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Vorwort 

S5ur  Ge8aiiuiita!is<»;al)o  dos  dritten  Thcils  der  Finanz 

wisbeii.schiil't. 


Die  AnBarbeitnng  dieses  dritten  Theils  meines  finanzwissen- 
schaftlielien  Werkes  bat  mir,  neben  viel  Mttbe,  die  icb  erwartet 
batte,  docb  erbeblieb  mebr  Zeit  gekostet,  als  teb  atigenommen, 
obwohl  ich  nach  lanj!;^jährigen  .sonstigen  Vorarbeiten  fast  nllc  mir 
liir  literarische  Arbeit  verlügbare  Müsse  seit  l'ünl"  bis  sceLs  Jahren 
diesem  Bande  gewidmet  habe.  leh  bin  seit  li^85  aus  der  parla- 
nientarischen  und  politischen  Thätigktit  wesentlich  nur  aus  dem 
Grunde  zurückgetreten,  um  f(ir  diese  Arbeit  wieder  mehr  freie  Zeit 
zu  gewinnen y  so  schwer  mir  dieser  Verzicht  wurde  und  so  sehr 
m.  E.  eine  solche  Thätigkeit  auch  dem  nationalökonomischen  und 
finanzwisseDScbaft lieben  Theoretiker  tUr  seine  wissenscbaftlicben 
Aufgaben  förderlich  werden  kann.  Aber  aneb  die  so  wieder  ge- 
wonnene Zeit  hat  trotz  möglichster  Anspannung  neben  den  Bernfs- 
nnd  Amtspflichten  nicht  ausgereicht,  um  mich  frtlher  als  jetzt  zur 
Beendigung  dieses  dritten  Theiles  kommen  zu  lassen. 

Dies  zur  Erklärung  und  Entschuldigung  gegenüber  vielfachen 
Mabnnngen  and  Klagen  Uber  das  langsame  Vorrttcken  meines 
Werkes. 

l'm  indessen  wenigstens  den  Fortgang  meiner  Ari)eit  zu  zeigen 
nnd  da  die  in  diesem  P.an<le  behandelten  (iegenstände  es  auch 
sachlich  erlaubten,  hal)en  mein  verehrter  Herr  Verleger  und  ich 
uns  seinerzeit  entschlossen,  die  verschiedenen  fertigen  Absclmitte 
dieses  Bandes,  soweit  sie  etwas  eiuigermasscn  Selbständiges  und 
Abgeschlossenes  bildeten,  nach  und  nach  apart  als  einzelne  Helte 
in  die  Oeifentliciikeit  gelangen  zu  lassen. 
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So  erschien  im  October  1886  das  erste  Heft,  die  „Steuer- 
geschichte''  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  im  Mai  1887  das 
zweite  Heft,  die  „Einleitung  znr  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts und  die  britische  Besteuerung",  nach  eioer 
längeren  Pause  -  zu  welcher  ich  vornenilich  durch  die  Führung 
des  Dccanats  der  philosophischen  Facultiit  dahier  von  Octoher  1887 
bis  1888,  eines  unter  den  hiesjtren  Verhältnissen  sehr  viel  Zeit  be- 
anspruchenden akademischen  Amtes,  unvermeidlich  genöthigt  wurde 
—  erst  im  September  1888  ein  drittes  Heft,  in  welchem  der  an- 
gedeuteten Bebinderungen  wegen  noeb  nicht  einmal  der  ganze 
Gegenstand  Platz  gefunden  hat,  »die  französische  Be- 
steuerung seit  1789",  nemlich  die  „geschichtliche  Ueber- 
sicht  darUber,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die  ßrb- 
schaftsbesteuerung".  Erst  jetzt  bin  ich  ungeachtet  ununter- 
brochener angestrengter  Arbeit  im  Stande,  das  vierte  Helt,  mit  der 
Darstellung  „der  französischen  Verbrauchsbe Steuerung 
nebst  den  Zöllen  und  der  Dep  a  rtem  e  n  t  a  1  -  und  Com- 
m  unalbesteueru  n g"  und,  damit  den  dritten  Theil  dieses  Werks 
abschliessend,  auch  die  Gesammtausgabe  dieses  Bandes  zu  ver- 
öffentlicben. 

Wer  grossere  ArbeitsiLraft,  mehr  freie  Zeit  für  literarisch* 
wissenschaftliche  Arbeit  hat,  mag  ja  schneller  fertig  werden.  Ich 
kann  nur  sagen,  dass  es  mir  nicht  möglich  war.  Der  grosse  Stoff, 
das  viele  Einzelne,  die  Behandlungsweise,  welche  ich  für  geboten 
hielt,  haben  ausserdem  ein  besonders  sorgfältiges  und  langsames 
Arbeiten  nothwendig  gemacht. 

Der  nunmehr  vollendete  dritte  Hand  erledigt  aber  trotz  seines 
grossen  IJmfangs  und  engen  Drucks  die  Aufgabe,  welche  ich  mir 
für  ihn,  allerdings  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  eines  Theils  eines 
wdteren  Bandes,  anfangs  gestellt  hatte  (ö.  1,  9,  219  ff.),  nicht 
einnud.  Ich  schliesse  ihn  in  dem  erreichten  Umfang  mit  der 
britischen  und  französischen  Besteuerung  allein  ab.  Es  fehlen  also 
in  der  Darstellung  der  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  nicht  nur 
die  deutschen  Staaten,  sondern  auch  die  übrigen  grosseren  euro- 
päischen und  Nordamerika,  deren  HesteucruDg  ich  im  Kähmen 
dieses  Werkes  in  besonderen  Abschnitten  mit  behandeln  wollte 
(§.  103—105). 

Diese  Absicht  habe  ich  auch  nicht  aufgegeben  und  möchte  sie, 
wenn  Zeit  and  Kraft  bleibt,  später  zur  Ausführung  bringen.  Doch 
erst  später,  insbesondere  erst  dann,  wenn  es  mir  möglich  ge- 
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wesen  sein  wird,  das  Werk  darch  die  vorausgehende  Darstellnng 

der  systematischen  „spcciellen  Steuerlehre*'  und  des  Staats- 
^cbuideuweseub  eodlich  zu  eiueiu  gewissen  formelleu  Abscbluss  zu 
briogem 

Darin  Hegt  «llerdugSi  wie  ich  offen  bekenne,  eine  Äenderang 
im  Plane  des  ganien  Finanzwerks,  za  welcher  ich  erst  während 

der  AnsarbeitUDg  dieses  dritten  Bandes  nnd  darch  die  dabei  ge- 

Tnacbten  Erfahrungen  gehuigt  bin ,  von  welcher  ilaiui  jedoch  auch 
die  Darstellung  der  britischen,  volleud.s  aber  diejenige  der  frauzü- 
siscben  Besteuerung  schon  deutliche  Spuren  an  sich  tragen. 

Ich  habe  swar  niemals  —  wie  mir  von  einer  Seite  aas,  nnd 
swar  nach  dem  von  dem  meinigen  abweichenden  Standpancte  des 
Urtheilenden  in  anerkennender  Weise,  nachgesagt  worden  ist  — 

die  Absiebt  gehabt,  die  Finanzwissenschaft  sozusagen  in  die  Dar- 
stellnng  des  concreten  Finanz-  und  Steuerwesens  einieiner  Staaten 
auslauten  zu  la-isen.  Das  würde  ich  für  falsch  halten,  ich  stand 
und  stehe  heute  nuch  vielmehr  zu  den  methodologischen  und  syste- 
matologiscbeu  Ansichten,  weiche  ich  mehrfach  in  diesem  Werke, 
iD  meiner  „Grundlegung"  und  an  anderen  Orten  vertreten  babei, 
speciell  auch  in  diesem  Bande  in  §.  2  (S.  7):  Die  Finanzwissen- 
scbaft  nnd  jeder  ihrer  Theile,  auch  „die  specielle  Stenerlehre  haben 
die  eonereten  Verhältnisse  und  Fragen  emzelner  Länder  nnr  als 
ihr  Uiitersnehnngsmaterial  anfsnfassen  nnd  tn  bebandehi, 
um  ihrerseits  wieder  allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik 
wie  der  These,  daraus  für  die  Wissenschait  vom  Finanzwesen 
Überhaupt  Zugewinnen,  das  (•  e  n  e  r  e  11  e ,  Typische,  F'.ntwick- 
lungsgeset zulässige  aus  dem  1  ud  i  v  idu eilen,  \'crschie- 
denen,  Concreten  abzuleiten''  u.  s.  w.  Ich  betrachtete  und 
betrachte  daher  kürzere  historische  üebersichten  nnd  eingehendere 
Daratellnngen  der  bestehenden  Bestenemng  einzelner  Länder,  wie 
ich  sie  in  diesem  Bande  in  geben  versnchCy  doch  nnr  als  Vor- 
bereitungen für  dieLOsnng  der  eigentlich  finanzwissen* 
schaff  lieben  Aufgabe,  welche  nach  den  angedenteten  Gesichts- 
puncten  auch  in  der  „speciellen  Stenerlehre'*  vorliegt  und  in  der 
jjtjyg  tem  atischeu"  specielleu  Steucrlehrc  uäher  zu  behandeln  ist. 

Als  Vorbereitungen  für  die  Lösung  dieser  Autgabe  geboren 
solche  Uebenicbten  nnd  Darslellungen  swar  m.  E.  nicht  unbedingt 
seibat  in  ein  nmfassender  angelegtes  finanzwissenschaftliches  Werk, 
aber  aie  dürfen  wenigstens  m  em  solches  Anfnahme  finden. 
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Das  rechtfertigt  sich  auch  noch  dnreh  die  anderweiten  Inler 
essen,  ancb-  des  Unterriehts,  der  Praxis,  welehen  ein  derartiges 
Werk  dienen  soll  nnd  nnbescbadet  seiner  Hauptaufgaben  dienen 

kann.  Ja,  diese  Hauptaufgaben,  wie  ich  sie  in  der  3.  Auflage 
des  1.  liandes  (§.  12)  hingestellt  habe  —  woran  ich  festhalte  — , 
werden  in  jeder  Hinsicht  durch  solche  Uebersichten  und  Dar- 
stellungen des  Finanz-  und  Steuerwesens  einzelner  Länder  gefördert. 
Diese  Erwä^^imp^  bestimmte  mich  seinerzeit,  sie  in  mein  Werk  anf- 
zanehnien.  Ith  wusste  dabei  auch  nnd  habe  das  in  jedem  Stadium 
meiner  Arbeit  bestätigt  gefunden,  dass  nicht  nur  die  eigene  spe- 
ciellste  Durcharbeitung  der  Besteuerungsverhftltnisse  eines  einzelnen 
Landes  fttr  einen  finanzwissenschafllicben  Autor  ganz  unentbehrlich 
ist,  sondern  dass  sie  vollends  in  Verbindung  mit  der  Arbeit  der  , 
Zusammenfassung  des  Stoffs,  behufs  Darstellung  des  Ganzen  für  j 
die  OefTcntlichkeit,  recht  iorderlich  fUr  den  Autor  und  damit  für 
»ein  Werk  Wird. 

Nanientlicii  Kin  wicliti^^es  und  richtiges  finanzwisseuschiiftliclies  ] 
Ziel  spcciell  in  Betrcti'  der  Stcuerlebre  lässt  sich  wohl  nar  durch 
Vorbereitungen  wie  die  hier  besprochenen  erreichen,  nemlich  die 
Herstellung  einer  „vergleichenden  Steuerwissenschatt''« 
Dieselbe  darf  eben  nicht  bloss  aus  einigen  mehr  oder  weniger 
richtigen  Gedanken  kflhn  entwickelt,  sondern  muss  auf  haltbaren  ' 
Fundamenten  mit  znverlftssigem  Material  aufgebaut  werden,  nicht  ' 
bloss  ein  Product  genialer  Speculation  und  geistvoller  Oeschichts-  'i 
c<»i».structi()n ,  s(jiidern  aurli  wirklicher  .sorgfältiger  Duiclilorschung 
de»  Thatsächliclicn  und  seines  Eiitwicklungsprocesses  sein. 

Ich  läugnc  nicht,  dass  gerade  die  höchst  anziehenden  Versuche 
solcher  iSpeculation  und  Constracüon  in  einem  mit  Kecht  berUbmtcu 
Finanzwerke  mir  die  Ueberzeugung  abrangen,  es  mttsse  fttr  den  ^ 
besagten  Zweck  so  voi^egangen  werden,  wie  ich  es  in  den  Vor- 
bereitnngsarbeiten  dieses  Bandes  zu  thun  begonnen  habe.  Denn 
bei  genauerer  Untersuchung  erwies  sich  mir,  dass  jene  Speculationen 
und  Constructionen  zu  viel  Unsicheres,  TTypothetisches,  bloss  Bicn-  ? 
dcndes,  zu  weitgehende  Gcnoralisali<tncu  neben  vielem  unzweifc  Ihalt  c 
Kichtigen,  voitrctVlicli  Combiiiirtcn  und  gro.ssartig  Coniipirten,  cid-  ^ 
hielten,  und  im  Einzelnen  öfters  mit  souveräner  \'crachtung  über 
das  Thatsäcblicbe,  das  legislative  Detail  aus  den  einzelnen  Staaten 
hinweggegangen  werde,  in  dem  mitgctbeilten  Thatoächiichcn  sich  !l| 
auch  häutig  eine  Menge  Unrichtigkeiten  vorninden.    Hier,  wie, 
nebenbei  bemerkt,  in  der  Staatsschuldenlehre.   Das  hiodert  mich  L 
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ebeDSoweuig;  wie  eineo  der  „Exactesten**  aD»erer  „exacten'* 
historischen  Nationalökonomen ,  trotz  aUedem  und  alledem  den 
bolien  Werth  des  Stein'schen  Werks  antoerkenneDy  wenn  ich  dem 
ktiteren  aveh  gerade  nieht  das  Epitheton  besonderer  „Bzactheit" 
beUegeo  kann.  Aber  jene  Mängel  bestärken  mich  doch  in  meiner 
Aafbsanng,  dass  erst  anf  Grand  solcher  vorbereitender  darstellender 
Abschnitte  über  die  Itesteiicrunj::  einzelner  Lihuicr,  wobei  auch 
mehr  ins  I detail  als  in  den  allgemeinen  ,,liistoriselien  l  elier- 
blicken''  .Stein  s  eingegangen  wird,  die  vergleiehende  Steuer\vis8eu- 
«ehaft  wirklich  eorreet  und  zuverlässig  autgcl»ant  werden  kann. 

Nnn  liegt  Ireilieb  gegen  mein  eigenes  Vorgeben  in  diesem 
Bande  ein  Einwand  nahe,  der  mir  aach  mehrfach  begegnet  ist,  und 
der  durch  mein  vorlftnfiges  Wieder-Anfnehmen  der  systematischen 
tpeeieUen  Steneriehre,  noch  bevor  ich  mit  der  Darstellang  der  Be- 
■tesemng  der  einxelnen  Länder  an  Ende  gekommen  bin,  sogar  noch 
wiiie  Bestfttignng  zn  finden  scheint 

ts  heisst,  s(»lcbe  Darstellungen,  wie  nieine  noch  mehr  als 
kurze  IJehersieht  gehaltene,  aber  dennoch  seln»n  umfangreiche  — 
,,.steuergei?chichte**,  mehr  noch  wie  meine  britische**  und  vollends 
erst  wie  meine  „Iranzösische"  liesteuerung  seien  gewiss  erwünscht 
und  nothwendig.  Aber  sie  gehörten  formell  und  materiell  nicht 
mehr  in  den  Kähmen  der  „Finanzwissenschai't'S  anch  selbst  eines 
imfangreich  angelegten  finanawissenschaftlicben  Werkes.  8ie  wären 
ein  geeigneter  Gegenstand  selbständiger  Schriften  Uber  allgemeine 
Bod  specielle  Stenergesehichte  und  positives  Stenerrecht.  Der  finanz- 
wisseoschaftliebe  Antor  könne  sie  anch  nicht  selbst  liefern»  er  dürfe 
nod  nitisse  sich  an  die  Arbeiten  Anderer  über  diese  Gegenstande 
aDlehneu  uii«!  daraus  den  Stotl  liir  seine  Zwecke  entnehmen,  — 
eine  Frage  der  eiuiacben  und  richtigen  wissenschaitlicben  Arbeits- 
tbeiluug. 

ich  will  die  relative  Berechtigung  dieser  Auffassung  nicht  be- 
streiten. Aber  ich  mache  dagegen  geltend,  was  mich  eben  zu  den 
DarsteUnngen  dieses  Bandes  geführt  hat:  das  Finanz-  und  Stener- 
vesen  eines  Landes  bietet  doch  eigentlich  erst  in  der  eigenen 
Bearbeitung  dem  finanzwissenschaftlichen  Autor  das  „Unter- 
nehnngSDnaterial'',  welches  er  braucht,  in  derjenigen  Weise 
formell  und  materiell  vorbereitet,  wie  er  es  braucht. 
Aach  so  tüchtige  Werke,  wie  wir  sie  tiber  britische  und  vollends 
über  französische  Besteuerung  besitzen,  lietcrn,  weil  von  Anderen 
QDd  nach  anderen  Gesichtspuncteu  gearbeitet ,  dieses  ünter- 
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snchuiigsmaterial  nicht  so,  als  wenn  sich  der  Autor  selbst  „seine 
Bausteine  zuhaut'^  Das  habe  ich  t'rUher  und  auch  während  der 
Ausarbeitung  des  vorliegendeii  Bandes  immer  wieder  empfundeo. 
Daher  mein  Beginnen. 

Aaeb  ist  sehen  etwas  gewonnen,  wenn  der  finanzwissensehaft- 
liebe  Antor  selbst  nnr  die  Bestenemng  eines  oder  einiger  Länder 
so  eigens  Air  seine  ZweelLe  darstellt  Es  giebt  ihm  das  Gelegen- 
heit, so  wenigstens  einen  Theil  seines  Banmaterials  selbst  sieh  tof- 
zubereiten,  und  ermöglicht  ihm  dann,  mit  mehr  Nutzen  das  von 
Andereu  besehaiVte  mit  zu  verwenden. 

Für  den  Autor  und  den  Leser  aber  ergiebt  sich  der  Gewinn, 
dass  in  der  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  des  Steuerrechts 
eines  Landes  dieselben  Fragen,  nur  in  anderem  Zusammenhang 
und  in  anderer  Behandlungsweise,  wie  in  dem  systematischen  Theil 
der  Finanswissensohalt  snr  ErOrtemng  gelangen.  Dadurch  erfolgt 
eine  Ergänzung,  deren  Werth  auf  der  Hand  liegt  Bei  dem 
Genflgenlassen  mit  bloss  historischer  Darstellung  und  anderseits 
mit  bloss  systematischer  und  principieller  Behandlung  bleibt  in 
beiden  FUlleu  ein,  wenn  auch  verschiedener,  Mangel.  Beides  gehört 
zusammen. 

Ich  glaube  daher,  dass  es  auch  für  die  Lehr  zwecke  eines 
Werkes,  gleich  dem  vorliegenden,  gut  ist,  Darstellungen,  wie  sie 
dieser  Band  bringt,  in  die  Finanzwissenschaft  als  solche 
einzureihen. 

Dabei  kämpft  man  allerdings  mit  äusseren  und  inneren 
Sohwierigkeiten ,  welche  ich  schon  beim  Beginn  meiner  Arbeit  an 
diesem  Bande  recht  wohl  erkannt  hatte.  Sie  haben  sich  mir  aber, 
wie  ich  einräume,  erst  im  weiteren  Verlauf  vollständig  gezeigt. 
Sie  haben  mich  denn  auch  schliesslich  bestimmt,  es  vorläufig  bei 
den  in  diesen  Band  autgenoiiiintiicn  Darstellungen  concreter  Stener- 
verhältnisse  zu  belassen,  diobcn  Darstellungen  aber  daiür  auch 
diejenige  Form  und  denjenigen  Uuilaug  zu  geben,  welche  mir 
nothwendig  erschienen.  Vollends  die  „französische  Besteuerung'' 
hat  sich  dabei  dann  freilich  fast  zu  einer  Monographie  des  Gegen- 
stands erweitert,  dient  aber  gerade  in  dieser  Qestalt  zur  Erreichung 
meines  Zwecks. 

Schon  in  der  „Steuergeschichte'*  schien  es  mir  richtiger, 
mich  auf  die  Darstellung  der  Besteuerung  einiger  wichtigerer,  be- 
sonders iijtt're>fjautcr  oder  llir  den  deutschen  Autor  in  Betracht 
komuieudcr  Länder  zu  beschränken,  datUr  dann  aber  das,  was  ich 


Vonroii 


IX 


imldlte,  bcsonden  je  mehr  es  in  die  neuere  Zeit  gehörte,  wenige 
fllos  TerhlltiiuMnntaig,  etwas  eingehender  zn  bebendein.  Denn 
aacb  hier  kiun  ee  auf  Einselbeiten,  nieht  bleM  nnf  einige  Allgemein- 
kHen  an.  Gerade  dadurch  hat  meine  „Stenergeaebiehte"  sehon 
einen  etwas  bedentenderen  änsseren  Umfang  erreicht. 

Sollte  nnn  aber  die  Darstellnng  der  ,,Hesteuerung  des  VJ.  Jahr- 
bnnderts''  ihren  Zweck  erfüllen,  so  inusste  sie  den  einzelnen  wich- 
tigeren Ländern  einen  angemessenen  Raum  widmen.  Ich  ghiubte 
indessen  immerhin,  diesen  Kaum  so  beschränlien  zu  können,  dass 
die  Darstellang  der  Bestenerang  der  meisten  Staaten,  welche  ich 
•berhaupt  behandeln  wollte  (§.  104,  105)  t  noch  in  diesem  Bande 
Platx  finden  konnte.  Ich  hatte  dabei  sanüchst  anoh  noch  mehr  an 
Verweiaiiiigeii  anf  die  Sehrillen  Aber  das  Stenerwesen  der  einseinen 
Linder  gedmehl  nnd  mieh  auf  die  Henrorhebung  des  „Haapts&ch- 
liehaten^  beaehrftnken  wollen. 

Allein  bei  der  Ausarbeitung  Uberzeugte  ich  mich  bald,  das»  so 
knapp  gehaltene  Ab.scbiiilte  nicht  geniigen  könnten.  Ks  wäre  daliei 
wiedcmm  nur  das  Allgemeinere  kurz  anzudeuten  möglich  gewesen, 
das  (ÜT  die  specieile  Steoerlebre  gerade  als  „Untcrsucbungsmaterial*' 
80  nothwendige  and  so  werthvolie  Detail  hätte  fast  ganz  fehlen 
m&ssen.  Wenn  es  femer  anch  nicht  mOglich  und  für  den  Zweck 
sieht  nOthig  war,  jede  Phase  der  Entwicklung  der  Stenergesets- 
gebug  an  Terfolgen,  so  mnsste  doch  snm  Verständniss  der  he- 
iteheaden  Geaetsgebnng  nnd  cur  Wttrdigang  ihrer  fioansiellen 
WirkoDgen  nnyenneidlich  anch  anf  die  wichtigeren  Entwicklnngs- 
pha.sen  eingegangen  werden.  Der  Verweisung  auf  die  Special 
"Chrilten  endlich  habe  ich  mich  vielfach  bedient,  aber  sie  k<»nntc 
uie  eigeueu  Ausfüiirungeu  um  so  weniger  ersetzen,  da  eben  die 
Art  und  Weise  der  Behandlung  des  »StoÜs  nach  den  verschiedeuen 
AafgmbeD  und  Zwecken  dieser  Schriften  von  der  io  diesem  Werke 
IL  £.  gebotenen  Behandlnng  abwich.  8o  wachs  der  Raum,  den 
ieh  einaetnen  Staaten  nothwendig  gewähren  masste,  erheblich. 

Ich  erkannte  das  schon  bei  der  Darstellang  der  britischen 
Bestenemng,  welche  doch  in  der  verhiUtnissmässig  grossen  Einfach- 
heit der  letzteren  weniger  Schwierigkeiten  als  die  Darstellung  des 
.Steuer Wesens  der  Continentalstaaten  bietet.  Meine  Darstellung  undas>t 
jetzt  140  Druckseiten,  leb  glaube  nicht,  dass  man  ihr  mit  Hecht 
den  Vorwurf  zu  grosser  Au>filhrlichkcit,  auch  im  Kähmen  dieses 
Werks,  niacben  kann.  8ie  bringt,  liod'c  ich,  wirklich  ziemlich 
afies  Weaeotliehere,  aber  aacb  nicht  mehr.    Einiges  darin  hätte 


X 


Vonruru 


ich  gern  erweitert,  so  die  Darstellimg  der  Veranlagung  der  Ein- 
kommensteuer, Anderes  gern  mehr  mit  hineingezogen,  so  die 
Scbilderong  des  Zolltarifs  und  der  Phasen  der  Tarifpolitik  vor  den 

grossen  Zollrclormcu.  Das  wäre  zu  rechtfertigen,  vielleicht  zu  ver- 
langen gewesen.  Ich  habe  es  aus  Hitcksichten  auf  den  iiauni 
unterlassen  und  mitunter  längere  Ausführungen  wieder  bei  beite 
gelegt. 

Bei  der  Darstellung  der  französischen  Besteuening  war 
von  vornherein  mit  einem  viel  umfassenderen,  aber  meines  Eraohtens 
ancb  finans-  nnd  stenerwissenschaftlieh  noch  viel  werthvolleren  nnd 
interessanteren  Material  zu  arbeiten.  Vortreffliche,  znm  Theil 
eminente  finanzielle  nnd  verwaltungsrecbtliehe  Schriften  lagen  in 
Fülle  vor,  darunter  deutsche,  wie  das  zwar  weit  znrOck  liegende, 
1857  erschienene,  aber  unUbertroft'ene  Werk  eines  theoretisch 
durchgebildeten  Meisters  der  Praxis,  wie  von  Hock,  und  das  ver- 
hältnissniässig  neue,  erst  1?>82  erschienene,  im  Einzelnen  ungleich- 
massig  gearbeitete,  aber  in  einigen  Abschnitten  der  Darstellung  der 
Besteuerung  ebenfalls  werthvolle  und  überall  freilich  mehr  an 
statistischeD  Daten,  als  in  der  Darlegung  der  historischen  Entwick- 
lungen nnd  der  finanzreehtlichen  Verhftltoisse,  wo  es  öfters  ein- 
gehender sein  könnte  —  stoffreiehe  von  von  K  aufm  an  o.  Aber 
auch  hier  sah  ich  bald,  dass  einfache  Verweisungen  nicht  genügten. 
Abgesehen  davon,  dass  ich  in  der  Auffassung,  so  vielfach  in  Betreff 
der  Ik'iutheilung  der  Steuerpolitik  von  v.  Kaufmann  und  den  fran- 
zösischen Theoretikern,  abwich,  war  in  den  deutschen  und  selbst 
in  den  französischen  finanzrechtlichen  Werken  die  ganze  Hehand- 
lungsweise  des  Stoffs  eben  eine  andere,  als  ich  öie  fUr  die  mir 
vorschwebenden  Ziele  brauchte.  Zugleich  lockte  mich,  wie  meine 
Vorgänger,  wie  namentlich  v.  Hock,  welcher  es  in  classischen, 
auch  von  v.  Kaufmann  in  der  Vorrede  eitirten  Worten  ansgesproehen 
hat,  freilieh  auch  das  Interesse  an  dem  Stoff,  dem  —  Dank  einer 
ruhelosen  inneren  und  äusseren  Politik,  der  Folge  des  französischen 
Nationalcharactcrs  —  gewaltigsten  Steuerwesen,  das  die  Welt 
bisher  gesehen.  Dieser  Stotf  erwies  sich  /ii^deicli,  wie  kein  anderer, 
gei'i;^ni  t,  bei  seiner  eingehenderen  l'fhandhing  last  alle  modernen 
Steut'rarten ,  Stenerl(»rmen  und  Sii  iic  rlVagen ,  welche  in  syste- 
matischer Ordnung  gerade  den  (iegcustand  der  speciellen  Steuer- 
lebre  bilden,  an  einem  Heispiel  von  ungeheuerer  und  durchaus 
aeloeller  practischer  Bedeutung  zu  erörtern.  Die  ausgedehnten, 
vielfach  ausgezeichneten  Bearbeitungen  der  französischen  Besteuerung 
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m\  einzelner  Theile  derselben  crleit  hterten  die  Aufgabe  der  Dar- 
ateÜGDg,  in  eiui^en  Ab>rlinittcii  enn'  j^licliten  sie  sie  mir  erst. 

60  glaubte  ich,  gerade  die  lraii/.< ».sieche  Hestcuerung  als  ein 
nd  wohl  als  das  bedeutendste  Beispiel  der  Besteuerung  des 
Id.  J&hrhaoderts''  beranshehen  und  in  einem  LmiaDg  darstellen  za 
dlifeo,  welcher  fmHeli  das  Mmms  eines  blossen  ^^Abscbnitts''  der 
fpeeieOen  Steneriehre  ia  einem  finaaswissensobaftliehen  Werke  ttber- 
nagt  (549  SeiteD). 

Aber  ieh  habe  in  dieser  französischen  Bestenernng*'  nun  auch 
itt  feigen  vermocht,  wie  ich  mir  die  Darstellung  der  concreten  Steoer- 
^ .rh^iituissc  eines  Landes  einerseits  als  eine  vorl)creitendc  Arbeit 
itir  die  „svötematische"  specielle  Steuerlebre  und  anderseits  als 
einen  integrirenden  Thci!  der  specielleo  bteuerlebrc  und  damit  der 
FmaDzwissen Schaft  denke. 

Aaeh  didactisch  scheint  es  mir  empfehlenswerth,  beim  Studium 
der  Fioanswissenschaft  sich  einmal  so  in  das  grosse  nnd  sohwierige 
Delaii  des  Stenerreehts  nnd  der  Stenerverwaltnng  eines  wichtigen 
Sinais  hineinsaarlieiten.  Unsere  Finanswissensehaft  hat  sich  zn 
ciiiMitig  mit  den  allgemeinen  Prineipienfrageo  der  Bestenernng, 
■it  dem  ,,Sein- Sollen**,  den  volkswirthschaftlichen  Seiten  und 
Wirkungen  der  Steuern  besehäfiigt.  Die  specielle  Sieuerlehre  hat 
die  Aatgabe  (§.  1,  2\  zu  zeigen,  „wie  man  es  macht  und  gemacht 
luit",  wie  und  mit  welchen  Mitteln,  aut  welchen  Wegen  im  Einzelnen 
flStenertechnisch'^  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bestimmte 
«enerpolitische  Probleme  zu  hisen  gesucht,  welche  oft  unUberwind- 
Uebe  Schwierigkeiten  sie  hierbei  gefanden,  womit  sie  sich  häutig 
Ikiben  begDflgen  müssen.  Das  eben  ersieht  man  gut  aus  der 
<pedelleren  Darstellung  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Landes. 

Frankreichs  j^rooderne  Besteuerung*'  eignet  sieh  ftlr  alle  diese 
Zwecke  aber  mehr  als  diejenige  eines  anderen  Landes.  Der 
..radicale"  iJriii  h,  welcher  1789  if.  mit  dem  Stencrwcscn  des  ancien 
H'^inie  ertolgtc,  war  zwar  hier,  wie  anl  anderen  (ii'bietcn,  mehr 
Vüü  formeller  als  von  materieller  llcdeutung.  I)ciin  (iberall  wurde 
^i  dem  Aufbau  und  Wiederaufbau  des  Steucrsystcuis  au  die 
Älteren  Steuern  und  an  deren  Tcclmik  und  Verwaltung  angeknüpft, 
wie  gerade  die  gensnere  lintersuchuDg  zeigt.  Indessen  bildet  die 
cnte  Revolution  doch  auch  hier  einen  wahrhaft  Epoche  machenden 
Abidmitt  Das  Jahrhundert  „  178S»— 1889''  scheidet  sich  noch  mehr  als 
asdemro  von  der  früheren  Zeit  ah.  Die  weehMclvoIIe  äussere  nnd 
imere  franzüsiscbe  Geschichte  hat  daun  auf  dem  Finanz  und  ins 
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besondere  dem  Bestenernngsgebiete  zn  Experimenten  genöthigt,  wie 
sie  wiederum,  etwa  mit  Ausnahme  Nordamerikas  in  der  kurzen 
Spanne  des  Bürgerkriegs,  kein  anderes  Land  aufweist.  Frniikrcieh 
war  auch  in  Steuertragen ,  wie  im  öflentliehen  Leben  Uberbaupt, 
das  „Land  der  Rosscuren  für  ganz  Europa".  Eben  deshalb  ist 
seine  moderne  Besteuerung  so  ausnehmend  interessant  und  auch 
ftlr  die  Theorie  so  lehrreich,  wie  kaum  eine  andere. 

Das  meine  Reehtfertig^nng  daftlr^  dass  ieh  die  „moderne  fran- 
zOsisobe  Bestenernng"  so  zum  „Lebrexempel''  grOssten  Styls 
ff\r  die  spedelle  Stenerlebrei  wie  eine  f^rmlicbe  Sammlnngvon 
„Stenermode]len*^  benutzt  babe.  Abgesehen  Ton  der  Ein- 
kommensteuer, zu  deren  Einiiibrun g  aber  aneh  wiederholt  beachtens- 
werthe  Anläufe  gemacht  worden  sind  (§.  191),  bietet  die  moderne 
französische  Besteuerung  ftir  alle  wichtigeren  Arten  und  Formen 
der  Besteuerung  und  fllr  zahlreiche  Specialtragen,  welche  sich  an- 
sebliessen,  in  der  That  ein  wahrhaft  ausgezeichnetes  practiscbes 
Beispiel  und  eine  solche  Modeilsammlung. 

In  diesem  Sinne  möchte  ich  meine  Darstellung  der  französischen 
Bestenemng  als  Tbeil  meines  finanzwissensebaftliohen  Werkes  nnd 
der  „speciellen  Stenerlehre"  desselben  anfgefasst  haben. 

Gewiss  wäre  es  nnn  mein  Wunsch,  in  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  in  geringerer  AnsfUbrlicbkeit,  die  neuere  Bestenernng  anderer 
wichtigerer  Lander  und  schliesslich  zumal  Deutschlands,  des  Reichs, 
Treussens,  der  Mittelstaaten,  dann  Oesterreichs  zu  behandeln.  Und 
als  weitere  \  orbereitung  fUr  die  systematische  specielle  bteuerlehre 
plante  ich  das  auch  und  wäre  es  das  Kichtige. 

Wenn  ich  gicichwobi,  wie  oben  schon  bemerkt,  vorläutig 
darauf  verziebtey  so  bestimmen  mich  daza  äussere  und  auch  persön- 
liehe  Gründe. 

lieber  die  bloss  oompendiarische  Behandlung  ist  die  deutsche 
Finanzwissenschaft  hinausgewachsen.  Auch  hier  wie  in  der  ganzen 
Politischen  Oekonoraie  bedarf  es  neben  den  Compendien  und  den 

Monograj)hieen  und  Aufsätzen  umfangreicherer  zusammenfassender 
A\'orke,  nach  der  Weise  des  vorliegenden,  mag  dasselbe  auch  nur 
als  ein  \  ersuch  in  dieser  Richtung  gelten,  dessen  Mängel  dem 
Verfasser  selbst  am  Besten  bekannt  sind.   Vivat  sequens! 

Auch  hier  aber  steigen  natürlich  die  Schwierigkeiten  mit  dem 
Umfang.  Mein  Werk  ist  jetzt  bereits  auf  drei  starke  Bände  an- 
gewachsen. Mindestens  ein  weiterer  wird  noch  durch  die  syste- 
matische specielle  Steueriebre  und  die  Staatsscbuldenlehre  he- 
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«Mpraehi.  leb  glaube  einstweilen  erat  einmal  abwarten  zu  sollen, 
ob  steh  exa  Werk  dieser  Ansdebnnng  anf  dem  dentschen  Bfleher- 
BUtrkte  behaupten  kann.  Bisher  ist  der  Absats  der  einzelnen 
tttede,  welche  doch  nnr  ,,Brachsttteke"  der  Finanzwisseusehaft 
estbalten,  zwar,  von  allen  saohliehen  Chrllnden,  den  Vorzügen  anderer 
Werke,  wie  des  Stein'schen,  Roscher'scheD,  abgesehen,  begreiflich 
iangsanier  als  bei  kürzeren  und  wohlfeileren  Werken  der  syste- 
matischen Finanzwissenschaft.  Aher  inimerliin  ist  der  Absatz  l)e- 
friedigend  und  bei  den  Auflagen  in  der  Doppelstiirkc  der  üblichen 
rascher  als  ich  erwartet  liatte.  Der  zweite  Band  ist  seit  länger 
vollständig  vergriti'en.  Indessen  erscheint  es  doch  räthlich,  dem 
deutschen  Bficherconsomenten,  der  bekanntlich  fUr  das  BUcher- 
kaufen  keinen  grossen  Magen  hat,  nicht  gar  zn  viel  zuzumuthen. 
Bs  wird  auch  von  den  weiteren  Absatzverhältnissen  dieses  dritten 
Bandes  abh&ngen,  wann  ich  mieh  nnd  wie  ieh  mich  der  Fort- 
itlhmng  der  Darsteliang  der  Besteaemng  einzelner  Länder  in  der 
begonnenen  Weise  widmen  kann.  Der  Absatz  der  einzelnen  Hefte, 
die  auch  weiter  apart  verkttnflieh  sein  werden,  war  bisher  Uber 
Erwarten  gflnstig. 

Dann  aber  kommen  auch  die  ])crsöDltcfaen  Grtlndc  in  Betracht, 
welche  micb  für  jetzt  bestimmen,  die  ol)en  genannten  Darstellungen 
vorläufig  zurückzustellen.  Die  Ausarbeitung  dersell)en  fordert  ein 
Maass  von  Zeit  und  Arbeitskraft,  das  ich  nicht  sicher  zur  Ver- 
fügung habe. 

Hei  England  und  Frankreich  lagen  auch  reichliche  und  vielfach 
vortreffliche  Vorarbeiten  vor,  welche  mir  in  hohem  Maasse  zu  Statten 
gekommen  sind.  Die  Werke  nnd  kleineren  Arbeiten  von  Do  well, 
Vocke,  Gneist,  Leser,  Aschrott,  J.  Wolf,  von  v.  Hock, 
V.  Kaufmann,  Lexis,  v.  Reitzenstein,  von  Stonrm,  Sndre 
Vignes,  Mathien-Bodet,  Amagat,  Perronx,  Olibo, 
Amö  n.  a.  m«,  das  vortreff liehe  dictionnaire  de  Tadministration 
fran^aise  von  Block  mit  seinen  Supplementen,  das  noeh  reieh- 
baltigere,  im  grISssten  Styl  angelegte,  aber  bei  Weitem  noeh  nicht 
fertige  dietionnaire  des  finances  von-  Say  nnd  mehr  als  alle  diese 
Werke  und  einzelnen  Arbeiten  das  ausgezeichnete  und  höchst 
reichhaltige,  im  französischen  Finanzministerium  herausgegebene 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee  (seit  1877,  in 
starken  Monatsheften,  bisher  25  Bände)  — ,  um  nur  die  wichtigsten 
benutzten  literarischen  Miltsmittel  zu  nennen  ,  haben  mir  das 
eine  mehr,  das  andere  weniger,  aber  alle  mehr  oder  weniger, 
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wesentUohe  Dienste  geleistet.  Wo  -und  wie  kh  sie  beDOtot  habe, 
ergiebt  sich  aas  den  zahlreichen  Gitaten.  Ich  bin  daneben,  wo  ich 
es  irgend  fSr  nöthig  hielt  und  ansftlhren  konnte,  namentlich  auf 

die  Gesetze,  Verordnungen,  Tarife  selbst,  als  die  ersten  Quellen  itlr 
solche  Darstellungen  der  Hcsteuerung,  öfters  auch  auf  En(|uCteD, 
(ichctzentwUrfe,  parlanientiiriscbe  Verhandlungen  u.  dgl.,  wenn  sich 
dabei  auch  eine  Beschränkung  von  selbst  j^cbot,  um  den  StotV  lie- 
wältigen  zu  können,  eingegangen.  Aber  jene  genannten  Werke 
haben  mir  vielfach  dabei  als  Wegweiser  gedient,  und  gern  gestehe 
ich,  dass  ich  z.  B.  ohne  ein  Werk  wie  das  Olibo'sche  über  die 
indirecten  Stenern,  ohne  manche  Materialien  im  Balletin  and  ohne 
msnehe  Anfsehltlsse  ond  Fingerzeige,  die  ich  den  beiden  genannten 
dietionnaires  verdanke,  meine  Aufgabe  bei  der  französischen  Be- 
steuerung schwerlich  und  jedenfalls  nur  noch  ungenügender  und 
langHanicr  hätte  lösen  können,  als  es  geschehen  ist  Auch  hier  aber 
blieb  der  eigenen  Mühe  und  Arbeit  nocli  genug. 

Für  andere  Lander,  mehrfach  auch  fUr  Deutschland  fehlen 
solche  Vorarbeiten  mehr  als  fUr  die  im  dritten  Bande  behandelten 
beiden.  Haben  wir  doch  z.  B.  lUr  Preussen  und  rtlr  Oesterreich 
keine  einzige  znsammenfassende  etwas  eingehendere  Darstellung 
der  Bestenerong  im  19.  Jahrhundert.  Daher  verlangt  die  Behand- 
lung dieser  Länder  wieder  sehr  viel  Zeit  und  Arbeitskraft  und 
darin  giebt  es  eben  ftlr  den  Einzelnen,  specieU  aach  nach  meinen 
pcrs^hilicheu  und  BerufsverhUItnissen  ftir  mich,  eine  Grenze,  die  man 
iuue  /.u  halten  sich  gezwungen  sieht. 

(lleichwohl  hoffe  ich  die  Fortsetzung  der  Darstellung  der  Be- 
steuerung in  einzelnen  Staaten  im  UK  Jahrhundert  nicht  liegen 
Inssen  zu  müssen.  Vielerlei  Vorstudien  dazu  habe  icli  j::emacht. 
Aber  zunächst  drängt  die  zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  der 
Finanzwissensehailt,  dann  möchte  ich  womöglich  erst  die  syste- 
matische Steuer-  und  die  Staateschnidenlehre  bearbeiten  und  damit 
das  ganze  Finanzwerk  zu  einem  gewissen  Abschlnss  bringen,  — 
vielfachen  WOnschen  entsprechend,  meinem  eigenen  zumeist,  der 
ich  unter  der  BHrde  dieses  Werkes  seit  nur  zu  lange  schon  stehe 
und  daran  wahrlii  Ii  oft  schwor  getragen  habe  und  trage. 

Diese  längeren  Darlegungen  glaubte  ich  den  Lesern  meines 
Werkes  schuldig  zu  sein,  namentlich  denen,  welche  über  den  lang- 
»aineu  Fnrtixnng  desselben  anzufriedou  gewesen  sind.  „Ultra  posse 
nnlla  obligatio.^^ 
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Inhalt  und  Behandlimgsweise  mllMeii  sieh  nalflrlich  dnreh  tich 
sellMt  reebtfertigeB.  leli  erkabe  mir  dtrttber  mar  Boeh  Folgendes 

liiiiiQzaffijz^en. 

Ich  bin  in  der  älteren,  der  antiken,  der  niitlelalterliehen  und 
der  neueren  Stenergeschichte  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nicht 
>}>eeialforseher.    Meine  „Steuergeachicbte''  priitendiit  daher  auch 
nicht  als  die  Arbeit  eines  solchen  za  gelten.    Meine  Studien  und 
Xei^D^n  haben  mich  auf  andere  Stoffe  and  andere  Gebiete  getttbrt. 
Die  Bechtferl%QDg  daüttr  finde  ich  in  dem  Gebot  der  wisBensohaft- 
fidieD  ArbeitBtfaetlnog.  In  der  „Stenergeschichte''  fasse  ich  daher 
groaaentiieils  nur  die  Ergebnisse  der  Arbeit  der  Specialforscher  zn- 
tammen.    Das,  was  ich  dabei  Eigenes  biete,  liegt  Tomemlich  in 
dieser   Zusammenfassung   nach   den  Gesiehtspuueten  der 
vergleichenden   Steuerlelire   und   F  i  nanzwissensr  haf  t 
ond  hier  blieb  —  und  bleibt  auch  nach  meiner  Arbeit,  wie  ich  ^crii 
einräume  —  auch  den  Specialforschern,  zumal  reinen  Historikern 
oder  historischen  Philologen  gegenüber,  auch  für  den  Finanz- 
iheoratiker  immerhin  noch  eine  nicht  nnwichtige  Aufgabe  ttbrig. 

Etwa  vollends  in  Betreff  der  antiken  Bestenernng,  wo  die 
enten  Meister  gearbeitet  nad  so  Vieles  doch  nogelöst  gehissen  oder 
dnemd  der  Contro?er8e  fiberlassen  haben,  Fachmänner,  welche  in 
diesen  Stadien  ihre  Lebensanfgabe  fanden,  anf  eigenen  FüRsen 
stehen  za  wollen,  schiene  mir  nicht  nur  im  Widerspruch  mit  allen 
'irondsät/.eii  vernünftiger  wissenschaltlit  lit  r  Ai  l)citstluMlini-.  xmdcrii 
eioe   dilettantische  Anfiiassuiig.     Da   rnJigen   von  Fach -National 
'•koDomen  nur  Männer  wie  Hodbcrtus,  welche  sich  zu  Spccial- 
f'or-cbern    anf  diesem  Gtebiete  ausbildeten,  oder  wie  Altmeister 
Wilhelm  Roscher,  welche  der  classischen  Philologie  und  6e- 
sehiditswtMenschaft  beruftmässig  aogehOrcD,  eigene  Urtheile  wagen. 
I  Die  Gew&brvmSnner  meiner  Darstellnog  habe  ich  Überall  genannt 
I  Etoe  gewiase  Hinneigung  zn  Rodbertas'schen  Ansichten  wurd  man 
I  ^rade  mir,  hoffe  ich,  za  Gnte  halten,  aber  gefolgt  bin  ich  absichtlich 
t  ihm  weniger  als  anderen  Forschern  (8.  24). 

I  Für  das  mittelalterliche  und  späte  re  Stciierwesen  glaubte 
I  icb  auf  Giuiifl  mcmer  Studien  mehrfach  etwas  selhständiger  ver- 
1  tabren  au  können.  Aber  auch  hier  sind  es  doch  überwiegend 
I  die  neueren  Arbeiten  der  bistoriscben  und  rechts-  und  wirthschafts- 
J  iuttariscben  Specialisten,  auf  denen  meine  Dargteilang  beruht.  Ich 
\  habe  sie  nnd  jeden  einzehien  namentlich  da,  wo  ich  ihm  näher 
I  fol^e,  stets  besonders  genannt.   Hervorheben  mOchte  ich  im  All- 
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gemeinen  Eichhorn,  Waitz,  Gierke,  v.Gneist,  Clamageran, 
Vaitry,  speciell  ftlr  einzelne  Zeitr&ome,  Stenergebiete,  Lllnder 

auR8er  den  eben  genannten,  von  denen  Glamageran  für  Frank- 
reich mir  der  wichtigste  Autor  war,  noch  Zeumer,  Hegel, 
von  Schön  her  g,  Falke,  Hof  Iniann,  Kries,  Gindely, 
(f.  8c h  m o  1 1  c  r ,  ViM-kc,  DoweU  n.  v.  a.  ni. 

Die  Autoren  Uber  die  moderne  britische  und  i'rauzüsiscbe  Hc- 
flteaeningi  welche  ich  vornemlicb  mit  benutzt  habe,  wurden  oben 
schon  genannt.  Sie  sind  an  betretender  Stelle  stete  citirt  worden. 
In  diesen  Abschnitten  —  nnd  im  Fortschreiten  der  Arbeit,  nach 
einem  eigenen  leicht  begreiflichen  Bedtirfniss,  immer  mehr  und 
immer  ansschlicsslicher  —  bin  ieh  aber  anf  die  Gesetzgebung  und 
die  amtliche  Statistik  selbst  überall  zurückgegangen.  Dabei  findet 
man  denn  auch  l)ci  der  V'crgleirhung  nnd  I^riilung  selbst  in  den 
besten  Arbeiten  einmal  docli  mancherlei  Inthilmer  und  sodann  in 
den  Zahlen,  Datums  der  Gesetze  u.  dgl.  manche  Schreib-  oder 
Druckfehler,  die  z.  H.  auch  im  Block'schen  dietionnaire,  bei  Vigues 
und  selbst  in  den  amtlichen  Schriften,  wie  im  Bulletin,  nicht  selten 
sind.  Die  republikanische  Zeitrechnung  in  Frankreich  mit  ihren 
rtimischen  Zahlen  ftlr  die  Jahre  ist  namentlich  oft  an  Schreib-  und 
Dmckfehlem  mit  schuld.  Als  ein  in  jeder  Beziehung  besonders 
werthvolles  Werk  möchte  ich  aus  der  (französischen  Literatur  noch 
das  von  Stonrm,  les  finanees  de  l'ancien  regime  et  de  la  rövo- 
Intion,  hier  dankbar  hervorheben. 

Noch  bemerke  ich,  dass  vielleicht  in  der  Darstelhmg  der 
iVanzfisischcn  Steuern  Peines  auffallen  kann:  die  sehr  seltene  Er- 
wüiiuuug  der  Theoretiker  und  der  theoretischen  Schriften,  z.  H. 
Lcroy-Beaalieu \s,  Parieu's,  des  Journal  des  Economistes. 
Ich  habe  aber  absichtlich  mein  Urtheil  mir  unbeeinflusst  von  den 
Stimmen  der  Theorie  zu  bilden  und  zu  erhalten  gesucht  und  des- 
halb bekannte  Bfleher,  wie  z.  B.  selbst  die  der  Genannten,  während 
meiner  ganzen  Arbeit  kaum  einmal  in  die  Hand  genommen.  Um 
Auseinandersetzung  mit  den  Theoretikern  handelte  es  sich  auch  in 
diesem  Bande  nicht 


Meine  Darstellung  der  französischen  Besteuerung  umfasst 
gerade  den  hundcrtiährigen  Zeitraum  v<»n  170^ — lÖöU  und  erscheint 
im  „Jubiläumnü^^^i'^''  ersten  Kevoiution.  Ein  interessanteres 
8tttck  Stenergeschichte,  wiederum  nur  etwa  von  den  Jahren  1861 
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jLb  in  Nordamerika  abgesehen,  giebt  es  scbwerlicb.   Es  ist 

au  eil    politisch  und  wissenschaftlicb  im  böchsten  Grade  lehrreich. 

Vielfach  vollendete  steaeitechnfsche  Formen,  aber  im  Cfrnnde 
materiell  keine  so  gar  grosse  Versehiedenheit  yon  den  Verhältiiiflaen 
am  Schliias  des  Anden  regime.  So  nieht  in  der  Vertheilnng  der 
'Ii— cnaiicu;  und  ob  in  der  Höhe  der  Stenerbelastong,  die  nirgend 
in  der  Weh  Ihres^ieben  findet?! 

Die  ganze  Entwicklung  und  das  Maass  der  heutigen  ßeiastnng 
eben  das  Product  der  allgemeineu  inneren  und  äusseren  politischen 
Geacliiehte  und  diese  —  das  Product  des  etwa-s  romanisirten,  ein 
wenig  gmnaDiscli  versetsten,  kelto-gallischen  Grnndcharaeters  der 
Kation.  Renim  noTanim  Semper  stodiosL  Bin  Beispiel  der  y^Vei^ 
ediang  der  Eigensehaflen''  nnd  der  praetisehen  Folgen  davon  im 
ottenfjacben  Leben  wie  wenige.  Und  diese  Verfaftltnisse  nnd  Ein- 
flüsse sebfiesslich  das  Richtung  gebende,  selbst  das  Entscheidende 
für  die  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  tech- 
nische Durchführung  dann  nur  Gesetzgebung  und  V^erwaltung  sich 
iinablässig^  so  vorzüglich  wie  möglich  zu  macheu  bemUben.  Und 
dann  haben  sie  Grosses  geleistet. 

Diese  2«o%ammettbSnge  hat  aneb  der  Finanstheoretiker  nnd 
dtt  Finaoxwiflsensehaft  zn  beachten.  Das  ist  wieder  etwas  „All- 
^eines^S  das  am  Ende  wichtiger  als  alles  „Detail"  ist  — 

Mit  Interesse,  ja  mit  einer  gewissen  Liebe  ist  auch  der 
deutsche  Autor  diesen  französischen  Dingen  nachgegangen.  Er 
wie  80  siemlich  alle  wir  Deutschen  lUhlen  nicht  Hass,  nicht  Ver- 
schtong,  nicht  Antipathie  gegen  Frankreich  nnd  die  Franzosen. 
Wir  können  aoch  hente  noch  fransdsischen  Dingen  objeetive  Be- 
vtbeihnig  angedeihen  lassen,  —  selbst  heute  noch,  wo  nns  in  der 
aogerecbtesten  nnd  verietsendsten  Weise  nur  Hass  und  Verachtnng 
nnd  Antipathie  entgegen  gebracht  werden,  weil  wir  frevel 
haften  Friedensbruch  und  Störung  der  nationalen  Einigung,  die 
Frankreich  seit  Jahrhunderten  besitzt,  siegreich  zurückgewiesen 
and  altes  uns  widerfahrenes  unverjährtes  l  nrecht  massvoll  gesUhnt 
haben.  Nach  ObjectiTität  habe  ich  Uberall  in  meiner  Darstellung 
gestrebt,  oft  bewandert,  was  geleistet  worden  ist.  Und  wenn 
Sutten  in  nOefatemen  Finantschriften  Aosftlle  gegen  Deutschland, 
I  Dentsehey  Preussen,  ^^Pnusiens''  begegneten,  nur  etwa  einmal  mit- 
I  ieidig  gdlchelt  und  die  Aehselu  gecnckt  und  —  des  gallischen 
I  Nationaicbaracters  gedacht 
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Schliesslich  aber  habe  ich  allerdings  auch  eine  GenngthoQDg 
darüber  empffmdeiiy  dass  nns  Deatsehen  dieses  snperfisealisebe 

Finanz-  und  Steuersystem  — 'in  seiner  Art  ein  Wunderwerk  der 
Verwaltungs-  und  Finanztcchnik  —  erspart  geblieben  ist,  weil  uns 
—  die  „Rosscur^  der  tranzösiscbcn  Revolutionen  erspart  blieb. 

Aurb  dieser  ('ausalzusammenhUnge  sei  der  Finanztbeoretiker 
eingedenk,  denn  scbliesslich  sind  und  bleiben  Finanz-  und  Steuer- 
fragen eben  doeh  politische  Fragen  und  die  I^risnngen,  die  sie  finden, 
eben  doch  Prodacte  der  politischen  Verhältnisse. 

Berlin,  5.  Juni  188Ö. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  ilesteueruug« 
Sdohstes  bis  achtes  Bach.^ 

Die  BebaoiJiuiig  dieses  Gegenstandes  ücliliesst  sich  au  die  allgemeine  Steuer- 
lehre im  zveiten  Bande  der  Kinansviasewichiit  an  (II,  16<>).  Sie  folgt  auch  fn  der 

*)  Die  liuiäiKJeniiii.'<  n  in  der  dritten  gegen  die  zwei  cisUii  Auflagen  des  ersten 
B.uides  der  Finanz* issenM-hafl  liabt^n  sich  auch  mit  auf  di«*  ilaijptriiilh<'ilungen  den 
^Q/eo  StoH's  bezogen,  wenn  i-  r  <  njte  Hand  in  »Ii-  si  n  drei  Aul'las:eii  aurh  im  (ianz<>n 
(ii'g«tii.ständr  iM-iiandelt.  D'-r  zwi-itc  Band  der  rinaii/wi.ssciisrli;it't  hat  Mch 
iu  der  ersten  Auflage  (l^bU)  an  die  Kintheilung  des  ersten  Bandes  in  der  ersten  und 
zveiten  AnfUfre  an^chtoflsen.  In  der  im  Werlte  be6ndlichon  zveiten  Auflage  des 
/weiten  Bandes  wird  jrt/t  di  r  Aii.'^"  hluss  an  die  Kintlieilunji^  in  d<  r  dritten  Auflage 
üt.'s  erat*  II  Bandes  erfolgen.  Im  voilie<;enden  dritten  Baude  i^t  dii-ser  Ansrhluss  anii- 
»ipirt  und  dcmgemäss  wird  die  „specielle  Stcuerlehre"  jetzt  aU  ..Buch"  bnzeiehnet 
und  des  ümfangs  wegen  wieder  in  drei  ^Bücher",  ein  sechstes,  sii  bentes  und 
:irhto>«  /er!<"^t.  nach  der  in  i^.  '{  an«fef»-ebenen  Scheiiliing'.  'Aur  I  elM'r-.irht  und  \  er 
gUichung  werden  die  Hau|>teintheilungen  und  deren  Veränderungen  (in  Bezeichnung 
ud  Nonnefirong)  nebet  Pangnphenalil  hier  xoHunmcngostellt 

I.  Band.  2.  Auflage.  L  Band.  3.  Auflage. 

(1S77.^ 

Einleitung.      1— 2S.  Einleitung.  §.  1—30. 

Buch.  Ordnung  der  Fln.-  I.Buch.  Ordnung  d.  Fin.- 


L  Band.  1.  Auflage. 
(Kaii-Wa-ner.  1S72.) 
EiuleitDOg.  1—23. 
1.  Boch.  Staatsaosgalien. 

§.  21— 

1.  Abs.  1,  hitt.  Allfre- 
meinc  BetraclU.  d,  Staats- 
ansgaben. 21—44. 

2.  Abschnitt.  Einzelne 
Uegenstände  des  Auf- 
vaadi.  §.  45—81. 

3.  Abschnitt.  Deckung 
der  Staatsausgaben  und 
Gleicbgevicht  im  Staats- 
hrashalt  $.  82— (»S**. 

1  Buch.  Ordentliche  Staats- 
einnahmen. §.  84  ft. 

1.  Abschnitt.  Im  All- 
gen.  u.  \  erschied.  Arten. 
8.  «»4— 116'. 

2.  Abschnitt.  Prirnt- 
erverb.  i.  117—261. 


1 


wirthschat't  und  I'inanz- 
bedarf,   i!}.  2'.»-   1 2S. 

1.  Kapitel.  Ordnunj; 
der  FinnnzvirthschalL 

r.7. 

2.  Kapitel. Finanzbedarf, 
i.  68—128. 


2.  B  u  c  h.  Die  ordentlichen 
einnahmen  der  Finanz- 

wirthsch.    §.  12'.)  II". 

t.  Kapitel.  Allgemeine 

Betracht,  and  llauptein- 

theil.    §,  121)-I.j7. 

2.  K  a  p  1 1  e  1.  l'riraterverb. 

^.  15S— 275. 


A.  Wagner,  FiBiMwlMWwrliitl.  IU. 


wirthsch.  §  31—14**. 
t .  K  a  p  i  ( e  I.  Zus.han^-  mit 
Staatslcbcn.  j!;.  37. 

2.  Kapitel.  l'iM.wirthse.li. 
der  Slaatenverliilfluiineii 
und  SeibstFcrwaitungs- 
körper.   §.  S8— 59. 

3.  Kapitel.  Materielle 
( Irdn.  u.  Deckungstbcorie. 
§.  CO-77. 

4.  K  api  1 0 1.  FormeUeOrd- 

nun^-.       TS  -1  fs. 
Buch.  Finanzbedarf. 
§.  14tf— 196. 

1.  Kapitel.  Allgemeines. 
§.  149—173. 

2.  Kapitel.  Kinzelnes. 
ö.  174—190. 


3.  Bq  ch.  Die  oidentl.  Ein- 
nnhmen  im  AUgemcimMi. 
besond.  der  Pn?aterwerb. 
g.  197—300. 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
Betracht,  u.  llaupteintheiL 
§.  197—217. 

2.  Kapitel.  Prirttenrerb. 
§.  218—300. 
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6.  bis  8.  B.  Spoddle  Steaerlebie. 


Reihe  <l<'r  Materien.  Iiior  der  .  in/ 'In-  n  Steuert,MttunL'en  und  Steuern,  mit  >  in«  r  aus 
äussert-n  (irundm  (in  Betrcir  der  lie^itz-,  ppccicll  der  N  crniöirmsstoucr)  crfülgeuden 
Aai>naljuie,  dem  dort  anfi?e.st*  llt.  n  und  begründeten  Steuersystem  (II,  M62  ff.)  unter 
Benntznng  der  ebenfalls  dort  ^•■lirauehten  und  erläuterten  trchniM  h,  u  Namen  and 
Kuii-;tau>drii'ke  s.  lies.  II.  l.'iO  II.)  I)ie  vi»n  diesen  altwciehiMitlnn,  in  der  Theorie  sonst 
vurkomuiendeu  und  in  dor  Praxis  Üblichen  Namou  und  Ausdrucke  werden  indcääca 
im  Folgenden  Tielfach  daneben  renrondet,  besonders  bei  der  sasamraenfoasendeii  Be- 
zeichnung der  grossen  Stencrgruppen. 

Dil-  Literatur  <l»'r  specji-Ucn  Stcuerlehre  ist  grossentlnMls  in  dem  umfassenden 
(biä  gehenden)  Nachweis  Uber  diu  gcsammtc  Stcucrlitcratur  in  Ii.  II  (S.  13li — 150), 
Vieles  daron  anch  in  der  allg'emcinen  Biblio^rraphie  im  1.  Bande  (3.  Anfl.  §.  30,  bis 
l'^^'i — S3  reirhind'  mit  an<^efiihrt  worden,  dass  hier  jetzt  nur  einit^e  neuere, 
seitdem  verMlitiiilielitt!  Schriften  hinzugefügt  werden.  Die  Specialliteratur  ub»^r 
Steiiergeschiclitc  und  bestehende  Steui-rgesetzgcbung,  sowie  über  ein- 
zelne SteDern,  concrete  Steu e  rf  ra^^en  und  dgi.  m.  wird  in  den  betrellendeu 
A))-^<')i)iitt<M)  im  i'i.  lUii'he.  bei  den  einzohien  Staaten  und  im  weitei^en  Verlauf  bei 
den  einzelnen  Meuern)  namhaft  gemacht  wurden. 

Ein  Knies,  practisch  recht  brancbbares  bibliotrraphischos  Hilfsmittel  für 
die  neuere  und  niMiestc  LitOiatur  auch  der  spcriellen  Steuerlehre,  im  Allgemeinen  für 
die  Literatur  im  U».  Jahrhundert,  i-^t  die  neueste  erweiterte  Ausirabe  des  Mühl- 
b  recht 'sehen  Katalog  s.  dessiMi  sdion  im  1.  Hände  (A.  Aull.  S.  51)  rUlimend  ge- 
dacht worden:  ..W-u weiter  durch  die  neuere  Literatur  der  Staats-  und  Ilechtaiwi.«^n- 
M-haften"  (d.'utsrhe,  und  IVi  tnile)  (abi^esrhlossen  I.Juli  iS*'.'»!.  v.  '  i.  M  u  Ii  I  Ii  r  er  Ii  t . 
lierlin  IbbU  (im  iiuchhandel  zu  haben).  Darin  bcsondera  der  Absch.  „I  iuauzwi;»seu- 
schaff*  S.  ZST-^^Al,  mit  der  Literatnr  nnter  dem  Namen  jeder  einzelnen  Steoer. 
IJeicIihaltiirc  bi1iliiii;ra['liiM  ]:  \  1  r-i.  liten  der  neuesten  Erscheiminü-  n  in  Srhanz' 
l'uianzarchiv  (f.  Iss.H  in  Ii.  I,  1.  Abtli.  S.  4ütJir,  f.  l^!^4  in  Ü.  11,  1.  Abth.  S.  555  IL, 
f.  IS^o  in  Ii.  III,  S.  127  li'.f,  in  .>y>tcuiat.  ZusamuicnstuHung  mit  Berücksichtigung 
der  Anfdatco  ans  Fachzeitschriften;  ferner  in  Conrad 's  JahrbQchem  f.  Nat.-Oekon. 

Li  i;:«n/nngen  iliis  Anfaiii:  ISSG)  zu  den  Angaben  in  B.  I  (9.  AnB.),  S.  52  0*. 

U.  Ii,  II  ,1.  Aufl.).  S.  140  11..  bes.  aus  der  Zeit  Sr.. 

1.  Sy stumatiäckc  Fiuanzw  i  ss  •  nschaf  t  (I,  52,  II,  14Ü  iLi.  L.  Stein, 
Lehrb.  d.  Finanzwiss^nsch.,  5.  Aafl.,  Leip/iir  1885  ff.,  I  n.  II,  1.  Abth.,  2.  Abth.  1896, 
.*$.  Abth.  noch  zu  i  rwarten).  -  K.  Walckcr,  l'inan/wissensch.  Leipzig  1S84.  — 
(i.  Seh<Tnbcrg.  llandb  d.  polit.  Hekun..  2.  Aull.,  I'.and  '.i.  Tub.  Is*«."»;  darin  viel- 
fach vermehrt  gegen  die  1.  Aull,  die  Abh.  zur  spcciellen  Stcuerlehre:  A.  W  agnor, 
directe  Steuern  (S.  175—328),  Schall,  AnfWandssteuern  n.  Verkehn-  o.  Erbsdiafts- 

n.  Baad.   1.  Anflage.  IL  Band.  2.  Auflage.        HL  (bez.  lY.)  Baad. 

(l^^o.)  (1SS7.)  (ISS(').) 

S.Buch.  Die  ordentl.  Ein-  4.  Buch,  debuhren.  ^.  1  IL  (i.  Buch.  Spcciellc  Stcuer- 

nahmen.   Fortsetz.,  bes.  5.  Buch.  AUgem.  Stcnor-     lehre.  Geschichte,  Gesetz- 

(iebidiren   und  Stenern.  lehre.                          gebang  und  Statistik  der 

s5.  •_'"(»— 5W*«.  Restcuorung.    §  4  If. 

1.  Kapitel.     Gebühren.  7.  u.  S.  Buch.  Spcc. Steuer- 
v:^.  277— :^  2  H.  lehre.  DarchfOhmng  des 

2.  Kapitel,  nesfeuerung.  Steuersystems. 

1.  Abtheilung.  AU-  U.  Buch.  UeÜeatl.  ^Staats-) 

gemeine  Stcuerlehre.  Credit. 

Mit  dieser  Eintheilnngs*  nnd  Bezciclmnngsvcise  fügen  sich  also  die  zweite  Auf* 

hs'^  des  2.  Randes  und  dieser  'L  Band  pr^'nau  an  die  Auflage  des  1.  Kandos  an. 
Dauiich  zerfallt  der  Stolf  jetzt  in  *.)  „BUcher"  und  jedes  Bach  zunüchst  in  „Kapitel", 
die  Kapitel  theits  direct  in  „Abschnitte*',  theils  in  «.Hauptabschnitte**  nnd 
letztere  wieder  in  „Abschnitte",  diese  etidlicl»  in  Parai^rajOun.  Die  Paragraphen- 
reihe wird  jetzt  in  jedetn  ..Bande"  besonders  dm.  Ii ImIh f.  d.-\^-  R.  II  in  2.  Aufl. 
uml  B.  III  mit  §.  1  beginnen.  Die  regelma-ssigen  1  .ir.i;;raplunvcrwei3ungen  betrellcn 
die  3.  Aufl.  dos  ].  Bandes  und  die  2.  Aufl.  der  Grandlq^nng.   Beim  2.  Band 

der  Finanzwissunschaft  wird  hier  noch  die  1.  Anfl.  und  zwar  nach  Seitenzahlen  citirt 
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stea.m,  Ricckc,  Zölle  u.  Rilben/.nrkerBtoner,  ?.  Reitze n  s( c  i  n  .  «las  comtnunali? 
FiDanzwescn.  —  Lcroy-Beanliuu,  trait6  de  la  scicnro  do  financcs,  2  vol.,  jcUl 
in  3.  ed.,  I'ar.  lJ>b3.  —  J.  (Jarnicr.  traitc  de  fin.,  jot/t  in  1.  <  d.,  Par.  1883.  — 
In  Lieferungen  im  Erecbeiiien  begrillcn  ist  ein  dic(ioii:iir<'  de  fiiKuiccs  v.  L.  Say, 
Par  ISS.*}  fr.  —  Bocoardo,  priiicip.  dclla  soieiiza  t>  dcU'  aite  ddli"  finanro,  pn-faz. 
al  ToL  X  Bibl.  d.  £coa.,  Tor.  1885.  —  Tiorsou.  Leerbock  der  ätaaUhuiähuudkoude, 

I.  Tb.  Haarien  1S85. 

2.  Monograph  iecn  über  Beste iicru  ng  im  Allgemein  cn  (1,53.  H,  144  If.). 
W,  ]{ OS  eher.  Versuch  einer  Theorie  der  Finanzro?  ali<Mi .  (aus  d.  Abli.  der  siulis. 
Akad.  d.  Wist.)  Leipzig  1!)84. —  Kob.  Moyer,  Principieii  der  gerechten  Besteuerung, 
Wien  1884.  —  West phal -Gönn,  Steven^nsteme  nnd  Staatseinnahmen  s&mmtl.  Staaten 
Earopas  u.  8.  w.,  Wi.  ii  ISsl  (meist  Statistik). 

Zu  den  allgonioiticti  deutschon  nationalökoiiomisclicn  l'acliz»!iJ-sclirifti!ii ,  welclie 
dem  rinanz-  und  Steueru'uäen  unter  ihn  n  sonstiifi  n  (icgonständen  einen  l'lat/,  oin- 
ränmen,  ist  seit  1S')4  eine  apcoicHe  Fa<-)i/.oibchriil  für  Finanzwesen  gekommen: 
I  iii.uiz- Ar«  hiv,  heiaoflgeg.  r.  (i.  Schanz,  jetzt  im  3.  Jahrgang  erscheinend, 
hücbbt  n-i'  hhaltiL'. 

3.  I  inaiiz-  und  Steuerw.  scn  einzelner  Staaten  (nK-iit  nur  unilassen- 
der«  Hauptwerke.  Weiteres  in  den  einz<lmii  Alischnitten  unten.  S.  sonst  bes. 
die  Bibliographie  im  Finanzarchiv).    Zu  Fin.  Ii.  I,  54,      II..  II,  1 1!» — 150. 

l>o  iif  ncIm's  Keil  h  (l'in.  I,  55  sub  n.  Laliand,  Staatsn'rht  <les  Deut- 
Nlicn  Ken  hs,  H.  III.  Abth.  2,  l'reib.  1S82.  —  Georg  .Meyer,  Lelirb.  d.  deutschen 
Staatsrechts,  2.  Aufl.  Lpz.  1885.  §.  201  ff,  ders..  Lchrb  d.  deutschen  Verwaltungs- 
rechts. Lpz.  1SS5,  II.  2»;"  ir.  —  Zorn.  Staafsr.  chf  d.  Iieut^i  hm  K,  irhs  Beil.  u. 
Lpz.  Ibbi,  IL  §.  31  Ii'.  —  U.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutschen  Staatsrechts,  II.  B.  Lpz. 
iSHd,  II,  144  ff.  —  Marqnardscn,  Handb.  d.  AffeniL  Rechts  der  Ge«renirart  in 
Monotrrapbieen,  Freib.  n.  Tilb.  JsS.Hir.,  liefei uh-mv .  js,'  im  Ers<  lieinen  Itevrlflcnes 
Samuieiwerk.  alle  einzelnen  doutsehen  nnd  dir  li<'milcn  ( '  u  It  u  r.s  taa  t  cn  um- 
fassend. In  jeder  ilonoiriaphi«-  auch  Uebe.rt.icht  ulxrr  d.i->  Finanzwesen.  Die  meisten 
Binde  Uber  die  deutscheu  Staaten,  dann  Oesterreich,  Schweiz,  .schon  erschienen. 

Pr  •usscn  (I,  54,  5<>,  II,  150).  f.  Bornhack,  (i -.chirlite  des  i»reu?s.  Ver- 
waltuagsrechts,  3  ß.,  Bcrl.  lb>4 — 86  in  den  betrcir.  Abschnitten  von  der  Finanzhoheit'. 
—  Isaacsohn,  Geschiebte  d.  prcass.  Bcamtentboms,  3  B.  Beri.  1874—84,  passtm.  — 
r.  ßr.nne*S  pienss.  Staatsrecht  jetzt  in  4  B&nden  in  4.  .Vull.  wieder  bis  auT  einen 
besonderen  Band  vollständig.  —  II.  Schulze,  preuss  Staatsrecht.  II,  Lpz.  IS77, 
S.  3U5  II.  Zu  den  in  Ii.  I,  S.  51»  (3.  .Vull.)  ^^enannten  £rganzun<r»heften  zur  preuss. 
Statist.  Ztschr.  N.  6,  T  und  9  Uber  Communalfiaaazen  ist  noch  hinzugekommen: 

II.  15.  Beitr.äire  znr  Finanzstaf.  .1  (iemeinden  in  Preossen  n.  s  w.  f.  1883/84«  ?.  Her r- 
furth  u.  r.  Tzschoppe,  Bcrl.  1^S4. 

Baiern  (I,  54,  56).  H.  Seydel,  baier.  Staatsrecht,  I.  MQnchen  1884,  S.  90  ff., 
S.  175  ff.  Das  bestehende  Finanzrecht  in  B.  III,  der  erst  noch  zu  erwarten.  —  L.  Ilof- 
mann.  (Jeschichtc  der  directen  Steu<  rn  in  Baiern  v.  l.{. — ^IS.  Jahrh  ,  Leipz  \^^3. 
(S<  liinollers  Forschungen,  B.  4).  —  Das  Handbuch  der  gesammten  Finanzverwaltung 
im  K  Baiem  ron  J.  Heek,  iJs  3.  Aufl.  des  Stockar  von  Nenforn'schen,  liegt  jetzt 
ToUltändiu''  vor. 

Sachsen  (I,  56,  II,  150).  Der  noch  ausstehende  2  B.  von  Opitz,  Stoabrecht 
d.  K.  Sachsen  (1.  B.  Lpz.  1884). 

Wiirtcuibcrg  l.  51,  5»».  II,  150.  S.  noch  TlirrK.'.  d.r  w.sche  Stiat.>haus- 
hait,  in  SchmoUer's  Jahrb.  d.  Deutschen  Reichs,  1883,  t>.  1U3  tf.  —  ?.  Sarrey, 
Stutsrecht  d.  K.  W.,  2.  B  ,  Tub.  Iss.'j. 

Hessen  (I.  5t>)-  KUchler-Dietz.  Venrallnngsgcsetzgcbung,  2.  Aofl.,  Darmst. 
1S85,  n.  823  ir.    Schanz,  Hessens  directe  Steuern,  Archiv,  l^^r>.  I. 

Sachsen- Weimar.   Schanz,  Kcf.  d.  Kinkommeust.  Finunzarch.  1^85,  IL 

Saehsen^AItenbnrg.   Hesse,  St.h.b.  t.  S.-A.,  Eisenb.  1882. 

< ii  sterrcic  h  (I.  51,  57.  II,  150).  Ulbrich,  Lchrb.  d.  tisterr.  Staatsrechts. 
Herl.  ls>3.  8.  64U  H.  —  S.  Adler.  Orfranisation  d.  nentralvorwaltnnt:  unter  K. 
Maximilian  I,  Lpz.  l^Sfi,  passini.  —  d' Elvert,  z.  österr.  Verwalt.geschichte,  passim; 
ders.,  z.  österr.  Fin.ges<  hichto,  B.  24  und  bes.  25  d.  SchrUten  d.  bist  stat.  Seetion 
4.  nlhr.  schlea.  üeselisch ,  Bronn,  1880  if. 
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Frankreich  ^I,  55,  57— 5;>,  II,  150).  Yuitry,  ütuüos  sur  lo  rc^iaie  financier 
de  U  France  arant  la  rtrolation  de  1789;  2  wdtero  B&nde  (18.  n.  14.  Jahrb.)  zn  dem 

erscLicnenon  ersten  (5. — 13.  Jahrb.),  Par.  18S3.  —  Von  Clamageran's  hist.  iK- 
rimput  cn  Frarire,  wdlil  dem  jctzigmi  franzfls.  IIaupt\rcrk  der  Finanzpcsrhicliti',  fehlt 
B.  4  (Lmlwig  XV  L  noch.  —  Fournicr  de  i'laix,  roforuiö  de  i  iuiiKtt,  1,  theor. 
fisc  aa  XVIi.  et  XVIU.  siücle,  Par.  1885.  —  Rouüset  et  Louiche-Desf on- 
taines,  hist.  des  imp.  itidir.  annotöo,  Par.  ISS.3.  —  Stuurm,  los  finan.n^s  de 
l'ancloa  ri^gime.  ct.  Uc  la  rcvolution.  Par.  1  äb5,  2  vol.  —  b  u  d  r  u ,  ius  ünauces  de 
la  Franc«  aa  XIX.  siccie,  Par.  ISSS,  2  toI.  —  Ytthror,  hist  de  la  dette  pobl. 
cu  I  i-,  Par.  1SS(;,  2  vol.  —  Nicolas,  les  bndgefs  de  la  Fr.  depnis  Ic  . .  nun  ar  ni. 
du  \1X.  sin  ].'.  Par.  1S*<^<.  —  Xorl,  >  tnd<'s  sur  l:i  ircstion  fin.  oii  Fr.  di'puis  1>71, 
Par.  I>b3.  —  L.  Say,  les  liii.  d.  1.  l  r.  i^i b2i,  Par.  lt>S3.  —  üie  ForUäctiCungcJi 
von  Blocks  dict.  de  Tadministr.  franc,  neaestes  Heft,  2.  sörie,  1.  fiuc.,  Kor.  1SS5; 
auch  Supplt'iiient  gcif-ral  do  1^7*^  Par. 

Italien  [l,  -»S).  Is.  Sax,  1  Italic,  scs  iinauccs  etc.,  1S59 — b4,  Par.  1SS5. — 
Cuchcval-Clarigny.  fin.  de  l'Italio  1666—1895.  Par.  1886. 

Niedi-rlando  ([,  .'jS).  Si.  koii<?a,  gescliit-d'-rütj  d.  noderlaiidst-lic  1).*la>tii)!^o:n 
s.'dcK  1**I0,  2  vol..  I  tn-cht  l^^i  Ii.  Treub,  ontwikkelin;^  c.  verband  van  de  Uijks-, 
Proiiviin  ialc-  (II  (ii'iJif«'iitel)el;isiiugt;n  in  Nedcrland.  Leid.  I'5b5. 

Schwr^i/  (I,  5S).  (r.  Cohn,  Stencrrcrorm  im  C.  ZQrich  und  BmidesbaosbaK 
d.  SrliWfi/.  in  Schanz'  l'inan/.arrh  I,  1.  Abth.  S.  I.'>.  —  Miihlomann.  Stcii-r- 
vesen  d.  «Schweiz,  Ztscbr.  f.  schweizer.  Statistik,  11.  XIX,  l^bli.  —  Ucr».,  die  Staut:}- 
II.  Gemeindesteuern  in  G.  Bern,  eb.  1884. 

Kussland  (I,  5S — 59)  Iloffmann,  d.  Fin.  R.s  seit  d.  letzten  Öricntkricge, 
tSTO— 8:».  Viorteljahrürhr.  f.  Volkswirthsch.  ii.  s.  w.  XXII.  1.  II.  Kaffalovicb, 
liii.  d.  1.  Kiisbie  dtpuis  la  dcrnii-ro  j^juerre,  Par.  ls*>3,  auch  deutsch,  Lpz.  ls*s'l. 

Grossbritannien  (1,  55,  57,  11,  150).  Oneist 's  engiiscbes  Verwaltangsrcclit 
liegt  jetzt  in  3.  ..nach  deuts(h<>r  Systematik  iiwg-(\s(alf<  ter"  Auflagt!  vor.  2  H.,  BcrI. 
Ib83 — J>4.  —  Ders.,  Englische  Verfassungsgeschichto,  licrl.  1)5*>2.  —  Der».,  das 
engl.  Parlament  in  lOOOjnhr.  Wandl.,  Bert.  1886.  —  Neaestcs  Haoptveric  zor  Ge- 
schichte der  brit.  Besteucruntr:  St.  Dow  eil.  hist.  of  taxation  «.  taxcs,  4  vol.  Lond. 
1SS4.  die  beiden  ersten  Baiidi-  Üarstellun}?  der  gcschichtl.  Entwicklung  im  (ianzcn, 
die  beiden  letzten  Uber  die.  einzelnen  .Steuerarten.  —  Sfrarhey,  linance,s  a.  publ. 
.    works  ol'  India,  fr.  ISüy— Sl.  Lond.  Iss2. 

Nordamerika  (I.  5!»).  Hol  les,  lin.  history  of  the  United  States  HM»  — l^fiO, 
NV.  Ibb3,  Kortd.  bis  l&b4.  N.  J.  lbS5.  —  Uöser,  Finanzwcücn  in  d.  Verein.  St, 
iSchtiis*  Finanzarch.  1885,  I,  179. 
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Emleitung. 

1.  Die  allgemeine  Stenerlehrc  halte  die  Aufgabe,  die 
liaiiptsäclilichcn  Princ  ipienlragen  aller  Besteuerung  im  syste- 
matischen Zusanniicnhang  zu  behandeln,  oder  ni.  a.  W.  die  Auf- 
gabe der  Entwicklung  und  Hegründung  einer  allgemeinen  Theorie 
der  Besteuerung.  In  ihr  wnren  daher  Princip  und  Wesen  der  Bc- 
stcueruQgy  die  Beziehungen  der  letzteren  zu  und  die  AbhUngigkeils- 
yerhältoisse  von  der  volkswirtbschaftlicben  Organisation,  der  Eigen- 
thnmsordnung,  der  politisehen  Verfassang  und  dem  IStändeweBen, 
den  wirthscbaftlicbeo  Interessengrappen  und  den  socialen  Classen, 
ferner  die  obersten  Grandsfttze  der  Stenertbeorie  nnd  praetischen 
Forderongen  der  Steuerpolitik  darzulegen,  za  entwickehiy  zu  prüfen. 
Erst  auf  der  so  gewonnenen  Grundlage  Hess  sich  die  Hauptauf- 
gabe der  allgemeinen  Stenerlehre,  die  Aufstellung  und  Begründung 
068  ganzen  Steuersystems  nnd  seiner  nothwendigen  Glieder,  der 
einzelnen  Steuerarten,  lösen.  Damit  war  ein  Ziel  für  die  Gesetz- 
gebung und  waren  die  llauptwcf^c  zur  Krrcirliung  dieses  Ziels  be- 
zeichnet, dem  man  zuzustrcl)en  und  auf  denen  man  zu  schreiten 
hatte  unter  angenommenen  ge^^ebencn  socialen,  ökonomischen, 
rechthchcn,  technischen  Oesammtverhaltnissen,  wie  z.  B.  in  der 
Frage  des  Steuersystems  der  modernen  europäischen  Culturwclt. 
Erst  eine  solche  umfassende  und  eingehende  Behandlung  der  all- 
gemeinen Sieuerlehre  zeigt  die  grossen  Scinvierigkeiten  des  theo- 
retischen und  practwchen  IStenerproblems  voll  and  ganz. 

Die  allgemeine  Stenerlehre  bildet  die  nothwendige  Vorarbeit 
Hlrdie  speeielle  Steuerlehre,  den  Gegenstand  des  secbsten  bis 
achten  Bocks  der  Finanzwissenschaft  In  ihr  handelt  es  sich  nicht 
mehr  um  jene  grossen  Principienfragen,  welche  sich  an  die  Bildung 
und  den  Ansban  des  Steaersystenis  anscbliesscn,  Fragen,  welche 
hier  vielmehr  jetzt  durch  die  vorausgehenden  Erörterungen  als 
erledigt  augeseben  werden,  soudcru  um  eine  andere  Reihe  von 
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Fragen,  welche  nnter  der  Bezeichonng:  Fragen  der  „Steuertech- 
nik" oder  aoch  der  Steno  rp  razis  zasammengefasst  werden  kOnnen. 

Unter  Steaertechnik  wird  hier  das  Verfahren  —  hei  ratio- 
nellem Vorgehen  die  „Methode"  —  verstanden,  welche  die  Theorie 
aulstcllt,  begröndct  und  empfiehlt  und  die  Praxis  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  befolgt,  um  eine  bestimmte  bei  einer  einzelnen 
Hteuer  oder  ^Steucrart  gestellte  Aut'gal)e  wirklieh  ziel-  und  zweck- 
gem'ass  zu  lösen.  Welches  diese  Aufgabe  ist  und  sein  soll, 
das  hat  eben  die  allgemeine  Steuerlehrc  in  ihren  Erörterungen  über 
das  Steuersystem  und  die  Sfceaerarten,  Uber  die  Steuerprineipien 
n.  8.  w.  zu  entseheiden:  m.  a.  W.  sie  beantwortet  die  Fragen: 
„was  ist?"  und  ,,wa8  soll  geseheben?''  Die  speeieile  Steoerlehre 
bat  dann  sn  zeigen,  wie  es  in  der  Praxis  gemacht  worden  ist 
nnd  gemacht  wird  und  wie  es  gemacht  werden  soll  und  mass, 
—  also  Antworten  auf  die  Fragen,  „wie?"  nnd  „aufweiche 
Art?"  zu  gehen.  Sie,  die  speeieile  Steuerlehre,  bekommt  sonach 
die  Directive  yon  der  allgemeinen  Steuerlehre  hmsichtlich  des 
„Wohin?"  Aber  sie  beeinflnsst  doch  auch,  röckwirkend,  wieder 
die  allgemeine  Steuerlehrc  und  deren  Postulatc,  iudeiii  sie  zeigt, 
was  Uberhaupt  in  der  Hcsteuerunp:  practisili  zu  erreichen  möglich 
ist,  welche  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  sich  hier  bieten  und 
welche  nothgedrungene  Zugeständnisse  dcmiremUss  hier  oft  gemacht 
worden  mUssen,  —  wie  z.  B.  unter  Umstanden  auf  ein  bestimmtes 
Ziel,  etwa  auf  die  genaue  Durchführung  der  Einkomnieusteuer, 
die  genaue  Rcinertrags-Grnndsteuer,  die  Besteuerung  des  reinen 
Produets  bei  Stenern  wie  der  Branntweinsteuer,  eben  „aus  Steuer- 
technischen  Gründen"  Terzichtet  nnd  mit  weniger  Vollkommenem 
sich  begnügt,  Tielleicht  eine  prineipiell  richtige  Steuer  oder  Ver- 
anlagungsart wegen  solcher  Gründe  ganz  anfgegeben  nnd  mit  einer 
anderen,  prineipiell  mangelhafteren  vorlieb  genommen  werden  muss. 

Die  speeieile  Steuerlehre  hat  alsdann  bei  der  Behandlung  der 
Probleme  der  Steuertechnik  die  vorerwähnten  Fragen  in  zwei- 
facher Richtung  zu  beantworten:  einmal  indem  sie  darstellt 
und  beurtheilt,  wie  die  frühere  und  gegenwUrtige  Besteuerung  die 
ihr  gestellten  Aufgaben  in  Gesetzgebung  und  Verwaltungseinriciitung 
practisch  thatsUchlich  gelöst  hal)en  und  lösen  oder  zu  lösen 
versucht  haben  und  noch  versuchen;  sodann  wie  nach  den  theo- 
retisehen  Untersuchungen  und  den  practischen  Erfahrungen  das 
zur  richtigen  Lösung  eines  einzelnen  bestimmten  Steuerproblcms 
einzuschlagende  technische  Verfahren  eingerichtet  werden  soll.  Im 
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erßteo  Falle  bandelt  es  sich  also  um  tecbnische)  die  einzelnen 
Steuem  betreffende  Darstellungen  nnd  damit  verbanden  nm  kritiscbe 
ateiierteehnisebe  Untersnchuugcn  de  lege  lata,  im  zweiten  Falle 

nm  positive  Vorsebläj^e  de  lege  ferenda  Dort  ist  die  geschicht- 
liche EntwickluDg  und  da.s  <;eltendc  Kecht  .sowie  die  vcrwaUiiiigs- 
niässige  DurchtUhrung  dieses  Kechts  vergleichend,  kritisch  und 
nielir  rlickl)lickend,  hier  die  Unigestaltiing  und  Furtbiltlung  dieses 
lioclits  und  seiner  administrativen  VerwirklichUDg  aulbaueud  uud 
mehr  vorwärts  blickend  zu  behandeln. 

§.  2.  Die  specieüe  öteuerlehrc  als  Thcil  der  ganzen  Steuer 
lehre  und  der  Fioanzwissenscbaft  überhaupt  iiat  es  demgemüss  in 
ihrem  kritischen  wie  in  ihrem  positiven  Theil  überall  mit  con- 
creten  teebnisehen  Verhältnissen  und  Aufgaben  zu  tbun.  Jedoch 
ist  das  auch  hier  nicht  in  dem*  Sinne  zu  verstehen,  dass  sie  die 
Geschiehte,  Statistik,  (Gesetzgebung  und  Verwaltungseinrichtung 
eines  oder  mehrerer  Zeitalter  und  Länder  darzustellen  und  zu  beur- 
theilen  und  daran  etwa  fllr  den  conereten  Fall  im  strengen  Wort- 
sinn Vorschläge  de  lege  ferenda  zu  machen  hätte.  Das  sind  Auf- 
gaben der  spcciellcn  .Steuergeschichte,  -Statistik,  Steuerrechls-Dar- 
stcllung  und  der  Erörterung  der  8teiicrrcrornjcn  eines  oder  auch 
mehrerer  einzelner  Länder.  Die  spccielle  Steuerlchre  hat  diese 
conereten  Verhaltnisse  und  Fragen  nur  als  ihr  Untersuchungs- 
matcrial  aufzufassen  und  zu  behandeln,  um  ihrerseits  wieder 
allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik  wie  der  These,  daraus 
tlir  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen  Uberhaupt  zu  gewinnen, 
das  Generelle,  Typische,  Ent wie k lungsgesetzmässige 
ans  dem  Individuellen,  Verschiedenen,  Conereten  ab- 
znleiten.  Sie  muss  insofern  immer  wieder  aus  dem  Conereten  heraus 
zu.  abstracten  Resultaten  kommen,  d.  b.  zu  solchen,  wo  es  sich 
nicht  um  die  eoncrete  Frage  und  Massregel  eines  bestimmten  ein- 
zelnen Staats  in  bestimmter  Zeit,  —  z.  B.  nm  die  Crestaltung  der 
Gewerbesteuer  gegenwärtig  in  Preussen,  —  sondern  um  diejenigen 
einzelnen  Steuerprobleme  handelt,  welche  unter  gegebenen  und  in 
der  Hauptsache  gleichen  oder  doch  höchst  ühulichen  socialen,  öko- 
Doniischen,  technischen  und  rechtliclien  Verhältnissen  des  \'oIks- 
und  Staatsle))eiis  in  einem  Zeitalter  l)ei  einer  Kcilie  \erwandtcr 
Völker  und  Länder  im  Wesentlichen  gleich  oder  sehr  ähnlich  liegen 
und  demgemäss  auch  auf  gleiche  oder  ähnliche  Weise  zu  lösen 
sind,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  modernen  Gewerbesteuer  in  unserer 
Zeit  in  West-  und  Mitteleuropa.  Für  die  specielle  bteuerlehre  ist 
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daher  die  Hineinzichung,  Darstellung^,  Kritik  des  bistorischen,  sta- 
tistischen, legislativen,  administrativen  Materials  sowie  der  Kel'orm- 
fr.igen  Uber  Besteuerung  einzelner  Zeiten  und  Länder  nur  ein  me- 
thodisches Hilfsnüttel  zur  Vergleich  u  n^,  um  njittelst  letz- 
terer jene  allgemeinen  Ergebnisse  zu  gewinnen,  um  welche  es 
Bicb  in  einer  eigenen  eigentlichen  Wissenschaft  des  Finanz- 
wesens, im  Untersebied  sor  Finanzgeschiobte  und  zar  ErOrtemng 
der  Refonnfragen  eines  eoncreten  Staats,  allein  bandeln  kann. 

Die  dergestalt  gewonnenen  Sfttze,  namentlicb  aneb  diejenigen 
in  Bezug  anf  Steoerfragen  de  lege  ferenda,  können  naeb  dem  Ge- 
sagten, gleich  anderen  Sätzen  und  Regeln  der  practiscben  National- 
ökonomie, auch  keine  absolute  Dichtigkeit  und  Giltigkeit,  sondern 
nur  eine  relative  beanspruchen:  im  Wesentlichen  genauer  nieistens 
nur  ftlr  das  moderne  West-  und' Mitteleuropa,  mit  seinen  ungelähr 
gleichen  V^erhältuissen  der  Gesammtcultur  wie  auch  der  rein  natür- 
lichen Lebensbedingungen ;  weiter,  aber  schon  mit  mehr  oder  Nveniger 
erbeblieben  Modificationen,  ftlr  das  übrige  Europa  und  seine  Pflanz- 
staaten über  See,  besonders  in  Nordamerika,  Australien.  Eine  Aas- 
debnnng  der  gewonnenen  Sätze  anf  andere  Erdstriebe,  anf  die  €al- 
targebiete  Asiens  oder  gar  auf  vOllig  nncnltivirte  Linder  wird  nar 
mit  noeb  viel  griisserer  Vorsiebt  vorgenommen  werden  dürfen.  Die 
speciellc  Stcuerlehre  hat  so  in  besonderem  (Iradc  wieder  den  Cba- 
racter  einer  historischen  Disciplin,  d.h.  hier  einer  solchen  mit 
Jh'tlich  und  zeitlich  bedingten  Lehrsätzen.  Mit  IJücksicht 
aut  ihre  vorwaltende  Anlehnung  an  das  moderne  Europa  kann  man 
sie  wohl,  mit  einem  Stein'schen  Gedanken,  als  beatige  earo- 
päiscbe  ötenerwissensebaft  bezeicbnen. 

H  i»  Moment  der  ReUtiritit  ial  ja  für  einen  grossen  Theil  all«  r  fniauz- 
wi-scii-.  lialtlirht'n  Lphrcn  —  z.  "B.  tlbcr  Domänrn-,  Forst-,  li^'r'rwcseii,  (jcbuhrenartfii 
uud  Kuiricliiuiigea  —  l'cbtzuhalteii,  fdi  diu  bäUe  der  üpvciuUcii  «Stcuurluhre  aber  noch 
in  höherem  Maaaie,  weil  ^rade  hier  zq  leicht  das  „frde  Ermessen'*  der  Oeectcgebong 
alä  allein  au:>schIat;^i>)H nX  r  Factor  cräcbciucn  köDoto  nod  Öfters  so  erschienen  ixit, 
B.  die  tecblli^cIle  Einrichtung  einer  Steuer,  cinrr  directen  Persoiialstcncr.  wie  der 
Kiukuuiuien-  oder  Vermögensäteucr,  oder  einer  Steuer,  wie  der  Zucker-,  der  Braunt- 
veioatener.  mnm  n.  A.  nothwendig  mit  Rttcinicht  anf  Caltar  nnd  Sitte,  Ehrlichkeit 
niid  Unehrlichkeit,  technisch-ökonomische  Entwicklunj:,  concr-  to  wirthschaftlichc  Inte- 
rcüücn  eines  Landes,  Volkes,  ßerufsstandes  gctrolltMi  werden.  Die  Wahl  einer  ganzen 
Einrichturijrsuietbode,  auch  die  Wahl  einer  einzelnen  Steuer  selbst  hänjrt  bei  richtigem 
Vorgehen  von  diesen  Momenten  mit  ab.  Mit  der  allmählicli' n  -  «  hichtlichen  ria-> 
iindcruMg  der  Ict/teren  >ind  daher  auch  \u  di-r  Art  uml  t-  chnisciien  Einrichtun"^  eiii'T 
Steuer  Üuiiiuderungea  geboten  (Fiu.  II,  S.  2\i2  Ü.  3sU  il.l  Die  frohere  Fiuanzthooriu. 
bis  aaf  Kao  nnd  andere  sdner  Zeitgenossen  einschlfesalich,  nicht  minder  die  frahcre 
Praxis  hat  das  za  wenig  beachtet.  Jene  hat  immer  zu  bchr  nach  ah>uliit< n  Sitsea« 
diese  nach  oridtriltiiren  prcs<'t/.li<  hfti  i;e;.MiIininff''n  gc^frebt.  —  Iliu-i<  htlich  der  cr- 
w&huteu  Doppclaulgabe  der  specieilea  Steuerlehre  gilt  auch  hier  das  für  die  l'inauz- 
wissenscbaft  Uberhaopt  in  Fln.  I,  S.  ÄnH.  §.  13,  18  Gesagte. 
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§.  3.  Die  Gegenstände,  welche  nach  dem  Plane  dieses  Werks 
Ton  dem  im  Voransgebenden  daigeleglen  Creslchtsponcte  der  Steoer- 
teehnik  ans  in  der  speciellen  Stenerlebre  befaandclt  werden  sollen, 
sfaid  die  folgenden. 

I.  Znnftchst  wird  ein  Ueberbliok  fiber  die  Gesebichte, 
die  Gesetzgebung:  und  die  Statistik  der  Besteuerung  ein- 
zelner wichtigerer  Länder  und  Zeitalter  gegeben:  Buch  0  in  2  Kapiteln: 

1.  Steuergeschichte  (bis  gegen  1800)  (K«ip.  1). 

2.  Steuergc.sct/gebung  im  19.  Jahrhundert  (seit  1815) 
and  Steuerstatistik  (Kap.  2). 

II.  Darauf  folgt  das  Steuersystem,  im  Anschluss  an  die 
Entwicklung  und  Begründung  desselben  in  der  „allgemeinen  Steuer- 
lebre**  (II,  S.  409  fif.) :  Buch  7  und  8:  Die  einzelnen  ilauptarten  der 
Stenern  werden  in  nachstehender  ReibeDlblge  abgehandelt: 

1.  Die  Bestenemng  des  berufsmässigen  Erwerbes  sowie 
die  Vermögen sbestenernng-  oder  die  (gewöhnlich  sogenannte) 
directe  Bestenemng  (Bacb  7),  nftmlicb  die  Hanptgmppen 
(II,  413— 43d,  4^3-485): 

1.  Reine  Personal-  nnd  Glassenstenem  (B.  II,  416). 

2.  Classen-  nnd  Binkommenstenern  (11,  410). 

3.  Ertragssteiiern  (II,  421). 

4.  \'ernH);;cnssteucrn  (11,  483). 

2.  Die  Besteuoiiing  ei  nz  el  n  er  Erwerbs  n  cte  und  Kechts- 
geschäfte  «»der  die  sogen.  V e r k eh  rs  bcstciieiung  (Buch  8, 
Kap.  1).    fStempel,  Kcgislcrabgaben  u.  dgl.  II,  43!'  455) 

3.  Die  Best^  nerung  des  A  n  fal  1- Er  we  rbs,  insbesondere  die 
Erbschaftssteuer  (auch  die  Steuern  von  Geschenken,  Spiel- 
gewinnsten  u.  s.  w.)  (Kap.  2).    (U,  455—480). 

4.  Die  Gebrauchs  ,  insbesondere  die  Verbranehsbestcne- 
mng  oder  die  (gewöhnlich  sogen.)  in  directe  Besteuemng,  nebst 
den  (direeten)  sogen.  Lnxnsstenem  (Kap.  3).  (II,  484  -  545). 

Die  bei  allen  diesen  Stenern  in  Betracht  kommenden  Principien- 
fragen,  namentlich  diejenigen,  welche  die  Beziehungen  der  einseinen 
Stenergattungen  zu  nnd  ihre  Uebereinstimmung  mit  und  Abweichung 
Ton  den  obersten  Steuergmndstttzen  der  Finanzpolitik,  der  Volks- 
wirthschaft,  der  Gerechtigkeit  nnd  der  Stcuerverwaltnng  betreffen, 
ebenso  die  Fragen,  wie  diese  Steuerarten  und  einzelnen  Steuern 
zum  Behuf  der  l»il(liuig  eines  richtigen  Steuersystems  zu  combiniren 
sind  (II,  545-  5<)6),  werden  nach  dem  oben  (Jesaglen  (s?.  1)  im 
Folgenden  als  erledigt  angesehen,  im  iiinbiick  auf  die  eingehenden 
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Specielle  Steaeriehre.  Einleituiig.  §.  3. 


ErörternDgen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  im  2.  Bande.  Die 
;,specielle  Stenerlehre*'  bildet  hier  eben  Überall  nur  die  weitere 
AnsfltbraDg  der  ^^allgemeinen  Steaeriehre",  indem  sie  die  Fragen 

beantwortet,  ob  das,  was  nach  der  allgemeinen  Stenerlebre  in  der 

Besteuerung  zu  erstreben  ist,  tecbnisch  durcb^^ci'Uhrt  werden  kann 
und  wie  es  eventuell  zu  niacbeu  ist.  Dabei  bietet  sieb  l'rcilicb 
öfters  die  willkommene  Gelegenheit,  die  IVUbereu  Err»rterungcu 
und  deren  Ergebnisse  nocbmals  in  Detailpuncten  zu  beleuchten 
und  dadurch  auch  wieder  zn  prüfen. 

ücbcr  das  Vcrh&ltniss  der  allgemeinen  zur  spccicllen  Steucrlchrc  and  tlber  dio 
Aufirahe  der  erstcren  in  der  systematischen  Sti  ucrlclire  habe  ich  mich  ><  h(m  im 
2.  Hando  mehrtacl»  gciiiissert,  s.  u.  A,  II,  H57.  AliW'.ichuiif^eii  auch  in  <1<t  for- 
melleu  Behandlung  zwbchen  diuäcui  Werke  uud  denen  von  Kau,  Stein  und  audercu 
fiiiMizwiiBeiiscliafUiclieii  Systemtiltoni  sind  fheilvefse  mit  «af  diese  meine  SdieidiiDg 
der  allgemeinea  mid  spedelien  Steoeiiohre  zmadaafitliren. 


L/iyiu^t-ü  Ly  Google 
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Specielle  Steuerlelire. 

Gesebichte,  Recht  (GeseteKebang)  mid  Statistik  der  llesleiieriiBi^ 
in  wiehtiferea  Ländern  und  Zeitaltern. 

E:?  Ut  ilieti  die  urspnUiglich  seilen  für  den  zweiton  Band  in  Aussicht  p»'Uom- 
meoe  Paniu,  der  historisch -.statibtibclie  ,,Auh:ing*',  aufweichen  dort  mehrfach  (S.  itOä, 
3S8.  40S)  Beza;^  genommen  war.    Denäclbc  wurde  jedoch  dann  aus  inneren  und  nusscren 
UnUiden  auf  di»\sen  dritten  Band  verscholl,  u  (II,  \'orw.  S.  VIII  '.    Dem  Inhalt  nach 
schlieft  er  sich  auch  noch  bciiscr  an  die  äpeciuJIe  ab  an  die  allgernuino  Stoaerlchru 
an,  jft  der  Gegenstand  gehftil  zur  sp^ciellen  Stenerlehre,  indem  es  sieli  anch  bei  ihn 
darum  bandelt,  darzustellen,  wie  in  der  Praxis  die  technischen  Steueraufgaben  be^ 
handelt  wonlen  sind.    Es  erschien  passend,  diesem  zu-  i-st  :ils  Anliang:  zur  allj^<'mcinen 
Stenerlehre   geplanten  Absrhnilt  die  Stellung   eines  eigeut^n  Buchs  zu  geben,  das 
zwiscnen  der  allgemeinen  und  specicUen  Steucrlehru  i.  o.  S.,  d.  h.  der  dogmatischen 
Eriirtcrunu:  darüber,  wie  die  Besteuerung  diin  Ii/ofiiliren  ist  (7.  u.  8.  Bucli).  die  Verbindung 
bildet.    Naturlich  kann  ga  sich  in  diesem  Werke  nur  um  eine  Uobersicht,  nicht 
um  eine  ansgeftlhrte  DafsleUanfp  handeln,  zamal  was  die  Siteren  Zeiten  und  die  giAXo 
Periode  vor  dem  19.  Jahrhundert  und  was  das  Aasland  anlunirt.   Aach  eine,  ja  gerade 
eine  solche  kürzere  L'ebersiehf  ist  jedoch  geeignet  das  zu  bieten,  was  in  diesem  finanz- 
wiboenschafilichen  Werke  allein  in  Betracht  küuinit :  ein  Bild  der  eigentlich  typischen 
Momente  der  Entwicklung  und  Gestaltanff  der  Besteuerung  eines  Landes  und  Zeit- 
alion.    Alles  Weitere  irehrtrt  iiidit  liicrlii-r,  sondern  tbeils  als  steuerti-chnisches  Detail- 
malerial  in  die  folgenden  Bucher  zu  den  Erörterungen  Uber  die  Einrichtung  der  einzelnen 
Steuern,  th^  in  die  Werke  ttber  Stenergeschichte  nnd  Stenerrecht  des  betreffenden 
Landes. 

Eine  Ergänzung  der  allgemeinen  St<  iierlelire  giebt  dieses  sn  h-^h^  1>iich  Ix  sonders 
zu  dem  dortigen  Abschnitt  (II,  ."JST  — 4Us)  .,Grund2Ugc  der  gcschii  hllichcn  Entwick- 
lung des  Steuersystems  und  der  Steuerarten",  wozu  hier  jetxt  einige  genauere  Belege 
beigebracht  w  erden.  Die  I  e'»'  rsicht  iilnir  »las  SteU'Tw- >en  einiger  Länder  und  Zeit- 
alter zeigt,  wie  man  iu  diesen  das  Steuerproblem  practisch  erfasst  und  zu  lösen  gesucht 
hat  Den  Massstab  der  Kritik  liefert  die  allgemeine  Stenerlehre  dazu.  Mit  Hilfe 
(Ii-  .  ^  Mri.-,sstabes  gewinnt  man  Fingerzeige  für  die  nothwendige  und  z\vecknias!>igo 
Kichtunu  der  Reformen,  sow -it  die  Wissenscliaft  in  solchen  concrcteu  Fragen  über* 
haopt  Fingerzeige  geben  kann  uiul  darf. 

Zugleich  leitet  dieses  Buch  dann  passend  in  die  qpedelle  Steaeriehie  i.  e.  S. 
und  in  deren  steaertechnische  Probleme  hittttbec 

§.  4.  Einleitung.  Die  Steuergeschichte  und  das  positive 
Steuerrecht  eines  Landes  sind  die  Ergebnisse  der  verschiedenen 
j^ieh  kreuzenden  Stri'miungen ,  welche  die  concrete  Gestaltung  der 
Besteuerung  beeinflussen.  Das  Ideal,  das  in  der  allgemeinen 
Steaerlehre  zn  ennittelo  gesacht  wird,  schwebt  bei  Calturvölkern 
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6.  B.  (ieschidite  n.  8.  v.  dor  Besteoernog.  §.  4. 


mehr  oder  weniger  klar  und  mit  höher  steigender  Coltareotwick- 
loog  immer  klarer  dem  Volksgeiste  and  der  Gesetzgebung  vor. 
Aber  nnr  in  einem  langwierigen  Kampfe  mit  entgegODStehenden 
Interessen,  Mächten,  VomriheilcUi  technischen  Hemmnissen  nnd 
Schwierigkeiten  aller  Art  kommt  es  in  der  Coltarwelt  allmäblichy 
bedingt  nnd  von  allem  Anderen ,  practiBch  oft  bo  EntBcheidenden 
abgesehen,  schon  wegen  dieser  technischen  Schwierigkelten  nnr 
unvollkommen  I  immer  neaer  Verbessemngen  and  Yerilndernngen 
bedtirf'tig,  im  positiven  Steoerrecht  einer  Zeit  zar  Geltnng.  Praetisch 
ist  das  jeweilige  Steuerrecht  immer  nur  ein  Compromiss  zwischen 
den  als  Ideal  —  und  ja  selbst  wieder  als  wechselndes  Ideal  — 
vorschwebenden  Anforderungen  an  „richtige"  JJesteiRrinig 
Anlbrdenin^jTcn,  wie  sie  die  allgemeine  Hteuerlehrc  zur  wissenschalt 
liehen  Klarheit  zu  bringen  sucht  —  und  den  äusseren  Hemm- 
nissen, welche   sich   der  reinen  Verwirklichung  eines  solchen 
Ideals  in  dem  jeweiligen  »Steuerrecht  and  dessen  administrativer 
DurcblUhrung  in  den  politischen,  socialen,  ökonomischen,  rechtlichen 
nnd  technischen  Verhältnissen  entgegenstellen.  Diese  Verhältnisse, 
nnd  ihr  Inbegriff,  der  Jeweilige  ganze  Calturzastand ,  sind  dabei 
leider  oft  mächtiger  als  alle  Bestrebungen,  das  „Ideal''  „richtiger" 
Besteuerung  zu  „realisiren":  ein  neuer  Beleg  für  die  alte  Wahr- 
heit bei  allen  menschlichen  Diogen.  Natürlich,  dass  das  hier  so 
wenig  als  sonstwo  von  dem  Ringen  nach  dem  idealen  Ziel  abhalten 
soll  und  darf.   Man  wird  nnr  geduldiger  werden,  wenn  man 
die  langsamen  Fortschritte  der  Praxis  sieht  und  einsehen  lernt, 
dass  vollends  tiefer  greifende  Steuerrcl'ornien  nicht  bloss  von  der 
Erkenn tniss,  von  richtiger  vStcuertbenrie,  und  vom  technischen 
Können,  v(»n  richtiger  Hteueitechnik,  von  richtigem  theoretisch- 
practischcm  Verfahren,  sondern  von  stetigen  Fortschritten 
auf  allen  anderen  C ul t  u  rgcb ie tc n  abhängen,  —  thatsäch- 
licb  leider  sehr  langsame,  nicht  einmal  ununterbrochene  Fortschritte, 
welche  aber  die  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  euer  rich- 
tigen Steuertheorie  nnd  für  die  wirksame  Handhabung  eines  rich- 
tigen stenertechnischen  Verfahrens  sind.  Für  die  Steuerlehre  nnd 
zwar  gerade  auch  fllr  die  specielle,  ergiebt  sich  daraus,  dass  sie 
von  ihrem  Standpuncte  ans  die  Ansetzung  von  Hebeln  aller  Art 
auf  dem  Gebiete  der  gesammten  Cultureotwickluog  im  Interesse 
der  Darcbfnhning  ihrer  Bestrebungen  befürworten  muss.  Das  Steuer- 
geschichtliche  und  stenerreehtliche  Material  stellt  in  technischer 
Hinsicht  auch  für  die  bteuerlehrc  die  Experimente  dar,  welche 
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bisher  gemncht  wurden,  um  bestimmte  Steuerproblemc  zu  lösen, 
und  ist  daher  auch  für  alle  Erörterungen  Uber  die  passende  Ge- 
staltung der  Besteuerung  ?on  grossem  Werth. 

Aul'  die  allgcinoineren  Momente  und  iiediuguuj^eu  der  SUiuerciitwicklung  wird 
itn  Folgenden  nicht  treilor  eingi^ngeii.  Es  mvM  hUa,  wenif^ens  für  jetzt,  in  diesem. 
\\  «TlkC  :ui  drMü  ir<'niiL'-eii ,  was  in  dem  schon  i^cnannd-n  A'isrhnitt  der  allijremeinen 
Steuerielire  Uber  die  „UruudzUge"  dic;>er  Eutwicliluog  gesagt  irordcn  iüt,  —  nameotlicli 
in  Bemg  anf  das  Gesotz  der  Specialisirang  und  Aasbildung  des  Stener- 
-«ystems  nnter  dem  Einfloss  dos  nationalökonomiäcben  Gesetzes  der  fort- 
schreitenden rpiantilativen  und  qualitativen  Differenzirun des  arbeits- 
thciiiggewoDnenen  Nationaleinkommens  and  Vermögens  unter  den  bc- 
theiliften  Eiaselvirthschaften,  mit  Yenrerthiins  Kodbertvs 'scher Oedanken 
und  rntcfiJirhungen  (in  -^'iii'  T  römischen  Stetiergeschichte),  II,  387,  '^SO.  —  Ausser- 
dem hU  in  Bctrett  solcher  allgemeinoron  Mome|ittt  auf  die  Abschnitte  im  2.  Bando 
iS.  170  ff.  — 220)  iil»ef  die  Beziehantir  Bestenerang  lor  Orfanisation 
der  Volksvirthächaft  und  zur  Eigenthumsordanng,  aoirie  zor  inneren 
politischen  Verfassung  und  znni  S  t  än  d  e  wcscn  zu  verwfison. 

Aus  der  —  sehr  kargen  —  Literatur,  welche  mehr  von  einem  höheren,  all- 
i^cmcineren  Standpnncte  aas  die  Steaergeschichte  als  Resnltat  der  Okonoroiach-tech- 
nischen.  socialen,  politiseh-  ii,  rnlturlichen,  rechtlichen  Oesammtf^ntwit  kliinir  betrachtet, 
ist  ausser  Kodbertus'  geuauntco  Arbeiten  besonders  L.  Steiu's  Finanzwissenscbaft, 
namantlich  aoch  in  der  neuesten,  im  Eischeinen  begriffenen  5.  Auflage,  nnd  in 
Bezu^  .".uf  einen  einzelnen  Staat  (i.  Schm oller *s  Aufsatz  über  die  Kpochen  der 
preus>isehen  Kinan/polifik  (Jahrl».  d.  L).  Reichs,  1H"7,  S.  Hi\  If.),  eine  ArlMtit.  deren 
Ergebnisse  sich  übrigens  mehrlach  verall<rcmeiuern  lassen,  sowie  in  Hetrelf  einiger 
Seiten  auch  G.  SchSnbcrg's  Geschichte  der  Baseler  Stenern  (Tub.  IbTil)  und  über 
dieses  \\'<  rk  S.ilim  in  Conrad's  Jahrl».  ISTII.  S.  ff.  herkDr/riihrh.n.  Die  sonstigen 
Weike  Uber  Fioanzwissenschaft  wie  Uber  sdigemciue  Geschichte  und  Stcuergeschichte 
einzelner  Linder  enthalten  eine  Menge  einzelner  Notizen  nnd  die  geschichtlichen  auch 
zusafflmenhänu:ende  Darstellungen  der  Entwicklung  (darunter  z.  B.  so  vorzügliche  wie 
Voi  kt  's  Werk  über  die  britische  Bestenerung),  aber  nicht  diesen  Hinweis  auT  die 
Abhängigkeit  der  Stouercutwicklung  von  den  genannten  G(»ammtverh.(ltnissen,  jedcn- 
faUs  kdne  genügende  Bevoisfllhrong  in  dieser  Richtung.  Dies  gilt  speci>  11  auch  von 
Rau  nicht  minder  ab  ron  anderen  seiner  Zeitgenossen,  deutschen  und  fremden  Finanz- 
Schriftstellern. 

Stein  sucht  auch  hier  Bahn  brechend  weiter  zn  gehen  und  wagt  bereits  den 
ersten  Wurf  einer  ?  erj^lei c  Ii  e  rul  >?  n  Strüier.:' schichte  und  Stcuergesetzirebun^, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  enropiUschcn  Uaoptlandcr,  im  Sinne  einer  Art  „verglei- 
chender europäischer  Steuerwissenschaft.**  An  grossen  und  auch  in  Manchem  rich- 
tigen ConcepHonen  and  an  glänzenden,  wenn  auch  mitunter  mehr  blendenden  als 
richtig  bel.  iir  lifniden  Schlagliclitern ,  weldi.-  auf  die  Steuerentwicklun;;  und  auf  die 
diese  bedingenden  Momente  fallen,  fehlt  es  bei  einem  Manne  von  Steins  Geist  und 
Weite  wie  Tiefe  des  geschichtsphilosophischen  Blicks  natürlich  nicht  Dies  Verdienst 
wird  geschmälert,  aber  keineswegs  aufgehoben  durcli  die  mitunter  gewagte  (ieschichts- 
ronstroction,  dnrdi  s»  ine  beliebte  Handhabung  der  Schablonen  von  der  Geschlechter- 
ordnung, Stiindeordnung,  dem  absoluten  Staato  u.  s.  w.  auch  auf  diesem  Gebiete, 
doich  den  Mangel  an  Detail  und  die  Mängel  im  gegebenen  Detail,  welche  Fehler 
letzterer  Art  die  selbstZüfrieJcnc  mikrolo^ische  Kritik  so  /crn  an  Stein  zu  rU'^en 
pflegt.  £s  bleibt  trotzdem  immer  noch  WerthvoUcs  genug  übrig.  Am  meisten  ver- 
misse ich  in  Stein's  vergleichenden  Behandlangen  der  Steueigesehichte  nnd  Gesetz- 
gebung die  m.  E.  wichtigste  Hinweisung  auf  d(;n  Zusammenhang  der  Steuerentwick- 
lung  mit  der  volkswirthschaftllchen  Entwicklung  in  der  Weise,  wie  ich  es  in  B.  II, 
3b7  tf.  darzulegen  versuchte. 

Eine  gereichende  Darstellung  d>r  S touerge. schichte,  und  bi^teh<  ndcn 
S  t  c  11 .  r  ■/ esc  tzgeb  u  n g .  besonders  nacli  di  r  stenertcchnis<;hrii  Sciii-  lieferte  schun 
länger  die  deutsche  linanzwissenschalUiche  Literatur  in  ihren  grosseren  Werken 
(namentlich  Bau);  neuerdings  auch  die  ausländische,  besonders  die  fieaniasische 
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T.it'^rntnr  fPari<Mi.  Loroy-Uf'aulieir'  \ir]it  sowohl  in  fririnlirlion  Al)risson  und 
ücbcrhichtcn  der  (icäcUgcbung  einuä  oder  luehrercr  üin^elncr  Staaten,  tdn  iu  den 
Erörterungen ,  ZiuAtieii  und  Noten  bei  ihrer  Besprechiifig^  der  einzelnen  Stcnenirten 
und  Steuern  in  der  specicllcn  Steuorlclirc.  Als  neuestos  deutsches  Werk  dios.-r  Art 
ist  h,\>^.  Srh.'.nberg's  llundb.  d.  polit.  0.;kuti.  (I.  Aull.  B.  II,  1^^2.  2.  Aull.  ]i.  III, 
Ib^b)  in  seinem  linanzwistäenschaftJicben  Theile  zu  nennen,  wo  meine  Abb.  „dircctu 
Stenern**  nnd  Scbairs  nnd  Bieoke's  Abb.  Ober  die  anderen  Stenern  anf  dieso 
Verirlcichung  ihr  besondres  Aiiii>Mimerk  liebten,  (ilcii  ltes  geschieht«  wenn  ancb  weniger 
ins  Einzelne  h  iid.  in  Stein 's  specitdier  St.uerlehrc  und  in  Schaf  fic's  Stcaor- 
politik.  Auch  im  vorliegenden  Wcike  wird  im  7.  u.  b.  Ihirhe  diese  vergleichende  Be- 
handlung dnrchgefikhrt.  Dabei  brin^iron  es  jedoch  xwin<reride  äussere  RAcksichten  nof 
den  Kaum  niid  die  grosse  Schwierigkeit,  das  Muti  iial  der  Stenergesetzj^ebunir  aurh 
nur  der  wichtigeren  und  characteristischen  Lander  zu  beschallen  und  vulieudü  eä 
Seitens  eines  einzelnen  Autors  zu  beherrschen,  mit  sich,  dass  man  sich  in  dicsor  Hin- 
sicht nmal  in  einem  allgemeinen,  wenn  auch  (und  nur  schon  zu  sehr)  ausircilehiitoii 
finaii/wi<sen>eli;irtlieln;n  Werke  ISeseliränkungen  auferlcL-'t  iiii  l  tmt/.ilrm  —  t\i>-  (iefahr 
von  i-'ehleru  und  Irrthümem  gewiss  nicht  immer  vermeidet.  Der  strenge  Speciaiist, 
wdcber  seine  Lebensanfgabo  in  der  Beschftftigung  mit  Einem  Gegenstand ,  Einem 
Lande,  vielleicht  sogar  Einem  grösseren  oder  kleineren  Zeitabschnitt  socht  und  findet, 
wird  liier  auf  seinem  Specialgebiet  sieher  stets  besser  orieutirt  sein,  aber  darüber 
hinaus  auch  oft  gar  nicht  und  jedenfalls  wird  er  selten  oder  niemals  zu  einer  solchen 
weiteren  Arbeit  gelangen,  wie  sie  der  Stooerlehre  als  einem  Theil  der  Ftraiiz- 
Wissenschaft  obli^t  Denn:  Ars  longa,  vita  brevis  est.  D.as  gilt  u.  A.  leider  fast 
immer  auch  von  den  an  sich  wohl  competcntestcn  Bearbeitern  der  sjieciellen  Steuer- 
lehre und  der  vergleichenden  Darstellung  der  (i«'set/-gebung,  von  tuchtigen  Verwaltuugs- 
practikern  in  hervorragender  amtlicher  Stellung.  Wenn  solche  Miinni  r  ausnahmsweise 
einmal  Ncigunjr.  Müsse,  alliiomeiue  wissens' liaftli-  Ii<;  nildiing  und  I'iUiiskeit  /tir  lite- 
rarischen ikhaodlung  ihres  pracüschen  (iebiuts  haben,  so  werden  sie  sich  begrciilichur 
Welse  wieder  am  liebsten  snr  Bearbeitung  des  Ftnanzweseas  eines  einzelnen  Landes 
wenden  (Hock').  So  bleibt  die  schwierige  Aufgabe  eben  doch  gewöhnlich  uns  Finanz- 
theoretikern  überh-vssen .  die  wir  l)csten  Falles  einmal  etwas  parUunentarischo  gesetz- 
geberische Arbeit  auf  dem  Steuergebiet  mitgemacht  haben. 

§.  5.  Zu  einer  Tergleichendeii  Finans-  und  Stener- 
geschichte  umfassenderer  und  mehr  anf  die  Einzelfragen  ein- 
gehender Art  ist  die  Zeit  m.  E.  noch  nicht  gekommen  und  kommt 

sie  wohl  sobald  noch  nicht.  Dafür  bedarf  es  grosser  Vorarbeiten 
für  die  wichtigeren  Länder  und  Zeitalter,  Arbeiten,  mit  denen, 
wenigstens  was  manche  Länder  und  zumal  deutsche  Verbältuissc 
anlangt,  Ijestenfalls  liie  und  da  begonnen  worden  ist. 

Für  die  alte  Welt  fehlt  wohl  definitiv,  wenn  es  auch  durcU 
Inschriften  n.  s.  w.  für  Einzelnes  seine  ErgUnzung  findet,  das  Ma- 
terial, um  selbst  nur  fttr  Hauptländer  (Rodo,  Athen)  eine  wirklich 
susammenhängende,  die  Entwicklung  wenigstens  etwas  genauer  im 
Einzelnen  darlegende  Steuerge  schichte  schreiben  zu  können. 
Man  muss  zufrieden  sein,  wenn  es  gelingt,  gewisse  Haupt])uncte 
leidlich  sicher  festzustellen  nnd  so  ein  Bild  des  Zustands  in  ge- 
wissen grösseren  Perioden  zu  entwerfen.  Jeder  Hlick  in  die  Werke 
über  nWnische  und  griechische  Staatsalterthllmer,  in  die  Lileratur 
Uber  das  römische  Steuerwesen  zeigt,  wie  lückenliaft  das  Material, 
wie  viel  selbst  in  Betreff  solcher  üanptpunctc  streitig  ist,  welche 
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Menge  ControTerseQ  noch  unter  den  besten  Sachkennern  be^ 
stehen. 

Das  Mittelalter  hat  nnr  erst  die  Anfänge  einer  eigentlichen 
Steoerwirthaehaft  gehabt  Die  wichtige  Frage ,  ob,  wie  und  wie 
weit  das  altrömiscbe  Stenerwesen  sieh  in  der  neaen  germanisch- 
romanischen  Staatenwelt  /orterhalten  nnd  dann  in  nene  Abgaben- 
formen hinttber  gebildet  worden  ist  oder  nnter  solchen  fortgelebt 
hat  —  so  besonders  in  der  frSnkischen  Monarchie  der  Merovinger  — , 
ferner  die  weitere  ähnlich  wichtige  Frage  über  den  Ursprung  eigent- 
licher „Steuern"  wirklich  öffentlich-rechtlichen  Charactera, 
welche  von  anderen,  grundherrlichen,  gebUhrcnartigcn,  an  die  Aus- 
tibuni:  der  IToheitsrechtc  u.  s.  w.  sich  ankniijifenden  Abgaben" 
principiell  verschieden  sind,  —  diese  beiden  Fragen  bieten  selbst 
tür  einzelne  Länder,  vollends  für  eine  allgemeinere  Erledigung 
noch  sehr  viel  Unsicheres  und  Streitiges.  Nur  emsigste  Special- 
fofscbnng  kann  hier  weiter  helfen. 

• 

Die  TerdienstvoUc  Arbeit  Schon  her g 's  über  das  st&dtiscbo  Stencrvescn  Bawra 
setzt  z.  B.  nacli  «Ii  h  Verfassers  eigoner  Ansicht  älmliclic  inuhsaine  riiti-rsuchiiiifiroil 
for  <*liR'  andrer  Stiidte  voraus,  In'Mir  dir  Eri^clmiss'-  fiir  Hax-I  \ crall^einfinort 

Uiiü  namcullicli  die  Krage  beautwurid  wcriicn  kann,  wie  weil  das  ätadtiscli<-  Moucr- 
«esen  ditr  letzton  Jahrhunderte  des  Mittelalters  die  ^tore  Geschichte  des  Stcuer- 
wcsens  in  den  Territtirialstaatcii  Kccinflusst  bat  (s.  ^Va5fnpr,  Abb.  dirrctc  Sf.Mii-ni 
in  Scliönbcr*^'^  s  llaudb.  2.  A.  III,  1112).  Gicicbcs  gilt  von  den  wcrthvolleii  biiitoriscbea 
Alhettcn  Hegel 's  u.  A.  m..  besonders  in  den  Bunden  der  deutschen  Stidte-Chroniken, 
welche  rielerlei  weiteres  Material  liefern  and  die  ganze  HannigfUtigkeit  städtischen 
SteaenreieDS  im  späteren  Mittelalter  zeigen. 

Für  concentrirtere Staatswesen  mit bedentenderem Öffent- 
lichen Rechtsleben,  stärkerer  königlicher  Gewalt,  früherer  Trennung 
des  iitVenllich-rechtlichcn  vom  privat  rechtlichen  Moment  wie  I^ng- 
land,  Frankreich,  ist  ferner  die  Stcuergeschichte  noch  leichter 
zn  verfolgen  —  und  dafdr  haben  wir  auch  umfassende  z.  Th.  aus 
i,'ezeichnete  Arbeiten,  wie  z.H.  (' 1  am  agera  n 's  histoire  des  impöts 
CD  France,  jetzt  aus  Jüngster  Zeit  Do  well 's  history  of  taxation 
in  England  —  als  in  einem  so  eigentbümlichen  Staatsgcbildc,  wie 
esdas  alte  Deutsche  Reich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, daher  gerade  in  der  Periode  mehr  aufkommender  Stenerwirth- 
sebaft,  wurde  nnd  blieb.  Das  Territorialstenerwesen,  das 
hier?ielfaeb  die  Stelle  gewann,  diedemReiehsstenerwesen  wenigstens 
ta  einem  grossen  Theile  bei  einem  ähnlichen  Entwicklungsgänge 
der  königlichen  Gewalt,  wie  etwa  in  Frankreich  nnd  England, 
ngekommen  sein  würde,  zeigt  zwar  in  den  GrundzUgcn  wieder 
grosse  Uebereinstimmung,  aber  in  Einzelheiten  und  in  den  ver- 
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Bchicdenen  Periodeo  doch  auch  zeitweise  und  bleibend  viele  Ver- 
scbiedenbeiten. 

Hier  hat  schon  manche  mOhsninc        ialforschnng  schöne  Erfolge  gehabt  und 

Rnustoirio  za  ciiuT  all(rein<'itHMi  denfsclicii  Tt'rri(ori;il  St<'iicrL'rsrliiclit»^  irt'sanunclt  \m*\ 
bearbeitet.  Aber  viel  bleibt  auch  hier,  zumal  in  Bezu^  auf  Zurückgehen  zu  den  ersten 
Qaellen,  noch  zn  than  Qbrig.  Anff^ben,  wie  sie  in  einer  richtigen  wincnschafUicbcn 
ArbdtstheUung  nicht  sowohl  <li  r  Nationalokonom  umi  Finanzthcorettker,  die  dadurch 
ob<'ii  ihriMii  ciufontlicht'n  Fache  ontzogi-n  w Union,  yls  dem  zwar  nrifionalökoiiomisch 
und  huanzwissenscbaftlich  gebildeten,  vor  Allem  aber  in  sulchem  Spuciaigebiote  ge- 
schichtKcher  Ontersnchung  gescholten  Pachhistoriker  zu  stellen  sind. 

Die  länger  daiicriule  praetische  und  theoretische  Verquiekung 
(los  (iirentlich-rechtlichen  und  privat  rechth'chcn  Moments,  die  längere 
Andauer  der  Naturalwirlbschaft,  der  Sieg  dts  fürstlichen  Absolutis- 
nuH  mit  seiueD  Folgen  für  abermalige  \'eiquickung  des  steuerrecht- 
licbeu  Moments  mit  anderen  hoheitsrechtlichen  Momenten  im  Finanz-, 
Regal-,  AbgabeweseOy  das  sind  weitere  ErsehweraDgen  für  eine  Uber 
den  Rahmen  des  Einzelterritorinois  hinausgehende  Stenergeschichte 
und  oft  schon  fttr  eine  solche,  welehe  in  diesem  Rahmen  bleibt, 
gross  genug.  Die  Stenergeschichte  :wird  hier  immer  mehr  oder 
weniger  zur  allgemeinen  Finanzgesebichte  and  diese  zum  Theil 
wieder  zur  Verwaltungsgeschichte,  ja  zur  allgemeinen  politisclien 
Oescbicbte,  welche  sich  so  vielfach  um  den  Nervus  rerum,  die 
{Steuererträge,  als  iMittcl  und  Zweck  politischer  Dinge,  dreht. 

In  der  neueren  und  ii eu esten  Zeit,  hier  früher,  da  später, 
voll  und  ganz  erst  seit  der  Entwicklung  der  neueren  „Verfassungen'* 
nnd  der  damit  beginnenden  Aera  ,,Terfassang8mässiger"  („consti- 
tntioneller'')  Finanz-,  Budget-  und  Steuerwirthschail  ist  das  Material 
der  Stenergesebiehte  wohl  leichter  und  vollständiger  zu  gewinnen, 
als  fllr  die  frUhere  Zeit.  Aber  es  wird  auch  immer  colossaler,  so 
dass  wiederum  eine  grosse  Arbeitstheilung  noth wendig  wird,  um 
seitens  einzelner  Specialforscher  seiner  Herr  zu  werden.  Selbst 
dies  ist  bisher  meist  nur  be/Jiglicb  einzelner  Länder,  oft  sogar 
darin  nur  einzelner  kleinerer  Zeiträume  und  einzelner  Stciierarten 
erreicht  worden.  Die  staatsrechtlichen  Seiten  der  Steuerlrageu, 
die  entwickelte  feine  Steuertechnik  -  selbst  wieder  oothwendige 
Folge  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Betriebstechnik  (agrarische 
Grund-,  Gewerbe-,  Branntwein-,  Zucker-,  Börsen-  und  andere  Ver- 
kehrasteuem)  —  erschweren  dann  ihrerseits  wieder  die  Arbeit  des 
iitenerhistorikers*  Und  doch  müssen  hier  erst  umfassende,  quellen- 
mltesig  gearbeitete,  allseitig  genügende  Monographien  fiber  die 
Steuergeschichte  der  wichtigeren  Länder  vorliegen,  wie  eine  jede 
wieder  nur  das  Ergcbuiss  Jahre  lauger  Spceialstudieu  sein  kauii. 
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wenn  eine  liiaikhltarc  Tirnndlage  fllr  eine  detaillirtere  ver- 
gleichende Steiiergesiliiclile,  z.  H.  der  modernen  europäisch  nord- 
amerikanischen  Staatcnwelt  möglich  werden  soll. 

An  f!inz«  liion  til'  lifii^en  Vor.ul"  iti  h  «lazu  fflilt  «^s  nicht,  ich  rechne  duhiii  auch 
•lie  rer^lcichendc  St<  ucrjj;eächichtc  <:iuzeliier  i^tcuerarteu,  z.  6.  die  schöne  Arbeit  von 
Julius  Wolf  aber  die  BnuiahreinKtenor ,  dessen  und  K.  ?.  Kftiifmann's  Arbeit 
ti\>cr  dif  Zuckcrsteuer.  AI».'!*  e^i-lrlKT.  ^ii  h  in  ihr'Mi  ^I;itrrialion  und  Eru-^bnissen  .s»  ]hst 
vioder  controlirendcr  und  iihtiairender  Vurarbeitca  sind  auch  eim-  Menge  notUwcudi^, 
bis  die  Zeit  zq  einer  aligemcinon  vergleichenden  Steuergcächichto,  wie  sie  Stein  s 
grosser  Warf  bezielt,  g«&omjnen  sein  wird. 

Her  enge  Zii.sammenhnng  der  Steuergeschichte  und  Steuer- 
gesetzgebung mit  anderen  Vorliältnissen  des  ötTcntlichen  Lebens, 
namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Verlassungen,  den  Kämpieo 
zwischen  fiirstlicber  Gewalt  und  Volksvertretung,  den  parlamen- 
tariaeben  Kämpfen  und  schliesslich  mit  der  allgemeinen  poUtischeo 
inneren  und  änsseren  Staatsgesebichte  hat  aber  nun  neben  dem 
Nachtbeil,  eine  Darstellung  der  Steaergeschiebte  schwieriger  zu 
machen,  auch  den  Yortheil,  dass  Historiker,  Pnblieisten,  Politiker, 
welche  geschichtliche  Periode  und  politisehe  Frage  sie  auch  be- 
handeln mögen,  fast  stets  gcnöthigt  sind,  der  Besteuerung  und 
deren  Streitfragen  wenigstens  einige  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Dadurch  sammelt  sich  in  den  betreffenden  Schriften  ein  grosses 
Material  zur  Steuergeschichtc  und  zum  Steuerreclit  au. 

D,'l^^••IlJe  wird  zwar  hier  unter  anderen  Gesi<  htspiinrten,  des  allj  rif  inen  Bisto- 
rilkcrs,  Cultur-  und  Wirtbsrhaffshistorikers,  Ucihtshistorikers  und  dc^  rublicistcn  auf 
dem  Gebiete  des  Staalsrecbth,  gesamin«dl,  gesichtet,  bcurtheilt.  Aber  es  bleibt  doch 
auch  dem  Steucrhibtoriker  und  dem  I  inanztheoretiker  zur  Yerw<  rthiin^,  und  namentlich 
Ictzt'Tcr  wird  sich  für  die  Zwccki'  il-  r  rman/.wissensrhaftli<  lien  Erörtcninp  des  Steuer- 
woens  ol't  hier,  wohl  vornehmlich  in  den  älautsrechlsgcschichtlichcu  und  atiiatsrechthchen 
Weriien.  msncbes  Material  znsammensacben  mQsseo  und  auch  dorfon.  Denn  die  nr- 
sprüngli«  he  Sammelarbcif  :iiis  erster  (Quelle  kann  er  fjemris.s  tioihwendij^crr  faehwisseii- 
schaftlichcr  Arbcitstheilung  gewidudich  nicht  oder  doch  nur  zu  einem  kleinen  Theil 
selbst  Tomchmen.  Der  Hauptmangel  dieses  historischen  und  legislativen  Materials  in 
den  historischen  und  staatsrechtlichen  Schriften  besteht  fUr  die  Benutzung  zu  finanz- 
wissenschaftlichen  Untersuchuiuren  wohl  ilarin,  d;i>s  die  Autoren  di-'  steiiert<'ch- 
utächen  Puncto,  dem  Zweck  dieser  Schriften  gemäss,  nur  ncbenb«;i  und  kümmerlich, 
öfters  far  nicht  genauer  behandeln.  Wenn  sie  sich  ausnahmsweise  darauf  mit  ein- 
las*;.n.  l»eL'.  Iien  sie  hier  am  Leiehtesten  Iriiliiinier  un<l  Fehler,  weil  tiem  betrcflendcn 
Sammler  und  HarstcUer  diese  steuertcchuische  Seite  femer  liegt  und  ihm  dai'ar  die 
Fachkenntiiiss  fehlt. 

Alle  diese  Bedenken  würden  es  mir  als  ein  Wagniss  erscheinen 
lassen,  nach  dem  Stande  der  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  eine 
nsnnliche  vergleichende  Steuergeschichte  schreiben  zu  wollen,  wozu 
meine  eigenen  Studien  auf  diesem  Oebiete  auch  nicht  ausreichen 
wfirden.  Allein  darum  handelt  es  sich  in  diesem  Werke  und  auch 
in  diesem  ersten  Buche  nicht  Für  den  Zweck,  der  hier  verfolgt 

A.  Wagntr.  PiuMiwiaMiiMliafk  IIL  2 
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wird,  nnd  m.  £.  in  der  FinaDzwissenschaft  allein  zn  verfolgen  ist, 
genUgt  eben  eine  Ucbersicht  Uber  die  Hauptpunkte  des 
geschichtlichen  Entwiciclun p;sn:an p:«  und  des  in  einem 

hcstiinnitcn  Zeitalter,  iiamcnllieli  in  der  iiioderiKn  Zeit  und  in  der 
(ie«i;cn\vait  «reitenden  Rcchtszustauds  der  Besteuerung 
ciuigcr  wieliti'^ercr  Staaten. 

Für  ••iiii'  st'li  lii-  l  i-li-  r-^ii  lit  r<'irli<>n  «li<^  vorliaixIiMH-n  litorarisrhon  Ililfsmilt'-l 
eiiii<X*'rinaj»sca  aus,  bcsundci's  in  H<  ircii  dcj  beiden  iur  diese  Dinge  wichtigsten  Länder, 
Fninkn^ich  und  England,  viel  venigor  noch  fdr  Dentschland.  128  wird  darch  ein«» 
solelie  r*>)icr8icht  immerliin  <in  (i<'sanuntliild  vom  Stciierwisen  einzelner  Länder 
und  Z.  ifalti  T  ircwonnftn,  das  zur  Ersfänzuri!?  »1er  Krr»rt<MHn'_''<  n  ül)er  di«-  einzelnen 
Steticnirten  im  7*  and  b.  Riielie  uml  der  dort  ein^^estreuten  stcuerliistorischi'n,  steuer- 
mohtfichcn  und  sti^nerstaiistischcn  Daten  ancli  vom  Standpancte  finanzwissenschafUir.lier 
T^.'Iniidlun.!  L'i  ltoi.  ii  ersrlieint.  Denn  nur  in  einem  soldir  n  Hilde  y\'st  ^ieli.  was  denn 
nun  in  der  l'raxis  in  uegebeiier  Zeit  und  in  einem  S''iC''''<*n<^"  I^iiide  an  (iesainmt- 
leis(un)i;e,n  zur  Lösunii  des  SteiierproMems  vcrsudit  worden  inid  wie  es  pe.lnnjji'n  ist. 
A<ni8S«^rc  (iründc  nOtliiifrcn  daliei  und  innere  Griind«)  hindern  es  nielit.  sieh  im  i'i*l<,n>nden 
anf  Hau  iitl'iiider  zu  lte>ehränken,  so  in  der  S t  e  ti  ru^'-s e Iii e Ii  t e  di  s  Ali'-rtliuins  auf 
(f rie<- h un lund  und  liom,  in  derjenigen  den  MitleUltcni  und  der  Meu/.eil  wcsenilicli 
aof  Dentsrhlnnd,  Frnnlc  reich  und  Grosftbritann{r>n.  Frtr  die  in  diesem  Werke 
Tcrfolü:!«  II  Zw>'<  k>-  <:<'nii;;t  eine  derartii;  sieh  im  Stoil  l>e>(  hräiikendc  DantellDn^. 

Wenn    sieh    d-ilx  i    dl--    lef/tt-re    auf    franzövj.rlie    tlinl  i  iejli^elie   \'e|  IifiMlli-^'^e  «renaUiT 

e.inliisst.  so  rechtlertigt  sich  dies  durch  die  gnis^iere  IJedeutun«;-  der  dortif;en  Vorgiinj;;« 
nnd  wird  nothwendiir  wcf^on  des  Mangt^l«  der  deutschen  Vorarbeiten. 

Die  ])r|reir<  nden  Iii.  rarischcn  Angaben  sind  d.  ii  einzelnen  Ahsehnitlen  heisre- 
fiiüt.  wohei  indes^i  ii  eine  vollstrnidiire  sfeuej-ireseliielidiehe  Hil)lioi;raj>hie  nicht  be'zweckt 
werden  ki>nnl<^  Viele  einzA:lnc  Schritten  sind  in  i'in.  I  (.'<.  A.),  N.  52  11'.  u.  11,  S.  140  IT., 
rawie  ob4>n  8.  S  u.  4  g«'nannt  worden.  Von  verfrlnichond^statistischon  Arbeiten, 
hie  un<l  da  mit  historisrhi  u  Rnckblieken  (wenicrvi.  ns  in  die  jonu-ere  Ver^anirenheit") 
sind  dit'ji  iiieen  von  v.  K'eden,  v.  ('zürn i («ish  ri.  IUidt:.  t  v.  is(ii)  uml  für  Deutsch- 
land, uKdirlach  in  Ver!;leichun^  mit  den  anderen  europiiisclicn  (irossstaaton,  die 
fleissigen  Arbeiten  von  (lerstfeld,  bes.  Reitr&iro  z.  Keirhssteot^rfrage,  1S79,  atnch 
der  Anfsatz  in  C.-nrad's  Jahrb.  1*^"^ V..  2  Ii  i  /u  n<'nnen.  Die  wi' hfit-^ten  m  tie>*fen 
Daten  stets,  mitunter  auch  eine  vei gleichend -statistische  Finanz-  und  Stuucrtabelie, 
zuverlässig  im  (ioth.  Jahrb.  (Hof kniender). 

hh'stc'S  Kapiti'l. 
Steuergesohi^ohte. 

Erster  Hauptabschnitt 
Altert  hnni. 

Griechenland  und  liom. 

1.  Abselinitt. 
Grieohenland. 

Literatur.    Das  Havptwerk  ist  A.  Bnrkh*s  Staafshanshaltang  der  Athener, 

dem  hi.  r  pefol-t  winl.  S.  2.  Ausj;  I.  bes.  107  If,  r2'»-4«l,  t»ls  H..  r.l.M  -titl.'J. 
Eine  neue  Aus)?ab.-.  1).  s  .rut  v.  I  rihikel.  sf.  jit  fur  jssc,  in  Aussicht  und  wird  wohl 
diese  und  jene  kh-ine  \  eni>llstämli<;iiiig  und  it*  richtigung  nach  neuem  Ins«  hriften- 
naterial  enthalten.   In  allem  WesenUicben  bleiben  die  Kesnltate  der  bahnbrechenden 
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nad  gmndlcfcniliMi  R«lckh  schon  Forschnnf  wohl  beatehen.  (S.  K.  Cnrtins«  Godlcht- 
nis?ro(I«^  auf  A.  Ti««  kli.  Hfrl.  l^sr»).  ncmprlim-r'  ii  üIht  dio  ir<-l)iilirfinartig;on 
Einnahmen  in  (irii^clicnland  tiiitli  a  sich  in  d.  l'iiian/.wisscnscb.  Ii,  S.  13,  Uber  den 
Finanxdicnst  cb.  I,  3.  A.  §.  b6;  s.  darttber  auch:  Fcllnor,  s.  Gesch.  d.  att 
Fiiian/\. malt,  im  I.  u.  Jalirh.«  Wien,  1879  (Jalfheft  1879  d.  SIt2.ber.  d.  phil.  hisL 
OL  d.  >k  iencr  AkaU.  d.  Wiäs.). 

i?.  G.  Die  nlt;j;ric(  liisclicn,  .spccicll  die  noch  am  Besten  bekannten 
athenischen  Steiierverhällnissc  sind  mit  dem  überlieleitcn  lite- 
rnrischen  niid  inschrirtliclien  Material  auch  von  den  sorji^samsten 
und  bedeutendsten  Forschern,  unter  denen  A.  15(>ekh  noch  immer 
die  erste  Stelle  gerade  auf  diesem  Specialj^ehiet  einnimmt,  nur  in 
gewissen  Grundzügen  mit  leidlicher  Sicherheit  zu  ermitteln  ge- 
wesen. Im  Einzelnen  ist  und  bleibt  verninthUcb  vieles  unklar, 
striUip:  nnd  lückenhatt,  wenn  auch  immer  noch  Ton  Ncnem 
kleine  Bausteine  durch  Inscbriftfunde  gewonnen  werden.  Nament- 
lich die  geschichtliche  Entwicklung  ISsst  sich  ans  den  be- 
kannten Tbatsachen  nicht  mehr  genauer  in  den  Einzelheiten  nach- 
weisen. Indessen  gestatten  einige  solcher  Tbatsachen  auch  flir 
die  griechischen  »Stadtstaaten  den  Schluss,  dass  gewisse  typische 
Verändernngcn  in  der  Bestenernng  mit  der  Entwicklung  und  Diffe- 
rcii/.iriüig  des  Volkseinkommens  und  Volk  »Vermögens  eingetreten 
sind.  Krheblichcre  Verschiedenheiten  von  anderen  Liindern  und 
Zeiten  eriieben  sich  wohl  vornehndicii  aus  zwei  (iriinden.  Einmal 
hat  (kr  eigens  vom  Bürger  zu  leistende  Wehrdienst  den 
.Staatsbeda rf  nicht  so  ho(d)  steigen  lassen.  Nach  der  KintÜhrung 
?on  Sold  in  Kriegszeiten  gaben  die  Tribute  der  Baudes- 
genossen  in  Athen  die  Dcckungsmittel.  Sodann  hat  das  eigen- 
thtiDiliche  System  der  Liturgien,  das  sich  nicht  nur  auf  Athen 
beschränkt  bat,  ein  gewöhnliches  Steuerwesen  weniger  nothwendig 
gemacht  Die  Liturgien,  welche  Böckh  im  Allgemeinen  noch  am 
Ersten  mit  den  heutigen  Naturalliefernngen  und  Naturalleistungen 
Tergleiehen  mßchte,  liefen  zwar  in  der  ökonomischen  Wirkung 
auf  eine  Art  progressiver  Einkommensteuer,  ja  progressiver  reeller 
Vermögenssteuer  auf  die  reiebere  Clnsse  hinaus.  Sie  hatten  aber 
staatsrechtlich  einen  anderen  C-haracter  als  den  der  Steuer.  Ihre 
üebernahnie  ^^aü  als  Khrcnj)llicht,  ein  Priuci]),  das  zu  anderen 
CoDseqnenzen  als  bei  reinen  Steuern  führt. 

Ausser  den  Domanial-  und  BcrgwcrkseinkUnftcn,  den  mancher- 
lei gebübrenartigen  Abgaben,  den  Tributen  kommen  für  gewöhn- 
lich, znr  Deckung  des  ordentlichen  Bedarfs  vornehmlich  nur 
iodirecte  Verbrauchs-  nnd  ähnliche  Abgaben,  in  Form  von 
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Zollen  und  Marktabgaben  vor,  sodann  einige  directe  Per- 
sonalsteucrn  auf  gewisse  besondere  Kategorien  von  Per- 
sonen. Also  die  indirecte  Verbranchsstener  auch  hier  schon  eine 
normale  nnd  practisch  wichtige  Einrichtoog:  ein  Panct  von  typi- 
scher Bedentang  für  die  allgemeine  Stenei^esehicbte.  Dagegen 
fehlen,  der  antiken,  wie  der  mittelalterlichen  nnd  der  noch  spater 
andanemden  Auffassung  von  der  persönlichen  Vollfreiheit  gemSsa, 
allgemeine  Personalsteuern,  insbesondere  gleiche  Kopf- 
steuern u.  dgl.  m.,  ftir  die  Bürger:  auch  ein  solcher  typischer 
Piiiut  der  vcrglcicliendcn  Steucrgcscliiclite.  Für  den  iiii.sser- 
or de nt liehen  Hcdail',  hesondors  in  K  riei^s Zeiten  ,  findet  sich 
dagegen  die  Verni()i;en  s  he  Steuerung  der  Hlirger  und  der 
sonstigen  Freien  (SL-hut/verwandten,  Fremden  i,  anl".  wie  es  scheint, 
verhältnissnüissig  rationeller  iiasis,  in  angemessener  V'crtheiiang 
der  Lasten,  wohl  nach  dem  Princip  der  Progrcssivbesteuernng, 
und  in  bedeutender  Ansdehnang:  bei  fehlender  oder  nnzurcichen- 
der  Creditbenutznng  ein  passendes  und  auch  sonst  zu  findendes 
Finanzmittel,  das  im  System  der  Liturgien  seine  eigenthfimliche 
Ergänzung  findet.  Analogien  mit  dem  Steoerwesen  der  StS&dte 
nnd  Stadtstaaten  des  Mittelalters  in  den  Zöllen,  Verbrauchsabgaben 
für  den  ordentlichen,  der  Vermögenssteuer  mehr  für  den  ausser- 
ordentlichen Bedarf  treten  hier  hervor  und  lassen  darauf  schliessen, 
dass  die  Wahl  der  Steuerarten  durch  gegebene  politische  nnd 
wirtlischarHiche  Verhältnisse  in  hrdiercm  Maasse  bedingt  ist,  als 
die  al>stracte  Theorie  und  Tolitik  auzuuchmen  gcucigt  sind. 

§.  7.    Ei ii/.t'I n<  s. 

1)  Di«'  griechisfhcn  und  spccioU  die  athenischen  Zölle  waren  ci^^entlidic 
Ein-  uikI  Anafuhr/.öll*'.  vornehmlich  für  dtu  Seeverkehr  in  Atlien,  aber  aneli 
an  den  LaiKlureiizcn  nielit  felilend,  vielloiclit  mit  SeliilKaliits-  iin  l  ll.if.  lür.M.  i ii.  als 
gebuhrciiar ügeu  Aijgalieji,  verbunden.  Der  Sat£  in  der  liauptpeiiudc  Vm«  ^'^^ 
Erhebung  schon  in  Ueld.  Von  wann  an  dies  oder  ttberhanpt  die  ganze  Einrich- 
tuns^  erst  später  zu  Stande  kam,  ist  nicht  ni>  hr  sieher  7.n  1iestiiniii>  ii.  Jcdoofalls 
Gestaltungen,  die  einen  entwickelten  auswärtigen  (jrosshandel  voraus&ctzeu.  —  Statt 
der  Tribute  crh*'ben  die  Atlicnor  mitunter  auch  bei  den  Bundesgenossen  Ein«  nnd 
AnafDhr/.olie,  vun  r>7„:  alsu  s<  )ion  damals  ein  Fall«  WO  eine  solcho  „indirecte'*  St4Mier 
als  zweckmiissiües  Kr>at/jiiitt('l  «lirerter  Steuern  -  rsrliien. 

2)  Die  Marktabgalieu  buin  tleu  den  \  erkelir  mit  ländlichen  rruducteu,  wclciie 
in  die  Stadt  kamen,  nnd  den  etwaigen  sonstigen  Kleinrerlcehr  hier.  Es  warten  dies 
in  einer  Hinsicht  vielleicht,  wie  an  den  mittelalterlichen  Markten,  o^obüli  re  narti^e 
Abgaben,  nämlich  fiir  das  liecht  des  Verkaufs  überhaupt,  für  den  Markbtand. 
überwiegend  j.'<lücli  wohl  Verbrauchssteuern  (Accisen).  Die  Erhebung  erfolgt«* 
auf  dem  Markt  '  selbst,  aber  wwlil  amli  in  l'orm  von  Thorsteuern.  Entw irk-!i«T 
N'erk-'lic  /.u  isi  lien  Stadt  und  Liui'l  .»I-h  i!i<'  V.irni>;-i.  t/nn;i!^.  \\'i''<l'Tnm  enj'-l'en  -^ich 
bi^merkensweilhe  Analogien  mit  den  \  erhultjiissen  ahnlicher  Abgaben  miUelalterlicher 
Städte,  auch  was  den  gemischten  Oharacter  der  Marictabgabcn  betriin. 

.'t)  Te  rsonalste  iiern  nti<l  Verwamltes.  Eine  sctlehe  i^ebilhren.artigen  riiararteiv 
ist  daä  Schutzgcld  der  treuideu  i/ttzvixiov).   Eine  regelmässige  Besteuerung 
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d«r  Sclafen  ist  ia  Athen  nirht  ^aiiz  sicher,  jodoch  wahr»«  li>  inlich  ;  keine  ei.u:eutlicho 
Personal-,  soinl<rii  eine  Art  \"i'rin(\«^onssteu<'r  inwh  als  (Je sindcsteucr  h«;i 
Sclavco  so  aut/ufa:i5<  i)).  Kiii/.cIuo  Cjattuii^cu  von  l'cnioitcü  wcrduu,  wie  scheint, 
■it  MS  dnem  sittenpolizeilichen  GMiehtsimnct  o.  dyrl.  besteoert  Diese  Steaern 
stdicn  aber  ztiffloirh  oinc  Art  fliU'L'rcn/.irtor  (i  c  w e rbos  t  r  u  r  ii  dar,  m>  in  Alhon  und 
aoch  äoust  mitunter  auf  Wahrsager,  (Quacksalber,  Gaukler,  W  underkuuütier,  namentlich 
Uaron  (beiderlei  Geschlechts). 

4)  Die  vorkuiutnenden  (i  ru  inl abgaben  scbehicn  nicht  Gnindütcucra,  sondom 
?ra  ndhcrrlich  «T  Art,  für  l.amlüberlassung,  cvi'ntuell  auch  flir  dio  U^'ll<•rla^sung 
dt-r  Nutzung  öffcntlichor  Laudcrcieu  (pacht^eldartig  oder  zur  Anerkennung  des 
EigeothvflM)  gevesen  sn  sein.  Dagegen  weiden  Besitswechsolabgaben  ron 
Grondcigeiitliu  m  beim  Vt'rkauf  (1  "/.ö  erwähnt,  also     '•rki  hr:5Stcucrir.  ol)  alt? 

5)  liio  Vermögcusüteucrn  gehörten,  in  Athen  wenigstens,  zu  den  ausser- 
ordentlichen Steuom.  wesentlich  nnr  fur  Kriefrs-  and  verwandte  Zwecke,  scheinen 
jedoch  in  anderen  demokrati^M  hcn  Staaten  uiituuter  auch  in  Priedenszeiten  regelmässig 
vorgekommen  zu  sein.  Nai  Ii  Iliickh  ^iml  sie  in  Athen  vor  dem  i>eloiM>nncsiM  heti 
Kriege  nicht  häuQg  und  auch  nicht  bedeutend  gewesen.  Dio  Scbatzangen  nach 
der  solonischen  Glasseneintheilnng  hilt  Bftckh  nur  selten  und  nnr  nebenbei 
für  die  Steii' r-Tli-buiiir  bestimmt  (a.a.O.  S.  (»r)2).  Die  lilteren  VermJIpnssteuern 
haben  aber  wohl,  wie  die  solonischc  Verfassung,  nur  das  fruchttragende  Laad, 
also  nur  den  <irundcif?enthümcr  berücksichtigt.  Dafar  bestanden  Katastereinrich- 
tttoiren.  Später,  beson<lers  mit  der  \  Lirnehrung  der  Vermögensst« n  i  i  im  pelopon- 
n«->is«  h<  n  Kri-  i-'e,  und  sichcrii' h  lioeh  aut  Ii.  weil  sirb  <  b.  ii  jetzt  <i.is  l>ewe}rliehe 
Vcrutogcii  vermehrt  und  verselbständigt  hatte,  wurden  die  Vermögeussteuern 
dacegen  allgemeine,  wdcho  nach  das  bewegliche  YermAgen  mit  nmfassten: 
neben  Ländcrcien,  Häusern  werden  dah*  r  jetzt  zinsbare  Kapital  ,  (leMvorr  ithe,  S<  lav  n. 
rohe  und  verarljeitete  Erzeuj^nisse,  Vieh,  Hansgeriith  u.  s.  w.  mit  besteuert.  Dafür 
sind  dann  auch  allgemeine  Vermögenskataster  r-bildet  worden.  Soweit  sich 
dio  Vertheiluntr  der  Steuer  und  der  St-m  rfnss  no- b  fest^.t.  Uen  lassen,  ent- 
wickelt sich  diese  V>TniJ\^ensst<'aer  narb  ilnvm  Kliert  auf  dii-  St-Mierpflirlitii^'-n  zn 
einer  Art  progressiver  Kiukummcnsteuer.  Auch  die  Metoken  unterlagen 
den  Yermögensstenem. 

6)  Unter  den  Lituririon  war  die  Tricrarrbie.  d.  b.  di-  Ausrüstung'  u.  s.  w. 
der  KriegsschilTe.  die  wichtigste:  in  der  Ökonomist  Ik  ii  W  irkung,  wie  »^e.sagt  ein.  Art 
progressiver  Vermögens-  und  Einkommensteuer,  auch  noch  in  der  Ueforui,  weh  ho 
Deinosthenes  durchitthrte,  wo  die  Leistung  der  Trierarchie  nach  der  Schatzong  nor* 
nirt  wurd<-. 

Allgemein  war  in  Athen  und  sonst  in  üriechenland  die  Verpachtung  der 
Stenern. 

2.  Abschnitt. 
Born« 

Literatur.  Aelteres  Hauptwerk  ülti-r  das  rftmische  Steuerwesea  ist  r>iit  nianu, 
fecticalia  pupuli  romani.  Leid.  17.!  I.  Die  nenen'ii  b*eebtsbist>>iik.  r  und  |h1im  1.  ii 
Uibtoriker  haben  sich  mit  dem  römischeu  Steuerwesen,  lte:>onders  di  ui  Ibtrger-lnbuuun 
und  dem  Provindal-Tribatom,  vielfach  beseh&ftigt,  ohne  bei  dem  Maogel  aasreichender 
ind  der  l"ndeutlii  bkeit  <l<'r  vnrbaiid- ii-  it  ',hi.  |l. n  au<  li  nur  in  allni  IIaup(puni  t<  ii  /ur 
Gebereinstimmung  zu  kommen.  In  den  Nebeufragen  wimmelt  es  vollends  ron  ('<>nti')- 
versen.  Darauf  auch  nnr  andeutungsweise  näher  ein/.ugchen,  als  es  im  Texte  ijc- 
schieht.  liegt  aussiThalb  der  Aufi^abe  di<  si-s  Werics  nnd  auch  ausserhalb  meiner  per- 
sunli<  li''n  Kompetenz.  Eitit«  ii)nir>t  LK-Innd-  ne  neu.-  l{<-t  btsi|ii'  !!e  ist  aueb  fiir  die 
Steucrlragen,  besondcis  für  diejenigen,  welche  das  l'ruvincialtnbutum  betretien,  wiehtig 
geworden,  alter  hat  doch  auch  wieder  neue  Gontrovcrsen  erweckt  (vgl.  Matthiass' 
niit.  r  II.  Schrift):  Brnns-Sachao,  syrisch-römisches  Kechtsbnch  ans  d.  5.  Jahrb., 
Leipzig  ISHO. 

Die  fachwissenschafUiche  nationalökonom ischc  Hauptarbeit  tthcr  die  rö-  - 
■lachen  Tributa  sind  Bodbertns*  vortreffliche  Aufsätze  darftbcr  in  HUdcbr.  Jahrb. 
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IV,  V,  VlII;  Thcilc  /.u  einer  Furtbitt/iuij;  hat  er  im  Maml^orillt  hiiiterla>.«>en.    In  der 
(iruuilanseliauunj;;  scheiut  uiir  Kodbertus  im  Kcclitc  zu  beiu;  ich  liabc  äic  meiner 
geschiclitli«  hm  Darstellung  der  £iitwi<-khin|i^|irincipieii  Bchon  in  Ii.  II  zu  Grunde  (ge- 
legt, s.  lo  s.  II,  S.  Not»;  "M.  wo  die  Haiiptiiuiicf''  vom  H<i(ll»iTtiis'  Ausii  Ilten  liervor- 
gubolHiU  werduii.   £iiizeluu  äciuer  Krgcbuiääc,  tat  iseiue  Meinung  über  die  Furterkubuag 
dos  BQrKcrtribiits  (worin  Bodbertn«  übrigens  toü  d^  neuesten  Scbrifitsteller  auf  diesem  Ge- 
bioti%  Matthias    wieder  zugestimmt  wird),  scheinen  aber  duch.  nach  dem  Urtheil  anderer 
K.u  hrii.dun  r,  irri'.*  oder  nur  tlieilweise  hahl>;ir  zu  sein  :  ein  Sachveilialf,  wii-  er  ja  in  Hr/uir 
aul  ICodbcrtUd  auch  tiOUät  t»ich  lindut,  wa^  deüäcu  Bedeutung  trutz«lem  nicht  eigentUch 
schmftlert.   Ich  habe  mich  hier,  vo  es  auf  das  ^wahrscheinlich**  Kichtigsto  iii 
der  Darbte  II  un;;^  ankommt,  daher  doch  weniger  an  Bodbertns  als  an  Mar*|uardi  ge- 
halten, tlosen  neue,  alle  bisht-rij^en   Forsohuiitr<'n   zusauuuenfasseialt;  Arb<it.  ..diu 
röm.  Staatsverwaltung",  II,  145  lt.,  der  folgenden  Dan>lellung  wesentlich  zu  drunUe 
liegt  8.  jetzt  auch  die  neue  Ausgabe  dieses  Werltes  von  Dessau,  Bei 
Marquardt  aiieh  die  weitere  allgemeine  uml  monographisclio  Literatur.  Au.vser 
den  historischen  Werken  (Niebuhr,  Mommsen,  in  dess<ii  röui.  <ieseh.  /.  H. 
(2.  A  )  I,  772  U.,  II,  Kap.  XI,  S.  .'{'Ii  f..  III,  S.  Abb  U.).  den  Werken  über  r..m.  Kechts- 
l^eschichte,  wo  Walther  hervor/uhe)>en  ist,  i^ber  römisches  Staatsrecht 
(Mommsen,  i)assiin)  sind  dir  \\.rke   über  rßmische  S  l  aa  t  sal  t  c  r  t  h  ü  me  r  zu 
ucuueu,  bo  Lauge  (s.  bei  ihm  l>cs.  Uber  die  altere  Zeit,  Servianiscli'-.  ( 'ensusvurfa^. 
u.  Stenern  I,  S.  A.,  Berl.  1876,  S.  487  If.,  598  fr.,  hOO  C).  Flir  die  spatrOmischc 
Zeit  s.  L.  Bouchard,  ctudes  sur  I'administr.  d.  Uu.  de  Tempirc  rom.  p.  2*.t*j  ir.  Sehr 
klar  stellt  in  systemati>'  )i.  r  Rcliandlung  das  röm.  Steuerwesen,  auch  l>e/.ii};li(  h  der  (ic- 
staltung  in  der  Provinz  Oaiiiuu,  dar:  Ciamag  er  au,  bist,  de  ilrnpüt  eu  l'raucc  l, 
Ii?Te  1.   Die  älteren  Schriften  f,  He^ewisch,  Bosse,  Dnrean  de  la  Malle 
(s.  Fiu.  I,  54)  genügen  nicht  mehr.    Die  wichtißsten  Monographien  des  Gegenstandes . 
bes.  über  TrÜMita,  Censns,  sind:  Iluschke  (VerCas^^.  d.  Serv.  Tull.,  dei>..  über  »I. 
Census  z.  Zeit  Christi),  v.  Savigny  (über  die  röm.  Steuerverfass.  unter  den  Kaisern, 
znent  1823  fl.,  rerbess.  in  d.  „Vermischten  Schriften**  II,  67  11'.,  womit  bes.  Kod> 
bi  Ttus  zu  vergleichen),  Monmisen  (röm.  Tribu:>).    Weitere  I.it.  u.  a.  bei  M  a  r 
<|Uardt,  bes.  8.  7tJ,  157,  200,  IIS  u.  a.  a.  St.  in  d<ii  Noten.    Neueste,  revidinioJc 
Arbeit  eines  Juristen,  der  sich  vielfach  den  Krgebnis^en  von  itodbertus  anscbliesät, 
ht  B.  Matthiass,  röm.  (irundstcuer  u.  Vectigalrecht,  Erlang.  1882.  —  Zur  Ueber- 
sicht:  Yocke,  diiecte  Stenern  d.  BOmer,  Tttb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1S59  (LV), 
S.  G60. 

Ueber  die  rtmisehen  privnt-wirthscliaftliclion  Einnahmen  s.  Fiu.  I,  3.  A. 
§.  224,  Uber  Gebühren  II,  S.  18,  Uber  den  Finanzdienst  I,  3.  A.  §.  86. 

8.  Die  aftrömischeii  Stenerverbältnisse  lassen  sieb  in  ihrer  Ent- 
wickloDg  und  Gestaltung,  besonders  seit  der  Kaiserzeit,  ininierliiu 
genauer  im  Eiiizelncn  und  8ieliercr  im  (xanzen  verlolgen,  als  die 
grieehisclicii,  soviel  Ungewisses  uiul  Strittiges  auch  noch  nach  den 
neuesten  Forschern,  so  z.  15.  auch  zwischen  Ivodbcrtus,  Mat- 
thiass, einer-,  v.  jSaviguy,  iluschke,  Mommsen,  Lange, 
Marquardt  u.  A.  m.  andererseits  und  dieser  seihst  wieder  nuter 
einander  übrig  bleibt.    Eine  zusammenfassende  Darstellung  des 
Finanzwesens  ist  erst  für  die  Kaiserzeit  erlaubt    Aber  gewisse 
Entwicklungen  lassen  sich  in  die  republikanische  Zeit  znrttck  ver> 
folgen.    Der  neueste  deutsche  Bearbeiter  des  r($mischen  Finanz- 
wesens, M  a  r  (|  u  a  r d  t ,  unterscheidet  im  Ganzen  i'ü  n  f  P  er  i  o  d  e  u  : 
die  erste  Iiis  aut   den  15eginn  ausserilalischer  Eroberungen,  mit 
dem  Ergebniss  des  hingdauernden  thatsUchlichen  Aulhörens  der 
Erhebung  des  BUrgcrtiibutums  (Xü7  v.  Chr.;,  die  zweite  bis  zum 
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Ende  der  Republik,  die  dritte  bis  Caracalla,  die  vierte  bis  Dio- 
cletian,  die  liinlte  die  iiiii*lK(»n.sljintii)iHclic  Zeit.  Bis  auf  Dioclctian 
ist  für  die  dirccte  Hestcuerun'^ ,  licsuiiders  für  die  nruiidsteuer, 
zwiselien  Italien  und  den  Provinzen  zu  untersclieiden.  Die 
wiehti^steu  Steuern,  bez.  Steuer^ruppen  sind  die  folgenden: 

1)  Indirectc  Vc  rb r  a  uc  Ii s  a l)^a b  e n  ,  besonders  Zölle. 
Sic  bilden  auch  in  Rom  die  Ultcbteu  ordentlichen  Steuern 
für  den  regelmässigen  Bedarf,  indem  auch  hier  regelmässige 
dirccte  Stenern  von  der  Person  und  dem  eigenen  Grundbesitz 
als  mit  der  persönlichen  Yolilreiheit  nicht  vereinbar  galten.  Neben 
den  Einnahmen  privatwirthscbaftlicher  Arft  aus  dem  Gemeindeland 
and  ans  dessen  Eigenbewirthschaftnng  oder  Verpachtung  in  der 
älteren  I  neben  den  Abgaben  der  Provinzen  aucb  in  der  späteren 
Zeit  der  Eroberungen  bilden  die  Zölle  die  Hauptfiuelle  der  ordent- 
lichen Einnahmen. 

Die  Erbcbuiitf:  von  Zöllen  j?eht  bis  iu  di--  Zeit  der  Köiiisje  zurück.  Die  Zölle 
wurdeu  an  einzi  luen  Plätzen,  beäouüers  au  Häfen  erhüben.  In  der  Kaiserzeit  entwickelt 
Üch  ein  uiiii'a»äendcä  K ei e b ä - (i  r u  / zo I Uy  stc ui ,  mit  Einfuhrzöllen  und  mit  eiii- 
/••ItKMi  Ausluhrvci  liuii'ii.  liiiH-rhall)  derfb(  ll)cn  b<•^t<•b''ll  alter  mmcIi  p  r  o  v  i  n /.  i  l- 1 1  e 
St  c  uer  be zirke  utit  buaunderen  Zöllen.  Die  Zölle  äind,  in  j^uwiaaen  Provinzen, 
Wcrthzftllo  (Quoten  rom  Werth),  theUs  vpocifische,  for  einz^e  Artikel.  Com- 
mansli-  Z<ille.  Tb urat-c iscn  sibeinett  Hu^M-rdcin  rerbreitot  geiresttD  zu  seiUt  iii 
der  Stedt  Koiu  selhdt  aber  wolil  uur  zeitweilig. 

2}  Nächst  verwandte^  stenertheoretisch  indessen  zn  den  Ver- 
kehrsstenern gehörige  Abgaben  rechts-  und  socialpolitisch  eha- 
racteristischer  Art  waren  eine  5%  Abgabe  vom  Werth  freige- 
lassener Sola  ven  (schon  seit  357  y.  Chr.),  welche  in  der  Kaiser- 
zeit im  ganzen  Reiche  bestand,  dann  eine  4Vo  Abgabe  vom  Preise 
gekaufter  Sclaven.  In  der  von  Aiigustus  ciii-elülirtcn,  wohl 
meist  1  betragondcu  a  II  }j;ciii  ci  u  cu  K  a  u  t'a  bg  ii  lj  c  (,,Kaui"- 
aceijse"j  (leiitu.siiua  reriiiii  vi'iialiiiin,  vectigal  rcnmi  vciialiiiiii)  tritt 
wohl  ein  Syiiiptuin  der  entwickelteren  Verlieiirö-  und  (jrcltlwirtii- 
schatt  der  Kaiserzeit  hervor. 

3)  Das  Bürgert ribut  (tributum  civiutn).  Es  war  eine  ausser- 
ordentliche Vernnigenss te iier  für  ausserordentliche 
Ausgaben,  wie  Kriegskoüten  und  Truppensold. 

WahRicheinlich  rührt  diese  Steuer  schon  aus  der  Zeit  der  Könige  her.   In  der 

Seniauibchen  Verfrissumr  wird  ^^ie  nach  di  in  ("''•Il-^us  r<  ::iilirt  und  i.  J.  lofi  v.  ('Iir., 
ron  wu  an  der  Staut  die  Zablunt^  des  Truiipen^ulds  uboruiuiuit,  Uutinitiv  einueiichtet. 
Ursprünglich  war  dies  Tributum  wesentlich  auf  einen  Wcrthauschla;,'^  dcb  ürund- 
Termngons  boflcbränkt,  was  der  älteren  uaturalwirthschafüieheu  Kntwicklunir  i;ut- 
spricht.  SpattT  —  also  wieder  mit  stärkeier  t|U>ilitativ<'r  und  <|uanti(:itivtr  I>ill'  n  u- 
zining  de:i  Nationaleiukommeiui  —  er>treckt  bich,  im  Trincip  weuigatcns,  der  Anachlaj; 
aoch  auf  die  ttbrigen  Yonnftgensobjecte,  bpedeU  neben  Ittudlichon  Gnmdätückon  auf 
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Sttdiiscbo  H&ascr.  Gesdiäftelocal--.  WirthschafüiinveDlar  (anfanglic  }i  im  enirerfii.  spiiter« 
paiiz  bc^^reiflich.  im  weitt^rcn  rnifaiifr«  ».  (i.  l<l  (Mari|  n  anl  f  II,  Hil,  l<>."!,  M  :i  t  tli  i a ss  , 
S.  G).  Die  BerUcksicbtiguiijj;  des  beweglicbcu  Kapitals  (iii  Iiidudliic,  Wa^ireii- 
haodeK  Geldgeschäft,  in  den  Gesellschaften  der  pnblicaui)  machte  hier  stcaertccbnisch 
characteiislische  \'«'raiid<'run{rcn  im  Einschätziingsvcrfahren  notbwciidiir,  so  iiaincntlich 
bei  den  g'cwerblicln  n  l  iitern'.linninj^on  .  itM'  Horü«  ksichtifriiiii::  d  r  ZaIiI  uml  Art 
der  Sclaven  neben  Marquardt.  II,  itiä  auch  Kodbertus  llildcbr.  Jabrb.  YIII, 
393  fr.).  Klaffen  Aber  den  Nicht- Abzogt  der  Schulden  Tom  Gnindvennftgen  bei  dem 
alten  Tributum  eirinnern  an  bekannte  moderne  Klagen  wie  an  steaertcchnische  Schwio- 
Tiuki  it'  II  in  Bt'zug  auf  <iic  nerü<  ksicliti£riinir  der  Si  liuidcn  bei  unseren  Ertracrsstcuem . 
Sclbfetachätzung  des  W  crtbes  des  steuerptiichti^xen  YcriJiög;ons  unter  Eid  fand  suitt« 
^atthiass,  7>.  Der  normale  Satz  des  Tributum  war  1  Promille  (trib.  simplox), 
der  aber  nach  Bedarf  auch  dopp'  It  uml  »In  if  u  h  (trib.  duplex,  tripl»  \\  fruhor  wohl 
au*'h  noch  höh'r,  g^u/.  nach  d'Mii  Staatsbedarf  wechselnd  erhoben  wurde.  Il.aifi^ 
sind  die  als  Tribute  eingezogenen  Steuern  hinterher  aus  Kriejfsbeute  und  aus  Con- 
tribntionen  der  Feinde  und  nnterworft  uen  YiWkcr  znrttckgozahlt  worden.  Ob  man 
sie  deswegen  mit  Momrnscn  förmlich  als  „Zwaiis:saii leihe"  aufzufassen  hat,  ist 
streitig  und  kaum  zu  bejahen,  da  die  Wiedererstattung  weder  auf  rechtlicher  Ver- 
pflichtung beniht.  noch  auch  immer  erfolgt  ist  (so  Marquardt  II,  159).  Dio  spä- 
teren Eroberungen  und  die  Tributo  der  Provinzen  eroiöi^liclitcn  dann  rem  J.  167 
V.  Chr.  an,  seit  (b-tn  maccdoiiischen  Kriegi',  und  andaucnid  widir-  iid  d<'r  ganzen  Kai.scr- 
zcit,  bis  zur  J^iniuhrung  des  Pro vincial-Tributum  in  Italien  am  Kndo  dos  3.  Jahr- 
honderts  nach  Cbristas,  die  Nicht^Erhebung  des  Burgertributs,  aber  ohne  dass 
eine  foruili'  he  rechtliche  Auflicbung  dieser  Steuer  erfolgte.  (Ucber  diesen  Tunct 
l^.■^toh<  11  iiiH-h  uiiatjsgetragrnf  ( 'oiif rovorsen.  S.  Marquardt  II,  171  II'.,  and>Ts<"its 
bes.  Kodbertus,  Ilildcbr.  Jahrb.  11.  iOb  iL  Kr  nimmt  an,  dass  das  Burgertnbut, 
nach  längerer  ginzlicber  Steuerfreiheit  der  Bdmer,  L  J.  43  ?.  Chr.  wieder  eingeführt 
worden  sei.  S.  schon  in  Fin.  II,  S.  196  Note  24,  ebenso  Matthiass  a.  a.  0.  8.  2  ff.). 

4)  Neben  diesem  Tribntiini  ex  censu  kamen  andere  Trib ate 
vor,  deren  Verbaltnisse  nur  nnsicber  festgestellt  werden  können. 

So  das  tributum  iu  eapita,  das  die  „aerarii"  wie  cia  kopfsteueiartigcs 
Schutzgeld  zahlten,  im  Unteischied  von  d«.-n  steuerfreien  Prolctarii^rn  (Lauf^«;, 
I,  546,  ^larqnardt  II,  HJ'V.  das  tributum  d.  r  orlii  et  viduae,  das  als 
b"»rdearinm  (,,<i«Tst<'iigc!d",  -  .,llaf<  ri;'  ld"  wäre  die  iiuMlerne  Analogie)  zur  Uritcr- 
haltung  der  vom  Staate  bcschatiien  Kitterpferde  diente  (Lange  I,  541)).  Ferner  gab 
es  tribnta  temcraria,  welche  in  abnormen  Lagen,  nicht  auf  Gmnd  eines  Gensm 
erhoben  worden. 

5)  Kinc  5  „  Krbschafts-  und  Vc  rni  iiclit  nissstcucr  flir 
alle  rr>nii.schcn  Bürger  (lex  viccsinia  liercditatuni):  eine  „iiucial- 
poiitiäcbc'^  Bcötcucruog  der  reicheren  Klassen. 

Vicllcii-ht  als  eine  Art  Ersatz  des  fehlenden  BUrg<  r(ril)uts  führte  Augustiis 
diese  Stenor  i.  .1.  fi  ii.  Chr.  ein.  Die  iiächst«>n  Blutsv'Twandtcii  «bis  auf  dir  r,  .  rsti  ii 
Grade  —  und  Erbschaltcn  unter  100,000  Sesterzeu  {21,102  deutsche  Mark  nach 
dem  Gcidwcrth)  waren  frei.  (Marquardt  II,  258  ff.). 

^.  !>.  ())  Die  (lircete  Hcstc  iicr  ii  ii;;  der  iintcrworlcnen  Pru- 
vinzcu.  Sic  war  von  Anlang  an,  nach  den  niaassgebcndcu  Hcehts- 
anscbaaungen  der  Zeit,  viel  ausgedehnter  als  die  röniisclic  dirccte 
Bcstenerang  und  lieferte  Jahrhunderte  lang  die  ITaiiptcin nähme  zur 
Deckung  des  römischen  Keichsbedari's:  wohl  das  wichtigste  ge- 
scbichtlicbe  Beispiel  dauernder  Abschiebung  von  Staatskosten  auf 
Unterworfene,  als  ein  Mittel,  heimische  Besteuerung  vermeidett  oder 
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Terriogera  zu  können  (Flu.  II,  IS.  186).  Das  Princip  der  Provin- 
ctalbesteneroog  war  nach  der  ganz  anderen  rechtlichen  Stelinng 
des  Provincialen  als  des  römiseben  BQrgcrs  zum  Staat  ein  anderes 
als  beim  Bttrgertribut.  Speeiell  „das  tribatuin  soll  berabt  nicht 
aof  der  Stellang  des  Bürgers  znm  Staat,  sondern  auf  der  Stellung 
des  besiegten  Feindes  znm  Sieger  und  Eroberer''  (Matthiass). 
Die  VerbHltnisfle  %varen  in  den  einzelnen  Provinzen  lange  Zeit  vcr- 
scbieUcn,  da  die  älteren  einheiinischeii  Steuerveifassungen  von  den 
liömcrii  theilweisc  hcibclialten  wurden.  Die  Hanptstcnern  sind 
g rn u d h te ucra rtige  uud  personal-,  nameutlieb  kopl'b teuer- 
artige. 

S.  Mar.pinrflt  II.  IT.'.  II'.  "Matthias.  S.  7  (T.  Der  grftsstc  Tlioil  Bo-I.mis 
iu  den  l'roviiizeu  blieb  suiueii  liishcri^en  Eigciithiiincra  als  possessio  und  mit  dem 
asDä  frurtas,' aber  er  palt  als  Eigcnthum  des  römisi  heii  Volks,  des  Eroberi'rs  ntid 
Sie^erb .  und  ward  dcsliail>  aUtrabepflichtig.  Entvcdcr  hatl<-  der  Roden  eine  (Jruiid- 
abf^abc  und  zwar  cino  h'ohi  rt  ras:H<|  not  o.  tr'  Wfdinlirli  .|. n  /chntcn  zu  /.ahl.  n. 
oder  CS  wird  «*iac  feste  Natural-  oder  (icldabgabc,  unabhängig  vom  Koden- 
ertrag,  entrichtet  Dies  war  das  wegen  der  Verwendanj^  zum  TrupponHolü  sogenannte 
i  t  i  !<••  II  d  i  n  ni  od-  r  PrOTincial-Tributu  m.  Die  (inindaltgabc  liafti  te  auf  dem 
Pruvincialbo<len  rcallastartig: ,  blieb  dalu  r  auch  re<  ht!i<  h  lieini  Ueberuan;r  von  (irund- 
stückon  an  rOmischc  Btlrger  licstehen.  Den  Zohnti  u  zahlte  namentlich  Sicilicn.  in  der 
r.pnbükanischcn  Zeit  auch  Asien,  das  Stipendium  die  übri?fen  Provinzen.  Di«-  Ki- 
h'buti'T  lies  letzteren  crfo!;;t<'  (/um  Thi'il  im  AiiS'  lduss  an  die  alter-Mi  Steiiereimieli- 
tunj^eu,  imtcr  denen  iu  den  früheren  monarchiS(  hcn  Stauten  der  Zehnte  ganz  ali;|;e- 
Bein  dte  Üblichste  alte  Steuer  ist)  wohl  in  der  doppelten  Form  derGrundab^rabe 
und  der  Personalsti^inT  (Marijuardt  II,  Ib'y — l!iri.  Die  Per-onalsteu.r  war 
theils  eine  gleiche  Kopfsteuer,  wie  sie  in  Persicn,  Aejryrt'"'» ,  Judiia  .s<  it  Alters 
bestand,  theils,  —  wenn  man  gegenüber  den  vielen  hier  vorliegenden  ('ontrovorsen  der 
etniirennaaaseu  abschliessenden  und  ZOBanuneiifassendcn,  freilieh  in  ihren  Er<;ebnissen 
nicht  unbestrittenen  Arbeit  Mar<|Uar<lt 's  folui-n  darf  —  eine  direete  Steuer, 
welche  als  Vermögen-  und  Ein  komm  eu  >teuer  zu  charakterisiren  ist  und  wühl 
aacb  mit  Elementen  einer  Oewcrbehesteoernng  verbanden  war  (a.  a.  O.  S.  191  bis 
lft7\  Ergebnisse,  welche,  wie  i:«"-agt,  auch  jetzt  noch  ni<ht  unbestritten  sind,  aber 
in  wirthschaftlich  entwickelten  Landern,  wo  das  Ii e wegliche  Vermögen 
gr^>^^M•r  geworden  ist  und  sich  durch  vcrmeh  rte  Arbftitstheilung  verschieden- 
artiger Erwerb  aahbildet,  viel  Wahrschciidir)ik<  it  tur  sich  haben.  Sie  entsprechen 
aoch  im  (ianzcn  weniirstens  der  j»  r  i  m  i  j»  i  II .  ii  Auffassnnir  von  Uodb<rtiis.  >•>- 
wie  unserem  allgemcinea  Stcuerentwicklungsprincip  (1  in.  II,  li'>M).  —  l'ur  den  T(»- 
talbetraif  des  Stipendinma  haften  die  StenerbezirklB.  (S.  auch  Mommsen,  rOm. 
Gesch.  II,  2.  Aufl..  381.) 

Gleich  im  Beginn  der  Kaiserzeit  wird  unter  Augnstus 
eine  allgemeine  Steuerreform  der  directen  Besteuerung  der 
Provinzen  unternommen:  der  berühmte  „Gensus''  zur  Zeit  von 
Christi  Geburt  (Ev.  Lncä  2,  l).    Der  Zweck  der  angnstischen 

Maassregeln  scheint  ein  dopj»elter  gewesen  zu  sein:  die  Ge- 
winnnng  einer  Icstercn  rinan/icllcn  (J  rund  läge  für  die 
Atis^-aljeu  des  rianiselien  Weltieiclis  durch  die  Erniitllunir  und 
Kcijclung  der  ordentlichen,  aus  den  rrovin/.en  liicsscnden  'J'ributo, 
demgemäss  die  Feststelluug  der  Grundlagen  eines  Etats;  sodann 
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zweitens  die     I  e  i  c  Ii  m  ä  s s  i    ere  Vc  r  t  lic  i  In  ii    der  Liusteu  iiiner 
halb  jeder  i'roviuz  uutcr  den  ISteuerpllichti^eu :  die  dem  AbsulutU- 
Dias  eigene  Tendenz,  den  Interessen  der  vertheilendcn  Gercehti«;- 
keit  in  ßezug  auf  die  Einzelnen  Eecbnnng  zu  tragen.  (Fin.  II,  Ii>d.) 

Btii  der  Späilicbkcit  und  VieldeoHgieiC  der  Quellen  tdud  die  Ansichten  über 

\Vo-<«  ii  iiikI  Hetieotuu)!^  dieser  IJ.  Ionu  unt- r  «Ion  Autoren  (Hus»  hkr,  v.  Savi^^iiy. 
Uod  1)0  I  ttjs,  Mar«|Uardt,  Mumuiäun,  Matthia^s  u.  A.  in.i  aiirh  jcut  uuch  ge- 
tliciit.  Altaulut  siclii-r  wird  der  Sachverhalt  schwerlich  uiohi  crmittelii  ticin.  Auch 
hier  ist  es  wolil  .-im  Kidiiig^tciK  der  iMoesten,  Alles  coucis  xasammenfasseudon  Arbeit 
Marffuardt's  11.  l'.i^  II.  im  (iaii/on  zu  foltreii. 

ciüul^tc  eine  V'ermusäuug  dcä  Laude^  ciue  l'eabteliuii};  der  recht- 
lichen Qualität  der  Grnndstdcke,  wovon  wieder  die  Steuerpflichtigkcit  abhingr.  end- 
lich «'iiii'  •  ►|»oiati«tii.  wclflif  nU  ( '1  ass i f i c ati on  und  Itonitirunj^  di-r  (inm  i-t  ;<  K. 
nach  iliP  r  (iattun;^  und  uni;ut'uhrca  Ciiite,  dalier  nach  ilir>  r  irvilich  nur  gatu 
roh  veranschlagten  Ertrags fiihijckcit  bezeichnet  worden  kaiiti.  (ieradc  di<- l(t/.t<Te 
Operation  ist  am  W  i  iiij^stcu  bicher  uud  «;;enau  bekannt,  daher  liierulier  viel  <  'nii(r«>* 
V'MX' ,  .IUI  Ii  /wi^rlicii  Ku'llM  TtUü  (be-^.  in  lliM-  lir.  .I;dirl).  \')  un>l'«lcn  IC- i  liL>- 
hiaturikiiu ,  beaujiden>  V.  baviguy.  ünturschiedeu  wird  Ackerland,  Wieacti,  beide 
nach  (irOsso  and  längerem  (lOjäliritrcn)  Ertrag  oder  hei  Aeckcru  auch  bloss  in  roherer 
Weise,  niiuilicli  nui  als  Hoden  (rrster  und  /weiter  ('lasse,  NVeinIainI ,  ( ti-lpflaiizuugeü, 
licidu  nach  Zahl  der  Ötu<  ke  und  Kauinc,  Fürsten,  ^i^cll<.■reien ,  Sal/.werke;  jedenfalls 
«■ine  beuicrkeuswerthe  Analugie  zu  den  modernen  „rationellen"  (jrund>teuerkatastcm. 
Zugleich  erfolgt  ciiio  Aufjiahuie  des  (iu  t^-ln  ventars  und  des  per^önlichcll 
Ve  1  III  .1  LT !i  b .  «t-r  Sclaven  .  nai  Ii  Zahl,  Alter,  Nalioiialitit .  HiScharti'zunL; ,  Kuii>l- 
feriigk'  U,  endlich  anderer  abhängiger  l>e\ulkerung3clenii-nte,  bcM'udera  der  coloui. 
Die  ganze  Operation  des  Census  bt  erst  unter  Auffiistus*  Nachfolgern  zu  Ende  ge- 
führt worden,  unter  Trajan  war  sie  fertig.  Sie  siheint  an  :^IMI  Jahre,  bis  auf 
Diocletiaii,  diu  Gniudiagu  der  Verfassung  der  dirccteu  lic&luucrung  In  den  Frt»- 
viu/uu  gewesen  zu  sein. 

i?.  10.    Unter  D iocletia  11  wurde  mm,  nach  der  iihlielien  Aus 
Icgiin^  der  Quellen,  einnml  da.s  Pro v in eial-Tributum  liir  den 
Huden  auch  in  Italien  eingel'Uhrt,  sodann  eine  neue  Ver- 
messung und  Einrichtung  der  Grund besteiierung  vorge- 
nommen. 

Diese  Eiurichtuni;  bestand,  wie  •  .s  boheint,  iu  geuau<  r<-n  Ermittlungen  des 
Werths  oder  der  KrtrafNraliiijkeit  di>  IJodms  und  in  der  iJiMiiii^  von  ..Steuer- 
hufca''  (juguni,  caputj,  d.  h.  t:leich<  r  bteuereiiihciien  aus  je  einer  gewi».->eii  Anzahl 
ron  (irundstückcn  verscliiedener  (iattnng  und  (Jtttc  (s.  d.  darüber  auigefundeue  QueUo 
bei  Marquardt  II.  ■_'■.'<»)  Di.se  Stiruerhur  ii  von  drtntji.'iiiii-M  tinj l'ich.  r  I  i  i.  Ii.-jj- 
t;:io3>u  wui^leu  dann  mit  uiuem  gleichen  Steuersat/r.  belegt  (jugatioj.  Aut  üruad 
di<>ser  Aufnahmen  scheinen  Gosammtsteuerschuldi  g  kciten  der  Stouerbczirbe 
f^•^t;rc•^lelU  Wurden  ZU  bciu,  w.  1.  lio  der  Vorort  des  liezirks  vorschicssou  musate.  AU- 
dann  wurden  dieselb.  n  (la^  Ii  ni  Kata-^ter  auf  die  einzelnen  Ile->it^er  re])artirt. 
N.ihure  Dar&telluni;  der  Eiiiwicklun-:  iiml  de»  Nerlahreiis,  we>en(luh  liodbcrlus 
beiMimmend,  V'n  Mar<|Uardt  iu  Manchem  abweirln  nd,  b<  i  MatthiassS.  10  ff. 
V»i>  Unsicher  lilcibt  imni'Thin  Vieles,  am  h  ulu  i  das  \  erhiiltni-'S  der  jugatio  zur 
capilatio.  Matthiass  S.  11  sieht  mit  l^udbunu^,  Jahrb.  II,  240,  iu  der  jugatiu 
di«*  selbständige  Besteuerung  des  Urundhcsitzes  nach  dem  Kapiialwerth.  in  der 
«.ip  Itatin  tliej'-ni!:«  d«'S  bedeuiend>ten  Thuils  des  aiitiki  ii  Kapitals,  der  SclaveD 
und  de-  N  i'  li'  --.  IM<5  <  apitatiu  traf  aln-r  auch  nach  dii  >.-r  Auitassun^  dann  w.-iter 
das  l*eäond<  le  llanilcläka|iital  und  die  freie  persönliche  Arbeit  in  einzelnen 
selbständigen  Industriezweigen.  Streitig  ist  u.  A.  auch,  ob  das  jugum  eine  bW 
i/Ieale  Kiuhcit  oder  eine  reale  war.  Sarigny  nahm  letzten»  an.  S.  Matthias» 
S.  17— Ib. 
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Neben  diesem  nanmehr  allg^emeiDen  TribotoiHy  das  somit 

hauptsächlich  eine  Art  Grundsteuer  war,  entwickelten  sich  znr 

Ergänzung  aiulcrc  dircctc  Steuern,  besontlers  für  die  Be- 
sitzer l»e  \vi'j;lic  lien  Kapitals,  die  iie^ntialorcs  (iiel»cn  den  in 
den  Stiultcn  Widmenden  j)us«css(jreö  agroruni),  welche  selbständig 
Handel,  Geld^cseliiili,  Indnstric  bctrielien,  auch  l'ür  einzelne  Kate- 
gorien Handwerker  und  quaiiticirter  spcciti.selier  Arbeiter.  Hier 
treten  wühl  Analo|;ien  ^ur  modernen  Gewerbesteuer  hervor. 

Die  specielleu  Vemiögciisbestaiidtheile  venlcn  zur  Stuuor  oiugebcliätzt.  Es 

wcnlca  nach  and  nach  in  der  KaüerecU  solclieu  ILuKlwctki  rn  und  Arlx  itcin  k'^'- 
worin:-  und  erwerbst«  ii<  rliclic  Al>!rabi'n  anfireleift,  seit  Diuclctian  ruriiomiiv.  iutl«-ui 
die  bctrcircndc  Corpuratiun  die  (ic^auinitatcucr  aufbringen  ui(i>»  und  die  Summe  auf 
ihn:  Mitglieder  rcpartirt  (Marquardt  II,  290).  Dieüc  ßcstcuoruDg  üchciiit  iuiincr 
mehr  nach  unten  xa  vrireitert  und  »podaUtfirt  vordeu  zu  sein. 

Ob  und  in  welcher  Weise  auch  in  den  Städten  noch  eigent- 
liebe  Kopisten  cm  vorkonmien,  bleibt  uiisirlier.  Maniuardt 
bestreitet  es  ji^anz.  l)a<;e^en  sind  nach  ihm  die  coloni  auf  den 
Landgiileni  die  eij^entlieh  kop  I  st  e  uer  pCl  ielit  i  .i;  e  Landl>e- 
völkerun^  ^^cwescu  «»der  in  der  späteren  K;iiM'r/cit  ■;ewor(k'n. 
Der  Gutsherr  hatte  jedoch  die  Kopisteuer  seiner  Colonen  mit  der 
Grundsteuer  abxalici'crn  und  trieb  sie  dann  von  den  einzelnen 
Colonen  wieder  ein. 

Der  Gesaninitbetrag  der  Steuer,  die  danach  zu  repartirenden 
Steneracbnldigkeiten  der  Steaerbezirke  und  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen scheinen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  verschiedenen 
Provinzen  fttr  verschieden  lange  Perioden  festgesetzt  worden  zu 
sein,  von  einjährigen  an  (Aegypten).  Später,  seit  dem  4.  Jahr- 
hnndert  tritt  grösstentheils  eine  filnfzehnjährige  Periode  dafUr  ein 
(iudietio).  Innerhalb  des  Jahres  bestanden  wohl  regelmässig 
drei  Zuhltcrndue  des  Tributuui. 

üeb<Tdic  In'li<  (ioneu  wieaui  li  uU-  r  alles.  wa4>  s'u  li  auf  die  Colonrn  IxvidU,  heriM-ht 
aber  bei  dem  ^Ian;:el  sicherer  (Quellen  und  der  .scliwi(  ii;;cu  Auäle;^uii;;  der  vorlian- 
denen  Nachrichten,  oft  nur  Noti/.en,  vielfach  Unsicherheit  und  UnUarhoit  in  Bezug 
auf  die  rechtUt  li'  n  iiikI  that^:«  lili<  hen  Verhältoisso.  Ob  vielleicht  aus  der  Aualogie 
mit  der  ru -^^i  -  c  h-  n  L.'ibijim  iiaf  Ii;ift  und  Steuerve^fa^^llM^  in  di<'>e  r«-ini^i  ln'n  W-r- 
halUiiasc  elvraä  Aufklärung  luil  zu  bringen  wäre?  Aehnliehlieiten  der  Eniwieklung 
Scheinen  vorhanden. 

Die  Erb  seh  alt  SS  teuer  zahlten  auch  die  Provinzen  neben 
dem  Tribut,  seitdem  Caracalla  das  Bürgerrecht  an  alle  Provin- 
eialen  verliehen  hatte. 

Im  grosseo  Umfang  und  mit  bis  auf  unsere  Zeit  sprichwört- 
lich gebliebenen  Nissbräuchen  fand  in  Rom,  besonders  in  den  Pro- 
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yinzcD,  Steaervcrpacbtung,  auch  an  Packtgesellscbaften  der 
Sogenannten  publicani,  statt  iSc'it  Cäsar  wurden  aber  nur  nocby 
wie  seit  Alters,  dieindirecten  Abgaben  verpacbtet,  die  directen 
durch  eigene  Beamte  und  durch  Uebertragung  der  Einziehung  an 
die  Steuerdistricte  selbst  erhoben.  Aber  auch  hierbei  ging  es  ohne 
Missbrüuche  nicbt  ab.  Der  dkonomische  Druck  auf  die  Provinzen 
ist  dadurch  noch  ausserordentlich  gesteigert  worden. 

§.  11.  Da  man  Uber  die  Höhe  der  Einnahmen  ans  den 
verschiedenen  Stcucrarten  aus  keiner  Zeit  der  römischen  Geschichte 
etwas  (icnUgeiitics  mehr  weiss,  so  sind  Verj^lcichc  zwistlicn  dem 
Steuerwesen  des  röiuisclicn  W'chreiclis  mit  den  modernen  Stnats- 
besteuerun^a^n  noch  mehr  ersciiwert.  Im  Ganzen  mlu-lite  die  linau- 
zielle  Bedeutung  der  indirecten  Vcrhrauchshesteuerun  g, 
auch  in  Form  von  Zöllen,  relativ  geringer  als  diejenige  der 
directen  Besteuerung,  im  Vergleich  mit  den  Reichen  des  19. 
Jahrhunderts  gewesen  sein.  Die  directe  Erwerbs-  und  die 
Besitzbesteuerung  (Grund-,  Gewerbe-,  Personal-,  Kopf-,  Ver- 
mögens-, Erbschaftssteuer)  steht  wohl  im  Vordergrunde.  Die  Grund- 
und  Kopfstenern  Überwiegen  in  Akerthum  (auch  in  den  asiatischen 
Despotien)  vornehmlich  mit  nach  dem  Cbaracter  der  Volkswirth- 
Schaft:  der  vorherrschenden  Naturalwirthschaft  und  der  Überwiege u- 
den  Bedeutung  des  Ackerbaues.  In  Rom  sind  ausserdem  für  das 
Uehergewiclit  der  directen  Besteuerung  in  den  Provinzen  die  po- 
litiselien  \  erliiilliiisse  mit  entsclieitlend ,  welche  eben  eine  sidche 
„Aiishentiin;:,'*  ohne  IJiiclvsicht  auf  den  hesomleren  I)rucl\  dieser 
Steuert'orm  (selbst  abgesehen  von  der  SteuerliOiie  i  ermöglichten. 
Die  allmähliclie  Spccialisirung  der  directen  Steuern  und  die  IJe- 
l'ormen,  welche  sieh  in  der  Kichtung  grösserer  Glcichmässigkeit 
der  Vertheilung  der  Steuerlast  bewegten,  erinnern  übrigens  an  die 
Kntwicklung  der  enropäiseben  Besteuerung  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Der  Absolatismus  in  der  Kaiserzeit  wirkte  hier  ähnlich  wie  der 
moderne  Absolutismus,  Die  „glcichmässige  Unfreiheit 
führte,  psychologisch  und  politisch  wohl  verständlich,  in  der  directen 
Besteuerung  zu  ähnlichen  Gonsequenzen  in  Bezug  auf  das  Postulat 
der  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung  wie  die  glcichmässige 
Freiheit  und  Gleichheit''  in  unserer  „staatsbürgerlichen*' 
Periode.  Die  „ AnsbentuugswirtbschalV*  gegenüber  den  l'ntcr- 
worfenen  durch  ruhlicanen  und  Beamte,  die  Sclavenwirthsclialt 
und  —  auch  damals  die  allmähliche  ICinliiirgcrung  der  „freien 
ConcurrcDZ^^  hatten  ähnliche,  nur  weit  schlimmere  Zustände  in 
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Besag  anf  Vermdgensvertheilang  geschaffen  wie  unsere  moderne 
private  ,yKapitalwirtli8chaft''  im  System  der  freien  Concnrrenz  — 
„im  sieh  selbst  llberlassenen  Verkehr'^  (Rodbertos).  Daraus 
sind  einzelne  oharacteristisehe  Bestenemngstendenzen,  so  in  Be- 
treff der  Erbschaftsstener  der  Reichen ,  hervorgegangen^  welche 
ein  Analogon  in  den  neuesten  Bestrebnngcn  der  „socialpolitisehen" 
Stenerthcorie  (Fin.  1,  A.,  i;  27)  flndeu.  Das  relative  Zuiiick- 
blcilien  iler  indireetcn  Vcrbrauchsbcstcucning  erklärt  sich  im  IJchrigen 
wohl  auch  wieder  mit  aus  der  geringeren  Ausbildung  der  Arheits- 
thcilnng,  der  Geldwirtlisclinft,  der  Productionsteclinik  und  dem 
Mangel  so  zahlreicher  zum  Stcuerobject  geeigneter  Massen -Con- 
suniartikel,  wie  sie  sieh  in  der  modernen  Zeit  in  Hier,  Branntwein, 
Tabak,  Colonialw<aaren  bieten.  Benierkenswerth  isti  dass  das  Salz, 
obwohl  regalisirt,  in  Rom  nicht  als  Einnah meqnelle  gedient  zn 
haben  scheint,  sondern  der  Htaatssalzvertrieb  hatte  den  Zweck, 
den  Bürgern  dies  Object  zum  Kostenpreise  zazuftthren.  Wein  ist 
nnr  beim  Absatz  an  Dritte,  nicht  beim  Eigenconsnm  des  Wein- 
baners  ein  technisch  gutes  Stcuerobject. 

Das  rKmische  Steuerwesen  zur  Zeit  der  ZerstKmng  des  römi- 
schen Weltreichs  war  eine  grossartige  Verwaltnngs  -  BinHchtnng, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  in  die  neuen  Staatshildungen  mit 
Uber^cgaugcu  ist,  freilich  dauu  allmählich  zcrtici. 

Zweiter  Hauptabschnitt. 

Jlitlelaltfr  nnd  I  clMruaiisTsiMTiiMle  his  mm  /cifalter  der  fnin- 
zösisehen  Revolution  (Aufing  des  Itt.  Jahrhunderts). 

Deutschland«  Prankreich,  Enirland. 

§.12.  Einleitung.  Innerbalb  dieser  langen  Zeit  vom  Unter- 
gang des  römischen  Reiches  bis  zn  unserem  Jahrhundert,  genauer 
gesagt  bis  zum  Zeitalter  der  französischen  Revolution  und  bis  zam 
„Danipfzeitalter'',  der  Periode  der  grossen  modernen  technischen  Er- 
findungen, sind  natürlich  wieder  verschiedene  kleinere  Perioden  zu 
unterscheiden,  namentlich,  wenn  auch  fOr  die  einzelnen  Länder 
etwas  verschieden,  doch  im  Grossen  und  Oanzen  lll)ereinslimniend, 
etwa  tV»lgen<k'  lihil:  das  Iriiliestc  Mittelalter  (5.  bis  etwa  \K 
.Itlnhiindert),  «Ims  mittlere  Mittelalter  12.  Ki.  .lahi hun- 
dert), das  spätere  Mittelalter  f  KJ.  15.  —  KI.  Jahrhundert),  die 
„Uebergangsperiode^'  im  engeren  binuc  (15.,  !(>.— 17.,  18. 
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Jahrhundert),  die  Periode  der  Vorbereitaag  des  modernen 
Staates  durch  den  Absolutismus  (17.,  18.  Jahrhundert). 

Aber  wenn  diese  Icleineren  Perioden  auch  in  der  Finanz-  und 
Steuergescbichte  der  gcrmaniseh-romantsehen  Btaaten  „ A bsch nitte'' 

bilden,  soweit  in  gescbiclitlielicn  Knt\vi('kliin«;on  lihcrlianpt  von 
solchen  geredet  werden  kann,  so  crselieiuen  die  erfolgten  Ver- 
ändernngen  doeli  geringer,  weniger  tiel'grei  fend  nnd  nicht 
80  princii>icil  als  die  seit  nud  mit  dem  Jicvolntions  und 
dem  Dam pt'zeitaltcr  eingetretenen.  Nur  England  bildet  in 
dieser  Hinsiclit  in  einigen  Tnncten  eine  Ausnahme,  indem  hier 
die  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  Kwar  ebenfalls  in  Um- 
fang und  HiihCy  aber  nicht  in  der  Art  und  Form  der  Besteuerung 
einen  so  tiefen  Einschnitt  wie  auf  dem  Continente  macht. 

Ans  dem  Standpunct  des  19.  Jahrhunderts  betrachtet,  schiebt 
sich  so  doch  die  ganze  vorherige  Zeit  der  Finanzgeschichtc  mehr 
in  Kine  gr(»sse  Periode  znsaiiiiiien.  Seihst  die  Periode  der 
allniilhiiclien  Kinhllrgcrung  regehnässiger  Stenern  vom  sjjäferen 
Mittelalter  an  inid  die  noch  am  meisten  cliaractcristisch  sich  ab- 
hehen<l('  Periode  der  stehenden  Soldhccrc  seit  der  zweiten  llältte  des 
17.  .lahrhnnderts,  bilden  doch  entternt  nicht  in  dem  Maasse  poche'' 
als  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert. 

In  dieser  entstand  das  grosse  moderne  Schuldenwesen  als  ' 
allgemeine  bleibende  InstitutioB,  daher  mit  seiner  dauernden 
Belastung  des  Etats,  nahm  die  Einrichtung  der  stehenden  Heere  ' 
einen  neuen  Charader  an  und  gewann  sie  eine  vermehrte  Bedeu- 
tung gerade  auch  in  linair/ielier  Pezielning  und       was  principicH 
noch  charactcristischer  als  beide  eben  genannte  Momente  —  dehnte  ' 
sich  auf  nllcn  Oehicten  des  Volkslebens  die  Thätigkeit  d  c  r 
•Staatsverwaltung^  unterstützt  durch  diejenige  der  Selhstver- 
waltungskOrper,  in  ungemeinem  Grade  aus:  Die  staatliehe  und' 
commnnale  ,y6emeiowirthschaft'^  Übernahm  eine  Menge ' 
Aufgaben  in  der  Volkswirthsehaft,  zum  Theil  trat  sie 
an  die  Stelle  der  Privatwirthschaften  (Fin.  I,  §  32—37). 
Zugleich  rang  sich  auch  die  Finanzwirthsehaft  jetzt  erst  völlig  ans 
der  Naturalwirtbsebaft  zur  Oeldwirthscbaft  hcrans.    Ferner  ver-' 
breitete  sich  der  Consnni  geeigneter  Ohjeete  der  i  n  d  i 
reeten  \' e  r  b  r  anc hs  be st  e  u  e r  n  n  g  in  unerhrnteni  Maasse,  wäh-: 
rend   glciclr/.cilig   die   Technik   der   Herstellung  wicht i«;; er! 
solcher  Artikel  (liier,   Branntwein,  Zucker)  an  dem  allgemcinent 
Umschwung  der  Productionsiecbnik  theiinahm.   Nicht  minder  hafi 
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füe  Technik  in  dieser  neuesten  Zeit  umgestaltend  auf  die  Er- 
werbsverhältnisse  der  wirtbscbaftlichen  Oesellscliaft 
eingewirkt  und  haben  die  modernen  politischen  Prineipien 

der  „Freiheit  und  Gleichheit"  ihren  Siegeslauf  durch  die 
Cultiirvölkcr  gcniacht,  wovon  alle  l  inanz  uiul  Stcnerprolticnic  tief 
berührt  und  wodurch  die  Lösungsversiichc  daliir  selir  ciscliwort 
werden.  Dem  ^e^cuiihcr  möchte  in  der  Finanz-  und  Steiieri^e- 
schichte  die  iihliehc  historische  Srhcidnn^^  von  „Mittelalter"  und 
„Neuzeit'*  um  die  Wende  des  15.  und  Jahrhuntlcrts  doch  nur 
die  Bedeutung  eines  Abschnitts^'  hahen,  dessen  Markirung  auf 
diesem  Gebiete  auch  wieder  mit  technischen  Fortschritten 
(Schiesspuker,  Bnchdruckerkunst)  zusammenhängt. 

Dies  zur  Begründung  der  vielleicht  aufiUUig  erscheinenden  Zn- 
sammenfassung der  ganzen  Periode  vom  5.  bis  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts, dieses  also  eingeschlossen,  des  „Mittelalters'*  und  der  „Neu- 
zeit" in  diesen  zweiten  Hauptabschnitt,  dem  dann  im  folgenden 
zweiten  Kapitel  die  ,,neneste  Zeit''  in  zusammenfassender  Uebersicht 
der  Stcuer*i:cschichte  des  11».  Jahrhunderts  mit  der  Darstellung  des 
Steuerreehts  der  (tcjrcnwart  l'olj^t.    {\^\.  i?.  !»(>  100.) 

Für  das  rrlihcstc  Mittelalter,  <lie  INiiodc  der  Aufli'isunf; 
•le>  ri'nnsehcn  Weltreichs  his  znr  cndliclion  Heleslii^uni^  der  neuen 
u'criiianiseli  -  ronianisclien  Slaafrnwelt,  bis  znr  definitiven  Tiieilinii; 
der  Iränkiseheu  Monarchie  und  bis  zur  Entstehung  eines  eigenen 
Deutschen  Itcicbcs  sind  die  ehemaligen  römischen  K'eiehsgchietc 
hier  nicht  weiter  zu  unterscheiden.  Es  genügt  an  der  Betrachtung 
der  Verbähuisse  des  merovingischen  und  cnrol ingiscben 
Reiches.  Auch  später  bleiben  die  Finanzverhältnisse  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  noch  längere  Zeit  sehr  ähnlich.  Mit  der 
Verselbständignng  des  Staatslebens  in  den  neuen  »Staaten  erhält 
natiirlich  auch  das  Finanz-  und  Stenerwesen  gewisse  Verschieden- 
beiten.  Aber  ohne  dass  man  irgend  den  Dingen  Zwang  anthut 
und  zu  sehr  verallgemeinert,  begegnet  man  doch  in  der  llauptsaclic 
einer  grossen  Ueljcreinstiimnung  der  Entwicklung,  wenn  auch  die  ein- 
zelnen rhasen  derselben,  besonders  unter  dem  Einfluss  des  in  der  Ei 
iianz  und  Stcuergeschichte  mitspielenden  politischen  Moments, 
nicht  genau  gleichzeitig  eintreten.  So  erlolgt  im  Deutsehen  J»cich 
aus  bekannten  geschichtlichen  (Irllnden  die  Entwicklung  der  lie- 
stcuerung  s))üter  und  schwächer  als  im  Ausland,  in  Frankreich 
und  England,  und  Uberwiegend,  bald  ausschliesslich  in  Form  von 
Territorialsteuern,  nicht  von  Reicbssteuero.    Im  späteren 
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Mittelalter  und  im  Beginn  der  Neuzeit  tritt  die  Stenergesebiehte 
mit  der  Geschichte  der  Landstftnde  im  ständischen  Patrimonial- 
staat  in  nächste  Beziehung  nnd  wird  so  ein  wichtiger  Tbeil  der 
Geschichte  des  Öffentlichen  Rechts.  —  Die  Entstehung  eines  eigenen 
nnd  eigcnthflmlichen  städtischen  Bteuerwesens  fUllt  ebenfalls 
meist  in  die  3  -4  letzten  Jahrlinnderte  des  Mittelalters. 

Die  tolgciulc  I)arstelliin*i;  beschränkt  sicli  wesentlich  nul'  die 
Länder  des  elicnialii^cn  Deutschen  licichs,  aui'  Frank 
reicli  und  England.  Es  liegt  an  der  verschiedenen  politischen 
Entwickluni;- ,  dass  die  franz<>sische  und  l)ritisriie  Finanz-  nnd 
Steucr^eschiehtc  früher  i)edcutsani  und  interessant,  die  Finanz- 
wirtbschaft viel  frCther  Stcnerwirthschaft  wird  nls  die  deutsche. 
Der  deutsche.  Staat  zerfallt  in  einem  Jahrhunderte  dauernden  Auf- 
iVsungsprocess,  seine  Erben ,  die  Territorien ,  entwickeln  sieb  erst 
in  einem  ebenso  langen  neuen  ßildungsprocess  zu  wirklichen 
Staaten.  Aber  auch  die  grössten  davon  sind  im  18.  Jahrhundert  noch 
nicht  In  dem  Maasse  zu  einheitlichen  Staaten  herausgewachsen 
wie  Frankreich  und  England  seit  Jahrhunderten.  Die  ausser- 
ordentliche Zersplitterung  der  Staatsgewalt  im  deutschen  Terri- 
torialwesen hat  natürlich  eine  ähnliche  der  Finnnz-  nnd  Steuer- 
einrichtungen zur  F(dge  gehabt.  Das  hetreftende  Material  ist  daher 
aucli  s<'hwcrer  als  das  Iranzrisischc  nnd  englische  zu  Übersehen, 
zu  sammeln,  zu  verarbeiten  nnd  bietet  nicht  d:is  gleiche  Interesse, 
hat  auch  für  die  allgemeine  vergleichende  Geschichte  wirk- 
licher »Staatsfinanzen  nicht  den  gleichen  Werth  als  dns  Material  aus 
Frankreich  und  England.  Die  wissenschaftliche  Verarbeitung  des 
deutschen  Stoffs  ist  bisher  ferner  viel  weniger  ausgedehnt  betrieben 
und  weniger  erfolgreich  gewesen.  TUchtige  Krältc  der  historischen 
Nationalökonomie  sind  jetzt  bemUbt,  diesen  Mangel  zu  beheben. 
Aber  es  liegt  eben  in  unserer  deutschen  Geschichte  selbst,  dass 
erst  mit  den  grösseren  Einzelstaatsbildungen  nach  der  französischen 
Kriegszeit  und  vor  Allem  mit  der  Entwicklung  des  preussiscben 
Staats  zum  politischen  Kern  des  neuen  Dentschen  Reichs  auch  das 
Finan«-  nnd  Stcnerwesen  den  grösseren  Zug  gewinnen,  welcher 
dem  französisehen  und  britischen  schon  länger  eigen  ist. 

Ffir  die  Aufgabe  dieses  Werks  in  Kezug  auf  Steuergeschiebte 
nnd  Darstellung  des  Znstands  der  l'esleucrnng  im  is.  .lalirlinndert 
ergielit  sieh  aus  diesen  \'erii:iltiiisseii ,  dass  liie  r  das  Ausland 
mehr  als  das  Inland  lieriieksiclitigt  werdi'u  mnss,  um  ein  typi- 
sches Bild  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  ^)taal8steue^ 
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weseoa  za  erhalten.  Namentlich  das  franzTisische  Stenerwesen, 
fast  noch  mehr  als  das  britische,  verdient  hier  wohl  hcsonderc 
Heachttin^jj,  welche  ihm  in  Kolp^enden  am  Ii  zu  'I'heil  i^t'^vorden  ist. 
Die  vorlretriicheii  \'(»i:u  lieiicn  über  ti ;ui/.r»si8rlu'  Steiier;::es(  liichte, 
denen  wir  in  Di  iitsrliljuul  hisher  liir  keinen  Staat  etwas  (Jlcirlics 
zur  Seite  zn  setzen  hahen,  k<»ininen  d.ihei  liesondcis  zu  Statten. 
In  einer  undassenderen  Stcucrgeschichte  würde  nanientlicii  auf 
Italien,  Vorbild  l'Ur  Manches  im  bteuerwescn^  und  auf  Spanien 
QDd  üoiland  einzugeben  sein,  was  ich  mir,  itir  jetzt  wenigstens, 
versagen  mnss. 

§.         Literatur.    S.  iuj  Allfj'Macineu  dio  An^bcu  iu  dicsfia  \\<'rki  L  .">.  A., 
S.  a.  II,  149  a.  oben  S.  S,  4.   Din  neiicron  allf  uinein (in  tiesr, Iii <■  hts werke 

n«-hin''n  zwar  auf  Fimri/;-  wie  auf  \\'irtli^i  li.iftsi!fs<  |iii  lit.-  etwas  uiflir  Iviirk>i-  lit  ab 
Uli!  früheren,  al>ur  Ibät  su  uml<ü>.>ciiil 'ai):;(  lci;lo  wie  (j  iesu  b ro  c Ii  t  ü  (irbcliichte 
«icr  (leatachon  Kaiiserzeit  sind  doch  sehr  darfti^  in  dicson  Din|gr«>n.  Mit  am  Ein- 
gehendsten ist  (Iii*  inten-sMnte  PitIkiI'  il-^  -  i  <  i  i  ian  I -m-Imm)  l''iii;iii/.w<  si'i,s  unter 
Krirdricli  H.  in  >ol<  li<'a  \Verk«Mi  l>.  Iiainlflt,  >•>  In  s.  in  v.  l»'a  nnn^r's  ll.i|i<-nsi.inf<-n. 
\.  A.,  Ii.  III  (1*>T2),  S,  2;5S  II".,  207  Ii.,  ub.  in  15.  V,  S.  412  II.  aurli  ein.:  vcrs;l.-u heinlr 
1  ).it>t>  llan|;  des  Finanzwesens,  der  Abgraben  u.  s.  w.  im  12.  und  13.  Jahrhundert  lui 
Eiri/.  |in>ii  ist  dies  freilirli  '\,-v/\  nicht  mehr  alles  als  e.»rrt'et  /\i  li.  /i  l-  lini  ii  S  zur 
Berichtigung  und  Ergäuzuag  E.  \\  iakulmanu,  (jcse.hichtc  Kriedr.  iL.  Uerl.  l!)(ia.  L 
346  81  Par  die  Periode  des*  15.  Jahrh.  (IIu.süiteii%  TurkeuHteuer  u.  »i.  w.)  8.  v.  Be- 
zold,  K.  Sigismund  n.  d.  Uei<  Il^k^••!>e  ^••uvn  d.  Husüitcn.  Münch.  Ib72,  S.  126  ff., 
Droysen  .  (iesrh.  d  preu>s.  Politik  I.  4W  il. 

Die  «  ig.  ntli' Ii  fachwissen  sc  liaftlii  lif  und  .S|)eclallit<-ratu  r  behandelt 
refdnia<^i^  midir  nur  ein7.ehie  Länd<  r  und  Theile  davun  (Territorien,  Städte  in 
l)>'Uts<hlanil).  iiii  Ii  «öfters  nur  ein/.rlni-  l'.'riiMl.  a.  \  on  S-  Iii iftt.-n  nb'^r  firusvi  r<-  /ein- 
räume sind  aua  der  älteren  Literatur  iuiuior  noch  diejcni-;isn  llallmann'ä,  be»unders 
seine  deutsche  Finanzgeschichte  des  MittelaUora  (Reich)  u.  Langds  hiät.  Entwickl.  d. 
dealschcn  Steiierverfas-unir  liervor/.uln-ben.  Von  dm  W  .  ;ki-n  nber  di  iitsclic  Staate.-  u. 
Berbtsgeächieliti-  ist  au<  h  nl)er  l'inanz'-n  iinm«  r  n«»  h  Eiehhorn  <l  ein^i-  hcnd^te 
und  beste,  in  Kurze  auch  \\  alther.  Das  j-t/i;:.'  llauiawerk  für  di'-  l'eriudc  bi>  ins  12. 
Jahrh.  i>t  Waitz'  deutsche  Vt  rfass.-tieseh.  in  den  betretb  uden  Kapiteln  nlier  Finanzen. 
mani  l»«!S  Verwandt.-  auch  in  d''n<'n  tib'-t  ( i.-ri' hf'.wev.Mi .  lleiTWi'-.^a  u.  in  andn-n.  s. 
k's.  für  die  uieruvtug.  Zeit  Ii.  U  (2.  A. ,  b.  ;>•>.')  tt..  jetzt  in  A.  A.  vorhanden),  für  d. 
•:aro]ing.  Zeit  B.  IV  i2.  A..  8.  3  tt,),  far  d.  spätere  Zeit  B  VIII.  216  IT.  Uebor  die 
i- h>.^t'  Uein  der  Stadti-,  Entstehung  der  Heden  u.  Steuern  u.  st.idt  Steu<  rwesen  im 
12.  u.  I.''..  .lahrh.  Ultn liaupl  vor/iis;lirh  Zeuiiier,  druts<he  Städt^stniorn  (Schinülli'r's 
Forsch.  I).  Für  das  "»it  itere  Mittelalter  u.  die  Keu/.cit  ffhirn  l<  id,  r  neuere  deui><  he 
Werke  über  da^  L'^sauinite  Finani-  and  Steuerwesi  u,  wir  das  Wait/*sche  fOr  die  frühere 
/-■  it.  Von  gl uiell'-:^' fiijrr  l'..  d>'iitiMit^  innrhte  fiir  dxs  d'-ni-rli.- T<Tritttrial-f>Mi.M  \vr'-.Mi  das 
'ieinnach.st  zu  eiwaiteade  Werk  Fon  Lambrecht  Uber  die  W  irthsehaitsu:eschicbte  von 
Trier  werden.  Mehr  popnlür,  aber  brauchbar  zur  Ueberaicht:  H.  Muller.  Ucich.*«- 
^caern  U.  Beif  hsrcformbestrebungen  im  15.  u.  10  .Jahrh  (IIiis>iten-,  Türkeast  euer, 
remeiner  Pfennig  u.  s.  w.i.  S.  im  AUiiem.  auch  Kanke's  Deutsche  'iesrh.  im  Zeit- 
alter d.  Heformatitin  (u.  A.  ub<T  das  (iienz/.ollprojeet  unter  (,'arl  V.  in  H.  II,  '-i.  Much, 
Tap.  2  u.  Aftcnst.  in  B.  VL.  —  lieber  das  Äollweseii:  Falke,  (iesch.  d.  deutschen 
/.ollwe^ens  (v    .\iif   an  bis  l.eip/.  IsOM.     H  i  e  cj  e  r  m  a  n  it .  d.  D    Zullu.s,  im 

Mittelalter.  \  ierteijahn>3chr.  S.  \  olkswutli^ch.  XX,  2.11.;  ders.  eb.,  11.4,  i'lau  einer 
D.  Zolleinhvit  im  16.  Jahrb. 

Aus  der  werlhvollen  f  r  a  n  zii  sisr  Ii  e  n  Literatur  (u.  ij.  .'lü  |[.)       am  Ii  lur  die 
Z«it  bis  zum  H.  Jahrh.  bes.  (  la  nia  ü  eran  ,  hiitoire  de  1   impüt  I.  iu  re  2  (inip.  liar- 
bare),  auch  livre  Ii  {imy.  iVudalj  (mehrfach  wei*  liea  er  und  W  aitz  vuii  einander  ab;; 
aach  Yaitry,  etvdcs  sur  le  regime  fin.  en  France  rol.  I,  Par.  Ib7b  (über  d.  rOm. 
A.  1iraga«r,  nnaasvimenüdiaft  III.  3 
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Stenern  in  Oallien  ?.  5.— 10.  Jahrli.  nnd  oWr  das  Finanzwesen  in  der  Feodnixeit).  —  Dcber 
Kn<;]and  passiia  (iin-ist  in  i|.  (i<'-i|i.  d.  ciiul.  Vfrw;iltuii^"<rrrlif.s.  l»i-s.  in  H.  I  d. 
2.  A.;  Vocke,  (iescli.  ü.  Steuern  d.  brit.  Keicbs,  hcs.  in  lU'ii  Aljxhniitcn  ub^r  die 
einzelnen  Steui^m*,  jetzt  Üowell,  Iiistory;  of  taxation  a.  taxes  in  Engl.,  4  vol.,  Lood. 
Issi,  nami-iitl.  in  vol.  [,  liook  1  u.  2  fr.;  Zeit  vor  ii.  n^t.  Z.it  nach  d.  nomMnn. 
Eroberung.  \\  <  id  ivs  rib>  r  rljf  französtisdio  und  engliaclic  Stcueriitcrator  nntOD  im 
Anfang  der  AbHchititti!  .>  und  (>. 

Im  16.,  bcM.  im  1 7.  Jahrhundert  entstellt  dann  auch  eine  i^eitgcndssischc  Fach« 
litiTatnr.  S.  ilbi-r  dicso  in  I'..  F.  Aull.,  ij.  2H,  N.dKTi's  lic^.  in  IxikscIi  er*?;  •J'-^rli. 
il.  l).  Nat.-Ock.  (bei  den  uin2ulncn  Autoren);  auch  dess.  Kcgalicn,  lAiipz.  lb>4. 
Spccicll  Ober  die  deiilsehe  Finanzvisscnscliaft  im  17.  Jabrli.,  bes.  über  K.  El  eck 
(wohl  mit  i  rheblicher  Uübcrtrcibunjf  seiner  Bedeutung),  L.  Steffi  in  Schanz'  I'inanz- 
arch  I.  1  It  Man«  h<  <  iiber  die  staatsn-chtlichr  Seit«;  n,  Uber  einzelnes  Adniinistra- 
tivo  der  stäudiscb'-n  u.  der  späteren  Periode  df>j  Steiicrwesens  in  den  rechtsgeschirht- 
lichen  0.  staatsrechtlichen  Werken  von  Walther,  Zopfi,  Eichhorn,  hca.  K.  A. 
Zachariä«  v.  L'önne  n.  a.  in.    S.  aii' Ii  in  Tin.  II  il.  AI»-,  lin.  S.  r.t.'i — '2'HK 

Ans  der  Special-  u.  uionographisohen  Literatur  sind  auch  iur  diese  Periode 
diu  meisten  wichtigeren  Arbeiten  schon  in  Fm.  I,  3.  A.,  S.  54  n.  II,  150  an|rcgchen. 
Zur  Uebersiclit  über  dio  s!:an/<'  P-  riodc  vom  späteren  Mitti-lalter  bis  ins  PK  J.-ihrh. 
rortOgli'  h:  S«  li  moller 's  Aufsalz  „die  Epochen  der  pn-iiss.  riaanzpolitil"'  iJahrb. 
f.  Oeset/geb.  1*^77);  eitie  Arl)>  it,  »b-r'-n  llanpter'::ebnisse  sich  indessen  wold  mehr 
Tcrallffemeinern  lassen,  als  Sehmoller  aiieb  nur  andcntet  und  vielldcht  nicht  einmal 
zugeben  wird.  Ein  iriit« ••>  Milil  cits  >  i'.ri'ti<lniirilieben  Finanzwesens  des  pronss.  Ordcns- 
landos  giebt  Toppen  in  d.  Anis.  „Die  Zinsverl'asü.  Preussens  uuter  d.  Herr- 
schaft des  Dentschen  Ordens^S  in  d.  Ztschr.  f.  prcuss.  Gesch.  u.  s.  w.  1867,  S.  207  fT, 
:m  II..  ir..  712  ir.  R.  I;  ferner  ders.  in  Sybel's  histor.  Ztsebr.,  B.  4«  (l^si), 
S.  i;iO  II.,  il».  niieli  Sattler,  Uber  d  preiiss.  (»nlensstaat,  B.  4".t  dss'O,  S.  24s  tl. 
Leber  das  älteri-  Itrandenb.  preuss.  1  mauz-  n.  Sieuerwesen  Manches  in  Droy- 
scn'ä  (iesch.  <1.  ])reii-^s.  Politik  und  Isaaksohn 's  (ittx'h.  d.  prcuss.  Beamtenthnmfs. 
bes.  in  Hefri-d  «b  r  n>'liririli'iinr^ani->:ifion.  Eiimvln  nd  tiber  die  Zeit  AU>reeht  Acbill'» 
(2.  Hälfte  d.  15.  Jahrh.)  Koteluiann,  Fin.  A.  A.'ä,  Ztschr.  f.  preuss.  Landesgesch., 
R.  4,  1866  (fränk.  T^nde.  S.  1  ff..  95  ff*.,  märkische  S.*2S3ir..  417  IT.);  Winter, 
märk.  Stände  z.  Z.  ihrer  hr.ehsten  Rinthe,  1.-.10— .'iO.  in  ders.  Ztschr.,  B.  PJ,  lS*j2; 
f.  d.  17.  u.  IS.  Jahrb.  be-.  Kiedci's  brand.  pnuss.  Staatshaushlt.;  (iiiemann, 
Einfuhr,  d.  Act  ise  in  Prcuss.  ti.  T«b.  Ztschr.  Is73,  S.  177  (womit  zu  vergleichen; 
V.  Inama-Sternegn^,  Aceis.streit  d.  Fin.-Theor.  im  17.  u.  IS.  Jahrb.,  eb.  18tJ5, 
S.  r>I.'i).  Manch. -s  passiin,  im  Zusanitn-  nhanii;^  mit  der  sonstiuen  Verwaltnni^g-esrhirhte. 
in  (i.  Schmuiler's  AufsuL/.ca  über  d.  preuss.  Städtüuesen  unter  Friedr.  Wilh.  I., 
in  d.  Ztschr.  f.  preusa.  Gesch..  B.  8.  1871,  B.  10,  11,  12,  1873--75,  ders.  Venralt 
Preiissin's  unter  Friedr.  Wilh.  I.  (Vurlrair  .  Ili.stor.  Ztschr.  B.  "50,  1*)73;  ders. 
preii>s.  Hoamtenstand  unt.  Friedr.  Wilh.  I.  in  Preuss.  Jahrb..  B.  26;  ders.  in  <len 
Studien  über  preuss.  W  irtlisehafispolitik  HISU— 17S(»,  in  s.  Jahrb.  1SS5  II.;  Burn- 
hack's  preuss.  Verwaltungsii.  seh.  in  d.  betrell.  Abschnitten;  Zakrezcwski.  über  den 
(Jener.iIlHif"  iisi  luxs  (Diss.).  Herl.  1^*^').  l'rbi  r  Schlesien  speci.  H:  Kries,  histor. 
Entwickl.  d.  Stcuerverfass.  Schlesiens,  Bresl.  Ih42.  Uebcr  Alt-Hessen  (Br.  Hilde- 
brand), YermOgenst.  u.  Stettenrerfass.  im  16.  n.  17.  Jahrb.,  Hild.  Jahrb.  B.  25, 
S.  297.  —  l'eber  Sachsen:  Falko,  Stcueritowill.  der  Landstände  in  Cur-Sachsen, 
Tüb.  Zhchr.  1S74,  B.  .'f*.  S.  1S7.'».  S.  III:  ders.  p.issim  fiesch.  d.  CurfUrsten 

August  V.  Sach><  II,  Leip/,.  P>(»S;  Ulter  die  ernestiu.  Lande  (  Tliüiing-  ti)  Kius.  Finanz- 
wes.  d.  erneust.  Hauses  im  10.  Jahrb..  Weim,  1865.  —  lieber  Baiern  jetzt  bes.  L.  llof- 
mann.  d.  <liiv<ti  n  St.-nern  in  H.  v.  I."!  — lü.  .lilirh..  Lii]i/.ii^  Iss:t  (Schinol- 

ler's  Forsch.,  B.  IV):  über  ein/ehie  baicr.  Steuern  tjeschichtliches  in  Vocku's  Aufs., 
Beitr.  z.  tiesch.  d.  Einkemmenst.  in  Baiem,  Tob.  Ztschr.,  B.  20  (1864),  S.  225,  aoeh 
fiber  d.  baier,  fiewerl)esf.  .  )».  B.  17  Isill)  ])assini.  —  l'elier  W drtem be rg:  Iloff- 
mann,  Finan/.wes.  W.'s  /u  Auf.  d.  Ki.  Jahrb.,  Tüb.  ISJO.  Biecko  in  d.  Würtomb. 
Jalirb.  Is7!».  —  Ueber  Hessen.  Haiir,  llandb.  d.  dir.  Sieuerwesens  1.  llndelb.  IbtiS, 
1.  Abth.  S.  I  «'.  —  Ueber  M  eeklen  bu  rg  Finanzrerh.  in  M  -Schwor.  U,  Schwer.  IS7^*. 
S.  2  ir.  I  rdteirs  ."sf,  iii  iwesru).  —  Aueh  fnr  « )  e storrelc  Ii  IVliIt  eine /us.Tmmenh'ineonde 
eingidiendore  Darstellung  der  älteren  Finanz-  u.  Steucrgcsehichte.  Brucb^iacke  einer 
solchen:  r.  Haoor,  Bettr.  z.  Gesch.  d.  Osterr.  Fin.,  Wien,  1848.    Einiges  in  d.  Ein* 
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Uitnng  z.  Statist  d.  Stooenres.  im  Asterr.  Raiserstaat,  Wien,  t%5S.   Brnder,  Finanz- 

polit.  Kii  lMir  IV.  V.  ( »i'storr.,  Irtnshr.  Iss*».  S.  .'»,  0  If.  u.  pas^im  (liaii<li'It  jrross.'iitlifils 
von  der  KV iiteii- AlilAsong).  Sign».  Ailli-r,  Oriraiiisation  d.  ( ■oiifraln'iwah.  iitif.r  K. 
Maxituilian  I..  Lfijtz.  Issi»,  pasüiui.  Obo  rlcitiicr,  (Jost. 's  l  iti.  unter  l"»  rt]iu.  I., 
Wien,  l*».Vt  Tiirli.  ii>t' n.  in  In  s  )  ;  d c rs.  Finanzlage  in  den  Erblanih  n  um  1761,  Wien. 
iMi.'i.  (iindely,  <m\s<  Ii.  <|»"r  Im. lim.  I'in.  (Sfmorw.-ion^  \\  i<Mi<  r  .\ka  l.sclir.  H.  1^. 
d  lllrert,  östcrr.  Fiaaiizgesch.  (bc^.  ÜüUmcn,  Mahren),  ü.  25  d.  hehr.  d.  malir. 
acUes.  ücs.  (hist  stat  Seetion).  Einzelnes  in  d.  Aufs,  von  r.  Myrbach.  Osterr. 
U«*bftade8teaer.  Tuh.  Ztsr.hr.  lss4,  l^s.')  (ati<  h  selbständig  erschienen). 

Das  mittelalterliche  Finanz-  und  St.  u<  rwr><'n  di-r  Städte  ist  nt•UL'rdi^L'^  iiarh 
d«T  prinripiflL  n  and  i^osr  Iii«  htlichea  St  ile  ni<  liira<  ii  näher  unter>>uclit  wunit  ii.  So 
ron  «iierke.  passim  iui  (i'-noss-  nscliaftsr» '  ht .  vnii  Arnold,  von  Manror  u.  a.  m. 
Hi»onilors  haln-n  die  V«'rüir''iitlirhuni!<*n  d«  r  hi>litris.  |i(«n  ( '"iiiini^>iitii  in  Muiw  Inn  in 
dum  grossen  Werke  „Chroniken  d.  deotbchen  btadle  *  viel  Material  hrrvurgeiördert, 
dnrch  das  erst  ein  (genauerer  Einblick  in  das  entwickelte  stSdtiscIic  Finanz-  nnd 
Steueru'es«  n  gewonnen  worden  ist.  Mehrfach  ist  das  Material  in  ji  ni  r  Piihlication 
itelbst  schon  verarbeitet,  so  bes.  von  ili  gel  über  Nurnln  ri;  in  H.  I.  20:<  -  2!Ki  u. 
über  Main/,  in  H.  17.  lOHfT.  Das  deutsche  fachwissens.  hafilich«-  llanpfwcrk  über 
das  »U' rc  9tädli>chc  St<  iji>nv.  sen  ist  Schönberi-  's  Iiis  in  alle  l><  tails  di  r  'r<.>(  hnik 
.  iiiij.  li.icle  S.hrit't,  ..ll:i>f|  s  lin;iii/.v«Tlialfni->e  im  II.  ii.  I.'».  Jahrli".  Tub.  IST'.t. 
iUrub«-r  i.  Ii.  So  hu  in  Conrads  Jahrb.  1^7'.^  S.  2ö^  Ii.  l  el»er  Hamburg  s.  Kupp- 
nann.  KämmereirenhnnnjBren  f.  H.  1.  B.  i:t50— 1400.  Hamb.  Ihim»  mit  KorVs.;  so  H.  5 
(l.>01 — l.'»M  l^^.l.  Duul.er  I  singer,  Ilaiisli.  II. 's  im  1  I.  Jahrh.  in  Sybel's  Ilistnr. 
Zf-chr.  Ii  24.  1*>7Ü,  S.  22  11.  Kiazchms  Be/.ügliche  amdi  in  Itilcher's  Aufs,  über 
witt.  I.ilt.  nevölk.statist .  beji.  in  Frank  f.  a.  M..  Tab.  Ztschr.  B.  :»7.  y>,  41,  desgl. 
Paasche  über  liostok  in  ronrad's  Jahrb.  B.  .'{9. 

V>?1.  all«  h  meine  Abh.  dirccie  SltMiem  in  Si  IimhI"  1 1?'-  Ilatidl..  d.  pulit.  «»(«kon., 
2.  A.  l'süö.  III,  §.  13,  14,  Ueber  älteres  Domau  ial  w  esc n  Fin.  1,3.  A.,  §.214, 
215.  Uber  Regalien  eb.  §.  207,  über  Gebahren  u.  d/irl.  Fin.  II.  15,  Ober, den 
Finanzdienst  Fin.  I,  3.  A.     S4«  b7— 91. 

1.  Abschnitt. 

Das  frühere  Mittelalter  (5.  bis  9.  Jahrbundort;. 

§.  14.  Gleich  maochen  anderen  Öffentlichen  Einrichtungen 
des  romischen  Staats  ist  auch  das  römische  Stencrwescn  in 
den  auf  bisher  rGmischem  Reichsgebiet  sich  bildenden  neuen  ger- 
mauisch-romanischen  Staaten,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien,  im  fränkischen  Reiche  der  Merovinger  znnUchst 
noch  erhalten  und  jedenfalls  anfang^s  7U  erhalten  gesucht  worden, 
.^o  insbesondere  die  ZTiIIl'  und  andere  ähnliclie  V^e  r  U  e  h  rsa  b- 
gaben.  .jene  haben  sieh  nur  nicht  als  ali^'cineinc  Kin  und  Atis- 
tnhrziillc  an  einer  gesehlof^sencn  Landcs-C Jren//.<tl!linie.  s<»n(K'rn  an 
einzelnen  Halen,  IMätzeu,  Märkten,  an  Sha.s.sen  und  Flus.sslelleii 
als  „Passirzö  1 1  c"  —  so  wird  man  sie  am  ße.stcn  ncnoeni 
besser  als  „Transitzidle"  (Waitz),  worunter  nach  modernem 
Hpraehbraueh  etwas  Anderes  zu  verstehen  ist  —  erhalten  und 
sind  so  in  mittclaiterliehe  Wege  und  Zollabgaben  binUbcr  gebil- 
det worden.  Aber  auch  die  Verfassung  der  hauptsächlichen  di> 
recten  Steuern  ist  eine  Zeit  lang  in  Wirksamkeit  geblieben,  so 
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nanientlicli  die  (Iriiiul    und  K  o  j)  j'stcu  e  rn  des  Censns  oder  Tri- 
!)Uts.    AlU'iii  diesS\sti'in  sdieiiit  bald  zu  vicd  tcclinisclie  Scliwicri^- 
keitcn  nach  seiner  Kinrit  li(un<; ,  Fdittlibrnnf;,  Aus.selircihunj;,  Er- 
hebung geboten  zu  babcu  und  kaui  ausserdem  mit  pohtiHcben 
PriDcipien  und  ADScbnnun^cn  der  Germanen,  soweit  es  diese  selbst 
hätte  treffen  nilissen,  in  Widersprach.    So  sind  diese  Steuern  all- 
mählich  vfn'ialleny  die  Aendernngen  und  Ernenernngen  In  Indictions- 
Perioden  hOrten  auf  und  wo  die  Stenern  reell  verblieben,  da  ver- 
loren sie  mehr  oder  weniger,  nach  nnd  nach  selbst  völlig  Ihren 
reinen  öffentlich-rechtlichen  C'baracter.    Das  Beziigsreeht 
^inj;  dem  Staate  und  dessen  \'ertri'ter ,  dem  Kfnii^ie ,  als  solcliein 
bei  den  (irundstiieken  \crl<iic'n  und  an  diu  (Irundlierrn  über.  An 
StelU'  der  kbiren  vcrwalluugsreehtlicheu  .Stcuer-Nürniirung  trat  das 
iierkouiiuen  im  Abgabewesen. 

Die  alte  iMinisrlu'  (J  r  II  ml  >  t  <•  II  <•  r  li:it  sifh  ^]^,  wo  sii'  iilH  iliaiipl  Ijji.  lt  -  uin1 
<]as  war  wulil  /uiiüclist  lici  üruiiidstuckcii  üur  lioiiiaiicii  und  all<r<'iii*  iü  in  ulKrii'i<>s;<'ii(i 
riimniiisrlicm  (iebit^t  dio  Hegfl  —  aof  den  betroUViidcn  (irundütnrkf'n  wie  eine 
larii  nitidei^eä«  iii  ii^i'U  und  ist  mit  diesen  (inindstm  k<  ii  «lanii  au<  h  in  das  EigeDthum 
().  -  y.wt^c  und   Alt.:. »lu  ll  von  d<'ii  Nnt/ni.  -~'  iii  /i' !ii  (mI<-ii  'iniiidli- rni  iili<'rLr<'u-:ui!r<'n. 
Au:i  der  f.licmaligcn .  bedingt  \i randriliclion  K'-partion^stcUcr  wurdu  äo  eine  Icstc 
Quotitutsab^abc,  tHif.  den  irahrt>n  StcacrrliaraGtcr.  dvm  Beilra^rs  fttr  fiflcntlichc  Zwecke 
verlor.    I..  t/!.  r.  -  w.  iiiiTst.'ns,  soweit  die  Urnndhcrrn  nicht  selbst  wi<'d<  r  sul.  Ii.-  .»dor 
.»linü«  Ih'  /w.  '  k--  aii-/iiliiliri'ii  liaif«>n,  wio  es  zumal  in  dt-r  vi'"itiM>'n  l  tMidal|>.  riiMlc  d.T 
1-ail  war.    Dio  Aclinln-likcit  mit  Abgaben  anderen  rei  htiiciieu  ( )liaia«  terd  vuui  (jruiKl 
und  Boden,  eijerentlichor  Grnndzinsc,  wie  »ic  die  von  den  Grundherrn  mit  I^nd 
versehenen  Beliauef  und  wenigstens  aiisserlieh  ähnlicher,  nft-  rs  nur  niedrii:er«  r  Ab- 
galieii,  wie  sie  allgemein  die  auf  eroberl<  iii  MiHlru  l»i'|:»N-.'nrii  .mI.  t  n«  ii  auf  ileni^ell»««M 
angesiodclton  Ucbauer,  in  diesem  f  all  aueh  an  d<-n  K<>nig  als  A<tielii;n,  den  ubcr.>tirii 
Herren  des  eroberten  Landes,  zu  entriehten  hatten,  bc-j^Unstigte  jedenfalb  das  Ver- 
schwinden «les  Sleti.T«  liar.u  tera  der  I'.  ste  der  alten  rnrni->(  lien  tirundsfeuern  und  tlii^ 
prartiseho  \  «Tuiengun^  der  vcrscliiedenartipen  lirundaiijijaben.    Die  alte  rürniärlin 
Person  als  teuer  konnte  den  vollfreicn  (iennancn  nicht  aufgelegt  werden,  traf  uImt 
nuriiiK  Iii  i^crade  die  Komnnen  als  solcdie  und  später  unterlagen  andere  nntorworfcn«.* 
Laodetibewoliner  wohl  liie  und  da  ähnJichea  Abgaben. 

An  die  Stelle  der  allmählich  verschwindenden  oder  in  der  dem 
Mittelalter  eif^enthflmlichen  Weise  den  J*ffentHchen  Recbtscharactcr 

verlicren<len  röiniseiien  directen  Steuern  traten  in  den  neuen  Slaaton 
aber  aueb  lan<;e  Ziit  hiiidurth  keine  ei  ge  n  1 1  i  eli  e  n  neuen  all- 
ere nie  inen   direeten   Steuern.      Die   in  directen  Stenern, 
web  lie  als  I' a s.s i  r zTi 1 1 e ,  Wege-,  Brückengelder  u.  dgl.  lu.^ 
verblieben  oder  neu  liinznkamcn,   Abgaben  oft  mehr  gebUhreii- 
artiger  Natur,  traten  ebenfalls  vielfach  ans  den  Einkünften  des 
Staats  (Königs)  heraas  nnd  gelangten  an  Grundherrn ,  Kirche, 
Würdenträger,  Grosse.    Das  KOnigtham  bestritt  den  öffentlichcii 
Finanzbedarf,  welcher  hier  wie  noch  lange  Jahrhunderte  später 
mit  seinem  Privathedarf  für  Hof  nnd  Haushaltung  untrennbar  ver- 
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buoden  war,  aas  seiDem  eigenen  Einkommen  ganz  Uberwiegend, 
d.  h.  ans  seinem  Grundbesitz,  aus  dem  Ertrag  der  damit  ver- 
bnndenen  Gerechtsame,  der  Grundzinsen  u.  dgl.  m.,  ans 
den  Einnahmen,  welche  die  Gerichtsbarkeit  und  die  Austtbung 
der  Uoheits rechte  (Strafgelder,  Confiscationen,  Ertbeiinng  nnd 
Bestättigunj;;  von  Rechten  u.  s.  w.)  brachten.  Bei  der  Gei  iii^lü<;i^^ 
keit  der  rej^elmässigen  „öftentlichcn*'  Vcrwal(nn«:sthHtif;keiten  war 
auch  der  «(iiasi-ötteiitliclic  Fiimnzl)C(lart'  tialiir  klein.  Die  Alles  Ix-- 
herrsehende  NatiiralwirtliseliaH .  das  System  der  Natin  allei>liii);.^en 
und  pcrsi.iilit  iien  Dieiisle,  aurh  im  W  e  h  r  \v  c  s  <*  ii ,  die  \\'a(  ii-, 
Biir^-,  \Ve;;el)au  -  l)ien>t|)llielit('n,  die  Sjtanii  ,  lieh*  i  Ihm -im-s  und 
Heköstigunj^spllielitcii  der  Hcvidkeriiu;; ,  auch  der  »Sliller,  spiilcr 
der  Städte  ge^'CDÜber  dem  König,  lieineni  (ietolgc,  seinen  Hotco 
und  Beamten,  diese  und  andere  verwandte  Kinriehtungen  erklären 
es,  da88  es  des  eigentbUnilicben  YermitiiaDgi»glied8  zur  „Kosten- 
deckung des  staatlichen  Productionsprocesses''  (Fin.  II,  170),  der 
eigentlichen  Besteuerung,  kaum  bedurfte,  insbesondere  nicht 
in  Friedenszeit  Alle  jene  mannigfachen  Lieferungen  nnd  persön- 
lichen Leistungen  stellen  indessen  tTlr  diese  Periode  nnd  noch  lange 
später  eine  Belastung  des  Volks  fQr  Staatszwecke  dar,  welche 
freilich  ganz  anders  vertheilt  war  und  in  anderen  Formen  erfolgt 
ist,  als  die  spätere  liesteiierun;:;.  Sie  sind  aber  i»k<ni<>inis».li  Ix'- 
traelitet  dureliaiis  das  Aiialo;x<»iJ  der  letzlereii  und  im  (janzcu 
jscbwcriicli  immer  eine  viel  ^H'riiifj^ere  Laj«!  :Lce\vesen. 

Nur  einzelne  Ansätze  zu  Stenern  linden  >iel)  im  Iränki- 
sebcn  Keielie  in  dieser  iVulien  Periode,  so  die  Norläuler 
eigeullicber  sogenannter  „Ucerstc ueru"  (heristuora),  die  ea- 
roliogischen  adjutoria,  welche  zunäelisl  eine  Art  ,,Miiitär- 
Ersatzsteuer'^  der  Zurüekldclbeuden  zu  Gunsten  der  den  Ueerzug 
Leistenden  waren.  Auch  kamen  wohl  in  Notbzeiten  ausser- 
ordentliche Stenern  vor.  Nicht  minder  stellen  die  bereits  regel- 
mässig werdenden  in  bestimmten  Jahreszeiten  oder  bei  bestimmten 
Gelegenheiten  erfolgenden  Ehrengeschenke  des  Volks,  beson- 
ders der  Grossen,  die  Beiträge  der  Stifter  an  den  König  theils 
etwas  den  öffentlichen  Steuern  Analoges,  theils  yielleicht  auch  die 
Aufän^^c  von  solchen  dar. 

Nicht  allein,  aber  doeh  in  erhehlieliom  Maasse  erklärt  sich 
das  F'ehlen  der  Besteuerung,  wie  später  deren  Kinhilr^'crunjLC  aus 
der  W  e  h  rv  e  r  t'ass  u  n  ^ ,  nämlirh  aus  der  allgemeinen  W'ehr- 
uad  Ueerzug -rÜLcbt  der  Ireicu  Graudbcäitzcr,  mit  der  weiteren 
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rtiitlit  /u  eigener  Ausrüstung  und  Verpflegung,  ohne  Anspruch 

auf  i>oU\. 

S.  uIm  r  (Ii«  allj;ciiu'iinMi  IltMliiii^unsfon  tur  iJa>  Kii(j.feln?n  von  Steuern  <Ji<'  Au*- 
iuhiuuguu  hin.  II,  lOü  II.  Vor  das  dort  Gesagte  liutoit  die  crslo  llallte  des  Mittel- 
alten  busondere  pttio  Bolcge.  —  Lang (8.  4  tt.  Piu.  II,  175,  Note  II)  Ubertreibt  nur 

ein'-ii  rirhtijri'ii  (iedanKen  in  der  TIi''.si.'.  dass  ,.jt'd<'  Vi  r.inderuiiir  im  Syst<:ni  d.  r  \uf- 
lagcü  üdcr  dem  SteuerwestMi  zuerst  in  einer  vurHUsge{j;aiigcucu  V  erauderung;  du»  iineg»' 
Wesens  g^anz  sicher  zu  su<  h<'n  sei". 

15.  Die  Ansiclilcn  der  lli!>toiikcr  tii)cr  das  JSchiksul  der 
römischen  Steuervci  i'assu  ng  nach  dem  Unterj^ang  des  rö- 
mischen Heichs  und  über  denCharacter  desAbgabewcsens 
in  der  trän  Irischen  Monarchie  gehen  zwar  in  Einzelheiten 
noch  vielfach  auseinander,  aber  in  gewissen  Uanptpancten  ist  doch 
ziemliche  Uebereinstimmung  gewonnen. 

S.  Eichhorn  I,  jetzt  bes.  Waitz, yerfassuDip>güsch.  II  (2.  A.),  Kap.  2, 

iirtiii.  S.  5r>|  II'.,  woiiiii  (■  I  a  ni  a  1  a  n  .  lii--f.  d«-  riiMjit't  I,  IHiir.  zu  v*i  ^l-'ii'li-n  i.-^t. 
Lr  4$iubt  eine  sehr  klare,  von  \\  ait/  übrigens  in  wauolieu  I'uncten  uugetucbteue 
Daistcllonir.  Die  Haaptctvohnisse  der  neueren  fnuiz(toischen  Ponchangen  (bos.  Qucrard, 
Ul>er  das  I'olviitii  hon  des  .\bts  Irminon,  die  zur  Zeit  Karl'  d<  ^  (irusscn  rudigirtca 
l{ciri?>ter  der  \\>i>'i  St.  (ininain.  Cha  niition  nit'T«-  n   a.  rn.  ( )  1  a  m  a  pe  r  a  n  in 

dem  SuUe  /u>ammrn:  „a  nicMire  «|ue  rimpöl  romain  di.Nj'aiait  du  duuiaine  |)ul>lic, 
oous  Ic  royons  i>6netrer  dan?>  le  domaine  individiiel".  Ein  )^istori^(!hcr  Process  der 
Hinuborfnhrun^  ollriiftit  Ipt,  lirsonders  d-T  an  'inind  und  I'iMl'-n  '  kiiuiifh  ti  Stt  ii-Tn. 
iu  das  Privatvcrmogeu  Privater,  welchem  dauu  in  den  letzten  .iahrliunderteu,  iut  mu- 
dcrnen  Staate,  wieder  ein  amgckehrtcr  Process  der  Beseitigung  des  privaten  Bezogs- 
rc« hts  hinsichtlich  ^ulchor  Abgaben,  bez.  der  Rackverwandlung  derselben  in  dffent- 
lieh«  SttMicm  ontsprit  ht. 

Clauiugeran  .sy>(t'iaatiMirt  di-  Ergebnisse  aciiier  Untti^uchungou,  ähnlich  wie 
es  auch  Eichhorn  und  die  Itechtsliistoilker  thnn,  was  Waitz  gar  zn  sehr  scheut. 
NahirÜcli  i>t  dahi'i  Vorsi-'ht  nöthw'  ii  ü.;  und  /.n  w.  i».^  (i.'iKTali^iiiiii^  /ti  vcrmt-iden. 
Aber  uüuu  eine  gewi^äu  tSysteutatiairung  und  (ienerali.-nung  bleibt  alles  chaotisch; 
bloss  „historischer  StofT'  kein  „historischer  Anfbnu". 

Fllr  die  in  c  ro  v  i  n  gi  sc  h  c  und  z.  Th.  noch  die  carolin- 
gische  Zeit  iintcrsclieidet  Claniagcran  Stenern  rrunischen 
und  ,,  barl»  a  risc  h  en"  IJrsjjrungs  (I,  117).  Zu  jenen  gehören 
der  alteCeusus,  die  Transport  ,  15  e  h  e  r  b  c  rg  u  n  gs  - ,  Vcr- 
|)  t'iegungslcistu ngen  der  Uuterthaucn  in  Bezug  ani' königliche 
Beamte  u.  s.  w.  (paratae,  paraveredi,  hospitatura,  mansioneSy 
tractatoria),  die  Leistungen  bei  Wege-  und  anderen  öffentlichen 
Bauten  (opera,  corvadac),  die  Zölle  und  Wegeabgabeo  (te- 
lonea)  nnd  andere  kleinere.  Zu  den  Abgaben  „barbarischen*'  Ur- 
sprungs geboren  die  mit  der  Gerichtsbarkeit  in  Verbindung 
stehenden,  wie  der  königliche  Antheil  am  Wehrgeld,  die 
Strafgelder  beim  Ausbleiben  vom  Wehrdienst,  die  Unter- 
sttttznngsleistungen  (adjntoria)  der  Zurtick bleibenden  ztir 
Ausrüstung  der  ausflickenden  Krieger  (Caroling.  Capituhiricn  v. 
805,  807,  Öl2,  edieluni  pistense  v.  ö64),  die  aus  den  alten  Ehrcu- 
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gescbeoken,  welche  bei  feierlichen  Gelegenheiten  gcmucht  waren, 
henrorgegiiogenen  regelmässigen  y,Gaben"  (dona)  bei  den  Ver- 
sammlangen  auf  dem  Märzfelde. 

VgrI.  Ubrigeus  Wait2  IV,  2.  A.  550.  über  /.wcifclliallc  Jabr.j!>/.;ilileii  des  cap. 
de  exercita  promorendo.  —  Wie  politibche  l'm>t.uide  Ver&udcroiififeii.  h<  /.  ErliühuiiK:cü 
der  uberkt.uiiiiciH  ii  Steuern  verhindfUeii,  dafür  liel<  rt  der  vcrgL'l»lt<  Ii«'  \  ursuch  Kdltig 
Chilpehch!»  i.  J.  57S  den  Beleg  (Waiu  U,  5U7,  Uiamagerau  123), 

Der  Gbaraeter  von  eigentlichen  Öffentlichen  Stenern  bleibt 

indessen  den  Grund-  und  Kopt'stcuern  in  der  nierovin«;is('hen  Zeit 
noch  geualjit.  Wie  lange  hier  und  oh  noeli  im  7.  und  vullends 
iui  S.  Jabrbundert|  uder  gar  darüber  biuaus,  ist  streitig. 

So  meint  Waitz  II,  57G,  ,.iui  Lauf  der  Zeit  ist  das  (urspruiiirlicb  auf  römischen 
£inricbtuup:>ii  b<  rulr'  ii(lo  fränkiMlio)  Su-iit'rwosfn  m<  lir  uimI  iii.  Iir  in  Z'-rruttunir  cre- 
rathcn,  uud  mltul  i^l  uicbt  viel  mehr  davon  übrig  geblieben  alb  eine  Abgabe,  die 
den  Character  fon  Zins  oder  Rente  angciiommcu  liatte*'.  Von  ^nflass  darauf 
i  IT-  «  '"^'11.  'la  -  III  i!i  ;uir  li  vmhor  ilirhf  tr<'iip  /wisolieii  <•  f füUtlichen  l.eisUniiren 
und  audercii  Zabluugeu  uutcräcbied,  äuiidcru  beides  in  der  Attffassang  der  Zeil  uft 
ganz  zusunnenrefloiäen  sei.  Clainag«  ran  hält  dagef^n  auch  far  das  7.  u.  8..  ja 
seihst  für  das  \i.  Jahrhundert  den  fr-  liu  Ii  ni<-ht  mehr  verändert •mi,  nii  ht  mehr  b<vMJii- 
ders  a!isg-c?>cliri<b<Mifii .  sondern  utw  uhiilu'itsmas.^i'r  V''re<;^r|tcn  iianklMlieu  fi  it>ii->  rö- 
Jttiachcn  t'^^|>rungs  noch  lur  <  in«-  wirklich  bte ue rarti  <re ,  ab  sulchc  dem  König 
zu  leistende  und  von  dicbem  immer  wieder  reclamirtc  Abtrabe .  und  burht  dies 
(I.  l.'J5  tf.)  mit  mehn  reii  boaclitoiibwcrfheii  (ininden.  aurh  nach  Aii'>le;;iiii^  d<  i Capitii- 
larieu,  zu  stutzen,  (irunde,  welche  jedoch  Waitz  (,11, 57(i,  Note  3)  „nicht  genügend"  nennt. 

Die  Durchlöcherung  des  alten  Steuersystems,  seine 
theilweise  Beseitigung,  theilweise  Ilinttberbildung  in  und 
Verschmelzung  mit  anderen  vertragsmässigen  Privat- 
abgaben und  mit  Abgaben  ans  dem  Titel  persönlicher  Un- 
freiheit und  nnfreien  liesitzes  wurden  durch  verschiedene 
Umstände  berhoigeliiiirt.  So  dm  eh  die  Auflehnung  der  Freien 
gegen  die  die  Freiheit  iniiideniden  Kopfsteuern  und  gegen  das 
Fingetragen.sein  in  die  Stcuerlislen,  durch  die  (Bewährung  \oii  all 
genieinen  oder  von  .Steuert reiheiten  lür  bisher  «teuerjiliiilitigen 
Boden  zum  Zweck  der  Belohnung  beim  Uebergang  von  Boden  an 
die  Kirche  (Immunitäten),  durch  die  üebertragung  der  Berechtigung 
auf  die  Abgabe  an  Kirche  und  Grosse. 

Waitz  II,  577.   Die  Krage,  wie  weit  römischer  grnndsteocrpflichtiger 

Rod  eil  diirrh  <i<  ii  blossrii  (''  b'-m^aii;;;  an  friitikis«  he  Hosii/'  f  (b  r '.;i'riiiaiii~i<  licn  Auf- 
Üa^isaug  geuiuätf,  diu  keine  Uruudöteuer  auf  uigcueui,  sondern  nur  einen  (irund/iiiä  auf 
fremdem  Boden  kannte,  —  auch  grundsteuerfiei  geworden,  ist  nicht  endgilti^  ent- 
schieden uud  wohl  sicher  uml  allgemein  überhaupt  nicht  melir  /u  ent^  lieiilen.  Doch 
m^'H-litc  d*  r  Eintritt  «  iner  alli^- meinen  uml  i»rin<  i|  ielb-n  (irnnd^ftierfreiheit  in  diesen 
lallen,  wenn  aurli  cratrebt.  niclit  erreicht  hcui  (Waitz,  11,  571)11.). 

Die  Zölle  rinniscben  Ursprungs  sind  im  fränkischen  Keich 
nicht  allgemeine  Grenz-  oder  Grenzlinienzöile  bei  Ein-  und 
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Aust'ulir,  soinleni  Al)j;al)cn  bei  der  Passirun«^  bestimmter  Loca- 
litätcn  k'bbaltorcu  Veikebrs,  wo  daun  zu  (licscni  Hcbnf  eine  Zoll- 
stiitte  aiii;L'le^t  wird,  in  IläCen,  an  cin/clncii  (Iren/stellen,  wo  sich 
wicbti^^^e  W«'i;c  bclindcn,  in  den  bedeiikMidercn  Slädten,  in  den 
Märkten.  Waitz  nennt  aic  „Tran sitzülle",  besser  wie  gesagt 
etwa:  Passirzülle. 

Sie  trufTen  wenijEr8tt>iis  in  dieser  Periode  m  und  far  birh  jcd(>.n  Eifrenthümcr 

(nicht  nur  <l<  ii  K;iufni;iiiii,  wie  I  alki».  anniniint.  W.niti  abwoibti.  Zollfroih«  it  fui  ihre 
(iiiier  und  W  uaiLii  wird  uIkt  wii-dor  als  l'rivilcü"  m'w.^ihrt,  besonder^  lur  ^.•i^til'  lif 
Stitter.  iJcr  Zollsatz  ist  wohl  theils  ein  Werih/oll.  theils  ein  sjMjci  1 1  >c  Ucr 
nach  Ladungen  (\Vaii<  n.  s<  liillc.  ri-  rdcIa^tLio,  die  Zu ! !  /  i  Ii  I  u  np  erfulut  n-sj- lni;i!ssijfer 
iu  (Quoten  <l<'r  i»a.s--ip  ii>ii  n  W  aarni  !?.-|)»-,t  als  in  (i'  l'l ;  al^u  N  a  t  ii  r.i  I  -  Ziillfih'  bunir 
Halen-  und  maueiicrlci  aitdrn;  Slroddcu-  und  Vcrkehr.^ubj^aliuu  iichlioascu  bich  au. 
Sie  sdieiiieii  mir  doch  mehr  j;cbrthreniirti|S«n,  als,  wie  Waitz  meint.  ?eirerbestctt«*r- 
artijjc»'ii  und  .u  m---,  al-,i,  i lirain-!i?>->(euerartiL'<-n  ( "harartrr  zu  hal»i-n  (W  ait/  II.  . 
vcl.  W  ait/.  II,  (ioi  (iU<i,  (jlaiuagurau  I,  il>0  — Ibb,  i^'alke,  (ic!K-.Licbiü  d.  duubcheu 
Zollw.'hcns  S.  1-  IM). 

Hei  den  Abgaben  germanischen  ürsprangs  tritt,  abgesehen 
von  den  Tributen  fremder  Völker,  der  Character  eigentlicher 
Stenern  dnrcbans  zartick  hinter  denjenigen  von  Abgaben  grnnd> 
herrlicher,  gntsherrlicher  Natur  und  von  Leistungen 
an  den  König  als  den  Gerichtsherrn,  Wehrherrn, 
Friedens  bewahrer,  an  welchen  daher  namentlich  Hussen 
oder  An th eile  daran,  nicht  sowohl  oder  wenigstens  nicht  bloss 
straf-,  sondern  ersatzar ti e  Ab«;aben  tiir  unterbliebene 
])(li(  liliii;issiue  I>('istnn;;-on  (bereits  (|iiasi  „(ieldabliiidiuigen*'  tUr 
)•er^<»llllelle^  Dienst,  so  aus  dem  Titel  <ier  WciirpHielit)  u.  dj^l.  m. 
zu  entriebten  sind.  Auch  bicr  aber  wird  das  j^air/.e  System  dureb 
Privile;;ien  der  Hefreiunir  und  dureii  l '  c  b  e  rt  r  a u  n  j:;  von 
Herecbtij;un«;en  des  A  b^a  bc- Bezuj^s,  besonders  zu  (iun 
sten  von  geistlichen  Stiftern  und  (i  rossen  durcblöchert. 
Andererseits  sind  jedoch  gerade  nucb  Stii'tern  besondere, 
abgabenarti^e  Leistungen,  in  Geld  oder  in  Naturalien, 
z.  B.  Rosseu,  Waffen,  schon  in  merovingiscber  Zeit  öfters  anfge- 
legt  worden,  als  Gegenleistungen  fttr  Schutz,  fttr  andere  über- 
wiesene Einkfinfte,  auch  zum  Zeichen  der  Anerkennung  des  .könig- 
lichen Hoheitsrecht 

Wait/  II.  :).'>••.  Lc>icr  die  EiitwirUuug  der  Iinuunitätcn  v;;l.  Waitz  IV, 
2«>7  ff.,  301  fl.,  311  Ii. 

Die  schon  älteren  allgemeineren  periodischen  „Geschenke'^ 
bei  bestimmten  Festen,  Versammlungen  werden  zu  regelmässigen 
Abgaben,  halb  freiwillig,  halb  schon  ein  wenig  steucrartig.  Tri- 
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hüte  abhftngiger  Völker  io  Geld  oder  in  Saeben  kommen 
oft  vor. 

Knie  bci^ugliciiu  Aligabc  i^aiii  Main)  lüliri  acho«  in  caiuliiigiM  i  Zeit  di;ii  Nauicu 
steora  (auch  ostcistuopha)  (Waitz,  560).   Auch  fimleu  üich  mitonter  <>o  unter  AI« 

Daitn>-ii')  M•ll»^t  (i  r  11  n  •!  a  b  i:;a  Ii  ■  II  uuler  fr<i'  n  l*i  i.it/.crii.  \v<  Ii  Ii»-  iM  im  I5.  sit/.sv<  r|i>.  l 
au  di.'ii  <iruurbtu<  k-ii  liafl«-!!  iiihI  an  den  Kmiii;  /ii  /.;ilil*'n  aiuA,  oliii«-  «'i;;vntliclic  (iiuud- 
ziuati  zu  Sein,  mit  Ucnen  si«-  j<'»|nch  ir«'\i'<iliiilicli  \ermir?rlit  wcnU  n  («1».  S.  5B4). 

§.  Ii).  Die  Carolin  <;i seil c  Zeit,  inshesinulcie  die  (Jeselz- 
gebUDg  Carl  des  (f rossen  selbst  in  di  n  Ca|atalarion  iindiTt  auf 
finauzielleni  Gebiete  nicht  so  wohl,  a's  dass  sie  das  Altlierköram- 
Hche  za  erbaltco  and  zu  (ixiren,  sowie  Misshrüucbe  zu  bebeitigen 
Kocbt  Da»  FiDanzwesen  bekommt  daher  keinen  neaen 
Cbaraeter.  Die  Hauptsache  bleibt  das  System  directer  Lei- 
stungen (servitinm,  obseqninm),  von  Arbeit,  Natara- 
lien,  fUr  die  Beflflrfnisse  des  K(3ui«;.s  and  der  Staatsverwaltung, 
soweit  von  letzterer  Überhaupt  zu  reden  ist. 

S.  bo.  Waitz  iV,  Kap.  <i,  in  d.  2.  A.  S.  II  Ii.  So  wird  die  Vcrjiflcu  uug 
des  Königs  und  »cioer  Beamten,  der  Wefre-  und  Brnckeubau  und  das  sonsti||iri> 
Baowuscn.  der  Wach-  und  Ituriidienst  ^civ^rolt.  Die  f^ei^^tticheu  Stifter  bli.ibcu 
'M-.«>üdcrs  zu  I.' i>tiiii!:<Mi  vrrptürliti'f.  Di«-  rnuilNthc  Stc  u  o  r  vo  r  f  a  ssii  ii  i;'  dci  ( 'rii-iH 
i>t  wohl  rollende  aU  licstandtlicü  dcä  ötlcntlichun  liechtä  vcrb«  iiwundcn,  aber  in  den 
mancherlei  nach  Herkommen  zu  zahlenden  Urundabf^beu  ist  materiell  doch  Ein i^eK 
daron  in  Ii'<-~N  n,  wenn  auch  in  anderer  l'>'nn,  ji  iilii-io  n.  I>n>  ..]|  rrko  m  tn<-ii"  iht 
hierfür  da:>  allub  i>eberrschende Moment  Die  „dabcn"  aut  drn  iicicliävüräauiailungcu 
«nd  bei  anderen  (rolc^cnhcitea  verlieren  indessen  den  ursiininvdichen  Cbaraoter  dur 
Freivliiigkeit  uuA  \v<'iiii  n  dadurch  ^tt-ucrarti;:.  m>  besondere  U-  i  KiirlK  ii  uii<i  K!>i-icru 
!rc5cnut>er  dem  Knui;^.  In  cin/.f.lnen  I.aiid«'-,tlifilcii  kömiiK-ii  iIi'mI-  in  s  ».  h.  ii.  t}i"  il>> 
lu  (lulil  ubeiirall.<>  bcöoudcrc  !>teuurartigo  Abgaben  an  den  Koni^  vur.  in 
Sutlgallien.  Westphahlen ,  bei  den  Khcin-Kniuken ,  d<'U  Aicmanuen.  Teberwietreud 
werden  nnf- r  stoora.  rcnsiis.  tributnm  ;ilt<  r  tlncli  p  r  i  v  a  t  ri' e  Ii  1 1  i  r  h Abu'aben 
auch  au  den  Kuiti'.:  vciatanden.  Die  Duichbrci  hung  de»  (irund/.inäi>yätcmä  durch  Icbi-r- 
^ang  von  abgal)<  |) tüchtigen  (irundstdckeu  an  die  Kirche  wird  durch  rrrschicdene  Be- 
^tifflalungcn.  u.  A.  ^rhon  damals  durch  diejenige,  dass  auch  in  bololien  l'üllen  da» 
tiruud^turk  /in>pllifhtiir  bleib.ii  -.oll.  wcniv^'ens  im  l'riiiein  zn  veiliiiidern  fresuoht. 
Eiguütlichc  Tribute  zahlen  unterworfene  oder  abliangi:;e  Naclibarvi^lker,  so  ilio  sla- 
Tischen.  Die  ZAile  behalten  im  Wesentlichen  zwar  den  bisherigen  Character,  aber 
das  go I  Ii  r  e  n  a  rt  i  j f  Klement  tritt  initii(it>  r  iioeh  nielir  hervor,  so  /.  H  w. mi  der 
BruckuuzoU  nur  vom  Benutzer  zu  zahlen  i:>t,  aber  kein  Zwang  zur  llcnutzung  der  lirUcke 
besteht  Der  Zoll  soll  ferner  jetzt  dcotlicher  sprricll  nur  deu  eigentlichen  Handel 
treffen,  und  uiniiMf  so  etwas  (icw.  i'"  r.  U'-iartiires  au,  er  ri«'htet  ^i'•ll  in  der 
Höhe  na«  h  St.uicj,  Nnfionalitiit.  iia<  li  u.-.  Ii,iif>:ii t,  |  ii'in.Ie  weril'  ii  li<ilier  al>  Kinlifi- 
uiiacbe  beiahtet.  FerM'>iili(  h<; .  loeale  und  temporairu  Zoll  ji r i  v  il  et:  len  und  auch 
Zollfrei heitcn  tur  ein/eine  Waari'n  durchlöchern  aber  das  Zollsystem  und  die 
V'-r^cbuh!;  von  Znüii-.  hf.n  an  Sfifter  und  (Jr</>.ie  ViTtnimliTt  ln-ivit  d  i  l,Mni:;lirbe 
ZoU«'iukommen.  \on  eiuzeliicu  Abgaben,  tbeiU  als  Zoll,  theils  aU  Productiou^^teuer 
bei  den  Salzwerken  tritt  die  Salzabgabe  (muta.  „Mauth**  beim  Tran««pnrt.  hier 
zuerst  so  genannt)  mehr  hori'or,  Dit?  MarktgeM<  r.  wi-Iche  alle  \  '  il"' i  d--.-) 
Markte»  /u  entrichten  )i;tbeii .  fereinigeo  die  Gcbiihr  und  die  Steuer,  wobui  das  erste 
Element  aber  wohl  vorwaltet. 

Der  Kriegsdienst  schon  damals  und  später  noch  mehr,  be- 
sonders bei  weiteren  Kriegsziigen  in  die  Ferne,  Überwiegend  kost- 
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spieligcr  schwerer  ilussdicnst,  ruht  wie  Irtthcr  vornchiulich  auf  den 
freien  Gniiidbcsitzern.  Der  Einzelne  niuss  sich  dabei  selbst  aas- 
rüsteu,  bewaffucD,  verpflegen;  gewohnbeitsoiässig  sollen  Kleidung 
und  Waffen  fttr  Va  ^^^h  Nabrnngsmittel  fdr  3  Monate  jenseits  der 
Grenze  oder  von  der  Heeresversammlnng  ans  mitgefttbrt  werden. 
Carl  H.  regelt  aber  bier  Einiges  neu.  Zweierlei  versebiedene 
Abgaben  knüpfen  sieb  an  den  Kriegsdienst.  Einmal  die  Strafe 
desUeerbanns,  welcbe  die  aasbleibenden  Verpfliebteten  zn  ent- 
richten haben,  sodann  Leistungen  der  Zurück  bleiben  den 
für  die  ärmeren  Aus  zio  Ii  e  n  de  ii  ( a dj u  l or  ia ).  .Iciic  Strafe, 
die  an  den  KTfiii^^  fällt,  war  im  Intcreysc  ties  Dienstes  hoch  be- 
messen, aber  ,,wer  sie  zahlen  \v(dUe,  konnte  zu  Hause  bleiben"; 
in  der  'i'li;it  (|uasi  eine  N'erwandlun^  der  I)iensti)fli('lit  in  eine  Ab- 
gabe. 8ie  wurde  nach  dem  Besitz,  unter  Heriieksicbtigung 
des  beweglichen  Vermr>n;ons,  al»  gestuft.  Dann  wurde  aueh  das 
Maass  der  Dienst  p  flieht  selbst  nach  dem  Besitz  geregelt, 
ebenfalls  unter  Mit- Heranziehung  des  beweglichen  Vermögens. 
Kegel  wird,  dass  auf  je  drei  Hufen  ein  Mann  zu  stellen  ist  Und 
jetzt  erhalten  aueb  die  Ausziehenden  von  den  Anderen  Beihilfen, 
die  einige  Analogie,  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  so  sehr  zum  Sold, 
wie  Waitz  meint,  als  zu  solchen  modernen  Militärdienst- Ersatz- 
taxen (Oesterreich)  bieten,  welche  den  Dienenden  in  irgend  einer 
Form  zu  Gute  kommen.  Manches  Einzelne,  auch  localer  Umfang 
und  Zeitdauer  dieser  Einriehtuugen  sind  unsicher. 

S.  Eichhorn  I.  IM.  W  riit/.  IV.  1.  A.  Kap.  9,  i>.  531—633,  bes.  532, 
540,  551,  55Ü— öti'J,  575.    Clatnageraii  I,  III  it. 

2.  Abschnitt 

Deutsches  FinaDz-  und  Steuorwesen  vom  9.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts. 

1.  Das  Deutsche  Ucieh. 

§.  17.  Die  staatsrechtHehen  und  politischen  Verhältnisse 
haben  es  nach  der  Tbeilnng  der  fränkiseben  Monarchie  niemals 
im  Deutschen  Reiche  zu  einer  ordentlichen  Steuerverfassung 

kommen  lassen.    Frühzeitig  und  nachhaltiger  als  in  anderen  Feu- 

dalstaaton  L'cht  der  Schwerpunct  cigintlich  staatlicher  Thätigkeit 
vom  Kelche  auf  die  Territorialgewalten  Uber,  damit  dann 
auch  die  Ausbildung  eines  öclbätäudigeu  Finanz-  und  bteucrvveäcus. 
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IMe  alteD  EinDahmeqnellen  des  Reiches  gelangen  an  die  Terri- 
torien und  Städte.  Die  Versnebe,  ein  förmllcbes  System  direeter 
nnd  indirecter  Reichsstenern  (Gemeiner  Pfennig,  Hassiten-, 
Ttirkenstencrn,  Reichs -Grenszölte)  noch  im  15.  und  16.  Jahrhun- 
dert, zn  einer  Zeit  einzufahren,  wo  die  Entwiciclung  und  Umge- 
staltung des  Wehrwesens  nnd  der  wirthHchaftlichcn  Verbültnisse 
den  Uebcrg^ang  zur  Stcucrwirtlischatt  im  Finanzwesen  f:;clH»ten 
liaticii  und  er  z.  U.  in  Frankreieli  cilol^rt  ist,  .selieitern  an  der 
errcieliten  Selbsliindi-Ueit  inul  Starke  der  Fürsten,  liitter,  Stiidte, 
gejceiitibcr  der  ^eMliwäehtcn  Keidisuewalt.  Fnd  der  Man^^el 
se  1  bs  t  ä  nd  i  {j:e  r  licielisstcuern  sowie  eines  iu  der  Periode  der 
»Süklheerc  nur  dadureh  zu  erniögliehenden  Keichsheercs  be 
gttnstigt  daun  wieder  die  politiuchc  Rntwieklung  in  der  einmal 
eingetretenen  .Ki<  Iii nnj;  weiter.  Das  Reich  sieht  sich,  wie  ein 
blosser  „Staatenbund''  (Fin.  1,  §.  ^iU),  fUr  seine  Finanzbedilrfnisse 
in  Frieden  nnd  Krieg  auf  die  „Matricular  um  lagen"  der 
Reicbsatände,  auf  das  System  der  „Römermonate'<  in  den  drei 
letzten  Jahrhunderten  seines  Bestehens  angewiesen,  bis  es,  nicht 
ohne  Mitschuld  dieser  Idäglichen  Finauzwirthschaft,  zu  Grunde  ^^ing. 

^.  18.  In  den  ersten  Jahrhunderten  des  selbständigen  Deutschen 
Reiches  (1». — 12  Jahrhundert),  wo  sich  allmählich  die  Lehcnsver- 
fassnnjr,  das  H  c  n  c  t'ic  i a  1  \\  c  s  c  n  um!  \' a  s a  Ii  i  t  ii  t  s  vc  r  Ii  ä  1 1- 
niss  entwickeln  uuil  einbllr^^ern ,  linden  sieli  auch  in  \  fi  hindnnu 
njit  dem  llecrdienst  des  Fcliciislaats  noch  ähnlidic  linanzicllc 
und  stcuerartige  Einriehtun;;en  wie  in  der  earolin^ischen  Wehrver- 
fassuiif^.  Kiniges  davon  erklart  sich,  wie  idlers  in  der  liir  die 
Gestaltung  des  Finanzwesens  so  eindussreichen  Gestaltung  des 
Wehrwesens,  mit  aus  der  Technik  des  Militärdienstes,  besonders 
ans  dem  vorwiegenden,  schweren  und  iLostspieligen,  auch  üebung 
Terlangenden  Rossdienst.  Dieser,  in  weiter  Entfernung  von  der 
Heimath  nnd  für  längere  Zeit  zn  leisten,  bedang  einen  Aufwand, 
welchem  die  weniger  Vermögenden  schwer  gewachsen  waren.  Da- 
her die  allmähliche  Ausbildung  eines  eigenen  Dienststands 
daftfr  nnd  der  Beihilfen  der  übrigen,  nicht  dienenden  Bevölke- 
rung znr  Ausrüstung  und  Erhaltung  der  Krieger. 

So  hatten  auch  in  «Jics«  r  l'crimJc  wie  >•  hun  tiuhur  „alih.mgigo  Leute,  die  iii«  ht 
ftdbfit  in  d«'D  Kriei^  zo^cn,  Waffen,  Pferde,  Kinder  und  Anderes  der  Art  zu  liefern" 
(Wait/,  IV.  2.  A.,  622.  VIII.  IT):).  Ki-vt.  r  nw\  Kin  Iwn  harten  ilir-n  ll^  rn  ii  Hd- 
kilfcu  2ur  luicgcriiK:hcn  Ku^ttuug,  Uoi^o,  Wullen,  thcils  l>ci  jeder  llcurlalirt,  tlicilü 
naoMOtlich  bei  der  nach  Italien  zu  leisten,  was  auch  iu  Geld  ablösbar  war.  Di« 
Inhaber  ?on  Zinsliufen  musst«  ii  ^u  4üI<  }ieii  Zw* .  ken  wohl  einen  be:>oudcron  Jahreszios 
oder  dnea  Theü  daron  enUichtea  (eb.  \ILU  15Ü). 
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Ja ,  ans  den  carolingiscbeD  Adjulorien  bildet  sieb  jetzt  doch 
eine  all^cuieiiicro  lieerstener  (heristuora)  der  vom  Dienst 
ZurUcicbleibeuden  aus.  Ihr  Ertrag  kam  aber  nicht  mehr  wie  bei 
deo  Adjotorien  dem  dienenden  Mann  unmittelbar,  sondern  dem 
Dienstherrn  zum  Zweck  der  kiiegerischen  ROstung  oder  der 
Kostendeckung  dafQr  zu  Gute.  Es  scheint  sich  so  ein  8^stem 
von  Dienst- Ersatzabgaben  und  von  Dienst- Beihilfen  entwickelt 
zu  haben.  Der  nicbt  selbst  dienende  Dicnstpflichlijrc  iiinsste  einen 
festen  iJeitra;^:,  in  Gold,  die  Ijc  rctl'cnde  \'olkss<'hii'lit  auch  wobl 
Ab^aljcu,  nolclii'  si<'li  iiaili  dein  liesitz  abstullon,  ciitrieliten.  Aus 
<leni  ICitra^  dieser  ,.Iieei steuern  '  und  ähnlielier  Aliiralien  wurden 
Vom  Herrn  Itestininite  Teste  neiliilfen  an  die  Krieger,  in  (ield 
nud  in  Naturalien,  ^ezaiilt,  .,in  i;ewisseni  Maassc  au  ISteUe  de» 
boldctt"  und  so  auch  bezeichnet  (Stipendium). 

Wait/.  VIII,  l.*>^— Ifi.'^,  iiii<i  iiberhMpt  «las  Kap.  14  über  «Ja»  Heer- 

wesen. NtM'li  im  >i>äi<  ri'ii  Mi(l<'laltt  r  kninmt  ctwai  A' liiili«  Iic>  in  (!••»  Städten  voi, 
bO  i.  Ii.  denn  diu  /.um  Krie^>/U|j^  (ray:»e)  auägdobtuu  Uur;;er  au^l»luibcn  umi  üatur 
sich  durch  (>cM  liK»kanfcn,  so  in  Nüriibertr  \HSh,  s.  Chroiiikeu  frnnb.  Städte,  Kurnb. 
I,  2 Di'-  \  r !»<■  i  t  .s I» f  1  i  <  h t  en  bi-iiii  11  »n  de r  IJ  u  1 e n ,  b<:i  dur  in  dir-,i- Periode 
fuUeiMb'n  L  nimu  u*.' i  n  n  d«  r  stadt<-,  du-  l)i*-ii^t|>lln  iU'  U  bt-i  der  Benraehuiig 
(Waitz,  VIII.  Is'.l— 212)  sind  diicetc  rf  rsoiiallcisin  n  t-^en,  welche  eine  eisreiit- 
liche  b'tcuer.  wie  bi<'  bei  rcräiidcrtfr  ArlK'itMheilun;;  auf  d<  tn  Uubiei<  d'  Wehr- 
we>L'ns  und  l»<  i  i  lui»/'^  it>  r  n'itliij  wiid.  i;iitli<;liili<  li  niafln-n.  inaii<  Ii.-  Analora 
üocli  heute  in  landhcbt  ii  \  eili.iltnJsacii  ^\\  egebau-Lei?«ungcni  Imdt  i»,  aber  doch  ad 
faich  die  gleiche  Belastnn^  und  au«  demsolheo  Titel  darätellen.  Die  Umvaodlao? 
solcher  Dienstpflii  litt  II  in  (i.  |d  la^bt  sich  dii^  ;;an/.<' <ieschichi<-  hindnivb  offers  uaeh- 
wcisen.  (..(nalx  nt:i  Id  '  iu  Nürnberg  alü  Etaat/.  lur  flicht  geleistete  Arbeit  bei  der 
Uerstelluii'.'  d'  s  Stadtfjrabcns.    Nnrnb.  Cliron.  eb.). 

Iii.  Das  eigentliche  Finanzwesen  verändert 
sonst  seinen  Gesaniinteliaraetcr  nur  wenig.  Die  llaupt- 
cinnahmequctlen  sind  die  alten,  domanialc  und  au  Ho- 
heitsrechte sieh  anknüpfende.  Der  natnralwirthscbaft- 
liehe  Gharaetor  bleibt  in  den  Verpflichtungen  zu  Lieferungen  von 
Sachen  und  zu  persöiiUcben  Diensten  durchaus  vorwaltend.  Die  vor- 
kommenden Abgaben  an  den  KOnig  und  an  seine  Beamten  stellen 
ein  der  Zeit  entsprechendes  Gemisch  von  Leistungen  auf  Grand 
hoheitlicher,  herrschaftlicher  und  privatrechtlicher 
An.sprUche  dar.  Die  moderne  Auffassung  kann  das  wohl  begriff- 
lieli,  naili  seinen  rcchtliiiien  und  i>kononn>eh(n  Hcstaudllicileu 
zergliedern,  aber  die  damalige  Zeit  sell)st  seiiied  nielit  so.  l'nd 
wie  weit  solelie  ,,Ahj;aI)en  '  als  ütVentiielie  „.Steuern"  im  eigent- 
lichcD  biuuc  aulzulaäücu  sind,  btcht  dabin.    V  iciicicbt  gar  nicht. 

W'ait/  i  VIII,  .'{'.).')  Ii",  HM'l)  w<  iiii;>teil8  iDcint  bo/ii;i;li<li  der  vielen  ziiisarti;r«Mi  Ab- 
gabeu:  „in  alle  dem  ist  nichts,  wa»  den  Character  oiuer  Öt'feutlic  heu 
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Steacr  ftB  sich  lrl|;t.  Kicht  der  Küniir*  ni<  Iit  s«>iii  Iteamtor  liaiion  oiit<>  AUgal)o 
orliöh'^n  .  woloh«'  aii'r<'^''lii'fi  w  cnl  n  kann.  W  as  in  rnrtiliii'j i-^rli.  ti  Zi  it»Mi  »I<'r  Arf 
vurgvkuinmcii,  i>t  ;:aii/.  in  ücii  lliiittTi^ruml  grtnttcn  uü<-r  hat  M'iin-ii  staatiiclicn  C'ha- 
nrter  Tcrloren.**  Vifldontigc.  ungenaue,  fitr  rerlitlich  und  (Arhnisch  rerschiMionartige 
Absrahon  im  Wcsentlirlu  n  uiiiiiitcrscliicdlicli  gebrauolit«-  Ausdriii  k'-  wi.  li(  son«h»r8 
..ri  uüius**  (auch  Tec(igal),  ^pät<>r  ..Zins''  <^r]>,  u  k«;iti<  ii  sicheren  AuhalbpunrL  N.  im 
Allscmoin.'n  Pin.  I  {.t.  A.).  i^.  *^7,  Wait/,  VIII.  Kap.  !.'>. 

Zur  Durelii übrung  einer  w  i  r  k  l  i  c  Ii  e  n  r e g  e  1  ni  ä  s  s  i  g  e  n  K c  i  e  Ii  s  - 

Steuer,  des  Köni<^s  in  Bezug  auf  die  Grossen  oder  voUcnds  direct 

ID  Bezug  auf  das  Vcdk  als  die  Keicli  s  unt«  rtlianen,  reichte  die 

klioigUcbe  Macht  schon  unter  den  saliHchen  Kaisern  nicht  mehr 

aas     (Heinrich  V.  soll  Bezügliches  geplant  haben.)  Aasseror- 

dentliche  steo  er  artige  Beihilfen  leisteten  indessen  aaeh 

jetzt  noch  die  Stifter  nnd  nonmchr  aacb  die  Städte  dem  Könige 

mitanter.   Letztere  gaben  noch  am  Seblnss  des  Mittelalters  bei  der 

ihnen  überhaupt  obliegenden  Beherbergung  und  Bewirthung  des 

Knnigs  nnd  seines  Gefolges  in  ihren  Mauern  Ebrcngcsebenke,  z.  B. 

IJcchcr  und  'I  rinkhönicr,  wcklie  mit  (leid  geflllit  waren. 

liinsjuclo  auü  Nürnberg;,  Olirün  I,  2^i^  aus  Basfl  bi-i  Schunbcrg,  l  inan/.- 
verh.  S.  447. 

Die  Ii  c  ich  s  s  1 -i  d  t  ('  inid  dir  I»  i  s  (  Ii  o  Ts  s  t  ii  d  t  c  iiltri  iialmu  ii 
forner  aMcrilings  \  (»nudinditdi  erst  später,  Ixs  .ndcis  seit  (U*ni 
i;>.  .lalirlinndert ,  einzelne  ahor  auch  schon  friilicr  —  aiicli  io^m'I 
inässigc  St  ä  d  t  CS  t  c  II  c  r  n an  den  KTniig  (niitiinfcr  jj»ete", 
precaria  genannt),  wie  auch  die  sonstigen  Städte,  die  späteren 
„l.nndstädte*'  an  ihren  Herrn  (§,21).  Die  eigentlicbcu  so«^enann 
t-n  Beten  (§.32)  sind  sonst  vornchndieh  Landes-,  nicht  Keicbs- 
stcnem,  wenn  auch  im  Lande  lür  licicbsz wecke,  wie  Konilahrten, 
erhoben.  Sie  iielen  daher  dem  König  nicht  allgemein  und  un- 
mittelbar im  ganzen  Keiche,  sondern  nnr  eventuell  auf  seinen 
Gutem  nnd  anf  den  ReichsgUtern  zn. 

Die  gemischt  gebtlhrenartigen  nnd  stenerartigen  Marktab- 
gaben nnd  zolle  sind  zwar  nach  wie  vor  imPrincip  könig- 
liche Gcrecbtsaroe.  Aber  durch  die  zahlreichen  Verleihungen 
an  die  Tcrritorialherrcn ,  liisclnifo,  auch  an  die  Städte  selbst  wie 
anderseits  durch  lielreiungen  von  der  Zollptlichtigkeit  verlieren 
sie  ihre  Hedeutiing  für  das  k(»ni;;lichc  Einkoininen  mehr  und  mehr. 
Die  mancherlei  Marktahgahen  tragen  einen  verschiedenen  (Mia- 
racter:  es  sind  liannhussen  für  Friedensverlet/.nn;: ,  Ahiralu^i  ans 
der  Gerichtsbarkeit,  Abgaben  für  das  Ke«  ht  zum  llandelshetrieb 
iiherhaupt,  gehUhrenartige  Abgaben  als  Tlatz-  und  ßudengeld,  ancli 
als  Messgeld  (tUr  das  Messen  des  Getreides  u.  dgl.  m.).  ZüUe  aU 
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(Quoten-)  Abgaben  von  Kauf  und  Verkauf  tretCD  hinzu.  Die  Knt- 
riclitnng  der  Marktabgaben  wie  der  sonstigen  Zrdlc  erfolgt  in 
Geld  oder  in  Waarenquoten  selbst.  Die  260 He,  besonders 
anch  als  FlusszOlIe,  sind  nocb  jetzt  und  bleiben  noch  Jahr- 
hunderte lang  Passirzölle,  nicht  GrenzzOlle,  wenn  aach 
oft  an  wichtigen  Grenzstellcn  (z.  H.  an  den  Strassen  sUdlieh  der 
Alpcnpässc)  eine  Zollerhebung  erfolgt  Der  Zollsatz  richtet  sich 
ausser  nach  Waaren  und  Ladungen  noch  nach  der  Herkunft  des 
zahluutijspflicbti^en  Kaufmanns  fHef^linstip:nnj2;  der  Kinliciniisciicn ). 
ZolUVeilicitcn  iiir  i^cwissc  Zölle  genossen  hesoiidi  is  die  i^^eistliehon 
Stiltt  T,  aller  auch  die  Kaul  lcute  ganzer  »Städte  nach  .spccicUeii  Tri- 
vilegicD. 

Zum   Voinii>tr.lirn.l.«n  s  W  ait/.  Vllf,  ItOO,  2s2— 292.    Violcriei  Noti/.on 

UbiT  Alarktal>galn;ii  u.  ZüUo  cb.  \  üi,  315     Eiiio  <'i]sr(^iitliiliiilirhc  Notiz  üIkt 

Zollzahltin^  In  bestimmt  genannten  Waaren  hai  Ranmcr,  Ilolionstanfcn  V.  i'M. 
1.  A..  ol)  ri-  hiig?  —  Attcl  das  (i«'I«'its«:cl«l.  ,.<li<'  Rcfii-riiiss  von  Kcisemlfti.  für 
(li'ii  S.  litii/.  iIi'^mmi       '/<Mios«i<'n,  ciiii'  Alinal..'  /u  foiil'  rii".  urhr  in  Irnli'-ro  Z<'it 

2urU<  k  (^Wait^  \  III,  31.'»).  t'rAl'ruiiglich  in<  lii-  gcbülnviiHKigcr  Nalur,  als  Kr^atz  fOr 
die  (loloilskuHtcD,  wird  es  später  mclir  zor  Steuer  and  aus  dem  Hobeitsreclit  des  Ge- 
li  it^lw  rrn  abffelcit<>t;  es  ist  dann  zvangsvcise  zu  entrichten  und  gelUVrt  za  den  Finanz« 
regaiieii. 

§.  20.  Mn  der  hohen  staufischen  Zeit  und  vollends  in  den 
darauffolgenden  Jahrhunderten  bis  zum  Ausgang  des  Mittel- 
alters sind  die  älteren  Reichseinnahme-Quellen  immer  mehr  an  die 
Territorialgewalten  und  an  die  ReiehsstUdte  Übergegangen.  Im 
Princip,  je  nach  Umständen,  besonders  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
auch  In  der  Praxis,  blieben  die  Heerstenern  indessen  noch  als  Reicbs- 
stenern  heslclien.  N'ersnclie  /u  a  1 1  ^' e  m  e  i  ii  ii  Kciclisstoueni,  nusscr- 
urdciitliclien  oder  ^ar  dnuernden  i  ileiclis.sU'ner  für  den  Ki  onzzu«? 
i.  J.  1207  niift'i-  K.  IMiilipp,  J'liine  v.  K.  Otto  IV.)  liilircn  zu  lu'iiiein 
Krlnlir.  Aui  li  dii'  |{ei(disausi,Mben,  In'sondcr.s  diejenigen  i"lir  iviie:x>- 
flibrung,  werden  mit  aus  dem  K.  Ilaus^ut,  unter  Ilobenstauten,  wie 
Friedrich  11.,  aus  den  reieben  siciliscben  EiDkUnlteu  bestritten. 

In  Sicilii*n  war  es  l^ri-  ilri)  h  IT.  u<'lungcn,  iui  Aitsrhln^s  ait  ,ilt<  r<>  luirmanni^rlit' 
und  vi<'IIi  i(  lit  atirli  sir.irniisrli.-  Kim  i.  Iihiii'^m ,  itUir,  iur  iliii^  Zeit  n  laiiv  lui  htiir.- 
l  inah/.wirlliM  hall  zu  i>igaiii>iicn ,  il<:rt;ii  W  erth  und  Bodi-ulung  frolich  itlters  Uber- 
sclifttzt. worden  ist.  Neben  den  besser  ^er«'g^c1ten  ftiteren  Einnabroen,  den  demanialcn, 
(i<  richtsgc(allon  ii.  (Il'^I.  war  hier  schon  mohr  S  f  <•  n  ■  r  wirt  h  scli  iff  <  rr-  i«  lit  wonlon. 
Z'tll>'.  V <•  rk  c  Ii r > ahü^alx-ii ,  s(."i«His<  Ii.-  \  <•  rzo h ru iirss i .•  u .•  ni  (au»;h  di.'s«- 
St  li«in  ititrr.  V it  lli?i<  lit  s.iracjMiischi'ii  Ursjiriiiiii^ .  s.  \Vink«'l  in  a ii  n ,  a.  a.  0.  I,  3.*>'l. 

ob  «'ine  fünnli' In-  (irund.st>- ti<.-r.  bl<  jlit  mir  .ui<  Ii  iia<  Ii  W  i  n  k c  1  in a nn's  Untor- 
sil'"hfliiuT'n  (S,  't".!>)  ijurli  /u  <'ir<  ||i:irt  Kiic'  li.'sninli'i r  Ki-z'-iithnüilirliki  it  \vir<  ri  di«» 
ausgebildctoii  ^luiio|*oli^  (aussor  aU«r«'n  ytl/x  aut  Sal/.,  Kiscn,  Kuptcr,  HohscidcJ. 
dann  dnr  cfitwinnreicbe  Staats  Ii  andel,  namontlidi  der  Getreidebandet,  mit  den 
l'obcrsrhiiNscn  der  Nataraloinkünfto  nii<l  Vifuralalmnlfn  in  h  ins  AuslaiKl  (Afri<a) 
geführt,  zwar  nicht  als  Monopol,  al>cr  unter  einer  gcwissun  ZurdclUrftngitng  der  Con- 
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mrreoz  des  Privatliaiult'ls  Aditilii  hos  kam  im  pri'tissisclion  <  )r*Icii^Iaiu)<-  (ß.  31)  ?or. 
Bcoifrkpnswortli  w  ir  in  Sirjlcii  :iu<  li  die  L'"an/.«>  ( Iruaiüsation  <lt's  Kiiianzdiciistos,  spericU 
dcä  h'i  rlmuiigs-  und  Contrulw.  si  ns.    S.  IfaiiriKT  iiiitl  \\  i n  k  <•  1  m a  n ii  a.  a.  n. 

§.  21.    in  etwas  fitärkcrcni  Maassc  konnte  sich  das  deutsche 
Köoigthnm  auf  die  geldwirtÜHchat  tl  iche  Steuervcrfassun«; 
der  Städte  in  dem  nnnmehr  (13.  Jahrb.)  wichtiger  werdenden 
System  der  Städtcsteuern  stotzen.   Wenn  auch  hier  die  Be- 
strebDDgen  nur  tbeilv^eise  yoo  £rfolg  begleitet  waren,  so  lag  die 
Schuld  wesentlich  an  der  bekannten  Entwicklung  der  politlBcben 
VerbältDisse  seit  dem  13.  Jahrhundert.  ,yDie  ( Finanz-)  Wirthschaft 
des  Reichs  ging  (Anfang  des  13.  Jahrb.)  einer  Umwälzun-  ent- 
gegen, welche  Gcldstencm  nnd  Geldwirthscbaft  an  die  Stelle  der 
Naturalleistungen   und   der  Doinänenwirtbscliaft  setzen   und  die 
grossen  Städte,  die  hedeutoiuislcn  Saninielpuncte  des  (lildis  und 
daher  aiicli  die  ergiel)igstcn  ( ii'Iilqnellcn,   der  uniiiittolbarcii  Ilcrr- 
schal't  der  liisclir.tc  entziehen  und  sie  nehen  diesen  zu  wichtigen, 
seli)ständigen  (iheilern   des   Keiehs   machen   zu   w<dlen  schien.'* 
(Zeuincr).    Uoter  Ihidolf  v.  Hal)s!)urg  gelingt  es  wenigstens, 
die  Keiehssteuerptlicht  der  eigCDtlichen  Ii eie h ss tädte  znr 
Geltung  zu  bringen,  aber  seine  weiteren  Versuche  einer  di  rccten 
Besteuerung  des  EinzelbUrgers  („dreissigster  Pfennig'^,  als 
Quoten -Vermögenssteuer  von  allem  Vermögen)  unter  Durchbrechung 
der  Stadteinheit  scheitern.  Nur  bestiromtcSummen  Obemebmen 
die  Städte  einzelweise  als  eine  ,,Bede''  („precaria")  und  unter 
deren  fonnellen  Bedingungen,  worauf  sie  diese  Summen  dann 
aos  ihren  Gesammtefnkttnften  oder  nach  ihrer  eigenen  Steuerver- 
fassung  aufbringen.    Auf  einem   Stiidtetag  zu  Xlirnheig  wann 
Ki»nig  Iiiuh>lt  i.  .1.  12IU)  solelic  Siinimen  \<tn  einer  Anzahl  Städle 
bewilligt  worden.    Ks  war  s<»  unter  lindoii  ein  gewisses  »System 
io  die  Stüdtesteucru  ftlr  Keiehszwceke  gckuniuicn. 

Zenmor  S.  lof..  1:{T,  I'IS  st.-llt  di.s  S>>t.iii  wie  fnl^l  dar:  1)  Kortdaufir  der 
iltea  jährlichen  I*r<'caria  in  den  köiiii-li«  Ik-h  und  in  «;inz.dnori  Bisrhofssi  idi.  ii. 
wo  dem  Kftnisr  ein  solches  Recht  hisher  schon  zustand;  »lie  vnn  di.jser  rilichl  be- 
freiten ( Ris<  !i(»r-.-)  Si^tdi'-  sind  diis  ^iMfi  r- n  ..  1" reistä d t "  (im  Unterschied  von  di»n 
pf  Hell  ti  ü;i'n  l.'.'i  flissl.idtcn  ):  2  \'<  ipfli' Iitiin?  alliT  IJciclisst.'idN-  zu  niis-;-r- 
urdeutlichcn  Leistungen  ^li<sonders  liei^touern  lür  die  grossen  UuUage  und  /.ur 
Heenleuer  far  den  KSmerziigr);  'J)  Ansdehnaiiyr  der  zq  Zvockon  des  Landfriedens 
■  rlhilM'ncn  Sfi  inTn  aU  kunisrli.  Ii.-  Aliiialj.  n  auch  aof  Städte  wi  ltlirlicr  Furst<-n.  Die 
beiden  er>ten  l'llichten  blieben  mcislens  Jahrhunderte  lan^  b<-<ti  In  n  .  <li>'  i>:an/e  Kin- 
richtan^  bis  zur  R«Torniations7.eit,  z.  Th.  bis  ans  Knde  des  Heiclis.  Auch  die  Sfituer- 
8u  ui  Ml  <-n  der  Jahresst  i'ucr  dnr  i-in  7.e  1  n  n  Städte  blieben  irrosüonlheilMfÜr  imuicr 
(Z.Miin.T  S.  !!{'».  l.'iO.  \'yl).  Nur  unrd'-n  dio  Sinnin-ii  ttiitiint<'r  ir<'tn;i>s  d<'r 
«»iig'.tretencu  Veränderung  ^d.  h.  r<'ii«  lmassig:  Versciilc»  hieruujjj  des  Mun2r:i>3<'.s  enl- 
spfpchend  angeftndert  (z.  B.  in  Nnrnberi;.  Clironihen  I.  ÜbO).  NatUriicb«  dasts  NnleliK 
stabile  Stenenoaiinen  spitor  bei  geringerem  Oeldwerth  (auch  abgesehen  ron  Münz- 
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V'T-;«  li|.  r]i('  iiiitL')  und  lirilicrrrn  f''inanzl»'  'l.'irf'  prri«"fi<rli  imiiK^r  nii/iilänplirhcr  WiinJ**©. 
tiiHT  Kilinliung  >t<  iiiiiit  sich  ali  -r  llctlx.iiiiii- ii  uuil  l'iiiiK-;;  eiitp  geii. 

I)a  dem  Deutschen  Kcielic  jede  geordnete  Finanzwirtliscbart, 
jede  Ccntralisirung  fehlte,  die  eiDgebcnden  Städtestcnern  gcwHbnKch 
sofort  nir  das  nächste  locale  Reichsbcdürfuiss  nnd  besonders  znr 
RUckzablnng  der  Anleihen,  VorscliUsse,  Versatzgelder,  mit  deren 
Hilfe  die  Reichsausgaben  gedeckt  worden,  dienten,  half  anter  Rndnlf 
und  später  anch  dieses  Mittel  nicht  viel  nnd  nicht  dauernd. 

S.  Niilion^s  li.-i  /■•iniHT.  ii.  A  S.  117.  nur]  in  d.T  ir:^/«^!  Sc  lniff.  ;u!.  h  iil"'r 
die  Vi-nichiecli'iirii  Vi-riiitkuixsc  in  ISim  hui's-  und  kiiiii<^lic-)iuu  Stadion  und  die  uiauciioiK  i 
politisclii'fi  Shi>iiigl>4*iten  zwischen  K6ni|^lhnm,  Bischöfen  und  Sttdtcn. 

i>.  22.  Der  lot/.tc  gn  sscre  Veisncli  direeter  Kcichssteuern 
erf"ol;,'f('  im  ir>.  .Inln Imiidi  rt  in  der  .Steuer  des  Sog.  ,,gcni einen 
IMennig''  wHlireud  der  Nothzeiten  dor  Unssiten-  und  später  der 
Türkenkriege.  Die  veränderte  militärische  Tei'hnik  (HebiesswafiTen !), 
der  grössere  Bedarf  an  FusKtmppen,  machte  die  Lehens- Wcbrver- 
fassnng  nnd  die  ältere  Reichs- Wehrvcrfassnug  immer  unzureichender 
nnd  Söldnerheere  nothwendiger.  Dazu  bedurfte  es  Geld  und 
Geldsteucrn,  mit  deren  Ertrage  nach  dem  Plane  im  Hussiten- 
kriege ein  Heer  direct  für  das  Reich  j^cworben  werden  sollte. 
Es  war  dies  zu<rleicli  noeh  einmal  ein  Vers uc  Ii,  u  n  m  i  1 1  e  1 1)  a  r 
die  (' i  II /. c  1 11  c  n  R »' i  c  Ii  >  u  ii  t  e  r  f  Ii  a  lu' ii  niit  ciiior  tlirL'c  len 
Ii  i' i  (■  Ii  s  s  t  e  HC r  /n  l)('leii:(.Mi,  iiiclit  erst  unter  \  »'i  iiiiltliin^  <ler  Landes- 
sleuern  der  Tei  ritoricii  mnl  Städte.  Darin  la^  die  aili^eiiieiiie  Jim 
litisehc  nedeiitmii;  des  ,,^eiiieiii»'n  1M"<  iini^".  S  t  e  u e rt e e  lini s  e  Ii 
war  derselbe.  Ill)rii;en.s  verscbiedm  -i'ie,i;elt  in  den  \ ei srhicdeucu 
Fällen  seiner  Jiewillij^ung  und  Anssclireibunj;,  ein  ziemlich  wirres 
und  wiUkUhrliches  (ieniiseh  direeter  K o |) f-,  Personal-  und 
Standessteuern  mit  Einkommen-  und  Vernnigenssteucrn, 
nichts  weniger  als  ein  auch  nur  für  seine  Zeit  (15.  Jahrhundert) 
leidlich  richtiges  directes  Steuersystem,  von  den  fehlenden  Garan- 
tien der  gleicbmässigen  Durchführung  im  ganzen  Reiche  abge- 
sehen. Die  ungefähr  gleichzeitigen  französischen  und  englischen 
Steuern  dieser  Art  waren  indessen  äbniieh  eingerichtet.  Der  will- 
knhrliche  Widerstand  einzelner  Reiclisstände,  bald  dieses  oder  jenes 
riiislen,  bald  der  Städte,  bald  der  Uittcr  Hess  sieb  aber  durdi  die 
sebwaebe  K«'i(lis<:;f'\va]t  bei  der  nii;^eniii;en(U-ii  ( >r{j;aiiisaliou  des 
l 'inlc;:iin}.;s  und  Kinliebmiizsverl'aliren  iii<'lit  mclir  lireelien.  Zwi- 
selieii  1127  nnd  1551  cltnial  bewillii^t  und  ans-isclirieben  ist  der 
„gcaieiuc  i'leuuig'^  nicht  ein  ciu%ige»mal  auch  nur  ciuigcruiasscu 
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vollsülndig  eingegangen.  Mit  ungestraftem  Hohn  wiesen  Stünde 
und  Einzelne  oft  die  Zamathnng  zn  einer  solchen  Steuer  ab. 

S.  btis.  V.  Btizold,  K.  Sigibmuiiil,  S.  120  11.,  Müller,  Uoicliäbtcucrn  S.  12  0*., 
Weiss  Icker,  Rede  Ober  d-  geschichtl.  EntvicU.  ü.  Idee  einer  allgem.  Reicli«rteaer, 

R^rl.  I^s2.  Zeuiner  S.  157.  Eichhorn  HC.  319,  Waith  er,  Ü.  KechlSKeach.  S.  425  IT. 
Als  ll«  i>iiido  (ii;r  {geplanten  Kinriclituiig  iiiaif  aug-i  fülitt  werdt  ii:  1 427  (Krank f.  Ifcirhs- 
Vkg):  kü|>f-  und  Staadcsstc  u  er,  wonach  alle  weltliche  Personen  beiderlei  (Ge- 
schlechts Uber  15  Jahre  Alters,  auch  in  Diensten  stehende,  au»  dem  Stande  des  gü- 
iiH-iii.  ii  Matiii'  S  jf  1  (irosclicri.  jciii-r  KliTikcr  uIhk-  l''  iii  ln  it'ii  und  Krlvjrnt  2  (irosrhiMi, 
jeder  Jude  1  Ü.,  jeder  gevöhnliche  Edle  3  jed<:r  Kitier  5  lt.,  jeder  „Herr"'  15  tl., 
jeder  Uiaf  25  II.  tu  xahlen  hatte;  dazu  kam  eine  Einkemmcn-  und  VerioOgens- 
steaer  ron  den  Vormüglichen  (also  eventuell  vim  ilensdlK-n  Penionen,  die  eine 
Standes»teucr  schon  /m  /ulilen  hatten):  von  all<m  Einkuminen  der  (ifistlirhcn 
5*/a  (aus  Plrttndcn  und  kirchlichem  (lUt),  von  ulieni  Vermögen  der  l^aion  iilx^r  200  A. 
je  '/«  fl-  vun  d<;r  Summe  von  200—1000  fl.  Wertlis,  je  1  II.  von  der  liöln-ren  Summe. 
l'<'b«^r  die  Einiichtnnir  dt-r  Auflejftjnjr  u.  Erlit-hiiti-,'  s  v.  Re/.oM  S.  I.SO.  Müller 
S.  12.  Mciitteuä  zahlten  nur  Ueialliche  u.  arme  Leute,  nicht  Adel,  Küi^tcu,  St  idte. 
Manches  einfreganircäe  Geld  wnrde  nicht  abgeliefert  (NQrnberg  war  der  (Zentral- 
Sit/»,  U.  das  alijfeliefertf  nicht  Vüllsiändijf  flir  sein,  ii  Zweck  verwendet,  (ian/.  ähnlich 
ging  cis  spater,  1471.  14H.')  u.  s.  w.  1471  /.  H.  wurde  von  allen  Veruoiurnden  10  "/o 
vom  Einkommen,  von  der  Arbeiter-,  Taglöhner-,  Hundwerkerclas.se  statt  de„ss4'n  eine 
ahgetttafte  Kopfsteuer  verlan-:t.  Im  Jabre  14^5  wardo  ebenfalls  eine  Kopf- 
steuer (jeder  Jude  1  Ü.  j.  ij.  |-  aiidefr.  über  1 .'» j  ilirii;e.  wenn  er  Weliij.'iT  als  .'»00  fl. 
Vermögen,  '/i«  ^0  verbunden  mit  einer  Vermögenssteuer  beschlo.sseii ;  durch 
letztere  varen  noch  Geistliehe  tind  Weltliehe,  Minner  n.  Kranen,  Herren  und  Unter- 
thancn  ,  die  liber  l'>  Jalir  alt  und  ülter  500  tl.  Vcrm<><;:en  haben,  mit  '/^  fl.  von  500 
bis  lüOO  d.,  mit  1  fl.  von  loOO  fl.  und  mit  einem  dem  eigenen  Ermessen  Uhcrla^scnca 
höheren  Betrage  ron  Yermöji^cn  Uber  1000  fl.  za  beätouem. 

Dem  Reiche  als  solchem  fehlte  Yor  Allem  auch  die  Verwaltnngs- 
organisatlon  und  der  Controlapparat  zu  einer  solchen  direeten  Be- 
stenernog.  Das  maebt  neben  allem  Anderen,  besonders  der  Schw&che 
der  Reichsgewalt  gegenüber  den  Reiebsständen,  Territorialherren 
und  Städten,  den  geringfügige u  praetischen  Erfolg  dieser  Anläufe 
ZQ  einem  System  direoter  Reichssteuem  erklärlich. 

Die  Bewilligung  auf  1  oder  wonig-e  Jahre  (MHo  auf  4,  mit  der  aiiädrfti  klidien 
Zusage  di^  Kaisen»,  die  Steuern  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  wieder  fordern  zu 
voUmi),  hinderte  dann  vollends  eine  ordentliche  EinbQrgerang  dieses  Steuersystems, 
da  mau  niclit  wie  bei  rihnlichen  Vor{rring:eri  in  anderen  Ländern  auf  eine  Wieder- 
holung der  Bewilligung  nach  Ablauf  der  ersten  Frist  zahlen  konnte. 

Nieht  einmal  so  erfolgreich  als  diese  Versuche  mit  der  di- 
reeten Reicbss teuer  des  „gemeinen  Pfennig"  war  ein  unter 
Carl  V.  im  Jahre  1522  gehegter  grossartigerer  Tlan  zur  1  jiiliiliriing 
eines  allgemeinen  Keichs-Grenzzolls,  al.so  einer  gr(»>sen 
i  n  (1  i  re  c  t e  u  Kcichssteuer.  Im  Prineij)  galt  zwar  das  Z  o  1 1  r  e  e  h  t 
als  königliches  Recht  noch  zu  einer  Zeit  (Sach.sen-  und 
Schwahenspiegcl),  wo  durch  Uehcrtragung,  Verleihung  und  lie- 
stätigung  von  ZoUrechtcn  an  Territoriaiherrcn  und  Städte  sowie 
durch  Gewährung  von  Zollfreiheiten  thatsUchlich  die  Zolle  fast 

A.  Waf ■•r,  FlnaasviMmehaft.  III.  4 
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schon  ganz  dem  Reiche  und  dem  königlichen  Einkommen  ent- 
fremdet waren.  In  den  Wahlcapitnlationen  des  14.  nnd  15.  Jahr- 
hunderts mnssten  die  KOnige  inshesondere  den  CnrfDrsten  Zn- 
Sicherungen  geben,  es  hierbei  zn  belassen.  Die  Finanznoth  des 
Reichs  f Ohrte  indessen  anf  dem  Reichstage  zn  Nffmberg  1522, 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  directen  Reichs- 
Steuer,  zu  (Ilmu  uinrassenden  Plan,  für  die  Deckung  der  Keic-hs- 
bedUrfnisse  einen  l\ei(li.st;renzz()ll  einzuHihren.  Das  Kcicb  sollte 
hierzu  an  allen  (Iren/on  mit  Zollstätten  verseben,  der  Zoll  als 
4  "„  \\'ertbzoll  crbohon,  n<»thwendige  Lebensmittel  (Getreide, 
Wein,  Pferde,  Scblatbtvieb ,  Käse,  Salz,  Hier  und  alle  tiir  den 
Gebrauch  des  gemeinen  Mannes  anentbebrlicbe  Nabrun<;8mittel) 
frei  bleiben.  Die  leitende  Idee  war,  so  den  Handel  als  sol- 
chen, aber  auch  die  ansläudische  Production  zn  treffen. 
Dabei  war  aber  i'reilieh  an  eine  Beseltignog  der  zahllosen  inlän- 
dischen Zölle  nnd  ähnlichen  Abgaben  nicht  gedacht  Der  Plan 
selbst  scheiterte  Tornehmlioh  an  dem  Widerspruch  der  Reichs- 
städte, die  das  Handelsinteresse  einseitig  vertraten  nnd  es  ge- 
fUhrdet  sahen,  während  die  Fürsten  eher  geneigt  waren.  Die  Ar- 
!;uinente  fttr  und  wider  erinnern  an  ganz  moderne  Beweisfnhmngen 
auf  diesem  Gebiete.  Erst  mehr  als  30()  Jahr  später  gelangte  der 
Plan  im  Zollverein  zur  DincliKlbrung.  Freilich  ist  ja  selbst  norb 
in  der  Mitte  des  17.  .lalirbinubMts  ein  ähnlicher  Plan  auch  in 
Frankreich  s<>^ar  durch  Colbcrt  nur  erst  theilweise  durchzu- 
setzen f^cwescn  (§.  ti4). 

S.  K.'\iik'-,  (l«  u(s>  li<^  (ü  sili.  im  S^iulter  ücr  Ucforuu  11,  44  ff.,  K«Hc,  Ucsch. 

ü.  deutsclu'ii  ZuUwcsens  S.  .')!>-  ü'i. 

§.  23.  Solch  OS  Scheitern  eines  self)ständigen  Reichssteuer- 
Systems  zn  einer  Zeit,  wo  schon  in  den  Territorien,  vollends  in 
einem  grösseren  Staatskörper  nicht  mehr  ohne  Steuern  auszu- 
kommen war,  erklärt  es,  dass  man,  dem  staatsrechtlichen  Gharacter 
des  „Staatenbundes"  geroliss,  den  das  Reich  mehr  nnd  mehr  an- 
nahm, seit  dem  15.  Jahrhundert  (K.  Sigismund)  nothgedrnngen  zn 
einem  System  von  Matricularumlagen  im  Deutschen  Reich 
geläutete.  Die  einzelnen  ReichsstUnde  fibcrnnhmen  dabei  nach 
einem  Ansclilaj^e  ijestimnite  Summen,  welche  sie  ihrer- 
seits als  lieitraj:;  zu  deu  Keichskosten  auf  ihre  l'ntertlianen  ver- 
theiltcn  oder  von  ihren  Landständen  sich  bewilligen  Hessen  (z.  H. 
14HI),  MST,  laor»).  Im  .lahrhuiulcrt  bildete  sich  daraus  als 
eudgiltigc  Einricbtuug  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  das  System 
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der  sogenaonten  Köm e nn o n ate,  so  geuaiint  nach  den  nicht 
mehr  stattfindenden  Komfabrteo,  anfangs,  1521  und  später  aU 
Beihilfe  zu  den  Tiirkenkriegen,  nUinahlicli  zur  Aufhringung  der 
meisten,  anders  nicht  gedeckten  ReicbsbcdUri'uisse  gebrancbt. 

I>i>-  Maitascliaften,  wi-lchc  jeder  I<cichs>t.'irnl  /u  si»  ||«n  liaüi*,  w  iinlon  nach  dem 
MouaLs><»liJ  (Ki-itor  zu  10.  s.  it  i:,n  /u  12  fl.,  FüsskiKrlit  zu  I  fl.)  in  (ioM  voran- 
sclilagt  und  so  .,Mo  itatssch  uid  igkciteu'*  —  die  ao\[.  KOuicruiu  tiatc  —  in 
tid<l  f«9lge9Mft,  die  dann  als  Maas»  der  Beihilfe  (so  ond  so  riel  .,KAmeniiooate*% 
wte  sie  fom  Kcirhsta-  ln'willif:!  wiirilo.n)  ili'nf'  ti  (/ii  r-t  narh  t],  r  Malrikd  v.  1521). 
Aoell  spitcr  wurden  ivricgsausgaben  (su  iiu  ilOjiiürigeii  Kriege)  nach  diesem  Maa^^s- 
Stabe  ausgeschrieben,  wurden  dabei  dann  aber  bcgreiflicli  rollends  nur  von  den  /um 
Kai->or  haltenden  Ständen  {so  im  .'iOjiihr.  Krieg  von  Rniem)  cnirichlct.  Der  Bctraar 
des  Hümt-rmonats  war  aiif:iM'js  12^.IMM>  Ii.,  üing  anrli  in  i;cwAhiiIi<li.'ii  ZcikMi  ni<lit 
iininor  voll  ein  und  wurde  s|»uler  herali^oseUt.  17.'{7  war  die  l'sualmairjkel  a's/i^sO  Ü. 
Aach  diM  var  leine  feste,  ein  (Hr  allemal,  sondern  von  besAndorer  Bewilligung  ab- 
h.ii.L'^ijre  Relchsf'innahmf.  Di««  rmliiriing:  auf  di«-  l'nttTtlianen  solU»-  i^Ici^-hmässig, 
obuo  Excmtiooen,  auch  unter  3iitbclaatung  der  iandc»herriiclicn  Kammcrgiiu  r  errol<,'(  n. 
im  Oebrigcn  war  sie  den  Landesherren  Ohcrlasscn,  die  sich  alNir  an  die  zu  repartireiule 
Summe  halten  mussicn,  bis  zu  diesem  Retratr  <li<-  *,)iii>t<  ii  jedoch  ozi'cutivisi  h  Ix  iinM- 
bon  durften.  —  Nur  fi^r  ilie  I  iit«'rlialluiii,'  <l..'->  j\  <•  i  <  h l.  ,i  m  in  <•  i  t;  (•  r  i  c  h  f li.-r  ind 
feil  Iö4^  eine  rcgelmiLS.Mgi;  Keichssteuer  auf  die  Kt  i<  Ii5>iandf  na<  h  «  ineui  L»cM»ndercn 
RepartitiODsmaassatab.  (8.  Eichhorn  IV,  805,  Walt  hör,  S.  428  u.  schon  Fin.  I, 
3.  A^  §.  39.) 

3.  Abschnitt 
Deataohes  Steuerwesen. 

2.  Die  deutschen  Städte. 

§.  24.  Die  politische  Entwickinngsgesehicfate  Deutschlands  hat 
es  mit  sich  gebracht,  dass  hier  der  Uebcrgang  alter  Staatsfnnctio- 
nen  vom  Reiche  an  die  Territorialgewalten  und  Städte  sowie  der 
spätere  Hinzutritt  neuer  Staatsluuctidiicii  zum  Wirkungskreise  dieser 
Gewalten  eine  definitive,  nicht  wie  ziendich  allgemein  anderswo, 
namentlich  auch  in  Frankreich  nur  eine  vnrUl)ergehcnde  Gestaltung 
der  ötfentlichen  Dinge  wurde.  Dies  erklärt  es,  dass  in  Deutsch- 
land das  Finanz-  und  Hteuerwesen  aus  einer  selhstündigen 
Reichsangelegenbeit  Landes-  und  Htädtean  gclcgcnheiten 
wurden.  Je  früher  und  je  stärker  sich  die  öffentlichen  *  Tbätig- 
keiten  entwickelten  und  damit  die  FinanzbcdUrfnissc  wuchsen,  je 
nnzoreichender  absolut  und  relativ  die  alten,  vielfach  vom  Keiche 
abgerissenen  Einnahmequellen  wurden,  desto  frtther  und  umfassen- 
der mnssten  sich  eigentliche  Landes-  (Territorial-)  und  städ- 
tische Stenern  ausbilden. 

Am  Frühesten  und  Bedeutendsten  musste  diese  Entwicklung 
begreiflich  erfolgen  in  den  Städten,  zumal  den  Reichs-,  den 
älteren  liiächofsstUdteu,  welche  sich  von  ihren  Herren  eman- 
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cipirten  nnd  selbst  wieder  Mittelpancte  Ideinerer  Territorialhenr- 

scliaften  wurden,  nnd  hier  namentlich  in  solchen  StSdten,  welche 
geschichtlich  nicht  aus  Dorr^cmcindcn  hervorgegangen  waren  und 
denen  daher  grüKseres  Orundeigeiithiin»  (besonders  Oeineineigcn- 
thmn,  Forsten,  Weiden,  Allmenden,  Grundzinse  u  dgl.)  lelilten 
(Basel).  Der  städtische  Finanzhausbalt  wird  hier  na- 
mentlich seit  dem  13.  Jabrhundcrt  schon  UbcrwiegeDd  geldwirth 
schaftlieh  nnd  stenerwirtbscbaftlich  gestaltet:  bier  ent- 
wiekelt  sieb  zuerst  die  Idee  der  öfTentlicb-recbtlieben  Stener- 
pf liebt  des  Bürgers  als  soleben  gegenüber  dem  städtiseben 
Gemeinwesen  als  solebem.  Die  Stenerelnriebtnng  bestebt  regil- 
mUssig  in  einer  Comhiuation  indirecter  Verhrancbs-  und 
g c  b  U  h  vv  n  a  r  t  i  gc  r  A  bga  b  cn  (zum  Thcil  im  Ansehluss  an  die 
älteren  Zölle  und  Marktabgaben,  welche  die  Stadt  vom  KTmig, 
Bischof,  Landesherrn  erl. alten,  öfters  kauf-  und  plandweisc  er- 
worben hatte)  mit  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
directcn  Sebatziingen,  Grund-,  Vermögens-,  Kinl&om- 
men-,  Personal-  und  Kopfsteuern,  mitunter  aucb  Gewerbe- 
steuern. Aueb  die  credit wirtbsebaftliebe  Entwicklung 
gerade  des  städtiseben  Finanzwesens  ist  bedeutender  als  es 
frttber  wobl '  angenommen  wurde,  nnd  bat  sebon  bie  und  da  in  zu 
starkem  I  mlange,  mit'misslicben  finanziellen  Folgen,  stattgelundcu. 
Wie  das  Reich  durch  das  System  der  S  t  ä  d  t  e  s  t  e  u  e  r  n  " 
(§.  21),  so  bestreben  sich  audi  die  Territorien  durch  ni(iglit  bstc 
Ilcrbei/iebung  der  Landstädte  zur  Aufbringung  der  „  Landbeden 
die  eniwickeUe  städtische  Steuerkraft  lUr  Laudeszwecke  nutzbar 
zu  macben. 

Die  Arbeiten  fon  Hegel,  Schdnberg,  Zeumer,  die  IfateTialieii,  welclie  in 

ih  m  Werke  der  drutscbeo  Siäütc  Chroniken  enthalten  sind,  ^«rhen  j<;t/t  einen  genaueren 
Eiiiblirk  in  die  (icstaltring-  des  Kinanzwe^ens  der  mittelalterlichen  Stiidte  und  beson- 
der:* auch  IQ  die  hier  ia  iietracht  kommende  technische  Seite  des  stüdtischea 
Stenenresens.  Die  Darstellangen  ron  Arnold  (Prdstidto).  v.  Mnnrer (StldteTorfiun.) 
timlrii  dtiliirch  ihre  [''nj-inzninr  niid  hie  und  da  Iterichtig'ungen.  IVw  Ueberein» 
stimuiuiig  in  den  wi'seiitlii  licn  Puncton,  Welche  die  Steuer  arten.  di<'  ('onibina- 
tion  verschieih  iier  Sti  uern  im  >tädtischen  Haushalt,  namentlich  die  Verbindung 
directer  und  indirecter  Steuern  betreffen,  war  von  voriielicniri  nach  Lage  der 
Verhältnisse  wahr8cheiuli<  Ii  nnd  wird  dun  h  V<  rficiche,  z.  H.  /wischen  Nürnberg:, 
Hamburg,  Mainz,  Basel  bc^tiitigt.  (jcrade  das  ist  für  die  f ergleicUcnd c  Finanz- 
geschichte  und  tOr  die  Finanzinssehsichnft  herroTznheben  und  wichtiger  als  die  Beachtaiig 
di;r  Vii-schiedenbeiten .  die  sich  aus  den  speciellen  geschichtlichen  Ereignissen,  zum 
Tli'  il  -1  lioii  .ms  ih  r  <  r>t«  ii  Knt-it''hnn>r  »iiid  aus  der  Entwicklung  der  eiuzeinen  Stiidte 
aus  liischuisit^en,  iiofgemeinden,  aul'  grundhcrriichem  Bodeu  ergeben. 

§.  25.  Von  allgemeinster  Bedeutung  für  die  Erkenntniss 
des  wabren  Wesens  der  Besteuerung  ist  der  namentlich 


Digitized  by  Google 


Aügemciucr  Cliaracter,  Idee  der  Stcucrptiicbt.  53 

von  Gierke  vortreft'lich  und  mit  reichstem  IJeleginaterial  geführte 
Nachweis,  wie  in  den  Städten  zucrjst  von  ei^enthchcn  „Steuern" 
an  ein  A  h  s  t  r  a  e  t  n  ni ,  an  die  seihst  ä  n  d  i  g e  s  t ä  d  t  i  s  e Ii e  l\ ec  h  ts- 
persönlichkeit  als  solche,  daher  zuci>>t  nnt  HewusstHciu  von 
einer  wahren  öffcntlich-rechtiicben  bteuerpfiicht  des 
Bttrgors  aU  soicbeo  die  Bede  ist. 

Vgl.  auch  Schoiiberg,  Basels  i-in.  S.  lü,  ScLuiollür,  Epocbeu  d.  preiuiS. 
PloanzpoL,  Jahrb.  1877,  S.  113,  aooh  meioe  Pin.  II,  S.  204  fT.,  bes.  aber  Gierko, 

Gono-senachaftsrecht  II,  r.ti<^  n;,  742.  754  —766.  Er  saixt  hit  r  n  A  :  ..Di''  iieoeo 
öffentlich-rechtlichen  Abgaben  (die  bich  auf  das  Schärfste  von  den  au.s  uauichfachea 
Titeln  staioineuden  Abgaben  and  Zinsen  alter  Art  uiitersehiedeu)  hatten  zum  ersten 
Mal  in  Deutschland  die  Natirr  wirklicher  Steuern  Die  stSdiiscben  Steuern  (sie 
h«;is>.on :   stfiin-n.  b<'ten.  prewerfe,  schat/,unf?»'ii.  sehos/.  scot,  oder  collectae. 

petilioneti.  precariae,  contribuliuues  u.  a.  H.  m.)  waren  die  en>ten  Beitrftgo,  welche  eiu 
Gemeiavesen  allein  an  dea  Öffentlichen  Wohles  willen  von  seinen  Glie- 
dern als  solchen  forderte.    Kinziger  und  zarttich<-n(ier  (iriin*!  Fur  «lie  Erhcixirii; 

war  das  städtische  BedUrfniss  VcrpHiclitet  zur  Tia;;iiim  der  Steuer 

waren  alte  Bürger  und  nur  die  Bünrer  allein  uut  deshalb,  weil  -^io  Uur<rt  r  waren. 
.  .  .  .  All  ^ich  war  die  Steuerpflicht  jedes  Bürgers  gleich.  Ab«  r  ^ie  h.  .stand  darin, 
nach  V  erb  iii  t  II  i  >  >  und  V»'rmfti;eii  bei/utra<r«'n."'  ((iicrki-  II,  Ti'.is.  .,Die 
Stadt  als  solche  war  das  Subject  staatlicher  l'inan^cholieit  und  unterächied 
lieh  darch  die  Einrichtung  eines  Affen  fliehen  Hanshalts  von  allen  herracbaft- 

lichcu  und  grcuossenschaftlichen  Verbänden  alter  Art  Sie  trat  den  Kinxelnen 

als  tiemein  woscn,  als  höhere  Terbon  des  öti'entlichen  Hechts  p  ir*  nulter  

Sie  besaas  (über  ihren  Priratcrwerb  a.  8.  w.  hinaus)  zur  Deckun;:^  ihrer  tinanziellen 
Bedurfuisse  ^eineinliei  tliche,  mit  ihier ataatlichen  Natur  zusamincuh&ngende  Rechte,  • 
vor  .MIem  das  städtisclie  B est  <■  ti  e ru  n  gs recht.  Dissdbe  war  ein  Kccht  der 
Stadt  als  einheitlicher  Person,  ....  das  staatliche  Hoheitsrecht  eines  (ie- 
■einwesens,  seine  Glieder  als  solche  um  des  ftSeotlichen  Bedurfhissra  willen  zu  be- 
lasten" eh.  712.  TI'O-  ..Die  von  tler  St.idt  erworbenen  nutzbaren  I!<  ;;a!<\  '/m|1.-.  Mun/i«, 
Sal/^oionopol  wurden  Kcchte  der  Stadt  als  solcher,  .  .  .  .  integrircnde  Beatand- 
thcile  ihrer  Finauzhoheit  durch  verantwortliche  Beamte  zum  Nutzen  des  ge- 
meinen Wesens  rerwaltcL"  Auch  „der  Gedanke  der  öffentlichen  SchuM  kmi 
in  der  Stadt  zuerst  /.um  Durchbnich.  Die  Hestiininnii<r  des  Stadtveruiögeiis  ji difi- 
lich  l  ur  die  öffentlichen  Zwecke  des  Gemein w  esc  us  bedingte  dann  auch 
Einrichtongen  einer  geordneten  Finanaverwaltung  und  Gontrole  (eb.  7M). 
„Meist  wurde  die  Verwaltmi;;  (der  der  städtischen  IJechLseinheit  eiitsprecheiidett 
«Stadtcasso"  fur  die  ««.Ausgaben"  und  die  „Eiunahmeu"  der  Stadt  als  solcher, 
ebw  754  tt.)  unter  Oberauflicht  des  Raths  einer  besonderen  Behörde,  oft  unter  Ver- 
theilung  mebrer-'r  nur  zu.sauiinen  öffnender  Si  hlUssel  an  deren  v<  r->cliieil<Mie  Mitj^lieder, 
nrivrfraiif.  die  <'ii;i  iifliche  Verfu^:un<?  dem  Kath  iil>'jrIa->.-n,  allen  lietheili",;ten  Heaniten 
Kfchuungslegung  /.ur  Pflicht  gemacht  und  Verantwurtliclikeit  auterlegt,  i'iir  die  Oon- 
trole  abtf  eine  besondere,  riel&ch  aus  Raths-  und  Bikriienivsschttsson  gemeinsame 
Commiasion  geschaffen**  (eb.  766,  auch  Schftnberg,  Bas.  Flu.  S.  23  0*.). 

So  entwickelte  sieh  die  Stadt  also  auch  zu  einer  eigenen 
wlbständigen  einbeitlichen  Finanzpersönlichkeit,  in  Bezug 
aof  welche  erst  von  wahrhaft  „öffentlichen",  d.  h.  anerkann- 
ten Gesammtzwecken  dienenden  Ausgaben  nnd  Einnahmen, 
und  anch  Stenern  zn  reden  ist  Unter  den  Ansgaben  tritt  dies 
besonders  dentlich  bei  denen  fDr  „der  Stadt  Bau*'  (Befestignngs- 
werke,  nffentlicbc  OebSude),  dann  allm&hlich  bei  allen  Ansgaben 
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für  städtische  Zwecke  im  Ganzen,  im  Unterschied  von 
Privat-  und  K 1  nz clzweekcn  der  BUrger,  hervor. 

fiiorko  7."»*>  fl'  Kiii/cliies  ul»er  <iio  \'i'rsijhio<Ica<'n  Auss;«bcii  der  Stiulte  im 
Allgcui.  S.  7t>2  11 ,  einzelner  iStadtc  wie  Basel's  pas&im  bei  Scliöiiberg,  Ndrü- 
berg'o  Ghron.  I.  285-292.  Mainz'  Ghron.  XVII,  108  ff..  XVni,  2.  Abtlu,  94 
li>:{  (1.,  H:i  III  Itui  ir's  bei  Usingcr.  iiarh  Koppmann,  Histor.  Ztsclir.  B.  24  (1*>70), 
32  11.  llcbonders  rharactcristischc  Aus^;il)oa  der  idt-rcn  Zeit  sind  die  öfteren  ein- 
maligen, aber  ürrOsseren  für  die  Erwerbiintj  von  Gcrechtsainen  u  n  <1 
Ki  chteri.  insbesondere  der  Q uasi-Abkau f  solc  her  Rechte  (üerichf,  \'ot;(ci,  Zoll. 
Münze,  einzoliu;  Abgaben  n  dj!.  in.)  vom  König,  Stadtherrn,  Hischof,  wodurch  die 
mit  dieäcu  Kechten  verbundeneu  Kiuuahmuu  ütädtibcUe  wurden.  Zur  Aufbringung 
der  AblnnfiiiiiiiiDe  dann  vobl  Schuldaafnahneii  oder  «QsserordentHche,  7.  B.  Yermögeub- 
stooem  (Basel). 

§.26.   Das  allgemeine  Entwicklangsprinc ip  fHr  das 

städtische  Steuei  wcsen  lormulirt  Ile^^cl  im  Anschluss  an 
seine  Darstelhing  des  N  U  r n h erge r  Haushalts  also:  „Das  Steuer- 
wesen hat  sich  in  den  Städten  des  Mittchilters  gleiciisam  vorbild- 
lich auf  dieselbe  Weise  entwickelt,  wie  nachher  in  den  grösseren 
Gemeinwesen  der  Staaten.  Man  ist  ausgegangen  von  Grund- 
zinsen und  persönlichen  Leistungen;  man  hat  sich  erst  als  diese 
fttr  die  Bestreitung  der  vermehrten  Commnnalbedttrl'nisse  nicht  aus- 
reichten hauptsäehlich  der  indirectcn  Bestcuerungs weise  durch 
Zölle  und  Acoisen  zugewandt  und  ist  endlich,  als  aneh  diese 
eine  weitere  Steigerang  in  Bttcksicht  auf  die  unteren  Classen  (?) 
nicht  zuliessen,  bei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
angelangt^^ 

(Cbron.  I,  2S4).  Ob  dies  ausnahmülos  zntri(l>,  naf  dabin  trestdit  bleiben.  Aber 
die  Regel  wird  es  gewesen  sein.    Wie  Schönbcr^  i'ur  l^asei  zeigt  (S.  14  ff.)  kam 

es  hier  nnd  kun  t  s  i;owiss  auch  sonst  fnr  Zeit  und  Uiiifaii'^  d<  r  Ausbildung  stiidti- 
ücher  St*  ucrwuthschalt  im  ein/einen  lall  auf  die  Entäteliung  der  betreffenden  Stadt 
und  auf  die  davon  mit  abhängige  Verfügung  tlber  anderweite,  naneotlich  domantale 
Einkünfte  (aus  ^irundbcsitz  u.  s.  w.)  an.  Basel  z.  B.  hatte  kein  erh  lili  hcs  bonsliges 
Gemeiudcvormö^on ,  weil  e»  nicht  auj>  einer  Dorf-  odor  Markj^umciude  zur  Stadt 
geworden  war  (Scbönberg  S.  ]6>. 

Unter  den  städtischen  Einkünften  nicht  oder  nicht  rein 
stcue rrcc htlicher  Natur  linden  sich  die  gewöhnlichen  der 
mittelalterlichen  Finanz wirthschaft  und  einige  speci- 
fisch  städtische  nnd  dem  Markt-  und  Handelsplatz  cut- 
spreehende:  Zinsen,  Renten  Yon  Grundstücken,  gewerblichen 
Anlagen,  Pachte,  Miethertrttge,  Zinsen  städtischer  Kapitalien,  Ein- 
nahmen ans  eigenem  Landwirthschafts-,  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb; 
Bussen,  Gerichtsgefälte  u.  dgl.,  die  durch  Verleihung,  Abkauf,  Pfand- 
schaft erworbenen,  ökonomisch  und  finanzwissenschaftlich  immer 
stenerrechtlichen,  nach  damaliger  Auffassung  und  geltendem  Recht 
gemäss  aber  nicht  zu  den  Steuern  gerechneten  Zölle  und  Markt- 
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abgaben,  ferner  Geleitsgeld,  Regale  (Salz),  Mflnze,  Jadenstenem 
(Sebntxgelder  n.  a.  m.);  gebttbrenartige,  mit  Etemeoten  förmlicber 
Stenern  vermisebte  Niederlaggelder  (z.  B.  vom  Waidbans,  Taeb- 
hans  in  Nflmberg),  Marktstandgelder,  Wagegelder  (Stadtwage), 
gewerbliebe  C^oncessionsgeldcr,  endlicb  BUrgerrechtsgelder  (iHr  Aof> 
nabme  in's  ßUrgerrecbt),  Antbeile  an  Zunftgebttbren  und  mancberlei 
einzelnes  Derartiges  mehr. 

Gi-  rke  11,754;  B«i^ielc  aus  Nürnbcr.r.  I.'iSH,  bei  Hegel,  Chroo.  I,  277  ff., 
•08  Mainz  cb.  XVII,  108,  aus  Hamburi:  ,  liist.  Ztschr.  J{.  24,  S.  28. 

§.  27.  Die  regelmässig  auf  besonderer  Ermächtigung  (des 
Königs  bei  Beiebsstädten,  des  Bischofs  bei  Biscbofsstädten ,  des 
Landesberm,  Grnndberm  bei  den  betreffenden  anderen  Städten) 
beruhende  Erbebnng  indireeter  Stenern  bat  sieb  wobl  Öfters 
an  die  alten  Zoll-  nnd  Harktabgaben  angeschlossen  nnd  stellt  dann 
eine  Art  Erweiterung  nnd  Ausdehnung  derselben  dar.  Zum  Theil 
bestehen  diese  indirecten  Abgaben  in  besonderen  Abgaben  auf 
einaelne  marktgängige  Waaren  nnd  namentlich  auf  wichtige  Ver- 
sehrUDgs-  und  Gennssmittel  (besonders  Getränke,  Wein, 
Bier,  aber  auch  Korn,  Salz  u.  a.  m.)  und  werden  an  den 
Thoren  (Thorsteuer,  Octroi)  oder  auf  dem  Markte,  in  den 
Lagerhäusern  bei  dem  Wägen  und  Messen,  beim  \  erkäufer 
und  Wirth  oder  beim  Consumenten  erhoben.  Sie  führen  den  Namen 
Ungeld  (l'ngelt),  Cise,  Accise  (ascisia)  und  sind  als  eigent- 
liclic  Steuer  anzu,^eben,  auch  als  solche  schon  damals  aner- 
kannt und  empfunden  worden.  Ob  und  wieweit  sie  indirccte/ 
Tom  Ausleger  auf  den  Consnmentcn  tiberwälzte  (Fin.  II,  164,  268) 
waren  und  sein  sollten,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen.  Einzelnes 
Cbaracteristische,  wie  z.  B.  die  gelegentlich  vorgekommene  Erhebung 
des  Wein  Ungelds  mittelst  EinfHhmng  eines  kleineren  Maasses  als 
des  üblichen,  wobei  die  Differenz  den  Steuerbetrag  darstellte,  deutet 
auf  die  Absiebt,  gerade  den  Consumenten  als  solchen  zu  treffen, 
dentlicb  bin.  Sonst  wirkten  solche  Abgaben,  wie  die  älteren  Zölle, 
aber  auch  wohl  als  Handels-,  Gewerbe-,  Schankwirths  und  Prudu- 
centensteuern,  sei  es  bloss  thatsiiclilich,  sei  es  auch  beabsiclitigter- 
niaasscn,  mit.  Die  Erhebung  des  L'ngelds  erfolgte  wie  diejenige 
der  meisten  spcciell  städtischen  Steuern  gewübnlich  von  Anfang  • 
an  in  Geld j  doch  zeitweilig  auch  hie  und  da  wobl  in  Natural- 
qooten. 

Solche  Accis'Mi  kamen  auch  im  Ausland  (Sic  ilicii  s.  o.  S.  4(>,  soii.^ti^^es  ItaUen, 
z.  B.  itt  Veoedis,  iu  l'raukrcicb)  vor.  Far  die  eiiueluo  Stadt  ist  ihro  Eioführaogszoit 
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nicht  fjNDer  b«  Vaimt  </.  B.  niclit  für  Nuruberg'^.  Im  12.  und  13.  Jahrb.  fioden  sie 
sich  srlion,  simi  ab'-r  \v<»Iil  imrh  sclN  ii.  im  14.  w.  rdeii  sie  haafigor.  im  15.  und 
späterbiu  werden  siu  allgeiii*äu  uud  kabcti  bich  dauii,  spater  mit  als  Staatästeucrn, 
bis  in*D  19.  Jahrhundert,  ausserhalb  Deutschlands  (Italien,  Prankreich,  Oesterreich) 
als  f0rmlioh<vs  aiisgcbildr't«>.s  Octroisystem  und  auch  in  cinzolnen  deutschen  iJUidern, 
weniirhtons  in  <  inigem  Umfang  bis  in  die  Gegenvart  erhalten,  b.  u.  Uber  Frankreich 
§.  5b,  61,  Ctl. 

Beispiele  von  Ungeld  und  älinlicben  VerbraucluH  und  Verkehrbabgaben  im 

11.  und  15.  JahrluindiTt  sind:  Hamburg:  zunächst  nur  .\rcise  auf  fremdes  Hiir 
(accit^  ce^evi^iae  alienae).  —  Nürnberg,  jedenfalls  srhoii  vor  ;  i.  J.  l"!*^»'» 

mehr  entwickelt  (nach  di  m  Wirschlage  des  di^shalb  lange  Zeit  s»  hr  verhasstcn  Vi>irerj» 
PeunlluKcr),  bes.  fur  (ictrftnke  (Wein,  Bier,  Meth),  bei  Wein  mit  rnterscheidnnjr  der 
Herkunft  (und  Qualit-ntV) .  Frank«!iiwein  {mt  Kndcr  mit  Klii  inw.  in  mit  W  ahcb- 
wein  mit  r>  fl„  wolici  das  Unguid  bei  W  iciJcrauäfuhr  deä  Weiuä  aus  der  btadt  auf  da^ 
Land  zariickgeznhlt ,  also  wohl  eine  Verbrauchsteuer  des  Consumenten  lieabeichtigt 
wurde.  M<  br  als  (b-r  dritte  Theil  der  städtischen  Einkünfte  kam  damab  aus  dieser 
StetK^r  l.'^ll»»  wurde,  au»  h  fUr  Salz  eine  Steu<^r  ein.-^rriilnt  (rinon.  I.  2^1)  —  Maitiz. 
Hier  in  der  1.  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ^1 43b  11. j  ausgedehnte  Ungeldor  uud  andere 
Tenrandte  Abgaben,  die  Hegel  a.  a.  0.  systematisch  zusammengestellt  und  erftrteit 
hat  (im  Anschln^s  an  1  inan/rechnungen).  Das  Uuireld,  frtiher  dem  Erzbiscbof 
gch^n  iid,  >fi.»f('r  die  Hatiiiteinnalim«-  der  Stadt  nmfasj.te  rin  Mohl  -  l'nj^eld  (incl.  für 
auswärts  gebackeueä,  in  die  Stadt  gebrachtes  Brot;  Geisllit  hc  uud  ihr  (jesiude  frei); 
ein  Wein-Dngdd  vom  Zapfvein  (Pfafien,  (Geistliche  fttr  eigenes  (Sewftchs  frei); 
ein  Muttc- Ungeld,  b<"im  Verkauf  von  Getreide  und  anderen  Irorkeneii  Früchten 
(naeb  dein  Maass.  Mutie,  nKHÜns.  gcnarmt),  ein  S a  1  z- L'ngeld.  Ausserdem  erhebt 
die  Stadt  Krahngcld  und  verschiedene  Arten  Zulle  (die  »otjr.  „Hude",  vom  Wein, 

■  wohl  als  Thorsteuer,  t>ei  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhr,  in  verschiedenem  Satz,  je 
nacbdem  <'i^<-ii''<  (JfW.iclis  und  fremdes.  Rurger  und  Ander«'  die  I'fliebf igcnV,  ein 
Wepe- Ungeld,  nach  dem  Kad  des  beladcncn  Wagcjis  und  Karrens;  einen  Kheiu- 
zoll  („Zoll" kurzweg),  in  Qooten  vom  König  erlangt,  besonders  vom  Wein.  Keruer 
hat  die  Stadt  eine  gebUhreii  -  und  stcuerartige  A1>gab«-  nach  einem  Waarentarif  fur 
di«  in  das  Kaufhatis  rin;:,  ^f.n  Waaren  beim  Verkauf  und  einen  allgemeinen 
„PfundzoU"  vom  Werth  der  zum  Verkauf  gebrachten  Waaren  (l'/^Vo)  ti^it 
wissen  Exemtionen)  erhoben,  der  ebenfaUs  Mber  dem  Erzbiscbof  gehörte.  Das  Dn- 
gcld  und  die  meisten  anderen  Gefalle  waren  noch  Anfang:  d.  1.5.  Jahrh.  vei}>a'  btet, 
jährlich  an  Rtirgerronsonien ;  ^^"ät<T  trat  aus  finanziellen  (irnnden  uimI  um  M  isbljr;iu<  h*' 

■  des  iiaths  zu  beseitigen  mit  gutem  Erfolg  allgemein  Eigenerhebung  ein.  —  Auch 
in  Basel  finden  sich  im  15.  Jahrb.  Dngeidw  und  Ähnliche  Alchen,  Ober  die  ScbOn- 
bfTg  cinijre  Kin/.lheiten  mittheilt.  Ein  Wein -Ungeld  und  ein  Mehl-Ungebi 
liefern  eineil  llaii|ttth(  il  der  städtischen  Einnahmen,  woneben  kleinere  Posten  mancherlei 
zuUattiger  Abgaben  iScli.  S.  15.j,  IIH  H").  Auch  indirecte  1  leischbteuern  des  Met/gen» 
(eh.  269\  Namentlich  während  des  grossen  Menschenverkehrs  in  der  Zeit  des  Baseler 
t'oncils  war  d<  r  Ertrag  des  Ungelds  bedeutend  tind  durch  ein  ncue>  Wein-UngeUl 
in  Wirthshäusern  erheblich  gesteigert  (eb.  S.  1'.I2  Note).  Zeitweilig  kamen  auch 
directe  Aufwandsteuem ,  so  eine  Wein  Steuer  vom  privaten  häuslichen  Wcinrer> 
brauch  des  Consumenten,  unter  Forderung  eidlicher  AogalM  des  Yerl)rauchs  vor 
('•'".  S  "jrr*  II/.  An>''t'rdrin  rfundzöllc,  amh  Verkrli  rssf  en<'rn  .  so  bei  Waar'-n- 
kaufen  zum  Zweck  des  W  iederverkauft!  ein  rtuudzuU  von  l'/s  7o  Kaufpreises,  sogar 
eine  gleiche  Steuer  bei  (leldanlagen  in  Rom^und  Weingullenkäufen,  In  Zinsrenten* 
häufen  oder  vcrzinzlichen  Darlehen  (eb.  207).  Diese  Steuern  z.  Th.  als  vorübergehende, 
ausserordentliche.  \\ fitere  I^eispiele  von  Wein-,  Fleischstcuem  („bOSüT  Pfennig^'  TOm 
Zapfwein  in  Wirthshausern)  eb.  S.  M.ST  ff,  42S,  452,  150. 

I^ci  der  localcn  Abgcschlosscuhcit  (L'mmaueriiiij;,  Tbor- 
controle),  der  corporativen  Gestaltung  des  Gewerbes,  der 
Kieiokeit  der  Bevölkcrnng'),  endlich  bei  der  leichteren 

')  Auch  in  sogen,  „grossen"  biadicn,  das  iiaujitergubuiss  der  neueren  histori>>ch~ 
Statist.  Untersuchungen  Hegels,  ScbDnberg's,  Bttcher*8,  Jastrow's  o. A.]ii. 
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Controle  unter  solchen  BevOlkernng^Terhältnissen  begreift  sieb, 
dase  die  Uogclder  ond  flbnlicbe  Abgaben  auch  slener technisch 
sieh  empfohlen  haben  mögen.  In  allen  diesen  Beziehungen, 
ansserdem  nach  den  Acudcrungen  der  Proilueliouslcchnik  und  der 
Couüumtiunssitten ,  sind  die  ni  od  er  neu  städtischen  \'crli:illuisse 
andere,  welche  stcnertcc  hniscli  diese  Steuern  ert?chwereu, 
wenn  auch  die  grosse  Bevölkerung  gcuijhnlich  eine  günstigere 
(kleinere)  Quote  v(»n  Erhebungskosten  ergieht  Auf  dem  platten 
Laude  lagen  chcnial»  uud  liegen  noch  heute  —  von  Greuzzöllen 
and  indirecten  steuern  im  Anschiuss  an  die  Froductiousstätten, 
wie  schon  im  Mittclnitcr  hei  den  Salz  werken,  abgesehen  —  die 
steuertecbuischeu  Verbültuisse  für  indirccte  Stenern  schwieriger 
als  in  den  8tädten:  begreiflich,  dass  sie  sich  dort  später  und 
weniger  entwickelten,  wie  sich  aaeh  im  deutschen  Territorial* 
Finanzwesen  und  in  der  französischen  Staatsbesteuerung  zeigt. 

§.  28.  Keben  diesen  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
stenern finden  sieh  in  den  mittelalterlichen  Stitdten  eigentliche' 
directe  Stenern  auch  früh.  In  zicndichcr  technischer  Dnrchbildnng 
und  in  versehiedencii  Formen  wollen  sie,  der  quantitativen  und 
(|aalit  itiven  DifTcrenziruiig  des  städtischen  Vermögens  und  Erwerbs 
gemäss,  in  der  Megel  die  w  i  r  t  h  sc  ha  1" 1 1  ic  h  e  Le  i  s  t  ii  ngs  1  ä  hig- 
keit  (Flu.  II,  .'>.)i,  3'i<S)  berileksiehtigen ,  und  zwar  gewöhnlich 
nach  dem  l'rineip  der  Froporti  onal  besteuerung,  gemäss  der 
Üblichen  Aufl'asbung  der  Gerechtigkeit  vom  rein  fmanzicllcn  Stand- 
puncto  ans  (Fin.  II,  283  ff.).  Daher  finden  sich  in  der  Kegel  keine 
allgemeinen  gleichen  Kopfsteuern,  sondern  nur  etwa  solche  fiir 
die  QDterste  BevOlkemngsschicht  (Arbeiterclasse  und  ähnliehe),  und 
diese  Kopfsteuern  dann  als  Theil  eines  allgemeineren  Steuersystems, 
in  welchem  die  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen  oder 
aueb  nach  dem  Einkommen  besteuert  werden.  Hierbei  erfolgt 
also  eine  für  die  städtischen  Verhältnisse  eharacteristische  Hinweg- 
setznng  Aber  die  Standesverhältnisse  (welche  z.  B  beim  „ge- 
meinen IM'ennig"  so  deutlich  hervortreten)  und  eine  Anerkennung 
bloss  w  i  r  t  lise  h  a  t't  1  icher  Differen/nidmente  in  „moderner"  be- 
kannter Weise.  Diese  V^crmögens-  und  Finkonmicnsteuern  suchen 
schon  die  verschiedenen  Hestandtheile  und  Arten  von  Vermögen 
und  Einkommen  auf,  nennen  speciell  was  sie  treffen  wollen,  was 

Iber  Httinbcrjr,  Mainz,  Basel,  Frankf.  a.  M.,  Dr-  s«l(;ii,  Strasshnr^^.  obwohl  vielK-icht  d'ui 
gerade  relativ  hohou  Erträgnisse  der  üntreliler  und  Zölle,  i.  B.  in  Hctn:!!"  M  a  inz ',  »loch 
wieder  Ztreifcl  erwccktiu,  ob  uiiie  bo  kleine  Bevölkerung  äulche  Itetrage  indirectur 
Steaen,  nach  dem  iteUen  Kaafrerth  des  Geldes  gemessen,  aofbriogen  konnte. 
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Dicht  (z.  B.  bleibt  mitanter,  aber  nieht  immer,  gewisses  Notzver- 
mtfgen  frei).  Das  wichtigste  and  weitverbreitete  Hilfsmittel  ist  die 
eidliche  Selbsteinscbätznng  vor  SteueroommissioneD  —  da- 
her „Eidstenern'*  — ,  gewöhnlich  ohne  genügende  Controlen, 
doch  mit,  gelegentlich  recht  scharfen,  Strafen  fDr  falsche  Angaben, 
auch  fUr  unterbliebene  Angaben  and  verzögerte  Zahlung;  ander» 
seits  —  charactciislisch  —  mit  strenger,  ja  strcn*;ster  Geheim- 
haltiingspHicbt  der  Organe,  vor  denen  —  wohl  regelmässig  münd- 
lich, nach  entsprechender  Ladung  und  unter  rüicbt  des  persön- 
lichen Ersclieiiiens  —  falirt  wird. 

Solche  Vermögens-  und  Einkommensteuern  sind  sonst  gewöhn- 
licb  bezli;;lich  der  Steuer su bj ecte  allgemeine,  zwar  zunächst 
der  Bürger,  dann  aber  auf  die  „Einwohner"  Uberhaupt  ausgedehnt, 
mitunter  auch  auf  Adlige  vom  Lande,  die  in  der  Stadt  wohoen, 
nur  die  Geistlichkeit  etwa  befreit  (bei  ausserordentlichen  Stenern 
aach  sie  nicht  immer);  und  die  „kleinen  Leute"  (Aermeren)  nur 
'  etwa  von  dieser  Stener  frei,  als  vermögenslos,  daftlr  aber  öfters 
von  der  Personal-  oder  Kopfsteuer  getroflfen.  Auch  in  Bezog  aof 
die  Steuer  objecto  sind  diese  Stenern  gewöhnlich  allgemeine 
abgesehen  von  etwaiger  Freiheit  von  Theilen  des  Nutzvermögens 
(z.  B.  Kleidung,  Rüstung,  Waffen),  sonst  aber  alle  Arten  Ver- 
mögensobjeete,  insbesondere  die  ertraggebenden,  treffend.  Schwie- 
rigkeiten und  Streitfragen  ttber  die  objective  Grenze  der  Steuer- 
pflicht entstehen  auch  hier  schon  z\vis(  hen  Stadt  und  Land  und 
zwischen  verschiedenen  Stiidtcn,  wenn  der  Sitz  des  Steucrsubjects 
(vcrmiigenbesitzender  Hlirger)  und  seiner  Vermögensolfjecte  (Häuser, 
Grundstücke,  Zinsen  und  Gülten)  local  nicht  derselbe  ist  (Ein.  II, 
:^20  fl*.,  VerbUltnissc  der  „Eorcnsen").  Die  Stadt  sucht  alles 
Vermögen  ihrer  Bürger,  wo  es  auch  liegt,  zu  besteuern,  aber 
geräih  dadurch  eben  in  Collision  mit  anderen  Steuerrechten  und 
Pflichten.  Aehnlicbc  Schwierigkeiten  erheben  sich  auch  hei  Ver- 
mögensstenem ,  mehr  noch  bei  eigentlichen  Real-,  Grund-  und  Ge- 
bäudestenem,  wenn  zu  besteuernde  und  etwa  bisher  bestenerte 
Objecto  von  Bürgern  an  steuerfreie  Personen,  besonders  Geistlich- 
keit, Stifter,  Adel  ttbergehen  und  nan  von  diesen  Stenerfreiheit  be- 
ansprucht wird.  Hier  sucht  man  sieh  durch  den  Rechtssatz:  res 
transit  cum  onere  sno,  also  durch  Radicirung  der  Stenerpflicbt 
reallastartig  auf  das  Object  zu  helfen:  wohl  einer  der  Gründe,  dass 
eigentliche  Grund-  nnd  Hftnserstenern  entstanden  oder  ans  nrsprfing- 
liehen  Vermögenssteuern  hervorgegangen  sind. 
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YermögeDS-  nnd  EiDkommensteoern  Btod  endlich  wohl  anfangs 
mehr  als  ausserordentliche  nnfgekontrocn,  bei  besonderem 

Bedar!  oder  Ausfall  anderer  Mittel,  danu  aber  doch  vielfach  rc^^el- 
iiiä.ssigc  Steuern  geworden,  neben  denen  gelegentlich  ahcr  wieder 
noch  ans.serordentliche  erM-licinen.  Die  iniltclalterliche  Stadtvcr- 
fassun«j;  bot  auch  lilr  diese  directcn  Stenern  die  Mittel,  sie  passend 
einzurichten  und  die  eheuiali^^en  städtischen  wirthsclialtlichen  nnd 
socialen  Verhältnisse  erleichterten  inuncrhin  die  Veranlagung  mehr 
als  die  modernen  es  thoii.  Die  zwar  keineswegs  fehlende,  aber 
doch  damals  viel  geringere  Ausbildung  der  Creditwirthschaft  im 
Privatverkehr  ist  ein  hierbei  zu  bcrUekslchtigender  Unistand. 

Ausser  solchen  allgemeineren  directen  Stenern  finden  sieh  in 
den  Städten  eigene  Realstenern,  hesonders  Grund-  nnd  Ge- 
bände  steuern.  Ihre  Ausbildung  als  anf  dem  Objeet,  dem 
städtischen  Grundstack  als  solchem  haftende  Stenern  in  festem 
Satz  (Hauszins)  wnrde  indirect  durch  die  Exemtions rechte  der, 
Privileg irten  Stände,  besonders  der  Kirche  und  Geistlichkeit  be- 
gfinstigt  Namentlich  Hess  sich  durch  Anknüpfung  der  Steuer- 
pflieht  an  das  Objeet  selbst  wenigstens  die  immer  weitere  Aus- 
dehnung der  Steuerfreiheiten  .städtisclicr  (irundstticke  heim  I  cher- 
gang  von  Hllrgcrn  an  Privilegirte  und  somit  die  Mehrl)clastung 
des  übrig  l)leil»endcn  hUrgerlii  lien  Kealitätenhcsitzes  verhindern. 
-  Endlich  sind  auch  hie  und  da  schon  U  e  we  rhes  t  cu  e  r  n  in 
Städten  zu  finden,  welche  speciell  Vdu  den  Gewerbetreibenden  als 
solchen  als  besondere  direete  Steuern  oder  als  ein  eigener  Theil 
eines  allgemeineren  directen  Steuersystems  zu  entrichten  waren. 

Bfisiii<'lf.  S.  ilic  oljt  Ii  S  'i'i,  hH,  54  ang;of(ilirf<n  Schriftoii.  auch  Zcunicr, 
Suilteaicucrn  S.  ä'J  II.  la  grusstcr  Ausliihrlichlvcil  unter  Üail«  gunu  alles  feotzu&tcileiiüoii 
DfUils  scbildcrt  bes.  Schonborfr  die  Baseler  directen.  nämlich  Vcrmöh^cns-  und 
Personalstenerii  des  15.  J.tlii hundert  nach  d<  r  ti  chiiiM  li.  n  Seite.  Es  handelt  sich  da l^  i 
um  äussere rden t lieh 0  bteuoru,  weiche,  mehrfach  iu  Verbindung  mit  gleichzeitig 
eingeführten  indirecteD  Stenein.  lar  Deckung  snsseionieDtlicher  Bedttrfiiisse  (Kriegs- 
Vobteo.  Ankauf  von  Rechten  und  Laud^^^ebict .  Abzahlun^^  \üa  Schulden,  Regelung 
scbvieri^  gewordener  ofJcr  so  zu  werden  drohender  Kinan/Ia^'i  im  Allgemeinen)  dimcn. 
Die  ciuzciucii  aui'gele^ttii  Steuern  weichen  iu  ein/.«  Im  n  i'uucten  von  einander  ab. 
(levfthnlich  bind  die  Steuern  Classe  nsteucrn ,  welche  für  gewisse  Vcrmögens- 
•^Usseu.  z.B.  von  1000  1500,  von  1500 — '2000  fl..  ffsfe  Sf'Uer>ä{/.e  haben  (ib'miiach 
die  Obcrgrcuze  etwas  leichter  alä  die  Untcrgrcnzc  trellen,  ubensu  wie  in  der  hculijjeu 
weuasischen  Glassen-  und  Einkommensteuer),  in  der  Regel  mit  umgekehrt  progressivem 
oteuerfuss.  Stcucrsubjecte  sind  all-;  welllichen  r<  rsonen.  die  Koistliclicn  *  öhnli«  h 
Dicht  Stcuerobject  war  das  Nuticvcrmögcn  seinem  Werthe  nach  mit,  ganz  kleines 
Vermögen  ward  einmal  in  den  von  Schönberg  angeführten  Beispielen  freigelassen. 
TsmOgcnslos«;  PertMUen  zahlten  meist  eine  l'<  r?onalsteucr  im  Betrac'  .1  .-,  niedrigsten 
Vermögen.sstcuei^atircs.  Einmal  wunlc  auoh  «ine  all'4<'ui'  iiiere  gleiche  l'<  rMwial^tt-uer 
oeben  der  YennögeDSüteacr  von  allen  über  14  Jahr.  Personen  erhoben.  Zur  Be:>orgun^ 
des  Steucrgeschifls  wofden  eigene  Stmiwhemn  ernannt,  vor  denen,  unter  itrebgor 
Pflicht  xur  Oeheimhaltong  fUr  sie,  die  Vermögen  nach  dem  tieldirorth  eidlich  zu 
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fotiren  waren.  S\o  hatten  (iab<i  nis  rniitrulmittel.  um  rirhtipt;  Antraben  zn  or/ielcn, 
das  Recht,  viii  Vermögen  zu  liuui  fatirlen  (iL-lilpreiä  lu  uberaehuicu,  weuu  ihuen 
letzterer  zn  nicdrifir  erscbico.  Aelinliche  BeslimniaDgeR  «ich  a»  andeieo  Orten,  z.  B. 
in  Aairsburg.  $.  Zeumer  S.  65  01,  69«  SchAnberg  «.  a.  0.  S.  132—137  («uch 
daselbbt  I)at<'ii  fur  aiuh-re  Städt.  ). 

lu  Nürnberg  hei^ät  die  liicr  ^cit  dem  14.  Jahrb.,  zuerst  ab>  au^äerordentlicbe, 
später  als  ordentliche  Torkominende  direrte  Steuer  die  ^Losnog**,  eine  kleine  Kopf- 
steuer von  jedrm  l^irj^fr.  dann  rim  ■H'/,  "/u  V«'rmöfronssf.Mi<'r.  Auch  lii«T,  wie  damals 
in  vieltn  anderen  Städten,  eidliche  Selbstächät/uni;  und  liuheinihaituug,  anrangS  s<»gar 
der  Summe  der  Steuer.  Im  15.  Jahrb.  (1427)  wird  der  Sieuerfuss  nach  den  Ver- 
mftgen!»objcrten  und  Krtrai^äqaellrn  unterschieden  (von  fahrender  Habe.  Kapital- 
7.ill^^'n.  I.ribgi ilifi;r .  ewi;;t  II  (iiilt^n  aus  (iruiidln  >if/.  u.  s.  w.).  Der  Krlrair  d.imals  das 
J)oppeltc  dos  Uugeldeä  (Cbrou.  I,  ü.).  —  lu  Mai  uz  bestand  um  dieselbe  Zelt  (14.'i%) 
eine  allfemcfne  VermAfcenssteuer  u.  d.  K.  „Schätzung;",  ron  allen  liegenden  und 
fahrenden  (int.  (irundt>tui-ken.  liauüguiäih.  Kleinod,  Wailen,  Kleidung,  jahrlich  zu  1, 
zeitwci-*'  7,n  1'  .."  ',,  vom  W  ortli ,  in  Zi  il-  ii  dos  Ziinftri  LMiiMMits  vermindert  ;  d»neboti 
au;ii>crdem  eine  gieichhohe  andere  directc  Steuer,  „Heerdäc  hill  lUg",  P-  lian:>' 

halt,  fttr  die  Aormeren ,  die  nnr  bte  50  fl.  znr  Schätzung  btenerten,  1  fl.,  auch  dies 
sp&ter  eraiftsstgt.  Auch  die  Judenstener  gehörte  der  Stadt:  die  .linb  nt«chaft  zahlte 
ein  Pau^r  liale,  neu  anfpenommeiK-  Juden  eine  beMindeni  fe.st;r«^>t«  lli<'  Summe.  Thron. 
XVlll  a.  a.  O.  —  Auch  Hamburg  hatte  t<chon  im  14.  Jahih.  im  Schubs  beinc 
direcle  Vernftgenssteucr  der  BQiiger,  Hit»t  Ztuchr.  B.  24,  8.  29.  <—  Aehnliche  Yer- 
m'^i;ensst<>uern  in  Strassbnrg,  Augsburg,  Frankfurt  a.  Sf.,  Braunschw eig, 
scbieü.  Städten  u.  v.  a.  m. 

Uebor  die  Ansprüche  der  Kirche  und  (ieistlichlkcit  auf  Steucrfreih  f;it 
und  Ober  die  Vorbehalte  der  Be,>teuerunjr  beim  Liebi-rpan;;  von  burj;crlichen  (irund- 
stucken  au  die  (ieistlichen  s.  /..  H.  fur  da^  I  I.  JahrlMin<l<  rt  W  ien);  Bnnlor.  I  in.ui/- 
pol.  Uudolfu  II,  S.  47  fl'.,  107  tf.  Im  Ailgeuteinen  ubor  die  Entstehung  städtischer 
Gebändestenem  und  deren  Cntvicklnng  s.  r.  Myrbach,  Rcsteuor.  der  (Jebftndc  in 
Oetiterr.«  Tub.  Ztschr.  1SS4,  XL,  549  ff.,  wo  die  öelbälandige  Entwicklung  der  Ilaiis- 
>l«Miern  «Is  reiner  Ertra;r>t<  u<  rn .  nicht  aus  der  (irundsteiier  heraus,  fur  Deutschlaml 
nachzuweisen  gebucht  wird,  doch  wohl  in  zu  weiter  (ieneralisirung  partiell  richtiger 
Tliaisachen.  Auf  den  Zuttammenhang  mit  der  Vennftgenssteuer  weist  auch  Myrbach 
hin.  eb  55G,  .'i.V.i  d'.  Wie  die  Kxemtionsansprüche  von  Adel  und  Clerus  dazu  fuhrtan. 
da««s  der  ,.anf  den  Haii^hesifz  fallenden  t,>iinte  der  Sla<llsteuer  der  Character  einer 
Keailast  beigelegt  wurde",  wird  von  ihm  gut  ausgeluhrt  (eb.  S.  501  ff.). 

4.  Abschnitt 
Dotttflobes  Steuerwesen. 

d.  Die  deutscbea  Territorien  und  Einzelstaaten. 

a>  Entstehung  und  Entwicklung  der  Steuerwirthschaft. 

lieber  den  allgemeinen  Lu'wicUuugsgang  vgl.  Fi».  II,  l'Jö  ti.,  bca.  2ul  ti.  ^Be- 
ziehung der  Besteuerung  zur  inneren  politischen  Verfassung),  auch  S.  169  ff.  (Be- 
ziehung zur  Ofganisation  der  Volkswirtbschaft). 

§.29.  In  den  geistlichen  und  weltlichen  Territorien 
bleibt  dem  Finanzwesen  sein  ftltercr  Character  nteht  nnr  das 

{;;inzc  Mittelalter  hiiidiucli,  sondern  bis  in  das  17.  .Inhrhundert  in 
der  Hauptsache,  selbst  Uber  diese  Zeit  hinaus  noch  in  einen»  «j^^c- 
wisücn  Maasse  gewahrt,  wenn  auch  hier  ziendich  allgemein  die 
reri<»dc  nach  dem  30  iälirigen  Kriege  iu  der  zweiten  llälltc  des 
17.  Jahrhanderts  in  der  Geschichte  der  Beateneruog  £poche  macht 
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EntBpreehend  der  allgemeiD  yorbcmcbenden  Natnralwirthschail 
ond  derVerwaltapgsorgaDisation  liegt  der  Schwerpnnet  Jahrhunderte 
lang  anehhierin  persönlichen  DienstpfHebten  nnd  Natu- 

ralliel'e  run ge  11,  Uhiilich  wie  früher  im  Reiche  seihst.  Die  wich- 
tigsten Kiiiklliiflc  Hicssen  aus  dem  Grundbesitz  des  Fürsten  (Keichs- 
gut,  Allod,  Lelien),  aus  Gefallen  in  Verbindun«!^  mit  diesem  Besitz, 
aus  gerichtlielien  und  Verwaltungsgcliübrcn,  Strafgeldern  u.  dgl., 
aus  Kegalien,  Zöllen  n.  s.  vv.  Der  vom  persönlichen  und  Hof  bedarf 
nicht  getrennte  öflenllicbc  Finnnzbedarf  ist  rechtlieb  zunäeb>t  auch 
ans  diesem  Einkommen  zu  bestreiten  und  wird  daraus  in  normaler 
Zeit  auch  regelmässig  thatsäehlich  bestritten.   (Fin.  I,  3.  A.  §.  2i:{.) 

Nur  in  wenigen  besonderen  Fällen  wirdeine  Ree htsp flicht 
der  Laudesbewohner  (der  ,,UntertbaneD"  im  bloss  politischen 
Sinne,  im  Unteraebied  von  den  gnmdherriiehen  Unterthanen)  an 
besonderer  Hilfeleistang  aas  ihren  Mitteln  —  insofern 
rar  Sieaerzahlang  —  anerkannt:  gewöhnlich  in  den  „drei 
FSIlen''  des  Feadalrec*.ts,  beim  Ritterschlag  des  Sohns,  bei  der  Ans- 
stattnng  sieb  verheiratbender  TOehter  des  Landesberm,  bei  etwaiger 
feindlieber  Gefangenschaft  des  letateren,  wo  es  ihn  anszalöseu  gilt 
Dazu  kommt  aber  wohl  der  dem  Gebiete  eigentlich  und  nnmittcl- 
bar  ö  f  f  e n  1 1  i  c  h  e  n  Interesses  angehörige  Fall  der  „ al  1  g e  m eine u 
L a  ndesn oth  besonders  des  Finanzbedarfs  (an  (icld  und  Saeli- 
gUtern)  für  Kriegs züge  und  Kriegsfllliruug,  namentlich  im 
Keielisdienste,  zum  Schnitz  der  eigenen  Landesgrenzen,  zur  Ver- 
tieibung  des  eingedrungeuen  Feindes.  Zunächst  zu  Zwecken  der 
Repression  und  Uberwiegend  der  Defensive,  dann  aber  doch 
anch  schon  zu  Zwecken  der  Prävention,  daher  zur  Hereitstellung 
eines  Heeres,  und  zn  politisch  and  militUrisch  gebotener  Offen- 
sive. Diese  Verliältnisse  fallen  practisch  berehs  mehr  ins  Gewicht, 
machen  sich  in  den  Begrttndnngen  der  Steocrfordernngen  deaüichcr 
geltend  nnd  gehen  aneb  wohl  schoo  als  Momentei  welche  eine 
Stenerforderang  des  Landesherrn  rechtlich  begründen,  in  das  Lan- 
desrecht Aber. 

Je  nnzalänglieber  die  Lebens- Webnrerfassnng  wird,  desto  stärker 
tritt,  anfangs  mehr  za  ihrer  Ergänzung,  später  zn  ihrem  Ersatz,  so 
das  Finanzbedlirfnlss  fflr  Kriegszwecke,  wenn  aneb  zu- 
nächst als  ausserordentliches  und  vorübergehendes  nur 

in  ;j:evvis.sen  Zeiten,  hervor.  Die  Berufung  auf  die  Tbalsaclieu, 
tlass  (las  ge\vr)lmliclic  domaniale  u.  s.  w.  Einkommen  des  LandiS- 
herru  für  diesen  wahrhaft  üffeutliehcu  Lan desbedar  1' 
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nicht  ansroic'lie  und  hei  den  vor^^okuuimciien  Ereignissen  bereits 
nicht  Jiusi;erei(  lit  lnil»e,  dass  daher  hätten  Sciiulden  iiulgenonunen, 
Guter  und  Kenten  und  sonstige  Kinnahniequcllcn  (z.  H.  Z'illc,  Oe- 
riehtsge fälle,  gauzc  StUdte  mit  iliren  Abgabeptlichtenj  hätten  vcr- 
piUndet  werden  müssen,  oder  dass  das  ohne  aodcrweitc  Hilfe  sofort 
unyenneidlicb  werden  würde,  —  die  ßernfung  auf  solche  Tbat- 
sachen  ist  es  denn  auch,  die  vom  13.,  mehr  noch  vom  14.  und 
ziemlich  allgemein  yom  Ib.,  miUinter  aber  auch  erst  vom  IG.  Jahr- 
hundert an  ein  eigentliches  Stenerwesen  öffentlich-recht- 
licher Art  in  den  Territorien  aufkommen  lässt:  neue,  ausser- 
ordentliche, für  bestimmte  Icurze  Zeiträume  und  flir  be- 
stimmte einzelne  benannte  Zwecke  von  den  Verfassung»- 
mitesigen  Landständen  bewilligte  Stenern,  das  „Bedewesen'' 
des  stUndischen  FatrimoDiaistaats  (Flu.  II,  S.  201  ff.  u. 
u.  32). 

Vorwaltend  sind  dies  directe  Steuern,  verschiedenen  perso- 
nalen und  sachhchen  rnil:in<:;s,  im  (lanzen  /.ieinlich  «gleichartiger, 
aber  in  Einzelheiten  doch  veisdiiedener  Einrichtung  nicht  nur  von 
Land  zu  Land,  sondern  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  in  denisell>en 
Lande.  Gewöhnlich  werden  sie  quotcn  weise  von  einem  bewil- 
ligten Oesaminthetrag  oder  auch  gicieh  in  testen  Summen  von  den 
einzelnen  drei  Stauden  wie  eine  Matricularumhige  übernommen; 
nach  deren  speciellerStcaerverfassung  (so  besonders  in  den  Städten ) 
oder  nach  ihrem  Belieben  unter  den  einzelneu  Gliedern  eines  Standes 
aufgebracht,  oft  auf  die  „Untertbanen^',  Hintersassen  ganz  oder 
grossentheils  gelegt  Thatsächlich  wird  Überwiegend  ländlicher 
Grundbesitz  und  Grnndertrag  belastet  nach  verschiedenen 
Maassstäben  und  unter  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Qualität 
(nach  llufenzahl,  ungefährer  FlächengrOsse,  Pflügen,  Hacken,  Vieh- 
stand  u.  dgl.  m.  und  mit  Freilassung  oder  geringerer  ßelastnng 
des  kirchlichen  und  adligen  (Jrundbesitzes).  In  den  Städten  wer- 
den ähnlich  besonders  Häuser  besteuert.  Aber  geplant  sind  öfters 
allgemeine  ,,Vermr»genssteuern"  und  zum  Theil  werden  diese 
auch  wirklich  durch  Berücksichtigung  des  gewerblichen  und  des  ver- 
zinslichen Kai)itals,  der  Bezüge  von  Landrenten  (Zehnton,  andere  (ie- 
rcchtsamc  U.S.  w.),  des  allgemeinen  Nutzvernnigens  cinigernjassen  ver- 
wirklicht. Auch  ertrags  ,  cinkommcn-  und  jjersonalsteuerartige  Ab- 
gaben finden  sieh  dabei,  mit  testen  und  Stufen-Steuersätzen  fQr  einzelne 
Gewerbetreibende  und  l'Ur  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Stände, 
bis  zu  gleichen  Kopfsteuern,  wenigstens  für  die  unteren  Stände  herab. 
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lodessen  kommeD  aach  bald  indirccte  Vcrbranchs steuern, 
besonders  Tranksteuern  (vom  Wein,  Bier,  Meth),  Verkehrs- 
abgabe n  von  Kauf  and  Verkanf  anf.  Anfangs  (15.  Jabrbnndertf 
hie  nnd  da  14.  Jahrhundert)  einzeln  und  seltener,  später,  im  16. 
nnd  mehr  noch  im  17.  Jahrhundert  ausgedehnter  und  allgemeiner 
im  territorialen  Bede-  oder  Steuerwesen  werden  sie  n.  A.  durch 
die  KriegsnOthen  begünstigt,  wo  die  directen  Steuern  oft  versagen. 
(Höhere  Bier-,  neue  Fleisch-,  (}etreidesteuero.)  Alsdann  entwickeln 
sie  sich  mitunter  (besonders  in  Freussen,  Sachsen)  als  ,,Ac  eise - 
SV  Stern"  von  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  an  schon 
zu  einem  Haiipttheil  der  Landeshesteucrung,  namentlieh  der  Staats 
besteiiernns:  in  den  Städten  (Freussen).  Das  Zolhvesen 
bleibt  (iberwiegend  seinem  alten  Character  des  Fassagezolls,  der 
Wegmauth  und  des  inter|)rovinzialen  Zolls  treu,  doch  entwickelt 
es  sieh  theilweise  auch  zu  Grenzzöllen  gegen  das  „Ausland", 
bei  denen  jedoch  der  Ausfuhrzoll  lauge  Zeit  Uberwiegt,  auch 
der  Durcbfu hrzoll  wichtig  bleibt,  bis  der  Einfuhrzoll  tbeils 
als  volkswirthscbaftliclie ,  theils  als  tiscalische  Maassregel  erst  zu- 
letzt zur  Ergänzung  des  Verbraacbsstenersystcnis  wichtiger  wird. 

§.  30.  Aus  zeitweiligen ,  vorübergehenden  Finanzmaassregeln 
wurden  die  Beden  der  Territorien  bleibende  Steuern,  als  die 
Aenderungen  in  der  Wehrverfassnng  zu  Soldheeren 
führten  nnd  diese  letzteren  zu  stehenden  Heeren  wurden  — 
entsprechend  dem  Uebergang  vom  vorwaltenden  Repressiv-  zum 
Prilventivprincip  anf  diesem  Gebiete  der  StaatsthUtigkcit  (Pin.  1, 
3.  A.,  §.  37).  Auch  die  grössere  Verschuldung  nnd  der  Verlust 
donianialer  Eiunabmeu  in  länger  dauernden  Kriegsj)eri(»den  (SOjüh- 
riger  Krieg  I)  hat  dazu  ijcigetiugcn ,  l'enicr  das  Sinken  des  Werths 
aller  gleichbleibender  (leldgefallc  in  der  Feriode  sinkenden  (ield- 
werths  seit  dem  1<5.  Jahrhundert.  Nunmehr  war  auch  in  Frie- 
deuszcit  fUr  N'erzinsung  und  Tilgung  der  Sehuhlcn  und  für  Kr- 
gänzung  des  älteren  Idrstlichen  und  Staatscinkommens  zu  sor^ccn. 

Nicht  in  derselben  Stärke  und  langsamer,  aber  doch  stetig 
hat  in  der  Richtung  auf  teste  Einbürgerung  bleibender  Steuern, 
besonders  seit  dem  IG.  und  mehr  noch  seit  dem  17.  Jahrhundert 
aber  auch  die  Entwicklung  der  Vcrbitltnisse  auf  dem  Gebiete  der 
gesammten  staatlieben  Civilverwaltung  eingewirkt:  die 
Uebertragung  von  Functionen  der  allgemeinen,  der  Polizei-,  der  wirtb- 
lebafUichen,  der  Justiz-,  Finanz-,  auch  Stenerverwaltnng  von  autonomen 
Kdrpem  (Städten,  Landgemeinden,  Grundherrschaflen)  auf  das  den 
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„Staat"  mehr  nnd  mehr  darstellende  Territoriam  nnd  die  Ueber- 
Dabroe  vieler  neuer  Verwaltuugsfanctioncn  anf  diesen  Staat,  n.  A. 
aneb  eines  eingreifenderen  Anfsiehtsrecbts  Uber  Städte,  DOrfer  and 

llerrschaftcii.  Freilich  ist  dies  eine  Kntwieklnng,  welche  erst  im 
19.  Jahrhundert  zu  ihrer  vollen  priiicipiellcn  und  practischcu  Hc- 
deutnnj]^  gelangt  fi>.  OG  ff  ). 

Auch  speeiell  volkswi  rthsc  haftliche  Bestrebungen,  be- 
sonders seit  der  zweiten  ÜHlfte  des  17.  Jahrhunderts  solehe  der 
Landescnitu rpol itilc  und  der  mercantilistiscben  Ge- 
werbe- nnd  Handelspolitik,  der  ßevülkernngspolitik 
(Ein Wanderang  und  innere  Colonisation),  Überhaupt  das  staatHeh 
begünstigte  Hinaus-  und  HinOberdrUngcn  aus  der  stndtwirthsehaflr 
lieben,  grundberrschafttieben  und  klein-territorialen  Organisations- 
form in  die  Staats-,  d.  h.  hier  in  Deutschland  /unächst  in  die 
gross  territorialwirthsi  haltliehe  Form  volkswirthsclialtücher  Organisa- 
tion (Schmoll  er)  spielen  hier  mit.  Sie  steigern  den  Mnanzbedarf, 
namentlich  mit  dem  durch  diese  ganze  Fntvvicklung  begllnstigten 
Tehergang  von  der  Natural-  zur  Qeldwirtbschat't  den  Geldbedarf. 
Ein  solcher  aber  ist  immer  mehr  nur  durch  Steuern  zu  decken 
und  wird  dadurch  jetzt  regelmSssig  nnd  in  stärkerer  Proportion 
gedeckt,  wenn  auch  Regal-  und  Monopolformen  dies  ttusserlich 
nicht  in  dem  vollen  Msasse,  wie  die  Entwicklung  steh  vollzieht, 
zum  Vorschein  kommen  lassen.  Aueh  diese  Entwicklung  tritt 
dann  im  UK  Jahrhundert  nur  noch  zielbewusster  und  folgeureiehcr 
hervor. 

Indem  sieh  als  nothwendiges  technisches  Hillsmittel  dieser  Knt- 
wicklung  der  Staatsverwaltung  das  Beamten th  um  immer  .seibat- 
ständiger  nnd  bedeutsamer  als  fester  Berul'sstand  mit  festen 
Gcldbcsoldungen  entwickelt,  wHcbst  aueh  aus  dieser  Quelle 
wieder  ein  regelmässiger,  bleibender,  im  Ganzen  steigender  Finanz- 
bedarf, welcher  abermals  jetzt  immer  mehr  Geldbedarf  wird,  hinzn. 
Aueh  dies  bedingt  bleibende  Steuern. 

Diese  hOrgem  sich  so  trotz  alles  Widersirebens  der  Stände 
und  bei  nur  zögerndem  Vorgehen  wohl  selbst  der  Regierungen  ein 
werden  regelmässig  und  steigen  h«iher,  weil  doch  der  Charactei 
des  Finanzbeilart's  als  eines  wahrhaft  üffeutlicheu  nicht  iiicbi 
verkannt  werden  kann. 

Der  Absolutismus  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  baut  nacl 
dieser  Anschauung  das  in  der  ständischen  Periode  entstandeni 
Steuerwesen,  ohne  es  principiell  und  technisch  erheblieb  oder  gai 
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von  Grand  aus  zu  veründern,  weiter  aus,  indem  er  die  Mitwirkung 
der  Stände  bei  der  Stenerbewiilignng  /u  einer  Formalität  hcrab- 
driickt  (»der  sie  zurückdrängt  oder  sie  selljst  ganz  verdrängt. 

Die  zweite  Hallte  des  17.  und  das  18.  Jahrhundert  sind  unter 
dem  gemeinsamen  Eintluss  aller  der  genannten  Factoreu  die  Epoche 
des  definitiven  Uebergangs  zur  Sto  u  crwirthschaft  im 
deutschen  territorialen  Finanzwesen  geworden. 

Gleichwohl  entwickelt  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  der 
Gedanke  der  öffentlichen  Steuerpflicht  noch  nicht  allgemein 
zu  einem  selbstverständlichen  Axiom.  Auch  verbleiben  im  öffent- 
lichen Recht  in  Formen  nnd  Verwaltungsein ricbtungen  Nachklänge 
der  alteren  AntTamnng  der  Stenern  als  einer  nnr  „bittweise"  (als 
„Bede"),  nicht  pfliehtmässig  zu  gewährenden  „Hilfe"  der  BevOlke- 
mng  an  den  Landesherm.  Selbst  die  Finanztheorie  hört  noch  nicht 
ganz  auf,  in  den  Stenern  finanzwirthschaAlich  etwas  anomale  Ein- 
nahmen sn  sehen  (Ton  Seckendorf,  von  Jnsti). 

erklärt  sich  diese  Deutächlaiid  weui^steu.H  in  den  leUten  Jalirhuudertea  aliein 
eig^nthamliehe  Encbeinoofr  vohl  mit  ans  der  UnfertiKkeil  der  politischen  VerhältnisM 

des  TerritöriuDJS,  das  doch  im  alten  Reich»-  imiiier  noch  kein  uahn  r  „Staat'  war. 
lu  der  ganzen  Periode  des  aucien  r<&giiue,  ja  gerade  in  der  abäulutiätiäcbca  Zeit  des 
]7.  nnd  16.  Jahrhunderts  in  einer  Hinsicht  wgn  wieder  mehr  als  zur  Zeit  der  Macht 
der  virlvlich  Beden  «,ljc willigenden*'  Stände  lilcbtc  der  deutschen  Territorial- 
hcrrsrhaft  zu  einem  i?ufen  Thcil  der  ('haracter  einer  patrimonialL'U  (irossfi;ruudherrscliaft 
noch  au,  ein  Gbaracter,  mit  dem  die  Idee  von  Steuern  freier  Burger  freilich 
nidit  reeht  Tereinhar  ist. 

Uebrif;ens  ist  nucli  in  Deutschland  innl  hierin  ähnlich  im  sonstigen 
Europa  der  Feudalzeit  und  noch  bis  zum  Ende  des  18.  und  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eines  llmstandes  zur  Erklärung  der 
Tliatsache  zu  gedenken,  dass  die  ältere  Finanzwirthschaft  noch 
nicht  in  dem  Grade  wie  die  moderne  des  19.  Jahrhunderts  vSteuer- 
wirthschaft  wurde.  In  den  katholisch  gewesenen  nnd  gebliebenen 
Gebieten  hat  die  Kirche  nnd  ihre  Organe  (Stifter,  Klöster),  ali- 
gemetn  haben  die  Grundherr  Schäften  auf  ihrem  Gebiete  nnd 
mit  ihren  Einkünften  —  unter  letzteren  freilieh  vielerlei  Abgaben 
nnd  Leistungen  der  Guts-Unterthanen  inbegriffen  —  manche  solche 
Verwaltnngsaufgaben  (PatrimoniaDustiz ,  -Polizei,  Schul-,  Armen-, 
Wegewesen,  wirthschaftitehe  Angelegenheiten)  auszufahren  gehabt, 
welche  später  als  „re i n - ö f  fe n tl i  c h e"  an  den  Staat  oder  an  öffent- 
liche Selbstverwaltungskörper,  besonders  die  Ortsgemeinden 
oder  an  Verbände  ad  hoc  fWege-,  Deich-,  Armen-,  Schulver- 
bände) Ubergegangen  sind.  So  war  früher  hierfür  ein  eigentliclics 
Steuerwesen  entbehrlich,  während  es  jetzt,  zumal  wegen  der 
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extensir  and  intensiv  gesteigerten  Verwaltungsthäti^^keit  auf  diesen 
Gebieten  nothwendig  wurde. 

Nicht  sowohl  im  iik o n n m i  seh e n  Ki'foct  als  in  der  Form 
liej^t  daher  insoweit  in  der  neueren  IJestcnernn^  etwas  Neues 
vor.  Ks  ersieht  sieh  aueli  hieraus  wieder  der  im  zweiten  Hände 
(bes.  S.  170  ff.)  mebriach  hervorgehobene  Cliaraetcr  der  Besteuerung 
als  einer  historisehen  Kategorie  des  Wirthsehaf'tslebens:  ob 
gewisse  Leistungen  der  Voikswirtbscbaft  (und  ihrer  einzelnen  Glieder, 
der  fiinxelwirtbsehaften)  zur  Deckung  der  Kosten  öffentlicher  KOrper, 
d.  b.  der  Kosten  gewisser  geraeinwirthschaftlicher  Bedarfnisse,  die 
Recbtsform  von  „Stenern"  annehmen,  das  entscheidet  sich  nicht 
ein  für  alleninl  ^^leiehmässig  nach  logisch-Ökonomischer  Xoth wendig- 
keit, sondern  nach  der  gegei»eneu  historisch-rechtlielieu  Organisation 
der  Volkswirthsehalt. 

§.  31.  Für  die  Kiehtigkeit  dieses  Satzes  liefert  die  ältere 
Finanzgeschichte  der  niittelalterlicben  Staaten  und  Territorien  Überall 
reiche  Belege,  woflir  auch  schon  die  Dtirstellnng  im  2.  Bande  (Fin. 
8.  169  ff.,  195  ff.)  zu  vergleichen  ist.  Ein  besonders  gutes  Beispiel 
für  die  Möglichkeit  sogar  einer  grossartigeren  territorialen  Finanz- 
wirthschaft  ohne  eigentliehc  Steuern  bietet  auch  die  Zinsver- 
fassung des  ])reussischcn  ( )  rd  e  n  s  s  t  n  a  t  es.  Dieselbe  stellt 
zwar  im  (Jrunde  doch  nur  eine  erwcilcrtc  (lomanialc  Finan/.- 
wirtlisehaft  dar,  aber  sie  zeigt  manches  KigenthUndiche,  das  aul 
die  politische  Entstehungsgesehiehte  des  Ordensstnatcs  und  auf  die 
Occupationsgeschiebte  des  Landes  zurückzuführen  ist. 

S.  die  oben  S.  34  gen.  Arbeiten  ron  TöpiMMi  und  Sattler.  I>i<;  l'inanzver- 
fasäung  war  iu  den  einzelnen  Thcilen  des  Ordeualaiides  nicht  ganz  die  gleiche  (s< 
Abveichuiifren  im  Calinerland  und  in  Poinercllcn,  Ztschr.  f.  preuNS.  (iesch.  IV.  (>l  l 
742).  In  den  ("oinfiip'i'ii  di>  oigontlirlu-ii  fn-ijssciis  findet  sieh  in  Hetrell  «!«• 
finanziellen  und  äuitstigen  Lei:>lungcu  (Kricgsdieuät  und  andere  Diendtc)  naiaenUicl 
eine  UnterBclieiclanf  der  Hauptmasse  der  nntervorfencn  alten  Landcsbctrohner.  datii 
der  prcussischen  Freien,  weiter  der  Deutschen,  bei  denen  wieder  Bauern.  Freie 
Sfiidter  unferscliioden  wcnlen.  Di.-  er-te  Cl  i^»-  (Masse  der  Landi  s)»«  wohner)  liat;«»i 
oni^ciDesseDü  Kriegsdienste,  Dienste  beim  üurgbau,  bauerliche  Arbeit  un<l  von  dcc 
ihnen  Uberiasscnen,  nach  polnischen  „Haken**  (Flüchenniaaü.s)  an!,n  .s.  hla<;enen  b&ner 
liehen  Bod.n  den  Zehnten  (in  bestimmten  Maasscn  vom  IIaiipf;retreidi  )  sowie  d.i 
„Dienstpu f  (>luüim\  d  h.  eine  A)»jrabe  in  (icld  zum  Zeiehen  der  Anerkenntjn 
der  Oberherrschaft  des  Ordens  und  zum  Zweck  der  Gowiihrung  einer  Vergütung  da 
Wart-  nnd  Wachdicnstpenonals  zu  entrichten.  Die  prenssiichen  „Freien**  warci 
vom  Z 'hnfon  und  von  b.'uji'rlie.her  Arbeit  frei.  Sie  leliton  naeli  eiilinischem  oder  ii.k* 
Mau-^«].  h'irir^T  iicrht  und  standen  letzteren  l'alle>  den  ilent^ciien  l"reien  gleich.  I>i 
I  i«  icii  haiti-ii  untj^cuiesseneu  Krieg.>dien^t  und  den  Burgbaudien^t.  sodann  .in  Natural 
nnd  Gddahfraben  eine  ebenfalls  nach  dem  Flächenmaass  (nach  ..Pfliisren"  zu  4  Hafer 
diese  za  1*/^  Haken)  festgestellte,  di  m  Zehnten  fre<rrtniber  sehr  vi'd  leichtere  Alijra^i 
demselben  ungefähr)  o.  d.  N.  „rilugkorn'\  sowie  das  unten  genannte  „V^  artcg;cl<J 
sn  leisten.  * 
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Eine  Eigenthümlichkeit  Jes  (  )rJeii>:;itaatol  war  nun,  tlaiäs  auch  der  ciDgewaiidortc 
<Ieut>cbe  Bauernatand  allgemein  für  suin  Land  eine  Abgabe,  dea  „Zins'*,  nicht  den 
Zehnten,  an  den  Ordrn  zu  zahlen  hatto.  Der  Zins  wurde  nach  Hofen  berechnet. 
Das  Dorfland  und  das  Land  der  jUiigen.Mi  Städte  bestand  vornehmlich  aus  „Zinähnln  . 
D<"r  Iiihnb.-r  'HufinT)  Ii  ttt«'  in  vciscliicdener  Hohe,  mit  Abstufang  nach  Fruchtbarki  ii 
deä  liodens,  nach  öitlichcr  biclierheit,  einu  Gcldab^abe  und  ciou  Abgabe  vou  einigen 
Hahnen  oder  1  (hia^  hie  und  da  auch  von  Pfeifer,  Safran  zu  entrichten.  Statt  der 
Haimar  konnte  Geld  odor  Hafer  geleistet  werden.  Bei  besonders  unptinstii^cii  ^'e^- 
bdltnisseu  bestanden  ..FreidOrfer*'  ohne  Zinspäickt.  Die  Zinshnfiier  hatten  au.sjierdeia 
das  „PÜQgkora"  zu  geben.  Neben  dem  gt-wöhnlicheii  Hilfenzins  kommt  dn  „Garten- 
äM^  (ron  GArtnem  bei  Städt<-n  und  Dörfern),  WiesMi-  und  Waldzim  m.  Mitunter 
werden  von  ganzen  Dörf<irn  Wiesen  und  W  älder  gemeinsrliaftlich  gegen  Zins  ubcr- 
oommen.  In  Dörfern  deä  grossen  Werder  sind  ein/eluo  Hufen  gegen  „Ziusgerste** 
amgefebcn.  Aber  auch  eigentliche  Yerpaditnng  von  GrandatUcken  findet  sich.  FOr 
Fährrecht  und  Fisoheroi  muss  ein  \\  a^sor/.ins ,  lur  l'onitnutzungen  (Jn-d)  auch  oi?i 
Zinä  erlegt  werden.  Die  Mahleu  zahlen  einen  Muhieuzins  (in  Getreide,  Mehl,  Malz, 
noch  Geld),  die  Krttger  und  Krezmer  in  D&rfern  und  besondere  bei  den  Ordensbnrfen 
einen  Zins  für  das  Schank-  und  Wirthsrecht.  Hie  und  da  in  Dörfern,  allgemein  in 
den  Städten  kommen  in  Gehl  Zinsen  verschiedener  Art:  Hufen-,  Hof-,  Bud«'n-. 
Fleisch-,  lirodbank-.  ßadestubcn/.ins  vor.  Auch  „erkaufte  Zinsen",  laufende  Leistung(;n 
für  Capitalien,  welche  der  Orden  aus'rcliehen,  finden  sich.  Die  Zinsliufner  sind  im 
Uebrigon  schaarwerkpflichtig.  Im  KnegsfaU  haben  aie  Gefährte  and  Lebenamittel  za 
liefern. 

Die  deatsehen  „Freien**  sind  von  Zehnten,  Zinsen,  bineriicher  Arbeit  rej^el- 
missig  frei,  aber  zum  Kriegsdienst  vcrpHichtet.  An  Abgaben  haben  sie  „in  recoguitio- 
nea  domini**  mässige  Beträge  in  Geld  (.auch  Wachs),  dann  „Pflugkorn''  (1  Sciieliel 
Waizen  oder  ßoggen  von  jedem  in  Gebrauch  stehenden  deutseben  Ptluir)  und  das 
süg^.  „Wartegeld"  zu  leisten:  letzteres  eine  von  allen  Deutschen  (..Freien''  und 
Zin-hiiiern)  und  von  den  preussischen  „Fn  ien"  zu  entri«  litende  Abjrabe  filr  einen 
btssümmten  Zweck  (üutcrhaltnng  der  Warten,  woher  der  Name):  stcuorartig,  in- 
sofern sie  nicht  nrspronglich  vom  Orden  ansbednngen,  sondern  von  den  Ständen  „von 
b-:th.'  <ler  herrn"  (ex  petitione  doininomni)  bewilligt  war  (alt,  schon  vor  l^SC».  Die 
Entrichtung  erfolgte  in  Geld.  (TOppen,  Zbchr.  f.  prcuss.  Gesch.  IV,  210—231, 
845—353). 

Die  gnesen  Naturalcinkllnftc  des  Ordens  gcbm  (i.  letr.  nli.  it  (wie  in  Sicilien, 
9.  0  S.  4H)  /u  einem  utnfanffreichen  „staatii<'!i<  n'"  (i  e  t  re  ui  i' Ii  ;<  n  d  el  und  /.ii  soiiitiifem 
gewinureicltcn  Handel  (^so  mit  Borik»tein  und  mit  importen  aus  dem  Au>Iande),  der  von 
den  Grossscbälfem  zn  Marienburg  und  Koni?r<)i<  rg  betrieben  wurde  (Töppen,  Hist. 
Ztschr.  n.  4r..  S.  VMl  Sattler,  eh  H  49,  S.  250).  Aach  .einige  Mtthlen  hat  der 
Orden  auf  eigene  Rechnung  bewirihscbafteU 

Sieht  man  nan  ron  dem  Rechtsgrand  des  Zinssystems  ab,  so  gleicht  das  Abgabe- 
system doch  auch  ökonomisch  wi.der  einem  )^e\vi)linliclien  Stouer>y-t>  in,  namentlich 
die  Leistungen  der  Zinshnfncr  einem  Grundsteuersystem.  Aber  erst  nach  den  schweren 
Kricgazeiteu  des  Ordens  kommt  es  formell  /u  einer  eigentlichen  Besteuerung 
im  rech  tlicben  Sinne,  da  die  alten  Einkünfte  jetzt  nicht  mehr  ausreichen.  So  wird 
zuerst  1411  ein  VornnUren-^srhoss  (l*/s"o^  von  HevoUmarlitiirten  der  Ritterschaft, 
der  grcMtsen  und  der  kleinen  Stadio  bewilligt,  der  später  in  höherem  Betrage  (S'/t  7n) 
vloderilolt  werden 'mnss.  Aach  eine  Tisch-  nnd  FamiÜensteaer,  anf  dem 
platleft  Lande  eine  neue  Hufensteuor,  sowie  »in  '  Stttuer  von  Dienstlöhnen, 
sodann  ein  Pfundzoll  treten  hin/.u.  Ein  anderes  Finanzmittel  ist  die  Gewährung 
der  Erlaubniss  gegen  Geld,  Korn  bei  bestehendem  Ausfabrverbot  auszufahren.  S.  Töp- 
pen, Hiat  Ztschr.  B.  46,  S.  436  ff. 

§.  32.  lieber  Wesen,  Urspiiiiiu  und  Kntwiekliing  der  sogen. 
Beden  (Hetcn)  in  Dentschlaiid  geheii  die  Ansichten  der  Kechts- 
uud  Wirtbscbai'tshistoiiker  Doch  immer  auseinander. 

S.  in  RetrefT  früherer  Ansichten  u.  A.  Ilullinann,  Finan/gescli.  S  11.' ff..  133. 
'  der  in  der  Bede  „eine  wegen  des  Besitzes  von  Grundstückcu  geforderte  Leistung,  eine 
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GmndabgaW*  sieht,  wu  theihi  ein  zu  weiter,  die  Gröndzinte  des  Beneficialvesons 

mit  nmfassender,  jedenfalls  diese  nicht  ffehöriir  .lussclilicsscndcr.  theils  t  in  zu  »  nffor, 
aaf  manclii-  vorkornnu'iHlc  Abgab«'n  Ui.  A.  auf  die  von  Huihnann  seihst  mit  als  Heden 
aafgel'uhrtea  .luilenst  hutzgelder)  dann  nicht  auwendijarer  BegriH'  wäre.  Eliensowenig 
haltbar  ist  aber  die  Auffassnog  von  Lan^,  gegen  dieHüIImann  a.a.  O.  polemisirt: 
danarli  üfcbtihrtc  <li<;  Rede  nur  dem  [.eliensherrn,  sie  hafte  niclit  :uif  den  Köiifcu 
nach  dem  Veruiögeu,  sondern  auf  den  Häusern  and  liegenden  (irundeu;  der  Unter- 
schied zfrischen  Rede  und  Steuer  sei:  jene  sei  eine  in  g^Icichem  YerhiUnisi  raf  Heerde 
und  [{aurhfänge  g*>lt  <;te.  gldchbleibende  „Grundsteuer'',  die  Steuer  dagegen  eine  nicht 
sirh  i^ieirhbleilienilo  Vermi)!rensstetif>r.  ilie  (Linn  auf  .StäJitle  und  Einzelne  repartirt  sei 
(Lang,  Hist.  Entwickl.  S.  54  If.,  57,  «iO,  107—111) 

Sp&ter  hat  Eichhorn  (Rechtägesch.  II,  §.  Hü^)  die  Beden  in  nichste  Verbin- 
dung  mit  dem  Reich sd  i <•  n  s  t  und  der  Lan d es  v  e  r th e  i  d  i  inm  irebracht:  der 
Landesherr  crlioh  nacli  ihm  kraft  Landeshoheit  eine  A'»L^•l^(^  ii.  d.  N.  „Bete" 
(prccariaj  aU  Bi-ihille  du/.u  und  Entschädigung  dafür,  dasä  er  mit  seinen  Leuten  den 
Dienst  leistete  nnd  ihn  den  Landesbewohnem  so  ganz  oder  theiiireise  abnahm.  Hier> 
nach  würden  sich  dorh  die  Bedt-n  vornehmlich  als  eim^  Art  „Heerstcucrn",  wie  die 
irüheren  ähididien  Al>;^alien  <s.  S.  .HT.  41)  ciiaractfirisiren.  Dem  llcichädienst  steht  drr 
Besuch  des  kais.  liuflag«jra  und  des  Heichsta^jes  gleich.  Diese  Beden  hatten  nach 
Eichhorn  die  Vasallen  nnd  Ritter«  weil  sie  den  Heerdienst  selbst  leisteten,  nicht 
getragen,  sondern  nur  die  il1)rigcn  Ein^assi-n.  In  den  ..drei  hergebrarhfen  Fallen'" 
der  Auslösung  des  Landesherrn,  der  Ausstattung  der  heirathcnden  Töchter,  des  Hilter- 
Werdens  des  Sohnes  hätten  aber  auch  Vasallen  und  Ritterschaft  Bete  gdeistet  (Eich- 
horn II,  S.  \i>'  .  Diese  anch  sonst  angenommene  Ansicht  vom  Ursprung  der  Beden 
speriaÜNirt  den  l'ordernn<rsirrund  wolil  etwas  zu  sehr  und  erklärt  notorisch  andere 
Beden,  des  Vogts,  (irafen,  sowie  auch  andere  Fälle  von  Beden  des  Territorial-  und 
Obcrherm  (Bischofii.  Fürsten)  nicht  genügend.  Aber  sie  mochte  doch  insofern  richtig 
sein,  als  sie  wenigstens  den  häufigsten  KntstehnngSgnind  der  Beden  richtig  an- 
giebt.  Es  läs-.t  ^ieh  mit  ihr  sowohl  die  Entstelumc  a  u sse  ror d e  n  1 1  ie  h  e  r  i'.  Noth- 
beden"),  als  ordentlicher  Beden  daher  doch  in  den  Hauptfailen  gut  erklären. 
Sie  steht  auch  mit  der  Ansieht  Zenmer*s.  der  eine  TorzQgliche.  zngleieh  die  vm- 
fa*seiidsfe.  neveste  Untorsn«  huntr  <les  (leirenst.'indes  lieliefert  hat  (Städfi  steiit  rn  S.  36  ff., 
41  Ii..  49,  auch  6  fl.V  ni«  ht  in  dem  Maasse,  ^eheint  mir.  in  Widei-spruch,  wie,  Zeumor 
annimmt,  sobald  man  Eichhorn's  Ansicht  in  der  angegebenen  Weise  moditicirt. 
Dass  die  Vogtbeden  nicht  ab  Steuern  fQr  den  Keichsdienst  anzusehen  sind,  mag 
znzugebon  sein.  Dass  regelmfissige  Beden  neben  wirkliehem  Krieirsili  nst  und  neben 
Eztra^tenern  vorkommen  ('l.  S.  45),  stusst  Eichhorn  s  Meinung  nicht  um,  sondern 
?eranla>st  nur.  sie  einzuschränken. 

Zeumer  betrachtet  die  Begrifle  fon  Bede  nnd  Steuer  im  Wesentlichen  als 
identisrh.  die  gi  braiichfen  Namen  (bes.  preraria,  precatiira,  petitio.  colleeta.  exactio. 
duuiauda,  anderseits  stiura)  wechseln  mohrfach  nur  local.  Der  Name  „Dedo"  selb:»t 
ist  früher  wohl  mit  „bieten**,  „gebieten",  „Gebot**  (Lang,  T.Maurer,  anfangs  aoch 
Eichhorn),  auch  mit  „bäten"  oder  „beten"  «ileich  „helfen"  (Möser)  in  Verbindung 
gebracht  worden,  aber  wolil  sich'-r  mit  Unrecht,  <r  hän;rl  niit  ..bitr.-n".  ,, anfordern"* 
zusammen,  insofern  ist  ui-sprünglich  auch  eine  gewisse  „Freiwilligkeit  "  zur  Zahlung 
ron  Beden  an  den  Vogt  Grafen,  Landesherm  vorhanden,  die  in  den  Verhandlaugen 
der  Stände,  in  den  Cautelen  bei  der  Bewilligung  der  Beden  no^h  laii^.  nachklingt 
und  sich  in  der  .,vertrafr^niä->igen"  Kegehnig  der  Boden  als  Steuern  im  ständischen 
i'atrimonialstaal  kundgiebt  ^^Kiu.  II,  iüi)  Ii.).  Aber  doch  erscheint  es  fraglich,  ob 
man  mit  Zenmer  korzweg  in  den  Beden  unphlnglich  prirate  Unterstutzungen  des 
Vttirts  und  (Jrufen  sehen  scdl,  die  dann  —  hier  ,, einmal  umgek«dirt"  wie  sonst  im 
Mittelalter  —  in  öffentliche  Befugni^s«;  umgewandelt  worden  seien.  Und  noch 
weniger  sicher  begrtlndet  ixt  wohl  das  Endergebniss  von  Zeumor 's  Untcrsuchnnj^, 
die  Verbindung,  in  welche  er  das  Bederecht,  weil  es  ursprilngUch  vorzugsweise  mit  der 
Vugtei  und  (irafengewalt,  die  nie  «ran/  ihren  nireiitlichen  Cliaracf<-r  eingebUsst  h.-ittcn, 
vvrtjuuden  gewesen  sei,  mit  der  licrichtsbarkeil,  als  dum  vorzüglichsten  guinciu- 
samen  Recht  des  Vogts  und  Grafen,  bringt:  „an  dieses  (Recht  der  Gerichtsbarkeit) 
knüpfte  das  politische  ßewosslMin  der  Zeit  das  Bcsi<  urriingsrecht  an"  /•■um  er 
S.  47  fr.).  Die  Be\vei>fahrung  ist  nicht  ganz  nb.  r/enL'' nd.  W  ait/.  ( Verl'.ge^*  Ii.  VIII, 
994  fl'.),  der  für  die  Periode  bis  zum  12.  Jahrh.  in  den  Beden  nicht  eben  begnUiich 
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Uar  etwas  „uter  dem  BagrilT  der  Steaer,  wenn  auch  znnicbst  niebt  der  OffenUichon 

St' Orr  Fallendes"  findet,  m.  int  (S.  39*»  u  Nut'  I),  im  ersten  Purn  t.-  abweichend,  im 
zweiten  mehr  /u^fimmenil  zu  Z«  umer:  ird  d;is  Hecht  (auf  Furtli  i unir  von  Beten) 
s|uter  Vöhl  nut  der  üenchi:ii>arkcit  ztuammcßgebracLt,  so  kann  da:»  vkcuigsteu^  tiicbt 
ailremeiu  6vt  QnaA  gtmtatü  sein:  Aidil  Mwobl  ein  öflTentiicbes  Recbt«  das  sp&ter 
h-rrps' haftli- h  sr-wordcn.  als  vielm-  hr  ein  herrschaftliches,  daj^  hich  nur  an  ältere 
(icvt^heiten  anlehnt  und  erst  im  Lauf  der  Zeit  wieder  mii  hobeitlicheu  Befogni:>üea 
äek  ferbondeii  bat,  scheint  zu  (irunde  zu  licgeu/' 

So  i:»t  aach  hii  lar  Geg-ejiwart  eine  L'eb-reinsdmmung^  der  Forscher  nicht  erzielt 
v'Hen.  Die  etwas  moditicirte  Eichhorn 'srh-  Ansicht  machte  doch  di--  richtiifste 
biieibei}.  Sie  ist  aus  den  obwaltenden  Verbältnissen  auch  deductir  zu  begründen: 
lad  okae  m.  £.  BehiÜMli  gewagte  DodacÜoneu  geht  es  aach  bei  Zeniner  gerade  in 
imm  pBJuCa  nicht  ab. 

Oemoaeh  nnd  die  Beden  doch  wohl  iDBofeni  schon  ursprüng- 
lieh  als  öffen tlich-rechtlich e  Abgaben  der  Bevölkerung  (cvcn- 
tücll  nnter  Freilassung  einzelner  Classen,  wie  der  liittersdiaft)  an- 
zusehen j  als  sie  rechtmässig  nur,  aber  auderüeits  auch  gerade  in 
denjenigen  Fällen  von  öffentlichen  Autoritäten,  dem  Vogt  und 
Grafen,  wie  dem  Bischof,  Forsten,  Landesherrn,  König  gefordert 
werden  durften,  wo  es  sich  nm  Heihilfe  zur  Kostendeckung  von  • 
solchen  ^^OffenUieben'^  Leistungen  handelte,  welche  jene  Autoritäten 
Ton  Aniswegen  anszuAhren  hatten.  In  solehen  FiUen  sind  sie 
aadi  thmtsSchlieh  Tomehmlich  gefordert  worden.  Wenn  nicht 
BBmer  anaaelitiesslieh  nnd  mitunter  nur  überhaupt  fUr  den  Vogt, 
Grafen,  Herren,  ohne  specielle  Nennung  eines  einzelnen  Zwecks, 
¥i  lag  dies  eben  an  der  gewöhnlichen  X'crinischung  des  privaten 
and  öfi'entlicbon  Moments  bei  den  obrigkeitliclKMi  Autoritäten  des 
ilittelalters.  Die  Missbräuche  von  Bede  Forderungen  werden  ge- 
rade dann  gerügt,  wenn  es  sich  um  ganz  oder  Uberwiegend  pri- 
vate Zwecke  des  Fordernden  bandelt.  Diese  Kligung  solcher 
Falk  ala  Misabränehe  und  die  Versuche,  sie  abzustellen,  sich  auch 
bezilgliehe  Versprechungen  des  Herren  geben  zu  lassen,  weisen 
ioiplsette  darauf  bin,  dass  es  sieh  doch  schon  ursprünglich  der 
frdlicb  nicht  klar  erfassten  Idee  gemäss  bei  den  Beden  um  Ab- 
gaben  öffentlich  rechtlicher  Natur  handelte. 

In  mancherlei  verschiedenen  Fällen  wurde  dann  herkömm- 
iich  das  Recht  zur  Forderung  einer  Bede  fUr  die  bctrefVcndc  Auto 
torität  anerkannt.  Der  Heer  dienst  und  Verwandtes  war  aber 
der  HanptfalL  Da  er  dem  Landesberrn  zu  leisten  war,  so  ist 
loch  die  Bede  vornehmlich  ein  landesboheitliches  Hecht. 
Gcgenflber  dem  Kecbtssatze,  dass  die  Kosten  der  landesherrlichen 
sad  anderen  Öffentlichen  Pflichten  aus  den  gewöhnlieben  doma- 
Bialen  nnd  anderen  älteren  Einkttnften  zu  bestreiten  waren,  war 
4ie  Form  der  Beden  als  einer  nur  auf  „Bitte"  und  ,,Anfordern*' 
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zn  leistenden  Abp:al)e  bei  der  noch  fehlenden  oder  nur  dunkel  em- 
pluiuloiien  Idcc  einer  all^emeiueii  Stcueriifliciit  (Kin.  II,  205)  und 
bei  der  N'ermisclinn^  jirivater  und  ötreutlichcr  Tliäti^keiten  und 
Ausgaben  bej^reillicU  genu^^.  Indessen  iiat  sich  frühzeitig  aus  den 
Verbältnissen  selbst  ein  gewisser  Zwang  zur  Gewährung  der 
y,Bit(e'^  ergeben,  weil  das  öffeutücbe  Interessen -Moment  in  der 
ForderoDg  nicht  verkannt  werden  konnte,  auch  nicht  in  den  »drei 
Fällen''  (Ansldsang  ans  Gefangenschaft  n.  s.  w.),  nach  mittelalter- 
licher Auffassung  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zum  Landes- 
herm« 

Auf  der  Grundlage  des  Herkommens  entwickelte  sieh  dann 
das  „Bede recht"  weiter.  Es  ward  als  ein  später  nur  dem 
Landesiierrn  zustehendes  Hecht  (rc^enstand  der  vertra^^smässi- 
geu  Kei^alung  mit  den  8tUudeu.  Waren  feste  bleibende  Beden 
eingebürgert,  so  verzichtete  wohl  der  Landesherr  einmal  auf  sie, 
um  sich  andere  Bethilfen,  z.  B.  Gewährung  von  Nothbeden,  geben 
zu  lassen.  Oder  er  Übertrug  die  Beden,  wie  andere  gmndherrliche 
nnd  hobeitsrechtliche  Einkünfte  an  Dritte,  z.  B.  an  die  betreffende 
Stadt,  als  die  Finanzeinheit  in  Bezug  anf  ihre  BUrgcr,  oder  an 
Andere  im  Wege  der  Verleihung,  Verpfändung  —  also  als  Mittel 
des  Rca!credits  — ,  auch  der  Vcrsehenkung.  Daher  ist  auch  dureb 
die  Beden  nicht  immer  eine  dauernd  flicssende  Quelle  ordentlicher 
öffentlicher  Einkünfte  eröt^net  wordeu. 

Üer  Name  „Bcdc^'  wurde  dann,  wie  in  solchen  Fällen 
Öfters,  populärer  und  technischer  Ausdruck  für  Steuer  über- 
haupt". Er  findet  siph  daher  flUr  letztere  auch  häufig  gebraucht, 
wo  er  streng  genommen  niemals  genau  gepasst  hatte  oder  wenige- 
stens  später  nicht  mehr  passte. 

Im  Uebrigcii  ibt  aus  dein  blossen  Namen  und  aus  andurcu  deutscheu  und  vollends 
aus  den  Tieldeutiuen ,  für  mancherlei  Verschiedenes  gebrauchten  lateinischen  Aus- 
drücken der  rechtliche  ond  ökonomische  Ghartcter  einer  Abgebe  auch  in  der  späteren 
Zeit  des  Mittelalters  i  lM-nsow.Miiir  ^i^hcr  zu  bestimuiiii,  als  aus  «leii  Worten  ..Zill^**, 
„censu»"  der  Charactcr  dieser  bctreticnden  Abgabe.    Vgl  die  Motcu  bei  W  aitz  und 
Zeomer.  Dass jedeafalb  im  stikmüsclieii  Territoriaistaat  Bede  und  Steuer  gleich- 
bedeutend, entoree  nur  der  Utere,  früher  häufigere  Aosdnick  i&t.  darf  Ix  stiuimt 
an 'j^'- 110  mm  er»  werden.     I)rr  Zusammenhanif  drr  Kntwi(  Uniii;  dio^>T  HiMlen  mir  <ler 
allmahlicheu  EutwicUuQg  des  Begriüs  „öflcutlicher  Bedürfnisse",  namcuUich  &olcher 
des  Landes  selbst  uod  des  Landesherm  als  des  Repräsentanten  des  Landes, 
daher  das  besondere  Hervortreten  von  Fordernneen  zur  (iewiiljiiiiiir  von  Ilcden  in 
„Landcsnoth"  ist  z.  B.  unverkennbar  in  der  Mark  H ra ml i  n  l)ti .  \2>\.  in  dorn 
von  Eichhorn  zum  Beleg  seiner  Ansicht  angefühlten  lalle,  U,         wo  eiuo  be- 
sondere BedeleistQttg  ,M  terrae  nestre  gnerrarom  pericnlum  ingraerif*  in  Aussiclit 
genommen  tind  '/.  reffolf  wird. 

Deaeliit'ii-,\vcrtli,  aber  ohne  niiliere  Eil.iuterntiir  auch  nicht  siclior  zur  Erkenntnis» 
des  Wesens  der  Sache  führend,  aind  die  sonstigen  Bcze ichuungcu  einer  Bodo 
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oder  Stooer.  So  die  von  der  Verrcchnon^sweise  bcrgenommenen  und  die- 

jeni;r<-ii,  w.  1«  Ii.  auf  das  MoiinMit  der  Hilfe,  U  ii  tc  r  s  t  üt/ u  n  v  hiIl^vei^t■n.  Uiitor 
den  oi;:eutlniiüli<lii'n  u-chniscbeii  Ausdruckti»  i  r^toicr  Art  kmnmt  ..tallia"  italia)  im 
alluciuciucü  Sinuc  von  Rede,  potitii»  vor  (st  luui  iui  12.  Jahrh.).  Dic6  Wurt,  d.w  liaii- 
zAsisclic  ..taillt'"".  fiiiilisrhc  ,.  ta I la •■,  di«;  liaiiptsäclilichc  dirocte  Staatsstfuer  des 
iticir-u  L'iüi-'  in  rraiikrcicli  st  if  d.  1 "».  .laluli.  (i^.  '>').  ÖSi,  und  die  vorvaiidtoti  iiiittclaltei- 
iicü-Iatciiiiachcu  Wurtu  iaciäio,  ^iiiäciain),  inciäura,  später  ciüu,  adcidio,  uccisa, 
eise,  Zi«6e,  Accise,  deutsch  „Kerbe"  sind  ron  der  Verrechn uiigsveise 
au  ..  K  tT  Ml  Al /. r  ti".  an  aiieinaud.-r^(.'lo<rtt'ii .  mit  t-iih  »'üt>iircclu-ndi,'ii  Eiiischiiittcii 
vcri»eh«uuu  Kerb^töckeu  hürgciiouimon.  Sic  hietcii  ein  gutes  Beispiel,  wie  sich  an 
solche  äussere  EioricLtungeu  der  r4M-hni»clic  S|)racll^eb^auch  und  die  Bcgrißsbildun<r 
anknOpfttO.  Spater  scheiden  sich  dann  Nuuien  und  Rctfritle  oder  letztere  vcrcnf,'i;rii 
^i^^  irr-roiiubcr  <l<.Mn  ur>pr(ln!rIi<iiiMi  a!lir<Mn<iiu'n  Hc^iitl.  So  wird  iucisio  und  tallia 
aiit^iiiKä  vcseiitlich  uiit  licde  glci c h b ede utcud  gebraucht,  später  erstures 
und  die  Synonyme  ausschliesslich  (bei  uns  und  ausserhalb  Deutschlands)  üblich 
r.r  iiidirecte  Ycr  I)  ra  u  chss  t  euern,  b<'-<t>iul.M-  Trank-,  sfiidf.  Tliorbtouern 
u.  dgl..  Tallia,  Taille  wird  in  Deutschland  ungebräuchlich,  verengert  sich  in  Fraiili- 
reich  auf  die  Bedeutung  der  directcn  (imnd-  und  Hausstouer  (taille  r£cllo)  und  der 
directen  Vermögens-,  Erwerb-  und  rersonalbteuer  f.  personelle).  —  Nach  einer  frühe- 
ren anderen  aber  unricliii>:i  n  Ablcitun^^  winl  An  ise;  aiirli  mit  assisa  (assi.sia\  den 
(iericütstaiicn  in  Verbindung;  gcibracht .  so  in  1  raakrcu  h,  iucr  sei  eine  Steueraui- 
leguug  erfolgt  und  der  Name  dann  auf  die  Ali>rabe  selbst  übertragen  worden  (z.  B. 
Besui'lin,  prcuss,  Accix  verlass.,  Herl.  IT'.tT  S.  Jl  I!".).  S.  auch  u.  ij.  ."».').  5S.  5!l  und 
(,'laui ageran  über  die  Etytnulogie  von  „taille  '  1,  200,  Name  freit  11.  Juhrhuudeil. 

Von  Hilfe.  (Jntersttttzu?  hergenommen  sind  die  Worte  adjutorinm,sabsi- 
diaui.  adjumentum.  aiiles,  aid  (en<.'Ii>ch),  das  deutsche  „S teuer*'  seiltet.  .,St<  uei", 
ftUhzeitjg  als  steora.  ^tiura  vorknumieud  (>.  o  S.  :^T.  II),  local  früh  statt  dem  anderswo 
gebrauchten  ..Bede"  «Idich  (>o  in  (icsterrcich  für  V'(t<:ibcde.  im  äiidlichsten  Deutsch- 
land überhaupt  für  B.  den  an  (iraf.  n,  Fürsten  und  Herren.  Zeumer,  S.  «^S),  bedeutet 
etytnolMüi^'  li  so  viel  wie  Stai  kuuu  ,  Unterst lit/.un^ .  Hilft  .  lui  Sinn  von  otientlich- 
rechtlicher  auä  dem  Privatverinöj^en  oder  rrivat<;inkummeu  entrichteten  Abgabe  buigert 
es  sich  bei  uns  definitir  unter  Verdrängung  fast  aller  anderen  gleichbedeutenden  Ans- 
drücke  ein.  ( ...V>)LMl)en".  „.\uflagen*'  sind  keine  festen  t ech  n  i seh  en  Bezoichnun;;en 
gcvordeii,  „Schätzung  ^  iu  der  Praxis,  fast  auch  schon  in  der  Theorie  veraltet, 
indem  auf  gevi^so  directc  Steuern  beschränkt).  In  Frankreich  verengt  sich  die 
R- deutan^  Tou  aidcs,  droits  d'aidcs  dahin,  dass  darunter  gewisse  innere  Verbrauchs- 
abgaben, natrientiieh  dii-  Steuern  auf  (lefriuik-'  verM:ind'  ti  wi-rden.  I  rsprUnüIieh  be- 
deutete aides  eine  Art  all^remeiuer  directcr,  namcutlii.li  Kinkummensteuer,  iui  H.Jahr- 
hundert speciell  indin-'  t,>  Steuern  überhaupt,  einschliesslich  Verkaufssteuern.  Der 
alliremcin«-  Ausdruek  fiir  Steuer  wird  der  unserem  ..Anflaje"  wrirtlieli  |r.-naii  cnt- 
sprccbeude  Ausdruck  „impot".  S.  aber  diese  Tcrmiuulugiu  bc^.  eingehend  II  u Il- 
mann, Finanzgesch.  S.  115  ff.,  134—151  (auch  über  Zins,  Tribut  eb).  Waitz,  Vert- 
geccb.  VIU,  394  ff  .  Zeumer,  Stadl  '  «m  S.  lt.,  .MG  IT.,  Vignes  I.  114,  Clama- 
geran  I.  p.  XV  Note  und  mehrfach,  z.  Ü.  U,  'J.  Ucbor  das  englische  taUage  u. 
§.  71  IT.  u.  Do  well  III,  14. 

§.  3.i  Beispiele. 

Die  Steuer-j^eschiehte  der  di-ntschen  Territorien  sclb>t  nur  al»rissartig  hier  dar- 
zustellen, eben^o  in  das  \i'-lfach  er^t  noeh  «lureli  si)Cf  iclle  rnf<  r>uchiintreji  i:eiiauer 
zu  ermittelnde  tecliiiische  practisehc  Detail  tl<;r  Steucrveranlamuii; ,  -ErlieKun;^  und 
-Verwaltuntr  lii'-r  ii.dier  ein/.iif^eh-  n.  ist  nicht  <lii'  Auf^al»  iIiim-,  W  eike-».  ani  Ii  nicht 
in  diesem  seclisteu  Buche.  Nur  au  einigen  Beispielen  mag  ge/eigt  und  ersehen 
werden,  wie  man  practisch  vorging  und  was  man  erreichte. 

Die  Teelinik  (Icr  \'eranlaf;iin.«i:  niitl  VerwMltiinp:  war  all|ireniciii 
ziemlich  untl  oft  recht  uiivollkoiniucii,  was  iiicio.'sseii  in  der  ij:,c;:;i'l)c'- 
ncn  wirtlisehatdieheii  Lai^c  bejircitlieh  war  und  auch  nitht  iiniiier 
80  lästig  empfanden  wurde.   Zumal  bei  der  antUnglich  nur  kurzen 


uiQui^CQ  Ly  Google 


72    6>  B.  1.  K.  StcooTgescbichte.  2.  H.-Ä.  4.  Ä.  Deatsche  Territoiieo.  §.  33. 

Zeitdauer  der  ansserordeDtlichen,  für  wenige  Jahre  bewilligten 
Steaem  und  bei  den  häufigen  Aenderungeu  konnte  sich  eine 
ordentliche  Steuertechnik  und  Steuerverwaltung  nicht  ausbilden. 
Erst  mit  der  bleibenden  Einbürgerung  der  neuen  Stenern  wurden 

die  vorflbergehend  erträglichen  Mängel  schwerer  empfunden.  Allein 
die  Maclit  des  Herkommens  und  das  Stände-,  Classcn-  und  Trivi- 
legienwesen  erschwerten  auch  jetzt  noch  erheblichere  Reformen. 
Erfolgte  licljerwälzungen,  thatsächlich  massige,  wenn  auch  öfters 
nominell  hohe  JSteuersätzc  machten  dieselben  auch  wieder  practisch 
niclit  in  dem  Maasse  nothweudig,  als  es  nach  der  rohen  Veran- 
lagungsart  erscheinen  müsste. 

Ein  grösserer  Uebelstand  wurde  die  Stabilität  der  Ka- 
taster von  directen  Steuern  (besonders  Grund-  und  ähnlichen 
Stenern,  eventuell  als  Theilen  von  Vermögenssteaem)  während 
langer  Perioden.  Die  viel  langsameren  Veränderungen  der  Ver- 
kehrs-Technik und  -Oekonomik,  die  Stabilität  der  wurthschaftliehen 
Rechtsordnung  und  die  ,,Glebundenheit'^  der  wirthschaftlichen  Ver- 
bältnisse flberhaupt  bewirkten  indessen,  im  Unterschied  zur  heuti- 
gen Zeit,  auch  eine  viel  grossere  Stabilität  des  einmal  gegebenen 
Zustands  der  volkswirthschaftlichen  Production'  und  Vertheilnng: 
jener  ,,Proce88  der  qualitativen  und  quantitativen  Diflferenzirung 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  in  den  Einzeleinkommen 
und  Vernjögen'*,  welcher  gegenwärtig  eine  Stabilität  der  Stcuer- 
katastcr  in  manchen  Tuncten  ölters  bald  unerträglich  und  vur 
Allem  im  Interesse  der  gerechten  Stcuervertheilung  stets  Er- 
neuerungen der  Kataster  und  selbst  neue  Kcfürmcn  der  Gesammt- 
bcsteiicriing  und  jeder  einzelnen  Steuer  nothwendig  macht  (Fin.  II. 
21)2  tf.)  -  er  vollzog  sich  eben  ehedem  viel  langsamer  und  über- 
haupt in  viel  geringerem  Maasse.  Die  landwirthscbaftliehe, 
die  gewerbliclic  Technik  (auch  in  den  Zweigen,  deren  Artikel 
einer  indirecten  Steuer  unterlagen,  Bier,  Wein),  das  Communica- 
tions- und  Transportwesen  waren  ebenfalls  so  stabil,  dass  einmal 
die  Veranlagung  von  directen  (Vermögens-,  Grund-,  Haus-,  Per- 
sonal- und  Einkommen-)Steuem  und  von  indirecten  Abgaben  (Zölle, 
Accisen,  Trankstenem)  technisch  viel  leichter  als  in  der  Gegenwart 
war,  anderseits  auch  eine  rohere  Veranlagung  einigermaassen  aus- 
reichte. Die  socialen  und  politischen  Verhältnisse  der  vomehmlicb 
steuerzahlenden  unteren  Bevölkerungsschicbt  waren  endlich  auch 
nicht  dazu  angcthan,  den  Landesherren  und  die  stcuerbewilligenden, 
aber  gar  nicht  oder  nur  theilweisc  selbst  steucrzahlenden,  gewöhn- 
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W  tv  ibte  UntertlifUEien  and  Hioteraassen  belastenden  privilegirten 
^^d^  uf  besonders  gute,  wirthschaftlich  und  technisch  zweck- 
•Nge  ind  gerechte  Steuerve  ranhi^uu«?  und  Verwaltung  hinzu- 
^Bfen  Vorne\mi\\eli  erst  der  ..aufgeklärte  Des  p<»tisni  us", 
^tt  HU  \  u\k-\uteresse  sein  und  seines  Staats  eigenes  wirthsehaft- 
W»es  luiere^sc  mit  erkaonte,  bat  daher  bedeutendere  bteaer- 
nhmtn  in  Aussiebt  genommen  und  theilweise  verwirklicht,  wcon 
^eh  gew^hnllc^i  noeb   luter  grosser  Sebonong  der  privilegirten 

liatAiUeh  bat  die  Steoergesebiehte  jedes  Staats  and  Territoriams 
natar  dem  mMi^gebenden  Einflnss  des  Finanzbedarfs,  daber  der 
Äeiwi  b««l\niinenden  Lebensgeschiehtc  des  Staats  und  unter  dem 
EiuÜusä  der  gegebenen  Hcvülkerungs-,  Social-  und  Wirthscliafts- 
verhältm-se   ihr    individuelles  Gepräge.     Doshalb  kann  auch 
erst  eine  um  i  a  s  s  e  nd  e  re  Vergleichung,  wie  sie  indessen  hier 
Baeh  dem  blande  der  Vorarbeiten  und  ans  KUcksichten  aaf  den 
^'ium  ausgeschloesen  ist,  das  Typische  in  der  Entwicklang  und 
leebtlicben  wie  techniscben  Gestaltang  des  älteren  dentscben  Terri- 
torial-Steaerwesens  sieberer  nnd  genaaer  erseben  lassen.  Oerade 
dieses  Typische  und  streng  genommen  dies  allein  kommt  ans 
der  coneieten  Steaergcscbiebte  der  Länder  fUrdiePinanzwissen- 
sehaft  in  Betracht.    Einigerniassen  liisst  sich  dasselbe  indessen 
äafh  durch  eine  beschränktere  Vergleichung^  und  dunh  Aus- 
vabl  solcher  Beispiele,  welche  »ich  dem  Typus  nähern, 
ermitteln. 

In   letzterer  Beziebung  sind  begreil'licber  Weise  LUnder  mit 
verb^Unisi»inä88ig  weniger  bewegter  innerer  and  äusserer  poliliscber 
Geschichte  nnd  mit  grosserer  Stabilität  ibres  Gebietsamfangs  in 
Zögeren  ZeitrttQroen  geeignetere  Beispiele  ab  andere  mit  entgegen- 
gesetxten  Encheinnngen.   Nur  mass  das  betreffende  Land  an  nnd 
für  sieb  gross  genug  nnd  seine  Gesebicbte  noch  bedeutsam  genug 
Bern,    nm  von  einer  der  Lage  der  gesamniten  Verhältnisse  ent- 
sprechenden Entwicklung  des  Finanz-  und  Steuerwesens  sprechen 
iTi  kr>niieu.      Unter   dieser  \'oraussetzung  wird  das  Steuerwesen 
'ines  solchen   Landes  aber  luehr  den  Character  des  Typischen, 
das  SLUM  normaleo  £ntwi(;klungsverhältnisscn  eines  Ibrtscbreiten- 
den  Gemeinwesens  bervorgeht,  besitzen  als  das  Stenerwesen  eines 
im  Süllleben  dabin  vegetirenden  Kleinstaats  oder  als  dasjenige 
«isfls  hervorragenderen  Staatswesens  mit  bewegterer  Gesebicbte. 
Unter   den  dentscben  grosseren  Territorien,  welcbe  Vorgänger 
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heotiger  Einzdstaatcn  sind,  entspricht  Baiern  wohl  den  Vorans- 
setznn^^eu  eines  solchen  typischen  Beiitpiels  besonders  gut,  wes- 
halb dessen  Stcuerentwickluni;  uiul  Gestaltung  hier  etwas  eingieheD- 

der  lichandclt  werden  soll.  Daran  sclilies.sen  sich  nohen  einigen 
Daten  aus  anderen  Territorien  etwas  speeiellere  Darstelliuigeii 
wiclitif^er  JStcuerverhiiltnisse  in  ö  s  t  c  r  r  e  i  e  Iii  s  e  h  e  n  Ländern  und , 
in  einiger  systematischen  Vollständigkeit,  eine  Uebcrsielit  des 
Steuerwesens  im  brandenburg-preussischen  Staate,  beson- 
ders im  18.  Jahrhundert  Der  Vergleich  der  Besteuerung  in  diesen 
politisch  bewegteren  Staaten  mit  derjenigen  Baiems  ist  lehrreich. 

Id  Baiern  sind,  von  den  zeitwuiligcn  Landestbeiloni^en  abgesehen,  bis  znm 
BegioD  des  19.  Jahrhunderts  dio  (icbictsrerftndorun^'cu  nidit  crhublich,  anch  die 

(Jol>ift!*<»r\V('it'TiinaiMi  niolif  hftr;irliili<|i  !r»?wej.en.  I>as  I.:mi)  liaf  ul)  r  (lOO  Jalir  unter 
deräclbca  Dynastie  uuuutcrbrüclicu  gcätaiiduu.  Au  dcu  \\  citliuiidclu  hulicii  sich  t»eiuc 
Fanten  nnr  im  17.  und  16.  Jahrhundert  in  etwau  grAsserem  Maasse  betheiligt.  Die 
innere  Verfassunsr  und  Venvaltuiijr  hat  sieh  nielit  be^;ünller^  verändcrf,  die  wirfhsehat't- 
liehe  und  die  Culturentwirkluns;  blieb  hmofsaiii,  normal,  ohne  bedeutendere  üinjrestal- 
tunu'«  n.  Da  aich  t'Urätcu  uud  \  ulk  gegen  die  iiefunaation  abiubnend  verhielten, 
feldeii  hier  auch  die  wirtbschaftlichen  und  die  finanziellen  Kolf^n  der  Heforinatioa. 
dir  frab/eitiu;.'  Säcularisirung  d.  >  c<'i-«tlichiMi  (Juts  u.  s.  w.  Die  ;:en;\nnte  Scliiift  von 
L.  II  off  mann  gicbt  eine  t;ute  Lebersicht  der  wesentlichen  Punclc  der  baierischcu 
StcuerResi  hiehte,  auch  mit  Ueiucksiehtigung  des  hier  besonders  hergehorigen  Steuer- 
technischen. Sie  behandelt  p  naucr  nur  die  directen  Steuern,  erwähnt  jedoch 
auch  dii>  iii'lirertfMi.  Jene  siml  hier,  wie  sonst  ini-i-t  in  drn  T<m riforii-n.  lanire  Zeit 
die  wichtigcrcu  uud  diejenigen ,  weiche  für  die  politischen,  die  technischen  uud  die 
allgemeinen  Principienfraj^cn  in  der  Periode  des  selbständigen  territorialen  Steoer- 
Wesens  vorneliinlich  in  Hetracht  kommen. 

Die  ful'^-'iide  I).-ir?l<'llun>r.  bei  wi  jeher  itn  Ein/.ehien  Maiirhes  iiadi  den  ?era(lt*. 
vorhandenen  \  orarbeiteu  ausgewählt  werden  inu:>ste,  betrillt  demnach  so  verschiedene 
Theile  DeutbChlands,  dasa  sie  hinreichen  vird,  sich  ein  Bild  von  dem  älteren  deutschen 
Territorial-Stcucnrescn  zu  machen.  Mehrfach  muss  tiab.  i  j<  d«e]i  statt  der  Schilderaofif 
der  Enfwirklun«^  difjeiii^o  dt'^:  Ziistand<\s  in  einer  b'-^itiniinii  ii  Periode  L-emltren.  T>ii^ 
allgemeine  Darstellung  der  Verhaliuisso  in  den  2'J  und  Mi  lindet  auch  dabei  üim 
Bestätigung  darch  thatsächliehe  Belege. 

b)  Einzelne  grössere  Territorien,  besonders  Baiorn. 

§.  34.    Hai  ei  n. 

S.  Hoffmaun  a.  a.  (i.,  de->seu  Darsteliuug  dieser  l'cberaicht  ^u  <;iruude  lieg^. 
Seydel,  baier.  Staatsrecht,  I,  93—111,  bes.  über  die  indirecten  Steuern  S.  ftS  ff. 

Die  liier  seit  dem  12.  und  13.  .labrhundert  iiaehweiHbarei),  Iii' 

14.  .labrbiindcrt  .sicii  ülter.s  wicderbulcndcii  Steuern  (unter  diesen-. 

Namen)  sind  directe  von  verschiedener  Yeraolagungsart  uud  Aan 

dehnnng. 

So  ni'-hrfarli  Vi.  h-  rmd  K lauensfoii'Mn  (\:'>0'2,  \rl'l,  l-'J^ij)  mit  botimmti.-i 
verschiedeueu  Ocidbetrageu  nach  dem  Uaujite  der  Vichart;  ferner  Steucru  nach  detc 
Oetreideertrag  in  ficldsätzcn,  die  nach  der  Komart  a))^:estuft  sind,  eine  Ar 
roher  Grundsteuer  ll-Hll),  vefbtmdeu  mit  B  u mti;  der  Ilcrri'uzinse  und  Na- 
turallirf.  rungen ,  der  W  idums-  und  lM"arr<"i;;iiter ,  «Irr  Habe  der  :>bhäniriir«Mi  It  iul.-ut« 
(Vi|\  Aber  auch  allgemeine  V  crmuj^e  nssteuern  des  gau^eu  Landes  in  vcr.-<ehie 
douer  Veranlagung  und  Ansf Abrang  finden  sich.    So  1390  der  „20.  Pfennig",  ini 
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B- theilifninp  <ler  StAdfe  und  M.irlito.  d'^s  Adr-l^.  dor  Klo^t-  r  uii«!  Stift>-v.  I'^on  narh 
ciocr  noch  vorhaDdciico  geuauercn  Slcucrorduuiigf  vclchc  Jas  Vcraiilaj;uogäi;ci>chäft 
rcjrclt  (HoB'inann.  S.  11  ff):  Angaben,  wer  und  was  stoiiorpHicIiHg  und  frei  (letileres 
Diener,  Km  i  lito  ohin-  N'Lriui^jrt'ii:  vom  Vermöjreu  auch  lv(i>>.  W  allen,  Kicidun?.  Betten 
fri^r  -,  eidliche  De  laratiiMi ;  Adel,  Städte,  (leistlichkeit  je  für  ^ich  steuernd ;  die  (iiund- 
holdeu  des  ller^u^a  apait;  L<-ituDg  durch  ciiiu  ätaiidi^chc  Guulraibcliurde.  Audi  im 
15.  Jtbrh.  kommen  yera)ö!ronaeteueni  („20.  Pfennig**)  ror  (Ini^olstAdtisches  (lebiet). 
Sonst  .Xa  n  ds  t''U  <•  r  n".  ..lliissit  cnsteue  rn'  \  i;r5'Iiir(I.iier  Art,  uurli  Kopf-  und 
Persooalä tüucru  dabui.  Adul  uud  Ucistlicliiieit  steuern  öiter»  mit,  uiicr  dm»  lic 
«trebcB  nach  Stonerfrdbeit  tritt  in  der  Anffaisong  henror,  dass  die  Besteoerong  ihrer 
Gmndboldcn  nicht  direct  durch  andere  Oil^ane,  sondern  durch  ^o  selbst  erfolge,  sie 
penöttUcb  ab«r  daun  frei  seien. 

Am  Bcmcrkcnswerthesten  sind  ans  der  J'rUliercn  Zeit  ibis  An- 

faog  des  16.  Jahrhunderte)  fUr  die  allgemeineren  Priucipicn fragen 

der  Steuergeschichte  wohl  zwei  Pancte:  Der  begiooende  Kampf 

twiseben  indireeten  und  directen  Steuern  und  die  Verbreitung 

der  „La  ödsten  er''  als  einer  wesentlich  auf  den  „armen  Leuten'', 

den  gmndberrlicben  Untertbanen  lastenden  directen  Steuer,  an 

der  die  Städte  und  Märkte  aber  mit  festen  Beitragssummen  be- 

theili^t  blieben.    Die  indirecte  Steuer  als  Territorialsteuer  ist 

ftlr  einzelne  baierische  Tbeile  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurttck 

zu  YcrtV)lgcn,  als  „Getränke-U  n^eld". 

ii^:»   Ttrd  es  iu  einem  Laudeälheil  eiumal  lur  einige  Jahre  bewilli<,^t  (vom 
Gmer  4  Maass  in  Geld,  mit  gewissen  persAnlirhen  Befreiungen  für  den  Eiis:engebrattch 

uud  Zuweiäun^  einer  KrtragstiUüte  an  die  (ieineinden) ,  aber  hartnftcliigcm  Wider- 
streben  t;esr<'[iuber  bald  eine  „Laudsteuei"**  an  seine  Stelle  gesetzt. 

Die  „I^andsteucr  ^  (speciell  im  MUncheiier  Gebietsthcii)  unter- 
scheidet sich  von  der  „Stands teuer"  dadurch,  dass  wenigstens 
in  der  spiUeren  Ausbildung  sie  Adel  und  Geistlichkeit  nieht  mehr 
trifft,  sondern  nur  deren  Untertbanen,  Hintersassen,  dann  die  fürst- 
lichen directen  Untertbanen  (Kasten-,  Urbarslente),  die  Lobnarbeiter, 
Tagelöhner,  ferner  aber  aucb  die  Städte  und  Märkte.  Die  Stand - 
»teuer  wird  dagegen  auf  die  Stände  als  solche  gelegt.  Die 
nnterthänigen  Bauern  werden  nacb  dem  HoffuBs,  d.  b.  nach  Rang 
and  Grösse  ihres  Hofs  mit  entspreehend  ni)gestn{ten  Geldsteuer- 
Bätzen,  die  Arbeiter  u.  dgl.  nach  dem  Einkommen,  die  Städte  und 
Märkte  mit  bestimmten  Siminien,  die  sie  naeh  ihrer  Willkür  bei 
sich  umlegen  oder  aul'l}i  iiijj:en ,  besteuert.  Hc\viili;;le  <nler  icc- 
brauchte  Gesammtsummcn  werden  auf  die  ein/.i'lnen  \  erual(ungs- 
gebicte  des  Territoriums  in  hestiniiuteu  Quoten  rcpartirt.  Diese 
Landsteuer  wird  die  wichtigste  und  häutigste. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Herzog  uud  dem  Adci  Uber  die  Auäduhnuug  dos 
Bertencrungsrechts  und  zwischen  den  Ständen  selbst  Uber  die  Stouerreitheilung  sind 

hl  die  Zeit  (15.,  16.  Jahrb.)  charactoristisch.  Vcranlaguh«r.  Erhebung,  Verrechnung, 
Vor>cbriften  über  .Vrt  und  f  nifauir  der  \''Tmi^t^ens-Fn>?i'jtieii  (bei  den  „armen  Leuten'") 
ieigen,  da^^s  mau  iu  der  Steuertechnik  doch  Fortschritte  machte  und  dass  die  Ycr- 
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waltungsorf^anisation  sich  ferrollkoininiicto.  Der  Adel  hto  die  individuelle  Ver- 
anlftjcrnii^  (1<t  stiidtiscben  Bür^crscliaft  zur  Auf Itrin^untr  bowilliffter  Summen  (von  V««r« 
mögcubätcucrn  u.  dgl.)«  &tatt  der  iixea  bUduteucr-Beiträj^e ,  drang  aber  damit  uicb: 
doich. 

Erschwerte  Finanzlage  (Schulden,  Kriegskosten)  führte  im  1(5. 
Jahrhundert  zur  weiteren  Einbürgerung  der  immer  auf  Zeit  be- 
willigten Steuern,  wobei  der  Ausschuss  der  Stände  ein  einfluss. 
reiches  Organ  wird.  Die  Qaotitäts-Land Steuer^  als  Combi- 
natioo  von  Vermögens-,  EinkommeD-,  PersoDalsteoern  (nach  Per 
sonen-dassen),  gelegentlich  mit  Ausdehnung  auf  weitere  als  die 
ob^n  genannten  Personenkreise  (Adlige,  Beamte,  AoslSnder),  mifc 
nnter  panschalirte  Standessteuern,  wobei  die  drei  Steuer 
bewilligenden  Stände  bestimmte  Quoten  der  Summe  tibemehmen 
bleiben  die  Ilauptformen  der  directcn  Steuern.  Von  indirectet 
werden  die  Getränkesteuern  (in-  und  au.sländischer  Wein 
Ikanntwein,  Hier,  auch  Ausfuhrabgabe  von  Wein)  wichtige! 
(1542),  aber  auch  sie  sind  nur  für  bestimmte  Zwecke  und  Zeitet 
bewilligt,  wiederholen  sich  indessen  bald  regelmässig  und  werdec 
später  durch  höhere  Sätze  oder  Zuschläge  ergiebiger  gemacht 
(Bieranfschlag.)  Schnldentilgnng  ist  ein  Hauptzweck  der  Be 
willigungen;  aber,  cbaracteristisch  für  die  Entwicklung  der  Offent 
liehen  Finanzwirthschaft,  wird  auch  Ansammeln  von  Vorräthen 
(Reservefonds)  mitunter  schon  ein  solcher  Zweck. 

Wie  w.it  m.in  Mitte  «les  Jahrh.  If-r-its  in  der  Te<'hnik  der  Veranla« 
ffuniaf  und  auch  ciiiiKcrmaai>seu  iu  der  Durchtulnung  des  Princips  der  Alli^cmciii- 
heit  gelangt  war,  zeigt  besondere  eine  lehrreiche  eingohendu  Stcucrinstructioi 
V  I'..')!  (S.  \v.  Scyfri'  d^  Urkunden  /.  (Jesrh.  baier.  Landscli.,  S.  '120  (F.,  danarl 
lloffuLinn  S.  5Ü  u.  Beil.  I  daselbst  S.  170  11.,  wo  die  crucuto  Instr.  v.  1Ü12  da- 
neben gestellt).  Hier  findet  sich  eine  Aafzählung  der  einzelnen  Ijc&teucrton  Personen« 
*  l.t-sr(i  und  Eltrag*-  und  Bcsit^arteo.  velcbe  nach  >  in' r  stiadischen  Bewilli;^^un^:  v 
155:(  mit  einer  conibinirlen  Vermögens-,  Einkommen-  nnd  Personal 
Steuer  belegt  wurden.  Der  bcliwerpaoct  dieses  dirccten  Quasi-Steucrsystums  la^ 
ifflner  noch  in  der  Venn5genj<-ne8teQerang  der  Bauern  nnd  Bewohner  des  plat- 
ten Landes,  wobei  genaue  Penional-  und  spccialisirtc  Vermögensaafnahmen  rorj^e- 
schrieben  werden;  Steuerfuss  5  "  „.  Auch  Pachter,  dann  all^^emein  ländliches  Ge- 
sinde („Ehehaiten' ),  sowie  andere  (Jla^beu  der  ländlichen  Hevöikeruog  (Wirthc,  Tag'e 
lAhner  n.  a.  w.)  werden  nach  Fahmissanachlaf,  Einkommen,  GntdOnkea  mit  besteuert 
Ausser  dieser  Hauptmasse  des  altbesteuerten  Volks  werden  jef/.t  jedoch  auch  t]u 
B'^amten  fauch  adli«r<)  besteuert,  nnd  /war  die  höheren  für  d.ts  Einkommen  ohu- 
die  niederen  fur  da*)cuige  mit  dem  (iehalt  dabei  (10  "/o^'»  ferner  andre  Diener  ii 
Dienerionen  Atr  ihren  Lohn  (mit  45  Pfenn.  von  Pfunde  zu  240  Pf.)  und  sonstig:« 
pei  Mirial-Kate^nrien .  u,  A.  auch  die  (ieistlichen .  besonders  die  niederen.  Die  Rfj 
Steuerung  greift  alter  srlmn  über  die  Personen  hinaus  und  sucht  gcwi:»sc  Erträge« 
des  Inlands  als  so!«  he  /u  trell'en,  /.  B.  wenn  Zinse  an  weltliche  „Ansländer* 
(Stenerfu^s  '/^ !)  hinaufgehen.  Mancherlei  Speciall>estimmuDgen  und  Moditicationui 
des  I'rincips  finden  sich  l)ei  der  Bestcuernnsr  des  Besitzes  ,.auslandi»eher''  geistli«  h«3 
Pursten,  liebcrhaupt  eine  Fülle  von  Detailbustiumuugen  über  die  subjec 
tire  nnd  objectire  SteuerpfHcht.  Foren sea-Besteuernnjc,  an  Fremd« 
hinausgehendes  und  an  Einheimische  von  ausw&rtigcm  Besitx  hinohi 
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ecLendes  EiuLommeo,  ttb«;r  Ä U c I ,  Goistliclie,  aber  einzelne  andere  CUasen, 
Doppelbesteuerung  n.  dgL  n. 

Solche  BeAtiminnngen  zeigen ,  dass  man  es  schon  mit  etoem 
sehwierigen  Stenerproblem  zq  tban  und  dies  erkannt  hatte  nnd 
naeh  Möglichkeit,  soweit  die  Privilegien,  das  Stände-  nnd  Classen- 
Wesen  nnd  die  Anschannngen  der  Zeit  es  erlaubten,  nach  „Allge- 
meinheit*', freilich  noch  durchaus  nicht  nach  gerechter  „Gleich* 
missigkeit"  der  Sätze  strebte.  Der  Hanptdrnck  lag  stets  auf 
der  bftoerlichen  ländlichen  BeyOlkernng.  Auch  die  da- 
neben noch  apnrt  bewilligte,  auf  die  drei  Stände  repartirte  Standes- 
stener  wird  doch  i heilweise  wieder  ähnlich  aufgebracht,  iudcin 
die  zuiiiielist  besteuerten  Glieder  (landsässiger  stiindschaftlicher 
Adel,  Prälaten,  auch  wohl  die  Städte,  die  Landbesitz  habenj  ihre 
(^uote  mit  aul  ihre  Unterthanen  legen. 

Diese  Steuereinrichtung  erhült  sich  mit  kleineren  Abweichungen 
geranme  Zeit.  Die  „Landstenern''  werden  jedoch  gegen  ICnde  des 
16.  nnd  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  schon  regelmässiger,  z.  B. 
aiif  grossere  Jahresperioden  bewilligt,  in  denen  sie  (z.  B.  in  einer 
6,  9jährigeii)  dann  so  nnd  so  viel  mal,  etwa  in  3  Jahren  2  mal 
oder  in  bestimmten,  im  Voraus  festgesetzten  Jahren  zu  erheben 
smd.  Die  Veranlagung  erfolgt  nicht  jedesmal  von  Neuem,  sondern 
nach  den  alten  Katastern.  Von  Einzelheiten  sind  Festsetzungen 
von  Taxwerthen  von  VermOgensobJecten  in  den  iDStmctionen  (z.  B. 
(Ir  Vieh),  dann  besonders  die  genauere  Unterscheidung  der  Kechts- 
qaaliiät  des  bäuerlichen  Besitzes,  wonach  sich  wieder  der  Stener- 
lass  mit  richtet,  bcmerkeuswertih  Von  den  indirecten  Steuern 
bürgert  sich  der  liie raufschlag  cbenlalls  als  bleibende,  bez. 
rc<;eliTiiissig  von  Neuem  bewilligte  Einnahme  ein  und  wird  scbon 
ksoiuiers  wicliti-;.  Bereits  erreichte  der  Lrtrag  der  Aufschläge 
die  Hohe  der  directen  Landsteuer  (um  1()12). 

Während  des  äUjährigen  Krieges  vermehrt  sieb  die  Steuerlast 
natürlich  ungemein,  u.  A.  auch  durch  die  „Kümermonate''  fUr  das 
iteieb,  die  Baiem  genau  entrichtete. 

Z.  B.  1644  815,  nit  1,489,000  1,  HoiAnftiiD,  S.  85. 

Statt  von  den  Ständen  selbst  wurden  aber  von  deren 
'  Asnebnss  (den  „Verordneten**)  die  Steuern  bewilligt,  Öfters 
\  nrh  eigenmächtig  vom  Pürsten  ausgeschrieben,  nnd  die  land- 

lebtflliche  Steuerverwaltung  mehr  und  mehr  von  ihm  ffbernommen. 
I  Auch  für  die  Kriegs  steuern  blieb  die  Ilauptform  die  Ver- 

■Ogens-,  Einkommen-  und  i'c  rsoua  is  teuer ,  aber  mit 
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Mitljehistiin^  der  weltliclieii  uiul  <^oistlichen  Orundljcrrcn .  der  Zin- 
sen und  (iilteu,  der  städtisclien  Häuser,  Hüri^er.  Kiuwolnier  ii.  s.  vv. 
(nacli  (  Insseusätzen);  so  163s :  d.  h.  eine  erlicblieüc  Ausdehnung 
der  „Allgemeinheit"  und  einigermaassen  selbst  der  „Gleiebmnssig- 
keit"  unter  starker  monarchischer  Gewalt  (CurfUrst  Max)  auch  hier, 
wobei  schon  die  politische  Maxime  des  öflfentlichen  Wohls  and  j 
des  Landesbedart's  zur  Motivining  dient  und  n.  A.  die  Landschaft  zu  \ 
den  Kosten  der  Landesvertbeidignng  (mit  '/s)  fürstlichen 
Sebalden  Beiti^e  Übernimmt  Das  Anfscblagsystem  wird  aus- 
gedehnt (1634  auf  Schlachtvieh  und  Fleisch)  und  durch  Er- 
höhung der  Sätze  ergiebiger  gemacht  (Wein,  besonders  aber 
Bier). 

liier  kouiuit  zu  dem  alten  „et^en  Pfcuuig''  p  r  M.vass  Hi34  ein  zvroitcr.  1672. 
167G  ein  dritter,  1706  ein  Tierter,  der  Torabci^^ehcDd  wieder  aufgehoben  wird. 
».Allenthalben  getroffene  Compositionen  rerringerten  diese  Sätze.**  (Uoffmann). 

Wie  immer  nach  grossen  Kriegen^  blieb  auch  hier  im  Frieden 

ein  grosser  Theil  der  Steuerlast  bestehen  und  zeitweilig  ninssten 
harte  Verniügcus-,  Einkoninien-,  Kopisteuern  den  ausscrordentlicheu 
Bedarf  l'dr  Kriege  (Tiirkcnkrieg,  spaniscljer  ErblolgeUrieg,  bez. 
österreichischer  Krieg)  decken.  Schuldenwesen,  Militär,  Landes- 
cultur,  Verbesserung  der  Kanniicrgiiter  n.  s.  w.  bedingten  aber 
auch  mehr  bleibende  ordentliche  Steuern.  Unter  diesen  treten 
die  Aufschläge,  besonders  aut  Hier,  auch  bereits  auf  Tabak 
(mehr  aus  sitten-  und  l(ixus]>olizeilicher  Tendenz,  1669),  vorUber-  | 
gehend  auf  Getreide  (1702)  mehr  hervor.  Aber  die  wenig  ver- 
besserten Landsteuern  nach  altem  Anlagefass  (von  1612,  z. 
Tb.  V.  1594)  bleiben  die  Hauptsache.  Der  Landtag  kommt  nach 
langer  Pause  noch  einmal  1669  zusammen,  aber  ohne  entsprechen- 
den Erfolg  für  die  Steuerreform.  Von  da  an  ist  der  etwas  ver- 
änderte Verordnetenansschuss  wieder  die  dem  Landesberm 
gegenttberstchcnde,  wenig  mächtige  Instanz  in  Finanz-  und  Steuer- 
sachen. Aach  die  steigenden  Militär-  und  Kriegsausgaben  (Ende 
des  17.,  Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  wurden  ausser  durch  ver- 
schiedene ausserordentliche  Steuern  und  Sclmlden  durch  Multipla 
(mehrfache  Sinipla)  der  alten  Steuern  (Standessteuern, 
Landsteuern  der  l'ntcrtliancn,  nach  der  Aiilngc  von  15^14  und  li>12,  ^ 
also  jetzt  sehr  unj;lei(  iiiii:issig,  dazu  Steuern  (llniireu  ..l  iibe- 
freiten")  bestritten.  Diese  reelle  Stei;;erung  des  Steuirlusses  niusste 
die  IJnglciehnjässigkeitcn  alter  Steuern  natürlich  noch  viel  emptind- 
licher  machen,  vollends,  da  das  Muitiplum  für  die  einzelnen  Steuern 
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nngleich  war,  z.  H.  luelirfach  Uns  nur  Zweifache  bei  der  Standes-, 
das  Dreiembalbfache  bei.  der  Untertbanenstener.  Die  Mängel  sta- 
biler Kataster  (bier  bei  der  alten  TermOgensstenerarttgen  Land- 
stener  der  Untertbanen  docli  wesentlich  rohe  Gmndsteaerkataster) 
traten  anch  hier  immer  schärfer  henror,  je  länger  die  Zeit  der  Ver- 
aolagang  und  die  Katastrimng  znrttcklag  und  je  verschiedener  die 
Verhältnisse  der  einseinen  Landestheile,  Ortschaften  und  Hofe  in 
dieser  langen  Periode  geworden  waren. 

Zu  diirc'hgreit'enden  IJeronnen  kam  es  aber  anch  noch  im  18. 
.falirhnndert  nicht.  Auch  in  neuen  Ivricgsläulten  (1740  flf.)  werde» 
ildcii  in  der  naui)tsache  die  alten  directen  Steuern  mit  ihrer  ver- 
alteten VeranlauMini:  hcibehalten,  nur  auf  einige  andere  Personal- 
ond  Einkommenkategorien  ausgedehnt  und  in  ein  wesentlich  hloss 
tormal  es  System  von  i>  „Classen"  directcr  Steuern  ge- 
bracht. Die  Stenerausschreibung  bestimmte  dann  verschiedene 
nnd  in  den  einzelnen  Jahren  Avicdcr  wechselnde  Multi])la  des 
Simpinms  jeder  Classe,  wobei  wie  gewidmliob  die  für  die  Maasse 
der  Landbevölkerung  bestimmten  „Landstenern"  am  Höchsten, 
meist  in  2— dfach  so  hohen  Mnltiplis  als  bei  den  anderen  Stener- 
classen  angesetzt  wurden. 

I.  Cl.  StandstiMJcrn  ,  meist  2racU,  alicr  aoch  1  — 1 '/./ icli .  sehen  liölier.  II.  (1 
LaiKi>t"'iLTn .  8.  4facli,  ^flten  niedritrer,  später.  Ende  de?  1*'.  Jahrli.  M.dbst 

>'t.i.  h.  Iii.  Cl.  „Coinposiiiom.u  ■  uicist  wie  CI.  l.  IV.  CI.  llcrrens^ilistcucm  ils)irl.,  V.  Ci. 
Siaatsg^lau biger  in  ziemlich  ähnlichem  Satze,  später  V/Jäch,  VI.  Cl.  gcvLtse  Privat« 
k.^pitali>ten  meist  2 fach .  VII  Cl  Inwolitier^ti-iiern  dij^.,  VlII.  Cl.  Widomsteuern  2, 
»|»äti'r  ni.  i-t  Ifarh.  IX.  ('I.  ..Konra^cau!a.!;o"  dft;,M. 

Das  Hinzielen  auf  „allgemeine"  und  nach  dem  einmal  angenom- 
menen Verhältniss  filr  „gleichraässig**  geltende  dirccte  ISesteuerUDg 
aller  Classen,  Personen,  Erträge,  von  den  unbedingt  i)efieiten  ab- 
gesehen, ist  wohl  erkennbar  und  für  das  18.  Jahrhundert  mit 
seiner  dentlicheren  Tendenz  zur  gerechteren  nnd  wirtbschaftlicb 
richtigeren  Vertheilung  der  Steuerlast  eharacteristisch.  Aber  wie 
grob  mechanisch  diese  Gombination  so  ungleichartiger  Elemente! 
Wie  nothwendig  ein  Bruch  mit  solchem  „System"  nnd  ein  Neubau, 
wie  unvermeidlich  die  tiefere  Umgestaltung  des  Stenerwesens  im 
19.  Jahrhundert,  der  Uebergang  in  allgemeine  rationelle  Ertrag- 
Stenern  oder  zur  Einkommenstener  war,  das  ergiebt  sich  aas  solchen 
Verliäituisscn  Jiiit  Nothwendigkeit. 

Ein  lT4(i  ciomal  gemachter  Vci-2>uch  einer  aligcmciucrca  clasailicirtcri  Pcraonal- 
«nd  Enrerbestaatsatener,  welche  mit  ihren  Stttfcns&tzen  nach  Berofen.  tievcrbcn, 

B'.'tricli>nfiir:i:i^' .  IIoff;r''«><e  auf  ■  ine  sianz  rohe  Kiiilioinineiisteucr  hinaufkam  (UoIF- 
i&aaD  15">).  war  v-  rfrulit  und  wurde  zu  (iun!>ten  des  alten  Systems  wieder  ver- 
Usaea    An  uiu^clneu,  beachtcu^wurthcn,  nur,  wie  es  scheint,  /.icniiich  erfulgloäeu 
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Ri  sfimmanircn  des  Steucrrcdits  liat  ns  nicht  gefehlt.  So  wird  di»^  Ms  auf  20  der 
ZinMui  gehende,  übrigens  viele  Exemtionen  enthaltende  „Kapitalsteuer"  u.  A.  durch 
Vereagung  des  Rechtswegs  lj<  i  gerichtlichen  Klagen  ,*bi8  d!ö  Stcucrquittungen  vorge- 
bracht seien,  zu  sichern  gesucht  (1765);  trot/drm  war  der  Em  miiiiuial  (1790, 
.'{57  11  !)  (Hnffmann  S.  ir»(i.  H\'2.)  Als  fern«T  die  Lan<lsteQer  Endrd.  Jahrliiiiid<'rts 
bis  ani  daa  (ifache  hatti;  erhöht  werden  müssen,  sollte  die  ürundherrtschaft  selbst  da- 
Ton  t'/«  Simplt  tragen ,  crentaell  sich  die  AnrecliBong  dieses  Betrags  ron  Gnisd- 
holden  bei  dessen  Zahlungen  gefallen  lassen  mOssen,  aber  nach  das  wird  achverlich 
erreicht  sein,   (Eb.  S.  W\) 

Aus  den  von  Hoi'fuianu  (S.  159  If.,  200  11'.;  mitgclheiltcn  l-inauzubersichten 
für  1777  and  1800  (nach  t.  Krenner)  eri^eben  sich  einige  Thatsachen  ron  allge- 
meinerer Bedeutung  fUr  die  Beurthoilanir  dos  deutschen  T<  rritoriainnan/.wcsens  am 
Srhhiss  dt'r     alten  Zijf."     Vw  „Staatsauflairen"  aller  Art  uherwiog^.n  in  d<'r 
ganzen  Netto-Eiuualttnc  bereits  weit  (1777  .'i.21  M.  ti.  von  4.3^  M.  il.),  obwohl  unter 
den  abiigen  Einnahmen  ans  Erträgen  der  Staatsgüter  und  ans  Beuten  nutxbarer 
Rechte  auch  steuerartige  wie  Sal/jj^  fälle,  sowie  aus  Salzhand«  !,  (ierichtsgefäll.-  waren. 
Unter  den  Auflagen  befanden  sich  1777:  aligemeine  <irund-  u.  Vermflgens- 
stcucrn  1.808  M.  H.  (davon  Land  Steuer  1  209,  Anlaircn  nach  dem  Hoffuss  0.37, 
Weggeldersatz  als  Zugviehstcuer  • —  seit  1765  —  0.110.  Staafsbeitrau^  der(icist- 
lichktit  0.111»  M.  fl  ).  ,  «i  e  we  r  be  9t  eu rn"  (spr.i.lli',  i".  Mibleii,  Tau/.,  Musik. 
0.U19  M  il.J,  „Persouaistcuern"  0.230  M.  fl.  (daiujuer  besuudurs  eine  Familien - 
u.  Ueerdstener  in  Stadt  u.  Land  mit  0.09  M.  II.,  Stempeltaxe  0.069,  der  Best 
Pfenlegelder  u.  Cundiiionssteuer,  Quartieiservis,  Thorsp.  rrgeld,  Straftaxen .  .Tuden- 
tolcraii/geMV    Als  dir<Mte  Steucra  kommen  von  dein  Allen  vonadiiiilicb  die  aliir«'- 
meineu  Vcrmugeus-  u.  die  b'amiiie nstcuern  in  Betracht, zusammen  l,89b,00U  tl., 
denen  dann  ein  Nettoertrag  der  indirecten  Stenern  ron  nicht  ganz  Va  <^>fl^  ^imiDe 
gegenübersteht:  1,155.000  fl.,  voron  74,000  H.  Getränk-  u.  Viehungeid,  025,000  11. 
Au  f  seil  1  ätre .  grossontheils  —  wold  r.  sr>  "/^       auf  Hier,  der  Rest  auf  Wein  ii. 
auf  Schlachtvieh  u.  Fleisch,  endlich  4-iG,000  Ii.  aus  Mautheu,  Acciseii. 
Brucken*  u.  WegzOlten.   Die  Mauth- und  Acciseordnung  v.  1764  beruhte  mit  auf 
prot.Mtioiiistisclieii    fiesielit-^ponct.'ii    !S<'ydcl,    Staatsreclif    I,    101).      S.  wcit<rts 
iiiatK  li.  rli'i  D-'tail  bi-i   Ilollmahn  a.  a.  o. ,  auch  f.  1  ^00 ,    bis  woliin  sieh  die  Kiii- 
nabmeii  aus  den  fiii/flneii  Steuern  absolut  u.  nlativ  nur  weni^  vt  rändert  haben. 

Das  Krgel>niHS  i.st  deninacli:  vorwaltende  Steuer-  und 
zwar  directe  Steuerwirihschaft,  welche  in  der  rohen  Form  von 
Multiplis  alter  Steuern  sich  dem  unvermeidlich  wachseDden  Bedarf 
einigennassen  angepasst  hat,  aber  ein  wirres  Cooglomerat  vielfäl- 
tiger, ungleichartiger  und  ungleicbmässiger,  vornebmlich  die  länd- 
lichen und  unteren  Classen  belastender  Steuern  darstellte.  Daneben 
indirecte  Stenern,  von  denen  die  wichtigste,  der  Bieraufscblag, 
soweit  er  Preis  und  Qualität  beeinflnsste,  doch  auch  überwiege  ml 
die  Massen  des  unteren  Volks  trat':  Stcuerverhältiiisse,  welche  dctj 
IranzJisisehcn  des  ancicu  n'^rime  in  diesen  Puncten  der  Ungleicli- 
miissi^keit  und  der  Mehrbelastung  der  ärmeren  Classen  doch  vieL 
lach  gleichen. 

§.  35.  Von  anderen  Ländern  zeigt  AU- WUrtemb eir  ^ 
iiu  IG.  Jahrhundert  folgende  Stenern. 

Hoffmaiiii,  Fin.  W.a  /u  Anf.  d.  1(>.  Jabrli.  S.  4S  ff.,  CO  ir.   Ausser  nianclao] 
^f-iif-rartiiren  F.iiiii:iliin<'ii  unter  den  Ke>rrilieii  und  (iebuhrun:  dir<''  l<"  St<Mieru 
V  erui  ugens  bcäi  t/.  und  Erwerb,  nuiuluii  1>  die  alte  Bede,  eine  feste  örtlioli 
Jahressteuer,  nach  I^gcrbachem  normirt,  für  ganze  Bezirke,  (Jemeioden  und  It^i 
kungen.  mit  manchen  Ungleichheiten,  nach  verschiedenen  Kcchtstiteln ,  theib  in  G^I« 
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dMb  in  MrtniiB«!,  nnprOnglich  wohl  aus  schütz-  und  schirmrechtlichen  Vcrliält- 
n\9^cTi  h«T\*orgeganfiren;  2)  der  ,.1- and  schaden",  f\na  jährlich  aaf  die  Landschaft 
lat  DecJiUiig  der  in  uiigleicbeia  ^laasse  zu  leistenden  ulicntlicheu  Ausgaben  umgelegte 
Refwtioiiasleiier;  3)  Schatsnniren  für  MUserordeDtUohe  BedflrfiiiBse,  VermOgenB- 
sti'uern,  in  d<*r  Kr-sA  nur  auf  besondere  ständiscli-'  Bowillipung,  Ipoi  und  nacli 
Knegeji,  daoji  ahcr  schon  regelmässiger  werdend.  I>a  sich  der  Adel  immer,  die 
Stifter  meisCeiu  eatiosen,  vnrde  gewöhnlich  nar  die  Landschaft  getroffen.  Abge- 
ordnete der  letzteren  theilten  die  Summe  auf  Städte  und  Aemter  aus,  die  unterste 
Grundlage  wurd'-  durch  individufllc  Sulbstschätzunir  irewonnen.  An  die  Stelle  ron 
Nr.  2  ond  '6  traten  nach  1514  die  mit  den  Stauden  vcraiischiedctea  Landsteuern.  — 
Indirecte  Stenern:  1)  Zolle,  seit  147.H  im  Lande  gleichmiissigcr  geordnet,  wobei 
Woin  oine  he5onil<.Te  Hauptkategorie;  2)  rrijEjeld:  Abgabt;  vdii  den  in  d<ii  W'irfh- 
schaiteu  verschenkten  betränken,  besonders  Weiii;  vornehuUich  eine  st&dtische  Abgabe, 
die  aar  Örtlich  ganz  oder  theilweise  in  landesherrlichem  Besitz  stand.  —  In  den  steuer- 
teduuachen  Prinri[iien  wurde  auch  später  nicht  ächr  viel  geändert,  die  directe 
Vermögenssteuer  wurde  im  17.  und  noch  im  Ih.  Jahrh.  auf  neu«-  Kataster  tre- 
gründet  (1713  tlV),  Kopfsteuern  damit  verbunden,  die  Sätze  des  Ungeldes  und 
anderer  Accisen  gesteigert,  Stempelpapier  eingeführt  (1714)  ^chmoUer, 
Epoch.  d.  prenss.  Fiuanzpol.  S.  63). 

Fränkische  Lande  der  UohenzoUem. 

S.  Kotelmann,  Tin.  Alhr.  Achill's,  Ztschr.  f.  prcuss.  Gesch.  III,  1  fP..  auch 
Vocite,  Steuerwes.  im  16.  u.  17.  Jahrb.,  in  .Anspach,  Arch.  d.  bist.  Ver.  f.  Mittol- 
fraokcn,  1S70.  Hier  bestand  im  15.  Jahrhundert  unter  Albrecht  Achill  eine  tüchtige, 
wohl  g<  ordn<-te,  gut  controlirte  Finanzrerwaltang,  tosn  Grundsätze  und  Kinrichtnngen 
daoil  z  Th.  für  die  Mark  Brandenburg  Mustor  wurden.  Dio  Bo<lc  oder  Steuer 
war  much  hier  ursprünglich  freiwillig  im  jedesmaligen  einzchien  Bedarfsfall  gewahrt, 
dann  kraft  fürstlicher  Machtrollkonunenheit  ansgeschriehen  ond  fepartirt  worden, 
ziemüch  regelmässif; .  nur  mit  seltenen  Ausnahmen,  \v<-nM  man  sie  einmal  entbehren 
kouAte.  Mit  solcher  Bede  werden  z.  B.  1472  die  Soldaten,  zur  TUrkenliilfe  gestellt. 
Durch  Yflottinf  mit  der  Landschaft  voide  dann  diese  «nrefolmassige  Steuer  in  eine 
feste  jihrliche  „Gülte"  verwandelt.  In  Ortschaften  wie  Golmbach  finden  sich  Ab- 
gaben yon  den  Handwerkern,  Hadstubon.  Sonst  mancherlei  Naturalabgaben  und 
Arbeitsleistungen,  die  mitunter  in  Geld  ablösbar  sind.  Die  wichtigbtcu  indirecten 
Abgaben  sind  Zölle  u.  dgl.  und  Ungeld  (von  jedem  verkauften  I-'uder  Weins  oder 
Biers),  sowie  Zapfienxlos  als  feste  Jahresabgabea  Ton  Wein-  und  Bienchenken  (Art 
LicenzabtrabeV 

Alt-Hessen. 

Ueber  alt-hessische  Steuern,  bes.  Vermögenssteuern,  s.  llildebrand  in 
S.  Jahrb.  1875,  B.  25,  S.  297  ff.  Bis  Anfang:  des  IG.  Jahrliundcrts  keine  Steuern, 
dann  fllr  BOmenionate,  für  Turkcn:itcu>rn  all<renieine  Vermögens-  und  Ein- 
kommenstc oern.  Im  17.  Jnhrliunderi Erhebung  der  Steuern  nach  den  alton  Katastern, 
mit  angenUgenden  Kectificationen,  Ende  d.  17.  Jahrb.  ist  die  alte  Vermögens-  und 
EiakoDBensteaer  «ach  hier  mehr  eine  Gombination  ron  Grund-,  Gef&ll-, 
Qew«>rbc-,  Yiehstenern  g'ewordcn.  1741,  1764  wird  ein  fr-ilich  nocli  ziemlich 
rohes  Grundsteoersystem,  doch  mit  der  reinen  Rente  als  Grundlage,  eingeri«  htet. 
Die  Ritterschaft  bleibt  bei  yoü.  den  älteren  Steuern,  niedriger  besteuert  auch  später. 
Mach  1614  weiden  die  alten  Sleaam  an  Stelle  der  westfUischen  wieder  eingesetzt! 

§.36.  Knr-Saclisen.  Ein  gutes  Beispiel  der  Steneren^ 
wieldnng  unter  dem  Anwacbsen  des  öffentlichen  Bedarfs,  nach  der 

politischen  Seite  —  Stenerhewilligung  im  Zasaromenhang  mit 
den  LandsUlnden  —  und  nach  der  tech  n  is  th  en  Seite  — Arider 
gewählten  Steuern,  Einbürgerung  indirccter  nelicn  directen,  Um- 
gestaltung der  letzteren  —  bietet  iiueb  die  JSteuergescbichte  Kur- 
.Sachsens  vom  15.— 17.  Jahrhundert. 

A.  Wagner,  FÜMai«iM«n»ehaft  III.  6 
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S.  Falke.  Tü)).  Ztsolir.  B.  80,  S.  395  £,  B.  31,  8.  114  ff.,  gote UebdiBielit 

Hauptpuncte  in  dem  Hcsaiuc  Ö.  IbO— 1S2. 

Die  Heden  lassen  sieb  hier  als  ausserordentliche  Beihilfen  an 
den  Landesherm  bis  in  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  znrttck- 
verfolgen.  Einzelne  Stftdte  ttbemahmen  sehen  seit  Ende  des  13. 
Jahrhnnderts  feste  jährliche  Abgaben  J ah  r  r e  n  t  e  n Aehnllch 
wurde  die  „Landbede"  oder  ordentliche  Bede"  vom  länd- 
lichen Grundbesitz  (Adel,  Klöster)  im  14.  Jahrhundert  in  eine  feste 
jährliehe  Abgabe  umgewandelt.  Neben  diesen  ordentlichen  Stadt- 
uiid  Landbeden  kamen  aber  im  14.  Jahrhundert  ffir  neue  ausser- 
ordentliche HedUrtiiisse  neue  ausserordentiche  Beden  auf, 
welche  von  den  ►Ständen  der  einzelnen  Landestheile  speciell  l)cwilligt 
wurden,  regelmässig  als  Abgabe u  vom  und  nach  dem  Grund- 
besitz (unbeweglichen  Vermögen)  in  Quoten  des  Jahresgrund- 
zinses. Hin  wichtiger  weiterer  Schritt  erfolgte  1438,  indem  von 
da  an  regelmässig  allgemeine  Land  es  Versammlungen  (zu 
Leipzig)  Steuern  bewilligten,  so  damals  zur  Bezahlung  der  zu  Uber- 
nehmenden laDdesherrlicben  Schulden,  nachdem  man  eine  vor- 
geschlagene allgemeine  Vermögenssteuer  verworfen,  in  Form  einer 
„Zise*',  d.  h.  hier  einer  Verkaufsabgabe. 

Die  Veikiiifer  liatten  sie  bei  jedem  Kan^eseUft  von  gewissen  benannten  Waaren 

im  Betrag  von  ^      wctm  sie  Inländer,  von  Vm  ^^^"^^        fremde  Kauflente  waren 

(.,30.ste"  und  ,.2ü.i5te"'  Pteoni«;)  zu  i;titri*  ht*'n.  SfiMi<  rpflirJifi^r,.  Olijecte  waren  die 
liütriinkc  (in  Fässern  oder  verzapft),  detreidc  i,''"^=>^'i'  ^'^ot  und  Ivleie),  Feld-  und 
Garfcnfrüchtc,  alles  Mnrktrieh,  alle  Erzeopiisse  und  Arbeitsstofle  der  Uandwerke, 
ndduinsrlil-ij.-,  \\  t'(  lisol.  Manch'*  Befreiungen,  u.  A.  di«-  Produrte  von  Adel,  (Jeistlirli- 
keit,  dus  von  Bürgern  im  ^\  oicllbüd  gewonueuu  Getreide  (ä.  l'alke  a.  a.  ().  B.  .'U),  S.  101). 

Aus  dieser  auf  kurze  Termine  verwilligten,  aber  wiederholten 
Besteuerung,  in  welcher  wohl  die  Tranksteuer  schon  am  Wichtigsten 
war,  entwickelte  sich  später  eine  eigentliche  indirecte  Ver- 
brauchssteuer, besonders  auf  Getränke.  („Ungeld",  „Trank- 
steuer*'). 

So  U70  eine  Traukateuer  von  5  Groschen  fUr  ilaü  tasä  Bier,  Wein,  Meth  auf 
6  Jahre.  Beim  Bier  wurde  die  Steuer  bald  auf  das  Gebrfta  selbst  gdegrt,  fn  den 
Stftdten  Tind  b»  im  Adel,  won-'hen  in  Wirf  hshati;<crn  die  Zapfg^e  büJir  wohl  fort- 
dauerte. \  orubergcheud  wurde  das  Ungeld  auf  Getreide,  Brot,  Fleisch  in  den  Städten 
ausgedehnt  (1481).  Seit  1502  wird  die  Tranksteaer,  besonders  auf  stftdtischea 
Brau-Bier  immer  regelmassijrer,  woAlr  die  Städte  aber  nach  einem  möglichst  g:e- 
sirlurtcn  Brau-,  bez.  Ab-at/monopol  streben.  Diese  Tranksleuer  wurde  in  verseliie- 
denein  Hetnige  und  für  verschiedene  Zeifräunir  bi  willis^t.  aber  srhliesslich  als  liaupt- 
mtttcl  7.ur  Bezahlung  der  forstlichen  und  Lande>sehulden  bleibend  und  somit  zo  einer 
„onlt'ntliehen'"  Steuer.  Wo  sie  vr.n  P>i(  r.  W'i-in  dem  Zapfwirfh  aurgeleut  war,  wurde 
sie  von  diesem  durch  Maaa.svcrkleinerung  oder  rreiserbühuug  fortgewälzt.  (Details 
aus  d.  16.  Jahrb.  bei  Fällte  B.  SO.  8.  415,  439).  Zeitweilig  kamen  aocb  aosser- 
ordentliche  Trankstcuem  (auch  q^ccicll  für  WeiJi)  ausserdem  hinzu. 
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So  bürgerte  rieh  die  indirecte  Stenerform  in  Sachsen 
defimtiT  ein,  besonden  znr  Bestenemng  der  Städte  nnd  mittelst 
deren  theils  recbtlicben,  tbeils  factiseben  Absatemonopols  snr  Be- 
steuern 11^:  des  Getränkeconsiims  Uberhatipt.  In  der  Acciseverfassung 
des  17.  und  18,  Jahrlmnderts  ging  man  in  Sachsen  wie  im  preussischen 
Staate  in  dieser  Richtung  dann  conseqiient  und  erheblich  weiter 
und  gelangte  zu  einem  allgemeinen  Accisesystem  (endgiltig 
geordnet  1707). 

S.  >$])*>ciell  Uber  die  Flciscbsteaer,  bes.  in  Leipzig,  Gorlacli,  Fiebchcoasam 
Leipzig'»,  Diss.,  tSSC»,  S.  3Sff. ;  auch  in  Coai-ad's  Jahrb.  IsSO. 

Die  directe  Besteuerung  blieb  aber  daneben  in  ihrer  Knt- 
wicklung  nicht  zurück,  wenn  sie  auch  im  1().  Jahrhundert  zunächst 
voniebmlich  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  flir  die 
TUrkenkriege,  Bel'estigangswesen  und  sonstige  Kriegsansgaben  zu 
liefern  hatte.  Ueber  den  Umfang  der  Betheilignng  an  diesen  Lasten 
lagen  die  einzelnen  Stände  und  Oiassen  stets  im  Streit ,  Adel, 
apeciell  wieder  die  Grafen  nnd  Herren,  Prälaten,  Städte  nnd  Bürger. 

Die  ^iiptforin  war  die  allgc meine  Vermögenssteuer  ron  allem  natx>- 

baren .  irelesrcntlich  aucli  von  allem  Vermöf?cn  (mit  bestimmt  benannti  n  Auänahmen, 
wie  Silbergeschirr,  Ue^chmeido  and  bei  armen  Leuten  Zug?itih),  i.  B.  mit  1  7o  ^ou 
der  RitteiSGhaft,  IVs  V»  ^on  Stidten,  Prilaten,  bftnerlichcn  Dntertbanen  (so  1592); 

daneben  cinkommensteucrarti^e  Abgaben  von  den  B*;sitzlosen.  Eine  ähnliche, 
anfangs  aasserordentliche  directe  Steuer  (la4ü  und  siiätor^i  war  dit-  sog.  Srhock- 
steuer,  ebenfalls  eine  allgemeine  Vermögen-  uuJ  Ki  nkom  mciist  e  Ui- r. 
die  in  allmählich  erhühcten  Pfennigqaoten  vom  Scheele  (irosoheii  Ii  später  als 
bleibende  hauptsärhli<  hc  directe  Steuer  (..Landsteuer**)  neben  der  Tianitsteuer  fur 
die  Deckung  der  Kegieruugsau;igabcn  einbürgerte. 

c)  Ocstcrreichischu  Monarchie,  besonders  die  doutsch-slavischen 

Erblandc. 

§.  37.  In  den  österreichischen  Landen,  speciell  auch  in 
Nieder-Oesterreich  (Wien)  sind  indirecte  Abgaben,  sog. 
Ungelty  besonders  Trank  steuern  auf  Wein,  Bier,  Meth  schon 
yerhältnissmässig  früh  als  landes fürstliche  Steuern  anfgekom- 
men  (14.  Jabrhnndert)  nnd  haben  sich  dauernd  eingebürgert 

S.  Bruder,  Finanzpol.  Uudolf*  IV,  S.  4fr..  K.  Sebalclt,  Oest.s  Finanzverwalt. 
1412  —  1430,  Wien  ISSl,  Oberleitner,  iU^^t.H  l  in.  u.  s.  w.  unter  Ferdinand  I.,  S.  10. 
ders.,  Finanzlage  Nied.-Oesterr.  i.  IG.  Jahrh.  S.  14,  23  Ü'.,  daselbst  u.  A.  manche 
EimeDieiten  ans  den  Ttiifen. 

Der  grössere  Bedarf  fllr  die  Türk en kriege  u.  s.  w.  steigerte 
die  Stcuersiltze ,  vermehrte  die  Steuern,  drängte  zur  Ausdehnung 
und  Einbürgerung  der  indirecten  Steuern  (Bier,  Zrdle,  Ver- 
brauchssteuern) und  führte  zu  ausserordentlichen  directen 

„TUrkeusteuern''   in  der   Form  von  Vermögens-^  £in- 

6* 
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kommen-,  Personal-  nnd  Standesstenern,  wie  im  Dentschen 

Reich)  nur  das«  diese  Steuern  in  Oesterreich  wirksamer  durch- 
geführt wurden.  Die  Entwicklung  ist  im  U).  Jahrhundert  in  den 
einzelnen  staatsrechtlichen  Gehicten  selbständig,  aber  unter  dem 
Druck  gleicher  Verhältnisse  und  wohl  auch  unter  der  Einwirkung 
des  Heispiels  ähnlich.  In  Nieder- Oesterreich  dienten  im 
16«  Jahrhundert  zur  Ergänzung  des  landest'Urstlichen  Einkommens 
zunächst  die  von  den  Ständen  zu  bewilligenden  Contribntionen, 
deren  Normalsats  seit  1542  der  1  %  Gttltansehlag  Yon  dem  Er- 
trägniss  des  landschaftlichen,  der  1%  *^/o  Ansehlag  von  demjenigen 
des  untertbftni^an  Grundbesitzes  (incl.  Vieh)  war. 

lliiiiiach  waren  aiirli  die  oberen  Stiiude,  eiiiheiuiisclie  Prälaten  und  fremde 
geistliche  Fürsten.  Herrenstand,  Adel  und  Uittenichaft,  ebenso  l'farreien  und  Süftungen 
eontribntionspflichtiir.  wenn  auch  in  geringerem  MaatiSO  als  dio  Unterthanen.  Diese 
(ittlt,  anfangs  zur  Hälfte  tThulx-n,  stieg  im  IH.  Jahrhundert  auf  das  \^-.,,  2.  2V2facho, 
woneben  die  Stände  auch  wohl  noch  Soldaten  auf  eigene  Hcchnung  stellen  und  uuter- 
lialten  musstcn.    Im  Wesentlichen  war  diese  Coatribation  eine  Grandertragssteuer, 
Anfansr  des  1(5.  Jahrhunderts  meist  im  Jahr<!sbetrage  tob  16  —  20.000,  später  und 
Ende  desselben  meist  von  150.000  fl.  und  nielir,  Summen,  w.-lche  in  !  ti'densz'Mt 
namentlich  zur  Berichtigung  der  von  den  Staitden  zu  ubcruehuicn  gewesenen  llof- 
seholden  dienten.   Zur  Ei^nznng:  des  Steoerbcdarfe  kamen  um  m  mehr  veitete 
directe  und  indirecte  Steuern  in  Betracht:  von  jener  die  Urbarsteuer  (der 
..Hausgnlden"),  mit  bestimmten  festen,  nach  und  nach  gesteigerton  Sätzen  von  jedem 
Haus,  bez.  behausten  (Jute  iu  dcu  Städten,  Märkten   und  ^wohi  wie  in  Böhmen 
?on  der  „Anslssigkeit**)  auf  dem  Lande;  feraer  eino  Kop&teoer,  die  Leibsteaer, 
wöchentlich  1,  anch  2  Pfennig  (Ende  des  IG.  JabrhondertS  aofjgeholicn)-.  dann  di«i 
ausseron].  ntl  iehen  Türken<teue  rn.  z.  B.  1523  in  folgender  Weise  normirt: 
von  Waaren,  Gutern,  Kenten,  Zehnten,  Bergrechten,  von  liogeildem  Gcide,  von  Besol- 
duDgen  ron  100  fl.  '/«      von  50  fl.  2  Schill.,  ron  25  fl.  I  Schill.;  tta  die  höheren 
Stand-'  f(i'  isfliche,  Adel,  Doctoren)  eine  nitgestuftr  Standes-Ko|)f?.tcuer  von  5,  1,  2. 
1  tl.    Weiter  steuerten  ein  Edelmann,  i'l'arrer,  \  icar.  Bürger  von  seinem  Besitze  im 
Werth  von  looo  II.  1  II.,  von  unter  1000-500      tl.,  von  500— 100  11,  2  Scliill.,  von 
100^50  II.  1  Sch..  von  50—25  H.  '/^  Sch.    Bei  den  Bauern  crmässi»:ten  sich  dios« 
Sätze  in  den^ellien  Werihclasscu  des  I?.  -^it/.-'-^  etwa  auf  die  H.ilfte.  It.-i  Bäuerin uen 
noch  mehr.    Besoldete  rriester  zahlten  vom  Ü.  Einkommen  1  Kr.;  Handwerker  and 
nicht  ange«es8ene  Knechte  12  d.  p.  Kopf,  alle,  die  weniger  als  25  fl.  besitzen,  auol 
Mönche  ond  Nonnen  10  d.:  alle  Personen,  die  das  Sacrament  empfangen  4  d.;  toi 
Kleinodien  war  von  100  fl.  2  Sch.  /.u  zahlen.  Also  eine  c  lassificirte  Vermögens- 
Einkommen*,  Personal-,  Standes-  und  Kopfsteuer  (s.  Oborleituur,  Fin.- 
lag»  Nied.-Oes(eir.,  8.  37.  woseltot  tnch  die  Sit»  von  sputeiea  &hnlichen  Stenen 
im  16.  JahrhoadertX 

Daneben  werden  die  iinli  retten  .Steuern  ergiebiger  gemacht 
besonders  rngcld  (Zapfeumaaää|  Tranköteuer),  das  z.B. 
verdoppelt  wurde. 

Die  Einrichtung  war  die  einer  „Schanksteuer''  nach  der  Höhe  des  Absatzoi 
nclimlich  ron  jedem  Eimer  g^egen  (icld  aiisuesehenkten  ..verzaiiften")  Getränkes  tuasste 
6  „Achterin"  ron  den  Con^umenten  gezaitlt  werden,  indem  der  Wirth  eutsproclien 
da»  Mass  veifcleinerte  nnd  statt  95  jetst  41  Achterin  ans  dem  Eimer  machte.  ^ 

batt«'  in  (ield  p.  "Maass  die  Steuer  ah/ufiiliren.    I'ernor  wurdf-n  Aufsehläge,  (^Vtt^ 
Zoll'  )  von  veise|iied<;neii   \V;iai''n  tlieil^  In  im   X'erkauf  im  Inlande  und  bei 
Au:)fuhr  (von  Wein,  Bier,  Meth,  Branntwein,  (ietreide,  Vieh  und  ujideren  länülioii^ 
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PiodacteD,  FIseHen,  Fleisch,  in  Wertiviiiotoii  tnd  in  8peci68chen  SUzon),  tbeils  bei 

der  Einfuhr  und  bei  der  inländischen  I'mductiou  vom  •r'wis-«ii  foiiK  U 
LDJcnüwaarcn  ^(iold-  und  äiibenvaaren,  liostbaren  Kieidungsstoituo  u.  dgl.,  lUucb- 
veilt,  Oluneben)  Bacb  den  Werth  erhoben.  Aach  die  Mauthen  mit  ihren  SSöllen 
haben  zum  Theil  den  Charact*T  indirecter  Steuern.  Unter  den  lanJrsfur>>t]ichw  £iu- 
n.nhinfn  jr-^hAron  die  erli'ttlirht'ti  nns  .Ion  Salzrtintern  (bc^sondois  <I<'ni  Wi-Mi-r) 
ebeufall:i  ihciUeiac  hierher.  Im  daiizeu  haben  sich  bu  bchüii  ioi  Ib.  Jahrhundert  die 
indimeteii  Stener-ErtrigBisse  stark  gesteigert,  so  dass  sie  nicht  immer  so  gar  viel 
hinter  den  directen  Stenern  (incL  Gontribntionen)  leorackbUeben. 

§.  38.  Von  anderen  (^sterreichiachen  Lllndern  ist  Böhmens 
Stenei^cbiebte  yom  16.  ins  17.  Jahrhundert  durch  Gindely, 
Schlesiens  fDr  dieselbe  Periode  durch  Kries  eingehend  nach  der 
technischen,  administrativen  und  politischen  Seite  behandelt  worden. 

8.  Gindely,  Wiener  A]uM].8chr.  B.  18,  1869,  S.  89—168;  Erics'  o.  8.  S4 

gen.  -  !'_'<•  ne  S.  hrift.  I)i<  se  rmsL'ezeichneten  Arbeiten  licfren  (!>  r  foli^^enden  Darät«;llung 
la  (iruoiie.  Sic  i:il  absichtlich  etwas  eingebender  gehalten,  um  mit  diesen  guten 
Beispielen  einen  genaneren  Einblick  in  dentscbes  schon  entwickelteres  territoriales 
Stenerwesen  im  1*;.  Jahrhundert  zu  geben.  B<  i  den  oftmali(;en  Veränderungen  der 
Massrcfr«'In.  welche  znnärhst  initjuT  noch  bloss  für  ciniue  ,I;il>re  gctrotlen,  wi-nn  auch 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  sclion  gewöhnlich  wiederholt  werden,  und  bei  der  Ver- 
wickeltbeit  der  einzelnea,  sich  den  StnndesrerhUtnissen  anscbliei^scnd<-n  ßestiuinuin^cu 
ist  es  schwer,  das  Wosenflicho  in  Kurze  zusamiii'Miziif:issen.  Nur  das  Detail  '^U-hi  »;in 
foUes  Bild  des  bunten  Steuergemenges,  das  zunächst  wie  ein  Chaos  erscheint  und 
dennoch  gewisse  principielle  Tendenzen  in  sieh  birgt. 

Man  erkennt,  wie  der  wachsende  Finanzbedarf  doch  in  den 
einnial  gegebenen  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnissen 
auf  die  ausgedehntere  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allge- 
meinheit hinwirkt  und  bestininite  Hauptsteuern,  directe 
Vermögens-,  aber  auch  schon  Ininio  l)iliar-Ertragsstcucrn, 
ireilicb  in  roher  Form,  indirectc  Steuern,  Trank-,  besonders 
Bier  steuern,  Zölle,  Dach  vergeblichen  Versuchen  mit  allgemei- 
neren Verkaufsstenern ,  ans  manchen  anderen  zur  Ergänzung 
dieser  Uauptotenem  dienenden  kleineren  Stenern  in  den  Vorder- 
grund treten:  die  typische  Entwicklung  in  der  Folgezeit 
Zugleich  ist  Böhmens  Finanz-  und  Steuergeschichte  ein  gutes  Bei- 
spiel flBr  die  Finanzen  eines  bedeuteixderen,  von  den  Weltereig- 
nissen (Tlirkenkriege)  nttber  bertthrten  Tenritorialstaats  des  16. 
Jahrhunderts,  der  schon  Hanptglied  eines  grosseren  Staatswesens 
geworden. 

Das  auch  in  Böhmen  zunächst  noch  immer  fUr  den  fürst- 
lichen und  den  öffentlichen  Landesbedarf  dienende  ordentliche 
königliche  Einkommen  überwiegend  privatwirthschartlichen,  aber 
mit  manchen  P^lemcnten  steuerartiger  Natur  versetzten  Chararters, 
aus  Landgütern,  Bergwerken,  städtischen  Kanniierziiisen,  Salzregal, 
Grenzzöllen,  Ungelt,  liierabgaben,  reichte  bei  dem  Kriegsbedarf 
lauge  nicht  mehr  aas,  auch  wenn  es,  wie  in  Böhmen  einmal  durcU 
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den  den  königlichen  Städten  zur  Strafe  aufgelegten  Biergroscben, 
einseitig  durch  die  königliche  Gewalt  zu  vermehren  gesucht  wurde. 
Zur  immer  stärkeren  Ergänzung  traten  seit  Ferdinand  I.  die  stän- 
dischen Steuerbewilligungcn  hinzu,  welche  allmählich  regelmässig 
und  höher  werden  mussten.  Der  Widerstreit  zwischen  den  Interessen 
des  Adels  und  der  Städte  untereinander  und  mit  der  königlichen 
Gewalt,  mit  wechselndem  Erfolge  für  die  Betheiligten  ansgefoehteD, 
fährte  zur  Wahl  technisch  verschiedener  Stenerformen  und  zur  mehr 
oder  weniger  hohen  Mitbelastong  des  Adels  nnd  der  Geistlichkeit. 
Von  den  Ereignissen,  welche  die  mancherlei  theils  geplanten,  theils 
kürzer  oder  länger  durchgeführten  Maassregeln  betreffen,  sind  wohl 
die  bemerkenswerthesten  der  Kampf  der  höheren  Stände  wider  die 
allgemeine  Vermögenssteuer  zu  Gunsten  einer  ausgedehnten 
Verkaufs  st  euer,  dann,  als  sich  letztere  practisch  nicht  bewährte, 
der  Ersatz  der  Vermögenssteuer  durch  eine  wesentlich  nur  die 
Städte  und  die  Gats-Unterthanen  treffende  Haus-  und  An- 
sässigkeits stener,  endlich  die  grossere  Entwicklung  der  Z 1 1  o 
nnd  der  indirecten  inneren  Verhrauehsstenern,  beson- 
ders der  Biersteneri  Stenern,  ans  deren  Verbindung  unter  ein- 
ander nnd  mit  einigen  anderen  Stenern  doch  im  ersten  Viertel  des 
17.  Jahrhunderts  eine  Art  rohes  Steuersystem  geworden  war. 

Die  Verkauf  SS  teuer  wurde  1531  an  Stelle  der  sonstigen 
Vermögenssteuer  einmal  versucht,  nach  italienischen  und  spanischen 
Analogicen  —  sie  kam  auch  in  t'rankreich  vor,  §.  53  ff.  — ,  misslaog 
aber  in  ihrer  ausserordentlichen  Unvollkommenheit  völlig. 

Sie  sollte  alle  inni^iichon  lainlwirthscliafdiclion,  aber  auch  iiianchc  industrielle 
uaii  alle  sog.  kauimaiiuswaarca  trelluu«  mit  Vm  Erlöses,  den  der  Verkäufer  (Kauf- 
maiiii)  wOcSendicH  auf  Trea  und  Ohmben  anzogeben  hatte.  Aaf  dem  Luide  traf 
sie  die  UntorihancQ.    Sdion  im  2.  Jahre  ihres  Bestelieiis  entzog  maa  aicli  dieser 

uberl;bti<^en  Abi::il<e  gjo<Jsentheils,  im  H.  v'^llisr.  Es  fehlte  also  <:aui  an  penU^cndem 
i.'ouu olapparat.  Auch  ein  späterer  ueuer  Versuch  („30.ste  Groscheu"  vom  Verkauf 
je^icher  Sachen)  verlief  nicht  fid  besser  (1570).   Erst  als  man  die  stets  nor  kurzo 

Zeit  !>' it'  li  nde  Steuer  auf  einige  wenige  geeignete  Artikel  beschränkte  1^1575*  1586, 

1595),  /ulet/t  besonders  auf  (ietränke,  Vieh,  Fisclie.  war  der  Erl'ol?:  besser. 

Die  Uauptsteuer  war  längere  Zeit  eine  directe  allge- 
meine Vermögenssteuer  (1527—34,  1537—66). 

Di''  Steii'^rsubjcctc  dersel))on  waren  anfantrs  die  Mitu'li'-'dcr  der  dr<'i  Stäiid»;, 
die  Ciebtlichkeit,  die  freien  Bcsit£or,  die  Lchensleute,  welche  sich  wohl  an  ihreu  Unter« 
thanen  oftmals  dafür  schadlos  hielten,  bis  diese  letzteren  seit  1542  aach  dixect  als 
solche  mit  zur  Vermögenssteuer  veranlagt  wurden.  Das  St'  ii  crobject  War  dm 
unbewegliche  und  bcwejfliehe  Verm<"»i;eii ,  'dnsrhliesslioh  Erl»-  und  Kainmcrzinse  iinc 
lütcretfsoD  tragende  Kapitalien,  ausficlUiu^alich  Kleider,  Kleinodien,  baarcs  uuv'criuiiäte4 
Geld,  nach  £k;hitzangsansehlifl:en  anf  (irand  ?ob  PMonea  des  Adels  n.  s.  w.  Diea« 
Steuer,  gewi^hnlich  **  u  ^om  VermÖKcn.  also  bei  Annahme  5  %  Ertrags  fast  '/^  voi 
die^<em.  war  jed«  tifalN  dnick'  tid  und  besoudexB  dem  Adel  listig,  trotz  der  sicher  meifl 
viel  zu  niedrigen  Linse häuuugen. 
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An  Stelle  dieser  Steuer  trat  indessen  1567  eine  sogenannte 
HsDsstener. 

Dieselbe  tnf  naeh  4  GUssen.  am  Höchsten  in  den  ksn.  Sddten,  am  Niodrigsteu 

auf  dem  Lande  di*-  Häuser,  l»oz.  die  ..Ansässigkeiten"  der  Unterthanen  auf  dem  Lande, 
d.  h.  die  einzeluea  bauurlicUeii  Aiivesuu,  lieüs  aber  den  Adel«  auch  die  höhere  (jeiät* 
lichkeit  ffM,  ausser  deren  stsdtfsclie  Hloser  und  Kapitalbesitz,  fttr  welch'  letzteren 
diese  Stände  jetzt  eine  hesoudcro  Steoer  zu  zahlen  hatten.  Diese  Steuerfreiheit  dauerte 
im  Wesentlichen  bis  1595,  wo  der  gostdgerte  Finauzbedarf  sie  zu  beschränken  n&thigte. 

Der  Adel  wurde  nnn  nach  der  Zahl  der  bftnerlichen  Ansässig- 
keiten anf  seinen  Gütern  selbst  bestenert,  nar  fllr  den  eigens  be- 
wirihacbafteten  Besitz  blieb  er  frei.  Die  Hauptlast  trug  der  Bauer 
in  seiner  eigenen  „Hanssteuer". 

Der  Gutsherr  hatte  die  Zahl  seiner  nnterthünigeii  bäuerlichen  AnsSssfgkeiten  an> 
zugeben.  da?on  seit  1595  seine  eigene  Steaerquote  zu  entrichten  und  srit  15(i7  dic- 
j<'nige  der  üuterthanen  zu  erlieben  un-l  alizufülir-  ii.  Di<!  Steuersätze  wurden  gelei;:.  iiflich 
erhöht,  aber  waren  wohl  fUr  die  einzelne  „volle  Ansässigkeit"  (deren  iin  17.  Jahr- 
bvndert  aneb  Quoten  nntenebieden  werden)  f^Ieieb,  also  reell  angleich  je  nacb  der 
vorsi:hi*'"lL'ncn  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  lliui.Tliftfe.  Von  ihn-n  etwaigen  Mii'tlu'i  n 
und  ihrem  Gesinde  konnten  die  besteuerten  Unterthanen  bestimmte  Beitruge,  so  vom 
Geainde  des  Lohns ,  mr  Mittragong  der  Stenern  erbeben.  Die  Pfarrgeistlichkoit 
war  schon  anfangs  auch  mit  einer  Haussteu^  r.  etwas  höher  ab  die  Bauern,  belogt, 
der  gutäbesitzende  höhere  («Iitus  wie  der  .\d«:l  behandelt. 

In  der  schwierigen  l'iuau/.lage  löWo  U.  trat  zur  Ilaussteuer  eine  zweite  directe, 
ihnlicb  geordnete  Steuer  binza  (die  „Sammlnng**,  zbirka).  Ancb  einzelne  specielle 
K!  i>s  n  werden  wohl  dir<-ot  mit  festen  Steucr^ät/i-n  Iwlei^t.  <Iio  Srliafmci^fcr  und 
bchafkoochte.  —  Zur  Ergänzung  kam  15U6  eine  allgemeiuc  Kaminäteuer  in  den 
ommMMiles  Stidten  nnd  anf  den  AdelsbAfen  binzn,  ancb  zeitweilig  eine  gewerbliche 
Ladenstoner,  eine  MttbUteaer  nach  den  Mahlgängen,  selbst  einmal  eine  directe 
Getreidesten  er  vom.  bez.  nach  dem  Ernteertrag.  Zu  «lern  System  di  r  ilirecfeu 
Stenern  gehörte  auch  eine  hohe  Judeustcuer:  seit  1507  eine  Koplsteucr  lur  männ- 
liche Juden,  in  verschiedenen  Sätzen,  niedriger  fUr  Kinder  bis  lo  Jahre,  höher  für 
die  älteren  in  den  kön.  Städten  ansilssi-j^-n -.  auf  dem  Lande  zahlte  der  Jude  die  tiblicln 
llaus^iteucr.  Später  höhere  Sätze,  andere  Altcrsclassen  ^10 — 20  J.  u.  älter),  Steuer 
auf  weibliche  Penoncn  aasgedehnt,  Kopf-  lud  Hanssteoer,  letztere  2 — 3  mal  so  hoch 
als  für  Christenbinser. 

Unter  den  indireoten  Stenern  nehmen  auch  in  BShmen  die 

Tranksteuern,  besonders  die  Biersteuer  im  16.  Jahrhundert 
bereits  eine  bedeutende  Entwicklung  und  werden  bald  ein  festes 
Ilauptglied  des  territorialen  Steuersystems ,  indem  die  ständischen 
Bewilligungen  regelmilssig  werden. 

1534  eingeführt  besteht  die  Steuer  hier  zuerst  als  Malzsteuer  und  als  Bier- 
s teuer  auf  Schaukbier.  1546  bleibt  nur  letztere  bestehen  und  wird  seit  1552 
permanent,  mit  2  Groschen  per  Kopf  beginnend  steigt  sie  allmählich  auf  ti  (ir.  Zu 
dieser  ständischen  Steuer  kommt  in  den  kön.  Städten  ein  w-  iterer  (iroschen  ul>  kiiu. 
Strafauflage.  Der  Adel  war  für  seinen  Bedarf  frei.  Die  Einrichtung  bestand  darin, 
dsas  hl  jedem  Bedrlc  Biersteveretonebmer  Aingiiten,  bei  denen  die  Branenden  ihre 
Absicht  zu  brauen  und  die  Grösse  ihres  Suds  anmelden  inussten;  dafür  bekamen  >if 
ein  dem  Braumeiiiter  abzulieferndes  Zeichen,  nach  dessen  Empfang  dieser  erst  brauen 
durfte.  WOcbfintlich  wurden  diese  Zeichen  mit  den  Registern  der  Einnehmer  ver- 
glichen; vierteljährig  die  Steuer  abgeführt.  Sie  Wir  ahso  eine  Brau  Steuer  vom 
Gebräu.  Wahrscheinlich  bestand  auch  die  Bicraccise  für  fremdes,  in  einen  Ort 
eingeführtes  Bier.  —  Auch  eine  Weinsteucr,  ?om  Schankwein  beim  Wirth, 
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mit  QnaliüUsfiu»  nach  Horkanft  und  z.  Tb.  nAch  Sorte  des  Weins,  wird  als  sttadlMlie 
1575  eingeftthit;  ebenso  1593  eine  Branntveinstener  beim  Aiuschaak. 

Die  Alteren  Zölle  waren  aueb  in  Böhmen  alte  könlgliehe  Ge- 
fälle,  vielfach  aber  an  Adel  und  Klöster  vergeben,  daher  wenig 
ergiebig  fttr  den  König.    Es  gelang  jedoch  dem  König  die  Ein- 

fiihrnng  neuer  Zölle ,  neben  den  alten  privatisirteD,  und  zwar  in 

Form  von  Grenzzöllcn. 

An  bestimmtun ,  übrigens  violfacli  nicht  unmittelbar  an  dor  Grenze  liügcndou 
HebeeCellen  (1550  o.  50,  1612  79  Stellen).  Der  Zoll  war  vornehmlich  Ansf ohr- 
soll, mit  vcrechiodenen  Sat/on  fur  die  Waarenarten .  deren  allmählidi  immer  mehr 
bozollt  wurden,  eine  Men^^J  agrarisclier,  industrieller  und  diverser  Kaufmannsvaareii. 
Die  Hcbestellen  durften  nicht  durch  Benutzung  anderer  Wege  vermieden  werden, 
eventuell  schwer*-  Strafen,  G>nfiscation.    Die  technische  Einrichtung  und  das  Zoll* 
vorfahren  schon  leidlich  LTUt  ir<^ordnct  (tiindely.  S.  131).   Ausser  diesen  krtiii:;licheii 
kamen  mehrfach  zeitwüiüe  noch  ständische  Ausfuhrzölle  auf  einzelne  Waareti- 
};attungen  hinzu.   Die  Einfuhrzölle  auf  ausländische  Waaren  iiessen  sich  gegenüber 
den  AdelsprivilejsrieD  nicht  an  die  (irenzc  legen,  bestanden  daher,  wii-  friiher,  TOr- 
nehinÜrli  in  Ungeltrn  bei  Einfuhr  in  die  grösseren  ki'in.  Sf  idte,    Diese  Ungeltc  um- 
l;is6t<'n  zugleich  heimische  agrarische  Artikel  bei  der  stadtischcu  Einfuhr  und  directe 
Abgaben  für  heifflisciie  Indostrieartikel. 

Gindely  veranschlagt  die  yermeh^un^  der  Steuereinnahmen  oeit  Ferdinand  L 
bis  zur  Zeit  de^  30  jähr.  Kriegs  auf  das  Vierfache.  Von  420,407  Schock  böhm. 
(iru:>chen  (zu  2  Thl.  oder  27a  ^*  ^^^^^^^  um  1015  60,000  auf  dio  Biersteuer, 
.no,000  anr  andere  Trank-  and  die  Yerkaofesteiiem,  also  V5— V4  indincte  Steaem, 
If>.S;{:,0  auf  die  Unterthanensteucrn,  40.025  auf  die  Städte,  14,000  auf  die  Kapita- 
listen. !>4.20.'{  auf  die  eigene  Steuer  der  oberen  Stünde  nach  Massgabc  ihr  r  Unter- 
thaneu,  ÜOOO  auf  diu  Judeusteuer.  4245  auf  die  Muhlsteuer,  der  Hest  auf  Steuern 
?enchiedener  Penononlcat^rieen  (a.  a.  0.  S.  104). 

§.  39.   Auch  in  Schlesien  war  das  Iß.  Jahrhundert  der  Zeit- 
raum, in  welchem  sich  die  EinhUrgcrung  bleibender  Steuern  ent- 
schied, unter  Ibrlwährcnden  Kämpfen  der  fürstlichen  Gewalt  mit 
den  Ständen.     Schulden,  deren  Uebernahme  die  Stände  nicht 
weigern  konnten ,  Ikihilt'cn  za  den  TUrkenkrie^^en  siud  auch  hier 
das  treibende  Element    Eigene  Landesbehörden  (das  General- 
steueramt) nnd  die  nen  gebildete  Königliche  Kammer  fnngiren  fUr 
das  Finanz-  nnd  Stenerwesen.   An  dem  rechtlichen  Character  der 
Freiwilligkeit  nnd  des  Ausserordentlichen  snehen  die 
Stände  zwar  auch  bei  den  regehnässig  werdenden  nnd  immer  von 
Neuem  bewilligten  Steuern  festznhnltcn,,  die  Erhebung  und  Ver- 
waltung der  Steuern  bleibt  zum  Theil  in  ihren  Händen,  die  Con- 
Irnlc  Uber  die  Verwendung  der  bewilligten  Gelder  wird  als  Recht 
beansprucht.    Aber  das  „(öffentliche  BedUrt'n  iss",  das  vom 
König  geltend  gemacht  wird,  erlangt  unbeachtet  alles  Sträabens 
der  Stände  doch  schon  als  der  tiefere  Qrund  der  Steuerbewilligungen 
allgemeinere  Anerkennung,  der  üebergang  der  Finanzwirthachaft 
zur  Stenerwirthscbaft  wird  definitiv  ▼ollzogen.  Die  ständische  Mit- 
wirkung wird  in  einzelnen  Fällen  (Grenzzoll)  schon  im  16.  Jahr- 
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bnnderty  Allgemeiner  im  17.  Jalirbondert  in  und  nach  dem  30jäbr. 
Kriege  snrilckgedrängt  zu  Gunsten  der  landeBberrlicben  Verwal- 
tang.  Mancbea  in  der  Entwicklung  und  in  der  WabI  der  Steuer- 
arten  ist  der  bObmiseben  Bestenerang  analog.  Die  ständischen 
Bewilligungen  in  Böhmen  (und  Mähren)  gehen  regelmässig  den 
scblesischen  voran  nnd  dienen  ihnen  dann  zum  Muster.  Auch  all- 
gemeine Landtage  aller  böhmischen  Länder  kommen  wohl,  meist 
in  Pra^,  zusammen.  SchlcHien  und  die  anderen  Gebiete  suchen 
bei  gemeinsamen  Ljistcn  ein  f e  s  t  e  s  Q  u  o t  c  ii  v  c  r Ii  ä  1 1 n  i  s  s  zur 
Anfbringnng  von  Gesammtsummen  festzuhalten  (nach  altem  Hiauih 
Hiibmcn  1,  Mähren  \\,)  Schlesien  ^  I^ausitz  '  ,),  doch  nicht  immer 
mit  Erfolg,  indem  besonders  bcblcsieu  zur  Uebcrnabme  grösserer 
Beiträge  genöthigt  wird. 

Die  drei  regelmässig  werdenden  üauptstcacrn  sind  die  dirccte 
Schätzung,  die  ßiersteuer,  der  nenc  Grenzzoll,  wozu  ge- 
legentlich auch  in  Schlesien  Verkaufssteuern  (von  Bier,  Ge- 
treide, Wolle,  Wein,  Salz,  Fischen)  treten. 

Die  S<  hatzang,  indictio  (Krics,  S.  14,  37  ff.)  war  die  älteste  uod  wicliti{?!>t<:. 
Seit  lö27  wird  sie  in  verschiedener  \\'eise  und  Hfthe  mehrfach  bcwilliirt,  »-it  läTO 
wird  sie  ciuo  jabrlicbu,  in  ventchicdtiueui,  allmählich  stark  stei/cendun  betrage.  Siu 
w  eine  allgemeine  Yeriaftgens-  und  Einkommensteoer,  indem  die  Stinde 
für  sich  s<-lbst  und  für  ihre  Unterthaneii  nacli  Pfli'  lif  und  (i'ewi>scn  dii'  Ix  trcircnden 
Angaben  zu  machen  hatten.  Adel  und  üciäUichkeit  wurden  mit  belegt,  Uberhaupt 
gab  ee  wenig  subjcctire  und  objectire  Ausnahmen.  Die  Stener  wurde  in  PromiUe 
des  Stcuerkapitals  („(ieucralschatzunfi:")  bewÜiigt,  anfungb  (i — 12,  später  50 — 80,  zuletzt 
i>ell>st  150  und  mehr.  Die  Durchführung  im  Einzelnen  blieb  jedem  Stand»' iibcrlasüen, 
erfolgte  al)cr  auch  nach  Angabc  irr  Steucn»flichtigcn  (aucli  der  üntertbanen).  Die 
Erhebung  der  Steuer  und  die  Abführung'  der  Summe  IB  die  ständische  Gasse  war 
ebenfalls  Sache  jedes  Standes  Das  Uedenklicljc  war  nur,  dass  die  Steuer  nicht  im  lir 
neu  veranlagt  wurde,  sondern  nach  der  l:Iinä€bät2ung  von  1527  sich  stabilisirte,  wahrend 
der  Stmerran  ?erlnderlich  blieb.  Auf  diese  Weise  wurde  die  Schätzung  in  der 
Haoptüarhe  eine  in  der  Veranlapung  feste  Ertragssteucc  vom  Grundcigenthum  , 
nach  btabilcm,  bis  1710  nicht  wesentlich  veränderten  Kataster,  natürlich  mit  waclist-nd'  r 
Ungleichheit  der  Belastung  im  Laufe  der  Zeit.  An  ßeformbeütrebangen  hat  e.*^  nicht 
gefohlt,  auch  der  König  drängt  darauf  hin,  aber  Alles  ebne  Erfolg. 

Die  Biers  teuer  fxit  1046")  wini  ebenfalls  eine  regelmässice  und  Jvoinmt  als- 
bald unmittelbar  in  königliche  Verwaltung  (Krios,  S.  6311.).  Frei  sind  Adel,  Oeist- 
Bchkeit  Aur  den  Esu8?erbnHich,  Bürger  nlr  den  Festverbrauch.  Kan  motirirt  schon: 
wann  der  gemeine  Mann  zahlt  soli<  hi  n  (Tlicr-l  (in»-('h(  ii.  der  es  nicht  innen  wird" 
(kne»,  S.  64).  Die  Steuer,  Anfangs  beim  Verkauf,  auch  vom  Malz  erhoben,  wird 
dsna  (wie  in  Böhmen)  eine  eigentliche  Braustener  vom  Gebräu,  nach  Anmeldung 
und  F.ntBahme  Toa  Birauietteln  beim  Steuereinnehmer.  Sie  wird  bald  erhöht  (1546 
1  Groschen  vom  Fass.  dann  2.  4.  5.  seit  15S5  6  Gr.,  so  wesentlich  bis  1()24.  von 
da  12  (ir.).  Diu  sich  vermehrenden  ünterschleife  zum  Nachtheil  des  königlichen  Ein- 
kommens (der  Ertrag  diente  zum  Hofhalt  und  znr  Schnidendectnng)  zu  beseitifen, 
fi-srn  die  Stände  wed' r  L^itca  Willen  noch  Fähigkeit  <:•  niiij^.  Reformen  gelingen  erst 
der  hdbständiger  gewordenen  iön.  Gewalt  im  17.  Jahrhundert 

Der  neue  6renszoll  wird  TOm  K5nig  sdbetandig  i.  J.  1556,  unter  Hinweg* 
setsUDf  über  Privilegien,  eingeführt  und  gegen  die  ßemonstiatiun  n  von  StHdten  und 
Sdnden  festgehalten  (Kries,  S.  73  II'.).  Er  gilt  mit  als  Mittel  zur  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens.  Er  ist  vornehmlich  Ausfuhrzoll  für  die  wichtigsten 
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agrarischon  und  industriellen  Productc,  traf  als  solcher  auch  die  nur  dardi- 
£?eführten  auswärtigen  Producte ;  sodann  ist  er  Einfuhrzoll  für  wenige  Gattungen 
fremder  Luxaswaaren.  Später  (1600)  wird  er  ausgedehnt  und  erhöht,  mehr  noch 
nach  1624:  fremde  Kaofleuto  und  Joden  werden  hoher  bezollt  Die  Erhebung  er- 

foli^'tc  zum  Thcil  an  der  Grenze,  z.  Tb.  unter  Versiegelung  der  Packen  am  Bestim- 
imm-rsort«';  die  VerzoUunfr  /.  Th.  nacli  Gewicht,  /.  Th.  nach  dorn  Werth,  über  welchen 
Modus  mehrfach  debattirt  wird  und  in  Üctreü  dessen  Aenderungen  statthudeu. 

Statistisches  s.  in  den  Tabellen  bei  Kries.  Z.  B.  1620  bowilligte  Schätzung 
{'^2  7,„)  c.  nGr),000  TIiI.  schien..  Biersteuer  c.  80.200  ThI.,  Gr.  nzzoll  IC.Os  (nach  Verh. 
V.  einem  Quartal  und  incl.  Laubitz)  c,  50,000  ThI.  Die  Ende  des  IG.  u.  Ani".  des  17.  Jahr- 
hunderts Üblichen  40—50  Promille  der  Schätzung  ergaben  3—400,000  ThL  Diese 
directen  Stenern  aberwogen  also  noch  bedeutend. 

§.40.  Die  österreichischen  Steuerreformen  des  18. 
Jahrhunderts.  Es  hat  im  17.  Jahrhundert  nach  dem  30jUhr. 
Kriege  io  Oesterreich  wie  anderswo  nicht  an  ßeformversuchcn  ge- 
fehlt, 80  unter  Ferdinand  III.  und  Leopold  I.  Unter  letzterem 
wurde  z.  B.  in  Böhmen  bei  der  Haus-  oder  Ansässigkeitssteaer 
der  Unterihanen  die  Aendenmg  getroffen,  niobt  mehr  bloss  auf 
die  Grosse  der  RobotBehnldigkeiti  sondern  anf  Umfang  and  Er- 
tragsfähigkeit  des  nnterthänigen  Besitzes  Rtleksioht  zn  nehmen. 
Die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  erlangte  damals  auch 
in  Oesterreich  eine  erhebliche  weitere  Ausdehnung  (höhere  Getriinkc- 
stcucrn,  Getreide-,  Fieischaufschliige  u.  a.  m.  s.  §.  44),  die  in  Stcnipel- 
forni  erhobenen  Steuern  begannen.  Bedeutendere  Reformen 
der  alten  Steuern  erfolgten  aber  erst  im  lÖ.  Jahrhundert,  beson- 
ders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteaerong,  der  sogenannten 
Gontribntion.  Die  Grnndstenerreform  unter  Karl  VI.  im 
Hailändisohen  (eensimento  milanese),  die  „Stenerrecti- 
fieationen^'  unter  Maria  Theresia,  die  Josefinisehe 
Steuerreform  in  den  deutschen  Ländern  stellen  wohl  das 
Wichtigste  dar,  was  zur  llerljeit"(ilirung  einer  allgemeineren  und 
gleichmässigercn  directen  Iksteuerun^^,  zumal  in  einem  Grossstaatc, 
vor  dem  Iii.  Jalirliuiulcrt  in  Europa  geschehen  ist.  Das  bleibt 
richtig,  obwohl  die  tberesianischen  Kectiticationen  nur  theii weise 
durchgeführt  wurden  und  noch  unvollkommen  genug  waren  und 
die  joseßniscbe  Reform  grossentheils  wieder  rückgängig  gemacht 
wurde.  Die  Verhältnisse  der  einzelnen  Kronländer  bieten  manche 
Verschiedenheit  und  kOnnen  hier  nicht  alle  dargestellt  werden.  Im 
Folgenden  daher  nur  Beispiele. 

S.  die  auch  nur  ikur/.c  Daiatcllun};  in  dem  Werku::  „Tai'elii  z.  Sutii>tiJi  d.  Stcuer- 
Wfsens  d.  österr.  KaiserstaalS^  Wien  1858,  Einl.  Uber  d.  directen  Stenern,  8,  XI  ff. 
1. ind'Mi.  (jinndsttiurrvcrfass.  in  deutschen  u.  ital.  Pronuzcn  d.  flstcrr.  >Tonarchi«\ 
Wi«  ii  isio,  I,  Einleitung,  v.  Hauer,  Beitr.  z.  (Icsrh.  d.  öst.  Fin„  Wien  isjs,  i>.  HO, 
35  IT.,  243  ti.  A.  Beer,  Stoatshaush.  Ocst.-üug.s  seit  ISOS,  Prag  1S81,  Kap.  1,  S.  1  U". 
ytarim  auch  (»esondeiB  über  die  Gebliideetooer  nnd  damit  Znaammenhlngendea:  ?.  Myr- 


Digitized  by  Google 


Oettemichitclie  Reformen  im  1%  Jabrhuudtirt  Dl 

ba<  h.  Oesterr.  Gehludest..  Tüb.  ZUcbr.  1585,  Ii  KQno  Wagner,  in  Sclidnberg*s 
Handb.  2.  A.  Iii,  193  fL,  weldier  DtittoUang  ich  hier,  mit  einigen  Ergftnznnicen,  folge. 

Im  MailftndiBchen  hatten  schon  frtther  Grandrermessnogen 
ond  KapitalschStznngen  stattgefanden.  Dorch  Patent  vom  19. 
April  1719  wurde  eine  nmfassende  Grundkatastrirung  angeordnet, 

die  mit  längeren  Unterbrechungen  (durch  Krieg  u.  s.  w.)  durchge- 
liihrt  und  erst  gegen  ITOO  beendet  wurde,  von  welchem  Jahre  an 
der  „censiraento  niilanese*'  in  Wirksamkeit  trat. 

uTjifeln"  S.  XII,  XXIII  If.).    Das  WV-sentlichc  war:  „man  wählte  für  di.-  V.«  r- 
■essnng  nur  technisch  gebildete  Geometer,  erhob  den  Bruttoertrag  der  landwirtli- 
Khattichen  Prodocte,  Teranschhigte  ihn  zu  Oeld,  enniiteite  die  Galtarkosten.  brachte 
<Vi<^  vie  die  (Koston  der    Elempnta^^^<  hadi-n  v<«ii  d.  m  Rolicrtra-^o  in  Al>/.ug  und 
nater^o^  schließlich  die  bekannt  gemaclitca  Schätzungsoperate  auf  rorgckommeDc 
Becbnatienen  einer  Betition  nnd  Gorrection".   Im  Ganzen  wie  in  violen  Einzelheiten 
dM  Verfahren,  dne  dnu  spfiter  bei  der  fraozOsischcn  und  and<-r«  n  modernen  Grund- 
<teaer  -  Katastrimne-en  zum  Vorl»iM  crcdi-Mit  bat.    Die  (Jrund-  und  Hausbcsit/iT  liatton 
die  erforderlichen  Angaben  über  Lmfang,  Grenzen,  (juiturbeschatieiibcit  ihres  Grundes, 
Beelia»iDg  der  Gebtade,  Qber  alle  damit  rcrbandeaen  Etnltttnfte  mid  dtrtnf  haftenden 
Lasten  zu  machen,  in  besonderen  Fassionen  für  jeden  in  Fcnjchiedenrn  (icrichtsbezirkon 
wJer  Pfarreien   liegenden  Besitz.    Dann  erfdiirt.-  die  <:eonictriseli,'  Aufnahme  tOline, 
rorangegangene  tiigonometriscbe  Vermessung),  die  Entwerfung  topographischer  1  lur- 
laftea  fttr  jede  OemeiBde,  eine  sorgfUtige  Einsehitmng  der  nach  Goltorart  md 
Bonität  nntersrhiedenen  Gmndstucke  durch  Sch&tzl»Mite.  nach  dem  Kohertraffe  und  nach 
den  Gevinnanr-äkosten  und  Abzujron,  unter  K'eduetion  der  Ergebnisse  auf  die  zu  (iiuiidc 
gelegte   Fi;u:hcncinheit  (pertica).     Die  allgemeinen   I.,ocalmomcnto  (Ebene,  lierge) 
woideo  n.  A.  in  der  AbttaftiBg  der  Abrogsqnoten  für  ElementarMhiden  berfielnichtigt. 
Die  ermittelten  NettocrtrSjie  wurden  alsdann  thcils  nach  vorgeschriebenen,  theils  nach 
bestimuttcn  Localpreisen  in  Geld  berechnet.    Zur  (  ontrnle  der  iri  wonneiien  Scliatzungs- 
ergeboi:j$c  dienten  Vergleichangen  mit  Verkehrbthaisachen  (K^ul*.  Pa.  htpreisen,  Theil- 
pachtierhältniaien).    Der  festgestellle  Reinertrag  wurde  darauf  far  die  Fl&chcneinheit 
jeder  <'ultarart  und  IJunitätscjassc  zu  i  "  ^  eapifalisirf  uritl  von  die>eni  r,-\pi(alwertli 
eine  Qoote  als  btuoei  bestimmt.    Abweichend  von'den  l.indlichcn  (irundstiickeu  wurden 
dto  Gebilde  in  den  Stidtea  sowie  die  Miethh.uisor  auf  dem  Lande  nach  dem 
wirkliidifltt  oder  geschätzten  Hiethertrago  (ontor  Al)srhlag  einer  guote,  '/«  tnt  Aus- 
rleichansr  mit  der  <irundsteuor,  eine  weitere  Quote  f  ür  l  iiterhahnngskosten)  eing<  steuert 
(ffH.  r.  Myrbach,  Xub.  Ztschr.  lsS5,  S.        die  Ubngeu  laudlicheu  Wohugebäude 
nach  der  Gmndltiche  (Areal)  nach  hiaassgabe  der  anstoseenden  (Garten-)  Urondstlicke 
feranlagt  —  Mit  diesem  sorgfiltig  ond  rationell  durchgeführten  System  hielt  die 
„moderne  rationelle  Gru  nndsteuer"  (Kin.  II,  i'lH)  in   technischer  wie  poli- 
uscher  Hinsicht  (Allgememheit,  Gleichmässi^keit,  keine  I'nvilcgicu)  ihren  Einzug  in 
das  StenenreMii  unserer  heatigen  Zeit. 

Zwar  in  ähnlicher  Tendenz  nach  der  technischen  und  jxdi- 
tinchen  Seite,  aber  bei  Weitem  nicht  mit  gleiclier  ('(>n8ef|ucnz  und 
Sorgfalt  erfolgten  die  Keformen  der  dircctcn,  bosduders  der  (Irund- 
Besteucrung  in  den  deatscb-üstcrrcichischen  Krblaudeu 
nnter  M  aria  Theresia.  Was  erreicht  worde,  war  immerhin  eine 
erhebliche  Verbesserung,  aber  nicht  entfernt  etwas  so  relativ  VoU- 
kommenes  wie  der  berttbmte  censimento  milanese.  Die  wirthschaft- 
hebe  und  die  politische  Entwicklung  des  18.  Jahrhunderts  Hess 
das  hier  noch  nicht  zu.  Die  weiter  gehenden  and  tiefer  greifen- 
den Unigestaltongen  Josef  II.  erwiesen  sieb  auch  auf  diesem  Gc- 
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biete  noch  als  verfrüht  Die  theresianische  y^Steuerrectif  i- 
cation''  hat  daher  zwar  auch  schon  etwas  Tom  Gepräge  einer 
neuen  Zeit^  aber  noch  nieht  den  scharf  modernen  Gharacter  des 
mailänder  Systems. 

• 

„Tafeln**  S.  XQ  fP.  ,  J>er  bis  dahin  ganz  8toaerfir«ie  oder  nur  doreh  ftdwilligo 

oder  zeitweise  Umlagen  besteuerte  grundherrliche  i  Dominical-)  Besitz  in  d'-a 
deutsch-slavischeii  Ländern  wurde  von  Maria  Theresia  bleibend  mit  einer  Steuerquote 
belegt  —  dem  sogcnauntrn  militare  extruordinariuni  liir  die  Unterhaltung  den 
Heeres,  wihiend  der  Rusticalbesltz  zu  seinen  früheren  Lasten  noch  ausserordent- 
li'hc  Steuern  u.  d.  N.  „militare  ordinarium"  für  den  gleichen  Zweck  zu  tmg«'« 
hatte  — .    Aber  man  konnte  noch  nicht  alle  Begünstigungen  dieses  bisher  so  priri- 
logirten  Bestteee  «ifhtaeii  laaBen  und  die  1746 — 66  Tor^ommenen  Stoner-BedÜc»- 
tionon  uiuästen  sich  daher  auf  die  Behebung'  der  auffälligsten  Mängel  beäohränVcii. 
Man  mu!>ste  sich  in  einigen  Provinzen  mit  (unvollständigen)  Fassionen,  in  andereu 
mit  oberflächlichen  Schätzungen  begnUj^cn.  ohne  in  eine  specielie  Bemtssuni;  odor 
Ertragserbebung  einzugehen  und  da  hierbei  nicht  Uberall  dieselben  Grundsätze  1x3- 
folgt  wurden,  so  konnte  auch  das  Ergebniss  der  liectification  nicht  gleichförmig  und 
gleich  gut  sein.*'    Dennoch  blieb  die  thcresianischc  Kectüicatiou  vielfach  bis  weit 
la  dis'lS.  Jahrhundert  hinein  die  Grundlage,  obgleich  sie  nnr  prorisoriseh  halte 
gelten  sollen. 

In  den  einzelnen  betroü'enen  Ländern  wurde  verschieden  verfahren,  in  Nieder» 
Oesterreich  folgendermassen :  ermittelt  sollte  werden  der  Ertrag  des  gerammten, 
obrigkeitlichen  und  unterthänigen  Grund  und  Bodens,  der  Nutzongen  und  obrigkeitl. 
Gefälle  davon  (Zehnten,  Dicnstf,  Gaben,  Gerechtsame^,  der  Nutzungen  der  Gebäude 
und  der  mit  denselben  untrennbar  verbundenen  Gewerbe  u.  Industriezweige  (wie 
Mahlen  n.  dgl.).  Für  Grandstacke  nnd  Gebinde  in  Städten  nnd  Märkten  sachte  man 
nach  ^'as^ionen,  Srhätzungen  und  Siiperrcvisionen  den  Werth,  für  Gewerbe  u.  s.  w. 
den  (lewinn,  für  die  Häuser  in  Wien  den  (jährlich  za  faüreodea)  Miethzins  zu  er- 
mitteln. Nnfzongen.  Gefälle,  der  Ertrag  tob  Wild  nnd  Anen  worden  nach  lojährigcm 
Durchschnitt  th.  nach  Localpreiscn  Üi.  (Fddfrachte,  Wein,  Frohndcn)  nach  gleich- 
f<^rmig  vorgeschricbontn  Preisen  veranschlagt,  dann  für  Vcrwaltungskosten  abge- 
rechnet. Die  Huuser  auf  dem  Laude  wurden  in  (]  Classen,  mit  Steuersätzen  von 
IVt — 20  fl.  bd^.  Die  Wiener  Häuser  zahlten  in  der  Stadt  '/t.  in  den  Vorstädten  Vt« 
des  Zinsertrags  (auch  die  stäridi^chciO .  die  übrigen  städtischen  Häuser  0 — 50  IL 
Jihrlich,  der  ländliche  Kusticalbesitz  Vae«  ^^i'  Dominicalbesitz  des  Steuercapitals, 
bis  1791  ftst  Gleichstellnng  swischen  beiden  eintrat  Die  BereeluiiinnaTt  der  Stenern 
blieb  die  alt  hcrknmmliclie  (Dominicabteuer  in  Heirenpfonden  zn  4  &,  Bnaticalstener 
in  Kusticalpfunden  zu  S  tl.  u.  s.  w.V 

In  Böhmen  war  schon  1713  mit  einer  nenen  Veranlagung  des  Grundbesitzes, 
der  Geverbe  und  der  Dominicalnntzongen  begonnen  worden,  mit  Hilfe  von  abgefor- 
derten Fassionen.  Nach  mehr&chen  Krncuerungen  und  Ergänzungen  des  Materials 
wurde  176S  die  liectification  beendigt.  Der  herrschaftliche,  und  unterthänige  Besitz 
blieb  auch  in  der  Veranlagung  geschieden.  Der  erstere  wurde  nach  controlirtcn  Pas- 
sionen nach  seinem  Beinertrag  in  Geld  reranschlagt  und  sammt  dem  Betrage  der 
obrigkeitliclien  Nutzungen  mit  21)  "/o  belegt  Der  Ertrag  des  unterthänigen  Besitzes 
(incl.  der  damit  näher  verbundenen  Gewerbe,  Mtibluubetrieb  a.  s.  w.)  worde  eben- 
falls nach  Ftasionen  nnd  Schltznngen  ermittelt,  dann,  im  Anschlnss  an  das  lltere 
Syhtcm  (s.  0.  S.  86,  S7)  „Ansässigkeiten"  zu  Je  ISO  fl.  dickes  festgestellten  Ertrags 
gebildet  u.  mit  7a  C^U  fl.)  Steuer  belegt.  Die  städtischen  Häuser  wurden  in  5  Städte- 
Classen  mit  Sitzen  zu  3—15  fl.,  in  den  Vorstädten  mit  dem  halbm  Satie,  andere 
Häuser  in  nicht  chissificirten  Städten  und  in  Dörfern  (hier,  wenn  sie  ohne  wosent- 
liclien  Grundbesitz)  mit  1".,  fl.  belegt:  die  Prager  Häuser  in  eine  der  5  Städte- 
Classeu  gesetzt  und  hier  mit  dem  doppelten  Normalsatz  belastet.  In  besondrer  Weise 
worden  noch  die  Dominicalhftuser  (aof  dem  Lande)  bestenert  Aach  die  Personal- 
gewerbc  wurden  tr' trnf!'eii.  In  Bftlinien  allein  b!i<  b  17!>2  von  der  späteren  josefi- 
nischen üeform  Einiges  erhalten,  namentlich  die  Vcrthcilung  der  ganzen  Steueraumme 
zwischen  OoainieB  nnd  Unterthaaen  nach  dem  Grondertrage,  wie  ihn  die  neoe  Ka- 
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lastrirong  ''rmittelt  hatte;  die  Untervertheilung  auf  beide  Stände  erfolj^te  th.  nach 
.dem  alti'u  th^  rcbiauiichen,  tb.  nach  dem  neuen  joseünisi  hen  Ansobla^ice. 

Weit  grossartiger  nach  der  politischen  Seite,  in  der  Gleich- 
stellung von  Doniinical-  und  Kusticalbesitz  durchgreifender,  nach 
der  technisebea  Seite  (wenigstens  dem  Plane,  viel  weniger  treilich 
der  Ausftlhrung  nach)  immerhio  ToUkommener  war  die  josefi- 
nische Grundstener-Reform.  Die  gleichförmige  Kegeluog 
der  Grundsteuer  in  einem  so  verschiedenartigen  und  so  grossen 
Gebiete,  wie  dem  östenreiobischen  Staate  (dentscb-slavische  I^nde) 
war  ein  flir  die  damalige  Zeit  fiberans  kttbner  Gedanke,  und  die 
rasebe  DurebfUhning  in  nur  4  Jahren,  freilich  nm  den  Preis 
mancher  Flttcbtigkeit  nnd  Ueberstttrznng  war  nicht  minder  ausser- 
ordentlicb.  Oesterreich  ftihrte  hier  etwas  aus,  was  um  dieselbe 
Zeit  Frankreich  wob!  erwog,  aber  noch  fHr  zu  schwierig  hielt. 

Der  ganze  Grundbesiiu  (Patent  v.  20.  April  1Tn5),  einerlei  ob  hernicbaftlich 
oder  ODterth&iiif ,  wUte  nach  VerhAltoi^  seines  Ertrags  (Nntzoos)  gleichmlss^  m 

(ionsten  der  Staatscasse  im  irnnzeii  Staatsu:«  fiiete  besteuert  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
ciue  allgemeiue  Yorueaüuug  ^auäscr  in  Walduugen  imd  Gebirgen  uteiät  nur 
darch  Baaera  mit  der  Menkette)  alles  Ertrag  gebenden  Bodens,  efne  Emittlung  der 
Boheiträge  durch  controlirte  Fasnonen  der  einzelnen  HesitzeT,  Yeraosdllagung  der 
ErtrSire  zu  (ield  nach  dem  lOjährigcn  Uurclischiutt-Marktpreiso  v.  1772 — 82.  .\ls- 
daun  zwar  Besteuerung  dieses  Geld-Hohortrags  gleichmiissig  im  ganzen  Gebiete  uiit 
derselben  Quote,  jedoch  mit  verHcliieden  hohen  Quoten  nach  den  Culturarten,  iroiin 
imuierhin  ein«;  freilich  unzun  i«  h>  titir  Iktl«  k^icht  auf  die  unirN  it-h'-n  Prodiii  tioiibkostea 
lag,  die  eijceutlich  2uvor  zur  <iewinuung  einer  riclitigea  lieiueitragd-Grundlagc  für  die 
Beetenennf  biiton  abgezogen  werden  mOssen:  100  fl.  Rohertrag  sollten  bei  den 
Ae-  rn  10  fl.  '57';^  Kr.,  bei  WieJJen  17  fl.  55  Kr.,  bei  Hutweideu,  Gcstrapi»en, 
W  aidcm  21  fl.  15  Kr.  Steuer  tragen  ((lalicien  "3  weniger).  Der  Steuei^afz  (12  bis 
13  7»)  sollte  mit  den  Leistungen  der  Unterthaneu  au  die  Gutüberrscbaft  30  */o  uicht 
llborsteigcn,  eine  vobigeuieinte,  frellicli  in  „Piiratrechte**  eingreifende  Bestimoiung, 
aa  der  sj'ater  das  Werk  scheiterte  (4;. 

Auch  die  U&user -Besteuerung  wurde  neu  und  gleichlurmig  regulirt  (Pat.  v. 
1.  Sept.  IThS).  Frei  blieben  ausser  öflentlichen  Gebftnden  die  Hioser  der  bloss  ron 
Ijindwirlhschaft  lebenden  Landleute  u.  einiger  anderen  „kleinen  Leute"',  ;iurh  die 
Fabriken.  Die  übrigen  Wohnhäuser  waren  in  Stadt  und  Land  nach  dem  Mictliziusc 
Dater  Abzug  von  10  7«  davon  für  UnterUaltungsiiOstcn  mit  gleicher  Steuen^uote  zu 
belegen. 

Das  ganze  neue  Steuersystem  trat  schon  am  1.  Nov.  1789  in 
Wirksamkeit,  aber  —  nur  fttr  V>  Jahr,  da  es  der  hettigca  Oppo- 
sition, vor  Allem  der  in  ihren  Interessen  verletzten  Grundherren 
(§.  43),  zu  Liebe  von  Leopold  11.  sogleich  wieder  aufgehoben 
wurde,  bis  auf  die  erwUhnte  spilterc  theiiweise  Mitbenutzung  in 
Böhmen.  Erst  nach  der  französischen  Kriegszeit  kam  Oesterreich 
auf  den  Plan  einer  allgemeinen,  gleiclimässigen  Grundsteuer- Ka- 
tastrirung  in  seinem  ganzen  Gebiete  (ausserhalb  Ungarns)  zurück 
(Patent  vom  23.  Dec.  1.S17). 

Wegen  seiin-r  alterthilmlichen  Form  id<'r  Rciiartition  nach  „Steucrkn<!clitoH",  die 
aus  den  trüber  zu  stclleudeu  Kriegsiknechten  her vurgegangeu, waren)  und  der  Ueibe- 
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haltuiii?  der  W  erthkatastrirang  verdient  das  ,.Pi'räi|ua(ions-Syst<  m"  in  'l'irol  v.  J.  1774 
hnz.  17S4,  das  bis  zu  dem  neuesten  Kataster  in  Kraft  war,  noch  lienorgehoben  zu  werden. 
Von  den  Grundstacken,  H&iueni,  Rca]geir«rbeo «  Domioical- Natzungen  wiifde  der 
Caj)  i  tal \v  0  rtli  iiarli  l'n^sioncn  und  SrhätzunL'fMi ,  unter  BerUcksichtig'unir  der  wirk- 
lichen Kaufpreise  ermittelt,  davon  '/^  als  iSteuercapital  ^^unter  einer  weiteren  Aus- 
^'leicliunß-  zwischen  nrOsseren  und  kleineren  Grundstücken  zu  Gunsten  der  letzteren) 
au'xcschlagcn  u.  auf  dio  5000  «^tenerkneciitc"  aufgerechnet,  indem  ein  jeder  solcher 
gleich  9000  fl.  Steuercapital  nngeeetit  wurde.  Er  hntte  MiiuigB  noimtl  64  fl.  j&hrlidi 
SteuiT  zu  traijeu  (O.ft  "/o  vom  Capitalwertli). 

i:;.  41.  Oesterreichs  Finanz-  und  Stcuerwesen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Die  langwie- 
rigen und  kostspieligeD  Kriege,  in  welche  Oesterreich  im  18.  Jahr- 
bandert  wiederholt  verwickelt  wurdei  haben  natürlich  auf  seine 
Finanzen  einen  grossen  Einflass  ansgeflbt.  Die  steigenden  Be- 
dttHnisse  für  Heer,  Schulden  n.  a.  m.,  welche  dann  anch  in  die 
Friedenszeit  mit  Übergingen,  besonders  der  Aufwand  ftir  ein 
grosses  stehendes  Heer,  waren  wie  (Iberall  das  treibende  Element, 
in  der  Entwicklung  auch  der  Besteuerung.  Steuerretbrnien  wie 
die  vorhin  besprochenen  wurden  dadurch  nothwendig,  zumal  die 
allen  Grundlagen  der  directen  Stenern  sich  bei  erhöhtem  Stcuer- 
bedart'  erst  recht  unznlüDglich  erwiesen.  Aber  auch  die  EutwiclL- 
hing  der  übrigen  älteren  Steuern  und  die  IlinzufUgung  neuer  l^onnte 
nicht  aasbleiben.  Auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
blieb  die  um-  und  ausgebildete  und  erhöhete  „Gontribntion", 
wesentlich  eine  Grnndsteueri  das  wichtigste  Stttck,  aber  mehr- 
fach wurde,  besonders  in  den  Kriegszeiten  des  18.  Jahrhunderts 
und  der  Revolutionszeit  mit  Vermögens-,  allgemeinen  Ein- 
kommen-, Kopf-,  Personal-  und  Classensteuern  n.  dgl.  ni. 
als  ausserordentlichen  Steuern  experimentirt,  auch  die  Geist- 
lichkeit zu  Steuerleistungen  veranlasst.  Neben  der  Contribution 
als  der  directen  Hauptsteuer  erlangte  die  indireete  Besteuerung 
in  ihren  verschiedenen  Arten  und  Formen,  welche  in  der  öster- 
reichischen Verwaltungspr&zis  dazu  gerechnet  wurden,  eine  be- 
deutendere Ausbildung  und  eine  einigermassen  feste  Ausgestaltang 
KU  einem  zweiten  Haupttheil  der  ordentlichen  Steuern  des  Gesammt- 
Staates.  Es  gehören  dahin  namentlich  die  Zolle,  Manthen, 
die  inneren  ,,A ufscblagc"  (Verz  ehrungsstcucrn,  besonders 
die  Getränkesteuern),  die  Einnahmen  aus  dem  Salz-,  Tabak-, 
Lottoregal,  tcnier  V(m  verkehrssteuerartigen  und  anderen  ver- 
wandten Steuern  die  Stempel  und  Taxen,  endlich  die  Erb- 
steuer. Mit  diesen  Steuern  hat  sich  die  österreichische  Monarchie 
seit  Maria  Theresia  doch  schon  ein  einigermassen  einheitliches, 
wenn  auch  mit  vielen  provinziellen  Verschiedenheiten  versehenes 
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Steaersystem  im  18.  Jahrhundert  gesehafieo:  eine  bei  den  schwie- 
rigen VerhältniBsen  dieses  Staats  um  so  beachtenswerthcre  Leistang. 
Leider,  dass  man  nur  nicht  Energie  genng  besass,  die  Bestenernng 
noch  mehr  an  Stelle  der  Scbnldvermehmng  und  Papiergeldanagabe 
treten  zu  lassen.  Selbst  in  FriedenszMten  Terblieb  gewöhnlich  ein 
mehr  oder  weniger  hohes  Deficit  im  Staatshanshalt  Zo  rflhmen 
sind  die  Verbessernngen,  welche  im  Etats-,  Caasen-,  Bechnnngs- 
nnd  Controlwesen  eintraten. 

Eine  rollständigo,  quellenmässig  gearbeitete  Finanz-  und  StcucrK'^eäi  hichte  Oester» 
roichs  im  IS.  Jahrhundert  uin!  für  die  frohere  Zeif  ftlilt  noch:  ciiu'  lohncnswerthe 
uüU  interessante  Aufgabti,  üurcn  LOsung  auch  zu  mancher  Berichtigung  in  der  tebciw 
dcbJttinn^  anderer,  2.  B.  preoflsisclier,  and  in  der  Untenchifzon^  OstorrdcÜscher 
l<elstunjren  auf  diesem  Gebiete  führen  möchte.  Eine  an  Material  rdclie  Vorarlieit 
dazu,  bes.  für  die  böhmischen  Lande,  ist  d'Elvert's  österr.  Finanzgcsch.  (lbi)2, 
o.  S.  35),  die  mir  leider  ftlr  meine  Arbeit  za  spftt  znlam  und  nicht  specieller  mehr 
beiiQtzt  werden  tonnte.  Obcrleitner,  Finanzlage  in  den  deutsch-österr.  ErbUndem 
im  J.  ITfil  (Wien  ISfi.i)  .riebt  vornehinlieh  nur  statistische  Daten,  Ite.sonders  ült-T  das 
Detail  der  Aufgaben,  aber  ohne  systematische  Verarbeitung  und  YolUtaudigkeit.  In 
teldeilel  letzteren  Hinsichten  bieten  H.  r.  Uaner's  „Beitrl^c  z.  Gescliiclite  d.  Osterr. 
Finanzen",  Wien  nv  hr,  aber  maii<  he  Lürken  sind  auch  hier  geblieben  und  die 

Zmreriftsüigkeit  ?oa  Einzelheiten  ist  wohl  mitunter  nicht  ganz  sicher,  v.  C  z  ö  r  n  i  's 
stetbt  HandbQcMein  (Wien  1861)  enthltt  Uebenleblea  der  Staatsnettoeinnahuien  u. 
Anngabea  von  I7S1  an  nach  Hauptrublilten  (8.  122),  welche  auf  den  Abschlüssen 
des  Central -Keohnuni^departemeuts  beruhen  u.  den  BfW.is  fur  die  bereits  erreichte 
Centralisining  des  Gassen-  und  Rechnungswesens  liefern.  A.  Beer,  Finanzen  Üester- 
reldn  im  19.  Jahrhundert,  nach  archir.  Quellen,  Prag  1877.  S.  389  nennt  die 
C Zu rnig'schcn  Daten  indessen  ..niclit  p;nnz  correct",  besonders  fUr  di«- spätere  Krieirs- 
zeit,  als  die  Noten  (das  Papiergeld)  ein  beträchtliches  Disagio  belassen,  da  Czürnig 
nach  für  diese  Zeit  die  Posten  im  Nennwerth  des  allerdings  seit  1800  staiic  cnt- 
wertheten  Papiergelds  ;(niriebt,  in  welehem  Werthe  su;  doch  auch  wohl  allein  den 
amtlichen  Kechnungen  entnommen  sein  können.  Beer  i^ioltt  nach  ein  r  amtlichen 
Uuirechnnng  ?on  1799  an  die  Summen  nach  dem  jahrliehen  Durch>clmittscurs  in 
Gonv  tit.-MtUlzie,  ein  Verfahren,  d^is  noch  weniger  zulässiir  erx  h eint,  weil  die  Zahlungs- 
veri>tlichtiingen  an  den  Staat  und  vom  Staate  meist  nur  indirert  in  ihrer  Hi^he  voiii 
Ciirswerth  abhängen  und  der  Curswcrth  des  Papiergelds  und  die  Kaufkraft  demselben 
sich  darehaos  nicbt  prleichmlssig  bewegen  (S.  391).  In  dem  «Jlnhang**  a.  a.  O. 
8.  .'<<9— 392  liefert  Beer  librigen-,  eine  1'.  ihe  statisti-scher  Daten  fllr  die  Zeit  von 
l'SO — ISlO,  welche  einen  guten  Anhaltspunct  geben.  Sie  beziehen  sich  wohl  auf 
NVttozahlen,  was  indessen  nicht  gesagt  ist.  Ucber  die  Entwicklung'  der  Besteueruni^ 
s.  B e e r 's  spätere  Schrift  „d.  Staatshaashalt  Oestcrreich-Un<r  im >"  it  iMis  fPrair  issl), 
1.  Kap.  z.  Gesch.  d.  directen  Steuern,  bes.  im  Anfang"  nhrv  d.  Joselin.  Steuerreform, 
S.  4H  Uber  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  u.  passiuk  im  Kap.  3  Einzelnes 
noch  zar  Oeschichte  der  indirecten  Stenern,  ind.  Monopole,  Stempel  o.  s.  w.,  auch 
im  IS.  Jahrhundert.  In  Kur/e  Einzelnes  zur  neueren  Stcucrgeschichte  in  D.  ssary's 
Grandzügen  der  östcrr.  Finanzgesetzkunde,  W'ion  1^55,  l>es.  39  ii'.  Sporadische 
historische  Daten  o.  RQckblicko  noch  in  Konopsaek-Mor-BlonslKi,  Fin.-Gesetzkundc 
d.  tat  KaisentaatB,  2.  AuiU  Wien,  1880. 

§.42.  Finansbedarf  nnd  Steaerentwicklnng  in  Oester- 
reich im  18.  Jahrhondert 

Die  östcrreirliische  Staatssehuld  im  Oanzen ,  mit  allen  ilin  n  mannigfachen 
Kategorien  betrug  schon  1755,  als  Erbschaft  aus  dem  17.  Jahriiundcri,  grossentheils 
aber  aus  den  Kriefen  der  enten  HBlfte  des  18.  JnbrliQnderts  IIS  MiU.  fl.  Capital 

in  Nennwerth  u.  stieg  durch  den  >i  eben  jährigen  Krieg  1703  auf  271.S7  Mill.  11., 
17M  war  sie  I^sit  HC,  mit  11.471  .M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörniir  M.  fl.  Capital), 

1792  377.(iO  mit  17.20  M.  H.  Zinsen  (nach  ('zürnig  399.9  M.  H.).  ISIO  liü».22  M.  Ü. 
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UapiUl  uiit  39.76  M.  Ü.  Ziiisca  (nach  Czöraig  727.2,  1811  ä06.7  M.  fl.),  ohne  das  seit 
17«2  ff.  hinzagelcomineno  Papi«  rgeld.   (v.  Mtner  S.  16S,  Oberleftner  a.  t.  o.  S.  9, 

C/.Ornii;-,  IIan(lbiicliI«'iii  S.  132;  vgl.  aucli  zur  (ioscliichte  d.  Staatssrhuld  im  18. 
Jahrhundert  Beer,  Fio.  Gest. 's  S.  39^  ti.)  So  wunlc  diese  Poät,  das  jährlidie 
Schu Idüfforderitiss,  insbcsuudero  für  Zinsou,  bereits  im  18.  Jahrhundert  wie 
in  Franlcrcich  u.  England  ei»  vichciges  (ilicd  des  ordentUcliflii  Bedaarfii  and  ein  Ele- 
ment, das  starli  auf  Stcnenermehning  hiadrüngen  musste. 

Dazu  kam  der  Militäraufwand,  auch  in  Fhedenszuit.  Dsa»  174b  neu  be> 
gründete  Militlisystem  erforderte  ffar  ein  stehendes  Heer  von  108,000  Mum  ven  dea 
Ständen  der  deutschen  u.  uiigarisrhcn  ErblAnder  jährlich  14.67  M.  fl.  ( Oli e rlei t n e r 
S.  3,  Hauer  S.  33).  In  dea  Kriegen  stieg  natürlich  dieser  Auftrand  ausserordeiit- 
lieb.  z.  B.  in  dem  einen  Jahre  1T61  auf  40.71  M.  ü.  (Oborleitner  S.  13,  woMlIiBt 
Spcrialisirung  dieser  Ziffer).  Später  in  den  l'SÜer  Jahren  betmf  crauch  in  Kriedens- 
zeit  s<lion  immer  einige  ."Jd  M.  II.,  nm  in  il<^n  ruucri  Tilrkon-  »ind  Franzo3enkri»'g*Mi 
auf  das  3 — 4fache  dieser  Summe  aiizuwachscu  und  in  <lca  kurzen  Friedunszciten  kaum 
einmal  onter  50  MilL  im  Jahre  zu  sinken. 

Die  dritte  Hauptgattung  der  Aus-^alxn  fur  Hof  und  Civil vervpaltung  war 
doch  auch  bereits  in  ansebulicbcr  Steigerung  beicriflea  und  konnte  denmach  von  Jahr 
zu  Jabr  immer  weniger  ans  den  allen  Einnahmequellen  der  MCameralrenraltnng",  ans 
Domineneinkünften,  rdtercn  Zöllen  u.  Gefällen  u.  dgl.  m.  gedeckt  irerden.  Auch  bier- 
fttr  musste  daher  immer  mehr  Steuerwirthschaft  eintreten. 

Die  Entwicklung  des  Bedarfs  (in  Nettozahlcn,  also  namentlich  ohne  die  Er* 
hehungs-  und  Bewirthschaftongsfcoeten  der  Einnahmezweige)  ergiebt  sich  aus  folgen- 
den Daten  (nacli  den  oben  genannten  Scliriftent  die  aber  in  den  Zahlen  nicht  immer 
iiaii  iil)erein><timmen). 

(ianze  Jahrcsausgabc  1719  34. Ii)       M.  Ii.  (Uberleitner  a.  a.  U.  S.  b). 

„  „  1754      c.  3().0— 40  „   „  Csleicb  Einnahme?  cb.  8.  9). 

„  „  ITSl         ()5.0        ^  M  (Csörnlg  S.  12S). 

„  «t  178b         81,4         «t   «t        n        ♦»  »» 

,,  1792         90.8        M  „       „       ,f  „ 

1804  114.1   

„    Durchschn.  17S0— <»0    S.'{.2S       .,    „  (Beer,  F^in.  S.  390). 

la  letzter  Zitier  incL  Kriegsjahro.  Die  einzelnen  Kriugsjahre  haben  naturlich 
viel  höhere  Ziffern,  fttr  die  Deckung  dient  dann  aber  der  StaalKredit  (incl.  Bankozettd- 
ausgäbe)  wesentlich  mit. 

Die  Hanptrabrikcn  der  Ausgabe  sind  in  MiU.  Ii. 

Schuldetat  Militär.  Civilverwalt.  Summe. 

(Zinsen,  incl. 
Tilgang  u.  EinUto.) 

17S!         (Czömig)       13.59  33.11  1S.8U  6.5.00 

17N<i  n  18.75  33.27  29.37  81.40 

1792  „  21.05  44.34  2&.86  90.7G 

1804  89.01  46.10  28.95  114.06 

1781—90  (Beer)  12.5    (Zinsen)      44.93  .14.49  71.92 

(Summe  stimmt  nicht  mit  der  von  Beer  angegebenen  obigen  Summe  von  88.28, 
B.  a.  a.  Ö.  S.  390,  3S9.    Daten  f.  ITli:;^  Iis  u.  1799— ISIO  eh.) 

Kini.üerinasscn  entsprach  dieser  Steigerung  der  Ansgal)en  diejenige  der  lietto- 
Steuererträge. 

1754  wird  die  SUatodnnahme  also  berechnet  in  MilL  fl.  (Oberleitaer  S.  9X 

(Jedenfalls  netto.) 

Domänen   1.0  Taxen  0.4 

Bergwerite   2.0  Lotto  0.187 

<  uitribution   14.671  Post   0.2   

Mauthen  (u.  Zölle  V)  .   •  3.1  29.808 

Tranksteoer  u.  Salz  .   .  8.0 

Tabak   1.6  Lombaixlei    .....  3.0 

LanderafeiKuiit  (Vi<h-  n.  Niederlande  7.0  ^ 

tietreideaulschlag)  .    .  1.5  39.808^ 

Linien-  u.  Sperigwder  .  0.25 
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Von  den  7  Mill,  aas  den  österr.  Niederlanden  kamen  aber  nur  1.7  M.  in  die 
Wiener  Ceutralcasse.  Oberleitner  giebt  36  Mill.  als  Soiume  an,  was  mit  seinen 
eimelnea  Posten  nicbt  sämmt. 

Nach  grossen  Rubriken,  wobei  zu  d.n  indirecten  Steuern  mancbi'  ge- 
biüireiutrü|(e,  Stempel,  Erl^teuer,  wohl  auch  Lotto,  Post  gerechnet  sein  werden,  waren 
di«  NttUooianahmen  (CzOrnig  S.  122,  vomit  zn  rergleichen  Beor,  Pin.  S.  S89  ff.) 
Sa  MiU.  IL 

Vom  Staats*     Directe       Indirecte      Andere  Summe, 
eigentham.  Steuern.  Zaildsae. 

17S1   5.05  34.61  S8.00  8.12  65.78 

1786    5.63  24.49  82.62  ll.SS  74.31 

1792    22.70  87.32         20.27  80.67 

1804    14.77  36.68  89.98         17.18  107.57 

Regatten  (?)  AnsBerord. 
1780— 90  (nach  Beer)      5.8S5         24.762         31.147        11.816  73.11 

Beer  sriebt  als  Summe,  abweichend  von  seinen  einzelnen  Zahlen.  73.G2  M.  fl«  an. 

Die  einzelnen  Hauptsteaern  hätten  in  IThU— ^tO  durchschnittlich  ergeben: 

MiU.  fl.  MUi.  fl.  MUi.  fl. 

<fnuidstoiier'  .   .  24.76  Zoll   6.058  Stempel   ....  0.96 

(irt-nzproronti-     .    1.09  Passagt^tr.  Im  ihren   0.4S2  Taxen  O.SIH', 

Schuldensteucr   .   0.452  Consumt.stcuer  .    2.413  Erbäteuer .    .    .    .  U.;t2H 

Juüensteuer    .   .   0.265  Getränkesteaer  .  4.649  Lotto  1.1 

SalMid.  ecderiast  0.124  Sals   .  .  .  .  10.7  Pott   1.2 

Diieeto  Stoaem  .  20.691      Tabak  .  .  .  .  8.1        YeritehisL  n.  a.  m.  4.425 

Indir.  Stenern  .  27.897 

Ji-  nacli  der  Rubricirung  einzelner  Steuern  und  (itfiUle  zu  don  indirecten  oder 
anders  ergiebt  sich  ein  etwas  verschiedenes  Verhäitniss  im  Ganzen.  Beer  rubricirt 
Salz,  Tabak  n.  a.  Regalien  nicht  gleichmftssig,  ohne  es  anzugeben,  wodurch  Irrungen 
entstehen.  Die  indirecten  Vetbraucbssteuern  incl.  Zölle,  Monopole,  mit  den  Ver- 
kehrsstenern (Stempeln  u.  s.  w.)  habi-n  Kndc  des  18.  Jahrhunderts  im  Ertrage  die 
ordentlichen  directen  Steuern  etwas  Uberwogen.  Aber'zu  letzteren  aind  wiederholt 
in  dea  finherea  Kriegen  des  18.  Jahrbonderts  Zmchllgo  (so  im  7  j&br.  znr  Gontri- 
bution'*  und,  wie  auch  in  den  französ.  Kriegen,  ausserordentliche  neue  dincte 
Steuern  hinzugekommen.  Im  J.  1761  z.  B.  war  eine  (Kontribution  der  deutschen  und 
mifar.  ErbUoder  nm  14.25  Mfll.  8.  «id  eine  ivelto  GontrilNilloa  in  demselben  Jahre 
von  den  deutschen  Ländern  mit  10.20  MiU.  II.  veranschlagt  (Oberleitner  S.  13). 
l'nt>T  B.rQcksifhtigunü:  dieser  Verhältnisse  kamen  in  einzelnen  Kritgsjahren.  so  1S07. 
dit^  directen  den  indircc  t<  ii  Steuern  fast  gleich,  mitunter  übertrellen  sie  sie  (  ISOS,  1812). 

§.  43.  Uebersicht  der  einzelnen  Hauptstenern  Oester- 
reichs im  18.  und  Anlang  des  19.  Jahrhunderts. 

I.  Directe  Steuern,  nehmlich  als  bleibende  ordeotlicbe 
Steuern  die  Contribution,  subsidium  eccle si ast i c um,  die 
J  n  d e  n 8 te Oer D ,  als  ausserordentliche,  welche  durch  Wiederholaog 
ond  längeres  Verbleiben  bisweilen  zn  ordentlichen  werden:  Ver- 
mögen sstenern,  Kopf-,  PerBonal-y  Standes-,  Classen- 
nnd  Einkommensteuern. 

1.  Gontribntion  oder  (im  Wesentlichen)  Grundsteuer, 
bei.  Realsteuer,  mit  anderen  Elementen  verbunden. 

Es  ist  dies  die  im  §.  40  besproehene  directe  Haupts  teuer, 
deren  Beform  unter  Maria  Theresia  1748  ff.  und  unter  Josef  II. 
1785  ff.  vorgenommen  wird. 

A.  W»ffa«r,  FiaMswiMMttelMft  III.  7 


98       6.  B.  1.  X.  StenergdSehiGhte.  2.  H.-A.  4.  A.  Oesterreich.  §.  43. 


Den  Ansto«  za  Maria  Theresias  „Stcucrrectificatiou'*  gab  der  lOHtlriiedarf. 

Die  Steuer  war  wohl  in  der  Hauptsache  Grund-  und  (Jehäude-Ertrt^-sstPtifr,  abrr  «m- 
fa-sste  iu  älterer  Weise  andere  Ertr.-ige,  licz.  Einkonimen  noch  mehrfach  mit,  I)ie 
Verselbständi^ang  der  Gebäudesteuer  und  ihre  völlige  Loalösuug  von  der  Gruodsieucr 
erfolgte  in  Oesterreich,  nachdem  die  Jeeefinis.  ]ie  Keform  gescheitert,  definitir  erat 
1820;  die  ordentliche  directe  Besteuerung  der  Eiir-iL-^c  b'  Wot,Michen  Vermögens,  der 
tiewerbe  und  des  Einkommeuä  liberaler  Berufe  und  der  reiu  persönlichen  Arbeit  in 
selbst&ndigcn  Stenern  erst  seit  1813  (Enrerbsteuer,  Pat.  t.  81.  Dec.  1812),  bez.  seit 
1849  (Einkommensteuer).    Die  Contribution  war  als  Bepartition^steucr  eingerichtet, 
woran  jrdo  l'rovinz  mit  «  inom  bestimmten  Quotienten  zur  Aufl)riiigiinir  der  Summe 
betlieiligt  ward  (z.  B.  1748  war  die  Zahl  aller  (Quotienten  zur  Auibringung  von 
12,734,000  H.  oxdinirer  Steuer  Air  10  Jahre  1357,  wmon  Bohnen  545,  MUiren  md 
Schlesiea  212.  Niederösterreich  200,  Oberösterreicli  100.  Stciennark  150,  Kärnlhen 
100.  Krnin  nebst  Gradisra  und  Görz  50  zu  ühcrnehmen  hatte.  Hauer  S.  Zur 
Erleichterung  der  Steuerlcistungcn  iu  schlechten  Jahren  wurden  HAH  ein  Geld-  und 
ein  KOmerfonds  begründet,  die  in  besseren  Jahrui  doreh  eine  etwas  stärkere  als  die 
der  St«'uertiuote  cnt>i)recht  nde  Erhebung  und  durch' Getreidevorschtlsse  der  Herrschaften 
an  di.-  (Jemeinden  dotirt  wunlen  (Hauer  S.  S4).  —  Zur  Zurtlcknahme  der  Josofln. 
Grundsteuerreform  unter  Leopold  H.  hat  wesentlich  die  Verbindung  beigetragen,  iu 
vclche  die  Steaercegelong  mit  deijenigen  der  Urbarialforderongen  der  Dominien  gebracht 
worden  war.    Hierbei  war  filr  alle  Staatsstcncrleistungen  und  Leistungen  aus  dem 
Unterthanenverband  ein  Maximum  (,.H0  "Z^)  f»!stgcstcllt  worden,  das  dics»;lljen  vom 
ermittelten  Bruttoertrag  nicht  überschreiten  sollten.    Da  auf  die  Steuer  rund  12—13  "/u 
(12  fl.  13V|)  Kr.  fielen,  musaten  die  gut>lierrlichen  Einkünfte  entsprechend  vermindert 
werden,  wenn  sie  17 — IS"/,,  ülhTstiegen  (Pat.  v.  10.  Febr.  17S9).    Dies  erregte  starke 
Misszufriedenheit  anter  den  Berechtigten  schon  za  Josef  H.'  Lebzeiten,  die  dann 
unter  seinem  Nadifolger  dorchdrang  (Haner  S.  38,  bes.  Beer,  Staatohaushlt.  OesL- 
Ung^  S.  2—11). 

2.  Siibsidium  ecclesiasticum :  eine  directe  Steuer  vom 
Ertrag  der  geistlichen  Guter,  Beueficien  and  sonstiger  Genüsse 
geistlicher  Corporationen  und  Personen. 

In  den  deutschon  Ländern  ursprünglich  mit  iiäpstliehem  Rreve  auf  Zeit  fllr 
Tflricenkrieg  bewilligt  (173t>),  dann,  wie  auch  in  Ungarn  (seit  ITIG,  seit  17(>9  ohne 
päp^tlirhe  Ermächtigung)  forteritoben;  BemiaeU  In  Ongtm  tnfangs  5,  dann  10%. 
aber  nach  dem  Ertrug  der  Steuer  xn  schliessen  nach  sehr  mftssigen  Anncblftgen. 
(Haner  S.  59  fl.). 

3.  JndensteiierD.  Neben  den  etwaigen  tonstigen  allge- 
meinen, von  denen  die  Jaden  wie  die  ttbrige  BevMkenuig  ge- 
troffen werden,  baben  sie  in  Oestenreieh  im  18.  nnd  bis  Mitte  des 
19.  Jabrfannderts  noeb  fixtrastenern  als  ,,Jaden",  „tolerirte 

Juden"  zu  zahlen  gehabt,  verschiedene  in  einzelnen  Provinzen. 

Bcsomlcrs  wichtig  waren  diejenigen  in  den  Ländern  starker  jüdischer  BevOilieruni;, 
namentlich  in  Oalicien.    Die  betreffenden  Abgaben  sind  teehnfsefc  niebt  Inmei 

eig«ntlirhe  directe  Steuern,  sondern  in  directe  Verbrauchssteuern,  wie  «l««! 
Aufsohlair  auf  K  os  eli  erflei  s  ch  und  Kose  her-Es';-  nnd  Trinkartikel  mul 
LichterzUnd ungsaufschlag.  Aber  auch  diese  nehmen  durch  die  EigenthUuilich" 
keit  dos  Cottsums,  den  sie  treffen,  dorcli  die  Perm  der  Erhehnng  nnd  gewiaie  Haftnngs- 
TerbinJtieUlEciten  der  Gemeinden  etwas  ron  einer  directen  Steuer  au.  SpecicU  ein« 
solche  wir  die  Familienstener  oder  Taxe,  die  Toieranztazo,  die  Yer« 
mögenss  teuer. 

In  der  Bukowina  bestand  s.B.  eine  besondere  Panflionstener  ron  5  fi.  fQ: 

die  Familie  (oxol.  jüdische  Ackerbauer);  hier  und  in  (ialicien  ein  Koseliern  iscll« 
anfschlag.  statt  einer  YermOirerisstener  -<it  17^4,  von  damals  Kr.  pt:r  Pfunc 
?ou  allem  Schlachtvieh,  dann  ein  Lichterz  undungsaufsehlag  ^regolirt  durcl 
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PiL  7.  1.1.  So[>t.  ISIO)  ron  jedem  Docht  eines  Unschlitt-  oder  I^ampenliebts,  das  an 
doem  SaMiath  r  Fcicrtag^  in  der  Wolinung  einer  jii-lis.  li.^n  F'^atnilie  aiip?7ilndot  wurde, 
5  Kr.,  von  jedem  der  2  gesetzlichen  Lichter  das  Doppelte;  für  \\ ai  hi»lichter  und 
UehCer  an  besonderen  Pelertafen  btthore  Sltie;  bestimmte  Zsbl  armer  Familien  befreit 
oder  halb  boti'uert.  (Krtrag  dieses  Aufschlag:s  IS'H  in  (laiicien  247,1 4S  II.).  S. 
Uaner  S.  2(> — 2i^,  auch  über  die  Abweichungen  in  anderen  Provinzen . 

Die  voransgebeuden  waren  die  eigentlichen  ordentlichen 
directen  Steneni.  Erst  1812  trat  dazu  dann  in  der  Erwerb- 
stener  (Patent  vom  31.  Dec.  1812)  eine  bleibende  selbständige 
directe  Stener,  welche  im  Wesentlichen  eine  Gewerbesteuer 
darstellt,  noeh  gegenwärtig  besteht  nnd  nns  als  Theil  des  mo- 
dernen Osterreichischen  Steuersystems  erst  im  folgenden  Kapitel 
näher  zu  beschäftigen  hat 

Die  flbrigen  directen  Steuern  werden  bestiromnngsmässig  als 
ausserordentliche  eingeführt,  meist  in  Kriegszeiten,  ttlr  Kriegs- 
kosten, auch  für  Schuldentilgung,  wiederholen  sich  aber  ülters, 
wechseln  zwar  in  einzelnen  Vorachriften  nicluluLh,  werden  Jecloeh 
in  länger  dauernden  Kriegspcriotlen,  wie  der  französisrhen,  auch 
jährlich  wiederholt,  so  die  damaligen  Personal-  und  Classensteuern, 
die  auch  nach  dem  Frieden  verblieben,  und  leiten  so  eine  rcgel- 
niUssigcre  liesteuerung  des  beweglichen  Vermögens  und  seiner 
Erträge  sowie  des  persönlichen  Einkommens  darch  eigene  directe 
Stenern  mit  ein. 

4.  Vermögenssteuern,  nominelle,  aber  reine,  d.  h.  wirk- 
lich nach  dem  Vermögen  veranlagte,  wenn  anch  in  einigen 
Pnncten  mit  RHcksicht  auf  Einkommen  Verhältnisse,  denen  kein 
bestimmt  zu  ermittelndes  Capital  zu  Grunde  liegt,  geregelte,  sind 
im  18.  Jahrhundert  nnd  in  der  Kriegszeit  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts vorgekommen,  zeigen  aber  schon  durch  die  geringen  Er- 
träge, dass  sie  nicht  genügend  durchgeführt  worden  sind. 

So  17U2  VcrmOgen&>tuucr  in  Rohmen  und  Kiederöstcrreich .  als  wirklieh  all- 
(gemeine,  fdr  Kriegskosten,  ohne  Zulassung^  von  Pauschali runircn :  alle  I>and«'r>ho>voiiner, 
anrh  t'ori»orationen.  feriii  r  im  Inland  Kealitatcn  l»e.sit/«'n<ie  Auj^lümi-  r,  .uissehliesslich 
bloss  des  arinen  Uauersmauns  und  der  Leute  mit  noch  ui<  ht  5  11.  V  ermögen,  mit  1  7a 
reo  allem  bewepirUcbea  und  nnbeweglicben  Vormftgea  nach  Paasioneii  besteuert.  Oapi- 
talien  in  inlilndischcn  Staatsfon<ls  frei;  elx  ii^o  (Jeld  für  den  vicrteljalirigefi  Haus- 
bedarf und  W irthschaftsvorräthc  für  1  Jahr;  (ichalte,  Löhne  und  IndustrialeinkUnftc 
nach  Einkommenhetrag  veranlagt,  mit  f>  Kr.  (10  "/o>  vom  (ioldcn.  —  Diese  Steuer 
wird  öfters  ebenso  oder  Ähnlich,  mitunter  mit  anderen  SteucrfUssen,  und  sonstigen 
kleineren  Abweirhnngei»  (z.  B.  17.{4  Einkünfte  unter  öOti  «I.  und  iiluThnupt  arme 
Bürger  und  Bauern  frei)  wiederholt,  so  nu4,  170G,  1713,  1734,  1737,  1747.  1»Ü6, 
—  hier  '/«  "/o*  nnr  YenDögcn  Ober  1000  fl.;  Ertrag  in  den  dcatschen  £rb- 
irmderii  ISO"  4.98  M.  fl.,  wovon  in  Röliinen  1  ()(>,  Me,l,.resterreieli  1.!»;!  M.  fl.  — , 
1'»1U,  hier  mit  10  7u  ^O"'  hewegliehen  und  unbeweglichen  Stammvermügcn,  ab^iuglich 
aller  Lasten,  zur  Scbnldentilgung ,  bei  nnbeveglidieni  Vonnfigen  in  15,  bei  beveg- 
hohem  in  5,  bei  Orooshindlem.  Kanflenten  in  2  Jahresraten  zu  eriegen.  (S.  Haaer 
S.  50—58). 

7» 


uiyiu^-Cü  Uy  Google 


100    0>  B.  1.  K.  Stenergoscbiclite.  2.  H.-A.  4.  A.  0«Bterreich.  ß.  4S,  44. 


5.  Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Glassen-  nnd  Ein* 
kommen  Stenern.  Diese  begeben  anch  in  Oesterreich  in  dieser 
Periode  in  der  Form  yon  Kopf-,  Rang-,  Standes-  nnd  Be- 
rnfsstenern,  wie  in  Prenssen  (§.  48),  Frankreich  ((.  60) 
und  £  n  gl  a  D  d  (§.  81 )  ungefftbr  in  dieser  Zeit :  ein  eharaeteristischer 
Pnnct  (§.  93).  Der  Uebergang  zur  stärkeren  Berücksiehtignng  der 
wirthschaltliclicn  vor  den  StandesveiliUltniasen  wird  jedoch  in  ge- 
wissen Classens feuern  bereits  gemacht,  auch  an  VersucheD  zu 
förmlichen  Einkommensteuern  fehlt  es  nicht. 

Kopf-  und  Standt  ssteuer  II  kommen  z.  B.  16Uü.  1746, 175S,  1759  vor  und  noch 
spätere,  so  die  Clas>.(-iisteuer  von  170U,  lialten  sich  in  einzelnen  Classen  einfach  an 
den  BerolaBtand.  tS.  Hauer,  S.  54  ff.  .  Die  Kopfsteuer  von  1746  triSi  alle  Landes- 
Itfwohner,  auch  Geistliche.  Militärs,  den  Hofstaat  und  le^  dami  jeder  Standeskat<*£;:orie 
einen  hcstiinmtcn  Steuersatz  auf,  so  beim  Hofstaat  dem  Obersthofmeister  45U  fl.  bis 
herab  snm  KapelldiencrjaDgen  Vi  bei  der  Geistliehkeit  dem  EizliiBchof  600  fl.  bis 
mm  einfachen  Geistlichen  mit  2  fl.,  b«lm  Adel  GUO  ß.  (Fürst)  —  20  S.,  bei  den 
Beamten  450  fl.  (Minister"»  —  1  fl.,  beim  Militär  400  fl.  (^Feldmarschsll)  —  4  fl.,  bei 
den  Stadtbewohnern  75  fl.  (j?rosse  Weclislcr)  —  12  Kr.  (Ta^löhner),  bei  der  Land- 
bevölkerang  15  &.  (Oberbeamte)  —  4  Kr.  Bauerknecht).  Juden  juder  2  fl..  mit  Ge- 
samintliaft  der  Ortsjudenschaft.  ITöS  di-  selb'  Sd  uer  mit  'ledetitend  höheren  Sätzen 
^bis  4000  fl.).  Krauen,  Kinder,  Witt  wen,  Dienstboten  nach  besonderer  Norm.  Die 
Steuer  ron  1759  bildete  eine  nach  Standes-  und  Bentfimrerhiltnissen  geordnete  Glaasen- 
Steuer;  4  Classen,  I.  mit  fi  fl.  fPrälat  -n.  llerr-  n-,  Ritterstand,  kais.  Käthe  u.  s.  w.'i, 
IL  4  fl.  (Nobilitirtu,  Uaiversitätsgliedcr,  Magistratsperaooen ,  Wechsler,  llandelsleote 
n.  8.  w.),  HI.  2  fl.  (übrige  Hof-,  Civil-,  Militürperoonen,  HerrscbafWbeamte),  IV.  1  fl. 
(Rlirgerstand  und  alle  Personen  Uber  dem  Bauorstand).  Das  I-auiili-  nhaupt  hatte  fQr 
jedes  Familienglicd ,  auch  für  jeden  seiner  Beamten  nnd  Dieostleute  den  Clawonttati, 
dem  es,  das  Haupt,  angehörte,  zu  entrichten. 

Glassensteoern  mehr  als  rohe  Einkommenstenern  vaiden  1768,  1761 
(„Schulileii^teiier"  zur  Tilgung  der  Staatsschuld  ,  1791),  1801,  H04  If..  jetzt  in 
Vorbinduug  mit  einer  Porsonalstoaor  und  ron  da  au  so  jährlich  bis  1830  erhoben. 
Die  Slener  foa  1769  tbeOte  die  BerMkenrog  nacb  dem  länlcommen  in  11  Ghasen 
mit  Steaer^iteen  ron  V« — 100  fl..  Ehefranen  wie  Männer,  Kinder  mit  V&  des  rätcr- 
lichen  Steuersatzes.  ,7uden  mit  dem  Doppelsatz  ihrer  Classe;  in  der  Steuer  ron  1T(>1 
wurde  die  Zahl  der  Classen  auf  24,  mit  Sätzen  bis  DUO  Ii.  vermehrt,  Frauen  und  zu 
versorgende  Kinder  frei  gelassen.  (Hauer  a.  a.  0.).  In  der  Glassensteuer  ron  1799 
(Pat.  V.  1.  Nov  ^  trat  eine  mich  Proccnten  des  durch  Fassionen  zu  ermittelnden  Ein- 
kommens erhobene  Einkommensteuer  (von  2'/«  bei  100— 300  fl.  Einkommen,  bis 
ZU  20  Vo  f)>tr  Uber  150,000  fl.)  in  Verbindang  mit  einer  Glasaenstener  ftlr  Geverbe- 
leate,  Dienstboten,  Taglöhncr  u.dgl.  (Hauer  S.  5r..  Beer.  Staatshaush.  S.  48  H'.). 
Der  Adel  hatte  sub  Ilde  nobili,  Geistlichkeit  sub  iide  sacerdotali,  die  Anderen  sub 
clansnla  juratoria  zu  fatireu.  Auch  Militärs  versteuerton  ihr  Einkommen  ausser  der 
(iage.  Die  Hustical- Contribuenten  liatten  olme  Fassionen  UoiS  einen  Zuschlag  von 
!.'>  "'j,  zur  Coritribiititm  :ils  rhiss'^nsteucr,  die  (Jewerbsleute  u.  ?.  w.  nach  Berufs-,  Be- 
triebsumfangb-  und  Ortsclasscn  feste  Sätze  zu  zahlen  (10—30  fl.  iu  Wien,  sonst  von 
1  II.  an),  ftbnlich  Dienstboten,  Knecbto,  TaglObner  kleinere  Glassenaltze  reu  1*/«  A* 
Die  Steuer  ron  1804  (Pat.  v.  12.  Sept."*  li^  liiclt  die  Einkommensteuer  in  denselben 
Stark  progressiven  Sätzen  bei,  aber  mit  Wegfall  s^ecieller  Fassionou  0)<  sie  stellte 
femer  noch  mehr  Classen  (36)  anf;  auch  ward  eine  Pcrsonalstener  ron  V«  fl-  ron 
jedem  Uber  15  Jahr  alten  I^andeseinsasseii  erhoben,  also  eine  reine  Kopfs  euer, 
frei  nur  Militärs  und  wirklieh  Anne.  Ein  »10  *'  „  Zuschlag  als  ,.Healitätenstcuer*'  zur 
Dominical-  und  liusticalcontributiou  wurde  damit  verbunden,  um  die  Gleichmässigkeit 
der  hAheren  Belastang  in  den  Nöthen  der  Kriegszeit  herbeizuführen. 

Mit  eiiKT  förmlichen  Einkoin  niensteuer  zu  10"/*  war  schon  174!^  eifunnl 
ein  \  ersuch  gemacht  worden  (Kealitätenertrag  nach  6  jährigem  üarchschuitt ,  üehalle 
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und  Pensionen  unter  200  fl.  frei).  In  einer  Extra-Kriegssteuer,  die  177'^,  !7*»'»  und 
l'Uü  erhoben  wurde,  w&t  neben  einem  20,  bez.  30  7o  ZuschUg  ziu  Kusticai-  und 
SO.  bez.  60      ZoscbUtf  rar  DominfcalooiitrflHition.  smrf«  einer  FitselMteoer  der 

Ttidf-nschaft  d  is  ^n-j-.  ,.'iu.-\r(um  gcnus  hominum"  (Capitalisteii ,  Kaafleiite ,  lihor.ilc 
Berufe  a.  dgi.j  ebcnialis  mit  einer  10,  bez.  12  */•  l^nkommeusteuer  belegt  worden 
(Hauer  8.  60). 

Gewiss  Alles  Versuche  in  richtiger  Richtung  zur 
stärkeren  Belastung  der  Piiuklinfte  des  beweglichen 
Vernnigeus  und  Capital«,  der  persönlichen  EinkUntte 
und  der  wohlhabenderen  C lassen  Überhaupt;  characte- 
ristiscbe  Anzeichen  dafür,  dass  die  sich  vuUziehende  Umgestaltung 
im  Erwerbsleben  —  der  sich  fortsetzende  Process  der  qualitativen 
nnd  quantitativen  Ditfereoziroog  des  Nationaleinkommens  und  Ver- 
mögens im  Einzeleinkommen  und  Vermögen  (Fin.  II)  —  in  der 
Bedeotong  ftlr  die  nothwendige  Fortbildung  und  Umgestaltung  der 
Beetenernng  bei  immer  steigendem  Finanzbedarf  erkannt  Mrnrde; 
aber  aneh  Belege,  dass  man,  zumal  noter  den  unruhigen  Zeitlftuiteu, 
stenerteebnisch  noeb  niebt  fübig  und  politisch  noch  nicht  vorurtbeils- 
los  nnd  energisch  genug  war,  ein  ordentliches  .System  einer  zweck- 
mSssigen  neuen  direeten  Besteuerung  zu  begründen:  ein  Problem, 
mit  dem  man  in  der  folgenden  Priedensperiode  nach  1815  in 
Oesterreich  sich  von  Neuem  befasste,  ohne  bis  heute  über  ein  zwar 
leidlich  rationelles,  aber  auch  hypertiscalisches  Ertragsstcuersj^stem 
hinausgekommen  zu  sein. 

§.  44.  —  II.  Indirecte  und  sonstige,  thcils  diesen 
verwandte,  tlicils  ander  weite  Steuern,  nämlich  Zölle, 
Mauthen,  innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern), 
8alz-,  Pulver-,  Salpeter-  und  Tabakmonopol,  Lottoge- 
fäll,  Stempel,  Taxen,  Erbsteuer. 

1.  Die  Zölle  kamen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  nnd  vol- 
lends im  18.  Jahrhundert  auch  in  Oesterreich  immer  mehr  unter 
handelspolitische,  bez.  protectionistische  Gesiobtspnncte, 
daher  £infnhrrerbote  auf  feinere  Fabrikate,  hohe  Zolle  Oberhaupt, 
auch  luxuspolizeiliche  Tendenzen  dabei,  was  Alles  dem  fiscaliscben 
Interesse  Abbruch  thnn  musste,  hier  aber  nicht  näher  zu  verfol- 
gen ist. 

S.  u.  A.  Hauer  S.  4  H.  Kin  uiiihcitJiclie^  Zollgebiet  wurde  aber  noch  nicht 
erreicht.  Wenn  auch  dem  Ausland  gegenüber  die  ..(österreichischen  Linder**  eiae 
Art  Einheit  bildeten,  blieben  doch  ZwisehenzöUe  z\vis<  hcn  dm  deutschen  Provinzen 
bis  zu  Josef  II. 'Zeit  betitehou  und  auch  in  dem  neuen  Zoillahikyt»tem  von  17SS  ver> 
hHeibeo  die  Zollgruppea  der  deatochen  and  gattcischeii«  der  vogirtoch-siebenburfrischeD. 
der  italienischen  Provinzen,  und  Tirols.  Die  Zwischenzöllo  zwischen  diesen  (inippen 
»aren  aber  iniLssiger  als  ge;^en  d;is  Ausland.  Zwischen  den  deutschen  Erblandeu  und 
>itu  ungarischen  war  dann  auf  beiden  Suiten  die  £ia-  wie  die  Ausfuhr  allgemein 
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zoUpflichtii:!:-  Auch  ilic  wichnir^J'Mi  Kinanzzölle,  diejenigen  anf  Colonialwaarcn.  unter- 
l»gcu  docti  noch  der  oiurciiutilutiächen  Bcargwohuuug,  baarcä  (icld  iua  Ausland  zu 
ziehen.  Die  Einfbhrsölle  im  (iMuen  wurden  aber  aiteb  in  Oesterreich  in  dieser  Zeit 
vor  den  verbliebenen  Ausfuhr-  und  vollends  den  Durchfuhrzöllen  in  immer  strirlierem 
Maasse  das  finaniueUo  Uauptobjcct  des  Zollwesous.  Blonski,  österr.  tinajizfcs.- 
künde  I,  32 (>  II. 

2.  Die  Mauthcn,  Strassen-,  BrUckeu-,  Wasscrniautheu,  hatten 
im  18.  Jahrhundert  wohl  tiberwiegend  GebUhreocbaractcr,  Zahlung 
fdr  Bau,  KrhaltODg,  fiiarichtungen  des  Wege-,  Strom-,  Hafen wescns, 
aber  doch  immer  etwas  mit  steaerartigeD  fiiemeoten  verboDden. 
So  spedell  die  Passagemanth  von  1760. 

Sie  w»r  Ton  jedem  Pferd  eines  PerBonenvafena  mit  6  Kr.  neben  der  Weg«- 

mauth  bei  jedem  Wegschranken  and  den  Linien  Wien's  zu  zahlen,  Banornfuhren  und 
Lastwagen  frei.  Möglichst«;  AiiriH-bun<r  und  lleschrrmkun^  der  ülttM'-n  z:ililr<'ich«  ii 
grundhciTschat'dichen  und  couiniunalou  Mauthcn,  so  17S4  der  Privatmautben  an  der 
Denan;  znr  Erbaltong  der  Piade  am  Strom  2nr.  Abgabe  von  12  Kr.  rom  Schlfl- 
Pferde. 

3.  Innere  Änfschläge  (Verzehrnngssteuern).  Diese 
alten,  theils  landesftlrstlicben ,  theiis  ständischen ,  theils  auch  com- 

mnnalcn  /^stlldtischcn)  Steuern  sind  auch  in  Oesterreich  im  17.  und 
LS.  .Jahrliuuilcrt  erhalten,  vermehrt,  erhöht  und  weiter  ausgebildet 
wurden.  Aber  zu  einer  einheitlicheren  Kcgelung  oder  auch  nur 
C'odilication  der  gesetzlichen  Bestininuingcn  kam  es  in  dieser  Pe- 
riode noch  nicht,  sondern  erst  im  10.  Jabibuudert  (1Ö2U),  wenn 
auch  .Josef  II.  (1784,  1788)  einige  Reformen  in  der  Zahl  der  Ob- 
jecte  nnd  im  Tarif wesen  herbeiführte  und  weitere  plante.  Es  blieb 
im  Ganzen  hei  der  historischen,  proyinciellen  nnd  localen  Mannig- 
faltigkeit dieser  Stenern,  bei  ihren  yerschiedenen  Verwendnngs- 
zwecken  nnd  yerschiedenen  Namen  der  einzelnen  Abgaben  selbst 
und  ihrer  Zuschläge.  Auch  eine  so  principielle  Gestaltung,  wie  in 
der  prcussischcn  Acciseverfassung  für  die  Städte  (i?.  47,  Ii*),  wurde 
niclit  herbeigeführt,  wenngleich,  wie  liberall,  nach  den  Cunsunitioiis- 
verhUltnissen  und  nach  den  Erliebungsmodalitäten  (auf  den  Märkten, 
an  den  Thoren)  diese  Stenern  Uber  wiegend  die  städtische  Bevölke- 
rung trafen.  Zn  einer  „Un iversalaccise"  von  allen  verkauften 
Feilscbailten  kam  es  1708  in  Böhmen,  aber  sie  hatte  keinen  Be- 
stand. 

Die  Hauptsache  blieben  die  G<  tränk<  steuern,  besonders  auf  Wein  und  Bier, 
WM  zu  dm  äUercn  Aufsi  liläj^cn  wicd-  rholt  neue  hinzutraten  oder  höhere  Sätze  aaf- 
Kelegt  wurden,  mit  manchen  provinciellcn  Vcrachicdunheitcn  (u.  A.  ncbun  dem  altüu 
Ungeld  der  sog.  Taz,  eine  Zapfabgabe  des  Aasschftnicers  Ton  Getrinken  nach  der 
Menge,  Eimer,  berechnet,  woneben  Bier  auch  eint.r  Productionssteuer  unterlag  ;  Ein- 
/.•>lnes  bei  Dessary,  Kinanzgesetzliande,  §.  41.  d'-rs.  Ilandb.  der  (ie>(  t/.r  u.  s.  w. 
über  d.  österr.  Verzebr.stcuer,  2.  Anfl.  i84ü,  a,  v.  llauur  Ü.  20;  über  die  lirannt- 
weinbestenemng  ond  bohm.  UnirenalacdBe  J.  Wolf,  Bianntweinst,  Tab.  1684, 
8.  429-^436).    Neben  den  Getrinken  bestand  aber  von  wichtigeiea  Stenern  der 
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Gctre ideaufsohlag,  <ler  seit  iHlfi  bei  j'dein  Verkauf  d<!r  meisten  (iotreidrarteii  anf 
dem  Markte  mit  1  Kr.  pro  ilotzo,  uml  der  1  leischaufbchlag,  der  in  veracliioJeueu 
ihereii  Formen  fdr  die  wicbtigsteo  FIei>icharten  (1631, 1684)  beim  Auftrieb.  MarktvcrkMlf, 
von  Schlacht-  und  Stecbvieh,  seit  I(>9S  unter  IlinzufUgung  eines  „neuen  I  lcisrhkr«  iizcrs" 
fom  Pfund  (später  als  Stucksatz)  bei  der  Abfuhrung  des  Yiclis  zum  Schlachten  er- 
bobea  wurde.  Beide  AnftcUige  haben  mehrfach  Verflndeningen  erfikhieo  (beeonders 
1714).  Die  Grtreide-  und  Viehaufschliigo  bildeten  den  Haupttheil  der  vom  Ilaud- 
graf.namte  verwalteten  sogen,  „handgräflichen  (Jcfälle  odt-r  Aufschläge**. 
Von  anderen  Aufscldäg«;n,  welche  öftere  nur  vorUbergelund  bestanden,  sind  aus 
dem  IT.  und  Ih.  Jahrhundert  noch  7u  nennen  der  auf  Pferde  (ltJ.')'J,  1711,  beim 
Verkauf  na*  Ii  dem  W  erth,  Ix  i  der  Ausfuhr  naeli  dem  Stück,  auch  zu  den  handgräf- 
lichen Aufschlägen  gehörig),  die  auf  diverse  agrarische  und  andere  Hoh- 
stoffe  und  Victualien  (Hinte,  Peüe,  Waoha,  Honfir.  Unschlitt,  Federn,  Flachs, 
Hanf,  Z\V';tscl)k<  n.  Käse,  Schmal/,  llul/,  tiirki  >  he  \Volle,  Baunu'l  u.  a.  m.),  auf  Manu- 
facte  u.  dgt.  (Süefel,  Schuhe,  TUcher,  Seidenwaaren.  Kleinodi<-n  1(>42\  In  Städten 
kam  noch  Anfang  deü  19.  Jahrhunderts  ein  Haarpndcr-  und  Schminkeaufschlag  vor; 
Ende  des  17.  J;jhrhund.  rls  einer  auf  Billards  u.  di^l.  Si)ioltisclie.  Kegelbahnen  (1092 
für  das  Wiener  Zuchthans).  Wie  in  anderen  Ländern  dienten  Ausfnhr/J^lle  auf  einige 
dieser  Artikel,  so  bei  Pferden,  zur  Ergänzung  dieser  Aufschläge,  wie  anderseits  Ein- 
AihnAlle  (bei  Wela  a.  a.  m.).  Die  Erhebnnir  der  Aufechllge  erfolgte  Afters  durch 
Steoerpächter.  Die  Stänile  waren  in  verschiedener  Wei>e  an  der  Erhebung  mit  be- 
theiligt. S.  weiteres,  aber  oicht  volistuodigcs  and  nicht  immer  currectes  Detail  bui 
Haner  nnd  Bessary  a.  a.  0.,  bei  letzterem  auch  das  Datum  der  irlchtlgereii  Patente. 
Wolf  S.  438  citirt  eine  mir  nicht  zugänglich  gewesene  Arbeit  von  Plenker  Uber 
die  Entwiddong  der  indirectau  Abgaben  iu  Uestorroich  in  der  Oesteir.  Koruo  1863, 
U-IV. 

4.  Das  Salzregal  im  Anschluss  an  den  bedeutenden  uralten 
Salzbergbau,  besonders  im  oberöstcrreicbischeu  Salzkammergnt, 
wurde  in  den  einzelnen  Provinzen  in  verschiedener  Weise  für  lis- 
caliscbe  Zwecke  auBgenutzt,  wobei,  wie  in  Frankreich  verschiedene 
proYinzielle  Salzpreiae  bestanden.  Die  Privateinfulir  von  Sniz  aas 
dem  Ausland  war  streng  verboten,  der  Verkehr  zwischen  den  Pro- 
vinzen controlirt,  nnd  eventaell  auch  wie  die  private  Salzgewin-  * 
nnng  untersagt  Hehrfach  bestand  auch  hier  der  sogenannte 
yySalz zwang"  (Salzeonscription),  wie  in  Frankreich  (§.  63)  und 
Preossen  (§.  49),  dnrch  den  die  Salzstener  vollends  den  Gbaracter 
einer  hohen  Kopfstener  gewann. 

Die  Stinde  und  die  Dominien  hatten  hierbei  eine  Vermittlerstellung;  sie  nalimen 
ein  bestimmtes  Salzquantum  pflichtmlasii^  zn  einem  gewissen  Preise  ab  und  ron  ihnen 
allein  war  dann  das  Salz  zum  Consum  zu  einem  entsprechend  h^hrr-  ii  Preise  zu  be- 
uchen oder  musste  erentuell  beim  Salzzwaug  nach  gewissen  EinhciUsuiuugeu  per  i  amiiic, 
Kopf  nnd  Vieh  abgenommen  werden.  Für  Dominien  nnd  St&nde  fiel  dabei  ein  Gewinn 
ab,  der  let2tercn  Falles  als  Landesstcu'-r  nelieii  der  Staatssteuer  erseheint.  In  rinderen 
Provinzen  hatte  der  Staat  ärahsche  Magazine,  aus  denen  liceuzirte  Kleinverechleisser 
das  Sdz  zum  Debit  zu  beziehen  hatten.  Josef  XL  führte  Erleichterungen  herbei,  gab 
sogar  in  dem  neu  erworbenen  salzrcichcn  Ualicien  den  Handel  mit  Stein-  und  Sud- 
salz, auch  die  Ausfuhr,  ausser  naeh  den  d-  ntselien  und  nnirai-srhen  Landen  frei  (17^3), 
so  dass  nar  eine  Salzstcuer  an  der  Productionsstättc  im  Absatzpreis  bei  den  ararischen 
Werken  bestand.  Ertrag  des  Kcgals  1779  8.9,  1780—90  10.7  JCilL  fl.  (Hnner, 
S.  62  C«  Be«r,  Staatohanihah,  S.  114.) 

5.  Schiesspnlver-  nnd  Salpeterregal;  schon  seit  1772 
in  MUiOnegle. 


uiQui^CQ  Ly  Google 


104      0*  B.  I.K.  Steiiciipeiicliichte.  2.  H.-A.  4.  A.  OtMlerrotcli.  §.-14. 


H.  Das  Tabakmonopol  begano,  nach  einer  Periode  blossen 
£int'nhrzoIls  auf  fremden  Tabak  ^  in  den  deutscb-böbmischen  Erb- 
landen bereits  1670  ff.  Anfang  des  18.  Jabrbunderts  verliess  man 
indessen  eine  Zeit  lang  das  Monopol  za  Gunsten  eines  Änfsoblags 
anf  den  Verkaof  iniftndisoben  nnd  anslftndlscben  Tabaks,  mit  boheren 
lotsen  für  letzteren  (1706),  später  (1714)  eines  Aufschlags  anf  die 
Erzeugung  and  Einfbbr.  Im  J.  1723  (Patent  U.  MSrz)  wurde 
jedoch  das  Monopol  wieder  eingeftihrt  und  ist  seitdem  bestehen 
geblieben,  aber  im  18.  Jahrbnndert  nicht  im  ganzen  Staate,  sondern 
nur  in  den  deutsch-böhmischen  Erblanden,  ausser  Tirol,  und  in  Gali- 
cien  in  Geltung  gewesen.  AntaugvS  war  der  Vcrscbleiss  meistens  pro- 
vinzenweise  verpachtet.  Seit  1783,  bez.  1784  ist  allgemein  die 
eigene  Regie  eingetreten  und  festgehalten  worden.  Der  bemerkens- 
werthe  Punct  war,  dass,  im  Unterschied  zu  Frankreich,  wo  noch 
Neck  er  das  für  undurchführbar  hielt  (§.  »IS),  der  private  Tabak- 
bau in  bestimmten  Gegenden  gegen  jährliche  Licenz  und  Pflicht 
der  Ablieferung  des  Products  zu  angemessenem,  von  der  Verwaltung 
bestimmten  Preise  an  die  Monopolverwaltung,  gestattet  war.  Das 
Monopol  war  also  Gross-  und  Kleinhandels-  und  Fabrikations- 
monopol. 

Der  Ertraf  stl^  im  18.  Jahrirandcrt  von  auf  Uber  S  Miil.  fl.  Strenge  Con- 
trolen  uml  schwere  Strafbestimmungen  ühcrwältigten  den  Schmugircl  j^leichwohl  nicht. 
(S.  Uaucr  S.  t>7— 69,  Beer«  iStaatohaiub.  b.  US— 120,  r.  l'leuker,  d.  öäterr. 
Tkbdtnton ,  Wien  ]85T.> 

7.  Das  LottügelUll  hat  sich,  verhängnissvoll  genug,  noch 
dazu  als  genuesisches  oder  Zahlenlotto,  seit  1751  in  Oesterreich 
als  tiscalische  Einrichtung  eingebürgert,  aui'angs  in  Pacht,  seit  17Ö7 
in  eigener  Kegie. 

Ertrag  anfangs  2t)0,000  fl.  Pachtsummc,  zuletzt  unter  Maria  Tlieresia  800,000. 
Hauer  S.  95  if.,  Buer,  Staabthaush.  121.  Definitive  Kcgelung  durch  Patent  r. 
13.  Min  1819. 

8.  Das  Stempelgefäll  trat,  wie  Uberall  nach  hoHändischem 
Muster,  bereits  1686  in  den  deutsch-böhmischen  LUndern  als  Ein- 
richtung eines  Urkundenstempels  ein,  wurde  besonders  durch  Gesetze 
von  1762,  1784  und  1802  revidirt  und  weiter  entwickelt. 

Wie  io  Frankreich  wurde  in  Folge  der  Misäzufriedcnhcit  mit  dem  Stetnpel  der- 
selbe 1693  und  1695  TorUbergehcnd  aufgehoben  und  durch  eine  Verbrauchssteuer 
(Auüschlag)  auf  Papier  und  Bücher  ersetzt  (Hauer  8.  19).  Nacli  dem  Ges.  \  .  1686 
fPat.  V.  1.  Nov.)  bestanden  drei  Werthsteniiielclassen  von  1  fl  ,  15  Kr.  und  ♦»  Kr., 
nach  dem  v.  1 762  (Fat  v.  3.  Febr.)  4,  nämlich  noch  eine  höhere  von  2  fl.  Stempel- 
pflichtig waren  Urknndeii  flbsr  RecblBgescbIfte,  Yertiig«,  Qolttangen,  YonniachteB, 
üecrete  uht  r  Amts-  und  Dienstverleihungen,  Gesuche  u.  d^.  Eine  EigenthQmlich- 
keit  war,  wie  nocli  conseqaenter  in  dem  josefin.  Gesetz  rom  6.  Jiuu  1784,  dass  sich 
die  Bettttttoog  dar  Stempel  nicht  nur  nach  der  Gattung  der  Ofküide  and  dem  Werth 
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im  Gddbetra^.  aaf  des  sie  deh  %«BO(r,  sondera  mneh  nacb  den  Ran  ff,  Stand  and 

Berof  der  Äusüteller  der  Urkunde  richtete,  wobei  diese  Stände  in  ottc  rief  GUs84*ii 
dei  Stempels  t  intr -thtMlt  waroii.  «lio  voriiohrast»-n  in  die  höchste,  die  nicht  speciell  er- 
«ikateii.  die  uiitcreu  Stande,  m  die  uiedrig»te  (Ii au  er  *Jb,  die  Eijuclheiteu  bei 
Be«r  a.  a.  O.  S.  178  —  180).  Das  Gesetz  r.  1802  (5.  Oct.>  theilte  die  (Mdwerthe 

lo  Ülianden  in  14  Ciassen.  —  Auch  Spielkart-  u,  Kalender  (^  ir  1711)  waren 
iÄ  Behrercu  Slofensälzen,  s«jt  ITSU  auch  Zeituuifeu  dem  Stempel  unterworfen  Die 
if«4tere  iteterreichische  Gei>etzgcbufl{^,  b«'a^nders  das  Gesotz  von»  27.  Jan.  war 
dae  Fortbildang  der  früheren,  wob<n  dann  die  Al»tufun^  nach  dem  Stand  und  Räag 
factfiel.  Erhebung  des  StempelgefTdU  anfall•.•^■^  ,iin  h  «liin  h  Püchter.  Ertrap:  17(51 
lOberleitner  S.  15,  19,  20)  234.000  fl.  brutto.  J:)2.0tio  t\.  netto,  17^0 -!M)  jMiO.oOO  iL 

9.  Die  fttteren  Taxen  belimfen  besonders  als  Gehsltsabsttge 
die  Beamten  0>Karenstaxe'<). 

Se  MMdi  Tuoidflting  ron  1761  nnd  1757  Qaoten  ron  Oekalten  der  Sfaats- 
beaatea  bei  der  ersten  Aiutellang  ond  Yerbessenin?  (",.  später  '/J;  seit  1763  ancb 

anf  ständische  nnd  städtisc  he  Beamte  ausired'  linf.  177.')  ein  •  Jahroasteui-r  von  <ielialten, 
Pesdiüoea  ood  allen  llezugeu  aui  Staatäcassuu  von  ö — lü  "/«  Arrha"),  also  eiiiu 
teMngßHkmm  Haner  S.  100  ff.  —  Der  Name  „Tixen*'  wird  milnaler  aicb  Uta 
ttdeie  Abgaben  g-ebraucht,  so  Tur  (iebiihr''n  von  Ivechtsgoschiften ,  die  die  nonere 
IHeor.  Cimrtigfibnng  neben  dem  Stempel  antencbeidet 

10.  ^e  eigene  Erbsehaftsstener  ist  unter  dem  Namen 
Erbetener  im  siebeigUurigen  Kriege  (Pat  7.  Jani  1759)  snr 
Capitaltilgang:  stlndiseber  Anldben  eingeführt,  später  aber  beibe- 
halten worden. 

Sie  betrug  10  7«      dem  lastenfreien,  also  reinen  Erbächaftsrermögen  und  Legat; 
frei  Erbschaften  zwischen  Eltern  und  Kindern,  pia  legata  und  Stiftungen,  dann  Be- 
tdfs  bia  500.  bei  Legaten  bis  100  fl.    Neue  I?egelung  durch  Pat  v.  15.  Oct  1810 
Hauer  S.  :>:{-54).    Ertrag  1761  257^00,  1780^90  929,000  4.  (Obeileitner 

Ib,  VJ,  Beer,  Fin.  S. 

Die  indirecte  und  verwandte  Besteuerung  war  hiernach  im 
Oiiterreichischen  Staate  des  ancien  regime  doch  schon  siemlich 
CBliriekelt,  in  Hinsieht  ilires  Umfangs  nnd  ihrer  Speeialisirang  oder 
DÜferenairang.  Bei  der  Fortbildung  nnd  Um-  nnd  Nengestaltnng 
im  19.  jahrbnndert  nach  den  Finanzwirren  der  französischen  Kriegs- 
zeit  werden  dann  besondere  die  Versehrnnggstenem,  namentlich  auf 
Getränke  (später  Zocker),  die  Zölle  und  die  Stempel  und  Gebühren 
TOD  Rechtsgeschätten  ausgebildet. 

Das  österreichische  Steuerwe.sen  war  allerdings  den  unerhörten 
fiaanzieUen  Anforderungen  in  der  langen  französischen  Kriegszeit 
Bicbt  gewachsen.  Es  in  derselben  neben  der  Vermehrung  des 
Papiergelds  and  der  Übrigen  ötaatsschnld  wenigstens  verhältniss- 
tfflig  eben  so  bedentend  zu  entwiclLeln  wie  in  dem  Staate  des 
nderen  grossen  Bekämpfen  Napoleons,  Englands,  dazu  fehlte  die 
Energie  nnd  reichten  ancb  die  viel  weniger  entwiclielten  wirth- 
lehait lieben  Hilfsmittel  der  Länder  nnd  Völker  der  österreicbischen 
Houarchie  nicht  aus.   Mit  daher  eine  noch  viel  schlimmere  Papier- 
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geld-  and  SchuldcnwirthscbailL  Anderes  wird  anf  die  politisobeo 
Yerhältnigsc ,  Vcrfassungs-  und  Ständewesen  zarttckzufuhren  sein. 
Aber  im  Uebrigeu  darf  doch  billig  behauptet  werden,  dm  von 
Karl  VI.  bis  Josef  IL  das  (österreichische  Steaerwesen  In  einer 
ftlr  rasch  steigende  Friedensbedlirfhisse  annähernd  genügenden  nnd 
in  politisch  wie  technisch  ziemlich  befriedigender  Weise,  verglichea 
mit  anderen  Staaten,  entwickelt  worden  ist  Anch  den  oft  an 
seinen  Ungunsten  in  diesen  Dingen  gemachten  Veigleich  mit  dem 
friedericianlsehen  Prenssen  (§.  49)  braucht  das  Oesterrdeh  Maria 
Theresia*8  und  Josef  II.  nicht  zu  scheuen.  Die  österreichische  ,,Con- 
tribution"  war  immerhin  bereits  mehr  nach  den  richtigen  Fordc- 
riHigen  der  „Aligemeinheit  und  Gleichmässigkeit"  eingerichtet 
worden,  als  die  preussische  noch  bis  zuletzt.  Wie  in  Frankreich 
und  England  war  auch  der  staatliche  Character  des  Finanz- 
wesens in  der  vorherrschenden  Stcucrwirthschaft  vor  der  älteren 
Domanialwirthschait  bereits  weit  mehr  als  in  Preossen  zur  Gel- 
tang gelangt 

d)  Braadonbuig-prenuischer  SUat 

§.  45.  In  diesem  Territorialstaate  treten  aueh  noch  in  den 
ersten  200—250  Jahren  der  Herrschaft  der  llohcnzoHern,  bis  zur 
Zeit  des  Grossen  Kurftirsten  im  Finanz-  und  Steuerwesen  wie  in 
anderen  politischen  VcrhUhnissen  nur  etwa  solche  specitisch  eigen- 
tiilünliche  Abweichungen  von  anderen  grösseren  deutschen  Terri- 
torien hervor,  welche  sich  aus  der  V^erlassung  und  aus  der 
H  e  s  i  e  d  1  u  u  g  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e  der  auf  slawischem  Boden  errichteten 
Grenzmarken  ergeben. 

S.  bes.  Schmollor.  Ejioilicn  der  prcuss.  Finanzpolit.  a,  a,  0.,  wo  mir  vicll-'ii  ht 
(Ub  Abwcichoudu  von  dem  allem  deubcUeu  TerritohalliaaiuvaMa  Uemeiiu>amüu  utwat» 
zo  sehr  berrortritt ;  in  der  Haaptsacbo  sind  dio  ,.9—4  Epochen  der  prenss.  Finanr- 
poUtik"  doch  diejenigen  der  deutschen  territorialen,  in  uianchcr  Hinsiclit  diojcni^ea 
der  West-  und  mittflouropäischen  uherhaupt ;  s.  ausserdem  die  o.  S.  34  freu.  Schriften 
und  Aufäät/c  vuu  Töppcn,  Kotelinaim,  Kiudcl,  ülicmauu.  Schmoller;  im 
Allgemeinen:  Isaacsohn  s  Gcach.  d.  pr.  uss.  Beamtenthnms,  Droyaen's  Oescb.  der 
pieofls.  Politik,  Bornhack'e  pieuss.  Verwalten srsrecbt  pudm. 

Hier  im  Nordosten,  Ostlieli  der  Elbe»  wie  anob  im  Südosten, 
Ostlich  des  Inn  nnd  der  baierisch-bOhmischen  Grenze,  entwickeln 
sich  nicht  oder  in  viel  bescheidenerem  Maasse  geistliche  nnd  welt- 
liche Immunitäten,  reiehsanmittelbare  Gebiete  von  Fflrsten,  Grafen, 
Rittern,  Reichsstädte.  Die  landesfllrstliche  Gewalt  nimmt  daher, 
trotz  aller  Besch rUnkungen  durch  die  Lehensverfassnng  nnd  das 
Stäudewesen,  doch  dauernd  eine  andere  Stellung  ein,  als  im  eigcnt- 
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fiehes  AH-Deitechland.  Dm  Erobenrngsprincip,  die  daraus  benror- 
gehende  Behandlnng  des  Grond  und  Bodens,  der  verbleibenden 

Re8te  der  slawischen  Bcvölkernng:,  die  Ansicdlunj^sart  der  einwan- 
demdeu  deutschen  Bauern,  die  allgemeine  und  die  besondere  Krie^^s- 
dienfitpflicht  der  Bitter,  die  Anlegung  von  Burgen  und  befestigten 
Stadien  bediogen  von  vorDbereiu  nianebe  Abweiebungen  von  der 
Organisation  des  öffentlichen  Diensts  und  der  Verwaltung,  daher 
taeb  im  Finansbedarf,  vergtteben  mit  dem  westlieben  Deatsch- 
had.  Aber  sie  gestatten  aneb  von  vomberein  eine  andere  Ein- 
riebtang der  Offentlieben  Einkünfte,  namentlieb  aas  dem 
Reebtstitel  der  Landvergebnng  kraft  Obereigentbnms  die  Anflegung 
specieller  Kriegs-  und  anderer  Dienstpfliehten  nnd  die  Belegung 
mit  Zinsen,  eventuell  auch  die  Belastung  mit  Zehnten. 

„Tlt  der  Zinsrerfassnng  lictrt  der  Schwcrpaoct  der  Fioaii/<-ii.  Zu  dem  Ceiisiis 
ras  dem  rergebencn  Ijinde  kommt  <Ier  Zins,  den  nrsprOnktlicli  alle  (icwerb-  and 
flndeltreibcodea  in  deu  btadtcu  von  ikreti  Budcu  und  VcrkaufäätcliciJ,  den  jeder  mit 
dea  XaUredit  Beüehene  tod  Miner  HoUe  ao  den  Mufcgnfcn  hier,  an  den  Orden 
<kit  n  aUflB  bat**  (ScbaoUei  s.  a.  0.  S.  84). 

Zu  diesen  Zinsen  u.  dgl.  m.  treten  in  grösserem  Umfang  als 
im  Westen  Einkünfte  aus  den  Wäldern  und  sonstiger  privat- 
wirtbschaftlicher  Art,  sowie  aus  Kegalien. 

Eigentliebe  Stenern,  Beden  konnten  so  länger  fehlen 
oder  nnbedentender  bleiben  als  im  Westen  (§.  29  C).  Die  im  13. 
Jahrbimdert  in  Brandenburg  in  Form  einer  Vermögenssteuer 
bestebende  Bede  wurde  sogar  abgelöst,  bez.  durch  eine  regel- 
ml9sig  zn  zahlende  kleine  ersetzt,  woncben  nur  in  gewissen  ausser- 
ordcutiicben  Fällen  noeh  eine  besondere  Bede  verlangt  werden 
darfte  (s.  o.  S.  70).  Indessen  kam  es  im  14.  Jahrhundert  zu  einer 
fast  aligemeinen  Veräusseruug  oder  \'er)itVindung  der  meisten  landes- 
beniieben  Einkünfte  (Zins,  Zohnte,  Bede,  Zölle,  MUnze,  Gerichts- 
geflUle  JL  8.  w.),  so  dass  die  UobenzoUem  im  15,  Jabrbnndert  die 
Mark  fast  ebne  Einkünfte  nnd  rerscbnidet  ttbemabmen.  Diese  po- 
läisebe  nnd  Finanzlage  war  es,  in  welcher  es  alles  Widerstrebens 
der  Stände,  des  Adels,  der  PrSlaten  nnd  Kloster,  der  Städte  unge- 
achtet im  15.  Jahrhundert  auch  in  der  Mark,  wie  unter  dem  Ein 
tln«is  der  Niederlagen  im  preussisclien  Ordenslande  (§.  'M)  zur 
F-infUbrung  neuer  bleibender,  wenn  auch  nur  tiir  kurze 
Termine,  eventuell  fllr  bestinmite  Zwecke,  in  Veranlagungsgruud- 
Mzcn  und  Höhe  noch  Öfters  veränderter  Stenern,  directer 
wie  in  directer,  kommen  mnsste. 
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In  der  Periode  vom  15.— 17.  Jahrhundert  zeip:t  dann  die 
brandeobarg'sche  Finanz-  und  ätenergeschichte  nach  der  politi- 
schen wie  nach  der  technischen  Seite  des  Stenerwesens  die  allge- 
meinen Zllge  der  damaligen  deatichen  TerritorialfinttixeD.  Die 
.Domftnen>,  Regalien-  und  Gebtthrenwirthflchaft  ttberwiegt  noch 
ganz,  aber  die  Stenenrirkhechafty  wenn  aneh  beallglieh  der  Formen 
nnd  des  Umfange  noch  in  tastenden  Versneben ,  bürgert  sieb  doch 
fest  ein.  Die  Zeit  nach  dem  dOjäbrigen  Kriege  bis  znm  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  (bis  zum  Zusammenbruch  des  prenssischen 
Staats,  von  1640  -1800,  Schmollcr's  „dritte  Epoche"),  ist  mehr 
oder  weniger  tiberall  in  Deutschland,  besonders  in  den  grosseren 
weltlichen  Territorien,  wie  im  westlichen  Europa  eine  neue  Pe- 
riode des  Finanz-  und  namentlich  des  Steuerwesens,  mit  weit  mehr 
p^emeinsamen,  als  verschiedeneu  Zügen  in  den  öffentlichen  Ausgaben 
und  Einnahmen,  im  Hervordrängen  und  Uel)erwicgeDdwerden  der 
Steuerwirthschaft,  in  der  Verbindung  volkswirthschattlicher  und 
fiscalischer  Gcsicbtspancte ,  in  den  Yersnchen  zu  Steuerreformen, 
in  der  Combination  Terschiedener,  besonders  indirecter  mit  directen 
Stenern. 

Was  der  brandenbnrg-prenssische  Staat  hier  etwa  yor  anderen 
(aneh  vor  Oesterreich)  in  finanzieller  Beziehnng  vorans  bat,  das 
sind  doch  weniger  die  leitenden,  liberall  ziendich  gleichartig  her- 
▼ortretenden  Principien  der  Finanz-  nnd  Steuerpolitik  oder  die 
Organisationen  nnd  administrativen  nnd  technischen  Einrichtungen 
des  Stenerwesens,  als  die  grösseren  practischcn  Erfolge  der  ein- 
geschlagenen Politik.  Diese  waren  wieder  den  Vorzügen  der 
allgemeinen  Organisation  und  Verwaltung  des  rasch  emporsteigen- 
den prcussischeu  Staatswesens,  den  Erfolgen  glücklicher  Politik, 
und  den  ungewöhnlich  tüchtigen  Regenten  und  deren  Staatsdienern 
zu  verdanken,  die  „ein  lest  gefügtes  staatliches,  vor  Allem  durch 
die  Ac eise  und  die  mcrcantilistische  Färbung  gekennzeichnetes 
Finanzwesen  geschaffen^'  haben  (Schmoller). 

Wohl  in  einigen  Pnncten,  aber  nicht  im  ganzen  Cbaracter 
zcic  hnete  sich  dies  Finanzwesen  in  dieser  Epoche,  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  vor  dengenigen  anderer  Territorien,  auch  Oesterreichs 
nnd  Frankreichs  aus.  Die  directe  Besteuerung  blieb  sogar  in 
ihrer  Einrichtung  und  in  ihren  nur  partiellen  (proTinciellen)  Re- 
formen zurflck,  besonders  hinter  der  (toterreichischen.  Die  Allge- 
meinheit und  Gleichmilssigkeit  wurde  gegenfiber  den  Vorrechten 
des  ritterschaftiichen  Besitzes  immer  noch  wenig  gewahrt,  die 
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Grundsteoern  und  verwaudten  Abgraben  behielten  ihre  bunte,  system- 
lose historische  Mannigfaltigkeit.  Die  stärkere  und  verhUltniss- 
mässige  Belastung  der  wohlhabenderen  Classen  durch  angemessene 
directe  Steuera,  Erbschaftosteuern  u.  dgl.,  gerade  zum  Ausgleich 
der  die  unteren  Classen  und  zum  Theil  die  Mittelstände  mehr  be- 
Itstenden  directen  nnd  indirecten  Stenern  fehlte  und  wnrde  nicht 
antt  genug  Tcraneht:  das  Problem,  dessen  genttgende  LOsnng  bis 
beute  die  prenssische  StenerpoHtik  Terabsftnmt  bat,  wenn  auch 
alfanihltcb  Einiges  in  dieser  Riebtmig  geschehen  ist  Frankreich 
bot  iu  diesem  Puncte  durch  seine  nenen  directen  Steuern  (Capi- 
tatirm.  Zwanzigsten)  schon  im  \6.  Jahrhundert  ein  günstigeres 
Bild,  trotz  seiner  Taille. 

§.  4fi.  Die  Steuern  des  15.  Jahrhunderts  waren  zunächst,  wie 
im  14.  Jabrbnndert  directe  Beden,  dann  auch  in  Brandenburg 
iadireete,  Trank-,  besonders  Bierstenern  nnd  Zülle. 
AHserordentliehe  Landbeden  waren  aneh  hier  bisher  nnr  in  den 
drei  FftUen  einer  Hanptniederlage,  eines  Landkriegs  nnd  der  Ans- 
ttener  Ton  Prinsessinen  tn  verlangen.  Es  gelingt  den  Hoben- 
zollem (Albrecht  Achill  1470  ff.)  durch  langwierige  Verhandlungen 
mit  den  widerstrebenden  Ständen,  Adel  und  Städten,  doch,  ziem- 
lich regehiiiissig  sich  wiederholende,  wenn  auch  immer  nur  lllr 
kurze  Zeit  bewilligte  Heden,  besonders  zur  Deckung  zu  über- 
■ehmender  bchulden,  zu  erlangen  und  das  Biergeld  durchzu- 
Ntteo,  dessen  Einfühmng  wie  diejenige  anderer  neuer  Ziesen  nnd 
Zone  auf  Wein  nnd  sonstige  Verbranchsgegenstünde  zugleich  mit 
dem  Reeht,  bestehende  derartige  Abgaben  zu  erh((hen,  dem  Mark- 
grafen durch  kaiserliehes  Privileg  1456  gestattet  worden  war. 

Kotelniann  a.a.O.  S.  287.  Die  &ltere  Landbede  des  IS.  Jahrb.  (prccaria 
«XKtoria,  „Steaer".  „Laodschoss'N  „Grossenscbatl**)  war  auch  in  der  Mark  der 

H'-.?  nach  ein»:-  allireinci  ne  X  ennö^oiissteiier  aller  Volksda^son  ( rntcrthaiioii. 
<jeütUche,  Adel,  Stldto,  arme  Leute)  von  uui/eweglichcin  und  bewoglichew  \  urmögcn. 
Die  Bmmtd  steoeiteD  allgemein.  Ritter,  Knappen,  I'farrgeistiiehe  htnen  »her  eine 
Aumbl  Hofen  frei.  Sonst  vurdc  auf  dem  I>andr  der  Charu>  tcr  «lor  Hede  als  Ver^ 
^^f^,^^■^'r■^^^■■r  indessen  schon  crh*'J>lich  niodilicirt.  inilein  die  Hede  iiarli  .Inn  Zins 
eeregeil  »uidc,  der  von  der  Hauerhufc  aii  den  üruudhcrrn  zu  zahlen  war.  Man 
fioäefe  ^eaenlalieiten  lor  Grandlagc  der  Berechnnng  (,jStacltgeld**,  ««fVastnin**)  nnd 
Megte  diese  mit  Quoten  zur  Steuer.  (Kotelmann  S.  423  ft).  Diese  Steuereinheiten 
Uk^n  im  (ianzen  stabil.  Die  Bede  war  in  (icld  zu  zahlen.  Di-  übrigen  kleinen 
Leute  iui  dem  Lande  wurden  anfangs  wühl  nach  der  fabrenücu  Habe  zur  Bede  ver- 
itfagt.  spiter  (Ende  de«  14.  Jnhrhnnderts)  stenerten  tncK  sie  anders,  im  Verh&ltniH« 
a  i^rem  grandherrlii^h'-n  Zinse,  in  (icid.  aber  auch  in  Iluhncrn,  Wachs,  Pfeffer.  In 
iwi  St.idtcü  würde  nach  Kotelmann  ursjjnin^flich  wohl  nach  Hufenzins  von  der 
ii4dU5chcQ  t  eldinark  (Urbede),  na<-h  Hutheozins  (einer  Art  (icl)äude:iteuer  nach  Länge 
der  tllisssf  nfrnnf)  nnd  nach  anderen  Zinsen  zn  schössen  gewesen  sein.  Doch  wird  die 
le|«l  dnti!>  an  Ii  hi<'r  die  eidliche  al  1  iDeim-  V<-rm5)f ensstcucr.  Meistens 
vnde  dcD  i>tiidteii  aber  die  Abfindung  mit  gewissen   festen  Jahres* 
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eommeo,  die  sie  abenelineB  mmsteo,  tlberluaen,  welehe  da  du»  aach  ihiem 

Steoeraytitem .  gewöhnlich  «rohl  als  VermOgensäteacr ,  hei  sich  aufbrachten  (Kotel- 
in  a  IUI  S.  430,  \Xi,  Ikispi.lf,  Schmoll  er  a.a.O.  S.  42).  W'onlcri  von  den  StäiultMi 
(iesamiutbUiDmcn  uburnomiocu  und  bewilligt,  z.  B.  t'Ur  iHudesherriicbc  Schulden, 
80  wild  über  die  GontiDgento  Öfters  zwischen  Ritterschaft  und  StSdten  gestritten. 

lU^stimmte  Quoten       H.  M)  "4^  sticht  man  thibci  herkömmlich  festzuhalten,  aber  die 

Städte  miiääon  ^t;wi)hnli)  h  in<  hr  ubcraohiuoa  (£ade  dos  15.  Jalirhttnderts  meist '/«~~Vs« 

auch  im        Jahrhundert  ähnlich). 

Im  IG.  Jahrhundert  gingen  in  den  Grundlagen  der  directen 
BesteueraDg  Yeränderuugen  vor,  in  der  Mark  wie  iu  audereo, 
später  zum  preussischcn  Staate  gehörenden  Gebieten.  So  wird 
zur  „Zeit  der  höchstea  Macht  der  Stände''  in  dieser  Periode  (in 
der  Mark  seit  1521,  dann  mebrfaeh  von  Neuem  bewilligt,  schliess- 
lich regelmässig  geworden)  cor  Anf  bringung  der  bewilligten  Gelder 
auf  dem  Lande  ein  Hnfenschoss  benntst. 

S.  W  intcr,  miirk.  Stände  v.  1540—1550,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  lU,  bes. 
S.  546  IT.   Darch  Verordnete  des  Knrfürsten  for  jeden  Bezirk  sollte  z.  B.  1540  eine 

Taviruni,^  der  nauerirüter  erfolgen,  nach  Werth  von  Hdf,  Il.-xns,  Hufe,  Pferden,  nai'h 
Ix'stiiamten  Taxen  fiir  das  nbrige  Vieh,  die  firundstücko  waren  nicht  nach  der  l*'lä*  he, 
sondern  nach  dem  Erntctitiantum,  unter  Anlegung  fester  Taxpreise  für  die  rrUchtc 
ZU  veranlaireii.  Der  l'ebelstand  war,  dass  diese  Taxirungen  nur  ganz  roh,  ohne  genOgende 
Bcachtuni^  der  \\  ertli-  und  Ertragsunterschiede  durchgeführt  wurden  und  die  späteren 
llafenschuäse  mei&t  auf  deu  alten  ungenügenden  (irundlageu  verblieben,  daher  sehr 
uogleicbuiässig  waren  and  dies  immer  mehr  worden.   Bis  in  das  18.,  ja  19.  Jahr- 
JiaiHlort  blieben  sie  in  beätimmteu  Sätzen  in  der  Mark,  nebst  einem  1550  hinzuge- 
kommenen (lie  l»elsc  liubs  bestehen.    Achnlich  wurden  andere  Clausen  der  Land- 
bevölkerung mit  festen  Schosssätzen  belogt,  nach  Katastern,  iu  deucu  im  17. 
Jahfhnndert  vohl  einige  Yerinderangou,  aber  Keine  genugenden  YtibMOonmsen  ein- 
traten  (so  in  ISrandenbiirg  1624,  1643,  zuletzt  ir.Mti.    Die  wesentUdM  Steowfroiheit 
de«,  riUerschaftiichen  Besitzes,  die  fast  alleinige  Belastuni;  der  Bauern  und  die  vOUigre 
Uuglcichmässigkeit  der  Belastung  derselbeu  blieb  bostcheu,  bis  iu  dio  Neuzeit.  — 
Incranen  warea  es  splter  nicht  diese  alten  niedrigen  SchSsse,  sondern  die  neue  „Gon- 
tribution*%  welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  vornehmlich  auf  die  Landbcrölkeruifj: 
drückte.    Noch  Anfang  des  1*.».  .lahrhunderts  waren  z.  B.  die  meistüblichen  Salze  der 
alten  Schösse  nur:  Bauer,  auch  Koaäat  von  seinem  Hause  ü — 12  Gr.  Giebelscboss,  von 
jeder  Hofe  8  Gr.  Hnfenschoss,  Dorftcbmied  Tom  Lanitohmiede  16  Gr.,  vom  Erb- 
schmiede 1  Thl.  s  Gr.  hu  2  ThI.,  Paar  Ilaosleute  S  Gr.,  einzelner  Einlieger  4  (Jr. 
(Bi'ruwhki.  laous^.  Kamcral-  und  Finanzwes..  'i.  \  ,  lierl.  Ii05.  1,  247).    Die  Hitter- 
hchall  übernahm  im  10.  Jahrhundert  mitunter  die  Zahlung  von  „Leheupf e rdo- 
geldem'*,  z.  B.  1550  20  6.  fttr  das  Pfeid. 

Als  allgemeines  Entwicklungsprincip  ergiebt  sich 

die  Di l'ferenzirung  der  alten  Ve rmögenss t cue ru  iu  ein- 
zelne Objectstcuern  auf  bestimmte,  leichter  zu  ermittclude 
Gegenstände  des  Besitzes,  hez.  Ertrags. 

S.  darüber  bes.  Schmoller  a.  a.  U.  S.  49,  (wobei  ich  dahin  ge>tellt  sein  las^ü. 
ob  hier  nicht  etwas  /.u  sehr  generallsirt  wird):  „die  Tendenz  ist  überall  diesclbiv 
statt  des  Vermögens  wird  der  Kopf,  der  Viebbesitz,  der  Haasbesitz,  der  Schornstein 
die  Huf.  ;ds  soleh<'  lte>t<iiert;  der  reiclie  wie  der  arme  Mann,  das  gute  niui 
schlechte  Vieh,  das  grushe  und  das  kleine  Haus,  die  schlechteste  Uufe  im  Sanü,  wie 
die  beste  im  Weizenacker  zahlt  dabei  gleichviel;  oder  wenn  noch  einige  AlMtttfangei 
gemacht  werden,  so  sind  sie  nnb<'deutend  genug."  Steuertechnisclie  nnd  slmdes 
egoistische  politische  lntere><(  ii  besondere  de>^  .'\<lels  haben  hier  wold  /UStOinien  ao 
solche  Eutwickluiig  hiugewnkl,  worin  Schmoller  beizuätimmeu  »ein  wird. 
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Wie  in  anderen  deutschen  Territorien  tat  das  15.  Jahrhundert 

aneh  in  der  Mark  die  Zeit,  wo  die  Biers ten er  als  Territorial- 

stener  eingeführt  wird,  anfangs  immer  nnr  nach  Bewilligungen  fUr 

eine  Reibe  von  Jahren   und  etwa  für  bestimmte  Finanzzwecke 

(Schulden),  dann  wiederholt,  im   16.  Jahrhundert  regelmässiger 

werdend  und  sich  fest  einbürgernd,  und  zwar  Yornebmiich  als 

territoriale  Hauptstener  der  Städte. 

Die  ,,Bierziese"  beginot  14^b  auf  7  Jahre  mit  12  Pfennigen  von  der  Tonne, 
voron  Vt       Stidten  verbleibeti  sollte.  Die  Obeistinde  aind  ftkr  ihr  zum  eigenen 

B«?darf  gebnititos  Bier  frei.  Im  16.  Jahrhundert  wirJ  die  .,alte'*  Bierzi>  se  beständig 
(1513)  n.  tritt  zu  ihr  eine  „neue'*  Zicse.  bez.  tlio  Erhöhung  der  Sätze  (1540er  Jahre, 
bes.  1549).  Die  Städte  erstreben  dafür  die  ausschliessliche  Braugerechtigkeit,  der 
Adel  soll  strenf<  nnr  für  seinen  Eiij:onbedaTf,  der  Bauer  nur  für  bestimmte  Feste  fftr 
sich  unbcsteuert  brauen  dürfen.  Die  ursprtlni^lich  wohl  vorncliinlich  als  Schanksteucr 
geplante  und  durchgeflUirte,  daher  aaf  die  Tonne  gelegte  Biersteuer  wird  spiiter  auch 
hier  auf  das  Gebito  selbst  nach  dem  Malzrerbrauch  gelegt.  Die  ErhShnng  der  SStze, 
besonders  bei  der  „neuen  Zifije"  E.  d.  Ifi.  Jahrhunderts  und  im  .MOjähr.  Kriege  macht 
die  Steuer  ergiebiger  (Winter  .a,  a.  <).  S.  25r»,  v.  Beguelin,  histor.  krit  Darstell, 
d.  Accise-  u.  ZoUverfass.  in  d.  preuss.  Staaten,  Berl.  1797,  S.  77,  i»3,  ss.  ;m).  Bo- 
rotrski  S.  276,  Schmoller  S.  43).  Das  spätere  preussische  Finan/prinrip,  die 
Städte  vomebnilioh  in  der  Form  indiro-  ft  r  Verbrauchssteuern  zu  den  Landcs- 
l>edarfnissen  heran  za  ziehen,  liegt  hier  schon  im  Keim  vor.  lieber  eine  ähnliche 
Tendenx  In  Frankreich  schon  im  15.  Jahrhnndert  s.  n.  §.  Ol. 

Daneben  werden  die  Zölle  erhöht  und  vermehrt,  am  Wich- 
tigsten war  der  Ausfuhrzoll  in  Lehnzeu,  namentlich  für  Korn.  Sie 
verändern  aber  ihren  wirtbschaftlichen  und  fiscalischen  Character 
Doch  nicht 

§.  47.  Erst  nach  dem  SOjährigeu  Kriege  wickelt  sich  die 
preussische  Finanzwirthschaft  aus  der  älteren  Natural-  und  vor- 
herrschenden Domanialwirthschaft  mehr  heraus  und  kommt  es  zu 
einer  urafa8senderen  Steoerwirthschail,  zugleich  zur  VerdräogODg 
des  ständischen  Einflusses  durch  die  sich  emancipirende  monar- 
ehische  Staatsgewalt  Die  aus  dem  grossen  Kriege  herüberge- 
kommene Finanznotby  die  neuen  Bedürfnisse,  besonders  fttr  Militär, 
allgemeine  Landesverwaltnng  und  Landescnltnrzweeke  sind  ancli 
hier  das  treibende  Element,  aber  zu  auch  nur  halbwegs  genügen- 
den Reformen  und  Einrichtungen  der  Uteren  und  der  neu  aufge- 
legten direeten  Stenern  G»Contribution<'),  besonders  der  IMnd- 
liehen  Grund-  und  ähnlichen  Steuern  kam  es  im  17.  und  selbst 
im  18.  Jahrhundert  nur  ausnahmsweise  (so  zum  Tbeil  im  Magde- 
burgschen,  besonders  in  Ostpreussen,  nicht  ausreichend  in  der  Mark, 
in  Pommern,  in  Cleve).  Gegentiber  den  Adelsprivilegien,  der  steten 
Neignng,  alte  KepurtitionsmaasHsläbe  wie  wolilerworbene  Hechte 
fest  zu  halten,  bei  der  Eitersucht  der  Stünde  untereinander,  von 
Stadt  und  Land  gegeneinander,  von  Landestheil  gegen  Laudes- 
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thcil,  welche I  zufällig  und  vielfach  noch  nicht  lange  unter  Einem 
Landeeherm  Tereinigt,  sieh  doeh  noeh  in  fast  niehts  als  Glieder 
Eines  Staatswesens  fllhlten,  —  aber  aneh  bei  den  wohl  empfnn> 
denen  Sehwierigkeiten  der  technisehen  Seite  Ton  Reformen 
der  direeten  Stenern  gelangte  man  an  keiner  elnigermaassen  be- 
Medigenden  Gesammt-Verfassnng  dieser  Stenern.  Diese  Aufgabe 
hat  der  Staat  Friedrich  Wilhelm'  I.  und  Friedrich'  des  Grossen 
noch  fast  ganz  der  Folgezeit,  dem  H».  Jahrhundert  zu  lösen  Uber- 
lasKcn.  Die  grosse  iMannigl'altigkeit  der  direeten  Abgaben  ver- 
Hcbiedensten  Ursprungs,  Namens,  Art,  Höhe  in  derselben  und  vol- 
lends in  allen  Provinzen  zusammen  genommen,  hinderte  die  Ueber- 
sichtlichkeit ,  die  Vergleichung,  die  Reform.  Und  doch  hätte  die 
grosse  Steigerung  der  Steuerlast  im  17.  Jahrhundert  erst  recht 
eine  solche  Reform  nothwendig  gemacht,  weil  dabei  die  Ungleich- 
mftssigkeiten  in  der  Vertheilnng  immer  empfindlicher  werden 
mossten. 

S.  die  D«beitlcht  dw  Vorginge  und  des  wenigen  dnrdi  «inielne  BelMnen 

Eneichtcn  b<i  Schniollcr,  Epochen,  S.  52 — 64.  Ders.  passim  In  i.  StndieB  aber 
preUK.  wirtliäcb.  Politik  (1U8U— 17»(i)  in  h.  Jehrb.  Ibb5,  1SS6. 

Gleichwohl  hat  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
jene  Gestaltung  des  prenssisehen  Stenerwesens  eingebürgert,  welche 
bis  anr  Zeit  ron  1806  das  eigen tlioh  Characteristiscbe  bleibt 
und  trotz  ihrer  Mängel,  —  Schädigung  des  Verkehrs,  mehr  noch: 
nngleiehmässige  Lastenvertheilung  —  aach  ihre  unverkennbaren 
Vorztlge  hatte:  die  directe  Besteuerung  in  Tersehiedenen 
Formen,  wohl  unter  dem  Namen  „Contribution"  zusammen- 
gclasst  (der  aber  als  tcciinischer  Ausdruck  eine  engere  Bedeutung 
hat)  wird  die  eigentliche  und  wesentlich  alleinige  Staats- 
besteuerung des  platten  Landes,  die  indirecte  Besteuerung, 
vornehmlich  die  Accisc,  wird  die  staatliche  Hauptsteuer  der 
Htädte,  von  diesen  aber  durch  deren  Productions-  und  Absatz- 
Torrechte  auf  das  platte  Land  wohl  mit  Uberwälzt.  Das  Zoll- 
wesen tritt  in  nahe  Verbindung  mit  der  Accise,  bildet  aber 
ausserdem  noch  eine  allgemeinere  Form  der  Staatäbeateuernng. 
Gleiches  gilt  von  den  Stempeln  (seit  1683)  und  Yon  den  Mono- 
pollen  und  Regalien. 

Die  einzelnen  „Provinzen",  d.  h.  die  alten,  ehemals 
selbständig  gewesenen  Gebietstbeile  wurden  zwar  in  einigen 

Puncten  der  ßesteueruug,  besonders  in  der  Acciseverfassung  im 
18.  Jahrhundert  ein  wenig  assimilirt,  aber  im  Wesentlichen  blieb 
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doch  einer  jedeu  ihre  eigene  Steuerverfassuog,  zumal  in  Bezug 
auf  die  directe  Contrihutioo.  Darauf  kann  liier  nicht  genauer  ein- 
gegangen werden.  An  dieser  Stelle  kommt  wieder  wetfentlich  nur 
das  Gemeinsame  in  den  verschiedenen  principielleo  Steuerver- 
faasoogen  in  Betracht 

In  die  foUe  Wirklichkeit  dioser  Yerbiltnisse  siebt  man  aber  nor  darch  das  De- 

taiKtii'linin  eiiuT  •  in/olnon  Stc ucrv<*rfa3!jtin<r  hinein,  wie  /.  IV  ilrriLMiiffen  des  Her- 
zogthams  Magdeburg  in  der  Dan>tcllang  voa  W.  A.  Klewiz  (StcuerTerl'.  im  Hon. 
M.,  2  Bde,  Berl.  o.  Leipz.  1797.  mit  reichem  QoellenmatwUI  n.  Statist.  Daten). 
S.  darüber  .nirh  di<-  (während  dies  pesi  hricben  wird  noch  aussteheode)  weitere  be- 
zucliche  Studie  Sc  hm  oller's.  Erst  hierbei  ersieht  sicli  deutlich  die  Infjloichniässig- 
keit  der  Bclas<tang,  das  Bedenkliche  und  Willkulirlirhc  der  unter  uiauchcrlei  Nauicn 
roitommenden,  zunäcbst  für  einzelne,  oft  nur  vorubert^iheiMh;  Zvccke  erfolgten,  dann 
aber  blt  ibend  pewordcnen  Steuer/usrhlripe  zu  >li  ii  ilrm  n  llanpfsiimineii  unter  ein- 
facher Bcnatznng  der  ahen  unvoUkonimcnun  lirundia^M-n  dafür,  die  ungemeine  Phvi- 
IciTirunsr  des  Adeb  und  anderer  Theile  der  höheren  Stände,  der  liberaten  Bemfe,  die 
l  •  berlasfunp  der  Bauern  h.  z.  B.  dio  B<TiThnutnr.'ii  v.ui  Klewiz  a  a.  0.  S.  79  11.) 
und  (durch  die  Accisc)  der  städtischen  eigentlichen  Lrwerbästä.'ide.  besonders  der 
unteren  Ciansen,  deren  Hanptbedarftiisso  alle  besteuert  sind  Erst  hierbei  ergiebt 
»ich  endlich  auch  die  far  die  frühere  Zeit,  im  Cie^ensatz  zur  heutigen  üleicharti;;keit 
—  der  Folge  der  Keclitsirh  ichheit  —  sn  chararteri>ti>.rhe  a  u  ■sis  eror  d  n  1 1  i  c  he 
Mannigfaltigkeit  der  Detailau^fahrung  der  Bcäteui-iung,  natunter  beinahe  von 
Dorf  ztt  Dorf  Verschiedenheiten,  weil  einmal  getroffene  Einricittungen,  gewihrte  Frei- 
heiten und  Ausiialiint  n  sieh  als  wohl  erworbene  l{c(  lue  nin)Tlii  hst  fortzuerben  suchten 
(».  Klewiz).  Die  Besteuerung  einiger  Lnxusbcdtirfniäsc  der  Wohlhaben- 
deren bildet  gegen  die  üebenastung  der  Kleinen  nicht  entfernt  eine  genügende  Am- 
gleichung.  Und  doch  galt  nicht  nur  die  i)r.  u.»-iHclie  Finanz-  und  Steuerverwaltung 
wegen  ihrer  guten  formellen  Ordnung  und  K-  chtlichkeit .  welche  unter  den  grossen 
nnd  strengen  Konigen  erreicht  worden  war,  ^ondern  au«  Ii  die  jireu-^sisthc  Steuer ve r- 
fassang  in  ihren  Grundlagen  als  «line  vorzngliche  und  musteririliige.  Klewiz 
«prirlit  von  der  ..Beglückung"  des  Herz.  Magdeburg  dun  Ii  dessen  Steiierverfa-^sung 
(Vorw.  8.  V)I  Der  ungemeiue  Fortdcbritt,  den  das  19.  Jahrhundert  dagegen  gemacht 
hat,  bleibt  bei  allen  ? eroliebeuen  nnd  neuen  Mängeln  der  bestehenden  Steaerverfassnng 
IrMlIch. 

Auch  die  Einzelheiten  der  historischen  Eulwicklung  des  preussischen  Steuer- 
wesens seit  dem  Grossen  Kurfürsten  können  hier  nicht  verfolgt  werden.  Sie  bieten 
in  dieser  Zeit  norh  kein  so  allgemeines  Interesse  für  die  v ergleichende  Stener- 
gesell  ichte  als  die  Iranzösischen  und  etiiilischen  Steuerentwirkliineen.  Es  ist  dafür 
besonders  auf  Schmoll  er 's  einschliigige,  thcils  schon  reröHcntlichte,  theils  noch  zu 
mrartende  Arbeiten  über  preussische  Verwaltnngsgeschichte  neben  seinem  AnU. 
..Eporhcn"  u.  s.w.  zu  verweisen.  S.u.  .\.  über  Magdeburg  d.  Auf^.  im  Jahrb.  f. 
(ks.geb.  l!>bt>,  über  Ostpreusson  in  U.  histor.  Zt;iK:hr.  B.  30,  specicil  über  die  Ue- 
form  6e8  oslpreass  OenetnlbnfeDsehosses  2nkrzewski,  Stenorreform  in  Ostpreussen, 
1715 — 19.  Berl.  ISSG,  DiflS.,  als  Theil  einer  von  Z.  zu  erwartenden  Sehr.  ..Preus-. 
Reformen  directer  Steuern  i  IS.  Jahrhunderi."  Im  Alljreuieinen  :  Born  hack,  (i«  scIi. 
d.  prcuss.  Vcrw.  rechts  I,  21b  ü.,  404  /1,,  11,  102  11.,  Uü  lt.,  2;bir.,  342  11.  Die 
wichtigsten  Daten  ttber  legislative  u.  Verwaltongsmaassregeln  bei  Borowski  a.a.O., 
die  Vcrordfiuniren  selbst  z.  Th.  in  Mylius  corp.  constit.  marrh.  (in  d.  3  Ah^l--  von 
Borowski  regelmässig  citirt).  Eine  Uebersicbt  der  zeitgenusi».  Fachliteratur  eb. 
S.  LIV  ff.  Borowski  hat  das  Verdienst,  eine  klare,  knappe,  systematische  Oeber- 
tlcht  tlbor  die  Hauptpuncte  dc<  preussischen  Steuerwe.sens,  wie  es  im  1 S.  Jahrliundert 
sich  eingebürgert  hatte,  zu  geben,  welche,  wie  es  nur  eine  .svstematiM-he,  nicht" eine 
hi>fori-r' he  Darstellung  vermag,  die  leitenden  Grundzugc,  das  Typische  im  Chaos 
.le>  /iiialli-.  Ii  L).  tails  gut  heiaus  treten  lässt  Gerade  auf  dieses  Typische  kommt  es 
bei  der  Behandlung  dieses  Gegenstands  auch  in  diesem  Werke  aliein  an.  Dem  Fol- 
genden liegt  vornehmlich  Borowski's  Buch  (I,  227  — 2d6,  H,  314  tf.,  317,  352 
bis  357)  zu  Gninde. 

A.  Wagnar,  FlaauwiiMiaebift.  IQ.  8 
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§.  48.   Uebersicht  des  prensstschen  Steaersjstems 

um  18(K). 

T.  Dircctc  Besteuerung^,  uiinilieli  L e  Ii  c  u  r i 1 1  e r  j»  f e rde - 
geld,  ('ont  rihuti  on,  Ca  v a  1 1  c rie^el  d ,  Hu  l  en  und  G  iebcl- 
H  e  h  (I  s  s ,  K  r  i  c  i;-  s  ni  etz  e ,  F  o  u  r  a  ^cl  i  c  fe  r  u  n  <; ,  verschiede  De 
andere  kleinere  Ahgahcii,  .Judensteuern. 

1.  Lebenritter  IM erdegeld,  die  wesentlichste,  oft  die  ein- 
zige Abgabe  an  den  Staat,  welche  der  sonst  steuerfreie  adelige 
Grandbesitz  fUr  seine  Lehen  als  Ersatz  des  einstigen  Natnral-Ross- 
diensts  zu  leisten  hatte. 

Wie  scliüii  frulier  in  der  Marie  und  iu  anderen  deatachcn  Territorien  statt  der 

pflichtmSssi^cn  L<-isfiiiit:  dic-'S  Dienstes  rjeld/aliltin^en  vor£fekoinincri  w.irori  —  auch 
in  Form  ätuiiUiscbcr  Stcuerljcwilligiiugon  nach  dicäcui  Fussc  — ,  so  wurde  auch  im 
17.  Jahrhundert  für  das  Pferd  40  ThI.  Abgabe  als  frcivillig  zu  übomehniGnder  Ersatz 
Ih  Ntimmt  (Mark,  Itir).'!).  Sfiäter  <  rfolgic  allgemein  die  Festsetzung  eines  jährlichen 
(ji-M-Kan<iiis  für  »Ii--  <'riiiittt"!t<  n  Lelicnjircr«!»'  Sfelluni^s|ifli('litf'n .  inr-ist  unter  L'Ieich- 
zciligcr  Authebung  dc£>  Lclionäbandci»  und  Alluiiiticatiüii  der  Lehcu  (1717—1^),  so 
in  der  Mark  (40  Tlil.  p.  Pferd),  Pommern  (20  Thl.),  Magdeburg  (40  Tbl.,  ». 
aiicli  Klcwi/  a.  a.  0.  S.  63;  hier  z.  B.  245V«»  Pferde),  Ostpreussen  (grossere 
üater  10  Tbl.). 

2.  Contribution  (Generalhofensehoss,  linienstener,  Land- 
Steuer),  die  hanptsächliche  directe  Steuer  von  den  steuerbaren 
Aeckern  des  platten  Landes  (auch  wohl  der  Mediatstädte). 
Sie  hat  sich,  wesentlich  fUr  die  MiHtärbedQrfnisse ,  im  17.  Jahr- 
hundert, verschieden  in  den  einzelnen  Provinzen,  ausgebildet  und 
fest  eingebnr<;ert.  Uehcrwiej^end  war  sie  eine  rohe  Grund- 
steuer, nacli  allen  Katastern,  welche  liie  und  da  Verbesserungen, 
jedoch  keine  dun'h^reitendcn  erfuhren,  ausser  in  Ost-,  spater  West- 
preussen  und  Schlesien,  wo  indessen  die  Kelortnen  auch  noch  viel 
zu  wünschen  tibrig  liessen  Die  (Kontribution  traf  aber  auch  noch 
andere  als  die  grond  besitzenden  Classen  auf  dem  Lande  mit  di- 
recten  Abgaben  und  hat  hiernach,  wie  nach  einzelnen  sonstigen 
Momenten  noch  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren  YermDgens-,  Per- 
sonal- und  Einkommensteuern  an  sieb. 

Die  ilutonzahl  unil  eine  Clabstlication  der  Uufen  nach  der  Aubsaat,  dieser 
letzteren  nach  der  BodengOte  (z.  B.  mit  Abstufang  der  Steuersätze  p.  Scheffel  Aus- 
saat nach  der  Ack-  ri^n;-- .  }i''m  bster  Satz  für  den  b'•^ten .  ni-  ilriirster  Satz  für  «1«mi 
schlechtsten  ArkerK  unter  IJerü(  k>icbtigung  von  anderen  L  msländen ,  wie  W  ieswachs, 
Viehzucht.  Holzunf;.  I.:ipe  u.  dgl.,  sollten  die  (irundlage  für  die  Verthoilung  der  Haupt- 
summen  und  for  die  Quotcnsütze  der  Hufen  bilden.  Allein  eben  dies  wurde  in  don 
mehrfacli  beironnenen  l»'n i-i<»n<'n  dorli  nur  unfr<^nUs^erid  ans^ffuhrt.  (Vgl.  Borowsk  i 
I.  233,  Schm oller,  Krochen,  .S.  54  ti.;.  Iu  der  Mark  h«)ren  die  Kcvisionen  seit 
1738  auf.  Die  Contribution  wird  hier  im  Durchschnitt  nach  den  rerscbiedenen  Arten 
dcr(ilHcr  auf  17-— 2«,  1^  :'.'{,  28—42.  .'{.'>-  7<l  %  vom  lu  inertrag  bcivchnet.  (Ueber 
Magdeburg  s  Kl'  wizl.  Iii  II". i.  Hl«;  und  da  find<  t  -i' h  auch  eine  Viclisteuer  von 
Kind  und  Scliat  (eine  Zeitlang  auch  im  Herz.  Magdeburg,  hier  auch  vom  Pferd). 
Ländliche  Handwerker,  Irischer,  Hirten,  Krüger,  Schmiede,  MuUor  u.  dgL  unterliegen 


Digitized  by  Google 


PreosB.  directe  Steuern  im  18.  Jahrhundert. 


115 


faitMi  diwenslhcen  nach  ungefährer  Leiätungsfahigkcil.  Aditilicli  im  Ma^debur- 
jrisrhen  (sosron.  „ Nahrunpi^st<Mi."r",  z.  H.  Mühlen  1,  2,  ,  i  Tlil.,  Krüp.-  1.  1"^,  2 
Tili.,  Schiuiedeu  %,  1.  2  Tül..  Taglühner  meist  */« — I  ^'l'l-  ji»l>rlicb,  Kiuwu  I, 
2t'^a).  Adel,  (ieisiiichkeit,  Unirersiiäteo ,  Scholen,  iroUthfttiKe  Stiftungen  o.  s.  w, 
Sil))]  in  li'-r  Mark  für  i}ir<>n  eigenen  (iruiidhcHt/.  nicht  jedoch  (Ue  Bittergflter  fUr  die 
erbt  erworbcuen  steucrptitchtigen  Bauerhut'uu,  Irci. 

In  Ostpreassen  erfolge  durch  die  unter  hefticrcm  Widentand  des  Adels  dnrch- 
fefiihrte  •'iiidrinsr.  inJoK'  Ki;s:elanj^  des  Geiieralhufenschoss.'s  (171'»  IF.)  eine  irereditcre 
un<I  wirthschafilicli  bessere  Vcrtheilung  der  Steiierlaht  Nainenflii-li  wnnlc  «lie  (iroiid- 
steuer  auf  v.  rschwicgeuen  llufeitbesitz  ans<jt  i|.  liiit.  (Jrftsse  (doch  nur  (heilwei-^e  (iiiit  h 
Vermessung),  «'ulturart,  Bonitit,  E^tralr^t.llli>^keit  der  läiMliii  hen  Gnindsturk«  Ii 'huti 
Vortlieilung  d'T  Steuer  penaner  einiitfelt .  d<'r  ailli^'e  (iriiiiilli.-<it/.  neben  il m  knll- 
uusciicn  und  bäuerlichen,  aUerdiugä  uiit  geringerem  Steucrsat/e.  regelmiiaäig  mit  be- 
steuert (Zalrxevslti,  Di«s.  S.  lO^IB,  Boroirslci  I.  235,  Schmoller,  Epochen, 
5'.*i.  Fiir  di.'  nit  ht  grutidljesit/(Midf  Hevr.Ikening  auf  d<  m  Lande  waren  I'<»rsonal- 
Meucrn  (Kopl-,  KUueu-,  HurnMhö.ssc)  nach  bostimuileii  Sätzen  zur  L'outribution  zu 
zahlen.  —  In  Schlesien  wurde  1743  (T  die  Contributioti  neu  geregelt,  nach  gleich- 
falls verbessertem  Gmndliataster,  wobei  auch  der  adlige,  der  Pfarr>  und  Schulbesitz, 
ili'-  kiAi».  Ddtii  tiieri  u.  i*.  w.  mit  besteuert  wurden,  ziirii  S  eiifpfnss  von  2s' " \j  vom 
iCciucrtnig.  walircnd  die  Hauergtiter  Iii,  die  geistlichen  Urdensguter  -lüVs^.die  biächöf- 
lich  breshiu'schcn  Domkapitel-  u.  Klostergtkter  50  Vo  zahlten.  Ifandwerlicr,  Krämer 
n.  dgl.  in.  riiif  dem  platten  Linde  frug«'n  auch  hier  eine  ..Naliniim-siiteiier"  in  ver- 
schiedenen Sätzen.  Auch  in  Westprcusscu  (ubultch  später  iu  dem  neuen  Siul- 
pTeo&sen)  wurde  1772  alshaJd  nach  dem  Landeservcrb  eine  Stooerregclung  rorgo- 
nOBmen  O.  ebenfalls  der  adlige  ß*  sit/  incl.  Ünterthanen-Zins")  mit  25,  die  geistlichen 
Gatcr  mit  .')0,  die  freien  und  köllniiächen  mit  25 — 2i),  die  adligen  0.  königl.  bftuer- 
licheii  mit  HH^;^  "  „  d(!S  Ertrags  besteuert. 

Meistens  war  die  Gontribntlon  in  MonalSTaten  (auf  den  Ddrfem  etwa  sunftchst 
no  den  Schulzen)  zu  entrichten. 

3.  Carallerie-Geld. 

Fouragc-,  Sen  is-.  Speisegelder,  eine  in  einijren  Provin/eu,  ni'  i-l  in  rurni  einer  Zu- 
scbrag<|Uotc  zur  Cuntriliution  zu  zahlende  Abgabe  der  Di^rfer  au  Stelle  der  Liuquar« 
tiruugs-  u.  Natnralverpflegungs-Last  in  lietreff  der  Carallerie. 

4.  H  u  t'e  n    und  G  i  c  1)  e  1  s  c  Ii  o  s  s. 

Die  alte  aus  dem  Iti.  Jahrhuudcrt  berrulircudc  ländliche,  bez.  dörfliche  Steuer 
in  fentM  Sitzen  nach  der  Hufe,  dem  Giebel  (Hanse),  auch  nach  fixen  Personalsfttzcn 
ftti  einzelne  GInssen  (s.  o.  S.  110). 

5.  Kriegsmetze. 

Kiiie  S' it  1(1.36  ron  den  ,.eontribaablcn  Dnterthanon'*  zu  leistende  Abgabe  Ton 
Jiehl  und  Malz,  anfangs  in  natura,  später  z.  Th.  in  Geld  ZU  entri<  Ilten. 

Die  eigentliche  CootribatioD  (N.  2)  war  von  allen  diesen  Ab- 
gaben die  erheblichste. 

Z.  B.  im  Kreise  Biteskow -Storkow  nach  einer  Tain  Iii-  lu  i  Borowski:  601.'»  Tlil. 
(  untrib.  jährlich,  1GU4  Tbl.  GavaUeriegold,  734  Thi.  llulcu-  und  üiebelschoss,  2U  Wisp. 
ls>  Schetr.  Kriegsmetzc. 

6.  Nat Ural -F Oll  raf^e-  Lieferung. 

„Die  von  einer  Provinz  lur  die  dort  liegende  Cavallerie  aulzubringende  und  iu 
natum  abzuliefernde  Quantit&t  Hart-  und  Bauchfutter,  auch  Unterbrinfcnng  einer 
gewissen  Anzalil  Pferde  auf  (irasunjr  zur  SummiT/.eit,  gegen  gewisse  Ve  rsru  tunir" 
(Borowski,  249 — 257).  JkVegcu  dieser  Vergütung  fehlt  der  reine  Steuercharactcr. 
Der  adelige  Grundbesitz  war  aber  wieder  flrai. 

7.  Verschiedene  andere  kleinere  Abgaben  des  platten 
Landes. 

8* 
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Borowaki  S.  256  ff.   So  die  „Potsdamer  BeKgeldei**  in  Knr-  und  NenmiTk 

für  dia  Unterhaltung:  der  Betten  eines  Bataillons;  die  Branziese  von  Gutsbesitzern  mit 
Braugfireclitigkfit  flirauen  für  Ei^«;ubrdarf  auf  adeligen  fiiitern  fn  i);  „Schälerschatlen- 
bufonj$cld",  üuld beitrage  von  4,  5,  Ü  Tbl.  der  iierräcliai'ten  in  jedem  Dorf,  aU  Bei- 
hilfe zur  bftaerlicben  Gontribmion ;  in  Ost-  ond  Westprevssen  aoch  Kopf-,  Run-, 
Klaaen-^rlin^se,  Schatz-  and  Nnbrangsgelder,  Bienenzinse  ron  gewissen  Penooen  auf 
kOn.  Douiänei;. 

8.  Allgemeine  L.indesp t liebten  des  platten  Landes  und 
der  Mediatstädte  noch  neben  den  Stenern:  Vorspann,  Cinqnar- 
tirnngslast 

9.  Abgaben  der  Jaden. 

Meist  als  eine  Specialart  der  directen  Besteuerung,  mit  gcbülirenaitigen  £le- 
nnuiten  versetzt,  aiit'/uftssen,  ??o  die  allgemeinen  Schut/golder  (z.  B.  Kanons-  «n<l 
Toleranzgebubreu  der  ia  8<:hle.>ien  ctablirteu  Juden),  ucb^t  Beiträgen  fdr  be&tiinmte 
Zwecke  und  einzelnen  Abgaben  rerschiedener  Art  bei  speciellen  Gelegenheitea  (Bo- 
rowski  Ii.  547  if.).  Für  die  pflichtmissigen  Leistungen  haften  die  jQdischen  Golo- 
uien  solidarisch. 

An  Versuchen  zu  ullgeineiueren  directen  Steuern  bat 
es  übrigens  auch  im  preussiscben  Staate  nicht  gefehlt.  Zur  Deckung 
7on  Kriegs-  u.  dgL  Ausgaben  griff  schon  der  Gr.  Kurfürst  zwei- 
mal (1677  und  1679),  sein  Nachfolger  achtmal  (swischen  1690 
and  1710)  zu  einer  aasserordentlichen  allgemeinen  Eopf- 
Bteaer(KopfBcho8s),  die,  wie  die  etwa  gleichzeitigen  (österreichi- 
schen (§.  43),  englischen  und  franzüsischen  „Kopfsteuern"  (§.  60 
und  b\)  abgestufte  oder  Classon  Kopf-  und  Landessteueru  waren. 

Sie  trafen  in  bestimmten  Satten  vum  l-'arätcn  und  Kunig  an  (1000,  spater  'MÜO 
und  4000  ThI.)  jeden  Einwohner  bis  zum  Tagelöhner  (4  Gr.)  und  ergaben  bei  jeder 

Anl.iL'-f  etwas  uIxt  -iOiijxH)  ThI.  (Wie (Je!  S.  :t2,  48).  Leider  hat  sich  daran  aucli 
in  Preussen  keine  bleibemio  In^^titution  anireknupft. 

§.49.  —  II.  I  ndi  rec  te  H  este  u  er  u  ng,  nämlich  städtische 
Accise,  £rgänzuugssteuern ,  Zölle,  Stempeiwesen,  Ke- 
galien, besonders  Salzregal,  Tabakmonopol. 

1.  Städtische  Accise. 

Öliemann's  und  v.  Inama-Sterncgg's  oben  S.  34  gen.  Aufs&tze.  Riedel, 
Staat^haasll.  S.  :\\.  50.  f34.  102  tf..  15*5  f)  .  212  11.,  Sohni(*ller,  Kpoehen  S.  CO  If'., 
über  das  ..(icuieinsame  in  der  Accisebewe;^ui)g  "  iu  Deutschland  und  anderen  Ländern, 
eb.  S.  Sl  tf..  Bornhack  II,  112,  261,  343,  Beguelin,  Acciaereififls.  S.  94,  97  ff., 
ein^'eiien«!  Uber  die  franzi^s.  Regie  S.  iOSff.,  Qber  die  Verwaltung  der  Acdse  S.  209 
235  II  .  B  o  r  0  w  >  k  i  S.  2r.:)  -  2 T.) . 

Die  Accise  im  preussiscben  Staate  war  „ein  System  von 
(Staats-)iSteueru,  das,  ausschliesslich  auf  die  Städte  beschränkt 
neben  einer  mässigen  Kopf-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer,  wesent 
lieh  indirecte  Stenern  and  zwar  solche  auf  Getränke,  Getreide 
Fleisch,  Victnalien  and  Kaufmannswaaren  umfasste;  die  Erhebani 
fand  in  verschiedener  Weise,  theils  beim  Einbringen  in  die  Stadt 
theilä  bei  der  Prodnction,  theils  beim  Verkanfe  statt.  Die  etnzelnei 
Steuersätze  waren  relativ  sehr  niedrig,  aber  dafür  um  so  zahl 
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reicher  auf  möglichst  viele  Artikel  und  Waaren  ausgedehnt'' 
(Sc  hm  oller). 

Dia  B«ae  Aecise  (im  Colenchied  ron  der  alton  des  15.  Jfthrhuadorto  und  von 

d'-n  alfeii  Tranksteuerii)  bejranti  in  ciii/oincn  Sta'lf<ii  der  Mark  KjII,  lili<-'i  1(i67norh 
fjicuitAtiv,  wurde  dauu  aber  ItibO  (EU.  y.  27.  Alat)  allgcuicin  eia^ei'aürt.  auch  iin 
Hcne.  Msfi^cbonr  und  auf  einer  nridirton  Ordnung  too  1684  (2.  Jan.)  fest  be^rrOndet 
ITol  erfolgten  Erhöhungen,  auch  die  Einfühniii;,'  in  roiiuucrn.  unter  Friedrich  Wil- 
holro  I.  diejenige  in  anderen  Provinzen,  unter  I  rii  diii  Ii  d  (ir  in  Sclilesien,  erst  sp.it 
iii  den  «restfal.  Pr<»vinzon  (1777),  unter  mauniglacLcm  Widerspruch  (s.  Beguclin 
S.  172  C),  noch  zulot/t  1^04  in  den  Enrerbonpen  ans  dem  Roichsdeputations-Haapt- 
srhlus',  dagegen  nicht  in  Süd-  und  Ncuostprcnsscn.  ITMO  '2').  Du  .)  wtird'-  ein  umfa>^'  ii  I i  s 
Aecise -Huglemeut  crlasbcn,  1766  diu  Verwaltung  der  Acciau  und  Züilo  einer  eigenen 
Administration  nntor  ft»nzOsiM;hen  Beamten  („Rrgie")  aas  steuertechnischon  Grttnden 
nb.  rtrar.  n  t*.  Begnelin  S  10^  fl..  S.  10.1  II". i,  diese  ferhabste  Einrichtung 

aber  17s6  von  Kriedr.  Wilh.  II.  wieder  beseitigt.  S  Inslnict.  v.  15.  Nor.  17*i<>, 
Acciselarif  v.  25.  Jan.  17S7  und  Reglcineut  v  3  Mai  17S7.  (ücber  die  strittigen 
finanziclleo  Ergebnisse  der  fran/As.  Regie  s.  Riedel  S  100).  Die  Tarife,  aiifaogs 
proriiiciell  verschieden,  wurden  17S7  n»chr  unilieirt  (s.  Borowski  S.  270). 

Die  accisepflichtigeu  Hauptartikni  waren  1)  (letrcide.  Eingangsaccise  von  allem 
in  St&dteu  eingehenden  (ictreidc,  /..  B.  4  Pfenn.  v.  .SchcHVl.  Aecise  auf  8«  liarren- 
vod  IIan»baclcen.  Wei^enniehlsteuer,  Malilacci>e,  der  auch  .Mcbl  und  Brot  vom  Lande 
nnferworfen  war.  Nach  der  Verwoii<luiitr  des  (irM  i  i'  -.  /ti  Bio(.  Bj.  r,  Branntwein 
Tonichiedene  Satze,  /.  B.  Mahlacci»e  für  Weizen  zu  Brut  (>  oder  Cir.,  Roggen  2  (ir. 
per  Sch.,  Getreide  zom  Brauen  nud  Brennen  18,  21  Gr.  —  2)  Getr&nkeaccise.  bes. 
TOD  Bier,  bez.  vom  Malz-,  ehe  es  zur  Muhle  g'ht  (ausser  den  ältrnn  ,,Bier- 
ziesen".  in  vcn>chiedeuea  Laiidcätkeileu ,  deren  Ertrag  meist  nicht  in  die  Staatä- 
casä^  ging):  von  Branntwein  nach  dem  Schrot;  von  Wein,  Land-  und  fremden 
» Wien  nach  Sorte  und  Güte.  —  3)  Fleisehaeciso  (Schlachtacciso  ron  Scbarren- 
St  blaehtvi'  h .  Aecise  vorn  Hausschlachten,  Ilandlungsaeciso  von  dem  zum  Verkauf  in 
Städten  eingehenden  Vieh;  von  dem  vom  platten  Lande  eingehenden  l-leisch  aller 
Art,  aucJi  Speck,  ron  Fedenrieh,  WUdprett,  aller  Art  Fischen*,  Accise  rem  Viebhandel 
auf  Jahrmärkten.  --  4)  Arri-e  von  anderen  Lcb-'ii>-  und  G  e  n  ussiii  i  1 1 -l  n  . 
UuIieUf  Material-,  Colooial-,  Specerei-,  Apotbekerwaaren,  so  von  katlee,  (Jhocolade, 
Znclier,  Thec,  Tabak,  Gewttrzen,  Spocereien,  Delicatessen.  Salz,  E^sig,  Obst,  Garten- 
fnichten.  Eiern,  Butter,  Honig,  K.isc,  Oelen.  Medicamenten,  Mineralwasser.  —  5)  AcCise 
anf  Koh-  und  Hilfsstuffe  der  Production,  Fabrikation,  auch  auf  gewisse  Manu- 
lactur-  und  Fabrik  waaren  selbst,  z,  B.Talg,  Haare,  Boräten,  Federn,  Leder,  Stärke, 
Nutzholz«  Flachs,  Hanf,  Banmvolle,  Steine,  Metalle,  Farbwaaren,  Seidenwaaren. 

Frei  von  Accisezalilung  (c\  I.  Delicatessensteuor'i  waren  aber  auch  liier  wieder 
die  adelige  <jrundherrscbaft  ii.  d^l.,  die  in  und  bei  ai  i  iiebaren  Städten  auf  ihren 
Gutern  wohnt,  auch  deren  Piehter  uml  Wirthschalbdioner ;  ferner  (jcistlichc,  Uni- 
versitäten, Stiftungen  u.  dgl.,  Po>(uieister  und  Posthalter,  Domäni  nbeimte.  Forst- 
bediente. Ritterffutibesitzor  und  «len.n  Heiunte.  W  aaren  fur  Militär  und  Fm^fen  ;  auf 
gewiääe  Freijabre  auch  Kun:>tler,  Fabrikanten,  Handwerker  mitunter.  Endlich  an  sich 
die  Bewohner  des  platten  Landes.  Doch  müssen  sich  diese  einmal  factisch 
gewöhnlich  mit  den  gebrauchten  arrjM  pflirhtitjen  Waaren  aus  den  Städten  versehen 
und  sodann  müssen  die  Land-Krämer,  Krüger,  W'irtbe  ihre  Waaren  auch  spcciell  ans 
den  Städten ,  unter  besond'-rer  vom  Acciscamt  contndlrt^  Buchführung  entnehmen. 
Insofern  tragt  das  platte  Land  (auch  der  Adel^  die  Accise  doch  theil- 
welse  mit.  Ausländische  höher  belegte  Waaren  miisscn  ferner  auch  ron  Land- 
krameru  and  Landbewohnern  bei  direclem  Bezug  veraccist  werden. 

Die  Vorwaltung  der  Accise  besorgten  in  oberster  Stelle  eine  Genend* AodM- 

und  Zulladministration .  in  jeder  Provinz  dann  eine  l'i  ov  inoial- Acci.->e-  und  Z<di- 
direction.  in  den  Städten  endli.  h  die  Aecise-  and  Zull.mifrr.  Die  Erhebung  und 
Controle  erfolgte  zunächst  au  den  Thoren,  durch  die  Tborschreibereien 
beim  Eingang  der  Waaren  in  die  St&dte,  doch  durften  hier  nur  kleine  Betr&ge  bis 

1  Hr.  in  mittleren,  bis  10  Gr.  in  grossen  Si.idtfii  -Mholx-ii  w^  ribn).  Gr'^ssere  B'tr.itje 
wurden  durch  die  Acciöehäusur  in  den  Städten  eingezogen,  wohin  die  Waaren 
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deingcniä«;s  unter  Controlo  zu  h'.Ucn  warrn.  Vornehmlich  für  den  frfisseren  nnd 
Grossrerkehr  des  Handels  dieiitcu  die  Packhöfe,  niit  Lagerräumen,  meut  au  Strömen, 
zuerst  1699  auf  dem  Werder  sb  BeiUn  miigerichtet  (S.  Beg ««Ii»  8.  299  ff.). 

2.  ErgänzoDgssteaern    dieser   ordentlichen  oder 

Haupt  - Accise  waren :  gewisse  Zuschläge  in  besonderen  Fällen, 
sodann  die  sogen.  Fix  a  c  eise  u,  endlich  gewisse  dirccte  städtische 


a)  Zu  den  eniteren  gehören  die  ..Ergänzungs-Accisu",  zur  Aosglcichunicr  bei 
Waaren,  welche  aus  Provinzen  ond  Ortra  mit  niedrigeren  in  solche  mit  höheren  Accise- 
sät/'^n  if'^licn;  die  N  achs  ch  us  s  arrisr,  von  acci>cpflif  ljtie:<'n  Waaren,  wolclic  von 
einer  Stadt  oder  Prorinz  in  die  andere  voraandt  werden,  4  Pfciin.  r.  1  Thl.;  die 
Debertrafrangsaccise,  ein  Zaschlag  zur  Aecise  Air  Waaren,  deren  Accise  min- 
destens 12  Gr.,  im  Betrage  von  1  Gr.  4  Pf.  p.  Thl.,  mit  Ausnalimon;  der  Impost. 
höherer  Aufsc  hlaj»;  hei  gewissen  Luxnssachen,  besonders  Weinen;  die  Losu  nc:ä accise 
für  Waaren  des  platten  Landes  zum  Verkauf  auf  Jahrmärkten  (meist  2  " V  •.  Wage- 
gelder, Zottelgelder  u.  dgl. 

)t)  Die  Fixuccise  traf  iu  offenen  Stiuiten  einiire  (iegenstände ,  wie  Hulz, 
Gartengewächse,  Wirtbscbaltsvieh;  auch  waren  mitunter  einzelne  vorstädtische  Gewerbe 
Dach  fixen  Sitzen  belastet,  ferner  auf  dem  platten  Lande  diejenigen  Laadhand  veilser, 
welche  aber  die  bestimmte  beschrinkte  Zahl  liinans  angelassen  worden  O^egnelin 


c)  Stftdtischo  Aeclcer,  Wiesen,  G&rten  waren  insbesondere  io  offenen 

Stiidteu  an  Stelle  d<  r  Xcri^r  von  den  Erzeugnissen  einer  diroctea 
ReaUteuer,  das  städtische  ililchvieh,  in  einzelnen  Landestheilen  auch  das  Zug- 
vieh, Ochsen,  Pferde,  einer  Ijusondereu  Viehs  teuer,  für  welche  Kegister  des 
Bestandes,  des  Ab-  nnd  Zugangs  geführt  wurden,  unterworfen.  —  Eine  Steuer  fAr  die 

Stadtc.TSse  war  <laneben  der  alte,  zuletzt  1707  und  1713  rej^nlirtc  SchosS,  eine 
Kealsteuer  von  Häusern.  Gürten  und  ländlichen  Grund^tuckeii  der  .^^t.'ultc 

3.  Zölle,  Landzölle  zwischen  den  Provinzen  au  beslimmten 
Strassen.stellcn  und  Orten  im  Binnenlandc,  noch  mit  Zwan«!;,  die 
Zollstrassen  inne  zu  halten  und  Controlc  darüber;  Grenzzölle 
als  Durch-,  Aus  -  und  Eingangszölle;  Fluss-  und  Wasser- 
zölle; Scbii'ffabrtsabgaben;  Hafengelder  o.  dgl.  m. 

Sie  hatten  zum  Theil  noch  den  älteren,  gemischt  gebühren-  Tind  >teU''rarti;:on 
Gharactur  eines  Entgelts  iar  die  Beuut/jui:i^  der  Strasse.  llrUckc,  einer  Schutzabgabe, 
einer  Erlaubnissgebuhr,  zum  Theil  schon  einen  reineren  fiscalischen  oder  Steoer- 
cliar.T  ti-r.  so  in  der  höheren  Belastung;  fr-^uid-  r  f<-iner<  r  und  Lu.tuswaaren.  endlich 
auch  volkswirthschaftliche,  scUutzzöllüeriscIie  Nubentcudenzeu,  bei  fremden  l'abrikwaareu 
(Ed.  T.  1772);  nach  wollte  man  nach  Möglichkeit  das  „Ausland**  mit  belasten,  so  in 
den  DurchfuI]r£Ollen.  Der  Zoll  wurde  entweder  nach  Transporteinheiten,  so  in  älterer 
Weise  nach  Pferdelastcn ,  oder  nach  der  Gewichtsmenge  (t^  ntner)  oder  specificirt  in 
Terschiedcnen  Sätzen  nach  Waarengattungen  erhoben.  Die  hnanzicllc  Bedeutung  des 
gesammten  Zollwesens  blieb  indessen  neben  derjenigen  der  Accise,  mit  dem  es  in 
engster  Verbindung'-  stand,  noch  unlertreordnet.  Die  Schalliing  eine^s  einh'it liehen 
binnenzoU-frcieu  inneren  Markta  durch  cia  eigentliches  Laiidcsgreazzoll-System  wurde 
noch  nicht  erreicht,  wenn  auch  1S05  die  die  Provinzen  von  einander  scheidenden 
Landzftlle  endlich  aufirehoben  wurden.  Die  Acciseverfassung  hätte  dann  auch  cr^it 
gründlich  nmgeändert  werden  müssen.  Der  Colouialwaareu-Cousum  war  auch  noch 
nicht  ausgedehnt  genug,  um  die  Einfuhrzölle  als  FinanzzOllc  recht  ergiebig  zu  macheji. 
Er  wurde  aus  mercantilistischen  Rttcksichten  wohl  selbst  zurttckgedr&ngt  (Kaffee  unter 
Friedrich  II.). 

4.  Stempel wescn. 

Eingeführt  unter  dem  tJr.  Kurfürsten  16S2,  seit  1683  in  den  Kcchnunaen  er- 
scheinend, schon  KtUö  und  17ul  erweitert,  wurde  es  1765  (Ed.  v.  16.  Mai)  u.  17t)6 
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(Haaptrc^l.  r.  I  T.  M;ii).  noch  weiter  auf  and'Tc  V«  itiiiire  und  r"rkun<l<'n  au<'i<Hlelint. 
noch  in  bbbcr  ätuiupuifreiua  Proviuzca  ciagelulirt.  Ul>it  >  t  waren  vurschiudcuo  Papiere 
1>ei  gerichtlichen  HD«  Venraltongmcten  (kOn.  Patcn(<;,  Diiilumc,  BcstaJIaiiircn,  Gonsense, 
Regoadigungcu ,  Conc^sionen.  Privilegien,  Stand. serliolinnjien  u.  s.w.).  Ducumcnte, 
L'rlvondcn,  Contracfe  b.  i  W'-  rth  vnii  ulier  .'»()  Thl  ,  \\f'  |i>r|.  ( )l>li-,ifiüiien .  Erb- 
thciluugeu,  Vülluiachteii ;  auch  kautuiäuüi>cliu  llund<;läl)urhcr  (..l'arapbeuatcuipel", 
1—10  ThL);  dann  SpieUttrten,. Kalender  a.  a.  m.  (Borowslti  S.  S52— S57). 

5.  Regalien.  Ausser  den  nicht  speciell  hierher  gehörenden, 

Ueberschüsse  gebenden  Münz-  nnd  Postregalien,  den  vorüber- 
gehend für  die  Fiuaii/Aii  liuigircndcn  liOtteric-,  Tabak-  und 
K a  1  Tee b re n n c re i - Hef]:alien  bez.  M<)ii(»j)(»licn,  dem  Picr^-,  IJ ern- 
ste in-,  dem  M  Ii  b  1  stein- Kegal  ist  hier  besonücrö  nur  das  Salz- 
regal zu  erwähnen. 

Dasselbe  bat  iu  seiner  admiuistraüveu  Eiurichlung  äcit  dem  Gr.  Kurfürsteu,  der 
es  1656  in  umfassendem  Maasse.  doch  unter  Proilassnni^  der  Prälaten,  Herren  nnd 

Ritt,  r  einarefilhrt  hatte,  venjchiedene  VerUnderuiiiren  erfahren  (Riedel,  S.  20,  11, 
79,  US,  217,  Borowäkill,  Mi  Ii.).  In  lieu  mit  Thoren  gescbios^enen  Städten  durfte 
das  Salz  nur  mit  den  amtlichen  Attesten  der  Kuii.  Salzinspectorcn  u.  Factorcn  ver- 
sehen ein|:eheo;  ausserhalb  derselben  gab  es  Salzniedetla<^an  und  Salzfactoreicn  (Seile- 
reien'. Hier  bestand  «Meit  l"»'ö  im  •x.mmi-h  Staate),  wie  in  sro>.scn  Th-  iL-ti  Frank- 
reicbb  (§.  63)  die  ijuricbtung  der  sog.  Saizcouscriptiuu,  wonach  federn  liau»wirth 
jihrlich  eine  bestimmte  Menge  Salz  zum  Ankauf  nach  dem  Regalpreise  ferschrieben 
wurde  (zuletzt  4  Met/  p.  Kojjf  j.  il.  r  tiber  9  Jahr  alten  Person,  dazu  ein  Zuschlag 
lilr  Einschlacbteu  u.  fur  Miicbviuh,  sovie  «ventnell  zum  Ürauen).  Iu  darüber  zu 
lehrenden  Büchern  mirde  der  Ankauf  controlirt.  Etwaig:er  Minderconsum,  bex.  An- 
kauf war  mit  höherem  Satze  nachträglich  zu  berichtigen.  So  kam  die  Salz^tcuer  in 
dieser  Form  »incr  dir-  i  ten  Kopfsteuer  voll.-nds  jLileirh.  Der  jirundbesit/.ende 
Adel  war  von  dieser  Cunscnption  frei.  Erst  iSOö— <>  ward  die  Aufhebung  dieser 
Einrichtung  beschlcssen ,  zugleich  mit  anderen  Yerwaliunj^^sreformen  auf  dem  Gebiete 
des  Sal/r- ira!-.    I'  -r  Krtrai^  war  um  ]>{)o  c.  '  ,  Mill.  Tlil. 

Das  Tabakmou  opoi  wurde  1705  eingeführt,  zunächst  an  eine  Gesellschaft  ver- 
pachtet, nach  deren  Misslingen  kurze  Zeit  an  die  französische  Begie  übertragen,  dann 
aber  durch  eine  selbbtändi<re  Staat->b(  h^nle  v.  rwahet.  Der  Ertrag  stieg  bis  17S5— Sti 
auf  <:.  1.2SÜ.UUÜ  Thl.  Unter  Friedr.  W  ilhi  Im  II.  wurde  es  indessen  gleich  nach  dessen 
Kcgierunji^-iutritt  aufgchuben.  17'.)7  von  Nt  ii.-m  eingeluhrt.  von  Friedrich  Wilhelm  III. 
jedoch  noch  in  demselben  Jahre  wieder  b  >«  itiiit  und  nur  der  in-  und  ausländi^clic 
Tabak  h.»her  bestenrit  (Riedel,  S.  103.  LS'.».  I'.»'.»,  •2i:!)  —  Das  seltsame  Experi- 
ment des  Kaf f ecbrennerei-Monopols  0^^l)>  wonach  eine  Staatsbehörde  das 
aus8cUie!>s1iche  Recht  erhielt,  Stftdte  u.  plattes  Land  mit  gebranntem  n.  gemalUenom 
Kaffee  zu  viM-^i-Iien ,  war  au.  h  iiacli  .  iner  aus  li^  'alis.  lien  Rüi^k^i«-htf n  und  um  d<«s 
Schmuggels  Willen  crfolgteu  Uerabsotzuug  der  übertriebenen  Preise  wenig  ergiebig 
(Beinertrag  zuletzt  96.000  ThL)  u.  wurde  nach  Friedrich  des  Gr.  Tode  auch  sofort 
aufgehoben  iRiedcl,  lOü— lOS,  184).  Lei. er  die  Lotterie  (1763,  Zahlenlottcrie, 
später  mit  Classenlotteri"-  verbunden)  s.  O.lebrecht.  (i -sf  h.  d  preuss.  I.otteriewesens. 
Zbcbr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  I,  und  jetzt  bes.  Warschauer,  ZahlculoUcne  in  Preusseu, 
Leipz.  1885.  (Liter.  dascib.st  S.  3,  9). 

In  der  Schlii!fspcrirtde  »les  alten  preii>>isclien  Staats  um  ISOfi  werden  die  ge- 
sammteu  Steuern  auf  Iti— 20  Mill.  Thl.,  neben  c.  h  Mill.  Thl.  Domanial-Rein- 
eilrag  geschätzt  (SchmoUer,  Epochen  S.  74>*  Die  Gontribution  des  platten  Landes 
wird  auf  5.8.  die  Accise  der  Stadt. ■  auf  \).h  Mill.  Thl.  Tcranschlaut  (eb.  S.  (50). 
Riedel  giebt  für  1790—9"  als  Rruttucrtrair  der  Accise  7.83.  der  Zölle  2.9b,  zu- 
sammen nebst  Strafgeldern  10.94,  netto  S.SO  M.  Thl..  nach  dem  Etat  für  1806—7 
11.62  U.  Thl.  br.  an  (S.  164,  216). 

Die  Besteuerung  hat  hiemaeh  schon  Ober  Vs  Staatsein- 
künfte nnd  in  ihr  die  indirccte  Besteuerung  (einsehUesslich  Salz- 
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regal,  Lotterie)  oach  der  Brattoeinnahme  wieder  ttber  Vs  betrageo 
Kacb  der  EiDrichtang  der  direeten  nod  indirecteo  Besteoernng 
lastete  der  Steuerdrack  aber  ganz  tiberwiegend  auf  den  antereo 
nnd  den  Mittelelassen.    Die  S^dte  encbeinen  wobl  anob  den 

platten  Lnndc  j^cgcntiber  stärker  belastet,  wenn  man  auch  ihrt 
grössere  steucrtahi^keit  und  die  Mittragung  der  Accise,  der  ZölU 
und  der  Halzsteucr  im  Regal  durch  die  Landbevölkerung  mit  bc 
rlicksichtij^t  Das  sind  Mängel,  weh  he  gleichwohl  den  hohei 
Werth  der  Gestaltung  eines  leistungsiahigen  Steuersystems  in  den 
unter  so  manehon  Schwierigkeiten  sieb  entwickelnden  brandenbnrg- 
preussiseben  Staate,  in  Ländern  von  den  knappen  Bevölkerungs- 
Wirthsebafts-  nnd  Cultnrverbftltnissen,  wie  sie  einmal  damals  biei 
bestanden,  docb  nnr  wenig  scbmälern  kOnnen. 

Schmoller  a.  a.  0.  S.  73  fasst  sein  Urtheil  Uber  das  Altere  preussiiicbe  Finanz- 
wesen al-o  /n>auiiin  n  :  ,.Ks  ist  natiirlich  zuzugeben,  da^si  es  niemals,  selbst  in  seine 
besten  Zeit  nicht,  abboiut  volieudtit  war:  cü  trug  nach  allen  Suiten  dun  Stuiupul  buinci 
Ursprungs  an  sich.  Vieles  hatte  die  Nolh  n.  nicht  die  Einsicht  dictirt.  Die  Accis< 
hattr  niaip  he  Mangel ,  die  landlichen  Kataster  waren  thuilweise  noch  entsetzlich,  di< 
Stuuert'reiheitun  de»  Ad<  lä  daueiten  in  mehreren  rrovin/.'ii  noch  fort.  Das  Ca.ssen- 
weson  war  noch  nicht  umhejtlKh  gorcgulL  Ks  exibtirtc  noch  liumo  Cuntralcaisu,  ii 
der  sich  sämuitliche  Ausleben  a.  Eännahmen  einheitlich  ttb«rblicken  liosseo.  Abel 
im  f^iros^cii  II.  (i.-in/eii  ist  dieses  Finanzwesen  duch  eiie-  d<T  trrossten  Leistungen  hohen 
zullcntbchur  btaabkuuät."  Dieä  Urtheil  des  in  dieser  Materie  besonders  coinpeteutui 
AatON  mdchte  wohl  zu  billigen  sein,  aber  allerdings  nur  mit  wesentlichen  Elnschriin- 
knngcn.  soweit  es  den  Vergleich  mit  England,  Franlireich,  Oesterreich  an- 
langt, welchen  ScbmoUer  zn  sehr  zn  tiansten  Prenseens  ausfallen  lässL 

5.  Abschnitt 

Rpanadsisohea  Finans-  und  Steuerweten  Tom  9.  bis  Ende 

des  18.  Jahrhunderts. 

1.  Einleitung. 

§.  50.  Frankreich  erlrcut  sieb  einer  umfassenden ,  eingehen- 
den und  vielfach  ausicczeichiieten  wissenschaftlichen  Bcarbeitun«: 
seiner  Finanz-  und  Steucrgcschichte.  Diese  Literatur  Übertrifft  die 
jenige  Deutschbinds  entschieden,  was  sich  aber  freilich  aus  dei 
leichteren  Aufgabe  mit  crklUrl.  Die  französische  Finanzgeschicbtt 
ist,  wie  alle  Finanzgeschiebtei  das  Spiegelbild  der  politischen  Ge* 
schiebte.  Die  Entmcklnng  und  jeweilige  Gestaltnng  der  Finanzen 
wnrde  dnrcb  die  politischen  Verhältnisse  maassgebend  bestimnii 
nnd  hat  dann  wieder  der  Staatsentwicklung  Vorschub  geleistet,  sc 
u.  A.  besonders  die  frtthe  Einbürgerung  eines  festen  Steuersystems, 
der  direeten  taille  und  einiger  wichtiger  indirecter  Stenern 
(auf  Getränke,  besonders  Wein,  balz  u.  a.  m.)  schon  im  15 
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Jabrhnndeit  Dem  Königthum  glttekte  es  frOher  und  in  stärkerem 
Grade,  Kor  Obmftcbt  zu  gelangen,  den  Staatsgedanken  zur  Ent- 
wicklung zu  bringen  nnd  ein  förmliches  staatliches  FtnaDZ- 

und  Steuersystem  zu  bilden.  Wie  die  iiolitisehc,  so  ist  daher  auch 
die  tianzösische  Finanz-  und  ^Stcuergcsehichtc,  tintz  zahlreicher  bis 
zur  Kevolution  verbleibender  provinzieller  N'erschicdcnbeitcn,  schon 
io  den  letzten  Jabrhunderten  des  Mittelalters  und  vollends  vom 
16. —  lt<.  Jahrhundert  eine  viel  einheitlichere,  als  die  deutsche. 
Das  erleichtert  natürlich  auch  die  wissenschaftliche  AnsammiuDg 
and  V^erarheitang  des  Stofifs  ausserordenilicb. 

Am  Scbiuss  des  ancien  regime  waren  zwar  im  Finanz-  and 
Steaerwesen  schwere  politische  Mängel  geblieben,  welche 
Yomebmliob  anf  das  absolute  Regiment  nnd  das  Privilegienwesen 
zarackznfUbren  sind.  Aber  selbst  anf  diesem  Gebiete  waren  anter 
Lndwig  XYI.  darcb  Tttrgot,  Neck  er,  durch  einzelne  Intendan- 
ten der  Provinzen,  durch  die  neuen  Provincialversammlnngen  nnd 
die  Notabelnversammlung  von  1787  wichtige  nnd  entscheidende' 
Reformen  in  Bezug  auf  Beschränkung  willkahrlicher  Ausgaben, 
auf  den  königlichen  Hof  halt,  auf  Verbesserung  nnd  gerechtere 
Veithcilung  der  directen  Steuern,  iiaiiientlieh  der  tnille,  tbeils  schon 
ausn:eftihrt,  tbeils  anj^cbahnt  worden.  In  f  i  n  a n  z  tc e  b  u  i  s  c  b  c  r 
liiiisicht  war  aber  so<;ar  die  indireete  Hestcuerun«;  (Getränke- 
stenern, Tahakmonopol )  untoi  der  Verwaltung  der  fernies  und  die 
V e  r k e  h  r 8 b  e s  t e u  c  r  un  g  (V'orläutcr  des  Kn  r  e  st  r  e  m  ent; 
droits  de  eontrole,  d'  insinuation,  de  centieme  denier),  dann  das 
Etat-,  Rechnungs-,  Zahlungswcsen  (com|)tabiIite)  schon 
ziemlich  vollendet  eingerichtet.  Ks  handelte  sich  auch  hier  mehr 
um  allgemeine  volkswirtbschaftlichc  und  politische  Reformen  (im 
ZoUwesen,  bei  der  ISalzsteuer,  der  druckenden  gabelte),  als  um 
technische  und  rein  administrative.  Das  französische  Steuerwesen 
steht  in  letzterer  Hinsicht  im  18.  Jahrhundert  doch  schon  recht 
hoch  and  konnte  fUr  andere  Grossstaaten  in  manchen  Einriebtungen 
als  Muster  dienen.  Die  genaueren  Darstellungen  neuerer  franzö- 
sischer Fachschriftsteller  werden  hier  dem  ancien  regime  wieder 
gerecht.  Man  begreift  danaeh,  dass  es  bei  einem  Friedrich  d.  Gr. 
doch  nicht  nur  seine  bekannte  allgemeine  Vorliebe  fttr  französische 
Einrichtungen,  sondern  gute  sachliche  Grlinde  waren,  die  ihn  zur 
Herbeiziebnng  franz(>siseber  Finanzbeamten  veraidasstcn.  Aueli  ist 
gerade  jtlngst  wieder  der  genauere  Nachweis  geliefert  worden, 
durch  Keu^  btourm,  dass  sich  die  willkuhrliche  Zcrbrechung 
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des  flberkoiDinenen  Stenersystems  in  den  ersten  Jahren  der  Revo- 
lution bitter  rächte  und  dass  bei  dem  Aufban  des  Stenersystems 
des  modernen  Frankreich  nnter  der  ersten  Republik  und  unter 

Napoleon  I.  last  (Iberall  an  die  besten  Traditionen  des  älteren 
SysteiiKs  an{!:cknUpt't  wurde  und  werden  niiisste.  Vieles  was  als 
„neir'  gilt,  hat  sich  bei  genauerer  Betrachtung  nur  als  Wieder- 
herstellung und  freilich  auch  nach  der  politischen  Seite  als  Ver- 
besserung des  „Alten"  erwiesen.  Nur  die  bucht,  möglichst  Uberall 
die  „grosse  Revolution''  als  Schr^pferin  Yon  durchaus  Neuem  er- 
seheinen zu  lassen,  hat  darüber  Täuschungen  bewirkt. 

Fttr  die  allgemeine  Stenerj^eiBebicbte  und  für  die  Finanz- 
Wissenschaft  ist  diese  Wiederherstellung,  Fortführung  und  Ver- 
besserung des  Finanz-  und  Steuer wesens  der  alten  französischen 
Monarchie  in  demjenigen  des  ,,modernen  Frankreichs''  des  19. 
Jahrhunderts  besonders  zu  beachten.  Wiederum  zeigt  sich,  dass 
die  Dinj^e  hier  viel  mehr  ,,<;c8chichtl  ich  gebunden"  sind,  als 
die  individuali.stische  Auflassung  annininit.  Die  gegebene  volks- 
wirthschattliche  Kiitw ickliiiif:  und  Hechtsordnung,  die  gegebeneu 
Anforderungen  an  den  .Staat  und  die  übrigen  öiientlichen  Körper, 
die  gegebene  politische  Organisation,  für  welche  die  mehr  tbr- 
malen  Fragen  der  Verfassungs f o  r m  hier  nur  von  rclaiiv  unter- 
geordneter Bedeutung  sind,  entscheiden  tiber  die  öffentlichen  Finanz- 
bedttrfnisse  und  ttber  die  Art  ihrer  Deckung,  daher  Uber  das  Stener- 
sy Stern,  ttber  die  Gattungen  der  Steuern,  in  der  Hauptsache. 
Nur  bei  dem  Ausbau  im  Einzelnen  kann  sich  der  politische 
Btandpunct,  der  Wunsch  und  Wille,  die  teebniscbe  Fähigkeit  der 
Gesetzgeber  speeieller  von  Einfluss  zeigen.  Wenn  selbst  ein  Sturm, 
wie  er  in  den  171'Ucr  Jahren  über  Frankreich  dahin  fegte,  es  nicht 
dahin  gebracht  bat,  dass  ein  wesentlich  anderes  Steuersystem,  son- 
dern nur  das  entwickelte  und  verbesserte  des  ancicn  regime  nach 
wiederhergestellter  Ordnung  das  Steuersystem  des  uach-revolutio- 
nären  Frankreich  geworden  ist,  so  muss  doch  wohl  ein  solches 
System  wenigstens  in  seinen  Hauptpunctcn  ein  not h  wendig  ge- 
gebenes sein.  Hat  es,  wie  gar  nicht  zu  leugnen  ist,  immer  noch 
grosse  politische,  wirthschaftliche  und  technische  Mängel,  so  folgt 
daraus  natttrlioh  die  Pflicht  des  Theoretikers  und  Practikers,  diese 
Mängel  festzustellen  und  möglichst  zu  beseitigen.  Aber  nur  der 
Doctrinär  und  der  politische  Dilettant  können  aus  solchen  Mängeln 
und  aus  der  sich  immer  wieder  bald  offenbarenden  Unmöglichkeit, 
diese  Mängel  alle  genügend  zu  beseitigen,  ein  Verdict  gegen  das 
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ganse  System  ableiten ,  in  dem  Wahne»  ee  dnroh  ein  von  Orand 
ans  anderes  nnd  „vollkommenes''  ersetzen  zu  kOnnen.  Die  „Voll- 
kommenbeit"  ist  auch  hier  nnr  das  Ideal,  dem  zuzustreben,  das 
aber  ewig  unerreichbar  ist  Die  „Unvollkommcnheit"  ist  und  bleibt, 
wie  leider  in  allen  Realitäten  dieser  Welt,  anch  hier  das  Gesetz, 
das  uns  und  unsere  Einrichtungen  bcherr.siht.  Das  lehrt  ant  dem 
finanziellen  Gebiete  ein  Vergleich  der  Resteueiung  Frankreichs  im 
lö.  und  19.  Jahrhundert  in  besonders  deutlicher  Weise. 

S.  ufxjr  tlie  französische  linanziello  Lit<>ratur  die  ia  H.  I  (3.  A  )  S.  50  u. 
56 — 57  geuauDluü  Werke.  Aus  den  iiltcron  Lit.  sind  Hailly.  hist  flu.  ii.  di«;  Eiu- 
Iciiangen  in  Pastorct's  ordonn.  des  rois  de  France  hervorzuheben.  Eiii'-  kui/.e  üeber- 
^ii  '"■<onii»'r?  nach  den  pcrs'^iiiÜ'  hon  M()mciit<'n  i<ieneralcorUrolcurf'i.  ab^^r  ohne  i;«?- 
uugeudo  Darstellung  doü  Sachlichen  u.  muiat  aus  Mouthiou'ä  in  Ii.  l,  S.  5S  gen. 
Schrill  triebt  Breseon  bist  financ  (bisniii  1S28;  2.  Atifl.  IS40).  Unter  der  neaosten 
finati/^*-Ncliiclitlirhcii  Litr-ratiir  rasen  hervor:  Vuitry.  rludrs  sur  Ic  rririmc  Iii»,  d. 
L  ¥r.  avaut  ia  luvolution,  3  vol.  Pap.  IMS  H.  u.  (  lauiagcrau,  hist.  de  1'  iuipüt 
ea  Fnnco,  bisher  H  vol..  Par.   ISiiT.  1S6>,  hin  zam  Schlass  der  Re- 

gierung Ludwi«;"  W.  Kin  wi  it»  rer  Band  über  Ladwi^  XVI.  ist  zu  erwarten.  Ein 
TOfzügliclies  Werk,  ila^  <ii  r  folgenden  üclicrsicht  zumeist  zu  (irundo  liegt.  DfU  Zu- 
Btaod  am  Schluss  des  aucica  regime  en>ieht  mau  gut  au^  Necke r  »  ^sobriftt-n.  be- 
sooders  aas  den  —  allerdings  sehr  weitschweifigen,  in  einzelnen  Abschnitten  neben 
vi'-l  (itifom  tinorträL'liclics  S(  Ui>tbcwusstüeiu  zeigenden  —  dn  i  Händen  de  raduiiiii- 
stratiuu  des  huauces  de  I  rauce,  17i>4,  auch  mit  Kefurmvurachlageu  (z.  B.  Uuiiicatiou 
4ler  Gnbelle,  der  Sabsteoem).  Oeber  die  einzelnen  Stenern  v.  deren  Einriclitong  im 
daBUÜigeu  Frankreich  die  Eucyelop.  methüdi<iuc,  linane«  -».  ITsl.  Kurze  L'ebersicht 
dieser  Besteuerung  bei  Vignes.  iraite  des  inijx'.f*,  Par.  4.  ed.  I.  I')  H.,  1 1 'J  Ii. 

Die  allgcuteinen  politischen  Misssfände  in  der  damaligen  Besteuerunir,  den  Stouerdruck, 
die  Einwirkung  dieser  Verhaltnisse  auf  die  KcrolutiotisbeweKung  sciiildert  Tain  e  ^ut, 
Kiif^tehung  des  inodenj-  ii  !•  niiikreich.  (I>.  l  elieisct/.  v.  K.il>rlicr,  Leipz.  1*»7T,  I'  s.  I, 
B.  ö,  K.  2,  S.  35*J  iL).  Juugät  hat  dann  Ken 6  btourm  iu  dem  2bändigea  Werke; 
k»  finaacM  de  V  ancien  Tigime  et  de  la  r6rolntion,  origines  da  systdtne  fin.  actuol, 
Par.  1S«»5  durch  elneo  historischen  KUckblick,  besonders  anf  die  Periode  des  IS. 
Jahrhunderts  und  durch  eine  eingehende  Darstellung  der  ..Neugestaltung"  d4;s  Steuer- 
systems in  der  Kcrolutioos-  und  Kaiserzeit  unter  genauer  Verglcichung  des  älteren 
Skeuerrechts  nnd  der  unter  Ludwig  XVI.  noch  vor  1769  geplanten  Ueformcn  mit  der 
bastcheiiden  (iesetzjiebung  nachgcwj<  set).  das-,  wie  gesagt,  dif  Verbindung  des  netten 
mit  dem  alten  Steuersysteui  doch  eine  viel  innigere  ist,  als  man  meistens  ohne  ce- 
naoere  Untersncbong  angencMDmen  hat.  Stourm  zeigt  das  im  Einzelnen  bei  den 
rerschiedeneii  Steui-rirattungen  un'l  -  rinassict  den  oft  verkündeten  Ifiilnn  d«  r  i  i.-f  ii 
Beroiutiousjabrü  erheblich.  Es  ergiebt  sich  besonders,  wie  thöricht  die  ^iiederrciasuug 
bat  der  ganzen  indirecten  Besteuerung  war.  ohne  dass  man  dafür  «inen  Ersatz  hatte 
oder  einen  solchen  in  der  Kefurm  der  directen  Besteuerung  linden  konnte.  J'rst 
Napoleon  1,  srluiÜtr  durrli  dir  Rückkehr  zu  passenden  indim  f<-n  StemTii  fauf  (ie- 
tränkc,  Tabakmonupul)  hier  Wandel.  S.  auch  Sudre,  Ics  hn.  de  la  1  r.  au  XIX.  &i>'cle, 
2  rol.  Par.  18SS,  II,  1.  1,  ch.  1  ff.  (handelt  besondeis  aber  die  Zeit  v.  1800  bis  1848). 

§.  51.  Fttr  die  Zeit  von  der  endgittigen  Anflösang  der  caro- 
lingisoheo  MoDarehie,  also  bis  in  die  Mitte  des  9.  Jahrhanderts, 
ist  hier  anf  die  frtiliere  Uebersieht  in  §.  14—16  za  verweisen,  in 
weleher  anf  Gallien  nnd  Westfranken  besonders  Bezug  genommen 
wnrde.  Die  Nachwirkung  römischer  Einrichtungen  und  die  An- 
knlipliing  daran  ist  natürlich  hier  bedeutender  als  im  üstlichen 
oder  deutschen  Theile  des  fränkischen  Reiches. 
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Die  Firanzverhältnisse  baben  sich  in  den  ersten  JabrbuDdei 
teD  des  8cU)ständig  gewordenen  westfränkiscben  Beicbes,  in  de 
Periode  der  Eiobtlrgerong  des  Feudalsystems^  nur  wenig  verändei 
und  bieten  wieder  im  Ganzen  wie  in  vielen  Einzelheiten  nngeß&b 
dasselbe  Bild  wie  im  Dentscben  Reiche.  Anders  wird  dies  nnte 
dem  Einflass  der  politischen  nnd  Kriegsverhaltnisse  (englisch 
Kriege)  mit  dem  Emporsteigen  der  k^lniglicben  Macht  nnd  mi 
den  wachscnficn  cigentli»'hcn  StaatsbcdUrtnissen  in  den  letzte 
Jahrhunderten  des  Mittelalters.  Die  Eiiihür^^eriing  stehender  Heer 
und  fester  bleibender,  auch  directer  Steuern  (der  taille)  im  In 
Jahrhundert  (Ordonnanz  von  1439)  bildet  hier  einen  Abschnitl 
mit  dem  die  Periode  des  älteren  Finanz-  und  Steuersystem 
mehr  noch  vorwaltend  feadalen  Characters  abschliesst,  wie  mai 
es  mit  Glamngeran  auffassen  darf  (seine  Periode  des  ^^iinpöt  föo 
dal").  Dann  entwickelt  sich,  wenn  auch  nnter  manchen  Wcehsel 
flUlen,  allmählich  das  monarchische  Frankreich  des  ancien  regime 
In  diesem  bant  sich  das  Knnigthum  sein  eigenes  Finanz-  nn« 
Steuersystem  in  Gemässheit  der  Bedürfnisse  eines  monarchischen 
aus  dem  Feudalismus  zum  modernen  eigentlichen  Staate  sich  enl 
wickelnden  grossen  (lemeinwesens  aus.  Oelters,  aber  auch  von 
1')  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  (1(51  ti  immer  nur  vor 
übergehend,  unter  Verhandlungen  und  Kiinijifen  mit  den  Slän 
den,  überhaupt  unter  Mitwirkung  der  letzteren,  auch  der  Hciehg 
stände.  Diese  zweite  oder  neuere  Periode  ~  C]amageran*i 
„monarchische  Be8teuerung"  —  reicht  bis  1789.  In  ihr  lassei 
sich  wieder  mehrere  kleinere  Perioden  unterscheiden.  Einen  wich 
tigeren  Wendepnnct  bildet  das  letztmalige  Znsammenkommen  voi 
Reichsständen  im  Jahre  1614.  Die  etwa  von  hier  an  zu  rechnend« 
absolutistische  Zeit  der  vier  letzten  Ludwige  (Ludwig  XllI— XVI 
bildet  für  sich  wieder  die  Absehlussperiode  der  Steuerge 
schichte  des  fran/Jisischt  n  Künigtlmnis. 

Im  Vcr;;leieh  mit  dem  deutsehen  Finanz-  und  Stcuerwesei 
mat  lit  (las  französische  seit  Jahrhunderten  einen  modernen  un( 
zugleich  den  Kindruck  eines  wahrhaft  staatlichen.  Diese 
Doppel -Cbaracter  tritt  dagegen  in  Deutschland  selbst  in  dei 
grnssten  Territorialstaaten,  die  österreichische  und  prenssis'h« 
Monarchie  nicht  ausgenommen ,  überhaupt  erst  im  18.  Jahrbunder 
hervor,  aber  auch  da,  selbst  in  den  Staaten  Friedrichs  d.  Gr.  um 
Maria  Theresia's,  noch  nicht  in  demselben  Grade  als  in  Frank 
reich. 
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Ancb  hier  zeiKt  sieh  wieder  im  Finanzwesen,  was  KruiiLrei«:)!  Dank  seiner  ftH- 
lienn  Entwirklunar  zu  einem  eigentlichen  Staate,  daher  vor  Alli  ui  Drink  seinem  Kflnii^- 
tlium,  vor  Dcutächiajid  voraus  hat.  Fragen,  welclie  bei  uns  heute  uuch  erst  zu  loaeu 
sind,  wie  diejenigen  dner  für  den  StMttsbednrf  fonttgMiden  ordenllichen  indirecten 
Bcst<!Ui  rung,  hat  Fninkreich  si  hon  im  Zeitalter  des  am  ieti  tef^^ime  erledigt.  ünJ 
Fr»gco,  welche  bei  uns  noch  nicht  einmal  ins  Auge  gelasät  werden,  sind  in  Frank- 
reich ebenftlb  in  diesem  Zeitalter  schon  erSiteit  and  einer,  wenn  noch  noch  sehr 
nnv(>1!k'<rninenen  Lösung  entgegen  geführt  worden:  die  gleichmässigere  (jesialtung 
auch  der  directen  Be^teuerunff  (capitation.  Zwanziirste  des  is  Jahrhundert-,  fnilieh 
erst  ücdaniiLen  an  grössere  iteformen  der  taiilc)  —  eine  Forderun;,^.  welche  vulkswirth- 
schnlUich  schliesslich  kaum  weniger  wichtig  als  diejenige  der  glcicbmässigen  Ver- 
branchsbesteaerong  nnd  des  Grenzzoilwesens  in  einem  einheitlichen  Verkehrsge» 
biete  ist. 

2.  Aeltefe  Periode  (9.-15.  Jahrbnndert). 

§.  52.  Auch  im  westlVankischen  lieiche  ist  der  Küui^  lür 
seineo  Hol'bedarf  und  iUr  den  damit  verbuiideneo,  üttentlichea 
Zwecken  dienenden  Bedarf,  soweit  letzterer  Uberhaupt  in  dieser 
frühen  Zeit  (9.— 12.  Jahrhundert)  vorkommt,  auf  seine  Domanial- 
einkünfte,  auf  die  damit  verbundenen  Gerechtsame  nnd  auf  Ein- 
künfte, welche  mit  der  Ausübung  von  Hobeitsrechten  verbunden 
sind,  angewiesen.  Dies  bleibt  noeh  spät  ein  Grundsatz  des  Offent- 
lieben  Rechts.  Eigentliche  allgemeineStenern  finden  sich  für 
gewohnliebe  Bedarfszweeke  nicht,  wohl  aber  kommen  sie  fttr 
ausserordentliche  öffenfliche  Zwecke,  so  im  9.  und  im  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  fttr  die  Tribute  an  die  Normannen, 
später  ftir  Kreuzzüge  (1147)  vor  und  zwar  als  direete  Perso« 
ual-,  Kopf-,  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  sonstigen  steiierartigen  Abgaben,  welche  auch  der  König 
als  Lebens-  um!  grosser  Grundherr  von  seinen  directen  Unter- 
thanen  und  Vasallen  bezog,  bilden  zunächst  nur  ein  Glied  des 
allgemeinen  Systems  der  Feudalabgaben  an  den  Herren 
(Seigneur).  Zu  diesen  Abgaben  gehörten  auch  „Aid es'*  (auxilia) 
und  „Exactions**  (exaetiones),  rechtlich,  aber  nicht  immer  that- 
sächlich  sich  unterscheidende  steuerartige  Zahlungen  der  Unter- 
thanen  und  Vasallen.  Sie  werden  mit  der  Erweiterung  des  könig- 
lichen Oomaniums  und  der  königlichen  Macht  vom  11. — 13.  Jahr- 
hundert vom  KOnigthum  als  dem  Snzerain  auf  das  Gebiet  der 
grossen  Vasallen  ausgedehnt  und,  zum  Theil  unter  Mitwirkung 
der  Reiehsstftnde  (ötats  gc^n^raux),  weiter  ausgebildet.  Die  Ver- 
wendung der  auf  diese  Weise  erlangten  Einkllnfte  erfolgt  vor- 
nebinlich  für  öffentliche  Zwecke  (Kreiizzflgc,  Laudesvertheidigung, 
Soldheere),  während  die  Domanialeiukünfte  i.  e.  S.  für  den  Hof- 
halt vorbehalten  bleiben.   Schliesslich  bilden  sich  aus  diesen  Aides 
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ordentliche  bleibende  Steuern.  Dieser  Absehloss  der  £nt- 
wicklang  erfolgt  zn  einer  Zeit,  wo  gleichzeitig  das  stehende  Heer, 
wenn  auch  zunächst  im  lileinen  Umfang,  als  feste  Institution 
sich  einbürgert  und  einen  ■  bleibenden  Öffentlichen  Finanzbedarf  im 

Landesinterresse  hervorruft,  welcher  sieb  aus  den  übrigen  ordent- 
lichen KinkUnt'tcn  des  KTmigs  nicht  bestreiten  Hess  hcz. 
144."}).  Für  dieses  liccr  wurde  ein  fester  Jahresbetrnp;  der  taille 
von  1.2  Mill.  I>ivres  bestinunt  (1145).  Die  Erhebung  besouderer 
grundherrlicher  Taillen  (tadles  seigncuriales)  neben  der  köuig- 
licbeu  Tailie  wurde  zugleicb  an  die  königliebe  Erlaubniss  ge- 
bunden und  so  wenigstens  rechtlieb,  freilich  noch  lange  nicht  fac- 
tisch,  diesen  Steuern  der  Feudalherren  zu  Gunsten  der  alleiuigen 
KOnigssteuer  ein  Ende  gemacht:  principiell  wohl  der  bedeutsamste 
•  Schritt  in  der  politischen  Seite  der  französischen  Steuerge- 
schichte  dieser  Periode. 

In  technischer  Hinsicht  sind  die  Steuern  (aides,  exactiones. 
taliae)  besonders  früher,  wesentlich  dirccte  Steuern  manchfacli 
verschiedener  Art,  Ihatsächlich  überwiegend  vom  lUndliclier 
unterthänigcn  0  r u  n d  b e s i  tz ,  wenn  auch  als  Vermögens 
nnd  Hin k 0 m  m e n st  eu ei  n ,  als  11  e er d steuern,  Kopfstcueri 
aufgelegt.  Aber  bald  kt)mmen  auch,  neben  den  alten,  jetzt  nieis 
dem  Grundherrn  zugefallenen  FassagczöUen ,  neue  indirect« 
Steuern  auf,  besonders  von  Getränken,  von  Salz,  alsAbgabei 
vom  Kauf  und  Verkauf  speciell  benannter  Waaren  (namentlicl 
Wein)  oder  der  Waaren  Überhaupt,  als  Ausfuhrzölle,  als  städ 
tische  Octrois  (für  die  Stadtcasse,  aber  auch  mitAntheilen  de 
Königs  und  als  Mittel  zur  Zahlung  der  königlichen  Steuern,  welch 
die  Stadt  zn  tragen  hat).  Der  Name  „aides^^,  ursprunglich  allgc 
mein  für  steuerartige  Abgaben  und  selbst  wohl  besonders,  wie  tali 
für  directc  Stenern  gebraiu  ht,  wird  mehr  und  mehr  auf  derartig 
indirectc  Abgaljen  Itesciirünkt  (§.  32,  S.  71). 

Schon  im  IT).  Jahrhundert  hat  Frankreich  .so  ei: 
umfassen  des  Staatssteuersystem  erreicht,  das  zwar  noc 
eine  sehr  kunterbunte  und  politisch  wie  technisch  unvollkommen 
Gestalt  bat,  aber  doch  einen  geeigneten  Ansgangspunct  fUr  di 
Weiterentwicklnng  einer  Besteuemog  bildete,  wie  sie  ein  vom  Fei 
dflistaat  zum  modernen  Staat  sich  herausbildender  öffentltclM 
Körper  für  seinen  nnvermeidlich  rasch  wachsenden  Finanzbeda 
brauchte.  Es  war  dieselbe  Zeit,  wo  das  Deutsche  Reich  vergel 
liehe  Anläufe  nach  einem  gleichen  Ziel,  festen  ergiebigen  Reich 
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steaero»  machte  (§.  22)  und  wo  auch  unser  Territorialsteucrwesen 
eben  erst  in  Bahnen  einlenkte,  welche  Frankreich  bereits  länger 
mit  einem  gewissen  Erfolge  beschritten  hatte:  die  Bahnen  der  in- 
directen  Verbraaehsbestenemng. 

Es  Keft  im  Cbancter  alles  iUeren  Steaervesens«  der  sich  wieder  aus  d«r  Ent- 

stehang:s-  tin«!  Entwi.  kliing;5L''escliirlit«^  tl-T  Bestenerung  lediglich  untt^r  dem  Kinflnss 
pnctischcr  Bedurtuiaäc  und  Gcsichtspuuctc  erklärt,  dass  ca  üo  ungctoein  schwierig, 
eii^ntHeh  unmöglich  ist.  ia  inirzen  Zogen  ein  gcniigend  roUsUndiges  Bild  solcher 
.iltoren  Besteuerunir  zu  geben.  D<  r  >(rt<"  <  nje  Zu^iainmcnhang  mit  den  übrigen  Kinanz- 
und  mit  politi-icht  n.  r>  <  hrijrlion ,  wirthschattliclion  Vcrhältnisson  sowie  mit  der  allge- 
nieiiicn  Verwaltutig.  wormf  hier  doch  nicht  weiter  eing'.-ganuen  worden  kann,  erhöht 
diese  Schwicriirkeitcn  tio«  h.  Selbst  für  das  fran/.i^sische  Steucrwoscti  irilt  dies,  ob- 
gleich dif-s  fruli'ir  nach  einer  gewissen  Eiijln'jtliohkeit  und  ri  li.  r>i(  lit!irhk.Mt  strebt 
und  nie  aoch  erreicht  und  trotz  der  vortrctt  liehen  Vorarbeiten,  welche  über  die  Iran- 
zOsischd  Finanz*  nnd  Stenergeschichte  vorhanden  sind.  An  mancherlei  ansicher  anf- 
ireklirten  Puncton  und  literarischen  Streitfra-r' u  IVlilt  e^  nntilrli«  Ii  anch  liier,  zumal 
für  die  ältere  Zeit,  niclit.  Ich  muss  für  das  Kinzelue  und  tur  den  neuesten  Stand 
der  l'ntersucbungKn  auf  die  umfa!>scnden  Werke  von  Clamageran  und  Vaitry  Ter- 
weiseo.  Hier  soÜen  nur  einige  typische  und  für  «len  iran/en  Ent vicklongs- 
gang  <  h  .irncteris tische  nnd  m aass -r  e b r  n  d  ••  \'i'ili.iltnisso  etvas  genauer  bor- 
vorg^ehob'  ii  wrnlen.  b''>ontler'^  n;i<  h  ('Iaiiiai:.  ran'>  Oarlei: iingen. 

i;.  53  Tiitcr  den  inanclicrlei  ver>chiedenaitiircn  vVbgaben 
des  Feudalsystems  an  den  Lehensherin  haben  die  aides  und 
ex  actio  na  in  der  That  wohl  am  meistea  die  Natur  steu  er- 
artiger Abgaben,  wenn  anoh  sie  nicht  allein  und  wenn  sie  selbst 
ancb  nicht  immer  schon  als  reine  Stenern  erscheinen. 

Die  aides  (anxilia)  sind  ,,aasserordentliche  Subsidien  aller 
Untertbanen  nnd  Vasallen  an  den  Herren,  im  Verhftltniss  zn  den 
Einkünften  geliefert.'« 

Clamageran,  I,  199.    Es  gehdron  dahin  die  ancb  in  anderen  Lindern  des 

FeudaNysti-ms  so  verbreiteten  „drei  Pftlle"  der  „aides  legitime»",  herkömm- 
liche Zahlungen  bei  (iclegcnhcit  des  Rittcräclilag:i  des  Sohns  des  Herren,  der  Ver- 
huratbnng  setoer  (iltesten^  Tochter,  des  Lostkanfii  des  Herrn  am  d^  tiefangcnschaft. 

Dem  KOnig  als  Su/erain  und  obersten  Li  iien:>hcrrn  bU  lit  dieser  Ansprach  ebeafalU 
7ii  Der  uns  lrem<]artigste  Fall,  der  l-oskaiif  di  >  i;<  t"ani.'enen  K«'liii<.''s .  spielt  in  der 
lf.ijizösisclien  (iosehichte,  wo  »uiclio  (jeiangenschaft  «los  Monarchen.  «  liararteristisch 
genug,  nicht  ganz  selten  war  (K.  Johann,  Franz  I.,  —  Napoleon  I.  und  Ilf.!)  mobr- 
faeh  eine  besondere  Kolle.  Er  wiej^t  auch  finanziell  scliner.  So  betrug  T.r.-ie- 
geld  K.  Johauu  si  lätiU  3  Hill.  Uoldthaler,  was  nach  Clamageran  3Ü.27  MiU.  Ir.  heu- 
tigen Geldes  n.  nach  dem  relativen  Geldwerth  gar  261  MilT.  fr.  (?)  wäre  (Gl.  I,  S79). 
Für  Franz  I.  wan*n  nach  Pavia  2  Mill.  (ioldthaler  oder  1  Mill.  Livres  /.u  zahlen, 
gleich  '23.;tS  M.  fr.  oder  M.  fr.  nach  jet/iv^-m  (ieMu(;rth  it  lam.  II.  102).  Die 
Adligen  hatten  nach  alter  Lehcnaverpflichtunu  Jalur  ihrer  Lehenseinkunfte  beizu- 
tiagen  (eb.  II,  115). 

Von  den  srenannteri  aides  uiiterx  liieden  sii  h  die  aides  «r  ra/.i  <•  us  s  dadunli. 
daäs  sie  die  Zustimmung  der  Leiatendcu  bedangen.  Doch  bildeten  sich  auch  hier 
Fillo  Intimer  Hilfe  ans,  so  beim  Krenazug,  bei  der  Landesretthcidignog  nnd  beim 
Erwerb  ron  Heirenland  (einmal  bei  Lebzeiten  des  einzelnen  Herren). 

Im  Unterschied  von  allen  diesen  aides  werden  dieczactioncs 
als  Abgaben  characterisirt,  die  nicht  auf  Herkommen,  auch  nicht 
auf  Zustimmung  der  Untertbanen  beruhen,  sondern  willktthrlich 
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vom  Herren  Dach  Bedarf  aufgelegt  werden,  derentwegen  dann  auch 
Zulagen  gemacht,  Missbräuche  nnd  Uebertreibnngen  in  Privilegien 
abgestellt  werden.  Zu  diesen  exaetiones  rechnet  das  französische 
Feudalrecbt  besonders  die  unter  dem  Namen  taille  (taliai  tolta) 
nachweisbar  seit  dem  11.  Jahrhundert,  sacblieb  vermutblich  schon 
früher  vorkommende  directe  stcneraitip^e  Abgabe. 

tuber  die  Naiuuiiscrlviuruii^  gcbeu  die  Aiisichtcu  auch  biur  ausuinaudcr  (ä.  o. 
S.  71,  GUmageran,  I.  200).   Mitanter  mirde.  mit  einer  imllebratDeD  Nebenbedea- 

taii|^,  eine  solche  ohne  Bewilligung  der  ßcstenerten  vom  Herren  (Seigneur)  und 
s;p*Mi«>ll  vom  K-'tnijr  anfgelcertc  (dirccie  wit;  indirccte)  Steuer  mal  tüte  t-ciiHiiin  tdor 
eiuen  licdoutuiig  uitHcres  „üngclts"  vielleicht  cntspn'.chcndV).  v>peciell  wird  dieser 
Ausdruck  seit  Eode  des  13.  Jahrhunderts  der  Obliche  tat  directe  Taillen,  weiche 
mis-^lir  iu  lili' Ii  .  vexritori^i  h  .  anders  nls  in  lirrlxinniiicher  Wi  Im'  und  ohne  Schoniinsr 
der  Kviuiirtcn  aufgelegt  werden  (Clam.  I,  .'ild  .  Die  gewöhnlich«  taille,  unter  ver- 
schiedenen localen  Namen,  oder  auch  and<'r<;,  aber  ahnliclie  Steuern  werden  früh- 
zeitig gern  nach  „fcux"  als  Rauch-  oder  Feuers  teilen -Steuern  (fouafes,  fo- 
rrt'ji'i)  aiifirelefft.  Sie  sin<l  ^oiiiit  wohl  w»"«r[itlic|i  direrte  F  a  m  i  !  i  <' n  s  t  ii  e  r  !i  ,  in- 
dcbsou  lallen  sie  damit  nicht  durchau:<  /u:5auimen,  sondern  treÜen  wirklich  Ii  aus - 
bewohner«Grnppen,  die  dieselbe  Feneratelle  benutzen  (Glam.  I.  201).  Man 
bildete  auch  wohl  eine  Art  fietiver  Steuereinheiten,  indem  man  das  Land  in 
eine  Anzalil  Sllirke  ungleiclier  (irüsse,  aber  nacli  Zahl  der  Bewulmer,  Hml.  iilic^clialfeii- 
heil,  Productiöns-  nnd  \  erkehrsverhiiltni^sen  |i;leichcn  Werths  cinlhcilte  und  dicic  Kiu- 
beiten  dann  als  ..feux''  ansah  und  besteuerte  (so  in  Langnedoc  u.  Theilen  der  Dau- 
phin«-.  l.-IT»i.  Clam.  I,  40"{).  Di.  Sfaat<-'1  aille  wnnh;  noch  im  IS.  Jahrhundert  in 
vielen  Theilen  1  raukreichs  nach  ..t'eux"  aufgelegt  und  noch  damals  kam  es  vor,  dass 
sieb  auf  dem  Lande  viele  Leute  in  Eine  Behausung  zusammendrängten,  um  einer  be- 
sonderen Taille  zu  entgehen. 

Neben  diesen  Wissentlich  directen  steuernrti^en  AI)gaben 
finden  si<  li  im  FciidiilsN  slem  zalilreicbe  und  mannio;t'altiji;e  andere, 
wciclie  als  indiioctc  Verbrauchs  ,  als  v  e  r  k  c  h  r  ssteu  er - 
artige  A hgabeu  ,  ( »It ,  wie  bei  /  ö  1 1  e  n  ,  W  e  g  e  a  b  g a  b  e  n  ,  ver- 
bunden mit  ge b U hrenartigen  aufzulassen  .sind.  Aueh  sie  fallen 
dem  LebcnsherrD,  dem  Grundherrn,  eyentueU  dem  König  als  solchem 
zu  und  ihr  Bezug  wird  ToUends  zn  einem  übertragbaren  verkäuf- 
lichen Privatrecht. 

Einzeb  gehören  z.B.  bierliin  die  Wege-  und  Passagezttlle,  meist  nach  der 

Menge,  der  La^t  n.  w. ,  mifuntcr  in  natura  erholMH  fni«  hfig  darunter  der  Salz- 
Eoll r.  die  V  r ka  u  fis  a  bga be n  ,  besonders  auf  Müiiien,  fruhzeiii^^  nami  ntlich  auch 
eine  Abirabe  vom  Wein  verkauf  im  Kleinen  fforai^ium,  forage);  die  in  der  Form  der 
Bannr*  chte  (baiitli  ' -  liesondcrs  bei  Hnunui  ililen.  -Hai-kitt« n.  -Keltern  untcrlaufen- 
d<'ii  Alii;i'""ii.  aut  ii  il<  !  Kvtraf  'wiun  bei  dem  Vorvi^rkantVr-'i  Iii  des  «rnf^liiTrliclien 
Weins  gehuit  hierher  (banvin.  Clam.  I.  2I.'l).  Auch  Bosit/.wcchsclabgaben 
(droits  de  mutation)  finden  sich  nicht  nur  gegenüber  Unfreien,  sondern  auch  gegea> 
über  Fr<-ien,  Vasallen  und  anderen  Unterthan<  n.  sowohl  beim  Krbuani:  ah  bei  Eigen** 
tlrnmsUbertrn<:iin<:'  II  iiiiti-r  I.«'benden  mit  od<  r  ohne  Entgelt  nnd  gelien  später  ans 
dem  Feudalsystem  nnniit'elbar  oder  in  1  urnt  von  Abgaben,  welche  nach  Analogie 
dieser  Feudaubgaben  gebildet  werden,  in  das  Staa(ssteueri<}'8tcm  Aber  („droits  d« 
rclief  et  de  rachat'*,  .lod?*  -  landes.  ..I.audi'iiiialal»;iral»i'ii'  i  t  v.  nti  ^'. 
Clam.  I,  2US|.  Auch  die  tierichtsherrlichkcit  giebt  bei  Straf-  und  (•ivilsacbcii 
Gelegenheit  zu  mancherlei  Abgaben,  die  in  Princip  und  selbst  in  Form  („fixe*  und 
„proportionale"  Gebähten,  letztere  in  Werthquoten  vom  Streitobject)  den  spiteren 
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Geiicbtafeboliiaii  und  nie  ihnen  rerlmndeaen  Yerkehrsstoiieiii  ron  gewissen  Bedits- 
feschiften  in  einiger  Hinaicbt  gleichen. 

Uebersiebt  man  diese  und  manche  andere  Abgaben,  Verpflicb- 
tODgen  so  penOnlicben  Leistungen  o.  dgl.  m.,  so  ergiebt  sich  auch 
hier  wiederom,  wie  schon  frttber  henrorgehoben  (8.  66),  dass  in 
der  Fendalaeit  die  Summe  dieser  Abgaben  nnd  Leistungen  in  ihrem 
Haapttheil  politisch  und  als  Ökonomisches  Belastnngsmoraent  der 
abhängigen  lievölkernng  dasjenige  darstellte,  was  sjiäter  die  cigent 
liclie  Besteuerung  an  Staat,  Gemeinden  u.  s.  \v.  tllr  die  lievidke- 
rUDg  bedeutet;  dass  ei-^entiicli  nur  die  Ve  rtlieilungstdrni  dieser 
Lasten,  dann  das  lie zu  gsree  ht  dieser  Kinkllnlte  gewechselt  hat; 
dass  aber  audi  iViilier  der  belasteten  Hi  vidkerung  in  gewissen 
Leistungen  der  Herren"  (Schutz  u.  s.  w  ),  ebenso  wie  in  den 
üeuligen  Leistungen  der  öffentlichen  Körper,  Gegenleistungen  lUr 
die  Abgaben  aller  Art  geworden  sind:  immerhin  also  auch  eine 
gewisse  „Reproducti vität''  dieser  Abgaben.  Das  Bedenk 
liehe  war  die,  freilich  durch  das  „Herkomn)eii"  xieltach  be- 
sehrilnlLte  WiilkUbr  der  Feudalherren  (auch  des  Königs)  in  der 
Auflegung  der  Lasten  nnd  in  der  Verwendung  der  Er- 
träge, welche  letscteren  natfirlich  auch  wie  anderes,  priratwirth-  '  • 
sehaiUicfaes  Einkommen,  rein  persönlichen  Zwecken  mit  dienten, 
wie  ja  Yor  der  Aera  der  Civillisten  schliesslich  auch  die  Steuer- 
ertrage als  Theil  des  „königlichen  Einkommens",  namentlich  auch 
im  alten  Frankreich.  Das  weitere  Bedenken  war  die  Exemtion 
der  pri vi legirten  Classen,  besonders  des  Adels  nnd  der 
Geistlichkeit,  von  den  nieislen  dieser  Ahgnben  und  Toasten: 
der  grofise  IJebelstand,  der  dann  auch,  in  der  llaujitsaehe  bis  /.um 
Schluss  des  aucien  regime,  im  blaatssteuerä^  stem  Frankreichs  ge- 
bliebeu  ist. 

Fasfien  wir  schliessiich  die  von  den  Feudalherren  nnd  vom 
König  als  Domanialherren  und  feudalem  Snzerain  bezogenen 
steoerartigen  Einkünfte  in  dieser  Periode  des  Mittelalters  als  „die 
Steuern  des  Feudalstaats"  zusammen.  Sie  sind  zu  den  ge- 
mischt privaten  und  Öffentlichen  Zwecken  des  Staats  in 
der  feudalen  GeseUschaftsorganisation ,  fUr  welche  das  damalige 
Praukreich  ein  so  besonders  characteristisches  und  typisches  Bild 
giebt,  bestimmt  In  wesentlieher  Uebereinstimmung  mit  Clama- 
geran  kann  man  dann  wohl  folgende  drei  Mom«ite  als  die  be- 
londers  bezeichnenden  in  dieser  Besteuerung  hervorheben:  ein- 
mal die  ausserordentiiehc  luealc  Zcräplitteruug,  zweitens  die 
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privatrechtliche  Auffassung,  daher  besonders  die  Ver- 
känfliehkeit,  drittens  die  Regelnng  der  Bestenemng  Tomebni- 
lich  durch  das  feste  Herkommen. 

L>ics  iu  dem  Maasäc.  dASs  ,.H  ork oui  ui  i; n  „coutuinc"  und  „Steuer",  „im- 
put'*  fSmilich  Synonyma  werdeo.  Kar  in  dem  Erfordcrniss  der  Zastimmiin^ 
der  Privil'  iriri<  II  irlrs  Ad.•l^)  zu  den  aid- >  -racieuscs  und  in  den  w  i  1 1  k Uli  rl  i  r  h  .-n 
hcrräcliaftliclieo  Taillen  auf  die  üutcrtliauuu,  auch  die  peräönlich  freien,  im  Ocbiuto 
des  Herren  wohnenden  (talia  nd  Tolnntatem,  maltöCe)  erleidet  die  entsdheidende  Maclit 
des  Herkommens  Beschrftnlraogen.  (Gl am.  I,  220  ff.). 

§.  54.  Gegen  das  Feudalsystem,  speciell  gegen  die  Feudal- 
rechte und  Anniaassungcn  der  grossen  Herren,  nanientlich  auch 
auf  dem  Gebiete  der  steuerartigen  Gellillc,  erliob  sieh  vom  11. 
Jahrhundert  an  in  Frankreieh  eine  zweifache  Keaction:  ein- 
mal diejenige  der  Communeu  (commuues),  der  Städte,  dann 
diejenige  des  Königthnms. 

Die  ersh;iv  !i  hier  nicht  näher  zu  verfolpen  ist,  hatte  gerade  auch  für  das 
liornjcliaftliL'he  H.'.st<  UfninL''sr(v}it  ciriijre  l)oin<Tkenswertho  Folgen,  gewisse  Feudalla^ten 
iu  den  Städten  und  deren  Ikummeile  vvrächwindeu  oder  werden  geregelt;  äo  wird 
mehrfach  die  wilikQhriicbe  tailte  rar  bewilUfirtcn ,  städtische  Verbrauchs-  und  Ver> 
k-  lir^alitr;iben,  auf  Wein,  Sal/,,  :\U  Tliorst-  ucrn  erholj«:ni'.  wie  sie  sich  in  fraiiZ'\sisrhi-n 
Städten  im  11.,  12.  Jahrhundert  üft  üuden,  werden  beseitigt  oder  crma&>i£t  oder  ihr 
Ertrag  wird  ganz  oder  thcilwoisc  den  Städten  gelassen,  wie  es'  anch  mit  l^iUen  Tor> 
•  kommt.  Darch  sohriftliche  Ke^t^tcUung  der  .coutumes  wird  vielen  Missbrinchen  und 
Weiterangea  der  Herren  der  Boden  entzogen.  (Näheres  bei  Giamageran  I,  227 
bis  256.) 

Das  Königthum  hob  sich  empor  mittelst  Ausdehnung 
seines  eigenen  Domaniums  und  der  Pflege  der  damit  ver- 
bundenen Gerechtsame  sowie  durch  die  schärfere  Geltendmachung 
seiner  Suzeränetätsrechte  im  ganzen  Beiche,  auch  in  den 
Gebieten  der  grossen  Eronrasallen,  und  hier  besonders  durch  die 
erfolgreiche  Ableitung  eines  allgemeinen  Besteuerungsrechta 
aus  dem  Rechte  des  Suzeräns. 

Clam.  I,  256  ff.,  274  ff 

liidcni  es  dem  Königthum  in  Frankreich,  im  I  ntorschied  von 
Deutschland,  gelang,  die  grossen  Lehen  wieder  mit  der  Krone  zu 
vereinigen,  wurde  bereits  im  13.  Jahrhundert  (Ludwig  IX.)  die 
Grundlage  für  eine  wirkliche  Staatseioheit  gelegt  Damit  wird 
auch  der  Boden  fUr  eine  emheitlichere,  schon  mehr  eentralisirte 
wahre  Staatsverwaltung^  und  fttr  manche  Verbesserungen  anf 
finanziellem  und  Besteuerungsgebiet  gewonnen.  U.  A.  wnrde  in 
dem  nunmehr  direct  vom  KOnig  abhängigen  Gebiete  die  wichtigste 
directe  Steuer,  dietaille,  durch  gewählte  Vertbeilungscom- 
missionen  gleiehmUssiger  repartirt,  im  Princip  nach  Maassgabe  des 
Vermögens,  mobiles  halb  so  hoch  als  immobiles  gerechnet,  aläo 
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Proportionalbegteaemiig  (Mitte  des  13.  Jabrhnoderts)  nnd  bei  der 
Aof  briDgoog  yon  Steuenammen  dnrcb  Landeetbeile  nnd  Gemein- 
den (Pfarreien)  naeb  der  im  franzOeiscben  TaiUe-Recbt  immer  gel- 
teodeDy  wenn  ancb  missbräncblicb  niebt  immer  befolgten  und  daber 
oft  Yon  Nenem  eingeschärften  Regel  ftlr  die  unterste  Repartition 
der  anfsttbringenden  Stenersnmmen  anf  die  einzelnen  Pfliebtigen 
(eventaell  anf  die  ,,feux"!:  „le  fort  portant  le  faible'^ 

Z,  B.  i.  J.  14Ü4.  Clam.  I.  141.  2()4. 

Als  Suzerän  erbebt  der  Köni;^  den  Anspruch  auf  allgemeine 
Aid  es  von  allen  Personen  nnd  Gutem  im  Staate  und  crrcielit  es  schon 
im  12.  Jabrbundert,  dass  zu  den  drei  alten  Fällen  legitimer  Hilfen 
(aides)  nocb  der  eines  Krenzzngs  binzugefUgt  wird,  wofttr  allge- 
meine VermOgensstenem,  naeb  eidlieber  Selbstangabe,  erbeben 
werden  (1147,  1138),  prineipiell  auch  mit  von  Adel,  Geistlicben 
ond  von  beweglicbem  wie  unbeweglichem  Vermögen. 

Clam.  I,  279.  Auch  später  kommen  mehrlach  auitücrorduutUcho  ullguiucinu  Ver- 
iD<Vgen»-  uhI  PersonftktoQern  vor.  so  s.  B.  1294  ein  Hoodcitstor,  1245  oio  Fanfiigster, 

als  Veriu<'^^<  nsstt,MHT  ln-i  ub«^r  1>)0  L.  VcrmniT'  fi  un«!  mit  !>•  i^i'-ssivM  ah  und  MaxiiBlUil, 
bei  üeoco.  die  wcui^cr  als  lUü  L.  bcjiiuen  ab  l'i.-nouaUtcuur  mit  bestimmten  SAt/en. 
Dm  Princip  der  Allgeaeiobeit  wird  mit  gewissen  EinschrSnkauf^cn  dabei  bewahrt, 
/  R.  fcvwisjie  VormOgeostbcilc,  das  Mobiliarrermögen  des  Adeb  bleiben  i'r<  i.  Ein/«  lue 
St  i'lf  •  lu-,  II  sifli  mit  fixen  Siiuirnttn  von  di-r  ^pi-ci-'lliMi  Kin<t»,'uenin|if.  (Clam.  I, 'II '{  lt.) 
Iii  Kricg^zcitcn  Luiumua  sulchu  btcuurn  ül'tcni  vur.  uucli  unter  uiciir  udi-r  n  euigcr  voll- 
sllBdig«r  HiterfassQDg  fon  Adel  und  Geistlichkeit,  (lk-i^^|>iul  einer  w irklieb  all> 
gemeinen  Einkommensteoer  vom  immobilen  <iinl  mobil. -n  Vermö-iL-n  i.  .1.  Hö»».  mit 
omgekebit  progre^ivcm  Steuerfm»  und  Stcuermaxiuium ,  Erhebung  durch  stiiudiäcbe 
BeuBte,  Selbstdeclantion,  erent.  unter  Eid,  Bewilligaog  dareh  die  ItBichsstäade,  Clam. 
I,  S64).  Auch  werden  wohl  Air  unterbleibenden  Kriegsdienst  besondere  Steuern  als 
'Emsuz  erbüben. 

Die  Kircbe  nnd  der  Glems  werden  sonst  Öfters  zn  beson- 
deren Beisteuern  veranlasst,  regelmässig  unter  dem  Namen 
„don  gratnit"  in  Form  sog.  deoimes  von  ibren  Einkünften. 
Diese  Beisteuern  zablen  sie  dann  in  kritiscben  Zeiten  ancb  in 
mebrfaeben  Bethen,  aber  die  Vertbeilnng  derselben  nebmen  sie, 
im  Allgemeinen  aueb  noeb  in  den  letzten  Jabrbunderten,  naeb 
ihrem  eigenen  GutdHnken  nach  bestimmten  Maassstäben  unter  sieb 
seibstiiudig  allein  vor. 

Herkömmlich  werden  solrhc  Zahlungen  auih  hi'  i  '»'i  gewissen  !»M--^i  rur<l«  iit- 
Itcben  Fällen,  früher  beim  Krcuz/.ug,  spater  l)eim  Kct^t ikiKi;  (noch  im  Iii,  Jalir- 
bnidert  ist  ein  practisch  sehr  bedeutsamer  Fall  die  starke  ReiMem  r  des  Clerus  in 
den  Hqgenottenkriegen),  dann  überhaupt  bei  Kriegen,  die  der  Pabst  billigte. 

§.  55.  —  I.  Direete  Stenern.  Die  direote  Hanptstener 
der  Masse  der  ländlieben  Bevölkerung  und  der  St&dte  wird  für  Kriegs- 
ond  ftbnUebe  Zwecke,  fttr  Landesvertbeidigung  immer  mehr  im  14* 
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ond  15.  Jahrhttodert  die  taille.  Sie  wird  jedoch  noch  nicht  regel- 
mässig erhoben,  von  den  Reichsstiinden  yielmehr  auf  bestimmte 
Jahre  und,  nach  einem  allgemeinen  Princip  der  damaligen  Finanz- 
politik, wie  andere  Stenern  fUr  bestimmte  Ausgaben  bewilligt, 
al^o  wie  im  'älteren  deutschen  ständischen  Patrimonialstaat  und  wie 
aiicli  in  Knirlaiul.  Adel,  Cieriis,  einzelne  Privilegirtc,  Beamte  sind 
u'^'cIinäsM^  von  den  Taillen  und  iilmlichen  Steuern  fVei,  doch  gc- 
le;^^entli(  h  mit  weiteren  persönliehen  und  sachlichen  Beschränkungen 
dieser  Sieuertreiheit,  z.  B.  bei  Taillen  für  Kriegszwecke  auf  wirk- 
lich Waffen  tragcmic  oder  dazu  unfähige  Adlige,  liei  iStcacrbe- 
willignngen  der  Provincial-  und  der  Keichsstände  werden  vom 
Glems  dann  wohl  gieicbzeitig  Devinien  als  „don  gratnit"  über> 
nomroen.  Bei  ständischen  Bewilligungen  werden  oft  Summen  im 
Ganzen  bewilligt  nnd  diese  dann  von  den  betbeiligten  Provinzen 
und  den  drei  Ständen  unter  sich  repartirf,  auch  wohl  von  einzelnen 
Provinzen  und  Städten  die  ttbemommenen  Summen  dabei  auf  andere 
Art,  /.  R.  durch  iiidirecte  Verbranchssteuern  (besonders  auf  Ge- 
tränke) tider  durch  Zusrhlägc  zu  solchen  nutgehracht. 

Aus  der  i*eriode  der  schweren  englischen  Kriege  in  der  ersten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  geht  aber  alsdann  schliesslich  die 
wichtige  Eiorichtung  einer  bleibenden  Taille  hervor. 

Sie  viirde  tnnftchst  roo  den  K«ichüs(&nden  (den  Etats  g6nt*reaz)  im  iahres- 

]n\\&>-  von  1.2  Mill.  L.  (L'I.'i.h  9.564  M.  fr.  houti?«:»  Geldes  und  Mill.  fr. 

lii'Uiiir'^n  (i(;ldwiTtlis  n.irli  flainnircran»  licwillict.  Olm«*  erneut»:-  Mitwirkuiiir  dii<ii- 
ätäüdü  blieb  darauf  dieser  lictiag  defiaitiv  uls  ein  festem  bteucreinluuimca 
dem  Könige  zur  Haltong  eines  Soldheitrs  zar  VerfOgung  gesteUt. 

Seitdem  bildet  diese  wichtige  Steuer  einen  Hauptpleil  e  r 
der  Staatsbesteuerung  bis  zur  Kevolution.  Sie  wurde  nur 
allmählich  stark  erhöbt,  thcils,  besonders  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert durch  neue  ständische  Bewilligungen,  theils,  besonders 
später,  einseitig  durch  die  königliche  Gewalt 

cum.  I,  488  ff. 

§.  56.  —  II.  Indirectc  Steuern.  Schon  in  der  hier  behan- 
delten Periode  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrliunderts  hatte  aber  auch 
die  indirecte  Verbrauchs  und  die  Verkehrsbesteuerang 
in  mancherlei  verschiedenen  Formen  eine  grossere  Ansdehnnng^ 
gewonnen  nnd  sich  fest  eingebürgert.  Auch  hier  bildet  das  König- 
thum, öfters  unter  Mitwirkung  der  Provinzial-  und  Keichsstände, 
welche  fttr  bestimmte  Zwecke  Bewilligungen  gerade  solcher  Stenern 
nicht  selten  denjenigen  von  directen  Steuern  vorziehcD,  die  älteren 
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Abfcaben  des  Feudalsystems,  wie  sie  dem  KüiiIj:  ans  xmiilmh  directen 
Gebiete  zuflosseu,  weiter  aus^  gestaltet  sie  um  uud  lügt  ucue  hiuziu 

1)  Znerst  sind  hier  die  Zölle  za  oenneo. 

Unter  diesen  wcnlca  dio  Ausfuhrzölle  an  d-u  (ir»;iizen  Kojjfii  das  Ausland 
iqiitefie  ^kraite  t'oraiuc'*)  uud  auch  gegen  andere  Pruviuzen  entwirkelt  Oiesonders 
derWolbräll  früh  vichtig,  im  14.  Jahrhundert  abur  auch  die  AubfuhrzOllc  auf  (ietreide, 
Wdo.  ^'i•'b.  Salz,  Fiäcbe  u.  a.  m.,  mitunter  g  »'^  itlli^cuieiix  ,  mei.st  niedrige  specifische, 
aber  auch  mässige  Wenh/ölN^ .  /  IJ  V'^).  Da  das  ZulJn  .  ht  zur  L>oni.iiuf  nfhrtrte 
und  nicht  dem  aiundi»chen  Eintluss  unterlag,  war  die  Krone  auch  in  den  Zeiten 
atarkeror  ständischer  Macht  hinr  unabhftogifrer.  Der  eigeuthamliche  Umstand .  das;» 
Jii'  StL'u<-rn  nicht  in  allen  Pviw'm/.i'H  diesflbrn  u.ir  ii  und  eiii-si  lne  Provincialataiul.- 
Mch  veigcrten,  bcätiioiatö  Steuern  uit  zu  ubernehuieu,  führte  dazu,  gegen  Uiet>o 
PnMriozen  wieder  ein  GronzzolUystem  ron  inueron  Zivilen  (aurh  voruohmlich 
Ausfuhrzölle  für  die  Ausfahren  dahin)  einzurichten  U37U,  Cluui.  I,  400). 
Der  Au^fuhrzoll,  nicht  der  Eiufuhrzüll,  wie  in  d-T  licufi-r'-h  '/«  it.  war  und  wurde 
damals  imuier  mehr  filr  Jahrhundertc  der  hnau/iLÜ  ij'-deutäauiste  l  lieil  des  Zollweseus, 
«ie  auch  ähnlich  anderswo,  besonders  in  England:  überhaupt  eiu  characteristischor 
geschichtlicher  Ditlerenzpunct  des  älteren  and  des  nenoren  (Finanz-)  Zollwesens 
Wagner.  Z.M|.\  S(aati,wiUt.'rb.  XL  .'^'O 

2)  Wiederholt  kommen  in  dieser  l'eriodc  aurh  in  Frankreieh 
ViTäQche  mehr  oder  weniger  a  11  g  e me i  n  e  r  V  e  r  k  a u  l's  a  h  <; a b  e  n , 
denen  man  wobl  den  Mischcbaracter  von  Verbraucbs-,  Verkebre-  und 
gewerbesteaerartigen  Auflagen  zuspreebcn  kam,  vor. 

Sie  sollen  z.  B.  jeden  Verkauf  und  Kauf  uiit  einer  \Vtirth(|UOte  {\'SH  z.  B.  (>  d. 
p.  L .  d  h  H36  sogar  nach   -t.mdiM  h'-r  Ht'williuüng  in  Lan^riif  d'uil  \1  d.. 

doch  hi»T  mit  Freilastiung  von  Kanten  unt.  i  5  L..  Ol  am.  I,  3ü9,  47S)  trellen  und 
Ton  beiden  Parteien  gezahlt  werden  (wohl  meist  zur  H&lfte).  Aber  sie  finden  grossen 
Widerstand  und  werden  keine  bleibende  Institution. 

3^5)  Umsoniehr  entwickeln  sich  besonders  drei  wicbiige 
Andere  indirecte  Stenern  zu  einer  solchen:  städtische  Thor- 
ttenern  (««Octrols")  fllr  alle  mögliche,  namentlich  ländliche 
Prodncte,  Wein,  dann  in  verschiedenen  Formen  aparte  Getränke-, 
besonders  Weinstenern  („aides''  im  engsten  Sinne,  dem  später 
allein  bleibenden),  nnd  endlich  die  allmählich  zor  schwersten  und 
bedeokliL-hsten  französischen  Staatsstener  werdenden  iSalz steuern, 
die  berüchtigte  ,,ga belle". 

3)  Die  städtische  Thorsteuern,  weiche  beim  Eiugaug  in  die  Städte  erhoben 
Verden,  dienen,  wie  scbon  bomerfct,  be^nders  für  dio  stfidtiüchen  Zwecke  selb&t.  wie 

io  DeuLv  bland.  Sic  bt  ruhen  regelmässia:  auf  d-  r  in  den  städtischen  Privileirien  und 
Communalkarten  oder  durch  speciclle  Autori^ation  des  Königs  —  d.  h.  nach  dem 
technischen  Ausdruck  durch  „octroi  *,  von  wo  der  Name  auf  die  Steuer  selbst  tlber- 
giiie  —  ertheilrra  Erlaubaias  zur  Erhebung.  Theils  Antbcile  daran,  theils  Einkünfte 
daraus,  mit  welchen  die  sonstigen  städtischen  Stoiier\ crj»flichuuiL'en  ffecon  den  König 
beglichen  wurden,  heleu  dem  Stadtherrn,  bez.  dem  König  zu.  In  den  grösseren 
Stidtto,  zonial  in  Paris,  borgert  sieb  diese  Besteoernngsart  besonders  ein.  was  spftter 
n  einer  elgcnthiimlichen  ♦i.  staltunc  des  Steucrwoscn-  T  lirt  (s.  u.  §  ßl.  fi'iV 

4)  Die  Getränke-,  namentlich  dio  Weinsteuern,  da  ca  sich  in  jener  Z«)it 
mnehmlich  ntir  hei  Wein  um  Bezug  eines  Ver/ohrungsgegcnstandes  ans  anderen 
Gegenden  han<]elte,  werden  schon  damals  (Anfantr  des  15.  Jahrhun  lerts  und  wohl 
Mch  frtther)  zum  Theil  iu  Form  von  Trantiportabgabcn  und  Passagezöllon 
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und  namentlich  in  Form  von  solchen  städtischen  Eingangrsabgaben  er1io1>eii  (z.  B.  in 
Paris,  riam.  I.  46r»).  Dies.'  r«i[in  als  (ilir»l  dos  allir'-iiH'iiH'n  Systems  der  G^triblke- 
steuern  hat  sich  durch  die  ganze  Zeit  dcü  aucien  regime  erhalten  und  besteht  noch 
gegenwärtig,  ist  also  ein  halbM  Jahrtausend  alt,  wu  doch  aacli  vieder  aitf  die  steacr^ 
technisch«  Zveckmissigbeit  scUiessen  lisst 

Altgeseheu  hiervon  wcnlen  die  (i  et  ranke,  spcciell  der  Wein  noch  in  zwei 
anderen  Formen  l»e.stt;uert,  welche  dat'iir  ülilieh  werden,  einmal  in  Form  einer  Vi  r- 
kauf^abt^abe  beim  (i rossverka u  f  (/,.       V,j,  so  und  öfters),  wo  der  Kaufer 

dann  namentlich  in  Form  einer  Conäumsteuer  (z.  Ii.  '  ,  um  1374,  Vh  1383)  in 
Kleinabsat/,  wo  der  f\>nsnm<  nf  <lur(h  l'rei>erliuliunj^  oii-T  Maabsverminderunir  von 
>\'irtho  oder  WcinvcrsclUeisäer  belastet  wird  und  der  Steuerbetrag  dann  von  dieseu 
letzteren  abzufahren  ist.  —  die  spfttere  und  noch  heutige  „Detailabf^ahe**,  eit 
Haopt^ed  dea  fran/.n>iächen  Weinsieuersystems.  Das  letztere  lässt  sich  daher  ii 
seinen  rersehit;denen  Hauj'tbestimmunsren  srhon  in  diese  frühe  Periode  znrUrJivor 
folgen.  Die  der  Zeit  eub»prechcnduu  Exemtionen  von  solchen  Abgaben,  so  für  dei 
Adel  für  seine  eigenen  Enengnisse  beim  Grossrerkanf  und  mm  Theil  noch  beio 
Absatz  des  Bannweins  im  Kleinverlauf,  fehlten  nicht  (s.  z.  B.  Ordonn.  v.  143^. 
der  Wein  30  d.  v.  1  L.,  zahlt,  Clam.  I,  478  IT.).  Als  E  rh e  b u  ugssys  teu 
wird  die  Steuerpacht,  bereits  mit  Versteigerung,  bevorzugt.  Zahlreiche  Ver 
inderangeo,  da  die  Bestimmungen  regelmässig  nur  für  trewisse  Jahre  und  Ausgabe 
?wrrke  tretrnflV  n  werden,  und  die  mannitrfaltiirsten  l^x  al-  n  und  iirovini-i>-llen  Verschieden 
holten,  zum  Theil  auf  liruud  von  I'rivUegien  einzelner  Landestheile  nach  der  vur 
schicdcnen  Stellnnir  KOni^honis  in  denselben  und  nach  der  yerscbiedenen  Anf 
fassoni^  der  Stande,  sind  aueli  hier  fftr  die  Zeit  charactcristisch.  Aber  in  der  Mitt 
des  l.l.  Jahrliundertb  i-t  do(  Ii  in  den  W<iiij)teuern  ein  weiteres  wiehtiije 
SlUck  eines  allgemeineren  Steuersystems  des  Staats  im  Wesentlichen  le: 
beprondot  Schim  seit  141 S  erscheinen  die  aides  eigentlich  als  bleibende,  keine 
speciellen  neuen  st&ndischcn  Bewilligung;  b' dürftige  Steuern. 

5»  Salzsteuern  linden  sieh  in  Frankreich  unter  den  Abgaben  an  die  Feuda 
herreu  und  auch  unter  denuu  an  den  König  in  verschiedenen  Provinzen  schon  vc 
dem  14.  Jahrhnndort  mehrfach,  in  rerschiedenen  Formen,  mitunter  gleich  bei  de 
Salinen,  brim  Absatz  von  da  aus  (Art  Productionssteu<rrti),  auch  unter  den  Passage 
Au>'  und  Einfulir/öllen  (('lamasrcran  I,  'ih'I  Ü'.\  Sie  bildeten  so  ein  (tlied  einer  al 
gemeineren  Stcuergattung,  nameutlieh  der  üog.  gabelle,  worunter  früher  thoi 
jede  Art  Steuer«  theils  besonders  Auflagen  anf  Waaren  verstanden  wurden.  Dan 
wird  dieser  Naitf  vjif<  j.-II  für  die  Sal/s(r!uer  (galiell»'  du  sc!)  üblich  un*l  ^■ 
dem  Iti.  Jahrhundert  dalür  wesentlich  allein  noch  gebraucht,  so  dass  uuu  „gabcUe 
und  Salzstener  danelbe  bedeuten  (Clam.  I.  Höt).  In  der  Mitte  des  14.  Jahriraader 
tritt  in  dieser  Besteuerung  eine  wichtige  technische  Ktlt  .^  i  kluni:  ein.  Es  werd« 
nSmlich  znr  grAssoren  Sioheruni!  der  Sal/steuer  königliche  Salzmagazine  ai 
gelegt,  in  welche  alles  Salz  aus  den  Salinen  u.s.  w.  gebracht  und  aus  welchen  • 
allein  durch  k.  Agenten  Terkauft  werden  darf,  wobei  der  Käufer  den  Steuerzuscbli 
zum  Preise  zahlen  musste  und  jeder  Salzverkauf  ausserhalb  der  Ma'/azine  verbot« 
wurde  UJlam.  I.  353)  Diese  Einrichtung  war  der  Au^gangspunct  für  die  sp.'itc 
Gestaltung  der  drückenden  (Jabelle ;  an  und  für  »ich,  die  Salzsteuer  als  eine  bercc' 
tigte  Ut>erhau|)t  za<:egeben ,  '  in  steuerteebnisch  zweckmässiges  System,  solange  «] 
Steuersatz''  uiiissitr  blieben  und  d.  r  Z  w  an  irs  a  bk  a  u  f  irwisM  r  M-Kfen  nicht  da. 
kam.  Allein  zu  letzterer  eigeuthümlicheu  und  vielfach  scbr  druclkonden  Masbregi 
der  auch  in  Deutschland  (Preussen  §.  49,  Oesterreich  §.  44)  später  rorgekommem 
sogen.  ,.Salzconscri]jtion",  gelan;;te  mau  in  einigen  Provinzen  (denen  der  Lane  » 
d'din  schon  im  14.  .Tabrhundert .  1373,  um  den  Sal/.sc|imuirirel  /u  iH  kainyifeti  I; 
salzsteuerptiichtige  Bevölkerung,  zu  welcher  die  priviiegirten  Clas^en  im  .-Vilgcuiciii 
aber  wieder  nicht  gehören,  muss  gewisse  Mengen  Salz,  wie  sie  für  den  Conaum  i 
iK  tbw'  iidiir  gelten,  fatnilien-  oder  haushaltungswoise  aus  den  Salzmagazincn  »  r 
nehuien  und  wird  in  dieser  Beziehung  streng  coutrulirt.  Mit  schweren,  zum  'i'h 
grausamen  Strafen  wird  je<le  Contravention  bedroht  (Clam.  I.  342  tf.).  Damit  becrat 
das  rerhasste  Sal/M -ik  r>ys(em  Frankreichs,  das  übrigens  elienfalls  die  inannigfach>t 
l^ränderungefi  im  Laiilt-  di  r  Z'-it,  nam'  iitlirli  i-inr  aussoronleiitliclie  EdHdiuiii;  •! 
Prciae,  bez.  Steuersatze  erfuhr,  in  den  verschiedeneu  Landestheiieu  die  grOsstcu  L 
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flci^kdtea,  bMonders  im  Pniie  oder  StenenaU  bewahrte  (§.  A3)  und  bis  zum  Schlads 
de»  locien  regime  in  seiner  EnUrtuiiß:  zn  oinor  schweren  Kopfsfcut  r  ciiirn  bcsondcnui 
Nuia  dcä  AosioüsK»  bildete.  (S.  Ciamag craa  I,  420,  425,  4t>2  u.  a.  St.  m.).  Die 
Aifittkae  dm  GalieUe  (wto  aaek  der  wog,  tndle  feimiiie)  anter  die  Domanialeln- 
Infte  tchom  Aafiuig  dee  15.  XahiliUKleitt  bat  dies«  EalvicUaog  begOiutigt 

ij.  57.  —  III.  Sonstige  Steuern.  Ks  fehlt  schon  iiMÜcser 
Periode  nicht  an  manclieriei  weiteren  stenerarti«;en  Eiiikiintien 
des  Köni«;thun)s ,  vim  denen  eini;;e  mit  den  Gertn  htsMuu  ii  dos 
Fendalberren  und  SazerUn's  zusammen  hängen^  daher  zuerst  und 
besooden  im  Gebiete  des  Domaniums  sich  ausbiideu  uod  auch 
ipiter  zu  deo  Einkttofteo  des  domaine  gerechnet  werden. 

0.  A.  gebSrea  dabia  die  „droits  de  sceaa**,  Sieipelfrelder  nod  Kanzlei* 

riten  nach  einem  amfa^ss.:nd.  f)  Tarif  far  matn  herlei  Vcrwalluu|fs-,  gerichtliche  und 
'  •t'Ji.  ?e.  Abgabtin.  wclciie  al-.  VurlaulVr  bpatertT  VcTin-lirsbtcucTn  und  Vt-rwaltiui^rs- 
fzfiikicu,  wie  im  fnu)ZöäiM:liea  System  des  KnrcKisircuieut,  erscheinen  (Urd.  v.  1120 
Clam.  L  40S\ 

Wicbtij^  war  ancb  aad  blieb  ia  den  niehsten  Jah  ihn  äderten  diö  iint<r  dem 
Niffl^n  droit  d'a mortissem^cnt  vorkommende,  s- hon  im  1  Jahrhrnnl»  rt  ( 1 27r>  vom 
ik  foigtham  genauer  geregelte  Abgab«  von  solchen  weitiu  b<-o  Ciutern,  weiche  aji  die 
Eirrbe  «ad  aa  aadera  GorporatioBeB  der  „todtea  Haad*'  oborffiagrea.  sowohl  als  (ie> 

v-Keok .  testamentarisch  wie  unter  onrri--,.  m  Erwerb-ifitel.  Dafür  hatt»'  der  Erwerber 
daou  einiee  Jahr»'seinkiinfte  (dauiaU  meist  2— als  Ab;ral)e  an  den  K<'tni>r  /-u  ent- 
hchieii.  Die  oftmalige  neue  Kegelung  und  Einscharfuug  dic^e^  Abgabe  zeigt,  datui 
äxe  Durchftihning  schwierig  var.  (Glam.  I,  27Ü.  297,  425^.  Ebensolche  Abgaben 
katt>  n  di*?  b a  r rl i r  h  n  Erwerber  ron  adligen,  kriegsdionstfreien  Lehen 
a  eatricbten  (Clam.  eb.),  ,,droita  de  f ranc-fief.** 

Aneh  manche  andere  Abgaben  des  Fendalsystems 
gdang  ee  dem  französischen  KOnigthnm  den  grossen  Lebensherren 
n  entaieben  nnd  xn  Kroneinktinften  zn  machen.  Nimmt  man  hinzu, 
dasa  das  Bechnnngs-  nnd  Controlwesen  durch  eine  gewisse 
Cestraltsirong  der  FinanzTerwaltnog  und  dorch  Einrichtung  von 
Reehnungskammern  (eour  des  coniptes)  sehon  seit  Anfang 
de*  14.  Jahrhunderts  (l.SOli  <Hlcr  K^Of)?)  bereits  eine  gewisse 
Garantie  für  die  Ordnung  im  Finau/wesen  bietet,  so  erjriebt  sich 
wiederuui  die  relativ  bedeutende  Ibdie  der  Entwielilung ,  weiche 
die  Iranzööisclie  Finanz  und  Steuerverwaltung  ijereits  im  1.'».  Jahr- 
ka&dert  erreicht  hat   Welcher  Abstand  gegen  Deutschland!  * 

Clamageratt  I.  29S,  357. 

3.  Neuere  Periode  (Mitte  des  15.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts). 

§.  58.    Auf  der  geschilderten  Grundlage  hat  sieb  die  franzO- 

a»che  Staat.sbesteuerung  weiter  entwickelt,  ohne  in  der  langen  4()0 
bis  dUÜjäbrigcu  Periode  bis  zum  Zusammensturz  des  j^altcn  Kegi- 
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menU"  eine  diircliji^reireiidc  Unigcstaltiiu^;,  uicbt  im  Ganzen,  kaum 
aut'li  mir  anl"  dem  Gebiete  einer  eiii/Alnen  Stciiergattiing  zu  cr- 
i'ahren.  Weder  einer  der  tüchtigeren  Könige  not  li  einer  der  vielen 
hervorragenden  Staatsmänner  und  ausgezeichneten  Finanzminister 
(Generalcontroleure),  deren  sieb  Frankreich  wiederholt  erfreut  bat, 
.selbst  nicht  Sally  und  Colbert,  noch  Targot  and  Necker 
haben  eine  grnndsäts liehe  Um-  nnd  Neugestaltung  des  Steuer- 
systems auch  nur  versucht.  Alle  Reformyersuche  und  wirklieben 
Reformen  beschränken  sich  auf  Abstellung  von  politischen,  ad- 
ministrativen nnd  technischen  Mängeln  der  einmal  ftherkomnienen 
Besteuerung,  auf'  den  folgerichtigen  Ausbau  uud  die  \'ci  vollständi- 
gung  der  letzteren  und  auf  N'erbcsserungen  einzelner  Steuern. 
Aher  erst  im  18.  Jahrliundert  -  zum  Theil  erst  als  es  zu  spät 
war,  unter  Ludwig  XV^F.  —  wurde  ernstlich  daran  gedacht,  den 
H auptUbelstandy  die  Steuerfreiheit  der  priviiegi rteu 
Stände,  und  die  un verbältnissmässig  schwere,  dabei 
auch  noch  sehr  ungleichmttssige  Belastung  der  unteren 
und  Mittelstände,  besonders  der  Landbevölkerung,  zn  be- 
heben. 

I.  Die  directc  Besteuerung. 

1.  So  blieb  denn  die  allmählich  sehr  erliübete  taille  die 
directc  llauptst e  uer.  Sie  traf  vornehmlich  die  ländliche 
bäuerliche  und  abhängige  Bevölkerung,  dann  zum  Theil 
auch  die  städtische  Bevölkerung,  anfangs  die  ganze,  später  mehr 
nur  diejenige  der  kleineren  Städte,  mit  manchen  Ausnahmen  auch 
unter  den  Städtern.  In  den  einzelnen  Provinzen  vielfach  ver- 
schieden geordnet  und  im  Lauf  der  Zeit  manchen  kleinen  Ver- 
änderangen  in  der  Auflegnog  und  Vertheiluug  unterzogen  zerfiel 
sie  im  Wesentlichen  in  die  beiden  .^rten  der  taille  personelle 
im  grössten  Theile  Frankreichs  und  der  taille  r(^ellc  in  einigen 
Provinzen. 

Entspreebend  wenigstens  den  älteren  vvirthschaftlicben  Yer- 
.hältnissen,  aber  gegen  die  ursprttngliehe  Absicht  und  gegen  den 
'  eigentlich  rechtlichen  Character  traf  die  taille  doch  tbatsächlich 
vornehmlich  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  der  nicht 
privilegirten  Classen.  Deshalb  hätte  sie  sich  allmählich  zu  einer 
förmlichen  Grundsteuer  entwickeln  sollen,  filr  welche  eine 
Bodenkatast rirung  nothwendig  gewesen  wäre.  Im  17.  und 
besonders  im  18.  Jahrhundert  wurde  ein  solches  ßedUrfniss  auch 
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wöU  Seitens  der  Verwallilog  und  einselner  ProvinzialBtftnde  em- 
pfotden.    Aber  zu  einer  Verwirklichnn«;  kam  e$  nicht. 

Auj  Lebelsten  luhrcu  dabei  die  Laiidestheile  der  tiiille  per- 
lonelle,  wu  die  taillc  dem  Ziele  iiaeli  eine  allgemeinere 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  1' e  rsuua  Is  t  eu  c  r ,  (cebniscb 
wweuilieb  eine  dircete  Familien-  und  11  a  u  s  b  al  t  u  ugsste  uer,  • 
seist  nach  Fe  Herstellen  aufgelegt,  —  eine  y^Ueerdsteucr''  — 
war  DU d  für  cHe  ricbtige  Veranlagung  die  geuligenden  Anbalto- 
pnete  fehlten  oder  von  den  localen  Bcsteacruogsorgaoen  niiss- 
biiacblich  uieht  ordentlich  anfgezaeht  worden.  Daher  hier  vollends 
eil  immer  weniger  ertrSglieher  Zustand  mit  der  allmlUilichen  starken 
^iQgening  der  sn  repartirenden  Summen.  Das  Priucip  der  com- 
■Bsatett  Soltdarhaft  ftür  die  Repartitionsqnote  bei  den  unter- 
stni  localen  Einheiten,  den  Kircbsi)ielen ,  erwies  sieh  dabei  beson- 
ders (Iriu  keud  Die  taille  reelle  war  mein  eine  wirkliebe 
'iirecte  Ki'al>tt  uer  ftir  den  (Jruiid-  und  llausbesitz,  auf  uiivollkom- 
meDeü  uud  uaeb  und  naeb  wegen  unterbleibender  \  ei  bes  erungeu 
ianuer  on^nUgender  werdenden  Grundlagen.  Indessen  bot  diese 
Form  einer  wenn  auch  sehr  mangelhaften  Grundsteuer  d<>ch  gegen 
WiUktthr  und  Vexationen  der  Stenerorgane  mehr  Schul/..  Erst  im 
11  Jahrhundert  sind  in  einigen  Provinzen  einige  wichtigere  Ver- 
beneningen  der  taille  durchgeführt  und  erheblichere  allgemeine 
Befonacoy  welche  unter  Ludwig  XVI.  geplant  waren,  hinderte  nur 
der  Ausbroch  der  Revolution.  Sehen  vor  demselben  war  ernstlich 
an  die  Beseitigung  der  Steuerprivilegien  und  der  grossen  l!n- 
gleichheiteu  der  taille  gedacht  worden  (Notabeluverbamnduug  vuu 
1787). 

2.  Au:-ser  der  taille  sin<l  mebrlaeb  voriibergebeud  ausser- 
ordentliche direete  Steuern  vorgekommen.  Die  „dous 
gratuit*''  des  Clerus  (ein-  und  mehrfache  l) e e i m c n "  von 
dm  kirchlichen  Einkünften)  bleiben  eine  ausserordentliche,  einer 
direete n  Standessteuer  vergleichbare  Leistung  an  die  Statils- 
rasse.  Aber  ihre  periodenweise  doch  recht  häufige  Wiederholung 
tet  sie  auch  einigermaassen  ab  eine  ordentliche  Steuer  mit  sn- 
Nbea. 

Erst  Im  18.  Jahrhundert  kam  es  jedoch  zu  zwei  neuen  blei- 
benden ordentlichen  direeten  Steuern,  mit  denen  recht- 
lich ein  fast  all^^^emeiner,  laetiseb  weni;j;.stens  doili  auch  ein 
virklicber  bedeutender  Bruch  mit  dem  Prineip  der  Steuerlreilieit 
<kr  phvilegirten  Stände  (Adel,  iioi-  uud  andere  Beamte,  GeistlicU- 
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keit)  Städter)  vollzogen  wnrde.  Es  war  dies  die  capitation, 
eine  Art  allgemeiner  classificirter  Standes-,  Herufs-,  Personal-  und 
Einkommensteuer,  zuerst  dann  wieder  1701  als  Kriegsstcucr 

cingeliilirt,  später  iiernianent  geworden;  sodann  eine  allgemciDe 
Quoten- Einkommensteuer  (zuerst  1710-1717),  von  wechseln- 
'  der  Quote  (Vm>  Vso>  Vio)i  die  längste  Zeit  hindurch,  seit  174!i  >  .^o» 
daher  meist  unter  dem  Kamen  des  „Zwanzigsten^'  bekannt, 
welcher  Betrag  dann  aber  wieder  zeitweilig  verzwfei-  und  verdrei- 
facht wurde.  Diese  Stenern  waren  richtig  gedacht,  sie  entsprachen 
dem  Streben,  die  Steaerlast  gerechter,  gleiehmässiger,  unter  ange- 
messener Mithereinziehung  der  pririlegirten  Classen  zu  vertbeilen 
und  so  den  Steuerdruck  in  und  nach  schweren  Kriegen  und  bei 
bleibender  allgemeiner  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  und  der  Ge- 
sammthesteuerung erträglicher  zu  maehen.    Leider,  dass  nur  auch 
hier  wieder  die  Auslührung  hinter  der  leitenden  Idee  weit  zurück 
blieb,  neue  Kxcnifii»iicii  stattfanden,  die  Wohlhabenderen  nicht  ent 
sprechend  belastet  wurden,  der  Cierus  sich  zum  Theii  durch  Ca- 
pitalzahiungen  und  Erhöhung  seiner  dons  gratuits  frei  kaufte  und 
die  Masse  auch  dieser  Steuern  wiederum  auf  den  i^penplc  tail- 
lable'*  fiel,  weicher  vielfach  diese  neuen  Abgaben  nach  Maass- 
gäbe  der  unvollkommenen  Veranlagung  der  Taille  aufgelegt  bekam. 

Die  Gesammtbeit  dieser  directen  Staatsbesteuernng  in 
ihrer  ungenügenden  Veranlagung  bildete  beim  Ausbruch  der  Re- 
volution eine  schwer  druckende  nnd  viel  angegriffene  Last  Gleieh- 
wohl  w;iiidte  sich  um  j)ractischen  und  doctrinilrcn  Gründen,  näm- 
lich unter  dem  Kintluss  der  physioUratischen  Lehre,  die  Opposi- 
tion in  den  Keiehsständen  und  den  sj)ätt'ren  j)arlamentarischcn 
Körpern  sowie  im  Volke  weniger  gegen  diese  direetc,  als  gcf^eii 
die  indirecte  innere  Verbrauchsbesteuerung,  besonders  gegen  die 
freilieh  mittlerweile  auch  sehr  verntehrteu  und  erhöhten  Octrois 
Aides  (Getränkestenem)  und  die  Gabelie.  In  angemessener  Um 
gestaltnng  zu  einem  viergliedrigen  Ertragssteuersystem,  besonderi 
unter  Umbildung  des  den  Bodenertrag  treflfenden  Haupttbeils  de: 
Taille,  der  Capitation  nnd  der  Zwanzigsten  zu  einer  auf  den 
Princip  des  Pareellarkatasters  beruhenden  Grundsteuer,  ist  dii 
directe  Besteuerung  des  ancien  regime  im  modernen  französisehei 
System  der  diiccten  Steuern  des  1    Jahrhunderts  wieder  aui'^eleh' 

§.  dU.  WicUcrum  voruchtuhcü  mit  Benutzung  von  Glamagerau  ä  Werk  heb 
ich  bter  aur  «btlg«  flleoArgescbicbtUch  nud  principicll  fioftBSVisfOUScliftfflicli  wichtig 
Pallete  US  der  EntwiGklniigiigeschichte  der  ttUie  und  der  abrigen  directen  Steuer 
berror. 
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1.  Die  Taille. 

Die  EioffthniDf  einer  bleibenden  directon  Sttacr  in  der  taillc  erfolgt  in  der 

klaren  iiml  aiisc-('sj»ror!ien»Mi  AHsicht,  Mittt;l  für  Schlitz  uihI  Schirm  des 
Laoücä  m  gewiuocu.  Daher  äoii  die  Stuucr  auch  luuglichät  gleichmässig 
•ein.  iras  aber  die  der  Zeit  entsprechenden  Exemtionen  nicht  bindert  (Ord.  v.  1445, 
•n  Scbulcr  der  Uriirersitätcn.  F<li  lliMJt«-,  Cl.  rik.  r  u.  a.  m.  frri.  Clain.  II,  IK).  Schon 
ein  Men^cht  iialter  später  ent.sti  lit  -;in  priiu  ipii;!!  wichtiire-r  Stcuerplau,  wohl  auf  üruud 
der  gemachten  steuertechnischeii  Erfahrungen  und  der  bureitä  eingetretenen  Entnrick- 
loDg:.  D&mUch  die  taille  als  directe  Steuer  znr  Hnuptsteuor  des  platten 
Landes,  unter  thfilweiser  Auflicbunsr  iudirecter  Steuern,  niitl  nnigekelirt  die  in  directe 
Besiteocruu;.  beciondeni  aide»,  octrou»,  zur  Uauptüteuer  des  Staats  in  dun 
Stidten.  QDter Befreioag  dor  letzteren  ron  der  taille.  ze  machen  (Ludwig  XI,  1482. 
Cl.im.  II,  35  ir.V  Diejjer  steuerte«  hnisrh  begreifliche  und  plausibhi  l'l.iii.  d'-r  ein 
allgemeineres  Entwickln ngsprincip  der  Besteuerung  zur  Richtschnur  nimmt  ^^rcussou 
47.  S.  1 12),  ist  nur  tbeilweise  ausi^efahrt  worden,  aber  auch  in  diesem  rerwirklichten 
Ua&D^,  beeonders  in  Betrctf  der  Sta  itt;  und  der  Beschränkung  der  Weinstuueru  und 
anderen  Ver/ebrimirsüteuern  auf  dem  LhikI.-.  practisch  und  prinripicll  wichtig.  Die 
Erböhang  der  Taillen,  die  Erhebung  uut  dem  Prin«  ip  der  Solidarbaft  der  Kl^ch^plele 
gaben  den  Reichsständon  i.  J.  1404  bereits  reichen  Anlas«  zn  lebhaften  K]»gen. 
Aber  auch  danach  blieb  die  taille  ili'  fi'-to  directe  Staatsstcuer.  Man  einigte  sich 
bereit!»  über  einen  bestimmten  Uesammtbutrag  und  dessen  Vcrtheilung  auf 
die  rertreteuen  Prorlnzen  und  deren  Bezirke,  so  den  Gedanken  des 
gemeinsamen  Staats! uteresses  anerkennend.  Der  Betrag  der  tailh;,  die  nun  definitiv 
eine  Repartitionsstcuer  war,  wachs  daliei  troti  alles  Sträubens  der  Provinzial- 
stande  und  der  Heichsstände,  zumal  freilich  in  d.  ii  Zeiten,  wo  das  Ki'migthum  den 
ständischen  Eiufliiss  zurückdrängte  und  die  l{eichs>tande  nicht  berief,  )iesund<  i"s  unter 
den  politi>rhen  Ereiurnissen  und  dem  steii:>Midfti  I'inaii/Jiedarf  des  ]*'>.  Jahrhunderts 
immer  melir.  Die  taille  zertiel  schon  in  ein  „priucipaT'  und  einige  „crues'', 
ftkr  Specialzweeke  (besonders  milltArische),  neben  der  taille  entstand  ein  ,.taillon*% 
ein  Ueldersatz  für  Natiir.iHi  'tVruiiiron.  In  den  157()er  Jahren  hatte  sich  die  (Jesammt- 
Taille  schon  auf  c.  14  Mill.  L  (freilich  leichteren  (ndds  als  im  15.  Jahrhundert) 
erhöbt.  Die  Steuer  war  so  allgemein  und  fest  eingebürgert,  dass  auf  der  St&ude- 
renammlung  zn  Blois  1576 — 77  schon  ein  Plan,  alle,  auch  die  indirecten  Staats- 
steuerti  in  eine  ••in/iire  ausgeglichen«  Taille  („tailh;  i Tale")  zu  verwandeln 
auftauchte,  —  in  Furm  einer  abgestuften  Heerdsteuer,  von  1  sjl.  —  oU  L.  nach 
der  Leistoogsffthigkeit,  unl«r  Besehrftnkung  der  Stenorfreibeit  ausschliesslich  auf  Edel- 
leote  und  Geistliche.  —  Der  dritte  Stand  lehnte  ilas  l^roject  ab.     Ol  am.  II,  217  ff.) 

Bei  der  starken  Steigerunsr  iler  Sninine  «ler  Taille  wurde  di'-  l»i  >sere  l'nt-ir- 
vertheilung  der  letzteren  auf  die  Kirchspiele  in  den  Steuerbeziiken  —  uu  Haupiili<-U 
des  Staatsgebiete,  d.  h.  anaserbalb  der  sogen,  paya  d'^tats,  heissen  sie  ,.electiüus\ 
woiu'irh  die?eb  (Jebiet  dann  das  der  ..jiays  .r>  leetion"  K'enaiint  wird  —  und  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  immer  wichtiger.  Denn  wie  gewöhnlich,  auch  heute,  bei 
den  directen  Staatssteoern,  gingen  die  Beschwerden  mehr  noch  g^n  die  Verthei- 
long  als  gegen  die  Höhe  der  Taille.  Die  Willkubr  der  Veranlasunirsoritane  („elur> ') 
ward  nun  vollends  iinerträü-lich.  Die  zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  durch 
Privileg.  Amt,  wobei  das  vcrhangnissvoUe  (ieschäft  des  Aemterverkaufs,  wesentlich  eine 
Creditoperation,  immer  zahlreichere  Personen  ausser  Adel  und  Klerus  von  der  taille 
hefr-  ifc.  —  in  den  I7S0er  Jahren  gaben  4üüO  Aemter  den  Adel  u.  damit  die  ganze, 
40,0t>0  Aemter  die  ganze  oder  tbeilweise  Freiheit  von  der  taille  (Sturm  I,  b'd);  — 
auch  durch  Abkauf  der  Stenerpilicht  rerengerten  den  Kreis  der  Steuerpflichtigen,  viel* 
fach  gerade  um  die  Steuerfähigeren.  Während  der  Rest  des  pcupl-  laillialile  hnlKr--  und 
niu  den  Steuerhetrag  der  Befreiten  sich  erhöhende  Summen  aufbringen  musste.  Die 
Haftbarkeil  der  Steucrerheber  für  ausbleibende  vorgeschriebene  Schuldigkeiten  und 
die  Soiidarhaft  des  Kirchspiels  fttr  Steuerreste  wurden  um  so  drückender.  Mit  Re- 
form planen  oml  Reformversnolien  b.-f  häfriiren  sich  dah^  r  Stande  und  Verwaltung 
seit  dem  Ende  de»  10.  und  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  vielfach  und 
immerhin  wird  doch  anch  manches  Einzelne  verbessert.  S.  z.  B.  Clamageran 
II.  257,  .'«.') 7  ff.  —  "Edi'-t  run  1600,  von  Sully,  bessere.  (Jaranti-  en  für  Ver- 
theiiung  der  Taille  anter  den  u.  in  einem  jeden  Kirchspiel,  Solidarhaft  wesentlich 
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aufgehoben  — ;  inrtncr  wieder,  freilich  ni«]it  '.'f^iiiipciHl  durchgeführt«-  Vcnsuchf^,  di 
bei  dur  taillo  pon»onolle  beiyoudors  bcdciikliciiun  persönlichen  Steuerfreiheiten  zu  ))e 
sebrinkcn,  z.  B.  1634«  1768,  GUm.  II,  496  IT. ,  III,  699;  fthnlich«  Bestieboiipc 
Coli),  rt 's  H;T(»,  II.  S.  IT.,  auch  Milderufi}?  der  /..  Th.  eoteetzlich  harten  Ex«: 
cutioiihinaa>*re«;eln,  aht  r  wieder  Festh:»lt<  ii  an  di^r  Solidarhaft,  eb.  627,  262.  I 
den  äogun.  pay»'  d'  etat»  ^iiiit  provin^iül^taiidiächer  Steucrverwaliuug)  wichen  die  £ii.i 
richtongen  roo  denen  in  den  „jiays  d'  ölectioii**,  mit  kOo.  Venrtf tung,  etwas  ab.  1 
jen<^n  kam  es  wnhl  einmal.  m>  1  »!(;:>  in  i  rrovoncc,  zu  neuer  Katastrirunff.  di<^  aac 
bei  der  einzigen  l'roviuz  der  pays  d'  electiou  mit  tailie  räeliu,  Moutaubau,  16Ü(>  uutt 
MitbeiDckinchtiierunp:  des  bewcglicbcn  VermOgons,  der  indostriollen  EinkQnÄe  stattfanc 
alter  a  1 1  ii  f  ni  e  i  n  e  Kat.1^tri^^lv^splänc  scheiterton  d.iiiials  wie  später,  /.  H.  no<  h  17tiM  { 
(Clani.  Ii,  ti2S,  III.  311,  MST),  thcils  we^en  der  Abneiptiiiu  der  Privilctrirten ,  dere 
Interesben  die  „Parlamente*'  vornehmlich  vertreten,  Thcils  wegen  der  techniachc 
Schwierigkeiten,  wdche  in  einem  so  gressen  Lande  wie  Prankreieh  für  onAberwind 
lieh  galten.  In  einzelnen  Latideatheil-  ti  wird  diitrli  tu.  litige  Intendanten  die  Veraii 
lagung  aber  wohl  nach  neuen  ii.  rationelleren  Kala^ti  rn  verbessert,  so  durch  Turifo 
im  Limonsin  (oeuvrcs«  de  T,,  cd.  (iuillaumin  I,  512,  De  Lavergne.  econ.  fin.  au  XVIII 
M  !  .  Par.  1»>71,  Ciam.  III,  441,  Sturm  I,  72  11.),  auch  1772  im  Pariser  lutea 
danturluv.irk ,  wo  sp<-i  i,'IIr  Dcflarafioncn  der  Steuerpflichtigen  verlangt  u.  durch  di 
Kirchhpieleinwohner  MÜot  controlirt  w»r.ifn.  Clam.  III.  410,  Sturm  I,  T5. 

Umfassendere  Keformen  wurden  iui  letzten  Jalir/ehnt  des  aocieu  regime  geplau 
z.  Th.  far  die  capitaiion  und  die  Zwanzigsten  zugleich  mit,  da  diese  drei  baupts&ch 

liehen  direrten  SfiMi-Tii  vvi'nii:->triiN  Vieim  peuple  tailliiMe  doch  auf  Eiii'"  Ilaiiplsteue 
iii  ni(  ht  einmal  erli< Mk  h  v«  rs<  iiiedenen  Formen  hinauäkamen  und  auch  die  beidei 
anderen  in  der  Haupt-,  u  h'»  nach  Maas»gabc  der  taille  aufgelegt  wurden.  Auch  trafei 
alle  drei  übcrwu  t;. n  l  l.is  Kinkommen  aus  (iruiidbesif/..  Ni  rkr  r  veranschlagte,  das 
im  lii'ginn  der  ITmi.  t  Jahre  von  dm  Ol  Mill.  L.  der  Taille  wohl  Sl.  von  den  76.J 
Jdill.  der  Zwanzigsten  (mit  Zuschlagen)  wühl  74,  von  den  41 — 42  Miil.  der  capitatio; 
wohl  22,  idso  zusammen  von  219  Mill.  wohl  177  Mill.  L.  auf  den  timndbesitz  fiele] 
(administr.  d.  fin.  I.  150  fl.).  Mnn  fixirte  1768  den  (■••sammtbetrag  des  principa 
der  t:<i!le.  aber  di--  Zuschlage  für  be^ülldere  Zwecke  dazu  blieben  bestehen  und  ver 
ändeiten  sich,  17su  wurde  jedoch  auch  der  Betrag  der  Zuschlage  (accessoire)  lu 
Staatszwecko  fixirt  und  solhe  von  nun  nur  durch  förmliches  einregistrirtes  Gesot 
vraiidert  werden  kunn-n  (Sturm  I,  57  ll.'i.  Die  von  Necker  begründeten ,  dam 
verallgemeinerten  Provinzialversammlungeu  haben  in  einigen  Provinzen  in  den  17>0e 
Jahren  auch  in  der  Verth  eilung  der  Taillen  erbebliche  Yerbessenuigen  eingefuhi 
und  überhaupt  den  Privilogirt<  n  gegenüber  bereits  die  Grundsätze  der  „staatsbOiiger 
liehen  Periode"  vertreten.  Ein/.Ine->  davon  srinz  in  di--  spatere  (irundsteucrgcsefz 
gebang  über  (s.  Sturm  I,  71 — IIU).  Die  Nutalielnveraammlung  von  17S7  ging  it 
dieser  Richtung  noch  weiter,  gab  alle  Privilegien  bei  den  directcn  Steuern  preis  un« 
sprach  sieli  ftir  *Mtien  ..iinp'«!  t<  rritnria!'"  in  ein.  in  f'nt.Mi  Retrage  von  SO  Mill.  1. 
aus.  der  dann  nach  verbt;sserten  Katastern  repartirt  wt-rden  sollte.  Ein  demgemas 
erlassenes  Edicl  (J7*>7)  wird  jedoch  gleich  darauf  wegen  des  Widerspruchs  der  Par 
lamente  wieder  zurückgenommen  (Sturm  I,  III— 12S). 

(iO.    2.  Die  Capitation. 

Sie  war  1G'J5  lui  Kriege  als  aligemeiue  proportionale  Einkommensteuer  geplant 
wurde  aber  als  Kopf>teuer  nach  Standes-  und  Berufsclasscn  durchgeführt,  ähnlich  wie  du 
ungefähr  gleichzeitigeu  preuBsischen  (§.  AS).  Österreich.  (§.4-i),  englischen  |$.  si)  II.)  sogen 
Kopl^feuerti.  Frei  ^ulltcn  ursprunglich  wirklich  nur  .\rme  u.  dgl..  und  Taiilezahl-  r  mite 
4ü  suis  s<:iu.  Aber  der  Clerus  wasstc  sich  wieder  durch  Erhöhung  seinem  dou  gratuit 
bez.  durch  Zahlung  eines  Pauschale  frei  zu  machen.  Die  gesammte  ttbrige  mvOlke- 
rung,  einschliesslich  selbst  die  köu.  Familie,  der  Huf,  Adel,  Beamte  und  jedwed« 
Priviiegirte ,  war  nach  Rani:.  Stand  und  Henif  in  11  St.u<TcIassen  mit  Sät/eti  vor 
2UUU  L.  bis  herab  auf  20  sola  eingctheilt  (,Urd.  v.  Ib.  Jan.  ItiUo  u.  spätere,  Eiuzelne 
bui  Glamag.  III,  S4  ff.)-  Es  mögen  mit  steuertechnische  Rücksichten  gewesei 
sein.  Welc  he  ilif-  s  an  sieh  einfache  Sy^feiri  wililen  li'  b-eii.  .\ber  der  Mangel  war 
Aan-s  die  ('la>sen  wohl  /u  wenitr  den  W  ohlstandsdiÜereuzen  entsprachen  und  die  Ver 
mögens-  und  Einkommeuaungleichheiten  in  derselben  Steucrclasse  nicht  berucksicbtig 
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wnrden.  des  Ertrags  von  fast  24  MIU.  roh,  incl.  Clerusgabe,  soll  etwra  von  den 
Stiuom  der  Privilcgirten  hcrgonilirt  haben.  Nach  Kricgsschlnss  fiol  die  Steuer  169S 
w»«xlor  fort.  ITOl  wird  sie  aber  von  Neuem  eingefiihrt,  nicht  verbi  ;?sert,  in  etwas 
bftheren  Steuersätzen.  Nicht  nnr  der  Cleras,  sondern  auch  and<Tr>  K'^rpersrhaftcn 
dürfen  yich  durch  ...ibon  n^ments"  mit  Pauschsummcn  abfinden.  Seit  170S 
Verden  —  eine  Creditopcration  —  Ablösungen  zugelassen,  und  rem  Cierus  (bloss 
mit  dem  Dariehen  des  6fiiclien  seines  Jabrespanschales),  ron  Provinzen,  StSdten, 
Imnngeu  und  selbst  einzt;In<  ii  Privaten  gelei'^f'  t.  Auf  den  peuple  taillable  w'urd»^ 
dajregen  seit  1705  die  Kopfsteuer  in  der  für  ihn  voiiiuschlagten  Summe  einfach  nach 
V|erh5ltnis9  der  tailie  repartirt.  Als  1715  die  gewahrten  Befreiungen  (gßgcn  Ab- 
lüsune)  znrüi'kjrenommen  wurden,  blieb  der  Cleras  dennoch  definitiv  befreit  unter  Ver- 
7irht  auf  die  Kcnf«'  ans  seiner  Ablftsnnrssnmine.  Die  Steuer  blieb  nbi^r  jetzt  auch  narh 
de*n  Kriege  bestcbeu  (Ciam.  III,  ti.,  Sturm  I,  9).  Verschiedenheiten  bestanden  theils 
Mkch  Piorinzea  (nach  dem  leebtUchen  und  administratirea Unterschied  der  pays  d*  61ection, 
p.  d*  etats,  ]i  ronrjiii';'!.  th.  nnrh  Per^onalgTuppf>n  (PaiiSOf  C0mmunaut6s  d'  arts  ot  in.  firr-^, 
mit  Soiidarhai't,  1721,  dann  Uoficate,  besoldete  Beamten,  wo  der  Abzug  der  Steuer  aui 
<iehaJt  erfofarte,  der  speddl  besteuerte  Glems  der  neuen  Grendande,  Clam.  III.  227). 
Später.  IT  IT.  erfolgte  eine  w«'itere  Krlmhuni!:  der  Sätze,  1760  eine  solche  für  die 
nirbt  taillezahlciiden  Kopf?iteu(:rpfli<  l)tiu'^»-'ii.  Mit  einlüden  40  Mill  L.  in  den  I-  t/t.  n 
Jabp-u  des  ancien  regime  erreiclite  die  capitation  nicht  viel  weniger  als  die  liiiltti; 
der  uille.  An  KUfen  Ober  Hissbräuche  mancher  Art  fehlte  es  nicht  PUr  die  tail- 
lables  war  die  Steuer  nur-  in  hoher  Znsrhla«:  zur  taÜle,  woduich  die  Un- 
gleichheit iin'l  der  Druck  ili  r  I.  t/.t.  n'n  tiafurlich  noch  stieg. 

3.  Die  Kinkommcii  stell  er. 

Sie  wurde  als  ..Zehnter"  und  ..Zwanzigster"  ebenfalls  zuerst  in  der  schweren 
Zmt  des  spanis«heu  Erbfülgekri'y:^  ITH»  eingeführt,  zum  Schreckeu  der  Frivilegirten. 
Der  damalige  ..Zehnte'*  war  eine  alluemeine  Einkommensteiirr  von  aller  Art  Einkommen, 
insbe^ondiTo  .iber  von  demjcnigfu  d<T  Privilegirten.  mit  DerNrationszwanir  unil  Straffen 
bei  unterbleibenden  oder  falschen  Angaben.  Bei  utuigeu  Einkommenarten  (Oehalte, 
Faehtreaten  n.  dfl.)  erfolgte  die  Erbebao^  mittelst  Abtngs  bei  der  Zablong  an  den 
Bereclitijrfen.  Auch  von  dieser  neuen  direrfcn  Sd  uiT  wusste  sich  der  Cierus  Freiheit 
zu  \erbctiatfon,  gegen  (iewähruuK  eines  ausserordentlichen  don  gratuit.  Einzelne  Cor- 
porationen,  Provinzen  n.  StXdte  ISsten  dnrch  einmalige  grossere  Zahlungen  die  Steuer- 
pflicht wieder  ab  oder  erlangten  das  Kei  ht.  Paaschs u mm «  n  /u  zahlen  (Clam.  III,  92 
bis  100,  Sturm  I,  10,  .')5).  171T  aur>?ehoben  wnrdi*  d.  r  ..Ivrie^^/thnt''"  no<h  .iniLr.i 
Male  spater  zeitweilig  wiedorbult  u.  als  Abzug  an  Pensionen  u.  (iehalten  (,.di\i<  tue 
de  rotenne**)  beibehalten.  Abweichend  von  dieser  Steuer  wurde  1725—27  ein  Ver- 
such mit  einem  Natural- ii  f/igsteii  .Z'Mii.icht,  der  w.'niL^  l>efrii  ili;;tt'  (Clam.  III, 
22S  tf.,  240)  Dagegen  bürgerte  sich  später  als  ordentliche  Steuer  von  der  Art  des 
Zehnten  der  Zwanzigste  ein.  Er  wurde,  znnächst  zur  Dotation  einer  neuen  Schnlden- 
tilgungscasse,  1749  \\i>-der  als  u  anz  allgemeine  Einkommensteuer  (nur  Staatsgläa- 
biger  freii.  mit  ähnlichen  Besfimmoni^en  wie  beim  Zehnten  einij'^i  fiihrt  In  einzelnen 
widerstrebenden  Provinzen  gewährt,  man  auch  für  diese  Abgabe  Abonnements.  Der 
sogar  mit  amtlich'-r  Aufnahme  s*'in<  r  Guter  o.  Einkünfte  bedrohte  Glerus  remon- 
strirte  indessen  lebhaft  n  s<  tzte  aii<-h  hier,  sfegen  Gew.ihrunir  «  ines  ausserordentlich  ri 
doQ  gratuit,  seine  Freila^äung  wieder  durch.  Nach  der  Einführung  eines  zweiten 
Zwanzigsten  1756  fegt  sich  allgemeinerer  Widerstand  der  Parlamente,  der  conr  des 
aides  n  anch  der  Geschäfli^leute.  1760—04  wird  aber  sogar  ein  dritter  Zwanzigster 
erhoben,  der  in  den  17S0er  Jahren  wiederkehrte. 

Der  Er  h  ebu  n  srsd  i  e  n  5 1  der  directen  Stenern,  in  eigener  R6gie,  war  im  Uebrigen 
in  Ende  des  ancien  r  giroi-  dorh  schon  ganz  leidlich  geordnet  und  auch  nicht  cerade 
mehr  sehr  kostspieliir.  S*  Itsamk-  iten  und  Weitläufigkeiten  dj.-  N  «•  <^  k'- r  abzustellen 
»Qcbte,  so  in  dem  jahresweisen  Alternircn  der  Generaleiuncbmur  und  der  zu  grossen 
&hl  der  Yerwaltingsbeziike  (Generalitlten)  fiJlen  freOich  anf.  Berechnung  von  Er- 
hebnogskosten  n.  Eraparongsvorschlige  in  Neckers  gen.  Werk,  I,  Kap.  3 — 5. 

4.  Steaern  des  Glems. 

Fr  -  i heil  des  Cierus  auch  noch  von  diesen  neuen  directen  Steuern  ist 
ein  hervorspnugeudcr  Punct.   ücbrigens  war  der  Beitrag  des  Cierus  in  den  Ducimen 
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uikI  den  dons  gratuits.  wenn  auch  nicht  ganz  regelmässig  und  niclit  lioch  genu; 
doch  nicht  ganz  unbutriichtlich.  Necker  hat  eine  umiaugrcicbu  Untersuchung  aüi 
Ver-rleich  zwischeo  der  wirfcliclieii  Belastung  des  Cleras  durdi  seine  Beisteaero  nn 
derjenigen  Belastong  angestellt,  die  den  CU  rus  {k^^etroflen  bitte,  wenn  er  wie  der  Ad« 
an  den  Zwanzigsten  u.  dor  Kopfsteuer  betheiligt  worden  wäre.  Danach  würde  de 
Miüdcrbcitiag  des  „frunzudiächcn"  CIcrus  doch  nur  T—^^/q  betragen  haben  (lU.O 
gegen  10.7 — 10.8  MiU.  L.>,  abgesehen  von  dem  leitweiUgen  dritten  Zwansigstei 
Dem  ..französischen"  steht  der  ..fremde*'  Clerus  in  den  neu  eroberten  Provinze 
gegoniiber,  der  relati?  noch  etwas  weniger  beitrug  (Nocker,  admin.  d.  hn.  II,  U 
825  II.).  Die  Ton  ihm  Übernommenen  Beiträge  repartirte  der  Glems  unter  sich  nac 
einem  System  von  8  Classen,  in  Sätzen  von  Vn'^'U  Einkommens  der  einzelne 
rÜK  htigen .  unter  BerUcksichtiguni,'  der  für  die  Leistungsfähigkeit  neben  dem  Ein 
küuiuicu  mitsprechenden  Momente  (Nock er  eh.  p.  313).  Erheblich  getroHcn  wurd 
gerade  das  geistliche  Gat  aosserdem  dorch  die  wiederhdt  neu  gereij^elt»  und  eingc 
schärfte  un  «ieh  alte  (s  o.  S.  135)  „Amortisationsabgabe"  (droit  d  amortissemeut 
die  zölet/t  wieder  1751  auf  * /.  des  Werths  der  adligen  und  */ß  desjenigen  der  bUrt^ei 
liehen  Guter  u.  beweglichen  (juts  gesetzt  ward,  welche  irgend  eine  beständige  well 
liehe  oder  geistBche  Corporation  (commonant^)  ervarb  (Gl am«  III,  315). 

5.  Andere  directe  Steuern. 

Aueh  solche  sind  vortibergehend  in  irUberen  und  noch  im  Ib.  Jahrhundert  vci 
soeht  worden,  z.  B.  directe  Lnxussteaern  (auf  Dienstboten-halten,  Luxus 
pferde  1759). 

6.  Wegbaafrohnde. 

Wichtiger  und  sn  grossen  Beschwerden  Anlass  gebend  var  die  EinfUhmng  eine 

Naturalleistung.  der  persönlichen  Arbeit  für  den  Wegebau.  <]er  sog.  corvee  royal 
(1788),  um  deren  Umgestaltung  in  eine  (ieldsteuer,  als  Zuschlag  zur  taillo  Tur 
got  n.  a.  m.  sich  bemdbten.    1787  erfolgte  anch  noch  die  allgemeine  Umwandloni 

der  \\  '.^froltnden  in  eine  (ieldabgabe.  Im  19.  Jahrhundert  ist  man  auf  die  aller 
dings  lacultative  Natural-  statt  der  (Jeldleistunir  zurückgekommen.  (S.  Glan.  III,  24$ 
39ti  11'.,  Necker.  admin.  I,  "_»S.  Stourm  I.  Kap  7,  S.  221—237). 

II.  Die  indirecte  Besteuerung. 

§.  61.  Nicht  minder  bedeutend  als  diese  directe  BesteneraDi 
bat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  indirecte  Verbranchs 
besteoerang,  namentlich  in  Form  von  inneren  Stenern  anf  Salz 
Getränke  nnd  andere  Artikel  (Talg,  Oele,  Leder,  Eisen n.a.mO 
anf  Tabak  (in  Honopofform)  entwickelt,  im  Oanzen  aber  Wiederau 
nnr  dnreh  Ausban  und  Vervollständigung  des  schon  Mitte  des  15 
Jahrhunderts  begrllndeteu  Steuersystems.  Das  G  r  e  n  z />  o  1 1  s  \  s  t  c  n 
ist  dngegcn  in  seiner  Entwicklung  und  seinen»  Ertrage  zuriickge 
blieben.  Bei  den  Kintuliren  wurde  der  finanzielle  durch  den  pro 
tectionistischen  (•esichtspunct  zu  sehr  gekreuzt,  und  noch  fehlte 
selbst  bis  zuletzt,  der  Masscnconsum  von  Colonialprodueten  u.  dgl.m. 
welche  im  DK  Jahrhundert  finanziell  die  wichtigsten  ZoUartike 
geworden  sind.  AnsfohrzöUe  nnd  innere  Pro\rinzialztfile  warei 
nicht  so  ergiebig.  Die  Gesammtbeit  der  indirecten  Verbranchs 
Stenern  nnd  einiger  verwandten  warf  aber  am  Schlnss  des  altei 
Staats  schon  mehr  ab  als  die  directen  Steuern  trotz  deren  Verviel 
fältigung  und  Erhöhung. 
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Der  Hanpttheii  der  indirecten  Steoem  wurde  meist  Ton  An- 
lang an  durch  Pftohter,  im  17.  und  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert regelmässig  dnrch  einige  grosse  Pacbtgesellsehaften 
erhoben,  so  besonders  diejenige  der  fermes  g^nörales  fUr  die 
wichtigsten  indirecten  und  ftlr  gewisse  Verkehrsstenem. 

Zoletet  iim&ae(«n  sie  fevShnlich  die  grossen  and  kleinen  Gabellen,  d.  h.  die 
vichtitrstcn  Salzsteoem,  wesuiitlicli  in  Form  des  Begals,  im  Uaupttheil  des  StMts- 

gebiet!«,  dio  aid.'«,  auf  (i  triiik.-,  Talij,  Ode  ii.  a.  m.,  die  ioneren  und  auswäriijren 
ZöUe  uiiü  vcrwaudtcu  Ab^uüeu,  dam  Tabakmouopol,  die  „Gontrolabgabe"  für  gewiiü>e 
RedUsgeschifte.  naä  reracbiedene  mm  Donukoinm  geliOrig«  Alfsbeu. 

FQr  einzelne  meist  neuere  Stenern  bestanden  besondere 

Pachten.  Ein  Theil  der  indirecten  Abgaben  war  aber,  besonders 
iu  der  letzten  Zeit,  auch  in  eigene  R^gie  f;enonmien.  Die  fran- 
zösischen Verbältnisse  siod  durch  die  Möglichkeit,  diese  beiden 
Systeme  zu  vergleichen,  lehrreich.  Durch  Geltendinachung  der  Con- 
currenz  stand  sich  der  8taat  zuletzt  beim  rachtsystem  kaum 
schlechter  als  bei  der  Kcgie,  welche  Uberhaupt  nicht  so  sehr  in 
ihrer  Einrichtung  von  der  fermc  abwich  (Necker,  s.  n.),  wenn 
auch  bei  der  Vergebung  der  Pachten  alle  Missbräucbe  niemals 
völlig  Überwunden  worden  sind.  Die  Technik  der  Verwaltung  der 
Pachten  war  bereits  sehr  vervollkommnet 

Der  seblimmste  Punct  der  indirecten  Besteuerung  war  und 
blieb  die  bohe,  zum  Theil  in  drttckendster  Form  —  im  Haupttheil 
deo  Staats  nach* dem  Princip  des  Zwangsabkanfs  oder  der  Con- 

scription  —  aufgelegte  und  zudem  in  verschiedenen  Landestheilen 
höchst  ungleichmässige  Salzsteuer.  Der  letztere  Umstand,  die 
provinzielle  Verschiedenheit  der  Stenerverfassung, 
zeigte  sich  in  steuertechnischer,  volkswirtbscbaltliclier  und  ver- 
kehrspolitischer Hinsicht  auch  bei  anderen  Steuern,  den  Getranke- 
steneru,  den  Zöllen  nachtheilig.  Er  erklärt  sich  vornehmlich  dar- 
aus, dass  Privilegien,  Interessen,  Vorurtheile  und  die  altbistorische 
a|»arte  politische  Stellung  vieler  Provinzen  noch  immer  und  bis 
zur  Revolution  die  Einheitlichkeit  und  Gleichheit  der  indirecten 
Steuern,  damit  aber  auch  die  Einheit  des  volkswirtbschaftlichen 
Markts  nicht  herbeizuftthren  gestatteten.  Diesen  Fortschritt  ver- 
dankt Frankreich  voll  und  ganz  eist  der  Bevolntion.  Im  Zoll- 
system werden  daher  noch  bis  zuletzt,  wie  schon  nach  Golbert*s 
in  dem  Puncto  der  Beseitigung  der  inneren  Zolle  und  der  Bildung 
eines  GrenzzoUsjstems  nur  theilweise  geglückten  Maassregeln  und 
Verwaltnngseinrichtungen  verschiedene  Provinzialgrnppen 
unterschieden,  welche  gegeneinander  dnreh  Z  o  1 1 1  i  n  i  e  n  geschieden 
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sind.  Die  neu  eroberten  Orenzprovinzen,  auch  die  ebemals  dentschen, 
baben  so  zwiseben  sieb  und  dem  altfranzOsiscben  Gebiet  noeh  ZOHe, 

nach  dem  „Ausland"  dagegen  noch  nicht.    Aach  bei  der  Taille 
waren  noch  manche  provinzielle  X'ersehicdcnlieiten  geblieben,  al)er 
dies  störte,  wie  Verscbicdciibcitcn  bei  dirci  ten  Steuern  Illjerhaupt, 
nieht  in  iloni  Maasse  als  die  DitVerenzen  der  iiKÜrecten  Besteuerung. 
Die  Ein-  und  A  u sfu hr zo  11t a ri fc  wurden  seit  Colbert  be- 
wusst   mit  uacb  den  volkswirthschaftlieben  GesichUpiiueten  des 
.Schutzsystems  geregelt,  öfters  daher,  wie  bemerkt  zum  Naelitheil 
des  tiscaliscben  Interesses.   Das  Tabakmonopol  bat  sieh  durch 
steigende  Erträge  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  schon 
finanziell  gut  bewährt.    Es  war  vomebmlieb  ein  Monopol  der 
Einfuhr  fremder  Tabake,  woneben  der  inländische  Tabak- 
bau verboten  war.   Letzteres  hielt  man  damals  fUr  unbedingt  noth- 
wendig  im  fisealisehen  Interesse  des  Monopols.    Erst  bei  der  Er- 
neuerung des  Tabaknionopols  unter  Xa))oleon  I.  wusste  man  den 
controlirten    und    unter   Ablieterungszwang   gestellten  heimischen 
TabaUsbau  mit  dem  Monoi)ol  zu  vereinigen.    Einzelne  neue  Laudes- 
theile,  so  Elsass,  Flnndern  und  selbst  mitten  im  Lande  einzehic 
Städte  ( Bayonne,  lotbriug.  Orte)  waren  Übrigens  früher  dem  Tabak- 
monopol nieht  unterworfen,  gewöhnlich  nach  Specialprivilegien. 

Neben  den  directen  Steuern  und  der  indireoteo  Verbraucbsbe- 
Steuerung  hat  sich  auch  die  dritte  grosse  Gruppe  derSteuerO] 
die  Verkehrssteuer,  die  Steuer  auf  Rechtsgeschäftf 
(„Acte'')  in  den  letzten  Jahrhunderten  ziemlich  erheblieh  entwiekel 
und  seit  1655  war  nnch  die  Erhebung  solcher  und  verwandte 
Stcueii)  und  (Gebühren  tür  Verwaltungsthätigkeiteu  in  »Stempel 
l'orni  (timbrel  hinzugekommen. 

Das  aneien  regime  hatte  sonach  ein  Steuersystem  erreicbl 
welches  zwar  grosse  Mängel  \m  Einzelnen  zeigte,  jedoch  bereit 
ein  principiell  ziemlich  vollstiindiges  genannt  werdei 
muss.  Denn  abgesehen  von  den  Steuerfreiheiten,  welche  wcseo' 
lieh  ans  dem  politischen  Standpnnet  zu  beurtbeilen  sind,  hatt 
sich  die  Besteuerung  doch  schon  der  verttnderten  und  wachsende 
quantitativen  und  qualitativen  Differenzirung  des  National vermögei 
und  Einkommens  einigermaassen  anzupassen  gewus^t.  (FId.  1 
385  ff.) 

§.  62.  Die  zeitlichen  nnd  localen  Versehiedenheilen,  die  zaV 
reichen  Vrründerungcn  in  der  indirecten  Besteuerung  im  Hin/.clm 
sind  begreitlich  noch  viel  grösser  als  in  der  directen  llestcuerun 
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Du  stenerteebnische  Detail  ist  yollends  ein  mMenliaftes.  Von 
einer  genaneren  Dantellnn^  der  geschichtlichen  Entwicklung  mnBs 
daher  hier  ganz  abgesehen  werden.  Auch  die  blosse  Heraushebung 
des  Wichtigeren  ij;t  aber  bei  der  hier  gebotenen  BeschrUnknng  noch 
schwieriger  aln  bei  der  directen  Hestcuerung.  Im  Folgenden  wird 
nur  Einiges  zur  Characteristik  der  Hauptglieder  der  indireeten  und 
Verkehrssteueru  gegeben,  nämlich  der  Getränkesteuern  (aidcs), 
anderer  innerer  Verbraucbssteucru  („Accisen"),  der 
städtischen  Octrois,  der  Salzsteuer,  der  Tabakbe- 
stenerang,  der  Zölle  and  ähnlicher  Abgaben,  der  Stenern  auf 
Acte,  Rechtagesehttfte  n.  a.      des  Stempels. 

Clamageran 'ä  Werk  ist  auch  hier  wicdt^r  das  reichhaltigste  und  äorgfultigitt'^ 
tiiiil  fiir  ilirse  Uebcrsicbt  voruebinlii  h  bfuutict  w-Drlou.  Stoarm  zeigt  lohireich  die  Au- 
iimpfuiigen  der  ji  l/iiren  an  die  alte  Uf^tcuciun;^. 

1.  Die  Getränke-,  besonders  die  Wein  steuern. 

Sie,  die  äogcii.  droit  d'aiUci  werden  ein  Uauptglied  der  iudirecten 
Besteneraog;  sie  sind  aber  auch  jetzt  zoni  Theil  wieder  eine  Art  der  allgo- 

neineü  Passagezölle,  der  Gren/zöIIe  und  zwar  frUli<  r  in  den  Weiiibauprovinzen 
aocli  wohl  gerade  der  iniäiidiäcbeu  und  au&ländiächen  Ausfuhrzölle,  sodann  städt- 
ischer Ein ^aogäabgaben  (Octrois)  und  eines  allgemeineren,  auch  uiaacbe 
andere  Artik.  1,  vMiig8teiiB  in  einigen  Lande^theilen ,  zumal  in  Städten  (Paris)  um- 
fMBcndcn  Ai  c  i st^sys trins.  So  war  namentlich  di»*  (Jetränkestfuer  mit  der  städtischen 
lingangsäteuer  auf  die  Artikel  Holz,  frische  iScctische,  Vieh  mit  geäpaltcoer  Klaue, 
Ib  tlthistMiseher  niherer  Yerbindnng,  Abgaben,  die  man  wohl  auch  zusammen  unter 
dem  Kamen  „aides"  speciell  verstand. 

Neben  solchen  Weinabgaben  beim  Transport  kommen  die  alten  Formen  der 
Yerkanftabgabe  beim  GiotSTerkauf  und  beim  Ausschank  tot.  Im  enteren 
Fall  ist  die  Weinateuer  auch  Qften  nur  der  praktisch  wichtigste  Spe«  iaifall  einer  all- 
gTiti  inen  nj.  r  dooh  einer  manche  andere  Artikel  mit  umfassinnii-n  V'-rkaufsabgal».' 
\vüi  \V  aarenvcrkeür  (,su  /.  1».  löUT  bei  der  Abgabe  u.  d.  N.  „pancarle"  uder  „sou  pour 
luxe',  die  ausser  Weinen  eine  Menge  anderer  Artikd,  Nahrungsmittel,  Bob^fla 
auch  Kunstwaaren  traf,  beim  Eiugani:  in  die  Städte  u.  s.  w.  vom  Gross»verkehr  und 
qtecidl  rom  Verkäufer  erhoben  wurde.  Ciamag.  II,  363  11).  Die  liostinimuug  der 
Abgabe  als  specifische  Steuer,  nach  der  Menge  (dem  alten  FlQssiglceitsmasstf 
p.  „iDuid").  also  ühue  Kucksicht  auf  Qualität  und  Werth  bildet  bei  den  Abgaben,  welche 
sich  au  den  Transport  anknüpfen,  die  Be;;cl.  Bei  den  Verkaufs-  und  Schankabg^aben 
vird  da^^egeu  eine  Werthquote  als  Steuer  gefordert,  doch  daneben  kommt  auch  hier 
eine  specifische  Abgabe  vor.  Nach  d.  Ord.  v.  lOSU,  der  Grundlage  der  Getränke- 
steaern  bis  !7S<).  war  iler  ..droit  de  gros"  5  7o  ^o"*  declarirtcn  Preise  (seit  IV>1'6} 
nebst  einem  speciliücheu  Zuschlag  ?on  IGV«  sols  p.  muid  (0.31  fr.  p.  Uectol.),  beim 
Weinrerfcauf  bz.  5  L.  8  s.  p.  muid  und  6  L.  15.  s.  (2.01  u.  2.61  fr.  p.  Uoctol.), 
crstercr  Satz  in  Häusern,  wo  der  Wein  mit  fortgenommcn.  I(  t/.tercr  in  solchen,  wo  er 
getrunken  vnrde.  Ein  ^droit  de  ^uatrieme  '  war  dabei  wieder  eine  Werth- 
«(«oteo-Abgab«  nach  dem  Verlaufspreis.  (Stourm  I,  326.  Clam.  IL  G40). 
Als  specifische  Abgaben  kommen  auch  Eich-,  Mess-  und  Maklergehtthren 
vor  \dr.  de  jauge  et  de  Courtage),  die  eine  beim  «•r>lLii  Vcrkant.  l»z.  beim  ersten 
Standwecb^cl,  die  andere  bei  jedem  Verkauf,  in  3  verschiedenen  und  steigenden  Sätzen 
lur  Bier.  Wein,  Branntwein  (so  1674,  1680.  1767,  Clam.  II,  640,  III.  im).  Zur 
ErsTHiizung  dienten  J  ah  r '  S f a  x  e  n  (..annuels" »  (]<  i-  (Jctriinkeverkäufer,  Wirtin-,  in  ver- 
»ciiiedener  Uöhe  in  Stadt  und  Land  Itkr  iede  Getränkeart  je  einmal  der  einfache  üetrag 
(1660,  1728,  Glam.  III,  25S),  ähnlich  den  englischen  Linccnzabgabcn.  KatdrÜch  hat 
tl>s  ganze  System,  wie  auch  noch  das  trcgenwärtige  französische,  das  in  den  Grundzügon 
ilein  a1t«>n  er1<>irht  (s.  o  S.  121  IIV  .  eine  Uumeuge  ?ou  CoutTulun  und  Strafbestimmungeu 
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enfhalteii  mfliMB,  bd  denen  WillkOhr  nicht  immer  m  renneiden  wir  and  dorch  die  doch 

die  Contraventionen  nicht  vRllig  ontordrückt  wurden,  —  Wcinl»crg-  und  Weinbau - 
controK  n.  Transiiort-.  Absntz-,  Kellercontrol.'n  u.  s.  w.  Dieseihe  Mengt* 
Wein  wurde  so  vom  cntcu  \\  ciubaucr  an  bis  zum  Schankwirth  und  Consumcnten  von 
zahlreichen  rerschiedenartigeu  Abgaben  getroflen,  die  vielfach  ron  Provinz  zu  Provinz 
und  Stadt  zu  Stadt  wecbrselten  und  selbst  von  der  Vorwaltung  nicht  mehr  ordentlich  zu 
Uberächen  waren.  Mehr  hierin  als  in  der  Höhe  der  Abgaben  lag  das  Uobel.  Ö.  das  Beispiel 
von  dem  Fmb  Wein,  das  von  Roanne  nach  Paris  geht,  aus  d.  physiolr.  SRiclir.  ^uie- 
meriden  (1775^  bei  Stonrm,  I,  473.  Gerado  gegen  diese  Verkehrsplackereien  nnd  Con- 
trolen  bei  den  (ictränkestcucm  und  den  Octrois  wandte  sich  die  Opposition  und  die 
Animosität  beim  Ausbruch  der  iievolution  zumeist  (Stuuru,  I,  245  H'.,  Taine» 
Kfttscher,  I)  nnd  ms  diesem  Grande  bei  die  Sevolntionsgesetzgebung  sie  beseitigt. 
Vieles  lag  an  der  noch  fehlenden  Unification  der  Geträn kcstea er  im  ganzen  Staate. 
Al)cr  einige  Hauptpunkte  der  Einrichtung,  der  Controlen  und  Strafbestimmungen  sind 
die  nothwendige  Coasequenz  des  ganzen  System  s  solcher  Steuern ,  daher 
nncli  in  der  jetzigen  üriBtOeischen  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  ebenso  zu  finden. 
StiMi-Tterhülsth  beachtcnswerth  ht,  <l;^^s  dur  Weinbau  als  s oichcr  schon  in  der 
alten  Uesetzgebuog  regelm&ssig  nicht  getroltca  wurde,  sondern  erst  der  \  erkuhr  mit 
nnd  der  Awatz  und  Oonsom  von  Wein. 

2.  Andere  innere  Ver b raiic listcuern. 

Ausser  den  bei  den  Aides  unter  der  vorigen  Mo.  schon  genannten  und  der  iu 
den  stidtischen  Octrois-Taiifen  nnd  in  den  inneren  PaeBagezftllen  enthaltenen  Itommen 

in  versrhiodenen  Zeiten  mancherlei  sonstige  derartii-e  Steuern  auf  bestimmte  Artikol 
vor.  Im  ItJ.,  besonders  17.  und  IS.  Jahrhundert  haben  die  dringenden  Finanzbedürf- 
iiisse,  iu  einzelnen  Fällen  auch  Luxus-  und  sittenpolizeilichc  Ansichten  darauf 
liingevilltt  nnd  so  eine  dem  englischen  Acciscsystem  ähnliche  (i<  staltung  hervor- 
jrcrufcn.  Den  allgemeinen  deutschen  Ameisen  des  17.  und  Is.  .lahrhunderts  lassen 
sich  diese  Abgaben  nicht  gleichstellen,  nur  die  städtischen  Octrois  bieten  etwa« 
Aelalicbee. 

Wichtigere  o<K  i  •  haractcristische  Beispiele  sind  die  Steuern  auf  Tuch  and  an- 
dere Wollwaaren  (15>2),  Leinwand  Ht».  Jahrb.).  auf  Zinngeschirr  (1674), 
auf  Eisen  ^in-  und  ausländisches,  apeciali:iirter  Tarif  nach  Verarbeitungsstufe 

1680),  aof  Papier  (165SX  auf  Talg  (1690  erbOht).  Licbter  (1699,  1748).  Stirke 
und  Puder  (171.V,  Ilttt.'  (]rm),  Leder  (schon  im  in.  Jahrb.),  Knpfergcräth 
(1745),  Oele,  (17.  18.  Jahrb.),  ausUndisohe  Bücher  (1772),  unverarbeitete» 
Gold  und  Silber  (geregelt  I6S0),  Gipssachen  (17U])  u.a.m.  Hio  und  da  spielten 
wohl  auch  gewcrbe-  politische  und  Gontrolabsichten  mit.  so  bei  d- n  mar- 
Idrten  Waari-n  Turh,  Eisen,  Zinn  u.  ;\.  ni.).  Atich  "M  Ii  I accisen  sind  vori^ekommen. 
Seitdem,  besouders  im  IG.  Jahrhundert  und  später,  der  Gonsum  von  Colouialwaaren, 
OevOrzen,  Specoreien,  Zocker,  Kaffee,  Tabak  anfltam,  worden  diene  Artttd  dueli 
Einfuhrzölle  und  wohl  aucli  durch  innere  Steuern  mit  getroffen;  ähnlich Lvziin-> 
klcid n  n  g SS 1 0  l'fe  und  Verwandtes  aus  dem  Auslande,  wn  |»rotectionisti>cjic  Absichten 
mit  zu  hoben  Abgaben  fahrten,  wenn  sie  nicht  etwa  ganz  zu  cintim  Verbot  der 
Waareneinführ  den  Anlam  galten.  Seltsame  Beispiele  sind  noch  Perruckenstenern 
(170SI.  Eis- und  Schncenionopole  (I70P.  Weiter  ist  auch  hi'-r  der  S [> iclkarten - 
Stempel  zu  nennen.  Viele  dieser  Abgaben  bestanden  nur  kurze  Zeit,  einige  davon 
kehrten  mehrfach  wieder,  einzelne  finanziell  wichtigere  haben  sich  im  IS.  Jahrhundert 
eingebürgert.   Sie  wurden  in  die  Steucn>achten  mit  anfgenommen. 

Endlich  mnss  das  S\ ^t<  ni  drs  Verkanfs  von  ,..\eintern"  für  den  wirth- 
schaftlichcn  Verkehr,  zum  (Juulrolireu,  Messen,  Wägen.  Oeschäftsvermitteln  u. 
dfL  m.,  das  im  17.  ond  18.  Jahrhundert  ein  beliebtes  Pfnant-  bz.  Creditmitld  war, 
auch  unter  dem  (Sesichtspunkt  d<  r  indirecten  Besteuerung  mit  auf!>efasät  werden,  denn 
mit  diesen  rcgelmSssig  unbasold.  ten  Aemfcm  war  da.s  Hecht  /m  <ieIiahren<Thebuiig 
verbunden  uud  diese  Gebuhren  wirkten  wie  entsprechende  Steuern  auf  die  ()bjecto, 
deren  Yeifcehr  sie  betiafen, 

3.  Die  Btädtischeo  Octrois  oder  Eingangsabgaben. 

Sie  dienten  mehrfach  mit  zur  Erhebung'  einiger  der  unter  den  aides  genannten 
Abgaben,  besonders  ron  Wein,  Vieh,  Uoiz.  Sie  trafen  ansserdem  landwirch- 
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schafrliclie  ond  manche  andere  Artikel,  Als  alte  städtisrhe  Abgaben  kommen 
romehmlich  den  Stadtcasscn  zu  gute,  doch  Antheilc  daran,  wie  besonders  bei  den 
Getri&keoetrois,  and  indirect  städtische  Steuerloiatangen  dareas  flössen  auch  jetzt  noch 
•lern  Staat'-  711.  In  dor  Mitte  des  IT  .Inlirhuiulerts  wanl'Mi  «Ii-- Tarifsätze  stark  erhöht 
oder  va  erhöhen  erlaubt,  dafür  aber  dem  Staate  die  H&lfte  des  £rtra|^  zagesprocheu, 
to  nach  Ibnliehen  ronasgegangenen  Maanegeln  1668  dorch  Colbert.  nbo  zur  Zeit 
einer  ähnlichen  Finanzpolitik  in  Deutschland  (Preussen).  Weitere  KrhOhungen  in 
Kriegb/«n(en  erfolgten  nun  um  so  eher,  so  1710.  Auch  iliese^i  Octroisystcm  ist  be- 
ianntlicl).  nachdem  es  in  der  Revolutionszeit  zcrtrUmmcrt  und  verlassen  worden,  im 
19.  Jahrhundert  irieder  ein  Haupttheil  der  Comuiunalbesteuerung  <reirordon  und  dient 
anch  jetzt  wieder  mit  zur  Erhebung  der  tietriakesteaem  (Fin.  I,  3.  A.  §  59). 

§  63.  —  4.  Die  öalzsteuern. 

Sio  sind  vom  lö.  1^  Jahrhundert  immiT  schwerer  und  drückender  geworden 
durch  die  im  Haupttheil  des  Staatsgebiets  eintretende  starke,  mitunter  Übermässige 
EiMbaog  der  StenersAtze.  bz.  RegalpreiBe,  ftst  mehr  aber  noeh  durch  die  drttdrenden 
VerwiltBngsformen  fSalzconscription),  rnntrolcn  und  grausamen  Strafhestimnuine-ch 
(bin  za  Galeere  nnd  Todesstrafe)  ^der  den  immer  wieder  auflebenden  Salzschmoggel. 
LetaierOT  war  nicht  n«r  ron  der  See  md  m  den  Salinen  ans  nnd  an  den  Ormxen 
pegen  das  Ausland  im  Schwünge,  sondern  auch  im  Innern  des  Staates  zwischen  den 
Provinzen  mit  verschiedenen  Steuersystemen,  namentlicli  von  den  Landesfheilen  mit 
niedrigeren  Steuern  und  Saiicpreisen  in  die  anderen.  Wiederholt  werden  schon  seit 
dem  15.  Jahrhoadert  Reformen  geplant,  besenden  im  Sinne  einer  Ausgleichung  der 
provinziell  höchst  v«TscIiicdenen  Ahf^abcn  ntiti  etwa  der  Erhcbunir  der  Salzstener  als 
Frodnctionssteuer  bei  den  Salinen  (Uicheiieu).  In  einzelnen  rroriozcn  wird  audi 
Einiges  gelegentlicli  gebessert,  aber  die  ^uptttbeblinde  blieben  nnd  angesichts  der 
finanziellen  Schwierigkeiten,  einen  Ersatz  fur  den  Ausfall  zu  finden  und  den  Wider- 
stand der  privilegirten  und  niedrijr  besteuerten  Provinzen  zu  überwinden,  wagte  selbst 
noch  zuletzt  Necker  in  den  ITSOer  Jiihrcu  nur  an  tine  Uni  fication  der  Saizsteuern 
im  ganzen  Staate  und  an  eine  Ileraltsctznng  des  Salzpreiscs  auf  einen  mittleren  Betrag 
zn  denken  (adniin.  d.  fin.  II,  23  III  ( 'haracteristisrh  ist  dabei,  da->  bei  ihm  wie  bei 
anderen  Politikern  und  wie  es  scheint  auch  in  der  ölicntlichen  Meinung  die  Salzstener 
oder  das  Salzmonopol  vornehmlich  wegen  ihrer  rexalorfschen  Einrichtong  als  bedenJc- 
Hch  erscheinen,  nicht  aber  eigentlich,  weil  sie  ein  so  nothwendiires  Consuinptibil  trafen 
Bttd  unmässig  vertheucrten  und  so  als  Kopfsteuer  den  Druck  der  taille  noch  vermehrten. 
Die  Salzsteuer  wird  als  Verbrauchssteuer  viel  weniger  bedenklich  als  eine  Mehl-  oder 
Brotsteuer  gefunden  (Necker<.  Die  Veränderungen  iui  Einzelnen  nnd  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  können  hier  nicht  nah'T  verfolgt  werden.  Immer  neue  Erhöhane^en 
der  Sät2c  and  Preise,  besonders  bei  den  grandes  und  den  petites  gabelles,  und  ver- 
■elnto  Ckmtnleii  sind  die  Regel.  Hie  und  da  sind  blutige  Aufttinde  erfolgt,  s.  B. 
ab  die  Verpachtung  der  Salzinagazinc  au  Gesellschaffi  ii  von  Spcculanten  1548  statt- 
fand in  den  Provinzen  zwischen  Ocean,  Loire  und  Gironde  (Clam.  II,  141).  Aber 
auch  im  1 8.  JaJirhundert  noch  hat  keine  Steuer  zu  so  zalilreichen  Verfolgungen  wegen 
Centiavcntiooen  Anlass  gegeben  (Necker). 

Die  Grundlage  der  Gesetzgebung  bis  17S9  war  eine  revidirende  Ordonnanz  von 
Colbert  ron  1680  (Clam.  11.  636  fl).  Am  Schluss  des  ancien  regime  bestanden  fol- 
gende 6  Terschiedene  provinzielle  Systeme  der  Behandlung  des  Sidfams,  bez.  der  Salz- 
steuer (Mecker.  a<Iinin.  <1.  fin.  II,  C.  1,  bes.  p.  12  ff.  .Stourm  I.  308  ff.):  Dan 
Gebiet  der  seg.  graudes  gabelles,  c.  der  fhuizösischeu  Bevölkerung  amfassend, 
■it  Sabpreb  v.  c  62  L.  p.  Quintal;  das  Gebiet  der  petites  gabelles,  c.  V« 
BeföUcerun;;,  Preis  33Vä  L.;  das  Gebiet  der  Salinenprovinzen,  c.  der  Berfll* 
kening,  Preis  2 1 V*  L. ;  das  (iebi»jt  der  von  der  Salzstener  durc  h  Loskauf  b.  freiten 
Provinzen,  Uber  der  Bevölkerung.  Preis  6 — 10—12  fr.;  das  Gebiet  der  freien 
Provinzen.  Uber  V«  BerOlkening,  Preis  2—8—9  L.;  das  Gebiet  de^  „quart- 
booillon"  (Name  von  der  uq^nglichen  Verpflii  htunt:  der  privaten  Salzwerke,  den 
lierten  Theil  ihrer  labrikation  an  die  köu.  Salzmagazine  abzuliefemj,  nur  in  einem 
TheU  der  Normandie,  Preis  16  L.,  also  Preisdifferenzen  von  1  :  10—60  uid 
mehr!  Daher  eine  -  norme  Uebcrlastung  besonders  der  Provinzen  der  beiden  Gabelles, 
wo  in  Folge  dessen  auch  der  Consum  kaum  halb  so  hoch  als  in  den  anderen  Pro- 
vinzen war.    (Die  Statistik  des  Salzconsums,  die  freilich  des  Schmuggels  wegen  Fehler 
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onthült.  diente  frilhcr  nnd  auch  heute,  z.  B  fllr  Clamagoran.  um  die  Lage  der  H«  - 
völkerun^  zu  1>eurthcilcn  und  deren  Gesammtbeweguug  und  Zahl  zu  schätzen.)  Ka- 
inentlioh  in  den  Provinzen  der  grossen  Gahellcn  bestand  die  „Sal^conscription"  in 
■Her  Strongf.  Man  unterschied  hier  mehrere  Arten  des  Selzverkaufs  aas  den  Ma<ca- 
zinen .  b^^sonders  die  vonte  par  imput  und  die  ventc  volontair'-.  ntiile  Vt^r- 
kaaCsformeu  bildcteo  die  „Salzpt'licht"  (devoir  du  dcl)  und  beide,  trotz  dcä 
KftiDcns  auch  die  zirelte«  enthielten  einen  Ziranf  tvm  Salzkanf.  Bei  der  ersten 
im  Gebiet  der  Sal/.mafjazinc  an  den  Grenzen  vurd'  nur  -uich  im  Voraus  der  fJc- 
sam  in  tbctra^  Salz  IVstfji -M  t/.t,  der  mindestens  verkauft  worden  mussto  nn  i  di^r  tiom- 
gemiiss  zum  Abkaul  aul  die  Einwohner  rcuartirt  wurde,  der  grösseren  Scbmaggei- 
gefahr  wegen.  Bei  der  zweiten  Korn,  im  Gebiet  der  im  Innern  liegenden  ISagm^ 
zine,  "wurde  das  Mi  n  imal<]uantum  jeder  Person,  das  sii^  an  Salz  kaufen  momto, 
festgestellt.    Nur  darüber  hinaus  war  di  r  Kauf  ..freiwillig"  (Clam.  III.  222) 

Mancherlei  Misbbräuclie  bestanden  noch  ausserdem  bei  den  amtiicbcn  V  vrkäufüu, 
t.  B.  die  Liefemng  feuchten  Sahies.  wogc<;en  sich  die  Verordnungen  ftften  wenden. 
I><  r  Ertrag  der  grossen  und  klein*;n  Gabellen  Uberstieg  in  den  1770er  Jahren  40  MiU. 

L.  und  war  hi'ilior  als  dii;  Taille  dieser  Provinzen.  Die  Gabellt^n  und  sonsiiirt-n  Sal/- 
steueru  wurden  durch  Pächter  rerwaltet  und  bildeten  im  Ib.  Jahrhundert  einen  Thcii 
der  fermes  gtoMes. 

5.  Die  Tabakbesteuerung. 

Sie  kam  zuerst  im  J.  1625  auf,  und  zwar  in  Form  eines  Einfuhrzolls  für 
fremde  Tabake,  ausschliesslich  solcher  von  einigen  französischen  Colonicn  ^Sl)  sols 
p.  Pfbnd).  16(»4  wurde  dieser  Zoll  stark  ermAssigt,  aber  zugleich  ein  niedrigerer 
DiHerentialzuU  ftlr  französischen  rolonialtal)ak  aufgeh  -jrt.  Srhnn  lfi74  Rint:  man  ji»- 
doch  zum  vollen  Monopol  Uber  (endgiltig  geregelt  in  Ord.  r.  IGSl,  C'lam.  II. 
654),  wonach  Einfahr.  Cultur,  Fabrication.  Transport,  Verkauf  den  Privaten  untor 
schwt  ron  Strafen  v>  rbot<  ii  wurde.  Doch  wurdn  nach  der  Ordonnanz  noch  an  cinigon 
()rt<Mi  <1<  r  lioimisrhe  Taliaksbau  unter  (iscalisch'T  «^ontrolc  zng<dassen.  was  aber  niclil 
ausgeführt  worden  zu  sein  scheint  Nur  die  nicht  im  allgemeinen  Steuergebiet  einge- 
schlossenen Provinzen  (namentlich  Elsass-IiOthringcn)  entwickelten  daher  den  Tabak- 
Imu  und  versorgten  damit  das  Monopolg.'biet  mit  I^as  M()noi)ol  wurde  anfangs  fui 
500.0(M)  L.  verpachtet.  Dieser  Ertratr  stieg  bis  lTlf>  trotz  d'T  ilazwisrlnM)  Ii''irendori 
schworen  Kriegs/cit  in  d.-n  Pachten  auf  4 — 6  Mill.  L.  Danach  erfolgte  ITIU  di< 
Aufhebung  des  Monopol>  u.  sein  Ersatz  durch  einen  starit  differenzirteo  Einfuhrzoll 
der  am  \i''«lrig«ti'n  für  di.  Tabake  aus  den  nicht  zum  franzfls.  Steuer-  und  Zollgebi«- 
gehörigen  l'roviuzcn  (Ehiass,  Lothringen,  Flandern,  Artois,  Kranche-Conite)  w.ti 
(Clam.  III,  Indessen  kehrte  man  schon  1T31  zum  Monopol  zurttck,  nacli<len 

man  wahrgenommen,  dass  der  Schniue;gel  sieh  verm-lirt,  aber  die  Detailpreise  sirl 
ni' lit  .Tiniis^iiTt  haft.  ti  (('hini.  III.  21»'».  :v,\'i).  Von  Neuem  crfolirte  Verpachtnn«!:  <!»• 
Munupula.  ^clt  ll'.i^  uüt  an  die  fermes  g< nerales  und  mit  rasch  steigenden  Erträge 
nissen,  welche  grSsstcntheils  der  Vermehrunr  des  Gonsums  und  der  beweren  Bek&m 
pfnn>!:  dos  S -1111111  ugels.  f'twas  auch  Preisrrhöhiinjren  znzusrhn  ibL-n  waren.  Srhon  i 
den  17<»0er  Jahren  stand  der  Tabak  mit  22  Mill.  L.  im  (ieneralpachtaiisi  lilag.  Iii 
17H0  erhöhte  sich  dirse  Summe  auf  30 — 31  ,Mill.  L.  In  der  Otlenflichen  Aleinuii 
fand  das  Monopol  keinen  ernstlichen  (rogner,  obwohl  auch  bei  dieser  Einrichtuii! 
schwere,  ja  irrausame  Sfraf»-n  zur  Hekämpfufiir  S  limuffß'eN  liestanden.  N«»ckr* 
dachte  besonders  an  die  Beseitigung  der  Slonopolfreihcit  und  des  Tabakbaues  in  de 
auageschlossenen  Provinzen,  von  denen  aus  auch  der  Schmuggel  am  meisten  b«»triobe 
wuHe.  eventuell  mittelst  Ablösung  und  Entschidigung.  Auch  ihm  erschien  der  ein 
heimische  Tabaksbau  mit  dem  Mono|)ol  nnvereinbar.  Sellist  die  c«»iistituireiuK'  \'<^i 
Sammlung  und  die  radicaicn  Steuerpolitiker  der  Uevolutionszcit  zögerten  anfangs  ctw;i 
mit  der  B^^itigung  des  Monopols,  das  indessen  1T90  aufgehoMn  wurde,  am  nae 
versrhie-l  -n i  ti  Steuere\|i''rinientcn .  niif  Zollen,  Kabrikations^ji-iier  im  J.  ISIO  wir»«I« 
hertr<-st<*llt  zu  werden,  nunmehr  unter  Zidassuug  d«  s  iiil.iii'li-^ehen  Tabakbaues,  ab« 
naturlich  mit  Ausdehnung  des  Monopols  auf  das  uan/e  Staatsgebiet.  S.  bei  Clama 
geran  III.  passim  manche  slatistisrhe  Daten,  sonst  Necker.  admin.  d.  lin.  II,  Oh. 
be4.  Stourm  I.  ch.  14. 
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§.64.-6.  Zölle  und  tthDliche  Abgaben. 

Diese  YarhSltnkso  bieten  wiederum  für  oitie  kiia)i]jc  DarütcUuug  groäS'-  S«  liwicrig- 
VcifeD.  wearen  der  provinziell>'n  und  localen  Maniii^^taltigkcit  «liescr  Abgaben  nnd  der 
Coaflicte  der  rerächicduuen  poiiü^icheu  und  wirth^chaitlichcu  Tcudcnzca,  welche  sich 
hier  mit  den  rein  fisealischen  kreozen.  Beslrabnngen,  die  inneren  Zölle  m  beseitigen 
•  1<  r  doch  zu  vermindern  find  /n  pmuissigcn.  (JronzzöIIc  iraii/  an  ilir«-  Stelle  treten  zu 
la:»üen .  die  Tarife  nach  wirlhschaftspoJitischcii ,  protcctiouiätischeu  KUcksichten  i\x 
r  geln,  die  rornehmiich  ab  FliHUiSGÖlle  fengirenden  AnsftihrzOllo  avfeaheben,  bei  den 
EiofohrzöUen  (von  Oolonialwaaren ,  Luxusfabrikatcn)  da»  liscalisclic  Interesse  inelir 
20  rerfolgen  treivn  schon  seit  dorn  H».  Jahrlmndert,  dann  tUM-li  d<  utli"  her  seit  der 
Mitte  des  17.  Jahrhundert»  lier^or.  Hier,  wo  es  sich  nur  (un  die  linanzwlsseu- 
schafkKcbe  Behandlung  des  Zollwesens  handelt,  ist  auf  diese  coui)>IicirteD  Verhält- 
nisse nicht  einzujreli'-ti.  Ab.-r  die  wirtlis.  haftsiinlifisi  Ii.-  S.-it'-  d<fselben  ist  wichtiger 
als  die  üoanzpolilischti,  da  sich  alle  diu  manaigt'altigen  ^oUartigcn  Abgaben  selbst  bis 
Htm  Schlnas  des  ancion  ri'gimo  nicbt  zu  einem  so  bedeutenden  Elnnabmeposten  er- 
hobeii  hatten,  al>M.Iuf  und  in  Verblei' h  mit  den  anderen  indirecten  Steuern,  wie  es 
erM  im  19.  Jahrhundert  der  wesentlich  u.  selbst  allein  aus  Einfuhrzöllen  herrührende 
ioUertrag  geworden  ist.  «^Ertrag  der  „traites"  in  ilen  ITtiOer  Jahren  15  Mill.  L.,  von 
1S2  Mill.  in  den  fernies  g6n6r.,  tron  Welcher  übrigen  Summe  allerdings  Einiges  noch 
za  den  Zollen  iri  li  it.  (iesammtertrau'  aller  Z^ll«'  nach  N»  <  k.  r  II.  175  e.  22  Mill.  L. 
roh).  JL>ie  Gousomverbäitaiäsc  der  Ucvölkerung,  die  uuentwickuheu  Gommamcatioiu>- 
mittel,  das  bis  zn  ProUbitioBen  scbreitende  Scbutzzollsystem,  der  fiel  geringere  ans- 
viitige  Handel  erklären  diese  geringere  Bedeutung  der  Zolleinnahmen  ehemals,  ob- 
darunter  noch  so  manche,  im  1'*.  Jahrhundert  weggefallene  Erträge  „innerer*" 
n.  dgl.  mit  enthalten  sind.  Der  alterthümlichen  Einrichtung  des  Zollwesens 
entsprach  eine  altcrthUmliche  Tenuioologie  für  manche  Einnahmen,  welche  schon  im 
vori-rt-n  Jahrhundert  kaum  mehr  verständlich  war.  Der  Name  ..donanfs"  kommt  erat 
apat  auf.  Das  (ianze  erscheint  so  uns  Modernen  noch  chaotischer,  als  es  wirk- 
lich war. 

Man  kann  wohl  (ähnlich  wie  Nt-cker)  dreierlei  Haupturteti  von  Zfillen 
ojitencheidea :  Zölle  iin  Verkehr  mit  dem  Ausland,  Zölle  im  Verkehr  zwischen 
nebreren  Prorinzen,  Zölle  („LocalzOlle**)  ancb  in  derselben  Prorinz  an 
ri  Tüchiedcnen  Localitäteu  ^Städten,  Weg-,  Plussstellen,  Häfen  a.  dgl.  ni.).  Die 
letzteren  sind  z.  Th.  weggeldartige  Abgaben.  Eine  vierte  besondere  Kategorie  bilden 
die  Schiff fahrtsabgaben  (Tonnengelder)  in  den  Seehäfen.  S.  Claniageran, 
pasim.  im  Index  v.  vol.  III  s.  v.  douanes,  cinq  grosses  fermes  u.  a.  m. .  Ne<  ker 
ailniin.  d.  (in.  II.  eh.  4  (droits  de  traete),  Stouriii  II  eh.  IS.).  Neck  er  (II,  175  bis 
nitj  rechnet  lUr  seine  Zeit  von  22  Mill.  L.  roh  c.  12  Mill.  vom  ausländischen 
Handel,  wovon  Aber  */,  ron  EinfubriOllen,  5  Mill.  von  inneren  u.  Local- 
zdllen .  5  Mill.  von  Abgaben,  weli  he  mit  Salzsteaer.  aides  in  Verbindong  tteben, 
ind.  gewisse  innere  Abgaben  von  Colouialwaaren  u.  Schi  ff  fahrtsgelder. 

a.  Die  Zölle  im  verkebr  mit  dem  Auslande  werden  seit  dem  16.  Jabr- 
handeit  ans  finanz-  und  aus  schutzzollpolitischen  Rücksichten  besonders  entwickelt, 
*l».\a8-  und  Ein  fu  Ii  rzi.l  I  e.  anfangs  mehr  als  erstero.  dann  mehr  als  letztere. 
Sie  sind  aber  ebonfalhi  alten  Lniprungs  („Transitzölle"  an  bestimmten  Orten)  und 
verdflB  jetzt  nvr  sebirfer  zn  (frenizOllen  im  «oswirtigen  Verkehr  aasgebildet  (alte 
Namen:  trai!''  foraine.  r<>ve,  h au  t  p  as sa  e  .  i  m  pos  i  tion  forain  e).  Anfangs 
varua  es  gewöhnlich  allgemeine  mäsöige  (z.  B.  5  "/u)  Werthzölle  von  allen 
ein-  und  nnsgefttbrten  Waami,  mit  einzelnen  Freilassungen  u.  einzelnen  böberen 
ätzMi,  z.  B.  für  Wein.  Spiiter  wird  in  den  Tarifen  mehr  specialisirt.  Neben  zeit- 
Vdlifoi  od.  r  bleibenden  Prohibitionen  fiir  Ein-  oder  Ausfuhr  (letzteres  z.  B.  bei  (ie- 
trnde  sus  theuerungspolizeilichen.  militärpolitischen  (irundeu  —  10..  17.  Jahrhundert 
—  enteres  besonders  seit  Ende  d. ,  I7.  u.  im  18.  Jahrhundert  aus  gewer>)epolitischen) 
finden  sich  liesonders  .\usl'übrzt>lle  für  S  ta p el p r o d  u c te  (i.  B.  W  ein,  feine 
Leinwand)  u.  fUr  gewerbliche  inländische  Kohstoffe  sowie  höhere  Ein- 
fvbrzQlle  flir  LuxuscoikSQmtibilien  (z.  B.  1589  8.  lerantin.  Specereien)  o. 
faiuere  Fabrikate.  Die  tllgfMn<>inMI  Werthzölle  werden  z.  Th.  in  &peci fische 
l>ei  der  Ausfuhr  verwandelt  („traitc  domauiale",  z.  B.  1577).  in  einigen  Fällen 
Mch  bei  der  Einfuhr.    Wo  WerthzOUc  bleiben,  werden  amtliche  Waareniireisu 
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zu  Nrunclc  ;;ol<!gt .  die  •--^••wöhnlich,  inituntor  stark,  unter  den  wirklichou  stehen  TV  - 
souden»  iu  Zeit  der  Ucldeutwcrthung  im  16.  JahrUundert).  Die  ErliöUmig  die6cr 
Prelw»  ist  dann  ein  Mittel,  um  selbst  bei  dem  gleichen  Zollsatz  die  Zölle  sn  steigern 
(Beispiel  bei  Clam.  II.  233,  Tarife  von  1512  u  15S1).  Colbert  hat  durch  soinc 
berühmten  Tarife  von  1Ü64  u.  ](i(i7  in  dic;ie  Dinge  mehr  System  trcbracht  u.  d«  u 
8<;hut£Zollgeäichtäpunct  dabei  schärfer  eutvickelt.  Die  au^ärtigcn  Zölle  waieu  ebea- 
falls  meist  verpachtet,  in  Verbindong  mit  den  inneran. 

b.  Die  Zölle  im  intorprovinzialcn  Verkehr.  Um  sie  zu  verstehen,  masa 
man  an  die  Zollverwalton^cintheilung  clcs  Staatsgebiets  atikuüpfoii ,  eine  Eiutheilong:, 
welche  auch  für  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  wichtig  war.  Sie  erklärt  »ich 
historisch  mit  ans  der  EntwicUnng  des  Staafagebiets.  FOr  einen  HanptthdS  des 
letzteren  bestand  lani?e  Zeit  die  u.  d.  N.  „cinij  grosses  f-  rnn^s"  bekannte  Pacht. 
Sie  führte  davon  den  Namen,  dass  sie  5  grössere  Pachten  unifaüste  (^15b2.  Näheres 
bei  Clam.  II.  257).  Im  IS.  Jahrhundert  gehilrte  diese  Pacht,  zu  den  fermcs  ge- 
nerale s.  n  urde  aber  unter  dem  alten  Namen  bis  soletzt  als  ein  besonderer  T^eil 
unterschieden.  Dies  Gebiet  hiess  hiernach  das  der  „provincos  des  .'>  g:^osst•^ 
fermcs"  uud  umiasste  Mittel-  und  Nordlrankreich.  (.Die  einzelnen  dazugehörigeil 
Prorinien  bei  Nocher,  II,  169,  Stoarm  I,  471).  Daftlr  galt  der  Golbert'sch«  Tarif 
von  1664.  Eine  zweite  nnirefähr  ebenso  grosse  Provinzialgruppc  (prrivinces  re- 
put6o8  dtraugeres)  uuilasste  vornehmlich  den  Sttden  (sudlich  von  Lyon  —  Mou- 
lins  —  Rochefort,  doch  incl.  Bretagne  n.  Franche-Comtö),  mit  abweichendem  Zollsystem 
u.  besondrer  Verwaltung,  mit  rielen  Verscliiedenhoitn  nber  auch  innerhalb  Ihres  Ge- 
biets, in  den  einzelnen  Provinzen.  Eine  drifte  Gruppe  endlich  bildeten  die  neu  er- 
oberten Greuzproviuzun  (die  drei  Bisthumer,  Lothringen,  Elsass),  die  „proriuccs 
d*  etranger  offectif*,  die  gauz  ausserhalb  des  französischen  Zollsysleas  standen 
n.  diireh  eine  Zollliiii(!  !reg:en  die  altfranzösibcheii  Lande  g:ctrennt  waren,  aber  mit 
dem  uichtfrauzösiscbcu  (deutschen,  schweizeiischen,  österr.-nitMleriäadischen)  Gebiet  im 
Allgemeinen  frei  reifcehrten.  Die  interprovinzialen  Z6lle  trafen  nim  diesen  Yetkehr 
/wischen  den  Landesgruppen.  Aber  die  provinziellen  ZwiitoheMEOlUinien  hingen  auch 
mit  der  sonstii^en  Sfeuerrerfassunjr  zusammen.  So  hatten  seit  Alte  rs  die  uiit  aides 
belegten  Provinzen  gegen  diejenigen  Provinzen,  welche  diese  aides  nicht  mit  trugen, 
AasftthrsöUe  fttr  gewisse  Prodacte  (Clam.  n,  872). 

Frankreich  hat  wiederholt  Anläufe  gemacht,  alle  solche  provinzielle  Zwischeu- 
zölle  uud  was  an  soustip^en  verwandten  Abgaben  bestand,  zu  beseitigen  iVoräclUag' 
des  tiers  etat  in  den  K«uchsständen  1614,  Clam.  II,  441.  Vorschlair  der  Regierung 
1622.  diese  Linien  an  die  Auslandsgreuzen  des  Staats  zu  verlegen,  von  den  Provin- 
zialstioden,  mit  Ausnahme  rw  Bo^nd,  abgelehnt,  eb.  456).  Selbst  Colbert  aber 
irelanj^  nicht  mehr  als  die  Zusammcnfassunir  der  Provinzen  der  cinq  grosses  fermcs 
lu  £iu  Ausäcngronz-Zollgebiet  (1Ö64),  da  diu  anderen  den  Auschioss  weigerten. 
Kar  die  genannte  zweite  Grappe  wurde  dann  der  gemeinsame  TSrif  ron  1667  gc-^ 
geben.  So  blieb  Frankreich  bis  zur  Hevolution,  seiner  historischen  Eutwiddimg  ge- 
mäjis  ähnlich  wie  Deutschland  bis  zur  Grilndun^^  des  Zollvereins  (Ih34\  wenn  auch 
freilich  bereits  in  viel  {jeringerem  Maasse,  zullpol i tisch  und  damit  volkswirih- 
schaftlich  getheilt  Die  Einheit  des  Zoll-  und  Wirthschaftsgebiets 
durch  Auf'hebuntr  der  interprovinzialen  und  der  Localzöll'' ,  fieilicli  mit  .Viianahme 
der  stadtischen  Octrois,  hat  Frankreich  erst  endgütig  durch  die  Uevolutiou  erreicht 
(Aafhehnng  aller  inDwen  traites  o.  i.  w.,  46  TersMisiaener  n^lrails  looamf*  dniöh  Ges. 
r.  5.  Nor.  1790  im  damal.  Anschlag  21.7  MilL  L.) 

c  Eigentliche  LocalzOlle.  Die  unter  der  rorausgehenden  Rubrik  ge- 
nauuten  las'^on  sich  von  diesen  Localzrillen  i.  e.  S.  nicht  immer  unterscheiden.  Von 
letzteren ,  den  Ueberrcsten  des  älteren  Zollwesens  bestanden  die  zahlreichsten  und 
mannigfaltigsten  Im  Besilz  des  Königs,  der  Corporationou,  der  Grundherren,  Stifter 
(Stonrm  I,  473  sagt  fast  1600).   Auch  sie  sind  ent  in  der  Rerolntionsieit  gefiOlen. 

d.  Schifffahrts-  oder  Tonnengelder  trafen  endlich,  wesentfich  zum  Sdintz 

der  nationalen  Khederoi.  seit  1659  die  fremden  Schifie  in  französischen  Häfen.  Ein 
bekannter  Anlass  zu  den  Streitigkeiten  mit  Holland,  England  im  17.  Jahrhundert  (droits 
de  fret,  50  sols  p.  Tonne,  später  stark  erhöht). 
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§.  65.  —  7.  Verkehriglenern  und  Gebttbren  auf  Rechts- 

geschftfte,  Urkunden  n.  dgl.  a.   Hierher  gehören: 

a)  als  Vorläafer  des  modernen  EDregistrcmeot  und  Stempels 
die  alten  Siegel-  und  Kanzleigelder,  droits  de  sceau. 

Sio  sind  seit  deoi  15.  Jahrhundert  wiederholt  aui  neue  l-iille  au^cUebut,  im 
Tarifsatz  erhöht  vordcn  (so  1594,  1619)  und  haben  OfteiB  ai  Mtebrtachen  der  Be- 
aatefi  (ielcgenhoit  and  zn  Beschverden  Anlaas  gegoben. 

b)  Die  droits  de  contröle. 

Iö*^l  für  aasssergerichtlicho,  notarielle  u.  dij!.  A«  tc  einü-eführt,  allmählich  weifen 
aiugedtihut  (1705  zeitweise  aaf  Tauf-,  Heiraths-,  Ucgrübu issacteu ,  1706 
defikitif  auf  PrivatorinindeD),  eibOht  und  mm  einer  anfangs  bloas  fixen  Gebühr  (p. 
Papierblatt,  höber  p.  Pergamcntblatt)  zu  einer  glei-  lizeitiL-^  jnoporfionali  ii  Abgabe 
(17227,7,  fttr  Ade  bis  10,000,  Vj,  7,  über  J  0.000  L.)  eiilwickclt.  Zu  diesem  Be- 
huf nnuBton  die  betreffraden  Acte  «uszngiweiflo  in  ein  Öffentliches  Kegister 
eingetragen  werden  a.  dartlber  auf  der  Urkunde  eine  Eintragun^^  crfiilurca  (s.  u. 
a.  Clam.  II.  238,  217,  Stourm  I,  8<i5).  Dieso  Einrichtung  und  Abgabe  fiudct  sich 
wescutlicli  eb.  nso  im  heutigen  Enregistreuienf. 

c)  Eine  dritte  Abgabe  waren  die  droits  d' insiuuation. 

Eine  Formalität  bei  Acten,  deren  Bestimmaugen  zu  kennen  das  Publicum  in- 
terussirt  ist,  daher  Eintragungszwang  in  öfTcntl.  Kegistur  beeideter  Heamten  u.  Mit- 
theilaug an  die  Interessenten;  besonders  für  Srhcnkungen  unter  LebemloM  153".»  ein- 
geführt, allmählich  erweitert,  1553,  1703,  so  dass  eine  Ueihc  wichtiger  sonstiger 
Rechtsgeschifte  daron  betrolibn  müden  (Clam.  II,  110,  III,  T3%  auch  Legate,  mit 
Ausnahm!'  1708)  von  Schenkungen  u.  Li  <,rafen  von  Ascendenten  an  Desrondeiifen ; 
der  Steuenuitz  war  Vm*  ~  aosgcdeUotcren  —  „transcriptiou"  ist  im 

modamen  finuuOsffdien  Recht  lUe  lulnuatton  mttA  03tonrm  l,  395). 

d)  Die  vierte  Abgabe  endUcb  war  der  eenti^me  denier. 

Für  Eigenthnfflswechsel  Ton  Immobilien  unter  lebenden  nnd  Ton  Tcdes« 

wegen.  1705  eingefWirt  für  solchen  W  echsel  in  Folge  Heirathsvertrag»  und  Erbgangs, 
aoaser  in  directer  Linie,  später  erweitert,  zeitweise  auch  auf  „immeublc-^  fictifs" 
(Renten,  Aemter).  Die  Abf^abe  is^t  der  Vorläufer  der  ungemein  hohen  gegeuwunigou 
französischen  Mutationsabgabon.  Stourm  hat  nachgewiesen,  das«  die  «teien  tMh- 
ni^chen  Einrichtungen  dieser  Abgaben  schon  recht  foUkomnen  u.  den  gegenwirligen 
ähalich  sind. 

8.  Der  Stempel  (timbre),  wescutlicli  zur  Gatluug-  der  uuter 
Nr.  7  genannten  Abgaben  gehörend^  aber  legislativ  apart  ausgebildet 
and  technisch  etwas  verschieden. 

Die  Einführung  ab  „droit  de  formule'*  erfolgte  ior  Pamer  und  Pergament 
zw  Hentdlung  von  Urkunden  1655.    Die  Stempelung  wurde  aber  erst  seit  einem 

neuen  Edict  r.  1671  allgemeiner  durcligcsetzt.  Nur  gewisse  leichter  zu  erfassende 
Urknoden  waren  stempelpflichtig.  Tarif  von  16^0  u.  1748,  nach  (;rösse  des  Blatts 
(Clan,  II,  643,  HI,  ;^00).  Ertrag  zuletzt  au  6  Mill.  (Näheres  Stourm  I,  444  ff.). 
Auch  hier  waren  die  neuen  Grcnzprovinzon  von  der  Stempelabgabe  frei.  Ausser- 
dem bestand  im  IS.  Jahrhundert  die  oben  genannte  Papicr-V.rbrauchMteuer,  die 
Colbert  grossem  Widerstand  gegenüber  bald  wieder  hatte  fallen  lassen. 

Auch  bei  diesen  acht  Gattungen  indirecter  Verbrauchs- 
and Verkehrssteuern  gab  es  im  ancien  regime  nicht  nur, 
wie  bemerkt,  mancherlei  povinzielle,  locale  Verschiedenheiten  und 
Exemtionen.  Auch  Standes-  und  Personalpri vilegicn  (z.  B.  bei 
der  Salzstener)  durchlöcherten  ausserdem  das  Princip  der  „All- 
gemeinheit und  Gleiehmftseigkeit"  noch  bis  znletzt  mehrfach. 
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§.  66.  Die  Kegel  bei  den  meisten  dieser  Abgaben  war  die 
Verpachtung,  bei  welcher  im  18.  Jahrhundert  immer  mehr  die 
Neigung  benrortrat,  die  nächsten  Abgaben  in  Einer  Pacht  zn- 
sammenKttfassen  y  den  fermes  gönörales;  wohl  auch  mit  Rttck- 
sloht  anf  die  administrative  Zusammengehörigkeit  einiger  Gattungen 
nach  dem  Veranlagnngs-,  Gontrol-  und  Erhebungsdienst 

In  den  schwierigen  Zeiten  des  spanibchen  Erbfoltrckriegs  mosstcn  iodesson  dio 
/'"Iii!  der  5  grosses  formes  und  selbst  dit-  aides  und  .inli-  lles  und  dii'  sonst  mit  vor- 
pachteteu  Douianialeiukuuftö  iu  eigene  Kcgic  genouimeo  werden,  da  man  keine  Fäcliter 
dafir  fiuid.  Kach  aUgoueintrir  Bägie  kehrte  man  172S  zur  Paeht  zvrttclr.  Aoch 
bpäter  traten  noch  Wechsel  zwischen  B6gie  o.  Paclit  •  in .  einzelne  Steuern,  z.  B.  auf 
Leder,  wurden  in  Rcfrie.  andere,  /..  B.  auf  Stärkt^  ii.  r.ii-i.  r  in  Paclu  erhoben  I)i<' 
Unterschiede  zwischen  beiden  Systcmeu  waren  überhaupt  aber  uielir  nominell  ai« 
reell  («.  o.\  Die  Pachtcontracte  wurd«»  regelmlssijir  aof  eine  Reihe  tob  Jahren 
meist  tJ,  altpeschlosscn ,  auf  den  Namen  eines  Mifixlieds  der  Pacht^esellschaft,  in 
festen,  vom  i'ächter  zu  versprechenden  Summen,  mit  Veranschlagung  der  einzelnen 
Hauptarten  von  Abgaben  bei  den  fermes  gi  ueralcs,  mitunter  mit  Festsetzung  etwa» 
höherer  JahressnmmeD  Ukr  Prieden>jahre,  etwas  niedrigerer  für  Kricgsjabre.  Die 
Zahinngsbedingumjen  enthalten  manche  Nebenpuncte.  so  dass  aus  den  blossen  Summen 
des  PachtschiUings  die  Laät  der  Pächter  nicht  genau  lü  ersehen  ist.  Erhebliche, 
übrigens  verzinsliche  Vonchflsse  sind  zn  machen,  der  KOnig  behllt  sich  Antheile 
am  G«:wiMn  der  Pachter  vor,  wobei  so^ar  einmal  das  PabUcnm  in  Form  einer  Actieu- 
(^esellseliaft  participirt,  die  Zahlungstermine  werden  verschieden  }?eordnet,  ein  l^ixuni 
von  einigen  100,000  L.  lallt  bei  Abschluss  des  Veilrags  au  den  Gcueralcoutroleur, 
andere  Leistungen  zu  Gunsten  der  Beamten,  der  Pensionscassen  werden  den  P&cbtern 
auffreleLTt.  Durd»  dergleichen  u.  durch  die  steigende  Concurrenz  sind  im  Laufe  des 
IS.  Jahrhunderts  die  ehemals  grossen  Gewinne  der  Pachter  (so  noch  bei  der  Kuck- 
kehr zur  Pacht  1720)  jedenfalls  erheblich  verringert  worden.  (Viel  Details  bei  Clam., 
z,  B.  in,  412.  (iewinn  der  P&chter  1774  H.  bei  152  Mill.  Pachtsumme  der  Üormes 
g'Mier.  auf  G  Miil.  veranschlagt,  www  noch  1.604,000  L.  an  Pensionen  n.  an  gewisse 
betheiligtc  Per>onen  abiringcn). 

Am  SchlnsH  des  ancien  regime  war  al)er  das  Hedtlrfnis.s,  ans 
ad  minist  rativ-techni sehen  Gründen  zn  verpachten,  kann)  mehr 
da,  mehr  nus  creditpoliti sehen.  Uebrigens  bestand  zwischen 
der  damaligen  R(^>gie  nnd  der  Pacht  für  das  fiscalische  Interesse 
kein  sehr  erheblicher  Unterschied  mehr, 

V'jI.  die  Ausführungen  Neck  er»,  adm.  d.  fiii.  I.  l'M  H.  Pi  -  <lanialii;e  K'ei^ie 
war  eij^entiich  der  fenne  im  Wesentlichen  gleich;  dort  hatten  die  „rcgiäseur»"  einen 
Anthaiiaa  dem  eine  gewisse  Snmme  abersteigenden  Ertraji^e.  hier  der  KOnig  an  dem 
die  Pachtaamme  t^herstei^enden  Ertrage.  Regisseurs  und  Fermiers  hatten  das  Bc- 
triebscapital  zu  liefern  und  da>  L-alt  norh  als  Grnnd.  nicht  zu  reiner  Kigie  durch 
Staatsbeamte  mit  festen  Gohalteu  ubenugehen  (Nocker  1,  lüU  U'.).  Im  Uebrigeu 
trugen  die  Pachter  des  Rbico  «Ines  hinter  der  Vertragssumme  zarttcltbleibenden  £r- 
trsgb,  wahrend  dies  bei  der  Kögie  der  Staat  tmg.  Meckcr  hat  dnige  kleinere  RIgie- 
rerwaltnntT'Mi  in  Kiii''  (ieneralregrie  vv-int 

§.  t)7.  Die  t'ranzr»sis(  licn  Finanzen  am  Selilnss  des 
ancien  regime.  Trotz  der  Fülle  liistorischer  und  legislativer 
Details  and  statistischen  ätoifs,  welcher  für  das  franzrtsische  Finanz- 
wesen vorbanden,  verttffeotlieht  nnd  zum  Theil  von  l^ecker  an  bis 
in  die  neueste  2^it  ausgeseicbnet  verarbeitet  worden  ist,  bekommt 
man  doch  nicht  leicht  ein  zusammenfassendes  Bild  mit  genauen 
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Daten  znm  Zweck  der  YergleichuDg  mit  anderen  Staaten  und  mit 
der  beotigen  Zeit  Dies  liegt  nicht  an  Mängeln  der  ßcarbeitnng 
des  Materials,  sondern  an  der  ganzen  Organisation  der  früheren 
FinsDzverwaltiingy  welehe  prinzipiell  finanswissenschaftlich  ver- 
schiedene Einnahmen  ~  so  die  steuerartigen  nnd  privatreoht- 
liehen  —  und  Ansgaben  nicht  gehörig  anseinaaderscheiden  lässt. 

Die  Etats  und  BechnnDgubschlOase  entbalten  aach  wesentlich  die  Nettozalileo, 

iiiikm  von  den  Einnahmen  die  Erhcbiing:>kostcn.  aber,  zuinul  früher,  auch  oiiio  ^longo 
Aoäg^beii  ab^czogren  riod,  welche  uh-ii-h  /.ur  Zahluiii,'  auf  di*!  spc  iolleti  Kiiiiiahuu'U 
angeviesen  iraren.  Diese  Betrage  kamen  daher  utclit  au  die  Ut^iitral&tellc  und  nur 
der  om  sie  schon  feiittrzte  Eionahmebetrag  g^ait  hier  als  disponibel.  Bei  den  fermcs 
kommen  überhaupt  nur  di<>  F^-inc^trftge  in  di*;  Ke<  hQUigen.  (Vgl.  die  Etats  für  177911'. 
u.  deren  Berichtig-nn«:  Ixm  (  l  unatr.  III.  44'»  iL) 

Man  kann  nur  ersehen,  da.^s  die  EiDnahDicn  in  den  177()cr 
und  1780er  Jahren  schon  weitiiberwiegend  steaerartige  and 
diese  etwa  znr  kleineren  Hälfte  directe,  zur  grosseren 
indirecte  Verbranchs-  und  Verkehrssteaern  waren,  wobei 
nicht  zn  Tergessen  ist,  dass  die  verpachteten  indirecten  hier  mit 
SQ  kleinen,  weil  mit  Kettozahlen  erscheinen.  Bei  den  Ansgaben 
HÜlt  auf  den  ersten  Anblick  das  Vorwalten  der  Heeres-  und 
Marine  ansgaben  vor  den  CiviUmsgaben,  unter  letzteren  das 
weite  Zurückstehen  eigentlich  politisch,  kuUurlich  und  volkswirth- 
scbaftlich  produotiver  neben  einem  allerdings  relativ  und  absolut 
sehr  bedeutenden  Aufwand  des  königlichen  Hofs  und  der 
königl.  Familie  auf.  Bei  näherer  Betrachtung  und  einer  wenn 
aueb  nur  summarischen  Vergleichung  mit  den  jetzigen  Etats  zeigt 
sich  indessen,  dass  die  grossen  drei  Hauptposten  der  Ausgaben, 
Schuld,  Heer  und  Flotte  und  Civil-  und  Finan/.verwaltung  in  den 
letzten  Jahren  den  ancien  re«;iine  nicht  wesentlich  in  iliren 
Quoten  von  der  gegenwärtigen  Yerthciluog  dieser  Posten 
abweichen.  , 

Das  ist  das  Ke^ultat  folirender  Uebersichfeii,  der  ersten  nach  Clauiagerau 
(III,  4^1 — 153)  für  17T3,  der  zweiten  nach  Nrckcr  fUr  den  Anfang?  der  ITsOer 
Jahre,  wobei  ftir  dan  Yerbtändni.'-s  d>  r  <  iii/.eln*  n  Poston  auf  die  Erläuterungen  Nockor's 
verwiesen  werdrn  mass  (Einnahmen  1.  <  h.  1.  f-  hers  S.  .'Ut,  Ausgaben  II.  eh.  Ii', 
l'ebers.  S.  51U — 517).  Von  Nocker  sind  äoweit  als  möglich  Brutto etats  gebildet 
woideo,  die  aber  nnvemeidlich  viele  Schfttzunfrszahlcn  enthalten.  Die  Glamagcran'echen 
Daten  stellen  nur  partiell  einen  Bruttoetat  inif.  In  Nei  ker's  Zahl- n  1>  ziehen  sieh 
euuelne  Poeten  (so  die  Üctrois.  Necker  1.  24).  auf  cii^entlich  couintunale  Eiu- 
nahmen  mit,  wofllr  aber  auch  anter  dun  Aussahen  die  (ic{;enpoäten  stehen.  Wo  es  sich 
na  technische  Benennungen  handelt.  di<-  dent>ch  nicht  un/weideutii;  wit-der^c- 
tfebt«n  werden  kennen,  ^ind  di*'  franz<isisehen  Be/«i'hnnn?eii  .;cl»!icbeii.  I>ie  Iw-ili-n- 
folge  der  Posten  weicht  ^uui  Zweck  der  bed&ereu  kategoriäirung  und  byätematisirung 
TOB  damagertB  oiid  Neckar  ab.  Der  Werth  dea  Line  war.  um  177S  fast  nicht  grösser 
Bekr  ab  der  des  Frank  (14)2  fr.). 
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L  Etats  fttr  IIIS  in  MUL  L. 

A.  Ein itali tuen. 
1.  yicist  directe  u.  dgl.  Stoauru. 


Recettes  g^nir.   1S6.00 

(TaiUc  (1778]  66.17) 

(Gapitation  [176SJ  4 1.70 1 

(Zvanzir!:stcr  [1768]  84.0) 

Am  d.  pays  d'  6Ut  .    .   .   .  2S.68 

fdircctcu.iniHrccte'i 

ZwaniiigaJür  d.  Proviii/ccn  .    .  0.13 

von  Paris  .   .   .  8.88 
Capit.  V.  Par.  and  des  arts 

et  luuücrti    ......  2.U5 

Gapit  des  Hoft   0.45 

Steuer  des  „fremden**  Clenis  .  u.51 

Maltc^j.  Urden   0.10 

lOOstcr  d.  Aeinlcr  ....  2.00 
Zehnter      rotenne**,  Amorlis.- 

abgaben  a.  s.  w.  


28.96 
9.05 

14.91 
35.79 
23.10 


2.05 

15.58 
3.14 


8.  DoniHiicii  und  l-orbd-u 
wirthM  li.  Einkünfte"! 

4.  l'crme  dur  l'oäteu 
.Summe  1  —  4 


(pri7.- 


5.15 
173.95 

0. 10 
7.71 


374.96 


davon  weseutl.  Steuoru 

(1  n.  2)   360.85 

daroD  andere  (8  n.  4)  14.11 

von  diesen  Einnahmen  .,r»!in'*, 
d.  h.  für  andere  Ausgaben 

verftlirbw  (s.  o.)   .   .   .   .  214.96 


2.  Meiät  iudirocte  Steuern  (Vor- 
bianelis-  n.  YorkelinsL) 
Fermes  gcnOr.  (netto)     .    .  . 
davon  grand.  gabell.  . 
petiL  „ 
tnites    .  .  . 
aidcs  .... 
Tabak.    .    .  . 
dorn,  d'  Ocdd. 
(Abjjab.  von 
ameni.  Pro- 
dacten)    .  . 
•lom.  et  contröle 
Loilningen  .  . 
Zuächlä^e  *iazu  (neue  sols  pour 

livre)  

Paclit  r.  Papier,  Stärke  u.  s.  w. 
Pacht  V.  Sccauz  und  Poiäsy 

(Gonsnmtabg.)  .  .  . 
n<  isonflcre  Pachten    .  . 
Muuicip.-Octrois  .   .  . 
Flandr.  GonBomt.abg.  . 
Bögie  des  dr.  r6unies  . 
„    „  riserves  . 
„    „  bur  hypoth 
Grundherrsch.  Beohto  (p6agci>) 
Marc  d'or  (Gonst>  n.  PrivU.- 
taxo)  *..«•».. 
ZnfULEinltanlle  (melslindirect) 


182.00 


22.00 
1.48 

0.60 

0..S7 
l.OS 
O.SO 
8.92 
O.S.i 
4.79 
2.50 

0.40 
5.68 


186.90 


B.  Ausgaben  1773  ^Details,  abweichend  nach  Ergebnis:),  /..  Ii.  lUr  köu.  Uaos 
hier  87.28  U.  L.«  bei  danag.  m,  506). 


l.Hlclil-iaimirische. 


Köngl.  Haas  n.  Fam.    .   .  . 

•r>.oo 

()e1ialte  dea  Conseil  .... 

b.uu 

4.50 

Pensionen  

s.oo 

^ieheime  Ausgaben  .... 

s.oo 

5.00 

Caissc  des  am&rages  .... 

20.00 

Zinsen,  Erlisse  u.  Kosten  der 

8.00 

Bettler  u.  Yagnbondeu  .  .  . 

0.96 

109.16 

2.MilitirisGlie. 
Militär  Ausgaben  (incl.  Marfr- 

cbauss6)  

Marine  a.  CMonieat .... 


97.29 
86410 


Snmma  1  n.  2 . 


127.29 
230.45 
160.00 


3.  Abzüge  von  den  Einnahioen 

nimlieh  Zinsen  der  liuld  ii. 
Vemaltungbausgaben,  «»'lohe 
auf  Speciai-Einnahmecasscn 
aiti^'^e wiesen  varen,  Erbe* 
bungskostcn,  von  den  Steucr- 
pachteu  abgesehen  u.  &.  w. 
Sttmma  aller  Ansgaben  .  .  .  896.45 

II.  Nocker'b  Anschlag  für  den  Beginn  der  1780er  Jahre  in  MUl.  L. 

A.  Einiialnnen. 


1 .  \Vei>entlich  dircctc  Steuern. 

Zwanzigste   55.0 

Stcr  Zw^anzigster   21.5 

Taille   91.0 

Latus:  lti7.ü 


2.  Wcseutlieli  in  directe  Steuern. 

Fermes  gön^r.   166.0 

Kcgie  ginir.    ......  51.5 

Fermes  de  Sceaux  etc.  ...  1.1 

Utas;  2T8.F 
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Tniuport: 

Capitation  

Localaaflagca  

Steoera  des  Gtonu  .... 

iMr.  StoiRTii  Corsic.i>  c     .  . 
Par.  HauttenU  f.  GardctruitpLii 
Wegefrohndeii    oder  Steuern 
dafür  


3. 


A  II  d  e  r  e  Eimulnacii. 

Poäteu  

Messagerie-Padit  .  . 

Müii^c  .  ,  .  .  . 
Lotterie  .   .   .   .  . 

TotaLuuiuic  .    .    .  . 


167.5 

11. n 
2.0 

11.0 
0.2(5 
U.3 

20.0 
242.50 

10.3 
1.1 

Ü.5 

23.4 

5S5.Ü 


Trtnqvoit: 

Rctrit;     >  iiüudrcs  .... 

Ür.  de  marc  d'or  

Droits  Id  den  pays  d'  ötal 

Aidcs  V.  Versailles  .... 
Iitdir.  Stcueni  Conticas  c  .  . 
(leUireiitl.  EinkOnfte  (moibt  in- 

tlirecte  Ahg.)  

Verdcliied.  kl.  iiidir.  A'ii.'-.  .  . 
üewiiisiü  Abg.  au  Prinzen  u.ä.  w. 
Stenentnfen ,  Pfändungen 

(meist  V.  iii.Iir.  Al'^'  .)  .  . 
Donnniftic  üteucrariigc  £iuu. 

(meist  Yeikehiasteneni)  .  . 
Octrais  


218.6 
0.8 
1.7 
10.6 

r».n 
(1.34 

5.7 

2..5 
2.5 

IJS 

41.0 
27.U 

319104 


B.  Ausgalx.ji  im 

I.Hof  

Königl.  Haas  .   .  . 
Hauswache     .    .  . 
Gebäude  (meiät  f.Uof ) 
Aasgabeo  fUcHlnser 
Haus  d.  Königin 
kön.  Familie  .  . 
KOn.  Prinzen  .  . 
2. Schuld    .   .  . 
SchuldzijisfMi  .  . 
UUci/ahlungcu  . 
PensioiMn  .  .  . 
3.  Kri  irsdepartement 
Militär  .... 
Hsrine  .... 
4'.  A  US «r artiges  .  . 
5.  Stanfs  -  Civilrcrwal" 
tuiig  .... 
n.  Inner-!  A'erirnltaiif , 
Ju-tiz  .    .  . 
&itaati6ecret.  und 
Venraltbeamte. 
Itttnndnnten  d.  Plro- 

rinzcQ  .  . 
Polizei  .  .  . 
Jastiz.  .  .  . 
^Uröchauäse  (Art 

Geiiädarw.)  . 
Bettlerdepots  . 
(iL-niniriiibf . 
ProviuziaiaubgH  bn . 
Dgl.  in  Conüca 
Bes.  Ausg.  in  pays 

«1*  etat3  .  , 
Wohltbätigkeit. 
Baav.  Erhalt  d.Ja< 

stizgebände  . 
Drucluachea  . 
PostintttuL  II.  fttr 

heime  Aa^;ab.. 
Pariser  Pflaster 


—  33.7 
13.0 
0.2 
3.2 
1.5 
4.0 
3.5 
8.» 


207.0 
27.5 
28.0 

—  150.8 


Aufang  der  17S0cr  Jahr«'  ikh  Ii  Ncckr  r. 

b.  C  uku^u.  Unterricht 
K  Ire  hl.  Ausgaben . 
Bes.Auäg.d.  frans. 

Cierus .... 
Dsgl.  des  „frem- 
den" .... 
Lniversit.,  CoIIegs 
Akademie   .    .  . 
262.5  BibUothek  .   .  . 

Pflanzengarten  etc. 

c.  VoIkswirthsch.Ver- 
waltnng  .  .  . 

Brücken  nnd 
105.6  Chausseen  .  . 

45.2  Strusenlwii    .  . 

—        8.5  Gestttt  .... 

Ennuntcr.  d.  Han- 
62.122  deis  .... 

PostaQSgnben  .  . 
28.45  6.  Finanzverwaltung  . 

Erheboogskosten  d. 

4.0  Stenern  .... 
Kobtcn    des  kOnigl. 

1.4  Schatzes  u.  s.  w. 

2.1  Verschied,  (iehalte  . 

2.4  Gew.  Vcnjiitungcn  f. 

Steiicrrreihciten  V. 
4.0  dergleichen     .  . 

1.2  -  Orden  des  hl.  Gt^ls 
0.4  (Ehreosold).  .  . 
0.5  Venchied.  Ausgaben 
O.S  Unrorhergeäch.  Aus- 
gabe u  .... 

1.5  Zur  .\l)ruudung  .  . 
1.8                  T.Ausgaben  der 

Slldte  Q.  s.  w.  . 
O.H  Summe   aller  Aus- 

0.2  gaben  .... 

0.15 
0.0 


3.472  ~. 
1.« 

0.75 

n.Oi 

0.(i 

0.3 

0.1 

0.072 

30.2  — 

8.0 
20.6 
0.8 

0.8 
0.6 

66.378 

58.0 

2.0 
U.4 


o.S 

0.(J 

1.5 

3.0 
0.078 

—  26.0 

—  610.0 
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I)ict.c  l?ubricirunj^  oiifsprirlit  so  viel  als  möglich  »inem  luo^lt  rn.'ii  Staabjliaus- 
haUrfat.  Kinip'  Posten  lassen  sich  freilich  au<  h  anilers  vithcilcn .  z.B.  die  Pen- 
sionen unter  die  I- inaiizvcrwaliung  stcllcu.  Die  damaligen  Pen>ionen  sind  doch  bereits 
ub<  rwie<reDd  reell  ervorbeoe,  niclit  mehr  bloss  (jtlnstlingspensionen.  Im  heutigen 
fnuuösiüchtTi  Hudgot  \ver(li'n  sie  inde^scn  aurli  7iir  Srhuld  ^en  clirn  t.  I^ei  den  ein- 
zelnen Poston,  die  hier  unter  innere  Verwaltung,  Justiz,  u.  tinanzverwaltung  gestellt 
sind,  llffit  sich  die  Einreihnoir  nicht  gttnz  sicher  richtig  machen. 

Vergleicht  man  einen  s<tlclicn  Etat  der  letzten  Jahre  des  ancien 
regime  mit  einem  gegenwärtigen  franziisischen,  z.  H.  dem  tfir  1886, 
so  eigiebt  sich  wie  bemerkt,  in  den  Quoten  der  einzelnen 
Hauptrubriken  der  Ansgaben  kaum  eine  Veränderung! 
Das  Kriegsdepartement  beanspruchte  schon  damals  wie  jetzt 
etwa  der  Gesammtaiisgabe,  allerdings  etwas  mehr  damals  nnter 
AoRScheidimg  nicht  staatlicher  Ausgaben  (iHr  die  Städte,  die 
Strassen).  Aach  der  Sehnldetat  ist  in  beiden  Fullen  annähernd 
der  gleiche  (c.  44%).  ,,Das  Jahrhundert  der  Revolntionen''  hat 
also  hier  nicht  viel  geändert.  Nnr  die  Hofaus  gäbe  ist  seitweilig 
fortgefallen.  Die  gesammte  Civil-  und  Finanzverwaltnng 
verlangt  wiederum  eben  dieselbe  Quote.  Aber  die  Gesammtausgabe* 
bat  sich  absolut  von  1780  bis  1886  verfünn'ac  ht.  (1886  Ge- 
saramtausgabe  3170  Mill.  Fr.)  In  der  Nothwendigkeit ,  dafür 
EinnahmeD  zu  beschallen,  lag  das  Problem  für  die  französische 
Besteaerung,  die  sich  doch  annähernd  etwa  ebenso  entwickeln 
musste  und  das  anch  gethan  hat.  Die  übertriebene  Creditwirlb- 
Schaft  im  ancien  regime  des  18.  Jahrhunderts  findet  ihr  Analogon 
nur  wieder  in  deijenigen  des  modernen  französischen  Staats  im 
19.  Jahrhundert.  Alles  wohl  wiederum  Belege,  dass  die  politischen 
,)Verfassung8lbrmen"  anch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  wie  anf 
80  manchem  anderen,  wenigstens  in  Frankreich,  nicht  die  ihnen 
gerade  hier  so  gern  beigelegte  ßedcutuug  besitzen. 

6.  Abschnitt. 

Britisches  Finana-  und  Stauerwesen  bis  AnHuig  des  18.  Jahr- 
hunderts (1815). 

1.  Eiuieituug  und  Ucbcrsicht. 

§.  H8.  Wie  Frankreich  so  besitzt  auch  England  eine  tttchtige 
finanzgescbichtlicho  Literatur.  Es  erklärt  sich  dies  ebenfalls  aas 
der  frühzeitigeren  Ausbildung  eines  einheitlichen  Staatswesens,  fQr 
welches  das  beztigliche  legislative  nnd  statistische  Material  Uber 

Finanzsachen  zudem  durch  die  parlamentarische  Verfassung  leichter 
zugänglich  gemacht  wurden  ist.    Der  enge  Zusammenhang  der 
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Ffauuis-  und  bMonden  der  Stenerrerhftltnime  mit  der  OestaltuDg 
od  Weiterentwicklting  des  Staatsreebts,  luunentlieb  mit  den  Be- 
nehongen  zwiMben  Königthnm  find  Parlament  von  den  Zeiten  des 

Donnaniii>clien  Lehensstaats  an  hat  es  daljei  tnilicli  bewirkt,  (lans 
ra  tlen  meisten  Bearheituugcn  der  Finanz-  und  Steuergescliiehte, 
«elhst  in  den  hetretVenden  Spezialschrit'ten,  das  staatsrechtlic lic 
Moment  -  das  „finanzboheitliche'*  Gneist  s  —  vor  dem  uns  hier 
altein  näher  angehenden  technisch-administrativen  voransteht, 
iB  den  rechtsgesehichtlichen  und  staatsrechtlichen  Schritten  natürlich 
fottends.  Demnach  wird  diese  Seite  and  mit  ihr  die  eigentlich 
iatnawiaaenaebaldiebe  aacb  in  den  Werken  der  letztgenannten  Art 
liebt  in  dem  Maaase  wie  in  der  Regel  in  eontinentalen  Schriften 
Uber  die  VerbftltnisBe  eontinentaler  Staaten  nebensttoblich  bebandelt 
«der  nor  flllehtig  oder  gar  nicht  berflbrt.  Die  Einsicht,  dass  die 
wirUiche  Bedentnng  einer  Finanzmaassregel,  einer  Stener  erst  in 
der  Art  ihrer  praktischen  1)  u  r  e  h  Iii  h  r  n  n  ordentlich  hervor- 
tritt, m.  a.  W. ,  dass  auch  hier  die  SitMierve  rw  altu  ng  ebenso 
wichtig  und  mitunter  gelbst  wichtiger  :ils  die  S  te  u  e  rve  ri  a ss  u  n  «i; 
ist,  hat  in  der  englischen  Gesetzgebung  und  in  den  sich  an- 
%hliej<seDden  Verordnungen  and  Maassregcln  der  V^erwaltnng  snr 
Aosftlimng  frtlhzeitig  za  einer  besonderen  ßerUcksichtignng  der  . 
tBsfaDiaeb-administrati?en  Seiten  geftlhrt,  z.  B.  in  Betreff  des  Ver- 
tnhignngSTerfohrens  und  der  Erhebung  der  lUteren  direeten  steuern, 
der  Coramonal-y  Armensteoem/aneb  der  neueren  Einkommensteuern. 
Dadareb  ist  aueb  die  Aufmerksamkeit  der  Rechtsbistoriker  und 
selbst  der  allgemeinen  Historiker  auf  diese  Seiten  der  Finanz-  und 
Steoerverhältnisse  Enghiiids  mahr  hingelenkt  worden,  so  dass  die 
Üarstellungen  dieser  Schriftsteller  dem  Finan/tlieorftikcr  und  l'r.ik- 
tiker  in  diesem  I'unkte  mehr  zu  bieten  ptUgen  als  etwa  die  deut^clien 
j^hichtlichen  und  staatsrechtlichen  Werke  Uber  die  aualogen 
denr^rhen  Verhältnisse. 

Wie  die  allgemeine  und  die  Geschichte  des  rttlentlichen  Rechts, 
<o  bat  auch  die  englisehe  Finanzgeschichte  durch  die  nor- 
■anniacbe  Eroberung  einen  scharfen  Einschnitt  erhalten,  der 
mf  Jabrfauoderte  hinaus  bemerkbar  bleibt  Im  normannischen 
Lebensstaat  entwiekelt  sieh  ftühzeitlger  und  grossartiger  ein  selb- 
«tfndi<;es  staatliches  Finanz-  nnd  Htenerwesen  und  ein  geordneter 
•taaiÜilier  Finanzdienst,  welcber  sich  im  Schatzamt  (K\ebc«|uer) 

oberster  Cassen-,  Kecbmmgs-  und  Contmlinstanz  concer.lrirt. 
^eit  der  Magna  charta,  genauer  seit  der  sich  an  diese  ankuUpfendeo 
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Entwicklung  der  reicbsständischen  Verhältnisse,  specieü  seit  1297» 
entstellt  dann  ein  ibrmliehes  parlamentarisches  Steuer- 
be will ignnga recht  gegenüber  dem  Königthom,  das  anfangs 
mehr  nnr  fUr  direete  Stenern,  spilter  auch  Hlr  die  im  Uebrigen 
tarn  alten  Kronreeht  gehörenden  (alten)  Zölle  (besonders  an  den 
Hftfen,  für  den  auswärtigen  Verkehr)  und  für  nene  indireete 
Abgaben  (in  Form  von  Zöllen,  inneren  Accisen,  Verkehrs- 
steuern) eine  durchschlagende  praktische  Bedeutung  gewinnt.  Ilm 
80  benierkenswerther,  da  gerade  die  auf  Bewilligung  der  scutagia 
'  und  auxilia  bezüglichen  Artikel  12  und  14  der  Magna  Charta  iu 
die  späteren  Erneuerungen  oder  Bestätigungen  dieser  Acte  nicht 
mit  übergegangen  sind.  Durch  die  Ausbildung  des  FarUments, 
wobei  das  —  nicht  in  continentaler  Art  curienweise  Tagen,  sondern 
frühzeitig  erreichte  —  yereinte  Tagen  und  Lastentragen  der  im 
Parlament,  im  Oberhans  und  in  dem  in  Finanz-  und  Steuersacben 
früh  entscheidend  werdenden  Unterhaus  vereinigten  Terschiedenen 
Stände  und  Classen  wiehtig  wird,  wird  in  England  weit  früher  als 
anf  dem  Continente  der  Gedanke  der  Steuerpflioht  im  öffent- 
lichen  Interesse  eine  reale  Macht.  Er  führt,  auch  wenn  die 
Steuern  nur  auf  bestimmte  kurze  Zeiten  und  nur  ftir  bestimmte 
Verwendungszwecke  bewilligt  werden,  eben  doch  zur  Uebernahme 
von  Steuern  um  des  Staates,  des  „Gemeinwesens"  willen. 
Als  dann  die  langen  französischen  Kriege  und  die  inneren  dynas- 
tischen Kämpfe  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  das 
alte  ohnehin  yerminderte  königliche  Einkommen  aus  dem  D6- 
maninm  und  aus  den  früher  ungemein  bedeutenden  Lehens- 
gefällen  und  Hoheitsreehten  (Oerichts-,  Polizeihoheit)  un- 
zureichend machen,  wird  dieses  Einkommen  im  königlichen  wie 
im  Staatsfaiteresse  durch  Steuerbewilligungen,  besonders  von  ge- 
wissen Zöllen,  auf  die  Lebenszeit  jedes  Monarchen  ergUnzt  und  8o 
die  Steuer  eigentlich  schon  permanent  gemacht.  Beachtenswertb 
ist  dabei,  dass  bis  zum  17.  Jahrhundert  von' iudirecten  Steuern 
wesentlich  nur  Zölle,  besonders  die  Ausfuhrzölle  auf  die  eng- 
lischen Stapelartikel  Wolle,  Woll feile,  Leder  und  die  Ein- 
fuhrzölle auf  Wein  bestehen,  innere  indireete  Verbrauchssteuem, 
die  den  Briten  so  anstössigen  eontinentalen  „Accisen''  (excises), 
iogar  Bier-  und  Salzsteuem,  die  so  früh  auf  dem  Gontinent  be- 
liebten, dagegen  fehlen:  ahio  keine  Besteuerung  nothwen- 
diger  Lebensmittel  Auch  die  directen  Steuern  sind,  Ton 
einem  Theil  der  älteren  tallagia  und  der  nur  vorübergehend 
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Yoigekommeiieni  flbrigens  biswetten  classiiieirteii  KopfBtenern 
abgesehen,  in  der  früheren  Zeit  so  aufgelegt,  dass  sie  die  unteren 
Classen  frei  lassen  oder  nur  missig  treffen  (allgemeine  Ver- 
mögen-, Einkommenstenern,  Zehnter  und  Fünfzehnter, 
Grundsteuern).  Finanz  -  und  steuergeschiehtlicb,  mit  Rücksicht 
anf  Höhe  und  Arten  der  BesteneriiDg,  kann  man  wohl  die  Zeit  bis 
zur  ersten  Revolution  oder  etwa  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  als 
die  ,,Ultere  Periode'*  ziisamnienfasseu ,  wenn  auch  seit  dem  15. 
und  mehr  noch  im  16.  Jahrhundert  schon  erheblichere  Entwicklungen 
und  Lingestaltongen  gegen  die  frühere  Zeit  eingetreten  sind. 

§.  (>9.  Mit  der  ersten  Revolution,  der  Republik  und  der  Stuart'- 
schen  Restauration  beginnt  eine  zweite  „neuere  Periode'',  welche 
bis  cum  Scbluss  des  ersten  franzitoischen  Krieges  (1815)  gerechnet 
werden  mag.  Bei  immer  grösserem  Mangel  älterer  Einnahmen  ans 
Domanium,  Hoheitsreohten,  Lehensverhältnissen,  mehr  freilieh  noch 
wegen  der  allgemeinen  und  wegen  der  durch  Revolution  und  Kriege 
veranlassten  Steigerung  der  Ausgaben  und  bald  auch  wegen  des 
Anwaehsens  einer  grossen  verzinslichen  Staatssehuld  erlangt  die 
Bestenening  mit  und  seit  der  ersten  Revolution  eine  immer  grossere 
Ausdehnung.  Auch  die  neuen  Steuern  werden  bei  dem  Verbleiben 
der  Staatslasten  thatsHchlich  bleibende,  ganz  neue  Steuerarten 
kommen  aul,  die  älteren  werden  ergiebiger  gemacht,  vielfache  Ver- 
änderungen, oft  nur  Experimente,  im  17.  und  mehr  noch  im  LS.  Jahr- 
hundert deutlich  mit  unter  dem  Einfiuss  der  parlamentarischen 
Verfassung  und  des  Wechsels  der  Parteien  in  der  Regierung,  er- 
folgen. Die  älteren  Formen  der  directen  Hesteuerung  werden 
mehr  verbissen,  nachdem  die  Republik  mit  schwereren  directen 
Steuern  („Monatsanlagen"),  neben  ihren  indirecten,  operirt 
bat.  Im  Ib.  Jahrhundert  bleibt  die  directe  Besteuerung  von  \' er- 
mögen und  Einkommen  ganz  znrtlck.  Die  1692  neu  regulirte 
Landsteuer  (landta^)  wird  tbatsäohlicb  immer  mebr  eine  länd- 
liche Omndsteuer,  Übrigens  noch  mit  vrechselndem  (Friedens-  und 
Kriegs-)  Fnsse  im  18.  Jahrhundert.  Neben  ihr  besteht  nur  noch 
seitweilig  eine  Haussteuer.  Nur  in  der  Ausbildung  ziemlieh 
holier  directer  Luxusstenern  findet  im  18.  Jahrhundert  die 
indirecte  Verbrauchsbesleuerung  cinigermassen  eine  Ergänzung  zu 
Lasten  der  oberen  Classen.  Im  IJebrigen  ist  seit  der  Republik 
un<l  immer  mehr  in  den  folgenden  Kriegsperioden  der  Schwerpunkt 
der  Besteuerung  in  hohe  und  druckende  indirecte  Ver- 
brauchssteuern,  Zölle,   innere  Acciseu,   auf  Getränke, 
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Golonialwaaren,  jetzt  aaeh  Salz  and  sogar  anf  Mannfaotnr-  and 
Rohstoffe  gelegt  worden:  im  Gänsen  doch  eine  zu  einseitige,  von 
Classeninteressen  der  höheren  Stfinde  nieht  freie  Stenerpolitik. 
Daneben  beginnen  auch  die  Verkehrsstenern  in  Stempelf orm 
nnd  die  Erbschaftsstenern  sieh  zn  entwickeln.  Jede  dersabl- 
reicben  Kriegsperiodeu  des  18.  Jahrhunderts,  besonders  der  spanische 
Krhfolgekrieg,  der  siebenjährige,  der  amerikanische  l'nabhUng:ig- 
keitskricg  führt  zu  einer  grossen  l)lci!)en(len  Schuld-  und  Steuer- 
vermehrung. In  den  Kriegen  der  Iranzüsiscben  Revolutionszeit 
geht  diese  Entwicklung  nur  noch  schneller  und  stärker  vor  sich. 
Üic  enorme  indirccte  Hesteuerung  wird  liier  aber  wenigstens 
durch  Ausdehnung  und  Steigerung  der  directen  Luxussteue  rn , 
der  ICrbscbattsstenern  und  besonders  dnrch  eine  sehr  hohe 
iCinkommenstener  ergänzt  Eine  Übrigens  schon  ältere  englische 
Eigenthttmlichkeit  ist  die  Bestenening  gewisser  Gewerbe  in  Form 
von  Licenzen,  wesentlich  zur  Ergänzung  der  Verbrauchssteuem 
(Wirthschaften ,  Schankhänser  nnd  andere  derlei  Gesehäftey  be- 
sonders fttr  accisepflichtige  Artikel). 

Ergiebiger,  beweglicher^  mehr  dem  Finanzbedarf  nnd  seinem 
riesigen  Wachsthnm  sich  anschmiegend,  als  die  continentalen ,  be- 
sonders die  deutschen  nnd  französischen  SteuerBvsteme,  war  das 
britische  im  18.  nnd  bis  zum  Heginn  des  U*.  Jahrhunderts  gewiss 
geworden.  Manches  Einzelne  war  seit  dem  17.  Jahrhundert  hol- 
ländischen Mustern  nacbgcahnit.  Ende  des  \X.  Jahrhunderts 
scheint  Ad.  Snuth  auf  die  Stciierpläiic  der  Pinanzmänner  einen 
gewissen  Einfluss  erlangt  zu  haben.  Die  ganze  Besteuerung  mit 
ihren  Zcdlen,  .\eciscn,  Verkehrssteuern,  hohen  Luxussteueru,  Erb- 
sehalts- und  Einkommcnstenern  entsprach  den  Verhältnissen  eines 
Landes,  dessen  Volkswirthschal't  aus  der  „Agriculturperiode^'  in  die 
„Manufactnr-  und  liandelsperiode^'  hinüber  gelangt  war,  einiger- 
massen,  wenn  auch  das  Zollsystem  nicht  nur  naeh  seiner  proteo- 
tionistischen,  sondern  aueh  nach  seiner  fiscalisehen  Seite  dem 
Handel  schwere  Lasten  nnd  BeUlstigungen  auflegte.  Da  wenigstens 
ausser  Salz  die  nothwendigsten  Lebensmittel  von  inneren  Aeoiseo 
frei  waren,  bei  den  damaligen  Productions-,  Bezugs-  und  Absatz- 
yerhältnissen  die  Znlle  dafIHr  (Komzölle)  auch  nieht  erheblieh  ab 
Hclastungs-  und  Vertheuerungsmomente  in  Hetracht  kamen,  und 
die  „kleinen  Leute'*  sonst  kaum  directe  Staatssteuern  zahlten,  so 
war  eine  solche  I  cberbilrdung  der  unteren  Classen  wie  in  Frank- 
reich durch  Taille,  tictrankc-,  Salzsteucru,  Üclrois  oder  auch  wie 
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in  Preussen  durch  ContributioD,  Salzregal  und  Accise  zwar  in  Eng- 
land Dicht  vorhanden.  Die  Korn-  nnd  ViehzöJle  wirlLten  erst  nach 
dieser  Zeit  in  unserem  Jahrhundert  sti&rker  nach  unten  sn  belastend 
ein,  wenn  auch  die  älteren  Korn-£xportprilmleii  wohl  etwas  preis- 
ateigemdeo  Einflnss  hatten.  Aber  von  einer  nur  leidlich  gleich- 
mftssigen  Besteuerung  der  einzelnen  Volksclassen  und  von  einer 
Vertheilung  der  Steuerlast  nach  richtigen  Tolkswirthsehaftlichen 
OrOnden  konnte  auch  in  Orossbritannien  nicht  die  Rede  sein.  Die 
eigenthtlmliche  Gommnnal-,  auch  Armenbesteaerung ,  mit  ihrem 
leitenden,  partiell,  aber  eben  doch  uiir  partiell  richtigen  Grund- 
satz, wesentlich  bloss  den  Benutzer  von  Realitäten  zu  belasten, 
beruhte  wenijj^stens  auf  einem  klaren  Trinrip.  Die  Staatsbesteuerun«^ 
erscheint  dagegen  schon  vor  den  iranzösischen  Kriegen  und  volieudti 
am  Scbluss  derselben  doch  ebenso  systemlos  als  masslos. 

S.  über  die  britiäche  Tina  n/Iit  e  ratti  r  Via.  I,  'A  A  S.  55  u.  57.  ÄelterM 
IiaQptw<  rk  für  die  ältere  Zeit  ist  Th.  Madox,  history  aiid  antitiuities  of  tb«^  exrhe- 
luer  of  the  Kin^s  of  Kogland.  2.  e<l.  Loiid.  1769,  2.  vol.,  uo<  h  heute  nicht  ganz  er- 
s^'tzt,  auch  Gnebts  Darstellung  il<  r  be/uelicben  Pwlieen  mehrfach  tnit  zu  (inimle 
lif'zend.  Ferot-r  Sinclair,  hist.  ot  Üw  publir-  revonue  of  ilie  l»rit  •  mpire  2.  m-I  a.  ed. 
Lood.  1^U3.  Cuuoiugham,  bist  ol  customs,  aidü,  ttubi>iUitiä  etc.  ir.  Will,  tbe  eoQ«iueror 
to  the  ycar  1778.  3.  ed.  Lond.  1778.  Donbleday,  fiDUcial  etc.  bisterf  of  En^l., 
T.ond.  1S47.  \V.  Taylor,  bist,  nf  lavation  of  En<^l..  Lon«i.  is'tn.  Jetzt  voraehrolich 
das  vichtigstc  und  uinfaä!>endäte  neue  Fachwerk  :  St.  Doi^oll,  history  of  taxation  and 
taxes  in  England,  from  tbe  earliest  timcs  to  the  present  day  (I^hS),  4  vol.  Lond. 

welchem  Werke  eine  skctcb  of  tbe  bbtory  of  ta\«  s  (Lon<l.  isTH)  voran^iu)^. 
Kecbt  zweckmässi?  ist  hi  r  in  (!••»  beidtMi  ersten  Bänden  di«  Kut«  icklun-rsgeschichf»* 
der  Gesammtbesteuerung  und  der  damit  zusammeubängenden  i  inanzverhultuiäse  (andere 
EiDsahneo,  Anwaben,  Staatachold)  In  forthnifender  Oantelliing  g;egebeo,  mit  Rttck- 
sirbt  auf  die  politisch-  n  und  allLronieinon  jresrhiclitlirli.  n  ^'crh^^Itnissl■ ,  olim'  di<  ^en 
jedoch  (rieUeicbt  von  dem  etwas  breiten  Kiugcben  auf  die  pariamontamcben  Xiegierangü- 
vechtel  im  18.  und  19.  Jabrbandert  abfMehen)  znriel  Ramii  zo  »idmeD,  Im  den 
beiden  folgenden  Bänden  werden  dann  in  systematischer  Reihenfolge  die  efntdneii 
Steuern  in  ihrer  Eiitwii  kt  hinir  und  ihrer  administrativ-t.  -  bni->clicn  Einrichtung  g'-nancr 
bebandelt  Dowell's  Werk  Uegt  der  iulgeuden  biuiü  vurnehmüch  zu  Grunde.  Au« 
der  deutschen  Facbliteratar  ist  das  Hauptwerk  W.  Vocke*s  rortrefliicho  „Geschichte 
d«^  Stenern  de«  britischen  IJ-  iches".  Leipz.  von  di  m  eine  nf^uc  Auflage  und 

Fort^tzung  bis  zur  liegen  wart  erwUuäcbt  wäre.  Veckes  Werk  bebandelt  uiaucbe 
teeboiaeh'admlnistratiTe  Panctu  TorzDglicb  und  eingehender  als  6 n eist  and  selbst 
ali  Dow  eil,  wie  <s  ttberhaopt  aui-h  durch  des  letzteren  Werk  nicht  ersetzt,  wenn 
aach,  wie  gleichfalls  durch  (iueist,  d:t  und  dort  berichtifTt  wird.  Ks  hat  den  Vorzu» 
einer  streng  systeuiatisirenden  und  dadurch  manche  i^uncte  be^er  als  die  rein 
historische  DarstoUong  kl&rcndon  Bebandlang  des  StoH's  vor  anderen  Werken  rorans. 
Für  das  15.  und  16.  .Jahrhundert  bittet  (i.  Schanz"  ..englisch--  Handi-lspolitil  gcireii 
£adc  des  MiUelaltors"  2.  Ü.  Lcipz.  i'sbl,  passim  Einzelnes,  boi»ouders  gehört  der  Ab- 
sckaitt  Qber  die  SSSlle,  fi.  1.  8.  1  £,  hierher.  Sonst  auch  Port  er 's  progr.  of  the 
nitfons.  Tooke's  hist  of  piioes  (deutsch  r.  Asher),  L.  Leri,  hist  of  brit  eonmeree, 
Lond.  isTl. 

Die  reiche  vcrfassongsgescbichtlicbe  und  verwandte  Literatur  behandelt,  wie  bc- 
■korkt ,  die  Finans-  vnd  Stenerrerhiltnisse  mehr  oder  weniger  eingehend  mit  Ueber- 

sieht  der  wichtigeren  neueren  Werke  in  Müblbrecht's  Wegweiser  S.  286  und  in 
dri.  Notf-n  der  Gneist's'  lien  S«  liriftcn.     Fnt'  r  ilen  neneP  ii  ist  als  .-iurs  der  besten 
uiiii  uiiil;i.»<-nd>tcn  W.  Stubb:»'  coubiiiiiliunal  histury  zu  ucuneu.    liier  uiuas  an  ge- 
A.  Wsi;ner,  Ftataivbwmrhalt.  lü.  11 
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nUgen,  auf  Gn  eist 's  bezügliche  Werke  hinzuweisen,  in  denen,  meistens  in  den  A 
schnitten  von  der  „Finanzlioheit",  die  wichtif?^)teu  Punctc  der  geschichtlichen  Er 
Wicklung,  der  Verlaääung  und,  besonders  bei  den  directen  Steuern,  auch  der  An 
fUhmng  und  Venraltong  d«r  Beitomranf  klar  daigeatellt  werden.  S.  K.  Gneii 
englische  Verfassungsgcschichtc.  Bcrl.  18S2,  dcrs.  das  englisr  lic  V.  rwaltungsrecl 
2.  Aufl.  Berl.  1867,  2  B.,  3.  Aufl.,  „nach  deutscher  Svstematik  umgestaltet'',  2. 
Berl.  1883  —  84,  femer  Selfgoremment,  Comnanalrernssnog  u.  s.  w.  in  £DgUn 
fierL  1871;  dazu  die  jtlogst  erschienene  klriii  rc  Schrift:  das  englische  Parlament 
t.nisi  ndjähriiren  Wandlunp^tm ,  Berl.  ISM».  Register  und  penaiiere  Inhaltsübersicht" 
erleichtern  die  Auffindong  der  Darstellungen  der  hoanzielieu  VerbalUiiase  in  (incisi 
fnmsen  Werken.  Aber  anch  in  den  anderen  Abeebnitten  findet  sich  mandie  beaehfen 
wi-rtlip  That5iache  und  Aeussernni^  über  en«rlische  Finanz-  und  Steuersachen,  wei 
uan  auch  die  englischen  Vorgängen  sich  anschliessende  principiellc  steuerpolitiscl 
Ansicht  (ineist's  über  direote  und  indirectc,  fersoual-,  lieal-,  Verbrauchssteuern  ui 
deren  spedelle  Terwendong  für  Staats-,  Goaunanal-  nud  Reichszwecke,  als  zu  ael 
zugespitzt  und  complidite  Fragen  nach  einer  tu  einfachen  Formel  tosend,  nicht  gm 
theilcQ  wird. 

2.  Aeltere  Periode  (bU Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  ode 

bU  zur  ersten  Revolution). 

§.70.  —  I.  Angelsächsische  Zeit.  Es  ist  nicht  Ubei 
laschend  und  nur  ein  neuer  Beleg  für  die  abgesonderte  Eni 
Wicklung  der  britischen  Inseln,  dass  von  der  auf  diesen  eins 
ebenfalls  eingeführten  römischen  Steuerverfassung  nach  der  Ver 
treibung;  der  römischen  Herrschaft  nicht  einmal  Spuren  zurttck 
geblieben  zu  sein  scheinen. 

In  der  angelsächsischen  Staatsbildung  ist  der  König,  wi< 
in  der  Mnkisohen  Monarchie^  flttr  seinen  Hof-  und  Hansbedarf  nn< 
für  die  zum  ROnigtfaum  gehörenden  Offentliehen  Thfttigkdten  gleieh 
falls  vor  Allem  auf  sein  grosses  Do  man  tum,  das  er,  wie  ander« 
GroBsgrundbesitzer  als  Privateigenthnm  (böcland)  besass,  angewiesen 
Dazu  traten  Einkünfte  aus  nutzbaren  Rechten  an  öfTentlichem ,  Ein- 
zelnen zur  Nutzung  Uberlassenen  Land  (folkland),  besonder.«« 
wohl  Naturallieferungen.  Aus  dem  obersten  Verltlgungsrecht  des 
Königs  über  das  Folkland  und  über  die  darauf  angelegten  Häfen 
und  Strassen  wird  bereits  in  dieser  Periode  ein  bis  in  die  spätere 
Zeit  (selbst  noch  bis  in  das  17.  und  18.  Jahrhundert)  anerkanntes 
Recht  des  KOnigs  zur  Regelung  des  Verkehrs  der  Märkte,  dea 
Handels  u.  s.  w.  und  hieraus  wieder  das  Beoht  zur  Bezolinng; 
des  Verkehres  abgeleitet  Zolle,  Steuer-  und  gebflhrensrtiger 
Natnr,  sind  also  aueh  In  England  uralt  Die  Verpflichtung  zur 
Stellung  und  Ausrüstung  von  Schiffen  seitens  der  Shirea 
und  Hundertschaften  in  Kriegsgefahr  führte  wohl  bereits  tu  stener- 
artigen  Zahlungen  („Zwecksteuern"),  um  die  betreffenden  Kosten 
aufzubringen  (^,IScbiffgeld'^).    Hauch-  oder  Ueerdsteueru 
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sind  nicht  ganz  unbekannt.  Zar  £infltthrang  einer  eigentlichen 
directen,  annächst  amserordentlichen  Steuer  flihien  sodann  die 
Kimpfe  mit  Dinen  und  Normannen.  Zor  Zahlung  Ton  Trihnten 
wird  eine  Hafen stener  von  allem  Qrandbesitz  erhoben, 
von  der  hida  la  100,  bea.  120  Acres,  das  sog.  Dftnengeld. 
Diese  später  im  Betrag  für  die  Hafe  fixirte  Steaer  bleibt  dann 
eine  nnperiodische  königliche  Abgabe,  welche  besonders  bei 
drohender  Kriegsgefahr  gefordert  zu  sein  scheiut.  Förmlich  auf- 
gehoben wird  sie  am  Schluss  der  angelsächsischen  reriode  unter 
Eduard  dem  Bekenner,  doch  kommt  der  Name  noch  in  der  nor^ 
mannischen  Zeit  vor,  vielleicht  nur  als  Belastungs-  und  Vertheilungs- 
tüss  anderer  Abgaben.  Weitere  mannigfaltige  und  im  Gesammt 
betrag  erhebliche  Einkünfte  von  schwer  genau  zu  bestimmendem, 
Uberwiegend  jedoch  wohl  gebührenartigem  finanzwirthschaft- 
lieben  Charakter  knUpfen  sich  an  die  Ausübung  der  Iloheits- 
rechte,  besonders  der  Kriegs-,  Oerichts-,  Poliaeihoheit  and 
an  einsehie  besondere  Gerechtsame  (an  Forsten,  an  gewissen 
Bergwerken,  Strandgut,  herrenlosem  Gut  u.  s.  w.). 

Doirell  I,  S— 12,  Gneist,  englische  Verfa83.-Cta8chichte  S.  8,  24—29,  S.  174, 
Note,  wo  die  plausible  Meinung  ffcäussort  wird,  das  in  der  normannischen  Zeit  <»r- 
wihute  „Dänengeld"  einzelner  (jrundi>tii<  kc  sei  hier  die  teatstchendc  alte  Taxe  des 
«imndertrags,  nach  der  die  späteren  tallagia,  dona,  anxilia  aufgelegt  woidea  seien. 
Bei  der  Torherrschenden  Naturalwirthschaft  und  d<  n  nian<  h<'rlei  Verpflichtangen  der 
Besitzer  and  fiebaaer  de»  Folklaud  zu  Leiätangeu  und  Lieleruiigen,  ferner  bei  den 
ans  der  Kifegilioieit,  Polizeiholieit,  G^chtdididt  messenden  Lnenstpflichten  (Burg- 
)>au).  Schutzabgaben,  Bussen,  welche  letzteren  auch  in  der  angelsächsischen  Zeit  be- 
reits wichtiiT  sind.  Mässt  sich  anch  in  Enirland  wie  auf  dem  Continent  der  Ökonomische 
und  rechtliche  Charactcr  einer  Abgabe  u.  b.  w.  in  dieser  Periode  nicht  sicher  f^t- 
itdlen.  Namentlich  bldbt  die  Entscheidung,  ob  eine  toktt»  Abfsbe  als  virUidia 
Steuer  aufzufaijsen.  Öfters  streitig.  Die  englischen  Autoren  nehmen  es  hinfigar  an, 
als  Gneist  und  and'Tij  I'-  utsch<'. 

II.  Zeit  des  cuglisch-normauuischeu  Lebensstaats 
and  seiner  Fortbildung  bis  zur  ersten  Revolution. 

§.  72.  Die  normannischen  Herrscher  haben  das  bestehende  angel- 
sächsische Finanzrecbt  und  die  daraus  fttr  den  Ktfnig  folgenden 
Gerechtsame  und  £inkttnlle  im  Wesentlichen  erhalten.  Durch  die 
QDgemein  ausgedehnten  Confiscationen  wurde  aber  das  Domanium 
snaaerordentlich  vergrOssert  Die  VergebuDg  des  Landes  nach 
Fendalreeht,  an  Kron?a8allen  und  von  diesen  an  AftenrasaUen, 
die  voUstftndige  Einblirgerung  des  Feudalsystems  und  die  im 
Mebsten  Maasse  fiscalisehe  Ausnutzung  der  Hoheitsrecbte 
hat  dann  zu  einem  umfassenden  System  von  Dienstpflichten, 
Leistungen,  Abgaben,  Gebühren,  Bussen  geführt,  welche 
EiukUulte  dem  Finanzwesen  des  normannischen  Lehensstaats  sein 
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besonders  charaoteristiaches  GeprUge  geben.  CbaimcteriBtiscb  im 
Ilnterscbied  zu  den  conti nentalen,  den  französiscben  und  deutschen 
Verhftltaiasen  übrigens  doch  weniger  naeb  den  PrineipieQ,  welche 
der  Entwicklung  zn  Gmnde  liegen,  als  naeb  dem  Grade  dieser 
Entwicklong.  Man  kann  die 'betreffenden  Leistungen  und  Abgabeo 
(grundberrlicbe,  leboisberrliobe,  königliche  gebtthren-  und  stener- 
artige)  wohl  in  drei  Classen  bringen:  solche,  welche  die  Dorna- 
nifttbevlllkerung  auf  Domanialland,  solche,  welche  die 
im  Lehens  Verhältnisse  stehen  de  Classe  und  solche,  welche 
die  «rc  summte  Bevölkerung  als  königliche  L'nter- 
thaiien  betrafen. 

1.  Besondere  Leistungen  der  Domanialbevölkerung. 

Das  Domanialland  zerfiel  in  die  Forsten,  in  das  an  länd- 
liche Pftchter  (tenants)  vergebene  und  in  das  Land,  auf  dem 
Städte  und  Flecken  mit  Grundzins  angelegt  waren.  Die 
ländliche  Bevölkerung  hatte  fttr  den  Hof  Naturalien  zu  liefern,  die 
aber  frtlbzeitig  in  feste  Geldabgaben  verwandelt  wurden  (unter 
Heinrich  I.,  Anlang  des  12.  Jahrhunderts).  Die  Veranlagung  er- 
folgte gral'schaltsweisc,  der  SheritV  erhob  die  Kenten  und  führte 
sie  an  die  Schatzkamnier  al).  Das  ursprünglich  iihnliclie  \'erhält- 
niss  in  den  Städten,  wobei  die  städtischen  Kenten  durch  den  Sheriff 
gesauiniclt  und  zu  den  Gralschaltsrcntcn  geschlagen  wurden,  er- 
fuhr allmUhlich  die  \  eränderung,  dass  die  meisten  Städte  durch 
königliche  Freibriefe  (charters)  das  Recht  erlangten,  den  städtischen 
Zins  selbst  einzusammeln  und  ihn  direct  abzut (ihren.  Wagen  und 
Pferde  waren  für  den  kr» n i liehen  Transportdienst  zu 
liefern.  Fttr  den  königlichen  Haushalt  bestand  ein  Vor- 
kaufsrecht zu  bestimmtem  Preise  in  Bezug  auf  Provisionen  u.  dgL 
Von  den  im  Hafen  ankommenden  Weinladungen  duriten  1—2 
Fässer  genommen  werden,  das  Recht  der  prisage,  woraus  sich 
später  der  Einfuhrzoll  fttr  Wein  entwickelte. 

DowuU,  I.  15—19.  Gneist,  eugl.  Vcrfaä:»uugsge8cliic]itc  165—166.  Vockc, 
S.  12>  tf.  (am  dn^ehendstcii,  in  einzelnen  Pnncton  abvdchen«!,  indem  flberiianpt  nicht 
alle  JSinzeUieiten  ganz  gekl&rt  sind). 

Die  domanialen  tenants  mussten  eigentliche  Kriegsdienste  mit 
leisten.  Sie  hatten  aber  auch  bei  ausserordentlichen  BedflrAiissen 
des  Königs,  besonders  bei  Kriegszligen,  Unterstützungen  sn 
geben,  welche  sich  in  den  tallagia  (tallages)  zu  einem  förmlichen 

System  ausserordentlicher  Abgaben  stenerartigen  Characters  ent- 
wickelten.    Der  reine  Cbaractcr  einer  allgemeinen  üH'eutlichen 
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Steuer  fehlte  diesen  Abgaben  inflofern  noeh,  als  die  Verpflicbtong 
aas  der  Ansiedlnog  aaf  Domanialland  abgeleitet  ward,*  ammerdeni 
aber,  wie  das  Schildgeld  der  Vasallen,  wohl  vornehmlich  als  Er- 
satz nicht  geleisteten  Kriegsdiensts  erhoben  wurde.  Die  Abgabe 
war  im  Princip  eine  Quoten-Steuer  vom  beweglichen  Ver- 
mögen, bis  zu  '/lo,  selbst  einmal  V,,  (1294).  Doch  erfolgten  z.  B. 
mit  London,  das  ihr  unterlag,  auch  Vereinl)arungen  Uber  bestimmte 
Summen  statt  der  directen  Einzel-Veranlagung,  die  dann  in  dem- 
selben Grössenverhältniss  von  den  Hichtern  auf  dem  Lande  durch- 
geführt wurden  (12.  Jabrhandert).  Später  sind  selbst  Verhand- 
langen der  Finansbeamten  mit  einzelnen  Bürgern  Uber  deren  Bei- 
steuer voigelKommen.  Das  Recht  des  Königs  als  Domanialberren, 
TaUagien  zu  fordern,  bes.  anfanlegen  war  indessen  anerkannt  nnd 
wvrde  aneh  in  der  Magna  obarta  niebt  durchgreifend  bescbriCnkt 
Ende  des  13.  Jahrbnnderts  erfolgen  wohl  Verembarungen  mit  Re- 
präsentanten der  der  TaUle  untecworfenen  Städte  nnd  GrafBcbaften 
Aber  die  Quote.  Im  14.  Jahrhundert  verliert  jedoch  die  Abgabe  ihre 
iSelbständiglceit  nnd  geht  in  dem  System  von  allgemeinen  Landes- 
Stenern  vom  beweglichen  Vermögen  mit  auf.  Nur  in  der  höhere  u 
Quote,  dem  Zehntel,  welches  Sttidtc  und  Domanialbanern  statt 
des  Fünfzehntel  der  übrigen  Bevölkerung  zahlten,  wirkt  die 
alte  Taille  nach.  Die  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch  das 
Parlament. 

Do  wo  11.  I.  IS.  4  t — 43,  60— G7,  III,  71  (in  ei  st.  V'•^fassungsgc^ohichtc  S. 
171,  172.  Vocko,  S.  13(>,  139.  Er  nciuit  liaa  taüagiuui  vu;llach  „Steuer"  der 
Uomuiial-TGDaiils.  In  der  Litermtor  Verden  die  talla^  nicht  immer  von  den  eigent- 
Ii' h  lehcnrechtlichcn  Abarahen  (anxilia,  aids.  dona  iinterschi<  d<-ii  nnd  -  ine  nahe 
BeziehouK  besteht  ja  zwutcbcu  diesen  Abgaben,  auch  zu  den  bchildgolduru  {jicu- 
tMfna).  Aber  der  rechtliche  Ghnracter  ist  doch  renchieden,  indem  sieh  die  talla^a 
auf  ein«'  andere  Voiksolasse  beziehen  nnd  der  Zusammenhang  mit  dem  I)ont:iiiiuiii 
deutlii  h  i^t  -  Der  Namc  entsptirlit  dem  Iraiizösischcn  taille  (s.  o.  S.  12^J,  aucli 
cuttiuc  kuijiuit  vor.  Die  ur>priiii;ilii  lie  Bedi  utung  des  Au^dnicks  ist  auch  hier  nicht 
unzweifelhaft.  Dowell  denkt  nicht  an  die  Verrechnunitweise.,  obwohl  in  En»rland  das 
Kifik'-rlicii  chrnfalls  Ublirh  war  und  selbst  im  Schat/dienst  ei-jit  im  1*^.  Jahihundt^rt  i:;inz 
beäciti^t  »urde  (1788!  n.  üu<-ist  uhcr  die  taily,  den  court  lally  und  den  eigenlhuui- 
ttches  Oiaut  d«iii,  VerfiMsuugsgeschiobta  S.  179).  Dovell  Mgt  ein&eh  iIU,  74): 
„Uie  King  taU^ged  (fiom  tnllian,  to  cvt  off  «  part)  Iiis  tenanta**. 

§.  72.  —  2.  Leistungen  nach  dem  Lehenreoht. 

Im  eigentlichen  Lebcusverhältniss  war  anch  im  englisch-nor- 
mannischen Staate  wie  in  den  continentalcn  Feudalstaaten  ausser 
dem  wirklichen  Wattendienst  seitens  der  Kronvasallen  dem  König 
nnr  die  „Hilfe**  (aid,  auxilium)  in  den  ,.drei  Fällen"  zn 
leisten:  beim  Ritterschlag  des  ältesten  Sohns,  bei  der  Verheirathung 
der  ältesten  Tochter,  bei  seiner  eigenen  Getaogenschatt  das  Lose- 
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geld.  Ulenn  kamen  aber  von  Anfang  an,  wiedernm  nicht  prin- 
cipiell  abweichend  vom  continentalen,  spedell  vom  fransOsischen 
Lebenrecht,  aber  rechtlich  mehr  entwickelt  nnd  practiscb  längere 
Zeit  hindnreb  scbftrfer  dnrehgeflihrt,  sehr  betr&cbtliche  ^^Lebens- 
accidenzien'')  besonders  beim  Tode  des  Vasallen  und  bei  dem 
hierbei  möglichen  Rückfall  des  Lehens,  wo  eine  erhebliche  Ab- 
j;abc,  anfangs  willklihrlichen  Betrags,  später  in  festen  Summen 
nach  Art  und  Grösse  der  Lehensberrscbaft  zu  entrichten  war  (re- 
Icvinm,  relief),  um  als  Erbe  des  Verstorbenen  das  Leben  zn 
erhalten.  Ferner  wurden  die  dem  König  zustehenden  Vormund- 
schafts  rechte  tiber  minderjUhrige  Lehensnachfolger  in  starkem 
Maasse,  selbst  durch  das  Mittel  des  Meistgebots  für  Uebcrtragung 
der  Vormundschaft,  finanziell  ergiebig  gemacht.  Endlich  wurde 
das  oberlehensherrliche  Recht,  fttr  Mündel  beiderlei  Qescblechts 
die  Verheirathnng  zu  bestimmen,  fiscaliscb  ausgenutzt,  sei  es 
in  Zahlungen  ittr  die  Verheirathmig  mit  einem  Mttndel  oder  für 
die  ErtiieUnng  der  Erlanbniss  an  die  Mttndel,  sich  nach  eigenem 
Willen  zu  verbeirathen  oder  anch  nicht  zu  verheirathen.  Die 
zwischenzeitliche  Ansnntzong  rffckfälliger  Lehen,  bei 
Aussterben  oder  Verwirknng,  vor  der  neuen  Vergebung  bildete 
eine  weitere  lebenrechtliche  Einnahme. 

Dowell  I,  20—25.  Uiiciät,  Ver&ssungägeschichte  i>.  106,  167.  Vockc 
$.•166  fli,  bcBoodero  177 — 190.   Dio  missbr&ucliucho  Aaumtzaof  der  Rechte  dm 

lM'-iii^li<  lu;n  ObcrcigenthUmcrs  der  Lilien  uu<]  die  iingebilhrlichen  Aiixilicn  -  Forderungen 
bildeten  BcdcbwerdeDuucte,  dcncu  Bestiuiuiuogen  der  Mai^na  Charta  abzubelfeo  sachteu« 
fteUich  oline  sondenicheD  Erfolg. 

Zu  diesen  Leistungen  und  Abgaben  trat  schon  seit  der  Mitte 
de»  12.  Jahrhunderts  (allgemeiner  zuerst  1159)  eine  Ersatz -Ab- 
gabe der  Vasallen  für  den  sonst  zu  leistenden  Lehens-Kriegsdienst 
in  der  Form  einer  Geldzahlung  von  jedem  Lehen  des  Kronvasalien, 
das  sogenannte  scutagium  oder  Schildgeld,  als  Leistung  an 
den  König  wohl  auch  donum  genannt.  Es  ging  wohl  vornehm- 
lich mit  aus  militftrtechnisehen  Bedttrfiiissen  nach  geschulten  Sold- 
truppen statt  der  Lehenstruppen  und  aus  den  Schwierigkdten  des 
Dienste  weit  von  der  Heimath  (in  Frankreich,  Irland)  hervor,  fthn- 
lieh  wie  schon  die  alte  deutsche  Heereteuer  (S.  44).  Dieses 
Schildgeld  bttigert  sich  immer  mehr  ein,  ftihrt  freilieh  zn  manchen 
HiBsbriuehen,  seine  Erhebung  wird  in  der  Magna  charta  an  die 
Bewilligung  des  hier  vorgesehenen  commune  consilium  geknüpft, 
eine  jedoch  später  wieder  aus  den  neuen  Redactionen  dieser  Charte 
weggefallene  Clause!.    Im  13.  and  bis  ins  14.  Jahrhundert  ist  das 
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Schildgeld  die  eigentliche  Leheaastoaer.  Dann  geht  aach  diem 
■it  in  die  allgemeinen  YennOgenasteaeni  auf,  der  Name  kommt 
aber  wohl  aoeh  aplter  yor.  Die  UnterraBallen  hatten  wieder  ihn- 
fiehe  Sehildgelder  an  den  Kronvasallen  an  saUen.  Bei  der  wirth- 
«haftUeheD  Katar  des  Vermögens  nnd  Einkommens  der  Vasallen 
kann  das  Sehildgeld  wohl  vornehmlich  eine  freilich  roh  veranlagte, 
nach  der  Zahl  der  Lehen  sich  richteiulc,  im  Satze  später  Icbtc 
Grundsteuer  vom  Lehensbesitz  genannt  werden. 

Do  »eil  r,  37—40,  49—5«,  III,  74.  (in  ei  st.  Verfassuügsgcschicht.-  S.  I,'.!. 
ITJ-1T8,  24b,  253.  258,  .B09,  343,  367,  Yockt-  S.  171  ff.  Veraiila^iif;  und  Kr- 
bebQDg  erfolgte  durch  den  Sherifl',  StrelUgkeitw  und  ZwtihA  Uber  den  Umfang  der 
V<q>fliclitnng  irnrden  dan  h  Jarys  aus  Hitl«'rn  tind  Fr»'isasscn  cntschi'  licn.  ( Cli.  r  die 
ittatarechtlichca  Poocte.  Bevilligimgnrecht,  Majpia  cluru,  Wicdurauibubuog,  b&t, 
TliillMiiiift  d«r  betreffflBden  ArtUfel  s.  Onelst,  W  S.  359,  258,  S48. 

^.  78.  —  3.  Abgaben  der  Untertbauen  Überhaupt  an 
den  König. 

Hieriier  gehören  yornehmlich  zweierlei:  Abgaben  in  An- 
knSptaig  an  die  AnsObang  weiterer  Hoheitsrechte,  besonders 
der  Gerichts-  mid  Poliseihoheit  und  wirkliehe  allge- 
Heinere  Stevern. 

a.  Die  ersteren  sind  im  englisch-nornianniHclicn  Staate  beson- 
ders eigenthtimlich  zu  einem  t^rmlichen  l'iscalisciien  System 
von  Bossen  y  Strafgeldern  und  „Abfindnngs- Strafgeldern"  in  den 
sogenannten  amerciaments  und  von  gebuhrenartigen  Zahlungen 
Ar  königliebe  Lieistangen  in  Privatsachen  in  den  sogenannten  fines 
sügebildet  worden.  Beide  Abgaben  kOnnen  nicht  als  eigentliche 
Steoem  beaeiehnet  werden,  ebenso  wenig  aber  als  reine  Gebllbren. 
8e  laufen  nor  in  ihrer  Wirkung  anf  etwas  der  Bestenernng  Aebn- 
fiehes  himuis,  die  amerciaments  haben  sich  sogar  sn  einer  Art 
htener  vom  beweglichen  Vermögen  nach  Anlage  und  Fuss  ent- 
wickelt, nur  dass  sie  bloss  in  besonderen  Fällen  einer  peisünlichen 
strafrechtlichen  oder  polizeirecbtlichen  Schuld  vom  Schuldigen  zu 
entrichten  waren.  Das  Ganze  hängt  mit  dem  Straf-  und  l'olizei- 
recht,  dem  Gerichtsverfahren  und  der  obersten  Stellung  des  König- 
tems  znsammen  und  wird  nur  in  Verbindang  hiermit  Uberbaapt 
icrBtändlicb.  Das  Cbaracteristische  ist  nur  die  Ausnutzung  der 
HoheitBrechte  zu  streng  fiscalischen  Zwecken  in  ofifenkundiger 
Wiflise.  Zn  solchen  fiscalischen  Tendensen  finden  sich  in  andern 
Tidlem  nur  Ansitie,  wfthrend  England  diese  Tendensen  in  den 
oHen  Jahrhnnderten  der  nonaannisehen  Herrschaft  yOllig  ent- 
wickelt zeigt 
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S.  schon  Flu.  II.  S.  Iii.  Do  well  I,  2S,  2Ö  II.  Vocko  S  1!>7  Ii.  hc>.  aher 
hier  und  für  die  Functo,  welche  mit  Str&irocht,  tiurichtäwcscu,  Puli^ci- Yororüuuugü- 
Toöht,  PoKzeirenraltiiiiff  u.  s.  w.  zDsammenhin^D ,  Gneist,  so  unerciameiits 
Vwfassiini^sß^eschichto  S.  157 — 1S4,  über  fincs  168 — 171.  Die  amerciameuüi  werden 
zu  einer  Abfindunf^  mit  einer  Geldstrafe  an  Stelle  der  Coiiüscation  oil-  r  >tatt  der  in 
ciocm  (jühchtsvcrfahrun  zu  <;rA'artendcu  Strafe.  Statt  der  ursprünglichen  festen 
OrÄmogfiMvfe  bei  Veigebeii  wider  Oesetz  and  kdniirl'  Befehl  vird  eine  «.nach  den 
muthmassliclien  Betra«:  des  liewi  ._rli.  h^n  Vermögens  abgestufte"  Al>ifabe  erhoben,  in 
immer  mehr,  immer  willkührlicheiien  l'iiilcu  und  Hetriigen  (Straf-  uud  Polizeifälle), 
aus  .,kOniglicher  Goado**  (Od eist  S.  160,  10 1).  Ucber  die  Fiu es  äaasert  sich  Gneist 
S.  16b:  „Sic  siud  königliche  Gebuhren  in  wcit<isten  Sinne  des  Worts,  ebenso  charaetc- 
ristisch  für  das  System  dieser  Verwaltung  wie  die  am<  rciamcnti>,  mit  denen  si«  oft 
.  zusafflmenäiestiuu.  Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine  lauge  Iteihc  arbiträrer  Cic- 
walten,  Yerhiltniase,  in  denen  er  bewilligen  oder  femgen  konnte.  Dabei  erscheint 
es  ab  unabänderlich«'  Maxime,  dass  nichts,  was  rersagl  werden  kann,  ohne  Geldgebühr 
gewihrt  wird,  eine  Maiimo.  liereii  Keminiscenzen  in  da*  heutig«-  Vtrwaltnngsrecht 
Sinelnrageo.  Die  Zeitgenossen  sclieiucu  dies  System  uichr  aJb  Drui  k  \uc  als  UugebUhr 
enpfonden  zn  haben,  denn  der  König  hatte  das  formelle  Recht  dazu."  Gueist  bringt 
die  FInes  in  riassen:  für  (iewährung  von  liberties  und  franrliise>.  in  l*ro^c^^sachen, 
for  Gnadeubewilliguugeu,  wozu  dann  viertens  noch  die  Fines  für  Lchcnserueueruugeu 
und  Veritosseruugen  treten.  Die  amerciaments  gaben  besonders  hinsichtlich  ihrer 
Höhe  und  Du vcrh ältnissmässigkeit  Anlan  m  Beschwerden,  denen  die  Msfna 
Charta  Rechnung  tmg.  (Gneist,  S.  24S.) 

§.  74.  —  b.  Eigentliche  allgemeinere,  wenn  aaebnoeh 
ausser  ordentliche  Stenern  kommen  fttr  die  ganze  BeyMke- 
rang  in  der  Form  directer  Steuern,  neben  nnd  statt  der  bestimmte 
Classcn  treffenden  tallagia,  auxilia,  scutagia  .schon  im  12.  Jahr- 
hnndert  auf  und  lösen  diese  letzteren  Abgaben  ab  oder  nehmen 
sie  njit  in  sich  aal".  Ferner  bilden  die  zunächst  aus  dem  Recht 
des  K<)nigs  an  der  Domäne  und  aus  dem  Hecht  der  Kegelung  des 
Handels  und  Verkehrs  abgeleiteten  Zölle  allmählich  eine  mehr 
generell  wirkende  eigentliche  ordentliche  BeHteuemog  de^ 
Handels  nnd  besonders  der  am  Export  betbeiligten  Prodnetions- 
zweige,  sowie  —  namentlich  wohl  bei  Wein  —  der  Consnmenten 
ttberhanpt. 

Dem  normannischen  Königthnm  gelang  die  Einbürgerung  all- 
gemeinerer directer  Vermögenssteuern  als  eines  ausseror- 
dentlichen Finanzmittels  bei  besonderem  Hedart  ebenso  wie  die 
Besteuerung  des  Adels  und  der  Vasallen  in  den  Schildgeldern  sehr 
trüb  und  viel  wirksamer  als  in  Deutschland  und  selbst  als  in 
Frankreich.  Die  Besteuerung  umiasstc  den  sämmtlichcn  Grund- 
besitz und  bald  auch  das  bewegliche  Vermögen,  zu  welchem  beim 
ländlichen  GrundeigentbUmer  Vieh,  Betriebscapital  nnd  die  Erzeug- 
nisse selbst  gerechnet  wurden.  Das  Land  wird  dabei  bald  auch 
beim  Lehensbetits  nicht  mehr  nach  Lehenseinheiten,  sondeni,  aller- 
dings durch  eigene  aparte  Kommissionen,  wie  beim  sonstigen  Grund* 
besitz  nach  der  Grösse  mit  festen  Sätzen  fttr  die  Hufe  Landes 
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(eamcagiam,  carncatc),  daher  immerhin  wirksamer  und  glcich- 
missiger,  wenn  aneh  anfangs  noch  ohne  genügende  RttekBioht  anf 

die  Güte,  eingeschätzt.  I.etzterer  Mang:cl  wurde  bald  beseitigt,  in- 
dem auch  der  Krtia^  durch  die  Ein5ichiit/.ungsc(juniiis8ioncn  der 
Grafschaft  für  die  Steuerrcranlagnng  ermittelt  wurde.  Das  l)cwcg- 
liche  Vermögen,  unter  Freilassung  bestimmter  eiii/ehior  Gegen- 
stände, verschiedener  hei  verschiedenen  (Hassen,  wird  auch  hier 
anf  Grund  eidlicher  Declarationen ,  mit  entsprechenden  Goutrolcu 
und  btraf bestimntungeu ,  unter  genauer  Speciticirung  der  Objecto 
von  Localcommissionen  aus  dem  Ortssehalzen  und  Freisassen  ver- 
anlagt, —  ftlr  diese  frühe  Zeit  (12.-14.  Jahrhundert),  wie  es 
«cheint,  steuertecbnisch  ganz  gut.  Eine  bestimmte  Quote,  welche 
nach  den  Zeitverhältniesen  und  dem  Bedarf  wechselte,  Vio>  ^  ls» 
V]6>  '/m>  V«o  ünd  andere,  hie  nnd  da  aneh  höhere  Sfttxe  wurden 
erhoben.  Die  Norm  wird  „der  Fünfzehnte  nnd  Zehnte'^ 
welebe  immer  gemeinsam  erhoben,  bez.  bewilligt  werden,  die  zweite 
Quote  für  die  städtisehe  nnd  DomanialbevOlkerang,  die  erste  fHr 
die  übrige.  Das  Ganze  stellt  schon  ein  dnrohgeführtes  Geldsteoer , 
und,  wenn  auch  nicht  nominell,  so  doch  reell  ein  Einkonimen- 
Steuersystem,  neben  den  specielien  Grundsteuern,  wie  den 
Scutagicn  und  Tallagien,  und  den  allgemeinen,  wie  dem  Hufen- 
schoss  (carucagiuui)  dar.  Letzterer  kam  jedoch  im  13.  Jahrhundert 
als  besondere  Steuer  ab,  wie  allmäblicb  auch  die  bchildgeldcr  und 
Tallagien  (13.,  14.  Jahrhundert). 

Unter  mancherlei  £xperimeDten  gelangt  man  nunmehr  in  der 
Zeit  des  festen  parlamentarischen  SteuerbewilHgungsrecbts  (seit 
1297)  zu  einem  festen  System  der  directen  Besteuerung, 
flir  weiches  das  Ziel  vorsehwebte,  „alle  Grnndaligaben  in  eine 
allgemeine  Grundsteuer,  alle  persönlichen  Abgaben  in 
eine  gleichmftssige  Einkommenstener*'  (Gneist)  hinüber' 
zuführen.  Ein  Ziel,  das  freilich  nur  mangelhaft  erreicht  wurde, 
indessen  doch  auch  nach  der  politischen  Seite  zeigt,  wie  weit  Eng- 
land  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  dem  Con- 
tinent  in  der  annähernden  Verwirklichung  der  Grund^ntzc  der  „All- 
gemeiulieit  und  Gleichmilssigkeit"  der  liesteuerung  und  in  der  Ueber- 
wiudnng  von  Steuerprivilegien  eximirter  Stünde  voraus  war. 

Zu  einer  eigenthtlmliehen  Gestaltung  kcmnnt  man  hierbei  mit 
den  ,,Ftinfzeh nten  und  Zehnten''  schon  im  J4.  .lahrhundcrt 
(1334),  indem  die  Steuerpflichtigen  es  durchzusetzen  wissen,  dass 
auf  Grand  der  damaligen,  für  die  Folgezeit  festgehaltenen  Voran- 
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lagung;  diese  Steuer  nanmehr  einen  festen  Gesammtbetrag 
erreieht^  wdeber  anf  die  Grafschaften  und  Städte  wie  bei 
einer  Repartitionsstener  naob  dieser  Veranlagung  re- 

partirt  wird. 

obgleich  der  Name  „KUulzeliutc  uod  /«bnte''  bleibt  uod  recbtlicb  die  Steuer 
deu  Chanctor  der  QiratitttNteaer  nielit  rerliert«  wird  sie  so  dodi  thatsIcUicIi  eCvras 

Anderes,  uatQrlich  aber  auch  im  Laufe  der  Z<  it  unglcichmriss^i^i  r  und  mit  stei^^endcni 
Bedarf  and  sinkendem  Geldwerth  unzulünglichcr.  Daher  wird  diese  feste  Summe,  da 
doxcbgreifcudc  \  eraulagungsrclormcu  bich  gcgeuttber  dem  zähen  Widerstand  uod  der 
Eifersucht  der  (rraftdisllaii  und  Stidte  unter  eimuider  nicht  durchfuhren  lasssD,  wie 
eine  Art  „Simplum"  angeseh-  n  und  werden  später  (16.  Jahrhundert»  bei  grösserem 
Bedarf  und  geriogerer  Last  der  alten  Bepartitionssnmme  —  einer  Mitfolge  des  ge- 
sunkenen OddweiOis  —  mehrere  solche  „Simpla**  bewilligt. 

Anderseits  erhält  die  genannte  Steuer  in  der  (directen j  „Sub- 
sidie*',  die  sieb  vornehmlich  unter  den  Tudors  entwickelt,  eine  Er- 
gänzung und  zum  Theil  eine  reelle  Erhöhung  flir  das  schon 
durch  den  „Fünfzehnten  und  Zehnten^'  getroffene  Einkommen. 

Die  .,Subsidir"  (in  diesem  Sinne  —  auch  hei  Zöllen  und  Verbrauchssteuern 
und  mitunter  ^anz  allgemein  für  bewilligte  Steuern  kommt  der  Ausdruck  vor  —  thcilt 
sich  in  zwei  Thcile,  eine  dirccte  Steuer  der  Personeu  mit  ü  rund  besitz  („in  torris»'*) 
und  eine  directc  Steuer  der  bewegliches  Vermögen  besitzenden  Personen  (,,tii 
boiiis'*>.  Der  volle  Nonnalsatz  filr  die  erste  ist  1  Sh.  (207o)  vom  Pfund  Steriin?: 
des  jährlichen  Worths  des  Bodenertrags,  für  die  zweite  2  Sh.  S  d.  (IdVa*/»)  ^^'^  dem 
ermittelten  Werth  der  beweglichen  Steuerobjecte  (Geld/Waaren,  Yorrlue,  Handialt- 
Sachen,  mit  gewissen  Ausnahmen).  Auch  bei  dieser  Snbsidio  als  Quotitätsstcuer  kam  ce 
aber  bei  mangelhaften  n<  Tion  Veranlagungen  und  bei  dem  Streben  der  bcstoucrteii 
Landesthcile,  Städte  und  Eiu/elueu,  altere  Einschatzungssnmmen  möglichst  fubtzuhaltcii, 
ZB  derselben  thatsicUichen  Oeetaltonf  wie  liei  den  „Fünftehnten  und  Zeimten**:  dor 
Betrag  Einer  Subsidic  fixirte  sich  mehr  und  mehr  aufeineanu&hcriid 
gleich  bleibende  (ieldsumnie,  wieder  eine  Art  „Simplum",  von  welchen  daiui 
ebenfalls  im  1 6.  Jalirhundert ,  besonders  gegen  dessen  Schluss,  mehrere  auf  einmal 
bewilligt  wurden.  Ee  wud  dabei  t^blich,  „Ftinfzehntc  und  Zehnte^  und  „Subsidien*' 
gleichzeitig  nnd  zwar  von  orrterea  doppelt  so  viel  als  von  letzteren  zn  bewilligen. 

Das  „System'S  welches  diese  directe  Beste^emng  sonach  dar- 
stellt, war  daher  immer  noch  mangelhaft  genng.  Die  Zusammen- 
schweissnng  von  beiden  genannten  Stenern  nnd  die  BewilUgnng 
mehrfacher  Simplen  modite  einigermaassen  dem  Finanzbedllrfiilss 

entsprechen,   volkswirthschaillich  richtig  und  gleicbmässig  war 

diese  Besteuerung  nicht  und  wurde  es  natürlich  im  Lauf  der  Zeit, 

bei  UDgleichmässiger  Entwicklung  der  verscbiedeueu  Orte  und 

Gegenden,  immer  weniger. 

Die  allmähliche  \  ermindcrung  der  ursprünglichen  Einbeitäsummou  („V,^  und 
V,«"  sank  ron  SS— 89,000  auf  30,000  Pf.  Yen  1354  bis  zn  £liMbeth)  erldtrt  zieh  theil- 
weise  au  der  Kothwendigkeit.  die  Quoten    eiMener  Orte**  zb  renaindefii. 

Die  Subrepartition  der  dnmal  feststehenden  Quoten  unter 
die  kleineren  Verwaltnngseinheiten  nnd  schliesslich  unter  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  machte  auf  die  Dauer  begreiflich  mehr 
bchwierigkciteu  bei  dem  beweglichen  Vermögen,  wo  die  persön- 
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Beben  und  ökononiiscbeu  V'erhältnissc  sich  raseli  ändern,  als  bei 
dem  Gmodbesitz.  Letzterer  konnte  nach  alten  Katastern  besteuert 
werden,  fttr  das  bewegliche  Vermögen  waren  öftere  Krneueruugen 
der  Einschätzung  unvermeidlich,  aber  die  gcsanimte  Steuerqnotc 
dafSr  wurde  eben  nicht  wesentlich  verändert.  Tbatsächlich  ent- 
wickelte sich  so  die  Besteaernng  des  Grundbesitzes  snr 
Objeci-  und  £rtrag88tener,  die  andere  behielt  mehr  von 
ier  Pereonalstener. 

S.  Aber  „tax  on  moreables^'  Dövell  h  44— 4«  («Jäahdins-Zehnr  ron  118^ 

^cttzfahrer  selbst  fn  i.  wie  in  Frankreich.  6S  -so  ( 13.  Jahrhundt-rtV.  thiselltst  Detail!» 
Mt  EioschätzuBgbfeifahren,  auch  alte  ähedutc^,  weit  he  dio  grosäc  Spucializuruug 
lageik,  S.  SO).  S.  95— 101,  115—130  (14.  15.  Jahrb.),  147—155  (15.  Jahrb.),  16«  bfo 
JSl  (16.  Jahrb.).  183  ff.  passim.  224  fl'.  17.  Jahrb.).  auch  Dowcll  II,  75--8i. 
Ga  -i^t.  Verfassangsgr.'schichu-  1w*3.  <  .SOI— .^»»«j,  S.  3M1 —:<<»♦;  ubcr  die  Entwicklung 
paiUmeatariscben  Steacrvystems,  auch  S.  175 — 176,  3t}2.  Vocke  S.  4S2  tt.  biü 
ISS.  —  Ceber  di»  iltenn  Gnadttcneni  (eanicagiiilD,  hydagiiun)  Gneist  a.  *.  0., 
D«well  I,  57—59,  Yocke,  S.  47S— 482. 

EotscLeidend  för  da^  förmlich''  Stein-rb"  williginij:sr'<ht  »ler  Keiclis- 
iOad«  ein  Statut  Edaard»  I.  r.  1297  (de  tallatrio  non  concedendo),  wodurcb  die 
Beeten  Stenern  and  auch  die  Eiböboogen  der  alten  Zölle  u.  !i.  w.  an  dio  ZuBÜiiiBiiiiir 
der  Sti  n  d  e  gebooden  werden.  Steucrpoliti^ich  wie  politisch  wichtig  war,  dass  der 
Clerns  ifnr  seinen  Lehcnsbesitz)  und  der  Adel,  w<'nn  aurli  in  bt-bondoror  Form  und 
&acb  a|>arter  KioäcbiUzang ,  der  allgemuiueu  Steuer  mit  uuterwoiluu  wird. 
dknuieiisteMr  lahlte  der  Glenn  ffir  seine  soostifen  Einkttnfte  noch  bis  nach 
is  Beformatioo  auf  Grund  von  Hewilligungen  seiner  Hepriuseutantcn  (Conrocation), 
r>T«Iaiää9ig  in  einer  l"e;iten  Miinme,  wozu  das  Parlament  m  Iiio  Bcst.ili^iing  ;;ielit.  Die 
itcBcxbcwiÜigUügen  werden  in  der  älteren  Zeit  zwar  schon  uft  wied-  rhült,  aber  sie 
«rfakea  &aek  regelnilBsig  für  ein  betreffendes  Jahr  und  für  bcstiumte  Bo- 
JjrfBissc.  wie  be>ondrn>  KriegszQge  u.  dsrl.  Fartisrh,  nicht  rechtlich  werden 
&  genannten  directen  SteU'-rn  bo  /u  bleilierid<'U  ordenthrlit  n. 

Die  oben  S.  169  augeftüuten  zuaaiumenfasscodun  Worte  Une ist's  (Vuri'aääaogägü- 
adktee  S.  368)  beseidbiMB  den  Grandzig  der  Entwicklunir  wohl  richtig.  Vou 

OMB  ^festeik  Gmndsystoni  der  Re:>teu-  nmg*'  kann  man  freilich  nur  mit  einer  gewissen 
12aschränknng  sprechen,  da  «loch  auch  in  England  manche  locale,  temporäre  und 
luadificbe  V'eibchiedenheiten  verblieben  und  wiederhulte  Versuche  mit  anderen  Formen 
4«  toeclen  Bestenermig  i^macht  wurden. 

Die  Bewilligung  der  ..Fünfzehnten  und  /chnten"  in  Mnltinlis  lam 
lade  der  Hegicrone  Elisabeth»  z.B.  4,  6,  8),  die  UinzufUgung  der  „Sabtiidiu" 
ly  auch  wieder  deren  Bewilligung  im  Ifehrftehen  der  einfachen  Sab- 
'.die  (zu  derselben  Zeit  2,3,  4 fach)  erklären  »ich  zu  einem  guten  Thcil  aus  dem 
Ziradblciben  des  eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Werth  und  aus  der  herkömm- 
Uk  gewordenen  Stabilität  der  Summe  des  „Simpiums",  Der  b&cbste  vorgekommene 
Itaf  einer  einfitdien  Sabeidie  mU  120.000  Pf.  St,  der  darchfchnitdiche  70—80,000, 
-^iier  Eli>ahcth  etwa  80,000,  wie  damals  der  einfa<  hc  ,.'/,..  mid  30,000  Pf.  St. 
.  T..5'n  -ein  Doweli  I,  147,  III,  Sil.  Die  Veranlagung  reicherer  L<utc  blieb  lu- 
dfi  wcaejitÜch  hinter  der  Wiritlichkeit  zurück,  was  den  geringen  Steucrertrag  z.  B.  ein- 
tkm  aach  reicherer  Städte  mit  erklären  soll  (Do well  I,  199,  Beispiel  aus  Bristol). 
A&th  die  Experimente  mit  anderen  Formen  directer  Beateaerong  wurden  wolü  mit 
«wtfa  !>olche  Mängel  Teraolasst 

Einzelne  Pnncte,  so  in  Betreff  des  Yerhlltnisses  der  „FUnftehnten  vnd  Zehnten'' 
ar  Snbtidie  ond  Einzelnes  in  dieser«  so  die  Landbesteuerung  und  diejenige  dc^  bc- 
»esiichen  Guts,  verlangen  ubrigens  noch  ein<-  erneute  irenauerc  Prüfung.  Dio  Dar- 
w«Ütagea  der  Aotoren,  auch  der  wichtigsten  neueren  \Gneiat,  Stubbs,  Dowell),  stimmen 
ätkt  gm»  Sb«ralB.  Die  „Snhddto''  ist  allerdings  wohl  uberwiegend  Grundsteuer 
f^ieist  melBt,  es  sei  dies  Wort  vnter  K.  Muie  das  feste  technische  fllr  Cimndstener 
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geworden,  Vctrtouii^eschichte  S.  396),  die  .«Vi»      Vio"  ^^^^  Eiiikooineiieteuerii,  aber 

die  Subsiclic  ist  dies  clx  ii  thcilweisc  auch.  S.  aurh  Voclv  S.  490  ff.  l>i«*  «ns 
Modorneu  fremdartige  Besteuerung  dcb  bewcglichuu  Vermöguas  in  Filufzebutcn, 
Zehnten  nnd  Sobsidie  nominell  nach  dem  Kapitalwerth  ronObjecten,  wihrend 
bei  Land  srhon  langer  nach  Ertrags  wo  rt  Ii  gßp-chnet  wurde«  erhielt  sich  noch 
spät'-r  aiirli  l>ei  aiulcren  Steuern,  so  bei  der  Yormdgenssteuer  ron  1692  fi*.  S.  ftbor 
diese  i'tiiictc  Vocke  S.  iy2  ff.,  lies.  Note. 

75.  Sonstige  directe  Steuern  sind  in  den  letzt<ju  Jalir- 
hnnderten  des  Mittelalters  nur  eine  vorübergelieiule,  hie  und  da 
jedoch  wiederholte  Einrichtung  gewesen.  Es  geboren  dabin  Ko])l"- 
steaerD,  abgestufte  oder  classificirte Kopf-  und  Standes- 
Stenern,  Haus-  nod  Familienstenern,  auch  Versuche  mit 
allgemeinen  Einkommenstenern  selbst  nach  progressivem 
Stenerfnss;  frttber  auch  die  im  Mittelalter  tiblichen,  freilich  mehr 
einer  Erpressung  nnd  Vermögensconfiseation  als  einer  normalen 
Bestenernng  gleichkommenden  BelastuDgen  der  Juden,  bis  letztere 
1890  vertrieben  nnd  fttr  Jahrhunderte  des  Landes  verwiesen  wurden 
(bis  1644).  Auf  eine  Art  abnormer  directer  Steuern  oder 
Zwangsan leben  lief  die  eigentbtimlicbe,  fast  zu  einem  „System", 
wenn  auch  nur  niissbräucblich ,  ausgebildete  Practik  der  „bene- 
volences"  hinaus,  durch  w^elche  einzelne  reichere  Leute  zu  be- 
sonderer Beisteuer  an  den  König  unter  Anwendung  von  Gnaden- 
bezeugungen,  Ueberrednng,  aber  auch  von  mehr  oder  weniger 
Zwang  nnd  Bedrohung  mit  Gewaltthat  veranlasst  oder  gen<>tbigt 
wurden:  zugleich  ein  Mittel ,  die  pariamentarische  Zustimmung  zu 
umgeben  (15.  bis  17.  Jahrhundert). 

Main  he  Notizen  hei  (ineist.  bes.  Verfa^sungsgeschicht»;  S.  .HUI  ff.,  Vocke, 
S.  4^6—489,  505—510.  bes.  Dowell  paasim  1,  JOÖ— 108,  IV6,  119  «.«.id.,  III, 
5—12,  13. 

Eine  reine  Kopfsteuer  wurde  1877  zum  ersten  Male  aufgelegt,  4  d.  („froat*\ 

•  l.iher  ..tallage  of  groats"  freiianiit)  von  jodir  über  14jährigen  Person  beidedei 
(leschltchtb,  wirkliche  Hettler  ausffcnomineii.  dazu  12  d.  von  jeder  peisflichen  Person 
mit  Benc£cieu,  4  d.  von  jeder  anderen  zum  Clerus  gehörigen.  Eine  Wiederholung 
einer  solchen  Steuer  1380  fgih  Aolass  zu  einem  BauenuuiEitand  und  wurde  nidit 
wieder  versucht  — :  H  groata  von  jeder  ülf  r  1  .">  j  i!iri};en  Person,  wobei  aber  Gcsammt- 
schaldigJkoiton  Air  jede  Township  o.  s.  w.  gebildet  wurden  und  nach  französischer  Praxis 
(J»  toit  porttnt  le  fUble**  s.  o.  S.  181)  gewisse  Uebertragnngen  unter  den  Einselnea 
stlltfilideil  tollten,  doch  unter  Festhaltung  eines  Minimonis  von  2  d.  für  den  niedrigst 
Veranlagten  und  sein  Weib  und  eines  Maximums  dsgl.  von  00  ^roats.  —  Im  1.5.  Jahr« 
handert  (1439,  1442,  1452  ff.)  wurden  Fremde,  die  von  den  anderen  directen  £iu- 
konmoosteven  frei  waren,  dner  mit  nach  Beruf  und  Beschlftigiiiig  abgestuften  Kopf» 
Steuer  unterzogen.  Sie  hatten  damals  wie  noch  lange  spUer  auch  bAhere  ZftUe  tlg 
£inheimiscliA  zu  zahlen. 

Eine  classificirte  Kopf-  und  Standes-  (Rang-)  Steuer,  der  etwas 
späteren  deutschen  ähnlich  (8.  4H).  wurde  nach  einem  umfassenderen  Tarif  mehr- 
fach versnobt,  1.S79,  151."J  und  noch  öfters  irn  1 7.  Jiihrhuiidert ,  besonder:}  unter 
William  III,  zuletzt  169b,  jedoch  in  dieser  Zeit  schon  mehr  entwickelt  zu  einer  er- 
giebigeren, die  Wohbtandfrerhiltnisse  rnohr  mit  berttcktichtigenden  Steuer,  die  so  zu 
einer  rohen  EinkoBBensteuer  wurde  (Tarif  der  älteren  und  spUven  bei  Vocko« 
S.  500  ff.). 
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Bne  eigentliQmliche  Haus-  nml  FamiliensteuiT.  aufjifclfgt  auf  die  u'^rösscren 
Hutlultpngcn  uud  uach  läniilicheu  und  stadtischca  kirchdpiolca  und  weiter  noch 
■bgcitDlt  wmrdo  1427  renocht  (Dow^U  I,  119  £   Vocke  S.  508). 

Eine  Art  allgemeinerer  Einkommensteuer  wurde  1435  in  büüoiidcicn 
N«^ih«;n  nelten.  1450  anstatt  der  ""^  probirt,  unter  Frcila&^un^  der  Penumen 
das  erste  Mal  mit  5,  das  zweite  Mal  mit  1.  Im>z.  2  Pf.  St.  Jahivseinkommen .  mit 
Anwendung  uiues  progrei»»iven  Stcucrfusses,  1450  (i  d.  v.  i'tuudc  oder  2'/t''/o  ^'^^  ^ 
20  PL,  1  ah.  oder  57„  von  Uber  20—200  Pf.,  2  th.  oder  ]0*/o  von  über  200  Pf. 
(Do well  l  124,  128.   Vocke  8.  509). 

Auf  eine  besondric  I  orni  der  Grund^truer  liefen  Woll- und  Schaf - 
steoeru  hinaus,  so  die  von  Eduard  III,  1332  II.,  wo  eine  cigenthQmliche  Ver- 
mischung von  directer  und  indirccttT  Steuer  in  Be/.u^z  auf  Wolle  vorliegt  (Do well  I, 
1^2  S",  Vocke  S.  4S7)  und  abermals  uut<T  Eduard  VI.  l.'»5U,  wo  die  Schldsteuer  und 
die  Steuer  auf  W'ollmanufaet''  für  den  engiisrhcii  Markt  vi'  lli  i.  lif  agrar-  und  sorial- 
politi^be  Tendenzen  gegen  die  damalige  ubermä^bi^^c  Ausdehnung  der  .Schafzucht 
alt  TOifolgt  laben  (Vocke  S.  4S8,  Dowell  I,  184). 

Ueher  die  ..Besteuerung"  und  die  ?anze  Behandlang  der  Juden  s.  Dowell  I, 
89  — *»1.  Vocke  S.  101  fl.  (iiieisf.  Verfassnnar^'r-^schirhte  S.  ISt;  \ot.;.  Oio 
.Jadcnschaft"  war«  cootinentaler  gleichzeitiger  Auffassung  entsprechend,  als  durchaus 
■rar  giMloldol  ein  BoMandtheil  dw  kOalgUcheo  Domaninms.  In  der  Iboren  Zeit  fungirUi 
fbr  irio  ein  oigeneB  „Jndeoschatzamt**  (exchequer  of  thc  Jcws). 

TM'  .  b  .-n  vol eil '  c^*'  wurden  unter  Eduard  I\'  1 1(;;{  und  .^plit-  r  trotz  |>arhi - 
nientariächer  iiccriminatiou  wiederholt,  so  unter  Heinrich  YllL  und  zuletzt  noch  unter 
Xacob  L  und  Karl  T.  mit  verKbiedeoem  Erfolge  darebzoftthren  geencht,  scbUeadich 
aber  in  der  vom  Konig  aoceptirten  ..pt  titiou  of  rights"  1027  v.  rhoten.  S.  Dowell 
I.  155  ff.,  20i  tr.«  242  11.,  Gueiät,  Veria.ssungsge3cbichte  S.  423«  550. 

§.76.  Commanalbestenermig.  Unter  den  aus  der  angel- 
slehsteeben  Zeit  herrObreoden  aUgeoieinen  Lasten  der  grund- 
beeftzenden  Bey9lkernng,  insbesondere  der  lindlicben  unterthänigcn, 
aher  auch  z.  ß.  der  Klöster  bat  sicb  die  ganze  Zeit  bind ii ich  die 

soj?.  t  rill  (»da  necessitas,  Burg-,  Weg-  und  HrUckenbau,  er- 
halten. Dieses  wie  Anderes  in  der  Gemeinde  wurde  lange  grossen- 
theil.*^  durch  Naturalleistungen  ausgeführt.  Soweit  man  aber  im 
15.  .lahrhundert  .'<chon  in  den  Communen  zur  (ieldwirth.scliaft  ge- 
langt ist,  wie  im  Armcnwesen,  .setzt  sich  herkömmlich  bereits 
der  Uauptgruudsatz  der  späteren  uud  noch  der  gegenwärtigen 
englischen  C^ommunalbesteuerung  fest:  die  ComtnuDalstener 
wird  wesentlich  als  direete  Real  Steuer  vom  „sichtbaren  nutz- 
baren Realbesitz  in  der  Gemeinde*'  eingerichtet)  nach  Hansbaltangen 
veranlagt,  so  dass  ausser  dem  selbst  bewohnenden  UanselgentbUmer 
and  selbstwirtbsehaftenden  Grand-  nnd  Haasbesitaer  aneb  Pftcbter 
and  Miether  commanalsteaerpflichtig  sind.  Die  Armen  Steuer 
(poor  rate)  wird  ftlr  die  Armenlast  nach  diesem  Grundsatz  ein- 
geriebtet  nnd  wird  wieder  das  Modell  fUr  die  ttbrigen^  versebiedenen 
Zwecken  dienenden  Gommunalstenem.  Innere  Verbrauchsstenern 
(Thorsteuern,  Accisen),  eigentliche  Einkommenstencni  und  Zölle 
verbleiben  für  den  Staat.  Aber  niancberlci  gcbUhrenartige  Abgaben 


Digitized  by  Google 


174  n.  1.  K.  Stcuenreschirhto.  2.  H.-A.  6.  A.  EngUuid.  §.  77. 

kommen  neben  jener  Hauptstener  In  den  Gemeinden,  Kirohspielen, 
Städten,  Commnnalyerbänden  vor. 

S.  (Urllber  schon  Fin.  I,  bes.  In  d.  8.  Ausg.  §.  68  und  die  dort  «Dgvipebene 

Literatur.  Im  Allgemeinen  nameDtiicIi  (in eist  an  vielen  Stellen  seiner  Werke,  so 
u.  A.  in  d.  VerfasäungsKeschicIitc  S.  :u)T.  646,  v.  Beitzensteia  in  SchOn- 
borg 's  Handb.  d.  polit.  Oekon.  2.  Aufl.  III,  619. 

§.  77.  Die  Zölle  im  auBWÜrtigen  Verkehr  unterstehen  in 
England  seit  Alters  dem  EOnig  in  dessen  Doppeleigenschaft  des 
Schntz-  ond  Sebirmherrn,  welcher  insbesondere  Fremden  erst  Sehats 
und  Recht  snm  Handelsbetrieb  zu  geben,  und  des  obersten  Polizei* 
herm,  welcher  den  Handelsyerkehr  zn  regeln  Recht  nnd  Pflicht 
hat.  Die  Zölle  für  die  in  den  Häfen  ein-  und  aiisgetübrteu  Waareii 
und  etwaige  specielle  Abgaben  der  Kaufleiite  als  solcher,  besonders 
der  Fremden,  haben  insofern  etwas  Gebührenartiges:  sie  sind  eine 
Gegenleistung  für  Schutzgewühr  und  für  die  Gestattuug 
des  Handelsbetriebes.  In  Häfen  kommt  vielleicht  auch  noch 
ein  anderes  GebUhrenmoment  hinzu:  die  Vergütung  für  die 
Benutzung  der  Anlagen  u.  s.  w.,  so  u.  wohl  in  den 
mancherlei  schon  alten  Nebenabgaben  im  Zoliwesen. 

Der  König  beanspracht  demnach  auch  das  Recht,  unabhängig 
von  Parlament  Zölle  aufzulegen  und  zu  erhöben  und  übt  es  bi: 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  auch  ziemlich  unbehindert  aus.  Selbs 
bis  zu  Confiscationen  der  Waaren,  wofür  die  Kaufleute  dann  Lo^^ 
kaufsunimen  geben  müssen,  ist  es  gelegentlich  und  zu  Verhantl 
lungen  mit  den  Kauiieutcn  Uber  Einrichtnog  und  Höhe  der  Zöll 
ist  es  öfters  gekommen. 

Die  Mafna  charU  sucht  das  Recht  der  Zt^lefbohnng  snf  die  alten  ZftUe  zu  Im 

schnlnken ,  unter  Verbot  der  neueren  Vennehrunircn  und  Erböhun!j:en  (.,inalf  tolt."' 
1275  wird  uucb  der  lanv^e  Zeit  besoDdcrs  wichtige  Aii^t'ulirzoll  auf  Wolle,  Wollfcl 
nnd  Leder  vom  Parlament  bewilligt.  Aber  erst  in  Eduards  I.  confirmatio  chartaro 
wird  endüilti);  das  Recht  des  Pariaments,  neue  ZflUo  nnd  Erhöbnngen  zu  bewillige 
anerkannt.  Nur  (li<-  alten  wob  nten  ZAll*^  ;\ntii[ua  costoma)  verbleibende 
Küuig  unmittelbar  zur  Verfügung  ah  crblicbcü  Kroueinkommen.  Noch  spät,  bei  ü 
staatsroGhtUehen  Streitigkeiten  im  17.  Jahihnndert,  nnd  sogar  in  der  Frage  des  Beel 
der  Besteuerunjr  der  americjinib'  hcn  Coloniecn  im  18.  Jahrhundert  werden  indoss 
wohl  ein/'>Iru-  Massreireln  der  Zollpolitik  mit  dem  alten  königlichen  Bocht  der  „Reg 
liruDjj  des  Hand-  L>"  in  Verbindung  gebracht. 

Im  14.  Jahrhundert  dringt  der  Einfluss  des  Parlaments 
Betreff  der  Zollerhebung  sonst  auch  factisch  im  Wesentlichen  dnrc 
Die  Zölle  werden  bleibende  ordentliche  Steuern  (Abgab 
auf  Wolle,  Felle,  Leder,  allgemeine  „Tonnen-  und  Pfundsteaem' 
bei  denen  die  alten  Zollsätze  erbliches  Kroneukommen,  die  neu 
und  die  Erhöhungen  (nova  oder  parva  costoma,  darunter  sptti 
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besoiiden  die  flir  fremde  Kanf  lente)  parlamentarisch  %n  bewilligendes 
Einkommen  bilden. 

Der  Gbancter  ordentliefa«?  Eirnttbrnen  «ich  bet  lelitenQ  tritt  indoMen  darin 

hervor,  dass  dieselben  dem  Könif?  als  Subsidie  aaf  Lebenszeit  bowillii^  werden, 
aeiufach  s«it  Ende  des  14.  Jahrhundert  (Richard  IL),  regelmaaug  an  die  Tudons,  auch 
an  Jacob  I.  In  characteristiscber  Weise  wird  solche  ZonbevilUgong  durch  die  dem 
Königthuui  obliegende  Foisorge  far  die  Sicherheit  des  Stuats  bec^ndet,  also  durch 
das  itkr  alle  Besteaerang  eotacheideDde  politische  Moment. 

So  wird  die  „indirecte  Bestenernng''  schon  damals,  wie 
in  der  modernen  Zeit,  der  Grnndstein  des  englischen  Stener- 
systems,  allerdings  mit  der  weseniUehen  Besohrftnkung  anf  diese 
zolle  im  aaswftrtigen  Verkehr,  während  andere  innere  indiiecte 
oder  VerbrauchsstenerD ,  von  einzelnen  Maassregeln  der  Woll- 
besteueniDg  nnd  der  etwaigen  steuerartigeu  Wirkungen  der  Stapel- 
rechte und  Handelsmonopole  abgesehen,  bis  in  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  fehlen.  Die  directen  Steuern  in  ihren  wechselnden 
Bewilligungen,  stellen  gegenllber  den  Zöllen  dagegen  auch  damals, 
wie  jetzt  die  Einkommenateuer,  das  mehr  variable  Element  des 
Stenerwesens  dar. 

Ceber  di«-  staatsrechtliche  Seite  des  Zollwcsens  s.  (hu  i st,  Verfassunjfsgeschichte 
S.  25.  27,  1G5.  171,  364.  393,  Dowell  I,  S2  ff.,  140,  1G3,  211.  Vockc  S.  285  ff. 
Letzterer  stellt  eine  twar  olcbt  sichere,  aber  plausible  Yennnthinif  aof.  dass  der  be- 
tendeii  «iehtige  alte  Weinzoll  vom  eingeführten  ftemden  Wein,  die  sog.  prisa  (pri- 
sAge),  wonach  für  den  König  1 — 2  Tonnen  Wein  vom  Schiffe  in  natura  für  den  Hof- 
bedarf  geDommen  werden  durften,  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  der  hintersässischen 
liafaraag^licht  (porveyanoo),  der  analog  auch  die  mmden  Kanfleote  onteisogen 
sefeD,  habe,  a.  a.  0.  8.  289. 

Teebniseli  waren  die  alten  Zolle  allgemeine  Ein-  nnd 
AnsfnhrsOlle  ffir  Handelswaaren  in  Form  von  Wertb- 

zöllen   neben   einzelnen  höheren  specifischen  Zöllen, 

unter  denen  der  Weinzoll  bei  der  Einfuhr,  die  Zttlle  auf  Wolle, 
Woll feile,  Leder  und  auf  einzelne  andere  btapelprodncte  bei 
der  Ausfuhr  von  Anfang  an  voranstehen. 

Die  WerthzOlJe  wurden  früher  nach  den  Facturen.  \>e/..  nach  eidlicher 
Declaration  aufgelegt,  später  legte  man  amtliche  Werthc  in  „Taxbuchern" 
fbooks  of  rates,  Preislisten)  zu  (irundt-,  um  ^lisbbrauche  zu  Uberwinden.  Diese 
Werthe  wichen  abor  wohl  Ton  vornherein  und  vollcii(i»  im  L.iot  der  Zeit  wieder  von 
den  wirklichen  ab,  blieben  z.  B.  bei  dem  trinkenden  üeldwerth  im  IG.  Jahrhundert 
hliitar  ihn  nrOdr,  woranf  man  neve  Taxbileher  ausgab.  Dies  war  aber  snglelch  ein 
Mittel,  um  ohne  Äenderunf?  der  ZoIl^;if/(■  die  Erträi;v  zu  erhOlien.  Besonders  seit  dem 
15.  Jahriinndert,  einzeln  schon  früher  machen  t>ich  dann  auch  protectionistischo 
Tendenzen  in  der  Zollpolitik  und  Begünstigungen  der  einheimischen  vor  den  frem- 
den Kanflenten,  unter  denen  wieder  einzelne  Kategorieen  verschieden  behandelt 
wenlf^n.  auch  in  den  Zollüäf/en  trel(»!nd,  indem  letztens  für  dif  Kinh<'iniisr  h.'n  nicilrigcr 
gehalten  werden.  Hierdurch  werden  die  Verhältnisse  noch  verwickelter,  alä  sie  schon 
dirch  die  Untencheidang  der  „alten  oder  grossen'*  md  der  theUs  in  Zuschiagfonu. 
tbeils  als  nnif  AK{rabo  fUr  denselben  Anikcl  .inftrclcndeii  ..ncncn  oder  kh-incn"  Zolle 
aowie  der  späteren  „Auflagen"  (im[H>st8)  werden.    Wo  diese  verschiedenen  Abgaben 
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narli  d.  m  W  erth  erhoben  vurd.  ii ,         wohl  seihst  verschiedein  amtliche  Ffeise  dea 

verschieil<-in,ii  Zollsätzen  tl.  rs<>lliLM  W  aan-  zu  (irundc  gelegt  wunlni. 

S.  auch  Uber  die  technischen  l'uncte  bes.  Yocke  a.a.O.  u.  üowull,  namentl. 
I,  82— SS.  ISI— 146,  103— ]6T,  211  IH;  fUr  d.  15.  u.  16.  Jahrhundort,  bes.  fQr  di« 
liandelspoli(i>,the  Seife  Schanz  a.  a.  O..  mit  der  Statistik  der  Zollertrage  im  2.  Band  r 
S.  37  ü.    Manches  hänjtt  eng  mit  der  gesainuten  Handelspolitik  der  Zeit,  dcD  Stapei- 
rcchten,  der  Stellung  der  fremden  Kaufleute,  namentlich  auch  der  hansischen,  zn- 
sammen  nnd  betrifn  daher  die  un^  hier  wcsentlicli  allein  angehende  finanzielle  Seite 
des  Zollw'fM'ns  nur  iiidir' '  t.     I'.iiie  veraltete  'rerminolciri^^.  die  sich,  wie  so  oft  in 
England,  lange  erhielt,  erschwert  das  \  ei>tandni>s  noch.    Die  alten  Werthiölie  waren 
wohl  eine  bestimmte  Quote  Tom  Werth,  Vio<  '/»-   D*zo  traten  dann  {n  VerliaBdlaDgon 
mit  den  kaufmännischen  Korporationen  oder  in  Parlamcntsbewilliguhgen  Ztischl.i^e. 
/..  r>.  l.'iO'i         p.  Pf  St.  (l'  /'„).     Die  „alten  oder  grossen  Zölle"  (antiqu.i 
seu  magna  custuma)  umfaüstcu  nach  der  Autstermiuoiogie  die  alten,  vor  der  Magna 
Charta  bestaDdenen  nebat  den  pailamentarischeii  Zmeblagsbewilligungen  von  127.?,  dit* 
„neuen  oder  kleinen  Zölh'"  die  aus  Vereinbarongen  mit  den  fremden  Kaiiflent^ji 
1H02  honorgügaugenen  ZuschlagzöUc  bei  der  Ausfuhr  ron  Wolle,  Wolifellen,  Häuten, 
gewissen  TUcheni,  Wachs,  daher  spcciell  vom  fremden  Raufinana  tu  benhlende 
ZAlle.   Aehnlich  tritt  zur  alten  priaage  Ton  Wein,  die  aus  einer  —  auch  bei  an- 
der<M)  älteren  Zftilen  anfangs  vorprekommen-  n  —  Natural<|note  (das  so  und  so  fielte. 
Faää,  z.  ß.  das  JUtu)  zu  einem  specitischun  Ucldzull  geworden,  eine  neue  Zollabgabe 
der  Fremden  („batloraice'*,  spiter  ,. Tonnengeld'*,  tonnagc  genannte  Flnanstoll 
am  Wichtigsten  war  lauge  Zeit  der  Ausfuhrzoll  auf  Wolle.    Das  Koniuthum 
sucht  den  (irund^ai/  als  s<-ine  Prärogatiire  festzuhalten .  ohne  Mitwirkung  des  Parla- 
ments mit  den  Kaufleutcn,  namentlich  den  fremden.  >elb?t  Zolle,  besonders  auch  neue 
Zoschllire  zn  rereinbafen.  so  wi<  derholl  vom  14.-16.  .lahrhundort    Das  Parlament 
reagirt  da^j-egen,   avirh  wrdd  atif  Anla>>  von  Klagen,  z.  R.  Seit«ris  d'-r  <inindbesitzer, 
die  darauf  hinweisen,  dass  die  Kuuflcute  wegen  der  höheren  WoUzoile  eben  niedrigere 
WoUpreisc  zahlten,  also  doch  der  Landwirth  den  Zoll  trage  (1348,  Dowell  I,  t$&). 
Um  solche  Sepnratverhaiidiu Ilgen  des  Königs  mit  Xaufleulen  nnd  Städten  zu  ?erbin- 
dern.  bleibt  aber  daun  dem  Parlament  mitunter  nor  abrig,  selbst  ZoUsubsidien 
zu  gewahren. 

Aehnlich  lugte  die  K<uicruiig  von  sich  aus  zu  den  ,.Suli.^idicn".  „Zöllen** 
(customs)  noch  „imposts"  für  andere  Waaren  oder  als  Zuschläge  zu  sonstigen  Zoll- 
abgahen.  so  unti-r  Maria.  Eli>abeth  und  Itfsondrrs  imf-  r  .laidU  I.  Tabak.  Corintheii), 
was  zu  Streitigkeiten  und  Processen  über  die  iiechtabcstaudigkeit  diet»cr  „Auflagen** 
und  schliesslich  mit  zn  den  politischen  Kimpfea  nntor  Karl  I.  ftUirte. 

Oeber  das  Verb&ltniss  der  Ertr&gc  der  verschiedenen  ZoIIkateg orieen 

geben  die  Daten  u.  Tabellen  bei  Schanz  (II.  *{7.  i^)  Aufschluss.  Danarli  erirabcu 
z.  B.  wahrend  der  Kegicrnng5.zeit  Heinrich'  VII.  in  London  in  2.3 — 24  Jahren  die 
„Subsidic"  rnnd  12<>.000,  di-  parva  rustoma  !»7,00Ü,  die  magna  customa  640O,  der 
Wollzoll  der  Stapelkauflente  •iHi.iHH».  zus.  14T,000  IT  St.,  ebenso  während  dt-r 
K'^jicninusz'it  Heinrich'  \111.  in  London  in  c.  3S  Jahren  die  Siiltsidio  Mss.ooo. 
die  parva  customa  227,UUU  (wovon  Ausfuhrzoll  lSd,UUO,  Einfuhrzoll  42,0(0),  die 
magnn  eostena  32,000,  der  Wollzoll  der  Stapelkaafleote  247,000,  zas.  die  Londoner 
Zolle  Oberhmpt  805,000  Pf.  St  Ertrag.  HemeTkcnsverth  ist  der  kleine  Krtrag  diT 
alteren  od'T  mairna  und  der  gro^s.•  der  neuen  oder  parva  customa.  dann  ganz  ailg:e- 
mein  chara(■teri^ti^ch  das  l  eberwiegen  der  Kitr.i.e  des  Atisfuhrzolls. 

Zollprobeu  aus  dem  15.  Jahrhundert,  zugleich  Proben  des  Dilteruuüalzüllsystems, 
sind  t.  B.  unter  Eduard  IV.  (1460—83).  für  Wollo  (Sack)  nnd  Wollfelle  (240  Stock, 
fnih-  r  aooi:  Ausfuhrzoll  für  Inländer  Sa'/a  »l»"  ft^r  Ausländer  66Vg  sh.,  für  die  Last 
Leder  (itl  ^  ,  n.  73  Va  «h..  Tonneng<  ld  für  W.  in  p.  Tonne  Ii  sh..  fttr  süssen  Wein, 
von  Fremden  eingeführt  ti  sh.,  Pfuudgeld  von  anderen  Waaren  hei  Aus-  und  Einfuhr 
1  sh.  oder  6  %  Wnrfhe  p.  Pf.  St. ,  2  sh.  bei  einzelnen  Waaren ,  von  Fremden 
eiportirt,  so  Zinn  (Dowell  I,  145,  Vocke  S.  91«  mit  weitien  Proben). 

Zum  Sy.>tem  der  am t liehen  Werthe  als  Grundbge  der  WertfazOUe  ging  man 

jed.  iil  ill-  iiiit.  r  Maria  um  LiSS  über,  vielleicht  srhon  etwas  früher  —  Die  Zölle,  b»-/. 
besliuintte  Allen  derselben,  waren  früher  mitunter  verpachtet  gewesen,  oftei-s  uu 
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fremde  Kaafleute.  Doch  fand  schon  im  13.  Jahilillldert  SellMtfenreltaDy  der  WoU- 
u.  LederzdUe  statt  und  qAter  ist  diese  die  Begel. 

3.  Neuere  Periode  (von  der  ersten  Revolution  bis  1815). 

§.  78.  —  I.  Veränderung  und  Ausbildung  der  Be- 
steuerung in  der  Zeit  der  Revolation  und  Republik.  Es 
waren  bekanntlieh  besonders  steuerpolitiscbe  Streitfragen, 
welche  zu  den  Zenrflrfnissen  zwischen  dem  Stnart'sehen  Ktfni^hnm 
and  dem  Parlament  geführt  haben.  Unter  den  Beehten,  welehe 
sich  Karl  I.  ansprach  nnd  practiseh  ansflbte,  erregte  die  eigen- 
mlehtige  Ansschreibnng  von  „Schiffsgeldern''  am  meisten 
Aergemiss. 

Auf  Grand  des  alten  königUehen  Rechtes,  ICttel  zum  Schatz  des  Landes  in 
Ge(ahr  zu  erheben,  und  der  Pflicht  dea  Landes,  diese  Mittel  dann  zu  gewähren, 

irunlen  auch  frUltur  schon  mitunter  von  den  KOstengeg«nden  die  Stellung  und  Aus- 
rtistuo^  von  SchiSen  oder  statt  dessen  die  Bezahlung  von  Mitteln  dafür  gefordert 
As  Bolche  PricedensfUle  anhittpfrad  wurden  16S4  suche  „Schiffgelder**  ntttelit 
löniglicher  Verordnungen  (,,ship  Mrrits"'»  ohne  parlaiiientarisclie  Zustiuimiing  auf 
die  Stftdte  and  GraÜBchafteu  an  der  Küste  ausgeschrieben,  in  festen  Summen,  bez. 
mdk  MaaMgmbe  der  fftr  die  dmdMBi  Ofte  festgestellten  SehiffiBteUnngsplIicht,  aber 
gegen  die  VoraU!>setzung:  in  Priedeaneit  Gleichwohl  dran^  die  Regiuiinf  daoilt 
ohne  besondere  Schwierigkeit  durch.  Dies  änderte  sich,  als  1035  eine  neue  Aus- 
schreibung ron  Schifigeldern ,  nunmehr  zugleich  fUr  die  Binneugcbiete,  erfolgte,  wo- 
bei der  Plan,  auf  diese  Art  im  (iruude  nur  eine  nicht  bewilUgte  Steuer  in  Form  einer 
directen  Vennögenssteuer  zu  erheben,  unverkennbar  war.  Denn  nicht  auf  die  Schiffe, 
sondern  aof  das  Geld  war  es  abgesehen.  Die  i>teuer  wiederholte  sich  noch  mehrfach, 
lUuCe  lu  BeanstandungttB  der  Bestaueiten  und  wuide  sditiessUdi  1640  tmu  „langen 
Parlament"  für  ungesetzlich  erldilt  Eine  gerichtliche  Entscheidung  dorch  einen 
parteiischen  Gerichtshof  hatte  dem  Könie  Recht  geg;eben.  Die  Veranlagung  des 
..Schiffgelds"  war  übrigen»  bosaer  als  iliejenigc  der  älteren  directen  Steuern  gewesen. 
(Dowell  I,  22S— 241,  eine  Uebersicht  der  Schifltetellnugspflichten  für  die  einzc^Mü 
Grafschaften  u.  Städte  eb.  S.  265.  Auf  5  Tonnen  des  Schill  wurden  2  ICaUB  gie- 
reciinet.  bei  der  Ablösung  in  Ueld  tur  die  Tüuac  10  PI".  St.) 

1d  dem  nnnmehrigen  Kampf  zwischen  Künigthum  und  Parla- 
ment haben  auf  beiden  Seiten  freiwillige  Beisteuern,  besonders 
Abliefeningen  von  Juwelen  und  Silbergeschirr  u.  s.  w.,  eine 
nngewObDlich  erhebliche  Rolle  gespielt  Dann  ist  aber  seitens  der 
siegreichen  Partei  in  der  Bepnblik  nnch  mit  neuen  starken 
eigentlieben  Steuern  Torgegaagen  worden*  Die  direete  Be- 
steuerung ?on  Einkommen  und  Vermögen  erfolgte  in  der  wirk- 
sameren und  gleiehmiBsigeren  Form  der  „Monatsanlagen''  an 
Stelle  der  ftlteien  directen  Steuern.  Vomcämlieh  aber  wurde  jetst 
eine  umfassendere  innere  indireete  Verbrauehsbesteue- 
rung,  —  Aeelsen  —  begründet.  Diese  wurde  von  jetzt  an  neben 
den  Zöllen,  in  deren  Tarifen  die  Einluhrzülle  nun  allumhlicb 
die  finanziell  wichtigere  Seite  werden,  die  Grundlage  der  britischen 
StaatäbcHteuerung  bis  ins  U).  Jahrhundert  hinein  und  besteht  in 

A.  W*Kii«r,  Fii>iw4wi«A6ii!icb»l't.  III.  12 
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Haapttheilen  (Stenern  anf  Bier  nnd  Branntwein)  heute  noch.  Das 
energische  Gromwell'sche  Regiment  hat  insofern  in  England  dauernd 
nachgewirkt,  wie  das  Napoleonische  in  Frankreich.  Darflber 
können  die  späteren  Aenderungen  in  heiden  Lllndem,  in  der  Re- 
staurationszeit und  in  den  tolgenden  Perioden,  nicht  täuschen. 

Die  alten  directeu  Steuern  (Subsidien  und  „Fünfzehnte!  nnd 
Zehntel'')  genügten  nach  V^eranlagung ,  H<Uie  nnd  Zahluugsteiinin 
(jUhrlich  oder  halbjährlich)  den  Bedürfnissen  nicht  mehr.  An  ihre 
Stelle  traten  die  ,,Monat8an lagen  (monthly  assessiueuts) ,  eine 
d  i  r  e  c  t  c  V'  e  r  ni  ü  g  e  n  -  u  n  d  i  n  k  o  m  ni  e  u  s  t  e  u  e  r  nach  neuer 
Veranlagung  unter  unilassenderer  Einbeziehung  von  Hesoldungen 
(ausser  in  Heer  und  Flotte)  und  anderem  persönlichen  Erwerb, 
monatlich  zahlbar. 

Sie  winden  nach  Bedarf  in  Monatsaummen  festgestellt  (35.000—120.000  Pf.  St 
in  Kntrland.  .Tahresdurchschnitt.  im).  Schottland  a.  Irland,  1  Mill.  Pf.  St)  und  ditaw* 
Suminca  dann  aul  die  (jrafschattcn  und  Städte  nach  dem  höchsten  früheren  Sabsidien- 
betiag  einer  jeden  repartirt.  Diese  locelen  Einheiten  hafteten  tiann  fUr  ihre  Qaote. 
Die  Suhropartition  anf  «lic  Ein/t;ln<'n  wnrd»»  ^e^ren  die  Subsidi*:  vi  rljoss.-rt,  indem  di«' 
Localgowalteo  statt  der  Commiäsärc,  welche  bei  der  Subsidie  vom  Lordkanzler  uud 
anderen  obersten  Beamten  ernannt  waren,  die  Veraolagong  besorgten.  Bei  Grand  nnd 
Boden  war  der  Inhaber  zahiunirnpflirlitii;:,  mit  dem  Recht,  wenn  er  Pächter,  den 
Pachtzins  um  den  Steuerbetrag  zu  liürzen.  (Do well  II,  4—6,  VocIkC  S.  495  ff.)  — 
Eiue  andere  dirccte  Steuer  war  eine  Zeitlang  eine  „Mahlzeitstener**  (mual  tax), 
im  Betrage  des  PreiKes  einer  Mahlzeit  in  der  Woche  ron  jeder  Penon. 

Das  alte  Zollwesen  blieb  bestehen,  handelspolitische  nnd 
politische  Ge^htspunkte  führten  aber  zu  einzelnen  besonderen 
Maassregeln. 

WoUaiisftihrTeibot,  hSliere  differentielie  Belastung  spanlseher  Weine,  zeitweiBee 
Verbot  der  Einfohr  franzMflcher  Weine,  Seide,  Welle  ab  Bepresaalie.  (Do- 
well  II,  «5,  7.) 

Am  wichtigsten  war  die  Einftlhrung  innerer  Verbrauchs- 
steuern auf  eine  Anzahl  Artikel  (1643),  eine  Accise  (excise) 
mit  noch  holländischem  Muster,  zahlbar  beim  Verkauf  der  Artikel. 
Eine  in  England  frUber  nur  in  einzelnen  Fällen  yersnchte,  niemals 
eingeblirgerte  Stenerform,  welche  das  KOnigtbum,  selbst  die  Stuarts, 
nicht  einzufahren  gewagt  hatte  nnd  welche  jetzt,  wie  ähnlieh 
gleichzeitig  auf  dem  Continent,  trotz  an  Anglicher  Abneigung  und 
Widerstand  des  Volkes  angenommen,  auch  im  Parlament  ähnlich 
günstig  wie  damals  vielfach  auf  dem  Festlande  benrtbeilt  wurde. 

„The  most  e(iual  and  indifferent  levy  that  conid  be  laid  on  thc  pcople**,  1629 

'Dow  eil  II,  11).  Zuerst  wurden  Hi43  besonders  Getränke  steuern  auf  inlän- 
dische Artikel  (AI.  ,  Bier,  AcpfVI-  und  Birnwuin .  Branntwein),  eingefuhrt.  ir>4  l 
aber  auch  Fleisch,  Victualien,  Salz.  Alaun.  Vitriol,  Hopfen.  Saffran,  Stärke,  Meth. 

BiQtzen,  all*-  Art«  n  Hüte,  Seiden-  und  Wollwaaren,  Zinn,  Eisen  u.  renchie- 
di'iir  KNctiwaarcn.  KuptV-r.  Blei,  (iescliiif/'- .  (ilas  u.  <ilris\vaaren,  (»ele,  Seife  u.  a.  ni 
einer  „excise'*  (,.new  iiupost")  unterworlen.    Die  auf  Zeit  aufgelegten  Stoueru 
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wriea  später  rerilBgol,  nur  FKinch  u.  heimisches  Salz,  wieder  frui  {i^efeben. 
Die  vom  Parlament  eingesetzte  Vcrwaltun}'  hatte  tiiiirreifende  Befugnisse  zur 
Contiole  und  Confiscation,  mit  entsprccheüdea  Straf  bestimmungen,  auch  das  Kecht 
nr  Ympmoktaag  der  Einhebang.  l^ueipfliohtfKes  Svbjeot  vwr  nefcfteiis  d«r  Produ- 
Cent  (bei  Hopfen  der  Pflanzer',  mitunter  der  »Tsto  Käufer,  au<  h  wolil  der  Exporteur 
(so  bei  Zinn).  In  Verbindung  mit  der  Accise  o.  deren  Tarif  wurde  der  Einfuhr- 
Zolltarif  ent^rechend  umgestaltet  und  enrdtert,  einzelne  Sfttze  erhöht,  nach  fioanz-. 
loxus-,  schvtnoUpoUtischcu  Gesichtspuncteo.  Specifische  küiumen  neben  Werth- 
zollsiitzfn  vor.  Für  letztere  wird  ein  neues  amtliches  Werthliuoh  cin!?efiihrt;  die 
darin  nicht  beaondors  gcuauuteu  Artiliei  zahlten  5  "i«  vom  ge&chatzteu  Werth.  (Do- 
well  n,  8—18,  daselbst  AaszOge  «ns  d«n  Tarifen.  Y ecke,  S.  960  C) 

Unter  den  Colonialiraaren  beginnen  Zucker  u.  besoDder>  Tabak  wiehtigere 
Finanzartikel  zu  werden,  wobei  nur  die  ditferentielie  Behandlung  der  eisr.jnen  Colonial- 
prodoctü  nach'  dem  zur  HerrschAft  gelangenden  haudolapolitischen  System  da^  hitcaiischu 
InterssM  beetntridiljgt  Die  Bestenening  des  Tabaks  hatte  sehen  mitor  Jacob  I.  be- 
ät>nnen.  wo  1004  in  loxus-  u.  sittenpoliz«  ilir]ier  Tendenz  der  rirginische  Tabak  einer 
Znschlagsteuer  als  „impost''  auf  Grand  köuigi.  V  erordnung  von  &*L  sh.  p.  Pfand 
wi«ht,  neben  der  allgemeinen  Ab«:abe  ?on  2  d.  nach  dem  Zolibnch,  nntenrorfen 
worden  war.  Der  aufkommende  inlindiscbe  Tabakbau  wurde  dann  mit  aas  fiscalisehen 
Gründen  verboten,  die  Einfulir  von  Tabak  an  Specialliccnzen  ir<'bunden.  Die  Republik 
bezoUte  den  Tabak  stark  dilterentiuU  (1  d.  p.  Pfund  (iewicbt  von  eni;Iischen  (Kolonien, 
1  th.  fon  anderen  Lindem).  Wie  überall  dehnte  sicli  trotz  Steuer  und  anflngUcher 
Verfolgung  oder  missliebiger  Beurthcilum,-^  des  „Tabaktrinken;»"  das  Rauchen  aus  und 
wachsen  die  Ertrixe  der  Steuer  an.  Durch  das  festgehaltene  Verbot  des  inlAndischen 
Tabakbaus  hat  sich  England  die  Möglichkeit  gesichert,  in  der  noch  hente  bestehenden 
Forai  hohen  Einfuhrzolls  den  Tabak  zu  besteuern,  ohne  für  fiscalische  Zwecke 
mm  Monopol  greifen  zu  müssen  (Do  well  IV,  2b5  Ii.,  I,  213  (f.,  Vocke  S.  801,  340, 
wo  aber  die  scharfe,  auch  saolilich  kaum  begründete  Bemerkung  gegen  da»  Verbot 
de>  inländischen  Tabakhans  —  .,der  Aasbund  aller  gewaltsamen  Eingrift'e  in  die  Rechte 
des  Eigeothums"  (!)  —  und  die  daran  ^^eknüpfte  Invectiv  gegen  das  r^publicanische 
Begiment  sich  schon  dadurch  erledigen,  dass  das  Verbot  damals  nicht  erst  eingefohrt, 
soMOfn  nnr  bestätigt  woiden  ist). 

Die  Einführung  der  Acciseu  in  das  Steuersystem  in  der  da- 
maligen Zeit  in  England,  wie  unter  ähnlichen  schwierigen  \'er- 
hältnisscD  auf  dem  Continent  (auch  in  Deutschland),  auch  wie  noch 
im  19.  Jahrhundert,  während  des  Bürgerkrieges  in  Nordamerika, 
bildet  ein  wichtiges  Moment  der  vergleichendeo  Finanigesehichte : 
die  innere  indirecte  Verbrauchsh estenernng  stellt  sich 
hier  regelmässig  als  ein  brauchbares  ond  wenigstens 
relativ  nothwendiges  Hilfsmittel  ein,  Finanssehwierig- 
keiten,  welche  ans  politischen  Verhältnissen  hervorgehen, 
fliferwinden  sn  helfen.  Die  erste  französische  Republik  konnte 
von  diesem  Mittel  nnr  absehen,  naehdem  sie  es  ans  Überwiegend 
doctrinftren  Orttnden  aufgegeben,  weil  sie  rücksichtslos  zur  Papier- 
geldpresse griff,  was  bei  ordentlichen  Stenereinnahmen ,  besonders 
Verbranchssteuera,  wenigstens  nicht  in  diesem  Maasse  nothwendig 
geworden  wäre. 

Die  englische  Republik  aber  hat  hei  allen  Mängeln  ihres 
SteuerHysteniH  docli  iiiiinerhin  eine  Besteuerung  gesdiaften.  welche 
das  erste  und  wesentlichste  Problem  alles  »Steuerwesens  gehist,  den 
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ersten  der  Idtenden  obersten  Stenergmndttttse"  ertttUt  bal:  die 
Mittel  für  grosse  nnd  raseh  gestiegene  Bedürfnisse  eines  Statls- 
hansbalts  organisch  im  Wege  der  Bestenernng,  statt  bloss 
oder  Überwiegend  im  Wege  der  Scbulden,  zu  tiefem  nnd  damit 
eine  dnrob  die  VerbiUtnisse  einmal  gebotene  Tbitigkeit  des  Staats 
finanziell  za  ermOglicben. 

Bd  der  Benithtihing  soleher  (irMclüchtlieher  und  pnedscher  Veiliiltiiine  sind  die 

Sütze  der  „allgemeinon  Steuerlohre*'  mit  Recht  die  Richtschnur  S.  Fin.  II,  8.231  ff.  über 
diu  „finanzpolitischen  Grundsätze"  der  Besteuerung  und  deren  berechtigtM  Yoimastehea. 

§.79.  —  II.  Die  Periode  der  Restanrationszeit  nnd 
der  letsten  Stuarts  (1660—1688).  Die  Bestonration  ver- 
snobt Kwar  in  der  direeten  nnd  indireeten  Bestenemng  anf  das 
iUtere  System  znrtteksagreifen,  aber  ebne  entsprecbenden  Erfolg. 
Die  noeb  einigemale  angewandten  alten  Formen  der  direeten  Stenern 
(Snbsidie)  erweisen  sieb  zn  mangelbaft.  Es  mttssen  fDr  ansser- 
ordentlieben  Bedarf  die  „ Monatsanlagen''  der  Republik  nnd 
besondere  nene  Kopf  Stenern  dienen,  nnd  eine  Heerdstener 
wird  sogar  eine  ordentliche  directe  Steuer,  auch  eine  „Banquier- 
besteuerung"  und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere  Ein- 
kommen wird  eingeführt.  Die  älteren  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  werden  mittelst  eines  neuen  Zolltarifs  und  Uinzn- 
fUgung  von  neuen  Abgaben  auf  Weine,  Zucl^cr,  Tabak,  französische 
nnd  indische  Leinen-  und  Seidenwaaren  und  Branntwein  weiter 
entwickelt  und  dem  König  Karl  Ii.  auf  Lebenszeit  bewilligt  Da 
das  ehemalige  erbUche  Kroneinkommen  zur  Bestreitung  der  ihm 
obliegenden  Aasgaben  fltr  den  kOniglicben  Hof  nnd  Hansbalt  nnd 
fUr  die  auf  jenes  Einkommen  mit  angewiesenen  Verwaltnngs- 
bedttrfnisse  nacb  dem  Zusammensebmelsen  des  ftlteren  Domaninms 
nnd  der  Anfbebnng  der  alten  Fendalgefftlle  niebt  mebr  aasrelebten, 
mnsste  es  anderweit  ergänzt  werden.  Dies  gesebiebt  n.  A.  dnreh 
die  Bewilligung  einer  „erblicben  Aecise'S  besonders  auf  Ge- 
tränke (einsebUesslieh  Kaffee,  Tbee,  Cbocolade),  woznnooh 
eine  temporäre  Aecise''  in  Zuschlägen  anf  dieselben  Artikel 
tritt.  Durch  diese  Einrichtungen  wird  das  System  der  „Civil- 
liste*'  in  England  eingeleitet:  der  einzige  Punkt  von  dauernder 
Bedeutung  aus  den  Neuerungen  der  Kestaurationszeit.  Auch  Ab- 
gaben im  Gerichtsverfahren  werden  neu  eingeftihrt. 

S.  Uber  dai  Einzelne,  das  hier  nicht  speciellcr  iuteressirt.  Do  well  II.  17 — 37, 
Vocke  S.  497,  511.  299  ff.,  362  u.  sonst  passim.  Die  l(i70  versuchte  directe  Bc- 
steuerang  Kewisser  Einkommen  sollte  namentlich  Leili-  u.  (ieldcftpital  treffen 
(15  sh.  V.  I'f.  St.  ntl<T  ^  ^  von  100  Pf.  St  BaiHiuii'i'  apital  nnd  von  an  «Ion  Kiiniu' 
geUehenem,  Uber  ü      verziuälicheu  Caiutul  —  aIüv  eine  Zui:»reductiou  — ,  t>  ^h.  udcr 
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vom  soiHti^en  l)ewegliclicii  Voruiütrcii.  I  sli.  l'i"  ,,]  von  (irund-  u.  Berg- 
verkt>ertrag.  2  ah.  vom  Pf.  St.  oder  lU  7w  vou  Bcüoiduugcu  u.  dgl.).  Ueber  die 
XiTil liste",  die  eist  ällm&hlicli  ron  anderen«  ab  den  den  eigentlichen  königlichen 
Hof-  und  Hausbedarf  hctreflend.-n  Ausgaben,  völlig  -  rst  im  10.  Jahrhundort,  befreit 
vttxde,  früher  deu  HauptUieii  der  lioetea  der  Civiiverwaltung  u.  A.  in.  mit  amfasste, 
fl.  benito  Fln.  I,  8.  A.  §.  175«  8.  405. 

III.  Die  Periode  von  WiHielm  III.  bis  snr  frans<^- 

ßischen  Revolution  (1688—1793). 

§.  80.  Allgemeiner  Chaiactcr  dieser  Zeit.  Die  bcstini- 
mendcn  allgemeinen  Factoren  fUr  die  Entwicklung  des  britiHchcn 
Finanz-  und  Steuerwesens  sind  hier  die  wiederholten  grossen 
and  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer  starken  Ver- 
niebrung  der  Staatsschuld  und  einer  mit  daraus  hervorgehenden 
daaernden  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  verbunden  waren,  ferner 
die  definitive  fiinbttrgernng  des  parlameDtarischeD 
Parteiregiments,  in  Händen  einer  Aristocratie,  welche  in  der 
Steaerpolitik  doch  ähnlich  wie  der  Absolutismus  anf  dem  CoDtiuente 
die  iodirecte  Verbraaelisbesteaening  ais  die  weniger  unmittelbar 
druckende  zu  einseitig  begünstigte,  ebne  an  der  Oefabr  einer 
Ueberlastnng  naeb  Unten  zu  Anstoss  za  nebmen.  Der  Gang  der 
EntwicUnng  im  Grossen  tritt  in  den  flir  Grossbritannien  yoUständigcr 
als  ftlr  andere  Staaten  in  dieser  Zeit  vorliegenden  nod  einigermassen 
Tergleicbbaren  Zablen  am  dentKebsten  bervor. 

Nach  d.  Retornt  Uber  public  incoma  a.  expenditore  giebt  Dovell  einige  Haupi- 
dat.  Ii  für  di>  ein2eli)en  Perioden,  woraus  hier  feigende  Zaiammenatellnng  gebildet 


vird  (in  MüL  Pf.  St). 

Höhe  der  Ausgabe  für  Einnahme 

Staatsschuld  Schuld  Heer  und  Givilverwalt.  aus 

(Capital)  Flotte  (ind.  Uof)  Steuern 

Um    16S8              ?  ?  1.1  1.2  c  1.S5 

^    170«          c  20.0  1.17  IJ  0.7  4.25 

^     17SS              40.«!  2.0  1.85  0.05  5.75 

^    1755             72.5  2A  2.0  1.0  6.75 

«    1775           12S.0  4.0  9.81  1.2  10.0 

^    1702           2S7.4  9.3  2  0  17.S 


ISn;  S60.0  .«^2.0  ca.  36  üS.O 


Die  Zahlen  der  Ausgalieu  beziehen  sich  fati>-i<'r  um  auf  die  Fricdeiiiotats 

um  die  betreffende  Zeit;  bei  der  Schuld  omfassun  sie  den  Dioust  der  Leib-  und  Zeit- 
vestoa  mh.  Idand  auageucMoaea« 

SpedeO  war  (Powell  n,  402)  in  HOl.  Pf.  8t  der 

Betrag  der         die  Schuldfer- 
Kriegskosten      mehrung  dadufcb 


Krieg  in  Irl.  u.  uegen  Frankr.  1088—97     .   .   .  32.6  14.5 

Span.  Erbf.krieg  1702—13    50.7  21.5 

Krieg  mit  Spanien  1718 — 21   4.5  — 

DsgL  u.  Qflt  Eriifkrieg  1739—48    43.7  29.2 

Siebenjihr.  Kric^-  IT.'ir.— «3  (Ausgaben  bis  1766)  82.6  59.6 
Americ.  Onabhängigk.krieg  1776—85  (Ausgaben 

bis  1780)   97.6  117.3 

FnoiOo.  Krieg  1798—1815  (Aiugaben  bib  1S17)  831.5  504.9 


(fOr  Iriand  ausserdem  117.3). 
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81.  —  1.  Die  di rede  Besteuerung  wird  das  Gebiet  manch- 
facher  Versuche,  nachdem  einmal  die  alten  Formen  aufgegeben 
und  auch  die  „Honatsanlagen"  der  republikanischen  Zeit  nicht 
mehr  fttr  genügend  befhnden  waren.  Nach  bald  wieder  beseitigten 
abgestuften  Kopf-,  Olassen-  nnd  Standesstenern,  Ge- 
bnrts-,  Heiraths-  nnd  Begr&bnissstenern,  welche  anfeine 
rohe  Art  Einkommenstener  hinauskamen ,  auch  Junggesellen- 
Steuer,  blieb  die  Hauptsteuer  doch  die  als  Quotitüts-,  Vermögens- 
und Einkommensteuer  gedachte,  sehr  bald  zur  Kepartitionssteuer 
werdende  Landsteuer  (landtax  lHi)2).  Sie  umfasste  principiell 
den  Ertrag  beweglichen  Vermögens  und  gewisser  persönlicher  Ein- 
ktint'te  (Hesoldungen)  mit,  anfangs  aueh  lactisch,  aber  sie  wurde 
im  Laufe  der  Zeit  fast  gänzlich  zu  einer  Grundsteuer  von  real- 
lastartigem  Character,  deren  lange  Zeit  veränderlicher  Steuerfuss 
sich  finde  des  18.  Jahrhunderts  auf  den  ursprtlDglichen  Nonnalsats 
von  20%  festsetste.  Da  die  Veranlagung  nach  dem  ursprünglichen 
Kataster  verblieb,  bildete  sich  dieser  Charakter  nur  um  so  schärfer 
aus,  wobei  die  Steuer  den  Character  als  „Steuer^'  immer  mehr 
verlor^  auch  nach  der  Entwicklnng  der  einseinen  Gegenden  natttrlich 
immer  ungleiehmässiger  wurde.  In  dieser  Versteinerung  bot  sie 
die  Gelegenheit,  in  der  schweren  Zeit  der  französischen  Kevolutions- 
kriege  Gegenstand  einer  grösseren  Finanzoperation  zu  werden, 
indem  ihre  Ablösung  seitens  der  Verpflichteten  wie  auch  ihrer  Er- 
werbung als  feste  h'ente  seitens  Dritter  durch  entspreehende  Capital- 
zahlung  unter  ziemlich  günstigen  Bedingungen  gestattet  wurde:  eine 
Maassregel,  welche  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  fortgesetzt  worden 
ist  und  die  verbältnissmässige  Unbedeutendheit  des  Rests  dieser 
,yLandtaxe''  im  heutigen  britischen  Finanzwesen  erklärt 

Zu  dieser,  soweit  sie  noch  als  Steuer  anzusehen  war,  eine 
Ertrags-Grundsteuer  darstellenden  Landtazekam  nach  Beseitigung 
des  unpopulären  früheren  Heerdgelds  eine  Haussteuer  in  Form 
einer  Fensterstener  (1696),  später  (1778)  trat  dazu  noch  eine 
besondere  E rt  rags Steuer  von  Wohnhäusern. 

Eine  Reihe  von  anderen  Steuern  haben  etwas  vom  Character 
einer  Gewerbesteuer  an  .sicli  und  stellen  eine  Art  Special - 
Gewerbesteuern  dar.  Sie  lassen  sich  aber  auch  und  zum  Theil 
noch  mehr  (mit  Vocke)  als  „Anhängsel  i  ndirecter  Cousum- 
tionsstenern'^  ansehen.  So  schon  ans  dieser  Periode  die  Steuern 
auf  lyVerkehrs-Gewerbe'^  (Halten  von  Stadtdroschken,  hackney 
eoachesi  seit  1691 ,  bez.  1694,  Landkutschen,  stage  ooaohes,  1694 
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l)cz.  1775,  Mielhplerde  und  Miethwagcn,  177IM;  ferner  Stcueru  aut 
Gewerbe,  welche  sich  mit  accisepflichtigen  Gegenständen 
beschäftigen,  wo  der  Licenzzwang  zu  einer  Bestenernng  (Li c enz- 
abgab e)  benntzt  wurde,  (s.  §.  8G,  besonders  anf  die  mit  Bereitung, 
Verkauf,  Ausschank  von  Branntwein,  Bier,  Wein  n.  dgl.  sich  be- 
fassenden Gewerbe);  weiter  meist  schon  ans  dieser  Zeit  Stenern 
anf  erwerbe  nnd  Besehttfti^gen  der  Rechtsanwälte,  Notare, 
Bankhäuser,  Auctionatoren  u.  a.  m.  Auch  eine  Besteuerung 
der  Hau  sirer  und  ähnlicher  Personen  (1697),  femer  einmal  eine 
allgemeinere  Ladensteuer  (1785  —89)  ist  vorgekommen  und 
dnzelne  andere  directe  Steuern  (auf  Actiencapital  gewisser  Art, 
1692,  anf  Besoldungen,  1758)  sind  versueht  worden. 

Das  Ganze  dieser  directen  Steuern  stellt  etwas  sell)st  für  eng- 
lische Verhältnisse  auftallcnd  Systemloses,  Wirres  und  WillkUbr- 
liebes  dar.  Gleichwohl  erhielt  sich  Manches  davon  bis  in  die 
neueste  Zeit. 

§.  ^2.  Du-  schon  unter  der  Westauratiun  versuchten  Kopfstcui  rn  «licnten 
OBter  Wilhelm  III.  seit  UibU  uiuige  Male  zar  Deckun<r  des  aus-MironieDtlicb'-n  Bedarfs 
für  Krieganreckc ,  zaictzt,  da  sie  unpopulär  and  unzwuckmääsig  waren,  169S.  Diese 
Steuern  waren,  wi«*  die frUlierun  ähnÜrhon,  keine  reinen  Kopfsteuern,  sondern  nach 
Rang,  Ueraf,  Lt-benssteliang,  ungefährer  Ein kommeaiich 4t zuDg  u.  dgl.  m. 
tbfrestolt  Sie  iriugen  aber  anf  die  „kleinen  Leute**,  Hindler,  Handtreriter,  Arbdier, 
Dienstboten,  ausschliesslich  wirklich  Amic  und  Allmoscnempfiinti<'r,  herab,  in  fasten 
SiueH .  wohl  einmal  mit  einem  Minimum  von  1  d.  p.  Woche,  in  einmaligen  oder  mehr- 
maligen Baten  im  Jahre,  mit  Jahresertr&gen  bis  tiOO,ÜOO  Pf.  St.  und  darüber,  aUo  doch 
erheblioli.  povell  Ut  9  ff.,  48  £,  Vocke  S.  511  C,  daselbst  Tarifpioben  n.  dgl.) 

Wie  diese  Kopfirtenen  waren  auch  die  seltsamen  (ie)>urts-.  llt  irafhs-, 
Beerdij^ungs-,  Janggesellensteuern  eine  unvollkommene  Art  Einkommen- 
steuer, bei  der  man  wie  bei  indirecten  Stenern  (auch  Verkehrsstonern^  an  ein  l)e- 
stimmte^  Ereigni«  oder  einen  Zustand  die  su))jt  ctive  Steuerpflicht  ankiiu]  It'  und  durch 
BcracksichtifiTung  von  I?anir,  B'Tuf  und  Li'bensst'  lIiinL'  die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit und  die  stärkere  Steuerkraft  der  Vornehmen  und  lieichen  zu  berücksichtigen 
nebte.  Sie  trafen  aber  schlieaslicb  Jedernann,  mindestens  mit  dem  niedrigstMi  Salse 
(4  d.  bei  (jeburts-  u.  TodesfJillen,  2".,  sh.  hei  Verbcirathung .  1  sb.  (b  ri  Junggcsellou). 
(Dowell  II,  41).  Tarif  II,  409,  Vöcke  S.  514).  Die  Steuer  bcsUud  Hi95~17U6, 
Jahreeeftrag  anfang»  c.  52.000  Pf.  St.,  sp&ter  weniger. 

I>ar  „Land steil« r**  (Land taxe)  ren  1602  waren  1686  noch  VermOgonssteneni 

in  Törui  der  Monatsanlagen,  dann  l<*>*^!t  oiii-  StrUi  r  voranf^e^angen.  bei  welcher  Grund- 
besitz nnd  Verwandtes  nach  dem  Ertrag,  uersünliches  Vermögen  nach  dem  Werth, 
aber  unter  Annahme  einer  6  %  Rente  daTon  als  Einkommen,  Einkommen  ron 
Aemteri)  u,  'kl  (exd.  Kriegsdienst)  nach  den  Gehalte  veranlagt  war.  Diese  Grund- 
lage blie'  1  Ii  l>ei  der  \{'Ai2  als  Kriegshilfe  irewälirten  „Pfundrate**  von  4  sh.  oder 
20  "/«i  Hau-iiiiitiiiveatar  und  iäudliches  Betriebscapital  war  frei.  Die  Einschätzung 
war  ungenügend,  sie  ergab  zunächst  1.92  Hill.  Pf.  St.  Ertrag,  in  den  3  folgenden 
Jahren  bei  dem  Streben  nach  Ermässig'unir  dor  Einsch5t^un<r  seitens  der  Besteuerten 
weniger.  Eben  diese  Wahrnehmung  führte  dazu,  1697  eine  feste  Summe  als  Ke- 
partitionsqnote  ansznschreiben  nnd  diese  nach  der  bisherigen  Veranlagung 
von  16^12  auf  die  Grafschaften  und  Kirchspiele  zu  vortlieilen.  Jene 
Summe  wurde,  ziemlich  genau  nach  Maassgabc  der  früheren  Einschätzungen  einer 
„Dreischülingrate",  auf  1.484,015  Pf.  St.  oder  auf  494,671  Pf.  St.  p.  Schilling  vom 
Pt  St  talgesetit,  der  SchilUiig  nahetn  also  %  Hill  P£   In  dieser  Weise  wnideii 
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von  da  an  bald  2,  bald  ■(  oder  4  bli.  ausgeschrieboa,  in  Kriegäzciteu  muhr.  in  Frieden»- 
zeiten  weniger.  Die  Staatscasüo  bekam  ao  freilich  einen  fast  gar  nicht  schwaAkeuden 
Ertrag  Terbttrgl,  da  die  OnftehaflMi«  Stidto,  Kirdiqil«l6  flu  ihra  Quote  aafkonnao 
mubsten.  Aber  die  locale  Vertheilung  und  reell'  Belastung,  schon  arsprunglich 
mangelhaft  genug,  wurde  natürlich  immer  ungleichmisaiger.  Die  Sabrepartitiou  der 
Quoten  auf  die  einzelnen  Stenorpflichtigen  erfolgte  nach  wm  Getets  nid  thatsicblich 
mit  Ünterscbeidong  von  3  Kategorieen  von  Personen  durch  specielle  EiiMcliiliaBg: 
1)  auf  die  Besitzer  beweglichen  Vermögens  (Geld,  Forderungen,  Waaren  u.  s.  w..  abo 
all  sich  Kentiers,  Kauflcute,  (iewerbetreibende  u.  dgl.  m.)  nach  dem  frOheruu  Satz 
TOD  6  */o  rom  Werth  als  muthmaasslicbem  Einkommen;  2)  auf  gewiaw  ftÜBiittelM 
Beamte  (excl.  Kriegsdienst)  und  im  Princip  atirh  auf  P«  rsonen  mit  sonstiger  MVillB- 
bringeuder  Th&tigkeit:  3)  auf  die  Eigenthumer  von  Grundstücken  u.  dgL  anbevii§- 
ÜcliMD  oder  diesem  gleiehgestdltem  VemSgeo  (z,  B.  Zelwteii).  Die  bdden  entea 
Kategorieen  wurden  nun  nach  dem  ausgeschriebenen  Scliillingfossc  bestcaert:  was 
dann  von  der  aufzubringenden  Qoote  noch  übrig  blieb,  hatte  der  Gnindbesitz  nach 
dem  veraoächiagtcn  Ertrage  zu  Übernehmen.  Da  nun  im  Verlauf  der  Zeit  die  on>te 
Kttegwie  Ton  Personen  ohne  Ersatz  durch  neue  allmählich  fast  ganz  Mit  der  ESn- 
Schätzung  herausfiel,  auch  bei  der  zweiten  Kategorie,  den  Beamten  o.  s.  w.,  eine 
ähnliche  Entwicklung  eintrat,  mosste  ^iter  die  ausgeschriebene  Kirchspiel- 
qnote  fast  ganz  rom  Grundbesitz  anfgebracnt  irord«n.  8o  ward,  oidit 
nach  Absicht  des  Gesetzes,  sondern  nach  mangelhafter  Dorchftlhrung  eines  an  sich 
nicht  falschen  Princips,  desjenigen  der  Kepartitionssteuer,  die  „Landtaxe"  thats&ch- 
lich  fast  vollständig  eine  Art  roher  Grundsteuer.  Nur  geringfügige  Koste  der 
Landtaxe  blieben  gtnrdinheitsmässig  an  einzelnen  Aemtem  und  einzelnem  beweg- 
lichem Besitz  hängen.  Auch  diese  Reste  worden  bei  den  Be.soldongca  l^Tfi  zuletzt 
noch  823  Pf.  St.  Ertrag!)  und  beim  beweglichen  Besitz  schon  lb33  aufgehoben. 
Wie  In  andwen  Flüen  hatte  der  Plehtnr  di«  Steuer  tn  zahlen,  mit  den  Baal  Mir 
den  Pachtpreis  zu  kurzen.  Ein  ähnliches  Recht  dos  Grundbe  sitzers  seinem  Gläubiger 
gegenüber,  welcher  letztere  anfangs  in  der  ersten  Kategorie  von  Personen  mit  stener- 
pflichtig  war,  hatte  wohl  söhon  Ton  vonie  herein  Irane  wetendtehe  practische  Be- 
dontmg  und  rerlor  sie  natürlich  später  ganz.  Nach  der  Union  wurde  Schottland  mit 
einem  festen  Betrage  von  rund  4S,000  Pf.  St.  als  voller  (4  sh.-)  Rat<^  in  die  I^nd- 
taxe  einbezogen.  —  Der  den  Grundbesitz  betreti'ende  Theil  der  Landtaxe  war  2U  dem 
zaletEt  eingebürgerten  Foss  ron  4  sh.  p.  Pf.  St.  unter  Pitt*s  Verwaltung  fOr  bleihead 
erklärt  und  1798  zur  Ablösung,  bez.  zum  Ankauf  freigestellt  worden  (zuerst  zum 
4UliMshen  in  den  damals  niedrig  stehenden  3  "/o  Staatsscbuldscheinen  oder  zum 
SOfkchoi  haar,  später  günstiger).  Vcm  dem  Betrag  ron  etwas  über  3  MilL  Pf.  8t 
(2,037.627)  incl.  Schottland  nach  der  vollen  4  sh.-Rate  war  so  1810  noch  1,43S,000, 
1820  1.204,000,  1860  1,149,000,  gegenwärtig  noch  1,064,000  Pf.  St.  Jahresertrag  der 
alten  Landtaie  übrig  geblieben.  S.  Do  well  II,  50—53,  73,  82,  87,  99,  125,  215, 
III,  93—102,  Vocke  S.  499—504.  (meist,  engl  Vwwaltungsreclit ,  2.  Aul  II, 
781  fl'.,  790 — 793  (eingehend,  bes.  über  die  ^'e^anlatrungs-  u.  Einschätzungsbeh'^nlcn). 
kurzer  3.  Aufl.  II,  626,  62b  — 629.  Auch  Gneist,  d.  engl.  Grundstenersvätem, 
Beel.  1859. 

Die  neue  Uausstcuer  begaim  1696  als  classificirte  Feustersteuer 
{t,  B.  2  sh.  ftlr  Jedes  Vohnhans,  —  exeL  Hatten  (cottages),  d.  h.  Hlniar,  die  keine 
Kirch-  u.  Armenraten  zahlten  —  mit  weniger  als  10  Fenster,  10 — 20  Fenster  6,  20  u. 
mehr  10  ab).  J709  worden  diesu  Sätze  far  grössere  U&oscr  erhöht  1747  wnrde. 
z.  Th.  nm  die  Umgehung  der  Stener  dnrch  Fenitanehlins  zu  veihindem,  eine  feste 
Haussteuer  von  2  sh.  für  Jedes  bewohnte  Wohnhaiu,  mit  einer  Fenstersteuer 
für  Hänser  von  10  und  mehr  Fenstern  nach  einem  progressiven  Tarif  bei  steigender 
Fensterzahl  verbunden.  Später  worden  die  Steuersätze  weiter  gesteigert.  Im  J.  n7S 
wurde  dazn  noch  eine  neue  Haus-Ertragstaver  gdfegt  (IdeiDe  Häuser,  Geschäfts-  u.  dgl. 
Häuser  frei.  Fuss  von  2'/,  und  bei  grösseren  Häusern  von  5  %  1779  bez.  2Vj,  3"\. 
5  Die  Fenster-  wie  die  Uaussteuer  waren  tibrigens  ?om  Inhaber,  nicht  rom 
EigenÜiOaer  als  solchem  ta  zahlen ,  —  mit  Ansnahmen  bd  der  Feasterstener  — ,  abo 
keine  diredo  Ertrags-,  sondern  Wohnungs-  oder  Miethstener.  (Do well  II, 
54,  118,  109.  III,  193—197,  204—207,  Yocke  8. 46S  if.,  Gneist,  Verwaltongsrecht, 
Aufl.  II,  798,  3.  A,  II,  637.) 
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t'»^bcr  die  uauchcrlei  gcwcrbostou.  r  »  rtijfcn  Stcucm,  «Hü  iui  Tcxir  t-rwahnt 
wnrden.  s.  besonders  die  aasführliche  klare  Darstellanfr  Voi  ke's.  S.  420 — 4.'>'»,  welche 
im  Vergleich  auch  mit  Do  well  (bes.  vüI.  III)  doch  den  Werth  der  syiktematisircndeii 
d«ntKk6B  Behandlongsweisc  solcher  Diofi^e  denüieb  idft  S.  sonst  nach  Do  well  II, 
i;{--7'i  11.  paäsim  rol.  II.  Auf  das  T>i  l  enzs  ystcm  in  Verbiadunf  mit  inneren 
Verbrauchb:jteiiern  wird  unten  zurllck  zu  kommen  >icin  (§.  S<5). 

63.  —  2.  Die  sogen,  directen  Luxus-,  Nutzungs-uad 
ähnliche  Stenern  sind  eine  England  nicht  ausschliesslich  angehörigC) 
aber  dort  gerade  seit  dieser  Periode  (18.  Jahrhundert)  besonders 
ausgebildete  und  in  einigen  wichtigen  Fällen  nocb  heute  bestehende 
Beetenernngsform.  Sie  stellen  sich  als  ein  etwas  roher  Verancb 
einer  directen  Sonderbestenernng  der  wohlhabenderen 
und  Tornehmeren  Stftnde  dar  and  wirken  flir  die  Stener- 
pfBehtigen  wie  eine  besondere  Emkommenstener,  freilich  wie  eine 
nach  BoflUUgen  Verbravehsarten  nnd  GeseUsebaftstilten  aufgelegte, 
daher  doch  recht  ungleiohmftssige.  Sie  sind  zngleich  Vori&afer 
mancher  anderer  ähnlichen,  welche  in  der  Kriegszeit  aufgelegt 
wurden,  aber  auch  Vorläufer  und  Ergänzung  allgenieinei  Einkommen- 
stenero  der  „besseren  Stände",  wie  während  der  französischen 
Kriegsperiode  einmal  besonders  frappant  hervortritt  (im  „triplc  assess- 
ment",  §.  89).  An  einzelne  Objecte,  Nutzung:cn,  Genüsse, 
Dienste  sich  haftend  haben  diese  Steuern  freilich  auch  durch 
mögliche  Ueberwälzung  und  hie  und  da  nach  den  Veranlagungs- 
modalitiUen  wohl  die  Wirkung  von  indirecten  Verbrauchsteuern 
etwas  mit 

Es  gehören  sehen  aus  der  Zeit  vor  dem  französischen  Kriege 
hierher  die  Steuern  auf  das  Halten  von  Carossen,  auf  den  Besits 
von  Silbergesehirri  auf  das  Halten  männlicher,  kurte  Zeit 
aneh  weiblieher  IMenstboteui  auf  das  Halten  von  Luxus- 
Pferden,  auch  Rennpferden,  auf  Jagdlicensen.  Diese 
Stenern  werden  in  der  Kriegsaeit  erhöht  und,  um  diesen  Gegenstand 
hier  gleich  zu  erledigen ,  um  einige  weitere  vermehrt,  so  auf  den 
Gebrauch  von  Haarpader,  auf  Hunde,  auf  Schlag-  und 
Taschenuhren,  auf  Wappenftlhrung.  Alle  diese  Steuern 
jjchliessen  sich  somit  an  Hausstandsverliältnisse  und  Gegen- 
stände des  persönlichen  Gebrauchs  und  der  Lebensweise 
der  höheren  Stände  an.  Sie  werden  unter  dem  technischen 
Namen  „assessed  tax  es",  zu  denen  auch  wohl  die  Steuer  auf 
bewohnte  Gebäude  gerechnet  wird,  zusammen  getusst  und  unter- 
stehen  einer  gemeinsamen  obersten  Verwaltongshehörde. 

Die  genannten  Steuern  begannen  mit  der  Ca rossens teuer  (!  747\  der  Steuer 
TOB  Phrntfohrwerk  fOr  Zwecke  dee  persönlichen  Genosses,  in  der  bcwusätea  Absicht, 


Digitized  by  Google 


186     6.  B.  1.  K.  Stetiergescliichte.  2.  H.-A.  6.  A.  England.  §.  88,  84. 


auf  dies«-  Weise  die  woliUialjeii'lor'  ii  uinl  vornehiiicrcn  Classen  crKänziiiüjrswi  i-^-  in 
bc&tcueru,  neben  den  aligemeiaereu  N'erbrauchssteucrn  und  bei  der  btabiUtat  üur 
Landtexe.  Also  ein  sfeaerpolitisch  bedeatsainw  Oedanke,  der  aicli  aber  damals  wie 
später  sel'tst  in  einem  ftlr  diese  Steuern  so  unirewöhDlich  geeigneten  Lande  wie  Eng- 
land weder  nach  der  tiscaliücheu  Seite,  dem  Ertrage,  nocli  nach  der  Seite  der  gerechten 
Vertheilang  der  Steuerlast  besonders  bev&hrte.  Mit  den  elnMlaen  Stenern  wurde 
meln&eh  in  den  Einzelheiten  der  Einrichtung,  der  Vennlagnng  und  der  Steneitflu 
eTperimcntirt.  am  >ie  erfiiebiger.  schwerer  zu  umgehen  zn  machen  und  sie  gerechter 
zu  vcrtbeileu.  Die  Tondeuz  /.ur  Gasuistik  in  der  en^li^cbcn  üesetzgcbung  fand  hier 
ein  offenes  Feld  lor  Bethttigung.  Yenrandter  Art  wie  die  Uhrensteoem  waren  die 
in  Stempelfonn  erhobeiuMi  auf  Hute  und  Iland^ohuhe.  Es  genügt  für  uns. 
spUtcr  im  nächsten  Kapitel  auf  die  noch  bestehenden  liritischm  directcn  Luxus-  und 
aiinlichen  Steuern  einzugehen.  Ueber  die  damaligen  Anfün^-e,  die  Entwicklung  und  die 
Einzelheiten  der  Gesetzgebang,  der  Tarife  und  der  Statistik  ziemlich  eingehend  Dowcli 
pa-sim  II,  119,  131,  ir,9,  ITtl,  20S,  210,  214,  bes.  III.  ir,<>  .^21  (bis  zur  Gegenwart), 
Vocke,  S.  459,  46Ü,  469—475,  Gnoist,  engl.  Verwaltuugsrecht,  2.  A.  U,  2S9, 
789  ff,  S.  A.  II,  687  ff.  —  Der^tfag  war  bei  der  Oaroasenstener  1747  inEof- 
land  60.000.  Schottland  1000,  1798  319,900,  1816  bez.  448,000  a.  13,000  Pf.  St. 

—  Die  Pfrr.lcsteuer  von  1784  gab  1796  117.000  Tf..  .ils  sie  /nnächst  far  Luxus- 
pferde  (zum  Keitcn  u.  Fahren)  cingofuhrt  war.  Spater  als  sie  auf  andere  Pferde,  in 
der  Landwirthschaft  nnd  den  Gewerben,  m  verBchiedenen ,  mäasigeren  SUsen,  ausge- 
dehnt und  in  der  Kri<"t:<z<  it  erhölit  worden,  tniu  sie  in  England  allein  ISlf!  1 ,22fi,n00  Pf. 

—  Die  1777  eingeführte  Steuer  auf  männliche  Dienstboten  (später  mit  progres- 
sivem SteQerfass  bei  steigender  Zahl  Bedienten  in  Einem  Hanshalt  und  mit  Zuschlägen 
bei  Jonggesellen-Herren)  pab  ITllO  V9,000,  ISIO  471,000  Pf.  St.  —  Die  kurzlebige 
Steuer  auf  weibliche  Dienstbot<*n  (17Sn-  92V  b<  i  tlei  ab  r  die  Hücksicht  auf 
kleine  Kinder  iu  der  Familie  Ermiutöiguugen  bedang,  J  unggeseilcn  wieder  doppelt  bc- 
stenert  waten,  tmg  91,000  Pf.  ^  Die  Jagdlicenzstener  von  1784/85  gab  1791 
»19,000  Pf.  in  England,  4500  in  Schottland.  —  Die  Silbergeschirrsteuer,  der  die 
Reateuorung  des  I'abrikat?i  beim  Producenten  vorangegangen  war  (1720),  bestand  von 
1756 — 77  für  den  Besitz  von  Silbergeschirr,  war  5  sh.  ftlr  je  100  Gnzen  (weniger 
war  ft«i),  bis  /.a  einem  Haxiinnm  ron  100  Pf.  St..  Ertrag  18,000  Pf.  (Dowell  III. 
242).  —  Die  Haarpudersteuer  von  1795  war  in  der  Art  angelegt,  dass  jeder 
Puder  Benutzende  jährlich  sich  beim  Stempclamt  melden,  eine  Licenz  nehmen  und 
dafiftr  1  Ovioee  (21  sh..  1808  297«  sh.,  der  später  gebliebene  Satz)  entffehten  mnsste, 
mit  gewissen  Befreiungen.  Ertrag  1796  210,000  Pf.  St.!  1800  104,000.  1812.  55,000, 
1S20  34,000.  1S40  (iOOO.  1000,  IS»)!»  aufgehoben  (Dowell  III.  288—292. 
Vocke  S.  474).  —  Die  noch  bestellende  Wappensteuer  von  1798  fur  jede  Person, 
wdehe  ein  Wappen  braucht  oder  führt  oder  Wagen,  Siegel,  Geschirr  o.  andere  Artikel 
mit  Wappen  darauf  besitzt,  mit  höh«'ren  Sätzen  für  Wappen  am  Wagen,  ergab  170S 
45,000,  1816  42,000  (England  und  Schottland),  jetzt  noch  77,000  Pf.  St  (Do  well  HI. 
ai0-*920,  Vocke  S.  472).  —  Die  Uhrensteuer  von  1797—98  betraf  ebenfalls  den 
Besitz,  nicht  die  Fabrikation  von  Uhren  (Schlag-.  Wanduhren  5  sh.,  goldene  Taschen- 
uhren 10,  silberne  2'/,  sh.).  mit  Angabepflieht  des  Besitzers,  wurde  aber  bald  als 
nachthcüig  für  die  Uhrmacher,  die  au;»scrdeu)  eine  Licenz  zu  zahlen  hatten,  aufge- 
geben (Dowell  III,  398)l  —  Die  noch  jetzt  als  Staatssteuer  bestehende  Hunde- 
steuer, die.  wie  gewöhnlich  auch  poli/.<iIiche  Zwecke  mit  hatte,  wurde  1796  ein« 

•  gefuhrt,  hatte  einen  nach  .\rt  der  Hunde  und  mit  nach  persönlichen  Verhält- 
nissen der  Besitzer  abgestuften  Tarif  und  gab  1796  70,000.  1S16  in  England 
145.000,  in  Schottland  15,000.  1884  842,000  Pf.  8t,  Doweil  IU,  298—304, 
Vocke  8.  474, 

§.  84.  —  3.  Indirecte  Ver braachssteueru  und  ver- 
wandte, Zölle  und  Accisen. 

a.  Die  Zölle  knttpien  sich  aach  in  dieser  Periode  zunächst 
noch  an  das  alte  System  (Pfand-  nnd  Tonnengeld)  an, 
neue  ZaschUge  bei  alten  Artikeln  nnd  neue  Zölle  treten 
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Umi  und  werden  tarifmftssig  a|Mut  erbolieii  nnd  verrecbnet  wie 
iinlich  Micli  bei  dee  Aeeigen. 

Es  hiagt  dies  mit  dem  rechtlichen  ('haracter  dicker  Al>ual>en  als  „Zweckätcuorn"« 
rarVcnrendunff  für  '•in'  hestiromte  einzelne  Au^ualw  ixl.  r  (wie  den  Aus- 
üben der  sog.  Civüiiäte)  einer  bestimmten  Kategorie  von  Auäg«bou 
■■MB.  Dadueh  wird  das  ZoUwaten  avaiaordcotlich  compUcirt  und  onaMniditUcli. 
L^;  r:  Pitt'sche  Maassregel  der  Schaffong  «incs  sojr.  „consolidirten  Fonds" 
iis  i^r^MiUiedotK^n  Zöllen  und  Accisen  •  17*^7».  die  nnninehr  fdr  di«-  Ausi^abcn  dieses 
tctiAs  pcnuaaeiit  werden,  bewirkt  hierin  ciiic  trt  dich  noch  nicht  ausreii  hcnde  Vor» 
ktloy.  Differentialzölle,  bei  Colonialpioilucten  zum  Schatz  der  eigenen  Lülonien, 
diftB  gegen  die  Proiiacto  bestfmsCer  Liader  (Fnakreich)  mtohen  das  Tarifveeeii 
viedemm  verwick'Iter. 

Die  EinlabrzöUe  treten  lUr  Hscaliscbe  wie  für  protcctio- 
mttiache  Zwecke  immer  mehr  in  den  Vordergrnnd,  die  Austuhr- 
xSlle  lorfick,  sie  werden  fttr  britisebe  Brsengnisse  (Korn,  WoU- 
rtsft  1700,  die  meisten  übrigen,  aoBgenommen  gewisse  Robstoffe 
mi)  groflsentbeOs  beseitigt,  ans  bandelspolitisoben  Rtteksicbten. 
Bei  den  EinfnlurzOUen  werden  neben  dem  alten,  erb((bten,  ancb 
Gegenstand  faandelspolitiseber  Experimente  bildenden  Wein  zoll 
fMethaen-Vertrag  mit  Portugal  1703,  Zollkampfpolitik  gegen  Frank- 
reich; die  C  olonialw aaren -Zölle  nach  den  Consiinitionsvcrliült- 
li-i-en  immer  wichtiger.  Einzelne  Maassregelu  im  Cicbiete  des  Zoll- 
■ve!^eus  und  der  Zolltarife  erklären  sich  aus  den  nothwendigeu 
Bezieh a Dg en  der  Zölle  zur  Accise,  auch  aus  der  Be- 
klmpfuDg  des  ^Schmuggels  (Taritredactionen,  Waaren- 
haissyatem,  auch  mit  Lagerungszwang).  Im  Ganzen 
«lUet,  wie  rollends  in  der  franslfsisehen  Kriegsperiode  1793  ff., 
m  Zolltarif  noeb  die  ftltere  Praxis  ob:  eüi  sebr  umfassender 
Tarif  mit  zablreieben  Positionen  ond  beben  Zollsätzen. 
Diese  Praxis  entspricht  aber  ancb  den  fiscaliscben  Interessen,  so 
bsge  der  Cdnsnm  von  LtixQS-Massenaftikeln  doch  immer  noeb  be- 
schränkt ist,  nnd  ist  so  lange  auch  wohl  der  gleichmässigeren  Ver- 
heilung  der  Steuerlast  günstiger.  Die  Zölle  konnten  auch  das 
einfachste  Mittel  bieten,  die  Finanzlasten  des  Mutterlands  mit  auf 
die  Colonieen  zu  wälzen.  Aus  dem  betretVenden  Versuch  ging  be- 
kaontlicb  der  americanische  rnabhängigkeitskric^  hervor  (1773). 

b.  Die  Accise  der  vorigen  Periode  wird  erhalten  und  auf 
immer  mehr  Artikel  verschiedenster  Art,  Verzehrnngsgegenstände, 
itohstoffe,  Fabrikate  ausgedehnt  nnd  in  den  Sätzen  zur  Deckung 
ki  stehenden  Bedarfs  erb<(bt.  Namentlich  werden  die  Getränke- 
itenern  schwerer,  aneb  fangen  die  Probleme  der  Steaerteebnik, 
ii  ZuanmieohaDg  mit  den  Zöllen  (bei  Branntwein)  nnd  mit  den 
tdmiseben  ProdaetionsYeriUlltnissen  (Aendemngen  darin,  gewerb- 
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liebe  Prodoetion  'für  den  Absatz  und  häasliebe  fUr  den  eigenen 
Bedarf,  so  bei  Bier)  an,  mehr  Sehwieri^iten  tn  bieten.  Das 
Lieenzsystem  wird  aneh  znm  Zweck  der  Stenercontrole  weiter 
entwickelt    Von  Artikeln  nnentbebrliehen  Kabrongs-Bedarfe  wird 

indessen  doch  nnr  Salz  besteuert,  auch  diese  Steuer  zeitweilig 
aufgehoben.  Die  Sympathie  leitender  Staatsmänner  (besonders 
Wal  pole 's)  für  die  Accise,  bei  practischen  Politikern  immer  be- 
greiflich, fllhrte  auch  zu  weitergehenden  Plänen  einer  allge- 
meinen Accise,  auch  einer  tiscalisch  noch  wirksameren  Be- 
stenerung  von  Wein  und  Tabak,  mit  in  der  Tendenz,  die  in- 
directe  Verbrauchsbestenemng  noeb  in  umfassenderer  Weise  an 
Stelle  der  directen  Bestenening  (anch  der  Landtaze)  treten  zn 
lassen.  Allein  diese  Pline  scbeitcarten  am  Widerstand  der  freilich 
znm  Theil  irre  geleiteten  nnd  yomrtbeilongsvollen  „Oifentlieben 
Meinung"  nnd  der  Parlamentsopposition  (1732). 

Die  englische  Accise  wurde  daher  nicht  eine  so 
allgemeine,  wie  z.  H.  die  prenssische,  sondern  sie  erstreckte 
sich  damals  wie  später  immer  nur  auf  eine  freilich  ziemlich  grosse 
Zahl  —  in  der  Hauptzeit  28  —  einzelner  wichtiger  Artikel, 
welche  im  Prodnctions-  und  ersten  Absatzstadium  ge- 
troifen  werden.  Dies  hatte  die  wichtige  Folge,  so  genereUe  Ver- 
kebrsoontrolen  wie  bei  dem  continentalen  städtischen  Accisesystem 
entbehrlich  zn  machen ,  Stadt  nnd  Land  nicht  stenerpolitisch  zn 
trennen  nnd  nicht  Terschieden  zn  bestenem,  die  PriTat-BerOlkemng 
nicht  dnrch  Gontrolen  in  ihrem  Verkehr  zn  belSstigen.  Die  Gon- 
trolen  konnten  vielmehr  auf  die  betreffenden  Gewerbetreibenden 
und  Händler,  auf  Producenten  und  Localitäten  der  Produetion  und 
auf  den  Absatz  und  Verschleiss  der  acciseptiichtigen  Artikel,  mehr- 
fach mit  Znhilfenahme  des  Licenzsystems ,  beschränkt  werden, 
waren  hier  freilich  nm  so  schwerer.  Aber  diese  Belästigungen 
bat  England  immer  leichter  als  die  allgemeinen  Verkehrscontrolen 
ertragen;  umgekehrt  war  und  ist  es  zum  Theil  noch  heute  in 
Deutschland:  ein  characterisüscher  Unterschied,  der  fttr  Bestenernngs- 
maassregeln  zn  beachten  ist. 

§.  85.   Nach  dem  Zirecke  dieses  Weilta  kftnii  «ach  Idas  auf  du  Zollwesen, 

Welches  \mmcT  und  vollends  i>i  dieser  Zeit  nicht  bloss  iMch  SscaUsclMli,  sondern  mit 

nach  handelspolitischen  Moment<>n  ^ereprelt  wiui,  nicht  genauer  eingregang'en  werden. 
Nach  dun  englischen  Productions-  und  Uandelsverh&ltnissen  hat  hier  die  Bezolluug 
sDch  noch  mehr  als  in  den  meisten  anderen  Lindem  eine  spedell  ?oik8irirth> 

schaftlicho.  nicht  bloss  Jiscalisflio  Bodeatunp.  Bei  der  Gestaltung  des  britischen 
Zwischenhandels  in  Colonialproducten  bietet  u.  a.  das  Lagerhaussystem  ein 
Mittel  zur  Besteuerung  des  Auslands.    Zwischen  Zi)llen  nnd  Accisen  kamen  anch 
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VeKchiebangü»  ror,  einzelne  Artikel  autcrlagen  (wie  auf  dem  Contiuentc  bo  ia 
Preussen),  sowohl  d«^m  allgemeinen  Zoll  (Pfundgnld)  als  einer  Accise.  Thea. 
Kali'ee,  Chocolade  wurden  z.  B.  16S9  aus  der  hier  UQzweckmässigeu  Accisü  herauä- 
fftnoBUMii,  vo  lio,  wie  andere  Getrtake,  ]mm  Detaildebit  ab  G<^ribik  besteuert  i^e- 
Wesen  waren,  und  äpecleUen  Zollen  tmterworfen. 

Die  „erbliche  Accise'  gehörte  aucli  unter  dt-r  neuen  Dynastit-  zum  »-rb- 
lichen  Kroueinkommcn,  die  „tempor&re  Accise"  und  die  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  worden  wieder  am  Lebenszeit  jedes  neoea  KOnIgs,  die  Zölle  Wil- 
helm III  zuerst  allerdings  nur  auf  4  Jahre  bewilligt.  Spät-  r  winden  die  alten  Zölle 
aber  permanente  Steuer.  Daa  alte  Tonnen-  und  Pfundgeld  erfuhr  in  seineu 
Süsea  daaa  wiedeibolte  ZasehUge,  so  1692,  170S,  1747,  hn  füllen  Betrage  oder 
den  mehrfachen  seines  alten  Satzes,  auch  wohl  in  einer  Quote  daron,  unter  Namen 
wie  ,4mpost",  „ncw  subsidy"  Fon  1698,  ,,one-third  subsidy"  r.  1703.  ..two-third  sub- 
sidy*  V.  1764,  u.  a,  m.  (s.  z.  B.  Dowell  II,  83,  95,  120),  mit  neuen  speciellen  Ver- 
wendongäzwecken,  z.  B.  fOr  die  Zinsen  der  verschiedenen  neuen  Anleilien.  Die  fremden 
Kaufleute  zahlten  dabei  noch  «-twas  höhere  Sät/e.  Durch  Erneuening  der  amtlicliea 
Preii»listeu  wurden  gelegentlich  die  tarifmä^^igen  Waaren preise,  nach  denen  sich  das 
Pfünd^«-M  als  WerasoU  riditete,  mit  den  wirklichen  in  grössere  Ueboreinstimninnf 
gebracht.  So  trat  1724  ein  neue»  ..Katenbuch'*  /u  d<  in  veralteten  von  1660  hinzu.  Zu 
dem  allgemeinen  Pfundgcld  kamen  dann  noch  di<'  Differentialzoll /usrhläs:*' 
für  gewisse  Waaren  K:ewiäsen  Ursprungs,  z.  fi.  französische,  und  wieder- 
holt andere  Zuschlai^e  fiäiali^cher  Tendenz  zu  einzelnen  Colonialwaareu. 
Solche  allgemeine  und  )»'  Soudcrr  Zus«  hlätre  wurden  aber  finanzrechtlich  anders  als 
die  alten  nrsprttnglichen  Hkizc  dc:>  Pfundgoldö,  z.  B.  nur  auf  gewisse  Zeit,  bewilligt, 
wenn  dann  auch  splter  erneuert.  Hitnnter  erfolgten  acshon  i»  Änbng  des  18.  Xalir- 
hunderts  „Zol  I '  ünäoli<1a  tion  eu'\  wobei  dann  aadi  die  verschiedenen  Zuschläge 
nebst  dem  alten  Satz  in  feste  speciiische  (,(iewichts-)Sätzi-  für  einzelne  Artikel  ver- 
wandelt wurden,  so  unter  der  Verwaltung  Walpolc's  (1721  £),  welche  überhaupt 
mancherlei  Verbesserungen  im  ZoUwcsen  herbeiführte  (s.  Dowell  II,  92 — 96).  Als 
Beispiel  einor  Herabsetzung  d<T  Zrtlle  im  fiscaIi>rlicM  Intcressf,  um  <les  Schmuif>2;els 
leichter  Herr  zu  werden,  ist  die  äurke  Keducüon  des  Theezoils  durch  Pitt  17^)4  zu 
nennen  (sofar  ron  119  auf  12'/«  7»  <)e8  Werths,  Dowell  n,  185,  IV,  245). 

Zv  den  eigenthümlicheu  Mitteln  der  Cuntrole  gehört  das  Lagerhanssystea 
(varehoose  systcm)  und  auch  !)■  i  den  Zöllen  mitunter  das  Liren zsystem.  Das 
erstere  diente  handelspolitischen  und  liscalischcn  Zwecken  zugleich.  £s  kommt  in 
iwei  Formen,  als  „freies*'  and  als  „obligatorisches"  ror,  in  letzterer  Eigen- 
schaft 1>c3on(l«'rs  im  fiscalischcn  Intcrrsse.  So  wurde  1700  das  System  für  asiatische 
Seideuwaaren  eingeführt,  di'-.  in  liluglaud  verboten,  vom  Handel  unter  genügender 
Sicherheit  Air  die  Verwiltiing  becjueni  soUtea  exportirt  werden  können.  1709  wurde 
das  System  auf  Pfeffer  ausgedehnt,  der  bei  (l<r  Einlagerong  im  Entrepot  die 
Hilftc  dos  Zolls,  bei  der  lliraiisnahnic  zum  inlantJischcn  Tonsuni  die  andere  Hälfte, 
zum  Export  nichts  mehr  zahlen  uiusste,  wobei  der  Kuclibehalt  der  ersten  Zollh&lfte 
anf  eine  Besteoeruug  des  ausländischen  Consums  hinauslief,  wenn  nicht  volle  Blick- 
Vergütung  eintrat.  1711  wurde  «las  Lagerhaus  fürThecti.  Kaffee  cnUInct.  zunächst 
ohne  Einlagerungszwang,  1723  aber  mit  diesem,  wobei  eine  i^loine  Abgabe  bei  der 
Einlageninf ,  der  Rest  des  Zolls  nur  bei  der  Heransnahme  znnt  heiadschen  Gonsom 
zu  entrichten  war,  bei  derjenigen  zum  Export  nicht.  Uebcr  eine  miilere  bemeiimis- 
werthe  Einrichtung  des  Theczolls.  1  sh.  p.  Pfund  bei  Iler;Mi>ii  iliuic  do  Thees  zum 
heimischen  Cousum  aus  dem  Lagerhaus.  25  %  vom  (irü>'-ijrei3c  hei  den  öllentlirhen 
VerlAnfen  der  ostind.  Kompagnie,  ohne  Gewährung  eines  Kuckzolls  beim  Export,  in 
1745,  Dowell  IV,  214.  Der  weitere  Plan  W  a  1  1  c  auch  Wein  und  TabaL 
diesem  Lagerbauszwang  zu  unterwerfen,  stand  mit  audcrou  l inanzpläncn  (Ausdehnung 
der  Acdse,  bleibende  Ermftssi^ung  der  Landsteoer)  zosammen  nnd  scheiterte  an  dieser 
V.  rbindunir  (17:^2  .  Sjtater  dranfr  Pitt  bei  Tabak  damit  durch  (1781»).  Es  war  dabei 
die  Absiebt,  um  den  Schmuggel  besser  bekämpfen  zu  können,  den  Artikel  wirksam 
dem  Zoll  und  zugleich  der  Accise  zu  unterwerfen  und  die  Vorschriften  der  Con- 
trole  bei  der  Accise  so  leichter  anf  ihn  anwenden  zu  i  'u  (Dowell  II.  7(>,  *«7, 
100.  1H2).  Das  L  i  ce  n z s  y s  tem  Hess  sich  dann  au<  h  mu  verwenden.  E.s  wurde 
auch  sonst  bei  zoUptlichtigeji  fremden  —  im  Unterschied  von  accisepflicbtigen  hei- 
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mischen  —  Artikeln  /.n  Steuer-  und  Controlzireelteii  mit  benutzt.  So  wurden  die 
Verkäufer  von  Thcc,  Kall.-.- .  Chocohid.'  an  Licenzen  und  Abgaben  dafür  gtbundan 
^ITbOj.    U.  licr  das  Lagerhaussyatcm  Dow  eil  II.  TG,  *»",  100,  192. 

Die  grosse  Pitt'schc  Consolidatiousmussregel  von  1787  bu20g  sich  auf 
die  zolle  und  einige  Accisen  zogleicli  und  hatte  neben  der  stenertadiDiflcheii  uod 
steueradministrativen  eine  wichtifre  finanzrechtlicbe  Seite.  Das  ältere  System,  ge  wisse 
£innabmeu  für  eine  bestiounte  Ausgabe  zu  verwenden  und  dafür  festzulegen,  war 
schon  früher  nodfficirt  worden,  indem  man  drei  giOssero  stehende  Fonds  hierfflr  ge- 
bildet hatte.  Jetzt  wurden  diese  In  den  einen  ^coneolidirten  Fonds**  Tereinigt  Dieser 
Fonds  wunlc  u.  A.  mit  tlen  nunmehr  zusaminengczog-eniMi  Zivilen  ii.  i^i-wissi^n  Accisen 
gespeist,  wobei  die  alten  ursprUugiicbea  Zollsätze  und  die  zahireicheu  spateren  Zu- 
schllge  in  einen  einzltfen  Satz  für  die  Waarenlntegorieen  nnd  einzelnen  Waaren  zu- 
sammengezogen wurden.  Daiiun  h  Iiftrtc  .iu<  h  die  rerwii  kelte  aparte  Verrechniinsf 
jeder  der  alten  Zolhiuoten  auf;  es  waren  zuletzt  21  der  !•  t^teren  zu  unterschoidm  ge- 
wesen. Eine  weitere  Förderung  bestand  in  der  Anlegung  eines  alphabetiscLcu 
Zolltarifs  mit  •-.  1200  Einfuhr-,  50  Ausfuhrposten,  unter  jenen  noch  300  WerUizOlle, 
die  übrigen  specihsche  i^Vo<  kc  S.  .'{11).  Üeb-T  die  Zollronsolidation  u.  Consolidirten 
Fonds  8.  Dowell  ü,  190,  Uneist,  VerwalLrecht  2.  A.  11,  807,  840.  Ueb«r 
das  ZoUvesen  dieeer  Periode  ttberiianpt  Dowell  II,  paasim,  46,  59,  S3,  91  fi^  120  fll, 
197,  Yocke  S.  303 — 311.  Ueber  die  Besteuerung,  bez.  das  ZoUweoen  in  den  nord- 
anericanischen  Colonieen  Do  well  II,  144 — 164. 

Die  Ausdehnung  der  Accise  inländischer  Erzeugnisse  auf  immer  mehr  .\rtikel 
und  die  Erhöhung  der  Sitze  g^ing  in  noch  rascherem  Tempo  vor  sich  ab  die  £nt- 
widdnn^  der  Zolle,  mit  denen  im  Uebriiren  die  Acise  mehrfach  eng  zusammenhing. 
So  wurde  die  Accisc  schon  in  dieser  Periode  und  vollends  in  der  folgenden  Kriegs- 
zeit die  ertragreichste  Gattung  der  britischen  Besteuerung.  Die  Einzelheiten  hier 
gmaner  zu  Tonolgen,  hat  keinen  Zweck,  wenn  auch  bei  der  Veranlagung  der  ein- 
zelnen Steuern,  besonders  der  (ietränkestcaeru  (Bier,  Branntwein)  manche  stouertedi- 
nisrhn  und  administrative  Puncte  von  allgemeinerer  Bedi  utung  hervortreten.  Es  g»-- 
nugt  iiier,  die  Liste  der  einzelnen  wichtigeren  Artikel  zu  geben.  Schon  lb98  wurde 
die  Salzacciae  wiedereingeführt;  1730  aufgehoben  wurde  sie  schon  1732  abennab 
eingeführt  und  blieb  mit  bedeutender  späterer  Steigerung  der  Sätze  bis  nach  der 
.französischen  Kriegszeit  (1825)  bestehen.  Bier  wurde  beim  gewerbsmässigen  Brauen, 
in  eigenen.  Öfters  erhöhten  Malz-  (,1697)  und,  wie  schon  früher  einmal,  Hopfen - 
•tenem  (1710,  beim  Bauer»,  welche  anch  die  Privatbrauerei  trafen,  und  mittelst  Li- 
cen»  der  Verkäufer  beteuert,  Branntwein  b<  i  der  Herstellung  (Destillation),  1690, 
als  Haterialsieuer ,  mit  vcrschiodenou  Steuei'satzen  nach  der  Art  des  Materials  und 
•benfklb  in  licenzfom.  Daneben  konunen  hier  die  ZOlle  ftr  fremde  (fransOsifoho) 
und  eoloniale  Spirituosen,  betonden  Rum  in  Betracht,  wobei  die  Tarifsätze  mit  unter 
handels-  und  sanitätspolitischen  Rücksichten  normirt  werden.  Weitere  accisei»flichtigc 
Getränke  waren  Obstwein,  M'  th.  Unter  den  auderun  inländischen  Accise- Artikeiu 
befindet  sich  ein  Rohstoff  des  allgemeinen  Verbranchs,  die  Steinkohle,  eine  alte 
Steuer  in  l^ndon.  jetzt  (lü!)5i  auf  alle  seewärts  angebrachte  (heimisch«')  Kohle 
gelegt,  auf  der  ezportirten  als  Ausfuhrzoll  lastend;  ferner  Stärke  (1712).  Ziegel 
(1784),  (wozu  1794  Stenern  auf  Baustein  v.  Scblefer  traten).  Die  Hauptarokel 
über  waren  Manufacte  oder  Fabrikate  für  den  beimischen  Gebrauch,  die  in 
Laufe  des  18.  Jahrhunderts,  mit  manchen  Aendernngen  im  Einzelnen,  der  Acci«se 
unterworfen  wurden,  meistens  für  den  Bedarf  der  Kriegszeiten,  der  Anleihen.  So 
Qlas  (1695—09,  1745  ff'.),  Stein-  n.  irdene  Plaechen  (1695—06,  1612  ffl), 
Lichter  (Kerzen.  1709),  Leder  (1697—1700.  1710  11.),  Seife  (1712),  Papier 
(1712,  -  bis  1S61I),  auch  Pergament,  Pappdeckel,  bedruckte  Seiden-, 
Leinen-,  Baumwoll-,  heimische  Stoffe  (1742,  17H7',  gewisse  Arzneimittel 
(Quacksalbereien,  m.i),  Parfttmerieen  (1786),  Gold-  u.  Silbergeschirr  (172U, 
17!!!i4,  in  \  «-rbindung  mit  Liren/. n,  auch  (Jold-  n.  Silberdraht  (171  lt.  Da^u  diu 
schon  früher      186)  erwähnten  Aitikel :  Hute  u.  Handschuhe,   ländlich  sind  Ab- 

Eben  verwandter  Art  die  Steuern  auf  Spielkarten  und  WQrfel  fschon  antor 
d  L,  dann  1711),  auch  rerbunden  mit  Licenzen  für  Fabrikanten  und  V«|jclnfor; 
fernf>r  die  Steuern  auf  /iitnng>-n.  Kalend*r  und  auf  Zeitu  n  gsan  uonooii 
1,1712).    Die  Steuern  \ou  Auctiouen  (lT77j  und  vuü  teuer-  und  S e e verslcbe" 
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nagvB  (1762,  Vei.  1795)  haben  dooh  einen  anderen,  mehr  Terkebinteaerartlgen 
Chttacter. 

Die  Belästigung  durch  die  Accibc  wuchs  noch  durch  das  System  der  Steucr- 
paebt,  das  erst  allmählich  zu  Gunsten  der  Eig:enerhebung  aufgegeben  wurde.  Der 
Ertrag  der  Accise  stie«:  ton  1  —  1.4  Mill.  Pf.  St.  zu  Anfang-  d»"9  18.  Jahrhunderts 
auf  10  MilJ.  am  Schlnss  der  PericMle  (um  1792  derjenige  der  Zolle  doch  nur  in  d.-r- 
>eiben  Zeit  von  c  1.1 — 1.5  rein  auf  c.  4.5  Mill.  Pf.  rein  (brutto,  excl.  KuckzäUe  u. 
FüBiiii,  e.  5  MUI.V  Oeber  die  Aceiao  a.  Yoeke  8.  S63  fl,  Dowell  passim  IL  44, 
SS  C  64  C  73  ff,  171  u.  bes.  in  vol.  IV.  wo  die  (Jeschichte  jedes  einzelnen  Kaupt- 
ntikib  dar  Zölle  u.  Accisen  eiogeheud  im  Zasammenhao;  behandelt  irird.  Goeist, 
Yetwiltmscht  2.  A.,  II,  810.  UeW  ValpoU'b  PliM  ?.  1783  Dovall  II.  100  fl*.. 
Vocke  S.  365  ff.  n.  Leser,  ein  Acdseatreit  in  England,  Heidelb.  1679  (bea.  aber 
die  damalige  Stieltschriftlitoratur). 

§.  86.  —  4.  Ein  besonderes  Moment  in  der  Accigeverfassungf 
bildet  das  mehrfach  bereits  berührte  Licenzsystem  fttr  Prodn- 
oeDten,  Hlindler,  Wirthe  n.  dgL  m.,  welohe  mit  acoisepflichtigen 
Aitikelii  an  than  habea,  das  dann  anch  noch  eine  etwas  an^ge- 
dehntere  Anwendung  anf  andere  (bewerbe  nod  Gtowerbsthtttigkeiten 
(M  BechtsanwÜltey  Bankhftnser)  gefunden  hat  Das  Licenzsystem 
besieht  in  der  Verpflichtung,  den  ihm  unterworfenen  Gewerbebetrieb 
behördlich  anzamelden,  mitanter  früher  auch  dafUr  eine  Concession 
zu  erlangen,  dann  aber  insbesondere  ttlr  die  Licenz  eine  I)e8timnite 
jährliche  Abgabe  zu  entrichten.  Die  betretienden  Geschälte 
mit  accisepflichtigen  Artikeln  unterliegen  darauf  dem  Visitations- 
recht der  Acciseverwaltung.  Die  Abgabe  hat  einen  gemi.scht  gewerbe 
steuerartigen  (s.  o.  tS.  182)  und  verbrauchssteuerartigen  C  liaracter. 
Finanziell  im  Ganzen  nicht  unbeträchtlich  ist  ihr  Ertrag  doch  nicht 
der  einzige,  nicht  einmal  der  Hauptzweck  des  Systems.  Dieser  liegt 
vielmehr  darin,  dass  sich  die  Verwaitnng  so  ein  wirksames  Mittel 
der  Controle  und  der  Beschränkung  von  Schmoggel  und  ünter- 
achleif  in  gewissen  accise-  und  zollpflichtigen  Waaren  verscbafll 
bat  Dies  Mittel  hatte  bei  den  hohen  Abgabesfttsen  und  den 
Schifierigkeiten  einer  sonstigen  ausreichenden  Controle  doppelten 
Wertiiy  bildete  in  seiner  ausgedehnten  Anwendung  aber  freilich 
einen  ausserordentlich  eingreifenden  und  demgemXss,  empfind- 
Heheu  Gontrolapparaft.  In  gewissem  Umfang  besteht  die  fiinrich- 
tong  noch  gegenwftrtig. 

Das  englische  Licenzsystem  hatte  seinen  L'rspruuir  in  poli/.rilioheitlichm  (sicher- 
beitjj»,  sanit&ts-,  gewt-rbepolizeilicheni  Befuirnis-sen  der  Staati>p»walt.  Es  ä-ukI»  zuerst 
im  Inteff^sse  der  örtentliclicn  Ordnuni?  und  Sitte  auf  Wirthshäuser  'besonders  Ah- 
bonscs),  die  an  sieb  nach  gemeinem  Becbt  keiner  Cono^ssion  bedurften,  angewandt 
il6.  labrbnndert)  und  bat  sich  dann  bianchbar  «nriesen,  stenerpoUtischen  Zwecken 
dienen.  Die  betreffend,  n  anfangli"  h  mehr  gcbiihrenartigt;n  .Vhgaben  wurden  zu 
steuerartigen  entwickelt,  wubci  mitunter  aber  auch  noch  polizeiliche  KUcksichten  auf 
kfihere  Abgabesatze  hinwirkten,  so  bei  Branntwein.  Die  ursprünglich  in  der  Weise 
eiaer  Gebühr  s^Ieichen  oder  höchstens  ein  paar  Stufen  umfassenden  SMze  Warden 
spiter  mehrfach  in  ein  ganxes  Syatem,  z.  B.  mit  Abslufaugeo  der  SAtzo  nach  dem 
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Mictbwerth  d^r  Localitäten  (Branntweiubchenken)  oder  nach  dem  Umfang  der  Pro- 
duction  (Bierbrauerl  gebracht  UAd  so  in  der  That  geverbeäteuer-  und  selbst  rer- 
bnmcbsBteaenrtige  Abgaben.  Kacb  und  nach,  groeseotiieib  scbon  in  18^  Jainteiideit 
und  in  der  Kriogsperiode  sind  so  zahlreiche  Gewerbe  acciscpflichtiger  Artikel  dem 
Licenzsystem  unterworfen  worden,  namentlich  Branntw-  inlireiiner,  -H&ndler  und  -Äu»- 
>ichänker,  Hierbrauer,  Mälzer,  Malzruster.  Rostmalzhaadlcr ,  Bicrhindler,  Bienrirthe, 
Obätweinschcnken,  Speisewirtlte,  Weinschenken.  Meth-  und  Sussireinverkäufor,  tUndlcr 
mit  Thee.  Kattee,  Chocolade ,  Cacao ,  Pfeffer,  Tabakfabrikanten  und  Tab&khändler, 
£säiglabnkanteu ,  Papierfabrikauteu ,  Seifcnaieder.  Karteafabrikanteu  u.  WQrfeliiiacher, 
Gold-  a.  Silbefarbeiter  n.  Hindler,  Wildprethindler,  Ansiieirerktafer  o.  a.  n.  N«Gb 
1834,  Dacbdem  die  ehemaligt  n  2*^  Acciseartik»!  auf  12  reducirt  wonien.  sollen  „im 
ganzen  Königreich  (incl.  Schottland  und  Irland)  5SS,Ü00  Gewärl>ctreibeude  in  ihreja 
(ieschäftabetrieb  einer  periodischen  Visitation  der  Accisebeamteu  unterworfen  geweaea 
sein"  (Gaeist,  Vem.recht  2.  A.,  II,  SIO).  S.  bes.  Vock»-.  S.  4:i3— 44ti.  44S  ff.: 
er  unterschtidet  gewerbe-,  bez.  licenzsteuerpflichtige  Geschäfte,  weicfi''  sich  mit 
accisepflic htigeu  und  mit  stempelpflichtigen  Gegenständen  befassen;  ia 
der  rorigen  AofeUilung  sind  einige  der  letsteten  beräts  mit  enthalleii,  aiMerdem  ge- 
hören noch  Notare.  Rechtsanwälte.  Bankhäuser,  Taxatoren,  Auctionatoren  /ur  zweiten 
Art',  Do  WC  11  II  passiffl,  so  p.  62,  lY,  145  ff.  (Orapning  der  Wirthshauslicencea)  u. 
bei  den  einzelnen  Artikeln.  Onelst  a.  a.  0.  8.  810-S12.  Tarifprobea  imd  Italic 
stiiche  Daten  Aber  die  Ertrtgoiflse  in  einzelnen  PeiiodeB  bei  Yocke,  DovelL 

§.  87.  —  5.  Verkehrssteaem,  nameDtiieh  mittelBt  Stem- 
pels erhobene,  Erbsehaftsstenerii.  Auch  diese,  gescblelitlicb 

und  technisch  gewöhnlich  in  nftherem  Zusammenhang  stehenden 
Steuern  haben  sich  vornehmlicb  in  dieser  Periode  des  18.  Jahr- 
hunderts in  England  eingebürgert  und  entwickelt.  Sie  kommen 
jedoch  als  Finanzobject  erst  in  der  folgenden  Kriegsperiode  und 
im  19.  Jahrhundert  zu  voller  Ausbildung  und  Bedeutung.  Immer- 
hin haben  diese  Abgaben  schon  im  18.  Jahrhundert  den  Handel- 
und  Geldgeschäft  treibenden  und  den  reicheren  Classen  im  Allge- 
meinen älinlich  wie  die  directen  Laxussteuern  einige  Belastungen 
zugeschoben,  ron  denen  diese  Classen  bei  der  sonstigen  GesUütong 
des  Steuersystems  frei  geblieben  wären. 

Der  Stempel  hat  in  England  auch  als  Erhebongsform  einiger  anderen,  so 
mehrerer  der  früher  genannten  Abgaben  (auf  Zeitungen  u.  a.  m.)  gedient  Fiu- 
Recbtsgesch&fte,  bez.  dieUrkonden  dartlber  and  ftr  Aehnliches  ist  er,  wieoberall 
damals  nach  hollänüischom  Muster,  1694  eingeführt  worden.  Urkunden  über  köii. 
Verleihungen  von  Land,  Aomtcrn.  Warden,  Uber  Verträge,  Testamente,  andere  KechtF- 
geschäfte  wurden  nach  einem  sechsstufigen  Tarif  (40,  .i,  2'/^.  1  sh.,  6  d.,  1  d.)  für 
stempelpflichtig  erklärt  (5  u.  6  Will,  et  Mar.  c.  21.  9  n.  10  WUl.  III  c.  25j.  An- 
fangs auf  kürzt'  T- rniiiK'  bewilligt,  wurden  diese  Stenipelabgaben  1710  gleich  auf 
96  Jahr  gewährt.  \  crmubruugen,  Erhöhungen,  Aendcrungen  traten  im  18.  Jahr- 
hnndert  mehrfach  ein  (1710.  1711.  1714,  1767,  1776,  1777,  1782,  1788,  1784)l 
U.  A.  wiirdcu  die  anfanglichen  festen,  bez.  nach  dem  Umfang  des  rerwendeleA 
Papiers  aich  richtenden  Abgaben  iu  gewisüen  F&llen  als  Proportionalabgaben .  nack 
der  Höhe  des  Werths,  auf  den  sich  das  Bochtsgeschüft  bezog  (1714),  eingehchtet 
Auch  wurde  die  Uebertragung  Ton  Actien  u.  dgl.  abgabepflichtig  gemacht  1782/)8S 
wurden  Wechsel  und  Noten  (promissory  notcs)  »tumpelpflichtig,  Versicherungspolicen 
zahlten  ebenfalls  Stempel.  17S2  wurden  die  Abgaben  fUr  Feuerversicherung,  1795 
fbr  Seererdcherung  als  Ärmliche  Qnotensteuem  eingerichtet  Eine  Anetionssteaer 
traf  1777  Immobilien  mit  3  d.,  Mobilien  mit  6  d.  \>.  Pf.  St.  S.  Do  well  II,  passim, 
80  62«  80,  bes.  III,  321  U:,  15ü  £,  Gneist  Verw.recht,  2.  A.  U,  S12.  bes.  Vocke 
S.  216  ff.,  iro  die  renrickolte  Materie  irieder  in  ein  klares  System  gebracht  wiid: 
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;itefc<kkrea**  in  StempeUoroit  MVerltehrcateuem"  io  Steinpeiform  (idcI.  Erb- 

ich*ftssteuf:r.  Versicheningsabgaben)  „Oebraachüsteucr n"  üuter  deu  „(le- 

'"br-^ri"'  b'-haJen  sich  m<h'-^sa  manche  Pos(t»n,  W"lrh''  wohl  »'Icnst)  s.-hr  oJer  b»^3«ier 
^  \'erkührs^ucru  tu  ruchoea  sind  (^ürkuudeoiitempcl,  V  olimachtätcmpel).  Uater 
Gebfmnchfftteaeni  ia  Stompelform  ^iid  die  oben  schon  bei  der  Accbe  mit  ge- 
waatm  (nof  Z-Mtanffcn,  KarteD,  Wurf«'!  n.  a.  m  mit  onthrtlten.  D"»r  Roluirtratf  des 
fMinti ■  Stempels,  loci.  Erbscbatt&ätouur  nacb  1779,  war  1713  lUb.UOU,  1765 
JII^,  1790  1,415.000  Pf.  (Vorke  S.  216). 

Principiell  und  bald  auch  practisch  am  wicbtigsteu  war  die 
EinfSbruDg  nirniliehcr  Krbschaftssteucrn. 

Sie  be^ijmea  in  der  Form  cine^  lixou  lrkunden>ti  uipcLi  16'Ji  als  Theil  des  all- 
FWiwhiHi  SteaqieliiyBtems,  Bit  welchem  die  Urknuden  über  „Bestltigpoft  des  Tesla- 

ÄeatST*  and  über  ..tlie  Errn.i'btiiruug  i\ir  Verwaltung  (.-iuis  Intestatn^ii  hlass»-»",  in 
kkka  Fillen  für  Heträge  erst  von  20  Pf.  an  und  mit  He^t  hrätikung  auf  beweg- 
liches and  diesem  rechtlich  gleicbgcstdltes  Vermdfr**n.  belebt  wurden.  1779  trat 
h&a  eine  dreistoilfe  8caU  fester  Sat/<-  nacb  dem  W  •rthbetrac:  der  Krbächaft  an 
St^Jl«  'i<^T  älteren  Abgrabe,  '  irr'  Srala,  welche  in  dt-r  franzö».isrli.  n  Kri'  !:>/<Mt  weiter 
a  einer  etvas  genaueren  Proportionalscala,  aber  immer  mit  Stufeusätzeu,  ausgestaltet 
«dt  FreilkaBimf  der  Betrige  unter  100  Pf.  und  mit  etvM  verschiedenem  Tarif 
f^ir Intestat-  und  testamentarische  Erbfolcrc,  filr  erstre  höher  (um  eine  versi  Iii edene 
'^öte,  1?.  Leser,  Tub.  Ztiichr.  1>>S1.  S.  317  tr.'icren  Vocke  S.  224).  Aurh  scMist 
i'Jiite  es  nicht  ui  Absionderiicbkeitea  und  W  liik.thriichkeitcn,  so  bestand  ein  31a.i.imum, 
ifear  dai  die  Sieaer  nicht  wachs,  fMUch  erst  bei  1  Hill  Pf.  St.  Der  technische 
Saae  dieses  Glieds  der  Krbscbafts^stcU'-r  ist  probate  und  admin  ist  rntion  duty, 
■ast  karzweg^  probate  duty.  Auf  die  Peroouen  der  Borbien  und  Erbenden  und 
«cf  d'-ren  Beziehungen  zu  einander  nimmt  .^ie  nicht  Rucksiebt.  Dies  that  daLi  ^en 
2t  zweite  SriMCbnflHBtetter.  die  legacy  duty.  von  17S0,  die  das  nach  geset^ln  ber 
IrtfoiiT''  oder  tei^tamentaris«  h  g'  -  rbtc  Vermögen,  jedoch  wi-  iL  nini  nur  das  bewegliobe, 
uch  eineoi  Tarif  traf,  «elcher  die  Vcrwandtschaftsverhäluiisse  in  der  üblichen  Weise 
kndrichtigrte.  die  dire^  Linie,  auch  Ehegatten  frei  liess,  die  Seitenlinie  nach  der 
5iii  der  Verw  andtich.ift  mit  2—6  %,  mit  letzterem  Satz  auch  nicht  verwandt«;  Erb«  n 
ad  Legatare  traf.  In  d-r  Kri^gs/fit  wurd<n  (li<'  S.it/.c  >i>.iter  ♦•rb^'^bt.  auch  die  I)rs- 
TsitLitLQ  (1^904)  und  die  Ascendenteu  (1815J  mit  1  7o  ^ur  Steuer  herangezogen.  Die 
Imavmfüug  des  anbeveglichen  Vermögens  unter  die  Erbschafbsteuer  hat  Pitt 
rrrgeh*-ns   geplant,  si-'  f-rfolgte  .Tst  durch  (ilads  t  o  n  <•  (..succes i  o  r» 

4utv'l  MatK-hc  Einzelheiten  dieser  Steuern  wie  der  oben  genannten  Vericehrssteuern 
i^Lft::^  IUI-  Eigcnthumlichkeiten  des  englicben  Privatrecbts  zusammen  und  sind  nicht 
lacbt  za  \  -rstt-hen.  auch  nicht  in  Kurz'^  darzust-  II- n,    S.  Dovell  II,  173  u.  pasNiiu. 

III,  13^5 — 155,  (ineisi,  engl,  Verw.recht,  2.  A.  II,  ^0.^.  SlM.  am  Klarsten  Vocke 
122^230,  eingehend  Leser,  brit.  Krbsch.besteueruog  t^probato  u.  legacy  duty]  in 
ITIb.  ZiKlir.  1S81 .  S.  333  ff.,  496  ff.  mit  einzelnen  Berichtigungen  VocLe's  und 
rnMLmr  AoseiiuMdersctzuug  der  Rcchtsverhiltniase. 

§.  88.  —  IV.  Periode  der  grossen  französischen 
Kriege  (1798^1815).  Auf  dem  Continent  siebt  das  Zeitalter  der 
fianlieiscben  Revolution  das  ttberkommene  Stenerwesen  absichtlich 
«itrümmert  werden,  wie  in  Frankreich  oder  unter  den  Kriegs- 
'-rti^nissen  den  Dienst  versagen,  mit  seinen  Staaten  zusammen- 
^'fecheo  und  schliesslich  einem  umfassenderen  L'ni-  und  l)ciiiahc 
Neubau  weichen,  wie  in  den  anderen,  vom  Kriege  nälier  l)erUhrten 
Staaten,  aueb  in  Oesterreich,  wenn  hier  auch  die  Ankniijituii^  an 
iie  Vergangeobeit  gewahrt  bleibt,  in  Preussen  und  den  neuen 
deiiUcheD  MittelstaateUi  deu  HeehtsDacbfolgern  des  alten  Territorial- 
atrtinnierSy  wo  schon  die  Verändemng  des  Staatsgebiets  grössere 
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Umgestaltimgeii  bedingte.  £beii  deswegen  ward  oben  das  dentsche 
und  das  französisebe  Stenerwesen  nur  bis  zu  dieser  Periode,  nur 
das  Osterreiebisebe  etwas  mit  in  sie  binein  verfolgt.   Der  Um-  nnd 

Neubau,  soweit  die  spätere  Entwicklung  nach  1815  darau  auknUplt, 
während,  wie  besonders  in  Frankreich,  sonst  nach  der  Kriegs- 
zeit, wie  vornelunlit'h  in  Trcussen,  Oesterreich,  den  deutsehen  Staaten 
soll  erst  im  lol^^enden  K:ij)itel  dargestellt  werden.  Der  Bruch 
mit  der  Vergangenheit,  der  im  und  nach  dem  Kriege  eintrat,  ist 
so  vollständig,  dass  dieses  Vorgehen  zulässig  nnd  zweckmässig  ist. 

Anders  ging,  wie  in  so  manchen  Dingeni  so  auch  im  Stener- 
wesen die  gesehiohtliehe  Entwicklung  in  England  vor  sich. 
Etwas  wie  ein  „Brach"  mit  der  Vergangenheity  wenn  anch  nicht 
so  tiefgreifend  wie  nm  die  Schwelle  des  19.  Jahrhunderts  in  den 
Gontinentalstaaten,  zamal  in  Frankreich,  war  hier  sebon  im  17.  Jahr- 
hundert erfolgt.  Die  französische  Kriegszeit  stellte  die  unerhörtesten 
Anforderungen  an  den  britischen  Staatshaushalt  und  die  Besteue- 
rung. Aber  die  Fortentwicklung  konnte  sich  doch  Dank  der  in- 
sularen Lage  des  Landes  wiederum  einmal  ruhiger  und  gleich- 
mässiger  auf  der  gegebenen  geschichtlichen  Grundlage 
des  Steuerwesens  vollziehen.  Ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
trat  jetzt  nicht  mehr  ein.  im  Wesentlichen  wurden  die  bestehen- 
den Steuern,  die  Zölle,  Accisen,  directen  Luxussteuern, 
Stempel-,  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern  wegen  des  unge- 
heuren steigenden  Finanzbedarfs  nur  schllrfer  ausgebildet^ 
im  Einzelnen  vermehrt  und  in  den  Sätzen  erhobt,  wie 
dies  schon  im  Vorausgehenden  mehrfach  mit  angedeutet  worden 
ist.  An  dies  zuletzt  freilich  vollends  extravagant  gewordene  Steuer- 
system knüpfte  dann  die  Weiterentwicklung  nach  dem  Frieden  an. 
Es  wurde  albiiählicli,  sciwcit  der  Finanzbedarf  es  gestattete,  wieder, 
wie  ein  aus  seinem  Bett  getretener  Strom,  eingedämmt  und  ab- 
gelassen. So  erklärt  sich  auch  auf  diesem  Gebiete  dieselbe  Er* 
scheinuDg,  wie  in  anderen  Verhältnissen  des  britischen  Staatslebens: 
auch  die  britische  Besteuerung  des  lU.  Jahrhunderts 
ist  weit  mehr  als  fast  (iberall  auf  dem  Continent  ein  Product 
einer  langen,  kaumunter-,  niemals  Ttfllig  abgebroohe* 
nen  historischen  Entwicklung.  Daraus  erklären  sich  zu- 
gleich wie  bei  anderen  britischen  Institutionen  ihre  Vorztlge  und 
ihre  Mängel.  Eljcn  deswegen  wnrde  bereits  un<l  wird  im  Folgenden 
noch  in  unserer  Darstellung  auf  die  Veränderungen  in  dieser  Kriegs- 
periode etwas  mit  ciugegaugcn. 
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Nor  Eine  Stenerart  tritt  in  dieser  Zeit  in  inHchtiger,  wenn 
aneh  technisch  unvollkommener  Kntwickliinj?  ueu  hervor,  die 
directe  Ei  h  k  <>  ui  m  e  n  steu  er,  leider,  iini  sofort  nach  dem  dert- 
uitiven  Frieden  wieder  fUr  liingere  Zeit  zu  verschwinden:  ein  nn- 
erfrenliches  Zeichen  des  P^goismus  der  besitzenden  Classen  und 
der  Schwäche  der  das  Parlament  beherrschenden  Parteien. 

Die  ansserordeiitliche  Vermebmng  der  Gtoaammtbesteoening  in 
aOea  mO^chen  Formen  in  der  Kriegsxeit,  als  ,yNoth  an  Mann  und 
Stiat^  ^ng,  ist  aber  anderseits  ein  grossartiges  beweisendes  Bei- 
ipid  für  die  politische  Tüchtigkeit  and  wirthschaftliche  Leistnngs- 
und  Opferfäbigkeit  des  britischen  Volks  in  sok  hen  Xothzeitcn.  Sie 
weicht  von  der  gleiclizeitigen  leidigen  Praxi«  der  Continentalstaaten 
sehr  erfreulich  ab.  Sie  findet  ein  beinerkensvverthes  Analogon  nur 
in  den  Vorgängen  bei  den  stammverwandten  Nordamerikaueru 
wihrend  des  Bur^rkriegs.  Abweichend  von  manchem  anderen 
Staate  versteht  man  es,  in  solchen  Zeiten  nicht  bloss  znr  Papier- 
gddpresse  und  znr  Vermehmng  der  verzinslichen  Staatsschuld,  die 
jt  tnch  damals  in  Kngland,  wie  1861  ff.  in  den  Vereinigten  Staaten 
ia  eolossateten  Maassstabe  erfolgte,  sondern  zugleich  znr  Ver- 
avbmngder  Stenern,  aneh  schon  fttr  die  Deckung  wenigstens 
eines  Theils  der  Kriegs-  und  Anleihekosten  im  Krie^^e  selbst  zu 
greifen.  In  der  britischen  wie  in  der  nordanierikauischeu  Steuer- 
jeschiehte  liegt  daher  hier  doch  ein  Beisj)iel  vor,  von  dem  die 
Wissenschaft  Act  zu  nelimen  hat:  dass  es  nämlicii  innuerhin  mög- 
lich und  auch  wohl  richtig  ist,  schon  unmittelbar  die  Kriegs- 
kosten  mit  aas  Steuern  zu  decken. 

Eioe  Bestätigung  d«r  Th«ori«  der  DeekniiK  des  FinanzbedaTfii  im  !.  Bande, 

r».  1,  3.  A.,  §.  73. 

Die  frdher  schon  crväküteu  Erüuhan^ea  der  Accibe-  uud  Zollsätze  waren 
»Bulach  ganz  exorbitant.    Besonders  gesteigert  wurde  die  Salzst euer,  von  5  sh.« 
kB  heken  Satze   i     ilem  amerikani?«  hen  Kriege,  auf  10  sh.  (179s  u.  auf  15  »h.  p. 
ftttkel  (1S05),  dem  .'iOfachen  dc8  rn  is'H  von  st.Mi«  rfn  i-  m  Salz.    I)»  r  Erfrag:  sfiep 
«f  c.  1^  ilül.  Pf-  (.Vocke  S.  396,  Dow.-il  IV,  5,  in  d..n  Zahlen  abwcicbcnd). 
^  ZvckerzOlle  wurden  Tmal  im  Kriege  erbftht,  der  Ertrank  stieg  ron  1.32  in  1792 
laf  faat  S  Mill.  Pf.  in  1815.    (DowelllV,  2'\    Pi.-  pld-  hfalU  mehrfach  .  rhöh.  fou 
Tabak^fillc;  sticj^on  von  '/^  auf  iibcr  2  Mill.  Ertrag  ^Dowell  IV.  'Iii')),  du;  wieiJer- 
Wl  stark  erhöhten  TheezöUc  von  «50,000  auf  HA\  Mill.  Pf.  (.b.  S.  247).  Die 
"Üoinn  auf  Bier,  Malz,  Hopfen  vurden  nicht  minder  stark  erblüht,  sio  warfen 
losammen  1S1'>  ^'-6  Mill.  Pf.,  die  Malzstcuer  allein  6  Mill.  gtgtn  Imz.  "'..»;  und  1.2 
Mill.  in  1711.3        ych.  S.  126,  127).    Dieite  Beispiele  genügen.   Im  tirade  verschieden, 
i»  Priocip  ähnlich  ging  es  mit  den  meisten  anderen  Accisen  nad  Zollen,  auch  mit 
Stempeln.  Erbschaft^teaern .  directen  Lu-Tusstcuern  (assosscd  taxes).   Der  Gcsammt- 
ertrar  >\kt  ZiMlft  stie«?  roh  (aber  nach  Abzog  der  KUrkzi^U-'.  Prämien  u.  dgl.»  von  c. 
S.I  MUL  in  17b9,  5.9  Mill.  in  1796  auf  h.6  in  1800,  14.3  Mill.  Pf.  St.  in  Iblö, 
4ei)eoige  der  Aceise  roa  10  MiU.  in  1792  anf  14  in  1800,  25  in  IblO,  an  30  am 
8cUi98  der  Kriegntit  (Vocl^e  S.  S59«  der  Ertrag  der  Stempel  lincl.  Erb- 
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schafUästeuer  u.  Stempel  auf  tiebrauc.hsdingc)  von  1.4  Mill.  roh  iu  1790  auf  H  Mill. 
iii  ISMO,  5.G  in  ISIO,  6.S  in  1S20  (eb.  S.  21»l).  Von  d-n  Erbschaftsstcucra  gaben 
die  probate  duty  lb05  0.31,  ISlO  0.44,  1S20  0.79,  die  bgacy  duty  1800  0.14.  1810 
0.44«  1820  0.91  Mill.  Pf.  (eb.  225.  22H).  Gonsolidatiunen  der  Zoll-  und  Stempel- 
tarifc  orfoI):tt'n  Is0:{,  bc/.  ISOJ  u.  Isim.  Dnir.  ^.-M  lil'u  b  di--  alte  LandstiMh-r  ;,t:i)»il 
und  verminderte  sich  iu  dieser  Periode  durch  die  schon  besprochene  Maassregel 
(S.  184)  der  Ablflsujig. 

Die  BtSrIere  Belastaog  der  besitzenden  nnd  reioberen  GlaBsea  er- 
folgte immerhin  durch  manche  dt-r  St('U.  rhteiu<Ttini;i  n  im  Vcrbrauchsstonorsyslem  der 
Zölle  nnd  Accisen,  speciell  durdi  di.-  Erb^- liaftssteuer-  und  Stempelerhöhungen  et- 
was mit.  wenn  auch  schwerlich  cbeumassig.  In  bedeutenderem  Grade  wurden  diese 
(blassen  durch  die  KrhAbungen  der  directen  Lu.xnssteaern  (uessed  taxes>  zur 
Traguug  der  Kriegskosteii  mit  herangezogen.  Die  Kutschensteuer  ist  um  17 — 45 
die  Pfcrdcjiteuer  um  über  lÜO  7o«  die  Bedicuteustcuer  um  50— lüü  %  gesteigert 
worden,  ancb  die  Hans-  nnd  Feneterrtencr  wnrde  erbftht  (der  conpUdrte  Tuif  nei 
Vock.'  S.  477,  Do  well  III.  198.  20S).  Der  Ertrag  der  Häasei-steu.  r  war  17!»2 
Ü.17,  isio  0117.  ls2ü  1.25,  deijenige  der  FensteiMtouer  bez.  0.96,  2.47,  2.56  Mill. 
Pf.  (Vocke  S.  4(17). 

§.  89.  Die  Eiukommensteuern  der  Kriegszeit.  In  der 
apeciellen  Absicht,  die  reicheren  Glassen  einmal  er- 
heblich mit  zabelasten  nnd  in  der  Idee,  die  assessed  taxes 
nnd  die  Hansstenern  bierftlr  wie  eine  Art  Einkommenstener 
zu  benatzen,  wnrde  im  Jahre  1798  dorch  Pitt  das  sogenannte 
triple  asscssment  durchgcftlbrt. 

Aul  Orund  der  btuucrveraulaguuguu  des  vorausgehuiideu  Jahres  wurden  die 
Stenerzabler  naeb  der  Hobe  ibrer  Stenerscboldigkeit  in  5  Claasen  gebracbt  nnd  batten 

dann  bei  einer  Schuldigkeit  von  tiiifor  25  Pf.  St.  das  Mfache,  bei  25  —  unter  30  Pf. 
das  .S'/jiVhe.  bei  M)—  unter  40  PI".  «i:is  4fache,  bei  40—  unter  50  Pf.  das  4V/achp, 
bei  50-Pf.  u.  dariibcr  das  ofache  2U  entrichten  (mit  einigen  weiteren  Moditicationeii). 
8o  wnide  diese  Veranlagung  von  Steuern  naeb  gewissen  Ausgaben  die 
Basis  einer  directen  A'ermögcns-  U.  Kinkommen-<ttMi  er.  In  den  N<  beii- 
bestimmungeu  trat  dieser  Charactcr  nocb  mehr  her?or.  bo  war  Einkommen  bis  (>0 
Pf.  Fon  dieser  Steuer  frei,  solches  vou  60—200  gtenoss  Erm&.<!siguugen  in  der  Alt, 
dass  die  Steuerschuldigkeit  im  (ian/cn  eine  pro;rr<  ssiv  steigende  Quote  des  Kinkommeiis 
(■''  ,, — 10"',,)  nicht  tlborsteiiren  sollte.  Auch  der  Ileziiher  eines  höheren  Einkommens 
konnte  eine  Herabsetzung  seiuer  üusammtsteuer  auf  10  7«  i^eines  üankommens  ?er- 
langen,  wenn  er  nacbweisUcb  in  der  erwibnten  Form  mebr  zablte.  Elten  Ton  4 
uini  melir  Kindern  liatt<  n  ebenso  Anspru<  li  auf  mit  der  Zahl  der  Kinder  Steigende 
Erni;issii;unir<'n.  .\ucli  eini':e  andere  Erlei«  ht<Tiitijren  ftir  verschiedene  Rerufsclassen 
wurden  gewahrt.  Zur  Dunhluhrung  des  Keclamaiionsverfahrens,  um  Lcberburdunjj 
nachzuweisen,  wurden  Vorschriften  Uber  Ausweise  und  H  i  l«  hnungen  des  jrdirlichcit 
Eiiiküriim-ns  gegcb<n.  \V(ib--i  die  Heclamanten  in  9  v<rsclii(iicni;  f'I:i>b>ii  riiu-h  dm 
Quellen  ihres  Einliommeus,  ganz  wie  bei  einer  wirklichen  Eiukomuicusteuer,  ein;;e- 
tbdlt  wurden.  Der  Ertrag  war  e.  S  WSL  Pf.,  docb  batto  Pitt  auf  das  Doppelte  go- 
rccbnet.  Man  ging  dann  v  ti  •  lieser  roben  Form  einer  nach  Ausgabererhält- 
nissen  veranlagl'  u  /.ur  ff'i i m  1 1 1  Ii <■  n  Einkommensteuer  über,  ind<  in  das  System 
der  Keclamations - Einkommenuach weise  des  triple  assessmcut  obligatorisch  gemacht 
wuide  (Do well  H,  214,  bes.  m,  174—177.  Voefce  S.  521—523.  Beider  Dar- 
stellungen, besonden  die  ErCngsangaben,  weicben  etwas  Ton  einander  ab). 

Die  neue  Einkommenstener  von  1798 — 99  (39  Georg  III,  c.  13, 

verl)esscit  diircli  31»  (tc.  III,  c.  22)  war  im  Princip  und  im  Wesent- 
lichen in  der  Ausluhning  eine  wirkliche  l*crsonal-Gesammt - 
eiukomiucusteuer,  welche  im  iulaud  wohueude  In-  uud  Aus- 
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linder  nach  Maasvgabe  ihres  Einkommens,  abwesende  Inländer 
(abeentees)  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens  ans  Eigenthnm  im 
Inland  traf. 

Dia  Steoeipilicbtifeii  faAtten  nach  bestimmteD  Scbemitoi  ftlr  die  eiDzelnen  Ein- 

kMUBe&arten  Dcciarationen  zu  machen.  Die  /iilüssi'ien  Al)zUg:f  vom  Rohertrag  zur 
BOdnn^^  des  lieiucrtra^  oder  »JEUniiommeaä"  im  eigentlichen  Siirne  ^s.  Grundlegung  I, 
2.  A.,  §.  82— S4)  and  die  weiteren  zulässigen  Abzüge  zar  Bildung  des  steuer- 
pfliehtigen  KiukommcDS  waren  j^enau  angegeben.  Die  Steuercoininissäsv  1>>it 
tos  denen  für  die  Landtaxe  irewählt,  in  London  und  d<  n  jrrössercn  St  idd  n  lungirten 
jedoch  besondere  „llandelscomuiissire"  fUr  die  Vuruulagung  der  liandclseinkummcu. 
IHe  VeranU^Of  und  Erbebung  erfolgte  dordi  LocalbiRamte ,  vobei  das  fiscalisclie 
Inter'-sse  durch  einen  St'tierinspecfor  mit  dem  Hechte,  di--  Kiriscliäf/uns;-  zu  erhölien, 
vabigenommen  wurde.  Einkommen  bis  00  Pf.  war  wieder  steuerl'rei,  von  da  bis  zu 
MO  Pf.  und  mehr  stieg  der  Stenersetz,  wie  bei  der  rorhin  besprochenen  Steuer,  ron 
\  auf  10**/»t  in  Familien  traten  Ermässigungen  fUr  die  Kinder  ein  und  zwar  fUr 

•  des  Kind  ein  mit  der  Hölie  des  Einkommens  »i<  h  vermindernder  Abzupssatz  (5  "\, 
i>L-  400  Pf.  Einkommen,  4  %  von  40Ü— lOÜO.  3  "  „  von  lÜUU— oOOU.  2  "  „  von  über 
50iK)  Pf).  Die  Steuer  bestand  bis  1802  (Frieden  von  Amiens),  ergab  statt  d<  r  crholtlen 
Ii)  Mill.  oder  wt  ni«r?tens  7.r>  Mill.  nur  zwischen  .i.t]  u.  (».2.')  Mill.  und  liel  .-b-  riso 
wie  die  vorausgegangene  unter  der  Abneigung  dos  Parlaments,  der  besitzenden,  be- 
sondera  auch  der  haiideltreib«idea  Glassen.   (Do weil  H,  215  ff.,  III,  103 — 110,  mit 

•  mem  Muster  der  shedules  der  Yeranlauung,  im  Anhang  Pitt*»  Rede  r.  8.  Dec.  1798 
dirther.  p.  351  —  372.  Vocke  S.  52  t— r.2T,) 

Der  Wiederbcg;inn  des  Kriegs  ixithigte  bald,  zur  Einkommcn- 
Bteuer  zurUckzukebren.  Doeli  wurde  in  dem  neuen  Gesetz  des 
Min.  Addington  von  18o3  (43  Georg  III,  c.  122)  die  Grundlage 
nod  insofern  nach  der  Grundcbaraeter  der  IStencr  erheblich  vor- 
lodert,  besonders  in  der  Tendenz,  die  Offenlegung  der  Einkommen- 
Teihältnissey  der  nnpopnlftrste  Pnnet  der  vorigen  Steuer,  nur  in  ge- 
ringerem Maasse  erforderlicb  zu  machen.  Die  Steuer  wurde  so, 
sleteb  der  jetzigen  britiseben  Einkommensteuer  von  1842,  y^ein 
Ertragssteuersystem  mit  Einkommensteuermomenten" 
(Vocke). 

lo  5  AbtheiluDgen  imrden  die  Einkommen  aus  Immobiliarbeeitz,  aus  Landwirth- 

?chaftsbetrieb  Paeht  und  Selbstbetrieb),  aus  ölfentlii  hen  Fonds  unter  Freil:i.>suii:j  von 
im  Ausland  wohnenden  Ausländem),  aus  anderen  gewerl)lich<-n  und  Erwerbsthatig- 
keiteo,  endlich  aas  Besoldungen  Teranbgt:  das  „Schedul-System"  aueh  d(<r  heutigen 
<iäietzfebun{2r.  Declanttioncn  waren  nur  für  das  geirerblidie  n.  dgl.  Einkommen  er- 
furdfflich;  lii<T  blieb  die  Steuer  unmittelbar  Einkoramen^teu♦'r.  H'  i  den  aiHl-  i<  ri 
Zveigen,  be^nders  dem  Grundbesitz,  Pachtungen  (bei  l-'onds  seit  l*?Otij  erfolgte  die 
SMteaemng  wie  bei  den  Ertfagwteaeni  an  der  Quelle,  daher  z.  B.  beim  P&chter. 
Xiethcr  für  d>Mi  Ei^enthilm-T.  beim  Sehuldner  für  ilen  (iläiil»iger,  mit  dem  Kecht, 
die  aitsprechenduo  Abzüge  der  Steuer  bei  der  Kentenzahlung  u.  s.  w.  zu  machen. 
FmiHen  mit  Kindern  boliieltcn  ähnliche  Ermässigiingsansprache  wie  frtlher;  60  Pf* 
bli>:beu  steuerfrei,  dann  war  der  Fuss  progressiv,  von  %  bis  5  Vo  ^^^^  I^^*  ^ 
mit  etwas  miissigeren  Sätzen  für  Pärht'-r.  In  dies^-n  Suininirungen  der  Erträge  zn 
Einem  Einkommen,  der  Besteuerung  nach  progressivem  Fuss,  der  Freiheit  kleinen 
SiatUMunens  u.  s.  w.  war  wieder  der  Character  der  Einkommensteuer  festgc> 
halten  Der  Kiirii;  war  zwischen  4.1  und  5.35  Mill.  Pf.  1*^05  erfülf^t««  eine  kleino.. 
1806  eine  Erhöhung  bis  zu  10  7^  (Doweii  II,  220.  lU,  110-113,  Vocke  8.  527 
lii>  SS2,  beide  meufach  abweichend  fon  eiiiander> 

Im  J.  1S06  wurde  ein  neues  Gesetz  gegeben  (46  Georg  III,  c.  43),  mit  mancher- 
lei AUnderungea  des  rorigen,  aber  doch  bn  Ganzen  auf  derselben  Grundlage.  Es 
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bilil.  t  dtn  KcseUlichen  Bo-lm  Iiis  1815,  he/..  IMG.  Dio SteuorCreiheit  hörte  bei  50  Pf. 
auf.  bis  1.'>i>  rf.  traf  ein  inässif^crcr  Fii-a  oiii ,  der  nach  einem  •  igoiithiiinlicli'  ii 
l'riucip  der  Berechnung  fcstircj^etzt  war  und  st  iilieüslich  bei  150  Pf.  und  mel>r  uuf 
10  Vo  Eimiasigangen  für  Familien  mit  Kindom  hörten  auf,  ir«il  si«  zn 

viel  Mulir  iTi'inarht  Und  zu  Missbrauch>  n  geführt  haften.  1><t  Krtrag  stieg  von  12.S 
Mill.  in  l!>Uti,  11.»  in  1S07  auf  15.5  iu  1812,  15.0  in  1815.  Schon  1S15  bcstaDd 
die  Absicht  ilie  7on  rorneherelii  nur  für  die  Kriegsdaucr,  also  als  ausserorden  t - 
lirlic  St*  ucr  in  dt-r  frühereu  Weise  bestimmte  EinkoiDBieiistcücr  aufzuheben.  Na- 
poleon's  KUrUrlir  niUhigfr  no<  h  einmal,  sie  zu  verl.ingt  ni ,  aber  im  J.  181H  fiel  die 
Meucr  iui  Parlament  unter  dem  Druck  der  „öUi-ntlichen  Mcinunjj;",  d.  h.  der  Wouschu 
der  reicheren  Clasiten,  wfthrend  die  Rogiening  vergebens  sie  venigstens  zum  halheia 
Sat/e  noch  behalten  wollte,  was  gewiss  das  Bichtigere  gevesen  vire.  (Dowell  II, 
224,  III,  ll'i       110.  Vuckü  S.  5H2— 538.^ 

Erbt  nach  26  Jahren,  bei  Sir  Hubert  Peel'»  Struerrcformeu  der  4Uer  Jahre 
kehrte  sie  wieder  (IS42),  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verKbwindeu.  trotz  der  Öfters 
grhegten  Ab^ii  lif,  Mind.  ni  flav  nothwendige  und  zwi-rkmässige  „mobile  Element" 
im  grossen  britischen  Staabhaushalt  zu  bilden.  (Waguer,  Abh.  diructe  Steuern  iu 
Schöubcrg'tt  Hudb.  d.  polit  Oekon.  2.  A.  III,  31S). 

7.  Abschnitt 

steuergeschichtliche  ErgebnisBe. 
IK).  Das  Ergcbni.s.s  der  vorausgehenden  steucrgefseliitlit- 
lichen  Darstellungen  in  diesem  Kapitel  ist  bereits  in  jenem  Ab- 
schnitt der  allgemeinen  8teuerlebre,  zu  welchem  dieses  Kapitel  dio 
genauere  AuslUhrnng  bilden  und  die  Beweisttihrang  liefern  solito, 
im  zweiten  Bande  dieses  Werks  znsammengefasst  nnd  vorweg  ge- 
nommen worden.  Mit  der  dort  gegebenen  „Uebensicht  Aber  die 
Gmndzlige  der  geschichtlichen  Entwicklang  des  Stenersystems  und 
der  Stenerarten'*  (II,  387—408)  stimmt  das  Ergebniss  dieses  Ka- 
pitels vollkommen  Uberein.  Was  dort  in  grossen  Grundzügen  und 
zum  Theil  mit  Benutzung  der  (le(lucti\en  Methode  entwickelt  wor- 
den ist,  hat  hier  jetzt  seine  Bestätigung  im  Ein/einen  und  unter 
Anwendung  der  hiatorisch-inductiven  Methode  gefunden.  Dadurch 
ist  ein  volleres,  larhenrcicheres,  belebteres  Bild  gewonnen,  das  Ab- 
stracte  und  Allgemeine  durch  eoncretcs  Detail  ausgeittllt»  dem  Ver- 
stäudniss  nliher  gebracht,  sind  die  rmrisslinien  sozusagen  mit 
Farben,  mit  Lieht  und  Schatten^  das  Gerippe  mit  Fleisch  und  Blut 
versehen  worden.  Aber  alles  Wesentliche,  worauf  es  in  der  Fi- 
nanzwissenschaft  und  in  der  vergleichenden  Steuerge- 
sehiehte,  im  Unterschied  von  der  Einzelgcschichte  eines  be- 
stimmten Staats  nnd  Zeitalters,  ankommt,  ist  bereits  in  jener 
„Uebersicht  über  die  Orundztlge  der  Steucrentwicklung"  im  zwei- 
ten Bande  enthalten.  Das  vorstehende  Kaj)itel  hat  Ergänzungen, 
aber  nicht  Herichtigungen  gebracht  und  im  Ganzen  (n)erhau])t 
nichts  Neues  im  Vergleich  mit  jeuer  Uebersicbt  bringen  sollen 
und  können. 
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£-  ist  mit  ein  methodologischer  (iasit•ht^pu^<•t .  (l''Ss»Mitwo!;.  n  i<  h  «Ii<  <>  hi'-r 
kcaander»  bcTTorhebe,  gegenüber  dem  etvaa  zu  aii»|>ruclu>irollcu  Aultretuii  und  dou 
ctras  IQ  gfttMn  Wor(«a  des  ^9l«ii«iiiiicheii  Hbtorl^nra«**,  aoch  tvf  dii*  &*fahr  bin, 
4em  Einwud  n  begetrueu,  warum  ich  deiin  dann  ^  ü'^t  ein  umfaugrei«  bes  con- 
.■r?<-?tencrg«S'-liichtli.  h  -  Kapitt  1.  wi..-  das  vorausifehciulc.  in  dioix  s  >\  <Tk  auf-'  iiomin.'n 
aabe.  Den  \^  erth  uu<l  das  Bcdarfaisü  iiolchen  coocretun  Dctaiia  gcrad«-  t'ur  die  s|)c> 
Celle  Steneilfllii«,  di«M  »n  sieb  oad  vieder  als  Theil  der  ganzen  Steneriehre  uud 
ii':r  ri.-iaazirissenschaft  ffenommeii.  iH-strcite  ich  nattlrlirli  nirht.  A'tcr  fur  tMiica  an- 
•kreu  oud  zwar  ftlr  den  zun&chat  in  Betracht  kommenden  H;ui|>t/wcok,  fur  die  (it  - 
vioDUDg  des  Einblicks  fn  die  caasalen  und  conditionellon  Vcrhält- 
aiise  der  Stenerentwic k lung  u)i'  rliaapt.  den  Punct  deü  eig' nt  i  h  wisson- 
»ch»f  tl  ic  hf  n  fuf'^resses  in  der  Sache,  kann  jene  ..l'<  l'-  rsi<-lit"  in  dt-r  all-' incinfii 
Staoerlebre  »IIca  das  bieten  uud  hietct  sie  in  der  That  alle«  das,  was  l'ur  dm  i.o^iuug 
4«  einen  Aalgabe  der  Finnnzwissenscbaft .  der  theoretischen,  erforderticb  ist 
Pia.  I.  3.  A.,  §.  12.  s.  auch  in  diesem  B.  III.  §.  1  u.  2).  Die  rebcreinstimmuntr 
i*  r  ErsT»  bni>s»^  j'-ner  früheren  ..Uebersirhi"  mit  denen  di»-Hes  jetzigen  eleu i-rgost  li ich t- 
-cbeu  Jiapiteid  und  die  relative  Untergeür<lii<jthcit  der  Be<lcutung  dieäeä  Details,  diu&cä 
.Cencfete«**,  selbst  in  der  hier  befolirton  vorglcichcadm  B<>handiuDg,  gfgenttbrr  dem 
JUlgemeinen".  dem  „Ahstractcn"  in  der  früh- T'  u  H.  Iiandliintr  d(*^  ^rofr••ll^tand.s  liefert 
B.  £.  d'  O  B<-weiä  für  die  Kicbtigkeit  der  Erörteruugeu  im  1.  Bande  uber  Aufgabe 
and  tft:tho<Jen  der  Finnnzwiaeenscbaft ,  spcciell  Uber  den  Werth  der  (ie»chicbte  aU 
Methode,  der  sosr.  „bistoris«  hen  Metbode'*  in  letzterer  Disciplin  (Kin.  9.  A.  I.  ^.  12. 

Zugleich  wird  hier  wohl  ein  Beitrag  zn  dem  neuerdin.'^  so  h'  ftig  gcword'  if  m 
]&ethodenstreit  in  der  KatiooalOkooomie  überhaupt  gi  gcben.  Meine  biulluug  dazu, 
eine  IGnelMelliiDf  svinehen  den  beiden  Extremen  8chmoller*s  und  Mengcr's,  ibt 
iu-  khnliche  wie  diij<  nige  Gust.  Cohn's,  Meine  bezuglichfn  Aubfiiliruni;eii  in  <l- ni 
.\Qf^Atz  .Jy^telnat^sche  Natioiia!'kM!,ornie/'  (Totirad's  Jahrb.  is^»»  I.  S.  11»7.  S. 
Ztai)  ändeo.  scheint  mir,  iu  dem  im  \  uruu>igeheuden  Ocäagtcn  und  in  mciaci  Jie- 
v^fftbfiing  mit  dem  Yersncb  selliet  in  der  stenergeechichtlichen  Skizze  in  der  all- 
icmdnen  Steaerlehre  ihre  BestAti^rung. 

Wie  man  aber  auch  biertiber  urtheile  und  wie  sehr  man  im  methodolitgischea 
Muvdpuüct  abweiche:  das  Ist  doch  wohl  roliendH  unbestreitbar,  das^i  nur  eine  vcr- 
flcichende  Steuerj^csrhichte  Uberhaupt  die  in  d  r  m^hr  tiiror.  tiM hen  wi.-  in  der 
B-ühr  practiachen  Aufgabe  der  Finanzwiss«  iisi  haft  (Fin.  I.  3.  A..  §.  12)  vorlirgtudm 
Pr^bieae  zu  lOeca  ermöglicht  Die  coocretc,  ooch  so  „exacl"  fcdt;;est>;iite  bteuergu- 
acUdte  einen  einiehien  Landes  ist  die  nothwendige,  nach  dem  Grade  ihrer  Zarer- 
iMigkett  and  Obj«-ctivität  mehr  oder  weniger  wcrthvolle  Vorarbeit  Air  einen  solchen 
^aaozwUa^^nschafUichen  Zw.  ck.  ni<  ht  weniger.  ab<  r  aut  h  nirht  mehr,  und  immer  nur 
riae  bistorittcbe.  nicht  an  sich  schon  eine  nationalukuuomiachc  oder  staatswisscn- 
MiaMiche  Arbelt.  Dass  nber  sogar  zum  richtigen  Yerstindniss  nnd  zur  objectiren 
Krii:L  dr-r  coip  reten  Finanz-  tmd  SteuergeS'  hichte  auch  .  ities  einzelnen  Lande> 
-rrst  Jur  h  die  Verglcichung  der  richtige  btandpuni  t  ijewonnen  wird,  möchte  i<  h 
ili  tm  !»'>onderes  methodologiscbee  Erj^ebniss  aus  diesem  steuerg'  ichichtlicli.  n  Ka- 
fiiel  beryorholten.  Erst  durch  Vergleirhun  g  tritt  das  (iute  und  Schlei  htc  in  die 
Ikhtis''*  B'deuchtong  ond  erst  bei  ihr  wird  man  weder  Loli  noch  Tadel  ubertreiben. 

§.  91.  Das  yyGesetz  der  iortschreitcnden  Differen- 
lirvng  des  Stenersy steint"  oder  der  EntwicklnngsprocesSy 
welcher  sich  mit  der  Besteaemng  io  Folge  der  fortschreitenden 
qttlitatiTeii  und  qoantltatiTen  Differenzimng  des  Volkseinkommens 
od  VoIksrermOgens  im  Einkommen  nnd  Vermögen  der  Einzelnen 
ToOneht  (Fin.  II,  387—389),  war  die  Formel,  in  welche  an  der 
tigetUhrten  Stelle  im  zweiten  Bande  dieses  Werks  die  cntwick- 
lingsgesetzmässigen  lieziehiingen  zwischen  Volks- 
wirthschaft  und  Besteuerung  auf  ihren  abstractcn  Ausdruck 
gebracht  worden  sind.  Dies  Gesetz  hat  iu  diet>cm  Kapitel  Uberall 
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Spinc  Bestätigung  ^cliindcM.  Üurcli  die  Ansnibrun^cn  Uber  die 
btenergCBchicbte  der  einzelnen,  in  dieae  lintersuehung  gezogenen 
Länder  ist  zugleich  dargelegt  worden,  in  welcher  Weise  dieses 
Gesetz  sich  Überall  in  die  Einzelheiten  der  BeBteuemiig  hinein 
darchsetzt. 

Die politisehen,  rechtliehen,  socialen,  technischen 
Verhältnisse  bilden  dabei  bald  Momente  der  Hemmung,  bald 
solche  der  Befördemng  des  Processes,  in  der  diesem  immanenten 

Tendenz  sich  zu  entwickeln,  d.  b.  die  Besteuerung  zn  gestalten. 
Aber  hier  früher,  dort  später,  hier  in  diesen,  dort  in  jenen,  iiusscr- 
lich  nielirfacb  verschiedenen,  indessen  dennselben  Speeialzweck 
einer  bestimmten  Art  der  Hesteuerun^^  dienenden  Formen  kommt 
schliesslich  doch  ein  in  den  entscheidenden  Puncten  an- 
nähernd  gleiches  Steuersystem  in  den  {Staaten  unserer 
Culturperiodc  zu  Stande,  wie  es  den  im  Ganzen  so  gleichartigen 
wirthschat'tlichen  Gesammtverhältnissen  der  Arbeits-  und  £igen- 
tbumstbeilnng,  der  Production  nnd  der  Vertheilnng  des  Prodnctions* 
ertrags  entspricht. 

Der  treibende  Factor  dabei  ist  Öfters  das  politische 
Bewusstsein  der  Zeit  und  das  mit  diesem  verbundene  Streben 
nach  ,,  gerecht  er"  Stc  ucr  vc  rtb  ci  1  u  n  Die  veränderten 
wirtlisebaltlicben  Verhält nisse  machen  die  l)i!5beri^c  Besteuerung 
unzulänglich,  Hericbti^nuiiron,  Erj;änzungen,  ,,l\etormon''  mit  einem 
Worte  werden  Tostulate  des  politischen  Hewusstseins  und  des  Ge- 
rechtiglLeitsget'Ubls.  Diese  Fostulate  gelangen  dann  aber  um  so 
mehr  za  ihrer  VerwiriLlichnng  in  der  Ausgestaltung  des  Steuer- 
systems, je  grösser  der  Finanz-  and  Stenerbedarf  wird  und  je  mehr 
daher  auch  unmittelbar  das  Finanzinteresse  eine  solche  Aasgestal- 
tung  verlangt,  weil  es  nur  durch  dieselbe  befriedigt  werden  kann. 

Auch  für  den  In  der  aligemdnen  Steneriehr«;  (II.  §.  40ü,  S.  2U2  £)  benrorge- 
hobi  iK'ii  KiIlflus^,  wc-Khen  die  Eiitwicklinii;  der  privatwirthschaftlicbeii  Arbcibthciluiig 
und  <li T  To«  luiik  auf  dif  firMcfisrh.-  Diirrlifiilininu:  der  rrincipieti  di  r  AIlgem<'inh<'it 
und  ülcicLuoääigkuii  lu  der  BestcuuruDg  ausübt,  hiidcD  sich  in  diesem  üteuurgcschicht- 
lichen  Kapitel  riele  einselne  Belege. 

i)2.  Schon  am  Ende  der  Periode,  bis  zu  welcher  die  Steuer- 
geschichte vergleichend  vcrlol^'t  worden  ist,  am  Schluss  des  „ancieu 
regime'^  —  wie  man  die  „alte  Zeit^'  bei  der  universalen  Bedeatnng 
der  französischen  Kevolutionsepoche  nanmehrwoblznsammenfassend 
Air  ganz  Mittel-  and  Westeoropa  nennen  kann  —  zeigt  sich  in  der 
Aasbildang  der  Bestenerang  za  einem  drei  bis  viergliedrtgen 
,,8teaer8y8tem"  eine  grosse  Uebereiostimmang,  jede  der 
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diei  oder  vier  grossen  Steoergmppen  zanftchst  als  ein  solches  Glied 
nd  ab  ein  Ganzes  betrachtet:  ttberall  eine  Combination  von 
directer  „bernfsm&ssiger  Brwerbsbestenernng*'  (11,413, 
Ertrags-,  Personal  ,  Einkommensteuern  o.  s.  w.),  mit  »^indi- 
recter  Verbrauchsbesteuerung"  (II,  UM)  ff.),  beide  ergUnzt 
darcb  .,Verkeb  rsbcstcueni  ng"  einzelner  K  r  we  r  l)  s  a  c  tc 
und  Kec  htsgescbäfte  (Stempel  u.  s.w.,  II,  489  ff'.),  und,  wenn 
ancb  noch  nicht  so  allgemein ,  durch  e s  t  e  u  e  r  u  n  g  des  „  A  n  - 
UÜ-Erwerbs*'  (Erbschat'tsbesteuerang,  11,455,  47i'i).  in 
dieser  Uebercinstimmung  liegt  doch  wohl  ein  guter  historischer  In- 
tetionabeweiSy  wie  ftlr  die  relativ  grosse  Gleichartigkeit  der  wirth- 
KhafUichen,  socialen,  rechtlichen,  technischen  VerhlÜtnisse,  anf 
wekhen  dies  Steuersystem  sich  anfbant,  so  für  die  wenigstens 
relatire  Kothwendigkeit  und  Zweckmassigkeit  eines 
loleben  Steuersystems  nm  die  Scheide  des  18.  vnd  19.  Jahr- 
banderts.  Im  Laute  des  letzteren,  bei  dem  Um-  und  Neubau  nach 
der  gros.«en  Kpoche  der  französisclieii  Kriege,  wird  dann  das  Steucr- 
spteni  (icM-  \  erschiedcnen  Länder  noch  gleichartiger,  aus  nahe- 
liegenden, iu  der  Gleicliiiiässigkeit  der  Entwicklung  der  gesammten 
dswirkendcD  Verhältoiiise  liegenden  Grtlnden. 

iBoerbaib  jeder  der  genannten  grossen  Stenergrappen  finden 
lieh  Stenern  verbunden,  in  welchen  die  einzelnen  Länder 
Boeh  mehr  Verschiedenheiten  zeigen.  Die  Aosbiidnng 
Bad  Fortentwicklang  der  Einzelstenem  jeder  Gruppe  ist  bis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  nicht  überall  die  gleiche  gewesen. 

meisten  Verschiedenheiten  sind  wohl  gerade  bei  den  an  sich 
iltesteu ,  bei  den  directen  Steuern  und  zum  Theil  auch  bei 
'len  Zöllen  geblieben.  Die  junge  Verkehrsbestcuerung  (he- 
^'LÜers  Stcui|te]),  die  E  rb  sc  h  a  i"t  s  b  es  te  u  er  u  n  g ,  wo  sie  bc- 
*'?ht,  die  Verbrauchssteuern  in  M  o  n  o  |)  o  1 1 Or  m  zeigen  schon 
aehr  Uebereinstimmung.  Die  sonstige  innere  i  n  d  i  r e cte  V  e  r - 
brauehsbesteuernng  (Aecisen)  bürgert  sich  ttberall  ein  nnd 
dehnt  sich  seit  dem  17.  Jahrhundert  mächtig  aus,  bat  auch  viel 
6l»ehartiges,  bewahrt  aber  anderseits,  tbeils  zwischen  England 
iid  dem  Continent,  tbeils  auch  sonst  zwischen  einzelnen  Ländern 
gewisse  tiefere  technische  Verschiedenheiten  (allgemeine  Aecisen, 
wie  in  Prenssen  nnd  anderen  deutsehen  Staaten;  Form  der  stftdti- 
«Hicn  Tborsteuer,  wie  hier,  aber  auch  in  Frankreich;  Aecisen  be- 
»iimmter  einzelner,  doch  wenigerer  wichtiger  Artikel,  wie  in  Eng- 
land, theüweitte  auch  iu  Frankreich). 
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Die  d  i  r  e  c  t  c  n  JS  t  e  u  e  r  ii  hängen  regelmässig  in  ihrer  speciellen 
Aiugestaltuiig  mehr  und  uomiUelbarer  als  andere  SteuergattUDgen 
von  den  gegebenen  concreten  politischeDy  rechtlichen,  socialen 
Verhältnissen  eines  Landes  ab.  Der  Process  der  ümbiidang  der 
älteren  directen  Stenern  und  der  Ausbildung  der  gesammten  direoten 
Bestenemng  zä  einem  „System^'  erfährt  dnroh  diese  VerhäUmsse 
öfters  besondere  Hemmungen  (Kampf  um  persönliche,  Standes-  und 
reale  Stenerflreiheiten  bei  der  Umbildung  des  Ständewesens,  Inte- 
ressen der  besitzenden  Classen,  österreichische,  preussische  Conti'i- 
biitionen,  französische  Taille,  englische  Landtax).  Die  directe  Be- 
steuerung bat  so  naturgeraäss  mehr  einen  „erdigen  Beigeschmack." 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  von  Land  und  Leuten.  Aber 
in  dem  Ersatz  des  älteren  directen  Vermögenssteuersystems  durch 
specieUe  directe  Ertrags-,  Personal-,  Classensteuem,  in  dem  Hin- 
streben auf  das  „moderne  rationelle  Ertragssteuersystem^'  und  dessen 
beginnende  Entfaltung  (Fin.  11,  423  ff.,  Continenty  englische  Ein- 
kommensteuer), in  den  freilich  mehr  oder  weniger  geschickten, 
energischen,  erfolgreichen  Reformversnchen  der  directen  Besteuerung 
im  18.  Jahrhundert,  besonders  in  den  Bemühungen  nach  einer 
politischen  und  technischen  Keforin  des  wichtigsten  Theils  dieser 
Besteuerung,  desjenigen,  welcher  davon  das  Grundvermögen  und 
seine  Erträge  trifft  (Oesterreich,  preussische  Provinzen,  Frankreich), 
in  den  vorllbcrgehend  oder  bleibend  neu  hinzutretenden  rersonal- 
steuern  verschiedener  Art,  durch  welche  auch  die  privilegirteu 
stenerireien  Stände  und  die  wohlhabenden  Chissen  stärker  ttlr  die 
steigende  Steuerlast  mit  herangezogen  werden  sollen  (Kopf-,  Hang-, 
Standes-,  Bernfs-,  Vermögenssteuern,  England,  Frankreich,  Oester- 
reich, Preussen)  —  in  dem  Allen  offenbart  sich  in  dieser  Pertode 
doch  ein  gleichartiges  BedOrfniss:  die  Folge  der  gleichartigen  Fort- 
bildung der  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  und  des 
stärker  werdenden  politischen  Hindrängens  nach  Steuerreformen 
sowie  des  regeren  (Jerechtigkeitsgedihls  der  regierenden  und  der 
höheren  Classen  überhaupt.  Die  Abweichungen,  welche  England 
zeigt,  besonders  in  der  Stabilität  der  Landtax  (übrigens  mit  höherem 
Steuerfuss),  tiudeu  wenigstens  in  directen  Luxus-  und  Erbschafts- 
steuern, in  der  französischen  Kriegszeit  auch  in  der  schweren  Ein- 
komm enbesteuenmg  eine  gewisse  Ausgleichung  (§.  Ö2,  d3,  88,  89). 

Die  Zölle  behalten  auf  dem  Continent  den  alten,  Tielfach 
flbngens  Übereinstimmenden  Character  und  weichen  von  dem  eng- 
lischen Zollsystem,  in  welchem  die  Finanzzölle  als  Einfuhrzölle 
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•ebon  meiir  das  Haaptobjeet  werden,  insofeni  noch  ab.  Wenn  auch 
GrensBoU  vor  dem  inneren  Zoll,  der  Einfuhr-  vor  dem  Ans- 
md  DnrchfUbrsoll  immer  mehr  hervortreten,  so  bleibt  doch  noch 

da«  System  der  Provincialzöile,  selbst  in  Frankreich  theilweise, 
bestehen,  lehit  also  die  Kinhoitlichkeit  des  Zoll-  nnd  Wirthschafts 
gebiet»  iiiul  sind  die  ZiUle  noch  nicht  in  dem  Masse  wie  im  Ii». 
Jahrhunticrt  wesentlich  nur  Verhruuchssteucrn  in  Zollidnn''.  (;c 
■einsam  aber  ist  dem  Zollwescn  der  europäischen  Länder,  hier 
England  eingeschlossen,  die  Kreuzung  des  fiscalischen  durch  den 
htodela*  und  ttberbanpt  TolkswirthschaftspolitischcD,  den  Protections- 
gesiefatspiinct,  das  Öftere  Znrttektreten  des  ersteren  Tor  dem  letz- 
km,  VerhXltniflse,  welche  swar  in  den  früheren  Jahrhunderten  anch 
ii^  immer  gans  gefehlt  haben,  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aber 
fid  schärfer  nnd  allgemeiner  henrortreten. 

93.  Crebt  man  von  den  ^l  ossen  8teuergru{)pen  nnd  den  in 
ilmcn  enthaltenen  Steuergattaugen  auf  die  einzelnen  Steuern 
»clhst  zurtlck,  so  treten  die  aucli  noch  am  Ende  des  IX.  Jahr- 
hundert« verbliebenen  Verschieden lieitcn  zwischen  den  einzelnen 
LiBdem  bestinmUer  hervor.  Das  ist  auch  begreitlich^  weil  die 
coDcrete  Aosgestaltong  einer  Steuer  immer  von  den  concreten 
locialeD,  rechtliehen,  wirthschaftlichen,  technischen  Verhältnissen 
ahhiagen  mnss  und  in  gewissen  Grenzen  anch  Spielraum  fttr  sub- 
jeetSre  WiUkflhr  bleibt  Diese  Yerhaltnh»e  sind  eben  doch  nur 
im  Gronnen  nnd  Ganzen  die  etwa  gleichen,  im  Einzel- 
sen  bleibt  manche  Verschiedenheit,  welcher  sich  das  Steuer- 
recht  anpassen  mnss.  T>ie  einzelnen  L&nder  stehen  anch  nicht  ganz 
in  demselben  Entwicklungsstadiuni  dieser  Verhältnisse,  was  wicde- 
mm  ein  etwas  verschiedenes  Entwickluugsstadium  der 
Besteuerung  bedingt. 

Das  deotsclie  ät«uerweö«a  i.  B.  hat  uovurkeuabar  oocli  am  St  hiu^  unserer 
Fehode  einen  veniger  modernen  Chancter,  als  bereits  das  französische  und  cuglische, 
IIB  in  Ein^'*"g  mit  der  im  Vergleich  zu  letHeren  Lftndcni  zQrackgebliol»encn  (lo- 

tBiBtentwicklong:.  Vom  ^Vsterr»  i<  hbrli»'ii  und  prous,sischen  St«Mjerwes<'n  pilt  di--<  aber 
ttaifer  als  von  demjenigen  der  audereii  duutschun  Tcrhtonalätaatcu ,  ubcufalls  au^ 
bükt  beffeiflichen  Gninden.    Ent  Im  Laufe  de«  19.  Jabrhnnderts  wird  der  Vor- 

ipmg  des  westenropäisrhcii  vor  il' m  'l'-utsvhfn  Steutrwos<'ii  iuhikt  kleiner,  wie  «-s 
T\f4eruui  von  der  (jcsaniuiti'ntwickluiii:  der  wirtli>.<  liaftlielK-n  \  i  rliiiItiii>->-  i:ilt.  ahf^r 
5»az  Terschwundeu  \i,  B.  im  Gebiete  der  Verkehrs-,  der  Ycrbrauchsbessteucrung  bt 
«iner  noch  nkht 

Steuern  wie  die  Zolle  im  auswärtigen  Verkehr  nnd  wie 

die  grossen  inneren  Verbranchssteuern  setzen  zu  ihrer  gentigenden 
inanziellen  Ausgestaltung  auch  ein  grösseres,  arrondirtes  Wirthschafts 
lad  Staatsgebiet  voraus.    Dieser  Mangel  in  Deutschland  erklärt 
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wiederam  die  geringere  und  spätere  Entwicklang  dieser  Abgaben 
bei  uns.  Mehrfach  ist  ja  selbst  gegenwärtig  hier  noch  Manches 
nachzuholen  I  was  das  Ansland  längst  erreicht  hat  (genttgendo 
Tabak-,  Getränkebestenemng). 

§.  94.  Doeh  nicht  nar  am  Scbloss  des  ,,ancien  rögime^'  besteht 
so  eine  gewisse  Gleiehmässigkeit  in  der  Einricbtnog  der  Gesammt- 
besteuerung,  worüber  die  vorhandenen  Verschiedenheiten  nicht 
täuschen  dürfen,  —  auch  früher  zeigt  sich  doch  wiederholt  in 
manchen  cbaracteristischen  Beispielen  eine  gleichartige  Ent- 
wicklung. 

Dahin  gehört  in  der  directen  Besteuerung  das  ältere  Vcr- 
mögenssteuersystem  in  den  Städten,  Territorien  nnd  iStaaten, 
mit  ähnlichen  oder  gleichen  Bestimmungen  Aber  Steuersubjectey 
Steuerobjeete,  Veranlagung,  Fassionen,  Steuereid  u.  a.  m.;  femer 
das  System  ausserordentlicber  Vermögens-,  Personal-, 
Einkommensteuern  mit  äbnlicber  Durchfllhmng  im  Elnsehien 
am  Sebluss  des  Mittelalters  nnd  darüber  hinaus  (14. — 16.  Jahr- 
hnndert,  „gemeiner  Pfennig"  in  Deutschland,  Türkensteuern  der 
Tcrritüiien ,  iihiilichc  Steuern  aber  auch  in  Frankreich,  England). 
Diese  Steuern  gestalten  sich  nach  unten  zu  Kopf-  und  Classcn- 
steuern;  für  die  Mittel-  und  höheren  Stände,  einschliesslich  die 
sonst  privilegirten  steuerfreien,  werden  sie  zu  Standes-,  Rang- 
nnd  ßeruisstenern  mit  bestimmten  höheren  Steuersätzen,  also 
mit  Bemessung  der  Stenerfähigkeit  Überwiegend  nach  Standesver- 
hältnissen.  Solche  Steuern  kehren  aber  aiemlicb  gleiohmässig  noch 
einmal  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert  wieder  in  den  neuen 
sog.  „Kopfsteuern*',  als  ausserordentlichen  Kriegssteuem  (Eng- 
land: poll  taxes,  Frankreich:  capitation,  Prenssen,  Oesterreich), 
also  mit  so  später  Beibehaltung  der  Standes-  und  Kanggrnndlage 
solcher  Steuern,  was  besondere  Beachtung  verdienen  möchte  (s.  §.  43, 
48,  ()0j  Sl):  doch  wieder  ein  Hinweis  darauf,  dass  s  o  1  c  h  c  Steuern 
den  damaligen  \'erhältnissen  und  Anschauungen,  ao^ixr  in  Kng- 
land,  noch  entsprachen,  wie  2—3  Jahrhunderte  früher  zur  Zeit  des 
„gemeinen  Pfennig*'  und  der  ähnlichen  Steuern  in  anderen  Ländern. 
Die  Zersetzung  des  alten  Rang-  und  Ständewesens  durch  die  Ent- 
stehung einer  „freieren  wirthschaftlichen  Gesellschaft  (oder,  wenn 
man  so  will,  des  „Gapitalismus'O  hfttte  zwar,  vollends  in  England, 
in  Frankreich,  aber  auch,  wennschon  noch  weniger  erfolgreich  in 
Deutschland,  begonnen;  das  zu  weit  gebende  Abseben  von  Ver- 
r.  (igcus-  und  Einkommendifferenzen  in  demselben  Stand,  Rang  und 
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Benif  zeigte  sich  anch  bereits  misslich.  Aber  es  konnte  eben  doeh 
■ocb  stattfinden ,  wie  die  Möglichkeit  solcher  .Steuern  in  diesen 
verschiedenen  Ländern  beweist.  Auch  die  Weiterentwickhing 
der  älteren  directen  Besteuerung,  die  Kefornien  im  18.  Jahrhundert 
(kriD  and  das  llinstreben  auf  eigene  Grund  ,  Haus-,  Gewerbesteuern 
bieten  in  den  einzelnen  Ländern  manche  Analogie. 

Koch  mehr  Uebereinstimmong  in  der  Fortentwicklung  wie  in 
iiMiehien  Steoerexperimenten  nnd  in  bleibend  werdenden  Ken- 
geatahan^n  zeigt  sieh  aber  sehon  in  früheren  Perioden  in  der 
indirecten  nnd  der  verwandten  Besteoeinng  (Verkehrafetenern 
i.a.w.)y  beeonders  in  den  Aeciaen,  den  allgemeinen  Ver- 
kanfstenern,  den  Stempeln  nnd  Qebtihren  von  Rechts- 
gesc b  ä  f  t  e  u. 

So  ist  die  Einbürgerung  der  Accise  als  städtische  und 
städtische  Staatssteuer  in  den  letzten  2—4  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  auf  dem  Continent  sehr  allgemein  wahrzunelimen.  IJc. 
aoodere  G etränkesteuern- (Wein,  Bier,  Mctb,  etwas  später 
Branntwein)  kommen  als  commnnale  und  Staatsstenern  hier  wie 
ia  England  nicht  viel  später  (besonders  im  15.  Jahrhundert)  auf, 
werden  bleibend,  dann  ausgedehnt  nnd  erhobt.  Versuche  all- 
gemeiner V  er  kauf  SS  teuer  n  sieht  das  16.  Jahrhundert  in  Böh- 
men (g.  3S)  wie  in  Frankreich  und  Sttdeuropa  schon  froher  (14., 
15.  Jahrhnndert  in  Frankreich,  §.  56).  Das  17.  Jahrhundert  mit 
meinem  überall  rasch  steigenden  Finaiizbedarf  ist  das  Zeitalter,  wo 
-ich  die  Staatsaccise,  entweder  als  allgemeine  und  wieder 
»pecieli  tUr  Städte  oder  als  eine  gewisse  w  i c  h t  i  e  r e  Artikel 
herausgreifende,  im  europäischen  Steuersystem,  sell)st  im 
englischen  (§.  7ö,  84),  festsetzt.  Sie  zur  hauptsächlichen  Staats- 
bestenernng  der  Städte  7.a  machen  gelingt  dem  grossen  Kurtltrsten 
■ad  seinen  Nachi'olgem  in  Preussen,  ist  aber  schon  ein  Gedanke  der 
franzOaischen  Steuerpolitik  im  15.  Jahrhundert  (§.  59,  S.  139)  und  ent- 
fprieht,  wenn  anch  nicht  so  streng  folgerichtig  im  Steuerrecht  durch- 
geflUirt  wie  in  Preussen,  doch  den  factisehen  Verhältnissen  auch 
MDst  einigermassen  in  andren  Ländern.  Die  Oolonialwaaren- 
bezullung  wird  seit  dem  17.  Jahrhundert  hegreiflich  nach  und  nach 
Sberal!  ein  wichtigerer  finanzieller  l'unct  und  führt  zur  steigenden 
finanziellen  Bedeutung  der  Piinfuhrzöllc.  Finanzregalien  werden 
im  IG.  and  17.  Jahrhnndert  vielfach  hegUnstiirt,  nur  in  England 
g«Ungt  das  nicht.  Das  Salz  als  Monopol  wird  wichtiger.  Der 
„Salza Wang''  (ty^^^^zconscription^')  wird  Yerwaltungsmassregel 
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in  mehr  als  einem  Lande,  freilich  nicht  Überall  znr  nSmlichen  Zeit 

(Frankreich  63,  Prenssen  §.  41),  einzelne  <58terreichtsche  Provinzen, 
§.  44 j.  Der  Tabak  wird  im  17.  Jahrhundert  schon  beliebtes 
Steuerobject  und  bald  in  Monopol  form  (Oesterreich,  §.  44,  Frank- 
reich, §.  03,  spater  auch  Preussen,  §.  4l)j.  Die  Einrichtung  des 
Stempels  hat  sich,  von  Holland  ausgehend  (1624),  schon  vor 
Ablauf  des  17.  Jahrhunderts  als  ein  besonders  verftlhrerisches 
Steuermittel  in  den  yerschiedenstcn  Ländern  eingebürgert,  speciell 
in  den  oben  näher  behandelten  (g.  34, 44,  49,  65,  87)  nnd  wird  im 
18.  Jahrhundert  mit  yerwandten  Abgaben  schon  in  ein  System 
gebracht,  das  sieh  freilieh  im  19.  Jahrhundert,  mit  der  steigenden 
Bedeutnng  der  Geldwirthschaft  nnd  des  Greditverkehrs,  noch  einer 
besonderen  Entwicklung  nnd  Ansdehnung  t'ähig  zeigen  sollte. 

4<.  95.  Wie  ist  diese  Uebereinstimmung  in  verschiedenen  Län- 
dern in  diesen  einzelnen  Perioden  der  früheren  und  späteren  Zeit 
zu  erklären?  Zum  Theii  aicherlicb  durch  Uebertragung  und 
Nachahmung  fremder  Muster.  In  den  Motivirangen  neuer 
Steuern  oder  von  Reformen  bestehender  Steuern  wird  das  mitunter 
ausdrücklich  hervorgehoben. 

So  erging  es  wohl  z.  B.  mit  den  städtischen  Accisen  der  älteren 

Zeit,  den  Gctriinkesteuern  (Hier)  der  deutschen  Territorien  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  mit  den  all-gemeinen  N'crkaufssteuern,  den  Accisen 
und  Stempeln  des  17.  Jahrhunderts,  den  Rcgalisirnnf2;cn  und  Mono- 
polen, auch  selbst  mit  den  allgeineiiien  directen  Kopf-,  Kang-, 
Standes-,  Berufssteuern  des  14.— 16.  und  wieder  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts.  Italien,  Spanien,  später  notorisch  besonders  die 
Niederlande  liefern  solche  Muster.  Die  politischen  und  dynastischen 
Beziehungen,  so  innerhalb  der  grossen  habsburgischen  Monarchie, 
früher  Englands  mit  der  Normandie  und  Frankreich,  später  mit 
Holland,  Frankreichs  durch  die  letzten  Valois  mit  Italien  (Medici) 
haben  hier  mehrfaeh  solche  Uebertragungen  begünstigt. 

IIi<  r  ist  noi  Ii  ('in  wiüi- s  wcnitr  Ix.'lt.iutcH  (iol)U!t  der  ln>torisrhen  Korscliung:, 
wobei  wohl  bcüondeiii  dem  Eiulius»  Italieus,  seiner  Städte  and  Territorien,  uud  Uol> 
Itnds,  in  geriogorem  MaMw  Mich  Spratons  nachzogehen  vlre.  Am  deadichslen  tritt 
im  17.  und  IS.  Jahrliandort,  wie  in  allen  wirtltschafUiclicu  Verhältnissen,  die  B<-<leii> 
tiing  des  vorbildlichen  Hcispiels  rior  Ni«  «Icrlaiide  hervor.  Eine  dofaillirte  o:?t<Tr»'i<  liisrln; 
Finanz-  und  Stciiergeschicittc ,  welche  von  der  Zeit  Maximilian  I.  an  diese  V  erhält- 
nis) genauer  verfolfcte,  würde  mnthmaasalich  für  dieae  Frage  der  „Uebeitmgnng  foa 
SteaereinrirhluiiL^en'*  besondres  Interesse  Inct'-n.  Im  stiidti^  In  n  Ste»ioiwe>pii  (h-s 
späteren  Mittelalters  und  der  Folgezeit  hat  wohl  innerhalb  unnz  West-  und  Mittel- 
europas, im  deutschen  territorialen  Steuerweüon  innerhalb  Deutschlands,  hier  wiederum 
zugleich  durch  den  Eiut1uä>«  der  politischen  Verbindung  und  der  Dynastieen,  eine 
solche  UebeHragung  «rtattgefunden. 
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Gewi«  aber  sind  die  Stenermaatiregelii  anch  oftmalt  in  ver- 
ichiedenen  Lindern,  geni  telbstlndig  ron  einander 

lof  iholiche  oder  fast  gleiche  Weise  getroffen  worden.  Der  stei- 
^^nde  FinaDzbedarf  als  treibender  Factor,  politische  und  Gcrechtig- 
keitsaDSchauungen  mitwirkend,  gegebene  wirthschaftliche,  sociale, 
rfchtliche,  technische  Vcrbiiltnisse  Uhnlicher  Art  das  hat  von 
ielbit  za  gewissen  KinrichtaDgen  des  bteuerwesens  in  wesentlich 
ibaeiBitimineBder  Art  in  yerschiedenen  Ländern  und  Städten 
fihren  mflaeen.  Z.  B.  lagen  die  AcciseeinrichtnDg  in  den  Städten, 
£e  norateaem,  die  Fortbildong  der  älteren  Zolle,  die  Besteuerung 
kr  Getrlnke,  die  Aaidernngen  darin,  s.  B.  der  Ueliergang  ron 
der  Bierbeatenermig  beim  Sebankwirtb  mit  zn  der  oder  nnr  sn  der 
BeiteiieniDg  beim  Braver ^  doeh  fttr  jede  Verwaltung,  an  die  ein- 
Dtl  Solche  Aufgaben  herantraten,  sehr  nahe.  Nicht  loinder  yilt 
diä  von  der  so  vielfach  Ubereinstimmenden  Einrichtung  von  Ver- 
mögens und  ähnlichen  Steuern.  V'^on  gegebenen  Ausgaugspuncten 
an*  mnsste  so  die  .,\atur  der  Dinge^',  d.  h.  die  innere  Logik  der 
Dinge  gewi^^s  oft  zu  gleichen  Maassuahtuen  fuhren.  Tüchtige  Ver- 
valtongsmänner  finden  sich  dann  bei  solchen  Aufgaben  immer 
ommI  und  operiren  eben  nach  dieser  „inneren  Logik  der  Dinge''. 

bei  der  gasten  Stenereinrichtang,  so  bei  Einzelheiten,  x.  B.  der 
Vflnalagan^,  der  Controle,  der  Erhebung  n.  s.  w.  bei  mancherlei 
äteoeniy  namentlich  auch  bei  der  Acciseeinriebtnag  und  den  Ge- 
trifikeetenem ,  wo  mitunter  flbemsehende  Uebereinstimmnng  be- 
gegnet, welche  trotzdem  recht  wohl  durch  Vorgehen  verschiedener 
Personen  ganz  unabhängig  von  einander  herbeigeüiiirt  sein  kann. 

Die  Hi>f"rikcr  neigen  hii-r  wühl  wi.  .i.  r  «ifters  /ti  iKr  (\licr>r)iätzung  d<T  He- 
•iemaiif  deä  ^Vorgeiitttiä  oAch  fremden  Mustcru  *  uuii  daher  dur  „tcbertraguoK;",  als 
faibiofi^  liSelMt  eisfaehen  Sachen  —  Moaen  Gon8oi|Qenzen  gewisser  Verhiltnisse 
-  «.thier  nirgends  eine  Originalität  anzunehmen  wäre.  Man  wird  versucht  zu  frajfoti, 
sich  denn  dann  das  erstmalige  Vorgehen  (icsson.  <l.m  alle  Andefn  trtf<»lgt  Hein 
swika,  erklären  liesäe  V  Der  im  Text  behandelte  l'unct  i^t  auch  für  die  iruher  lie- 
illrte  MethodenlFag«  (|.  SO)  heachteBSwertli.  Das  „ans  der  Katar  der  Oiage  Dcdo- 
äea"  bebäJt  auch  )ncr  eine  gewisse  B<3rerhtii;nn;r ,  nicht  minder  daoll  die  AnDabme, 
im  Aadere,  I'racUkcr,  aacU  öfters  so  verfahren  sein  werden. 

§.  96.  Es  ist  aneb  bier,  wie  in  anderen  gesehichtlichen  Ent- 
«kklangeD,  ein  zwar  anstehendes,  dennoch  massiges  Heginnen,  die 
Flage  zu  erörtern,  welche  Fortbildung  der  europäischen  Besteuerung, 
iüfiesondere  in  den  im  vorausgehenden  behandelten  Staaten,  rin- 
deten wäre,  ohne  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen 
itCTolotion.  Nur  das  sei  in  dieser  IlinHicht  hervorgehoben,  dass 
&  n  18.  Jahrhundert,  auf  dem  Continente  also  iu  der  Periode 
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des  ,,aafgfeklärten  Despotismtis'S  bereits  erreichte  Ansdebnimg  der 
Beeteaerang  und  die  damals  bervortratenden  Tendenzen  zor  Reform 
doch  die  Aassichten  für  die  Zaknnft  nicht  ongttnstig  erscheinen 

liesseu. 

Im  Sinne  grösserer  Allgemeinheit  und  GleichmUsHigkcit,  nament- 
lich in  der  Richtung  auf  eine  BeschrUnkung  der  Steuerfreiheit  der 
privilegirten  Stände,  auf  wirthsrhaftlich  und  technisch  hessere  Ge- 
staltung der  Steuern,  besonders  der  directen,  arbeitete  man  doch 
bereits  mehrfach ,  in  IVeussen  und  den  deutschen  Territorien,  wie 
in  Oestenreichi  Frankreich,  am  Wenigsten  freilich  in  England. 
Gewiss  wSren  ohne  den  Ansporn  des  Revolntionsseitalten,  den 
Druck  rasch  steigenden  Finanzbedarfs  und  ohne  die  schnell  und 
mttchtig  sich  verbreitenden  neuen  politischen  Anschanngen  wie  in 
allen  Verhältnissen  des  öffentlichen  Lebens,  so  auch  in  denen  der 
Hesteuerung  die  Entwieklungen  langsamer,  die  Umgestaltungen 
geringer  geblicl)en,  das  Alte,  das  geschichtlich  L'eberkommene  hätte 
sich  auf  dem  Steuergebiete  länger  und  umfassender  behauptet. 
Aber  ein  Stillstand  wäre  nicht  zu  erwarten  gewesen.  Dafür  war 
der  Finanzbedarf  auch  schon  zu  gross,  die  ihm  bereits  innewoh 
nende  Wachsthumstendenz  schon  zu  mächtig  geworden.  Und  auch 
neue  politische  und  Gerechtigkeitsideen  und  daraus  gerade  auch 
hier  abgeleitete  Forderungen  im  Steuerwesen  machten  sich  bereits 
vor  1789  hinlänglich  deutlich  geltend. 

Allein,  die  Erschtttterungen,  welche  die  europäische  Staaten- 
welt durch  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen  Revolntion 
erlebte,  wirkten  nun  auf  das  Finanzwesen  so  gewaltig  ein,  dass 
wohl  mit  Keclit  ilie  Wende  des  18.  zum  TJ.  Jahrhundert  als  eine 
Zeit  aulgefas.st  wird,  welche  wie  kaum  eine  andere  in  der  Steuer- 
geschichte wabrhaft  K poche  gemacht  hat  (4?.  12).  Um  so  mehr 
freilich,  als  andere  Factoren,  ueue  politische  Ideen ^  neue 
technische  Erfindungen,  eine  neue  wi rthsch aftiiche 
Rechtsordnung  ebenfalls  jetzt  auf  tiefgreifende  IJmgestaitungen 
im  äteuerwesen  hindrängten.  So  hebt  sich  die  „Besteuerung  des 
19.  Jahrhunderts*',  das  Thema  des  folgenden  Kapitels,  von  der 
früheren  Besteuernng  doch  in  jeder  Hinsicht  bedeutsam  ab. 
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Die  BeBteuenmg  des  19.  Jahrhunderts  (seit  1815). 

Steaeirei'ht  (Gesefzg^bonf)  und  SteuerstaU&tik. 

Einleitnng  und  Uebersicht. 

§.  97.  Die  beeinflussenden  Faetoren.  Die  ungeheuren 
politischen  Ereignisse,  besonders  die  furchtbaren  Kriege  im  Gefolge 
der  französischen  Revolation,  haben  auf  das  Finanzwesen  Europa's 
xoD9chst  den  mächtigsten  fiinflnss  gehabt  Aber  einen  schliesslich 
doch  noch  nachhaltigeren  and  bedeutenderen  haben  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  andere  Faetoren  erlangt,  die  am  Schluss  des 
rorigen  Kapitels  schon  erwähnten:  die  neuen  politischen 
Ideen,  die  neuen  technischen  Erfindungen  mit  ihren 
ODsere  Volkswirthscbafken  und  socialen  Verhältnisse  umgestattenden 
Wirkungen,  die  neue  wirthschaftliche  Rechtsordnung,  als 
(las  Prniluct  der  wirthschattlichcn  und  technischen  Veränderungen 
und  der  jxditisciien  Ideen.  Das  Alles  zusammen  drängte  auf  eine 
tiefgreifende  l'mgcstaltung  des  geschiclitl  ich  Über- 
kommenen Stcuerwesens  hin.  Die  irrossen  (iebiet^x erände- 
rungen,  besonders  in  Mitteleuropa,  vor  Allem  in  Deutschland,  machten 
eine  solche  ausserdem  nothwendig.  Bei  dieser  Umgestaltung  er- 
langte dann  aber  auch  die  neue  Stenertheorie,  das  Krgcbniss 
der  jungen  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  in  der  Gesetz- 
gebung das  Stimmrecht. 

Die  nächste  und  allgemeinste  Folge  der  langen 
Kriegszeit  war  für  alle  davon  bertthrten  Staaten  —  also  im 
Wesentlichen  fttr  ganiz  Europa  —  eine  bleibende  starke  Er- 
höhung des  Pinanzbedarfs,  besonders  fUr  Staatsschulden 
and  ftlr  das  WehrweseSi  das  nunmehr  ToUends  die  feste  Prä- 
▼enttvinstitotion  wird,  auch  nach  definitiv  wiederhergestelltem  Frie- 
den, i^'undirungs-  und  Tilgungsoperationen  in  Bezug  auf  Staats- 
schulden, Papiergeld,  Massregelii  zur  llci>telhiii^  des  immer  noch 
{^est  irteu  Gleirligewichts  im  Stautsliausbaltc  traten  notliwcndig  hinzu. 
Dies  erheischte  tiie  Bcibehaltun^j^  (»ilcr  seli)st  die  \'crinclirun^  der 
bisherigen,  mit  durch  Krie^'ssteuern  erzielten  Einkünfte.  I  in  diese 
Lasten  erträglicher  zu  nnchcn,  namcutlicb  sie  \  olkswirtbscbaftlich 
and  nach  den  Anforderungi^u  der  neuen  Politik  gerechter  zu  ver- 

k.  WigiMT,  FimniwItMchtlt.  IlL  11 
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tbeilen,  waren  Reformen  der  Ge9ammtbesteaerung  nnver- 
meidlicb. 

Beachtenswerth  ist  dabei  für  die  damaligen  Anffassongen  in 
allen  Staaten  naeb  der  Kriegszett,  dass  man  zwar  so  die  danemde 

licibclialtung  der  Kinktinfte  ans  der  Besteuerung  für  nothwendig 
ansah,  aber  auch  aul  eine  an  näh  crnde  Sta})ilität  des  Finanz 
bedarfs  in  Friedenszeiten,  selbst  mit  der  zieiulieh  allgemein 
beabsiehtigten  und  auch  in  Gan<?  j^ebrachten  Schuklentil;;run^  auf 
eine  wenn  auch  nur  allniiihliche  W  i  ed  e  r  a  b  n  a  h  ni  e  dieses  Hedarf-i 
rechnete.  M.  a.  W.  der  (ledanke  an  einen  wachsenden  öffent- 
■  lieben,  namentlich  staatlichen  Finanz  bedarf,  als  die 
finanzielle  CoQseqoenz  des  Gesetzes  der  steigenden  Zunahme  der 
iirtentlichen,  besonders  der  Staatsthätigkciten''  (Fin.  I,  3.  A.  sj. 
lag  der  Praxis  wie  der  Tbeorie  noch  fern.  Daher  denn  andi  der 
Plan  Ton  Stenereinriebtangen ,  durch  welche  günstigsten  Falles 
wesentlich  nur  fttr  die  Deckung  des  zunächst  gegebenen  Be- 
darfs gesorgt  wurde y  und  von  ,,stabilen"  Stenern  (wie  den  Er- 
trags-, besonders  der  Grundsteuer),  welche  mit  ihren  gleich  bleiben- 
den Erträgen  nur  hierfür  die  Mittel  sichern  sollten. 

Allein  auch  bei  einer  solchen  Beschränl^uug  des  Steuerproblema 
blieben  der  Schwierigkeiten  der  LOsung  desselben  noch  genug. 
Denn  die  alten  Finnahincquellcn  aus  der  Zeit  vor  dir  Kriegsperiode 
reichten  nicht  mehr,  l  elierall,  aucli  da,  wo  wie  in  den  deutschen 
Staaten  immerhin  nodi  ein  erhebliches  altes  Domanium  geblieben 
war,  nuisste  die  Stcuerwirthschatt  duch  in  den  Vordergrund  treten. 
Die  Sthuldenwirthschatt  der  Kriegszeit  sollte  und  konnte  nicht 
fortdauern.  Die  älteren  wie  die  neueren  in  der  Kriegszeit  ver- 
suchten Steuern  bedurften  einer  Umbildung  vom  Standpunet  aller 
in  I^etracht  kommenden  Interessen  aus  der  Finanzen  selbst,  der 
Volkswirthscbaft,  der  Gerechtigkeit,  der  Politik,  der  Steuertecbnili  — 
dringend.  Erwägt  man  alle  diese  Schwierigkeiten,  so  wird  es 
vollends  begreiflich,  wenn  die  europäische  Steuerpolitik  der  ersten 
Jahrzehnte  nach  1815  mit  der  Herstellung  eines  „definitiven'' 
Steuersystems,  d.  h.  eines  den  fttr  bleibend  gehaltenen 
Verhältnissen  des  damaligen  Finanzbedarfs  genflgen- 
den,  das  Ihrige  vollauf  gethan  zu  haben  glaubte  nnd  sich  weitere 
Sorgen  um  eine  hinreichend  entwicklungs  fähige  Besteuerung 
nicht  machte. 

§.  98.  Die  en  t  w  i  c  k  1  u  n  gsg  e  s  e  t  z  m  ä  SS  ig  e  Hedarl's- 
steigerung  in  ihrem  Eiufluss  auf  die  Ucätcuerung.  Bei 
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aller  .Sparsamkeit,  bei  allein  Streben,  den  Bedarf  nicht  weiter  an- 
wachsen zu  Inssen,  ein  Streben,  dem  die  ZeitverhUltnissc,  das  all- 
^meine  RuhebedUrlniss  nach  der  lan<?en  Krie^szeit,  günstig  waren, 
bfieb  jed'u  b  eine  WeiterentwickliiDg  des  Finanzbcdarts  später  nicht 
U8y  w%ki  sie  Ton  mächtigen  Factoren  der  Entwicldang  des  Volks- 
hbeoB  bedingt  wnrde.  Schon  anAngltch  die  nothwendige  Heilong 
M  Tieler  Schäden  ans  der  Kriegszeit ,  dann  allmählich  so  manche 
aeoe  Bedtlrfnissc  des  wirthschafUicben  nnd  geistigen  Lebens  der 
Völker  erheischten  doch  ncne  Finanzmittel.  Neue  politische  Stö- 
renden iehltcn  auch  in  der  Zeit  von  l-sl.'»  1H4H  elientalls  nicht 
canz.  Und  als  dann  die  L  in  ges  t  a  1 1  n  n  der  l'md  uetious- 
teclinik  (DaiTipf!)  die  wirthsebattlichen ,  socialen  und  Cultur- 
Terhältnisse  iniiner  mehr  veränderte,  als  die  Bevölkerung  Überall 
rtsch  stieg,  aU  die  neuen  poIitincbcQ  and  socialen  Ideen  Geraeingut 
Warden  nnd  das  Alles  das  Staatsleben  wie  die  Finanzen,  letztere 
sieh  Olren  Ausgabe-  wie  Einnahmeverbältoissen ,  mächtig  beein^ 
iisste,  da  konnte  anch  das  Phantom  eines  „stabilen  Fi  nanz- 
bedarf nnd  demgemäss  einer  nach  Einrichtong  und  Ertrag 
„stabilen  Besteuerung"  nicht  mehr  bestehen  *  bleiben.  Die 
Beiteuemnc:  mnsste  in  Flnss  kommen,  zur  wahrhaft  „modernen" 
werden,  indem  sie  sich  den  modernen"  te»  Imischen,  wirthsebaft- 
ii'.ben.  socialen,  politisi  ben  \  erbiiltnissen  anzupassen  snebte.  Kine 
He^Tt'tranj^ ,  wclebe  auf  dem  ("ontin<  iit  nieliilaeb,  be>on(iers  in 
Deatsc bland  ,  Uesterreicb,  Italien  länger  kdnstlieb  zurüekgedäinmt 
wirden  ist,  durch  die  Ereignisse  von  und  wieder  von  1859, 
1870  aber  hier  dann  nur  einen  um  so  stärkeren  Impuls  er- 
kalten hat. 

Ziemlich  alle  Ilaapfi:  '  i.  ?•  d-  s  Finanzbedarfs  haben  -i'^ij.  li^lingt  durch  div 
Eatrickinng'  clor  Thätijj:kuit  des  .Staats  und  d<T  ubrisr^'n  ritli;iitii(  h -ti  Ktirpor.  aij>jfedc'hnt 
^ier  m.  au  W.,  die  Ausgaben  2»ind  geätic^eo  und  ätn^oii  fortwährend.  Kriege  und 
Ddicite  Itaben  ron  Neoem  den  Scbaldcoetat  vielfach  ge^teiircrt  Aber  aach  fttr  pro- 
»Jactir-?  nnd  rentable  V' rwcti  lutiijcn  .  br'sondiTS  f  ir  Ki-ifiil»  ihiu-n ,  ist  das  k< •^''ht'll'•n. 
lÄe  tfsteo  boidcD  ürtjacbeii  wirkten  unmittelbar  auf  einen  urhohten  1* inau^bedarf  wegen 
feigeren  Zma-  und  erentoeU  TiI^cerr<irduniiüso9,  diu  letzte  weoi^tens  d«,  wo.  ia 
itinlili|  I  sclt*  iM  r- n.  aber  zcitweilisr  dodi  inrhi ru  h  \ «n koinmcnen  Fallen,  die  Ki^  n- 
hite*  nnd  dgl.  SrlmMcM)  in  dt  o  LcJxmm  Ii  di^r  b'.-tri'Üt  rid.n  Vt^rwaltuiiiri  ii  k.-ine 
iMRkbcade  I>ec4uu^  landen.  Der  Militär-  und  Fluttenaui»  and  li.it  in  Kuru|*a  ziem- 
1^  altgOMia  »vcb  in  FriedeosieU  steii  lagenomoi«»  und  Terlangte  als  dorch  blcibonde 
BuiehtangeD  reraolaast  nach  durch  oidontUche  Einnahmen,  abo  besonders  durch 
&MMm  seine  Deckung. 

Absolut  und  relativ  ebenso  stark,  ja,  zumal  unter  Einbeziehung 
ier  Finanxen  der  Gemeinden  und  sonstiger  Selbstverwaltungskörperi 
snch  stärker  ist  indessen  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
nd  hier  nabesa  in  progressivem  Maasse,  der  ,,Ci?i  lauf  wand'' 
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gewachsen.  Der  Erklärungsgrund  liegt  in  der  Entwicklung  der 
socialen ,  wii  tliscliiUtlichen  und  Culturverhältiiisse  und  Bedürfnisse, 
in  letzter  Linie  in  der  „Ausdeh  n  u  ng  der  Gcnieinwirthschaft", 
in  vermehrten  „G  e  m  e  i  n  b  e  d  Ii  r  f  n  is  s  c  n'',  in  der  lieber- 
nähme  der  verschicilcnsten  Thätigkeiten  auf  die  Verwaltung  des 
Staates,  der  Gemeinden  und  der  Communal?erbände,  sodann  anch 
in  der  vermehrten  „Intervention  der  öffentlichen  Gewalt  in  die 
Angelegenheiten  der  Privatwirthscbaflen''  (oben  §.  12).  Eben  des- 
wegen ist  die  Erscheinung  so  allgemein,  wenn  anch  in  den  ver- 
schiedenen Lllndem  zeitlich  nnd  anf  den  einzelnen  Gebieten  nicht 
^au/.  gleichniässig  und  sonst  etwas  verschieden,  je  narlideni  c» 
sich  um  den  Staat  fider  um  sUnimtlichc  oder  bestiinnite  einzelne 
Selbstverwnltungsköiper  liandtlt.  Fasst  man  alle  diese  „öffent- 
lichen Kruper^  zusammen,  so  tritt  jene  Erscheinung  nur  um  so 
frappanter  hervor. 

Beobachtungsmilssig  und  nach  der  F'insicht  in  die  causalen 
nnd  conditioneilen  Zusammenhänge  ergiebt  sich  alsdann  aber  auch, 
dass  man  es  hier  mit  entwicklnngsgesetsmässigen  Ver- 
hältnissen -za  thnn  hat,  welche  sich  nicht  willkOrlich  hemmen 
nnd  beseitigen  lassen,  noch  willktirlich  gemacht  werden.  Den 
richtigen  Standpnrict  auch  ftlr  das  prnctische  Handehi,  hier  speciell 
für  das  Beschaffen  der  tinanziellen  Mittel,  insbesondere  der  Steuern 
zur  Durehf'Uhiung  eines  solchen  entwicklungsgesetzniUssigcn  Gangs 
der  Dinge,  gewährt  freilich  erst  die  Einsiebt  in  diese  Causal- 
verhaltnisse. 

Ich  kann  mich  für  Weiteres  hier  auf  die  eingehenden  Erörterungen  in  meiner 
„Grundlegung'*  (beä.  §.  171^178,  s.  auch  Fiu.  3.  A.  ^.  36,  3')  bezieben.  Die  Bicbtig- 
keit  der  dortigen  Avnassang  wird  n.  E.  dorch  die  Erfabrunfi^en  gerade  auf  fioansieUem 
Gebiete  bestätigt,  l  h  halte  sie  auch  einer  skeptischen  Beuierliung  Schinoller'» 
(Epochen  d.  prcuss.  1  luan/.polit..  Jahrb.  IST".  S.  110).  die  hrtch^tens  eine  frühere  For- 
moiiruug,  niclit  den  wesentlichen  Kern  meiner  Meinung  trilit  (s.  Gnmdieg.  S.  3üS), 
ToU  VDd  ganz  aoft«cbt  Andenelta  liefert  wohl  die  Möglichkeit  mich  «vf  diese  Auf- 
fassung zur  Eridlmng  der  Steuergeschichte  btjzichen  m  küntien,  den  Rcveis,  dass 
die  „principielle"  Behandlung  der  Probleme  auch  für  solche  practis<:he  Puncto  erst 
auf  den  richtigen  Standpunct  des  Vcratändnisses  des  „Werdens  und  Gewordeoseins*^ 
der  Dinge  wie  des  ..GeschchensoIIens**  in  Betreff  ihrer  hinfahrt  Aach  Stein  und 
Roscher  gclat»<ren  hier  /u  keiner  mich  befrie<ligenden  Auffassung.  So  erstercr  nicht 
in  seiner  zu  weit  gebenden  lieactiou  gegen  den  ,^taatS60cialismus'*  (5.  Aull.  Fin.  I, 
148  (f.),  letzterer  nicht  in  den  Anifohrungcn  Qher  die  Staatsamgaben  in  seinem  „System 
der  Finan/vriä^enschaft".  Stuttg.  1SS6,  §.  110,  wo  übrigens  die  absolato,  oft  auch  die 
relative  Zunaliine  der  Slaatsau>,::il)eii  ;iN  eine  ,,za  den  zweifellosesten  und  auffallig8t<»ri 
Erscheinungen  der  neueren  liuan/.geschichte  gehörende  Tbatsachc"  goreebnet,  auch 
in  dieser  Tendenz  ein  „nnzweifelbaft  commnnistischer  Zug**  anerkannt  wird.  Aber 
die  weitere  An-fuhning  Kosi  her's  bleibt  bei  den  Acusseilirlikciten  der  Erscheinung 
hingen,  zu  den  liefcreu  Ursachen  dringt  sie  nicht  hindurch.  S.  jetzt  über  und  gejron 
Steiu's  und  KuAcher's  Poletuik  wider  den  „Staatssocialismus''  meine  Aufsätze  „Fiuauz- 
wissenscbaft  nnd  StnatasociaJismus**  in  d.  Tab.  Ztschr.  t  Stantawias.  18S7. 
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In  der  neoeren  nod  neneateii  Geschichte  der  Besteaerung  spiegelt 
sieb  daher  fibenül  die  wachsende  Schwierigkeit  wieder,  die  Ertrags* 
flhigkeit  der  bestehenden  Stenern  mit  den  znntfhmcDden  Finanz- 

bedfirfnissen  in  Einklang  zu  bringen  und  Steuerreformen  herbeizu« 

lühren,  welche  diesen  Bedlirfuissen  cntjsprcclitn  und  doch  zu;?lcich 
dem   Gesetz  der  Diffeienzirun«;  des  Volksi  iiiUomnions  in  den  Einzel 
einkomnnen"  (Fin.  II,  S.  387  ff,  oben  t;.  lK)ff. )  und  den  politischen, 
socialen,  wirthschattlichen,  techoificbeo  und  GcrecUtigkeitspostulaten 
^flgend  Kechnoog  tragen. 

Diejenigen  ThcoretiVer,  Finanzpractiker  und  politisc  hen  Parfcicii,  wolrhe  fur  die 
1. r  -i-^uteten  Caosalzu^ammonbärig-c  kein  Verständiiiss  liaben  oder  sich  da-j-  L'» n  vrr- 
viJicäseo,  sind  dabei  natürlich  am  Wenigsten  fahiK.  der  Steuerpolitik  d<  ii  iw  litigiu 
Vef  n  wtiaea.  Ibnco  ist  alle  erfolg:to  Stfigeruni^  des  Finao/bcdarfd  und  Auädehnuiig^ 
ier  f.>rn  uud  alle  Wfit.-ro  Entwirklnnarstend' in  rli,",i  r  I\ii"littin<r  bebten  Falles 
•im,  bruadrerkekrtea  und  UOcbs>twülkurliclieä ,  wenn  nicht  gar  der  Boveis  für  die 
Xicbt^elQste,  d«i  Efoismiu  ond  die  Bodifilt  der  Begferenden  und  für  den  ÜnTcrstand 
(]-r  ffiisem  contribuens  plebs.  Mit  solcber  AnffMrang,  vie  sie  bei  uns  bcsonden»  die 
J^dftsdirittspartei"  und  deren  Wortführer  vertreten,  ist  an  diesem  Orte  nicht  abzn- 
ledaok.  Die  ObcrtiäcUliclikeit  dieser  Ansicht  ergiebt  sich  für  Jeden,  der  nur  ein 
waig  objectir  den  Steoerfn^en  t;egen(tber  tritt  oiid  eie  Id  dem  hier  dargelegten 
llüiei llifllii  Ii I  Ii  Zti-ammenhantre  crfasst.  Wohl  aber  kann  man  doch  sagen:  wir 
▼irefl  aach  in  der  Praxis  weiter,  wenn  das  Vcrstiindiii^H  dieser  bedinponden  und 
usächlicben  Verbalini^s-:  bei  den  „Practikcru",  den  „Pulitikern'"  aller  l'arteion, 
mit  ia  den  Begiernogen  selbst  etwas  weiter  wäre.  Die  Goriagüchätzung  der 
Jlheiffi^  riUrht  sich  hüben  und  drüben  im  politis'b.  ti  L.-ben,  Roy<  r-('oIlard's  Wort 
|Mlm(a.  Yorwort  za  Fin.  Ii,  S.  YII).  £xempla  sunt  oilio>A,  aber  sie  liegoa  Dahe  genug. 

§.  99.  Weitere  Factoren.  Neben  den  angedeuteten  Fac-: 
Im,  welche  die  Entwicklung  der  europäischen  Besteuerung  in 
dieieni  Jahrhondert  beherrscht  haben  und  fortwährend  mScbtiger 
beberrsebeii,  haben  freilich  auch  andere,  theils  verwandte,  tbeils 
lOBStige  Umstände,  begreiflicher  Weise  verschieden  in  den  einzelnen 
Ländern,  auf  die  Fortbildung  und  Um-  und  Neu<;o.staltun{?  der  he- 
iteaernn^  mit  hingewirkt  und  tliun  dies  noch,  so  insbesondere 
zewisse  (r  e  re  chti<^keit8poätuiate  und  volkswirthst-halt- 
liehe  Interessen. 

Am  A Ungemeinsten  ist  noch  das  den  politiscben  und  socialen 
Meen  der  Neuzeit,  freilich  dabei  auch  einseitigem  „Individualismus" 
cM^ireebeDde  Bestreben,  den  „Gerechtigkeitspostulaten*' 
der  Allgemeinheit  nnd  Gleichmftssigkeit  der  Besteuemug 
■ehr  als  früher  nachzukommen. 

Dabei  vird  allerdings  is  der  Theorie  noch  ftbenriegend,  in  der  Praxis  in  noch 

IftcRHi  llaasse  die  «.Allgemeinheit  and  Gleicbmässigkeit"  bloss  in  dem  in  der  all- 
fSB-äuen  Stenerlehre  (II.  S.  2Sj  f!  )  b.>sj,ri.rhenen  Sinne  drr  ..rein  finanziellen",  nicht 
^  .^laciaipoiitisclieü"  AuiCauäung  ren>taudeo:  Proporiionalbeäteuerung,  unter  mög- 
UMer  AsReebtefhaltiuig  der  auf  dem  Boden  der  bebtehenden  wirthscbanlichen  Rechts» 
■iasog  einmal  erreichten  Einkommen-  and  Vcrm'^pensvortheilung  ist  das  Ziel.  Aber 
imk  dJBeiBe»  freilich  an  sich  roa  diesem  ^rein  finanzieiiea*'  Standpuncte  aus  folge- 
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widrigo  und  incorrecte  AbvddiiuiirBii  (DecressivBcala.  GcwähroBf  das  steverfreiea 

£xi>tenzminimums  bei  Einkommeiistcnem .  Ertrasp»-  neben  Einkomm'Misteaern ,  Erh- 
schaft:i-,  manche  Verkclirs>t<  iicru)  orfolgeu  mehr  und  mehr  AbAeichungeo,  in  der 
Biehtniig  nach  d«r  „80cial|  <>iitbcheD^*  BesteneruDg  hin  (Fin.  II.  281  ff.^  Grtffiero 
Beformcu  der  Yerbrauch^steueru  (Zölle,  innere  Steuern)  im  Sinne  der  Beseitigung  oder 
Verminderung  der  vorinsg:«'set/,ten  üeberlastunp'n  der  unteren  Olassen  durch  manche 
dieser  Steuern  werden  durch  das  zwingende  Bedurlniäs  der  Deckung  der  Aobgabeu. 
gebemmt,  aber  einzelne  erfolgen  gleiebwobl  (Anfbebung  der  Salzstener,  Engtend, 
Kii-<-lind;  Ersefznnj?  des  Sal/monopols  durch  eine  andere  Sal/steuer,  Deutschland; 
Aufhebung  der  üetreidc-  und  sonstiger  Nahrungümitlelzfllle,  England;  Ermässigung 
mancher  anderer  Zölle,  England  und  Continent)  und  zwar  motivirt  mit  durch  Er- 
w&gangen  der  Gerechtigkeit.  Und  wo  sie  siebt  stattlinden  oder  neue  indirecte 
Stenern  auf  wichfiL'c  Con'iumtibilicn  hin/u  kommen  oder  die  alten  erhöht  werden 
{i.  B.  auf  Tabai^,  üeträjikeK  da  hat  doch  auch  die  Praxis  das  Bcdurliiiss,  »ich  mit 
den  Eimrftnden  rem  Standpuucte  der  Gerechtigkeit  einigermaasen  abzafinden:  was, 
aelbüt  wenn  der  Erfolg  solchen  Strebens  problematisch  iat,  docb  beweist,  dass  man 
auch  lii'T  die  Bcdeutun«^  eines  solchen  Einwands  an  iind  filr  sich  würdigt,  ein  deut- 
licher l'ortschritt  gegen  friiher.  So  motivirt  mau  mit  dem  Zwange  ditr  Fiuauznoth, 
mit  der  Wirirong  einzeloer  aoleher  Stenern  als  ScbntzzAlle.  mit  der  Annabme  —  frei' 
lieh  mehr  Behauptunsr  als  Beweisfiihrunp^  —  dass  die  betreffende  Steuer  auf  Preis 
und  Gute  des  ArtilLeL}  nicht  oder  nicht  dem  Steuen^atz  entsprechend  einwirke  u.  dgi.  m. 

Ausser  ans  Grttnden  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  werden 
Stenerreformeii  ttberhanpt  and  speciell  auch  wieder  in  der  Richtung 
grosserer  Gleichmässigkeit  der  Stenerbelastong,  aber  auch  immer 
mehr  ans  volkswirthschaftlichen  Grttnden  verlaugt,  ver- 
sacht und  theilweise  erzielt. 

So  die  vielfachen  srrossen  Ertrags-,  besonders  die  Grundsteuerreformen,  ferner 
diejenigen  des  Zolltarifs,  der  Accise  (Thorstcuer),  der  Stempel-  und  Verkehrssteueru, 
endlieb  besonders  wegen  der  grossen  privatwinbscbaMicben  und  dadnrob  anob  volks- 
\virt]i-<  finft!ichen  Bedeatnni:  (1er  nächst  bctroITencn  Productionszwi  i^e,  die  Reformen 
ju  den  inneren  Getrflnkesteuern .  in  der  Zuckerateuer,  in  der  Salzstcuer  (Beseitigung 
des  Monopols),  in  der  Tabaksteuer,  bei  welcb'  letzterer  die  fiscalischen  Interessen  aber 
mehr  im  Vordergrund  bleiben.  Auch  sanitäts-  und  sittenpolizeiliche  Momente 
finden  hierbei,  was  das  Ob,  das  Wie  und  Wie  viel  der  Steuer  anlan^'t.  mitunter  l)e- 
absichtigter  Maassen  ihre  Berücksichtigung  sowohl  nach  der  Richtung  der  Freilassung 
oder  Eimissigong,  ala  nacb  derjenigen  der  ErbObnng  des  Steuersatzes  (Salz,  fitaimt- 
wein,  Bier;  in  J&igland  aucb  Zuclier,  Tbee). 

§.  100.  Eint'iufiö  der  Besteuerungstheorie.  Bei  solcher 
BerUcksichtigODg  der  volkswirtliscbaftlichen  Interesseo  lag  die  Ge- 
fahr nahe  nud  ist  auch  nicht  immer  vermieden  worden,  Steuer- 
fragen einseitig  als  Fragen  des  Classeninteresses  gewisser  Erwerbs- 
stSode  und  Prodnctionszweige  aufzufassen  und  in  der  Gesetzgebung^ 
sie  so  zu  behandeln.  So  konnte  ein  neues  stt^rendes  Element  in 
die  Steuervertheilang  eindringen.  Der  „Parlaroentarismus^^ 
erhöhte  eine  solche  Gefahr  wohl  öfters  mehr,  als  dass  er  sie  ver- 
minderte. Um  so  nothweudi^er  wurde  die  Ausl)ildiin:;  der  volks- 
wirthschal  t  liclicn  Hteiiertheorie,  welche  die  i^esamiiiteii 
Verhältni.ssc  der  volkswirthschaftlichen  Troduction  und  der  Ver- 
theilung  des  Productioosertiags  und  die  Beuehungen  der  £esteae> 
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rang  und  der  einzelnen  Steuerarten  dazu  ins  Auge  fasste.  Eine 
solche  Theorie  vvar  nun  das  Ergebuiss  der  ueucreu  nationalökono- 
mischen  Wissenschaft  Und  wie  maD  diese  Theorie  auch  immer 
beurtheiie,  wie  sehr  sie  die  Mängel  ihrer  Grund  Wissenschaft,  der 
iDdividualistischen  Natiouaiökonomie,  an  sich  tragen  mag,  es  war 
doch  immerhin  viel  mit  ihr  gewonnen  nnd  ihre  Fingerzeige  fttr  die 
Praxis  konnten  anf  die  Dauer  nicht  unbeachtet  bleiben.  An  Stelle 
blosser  Regeln  der  Boutine  und  der  finanziellen  Pinsmacheret  traten 
wissenschaftliche  Grundsätze.  Ihnen  zu  folgen,  mindestens 
sieh  mit  ihnen  nnd  den  auf  sie  gestützten  EinwHndeii  auseinander 
zu  setzen,  wurde  das  Strehen  der  Praxis,  die  eben  damit  und  seit- 
dem immer  mehr  zur  „rationellen"  l'raxis  zu  werden  suchte. 

Für  alles  Beziinücli«  ist  hier  be-onders  auf  dio  ..allgemeine  Steii'-rlohr-V  (B.  II 
dieses  Werk»)  za  rcrvebeu.   Nur  eiuige  Beispiele.   A.  Smith *ä  berühmte  Steuer* 
regeln  (Fio.  II,  S.  220  ff.),  so  wenip  sie  original  varen  and  so  sehr  in  der  HaapI« 
re^t-l  d.as  {^anze  Steueiproblcui  noch  untrt-Iöät  steckte,  waren  doch  von  nachhaltigem, 
>f ijefisreicheiD  Einfluss  auch  auf  dio  Praxis.   Die  Kritik  der  indirccten  Stecicrn 
schon  Seitens  der  i'liy>iokrateü,  wie  der  Späteren  wies  bei  aller  ihrer  Einseitigkeit 
und  Uojreschichtlichkcit  doch  auf  die  besonderen  Gefahren  dieser  Stcucn?nttunj;  für 
die  Steuertiberlastuntr  der  Consnmentcn  besteuerter  Artikel,  daher  auf  die  Möjjlichkcit 
ood  selbst  Wahrscheinlichkeit  einer  „ungerechten"  Besteuerung  der  unteren  Classeu 
durch  ftewisse  indirecte  Stenern  {Fin.  II,  506  ff.),  hin.  Die  Uebervftlznngelebre, 
ttameatlich  I?i  ca  r<Io's,  trotz  der  Fehler,  irerade  dieser.  Hess  erkennen,  da->s  für  die 
Frage  der  cn(i2:ilti!;cn  Vertheilung  der  Steuerlast  uirlit  die  erste  Auflet^unj^  das  Be- 
stimmende sei  und  Zeigte,  welche  Tendenzen  der  LeberwälzuQg  im  „freien  Verkehr  * 
sich  geltend  machten,  daher  Ton  der  Praxis  zu  beachten  seien  (Fin.  II.  259  ff.).  Die 
.,Wahl  richtiger  Steuerarten",  sowie  die  Einrichtunir  mancher  ein/ehur  Puncte  bei 
cioer  Steuer  musstea  durch  solche  Lehreu  beeiuÜusat  werden  (Fia.  II,  2'6\i  Ü.).  Diu 
Lohre  Ton  der  „Prodnotion  der  Sienern  in  der  Volkavirthschaft**  gab 
Regeln  der  nothwendig'cn  Schonuni,',  besonders  bezüglich  dos  NationalkapitaI>  Fin.  II, 
§.  370 — 372),  daher  auch  fur  ein  richtiges  Maass  der  Be>tencruiig,  und-  wiederum 
»Och  Kegeln  für  die  Wahl  der  Steuerarten  und  für  die  Einrichtunp^  der  Stenern 
(l.  B.  „Leine  Besteuerung  der  Kohstofle  der  Production  ■.  wie  im  Zoll-  und  Accute« 
vesen.  ..Verleijung  der  Steuer/.aliliiiitr  möglichst  an  den  Sehluss,  nicht  an  den  Anfang 
der  Productioü",  daher  z.  B.  „möglichst  nahe  au  deu  (junsumenteu  bei  iudirecten 
Terbrancbestenern**).   Die  Lehre  vom  Öffentlichen  Credit  «rirkte  reformireod  anf 
ii-  Theorie  und  Praxis  der  Deckung  des  Finauzbedarfs  und  auf  das  Staats?(  liulden- 
veseo,  dessen  Umfang  ood  dessen  Formen  (Fin.  I,  3.  A.  ^.  iih  Ii.).   £r»t  die  vulks- 
wirthschaftlicbo  Stenertheori u  endlich  machte  die  hohe  »ocialpolitische 
BedeutQosr  alter  Besteoeruiigsfragen  klar,   ^o  leitete  sie  die  Auffaflsttng  ein,  dass  die 
Steuerpolitik  stets  zugleich  ein  Theil  der  Social  pol  itik  sei.  woraus  dann  freilich 
en»t  später,  wesentlich  erst  im  letzten  Meoschenalter,  die  weiteren  theoretischen  und 
pnethtciien  Folgerungen  gezogen  wurden.  Es  giebt  kaum  irgend  eine  einzelne  Stcner- 
r?form  und  neue  Steuer  seit  ISlo  in  unseren  .,rultur>taafeii".  bei  welcher  sich  nicht 
ua  üaozen  wie  iu  zahlreichen  Einzulheitcu  der  Einiichtung  die  BcrUck^ichtiguug  der 
rdnowirthsebaftlichen  Stenerlebren  von.  Öfters  massg.'bendem.  Einflnss  zeigte.  Wo  aber 
^eichvohi  anerkannte  volk>irirtlitichaftIiche  Lcbrsät/.e  und  Steuerregeln  unberücksichtigt 
bleiben  oder  zurück>tehen ,  ges<  Iii.  ht  es  nirht  aus  Unkenntniss  oder  aus  Missachtung 
Seitens  der  Praxis,  sondern  nothf^edrunjjen,  wejjen  der  Schwierigkeiten  bei  der  Durch- 
fohrang  solcher  Sfttze  and  Regehi  nnd  —  weil  eben  dnmal  das  ..oberste  (iebot" 
..Deckung  des  Finan^bedarfs"  ist.   Aber  auch  dies  (iebot  erhält  seine  vulkswirthschaft- 
liehe  Begniuduug  ^Fiu.  II,    366— 3(ib ;  anders,  aber  uuzutreileud im  Eiuwaud,  Koscher, 
Fht  §.  44  am  Schlost). 
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6.  B.  2.  K.  Stouemclit.  Einldtoog.  §.  101. 


§.  101.  Unification  des  Staatssteuersy Sterns.  End- 
lich kommt  in  zwei  eminent  practischen  Punctcn  eine  besondere 
Richtung  der  Steuerpolitik  in  diesem  Jahrhundert  in  der  Staats- 
nnd  in  der  Coinmnnalbesteoening  immer  mehr,  selbst  vollstilndig^ 
Kor  Geltnng,  wodurch  das  Steuerwesen  namentlich  in  einzelnen 
Ltttndem  gegen  früher  eine  andere  Gestalt  gewinnt:  einmal  wird 
die  Staatsbesteuerung  im  ganzen  Gebiete  mi^glicbst  zn  einem 
einheitlichen,  g  lei  c  Inn  äs  si  ge  n  System  z  u  s  a  in  in  e  n  ge - 
fa  8  s  t ,  u  n  i  f i  c  i  r t ;  ferner  wird  die  C  o  m  ni  u  n  a  1  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g 
der  Auto  n  o  ni  i  c  der  Gemeinden  und  sonstiger  Kr^rper  en  t  z  o  e  n  , 
soweit  das  nicht  schon  vorher  geschehen  war,  und  ebenfalls  unter 
einheitliche,  gleicbmässige  staatsgesetzliche  Normen  ^ 
in  Communalsteuergesetzen  oder  Gemeinde-  (Kreis-,  Provinzial- 
und  dgL)  Ordnaogen  gestellt. 

Die  Unification  des  Staatssteuersystems  entsprach 
niöht  nur  einer  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  ancien 
regime,  besonders  im  18ten,  begonnenen  und  in  Staaten  mit  starker 
Staatsgewalt  (Frankreich,  Preussen)  oder  starkem  Staatsbewnsstsein 
des  Parlaraenls  (England)  bereits  ziemlich  weit  gediehenen  Ent- 
wicklung nach  grösserer  Einheitlichkeit  und  Centralisation,  nach 
Beseitigung  oder  doch  Beschränkung  der  historischen  Verschieden- 
heiten der  provinziellen  JStcuervcrfassungen  auch  auf  diesem  Gebiete. 
Hie  entsprach  vollends  der  Richtung,  welche  im  und  seit  dem 
Kevolutionszcitalter  in  wie  ausserhalb  Frankreichs  mächtig  ge- 
worden und  bei  mancher  Ucbertreibuug  und  Einseitigkeit  docb 
auch  von  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  wie  der  Verwaltung  yer> 
langt  wurde.  Selbst  in  Frankreich,  wie  sich  aus  der  frtlhereD 
Darstellung  ergiebt  (§.  58,  59,  63,  64),  war  bis  zur  Revolution  noch 
manche  tiefgreifende  proTinzielle  Verschiedenheit  der  Steuerver- 
fassung, z.  B.  bei  der  Taille,  den  Salzsteuern,  den  Zöllen,  geblieben. 
Auch  Grossbritannien  zeigte  noch  im  19.  Jahrhundert  Verscbieden- 
heiten  in  England,  Schottland  und  Irland. 

In  manchen  Staaten,  besonders  denjenigen  deutscheu,  welche 
sich  durch  AnucxioDea  definitiv  vergrüsserten  uod  abruudeten, 
machten  ausserdem  die  GebictsverUnderungen,  bez.  Er- 
weiterungen, zum  Theil  schon  während  der  französischen  Kriegs- 
zeit  (Rheinbundstaaten),  vollends  nach  dem  Friedensschluss, 
eine  solche  Unification  der  vielfach  so  verschiedenen  Steuersysteme 
der  bisher  selbständigen  oder  zn  anderen  Staaten  gehörenden  Landes- 
theile  nothwendig. 


Digitized  by  Google 


UoificatioD  der  StMbbe^teaeruDg.  217 

So  g«scbab  es  aach,  freilieh  nicht  sofort  und  nicht  in  Betreff  aller  Steueru,  in 
Pr^ussen  und  den  deutscht  n  M  i 1 1 elstaat  •  n ,  in  ( >(>sterreirh .  zomal  inner- 
Lilb  d'-r  Grupp<?  d>T  ..t1<ut8c  h-slari  sr  h«'n  Er  bim  de".  witlirL-n<l  Ungarn  mit 
Sebeiiläodern,  Lom bardo- V enetie u  noch  mehr  Böüoudercs  behieltco.  £r:»t 
imk  dm  gleiches  Verbrauchssteuer-  und  Gransiollsystem  konnte  mit  den 
PreTiBSinlxdllen  gebrochen  und  ein  einheitliches  WirthschaftSK^ebiot 
▼enirstens  innerhalb  der  Einzclataats^rcnzen  jreschafren  werden.  Schwie- 
nfu  var  die  Ausgleichung  der  KeaUteuern.  bcüondei-»  der  Grundsteuer,  sie 
kt  ia  einselaeo  Sninten  nnch  erst  spiter  ^luogon,  mit  zuletzt  in  Prenssen  (1861 
'iTUD-l-teaerrecniHruns^)  Je  g:rös3er  und  verschiedenartiger  das  Staat\u:cbiet  nach  den 
litüri:  h*;n  irtrocTiphiacheo  und  nach  d<  n  hi>ton:ichcn  Verhältnissen  der  einzelnen 
UB*ie>Lhei]c  und  je  ängstlicher  die  Scheu,  rUcksichtnios  vorzugehen,  d'  Sto  grösser  die 
kkvierigkeiten  solcher  Unification,  was  es  besrreiflich  macht,  (^l^s  ^rt•ll^sen  und 
'««ferreich  hierin  hinter  Frankreich  und  d. n  deutschen  Bheiirbiind-  und  späteren 
MHtdaOaten  etwas  zurück  blieben.   Aehuiicbc  Aufgabun  der  Steuerpolitik  tauchten 

ftr  Preoflsen  ron  Neuem  nach  1666  und  für  Italien  naeb  1859  auf. 

Soweit  es  f^ich  um  Steuerlcistiin^M.'ii  der  einzeliioii  I>andes- 
iheile  für  den  ., Ha  u  p  t  I  i ii  an z  h  od  a  n  zumal  den  ccutrali- 
firten  Theil  davon  (Fiii.  I,  3.  A.  i?.  43)  liandelt,  war  eine  l'ui- 
katioD  uiiodestens  der  Haiiptstcucrn  uu  »o  oothwendiger,  je  relativ 
ncd  absoiat  höher  dieser  Bedarf  war,  je  mehr  er  mit  aus  Steaem 
fekcki  werden  miuste  and  je  grössere  Verscbiedenheiten  die  pro- 
nuieUen  Stenenrerfassnogen  noch  zeigten. 

DeBB  eia«D  sonstigett  ScUOssel  zur  TertfaeiluBg  dieser  Staatslasten  auf  die  Landes- 

:'i  J  .  »rie  man  os  versucht  hat,  zu  finden,  in  der  Gri^>^c  der  Fläche,  der  Bevölke- 
r*^  cnd  dpi.  unsicheren  Kennzeichen  der  ..St>"uerf.ihit;lieit"  ui'lir.  und  dann  et\va 
<tiöra  Schlüsäcl  durch  Zaschlasre  oder  Quoten  ron  »ranz  verschiedenen  Steuern  der 
Imdesikeile  in  der  Praxis  zu  handhaben,  das  war  ein  höchst  nnrollkommenes  Hilfs- 
ZT.-l  Jeder  solche  halbwe)i:^^  braachbare  La'^fenvcrtlieiliini^^-^chlilssel  set/.fo  eben  das- 
pt^fü  foraua,  was  er  hier  ersetzen  suU:  eine  einheitliche,  auch  gleichmassig  darch- 
gmkfte  StemwTerfsnonf ,  mindestens  in  Bezog  auf  eine  Hanptsteuer,  z.  B.  «ne  ein- 
kHiEtfnsteaemniire,  mittelst  deren  man  i'I'  uf  ilU  die  rerschicdenc  locale  und  prorinziotle 
«inhschafUiche  Leistnncrs-  und  Steuert  diiijrkeit  ermitteln  könnte. 

Gerade  die  Rücksicht  anf  die  Forderangen  der  Allgemeinheit 
nd  GletehmSsstgkeit  und  auf  die  Tolkswirthsehaftliehen  Interessen 
■mste  daher  in  den  oenen  Staatsgebilden  des  19.  Jahrhunderts 
nf  eme  solche  Unifieation  der  Stenerverfassnngen  hindrängen.  Ihre 
HerbdAlhning  war  die  Voranssetinng;  für  ein  Steuerwesen,  welches 
»ich  den  Staatszwecken  und  den  ans  ihnen  hervorzugehenden  liedtirf- 
iii^en  anschmiegt.  Es  \v:ir  insolem  auch  nicht  durch  die  Suclit 
Hiethanischer  Oleichnmclierei  und  iiberiuässiger  Centr.ilisatinu ,  wie 
wohl  einorewandt  worden  ist,  z.  R.  Seitens  des  Particularismns, 
«widern  darcb  die  Entwicklung  der  modernen  Volkswirtbschai't,  der 
■odemen  Gesellschaft,  des  modernen  Staats  und  durch  jenes  oben 
Nkoa  berührte  Hindrängen  aas  der  privatwirthschaftlicben  in  die 
gOMuiwirthsehaftliche  Orgaoisationsform  und  die  wahre  „Staats- 
«irOsebaft''  begrtlndet. 

8.  aber  dioae  üaiiteatfau  der  Stenerrerrassnngen  Kau,  Fioanzwiss.  I,  §.  379, 280. 


Digitized  by  Google 


218  0-  B.  2.  K.  Steoerreclit  EinleJtuDg.  §.  102.  103. 

§.  102.  Die  Beschränkung  der  commanalen  Anto- 

nomie  in  der  Besteuerung  und  die  staatsgesetzliebe 

N  0  r  III  i  r  u  ii  u  d  c  r  C  o  in  m  ii  ii  a  1  h  e  s  t  c  u  c  r  u  u  ^  halte  schon  in  der 
vorausj^choiulrn  Periode,  bi. sonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
auf  dem  Coutioeute  wohl  ziemlich  Uberall  bedeutende  Fortschritte 
gemacht. 

Das  OlM•rauf■^i(•hf>-  iiml  ^iendimif^uucsrecht  des  Staats,  be/..  des  Kiiiiifrs  oder 
Fürsten  über  die  CuiuiDUualbe:itcucruug.  auch  der  Städte,  der  Ueichs-,  Bbcbufä-,  Land- 
ütädte,  war  tiborhaiipt  altes  Becht,  in  verschiedeneD  Ländern  viederholt  aoeiinnnt  nnd 
MSgettbt,  wie  ilif,  rrivilo;;icn  u.  di;l.  in  Zoll-,  Accise-  und  sonstificn  Sfeuersacben 
crpcbfii.  Mit  (ii'iii  EinporkomiULM)  <I<t  städtischen  Macht  in  Ai  u  Ict/t-  n  Jahrbun-iortoii 
des  Mittcialterä  waren  diei^e  (ierechtaume  der  Staatsgewalt  nur  tbatäacblich  viellach 
zorQckKedrängt  und  mitonter  war  von  den  Stldten  auch  rertragsmlssig  oder  im  Wege 
der  besonderen  Vcrleihunir  oder  nach  Herkommen  das  eijrene  selbs'.ändige  Steoerreclit 
erlariirt  worden.  Die  Missbranche  im  >t.idti><  !i(  n  Finan/.-  und  Stcuerweseu,  das  wiith- 
hcliattliclio  und  iiolitische  Hcrabkutium  ii  der  Stüdte,  die  \\  icderci'atarkung  des  furbt- 
lichen  Segiments,  die  ZarUckdrän^uni?  der  ständischen  Macht  und  die  ganze  Zcit- 
richtun'j-  überhaupt  brachten  darin  IM-Mmders  seit  dem  IT.  .l;!liilitmd«  rt  «-inen  Wandel 
hcr^ur  ^Preussen!).  Auch  in  England  waren  Ubii^ens  gerade  in  SteueR>achca, 
bpeciell  in  Betreff  der  Wahl  der  Steoem  die  SUdtc,  Grafschaften,  Verbinde,  Kirch- 
spiel«*  u.  s.  w.  (,fur  Armcn^wecke  u.  a.  m.)  seit  Alters  durdiaus  nicht  frei,  sondern 
an  Staatsaufsicht  und  Staafs^^en  diuiiguni^  g^ebunden  und  danach  rechtlich  wie  that- 
sächlich  von  wichtigen  Steuern  ausgeächlossen  (Cinkomuieubtcuern,  Zölle,  meist  Acci^ieii) 
nnd  auf  ganz  be^timinte  Steuern  (besonders  vom  Ertrage,  bez.  der  Denut£DDg  de^ 
sichtbaren  Realeigenthuus)  seit  Jahrhnnderten  nnd  bis  in  die  Gegenwart  hinein  an- 
gewiesen  (oben     76,  Fiu.  I,  3.  A.  §.  53V 

Nach  der  Kriegszeit,  im  19.  Jahrhundert,  war  die  weitere  Be- 
Bchränkang  der  Stener-Aotonomie  der  Conimnnen  eine  nothwendige 
Folge  der  politischen  Anffassung,  wie  sie  im  neuen  Staats- 
recht zur  Geltung  gelangte,  und  des  practischen  Bedürf- 
nisses. 

Nur  der  Staat  erschien  jil.s  Ti  spruni;-  des  B c s t  e  u c r u n g s - 
rechts,  d.  Ii.  der  reehtliehen  Hefiii^niss,  z \va n j;sweisc  Beiträge  der 
Uuterthaueu  oder  sonstiger  l'crsoneu  (auch  fremder)  und  von  ihreiu 
Besitz  oder  EiDkomrocn  zu  erheben  (Tin.  11,  Bcsteuerunga- 
rechte  der  Gemeinden,  StUdte,  \'erbäude  konnten  nnr  als  aus  diesem 
Staatsbestenernngsrecht  abgeleitete,  vom  Staat  auf  diese  Kürper 
übertragene  gelten.  Das  bedingte  denn  auch  eine  ei-gene 
staatsgesetzliche  Normirnng  und  Regelung  der  Com- 
munalbesteuernng,  wenigstens  in  Hauptpuncten,  besonders  in 
Bezug  anf  die  Wahl  der  Stenerarten  und  auf  die  Höhe, 
namentlich  die  ohne  besondere  Genehmigung  ni(  ht  zu  iiherschrci- 
tciide  llfihe  der  Steuersätze.  Nur  in  gewissen  gesetzlichen 
(irenzcn  blieb  daher  den  (''»inninncn  (und  den  sj)äter  wieder  kiiiper- 
öchaltlich  organisirten  Vcrbaudeu,  Kreisen,  Bezirken,  l'rovinzeu  u.  s.  w., 
den  sog.  „Communalverbänden  höherer  Ordnung")  ein  Spielraaiu 
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ftlr  die  Selbsthestimmunj;  iu  Steuersachen.  Mag  man  im  Einzelnen 
hier  und  da  in  dieser  Reschriinkung  der  Autonomie  und  iu  der 
XvMuiiruug  der  staatlichen  AulM^iehls-  und  Genclimigung.srethte  zu 
weit  gegangen  sein,  sclion  in  der  Gestaltung  des  Kechtsi,  vtdleuds 
in  der  Handhabung  desselben:  im  Prineip  kann  eine  solche  Stellung 
des  Comrauualstenerrcchts  im  modernen  Stcuerrechtssystem  über- 
baapl  Dar  t'ttr  politisch  richtig  and  staatsrechtlich  folgerichtig  und 
eorrect  gelten. 

Aber  auch  dringende  pr actische  Bedürfnisse  D(5tbigten 
so  einem  solchen  Vorgeben.  Mit  der  inneren  persönlichen  und 
wtrthscbaftlichen  Verkehrsfreiheit  im  modernen  Staate  war  eine 
grössere  Autonomie  der  Communen  in  der  Bestenernng  nnvereinbar. 
Bei  dem  Drang  nach  Entwicklung  der  Commonalthätigkeit  drohte 
eine  zu  willfährige  Ausbildung  der  Steuern  nach  Art  und  Hobe 
mit  manchen  Gefabren  fUr  die  Gommunalfinanzen  selbst.  Und  nicht 
gleichgiltig  wnr  endlich  tUr  den  Staat  die  Gefahr,  bei  seinem 
eigenen  unvcrnu'idlivli  starken  und  wachsenden  Steuerbediii l'niss 
in  ConHict  mil  ilcr  ( '(.nimuiialbcsteuerung  zu  gcrathen,  wiederum 
beztiglieh  der  Art  und  llrdie  diesrr  Steuern  gegenüber  der  einmal 
vorhandenen  wirthschaltlicben  LeiötuugsiUhigkeit  und  Steuerfäbig- 
keit  der  Bevtdkerung. 

Der  Unitication  der  Staatsbesteuerung  niusste  also  einheitliche 
staatsgesetzliche  Normirung  der  Communalbesteuemng  im  heutigen 
Staate  zur  Seite  gehen. 

S.  bereits  in  B.  I,  3.  A.  §.  tl-Ml  di    nähere  Bchandlunu  der  di>rt  vorvireg- 
|:eiK>iiUDeiiea  Fragen  Uber  ComtDunaibcateucruiig  in  dem  Absclmiu  rom  Fiuauzwesca 
der  8ell>stfenr»Itons:8k<)ri)cr.  uobitt  den  Daten  and  Avsftthinngen  über  Eoi^land,  Preossen 
and  andere  deuuicbe  Staaten,  Oeäterrcich  uiitj  Franknich.    Ferner  v.  K cit^c ustcin, 
.  Abh.  conuDoiules Finanzwesen,  in  äcböu  b o rg'ä  UanUb.  d.  polit.  Ockou.  2.  Aud.  III, 559. 

§.  103.  Den  Gegenstand  der  Darstellung  in  diesem 
Kapitel  bildet  die  Besteuerung  der  im  vorigen  Kapitel  in  ihrer 
ateuergesehiebtlicheu  Entwicklung  vorgeführten  Staaten,  jedoch  jetzt 
mit  Ausdehnung  auf  andere  wich  tigere  fremde  Staaten  und  auf 
weitere  deutsche  EinzeKtaaten.  Die  steuergeschichtliche  Entwick- 
lung im  Laute  dieses  .Jahrhunderts,  namentlich  seit  1815,  aber 
soweit  nötliig  auch  in  die  vorausgehenden  Kriegs-  und  Kc\ <)hiti(»ub- 
jahre  hinein,  wird  bier  bis  in  die  unnntteibjirc  Geirenwart  herab- 
verlblgt.  l  eljcrblicke  über  den  jetzigen  Stand  des  .Slcucrrecht«, 
sowie  8tatiöti?^che  Uebersichten  oder  Daten,  werden  eingettigt. 

Aeusüore  und  iunere  OrtUide,  liucUichtuu  auf  dcit  Kaum,  uuf  die  vurbandenun 
Tonrbeiten«  uf  das  allgemeine  Interesse  vnd  auf  dasjenige  speciell  fttr  uns  Deutsche 
kedisfen  aber  aneh  hier  keine  ganz  gleichmtosige  Behandlung  des  Stoffii.  Von  den 
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fremden  Sieaten  werden  wiederam  nur  Engf  Und  oder  Orosslritannien  und  Fmok" 

reich  rorhältiiissinSssi^  eingehender,  daneben  kttrzer  von  den  Gro^sstaatcn  Italien. 
Rossland  und  Nordamerika,  noch  kur/er  andi-re  europäische  Staaten,  also  nament- 
lich die  äOKen.  ausscrdeutscheu  Miltclätaatcn  behandelt  werden.  Die  £in- 
bedebanf  Kordamerikas  (Union),  dosseo  Steuergeschichte  w&brend  des  Bürger- 
krit MiTS  tiiid  in  ciiii^'t-ii  Ptincten  seitdem  bleibend  ron  besonderem  Interesse  ist,  bedarf 
kölner  weiteren  Begründung. 

Das  Stcacrwesen  der  deatschen  Staaten,  za  «reichen  hier  Oesterreich 
noch  mitgere«  linet  wird,  kann  hier  ebenfalls  nicht  in  ganz  gleichm&ssigor  Weise  rar 
Darstellung  gebracht  werden.  Vornehmli«  h  handelt  es  sich  für  uns  hier  um  Proussc  n 
und  Oesterreich,  seit  lb6ü,  bez.  Ib71  um  den  Norddeutschen  Bond  und  das 
Dentsche  Reich,  bei  Oesterreich  seit  186S  nm  „West>Oesterreich**  („Gislei« 
thanien"  o.l' r  die  „im  Rcichsrathe  vertretenen  Königreiche  tiud  Länder"),  wobei  ein 
Seiteiil)lick  auf  1' ri  garn  gcworfr'n  werden  kann.  Sodann  wird  aber,  wenngleich  kürzer, 
die  Bcätuuerung  der  deutschen  .M itt eist aaten.  Sachsens,  Haierus,  Wurttein- 
berfs,  Badens,  Hessens,  mit  einem  Rockblick  auf  das  ehemalige  Königreich 
Hannover,  zur  Darstellung-  trelanireM.  Von  der  BesfeU''r»n!r  der  ubri'j'eii  Klein- 
staaten kann  dagegen  nur  Einzelnes  hier  einbezogen  und  nur  mit  einigen  Strichen 
darüber  oricotirt  werden,  was  indessen  nicht  hindern  wird,  in  diesem  Kapitel,  wie  in 
den  folgenden  beiden  Bü<  Ii'-ra  der  speciellen  Steuerlehre  einzelnes  besonders  Beachtens« 
werthe  auch  au?  diesen  Ländern  etwas  nfiher  mit  zu  berUek>ichtigcn  Die  literarischen 
Nachwciäungcn  u.  dgl.  m.  werden  bei  den  einzelnen  besprochenen  Staaten  mit  an- 
gegeben. 

Der  ganze,  in  diesem  Kapitel  zo  behandelnde  StolT  wird  in  zwei  Haupt- 
abschnitte.: „Ausland"  und  „Deutscli  Lind  und  ( »-  storreich  "  zusammenijefaüst. 
Abweichend  vom  vorigen  Kapitel  wird  die  aualundischo  Besteuerung  in  diesem  vor 
der  deutschen  liehandelt.  Sie  liat  in  dieser  Periode  mehrfach  anregend  nnd  als  Master 
auf  die  dentsche  Bestcuernn<r  eingewirkt.  Auch  ist  si<-.  mit  Au-nahme  der  italienischen« 
schon  aus  politischen  Orunden  früher  als  die  deubchc  zu  einem  gewissen  Abschlaas 
gelaugt. 

Die  innige  Beziehung  der  Bestenerong  zor  Yolksvirthschaft  ist  im  19.  Jahr- 

htindert  wissenschaftlich  immer  mehr  erkannt  worden  und  ])ractiM  h  im  Steuerreclit 
immer,  mehr  zur  Geltung  gelangt,  indem  die  einzelnen  Steuern  mit  nach  volkswirth- 
Bchaft lieben  Gesichtspnncten  geregelt  werden  (§.  99,  100).  Vor  allem  gilt  dies, 
nocli  mehr  wie  früher  von  der  Zoll>resc  tzgebung  und  der  Gesetzgebung  Uber 
solche  indirecte  \  e  rbran  rh  s s  t  <■  n  ■  i  ii .  welche  mit  den  Zollen  in  näherer  Ver- 
bindung stehen  (Zocker-,  Branulwciu- ,  labaksteucr  u.  a.  m  ).  Dem  Zwecke  dieses 
Werkes  gemiss  kann  hier,  wie  schon  im  vorigen  stenergeschichtlichen  Kapitel,  nar 
die  finanzi'  llc  Seite  dieser  Steuern  einirehender  liehandelt  werden,  also  im  Zoll- 
wesen der  Finanzzoll,  nicht  der  Schutzzoll,  sonst  miisstc  sich  dies  Buch  zu  einer 
Geschichte  der  Handelspolitik  erweitem.  Völlig  trennen  lisst  sich  aber  freilich  das 
finnnzieUe  oder  fiscalische  und  volkswirthscliaftliche  oder  handelspolitische  Moment  in 
diesen  Din?en  einmal  nieht.  Das  letztere  soweit  als  irgend  thunüch  zoTUcktreten  ni 
lassen  wird  jedoch  das  Bestreben  sein. 

§.  104.  Ueberbliok.  Im  ersten  HaoptabscbDitt  wird 
bier  mit  England  begonnen,  dessen  Stenergesobiobte  ond  hentiges 
Stenerreebt  mebr  wie  bei  den  eootinentalen  Staaten  die  ununter- 
brochene Fortsetzung  der  vorau8g:ehenden,  znletzt  durch  die  fran- 

z?)sisc!ien  Kriege  so  gewaltig  beciullu>.s{en  P)Csteucruiig  ist  (§.  88). 
England  ist  ein  gutes  Heispiel  dafür,  wie  auch  ein  Grossstaat, 
welcher  sich  in  seinen  politischen  Aufgaben,  namentlich  andcien 
Grossmächten  gegenüber,  beschränkt  und  neue  Weltkriege  fast  imi 
jeden  Preis  vermeidet,  durch  enorme  volkswirthschaftliche  Ent- 
wicklong  eine  grosse  alte  Staatsschuld,  selbst  ohne  bedeutende 
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Kapitaltilgung  dersilben,  relativ  erträgliclier  tnachen  und  sein 
Steuersystem  nach  volkswirthschaftliehen  Interessen  oder  naeh  dem, 
was  einmal  gerade  dafür  gilt,  reforniiren  kann  (Zoll-,  Accise-, 
Luxussteuerreformen).  Zugleich  zeigt  England  in  der  Ausbildung 
der  Einkommen-  und  der  firbscbaftesteaern  richtige  Erkenntoiss 
der  heutigen  Aufgaben. 

Das  Gegenstück  bildet  Frankreich  mit  seinem  völligen 
„Neu bau''  der  Besteuerung  in  und  naeb  der  fierolntions-  und 
Kriegszeit y  wenn  dieser  Neubau  diesen  Namen  auch  niebt  ganz 
im  eigentlichen  Sinne  yerdient,  sondern  zum  Theile  doch  nur  ein 
nach  einer  Periode  der  Lücke  und  der  £xperimente  wieder  auf- 
genommener Um-  und  Port  bau  der  Besteoernng  des  ancien  re- 
gime ist  (§.  50).  Zugleich  beweist  Frankreich  die  —  in  unserer 
Zeit  wenigstens  —  relative  Untergeordnetheit  der  Staats-  oder  Ver- 
lassungslorm  liir  das  Finanz-,  StciK-r-,  Staatsscliuldeuwesen  und 
offenbart  die  Folgen  ruhelosen  Ebrgeizes  und  ewiger  Ncuerungs- 
siiclit  eines  Volks  für  die  masslose  «Steigerung  seiner  Stuatsschuldeu 
uod  Steuern. 

Russland  zeigt  auch  auf  dem  Steuergebiet  manche  aus  den 
besonderen  wirtlischaiUicheu,  socialen,  rechtlichen  und  politischen 
Verbältnissco  des  Landes  hervorgehende  EigenthOmlichkciteOy  durch 
welche  es  sich  von  Mittel-  und  Westeuropa  nntersebeidet;  so  sein 
bisheriges  Kop&teuersystem,  zum  TbeU  auch  seiue  Branntwein- 
bestenerung.  Aber  auch  die  grossen  finanziellen  Schwierigkeiten 
traten  bei  Russland  hervor,  unter  welchen  ein  so  gewaltiger  und 
ao  ehrgeiziger  Staat  trotz  —  und  wegen!  —  seiner  Gebietsgrtfsse 
nnd  Volksmenge  bei  der  weit  geringeren  wirthschaftlicben  und 
cnltDrlicben  Entwickinng  seiner  Bevölkerung  in  Concorrenz  mit  den 
?oi]ge8chriftenercn  europäischen  Staaten  k&mpfen  moss.  Diese 
Schwierigkeiten  äussern  auf  Kusslands  Steuerwesen  wie  freilich 
noch  mehr  aut'  sein  Staatsschulden-  und  Papiergeld wesen  ihren 
Jiiclilbaren  Einfluss. 

Italien  zei;;t  dagegen,  was  unter  den  sch\vie^i^^sten  politisclicu 
nijil  heutzutage  nicht  eben  besonders  günstigen  wirthschaftlicben 
Urliühnissen  die  Finanz-  und  Steuerpolitik  eines  energisch  und 
patriniisth  jjcloitetcn  neuen,  auf  alten  Particularstaaten  sich  anf- 
lennenden Einheitsstaats  in  der  CoDSülidati<m  und  Unitication 
der  Besteuerung  zu  leisten  vermag.  Ks  zeigt  sich  aueb.  welche 
Ockonomie  an  politischer  Arbeit  anf  diesem  Gebiete  in  einem 
Cinheitsstaate,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  eines  zwar 
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gltlcklich  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaat  fortgeschrittenen,  aber 
eben  (loch  —  Bundesstaat  f^ehliebonen  politischen  Körpers  wie 
des  Deutschen  Reichs,  iriö^licb,  welche  zweckmässige  Vereinfachaag 
und  Gleichartigkeit  der  Besteuerung  erreichbar  ist. 

Nordamerika  ist  dann  wieder  ein  Beispiel  eines  jngend- 
kräftigen,  energiscben,  patriotischen  and  wirthschaftlicb  mächtigen 
Staates  y  welcher  wie  ans  dem  Nichts  ein  nngehenres  Stenersystem 
in  der  Nothzeit  rasch  ins  Lehen  rnft  nnd  von  demselben  auch 
später  soviel  bestehen  lässt,  nm  ans  den  Erträgen  desselben  eine 
riesige  Staatsschuld  rasch  reell  in  bedeutendstem  Maasse  zu  tilgen. 
Nur  in  dctii  ersten  Puncto,  in  der  .SchalVung  und  Entwicklung  des 
Stcuersyst(.'ins  limiet  Nordanierica  in  seinem  britischen  Stammlancl 
in  der  IVanztisischen  Kriegszeit  eine  Art  \'oil)il(l,  in  dem  zweiten 
steht  es  einzig  da,  freilich  unter  den  auch  einzig  günstigen,  in 
Europa  geschichtlich  unnH'>glichen,  auch  in  England  fehlenden  Ver- 
hältnissen, seinen  iMilitär-  und  Flottenanfwand  in  der  Friedenszeit 
ausserordentlich  vermindern  und  gewissermassen  das  so  Ersparte 
fUr  die  Tilgung  der  Staatsschuld  flflssig  machen  zu  können,  weil 
es  eben  in  seiner  Nachbarschaft  keine  halbwegs  ebenbürtige  poli- 
tische Gegner  hat. 

Die  tlbrigen  coropäischen  Staaten,  von  denjenigen  im 
Gebiete  des  (jlicinaligen  türkischen  Reichs  und  von  iloin  unter 
revolutionären  Zuckungen  und  Bürgerkriegen  nicht  zur  Buhe  kom- 
menden und'  deswegen  sich  nur  wenig  wieder  cni)H)rhcbendcn 
Spanien  abgesehen,  genossen  in  die>em  Jahrhundert  seit  1815 
eine  selten  oder  nie  unterbrochene  Ruhe.  Auch  diejenigen  von 
ihnen,  welche  noch  einmal  in  eigene  Kriege  verwickelt  wnrden, 
wie  die  Niederlande,  Belgien,  Dänemark,  befanden  sich 
nach  definitiver  Erledigung  der  betreifenden  Streitfragen  in  der< 
selben  Lage.  Sie  konnten  in  diesem  Stillleben  auch  ihre  Besteae- 
rnng  am  Leichtesten  nach  modernen  Bedürfnissen  nnd  Ansehanongen 
reformircn,  wenn  auch  einige  von  ihnen  in  alten  und  neuen  KriegR- 
scliuldcn  noch  manche  liiirde  liattcn  und  haben.  Bedeutendere 
Leistungen  der  Stenerret'orni  als  andere  Staaten,  die  e))cn  doch 
mit  für  sie  die  ,,eur(»|tiiiselie  Klistung''  zu  tragen  haben  —  was 
Holland,  r»elgieu,  die  Schweiz  so  leicht  liberschen  —  haben  sie 
gleichwohl  knnm  zu  Wege  gebracht:  vielleicht  ein  Beleg,  dass  ein 
gewisser  Druck  der  Nothwendigkeit  auch  hier  wie  in  so  vielen 
Dingen  als  Ansporn  zu  Verbesserungen  sein  Outes  hat.  Anderseits 
beweist  die  Bedarfsvermehrung  auch  in  solchen  von  Militäriastei 
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weniger  fjcdrückten  Staaten,  dass  eben  in  der  Tliat  jenes  Gesetz 
der  Zunahme  der  Staatsthätigkciten  ein  allgemeines  ist  (§.  98). 

§.  105.  Deutschland,  Preussen  nnd  Oesterreich  (zweiter 
Haoptabscbnitt)  sind  mehr  als  irgend  welche  andere  enropäisohe 
Staaten  ans  der  französischen  Eriegsperiode  mit  wesentlich  y e  r- 
Snderten  und  verbesserten  Qebietsverhältnissen  hervor- 
gegangen. Diese  Verbesserong  war  doch  auch  ftlr  das  Finanz- 
QDd  Stenerwesen  von  grossem  Werth. 

So  ti-aurig  die  rorausgegan^-  nc  Krie!j>zeit  bis  1S13  für  Deutschland  rcrlaofea 
ist  so  unbefriedif^nd  die  Bildung  lics  Deutschen  Bundes  in  politi^chor  ßo/ichunf.  M 
weni?  Preu-sen  auch  in  territorialer  lliii-irht.  in  seinem  uini  Dctit-M-hlands  Intoresso. 
durch  die  dcüuittvc  Gcbiutaregclung  dcf>  Wiener  Congre^ses  genügend  ge-itärlut  und 
abjrerandet,  so  bedenklich  in  Tieler  Hinsicht  die  relMir  besonders  bedeutende  Gebiets- 
verifrüs^iTung-  timl  <l.iinit  St;irknnj?  der  Mittd-^faati  n.  namentlich  der  vier  sUtidcUhchen 
und  Hannovers  war  und  mj  viele  unbedeutende,  aber  /um  Tlieil  ebenfalls  noch  etwas 
TcrgrOsserte.  Kleinstaaten  mit  kl-  incu  (iebietsfetzcn  leider  noch  aus  der  grossen  Kata- 
strophe ubrij^  geblieben  waren:  ein  uni^eheurer  Fortschritt  war  es  doch  TOD 
"Jen  324  ..Staaten"  und  570  ..Ländern  '  des  alteti  Ivei'lis  zu  d'  M  3!)  nunmehrigen 
souveränen  Einzebtaaten",  wie  in  politischer,  bo  iu  vuikawirthäcbatiiicher,  administra- 
tirer  ond  nicht  znletxt  auch  in  finanz-  und  stenerpoli  tischer  nnd  -tech- 
nischer Hinsicht. 

Das  alte  Deutsche  Keich  (ausschliesslich  der  Provinz  Preu.sseu,  aber  mit  dem 
damals  nominell  nicht  zum  Reiche  gehörigen  Preussisch -Schlesien)  nmfasste  1791 
11.973  Qu.Meilcn  mit  570  reiehsunraittelbarcn  „Landen"  (Territorieu  und  Verbänden), 
ilie  7.n  ..Staaten"  irehörtou.  Die  Diirclisrluiittsuru-^st;  eines  .,I,aii'l.'>"  im  srhw.dd- 
»chen  Kreise  war  z.  B.  u.7  tiu.M.  (Iti3  auf  bOU  (Ju.M.,  nämlich  4ü  kur-  und  reichs- 
ftndidie.  48  Reichsstifter  und  Klöster,  24  Lande  ron  Refchsf raten.  8S  Reichsstädte 
und  I{eich>dörfer.  r-  iclisritter-rhaftliche  Verbünde  und  Herrlichk-Mfen) .  die  Tiri^ssc 
eiacs  oberrheinischen  Kreiaiaudcs  war  <j.6,  eines  fränkischen  7.3  t^u.M.  3U4  Klein- 
Stuten  omfaästen  1^S0  Qo.M.,  oder  durchschnittlich  6,021  Vom  Reichs-,  bez.  splteren 
Bandesgebiet  hatte 


1792 

ISlft 

35SS  Uu.M. 

3SS1 

f« 

Baiern  

.  S61 

1390 

«« 

Wurtemberg     .    .  . 

.  166 

354 

»1 

278 

Hessen-Darmstadt  .  . 

68 

IT)  3 

Hannover  .... 

.  :.I2 

im 

1» 

272 

1« 

Und  dabei  waren  alle  diese  Staatsgebiete  immerhin  gegen  froher  aasserordent- 

Üch  viel  l>e»N<-r  arrondirt.  VnrnelMnlii  h  doch  nur  in  Thüringen  bestand  noch  als 
liest  aus  der  alten  Z'  it  dir  srliliiniii^to.  fiir  die  yerwaltunL*-  so  sti'.r'-nde  En-  und  E\- 
clavenvirthschaft.  Die  hier  nicht  specioll  genannten  Kleinstaaten  (iin  1.  Kurhessens. 
HoLttein-lAoenburgs.  Heelden b.-Schwerins),  .31  an  der  Zahl,  hatten  doch  um  1S16 
Dar  noch  13r>0  Qu.M.  Gebiet,  oder  j-  tzt  im  Dur.  Iisclmitt  ca.  11  Qii.M..  selbst  die  2S 
kleinen  ohne  die  zuletzt  genannten  drei  grös>eren,  bez.  7ti9  und  ca.  27  Qu.M.:  doch 
iuier  ein  bedeutender  Fortsehritt  gegen  1792!  S.  t.  Viebahn,  Statistik  n.  s. 
Deutschlands.  Berl.  is:,s.  I.  J!».  .Ti,  103  u.  A.  Wa-ner.  Entwi.kl.  d.  eiirop.  u. 
dentsch-n  Staa(>;;ebiets ,  Pr-nss.  Jahrb.  1S«h,  1S(iS.  XIX.  'iH.  .147,  XXI.  299,  3^6. 

.Auch  diese  Veränderung  der  Qebietsverbäitoisse  war  eine  und 
keine  der  unwichtigsten  Voranssetznngcn  wenigstens  für  eine  Art 
Staats  leben  in  modemer  Weise  and  damit  fttr  eine  angemessenere 
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Entwicklung  und  Oestaltang  des  Steuerwesens.  Unter  der  ihnen 
vergönnten  äusseren  politischen  Ruhe  und  unter  dem  vielfach  gün- 
stigen Einfluss  des  neu  beginnenden  Verfassnngslebens  konnten 
gerade  die  Mittelstaatcn  und  vollends  die  tüchtigeren  unter. den 
Kleinstaaten  auch  innerhalb  ihres  Gebiets  ieiebter  als  Prenssen 
oder  gar  Oesterreich  ihr  Finanz-  und  Stenerwesen  umgestalten.  In 
mancher  Hinsicht,  besonders  in  der  direeten,  namentlich  der  Ertrags- 
bestenemng,  und  in  einigen  indirecten  innem  Verbranchssteiieni, 
auch,  seitdem  sie  anf  ein  selbstHndiges  Zollwesen  ebenso  in  ihrem 
finanziellen  als  in  ihrem  wirthscbaftlieben  Interesse  verziehtet  hatten, 
als  Glieder  des  Zollvereins  haben  diese  Staaten  ganz  Tüchtiges  im 
Steuerwesen  geleistet. 

Das  Zurü*  kbleiben  prossc  r  innerer  Verbrauchssteuern  .  mit  Atisnahme  der  süJ- 
dcutäcUcu,  boäondcrs  der  ba>ri»chea  Bicrbcätuuerung.  und  die  noch  ungcitugcude  £nt- 
wicklong  des  deutschen  ZoUireseiis,  such  nach  der  «Seite  der  Pioanzxftlle,  war,  wie  in 
Preus^en  selbst,  mehr  die  Folge  der  unfertigen  j)olitiö(hen  Verliiiltnissc  und  der  da- 
von mit  bedingten  unvollkommenen  Zollver<  insverfii-siuiff.  Das  in  den  süddeutschen 
Staaten  schon  von  der  Hheinlaind/eit  her  l)e^onilerä  i  iitksiclitslase  Nirelliren .  wie  in 
Allem,  so  aoch  im  Finanz-  und  Steuerwesen,  war  doch,  wenn  man  billig  sein  will, 
dni'  li  ilie  iri'rndezu  unrihnrl''  bisherige  Territorialzersplifterimg  and  die  uiibcdin<rte 
Nothwcndigiicit,  diese  auncctirtcu  ücbictc  in  dein  neuen  Staatükörper  zusammeum- 
flchweiasen  —  was  üreilicli  oft  mit  etwas  rauher  Hand  ireschah,  —  geboten.  Man 
denke  an  den  schwäbischen,  Mnkisdien,  die  rheinischen  Kreise! 

FUr  Prenssen  nnd  Oesterreich  waren  die  Aufgaben  viel 

schwerer,  f(ir  crsteres  wegen  der  grossen  Verschiedenartigkeit  und 
geographischen  Ausdehnung  seiner  nenen  Restandtheile,  fHr  Oester- 
reieli  wc^en  der  Ilcterogenität  seines  alten  wie  neuen  Länderbe- 
stands:  Lonibardo-Venetien,  Galizien,  Ungarn  neben  der  althistori- 
schen Mannigfaltigkeit  der  nationalen,  geographischen,  wirthschatt- 
liehen  Verhältnisse  der  „deutsch -slavisehen''  Lande!  Fttr  beide 
deatsehe  Grossstaaten  waren  die  Schwierigkeiten  der  Finanz*  nnd 
Stenerreformen  aueh  grösser,  weil  es  sich  eben  nm  Grossstaate n 
mit  andauernden  bedeutenderen  politischen  Aufgaben,  d.  h.  ftnan. 
ziell:  mit  grösseren  Finanzbedttrfnissen,  auch  mit  dem  Erbe  grösse- 
rer Finnnzlasten  ans  der  Kriegszeit  handelte.  Aach  die  Zeitwer- 
hältnissc  fllr  Reformen  im  Steuerwesen  waren  in  einer  Hinsicht 
doch  ungünstiger  als  sie  es  frUhcr  für  die  Staaten  des  Kbeiubundcs 
gewesen. 

So  stramm  absolutistix-li  lic-^s  sit  h  j.-t/.t  nicht  nxlir  verfahren,  aueh  im  absolu- 
tistischen Preu>!«ea  und  Oesterreich  uicht.  Freilich  ulU!^s  man  andrerseits  zugestehen : 
gerade  im  absolotistischen  Preoüsen  nnd  Oesterreich  nicht  Die  VenAnmnog 
der  firundbttnjcrr'  ijfluiiLr  war  eine  bedenkliche  Untcrlass«n^•8^llndf'  des  ahsolati>tiHc}icu 
Prou>sons.  die  ub<•rul;«^^ipe  Schonung  der  behitzendcn  und  wuhlhabcndcren  ('lassen, 
welche  durch  diu  neue  CIa>»senstcuer  und  diu  Mahl-  und  Schlachtjitcaer  auch  nicht 
entfernt  genttgend  mit  belaatet  worden,  nicht  minder.  Die  dem  Fioaasbedarf  und  dem 
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SUatsschulcJenwcsnn  g»^c;enüber  unznreichenJo ,  wonn  auch  auf  (Mnipcii  Sloucrgcbictcn 
(Grund-,  Uäuseibtcuer,  MododoIo,  Verztihrungsstcuer ,  Zolle)  nicht  unbedeutende  und 
petttbeh  vie  teelmiieli  zom  Theil  tüchtige  Stcucrentiricklnng  Oesterreichs  beliess  es 
eben  doch  bei  einem  schieiciienden  Düficit  und  bei  unzulänglicher  Consolidiroog  der 
Finanzen,  namonilich  d«T  Siaabsclnilil.  «b's  P:ipi(.'rg<'Mo'^.  in  der  lan?«'n  Friodt^nszeit : 
die  Cntorhvsbunsfssundo  des  absolutistischen  Uestorreich.  Indessen,  wie  ausserordent- 
lich viel  schwierii^r  war  eben  auch  der  Uebergang  rom  Absolntismiis  sor  conatitatio- 
nellen  Monarchie  in  den  beiden  deutschen  Grasaataaten «  rerglicben  mit  den  andexen 
deatschen  Staaten ! 

lo  letzter  Linie  ist  für  manelics  Geschehene  wie  Unterbliebene 
aoch  im  Steoerwesen  die  Unfertigkeit  der  politischen  Ver- 
faBSong  Deutschlands  von  1815—1871  verantwortlich  zn 
machen.  Seitdem  ist  in  Dentschland  am  Um-  nnd  Weiterbaa  der 
Bestenening  in  der  naeh  der  Erfahrung  aller  Länder  nnvermeid- 
Uehen  Richtung  einer  Ausdehnung  der  Zolle,  der  ttbrigen  indirecten 
Verbraachs-  nnd  der  Verkehrsbestenerung  mit  Eifer  und  nicht  ohne 
Erfolg  gearbeitet  worden.  Aber  freilich  noch  immer  nicht  mit  aus- 
reichendem Erfolg. 

Die  Unterlassungssündon  der  früheren  Zeit,  wennglcicl»  durch  die  ticutsche  poli- 
tisch-geschichtliche Entwicklung  begreiflich,  sind  eben  nicht  so  lei.  ht  pnt  zu  machen. 
Der  föderative  Charu  tor  <U.'s  neuen  doutsrlicn  Staate  macht  auch  dio  Aiifi/atteti  rmch 
compiicirter  als  im  Einbeitsstaate.  indem  dio  lieichsbcsteueraog  and  diejenige  der 
Etnzelstanten  inefnandergretfen  und  aof  den  Stenergebieten,  vo  sie  geschieden  siod, 
eine  doppelto  srosetz^'  bcrische  Arbeit  n^this:  witd.  Das  bat  0.  A.  leicht  den  Nach- 
theil, dasb  eine  Stcuergattung  unentwickelt  bleibt,  wie  denn  7.  B.  gerade  in  Preussen 
eine  bedaaerliche  Stagnation  aof  dem  Gebiete  der  Gesetzgitbung  Uber  die  directe  Be- 
siMenug  «ingetieten  ist. 

Oesterreieh  hat  durch  die  Herbeiführung  des  bereits  liesei- 
tigt  gewesenen  Dnalismns  eine  umgekehrte  Entwickln nu:  wie  Deutsch- 
land seit  18r>G  erfahren,  worunter  die  Ausbildung  der  Besteuerung 
cbeut'alls  gelitten  hat.  Und  je  unabhängiger  das  Verhältniss  von 
Ungarn  und  Nebenlanden  zur  Gesanuntnionarchie  wird,  je  mehr 
auch  in  der  Westhillftc  Uhnliche  Tendenzen  zur  (Geltung  kommen 
sollten,  desto  mehr  Gefahren  drohen  doch  für  dio  cinhcitlicljc  und 
einem  modernen  Grossstaat  uothwendige  Gestaltung  des  Öteuer- 
wesens. 

In  ganz  Europa  ist  die  Besteuerung  durch  ihre  Entwicklung 
hn  19.  Jahrhundert  immer  gleiehartiger  geworden.  Abcrauoh 
die  y^neue  Welt"  hat  nichts  eigentlich  Neues  auf  diesem 
Gebiete  seu  schaffen  vermocht,  am  Wenigsten  in  den  Steuergattangen, 
eher  Einiges  in  den  technischen  Momenten  der  Veranlagung  und 
Erhebnng  einzelner  Steuern.  Besonder.^  interessant  ist  in  dieser 
Hinsicht  für  die  vergleichende  Steucrgcschiclitc  und  Gesetzgebung 
der  Vorgang  in  Nordamerica,  detii jenigen  americnnischen  Stnats- 
wesen,  welchem  im  Wesentlichen  doch  allein  der  Cliaracter  voller 
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europäischer  Gesittung,  daher  Vergleichbarkeit  mit  europUischeu 
Staaten,  zugestanden  werden  kann.  Der  grosse  Anlauf  zu  den 
manuigtaltigsten  Steuern  während  des  Bürgerkriegs  endet  mit  dem 
Verbleiben  bei  Einfulirzöllen  und  denselben  inneren 
Verbrauchssteuern,  wie  in  „old  Europe^',  wenn  auch  mit 
manchen  bemerkenswerthen  abweichenden  Einriebtun  gen  im  Ein- 
zelnen. Doch  ein  nener  Fingerzeig  für  Praxis  und  Theorie,  dass 
gewlRse  Haaptsteaern  trots  aller  Mängel,  weiehe  sie 
haben  mOgen,  die  —  wenigstens  fttr  jetzt  noch  — 
schleohtweg  nothwendigen  Glieder  eines  grossen 
Staats-Stenersystems  sind. 

Erster  üauptabschui tt. 
Die  anslSüdiselie  Besteneniiig  im  19.  JabrlmDien. 

1.  Abschnitt 
Grossbritaimien  (England). 

Literatur.  Zuui  Tlicil  dieselb»^  wie  in  dem  früheren  stciicrgrcsoliichtlichen 
Abschoitte,  besonders  die  Werke  von  Vocke  (bis  1S65),  Dowell  (bis  lsS4),  Gueist. 
0.  Hubncr,  Boricbte  d.  statist.  Gentralarchirs  Nr.  l—S,  Leipzig  1858—59,  bes. 
Xr.  2  (Abgaben\  Kur  die  Zölle  und  damit  zasammcnhäii^^endes  Finan7.i<>INis  und 
Haudclspolitiscbes  paäsioi  auch  Tooke  und  Tooiie-NewiDarcli.  history  of  pricos, 
deaisclio  Bearbeitung  7on  Asbcr,  2  B.  Dresden  1858 — 59:  de^^I.  passim  L.  Levi, 
lllitoiy  of  british  commerce,  1763 — 1870,  London  1S71.  Von  Fachaufsutzcn  all- 
gemeineren Inhalts  s.  Schütz,  enj^l.  Steuer-  und  Zollwesen,  Tnb.  Ztsrhr  IV.  lS-17; 
Masse,  Heformen  im  bhU  Steuerwescu  seit  Peels  Einliommensteuer,  ebd.  X,  1854. 
Weitere  Lfientanogaben  unten  bei  den  einxelnen  Stenern. 

Statistisch'  s ,  öfters  mit  langjährigen  Uebersichten,  in  Porter 's  prugre.>s  o| 
the  nation,  in  dem  Abschnitt  vom  public  rovenne  an<l  expenditure;  jährlich  die  neuest»; ii 
Daten,  mit  Kuckblicken,  im  Statesman's  yearbook  ^seit  1864),  jetzt  berausgeg.  von 
Koltie;  dann  in  den  amtlicben  Statistical  abstiaots,  jihrucii,  mit  15jihrigoii 
Rückblicken. 

Die  englischen  Gesetze  Uber  Steuern  sind  auch  nach  den  CousoUUatioaea 
ron  Stenern  (Zollen  a.  s.  w.)  und  nach  den  neueren  Vereinfachungen,  welche  mll 
Zollen  und  AcdMn  erfolgt  sind,  immer  noch  ausserordentlich  schwerfällig  gd&Mt,  dloi 
Ausführungsverordnungen  nicht  minder.  An  Werken  zur  I Inr^icht  und  fur  das 
practische  Bedorfniss  zum  ^'achschlagea  u.  dgl.  fehlt  es  nicht.  Einige  der  hierher- 
gebMgen  Werke,  speeiell  die  von  gebnnchten,  werden  unten  bei  den  einzelaoal 
Steoeni  genannt.  Werthroll,  bcaionders  für  alle  practisclien  Puncte.  für  Verwal-^ 
tnng,  Geschichte,  Statistik,  sind  die  iiihaltsreiclien  jährlich-Ti  Vcrwaltunsrs- 
berichte  einzelner  Fiuanzdepartements ,  so  besonders  die  returus  and  reports  of  thei 
commitfdoners  cf  ioland  reveone,  naneatUch  die  unfasMnden,  mit  grosseren  Rüclc- 
blicken,  so  für  1S56— RO  und  für  1S70 — ^1.  Daraus  und  aus  anderen  auitliclien 
Materialien  giebt  die  vom  franzö^.  Kinanzminiiterlom  seit  IS77  in  loonatlichen  Helten 
herausgegebene  Zeitschrift  „Bulletin  de  statistique  ot  de  l6c:islation  comparL-c  (Paris, 
Impriffl.  nation.)  riele  und  gri'isscre  Auszüge.  Auch  für  die  britische  Steuer- 
gesetzgebung ist  diese  Zeitsclirift  eine  vorzügliche  Quelle.  Ucbc-r  die  britische 
CommoualbtiSteoeraug,  s.  schon  Fin.  1,  ö.  A  ^.  53,  nebst  der  dort  geuanutoi^ 
Liteiator;  dann  t.  Beltsenstein,  Gommonalfinaazen  in  SdiAnbeig'e  Hanab.  2.  A 
m,  663,  61tf. 
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1.  Die  Uauptpuncte  der  Entwicklung  der  britischen 

BesteaeraDg  seit  18X5. 

§.  106.  Das  „Vereiiiigte  Königreich"  war  ans  der  Zeit  der 
liaozOsischeii  Kriege  mit  einer  ungebeaeren  Stenerlast,  einer  riesigen 
SCaatsschnld  nnd  einer  entwertbeten  Papierwfthmng,  aber,  was 
aoch  fllr  die  Fioanzen  in  Betraebt  Isam,  endgiltig  politisch  Bieg- 
reich über  seinen  Gegner  hervorge^-anp:on.  Die  Verzinsung  der 
^Schuld ,  die  Herstellung  der  \'aliit:i  uiui  des  Gieichi^ewichts  im 
Staatshaushalte,  welcher  zunächst  nur  von  den  eigciitliciicn  Kriegs- 
ausgaben entlastet  wurde,  erlaubten  keine  erhebliche  Steuervcrniin- 
deriing.  Wenn  man  ernstlich  an  die  Tilgung  der  Kriegssehuldcn 
gegangen  wäre,  hätte  die  Besteuerung  der  Kriegszeit  in  ihrem 
Gesammt betrage,  wenn  auch  nicht  nothwendig  in  ihrer  Kinrichtuog, 
sogar  im  Wesentlichen  erhalten  werden  mUssen.  Allein  dieser 
Aufgabe  der  Tilgung  bat  sieh  Grossbritannien  nicht  unterzogen. 
Der  Drack  einzelner  Stenern,  besonders  der  hohen  Einkommen- 
stener,  ward  zn  stark  empfunden,  gerade  diese  Steaer  war  zn  un- 
populär, als  dass  der  „Parlamentarismus"  es  über  sieb  yermoeht 
batte«  ans  Gründen  höherer  Staatspolitik  an  solchen  Steuern  behufs 
Schuldentilgung  festzuhalten  und  so  um  der.  Zukunft  der  Finanzen 
willen  die  Gegenwart  zu  belasten.  Mit  dem  Fortfall  der  Einkommen- 
steuer, welcher  gleich  nach  dem  Kriege  stattfand  (1810),  war  für 
lange  auf  eine  reelle  Tilgung  des  Capitals  der  Kriegsschuld  ver- 
zichtet. Die  Heijuug  des  Credits  ermöglichte  wenigstens,  durch 
Conversionen  und  Zinsreductiunen  die  Zinsenlast  zu  vermindern. 

S.  schon  oben  ä.  Idb.  Dio  übereilte  Authcbuii^  der  Einkommensteuer  zeigte 
»ich  später  viederbolt  bei  jeder  Finanzreform  als  ein  Fehler.  Auch  Do  well  betont 
das  haufisiT.  ["'  her  di>-  Maassrojrcln  auf  <l«'m  (icbiete  des  britischen  Staatsschuldenwescns, 
fieftchraukung  und  EiuäteUuiig  deü  Tilguugaionds,  Zinsreductiouen ,  Umirandlaog  in 
AjuiDiUUen  n.  a.  w.  ist  in  diesem  Werke  erst  apiter  im  Bache  fom  dflentlichen  Credit 
n  handeln. 

Naeh  Stenergattungen  gestaltete  sich  die  britische  Bestene- 
rong,  welche  in  der  französischen  Kriegszeit  yon  17  auf  677«  Mill.  . 
Pf.  St.  (ohne  Irland)  gewachsen  war,  so,  dass  am  Ende  des 
Kriegs,  um  1815,  die  indirecten  Verbraachssteuern  (Ac- 
eisen  nnd  Einfuhrzölle)  allein  fttr  sich  nnd  vollends  mit 
den  Stempela  ligahen  Aber  die  directen  Stenern,  selbst 
vor  der  Autliehung  der  Kinkonimcnstcucr ,  l)ei  Weitem  IIb  er- 
wogen, nach  dem  FoiHall  der  Einkommensteuer  natürlich  nur 
um  so  mehr.  Sie  fielen  zudem  in  starkem  Maasse  auf  wichtige 
Verzehruugs-  und  Genussmittei  auch  der  unteren  Clastseu 
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und  aaf  Rohstoffe  der  Fabrikation.  Im  Zolltarif  herrscht 

einerseits  der  streng  ßscalische.  anderseits  der  protectionistiscb 

und  prohibitorische  Character,  in  der  Ac  eise  Verfassung  de 
fiscalisclie  mit  störenden  Wirkungen  für  die  Industrie. 

Do  weil  II,  239  tf.,  241  tl'.  gicbt  folgende  lehrreiche  Ueberaicht  der  Steuci 
am  1S15,  wobei  er  einige  Pmten  milich  men  tls  ttblich  ist  unter  die  «.directen 

und  die  „Verbranclisäteacrn"  nibricirt.  Die  letzteren  sind  dabei,  an  sich  passende 
nach  Gegenständen,  statt  nach  den  Vcrwaltangszweij^en  (Zölkn  und  Accisen),  7. 
denen  sie  gehören,  rabricirt.  Die  Sumiuirung  der  eiuzcincu  Zitlürn  ctgicbt  67V4  Mil 
Pf.  St.,  S.  239  giebt  Dowell  filr  alle  Stenern  68'/«  MUL  nn.  Es  scheinen  aber  i 
d(  r  Liäte  kcino  Stcunrn  zu  fehlen,  SO  dass  die  kleinere  ZUTer  wobl  die  richtige  is 
Die  Zahlen  in  lÜOO  Pf.  St. 

Soda,  Indigo,  Potasche,  Eisen, 
Pdzverh   29 

Hanf   2S 

Andere  Kinfuhrzöllc  ....  11 
Ausfuhrzölle   36 


L  Direete  Stenern. 

Landtaxe   1.196 

Haus-  und  Luxusstenen  n.  dgL  6.  nOO 

Einkommensteuer   14.600 

Erbschaft^isteaem   1.297 

Versicherungastener  ....  918 

Auctions>tcner   284 

Wagen-,  Poststeuer  n.  dgl. .   .  472 

ScfaifflCihrtagelder  (Tonnengeld)  172 

25.488 

II.  Verbrauchssteuern. 

Sah   1.617 

Zncker   2.957 

CoriDthen,  Rosinen,  PfelTer  494 

A.  Zns.  „Essbares'*     .  5.068 

Bier  3.83ü| 

Malz  ti.044>  9.596 

Hopfen   222) 

Wein   1.901 

Spiritno3<?n   ß.TOü 

Tbee   3.591 

Kaffee   277 

B.  Zns.  Getrinke    .  . 

C.  TrxlK^k  

Kohlen  und  Schiefer  .    .  . 


.   .  22.066 

.   .  2.026 

.    .  916 

Bauholz   1.S02 

BaamiroUe   760 

Seide   450 


D.  Zns.  Bohstoffe  n.  s. 

Leder   

Seife  

Mauer-,  Ziegelsteine  .... 

Glas  

Lichter   

Papier  

Bedruckte  Webwaaren    .   .  . 

Zeitungen  

Ankftnaigungen    .  .   .  ♦  . 

E.  Zus.  Manufacte  0.  s,ir. 

II.  Summe  Verbrauchsfiteaam 

III.  Stempel  aller  Art  .  . 
Summe  I — III  .... 

Dazu  aus  Irland: 

ZöUe  

Accise  (eigentliche  und  andere 
unter  Venraltang  des  Accisc- 
departementa  stehende  Ein- 

kOnfte)  

Spociolle  Abgaben  .... 
Stempel  


6.06 
69 
74 
26 
42 
9& 
47 
38 
38 
12 


3.S6 

39.08 

2.74 
67.26 


2.85 


8.29 

4 

672.^ 

Summe  vun  Qroasbritaanien 
und  Irland^  73..52 

§.  107.  Die  EntwieklttDg  der  Besteaenmg  bestand  onn  darin 
dass  gleich  anfangs  die  besonders  unpopalSre  Einkommen 
Steuer  fiel,  später  (1819,  1823)  ancb  Erleichterongen  in  den  di 
reeten  Lnxns-  and  yerwandten  nnd  in  der  Fen  st  ersten  e 

eintraten,  1833  die  Haussteuer  aufgegeben  wurde. 

liei  den  indirccten  Stenern,  Zfillen  und  Accisen,  kau 
der  Gesichtspunrt  der  Entlastung  der  Volksmasse  besonders  in  tle 
Aulbebunt?  der  bereits  früher  erraässigten  S a  1  z s t  e ue  r  ( 182;'))  um 
in  eioigeu  ErleichteruDgeo  der  Acciseu  zur  Geltung,  beit  den  182üe 
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Jahren,  besonders  1824,  dann,  unter  der  Einwirkung  von  Par- 
neH's  Ideen  der  Steuerreform  1830  ff.,  voll  und  gauz  aber  erbt 
seit  Sir  Robert  Peel 's  grossartiger  handelspolitischer  Kei'orm  iu 
ireihäudlerisehcr  Richtung,  trat  die  Zoll-  und  Accisepolitik 
n n t e r  v o  1  k s w i r t h s c h a It  1  i c h e  und  r a t i o n e  11  - f i s c a  1  i s cli c 
Gesichtspuncte  im  Sinne  einer  möglichsten  Befreiung  des 
Verkehrs  von  den  Fesseln  des  Zoll-  und  Acciscsystems  und  einer 
Förderung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der  I nd nstrie 
und  des  HandclS|  durch  solche  Befremog  and  durch  die  damit 
verbundene  Erleiohternng  der  Concurrenz  gegen  das  Ausland:  Ver- 
eiofachnng  des  Zoll-  und  Acoisetarifs  durch Beschrfinkung 
der  Zahl  der  steiierpflicbtigeii  Artikel  auf  einige  von  wirklich 
bedeutendem  und  mögliehat  von  rein  fieoaliscbem  Inter- 
esse,  ohne  protectionistiBobe  Nebenwirkungen,  daher  auf  die  drei 
Getrftnke:  Branntwein,  Bier,  Wein,  auf  Tabak,  Theo, 
Zucker  (bis  zu  deeeeo  Freigabe)  und  auf  wenige  andere  Gegen- 
stftnde  des  Einfuhrzolls.  Fortfall  vor  Allem  der  Rohstoffzölle 
lind  Steuern,  der  störenden  Fabrikat-Accisen,  der  Korn- 
und  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle,  der  Differential- 
zölle zu  Gunsten  der  eigenen  Colonialproducte,  demnach  mit 
I'reisgeliung  des  Schutzzollmoments  in  der  Colonial-,  Agrar-  und 
industriepolitik.  Kegelung  der  wenigen  verbleibenden  Zölle  und 
Accisen  im  Tarit"  mit  nach  Rücksichten  auf  die  Schmuggelgefabr, 
(Uber  insofern  jSteuerermässignngen,  doch,  mit  der  Verbesserung  der 
Stenerverwaltnng,  auch  wieder  mehr  im  fiscalischen  (Tabak,  Brannt- 
wein) und  im  sänitftts-  und  sittenpolizeilichen  Interesse  (Branntwein) 
bdhere  Steuersätze.  Auch  in  den  Stempelabgaben  erfolgen 
Beformen  im  Verkebrsinteresse,  daher  Vereinfachungen  und  Be- 
Khrinknngen.  Verbrauchssteuern  und  Stempel  passen  sieb  so  der 
„freien  Verkehrsgesellschaft''  immer  mehr  an.  Ob  in  gleichem 
3Iaasse  den  Forderungen  grundsätzlieb  richtiger  Steuerpolitik,  be- 
sooders  auch  denjenigen  der  vertbeilenden  Gerechtigkeit  ist  zwar 
nicht  ebenso  sicher,  aber  doch  in  Bezug  auf  die  Kicbtnng  der  Reform 
zuzugeben.  Ein  characteri;?tischer  Punct  bleibt  das  Licenzsystem 
t^r  gewisse  Gewerbe,  besonders  für  solche,  deren  Artikel  accise- 
und  zollpflichtig  sind,  demnach  zur  Ergänzung  der  iudirecten 
Verbrauchsbesteuerung. 

Anfangs  vornehmlich  zur  Durchführung  der  Zoll  und  Accise- 
rel'ormen,  um  die  möglichen  Einnahmeausfällc,  welche  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalt  stören  könnten,  zu  decken,  erfolgt,  1^2, 
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die  bcdcut-saine  Wiedereinführung  der  Einkommensteuer 
durch  Sir  Robert  Peel.  Immer  nur  periodisch  bewilligt,  zunächst 
auch  wohl  als  nur  vorübergehende  Massregel  gedacht,  bleibt  diese 
Steuer  doch  trotz  ihrer  technischen  Unvollkommeuheit,  ihrer  geringen 
Popalarität  und  der  öfteren  Angriffe  auf  sie,  bestehen.  So  gewinnt 
sie  mit  der  Zeit  den  Character  eines  festen  Ergänzungsglicd s 
im  britischen  Staatsstenersystem,  mittelst  dessen  Dank 
dem  Grandsatz  der  Beweglichkeit  des  Stenerfosses  die  kleineren 
Sehwanknngen  des  Gleicbgewiehts  im  Stsatshansbalte  ohne  das 
stete  unliebsame  Znrttckgreifen  auf  den  Staatscredit  aiisgeglichen 
werden.  Ein  finanzpolitisch  nnd  flnanztechnisoh  wichtiger  Fort- 
schritt, in  welchem  bis  jetzt  Grossbritannien  allen  Grossstaaten 
voraus  ist.  Nur  die  deutschen  Mittelstaatcn  haben  ähnliche,  aber 
nicht  so  wirksame  Einrichtungen.  Zum  Hebel  einer  erfolgreichen 
Staatsschuldentilgung  hat  aber  auch  England  diese  Einrichtung  der 
beweglichen  Einkommensteuer  noch  nicht  ausgebildet.  Zu  diesem 
Zwecke  mttsste  es  darauf  verziehten,  bei  jeder  Verbesserung  der 
Finanzlage  sofort  den  Fuss  der  Einkommensteuer  stark  zn  er- 
mftssigen,  und  gerade  den  Ertrag  „einiger  Penoe  vom  Pfund  Ster- 
ling<'  mehr,  der  disponibel  wird,  zur  Tilgung  verwenden.  Zugleich 
wird  übrigens  in  der  dauernd  beibehaltenen  Einkommensteuer  doch 
auch  wohl  ein  Mittel  gesehen,  um  im  Sinne  gerechterer  Steuer- 
vertheilung  die  wohlhabenderen  Classen  angemessener  mit  zu  be- 
lasten. Einzelne  Puncte  der  Einrichtung  (Steuerfreiheit,  Sleuer- 
ermässigung)  sind  mit  in  solchem  Sinne  zu  verstehen. 

Die  leitODden  Ideen  der  gro&scQ  SteuorreformeQ  Peel's,  nameDtlich  auf  dem 
Gobfeto  der  Zölle  ond  Accisen  und  in  Betreff  der  Benotznnf  der  EfokommenBteiier  zx 

diesen  ReformeD,  aI>o  fin.in/.teclinisrh  ausgedrückt,  die  Ideen  eines  tbeilweisei 
Krsatzos  dor  iiiilirccten  durch  ilirectL'  Steuern,  sind  mit  ruif  Sir  Honrj) 
Parnell  zuruckzulührcn.  Deräelbu  verlangte  iu  seiner  Schrift  „on  ünaiiciai  relurm^' 
(18S0):  1)  AnfheboBg  der  etOrenden  Stenern  raf  Rohstoffe  der  Fabriketloii,  des  Haos- 

und  Schiffbaiio?;  2)  der  den  Fabrikbetrieb  und  seine  Entwicklung  störenden  Accisor 
auf  g:ewi.'-sc  Fabrikate,  besonders  Glas.  Papier,  ))cdruckte  Webwaaron;  3)  Hcrabsei/un| 
der  Steuern  auf  Spirituoäcn  und  Tabak,  um  den  Schmuggel  zu  bewältigen;  4)  zu. 
DnrchfQhmnf^  dicker  R>  furmen  eine  Steuer  auf  Vermflgen  und  KiokooilDen.  (S.  Au» 
Zllge  bei  Do  vre  II.  II.  2TG.)  Praetibihe  englische  Politiker  rerUulgell  nicht  Wie  Un- 
practische  deubcbe  Steuer^  rlibsje  oline  ;al''ich/ei(ii;eii  Ersatz,. 

Die  früher  für  solche  Zwecke  mit  Ijcuutzten  dirccfcn  Luxus 
steuern  werden  dagegen  dieser  Aulgabe  zwar  nicht  ganz,  abe 
doch  zum  Theil  entzogen,  indem  sie  vereinfacht,  einige  davc»i 
aufgehoben,  andere  ermässigt  werden.  Sie  bilden  indessen  noel 
jetzt  einen  ebaraeteristisebeii,  von  den  continentaleni  besonders  dei 
dentscben  Staatsstenersystemen  abweichenden  Panct  der  britisohei 
Bestenernng. 
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Dage^ren  hat  eine  Ansbildung  der  Krbschaltö steuern,  be- 
sonders durch  AusdebnuDg  derselben  auf  das  Immobiliarvertnögen 
(Gladstone,  1853)  ond  darch  weitere  Reformen  stattgefaodeo, 
wvMboeh  diese  Steoern  in  ihrer  Ergiebigkeit  stark  gesteigert  worden 
od.  Sie  bilden  so  eine  vermOgensstenerartige  Ergänsang 
der  Einkommenst euer,  einigennassen  eine  höhere  Bestenerung 
dei  fnndirten  Einkommens,  dessen  Quelle  eben  den  Erbsohafis- 
Beuern  unterliegt,  und  eine  prineipiell  beacbtens werthe, 
Mch  practiscb  ins  Gewicht  fallende  Besteuerung  der 
Mittel  das s en  und  der  reicheren  He\ (jlkerung.  Für  diese 
S:bichten  wesentlich  als  directe  Steuer  wirkend,  dienen  sie  so 
mit  der  Einkommensteuer  zur  Ausgleichung  der  auf 
Massenconsnmptibilien  gelegten  Zölle  und  Accisen  und 
zur  höhereoy  daher  gerechteren  Belastung  der  Wohl- 
habenderen. 

Nor  die  Bedeutung  einer  kleinen  Ergänzungsstener 
der  directen  Besteuerung  hat  die  wiedereingeführte,  an  Stelle  der 
aa%ebobenen  Fenstersteuer  getretene  Haussteuer  (1851).  Die 
alte  Landtaie  ist  unrerftndert  geblieben  und  bat  sich  durch 

weitere  Ablösungen  noch  etwas  vermindert.  Unmittelbar  wird 
daher  im  britischen  Staatssteuers vsteni  der  Kcal  besitz  (ländliches 
ond  stadtisches  Grundeif,'enthnii))  an  sich  und  verglichen  mit  dem 
CoDtinent  nicht  erheblich  belastet,  zumal  die  llaussteuer  den  Cha- 
racter  einer  den  Benutzer  (Bewohner,  Miether,  selbstbe wohnenden 
E^;enthttioer)  treffenden,  also  insofern  einer  directen  Gebrauchs- 
rteuer  hat.  Wer  sie  reell  trägt,  hängt  nattlrltch  von  den  Ueber- 
HbiogsverliSltnissen  ab.  Oer  hiernach  in  der  Besteuerung  sehr 
begünstigt  erscheinende  Reidbesitz  wird  indessen  in  seinen  Er- 
tilgen  darcb  die  Einkommensteuer  (Abtb.  A,  bez.  auch,  mittelst 
leberwälzung  von  Seiten  des  Pachters,  Abtb.  B)  belastet.  Ausser- 
dem aber  trägt  er  direct  oder  indirect,  freilich  letzteren  Falles 
nor  eventuell  und  vieltach,  gerade  unter  englischen  V^crhältnissen, 
wohl  nur  partiell,  wiederum  in  Folge  von  IJeberwälzungsverhält- 
m^Uj  den  üaupttheii  der  hoben  Communal-  oder  Local- 
itener  1  as  t. 

Die  letztere,  welche  wie  Uberall  so  auch  in  Grossbritannien 
ituk  gestiegen  ist,  ruht  naeh  dem  noch  geltenden  alten  Rechts- 
prineip  der  Localbesteuernng  (§.  76)  Tornehmlich  auf  dem  „sieht- 
baren  Real  besitz''  in  der  betreffenden  Steuergemeinschaft»  d.  b. 
4cr  Benutzer  (Miether,  Pachteri  Selbstbewohnei  ,  Eigenwirthsohafter) 
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der  Realitäten  wird  besteuert,  daher  direct  oder  eventaell  durch 
Ueberwälzang  indirect  der  Grund-  und  Hauseigentbttmer. 

TheiHPOtiBche  AugrrilTe  auf  dieses  Gruiidpiiiicip  der  biitischen  ComuiuualbMteoe- 
TUlig  Bind  neuerdinjrs  öfters  erfolgt,  practi>;che  Be>trL'bijng-on  einrr  Moilidoation  dieses 
Grondsatzes  auch  horvorgctrotco.  S.  darüber  die  parlam.  VerhaudiutJgen  v.  23.  März 
und  tl.  Mfti  1886,  im  Anszar  im  BnUetin  de  Statist,  etc  des  franzAstechen  Flnanzmin. 
1S86,  1,667  ff.  Die  principiell  bedeutsame  Motion  Roger's  zu  üiigaustcn  der  Grund - 
eigeiitbümcr  wurde  antrcnouimeu,  s.  weittT  unten.  Aber  in  d.  r  Gesiefzgcbung  ist  noch 
uicbtä  weiter  crreicbt.  als  die  Beäcliriinkuiig  einiger  ultcron  Stcuerfreibeiten  für  gowisso 
BealitJUen.  Sonst  kommen  wesentlich  nur  gebuhrenartige  Abgaben,  die  IreiUch 
mitiioter  vohl  die  Matnr  tob  Stenen  mit  annahmen«  in  der  Cktmmunalbestoneniog  tot, 

§.  108.  Die  britische  Besteuerung  hat  so  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts eine  viel  einfachere,  technisch  bedeutend  verbesserte,  auch 
mehr  den  finanzpolitischen,  volkswirthschaftlichen  und  Gerechti^- 
keitsgrundsätzen  (Pin.  II.  220-  362)  entsprechende  Gestaltung  ge- 
wonnen. 8ie  wäre  wolil  auch  der  Aufgabe  gewaehsen  gewesen, 
erheblichere  Beiträge,  als  es  geschehen,  zur  Tilgung  des  Capitals 
der  Staatsschuld  zu  liefern,  zumal  Grossbritnnnien  sich  vor  neuen, 
sehr  langdaueruden  und  kostspieligen  Kriegen  im  Ganzen  zu  hüten 
gewnsst  hat.  Selbst  der  Krimmkrieg  bildet  hiervon  nur  eine  kleine 
Ausnahme.  Aber  dem  Drang  nach  Steuererleichterungen,  . 
der  Keigung  der  parlamentarischen  Parteieui  sich  darin 
zu  ttberbieten,  der  etwas  zu  starken,  übrigens  durch  einseitige 
theoretische- volkswirthschaftliche  Ansichten  fiber  den  Werth  freier 
wirthschaftlicher  Bewegung  unterstützten  Sucht,  Handel  und  Industrie 
von  Steuern  zu  entlasten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  man  mit  Anf. 
bebung  und  Verminderung  alter  Stenern  öfters  etwas  zu  rasch  vor- 
gegangen ist  und  sich  dadurch  der  Verfügung  Uber  flUssige  Tilge- 
mittel beraubt  hat. 

Der  Eintlubs  der  lioM^itigung  und  Ennässigung  von  Zöllen  und  Aceiseu  auf  den 
Preis  und  dadurcb  auf  deu  Gousum  betretteudcr  Artüol  wird  zwar  gorado  durch 
britisdie  Bmspiele  mehr&cli  besooden  dentUoh  i^Nselgt,  und  ist  tou  da  ans  zur  frei- 

bandleriscben  Parole  auch  einer  fiscal iscb  ricbtigen  Steuerpolitik  geworden. 
Aber  an  Uebertreibunu-^en  der  fiscaliscli  günstigen  Wirkung  boh  ber  Maiisrcgelu  bat  es 
aucb  hier  nicht  gefehlt.  Und  die  besonderen  mitwirkenden  Umstände,  z.  11  Prcisfall 
von  Colonialwoareu  wegen  Bescititrung:  des  (^uasi-Absatzmooopols.  wclcbcb  das  Diffe- 
rentinlzolby-teu)  den  Prodti'  t.-n  briti-  li'-r  Coloniett  gewährt  liatte  (§.  188),  sind  ebenfalls 
nicht  immer  gebührend  tr^'«  ünlii^t  worden. 

Das  britische  Steuersystem  hat  auch  noch  gegeuwärtig  eineu 
stark  ausgeprägten  „nationalen''  Typus,  wenn  auch  etwas  weniger 
ale  frtther.  £s  passt  sich  den  Interessen  der  heutigen  volkswirth- 
schaftlichen Hanptprodnctionszweige  Grossbritanniens,  des  Handels 
und  der  Industrie,  unter  Preisgebung  des  landwirthschaftlichen 
Interesses  seit  Aufhebung  der  Schutzzölle,  an;  nicht  minder  den 
Consumtionsverhilltnissen  des  britischen  Volkes  in  den  Hauptposten 
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der  ZOUe  und  AccUen  (Spiritnogen,  Bier,  Tabak,  Thec),  freilich 
bei  fehlenden  oder  unzureichenden  QualitUtssteuerfifssen  (Tab«k! 
Thee!)  unter  niaunigt'acher  Verletzung  der  Interessen  der  unteren 
Cl.issen.  Ks  ist  l'llr  Friedenszeiten  und  sell)St  für  die  Anlordmuigen 
der  kleineren  Kriige,  welche  das  Weltieie'.i  ahnlieh  wie  einst  Koiu 
irgendwo  in  seinen  Colonien  oder  mit  Mächten  zweiten  und  dritten 
Kangcü  im  politischen,  will  sa^en  im  llandclsinteresse  so  (»f't 
t Ithren  nuiss,  hinlUnglieh  elastisch  und  eutwicklungst'nhig.  Ks  ent- 
spricht in  seiner  Einkommensteuer,  seinen  Erbschafssteaern,  seinen 
Luxuaateuern ,  seineu  Weinzöllen  niäBsigen  Ansprüchen  „socialer 
»Steuergerechtigkeit"  (Fio.  II,  2b7if.),  ohne  sich  indessen  bereiU 
entschieden  auch  nar  principiell,  ge8chweifi;e  practisch  auf  einen 
aolchen  Standpnnct  sn  stellen.  So  trägt  das  britische  Steuersystem 
im  Gänsen  ein  Gepräge,  das  mit  der  volkswirthsehaftliehen  und 
socialen  Entwicklung  seines  Landes  und  Volkes  im  19.  Jahrhundert 
in  Uebereinstimmung  ist  Gegen  den  Gontinent  mOchte  es  zurOck- 
stehen  in  der  Technik  der  direeten  Stenern ,  voranstehen  in  deren 
Beweglichkeit  (Einkommensteuer,  Luxussteuern,  Erbschaftssteuern, 
Comniunalbesteuernng),  besonders  verglichen  mit  den  continentalen 
Ertragssteuern,  voranslehen  auch  im  Zoll-  und  Accisewesen  und 
im  Licenzsvstem.  Ein  ,,8vstenr'  im  unilassendcn  Wissenschaft- 
liclien  und  rationell -practischcn  Sinno.  wie  es  zur  relativ  mi'tglichst 
vollkommenen  Durchführung  aller  vier  Keiheu  von  Stcnergrimd- 
sätzcu  und  zar  vollständigen  verhältnissmässigen  Belastung  aller 
h>teuerkräf*te  nach  deren  Leisfungsfiihigkeit  gefordert  werden  niUsste 
(Fin.  II,  365—566),  ist  das  britische  bestehende  Steuersystem  frei- 
lich noch  lange  nicht,  wenn  auch  mehr  als  das  ältere  und  nicht 
weniger,  eher  mehr  aki  eines  der  Steuersysteme  eines  grosseren 
Gontinentalstaates. 

§.  10'^.  Zum  Verjfleicli  mit  diu  oben  S.  22s  nntrcgübencii  Dateu  füi  1^15 
dleneo  folpond»-  für  f'S^— ^s:,.  ti.ich  dem  K'clinuugsabsLhluss.  mö;rlichst  in  üI  uIi-t 
Weise  gruppirt  wie  die  obigen,  in  Mili.  Pf.  St.  (roh).  Diese  ZaUleu  beziehen  si<  h 
jetit  alMr  auf  Irlaad  mit. 

L  Dirocto  Stouern. 

Uadtoie   1.0fi4                                Triosport:  4J»7 

Haussteaer   1.S5Ü    Venjchied.  gewerbliche  Liceiizcn 

Wageosteucr  bis  Uu&ser  bei  Verbraachssteuer- 

MinnlicbeDioiistbotoiisteiier  139                 artikelD)   206 

Wappeostener  77              Elnkommeosteuin-   12.102 

Hoodesteuer                       942               Erbsc]iaft-.<;teuern   7.819 

Jagdscbeiustcuer  ....    187  Versicheruitgsäteueru  (Stempel)  .  188 

WaffeDscbeimtever   .  .        84  Eisenbahnrebestevem  .  .  .  892 

Summe:  Luxm  u.  dgl.  St          1.877  Sornme:  L  Directe  Stenern  2&.089 

Utas:  4^tf7 
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II.  VerbrancliS8t6a«rii. 

Gorinthen  (Zoll)   .'^4! 

Bosineu      ,   150 

Frttchle       „   ,  60 

A.  Zus.  „IBssbares**    .  .  o47 

Bier  (Accise)  8.701 

Weio  (ZoU)  1.2S5 

Spirituosen -Accise  .  .  14.ßlS\  «qq«| 
SpiritaoseD-ZoU  ...    4.313/  ^^'^^^ 

Thee  (ZoU)   4.795 

Kaifee   210 

Cichorien- Acrise  ....  2..H\ 
Cichorien -Zoll     ....  (>G.3/ 

B.  Zas.  Getrinkc .    .   .  7"33.*J47 


C.  Tabak  (ZoU)  9.876 

D.  Yenchied.  andefo  ZoUaiii- 

nalimeD   III 

E.  (/ewerhi.  Liceiizeii  f. 

Bereit.,  be2.  Dcbit  v. 
Bier,  Wein,  Spirit., 
Tabak  n.  8.  w.    .   .   .  2.008 

Samme:  II.  Verbrauchssteuern 

(Zolle,  AcciseOtLiGeazeD)  45.9(^9 

III.  Stempel  and  Verwrandtea 

(ohne  Erbichaftssteunr 

u.  Versicherung^isteucr)  4.018 

Snmme  I— Ilir^S.O»« 


Die  Verjfleichuns:  der  i«  t/.ijren  und  d-  r  fiülieren  Dnten  ist  nicht  fUr  jedfu  i'in- 
zcloeu  Posten  zulässig.  Die  gewerblichen  Licenzen  liei  V  urbrauchsstcuerartikeln  uind 
Ton  Dowel)  vieUeicbt  m  den  directen  Seeoern  gerechnet  Ueber  die  Einreehnoniar 
cinijTcr  Posten  in  diese  Tabelle  fur  1S84 — 85  bei  den  directen  Steuern  kann  mau 
Bedenlico  h'^iron.  Es  ist  auch  dabei  zum  Zwei  k  dos  Vergleichs  Dow  .  Ii  ^efol^t 
worden.  Bei  der  grossen  Schwaui^ung  der  Ertrüge  der  jetzigen  Einkumiucusteuor 
nach  dem  vecbsolndeo  Steuerfass  ergebeo  sich  natttrUcb  aoch  Btr  die  Summe  der 
dircct«'!!  St.  iiern  und  fur  das  Verhältniss  zu  d<Mi  tibriircn  in  einzelnen  Jahren  grosse 
Verschiedenheiten.  Der  Ertrat^,  bez.  der  Steuerfuss  i,ti  d.  p.  Pf.  .St.)  war  1*5S4 — 85 
etwas  höber  ala  meist  in  der  neuesten  Zeit.  Keine  andere  Gattung  und  kaum  ein 
Po.sten  einer  Gattung  der  britischen  Steuern  schwankt  so  stark  im  Eiti  wie  die 
Einkommensteuer.  Die  V»  rgleichung  zwischen  beiden  l'-  riod 'ii  wird  da  iiui  h  tre-f-irt, 
dass  Irland  läl5  bei  den  einzelnen  Posten  (Accisu-  und  ZoUpostcu)  nicht,  wohl  aber 
1884—86  inbegriffen  ist.  So  del  als  möglich  ist  daranf  im  Fol|;ondon  Baekileht 
genommen. 

Die  Snmme  der  directen  Steuern  ist  mit  25.080,000  Pt  8i  1884— S5  fast 
genau  dieselbe  wie  Iblö  (25,43^,000  l'f.  St.),  die  Quote  von  der  gesammten  Be- 
fctcuening  aber  von  37.S  %  ohne,  34. ti  7o  Irland  auf  33.4  7»  (incL  Irland)  ge- 
sunken. Der  Vergleich  wird  indessen  lichtiger,  wenn  man  für  1SI5  die  schon  ISIO 
(bis  ]<\'2)  fortgefallene  Eihkonimenstener  w«'glasst.  Dann  bleiben  doch  nur  10, H.'iS.QOO 
Pf.  St.  directc  Steuern  damals,  oder  20.6  "/o  von  52,0()b.Ü00  Pf.  St.  im  Ganzen  ohne 
Irland  oder  18.4  7o  59,927,000  Pf.  St.  mit  Irland.  Die  directe  Bestenerung 
hat  sich  hiernach  erheblich  rermehrt,  um  132  7o'  ^^'^^  relativ  viel 
starker,  a  II  <  h  absolut  n  o  c  Ii  stärker  als  die  V  er  brauchsbesteuerun  g  , 
Dank  der  Ivuckkohr  zur  Einkommensteuer  und  der  Entwicklung  der  Erbschaftsbe- 
stoaerang*  Socialpolitiseh  and  nach  dem  Gesichtspnnct  der  Geracbtigkdt  ist  das  ein 
Forts- britt:  wesentlich  dem  Umstände  zu  verdanken,  dass  die  Einkommensteuer  aus 
«'incr  ausserordentlichen  Kriegsstcuer  in  der  früheren  Periode  eine  ordentlielic 
Fri ed ensstuuer  in  der  gegenwärtigen  geworden  ist,  w^obei  allerdings  die  ab^o- 
loten  und  die  Kelatirzahlen  in  Jahren  mit  niedrigerem  Knkonmenstanerfhss  sich 
entsprecliend  anders  und  zwar  nach  der  genannten  Richtung  ungtinstigcr  stellen. 

Die  Vcrbrauchslxjsteu  erung  war  anfangs  44.74'2.000  und  ist  jetzt  45.9S9.00O 
Pf. St.  (beide  Male  hier  cmachlicsslich  Irhuidä),  ist  aUo  fast  gleich  geblieben  und  vou 
der  Qoote  von  68.5  7»  nm  1815  auf  diejenige  von  01.2  %  ron  der  Gesammtbesteaerans 
um  1*»*>5.  unter  Weglassung  der  Einkommensteuer  um  1815  von  allen  Steuern  indessen 
von  der  «Juote  von  75.9  7o  damab  auf  die  von  »>1.2  7o  J^'^^  S^^""''<^ "  Auch 
das  ist  nach  der  angedeuteten  Kichtung  erfreulich.  Um  so  mehr,  «ia 
die  Zusammensetzung  der  Verbrauchsbesteuerung  viel  guns'ij.r, 
namentlich  auch  nach  dieser  h'ichfung.  geworden  i>t.  I)i<'  Salz-  tiiid  die  Zucker- 
Steuer  ^uud  Zoll),  alle  Kohstoff-  und  EabrikatzöUc  und  Acciaen  sind  fort- 
gefallen,  die  Biersteaer,  die  WeinzOllo,  TheezOlle  sind  ermissigt,  die 
Erträge  der  beiden  ersten  gesunken.  Der  Hanptertrag  der  Verbranchspteaent  in. 
ZoU-  and  Acciseform  rtüirt  jetzt  ans  Branntvein  und  Tabak  her,  zosammaa,  eisk- 
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schliesslich  der  nicht  allein,  aber  2um  bei  Weitem  »^rössten  Theil  auf  Braontwcin- 
tind  Tabakfabrikation  und  Handel  fallenden  powerblichen  Licenzen,  30.3  Mill.  Pf.  8t. 
oder  6ti.U  7o  Vcrbraucbs:>ieuern  des  gaozea  Königreichs ,  gegen  bez.  c.  ü  Mill. 
Pf.  8t  oder  c.  28  %  um  1%15  in  Grossbritennien  allein,  nbo  ohne  Irlud.  D.  b.  die 
A'^erbraochssteuern  liegen  »llerdintrs  auf  Massencontjumptibilien, 
aber  auf  vit  l  woniir'T  )>odenkIichcn  als  .  h'  inals,  vornclimliih  auf  solchen, 
bei  welchen  auch  uua  inideren  als  fiscalischeu  üniudcn  eiuc  hohe  Brsteueruug  erträg- 
lich oder  selbst  zu  fordern  ist  (Branntwein!).  Ein  socialpolitischer  und  mit 
Racksicht  auf  die  V  rk- hrserleichterunsren  ein  volkswirtbschaftlicher  Fort- 
schritt Dabei  Formen  der  iudirectou  Besteaorang,  welche,  zum  Theil 
Dank  der  insnlarsn  Lage  des  Landes,  weniger  verkebntörend  und  weniger  kostspielig, 
als  vielfach  die  contin-ntal-n  analogen  Steuerformen  sind.  So  z.  Ii.  keine  Mono- 
pole, wenn  auch  A  u  fre  c  )it  hal  t  u  ng  dos  Verbots  dos  in  ländischen  Tab  ak- 
baues.  Aber  alkunJinsrs  ruiin-n,  welche  den  Grossbetrieb  mehr  oder  weniger 
▼oranssetzen  und  j<-denfaliä  ihn  begünstigen,  so  besonders  bei  der  Brannt- 
weinbrennerei, Tabak fabrikation  und  cinipermassen  auch  bei  der  Bi er- 
brau ereL  Ein  Unterschied  besonders  von  deutschen  Productions-  und  Stcuerrer- 
blltnissen.  wdcber  zwar  nach  einer  Sdte  technisch  f  ortheilbaft,  naeb  anderer 
Seite  selbst  technisch  nachtheilig  ist  ( Hraimtw  oiiibr- nncrci  in  England  als 
stadtische  (jrosäiuduätrie.  ohne  specieUe  Beziehung  zui  Laadwirthschaft)  und  rollends 
sociaipolitisch e  Bedenken  hat 

IMe  Steui  p  c  Icrtrftre  sind  nor  mtssig,  um  21.6  7o  gewachsen,  da  die  Reformen 

im  Sinne  der  Verk'  hrserleichtening  auf  diesem  Gebiete  bedeutend  waren.  Die  bri- 
tische Stempcl<,'e>et/gebung  ist  einfacher  und  iiii  ht  entfernt  so  chicanös  und  so  volks- 
wirthscbaltlicb  bedenklich  und  superhscalbch  als  eiu/clne  continentale.  besonders  die 
französische.  Der  Stempel  für  Yersicherongsgeschi^ftc  (in  den  beiden  Tabellen 
l>ei  den  directen  Steuern  ein>re?et/t)  ist  in  seinem  bei  Weiten  einträglichsten  Tln'ile 
(Fenerrersichcrang;  aufgehoben,  für  S e e Versicherungen  sehr  ermäss igt  worden. 


2.  Die  einzelnen  Stenern. 

Dieselben  werden  hier  jetzt  in  der  diesem  Werke  zu  Grande  liegenden  syste- 
matischen Oldnnng  nnd  Classification  besprochen,  in  Ucboroin-tiinnuing  mit  dem 
System  der  allgemeinen  Steuerlchro  (Fin.  11,  'H'rl  II.),  daher  in  der  oben  in  §.  3 
(S.  9)  für  die  specielle  Steocrlehro  angegebenen  Keihenfolge.  Das  bedingt  Ab- 
weichungen vom  Gan^e  der  historischen  Entwicklung  und  von  den  obigen  statistischen 
Uebersichten  der  britischen  Botenerun'.'  S  22S  und  S.  2/131.  Es  wird  aber  sr,  d<>r 
wichtige  Vortheil  erreicht,  durch  die  Ku;>thaltuug  ciuer  bestimmten  wissenschaftlichen 
Claffification  der  Stenern  die  Vergleicbnng  der  verschiedenen  practisehen  Stener- 
^steine  der  einzelnen  Lander  unter  cinanib  r  au<  h  in  diesen  Abschnitte  n,  dem  Zwecke 
£eees  Werks  gemäss  zu  erleichtern  und  die  Darstellung  so  schon  hier  mehr  der 
syitematischcn  im  7.  und  8.  Buchen  anzupassen. 

Die  Stenern  der  rerBcbiedenen  Linder  fttgen  sich  allerdings  in  eine  solche 

Classification  nicht  ganz  gteichmissig  hinein.  Mitunter  sind  dah>  r  auch  kleine  Ab- 
weichufiffcn  nothwendig.  Es  kann  die  Einreihuni^  einer  Steucrpattung  und  einer  ein- 
zelnen Steuer  in  die  Ka(e>!:orieen  unseres  allgeuicin.  n  Systems  im  concreten  I'alle 
Schwierigkeiten  machen  und  es  können  Zweifel  entstehen ,  ob  man  so  oder  so  rubri- 
rintü  soll,  z.  B.  was  England  betridt  hinsichtlich  der  eigenthumlichen  Galtung  der 
gewerblichen  Licenzsteuern,  der  sog.  Luxusstcueru  (älteren  assessed  taxes,  jet/igeu 
Ucences  fer  establishment),  einzelner  in  Stempelfonn  oder  dnrch  die  Stempeirerwal- 
tung  erhobener  Steuern,  der  Steuer  von  Eisenbahnreisen.  Im  Folgenden  wird  an- 
gegeben, in  welche  Kategorie  jedesmal  eine  solche  Steuergattonfj  oder  Steuer  einge- 
reiht ist.  Auch  hierbei  hat  der  Geaichtspunct  obgewaltet,  bei  der  Darstellung  der 
piaclischen  Steuersysteme  der  einzelnen  Lftnder  möglichst  trleichmässig  rorza- 
gehen,  vm  die  Yergleichuntr  zu  erbnchtern.  dther  rnif  Kuck-icht  hierauf  mitunter 
etwas  andere,  als  wenn  es  sich  um  die  selbständiKu  Darstellung  eines  einzelnen  prac- 
tischen  Steuenysteme  handelte.  Wo  bei  der  Bobricining  Zweifel  entstehen  kfonen, 
wird  das  im  Folgenden  bemerU.  Mebrihcb  haben  Stenern  ancb  einen  gemischten 
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CLaracter,  z.  B.  diejenigen  des  cnfrliscbea  Licenzsystcms  für  Gewerbe,  welche  mit 
Herstellung;  und  Handel  von  Getränken.  Tabak  zu  thun  haben,  den  Doppeicharacter 
einer  sptHicUen  (Jewcrbesteuer  und  einer  Verbrauchssteuer,  Gleichwohl  sind  sie,  am 
Wiederholungen  za  renneiden  und  Zasammengehörifres  nicht  zu  zerrcisäen.  nur  bcd 
Einer  Kla.-vsc  abzuhandeln,  in  Botroll"  di'n  n  man  freilich  wieder  zweifelhaft  sein  kann. 
Mit  der  dann  gutrott'eneu  Wahl  der  Liurcibung,  i,  B.  in  t  oigoudem  in  Betrctf  solcher 
licenzsteaeni,  soll  dlo  Möglichkeit  und  Zaliiwigkfiit  einer  anderen  Wahl  nicht  be- 
stritten werden,  Erwäg;uui(rcu  der  Zweckmässigkeit  rerden  hier  aber  entscheideii,  un- 
vermeidlich  etwa?  mit  nach  subjectivem  Ermessen. 

Eine  völlig  gleichma&siKe  Behandlung  der  einzelnen  Stenern  wird  ia  diesem 
Werke  nicht  beabsichtigt.  Vornehmlich  nur  solche  Steuern  des  einzelnen  Lnndea, 
welche  fi  iianzw  is  St.- ns.  haftlich,  -technisch  und  -politisch  von  r  "'HMTem 
allgemeiuem  Interesse  sind  und  in  dem  oinzelucu  Lande  eine  besonders 
eigenthttmliche  Gestaltung  erhalten  haben,  sollen  hier  eingehender  behandelt 
werden,  wobei  aber  äussere,  besonders  raumliche  Kucksichten  ain  Ii  noch  eine  Aus- 
wahl beding^en  und  zu  Bcschrilnktniiren  nöthigen.  Die  Übrigen  Steuern  können  nur 
kurzer  besprochen ,  mitunter  selbst  nur  eben  angeführt  werden.  Zu  einer  solchen 
Behandlnngsweise  nöthigt  der  verfügbare  Kaum  unbedingt,  nicht,  nach  Stein 's  Auf- 
fassung, eine  principielle  Erwägung  in  Betreli'  einer,  m.  E.  unhaltbaren  Unterschei- 
dung von  Fioanzwissenschaft  und  Fiuauzgesetzkuude.  Letztere  ist  ein  Fundament  der 
exBteren.  Bei  England  wird  hier  nach  dem  angegebenen  Gesichtsponct  die  Ein- 
kommensteuer am  Ausfahrlichsten  behtudelt. 

Die  rorangeschickteu  Bemerkungen  gelten  für  alle  folgenden  Abschnitte,  iu  denen 
die  „einzelnen  Steuern"  eines  Landes  dargestellt  werden. 

HO.    Ueb ersieht.    Die  britische  Besteuerung'  seif 
und  in  ihrem  gegenwärtigen  gesetzlichen  Zastande  wird  hier  in 
loJgeoder  Ordnung  dargestellt: 
1.  Die  Staatsbestenerling. 

A.  Dte  dirccte  Besteiiernng  (iu  Sinne  der  Besteaerang 

des  berufsmässigen  Erwerbes  u.  s.  w.,  Fin.  II,  413  fF.  n.  oben  S,  9). 

1.  Die  Ei ukonj men stcu e r. 

2.  Ertrags  st  encru.  Die  britische  Einkommensteuer  hat  zum 
Theil  den  Charactcr  eines  Systems  der  Ertragsbesteuerung*'.  Von 
ertragssteuerartigen  Steuern  werden  hierher  gestellt: 

a.  Die  alte  Laudtaxe. 

b.  Die  Hau 88 teuer  (nebst  der  ehemaligen  Fenstersteuer). 

c.  Gewerbliche  u.  s.w.  L  ic  cn  zabgaben,  ausserhalb  des 
Gebiets  der  eigentlichen  Verbraachssteuern,  aber  einschliesslich  der 
Licenzen  nnd  Certificate  in  der  Verwaltung  des  Stempelamts. 

Eigentlicbe  Personal-  und  Glassenstenemy  sowie  Vermögens- 
steuern hat  Grossbrttannien  in  dieser  Periode  nicht 

B.  Die  Verkehrsbestenerung  (im  Sinne  von  Fin.  II,  439  ff. 

und  (djen  8.  9),  nebst  verwandten,  aus  der  britischen  Besteuerung 
hier  eingereihten  Steuern,  aber  unter  Aussehliiss  einiger  Abgaben, 
welche  in  England  /um  Stempebtmt  rcssortiren,  jedoch  anderen 
Steuercharactcrs  sind  und  hier  in  andere  Kubrikcu  eingereiht 
werden  (besonders  die  Erbscbattssteuern,  auch  gewisse  Liceozco, 
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Medicament-,  Spielkarten-,  Gold-  und  Silberwaaren-,  Zeitungs- 
steneni). 

1.  Stenern  in  Stempelforro  n.  dgl.  m. 

a.  ürknndenstempel  (incl.  Werbsel-,  Banknoten-,  Quit- 
tnngs-  und  sonstige  Penu}  Stempel ,  auch  V  ersiehe  r  uugs- 
fltenipel). 

b.  Patentabgahen. 

c.  Andere  „verschiedene*'. 

2.  (Ehemalige)  Auetionssteuer. 

3.  Transportstenern  (ältere,  aufgehobene,  Tonnengelder, 
Stener  von  Eisenbahnreisen). 

« 

C.  AnfallerwerbB-Stenern. 

Bierher  gehOrt  die  amfassende  Erbscbaftsbestenernng. 

D.  Oebrauehs-,  bez.  Ver lira uehssteuern,  nebst  tech- 
nisch verwandten  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Acrisen  oder  innere  (inländische)  Verbrauchs- 
steuern (incl.  in  Stempeltbrm  erhobene). 

a.  Aeltere,  autj^ehobene. 

b.  Bestehende  (auch  reformirte),  besonders  auf  liier  (Malz), 
Spiritnosen,  Ciehorie,  TerBohiedene  in  Stempelform. 

2.  Zölle. 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  besonders  anf  Wein,  Spirituosen,  Tbee, 
Kaffee,  Tabak  —  Zoll,  als  britisehes  System  der  Tabakbesteue- 

mng  — ,  und  auf  verschiedene  andere  Artikel  (s.  o.  S.  226^  234 
die  Tabellen). 

3.  Gewerbliche  Licenzsteuern  in  Verbindung  mit  Ver- 
braachssteucrartikeln. 

4.  Dircctc  „Oc  1)  r;i  u  <•  b  sste  u  o  rn".  Steuern  auf  Obj  ectc 
des  Nutzvermiigje  ns  oder  auf  Nut/.unj^cn  dieser  Objeete  und  auf 
gewisse  persönliche  (rcnnsse,  ein  schliesslich  der  sog.  direc- 
ten  Lnzusstenern  (Fin.  II,  486,  503). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  eventuell  reformirte,  und  zwar  die  3  noch  be- 
stehenden „Luxussteuem",  anf  Wagen,  Wappenftthrniig, 
Halten  männlieher  Dienstboten  und  die  Steuern  anf  Hunde, 
auf  Jagd-  und  Waffenseheine. 

II.  Die  Cnminunal-  oder  L(»call)esteuerunj^. 
Sie  zerfiillt  iiir  unsere  Darstellung  in  /.wci  llauptarteu: 
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A.  Zuschläge  sa  Staatssteaern,  welche  GrosabritaonieiL 
nicht  kennt. 

B.  Selbständige  oder  eigene  Stenern.    Dies  sind  die 

britischen.  Bei  ihnen  kann  sich  das  System  der  Staatsbesteueriiu^ 
wiederholen,  was  allerdings  gewöhnlich  nur  mit  einigen  Gliedern 
desselben  der  Fall  ist.  In  Grossbritannien  handelt  es  sich  vor- 
nehmlich um  directe  Localsteiiern. 

Die  genauere  Darätellung  der  Entwicklungsgeschichte  der  einzelnen  Steuern  seit 
1SI&  wird  hier  ebenfaib  nicht  beabsichtigt.  Dafnr  wie  ftir  alles  weitere  Detail  in 
Beireff  jeder  einzelnen  Steuer  ist  auf  die  Gesetze  st^Ibst  umi  auf  die  grösseren  finan- 
liellcn  luifl  striatsrechtliclit'n  Werke,  besonders  auf  Vockc,  Dow«'li  und  filr  V-t- 
valtungsrcchtiicbcä  auf  (in eist  zu  verweisen.  Dowcli's  Werk  i»t  durch  die  cr- 
wlbnto  formelle  Doppeibehendtnng  des  Gefenstancb«  in  forüftofender  znaunaienbSn- 
gender  historisch' r  Daratellung  und  nach  den  einzdnen  Steuern,  jede  ftl  sieh, 
besonders  instructiv  (o.  S.  Es  liaudolt  sicli  oben  für  uns  in  diesem  Finanzwerlif 

auch  in  dicäcm  Kapitel  nicht  um  die  Durätcllung  der  Geschichte  und  des  positiren 
Rechts  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Stents,  bier  Englands,  als  solche,  ab 
Selbstzweck,  sondern  nm  die  Gewinniinir  des  Thatsaclicnmaierials  für 
dio  Aufgaben  der  Finanzwissenschaft  insbesondere  hinsichtlich  der  specioUeu 
Steoeriehre,  nach  den  in  Band  I  (3.  A  )  §.  12  dargeloirten  und  oben  §.  1  ff.  wieder- 
holten Gcsichtspancten :  ein  methodologisches  Moment  betreOs  des  Unterschieds  swischea 
COncrctiT  Finan/geschi<  hte  und  Finanzwisscn^^ohaft  (s.  auch  o.  S.  IIH»). 

Die  äteucrcntwicklung  Grossbritanuiens  i^teht  in  diesem  Jahi hundert  voUendn 
unter  dem  Einflnss  der  StrOmongen  des  PnrUmentarismiis,  Zasammenhinge, 
welche  hier  im  Einzelnen  in  der  Bogel  noch  nicht  einmal  nnr  angedeatet  werden 
können. 

Die  Geschichte  der  britischen  Zoll-  und  Accisereiorm  ist  endlich  besonders 
in  den  20  er  und  seit  den  40er  Jahren  weit  weniger  Ton  rein  finanzieUen,  als  Ton 

volkswirths«^haftliclion,  namentlich  handelspolitischen  Ansichten  und 
Interessen  bestimmt  worden,  jetzt  in  frcihändlerischer  wie  ehedem  neben  streng  fis- 
calischer  zum  Theil  in  protoctioniitischer  Richtung.  Das  gilt  von  Grossbritaonien  in 
noch  höherem  Maasse  als  von  den  meisten  anderen  modernen  Staaten,  so  sehr  auch 
hier  uberall  der  Zolltarif  und  in  geringerem  Grade  die  innere  Verbraurhsbest<Mierun!f 
(Zucker,  Tabak,  Branntwein!  £xponboni(icationen  1)  solchen  sog.  „volkswirtb.schaft- 
Uchen^'  neben  oder  selbst  statt  rein  finanziellen  Kacksichten  nnterlagen  ond  noch 
unterliegen.  Auch  hier  wird  jedoch  diese  Seite  der  Sache  soweit  als  irgend  mOglich 
zurückgestellt,  nm  die  Heliandlung  im  Rahmen  fi nanzgeschichtlichcr.  finanzrecht- 
iicher  und  luia  uz  wissenschaftlicher  Darstellung,  unserer  Aufgabe  gemäss,  zu  halten. 

I.  Staatssteuern.  A.  Directe  Stenero. 

1.  Einkommensteuer. 

Noch  giltiges  Hauptgesetz  5  und  ft  Vict.  c.  35  (1842);  verschiedene  gesetzliche 
Veränderungen,  bes.  Uber  die  Hohe  des  steuerfreien  und  steuerermibsigtcn  Einkom- 
mens, Uber  viele  einzelne  Tuncte  ;  erfolgt  die  Ausdehnung  auf  Irland,  das  anfangs 
dieser  Steuer  nicht  nnterworfen  war,  16  vnd  17  Yict.  e.  34;  der  Steoerftiss  jetst  in 
den  Inland  revenuc  acts  jährli'  h  festircstellt.  S.  von  neueren  Gc^sctzcn  bes.  A3  und 
44  Vict.  c.  10.  —  Ward,  income  tax,  4.  cd.  Ibä5;  £llis,  guide  to  tho  incomo  tax 
acts,  T-ond.  ISSC»,  2.  ed. 

kri.  s.  engl.  Einkommensteuer,  Trtb.  Ztschr.  IS.'il,  X.  199  ff.,  479  If.,  aoch 
Na:^se  tlasellist  S  71  II.;  Vttck<-,  S.  .'»'{'^  5''0  und  ulier  das  Stenerrogulirungsver- 
fahrcu  S.  5*J7 — G2G,  eine  ganz  vorzugiicho  Darstellung  bis  IbGG;  von  Vocke  auch 
der  Anfsatz  in  der  Tob.  Ztschr.  B.  l^  1862,  Bestenomng  der  Gewerbe  in  England; 
Dowell,  ir,  305,  307,  n2\,  325,  827,  333.  363  n.  a.  m.,  )><  s.  III.  119—137,  bei  ihm 
Angabe  der  kleineren  Yerftnderongen,  die  wir  hier  nicht  verfolgen  können;  Gneist, 
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eagL  Venraltanpsrccht,  3.  Aufl.  II.  §.  S5  (S.  629—636) :  die  inhaltsreichen  Reports  of 
th«  commissiorK'iN  of  Inland  revenue,  mit  reichem  statistiächom  Material,  Zum  Thoil 
danach  ötatist.  Daten  und  Dehersichtea  Uber  die  Einrichtung  im  Bulletin  des  fraa/üs. 
Finanzministeriums,  so  1S77,  I,  bc9.  1886,  I,  158 — 171.  Zveimalige  parlamentarische 
rntersuchnnfr-'<*oramissionen  mit  K-  porfs  uher  die  Einkommenstcaer,  1S52  (Vorsitz  von 
Home)  und  läöl  (Vonitt  von  Hubbard).  S.  darüber  Vocko,  S.  560  tf.,  ö7h  11. 
—  Baq.  Flu.  n«  §.  400,  Note  a;  Roflcher,  Fin.  §.  74,  Note  2;  Stein,  Pin.  6.  AnlL 
U,  2.  Abth.  S.  418.  425  (sehr  incorrect) 

Benutzung  der  Statist.  Daten  der  engl.  Einkommensteuer  zur  Schätzung  des  bri- 
tischen Volkseinkommens  mehrfach,  aber  nicht  mit  panz  sicherem  Erfolge,  was,  ausser 
mit  d<  n  Schwierigkeiten,  StcuerdaCen  fUr  sol'  he  Zn-ecko  za  iMuntien,  noch  apeciell 
mit  d»  r  Eifirirhtiin<_'-  dieser  Steuer  und  mit  dem  EitischHt/nngsverfahren  zusammen- 
hängt, S.  die  bebrüten  von  Baxter,  nation.  iucome  of  thc  üuited  Kiugdom,  London 
186^;  Olffen,  in  Jonm.  of  the  stetittt  aociety  1878  vnd  jetit  in  seinen  essty«  on 
finance.  London  l'^^O,  p.  161  — 196,  auch  passim  in  dem  Aufs,  pro^r.  of  the  workiflg 
classes,  2.  ser.  der  ossays,  London  IbbO,  p.  365  If.;  vgl.  auch  Uodbertas,  liter. 
Nacblass  B.  III.  Berlin  18S5,  S.  46  If.  und  anderseits  mein  Vorwort  hierzu,  cb.  S.  IX; 
Sötbeer.  Volkseinkommen  in  Preussen,  Leipzig  lbT9  und  ders.  im  Arbeiterfrennd 
XIII,  1ST5.  S.  'iSl  ff.  DanlbtT  die  Kritik  der  Benutzung  der  Einkommensteuer-Daten 
far  solche  Zwecke  von  v.  Ueykiog,  Tub.  ZUichr.  IbüO,  S.  164  &\  Spociell  eine  Stati- 
stiit  der  ^veri»l.  Einkommen^  der  Abth.  D  tob  1 849^1884  in  den  Rep.  of  inl.  le?. 
ud  dennaeh  in  Boll.  1886  II,  520  IT.  (mit  giaph.  Dasstellnng). 

§.  III.  ~  a.  Character.  Die  nene  britisehe  „Bigenthams- 
(oder  VermOgenS')  and  Einkommenstener"  (property  and  income 
tax)^  wie  sie  amtlieh  ans  historiseben  Grttnden,  aber  niebt  eorreot 
beisst,  ist  eine  Wiederbolung  der  letzten  gleicben  Kriegsstener  von 
1806,  mit  eiDigen  Veränderungen  und  Verbesserungen  (s.  o.  8.  197). 
liirc  Eiiiricbtiing  ist  seitdem  in  den  Onindlaj^cn  und  llauptpunctcn 
niclit  verändert  worden,  wolil  aber  in  nianeheii  Kinzellieiten.  Sic 
ist  liiernacli  im  rrincip  eine  sul)jcctiv,  in  BctrefV  der  Steiier- 
j)fli('htigen ,  und  ohjectiv,  in  BctretV  der  ihr  als  Uhjeet  iinter- 
lie^'enden  ,.Einkf>nimcn"  oder  Ertrüge,  allgemeine  directc 
e  inkomnien  st  euer  artige,  nicht  wirklich  streng  als  Einkonnncn- 
stener  au IV.u fassende  Bcsteuernng,  von  welcber  jedocb  wegen  der 
Höhe  des  fiinkommens  gewisse  Personen  nnd  wegen  des  Ver- 
wendungszweckes gewisse  Einkommen  frei  gelassen  werden. 
Indessen  spriebt  die  gesetzliebe  Vermatbong  für  die  StenerpHiebt, 
bis  der  Gegenbeweis  gefttbrt  ist 

Ibrem  tecbniseben  Cbaracter  naeb  untersebeidet  sieb  diese 
Steuer  von  den  continentalen,  namentlieb  den  deutscben  Einkommen- 
Stenern  dadureb,  dass  sie  nur  eine  einkommenstenerartige 
Zosam menfassnng  eines  Systems  von  Ertragsstenern 
ist.  Der  strenge  Subjectstenercharacter  bleibt  dabei  hinter  dem 
der  Objectsteiior,  daher  die  IJcstiiiening  des  in  einer  Person  zu 
sammenfliessenden  Kinkomniens  hinter  der  Hesteucriini;  der  VAii- 
kommentheile  oder  Erträge,  welche  der  Stciier|)lliehtige  aus  ver- 
schiedenen (Quellen  bezieht,  zurUck.    Aber  in  wichtigen  »5pecial- 
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bestimmuDgen  wird  doch  auch  wieder  der  Charaeter  der  Sabjeet-, 
Personal-  nnd  Oesammteinkommen-Stener  gewabrt. 

DtUii  gehören  nanendicli  die  Normen  bezflgUch  der  Freiheit  eines  lileineD 

(icsammtcinkotnm<  ns  (aiiter  150.  dann  anter  100,  jetzt  wieder  unter  150  Pf.  St, 
9.  §.  113);  der  nii-ürigeren  Besteuerung  eines  müssigen  mittleren  Ein- 
.  kommens  (jetzt  bis  400  Pf.  St.  durch  Zulassuni;  eines  steuerfreien  Abzugs  von 
120  Pf.  St.  dahin  (s.  §.  IIH);  des  Rechts  einer  Compensation  von  Ge- 
winn nnil  Verlost  ia  verschiedenen  L'nternehuiungen  und  Anlat^eti  ilesselbcn  Stooer- 
subjects;  des  durch  Cautelen  —  Ungilligkeit  entgegengesetzter  Verträge,  Strafbestim- 
mvngen  —  geschätzten  Rechts  des  Schuldners  seinem  Gliabiger,  des  Psch- 
ters  seinem  (jrnndherrn  den  betreffenden  Quoteoabzug  der  Steuer  für  die  Zinsen  zu 
machen,  wenn  der  I'lHrlitiir-  ihr  Einkonimenstencr  für  das  Zins-  und  Pachteii.koinrnen 
des  Berechtigten  uiitge/ahk  hat;  de»  Uechts  auf  Steuorerlass  oder  Enuassi- 
gnng  wegen  Lebensversichemngs^Pr&mienzahlnngen  (bis  zum  Haiirnnm 
ron  Va  ^c*^  steucrpflichtiu:cn  Einltommens)  und  ähnliche  Bestimmungen  mehr. 

Die  Folge  ist,  dass  namentlich  soweit  es  im  Interesse  des 
Stenerpfliebtigen  liegt,  nm  Stenererlass  oder  Ermässigong  zn  er- 
langeoy  anch  bei  Personen  mit  Einkommen  ans  den  versehieden- 
artigen  Ertragsquellen  des  Gesetzes  und  ans  ein  nnd  der- 
selben,  aber  an  versehiedenen  Orten  gelegenen  nnd 
besteuerten  Ertragsquelle  eine  Snmmirung  der  Einkünfte  zu 
einem  Gesa  m  m  rein  kommen  erfo]«;t.  Damit  linden  eventuell 
Steucrcrniiis8ij;u  Ilgen  der  SteiiciMiiiotc  des  F^inzclnen  oder 
Steuerrückzahlungen  der  bereits  zu  viel  erhobenen  Steuer- 
betriigc  statt.  Freilich  ein  sehr  umständliches,  lästiges  Verfahreu 
für  die  Verwaltung  und  zugleich  „eine  anversiegliche  Quelle  von 
Untersehleifen"  (Vocke). 

Eine  rationelle  Ertragsbestenernng  will  die  Reinerträge 
treffen.  Die  britische  Einkommensteuer  entspricht  aueb  als  »^System 
der  Ertragsbestenernng"  dieser  Sondemng  nieht  genttgend. 

Denn  die  steuerpflichtigen  „Erträge"  oder  Einkorn mcnpartiale  des  Gesetzes  siml 
theils  ü^erliriupt  nicht,  theils  nicht  in  ill)crcin.s(immender  Weise  fpnv.itw'irthsrluiftli'-he) 
Keinerträgo,  sondern  in  wichtigen  Fällen  nur  Kohurtr^ige  nach  Abzug  gewisser, 
aber  nicht  aller  daron  zor  Berechnung  des  eigentlichen  Reinertrages  abgehenden 
„Kosten",  —  wirklirh  volkswirthschafuicher  oder  „natürlicher"  wie  einzclwirth'- 
scbaftJicher,  d.  h.  Dritten  als  Einkommen  /u  <iute  kommender  Kosten  (Grundleg^nngf 
§.  83).  Daher  sind  auch  die  in  den  verschiedenen  Abtlicilungen  des  britischen  (icsctze« 
ermittelten  ,,^kommen**  nicht  immer  roll  nnd  ganz  Einkommen  (oder  wie  ge* 
wohnlich,  aber  logisrh  nicht  rorrect  gesagt  wird,  nicht  ,.  Re  in -Einkoinaien,  Grund- 
legung §.  >4)  im  wirthschafts-  und  stouerwissenschaftlii  lien  Sinne.  Rci  der  recht- 
lichen und  factischcu  Ungleichheit  der  Abzüge  vom  liohertrag  sind  di«-.  Reste,  welche 
als  steuerpflichtiges  ..Einkommen*'  gelten,  demnach  auch  nicht  einmal  immer  unter 
cin.ind'T  sfrcnu'-  vcrgl«  ichltar.  w<^il  nicht  c^anz  nach  ilenselben  Grund>;U/on  berechnet- 
Darunter  leidet  wieder  der  Charaeter  der  britischen  ^Steuer  als  „Einkommen**- 
Steuer.  Ein  Pnnct,  der  die  Bezeichnanfr  dieser  Steuer  mit  diesem  Namen  und  ihr« 
Veriileii-h barkeit  mit  den  coniincntalen  Einkommensteuern  indessen  deswegen  wenijter 
misslich  erscheinen  lässt,  weil  auch  bei  den  letzteren  in  dieser  UinMcht  fiele  Mängel 
bestehen. 

Das  Moment  <ler  A  1  Ij? c  iii e i n  h  e  i  t "  ist  der  liiitistlien  Ein 
kouiiuenst'  uer  deutlieh  nutgepiiigt  (»S.  folg         Dies  recbtlertigt. 
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sie  eiue  „allgemeine'^  Ciukommensteuer  zu  ueuneui  troU  der 
Exemtionen,  die  sie  bat. 

S.  meine  Abb.  „dirccte  Steuern"  im  Schön bcrg'schcn  Handbuch,  2.  Aufl. 
lU,  2d6.  —  Schon  in  Fin.  II,  420  457)  habe  ich  die  brituche  Einkommenätuuer 
M  wie  lüer  diutcterisirt  und  sie  als  ein»  der  drei  typischen  Hanptformen 
der  „Subjectbostoucrun^  dos  berufsmässigen  Erwerbs"  bezeichnet  (eb. 
455,  S.  417).  Schon  früher  und  besonders  scharf  hat  Vocke  (namentlich 
552)  eine  almiiche  Charactcrisirung  gegeben,  was  für  die  Auffansung  in  der 
deatsehen  Wiasenschaft  massgebend  geworden  ist  Er  sagt:  „sie  ist  nicht  eine  Ein- 
komniensteuer,  sondt-m  ein  System  der  Besteuerung  theils  n:v'h  dem  rohen,  theils  nach 
dem  reiaeo  Ertr^c,  theiU  nach  einem  vorausgesetzten  oder  durchächaittlichcu  Mittel- 
ding zwiechen  beideo**.  Er  rUhiiit  ihr  aber  doch  vor  den  rerwandten  Steoenjatemen 
grösserer  anderer  (auch  deutscher")  Staaten  mehr  ..Vollständigkeit,  fileichma>>igkeit 
und  Merkmale,  welche  sie  der  Gcsammteiukommensteucr  naher  btellen,"  nach.  Ein 
richtigeres  Urtheil,  Ha  Stein  auf  Grund  einer  sehr  oberfiftchlicben  und  incorrecten 
Darstellung  fallt,  obgleich  er  sich  dabei  auf  die  ihm  gewordene  „gründliche  Aufklä- 
rung'* durch  Vocke  und  Gncist  beruft  (5.  A.  II,  2.  S.  426).  Jene  Vocke'sche  Auf- 
fassung findet  sich  übrigens  aach  iu  England.  Du  weil  III,  I2G  ueuut  die  Steuer 
compreJiaaire  System  of  direct  taiation,  rather  than  a  Single  tax"'.  S.  auch 
ElUs,  iacome  tax  aets  p.  48. 

§.112. — b.  Einrieb tnog.  Das  Ziel  der  allgemeinen  directen 
Einkommeosleaer  sncbt  das  britisebe  Gesetz  dadurch  zn  erreieben, 
dass  es  alle  Personen,  welcbe  Einkommen  bezieben,  nnd  alle  ,,Ein- 
kommen'*  —  dies  Wort  in  dem  Sinne  des  Gesetzes  genommen  — 
welehe  bezogen  werden,  für  steuerptiichtig  erklärt,  vorbehaltlich 
der  bestimmt  bezeichneten  Ausuahnicn. 

Von  letzteren  abgesehen,  wird  daher  der  „Grundsatz  dci  Allgemeinheit" 
mit  möglichster  Folgerichtifkeit  subjectiv  auf  britische  Unterthanen,  welche 
im  Inland  wohnen  oder  nur  zeitweilig  abwesend  sind  und  auf  A usl  än d  e  r ,  welche 
über  eine  guvis«e  Zeit  (6  Monat)  im  Inland  anwesend  »lud,  objucti?  auf  alle  au:) 
dem  Inland  stammenden  —  einerlei  ob  hier  bleibenden  oder  an  In-  nnd  Ausliader 
hinausgehenden  —  und  aus  dem  Ausland  kommenden  Erträge  oder  Einkommen  an- 
?cwanJt.  El  Iis  j).  43:  „cverything  in  the  naturc  of  proi)erty,  with  produccs,  or  is 
kapabie  of  prciJucing,  or  itself  consists  in,  an  annual  iuconie  or  revenue,  is  tho 
subject  of  the  taxation ,  if  either  the  property  is  situate  or  the  incomo  enjoyed  in 
the  Ullited  Kingdom."  (Vgl.  Tin.  II,  103  fi".  und  da-,-  spätere  Buch  8,  im  Abschnitt 
ron  der  Einkomueusteaer).  Doppelbesteuerung  in  In-  nnd  Ausl&nd,  fdr  In-  und  Au^i" 
linder  wird  so  allerdings  nicht  immer  rermieden. 

Zur  Duivlifllhmng  der  Steuer  ist  alles  Uberhaupt  vorkumineude 
.Nteuerptlichiige  Kiukoninien  in  tünl"  grosse  Abt  heil  nngen  — 
aintlieh  „Schcdulcs",  mit  A  bis  E  bezeichnet — ,  wesentlich  nach 
den  grossen  Kateg"rien  der  Einkonimenvertheilung  in  der  Volks- 
wirthschati  cingetheilt. 

Um  Vollständigkeit  zu  erreichen  und  Zweifel  über  die  Einreibung  zu  beheben, 
sind  dio  einzelnen  Arten  „Einkommen",  bez.  Ertrag,  welche  in  jede  Abtheilung  ge- 
hören sollen,  genauer  bezeichnet,  mehrfach,  freilich  kanm  vermeid li  h.  '  hvis  will- 
kürlich. Indem  alles  nicht  sf>t»ciell  gennannte  Einkotnm.^n.  wie  in  ^uddeu'sl  hen  Er- 
trag»äteuer»ystemcn  (Uaieru,  W  urtembcrg)  iu  eine  beatiuimto  Abtheilung  (Sched.  D) 
■it  hineiotreMtzt  wird,  wird  objec'tire  Allgemeinheit  formell  rerbttrift 
£111»  p.  i  .i  ir 

Die  fünf  Abtheilungen  entsprechen  so  fünf  besonderen  directen 
Steuern  oder  eigentlich  wieder  Steuer äystomoa,  und  zwar  die  vier  ersten 

A.  VT  »fBcr,  FbuBswiaMHiehaft.  UL  16  * 
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cinigermassen  don  betroflenden  continentalen  Ertrairssfeiiern  (Grund-,  Gebäude-  — 

bhed.  A — ,  Capitalreuten  Shed.  C — ,  Gowerbesteucr  incl.  landwiithschafdiche 

Pachtefstener  —  Shed.  D  und  fi  — die  Atofte  der  continentelen  Beeoldmiffl-  imd 
^.höheren)  Gagen-  und  Lohnsteuer.  Bei  dieser  AbtheiloDg  nnd  bei  einigen  Unter- 
abtbcilungen  der  vierten  (D)  tritt  das  Moment  der  Sabject-,  Personal-  und  Einicommen- 
steuer  schärfer  horror,  während  bei  den  anderen  die  britische  ßnkommeoeteoer  dea 
Character  eines  Systems  ron  Ertrag^steaem  dentUeher  xeigt.  Auch  sonst  sind  die 
fünf  Abtheilungen  und  die  Cnterabfheilungen  darin  mannigfach  verschieden.  Daher 
geht  aus  der  formellen  Gleichheit  der  Behandlung  di^r  „Einkommen"  ab 
gleichartiger  Grossen  eigontlich  eise  reell  ungleiche  Behandhug  herror. 

Von  Interesse  für  mancherlei  volkswirthschafUiche  und  socisliMUlische  wie 

finanziollfi  Fragen  siiul  die  statistischen  Daten  der  einzelnen  Abtheilung<»n. 
Zwischen  den  Abtheiluugeu  haben  einzelne  Verschiebungen  stattgefunden.  So  standen 
die  Einirtlnfte  der  Eisenbahnen,  Ganile,  Bergwerke,  Eisenweite  und  reisehiedaner 
anderer  ähnlicher  Geschäfte  früher  in  Shed.  A,  jetzt  seit  1^07,  in  D.  was  bei  Vor- 
gleichungen verschiedener  Jahre  zu  beachten  ist.  Näheres  in  den  Gesetzen  und  syste- 
matisch verarbeitet  bei  EUis  p.  41  — 115.  S.  sonst  Vocke  S.  545(1'..  Gnei^t. 
Verwaltungsrecbt  3.  Aufl.  S.  G31  If.,  Dow  eil  II,  127  tt„  Bullet  de  staii>t.  (franiaa. 
Finanunin.)  1886  I,  168  S,,  Sutistik,  168  if.  (aus  d.  grossen  288ten  amtL  Beport). 

Abtb.  A*  nmfmt  deo  jährlichen  Ertrag  der  L&ndereien  (incl. 
Zehnten),  der  Hänser  nnd  verschiedene  kleinere  Posten  Erträge, 
welche  mit  dem  Grnnd  nnd  Boden  in  Verbindnng  stehen.  Die 

Steuer  trifft  hier  also  im  Princip  den  EigenthUmery  als  den  Er- 
tragsbezieher. 

EUis  p.  44  in  Der  in  ermittelnde  Ertrag  ist  bei  verpachtetem  und  ver* 
miethetem  Eigcnthnm  der  wirkliche«  sonst  der,  zo  welchem  rerpaditet  odw  Tex^ 
miethet  werden  könnte ;  bei  wechselnden  Erträf^cn  (z.  B.  aus  Zehnten,  Obereigenthnn, 

aus  den  anfangs  hierher  gestellten  Bergwerken)  der  "J — 7  jähr.  Durrh'^rhnittiscrtrair. 
Von  diesem  Rohertrag  sind  speciell  genannte  Abzüge  zu  machen,  bei  Häusern  )rchören 
dazu  aber  z.  B.  Reparatnrkosten  nicht.  Daher  umfasst  der  steoerpflichtipe  Ertrag 
in^'lir  als  d^n  eigentlichen  Keincrtrae:,  alior  oino  iinirK-iclic  Qunt'^  dt's  IJohertrags 
schon  rechtlich  nach  Objoctcn  und  wohl  auch  factiücb  in  verschiedenen  Landestbcilen 
nach  der  Praxis  des  länschltzongsveifahTens.  An  die  continentale  Orandstener  er- 
innert es,  wenn  Landgüter  ausser  Betrieb  und  unbebaute  Grundstücke  doch  steaer- 
pflirbtis:  sind.  Aber  in  der  neuesten  laudwirthschaftlichen  Krise  hat  man  in  solchen 
Fällen  die  Steuer  erlassen. 

Steuerfrei  sind  unbewohnte  Häuser  —  hier  also  Einkommensteuerprincip  — , 
dann  nach  Objecten  das  Staatseigenthum,  auch  gewisses  Eiu'onthum  von  Wohlthätig- 
keits-  nnd  Cnterrichtsanstalten ,  sowie  das  Gnind-  und  Geljaudeeigenthum  ÖfFentlichcr 
Gärten,  Eisenbahnen,  Canäle,  Bergw^erke,  Steinbrüche,  wenn  es  in  diesen  Fällen  nicht 
einen  ron  demjenigen  der  Unternehmung  getrennten  Ertrag  hat  Der  gesammte  Dnter> 
nelunungsertrag  fällt  dann  unter  Shed.  D. 

Steuerpflichtiges  Subject  ist  zwar  der  EigenthUmcr  oder  Ertragsbezichor,  dor 
dann  den  ratenweisen  Stcuerantheil  bei  der  Zahlung  ron  Erbzinsen,  Scbuldzinsen 
n.  s.  w.  seinem  GÜubiger  abrechnet.  Aber  oft,  so  In  England,  zahlt  Pachter  und 
Miether  die  Steuer,  mit  Abntpvecht  bei  Pacht-  und  Miethzins. 

Uobcr  dio  Einschätzung  s.  u.  §.  114.  Von  den  Steuerpflichtigen  in  Abth.  A  werden 
zunächst  Declarationen  über  den  Ertrag  gefordert,  welche  mit  den  Einscbäuangen 
zur  Armentaxe  rerglichen  werden.  Die  Eimchitsnng  findet  alle  3  Jahre  statt,  wttA 
A^eränd.  rupgen  im  'i.  u.  3.  Jahre  zulässig  sind.  Der  grösste  Thcil  des  stcuerpfliolifii:' n 
Einkommens  der  Shed.  A  fällt  auf  Iliruser,  1883/84  127.05  Mill.  Pf ,  65.44  Mill. 
auf  J^ndereien  und  umgewandelte  Zehnten,  der  kleine  Rest  r.  0.85  auf  kleine  Posten, 
ron  im  Ganzen  19S.S4  ^lill.  Pf.,  woTon  175.56  Mtll.  Pf,  nach  Abzug  der  verschie- 
denen Befreiungen  und  Ermässigungen  (so  wegen  EinkommenhOhe  unter  150  Pf. 
Il.äO  MilL  Pf.),  steuurpilichtig. 
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Abth.  B.  amfasst  das  Einkommen  der  ländlichen  Pächter 
aU  solcher. 

Dasselbe  vird  aW  otee  Vellens  in  der  Höhe  einer  Qaotc  des  wirkliclicn  oder 

EicliStzten  Pachtzinses  anfrenommon.  nnd  zwar  zu  '/j,  in  England  umi  zu  in  Scliott- 
d  nnd  Irland ;  an  sich  und  auch  in  dieser  proriozieilen  DiÜerenz  willkuhrlich,  aber 
ähnlicli  C/4  und  y«)  schon  im  alten  Eiokemmenneae^[esetz.  Machireis  feringeren 
Einkommens  als  diese  Quote  zum  Zvrork  der  Sfciiorormassigung  ist  dem  Pücliter  ge- 
stattet. Aach  hier  dreijährige  fieviaionen  und  Forderung  ron  Declarationen. 
CUis  p,  WIL  Ertragsanschlag  roD  B  Ii  1883/84  65.51  Mill.  Pf.  St.,  woron  33.46 
Hta  Pf.  besteuert 

Abth.  C  nmfasst  die  Erträge,  welche  als  Zinsen  und  Kenten, 
aus  der  britisclien  und  indisclicn  Stinitscassc  (StaatssLbiild),  auch 
durch  Vermittlnnir  britischer  Geschiittc  (Ikinlien  u.  s.  w.)  aus  Colo- 
nial-  und  freniden  Staats-  und  Gesellschaftscassen  fUr  Staatsfonds, 
Eisenbahnworthe  n.  a.  m.,  sodann  auch  für  inländische  städtische 
Anleihen  durch  die  Stadtcassen  an  physische  oder  moralische  Per- 
sonen nnd  Gesellschaften  gezahlt  werden.  Also  im  Wesentlichen 
eine  „Capitalre  ntenstener"  aaf  Zinsen  n.  s.  w.  von  öffent- 
lichen Werth  papieren,  d.h.  von  solchen,  welche  in  Gross^ 
britannien  nnd  Irland  zur  Anszahlnng  gelangen.  (Andere  Zinsen, 
DiTidenden  n.  s.  w.  ans  „BOrsen-Werthpapieren'*  stehen  in  Abth.  D.) 

Hier  erfolgt  der  Steoenlisag  gleich  bei  der  Aaszahlang  der  Zinsen,  also  ab 

sogen.  ..Couponsteuer'*,  ohne  besondere  Deelaration  d^s  Pflichtigen,  Seitens  der 
f^eadeo  Casse.  Die  Banken  u.  s.  w.,  welche  die  Auä<cahlani;en  der  Zinsen  für  fremde 
und  Golonial-Werthpapiero  vermitteln,  haben  entsprechende  Verpflichtung^en,  den 
Stcoercommisdiren  die  erforderlichen  Angabi»  sn  machen.  ^loslich  iät.  dass  so  die 
ZinäciokUnfto  ans  fr<*mden  Wcrthpapieren  nur  bei  Vut liiti'liiisein  und  R.'iinfziinir 
inländischer  ZaIUätellen  getroQen  werden.  Dadurch  bleibt  jodenfalli  ein  erheblicher 
Theil  solcher  Eiokdnfle,  zumal  ans  Papieren  des  „internationalen**  Verkehrs  nnbe- 
5t«  oort.  Denn  wenn  er  dann  auch  unter  die  P  ^  I,irationsi)flu  lit  von  Abth.  D  füllt, 
kann  diese  Pdicht  hier  nicht  genügend  zur  Ertaliung  gebracht  werden.  Besondere 
WeltUufigkeiten  ergeben  sich  ferner  aus  den  Stcuerrestitntioncn  wei,'en  kleinen  steuer- 
freien oder  ateaerermissigten  Einkommens,  für  das  der  volle  Steuersatz  in  der  „Coupon* 
Steuer"  abg:.vr.e-cn  worden  war.  Steucrfroi  ist  in  Abth.  C  das  Einkommen  von  Wohl- 
thfctigkeitbaQstalten ,  friendly  societies  und  ähnlichen,  ron  i>parcusäcn;  auch  das  £in- 
koBinea  ans  Capital,  das  der  Königin  oder  fremden  Gesandten  gehört  Ellis  p.  75  ff.  — 
Versteuerter  "Betrair  1883/94  40.5S  Mill.  Pf,  wovon  IS.O'l  auf  die  fund.  Schuld, 
0.1 9t>  auf  die  schwebende,  1.07  auf  Londoner  und  andere  städtische  Anleihen.  7.15 
auf  ittdisehe  Werthe,  13.28  anf  an^ftndiüche  nnd  Colonialfonds.  StaUstik  der  be- 
steoerten  fremden  Fonds  im  gen.  Bnlletin  1886  I,  641. 

Abth.  E  umfasst  die  Gehalte  und  Pensionen  u.  di,-!.  ni. 
der  Staats-  und  sonstiG:en  öffentlichen  Beamten,  sowie  der 
steuci Pflichtigen  Pri  v  a  t  b  e  a  m  te  n  und  ähnlicher  Angestellter  (bei 
Gesellschaften,  Eisenbahnen,  Kaufleuten  u.  s.  w.). 

Die,  Erhebung  erfolgt  wie  bei  Shed.  C  <-\ek]\  Seitens  der  auszahlenden  Oisse 
mittelst  Abzugs  ?om  Gehalte  u.  s.  w.  Corporationen  n.  dgl.  haben  den  Gesammtbetrag 
alnoführen  nnd  ihre  Beamten  entsprechend  zn  ktkrzen.    Hier  also  im  Wesentlichen 

eine  Einkommensteuer  der  Beamten  wie  aüf  dem  Continent.  Bes.  wi.  LtiLr  aber 
hier  die  iSteacrfreihcit  bis  150  und  £rm&a:iigung  bis  400  Pf.  St   Das  steuerpilichtige 
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Einkommen  hcrcchnet  sicli  aus  dein  ganzen  naoh  Abzug  der  amtlichen  Ausgiiben, 
welclio  auf  dem  Gehalt  u.  ä.  w.  etwa  lasten.  Betrag  lö>3/S4  S7.73,  wirklicli  besteuert 
29.51  Mffl.  Pf.  St   Ellls  p.  142  ff.  * 

Abth.  D  UMilasst  speciell  das  p^c  we  rl>liclie,  inercantile, 
liberale  Profession  sein konimen  und  ähnliches,  prinzipiell 
aber  weiter  Uberhaupt  alles,  unter  keiner  der  4  anderen 
Shedulen  bereits  versteuerte  Einkommen,  daher  sehr 
▼erschiedenartige  Einkünfte.  Aasser  den  gewöhnlichen 
(Privat-)  Gewerben  gehören  somit  namentlich  die  Erwerbs- 
n.  dgl.  Gesellschaften  and  die  grösseren  Erwerbsunter- 
nebmungcD,  einschliesslich  der  Eisenbahnen,  femer  Einkünfte 
aus  fremden  und  Colonialanlagen,  aus  gewissen  Zinser- 
trägen u.  a.  m*  hierher. 

Das  allf^emeine  EinschUtznn^princip  ist  hier  Deelarationspflicht  unter 

Strafandrohung  bei  Untcrla-.Miii^'  (50  Pf.  Sr.)  uri<l  unter  Gewährung  weiterer  Control- 
mittcl  für  die  St.'iu  rbcbuid»'.    l\<'\  dennoch  unterbleibender  Di'rlarafion  bedient  sich 
die  Verwaltung,  wiu  auch  ia  bhed.  A  und  B,  das  der  contineiitalen  (preu:>&iächeu) 
Praxis  ebenfalls  nicht  unbekannten  Mittels,  den  letzten  Steverbetrap  starte  zo  erhohen, 
um  eventuell  Reclamationi  ii  hcnorzurufen  und  dann  gutiauere  Belege  verlangen  /u 
können.    Die  Ki  iischatzung  erful;;t  jahrlicli.  meist  nach  dem  Durchschnitt  des  Er- 
trags in  den  3  letzten  Jahren,  bei  Bergwerken  in  den  ä  letzteu,  bei  Eisenbahnen,  Cauulcn, 
Docks  und  ?ei8cbicdeDea  indastrielleii  Untcmebmangeu  nach  dorn  voijihrigea  Ertrage. 
Ob  und  wns  zur  B'^r<  (  bntin;:^  des  steoerpflichtieen  Ertrags  mit  zu  den  abzusetzenden 
(icwiunuugbkobtcn  gerechnet  werden  darf,  richtet  sich  nach  den  Verhältnissen  der 
einzelnen  Ertrags-  oder  Einkommeokatcgorien  in  Abth.  B.    Z.  B.  bei  Gewerben 
(Fabriken  ii.     w.)  die  durchächnittlichcn  Keparatui kosten  der  Gebäude,  bei  geuiietheicn 
Gebäuden  der  Mieth/iiis  dafilr  'bis  zu  ein*  r  ^Ma.vimalquotc  r*'ii      des  Geschäftsertrags>, 
die  Auslagen  für  W  erkzeugc,  Verarbeitungsätollu,  der  Abuutzungsbetrag  der  Maschinen, 
definitlre  Gesch&fisrerluste,  YeTsleherungsprämien ,  nicht  aber  Schnldzinsen,  tttt  die 
jedoch  der  Stenerbctrag  dem  Gläubiger  abgezogen  werden  darf.  Verluste  und  Gewinne 
verschiedener  UntcniehmunL''en  desselben  Cnternehmers ,  auch  an  verscliiedonen 
Orten,  dürfen  hier  compeusirt  werden.    Es  kommt  hier,  wie  immer  in  derartigen 
Pillen,  Alles  auf  die  practische  Handhabung  der  VorschrÜlen  an.  üb  in  dieser  Itin- 
sicht  namentlich  ein  gl  ei  ch  in  ä>s  i  ires  Verfahren  im  ganzen  Lande  inw  pehaltei» 
wird,  iat  zweifelhaft.   Dass  die  Declarationcn  besonders  der  privaten  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  oft  hinter  dem  wirklichen  Einkommen  zarftckbleibeu  und  es  au 
genügenden  Controlmitteln  fehlt,  ist  sicher  und  hie  und  da  durch  edatante  Fälle, 
wi.»  b  •!  Entschädiguncrsansprachen  für  Expropriationen,  constatirt  worden.    Die  Ein- 
schätzung der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bildet  daher  auch  diu 
sehirierlgrste  Aufgabe  bei  der  britischen Einkommenstener.  Radaichten 
auf  Geheimhaltung  der  Eiokommenrerhältnisao  habon  hier  auch  zu  Abweichungen  rom 
sonstiüren  Einschätzungsverfahreo  irefuiirt,  indem  die  C<nsitoii  auf  ihren  Wunsch  nicht 
von  den  sonstigen  Localorgaueu ,  welche  sich  aus  Mitbürgern  und  eventuell  Coucur- 
ranten  zusammensetzen,  sondern  fon  Specialcommisstron  des  GoneralsteaerMnts 
cing^cschät/t  Werden  (s.  u.  §.  III).    Mit  diesen  werden  dann  von  grossen  (leschäfts- 
häu>ern  auch  wohl  bestimmte  Summen  als  „Steuerabfindungen"  fiir  mehrere  Jahre 
verabredet.    Die  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  ist  bei  Sheü.  L> 
die  besonders  wichtige  Aufgabe  der  „Stcueraufsehcr''  und  „Steaerin  spec- 
toren**,  die  hierfür  vermehrt  worden  sind  (s.  u.  s?.  114^    Das  Eins^h.^tzunir^v<■r fahron 
ist  in  Ab'Ji.  D  sonst  bei  den  verschiedenen  liuterabtheilungcn  wieder  verschieden. 
Die  Steuerbefreiungen  sind  dieselben  wie  in  Shed.  C.  8.  NIheres  bei  Yoclre 
und  Bpecieller,  bos.  mit  liiicksicht  auf  die  Stn-itflUle  und  deren  gerichtliche  Eut- 
scheidnnsrcn  bei  Ellia  p.  'S — 112     Im  Jahre  l^b.V^>l  betrug  das  eingeschätzte  Kin- 
kommuu  in  bhed.  D  291..H1  Mill.  l'f.,  das  wirklich  besteuerte  252.02;  von  crstcrcr 
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Sanme  fielen  auf  Haudel,  (jcwcrbc  und  (liberale)  Berufe  im  Allg«lDciiicu  l'>1.02, 
uf  7  ttndiiaätiie  Special^rnppen  Ton  Eitrigen  110.82  (davon  n.  A.  auf  die  frühere 
3Jr.  3  der  ShoJ.  A  23.50.  n.imlicli  u.  A.  Bcrj^werke  7.06.  metalluri^.  Wcrko  3.01. 
Gas&briken  4.bb,  Wabscrwerke  3.01,  Canäle  3.37,  SteiiibrUcbo  0.91,  der  Besl  auf 
Salinen,  Al&nnverke.  Fhchorei  und  Jairdcn.  Markt-.  WegzOlle;  ferner  anf  andere 
nicht  n  dieser  Nr.  3  pchöreiide  UiilLTiiehniiiiitrcu  '{'{.IM.  nuf  brit.  Eiv uliahnwi  99.05 
*üf  fremde  Bahnen  3.7s,  auf  sonstijre  fremde  Anlagi-n  in;",  auf  verschiedene  Zinsen 
5.02.  auf  Anderes  l.:tl  Mill.  Pf.  St.  Die  neuesten  mir  vorliegenden  Daten  des 
29.  Rep.  of  inl.  rar.  f.  1884/S5  ▼eichoi  ron  diesen  Zahlen  nur  wenig  ab.  Danach 
war  der  {reschätzte  Rohertrag:  v.  ..trades  and  professions"  ISO. 4^,  die  Abztiee  38.18,  der 
rane  Betrag  142.30 ;  bei  allen  übrigen  Zveigen  der  Shed.  D  („öflentl.  Gesellscb."  u.  s.  w  ) 
hei.  112.04  —  2.65  —  109.40,  zus.  bez.  292.52  -  40.83  — '251.69  Mill.  Pf.  St. 

113.  -   c.  Unter  den  principiellen  Streitfragen  aller 

Eiukommenbestcuernng  ist  («)  diejenige  wegen  8t  euert'reilieit 

und  (ß)  Steuerermiissigung  des  kleineren  Einkommens  durch 

die  britische  Gesetzgebung  inchrtach  etwas  verschieden  entschieden, 

aber  von  Anfang  an  eine  solche  Steaertreibeit  gewährt  worden. 

Dem  besteuerten  kleineren  Einkommen  wnrde  später  eine  Er- 

müssigiiog  des  Steuerfusses  („Degressivfnss'')  zu  Theii.  Zum 

ProgreBBiTfasB  fttr  höheres  Einkommen  ist  die  britiscbe  Be- 

steaemng  nicht  gelangt. 

Ueber  diese  Streitfragen  s.  Wagner,  Abh.  diiocte  Stouom  im  SchOnberg*8chen 
Handb.  2.  Autl.  III,  §.  98  IT..  S.  298. 

a)  Steuerfreiheit  des  kleinen  £inkomuieaä.  ZiUerät  (lb42)  war  Ein- 
koDmen  bis  150  Pf.  St,  seit  1864  nnr  bis  100  Pf.  seit  1877  wieder  bis  150  Pf.  St. 
steuerfrei;  also  eine  CJrcnze  von  2000  und  3000  M.,  ein  Kintrer/ei?.  dass  für 
Deutschbod  (Preusseu,  Fürst  Bismarcks  Ideen)  eine  Kiukommen-Steuerpäicht  ?oa 
6000  H.  an  erst  mit  dnem  fiel  zn  hohen  Betrage  beginnet  wQrdo.  (Das  Vorhanden» 
üein  der  —  n  iiicht  allgemeinen  —  Ertragssteucm  daneben  liefert  keinen  durch- 
schlagcndcii  Kitiwainl  «reg:en  diese  Ansicht). 

f)  Faüt  u»chr  wie  Uber  diesen  Punct  bohwankte  uiau  hiiibichllich  der  Gcwiihrung 
tenerermissignng  fUr  kleineres  besteuertes  Einkommen,  wobei  man 
anch  die  Ven>uchun^  zur  Defraudation  bei  <  inem  sofort  nach  d<T  st  -ni'rfri  irn  fir<Mize 
«intreteuduu  voUeu  btcucrsalzo  berücksichtigte.  Bei  der  Einführung  der  Steuergrenzo 
TOB  100  Pf.  an  ood  bei  den  bald  eintretenden  höheren  Steaersitzen  wihrend  des 
Krimmkriegs  setzte  man  d  u  Stcuerfuss  für  Einkommen  von  100 — 150  Pf  St.  massiger 
als  für  höh.-res  an,  ein  biü  18«»:}  beibehaltener  Modus  bez.  5  and  7  d.  p,  Pf, 

1855  10  u.  14,  1806  11*/«  und  10,  lsö8  i  und  7.  1859  5  und  5,  ISÜO  aber  wieder 
6Vt  vud  9,  1861  7  nnd  lU,  1862  6  und  9,  1868  ebenso).  Von  1804  an  wurde  der 
"^♦enersatz  frleich  gesetzt,  aber  für  Einkommen  von  100 — 201)  Pf  St.  der  Betrag  von 
t>0  Pf.  für  steuerfrei,  voa  1873  au  roa  Einkommen  von  100 — 300  Pf.  ebenso  der 
Betrag  von  80  Pf..  Ton  1877  an  bis  jetzt  von  Einkommen  von  150—400  Pf.  der  Be- 
trag Too  120  Pf.  for  steuerfrei  erklart  (amtl.  Uebcrs.  d.  Inland  rwrenue  office  ioi 
franz.  finanzmin.  Bulletin  1877  I,  IGl,  18S4  II,  072).  Dadurch  wird  die  Weitläufig- 
keit des  britischen  Verrechnung«-  und  eventuell  Kestiintionsverfahreus  bei  dieser 
Steuer  natOittch  sehr  gesteigert.  1884/'^5  beanspruchten  438  595  Personen  die  gesetz- 
liche Steiiererniässigung  für  49.93  Mill.  Pf.  St.  Einkoniuieii  (29.  Kcp  Inl.  rev.  p.  45, 
^here  Daten  Dowell  III,  1'6^).  Aber  der  „Eiukommeu'  steuer-Character  dieses  brit. 
ErtragssteneKystems  wird  dadorch  eben  gewahrt:  ein  wichtiger  Vortheil.  Ueber  die  Art 
der  ^tendmMhnng  der  Plreibeit  und  Ermteignng  s.  Ellis  p.  203  ff. 

y)  Die  Frage,  ob  nnd  wieweit  Stenerfreiheit  oder  Ermässigung 
sonst  nach  der  Art  der  Stenersabjectc,  daher  auch  nach  dem 
Verwendungszwecke  des  betreffenden  Einkommens  oder  des 
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Eigenthoms,  aus  dem  es  hervorgeht,  zu  gewähren  sei,  ist  öfters 
erwogen,  bestritten  und  befürwortet  worden.  Das  Gesetz  gewährt 
einige  Exemtionen,  aber  nur  in  beschränktem  Uml'auge. 

Besonders  für  Staatseigenthum,  fur  Wobltliätigkeits-,  Armen-, 
Öffentliche  Ontorrichtsanstalten.  gc«ri:>äo  Arbeitervereine  u.  dgL  m.« 
Ilbrifeos  mitnotar  in  ftfsebiedenem  Onfknire  in  den  dnxelnen  Shednlen  («.  vor.  §). 
Gladstone's  Bestreben,  die  Steuerfreiheit  fUr  solche  ..charitic»"  auf/uhcbon.  bcLciterte 
An  dem  alliremeinen  Widerstand  (1863).  (Do well  III,  124 1.  Die  unifassendere 
Bewegung  lur  „Erspar  u  n^^cii''  Steocrfreibcit  zu  crlaDgen,  führte  wenig»ten&  zur 
Freiheit  der  Lebensresicherun  gs-P  r&micnzahluugen,  bis  zu  V«  des  Ein* 
i'otnm<'ns,  fur  die  rcnsiten  der  Abth.  D  u.  E.  woraufhin  in  1S84/S5  50.02H  Personen 
in  D  mit  1.27  MiU.  Pf..  26.793  Peniotien  in  £  mit  0.49  Miü.  Pf.  St.  Ibb4/ä5  zu«. 
76,819  Pers.  mit  1.76  MiU.  Pf.  in  der  Yeruilaffnnf  ermissigt  werden  (29.  Re|k.  inL 
rcv  p.  10),  Bei  den  anderen  Abtheiluugen  erfüllten  utittr  dorn  gleichen  Titel  An- 
6pril(  he  auf  Kuck/.ahlune:ci#dcr  erhobenen  Steuer  (Vorfahren  u.  A.  bei  KIli:§  j«.  212  . 
Die  I  reiheit  der  Sparcas^on  und  friendly  societics  liegt  doch  anders,  da  es  sich  hier 
10  wie  ><j  um  E;;ik  mmenverhältnisso  der  „kleinen  Leute"  handelt,  denen  ohoebül 
nach  Höhe  iles  Eiitkummeus  Steuerfreiheit  zusteht.  Der  Kall  der  LebeIl;ro^^icherallg 
it>t  oiclit  uubddeoklicb,  da  somit  andere  Erbparuugen  besteuert  bleiben,  z.  Ii.  troo 
Krioklicben,  die  nicht  zar  Versiehemng  zugelassen  verden.  Es  tritt  also  VDgleiclH 
massiije  Behandlunir  ein.  Das  Princip  solcher  Steuerfreiheit  der  Ersparungen  ist  aber 
auch  allgemein  anfechtbar  und  wäre  practisch  ein  Privileg  der  Keicheren.  S.  Uber 
diese  und  äbiilicbo  Puncto  die  parlam.  Beports  v.  1852  und  1S62,  Yocko,  S.  563 
570.578  C 

Lebhaft  ist  wiederholt  die  Frage  Uber  eine  höhere  Besleae- 

rang  des  sog.  fnndirten  gegenüber  dem  rein  persönlichen  Ein- 
kommen erörtert  werden.  Principiell  hat  diese  höhere  Besteuerung 
wohl  Billigung  gefunden,  doch  nicht  allgemein.  Practisch,  bez.  in 
der  Gesetzgebung  ist  sie  bisher  niclit  durchgedrungen,  vornehmlicb 
weil  man  zweifelte,  ausreichend  sit  hcre  und  anwendbare  Kriterien 
der  Unterscheidung  linden  zu  können. 

Bei  dem  Fehlen  sonstiger  trrösserer  Ertragssteaen,  ausser  den  Kenten  der  alten 
L&ndtaxe  und  der  Uaussteuer,  wird  das  fundirte  Einkommen  in  tiro&>britaDniea  nicht, 
wie  z.  B.  in  Preossen  (hier  ausser  bei  Leibeapitalien)  noch  neben  der  Einkoma«»- 

bteuer  fictrofTen.  Dago-ru  geschieht  dies  allerdings  indirect  durch  die  bedcntendo 
£rbschaftäbi'>teuerung.  S.  über  die  Streitfrage  die  geu.  Boports  und  die  Aoszttge 
bei  Vocke  S.  567      woselbst  auch  weitere  Schriften. 

Auch  andere  Puncte,  so  aus  dem  Gebiete  der  Tragen,  ob  und  wie  weit  aocb 
andere,  die  Leistongsfahi;;keit  beeinflussende  Umstände  zu  berücksichtigen  seien, 
(Wagner,  dir.  Steuern,  im  Scbönb.  Uaudb.  2.  A.  III,  304,  §.  101),  sind  erörtert 
worden;  so  s.  B.  der  Gedanke  einer  (üapitalisininir  der  einseinen  iänkoninen  nstcb 
vcrsicherungbtcchnischen  Grundsätzen  (Vocke,  S.  :>i)\).  Aber  all  deifleich-n  -  rwie^ 
sich  als  faUch  oder  doch  als  zu  gekünstelt  und  undurchführbar.  Auf  den  mir  wich- 
tigst erscheinenden  Punct,  die  Berücksichtigung  der  FamiüongrOsse,  namentlich 
der  Kindeizahl,  wie  in  der  ersten  Kinkommenstever  von  1798--1S03  (s.  o.  S.  197* 
ist  man  aus  gleichen  Gründen  in  der  Gesetzgebung  nicbt  larttcfcgekomnea  (S.  mein« 
Abb.  „directe  Steuern"  in  Sohöub.  Uandb.  1011 

f)  Die  theoretisch  controverse  und  ebenfalls  practisch  schwierige 
Frage  der  eontmentalen  EinkommeDbestenemDg  hinsichtlich  der 
Bestenermig  der  Erwerbs-,  besonders  der  ActieDgesell- 
Schäften  u.  dgl.  m.  and  die  conneze  Frage  der  Doppelbestenening 
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des  bezüglichen  EinkommeDS  bei  derOesellBchaft  and  beim  Actionftr 
II.  8«  w.  haben  in  der  britisehen  EinkommeDbestenertiDg  geringere 
Schwierigkeiten  gemacht.    Indem  hier  die  Erträge  der  Actien- 

gesellsLhaftcu,  meist  iu  8hed.  D,  eventuell  auch  in  A  an  der 
Quelle  besteuert  werden,  sind  die  bctrefl'endcn  Zinsen  und  Divi- 
denden  bei  dem  einzelnen  ActionUr  ohne  Weiteres  steuerfrei. 

Aber  allcrdiii!^  wird  so  der  O'nindsat/,  der  Sfi-uerfrcihcit  für  kleines  und  der 
Ermüüignug  far  kleiiiores  Kinkommeu  iudirect  durchbroclicu,  d»  far  die  darch  Be- 
•teoening  des  GeMllBchAflsertrags  sich  ei^^ebeiide  Zins-  und  Difldeiideiirefittrzung 
keiDe  StcaerrUckrergÜtang  an  die  Actionäro  mit  kleinem  Einkommen  erfolgen  kftnn. 
&  Aber  die  Fngt  Wngner  im  SchOnberg'scben  Uaadbadi  a.  a.  0.  §.  103. 

C)  Die  Besteuerung  des  ans  Grossbritannien  und  Irland 
stammenden  Einkommens,  mag  es  von  im  Inland  oder  im 

Ausland  wohnenden  Briten  oder  Fremden  bezogen  werden,  wird 
durch  das  System  der  britischen  Kinkoiiiiiieusteuer  im  Princip  voll- 
ständig, in  der  Praxis  wenigstens  wohl  licsser  als  durch  unsere 
coutinentalcu  Einkommensteuern  erreicht,  Dank  dem  Grnndsat/e 
der  Besteuerung  der  Einkommen  an  der  Quelle,  namentlich  auch 
ftir  Zins-  und  Dividendenerträge  in  der  Couponsteuertorm  der  bhed. 
C  nnd  in  der  Form  der  Besteuerung  der  Unternehmnngen  selbst 
(Gesellschaften  n.  s.  w.)  in  Shed.  D, 

Die  ia  AoaUnd  welmeaden  Briten  nnd  Fremden  mteiliegen  Merbei  aber  freilich 

einer  Doppelbesteueraiigr.  wenn  si.-  die  fremden  dirccton  Slaatsstcuern  zahlen  mtlssen. 
Das  ist  jedoch  eben  nicht  immer  zu  vermeiden  und  kein  Grund  fiir  eine  Aenderung 
des  brit.  Steaerrecbls.  8.  Fio.  II,  406—408.  Dio  Aasländer,  velche  im  Ans- 
land  vohuen,  tragen  so  a.  A.  jetzt  auch  die  Einkommeuäteuer  Ton  ihrem  Besitz  in 
brit.  Slaatspapieren,  Consols  u.  s.  w.  In  diesem  Puncto  gleicht  die  cnpl.  Einkommen- 
:>teaer  der  Shed.  C  audcreo  „Coupoustoaeni",  der  östcrrcicbischcn ,  italieui^cheu. 
8»  nncli  Wagner  a.  a.  0.  in  SchOnb.  Handb.  IQ,  267. 

j;)  Die  Besteuerung  des  aus  dem  Auslande  kommenden 
Einkommens  ist  im  Princip  steuerpflichtig  bei  allen  im  Inland 
wohnenden  In-  nnd  Ausländern,  wird  aber  thats'achlieh  sicher 
aneh  hier  nnr  unvollständig  und  ungleichmässig  erreicht,  am 
Wenigsten  Termnthlich  fttr  nicht  in  Enghind  zahlbares  Zinsein- 
kommen aus  fremden  Werthpapieren. 

Erlass  der  „Üoupoiisitäuer"  bez.  J^Uckersatz  des  Steuerabzugs  wird  deujemgon 
im  Ausland  irolinenden  Fremden  bei  Werthpapicr«^n  gewährt,  deren  Zinsen  und 

Diridcnden  in  Grossbritanuien  (Londou)  zahlbar  bind,  veno  dioäe  Persoiion  ein  sog. 
Affidavit  ('inreichen,  d.  h.  eidesstattlich  verj^icheru,  dass  die  t^oupons  n.  s.w. 
ilmeu  gehureo.  ä.  über  die  Formalitäten  dalur  Saliag's  Bönienpapiere,  1.  Ii.  r.  Sieg- 
fried, 4.  AuS.  BeiL  1884  &  85.   Ellis  p.  228. 

)  Eine  Hcsteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Briten 
ittr  ihr  im  Ausland  erworbenes,  bez.  aus  dem  Auslände 
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kommendes  Einkommen  findet  im  Allgemeinen  nieht  statt,  wohl 

aber  ausnahmsweise. 

So  haben  im  Aasland  lebende  Briten  nicht  das  Beckt,  das  eb«a  geoannte 
Affidavit  betreib  Steoererlass  in  dem  angcfrcbciirii  1  alle  einzareichen.  —  S.  Oeer  diese 
für  alle  R'-^ttMiernKc:  prinzipiell  wirliti^'c.  für  «lio  Einkomniensteuer  besonders  practiscli 
wichtige  und  schrierige  Casuibtik  der  Linkommouarten  nach  Herkunft,  Bezug.  Staats- 
angehörigkeit dei  BesSehezs  n.  s.  w.  Fin.  U,  §.  403  (t 

§.  114.  —  d.  Das  Einschatznngsverfahren  (die  „ Ein- 
st cii  er  u  u  g')  bildet  bei  jeder  dircctcn,  besonders  wieder  bei  jeder 
Eiiikouuncnsteuer  den  schliesslich  practisch  wichli^^sten,  aber  auch 
den  schwierigsten  Punct,  das  eigentliche  Kreuz  dieser  Stenern.  In 
der  Gestaltung  dieses  Verfahrens  liegt  zugleich  das  für  die  a  d  - 
ministrative  Seite  jeder  concreten  solchen  Steuer  Charaete- 
risttsche.  Für  die  britische  Einkommensteuer  gilt  dies  vollends. 
Diese  administrative  Seite  hängt  aber  Eugleieh  mit  allgemeineren 
Pancten  der  Verwaltnngsorganisation  und  des  Verwaltnngsreehts 
zusammen,  und  wiederum  in  eigentbttmlicher  und  ausgeprägtester 
Weise  in  England.  Dadurch  wird  vollends  eine  einfache  Darstellung 
der  massgebenden  Verhältnisse  erschwert,  eine  kurze,  wenn  Uber- 
haupt, 80  jedenfalls  nur  bedingt  möglich  gemacht.  Gleichwohl 
kann  nur  eine  solche  hier,  bei  der  noth wendigen  Bcscliriinkuug  auf 
dns  finanzwissenschaftlich  Wichtige,  in  Frage  koninien.  l'm  so 
mehr  ist  zu  betonen,  dass  das  britische  Einschätzungsverfahren  der 
Einkommensteuer  in  engem  Zusammenhang  mit  der  britischen  Ver- 
waltnngsorganisation,  mit  gewissen  Grundsätzen  und  Einrichtungen 
der  Selbstverwaltung  und  einzelne  Tbeile  jenes  Verfahrens  mit 
britischen  Grundsätzen  der  Verwaltungsjustiz  stehen  und  nur  in 
diesem,  hier  bloss  anzudeutendem  Zusammenhang  gentlgend  ver- 
stäudlich  werden,  an  sich  und  znm  Zweck  der  Vergleichung  mit 
dem  Einschätzungsverfahren  anderer  Länder,  z.  B.  Trcussens. 

Daher  der,  freilich  nach  dem  Gesagten  begreifliche  Maugel  der  meisten  Dar- 
«tellongen  solcher  Steuern  in  den  finau^wibsenscliaftlichcn  Werken,  selbst  in  grösseren 
nnd  in  Mono>rraphicn,  z.  B.  hei  Koscher,  Fin.  §.74.  Note  2.  Auch  Dowcll  giebt 
nur  wenige  Andeutungen«  Um  so  wcrthvolier  die  umfassende  und  klare,  im  Folgenden 
fielüicli  benatzte  Danttellong  V ecke's,  S.  597 — 626,  die  knappe,  ihre  Er(^zQng'  in 
anderen  Abschnitten  seiner  grossen  bezOglichcn  Werke  findende  Gn eist's,  ent:I.  Vor* 
waltunsrNreclit,  .3.  Aufl.  II,  6-^2  II-,  woratif  jr*'rade  hier  zur  Ergänzung  besonders  hin- 
zuweisen ist.  Gueist  berücksichtigt  nur  auch  in  seiner  ueueaten  Daratellunr  noch  zu 
wenig,  da.s8  die  Elnsteoerangen  decli  tbatsftchlich  (kberwiegend  in  der  Haod  Ton 
Stcuerbeamten  liegen  und  der  Comm  is^i  on  sa  pparat  des  Self^o  vc  r  n  men  ts 
violfacli  nur  noch  äus>crhche  Zuthat  ist,  wenn  (l<  rs<;lbe  auch  die  formell  entschcideude 
Instanz  bildet  S.  sonst  z.  Ii.  Ellis  ch.  III,  p.  110—202  Uber  assessment  und  col- 
lertton.  £inzobea  vorde  aoch  o.  in  §.  112  bei  deo  einzelneo  AbtheilaDgen  schon 
enribut. 

Als  leitender  Grundsatz  des  britischen  Einscblitzungsverfahrena 
ist  wohl  das  Zusammenwirken  von  Steuerbehörden  bez. 
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Stenerbeamten  des  Staats,  als  Vertretern  des  fisealisclien 

Interesses,  mit   Comtni sslonen   und  Wahlbeamten  der 

Selbstregier nug  zu  Ije/eicUnen. 

Meistens  wird  nur  letzterer  Panct  als  cKanicteristi'<ch  hciroi^elioben  und  darin 
eine  Stiltia  der  Individualiuteressen  der  Genailen  j^efundeo.  Aber  der  erste  l'uiict 
ist  ebenso  wesentlich  und  mindestens  ebenso  nothw<'iulig.  wie  il.ns  l>ritisi  lie  (loset/  in 
den  den  Bebörden  und  Beamtou  dos  Staats  gegebenen  weitgehcudcu  Milvirkuugd-, 
OoBtrol-,  RerisfoBS-,  RemourtrationsbeAignisseD  aaeh  anerkenot  Die  thatsIcUiche 
EntwicUunif .  vor  Allem  hedinsjt  durch  das  Iicdürfni>.s  nach  fachmännischer 
Eriddiguug  der  Diugc,  bat  aber  sogar,  hier  wie  in  anderen  Fällou,  die  wirk- 
liehen  lAtscheidongen  mehr  dem  Selfgoreniment  and  seinen  Commissionen  und  Beamten 
eotiogen.  Ja.  aus  einem  tqieciellen  Grande  wird  von  v  ielen  priratcn  Cendten  die  Ein- 
ffteaemng  dnrch  oder  von  Staatsbeamten  derjenitren  durch  und  von  Localcomniissionen 
der  Mitbürger  vorgezogen:  um  die  Einkommenverhältnisse  mehr  den  Nachbarn  geheim 
zn  Balten.  Dieser  Genchtspanet  bat  selbst  la  efaier  bezOiirUoheii  Befogniss  der  Gen* 
siten  der  Shed.  D  (Handel-  und  Gewerbetreib,  nde  u.  s.  vr.)  geführt,  sich  dUTCh  Spe- 
ciaJcommissare  des  obersten  Steueramts  einschätzen  zu  lassen  (s.  u.^. 

Die  staatlichen  Behörden  und  Beamten  der  Einkommen' 
atenem  sind:  das  „Steneramt  für  inländisohe  Einkünfte" 
(board  of  the  commissioners  of  ininnd  revenne),  die  Steaer- 
inspeetoren  und  die  Steneranfseher  (sarreycrs). 

Jenee  Amt  ist  die  oberste  ContralbehOrde,  zu  vclcher  aasaer  der  £ia<- 
kommensteuer  noch  die  Land-,  Haussteuer,  die  directen  Aofwandssteuern.  Licenzen, 
Accise,  Stempel  ^inci.  Erbschaftssteuer)  ressortiren.  Eine  Abtbeiluug  dieser  Behörde 
fceglrt  ab  Speciale  cm  nies  ion  flir  die  Einkommensteoer  („spedid  commisaioners**). 

An  diese  geht  aach  das  Geschäft  der  Einschätzung  derjenigen  Ceiisitcn  der  Shed.  D 
über,  welche  von  dem  Rei  hte  (iebrauch  macli'-n.  sich  lieber  so  als  durch  ihre  Kreis- 
stcuerbehördo  einsteuera  zu  lassen.  Auf  jahrlichen  Kundreisen  wird  dann  diese  Ein- 
sehätzunic  besorgt. 

Die  aus  erfahrenen  ..Aufsehern"  j^ewählfen  Stciie  ri  nspectoren  (Anfangs  für 
ürossbntaunicu  lü,  später  m.  W.  vermehrt,  so  für  London)  haben  für  grössere  Diatricte, 
iloeBi  NaBen  entopreeheDd  die  obere  Aaftieht  ober  den  Yollzag  der  gesetslicben  Ein- 
Steuerumr.  sowohl  frcffi'iiiiber  den  „Aufsehern"  als  den  Einstcuerungsbehördeu  der 
Selbstverwaltung  und  hierbei  das  tiscalische  Interesse  wahrzunehmen,  zu  welchem 
Behuf  sie  den  Sitzungen  jener  Behörden  beiwolineDf  Bevi<<ionen  verlangen  dQrfen  a.  s.  w. 

Die  Steueraufsebor  (anfangs  IUI  obne  Irland)  haben  in  kleineren  Local- 
di>tri«"fen  <lie  Yertretung  des  tiscalischen  Interesses  lunl  sind  anrh  ..das  iiistruirende 
Mittelglied  zwischen  den  Steuerpflichtigen  und  den  Specialcommissaren  in  Fallen  der 
BeroAiBg,  EinsteneniDK  and  Befreiung*'  (Vocke  S.  598,  Dovell  III,  134).  Inspec- 
toren  und  Aofseher  ftugiren  ttbrigens  aacb  mit  fttr  andere  Stcoem  des  lulanddepar- 
tements. 

Die  Steuerbehörden  und  ikauiten  des  S e  1  b  st  v  er  wa  1 1  ii  n g  s - 
•SysteniH  sind  die  G  enera  I  ('(»m  missäre  der  Loial  -  Steuer- 
districte  (je  Ö — 10  Kirchspiele,  einzelne  Stildte),  die  zusätzlichen 
Com  missäre,  die  Seeretäre  fUr  beiderlei  Commissäre,  die 
localen  Steaereiosebätzer  (assessors)  nnd  die  iocaleo  8teaer- 
erbeber. 

Näheros  (bes.  uber  Anstellongs».  VeI•i>:ututllr^verh;t!fllissc  der  BeamUMi,  letzteres 
ein  auch  priocipiell  nicht  unvlcbtiger  Punct)  Vocke  S.  603,  (inoist,  Ver- 
waltangsrecbt  S.  A.  III,  G33.  ElJis  p.  117  ff.  (s.  bes.  im  Index  v.  EUis  snb  r. 
assessment,  asäe>5or>.  mit  der  DantellUBr  der  Veilialtniäse  bei  den  einzelnen  Shcdoln). 
Die  amtlichen  engUschon  Namen  Verden  von  deutechen  Autoren  verschieden  rcr- 
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deutscht    Gnelst  nennt  den  ««MseMoi**  Oendndeeinflcih&tzer,  Yocke  EinilsBflnr 

oder  Steaervcranlagcr.    „Clerk"  ist  der  allgemiMiie  Nainc  des  höheren  ünterpersöMlf, 
wie  der  SecretUre  u.  s.  w.,  aber  auch  der  „Schreiber",  wie  Vocke  liier  sagt. 

Die  (ic  neral  CO  in  m  issäre  sind  anfaii^ä  für  jeden  Diätrict  (Kreis,  Stadt)  von 
den  (Jumiuissurea  der  Laudäteuer  eroaont,  dano  durch  Cooptatiou  aus  Censitea  des 
Diätricts,  die  einem  Gensoe  fon  nindestens  200  Pf.  St.  Eiokommen  oder  5000  Pf.  St 
beweglichem  VorniÖgen  entsprechen  müssen,  ergänzt.  — 7  fUr  den  District,  nebst 
Ersatzmänacru.  lu  grossen  St&dten  trcteo  Vertreter  der  Uommuoe  und  auch  mitanter 
grosser  Geschäfte  (in  London  der  Bank  t.  Englaad  n.  a.  m.)  hinca.  Die  zailtz- 
liehen  Couimissäro  („Beigeordnete",  Yocke)»  mit  dem  halben  Census,  fuogirea 
fllr  Theile  des  l)i>tri«  ts.  Di  r  Secretär  ist  der  „geschäfti-  und  i(eseti:c5kundif,'c"  Hilfs- 
beamte der  Commisbäre  (Vocke,  S.  602).  Der  Steuoroinbchätzer  i^t  der  von 
den  Gommissiien  jfthrlloi,  meist  Air  ein  Kiiohspiel  nach  Anhörung  der  Kirehq^- 
rersammluDg  ernannte  Localbcamto  fUr  das  eigentliche  Einschitnugsgeschift.  Er 
ist  meist  zugleich  Steuer  er  heb  er. 

Die  Commissäre  steben  im  reinen  Ehrenanit->«li"nst,  sind  daher  ohne  VergütUDg, 
'die  Beamten  beziehen  bestimmte  kleine  Quoten  der  Stouerbummen  ah»  Tanti«^me,  sind 
demnach  an  höheren  Einschätzungen  interessirt  IHe  staatlichen  Steoeranfseher  hatten 
froher  neben  kleinen  Gehalten  anch  l^tiOmen,  sind  aber  jetzt  aasschlieeaÜch  aof 
erhöhte  Gehalte  gesetzt 

Die  Ausfuhr iiDg  der  Einsohätzung  liegt  nun  zunäehst 
in  den.Hftnden  des  localen  Stenereinsehfttzers,  der  das  ganze 
Qescbftft  fOr  die  Oommissilre  vorbereitet  und  diesen  seine  Vor- 
schläge fllr  jeden  Censiten  macht.  Es  besteht  dabei  der  Grnndsatz 

der  Melde-  und  der  Declarations-  oder  Fassionspflicht, 
jener  specicU  für  die  Hausbesitzer,  dieser  l'Ur  die  Censiten  nament- 
lich der  Abth.  A,  B,  D.    Unterbleibt  die  Fassion,  so  schlägt  der 
Einschätzer  selbständig  vor.    Schon  bei  der  Feststellung  des  Vor- 
schlags des  fiinsehätzers  kommt  eventnell  die  Mitwirkung  der 
„Aufseher"  vor.   Von  den  Commissären  gehen  die  Vorschläge  des 
Einsohätzers  an  die  Aufseher  oder  Inspectoren,  denen  alle 
Materialien  der  Emseh&tzer  und  Commissäre  offen  stehen,  und 
versehen  mit  ihren  Bemerkungen  und  eventuell  abweichenden 
Schätzungsvorscblägen  an  die  Commissäre  znrttek.  Diese  stellen 
nun  die  Schätzungen  eigenmächtig,  aber  natürlich  gewöhnlich  nach 
den  Vori<chlägen  der  Einschätzer  und  Aufseher  lest,  wobei  nament- 
lich letzterer  (oder  der  Inspector)  wieder  Gelegenheit  hat,  seineu 
•Standpunct  zu  vertreten.    Alsdann  erfolgt  die  Mittheilung  der 
Schätzungen  an  die  Censiten,  unter  Gewährung  einer  Berufungs- 
frist.  Die  Berufung  geht  an  die  Generalcommissärei  also  an 
dieselbe  Instanz,  welche  die  Festsetzung  vornahm,  doch  an  andere 
Blltglieder,  ausserdem,  Insbesondere  bei  Abth.  D  auch  an  die  Staat* 
liehen  Specialcommissäre. 

Einzelnes  ist  in  dorn  Festsotzungs-  wie  in  dem  Beruluiigästadium  auch  nach, 
den  Abthdinngen  des  Gesetzes  etwas  verschieden  nonnirt  Andi  der  Stenemnfteher 
hat  das  BemAingsrecht  nnd  Ist  als  Vertreter  des  fiscnüschen  Intcfesses  in  der  Be- 
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rnfuogsiastanz  zu  hören,  wodurch  aonOthigo  Sch&Uuog&herabsetzuogeu  erspart  werden. 
OenOgende  Gontnlnittd  sind  besooden  in  diMer  Insiaas  gegeben,  Mch  bei  Shed.  D. 

Wird  bei  dieser  die  Einscbätzunir  pricich  durch  die  staatlichen  Spe- 
cialcommissäre  statt  durch  die  Kreis  -  (ioneralconiuiissäre  verlanKt.  so  fallen  die 
sonstigen  Functionen  des  localen  £iuschätzei:>  hier  dem  btaailicheu  Aulächcr  zu.  Der 
erslere  pflegt  aber  diesem  ibm  iregen  der  dabei  ihm  entgehenden  Tintidmen  unlieb- 
ttmen  Verfahren,  dessen  Einzelheiten  ilim  wie  der  localen  romuiission  allerdiuüs  trc- 
beim  bleiben,  durch  Eingabe  von  Gutachten  über  die  Einäcliatzuiig  des  betruileudieii 
Censiten  an  die  Specialcommissäre  ein  Paroli  zu  bieten  (Vocke  8.  613,  EUis 
p.  1S6  ff  ).  Berufung  auch  hier  an  dieselbe  Inätanz,  abo  an  die  Spccialcommiasire, 
oder  daniaeh  und  auch  statt  dosiien  an  das  oberste  Steucramt  (Vocke  eb,\ 

Die  Einzelheiten  bei  den  Abtheilungcu  bei  Vocke  S.  605 — 615,  genauer  bei 
Ellis.  Ein  allgemeines  Coutrol mittel  (llbrigens  zum  Thcil  auch  vice  versa)  für  die 
Fntbioiien  der  Censiten.  bes.  in  A  und  B,  liefern  die  Einschätzungen  zu  den  Local- 
ateaeru  naeli  <!- ui  Priucip  der  Armensteuor  (poor  rate)  Ueber  das  weitläufige 
Verfahren  der  Ucfreiang,  Ermässigung,  Kcatituiion  bereits  erhobener  Steuern  Vocke 
S.  616  81,  Ellis  cb.  4;  Gneiat  a.  O.  niebt  detaillirt  genug  nnd  in  £iniaUieite& 
nicht  ^unz  correct.  Ueber  das  Strafsystem,  im  AUgemeinen  bebe  (Sebbrtnfen, 
Yocke  S.  612  ü'.,  Ellis,  Index  s.  ?.  penaltiee. 

In  dem  ganzen  StenereinschlUzQDgsverfahren  baben  so  der 
locale  Stenereinscbätzer  nnd  der  ataatliobe  Steoeraofseber  doob 
rechtlicb  und  mebr  noch  tbatattcblich  eine  sehr  maaasgebende 
StelluDg  nnd  factisch  wobl  meistens  die  Entscbeidung,  wenn  diese 
anch  den  Oeneraleommissftren  formell  zastebt.  Namentlieb  das 
fiscalisebe  Interesse  erscbdnt  so  besser  gewahrt,  als  z.  B.  in 
Preassen,  das  Interesse  gleicbmUbäi^er  Veranlagung  der  Censiten 
vermutblich  aber  cbenlalls. 

Vocke  S.  024  hobt  die  Stellung  jener  Beamten  auch  henor,  sielit  jeilöch  darin 
etwas,  was  vom  theoretischen  Standuuncte  bedenklich  gefunden  werden  konnte,  was 
er  aber  nach  britiscber  Praxis  recbtfertigt  Man  kann  es,  gerade  gegenüber  prenasi- 
sehen  Erfahrungen ,  welil  ungemeiner  rcchtferti<rcn.  Die  , .Selbstverwaltung"  verdient 
gerade  auf  diesem  üebiete  nur  bedingt  die  ihr  oft  gewordene  Anerkennung.  Das 
ricbtige  fiscaliscbe  Interesse  gebt  aucb  dem  Indirldvalinteresfle  ? nr 
und  ist  zugleich  das  Interesse  gleichm ä9äig:er  Steuerrertheiluog.  Unabh&nglgo 
Staatsbeamte  bieten  ulters  in  beiderlei  Hinsicht  für  die  Einschätzungen  mehr  Garantie 
als  „bürgerliche  Local«  ommissionen"  und  möchten  tur  unsere  Lander  den  Vorzug  vor 
dieaen  v^dlenen,  da  die  Garantieen  l&r  die  gesetzliche  Wabmng  der  Indii^daal£iter- 
eaeo  gegenaber  solchen  Staatsbeamten  dcb  jetzt  bei  uns  genligend  einiiditen  lassen. 

Die  Erbebnng  der  Steaer  wird  dnrob  den  britiseben  Grand- 
satz,  die  Einkommenstener  als  eine  an  die  Eiokommenquellen  ^^c 

legte  Ertragsstener  einzuricbten ,  beeinflusst,  indem  PScbter, 
Mietber,  Scbuldner  u.  s.  \v.  zahlungspflicbtig  für  ihre  Gläubiger  u.  s.  w. 
sind,  diesen  aber  die  Steuerqnote  an  Rente  und  Zins  abziebcn 
können.  Entgegengesetzte  Verträge  sind  ungiltig,  der  den  Abzug 
weigernde  Grundberr  und  Gläubiger  ist  strai'fällig. 

Der  Steuertermin  war  früher  vierteljährig,  mit  4%  Rabatt 
bei  Voraasbezablnng  mehrerer  Termine,  seit  1870  aber  ein- 
j  il  b  r  i  g  (im  Janaar).    Die  Erbebangsart  ist  A  b  b  o  1  a  n  g  nnd  Z  u- 
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8  e  n  d  u  u  g.  SteaerrUckstände  sind  durch  gerichtliche  Klage  bei- 
zutreiben. 

§.  115.  —  e.  Steuerfnss.  Der  im  Princip  bewegliche, 
daher  gesetzlich  immer  nnr  aaf  bestimmte  Zeiträume ,  neuerdings 
regelmässig  nor  auf  ein  Jahr  festgestellte  Steaerfoss  der  britischen 
Einkommensteoer  —  llblicher  Weise  in  der  Form  von  so  nnd  so 
viel  Pence  Sterling  vom  Pfhnd  Sterling  (1  p.  »  0.4166... '/o)  — 
ist  einer  der  bezeichnendsten  Pnncte  dieser  Stener  und  anch  einer 
der  linauzpolitisch  zwcckmiissigsten  (§.  107  S.  230).  Die  practische 
AnweiHlun^  dieses  Gnindsatzes  der  Bewegliclikeit  des  Steuerlusses, 
nanientlieli  in  der  Kicbtung  der  Erböbung  bei  steigendem  Staats- 
bedarf, wird  allerdings,  wenn  nicht  bedingt,  so  erleichtert  durch 
den  Umstand,  dass  der  Staat  allein  diese  Steuer  erhebt.  Dieselbe 
wird  nicht,  wie  meist  in  Deutschland  (Preussen !)  durch  Zuschläge 
oder  analoge  Stenern  der  Gemeinde  nnd  Verbände  belastet,  was 
bei  nns  anch  seihst  vorttbergehende  stärkere  Erhöhungen  (Ur  die 
Staatsstener  sehr  erschwert. 

Kar  auf  diese  Weise  sind  die  kleioeren  Schwankungen  des  Gleichgewichts  im 
StaatshatiNlialtr  ohne  Sti'ining  fiir  die  StaatdrcriraUunfi;  und  fur  den  Finanzbedarf,  da- 
her ohne  die  Nutliwcn  lii^keit,  j^cbotene  Ausgaben  einzuschränken,  wie  anderseits  ohne 
stetes  Schuldenuiacheu  au.szagloichea.  Wenn  auch  in  Eiiglaud  mit  dem  politischen 
System  des  Parlamentftiisfflns  zasammenhängeud,  ist  eine  solche  Bereglichkeft  des 
Steocrfasscs  doch  darchaos  nicht  die  Folge  eines  bestimmten  politischeo  Systems  oder 
i^r  einer  bestimmten  Verfa'^-tiiiirsform .  sondern  i>oIitisch  unbedenklich  und  fiuanzpoli- 
tiüch  nur  passend  auch  mit  dou  i  inaiizeinrichtungcii  audcrer  als  der  britischen  Ver- 
üasang  rocht  wohl  za  rerbinden.  Hier  liegt  ein  wiiUicli  naohahmenswerther 
Ponct  vor. 

In  ricr  systfumtiscben  Behandlung:  der  Kinkommensteuer  im  späteren  ^.  Bucho 
dieses  Werks  und  schon  vorher  im  Abschnitt  Uber  Preasscn,  wo  dicso  Beweg- 
Hchkeit  des  Steaerfbsses  fehlt,  und  ?ielfacb,  aber  mit  Unrecht  ab  mit  an  sieb  rich- 
tigen politischen  Maximen  im  Widerspruch  stehend  gilt,  wird  darauf  ZHruck/ukommon 
sein.  S.  atich  Wagner«  Abb.  directe  Stenern  im  Schfinbcrg'scbon  Haudb.  2.  A.  III« 
S.  313,  §.  lOS. 

Zuerst  wurde  die  Einkommensteuer  von  1S42  durch  Peel  auf  3  Jahr  verlangt 
und  erreicht,  ISIö  und  1S4S  wieder  auf  3  Jahr,  1S51  auf  1  Jahr,  seitdem  überhaupt 
jährlich  bewilligt,  mit  der  Kechtsfolge ,  dass  ohne  sohhe  RowiIli«:ung  die  ganz<r  Ein- 
l(ommensteuergesct2gubung  ausser  Kraft  tritt  (Ellis  p.  2)*,  was  aber  keine  noth- 
wendige  Folge  der  Beweglichkeit  des  Stanmfiuses  ist  Erst  seitdem  ist  diese  Be- 
we^icbveit  immer  mehr  practisch  geworden*  obne  dass  indessen,  wenn  es  nicht 
passend  crsehien.  der  Fuss  jährlicli  ein  anderer  wurde.  Das  parlamentarische  System 
hat  nur  etwa  den  Nachtheil  gehabt,  dass  in  günstiger  Finanzlage  der  Wetteifer  der 
Parteien  und  ihrer  am  Roder  befindlichen  Staatsmänner  st&ricers  Vermindemngoo  des 
Steuerfusses  veranhissen .  als  namentlich  mit  Rücksicht  auf  Schuldentilgung  gerade  in 
sohhen  P<'ri'"len  erwünscht  gewesen  wäre  Selbst  die  wiederholten  Anläufe  in  früherer 
Zeit  zur  Aufhebung  der  naturlich  immer  noch  vielfach  unpopulären  Steuer  (Glad- 
stone)  sind  dem  parlamentarischen  System  xor  Last  zu  legen. 

Der  normale  Steuerfuss  fur  das  voll  hesteoerte  Einkommen,  abgesehen  abo  ron 
den  oben  S.  215  schon  erwähnten  KrmässigQDgsn  für  kleines  Einkommsa,  war  seit 

lb4i  in  dun  mit  ü.  April  endenden  Jahren: 
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d  p.  Pf. 

oder 

d 

p.  rl. 

oder 

d  p.  irl. 

oder 

Sc 

7a 

St. 

ot. 

Ol 

1949^54 

7 

2.9166.*.. 

1865 

6 

2.5 

« Anw  «vo 

1877 — 78 

9 

1.25 

M  A  W 

1955 

14 

.I.SS.Hri.... 

i8t)(> — 67 

4 

1.6666.... 

1879—80 

2.0833.... 

1856—57 

IG 

1868 

5 

2.083a.... 

1881 

6 

2.5 

185S 

7 

2.9166.... 

1869 

6 

2.5 

1882 

5 

A  AAAA 

2.0838 .... 

1S59 

5 

2.0838.. . 

1*^70 

5 

2.0S33.... 

6V, 

2.:o^.H.... 

1860 

9 

:\  7:> 

1871 

4 

1.6666.... 

18»j4 

5 

2.0»33 

1%61 

iu 

4.10Ü6.... 

1872 

ü 

25 

1885 

6 

2.5 

1862—63 

9 

8.75 

1873 

4 

1.6666.M. 

1880 

8 

3.3338  m— 

1964 

7 

2.9166.... 

1S74 

1S7')— 7<i 

3 
2 

1.25 

o.h3:{ri.... 

Die  Iluhe  des  jedesmaligen  Stcuerfusscs  spiegelt  die  Finanzlage  und  weiter  die 
wirtlischafilicbe  und  politische  Lage  elDigcrmaassen  ab.  Bemerkenswerth  ist.  dass  nur 
im  ErimiDkiieg  und  IS6ü— 63  und  jüngst  wioderder  Sat2  von  6--7  oder  2  5— 2.ül7<'/o 
uVicrstieeen  worden  i^t:  also  normal«  Quote  niodriger  als  bei  der  pieomiaclieD  claMi- 
äciiten  ELokommeustuacr. 


Die  britische  Einkommenstener  nimmt  so  die  Ergänznngs- 
fnnctioD  im  Einnahme-  und  namentlich  im  Steaeraystem  ein, 
welche  der  Staatshaushalt  bedarf  nnd  welche  sie  —  oder  eine  mit 
ihr  Yorbnndene,  eventnell  auch  eine  an  ihre  Stelle  tretende  Ver- 
mögensatener  —  allein  ordentlich  ausfüllen  kann.  Denn  nnr  sie 
lässt  sich  so  im  Foss  yerändern  ohne  durchschlagende  Bedenken, 
wie  sie  bei  blossen  Ertragssteuem  in  solchem  Fall  vorliegen ,  nnd 
mit  unmittelbar  sicherem,  bezwecktem  Erfolg,  wie  er  bei  indirecten 
Verbrauchs-  und  Verkelirssteuern  im  Falle  vou  Steuererhöbungen 
nicbt  verbürgt  werden  kann. 

§.  116.  —  f.  Das  wirkliche  finanzielle  Ergebniss  der 
Einkommensteuer  hängt  nasser  von  der  Höhe  des  Stenerfnsses  von 
der  Grosse  der  britischen  Einkommen  nnd  von  dem  Erfolg  des 
Einsehätznngsterfahrens  ab.  Die  nngeheuere  Steigerung  des  Ein- 
kommens, verbunden  mit  der,  freilieh  doch  in  dieser  Hinsicht  nur 
in  zweiter  Linie  mitwirkenden  Verbesserung  der  Einsehätzung,  hat 
es  zu  Wege  gebracht,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  seit  1842 
and  seit  1)554  (Aasdebnung  auf  Irland),  trotz  der  grösseren  Steuer- 
befreiungen und  Ermässigungen,  ungemein  gewachsen  ist.  Der 
„Pence  vom  l'iUDd"  (d  p.  L.)»  ein  beliebter  statistischer  MnassHtab 
der  Wi»hlstandsent\vickliing,  ist  von  1842 — l.ssö  in  Gro-sl»ritaiinicn 
fohne  Irland)  von  c.  i>01.(>(X)  aut'  c.  I.JIUO.OOO  Pf.  öt.  blcuerertrag, 
aUo  auf  weit  mehr  als  das  Doppelte  gewachsen. 

Letztere  Zalilen  nach  dem  Steuercrtra!,'  Ifpohnet.  Eine  BerochnUDg  nach  den 
noi  h  ni'  hf  tlur<  h  die  Abzüge  veriniiiif'  rti  n,  statt  «ai  h  den  wirklich  besteuerten  Ein» 
5chützuns:eii  ersieht  auf  iloii  »1  ls4:i  l.Ulti.üUO.  l^vr,  2  177.000  Pf  St.  Der  Stcuer- 
ertrag  war  in  d<jn  eisten  10  Jahren  xviaeben  5.5  und  5.<J  Mill  Pf.  St  Im  Klimm- 
krieg  stieg  or  auf  1(1.5 — 16  0,  seitdem  war  er  in  niiiiixno  l)ei  2  d  Fuss  c.  4  Mill.,  bei 
den  höheren  Stufen  der  Icuteu  Jahre  roh  1^>M— S>6:  10  65,  9.95,  11.9,  10,72,  12.0, 
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IS.ir»  Mill.  Pf.  (Stat.  abstr.  1871 — So  p.  9),  d.h.  bei  den  niedrigsten  Sätzen  6 — 7  7o» 
bei  den  höheren  neuesten  16 — 20®/o  des  Steaereinkommcos  Urossbritanniens  und 
Iiluds. 

Dio  Ergebnisse  der  Einscliützting  bieten  im  Ganzen  und  in  den  einzelnen  Shedaln 
nnd  (leren  weiteren  ünterabtheilunoren  sehr  interessante  Einbliciie  in  die  Entwickltini:: 
des  Volkseinkommens  and  in  dessen  Verthcilung  auf  die  grossen  Erwerbsclassen ,  so- 
wie In  die  YerAnderaDgeii  dieser  VoTtheUaD^.  Aber  das  z  bleibt  eben,  wie  weit  die 
Vcrändemngcn  T^  i  rk  1  i  cho ,  wie  weit  sio  nur  Ereebnissc  anderer  Einschätzung 
waren.  Einen  nicht  uiuTlieblichen  Thcil  der  Ztmahuie  wird  man  wohl  sicher  auf 
letzteren  Umstand  rechnen  mUssen.  Die  Saciie  liegt  ähnlich,  nur  dem  Grade  nach 
noch  schärfer  wlo  bei  den  ZunahmezahleD  der  BerÖlkemng  nach  nnseren  Zählungen, 
wo  auch  ein  Theil  wolil  —  besonders  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19,  Jahrhun- 
dorts —  anf  das  verbesserte  Zählvcrfabren  zu  setzen  ist  Einzelne  frappante  Zahlen, 
s.  B.  bei  den  Hftasem,  liOnnten  besonders  anf  rerbesMite  Einschätzang  deuten,  wenn 
auch  die  stetige  ziemlich  glelchmftssige  Zonidime  das  wieder  xweifeUiaR  macht. 

Bei  der  Yerglcichung  ist  zu  berücksichtigen,  dnss  die  wicliti-j^e  üntcrabtheilung 
„Eisenbahnen,  Paniile.  Steinbruche.  Beri^-,  Eisenwerke',  Gaswerke,  Fischerei,  und  Ter-  ' 
schicdenc  andere  Gewinne"  seit  IbÜ"!  aus  Slicd.  A  in  Shcd.  D  gesetzt  ist.  In  den 
folgenden  Summen  zahlen  der  Shcduln  sind  diese  Posten  andi  spiter  noch  bei 
Sh.  A  eingesetzt.  (Die  Zahlen  für  1S48  und  1854  aus  Vocke  S.  590,  Dowell  III, 
375,  die  späteren  aus  den  Stat.  abstr.  Nr.  23  und  33,  grösseres  Detail  in  den  Kep. 
ef  ini  rorenue,  so  im  29sten,  lb86,  p.  34  ff.)  Die  Zahlen  in  Mill  Pf.  St  mit 
2  Dedmalen. 

A.  B.  C.  D.  E.  Summa 

(Orandcig.)      (Pacht)        (Zinsen       (Gewerbe)  (Gehalte) 

U.S.  w.) 

Gr.Brit.      Irl.   Gr.Brit.  Irl.  Gr.Brit.  Irl.  Gr.Brit  Irl.  Or.Brit  Irl.  Gr.Brit  W. 

1843       95.2S        —    46.77    —    27.91   —  71.33       —     9.72  —  251.01  — 

1854      111.22      11.77  47.84  2.70  26.67  78.40  4.62  13.58  0.S6  286.92  21.4 

ISOr.       151.71  53  2S  2.9r,     .H3.'07         129.50      5.93     23.75       387.S9  25.2 

1872  ca.  175».0  ca.  14.5  56.24  2.96  38.65  ca.  156  S  ca.  6  5  27.77  439.42  26.0 
1885  „  210.1     ..  15.9    55.25  (9.9K)     41.01      .,  222  s    ,.  VJ       3S.32       .594  55  (.^6.9 

Um  die  Ausscheidung  der  oben  genannten  Daten  für  Eisenbahnen  u.  s.  w.  aus 
Shcd.  D  und  deren  üebcrtragung  auf  Shed.  A  für  1S72  and  l^'SS  romehmen  zu 
können,  mussten  bei  einer  Ausscheidung  Iriands  ans  den  nur  für  den  ganzen  Staat 
für  einige  Posten  vorliegenden  Daten  Schit/un-jcn  erfolgen,  weshalb  die  Zahlen  hier 
mit  „circa"  bezeichnet  sind.  Bei  Irland  sind  früher  in  Shed.  ß  dio  bcäteuerteu 
Pachtgewinno,  seit  1874  die  Tollen,  ron  denen  aber  nur  Va  steuerpflichtig.  augegebeD. 
Dio  Ziflcr  Ton  9.9S  fftr  1885  redacirt  sich  also  anf  ca.  3.33  Mill.  Pf.  im  Voigleich 
mit  früher. 

Das  verschiedene  NVachsthum  der  Zahlen  der  eiuz.  Inen  Sheduln  weist  gewiss 
auf  Vcrschiedcnhci tcn  in  der  wirklichen  Zunahme,  aber  doch  auch  wieder 
auf  ungleiohm&ssigc  Veränderungen  des  EinschätzoogSTerfahrens  hin.  Für  mancho 
Schlf)  ?  nin<^  inan  aber  die  Zahlen  noch  weiter  zeriegen.  So  war  der  «ngeschitzte 
Einkommenbetrag 

1860       1866       1872  1SS5 
(bez.  1862) 

Bei  A. 

Und  England   42.94       46.42       4^.96  47.59 

Schottland   6.28        6.85        7.33  7.40 

Hioser  England  49.7S      60.81      76.48  112.79 

Schottland   4.98        5.95        7.53  12.29 

Bei  D  (hier  auch  vor  1S6T). 

Bergwerke  Ensiland  JI.66        4.51         5.71  6.61 

S.  hottland  .    .    .    #   .     0.36         O.l!»         0.60  0.98 

Eisenwerke  Kn-Iaml  1.31        2.65  1.92 

Schottland     ....     0.3^        0.50        0.49  0.34 
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1660  1^6 

1872 

18S5 

1  .P.  i  V 

ol.r  i 

1  Uli               i  41% 

2.of 

ftU  6.55 

7.06 

14.85 

(in  1S60) 

01.92  115.60 

13.97  12.90 

95.44  134.44 

if>:<.25 

230.72 

Eia«nbahii.  England    .   .  •  . 

Schottland     .    .  . 

Diverse  andere  Geschäfte  irn  ganzen 
KOaigralch 

Handel,  Gewerbe,  pcnOnUciie  Be- 
rufe 

Sonstiges,  England  

M       Schottland  .... 
„       Vereinigtes  Königreich 

Die  j'^weilisre  wirtliichaftlirlie  Lage  ist  an  mehreren  flicscr  Zahlen  put  zn  ver- 
folgen, namentiick  wenn  dabei  noch  weiter  nach  einzelnen  Jahren  unterschieden  wird. 
Die  Land  eitrige  (und  die  damit  genan  abeieiBstiDmenden  PachtgevinDe  in  Shed.  B) 
sind  seit  lange  wcniir  gestiegen,  Dcuerdinc:s  gesonlccn  ;  in  England  1S77 — 81  .51.8 — 51.6, 
seitdem  stetig  herab  aof  47.59  in  18b5,  d.  h.  auf  die  Höhe  von  1S67,  ähnlich  in 
Schottland  (Max.  1890  7.77),  trSbrend  die  iriändischen  Daten  merkwürdiger  Welse 
aach  jetzt  noch  stabil  sind  (ISSO  9.981,  fast  ebenso  in  den  folgenden,  1SS5  9.983), 
w.is  «iorh  wohl  wiederom  die  Ungleirhmässigkeit  und  Unzuvcrlässigkeit  des  Ein- 
hchatzuDgsverfahrens  zeigt.  Ucbcr  die  Einschätzung  der  Landertrüge  seit  lb45 
».  auch  Ballet  1886  II,  524,  mit  giaph.  Danteltang.  Die  angehenre  Vermehrung 
des  Hau scigenth  u  m  s  erklärt  sich  ans  der  wachsenden  städtischen  Volksanhüufunt,' 
and  den  üeubauten.  «loch,  wie  bemerkt,  auch  nicht  wohl  allein),  aber  sie  erfolgt 
iBBerhin  nleht  sprungweise.  Shed.  G  ist  weniger  gewachsen,  als  man  erwarten 
■öehte.  In  der  sonst  an  sich  und  fdr  die  Steuerfragen  interessantesten  Shed.  D 
leigcn  einige  Berg-  and  Eisenwerke  begreiflich  starke  Schwankungen,  die  bei  der 
Yerglcichung  der  einzelnen  Jahre  noch  mehr  hervortreten,  obwohl  hier  mehrjährige 
Durchs  rhnitto  der  Einschätzung  zu  Grunde  liegen  (z.B.  in  England  stieg  der  Er- 
trag der  Bergwerke  von  5.71  in  ls72  auf  9.25,  12.^)»^,  1!. 22  (Max.  Is7t5>.  12.72, 
11.62  MiJl.  Pf.  in  1873—78;  seitdem  sank  er  mit  Schwaukungun  meist,  ähuücli  in 
Schottland,  desgl.  in  beiden  Lindem  bei  Eisenwafcen).  Ims  Prindp  der  Ein- 
schätzung nach  Durchschnitten  ftihrt  so  in  den  mageren  Jahren  zn 
schwpren  Belastnniren.  freilich  in  fettni  Jahr(*n  eventuell  zu  niedrigerer  He- 
steueruniT.  Die  meisten  anderen  Rubriken  der  Shed.  D  entwickeln  sich  glcichnuissiger 
und  stetig  sr>>igend.  Doch  haben  hier  VerSadernngen  der  Kubrieirung  stattgefunden, 
die  die  Vi-rgleichnng  stören.  Die  ..diver^fcii  anderen  (iescliiifte"  umfassen  raniile 
l^seit  1876  incl.  iuläud.  Scliittlahrt,  Docks  und  anderes  dergleichen),  üaä werke,  Stcio- 
biftehe,  Fischereien.  Sab-  nnd  Älann werke,  Wasserweilte,  Markt-,  WegezöUe  rer^ 
scbiedener  Art.  Die  grossartige  Zunahme  des  Haupteinkommens  der  Abtb.  D,  aos 
Gewerben,  Handel,  d(;n  son^titren  Berufen  im  Allgemeinen  und  den  Übrigen  in 
Shed.  D  stehenden  Erträgen  selbst  in  der  längere  Z'  it  recht  ungunstigen  Periode 
1S71 — 85  (wo  tlbrigens  von  1^75— S2  ein  Stillstand  und  gelegentUch  ein  Sodwiag 
eintrat)  ist  wohl  auch  in  erheblichem  Maasse  nüt  auf  Verbesserung  der  Ein- 
ich ätzungen  zu  ruck/u  1 uhren. 

Die  Veranla gungs-  und  Erhebungskosten  der  Ein- 
kommensteuer lassen  sich  bei  der  Function  der  »Staatsbehörden 
und  Beamten  mit  für  die  anderen  Einkünfte  des  ,,in]änd.  Departe- 
ments'^  nicht  ganz  genau  bestimmen,  sind  aber  mässig,  wohl  nnr 
wenig  Uber 

Die  gesammtcn  Kostrni  dieser  Einkünfte  (ausser  der  Einkommensteuer,  die  Ac- 
cise,  Stcmp-d,  Erbschaftssteuer.  Taxen"!  betrujren  im  Dtirrlischnitt  von  1^<'2— ^  "iVo» 
was  annähernd  auch  für  die  Einkorn menätencr  zutrclleu  möchte.  Eine  speciellc  Be- 
rechanng  fbr  sie  (bei  Yoeke  S.  602)  ergiebt  BM%.  Die  Kosten  in  Form  ron  Be- 
amten-Tantiemen schwanken  mit  dem  St-  ur^rfuss,  die  Be.soMtinjj^  und  fixen  Kosten 
stellen  sich  natürlich  bei  höherem  Fuss  günstiger.  Berücksichtigt  man  das  complicirtu 
nnd  kostspielige  Rechnnngs-  nnd  Kestitntionsrerfahren  bei  den  Steuerfreiheiten  und 
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SteuereruaSäigungcQ,  so  erscheinen  jene  Kosten  nicht  eben  hoch.  OegeoAber  Deatsch- 
l&ud  fallen  ireili«  h  die  iiöhcrcn  £inzehiteaer~Siimiaen  und  der  jetst  nur  ciDinalife  £r> 
hebongstcriuiii  gunäti^  itia  Gewicht  •  • 

«   •    •  • 

2.  Die  Landstener. 

§.  117.  Diese  ( ausschliej^slich  giosbritanniscbe)  Steuer 
(Und  tax)  ist  durch  die  BeseitiguDg  der.kieiueu  Beträge,  welche 
davon  noch  auf  bewegliches  Vermögen  und  auf  Aemter  fielen 
(lbdd|  bez.  1876),  fUr  den  nicht  abgelösten  Rest  eine  ganz  einer 
Reallast  gleichende  dauernde  onverftnderlicbe  oder  „stabile''  Grand- 
Steuer  geworden. 

Das  Erforderliche  hierüber  iit  schon  üben  in  §.  82  darjiclegt  worden.  Ertrag 
in  l^)Sl/s5  1,068.*«». N  Ff.  St.  i  Ret  hnnngsabschluss,  was  etwas  mehr  als  der  für  1^S'/S4 
auf  l,0t>U,j24  Pf.  angegebene  Keatbetrag  wäre).  Wo  sie  noch  besteht,  wird  ihr  Betrag 
bei  der  EUtsdiitznng  des  Einkommens  in  Abtfa.  A  der  Einkommensiener  for  die  be- 
tre£fenden  GrandstOcko  abgezogen.  Die  Ablosun!^  ist  noch  ferner  gestattet,  erfolgt 
aber  nur  in  sehr  kleinrm  M.'\asj>c.  ca.  3— lOüO  l'f.  St.  jährlich  (nicht,  wie  Gneist. 
Yerw.r.  3.  Auti.  II,  021  äugt,  nur  ÖUO — 1000  Pf.),  was  mit  au  dem  huheu  Preise 
der  Ablösung  liegen  mag,  der  sich  nach  neuen  Bestimmungen  ?on  1858  mit  Back- 
sicht auf  den  Ours  der  Consols  anf  das  29 fache  stellt.  Abgelöst  wurde  1 ' 'ts  und 
1799  435,Sij5  Pf.  St.  Steuer,  1^00— 1<63  .'Mh.oUy  Pf.  St.,  1S04- S5  72,0S5  Pf.  St., 
füt  nur  in  England,  nur  wenige  Pf.  in  Schottland.  Nach  d.  2b.  Bep.  an  iul.  rcvenoe, 
in  Bull,  de  Stat.  IHbC,.  I.  i;  ,  <iS.  Natürlich,  dass  die  alten  Eins^itznngen  änsseist 
ungleich  geworden  sind.  Literatur  auch  fUr  die  jetzige  Landstoller  schon  oben  8. 184. 
Details  in  den  liep.  on  inl.  rcv. 

8,  Die  liansstener. 

117^.  DieHaussteaerin  ihren  beiden  älteren  Formen»  als 
classiticirte  Fenstcrstener  und  als  Ertrags-  oder  richtiger 
Wohnnngs-  und  Miethsteuer  hat  unter  dem  Wechsel  der  An- 
siebten  Uber  den  steuerpolitiscben  Werth  dieser  beiden  Steuerformen 
seit  1815  eigenthamticbe  Wandlungen  darcbgemacbt,  ans  denen 
schliesslich  seit  1851  eine  einzige  reformirte  Wohn ungs Steuer 
hervorgegangen  ist  (14  u.  15  Vict.  c.  36),  welche,  wie  die  früheren, 
aber  nur  für  Grossbritannien,  nicht  liir  Irhuul  gilt. 

Die  hohen  Sätze  der  Kriegszeit  wurden  durch  Herabsetzung  und  durch  Gewähr- 
ung Ton  Steneifreiheiten  fut  bestimmte  Arten  von  Gebinden  wen^ier  drQckend  ge- 
macht Bei  den  Reformen  der  1)30 er  Jahre  er^oI^te  die  Anfhebung  der  Wohnungs- 

Steuer  unter  Verbleiben  der  Fenstcrstener,  in  der  Meinung,  dass  letztere  mehr  di»* 
wohlhabenderen  Ciasäcn,  auch  des  ländlichen  ürundbesitzes  trelie  ( 1^.(4.  4.  Will,  c  19). 
Dabei  worde  die  Penstersteoer  zugleich  für  Landbinser  anf  kleineren  Landf^Qtem  mit 
einer  Rente  von  unti  r  '200  Pf  St.  aufgehoben.  Gerade  diese  Steuerform  blieb  jedoch 
schon  wegen  der  mit  »iir  verbundi  neu  Visitationen  unpopulär,  hatte  nachweii^bar  auch 
in  England  Nachtheile  sanitärer  und  sonstiger  Art  wegen  ilire^  Einllussos  auf  die 
Bauart  im  deftdge,  führte  zn  maMclierlei  Streitfragen  in  Betreff  des  Begriffii  „Fenster** 
bei  der  Veraniaguiiir  und  wurde  .><  Iilii^s-^lich  ]^:<]  rmfircbobfii ,  dafiir  aber  an  ihrer 
Steile  die  verbesserte  Wohuungssteuer  wieder  eingeführt.  Die  t'enstersteucr  ergab 
IM  5  ca.  2  Mill.,  zuletzt  1S5U  1.71  MilL  Pf.  8t,  die  Wohnuogssteuer  1*^.84  ca. 
1.2  Mill.  Pf.  St.  S.  oben  §.  12,  S.  184  Uber  die  frühere  Häuserbesteuemng.  Dowell 
lU,  m  ff.,  2U1  (hier  Ober  den  Streit  über  den  Begriff  »Fenster 210  ff.,  213  ff.. 
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bflt.  Ober  die  «inselnen  Phasen,  gewährten  Exemtionen  a.  dgl.   Vocke,  S.  464  ff*., 

Gneis t,  Vervraltanf^rcclit  ."{-  A.  II,  ö37.  Näheres,  auch  Statistik  in  den  Rep.  of  inl. 
rcr.  Aubzu^e  aoö  dem  2^ätcu  im  franzöä.  fiu.  mia.  Bulletin,  lbS6  I,  59,  G4  Ü'.  £ili8, 
guUle  10  the  hovse  tax  acta,  1886. 

Die  Jetzige  „Steuer  von  bewohnten  Häusern*'  (inbabited 
lionses  tax)  ist,  wie  die  beitlen  trüberen  Hänsersteuern,  regelmässig 
vom  IJewobner,  bez.  Miether  zu  zahlen,  also  eine  tlirecte  Nutzungs- 
oder Anfwandsteuer ,  doch  bei  getheilt  verniietbeten  Häusern  zu- 
nächst vom  EigenthUmcr  zu  entrichten.  Sie  hat  daher  und  wegen 
der  etwaigen  Ueberwälzungsverhältnuse  doch  den  gemUcbten  Cha- 
racter  einer  Ertrags-Gebäadcstener  nnd  einer  Wohnungssteaer.  Die 
sonstigen  wichtigsten  Grundsätse  sind:  Steuerfreiheit  fUr  alle  Wohn- 
hänser  unter  20  Pf.  St  Jahresertragy  fttr  leerstehende  Häuser  wäh- 
rend des  Unbewobntseins,  Steaerfnss  der  eigentlichen  Wohnhäuser 
9d.  vom  Pf.  St  (3.75%),  von  Wohnhäusern ,  welehe  zngleieh  mit 
fUr  gewerbliche  Zwecke  versohiedener  Art  (Handel,  Läden,  Gewerbe-, 
Gastwirthschafts-,  Schank-,  Pachthetrieb  n.  s.  w.)  dienen,  6  d.  vom 
Pf.  St  (2.50®/o)  vom  geschätsten  Ertrag. 

Fni  sind  ausserdem  Uospitiüer,  Axmeaschaiea  und  verschiüdcae  Aholiche  Arten, 
dtan  die  Hlnser  der  kOn.  i^iiniHe,  aiicb  grOaeei»  ArbeiterlilDser,  mit  darin  getrennt 

gdialtoncn  Wulinuo^co ,  wctm  wirklich  von  der  arbeitenden  Classo  bewohnt  und  falls 
die  einzelne  Wohnung  unter  JO  l'f.  St.  Jültresmicthwcrth.  Zuhelii^r  za  den  Häusera 
(Gärten  bis  /.u  1  Acre,  Stulle  u.  dgl),  wird  mit  im  Ertragäwerth  veranschlagt.  Die 
Kateforiecn  ih-s  nirilriger  l)estoaertcn  gearerbliclien  Wolingebfiado  sind  gcitati  t>e- 
zcichnct.  An  Strcitfrai^cn  z.  H.  Uber  die  Steuerfreiheit  nach  dem  Mtjrkinal  des 
jticht  bewoUoten"  üauüed  und  Uber  die  Frage  der  stcaerermässigtea  Häuser  fehlt 
«t  nicht,  X.  ob  die  Anatelloog  eines  Wicliten  in  einem  Hanse  es  sa  einem  „be" 
volintcn*'  und  dann  stouerbaren  maclit,  in  welchem  Falle  Jetst  im  AUgemeinMi  das 
Hans  steuerfrei  bleibt. 

Die  Steuer  untersteht  mit  dem  Amt  filr  die  ialäodischuu  Eiokilnfte  (o.  §.  114). 
Die  Veranlagung  erfolgt  wie  bei  den  „assessed tax«"  (directen  Qebranehs-,  Lnzns- 

steoem)  durch  locale  Steaereinschätzer.  welche  ron  den  Commissären  der 
Landsteuer  aus  den  Einwohncni  kirchspielwcise  ernannt  wer-len,  mit  Berufung  an 
Districtäcommissionen,  die  Erhebung  durch  ebenso  ernanute  Krlicber.  Gewöhnlich 
fangiren  in  England  in  beiderlei  Hinsicht  wohl  die  Localboamten  der  Kiukommen- 
«teucr.  in  S'  hottland  da^-egen  die  staralichen  Steueraufseher  und  ebensolche  Erlieber. 
Die  Einschätzcr  äind  fUr  die  Auslassung  eines  steuerpflichtigen  Hauses  vcrantwort- 
fich,  nnter  Bosse  ron  20  Pf.  St  Der  einznschltzende  nnd  dann  steoerpflichtige  Er- 
tiapnrerth  ist  der  volle  Mieth-  oder  Wohnwerth,  also  eigentlich  (wie  in  Preussen)  der 
Rohcrtracr  des  Ilauscs,  falls  der  Kiirenthuuier  zahlt.  Wo  dieser,  wie  bei  getheilt  ver- 
mietheten  Häusern,  der  Steucrpliichtige  iat.  aber  nicht  im  Erhebungsbezirk  wohnt 
«der  in  bestimmter  Frist  nicht  zahlt,  mtisseu  die  Miether  die  Steuer  entrichten,  haben 
aber  das  Recht,  wie  in  analoycn  Fallen  der  Einkommenstenor,  den  Stcuerbetrag  an 
der  Miethe  zu  kurzen.  —  FUr  London  hat  ein  besonderes  Ciesetz  von  1S(>'.)  (32  u.  33 
Tid.  e.  67  a.  45}  einiges  Nihera  geregelt.  Es  wird  eine  Abschltzungsliste  fUr  den 
Rohertrag  anJl^estellt  nnd  alle  5  Jahre  reridirt. 


Steuerertrag  (netto  Zahl  der  be-  Ertrag  in 

in  lOOü  Pf.)  besteuert  H&uscr  100UPf.St 

1861/62                827  656.437  26.486 

1S71/72               U50  S05.912  41,417 

is^^'i/sn               1,792  1.153,SÜi>  59.ÖÖ1 

A.  Wagn«r,  Fuuiuw iiiMMchaft  III.  17 
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Der  Kinscbatziingsbctrag  der  Steuer  (iiicl.  weiceu  LeerhU  heiis  befreite  lläaser  u.  s.  w.) 

sl  2.oll,Ssl  Pf.,  wovon  auf  London  80V»33»  auf  übriges  Englaad  1,109326, 
aut  Schottland  1 23,423  Pf.  St. 

In  1882/83  waren  m  6  Penoe  besteuert  242,228  Häuser  mit  L&den  Q.  dgl., 
mit  12.10  Mill.  Pf.  St.  Mirtliwerth,  M.T.iS  ■Bierliäoser  «.  dfrl.  mit  5.R2  Mill.,  33,0()7 
Farinhauscr  mit  D.^Oö  Mill..  /.u^.  ..<;u,01  \  Häuser  mit  18.59  Mill.  Pf.  Micthirorth  zum 
niedrigen,  793,755  Uäuäcr  mit  41.27  Mill.  Pf.  Mietliwertb  zum  vollen  Steoerfon  fon 
9  d.  Daher  im  Ganzen  besteuert  1,153,808  Häuser  mit  59.86  Mill.  Pf.  St  Ertrags- 
Worth. 

Steuerfrei  waren  in  lSb2/b3  wegen  Kriragä-  oder  ^lietbwerth  unter  20  Pf.  St. 
4,457,618  H&user  mit  33.75  Mill.  Pf.  Miothwertb,  426  der  k5n.  Familie  mit  216,000  Pf. 

Mietbvvetni,  19,806  Hospitrdor  u.  d'^l  mit  1  21  Mill.  Mielbwerth,  362,710  nicbt  zum 
Bewobucn  b'^stimrntc  (lebäiiile  mit  25.21  Mill.  l'f.  >U(;thwertb,  zus.  4.*^10.")"io  Hiiuser 
mit  G2.3b  Müi.  Pi.  Mietbwcrth.  Demnach  ist  noch  nicbt  der  lunito  Tboil 
aller  H&nser  besteuert,  freilich  die  durchschnittlich  etwa  fünfmal 
w  ort  b  volleren.  Selbst  in  London  sind  steuerfrei  wciren  Kleinheit  des  Krtrans 
an  bewohnten  Häusern:  21.745  mit  unter  10  Pf.,  53,252  mit  10 — 15  Pf.,  71,ü58 
mit  15  bis  unter  20  Pf.  Ertragsworth. 

Die  britische  Häusersteuer  stellt  so  im  Ganzen  wolil 
eine  Ergänzung  der  directcn  Besten  er  unp:  der  wohl- 
habenderen Classen  neben  der  Einkommcnsttuer  und  eine 
Ergänzung  der  (jewerbesteuor  der  Abth.  I)  der  Einkonuncnsteuer, 
sowie  der  gcwerbli(  bcn  Liecnzaljgabcn  dar.  Zura  Theil  ist  sie 
auch,  bei  Belastung  des  HauseigenthUiuers  dircct  oder  durch  Ueber- 
w&lzung,  eine  directe  reale  Ertragssteuer,  die  neben  den  Communal- 
steuern  ins  Gewicht  tUUt.  Ihre  Höhe  stellt  sich  etwa  anf  diejenige 
der  prenssischen  Staats -Gebäudesteuer  von  yermietheten  Häasern. 
Unmittelbar  unterliegt  auch  sie  nicht  Communalzuschlägcn ,  aber 
die  Armen-  und  sonstigen  Oommnnalstenern  haben  doch  wesentlich 
dieselbe  Giuudlage  bei  Ilausbesitz. 

4.  Gewer  I»  Ii«  he  und  rihnlichc  Licenza  bjf  abe  n 
(ausserhalb  des  (lebiets  der  (jcgenstände  des  V^crbrauclisatcuersystems,  s.  u.  §.  15.Hj. 

S.  0.  §.  M  (S.  1^:;,  Ibö),  §.  H',.  Dow  eil  passim  II,  bes.  III,  2Ü  iL  (als 
taxes  on  particular  ])rol'essions  and  businosse>\  IV,  325.  370,  379,  franzOs.  Bullet, 
de  Siatist.  H,  41)5  (f.,  II,  5'.I2,  594.  Vocke   120  If.   Uintcr  „Gewcrbesteuer*\ 

bes.  447  11'.  ((Je-i  li.ifto,   die  mit  steiii[)oljiflirhtitreii  (legenstänilen  h<.srhiiftigcn) 

(in eist,  engl.  Yerwaitungärccht  II,  (i40  {}m  „iSteuijJcläteuer").  Jetziges  Uauptgesct2 
für  die  dem  Stempelamt  unterstehenden  Licenzen  die  allgemeiue  Cbusolidadonsactc 
aber  Stempel  von  1S70  (33  et  34  Vict.  c.  97). 

§.  118.  Die  betreffbnden  Steuern  hängen  zum  Theil  mit  dein 
Stemp.elwesen,  zum  Theil  mit  dem  Acciseweseu  zusammen  und 
werden  Yon  den  bezüglichen  beiden  Abtheilungen  des  Steueramts  llii 
inländische  Einkünfte  verwaltet,  die  meisten  jetzt  rem  ^Acciseamt 
Sie  haben  einen  g  c w e  r b  c  s  t  e  u  c  r  a  r  t  i  ge  n  Charaeter  für  gewisse 
einzelne  Ikruic,  (icwcrbo  luul  Erwerbsarton.  Wären  die 
öteuprsiitze  niclit  meistens  so  niedrig,  so  wlirdc  luan  sie  auch  mii 
aU  iudirecte,  zu  Ubcrwüizcudc  bleuem  aoscheu  küiiuen. 


Digitized  by  Google 


Gewerbliche  Licentabgaben. 


259 


Sie  sind  jcdenfnllä  den  nach  unserer  Classification  (^.  llO^i  zu  den  Verkehrs- 
steaem  gestelllen  gewerblichen  Liccnzabgabun ,  welche  mit  Verbrauchs- 
steuerf^cgenständen  (Gctrlinkcn,  Tabak)  in  Verbindung  stehen,  und  den  bei 
den  VerkehrsstencrD  mit  zu  erwähnenden  (von  Auctionen,  TOn  Transport- 
loistang-cn)  verwandt.  Schriftstelk'r  nipl  I^ractiker  ruluiciren  verschieden,  öfters 
briagcu  sie  die  hier  herausgehobenea  mit  den  ebeii  genannten  ia  Eine  Bubrik  oder 
rie  IbeUen  nacb  den  Yanraltnagssireifen  (Accfse,  Stempel)  ein.  Vocke  claniificlrt 
dieifach:  Steuern  von  (icwcrben  mit  accisepfli  litii  n ,  mit  stiMnpelj)flichtigen  Gegen- 
stlodea  und  von  sonstigen  Gewerben  ^S.  45  ').  Doch  wird  auch  dadurch  Verwandtes 
MBeioandergerisscD.  Ich  habe  die  mir  zweckmässig  scheinende  Eiuthciiung  rorge- 
nemmea«  ohne  das  auch  dabei  hcrrortretende  Miwliche  einer  Trennun?  verwandter 
Dinge  zu  verkennen.  Es  liejrt  eben  i^\n  nur  historisch  zu  verstehendes  Gebiet  briti- 
scher Besteuerung  vor,  das  principicii  eine  Mischung  verschiedcuarüger  Elemente 
enthält  Auch  sped&ch  polizeiliche  MoneBte  (sidMriielt»-,  Sitten*,  gewerbepoU- 
zeiliche)  spielen  bei  den  folgenden  Fallen  lihnlich  wie  im  Licenzsystem  der  Schauk- 
0.  dgL  Gewerbe  (§.  153}  mit,  bei  deuea  dies  System  nur  noch  mehr  der  Sieberang 
der  fiscalischen  Interessen  dient. 

Die  hierher  gehörigen  „Specialgewerbestcuerji"  reffen  in  der 
Form  fester  jährlicher  Licenzabgaben  des  Stempel- 
amts: deu  Beruf  der  Rechtsanwälte,  Notare  ncd  der  ähn- 
ücheiiy  im  britischen  Kcchts-  und  Gerirbtswesen  vorkommendeo 
Personen ;  das  Notenbankgeaohftft  (ausser  der  y^Notenstener*', 
bes.  des  Notenstempels);  gewisse,  bebafs  Gontrole  zu  registrirende 
gesmidheitssehädlicbe  Fabriken.  Zar  Aeeise  ressortiren  mit  im 
Uebrigen  ganz  ähnlieben  jährlichen  Abgaben:  dieAnctionatoren 
ond  Taxatoren  (appraiser);  gewisse  Vermiether  von  mOblir- 
ten  Wohnungen;  die  Pfandleiher;  die  Hansirer  u.  dgl. ; 
die  Wildprethdndler;  die  Gold-  nnd  Silberarbeiter 
(Fabrikanten)  und  Händler;  die  Patentheilmittel- Verkäu- 
fer; die  Karten-  und  Würlclmachcr  uud  Händler. 

S.  das  Einzelne  hierüber  bei  Vocke  und  Dowell  an  den  oben  S.  25S  an- 
segebenen Stellen.  liier  nur  als  Buiapiel:  Kechtsauwaltschaft  u.  s.  w.  (Dowell 
ilL  20—23,  Vocke  447,  Gneist,  Verwaltungsr.  II,  64*»)-  Hehr&che  Aenderanicen 
der  Sätz-',  ii'-uerdings  Ermäs^{.ninjren  Su  1S15  fiir  sollicitorü.  attorneva,  notaries, 
procton»,  agcMts,  procurators  Jahresccrtihcat  fur  12  Ti'.  in  Loudon  und  Ediuburg, 
9 Pf.  sonst,  halbe  Bäte  in  den  ersten  3  Jahren,  einmalige  Stempeltase  far  Zulassung 
zur  Pnuds  25  Pf.«  zur  Vorbereitung  da^u  120  Pf.  in  London,  60  sonst,  für  con* 
t'-y.incer«.  <?pociftl  pliailer:*.  cquity  (lraiif.Mit.srnen  dosirl.  12  und  S  Pf  1S53  Er- 
luassigung:  Jahres  certificate  zur  advocator.  und  Nutariatspraxis  von  "J  (in  den 
3  Haopt&t&dten.  incl.  Dublin)  und  6  Pf.  sonst,  die  UAlfte  in  den  ersten  3  Jahren,  80  (in 
S<:Iiutlluid  (iO'  Pf,  Taxe  fur  die  V^rbe  rcitunfi^szeit:  fur  die  Zulass  u  njr  zur  Advo- 
catur  jct^t  5U  und  2b  Pf,  6L  ^Tarif  des  üesetzes  rou  1S70  sub  v.  aduiissiou,  articlet»  of  clork- 
sUp.  certifieafes).  Ertrag  ]h*»S  10^,000 Pf.,  18^5  16:t,000  Pf.  —  Notenbanklicen«  jftbr- 
lich  3  >  Pf.  für  jcdo  einzelne  Notenbank  (private  and  Joint  btock  b.)  und  fUr  jedes  Zweige 
fescbäft  bis  auf  l ;  (ür  4  und  mehr  genügt  1  Lieenz.  Daher  zahlreiche  Licenzen  hi  bundcrs 
ia  Schottland  [u\  l^sbö  579  neben  Gü2  in  Eiijijland,  Kep  inl.  rev.  p.  IS):  Krtng 
1883  36.000  Pf.  —  HaasifStener  Dowell  Iii,  :<0— 39.  Vocke  S.  450.  Taxe 
»bff^stuft,  je  nachdem  zu  Fuss  oder  mit  Pferden  das  'i>  >:lirift  t-^ctri-  ben  und  dann 
nach  Pfcrdezahi  (2  Pf.  für  den  Mann,  4  für  das  Plordj;  seit  l'^ll  Pusahausirer, 
•hae  Hans  nnd  Laden,  hd.  —  Uoenz  fUr  Kartenrerkinfer  1870  angehoben, 
nicht  für  l  ibrik uiten ;  iiir  diese  1  Pf.  jlbrlicL  Wttrfelstoner  and  Licenz  der 
Wurfelmacher  ib62  aufgehoben. 

17» 
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Zahl  lier  Lirenzeti  tincl  Lrtng  Fon  oacli  •Icii  Kcp.  of  iul.  rcr. 


uütor  Acciseamt 

Zahl  Stmer- 


uutcr  Steoipelamt 
ZaU 


ertr.Pf.St 

Auctionatoreu,  Taxa- 

LiceozeQ  u.  Certi- 

tOTüu, VermictUcc 

feO,734 

ficate  der  Anwälte, 

Pfiuidleiher  .  .  . 

4,712 

35.340 

Noteubankcn,geMr. 

Hausirer  .... 

l>,982 

geMindheitüÄchäd- 

Wiidpretbändler  . 
Goia-  Q.  Silbemn. 

3,342 

6,GS4 

licber  Fabriken  u. 

andres  mehr  .  . 

f.  ordio.  Waareti 

11.096 

26,486 

dgl.  fdr  feiucre 
Waareo    .   .  . 

3,756 

21,873 

i\jr2nüi?erkätifer  . 

20,012 

5,00.H 

Kartenmacher  .  . 

SttDime 

Ul,7jl 

Von  im  Ganien  im 

Gebietder  Accisc- 

Terwalluiijr    .  . 

2,572,70s 

Steuer- 
flrtr.Pf.St. 


19.430  169,276 


l>ic  Übrigen  Liccnzeu  der  Acciscverwaltuag  fallen  gröci»tcntbeiiä  auf  die  mit 
Oetrinicon  und  Taluik  in  Verbindung  stellenden  Gcschftfte,  dann  auf  die  Loins-, 
Hunde-  und  Jagdsteaem.  S.  a.  §.  168  ff. 

B.  Die  Verkehrsbestenernog. 

1.  Die  zum  Stempelamt  r essortirenden,  insbesondere 

die  Steuern  in  St  e  nipel  form. 

Ausser  den  Erbächaftsstcueru  und  dcu  im  vor.  §.  und  unten  in  §.  läö 
bei  den  directen  Oebnnehssteaem  mit  bebandelten  (s.  anch  o.  %.  110).  üeber  das 
altere  Stempelwesen  oben  §.87.    Vocke  S.  214  ff.    Er  unterscheidet:  Gebühren  in 

Stempelforin,  VcrkchrssteUfTn  d.'<<rl.  (nämlich  Erbsrhaftssteuern  —  Vertragsstempcl  — 
übrige,  wohin  er  die  Verssichorungsabffaben.  Wechsel-,  Noten-,  Quittungs-,  Annoncen- 
Stempel  und  einige  andere  stellt),  (iebrauchüstouom  desgl.  £s  ut  nur  auch  bicr  zu 
schwiericr,  diese  iiriiicipiell  riclitifcn  Unterscheidungen  streng  auf  <li*'  practisclien 
iÜniclfaile  anzuwenden,  bei  welchen  öfters  Mischcharacter,  auch  zwischen  ücbubr 
nnd  Verkehnstener,  yorliegt.  Dowell  II«  246,  266.  282,  284,  867  und  passim  Uber 
die  Verfinderunnen  seit  1S15,  im  Zusammenhang  III.  .^84— rUO.  (JmMsr.  Venral- 
tuiigsrecht  3.  Ä.  II,  tl39  II.,  Kep.  of  inl.  rcvcn.,  Bullet.  iSbö  11,  5Sü  Ii.  JeUiges 
Haupltfcictz  die  Stempcl-l.'oiibolidationsactc  vom  lü.  Aygust  1S70,  33  u.  M  Vict  c.  97 
und  niaii:ij:oment  act  c.  !>s.  Manches  Einzelne  hingt,  wie  immer  hei  diesen  Stenern, 
mit  dem  Formalismus  des  Privatrechts,  namentlich  «los  \' o  rt  ragsrc  c  h  ts 
zusammen,  ist  daher  in  Kugland  besonders  verwickelt  gewesen  und  auch  noch  jetzt 
nicht  immer  leicht  und  sicher  ferstlndlich  und  in  KtUie  Überhaupt  kaum  genOgend 
darzustellen.  Die  jetzige  (!•  s*  ti:gebun<r  i^t  aber  verhältttiasnissig  etofiMSh,  weit  mehr 
als  die  f^anzösi^che,  und  auch  viel  weniger  tiscalisch. 

§.119.  Das  britische  Stenipelwesen  war  sehen  im  18.  Jahrhundert, 
dann  aber  vollends  in  der  Kriegszeit  immer  aasgedehnter,  ver- 
wickelter, nnttbersicbtlicher,  fisealischer  geworden.  Es  gab  so  auch 
dem  Ehrliehen  zn  Irrthttmera  und  Straffälligkeit  reichlieh  Anlass. 
Einzelne  Aendemngen  und  Erleichtemngen  erfolgten  wohl,  aber 
eine  umfassende  Beform  oder  auch  nnr  eine  Consolidatton  der  tin- 
flbersehbar  gewordenen  älteren  Oesetzesnormen  scheiterte  lange  an 
den  inneren  technischen  Schwieri^^kciten  des  Gegenstands  —  eine 
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oftmalige  Erfahmog  gerade  mit  dieser  Stenergattung  — -  nnd  anch 
an  finansiellen  Bedenken.  Erst  1870  gelang  eine  GonsoUdations- 
acte  (33  n.  34  Vict  c.  97'-98),  welche  an  die  Stelle  der  yieHacb 
verilnderten,  aber  bis  dahin  doch  Hauptgrnndlage  gebliebenen 

^tempelacte  vou  1815  (55  Georg  III,  c.  184,  185)  trat.  Seitdem 
.^ind  keine  bedeutenden,  aber  einige  kleinere  Aenderuugen  erfolgt. 

l'ntcr  den  p  r  i  n  ci  p  i  e  11c  n  Steuer  pol  itis  eben  Fortschritten 
sind  besonders  bcinerkenswertb  :  die  erfolgten  l>e seh rä  n  k u n gen 
der  S  t  e  ni  p  e  1  p  fl  i  (' b  t  i  gkei  t ;  die  r  ni  ä  8 8 i  gu  n  ge  n  des 
Mump  eis,  besonders  aucb  für  kleinere  Geschäfte;  die  ra- 
tionellere Gestaltung  der  8tcu erscalen,  besonder«  bei 
den  ei  gentliehe  0  Wertbstempeln  (ad  valo  rem -Abgaben); 
die  Einftibrang  eines  mebrt'aeh  angewendeten  niedrigen  Fix- 
Stempels,  des  PennystempelSi  besonders  fbr  Quittungen 
(1853,  16  n.  17  Vict.  e.  59);  unter  den  stenertechnisehen 
Fortsehritten,  welche  die  Benotznng  des  Stempels  als  Stener- 
erbebongsform  erleichtern :  die  umfangreiche  Zulassung  der  Stempel- 
mark e  (adbesive  stamps)  neben  dem  oder  statt  des  Drucks tem- 
pels,  bea.  Steropelpapiers,  —  wobei  jedoch  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1870  der  Dmckstempel  noch  die  Regel  bildet  und  die 
Htempelniarke  nur  in  den  ausdrücklich  im  Oesetz  genannten  Fullen 
zulässig  ist  (sect.  2o  d.  Ges.  von  1880  eh.  1>7)  —  endlicli  jüngst 
(1^81)  die  Zula^isiing  der  Hcnutzung  der  Postniarken  nis  Stem- 
jtdmarken  für  Beträge  von  1  d.  bis  2^J^  sb.,  mit  gewissen  Ausuabmen 
^44  n.  15  Vict.  c.  IC,  s.  17). 

Die  l)ritisclic  Gcset/gcbiiDg  I)Osteucrt  uiiniiichr  namentlich 
Vertrags-  und  andere  Urkunden,  Wechsel,  Anweisungen, 
lianknotcui  Lebens-  und  See  Versicherungspolicen  (bis 
186il  auch  Feuer  Versicherungspolicen),  und  zwar  diese  alle 
in  der  Regel  nach  einem  Proportional-  oder  Gradations- 
(i$tnfen-)  Werthstempel  (sog.  duty  ad  valorem),  mitunter 
aber  auch  nacb  einem  Pix  Stempel;  femer  mit  dem  Penffy- 
stempel  Quittungen  und  verschiedene  andere  Urkunden 
des  GeschäftsTcrkehrs  nnd  persönlicher  Verhältnisse. 
Aosserdem  unterliegen  Stempelabgaben  Arzneimittel,  Spiel- 
karten, Gold-  nnd  Silberwaaren  —  also  Abgaben  gemisch- 
ten Characters,  mit  Verbranchssteuer-  und  GebOhrenelementen 
fs.  118)  — ,  weiter  ressortirten  Krfin du ngs patente  und  ge- 
wisse A  ni  tsge  b  Ii  hrcn  bis  vor  Kurzem  ebenfalls  zum  Stenipel- 
amt,  s  c  werden  eventuell  statt  baar  in  btempellorm  entrichtet. 


Digitized  by  Google 


262      6-  B.  2.  K.  Stüoerrecht.  1.  U.-A.  1.  A.  Euglaud.      J19— 12ü. 


Endlich  unterstellen  dem  Stempelamt  die  im  vor.  §.  p;enannten 
Anwalts-  und  Ubnliche  Taxen  oder  Certificate  für  Noten- 
banken, aach  Adelsdiplome,  WUrdeotaxen,  jedoch  nicht  mehr  die 
im  Gesetz  roD  1870  noch  enthalteoen,  jetzt  BteropeUreien  ürkauden 
ttber  AmtflerneDDongeti  and  tiber  VerleiboDg  kircblicber  Pfrftnden. 
Der  wicbtigste  Posten  der  ganzen  Stempelverwaltnng  ist  aber  die 
Erbschaftsstener  (§.  122). 

Unterschiede  gegenüber  der  continentalen,  besonders  der  fran- 
zösischen, aber  auch  deutschen  Gesetzgebungen  liegen  nanientlich 
darin,  dass  die  Ahga])en  im  I  m  mobi  Ii  en  verkehr  unter  Lebenden, 
besonders  bei  Kauf  und  Verkauf,  niedriger,  weniger  drückend  und 
störend,  alter  auch  demgemäss liscalisch  weniger  ergiebig  sind;  ferner 
darin,  dass  der  niedrige  Penny-Flxste  mpel  eine  so  umfassende, 
aber  auch  tiscaüsch  durch  seine  relativ  hohen  und  fast  stetig  stei- 
genden Erträge  befriedigende  Anwendung  findet;  endlich  darin, 
dass  durch  Stempelmarken  nnd  Postmarkenbenntznng  und  darcli 
relative  Einfachheit  des  Tarifs  den  Interessen  des  Geschlftsver- 
kehrs  möglichst  Rechnung  getragen  ist. 

Wichtige  RecbtsgrundsMtze  sind,  dass  bei  dem  Vertrags- 
stempel nicht  das  KochtsgeschUft  als  solches,  sondern  die  Ur- 
kunde darüber,  bez.  das  i'apicr,  auf  welchem  die  letztere  ent 
halten  ist,  stcmpclpflichtig  ist;  ferner,  dass  bei  nicht  gcslempeltcii 
Urkunden  ausser  den  an^^edrohten  UetVaudationsstrafen ,  recht- 
liche Ungiltigkeit,  bez.  Unklagbarkeit  eintritt.  Auch  können 
die  Commissäre  des  inländischen  Einkommens  von  der  Person,  die 
es  angeht,  nach  dem  Gesetze  um  ihre  Meinung  gefragt  werden,  ob 
und  in  welcher  Höbe  eine  Urkunde  stempelpflichtig  sei.  Gegen 
ihre  Entscheidung  ist  Appellation  an  oberste  Gerichtshöfe  (in  Eng- 
land conrt  of  excbeqner)  zulässig. 

S  bM.  das  Gesetz  von  IS70  ch.  97  s.  16—20.  Die  Beamten  der  Oivilfcericbto 

sind  verpflichtet,  die  iliriL-ii  vorp-''Ic>cten  Urkunden  auf  ihre  ri*liti£re  Stemrclung-  y.n 
prüfen  uud  eventuell  die  uacliträgUcbe  Stempelaog  und  £rhcbui)g  der  Ueldtitrafea  zu 
veranlassen. 

§.  120.    Die  EiDzelbeeHmmangen  vnd  besende»  der  Tarif  eines  modernen 

Sieinpelpesetzea  sind  aacb  bei  erreichter  Vereinfachung  nnd  Codification  wie  in  Eiig- 
laiiil  iniuier  noch  etwas  so  Uuifassendeä  und  Dctaillirtcs,  dass  es  nicht  möglich  ist 
und  auch  nicht  viel  uut2tc,  grössere  Auszüge  daraus  zu  gebeu.  Es  uiub^  hier  an 
einigen  Andeotonpren  nnd  Beispielen  genSgen  nnd  im  Debrigcn  auf  das  (iesctz  selbst 
und  auf  Commenlare  dazu  hingewiesen  werden.  Vortreftlich  und  im  Kahm«  n  eines 
sulcheu  Wciks  relativ  sehr  reichhakig  ist  Vocke's  Darstellung.  Aber  leider  ist  sie 
durch  die  neue  Gesetzgebung  in  manchen  Pnncten  antiquirt.  da  sie  narbis  1866  geht. 
Dowell  cla^^ißcirt  zwar  in  seiner  speciellen  Darätellang  in  B.  III  ganz  gut,  aber  in 
den  Haui)trl;is>eii  der  Verkchrr^iresclinrtc  und  Vorträge  systeinisirt  und  cLisMlkirr  «.-r 
nicht  c«  nugeud  im  Einzelnen,  und  giebt  nicht  viel  Details,  naoicutlich  auch  nur  wenig«- 
Tanfproben.  ÜAheres  in  Cbitty's  sUimp  laws. 
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aj  Der  Uriatidonstcmpcl,  bcsundt-rs  fiir  Vcrtra^tiurkuiidcn.  Hierher  go- 
höroD  noch  jetzt  über  50  Kati  froriccn  Urkumlon.  mit  vielen  Ver^ichietlenheiten  unter 
eiuandcr  iu  Betreff  der  Steuerj»lli<  l;t.  ili,-  wirluisslen ,  bfsuii<ler.s  ili- j>'ni|fcn  Uber  for- 
Bell'.-  Verträge  unter  Sie:rol  nmi  mit  st  l-  imor  r-l),Tiralte  il.  r  l'rkuinh'.  mit  Stempeln 
ad  valorcm,  auücrc  mit.  Fix&tcm|jcin;  iu  der  Kc^ei  musä  btumpelpapier  dafür 
beiiQtzt  werden,  in  gewissen,  nlber  bcxeichoeten  F&Uen  ist  die  ADwendung  von 
Stempel ni.ultcn  Eiiiii:o  IlanptfÜlle  sind: 

f:  l  rkuiid  -Ii  uljer  Ueltertraguniren  fconviy;ui-"-i  ..r  ti.uist'urs)  iui  W'-fjo 
de:i  Verkaufs  von  jeder  Art  £i{|;enthum,  ausgcuommun  das  uuter  ^^  gcuaimto, 
eine  ad  ralorem -Abgabe,  mit  Stafensfttzen,  frQher,  bis  1850,  darchschnittlicb 

rV.,,  seitdem  '  Z,,;  im  (ie^  fz  von  1870  fxl.  für  Werth  bis  5  Pf.,  1  sli.  fur  nhrr 
5 — 10  Pf.  u.  s.  w  ,  iVs  ri  St.  fiir  275— :;00  Pf.,  von  da  an  fur  je  50  IM  St.  oder 
einen  Th«*il  davon  5  sh.  oder  DiesC  Al>?al)c  trifft  also  namentlich  .inrh  Ver- 

käafe  von  Immobilien,  in  erhebl:(:]i  nii  Jriirt  rem  Sat/e  als  meist  auf  1  ::t  konti- 
nent; alter  mit  demselben  Satze  auch  beiirktiinlei''  V*;rkaur-. .  rtr.ize  von  be wei-Iichcn 
(jegenständeu.  Ausdrücklich  Stempel  frei  sind  uur  Vcrkäulo  (auch  andere  Ueber- 
tragangen,  Vefpftndungen)  von  Schiffen  nnd  Scbiffsantbeilen. 

ß)  Urkunden  Uber  Uebertragnug  im  Weire  des  Verkaufs  oder  sonstwie, 
von  W  e  rtli  papi  cren  (..-tock",  nacli  der  im  Gesetzt'  l'etindlichen  authentischen 
Interpretation  soct.  2  Nr.  Ii):  eine  „Börsenstcucr',  alteu  Ursprungs,  früher  als  Fix- 
stemp-I.  jetzt  als  solcher  nar  noch  für  Uebcrtragnng  von  „Stock**  der  Bank  Ton  En<?- 
lar:  ! ,  7*/^  sh.,  und  von  „Stoc  k"  «b  r  «i^tind.  d-mpagnic,  70n  anderem 

„Stock"  oder  ,,f»nded  debt  "  jetzt  eine  ad  valorem- Ahfraoo  von  2'/j  sh.  für  je 
100  Pf.  oder  einen  Theil  davon  nach  dem  Xennwerth  ('/«"/o).  Frei  sind  jedoch 
Cebertrasrungen  jron  inländischen  Staatspapieren  (goremmcnt  or  parliameotary 
»Cocks  or  funds). 

y)  Urkunden  aber  Schuld-  und  Pfaudverträge,  Sc huldverschrei- 
buD^^en  (incL  Hypotheken  —  mortgage,  debentnre,  bond,  covenant,  Warrant  of  at- 

tomey  to  (■onfe>s  and  eiitcr  up  jud-mcnt,  fon  it;n  s.M'urity  jeder  Art).  Ebenfalls  alte 
Steropclpflichtigkcit,  früher,  wie  wohl  bei  (iebiihren,  umgekehrte  Progressirabgabe, 
2"',,  und  mehr  bei  kleineu,  ein  Minimum  bei  grossen  Summen,  mit  absolutem  Maxi- 
mum von  25  Pf.  St.,  seit  1850  eine  rationelle  Proport ionalscala  mit  Stufensai/en. 
Im  von  1^70,  wenn  es  ^ich  um  die  ein/i|re  oder  cr->te  Sicherheit  bändelt,  >  d. 

für  Beträge  bis  25  Pf.,  l'/*  sh  für  solche  vou  25 — 50  Pf.  u.  8.  r.,  von  auü  Pf,  St 
Betrag  an  2*/,  sh.  for  je  100  Pf.  oder  einen  Theil  davon  (V^Vo)«  ^0°°  ^  sich  om 
«'..IhifL-ral-  oder  llilf^sicherheiten  bamMt.  <;  d.  ftir  je  100  Pf.  Für  Ueber< 

tra^^ungen  u.  s.  w.  \on  Si  buMverM  brcibun^cn  ebenfalls  (»  d.  filr  100  Pf. 

d)  Facht-  und  Miethr ertrage,  Casuistik.  Filr  Wohuhäuser  oder  Tkcile 
daron  mit  Jahresrento  bis  10  Pf.  nur  der  Ponnystempcl,  fllr  möblirte  Hftuser  oder 
Zimmer  bis  25  Pf.  Jahre^rentc  2';.,  sh.  Iu  aiider'it  f'illfu  ein  Proportioual- 
Stempel,  in  Form  eines  dreiclassigea  Stufentarifs  je  nach  einer  Pachtdauer 
bis  35  Jahr  oder  nnbcstimmter  Dauer,  nach  S5 — lOOjShrigcr  and  nach  längerer 
Dauer:  beginnend  mit  den  drei  Classen  von  ti  d.,  3  sh.  ua  1  ('»  sh.  bei  Jahresrente  Iiis 
5  Pf-,  dann  Ish.,  fish.  un<l  12  sb.  IilI  K'. -iti-  von  — 10  u.  s.  w.;  v..ri  100  Pf. 
JahrcbTeute  an  für  je  50  Pf.  oder  einen  Theil  davon  5  sh.,  l'/j  Pf.  und  o  Pf.  oder 
S  und  6*/o«  AQ^r  ehea  immer  nur  von  der  Jahresrente,  nicht  vom  Facljt* 
und  Miethziris  der  '.rau/iMi  Pacht-  und  "Micth/eit. 

f)  Urkunden  Uber  Kenten- Aussetzungen  (Settlements),  eiuerlei  ob  auf 
Land  oder  anderes  rererbbares  Vermögen  zu  Gunsten  Dritter,  d.  b.  Anderer  als  des 
Eis;eiit}iamers  des  Yermdgens,  fuodirt:  eine  in  England  besonders  hliufi<::e  Gepflogen- 
heit. Die  Steuer  ist  jetzt  ebenfalls  ein  proportionaler  Stempel,  5  sh.  (V47o)  von 
je  100  Pf.  gcstiileter  Kenten. 

^)  Vertragsentwürfe  und  einfache  Vertraue,  nieht  unt  i  Siegel 
'.agreemcnts;  jftzt  C  d.,  wenn  über  Urträtie  von  mehr  als  5  l'f.;  frei  u.  A  ,  Arli'its- 
miethverträge.  Vertrage  über  Waareuvcrkaufe.  Früher  Stufuusatz  nach  Umfang  ;\\  urt- 
tahl)  des  Vertr^rs. 

L'bi  linir»verträ!;c  (instruuieats  of  ap]^^•I)tiee^llip).  Fivstempcl  von  2V*8hH 
wenn  kein  Lelirgeld  verabredet,  sonst  von  je  5  l'f.  5  sh,  Stempel  (ö"/©)}  frei  Ver- 
träge ub'  T  Kinder  zu  La.sten  von  Kirchspielen  u.  dgl. 
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3)  ürlrandeii  Il1»er  Taxationen  von  TermOg^Bsobjecien:  StefSantailf  tob  8  d. 

bei  Werth  bis  5  Pf.,  6  d.  bei  5—10  Pf.  Werth  u.  s.  w.,  10  sh.  bei  100  -200  Pf., 
15  sh.  bei  200— ÖOO  Pf.,  1  P£  bei  Uber  500  Pf.  Frei  Tazationea  für  £rbecbafb- 
steuer-Zwrecko. 

i)  Allgemeiner  Urkunden  Stempel,  fUr  nicht  Bpedell  mit  ad  ?aloieai-Ab- 
gaben  belegte  uud  nicht  sonst  im  Gesets  bosonden  genannte  Uiknnden  (andi  Yct- 
trige)  10  sh  ,  frtther  l*/^  Pf.  St. 

x)  Beglaubigte  Copieen  nnd  Anszflge  (aas  gerichtlichen  und  aaderan 

öffentlichen  Registern,  cxcl.  standesamtlichen  —  vo  diu  Gebühr  nur  1  d.  a.  v.  — 
Gopieen  von  Tesfamentt^n  ii  djc^l.,  von  stempelpfliditigcn  Urkundciri  Normalsatz  1  sh. 

b)  Der  Stempel  für  Wechsel  (auch  prouiiisory  notcs  und  ähnliche  Papiere, 
ausschliesslich  Banknoten)  war  früher  mit  Classen  nach  der  Verfallzeit  (bis  7,  ^> — 00. 
über  60  Taue),  nach  einer  Scala  unglciChuiässig  abircstult ,  ziemlich  hoch  (t.  B.  für 
iol&ndische  Wechsel  von  100 — 150  PI  nach  den  3  Vcrlaikeiten  IVt«  4,  4'/«  sh.  oder 
fttr  100  Pf.  V4«  2,  27«  Promille)  nnd  mit  einem  gleichen  Mazimalsata  far  Wechsel 
ül)cr  1000  Pf.,  bez.  (bei  mehr  als  7tä?iirer  Vcrfillzeit^  über  3000  Pf.  1S54  erfol^rte  eine 
Reform  und  Ermässigung:,  Wegfall  der  Berücksichtigung  der  ^'e^fallzeit.  .Tetzi;?'^T 
Normalsatz  von  1  sh.  p.  100  Pf.  (Va'*°/oo)»  beginnend  mit  1  d.  für  Wechsel  unter  ö, 
2  d.  für  5—10  u.  «.  w.,  9  d.  für  50—75,  1  ah.  ftr  75—100  Pf.  Stcmpelpflichtig 
sind  alle  Wechsel,  welche  im  Inlando  gezogen  oder  zahlbar  gemacht  oder  \nrLlich 
gezahlt  oder  iadossirt,  oder  in  irgend  einer  Weise  ncgotürt  werden.  Der  früher  m&s- 
sigeie  Stempel  fBr  fremde  Veehsel,  welche  anf  britische  H&nser  gezogen,  hier  ishi- 
bar  gemacht  oder  negotiirt  werden,  ist  seit  1S.t4  d-r  ul-iehc  wie  für  inlindische. 
Sichtwechsol  zahlen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betrag  nur  deji  Pennystempel. 
Stempelmarken  sind  nur  bei  diesen  und  bei  fremden  Wechseln  verwendUar,  die  Uhrigeu 
müssen  auf  Stempelpapier  geschiieben  werden.  S.  Vocke.  S.  2i'i  Ii..  Dow  eil  HI, 
339,  Bull.  1SS5  II,  5SS,  Stamp  act  ron  1870  sect  48—65,  Tarif  sab  bills  of  ex- 
change.   Ausnahmen  hier  im  Tarif. 

c)  Der  Stempel  fhr  Banknoten  ist  nach  der  Hohe  der  Stocke  abgestnft  (TMf 
sub  „banknoto",  und  scet.  15—47:  bis  1  Pf.  5  d.,  1—2  10  d.,  2—5  15  d.  u.  s.  vr., 
50—100  Pf.  8V,  sh.),  wird  aber  fast  gar  nicht  entrichtet  (lSb4— 95  SOS  Pf.  Sl).  weU 
dte  Notenbanken  fast  alle  statt  dieses  Stempels  Pauschales  zahlen.  Bei  der  Bank 
T<HI  England  ist  eine  Abündungsäummc  ron  üO.OOU  Pf.  für  Notonstempcl  in  den  Zah- 
longen  enthalten,  welche  diese  Dank  dem  Schatz  zu  leisten  hat.  Die  anderen  Zcttel- 
bankeu  zahlen  nach  der  DurchschnittshOho  ihrer  Notencirculatioo ,  die  cogliscbeu 
3Vi  f^  100  Pf.  Noten  bn  Semester  OVf'Vooi&brli«^^)'  Kleine  VerBchiedenheiten 
in  den  einielnen  Theilen  dos  Königreichs  Vocke,  S.  "Jl.'.  Bull.  1^*'5  II.  5<»'>. 

d)  Der  Pennystempel  von  1855  trat  fUr  Quittungen  an  die  Steile  eines 
Oradationsstempels.  Er  trifft  jetzt  Quittungen  Ton  2  Ff.  St.  an,  mittetat  Uaifce.  Tarif 
sub  receipt,  mit  den  Ausnahmen  daselbst;  auch  sect.  120  (Begriff'  des  „receipt")  bis 
123.  Derselbe  Stempel  gilt  fur  Sichtwcchuel ,  Si  ch  t -  A n w e i  snn  en  auf  den 
Inhaber,  seit  1S5S  auch  l'ur  die  bis  dahin  stcmpolfreieu  Checks  auf  Banken,  für 
Sabscriptionscertificate,  für  Börsenschlnsazettd,  Dock-Ausliefcrongsscheine ,  Yeisiche- 
rongspoliccn  (anssicr  See-  uud  l.ebensversicherunir),  Vollmachten  fUr  A1>stimraang 
in  Versammlungen,  Gopieen  und  Auszuge  aus  Standesamtärcgistcrn  u.  a.  m.  Yer- 
trandte,  aber  etvss  höhere  Fizstempol  ftr  Fiachtbriefe  (G  d.),  für  Warrants  for 
goods  (3  d.),  für  Pässe  (6  d.),  für  Notariatsacle,  Wechselproteste  (1  sh.)  u.  a.  in.  Nur 
fUr  Quittungen.  Anwci'^unL'^on,  Wechsel  ist  die  Briefmarke  statt  der  Stempelmarke 
zugelassen.    Vocke.  S.  215—247,  Do  well  III,         Bullet.  IbSö  II,  590. 

e)  Der  ehemalige  hohe  Stempel  auf  Fouorvorsicheran gen  (bis  lS(j4  normal 
n  sh.  für  100  Pf.  Versicherungswerth  oder  T/j'^/o,,,  seit  IStJl  bez.  lSr.5  1"^  sh. 
oder  Va^/m*  ^^^^  ^^^^  landwirthscbaftUche  Vorr&the  u.  dgl.  frei)  ist  nach  lauger 
Agitation  trotz  seiner  hohen  Eintriglichkeit  (Max.  1804  incl.  Irl.  roh  1.7  Mill.,  1808 
rein  1.02  Mill.  Pf.)  im  Jahre  1869  auftrehoben  worden  Die  Police  zahlt  jetzt  nur 
den  Pennystempel.  (Vocke,  S.  238—240.  Dowell  III.  159-1(11.)  —  Die  See- 
versicherung mit  verschiedenen  Tarifen  nach  Verschiedenheiten  der  Reisen  uud 
Reisedauern,  ist  1M)7  zuletü  rsminfacht  und  ermässigt  wurden.  Reisepolicen  zahlen 
8  d,  für  100  Pf.  Versicherungssumme  (V'«"*/,«,  .  Zeitpolicen  bis  (J  Monate  dgl.,  längere 
6  d.  (Vocke,  S.  240-242,  Dow  oll  III.  102—160,  Bull.  1885  II,  591).  —  Die 
LebensTorsiohornng  nnterliegt  einem  gegen  froher  ebenfalls  ennisiigtett  Stempel 
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mit  einer  Scala  nach  der  Höbe  der  Versfchoranixssumm.  -.  bis  10  Pf.  1  d.,  über 
10—25  3  d.,  über  25—500  Pf.  für  je  50  Pf.  o.l-r  einen  Theil  davon  6  d.  (V»""/„o), 
Ton  500—1000  Pf.  fur  je  100  Pf.  oder  Theil  davon  1  sb.  ('/,""/^m>),  von  Uber  1000 
für  je  lÜOO  Pf.  oder  Tbcü  davon  10  ab.  (Vockc,  S.  242,  Bull.  18^5  II,  5Ü1  mit 
Fehler  im  TarifSsMz;  im  amtl.  Tirif  sub  r.  poUce  of  insunnce.  Kr.  1). 

f)  Abgaben  filr  E  r  f  i  n d  u n  gspa t  o  n  te  falb  n  «  iirrutlich  nicbt  uiit<  r  den  Begrilf 
der  Verkehrssteuer  und  übcrbaupt  nur  tbeilwcisc  unter  den  <ler  Steuer.  Neuesfos 
brit.  Gesetz  über  Patente  vom  25.  Aug,  ISSü.  Tarif  entweder  in  y  Sätzen  25,  50 
und  100  Pf.  St.  bei  Ertheilung,  beim  Ablauf  des  8.  und  dis  ^.Jahres  oder  jährli-bo 
Abgaben  im  g^lei<,h<'ii  (Jesammtbetrrige.  :<tei*end  vom  1. — 13.  Jalir  von  10—20  Pf.  Sf. 
lUe  betrcfiüoden  Einuabmeu  äieäüen  jetzt  unmittelbar  in  das  Scbat'Uimt  und  geboren 
EU  den  „fenebiedeDCD  KinkttnfteD".  8.  Ober  die  firtdieroii  Tarife  Vockc,  S.  120. 

Der  Reinertrac  der  gewuinteft  Verkebrssteiioni  in  Stompdform  war  in  1000  Pf.  St. 
(Bullet.  Ibbd  II,  5^4): 

1S59/60      1874/75  18S4/85 
Verträge  und  andere  Urkunden  ....   1.27!)         l.oso  1.812 

Wccb^'  l  n.  8.  w   505  '»03  fiOfl 

Banknoten  i  j       I.IU  0..'}1 

Abllndiugsbelnf  der  Banken    .   .   .   .  f  >    140  128 

Penny-Stempel   ...     .iss  717  934 

zusauuneu    2.244         3.771  3.57S 

FeoerversicheruDg  1.4S2         —  — 

Saereiticbening   '121  125  146 

Lebenwcrsichcrang  bei  Verträjren      22  37 

Eifindaugspatentu   102  150  — 

Somme  der  Einnahmen  des  Stempelamb  4.688  4.994  4.166 
In  letzteren  SummcnzifFern  >iiul  inbi  LTifren :  die  Stempel  fUr  Heilmittel,  HoM- 
and  Sübersacheu ,  Spielkarten,  Zeitungen  ;jutzt  aufguhobeo),  Ccrtiücato  und  Liconzen 
<s.  o.  8.  260)  nnd  „rerscbfedene  Ab^ben'*  (letstere  seit  1982/89  hier  ebenfalls  nieht 
mehr  bercclinet).  fehlt  ab'  i  in  drr  Summe  der  Ertrai?  der  Erbitchaflssteuer.  Von 
den  l.S  Mill.  IT.  d  j-i  I  i kiin  i- ii-ti  uiik  Is  kninmen  O.'J  aul  Eiirenthnmstibertrn'.rung^en, 
Hypotheken,  Pachten  u,  dgl.,  0.0  auf  L'ebcrtraguui;  von  Fonds  und  Actien .  0.3  auf 
allen  Andere  (nach  d.  2S.  Kep.  of  inl.  rmr.  Bull.  isb5  II,  SbS).  —  Seitdem  die  Post- 
mnrkc  auch  fur  Irl■wi!•-^5e  Sfriiipolzablnniri>n  zuteil issi-n  ist,  crfolirt  fin-;  ri-liertratiunv: 
eines  Betrags  von  jetzt  455.000  Pf.  SU  von  der  eincassircnden  Postverwaltung  auf  die 
StempelrenraltUDg  (Ball,  1885  II,  590,  Doiroll  III,  343). 

§.  121.  Zur  Verkehrsbestenernng  kann  man  ausner  den 
vorgenannten  eigentlichen  Stern pelabgabcn  noch  stellen: 

2.  Die  chcuiali^^c  A  ii  c  t  i  o ns  .s  t e  ii  e  r. 

Die  ehemalige  Steuer  auf  den  Tra  n  s  |) 0  rt,  l)ez.  auf  Tran  s- 
])ortnnttcl  und  Tranf;|Kirt«xe\verl)e,  sowie  die  noch  bo^tehiiiidc 
Steuer  auf  den  Personenverkehr  der  Eisen bahueu,  bez. 
auf  den  Ertrag  daraus. 

1.  Die  Auctioüssteuc r  (seit  1777)  traf  unbewegliches  und  ihm  gleichgestelltes 
Kicentbum  mit  8  d.  vom  Pf.  St  (1 '// V  bewesrlich.«  mit  6  d.  '2';V'  o).  "»i»  sp&teren 
Emissijrnniren  fur  .\uctionen  von  \\ol!<  üim!  \"U  n  inli  ii  Producten.  Sie  crtrog  za- 
letZt  300.000  rf.  und  wurde  auttrehi.lteii.    Do  well  III.  150  — 15*». 

2.  Die  Steuern  auf  Transport  und  Tran bportnüttel  huln  n  den  Miscb- 
cbnraeter  ron  specicllen  Gewerbeateucrn  f)lr  die  bctreifenden  Transportgeverbe 
und  von  indir*'etnn  ^^•  r l>r.i u c hss te »i er n  iß.  selion  o.  S|  S.  1S2''.  Voeke  lietont 
letzteres,  er  behandelt  sie  als  Steuern  auf  „Ycrkehrsgcwcrbe"  bei  den  (Gewerbesteuern 
(S.  424  ff.).  Do V eil  reiht  sie  unter  den  „Stetten  auf  besondere  Berofe  und  tie- 
sch-ifte"  ein  nnd  benidinet  sie  in.»<;<  summt  als  MSteuem  auf  Personen,  welche  Fort< 
schaifangsmiMel  besorgen"  (III.  40  H  ). 

a)  Die  drei  älteren  auf  S  tadtd  roscb ke n ,  auf  Landkutschen  und  auf 
Miethpferde  und  Miethwngen  haben  unter  dem  EinOoss  der  VeTinderunfen  in 
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den  Gommnnicadons-  und  TransportinMelD  vad  in  GemSssheit  der  Yerlmbisbedarfiiiin 

(l<;s  Piibliciiins  sowie  der  Cünciirreiizverliiiltnissc  tln  Transportuiiltel  unter  einander 
zuerst  Yeiäiidcrungcn  und  Eruiijbiiiguugcu  urfaliren,  bis  sie  üchlicäälicL  ganz  aafgc- 
gebcu  wurdou,  alle  3  von  1S70  an,  Ertrag  damals  boz.  100.000.  49.000  und  144,000 
Pf.,  in  Grossbrifannicn.  Die  Stadiclrosclikeu  untLiiicircu  jetzt  der  Wageustcuer.  Auch 
an  lU'hfeuerung-  di-r  Canallalirt  und  der  Dampf  bootrciscndcn  ist  jr«  dacht  worden.  Di»* 
Kiuzclheitci)  der  geoannteu  Stcuero  siud  stcuertcchuisich  vou  Iutürej>2>e  wegen  der 
Scbvieiixkeiton,  die  dabei  za  fibervinden  waren,  und  der  dadarcb  bedin^rten  Ezperi- 
incutc.  So  vuitle  neck  1853  die  undurrLfubrb.'ir  gewordene  ,.M  •■ilcnsteucr'' der 
Landkutschen  in  eine  böborc  Lioonz abgäbe  nach  Zahl  der  Picrdc  und  Wogen ver^ 
wandelt,    Keichcs  Detail  bei  Vockr  und  Dowell. 

h)  Die  He.steuerung  des  Personen  vcrk ehr. s  der  Eisi-n 

bahnen  ist  zunächst  nur  historisch  als  Kr^Unziin^-  der  ^'cnanntcu 

Transportstcuern  erklärlich.    Sie  kann  indessen  in  ihrer  Entwick 

lun^^  als  eine,  wenn  auch  in  der  Form  —  weil  sie  den  rohen 

Ertrag  bloss  des  Personenverkehrs  trifft  —  zu  bemängelnde 

Ertragssteaer  der  EiseDbabiiUQternehmungeii  anfgefasst 

werden. 

Sie  wurde  anfangs  auch  nach  den  Gniudsätzcn  eines  „Moilengcldus"  eingefilbrt 
'Vj  d.  p.  cn>ri.  Meile  für  je  I  Passatrierc,  lSt^2),  IS42  aber  in  eine  5"/„  Steuer  Tom 
Ertrag  deä  rcn>oiieu\rerkehis  verwuudeit.    Die  lb44  gesetzlich  eingeführten  billigen 
PcisonenzOgc  III.  Cl.  varden  jedocb  von  der  Steoer  be&eit.  Dies  bot  den  Gosell- 
Scbaften  GeloL-^enheit,  durch  Vermehrung;  solcher  Züge  die  Steuerfreiheit  in  grüssercni 
Maasse  zu  <  i  t wichen,  bis  dicio  Freiheit  1  *»(')■;  «jcnaucr  bestimmt  und  beschrankt  wurde, 
aber  nicht  luit  ausreichendem  Erfolge.    Jungst  (lbb3  46  u.  47  Vict.  c.  34)  s«ind  die 
Fahrten  unter  und  bis  1  d.  per  Person  nnd  Meile  Steuerfrei  gemacht  und  für 
./-f ■idtis'  lio  Zuiie"  der  Steuersatz  auf  2"'^,  erui;is>ip;t  worden:  ein  bed'  iiklicher.  aber 
cliaracteristi>cher  Sieg  des  kapitalistischen  „railway  intercst".    Steucrertrag  IbÜl» 
10,000,  1840  112.000,  1845  315,000,  1865  445.000,  18SS  810«000  Pf.  St.,  da^efren 
l'oSJ/s^  und  1S^5/S6  nur  noch  .•{«)2,000  und  347,00Ü  Pf.  St.  Die  Steuer  ibt  als  eine 
Art  ..Eisenbahnstetier",  d.  h.  ab  eine  Ertrau-sstcuer  \'oii  den  Eisenl)ahuen, 
weiche  effectiv  deren  Keinertrag  trili't,  gegenüber  dem  factischen  Monopol  der  Uahuuu 
gerecbtfertict    Ibre  jetzige  EnDlssignng  war  ein  Gescbonk  an  die  Efsenbahngcscll^ 
Schäften.    Yocke,  S.  431.  Dowell  III.  G4— "0.    Bes.  über  die  principielle  Seite 
und  den  egoistischen  Kampf  der  Eisenbahngoseilschnften  iregen  die  Steuer  und  für 
die  Au!>dehuui»g  der  Steuerfreiheit,  die  sie  denn  auch  jetzt  crreiclit  haben,  ü.  Cohn, 
engl.  Eisenbabnpolit.  Leipz.  1874  I,  8S,  II.  304— 3 IS.   Er  fasst  die  Stener  auch  «U 
eine  riiliti::e  und  miLs^itre  Steuer  auf  den  (lewinn  der  Eisenbahnunternehinungett 
auf  (b.  31  Ii).    Diese  Uestcueruugsfrago  ist  auch  für  die  princijnclle  Beurthoüung  dos 
PriTatbabnsystems  lebrrcicb.    Die  brlt.  Babnen  haben  ttbrigois  auch  Armen-  und 
sonstige  Com  m  u  nalst<  II  (  r  /.u  entrichten,  etwa  im  doppelten  Betrage  der  ätaat- 
lielien  Kiscnlialuiiteuer,  ohne  dai.s  darüber  Klage  geführt,  wenn  auch  wohl  ijewuiis«"lit 
worden  ist,  der  Staat  solle  diese  Steuer  beziehen.  Cohu  II,  305,  310.    Ucbcr  die 
neueste  Gesetzgebung  Ders.  im  Arcb.  fttr  Elsenbabnwesen  1883,  S.  484,  18S4,  8.  26, 
8.  aucb  Boll  18S3  II,  808. 

C.  Die  Erbschaftsbesteuerang. 

S.  0.  b7,  S.  193.  Vocko,  S.  224-2:{2,  Dowell  II,  pa^siui,  UI,  13S  U. 
bes.  144  fl\,  150  if..  155.  Oneist,  Verwaltungsrccbt  3.  A.  II,  641  Note  (ebne  Back 

.sieht  auf  die  neuere  Gesetzgebung),  Kullet  franv.  lbS5  II.  714—723.  nach  den 
2s.  Kop.  on  inl.  rev. ,  Leser,  brit.  Erbschaftssteuer,  Tub.  Zt>chr.  l^Sl.  S.  .'{2.*i  fl. 
496  11.,  Trovor's  taxcs  ou  succcssion,  4.  ed.  by  E.  Frecth  und  K.  J.  Wallacc 
Lond.  18S1,  mit  Abdruck  der  Hauptircsetze  (ron  36  Geoig  III,  c  52,  1796  an)  in 
Anbang  p.  299—441. 
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Die  prineipiello  ErOrteronf  der  Erbschaftssteuer  und  die  priocipielle 

Begrün d an ir  <li' «er  Sr  ncr^Mttunf^  ist  verLältni^sni.iSM;  einfach,  trotz  der  da- 
bei in  Betracht  kouiincnden  tiofcrcu  ruchtsphilosophiaciKii  iiiui  natioualdkonoinischcti 
FragcQ  (s.  Fin.  II.  476  IT.).  Die  practiscüe  Du  rchfuliruiig  dt  r  an  !>i<  h  auch 
siniacheD  Gmndäat/c  die!»cr  Steuern  bietet  dagcircn  grussu  S<:hM'i*  ri^^k<-iti  ii.  ucil  dabei 
verwickelte  erbrechtliche  \"erhaltnisse  zu  bcrüt  k^ii  luijiin  sind,  wt  K  ho  wieder  mit 
dem  soostigea  VerfflOgeD&recUt .  oaiueatlicli  mit  dom.Kigeuthums-,  Nutznic3:>un^recht 
in  Yerbindttiiif  stehen.  Daher  milssen  sich  schon  die  gesetzlichen  Normen  der  Erb* 
schaftsbc'-teucrnnc:  in  oino  wcit^^ehende  Casuistik  einla^si-n,  bei  w elch'T  frot/dom 
imiaer  leicbt  Luckeu,  Wider^prUcho  und  Zweifel  übrig  bleiben  werden,  welche  dann 
bei  dem  Vollzug  des  (iosetzcs  herrortreton.  Die  einzelnen  Bestimmungen  der  con- 
creten  K^bschaft^bestt'u<  rimi^  eines  Landes  erhalten  demgcmass  nothwendig  iliren  spe- 
citischon  Character  durcii  das  geitendo  prirate  Vermögens-  und  insbesondere  £rbrcclit 
des  Landes. 

Dies  gilt  ToUonds  von  der  britischen  Erbschaftsbestenenrng,  welche  ohne 

K'i'nntnise  des  bczüclichea  Privatrechts  ^ugnr  in  ihrm  H.ujptgrundsatzcn ,  so  schon  in 
ihrer  Gliederung  in  reiächicdene  Steuern,  vollends  in  manchen  ihrer  einzelnen  Be- 
stimmungen gar  nicht  za  verstehen,  in  Einzelheiten  kann  zu  beereifen  ist,  während 
»€lbät  auffallende  Seltäamkeiten  mit  Süthen  des  Privatrochb  in  V<  rbindung  ^tehen  und 
dann,  zwar  finanzpolitisch  nicht  richiiiL''.  ;iber  gf-setzgelfnisch  do<  h  be-^reiflich  werfb*n. 
ili  ist  das  VerdicDit  der  schönen  Arbeit  Leser  s  in  der  Tab.  Zlächi'. ,  die  britische 
Ertischaftsbesteaening  gerade  nach  dieser  priratrcchtUchen  Seite  behandelt  und  ^  ieles 
in  ihr  so  zum  ersten  ÄLil«'  —  woniu'-tons  für  die  con(in'-nta!r  Kinanzwi^senschafi  — 
klar  /gestellt  za  liaben.  £r  weiät  nach,  wie  die  Ausbildung  dieser  Besteuerung  „ganz- 
Keh  durch  die  Eigenthflmlichkeiten  des  englischen  Privatrechts  bestimmt  worden  ist** 
Tüb.  Ztschr.  Bd.  37,  324).  Er  zeigt  auch  mehrfa«  h  richtig,  da--^  nr^tiuimuns^en  der 
britischen  Erbschaftsbc-teuornng  und  selbst  der  ('haracf-  r  iKt  ciii/-  Iik  ii  St«'UtTn  von 
den  Finanzautoren  faLscIi  aufgcl'asst  worden  sind,  weil  der  Zuaammcuhaüjj  dieser  Be- 
stimmungen und  Einrichtungen  mit  Normen  des  englischen  Priratrochts  gar  nicht  ge- 
kannt oder  iiidit  richtig  e-rliarnit  worden  ist. 

blanche  Incorrectheiteu  dieser  Autureu  ^auch  \  ocke's)  sind  freilich  auch  die 
ftst  anrermeidliche  Folge,  einen  so  dnrchans  casnistischen  Gegenstand  in  einer  knappen 
Darstellung  zusammenfa<^on  in  niü^SL-n,  wobei  nur  Ilanptpuncte  behandL-It,  aber  die 
Casuistik  nicht  berücksichtigt  werden  kann.  Auch  in  diesem  Werke  ist  kein  anderes 
Vorgehen  möglich.  Um  so  mehr  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  nur  eine  dotail- 
lirendc  Darstellung  ein  vollständiges  und  in^  den  Einzelheiten  genau  rich- 
tiges BiM  der  brit.  Krbs' luiftsb'-<teUL'rung  und  nur  eine  solche  anrh  erst  einen 
richtigen  lünblick  in  die  inj^eniösitat  dieser  Besteuerung  und  in  die  grossen  Schwie- 
rigkeiten ihrer,  wie  freilich  (wenn  auch  wohl  sonst  in  gerinirerem  Maasse)  j^er  Erb- 
-rhaft=besteuerung  geb*'n  kann.  In  dir>-  r  Ilinsii-ht  s^  i  auf  L-  ac r's,  l<:ider  bi>licr 
nicht  vollendete,  Arbeit  Bezug  genommen.  In  das  Detail  und  in  die  Casuiatik  mit 
Rücksicht  auf  die  (iericbtsentscbeidungen  führt  das  Werk  ton  Trevor,  besonders  in 
der  neuesten  Auflage,  gut  ein.  Eine  kilrzere  Darstellung,  wie  sie  hier  allein  in  Frage 
steht,  kann  also  nur  ein  Bild  ron  der  an gef Uhren  Gestaltung  dieser  britischen  Be- 
steuerung entwerfen. 

Auch  die  Welterentwicklung  der  brit.  Erbachaftsbestouerung  in  diesem  Xahr^ 
huiul<  it  wird  nur  in  Verbindung  mit  EigcnthUniliclikeiteii  di  s  lirit.  Privatn  clits  ganz 
verständlich.  Sie  wurde  von  dem  Gedanken  getragen,  ullmühiich  den  Uebergaug  von 
Eigenthom  und  Nutzungen  bei  Todesfällen  —  der  Ausdruck  „Todessteoern**  ist  wohl 
von  Politikern  zum  öftern  gcbrauilit  wurden,  Dowell  nt  nnt  sie  „taxos  on  pruperty 
on  its  devolution  in  conscfiuencc  oi'  a  death"  —  immer  ^  ollsiandiirer.  gleii  hrnuisiger 
und  sicherer  zu  besteuern.  Nocli  die  neuesten  Veränderungen  der  'ies<;tzgebung  ver- 
folgen z.  Th.  diesea  Ziel. 

Di'^  Hauptgi  j^etze  für  die  l\'ri<idc  st  it  1S15,  au-?i  r  kleineren  ein/.'  lnej»  (worüber 
Lesor  und  Truvor)  sind:  Uber  die  probate  und  die  Icgacy  duty  55  Georg  III, 
c.  184  rem  11.  Juli  1815,  Uber  die  succession  daty  16  und  17  Vict.  c.  51  rem 
4.  Aug,  1S53.  Von  älteicn  kniumt  bes.  noch  .'U>  (n-orL-^  III,  e.  .')2,  vom  2»),  .\|tril  IT'.XI  in 
Betracht.  Neueste  Keformen  dun  h  4:j  n.  41  Vict.  r.  14  pari  III,  vom  24.  Marz  IbbO, 
44  Vict.  s.  12  part  III,  von  Isbl  (Inl.  rev.  and  customs  act).  S.  darüber  noch  die 
Bemorkaogen  Im  Anhang  bei  Lesor.  Tab.  Z.  Bd.  37,  S.  370.  531.  Dowell  HI,  154; 
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bes.  die  Budgctrcdcu  von  Gladütoiic  und  Childcrs,  im  Auszug  im  Bullet.  ISSO  l, 
256,  18S1  I,  320.  1882  I,  427,  188S  I,  661.   Die  Gesetze  selbst  im  Anbmg  roa 

Trcvor.  Kiniuc  Vcrs'  liicdcnhcilen  bestehen  oder  bestanden  zwischen  En .rlarifl.  Schott- 
land, Irland.  S.  darüber  die  gen.  Schriften,  bes.  Leser  und  Trevor.  Iiier  wird  vor- 
nehmlich nur  die  Gesetzgebung  für  England  berücksichtigt.  Da  sich  die  amtlichen 
Namen  der  Steuern  in  Deutsch  nicht  genm  iriedergeben  lassen,  sind  sie  hier  nmicbst 
beibehalten  worden. 

i^.  122.  Die  beiden  ftelb^tändigen  Glieder  der  Erbscbattobestcueruug, 
welche  ans  der  vortfnsgehendeo  Periode  ttberkommen  waren  (§.  89), 
die  probate  doty  nnd  die  legaoy  duty,  sind  1853  dnrcb  ein 
drittes  Glied;  die  saecession  duty,  1881  dnrch  ein  viertes  61ied| 
das  sich  speciell  an  die  probate  dnty  anscbüessty  die  acconnt 
dnty,  er^'Amt  worden.  Im  Wesentlichen,  vorbehaltlich  der  Im 
Gesetz  uühcr  Ijczcicbneteii  Bestimniun{^cn,  treflen  die  i»roljate,  die 
account  mul  die  legacy  duty  das  persönliche  hewcgliclic 
\'ermügcii ,  die  siiccession  duty  das  u  nlj  e  w  eg  lic  hc  und  ilnii 
j^leichgcsteiltcs  Vermögen,  welche  beim  Todesfall  iiacli  der  gcsetz- 
licbea  Erbfolge  (ab  intestato)  oder  nach  Testament,  be;^.  eventuell 
jetzt  auch  nach  Familienstiiltang ,  Kentenanssetzungen  n.  dcrgl. 
(settfement)  an  andere  Personen  zn  Eigenthnm  oder  Genass  Über- 
gehen. 

Der  Begriff  de-,  „beweglichen"  und  „unboweglicben'*  Vermögens 
und  der  speriellen  K<  (  btc  dar.nn,  welche  übertrap:en  wiTden ,  richtet  sich  aber  nach 
den  eigcntbUinlicbcu  Normen  deä  englischen  Hechts  und  mitunter  auch  nach  Specialvoi- 
schriften  der  Erbsohsfllssteiierfesetze,  welche,  besonders  für  zweifelhafte  FlUe,  angeben, 
welclic  Stenern  in  di-n  und  den  l";il!<  n  der  Vt'r<  rbung  und  Ererbun«?,  des  Legats  u.  s.  w. 
iu  Anwendung  zu  kommen  haben.    Daher  ist  das,  was  die  einzelne  der  genanutun 
Steuern  wirklich  tretion  soll  und  (rillt  oder  nicht  trifft,  nicht  aus  einem  relativ  ein- 
Dachen  und  festen  Uechtabcirrili  der  Keehb Wissenschaft  oder  des  conAinentalcn  Kechts, 
wie  „bewegliche-s"    und  ..unli<!\vc';;lic]ies"'  Vermöu'^en ,   Uebertranfr  von  ,.Kig:enthuin**, 
«.Nutzung"  tt.  s.  w.,  sondern  nur  aus  den  englischen  Begriffen  und  deren 
aatbentischer  casuistischer  Interpretation  in  den  Qesetzoo,  hie  und  da 
anch  in  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  zu  entnehmen.   Demnach  kann  ohne 
scdcho  Casnbtik  nur  unjfcfäbr  das  Wesen  der  einzelnen  Steuern  in  der  .\rt  bezeich- 
net werden,  dass  angegeben  wird,  was  „im  Wesentlichen"  ihr  Ubject  ist. 

Nicht  nur  die  oomplicirto  Oonstraction  der  britischen  Erbschaftsbestenerong  als 
eines  Steuersystems  von  drei  oder  jetzt  vier  einzelnen  Steuern,  auch  der  objective  In- 
halt und  Umfang  jeder  derselben,  die  Bestimmung  der  Steocrsubjecte.  die  Modalitäten 
der  Veranlagung,  der  Anmeldungen  und  Dcclarationen,  der  Festsetzungen  und  Berech- 
nungen, der  Erhebungen,  der  Vonchriften  in  Betreff  der  Verantwortlichkeit,  lici 
Stcuerhaftung.  d^  r  SfratVri  n.  s.  w.  und  die  Casuistik  in  allen  diesen  Dingen  sinii 
grosscotheils  Conscuucnzen  des  oigenthumlicbcu  Formalismus  des  britischen  £rb 
rechts,  FamiUenrochts,  Eigenthumsrechts  und  der  sonstigen  Rechte  an  VermOgenS' 
masscn  und  an  einxelnen  Arten  von  Vermögensobjccten.  Willkürlich,  widerspruchs- 
voll, unklar,  unzweckmässig,  rein  vom  sleuerrechtlich'-n  desi«  htspunct  und  mit  cdiiti 
nentalcn  Augen  betrachtet  werden  diese  Einzelheiten  verständlich  und  erscheinen  su 
nothwendig  und  folgerichtig  vom  Gesichtspunkt  des  britischen  Privatrechts  und  seioot 
Formalihmus  aus. 

Von  jenen  vier  Stenern  des  „Systems''  sind  die  probate  nnc 
die  acconnt  duty  im  Allgemeinen  indifferent  bineicbtlicl 
der  Personen,  welche  als  Erben,  Legatare,  in  den  Gennas  voi 
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anagesetiten  Renten ,  von  Familienstiftnngen  Eintreteniie  a.  8.  w. 
in  Folge  eines  TodesfaUs  Eigenthnm  oder  andere  Rechte  an  Ver- 
mögen oder  Natzungen  erlangen.  Diese  beiden  Steuern  treffen 
unter  Freilassung  kleiner  Erbschaften  u.  s.  w.  (früher  bis  20,  jetzt, 
seit  1864  bis  100  Pf.  St)  nach  einem  zuletzt  1881  gegen  früher 
Tereinfachten  und  Terbesserten,  nunmehr  bis  1000  Pf.  St.  progres- 
siven (oder,  nach  der  abnehmenden  Summe  betrachtet,  degressiven), 
von  da  an  ^i®/,,  betragenden  Tarif  alle  unter  sie  lallenden  HetrUge, 
und  zwar  nunmehr  der  „reinen"  Erbschaft  (abzüglieh  Schulden 
und  Beerdigungskosten gleichmiissig,  einerlei  wer  der  Empfänger  ist. 

Dil-  tiiianzpulitiscli'-  Anomalie  von  im  Allgemeinen  (.nicht  durcbauä  gleicliDiUssig) 
um  liic  Hallte  hüluucu  St«juer»aUen  iJcr  latcsUt-  gegenüber  den  testaincntarisclicn 
Erbschaften  wurde  dardi  (ilriihstcUunp  der  Sätze  (1SS0\  das  ehcmaliafe  Maximum 
des  Steuerbc-trags  für  Krbscliat'ten  von  1  Mill.  Pf.  St.  und  darüber  varde  durch  Ein- 
fuhrunir  einer  weiteren  Stciurnim:  der  Steuer  ;1859^  bi ;jeiti]L;t. 

Die  beiden  andern  Erhschaftssteuern  dagegen,  die  legaoy  und 
die  neue  succession  duty  von  1853  belegen  die  Erbschaften  und 
Legate  nach  einem  Tarif,  dessen  Snt/.e  nach  der  Nähe  der 
Verwandtschaft,  bez.  nach  der  Nichtvcrwandtsehaft 
zwischen  dem  BeehtsTorgUoger  und  dem  Rechtsnachfolger,  an 
welchen  Eigenthum  oder  Nutzungen  gelangen,  abgestuft  sind. 

Daher  nach  den  auch  in  den  continentalon  Gesetzen  üblichen  Grundsatz,  die 

n.irlistrerwandfL'fi  lu-chtanachfolfrer  (einsrhlicsNlicli  des  Witttvors  und  di  r  W'itfwr  jjar 
nicht  oder  niedrig,  diu  Seitenlinie  und  die  enilurutercn  Verwandten  hoher,  die  uut- 
femtoiten  nnd  die  Kichtrerwandten  am  höchsten  ta  bestenem«  nnd  xwar  jetzt  mit 
Sitzen  Ton  l*/o  (l3escendcnten  nnd  Asceudcnten  des  Verstorbenen),  8"'„  Geschwister  des- 
Mdben  u.  deren  Nachkommen).  5"/„  (Onkel,  Tand  ii  d-  ^M-llx-n  o.  doron  Naehkommen  >,  ti"  „ 
<jro:»sonkel,  Grosstanten  deaselben  und  deren  Nachkommen),  lO"/o  (alle  anderen  Pci>>onen  ;. 
Wittver  und  Wiuwen  äind  allfremoin  steaerfroi  ron  diesen  beiden  Steuern.  Seit  der 
ncoesteu  (iesetzjft-biin^  sind  auch  die  mit  1"',,  besteuerten  Deseendeuten  und  Asceiidenten 
frei,  in:»oiuru  diuüos  Procunt  als  durch  die  gezahlte  probate  und  account  duty  l'ur  mit  bu- 
fichtigt  filL  In  mien,  wo  die  beiden  letzteren  Stenern  nicht  eintreten,  bleibt  die  eron« 
Uielle  Steüi-rpiiichtigkeit  mit  1      bei  der  Icg-acy  und  succession  duty  bobtohen. 

Die  Steuerfreiheit  nach  dem  Betra«^e  i-^t  fnr  ErbtheUe  auf  100  and  jUn«rst  auf 
3ÜÜ  Pf.  Sl  bei  diesen  Steuern  auäjcedehiit  worden,  diejenige  für  L*;gatü  geht  bis 
20  Pf..  fkUs  die  Stinme  dieser  Legaln  für  dieselbe  Peraon  nicht  300  I*r.  ober- 
achreitet. 

Die  l^^y  und  succession  duty  ergänzen  sich  in  der  Weise, 
wie  es  das  Gesetz  durch  seine  Vorschriflen  Ober  das  Eintreten  einer 
jeden  der  beiden  Steuern  in  bestimmten  l'^RUen  angiebt.  Was  unter 
die  eine  föllt,  iiann  daher  nicbt  in  denselben  Fällen  unter  die  an- 
dere fallen.  Auch  kann  man  wieder  nur  im  Allgemeinen, 
nämlieb  vorbehaltlich  der  Abweichungen  und  der  casuistischen 
ßestimmnngen  des  Gesetzes ,  sagen ,  dass  die  legaey  duty  das 
„bewegliche'',  die  .succesniun  duty  das  ii  ii  l)e  w c g  1  i  che " 
Vermögen   trelle.    Kiuc  wichtige  Ausdehnung  der  KrhsclütHssteuer 
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hat  die  snceession  dnty  auf  die  Anfälle  ans  Rentenaossetzungeii  and 
Familiensliftangen  (Settlements)  gebracht,  die  von  den  beiden  älteren 
Stenern,  der  probate  und  legacy,  niebt  getroffen  wurden  und  in 
England  practiseh  wichtig  sind. 

Nicht  übersehen  werden  darf,  namentlich  auch  nm  die  Erb- 
.sehart^ibeKteuerung  der  niilieien  VcrwaiuUen  richtig;  zu  würdigen, 
d:iss  die  legacy  duty  reg  c  1  in  ii  s  s  i  g  zur  |)robate  und  ac- 
coiint  duty  hinzutritt.    Daher  werden  auch  die  nächsten 
Verwandten  in  den  wichtigsten  Fällen  bei  Mobiliar-  und  diesem 
gleicligestellten  j  der  probate  duty  unterworfenen  Nachlass  nicht 
unerheblich  besteuert.    Ks  besteht  somit  für  das  bewegliche 
u.  dgl.  Vermögen  eine  formelle  und  materielle  Doppelbesteue- 
rung, dnrch  probate,  account  und  legacy  duty;  fllr  das  unbeweg- 
liche und  das  Uhrige  der  succession  duty  unterliegende  tritt  da- 
gegen nur  diese  letztere  Steuer  ein.   Eine  vdUig  gleiche  Behand- 
lung jedweden  Vermögens  und  jedweder  Erben  u.  s.  w.  ist  daher 
doch  noch  nicht  erreicht. 

Audi  die  8poriall»«3tiiimiiin<,^eii  über  »lie  Alihänpigkcit  der  Siouerplljchtigkeit 
TOm  Domicil  des  Kechlsvorgängcrs  (Erblassers^,  des  Kechbnachfolgera  (Erben,  Legatars, 
in  Stlfkttngsgenuss  Eintretenden  u.  8.  w.)  sowie  ?om  Domicil  dea  einzelnen  \  crmöjens- 
objccts  ergeben  immer  noch  Un  irleich mässis:k.>  itt  n  im  rcchtliehen  und  thatsäcli- 
lichen  Umfang,  in  welchem  je  nachdem  Pursoncn  und  Vermögen  oder  Vermögenü- 
bcstandtheile  getroffen  werden. 

Nicht  minder  folgen  solclie  Ungleichmässigkeiten  ans  dem  cigenthQmlichen 
(Jrundbat/.,  dpii  volbn  (.'apitalwcrfli  als  Eigcnfhum  der  von  der  probate  und 
legacy  duty  gctrollcueu  Objecto  nach  dem  Ours  (z.  Ii.  bei  W'erthpapiorenj  oder  nach 
dem  Seh&tzaagsirttfthe  (z.  B.  bei  KonstsamiDlangen)  der  Bereehnong  der  Steuerpflichtig 
keit  und  des  Stcuersat/.e^  zu  Grande  (Q  legen,  bei  der  succession  doty  tber  den  or- 
mitteltcn  Ertrag-  von  Land  als  Jahres rente  anzusehen,  d.ren  Caintalwerlh  nach  ge- 
setzlichen IJercchnungstalVln   in  (iemüssheit  des  Lebensalters  des  Erben  berechnet 
wird,  und  dann  auf  diesen  Capitalwerth  den  upeeetzlicben  Stencr^at/  anzunrenden. 
und  zvpar  auch    beim    K i ge n t Ii  u ms nhcr/ati<:  von  Land  (10  und  17  Vict.   c.  öl 
sect.  21  und  11.  mit  Angaben  Uber  die  iiurcchuuiijiüweiäe  der  verschiedenen  Arteu 
Ton  real  i>ro]<ert>'  und  Tabellen  für  Berechnnng  des  Kentenwertlis  in  jedem  Alteis- 
jahre:  „tlie  int    >t  of  every  successor  ...  in  real  property  shnll  be  considerod  to 
bc  of  tlie  vahir  uf  an  anniiity  eniial  to  the  annual  valu»-  of  sneh  property  ,  .  .  and 
payable  irum  (ho  dato  uf  his  becomiug  entitied  theretu  iu  posäcssiou  or  to  the  receipt 
of  tbe  income  or  profit«  thereof  doriog  tbe  residao  of  bis  life  . . .  and  erery  nach 
aunuity  »hall  be  valued  arcording  to  the  lables  in  the  Shedule  annexed  to  this  Act.*" 
Treror,  p.  301,  14i>,  11)7.  3tWl  II  ).    Mit  hieraus  sowie  aus  dm  mancherlei  bri- 
tischen Uelu'^tungeu  der  Bodeurento  zu  Gunsten  Amli  rer  und  aus  dem  zum  Theil  liici- 
mit  zusammenhängenden  Umstände,  dass  giM^issc  Thcile  des  Grundeinkommeos  und 
ihres  Cnpitalvrorths  unter  die  anderen  (ilieder  der  britischen  Erbschaftsbe>tetierailg 
fallen,  erklärt  sich  auch  der  relatir  kleine,  allerdings»  auch  hinter  den  gehegteu  Er- 
wartungen bei  der  Einfabrong  dieser  Steaor  znrttckgehliebene  Ertraig  der  sug- 
ceanon  doty. 

Von  den  vier  leitenden  Grnndsätzeo,  welche  nach  den  Brörte- 

riuigen  der  „all^enieinen  ►Steiierlehre"  (Fiii.  II,  4VJ)  lllr  eine  ratio- 
nelle Erb.sehiUt:>bcätcueruug  aut/.u»telleii  sind,  —  uümlicli  dciu 
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Grundsatz  einer  Beseitigung  der  Intestaterbfolge  Uber  einen  nicht 
IQ  entfernten  Verwandtschaftsgrad  hinaas,  dem  weiteren  einer  Mit- 
besteoerong  der  nttchstrerwandten  £rben  (gerader  Linie),  dem  fer- 
neren eines  Progressivstenertarifs  nach  der  Hohe  der  Erbantheile 
(Erbportionen)  nnd  Legate,  welche  ein  Einzelner  erhält,  und  dem 
fierten  eines  Progressivstenertarifs  nach  dem  Verwandtschaitsgrade, 
—  sind  demnach  nur  der  zweite  und  vierte  in  ziemlich  gcnflgcnder 
Weise,  namentlich  insofern  auch  die  directc  Linie  niitgctrolVen  wird, 
im  britischen  Krhschaltssteuersystciii  anerkannt  nnd  dnrch«rof(ll)rt 
unideii.  Der  driüe,  welcher  in  England  mitunter  Befürwortung 
fand  —  ein  \'orschl:ig  von  .1.  St.  ]\lill  liiiift  auf  etwas  Aehiilichcs, 
nur  noch  weiter  Gclicndcs  hinaus  —  ist  nur  in  der  Steuerfreiheit 
kleiner  Beträge  und  der  niedrigeren  liesteueruug  kleinerer  zur 
Geltung  gelangt,  was  noch  nieht  gentigt. 

Beachtenswertb  ist,  dass  die  eindringlieheu,  die  privaten  Ver- 
niHgens-  nnd  Familienverhältnisse  durchforschenden  Proceduren  des 
Einsteucrungsverfahrens  bei  der  Erbschaftsbestenernng  von  den  in 
solchen  Dingen  sonst  so  empfindlichen  Briten,  wie  es  scheint,  gut- 
willig ertragen  ?rerden.  Von  Einfiuss  ist  darauf  wohl,  dass  es  sich 
dabei  um  altgewohnte  gerichtliche  Einmischungen  handelt  und  dass 
die  letzteren  meist  nur  einmalige  und  seltene  sind.  Die  Erbschafts- 
bestenerung  fnngtrt  so  doch  als  eine  reebt  passende  ver- 
mögensstenerartige  Ergänzung  der  directen  Kestene- 
rung,  8])eciell  der  Kinkomniensteuer  und  schliesslich  des  britischen 
Steuersystems  überhaupt. 

§.  123.  Einige  weitere  Eiozelheiteo  hinsiclitUch  der  einzelnen  Erbüchaiisstcucrn 
Sr^znng  des  Tmnflgehenden. 

I.  Die  probate  duty  (Leser,  S.  327—370.  Vocke.  S.  223--22.'),  Do  well 
III.  Ii2— 1J7,  Bullet,  franr.  II.  Tlö,  "IG.  Trcvor  cli.  Ii  liänirt  in  ihrer  Be- 

grenzung auf  „bewegliches"  Vernuigen,  in  ihrer  früheren  Scheidung  nach  der  Art 
der  A'ererbang',  besonders  ab  intostato  und  testamentarisch,  in  ihren  hiernach  früher 
U'-ltendcn  verschio  l' n n  Sft  in'r-^iU/.Mi  <]M'cicIl  mit  nur  historiscli  verständlichen  Prin- 
cipico  des  brit.  Veroiugeuä-  und  Erbrechts  zusammen,  wie  dicius  Leser  Tub.  Ztsch. 
91,  8.  S27  ff.  naher,  Doirell  III,  1S9  in  Kttrze  darl^,  ▼oraof  hier  allein  Tervicsen 
werden  kann.  Der  Nanic  „probate**  doty  erklärt  sich  aus  der  Anwendung  der  Steuer 
zunächst  auf  die  dun  h  l(?t/.twilli  ge  Ver füsrung 'Testani<  iif.  will)  vcrciltt-  !!  Narli- 
läsjie,  wo  eine  amtli'  iie  Bestatiuung  dca  Testaments  unter  di-r  I  uriiit!l  ,,prubaiuiit  est" 
eintiitt.  Hier  knOpft  sich  die  Steuer  an  den  also  „approbirten  -  letzten  Willen.  Die 
laalogo  Steuer  wur  la  <l:iini  auf  I  n tes tatcr  1>  f  ä II c  und  auf  solche  te>tam<'ntari.sche 
Etbfolge,  vo  im  Tcütamcut  kein  Exccator  cnuunt  war  (s.  Leser  a.  a.  U.)  ausgc- 
ddiot,  wo  nach  dem  (geltenden  Rechte  eine  amtliche  Ermichtignng  znr  Venraltnng 
dieses  Nachlassos  mittelst  Kin  nnung  von  „Adrainistraturen"  durdi  ,  L  iters  of  admini- 
stration"  erfolgt.  Hier  knüplte  sich  die  Steuer  an  diese  letters  und  führte  dcmgemftss 
2om  Unterschied  der  probate  duty  i.  e.  S.  den  bezüglichen  Namen.  In  weiterem  Sinn 
md  nach  dem  populären,  später  auch  dem  amtlichen  kürzeren  Sprachgebrauch  hiess^n 
seit  länger  und  lieisscn  n:imentlich  jetzt,  wo  die  rnters'hicilc  J^s  Steuirtarifs  fort- 
gefallen sind  und  wcaentiicU  Line,  nur  in  AasführuDi^älormalieu  nach  den  beiden 
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Hauptarten  der  Erbfolge  \'ei-schicdeaheiton  coigeado  Steuer  vorliegt,  beido  geoAnnte 
Steuern  zusammen  ..probate  duty". 

Das  Wesen  dieser  Steuer  beseichoet  Leser  (a.  a.  0.  S.  387)  folgendermaasäcn: 
..sie  ist  oiiie  mittelst  Stempels  zur  Erhebung  kommendo  A'i^abe  von  dcnjenijjen  Ur- 
kunden, deren  Ausstellung  uuerlässlick  ist,  so  oft  Jemand  zur  Verwaltung  eines  Mobiliar* 
mehlaaws  berechtigt  werden  boQ**.  Die  getroffinen  UritandeD  sind  der  probate  of 
will  (Bestätigung  eines  im  Testament  bezeichneten  Executora,  in  England  und  Irland), 
die  letters  of  ad  mini  st  ratio  n  (Einsetzung  eines  Administrators  mit  und  ohnt- 
Testament  ebendaselbst),  das  inventory  (Inveutar,  iu  Schottland  stets  bei  Vorwai- 
tong  eines  Mobttiamachlaasee  erforderlich)  (Leser  eb.). 

Die  früht  roii,  im  Allgemeinen  um  die  Hälfte  höheren  Steuersätze  (o.  §.  ^7, 
Loser  S.  S47)  galten  für  die  I ntestatnachliisse,  die  n  i  od  l  iL'-cren  filr  die  testa- 
ui  on  tar  ischcn  (aucli  lur  die  ohne  letztwillig  bestimmten  Executor,  wo  daher  letters 
of  administration  in  Betracht  kamenV   Durch  die  nenen  Gesetze  von  1880  und  1882 
ist  in  diesen  und  anderen  Punctcn  (ileichlieit  einc^i^freteii,  im  Allgemeinen  so,  dass  im 
liscaii:>chon  interej>se  die  Satze  der  testamentarischen  Erbfolge  ungefähr  auf  dieje&igen 
der  anderen  erhobt  worden  sind ,  nicht  ganz  bei  kleineren ,  etwas  mehr  ab  das  bei 
grosseren  Beträgen.  Der  jetzige  Tarif  ist :  bis  100  Pf.  n  in  n  u  h  Schuldenabzng)  frei, 
100-500  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.  1  Pf.  (2%\  doch  mit  der  Erleichterung, 
dass  Beträge  bis  300  Pf.,  zugleich  unter  erleichternder  Erhebungsform  (indem  nämlich 
probate  und  letters  of  administration  hier  gegen  besonderes  Afifidarit  durch  YermittlaDg 
des  Steucramts  zu  crlanijen  sind,  Trcvor  p.  24),  1*4  Pf.  Steuer  und  ''^  Pf.  Amts- 
ge))ühren  zuhlen.  500—1000  Pf.  fur  je  anifefanuene  50  Pf.  1'/^  Pf.  Steuer  (2'/j  7o\ 
1000  Pf.  und  darüber  fur  je  aagelaii^-ene  100  IM".     Pf.  oder  3  "/„  Steuer.  Früher 
hatte  die  probate  duty  die  Erl>schaft  ohne  Schuld abzug  besteuert,  indessen  konnte 
innerhalb  '1  .laliren  Itei  Nachweis  der  Srluilden  der  für  diese  mit  erho^eii''  Retras; 
zurückgefordert  werden.   Jetzt  erfuli^^t  die  Steuerbcmossung  gleich  unter  Abzug  der 
Schulden  und  der  in  vernünftigen  Grenzen  gehaltenen  Beerdigungskosten. 

Der  nach  dem  Zeitpunct  der  Besitznahme  (nicht  des  Todes  des  Verstorbenen)  zu 
l»<'reeliii<  ride  W'rvtli  der  Erbst  liaft  ist  von  di  ii  Kxecutoren  und  Administratoren  in 
Form  eines  „Ailidavil",  einer  scluililichen  eidlichen  Erklärung,  vor  dem  Gericht  zuui 
Behuf  der  Erlangung  ihrer  Bestätigung  anzugeben,  worauf  die  Steuer  durch  Aufdrocb 
eines  Stempels  der  Stempelbehörde,  jetzt  auf  dieser  Affidavit-Urkunde  selbst,  bemessen 
ui»d  erhoben  wird.  Der  <•!  wähnte  1  "/o  Stempel  der  legacy  und  sueeessiou  duty  gilt 
Jetzt  damit  als  berichtigt.  Die  Garantie  der  richtigen  Bcäteueiun';  liegt  mit  iu  dem  Cha 
rakter  der  zu  stenipeluden  Urkunden  als  gerichtlicher  (Leser  S.  304),  in  der  Vor* 
nntworilichkeit  der  Nachlassrerwalter  und  der  Gerichtsbeamten,  denen  daher  ancli 
Strafen  angedroht  sind,  v 

Der  (grosse  Umfang  der  probate  dntj,  daher  auch  der  hohe  Ertrag,  eiUlr 
sich  mit  durch  die  eigenthUmliche  Ausdehnung  des  Begriffs  „persönliches  und  beweg 
liebes  Vormüi^en".  So  gilt  die  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  nicht  spccicl 
„auf  Lebensdauer"  bestimmter  l'<  isonon,  sondern  auf  irgendwelche  Zeittermine  ii 
Jahren  lluft,  zum  „HobUiarvermOg(  n  -  gehörig  und  ist  der  probate  unterworfen:  pnuMisd 
wichtig  bei  den  städtischen  bezüglichen  Rechtsverhältnissen  Leser  S.  353.  Dowol 
HI,  115:  ,,iinmoveablc  movcables",  leasehold  statt  freehold).  Auch  sonst  so  manche 
Eigcnthuuilii  he  (^s.  Leser  a.  a.  0.).  Bewegliches  Vermögen,  das  im  Ausland  ge 
legen  (fremde,  in  GrossbritamiiMi  nicht  domicilirte  WeHh|Miirferel),  z.  B.  von  de 
probate  duty  fr.  i  Trevor  p.  10.  12). 

2.  Die  account  duty  ist  DSül  zur  Ergänzung  der  probate  duty  fttr  einig 
Fälle  eingeführt,  welche  letztere  Steuer  nicht  tritit:  fur  die  donatio  mortis  causa;  fO 
den  Errterl»  in  I  nln.-  des  Ucbcrlebens  der  Person,  w^elchc  mit  einer  anderen  ein,  ii 
Falle  des  Todes  der  früher  sterbenden,  der  überlebenden  allein  verbleibenth  b  Kiirei' 
thum  besessen  hatte;  für  den  Vermögenserwerb  einer  Person,  der  derselben  üurc 
den  Tod  einer  anderen  zugefallen  ist,  welche  ihr,  unter  Vorbehalt  einseitiger  Aul 
lösung  des  Versprechens  in  einer  anderen  Urkunde  als  in  einem  Testament,  rci 
sclienkuii^sweise  jenes  VermOj^en  iib.  rtraj;en  hatte  (ausschliesslich  solcher  Fälle  2 
Gunsten  des  anderen  Theils  der  Ehegatten ,  wenn  dies  vor  der  Ehescbliessung  a) 
gemacht  mrd).  Nano  vea  der  Verpflichtung,  eine  bezQgliche  „Rechnung**  bot 
Steueramt  einzureichen.  Tarif  und  Einrichtnnjr  wie  bei  der  probate  dtity.  doch  n 
kleinen  Abweichungen.   ^Leser  S.  532,  Bull.  Ib85,  H,  717,  Trevor  cb.  2.) 
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§.  124.  —  3.  Die  logacy  duty  ist  ebenfalls  eine 'Eiuänzung  drr  p!<i)iatc  tlaty, 
iIa  iiifft  die  Erbschaileo,  Erbaotheile  ood  Legate  bei  der  Auätheilaug  aii  die  Kiupfangä- 
bcTCÖlitigten  ia  d«B  iiadi  dem  TenrandttehaftsTerblltiiiBs  der  letzter»  zvm  Erblasser 

b«stiaiiuten  gesetzlichen  Tarifsätzen.  Vocke  S.  220^228,  Dowell  HI,  149— löo, 
15.H,  154.  Leser  a.  a.O.  2.  Artikel. S.  49«!  534,  Ilull.  l*i^5,  II,  7IS— 720,  Trevor  ch.  n.\ 
Ftegrifflich  fcit  im  Sinn*'  des  Steaerge^etze^  „logacy*'  („ Veniiachdibs woher  Vocke 
die  Steaer  „Vcrmachtiiiss.^tcaer**  nennt)  jode  testamentarische  Verlugnng,  durch 
«•eiche  Eigenthnm  oder  Nutzniessiintr  p«:rsi»nlirhcii  oder  beweglichen  \'<'rmt'i^eus  an 
Jemandea  ubenrageu  wird,  einerlei  ob  die  betrellendcu  Objecto  selbst  sclioii  in  der 
EriMcbnft  sieh  befinden  oder  durch  Verkanf  oder  Verpftndaog  eines  Immobils  erst 
za  realisiren  sind  und  uh  die  Vermüchtnisse  in  Capitaläntnm':ii  oder  iu  Renten  oder 
AnDoitäten  bestehen ;  ferner  umfasst  der  B<?griff  die  donatio  mortis  causa,  ((jcnauc 
Caäoistik,  was  nach  den  legacy  duty  acts  unter  „legacy"  gehört,  bei  Trevor  p. CO — 102). 
Die  Intestaterbfolge  in  MobiliaruadilasB  wird  aber  dann  ebenfalls  und  <^'leicb- 
mässis  d.-r  l  'ff.iry  duty  unterworfen.  Lesef  unterscheiilet  in  «renanerer  Forinulirunij  d»;r 
gesetzlichen  bteuerpflicbtiskeit  drei  Fälle:  1)  den,  wo  durch  die  legacy  duty  diu  Legate 
«ad  Aaiheile  an  einer  (Mobiliar»)  Erbschaft,  irenn  sie  vom  Nachlassrenralter  denjenigen« 
dem  nie  bestimmt  sind,  aus.ireliefcrt  oder  vom  Naelilassvenvalfer  als  ihm  selbst  oder 
einer  von  ihm  vertreteneu  Person  zufallend  zurückbehalten  werden,  je  nach  ihrem 
Betnge  iand  nach  dem  Verwandtschaftsvcrhältniss  des  ICmpfängers  zom  Verstorbenen) 
n  re^teoem  aind;  2)  den  Fall,  wenn  aus  einem  Immobiliarnachhisse  Je  mandem  Mubiliar- 
weithe,  >ei  es  als  Leirat  oder  atK  li  als  Univorsalerb5i  liaft,  zulallcn  ;  '.\)  Jt-a  l'all  der 
donatio  mortis  cau:>a  bezüglich  pen>onlichcu  und  beweglichen  VeruiOgens  (Leser  a.  a.  (>. 
S.  497,  49H 

Die  übrigens  nicht  ausnahmslose  Kegel  ist,  dass  die  Verpflichtunc:  zur  Ent- 
richtuns  der  le?acy  duty  durch  das  Donücil  di-s  Rccrbti-n  bestimmt  wird,  daher 
mit  der  Kechtsl'olge,  dass  das  wo  immer  gelegene,  im  laland  domicilirten  verstoibeneu 
Bitten  wie  Aosliiraem  gehört  habcmde  Vermögen  stenerpflichtig  ist.  Also  z.  B.  im  Aus- 
land brfindliches  Mobiliarvernii^^en  eines  in  Eng:land  wnlntciitieii  Griten  ist  steuer- 
pflichtig, auch  wenn  die  i:Irbeu  und  Legaturc  AusUnder  sind  und  im  Ausland  wohnen, 
dagegen  in  England  handliches,  velches  ein  Im  Anstand  domieüirter  Venrtoriwner 
hintcrläs^t.  ist  nicht  stenerpflichtig ,  auch  wenn  es  an  Inländer  Wh  (Loser  S.  506« 
Ball.  1SS5,  II.  :\\),  Trevor  ]>  54  ff.,  mit  Kechtsfallen). 

Motzaugsrcchte  an  Immobilien  für  bestimmte  Jahre  (Icascholdsi,  welche 
als  MobiliarvennOgen  der  probate  «ntoiliegen  (S.  272),  sind  seit  1%&8  der  legacy  doty 
eatngw  nad  der  iBcceasio&  doty  untorBteüL 

Den  vielfältigen  Verschiedenheiten  der  tcsfamentirisclien  Bestimmungen  nnd  den 
Verhältnissen  bei  Vererbung  von  Nutzniessungeu  trügt  das  Steuergesetz  mittelst  einer 
Richen  <3asnistil(  Rcchnong,  vohei  dann  irleder  manche  EigenihOmlichkeiten  britischer 
Bechtsrerh&ltnisse  and  Wirthsehafts-  und  Familiensitten  hervortreten.  Leser  giebt 
manches  )«--merkenswerthc  Einzelne  an.  Teber  die  Coraplirationen,  so  die  Mö^jUcliLeit 
einer  Gumulation  einer  ganzen  Reihe  legacy  dniies  in  Kinem  lalle  (/.  B.  wenn 
Loibrenten  aof  mehrere  Leben  von  dem  ersten  Langlebeiidcu  gleich  auf  die  Nach- 
bmmen  inzn-ischen  verstorben«  r  HmpfaugsbcrechUgten  übergehen),  8.  auch  BilU.  Iäb5, 
U,  71 0.    \Vfifer--s  Casuistisehe.  bei  Trevor. 

Der  stcueipflichiige  Betrag  des  Mobiliarvcruiiigcuswcrths  riobtet  M<  h  nach  dem 
/.oit]iancte  der  Vertheilung  an  Erben  nnd  Legatare  und  ist  im  Allgemeinen 
J  r  <.'a|iitalwerth.  Für  Zeit-  und  Leibrenten  sind  amtliche  Tatein  fiir  die 
Berechuung  des  Capitalwerthes  vorgeschrieben  (Leser  S.  517  11'.,  Trevor  p.  öOü  ti., 
die  Tafeln  des  Oes.  r.  1853).  Bei  der  legacy  duty  von  Jahresrenten  erfolgt  2or  Er- 
leichterung der  Steneipflichtigen  eine  Yerscbiebnng  nnd  Vertheilnng  der  Steuerzahlung 
auf  vj.-r  .Tabnsraten. 

Die  ^HchstverpHicbtutcn  zur  Steuerzahlung  sind  die  l^achlassverwal  tcr  ^Tre- 
vor p.  122  (T,  schon  nach  den  Gesetzen  von  1796  u.  1S15).  Diese  haben  die  Erb- 
schaften, Erbantheilo  nnd  Let^atc  geneu  (^uitfiiiig  des  Empfangers  auszuanf werten, 
ia  Weh  her  aurh  der  Steuerb<  tra>^  und  bteuerfuss  anzugeben  ist.  Dii'se  Quittungen 
sind  dann  binnen  kurzer  Frist  (21  Tagei  an  die  Steuerbehörde  abzuliefern,  wo  sie 
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nft  dem  betrelFcnden  Stempol  liegen  Zahlung  der  Schuldigkeit  verschen  werdon  (Lesr 
S.  526.  Etwas  abweichendes  Vcrfabnni.  wenn  der  Verwalter  selbst  Erbe  oder  Legatai 
eb.  527).  In  gewissen  Fallen,  bei  sich  sehr  verzögernder  Abwicklung  und  schwierige 
Werthfeststcllong  der  Erbschaft,  kftDn  «nch  Stenerabfiiidniig  für  die  lagacy  dar 
stattfinden  (eb.  5291 

Unter  den  Cautelen  zur  Sicherung  des  Fiäcus  betmdct  sich  dio  Bcstimman| 
dass  nur  die  abgestempelte  Quittung  Beweiskraft  fflr  die  Auslief emn, 
der  Erbscliaft  n.  s.  w.  hat.  Ferner  sind  empfindliche  Geldstrafen  angedroht,  a 
z.  R.  10%  des  Betmirs  des  Legats  u.  s.  w.  bei  Auslieferun?  ohne  Quittuns:^  oder  b< 
Empfang  ohne  Ausatellung  der  Quittung,  u.  a.  m.  (Leser  S.  520,  Trcvor  p.  145 

4.  Die  succcssion  duty  hatte  durch  ihre  Tendenz,  vornehmlich  das  noch  nicl 
durch  die  anderen  Steuern  getroffene  Immobiliarvermögen  zu  besteuern,  ein 
besondere  principielle  Bedeutung  (Vocke  8.  224,  Dowell  III,  150 — 154,  Bull.  18S; 
II,  720 — 722,  Tie  vor  cb.  4).  Dadurch,  dass  sie  ausserdem  den  Uebergang  vo 
Genttssen  ans  Settlements,  in  Ben;  anf  beiregliehes  wie  nnbeweirliches  Yei 
mug.n,  und  die  bis  1S53  der  legacy  duty  mit  unterstellten  leaseholds  traf,  war  ms 
Anfangs  der  Ansicht,  dass  der  Ertrag:  erheblich  sein  wenie.  zuf-rst  400,000,  spät< 
bis  2  MiU.  Pf.  Leutcrc  Erwartung  ist  nicht  erfüllt  worden,  namentlich,  weil  manch« 
'ans  dem  Gebiet  des  Immobiliarvermögens  schon  mit  nnter  die  legacy  dnty  fiel,  fenu 
well  da.s  britische  Grundcigenthom  so  vielfach  mit  Renten  u.  dgl.  zu  Gunsten  nah( 
Verwandten  belastet  ist,  welche  niedriirc  Steuersätze  zalüen,  endlich  weil  der  Steu« 
bei  Grundeigenthum  nicht  der  Capitalwerth.  sondern  der  Genusswerth  wihiend  di 
wahrscheinlichen  n(  ^it/dauer  (o.  S.  270)  zu  Grunde  gelegt  wird,  z.  B.  zahlt  ein  Omm 
besitz  Villi  500U  Pf  Werth  und  von  150  Pf.  Jahresreinertrag  bei  einem  .^Sjährip:« 
Erben  nur  l'iir  2362  Pf.  St.  Annuitäten werth  Steuer,  weniger  wenn  der  Erbe  alte 
mehr  wenn  er  junger,  niemab  aber  iDir  mehr  als  2890  Pf.  St  (Ball.  p.  721). 

Die  Steuerptlicht  richtet  sich  nach  dem  Demi  eil  des  Objccts.  daher  tri 
sie  nur  Immobilien,  welche  im  Königreich  liegen,  und  Mobilien,  welche  hier  wirkli< 
oder  nach  legaler  Ficiion  sich  befinden.  Mancherlei  Gasuistik  auch  hier  wiedc 
(Irevor  p.  168  If^  161  ff.)r 

Im  Wesentlicboi  sind  die  Bestimmnngen  über  die  legacy  duty  analog  anwendb 
auf  die  snccession  duty.    Dio  Steuer  von  Grundeigenthum  und  von  Pachten  ist 
b  halbjaiirigen  liaten  zu  entrichten,  deren  erbte  1  Jahr  nach  Besilzerlangung  fällig  wir 
Stlckstlndlge  Stenerbetrlge  sind  (wie  auch  bei  den  andern  Erbschafisstenem)  mit  4  * 
Yenngsiinien  belastet  voiaossahlongen  genlessen  einen  gleichen  Disoont 

§.  125.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  britischen  Er 
Schaftssteuern  zeigeo  ein  im  Ganzen  i'ortscbreitendes  Wachstbui 
das  wobl  wiedernm  die  gemeinsame  Folge  des  steigenden  Wot 
Standes  in  den  bestenerten  Classen,  der  Verbesseningen  des  Stene 
gesetzes,  besonders  der  erhöhten  Stenersfttze,  welche  wirksamer  a 
die  Aasdehnang  der  Steuerfreiheiten  nnd  Ermässignngen  für  kleii 
Erbsehaften  waren,  nnd  endlieh  der  Verbesserungen  der  Stenc 
yeranlagoDg  nnd  Erhebung  ist.  Wie  weit  letzterer  Umstand  y« 
Einfluss  war,  lässt  sich  iVcllicb,  zumal  fUr  Fernstehende,  nicht  näh 
ermitteln. 

Die  Statistik  der  Erbschaftssteuern  und  der  Yermögensbeträge,  welche  ihnen 
Grunde  liegen,  bieten  wieder  viel  Interose  für  die  Bcnrfln'ilung  der  Verm<^L'-c 
TerhiUtniääe.    Da  die  probate,  legacy  und  äucccssion  duty  mehrfach  verwandte  V 
mögensaiten  treffen,  sann  man  übrigens  anf  die  relatire  Höhe  nnd  Belastung  « 
Mobil-  und  ImmobiIvermri<;*'ns  aus  den  Daten  dieser  Steuern  keinen  Schluss  ziehen. 

Der  Ertrag  dieser  Steuern   für  das  ijanze  Könii^^reich   lincl.  Irland)  War 
Mill.  Pf.  St.  (.nach  Vocke,  Dowell,  Stat.  abstr.,  Bull.,  Kep.  of  inl.  rer.): 
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Probate 

SoceaaMoo. 

Summe. 

(seit  1SS2  incl. 

accouiit  duty). 

1810 

441 

441 

— 

1S20 

789 

90G 

— 

169G 

1840 

989 

1203 

2192 

1850 

lOSl 

1884 

2415 

1S60 

1395 

I5G7 

008 

8504 

1870 

198» 

2157 

800 

4958 

1860 

8218 

282T 

T80 

8828 

1984 

40G3 

2822 

935 

7819 

1895/86 

4104 

2415 

858 

7436 

Seit  1SS2  sind  von  der  Icgacy  und  succession  duty  die  Erträge  des  1  "/o 
directen  Linie  fortgefallen,  bez.  mit  in  der  probate  cutbaiten.  Der  im  Jabre  der 
Befonn  auf  125,0OU  Pf.  St  Tennschlaft«  Yeilast  an  legaoy  daty  betrag  in  Wirklich- 
keit 51.*^90  Pf.,  fOr  sp.ltoro  Jal.ro  wtini-  or  auf  72(>.000,Pf.  voranscblapt.  Dor  finan- 
zielle Mebrcrtrac  der  ]8äier  und  lb82er  lieformen  wurde  anf  700.000  and  515,000  Pf. 
im  1  Jabre.  auf  100,000  und  720.000  Pf.  ftii  spftter  angenommen  and  war  im  ersten 
wirklich  Ö32.000  und  454.9»iO  Pf.  (Stat.  abstr.  no.  33.  p.  24.  25).  Die  jährlicbcn 
Ertm^ssdivr anklingen  sind  natOrlicb  mit  die  l'oljre  der  individuellen  Erbfälle  (Höhe 
der  Erbschaften.  Verwandtschaftsgrade).  So  war  d«^r  Ertrag  der  legacy  1884/85  and 
1885/86  2.812  and  2.475.  der  sacceasion  daty  0.<J3U  und  0.859  Mill.  Pt  netto. 

Der  Nettobetrag  des  den  Stenern  antcrwodenen  YennOgens  var  im  ganzen 
Staate  in  MilL  Pf.  (Stat  abstr.  no.  .*tS,  p.  82): 


Lecacy. 

Succcssion. 

Summe. 

1870 

85.70 

87.06 

122.75 

1881 

108.85 

88.75 

147.00 

Probate. 

Snccessioo. 

Summe. 

1882 

124.05 

4U.16 

104.21 

1884 

184.29 

48.81 

181.20 

1885 

13S.01 

45.42 

193.43 

Wegen  Veränderung  der  fieset^e  18SI — 1882  bczeichnt^t.  nach  dem  Stat.  abstr., 
von  da  au  das  der  probate  duty  unterworfene  Vermögen  am  Besten  den  Vermögcos- 
vachsel  durch  TodeilUL  Nene  atadatiadie  Znaammensteilaag  im  29.  Bep.  of  Inland 
iw.  p.  XIV. 

Abgesehen  von  einigen  ganz  kleinen  Betrügen  in  anderen  Sätzen  galten  Kesten) 
wann  bei  der  legacy  nnd-enceeHioA  dnty  die  SteaerelaiBen  foIgmidMmaMen  1885/56 
betlMlIigt  [in  1000  PI  St]  (29.  Bep.  InL  rer.  p.  XY): 

Legacy.  Succession. 

SteMt-  Steuer- Steiurptiicht.  %  der  "ödes  Steuer-  Stouerpfllcht.  <>oder  *a  ^ 

tea  «ctrag.     V«nnö^n.  Stenern.  Vermögens,  ertrag^.  Vermö(i:en.  Steaem.  VamflfUUk 

i%        22»      22,941  9.2  32.1  3:<5  33.246  37.9  73.8 

8V,  1017      33.879  40.8  47.5  2C7  8,82S  80.2  19.5 

5%        189       8,771  7.n  5.3          42  835  4.S  1.8 

6  7o          27          448  1.0  0.6          11  184  1.2  0.4 

10  "/o  1031  10.304  41.4  J  4^5  229  2.273  25.9  5.0 

Summe     2493      71,375      100.0      100.0        885      45,416      100.0  100.0 
UacL  nach  aadarea  Süsea). 

Die  Sammen  schwanken  nicht  nneilieblieli.  Im  Jahre  rorher  (1884/85)  war  z.  B. 

—  theilweise  in  l-Hlffe  besonderer  Anstrenpnngen.  Reste  liereinzabringcn  —  die  Ver- 
mögenssamme  bei  der  legacy  duty  84.85  Mill.  Pf.,  wovon  31.0  allein  mit  dem  1  7»~ 
Satz  (««rade  Linie).  Bemerkensverth  sind  auch  die  Venchiedenheiten  der  Cbnaan 

1  ■  i  Ik  i.l.  n  Struern.  so  besonders  das  üoberwiegen  der  1  •/o'Classe  bei  der  succession  . 
duty,  was  auf  «ranz  Ter^rliiod"n<-n  Erbgang  hindcut'-n  L'unite:  anf  ein  weit  grösseres 
Znsammcnhaltcn  des  Vermdi^^cns,  also  besonders  des  immobilen,  im  Erbgang  der  directen 
Linie.  Da  indessen  nach  dem  neuen  Gesetz  jetzt  die  1  "/o  h-'gacy  duty  und  succession 
dnty  durcli  die  Abgabe  bei  der  probate  dnty  girich  mit  Ercdeckt  wird  (o.  S.  269),  so 
sind  jetzt  Tiel  kleinere. Summen  in  der  1  '^/^'Clsksse  bciteaert  als  früher,  so  dass  dieser 

18* 
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Schlass  niclit  ohne  Weltens  statthaft  ist   So  war  z.  B.  1879—1880  57.4%  S^' 

sainmfeii  Y*Tmn?ens  popcn  nur  32.1  ''/„'yAzi  in  der  1.  Classe  der  1'^?:icy  dnty.  Damals  kam 
vom  Vermögen  über  die  Hälfte  aut  die  gerade  Linie«  auf  die  uitchste  Scitcn- 
linie  (8  Vg-Clasite,  Geschwister  nnd  deren  Deseendenten)  fast  ein  Drittel  (91.1  */«)• 
zus.  «8.5%  mit  60.8  7©  des  Stein  rei  trags  ;  jetzt  bei  der  le^acy  daty  zus.  nur  79.6  % 
mit  50  %  des  Steuerertrags.  Auftalleiid  bleibt  aber  immerinn  dm  vM  sf.irkerc  Quote 
des  Vermögens  in  der  1.  Gl&iäe  bei  der  succesüion  verglichen  mit  der  legacy  duty: 
79.8  gegen  82.1  Vo  «ucli  tS^<in  »nr  ^f-^Vo  in  1ST9/80  (S.  iltere  Daten  der 
lejfacy  auch  bei  Leser  a.  a.  0.  S.  534.  nach  d.  21.  u.  2^.  Rep,  of  inl.  rev.  Die 
Vermöffcnsquote  der  1  7o-<^l^*=>^^'  ^^-^r  Ib77/7S— ISTiJ/bÜ  j'.J.tl— 00.45— 57.41,  der  3  7o- 
Clabsc  29.1—31.6—31.06%).  Der  finanzielle  Schwerpunct  der  Erhscbafts- 
stener  liegt  bei  niedrigen  Stcuensiitzen  der  geraden  Linie  doch  in  der  Besteuerung 
der  närhstcii  Seitenlinie  i,3  %)  und  der  j^auz  entfernt  Verwandten,  bez. 
Kiclitverwaudteu  (10  Vo'^^'l^^^X  1885/86  zusammen  bei  der  Icgacy  H2.2,  bei 
der  sttccession  dnty  56.1  %  Eitra:;  gaben  nnd  auch  ror  der  Compensaiion  der  1  */o 
legacy  und  succession  duty  durch  die  probate  bei  der  legacy  allein  6S — 707««  vas 
ateoerpolitisch  bcachtcnsverth  ist. 

§.  126.  Anhang.  Körperschaftsstener. 

Wiederholt  ist  in  Enirlaml  dir  l?i'^('  iu'rung  köq)erschaftli("hen  u.  dgl.  Verniu>;cns 
und  Einkommens  erwugcn  wurduu,  oder  eine  liebteuerung  dcd  Vermrigens  „der  todtuu 
Hand",  zugleich  als  Ersatz  der  hier  entgehenden  Erbschafts-  nnd  Besitzvechsebtenm. 
Ein  Anfang  mit  dieser  Steuer  wurde  dureh  das  Gcbetz  48  und  49  Vict  c.  51  jüngst 
gcmaelit.  Es  unterwirft  das  ireine'i  Eiiikouirn<Mi  der  Ki^rperschaften  u.  s.  w.  einer 
5  7o  ^'^  ^^^^^  ^'^^  weitaus  giusäto  Theil  des  Vermögens  und  Eini^ouunens 

soldier  Körperschaften  gesetzlich  stenerft^i  blieb,  veil  nnd  soweit  er  Öffentlichen 
religiösen,  Wolilthäti^keits-,  Erziehnngszwcrken  dient  oder  fitr  bestimmte  gesetzlich 
forgeschriebene  Zweeki-  \.Twendot  wird,  lallt  nur  ein  kleiner  Theil  der  Corporationen 
Q.  8.  w.  und  ihres  Eiiii\ünmtens  unter  die  neue  Steuer,  noch  erheblich  weniger,  als 
man  beim  Erlass  des  Gesetzes  veranschlagte,  nämlich  nach  den  Ergebnissen  des  ersten 
J.ihres  1885/S6.  worin  die  Steuer  in  Kraft  stand,  noch  nieht  10  "'^  des  bezüglichen 
Einkommens.  Dieselbe  traf  den  Beirag  von  5U3,000  Pf.  Einkommen  von  city  coni- 
panies,  city  of  London  Corporation,  Inns  of  conrt,  von  102,000  Pf.  roii  anderen  KOrpcru, 
wie  Clubs,  Prorinzialgilden,  onr'  furuiirte  Corporationen ,  schottische  Incorporationen 
u.  dirl.  m.,  zD.s.  von  6**5,000  Pf.  8t.  Der  Steuerertrag  im  genannten  Jahre  war  nur 
93,661  Pf.  St  (29.  Kep.  of  inl.  rcv.  p.  20). 

Das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  aller  Art  lUlt  anter  die  Ein- 
kommensteuer mit.  Aber  eine  Ersatzsteuer  fUr  die  entstehenden  Erbschaftssteooro 
und  Beaitzwechselabgabea  dieser  Gesellschaften  fehlt  in  Groasbrilannien  noch. 

D.  Gebrauchs-;  insbesondere  Vcrbrauchsbesteneruug. 

(S.  0.  §.  S.|_St;.  auch  s3.t 

§.  127.  Ini  Allgemeinen.  Auf  diesem  Gebiete  liegt  nach 
dem  FiUheren  (§.  10()  rt.)  der  Schwerpunct  auch  der  hritiscben 
Staatsbesteueruugi  und  hier  haben  die  bedeutendsten  Yerändernngen, 
meist  in  der  Richtung  grOssel^r  Vereinfachung  und  der  Concentri- 
rnng  der  Besteuerung  auf  wenige  Hauptartikel  stattgefunden : 
iBier,  Branntwein,  Wein,  Tabak^  Thee  sind  die  richtig  aus- 
gewählten und  fisealiseh  passend  bebandelten  ftinf  Artikel,  welche 
fast  den  ganzen  riesigen  Ertrag  der  „Aecisen  und  ZJUle"  geben, 
4')  Mill.  Vi  St.  oder  l'S"  „  von  den  gegenwärtigen  U)  Miil.  Pf.  St. 
(incl.  Licen/.cn).  Die  beiden  erston  Artikel  geliören  der  .Veeise,  die 
drei  letzten  dem  Zoll  an,  dem  auch  1  rem  de  Spirituosen  unterliegen. 
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Die  prinelpiellen  und  practischcn  Gcsichtspuncte  verkehrBr, 
würthschafts-,  sanitäts-,  Bittenpolitischer  Art  bei  dieser  Gestaltung 
der  yyindireeten  Besteneroog''  nnd  der  Anawahl  und  Behandlung 
der  genannten  Steuerobjeete  liegen  anf  der  Hand.  Sie  bedürfen 
aach  keiner  besonderen  Begründung.  Nar  darauf  ist  hier  hinzu- 
weisen, daas  eine  solche  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauehs- 
beatenerong  an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  welche  nicht  überall 
vorhanden  sind:  nur  ein  Land  mit  einer  sehr  wohlhabenden  Be- 
völkerung, einscbliesslieh  der  unteren  Classen,  und  mit  so  eif^en- 
thiiinlichcn  Consnmtionsverhältnissen,  wie  Grossbritannieii,  kann  mit 
finanziellem  P>tolg  und  obne  gar  zu  starke    -  übrigens  auch  hier 
nicht  fehlende  —  Beeinträchtigung  der  „Glcit'hniässigkeit''  der  Be- 
steuerung so  vorgehen.    lUidc  Rücksichten  uüthigen  anderswo  zu 
einer  Ausdehnung  der  indirecten  \'crbrauch88teuern  auf  eine  gr(>ssere 
Anzahl  Artikel  und  zu  niUssigeren  Steuersätzen  auf  die  einzelnen, 
besonders  auf  diejenigen  der  Massenconsumtion.  Zar  Nachahmung 
ist  die  britische  Reform  der  indirecten  IStenern  daher  nicht  ohne 
Weiteres  geeignet.    Das  wird  sich  im  Folgenden  deutlieh  ergebeUi 
auch  in  Betreff  der  öfters  behaupteten  „yorbildlicben'^  Bedeutung 
der  Zollreform  und  zwar  selbst  der  Finanzzallreform  (§.  JL40). 

Accise-  uud  Zollwesen  h&Dgen  überhaupt,  vollends  in  Grossbritannien  ens:  zu- 
sammen und  mit  dem  crsteren  hier  in  cini^fii  Tboilcn  auch  das  Stcmpclwescn.  Durch 
üebertrajjfunir  von  Steuern  auf  einige  üc?'' ii^tiiude  vom  Accise-  zum  ZoUdepartement 
besonders  lS'25  CaUee.  C:i<  ao,  Pfeffer,  'I  i^  ak.  Wein,  itemde  Spirituosen,  auch  Theo), 
durch  VersLhicbuii«rou  der  Kessorts  zwiicli.Mi  Accise-  und  Stempclvorwaltung  (so 
vurdeu  lb64  Liceu2cn  für  verschiedene  Ge&chiifto  von  der  Accise  zu  dcu  Stempeln 
tkbertragen),  sowto  durch  Umgestaltnngr  der  «uMSsed  taxes  in  Licenzabgaben  unter  der 
Ac  i^.  Verwaltung  (1S67,  1869)  sind  Vcrändf-ruagcD  im  Cmfan?  der  einzelnen  Ver- 
waltungen eingetreten,  welche  bei  Yerglcichungeu  der  finanziellen  Ergebnisse  ver- 
achiedener  Jahre  zu  bcrOcksichtigen  sind. 

128.  VerwaltuDgsorgauisation.  Die  A  c  ei  sc  Verwal- 
tung bildet  seit  1849  (12  u.  13  Vict.  c.  1)  mit  der  Stcmpclvei  waitiing 
(einschliesslich  Erhschaftssteuern)  und  derjenigen  der  direeton 
Steuern  (I^and-,  Haus-,  Pjnk(»iiimensteuer)  zusamiiiiii  das  inlän- 
dische Geucralsteueramt  (board  ot'  commissioners  of  iuland 
revenne,  s.  o.  §.  114).  Die  Zölle  unteratehen  einer  correspondi- 
renden  obersten  Centralbehdrde,  dem  OeneralzoUamt  (board  oi 
eommiwioners  of  enstoms). 

Das  inländische  Steueramt  (aus  5  Mitgliedern,  einschliesslich  dem  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertn^tor)  i>t  für  die  ihm  unter^tohenden  St'^ucrn  zwar  ein 
eiabeitiicbcs ,  aber  fur  jede  der  grossen  Steuergruppen  bestehen  Uutcrabtheiluugen. 
Der  Dienst  lerfUlt  in  den  JnBersn''  beim  Geotralaait  und  in  den  „iaasaren*'  im  Lande. 
&  nrofasst  an  r.OOO  Reamto  aller  Art. 

Zum  Innendienst  der  Accise  gehören  unter  1  Oberbeamten  drei  Classen 
reo  Inspeetonn  (3.  8,  20  an  der  Zahl),  VMcbd  nm  Theil  InspeetioiisralBeii  ni  ntdMin 
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luhbeii.  For  den  Anssendieast  ist  der  Staat  in  nMnre  TOnnahmebeiiAe  (cotteetions) 

und  diese  u-ioder  in  Unter-  und  in  Wachbezirke  f  in^otbeilt.  1985  gab  es  dafür 
90  Bezirlisbcamte  (collectors)  mit  325  Geliilfen,  4-iÜ  Auisehüm  (Supervisors  —  ausser 
50  Prüfern,  cxaminers,  am  Ceutralamt) ,  1400  divislon  oflScers,  1070  ridc  olficers, 
S50  Assistenten,  zusammen  ein  Personal  von  82  Beamten  im  luneo-,  4175  im  Ausseii- 
dierist.  (Nach  den  Auszügen  aus  d,  28.  Rcji.  d.  couimiss.  of  inl.  luv.  in  französ.  Bull. 
1885,  II,  224  IT.,  woselbst  Weiteres  Uber  die  Urgaui^ation  des  Amtes  und  Dieaste!>. 
Daittber  anch  Gneist,  engl  Yenraltnnguecht  9.  A.  II,  §.  99,  8.  670  ff.) 

Das  Central -Zollamt  besteht  aus  4  Mitgliedern  (incl.  1  Vorsitzender  und  dessen 
Stellvcrtrtter").  In  diesem  Amt  fungiren  ferner  1  Generaieinnobm»  r,  1  Generalcontroleur, 
1  üeueruiiusjpector,  1  Secrctär,  1  bolicitor  und  die  eutäprechendeu  Bureaubeamteu  für 
den  Central-  und  Abtheilnngsdienst,  im  Ganzen  1881  194  Beamte  des  Generalzollnnits. 

Für  den  Zolldienst  im  Lande  steht  das  Londoner  Zolhimt,  bei  dem  etwa 
die  Ualfte  der  Zoiigeschäfte  zusammenläuft  (mit  185G  Beamten  in  1881)  und  das 
Lirerpooler  (mit  789  Beamten)  apart  neben  der  sonstigen  Provincialzollverwaltung, 
'  die  noch  2868  Beamte  z&hlt,  daher  lusammcn  für  diesen  Dienst  5013  Beamte,  aaaser 
der  jetzt  unter  der  Admiralität  stehenden .  fur  die  Zoilzwecke  mit  dienenden  KOatea» 
wache,   (^acb  Gaeist.  a.  a.  0.  II,  g.  92,  S.  666  ff.) 

I.  Acciso 

(nebst  den  in  Stempelfonn  eihobenen  bezuglichen  Abgaben).   (S.  o.  §.  84,  85.) 

§.  129.  liebere  ich  t.  Die  Gescbichtc  der  britischen  Accise 
seit  1815,  an«  welcher  die  jetzige  Gestaltuog  dieses  Besteueruogs- 
zweigs  hervorgegangen  ist,  lilsst  sich  auf  wenige  Grandzüge  zurück- 
nihren:  einmal  wurde  allmäblieh  mit  den  mancherlei,  meist 
kleineren  Aoeisen  anfgeränmt,  welebe  besonders  im  18*  Jabr- 
bnndert  »xm.  fisoalischen  Rtteksiebten  ftir  viele  Artikel  eingefithrt 
und  in  der  Kriegsseit  zum  Theil  enorm  im  Stefnersatz  erhobt  worden 
waren  (Salz!),  jetzt  aber  ans  prinoipiellen  stenerpolitiaehen  Rflck> 
sichten  (Salz!),  aus  Gründen  des  Produetions-  und  Verkebrsinteresses 
(Kohle,  Ziegel  und  Hausteine,  andere  Roh-  und  Hill's- 
stoffe  und  Fabrikate,  namentlich  Seife,  Leder,  Glas, 
Papier,  Zeitungen  u.  m.  a.  in.)  bedenklich  erschienen.  Nur  ein 
paar  finanziell  ganz  untergeordnete  Aecisen,  zeitweilig  auf  inlän- 
dischen Zucker,  bleibend  auf  Cichorie  und  auf  Kaffee- 
miscbnngen  wurden  zum  Schutz  des  betreffenden  Zolls  auf  Zueker 
nnd  Kaffee  nen  eingeführt  £s  wurde  zweitens  die  Besteuemng  von 
Bier  (bez.  seinen  Bestandtbeilen)  nnd  Branntwein  in  principiell 
stenerpolitiseb,  volkswirthsebaftfieh  und  stenertecbnisch  ftlr  passend 
gehaltener  Weise  rationell  nnd  dem  fisealiscben  Interesse  gemüss 
ausgebildet,  wobei  in  den  stenertechniseben  Pnncten,  besonders  bei 
Bier,  unter  dem  Wechsel  der  Anschauungen  nnd  der  Productions- 
technik  und  Oek(»noniik  (1  lausbrau,  A))>at/.braii )  expcrinicntartig 
Aenderungen  ertolgten,  wie  aus  gleichen  Gründen  auf  dem  Contineut. 
Es  wurde  drittens  das  erst  später  (§.  153)  zu  besprechende,  weil  auch 
mit  Zollartikeln  (Wein,  Tabak)  in  Verbindung  stehende  System 
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der  gewerblichen  Licenzen  für  die  gewerbsmltosige  Beschäf- 
tigiiDg  mit  HerstoUang  nnd  Absatz  der  Getränke  und  anderer  Ar- 
tikel 80  erheblieh  ausgebildet,  das«  darin,  aaoh  naeh  der  Seite  des 
finanziellen  Ertrags,  eine  wichtige  Ergftnznng  der  Ver- 
braachabeatenerang  gesehen  werden  mnss.  Viertens  hat  die 
jetzt  anch  sarAociseverwaltnog  gestellte,  von  uns  hier  ebenfalls  apart 
and  erat  später  (§.  155)  zo  behandelnde  directe  Gebrauchs-  nnd 
GentlssebesteneruDg  anch  Vereinfachungen  durch  Wegfall  der 
Steuer  auf  einige  Objecte  uud  Erleichteiun^aMi  für  die  bestellen 
gebliebenen  Steuern  erfahren.  Nur  die  Schiesswaffen-  (Ge- 
wehr-) Steuer  ist  von  derartigen  neu  liinzugekorumen.  Die  oben 
(§.  121)  schon  behandelte  Eisenbabnöteuer  steht  jetzt  auch  mit 
unter  der  Acciseverwaltung. 

§.  130.  —  1)  Aufgehobene  Accisen. 

Uebcr  die  Menge  der  früheren .  iti  dci-  französischen  Kriegszeit  ausgedehnten 
lud  erböhteo,  jetzt  aulKehobuneu  Accisen,  s.  o.  g.  85,  S.  i*Jü,  g.  88,  S.  195. 
SnzdneB  bes.  bei  Dovall  im  steoerpescUclitlicheii  Babmen  ptssim  in  fol.  II  (so  p.  254, 
256,  25S,  26f),  27'J.  294,  309,  314,  32M,  341)  und  in  vol.  IV,  bei  d.n  einzelnen 
Artikeln,  293  Ö'.;  ferner  bei  Vockc  S.  37ü  IK,  394—407.  Voruberjreh-  nd  waren  un- 
mittelbar nach  dem  Kriege  aach  noch  einzelne  Erhöhungen  von  Accise^ützeu  ror- 
gckofBH«!,  M  fitr  Seife,  Malz.  Die  wichtifslan  dieser  spiter  rallseliobenen  Aocisen 


Ertrag  1815, 

Aufhebung 

Ertrag  um  die  Zei 

1000  Pf. 

im  Jahre 

der  Aefhebiuig, 

1000  Pf. 

1825 

1780 

1881 

830 

1831 

476 

....  698 

1830 

3»30 

.    .    .   .  712 

1853 

1126 

1861 

1350 

1834 

90 

8.  Glas   

....  424 

1845 

600 

r  i8S]\ 

(bez.  1849/ 

45« 

10.  Bedruckte  Gewebe 

•    •   •   •  388 

1831 

600 

.   .    .   .  383 

1855 

488 

• 

Somme:  6235 

8156 

.   .   .   .  ? 

1884 

c.  83 

13.  Stein-  u.  ird.  Flaschen    .    .  c.  ? 

1834 

3.7 

14.  Würfel  .... 

.   .   .   .  ? 

1862 

5(?) 

1853 

181 

Die  Ausfuhr-RUckvergOtungen  sind  hier  möglichst  abgerechnet.  Die  Daten  be- 
ziehen sich  auf  das  jewei^e  Geltungsgebiet  der  Steuer,  das  nicht  immer  Irland  mit 
timC^te. 

Die  Aufhebung  der  Salzstcuer,  welche  auch  Salz  fOr  gewerbliche  Zwecke 
(Viehbalz  miissigcr)  mit  getroffen  hatte,  erfolgte  in  zwei  Schritten,  1922  durch  Kr- 
mäasigung  von  15  auf  2  sh.  p.  BushcU  1825  durch  Aufhebung  des  Rests.  Das  Interesse 
der  Salz  ferbmiehenden  Gewerbe  mit  ein  Beweggrand  (Devell  lY,  5,  Yooke  S.  397). 

Di  St«'inkolilenst»'uer  traf  nur  die  zu  W.isser  zuccführfe  Kohle,  daher  einzelne 
Orte  auch  hierdurch  un^^leich.  Der  Ausfuhrzoll  fUr  Kohle  fiel  erst  1845.  (Dovell 
V.  415—418,  Vocke.  S.  370  ff.) 
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Anch  bei  der  Aofbebaug  der  andoron  Acdseo,  besonders»  auf  Lichter,  Leder. 
Seife,  Glas.  Ziegel,  Webwaaren,  aof  Papier,  Zeitungen,  Annonceo,  war  die  KQcküicht 
auf  die  Interessen  der  betroffenen  Gewerbe,  welche  das  Prodiict  berstellten  oder,  wie 
2.  B.  bei  Seife,  es  als  Hilfsstoff  brauchten,  und  die  Kitcksicht  auf  den  freien  Verkehr 
gewöhnlich  ebenso  oder  noch  mehr  maassgebend  ab>  das  „Cousumenteniuterusse*. 
Jene  enteren  Interessen  hatten  sich  auch  iu  Presse  und  Parlament  «ine  nitaiter 
ziemlich  einseiti^re  Vertretung-  g^esrhaffen.  Wie  weit  /..  B.  die  Aufliehuriir  der  Zeitungs-, 
Annoncen-  und  Papien>teuer  wirklich  dou  „Conünuieutun''  zu  Uuie  kam,  stehtauch 
für  England  dahin.  Vocke  nrtbetlf  blswdlen  etwM  zn  optinlstiseh  aus  dem  libeial- 
Ökonomischen  Gesicbtsponcte.  Bei  Lichtern,  Ziegeln  wirkte  übrigens  wohl  aaeh  der 
Fortschritt  der  Belcuchtung^s-  und  Baotechnik  auf  Aufhebung  der  Steuer  mit  hin. 

2)  Aeltere  kleinere  verbliebene  Verbranchssteaerii 
in  Stempelform  und  neuere  kleinere  Aceisen. 

Umfassendes  Werk  Uber  die  practischen  Seiten  der  britischen  Accise:  J.  Bell 
a.  J.  II  Dwelly.  the  laws  of  e.veise^,  Lond.  1*^75  fllOÜ  \\  in  auch  viele  iiltere 
Gesetze  (Wortlaut),  a)  Hierher  gehören  aus  dem  Stempelamt  von  alteren;  nach 
Anfliebang  der  Wftrfelsteaer  nnr  noch:  1)  die  Spielkarten  Steuer.  Ermiesigung 
der  hoben  Steuern  von  ISOl,  2V'.^  sh.,  und  noch  1S2S  1  sh.  per  Spiel,  mit  um  den 
Unterscbicif  zu  bekämpfen  .auf  3  d.,  1S62,  durch  25  und  26  Vict.  c.  22.  Ertrag 
18S5/S6  15,852  Pf.;  Dovell  IV,  327,  Vocke  S.  262;  ansserdem  besteht  noch  eine 
Licenz  der  Karteofabrikanten  s.  o.  S.  259.  '—.2)  Patentirte  Heilmittel 
(patent  mcdicines).  noch  hoch  nach  alten  Gesetzen  von  1802  und  1SU4  mit  Classen- 
sätzun  von  8 — 40"/-  von  dem  Kaufpreise  oder  IV«  d.  bis  1  Pf.  St.  besteuert,  Ertng 
1885/80  179,000  Pf  St.  (0  für  21.468,718  Stock;  daneben  Liconzen  der  Ver- 
käufer u.  s.  \v..  seit  1ST5  im  ?;lcichfi'irniigen  Satz  von  5  ^h.,  1SS5  20,279  Licenz'^n 
mit  5070  Pf  Ertrag  («.  o.  S.  2t>0,  DowelllV.  3ti8  JT.,  Vocke  S.  219).  —  3)  Üoid- 
niid  Silbersacheo  nnteriiegen  seit  1789  dem  Stempelungszwang  bebvlk  der  Be- 
steueruntr,  wobei  jedoch  viele  Artikel  ausgenommen  sind  ^Liste  derselben  bei  Do  well 
IV.  :!SG  ü  I.  Steuersatz  seit  1S15  17  sh.  per  Unze  Gold,  1'/,  sh.  per  ünzc  Silber. 
Krtiatr  IsS5/bü  für  Gold  22.:no,  IQr  Silber  45.003  (nach  2\).  KpL  of  inl.  rcv.  p.  17, 
nach  dem  paifament  rev.  return  vom  20.  Sept.  l^bß  51,7«j:*.  Pf.  (?),  rielleicht  hiorincL 
Zollertrajr) .  zus.inimcn  67,313  Pf.  St.  Ausländische  Waare  unterliegt  derselben 
Ab/abc  als  Zoll.  Ausserdem  auch  hier  Liconzen  fUr  Händler  (s.  o.  S.  260;,  mit 
2  Classen,  zn  6  Pf.  15  sh.  for  Vertrieb  von  feineren  und  2  Pf.  6  shr.  fttr  den  von 
ordlnireren  Artikeln.  ]^^ö  bez.  3794  ond  1 1 .062  Licenzen  mit  22.014  und  26,S27  Pf., 
zusammen  48.341  Pf.  Ertrag  (Dowell  IV,  379—388,  Vocke,  253—255).  —  b)  Neue 
Accisen.  1)  Die  kleine  Accise  auf  Cichorlo  wurde  1860  zum  Schutz  des  Kaffee- 
zoUs  eingeführt,  anfangs  mit  3  ^ll  |M-r  (Aintner,  spiter  erhöht,  jetzt  12  sh.  1  d.,  neben 
einem  seit  is'JS  bestehenden  Einfulir/.oll  auf  Cichnric  von  jetzt  13  sh.  3  d.:  inländisches 
Product  also  etwas  begünstigt.  Ertrag  Ib^ö  2537  Pf.  St.  Der  ZoUortrag  ist  gegen 
70.000  Ff.  St.  —  2)  FrQber  unterlagen  der  Accise  anch  andere  Stoffe,  vdcbe  statt 
Kaffee  odt-r  Cii  lnir:    izi  biauolit  w  ii:<l'  n ;  seit  trat  an  Stolle  dieser  Abcabe  eine 

solche  für  Artikel  /.ur  Nachahmung  von  Kaffeo  oder  Cichorie  und  fur  Mischungen 
dieser  Artikel  mit  Kaß'e  und  Cichorie,  mit  d.  für  je  V«  PAind.  Ertrag  abnehmend, 
1885  3859  Pf  St.  (Düwell,  257  —  260,  Vocke  S.  393.  2!)  Kep.  Inl.  Bev.  p.  15>. 
—  ^)  Inländischer  (K uben-)Zucker  wurde,  besonders  b-i  d- r  Verwendnnir  der 
Brauereien,  mit  Sätzen  von  der  Höhe  des  Zolls  besteuert.  Der  Ertrag  iur  liubcu- 
zncker  specicll  war  minimal.  Die  Accise  fiel  mit  dem  Znokerzoll  1875  nnd  fOr  Bier- 
bcaiier  mit  der  B«form  dtf  Bicnteoem  1881. 

3)  Die  Bierbesteuerung. 

§.  131.  Udbersicht  Diese  Besteuerung  bildet  nanmehr 
mit  nnd  nacb  der  Branntweinbestenernng  den  gegenwärtig  finan- 
ziell allein  ins  Gewiobt  fallenden  Theil  der  eigentlichen  briftscben 
Accise.    Die  Bierbestenernng  bat  seit  1815  manoberlei  Verilnde- 
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nmgeo  erfiahren.  Zn  unterscheiden  ist  die  eigentliche  Besteuerung 
des  Bieres  selbst,  die  Steuer  auf  die  Muterialien  der  Bier- 
bereitnng,  Hopfen  und  Malz,  auch  Zucker,  und  die  Steuer 
in  Form  von  Liccnzcn  t'iir  die  mit  Herstellung  und  Absatz  von 
Bier  beschäftigten  Personen.  Von  den  Licenzen  sind  liier  nur 
diejeni^'cn  auf  Mälzer  und  Brauer  zu  erwähnen.  Die  anderen 
Licenzen,  auf  Händler,  Wirtlie  u.  s.  w.  wei  den  unten  im  Zusanimeo- 
han^  mit  den  nnderen  ähnlichen  Licenzen  behandelt  (§.  153). 

Die  Bierbesteueruug  des  vorigen  Jahrhunderts  und  der  Kriegs- 
zeit, in  welcher  die  Sätze  stark  erhöht  worden  waren,  bestand  in 
der  Verbindung  einer  Fabrikat-  mit  zwei  Robstoffsteuem, 
nämlich  der  drei  Steuern  auf  Bier  selbst,  auf  Hopfen  und 
aaf  Malz,  wodurch  eine  sehr  hohe  Gesammtbestenernng  erreicht 
wurde.  Zn  deren  Ermftssignng  erfolgte  1880  die  Aufhebung  der 
Biersteuer,  welche  letztere  nur  das  für  den  Absatz,  nicht  das  fttr 
den  Hausverbrauch  gebraute  Bier  getroffen  hatte,  daher  keine  all- 
gemeine gewesen  war.  Von  den  beiden  Materialsteuem  fiel  die- 
jenige auf  Hopfen  1862,  woffir  indessen  die Branereilicenzen  erhöht 
wurden.  Die  der  baierischen  ähnliche  M  n  Iz  besteuerung,  obwohl 
Rohstoffsteuer,  galt  vielfach  als  technisch  besonders  passende 
Form  der  Biorbestcucrnng.  Zu  ilir  trat  seit  lsi7  noch  die  Steuer 
auf  den  beim  Brauen  immer  mehr  als  Malzsurro^at  mit  verwendeten 
Zucker  (Stiirkczucker;.  Im  .fahre  IS.sO  glaubte  man  indessen, 
auch  mit  Klicksicht  auf  die  eingetretenen  .Vendcruugen  im  wiitli- 
scliaftlichen  Chai acter  der  Brauerei,  hei  welcher,  zumal  nach  dem 
Umfang  der  Fabrikation,  die  gewerbliche,  für  den  Verkauf  arbeitende 
die  private  zum  Hansverbrauch  grossenthcils  verdrängt  hatte,  im 
Wesentlichen  wieder  zur  Besteuerung  des  Bieres  selbst,  bez. 
der  BierwUrze,  also  zn  einer  Art  (Halb-)Fabrikatsteuer  zurHck- 
kebren  zu  sollen.  Die  technischen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Messapparate  (des  Saccharometers) schienen  auch  die  sichere 
Messung  des  specifischen  Gewichts,  bez.  des  Zuckergehalts  der 
Wflrze  zu  gestatten  und  demnach  eine  bezttgliche  Besteuerungs- 
metfaode  anwendbar  zn  machen. 

Das  Licenzsystem  bildet  die  Grundlage  der  Besteuerung,  in- 
dem es  dazu  dient,  die  Bierbrauerei  unter  die  Controle  der  Accise- 
verwaltung  zu  stellen  und  dem  f^iaucr  die  Verbindlichkeit,  gewisse 
Vorschriften  zu  erfüllen  und  gewissen  Coutrolen  sich  zu  unter- 
ziehen, wirksam  autzuerlegen.  Die  Steuer  ist  dann  etwas  ver- 
schieden eingerichtet  tUr  die  gewerbliche  Absatz-Brauerei 
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nnd  fUr  die  private  Hausbrauerei.  Der  Normalstenersatz  für 
die  Steuereiubcit  von  36  Gallonen  liierwUrze  von  1,057'^  specifischen 
Gewichts,  dem  DiirclisclinitisergebniBs  von  2  IJusliel  Malz ,  istöViSli., 
ungelälir  der  Ertra«,^  der  bislierigen  Steuern  (auf  Malz  und  Zucker), 
au  deren  »Stelle,  zugleich  mit  der  Abaicbt  einer  geringeu  Erhöhung 
des  Ertrags,  die  neue  Öteuerform  trat  Das  fiD&DzieUe  Ergeboias 
(incl.  Licenzen)  war  eine  kleine  Steigerung  der  Erträge. 

Diese  Besteaernugsmetbode  hat  das  Gute,  sicherer  als  die 
Malzstener  auf  Bier  einen  Qualitätsatenerfuss  anzuwenden, 
soweit  diese  Qualität  von  der  Schwere  der  WUrze  abh&ngt  und  dae 
Saccharometer  zuverlässig  ist.  Einzelne  Technologen  (so  Rnd. 
Wagner)  erklären  diese  BierwQrzsteuer,  die  auch  in  Oesterreich 
besteht,  l'tlr  die  beste.  Von  anderen  Seiten  wird  sie  aber  beiuüngelt, 
namentlich  wegen  auch  ihrer  doch  unvermeidlich  noch  weifgehenden 
Controlen  und  wegen  der  dem  Saccharometer  doch  immer  noch  an- 
haftenden Fehler.  Der  Uebergang  von  der  Rohstoflbesteuerung 
(Malzsteuer)  zur  Fabrik atsteuer,  auch  zu  einer  derartigen,  ist 
stenerpolitiscb  und  steuertechniscb  auch  in  diesem  Falle  sonst  wohl 
als  ein  richtiger  Fortschritt  zu  bezeichnen. 

6.  182.   EinzelnoB  ttber  die  Bierbesteuerang. 

S.  Dowell  IV,  127—144,  über  Liccnzcn  etc.  S.  145  iL  Vockc.  S.  .^S4— S92, 
414  ü'..  Bull,  frany.  ISSO,  lU  57  tf.;  1885,  II«  :i6ö  ff.,  auch  1880,  I.  427  (Ciladstone's 
Finanzprogramiii  für  die  Bieistener).  Holzner  in  dem  Aufsätze  „Methoden  der 
Bierbesteaorung"  in  der  Zeitschrift  für  Braun^esen,  Fcstnnmmer  1880,  S.  44^53; 
H.  ist  Gepner  dieser  Form.  Bell  a.  Dwelly,  excisc,  p.  2S5.  561).  Schäffle  in 
der  Tub.  Zeitschrift  1881,  S.  185.  Kud.  Wagoor,  Chcu.  Tecbuologle,  11.  Aufl., 
S.  684.  Ertrige  um  1815,  s.  o.  8. 195. 

Die  Altere  Biersteuer  war  von  Anfang  an  (1649)  nach  der  Biersorte.  bez. 
nach  dem  Bierpreise  abgrestiift  trewesen.  so  z.  B.  17S1  nach  3,  1802  nach  2  Sorten 
(„starke«''  Bier  über  16  sh.  per  Barrel  zahlte  lU  sh.,  „Tafelbier"  16  sh.  und  darunter 
2fb.  Sleoor).  1S23  wieder  nach  3  Sorten  (bei  der  zweiten  mit  weiteren  Clauscln)  und 
etwas  ermassi^ti'ü  Sätzen  ('.>sh.  10  d.,  4  sh.  II '/_,(!..  1  sh.  llV'„d.),  (etwas  andere  Sützo 
in  Schottland  und  Irland),  bis  1>»30  die  Aufhebung  mit  einem  Verlust  von  3.11  MiU. 
Pf.  fUr  die  Staatscassc  erfolgte,  was  sich  aber  durch  Steigerung  des  Coosums  bei  der 
Malzsteoor  etwas  ausglich  (Dowell  IV.  188).  Die  damals  für  die  Aufhebung  der 
Bierstt'üor  entscheidenden  Grtlud«^  waren:  Beseitigung  einer  Belastung,  die  bloss  das 
Absatzbier  traf  und  derentwcgcu  die  Brauerei  for  eigenen  Bedarf  sehr  ausgedehnt 
blieb.  Brach  dos  Monopol!  der  grostea  geworUiohon  Bnneroi,  die  durch  diese 
Stcuerform  begünstigt  wurde,  Minderang  der  den  Betrieb  vextfaeiienidon  Controleii. 
(Dowell  IV,  12S— 132). 

Die  Malzsteucr  (seit  1697»  war  am  Schlusie  des  letzten  Krieges  von  ü  d.  per 
Baabe!  Malz  tror  1780  auf  4  sh.  h^l^  d.  (hoher  ab  der  Preis  d(^^  Malzes),  die  Hopfen- 
stoucr  von  1  d.  p^  r  Pfund  damals  auf  2'/.jd.  «;»-.{iei:<  ii.  Nach  Ermä>si'j:ungen  und 
Erhöhungeu  (lbl6.  IblO)  erfolgte  1822  eine  llcrabsotzuug  der  Malzsteucr  auf  2  ah. 
7  d.  Die  hohe  Gesammtbcsteuerung  scheint  doch  den  Pxeb  lo  hoch  getriebea  und 
den  Consum  vermindert  oder  gehemmt,  ihn  Vielleicht  auch  anderen  Getränken  (Theo?) 
zugetriobcn  zu  hab*<n  (Nooke  sucht  das  zu  >>ew'nsen  S.  8S6  Die  Steuer  auf 

Mak  wurde,  wie  damals  auch  andere  Steuern,  seit  1840  bleibend  um  o^/i,,  im  Krim- 
kiiege  TOTOboigehend  1854 — 56  auf  4  sh.  erhöht  Seitdem  blieb  sie  auf  dem  nlten 
Satze  ?on  2  «h.  7  d.  flas  57o  Anfhebeog.  bex.  zur  Eiofhhrang  der  neaen 
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BicrNteucr.  Der  SteueKitng  war  in  Grossbritauuicn  lsl5  6.04,  1822  —  23  3.S6, 
1S30  A.'I'S.  1S40  (nach  fortKefallener  Bicrstener)  sogar  5.59,  ISIl— 13  wieder  nur 
I  so.  iv.^()_5s  5.5^  1*;,-,»;  f.. 70  fKrie^ssat/.^,  1861  6.21.  1871  6.4S.  1n77  (Max)  S.Ü4, 
IbbO  6.70  M.ill.  Pf.  St.  (roh,  aber  abzuglich  Bttckzahlnngeu  und  Auafuhrvergutiin^). 
(Dsten  nach  Dovdl  d.  Stat.  abstr.).  Etwas  gehemmt  ist  die  Zanahme  der  Halzsteaer 
nllerdiogTä  seit  Ende  der  40er  Jahre  durch  die  steigende  Mitvorweuduiig  von  Zucker, 
welcher  seit  1SI7  (mit  »päteren  Stcocrerlii^hungen,  so  l'^GI.  1S70'I  daher  mit  besteuert 
wurde,  und  zwar  L'leich  hoch  wie  Malz  selb>^,  zuletzt  mit  21  sh.  bV^  d.  jier  210  i'fund, 
die  gleich  S  Bu>licl  Malz  galten  (Holzncr  S.  52).  In  den  letzten  J.ihna  vor  der 
rmwandlun-  dor  Bierstoucr  (1878—80^  wnrf  «ii-^  Zu.  kersteuer  5—640.000  Pf.  St.  ab, 
viMiurch  bich  daiualä  die  gauze  Bierbesteueruug  aul  8V4— Mill.  l'L  6tulltu  ^uliuu 
di«  Licenzen).  Immerhin  ein  erheblieh  lanxsameres  Wac&tham  der  Steuer  als  bei  der 
Branntweinsteuer,  des  Consums  als  bei  Zucker,  Thee,  Wein,  was  allerdings  doch 
wohl  mit  auf  zu  hohe  Besteoeiung  hinwei-st.  Cunsum  per  Kopf  im  ganzen  Staate 
1852,  1872.  1882  ron  Bier  bez.  0.60S.  0.8S5,  0.766  Barrels,  von  Wein  0.231,  0,527, 
0,406  Gnllonen,  ron  Brauntwein  (einheimisch  und  firemd)  1.09:^.  1.129,  1  045  Gallonen, 
ron  Thee  l.'JO'J.  4.010.  4.GT6  Pfund.    (20.  Inl.  rev.  rep.  p.  12). 

Die  liopfcnsteucr,  vor  der  Aufhebung  1862  enuassigt  (1860;,  halte  nach  bc- 
knnntoo  Ernte-  nnd  Pteisachwanlrangen  des  Prodocts  einen  sehr  ferindeflichen  Ertrag, 
wonach  diese  BieriD.itorialsteucr  wenic:  passend  erscheint  (I'^IS  222,000,  1S52 — 55 
447.UU0,  277,000,  bO.OOO,  720.000  Pf.,  Dowell  IV,  134).  Bei  der  Auflicbnog 
wnrdo  der  Yerloet  an  Accise  aaf  250,000,  tn  Zoll  auf  99,000  Vt  St.  gcschitzt 
(Stat  ah&tr.  No.  23.  1876,  p.  11).  IHe  Acciae  hatte  anf  dem  Hopfen  heim  Prodo- 
Centen  trelorjen.    Ilopfensnrropate  waren  steuerfrei  gewesen. 

Die  Gesetzgebung  über  die  Malzsteuer,  —  begioneud  mit  S  u.  y  Will.  IV  (1697), 
c  22  bis  zn  1  Vict  c.  49  (1837);  die  einzelnen  Gesetze  bei  Do  well  IV,  137.  Note 
citiit,  die  vor  1SS0  no.  !i  L'-  Itcudr-n  abersetzt  in  der  Zeitschrift  für  Brauwesen,  I.  Jahrg.. 
Ko.  12,  13  —  fasbt  Holzaer  a.  a.  0.,  S.  50  If.  in  ihren  Hauptbestiumungeu  übe/  die 
lechninehe  Elnriehtong  nnd  Gontrole  zusammen.  Er  sagt:  „die  englische  Malzstener 
ftohrt  diesen  Namen  eigentlich  nicht  mit  Recht,  sondern  sie  sollte  Gerstcnsteiier  nach 
Maass  oder  Gewicht  mit  ßerncksichtiirunc:  der  Qualität  lieisson".  Sie  traf,  wie  die 
Uopfeufiteuer .  auch  die  Biaucrei  für  Eigenbedarf  (S.  auch  Bull.  18S0,  II,  57  über 
den  Chnracter  der  Malzsteao).  Jillzerei  und  Brauerei  waren  getrennt,  beide  an 
Licenzen  peknupft.  Die  Besteuerung:  scbloss  ^icll  an  liie  Mälzerei  an.  die  gfluistcte 
Zahlung  der  Malzsteucr  hatte  der  Brauer  dann  nachzuwei:>eu.  Die  Steuer  richtete 
flidi  nach  Wahl  des  Milzers  entweder  nach  dem  Volnmen  der  geweichten  oder 
nach  dem  Gewicht  der  trockent-ii  (lerste,  aus  dem  Irtztcroiifalls  das  Volumen 
nach  einer  gesetzlichen  ReducliousziÜLT  berechnet  wurde.  Das  Einweichen  der  Geßte 
halte  nach  schriftlicher  Anzeii^^e  beim  Steueramt  unter  Gontrole  ron  Steuerbeamten  in 
bestimmten  Tagesstunden  und  innerhalb  bestimmter  Zeitfristen  zu  geschehen.  Dabei 
bestaiidi  ti  viele  Detailrorschriften  Uber  das  A'orfahren,  die  Apparate  U.  8.  w.  und 
Strafandrohungen  (Mälzeu  ohne  Anzeige  mit  100  Pf.  St.  und  Confiscation  der  Gerste 
SB  IrtlsaeD).  Vom  berechneten  Volomen  der  eingeweichten  Gerste  wurden  nur  81.5% 
als  steucrpflirhtijfc  Monge  Bushcl  an;reri'clintt.  Das  stanze  Steuerverfahren  hatte  lii'- 
an  aich  berechtigte  Tendenz,  neben  der  Menge  die  Qualität  dos  Malzes  zu  be- 
fttdnlditigeB.  was  aber  doch  nnr  nngenugend  nnd  nur  nm  den  Preis  listiger  Controlen 
erreicht  waide.  Ifit  letzterer  wegen  wurde  beim  Biorc.vpüit  au^^cr  der  vollen,  nach 
dem  aneenommenen  Productioascrgcbniji?  durch  Kt'diiction  Itstiro'^tclitcn  Malzsteuer 
noch  ein  Zuschlag  von  ca.  3  d.  pur  Barrel  Bier  für  uuderwcue  Auslagen  rückvergütet. 
Hab  zur  Ftttterang  und  zur  Branntwein bcreitung  war,  unter  bestimmten  Controlen  vor- 
fononmea,  steoecfrei,  Ezportmalz  erlangte  Badtreigatung  bis  auf  7V«7r 

§.  133.  Die  Rückkehr  zur  Bicrstener  und  die  Aut'bcbiing 
der  Mul /Steuer  im  Jahre  erlolgten  wesentlieli  mit  im  Inter- 

esse dei-  Cierste  bauenden  Landwirtbschat't,  besonders  des  leicbtercn 
Ackerbodens.  Sie  wurden  jetzt  durch  den  eingetretenen  starken 
BlIckj^Dg  des  Umfange  der  Uaosbranerei  und  der  Anzahl  der  im 
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GewerbsomfaDg  durchschnittlich  stark  ^gestiegenen  ,^Braiiereien  anf 
Absatz:  und  Verkauf"  (1853  45,2i)4,  1879  nur  noch  22,278  Brauereien) 
erleichtert.  Die  besonderen  Verhältnisse  der  Hausbrauerei  schienen 
sich  jetzt  uuschwer  durch  einige  Specialbestininiungen  berücksichtigen 
2U  lassen.  Auch  Ums  Fnlienhissen  einer  Kolistoftsteuer  sprach  mit 
für  dies  Vorgehen.  Ob  die  neue  Öteuerform  auch  eine  VerminderuDg 
der  betriebstöreDdeo  Controlen  zugelassen  bat,  wie  erhofft  wurde, 
ist  dagegen  weniger  zweifellos.  Der  anfgetanohte  Gedanke,  die 
ganze  Bierbesteuemng  aufzuheben,  wurde  verlassen  wegen  der 
finanziellen  Bedeutung  des  Objects,  wegen  der  stenerpolitisehen 
Geeignetheit  dieser  Steuer,  aueh  weil  die  Biersteuer  durch  die- 
jenige des  Weins  und  Branntweins,  letzterer  das  ,,Nationa)getrftnk" 
in  Schottland  und  Irland,  wie  Bier  in  England,  gefordert  zu  sein 
schien.  Auch  der  Gedanke  einer  Herabsetzung  der  Malzstcuer 
erschien  unberechtigt,  u.  A.  wegen  der  Zweifel,  wie  viel  davon  dem 
CoDSumenten  zu  Gute  kommen  werde  (sie!). 

Dowoll  IV,  i.!7  n:   GladstoDftS  Füwaznde  tob  10.  Juni  1880,  ttbenetzt 

ijji  frau^ö^.  Bull..  Ib^O,  II.  427  If. 

Daä  neue  GcäcU  vou  1S8U,  {AH  u.  44.  Vict.  Ini.  rer.  act  c.  12,  20).  da6  auch 
die  Branereilieensen  orhebUeh  herabgesetst  hat,  «ntefsoheidet  eifentliclr  drei  Arten 

der  BicHimnon  i :  1)  einmal  für  den  Hausbedarf  in  u^anz  kl-  incui  Umfanir,  d.  h.  in 
Hftascrn  mit  wt-niircr  als  10  Pf,  St.  Jahresmicthwertli:   hier  besteht  nur  die  Ver- 
pflichtungr,  eine  jährliche  Lic-.nz  für  ti       zu  aubmoa,  ohne  eine  weitere  Steuer  für 
dfts  Bier,  desse  n  Altsat/.  Iiez.  Vorl>auf  nach  Aussen  ferboten  ist.  entrichten  zu  müssen; 
2)  Nodanii  flic  liraiirri  i  l'ur  den  Hausbedarf  in  etwas  ?rn->s<»r*'in  I  riifan^.  aber  mit  don- 
sclbcQ  Vürkauföverboteu ,  d.  h.  iü  Häuser»  rou  Uber  1 0  Pf.  i>t.  Micthwerth  betriebcu : 
hier  tritt  za  der  Ssh.-Licenz  eine  Mnterialsteaer,  indem  für  je  2  Bnsbel  Mnlz, 
dem  anp:oDomuu>ncn  Stoffbedarf  fUr  J^O  Gallonen  Bierwürze  von  1,057"  (icw  icht.  oder 
ftlr  das  irese.tzliclie  A«*quivalcnt  von   1  Rushel  Malz  (41  Pfund  Korn  oder  37  Pfund 
Zucker)  je  0  sh.  3  d.  Steuersatz  zu  zahlen  sind;  endlich  3)  die  gewerbsmässige 
Branerei  znm  Verkauf  ron  Bier  (Absatz)«  vo  die  Lioeni  1  Pf.  St.,  nnd  die 
Sf<  ucr  r-  gelmüs^iif  nach  d.  m  Quantum  und  (^lualc  der  Bierwürze  filr  den  Eiii- 
heitbsat/.  von  3G  (iallonen  im  specilischt  ii  <Mwi<ht  von  1.057"  beträirt.    Die  Malz- 
mcnge  dient  hier  nur  als  weiteres  Conuuliiiittcl,  indem  diese  36  Gallonen  zu  1.057** 
als  Mini  mal  (T^ebnis!)  <]>>r  Prodnction  gelten.    Die  Stcner  will  aber  die  Biervtirze 
nach  ihrem  Zucke  rgehalt  selbst  zum  uiuniit'  lbaron  Steuerobjcct  machen.  Ausnahms- 
weise wird  davon  abgewichen,  wenn  die  Bierwürze  bereits  ia  GähruDg  ubergegangen 
und  deebalb  die  nrsprtincrliche  Scbwere  def  Wttn»  daroh  daa  Saccnaronetar  nicht 
mehr  bestimmt  werden  kann.  Hier  wird  gemftss  oiner  dem  Gesetze  bci<refugten  Rednc- 
tionstabello  aus  dem  Alcoholf^rad  nach  einem  näher  anijegeben<Mi  t<  <  hiiischen  Ver- 
fiihren  (Art.  9  des  betr.  Abschnitts  des  Biersteuergesetzes)  die  Schwüre  der  BierwUrze 
berechnet. 

l'mfassonde  und  einschneidende  Controlvorschriftcn  Und  Strafandrohungen  sind 
auch  bei  der  neuen  Bicrstcuer  geblieben,  nur  dass  davon  jetzt  die  Bereitung  des 
Malzes  nicht  mehr  unmittelbar  getroOeu  wird  und  die  Anwendung  ron  Malzsurrogaten 
erleichtert  ist 

Zunächst  besteht  der  Lic enzzwang,  das  Brauen  ohne  richtige  Licenz  zieh' 
oiii.-  Straf«'  von  100  Pf.  mid  < 'üiiliscation  der  (icräthe,  Materiall'-n ,  Hic-rwürze,  def 
Bieres  ua(  Ii  sich.  Dazu  komnU  der  Anmelde-  und  Dcciaratiouszwang»  nach 
forgeschriebenem  Fornulnr,  in  Besag  auf  die  Menge  der  ni  rerarbeitenden  Stoffe 
auf  die  Zelt  des  Elmreichens  des  Komi  oder  ICnlies  n.  s.      wiederam  mit  Stnfei 
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ron  lUÜ  Pf.  bei  Verstössen.  Die  Haosbrauer  küonen  durch  die  «.GommisäRre  des 
toliadisclieii  'Bnltommenä^  fonAthigt  werden,  vor  einem  Friedeosriduer  oder  ror 

eint^r  aiiil.^ren  rompetcnten  Rdiilnle  rlio  Kiclitiskcit  ihrer  Antraben  zu  erharti  ii.  Die 
Steoerbeamtea  haben  das  Uccht,  zu  geeigneten  Stunden  die  Uäume  des  Hausbraueis 
m  tkctreten  tind  dessen  CIcr&the  q.  s.  sa  pTfifen.  Der  Verkauf  an  H«i8l>raiibier 
liau:h  Aussen,  auch  der  Versuch  dazu  ist  mit  100  Pf.  Strafe  bedroht. 

Schärfer  sind  die  Coiitrolen  der  Absatzbrauerei.  Sie  unterliegt  dem  Zwang, 
der  Behörde  ciue  genaue  Beschreibung  der  Localitiiteu  und  dorüeräihc  /u  über- 
geben, auch  bc70gliche  Verzeiotoiase  im  Locale  anznheftun,  die  OerIChe  u.  s.  w.  so 
aufzustellen,  dass  sie  den  Beamten  zur  Messunir  zuu^.'lnglich  sind,  wozu  nocli  andere 
fthnUche  Be<itimmungon  kommen  ^Coutraventiuu&ätrafe  lUO  Pf.).  £benbO  muss  bei 
jedem  (iebrftn  der  ZeitpnncC  fbr  die  einzelnen  Procedaren  und  die  Art  und  Nommer 
der  dalx'i  !?obrauchten  fleräihe  angegeben  werden.  Die  Anwesenheit  des  Steuer- 
bcamten  bei  diesen  Procedaren,  für  deren  Vornahme  zum  Theil  gewisse  l'risten 
Torgeschricben  sind,  ist  geboten.  Bu chungszw an  j:;  besteht  für  jedes  (»ebrän,  nameut- 
iirh  moss  Volumen  und  Schwere  genau  in  Re{!ri>ter  eingetragen  werden.  Diese 
Kegister  stehen  dem  Sft  ucirbeatnten  jederzeit  zur  Kiiisicht  ollen.  Zur  Ausi^l.  jrliung 
Ton  Abgängen  u.  dergl.  wird  eine  Dilfercnz  bis  zu  4"/,  nachgesehen,  um  welche 
Yolomen  und  Gewicht  der  wirlilich  gewonnenen  Bienrttrze  hinter  denjenigen  der 
rechnnnu''^tnri>^-ijr  fnach  der  "Mulzmen^^e  u.  s.  w.)  angenommenen,  bei  unvuMsfiindiger 
Umwandlung:  der  KoluttuUe  in  Zucker,  zurückbleiben;  desgleichen  eine  Dilierenz  bis  G7o 
der  Menge  in  Folge  von  znfSUligen  Verlosten.  Andererseits  aber,  wenn  in  irgend 
efaeiD  Moment  das  specifische  (iewicht  der  BtenrOrze  mehr  als  2Vo  des  ?om  Braaer 
ertlirten  übersteigt,  ailt  das  (Jebräu  für  ein  neaas,  voll  der  Steuer  unterliegendes. 
Contraventionon  gegen  die  einzelnen  ControlvorschrUten  sind  rcgelmäsHg  mit  100  Pf.  St. 
bedroht.  Die  Sfeucrbeamtcn  haben  das  Recht,  besiftndig  Tag  und  Nacht  die  Almtt» 
braacreien  behufs  C'ontrole  zu  Ijesuchr-n. 

Die  Auüf uhrvergutuug  der  Steuer  iat  0  sb.  3  d.  fUr  je  Hü  Gallonen  Bier  von 
1.057  Grad  und  in  diesem  VerhSltniss  für  anderes. 

£ine  wesentliche  Aenderunii-  und  Ermässigung  haben  die  Brauereilicensen 
erfahren  Jetzt  bestellen  massige  fixe  Sätze  von  1  Pf.  und  t»  sh..  ansnahmswcise 
9  6h.,  bei  Ilausuiiethwerth  von  10 — l.j  l'f.  idkI  seit  I^>S5  für  kleine  Hau^br.iuer  nur 
4  9b..  seit  1886  für  solche  bis  8  Pf.  Micthwerth  so^ar  Licenzsteuerfrciheit.  Vordem  be- 
standen liuliere  StufensTitze  nach  Maass^ulje  der  Grösse  der  Bierprod u c t ion. 
So  schon  nach  dem  ersten  Liccnzsystem  von  17^4  und  nach  den  verschiedenen  Ver- 
•aderangen  desselben:  ebenso  fbr  Mälzereien  nach  dem  Umfang  der  Prodnetlon. 
1862  wunicn  die  Braulio-ri/eti  erhöht,  um  den  Ausfall  in  Koljrc  der  Aufhebung  der 
Hopfensteuer  zu  decken.  Seit  1ST5  zahlten  die  Brauereien  fiir  je  .'»0  Rarr-1  12'/..  sh. 
Licenzzuschlag  za  den  alten  Siltzen  von  vor  1S62  Der  Ertrag  dieser  Licenzcn  betrug 
in   don   letzten  Jahren  vor  ca.  400.000  Pf.  jährlich,   ISSO  405,310  Pf.  fttr 

2.^.33'^  Personen.  Der  jetzige  Licenzertrair  ist  viel  nie<lrif;er  und  wotr-'n  AVtnahmc 
der  Zahl  der  Brauereien,  besonders,  aber  nicht  allein,  der  ilausbrauereien  und  in  l'olgc 
der  neuesten  Herabsetzung  der  Lieenz  für  letztere,  sich  Termindemd:  1881/82  Ab- 
satzbraucr  l.l.TTl,  andere  110.025,  St-ii.-r  Vl^^'H)  Pf.  St.,  ISs5'St>  bez.  13.:<0S  un<l 
95.301  Liceuzen  ^wovon  (i4,b29  zu  4  sb.,  24,0iG  zu  6  sh..  t),3üG  zu  9;>h.  Licenz),  36.370  Pf. 
Ertrag-  l^l«  Licenzen  der  MSizer,  MalzrOster,  Rostmalzh&ndler  sind  ISSO  aufgehoben 
worden. 

Der  IJjerrnnsam  hat  sich,  wohl  unter  dem  Einfluss  der  wirthscliaftlirben  Lajre. 
in  den  let/(en  Jaiiren  etwas  vernundcrt,  auch  sou  der  neuen  Steuer:  ls72  per  kupl' 
0.$S5.  1^^2  0  766,  1885  0.746  Barrels  im  ganzen  Staate.  Die  Biersteuer  ergab  roh, 
abzüglich  Ruckzahlungen  und  Au.>fuhrvcrpütung,  lsvi  's2  s.;,,'.  ls^^/^.')  S..",4.  ISHTißd 
8.40  MilLPf.  St.  Versteuert  wurden  Ibb5/b6  durch  Absatzbruuer  27.0'.)4  Mill.  Barrels 
(wovon  23.709  in  England)  und  nur  100.437  Barreis  (bis  auf  168  ganz  in  Enjrland) 
durch  Haasbrauer,  zus.  27.1 95  Mill.;  cxportirt  davon  518,903  Barrels.  Die  Haus- 
braueri-i.  obwohl  sie  auf  d>  m  Lande  anch  das  liier  für  die  eigenen  F'-ldarbeifer  uiit 
liefern  darf,  wird  hiernach  trotz,  der  hohen  Steuer  der  Absatzbrauerei  immer  mehr 
durch  diese  verdrängt.  Uebrigens  ist  in  diesen  Daten  die  Produclion  der  ganz 
kleinen  Uansbranereieo,  die  keine  Biersfeuer  zahlen,  nicht  mit  enthalten. 
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4)  Die  B  i  a  IUI  ( w  c  i  n  b  e  s  t  e  u  e  r  0  n  g. 

Dowell  IV,  11)5 — 237  (u.  A.  S.  11(5  (T.  über  die  verschiedenen  in  Grossbritannicn 
und  Irland  üblichen  Sorten  Trinlbranntwcins;  auch  über  die  Gesetzgebung  ror  1S15, 
die  in  die  Petiode  seit  1815  hinüberging,  S.  220  ff.  Uber  die  Licenzon).  Yocke 
S  .^72  — 3S2  (etwas  dnrftig«  r  als  in  anden  n  Abschnitten".  Jetzt  aus  der  deutschen 
Literatur  besondeni  reichhaltig  J.  Wolf,  Branntireiusteuer,  Tub.  1SS4,  S.  155— 207 
(Gesell,  d.  Gesetzgeb.,  des  GonstiiDS,  Statistisches,  bes.  SteaertflchnisdiM,  S.  192  IT.). 
Er  folgt  z.  Tli.  dem  fnin/ös.  Bericht  v.  JacqQöine,  ligislat.  fisc.  d.  foy.  uni,  Par. 
187H,  tiber  d.  brit.  Branntweinsteuer.  Im  Bull,  frang.  Auszüge  aus  dem  Crossen  28.1?ep. 
of  inj  rer.  ISSö,  11,  302  lt.,  II,  492  (Licenzen).  Aus  dem  Werke  von  lien^Stourni, 
I'imput  sur  l'alcool  daos  les  principaax  pays,  Par.  18S6,  AnszQge  in  ders.  Zeitsobr. 
ISSG.  II,  533— 5 ir».  Statistisches  in  den  Reports  of  inland  revcnuc  jährlich,  mit 
manchem  Detail  über  dies»-  Steuer.  Die  einzelnen  Gesetze  bei  Dowell  und  Wolf, 
speciell  in  Boll  u.  Dwelly.  luvrs  of  ctcise.  Die  wichtigäten  neueren  waren:  6  Georg 
IV,  c.  SO  von  1825,  23  und  24  Viel,  c  III  von  1860,  43  und  44  Vict.  c.  24  foa 
1S80.  Die  li!t/.te  Ge:!jetzgebnng  war  '  in  Thi  il  des  damaligen,  n.  A.  auch  auf  die  Bicrstener 
(oben  S.  284 1  sich  erstreckeudcn  Fioanzreform- Planes  rou  Uiadstoue.  S.  dessen 
bezOirlicho  Rede  in  Bnll.  1880,  I,  424  S*.,  436  (Vorschlftge  wegen  Aencfernng  und 
Erhöhung  di^r  Lii  ciizen Vgl.  auch  Bouraa,  national  cxpenditure  upon  alcohol.  Jönrn. 
of  Stat.  So.  irty,  ]s>>_>.  p.  ^li'T  fr..  R  Wagner,  rhom.  Tcchnoloirie,  II.  Aull.  714  tf.  — 
Die  Branntweiübcateuerung  hängt  mit  so  vielen  und  so  vcn>chiedenartigen  Fragen  und 
Puncten  zasamnen,  ht  im  Vereinigten  Königreich  so  manche  Verinderongen,  aich 
im  vori-Ti  n  .Tahrhtinil  it.  erfahren,  bes.  im  Stcuerfuss.  »Mithalt  so  viel  ti!chni>che  Special- 
fragen, dass  eine  kurze  Darstellung  besondere  Schwierigkeilen  macht  und  sich  auf 
wichiigero  Puncte  beschränken  uiuss.  Die  genauere  gebchichtlichu  Entwicklung  s.  bei 
Doirell  und  bes.  in  der  rortflgUchen  Darstellaug  J.  Weira. 

134.  IJcberblick.  Characterisirung  der  britischen 
Ii  ran  nt  wei  n  besteuer  1111^.  Diese  Besteuerung  liefert  dem  bri- 
tischen Schatz  bedeutend  ^rös.scre  Ertr;i<:c  als  diejenige  irgend 
eines  anderen  Verbrauchssteuerartikels  und  sogar  die  Accise  von 
ioländischem  Spiritoa  allein  mehr  als  eine  ganze  einzelne  GattODg 
der  Übrigen  Stenern.  Mit  dem  Zoll  auf  fremde  Spiritoosen  zn- 
sammen  giebt  sie  jetzt  19  MUl.  Pf.  St.  (mit  den  bezttglieben  Licenzen 
sogar  c.  20.5  MUl.)  Ertrag  .oder  etwas  niebr  als  ein  Viertel  aUer 
Stenern.  Unter  der  Annabme,  dass  die  Branntweinsteaer  ganz 
oder  weit  überwiegend  aaf  den  Preis  Im  Kleinverkebr  geschlagen 
wird,  würde  durch  diese  Steuer  allerdings  die  Deckung  einer  un- 
gewühiiiich  gro.ssen  (^uotc  der  Staatslasten  auf  die  Branntwein 
consuniirendc  Hevülkerung  allein  geschoben  und  letztere  so  relativ 
tiberlastet:  eine  bedenkliche  Folge  so  hoher  r^estcnerung  Eines 
Consuras  vom  Standpunct  der  Steuergerechtigkeit  aus,  um  so  mehr 
da  genügende  Compensationssteuem  im  britischen  Haushalt  fehlen, 
denn  dieThee-,  Bier-  und  VVeinstenem  reichen  fttr  diese  Function 
nicht  aus. 

Dies  Bedenken  wird  zwar  darch  die  Natur  des  BranntweiDceosnms  rermindert. 

da  eine  Einschrünkun«-  dos  let/ten  n  in  riolcn  Fällen  sanitata-  «ind  hittenpolitiscli.  auch 
wirthschafts-  und  selbst  allgemein  politisch  ervirUnscht  i^t,  und  die  Steuern  auf  die 
genannten  drei  anderen  Artikel  wenigstens  einige  Compensation  bewirken.  Aber  ancli 
durch  diese  Erwlgnngen  wird  jenes  Bedenken  nicht  beseitigt,  weil  es  bei  der 
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BeQTthäilaag  des  BranntTeinconAums  durchaus  aut  Uc:<bcA  Art.  luujcutlicli  aut  dcäsea 
tätliche  TMÜMihmir        Mif  die  Unslinde,  unter  denen  der  Bruntirein  ftnehrt 

Tird.  »akomtnt  Je  nachdem  kann  dann  anch  <^inc  starke  Rrannlvreinronsnmtion,  z.  R. 
per  Kopf  der  BovOlkening  im  Jahre,  ungefährlich  sein.  Vocke  (S.  hat  insofern 
(kek  nicht  Unrecht«  principielle  Bedenken  Uber  die  überaus  hohe  britische  Branntvein- 

Es  ist  eharacteristisch,  dass  gleichwohl  das  genannte  Bedenken 

niemals  die  Tendenz  zu  möglichst  hoher  ßestcnerung 
de-i  Branntweins  in  Grosshritaunien  und  Irland  gehemmt  zu  haben 
scheint.  Im  Gegcntheil  scheute  man  sich  um  so  weniger  vor  mög- 
lichster Vertolgung  des  fiscalisclicn  Interesses  an  hohen  Steuersiit/cn, 
wenn  dadurch  der  Preis  auch  sehr  vertheuert  wurde,  weil  ^'crade 
£ese  Wirkung  dem  sanitUts-  ond  sittenpolizeilichen  Interesse  für 
cntspreebend  galt  Mitunter,  so  mehrmals  im  18.  Jahrhundert,  ist 
ktsteres  Interesse  aiieh  wohl  dem  fiscalischeo  voran  gestellt  worden, 
lelbst  wenn  die  hohe  Stener  Prodnction  und  Consumtion  Terminderte. 
Bisweiten,  besonders  In  den  finanziellen  Sohwierigkeiten  yon  Kriegs- 
leiten,  ist  freilich  anch  das  fiscalische  Interesse  vorangegangen, 
rollends  wenn  die  Abnahme  der  Production  mehr  nur  die  legale 
traf  und  Eintuhrschmuggel  und  heindiche  inlHndische  Hrennerei 
das  tiäcalische  Interesse  an  hohen  Steuersätzen  beeinträchtigte, 
wobei  die  entsprechende  Förderung  des  sanitäts  und  sitfenpoli- 
tisehen  doch  ausgeschlossen  war.  üie  Geschichte  der  britischen 
Branntweinsteuern  ist  lehneich  wegen  der  Experimente,  zu  welchen 
die  Berücksichtigung  dieser  verschiedenen,  bis  zu  einer  gewissen 
Hohe  der  Steuer  ttbereinstimmendeni  darüber  hinaus  sich  kreuzenden 
latereaseo  ftthrte.  Gerade  wegen  der  Schmuggel-  und  Defraudations- 
geiahr  konnte  das  sanitäts-  ond  sittenpolitisohe  Interesse  an  höchsten 
Sieiienitsen  naeh  britisch  •Irischen  Erfahrungen  nicht  ausschliesslioh 
■lasBgebend  werden,  auch  wenn  man  das  fiscalische  hfttte  durchaus 
hinter  dasselbe  treten  lassen  wollen.  Ks  ist  9chon  viel  erreicht, 
dass  jetzt  von  allen  Seiten  zugegeben  wird,  die  Branntweinsteuer 
sei  auf  dem  höchstnuiglic  h  en ,  mit  der  Bewältigung  des 
Untersc  b leifs  noch  vereinbaren  Satze  zu  halten"  (Dowell), 

Das  ist  nicht  nothwondlLr  und  practisch  in  der  Tliat  kaum  d'-r  rein  fis- 
calisch  rortlicilhaftesto  Satz,  aber  wohl  derjenige,  bei  welchem  das  hanitiits-  und 
rittenpoUtbiAe  Intefctse  und  das  fisctlfscho  am  Best«»  ?«reini|:t  and  ersteres  principiell 
tad  practiifch  sogar  in  st&rk^^rem  Gcjtdc  wahrgonominon  wird.  Dagegen  wird  dabei 
Ja4  Interesse  gleichmissigcr  Stencrbelastnnp:  alli-r  Volkskr-ise  allerdinsTS  nicht  un- 
suwttlUcli  und  wie  gesagt  nicht  gmi  unbedenklich  preisgegeben.  —  Uobcr  den  Zu- 
«■aeolwag  switcheD  Steaerhfthe,  Consnm,  heimlicher  Brennerei,  Einfohrschmoggel, 
£*:alLschciii  und  ^itt- npolitiiclu  rn  Iiit^-ros-.-  vi'rbr<Mt''ii  sich  all«?  Darsf-'llnnircn  der 
fihtischcn  liraiintweiubcbtt-uerung ,  so  auch  Dowcll,  Vockc,  J.  Wolf.  Beachtens- 
Werth  beä.  die  Experimente  mit  sehr  hohen  Steuern  (z.  Th.  Liccnzsteaem  fUr  Klein- 
lofcMf)  1729,  173S  nd  1819,  womit  man  jedemal  zn  weit  gegnageB  wnr  and  im 
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fiscalischcn  wie  sonsügua  Interesse  uiukcbrca  masste.  (Vocke  S.  373,  Doweil  IV, 
202.  206,  Wolf,  S.  mft.)  Man  hat  lange  miftek  ehie  noch  jetzt  jibrlich 
avfgenaehte  imtUche  Statistik  der  Entdeckang  heimlicher  Dcfraudations- 
Bronnercien,  deren  Daten  wohl  d<ii  Zu^ammeiihani;'  mit  den  Steuersätzen,  aht-r, 
wie  die  neuerliche  starke  Abnahme  beweist,  auch  mit  der  fortschreitenden  üouccn- 
tration  des  Grossbetriebs,  mit  Förtscbritten  der  Produetions-  and  Stooertecbnik  aad 
im  Contrdiwesen  «eigen.   Yielo  Daten  bei  Wolf,  j&hrlich  im  Bep.  of  inl.  rer. 

Mehrfache  Vorgänge  in  der  Geschichte  der  britüschen  Branot- 
weinstenero,  besonders  Ende  der  1830er  nnd  im  Beginn  der  1840er 
Jahre  in  Irland  (Pater  Matthew!)  und  in  geringerem,  aber  all- 
;;ciiieinereni  Grade  in  den  letzten  Jahrzehnten  im  ganzen  Staate 
liclern  den  Beweis,  dass  eine  encrgisehe,  auf  ,. Voluntarismus** 
beruhende  Co  n  s  u  ni  en  t  h  a  1 1  u  n  wie  diejenige  in  Folge  der 
Massig keits he wegung,  auch  tiseaüseh  npUrhaie  Wirkungen 
mit  sich  bringen  kann.  Freilich,  wie  all  dergleichen,  mehr  vorüber- 
gehend als  dauernd,  aber  immerhin  doch  auch  steuerpolitisch 
beaohtenswerth. 

Vocke  S.  370,  Dowcll  IV,  210,  Wolf  S.  178.  Der  vcrstcaerte  Gonsnm  var 
in  Irland  bi  i  wenif?  veränderter  Steuer  (1S40  von  2'/,  auf  ü*',.  1S42  auf  8^/3  sh. 
per  GaUoDc,  1844  wieder  27,1  in  1S38  12.30,  1839  10.82,  1840  7.40,  1841  O.S^. 
1842  5.29,  1848  5.55,  1844  6.45  Mit!.  Gallonen,  der  Stenerortrag  fiel  fon  t.48  MiU. 
auf  c  850.000  Pf.  St.,  erst  1852  stieg  der  Consuin  wieder  Uber  8  Mill  (i;ilIonou, 
allerdinprs  jetzt  so^rar  bei  einer  seit  1840  am  Vs  verminderten  BevMkerang.  Tabellen 
bei  Vocke  S.  413,  Wolf  S.  175. 

§.  135.  Bei  Branntwein  sind  im  Vereinigten  Königreich  aoch 
volkswirthsehafts-y  specieÜ  handelspolitische  Interessen 
in  der  Besteaemng  von  Bedentang  geworden:  gegenüber  der  Ein- 
fuhr von  fremden  nnd  Colonialspiritnosen  (§.  IbO)  nnd  der  Ausfahr 
von  heimischem  Spiritus.  Der  freihändlerische  Gesichtspnnct  der 
Gleichstellung  von  Aecise  nnd  Zoll  hat  «war  im  Ganzen  seit 
dem  Handelsverträge  mit  Frankreich  von  l.SGO  ge>iogt.  Ahci  in  dem 
kleinen  Tins  des  Kinl'uhrzolls,  als  einem  Krsatz  der  iiidireeten 
Spesen,  welche  die  inländische  Branntweinsteuer  durch  ihre  Con- 
trolen  u.  s.  w.  dein  lirenner  auferlegt,  i^t  ein  Flement  geblielicn, 
das  wenigstens  dem  6chut%zoU  principieil  und  practiseh  nicht  ganz 
fern  steht. 

N  äln  res  über  die  Bc/.ollung  der  fn  ind.  n  und  ('(donialspirituosen ,  b'  S.  K  u  tn  . 
bei  Üowell  IV,  214  If.,  221  If.  uud  unten  in  150.  Ueber  die  üerechnungcn  ile.s 
JSchadens'*  der  SteaerbelUstigungen  n.  s.  w.,  am  das  Pias  des  Zolls  zn  rechtfertigen, 
8.  Wolf  S.  I*s2 — l^-l.  l>i'  I!r' Uli  r  verlangten  ein  Plus  von  S'/t  P<^t  (iallonr-  im 
Zoll  gegen  die  hi  imisrh«'  Sti  11  r.  Man  «zi  währtc  1  ö  d.,  verminderte  ab-n-  j^lei«  h- 
zeitig  die  Belästigungen  und  He^chrankungen  der  lireunerei.  IS^l  wurde  dieser  Sat/., 
nach  erfblgter  Verbwsernng  der  Melangen  der  Alroholstirke  des  importirten  Brannt- 
weins, aof  4  d.  gesettt   Boll.  18S6,  II,  512. 

Im  Unterschied  von  der  continentalen,  besonders  der  nord- 
deutschen Branntweinbesteuerung  tritt  dagegen  die  ßerttcksichtigung 
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der  landwirthschaftlichen  Interessen  zum  Vortheil  de«  Fiscus 
und  einer  an  sich  rationellen  Ik^steucrnngcsniethode  weder  nach  der 
Art  noch  nach  der  IlJihe  der  l'estciicnin»!;  so  entscheidend  hervor. 
Sic  tehlt  indessen  in  der  lanp:e  Zeit  erhel)lich  nieiirij^erer  schottischen 
iiiid  besonders  irischen  iiesteuernnf^  nicht  iran/. ,  Kir  wclclie  Er- 
mässifcun«;  freilich  auch  Rtlcksichtcn  aul  das  Fabrikanten-  und 
mehr  noch  auf  das  CoDsamenteaiDteresse  Schottlands  nnd  Irlands 
mitsprachen. 

In  den  Materialien,  diß  zur  Brennerei  benutzt  werden,  haben  ireMet/.Ii«  he 
BeäcbräiilkUu^en  stattgefunden,  und  frulier  ist  au«  h  dur  Steuerbät2  nach  den  MatcriaWcn 
vobl  verschieden  gewesen  (17.  Jahrhundert).  ItlxTiri^eDd  wird  Korn  gebrannt, 
au>s- nicm  /.iirker  und  Melasse;  Kulx-n  and  Kartoffeln  Attr  wenig.  Deuticher  Kanoffcl- 
sj»rit  wini  ip-derdings  stark  »'ing'  fuhrf. 

Erst  allniUhlich  und  schrittweise  ist  die  (i  leichstell  uuj;  der 
Stcncrsät/.e  im  ganzen  Vereini'rton  Kr>nij;reicli ,  welche  von  der 
Einheit  des  Staate-  und  Marktgebiets  wie  vom  tiscalisclicn  Interesse 
an  höheren  Stenern  und  an  der  Beseitigung  des  Schmuggels  nach 
England  gefordert  war,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  vollständig 
erst  seit  1858  erreicht  worden.  Damit  üel  die  an  deutsche  Ver- 
haltnisse erinnernde  Anomalie  von  provinciellen  Zwischen- 
KoU  Unten  ond  siegte  die  Unification  der  Beeteuerang  auch  hier. 

Indem  diese  Gleichstellung  auf  den  selbst  wieder  etva.s  erhöhten  engliM  hen 
S.it/  in  Schottland  und  Irland  crfolat*-,  K»  sh.  per  (iallonc  (proof  .  liat  mau  in  ploichor 
\\  ciac  das  fiscalischo  und  das  sauitiitä-  und  sittenpolitischo  Interesse  au  hoher  lic 
Stellenlos  wabrgcnommen.  Allerdings  aber  ist  wiedemm  dorcb  diese  formell  fleiohe 
Behandlung  mitti  Nt  cin-  s  sn  linlien  Stciiorsat/cs  die  VertheÜQn^  der  durch  die  Brannt- 
weinsteuer dar;;:estullten  Steuerbclastung  filr  die  einzelnen  Theile  des  Vereinigten 
Königreiche,  nach  den  Wohlstands-  ntod  Gonsnoivcrhältnissen  der  BorOlkerong,  reell 
anglcicli tn ässiger  «geworden. 

Siehe  dio  St<  u.'r!<äfze  in  den  {rcnannten  Werken.  Ubersielitlich  in  den  Tab«-llen 
bei  Vocke  S.  413,  Wolf  b.  U17.  17.'»,  auch  Bull.  lt»!5ü.  II.  533,  534.  Der  Steuer- 
satz bezieht  sich  nvf  die  OnIl<tte  ,4>roof  spirils**  nacb  Sykes*  Hydrometer  (eingeführt 
«larch  (ics.  v.  19is,  5S  (k-org  TU  ,  c.  Bis  lsi>  l  brauchte  man  die  alte  ,.\Vein- 

falloDC"  {zu  3.7ä5  Lit^rj.  scitdom  die  imperial  gallone  (4.543  Liter).  In  neueren 
amdicbcn  Statbtiken  und  bei  den  Autoren  sind  die  Steuersätze  auch  fttr  die  frühere 
Zeil  auf  die  neue  grössere  Gallone  umgerochnet.  „Proof  splrit'*  ist  solcher,  welcher 
bei  .'>r  l  -ihr-  nhcit  g«!nau  **/ia  Tlieil«-  des  irleiclicn  Volumens  deslilliricn  Wassers 
wiegt  Kr  .tntsjuitlit  57"/^  des  Ccntoaimal- Al<  oholomcttTs  i,(iay - Lussac ,  Trallcs), 
eenaucr  (nach  JacquAme)  57.66  Grad  (Dowell  IV.  Note.  Rull.  IS^j,  II,  363, 

is*«!),  II.  Dieser  ..proof   spirit"  ist  der  Iciralc  Typus  fur  den  Steuersatz. 

Nach  amtlichen  Tabellen  werden  Spirituosen  anderer  Stärke,  ^uwcit  sie  zur  Be&teucrung 
ittgclasten  sind  —  sie  mossen  bestimmten  weiteren  Stftrkc typen  entsprechen  — „  in 
Procentcn  „Ober  und  unter  prooO'  nuiirerechnet  und  denigemäss  besteuert.  Stcucr- 
probcn  der  früheren  Zeit  sind:  England  per  Gallone  11  sb.        d.,  Schottland 

r»  sh.  2'/^  d..  Irland  3  sh.  1\\  d  ,  IbUi  Kngland  7  sh  ,  Schottland  und  Irland  2  sh.  10  d., 
>J(J  Kngland  7  sh.  10  d.,  Schottland  3  sh.  S  d.,  Irland  2  sh.  N  d.  Zwischen  1853 — 56 
Fjitrland  auf  s,  Schottland  de^gl.,  Irland  H  sh.  2  d.«  IHbü  auch  letzteres  auf  Öd.,  80 
tileichstcllnne,  seit  1S(>1  alle  SSt/e  auf  10  sli.  — 

Der  Steuersatz  ist  Jei/.t   mit    10  sh,   per  (Jalloiic  ..proof 

Kpirits'^  wieder  ant  (ine  lirthe  gekomiueu,  welche  hinter  derjeoigeu 

A.  Wagaar,  FiiuiuwiiMUMrliaft.  IIL  li^ 
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am  Schluss  der  rrauzösiaelien  Kriegszeit  und  selbst  hinter  der  noch 
grösseren  von  1819 — 25  in  England  nicht  mehr  weit  zurücksteht 
(Maximum  damals  11  sh.  8*  ,  d.  per  Gallone).  Damals  hatte  dieser 
hohe  Steuersatz  seinen  iiscalischen  Zweck  so  wenig  als  seinen 
sanitäts-  und  sitteDpolitischen  erreicht^  indem  legale  Production  nnü 
Steoerertrag  ab-,  nnd  heimliche  Brennerei  und  Sehmnggel  stark 
Knnabmen.  Bei  den  hohen  .Steneraätoen  der  Gegenwart  haben 
sich  fthnliche  Hisset&nde  nicht  mehr  gezeigt  Namentlich  die  heim- 
liche Brennerei  ist  sehr  viel  nnbedeatender  geworden  und  venorgi 
meint  nar  den  kleinen  Eigenbedarf  der  Brenner. 

Dor  j<*t/igc  Sfcuersat/  ist  ein  enorm  hoher  auch  im  Vcivleith  mit  ilemjonigei 
anderer  Laudcr.  £r  betrügt  per  llectoliicr  reiauiwUcobob  (nach  Jacqu eine)  417  I  r 
IMc.  oder.S86.52  Mark.  Genaue  Yeigldclianpreii  sind  Bvr  bei  demsolbenSteaer 
System  möglich.  Atmähemd  trägrt  der  Branntwein  filr  1  Hectoliter  reinen  Alcohol  ij 
Kassland  ls2.1,  Irland  1!»3.S,  Krankr.i.li  121.S.  Norddeutschland  —  26.2  Mark 
(Schall  in  Schönberg's  Uandb.,  1.  A.,  III,  .H53,  nach  bad.  amtl.  BercchDangcii 
EoglaDd  biar  auf  S94.46  Hafk  benchaet). 

In  dem  neuerlichen  Stillstand,  ja  selbst  Rückgang  der  heimischen  legalen  bo 
steuerten  Production,  der  Einfuhr  fremder  Spirituosen  seit  Mitte  der  1870er  Jahr 
zeigt  sich  freilich  wohl,  dass  der  gegenwärtige  Steuersatz  für  das  rein  fiscalisch 
loteiesie  doch  zu  hoch,  aber  dem  aaniats*  und  sittenpoUtischea  virinaa  dienlich  ist 
ladein  man  ihn  trotz  dos  crsteren  Umstands  festhält,  stellt  man  eben  erfreulich •■ 
Weise  das  hscalischc  Interesse  nicht  mehr  voran.  Der  Kllckpang  der  Consumtion 
Kopf  —  nach  Stourm  a.  a.  0.  —  vom  Maximum  von  li.M  Liter  in  ISlö  fast  stcti 
herab  auf  2.49  in  1S85,  heimische  und  fremde  Spirituosen,  auf  reinen  Alkoh« 
reducirt.  na<>hdem  der  ('onsum  Anfangs  der  ISSOer  Jahre  schon  2.83  Liter  gfwes«^ 
und  vorttbeigohend  zurückgegangen  war,  1862  auf  2.15  —  ist  auf  die  wirthscbaftlicb 
Lage  der  Volksmasson,  auf  Verbreitung  anderer  Uentisee  und  auf  die  Audehming  de 
Mlnif keitsbeiregiug  nraektofUhron. 

NachStourm  warder  versteuerte  in-  und  ausirmdischoBfamitwein  1876  1 09.65  Mil 
Liter  (\n  Rull.  a.  a  0..  p.  .')37,  Zahlen-  und  Maassirrthiim)  reinen  Alkohols,  der  sei 
dcui  laät  btetig  bis  auf  UO.Gl  Hill,  in  1885  fiel,  Steuer-  und  ZoUertrag  in  1675/1 
644.4  Mill.  Fros.,  per  Kopf  16.40  Krcs.,  1885/86  489.9  Mtil.  Vta.  nnd  11.98  Km. 

Steaerpolitisch  bemerkeuswertb  bleibt,  dass  nacb  britiscl 
irischen  Erfahrungen  sehr  starke. Steigerungen  der  Steuei 
sfttze  auf  einmal  den  üscalischen  nnd  die  sonstigen  Zwecke  nid 
Bieber  erreiehen,  wohl  aber  aUmilhlieh,  wenn  aie  den  Wohlstand 
yerhftltnissen  nnd  den  steaerteehnisehen  Fortsebritten,  besondei 
des  Controlwesens,  sich  mehr  anpassen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  der  Vei^leich  der  ungunstigen  Ergebnisse  der  ubcrmiisälgi 
SteneralUse  der  1820er  Jahre  (wie  ancb  der  1730 er  Jaliro)  nft  den  gSnttigeireii  d 

lS('>Oi-r  labre  lehrreich.  In  England  sank  der  Consum  von  5.26  Mill.  (ialloix 
in  ISIH  bei  der  hohen  Steuer  auf  .'{.6**  in  1S25,  lSf»()  bei  der  Steuererhöhung  r- 
b  auf  10  sh.  von  ll.bti  Mill.  Gallonen  in  Ib.V.)  auf  lü,4>»  in  1863.  erst  1871  crroicfc 
er  wieder  die  frtihcre  Höhe  und  Qbcrstieg  sie  von  da  an  steigend  bis  um  1>>T 
ahnli' h  £?ing  es  in  Schotd.ind  nnd  Irl;\nd.  Die  Zahl  der  entdeckten  hriinlioh 
Brennereien  war  in  den  l^Sücr  Jalircn  in  England  2— 500.  Schottland  4 — 7t 
Irland  8— sooo  jährlich,  seitdem  immer  weniger,  jetzt  nnr  Aocli  In  Enghuid  5 — 1 
äcbotOaad  8—20,  IrUnd  8—900  JihrUch. 
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Dem  gewerblichen  Interesse  der  Brennerei  dient  das  gnt  ent- 
wickelte Lagerhaus  System  f)(r  steuerfreien  heimischen  .Brannt- 
wein bis  an  dessen  Hinausgabe  snm  Gonsnm;  dem  Interesse  der 
Spiritus  ftlr  technische  Zwecke  brauchenden  Gewerbe  die  steuer- 
freie Abgabe  TOD  denaturirtem  Spiritus  (seit  1855). 

Ueber  das  Lagerhaiissystem  Dowell  IV,  213,  Wolfs,  iss,  Rull,  fianc. 
1SS5,  II,  30 1.  Jahrl.  Statistik  in  dem  Rcp.  of  inl.  rcv.  Starke  Verm.brung  der 
VorrMhe  in  den  letzton  Jahren,  mit  weil  grcwisso  Sorten  (irisclicr  Whisky)  durch 
längere  Lagerung  au  Qualität  gewinnen  tWolfj.  1872  lagerten  22.Ü,  lbS2  51.4, 
1SS5  64.4  Mill.  GaUonen.  Alle  mt^lichen  Manipnlatlofieii  lOnnen  mit  dem  SplritDs 
diesen  LagerhSasern  vor  der  Steiior/nhlunir  vorgonornmcn  werden. 

Die  DenatariruQg  des  gewerblich  gubrauchtcu  Spiritus  erfolgt  mit  107«  Holz- 
geial,  fttr  Polirer  mit  ScheUack,  unter  Gontiole  nnd  der  Debit  ebenfalb  In  Verbindung 
mit  Licenzen.  (technisch  sog.  methylated  spirits)  Vocke  S.  392,  WV  I  f  S.  180,  li>9. 
Bon.  lS<ir>,  II,  3r.5.    Ges.  IS  n.  19  Virf.  c.  '{8.    Statistik  in  l?op.  of  ml.  rev. 

§.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  colossalen  Steuer- 

böbc,  der  Steuer  form  und  besonders  der  mit  durch  diese  ge- 
botenen  Controlmassregeln  nnd  der  für  die  Brennerei 
aafgesteliten  Stenervorscbriften  bat  die  britiscbe,  zumal  die 
englische»  mehr  und  mebr  aber  aucb  die  schottische  und  die 
irische  Branntweinbrennerei  und  selbst  die  Raffinerie  des  Brann(> 
weins,  im  tiefgreifenden  Unterschied  von  dercontinentaleni  besonders 
der  norddeutschen  Branntweinproduction,  den  Ohara cter  eines 
landwirthschaftlichen  Nebengewerbes  ganz  verloren 
nnd  denjenigen  einer  städtischen  Industrie  und  eines  ausser- 
ordentlich concentrirten  capitalkrftftigen  Gross- 
betriebs gewonnen,  in  einem  anderswo  unbekannten  Grade. 
We?5eiitlicb  ein  Product  der  eigenthllmlicbcn  liestciicnin^sweise 
ist  dann,  wecbselwirkend,  dieser  einmal  crreielae  wirthsclialtlicbe 
und  tecbniscbe  Character  der  britischen  Brennerei  aucb  theils  eine 
Voraussetzung,  tbeils  ein  begünstigte nder  Umstand  für  die  bestehende 
Besteuerungsweise  geworden,  namentlich  dafUr,  dass  die  aus 
letzterer  folgenden  steuertec h niscben  Con se{| Uenzen,  in 
Betreff  der  Controlen  u.  s.  w*  Uberhaupt  mit  Erfolg  gezogen 
werden  konnten  und  gezogen  wurden.  Für  die  Vergleiehung 
der  britischen  Branntweinsteuer  und  ihrer  finanziellen  Ergebnisse 
mit  den  betreffenden  Steuerverhältnissen  anderer  Länder  und  fitr 
die  £rwägung  von  Branntweinsteuern  nach  britischem  Muster  ist 
diese  Sachlage  vor  Allem  zu  beachten. 

Die  Zahl  der  Brennereien  war  in  England  schon  Anfang  des  Jahrhunderts 
s<'hr  klein.  Zahl  der  Licenzen  für  Brenner  in  IbOl  l'J,  fur  Raffineure  125.  IS'iO  11 
und  9b.  Ib60  16  und  104,  1S6U  8  und  lOS,  Ibbö  zusammen  läb;  in  Schottland 
1S16  70  Brenner  nnd  1  Raffinear,  lb3ü  249  und  9,  ISGO  125  nnd  0«  1869  110  nnd 
16,  iSSr»  zusammen  149;  in  Irland  1824  Sf»  Brenner.  S  Raffineure.  70  und  17. 

lbt»0  35  und  45,  IStiU  24  und  UM,  lbb5  zusammen  64.   Die  Brennerei  iät  daher  in 

19* 
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England  ungleich  mehr  im  Grossbetrieb  conc<;iitrirt,  jotzt  auch  in  Irland  als  io  Scliotl 
land.  (Daten  narh  Wolf  iinM  Reports  .  Im  Du  n  Ii  >  c L  n  i  1 1  prodocirte  eine  Brenneit 
1882/83  in  England  172,000  üailoncu  (20,150  Hcctulitcr  reinen  Alcobol)  und  zahlt 
2i86,000  Pf.  St  Steuer,  in  Schottland  155.000  Galloneo  (4050  Hedoliter  nfai)  m 
77,500  Pf.  St.  Steuer,  in  Irland  275.000  Gallonen  (7,1  .iO  Kecfolitor  roin^^  m 
l.'iT.SOO  Pf.  St.!  l)i<-  .rrös^tcn  Fabriken  (gerade  in  Schottland)  geben  bis  P/«  MU 
PI.  Sl.  Steuer!    (WoU  .s.  203  II.». 

,,Die  englische  Branntweinsteuer  hat  seit  den  ersten  Tage 
ihres  Bestands  keine  sie  der  Fabrikatsteaer  vollkommen  enl 
fremdende  Aenderong  der  Erhebongsform  erfahren.  Schwankte  si 
aneh  manchmal  vom  Wege  ab,  so  liefen -die  Bestimmungen  de 
betreffenden  Gesetze  doch  immer  auf  Fabrikat  Steuer  hinaus 
(J.  Wolf).  Die  folgerichtige  Durchbildung  einer  Fabrikatstenei 
mit  m?<glichst  genauer  Messung  der  Menge  und  Alcoholstürk 
des  I'niducts,  daher  mit  angcincs.scner  stenerpoliti.seh  so  wiclili«!:;« 
und  riehli^aM*  lierlicksicliti^^ung  der  Qualität:  das  ist  das  ziendi«* 
crrciehtc  Ziel  der  britischen  Hranntweiubesteuerung  auch  in  de 
neueren  Gesetzen  (von  1860  und  von  1880)  gewesen.  Alle  Einzc 
heiten  der  Vorschriften  und  Controlen  dienen  dem  Zweck  der  R 
reichung  dieses  Ziels,  üie  sind  die  Voraussetzung  des  Priuci|: 
der  Fabrikatsteuer  unter  britischen  Branntweinproductionsve 
hiUtnissen  und  wieder  die  Folge  der  practischen  DurchAihrung  dies« 
Princips. 

Durch  ein  Gesetz  ?on  1784  warde  in  En^^laud  an  Stelle  der  Pabrikatstec 

vom  Branntwein  eine  Stener  von  der  jrohrenon  Würze  (form,  nt  il  wort  oder  „wasi 
gestellt,  «robci  im  Aiigeiocinca  100  Gallonen  „wash"  aus  Getreide  lur  20  Gallon 
Splritos  Ton  1 — 10  Grad  ttbor  „proor*  ^creelinet  und  danach  beiteoert  wardo:  ei 
Ii al))- Fabrikatsteuer,  an  deren  Stelle  1  wieder  die  eigentliche  PahrifcalBtei 
trat.    Düwell  IV,  201.    .1.  Wolf.  Hranntwcinsteuer  S.  202. 

Kur  in  Schottland  war  einmal  ein  anderes  liranntweinAtcuerprincip.  nach  <]• 
sog.  Blaseniins  in  Kimft  (1787—1^08).  Mit  diesem  hat  man,  iria  in  dioseni  v 
äbnlichen  Fällen,  bei  Steuern  ..nach  Befriebseinrichlunfjrcn".  nach  „Holisfoffincngc 
auch  bonst,  die  Erlalining gemacht,  dass  die  t  <•  c  h  n  i  s c  h  e  u  P  r o d  u  c  t i o  n s  1" o r  t  s c  b  r i  t 
hior  die  bald  erreichte  und  sich  immer  mehr  steigernde  Beschleunigung  d 
Destillation  mittetet  entsprechend  veränderter  (k>nstruction  der  ßlasc,  dio  1 
steueruni?  immer  wieder  unverhältnissmässig  und  go<r»'n  die  Absicht  des  Ges..^t7goh 
verminderten.  Freilich  eine  ««Prämilrung  de»  technischen  Fortttchritts"  durch 
Steoerfonn,  aber  doch  eine  in  mehr  als  einer  Hinsicht  missliche  Gonscquonz,  • 
sich  die  Gesetzgebaog  schwer  anpassen  kann.  In  dieser  Einsicht  wurde  diese  ] 
stencrung:<art  auch  in  Schottland  schon  1*50J— 3  /u  Gunsten  der  Fal)rikatsteaer, 
mau  ohnehin  schon  zuvor  io  müssigem  Satze  mit  jener  verbunden  hatte,  wieder  v 
lassen.  In  10  Jahren  war  man  dahin  gelangt,  eine  Blase,  deren  Leerang  aiifai 
24  Stunden  oder  gar  f)  Tai^o  jrodauert,  alle  3  Minuten  füllen  und  icereir  zu  könn 
(Dowell  IV,  207  nach  amtl.  MittheilunK ,  Vockc  S.  :{77.  N\  olf.  S.  —  Ai 

in  IrUud  bestand  e\n  ähnliches  System  mit  ahnlichen  Krfolgen  zeiiwcilij;  Ende 
vorigea  Jahrhunderts  (Dowell  IV,  209,  Wolf  S.  167). 

Ein  weiteres  Chnrakteristikon  der  britischen  Braniitwe 
hestenerup';-  ist  wiederum,  wie  bei  den  Hier-  und  nnderen  \' 
braucUsstcueru,  eine  bei  Ürauntwein  nur  noch  in  besonderer  A 
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dehnung  stattfindende  Benntzong  des  Licenzsysteius  fttrdie 

mit  Erzengiing,  KafRuirung,  liandel,  Kleinabsatz  u.  s.  w.  des  Brannt- 
weins beschättigten  Personen,  bez.  (4cwcrbebetricbc.  Aucb  bier 
tlient  dieses  Licenzsvsteni  vorncbiulieb  Controlzwecken,  bat 
aber  auch,  besonders  nacb  Umfang,  Einriclitim^'  und  Höbe  seiner 
t?tcnersätzc  für  den  Kleinhandel,  eine  nicht  unerhebliche  fin an- 
zielle  Bedeutung  durch  seineu  Ertrag.  Den  grössten  Tbcil  des 
Ertrags  der  Wirthschal'ts-  und  Handelslicenzen  der  accisepHicbtigen 
Getränke,  etwa  -^^  von  den  nahezu  2  Millionen  Pf.  iSt.,  rührt  vom 
Braontweindebit  her  (g.  153  ff.). 

§.  137.  Eiozelnos  Uber  die  steaertachnische  Saite  d«r  britischen 
BraDutveiuljeäteuerong.  S.  bes.  Wolf  S.  192ff.,  Heino,  Branntwiiitsttucrsystemc, 
Tub.  ZeibicLr.  1S70.  S.  ')S3  II.  und  passiin .  Wagner,  chcin.  Techno!..  11.  Anfl. 
S.  715.  Doweli  uud  Vucko  gehuu  auf  dicäc  Diugc  nicht  näher  oiu.  Die  (iesetze 
foo  1S60  und  1880  (Godification).  Reil.  Manual  f.  ezcisc  ofiicers.  Bell  a.  Dnrelly« 
hms  of  excise,  p.  313—456,  Uber  methyl.  spirit  p  4.Ö7  II",  Bull.  fran-.  1 II.  K» 
(StonriA;,  1SS5,  II,  362.  Das  grosse  Detail  kann  bicr  uatürlicU  nicht  (jicgubcu  wurden. 

Das  bxiriseho  BranntweinsteaiT?y»teai  beraht  aof  einer  grossen  MenjE^  einzelner, 
höchst  eingelx  lulet .  aber  auch  l  i>t!<;i  r  Gontrolcn  und  Reglemontb-.  wahrhaft 
..  t  y  ran  n  is'  h  t "  N  orsichtsmanu^srejfclii  des  Fiscus.  wi<'  siü  .'ine  französische  En(|Uefc- 
Coumiihäiüu  nennt.  Von  der  Anlage  der  Brennerei  und  den  Arbeiten  in  den>clbun 
au  bis  zom  eigentlichen  Gottsom  unterliegt  der  Branutirein  fortgesetzt  den  Gontrolen 
der  Üteuerverwaltanir. 

Sie  b«}ginuea  mit  den  Liceu^cu  der  Brenner  (und  den  verwaudttio  der  Ivaltincure 
«nd  der  Fabrikanten  denatarirten  geverblichen  Spiritus),  die  nur  anter  gewissen  Bo* 
din'.?t]ugen .  besonder>  In  tieffs  der  Erfüllung  der  gestellten  Anfurdt  i  im- >  n  an  die 
Lage  und  die  £iurichtuog  der  Fabrik  gegeben  werden.  Die  Licenz  der  Brenner, 
Kaftineure  und  der  Hersteller  ?on  denatnrirtem  Brannturein  kostet  lOVi  Pf>  St.  jährlich. 
Brennen  ohne  Liccnz  ist  mit  etner  Strafe  von  500  Pf.  bedroht.  Die  Brennerei  soll 
in  oder  hö<  h^stens  ' engl.  Meil-'  entfernt  von  einer  Marktstadt  liegen  oder  es  müssen 
Wobnongeu  iur  die  Steuerbeauiten  an  Ort  uud  Stelle  hergegeben  werden.  Auch 
mom  de  wenigstens  V4  Meile  getrennt  ron  anderen  Brennereien,  Bafifinerieen,  Liqnear- 
{abriken  liegen,  (iross-  und  KleinhanJelsbetrii  l)  des  Brenners  scll)st  i-^t  wied<  :  'nti  nur 
Id  entfernt  gelegenen  Localcn,  gegen  besondere  Licenzen  gestattet.  Die  Vorschriitcu 
aber  die  Einrichtung  betreffen  alle  fnr  den  Umfang  und  die  Art  des  Betriebes 
«richtigen  technischen  Puncte,  deren  Controlc  durch  das  hscalisolie  Interesse  bedingt 
wird.  So  die  MinimalLTÖsso  der  Brennblasen  (in  England  100  (jallonen,  in  Schott- 
laud  und  Irland  40  Gallonen),  Zahl  der  Blasen,  die  „ZalU,  (junstruction ,  Leistungs- 
fähigkeit, Anfstellong,  gcgenseiti^^e  Verbindung  wie  Benutzung  der  rerschiedencn 
'refTisso  und  Apparate"  (Wolf  ,  rhiiisu  die  Zahl  und  Art  der  OeÜ'innigen  der  Auf- 
nahmcgefääsc.  Ein  besonderes,  jetzt  sehr  ingeniös  ausgebildetes,  aber  höchst  com- 
plicirten  Gcmtrolmittel  bilden  die  zahlreichen  amtlichen  7 erschlösse  und  Schlttssel 
der  Apparate  (bis  120  in  einer  I'abrik!).  namentlich  bei  dem  Sammdgeftflt  für  den 
Alcohol.  wo  die  Verschlüsse  dann  l>esoii(b  rs  oompUcirt  sind  und  ihre  Nummern  of^ 
gewechselt  werden  iHull.  1S8G.  II,  540,  Wolf  S.  1U4). 

Hiebt  minder  wird  der  Betrieb  der  Brennerei  selbst  beständig  steueramtlich 
tlbcrwachf,  und  der  Dienst  der  B<  ainferi  rntorliri^t  wieder  einer  regelmiissigi  n  Obor- 
aufsicbt.  Die  Betriebsthätigkeiten  sind  selbst  wieder  ^>teucramtlich  geregelt  und  dürfen 
nsr  in  der  festgeoetzten  Weise  nach  erfolgter  Anzeige  unter  Anwesenheit  und  Aufeicht 
d'.r  Beamteii  in  den  vorgeschriebenen  Zeitpuni  t«  ii  mul  Fristen  stattfinden.  Die  Brennerei 
«ird  in  all>-u  ihren  llauptstadien  beobachtet  und  coutrolirt,  z.  Th.  auf  Grund  von  Auf- 
zdchnangen,  welche  der  Brenner  selbst  zu  machen  und  die  der  Beamte  zu  verificiren 
hat.  So  wird  besonders  Art  und  Menge  der  Kohstotfe,  Menge  und  Dichte  iZucker- 
geluüt  der  Wttrzo  (wort)  ror  der  Gftbrung,  dann  der  gegohrenen  WtUze  (wasb),  Menge 
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mehr  als  die  geset/Jicl»  /ulässi^ireii  Differenzen  in  Menge,  Dichte,  Stärk'  'i'^s  betreffen- 
den Products  i;.'.r»  n  di(^  Aiif/eichnungcn  des  Brenners,  so  unterliegt  dieser  Strafi-i 
(200  Pl'.j.  Aus  dcu  Mcsäujigen  in  den  früheren  i'roductionsstadieu  uiri 
Bftcli  bMtiiamion  gesetzlichen  Heductionsvorhlltoissen  auf  die  (iewinnaof  eioftr  ho- 
sduinifeu  Menge  ujid  Stärke  Alcohol  geschlossen.  So  wird  iriNbt'-oridere  aus  d>-n 
Qaajitaui  und  aus  dem  mittdät  des  Saccharomcterä  constatirtou  Zuckcixchalt  oud  dci 
Gewichtsdifferenz  der  Worzo  vor  vnd  nach  der  G&hruog  dl«  mntliiiiaidicho  Alcobol- 
menge  ermittelt.  Alsdann  wird  der  zan&chst  zubereitete  Latter  amtlich  gemessen  nnc 
n.H'li  d.  in  Stiirketrrad  Ix  stimint.  and  zum  Schluss  iresrliit-lit  dies  mit  dem  fertlffci 
^Üranutweiu,  mittelst  de»  Alcohuiomutcrs.  Entsprechend  dem  Priucip  der  Fabrikat- 
'steoer  wird  die  Steuer  nach  dieeem  letzten  Measongsergebniss  beredineC,  doch  ror 
behaltlich  einer  Erhöhung  der  Steaerschuldigkeit  gem&ss  den  Berechnungen  in  dei 
voraus.T'MxanL'-iiicn  IlaDifiiltrikatsstadien.  Der  Spiritus  mus^  bestimmte  Stärkcfren/'.ci 
luiielialteu.  bc/,.  nicht  unter-  noch  überschreiten.  Er  wird  unter  steueramtlicher  Coii 
trole  in  Fissern  nicht  anter  0  Gallonen  in  die  Branutveinmagazine  gebracht.  Di< 
Einbrin;rung  in  Lage  rhäuser  oder  die  Hinauagab--  in  den  Verkehr,  dir«-«- 
aus  der  Brennerei  oder  aus  dem  Lagerhaus,  erfolgt  wieder  unter  steueramtlicher  Cou- 
trole,  nach  bestimmten  für  die  Versendung  gegebenen  Vorschriften,  und  gegen  specielloi 
Etlaubnissschein  so  wie  bei  Versendung  von  Mengen  von  über  1  Gadlone  an  einoi 
Empf  iiitrer  mit  Begleitschein,  l'oruialitateu,  die  bchonder»  den  Vorkehr  mit  Kafßnearcii 
(irosbhäudlern  und  Scheukwirthea  butreüca,  deren  Unterlassung  oder  Missbrauch  mi 
schweren  Geldstrafen  (100—^0  Pf.)  nnd  Gonfiscation  bedroht  ist  und  m  indirecCei 
Controle  der  Brennereien,  sowie  /.ur  Erschwerung  des  Absatzes  der  heimlichen  Brenne 
r>  icn  dient.  (Einirehende  klarr  DarstfUung  dieser  VerhäUiiisso,  der  (Jontrole  der  Kaffi 
neriecn,  der  Händler,  der  Fabriken  für  denaturirten  Spiritus  u.a.  m.  bei  Wolf,  don 
im  Obigen  mehrfach  gefolgt  wurde.)  —  Das  Licenzsystcm  Air  die  Kafßnerioen 
Hlndlcr,  Wirthe  lief,  rt  die  Handhaben  mit  zu  dieser  „Absatz-  und  Verkehrs 
controle''  des  Branntweins.  Von  diesem  System  wird  nuten  in  §.153  im  Zusammon 
hang  mit  den  anderen  verwandten  Liceuzcn  gehandelt  weiden.  Bnchnngszwaa  { 
der  Händler  a.  a.  w.  nach  amtlichen  Formalaren  im  Gontrdintecesse. 

Alle  diese  GontrolmaK'^rc^reln  erreichen  gegenwärtig  ihren  Zweck,  die  Sicherun 
des  fjscalischen  Interesses.  W'  lil  ziemlich  ausreichend,  wenngleich  die  absolute  Zu 
vcrläsäigkeit  der  Me^iustrumeutc ,  Saccharomcter,  Alcoholometur,  auch  in  Euglau 
nicht  onbedingt  verbürgt  werden  kann.  Die  Gonttvdnasnegeln  tragen  zu  der  starke 
Grosshetricbstendenz  der  britischen  Brennerei  alx-r  auch  bei.  Den  Fortschritten  di- 
Technik  in  der  Anlage  und  dem  Betrieb  werden  durch  die  gesetzlichen  Vorschrifte 
and  Controlen  wohl  Hemmungen  bereitet,  wenn  auch  „die  Erzeugung  der  destillatiotjü 
fähigen  FlOssigkeit  selbst  keinen  Vorschriften  unterworfen  ist"  (WolO>  Die  Höhe  il< 
Steuer  und  das  Moment  des  (Jrossbetriehs  begünstigen  aber  auch  wieder  alle  Bc 
strebongen,  durch  technische  Verbesserungen  an  den  Productiouskosten  za  suarei 
Bei  der  heatigen  britischen  Geataltang  der  Brennerei  and  Raffinerie  ligo  der  Uebei 
gang  zum  Monopol  in  mancher  Hinsicht  nahe.  Er  wäre  auch  weniger  schwierig, 
als  auf  d<'m  «'tuitinent  mit  seiner  zersplitterten  Rreiint  rci  und  mit  »len  hier  bestehentl»« 
mauiiig lachen  luteresseube^iehungeu  zwischen  Brennerei  und  Laudwirthschaft.  D. 
Monopol  des  Staats  trlle  oben  nur  an  die  Stelle  der  fullschen  Monopole  der  grosse 
Privatbrennereien ,  gewiss  eher  im  Consumenteninteresse  als  |L'<  geii  dasselbe.  D^. 
unmittelbaren  lebertragung  des  britischen  Steuersystems  auf  Länder  wie  Dentscblan 
stehen  wohl  vorDehmlich  der  ganz  andere  volks-  und  privatwirthscbaftlicli 
Character  unseres  Brennerdgewerbes  und  der  damit  veiknttpften,  besonders  laue 
wirthschaftlichon  Interessen,  ferner  aber  auch  der  Kostenpunct  des  britis(  h«- 
üoutrolsy Sterns  gegenüber,  das  danach  nur  auf  relativ  wenige  (irossbreuncroio 
anwendbar  erscheint 

Anhang.  Zu  den  britischen  Geträukesteucm  gehörten  früher  auch  die  iul&j 
dischen  Aeeisen  auf  süsse  fabricirte  nnd  andere  Kunst  weine  tauch  aus  importirt< 
Trauben),  aufMeth,  auf  Obstw'eine.  Finanziell  wenig  <Tgiel>ig,  für  die  Fabrikatir 
besonders  lästig,  schwer  zu  coutroliren,  die  Übstweinsteuer  nach  der  Obsternte  i 
Ertrage  sehr  schwankend  (Ertrag  dieser  einen  Stenor  i.  B.  1810  fi3.009,  1817  S.S6 
1820  wieder  58.064  Pf.  St),  sind  diese  Stenern  borella  1830  (Obstwein)  lud  18: 
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(die  aütJereii^  aafffehobeii  wonlen  (Do voll  l\\  ls|  — 1!)0.  238—240,  Vorkc  S.  :v.}\, 
407).  Dem  Liceuzsystem  der  Uäadler,  besonders  l'ur  den  KI(>ina))äat2  ü>t  aber 
Me^  «nd  Konatveln  und  Obahreia  leiC  1800  nntenrorfeii  (s.  a.  §.  153),  ftkr  sQno 
fabricirte  Weine  besteht  au«  h  die  Fabrikatiousliceu/  (Do well  IV,  193.  240,  ßep.  of 
iul.  rer.  «riebt  die  Statistik).  Die  Weinhandelü-  aii<l  Kl.  iiiabsatitlii  enzcu  umfassen  seit  1875 
ohne  weiten*  Erhöhuu^-  der  Steuersätze  die  (ioschäfte  in  diesen  ijenanntca  <jetränkeii 
■iL    Doch  giebt  es  auch  8pcciallic(  U/<  ii  für  <las  Geschäft  in  letzteren  alU-iii. 

I  rli-  r  die  Erlieltu  iigskosteii  der  Acciscn  lic-rcn  mir  keine  speciellen  Be- 
r<^hjiungen,  äondera  nur  die  Daten  fUr  die  gemeinsamen  Kosten  der  „InlAudäteuuru" 
TOT  (je»  9.87  7«,  8.  0.  S.  255). 

2.  Die  Zölle. 

Siebe  oben  §.  ^4,  S5.  "N  o.  ktt  S  Mlf  fl.,  die  <:iii/,-liun  wichtigeren  Kiiian/.- 
zAliti  eb.  S.  327  tl'.  üebersiclit  der  ZolieinkUnXte  in  d.  Beil.  III,  S.  358  ^bis  1S6(>). 
Tarifprobea  eb.  8.  355  (WefieniSlle)  und  die  Bellai^e  am  Schloss  S.  642.  Dowell 
II,  paisiin.  Im?!*,  p.  21)4.  2iu  IT.,  296,  300  fl.  (Pcersche  Ketonn  1842),  :(17.  323  (Ucf. 
V.  lS53i,  335  (französ.  Handelsyertraff),  33U.  341»,  354.  357  'ZuckciYoll  1S6M\  373  (dsgl. 
1872/73).  381  idsgl.  1874/75);  die  einzciuen  Hauptartikel  geuauej-  bebaiiüelt  in  vol.  IV, 
ieder  »part  für  sich.  Wichtig,  auch  fUr  die  Iteform  der  PinanzzOllo,  Golomalwaaren 
bee.  die  Untersuchung  der  Zollfragen  durch  die  ('ommission  von  1840.  Iv>  port  (!•  rs(>!b(Mi, 
Veirdict  Uber  das  complicirte,  auch  liscalbch  nachtbeilige  Tari&ytiicm  und  über  die 
Sc&otaellpotlÜk  (Report  ef  the  cemmiwrion  appdoCed  to  inqoire  inte  the  terenl  dades 
levied  on  Imports  into  the  United  Kingdom,  1840).  Sidie  darüber  den  Artikel  Custom's 
datier.  eff<.ct^>  of  tlie  prot<  ctive  systcm.  in  der  Edinburgh  Keview  1841,  Jan..  No.  14G. 
p.  418  11.,  auch  Kicbelot  in  dem  unten  genannten  Werke  I,  175  tl.  Neben  und 
oft  ror  den  parlamentaiiachen  Verhandliingea,  den  Finanzezposcs  der  S^hatzkander 
(finani'ial  Statements,  worunter  die  gebammelt  heransire^ebencn  ron  (jladstone  hervor- 
zaheben)  u.  s.  w.  sind  die  Enqueten  und  die  Berichte  darüber  aach  fUr  diesen 
tiegemtud  die  eiste  QoeDe,  wie  vor  allen  der  p^nannte  tob  1840.  Gate  Bearbeiinngeii 
der  bezüglichen  Materialien  in  den  trrossen  Keviews.  Freilich  nicht  durchaus  objeotir, 
soodem  aus  dem  leitenden  wirthschaftspolitischen  Standponct  einer  jeden,  was  aber 
bei  der  häufigen  gleichzeitigen  Behandlung  derselben  Dinge  und  Fragen  durch  ver- 
•chiedene  Kevaeft  eine  oft  beaonders  lehrreiche  Yergleichung  der  Auffassungen  er-  . 
möglicht.  Die  grossen  hnndels-  und  zollpolitisch'-n  Massrei^elii  und  Iw  formcn ,  aueh 
uai'h  der  hnanziellen  Seite,  sind  so  besunders  aus  den  Essays  der  Edinburgh  Keview 
ivhigliilKli,  ttbrnl)  und  Quarlerly  Reriev  (toryiitisch,  oonsemitif)  vertrefflich  m 
\  .  rfolj-en.  Sdion  die  ersten  Bände  der  Edinb.  KVv.  seit  1*^02 ;  sind  reich  an  der- 
artigen  Abhaudluugea  (z.  B.  rol.  5.  1804,  obsenr.  an  bouuty  apon  exportod  corn. 
Ho.  29,  1807  Uber  indieehen  Handel  und  Fortdauer  des  Monopols  der  ost- 
indischen Com]>agnie.  No.  21,  1807.  westindische  Angelegenheiten).  Uebef 
den  Beginn  der  freihiindlerischen  Bewegung  und  der  «  rsten  Zollreform- 

Eeriode  (Huskisson)  ^.  Quail.  Kev.  1821,  No.  48,  freeduui  of  commerce  {aü- 
Bttf^end  an  die  Berichte  einer  Unterhaoscommission,  betr.  die  Untersuchang  der  Mittel 
znr  Ausdehnung  und  Sich-  ruiiir  des  auswärtigen  Haud.  ls;  dur-  li.ius  >chut/zftlln>  risi  h\ 
Quart  Kot.  No.52,  1822  Uber  Colonialpoiitik  ^ebenfalls  anknüpfend  an  pari.  Beporte). 
Andererseits  Edinb.  Ber.  Wo.  85,  1825,  Uber  die  Lage  der  Seidenindustrie:  eb. 
No.  86,  1826  über  Holzhandel  und  Holzzftlle;  eb.  No  s^.  is2f..  über  Al)schafrung 
der  Kornzölle  (anknüpfend  an  Jacob's  amtlichen  Beriebt,  darüber  auch  l^nart.  Hev. 

1826.  No.  6'.»»;  über  die  Branntweinabgaben,  Edinb.  Kev.  No.  s"J.  1820;  eb.  No.  90, 

1827.  über  die  Klagen  der  Schiffseigenthümer  und  das  Keciprocitätssystem; 
eb.  über  indischen  Handel;  eb.  No.  \)],  1827,  iil>er  britische  Baum  wo  Iii  nduslric 
(auch  eb.  No.  92,  Uber  Schuldrcduction,  a.  A.  Uber  Verlheuerungen  durch  die 
HoBopole:  Qnart  Ber.  B«.  79,  1826,  Uber  Besteuerung  und  Ausgaben).  — 
Ucbcr  die  Re form pcriode  1841  ff.  bes.  tier  oben  genannte  Artikel  in  der  Edinb. 
Her.  aber  Zölle;  eb.  No.  146,  1841.  über  indischen  Handel  ^anknüpfend  an 
Report  des  Oberhauses);  eb.  No.  148,  1841,  Aber  Bndgetfragen;  ob.  No.  150, 1842, 
Aber  die  schwebenden  Finanzmassregeln;  eb.  No.  151,  1842,  ulter  das  Rud^^et; 
eb.  No.  152,  1842,  über  Fr.  List 's  System  und  die  (Jefabren  für  den  britischen 
HandcU  (:b.  No.  153,  1842,  Uber  die  letzte  Parlamcntsscssion  (Finanzmass- 
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repeln);  eb.No.  155,  l'^i;^  ultcr  die  u ngünsti^je  Lage  iii  den  Industricbezirkcii; 
cb.  Ho.  157  über  „free  trade  aiid  rctaliation  (vou  Senior);  cb.  No.  lös,  ls4;^, 
Uber  dM  Ministerium  und  die  letzte  Sossion;  eb.  Ober  die  Tarife  des 
Dcutsclicn  Zollvereins.  I  nd  zahlreiche  weitere  über  die  wichtigeien  HaodelS' 
uud  zolipolitiächcn  Ereiguiüse  uud  MassregcUi  iu  deu  foigendua  JaJiren. 

YoD  zusammenfassenden  Arbeiten  Ober  die  neuere  Handels-  and 
Zollgeschichte  Kn<^^lands  s.  Pauli,  Geschichte  Englands  seit  l"«  14,  Leipz.  1864 IT., 
passim,  bcs.  I,  82»)  H'. ;  A  Heer,  Gr-(  h.  <1.  W.  Ifhandels,  Wien  lSt;4,  III,  Kap.  4  ;  Porter, 
progr.  of  thu  uatioui  pa^siui ;  Tookeand  Newmarcb,  bLatüry  ol  priccs,  pasüiu.  bes. 
aber  in  toI.  V,  part  I v.  Ober  die  fortscbreitende  AnirendoBg  der  Frdbandehqrnmdsitzo, 
p.  391  II",  {die  wichtig^e,  den  Anstoss  zu  deu  frcihändlerisclien  Zollrefornieii  g<  bendö 
„Petition  von  Londoner  Kauficutcn  in  1S20",  eb.  vol.  VI,  3311;  in  Ashcr's  Hcarbcitnu!:- 
vou  Tooke  i.Dresd.  l*»ö'.»)  II,  IS'^;  L.  Levi,  history  of  british  commerce  170.1 — 
(.Lond.  1S72\  passim,  reichhaltig,  bes.  part  III,  Kap.  1.  2,  7,  *),  10,  partlV,  Kap.  1.  :i,  10, 
part  V,  K:ip.  I,  (»,  7.  Die  verbältnissmässiu;  eingoh.  ndste  Dai'stellung  der  britischen 
Handels-  uud  Zoilreform  iat  wohl  Hiebe  lot  s  biütoiro  de  la  rcforme  douaniöre  cii 
Anglctcrre,  Par.  1858,  bes.  I,  Kap.  2  (Periode  f.  1822  IT.),  Kap.  h  (Per.  r.  1841  ff.y. 
Um  das  ZolUystem  voll  und  allseitig  zu  beurtheilun.  muss  auch  der  hinzukommende 
Kiiiflnss  der  N  ;i  v i  g-a  t  i  o  n sae te  beachtet  werden.  Sieb  -  darüber  die  bez(i;;!iclio  Eii- 
4uctu  mit  Bericht  von  ls47;  Kicardo  (juu.),  anatomy  of  the  navigations  laws,  LonU. 
1847,  und  „die  engliscbe  Navigationsacte**,  Protokolle  des  ZeofenTerfaOrs  der  8pecial- 
conmission  von  1S17  'im  Auszüge).  Hamb.  I*-1S. 

Bei  dem  enteil  Zii-iainnienhang  zwi>.elieii  Handels-  und  Zollpolitik,  zwi^^chcn 
Jlandclaf ragen  und  I  inaiizfra;ien  würde  in  .  inei-  eingehenderen,  monoüTaphiichen  Dar- 
stellung des  britischen  Zollwesons,  als  sie  in  «liescs  Finanzwerk  gehört,  die  finanzielle 
Seite  der  Streiilrnnc  ..l'reibandel  und  Schutzzoll"'  näher  mit  zu  behandeln  sein.  IIi<  r 
muss  es  uns  geuugcu,  auf  diesen  Zusammenhang  hinzu voisen,  weshalb  auch  obigu 
genauere  LiteratnrQbersicht  gegeben  worde.  Im  Folgenden  haben  wir  es  an  sieb  nut 
mit  dem  Finanzzoll  zu  thun;  mit  dem  Schu.tz zoll  nur,  soweit  er  auch  etwas  eia^ 
bringt  oder  anden-rscits  durch  seine  Verbindung  mit  dem  l'iii;in//.nll  das  Finan/inferi's^.- 
schädigt.  Von  den  wichtigeren  einzelnen  Finanzzollartikcln  (Thce,  Katiec,  Zucker, 
Tkbak.  Wein.  Spiritaosen)  hat  aber  jeder  seine  eigene,  auch  für  allgemeine  Zollfra^D 
wieder  viel  Lehrreiches  bietende  Gesoliiehte,  weshalb  darauf  etwas  niher  eipzogehen 
«ist  (§.  MtJ-l.-iO.. 

§.  138.    U eberblick.    Die  Gcscbiclite  des  britischen  Zoll- 
wesens  seit  1815  bildet  einen  wichtigen  Tbeii  der  allgemeinen 
wirtbscbafts-  ond  besonders  bandelspolitiscben  Geschiebte  des  Vor- 
einigten Königreichs.  Die  Streitfrage  zwischen  Schntzzoil  nnd  Frei- 
handel in  Bezu^  auf  Agrar-,  Montan-  und  Indastrieprodncte,  sowio 
anf  SchiffTahrt.sj^esetz'^cbung  wird  In  dieser  Periode,  besonders  in* 
ilcii  Jabrcn  1824  -25  und  1841-  r).3  zu  (Uinsteii  des  i'i tibaudel» 
aus«;e('uchten.    Ddcb  gcbörcu  diese  Frngc  und  die  mit  ihr  in  Ver- 
bindung stchciuK'U  Tarilniassrcgeln  nur  iu  soweit  bierber,  als  auch 
die  Finanzen  davon  berührt  werden.    So  lange  Scbutzzrdle  ge- 
setzlich bestanden,  zum  Theil  an  Stelle  früherer  Einfuhrverbote^ 
nnd  durch  ihre  Höhe  nicht  probibitorisch  wirkten,  war  die  Summe 
der  Einnahmen  aus  diesen  Zöllen  doch  nicht  unbcdeatcnd,  wenn 
anch  schwankend.  Die  freihändiorisclien  Tarifreformen  berührten 
daher  auch  das  fiscalische' Interesse.  Die  Zollermässignngeiny 
welche  der  Anf bebnng  der  SchntzzOlle  mehrfach  vorangingen ,  be- 
einträchtigten dies  Interesse  aber  nieht  immer,  mitunter  forderten 


Digitized  by  Gc) 


Zölle.  Ueberblick.  297 

sie  es,  oder  der  .erwartete  Einnabmeansfall  wurde  weoigstcos  mehr 
oder  weniger  ansgeglieben,  weil  die  Einfahr  and  der  Consam  xa-,- 
die  Preise  der  bezollten  Waaren  und  der  Scboiujj^gel  abnahmen. 
Aach  der  vollständige  Brach  mit  den  Scbutzztfllen  bat  das  fiscalische 
Interesse  nieht  in  dem  rein  rechnongamässig,  gemUss  dea  Wegfalls 
der  bisherigen  ZoUeinkflnfle,  möglichen  Betrage  gcseliiidigt.  Denn 
der  allgemeine  Aufschwang  von  Handel,  Verkehr,  rroduction  und 
Consumtion  und  besonders  die  Zunahme  des  ('(»nsunis  und  der 
Kinfiihr  der  vcrbleihcndeu  F  i  n  a  n  z  /  o  1 1  a  r  t  i  k  c  1  brachten  eine 
Vcniiohrung  der  /ollerträgc,  durch  welidie  die  Austallc  in  Folge 
weggelallener  oder  erniUssigtcr  Zölle  mehr  al«  ausgeglichen  wurden. 

Miluater  wirkir  irmistie  mit.  d.uvs  Ix-i  cia/clncii  Arfikolii ,  wie  Zucker,  Kallce, 
daa  Iq  Üiffcrential^oUäHtzcu  zu  (juuätcu  der  CJolouiuu  zur  Geltung  gelaugte, 
•«ch  dem  Piiianzintoresse  8chidllo1i«8e1iatzzollin4>ment'Wft|!rriel.  Dieses 
Ict/tere  hatte  cinZ' Incn  Product  n  eine  Art  Monopol  auf  dem  britisolicii  Markte 
gegeben  uud  ihre  Treiiie  Ubermibsig  gcbteigert.  Nunmehr  trat  ein  Siokeu  dci'  Preise 
und  eine  Ansgieiehnng  derselben  mit  den  Veltmarktpreisen  ein  t  nfclit  bloss  dte  Folge 
der  EnnäSiii^ung  dcä  Zollsatzes  an  sich,  sondern  audi  «1er  (1 1  e  i  <  h  st ellun ^  deä- 
•»cHicii  mit  deui  Zollsatz  für  allr--  Ii  e  t  n- f  ie  u  d  e  l'roducl.  Ein  I'urK  t, 
welcli<-i  namentlich  bei  der  Würdigung  der  tolgeu  der  Zucker-  und  Kalleeiollreformea 

Ü.  zu  bcrucksichtIgeB  ist,  —  Folgen,  irelcEe  man  also  nicht  ebne  Wolteros  bloss 

Mia  Zolle itiiri^-^iirutigfii  erwarten  könnt''. 

So  wurde  in  der  ZoUtariieuqucte  von  IbiO  von  Zeugen  betout,  wie  ächr  das 
FinnnziBteresse  nnter  den  DifTereDdalzSUen  leide.  Z.  B.  weide  beim  Zoll  ron  24  sh. 
für  Culonia!-.  von  t;.{  sh.  fiir  fn  raden  Zucker  der  Preis  des  ewteren  iiin  5ü „ 
uud  mehr  künstlich  erhöht;  ähnlich  hei  Kaffc  gegen  continentale  Preisf  um  **0°„(Z(ill 
»>  d.  für  westind.  Coloaial-,  yd.  für  Importe  au:i  dem  (iebieto  der  ostin<i.  Cumi».,  inci. 
Ca|),  15  d.  für  fremden  KaiTce  perPlnn«!.  weshalb  grosse  HAaast'n  bra>il.  und  anderen 
fremden  Kad-es  zuvor  nach  dem  ('ij»  iriii.r''n .  um  von  da  zum  niedrigeren  Satz  ein- 
geführt zu  werdeu);  ühulicUe  Wirkung  aui  die  Preise  bei  Uolz  i.DillcreQtialiM>ll  zu 
Uoaacen  Ganadas).  AnscUag  des  Verlosts  für  die  Staatscasse  wegen  dieser  Vor*, 
hältniise  ui  Zucker,  Kaffee.  Holz,  um  1S40  auf  l'/^  Mill.  Pf.  (Siehe  den  genannten 
.Axtiliel  im  £diub.  Kor.  Ibll,  No.  14(i  und  die  daselbst  mitgetheilten  Zeugenaussagen 
«Ol  der  Gommiflfiion,  bos.  Portor,  M'Grcgor,  Hume,  fiowring  u.  A.,  auch 
Bicbelot  I,  tS*»,  IbO)- 

Aehnlich  wirkte  ilii-  Ucaeitigung  des  (rechtlichen)  Monopol»  der  o  st  i  n  d  i  a  t  he  n 
Uompagnie  in  Bezug  auf  die  chiueäiscUe  Thcecinluhr  nach  (jroaabritanuien  eiu. 
Dea  Monopol  hatte  wie  ein  hoher  EzlrazoU  aaf  den  Preis  gewiriit  Seine  Aufhebung 
mussto  daher  dieselben  Folgen  wie  eine  starke  Zollermibsi^niiL;  fur  Preise  und  l'onsnm 
haben.  Schon  in  den  lb20er  Jahren  berechnete  man  aus  dem  Vergleich  der  britischen 
und  der  Hamburger  Theepfdse,  daas  Gnssbiltannlens  Gonsnmenten  das  Monopol  den 
Tbe«  am  jährlich  \>  MiU.  W.  St  vertheure  (Le? i,  p.  24«i,  Edmb.  Rev.  1S27,  So.  92, 
in  dem  Artikel  über  Keduction  derS  liiiM.  wo  d<  r  pleieh-  Verln-«!  am  „Monopol"  der 
westindischen  Pflanzen  auf  1.5b,  am  canadiicheu  ilokhaodel  auf  1.5  Miii.  Pf.  be- 
rechnet wird.  Leber  die  Ostindisohe.  Conpagttie  und  die  Gesetzgebung  von 
1833,  Sichelot  I,  159  ff.). 

Günstig  fttr  einige  der  grossen  Finanzsollartikel  (Zucker,' 
Wein,  Tabak,  Branntwein)  war  es,  im  Unterschied  zu  con- 
tinentalen,  aucb  deutseben  Verb&Itnissen ,  dass  der  betreffende 
Finanzzoll  sonst,  von  den  DifTerentialzöllcn  f(1r  die  Colonien  ab- 
gesehen, vüU  slIh  solcher  wirken  kouute  uud  uicht  iu  einou 
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halben  SehntozoU  verwaBdelt  wnrde,  weil  der  eiogefttbrle  fremde 
Artikel  mit  einem  heimisehen,  nicht  oder  niedriger  bestenerten  con- 
enrriren  masBte. 

Denn  eine  iulkudiüchc  Wein-,  Tabak-  uuU  im  We:>cutUcbeu  auch  liubcuiucker- 
prodaetion  folilt  in  GronbrituiDieB,  d«r  gwironnene  Robeosadm  mm!«  irl^oh  boch 

wie  fremder  Zucker  besteuert.  Die  Einfuhr  von  Uranntweiii  betraf  und  bctriTU  in  beson- 
derem Ma<iääe  feine  Qualitätabranntweine  (fraii/ösiscbo,  Kum  u.  d{.'I.),  die  tr-otz  des  etwas 
höberuü  Zolls  die  Concurrenz  mit  dem  iolandischcii  KorobianntvciD  aiuhalten.  Nüuer> 
ding»  itind  Zoll  und  Accisc  bei  Branntwein  auch  gleichgestellt  und  nach  der  Alcohol* 
stärke  bemessen,  wenn  auch  der  h('inii>'  he  Branntwein  in  dem  „Spescnersatz-Zuschlag** 
eine  kleine  schut2zollarügo  Begünstigung  geuicsst  (§.  135,  8.2^8).  (iauz  ohne  Schatz- 
zoll virkun^^  ist  dieser  Zuschlag  nicht,  insofern  lie«t  hier  und  bei  den  froheren  hoherea 
Braiintweiuzöllen  eine  ^^ewisse  Bcnachtheiligung  des  Fiauzintcresscs  ror.  8.  Dovell 
IV,  214  £  Uber  die  BcMUnog  fremder  Spiritaesen,  u.  u.  §.  150. 

131).  Die  Zollcinktinfte  Grossbritanniens  und  Irlands 
sind  im  Gesauimtertragc  seit  den  frauzösischen  Kriegen  von  22  bis 
23.5  Mill.  Pt*.  St.  auf  ca.  20  Mill.  in  der  Gegenwart  gesunken. 
Sie  bilden  demgemäss  eine  kl  ei  nere  Quote  der  gesanimten  Staats- 
einkünfte und  specicU  der  Steuererträge  als  ehedem  (jetzt  von 
letzteren  ca«  V41  damals  über  '  .,).  Dies  ist  die  Wirkung  der  frei- 
händlerischen,  die  Scbutzzülle  beseitigenden  und  die  Finanzzölle 
ermässigenden  nnd  anf  wenige  HanptartilLel  beschränkenden  Han- 
dels- nnd  Zollpolitik,  aberi  bei  den  eingetretenen  grossen  Zoll- 
redoctionen,  auch  ein  Zeichen  enorm  gesteigerter  Einfahr  nod  Con- 
snms  der  wenigen  noch  bezollten  Artikel. 

Es  ist  iu  Grossbritauiiicu  üblich,  bei  Veräüderungeu  der  Zölle,  wie  auch  anderer 
Stenern,  bes.  der  Accise,  den  En t gang  ans  anfgehobenen  und  ormSssigtcn  Zollen, 
aof  Grund  der  bisherigen  rccbnungsm%ssi^'^<  ii  Kr^rcbuiSM  der  lÜBnahmen,  erentnell 
unter  Absetzung  eine>  Anschlag-  fur  vermehrte  Einnahme  aas  dem  bestobon  bleiben- 
den Zoll  wegen  mutbmasslich  sich  steigernder  Einfuhr  und  Cousums  (oder,  bes.  frtkher, 
weji^n  Abnahme  des  Schmuggels)  zu  Teranschlagra  und  ebenso  den  mothmasslicben 
Ertraj;  von  neuen  oder  erhöhten  Zöllen  (eventuell  ebenfalls  unter  Schätzunp  der 
Abnalune  von  Einfuhr  und  Consam  und  der  etwaigen  Zunahme  von  Schmuj^ger). 
Natürlich,  da^ss  uian  hier  mit  unsicheren  Grössen  rechnet  und  die  wirklichen  Ergeb- 
nisse oft  andere  sind.  Neuerdings  werden  die  Mbudgetmlnige  Schätzung**,  elBmal  ftlr 
das  Jahr  lier  Aenden]n<.r,  dann  für  ein  j!:anzes,  milonter  noch  für  ein  späteres  Jahr 
unterschieden  und  damit  das  „wirkliche  Ergebniss"  verglichen  (so  im  Statist,  abstr.t. 
AoB  diesen  Mvermiiiderle«^  uid  nV«nnehrten**  ZftUen,  Acdson  u.  s.  w.  kann  man  80 
aunfchemfigsweiso  die  finaazielle  Bedeutung  der  getroffenen  MftMeroKelA 
ersehen. 

Diu  betrellcudeu  amtlichen  Daten  sind  in  die  Statistical  al^^tracts  und  regel- 
mtaig  in  die  Werke  ttber  Handels-  nnd  Zollpolitik  ttbergcgangen.  Sie  haben  leCiteieii 

Falles  dann  aucli  wohl  für  die  Richtigkeit  einer  bestimmten  einzelnen  Maassrei^el  oder 
einer  ganzen  Politik  als  Material  dienen  sollen.   Aber  zu  derjenitren  strengeren  Beweis- 
fuhrung,  welche  hierfür  nothwendig  wäre,  reichen  sie  doch  nicht  aus.  Besonders 
sind  die  Freihändler  zu  geneigt  genreeen,  ans  gewissen  Ziffern  der  Zoilstatistik  gOastigQ 
Si  hli!-^<'  7'!  /lohen,  oliiic  ^cnUgend  zu  untersuchen,  ob  und  wie  weit  eine  eingetrctcno 
günstige  Erscheinung,  z.  B.  eine  Vermehrung  der  ZoUeinkunftc  trotz  aufgehobener 
oder  fcrminderter  Zolle  gerade  die  Wiritung  dieser  Maaasregel,  was  zu  gern  ohne» 
Weiteres  angenommen  wurde,  und  nicht  ganz  oder  doch  theUveise  die  Wirken«; 
anderer  UmstiUide  sei,  die  vielleicht  ron  der  ZoUverlad«mng  ganz  unabbin^jf  sind« 
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oder  nur  —  wie  l.  B.  bei  Aufhebung  von  DiSerüntial^öllcu,  welche  die  Pi'  i>.  i  i-cii- 
thümlich  bceinflusstea  (s.  S.  2'J7)  —  in  einem  concreton  Fall  begleitende  Erscheinungen 
dieser  Vcränderunjr  waren.  Meist  wird  hier  auch  die  directe  Uebertraguny  einer 
ZoUlBderung:  auf  di  u  Preis  i:nd  vollends  auf  den  Detuilprei:^,  der  ita  don  (Jonüum 
mit  entscheidend  ist,  als  unbedingt  sicher  an;;enominen :  der  bekannte  dcductivc  Schluss 
der  Freisthcorio,  dessen  Richtigkeit  eben  erst  nx  prdfcu  ist.  Britische  Zoll-  und 
SteaenuMMiegelii  und  die  bezügliches  ttaUstbcbcB  Daten  sind  wehl  noch  deshalb 
besonders  gern  fUr  solche  Schlüsse  benutzt  worden,  weil  die  Vcrhällniss-'  bin-  fur  (l.'i> 
Experiment  einfacher  zu  liegen  schienen  und  bc<|Uem  brauchbare  Daten  leicht  zur 
Haod  waren.  Andauernd  finanziell  ungünstige  Ergebnisse  von  ZoUronninderangcn . 
(Kaffee,  §.  146,  auch  Wein,  §.  149)  venleu  dabei  von  den  Freihändlern,  weil  ihrer 
Theorie  widersprechend,  nicht  iniuicr  ^eni)<jend  hervor^ehoboQ.  Nach  amÜichon  Auf- 
ätcliangcn  ergeben  sich  folgende  Zahlen  in  lÜOU  Pf.  St.: 

Zolle  ZoUortrag 


•  CrlHSijf'ii 

Aull  auftruIeirL 

Anfauc  d.  Periode. 

1H15  -20 

741) 

1.7s«J 

28.4SS 

1821— 2ä 

4.570 

46 

22.572 

]826->80 

1.5!2 

297 

22.855 

1831—85 

3.000 

(KW. 

21.612 

1836-40 

148 

1.061 

23.046 

1841—46 

5.586 

161 

28.515 

1S46— 50 

•-'.3^9 

2 

1S51 

2.31)7 

l«j 

22.1U7 

Zu«,  (bis  Kriuikrieg); 

1U.351 

4.o:{:} 

1853—54 

2.660 

22.152 

1851—55 

8 

22.017 

I85ti— fio 

5S7 

23.612 

1861—65 

Ö.234 

23 

24.3U1 

1806—70 

4.165 

2 

21.302 

1871—75 

4.143 

».■2 

'iK):l\v.\ 

1976— SO 

T.'iil 

20.1".I7 

18S1— 85 

uichb 

nichts 

PJ.210 

18H5 

*« 

19.722 

Zas.  1854-85: 

16.510 

4.028 

1815— S5: 

35.SG1 

8.063 

Der  Zullcrtraf^  botrifll  die  K olieinnalnnc,  abziifjlich  l\'i<  kzaliliuigon  und  Prämien, 
aber  noch  iud.  Erhobungskosten.  (Die  Daten  bis  1^54  bei  Tooke,  history  of  prices 
y,  398,  894  o*  Teeke-Asber  II,  189.  Die  spiteren  Daten  berechnet  nach  den 
Zahlen  für  die  einzelnen  Jahre  in  den  Stat.  abstr.  Die  Zollertragsdateii  liei  Tooke 
ütimmea  mit  denen  bei  Vocko,  S.  351),  nicht  uberein,  bes.  fUr  die  frühere  Zeit  sind 
nie  bei  Yocke  erheblich  kleiner,  vielleicht  weil  er  nur  die  beim  Zolldepartcment 
berechneten  Zolle,  nicht  die  damals  unter  der  Accise  stehenden  (s.  o.  S.  277)  hier 
eiogendiBet  hat,  was  fter  die  Yergleichung  mit  den  späteren  .fahren  nothwcndii:  ist). 

Aas  der  im  Ganzen  nicht  bedeatendeo  Aboabme  der  Zolleio- 
kttnfle  (10  %  seit  Mitte  der  20er  Jabre),  trotz  mebr  anfgebobeoer 
27.8  Mill.  Pf.  St  seit  1815  oder  23.8  Mill.  seit  1825,  haben  die 
FYeibindler  gern  günstige  Schlösse  auf  die  selbst  fiscaliscbe 
QDbedingte  Zweckmässigkeit  der  liberalen  Handels-  nnd  Zollpolitik 
gesogen.  Allein  ob  man  in  dieser  Riebtang  nicht  doch  gerade  im 
berechtigten  Pinanzinteresse  etwas  za  weit  gegan^^^en  ist  and 
nicht  besser  daran  getban  hätte,  wenigstens  die  FinanzzÖllc  etwas 
ergiebiger  zu  erhalten,  so  u.  A.  diinh  Beibehaltung  wenigstens 
eines  massigen  ZackerzoUs,  ist  eine  andere  Frage  (§.  147). 
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Grossbritannien  hätte  sich  damit  eine  EioDabme  zu  stärkerer  fie- 
duction  der  Staatsscbold,  naeh  gntem  oordamericanischen  Moater, 
und  wob]  auch  fttr  manche  sonst  erwünschte  Zwecke  der  gesammten 
Staatsverwaltung  ohne  erhebliche  Bedenken  erhalten  kOnnen.  Die 
Uebertreibungen  des  „commereial  interest"  in  der  freihändleriscben 
Ant'fa88UD|; ,  Hpeciell  Gladstone's  Einseitigkeiten  und  —  daa 
leidige  parlamentarische  Rennen  um  Volksgunst  durch 
den  K&der  der  Steuerermässigungen  kommen  in  den  grossen  Zoll- 
erlassen wohl  etwas  zu  sehr  zur  Geltung.  Wie  weit  dabei  die 
Zollerliissc  wirklich  voll  und  ganz  den  „Cunsnmenten"  zu  (iutc 
gekommen  nind,  wie  weit,  mindestens  eine  Zeitlang,  bis  die  C<m- 
ciiirenz  die  Ausglcit  hnng  i)c\virkt  h;it,  Hetiägc  der  erlassenen  Zölle 
bei  Interessenten  anderer  .Stadien  des  Ab8ntz])roccsscs  hängen  ge- 
blieben sind  und  deren  Gewinne  vergrössert  haben,  bliebe  ausserdem 
noch  festzustellen. 

Tookc,  Aslicr,  L.  Lcvi  uiul  wer  sonst  ilic  frciliäiidlt'ris<  hc  h'iclitunu  »lor 
HaiiduUpolitik  vertritt,  habcu  ftlr  dichc  Seiten  der  verwickelten  Frage  kaum  je  auch 
nur  ein  wcni{;  Vcrsliitidniss.  „Sic  stehen  eben  auf  dem  rein  deductivcn  StaodpUDCt 
in  der  Preis-  und  Ueljerwälzungslchre",  bcnierkcn  dann  die  „liistorisi  Ii  -  indtictircn" 
NationalökonoDiüu.  Aber  auch  vom  „rein  deductiveu"  Staodpuuct  aus  ist  solche  £ui- 
8eltig:keit  ein  rocht  vobl  vcrmeidlicber  Fehler.  Denn  sehr  irohl  sind  uch  von  diesem 
die  .,lIonimuni:srnoni'  iit  "  in  Ii  r  Preisansgleichung  mit  zu  beriicksiehtigcn.  Und  die 
Bedeutung  der  allgeutoineii  linauzpolitisclten  Seite,  sich  Einkünfte  ..in  Rc- 
scnro"  für  Schuldentilgung  u.a.  m.  zu  erhalten,  brauchte  auch  vom  freihändlerisohen 
Standpunct  nicht  verkannt  zu  werden.  In  der  Uuberschätzun;;  der  Sc-iuingon  des 
..rntfesselten  Veik':]irs'  lif-'t  der  Fehler.  Do  well  hat  z.  Ii.  für  die  llcdenkea  der 
zu  weit  gehenden  Bcsciliguugou  und  Ermässigangen  der  Zölle  (Zucker)  wolil  ein  Auge. 
Vociie  benrtheilt  die  Zollreformen  m.  E.  für  die  britisclien  FInanzinteresseB  etwas 
zu  tfunsti;!-  und  traut  .uk  Ii  den  erwShnten  Bedenken  nicht  f?enüB:end  Rechnung  S.  350  Ii.). 
Die  beliebten  freihändicrischtiu  Nutxaii Wendungen  de«  bntiscbeii  Beispiels  lor  andere 
Lftnder  weist  aber  aocb  er  in  die  richtigen  Scbranlcen. 

8.  140.  8vsteniatisc  her  C ha r acter  der  hritisclnMi  Zoll- 
rolOrni.  Die  einzelnen  Muus?jregeln  der  britischen  Zollrelnmi  im 
\[).  Jahrhundert  lassen  sich  auf  bestimmte  einfache  Grund- 
sätze zurihktiihien.  Ja,  sie  sind,  abweichend  von  der  üblichen 
sonstigen  britisclien  Gesctzgebuugspolitik ,  in  der  That  eigentlicli 
die  Austühruug  bestimmter  Prineipieu  der  Freihaudele- 
doetriU)  die  zuvor  für  die  Richtung  und  DarchfUbrang  der 
Keiorm  nufgestellt  worden  sind  (8ir  II.  Parnell,  ZoIIuntersnohongs- 
commisBion  von  1840).  Daher  bildet  die  britiaehe  ZoUrerorm,  wenn 
aneb  nur  allmäblich  scbrittweiae  and  mit  der  in  England  ttbliehen 
Vorsicht  dorehgefHhrt,  mehr  ein  einhettliehes  durchdachtes 
System  bandeU-  und  wirthschaftepolitischer  Massregeln,  als  man 
es  sonst  jenseits  des  Canals  auf  legislativem  Gebiete  lu  finden 
piic^t. .  Mit  daraus  erklärt  sich,  dass  diese  Zollreform  vielfach  als 
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Codex  freihttndleriBoher  Handels-  and  Zollpolitik,  aach 
FloanzzoUpoHtik  angesehen  worden  ist  und  eiuo  vorbildliche 
BedentQDg,  wen  igstens  nach  freihändlerischerAnffassiing,  erlangt  bat 
Ihr  Werth,  auch  fllr  die  vergleichende  Betrachtnag  des  Zoll- 
wesens  nnd  fttr  dessen  finanzwissenschafUiche  Benrtheilang,  soll  ihr 
auch  nicht  bestritten  werden.  Die  britische  Zollrefomi  eignet  sieb, 
wie  keine  andere  Entwicklung^  einer  Zoll  Verfassung',  vortrefflich,  nm 
an  ihr  die  Grundsätze  IVeilulndlerischer  Tarilpolitik  vai  entwickeln 
nnd  mit  ihr  und  ihren  volkswirthschaltlichen  und  linanzieilen  Kr- 
gebnisscu  diese  CIrundsätzc  auch  nach  njauchen  Seiten  hin  zu  be- 
gründen. Al)er  die  vorbildliclic''  Bedeutunir  dieser  liritischen 
Zollreform  für  andere  Staaten  kann  ihr  doch  nur  in  beschränktem 
Maassc  zugestanden  werden.  Denn  ihre  Voraussetzungen  wie 
ihre  Folgen  sind  zum  grossen  Thcile  doch  specifisch  britische 
und  zwar  specifisch  britische  aus  der  Zeit  einer  noch  genügen- 
den Sicherung  des  beimischen  Bodens  gegen  aaswiirtige 
Feinde  Dank  der  insularen  Lage  und  aus  der  Periode  der 
industriellen  und  eommerciellen  Suprematie  Gross- 
britanniens im  19.  Jahrhundert  Ob  auch  nur  in  diesem 
Inselstaate  selbst  diese  Folgen  noch  auf  lange  Dauer  segens- 
reiche zu  nennen  sein  und  die  Voraussetzungen  einer  solchen 
Handels-  und  Zollpolitik  denigemltss  dauernd  vorbanden  bleiben 
werden,  —  das  muss  die  Zukunft  lehren.  Durchaus  unzweifelhaft, 
sogar  wahrscheinlich  ist  es  nichl. 

Nor  die  insulAn;  Lage  tlos  Staatsgcbiote  j^^estattct  es  —  ciDStweilcn  — ,  die  ciu- 
heimische  \Vtibrvcrfassuii<^  SO  TOlUg  za  veriiachluäsigcn  und  volkswirlbscbaftlich 
das  Ilaiiptuiaterial  tüchtigen  Heerwesens,  eine  zalilreichc  ländlich»'  Hcvölkerunj;'. 
iiabcza  auf  den  Aussterbeetat  Jiojnmeix  zu  lasäuu.  Nur  eiuu  Politik,  welche  das  nicht 
glaobt  scheuen  za  mosseo.  kann  das  „landvirtheohaftliolie  Interesze**  so  preb- 
[^ben,  wie  es  dnrch  die  Freihandelspolitik  in  Agrarprodnrtcn  geschehen  ist  and  wie 
es,  gcgeauber  der  neuesten  ubersoeiüchcn  Goucurrcu/.  hu  jetzt  gescliicht.  Nur  eine 
solebo  Politik  freilich  kann  auch  den  „Enteignungs-  und  Entcrbung^proccss''  der 
Uferen  l&ndlichcn  GTundbei>it/ei'  mal  di<-  Aiiliäufnog  dieses  Besitzes  in  immer 
wenigeren  H.inden  und  iui  Majoratsvi  iljanJ  so  ruhiir  vor  sich  gehen  lassen.  Dabei 
ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  uiudenie  volk&wiitlischuftliche  Entwickelung,  vollends 
in  Oroisbritannien  und  Irland,  diese  GoncentratioDStpndcnz  dee  Grundbesitzes  noch 
steigert  und  <ii<  l'n  ihandclspolitik  in  Agrarproducten  den  landvlrthsohafclichen  dron- 
betrieb  noch  uotliweadij^er  niuchL 

Man  glaubt  stidann  for  sicher  annehmen  zii  dürfen,  dass  die  britische  Krioi^s* 
marine  den  In»  i^iaat  genügend  schützen  und  das  Weltun  i  r  für  den  britischen 
Kin-  und  Atisfuhrhandel  mit  llestiuiinthcit  ollen  halten  kruine.  Das  mag  einst- 
weilen nofh  zu  hoUcn  sein.  Viel  ungewish.er  als  ehedem  ist  es  durcli  die  Fjttwieklung 
der  fremden  Kriegsflotten  ächon  geworden,  und  mit  der  Ausdehnung  des  hritischen 
Welthan(lel>  .steigern  sich  die  (iefahr<:n.  Zufuhren  von  Brotstollen  un  l  Ivolnnafi.rialii'n 
der  Industrie  gehemmt  zu  sehen,  immer  mehr.  Besonderü  gUnstig  crscheiueu  die  Aus- 
tiditea  Air  die  Zukunft  daher  nicht  gerade. 

Nur  ili«'  circiclit  -  St» üiuil'^  ilt-r  britischen  Industrie  und  des  Handels 
im  Weltfcricbr  macht  l'crncr  ein  Zoll-  und  Accisesystem  wie  das  heutige  britische 
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möglich,  weil  fiiian/.icll  enriehig  ijenag.  Denn  nur  Uei  dieser  Stellung  ist  es  durch- 
führbar, auf  wenige  Hauptartikel  des  Zolls  und  der  Accise  so  enorm« 
Stenern  zu  häafen.  Diese  Artikel  können,  obwohl  so  durch  Stenera  reitheacft,  bei 
«riner  zahlreichen  und  wohlhabenden  Mittdclassc  und  Arbeitcrbevölkeronj^.  denen  die 
gewaltige  Industrie  direct  und  Indirect  ein  reichliches  £iakoiiUBeo  gewahrt,  immer 
noch  den'  enornett  Absatz  finden,  welcher  dem  Stnutnehf»  dueh  ZoU  vaA  Acdie 
noch  die  Deckung  des  Staatsbcdarfs  ?erbtlrgt.  Die  Fortdauer  dieser  VerbtllBlMe 
ist  natürlich  von  der  Fortdauer  der  Suprematie,  des  reichlichen,  gewinn- 
bringendcn,  mindestens  in  gleichem  Maasde  wie  die  Yolkszunahme  steigenden  Absatzes 
der  britischen  Industrie  im  Weltveihehr  abhängig.  Bietet  sich  hierfür  eine  genOfeftde 
Bümsrliafl  in  Zukunft?  Kaum,  schon  nach  der  Entwicklung  der  Dingi-  in  drn  letzt»»!! 
Jahrzehnten  zu  scbliossen.  Denn  der  oaropäische  GontiDent  and  Noniamerica  emao- 
cipiren  steh  inner  mtlbr  foa  der  Botnissfgkelt  der  brltisehen  Indvstile  md  nadiea 
dieser  in  dtui  ül)riu:i'ri  fremden  Absat/g:»  bi'  tcn ,  ja  sogar  in  England  selbst,  steigende 
Concurrenz.  Was  dann,  wenn  die  britische  indiutridle  und  commercielle  Sapiematie 
einmal  deiinitiv  gestürzt  ist? 

Die  wirklich  vorbildliche  Bedeutung  der  britischen  Zollreform  ist  nach  dem 
Allen  eine  reelit  Itestffitbitre  Die  politischen  und  wirthsrhaftlichen  Vorausset/uncen 
dieser  üei'orm  mugea  für  (irossbritanoien  in  den  letzten  Jahrzehntcii  zugetiotiea  sein 
und  dort  noch  fllr  linger  bestehen.  Anderswo  fehlen  sie.  Die  speeiellen  Con- 
sumtionsverlinl  t  Iii  s  Thcc,  Bier,  Branntwein)  bieten  weitere  Verschiedenheiten, 
welche  eine  Uebertraguog  der  britischen  JBeform  auf  andere  Linder  erschweren 
mossten. 

§.  141.  System  und  einzelne  Haaptgrundsätze  der 
britischen  Zollretorm. 

Ich  benutze  hier  meinen  Artikel  Zölle",  im  Bluntschli -Brater'schen  Staate- 
Wörterbuch,  XI,  .'{40— 35>7,  bes.  nv.)  (Ausfuhrzoll).  ff.  (Einfuhrzoll)  mit,  (ge.xchrioben 
1868).  Siehe  ausser  den  übrigen  i;:enannten  Werken  U.  Hubner 's  Berichte,  )>es.  S.  2, 
Der  j'  tzige  Zolltarif  u,  A.  im  Supplementliand  des  (amtliehen)  Deutschen  Handels- 
archivs: „Die  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes",  Berlin  1&84,  No.  6  (nur  l'/t^i^n)* 
Uebersicht  mft  allen  etwa  nenen  Yerlnderangon  in  Slat  ab^.,  so  In  No.  93,  1888, 
p.  26,  mit  (iruppirung  der  Tarifsätze  als  eii^cntlichcr  Einfuhrzölle  und  als  Ei^atzzdUe 
ftir  fremde  Waaren  g^enQber  der  Accise  and  anderen  Stenern  (Stempel)  aaf  heimiache 
Artikel. 

Die  einzelnen  Maa.ssregeln  der  britischen  Zollrcforra  lassen 
sich  im  Wesentlichen  auf  fünf  IlauptgrundsHtze  zurückruhreu, 
welche  freilich  eng  mit  einander  zusammenhängen  und  von  welchen 
der  zweite  bis  fünfte  die  Ausführung  des  ersten,  der  zweite,  dritte 
und  vierte  die  Au.sfllhrung  speciell  der  Freihandelspolitik  sind. 
Nilmlich:  1)  die  V^e re infachung  des  Tariffü,  2)  die  Aufhebung 
der  Hohstoffzöllc,  3)  diejenige  der  Lebensmittelzölle  und 
landwirthsehaft  liehen  Schutzzölle,  4)  diejenige  der  Fabrikat- 
Schutzzölle,  5)  die  Vereinfachung  der  oigentlicben  Finani- 
.zöile  mittelst  Beschränkung  derselben  anf  wenige  Hanpt- 
artikel  grosser  Einträgliehkeit,  unter  Wegfall  fiut  aller 
Übrigen. 

1.  Vereinfach nng  des  ganzen  Zolltarifs  dnrcb  Be- 
seitigung der  AnsfnhrzDlle,  Vermindernng  der  Positionen 
der  RinfnbrzOlle,  auch  betreffender  FinanzzKlIe,  nnd  Be- 
schränkung der  letzteren  anf  wenige  passende  Hauptartikel, 
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obne  oder  niur  ansümbrnsweise  mit  QualititsontereobeidoDg  im  Zoll- 
8*tz:  auf  diese  besonders  seit  der  Reionn  von  1842  dentliehe 
Entwicklung  filbrte  ansser  der  freibftndleriscben  mit  den  Sebnts- 
söllen  anfHinmenden  PoKtIk  xwelerlei  bin:  einmal  derWunscb,  die 

verkehrsbelästigenden  Gontrolen  für  den  Handel  möglichst  zn  ycr- 
mindern,  die  Erhebungskosten  zu  ermässigen;  sodann  aber  nament- 
lich die  schon  ältere,  aber  immer  mehr  sich  zeigende  Wahrnelimung, 
dass  tlbcrhaupt  nur  eine  vcr hältnissmUssig  kleine  Zahl 
von  Zollartikeln  ein  bedeutenderes  Finanzinteresse 
nach  den  Zollerträgen,  die  sie  gäben,  biUen,  und  es  sogar  nur 
ganz  wenige  Hauptartikel  wären,  welcbe  den  bei  Weitem 
grössten  Tbeil  der  ZolleinkUnite  (einige  derselben) 
abwttrfen.  Daher  scbloss  die  Streichung  der  meisten  übrigen 
Artikel  aus  dem  Tarif  keine  sehr  erheblichen  Verluste  der  Staats- 
eaaae  in  sieb,  so  dass  das  betreifende  Opfer  um  so  ober  zu  Ounsten 
den  „freien  Verkebrs"  und  der  Consnmenten,  ancb  wo  es  sieb  um 
Finanztollartikel  bandelte,  gebraebt  wurde.  Eine  Sbnliebe  Wabr- 
nebmnng  bat  man  zwar  aneb  in  anderen  Ländern  gemaebt  Allein 
im^  Vereinigten  KOnigreieb  tritt  diese  Geslaltnog  der  ZoUeinktinfte 
dem  Orade  naeb  yiel  prägnanter  benror.  Dies  bSngt  mit 
speeifiscben  britischen  ConsnmtionsTerbUltnissen  nnd 
mit  der  seit  lange  ungemein  ausgedehnten  nnd  meist  immer  noch 
zunehmenden  Consumtion  einiger  wichtiger  „Lu  xus-Masscu- 
consnmtibilieu  (Tabak,  fremde  Spirituosen,  Tbee, 
Wein)  zusammen,  welche  nach  britiscben  Wohlstands-  und  Ein- 
konimensverhUltnissen  einen  hoben  Zoll  ertragen  können.  Auch 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  britische  Zollreform  daher  fUr  andere 
Länder,  tiscalisch  betrachtet,  nicht  ohne  Weiteres  nachahmbar. 
Ancb  ist  es  klar,  dass  die  Aufhebung  mancher  Zölle,  die  Tierab- 
setzung anderer  und  die  Beibehaltung  einiger  weniger  in  hohen 
Sätzen,  den  Principien  der  „Allgemeinheit'*  und  der„Gleicb- 
mätsigkeif,  daber  der  „gereebten  Steuerrertbeilnng", 
einem  Zielpunete  aneb  für  die  Gestaltung  der  indireeten  Verbranebs- 
beateuerung,  nicht  dnrebaus  entsprechen.  Das  „Gerecbtigkeits- 
poatulat '  ist  bier  dem  rolkswirtbsehafUicben  Verkehrsioteresse  und 
dem  stenertecbniseben  mehr,  als  richtig  erscheint,  geopfert  worden. 

Die  freihäiHlIerische  und  die  ftieh  die  FinuizzOne  ennassigcnde  und  lldnore 
b»;n' ififT'  ii'i''  l>ritisrh.  Zollrefrtrm  li.it  sirh  im  Wesentlichen  in  fünf  grossen  SrliriltiMi 
voUzof^eu,  vou  denen  der  zweite  und  dritte  und  zain  ThcH  noch  der  vierte  wieder 
»ihar  twannenhlngen.  Den  roniciltiffen  B«fbiii  maclite  1824—26  HntkUson  (b«8. 
Gesetz  5  Georg  IV.  c.  74  nnd  0  Georg  iV.  c.  18,  r.  105  ff,  c.  III»  grosse  Acte  der  Zoll- 
cooMÜdAtUMi  md  Tarifkcte,  Aof  bebaog  zihlreicber  alter,  die  FaaniBf  war  die  Arbeit  voa 
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J.  D.  Uume.  Dowell  II,  262  If.,  Lcvi,  p.  157  tt'.,  Richclot  I,  60  WW  Dana 
oino  Ilogere  Pause,  nur  mit  kleinereD  Veränderungen.  Darauf  folgten  die  gro*i>sea 
ZoHreformen  Peel's  n.  a.  m.,  bes.  1S42,  1845/46:  zweiter  und  dritter  Schritt, 
iiiiiiLiitlicli  5  und  «;  Vicf.  c.  47,  Tarifacte  von  lb42  (Dowcll  II.  304  fl.,  Levi. 
j..  2<il  II..  Kichrlüt  I,  %12  II.),  und  9  und  10  Vict.  c.  22.  23  von  cb.  ls.'>:! 

machte  aUdauu  Gladstonc  den  vierten  grossen  .Schritt:  10  und  IT  Vict.  c.  lOti, 
Tkrifacte  (Dovell  II,  323,  Leri,  p.  S63)  «id  mit  den  fraBsOsischen  Hwdalt- 
?crtrag  von  ISOO  folgte  d.M-  fünfte  (,2.1  und  24  Vict.  c.  110,  Tarifa«:to^  niid  <l^init 
der  Abschlass.  (Dowell  II,  ff..  Levi,  p.  403  if,  412).  lo  der  Bogel  venlea 
nur  die  Poel-tiladstone'sclien  TArifreformon  als  erste  bis  Tierte  Rerisioft  dea  Turift 
hozciclinct.  In  anderen  Jalircn  ^o^^rliäh  nur  Einzelnes  mebr  zor  Ergänzung.  Die 
Modilication  und  spütiT  die  AiifliclmiiEf  der  alten  Navigationsacte  (12  und  H  Vi^t. 
c  20,  1S40)  souif  die  Accisereforinen  übten  dircct  und  indirect  auch  Kiiitiuss 
auf  die  Ziillc  aus. 

F<.l-.nilr  Irh.T-i'lif  lus  1  sööl  gieht  0.  IKlbncf  n.  a.  0„  Heft  2.  S.  4,  ohne 
Quclleoaugabe,  doch  ohne  daas  wesentliche  Fehler  zu  vcrmuthen  siod.  b'Ur  die  ältere 
Periede  bestanden  ausser  solcben  ArtikdiOllen  noch  meist  aligemeine Cinftoht^  and 
ehemals  zum  Theil  auch  Ausfuhrzölle  in  kleinen  Werthqooten  von  den  nicht  anf- 
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Im  Tarif  für  18S6  betreffen  die  Zahlen  der  ersten  Reibe  die  selbständigen  Ein- 
fuhrzölle, die  der  zweiten  Reihe  die  ZoUs&tzo  fQr  Artikel,  welche  der  Accisa  und  dem 
Stempel  unierlie-jen.  \\\<'  Hiibncr  «lie  Ilaupfartikel  und  üntcrabtheilung-eii  pc^ahlt 
Iiat,  ist  nicht  genau  ersichtlich.  In  den  Tarifen  von  lb62  und  ISbd  sind  als  „Untcr- 
abtheilun^**  apart  nur  die  neben  dem  Ilauptzollsats  der  Waaroogattnng  des  betreffeadea 
Artikels  t,j)cciell  anfiri  rilirf'  ii  L'nt''rrubriken  ge/älill.  Sollte  HubutT  anders  v^  rfaliren 
sein,  so  wären  die  äumoiunzahlcn  zu  gr(»s:  doch  iat  das  nicht  anzunehmen.  Mit  den 
xoUstatislischon  Daten  stimmt  diese  Statistik  der  Tarifs&tze  nicht  vOUig  Uberein,  z.  B. 
ist  in  letzterer  hier  der  Posten  „trockene  l'rUehte"*  mit  dem  EialieitssaU  von  7  sh.  per 
on<rl.  rmtncr  als  Eni  Hauptariikfl  sre/räliit.  während  in  der  Zo!lertraß-^>tati>tik  darans 
droi  iiul)rikcn  ((Jorinthen,  Ko-iiaeii.  andere  I  ruehtc)  gemacht  werden.  In  dieser  Weise 
aufgestellt,  würde  die  Zahl  iler  Zollposten  im  Tarif  auch  gegonwftrtig  noch  etwas 
SrOsscr  sein  als  nach  obiger  Uebersicht. 

Die  Erfahrung,  dass  eine  grosse  Menge  der  ZoUtarifpostea  wcuig  oder  seibat 
nichts  eintragen,  liatte  man  schon  im  vorigen  Jahrhundert  gemacht  179S  gaben 
von  über  1200  ZoIIpostt»  nur  100  ein  jeder  mindestens  1000  Pf.  St.  Ertra-.,'.  lOlu 
zus.  nur  S5.00U  bis  111.000  Pf.,  dun  hsdinütlirli  von  diesen  also  1  nur  bO  bis  HU)  IM'. 
Die  CommisMon  vun  lb40  eoustatirte  ciu'  ii  alinliclieii  bachverhalt,  nur  noch  sciuicier 
auf  Brun*!  eihor  amtlichen  Rereclinnng  des  Zollinspeotors.  Hieraach  ergaben  193^39: 


147  Postt-n 

;<4U  Posten  jeder  unter  100  Pf., 


132 

45 
107 

7bO 
63 
10 

 9^ 

t»02 


n 
t» 


t« 
tf 


100—500  Pf.. 
500>-10i  i)  l'f.. 

1000—5(100  rf., 

von  0— 50Ü0  Pf., 
5000—100.000  Pf.. 

100.000-500.000  Pf-, 
Vi  MiUioo  uutl  mehr 


zusammen 


»♦ 


nu'hts 
b.OOO  Pf. 
32.000 
32.000 

 245.000 

317.000  Pi. 
1.397.000 

l.SSb.ooo  „ 
•  K575.(MM)  .. 

*22.12T.0UO  i'l. 
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DiA  9  letiten  Htnptortikcl  gab«n  also  93.»%  der  Summe,  die  19  lotsten  92 J*/,. 

Im  Jahro  gaben  17  Ilaupfariikcl  ZurkLM-,  Thoc,  Tabak,  Spirituosen,  Wein,  Hotz, 

Korn.  Kaffee,  liutter.  Corinthon.  Talg;.  Saaten,  Uosincn,  Käse,  Hauuiwolle.  Schafwolle, 
Seidenfabrikattj)  94.  29  andere  47«.  zusamuicn  4ti  Artikel  Us"/,,  der  Zolleinkünfte  ^Tooke 
V.  424.  -  Ashcr  II.  Kicholot  I.  1^2,  Edinb.  K.m.  So.  14Ü,  a.  .i.  0.).  In  der 
Oimtniäsinn  tind  in  der.  n  Rericlit  von  ls40  fand  daranf  liin  die  H'  s.  itigung  der  kleinen 
StoUpostcu  auch  vom  finanzicUuii  btaiidpuuctu  und  zur  Eriuiciiteruog  des  YcrkeliFB 
Hau  BefOnrortODg  und  erfolgte  fn  den  Reformen  ron  1942  und  1845  auch  grosson- 
tbeib. 

Das  Uebergewicht  der  grossen  Ilauptartikol  in  den  /.<  lltef  ruicn  trat  dann  imuicr 
melir  berror.  1856  gaben  schon  die  6  Artikel  Zucker,  J  Ii  •  ,  Tabak,  Spirituosen, 
Wein,  Kaffee  88.9,  (i  weitere  (Hol/.  Korn,  Seidenfabrikatc,  Corinthen.  Uo>>incn,  l^utter) 
7.3,  züsammen  12  Artikel  90.2V,,  der  ZoUcinkitnfle.  Dom  freih;indlerisehen  Dr^ti'/eu 
aaf  BcsoitigUDg  immer  weiterer  Zolle  setzte  sich  daher  aurli  da^  Finanzintorcb.sc  iuiucr 
veaifer  dtark  enigegeii.  So  erfolgte  die  „Vereinfachung**  des  Zolltarifs  noch 
w.  ir  •!•  A'irh  nach  Aufhebonp  der  Zuckcrzftlle  sind  es  die  4  Haupt.TrfiL  l  Tabak, 
Theo,  biiirituoseu,  Wein,  die  1885/8U  von  der  ZoUciuoahmc  von  19.92  Mill.  Pf. 
95.2%,  die  9  femeron,  Corinthen,  Kalfce,  Bosincn,  die  3.37o*  Artikel,  diu 

9S.5%  ergaben. 

Wie  sehr  die  Zunalimc  des  Consums  dalier  der  Kinfnln  ilur  Ilanpfartike!, 
schon  früher  bei  den  hohen  Zollsätzen,  später  bei  den  crmusaigtcu  eiuu  grosse 
absolnfe  Einnahme  govihrte  nnd  so  eben  diese  Entwicklung  des  Zolltarifs 
finanziell  inö^Mich  machte,  crgicbt  sich  u.  A.  aus  folgenden  Zahlen:  der  Zulleilrag 
der  t>  Hauptartikel  Zii'ker,  Tabak,  Thcc,  Spirituosen,  Wein.  Kaficc,  in  1885  uhnu 
Zucker,  abo  nur  .)  Artikel)  war: 

1790  4.04  MllL  Pf.  185U  18.81  Mlll.  Pf. 

ISIO  \oA\S     „      „  1862  22.12     „  „ 

1S2()  15.77     ..      „  1.S71  19.r.'i 

1S4Ü  16.75    ,.     „  '        1885  19.10  „ 

An  solchen  Zahlen  folgt,  dass  finanziell  nach  britischen  Erfahrungen  eine 
Bescbrinkang  der  Zolle  auf  wenige  Hauptartikcl  nur  erst  dann  als 
rirhtijre  Finanzpolitik  ersrheint,  wenn  der  ('«»nsuin  dieser  Artikel  Iiin- 
länglich  allgemein  und  stark  verbreitet  i^t,  und  auch  unter  dieser  Voraus- 
aetsang  nnr,  venn  man  auf  ciniere  Artikel  sehr  hoho  Zolle  setit  vnd  dabei  noch 
eine  gentljrend  grosse  Einfiilir  untl  Consumtion  niul  eine  Ii  cwalt  i  <r  ii  n  g 
des  Schmuggels  erwarten  kann  (Tabak,  Spirituosen,  auch  Thee.  der  immer  noch 
dem  flir  ein  so  rerbreitetes  Gonsumptibil  hohen  Zoll  von  6  d.  per  Pfand  Gewicht  oder 
c.  5ß  Mark  per  SO  Kilo  unterließt,  r.  0  Mark  mehr  als  im  erhöhten  deutschen  Tarifsatt 
seit  1879  fta  den  bei  uns  so  wenig  consumirtcn  Artikel). 

§.  142.  —  2.  Aufhebung  der  Rohatoffettlle.  Eio  weiteres 
Princip  der  britiseben  Zollreform,  das  auf  die  besprocbcue  Ver- 
euifachuDg  und  fiescbrSnkang  des  Zolltarifs  mit  einwlrktej  war  die 
müglicbste  BeseitiguDg  der  Einfuhrzölle  auf  die  für  die 
heimisehe  Industrie  erforderlieben  oder  wünscbenswertben  fremden 
Rohstoffe  nnd  zam  Tbeil  auch  Halbfabrikate,  namentlich 
solche,  welclie  wie  z.  B.  Baumwolle,  Seide  Uberhaupt  nur  aus  dem 
Auslände  bezogen  wurden,  aber  auch  .solche,  welche,  wie  z.  B. 
Schafwolle,  zwar  im  Inland  cbenlalls  erzeugt  wurden,  aber  nicht 
in  der  fllr  die  Industrie  erforderlichen  Menge  oder  Beschatfenheit. 
Etwaige  Conllicte  des  industriellen  und  des  Fabiikatexi)ortinteressc8 
mit  dem  agrarischen  oder  aucli  montanistischen  wurden  schliesslich 
stets  zu  Gunsten  des  ersteren  und  damit  des  der  Industrie  und  dem 

A.  Wag aer,  FiaaaswiawDKhaft  III.  20 


Digitized  by  Google 


30C      6.  B.  2.      Stouerreclit.  1.  H.-A.  1.  A.  EagUnd.  §.  142,  US. 


audwttrtigeo.  Handel  vortheilhaften  FreibandeUprincips  eot- 
BchiedeD.  Das  frdher  niobt unerhebliche  Ffnanzinterease  atemmte 
sich  dieser  Reformrichtnog  doeh  an«b  nicht  gar  zn  stark  entgegen 
oder  wnrdc  eventuell  schliesslich  gcoplert.  Anderseits  siegte  das 
Frcibandelsprincip  auch  im  Aust'uhrhandt'I,  indem  die  etwa  noch 
verbliel)eneu  Ausfuhrverbote  (Maschinen)  und  Ausfuhrzölle  (so  auf 
Kohlen)  beseitigt  wurden.  Bei  diesem  ganzen  Theil  der  Tarif- 
])oIitik  Wi\r  das  Finanziiitcresse  immer  besten  Falles  ein  kleines 
Verz(")<;erungsmoinent  iu  dem  Siegeslauf  des  Freibandeis  gegentiber 
dem  ScbatszoU. 

Das  Einzelne  und  Gonaacre  gehört  deshalb  nicht  hierher,  sondern  in  eine 

Gcsrliirlitu  der  britischen  Zollreforia  ans  dem  liandclspolitischcn  (josichtspunct.  Bei 
mehreren  der  Eiufubrarülicl  kauen  früher  auch  Differentialzölle  zvischcn  fremden 
und  britisch' eolontalen  Prodocten  in  Betracht  and  compHeirten  die  Sache  nach  der 
han(iels]>olitischcn  wie  nach  der  finandellen  Seite.  Die  wichtigst<'ii  Fälle  des  Hoh- 
stoffiwcips  betrafen  die  Spinn-  und  Webstoffe  und  Holz.  Die  Einfnhrz.ölle 
auf  fremde  Productc  zum  Ersatz  der  Accise  auf  heimische  betrafen  mehr  Fabri- 
kate (s.  u.).  Systematisch  erfolgten  di'-  ErmäS!«iguni;-en  und  Desoitigungen  dieser 
Zölle  besonders  b*n  den  viermaligen  Tarifrevisionen  Peel 's  und  (iladstone's  1SI3 
bis  ]$60.  Die  einzelnen  wichtigeren  Artikel  verfolgt  DovoU  im  4.  Bande  jeden 
hesonders  in  ihrer  ganzen  ZoUgcSehicbte.  Meist  daraus  die  folgenden  Notiiea.  Der 
innere  Zusammenhang  der  Massrcgeln  tritt  dabei  freilich  zurück.  Vgl.  darüber  bes. 
ßichelot,  so  Uber  die  Reform  ron  1S42  und  1846,  I,  237  C,  240  ü.«  auch  Leri. 
Vocke.  Dovell  verfolgt  gleichfalls  mehr  nur  die  finaozielle  Seite  der  ZoUpolitÜu 
Koner  Blickblick  bei  ihm.  II,  330—839.   Hier  mögen  kurz  angefahrt  werden: 

Baumwolle  (Do well  IV.  44*» — 453).  Vor  der  französischen  Krieir^zoit  im 
\V csentlichou  zollfrei  (ocmlich  wenn  aus  britischen  Colonien  und,  wenn  in  britischen 
Sehifl'en  dngeflUirt.  auch  ans  andren  Ländern)  wnrde  dieser  Artikel  in  Kriege  mit 
ziemlich  hohen  ZüII^:U^en  boletrt,  mit  Uiiterscheiduiig  eines  niedrigeren  Satzes  vom 
britischen  Colonialproduct  (dem  die  Baumwolle  der  Vereinigten  Staaten  aber  glcidi- 
geeteltt  ward)  und  eines  höheren  ven  sonstigem  Prodact  nnd  aossodMi  mit  be> 
gtlnstigcndem  Satz  filr  Importen  auf  britischen  Schiffen,  auch  mit  KricgszuschlA>ren 
ZU  d..n  Normalzollsätzen.  Ertrag  181.')  7(iO,000  Pf.  St.  Fortfall  der  Kricgszuscbläge 
nach  ISld,  Ertrag  dann  3n9.0uU  Pf.  la  den  Tarifen  von  1819  und  lb25  Werthzoll, 
für  fremde  Wolle  ^6"'„.  Ibl9  für  Importe  in  fremden  Schilfen  12%,  was  1825  be- 
seitigt). Wolle  der  eiti-ncn  Colonien  frei.  Später,  1S31,  wieder  höherer  specifischer 
Zoll,  zum  Eriiatz  der  aufgehobenen  Accise  für  bedruckte  W'aare,  1  b33  crmässigt  (2  sh. 
11  d.  per  engl.  Gentner).  In  der  ZoUreform  ron  1846  fiel  der  BanmvolhEoU  als  Boh- 
stoffzoll,  mit  einem  Verlost  Ton  ca.  8S0,<M0  Ff.  for  die  Stiatoean«,  Audi  Baamwoll- 
garn  wurde  zollfrei. 

Schafwolle  Powell  lY,  429  —  436).  Der  ehemalige  Ansfnhrzoll  auf 
Wolle  (3.  0.  S.  174  ff.)  hatte  längst  seine  Bedeutung  verloren.  Seit  1647  war  im 
industriellen  Interesse  ein  Ausfuhrverbot  einjretreten .  das,  lange  practisch  ziemlich 
bedeutungslos,  l>^2b  wieder  durch  einen  Auäfuhrzoll  ersetzt  wurde.  Wiihreud  der 
französischen  Kriege  war  aber  auch  ein  Einfuhrzoll  anf  firsmde  nnd  GolooialwoUe 
gelegt,  der  mit  uiflirlachen  Veränderungen  und  Ermässigungen,  in  niedrigerem  Satz 
für  britisch  colonialc  W  olle,  bis  diese  lt»25  frei  wurde,  in  höherem  für  fremde  Wolle, 
bis  1845  bestand.  In  diesem  Jahre  fiel  er  nebst  dem  Zoll  aif  alle  übrigen  WoQmi 
(Alpacca  u.  s.  w.)  gleichfalls  fort. 

Fl  ach  s  (Do  w  el  1  IV,  444 — 447  '.  h'ohor  war  bis  zu  den  französischen  Kriegen 
zollfrei ,  zubereiteter  (drcsscd)  und  rolics  Leinengarn  schon  vorher  bezollt.  In  der 
Kriegszeit  wurde  aucli  roher  Flachs  dem  Elnfhhrzoll  unterworfen,  aber  bedeutend 
niedriger  als  drcssed  flax.  In  der  Reform  von  ls25  ff.  erfolgte  (ileichsfclluiig  und 
bedeutende  Ermässigung  der  Zollsätze,  1845  ebenfalls  Aufhebung,  auch  für  Garn. 
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Hanf  (roker)«  wesentlich  nur  Einfuhrproduct,  war  seit  1809  beiollt,  auch  noch 
nach  den  Kriegen  und  ftenlicli  hoch.  ZuUfirei  viederooi  seit  1846.  (DoveU  lY, 

427— 42S). 

Seide  (Dewell  IV,  437—443),  rohe  und  ffexwiTati  sorie  gefärbte  genrinrte, 
•rar,  mit  höheren  Sätzen  fiir  Zwirn,  schon  vor  di-m  grossen  Kriege  hezollt  gewesen. 
Bei  der  Reform  von  1825/2G  durch  Haskisson,  die  auch  Scidenwaaren  u))crhaupt  l)etraf, 
voiden  die  Zölle  fUr  Rohsoido  und  Zwirn  crm&ssigt  und  mehr  abgestuft.  1S4:>  und 
1846  worden  auch  diese  ZOUe  beseitigt. 

Saaten  (Oelsaafcn  ii.  8.  w'.\  (Dowi^Il  l\,  45.') — 157).  Die  Zölle  darauf, 
nuanigfach  nach  Sorteu  abgestuft,  berührten  in  verscbiedoocr  Weise  landwirthschaft- 
liehe  lateresseo,  die  theils  dee  fireien  Import  feriangten  ^ftaaat),  thdb  ihm  entgegen 
waren.  1842,  1S16  erfolgten  Ermlssitrun^^cn.  diu  aUgemeine  AofhehlUf  ont  m4  der 
.stritten  Tarifrerision''  von  1853  durch,  Uladstone. 

Talg,  mit  niedrigerem  Differentialzoll  für  britisches  Colonialprodact,  höherem 
Zoll  für  fremdes,  wurde  1S46  im  Zoll  crmässigt,  aber  erst  1S60  frei.  (Dowell  IV,  454). 

Soda,  mit  aus  protecfionistischem  Zweck  bezollt,  von  der  Entwicklung  der 
Technik  beeioflosst,  wurde  1S42  im  Zoll  crmässigt,  ISli»  freigegeben.  (Dowell  IV, 
425,  426). 

Indisro.  im  vori^t^n  Jahrhundert  zeitweise  als  britisches  Golonialproduct  direct 
importirt  sogar  mit  Einfuhrprämie  versehen,  sonst  /.ollfrei,  wurde  in  der  Kriegszeit 
mach  besoUt,  1825  im  Zoll  ennlssigt  (mit  INfPerentialprincip),  1845  befall'  Ebenso 
Cochenille  (Dowell  IV,  464— 4601 

Holz.  (Bauholz,  für  Häuser,  Schiffe,  Bretter  u.  s.  w.)  hat  eine  verwir.keltero 
ZoUgeschichte,  in  der  es  sich  seit  1S09  besonders  am  die  differenticlle  ZollbegUnstigung 
des  canadiscben  <::e<?onut)er  dem  baltischen  Holze  handelt.  Kriegspolitische 
Gesichtspancte  spielen  anlaDjirs  dahei  mit.  Auch  finanziell  war  der  Zoll  nicht  uner- 
heblich, aber  stark  schwankend  im  Ertrage.  Der  Streit  Uber  diesen  Zoll  wurde  in  den 
20er,  90er  und  40er  Jahren  lebbdk  dlaeotirt  Aach  In  den  Reformen  ron  1843, 
1S45,  dann  in  1847,  1^4*^,  1**51  erfolgten  nur  Ermässigungen  des  liöhercn  Zoils 
für  baltisches  Holz,  der  DilTereotialzoU  blieb.  £r  wurde  erst  1860  zu  (iuosten  des 
einheitlichen  mtaigen  Zollsatzes  beseiligt  imd-  dieser  daan  1866  ao^ehobeB.  Ertrag 
1859  615.090,  1865  320,000  Pf.  St  (Dowell  lY,  419^24,  anch  die  oben  &  296 
gen.  Anf^äl2e  im  EdinJ».  I'-^v.). 

Kohle  (Stein  ko  Iii  e)  kommt  für  Grossbritannien  nicht  als  Einfuhrartikel  in 
Betracht.  Sie  war  aber  Gegenstand  der  inländischen  Bcstetteranf,  bei  Seetransport, 
eine  erst  1*531  aufgehobene  AbgaTu-  o.  S.  279).  Im  auswärtigen  Verkehr 
bestand  ein  nicht  anerheblicher  Ausfuhrzoll,  mit  müsaigcrom  Satz  far  britische 
8diifll<B.  Nach  Terscbledenen  Wandlnogen,  noch  nach  einer  Aafhebnofr  fttrbfidscho 
SchifTe  von  1S34 — 1^42,  wurde  der  Zoll  1S45  far  Export  ia  allen  Schiffen  aufgehoben, 
womit  der  letzte  britische  Auafuhrzoll  hei  (Dowell  IV,  411—418). 

Eisen,  vor  dem  technischen  Aufschwang  der  britischen  Eisengewinnung  in 
Coke/j-IlohQfen,  romehmlich  Einfuhrartikel,  war  besonders  in  der  französischen  Kriegs- 
zeit erbeblichen  und  steigenden  Zöllen  unterworfen,  mit  starker  ditlcrentiellcr  Be- 
gttnsdgaog  des  Colonialproducts.  ZoUermässigungeo  erfolgten  1825  und  1842,  die 
AnfbeiMing  1845.  (Dowell  IV,  458—463).  —  Auch  die  anderen  rohen  Metalle 
und  andere  Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Industrie,  s.  B.  Farbstoffe  rind,  so- 
weit sie  fraher  bezollt  waren,  von  Zöllen  befreit  worden. 

§.  143.  —  3.  Beseitignng  der  LebensmittelzOlle  und 
der  darin  entlialteneii  landwirthschaftUeben  Sehntzzöll^ 
war  ein  dritter  leitender  Grandsatz  der  britiechen  Zollreform.  In 
baDdelopolitisehery  volks-  nnd  landwirtbacbaitticher  Beziebuug  wohl 
der  principiell  wichtigste  nnd  practisch  tiefstgreifende  ThetI  dieeer 
Reform  ist  diese  Maassregel  doch  iüi  die  liuanz-  und  steuerpolitische 
Seite  der  letzteren  nicht  von  so  grosser  practiseher  Bedeutung 
gewesen,  als  aodere.  Denu  das  FinauziuteresäC  an  den  bctreffendeii 
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ZoUeinkttiifteii,  wenn  die  Hohe  und  Einrichtang  der  Zolle  ttber- 
baapt  die  Einfohr  zaiiess,  war  doch  verhältnissmässig  untergeordnet, 

wenn  auch  in  einzelnen  Jahren,  je  nach  den  Ernten  und  Preisen, 
von  denen  bei  dem  System  der  „gleitenden  Scala"  die  Höht 
des  ZolU  mit  abbing,  die  ZoUerträgc  uicbt  ganz  uubcdeuteud 
waren. 

Principiell  wichtig  waren  aber  auch  in  steiierpolitisoher  Hin 
sieht  bei  dieser  Maassregel  die  mit  entscheidenden  Grlinde:  Ver 
brancbsstenern  tiberbanpt  nieht  mehr  auf  eigentliche  Lebens 
und  Nahrungsmittel  (Getreide,  Fleisch,  Fettwaaren  u.  s.  w.)  zt 
legen. 

Damil  wurde  ein  gerade  In  der  britlsdidB  Doctrin  hiige  rerbreiteter,  wenn  aod 
uach  seiner  pxnetiscbcD  Tragweite  ttbcrschätltar  theoretischer  Gmndsatz  der  Besteucraoi 

in  der  Praxis  anerkannt,  dass  solrlio  Steuern  verwerflich  seien,  weil  sie,  den  Prci 
mindestens  um  den  Zollbctrag  erhöhend,  den  Consamcnten  schwer  und  gerade  di* 
nnteren  Classen  mm  Theil  anigckehrt  progreeiir  belasteten. 

In  Enghnd  traten  dazu  noch  hosondcre  Bedenken  ^^  ^cn  la iid  w i  rt  Ii  sch  a f  t 
liehe  Schutzzölle,  welclie  in  der  That  ein  richtiires  uikI  wie  liti«: es  Moment  cothicltcn 
wenn  man  auch  bei  der  Annahme  der  rollen  Verwirkliclimig  dieses  Moments  nacl 
der  theoretischen  .Mo>;lichkeit  und  Tendenz  in  der  Praxis,  wie  gewöhnlich  in  do 
abstract-dednctiven  Nationalökonouiie  der  Briten,  vielfach  zu  weit  ging  und  di 
practischen  Gegenströmungen  und  Hemmungen  nicht  genügend  in  liechnuog  zog.  Bc 
der  ateigeaden  Bedeotong  der  Einfbhr  der  wichtigsten  agrariachen  Nahrongsmittel 
besonders  Korn  (Weizen)  und  Vieh,  gegenüber  der  heimischen  Production,  Cousuutio 
und  Prodiicüonsfahigkcit  wurde  nämlich  ans^cnommen .  dass  die  heimisclicn  Durch 
schuittspreise  Uberhaupt,  also  von  der  gc^iammtcn  Coasummcnge,  durch  die  Zolle  un 
gar  derch  die  nach  ihrer  Httbe  prohibitorlsch  wirkenden  Z6lle  kttnatUeh  stark  erhöt 
▼tirdcn.  Ebenso  schloss  man.  dass  die  Absperrung  der  fremden  Zufuhr  die  ein 
heimische  Production  nOthige,  l'ar  die  Deckung  des  Bedarfs  unter  ungünstigeren  Bc 
dingungen,  mit  höheren  localen  Kosten  zu  producircn,  —  nach  der  Ricardo'sche 
Lehre  ,4iUf  nuch  schlechteren  und  noch  cntleueiu  ren  Grundstücken''  und  .^nit  ncuci 
noch  vermehrten  Kapital-  und  Arbeitsserien  auf  den  bisher  schon  bi  hantcn  Feldern* 
Dadurch  stiege  abermals  der  „den  Preis  bestimmende  Productiouskosteusatz  des  unu 
den  ungünstigsten  Bedingungen  gewonnenen,  aber  znr  Deckang  des  Gesammtbedari 
noch  erforderlichen  letzten  Theils  des  Angebots".  Die  Consumenten  litten  demnac 
von  Neuem  durch  die  agrarischen  Schutzzölle,  auch  das  Minimum  der  Arbeitslöbn 
müsse  daher  steigen  und  „die  luduatrielieu  höhere  Lohne  zahlen,  welche  die  Cox: 
cnrrenz  mit  dem  Ansland  erschwerten**.  Diese  in  England  rollonds  damals  Torbmltel 
Ricardo'schc  Lehre  zieht  sich  wie  der  rotlic  Faden  durcli  alle  freihändlcriscli*  ii  Beweii 
l'dhrungen  hindurch.  Diese  Argumentation  ^^egen  die  „Kornzölle'*  wurde  aber  wiedcrui 
nnter  britischen  Verhftltnissen  besonders  zwingend:  weil  nach  der  Agrarverfassung  un 
den'  iMSStebcnden  Grundbesitzverhiiltnisscn  von  all  diesen,  ans  der  „mehrfachen  n< 
Steuerung  des  Volks"  hen'onrelienden  Vorthcilcn  wesentlich  nur  die  kleine  Classe  d< 
Landlords  profitire.  Schwerlich  würde  mau  bei  verbreitetem  bäuerlichen  Grundeigei: 
tbvm  so  Idcht  sich  tkber  die  ländlichen  Intersssen  zn  Gonsten  der  industriellen,  oon 
merciellen,  städtischen  und  Consumenteninteressen  hinweggesetzt  haben. 

Es  giebt  keinen  interessanteren  und  lehrreicheren  Theil  der  britischen  handcl 
politischen  und  Zollgeschichte  als  die  „Kornzollfrago'*  seit  der  ßestauration  der  Stuart 
Aber  die  g-enaaore  Verfolgung  dieser  Frage  in  ihren  wechselnden  Phasen  gehört  wied« 
nicht  in  »Ties  Fiiian/wrrk.  Die  vielerl'-i  trelflichen  und  r<'ichhaltiu:en  Be.ul)>  it(iiiir» 
dieses  Themas  geben  das  Material  nahezu  erschöpfend,  aber  die  Beweisführung  i 
gewöhnlich  gar  n  einseitig  aus  dem  „verführerisch  einfachen"  freihändlerisch« 
Gesichtspuncte.  Von  diesem  aus  werden  eben  die  wctiteron  Zusammcnhäii  g 
solcher  Fragen  nnd  der  Sotschcidongen  derselben  mit  der  K  ich  tan  g  der  rollet 
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virtlitchaftlicheii  GeitmmtentwicklQng  und  iasofern  mit  den  Sehicktiil' 
des  (ftiiB6B  Volks  und  Suatt«  in  der  Tendenz,  ausschliesslich  das  „rein  ökono- 
misrho  Moment"  zu  würdigen,  unberiulisichtigt  gela-jsen.  Erst  eine  freilich  wohl 
noch  nicht  ganz  nahe  Zukunft  wird  cndtciitig  ihr  Unheil  über  die;^  Politik  fällen 
UloiieQ.  Manche  Anzeiches  bab«i  dcli  «W  scbon  elni^Mteilt,  die  das  optimiütischo 
ürtheil  der  Freihändler  mindt^sti-ns  einzuschränken  n^thisren.  S.  über  dio  Kornzoli- 
politik  imd  VerwandtM  \m,  Tooke,  in  den  Abschni'ten  von  den  Kornpreison,  auch 
passim  in  ptit  IV,  toL  T  (FrelhindokiMlItik),  pag.  8tfl  ff..  43$  (bei  Asher  II.  188, 
214V.  LeTi  p.  218  ff..  292  ff.:  Richelot  I,  109—134,  27S— 417:  Bastiat,  Cobdon 
♦^t  la  liene.  oeuvrc-s  vol.  III.  üebcr  die  finanzielle  Seite  Dowcll  IV.  7— 19  (Korn, 
Vieh,  Fleisch,  Butter,  Käse).  Ueben»icbt  der  Weizenzoliu  (.welche  auch  die  Norm 
ftr  die  im  VerhlltDiw  dato  beaoIltMi  anderen  Koniarton  bilden)  bei  Vocke  6.  855 
(1660—1864) 

Efigriand  war  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Tnhrhunderts  aus  einem  korn- 
atisfuhreadcn .  freilich  dafür  bereits  Ausfuhrprämien  uiil  anwendenden  Lande  ein 
■ebiftch  schon  Korozofuhr  bedürfendes  gewurden.  Während  der  französischen  Kricirs« 
zeit  wechselten  unter  dem  Eiufluss  der  Ernten  und  der  politischen  Ereignisse  die 
llaassregcln.  Zeitweilig  (lb04}  bestand  eine  grossstnfige  .^leitende  Scala"  (d.  h.  die  £iu- 
riebtiing,  daas  der  ZoU  in  nngekehrter  Richtnng  wie  def  Preis  sich  Inwegt),  mit 
mi^sigeu  Sätzen  bei  Oiohen)  als  wOnschenswerth  geltenden  Preisen  (6.3 — 66  sh.  p.  Qu. 
W  eizen.  2V2  sh.  bis  6d.  Zoll)  and  einem  sehr  hohen  EinfuhrzoUr^atz  (24'/4sh.),  wenn  dor 
Preis  unter  diese  Grenze  fiel.  1815  trat  dann  Zollfreiheit  beim  Preise  von  80  sb., 
dem  anseaouunt-ncn  „nothwendigen  Henumeratioii^preis"  (Oolonialprodnct  etwas  nie- 
driger), darunter  aber  Ein  fu  h  rve  r  lud  «in.  Da  die  Markt|ir<  i-i.'  viel  niedriger  waren, 
lu>nute  eine  Einfuhr  nicht  statttindeu.  1822  kehrte  mau  zu  einer,  wenige  Stufen  cnt- 
knhaaden  gleitenden  Seals  inraek,  mit  verscbiedenen  Sitzen  fitr  Colesial-  und  firemdes 
Eotu  (letzteres  höher),  auch  meist  prohibitorisch  nach  den  Preisstellungen. 

Dies  System  mirde.  nach  kleineren  Veränderungen,  182S  wieder  für  länger 
festgesetzt.  Die  Scale  wurde  dabei  für  den  Weizen  ,.feiuer'%  d.  h.  in  kleineren  Stufen 
gebUdet:  bei  66—67  sh.  p.  Qo.  Preis  war  der  Zoll  31*/«  >h..  stieg  dann  vm  1  sh. 
mit  jedem  1  sli.  des  Ppis  si  n  k  e  ns  und  fiel  in  etwas  stärkerer  Progression 
mit  dem  Preiasteigen:  bei  67 — 68  8h.  Preis  IS'/aSh.  ZoU,  bei  66— 6U  16%.  bei 
69^10  13«/,.  bei  TO— 71  bei  71— 7J  6%,  bei  72—78  2«/,,  bei  Ober  78  sh. 

1  sb.  Zoll.  Diese  ..sinnreiche"  Zollscala  muss  man  doch  mit  Tooke  u.  a.  m.  uls  eine 
Ijedenkliche  ..Prämie  für  den  Specu lauten*'  bezcichu'-n  ,  eine  Finrichtumr ,  die 
ihren  Hauptzweck.  Erhaltung  leidlicher  Pi-eisstabilität,  nicht  errei(  hr  und  zu  gross«;n 
Schwanknngen  der  Einfuhr  nnd  der  ZoUeinktlnfte  fahrt:  denn  sie  veranlasst  den  Kuin- 
handel  zu  möglichstem  Abwarten  hoher  Preise  und  br-,timmt  ihn  vollends,  selbst  darauf 
hinzowirkeu,  weil  ur  dann  am  Preise  und  ZoU  zugleich  gewinnt,  worauf  sofort  rasch 
Maasen  einclarirt  werden,  weiche  den  Preis  alsbald  wieder  drucken.  Einftthr  ren 
Weizen  lS2f»— :!1  ir.G3-  1001— 2304,  ls.^4— 36  17l>— 06— 241  Tkusend  Qu.  (Tooko- 
Asher  II,  520).  In  dem  ziemlich  sUcken  Einfahijahre  1840  (2482  Tausend  Qu.)  war 
der  ZoUertrag  1.157  MiU.  Pf.  St. 

Unter  dem  Einfloss  der  freihftndlerischen  Bewegung  und  speciell  der  „Anti- 

ko  r  :i  u  •  - '  f  z  -  Li  ga"  von  ( 'ubden  .  Rright  und  Genossen  kam  dann  die  Kornzollfrage 
1^42  Ü.  wieder  in  Fluas  und  wurde  durch  die  irische  KartoH'clkrankhcit  noch  rascher 
zu  einem  Absclüuss  fast  ganz  im  freihändlerischcn  Sinn  gebracht.  Peel  setzte  1S42 
noch  einmal  eine  neue  gleitende  Scala  mit  niedrigeren,  aUo  der  Einfuhr  günstigeren 
Preissitzen  fest  «bei  51  sh.  und  darunter  20  sh.  Zoll,  bei  66 — tiU  sh.  0  sh.,  bi  i  75  sh. 
and  mehr  1  sh.  ZoU).  1846  wurde  diese  Scala  wieder  etwas  günstiger  gestaltet, 
agieich  aber  bestimmt,  dass  wom  1.  Februar  1849  an  Korn  zu  dem  fSosten  Zollsatz 
Ton  1  sh  p.  Q'i  '  in-refuhrt  werden  k^Jnne,  bei  normalen  Preisen  ca.  2  '/o  ""^  etwas 
mehr  oder  weniger  (Gesetz  und  10  Vict.  c  22  von  1S46).  Ertrag  z.  B.  1664/65 
(Mioim.)  568,660  Pf.,  1868/69  898.066  Pf.  (Stat  abstr.).  Anoh  diese  „Rogistrirnntn- 
nbtfnbe**  fiel  rem  I.Juni  1869  an  fort,  nachdem  sie  vorher  ilH04^  noch  in  einen  (f<>wicht8- 
zoll  von  3  d.  p.  enirl.  Cenfnor  jeder  Art  Getreide  umgewandelt  worden  war.  Die  bei 
dic&et  Politik  mibpielende  Erwägung,  England  zum  grossen  Zwischen handelsplatz  in 
6eti«ide  werdeu  zu  sehen,  ist  eigentlich  nicht  in  Erfüllung  gegattfen.  Denn  der 
Espoit  ist  ziemlieb  unbedeutend,  das  fremde  Oetreide  bleibt  fitfl  ganz  l&r  den 
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heimischen  Consum  im  Inlaodc.  Die  Freite  biud,  vollends  in  Qüoester  Zeit,  erheblich 
gevioben.  Grossbritannien  bezieht  auch  bei  normale q  ,  j»  b«  goton  Ernten  mehr  als 
die  Hälft»!  des  Bedarfs  an  seinem  llauptbrotstotl  Weizen  aus  dem  Ausland.!,  bei 
schlechten  Ernten  schon  drei  Viertel.  Die  gtlnstigeu  wie  die  auch  recht  ernsten 
Folgen  hierron  sind  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  tn  erOrtera.  (Ueber  den  britischen 
Getreidehandel  u.  s.  w.  Statiä  tisch  es,  mit  Commentar  in  freih&ndlcriächer  Be- 
leuchtung, in  ?.  Neumann  -  Spallart,  (Jebeisichten  der  Weltvixtliscbaft,  Jahq;. 
1881—82,  Stuttg.  1884,  S.  121—127.) 

Wie  mit  Getreide  ging  es  mit  Yieb*,  Fleisch  n.  s.  w.  INe  Yabote  oder 
fSrbolftrtig  wirkenden  Einfuhrzölle  machten  1S42  mässiircn  n  Zöllen  Platz,  die  meist 
schon  1646,  der  Kest  1S53  aufgehob-  ii  worden  sind.  Nicht  in  dem  Maasse,  wie  bei 
Korn,  auch  vornehmlich  erst  in  neuester  Zeit,  aber  gleichfalls  doch  bedeutend  hat  die 
Einfbbr  zngenommeo,  wozn  die  Verbesserung  der  Communicationsmittel  besonders 
beitrug  (Neu mann,  üebereichlcn  a.  a.  0.  S.  1B5).  —  Der  1846  reducirtc  (früher 
für  britisches  Colooialproduct  massigere,  auch  für  Einfuhr  in  britischen  Schitfen  er- 
misaigte)  Butter  soll  wurde  1853  wdter  erm&ssigt  (halber  Satz  für  britisches  Golonial- 
prodoct),  1860  anfgehoben.  Die  Einfuhr  hat  sich  colossal  gesteigert.  Ebenso  ging 
es  mit  dem  Käse  zoll  lonnässisrt  IS42.  I'^-15,  1853,  aufgehoben  ISGO)  um!  mit 
anderen  verwandten  (.so  fUr  übat,  frische  Stldfrttchte),  auch  mit  dem  BoiszoU  (frei 
seit  166S),  01i?endUoll  (firei  seit  1845). 

§.  144.  —  4.  Kill  vierter  Grundsatz  der  Zollrerorin  war  der 
Bruch  mit  dem  Schutzsystem  iUr  Fabrikate,  indem  seit 
dea  lö20er  Jahren  die  etwaigen  Einfuhrverbote  (so  auf  Seide u - 
waaren)  aufgehoben,  die  Zrdle  ermässigt  and  schliesslich  (1860) 
im  Wesentlichen  vollstundig  beseitigt  wurden,  nur  mit  denjenigen 
Ansnabmen,  welche  das  Accisesystem  für  einheimisohe  FabrUcate 
bedang.  Da  aber  in  diesem  auch  die  meisten  ehemals  belasteten 
Artikel  freigegeben  worden  (o.  S.  279),  so  konnte  anch  der  Zoll- 
tarif von  den  entsprechenden  GompensatiooszOllen  entlastet  werden. 
Die  verbliebenen  Fabrikatzölle  betreffen  daher  nur  noch  Spirituosen 
und  Gegenstände,  bei  denen  Spiritus  zugesetzt  ist,  demnach  wescnt 
lieh  Finanzzöile  auf  diese  Artikel.  Die  Z<dle  auf  Tabak- 
fabrikate  sind  vornehmlich  ebenfalls  nur  Finanz zülle  und 
unten  beim  Tabak  mit  zu  erwähnen  (§.  148).  Die  finanzielle 
Einbusse  an  Zolleinkttnftcn  in  Folge  der  Aufhebung  der 
Scbutzzülle  auf  Fabrikate  war  bei  der  erreichten  Entwicklung  dei 
beimischen  Industrie  nicht  erheblich,  denn  Grossbritannien  ging  ja 
erst  zum  Freihandel  anf  diesem  Gebiete  über,  als  es  in  den  meisten 
und  wichtigsten  Industrien  der  Ueberlegenheit  Aber  das  Ausland 
Ük  Qualität  nnd  Preis  sicher  war. 

Wetten»  Eingehen  anf  dieaen  Panel  rnnm  bei  der  dvielians  Yonriege&den  linn- 

delspoli tischen ,  nicht  finanzpolitischen  BedeOllUig  desselben  hier  unterbleiben 
(S.  n.  A.  Vocko  S.  320 — 826.)  Die  practi^ch  wichtigst«  Einzclfrago  betraf  Sei  den 
fabrikate,  deren  Einfahr  im  Interesse  der  heimischen,  aus  Frankreich  und  uicis 
dorch  Hugenotten  übertragenen  Soideninduätrio  1765  verboten  worden  war.  EiO' 
MaassrcRcl,  die  auch  indische  Waare  traf.  Bei  dem  Artikel  war  indessen  auf  de 
relativ  leichtea  Schmuggel  fiUcksicht  zu  nehmen.  Haskissou's  Tarif  von  Ib'l, 
aattto  an  Stelle  den  Yerbott  derEinfolir  Zolle  fon  25— 30— 507«  ^  Wenl».  Aa<sl 
in  der  PeeriolMB  Reforn  ei&lgten  taaichit  bei  dieieoi  Aitiliel  ani  ZoIlMMliictloiiei] 
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die  Aufhebaog  dioses  wie  anderer  als  kleiner  Beil  noch  rerbliebencr  Fabrikaten/öllo 
g«-sch;ih  nach  dem  französisch«  !»  Ilniideldrcrtraf^  von  l^'HO.  An  Eiiikiuifteii  von  Seidi-n- 
waarcn-ZölIeu  entfiel  dadurch  damab  307,000  Pf.  Sl  (Stat.  abair.)-  Auch  die  übrigen 
FnMkntiAUe  (8pinn*  nnd  Webwuren,  Teimrbtltete  Mefalle,  Poreelhm-,  GlatWBareB, 
r  !  rwaar  -n  a.  s.  w.)  sind  meistens  in  der  Uuskissoii'sch<'ii  IN  ri  .ik  von  der  verbot- 
artigen  Höbe  herabgesetzt  vorden.  Durch  die  an  den  iranzOsischen  Handels- 
vertng  sich  anschliessenden  Reformen  wurde  mit  dem  kleinen  Reet  auch  dieser  Zolle 
Mfgcräumt  (ZoUelobusse  dadurch  I.  B.  an  Lederwaaren  73  ODO  Pf.  St.).  Noch  sei 
erwähnt,  da«  u.  A.  für  Seidenwaaren  ehemals  A u s f n  h r  pr ii m ie n  bestanden 
hatten,  anderenieit«  im  Interesse  der  £rhaltung  der  Ucberlegcuhoit  gowisäcr  lodu&trien 
die  Amfahr  geviaser  Werkzeuge  und  UMchfnen  r erboten  gewesen  war  (wie  «leli 
di''  Au>wranderang  gewisser  Arbeiter).  1^21 — 25  war  dio  Aiiflicbiinu:  j'Mi-  r  Maschinen- 
nosfuhnretbote  nacli  commissiooelter  Untcnuchung  angereiht  worden,  aber  noch  nicht 
dorelmMtzen  gewesen.  Sie  erfolgte  nach  erneuter  Prtkfting  erst  1848. 

§.  145.  —  5.  Ein  fUoi  ter  GrundfiaU  der  briUsohen  Zollreform, 
luii  Theil  nur  eine  Conseqnenz  der  anderen  genannten  Grundsätze^ 
war  die  BesehräBkniig  des  Zolltarifs  auf  wenige  ergiebige 
FinanszoUartikel  aas  der  Colonial-  nnd  Haterialwaaren- 
branehe  (Thee,  Kaffee,  Gaeao,  CorintheD,  Rosinen, 
.  aoaaiige  troekeoe  Sfldfrfiebte,  Tabak,  früher  Znoker),  dann 
Wein  nnd  fremde  Spiritn.osen.  Der  finansiell  zweekmllssigen 
Geataltnng,  namentlich  der  genügenden  Ergiebigmachnng  dieser 
ZOUe  kam  es  an  gute,  dass  es  sieh  snmeitt  nm  Artikel  fremder 
Natnr-  nnd  Prodnctionsmonopole  handelt,  welche  im  Vereinigten 
Königreich  entweder  nicht  erzeugt  werden  können  (Tliee,  Kaffee, 
Cacao,  IStldfrllclite,  Wein,  leine  Hranntweine  aus  Wein  und  tro- 
pischen Productcn),  oder  sieh  wenigstens  in  der  inliindiselicn  Pro- 
duction  nieht  wie  auf  dem  Contineut  eingebürgert  haben  (KU  ben- 
zuck er),  oder  durch  gesetzliches  Anbauverbot  ausgeschlossen  sind: 
der  wichtige,  für  die  ganze  Hesteuerungsart  und  Höhe  eutscheidcnile 
I'UBct  bei  Tabak.  So  kam  die  F i n a n z zoUt'rage  nirgends  iu 
Conflict  mit  der  Schutzzolltrage,  nnd  konnte  die  HezoUung  ledig- 
lich nach  den  für  richtig  j^ebaltenen  stenerpolitiscben  Grnnd- 
fitzen  eingerichtet  werden. 

Bei  einieinen  Coloniaiwaaren,  besonders  bei  Zucker, 
Kaffee,  kamen  früher  allerdings  auch  in  den  Zdllen  oolonial* 
scbnts-politische  Rüeksiohten  nnd  zeitweilig  einmal  «elbst 
bestimmte  „ethische",  wie  in  der  Begünstigung  des  Prodncto 
„fireier''  gegenüber  dem  Prodoct  der  Selavenarbeit,  zur  Geltung,, 
wodurch  das  reine  Finanzinteresse  geschädigt  wurde.  Aber  mit 
dem  Fallenlassen  dieser  liTebenrUcksichten  lindert  sich  das. 

Die  speci lisch  eigenthUnilichen  Consumtionsver- 
hiiltnisse  (Zucker,  Tiiee,  Spirituosen)  und  die  insulare  I-age 
des.  Landet; )  welche  letzte rp_z war  nicht  eiue  Ueberwältiguug  aber 
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aUm&blioh  doeh  eine  binlänglich  erfolgreiche  Bekämpfung  des 

Schmuggels  ermöglichte,  gestatteten  es  dann  auch,  das  an- 
genommene Finanzzollsystem  tinauzicll  so  ergiebig  durchzutuhreu, 
wie  es  geschehen  ist. 

In  der  Regelung  der  Zollsätze  und  hinsichtlich  der  defini 
ti?eD  Beibehaltung  oder  Aufhebung  der  aus  den  älteren 
Tarifen  Überkommenen  Finanzzollposten  kamen  verschiedenerlei 
Principien  in  diesem  Jahrhundert  zur  Geltung. .  Nach  freihändle- 
rlsohem  Grundsats  and  nüt  Rttekeieht  auf  das  Goneumenten- 
intereese^  nebenbei,  aber  ausser  bei  Spirituosen,  Tabak  kaum 
irgend  bemerkenswerth,  auch  des  Schmuggels  wegen  wurden  fUr 
wichtige  Artikel  die  Zollslltse  ermftssigt,  so  bei  Thee,  Kaffise, 
Cacao,  Corinthen,  Rosinen,  Zucker,  Wein,  auch,  und  zwar  schon 
früh,  bei  fremden  Spirituosen,  Rum.    Bei  Zucker  ftihrte  diese 
Richtung  der  Politik ,  nach  vorausgegangenen  starken  Zollredoc- 
tionen,  sogar  zur  Authebung  des  Zolls  (1874);  eine  auch  unter 
britischen  Verbältnissen  tinanzpolitisch  kaum  zu  billigende 
Maassregel.   Die  Zollreduotioncn  waren  häufig  von  Zunahmen  der 
Einfuhr  und  des  Oonsnms  begleitet,  welche  wenigstens  mit  auf 
diese  Rednction  zurttcksnftbren  sein  werden,  so  dass  die  ZolU 
casse  den  Ausfall  allmfthlich  wieder  ersetst  erhielt  Aber  gleioh- 
mSssig  und  entsprechend  haben  sie  diese  Wirkung  nicht  immer 
gehabt  Mitunter  ist  dieselbe  auch  ausgeblieben,  wie  bemerkene- 
werther  Weise  bei  Kaffee,  dessen  Einfuhr  zum  Consum  nach  der 
erheblichen  Zollermässigung  von  1872  (von  28  auf  14  sh.  per  eog- 
lischen  Centner)  sogar  fast  beständig  weiter  abgenommen  hat, 
sodass  die  Staatscasse  einen  l)]eihenden  Ausfall  erleidet  (§.  146Y 
Ein  Beispiel,  dass  die  freihiindleriscbe  Lehre  von  der  steten  fiuaD  - 
zi eilen  Yortheilhaftigkeit  der  Zoll-  und  Steuerreductionen  auch 
schon  unter  britischen  Verhältnissen  auf  einer  zu  weitgehenden 
Generalisation  bmht  Es  kommt  eben  ancb  noch  auf  andere  Fac* 
toren,  besondere  auf  die  Consumtionssitten,  an.  Der  Weiasoil 
zeigt  nicht  ganz  Dasselbe,  aber  Aehnliches  (§.  149). 

Wesentlich  fiscalische  Rtteksiehten  haben  die  Zollgesetz 
gebnng  bei  Tabak  und  Spirituosen  geleitet.  Daher  hier  nui 
Zollreductionen  des  Schmuggels  wegen  und  zur  Gleich 
Stellung  der  Spirituoseir/jille  mit  der  inländischen  Accise 
sonst  aber,  wie  bei  letzterer  und  hier  auch  bei  dem  Mitspreehei 
sanitäts-  und  sittenpolitischer  Erwägungen  (o.  S.  287),  möglichöt« 
Bochhaltung  und  eventuell  noch  Erhöhung  der  ZöllCi  obn« 
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wtäm  Bitekdebl  anf  das  iii«rea&ti1e  and*  anf  das  Consiimenten' 

hiteresse.  Bedenken,  anf  diese  Art  die  Consnroenten  von  Spiritnosen 
und  Tabak  in  unverljaluiissmUssig  starker  Weise  für  die  Deeknng 
des  Staatsbedarls  zu  belasten,  haben  sich  nieht  besonders  geltend 
gemacht,  sind  jedenfalls  nieht  practiseh  wirksam  geworden,  ho 
weDig  wie  bei  der  iuländisehen  IJranutweinaccise  (8.  2b7).  Im 
iMaliaeben  Interesse  hat  man  sich  auch  nicht  gescheut,  das  Licenz- 
•jstem  der  Gewerbetreibenden,  Händler  und  Debitanten  anf  Tabak 
wä  «usiidebDeD.  Die  fieatenening  der  fremden  SpirUnosen  Ut 
WBst  obne  flchatzaOllnerisehe  Nebenabaiebten  mit  der  inl&ndiaeben 
Braoatweiiiaoeifle  in  Uebereinstimmnng  betrefib  der  Hohe  der  Steuer 
ittxe  gebracht  worden.  Der  leitende  Gmndsatz  ist  anch  hier  die 
fiemcssung  der  Steaerhöhe  nach  der  Alcoholstärke. 

Auch  die  Weine  werden  jetzt  mit  iiiifli  diesem  Trineip  be- 
steuert. Daher  ist  jetzt  bei  allen  drei  steueiptiiebtigen  Getränken, 
Bier,  Branntwein,  Wein,  dieses  wichtige  Moment  in  der  Besteuerung 
berücksichtigt  und  iu  die  letztere  so  eine  Art  Qualitäts-Steucrt'uss 
lowie  eine  gewisse  prindpielle  Uebereinstimmung  gebracht  worden. 
Dem  Licenzsystem  unterliegt  der  inlttndisobe  Weinverkanf  nnd 
Atasebank  ebenfalls  (§.  158). 

Abgesehen  hiervon  bleibt  es  aber  ein  wesentlieher  Mangel, 
dsss  bei  den  2S0Uen  fast  kein  Qnalittttsstenerfnss  besteht^ 
bei  Tbee,  Wein,  Branntwein,  Kaffee  nnd  den  kleineren  Artikeln 
gar  nicht,  bei  Tabak  nnd  Tabakfabrikaten  in  der  Hauptsache  anch 
nicht.  Die  z.  H.  bei  Thee  öfters  erörterte  IVage,  einen  solchen 
Sieuerfuss  einzuführen,  ist  bisher  wogen  der  znlltcchuischen  Schwie- 
rigkeiten und  wegen  der  Gefahren  des  l  nterschleifs  verneinend 
entschieden  worden.  Bei  Artikeln  von  so  grossen  Qualitütsver- 
aehiedenbeiten  wie  den  genannten  und  bei  Consumtionsverhältuissen 
wie  sie  in  Grossbritannien  bei  Thee,  Tabak,  Wein  vorliegen,  ist 
diss  ein  entschiedener  Mangel:  die  Consnmenten  der 
ordinäreren  Sorten  werden  relativ  stärker  belastet 

Die  grosse  Vereinfachang  des  Zolltarifs  hat  aoch  die  Folge, 
Isss  das  steoerpolitiseh  nicht  nnbereehdgte  „Laxnsstener- 
clement",  welches  gerade  im  Zollwesen  dnrch  angemessen  hohe 
Bezollnng  von  feineren  Cousumptibilicn  der  woblliabenderen  Clausen 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  in  das  Steuersystem  aufgenommen 
werden  kann,  ganz  entfällt.  Die  sogenannten  directen  Luxus- 
steuern  bilden  daftir  einigen,  aber  keinen  ausreichenden  Ersatz, 
ToUends  seitdem  sie  im  Vereinigten  Königreich  ebenfalls  beschränkt 


Digitized  by  Gc) 


314        6.  B.  2.  K.  Stomrraoht  1.  U.-A.  1.  A.  EogUnd.  146. 

worden  sind  (g.  155).  Doch  ist  einsarftamen,  das«  die  direeten 
Stenern  (Bin kommenstener)  nnd  die  Erbeehaftsstenern 

das  Ziel,  das  eine  ,,Liixasbesteucrung"  verfolgt,  besser  erreicheu, 
wenngleich  in  der  heutigen  britischen  Besteuerung  auch  noch  nicht 
soweit,  wie  es  möglich  und  richtig  wäre. 

§.  1-16.  Dio  einzeltfen  HAnptartikcl  dor  Zölle.  S.  ausser  dun  anderen 
genannten  Werken,  den  Keports  der  commissioncrs  of  '  iisforns.  den  statistischen  D.iten 
iu  den  SUtUt.  abstncts  bes.  Vocko  S.  327 — 349  (bis  Iböö)  und  uameutlich  Doveli« 
Tol.  IV,  der  auch  hier  jedem  einzelnen  Han|»taTtikel  eine  eiogehendero  Daistellang 

'  iin  r  /oll^cschichtc  ond  seiner  Bcdcutang  in  Handel  und  Cousumtion  widmet  Dio 
fol-rtii  1'^  l  rl)t'rsiclit  ist  wcg;cn  des  oben  schon  erwähnten  Sachverhalts  (S.  296\  dass 
die  ciiizulucii  wicbtigcreD  britischen  I-iuauz2ollartikcl  eine  allgcmeiu  luhireicbc  ZoU- 
geschlchte  f ehabt  haben«  etwas  ^ngofaendor  gehaltem,  ab  daa  aoott  fir  mmn  Zveeice 

lui  anderen  Ländern  «geboten  wäre.  Gerade  der  britische  „Zoll"  ist  eben  ein  System" 
im  Kleinen  fur  sich  und  ein  Haupttheil  des  britischen  Steuer-  und  besonders  des 
Verbrauchssteuer  Systems.  Als  Grundlage  hat  dieser  Dareteliung  roruehoüich  DoweU's 
Work  gedient,  wen  b'ii  aber  andere  DarsteUangeB  (Vocke,  Forter,  Tooke,  Levi. 

Hichelot)  und  di.-  amtlichen  Statistiken  nnd  Documentc  mit  bonut/t  wurden,  wonach 
Manches  ergänzt  und  Einiges  berichtigt  wurde.    Bei  Vockc  einzelne  Irrthumer. 

1.  Theo  iVocke  S.  330-335,  Dowell  IV.  241— 250).  Der  Artikel  hatte  sich 
schon  im  18.  Jahrhundert  immer  weiter  in  der  Gonsumtiou  verbreitet  und  begonuen. 
Nationalgetr&nk  zu  weiden.  Er  hatte  auch  damals  schon  woch^einden  Bostencrungs- 
grandsatzen  unterlegen  und  eine  17S4  erfolgte  starke  Roilu  tion  des  Steuersatzes  durch 
rasche  aussorordentlicho  Steigorung  der  legitimen  Einfuhr  für  die  t'iuaiizeu  sich  so 
einigermaasaen  bezahlt  gemacht  (s.  schon  o.  8.  189).  Aber  in  der  f^nzOsischoii 
Kriegszeit  hatte  dio  Finanznoth  doch  zn  allmlhlidien  neuen  und  bedeutenden  Er- 
höhungen der  Steuer  gezwungen,  wobei  dann  dio  lesritimc  Einfuhr  zum  Consum 
wenigstens  nicht  stieg,  aber  die  Einnahme  doch  von  5^0,000  in  179Ü  auf  4.06  MUl.  Pf. 
In  1815  wacfefl.  Der  Thea  onterstand  der  Acclsa,  die  fieMüefnng  erfolgte  hei  d&n 
Tli'  cauctionen  der  ostindisrhen  Coinpagnic,  welche  das  Monopol  der  Einfuhr  bis  1**34 
hatte.  Diese  Verhältnisse  Hessen  die  Worth bestcuerung  zu,  die  bis  zur  Aufhebunfu: 
jonea  Monopols  und  bis  zur  gleichzeitigen  HinQberstellung  des  Thces  von  der  Accisc- 
znr  Zollverwaltung,  d.  h  bis  l^.'M.  bestand.  Iiis  1805  zwei  Qualitätsfusse,  zuletzt  von 
65  und  !•.•>  vom  Werth  für  Theo  bis  2Vj  i^b.  per  PfunJ  nii-l  für  theuroren  Tho.^ 
ISUb  trat  aber  der  Einheitssatz  ron  i>C%  ein,  bis  IblU,  wo  wieder  eine  kleine  Dittb- 
lenz  gemacht  wurde:  96%  fttrThee  bis  2  8h.  perPfiind,  100*/»  ^r  thenferen.  Mi 
den  erw&hnten  Veränderungen  im  Jahre  1S34  trat,  wohl  mit  Nothwcndigkeit ,  cii 
anderes  Zollprincip  ein:  specifischer  Zoll,  aber  mit  Qualitätsfuss  nacl 
3  Sorten  (P/,.  2'/V  i>b.  per  Pfund),  wobei  sich  indessen  die  sichere  Sortcnuutcr 
Scheidung  zolltechnisch  zu  schwierig  erwies.  Daher  seit  1886  Einheitsfass  voi 
2  sb.  1  d.  für  das  Pfund  Tbce,  seit  1S40  mit  dem  allgemeinen  5  Zuschlag,  de 
damals  eintrat  (daher  2  sh.  2V4  d.).  Einfuhr,  Consum,  Zollertrag  nahmen  bcst&udii 
zu ,  obgleich  der  Zollsatz  für  Durchschnittssorten  immer  noch  200  */•  des  Preise 
betrag.  Eine  schrittweise  Ermässigung  dos  Zolls  erfolgte  aber  eist  TOn  I8B3  an«  ii 
Consequenz  der  Grundsätze,  welche  die  Zollreform  beherrschten,  nur  noch  cinma 
etwas  verzögert  durch  den  Krimmkrieg.  Der  Zollsatz  kam  so  von  1S52 — lb37  voi 
2  sh.  2V*  d.  auf  1  sh.  6  d.  per  Pftind,  eine  Yerminderong  um  S5  Vo<  wahrend  dt 
Zolleiniiahmc  nur  um  15%«  definitiv  nur  um  7 sank.  Diese  Erfahrung,  vi-rbundc 
mit  der  Finanzlage  und  principiclleu  sfeuerpolitischeii  Erw-riuniiigen  führte  IStiil  /u 
Herabsetzung  des  Zolls  auf  1  sh.,  1^65  sogar  auf  G  d  ,  dem  nuch  jetzt  geltenden  Satz« 
Bei  demselben  hat  sich  allerdings  die  Einnuhmc  einige  Jahre  laug  auf  etwas  wenige 
als  die  H.ilfte  der  Einnahme  beim  Zoll  vnn  17  d.  vormindcrf.  Aber  mittlerweile  i: 
in  den  letzten  Jahren ,  allerdings  also  erat  uach  ca.  16 — 20  Jahren,  bei  dem  imm< 
mehr  steigenden  Theeconsoa  mt  ZeUertosf  wieder  aof  80  %  tind  mehr  dcsjcnigc 
beim  Zollsatz  ron  17d.  gewachsen.  Es  war. 
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Einfiilir  zuia  Coosuin 

Zollertrag 

(1000  Pfund). 

(1000  Pf.  St.). 

1S15 

25.918 

4.058 

1840 

81.252 

S.47S 

1852 

54.713 

5.984 

1S5S 

73.217 

5,186 

1S62 

78.794 

5.485 

1S66 

102.265 

2.600 

1871 

123.401 

3.079 

1S78 

157.397 

4.162 

1884 

'  182.408 

4  796 

19fi5 

1.1S7 

Per  Kopf  der  Bevölkerung  war  der  Tbccconsum  1861  2.69,  1871  3.92,  1881 
AJSS,  1SS5  5.02  Pfand  i^Sut  abstr.). 

2.  Kaffee  (Vocke  8.  345— S47,  Dovell  IV,  251—256,  Gicborionstoner 

cb.  S.  257  ff.,  Vocke  S.  .Ilö,  und  oben  hoi  d.-r  Accise  S.  2*^01  Der  Artilwl  hat  bei 
allem  Wecliscl  der  Zollpriucipien  und  ZoilsäUe  und  troU  der  ucucreu  starkeu  Ver- 
iBiuderanr  der  letzteren  im  britiscben  Gonatun  nicltt  die  leitoode  Stellung  wie  bei 
anderen  Völkern,  z.  B.  den  DeDtschcn  orlanst.  Wie  schon  bemerkt:  ein  nicht  un- 
wichtiger Beleg  dafür,  dass  die  „Zollitolitik"  ni<  ht  iler  so  allL'omein  entscheidende 
Factor  für  Handel  und  Couäum  ist.  wie  die  rrcihändler  annehmen.  Im  vorigen  Jahr- 
hundert hat  a]|ei>diiig8  eine  reroaeftige  Ermässigung  der  tlberboben  Zölle  (1784)  gute 
Folgen  für  Consuin  und  Finanzen  pcli.ibt  In  den  französischen  Kriesrcn  erfolgten 
oeae  starke  Zollerhöhungeu,  doch  schon  l^OS  wieder  Ermässigungoo.  Störend  und 
BachtheUig  auch  für  die  Finanzen  war  aber* das  Differentlalzollsysteiii,  zu 
Gunsten  des  westindischen''  britischen  Colonial-  und  in  geringerem  Maassc  des  ost- 
indiscbcn  Kaffees.  Dadurch  traten  einerseits  uionopoÜstischo  Preisstellunp'cn  ein,  so 
dass  der  niedrigere  Zollsatz  für  Colonialk.ifFce  nicht  entsprechend  zur  Geltung  kam, 
andererseits  kreuzende  Einflüsse,  indem  ..rreniil.i  '  Kallec  behufs  Erlau^unir  des 
massigeren  Zolls  zuerst  nach  dem  Cap  verschilft  wurde  (Richelot  I,  ISU,  Edinb.  Key. 
1841,  No.  146,  Artikel  Uber  customs  duties,  Kcp.  v.  1840,  s.  o.  S.  297).  Die  ZoU^Uo, 
anch  der  niedrigste  Satz,  waren  t.  B.  181h  per  Pfand  britisches  Clo)oniaI[n«dact  12  d., 
ostindisches  (inri.  Cap-Gebict)  lSd„  fremder  30  d..  srit  1*^25  die  Hälfte  hiervon,  seit 
1834  aller  KalFee  aus  britischen  Besitzungen  gleich  hoch  bezahlt.  In  den  30er  Jahren 
trat  der  Zoll  mit  unter  die  Rücksichten  auf  die  Unterscheidung  von  „Sciarenprodiict** 
und  Prodact  „freier  Arbeite*  (wie  mehr  noch  Zucker).  Nach  verschiedenen  Vei^ 
ändemn^en  und  Ermässigungen  (1S12,  1844>  erfolgte  dann  erst  1S51  die  Beseitigung 
der  Differentialzölle  und  die  Erm.issigung  des  Eiuheitszolls  auf  3  d.  per  Pfund,  1872 
auf  IVfd.,  eine  Massregel,  welche,  wie  bemerkt,  gleichwohl  den  Gonsum  nicht 
steigerte,  obschon  seit  Ende  der  70er  Jahre  die  Weltmarktpreise  des  Kaffees  auch 
noch  euorm  gesunken  sind»  Der  genannte  Zoll  bctritft  rohen  Kaffee,  gebrannter  zahlt 
2  d.  per  Pfiud.  Cädioiie  und  andere  Kaffeesurrogate  zahlen  letzteren  ZeOsalz  mcb 
ud  roh  fittt  den  gleidien  wie  Kaffee.  IHV/,  sh.  gegen  14  sh.  per  Centner. 

Einfuhr  zum  Consum  ZoUcrtrag 
(1000  Pfund).  (1000  Pf.  St.). 


1815  B.117  277 

1840  28.664  '  922 

1854  37.471  468 

1872  '        30.576  S61 

1SS5  32.704  205 


Per  Kopf  ist  der  Ccntner  von  1*^61 — S5  von  1.21  auf  0,!>0  Pfund  gesunken. 

3.  Cacao  (auch  Chocolade)  ^Dowell  IV,  261,  262)  unterlag  früher  gleicb- 
fidb  MbenMi  nnd  Differentialzftllen  mit  Bogtinstigung  des  britiscben  (Tolonialprodoets, 
die  seit  1S42  ermlsBigt,  seit  1S53  gleichgestellt  und  weiter  crmiibsiLrt  sin<r  Zoll  jetzt 
1  d.  per  Pfund,  fQr  Holsen  und  Schalen  2  sh.  per  Ccntner,  für  Chocolade  2  d.  ]ier 
Pfand.  Steacrertrag  1885  70,500  Pf.,  Consum  per  Kopf  1861  0.12,  1885  0.40  Pf., 
abo  starke  Zunahme,  ganz  anders  als  bei  Kaffee. 

4.  Rosinen,  Corinthen  und  andere  trockene  SfidfrQchte  (Dowcll  IV, 
S7— 41)  sind  in  ihren  ehedem  aossorordontlich  hohen  Zdlsitzen  (20—40  sh.  und  mehr 
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per  Centner)  wiederholt  crmässijsrt  worden  aod  imtcrstehca  jetzt  seit  1S60  den  cleiclieo 

Stcuci^:»f/  von  7  sh.  per  Ceiitiicr.  Der  Consam  per  Kopf  ist  S'?itdem  etwas,  aber  8«4t 
1S68  kaum  mehr  gC5lieg;cu  und  schwankt  nur  nach  dcu  Ernten  (par  Kopf  1S61  3.50, 
1868  4.24.  1S85  4.12  Pfand  Rosinon  und  GoriothoD).  Ertrag  1870  469.000,  1889 

408,000  Vf.  St.  —  Frische  Südfrüchte  (Orangen»  Citroncn)  sind  seit  isco  roUfreL 

5.  Pfeffer,  fnilicT  ubi  riDäs^iijr  hoch  besteuert  (bis  2V'_.  sh.  p<'r  Pfuiidi,  wurde 
schon  und  1*^37  urmuääigi  iui  Zoll  (ü  d.,  immer  noch  15U — 2üU  7«  vom  Preise), 
1865  mit  einem  Verlast  von  124.000  Pf.  St.  freiipegeben,  ^  nach  am  die  staike 
Neigung  7.U  Fftlachungen  abzuschwächen  (Do well  IV,  35—36). 

15.  Die  verscliitidenen  lilcineron  Artikel,  welcliü  im  hritischiti  Zolltarif 
jetzt  noch  stehen,  bind  nur  zum  En>atz  der  Accisu  (Spirilos,  Bier)  und  des  btcmpeht 
(tiold-  and  SUbersachen.  Spiotkartea)  bezollt  and  tragen  lusammen  nar  etva  160,000  P£  St. 
jährlich. 

i:;.  117.  —  7.  Zm  ker  hat  ciuo  seint-r  wirthschaftlicheii  H -  i' iituug  ent-i«r«  <  hende 
luhaltruichu  und  wech^lndo  handchipolitidche  und  Zolige&chichte,  w^clche  voriaudg  mit 
der  ndicalen  Maasregel  der  Aufhebung  des  ZacKerxella  ihrea  Abschlaas  ge- 
funden hat.  Diese  Geschichte  schlicast  wichtijre  colonial politische,  in  der  zeit- 
weiligen höheren  Bu20llung  dus  „Sclavenproducts"  auch  ethibchu  Momente  aod  schwie- 
rige and  verwicltelte  stouertochoische  Fragen  ein,  hinsichtlich  des  Verhiknisses  tea 
Hoh/uckorzoll  zum  KaffinadezoU  und  in  Betreff  der  Normiruug  der  Kuck zölic. 
Hier  haben  isioh  p  ro t ec  t io  n  i s t  is c  h  <;  KUcksichten  zu  (junsiten  der  hhtischcu  lUfH- 
neric  lauge  Zeit  urhalteu.  Die  steiiertecbuischua  Fragen  und  die  verwandte  irage  der 
Stellungnahme  za  den  Aosfu  hrprämien  frmader  Linder,  wie  gegenwlrtig  besenden 
contiiiititalcr  der  Rilbeuzurkcrproduction,  sind  ein  schwierifjor  Punct  d-r  all- 
gomeiuen  Frage  rationeller  Zuckorbosteueruag,  worauf  aber  erst  im  spa> 
teren  systomatisclien  Theil  anserer  „speciellen  Steaerlehre**  nfther  ointngehea  ist 
Wogen  der  schwierigen  I^e  der  britischen  Zuckorrafßnerie  gcjrenUber  den  contincn- 
talen  Au.->fiihrpriimitMi  liat  die  „Zuckerzollfragc"  auch  nach  Aufhebung  des  Zolls  ihre 
actucUe  Bedeutung  noch  nicht  ganz  verloren. 

Die  folgende  Uebersicht  der  ZoIIgeschichte  beschränkt  sich  möglichst  auf  die 
allgemeineren  st-iierpoli  fischen  Momente.  Die  Werke  über  die  Gi^chichtc 
der  britischen  Handebpulitik  widmen  dem  Zucker  natürlich  ihre  besondere  Aufmeii- 
samkeit  (rgl.  z.  B.  ßichelot  I,  185,  255,  260<  424).  Uober  die  stoaerpolitischo  Seite 
Vockc  S.  im— 341,  Do  WC  11  IV.  20—35.  V^l.  auch  v.  Kaufmann.  Zurkcrindustrie. 
Berl.  1S78.  S.  15U— Itid  (ohne  Berücksichtigung  der  ehemaligen  Difloreutialzölle),  &  1720'. 
Uber  die  Zuckerconvention:  J.  Wolf  passim  in  den  3  Abh.  über  die  Zuckersteaer  in 
d.  Tub.  Ztschr.  1882,  o.  A.  S.  644,  dera.  in  Schanz'  Finanzarchir  1886,  UI,  B.  1, 

s.  70  ir.). 

Zucker  war  schon  im  1*>.  JaliihuuUcrt  eu»  verbreitetes  und  immci  uichr  sich  rer- 
breitendcs  Genussmittpl  in  Grossbritannien  gcwerdea,  das  vornehmlich  ans  Jamaica  kam. 

Die  Colunial-  und  SchinTahrt>poIitik  ver^chadtc  dieser  Colonie  ein  factisches  Monopol 
und  hohe  Prciso  ihres  Products  auf  dem  briiiachen  Markte.  Die  iulÄndischu  Uaffioeric 
genoss  in  hohen  ßttckzdllen  fikr  den  importirten  Bohzucker  Ausfahrpiimien.  Während 

des  noidamericauischcii  Krieges  und  in  höherem  Maasse  Wfthrend  dos  französischen 
wurde  Zucker  dann  immer  mehr  ein  llauptobject  starker,  steigender,  tibrigens  das 
('oiouialproducf  und  von  diesem  wuder  in  höherem  Grade  das  westindische,  erheblich 
durch  Dilferentialzölle  be;?unstitfeiider  F  i  n  a  n  z  bo/coUong.  aus  welcher  aber  wieder  der 
liohi  re  K'aflinadczoll  einen  starken  Schutzzoll  mit  enthielt.  Die  /.iii>alime  des  Verbrauchs 
wurde  unter  diesen  Vurhültnissen  langsamer,  aber  stockte  doch  kaum.  Der  Zoliortiag 
stieg  am  Schiasse  der  Kriegszeit  aar  4'/«.  uach  Abzog  der  BDckzSlIe  und  Primien 
.nif  'i  Mill.  Pf.  Unterschieden  wurde  im  Tarif  Kohzncker  und  Raffinade,  dann, 
practiarh  nur  bei  crsterem,  britisch-westindischer  mit  niedrigstem,  britisch-ostindischcr 
mit  bühercm  Differentialzoll  und  , .fremder*'  Zucker  zu  einem  factisch  prohibitorisch 
wirkenden  Zoll,  wobei  /.u  Ijemerken,  dass  bei  diesem  Artikel  Schmuggel  kaum  ins 
(lewicht  fiel.  Der  höhere  Zoll  auf  Kaflinade  sicherte  iler  britiM-hen  Kaffinorie  damals 
und  spater  den  heimischen  Markt  und  die  zu  hohen  Kackz<>lle  ein  lohnendes  Ausfuhr- 
Geschäft. 

Nach  Isl.'»  wurde  Zueker  /.iin.Hchst  nur  w.-nii;  von  den  hohi-n  Kriejs/'^ü  -n  ent- 
J.i»tet,  erst  lb26  stärker.    Der  Zoll  betrug  für  braune  Muscovadc  der  britischoii  Au- 
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tiUcQ  QQd  Uaoritius'  27,  brilisch  Ostindicus  37,  der  „tromde"  G3  ah.,  so  da:»  dem 
ersten  sein  faotisches  Mooopd  und  liehe  Preise  verbUeben.   Weitere  ErmlaBigungen 

erfolgrtcn,  Consum  nnd  Zollertraiy:  stiegen.  Mit  dor  Aufliebiing'  derScIa?croi  im  liritischeii 
We»tindien  rennindcrte  sich  dessen  Prodactioubfubiglieit,  das  factische  Mooopol  die^ter 
Coloaiea  eof  dem  briliBcbeD  Meifet  wud  durch  Glcfchstellong  der  Zolle  für  brit  west- 
und  ostindisclien  Zocker  1S36  etvas  beschränkt  t'ii  sh.  Zoll).  Dm  so  mehr  wurde 
aber  jetzt  f' stiroh.ilton  an  der  liöheren  Bezolluiit:  d«  3  fromden  Zuckers  Uberhaupt 
und  zumal  dt.>a»'n.  weicher  ..Sclarenproduci"  war.  Diese  Politik  wurde  auch  in 
der  Periode  der  Peerechen  ZoUreform  nicht  sofort  verlassen.  Doch  erfolgte  wenifrstens 
1S44  eine  bcdcutonflc  I?<>d(irtiofi  d*^  Zolls  auf  frcunl'ni.  .  iiiclit  von  Sciavcn  produrirtcn 
Zocker^  (ron  tiS  auf  M  sh.,  beide  Mai  mit  5  7o  ^u»chlag,  gegen  24  sb.  und  5  °/o 
bfitleelieo  CokHiidziicker),  1845  eine  vettere  Bedoctlon  der  Zölle  fhr  beide  Zocker, 
mber  Bit  Terbleibcndcm  Difl;  rentiaI/.oll  (16—14  und  26— 2:i' sh.l  Erst  1846  wurd« 
der  Unterschied  im  Zoll  zwisi  Ikmi  fremdem  Zucker  nach  „Sclarcnpruduct"  oder  „freiem" 
beseitigt,  unter  mitwirkender  Erwägunji,  dass  andere  „Sclavenproducti'"  (ßaumwoUe, 
Tabal  u.  s.  w  )  doch  nicht  ansgoschlossou  werden  könnten  und  der  „Sclarenzuckei** 
au<)W;trt!ä  sowieso  seinen  Absatz  fände.  Zugleich  wurde  Isu;  frenidci  dircct  impor- 
tirtcr  Zucker  weiter  im  Zoll  ermässigt  und  die  üleicbstclluug  dieses  —  zunächst 
noch  nicht  dee  nicht  direct  importirten  —  nit  dem  britischmt  Golonialfncker  bis 
1S51,  bez.  1854  mitteist  alimiihlich  fallender  Sätze  angebahnt.  Dif^srr  Brncli  d  < 
Colon iulmoDOpols  war  neben  der  Verminderung  der  Zölle  ein  wichtiger  Factor 
fllr  die  PreisstcUang  und  Consamrermebmng,  daher  noch  für  den  ZoUertrag  des 
ZvdwiB  in  GfoasbritMinieii. 

Seitdem  hat,  mit  rornbcrgehcnder  I'nterbre.  Iuiu^;  während  d«  s  Krimiril%riegs,  der 
Totercssenstandpunct  des  Freihandels  und  der  Consumenten  nach  und  nach  vollständig 
eesicgt,  indem  in  mehreren  gros.«en  Schritten  (1S64.  1S70,  1878)  der  Zuckcrzoll  weiter 
bedeutend  ermiissigt  und  schliesslich  1&74  ganz  aufgehoben  wonle  (Zoll  für  rafflnirten 
Zucker  19G4,  l>70,  187'{  p.  r  rVnincr  12.  <»,  H  sli,.  für  nicht  raffiidrtcn  in  4  Classcn.  n.ich 
einem  mit  der  Entwicklunii  d'  r  Zuckeriudut>trie  aufgenommenen  Sy'iitcin,  z.  B.  1.  Classe 
]]*/•<  ^  ft*  ^/e*li'X  Zogicich  fielen  die  kleinen  NebenzOlle  nof  OegenstSnde,  irelche 
mit  Zocker  hergestellt  sind  I  rnclite  ii.  -  w.\  Eine  Zoileinnalime  vun  fastTi'f^  Mill.  Pf 
im  Beginn  der  60er  Jahre  ist  so  aulgegebcn  worden.  Auch  Dowcll  (IV,  32)  meint, 
man  Utte  mit  RQcfaticbt  nnf  die  Zukunft  es  bei  den  Zollen  ron  1873  lieber  be- 
tenen  lollcn. 

Per  Z u  <  k crc 0  n  <  11  in  ist  :d!' r-Hn^-'^  stark  gestiecren,  Vornehnilf<-li  fonfinentale. 
aoch  deutsche  Kubenzuckcr  beherrschen  jetzt  den  britischen  Markt  mit.  Kraft  der 
fknea  zo  gute  könnenden  so  hohen  StenemtckrergHtiingen,  d.  b.  tfiatsftcbliehen  Ans- 
Hihrpftmien  haben  sie  jetzt  auch  in  Raffinade  und  in  den  besseren  Kohzuckersortcn 
mehr  nnd  mehr  der  britischen  Kafdnerie  auf  deren  (i<  l>iet  Concnrn-nz  gemacht  Diese 
Concurrenz  hatte  allerdings  schon  in  der  Zeit  der  liezuiiung  des  Zuckers  starker  zu 
Verden  begonneo.  Das  Verhältniss  zwiseiien  Uaffinadezoli  und  Kohzuckcrzoll  und  ^ 
tvischen  diesem  und  dem  IvHek/oll  beim  Kvpnrf.  welches  IVuher  auch  in  (Jross- 
britannien,  wie  in  vielen  anderen  Lüudern,  auf  eine  ZoUbegUnstigung  der  inländischen 
BalBneiie  hinanslief,  hatte  hich  gegcnnber  den  Bezügen  ron  vestindischem  Bohzocker 
^in  veniger  zucki-rreii  le-r  Onalitüt''  mit.  r  dem  £lnflnss  der  eontinent«Ien  Besteuernngs- 
rerfaältnisse  und  des  Imports  coutinentalri  iv<ihzQcker  von  grösserem  Zuckcru:elialt  schon 
ftr  die  britische  Raffinerie  schwieriger  gestaltet.  Seitdem  ist  die  Lage  der  letzteren 
aber  norli  viel  misslichcr  geworden.  Wiiliroiid  l^til  nebeti  :'.4..i.'i  Pfund  Rohzucker 
jior  ivojif  nur  O.ül  importirter  raffinirter,  1^72  liez.  41. Is  und  6. Iii  ron^umirt  wurde, 
waren  diese  Zahlen  1685  bez.  5S.53  und  lä.7d  Pfund,  d.  h.  der  Cousum  fremden 
raflinirten  Zockers  var  relatir  riel  mehr  gestiegen  ab  der  des  Bohzockcrs.  Diese 
Verbiltnissc ,  welcli,;  mit  dem  rontinentalcn  Pr^mii  nsystcin  mit  Keclit  in  Verbindung 
gebracht  werden«  haben  bei  den  Interessenten  der  britischen  Raffinerie  und  den 
biitischen  Zackercolonfen  nnd  In  veitercn  Kreisen  der  britischen  Berdlkemng,  anch 
nnter  den  Arbeitern,  Unruhe  und  Agitation  auf  Abänderung  erzeugt,  entweder  mitt<  lst 
Conventionen  mit  den  Continentalstaaten  zur  Venlnderung  ilircr  BcstriieriiiiL'  nder  selbst 
zur  Einführung  einer  „Ausglcichungsabgabe"  g-gen  die  contiiiciit  ilcii  Export- 
primien,  also  insofern  zor  BOckkehr  zu  einem  eigenartigen  Zuckerz  oll.  Die  leb- 
Imfte  Bcvegung  hat  indessen  za  praetiscbon  Ergebnissen  bisher  nicht  gefuhrt  (vgl. 
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V.  Kaufmann  S.  163.  Wolf,  Tüb.  Ztsrhr.  is^s'i.  S.  047  und  Finanrarchif  1S96.  S.  70fl.\ 
Iliro  Ziele  stehen  auch  mit  der  streng  Ireihändiehücheii  Lehre  in  Widerypruch.  Denn 
Dieh  diewr  ist  das  „Gosche nl(*\  ▼elcbes  die  fremden  Linder  durch  ihre  Ansl^hi- 
prüinicn  den  britischen  Conäiimcntcn  machen,  ein  unbedingter  Vorthnil  für  die 
britische  Volks wirthschaft,  ein  Nachtheü  nur  fUr  das  Ausland. 

ZuckcrzoUconvcntionen  hat  England  1865.  1875  and  1877  mit  Frankreich. 
Holland.  Belgien  ni^^oschlossen.  Sie,  bes.  die  erste  und  principiell  wichtii^te,  gini^en 
darauf  hinau«),  auf  Grund  technisrlier  Vorsuche  das  Hondement  vorächiedener  Z'i  -kcr- 
sorten  festzustellen,  „den  Zuckergehalt  jeder  Zuckersorte  zu  be^itimmeu  und  allen  lioh- 
zneker  dnee  Landes  nnr  nit  einer  solchen  Abgabe  zu  belegm,  welche  in  genanen 
Vcrhältniss  zu  dessen  Zuckergehalt  stehe,  auch  beim  Exporte  des  Zuckers  geann  dto 
und  nicht  mehr  als  die  ausgelegte  Stouorsamme  rttckzaveigtiten**  (Kaufmaua  Sw  177). 
An  den  Mängeln  der  Conreatkmnn  nnd  an  der  schleehtao  Dorehführeng  derselben 
scheiterten  diese  Bestrebungen,  die  auf  eine  rertragsm&ssige  Ausschliessung  der  wirtln 
schaftspolitischen  BcfcUnstiguna:  gewisser  Zweige  der  Zu(  kerindustric  nnd  des  Zucker» 
handels  hinausliefen  ^Kaufmann      177  Ii.,  \\  oli,  Tub.  Zbohr.  1882,  S.  644). 

Bei  der  Statistik  der  Einfilhr  und  des  Consunis  muss  man  allen  Zacker  vad die 
Melasse  auf  eine  Kinhcitsqualität,  z.  B.  HafTinade  oder  Rohzucker  einer  bestimmten 
Classe  roduciren,  bei  den  Zollerträgen  die  Ausfuhi-IiUckzölle  und  Prämien  abiechneo. 
Dies  geschieht  in  den  amtlichen  nnd  Priratverken  nicht  immer  ttberelnsdmmead,  wea> 
halb  die  Daten  in  verschiedenen  Schriften  (/.  B.  bei  Porter,  Vocke  — wo  auch  die 
Angabo,  S.330,  welcher  „Zucker"  und  „ZoUertrag"'  gemeint  sei,  fehlt — ,  Dow^  11  u.a.m.) 
nicht  harmoniren.  Porter,  progress  (ed.  3,  1817,  S.  553)  berechnet  die  Zacker- 
•  consumtion  (Melasse  reducirt)  1830  auf  1.27,  1845  auf  5.09  Mill.  Cenincr,  per  Kopf 
be/,.  ID.i»  und  20.3  Pfund,  also  immerhin  schon  in  der  Periode  des  früheren  pro- 
tcctionistischcn  Dilfcrentialzolisyätems  und  der  hohen  Zölle  eine  zwar  nicht  steigende, 
aber  doch  eine  Gonsnmtion,  vmehe  noch  die  hentigo  dentsi^  (ca.  7  Kilo)  bei  weitem 
übersteigt.  Porter  zeiirt  die  Abhängigkeit  der  Consumschwankungcn  vom  Preis.'  des 
Artikok»;  bei  hohen  Preisen  fällt  der  Gonsum  alsbald.  Der  Zoll  hat  daher  gewiss 
einen  Etnflnst.  Aber  die  ehemalige  schon  so  hohe  britische  Gonsnmtion  ron  Zocker 
zeigt  doch  anderomeitt,  dass  ausser  Preis  und  Zoll  und  allgemeiner,  rom  Wotristaad 
bedin^rfer  Zahluni^sfilhigkeit  doch  die  einmal  hnsfehcnde  Consumtionssitte,  in 
diesem  1-ali  wohl  namentlich  der  Zuckergebrauch  bei  den  Gotriuiken  (Thee)  und  bei 
gewissen  heliebten  Nahrangsnütteln ,  ein  rom  Pr^  nnd  zumal  vom  Zoll  doch  nicht 
so  direct,  wie  meist  angenommen  wird,  bceinflusster.  selbst  .il»cr  wesentlich  mit  ent- 
scheidender Factor  ist.  Bis  1801  hatte  sich  nach  den  obigen  Daten  der  Gonsum  fast 
verdoppelt.  Er  ist  seitdem,  mit  nnr  kleinen  Schwankongen ,  j&hrHch  regelmisstg  ge- 
stiegen. Die  spftteren  ZoUerm&ssigun^en  machen  sich  in  dein  hetrefTenien  und  dem 
nachfolgenden  Jahre  wohl  etwas,  aber  doch  nicht  so  besonders  stark  bomerklich 
(1SR4— 00:  per  Kopf  Rohzucker  35.01— «3.80— 37,05,  raff.  Zucker  0.95—3.03—2.73; 
ISi.«.)— 71:  Rohzucker  3^.83—11.40—11.51,  ratf.  Zucker  3.73— 5.83— 5.29 ;  1873— T5: 
Aufhebung  des  Zolls,  43.96— 47.4S--  . ^3.97  Rohzucker,  7.03— S.89— S.88  raü.  Zucker). 
Natürlich,  da^  die  Vermiuderuug  oder  Beseitigung  schon  an  sich  niedriger  Zollsatze 
nicht  einen  gleichen  Elnflass  anf  den  Gonsnm,  weil  niclit  anf  den  Preis,  erwarten 
läsüt,  als  die  absolut  bcdeutondere  Verminderung  a1i~olat  höherer  Zöili".  Aber  die 
freihändlcrische  Ceberschätzung  des  Nachtheils  der  Zölle  und  des  Vortheils  ihrer  Ver- 
minderung oder  Auf  bcbnng  möchte  sich  ans  obigen  Daten  dodi  anch  wieder  ergeben. 
Nnr  die  Raftinadencinfuhr  wird  unmittelbar  durch  die  Zollreformen  begünstigt. 

Der  ZoIiertraiT,  abzüglich  Rückzollen  u.  s.  w.  war  181 5  2.90.  isn  5.2.  l^^>:{ 
(Max.)  0.43  -Mill.  PI.  St.  Die  Zollt^duction  1804  brachte  ihn  1804  herab  auf  5.25  Mül., 
er  stieg  wieder  bis  5.65  (I8OO);  die  Bednction  ron  1870  rermindorte  den  Ertrag  von 
1869 aof  1870  von  5.40  auf  3.22,  die  von  1873  von  1872—73  ?on  3  28  auf  1  81  Mill.  Pf. St. 
W&ro  z.  B.  eine  j^rmissigung  der  Bier  Steuer  nicht  richtiger  gewesen  als  die  rOlüge 
Beseitigung  des  Znckerzolls,  wenn  man  einmal  glaable,  eine  solche  Einni^e  tm 
3>*6  MilL  Pf.  St.  wirklich  anfgebea  zn  sollen? 

8.  148.  —  8.  Tabak.  Die  BezoUang  von  Tabak  nnd  Tabak- 
fabrikaten  hat  in  Grossbritannien  eine  besondere  nnd  bobere  Be* 
dentnng  als  in  anderen  Ulndem  ohne  Tabakmonofkol.  In  diesen 
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ist  sie  oiu  Glied  der  Tabakbesteacrang,  neben  der  inlündiscben 
Beetenerung,  in  Grossbrltaniiien  ist  die  TabakbezoUiiDg  das  System 
der  Tabakbestenerong.  Das  bier  ausserdem  bestebende  Lieens- 

System  ffir  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändler  (§.  153)  dient 
wesentlich  nur  dazu,  dies  System  der  Tabakbesteuerung  ausschliess- 
lich vermittelst  des  Einliihrzolls  auf  fremden  Tabak  unter  schärfere 
und  sicherere  Controlen  zu  stellen  und  es  so  practiscli  durchfuhr- 
barer zu  machen.  Die  Einnahmen  aus  den  Tabakliceuzeu  sind 
unbedeutend,  vollends  gegenüber  dem  Zollertrag. 

Die  Voraussetzung  für  diese  eigenartige  britische  Tahakbe 
Steuerung  liegt  in  dem  seit  dem  17.  Jahrhundert  ununterbrochen 
bestehenden,  auf  Sehottland  (unbedingt  seit  1782)  und  (1832)  auf 
Irland  ausgedehnten  und  wohl  wirksam  durchgeführten  Verbot 
des  inländiseben  Tabakbaues.  In  Irland  war  seit  1779 
Tabakban  erlaabt  gewesen,  ancb  nnbesteuerty  aber  trotzdem  wenig 
eotwickelt  gebliebeD.  Was  bei  gewissen  Colonialwaaren  dnrch  die 
Natnr  der  Dioge,  Klima  d.  s.  w.,  das  wbti  also  bier  durch  eine 
Massregel  der  Reehtsordnnng  herbeigeflihrt:  die  Beschrän- 
kung der  Consamtion  auf  ausländisches  Product.  Für 
die  Tolkswirthsehafts-  nnd  stenerpolitische  Beurtheilnng  liegt  die 
Sache  bei  Tabak  in  Folge  dieses  wirthschaftsrcchtlichon 
Ausschlusses  natürlich  doch  anders  als  bei  jenen  Colonialwaaren. 
Günstig  fUr  (irossbritainiien  ist  es,  dass  niemals  eine  Ircic  Tabak- 
cultnr  aufgckoinnien  war,  deren  L'nteidiückung  ein  wii tliscliafts- 
politischcr  Grund  gegen  das  britische  Tabaksteuersvstem  hatte  sein 
können.  Ausserdem  kommt  Grossbritannien  bei  diesem  System 
wieder  seine  insulare  Lage  zu  statten,  welche  die  Hekiimprung 
des  Schmuggels  erleichtert,  freilich  ihn  nicht  ganz  zu  untcrdiUckcn 
vermoclit  bat.  Auch  mit  deswegen  das  Licenzsystem  nnd  die 
mancherlei  inländischen  ControUn  bei  Transport,  Bezug,  Absatz 
TOn  Tabak  und  Tabakfabrikaten. 

Der  leitende  Gedanke  für  die  Normirnng  der  Zoll  höhe  war 
schon  seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  ähnlich  wie  bei  der  Branntwein- 
steuer (S.  287)  der  lediglich  fiscalische:  eine  so  bedeutende 
Hobe  der  Zölle,  als  sie  irgend  mit  der  Bewältigung 
des  Schmuggels  vereinbar  wäre  und  —  abweichend  von 
den  Orundsätsen  der  Branntweinsteuer  —  als  sie  im  fisca- 
lischen  Interesse  selbst,  mit  RUcksieht  auf  die  fisea- 
lisch  Tortheilhafte  Zunahme  der  Consn mtion  sieh  richtig 
erwiese.    Daher  Zollermässigungen  der  iu^  diesem  Jahr- 
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handert  immer  sehr  boheD,  aber  gelegenüieh  flberboben  Zolle,  wenn 
letztere  nach  diesen  beiden  ROcksicht^n  nachtbeilig  erschieneii ; 

Wiedci  erhöhungen,  wenn  es  danach  für  zulUssig  galt.  Die 
sonst  ühliclicn  IVeihändlcrischen  KUcksiebten  bei  den  Z^illen  und 
Accisen  auf  das  Handels-  und  das  Consumentcnintciesse  sind  bei 
Tabak  so  wcni^?  als  bei  Branntwein  practisch  wirksam  geworden. 
Das  ist  zwar  im  Ganzen  steuerpolitisch  nicht  zu  beklagen.  Aber 
die  sehr  hohen  Zölle  nifen  doch  drei  nicht  unwichtige  Bedenken 
benror:  einmal,  dass  so  die  Tabakconsomenten  einen  sehr  hohen, 
wohl  einen  unTerhältnisamfiBBig  hohen  Antbeil  an  der  geaammten 
Steneriast  tragen,  gegenwärtig  den  achten  Theil;  sodann,  dass 
der  Schmuggel  eben  dieser  hohen  Zolle  wegen  trotz  aller  Ver- 
folgungen und  Controlen  lebensfähig  bleibt  und  wohl  bleiben  wird ; 
endlich,  dass  die  hohen  Zrdle  die  Verrälscbnng  der  Tabakfabrikate 
und  die  Benutzung  von  Surrogaten  zu  nahe  legen.   Auch  das  Fehlen 
von     ua  1  it'a  ts  t  ü  sseu,  bez.  Werthzullen  ist  ein  Uebelstand,  da 
in  Folge  dessen  die  ordinären  Tabake  zu  bocli  und  deren  Con- 
sumenten  unverhültnissmässig  hoch  besteuert  werden.   Durch  die 
hüheren  Zolle  der  Tahalifahrikate,  besonders  der  GIgarren,  mag; 
dies  in  etwas  gut  gemacht  werden,  da  die  letzteren  meist  ans 
feineren  Sorten  bestehen  werden,  fibrigens  auch  wieder  nur  einem 
Einbeits-GewichtstoU,  ohne  Rücksicht  auf  Qualität,  nnterliegen. 
Etwas  ist  und  war  besonders  frttber  bei  den  sehr  hohen  Clgarren- 
sollen  die  betreffende  Zolldifferenz  Übrigens  auch  wohl  mit  von 
proctectionistiscbem  Character  für  die  britische  Tabakfabrikation. 
Consumirt  wird  auch  in  Grossbritannien  weit  (iherwiegend  inlän- 
disches Tabakfabrikat  (ca.  90  Vo),  allerdings  etwas  weniger  als 
z.  B.  in  Deutschland  (ca.        "/n)?  «^ber  die  Einluhr  ausläudiscben 
Fabrikats  ist  neuerdings  in  stUrkcrer  Zunahme  begrift'eu  als  die- 
jenige von  Kohtabak.   Die  Aasfahr  von  Tabakfabrikaten  betrtt^ 
etwa  Vs  Einfahr. 

Ucbcr  (Ho  Tahai/Ml  Vockc  S.  811—313  iiml  U.')  IUI  (Licciizcu),  Dowol 
IV.  26.5—25*3.  Deutsch.-  T:il»ak-stcucrcm|n.  fc  ls7"J,  Ii.  III.  Anhire  XH,  S.  1—04 
Slatiälik  V,  27 — '.iii .  Bcarbcuung  dieses  Materials  durcli  iScliai  i  lo  iu  d.  Aufs.  ,.Er> 
gebnbso  der  devtechen  TalMiksteocrenqa^t«^,  Tob.  Ztsclir.  B.  S5  (1879).  S.  547,  641. 
B.  86,  S.  73;  Ubor  d.  engl  Sysf.  in  das.  R  35,  S.  .551,  r..5:>.  W.  .^r».  S.  79.  8.  aocl 
ohi'Tx  S.  JSIK  —  (iost'tz  1  und  2  (i.>or<r  IV,  c.  lUM,  vom  10.  Juli  1S21  (zur  bcsscroi 
Sicherung  der  Accisc  auf  Tabak i,  3  und  4  Viel.  c.  IS.  vom  .'I.  Juli  IblU  (neue  Vor 
flcbriften  aber  Tababaafefchtl,  6  oitd  6  Vict.  e.  98.  vom  10  August  1842  (dcs)^l.> 
26  Vict.  7,  vom  27.  Mär/.  \^C[\  (Ziilassunc:  von  Tnhakfabrikritiori  unfer  Caulioii' 
Vorscbiedono  weitere  kleinere  gosct/li*  ht-  Veränderungen  seitdem  (Tabakcni|UOto  III 
87  ff.,  nebst  Verfitgonj^en  de^  obersten  ZollamtiV  Die  (iesotxo  Qbcrsotct  iu  B.  III  de 
Kn(jurfe.  Reil  a.  Dwrclly.  laws  ol  \  i  p,  !is.'>  Statistik  ancb  im  Journ.  of  th« 
Sut  See.  lSk2  (Artikel  \on  Axon  Uber  britischen  TübakcensuniV 
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Schon  im  vorigen  Jahrhundert  hohen  Zollen  unterworl'cn  gab  dvv  Tabak  duili 
wegen  des  Schninggels  und  der  DefraDdattonen  lUler  Art  (a.  A.  mittelst  bctrügailtelier 
Gewinne  bei  Erlansrnnir  der  Rackzi'dlc  l'ilr  fiusgcftlbrtfn  Tabnk)  nur  raässi-rt"  Ktiiierträir.'. 
Mit  deswegen  hatte  Walpole  den  Plan,  den  Tabak  dem  lAgerhaoszwaug  und  dem 
Aedacayatem  za  nnterweifeii  (17S9).  wta  aber  erst  Pitt  1789  anssiifllliTen  gelans: 
(0.  S.  ISO).  Danach  wurde  nur  der  Uoinorc  Theil  der  Abgabe  (damals  -/.i)  ^joII 
bei  d'-r  Einfuhr,  der  prössf-ro  Rest  als  inländisrhe  Accisc  bei  dem  üpberirang  aus 
dem  Lagerhaus  in  den  Consam  erhoben.  Die  Zölle  waren  hoch  und  difi'orentiell 
nach  Herkunft,  so  1787  15  d.  per  Pfund  filr  Tabak  aus  Irland,  den  britischen 
Colonien  unrl  lus  den  Vereinigten  Staaten.  ^^'/^  ?h.  fiir  anderen  (spanisclit  n  und  por- 
togiesischen).  In  der  franiüsischcn  Kriegszeit  erfolgten  verschiedene  ansehnliche  £r- 
ngen  der  Zoll*  und  der  Aeetsesitze,  bei  denen  die  legitime  Einlliibr  nm  Gonsnm 
wenig,  der  Ertrag  immerhin  auf  das  Yierfai  lio  wuchs,  von  ca.  auf  ca.  2  Mill.  Pf. 
(Grossbritannicn  excJ.  Irland).  Abgabe  im  (Janzen  Iblö  3  sb.  2  d.  (colonialer^  und 
5  sli.  5*ig  d.  (fremder)  per  Pftand.  Dennoch  wurden  diese  S&tze  ron  4 — 800  **/o  v<)<" 
Werth  noch  gesteigert.  1S19  auf  boz.  4  ond  6 ah.  Im  fiacali sehen  Interesse  zur 
Bewältigung  des  Sclimuggels  und  zur  Stt  iijeninsr  des  Consums  erfolgten  dann  IS2G 
and  1927  Ermässigungen  und  zugleich  eine  bedeutende  Verminderung  der  differentiellen 
ZoIlbegOnstigang  des  britischen  Golonialtabaka.  Aber  aiieh  die  nenen  Sitste  tö»  1827 
blieben  sehr  hoch  (2''^  sh  für  '»ritisi  h- rolonialen .  '!  sli.  fiir  fremden  liohtabak, 
^  sh.  (!)  fOr  Gigarrcn  per  Pfuud).  Der  Artikel  war  jetzt  wieder  nur  dem  Zoll  unter- 
vorfen  nnd  am  der  Acdse  herausgenommen.  Gonsom  und  Ertrag  stiegen  auch  nur 
hma^am.  aber  doch  fortgesetzt.  Zu  einer  W'  iteren  Krm^igang  der  Zölle,  welche 
in.  hrfaeh  ans  den  angofllhrten  (iründen  im  ii!>cali8ehfii  Interesse  hefurvrort.  t  wurde, 
kam  e.s  iudc^Hen  nicht,  auch  nicht  in  der  Peel'schen  ZoUreform,  wo  nur  die  dilie- 
rentielle  Begünstigung  dßs  britiaohen  Golonialtabaka  fortfiel  und  der  Zoll  dafür  auf 
den  höheren  allgemeinen  Satz  gestellt  wurde.  ISOr?  crfol^fe  soirar  eine  kleine  Er- 
hSlliing  des  Rohtabakzolis,  IbTb  eine  abermalige,  so  dass  der  Zoll  jetzt  ny^&h,  fur 
Tkbnk  mit  mehr  als  10  Pfond  Fenchtigbeit  in  100  Plbnd  nnd  S  ah.  10  d.  fllr  solchen  mit 
Weniger  als  10  Pf.  darin  per  Pfund  ist,  wohl  darchschnittlich  400—600";,,  vom  W  erth, 
J>ei  ordinären  Tabaken  niehr,  bi  i  feineren  w.  ni^'-er.  Nur  die  Zull.'  für  Tabak - 
fabrikatc,  beüondcrs  filr  Cigarren  wurden  IbGü  stark  cruiassigt,  lür  Gigarrcn  vuii 
9  auf  4',.t  r>h.  per  Pfand.  Doch  hatten  anch  hier  splter,  gerade  in  den  letzten  Jahren 
wieder  Erhöhungen  stattgefunden,  so  dass  die  Zolle  gei^enwartig  für  Cigarrrti  ."»'  .  sh., 
f4r  Tabakfabrikate  4  sh.  4  d.  und  4  sh.  10  d.,  für  Scbnupfubak  4  sh.  I  d.  und  4  sh.  10  d. 
per  Pfbnd  sind.  Gewiseer  in  controlirten  Hiosem  unter  Sicherstellnng  des  Zolls 
J^hlicirter  Tabak  (Cavendish  und  Xegrohead)  zahlt  4  sh.  4  -1.  (Stat.  abstr.  No.  3'{,  p.  26). 

*fiei  dieser  streng  fiscalisch  gubhobenen  Zollpolitik  ist  der  legitime  Consum  aueji 
in  den  letzten  25  Jahren  nur  wenig,  verglichen  mit  anderen  Artikeln,  gestiegen,  in 
it-n  letzten  Jahren  fast  gleich  gelilirlten  (1S61  per  Kopf  1.20  Pfund,  allm&hlich  bis 
auf  1.49  in  1S77.  dann  lierah  auf  1,11  in  issl,  wieder  auf  l.ir>  in  Is^.'i).  Ein  so  all- 
gemein, aber  auch  so  übermässig  verbreitetes  (jenussmittel,  wie  in  Deutschland  und 
selbst  in  Xon<^olllndem  wie  Oeaterreiob,  ist  Tabak  demnach  in  Groasbritannien  nicht. 
Die  hohen  Preise  verflieuern  ihn  für  die  unteren  Classen  zu  sehr.  Das  fi-  iIIm  hc 
Mnd  das  Consamenteninturesse  sowie  dasjenige  gerechter  Steuervertheilunu;  u  uden 
beim  Monopol  besser  fahren.  Aber  die  steigenden  Zollcrtrüge  zeig,  n  «loch 
immerhin,  dass  bei  dem  britischen  System  und  bei  so  colossal  hohen 
Zollsätzen,  welche  der  freihändlerischen  Auffassung  auch  bei  Finanzznllen  wider- 
^»recbcn,  das  fiscalischo  Interesse  prospcrireu  kann.  Die  ZoUerträj^e  sind 
bei  im  Wesentlichen  gleich  bleibenden,  nur  Btit  186S  bei  Fabrikaten  Torminderten, 
sonst  im  fianzen  noch  etwas  gesteigerten  Zftllen  von  2.S.'>  Mill.  Pf,  St.  um  IS.^0  (jetzt 
iacl.  Irland  gerechnet)  auf  .n.Tl  in  1Ö43,  5.61  in  1S60.  i;.Ul  in  1S70,  8.65  in  1880. 
flJO  iA  1S85  gcsti>!gen  (immer  exel.  BfiekzSlle  n.  dgl.  gerechnet),  per  Kopf  IS.'tO 
t^XAfäh-,  1885  5.1  sh.  (5.2  Mark),  was  doch  kein  \\h\e^  finanzielles  Kesultat  ist. 

Znr  Sicherung  des  Fisiiis  unt<'rlie^-t  Kinfiilir,  Handel.  Fabrikation,  Transport. 
Al>satz  von  Tal>ak  und  Tabakfabrikaten  allerdings  mancherlei  Beschränkungen  und 
Controlen  nnd  auch  im  inl&ndischen  Verkehr  dem  Licenzsystem.  So*  ist  die  Ein- 
fuhr auf  gewisse  Häfen   flT'i,  in  irewissen  ^leng-  n  (Min.  SO  I'f.X  in  gewissr-n  Seliillen 

iMtn.  120  Tonnen)  beschränkt.    Tabakfabrikanten  und  Tabakhäodler  bedürfen  der 
.ieent  (seit  1780,  a.  d.  §.  153).  Diese  kostet  ftkr  die  erstcren  je  nach  dem  Umfang 
iL  Waffner,  FlaanSwiHanelMlI.  III.  21 

*  - 
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des  Betriebs,  wciclicr  nach  der  Meiifrc  des  im  Vorjalir  vcrnibcitoten  Tabaks  jübrlich 
lionicsson  wird,  für  je  angcfangciic  20.000  Pfund  Tabak  ji-  5'/^  Pf.  St..  fiir  imhr  als 
100,000  Pfund  Tabak  ai'/j  Pf.  St.  (irrthmiUich  Yockc  S.  445).  Im  Jabro  issö/bO 
zahlten  Sßl  Fabriken  7156  Pf.  St.  Tabakliändicr  zftblen  57,  sh.  Liconz  (18$5/SG  -mm, 
Ertrag  77.N.'J2  Pf.  St."!.  Daneben  gicbt  es  „gelejrentliche  Liccnzeu'*,  für  hrMlibtciis 
3  Tage  auf  einmal,  mit  4  d.  Steiler  j.rr  Ta-.?  (issö'sr»  1 2.536,  Ertrag  331  l'f.  St.). 
Haüsirhaudel  mit  Tabak  und  Verkauf  au.ss.  r  in  di:n  lit  cn/irton  Läden  ist  vorbolon. 

In  Verbindung  mit  dem  Liccnzsyhtcui ,  daü  der  Steuerverwallung  uinfassi  tidc 
Gontrolrcchtu  giebt,  lAsst  sich  non  cinigormasscn  sicher  darauf  hiowirken«  dass  nir<t;li«  list 
nur  b  -ritiiii  cintri'fülirfer  und  vrr/nüf.  r  Tal>fiK  verarbeif'-t  und  consumirt  wird.  Zu  dein 
Ende,  bestellt  „der  strenge  liezettelungszwang  fur  liulitabaktrausportc;  der  Aiimeldc-, 
Bnchnngs-,  Localtrcnnungszwang  far  Fabrilcaiitcn;  der  VerpaekuDfrs-  nnd  Etiqnettiranfj^- 
7.vang  für  die  unter  Zolhrerschluss  gefertigton  Cavendish-  und  Nogrohcad -Tabake;  das 
Verbot  der  Einfuhr  von  Tabaksten^eln ;   minuti^^;sc  Verbote  (bez.  Vorsrhriftcn)  über 
den  Wassorgohalt  der  Import-  und  der  (auügcfüiirtcn)  KuckvergUtungstabakc  und  über 
die  Zumischung  fremder  Ingrcdienfien,  gehandhabt  mit  Hilfe  von  Probesnalydoo  durch 
das  Zolllaboratoriuin;  das  gonanntu  Hausirhandelsvorbot;  Vorschriften  über  da.s  Probc- 
zielnn  aus  den  Zolllasrern  zur  Versenduntc"  uSch  äfflo  a.  a.  O.Tüb,  Ztselir.  H.  35,S.Or)(i). 
Ausser  über  Schumgsrcl  und  über  enorme  Preise  dirs  Fabrikats  ist  doch  auch,  wie  die 
deutsche  Enquete  feststellte,  Uber  stark  verbreitete  Beimischungen  und  Verfälschungen 
zu  kl;-.:<'!i.  M'ldtifi'cn  ViTiinmiiii-ni;  Zeugen  «Ion  ii'  -clirnuirui  ltcn  Tabak  nnf    (*»<)?1  Iiis 

lUO  7w  des  legitim  eingeführten  an.  Uutersuc  hungun  des  Kegierungälaboraluriuuiä 
ergaben  1867  von  den  eingesandten  Proben  74.5,  bez.  47  1870  von  432  Probcu 
812  oder  72.2  %  F&lschnngon  (Deutsche  Eoquöto  V,  90). 

§.  MO.  —  II.  W  oin  hat  nnrh  im  modonien  britischen  Zollwesen  fortgesetzt  seine 
alte  Kollo  als  wichfigiT  rinan/zullartikel  !;cspi.-It  (Vocke  S. 'ris— 330.  Dowdl  IV, 
162— lb4,  ('uat.  Hep.).  Das  britische  Weinsteuersystem  ist  ebenfalls  die  Bozol- 
lun;r  allein,  nur  mit  Licenzcn  für  Handel  und  Absatz  von  Wein  verbunden. 
Es  kam  auch  hier,  wie  bei  Tabak,  (irossbritannicn  zu  gute,  dass  iiil.indisclir  r  Weinbau 
fehlte,  Wein  auch,  mit  Ausnahme  des  Capweius,  kein  britisches  Colonial-Einfuhrproduci 
war,  weshalb,  mit  letzterer  Ausnahme,  protcctionistische  BQcksichten  und  darauf  be- 
ruhend«; Dill<  I  <  iiti  ilzOlIc  fortfielen.  Der  Weinconsum  beschränkte  sieh  nach  Sitte  um' 
wirthschaftlirlii'u  ViTliiltnissen  auf  die  wohlhabenderen  Classen,  was  höhere  Zf\ll< 
erlaubte,  wobei  aber  freilich  andererseits,  solange  diese  Zölle  sehr  hoch  gehaltei 
wurden,  auch  der  Klelnconsum  auf  diese  Glassen  boschrlnVt  blieb.  Statt  dor  eigen t 
lieh  protcctionlstischon  ßllcksichten  kamen  bei  Wein  jodoi  h  seit  dctn  17.  Jahrhuiu1i>r 
und  bis  in  das  19.  hinein  handelspolitische  und  selbst  allgemein  politisch 
in  den  Weinzöllen  mit  zur  (ieltung:  besonders  begünstigende  DitferentialziUlo  fu 
die  Portweine  (Methucn-Vertrag  1703,  bis  1^31)  und  bonachtheiligendo  fQr  di 
f ran Z(■^8isch  c n  (auch  di("  dout>(  hen  und  an  h  rc  fremde).  Ein  Sy^^tein .  «las  ii 
vorigen  Jahrhundert  zu  starkem  Schmuggel,  besonders  in  französischen  Wt^incu,  fubrl« 
aber  erat  1881  einer  Gleichstellung  der  WeinzSlIc  Platz  machte.  Es  hat  wol 
dazu  beigetragen,  dass  sich  portugiesische  und  spanische  Weine  im  britiscIiaD  CoD9lll 
so  überwiegend  •  ingebUigcrt  haben  und  trotz  der  gleichen  ZOUe  noch  gegonw&rtig  ii 
Vurdcrgrnnd  stehen. 

Während  der  fran/<>sisrhcn  Kriege  sind  die  Weinzölic  aus  finanziellen  Oründo 
sehr  gesteigert  worden,  was  freilich,  neben  anderen  ümst&ndcn,  zur  Vcrmindorun«?  tli 
Einfuhr  führl<:.  Die  Zrdle  und  Accisen  befrucon  schliesslich  für  die  Wcingalloi 
7  sh.  4  d.  für  Portweine,  11  Vt  ^'i*  französische  oder  9  sh.  1  d.  und  13  sh.  9  d.  fi 
die  spätere  Gallone  (von  der  alten  oder  Woingaltone  rund  6  gleich  5  der  sp&terc 
imperial  gallon  gerechnet^.  Der  Schmuggel  ward  auch  bei  Wein,  nacli  dem  vorj^ci 
liehen  Versuche  Walpole's  von  1733,  durch  dii^  Pitt  sehe  EinrichlutiLr,  den  W  o.  • 
mit  unter  das  Acciscsystcm  zu  stellen  ^1  TSC),  zu  bekämpfen  gesucht.  ScitUo 
(bis  1825)  wurde  die  Weinsteuer  theils  als  Zoll,  theils  als  Accise  erlioben.  Erst  189 
als  nach  ver-Jchiedenen  Reformen  der  Sclimugg.  l  wi  nii^i  r  inthr  zu  bi'fiireliton  sehi»' 
hörte  diese  Unterstellung  unter  »lie  Accise  ganz  auf.  Dmh  ve.rljlieb  das  Liccn 
System  für  den  Weinhandel.  Der  Ertrag  der  Wein^teuern  hatte  sich  w&hre 
I  i  franzAsischen  Kri<^e  etwa  verdoppelt  und  betrug  um  1815  1.9  MiU.  Pf.  St.  (Uro: 
britaoaiott). 
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Ent  bei  der  Tarif nsform  ron  1835  vorden  die  OberlioliMi  Weinstenern  erheblich 
renn  in  dort,  Mch  Unter  Bolassurifr  der  DifTcrenfial/.dllc  (4  sli.  10  d.  Portw«Mii,  7  sli.  .1  d. 
fraozdäische,  2  sh.  5  d.  Capwciii  l'ur  die  neue  (iallouc),  1  bli  1  cri'ulgtc  die  (ileicli:>tuUuug 
auf  5  ah.  6  d.  (Capwcio  Jedoch  3  »h.  9  d.).  Hierbei  blieb  es  (seit  1840  5  sh.  9  d.) 
bia  ZQm  fraozSsischeii  Handelsrertrag  roa  1S6U.  Der  ^Vo^ncoll^llul  war  bis  dahin 
aJnolut  woni?  p:c^^tiep:cn .  per  Kopf  gesunken,  dm  Ii  hatte  d^r  ZolLTirai?,  nach  dum 
llcraljg:chi;a  aui  J.3 — l.Ü  Mill.  bei  der  früheren  Zullreduclion,  wieder  jicine  Hohe  iiui 
1S15  erreicht,  1.8—1.9  MUL  Pf. 

In  dem  frcnannton  Vertrag  war  die  starke  Eruiiissijrdnsj^  der  hrifisehen  W'ein/rdl-- 
eiiicä  der  oder  selbst  daa  wcsentUcluito  Zuge^tüadniss,  daü  (JrossbriUnuicn  zuniicliät 
aa  FranlkTeich  machte.  Zogleich  wurde  durch  die  Annahme  eines  neuen  Wcinzoll- 
fnincips,  nrtmltc]i  der  Zollbemessung  nach  dem  Spiritusgebalt,  eine  allptmeiu 
wichtige  und  wohl  im  (ian/on  ri(  htis'e  iEiiirirhttiii^  d.  s  W  cinzolls  bcrbciget'ührt.  welche 
l>e:ionder}  den  leichteren  Weinen  zu  gute  kam.  Die  Zolle  waren  hiernach:  für 
\V*«>in  in  Fässern  ron  weniger  als  15  (irad  Älcohol  nach  Sykes  Hydrometer  Iwüliatens 

1  sli.  per  (!.(l!t.!io.         I.'» — 2t\  (irad  litH-hstens  1       C.  il.,  ron  2ü — 40  (irad  höchstens 

2  sb.,  Flaschenwein  per  Gallone  2  sh.  (l  ranzüs.  Ilandubvertrag  r.  23.  Jan.  IbÜO.  Art.  ti, 
No.  1.  a.  A.  im  Preoss.  Handelsarchir  1860, 1. 149).  Bald  darauf  worden  die  WoinxOlIe 
von  ISGl  an  allijemein  iresefzt  auf:  Wein  von  weniu'er  als  IS  (irad(im  französ.  Vertrag  15) 
1  sh.  per  (iallone,  von  Is— 20  1  sh.  M  d..  von  2ti— 40  2  sh  5  d.,  von  40 — 15  2  sh.  11  d., 
Flaschenwein,  unter  40  fJrad  2  sh.  5  d.  (Preuss.  HandeUarcbiir  18150,  II.  2öl).  Dies 
waren  Hrmiissiirungen  auf  die  llidfto  und  ein  ruiiftel  bis  Sechstel  der  ))ishcrigen  ZdUe. 
Flenid.-  iiiid  l>ri(i>(  li<'  ("olonialwi'ino  waren  diin  hans  <rlei<  li  i;e>(t:llt.  Es  sind  a1»er 
dann  iiuch  weitere  Ermibsigungen  und  Vereinrachungen  gefolgt,  so  dass  der  Zoll  seit 
1b76  für  Wein  von  weniirer  als  26  Grad  1  sh.,  von  26  bis  worif^er  ab  42  Grad  2%  sh., 
für  joden  wi-iti  in  (Jrad  Stärke  3  d.  ist.    Fla^i  lpMi-  und  Fasswrin  st  dit  trhiieh. 

Alierdings  bat  sich  bei  dieser  starken  ZoiiermiUi»iguug  unmittelbar  die  Weiu- 
einfohr  tnm  Consum,  besonder  von  franxOsi^ichcn  Weinen,  bedeutend  gehoben  und 
j>t  dann  langsam  weiter  «ii  wac  Inen  (vor  1*^01  0';^ — T'/i  MiH-  («allonen,  lS(il  10.09, 
t^t;-.»  O.TO.  JscT  lo.ii.  ]s(;i  11.10.  Isf.T  1:!.(57,  IsC.S  l'y.m,  lS7(i  l^.r.l  Mill.  Call.. 
Maximum,  seitdem,  freilich  unter  den»  Eintluss  der  Weinernten,  ein  mir  IbSO— Sl 
ontcrbrochencs  Sinken.  1885  13.77  Mill.  Gall ,  oder  per  Kopf  vor  iSßl  c«.  0.24  Gall., 
0  :?T  in  1^(]1,  0.50  in  Isf.S,  O..')!)  in  |S7:t  tiiid  iSTt'.,  O.^s  in  I*«s').  It  d  nur  mässiirer 
Steigerung  der  Weinpreise  in  den  letzten  Jahren).  Das  zeigt  doch  im  Ganzen,  dass 
die  WoinzoUreduction  nicht  in  dem  erwarteten  Maasso  auf  die  Oensumcrhöhnnar  hin- 
gewirkt  bat  und  daln-r  fiscalisch,  ähtili<)i  wie  Im!  Kall'i.-,  oIhk;  Weiteres 

riebt!'.;  war  Der  Zollertrag  sank  nach  iSf.o  auf  1.10  Mill  l'f.  St.  ilS(i2'.  li<»l>  sich 
bis  auf  1.70  Mill.  in  1S7(;  und  i^t  seitdem  fast  stetig  jährlich  gesunken,  l'j'^ö  bis  auf 
1.19  Mill  Pf.  St.,  was,  iregenubcr  den  £infuhrziffcm ,  Übrigens  auf  Zunahme  des 
(/OOsums  h  ichterer  Weine  hinweist. 

Die  Licenzen  für  Händler  und  Wirlhe  sind  ein  Thcil  des  allgemeinen  Licenz- 
systems  Air  den  Gctrinkeabsatz  und  werden  unten  mit  diesen  zusammen  behandelt 
werden  (J^.  1  :>.•{). 

§.  150.  —  10.  Die  fremden  Spirituosen  (Vockc  S.  343— :J45,  Dowcll 
IV.  214—225,  StadstiHchcH  im  Stat.  abstr..  im  Cust.  l{ep.,  auch  im  frnnzös.  liullotin 
IHSG.  II,  537).  Die  I^•Zl.l!lInL^  unterschied  früher  besonders  ..fn  imlen"  Branntwein 
und  untor  diesem  wietlor  „brandy",  d.  i.  (meist  franzH<,iM|i<T)  Wein-Hranntwein 
(„Fran/branntwciu"),  (ionever,  d.i.  (meist  holliindi.scher)  Branntwein  aus  Koggen 
und  (iente  und  anderen  Artikeln  mit  Zusatz  ron  Wachhelder-E<i8enz.  und  „sonstigen 
nicht  be>onders  penannf'-n  fremden  Rrannfwein",  wohin  später  und  neeli  üi'^renwTutig- 
(meist  contincntaler,  bes.  deutscher)  Kartoliei-  und  Kübeubranntwcin  gehört  Allem 
diesem  „fremden**  Branntwein  stand  der  „colonialc'*,  bes.  der  Rum  aus  den  britisch 
westindischen  Znckorcolonien,  hergostelU  aas  Hehuso  und  Kadst&ndon  bei  der  Kohr- 
luckenr'  winniing,  pe^cnuber. 

Die  britische  Zollpolitik  ging  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  immer  cunsetjucnter 
nnd  s(  hiirfer  im  vorigen  Jahrhundort  und  in  der  französischen  Kriegs/eit  darauf  aus, 
diiixh  höhere  Altgalw-n  verirli'  ln  ii  mit  di  njeiiipen  fiir  den  einlieimiselien  nraiintwoin 
den  letzteren  zu  schut/en  und  auch  wohl  die  grossere  Stcucrluhigkeit  mancher  fremder 
Branntweine  (bee.  des  fnuiziVsiächen)  sowie  des  Rums  zugleich  fiscalisch  aanunufaECii; 
ferner  den  letzteren  wieder  nach  ctrfoniolpolilischem  (irundsatz  im  Zoll  diflbrentidl 
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g<  gen  den  „fremden''  Rranntveiii  zu  beaftlnstigcn.  liQcksichten  auf  die  Einschiinlnnu' 
dos  Branutv\ '^ing'Mitissi  s  und  Frankreich  und  Holland  ^c^enUber  auch  speciell  Kandels- 
politisrlir  und  politische  uf^rrnorische  Tcndenz'-n  fahrten  im  voripe»  Jahrhundert  und 
in  der  IVauzüsischen  Kriegs/cit  zu  sehr  hohen  Aligabeii  vom  fremden  Branntwein. 
Dadurch  woide  aber  nor  ein  colosBaler  Scliinnggel ,  welcher  bei  diesen  Artikel  be> 
sonders  leicht  ist,  iM^j^Unstigt,  was  dann  witider  aus  fisealischen  fininden  zu  Steuer- 
redartionen  i<o  sclioii  17S7  vnriiherc:''hcnd)  fiihrte.  Zur  besseren  Controle  wurde  der 
eingeführt!*  Branntwein,  wie  nnige  andere  der  schon  bcsjirochencn  Artikel,  unter  den 
LairerhMsxvan;  und  die  Accise  gestdlf  nnd  die  Abgaben  zvai  kleineren  Theil  als 
Zoll,  zum  p;r5sseron  al-;  Ai'cise  erhoben  (bis  182.'»'  Ab<T  Im  i  dt^r  hohen  Rosteoerung: 
und  dtjr  DitliTcnz  der  (le^sanuntubgabc  gegen  diejenige  fiir  Huui  und  für  hcimischch 
Branntwein  wurde  man  di  s  S«  hniuggels  doch  nicht  Herr.  Als  man  die  hohen  Kriegs- 
afttzc  auch  nach  1S15  nirbt  wesentlich  verminderte  un<l  1*^25  sogar  wieder  erhöhte 
und  bis  Is  jc,  -Jrt  beibehielt.  Mühte  der  Scbmuiri;«'!  mclir  nis  je.  Die  Steuer  für  Franz- 
branntwein und  Genever  war  läl4  22  :ih.  (i  d.  für  die  neue  ^imperial)  Gallone,  soit 
1840  22  8h.  10  d.,  britisch  westindischer  Rtiin  zahlte,  in  ebenfalM  in  der  Kriegateit 
erhnhten.  aber  lange  nicht  so  stark  gesteigerten  Sätzen,  zuletzt  13  sh.  11 '  .^»1.,  wurde 
aber  sclion  Is24  etwas  und  1*»2.*>  auf  S  sh.  ß  d.  ermässigt  (1S30  9  sh.X  als  britischer 
Branntwein  in  England  7  äh.,  in  Schottland  und  Irland  nur  2sh.  lUd.  entricbtctt: 
(o.  8.  2H9).  Diese  dlfferentielle  Begünstigung  des  Runs  gcgenQber  anderem  fremden 
Br.uuitwein  hat  ih  msellun  eine  bevorzugte  Stelle  in  der  brillschen  (loiisiimtioa  rer* 
schatlt  und  bis  in  die  (i'  t^enwart  erhalten. 

£rät  lä4<>  wurde  der  Zoll  für  ^fremden"  Branntwein  ermutigt,  auf  lä&h.  pci 
Galhme«  immer  noch  fast  der  doppelte  damalige  Satz  filr  englischen  (7  sh.  10  d.),  der 
mehr  als  vierfache  (S  sh.  sd.  für  schottischen  Branntwein.  Nur  die  weitereu  Steuer 
erhOhnngcn  dos  inländischen  Branntweins,  di(-  Erhöhungen  der  Sätze  in  Sdmttl  iri.i 
und  Iiland,  die  üchliosslicho  Gleichstellung  aller  Sktze  im  Vereinigten  Königreich  ver- 
besserten das  Verhiltiiiss  fdr  fremden  Branntwein  etwas.  Aber  erst  1860  (franzOsischei 
,  Handelsvertrau)  fiel  der  Srluit/.zoll  und  der  DiH'erentlalzoII  zu  (lunsten  des  Rums  im 
Princii»  <im\/.  und  in  der  Praxis  fast  uanz ,  indem  der  Zoll  nur  um  jene  ..Ersatz 
abgäbe"  fttr  die  Kosten  des  britischen  Accisesystems  huher  angesetzt  werden  durfte  ab 
die  Accise  (britisch -französischer  Handelsreitiag  von  ISOO,  Art.  7,  8).  Seitdem  ha 
der  Zoll  nur  die  irlei«  b. u  Veründeninsren ,  bez.  Erhöhungen  (um  2  sJi.)  erfahren  wii 
die  Accise.  Gegenwärtig  ist  der  Zoll  für  .alle  gewöhnlichen  Arten  des  Branntwein: 
10  sh.  4  d.  per  Gallone  proof  gegen  eine  Accise  von  10  sh.  für  einheimischen  Branni 
wein.  Importirte  Li(|ueure  u.  dgl..  Masrhenbranntweine  ohne  St&rkeangabe  zahlen  14  mIi. 
parfUiniif'- ,  K<^lnisch  \Vas«or  n.  dgl.  Ifi?!).  t>  d.  Au><erdem  unterliegen  einige  ander 
Spiritus  entbalt'-nd'-  .Artikel  einem  die  A'  i  ise  au>frleiclienden  Zoll. 

Seit  dieser  OleicbslcUung  hat  Kuui  zwar  »ein  absolutes  Uebergcwichi  üi»er  andf  rei 
anslftndischen  Branntwein  behauptet,  aber  relativ  ist  er  erheblich  zurückgewichen 
Kranzbranntweiti  wird  jetzt  weit  mehr  im  letritimen  Handel  eingefnhrf.  als  ehedeu; 
auch  anderer  „fremder"  Branntwein  hat  sich  sehr  vermehrt.  Die  F^infuhren  schwank.- 
naeh  den  Erntererhältniasen  der  hei  der  Aus-  und  Einfuhr  bctheiligten  Länder  erh(^blicl 
Bis  1>(>7  stiegen  sie  von  5.11i  Mill.  (iall.  in  ISGl  (wovon  ;!.4ö  Kum,  1.60  Brami) 
(»11  aii.h  r  -  Hranntweine)  a>if  ^..'{4  ,  blieben  bis  lS7t)  auf  dieser  Höhe  und  sticc:«' 
dann  weiter  bis  auf  ll.bä  Miil.  Gall.  in  lb75  \ö.H\i  Rum,  1.47  Brandy,  2.00  andere 
Seitdem  haben  sie  nicht  unerheblich  und  fast  regelmässig  Jahr  IllrJahr  abgenommer 
was  ausser  auf  Ernteverhultnisse  (Wein)  auf  Verminderung  der  Consumtio 
srhliesscn  lässt,  da  eine  Zunalnne  des  Schmuggels  unwahrscheinlich  ist  Die  heimiscli 
Erzeugung  für  den  Bedarf  des  Inlands  ist  ebenfalls  in  dieser  i^erio<le  gesunken  (S.  21>il 
In  18S5  war  die  Einfuhr  nnr  8.01  MilL  Gall.  (Rom  S.S6,  Brandy  2.09«  andere  1.47 

Aehnlicb  hat  sich  natürlich  auch  «ler  Zollertrag  bewogt.  Er  stieg  von  2.0.'>  Mil 
rr.  St.  in  l'Mil  (.S1.  Mär/  lstil't;2)  auf  ti.M  in  1^7.V  un<l  sank  seitd.-rn  auf  4.1.'>  i 
l>(>.'i:  ein  Sinken  um  2  Mill.  Pf.,  dem  ein  g«:nau  ebenso  starkes  bei  der  Arcis«;  (vt 
15.15  anf  19.14  in  denselben  Jahren  gegenübersteht,  zusammen  also  von  21.29  ni 
17.29  Mill.  Pf  n<'i  der  stetig' d  ^1.  iehmässigen  Abwärtsbewegung  dicsor  Zahlen  i 
das  liemerkenswerili.  Es  kr»nnte  «len  t«. •danken  nahe  leiren.  rein  aus  fiscal  ischc 
Grunde  die  Stenern  zu  ermüssigen,  wenn  nicht  die  anderen  Afters  crwäiinten  Ku«* 
richten  dagegen  sprichen  und  das  Sinken  des  Gonsums  erfreulich  ersrheinen  Hesse 
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Aaf  daä  uiafaä^ieudt'  Li«  ouzsysttiiii  im  Spiiitoosehluuid«!,  wolcbcs  natilrlkh 
den  Absatz  fremden  Branutweintt  m  sieb  ücbUcsst,  komnea  vir  aiiteii  iu  §.  153  im 

Zu^Diuienbaiig  /u  ä]>r'>r)icii. 

§.  151.  Zollverfahren.  Die  grossen  Vereiofacluiugcn  des 
Eiiifuhrzolltarits  und  des  inläodischen  Accisewesens,  die  Beseitigung 
aller  Ans-  und  DnrehiQhrztfUey  die  durch  die  Reform  der  Einfuhr- 
mOlle  and  der  Aocise  bedingte  Beschiünkung  der  Rttckzölle,  der 
Forlfall  von  Ausfuhrprämien,  die  vdllige  Umgestaltung  der  Sehiff- 
fabrtsgesetzgebung  (Navigationsacten),  deren  mancherlei  Privilegien 
für  die  britisehe  Flagge  und  deren  Differential  Scbiin'ahrtsabgaben 
und  Differentialzl^Ue  dem  Princip  der  GleicbBteilung  der  fremden 
mit  der  heiniiscben  Flagge  in  .illcn  Abgaben  wicheu,  der  Wegfall 
der  älteren  colonialpolitischcn  Massregcln,  die  vdlc  Aufiiabnic  aucli 
Irlands  in  das  britische  Zollsystem,  die  Gleichstellung  der  Zoll- 
und  Accisesätze  (Branntwein)  im  ganzen  Vereinigten  Königreiche, 
welebc  die  Voraussetzung  der  Beseitigung  v(in  Zwiscbenzolllinien 
behufs  der  Erhebung  von  Ausgleichuiigsahgabcn  war  —  dies  Alles 
and  was  sonst  an  einzelnen  Massregcln  verwandter  Art  inj  Laufe 
dieses  Jahrhunderts,  besonders  in  und  seit  der  Zeit  der  Huskisson'- 
sehen  und  mehr  noch  der  Peerseben  und  Gladstone'scben  Reformen 
geschah,  ermöglichte  es  auch,  Vereinfachungen  undErleich- 
ternngen  im  Zollverfahren,  daher  in  Bezug  auf  Veranlagung, 
Erbebnng,  Gontrole  der  ZtfUe,  wie  in  Bezug  auf  das  Lagerhaus- 
System  nnd  das  Blickzollwesen  eintreten  zu  lassen. 

Wiederholt  sind  zu  diesem  Behuf,  in  Fortfiihrang  der  grossen 
Pitfsehen  Zollconsolidation  von  1787  (o.  S.  190)  und  zur  Ver- 
besseruDg  des  Tarifwirrwarrs,  welchen  die  Zollmassregel o  in  der 
französischen  Kriegszeit  mit  sich  gebracht  hatten,  neue  „Zollcon- 
so  1  i d ationcn"  erfolgt^  d.  h.  Gesetze  erlassen  worden,  welche  unter 
Aufhebung  zahlreicher  älterer  die  Normen  für  die  gesamnito  Ein- 
richtung und  Verwaltung  des  Zollwcscns,  für  die  lleehtc  und  Pfiielitcn 
der  Zollbeiiördeu  und  des  rublicums,  für  die  Veranlagung,  Er- 
hebung und  Controie  der  Z<">llc,  für  Lagerhaussystem  und  KUckzölle, 
für  das  Zollstrafrecht  u.  s.  w.  neu  zusanmientasslcn.  Freilich  im 
Ganzen  mehr  eine  Art  Codilication  des  noch  geltend  bleibenden, 
als  eine  bchaffung  neuen  Zollrechts. 

Besonders  wichtig«  demtige  Gesetze  sind  die  Oons<rfidatioii!iaGtou  von  1825 
(6  (icorg  IV.  c.  105—11«;),  von  l^i:-.  u.  Yict.  c.  85),  von  iS-iS  (16  u.  17  Vict. 
c.  107)  uud  die  ueacütc,  uoch  geituudu  von  lb70  (24.  JuJi,  39  u.  40  Vict.  c.  36.1,  au 
die  sich  je  in  der  Zwischenzeit  und  wieder  seit  1876  kleinere  Ergänzungen  ange* 
schlössen  haben.  —  Vgl.  Vocko  S.  312  fl.,  DowcU  II.  268,  Gneist.  cn-rl.  Ver- 
waltans^rccht,  9.  A.  U,     83  (ä.  619),  »ach     U2  (S.         bes.  Uauol,  Uio  laws 
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of  customs  etc.,  Lond.  1S70.  Abdruck  der  „Costoms  conaoUdaÜou  act,  1876",  mit 
Boilagcn.  Wichtig  für  Tabak  die  „Uanafactored  tobacco  act**  (26  Vict.  a  7),  bei 
Uamcl  S.  221. 

Alle  diese  Bich  folgenden  Ge«etzgel)nngcu  haben  Yerein- 
faehangen  des  Zollverfahrens,  Erleichterungen  des 
Verkehrs,  Brmässigangen  der  Controlen,  Milderangen 
der  Strafen,  nach  dem  Geist  nnd  den  Grundsätsen  der  nenercn 
Zeit  nnd  speciell  in  Fol^^e  der  freihändlcrisehen  Zollrerormpolitik, 
gebracht.  Namentlich  die  grosse  Vermindernng  der  Zollpositionen 
luul  die  Beseitigung  aller  Ditlcrcutialzölle  und  der  VVcrtlizöllc  haben 
in  dieser  Kiclitung  zweckmässige  VeriiiuUriingcn  ermöglicht. 

Trotzdem  ist  das  britische  „Zollrcciit '  noch  jetzt  (Mimplit  irt 
genug  und  d;is  daraul"  bcMiihende  Zollverfahren  nichts  wenif;cr  als 
wirklieh  bequem  und  einfach  liir  das  i'ublicuui  und  speciell  lür 
den  Kaufmann  und  SehifisfUbrcr.  »Schon  der  grosse  Umfang  auch 
noch  der  Consolidationsacte  von  1876  (290  Artikel!  ohne  die  geltend 
gebliebenen  filteren  Bestimmungen)  zeigt  das  äosserlich  nnd  jeder 
Blick  in  das  Gesetz,  namentlich  in  die  Abschnitte  von  den  Control- 
rechten  der  Verwaltung  und  den  Pflichten  des  Publicums,  bestätigt 
das.  Manches  hfingt  hier  allerdings  mit  den  eigenthtlmlichen  geo- 
graphischen Bedingungen  des  britischen  Zollwesens,  mit  der 
insularen  Lage  des  Z<)]lgel)ic(s  und  der  Aufgabe,  Scektlsteii 
als  Zollgrenzen  zu  bewachen  und  dcnigciniiss  Schilfs  vir  kein 
zn  überwachen,  zusammen.  Und  manche  eingreifende  nuch  vcr 
bliebenc  Controlvorschrift  (und  »Strafbestinnaung)  ist  auch  spcciei 
auf  den  Character  des  britischen  Zolltarifs  und  Accisetarifs  zurück 
zufuhren,  namentlich  auf  die  äussere rdeutliche  Hübe  de 
Spiritusaccise  nnd  Zölle  nnd  der  Tabakzölle  und  auf  di 
mit  daraus  hervorgehende  immer  noch  vorhandene  Gefahr  eine 
starken  Schmuggels,  besonders  in  diesen  zwei  Artikeln. 

Aber  auch  unter  Berttcksicbtigui  g  dieser  Verhältnisse  bleik 
es  auch  für  die  allgemeinen  Principienfragen  der  Zollpolitik  b< 
mcrkciihwcrtii,  dass  das  britische  Zollverfahren  nach  allen  Tari 
reformen  u.  s,  w.  immer  noch  an  viel  Belästigendes*',  „Chicaiir.so.s 
für  den  Veriichr  behalten  mussle.  Der  freibändleriscbc  f)pliiuisiHi 
und  die  frcihändlerische  Beweisführung  in  JietreÜ  der  günstige 
Wirkungen  ,  liberaler'^  Tarifpolitik  auf  das  Zollverfahren  liab< 
gerade  nach  britischen  Erfahrungen  wieder  einmal  das  Ziel  Ubi 
schössen.  Man  übersah  hier  zu  leicht,  dass,  solange  überbau 
nur  noch  Ein  Zollpostcn  im  Tarif  steht,  ein  grosser  Zollcontr« 
apparat  in  Wirksamkeit  bleiben  mnss;  auch  dass  ein  einzig 
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wichtigerer  tnlSndischer  AcciseposteOi  wenn  der  betreffende  Artikel 
aocb  ftns  dem  Auslände  bezogen  werden  kann,  dieselbe  Noth- 
weodigkeit  mit  sieh  bringt.  Voltends  ROckzüllei  Lagerhanssystem, 
ROekvcrgtituDgen  von  Aecisen  fOr  exportirtei  im  Inland  aecise- 

Pflichtige  Waarcn  bedingten  anch  bei  einem  so  einfnchen  Zoll-  und 
Aceisctarif  wie  dem  heutigen  hritisi  lien,  not  Ii  einen  zieniliili  com- 
|)lieirtcn  Zoliverwaltungs-  und  Controlapparat.  Mit  dem  an  sieh 
rielitij^en  Einwand,  dass  man  l)ei  niedrij:^ercn,  den  St  lnnuj;geKnieht 
so  lolinendcn  Zoll-  und  Aceiscsiitzen  diesen  Appanit  noeli  vcrein- 
taclien  könnte,  wird  in  der  Fraise  des  „einlafiien"  Tarifsystcnis 
deslialh  nichts  Entscheidendes  bewiesen,  weil  eben  einige  Zölle 
uod  Aecisen,  wie  die  in  Grossbritannien  verbliebenen,  relativ 
beste  Stenern  sind,  wiederum  aber  nur  bei  hohen  »Sätzen  so 
viel  einbringen,  als  der  t'iseus  bedarf  und  als  es  gerade  vollends 
darch  den  Wegfall  anderer  Zdlle  and  Aeeisen  geboten  ist. 
Nor  die  dnrch  Überwiegende  steuerpolitische  Rtlcksiehten  aber 
eben  ansgeschlossene  gänzliche  Beseitigung  aller  Zölle 
and  Aecisen  ermöglichte  eine  Anfhebong  des  Zollcontrolapparats, 
wenn  nicht  selbst  dann  noch  am  der  Hand  eis  Statistik  willen 
Manches  davon  verbleiben  müsste. 

Vdrecliiedi  II''  I »  I  I;»rations|)flirli(.  n  lics  l'iiljliciiras ,  Ein-  und  Ausfulir,  ('on- 
trolrechto  der  Vurwaliuug  umi  Strutbcatiiuuiuugcu  l>i;/.iuhuu  bich  in  EitglanU  auch 
jatzt  schon,  einzolo«  fftilif ,  andoro  venigsteos  grösstenthoils  facüsch,  auf  Intoresson 
iiiclit  der  Zulivurwallongf  als  ciuos  Thfils  des  Eiunahuic'lc.parfnrnciits,  soikIitii  als  eines 
Controlorgaiiä  für  statistischu  Autnabiaou  (x.  B.  Art.  4Ü  dus  tiusuUcü  vou  IbTü,  wonach 
die  ElofVihTer  vnd  EmpfänKcr  ron  Barren  und  Hllafe  imieriialb  10  Tagen  dem  Zoll- 
amt einen  waliren  und  vull^t:tii(li<;<  n  }!.  rieht  über  solcho  £infohr,  deren  Oovicl^t  und 
Werth,  übt'rg;ebcu  miwscii,  bei  2ü  IT.  J>L  Strafe^. 

152.  Uclxr  Kinzcincs  s.  die  Ado  vou  1S"I)  selbst.  Der  H.mi'tinhalt 
(kürzer,  aber  ohnu  Hi;rvorhuban{;  der  i^urado  fQl  dio  iiuaii/.wisäonscbaftlichc  Seite 
wichtigen  rtnute,  bei  (in eist,  en^l.  Yorwaltiingsr.  3.  A.  II,  623)  iat  der  folgende. 
Die  Acte  bulbbt  zerfällt  iu  12  Abäcluiitto: 

f.  Allgemeine  Zollferwaltung,  Behörden-  nnd  Beamtenwesen,  Art  1—10, 
Bcstiinnitin,'i  n  über  die  Häfen,  LagerhftQSer,  wo  das  N.Uiere  deui  Schatzamt,  bez.  dorn 
<i*?nenilzolIdnit  anznoidnc.n  ffestattct  wird,  Art.  11  —  1»),  ^'orschriften  illuT  dii'  ZuU- 
crbebuni;,  das  Zahiungt)-,  Gassen-,  Kecbnung^weseu,  Art.  17 — 2ü,  über  Streitigkeiten 
zwischen  den  Zollbeamten  und  den  Pflichtigen,  Art  SO,  31 ,  tther  das  YerfUiren  da- 
bei, Art.  32—!^. 

IL  Einfuhr  und  Lagerhau swusou,  Art.  39—1)9.  Darin  u.  A.  Uber  £in- 
fnhr verböte,  Art.  42:  brit.  Nachdracke,  fiJsche  and  gefälschte  brit.  Münzen,  obscftne 

Bilder,  Bücher  u.  w. ,  auch  fremde  Altikol  und  Verpackungi-n .  welche  sich  durch 
futsprcchende  Bezeichnunj^en  u.  dgl.  m.  ak  britische  ausgeben,  brit.  Stempel  u.  dgl. 
tnigen  oder  nachahmen;  auf  spec  Verordnung  krankos  Vieh,  iuficirte  Häute,  Uömor 
und  dgl.,  auch  Wallen  uod  Munition  u.  s.  w. ;  ferner  allgemein  einige  Artikel, 
deren  Einfuhr  im  Interesse  der  Zoll-  uml  Acciseei  n  n  ah  men  aus  an- 
deren Artikeln  rerbuteu  ist,  so:  gewibse  Kxtracte  und  Essunzen  aus  Malz  (mit  Aus- 
nahmen nach  dem  Tarife),  aas  KalToe,  Gichorio,  Tbee,  Tabak,  pnlverisirter  für  Schnupf- 
tabak vorbereiteter  Tabak,  Tabakstcnifcl,  Mehl  aus  diesen,  gcäfbster  Tabak,  Sjürituosen 
(au:»:>cr  gevisbe  Liköre,  parfiün.  uud  uedicin.).  Tabak,  Cigarren  dOrfcn  ferner  nur  in 
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SchifTcn  pt-wibscr  Grösse,  in  gewissen  MoD^on  und  VcrpacVtini^eii .  Tabak  nii<\  Wein 
auch  nur  iu  den  specicU  dafur  zugelassenen  Halen  eingeführt  werden.  Weiter  üudeii 
bich  hier  die  Bestimmungen  über  das  Visitationsrecbt  der  Zollbeamten,  special  auf 
Schiffen,  über  die  Pflichten  der  Schiffsfahrer,  so  in  Betreff  ihres  nach  gesctzl.  Formular 
in  erstattendeu  Ladungsberiohts  (mit  verechiedenen  Strafandrohungen  von  lOOPf.  St.V. 
Uber  die  DecUratiouen  der  verbchicdouartigeu  Einfuhren  (für  heim,  (iobrauch,  für 
Lagerkuu,  vteder  ludi  gweldidiaii  FcnniuaranX  mit  StntfiHidrobtiiigen  v.  dgL  m. 

Be8<Uid6i8  eingehende  Bestimmungen  tibcr  die  üinbiingniig  von  Waaioo  iua 
Laperhans,  übor  die  Verpflichtungen  der  Lagerhausvenralluntrcn,  die  Manipulationen 
in  dem  Lagurham>  (mit  Specialvorachrifteu  für  Spirituosen  und  Wein,  sowie,  aus  dur 
manufactured  toVaoco  Mt,  über  Tabak  lud  deason  Verarbeitung  gegen  CauttonX  ttber 
die  Bedingunjrcn  für  die  l  cberfUbmilg  TOB  L«'igerhausgUtern  von  einem  Lagerhaus 
zum  anderen  (Art.  76 — 116).  Das  ganze  System  hat  bei  der  Jetzigen  Besch riiiikunii 
der  Zölle  und  Accisen  auf  wenige  Ilauptposten  die  alte  allgemeine  Bedeutung  zwar 
nicht  mehr,  aber  gerade  bei  diesen  verbliebeneu  Posten  und  deren  hohen  ZoUsitzcn 
ist  es  hit  r  w  icd-  r  um  so  wichtig:»  r.  In  der  Kegel  richtet  sich  die  Ver/olluni::  nach 
dem  Landungs-  und  Einbrini^rtTjnbter  der  Lagerhausguter,  doch  mit  Ausuahmou,  bo 
bei  Wein,  Spiritaa,  Talwk,  1  eigen,  Corinthen,  Rosinen  nach  dem  schliesslichcn  Aus- 
gaog  ans  dem  Waarenhaus,  wenn  kein  betrügerischer  Abgang  vorliegt  (Art.  7S,  OS). 
Waaren.  die  binnen  5  Jalir»>n  nicht  ausdeclarirt  werden  für  heim.  Gebrauch  oder  Aus- 
fuhr, müssen  von  Neuem  „gelagerhaust"  werden  (Art  92).  Ausser  den  Zöllen  und 
den  eigenffichen  LagerhaiugebOhren  haben  Li^rhausvaaren,  vdcbe  mm  heimlKheu 
-  Conanm  —  also  nicht  zum  Export  —  ausgehen,  V47o'  Tabak  \%  fOB  Werth  als 
Abgabozuschlair  zu  entrichten  (Tarifacte  l»^7ri,  Kamel  p,  220). 

III.  Ausfuhr,  Art.  100 — 139.    Gontrolen,  Meldepflichten,  Dcciaraliunen  (Ver- 
klarungen) sind  trotz  der  Beseitigung  aller  Ausfuhrzölle  auch  hier  nothtrendig  gc- 
lili'.'beii.  ausser  fUr  statistische  Zwcfke  behufs  Sicherung  des  Acciscwesens  und 
des  Lagorhaussystems  und  behufs  Verhütung  von  betrügerischer  Erlangung  von 
Rttek sollen  auf  zoll-,  accise*  und  stempelpflichtigo  Waaren.  LasrcrhausgUter  dürfen 
z.  B.  nicht  in  Schiffen  von  weniger  als  40  Tonnen,  britbche  und  irische  S|iMtnoseD, 
bei  Strafe  der  Coufiscation ,  nicht  in  Grfässen  von  wcnigrfsr  ;ils  1)  dail.  ausgeführt 
werden  (Art.  100,  103).    Die  Ausfuhr  von  Lagerhausgüturu  und  von  W  aaren  mit 
BackzoIIanspmch  nnterliegt  specieUen  Controlen,  anf  deren  Innohaltung  empfindliche 
Strafen  angedroht  sind  (z.  B.  Art.  114,  115).    Bei  Waaren,  denen  bei  der  Ausfuhr 
KückvcrgUtun?eii  jrowiihrt  werden,  muss  ausser  der  Controlo  der  richtigen  Feststelluntr 
bezuglicher  Ansprüche  natürlich  besonders  eine  Coutrolu  der  wirklichen  Verschiflung 
ins  Ausland  nnd  des  nicht  wieder  Landens,  daher  hiwfilr  auch  eine  bezugliche  Con- 
trole  der  gcsammten  Einfuhr  stattfinden.    Durch  genaue  Vorschriften  über  die  Decla- 
ratiouen,  z.  Th.  wieder  nach  amtlichen  Formularen,  über  die  Schiflsmauifestc,  di<> 
Yisltationsrechte  der  Zollbeamten  u.  m.  a.  m.  wird  das  Bezügliche  festzustellen  gesucht. 

IV.  K ustenschiff fahrt,  Art.  I  lü— 1  IS.  Auch  sie  unterliegt  gowisaeil  Gon- 
trolen.  Melde-  und  l>c<  laratiottspflichten,  mit  Im  latorosse  der  äicbemog  derEinfolir- 
zull-  und  AcciseeiukUulte. 

y.  Britische  Besitzungen,  Art.  149—194.  Einige  Spccialbestimraangon 
über  den  Verkehr  mit  diesen,  bes.  auch  mit  den  Canalinsoln. 

VI.  Cautionen  (bonds)  und  andere  Sicherheiten  in  Zollsachen.  Ait.  \  V>ö — lr.7. 

VII.  Falsche  Dcciara tioneu,  Art.  168.  Für  jeden  Einzelfall  vci^chiedeiicc 
näher  bezeichneter  Yorgehen  100  Pf.  St.  Strafe. 

VIII.  Schmngg'  I,  Art.  16!) — 217.  T)i<-  insulare  La;;e  des  "N'crciiiij^tcn  K«>nig- 
rcichs  bedingt  hier  die  Coucentration  der  Üontrolen  auf  den  Schiffsverkoh  r, 
Ueber  diesen,  besonders  über  die  (}ontrol-,  Visitatious- ,  Verfolgungsrechte  der  Zoll- 
beamten und  über  die  Strafen  (Afters  Gonfiscatiou  von  Schilf  und  Gut)  daher  eingehende 
Vorschriften,  auch  Hechte  der  Zollverwaltung  zum  Erlast  von  VenM-dnunjron  (so  libci 
Schiffe  und  Boote  unter  100  Tonnen).  Den  im  Dienst  verwundeten  Beamtoi»  biitci 
Entsohldigungen,  denen,  welche  Schmuggler  festnehmen  tind  Gontrebande  coi^circu 
(bes.  SpiritQOsen  und  Tabak)  Belohnungen  in  Aussicht  gcbl-  llt   Ait.  iMO— 216). 

IX.  Strafverfahren  (Art.  21^—271».  Eingch-Mid--  \  ui-i  hriltca  (u.  A.  ii 
Art.  233  mit  cigenthUmlicheu  Speciaiisiruuguu  nach  den  defraudirten  Mengen  bpiri- 
tuoeen  und  Tabak). 

X.  Land-Clattseln,  Art  275,  270  (Oeld  ans  Laodrvikittfeft)« 
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XI.  losol  Man,  Art.  277 — 283.  Sic  iiiiomt  iii  einigen  Puiicten  deü  Zollwescns, 
aacb  des  Tarifs,  noch  eine  aparte  Stellunj?  ein,  wenn  sie  auch  in  Zolbachon  als  Theil 
den  Veruiu.  Köuigrciclu»  g^ilt.  Eigener  ZoUcrtrag  der  Insul  I^b5/S6  56,22^  Pf.  St., 
i«  die  brit  StMtsoMM  IHeamd.  ZotttMif  flu  Hau  87  a.  SS  Vict.  c.  46,  boi  lUmel 
f.  228. 

XII.  Yermiächtes,  Art.  2S4— 2'iU. 

Di«  Koston  der  ZoUrenraltuug  (ErbebungslHWtett)  botnii^ii  vor  den  ^roi^on 
freibäiidlcriscbeu  Kcforuien  der  184ücr  Jahre  ca.  1.3  Mill.  Pf  St.  oder  ca.  5.5"/,,  dc^i 
Kohertragü  der  Zölle.  Erheblicher  siinkiii  sie  erst  naeh  den  Kcfonnfn  der  lS50er 
Jahre.  Aber  seitdem  (jetzt  iucl.  Zolipeuäioueu)  liaben  sie  lui  altsulutLU  Be- 
trage kaum  mebr  abg:euom nicn ,  trotz  der  weitonüi  Vereinfachung  den 
Tarifs  Sie  liLWc-.  ii  sich  seit  1860  zwis- hm  1  Mill.  und  ca  '»«0,000  Pf.  St.  ilsfJO 
l,U25.b4^  iS70  •Jü7,lt>4,  IbbU  092.491,  Ibbj,  min.,  U.)ü,4a2  11.  St.,  duräbicbmuhch 
1860— «4  994,089,  1991—95  9bl,S00  Pf.  St.).  Kelatir  sind  sie  sogar  bei  den 
e I r  a s  V c  r  m i n  d  c r t II  Z i* Ii  i; i  n  k  u  n  f t e  n  <•  t  w a s  ir e s  t  i e u  c n ,  von  4  25**/«  i»  I SRO— 64 
auf  4.1» r  „  in  1S81— bö.  Auch  dies  zeigt,  das»  die  freihandlerische  Begründung  von 
Zollreformeu  im  liacalibcheu  Interesse  mit  dem  Hinweis  auf  die  Vermiuderung  der 
Erfaebuugäkosteo  selbst  in  Bc/u$r  auf  Grossbritannien  an  Uebertreibungon  leidet.  (W  ei- 
tere statii>t.  Daten,  etwas  anders  berodinet,  bei  Yoclie  &  859}  s.  Übrigens  nach  oben 
b.  304.) 


8.  (ieworbliclie  Licontstouern  in  Vi  rbindung  mit  Ycrbrattcbsstonor- 

artikclu. 

l  ' I.lt  'la>  »M.'schichdic  lic  h.  o.  §.  8()  und  DdwtII  IV'.  11.')  II'.  Di"  hier  zu 
bctracbteuduu  bilden  die  Hauptgruupe  der  gewerblichen  Liceiiiabgaben,  die  übrigen 
sind  sdion  oben  §.  IIS  8.  259.  aacli  §.  130  S.  290  bebandelt  worden.  Die  Licenz- 
Stenern ,  welche  sich  an  die  Tabrikatiou  selbst  anschliessun ,  sind  ebenfalls  oben 
an  betreiicuder  Stelle  schon  erwähnt  worden,  »o  bei  der  Biersteucr,  §.  13»)  S.  2sm. 
§.  133  S.  285,  bei  der  Branntweinsteuer  137  S.  293,  beim  Tabakzoll 
^.  148  S.  321.  Ueber  die  Qebetzgebung  im  19.  Jahrhundert  und  über  die  gegen-* 
wärtig  gcltendiii  Ilt-sti  nun  untren  s.  Vocke  S.  I.'i3  Ii".  (,,(jewcrbc.  die  sieh  mit  accise- 
pHichtigcu  üegeustauden  beschäftigen",  Yucke  fabst  diu  betrelicudua  Abgaben  als 
„Cewerbeetenem"  anf,  ob.  ROckblioke  aaf  die  frubere  Gesotasgebnag);  Gneist,  engl. 
Verwaltunirsr,  3.  A.  II,  014  (mit  zu  einseitiger  Auffas.sung  des  Zwecks  de->  Systems, 
übrigen»  uur  wenige  >\ortc  darüber:  eingehender  eb.  liii  II.  über  S<  hankconcessionen 
o.  s.  w.);  Oowell  IV,  145  11.,  bes.  149— IGl  (Bierlicenzen),  17ti  IT.,  1^1  —  181 
i Weinlicenxen),  190—191  (siisse  Kunstwein-  u.  dgl.  Licenzen),  22»'.  II..  2:;2— 237 
(Branutweiulicenzen),  L' K)  (« •bslweinlicen/.eii) ,  S.  — Iti'.t  (.\iili.,  t übersieht  dieser 
Liocnzcu);  S.  282— 2S3  (.TabakUccnzuuj;  mit  allen  Einzelheiten:  Bell  a.  Dwelly, 
laws  of  ezcise,  b.  III,  p.  802 — 1012  (Bniner  p.  509,  IVibakmannfact.  p.  995).  Ueber  die 
Brenn tweinliceuzcn  auch  Wolf,  Branntweinsteuer  S.  173  If.  —  Franz.  Bnll.  ISst»,  I,  \:m  H.. 
1885  II.  r.H)  ff.  ^oach  28.  Rep.  inl.  rev.},  mit  blatiätik,  auch  I8s(i  II,  515:  de:>gl. 
29.  Kep.  p.  4,  und  Anh.  p.  IX,  X,  XL  Mit  noch  weiteren  Details  and  Angabo  der 
SieiMBtftse,  im  Uercnue  return  18S5/86,  Pari.  pa]>.  25.  Sept.  l^Sti.  Zu  den  Aci^BO- 
licenzen  gehören  jetzt  ausser  den  hier  behandelten  und  den  im  IIS  besprochenen 
auch  die  unten  in  155  darzustellenden  „directen  (icbrauchsäteuern"  (Lu.\us-,  Ilunde- 
stenen  v.  s.  w.).  Die  statistischen  Daten  gestatten  die  erforderliche  Trennung.  Die 
Liciucu  „DU  dealer^  in  and  retailrr-^  <if  i  \eiseable  liquors  iiM  fl  is  beverage"  luMeii 
in  Goset/gcbuiiK'  und  Statistik  eine  naber  zusauunenhäugende  und  zugleich  die  bei 
Weiten  einträglichste  Gruppe. 

In  der  gewerbepolizeilichen  Seile  des  (jast- und  Schankwirlhschaftsgewerbes 
ist  seit  ist)'»  (IJccnsiiij^  t.  '.i'I  und  :'>:^  Vict.  c.  27)  das  strenger«'  Conressious- 
system  wieder  angeuunimen  und  durch  weitere  (iesetze  durchgeführt  worden  (bes. 
Lic.  act  1872,  35  und  3<i  Vict.  c.  I'  l)  S.  das  Nähere,  das  nicht  hierher  gehört,  bei 
(in  eist,  cn<rl.  Ver\valftln;,^^>.^  3.  A.  11.  '»'.ö— 7ti6.  An  dioso  poHzoilicheu  Licenzen  • 
ttchliesttcii  bich  dann  die  Steuerlicenzcu  au. 

Eine  Consolidation  der  Gesetze  Uber  letztere  ist  buher  nicht  erfolgt.  Für  die 
eijuelnen  TMSchiodonen  Ucenzen  gelten  daher  noch  maucheriei  Teischiodene  ältere 
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Gesc(^e,  mit  vielen  D6taUbestimiiiun|!:cn,  so  <]a<>s  cino  kii;(]i|>e  Ucbersiclit  Schvieri^celleA 
macht.  Nur  Einiges  ist  in  dem  (jcs(  ^  von  ISSO,  }.'{  und  11  Vict.  c.  20  jetzt  etvas 
mehr  ciiilu  illicli  i;ercf?clt.  Auch  /.wii>(  hon  d<  n  cin/.nlncn  Thcilüo  des  Staats?t;Iiic« 
(England,  SchotUanü,  Irland)  bubtuhun  in  Vorschriftoii  und  Steoenitzcn  noch  einige 
Veradiiedcuheiteo.  Die  Uebersicht  am  Schittss  des  §.  154,  S.  835  ergiebt  des  Meliere. 

§.  153.  Dio  gewerblichen  Licenzstenern,  welche  mit  Fabri- 
kation, Handel,  und  besonders  Kleinabsatz  von  Ver- 
braachsstcacrartikeln,  namentlieb  von  Getränken  in  Vcr- 

hindmij':  sichcn,  haben,  wie  die  Übrigen  biittschen  gewerhliclicn 
Lici'ii7,ul)gal)cn  des  Accisc  uiul  des  Stenipeidepartcnicnts  (s^.  ll.S, 
den  Charaetcr  von  Specialgewcrbestencrn  für  gewisse 
einzelne  Gc>('liärtc.  Hei  einzelnen  dieser  Licenzsteiiern ,  l>es(uiders 
bei  denjenigen,  welche  sich  mit  naeh  dem  G  c  se  h  iU't  s  ti  ni  f  u  ii 
rici)teu,  tritt  dieser  (Miaraeler  wegen  der  Höhe  der  i)etreft'enden 
Steuersehnldigkeiten  auch  schärfer  hervor.  Vollends  in  diesem 
Falle  erlangen  diese  Liccnzstcucrn  aber  aneb  in  höherem  Maasse 
als  die  anderen  kleineren  den  Cbaracter  indireeter  Vcrbrancbs- 
steaern,  bei  welchen  aal'  eine  gewisse  Ueberwälznng  auf  die 
Consnmenten  der  Getränke  n.  s.  w.  mit  gerechnet  wird  und  eine 
solche  auch,  wenigstens  in  gewissem  Umfange,  wahrscheinlich 
erfolgt. 

Darauf  läsbt  audi  der  bedoutendo  (icsammtcrtrag  dieser  Steuern  schlioisen ,  von 
denen  die  mit  Handel  und  Kleinvcrüchli-ivs  von  GetrAnlten  in  Verbindaug  stehenden 
fast  2  Mill  rf.  St.  (\.^f]  in  1  ^f.),  diejenigen  vom  llranntweinansschank  allein  fast 
l'/g  Mill.  i'f.  St.  (Ibbö/bU  1.4b>  abwerfen.  Insofern  sind  diese  Liccu2stcuuni  daher 
ein  nicht  unerheblicher,  z.  B.  fttr  Branntirein  (eioscliliesslieh  des  fremden  eingenthr- 
tcn)  ctw.t  S"/,  betragender  Zuschlag;  /u  den  ei}rontliclien  Verbraiiclissteuern  (Arcise 
lind  Zoll)  auf  diese  Artikel.  Üiescr  Zuschlag  wird  aber  nach  einem  ganz  andeP-n 
l'rincii)  als  dio  Hauptüteuer  aufgelegt  und  demgcmibs  allerdings  aurh  in  seinen  Wir- 
kungen von  dieser  Hauptsteiler  mehrfach  abweichen,  namentlich  uuhr  oder  weniger 
als  (ii  werb'  -^teuer  auf  d<  n  K<  iii'  ilrag  der  betroffendoii  Goschäfilo«  bosonden  d(M  Wirtin- 
hau^-  und  .Srhankgcwerbes  wirken. 

Den  lieweis  liefern  diese  Licenzsteaern,  seliist  —  oder  gerade 
auch  —  die  hohen  Abgaben  vom  ßranntweinschank  aber  allerdings 
in  der  allgemeinen  Frage  der  GetrSnkebestenerang  wohl  auch, 
dass  man  mit  einer  „Sehanksteaer''  allein  die  vorhandene 
nnd  aas  allgemeinen  finanziellen  Gründen  notbwendig  ansznben* 
tende  Stenerföhigkeit  der  Getrftnke  nicht  genügend  ausnutzen 
kann,  sondern  eine  solche  Schanksteuer  riolitiger  Weise  nur  er- 
gänzend zu  anderen  Stenern  hinzutritt  Ftlr  letztere  Function 
empfiehlt  sie  sich  allerdings  finanzpolitisch  und  noeh  aus  anderen 
.  (JrUnden.  Das  britische  Licenzstcucrsy.stem  dient  hier  zuglcicli  als 
I» asse  n  (1  e  s  ( J o  n  t  ro  1  m  i  1 1  el  für  die  Hauplstcuern  (Acci^en,  Zölle) 
der  bctrcil'eudcu  Artikel  und  eignet  bich  ausserdem  dazu,  andere 
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gewerbepolizetliehe  nnd  sittenpolitische  Zwecke  mit 
erOillcn  zu  helfen.    Wo  eine  Finan/lkcnz  mit  Stcnerpflicht  an  die 

Voraussctzupg  einer  zuvor  erlaiii;tt'ii  obrigkeilliclK'ii  Liceiiz,  d.  h. 
einer  (fricdcnsrichterliclieii)  Gcwerhcconccssion  {^cknnpft  wird,  wie 
melirfach ,  bietet  die  Lii  cnzstener  auch  ein  passtiHk.s  Mitt»  !  der 
Best  (■  u  e  r  u  n  g  s o  1  c  b  e  r  G  c  w  c  r  b  c  c  o  n  c  c  s  s  i  o  neu,  l)cz.  des 
denselben  zu  verdankenden  (iCHchäftsgewin  ns.  Ausserdem 
luag  gerade  in  solchen  Fällen  diu  LiccnzBtcuor  aueh  direct  oder 
iodirect  mit  za  einer  Hestenernng  des  „Conjuneturen^e- 
winns"  werden,  welcher  den  betrelVenden  geschäftlichen  Gebäuden 
nnd  Localitäten  speciell  durch  das  Schankgewerbe  n  8.  w.  zu- 
nächst und  80  anf  deren  Mieth-  nnd  Gapitalwerth  etwas  ermüssi- 
gend  einwirken,  was  eine  gttnsHge  Folge  wäre:  ausdrücklich  eine 
der  Absichten  des  nenen  erhohctcn  Licenzstenertarifs  von  1880, 
besonders  fflr  Branntweinansschank. 

Als  Ganzes  betrachtet  hat  dieses  System  von  Licenzstenern 
somit  wohl  als  Glied  der  Gewerbe-  nnd  der  Verbranchsbestenerun«,' 
einige,  auf  andere  Weise  nicht  oder  nicht  so  leicht  zu  erzielende 
Vorzüge,  wenn  auch  bei  seiner  DureblUbrnnf;  nianclie  Bedenken 
auftauchen  und  sich  seliwerlieh  ganz  beseitigen  lassen  und  in  den 
Einzelheiten  Vieles  etwas  willkürlich  nnd  fragwürdig'  orsrheint. 

In  letzterer  Hinsicht  erklärt  sieh  manelies  Kin/elne,  wie  so  oi't 
in  britischen  Verhältnissen  und  speeirll  auch  ani'  dem  Gebiete  der 
Besteuerung,  aus  einer  längeren  historischen  Entwicklung  der 
ganzen  Gesetzgebang,  deren  Einzelbestinunungen,  wenn  aueh  auf 
gewissen  gcmeinsamcD  Grundgcdauken  beruhend,  nicht  in  ein 
streng  einheitliches,  „rationelles''  System,  wie  nach  dem  Muster 
eontinentaler  Steuergesetze,  gebracht  worden  sind.  Einiges  ist  in> 
dessen  in  dieser  Riehtung  neuerdings,  besonders  durch  das  Gesetz 
Yon  1880,  geschehen.  Alte  Gewohnheiten  der  steuerpflichtigen 
Gewerbetreibenden  will  man  auch  wohl  nicht  durch  grössere  Neue- 
rungen stdren.  Dass  die  „Rücksicht  auf  den  Schonkwirth''  eine 
ordentliche  Wirthscbaltsbesteuerung  in  Grossbritannien  und  Irland 
nicht  gehindert  h;it,  ist  flbrigens  ein  günstiges  Zeichen  der  poli- 
tischen h'eife  der  Nati(»n  und  der  L'n;ihliäii^i:;koit  V(»n  l'arlanient, 
Parteien  und  Regierung,  wenigstens  in  einem  solibcn  Pnncte. 

Würde  es  sieh  in  dieser  Lieenzgcsctzgebnng  übrigens  bloss 
um  tisealisrhc  Tntcn  ssen  handeln,  so  läge  eine  grössere  Ver- 
einfachung der  betrefTeiiden  Besteuerung  wohl  nahe.  Aber  es 
werden zogleicli  bestimmtcgewcrbcpolizcilichc Tendenzen 
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mit  verfolgt,  welcbe  sich  mit  dem  blomn  Steaerinteresse  mitiuter 
kreozcn  und  ibreracitB  %n  einer  Reibe  von  Specialbestimmongeo 
den  Anlass  gegeben  baben.  Die  Polizei  des  Scbankgewerbes  be- 
ruhte seit  lange,  besonders  in  iBezng  auf  Branntwein,  und  bembt 
noch  jetzt  mit  auf  gewissen  sitten-,  sanitäts-  und  bisweilen  auch 
sicberlicitspoiizeiliclicn  Gcsiclitspuuctcn,  welche  mit  Kecht  dou  rein 
liscalischcn  und  den  „Interessen  der  Gewerbel'reiheit"  Otters  voraiv 
gCHtcllt  werden.  Ks  ist  ein  ähnliches  V'erhUltniss  wie  hei  der 
Hranntweinbesteuerung  Ubcrhauj)t  (§.  134).  Deswegen  bestehen  . 
diese  und  Jene  besondere  Vorsehriften.  Ancli  auf  die  Steuer- 
sätze selbst  hüben  solche  Gesichtspuncte  ihren  Kintluss  gcid)t, 
so  in  der  Ermässigung  der  i!jteuern  bei  8ebanl(gescbälien,  welcbe 
früher  als  zur  Üblichen  Stunde  oder  Sonntags  sebliessen,  auch  in 
der  Begünstigung  des  Ausschanks  verschiedener  Getränke  in  dem- 
selben Cresehäft,  besonde»  von  Bier  und  Wein  neben  Branntwein, 
auf  Gmnd  ein  nnd  derselben  Lieenz,  ohne  weitere  Stenererhöhnng, 
so  im  Gesetz  von  1880.  Aneh  hier  ist  zwar  das  Einzelne  dflers 
etwas  willkttrlich  und  von  fragwürdigem  Werth,  aber  der  leitende 
Gedanke  doch  klar  ond  im  Ganzen  berechtigt. 

Das  ganze  britische  Lioenzsystem  ist  so  von  fiscali- 
sehen  Besteuernngs-  nnd  Controltendenzen  und  solchen 
anderen  K  ii  c  k  s  i  c  h  t  e  n  g  ein  einsam  beherrscht.  Ks  thcilt 
die  zu  coiitKjlircndcn  und  zu  besteuernden  Gewerbetreibenden  regel- 
mässig nach  den  11  au  p  ta  rt  i  k  el  n  ,  in  denen  sie  Geschäi'te 
machen  (\\'ein,  Hier,  Branntwein,  >(isser  Kunstwein  inel.  Metb, 
Obstwein,  Tabak)  und  dann  wieder  bei  jedem  Artikel  in  drei 
C lassen  ein,  eigentliche  Fabrikanten  nebst  llilfsgeschältcu 
(Bierbrauer,  Hranutweinbreuucr  uud  lialüneurc,  Sttssweiumacher, 
Rssigfabrikanten,  Tabak fabri kanten),  ferner  Händler,  insbesondere 
Gross  bändler,  endlich  Kleinhändler  (Wirthe,  Aussebänker, 
iipeisebanswirthe  n.  s.  w.,  Tabakhändler).  Gewisse  Licenzen  nm* 
fassen  das  Recht  mit,  andere  Getränke,  als  das  Hanptgetränk, 
auf  das  sie  sieh  beziehen,  zugleich  zn  debitiren,  so  die  neueren 
Branntwein-DetailgesehäftrLicenzen  das  Becht  zum  Bier*  and  Wein- 
verkauf. In  anderen  Fällen  muss  zur  Hanptlicenz  eine  Zasat^- 
licenz  genommen  nnd  bezahlt  werden,  so  znr  (Gro88-)Handelslieenz 
flttr  Branntwein  die  Licenz,  auch  im  Kleinen,  in  gewissen  Minimal- 
nicngcn,  Branntwein  oder  überhaupt  iiemde  Liköre  zum  Consuni 
ausser  Haus  zu  vcrkaui'eu.  Mancherlei  minutiöse  Dotailbcstim- 
muugcn  gelten  hier  noch  gegenwärtig,  auch  uiituuter  von  den 
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englischen  verchiedenc  noch  in  Schottland  nnd  Irland.  Bei  den 
Detailgeschäften  fllr  Getriinkcabsatz,  speoiell  von  Bier  nnd  Wein, 
bestehen  z.  Ii.  niedrij^ere  Stenersiitze  lllr  den  Vcrkanf  zum 
C  o  u  s  u  m  a  n  s  w  ä  r  t  s  und  b  ö  Ii  e  r  e  Kir  tlenjeni{;en  zum  C  o n  8  n  ni 
an  Ort  und  Stelle,  d.  b.  im  Wirtbshaus  u.  s.  w.  selbst.  Die 
Fabrikanten  ,  Händler-  und  liier-  nnd  Wein- Kleinbändlerliecnzeu 
sind  in  einem  oder  wenigen  festen  8  teuer  Sätzen  zu  bezahlen, 
nnr  aiMnahrasweise  in  etwas  abgestuften  Sätzen  nach  dem  Mieth- 
wertt)  der  I.ocalität  (bei  Uaosbrauern,  Speisehäusern);  bloss 
bei  Tabakfabrikanten  genauer  nach  dem  Oese bäf tsu m fang 
(Verarbeitangsmenge).  Der  Branntweinsebanlc  wird  dagegen 
nach  einer  Stenerscala»  welche  sich  genau  nach  dem  Mieth- 
wertb  der  OeschXftsloeale  richtet,  besteuert  uod  gerade  diese  Li- 
eenzen  geben  den  bei  Weitem  gr^Sssten  Tbeil  des  Gesammtertrags 
der  GetrünlLe-  nnd  verwandten  (SpdsebSnser,  Tabal^lilden)  Lieenzen. 
Der  ganze  Licenzsteuertarif  hat  so  noch  heute  einen  grossen  Um- 
fang, er  zahlt  fllr  OetrUnke  nnd  Tabak  74  Sätze,  theils  ftlr  die  ver- 
sehicdenen  steuerptlicbtigen  (»ewerbej2;attuii^a^n,  tbeils  und  nament- 
lich lllr  den  \  erstbiedenen  Hetiiebsumlimg  und  die  verschiedene 
Betriebsweise  desselben  (U'wciIk's.  So  ähnelt  er  auch  liicniaeb 
etwas  den  Tarifen  der  ('(uitiuentalen  allgemeinen  „Classengewerbe- 
steuern'^  —  mit  ihren  y^Uewerhegattungsclaaseu''  nnd  „Betriebfl- 
umfaugsclasscn'^ 

I'l.  Kill/.«"  In  OS.  hosoiMlcrs  über  Jic  KI  «'in  Ii  and  eis-  nml  W  i  r  t  Ii  sli  ;in  s- 
llcenzen.  (b.  bes.  Dow  eil  a.  a.  0.,  dem  hier  mehrfach  gelulgl  wurde,  aut  h 
Vocke  on«l  BaUelin  a.  a.  0.  Der  jeuigc  Stand  der  StencnätM  im  Bcrcnne  retum 
vütß  25.  Si;pt.  1SSG.  mit  genaocrcr  Detatilirunf;  als  im  Rep.  of  inL  rßreniMf,  auch 
in  Betreff  der  Zahl  «Irr  Liccnzeri  und  der  Erträirt'  der  rinz<^lnoii.) 

1.  Die  \\>in  lic<'ii/pn  stehen  e'^scbichtlirh  mit  älteren  |)üli/<  ili(  lnMi  l.'<  ::iiliningeii 
der  WeinlAoser  aus  dem  sitten-  und  sicherheitspolltisrhcn  (iesichtspum  t  in  Zii'vamiiieii- 
hanjf.  D'T  Klfinvcrkniif,  inj^besonden'  «r  r  Srli.-nkwirtli«'  fiir  Ativsrhanl»  vnn  W  i  in.  il.-r 
im  Gi;sobürtaU)ral  verzehrt  wird,  unterlag  polizeili(-lit;r  Conocähien  und  in  Verbindung 
damit  Licenzsteacm ,  die  im  Torin^n  Jahrhundert  (17ri7)  in  ein  System  jKhrlicher 
Abgaben  «gebracht  wurden,  mit  drci«'rlei  Sätzen  fiir  W'-iiiverkaiif  .ill-iii  ^am  Iliieh- 
sten),  für  Vorkauf  von  Wein  und  Bier  (Mittelsafz)  und  von  beiden  nclist  Hraiintwoin 
niedrigster  Satz),  wozti  in  Iwjiden  letzteren  Fällen  noch  die  speciellen  Hier-  nnd 
Branntvcinli<-en7.abgnben  traten.  Mit  starken  Erhöhungen  (noch  in  1S15)  ginsjen  diese 
Licenrcn  in  die  Frieden8perio<le  über  (damaliiivr  Satz  für  die  ;{  Kategorie  n  Hl  Pf. 
S  sh.  —  Pf.  8  sh.  —  4  Pf.  S  sh.).  Im  Jahre  1S25  wurde  die  Einrichtung  in  der 
Art  abgeSndert,  dass  die  lieiden  letiteren  Sitze  fdr  licenzirte  Bier-  and  fllr  Bier-  und 
Brniiiitw.  in  -  W'irtli'-Iiäiiscr  auf  die  Hälft--  herabireselzt  nnd  fur  W'i'in  sporj.-Il,  iler  in 
beliebiger  Menge,  aber  nicht  zum  Consuni  im  Lo<-al .  verkauft  wiirde,  eine  eigene 
Handelälircnz  von  10  Pf.  St.  eingeführt  wurde.  I  ni  den  Consum  Iciehteinr  fran- 
iMscher  Weine,  narh  dem  Handemertrag  von  lb60,  zu  begünstigen,  wiml  n  Ir»rt0 
b<^onder«-  Wi'i n - 1><^ t a i  1! i cen ze n  fji"<taflef,  einmal  zum  Tonsum  im  I.oial  fiir 
licenzirte  Spei^ehuuser  ^refreshmeni  housesi,  welche  letzteren  in  Städten  über 
10,000  Einvohner  mindestens  20  Pf.,  In  anderen  Orten  mindestiUM  10  Pf.  JabreA- 
niethweith  hnbta  mnasten  und  dann  eine  Weinliccnzabgabe  von  3  Pf.  S  sh.  bei 
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eioAin  Miethwcrtli  unter  und  von  5  Pf«  5  sb.  bei  einem  solchen  Uber  50  Pf.  /.Uiltai ; 
sodann  zum  \' rK  rui f  i n  Flaschen  ausser  Haus  soitoiis  ir^cml  wi  lrlicr  Krämer, 
mit  Liccnzabgahc  von  2  Pi'.  2  sh.  und  3  Pf.  3  sh. ,  je  nachdem  der  Micthwcrtb  dea 
Ladens  unter  oder  Uber  50  Pf.  St  Seit  1869  dQrfcn  Weinlicenien  der  Accisarenral- 
long  wieder  nur  bei  Vor  weis  einer  nin  i  >,^koi  t  Ii  ch  cn  Licenz  (ma^iatorlal 
Ifcence^  cHheilt  werden  (s.  sub  2)  Die  Hatxicis-  und  Detaillicenz  von  Wein  «infasst 
kOnstiichcn  SUsüwein ,  brit.  fabriciric  Weine,  Meth  u.  dgl.  Der  in  neuerer  Zeil  souüt 
wenig  veränderte  gegcnvftrtige  Stand  der  Weinlicenzen  und  der  mit  anderen  Getrinko- 
licenzen  coinbinirtcn .  d.  Ii.  Wein-Klcitiab'^at/.  und  Scfaank  mit  ttufasaonden  Lieenien 
crgicbt  sich  aus  der  unicn  folgenden  Ucbcrsicht. 

2.  Die  BierliroiiZL'i»  btohcii  gleichfalls  geschichUich  in  Verbindung;  mit  der 
alten  Wirthschafispoli/ci  und  der  obrigkeitlichen  (friedcnsrichlerlichcn)  Conccssioii  und 
(Iberanfsicht  der  Bierhäuser  (seit  1552"«,  ein  erst  1830  aufgegebenes  gewcrbepoUzci- 
lichcs  System.    An  diese  j>oliirriIii  hcii  Coiu  i  ssioruMi  (magisieiial  licenccs)  wurden  im 
IS.  Jahrhundert  (1710)  anfangs  khine,  dann  höhere  Jahrcsabgabcn  iu  Stcinpi-I- 
fom  (auf  den  €eircibesr1icfn)  angeknüpft,  welche  mit  anderen  verwandten  Abgaben 
später  (ISOS)  vom  SiLMn]'(  lamt  auf  die  Acciscverwahiing  Übergingen.    Der  Abgaben- 
satz war  2  l'f.  2  sh.,  wiirib'  1^15  vcr<bt)ip.-h  uml  zalilten  (IcMs.'llt.-ii  damals  iu  (irn>-- 
brilannien  ^ohnc  Irland)  julirlich  59 — OO.UUO  obrigkeitlich  licenzirte  Iliiuiter.  Später 
erfolgte  eine  Abstufung  dieiter  SXtze  mit  nach  dem  (ans  der  Haasstener  entnommenen) 
Miothwerth  des  Looals,  indem  die  kloincroii  (icscliaftc  etwas  crmässi^t,  dann  auch 
allcSUzo  etwas  herabgesetzt  wurden  (1^^24:  bis  20  Pf.  St.  Micthe  1  IT.  1  sh.,  darüber 
3  Pf.  3  sh.).  Zur  Erleichterung  des  Bierabsatzcjs,  nach  der  Auflicbung  der  Ilierbteuer 
in  1830,  wurtlc  eine  neue,  bloss  sicuerarot  liehe  Licenz  für  g.  wisso  kleinere  Bior- 
gcschäfto  ciiiL'i  fiilirt,  von  2  Pf.  2  sh.,  mit  ('aufi<msstrIliHig.    Bald  darauf  (|s.'<4'i  wunl»^ 
das  jetzt  noch  bcätchuudc  System  einer  üntcräch  eidung  zwischen  (ichchüftcn,  welche 
das  Bier  somGonsnm  ImLocal,  und  aoldien,  welche  es  ausser  Hans  verkaafen. 
schftrfor  durchgeführt.   Di<'!  Inhaber  der  crstoren  bodorften  zur  Erlangung  der  Liceni 
eines  Zeugnisses  „guten  (Miaraclcr^»"  In  /,  in  gewissen  Sfiidtcn  des  X  n  hweises  einer  ge- 
wissen Micthhuhc.  Sic  hatten  die  drcitache  Abgabe  (3  l^f.  3  äh.)  der  aitderen  ^1  Pf.  1 
tn  entrichten.    (Technische  Bezeichnung:  hooses  „on**  und  ^.ott**  sc.  Ihe  premiaes.' 
In  il  -n  Bi'(lin;rungen,  diese  Liren/,  zu  erlangen,  traten  aber  noch  Kim  hwerungen  ein 
auch  wurden  dieselben  auf  die  zweite  Chasse  Häuser  mit  ausgedehnt.    Daneben  v»  r 
blieben  die  Liccnzinhabcr  der  eigentlichen  ol)rigk(;itlich  conccssionirtou  Wirthähäusc 
(licensed  victnaliers  or  publican^)  bestehen.    L  nt<;r  den  verschiedenen  weiteren  Vor 
anderungen  war  die  wiehtig^fe  die  dm  (  Ii  die  ..W  ein-  und  Bierhausacto  von 
(32  und  33  Vict.  c.  27),  wonach  üteueramtlicho  Licenzun  für  eigentliche  ßiurhüuso 
nnd  for  KIcingoschftfte  znm  Bterahaat«  ausser  Hans  nnr  an  Personen,  welch 
f r iedensrichterlicho  Erlaobnlss  forwcisen,  crtheilt  werden  dürfen.  —  Aue" 
der  Bierliandel  in  grösseren  Mengen   ist  fiir  andire  l'ersonen  als  die  IJrane 
selbst  an  eine  l>.icen/^teucr  geknüpft.    Weitere  Einzelheiten  iTgcbeu  i>ich  aus  U«. 
unten  folgenden  Uebersicht  der  jetzigen  Tarifsfttzo  und  den  Bemerkungen  dun. 

8.  Die  Brannt weinlicenien  fikr  alle Oescliftfle,  welche  mit  Fabrikation,  Raff 

nimng  (früher  auch  Destillirkolbenfabrikatiftn,  jetzt  nur  filr  (iesehärte,  welche  Destilli; 
apparate  benutzen),  Handel  und  besonders  mit  Kleinab.satz  und  Ausschank  vun  liraiiii 
wein  zu  thun  haben,  sind  seit  Alters  die  gewe.rbepolizeilich  und  (inanzicll  wicliti<^stci 
am  meisten  systematisch  ausgebildeten  nnd  cintrilglichsten  aller  brnischeii  Licenzc 
ubcrlianj^t.  Das  (duii^kcitliche  (^friedensricliteilieho)  Licenz-  oder  Concesiionsijriiic 
ist  auf  die  Branntweinschenken  von  den  Bierhauscrn  allerdings  erst  später  ^  7UI  j  ixha 
tniren  worden,  als  der  Branntwein  mehr  nnd  mehr  Volksgetr&nk  geworden  war.  Jäh 
lieli  I.ieenzsteucrn  für  den  Kleinalj^atz  kirnen  erst  seit  1721)  auf.  Dann  wurdo  ab 
gerade  das  oliri^keitliche  nnd  steucramiliclie  Licenzsystcm ,  nach  den  (irundsrit/cn  d 
Berücksichtigung  dos  Ü rts bed  urf n isscs  und  des  Churactcrs  dur  (3oi 
cessionsbewerbor,  and  gelegentlich  in  Verbindung  mit  sehr  hohen  Slcucrslktzi 
(1736  öO  l'f.  St.)  fiir  ileii  Kleiiiliniidel  in  Ihanrdwcin  besondiTs  au>i:<'l»il«l«*l.  Do 
mnsstc  von  solchen  Sieuer>;it/en  bald  wieder  abgegangen  werden.  .Mancherlei  ox]»«! 
uientariige  Aenderungen  foli^fen  sieh.  Die  steucriMjlitisch  wiebtij;>te  war  die  Ki 
fuhrung  von  Zuschlagstenern  n ach  Massgabe  des  Mietliswerths  des  Loci 
ZU  einem  f  es  ton  aUgemeiucn  Licenateuecsaize  in  \7ül  (lut/.terer  2  Pf.  0  «b.,  ün 
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Air  Hftascr  unter  f  5  Pf.  St.  Mfctbwerth  3  Pf.  8  üh.,  dann  nach  einer  Scata  steigende 

Zusrlilä<jjr>.  f  ir  15-  •_'!»  rf  Micfliwcrrli  2  IT.  1»'»  >h  StiMicr  u.  s.  w.,  für  50  uiul  ui<'lir  l*f.  St. 
Mictiiwortti  4  Pf.  l(i  sli.,  alüo  hier  ein  Maximum).  Dien  System  ist  seitdem  gcbliobou 
and  hat  nur  in  den  Steuersätzen  und  in  einem  Puncte  der  Soala  vicderbolt  Vorände- 
rangen  erfahren  (älteres  Hauptgesetz  der  Exciso  Liconsi -s  Consolidation  a(  t  vnti  \si:j, 
»i  (ieorp  IV.  r.  sr^.    Die  wirhtiü^.stc  neuere  M;i>srcp'l  •■rfoIt:(<'  in  der  llirlidiii? 

einer  Eiliüliung  der  Li c ciizs teu cru  fur  den  iiiein  handel  in  Spirituosen 
US  Q.  44  Vict  c  tO).  Es  vnrde  dn  neues«  im  ganzen  Staate  gleichmiUBigcs  Licenz- 
«tcnorsystcm,  mit  ir-  tianfr  alt^osluftor  und  stinpmdi-  Siilzo  Ms  zu  über  700  Pf.  S(.  Mietli- 
wertti  oolhallender,  aisu  das  Maximum  eriiobiicli  weiter  iiiuausscltiebeadcr,  ubrig:ens 
ein  solches  belassender  Scala  eingeführt,  wobd  die  Licenx  aber  auch  mm  Veiiaof 
aller  anderou  Getränlie,  Wein,  Bier.  Obstweiu  u.  a.  v.«  neben  Itranntnrcin  l)crccliti^t. 
Die  Speciallitioii/oii  fdr  «Ii«'  anderen  (Jetriinko  bliobi'n  indessen  botrlion,  damit  auch 
^ewi^e  Ab»'ci(  liuii|:cii  m  einzelnen  Füllen  in  Irland  und  Schottland  von  der  enf,'Iischen 
tiescUgebong.  Das  (icsct^  Ton  1880  hatte  ansdracklicli  den  Zweck,  den  aus  den  ('on- 
cessionen  zum  Schankj^ewerbc  nncli  der  I.iren/aofe  von  1  sc,|>  und  1S72  cnU^prinirenden 
factiüchcn  Monopolen  eine  höhere  Steuer  aufzulegen  (Dowcli  IV,  2Ü5).  Der  Mehr- 
ertrair  dieser  Srhanllircnzcn  wnrde  für  ein  Jahr  auf  295,000  Pf.  St  veranschlagt, 
ergab  sofjar  4'{2.700  Pf.  St.,  was  den  danial;!,  1sn|.  uleieli/cititr  eintrolenden  Verlust 
ans  d<T  Ermäsai^rung  der  Brauer-  und  Mid/erlieenzcn  (3S4.UUU  i'f.  St.)mehr  als  deckte. 
Dictio  Heform  war  wohl  gewerbepolitisch  und  linanzioll  richtig.  Die  mancherlei  Einzel- 
heiten (Jos  Tarifs  ergeben  ^ioh  aus  der  folgenden  Ueliorsicht. 

Auch  der  Handel  mit  Spirituosen  in  grosseren  MeiiL'en  r>  fi.illonen  oder 
mehr  auf  einmal  verkaufen)  unterliegt  einer  I.,icen/.  Kleinhändler  küiaien  eine  Zusatz« 
licenx  fttr  den  Absatz  ansser  Hans  in  grösseren  Mengen  (Ober  1  QaartHasche)  erwerben. 

Ans-cr  (Ii.  seil  drei  wir!itif,'>fen.  auf  Wein,  liier.  Branntwein  beziisliclien  Licenzen 

£b  und  giebt  es  noch  verschiedene  andere,  wie  sie  die  folgende  teberiicht  nach 
m  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  zeigt.    Einzelne  weitere  sind  beseitigt 
worden. 

Uebersicht  übor  die  StODorsfttze,  Anzahl  und  Ertrag  der  Licenzen 

ia  Jahre  1.  April  l'-'-')NO. 

Nach  dum  genannten  Ucrcnuo  return,  womit  zu  vergleichen  Uep.  uf  inl.  ror. 
No.  29,  p.  IX  £,  Dowell  IV  a.  a.  O.  passin.  bes.  Anhang  p.  467,  Boll.  1S85.  11. 
490  tf..  Statistik  fur  1*^84/85  eb.  p  iW.  Die  Fabrik-  und  Flandclslicenzen  sind 
bei  den  betreifenden  Artikeln  mit  in  diese  Uebersicht  aufgenommen  Verden.  Wo 
nichts  Besonderes  bemerkt,  gelten  die  Ihttcn  für  den  ganzen  Staat.  Da  diese  Dinge 
manches  Eigenthamliche  bieten,  das  nur  au^  den  Kinzelheiten  des  Tarifs  gcnflgend 
er?ehen  werden  kann,  wird  bior  eine  vollständ  itje  l  ebersiebt  ge<;ebcn. 

I.  Wcinliccazen  (ohne  diu  mit  anderen  com-  Steuersatz.      Anzahl.  Ertrag, 
hinirten).  Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 

A.  Weinhändler  (in  fremdem  Weine,  nicht 

licenzirt  fur  Klein  verkauf  von  Bier  U.Spiritus)    10  10  —        4,ä51  4(i,Ü49 

B.  W c i  n -  k  I c i n  h iiit d  1  c r. 

1.  In  England  ond  Irland: 

a.  fur  Wein,  im  I.<val  zu  verzcbrtMi  .'{  10  —  139  l.ir.O 

b.  für  Wein,  nicht  im  Local  za  verzehren  2  10  —  Ü,373  8,(i3ü 
c  gelegentliche  LIcenzen,  nfcht  über 

:i  Tage  auf  einmal,  per  Tag  ...   —    1  —  50t)  3S 

2.  In  Sdiottland  allein : 

Materialisten  f.  \  erkauf  vun  Wein,  nicht 

zum  Verzehr  im  Local  2  4   1       3,2lt»l  7,4bO 

II.  B i e  r Ii c e n z c n. 
A.  Brauer. 

1.  Braacr  fiir  zn  rerUnfendes  Bier  ...     1  lS,.')Ob  13,809 

2.  Andre  Brauer  (nieht  Biersteuer|»flichfigc\ 
a.  Mit  l..ocalen  im  Mietliwerth  von  nicht 

tJbcr  10  Pf.  St.  jährlich     .    .    .    .   —   tt—      b8.!»05  20.184 
(seit  1.  Oct  JS>.*)  I  sli.) 
(seit  1^86  bis  b  Pf.  Miethwerth  frei.) 
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Stooersatz.  AnzthL  Ertrmip. 
Pf.  Rh.  d.  Pf.  St. 

1>.  Mit  Localen  von  aber  10,  aber  nicht 
nber  15  Pf.  St.  Mtethirerth   .  .  . 
(Biersteucr-Piiirhti'^koitin  geviiseii 
Fälli^n,  8.  0.  S.  284.) 
h.  Bi»' ihanii ler. 

1.  Verkäufer  TOD  ataritom  Bier,  in  Hengen 
nioht  unter  4*/«  Galt  oder  2  Dotxend 
(^a  an  Haschen  

2.  X)s^l,  mltZnsatzUeem  flÄrKletnrorkauf, 
znin  Oonsnm  anssorbalb  d«B  LomIs  .  . 

C.  R  i  e  r  -  K 1  c  i  n  h  a  n  d  1 0  r. 

1.  FUr  Ricr,  im  Looal  /ii  verzehren,  im 
ganzen  Staate  

2.  Fiir  Bier,  nirlit  itn  [.ocal  jm  venebren, 
in  EngUnd  and  Wales  

S.  BioTvenauf  in  Schotfland  dnrch  Kriner 
(grocorsV 

a.  In  Locabn  unter  10  Pf.  St.  Mictliwertli 

b.  In  Localen  Ober  10  Pf.  St.  ... 
•1.  Verkaaf  von  Tafdbter  alleiu  .... 
5.  (ii^l(^!?ontl.  Lironzpn.  nicbt^ftber  3  Tage 

auf  einmal,  per  Tag  .    .  '  

III.  Gonbinirte  W<>in- nnd  Biorlic«nzen  für 
Kleinhändler. 

A.  Verkauf  zum  Vermehren  im  LocaJ    .   .  . 

B.  Dsgl.  ausserhalb  

IV.  Brannt wcinlicenzcn. 

A.  Fabrikanten. 

1.  Brennereien  (distillcrs)  

2.  lUflinerieen  

:j.  Fahrik.Mi  ftit  donatur.  Spiritus .   ,   .  , 

B.  Spirituoäcnhändler. 

1.  Zorn  Veckauf,  nicht  nnter  2  Gallon«!  . 

2.  Mit  Zusatzlieenz,  zum  Klein -Vericaof 
von  fromdi-n  Liqii.'nren  u.  dd.,  ausser- 
hallj  des  Locals  zu  verzehren  .... 

3.  Mit  Zusatz  licenz.  zam  Klein -Vcrianif 
von  Spirituosen  o<l.  Liqneurcn,  in  Mengron 
nicht  unter  1  Quartflaschc  in  den  Original- 
Haschen,  fxm  Oonsnn  «useihalb    .  . 

C.  Kleiiihändler.  Schcnlcwi  rthc  u.  s.  w., 
jt'fzt  mit  I.iccnzcn,  die  meistens  zum  gloichi  ii 
Verkauf  von  Bier  und  Wein  mit  ermäch- 
tigen, also  insofern:  comhinirto  Klein- 
h  1  ti  d  e  I  <;  1  i  r  0  n  z  o  n  f  n  r  H  c  t  r  ä  n  k  e. 
1.  Im  ganzen  Staate,  mit  Berechtigung 

anrh  Bier  nnd  Wein  zu  forlcanfon  .  . . 
Der  Tarif  rielitet  sirh  nach  dem  Mieth« 
Werth  der  Localitüt^): 

bei  unter  10  Pf.  St.  Miotbverth  .  . 

bei  10  bis  unter  13  Pf.  Miotliverth 

M  1**  1*     .1     20  ,f  «■ 

M  20  „  25  •«  M 

n,  8.  w, 

*)  Die  grüssten  (ies<haflo  ganz  üljerwiegend  in  P'ngiand,  so  von  denen  tllM»r 
500  Pf.  Mivthe,  bez.  aber  50  Pf.  Steuer  440,  in  Schottland  in  Irland  1.  ~  Er- 
mftHsigungen  der  Steuersummen  um  Vt  erlangen  diejenigen  Gescbftfte,  welche  fur 


—  9 

— 

6,896 

2.^79 

h,l  10 

27.4.n4 

1  5 

4,320 

5.477 

3  10 

33  010 

115  316 

1  5 

— 

12,515 

15,701 

2  10 
4  4 
—  5 

— 

70 
218 
187 

175 
47 

—  1 

1.173 

SO 

4  — 
3  — 

— 

4.468 
1,253 

17.643 
3,794 

10  10 
10  10 
10  10 

— 

I6S 
183 
19 

1,767 
1,969 
210 

10  10 

9,019 

96.209 

2  2 

— 

5 

10 

3  A 

— 

5,995 

19,189 

4  10  ■ 
60  —  - 

• 

-  hisj 

^  91,866 

1.43M^8 

4  10 
6  — 

5  — 
11  — 

10,07»» 
»,250 
14,17S 

i<,0t>2 

45.351 

4*^.500 
113,124 
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Steuersatz. 

Anzahl. 

Ertrag. 

Pf.sh.  d. 

Pf. 

bei  aO  bis  nuter  100  Ff.  Mietnwerth 

13,409 

33.),22i 

„  lüO  „     „    200  „ 

30  

7.«42 

23b,2(>U 

bei  600  bis  unter  700- Tf.  Mieriiwt?ilh 

55'  —  — 

TS 

4.290 

lj€i  700  Pf.  iiikI  (liiriJuT  Mit'tlm'crth 

00  

2^0 

lli.SOt» 

Hoteb  voQ  20  Pf.  Micthni-rth  u.  mehr 

20  

2,i»t>3 

&3,2()0 

Theater,«  50  „       „       „  ^ 

20  

108 

2,016 

Rcstaor.  „  400  ..         „  „ 

SO  

4 

120 

2.  In  Schottland  speciell. 

Ebenfalls  Steuersatz  naeh  dem  Hleth- 

Werth  iiinter  10  Pf.  St.  4  Pf.  4  sh., 
10—20  Pf.  Miethw.  ."i  Pt.    sh.  ii.s.w., 
ubtir  50  Pf.  Miethw.  Iii  Pt.  \H  sli.).  — 
Bier  darf  unter  dieser  Licenz  mit  rer-    4  4—1 
iiaiift  wenlcn,  wenn  d.izu  ein  frieden^-   '    'bis     >       4,021  S6,S23 
riclitcrliches  Cerüficat  erlangt  ist    •  .    13  13  — ) 
8.  In  Irland  speciell. 

Flir  Gesrhüfle.  wel<  he  für  Thce,  KalTee 

U.S.  w.  licenzirt  sind,  ebenfalls  nach  dem 

Miethwerth  ;  bei  unter  25  Pf.  St.  Mietliw. 

1»  Pf.  IS  sh  5  V^d.,  bei  25— 30  Pf.  Miethw.      9  1s  5'/^) 

UPf.ßd.,  beluber&OPf.Miethv.  UPf.       Ins       [      A9^  5,700 

üsh.  7"/4d.*)  14   0  77J 

4.  Qeleg entliehe  licenzen. 

Per  Tag  2  8h.  ü  d.;  fur  mindestens  4  —  20] 

und  höchstens  6  Tage,  nach  den  ersten       bis     \     33,Sä4  5,369 

6  Tagen:  10  sh  —  10  -J 

5.  Wcinhindler  in  denatarirtem 

SpiritiB  JO  —        8,0b7  4,143 

V.  O bstvein licenzen. 

Speci  el  le:  die  Wein-  und  Biorlieonzcn  u.  s.  w. 
umfasse  n  Obstw.  in  mit. 

Kleinabsatz  vonOhstW'  in  (Apfel- u.Birnwein'i     15  —  70  175 

VI.  Süss  wein-  (swcctü)  Li<-eD2eu  (incL  Mcth, 
britischer  oder  Kunstwein). 

A.  Fabrikanten  und  Händler  im  Grossen  (idcht 

unter  2  (Jalloncu  verli&ufen)   5    5  —  71  402 

B.  D.  tailgeschiifte (si)eci eil c  I.icenzen  dafür)     1    5  —        2.609  3,350 

Vn.  Speise häuserliccnzen (refreshment housc:»). 

A.  Unter  .10  Pf.  .lahresmiethwerth   .  .  •  .   -   in   0       3,9.S5  2.268 

B.  MU  50  Pf.  und  darüber  1    1  —       4,1 14  4,58!f 


den  Verliaof  von  berauschenden  fictranlccn  im  T.ocal  ihr  Local  am  Sonntag;  geschlossen 
lialteii  oder  täglich  Abends  eine  Stunde  frUhcr  als  gewöhnlich  schlicsscn,  um  lU  Uhr; 
ver  sich  zu  bei  dem  rerpflichtet,  erh&lt  eine  Erm&ssigang  um  '/-t-  Bestimmungen, 
welche  Ubrii^ens  auch  fttr  die  Speciallicenzen  fur  Bier  nebä  Obstwein,  für  Bier  und 
Vpjn,  für  Wein-  und  Speiseh.inser  nnd  für  Dt-tailisten  in  ..'5\ve«  f>-'  [jehen:  vin  cha- 
racteristisches  Mittel,  durch  Steuervortheile  den  „VolunuiriduiUi.  •  der  W  irthe  anzu- 
•yomeo.  statt  eine  zwingende  Vorschrift  sn  erlassen.  Aber  nur  ein  kleiner  Theil  der 
n'-<rh."ifte  macht  sich  diese  Vortlieilc  zu  nutzen:  18S5/S0  hatten  im  ganzen  Sf.T.ii.  für 
Branntwein  allein  11.22s  (ieschäfte  „6-Tage-Liccuzeü"  (am  Meisten  in  Schottlaitd, 
dann  in  Iffand),  128  „Frfih-Schlins-Licenzen**,  1507  beiderlei  Lloenzen  (29.  Rep.  of 
inl.  rer.  p.  XIx 

Die  meisten  K!eiii<^'esrliäf(e  werden  jetzt  narh  dem  d'esefz  von  ISSO  und  dem 
unter  1  genannten  allgemeinen  Staatstarif  belegt,  su  in  Irland  10,712  neben  diesen  49b, 
in  Sehotllaad  7429  neben  diesen  4021. 

A.  Waf  ■•r,  FiaaaswiiMaMliafl  m.  22 
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Steoeiuts.  AnzaU.  Ei(m. 
PtBh.  d.  Pf.  St 

VIIL  Passagierscliifflicenzen. 

A.  Für  Verkanf  von  Getränken  und  Tabak  im 

ganzen  Jahre    5    388  I.IMO 

B.  T)sf;l  für  1  T  a  -   •   .   ,     1   85  -55 

IX.  Essigfabrikantonliccnzca    .....     5   5  —  (t5  34^ 

X.  Lieenzen  fnrGebrftoclier Ton  Deatillir« 

apparat.-n  Chemiker  IL  a.  n.)  —  10  —  866  441 

XI.  Tabaklicenzcn. 

A.  Tabakfabrikanten, 

Nach  der  ^e  rarbeiteten  Menge:  bis20.000Pf. 
.'iPf.  r.sh..  bis  40.000  Pf.  lO  Pf  KKlMi  <.vr.. 

Uber  100.000  Pf.  31  Pf.  10  bl).  ,  Anlanger  bis  }  ÜGl  7.15ti 
mit  Zmeblag  von  5  Pf.  5  sh.  .  .  .  • 

B.  Tal)akhHndlcr. 

1.  Im  Allgemeinen  ^  5   3     290,032  77«833 

2.  OelegentUcho  Licenzen,  nicht  aber  3  Tage 

anf  einmal,  per  Tag   4      12,586  331 

Pie  (icsamint/ahl  .aller  in  dieser  Uehersicht  genannten  T.icenzen  war  in  tSS5/S6 
(Rop.  of  inl.  rcv.>  655,074  mit.l,9U5,4i{l  Pf.  St.  Ertras.  von  einem  Totalbetrag  aller 
jetzigen  „Accisciicenzen"  (d.  h.  incl.  „establishment  licences",  Handelicenzen  n.  a.  m.. 
8.  0.  S.  259)  von  2.582,704  mit  8,563,104  PiL  8t  Ertmf.  1869/70,  rm  wo  an  dics.> 
Licenzen  nieist  unter  die  Aceiserenraltiing  geitdit  wurden,  war  der  Erb«f  3.73, 
15)73/74  im  Maximum  y.94  31ill.  Pf.  St.  .  . 

Eine  darchgehende  allgemeine  Untersclieidang  in  obifMi  Licenien  ist  die  in 
„Händler"  (dealcrs)  und  „Niclithslndlcr".  Zu  erstcren  gehören  wie<ier  zweierlei 
Personen,  einmal  solche  („dcalers"  im  engern  Sinn),  welche  nur  eine  gewisse 
Mlnimalqnantitllt  oder  mehr  auf  einmal  .reritanfen  dürfen  (Spiritns  2  GalloneB, 
Weine  und  sweets  jede  Menge,  sweets  allein  2  Gallonen  oder  1  Dnt/cnd  Qua  rtflaschen, 
Bier  4'/«  Gallonen  in  Fässern.  2  Dutzerul  .'.»nartliaschcn):  sodann  solche  Personen, 
welche  als  Klc in lian  dler  (retailt  rs)  in  u  eriugercn  Mengen,  als  in  <len  durch 
die  Ilandelsliconz  gestatteten .  absetzen :  spcciell  Spirituosen  aber  nicht  weniger  als 
1  Quartflasche,  Irenule  Spirituosen  in  Flaschen,  bez.  1  Flasche.  Bier  Iteliebi?.  Di- 
„Nicht-Hiiudlcr- Licenzen"  betreUen  wiederum  zweiorlui,  zauächst  die  ,4iccn- 
Kirten  Wirthshineei**  (llcensed  yictaallerB  er  publteana),  wdehe  eine  obrigkeit' 
liehe  Concessinn  (Licen/)  besitzen  und  die  erfoi-derüchen  St.  u.  rlii:enzen  dazu 
«rwerlien;  dann  die  tlbrigen  Wirihshäusor  (Wein-,  Bier-,  Obstwein hüaser).  Beid«? 
dürfen  Getrftnke  zum  Consuro  im  Local  nnd  nach  ausserhalb  verkaufen.  Dazu 
kommen  dann  die  Dctailgesehäfte  mit  *i> m  Hechte,  bloss  nach  ausserhalb  (des 
Locals)  (ietränke  zu  verk;iufen  'wine-  uid  liecrshops'*.    (Ntrh  Dowcll  IV.  U'.T. 

Man  siebt,  dass  die  britische  Neigung  zur  Casuistik  and  Individnalisirua:?  der 
Yerhültnisse  auf  diesem  Gebiete  metinMlrdlg'Slaifc  entwickelt  geblieben  ist. 

4.  Directe  GebranehssteDerii  (LBinastenern  a.  dgl.). 

S.  0.  §.  S3  über  die  fndiere  Zeit.  Vockc  S.  252,  4G9  („AufwandsteUi  ia"), 
Dowell  n,  240,  202,  266,  355,  III,  ITU  ff.,  die  einzelneu  Stenern,  jede  besonders 
in  ihrer  '/esejii.  iitliclien  Entwickhinir  von  Anfang  an,  mit  vielen,  zn  den  steuergesehi»  ht- 
lichcn  und  stouurtechnischcn  Cariositüten  gehörenden  Details,  in  I^,  221 — 321;  BolL 
1885.  n.  497  ff*.;  s.  auch  Gneist,  engl.  Yerwaltangsreebt  3.  A.  II,  037;  Statistik  bes. 
im  Rcp.  of  inl.  revenuc.  Die  hier  l»ehandelten  Steuern,  die  früher  sogen.  asser>se«l 
laxes,  stehen  jetzt  unter  der  Acciscvcrwaltung  und  g«:1iören  formell  zu  den  „Licenz- 
stenern^  der  letzteren,  wo  sie  auch  in  der  Statistik  der  Reports  mit  anfgefulirt 
werden  (s.  29.  Rcp.  p.  13,  X).  Sie  bilden  nach  dem  britischen  Finanzvi-rwaltongsrecht 
eine  Abtheiluncr  der  gcsammtcn  ,.Accise  licenzen",  deren  Ilauptabtlj.-ilnnir  di<'  in 
§.  153—154  behandelten  „gewerblichen  Licenzsteuern  in  Yerbindong  mit  \  erbrauclu- 
stenerartlkebl*'  nnd  denn  weitere  Abtheilong  die  in  §.  118  behnadelten  ^^Wfi^ 
liehen  und  ähnlichen  Licenzabgaben**  sind. 
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§.  155.  Im  Allgemeinen.  Diese  in  Gros8britannien  be- 
sonders stark  nnd  mehrfach  eigentliUnilich  uusgebiklctc  Stcucr- 
gmppe  war  ans  der  franzJisischen  Kriegszeit  in  hohen  Steuersüt/en 
nnd  in  einem  sehr  verwickelten,  schwer  Übersehbaren,  aul  zahl- 
ii'ichen  einzelnen  Gesetzen  bernbenden  Zustande  in  die  Friedens- 
periode nach  1815  hinüber  gegangen.  Gleichwohl  erfolgte  im 
WescDtiicben  nur  die  Aufhehnng  der  schwer  belastenden  iSteuer 
auf  landwirthsehaftlich  benntzte  Pferde,  worauf  die  Pferde- 
Steuer  in  der  Kriegszeit  (1795)  ausgedehnt  worden  war,  im  Jahre 
1821,  sowie  eine  Herabseti nng  der  Stenersfttse  anf  die  meisten 
Ihrigen  betreffenden  Stenern  anf  die  Hälfte  in  1823,  zngleieb  in 
diesem  Jabr  die  Aufhebung  dieser  Steuern  in  Irland,  soweit  sie 
da  überhaupt  bestanden  hatten  (Wagen-,  Pferde-,  Bedienten-,  Hunde- 
steuer). In  dieser  Höhe  und  Ausdehnung  und  in  der  alten  Ve^ 
sniagnngsart  blieben  diese  Steuern  bis  1853  kaum  veiilndert  be- 
stehen. Auch  hier  erfolgten  znnllchst  nnr  einige  Vereinfachnngen 
nnd  ErmässignngeD ,  aber  noch  keine  Veränderung  dci*  V Cr- 
aula gn  ngsart. 

Diese  besUnd,  In  dersolben  Webe  wie  bei  anderen  „dircctcn"  Stoiicin  und  dein 
redidielien  Owncter  dieser  directen  MOebranchssteiieni"  allerdingä  gem&ss,  in  einer 
jährrtch cn  Einsch&tzuns:  durch  StcuercoDim issionen.  Vor  diesen  hatte 
der  Steoer])flichti^e  soim-  Dcrlaration  nhcr  die  steuerpflichtipfMi  Momente  za  machen, 
und  zwar  in  (iemässhcit  desjenigen  jrrösstcn  Besitzes  steuerpilichtiger  nbjectc  i^Pferde, 
Wagen,  Hunde,  wappentragender  Gegenstände  u.  s.  w.)  oder  desjenigen  grAsstcn 
I  mfangs  stcncrpflicbtiger  „Genüsse"  u.  dgl,  (Hanrpuclerverw<  ndting.  nach  »ler  Personeii- 
z&bl,  UaJten  männlicher  Dienstboten),  welche  im  voraasgehcuden  Jahre  stattgcfandeu 
batteo.  vonach  dann  die  Steuer  fAr  das  laufende  Jahr  liemessen  wnrde.  Ihs  mag 
liif^  nn<l  da  HArten,  X.  B.  filr  Personen,  deren  VeruiiMfensverhllltnisse  sieh  vcrsrhleclitert 
luuten,  mit  sich  gebracht  haben.  Doch  ist  dieser,  in  England  besonders  Itf^nor- 
^eliobene  Mangel  wohl  der  unwichtigere  und  klebt  ohnedem  jeder  Kinkominensteuer 
und  ähnlichen  ebenso  un.  Nachtheilitrer  waren  die  Weitläofigiteit  des  Veranlagongs- 
ferfahrens,  die  Schwierijrkeit  der  Control*-.  die  Leichtigkeit  von  Hinten."  Illingen .  die 
Streitigkeiten  in  llctrelf  derjenigen  Steuern,  welche  in  Progressirsätzcii  nach  Zahl  der 
besessenen  Pfbnle,  Wagen,  gelMltenen  Diener  bemessen  wurden.  Daher  t.  B.  zahllose 
^'^riclitliehc  F.nLseheidungen.  die  selh>t  wieder  schwer  zu  'ilv'rsdien  waren.  Die  IsöS 
erfolgte  Bcseitigunir  von  Progressi?sätzen  nach  Zahl  der  Pi'erde,  >\'agen.  Lakaien  und 
dsPM  Ersetzung  (wenigstens  In  Wesentlichen)  dorch  einen  Einheitssatz,  sowie  die 
Bessitigang  des  Zuschlags  zur  ßedientenstcucr  fUr  ledige  Herrschaften  liezweckten 
Tomehrnlich  die  steiicrter  linische  bequemere  und  weniger  zu  SfroitfiiUen  Anlass  bietende 
Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer.   S.  das  Gesetz  4.H  Georg  HL  c.  UU,  Dow  eil 

179—183. 

Zu  der  Verzögerung  einer  eingreifenderen  Keform  und  Er- 
mässigung der  genannten  Steuern  trug  lange  Zeit  vvobl  die  nieht 
anberechtigte  Erwägung  bei,  dass  diese  Steuern  bei  allen  ihren 
Mängeln  doch  im  Ganzen  den  ('ha  r  acte  r  z  w  e  c  k  ni  ii  s  8 i  g e  r 
liHxussteuern  an  sich  trügen.  Selbst  von  der  ii  und  es  teuer, 
üie  sonst  wegen  ihrer  sanKätspolizeilicheu  Seite  anders  za  l»e« 

22* 
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artheilen  Ut,  galt  das  einigermasBeD ,  gerade  bei  dem  britischen 
Hnnde-  und  Jagdsport.    Eine  Extra belastnng  der  reicheren 

Classen,  wenn  auch  ohne  genanc  BcscbrUnknng  auf  diese,  erfolgte 
fio  (hiiTh  ein  drittes  Glied  bezliglic.licr  Steuern,  neben  der  nencn 
Einkoninienstouer  von  1842  und  den  Erbschal'tsstcucrn,  was  bei 
den  scbwcren  indirecten  Vcrbraucbssteuern  auf  Masseucousumtibilicu 
(Accise  und  Zölle)  vollends  in  Hetracbt  kam. 

Erst  1867  ertoigte  fUr  die  Hundesteuer,  1369  fUr  die  übrigen 
bezüglichen  Stenern  die  Hinüberftlhrnng  aus  den  Einschiltzangs- 
stenem  zn  den  Lieensstenern  der  Aeeiseverwaltnng.  Die 
Erhebung  ging  damit  von  Localbeamten  auf  Beamte  der  staatlichen 
Finanzrerwaltong  Aber.  Jetzt  Ist  vom  SteuerpBIchtigen  im  Jannar 
nach  Massgabe  seines  Hansstandes  die  erforderliche  JahresUeenz 
zu  nehmen,  mit  Zusatzliccnzen  für  etwaige  Vermehrung,  z.  B.  in 
der  Zalil  der  Bedienten,  linndc  im  Laufe  des  Jabres,  vom  Zeit- 
puncte  des  Haltens  und  Besitzes  an.  Üureb  weitere  Vereinfachungen, 
Streichung  einzelner  Steuern  (IM'erdesteuer,  auch  für  Itennpfcrdc, 
1874,  Haarpuder  1869),  Ermässigung  der  Sätze,  andererseits  Er- 
höhung derselben  für  Hunde  in  1878,  aber  nicht  auf  den  als  zu 
hoch  erwiesenen  früheren  Satz,  von  dem  die  Steuer  1869  lierab- 
gesetzt  worden,  endlieh  durch  HinzuiUgnng  einer  Schiesswaffen- 
Steuer  (1870),  eine  Art  Ergänzung  der  Jagdliceuzsteuer,  Ist  das 
gegenwärtige  Licenzsteuersystem  fQr  diese  Steuergruppe  entstanden. 
Es  umfasst  jetzt  nur  noch  >6  (bez.  mit  der  Wildhandelsteuer  7) 
Glieder,  die  drei  sogen,  „directen  Lnxusstenern"  oderamtlirh 
Bo«;cii.  estahlishnicut  licences,  fllr  Halten  von  Wagen,  Bedienten 
und  Flihreji  von  Wappen,  dann  die  Hundesteuer,  die  Jagd- 
licen/.en  (nel)st  der  als  siebentes  filied  zu  rechnenden  Licenz  fllr 
Wildbandel)  und  die  (icw  ehrst  euer.  Das  Oeltungsj^ebiet  der 
vier  ersten  Steuern  ist  Übrigens  auf  Grossbritanuien  bcsehrUnkt. 
Nur  die  drei  letzten  gelten  auch  in  Irland. 

Stenerpolitisch  und  steuertechniscb  beachtenswert h  ist,  dass 
die  Li  cenzs  teuer  form  bei  diesen  Stenern,  so  insbesondere  bei., 
der  Hundesteuer,  gegenüber  der  früheren  Elnschätznngs- 
Steuer  form  sieh  iiscalisch  bewährt  hat;  femer,  dass  von  den 
neueren  roässigeren  St euersätf en ,  so  wieder  namentlich  bei 
Hunden,  dasselbe  gilt,  wenn  auch  in  einigen  Fällen  der  fiUxns- 
st  euer-Cbaracter  der  Abgabe  einen  hölieicn  Satz  recliUorligeii 
oder  selbst  fordern  würde;  sodann,  dass  die  nach  diesem  Charactcr 
der  Abgabe  und  imi  Tbcil  auch  uach  souätigcn,  iu  Betracht  koiu- 
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mendeD  Erwähnungen  beroehtigte  Abstufung  der  Steuersätze,  nach 
der  Zahl  und  Art  der  stonorpflicbtigen  Objecic,  uacb  den  persön- 
lichen Verhältnissen  des  Htenersuhjects,  —  afso  die  Anwendung 

einer  Art  eines  an  sich  rationellen  „QualitäUstcucdusscs'*  —  bei 
der  Vcranlaj^iing  uiul  ^J•llebung  der  Steuer  zu  viel  Schwierigkeiten 
iiiailitc.  (lal)ci  zu  Iciulit  L'nigchungen  eintraten,  so  dass  die  Ver- 
Liulac  liniig  des  Steuersatzes,  nuiglielist  zu  einem  Kinhcit.ssatz  —  so 
jetzt  liligcniein,  mit  Ausnahme  der,  übrigens  in  der  Classilicaliun 
der  Steuersätze  gleiehl'alls  vereinfaehton  Wagensteuer  und  der 
Wap  pcu »teuer,  l'crucr  der  nach  der  Zeitdauer  abgestuften  Jagd- 
Ucenzen  —  auch  im  administrativen  und  fiscalisclicn  Interesse  lag. 

Endlich  ist  die  massige  E  i  n  t  r  ä  g  1  i  e  h  k  c  i  t  dieser  SteuerUi 
znnial  ihres  Lnxussteuertbcils,  selbst  unter  britischen  Verhältnissen, 
bemerkenswerth.  Die  eigentlichen,  allerdings  auf  England  und 
Schottland  beschränkten,  3  ,,Lu aussteuern"  trsgen  kaum  Mill. 
Pf.  St.,  1  %  der  gesammten  Staatsstcuern,  eine  Summe ,  welche 
durch  Hinzutritt  der  ttbrigen  4  noch  bestehenden  Steuern  auch  nur 
auf  1.3  —  1.4  Mill.  Pf.  St.  steigt.  Doch  werden  von  diesen  vier 
anderen  Steuern  eine  Menge  Sienersubjecte  getroffen,  bei  denen 
die  Abgabe  den  Loxiissteuercbaractor  ganz  verlieit,  wenn  aneb  der 
wirkliche  britische  „Hunde-  und  .lagdluxus*'  dureli  sie  ciniger- 
masseu  mit  bchistct  wird.  Al>gesehen  von  den  s|>eeiellen  uielit- 
liscaliscben  Klieksiehten,  welche  bei  der  lluude  ,  Jagd-  und  (Jewchr- 
{•tcucr  nütspreehen,  wird  man  so  immer  wieder,  selbst,  ja  gerade 
auch  unter  briliselien  Verhältnissen,  zu  der  Aiisiclit  gellilirl,  dass 
das  berechtigte  Ziel  solcher  „direeter  Luxus  steuern'* 
einlacher  und  gloicbmässiger  durch  eine  selbst  nur 
niässigc  Progression  des  Steuersatzes  für  höheres  (und 
allenialls  auch,  oder  noch  besonders,  ftlr  f  n  n  d  i  r  t  c  s)  E  i  n  k  o  ni  in  e n 
zu  erreichen  wäre,  wobei  man  die  speciellen  Schwierigkeiten 
und  Belästigungen  dieser  „Gebrauchsstenem''  vermiede. 

15Ü.    Einzelnes.   Das  HMptg«Mlz  der  Ueform  ist  vou  18()9,  Irl  u.  33  Vic(. 

«.  N.  Das  l''ulgcudc  vuriiehiulioh  nach  Dowell.  .-in  Auszug  luit  oiuigcu  Kr;;aii/uiif;oii 
und  Uervorhebaug  der  ätcuurtuchinächcii  lluuptpuacte,  etwas  umfassoiidcr,  als  der 
practisclien  Wichtigkeit  dieser  Steuergattung  entspricht,  aber  hier  aufgenommen,  weil 
diese  Steuern,  die  einzigen  einigeruiasscn  iiopulareu,  oft  zur  Nacliahuiung  cinpfolilcii 
Verden,  die  sie  nur  s<  hr  bedingt  verdienen  m>V  ht< n.  Die  uiancberloi  stCUortccUuisckcu 
Üt  hwicrigkeiteu,  die  man  niei^t  unterschätzt,  orgi  Ucn  das  auch. 

1.  Wmgensteuer  (Vocke  S.  409—471,  Dowcli  III,  221— Sie  war 
f  ir  Privatwagen  zum  pcrsonlii  hon  (r  iiu^->  ..Liixnswaj^cn"  in  <  rhöhten  hohen  Sätzen 
ubU  mit  einem  coinplicirtcu  Tanl  aus  der  lvriegS2oit  ubcri^oumicn ,  iälO  mit  einem 
Ertrag  von  461,000  P£  St.  in  Groaehriauinien .  wo  sin  allein  bealand.  Mieth wagen 
waren  jetzt  mit  besteuert.  Der  Tarif  unterscliied  W  agen  '  arriagcs''  von  vier  uivl  von 
welliger  Uädcrn,  traf  eibterc  mit  höheren  und  u»ch  der  Zahl  der  hcscssoneu  W  a^jeu 
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bis  zu  0  Stack  |irogre«sivcu  Sitzeo,  letztere  mit  nach  der  Bcbpannuug  (1  odor  2  und 
mehr  Pferde >  abgestuften  Sätzen;  auch  andere  Waf^eo  (e.irts)  zahlten  2  ermässij^te 
Sät^c,  je  nachdem  s>ie  mit  nicht  mctaliiM:hco  oder  ohne  l'cdcru  warcu.  Veränderungen 
in  Bauart  and  Mode  der  Wagen  rennlaaaten  epiter  anch  Mlcho  in  der  Besteneniiig. 
Mancherlei  Casuistik  griff  Platz.  Auch  nacli  der  Werthhöhe  der  Wagen  wurde  gc- 
Icgcütlirli  irn  Sfellr^bat^  uiiterüchiedcn.  1S23  wurden  die  Sätze  auf  die  Hälfte  er- 
miäüigt.  In  der  Kciurui  vun  1S5S  wurden  immer  noch  drei  Tarifclaü^en  (für  Privat-, 
für  Hiethwagcn  uud  fUr  nur  gelegentlich  zur  Beförderung  von  Paä6:m>:iercn  benutzte 
Wairen)  mit  weiteren  Unterabtheilungeii  (mit  4  und  mit  weni;:or  als  4  IJädcrn,  bei  den 
erstereu  nach  liadhöbe«  bei  beiden  nach  Bespannung,  Zahl,  1  odor  mehr  ah»  1,  und 
Art,  Pferde  und  Ponies)  und  im  Ganzen  tkberltaupt  nodi  16  Stenenltte  uatenclilete ; 
die' MieÜiwagen  zahlten  im  ^Uigcmcinen  den  halben  Satz  der  Privatwagen.  Die  SiHo 
war«Mi  aber  tiberhaujit  crmässigt  worden  (16  und  17  Viet.  r.  !<()).  Der  Ertrag  sank 
durch  dictie  Kcform  von  400,000  auf  284,000  Pf.,  erhob  sich  aber  aliuiahlich  wieder 
auf  die  firOhero  HAho.  Die  Kefonn  von  1869  bestand  ftlr  den  Tarif  in  der  Besei- 
tigung der  Steuerabätuf uiig  nach  Bespannung  und  Baddurchmcüücr. 
Ein  ^'erlust  an  Einnahme  war  nicht  beaJisichtij^t ,  sondern  eine  kleine  Erhöhung,  die 
in  Wirklichkeit  bald  bedeutender  wurde.  Der  jetzige  Tarif,  in  dem  IbHi  noch  die 
nach  Aufhebung  der  besonderen  Droschlcensteoom  (s.  o.  S.  266>  seit  1860  hier  ein- 
be/o;;' neu  hackney  carringcs  weiter  t-rmlbsigt  wurden,  ist  aus  d<  r  unten  folm^nden 
Ucberaicht  zu  ersehen.  Der  Ertrag,  welcher  1864  ungefähr  wieder  soviel  als  1853 
betrug,  ist  jetzt  ea.  556,600  Pf.  8t 

2.  Pfcrdeateoer  (Vockc  S.  471—472,  Dowell  IV,  255— 2C1).  Die  im 
französisch' II  Kriege  erhöhte  und  auf  landwirthschaftlieli  und  im  (Jewerbc  benutzte 
Pferde  ausgedehnte,  also  nicht  mehr  bloss,  wie  ursi^rünglich  (17b4>.  private^Luxus-), 
Wagen-  und  Iteltpferde  treffende  Steaer  hatte  einen  höheren  Tarif  rar  letztere,  einen 
niedrigeren  für  die  uhrif;en  Pferde.  Diese  unterlagen  einem  festen  Stücksatz  (14  sh. 
in  1S09,  17Vj  für  W  irthschafts- ,  21  »h.  für  gcwcrbl.  Pferde  in  1S12,  mit  gewissen 
Ermässigungen  für  Ponics  und  für  Pferde  kleiner  Farmen).  Die  jjrivateu  Keit-  uud 
Wagenpferde  zahlton  nach  einem  nach  der  Anzahl  der  Pferde  im  Besitze  Eines 
Herrn  (bis  zu  20  Sta<k'  nicht  unwesentlich  steigenden  Progressivsatz  (cxcl. 
Ponics),  ahio  dem  Gh&racter  einer  spucitisch<in  Luxussteucr  angemessen.  Der  Ertrag 
VW  ift  England  allein  1816  1,226,000  Pf.  St.  (ohne  Schottfand,  wo  die  Steuer  aber 
auch«  ebenso  vie  bis  1S2.'(  in  Irland,  bestand i.  Nach  dem  Kriege  erfolgten  Erloicb- 
torungon  in  gewissen  Fällen  für  landwiribschaftlirbf  und  einzelne  andere  gewerbliche 
Pferde,  1821  die  Aufbebung  für  erstere,  mit  in  Kucksicht  auf  die  Nothlage  der  Land- 
wirthschaft,  auch  anf  die  piindpieUe  Bedenltliehkett  solcher  „Weritzengbesteueniug** 
und  auf  die  uiigle>ithe  Belastung  di-r  einzelnen  Wirthschaften  nach  Maass;,'al>e  ihrer 
Culturarten  (Dowell  III,  25S).  Ih23  wurde  die  Steuer  im  Allgemeinen  (nicht  ganz 
genau  und  gleicliniassig")  auf  die  Hälfte  crmässigt,  unter  Ueibehuliuug  der  Turifprin- 
cipien.  Die  Gladstun«: 'sehe  Heform  von  1853  erstreckte  sich  auch  anf  diese  Steuer, 
V. •reinlachte  und  ermässiute  den  Tarif,  verlicss  die  Pro^rressivsteucr  und  stellte  im 
Wesentlichen  für  vier  Gattungen  Pferde  (e.\cl.  üenuplerdc  s.  u.)  vier  feste 
Stttcicsitze  anf  (21  sh.  jedes  Reit-  und  Wagcnpfeid  von  Uber  13  Paust  Hobe, 
lOV'^  sh.  für  Ueinere  (Ponies),  denselben  Satz  fur  Pferde  zum  Gewerbebetrieb,  SVi**!** 
für  jeden  Pony  in  diescmV  mit  bestimmten  Hefreiun'j:en  in  gewissem  Umfang  fur  ein- 
zelne Berufsstande  (Geistliche,  Acrzto,  Farmer,  llirlen  u.  u.  m.)  und  allgemein  fur  die 
Pferde  Ton  (damabi  eigenen  Traosportstcueni  unterworfenen,  s.  o.  §.  121)  Stadi- 
dru^'  llkl  Il.  T.;indku(sclicii,  für  im  Besitz  der  Pferdcvcrleiher  u.  s.  w.  1)(  lindlichc  Pfi-rde. 
Der  Ertrag  wurde  von  diesen  Aeuderungcn  nicht  wesentlich  berührt.  Im  Jahre  1860 
wurde  bei  der  Umwandlunir  der  Steuer  in  Acciseliccnz  der  Tarif  im  Wesentlichen 
anf  den  Einheitsstucksatz  von  lOV«  sh.  p.  Pferd  vereinlacht,  was  eine  auf  50  bis 
60,000  l'f  f,"-^eli  it/.t<«.  Einbus-c  bedantr.  1S71  erfolgte  dann  aber  im  Iiit*Tesse 
der  Pferdezucht  diu  Aulhebung  der  Steuer,  mit  einem  Verlust  (iucl.  c.  UOUO  Pf. 
Ibr  Bennpferdo)  von  c.  480,000  Pf.  St  —  IMe  Steuer  auf  Rennpferde  (Vocke 
S.  471,  Dowell  III,  202—267)  bestand  eine  Zeitlang  (bis  1S35)  in  der  doppelten 
Form  als  Theil  der  l'fe  rdeste  uer.  zu  deren  Satz  uml  (^seit  17^4)  als  Steuer  am 
Kcunplatzc  fur  jedes  um  iieunun  betheiligte  Pferd,  entzog  sich  aber  in  letz- 
terer Form  fielnch  der  Eihcbung.  1885  trat  an  Stelle  bdder  eine  einzige  Steuer 
zn  dorn  (das  Maximum  des  progresslveii  PfeidestoDemtzoB  noch  tkbertieffuMeo)  Satze 
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Ton  d'/a  P£.  Nach  ticuen  Experiucnton  mit  dor  Erkebuugüart  (1S56  kurze  Zeit  wieder 
am  ReaapUtze  selbst)  fiel  die  Steuer  uiit  der  Pferdestcoer  aus  dco  nämlichen  Gründen 
vic  di«M,  18T4. 

3.  Bcdii-utoubtcucr  (Vi..  S.  173—471,  Dowdl  III,  243—251).  Diese 
ebenfalls  nach  progrcssircn  Sat/.cii  gcuius>s  der  Aii/alil  der  Hedieuleii  Kiiior  liorr> 
ücbaft  (bis  11  äteigcuder  Satz)  urhobeiie,  in  höheren  Sätzen  uuvcrhciralhete  Herren 
treffcJido,  im  Kriege  erhöhte  und  auf  uancbcrici,  nicht  JEB  den  h&vslichou  „Bedienten'^ 
im  ci;reiitlichi'U  Shine  gehöreutics  gewerbliches  Ililfspenknial  aiiM!t'd<'liiilo  Steuer  ging 
mit  einem  Ertrage  von  5 — öUO.OUU  Pf.  St.  in  die  Fhcdenspcriode  huiuber.  1823 
wrdea  aach  hier  die  8&tze  aaf  die  HftUle  herabgesoCzt,  1S3^S4  viele  Katagorieen 
..B'.'di.juW*  0.  ü.  w.  Iirfreit.  .  rfolgtc  <li  '  Vt-n  iiifachuug  durch  Ereelzung  cL^r  l'ro- 

grcäairiiiUe  und  der  Zuschlage  fUr  unverhuiralhetu  Herren  uiittelät  eines  zweistufigen 
StQcksatzes  (im  WesoDtlicheu  nach  dem  Alter  utitorschicdeuo  Diener,  isjfthr.  and 
ältere  21  juiij^i  ro  und  einige  ihnen  gleirbgestellte  10'/,  sh  .  I'i  r  Hftmg,  damals  etwa,>> 
aber  l'UO.ooa  l'f..  wurde  nicht  erheblich  verändert.  Die  lui*,.itii  von  iSti!»  führte, 
dann  den  Eiubeibsatz  Vuii  15  äh.  lur  jeden  „muunlichen  DiuJiälbutcii'  jualu  acrvantj 
herbei.  Einige  Schwierigkeiten  macht  die  gesetzliche  Definition  dieses  „stoncrpllich« 
tigeii  Objcct»"  (Dowell  III.  2r)0"),  in  dessen  Mannielifaltigkciten  hieb  hriü'-c  hi-r  I.umi^ 
abspiegelt.  1873  aiud,  Zweifela  gegenüber,  alle  ausschlitöbiich  im  Hotel  oder  in  üasi-, 
Speise-,  Sduuikwirthschaft  beidüu^ptea  Personal  steuorlrd  gowordoo. 

4  und  5.  Yott  zwei  anderoo,  die  erste  neuerdings  besonder«  mit  altvfttorisohein 

Bediciitenluxiis ,  die  zweite  zum  Theil  mit  dem  K<|uiiiaL'eiiluxiis  /u^amiiit'iih.iii;.'eiidf  ii 
seltsamen  ,JLuxossteueru"  ist  die  mit  dem  Mudewcchsei  fast  ganz  uueiutragUcb  gc- 
«ordene  Haarpvdorstouer  bei  der  Reform  von  1869  endlich  aufgehoben  worden 
14.  o.  S.  186,  Vocke  S.  474,  Do  well  III,  288—292,  Einbusse  ca.  995  Pf..  Steuer- 
satz 1  Pf.  V  ,  sh  );  di«'  andere,  die  Steuer  auf  W  a p  p e  ii  fu  h r  ung  ist  dagegf»  <rf- 
bliebeu  (Vueke  S.  472.  Do  weil  III.  .'no— 317j.  Die  Steuer  war  in  erhöhten  Satten 
nach  den  eigcuthtlmlichcn  alteren  V*  i-anlagongsplincipien  mit  einem  Ertrag  von 
42.tHJO  Pf.  St.  in  die  !"riedens[>eriode  hinuberjroiranL'en  Di«'  St>  tier  stufte  sich  nach 
3  Satzcit  ab,  am  höchsten  war  sie  für  die  WageustcuerplÜchtigen,  2  Pf.  8  ab.,  wobei 
es  seit  1§01  einerlei  war,  ob  der  Wagen  selbst  mit  dem  Wappen  reraeben  war  oder 
nicht:  frub-r  war  Ei^lerus  ila.s  Merkmal  der  Steuerpflicht;  den  mittleren  Satz  zahlten 
dir  Tbiir-  und  i'Y'nster:>teuerptlichtigen ,  24  sh.,  den  niedrigsten  (12  sh.)  die  übrigen 
steucrpliichtigen  Wappenfuhrer  (spcc.  die  an  ihren  Gegenständen,  anch  an  ihren  Be- 
dienten Wappen  anbringenden  PeiBonen).  Die  Steuer  war  so  eine  Ergänzung  der 
benannten  anderen  direcfen  Steuern  und  eine  Art  Adels-,  aber  auch  Eitelk-its- 
steuer,  da  nicht  beim  iicroldsami  regblrirtu  (Adels-; Wappen  auch  steucrptiichtig 
waren.  1853  erf<dgte  die  Vereinfachung  auf  2  Sitze  (fiir  Penonen,  welche  fttr  fior- 
rädri_'e.  zwei-  und  mehrspann iti'-  \\'a.: -n  zahlten  und  für  andere  Personen),  1S»»9  die 
Umänderung  in  eine  zweiatuhge  Steuer  für  Wappen  am  Wagen  und  int  auf  andere 
Weise  geführte  Wappen,  was  eine  kleine  ErtragsorhOhung  ron  ca.  <)9,t)t)l)  auf  76  bis 
78,0a0  Pf.  herbeigeführt  hat.  Zu  Zweifeln  gab  der  Begrilf  „Wappen**  (armofial 
ensign),  namentlich  bei  dem  zweiten  Hteuerplli  'liti-.;'  n  Fall  Anlass.  Die  jjarizo  Steuer 
erscheint  überlebt  und  höchstens  in  der  Verbindung  mit  Wagenstcuern  und  allenfalls 
mit  Jlddstitelsleoem''  hnitbar. 

6.  UQlidestcuor  (Vocke  S.  474,  Oowall  III,  29.1—384).  Sie  ist  in  Gross- 
britannien, im  Unterschied  vom  Cuntincnt,  wo  sie  häufig  (übrigens  auch  nicht  immer) 
Communalstcuer  ist,  Staatssteuer.  Ihre  Entstehung  wie  Entwicklung  ist  wesentlich 
von  Jinndepolizeilichen",  sanitären  u.  dgl.  Kticksichtcn  boeinflusst  worden.  1796  ein- 
i;cfuhrt  hat  die  Steuer  im  Satze  Unterschiede  nach  Art  der  Hunde  (gr'yhound>, 
Jagd-  und  andere  Iloudc),  nach  der  Zahl  der  Hunde  Eines  Besitzers  gehabt  und 
ndirfkch  Verfinderungen  eifahren.  Theilwelse.  so  in  dem  Satze  Air  die  Koppel 
Hönde  (31)  Pf.  St.)  und  in  dem  höheren  Satze  fOr  greyhounds  (1  Pf.  St.)  und  Jagd- 
hunde und  für  „mehr  als  1"  Hund  (14  sh  p.  StUck,  gegen  S  ah.  für  Einen  Nicht- 
Jagdhund eines  Besitzers)  hatte  die  Steuer  einen  Luxu-ssti  uercharacter.  Wogen 
Jkrmuth*'  konnte  Steuerfreiheit  beansprucht  werden.  Junge  Hunde  (unter  i>  Monat) 
waren  frei.  Mit  einem  Ertrag  von  160.000  Pf.  St.  in  (irossbritannien  ging  sie  in  die 
Kriodeusporiodo  über.  Kleine  Farmer  wurden  1824,  alle  Farmer  1834  fUr  Hirten- 
huftde  TOB  der  Uandestoaer  bofroit.  Im  Jahre  1953  wurden,  wie  bei  den  anderen 
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„asdcäscd  taxeö"  diu  Uutur&chuiduiigbsatze  beseitigt,  oiu  gegen  duu  bisherigen  niedrig 
tten  Salz  (9*/t  (A.)  eiliAbter  Eioheitanls  (12  sb.)  eiogenihrt,  die  Befteimiir  wegen 

^Annuth"  aber  aiiff^chobcn  und  Hunde  zur  Aufsicht  und  zum  Tmiben  von  Vioh  all- 
f^mein  bcfndt.  iJcr  Ertraj;  ssticir,  abor  irj^end  iiemiKcud  dur«  lig«  luhrt  wurde  dio 
Steuer  in  der  alten  Krhcbunj^ülurut  nicht.  Er^st  der  Ueberf-aiit;  zum  Liccuz- 
systcin,  wonach  mit  dem  Enrerb  des  Hundes  de^en  Besitzer  steuerpflichtig  wird,  iiiul 
die  Kriiiii^rii  uiiir  iles  S t  eu o  rsa t  z«- auf  5  tsh.,  sowie  die  Aufhebunjj  aller  Ile- 
i'reiungeu,  mit  Aiu>nahuio  der  fQr  junge  Iluode,  hat  2ur  möglichst  umfasbendeu  wirk> 
liehen  Besteoeninf  der  Hmidü  gefohrt:  1866  «af  1867  ist  dio  ZabI  der  bestoaerten 
Hunde  Ton  394,837  Mif  828,341 ,  der  Ertrag,  trotz  der  Efnä^älirun?  der  Steuer  auf 
unter  die,  Hälfte,  so  auch  bald  wieder  auf  seine  Höhe  vor  der  Keform  gestiejron. 
Dus  neue  System  der  Erhebung  gestattete  dann  auch  ISTS  ohne  Bedenken  eine  W  icdcr- 
erbtthaDg  des  Steoersatzea  aof  7'/«  sh.«  wobei  aber  Schlferbiinde,  In  govisser  Be- 
schränkuniir  (im  Vcrhältniss  zur  Zahl  der  Schafe,  Maximum  8)  wieder  bcfn-it  wurden. 
Die  Zahl  «ler  besteuerten  Hunde  iüt  Übrigens  seitdem  nicht  uuerlieblicli  gesunk«,'a 
(1876  1.374,  1885  0.U15  Mill.  Hunde,  in  beiden  Jahren  mit  genau  dem  glciclien 
Steuerertrag,  343,000  Pf.  St.^.  —  In  Irland  ist  die  Staatssteuer  8eit  1823  aufge- 
hoben, aber  aus  ..liiiiidepoii/,  iiichen"  GrtUiden  eine  Localabgabe  ron  2  ah.  p.*  Uupd 
1805  wieder  eingeführt  worden. 

7.  Jagdlicenzen  (Yoclte  S.  252,  Dowbll  HI,  268— 2S0>.  Die  Abgabe, 
1784  von  Pitt  eingeführt,  lieht  mit  dem  eigcnthumlichon  englisc  li<  ii  Ja^^drccht  in 
geschichtlichem  Zusammenhang,  speciell  mit  den  AnfonleniMgen .  weh  lie  in  letzterem 
au  dio  das  Höcht,  „Wild  zu  tödten'*  beauspi-uchenden  Perboneu  gedtelit  wurden.  Die 
Zahl  dieser  PerMnen  war  hiernach  eine  beechrftnkto  (im  Allgemeinen  LandeigeuthOner 
von  über  100  Pf.  St.  .lahresreiite).  so  dass  das  Jagdrecht  als  eine  Art  Privileir  er- 
schien. So  wurde  es  mit  einer  luxussteuemrtigcu  Jahressteuer  beleirt  in  der  Torrn , 
daüti  der  betreil'eudo  Jäger  seinen  Namen  und  Jagdplat^  beim  Fhedensrichtor  einregi- 
striren  und  darüber  ein  CertlGcat  (Jagdschein)  erlangen  mnaste.  Dies  unterlag  einem 
Stempel  (zuerst  von  42  sh.,  si'iiter  höher\  Ebenso  mussteii  \\  ildheger  besonders 
cinrQgistrirt  werden  und  Steuer  zahlen  (aufaugs  lOV«  >(h.).  Zur  bt^eren  Sicherunj^ 
der  Abgabe  wurde  aehoii  1765  die  Pflicht  Sur  Itegistnrong  und  Entnahme  reo  Jagd- 
i»chcinen  allgemein  tUt  alle  Personen,  welche  mit  Hunden  oder  Waßen  Wild  fangen 
oder  ti>dten  wollen .  ausiredehnf.  Im  Krieire  erfolyfte  eine  Erhfthunsr  der  Sätze  .  auch 
mit  der  Uebertragung  der  Abgabe  vom  Stempelwesen  zu  den  „a:>sessed  ta.\e»"  ein«> 
Acndemng  des  Verfahrens  bei  der  Ausstellnng  der  Jagdschein«  nnd  bei  der  Steuer^ 
erhebung  (18Ü8\  Am  Ende  de^  Kriegs  war  die  Steuer  n  Pf.  !. '!'/.,  >h.  und  fur  Wild- 
hcgcr,  wenn  für  sie  gleiehzeitifj  die  Bedientensteu«  r  zu  /^liien  war.  25  sh.  Ertrag  iu 
r.rossbritannien  1815  l.S2.(iOO  Pf.  Seit  1840  war  der  Sleuei-salz  4  Pf.  0  sh.  U)  d.. 
für  Heger  1  Pf.  7','^  sh.  Sclion  I8«J0  erfolgte  hier  die  Uebertragung  der  Steuer  zu 
den  Acciseliecu/en.  ZMuleicb  wurden  .lai:(l>(  heiric  zu  ermässigten  Sätzen  für  Theile 
cineti  Jahres  gestattet,  mit  um  UmgohuDgeu  zu  verhüten,  ciue  spater  uoch  weiter 
dorchgefklhrte  Einrichtung  (1688).  die  den  Stenerertrag  herabdrQdcte.  Eine  Eigen- 
thumlichkeit  besteht  darin,  dass  die  Jagdscheine  für  das  (iebict  de's  ganzen 
Staats  (seit  1827  ind.  Irland)  gelten.  In  Irland  beütehea  jetzt  dieselben  Steuersätze, 
nur  dass  Wildheger,  weil  die  Bedientensteuer  hier  fehlt,  einen  höheren  Satz  tragen. 

8.  Zum  Verkauf  von  Wild  (mit  s^ewisseu  Ausnahmen)  ist  ebeufaUs  eine 
Acciselicenz  zu  entnehmen .  welche  nur  an  Personen  mit  fHedeosiichterlicher  Licenz 
zum  Wildverkauf  ertheilt  wird  (Dowell  III,  280). 

9.  Sehussw  äffe  nsteuer  'Dowell  III.  281 — 2*^7):  die  einzige  neue  derartige 
Steuer.  Sic  verdankt  ihre  Entziehung  im  Jahre  1870  mancherlei  Missstäudcu  iu  Bezug 
auf  den  Gebrauch  von  SchieaswaiiMi,  Ubermisriger  Verfolgung  der  YAgel  u.  dfgi.  m. 
Sie  umfasst  SchusswafTen  j.  der  Art  (au(  h  Pistolen),  die  ausserhalb  des  eigenen  Wohn- 
t  hauscä  und  Hofes  gebraucht  werden,  mit  gewissen  Aufnahmen.  Jede  Itetrelimde  Per- 
son muss  eine  Jahresliceiu  zu  10  sh.  nehmen.  Steuer-  und  Polizeibeamle  haben  für 
britische  Verhältnisse  ziemlich  weitgehende  Gontndbefngnisse  (tiun  Licenae  Act,  1870, 
83  und  34  Vict.  c.  57). 

Uebcrsicht  über  ilcn  Steuersatz,  liie  Anzahl  und  den  Ertrau  der  gegen- 
wartig bestehenden  Liceuzcu  dieses  Steaeigebiets,  für  1885/80,  nach  dem  Kevonue- 
Betvm  fttr  1S8&/S6  und  29.  Kep.  of  loL  m.  p.  10. 
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1.  WageDBleaer. 

3L  (iaiizjährt^. 

«.  Droschken  Mittli-)  

f-i.  Alle  amicra  Waficu, 

4ridrig,  im  Cicw.  vuii  uiiiidusteus  4  Cvutu. 

mit  weuigcr  als  4  K.itl<-ni,  «mIct 'Irädrig, 

abor  weuiger       4  CcuUi.  wiuzeud  . 
b.  Für  di«  Zeit  rem  1.  Oct  bis  91.  l)ec. 

«.  Drosclikeii  (Mit-th-)  

fi.  Alle  anduru  \\'ageu. 

4rädng,  wiu  ubuu  

eudere,  wie  oben  

xoMumncn:  WaguiwtMiei  

2.  Boüieotensteacr  

9.  W  «PI»  eil  Steuer,  nftmlidi 

a.  I'ilr  W  appen  am  Wagen  ,  

b.  Andenruit  gebraucht  

Suiüoic  1 — 3:  sogen,  dirccte  Luxussteoeni 

(eätablisluiumt  licensee)  

4.  Hu udcsieuer  

5.  J  a^dschciuäleuer  (Itccuzte  „tu  kill  gauic'*). 

».  Far  das  ganze  Jalir  

b.  I^ur  6  Monate  

c  (ielegcntlich,  ftlr  14  Tage  im  Zusamiueu- 

hang  

d.  \\  iMh<'^'<T  i,(jroääl»ritannien).  gau^ihlif  . 
(Irland  3,  halbjälirlich  2  Ff.) 

6.  Wildliaudelstuuer  

7..8cbasswftffeBstener,  ftr  jede  Person  . 

Suniuin  1—7   1,8«9,307    1,37  IMS 

Für  1815  wird  der  Krtrap:  dieser  Steiiorn.  vnu  ih  nen  Nr.  1 — 4  damals  anch  in 
Irland  galten,  auf  2.7 — 2.S  Mill.  IM".,  also  auf  etwa  doppell  mi  hoch  als  jcl/t,  zu  v^r- 
aiujchlapr'ii  sein,  wovon  fast  die  Hälfte  auf  die  aufgehobene.  Pferdesleucr  kaui.  Der 
Ertrag  «Icr  anderen  wtftt  demnai'h  annähernd  ^loichg^cbliolien ,  hat  sich  abur  unter 
den  ciij^^'  l:i  II  (ili'ibTii  verschoben.  Einige  ruhten  der  L'ebersicbt  babcu  immcrhiit 
etvni»  (lewerbcäteuerailigcä,  ubalich  wie  die  übrigen  Li«4;u£0ii. 

Die  Erbebnngskosten  dieser  wie  der  übrigen  in  §.  118  nnd  in  i^.  15.1.  151 
behandelten  Licenzen  der  Accisovcrwalluiiitj  nu^ehten  nach  der  sehr  t^rosM-n  Zahl  der 
•  in^olnon  l.icen/.cn  und  der  kleinen  DnrchschniUseinnahme  für  jede  (1^^.'»  2..'i^2.704 
Liceuzen  mit  3,5S»3,IÜ4  Pf.  Ertrajr.  also  ca.  1,4  Pf.  St.  p.  Stück)  nicht  gan^  unbe- 
tTkchdieh  sein.  Denn  riel  Verwaltun^^^-.  Control-,  Verrechnung«-,  Casscnarbcit  lüuft 
unter.  Aber  eine  spccicllc  Ausscheidung-  dieser  hostei)  vdii  (len.  n  der  Inl.uids- 
Bc:>lcucruiig  überhaupt  scheint  aicbt  zu  erl'olgeu  und  iät  genau  auch  wohl  kaum  möglich. 

I 

11.  Localstoueru. 

8.  oben  §.  7ß,  auch  §.  107  8.  2S2.  Ueber  das  «.Finanzwesen  der  britischen 
8elb»trerwal(nug"  i^t  schon  in  B.  I  (3.  Auf!.'  §.  53  /U!>aninienhänp;end  gehandelt 
worden,  wobei  das  Cummunalsteuersy.^tcni  Itereils  kurz  charactcrisirt  wurde.  S.  bes. 
I,  III  ff.  £b.  auch  die  bczu;:;lichu  Literatur.  Zu  «len  dort  genannten  Schrift<'n  i^t 
noch  hinzu^u  fugen:  v.  K  •  i  t /.  c  ji  st  ein ,  commuiiale»  Fiiianzwusen  in  der  2.  Aufl.  d>^s 
Schönber?:Vhen  Handb.  d.rr  polit.  Ockon.  III,  568  II".,  611)  I!.  'iiiei>f,  engl.  Ver- 
waltaogsrecht,  3.  Auä.  II,  §.  88.    Aüchrott,  das  engl.  Armcnweäcn,  Leipzig  1886. 

Das  britische  Locnbteuenystem  (lecal  tazation)  ist  auch  in  seiner  heotigon  tie- 
staltung  nur  hi>torisoh  und  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  g^cschlchtlichen 
£niwi«llunis  und  heutigen  Verfassung  der  Localrera'altunj^ ,  des  localoo  „i^clf- 


Steuersatz.  Anxalil.  Ertrag. 
Pf.  bh.  d.  l'f.  St. 
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fOTornm«Dt"  völlij;^  rersiandlich.  Danuf  ist  abor  in  der  Haoptttache  Dicbt  in  der 

Pinauz-w  isscnschaft  und.  soweit  es  hier  hinein  gehört,  niehf  an  dipser  Stfll»'  einzugehen. 
Es  luuäs  geBUguu,  auf  die  Lur^u  t'ubcrsicht  dus  Ucgcnätandb  im  1.  Bandu  1,3.  A.)  ^.  53 
•/.»  verwdsen.  Die  Kinrichtung  der  Localvurwaltung  bt  im  Uebrigeii  bior  ab  bouont 
rorausxtiaotzcn.  Die  grossen  Werke  Oiieist's  bieten  alle  erforderliche  Rclchrun;^,  dio 
Ski^zc^  von  Ernst  Meier  in  v.  Holtzeudorir^  l\echlscncyH;Iu]'adie  und  von  (jeorg 
Meyer  im  Schön bergäclieu  llaudbuchu  gcbuu  gute  kuappu  Uaniteilungen  dieser  Luc<^- 
verwaltang. 

Hier  ist  blo^  die  Loe aI1jui>teuerung  für  sich  vom  Standpunct  der  Steoer- 
teehnik  und  S  t  e  u  e  rv  <•  r  w;i  i  t  uii  aus»  darzustellen  und  /u  Iteurilieilen .  im  Rahmen 
der  Aufgaben,  welche  für  die  ,^pccicilu  Sleuerlehre''  zu  alellcu  sind  {o.  1  Ii.)  uud 
in  diesen  Abschnitten  Uber  das  coucrete  Steuerrocht  einzelner  Staaten  tu  lOeofi  gMucbt 
werden. 

Die  S|)eciallitcratur  auch  für  dic!>e  Seite  der  LocallKioteuurung  b.  beb.  l>ci 
(luoist.  uameutlich  im  Werke  über  das  brit.  „Selfgovernmcnt*' ;  dann  l)ei  Asch- 
rot  t.  dc:>sien  umfassende»  Werk  Uber  coglibches  Armeuwe^en  zugleich  die  neueste 
graudliche  Bearbeitung  dies«  !»  immer  noi  h  bebonder>i  wichtigen  Tbeils  der  Localver- 
waltuug  ibt.  ilaupttiuello  für  die  Materialien  bind  die  altereu  und  jieuerea  Keportb 
«her  Localstevem,  Armensteuer  u.  s.  w.  Bes.  der  grosse  vom  Amenamt  (poor  Inir 
conmissioQorb)  crbtattetc  Kep.  oti  local  taxation,  a  vol.  ISl't — 14,  Auszug  daraus  1846 
unter  d.  T.  „the  local  taxes".  Ferner  der  Uep.  of  Lord's  Coniniittec  on  the  laws 
rcUtiug  parochial  a^cbbmcots,  185U.  Dauu  Kep.  ou  local  taxatiuu  vun  1870. 
tiOsolien's,  damaU  Pr&indent  des  Armenants,  Bericht  an  das  Schatsant  von  1870 
(bes.  über  das  Anwaehscn  der  Localbebtetierung.  mit  dem  —  in  den  Krgebnissßn 
nicht  ganz  biuhoron  —  Versuch  einer  statistischen  Vergleiehung  der  Gesamuitbelabtuug 
des  Kcal-  und  des  beweglichen  Vermögeus,  bez.  Eiakuntmcns  durch  die  Staats-  und 
Localbesteucruug;  in  den  Beilagen  nach  mit  —  noch  weniger  zweifelloseu  —  Ver- 
gleichen <ler  Staats-  und  T.ftcallicsteui  runir  V'-rschiedeni-r  cenfincntider  Laiidori.  K'"ielies 
statibUbchcs  Material,  mit  allem  Detail,  in  den  Anuual  local  taxation  ruturns  ^benutzt 
fOr  das  if'olgende  wurde  besondefB  der  fikr  1S83/84):  Haaptdaten  noch  im  Statist, 
abstract  (,N.  33  fiir  1871  — sö  p.  34,  mit  KuckblickcuV  Speciell  über  dio  Local- 
bcbteucrung:  Gucist.  Selfgovernment .  Ii.  A.  von  ls71  J^.  17 — 2')  Communal- 
steuerbystcm,  S.  IH»— ItiO),  §.  US,  Uli  ^SlcuereinttchaUung  und  Erhebung  der  Armen- 
stener  v.  s.  w.);  ders.,  engl.  Verwaltungsr.  S.  A.  II,  §.  88  (nur  Uoberblick).  Gneist 
ibt  wohl  zu  unbedingt  Anh  tiigcr  «les  Ijrit.  LocaUtoucrpriucips  (ausschliessliche  Be- 
steuerung des  sichtbaren,  Ertrag  gcbeuden  Kealbesitzcst ,  berücksichtigt  die  ernsten 
Bedenken,  welche  dies  l'rincip  selbst  in  Grussbritannien  liat,  wo  ihm  die  geschicht- 
liche Entwicklung  /.tir  S.  ite  steht,  und  die  mancherlei  neueren  praclischen  und  thc»- 
rctischen  Angrille  auf  das  l'rincip  atidi  j.Misi  it  drs  ("anais  nicht  ausrcichentl.  und  geht 
wohl  vollends  viel  zu  weit,  dies  in  dortigeu  Vcrhallnissen  seJbbt  jetxt  noch  relativ  bc- 
reditigto,  jedenfalls  erklirtiche  Prindp  xu  einem  „allgemeinen^  Prindp  derCom- 
munalbesteaerung  zu  erheben,  worin  sich  Gneist  mit  gewissen  froihäudlerischou 
Doctrinären  benlhrt.  S.  darüber  und  dagegen  schcn  Fiu.  I,  Ii.  A.  S.  113  und  unten 
g.  101;  ferner  im  Uutcn»cbiud  zu  dieser  AuffassoBg  (incibt's  u.  A.  schou  Bödikcr, 
Cemmvnalbesleiiemnf  in  England  vnd  Wales,  Berlin  1873.  und  auch  A schreit, 
a.  a.  (»  .  in  Abschn.  2,  Cap.  mit  klarer,  nb.  r>ii  htlu  h'  r  und  doch  xioDllich  ins  Ein- 
zelne gehender  Darstellung  der  Hauptpunctc  der  Gesetzgebung,  des  Vcrwaltungsrechts 
und  der  Technik  der  Armcnstcuor,  S.  2U0— 232;  daselbst  §.  3  S.  221  die  Kritik  doÄ 
Steuerpriocips  der  poor  rate,  die  ich  im  £rgebnhw  für  richtig  halte,  mit  der  ich 
ab.  r  im  Einzelnen  nicht  ganz  übereinstimme,  namentlich  bleibt  ein  Haupteinwand  von 
Abch  rott  ganz  unberührt:  die  ungleiche  Quote  der  Ausgabe  für  Wohnung  nach  der  £iu- 
kommmhohe  (s.  u.).  Geber  das  YeranlagungSTerfahren  (Clnscntzang)  s.  anch 
tineist  und  Asch  rott  (a.  a.  0.  S.  227  iW),  woselbst  weitere  Spocialliteratur.  Die 
Nachsehla.;elHicher  Uber  die  Functionen  d»:r  Friedensrit  liter  i>o  bes.  das  verbreitetstc 
von  Üuru,  justice  uf  tliu  peace,  in  zahlreichen  Aullageo)  gebuii  das  Genauere;  dc&gl. 
die  Gemmentare  zn  einxelnen  der  wichtigeren  neueren  GesotBe  (s.  Note  in  Asch  rott 
S.  227\  —  Do  well  Ixihandelt  dio  Localbesteuerung  nicht  mit.  Vockc  nur  in  aller 
Kurze  'S.  037—042).  Wcrtlivoll  von  etwas  alteren  deutschen  Arbeiten  noch:  Kries, 
(iemoindesteuom  in  England,  Tub.  Ztschr.  1855.  —  S.  auch  Bulletin  1878,  I.  370 
(Erfolg  des  Gesetzes  von  1874),  1881,  I,  425,  1882  II,  452,  1685  I,  351  (Statbtik), 
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1882  n,  364  (T.  (Hafouabgabei),  1886  I,  667  (neuaite  ReformteiideDZOii ,  auch  in 

Pariamont,  mit  Statistik  S  ^\72). 

Die  britücbc  Communalltell«rgi»icU^ubuug  int  uicht  codilicirL  Kiuu  Mcitgü 
iltcre  uud  iieuero  (ictiotzc  gelten  nocli  nebea  einander,  biüveilon  so,  das«  nur  cinadno 
Bealtnnaiigen  der  ulu-ren  durch  ein  neueres  (icsctz  aligeäadort  worden  sind.  Es  ist 
weder  mfti;li<"h  noch  nothwcudig,  auf  diese  einzelnen  (iesetic  hier  einzn-^ehen  oder 
»ie  auch  nur  hier  ^»cciull  auzui'ahroii.  S.  da^  Wichügcrc  davon  bei  linui^t,  auch, 
Docli  dcl^llirter,  bei  Aschrott  Altes  Hauptgesetz  Air  die  Armenaleuer  (poor 
rate\  dein  jresr|iichtlir-]n'ii  ATtsuMifjsinim  t  drr  L'e.saininf'.'n  «lirectiMi)  l.ücalliesti.Micniii!;. 
aua  dcreu  jilrtrageQ  auch  andere  Ausgabeu  uiU  buatriueu  oder  uacii  deren  Grundsaizeu 
»  vcnigbtens  im  WenenlHchen  —  die  übrigen  Localstenern  veranlagt  Verden,  iüt  das 
herQhmte  Gesetz  der  Elisabeth.  4.M  EUi.  c.  2,  be».  »ect.  1  (1601).  Auf  der  durcli  die^ 
(iesctz  gejrebencn  Grundlage  bcrnlil  ilie  Localbcstcuorunp^  in  der  ILmptaache  norh 
gegcuwürtig..  Durch  authentische  lnler|)rctation,  «lurch  die  Jiidicatur  der  c^oiiJctouten 
lioifibtalisre  vnd  durch  spilere  Geaetxe  ist  nnr  die  rochtliche  Itedeutung  des  leitenden 
Hauptgrundsatzes  der  Besteoerun?:  in  i<Miem  (Jesctzc  gegen  Zweifel  genauer  festgestellt 
Vörden.  Ebenso  haben  dann  sputeru  Gesetze  noch  andere  Ausgaben  auf  den  Ertrag 
der  Amensteaer  angeviesen  and  fllkT  andere  Lecalstenem  daasoibe  Steacq)rincip  vie 
in  der  Armensteuor ,  cvcutuell  mit  kleinen  Abweichuni^en.  festgesetzt.  Von  neueren 
'irsetzcn  sind  etwa  hcrvurzuhebon;  und  l  Vict.  c.  b'J  v<'ii  l^lD  (Zweifel  bolieboiide 
g(aet£licbo  Bejrreu/nn!,'  des  Sleuerobjects  der  Aruiensteuer,  Ausschluss  der  IJcstcuerun;; 
von  Handels-  uud  iiewerbekapital,  Aschrott  S.  218);  Union  assetisment  committoc 
Aot  Voll  ]s(i2,  25  und  je.  Vict.  c.  lÜ.'J  ^Uneist,  belfgovemm.  S.  5GS,  .')74,  Asch- 
rott b.  U.Hj  Qcbst  Inion  asscssment  Act  von  ISSO,  43  und  41  Vict.  c.  7  (^Aschrutt 
&  117>;  Rating  act  Ten  1874.  87  und  88  Vict  c.  581  (Asohrett  8/218«  eb.  116, 
BoUetin  1878  I,  :{70);  Kegeluui;  des  Systems  d«>s  Couipouuding  tlic  rates  (Besteuerung 
«1«  Eif;enthüuier>  an  Stelle  kleiner  occupiers)  durch  Ges.  von  l>>ti'J.  .Ti  u.  38  Vict. 
c.  41  nebst  mehreren  Nachtragen  (Gnoist,  Selfgoveru.  S.  146,  577  H. ,  Aschrott 
S.  116.  220  .  Die  Anzahl  aller  beillgUclieu  Gesetze  ist  gross,  die  Kin^elllu^tlmnluugen 
siud  kaum  übersehbar  und  k^>iiTi<'n  nur  in  luisfulirlichcn  niono{,TaphiM  hen  Hearb"  itnri;?»'n 
des  Ciegcnbtauds  behandelt  werden.  Selbst  Gu  ei  st 's  umfaiiseudo  Darstellung  im 
JSelfgoreTnmonf*  a.  a.  0.  erschöpft  das  Detail  noch  bei  \^'eitem  nicht.  Aschrott  s 
fleissijrc  und  sorrfaltifrc  Arbeit  (150  S.)  ziif,'t,  w  elche  Aufgaben  hier  fur  den  Spi .  ia- 
listeu  vorliegen.  Allerdings  behandelt  er  den  Gegenstand  als  Thcil  des  Vcrwaltungs- 
rechts  uud  bet>chr&ukt  sich  nicht  auf  die  Armensteuer,  sondern  erörtert  das  gc- 
&ammte  Armeniedit.  Aber  die  Fngon,  velchc  sich  auf  diese  Stener  beziehen,  liüngen 
mit  dem  ganzen  Armen -Verwaltnnjrsn'rht  eben  doch  eii-^e  zusammen.  irerad<'.  bei 
dem  wecksteuersystcui"  Knglauds.  Bei  den  übrigen  Verwendungszwecken  der 
Amensteoer  und  bd  den  sonstigen  britischen  Localstenem  vurdo  es  ^di  frloichfalls 
um  umfassende  Aufgaben  fOr  die  visBonsohnfttiche  monognphischo  Bohaiidliing  des 
(iegcustaiids  handeln. 

Möglichste  Beschränkung  der  Datbtelluug  und  Beurtkeiluug  ist  dagegen  hier 
uuere  Avlisabe. 

§.  157.  —  1.  System  nnd  Grundsätze  der  Localbe- 
stenernug.  Das  altgescbichtliche  nnd  bisher  festgehaltene  System 

der  britisch -irischen  Local-  oder  (i.  w.  8.)  Coniniunalbcstcucrong 
mul  das  Verhältniss  zwischen  Staats-  und  Coniniunalljcstciicrung 
beruht  auf  folgenden  drei  cinlaclien  Gi  nndsätzcn ,  welche  auf  dem 
CoDtincnt  (in  West  und  Mittoleuropa)  theils  fehlen,  thcils  wenig- 
stens nicht  so  tttreug  folgerichtig,  zumal  iu  früherer  Zeit,  entwickelt 
worden  sind. 

a)  Zunächst  ist  die  Grundlage  der  Localbcstcuerung  (in  Kirch- 
spiel, Stadt,  Grafschaft,  Verband)  von  Alters  her  das  Staats- 
gesetZy  und  zwar  in  Bezug  auf  die  vorgesebriebenen  oder 


Digitized  by  Google 


318  6-     2  K.  Sicuerrecht.  1.  U.-A.  i.  A.  EugUud.  §.  i5T. 

zulässigen  Aufgaben  des  betreffenden  Conininnalk5r])ers ,  Dir 
deren  Ansftthruug,  bes.  Kostendeckung  allein  Loealstenem  gesetz- 

lieh  erhoben  werden  dUrfen,  also  dem  zu  Bcste.ucruden  gegenüber 
allein  iccliliniissig  «ind  (Fiii.  I,  II.  A.  i^.  51). 

h)  Sodann  werden  als  Localstcucrn  nur  bestinnntc  gesetz- 
liche Steuern  l'tlr  hcstininite  vorgeschriebene  oder  zulässige 
Zwecke  gestattet  oder  ni.  a.  W.  die  Local steuern  sind  nicht, 
wie  meistens  aul  deni  Continent,  wie  l'crucr  die  Staats  steuern  jetzt 
wcuigüteos  tust  allgemein  —  und  zwar  im  Wesentlichen  auch  in  Gross- 
britannien  —  allgemeine  Steuern  flir  allgemeine  („etatmluisige'') 
Localausgabcu  Uberhaupt,  sondern  fttr  concret  bestimmte  Spe- 
cialzwecke,  dabcr  ,,Zweckstettern''  imCbaracter  des  älteren 
Steuerweseus  des  Feudal-  und  ständischen  Patrimonialstaats  und  zum 
Theil  noch  des  absolutistisehen  Staats  des  vorigen  Jahrhunderts,  sowie 
im  Character  des  älteren  (spätmittelalterlichen)  städtischen  iJteaer* 
Wesens  (Fin.  1, 3.  A.  S.  III).  Dieser  Grundsatz  bedingt  auch  noch  jetzt 
einige  Eigcnthllmlichkcitcn  der  Slcncrverwaltung  und  Technik  in 
Bezug  auf  Veranlagung,  Krhel)un^,  N'errechnung  der  Ijocalstcuern. 
Uebcrtragun«ren  zwischen  verschiodcncn  Steuern,  ihren  Erträgen 
und  Verwcnilungszwecken  sind  im  Alli;emeincn  unzulässig.  Da« 
Gleiche  gilt  von  den  Jahreserträi;cn  und  Jahreslastcn :  jeder  Jahrcs- 
bcdarl"  ist,  von  der  auch  gcsctzli<'li  geregelten  Zulässigkeit  von 
Anleihen  abgesehen,  durch  ätcucru  (bez.  sonstige  ordentliche 
Einnahmen)  desselben  Jahres  zu  decken. 

*c)  Ein  dritter  besonders  wichtiger  und  folgenreicher  Grond- 
satz,  der  vornehmlich  den  Unterschied  zwischen  der  britischen  und 
der  eontinentalen  Besteuerung  bildet,  ist  der,  im  Wesentlichen 
ausschliessliche,  Vorbehalt  bestimmter  Steuergat- 
tungen und  der  dazu  gehörigen  Einzelsteuern  oinerseils 
fttr  die  Staats-,  anderseits  llQr  die  Local besteuernug.  Jener 
sind  die  Zolle  (jetzt  Einfuhrzölle)  und  Accisen  nebst  den  Lieenz- 
steuern,  die  persönlichen  8n bjcctstenern  (jetzt  die  Ein- 
kommensteuer), etwaige  allgemeine  Vermögens-  und 
Grundsteuern  (jetzt  die  alle  Landtaxe  und  die  lläuserslcuer),  auch 
die  Verkehrssteuern  in  Stcmpelform  und  die  Kr!)  sch  a  ft  s- 
steuern  vorbchallen.  Daher  lehlen  sowohl  Conununal.>tcucrn  in 
•Form  von  Zuschlägen  zu  diesen  Staatssteuern  als  auch  in  Form 
selbständige!  Koealsteueru  derselben  Stcuerart  wie  die  Staatf<- 
btcuern  (Fin.  1,  Ü,  A.  51).  Die  eigentliche  Localbestcuerung 
besteht  dagegen  ebenso  ausschliesslich  und  ohne  irgend  eine  Wah) 
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der  Localverwaltongen  in  einer  eigenthOniltchen- Gattung 

ilirecter  Steuern,  welche  die  Natur  der  E rt rag:8  8tener  von 
Eigenthum  und  Nutzunj^en  und  der  Verbrauchssteuer  (Aufwand- 
Steuer)  von  Genllssen  vereinigt  und  je  nach  den  Steuerohjectcn 
(ländliche  Grundstücke  u.  dgl.  —  Häuser,  Ijesonders  Wohnhäuser), 
sowie  je  nach  den  eintretenden,  bez.  eingetretenen  UcberwUlzungs- 
vcrbaltnissen  mehr  oder  weniger  oder  selbst  aussehliesslich  die 
Wirkung  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden  Steuern  bat.  Das 
Princip  dieser  Localbestenernng  ist  von  der  Armenatener  (poor  rnte) 
aaf  die  wichtigsten  Übrigen  Localsteaem  flbergegangcn ,  ea  besteht 
in  der  gleiohmäaaigen  Beateaemiig  dea  aichtbaren,  Er- 
trag gebenden  (Real-)  ßeaitzea  im  Kirehapiel  beim 
nntK enden  Inhaber  (oeeapier)  (Gneiat).  Die  Höbe  dieaer 
Beatenerung  Hebtet  aicb  nach  dem  dnrch  jede  Steuer  zn 
deckenden  Jahreabedarf,  daher  nimmt  die' Localstencr  den 
Cbaracter  der  Repartitions Steuer ,  der  durch  eine  jede  zu 
declcende  Bedarf  den  eines  Steuercontingcnts  an,  und  der 
Stcnerfuss  wechselt  nach  der  Höhe  der  eingeschätzten 
ste  uerp  i'lichtigen  Erträge  der  Steuer(ri)j  ecte  und  nach 
der  Höhe  des  zu  repartircnden  Steuercontingcnts. 

Diese  Lncalsteuern  haben,  wie  alle  Steuern,  insofern  die  Natur 
eines  subsidiären  Deckungsniittels,  als  sie  erst  eintreten,  wenn 
Rir  bestimmte  Zwecke,  für  welche  gesetzlich  solche  Steuern  er- 
hoben werden  dürfen  oder  müssen,  Staat szuachUSRc  und  auch 
eigene  Anleihen  der  betreffenden  SelbatverwaltungsverbUndc  aus- 
geachlosaen  sind,  ferner  etwaige  aonatige  ordentliche  Ein- 
nahmen derselben  nicht  zur  Verfügung  atehen. 

§.  t5S.  Solclic  andere  ordentliche  Einnalimcn  foblun  aucb  der  liritiscli- 
irisrhen  Localvorwaltnng  nicht,  rnancht'  Aiisgahczw-cigi-  «Icrselbeii  wonlcri  (I.nliirrh 
gaiiz  oder  grosdcnthcib  gedeckt  ^Vgl.  auch  Giicist,  Selfgovernro.  ^.  25.)  Aber 
ei^eBtliche  Stevern  finden  sich  unter  denselben  fast  gar  nicht  Dar- 
aber  darf  man  sich  dorch  den  Namen  nicht  täuschen  lassen,  wi-IcIk  t  selbst  amtlich, 
z.  B.  in  tlnn  statistisdion  Answoi'^«^»,  niituiitor  citK^in  Tln  il  ili»'s<T  Kiiinalimcn  gcgelh-ii 
wird,  indem  eine  (iruppe  als  „ iinlirectc  Looalsleiioni*'  /.usamineiijjcfas-st  und  den 
directen,  den  taxes  oder  rst*:s  gegenüber  gestellt  wird  (z.  H.  in  (iOschcn'ü  Re- 
jtort  von  1870  p. '5  II.  (»X  Diese  EinnaliiiiRii  siml  ^rossenthcils  (icbiihren.  bc/.  gc- 
bQhreuartigo  (iefällo,  freilich  mit  stcocrartigea  Elementen,  welche  stcucrarlige 
Wiiiranf^n  haben  können ,  dsmnter.  Ihr  specielTer  Käme  ist  „tolls,  dnes  er  diiHes", 
aurh  ..f«'csl^.  Eine  anMen-  «ifupp«  .  bat  überwiegend  den  Charaeter  pri vatwi rth- 
sc  h  ältlicher  Erwerbseinkunfte,  aber  wiederum  steckt  in  ein/dncn  Thcilcn 
davon  manches  (icbdhrenartige.  Dir  eiffontlichen  directen  Lt>ealsteuern  (rates) 
betragen  in  England  vnd  Wales  jct/.t  etwa  die  Hälfte,  in  Schottland  und  Irland .  da- 
her  auch  im  ganzen  Staate  etwas  Uber  <Ii>-  lläUte  il<'r  sümmtlieben  ZuflUsse  an  Ein- 
nahmen uder  Eingängen  (uinschliesslich  derjenigen  an  Staals/:us«  httssen  und  Anleihen  i. 
Die  enrtgenannten  gebShrenartigen  Al^aben  machen  in  England  und  Wales  Ober  ein 
Fanfiel,  in  Seholtland  etwa  ein  Drittel,  in  Irland  ein  Siebenlei  bis  Sechstel,  im 
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f^ien  Staate  iiiifi:efjUir  ein  FOnftel  der  dinelflii  Loeabtenarn  «u.  Daneben  sind  dte 

«•henfalls  ^ebtthrcnartigeu ,  Uberwiegend  jedoch  vennntlilidi  piifatwirthschaftlicheil 
Kinnahmr'ii  aus  (Jas-  und  Wasserwerken,  dio  Kenten.  Zin«en.  vf»nnisrhtiMi  Einnahmen 
uicht  ancrhcblich.  Aber  der  Schvcrpanct,  zumal  der  ordentlichen  £tn- 
nahmcn  liegt  doch  in  den  direeten  Localstenern. 

Statistisch<'S  üher  di«^  T.oralfinanz<  n  srhon  in  Pand  I,  ?>.  A.  S.  113.  Dir  arnf- 
lichen  statisiisrhon  Daten  sind  indess»ii  weder  ganz  vollständig,  noch  tranz  correct, 
wie  dies  amtlicljcrscits  selbst  zngehtanden  wird.  So  ist  erst  i»urzlich  ein  erholdiclicr 
Fohler  in  den  rdtcrcn  Daten  Ober  die  Einnahmen  ans  „nite9*%  d.  h.  aus  direr.ten 
Ix»calstcnorn  <>ntdeckt  worden.  ind<»m  sifli  fand,  dass  vor  l*«S2/88  srrossc  Kinnahmen 
aus  dem  Verkauf  von  Gas  und  Wasser  Seitens  der  siiidtischon  Sanitätsbehörden  zu 
den  ratcs  gerechnet  worden  waren.  Dieser  Fehlw  ist  jetzt  soweit  als  mAglich  ancli 
fiir  frUhero  Jahre  zurii<  k  wenigstens  fUr  Eng Ittd  vnd  Wa*os  berichtigt  worden:  filr 
Schottland  und  Irland  sch' inf  es  nicht  gegangen  zu  sein.  i,Stat.  abstr.  No.  Ä3,  p.  35, 
38  Notc.>    Die  Hauptposten  der  Einnahmen  sind  in  lOUO  Pf.  St.  (cb.). 

England  und  Wales  Schottland 
1607/68   l$7»/80   1883/84  1867/68  1879/80  188S/84 

Aus  Gas-  und  Wasserwerken  .j  \  3.201  0.383J 

Mindirecte  Abgaben"    .  ,   .      4^50      4.674      4,96»       500     1.06O  1.0S1 

Znsammen   20.780  30.268  35.971  2.000     3.682  4.344 

Honten  und  Zinsen    ...    .1  ,  /     "64  1.495)  f  253  215 

Verkauf  von  Eigcnthuui    .    .(  \     5HÖ  |     41  — 

Vermischtes   LSn'd  _4.1)S(»  2.343  100       417  377 

Zos. eigenen,  meist ord.Einn.  ~  28.967     36.554     40.493     2.550     4.303  4.936 

StaatszQSChQSIO   957       2.734       8.507        200        :.5<i  017 

Anleihen   5.517     13.71^   '-157       250     1.122  1.718 

Summa  30.441      .'):!. 007     öl.MJO     :{.»>00     0.071  7^271 

Die  schottischen  Daten  z.  Tb.  Schülzungcn.  In  Irland  waren  1S83/M  die 
liOealstenem  (TStes)  2.937,00n.  die  indirecten  Abgaben  434,000,  die  ganzen  Eingänge 
4,290.000  Pf.  St. 

Ein<Mi  vi'dliir  gcnflgenden  Anfscliliiss  Uber  alle  einzelnen  Einnahraezweige  und 
Posten,  aus  denen  sich  die  gebührenurtigcn  „indirectcn  Abgaben''  und  die  anderen 
(iruppen  der  ordentlichen  Einnahmen  zasammensetsen,  geben  ancb  die  Reports  nnd 
Rcturns  nielit.  Aber  dass  fs  sieh  bei  den  ..indirecfrn  Abnilten"  fast  durchan.»»  um 
(Jebührcn  u.  dgl.  handelt,  wo  die  .\bgab«;  we.sentlich  den  ('hararter  eines  Entgelts 
fiir  eine  Leistung.  Im^z.  eines  Itcitrags  zur  Kostendeckung:  der  letzteren  hat,  er- 
giebt  sieh  mit  Sicherheit  aus  •!•  [i  einzelnen  Zweigen.  Nur  kann  daitei  nach  der  Hilh  t> 
dts  Abtralx'-^atzcs  und  narli  den  Umständen.  Tinter  d<"n*^ri  dif^  .Xbsrabe  erhoben  wird, 
die  „Gebühr"  allerdings  leicht  in  eine  .,indirecte  Verbrauchssteuer"  Übergehen,  wie 
R.  nach  bei  den  Einnahmen  7on  Gas-  nnd  Wasserwericen,  städtischen  Pferdebtbnen 
(tramways)  u.  dgl.  m. 

Wielifitrere  Zweige  der  „indirerten  AI)LralM  ii"  sind  z.  D.  nach  dem  Ausweis  für 
iMi^  ((ius<  hcn's  Rcricht  S.  3)  in  England,  in  1000  Pf.  St. 

Marktgelder   30 

Brti< kr-n  und  FAhren     ....  Ito 

Häfen  1.200 

('hausseegeldcr   070 

Lootsen-  und  Leuchtfcuerj^eldor  .  010 

City-Kohlen-  nnd  Weinabgabe   .  235 

Zusanimcn  .^.215 

neben  ,.rat«^s   10.600  _ 

Summa  lU.sls" 

Knr  die  kleine  alte  Londoner  Kohlen-  und  Weinabgabe,  die  allein  zn  stehen 
«rln  int,  hat  voll  d.  n  ('baraetiT  einer  Verl)raurhsstener.  Neuere  vollständisrer«-  Daten 
geben  übrigens  erheblich  höhere  Zahlen,  z.  R.  fUr  die  Marktgelder  (so  alb'in  in  den 
Borongh  unnm  sanitarr  aceoonls  fbr  1883/M  318,000  Pf.  St.,  retnrns  part  III,  p.  XIII). 
Ein  Hanptposten  sind  die  Hafengelder  und  die  übrigm,  mit  dar  Sehifffahrt 
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iB«UMBenliangend«n ,  dio  in  eine  ^roase  Menge  Spedalabgaben  zerfallen,  im  Ganien 

recht  erklecklich  sind  und  srlion  dadurch  wohl  etwas  mit  den  Chararter  von  Steuern, 
nicht  nur  Ton  Gebühren  haben.  In  einer  franzüe.  Arbeit  werden  diese  Localabgaben 
der  englischen  HlkfeB  aUein  um  1877  auf  ca.  160  Mill.  Fr.  oder  6  Hill.  Pf.  St, 

für  dio  10  Ilaupthnfenortc  incl.  Leurhtthiirmabgaben  aof  120.79  Mill.  Fr.  oder  c.n. 

Mill.  Pf.  St.  vcransrhlart  (Bull,  l8*^2  II,  3fis).  Unter  den  .•\n.sserdein  in  den  Local- 
ßnanz-T.ihellen  sich  findenden  zahlreichen  Posten  fallen  die  Einnahmen  aus  Gas- 
und  Wasserwerken  darrh  ihre  HAhe  Mf.  Diese  nnd  andere  Posten  (Pfcnlebahncn, 
S' lil.i'  lith.'iuser,  Bäder,  Waschlifiuser  n.  v.  a.  m.)  zeigen,  diuss  auch  in  Eiis^land.  wie 
ant  dem  Gontinent,  immer  mehr  £innahmen  der  Communcn  und  i>ou)muualvcrbäude 
am  modernen  ,4^eiiioinirirth8ebiftHeheii  Anstalten  und  Untemehmnngen**  der 
Offentiicheii  Körper  herrühren,  was  natürlich  entsprechend  Steuern  nnnöthig  macht. 
Dann  iranr  oder  ^rosscntheils  werden  so  die  Kosten  dieser  .,p:<  meiiiniitziiren"  Einrich- 
taniren  pedcckt  oder  selbst  üeljerschüsse  darüber  hinaus  erzielt:  ein  Beleg  für  die 
Richtigkeit  der  Grundauffassun^  die.se8  Werks  (s.  Fin«  I,  84,  §.  27).  Auch  Schvl- 
g eider  bilden  eine  locale  Einnahme  in  den  Aosweiaen. 

§.  159.  —  8.  Die  Ausführung  des  Loealstenerprin- 
cips  in  GesetsBgebiiDg  und  Venraltnng  bat  sich  in  allem  Wesent- 
liehen  an  diejenige  des  Annenstenerrechts  angeknüpft:  in  Bezug 
auf  die  Stenersnbjecte,  die  Stenerobjecte,  das  Stener- 

vertbeilnri^sprincip  oder  den  Steuerfnss,   das  Vcran- 

lagiings-  oder  Einscliät/.u  ngs-  nnd  Erhebungsverfahren. 

a)  Steucrsubject  ist  der  „occupier*'  des  Steueroljicct«, 
d.  h.  der  letzteres  nutzende  Inhaber,  dalier  derjenige  Kigen- 
tbUmer  von  Stcuerobjecten ,  welcher  dieselben  .sell»st  nutzt  (der 
.«telbstwirthschaflende  Orundcigcnthümer,  eigenbewohnende  Ilaus- 
eigentbUmer  a.  s.  w.),  sowie  der  Pächter,  Mietber,  Niessbraueber 
n.  8.  w. 

Gneist.  Vcrwnltmsmcht  IT.  Selfgorem.  §.  24.  S.  146,  Asch  ro  tl  S.  2 Hl. 
Eine  .iltc  Ausnahme  von  dieser  B-  srhriinkiing  d<M-  Stencrsiibjecte  bt'i  doi  «M^^cntlirlion 
Armensteuer  bildet  die  persönliche  Besteuerung  des  Pfarrers  und  Vicar»,  a* eiche 
nach  einer  Beltanaen  Andetfiinf  des  Arraenfes^zes  wn  1S01  ?on  der  (olTenbar  nr- 
sprünp-licb  beabsicbtigtcn)  ncstoncning^  aller  Einwohner" ,  auch  der  Nicbl-orrujiiers 
ron  KcaliUiten«  allein  dauernd  practisch  geworden  ist.  Eine  neuere  allgcuteine  Aus- 
nnhne  ist  ms  stenertechnischen  Gründen  eingetreten,  indem  bei  ^wlsHcn  lilcineren, 
auf  kürzere  Zeit  vermietheten  oder  verpachteten  Orundstiickcn  (8 — 20  Pf.  St.  K'enl«, 
teiichieden  nach  Orten  der  Eigen thü mer,  nirht  der  fidi  ibor  d.  r  Stcwerpflichtiü«* 
ist.  Zahlt  der  subsidiär  verpflichtete  Inhaber  in  gewissen  lulleu,  ><>  hat  er  das  liecht, 
die  Steuer  dem  EigeathlUner  bei  der  Zinszahlung  abzuziehen:  so  dass  also  liier  die 
Stencr  als  Erlrasrsstcu or  'It^s  Ei  cn tli üraers  j?cdarlit  ist.  Practisrli  ist  iV\i^> 
M|!rcn.  System  des  ^Compounding  thc  rates"  jetzt  sehr  auagedelint.  Unoist, 
Selfgorem.  S.  l4fS  ff..  578,  Aschrott  S.  116,  220. 

b)  Steucrobject  ist  nach  der  eigentbtlndichen  Auslegung, 
welche  die  mehrdeutigen  Hestimmungen  hierüber  im  (Jesetz  von 
ir»01  fUr  die  Armensteuer  durch  die  Praxis,  Judieatur  und  scblics.«?' 
lieh  auch  end^iltiir  durch  die  (iesetzgebung  gefunden  haben,  nur 
der  ,,8icbtbarc  nutzbare  Kcalbesitz  in  der  (4 eraeiudc" 
(visible  profitable  property  situatcd  locally  within  tbe  parish): 
d.  b.  der  (Rein-)  Ertrag  von  Ländereien,  Httasem,  Zebnten, 
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Kohlenbergwerken  und  verkäiiriichem  (nutzbaieni)  Niederwald 
(salcal)lc  uiiderwoods),  nach  dem  Wortlaut  das  (iesetzes  von  H\Ol 
und  DUDmehr  auch  von  andereu  Bergwerken,  Waldungen  (tloch- 
wald)  und  Jagdrechten  (Ilating  act  tod  1874).  Bewegliches 
Vermügen,  bez.  sein  Ertrag  und  sonstige  Einkünfte,  mit 
Ausnahme  der  PfrUnde  des  Pfarrers  und  Viears  bei  der  Armeo- 
steiteri  sind  dagegen  ntebt  Stenerobject  der  Loealbestenernng,  wie 
in  Entseheidnng  alter  Streitfragen  ein  (provisorisches^  aber  wieder- 
holt emenertes)  Oesets  yon  1840  endgiltig  festgesetzt  hat. 

(iaoiät,  \ erwaltuit{^src('Ut  il,  üö2,  Sclfgoveriim.  8.  143tr.  Aschrott  S.  lU, 
llß«  3l<lfP.  Die  folgenreiebe  Bflschiftnhan;  der  objMtiven  Sieimrpflielit  «if  dM  „un- 

bi'Wi'jB^liclic  Yermöircn**  in  il-in  ;r'  nnnnt<^n  Cinfansf  ist  in  der  That  wolil,  ..auf  i\U' 
TiMidcnz  (icr  englischen  Judicatur,  die  geset/licht^  Verpflichtung^  zur  Steoorzahlung  i  u 
möglichst  engem  Sinne  za  intcrpivtiren''  (Aschrott,  S.  217)  zurOrkzufahrcii, 
Zweifeln  iiljer  den  Sinn  des  gea^lichon  Wortlauts  fnefenUlter.  (ieviss  ein  Princip, 
durch  das  eine  stark«  Sicherung  der  Individualinteressen  des  Sf«MH'rpfli(  litii,'i'n  ver- 
borgt, aber  wobei  die  (icttetze  auch  ungcuiciü  l'orinalistisch  und  hier,  wie  öfter, 
dcbwerlieh  nach  der  eigentllcben  Absicht  des  Gesetzgebers,  ausgelegt  weiden.  Das 
(ie^et/.  V.  1S|i)  trat  ein,  als  die  Judicator  sich  der  Ausdebnuni;  der  Localstonerpflirht 
■Ulf  „stock  in  trade",  sichtbares,  in  der  parish  angelegtes  Handels-  unil  Oei^erbo- 
i^apital,  geneigt  /u  /.ci»:cn  i-chieu  (Gncist,  Selfgov.  S.  145  Note  1).  Eine  andere 
lfh^[pe  ist  die  von  üneist  angeaoinmeno  unbedingte  Zweclcinlmigkeit  einer  M>lcbi*ii 
llescliränkiini:  dfi-  »»hjectiven  romtiKinalst.  uerpflieht.  S,  u.  §.  101.  Auch  die  frflhero 
Beschränkung  der  Stcnerpflicht  auf  K  oh  l«:n  hergvrerke  und  Niederwald  war  schwer- 
lich in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  geleircn.  der  wohl  nur  exemplifirirte.  üeber 
die  practischc  Hedeutung  der  durch  (ie.s.  v.  iNTI  eingetreteii>  ii  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  s.  Bull.  I^Ts.  1,  .■170(1.  In  England  und  Wal<  s  wurde  «  in  Ertrag  von 
i,433,UÜ0  Pf.  St.  ^Waid  2*j:i,000,  Bergwerke  (iä5,00U,  Jagdrechtc  4b5,U0O)  iu  Folge 
dieses  Oesedes  steoerpliobtig,  etwa  1 7«  Vo  der  bisher  schon  rerstenerten  Oesamtnt- 
erträgc.  Frei  von  der  Steuer  sind  nachdem  Verwend  ungszwccke  gewisse  Oebüude, 
wie  nrottesdienstliche,  öfientliehen  Verwaltunfrs/weekcn  dien<>nde  und  einige  ander«-, 
au  deren  Befreiung,  bez.  neuerliche  Besteuerung  sich  wieder  eine  formalistischo 
Bpitsfiodige  Jadicalnr  und  casnistischo  Oosetzgebnng  angeknüpft  hat  (Gneist,  SeK- 
gorema.  S.  145,  Aschrott  S.  119), 

e)  Der  ohne  specielle  ßestinimnng  des  Gesetzes  dorch  die  Praxis 
von  Jahrhunderten  eingebürgerte  und  aneb  kaom  bestrittene  Grund- 
satz der  Verth  ei  iung  der  Steneriast  auf  die  stenerpiliebtigen 

Subjecte  ist,  dass  die  erforderlichen  StenerbetrUge  (der  Arniensteuer 
wie  der  llbrigon  nach  ihrem  Mii.stcr  vcnnila^jjtcn  Localstencrn) 
1  c i  c h  ni  ii  .s s i  p:  nach  der  II <i h c  d c r  e r m i 1 1 e  1 1 e n  K e  i  n  e r  t  r ii  e 
aut'gehracht  werden,  oder  ni.  a.  W..  dass  der  Stcucrrus.s  ein  pro- 
portionaler ist,  also  die  gleiche  Quote  vom  Ertrag,  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Quelle  oder  dessen  Uöhei  bei  dem  einzelnen 
Stenerobject  und  Suhjeet:  „a  fair  and  eqnal  ponnd  rate'^  Der 
Steuerfnss  wird  daher  in  der  Üblichen  Weise»  z.  B.  ganz  wie  bei 
der  Einkommensteuer,  in  ,,sb.  und  d.  vom  Pf.  St.*'  jtthrlich  fest- 
gestellt. 
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Gneist,  SelffOfernm.  S.  185,  567,  Aschrott  S.  22b,    Ein  G«s.  y.  1S19 

(jO  Georg  III.  r.  12  s.  hraiirht  <liMi  i  r\v  ilintiMi  orii;liM  Ikmi  Ausdruck.  Im  (ie-. 
r.  1601  s«ct.  1  ist  sclion  von  der  Aufbringunjc  der  Mittel  für  diu  Annenvcrsorgiiii^ 
Htcoording  to  thc  ftbitity  of  tlic  parish*'  die  Rode,  worin  man  ftllonfidli,  über  dooJi 
nicht  sicher,  den  (ürumN.it/,  <1(  r  SteiJorvtTthcilun«;  narh  ili-r  LoiÄ.lui(^sf.iliiirk('it"  (Irr  Eiii- 
zolnen  anerkannt  finden  könnti',  was  liaiui.  in  <]<'V  ultlirli.  fi  Aiisleiruriü:  dieses  Prinzips 
,1  in.  II,  §.  417  in,  S.  .'134)  auf  den  prüjturtioiiaien  Stouorfuss  liinausküiuc.  —  Eine 
Progression  des  Stcucrfaases  nach  der  Höhe  des  Ertrags,  bes.  Einkommens  kOnnlo 
i-iiTonflirli  irmide  Itci  t'iner  Armeiisteiicr  nali<-  lie;;.'n.  AIi-t  »•<  setzte  freilirh  eine 
Verwandlung  dicacr  und  der  Übrigen  LocAlätuucru  aüh  einer  Steuer,  die  wesentlich 
den  (%ancter  einer  Objectsteocr  hat,  in  eine,  die  Erträge  beim  Bezieher  sum- 
mirende  Snbj  cc  tsteiier  \oraus.  Soweit  die  brit  Localhestcuerang  ab  Er t  rag s Steuer 
virLt.  ist  sie  Besteuerung  des  fundirton  Einkommens,  aber  eben  mit  Beschräuliuug 
auf  das  u  n e  w  e  g  1  i  e  h  e  Venniigcn. 

§.  1(50.  —  d)  Die  Veraiilajücunp:  der  Localstcncrn,  insbe- 
sondere der  ArmeoBtener  erfolgt  kirclispiel weise  durch  die  betref- 
fenden Beamten,  namentlieb  die  Armenaufseher,  wobei  jetzt,  nacb 
dem  Gesetz  von  18C2,  eine  EinBcb&tznngscommission  im  Armen- 
Terband  (Unfon),  welcbe  sich  aus  den  nach  bestimmten  Normen 
rom  CoUeginm  der  Kreisannenriithe  (boards  of  guardian)  Erwählten 
zusammengesetzt,  die  Oberanfsiefat  hat,  Directiven  giebt  nnd  unter 
Omständen  auch  andere  Personen  ftlr  die  EinschUtzung  an  Stelle 
der  Annenaufseher  ernennen  kann. 

Die  Armenaufsebcr  und  die  ihnen  jetzt  immer  mehr  bei  der  Veranlagung  zur 
Sdte  stehenden,  vom  Gcsctie  gestatteten,  Aiifselier-  und  Einnehmer- Assistenten,  welelio 

iM-soKlcte  feste  ncruMu^amte  sind,  linlien  Lisd  n  der  Sfouersiiltji  rf,-  mid  der  Stcncr- 
ulijticte  zu  entwerfen,  den  durch  die  Steuer  /.u  deckenden  Bedarf,  rcirelmüssiir  im 
Yomns  (i\t  das  kommende  Jahr,  daher  jährlich  festzostelli^n ,  den  steuerpflichtigen 
Srtng  in  vorgeschriebener  Weise  m  ermitteln,  indem  sie  znnrichsi  den  liuh«rtragr, 
dann  die  Ab/ugsbeträs-e,  darauf  den  IJeinertrag'  fiir  jedes  Objert  Iten'elincn ,  bf/. 
schät/cn,  aus  dem  YerhiUtniss  des  zu  deckenden  Bedarfs- und  der  zu  besteuernden 
Rdncrtr^iasommo  den  VertiieUangaschlnssel  oder  Steoerfbss  zu  gewinnen  nnd  hier- 
nach den  Beitrag  jcd<s  einzelnen  Steuersubjerts  der  Localsfeuer  zu  ermitteln.  (ien:en- 
ftber  der  dcmgemüss  ent«'orfcncn  £ins4!hätzungslistc  hat  jetzt  in  einem  llaupitlieil 
Eaglaads  die  Union  -  Einsehutzongscommission  gewisse  Control-,  AbünderuMirs-,  £r- 
giaznngsrochte.  Aach  kann  ein  Aufseher  oder  ein  Steuerpflichtiger  Bedamationon 
gegen  die  Einseliätzumr  Amlerer  oder  eines  anderen  Kirelispiels  derselben  Armen- 
llion  bei  dios<>r  (jomuiis;»iun  erheben,  was  wegen  <ler  neuerlicli<  ri  Tragung  der  Armen- 
Imfen  dareh  die  Union  als  Ganzes,  statt  durch  das  Kirchspiel  wichtig  sein  luinn. 
I'anu  wird  dio  Uste  festgestellt  und  nut  verhindlirhcr  Kraft  für  alle  B'-lheiligten, 
auch  die  AaCielier  verölicntlicht.  Ucclamationou  der  Steuerpflichtigen  in  eiirener 
Sache  erfo^«n  an  fHedcnsrichterliche  Bczifksaeadonen  und  auch,  wie  ferner  Berufung 
liegen  die  Entscheidungen  dieser  Friedensrichter,  an  die  Quartalsltzungen  der  Friedens- 
rifbter.  Rcchtliebi'  Pnnei|dcnfragcn  gedien  eventuell  von  hier  zur  Entsrlieidung  an 
den  höchsten  (iericht^bof.  Die  Erhebung  der  Steuer  steht  auch  den  Aulsehern  zu, 
erfolgt  alicr  jetit  ebenfalls  meistens  durch  eiircne  Berufobeamtc,  gcwAhnlich  in  Quartal- 
nfen.  S.  Näheres  Ubi-r  alle  diese  Pmiete  und  andere  verwandte  (z.  B.  Exccution) 
(in«'ist,  Self^rovernm.      '.f^  S.  öd.'»  II.,  auch      ''^K  '»"d  As(  Inott  S.  227—232. 

Der  finanziell  wichtigste  Puuct  betrifl't  die  Keine  rtrags- 
ermittln ng.  E.s  ist  sehr  bemcikenswcrth,  ilass  diese  im  Princip 
jährlich  nnd  ohne  umfassende  Grundkatastcr,  wenn  aueb  jetzt 
meist  mit  Hilfe  von  festen  Flurbüchern  fUr  ländliche  Grundstücke, 
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und  natürlich  in)  Wesentlichen  nach  den  Daten  der  bisherigen  Vcr- 
auhigung  erf(»lgt.  Das  hat,  besonders  iVllher,  leicht  dazu  ^^eführt, 
ähnlich  wie  bei  älteren  contineutalen  ürundsteucru  und  \'crnir»gcuK- 
8teiieni|  öfters  alte  Einschätzungen  lange  Zeit  fast  unverändert  zu 
lassen,  wodnrch  natürlich,  selbst  wenn  diese  nrspriinglich  richtig 
gewesen,  allmählich  grosse  Unglelchmässigkeiten  zwischen  einzelnen 
Steoerpfliohtigen  und  von  Kirchspiel  zn  Kirchspiel  entstanden,  häufig 
in  der  Absicht,  da  man  es  für  Union,  'Grafschaft  und  ähnliche  Ver- 
bände mit  der  Anfbrinp:ung  von  Stenercontingenten  in  einer  Gemein- 
schaft zu  thun  hat,  die  Kirchspielsfjuote  niedrig  zu  hnltcn.  Daher 
hat  aiieli  hier  die  Gesetzgebung  Erneuerungen  und  riehtigere  Aus- 
l'ührungen  (so  durch  besoldete  Taxatoren)  crniiigliehen  ndlssen 
(1830,  1862).  Immerhin  erfolgen,  wenn  auch  die  Kinsehiitzung 
jährlich  stattfindet ,  die  Erneuerungen  der  Grundlagen  dieser  Ein- 
Schätzung  doch  thatsächlich  nicht  allgemein  so  häufig,  nnr  dass  das 
Recht  dazu  vorhanden  ist.  Und  das  bleibt  ein  Vorzug  vor  den 
continentalen  Grnndslenem.  Eine  grosse  Erleichterung  des 
Veranlagungsverfahrens  liegt  sonst  in  Grossbritannien  natlirlich  bei 
ländlichen  Grnndsttleken  in  der  weiten  Verbreifung  der 
Zeitpacht,  welche  die  Gewinnung  der  Ertragsdaten  fast  ebenso 
einfach  macht  wie  bei  städtischen  vermictheten  Gebäuden.  Hei 
vorherrschendem  Selbstbetrieb  und  vollends  lici  bäuerlicher 
W  irthschaft  würde  ilas  britische  Localstcuersyslern  wenigstens  auf 
dem  Lande  schon  wegen  der  steuertechnisehcn  Sehwierigkciten  der 
Veranlagung  kaum  baltbar  sein.  Jedenfalls  würde  die  Veranlagung 
auf  dem  Lande  bei  ländlichen  Grundstücken  die  Einrichtung  eines 
umfassenden  Grundertragskatasters  unter  solchen  Verbältnissen  auch 
auf  den  britischen  Inseln  bedingen. 

An  stene^rtechnischen  und  prineipiellen  Schwierig-, 
keiten  der  Veranlagung  der  Looalsteuem  und  bezüglichen  Streit- 
fragen fehlt  es  anch  jetzt  schon  nicht.  Sie  betreffen  besonders  den 
Begriff  und  die  diesem  I>egrifF  folgerichtig  entsprechende  nml 
gleichmässigc  praclische  Ermittlung  des  steuerpflichtigen 
Ertrags,  sodann  die  Anwendung  des  Princi])S  der  Ertragsbe- 
steuerung auf  specifiöc h c  Hcalitätenartcn,  wie  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Canäle,  Wasserwerke  u.  a.  dgl.  m. 

(S.  tlarillx  r  fincist,  Sclf.<ovcrnni.  S.  147  fT..  Aschrott  S.  228ff.)  In  der 
I'ravis  iiml  in  i]ov  .Indiratiir  liaf  sirh  dio  Aiisirlit  ausgeltiMrt  und  <hnn  von  nourrcii 
(i<;.sct/.eii  ncbiliigt  wunlt-n,  dass  der  „slouc  ipliichtigc  Kuinortrag"  (ratraUo  valuc) 
des  zur  Arnu^nsteiier,  bez.  zn  den  LocalstADoTn  zn  ?cnnlagond4»n  Steaerobjecb  in  der- 
jenigen darchscbnittlichcn  Pacht-  oder  Miethronte  bobtcbe,  zn  irelcber  mu  dns  Objcct 
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{Gnndstuck,  Haas)  ttbliclicr  Weise  »  irklicli  vuii>a<  litc  odti  vciiaietlie  oder  rcrpachtcn 
oder  veniiethca  köiuK- ,  abzii<;lich  der  AbgalxMi  und  .Stuiioni,  welche  aaf  dieser  Er* 
frjc>r«-nf<!  /ii  l,a^tt•Il  ilf-i  P.ichtcrs  und  Mictliors,  h*/.  s.llist/wiJzcndrn  Kisi^ntbüinera, 
aJi»  dec  &tüU*;r])äichügoji  Ptiraonm,  clwu  ruhuu  {i.  Ii.  l^ndUxo,  llausütcucr),  t>owio 
aliziljirlich  der  matbiniisslichen  licpurator-,  VersichernnjilS'  und  sonstigen  Kosten, 
Tr.'lche  zur  Krli.ilfiing  des  C>l»jccts  in  seinem .  diu  bishcriirc  Kcntc  gel»ond<  n  Zubland 
durchscluiitUich  aul/iiwi-ndcn  sind.  So  wird  das  riincij)  auch  f^csctzlich  aubpidrückt 
in  0  und  7  Will.  IV.  c.  'Mi  s.  1  ((incist,  Sidfgovcrnm.  S.  IIS,  Aschrott  S.  22!<). 
Kur  die  Erioittlong  di  r  ,,rohcn  Heute"  <^ross  cstimated  runtal»  wird  es  liiernach 
bei  dein  'je.w  öbnli'  hcn  (Wolm-)  llausbe>i(/  iiinl  laiullirlicii,  d.  Ii.  lajidwirthsrbaft- 
iicb  benutzten  Gruudätuckcn  gerade  iu  britischen  V  crhaltuissen  nicht  leicht  an  geuu- 
rwtdcn  Anhaltsponcteii  in  unachirer  festnistellenden  viiUich  gosaUten  Mieth-  und 
Pacht n-iifen  oder  in  danach  stattiindendcu  zicinli«  Ii  bichen  n  Anschlägen  fehlen.  Die 
staatli«  he  liau^steuer,  die  Kinkommeusteuer,  Abtli.  A.  und  U.  b<'n  vi<  llarh  gc))rancbte 
»•«•iterc  Anhalts]>unrte.  übrigens  auch  wechselweise,  zur  Eruiittlunt;  der  rohen  und 
freilich  mehr  noch  der  reinen  Kente.  Mehr  Schwiorif keitcn  macht  moch  bei 
dicaen  w  .»h n  1  IC  h en  Stcucrobjecten  die  l  e s t sc  t / u  ii  der  A  I»/ u  ^^-^posten , 
zumal  der  auf  Scbatzunguu  berubenduo,  wie  der  lienaralur-  und  In-Staud-ilalluugs- 
kosten.  Hierbei  erfolgen  «robl  meist,  ähnlich  wie  bei  coutincntalcn  Gnuidsteoem  nkr 
die  ,.Productionskostcn"  und  bei  Iiöh<  icn  Haussteuern,  schematiBcb  in  bestimmten 
t^uotcji,  classouwcise  nach  Gattungen  von  <  ibjecten,  Ab/.ügo  (so  mit  i;ct'^etzlirbcm  Maxi- 
inuin  in  London).  Naturlich  kommt  hier  Alles  auf  di<:  Art  der  Au^fabrung  an. 
I.M.  alu  VerschicdcnbciteD  der  Praxis  werden  aber  durch  das  gei^eiiäcitige  Interesse 
«!•  T  Kin  hb|ii'le,  sich  wr^r'ü  Ilcpartition  i-incs  Steuercontingcnts  riehtii:  ln-steuert  zu 
acbuu,  wohl  ciiiigermasscn  in  Schranken  gehalten  und  durch  die  wechselseitigen 
ItrchimaHoiiBrechte  der  Kirchspiel^AoftebOf  Msgeglicheii. 

Erheblich  schwieriger  iift  die  Ermittlang  des  stunerpllichtlgen  Iteincrtrags  bei 

(»l»j«'ctcn,  die  selbst  bewirthschaftet  werden  und  einen  Analoiriesi  Iiluss  von  anderen 
Pacht-  und  MieÜirenten  nicht  wohl  zulassen.  So  liesouders  bei  den  ^;rosscii  mo- 
Ucrucu  (Privat-)  Untorncbmungcu  duü  Ycrkcbrbwesenti  und  uhnlicben  (Eiscnbabacu, 
Oauälcn,  (ias  u.  Wasaerwcflteo  a.  a.  m.),  die  ubei1iani>t  selten  oder  nie  verjtachtet 
-lind  und  bei  rnt-  rnebmun^en,  —  zu  di  tien  di»-  vor^f^naiitd-Mi  Übrigens  mit  gehören  — , 
b>:i  welchen  der  Keiuertra^  der  Kealitat  •(irund.^luck,  ücbaudu)  nur  nach  wilikubr« 
liehen  Kictionen  von  demjenigen  des  sonstif^en  Gapitids  getrennt  werden  Innn,  s.  B. 
bei  Fabriken,  Bergwerken.  Vollends  b'-i  solchen  rntern' hmungfii.  welche  sich,  wie 
Ki:iciibahuen,  Canälo,  Uber  viele  Kircliäpiele,  Armen-  und  andere  Vcrbitnde  und  Graf- 
M:haflen  ausdehnen  nnd  doch  wirthschafUich  und  rechtlich  dn  einheitlicbes  Er- 
tr^ptobjcct  bilden,  werden  diese  Sdiwiorigkeiteu  bei  der  Einschat/inm  eines  Tbeil- 
Ertrags  iu  cicn  ein/einen  Communon  V.a.w.  ohn<-  WiUkuhr  kaum  lösbar.  Ktwas 
Aehnlichcs  zeigt  sich  in  der  continentalon  Communalbesteucrung  der  Kisenbahnen 
(die  eigentlich  prindpwidrifr ,  nur  eine  (Konsequenz  dos  falschen  Privat Inluisystenis 
und  der  di<:.-'jiii  gcmässen  Hehandiuii!;  d'T  R  ihnen  i!i  KrwLTbMiiiferuehmun'j^f'ii ,  statt 
wie  beim  StaaUtbabusystem  als  ulieullicber  Austaltun,  ist  und  mit  dem  Siege  dieses 
Systems  so  gnt  wird  fallen  müssen,  wie  eine  Coramuoalbestenerang  der  Post  fehlt). 
Die  britiselie  Praxis  hat  sich  hier  wieder  durch  ihre  Oasuistik  zu  helfen  gesucht, 
alter  an  Sif'-if f.ill«  ii  fur  die  Judikatur  fehlt  es  da)>ei  ni(;ht.  In  manclien  IVilIen  i->t 
»cblcchteKliiiu^  aut  dem  Wege  des  gesetzlichen  £inachatzungbverfahren:>  nii  ht  zum 
Ziel  ZB  kommen.  (Thaimcterl^sch  dafür  ist,  dass  zwischen  Eisenbahnen  und  Kirch- 
(ffiiclen  flie  I.dcal^tcuer  öfters  vertragsni.issip:  rere^relt  wird.  (Vgl.  'inei-f, 
Seifgor.  S.  IM  ^'ote,  Aschrott,  S.  221)  Note,  (ieuaucies  in  deu  von  beiden  ciliitcu 
Stellen  von  Bnrn's  Jost  of  peace). 

Der  stouerpflichtigo  Reinertrag  dos Steaerolijects  (ratoable  rental),  welcher 
dann  schliesslich  den  Vertheilungsmassstab  für  da^  Steueirontingont  bildet,  ist  so  do«  li- 
abulich  wie  bei  unseren  continentalon  Ertra«?^-  und  l{<al-  Miruiid-,  Haus-)  Steuern 
der  „Katabtralrciaertra«:''  —  nur  ein  dem  wirklichen  (auch  Durchschnitts-) 
Keinertrag  sieh  annähernder,  und  zwar  rcgelmlssig  nicht  nnerheblich  hinter 
<lein!?^'  lbcn.  wie  auch  hinter  dem  für  die  Einkommensteuer  cingcscliäfzten  noch  zurück- 
bleibender, lu  welchem  Maasse,  das  lüsst  sich  natürlich  uicht  allgeuieiu  sicher 
sagen.   Bei  dar  Berechnung  dos  Stencrfussos  «Ui»  dem  Yerhftltnlss  zwtechen  dem 
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8tcuer|iilichtigcn  Eiiiagc  und  dem  Betrage  der  Arineuätcuur  oder  aller  Localätcueru 
int  nar  nicht  zu  AbenolieD,  dw»  dieser  hus.  Ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  ^loichein 
(iradc  wie  \m  den  muisteii,  zainal  schon  <  twas  fdtorfüi  roiitinentalcn  (JniiidbtiHi'Tci. 
iioiiiiii'  ll  zu  hoch  erscheint,  dass  abo  die  wirkliche  Stcacrbclastuiij^  be- 
dcuteitd  mlissiger  ist.  (jcgunQbcr  unseren  rechtlich  oder  thatt»&dilich  mehr  oder 
weniger  stabilen  contiiientalen  liealsteuera,  hi^onders  der  (irandstener,  LalM.n  dii.i  bri- 
tischrn  Localstouern  in  der  wcniirbtcns  priiicipiell  jilhr liehen  neuen  Eiuschatztin^: 
iudcs8co  oiuou  Vorzug,  weil  eine  (iarantic  daiur,  dass  die  Kinschätzuugou  ciuigor- 
nanseD  den  wirklidien  Bewegungen  des  Beinertira^  sich  ani>ahsan.  Ein  weiterer 
Yorzug  liegt  in  dem  Rcpartitiouscharacter  der  britischen  Locabteoero,  nanienllich 
hei  Stcuercontingenten ,  welche  bich  nach  dein  Bitdarf  ändern  und  von  vers»  liit^denon 
£inschätzuDgsbczirkcn  derselben  Steucrgemcinschai't  i^so  von  den  Kirchspielen  für  die 
Union)  anfrabiingea  sind,  was  eben  ein  gegenseitiges  OontroliBteresse  bedingt. 

Für  die  allgemeine  principicllc  Bcnrtheilunir  des  britischen  Locabteuer^yaN  in^ 
(§.  11)0  kommen  diese  Mängel  und  Vorzüge  .der  Vcrauiagvng  natttriich  auch  init  ift 

Betracht. 

Das  Vurhältnistt  des  rohen  zum  steucrpl'lichtigcn  Ertrag  des  der 
Arraenstener  (fUr  Armen'  wie  fikr  sonstige  Zwecke)  unterworfenen  Realbesitzes  sowie 

die  H<^ho  dj.  ser  Stoiier  und  danach  des  Stouerfu:-s*'S  ist  aus  der  auiliicht-ii  Statistik 
der  I-oial  laxatloii  rctunis  und  des  Stat.  aljstract  zu  i'rsch«Mi.  Fur  Englaiul  und  W  ale?» 
allein  war  es  (SUL  ahstr.  No.  SH,  p.  39,  Loc.  tax.  rct.  fur  1SS.H/S4,  pari  l,  U,  II)  in 
MiU.  Pt  St. 

tiesehlfa^r    Rein-  RHnertiag  Amen-  Danach  tiesammt»  Davon 
Rohertrag,    eitrag.        vom    Steuer    Steuer-  ausKtbe.    für    f.  andere 

Kohcrtrag.    etc.      fuss  "/o*  Anne.  Zwecke, 

1S71  121k4T  107.40  S4.9  12.12  U.S  12.09  7.bU  4.21 
188$      mm      145.53      94.3      15.55      10.7      15.65      $.41  7.24 

Wtirdc  utan  <liu  bauiuitiich«  u  übrigen  dirocton  Localstottern  (ratesj  auf  diesen 
nämlichen  steuerpflichtigen  Reinertrag,  tkbrigens  nicht  ganz  correct,  mit  vertheiIeD, 
d.  h.  ausser  der  Armcii>t»'Uor  wiMtcre  ca,  in  Mill.  Pf.  S(.  in  l"^S5.  sn  stif^jrc  drr 
Stcuerfuss  auf  ca.  17.6  7o  nominell,  (loschen  (l\cp.  p.  17)  berechnet  unter  Mit- 
benutznng  der  ftltorcn,  freilich  unzuverlässigeren  Schätzungen  den  Steuorfoss  (d.  h.  die 
Bolaatnog  des  steueipflichtigen  Ertrags)  per  Pf.  St.  auf: 


fttr  Armen- 

fiir  alle 

Teisorguug  allein 

Katen 

sh.  d. 

bh.  d. 

1803 

3  4Va 

4  57. 

15 

H  IV4 

!sI7 

3  IOV4 

lb27 

2  b*U 

3  8 

1S41 

1  «v* 

2  7 

l^fi9 

1  6 

3  4 

Also  ciip^  trotz  der  ahsolaten  Slenerrennchrun;;  relative  Verminderung  der  Last, 
zutiial  fur  die  eigcndiohe  Arnieiiversorgung.    Die  b<  i'Irn  l!<:lräir«-  fur  ^imi  hiv. 

7.d  und  l(i.t>7  7o«  ^'l'-lic  letztere  Ziii'er  seitdem  bis  lh^5  doch  auch  nach  obigem 
ungefähren  Anschlag  nar  nm  ca.  1  7o  gesticv^en  wäre.  Bemerkenswerth  ist  das 
lelatire  Sinken  dt>r  eigentlichen  Armcnla^t  und  das  •  iiornic  Steigen  der  sonstigen, 
durch  Steuern  zu  dcrketidcn  Locallasten;  Ict/(r  ros  (liesi  lli'  Krsrh<'inung  wie  auf  dem 
Contincnte.  Das  V«;rhiiltniss  des  localsteuerpilichtigen  Keinertrags  zu  dem  fur  dio 
Einkommensteuer  reranlagten  Reinertrag  des  Groudbeaitzes  wurde  um  ISAO  auf  70  :  100 
veranschlagt«  wonach  ilch  jener  iiimiiiicll',-  Steuerfuss  von  10— IS"/,,  achuu  auf 
ca.  1 1— 13  */o  Vünninderte,  in  Wirklichkeit  wohl  noch  crheldich  mehr  ((iöschcn's 
Kep.  p.  15).  —  rur  eine  Mengo  weitere  Puncto  intercssantts  btatistischos  Material  in 
dem  g'Mianiitcn  Kcport  und  in  dun  Betums;  auch  in  Gneist's  Selfgovernm.  (aus  dem 
Toiirn.  of  die  stat.  sor.  B.  32)  weitere  statistische  Daten  (S.  154  IT.,  aber  d.  com* 
poundiug  System  S.  679;. 


Digitized  by  Gc) 


Loealbestouemiig.  Bearthoilang.    .  357 

§.  161.  —  3.  Die  BeartbeilaDg  den  briliscben  Loeal- 
stenersysteins  wird  verachiedene  Pnncte  zvl  nnlencheiden  haben, 
die  hier  aber  nicbt  alle  berücksichtigt  werden  sollen  und  ttberhanpt 
nicht  alle  einer  Erörterung  in  einem  Finanzwerk  unterzogen  werden 

können,  t>o  z.  B.  die  wichtige  Hcziehung  des  Stcucrsysteuis  zum 
britischen  JSelt'govcrnmcnt  nicht.  In  Betracht  kämen  hier  etwa 
lulgcndc  Punctc:  a)  das  Verhalt  niss  der  Local-  zur  Staats - 
hestcuerung  und  die  Stellung  der  crstcien  als  Glied  der  Ge- 
sain nitb  es  teuer  ung  des  Vereinigten  Kouigreichn;  b)  das  Ver- 
liältniss  der  Localbeuteuerang  zu  den  V  e  r  w  a  1 1  u  u  g  s  z  wecken 
iiirer  Erträge;  c)  die  principieüo  Btcucrpolitische  Beor- 
tbeilang  der  Localbestenemng,  namentlich  ihres  Hauptgrundsatzes, 
als  Steoergattong,  and  swar  ttberbaapt  an  and  l'ttr  sieb,  als 
Gommanalsteaer,  und  nach  beiden  Pnneten  als  britisebe 
Steaer;  d)  die  steaertccbnische  Beartheilang  desgleichen  nach 
diesen  Riehtangen. 

Aach  diese  Seiten  der  Localvteierfragc  wttiden  in  einer  i^rOsseren  monogim- 

phiöcbon,  wenn  aui  h  auf  das  fioanzviss*MiM  liaftliche  Moment  sich  boscbränkendea 
Bchainllun^  rlci>  (icgcnsfands  iii  cingehend'Mi  umf;tnt:roirlion  Errtrtoriingon  Anlass  gehen 
und  nur  in  solchen  erschöpfend  behandelt  werden  können.  Die  meistens  mehr  rcr- 
waltangsreclitlicho  Litontor  des  Geg:enstaod8  hat  diese  Seiten  wohi  benkhrft 
^<illci■^t,  jiln^st  As(  hrot(\  aher  dorn  Standpuuct  und  den  Zielen  der  Autoren  gcmJLss 
bie  weder  eingehend  genug,  noch  gerade  für  den  liiieii2wij>üeiuichaftlichcn  Staudponct 
wtX^  l>efriedigeod  erörtert,  gc^chwtngo  erledigt.  Nicht  einmal  for  England,  noch 
wenif^rcr  für  die  allgemeine  Gommunalsteucrfrage,  in  welcher  das  eigenthUmli<.ho  bri- 
tische System  eine  besondere  Rolle  in  Discussioncn  und  Vorschlafen  de  If  i^e  ferenda 
ge:ipieli  hat,  —  in  Dcutüchiand  namentlich  auf  (inciät's  Autorität  hin  und  auch 
nach  den  Anregvngen  der  ^Deutschen  Kreihandelaschalo"  als  der  Vertreterin  des 
Principe  der  B«>tcuerDng  „nach  dem  Interesse"  oder  „nach  Leistung  und  (iegcn- 
Idstong**  (Fiu.  II,  421  il.),  was  uau  im  britischen  Localsteuentystem  passend  durch- 
^ülirt  fand.  Soweit  nach  diesoa  Slttclt  britischer  Besteoerung  als  „Vorbild*'  hat 
iMrhalten  sollen,  wird  es  indessen  nich  der  Systematik  dieses  Werks  erst  im  spateren 
systematischen  Theil  der  „speciellcn  Steuerl'^hrc"  lu  prüfen  sein.  Die  folgende  Kritik 
beschränkt  sich  auf  einige  Bemerkungen  zur  Heurllieiluug  des  Systems  als  Glied  der 
britischen  Besteuerung,  wol>ci  es  sich  nur  um  die  Anwendung  dieser  Sleucrart  auf 
spe  r  i  fisi- Ii  l)riMs<he  Verhälthbsc  liandelt.  Nur  nebenbei  kann  ein  Blick  auf  die 
^Torbüdlicho*'  Bedeutung  der  britischen  Localbosteuerung  l'Ur  andere  Länder,  ähnlich 
wie  liei  der  ZoUreform  (§.  141),  geworfen  werden.  Die  herrorgohobenen  einseinen 
Vancto  einer  finanzwisscnschaftlichcn  Betrachtung  stehen  unter  sich  natürlich  wieder 
in  engen  Zusammenhang.  Einiges  zu  einer  bezüglichen  Kritik,  b»^sondcrs  des  vierten 
PuBCb,  der  stouertuchnischun  Seite  der  Frage  ist  auch  schon  im  vorigen  Paragraphen 
bei  der  .«Yeranlagaog**  bemerlct  worden. 

Der  Historiker,  Politiker  and  VerwaUuiigärechtsyertreter  wird 

die  britische  Localbcsteueninj;  znoHchst  als  Prodnct  der  ge- 
be In  cli  tlichcn  Kntwic klang  und  specicll  der  Selbstver- 
wallnng  auflasscu,  sie  so  zu  verstehen  suchen  und  nach  den 
gegebenen  \'erhältnissen  wenigstens  bedingt  rechtfertigen.  Allein 
damit  iöt  die  Aat'gabe  der  tinanswibsenscbaftUcben  Ktiük 
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flicht  erledigt  Es  gilt  flir  diese,  nnn  anch  das  entwickelte  Local- 
Steuersystem  nach  den  vorhin  genannten  Seiten  aaf  seine  Prin* 

cipicn,  seine  technische  Hcscbaffenbeit,  seine  Function  nnd  Wir- 
kungen zu  prüfen.  Hier  werden  sich  Vorzü'^c  und  Mängel  linden, 
aus  deren  Verglcifhung  schlici»slich  der  WcrLli  des  Systems  iiiv 
Grossbritannien,  die  Richtung  der  etwa  erforderlichen  Keforni  und 
auch  die  Bedeutung  des  Systems  als  Vorbild  l'lir  andere  Länder 
sich  ergeben  wird.  Wenn  irgend  wo,  so  sind  freilich  auch  bei 
der  fiüanzwissensehaftlichcu  Kritik  eines  solchen  practischen,  el>en 
als  gesehichtliches  Prodnct  anfzofassenden  Gebiets  absolute  Urihciic 
zn  yermeiden. 

a)  In  ihrem  Verhältniss  zur  Staatsbesteuerang  be- 
trachtet hat  die  britische  Localbestenernng  einige  stenertech- 

nischc  Vorzüge,  anch  verglichen  mit  den  analogen  Verhält- 
nissen auf  dem  Contineiit.  Auch  bildet  sie  principiell  .steuer- 
politisch auf<;efasst,  im  Ganzen  eine  passende  Ergänzung  der 
ersteren,  indem  sie,  soweit  sie  als  K  r t  r a  g  s  stcuer  auf  den  Grund- 
cigcnthtimcr  oder  auf  den  langjährigen  Bodenmiether  (wie  in  städti- 
schen Verhältnissen)  —  aaf  beide  direet  oder  durch  lieber- 
-wälznng  —  fällt,  der  ongentlgend  CDtwickeltcn  staatlichen 
Realbesteaemng  gegenflber  eine  Ausgleichung  bewirkt  Micbt 
minder  ergänzt  sie  als  directe  Besteuerung  das  wesentlich  aus 
indirectenVerbrauchssteuern  bestehende  Staatsstenersy  stcm, 
freilich  mit  der  Einschränkung,  dass  sie  In  städtischen  Ver- 
hältnissen, soweit  nicht  endgiltige  Tragung  durch  den  oder  Ueber- 
wälzung  auf  den  Grund-  und  Ilauscigciithümcr  eintritt,  als  Woh- 
uungs Steuer  ähnliche  Wirkungen  wie  eiuc  Verbrauchssteuer  fiogar 
i^ui'  notbwendigc  Lebensbedürfnisse  bat. 

Colliäioiicn,  wie  sie  bei  <lom  Zasclila^ifäystcin  fQr  CoinmOiialsteucrii  crder  aucb 
1)ci  u^lci<  lnrfi;:<  ii  Sfaab-  und  Communalsteucru  ncljciieinaiid<'r  unrcnneidli(  Ii  sind, 
ikuiiiuicii  uituiittclbar  bei  duui  vcrschiedcoea  technischen  Character  der  betrellondeu 
BMtoQemnseii  in  OiWBbritannien  Dicht  m:  ein  Vorthoil  far  beide,  wie  tdch  u.  A. 
«Triebt,  wenn  man  unsere  ruiifincntalcii  striailjclion  KiiikoinnuMi-.  l*<Thftnal-  und  Edraui- 
btouern  mit  ihrer  üelaiUing  durch  Zuschläge  lür  '»L'naindLH  und  V*  iliim-l«:  oder  dm 
Nebenelnanderätehcit  besonderer,  aber  gleicher  i^uuiuiunul-  und  btaab^tcucrn  dieser 
Art  mit  den  britischen  Y^rblltDiBBea  rergleicht 

Mittelbar  haben  freilich  beide  I^-ttueniiige&  dock  auch  in  Grossbritannion 
gencinsarn»'  IW  zielmn'jrcn,  ras  bei  der  Entwicklung  ircf^ensoitigo  IMf  k^ichttlallInl■n  b<;- 
diogt,  weil  beide,  —  die  Localstcucr  weuigstenä,  soweit  sie  als  Ertragsleuer  wuki,  daher 
iiaoientlich  für  llndliehe GraadstOcke  —  wenn  anch  in  rerachiedener  Form,  doch 
daasolbe  Stcucrolijc  (  t  belasten:  das  Hoalvcrmögeii.  welches  in  der  Slaals-(irund- 
Mcucr  (.Landtaxe),  IIaiit.-;tcucr,  in  Abth.  A  und  B  ilcr  Eitikunimcn«t.;U(  r  ltlirilwf.ibo 
auch  in  D),  dann  weiter  in  govisscn  Stuuipcln  und  uiuicist  der  £rb:3<  L.ilu»tcuerii 
b<>stcucrt  wird.  Indessen  sind  gerade  die  ab  itealrermOgenssteaer  wirkenden  Thcile 
der  britischen  Staalsbeetenerong  Teikttoneit,  wie  die  Landtue,  weniger  ansgebildet, 


Digitized  by  Gc) 


Vcrhältuiw  der  Localbobtoucrujig  zur  Staatabcbtuucruttg. 


359 


wie  die  Haasbli^ui  r,  Erb^diafta^tcucr  für  Immobiliarvunndgoii ,  aucli  tlio  Stempel 
fiir  I?eilit^'_" '3'  Ii  ilti-  in  Hc^u{;  «larauf.  l)ali<  r  wirkt  ilie  Ijt(  all)f>f<.-ii.  niii^'  liii  r  sIiüilt- 
l>olitbclt  uuii  atcuurtcciiubcU  uicht  uuguuiguut  iU^  Erguuzuug  der  (jc^auiuilbudUucruiig 
uach  dieser  Bicbtang. 

Die  neuerlich'-  btarkc  Ertrag^wruichrnng  der  LocaI>t<'in  in .  wd' Ii--  weni^Licr  tief 
Arinenvcrsor-'^un?;,  als  den  liltripen.  aiir<lic  Arniciititcuer  uii<i  auf  <li<'  iiarb  jiri«  h-  m  rrincin 
und  Modus  ciiigchcbtcU  11  Lix  aLtuucni  angcwieacncii  Localausgubcn  /uzuschrcibeit  ist, 
droht  allerdingt  nach  dcui  «  inseitigen  Princip  der  Localhcsieuoruiif?  zu  einer  l' cbv  r- 
burdunir  wcnisrsfcns  des  läudliclif  n  Iti' il  In  s  it/*  s  zu  fulircn.  da  auf  dicsun 
die  LocaJbteuer  Iciclitur  uberwakt  worden  wird.  Uufabrcu  dioäor  Art  wcrduii  in 
Engtimd  nicht  mehr  verkannt,  wie  nach  die  belichten  vergleichenden  Bcrechnuiifi^ejt 
der  ganzen  Stcuerbclastun)^  der  beiden  i^Mssen  Vermögens-  und  Kr(ra»:ägaUuiigcn, 
<Io  immobilen  und  uiobib-n,  ergeben  (vgl.  (iösc he n'tt  Uuport,  Irciiiuh  mit  m.  £.  reckt 
/wciiclhafteu  Kigehniiteenj. 

Fasst  man  die  Localsteuern  iar/wcg  als  directe  aof  und  ninnnt  mao  au,  was 
allcrdiü^  nur  bedingt  zulibsij;  ist.  da^ä  dieselben  als  ««iuf  nnr  nach  einem  bf-nndcreii 
(irundäaU  voraniagto  Ertrags-  und  EiulkOmmuiistuuur  lungiruu  —  jenes  mclir  in 
lÄodKchcn,  dieses  mehr  in  stidtitichen  Verhaitniasen  — ,  so  würde  daa  Veriiilinisst 
svisclieu  di  rei  ten  und  indirectcn  Steuern  in  der  »animtboatoucrfing  det  Ver^ 
cini'j-ttii  Kr)ni;;reiclib  stark  zu  (iunst<n  dir  er»!iron  verschoben  werden:  zu  den  ea. 
2.i  Mill.  I'f.  St.  dirccter  StaatAbteuern  um  (s.  o.  S.  2'4l}  wurden  dann 

ca.  91  (oder  31.4  Vi  MiU.  I'f.  St.  dirccter  Localstoucni  treten  (eine  8ch&tzung8- 
ziflor,  weil  für  Scliotfland  und  Irland  die  irrtliiimlich  b'  i  d.  n  „rates"  mit  cin^e^ei/i.-ii 
Jb^iunahmeu  aus  Gas-  und  Wasserwerken  uicht  genau  ausgeschieden  wurden  können, 
b.  o.  S.  9S0).  So  stiege  die  Gesammthesteuening  des  Staats  und  der  LocalvcrwaUnn^eu 
▼oü  ca.  75  auf  ea,  KM»  Mill.  Pf.  St.  folinc  einen  Zuschlag  fur  „indirccte  Local- 
btcuern",  da  diese  nach  den  früher«'!!  —  S,  :?41l  —  fast  durchaus  (lebtihn  n  biml  ,  di«* 
directe  Besteuerung  von  25  auf  56  Mill.  I'i.  St.  und  die  guüte  der  directcn  Steuern 
roo  SS.4*/a  beim  Staate  allein  auf  ca.  51.9  %  >n  der  Gosauimtbostoucruug:  also  mehr 
,.di  r«*it  «y  al.s  inilirectc  Verbrauchs-,  \'erki>lirs-  und  Kr  bseh  a  rtssieuirn 
zuaamuuu!  Bei  der  schwierig  zu  bourthoilundeu  und  jedeniuiis  uianuigfach  ungleichen, 
lieaonden  nach  st&dtischcn  und  l&ndllchen  Vorh&ltni8scn  verschiedenen  Wirkuni?  der 
LocjJateaern  hsie  anderseits  auch  bei  der  ebenfalls  s>  hwi«>ri<;  fest/ustellenden  W  irkung 
»Icr  sl;iatlichen  Ilaussteucrn  und  T>ic«'nzcn)  kann  man  freili«  h  auf  ein  sol«  hes  blu-s<'s 
lic c  hu  un  gser-rebniss  ni' iit  allein  (iewicht  legen.  Aber  so  viel  bleil»t  dtü  h  immer 
von  demstdben  für  die  allgemeine  Oliuracteristik  der  briiiächen  Botrteueruns  richtig, 
il.i>s  mit  Inbegriff  der  Localsteuern  die  dir*'cfi-  ßcatouerung  einen 
ächr  urhcblicheu  Theii  der  (iesauiuit  besteuerung  ausmacht  uml  /war 
^egenwftrtig  einen  grösseren  ids  im  IS.  Ji^rbundcrt  und  in  der  franzivsischen 
Kriesszeit,  da  seit  dieser  die  in d  i  rec  tc  Ve  rbrauchsbes tou  «■  r u  ng  absolut  sehr 
wenig.  «Hl»  directe  Staatti-  und  L  u  ca  I  b<  •^f  cu  e  ru  n  g  sammt  «l«!n  Krl)s<harts- 
HtciK^rn  absolut  sehr  erheblich  zug«iiumuien  haben  is.  o.  S.  23 Ji.  Das  bei 
uns  «>fl  gerühmte  starke  „Vorwiegen  der  Vcrbrauchsbesteucrung"  in  (irossbriiannien 
beruht  daher  auf  unriehfiiT' ii  Aiiii.ilini-  n.  N  u  h  d.  r  Vertlicilung  <b  r  \'<  rn.il(uii^  - 
thütigkcitco  zwischen  Staat  und  LucalkOrPcni  gerade  in  (irossbritaunien  iin  Luteiachicd 
vom  Gontinent  verdienen  diese  Tbatsacheu  noch  besondere  Beachtung:  der  (yivil- 
vcrwaltungsaufwand  wird  eben  wesentlich  durch  directe  iJesleiieruug  gedeckt. 
Ks  fragt  sieh  nur.  ob  durch  passende  diivete  St«  u<  rn,  g<  rad<' was  d i- s<;  \'erw.  ndun^s- 
/wccke  aidangt.    Das  fuhrt  auf  «leii  /weiten  hi<  r  zu  ItetraelifMiden  riiiK  !  mit  Inn. 

1()2.  -  1))  Da.s  WiLältuis.s  der  I.ocallicslciicrinig  zu  den 
\' c  r  WC  II  d  11 11  gs  z  WC  c  k  c  n  ilirer  Erträge  crgielit  sich  uns  dem 
„  U  1j  c  r  t  r  a  g  c  n  c  u  und  „eigenen'^  Wirkuogskrciäc  der  brilibcbcn 
SelbstverwaUuDgskörper. 

(Kin.  I.  3.  A.  H'i.  .*>*;  )  Dana«'h  wird  aueli  j.-tzt  noch  in  uio  -erem  Maa->sc 
Vieles  von  dem.  was  auf  «lem  Continente  unmittell)ar  vom  Staate  uml  uiit  Staats- 
uittelu,  also  auch  (uit  Staataateuern  auf  dem  Gebiete  «ler  „Cultur-  und  W  ohl- 
fahrtsfördervng^S  daher  der  Givilverwaltang  ausgeführt  wird,  durch  die 
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Sclbsfrerwaltan^rsUrper  und  auf  deren  Knuten  besorgt  Diu  Ausgaben  «Jt-r  bri« 
tiscli'ii  I-or  a  l  verwalta  II Itctnltt  ii  »Ubor  anrb  f^fKoiiwürti?;  in  ü:r^?i<"reui  Maasso 
alä  aut  (lern  Cuulinuiit  Zwecke,  wulchu  wir  dem  Staate  zu  vindicireu  pflegen,  neben 
roin  localon  Kvockon.  Dorcli  vormehrto  unmUtelbaro  Thiligkeit  ond  Aoftraud  de» 
britiscbeii  Staats  auf  dem  (icbict  der  Civilvrrwalttiii:::  iin<l  durcb  das  Syslerii  der  Staats- 
/usrbüsse  fur  T.ocalausf^.ihcii ,  bcsoinlcrs  solch«',  w<;klic  mehr  im  btaaUicheii  als  ito 
coinmuiialcit  lutcrcäi>u  oder  doch  mit  iui  cr»tcrca  zu  licj^cu  scbeiucu,  hat  bich  zwar  ia 
diosem  Jahrhundert,  ium»\  iu  den  letzte»  Jahizcbnlcn  eine  grossere  Aiioähcriuig:  bri- 
thicher  an  coutincntelo  Verh&ltnisso  rollz^gen,  aber  bedeutende  Untenehiede  becrtehen 
immer  noch. 


Vgl.  schon  die  Daten  in  i'in.  I,  3.  A.      53.  S.  114,  für  1873/74.    Neuere  bind 
die  folgenden  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  Iii,  37),  iu  1000  Pf.  St.  für  1807/08  u.  188S/$4. 


England  n.  Wales 

Ganzer  Staat 

ififtT/nfi 

10DI/09 

lliiFi  li  \'i*rliÄiwl<>  II   K i rr lisTiirli<  l'iir  Arinnii. 

1*  n  r  V  n  r     II  1)  tr 

IIA  ÜA 

tVlIv      AtlllfkrA      f  •  1*  A  f*  Ii  i  B.  1  S  II  •  V  S  Ii  A  n  MIM 

i.onij 

1  l,in7 

508 

94S 

546 

— 

4,5S0 

— 

5,736 

Durch  städtische  und  Municipalautori- 

tat'  i)  fiir  Polizf'i,  Sa  iiilätswcsen 

• 

und  andere  öffentliche  Werke  . 

13,U26 

27.765 

14,424 

31,37ti 

Durch  lindliche  SanititaanfArititon 

511 

4 

649 

Durch  (i  rafiichaftsautorititen  f.  Poliaei, 

2.319 

2,S55| 

Durch  Landätrassen-  und  Strasscn- 

1,400 

2,080  f 

0,326 

6,97a 

Diir«  h  Chau  ssee  behi^rdcn 

1,05'.» 

IO2J 

I3i> 

8 

l.'^O 

8 

Kur  Entwässerung.  Deichbau  u.  s.  w. 

205 

460 

251 

511 

2,072 

3,351) 

2.5S2 

4.'.»  11 

Dun  li  Lootsr  nbeliArden  

882 

417 

361 

469 

Auä  Leuchtfeuorgoldern  (llandclämarinc- 

270 

352 

428 

529 

Dunli  15  egräl)  n  i  s>bch<irdcn  

20'» 

4»5 

216 

50'J 

Aus  Kirclif*!!-  und  i^'-istlichrn  Steuern    .  . 

:iO(i 

11 

358 

7S 

1  12 

83 

211 

1^1; 

Summe: 

30,455 

52.'.»5*J 

30,133 

64,0S7 

Einnahmen  (s.  o.  8.  350)  zusammen  .  . 

30,441 

51,160 

36.406 

62,72! 

5«517 

M57 

7,157 

n,4)0i 

0,221 

M.iOT 

1,235 

4.23'.» 

Eigene  uncist  ord.)  Einnahmen 

23.'Jb7 

40.1!M» 

2'J,257 

4U,258 

voron  directe  Localsteuern  c.  14,400 

25,630 

c.  17,900 

c  31,400 

liier  bind  offenbar  mehrfach  auch  Vcrändf^rungen  in  den  statistischen  Aufnahmen 
and  (iruppirungen,  dann  wohl  namentlich  V<  rv<tllstiindiü:unHcn  d»  r  Daten  eingetreten, 
tfo  daä^  diu  Erhöbaugen  und  VunicbiebuDgcu  der  einzelnen  Austen  und  die  Zunahme 
der  Summen  der  VirUiehkeit  ninht  genau  entsprachen.  Die  Kirchensteuer  ist 
auf)[;ehoben  worden. 


Es  ist  hiernach  hes<»iKlcis  der  Locahiufwand  ftir  Armen-, 
Schul-,  S  a  11  i  t  ä  ts  wcscn ,  Sicherheitspolizei,  Verkehrs- 
wesen (Strassen,  Brücken,  IliUen,  Wassc rl»a  11  n.  s.  w.), 
welcher  neben  dem  ali^^enieincn  Vcrwaltnngsaarwand  in  den  Aiis- 
gabcctats  der  Localverwaltungcn  steht,  üb  und  was  man  von  dem 
Anfwand  iHr  die  aafge-ifrählten  Tbätigkeilen  dorn  SUate  aU 
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solchem  oder  den  localen  Verbänden  und  Gemeinden 
riebtigcr  Weise  znwälzt,  Vksni  sich  nicht  endglltig  principiell  entr 

Bchcideu  (Fin.  J,  3.  A.  §.  43,  H>  ff.).  Gcmv^,  das»  im  Vereinigten 
Königreich  aiKli  jetzt  noch  niclir  davon  als  auf  dem  C'ontinculc 
(Ion  SclbslvcrwaUungskiirpcni  zugcsi!ifi))cii  isl,  wenn  es  sieh  dabei 
auch  sicher  oft  um  mehr  oder  el)cnsu  sehr  staatliche  aU  iucaie 
Aogclegcu heilen  und  Intcrcsscu  handelt. 

Um  so  bedenklicher  erscheint  es  dann  allerdings,  auch 
nach  dieser  Seite  betrachtet,  diesen  grossen  und  steigenden  Gc- 
sammtaafwand  llir  ein  solches  staatlich- localcs  Miscbgebict  von 
Vcrwaltongsaufgabon,  soweit  er  ttbcrhanpt  durch  Stenern  bestritten 
wird,  ganz  durch  Eine  Stenerart  und  znmal  durch  die  ^esebicbt- 
Itch  ttberkommcne  Armenstenerform ,  wesentlich  die  Beitrags- 
grandlage fttr  alle  LocaUteuern,  anfzubringen.  Denn  wie  auch 
immer  diese  Steuerform  wirken  mag:  eine  einseitige,  daher 
nngIcicbmUssige  Belastung  gewissen  Besitzes,  bez.  Ertrags 
and  Einkommens  tindet  sicherlicli  dabei  statt.  Das  widerspricht 
aber  den  gcsainuiteu  und  nuch  speeiell  einigen  der  hauptsächlichen 
Verwendungszwecke  der  Loealstcuein ,  wie  besonders  denen  für 
Armen-,  Sanitäts  ,  Schul-,  thcilweise  auch  selbst  lUr  Verkehrswesen. 
3Iau  kann  und  ilarf  solclie  im  Wesentlichen  allgemeine,  in 
ihrem  Nutze  1'1'ect  unuutcrschiedlich  allen  Personen  und  allem 
Besitz  zu  gute  kommende  Ausgaben  nicht  so  ausschliesslich  durch 
Eine  and  gar  eine  solche  Steuer  decken  (Fin.  11,  ^.  12 1,  S.  347). 
Es  lässt  sich  aooebmen,  woltlr  anch  immer  mehr  Symptome  nnd 
Unzufriedenheitstendenzen  sprechen,  dass  vollends  mit  der  Weiter- 
entwicklung der  Localverwaltungsthätigkeiten  und  des  Aufwands 
dafür,  wie  etwa  in  den  letzten  ^  Jahren,  dies  einseitige  Local- 
steuersystem  nnh altbar,  weil  unerti^glich  nngleichmSs^ig 
belastend  werden  wird.  Diese  Annahme  findet  ihre  Bestätigung 
nnd  weitere  Begründung  in  der  Erörtcrnng  des  folgenden  Pnncts. 

vj.  Ifio.  —  c)  Die  britische  L()(all)cslcucriing  ist  nach  ihrem, 
der  Armensteuer  entnommenen  llauptgrundsMtz  eine  Stenergat- 
tung,  welche  gewiss  gerade  in  der  Local-  oder  Communal- 
bcstcuerung  prineipiell  berechtigt  und  zweckmässig  er- 
scheint, aber  nur  in  bestimmter  Beschränkung,  daher  nur 
in  ihrer  Anwendaug  auf  l>estimmte  Verwendungszwecke 
oder  Ausgaben,  bez.  auf  Quoten  der  letzteren  und  nur  in 
Verbindung  mit  anderen  geeigneten  Iioeabtenem.  Das  folgt 
sowohl  ans  den  matfamasslichen  Wirkungen  der  Aasgaben, 
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wcKlic  mil  (Ich  Lucalstcucrn  hcsliillon  werden,  als  auch  aus  den 
mutlniinsslirlicu ,  unter  vcrscliiedcncn  Vcrliältni>scn  seihst  wieder 
verseil iedciicn  Wirkungen  der  hritisclicu  Lucaltflcucru  uacü 
dem  Mitöter  der  Arnicuötcacr  8cil)st. 

Soweit  diese  iSteacrn  dircct  oder  <liirch  UchcrwUI z ii n  ^ 
al»  Krtragsstenor  vom  Grnnd-  und  HauseigenthUmcr  —  bierbiii 
antcr  den  cigenthttnilichcD  britischen  GrandcigODthunisverhältnisscn 
anch  Derjenige  gerechnet,  welcher  unter  langjähriger  BodcDpacht 
anf  frenidcni  Boden  Uänscr  bant,  sowie  der  lan<;jälirige  Hünser- 
niictlier  —  wirklich  getragen  werden,  sind  sie  nnr  zur  Be- 
slreilunir  solcher  rill'onllicher  hu  alcr  ,,S  o  n  d  e  r  aussahen'*  ;;ereclit- 
lertiirt,  deren  N'erweiidun^  wirklich  si  hliesslicii  als  1{  e n  tc n  crh'>hun^ 
dem  Urundhesilz  zu  ^nite  konunt.   Bei  a n d e ren  „Sondcraus^ahcn'' 
und  hei  allgeiucinen  Ausgaben  —  des  .Staats  wie  der  (ieniciudc 
—  liiilt  dies  nicht  zu.   Werden  diese,  wie  in  GrosshritannicD, 
gleicbwohi  damit,  und  sogar  damit  antiHchlicsslich,  gedeckt,  ko  tritt 
eine  nnbillige  Verletzung  der  Gleicbmässigkeit  ein.  Das 
ist  aber  hier,  d.  h.  bei  einer  Wirkung  der  Localsteuer  als  Ertrags- 
Steuer,  um  so  bedenklicher,  da  eine  Ausgleichung  dieser  lieber- 
lastnng  durch  Fort-  oder  Rflekwälzung  der  Steuer  in  diesem  Falle 
wenig  wahrsehciidich  ist  und  jcdenl'alls  keine  Hlirgsehaft  für  ge- 
nügend glciehniässige  cndgiltigc  Verthciiung  der  btcuerkralt  hielct. 

I<li  wi-iiilu  lii'  T  »Iii:  'rciiniiioloj^ii;  uuA  JJcwoisfiihruii;?  aus  d.r  „All;;<iiirinctt 
8t(:uuriubru'\  Iiuü.  l  iii.  11,  42<t,  421,  S.  .'U  >  II.  uii.  b.  auch  uiciiic  „Uoutuiuual- 
»tcacrfnip«".    Uclnsr  UcHcrwal/ong  s.  Klii.  II.  4^.  JW2— :W5,  S.  259  ff. 

Nun  kam  ahcr  die  hritische  Loeal.sleuer  nach  ihrem  eigenthiiiu- 

lichcn  lUsIcnciungsprincip  und  nach  dessen  eigenthiimlichcr  tecli- 

ni.s(  her  DurchlUhrung  gar  nicht  allgemein  als  Kr  trugssleuer  von 

Kcalcigcntbum  aui'gclasst  und  deren  Wirkungen  ilir  zugeschrieben 

werden.    Eine  s(d(  he  Steuer  ist  sie  wesentlich  nur  in  Uindlicbcn 

Verbältnissen,  bei  landwirthscbaftlicbem  Solbstbetriob 

des  Eigcnthttmcrs  und  bei  Zettpacht,  und  letzteren  Falls 

auch  nur  bei  nicht  allzu  langen  l'acbtperioden. 

]>eiin  hi<>r  wird  allerdlnfi^  aDzuncbmeii        dasd  rcf^ulio&ssig  <ior  0 rund  einölt • 

Iii ü  III  •  r  ilio  Lim  alr^ti  ucr  ciidi^ilti^  fra«?t,  indem  üiu  z.  1).  vom  iHMtouorten  Tacbirr  l)oi 
•Irr  i;.  'Ics  l'aclit/iii-<-s  als  Alt/nL'-i'iivfrti  jn  Hotrarlit  !;''Zo;r.-ii  und  so  rl«>m 

Ki};ciitliumcr  ji^^c.w'öljijlicb  uWurwukl  werden  wtid.  Sur  nicht  iu  ICcchiiuug  guxuguito 
Ix)raUt<>ucrerliAbiingon  wfibrciid  des  Pacbttcrmins  oder  hOhoro  ab  dttrclischnitüich 
veranscillafrtc  L«•(•a]^t<•(lcrn  wii-d  der  I'aclitcr  zeitweise  liageD,  wo  dann  wjcderuni  dio 
orwabiilu  bedingte  lierecbliguiig  der  Steuer  biufitlliir  würdt>. 

In  dem  anderen,  practiscb  vorncbndicb  wichtigen  Falle,  wo 
die  Localsteuer  yom  Hausmietber  besablt  wird,  wie  in  stUdti- 
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sehen  Verbilltiiissen ,  nnd  zwar  nach  der  Miethe,  wird  zwar 
auch  wob]  der  MiethpreiSi  wie  im  vorigen  Falle  der  Pacbtjircis, 
▼om  reebnenden  Mietber  mit  ROeksicbt  auf  die  Localstener  be- 
rechnet und  im  niedrigeren  Mieth preise  eventuell  dem  Vcr- 
niiether,  dem  (»rund-  oder  llauseigenthllnier,  zugewiilzt  werden. 
Allein  einmal  wird  hier  nieht  immer  so  genau  gerechnet,  sodann 
steht  es  dahin,  ob  die  reherwälzung  gelingt. 

Wenn  ja,  so  ist  die  Steuer  eine  IlauHcrtragsstcuer,  und  es 
treten  dieselben  Bcdenkeu  cio,  wie  in  dem  hesprocbcueB  Falle. 

S'-l!»st  norli  grßssoro  daini.  w.mim  riniinl-  iiii'l  Ilnnsci'i'ciidnim  ß'i'ir''iiiil  iiiul  l>ei 
läAgjkhriKtiin  Üontract  eine  tcbci  wakung  vom  Uausbesiucr  auf  den  (iruitJcigeiithüiiier 
ami^escblosMn  ist.  Dabei  ist  es  frcilicn  mSgrlicli  und  nicht  einmal  ttnvalirsrlioinlicti. 
ilass  Mch  licl  Absriiluss  solcher  Vorträgn  die  Localstener  \iu<\  -.•ll.^t  dcn-n  uii<?('wis<f\ 
aUcr  möiilirlKi  iiimI  rnntliinasNij.  Ik^  Stri-roniiii:  itn  Lauf  der  rarlitpi  rioili'  h,  j  der 
l'.-ioht/.iiisi  all  ulation  uiit  vcraiibt  iilagt  und  daraol  iiiii  die>or  Zins  crnui.>sigt  wird,  wonach 
wieder  der  Grnndoigcnthttmer  mit  besteuert  wOrde  (was  Asciirott  in  der  Note  S.  22'i 
nnd  «  lnToo  die  Ider  ritirtc  Stid!«»  im  KVport  von  IS.'tO  illii  rsicht).  —  IJrim  ('uiniioun- 
ding- System  (o.  S.  351)  kommi  ii  die  mOgiichcu  L'cbcrwälzungcn  d<:r  Steuern  im  höheren 
l[icthpr''ise  TOm  steiiorpflirldi^en  Ei?<«ntliQner  anf  den  Miether  in  Itetrachf. 

Wenn  nein,  wenn  die  Hebcrwälzung  anl  den  Vermiether  und 
llanseigentbllmer  nieht  gelingt,  sondern  der  Mietber,  bez.  bei  Eigen- 
wohnen der  liauseigentlilimer  als  Hewobner  die  /..ocalstcuer  end- 
giltig  trägt,  so  nimmt  die  »Steuer  iiberbauj)t  wieder  einen  anderen 
Character  an  und  zwar  eventuell  einen  doppelten:  entweder 
denjenigen  einer  Wobnnngs-,  d.  b.  einer  Verbrauebs-  oder 
Anf  wand  Steuer,  oder  denjenigen  einer  nacb  einem  Verbrauebs* 
moment  veranlagten  Ei nicommen Steuer. 

Im  ersten  Falle  bat  sie  dann  voll  nnd  ganz  die  Bedenken 
einer  Wob nungs Steuer  und  damit  einer  Verbraucbsstcncr  anf 
eine  notb wendigste  Bedtirfni  BS hefriedigung.  Sie  wird  dabcr 
im  hoben  Maasse  u  nglcie  b  m  üss  i  g  wirken. 

Zumal  da  hier  auf  sonstige  Wciteiwäl/ung  B.  auf  die  Consunicntt  ii  d.  r 
Afbdtsleistnn^n  des  hesteaerten  Miethem)  rollends  nnsiclicr,  Oftcra  gar  nicht  /u 
re^^hnen  s<in  wird.  Auch  konim<n  noch  die  spcri.  llcn  Bedenken  hinzu,  wdclic 
MM  dem  untrlcich  hohen  Mirthaufwand  na«  Ii  llau'<>tands -  und  Faniili-  ifi rü<s<\ 
Mcli  (fCsnndlHMtsverhaltnissen .  nach  localen  Vcihiiiiiiisicn  hervorgohrn  —  letzteres 
vichtig.  u  i<  l>ei  einer  Staat9-Wohnong68teoer,  au(  h  bei  einer  Localnteuer  wegen  der 
nnirl'  ichcn  l'ri'i>o  d<'r  \\'ohniiii'j<^ii  in  \  >M"si- Ii  i  o  d cn  (mi  S t  ad  f  t  Ii  >•  i  Im  und,  wenn 
•a*  sich,  wie  in  Kugland,  um  Aufbringung  von  Kreis-,  Armcnvcrbandskosten  u.  dgl.  ui. 
buidelt,  in  rerschiedenen  Wohnorten  desselben  Stenerbezirlcs. 

Im  zweiten  Falle,  wenn  die  Steuer  als  eine  Kinkommcu- 
stcucr  angeseben  wird,  bei  weleher  aus  der  iMiethc  oder  dem 
Wohnungs aufwand  auf  die  Ein  komm  enh übe  geschlossen 
wird,  kommt  ein  durchschlagender  anderer  Einwand  xur  Geltung. 
Wäre  dieser  Scblnss  berecbligt  und  allgemein  zutreffend,  so  ent- 
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fielen  allerdings  die  Hanptbcdcnkcn,  welche  ans  den  Verwendungs- 
zwecken der  Localsteucrn  gc^^cn  das  I^rincij)  der  lelztcrcn  erhoben 
wurden.  Ks  bliel)en  nnigekelirt  nur  PjedenUcii  in  solchen  Füllen, 
wo  der  dem  Orund-  und  Ilauscigentliiimcr  zu  i^ute  konunende  \'er- 
wcndungszwcck  eine  höhere  »Sonderhesteucrun«?  des  Grund-  nnd 
Ilauscigenthunis  wirklich  einmal  rechtfertigt.  Aber  jener  Schlnss 
ist  unberechtigt,  denn  die  Micthhöhe  oder  die  Ausgabe  für  das 
WohnuDgabedUrlnias  steht  mit  der  Einkommenhiibe  nie  Ii t  iu  einem 
festen  und  gleiebmässigen  Verhältnisse  sondern  naeh  bekannten 
statlstiseben  Erforschungen  ist  dieWohnnngsausgabc  relatir 
nm  so  grosser,  als  Quote  bemessen,  je  kleiner  das  Ein- 
kommen ist  nnd  umgekehrt.  Die  Localsteucr  als  solche  Ein- 
kommen st  euer  verst(isst  demnach  l)esondcrs  stark  gegen  die 
proport  i  onalc  F/n)kou)nieiiln.steuerung.  Sic  ist  eine  umgekehrt 
))rogressi VC,  während  gerade  für  manche  der  liritischen  Ver- 
wendungszwecke, namentlich  für  Armen  Versorgung,  eher  eine  dircet 
progressive  zu  verlangen,  jedenfalls  eher  zu  rechtfertigen  wäre. 

Im  Ergebniss  ist  daher  die  britische  Localbesleuerung  wegen 
ihres  einseitigen  Hauptgrundsatzes  prineipiell  steuerpolitiseb 
Überhaupt,  vollends  aber  als  einzige  Form  der  Localbesteuernng 
Überwiegend  bedenklieb,  an  sich  und  auch  unter  den  spc- 
eifisehen  britisehen  Verhältnissen. 

lici  (j  110 ist  fehlen  eben  liier  die  principiellen  natioiialiikonoiuisclu  n  und  tinaiiz- 
wissenscliaflliclien  ücsiclitspunete,  wodurch  die  politische,  liist«>risc]n'  und  venk-allungs- 
n  «  htliehc  Aiiffassang  doch  zu  bericlitii^i^n  ist.  Daher  seine  /.ii  gunstifie  nenrthcilang 
Alis  hritisrhCH  ^Jysteins.  Asrhrott,  S.  222  IP.  ivoinnit  spcciell  für  die  ArmcnstentT 
zu  demselben  Unheil  wie  ich  hier  (S.  224).  Er  unterscheidet  auch  richtig  die  poor 
mte  je  nach  UmstSndcn  als  Ertrags-  und  als  Anfvandslooor.  Almr  er  verfolgt 
nicht  !^cnQgi  iid  die  lulle,  wo  sie  Kriragssicuer  ist  und  taterschoidel  li<  i  der  „ Auf- 
wandet.'ii.m"  iiirlit  riclilijj  die  Wirkiiiijc:  «"^l^  \'crhrau«  h>st<'uer  und  als  Kinkominenst.Mier, 
die  naeli  dent  \\ ohnungsuufwand  Itemes^sen  wird.  Mi  11,  den  er  citirt,  macht  gerade 
den  Pclilscliluss,  ans  den  Wohnangsausprftlxm  auf  die  §:leichen  Relationen  der  Vcr- 
inngcnsverhrdfnisse  srldi'-'^seii  zu  wollen  Nirht  der  I  all  di>s  „ticizhalses"  und  der 
grossen  l'ainilic**,  s<»ndcrii  der  un  i^leiclieii  (^uote  d<  r  W  oh  ii  u  ii  ü  sausirahe  von 
ungleich  hohem  Kiiikomnien  bildet  den  enlseheidendeu  I'unct  iu  d<:n  Argumenten 
gegen  die  Steuer. 

Ks  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  demnach,  vollends  mit  der  Vermehrung 
d.  r  I.ucalausgalt.  II  und  dt  r  Zuschiebung  von  Aiil'-jaben  auf  die  Communen  durch  den 
Staat  —  ganz  wie  bei  uns  — ,  auch  in  England  zwei  Strömungen  machtiger 
Verden:  einmal,  lieber  die  bctroflendcn  Aufgaben  und  Lasten  unmittelbar  beim 
Staate  zu  belassen  oder  neue  ihm,  nicht  den  SelbsIverwnltungskOrpcm  zuzuschieben, 
mindentens  StaatHzuschUssc  filr  die  letzteren  in  solcli''n  Fällen  m  verlanff^^n  ^siche 
darüber  den  charactcristisehen  V^orfall  im  Unterhaus  l^^ä,  den  A Schrott  in  der 
Note  8.  226  mittbeiltV,  sodann  die  einseitige  ausscblicsslich e  Loral 
bf  steut-rung  einer  bestimnifcn  Resitzarf  /u  modiliriren.  S.  darüber  dieselbe 
Stelle  und  aus  einer  Debatte  in  Ibbii  die  oben  S.  2'.i2  angeführte  Moliuii  Ko^'^ers, 
Boll.  I8h(>,  I,  087  fl*.  Sie  ging  darauf  hinaus,  gerade  diui  (irund-  und  Haus- 
eigenthttmer  als  den  zu  bezeichnen,  der  wenigstens  die  HaUfle  der  Localsteuer 
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tragen  soUe,  während  er  jetzt  bei  der  Besteaerang  des  Benutzers  nicht  gcnügnnd 
jfetrolTcn  werde  und  vollends  die  Ei  jfentlniin  er  der  stiidtischen  <iruiidst(ick<' 
keiner  Lor^iLstener  onterworfcn  seien,  obwohl  der  Werth  ihrer  Grundstücke  wesontlich 
TOB  den  Localrcrwcndangen  abhänge.  Die  Kcsolution  wurde  nngcnoininen ,  auch  bc- 
fürwortct  vom  Präsidenten  di-s  Lncal  gorcrnment  J>oard .  (  li.wnbcrlain.  I>ie  damalige 
I>*'lKiffr  lint  die  ijanze  Frage  bertthrt,  ein  anderer  Vor-!'  Iila^  Nerlanute  Kevision  der 
Verhititni:>se,  iu  denen  unbewegliches  uud  bewegliches  Vermögen  den  Loralätcueni  m 
iiDl«nrerf«n  sei,  wntde  nber  nbgelohnt 

i^.  104.  —  (1)  In  steuertcclni  iscli  er  Hinsicht  mßclitc  die 
britisclie  Localhcstcucrung  (Iatrogen  {gerade  wc{;cii  ilncr  v  er  hält - 
n  i  SS  in  ä  s  8  i  gen  Einfachheit  und  —  in  den  meisten  Fällen 
wen igstcns  ~ -  leichten  Durchführbarkeit,  ferner  wegen 
ihrer  Beweglichkeit  günstig  zu  beurtheilen  sein. 

In  den  Haui-tfiill'  ii.  I)ei  gewn]iiilii  )ir>ii  \\  uhiili.'iiisern  niul  liimlliehen,  landwirth- 
>charüich  buaulzlen  Grundstücken,  treten  diese  giinstigcn  Seiten  bcsouderä  deutlich 
h«rror.   Preiiieh  wttrden  sie  bei  Torwnitendem  landfrirtMchaflliehen  Selbstbetrieb  und 

Ijäuerliclutr  Wirlhsrliaft,  wie  schon  bemerkt,  sicli  kaum  Z(!igeii  können.  Die  fiir  unser«* 
rontinontale  C'ommunal-Einkommenbcstouening  so  schwierigen  Vragcn  der  liesfenerniia: 
iJ*:r  l'orenscn,  der  Actien-  und  ähnlicher  Gesellschaften  fallen  in  England  fuit.  In 
dit^er  Hinsidit  gleicht  die  britische  L.ocalbestouerun^:  unseren  communalen  (Ibject- 
cKl.r  Er  tra '1^5  Stenern  (Grund-,  llriiisersf.Mier) .  dunh  dit!  in  di.seni  Puncte  aucll 
keine  Srhwicrigkeiten  bcr.  it<'t  w.  nl.'ii  .l'in.  II,       Iii»,  .111  S.  '!20  fl.\ 

Die  Unabhängigkeit  der  L  o  c  a  Ib  c  s  (  c  u  e  r  u  n  ^  v  o  n  der 
Htaatsbestenernng  erleichtert  sodann  die  richtige  Lösung  der 
Rtenertechnischen  Aufgaben  der  ersteren  ebenfalls  nicht  nnwesent- 
lieb:  ein  Voi7.ng  vollends  vor  dem  continentalen  System  der  Com - 
mnnalzQsebläge  zu  directen  Staatssteuem.  Denn  letztere 
können  nnmOglieb  den  localen  Verbältnissen  so  gut  Recbnnng  tragen, 
ZoBcblSge  KU  ihnen  daher  aneh  niebt,  als  selbständige  Loealstcnem. 

Wenn  die  britischen  in  dieser  Hinsicht  nicht  nlles  WQnschcnsverthe  leisten,  so 

liegt  dies  in  Män^^eln  der  (iesetzgebung  und  Durchführung«  die  sirh  immerhin  leichter 
als  liei  einer  allgemeinen  Staatssieuer  beseitigen  lassen  mr»c.hten.  I>ie  so  wichtige 
Besteaening  localer  ronjuiictu rengewinne  besonders  des  s läd  tisttben  (Jruntl- 
eigenthoms,  ill»crhau|)t  der  eigentlichen  (irun«lrenr<>,  können  lucalc  Grmid- 
uiid  llaii^-f'-nern ,  verbnntlen  mit  l>ezii>.*lichen  H<'si(/we<  lisclab-^aben,  wubl  annähernd 
genügend  buworkstcJligcn  (Kui.  II,  ITri— 4M,  S.  4G;MI.).  Die  Hogers'Mrhc  l<eso> 
iQtion  bezveclt  doch  implitite  Derartiges. 

Emilich  sind  gewiss  erhebliche  Ordiidc  auch  liir  locaie  Ver- 
brauch ssteu  eru ,  Ac eisen  u.  dgl.  ni.  zuujal  in  städtischen, 
vollends  in  grossstUdt  ischen  («enieindcn  noch  in  unserer  Zeit 
geltend  zu  machen.  Aber  die  princi  ])  ie  I  len  licdenken  gegen 
alle  Sfdche  Stenern  vom  Standpunctc  der  Allgemeinheit  und  Oleich- 
miissigkcit  der  Besteuerung  aus  uud  die  verkehrspolitiscbeu 
und  Steuertech n iscben  Bedeukcn  wegen  der  Vcrkchrsstrtrnngen, 
der  ungleichen  Bestenernng  von  »Stadt  uud  Land,  der  Abtrennung 
der  Städte  vom  Lande »  wegen  der  Anregungen  zum  Scbmugge), 
wegen  der  £rhebungskosten  u.  a.  m.. dürfen  doch  nicht  Übersehen 
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werden,  fio  z.  ß.  anch  bei  dem  in  vielen  CoDtinentairdndern  nocb 

so  vcrl)rcitetcn  stäiltisclien  Tlior.steucrs} stein  (Frankreich,  Italien, 
Oeslcn  L'icli  u.  a.  L.  ni.j.  (irossbritannien  liat  Dank  seinem  Local- 
stcucrprincip  das  Alles  im  Wesentlichen  schon  seit  Alters  und 
ebenso  in  der  Nenzeit  vcrniictleu  nnd  gezeigt,  dass  es  doch  niög- 
lieh  ist,  einen  hoben  und  steigenden  Loealbcdarf  durch  dirccte 
BcateaeruDg  allein  zu  bestreiten. 

Anffälli;^  und  Lniin  ri(  litij;'  ist  es  mir,  dass  man  das  Sy>ti^m       wor  Iii  ich  er 
Lico  Ji/stcuern,  basonders  für  das  Srlian kgo worbu  allein  filr  den  Staat  aiis- 
l?«'Staltet  hat.    Der  Bezug  dieser  Abgaben  dnrch  diesen  statt  dun  h  die  tieincinden 
liai  selbst  aus  dem  (irsifliLspinu  t  der  Correspond<'n/.  vnn  Last  Qnd  Vortlieil  ein  prio- 
«■ipi.;ll('s  lU'dciilvfMi.    Jedoiil'alls  Hessen  sieh  eine  Ret  lioi  lisriin  g  der  (ieuieinden  an 
diesen  Licenzsteuern  oiicr  auch  Zuschläge  zu  den  belreUcnüün  Staatssteuern  für 
dio  Gcmefndon,  etwa  bei  der  Schankstmer  namentlich  auch  für  die  AnnenTcrbindtt 
(ünIons)i  recht  gut  steuorpolitisrh  priii'  ipi<  11  rechtfertigen  und  recht  einfach  an  das 
ataatUrho  Lieenzsteui-rsystem  ankmipffti.    Das  letztere  ist  wie  zu  «lie^fin  noliur««  •ge- 
macht   iJunn  nähme  wenigstms  in  dieser  l'orui  die  (leuiitinde,  d;ui  Kir<-hs|>iel,  tior 
I^alrerlmnd  an  den  Vcrhranchsfiteaem ,  namentlich  an  denen  fttr  OetrSnle,  passend 
Anthcil  (§.  153.  134). 

Die  Ausschlieasliehkeit  des  britischen  LocalstenerpriDcips 
erscheint  nach  dem  Allen  ftnanzwissenschaftlich  als  der 
Uanptmangel. 

Die  „Vorbild  Ii  ehe''  Bedentnng  vollends,  welche  man  dem 

Princip  der  britischen  Localbestcnemng:  wohl  zngeschrieben  hat 
(S.  .'J.')?),  möchte  der  letzteren,  wenigstens  naeh  finanzwissenschalt- 
lithcr  lictrachtung ,  kaum  beizulegen  sein.  Namentlich  an  eine 
Ue hertragu ng  auf  unsere  ('onlinentalliindcr,  zumal  an  eine  mehr 
oder  weniger  ausschliessliche  Uegriindung  unserer  Communalsteuern 
auf  jenes  Princip,  kann  der  Finanzmann  nicht  ernstlich  denken. 
Selbst  wenn  die  britische  Loealbestenerung  noch  mehr  steuertecb 
nisolie  Vortheile  hätte als  ihr  eigen  sind,-  nnd  selbst  wenn  ihr 
Princip  allgemeiner  berechtigt  w^re,  als  es  ist,  mtisste  die  nene 
Einfflhmng  dieser  Stenerart  in  anderen  Verhältniflsen  überwie- 
gende Bedenken  bieten.  Nur  ihr  historischer  Character, 
ihre  alte  Einbürgerung  maebt  diese  Stcuerart  auf  den  britischeu 
Inseln  ertriiglich.  Aber  die  Xachtheile  des  leitenden  Stcuerpriiicips 
ni(»chten  uucli  hier  niit  der  Stciirerung  der  aufzubringenden  Slcuer- 
summen  immer  enipliudliehcr  werden  und  mehr  als  die  Vortbcilc 
ins  Gewicht  fallen. 

Die  „Tiocalsteuerreform",  mehr  als  die  Reform  der  Stnats- 
steuem,  wird  daher  wohl  bald  auch  jenseits  des  Canals  in  den 
Vordergrnnd  treten  nnd  ist  anch  die  dringendere. 
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2.  Abschnitt. 
Frankreich. 

Literatur,  lieber  sie  ist  auch  fdr  da:»  l'J.  Jahrhundert  das  gQu&tigc  Irthcil 
n  ftllen,  velches  oImd  sohoD  Ober  die  firtnzöslsclie  Finaniliteniiar  aii8g«epToch«ii 

vowio  (§•  50).  Nur  leidet  diesell)'  ,  und  jcnielir  sie  die  Zeiten  der  jeweiligen  Gegen- 
vart  behandelt,- desto  mehr,  mit  bcltcnen  Ausuahmon  an  zwei  Fehlern:  einmal  sind 
die  meiäten,  auch  die  bloss  historischen,  selbst  die  rein  alministratiren  Schriften  nicht 
immer  in  politischer  liinsicht  objectir  genu?,  sondern  leicht  in  ihren  Drtheilen 
etwas  nach  dem  pensöiiliclien  politisclion  Standpunct  ilirer  VerOuiscr  gefärbf,  namentlich 
nach  den  drei  ILauptrichtungen :  royalistisch,  napolconisch-imperialistisch,  republilcaniach, 
WM  in  dem  PaTteigetriebe  eines  ,,JahThiinderts  der  Rerolotion**  seine  Ericlftrong,  damit 
»bor  nicht  seine  EntschuMi-^nn?,  noch  weniijcr  seine  Ivrchtfertisrune  findet.  Sodann 
kommt  selbst  in  reinen  Fachvrerkcn  leider  das  überspannte  französischo 
National gefuhl  zum  Ausdruck,  namentlich  bei  der  Darstellung  der  Finanzcalami- 
Utteo  in  Folge  ungün8tig:cr  Kriege  wie  ISi:?  tf.  und  wieder  1S70 — 71. 

Die  französische  Nationalcitclkcit  niid  «K^r  M;ingel  an  Sclbstorkt-nntniss  licwirken 
hier  eine  oftera  vuUig  ialschc  Bcurthcilung  der  Ereignisse  und  Massregein.  Statt  die 
virthschaftlicben  «no  finaniielien  Folgen  ron  poHtfscheo  Ereignissen,  wie  denen  ron 
1914  und  ISl.D,  1S70 — 71  eintarli  hinzunehmen,  ab  sei  bs  t  v  ers  chn  1  d  -t ,  aucli  als 
gerechte  Sühne,  verdiente  Strafe  oder  statt  sich  weuigsteus,  wenn  man  glaubt, 
dai  nicht  offen  eingestehen  za  dftrfen,  mit  objectitrcr  Dantdlnng  des  Thatsächlichen 
zo  begnQgen.  wi  r<icu  die  Schriflateller  einerseits  sentimeBIal  in  Bezu-r  auf  das, 
was  ihr  Vaterland  verdiontermaassen  erleidet,  —  das  sind  nur  ..itiHHieiirs"  ,.desa?;t.'"rs" 
der  belle  France,  der  „grande  uation"  —  anderseits  wcrdtn  aic  hämisch,  bitter  und 
oo^erecht,  wenn  die  misshandelten  oder  provodrten  Feinde  siegen  and  nun  anch  ein- 
mal Contributioncn  erheben  and  Erhalfung:  der  Besat/ungstruppen  Terlanj^eti,  wobei 
Frankreich  bisher  ja,  muthmaäslich  zu  sciuem  eigenen  Schaden,  weil  es  sonst  vielleicht 
den  erhaltenen  Denkzettel  etwas  l&nger  empfanden  hatte,  nnrerhlltnissm Issig 
jeschont  worden  ist(lSl4!  IS15!  1871!).  Solche  „Stimmung"  beherrscht  z.B. 
ganz  das  unten  genannte  Buch  von  Sudre.  Aber  selbst  ein  \\'>'rk  wie  der  neue 
Dictionnairc  de  linances  scheut  sich  nicht,  Mitarbeiter  wie  Boiteau  schämen  sich 
sieht,  z.  B.  einen  ebenso  sachlich  unrichtigen,  wie  albernen  und  hftmischen  Ausfall 
anf  Preussen  zu  machen,  bei  Erwälumnir  der  (."ontribiitioneii  de!^Äelben  an  FrankrtMch 
bOi  11.  (dict.  p.  547,  Note  1;.  Eiueä  der  mancherlei  Anzeichen  sittlichen  und  geistigen 
Verfalls  der  franzOschen  Nation  selbst  In  Kreisen  ihrer  geistigen  Elite. 

Aus  der  reichen  Literatur  sind  einige  Schriften  sclion  oben  S.  123  genannt 
und  characterisirt  worden.  S.  ferner  die  Lif  raturangaben  in  Fin.  I.  M.  A..  S.  57, 
II,  33,  III,  4.  Viele  dieser  Schriften  behandeln  die  Bt^teucrun^j  nur  nebenbei. 
Reiche  Bibliographie  im  dict.  do  Hn.,  bes.  in  Boiteau 's  Artikel  budget  g<  n<  ral  de 
i'ttit  p.  719  ff.  und  in  den  Specialartikeln;  ainb  in  Block's  dict.  de  ladmin.  fran<;. 
Weitere  Literatur  Uber  die  einzelnen  Steuern  fui<,^t  unten  bei  der  Darstellung  der 
letzteren.  Ans  der  grossen  Literatur  Uber  die  gesammte  Bestenertmg .  deren  Ent- 
Wicklung  und  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Finanzangelegenheiten  werden  hier 
nur  einige  BUcher  herausgehoben,  welche  meistens  für  das  Kolg^-nde.  besonders  für  di»; 
Ucbersicht  Uber  die  Steuereutwickluni;  von  l'b'J  — l**s7  genauer  benutzt  worden  sind. 
Damit  ist  die  betroffendo  Literatur  aber  lange  nicht  erschöpft. 

Boiteau's  genannte  schöne.  reiclilialti'.:e  und  doch  iib'jr>ichtli<he  grosse  Ab- 
handlung in  dem  genannten  Artikel  budget  general  de  l'ütat,  im  dict.  de  tiu.,  eine 
smfassende  Finanzgeschiehte  Frankreichs  (p.  501—721,  enge  und  grosse  Seiten);  ob. 
de  Criscnay's  Art,  biidg.  d6partem.  und  communal.  Die  Artikel  über  cinz- Ine 
Steuern  und  Stcucrgruppen  („contributions  directes  ',  „contr.  indircctcs"  u.  s.  w.)  in 
Block's  dict.  de  l'admin.  fram;.,  mit  den  Fortset/.ungea  und  Jahressupplementen,  und 
im  dict.  de  fin.  (noch  unvollendet).  Für  die  nom  re  und  neuste  Zeit,  besonders  seit 
1S77,  a))er  mit  zahlreiclien  historischen  und  ^tatisti^-i  lien  Abhandlungen  (\ber  die  Ent- 
wicklungen im  1*J.  Jahrhundert  das  Bulletin  de  Statut,  et  de  IcgLslation  comparee  des 
nnaazministerioms  (seit  1S77).  In  den  genannten  Weiten  anch  die  Angabo  der 
A.  WagB«r,  FbMMwhwiiwbsft.  tlL  24 
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ciii/uincn  Get>eUc,  im  Bull,  bcsonden  Ttticho  Statbtik  S.  ^iotist  die  franzO^ischon 
Farhzoitsclirifteii  (Jotirn  des  Kcon.  u.  s,  w.\  auoli  all^^fnit^inen; ,  wie  Revnn  do  deux 
uioudcä  far  ciiizolue  Pcriodou  und  für  diu  Ma^ürugcln  der  neuesten  Zeit  Von  Samiu  c  1  - 
verken  ttber  die  Gesetzgebang  z.  B.  A.  Roger  et  A.  Sorel,  codes  et  lois  vsaeUes; 
Dejean  code  umotödes  nouv.  impüts,  in  veischicdcncii  Auflagen;  Dalloz,  repertoire. 
Uebcr  die  dirertcn  Steuern  Per roux,  Ltffislat.  d  cmtr  dir..  Par.  l^CdJ.  8.  cd.  1S76. 
Deutsch  von  Joppen,  Strasüburg  \bli.  üebcr  die  ludirectcu  Steuern  der  grosso 
3  b&ndige  Code  dos  contribnt  iiulir.  et  des  octrob  Ton  M.  Oübo,  viele  Anfl.,  6. 
187^.  u.  n.  m. 

üeber  die  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiserreichs  bes. 
A.  Stonrm,  los  finances  de  rancien  r6^me  et  de  la  rirolotioD,  2  rol.  Par.  1S8&. 

ißit  Blicken  auf  die  Weiterentwicklung  bis  heute,  ein  vorzügliche:»,  für  die  folgende 
Uebcrsicht  der  Stciierentwickelung  von  mir  liosouders  benutztes  Werk,  über  das  schon 
oben  S.  123  geuriheilt  wurde.    Gau  diu.  du«  de  (ia<-te.  l'inanzministcr  Napoleon 's  I, 
notice  historique  sar  Ics  fin.  d.  1.  France  (IbUO— 1814),  Par    1S18,  Termehit  ia 
ni<  rnoires  et  sourenir«.  2  vol    Wl^.  -    Ueber  die  Peiiode  der  Kcstauration  und 
J uiiuionarchie  Cb.  Sudro,  Ics  hn.d.  1  Fr.au  XIX.8iccie,2  rol.  Par.  lbS3.  Galiuau, 
hiflt.  parlement.  des  fio.  de  lä  restaoiation,  Par.  186^.   de  Chabrol,  rapport  a«  roi 
sur  la  Situation  des  fin.  1830  in  d'Aadifiet's  ^y^t.  lin   (s.  u.)  vol.  1,  (aber  die 
Stcii.  rn  i>.  Hit  (f.  .    ücberblick  über  die  iranze  Periode  Ids  isTO:  Comte  de  Casa- 
bianca,  im.  fran',.  Par.  ISSO.  —  Ueber  die  neueste  Zeit  nach  1870:  Mathieu- 
IJodct.  Fin.  min  1S74— 75,  lin.  frang.  de  1870 — 7s,  2  vol.  Par.  18S1,  von  Hirsch- 
feld, Finanzen  Frankreichs  nach  dem  Kriege  von  ls70 — 71,  Perl.  1875  (besonders 
S.  TS  ü'.,    114   II'.).     Ueber  die  Idoon   und  Pläne  zur  Eiufiütrung  der  £in- 
kommenstevcr  oder  Vermögens- (Capital-) Steuer  nach  dem  Kriege,  Tvos  Gnyot. 
hu]i'>i  sur  le  reveiiu.  Par.  1887,  materialreicher  Bericht  im  Namen  der  Budget- 
eommission.    is^tj.     .1.   Chailley  liuipöt  sur  lo  revenu,   Kgislat.  rompar«'e  etc. 
Par.  1884.    L.  Wolow&ki,  Tiniput  sur  le  revenu  (Kede  in  der  Nationdversammlung). 
Menier,   tb6orie   et   appUoation    de   l'imput   sur   lo   capitaL  Par.    1S74  (mit 
Kritik   der   bestehenden  Restcueruiig\     L.  Say,   solut.   dcmocrat.  de  la  tjoestion 
de  TimpOt.  Par.  1886.    Neuestes  Project  des  Fiuanzministors   Dauphin  (Art. 
Einkonunenstener  auf  der  Graadlage  der  reformirten  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
Februar  1887),  darüber  G.  König,  un  nouvel  impdt  Sur  le  revenu,  2.  ed.,  Par.  1SS7. 
(S    meine  Anzeige  dieses  Buch'*,  Tab.  Ztsi-hr.  ISS**.  I).    Passini  .uich  Trösor  de 
la  Hücque,  les  lin.  de  la  r«  i»uijli<iiie,  les  diambres  prodigues,  Par.  lS84. 

Zur  Statistik  siehe  besonders  den  Artikel  badg.  gener.  von  Boiteau  im  dict 
de  fin.;  das  Bull,  de  statist.  des  Finatizudnisfcriums;  Nicolas,  budgets  de  laFranoe; 
F.  Faurc,  budgets  de  la  France  dcpuis  20  ans,  lötib — 87,  Par.  1887. 

Aus  der  systematischen  Darstellung  der  bestehenden  Besteuerung,  mit  Blicken 
in  die  geschichtliehe  Kntwicklung,  besonders  in  dicseoi  Jahrhundert,  sind  auch  neben 
und  zum  Theil  selb>(  vor  den  französischen  Werken  die  beiden  deutschen  hervor- 
zuheben: von  Hock,  i  iiianzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart  1S57,  in  manchen 
Partien  auch  heute  ii<  <  i,  nnübertrolfen,  durch  Klarheit  und  Präci»ion  besonders  aus- 
gezeichnet, wenn  auch  üllers  etwas  zu  wenig  StofT  gebend;  und  von  Kaufmann, 
Fin  Frankrciclis,  Leipzig  18b2  ^über  die  Steuern  S.  152 — bOOj,  besonders  über  die 
neuesten  Oestaltungen,  mit  kritischen  Bemerkungen,  denen  ich  mich  übrigens  nicht 
immer  anschUesscn  kann.  Ein  stoflTrciches ,  aber  den  Namen  eines  „Systems*'  mit 
Unri^eht  fiilirendes  Werk  i^t  das  grosse  Systeme  tinancier  de  la  France  von  Manjuis 
d  Audillret,  ö,  6d.  l'ar.  TO,  G  vol.,  eine  rei»  hhaltige  aber  breitspurige  Sammlung 

Ton  Berichten,  Studien  u.  s.  w.  Ober  die  verschiedenen  Theilc  des  Finanzwesens, 
nanu>nt!ich  an-  der  Zeit  der  ICesfaiiratina  lüs  /ti  (lerjenisren  des  zweiten  Kaiserreichs 
(darüber  urthcilt  .schon  von  liock  ahnlich,  Vorw.  S.  VI).  Daraus  hervorzuheben 
für  die  Besteuerung:  in  rol  I  der  de  Cfaabrorsche  Bericht  an  den  KOnig  Aber  die 
Flnanzvcrwaltung,  1830,  mit  Darstellung  des  Steuersystems;  in  vol.  II,  1.  Buch  die 
referirende  Kritik  der  Besteuerung :  in  vol.  IV  die  Betraehtnnir  li-  r  Finanzlage  in  ver- 
schiedenen Zeitiiuiu  ten ,  su  I81G  und  besonders  Uber  die  l  inanzkiisc  von  l84^  und 
die  damaligen  Steuermassregeln  (p.  13t»  H'.),  auch  über  einzelne  Steuern  ip.  216  (f.). 
SoiiM  lu  sdiid^-rs  E.  Vignes.  trniti'  de^-j  inipöts  de  I'ranee.  4.  «id.  par  Vt-rgn  i  iinl. 
Par.  IsbU,  2  vol.  Ueber  die  Organisation  der  Steuerverwaltuug  im  Finanzminbterium 
ausser  den  Werken  r.  Uock's  und  r.  Kanfmann's  s.  J.  Josat,  lo  ministt^r«  de 
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finittcas,  Par.  IS82,  besonders  über  die  fttofgrostett  hierberKefadrlgen  Gencraldiroctionen 

(direct'i  Stcaorn;  Enrejistroinent .  Doniiinofi  und  Stoinjx  l ;  iiiiHrocte  Stmirri) ;  Zi:)IIc; 
SuatsmauttfactoreJi ,  TabakmoDopol)  p.  435 — 59b.  Zur  Kritik  der  fraazösischcn  Uß- 
stenening  im  Gtiucen  ntid  Efnzelnen  s.  beModer»  P.  Leroy-Beanlien*«  trait6  de 
la  sciencc  de  finances,  j  /t  a  ;  Aiitl  .  eine  Kritik,  welclier  ich  aber  weder  in  dem 
Anerkennenden  noch  in  d.  ui  Ablclinendcn  imm-T  beistimmen  kann:  ferner  Es«|ii.  d-- 
i^arieu  traitc  des  impüts,  auch  mit  viclom  und  werthvollcm  histuriachen,  aduiini- 
stiatiTen  nnd  stcaortcchnischeii  Detail. 

Die  französisclie  Besteuernn'r  der  (re-r^nwart  ist  in  der  Zeit  d'-r  ersten  Revolution 
ttiid  N.i]ioleon'ä  L  begründet  würden.  Daher  mum  hier  in  die  Periode  vor  lbl5 
nrückgcgangcn  werden.  Die  Stenorexperimonte  der  Befolattonsxcit  sind  noch  ron  ao 
frros8€in  all^cmcinctn  InteteMe  für  die  vergldcboido  Piausge^Lbichto  und  für  die 
Steucrtheorie .  dass  <'8  zweckinässijf  ersf  liien.  sie  in  unsere  Darstellung  mit  einzn- 
/■i'-hcn.  Die  fiaozO.si^icbe  Ücsteucrung  hat  aber  trotz  der  Fcstbaltung  der  ihr  damals 
segebenen  Grundlagen  doch  durch  die  lussercn  und  inneren  politisclicn  Verhältnisse, 
Staatsumurälzungen  u.  s.  w.  die  Impulse  ihrer  W'eiterentwirklunir  irhalteii.  Deshalb 
bedarf  es  hier,  im  Unterschied  zu  unserer  Daratcllung  der  britischen  Besteuerung, 
einer  genaueren,  mehr  ins  Einzelne  gehenden  Darstellung  auch  der  OesammtentwicUnng 
der  fraozusiscbcn  Besteuerung  im  folgendeu  ersten  Unteiabechnitt,  „Uber  die  Haupt- 
poncte  der  KntwicklunET".  l)iesc  ]?->f.  ii'  riing  ist  feriu-r  eine  complicirtcre  gewesen 
und  mehr  noch  im  Laute  des  l'.K  .lahiliunderts  j^eworden,  als  die  britische,  weshalb 
wiederum  die  Darstellnng  allgemein  und  auch  schon  im  1.  Untorahachnitt  erheblich 
ntnfanirrfirh*T  werd-'n  inusste.  Die  I>;»i>t'  !Iung  schliffst  sich  im  UhrisriMi  liii-r  und  im 
2.  Unterabschnitt  ron  den  „cinzclncu  bteuern"  formell  möglichst  der  vurausgehcndon 
der  britischen  Besteaerong  an,  tun  die  Yergleichbi^eitt  dem  Zwecke  dieser  Abdchnitte 
in  diesem  Wetke  gemäss,  zu  erleichtern. 

1.  Die  Hanptpnncte  der  Entwicklung  der  französischen 
Besteuerung  seit  der  ersten  Revolution. 

L  üeberblick  der  (^icsammtent wiekluni:  d er  Besteuerung  und  ihrer 

Erträge  im  lU.  Jahrhundert. 

§.  1G5.  Die  ungeheueren  inneren  und  äusseren  Um^yälznngen, 
welche  Frankreich  seit  1789  bis  znr  Gegenwart,  im  „Jahrhundert 
seiner  Revolutionen'*  durchgemacht  hat,  spiegeln  sich  natürlich  in 
seiner  Finanzgeschichte  nnd  auch  in  der  Umgestaltung  und  Ent- 
wicklung seiner  Besteuerung  während  dieses  Zeitraums  besonders 
frappant  ab.  Die  ruhmsüchtige  kriegerische  auswärtige  Politik  und 
die  ruhelose,  immer  wieder  von  Grund  aus  die  innere  politische 
Verfassung  und  Regierungsform  umgestaltende  innere  Politik  hat 
das  tranzösischo  Volk  endgiltig  —  solange  nicht  etwa  ein  neuer 
>taat?^baiikciott,  wenigstens  eine  Zeit  lang,  KrKicliterungcn  \er- 
seluilVt  —  mit  einer  lielastung  dureii  Staatsschulden,  Militäretat 
und  in  Folge  deren  si  liliesslieh  mit  tiner  Steuerbelastung  zu  zahlen, 
welche  sonst  nirgends  in  der  Welt  ihres  (Jleiohen  tindet. 

Wenn  andere  iStaatcn  vorübergehe  ad  einmal  Perioden  ihres  Lebens  haben, 
wo  die  grOsste  Anspannung  der  Finanzkr&ftc ,  der  Besteaerun^  and  des  Staatscrndits 
wohl  oder  Ubel  Platz  •.•  reifen  mo:»,  worauf  ab  :  t  dauernder  Ruhe  der  inneren  und 
äus.ser'-n  ixditisrheii  Vi  rh  illnisse  auch  fnr  die  I  iuanzen  wieder  eine  Ian>;e  Zeit  der 
relativen  .Stabilität  eiutritt.  —  so  aui^^tuprägt  in  (iros-sbrituauieii  vor  uud  nach  l"5l.i 
und  in  Nordamerika  vor  nnd  nach  lSß5;  aber  doch  auch  in  Italien  ror  nnd  nach 
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I*j71.  in  Oesterreich  ?or  und  nach  IS15  und  wieder  ?or  Und  nach  1S(»6,  in  Preusseri 
uud  Deutschland  vor  und  nach  1SI5  und  1871  — .  so  z*Msrt  Krankrcioh  auch  nach 
meiner  ersten  grossen  lievoiutioos-  und  Kriegspcriode  ein  ganz  anderes  Bild.  Diu 
neuen  R«folDtionen,  der  wiederholte  Wechsel  der  Yerfassiingeii,  der  Re^eranfen  vnd 
der  Dynastit-n ,  die  neuen  Kric.ir«'  und  die  andauernde  Vorbereitung  anf  •■inen 
aberinaligt'n  Kricj;  „der  Revanche"  haben  iuimcr  wieder  l)ald  gefuhrt  und  l'iüirca 
jetzt  beständig  zu  erneuter  ungemeiner  Anspannung  der  Finanzkraft,  perioditch, 
\vi<  .iu(h  in  fthnÜcher  Lage  in  anderen  Staaten,  in  besonderem  (trade,  aber,  im 
Unterschied  ron  anderen  Staaten,  nunmehr  auch  bleibend,  indem  «d»en  ein  wirk- 
licher Kuhuzustand  niemals  lange  währt.  Ausgaben,  Einnahmen,  Staatsschulden, 
Stenern  unterliegen  daher  in  Pranitreich  im  19.  Jahrhundert,  eiich  seit  1815,  nicht 
nur  dem  allgemeinen  Gesetz  der  Zunahme,  welches  auf  finanzielleiB  Gebiete  der  Reflex 
Her  l)eiden  fn-osscn  Entwicklungsgesetze  des  öfientlichen  I^bens  fortschreitender 
Cuiturvölker  ist,  des  (iesctzes  der  wachsenden  Ausdehnung  und  inneren  Entwicklung 
der  öfientlichen,  spcc  icU  der  Staatsthatigkcitcn  und  des  (iesetzcs  der  immer  mehr  TOr- 
waltondeii  l'rävontivthätigkeit  {Fin,  I,  A„  J^.  3H.  :{7).  Sie  zeigen  vielmehr  noch  eine 
besondere,  dem  üradu  nach,  verglichen  mit  anderen  Culturstaateu ,  stärkere, 
dem  Tempo  nadi,  Mch  in  Hagerem  Dnrchschnitt,  rasch eieZonahmetendenz. 

Insbesondere  für  die  Bestenerung  lagen  daher  in  Frank- 
reich seit  der  ersten  ReTolotion  immer  wieder  neue  grosse  und 

schwierige  Aufgaben  vor,  um  erhöhte  ordentliche  Einnahmen  neben 
und  statt  der  doch  nicht  allein  möglichen  Henutzung  des  8taat8- 
crcdits  zu  beschafi'eu.  Stcuergeschichtlich  und  steueri)olitisch  ist 
es  dann  in  hohem  Maasse  bemerkenswertli ,  wie  man  auch  Uber 
die  innere  und  äussere  politische  Ursache  dieses  Entwickln ngs- 
bedUrlnisses  denken  mag:  die  französische  Besteuerung 
hat  sich  auf  der  Grandiage,  welche  ihr  in  der  Zeit  der 
ersten  Rcvoiation  und  endgiltig  namentlich  durch 
Napoleon  1.  gegeben  war,  im  Wesentlichen  unverändert 
durch  alle  neuen  Wechselfälle  des  französischen  Staats- 
lebens hindurch  seitdem  erhalten  und  sich  dergestalt  der 
Losung  jener  schwierigen  Aufgaben  gewachsen  gezeigt, 
sogar  in  der  schwersten  politischen  und  finanziellen  Krisis,  welche 
Frankreich  durch  seine  Schuld  durchleben  sollte,  derjenigen  von 
1870—71  u.  ff.  Nur  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hin- 
sieht die  tVanz<>sisclie  directc  liesteucrung.  Dieselbe  ist  in  ihrer 
Ausdehnung  und  Entwicklnng  mit  theilweiser  Ausnahme  der 
Patentstencr  nnverliiiltn  issniüssig  hinter  derjenigen  ziem, 
lieh  aller  übrigen  Steuern,  namentlich  der  beiden  grossen 
Gruppen  der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrs- 
besteuerung (Enregistremeot  und  Stempel)  zurückgeblieben, 
was  auf  den  Mangel  innerer  EntwicklungsfUhigkeit  sobliessen 
lUsst.  Dieser  Mangel  ist  wohl  auf  den  Ertragssteuercbaracter 
der  französischen  directen  Besteuerung  mit  zurttckzuftthren ,  hängt 
aber  auch  damit  zusammen,  dass  diese  Besteuerung  die  Grundlage 
der  Localbesteuerung  ist. 
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Abgesehen  hienron  liegt  eine  praotische  Bewährung  des 
modernen  französischen  Steuersystems  vor,  welche  kein  wissen- 
schaftlicher and  finanzpractischer  Kritiker  des  letzteren  unbeachtet 
lassen  darf,  so  Vieles  er  mit  Recht  an  diesem  System  zu  tadeln 
haben  mag.  Aach  in  rein  politischer  Beziehung  verdient  es 
Beachtung,  dass  Frankreich  bei  allen  seinen  neueren  Vert'assungs- 
nnd  Regierungswechseln,  wohl  unter  der  Nachwirkung  der  trani  igen 
Erinnerungen  au  die  leichtsinnige  ZertrUninieiung  des  Steuersystems 
der  alten  Monarchie  in  den  ersten  Jahren  der  ersten  Revolution, 
in  der  Steuerpolitik  merkwürdig  conservativ  geblieben  ist  und 
—  damit  gute  practische  Erfolge  erzielt  hat.  Auch  wer  mit  Recht 
an  der  nach  dem  letzten  Kriege  eingeschlagenen  Politik,  den  grossen 
Mehrbedarf  an  Steuern  fast  nnr  durch  Erhöhung  der  StenersUtze 
der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuem  zu  decken» 
Manches  auszusetzen  hat,  muss  nach  den  Erfahrungen  eines  neuen 
halben  Menschenalters  zugestehen,  dass  diese  Politik,  rein  finanz- 
politisch, nach  ihrer  Leistung  ftlr  die  Bedarfsdeckung  beurtheilt, 
sich  auf  den  Erfolg  berufen  kann. 

Es  erklärt  sich  so  eine  an  sich  auffiUlige  Erscheinung.  Trotz 
der  ungemeinen  Steigerung  des  Finanz-  und  Steuerbedarfs,  welche 
in  Frankreich  seit  1815  eingetreten  ist,  wie  immer  der  Folge 
der  aus  der  eingeschlagenen  inneren  und  äusseren  Tolitik  hervor- 
gehenden neuen  Verwaltungsaufgaben,  und  trotz  des  gewaltigen 
Unterschieds,  welcher  in  dieser  Hinsiebt  zwischen  England  und 
Frankreich  in  dieser  Periode  (1815 — 1885)  besteht,  ergiebt  sich  in 
Einer  Beziehung  eine  Aehnlichkcit  zwischen  der  britischen 
und  französischen  Besteuerung  am  Anfang  und  am  Schluss 
des  19.  Jahrhunderts:  die  G rundlagen  und  die  Haupttheile 
des  Steuersystems  haben  sich  bei  beiden  nicht 
wesentlich  Terändert. 

Von  der  Restencrang;  anderer  rontincntalbtaatcii .  auch  dvr  deutschen,  gilt  das 
uicht  im  glcicbca  Maassc.   Im  Fraukrcich  ist  es^bei  dem  auf  alleu  anderen  Leljcns- 

f ebieten  sonst  ra  deutlich  hcrfOflnteiMiai  sauguiCiscb-nonrOsen,  neuerangssUchtigcu 
ekisch-galUschdii  Charactcr  d«  ImizOsischeD  Volks  —  reniui  nuvarum  Semper 
stadiosi!  —  and  hei  d-  m  Anreiz  zu  grösseren  Veränderungen  dt;^  Steuersystems, 
welchen  die  ungeheure  Vermehrung  des  Steuerbedarfs  gerade  in  den  beständigen 
StMlBomwilzangen  leicht  gel>on  konnte,  nar  viel  auffälliger  als  in  (jrossbritannien  hei 
dem  bririM  ben  Volks-  und  Staatacharacter  und  bei  nicht  erheblich  gevachaenem 
Steaerbedarf  |,S.  22S,  231) 

Die  bekannte  Thatsaehe  der  langsamen  franzAsischen  VcUnvermehrnng  könnte  in 
einer  Hinsicht  die  FcsUialtung  dos  am  Schluss  der  ersten  Bevolutions|icri(>de  nea 
hegrilndeton  Stcuersystenis  selltst  noch  auftiUlig«  r  erscheinen  lassen.  Denn  die  grosse 
Vermehrung  der  Stooereinaahmen  musste  so  für  d-^n  Einzelnen  durchschnittlicli  noch 
mehr  aJs  IdMt  ins  Gewicht  fallen,  nmal  diese  Last  nach  den  gleichbleibenden  Steuer- 
Teftheiliinfspriaeipieti  zu  tragen  war.  In  anderer  Hinsicht  erklftit  aber  diese  lang« 
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saiuß  Volksvermeliruiiir  StaMlitä?  il- ^  Sti  uorsystcms  und  die  St.njjcning  d«_'r  diir<  h- 
sclniittlichen  Steucrfühigkcit  der  liovolkcruiijj  vicUeicLt  etwas  mit:  der  Bclastungs- 
coefficicnt,  welcher  andorsiro,  besonders  bei  den  germanischen  Völkern,  zomal  bei 
dem  deutschen,  für  den  jeireils  enrerbtMtdcn  Theil  des  Volks  dio  Anfziehonir  einor 
der  Zahl  nach  stärkeren  nctieti  Generation  liiMof ,  ist  bei  den  Fran/.oson  schwächer, 
so  dass  eine  bedeutcndcru  Sttiucrbclastung,  zur  Durchfuhrung  der  rolitik  der  „gloiro** 
und  znr  Tragung  ihrer  wirthBchafÜichen  und  finanziellen  Folgen,  ermOglicbt  wird. 
Ob  aber  die  (irenze  der  Steucrfäliig^keit  nunmehr  nicht  mclir  und  mehr  au<  h  trotz 
dieser  geringeren  Belastung  des  französischen  Volks  mit  „uationaicu  Auferziehnngs» 
kosten''  erreicht  i-t?  vgl.  u.  §.  177. 

166.  Die  französische  Finanzstatistik,  gestattet 
vergleicbendc  Rückblicke  auf  den  Gang  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  der  HauptrubrikeD  beider  bis  in  die  erste  Zeit  des 
CoDsnlats  znrttck.  In  der  voransgehenden  eigeotlicben  Revolutions- 
zeit bis  zum  Directorium  sind  zum  Tbeil  gar  keine  Budgets  und 
Etats  zu  Stande  gekommen  und  war  das  Recbnungswesen  unter 
den  Wirren  der  Revolution  und  unter  den  Excessen  der  Papie^ 
geldwirthsebaft  ganz  zerrüttet,  so  dass  brauchbare  Daten  fUr  die 
Vergleichung  ans  dieser  Periode  fehlen Die  grossen  Regierungs- 
wechsel haben  dann  Anlass  gegeben,  summarische  und  Durch- 
schnittsdaten  für  die  Perioden  der  verschiedenen  liej^ierungen  zu 
bilden.  Die  genauen,  bis  auf  die  Kinser  gehenden  Zahlen  sind 
aber  allerdings  nicht  durchaus  streng  vergleichl)ar,  weil  nicht 
immer  sirli  nnf  ganz  dieselben  Thatsachen  beziehend,  auch  ent- 
halten die  Zahlen  für  die  frühere  Zeit  (Consulat)  Lücken  und 
sind  Veränderungen  in  der  Huchungs-  und  Berechnungsweise  und 
Classification  stierend.  Doch  bleiben  die  Daten  für  die  ausreichende 
annäherungsweise  Yergleichbarkeit  binlänglich  brauchbar. 

Siehe  Nicolas,  budgets  de  la  France  and  z.  Tb.  danach,  z.  Th.  berichtigend 

d-  ii  «/on-Tniitcn  Artiki  l  von  Boitrau,  bud^jet  iicr.  im  dict.  de  lin.  mit  zahlreichen 
Tcrgleicbcudou  ßurecluiungen.  Die  folgenden  Zahlen  sind  diesem  Werke  entnommen 
oder  nach  den  dort  gegebenen  berechnet,  unter  Ergänzung  aus  an<leren  (Quellen  (u.  A. 
aus  den  älteren  Budgets  selbst\ 

Durch  die  (iebiets  vo  rfmdcrun  i^cn  unter  N.ijiolcon  l.,  n;uli  \^]  \  und  wieder 
nach  Iblii  {wii  dem  Zuwachs  von  >kiz2a  und  ^avoien  abgesehen i  werden  dio  Vor* 
gleichongen  abermals  gestört,  was  sich  hier  nicht  Andorn  ISsst,  aber  bei  der  Vor- 
glcirhnnir  nicht  vergessen  worden  <terf.  In  den  letzfrn  .Tahren  des  er>fi  ri  Kaiserreichs 
zur  Zeit  seines  grüssten  Umfange  ilSl.Ti  zählte  Krankreich  ca.  4*2.5  Miü.  Einwohoer, 
gegenwärtig  aof  seinem  verkleinerten  (iebictc  ca.  S6  Hill.  Im  Gcbictsumfang  ron 
1815  hatte  Frankreich  isoi.  üt.ll.  ivil  30.4«,  ls:><i  .'JOol  MiH.  Einwohner.  Durch 
Nizza  (Departement  Seoalpen)  un<l  Savoit-n  sind  l^()0  7.'i7,t>(M)  Einwohn«^r  ^Zahlung 
von  IbHl)  dazugekommen,  durch  den  Verlust  von  Elsas»-i<othringeu  IS7i  1 ,5U7,OUO  Ein« 
wohner  ansfresehieden.  Daher  Einwohnerzahl  1861  37.89,  1866  88.07,  1872  86.10, 
ISSl  .'17.07  Mill.    Ann.  stati-t.  iss-j.  p.  7 

Dio  Steigerung  drr  mittleren  Budgets  des  <i  esam  m  t  e  tals  d  er  Aus  - 
gaben  nach  dem  genannten  Artikel  im  dict.  de  fin.  p.  713  war  folgeude  in  Mill.  Frcs.: 


Siehe  dict.  de  hn. ,  Boiteau's  Art.  budget  general  du  l'ctat,  p.  540  Ü.  mit 
einzehion  Daten  Ober  die  Wirreo,  Stonrm,  IL  oh.  21—80  vnd  Schlass. 
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Cüusulat  und  1.  Kaiserreich  (iSOl — 14)    .    .    .  %5.8 


KosUoration  (IM 5—30.   10S1.9 

Jalimonarchie  MS80 — H)   12S7.5 

ZveMo  Ropublik  dSlH— 51)   15S7>< 

Zweite»  Kaiserreich  ^1?>52—Ib70)   2150  3 

Dritte  Bcpnblik  (1S71— S4)   8492.9 


od.T  jährliche  Vcrmehruns:  4.0!»  " im  Mitt«  I!  Minimal-  gcpcn  Maximal- 
hti.lcr-*t  v.  rirlichen  mit  slM).  l^'^'i  mit  4235  Mill.  Frcs.)  sogar  jührlioh  7.1  "Z,,! 

KuDii  also  selbst  bei  erstcrer  Berechnung  5  7«  S'^S^^  '^^^^  Bcvölkcrungsvermehrung 
(Mif  des  heodge  Gebiet  berechnet)  Ton  j&hrlich  nar  0.5  VoO)  zwischen  1801  -18$1 
und  0.3S  %  seit  IS21. 

Eiaigermaasseo  inusatc  der  Ertrag'  der  Steuern  sich  dieser  Bewegung  nach 
Vmiukg  und  Tempo  anpassen  und  hat  das  auch  so  ziemlich  «^cthan,  wenn  sich 
auch  die  Quote  der  ausserunicntli'  h.  n  I)  fkuntj^mittel  etwas  erliulit  liat   von  lü.5 
der  GesammtaiisgriUen  unter  Napoleon  I.  '.».1   und  unter  den  h  i  l' ii  folfendon 

köoigUcbcu  Dynastien,  auf  lÜ.Ü  %  von  lb4>— 70  und  14.2  7a  seitdem,  ueb.  n  einem 
kleinen  nnbededtt  bleibenden  Rest  von  ] — 5  %  meistens). 

Di.-  ordentlirlien  (Normal-)einMahuien  allein  und  unter  ihnen  die  Steuern 
and  steuerartigca  haben  sich  nämlich  lolgcndermaasscn  entwiciielt,  nach  Jahre«- 
dnrchschnitton.  berechnet  aus  den  Summen-Daten  vnd  Perioden  im  dtct.  de  fin., 
p.  714,  woliei  für  die  erste  Periode  v  i e  1 1  e  i  o  Ii  t  eine  Zeitdaner  Ton  1 4  Jahren  1 00  Tagen, 
statt  blos  von  11  lahren  —  wepen  il.  r  Kn<  kkehr  von  der  republikanischen  zur  christ- 
lichen Zeitrechnung  in  1^07  —  anzunehmen  gewesen,  die  Durchschnitts/itier  al^ 
ca.  2  7g  kleiner  ausgefallen  wire:  doch  ei^ebt  sich  aas  dem  Material  des  dict.  nicht 
sicher,  ob  hier  nicht  schon  corri^irt  ist,  und  zudem  könn.n  aus  d..n  aniri'deutcten 
lirtiudcn  die  Daten  dieser  ersten  IVriodc  doch  nur  Annäherunpswt  rth  haben. 


ISOl  -14 

lbl5-30 

1^31—47  Isis— 51 

lb52-70 

1S71— i>3 

In  WXi  Pres,  jfthriich: 

Dom.'itien  und  Forsten 

10.5.2 

35.1 

37.6 

3li.5 

41».2 

52.4 

Directc  Steuern  .  .  . 

375.0 

355.U 

3S9.4 

42S.S 

4U4.4 

710.3 

lodirect«  Steuern  .  . 

870.5 

514.9 

680.3 

720.8 

1119.7 

2047.2 

8S.2 

24.7 

41.1 

72.1 

126.4 

262.3 

Snmma 

8S4.0 

929.1 

1148.4 

1258.2  " 

1789.7" 

307273 

Od.T  in  % 

Domänen  und  Forsten 

12.0 

s.b 

3.2 

3.0 

2.S 

1.7 

Diieete  Stenern .  .  . 

42.4 

38.1 

83.9 

84.0 

27.7 

23.1 

Indirecta  Stenern  .  . 

4I.V 

55.4 

5!>.3 

57.2 

62.5 

«■.<;.- 

Anderes  ..... 

3.S 

2.7 

3  ti 

7.0 

Summa 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

löo.o 

100.0~ 

Progression  {im  Vergleich  uiit  der  Periode 

lbl5— 30): 

Dominen  und  Forsten 

300.0 

100.0 

107.1 

104.0 

140.2 

I4;».(i 

I)ir.:'cte  Steuern  .    ,  , 

105.6 

100.0 

1011.7 

120.S 

139.3 

200.1 

luüirecte  Steuern   .  . 

72.U 

100.0 

132.2 

140.1 

217.7 

3US.0 

Dir.  und  iodir.  St  zos. 

85.8 

100.0 

123.1 

132.2 

185.7 

317.4 

134.4 

100.0 

166.4 

291.9 

511.8 

1062.6 

Summa 

••5.1 

100.0 

I23.ß 

135.1 

192.6 

330.2 

Di.'  Krträirt:  der 

Domänen 

und  Forst- 

•n  nmfassen 

hier  be 

sonders  in 

Periode  di.:  aus  der  Kevulutionszeit  fortdauernden  V eräusserungen  mit.  Daher 
die  damalige  höhere  Ziffer.  Bei  den  direeten  Stenern  sind  die  allgemeinen  (fdr  den 
Staat)  und  die  Specialfonds  (fiir  die  Deparfeinonts  un'l  (lenicindenl.  bei  dm  indireeton 
Steaeru  auch  die  Monopole,  dann  namentlicti  die  Ycrkehrssteueru,  (Euregistre> 
ment  nnd  Stempel)  und  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Tcle<,'raphic,  unter  „Anderes" 
die  sonstigen  als  regelmässige  anzusehenden  mancherlei  verschiedenen  Einkünfte, 
(darunter  auch  der  Ertrair  der  n.-nen  3'*/y  Steuer  von  W'erthpapieren  mit  j<  fzt  ca. 
48  Mill-  Frcs.,  die  eigentlich  /.u  den  direeten  Stenern  gehört),  hier  in  Eine  Rubrik 
ZQsammongefasst.  Auch  dies  Verfahren  bedingt,  dass  die  Daten  nur  anniherongs» 
weise  voru^leielilinr  -ind  mid  die  den  Zithlerireihen  und  aus  ihren  Vcr- 
gleichniigen,  daher  besonders  aus  den  üülativ^ablen  zu  ziehoudcu  Schlüsse  nicht  ganz 


Digitized  by  Google 


374     6.  B.  2.  K.  Stcuerreclit.  1.  U.-A.  2.  A.  l'raukreicb.      160,  167. 


so  streng  auäiaileu  könnun,  als  wmiii  uhu  es  mit  völlig  homogenen  (iruMäeii  thuu 
hiCtft.   Aber  auch  so  bleiben  die  Daten  nach  den  renchledensten  Seiten  belehrend 

iivnog.  Bei  der  Abnormität  der  Ycrhidtnisse  in  drr  ersten  Periode  (Consiilat  xiiui 
Kaiserrcicb)  emptiehlt  e:»  sich,  der  Progressionsberechuung,  wie  oben  gejicbehuii,  urat 
die  Daten  der  zireiten,  der  Kcstaurationsperiode,  zn  Grande  tn  leg«n. 

Die  ungeheure  Vermehrung  der  (1  e  s  a  ni  ni  1  c  i  n  n  a  h  iii  c  n 
und  der  Steuern  und  unter  ktztercn  wieder  der  indireetcn 
feinsehliessli  eil  der  Verkehrs  steuern)  tritt  sclilagcnd  hervor. 
Ebenso  die  Thats.iche,  dass  mit  der  kleinen,  aul  gewisse  steuer- 
politische Maassregeln  der  zweiten  Republik  znrückzuflilircnden 
Unterbrecbaog  in  der  Periode  von  1848  —  51  (8.  §.  171),  der 
Schwerpunct  der  ordentlichen  EinDahmen  immer  mehr 
in  die  indirecten  Stenern  flUlt  nnd  diese  ganz  das  lieber- 
gewicht  ttber  die  directen  erlangen:  in  Betreff  der  6e- 
sammtznnabme  nnd  der  Vertheilnng  aof  directe  nnd  indireote 
Stenern  eine  wesentlich  verschiedene,  znm  Theil  geradezu  ent> 
gegengesetzte  Entwicklnog  als  in  Grossbritnnnien  (S.  234). 

Durch  die  Ausscheidung  der  Poat-  und  Teicgrapheueiunabmen  aus  den  Daten 
für  die  fnozBsischeii  indirecten  Stenern  würden  dcli  die  absoluten  nud  besonders  die 

relativen  Zahlen  doch  nicht  erheblich  ändern.  Aach  die  Woglasäuug  der  „SStnsrenten- 
sJcucr"  von  W<'r»bpa]>i'T.-n  bei  den  direrfen  Steuern  wird  mehr  als  auftiewosron  durch 
lolgeudeu  UmbUud.  Ks  äiud  ukmlich  dafür  unter  den  directen  Steuern  hier  die 
ZascbUge  filr  Departcmental-  und  GomDunalzwecke  zu  den  Staatsstenem 
mit  einL'Csietzt.  Dieselben  betruir-  n  in  der  li  t/f<Mi  p.'riode  si  hon  tlbcr  der  dem 
Staate  verbleibenden  directen  Steuern  und  haben  sich  besonders  in  dieser  neuesten 
Zeit  ^ogen  firnher  sehr  gesteigert  Die  bedootende  Vennehrung  des  Jahresdorch- 
i><  luiirN  ArT  directen  Stenern  in  der  Periode  der  dritten  Bopnblilt  fftllt  giOSitentlieils 
aul  diese  Specialfonds, 

Die  obiueu  Duri  b.schnittxl.iteii  lassen  aber  die  Entwicklunir  noi  h  nicht  so 
scharf  hervortreten,  wie  sie  wirklich  war.  Diejenigen  aus  der  letzten  Teriodo  sind 
gegenwärtige  schon  wieder  erheblich  Oberschritten,  ohne  Aussicht  anf  Wieder- 
abnahme. Voruleiclit  man  einige  Ilauptzahlcn  eines  cinzrluen  Jahresetats,  nämlich 
dcd  letzten  vollen  Budgets  Napoleons  I.  (ISia),  iler  Restauration  fl830\  Louis 
Philippus  (,1647),  Napoleons  III.  (IbTO)  und  von  lbh5,  bo  zeigt  bich  folgende  Ent- 
wicklnog (in  Hill.  Pres.): 

18IS     1880      1847      1870     1985  „^J^^^^^J*^ 

Directe  Steuern  (nur  f.  d.  Staat)  31s..-{  327.0  331.7  332.S  471.1  1 14  S 
Enregistrement,Stompel,D(iuiäncn  170.0  ]S5,;;  2(i0.2  4üo.t)  6V»Ü.4  3»53.0 
Eigentl.  indir.  St.  iZölle  u.  innere)    370.5     .175.0     512.s     75.-..()    14S3.0  :i04.5 

Zusammen  Steuern    867. S     btjS.b    1104.7    1540.0    2»i5ti.}*  200.0^ 
(Posten   13.0      80.5      49.7      89.8     185.7  444.9) 

Die  DouineneinkQnfle  bei  Enregutrenient  nnd  Stempel  betragen  bis  1870  nur 

einipro  "Millionen;  in  d<ir  Zahl  fttr  1SS5  fehlen  sie  liier  10.9  Mill.  Fres.i.  Die  Steuer 
von  W'erthpapieren  ist  in  1^95  hier  mit  50.1(>  ^liil.  Frcs.  bei  den  directen  Steuern 
eingesetzt:  ebenso  die  kleineren,  diesen  Steuern  assimilirten  Sjtecialtaxon.  Man  sieht, 
dass  die  Zalilen  fttr  1S30  gej^en  1S13  weni^i  verändert  sind,  freilich  sich  auf  ein 
(jcbict  mit  bloss  %  der  fniheren  RevHlki-rung;  lsl3  12  5,  ls31  ill.S  Mill.i  beziehen. 
Erst  seitdem  und  in  imm  r  stärkerem  .Mausse  seit  lb4b  haben  die  indirecten  Ver- 
bianchs-  nnd  die  Vericehrsstenem  die  oolossale  Steigerung  erfahren.  Die  directen 
Staatssteuern  sind  bis  isjo  <o  ;,'ut  wie  ganz  stabil  geblieben  und  auch  seitdem  weit 
weniger  gewachsen,  selbst  wenn  die  genannte  Ziussteaer  von  Werihpapieron  mit  zu 


p  V 


Digitized  by  Google 


Ueberblick  ftber  die  SteacreutvicUaiig. 


376 


ilui.  11  k'cn.chiiot  wird.   Die  dtrecteo  Stenern  betiugen  1830  36.9,  1870  Z1.5,  1685 

uar  I7.s"'„  all.T  Steuern. 

Aus  ciiKUi  Vorgleich  mit  Orossbritaiinicu  orgiubt  sich,  da^s  I  raiikrcich 
a«8  der  Ungou  Periode  der  Kerolatiens-  und  napolcouiscbon  Kriege 
niipleich  weniger  finanziell  belastet  und  steuerliebii  rdt^t  her  vor- 
gegangen ist,  als  äcia  grosser  Rival.  Das  erklärt  sich  aus  dem  Staatübaokcrott 
and  der  einfi^hen  Absehattdang  der  Papier^eldschald  in  der  IteTolotienszeit,  ferner 
dnnos,  dass  Napoleon  soinc  Kriege  weder  in  erhebliclKUi  Maa^sc  mit  Steuern  nocb 
mit  Staatssclnildcn  des  eiti^cnen  Landes,  bondi-m  auf  Kostm  ^<•i!l"•r  Vx'sifu'trii  (ifiiner 
führte,  endlich  auch  durau:;,  das»  Frankreich  aclbU  iSl4  und  in  Hin- 

sicht, in  Bezog  auf  Kricgscntschiidigang  V.  a.  w.  aoflserordcntlich  —  man  darf  wohl 
sagen  itlxTinässig  und  uiiir«'bülirlirh  —  iri'scliont  worden  ist.  Nur  s<>  konnte  die 
Finauzperiodo  von  lbl3 — Iblö  ohne  ein  bcbonderä  grosses  Wachsen  der  vur^insiichuu 
Staataschnld  nnd  der  Stenern  abgewickelt  nnd  anch  die  ganze  Restanrationspcriodo 
hindurch,  selbst  naeh  Bczahlun:^  der  m  is.si:;.  n  Kriejrsconfribution  an  die  Alltirten 
iTOO  Mili.  l"r«  s, ,  ausser  <ler  Erhaltung  der  fremden  Üccupationsarmco  auf  5  Jahre, 
m-as  auf  150  Mill.  jährlich  veranschlagt  wurde)  und  der  Entschädigung  der  Emigrirtcn 
noiiün'  ll  1  Milliarde,  aber  in  Form  3*/o  Hcnte.  wovon  schliesslich  nur  ca.  '2(>  MUl. 
F^c^.  h'''iit.'.  in  l'olpe  späterer  Maassr'^gelu  der  Juli- Kcü ierunc:.  zur  Z.iIiIihi-  kamen. 
Gesetz  vom  27.  April  11)25,  s.  Sudre  I,  44G  Ü. ,  460)  und  nach  Keparirung  der 
Kriegaacbäden ,  ebne  eine  besonders  starice  Steigerung  der  Besteuerung  gevirthscbaftot 
Werden.  Finanzielle  Vorthoile ,  welche  naturlich  auch  den  fol^renden  Perioden  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  zu  Uute  gekommen  sind,  während  (irosshritannien  und  manche 
andere  Staaten  bis  heute  an  den  Finanzlasten  aus  der  französischen  Kriegszeit  tragen. 
In  tioanzstatistischer  Hinsicht  sind  die  grossen  Pmccntzahlen  der  Stcucrprogression 
n  tturli'  h  auch  durch  die  kleinen  absoluten  Zahlen  der  Steuererträge  der  frtthereu 
Zeit  mit  bedingt, 

H.  Diu  Besteuerung  wahrend  der  ersten  Periode  der  er^teu  Kcvulution 

(bis  znm  Directorium). 

§.  167.  Im  trtilieren  stcuergeschicbtlicben  Knpilcl  ist  der  Zu- 
stand des  französischen  Steuerwesens  am  Scliluss  des  niu  icn  n'-j^ime 
dargestellt  worden  58—07).  An  manchen  seliwcrcn  Mängeln 
hat  dies  Steuerwesen  gewiss  gelitten,  besonders  die  hauptsächliche 
directe  Steuer,  die  taillc  und  die  grossentheils  in  Form  eines  Zu- 
schlags 20  ihr  erhobenCD  Kopfstenern  und  Zwanzigsten  (i^.  b^,  00), 
von  den  indirecten  Stenern  namentlich  die  Salzsteuer  (gabelle  §.  03). 
Die  Stenerprivilegien  der  höheren  Stände,  die  Uebeistände  bei  der 
Einschfttsiing,  Anflegang^  Erhebnng,  Verwaltang  der  direoten  und 
der  meist  verpachteten  indirecten  Steuern,  ^ie  Bnntscheckigkeit 
nnd  UngleichmSssigkeit  der  GesammtheBteuerung  im  ganzen  Staats- 
gebiete erheischten  gewiss  ebenso  dringend  Abstellung,  als  die 
vielen  Misabrilnche  in  Bezug  auf  die  Verwendung  der  Staatsgelder. 

Eine  kritische  Debersicht  der  Mtegel  der  Beetcncrung  des  ancien  regime,  aller- 

dingä  etwas  gefärbt  durch  die  Tendenz,  das  neue  Besteucrungssystcm  in  uir.jj:lichst 
jL'lünzendes  Licht  treten  zu  Ia:isen,  giebt  die  interessante  und  ch.iracferistische  ., Adresse 
der  Naüonalven>ainuilunp;  an  die  Franicosen  Uber  die  Zahlung  der  Steuern''  („contii- 
botionsr*  s.  n.)  vou  Juni  1791.  Wieder  abgedruckt  in  Ifros  Guyot«  Timpot  sur  lo 
rerenu,  Par.  lSb7.  p.  2S4— "lOU. 

Die  unbefangene  Betrachtung  und  die  echt  historische  Auf- 
fasBUDg,  welche  die  Dinge  ans  dem  Gesichts punct  nnd  dem 
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Können  der  Zeit  selbst  und  aaeh  vergleichsweise  nach  den 
Verhältnissen  anderer  Länder  in  derselben  Zeit  benrtheilt,  mflssen 
indessen  der  neueren  Forschung  darin  Recht  geben ,  dass  das 
franzOeÜsche  Stenerwesen  unter  Ludwig  XVI.  und  in  wichtigen 
Theilen  selbst  von  den  Zeiten  Ludwig's  XIV.  her,  namentlich  in 
steuertechnisch  er  und  administrativer  HiDsicbt,  doch  bereits 
manches  Hraiichbarc  und  Gute  enthalten  hat.  Daher  sind  denn 
auch  iiianehe  Gniudsätze  mid  selbst  vieles  Einzelne  in  BctrctV  der 
AnsfUhrun^  aus  dem  älteren  Stcueneelit  wenig  verändert  in  das 
neue  der  Revolution  und  Napoleon's  I.  übergegangen.  Ausserdem 
hat  man  aber  namentlich  in  den  letzten  Jaliren  vor  ITSU,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  ernstlich  an 
Reformen  gedacht  und  Einzelnes  davon  zur  AustUbrung  gebracht 
(§.  50).  UierfUr  ist  namentlich  auf  das  Werk  von  Renö  Stourm 
zu  verweisen. 

An  diese  Reformarbeiten  aus  den  Jahren  1787  und  1788  bat 
man  zwar  in  der  ersten  Zeit  der  Revolution  angeknOpft  Aber 
von  vornherein  entwarf  man  doch  dabei  fälschlieh  fär  die  gesammte 
Besteuerung  einen  Neubau-Plan,  welcher  auf  einseitigen  poH- 
tischen  und  volkswirthschafdichen  Theorien  und  nnhaltbaren 
praetischen  Gesichtspuncten,  u.  A.  auch  in  BetreflP  der  patriotischen 
Willigkeit  znr  Zahlung  von  Steuern  unter  den  freien  „Bürgern", 
beruhte.  Ks  wäre  viel  riclitiger  gewesen,  sich  auf  einen  lang- 
samen und  vorsichtigen  Umbau  des  gescbiclitlich  üherkommcnen 
Steuersystems  zu  beschränken.  Bevor  aber  jener  Neubau  auch  nur 
in  der  Gesetzgebung  fertig  geworden  und  als  nur  erst  einzelne 
Theile  dieser  (iesetzgebung  in  den  ersten  Stadien  der  administrativen 
Durchführung  begriffen  waren,  hatte  die  Bevölkernng  schon  vielfacb 
mit  Kinstellung  der  alten  Steuerzahlungen  begonnen ,  ohne  den 
patriotischen  Mahnrufen  der  Nationalversammlung  Gehör  zu  schenken 
nnd  ebenso  wenig  geneigt,  die  neuen  Steuern  ordentlich  einzu- 
richten und  zu  zahlen.  Die  schwache  Staatsregiemng  war  diesen 
Wirren  gegenüber  machtlos.  So  sank  das  alte  Steuersystem  in 
Trtimmer  oder  versagte  den  Dienst  Das  neue  blieb  zunächst  auf 
dem  Papici'e  stehen  und  ergab  keine  irgend  genügenden  Erträge: 
die  eigentliche  finanzielle  Erklärung  fttr  die  erste  Einführung 
und  baldige  Vermehrung  des  Papiergeldes,  der  Assignaten,  zur 
Deckung  des  Finanzbedarts,  da  auch  auf  den  normalen  Staats- 
credit  unter  den  damaligen  ])olitischeu  und  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnitisen  nicht  mehr  zu  rechnen  war.  Mau  beging  so  den  grossen 


Digitized  by  Google 


Erste  Poriodc  der  cnten  Kevoiuüon. 


377 


stenerpoHtisehen  Fehler,  alte  Steoero  anfzngeben,  htvov  man  in 
neuen*  einen  sicheren  und  genügenden  Ersatz  hatte.  Diesen  Fehler 
haben  die  Briten  immer  vermieden.  Anch  die  Franzosen  haben 
aber  wenigstens  in  der  Folgezeit,  bei  ihren  neuen  politischen  Um- 

"wälznngen,  ihn  im  VVcßentliclicn  zum  Iloilc  ihrer  Finanzen  zn 

vermeiden  gelernt,  wie  liier  hervDrgehohen  werden  mag.  Zwar 
machte  die  ])ro\ isorischc  Regierung  von  1818  einen  liiörichten 
Anlauf  mit  einer  siilchen  unistllrzenden  Steuerpolitik ,  doch  wurden 
ihre  Maassregeln  bald  wieder  rückgängig  gemacht  (§.  171). 

Tcber  die  \  ulksbcw-'i^ungcu  gc^eu  die  alten  Steuern.  •)>  sond<;rs  die  fit  tränkc- 
stcucrn  (aide»),  Salzsteuern,  Octrois,  uud  über  die  LiifHhigkeit  uod  mehr  noch  Lässig- 
keit  der  mit  der  Vcraulag^ani^  der  ncaeo  directcn  Stvucni  bctnnten  Laealorgine  s. 
h.y>.  Taino.  Entstehunir  d-s  inoil<M'ni'ii  I'rankreicli ,  nani.  I.  Hd.  A',  Kap.  2,  und 
Stourm,  Flu.,  dar  zugleich  vortrctl licli  vom  sieucrtochuischeu  Staudpimt  tc  au:^  tlber 
das  nene  SieoMsyatea  niid  deBsen,  mitvoter  äastsciiich  rerhoilte,  Aoknui'luui;  au  die 
Eiarichtnogcn  des  alten  handelt.   Im  Gänsen  glaubte  ich  ihm  hier  folgen  zu  dürfen. 

Die  genannte  „Adresse*'  tiber  die  Stenerzahlnng  ist  eines  jener 
freilich  allen  Fremden  vielfach  phrasenhaft  erscheinenden  fran- 
zösischen ActenstUcke,  das  aber  an  sich  nach  seiner  schOncn  und 

liohcn,  nur  eben  viel  zu  idealistischen  Autlassuiig  doch  Interesse  bietet: 
eine  patriotische,  an  Gefllhl  und  V'ernuntt  appcllironde  Apostrophe 
hinsichtlich  der  Xothwendigkeit  und  Ileilsanikcit  des  Steuerzahlcns, 
sobald  eine  gute  .,\'erfassiing''  richtige  Verwendung  der  Erträge 
und  gute  Einrichtung  des  Steuerwesens  verbürgt.  Ein  ActenstUck, 
wie  wenige  characteristisch  l'Ur  den  edlen,  aber  unpractischen 
Idealismus  der  Politiker  der  ersten  Jahre  der  Kevolution  selbst  auf 
einem  so  ntlchtern  realistischen  Gebiete  wie  dem  der  iksteuerung. 

Warom  waren  die  alten  Stenern  so  verhassty  Weil  es  Auf- 
lagen'' („impositions"),  von  einer  willkQhrlichen  Gewalt  auf- 
gelegt, waren,  nicht  „Beiträge"  („contribntions"),  welche 
vom  „allgemeinen  Willen"  der  Nation  bestimmt  werden.  Diese 
Terminologie  wird  dann  in  der  ganzen  Periode  festgehalten  nnd 
mit  dem  Worte  »^eontrihntions"  dem  erleuchteten  Volke  das  Stener- 
zablen  mundgerecht  zu  machen  gesucht.  „Nul  de  vons  ne  se 
refusc,  ni  ne  se  retusera  jainais  k  payer  sa  justc  part  des  depenscs 
pul)lii|Ucs  (aites  a  son  j)rofit  (sicl),  sans  dcprt'dation,  avec  uno  sage 
rcononiie  (jue  vos  reprcsentants  ont  sÖM  reinent  jugce,  dont  il-^  vous 
rendent  et  vous  taut  rcndre  conij)te,  et  ((ui  ne  sont  troj)  ä  cliar^c 
ä  personne,  lorsque  tont  le  monilc  y  eoiHourt  ä  raison  de  ses 
facultas,  dans  une  e<jui table  proportiou.''  Keiner  wird 
sich  weigern  zu  steuern!  So  rufen  die  Volksvertreter  im  Augen- 
blick, wo  bald  keiner  mehr  Steuern  zahlt!!  — 
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Iii  der  „Adresse"  wurden  die  l>islieriL'eri  Sttucrn  in  f  tnf  II  i npt c  1  assc n 
gebracht:  1)  die  dirccteii.  taillc  rucUc  und  pcrsoucUe,  Ziranzig-^ten,  Kop&teuer.  auch 
Zehnten;  2)  Monopole  und  avssekliessliclio  Privilegion,  wie  die  8alatea«r, 
Tabak,  proviiizcnwciso  auch  Gutr&nk^teaern,  forncr  die  gewerblichen  Abgaben  bei 
den  Meistorrechtcn  u.  s.  vv.;  3)  innere  Verbr.vtirhsstouern,  wie  h  sonders  di« 
auf  (ietränko  und  andere  Artikel;  4)  innere  und  tireuzzölle  beim  iiansport  tob 
W'narcn:  5)  Steuern  auf  Rochtagesch&fte  (actcs),  Contrdlo,  inslnuation,  conti^sne 
deniiT  w.  s.  w.  Fast  mir  diese  fOiifto  Clas-^e  finilot  (Jnadc  in  der  Nationalrersammlunnf^. 
wird  beiljuhalten  und  geht  rufomirt  als  Abgaben  der  K<^btrirang,  den  Stempeis  oud 
Hypothekenwesens  in  daa  neue  Slenenysteiii  Uber.  Sonat  wild  bloai  der  weaiMll 
erhalten,  die  älteren  directen  Stenein  werden  in  die  neuen  directan  nmgewaaddL 

Der  Plan  ffHr  das  nene  StenersyBlem  der  ReTolntioosSra  be- 
ruhte, anter  dem  anTerkennbaren  und  aaeb  nachweisbaren  Ein- 
flnss  pbysiokratiscber  Ideen,  besonders  anoh  über  indireete 

BestcnernnpO,  auf  einer  einseitigen  Vorliebe  für  directc 
statt  iiulirccter  Steuern  und  zugleich  auf  einer  u  nzu  lä  n  g-' 
liclicn  Doctrin  der  direeten  Hcsteuerung.  Die  Weiter- 
entwiclclung  war  in  Frankreich  später,  nach  wiederhergestellter 
Staatsordnung,  und  andauernd  die  dieser  Richtung  gerade  ent- 
gegengesetzte: immer  mehr  indireete  neben  fast  stabil  bleibenden 
direeten  Steuere.  Die  Geschichte  hat  also  dem  System  der 
Revolution  eine  entschiedeue  AblebnuDg  zu  Theil  werden  lassen. 

Diese  Auffassungen  der  Revolutionspolitiker  führten  dazu,  dass 
die  in  direeten  Steuern  grossentbeils  aufgehoben  wurden,  wozu 
freilieh  die  thatsächliebe  Suspension  dieser  Stenern  von  den  ersten 
Tagen  der  Revolution  an  durch  die  wilden  Volksbewegungen, 
welche  namentlich  gewissen  Steuern  dieser  Gattung  (Salz-,  Ge- 
trftnke steuern,  städtische  Octrois)  besonders  feindlieh  waren, 
beigetragen  hat.  Auch  das  Tabakmonopol,  obgleich  weniger 
missliebig  und  nicht  einmal  von  den  politischen  und  national- 
ökonomischen  DoctrinUren  der  Nationalversammlung  so  scharf  als 
andere  Steuern  angefochten,  fiel  schliesslich,  und  zwar  mit  aus 
einem  ganz  doctrinären  Grunde,  weil  man  in  dem  damals  noch 
für  noflnvendig  geltenden  Verbot  des  einheimisiiien  Tabakbaues 
eine  inconstitutioncllc  Kigenthumsbcscliränkung  sah.  Dagegen 
wurde  aus  polizeilichen  und  politischen  Gründen  das  Pulver- 
nion opol  beibehalten  (Jahr  V)  und  verblieb  ununterbrochen  bis 
heute.  Von  den  Zciilen  wurden  ans  sutreficnden  Gründen  die  so 
liberans  lästigen  zahlreichen  inneren  beseitigt.  Die  weniger  be- 

V.  Kaufmann,  Fin.  rrankreichs  S.  161,  105  bezweifelt  das  wohl  mit  Un- 
recht.  Nicht  bloss  die  „einzige  Grundsteuer",  sondern  die  Polemik  gegen  die 
indireete  Bestenerunir  und  der  Eifor  für  ein  „einfaches''  dircctes  Steoer- 
sTstem  sind  phyaiokratiseiic  M<unent> .  Dnpont,  de  Memonrs,  war  anf  «tteSteoer- 
gesetzgebung  von  bcsouderom  £iuftu»i. 
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fehdeten  Anssen-GrcuzzöUe,  besonders  die  Eiufuhrzölle, 
wurden  dagegen  erhalten.  Alle  bisher  durch  Zölle  von  einander 
getrennten  Gebietslheile  Frankreichs  und  die  noch  ganz  ausserhalb 
des  alteren  Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  f§.  64)  wurden 
jetzt  in  das  Eine  neue  grosse  Zollgebiet  aut'genoninien  und  so  das 
von  C  o  1 1)  e  r  t  vergeblich  erstrebte  Ziel  erreicht :  ganz  Frank- 
reich zu  einem  grossen  einheitlichen,  im  Inneren  möglichst 
von  Zöllen  freien  W  i  r  t  h  s c  h  af t  s -  und  Mark  tgeb iet,  das  gegen 
das  Ausland  durch  den  Grenzzoll  abgeschlossen  war  und  einem 
EiQheitaUirif  fttr  den  Verkehr  mit  dem  Anstand  unterstand ,  zu- 
sammenzufassen. Eine  der  bedeutendsten  wirthschaftspolitischen 
Maassregeln  der  Periode,  welche  auch  wichtige  rein  politische 
Folgen  nir  das  innere  Zusammenwachsen  der  Provinzen  und  ihrer 
Bevölkerung  und  flir  die  Amalgamirung  der  Grenzprovmzen  hatte. 
Diese  ,,Einheit  des  Markts'*  und  des  Zollsystems  ist  Frankreich 
seitdem  erhalten  geblieben.  In  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit 
wurde  die  iMurichtung  des  Zolltarifs  und  die  thatsächliche  Function 
des  ganzen  Zollsystems  l'reilich  wesentlich  durch  den  (iaii^^  der 
auswärtigen  Politik  mit  bestimmt.  Die  rein  fiscalische  Seite 
des  Zollvvesens  kam  daher  hier  auch  nur  weni;;  zur  Geltung,  wie 
die  massigen  Zollerträge  zeigen.  Krst  nach  LSlä  ward  der  Grenz- 
zoll das  systematische  Mittel  zur  Durchtührung  einer  bestimmten 
Handelspolitik I  namentlich  der  schutzzöUnerischen,  wobei  die 
Finanzinteressen  aber  ebenfalls  noch  zurücktreten  mussten. 

Siehe  Stoiirin.  I,  2'.i4  IF.  Di''  revolutionäre»  Volkslx-wegumion  wandten  sich 
be&oudcR»  gegen  die  v crkch rühcmmeu den  inacrcu  Stciicru.  Aber  die  Ofientlicho 
Meinniig'  vnd  die  Gesetzgeber  worden  aoch  durch  die  pb  y  siokratische  Kritik  der 
iadirecten  Steuern  mit  bestimmt.  Während  der  revolutionären  Hochfluth  blieb  diese 
Stimmung  herrschend,  w.mhi  «  s  aucli  au  einzelnen  irerrncrischen  Ansichten  nicht  f-^lilte 
und  einzelne  Politiker  allmählich,  durch  die  Miä^stundc  belehrt,  den  indirectcn  Steuern 
vieder  günstiger  gesinnt  wurden.  Solche  Meinungen  waren  in  der  Schreckenszeit 
aber  Terfehmt  und  wagten  sich  daher  nur  schüchtern  hervor.  Krst  mit  <1  in  Cuiisulat 
uad  Kaiserreicti  gewannen  sie  wieder  die  Ubcrliaud.  ÜAch  kurzem  Zdgeru  iiel  so  die 
SAlxttener  (Gesetz  rem  21. — 90.  Mftrz  1790),  ein  Jahr  später  auch  die  Qetrftnko- 
Steuer  (2.— 17.  März  1791)  und  die  städtischen  «^ctrois  il9,— 25.  Februar  1791 1, 
vomit  auch  das  städtische  binanzwesen  zerrüttet  wurde.  ,\n  ErsalzpIänen  und 
wirklichen  legislativen  Ersatzversuchen  mit  Hilfe  von  dirccten  Steuern  fehlte  es 
nicht  (z.  B.  in  Form  von  Zuschlägen,  so  fttr  die  Salzstener,  1790).  aber  solche 
Versuche  misslangen  bei  der  Ausführunj?  un<l  wurden  dann  auch  wieder  nickiränffig 
gemAcbt.  Das  Tabakmonopol  licl  durch  Gesetz  vom  20. — 27.  März  1791,  die 
inneren  Zolle  durch  Gesetz  rem  80.  October  —  5.  Norember  1790,  ebenso  die 
Terschi'-d'.nen  iiltercn  Mcineron  inneren  Verbrauchssteuern.  Auch  die  Kcfornirn  in 
Zoll  Wesen  und  Zulltarif  knüpften  an  umfassende  Vorarbeiten  aus  den  letzten 
Jahren  des  ancien  n  giuie  an  (lil)eraler  Tarifentwurf  vor  der  Notabelnvcrsammlung 
von  17S7).  Elsass -  Lothringen  sperrte  sich  damals  sehr  gegen  die  £inv<Tl>  ibuui^  in 
das  allgemeine  französische  Zollc^cbict.  Die  neuen  Einrichtungen  wurden  durch  die 
Decrete.  bez.  Gesetze  vom  5.  November  1790,  15.  März  IT'.U  i^Tarifgeseiz),  23.  April 
—  1.  M«i  1791  (OrganiMUon  des  ZoUdienstes),  28.  JnU— 6.  a.  22.  August  1791  (Zoll- 
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vorfaliivii  It  ^!uln^:t.  tocliiiiscli  zum  TIi''iI  in  vor/iiulirlicr  Woiso  und  .'iHliriltij?,  aber, 
wie  btuuriii  wieder  im  Kiiueliteit  uaehwui:»t,  doch  vielfach  ziemlich  gooau  Dach  den 
alten  Begicments.  so  das  Ict/te  Gesetz  ttbor  das  Zolkerfahren  nach  einer  Ordonnanz  ron 
16S7  Stotirm,  I,  (il — Erst  n.ich  wiederhergestellter  StaatiordiiUüg,  d.  h. 
von  den  Zeiten  des  Consuiab  an  kamen  auch  alle  diese  (ioscUc  zur  ordeutiicbon  Aus- 
fiihrung. 

Weniger  allgciueinc  und  heftige  princii)iclle  Opposition  scheiucn 
in  der  Kevoiutionszeit  eigenthUmlichor  Weise  die  Stempel-  und 
die  Rcgistrirungs-  und  Besitz wechs elabgaben  gefunden 
zn  haben,  welche  das  ancien  r^ime  bereits  in  seinen  droits  de 
contrdle,  d'insinnation  nnd  dem  centi^me  denier  besessen  hatte 
(§.  65).  Hier  gelang  eine  ans-  und  fortbanende  Gesetzgebang, 
Uber  Enregistrement  1790  und  Uber  Stempel  1791 ,  welche  aller- 
dings anch  erst  später  unter  dem  Directorinm,  1798|  zum  Abschluss 
kam  nnd  damit  erst  ordentlich  practiseh  braachbar  wnrde  (§.  169). 

Die  Häupter undsiltze  und  die  \erwaltungstechnischen  Können  und  Einrichtungen 
sind  ttbri^cns  auch  hier  aus  den  früheren  GcseUen  und  Institutionen  herüber  genommen 
worden.  Im  I<  r  Zeit  der  schlimmsten  politischen  Excosse  nnd  dor  Papierecldwirren 
vet8afrt(5  «lor  Erlit'bungsmfclianisinus  di.sor  srhwioriiren  Steuern  bcgroiflii-h  last  vullij? 
seinen  Dienst,  die  Stcmpeleinnahute  verschwand  zeitweilig  beinahe  ^aü/.,  so  dass  nicht 
ofnmal  die  Kosten  dieses  Verwaltangszveigs  gedeckt  worden. 

Schon  in  noniialcn  Zeiten  der  inneren  und  äusseren  Politik 
würde  CS  schwer  gewesen  sein,  den  Ausfall  der  j^esetzlieh  aut'- 
gehobenen  indireeten  Steuern  uud  sonstigen  hcseitigten  Abgaben 
und  Einnahmen  in  der  gchotcncn  Weise  durch  Eröffnung  neuer 
ordentlicher  Einnahmen  zu  decken.  I^etzteres  konnten  bei  der  ein- 
geschlagenen Steuerpolitik  wesentlich  nur  directe  »Steuern  sein. 
Die  Gesetzgeber  der  Re?olation  bewegten  sich  schon  in  der  ersten 
ruhigeren  Periode  in  einer  doppelten  Illusion,  einmal  Uber  die 
mögliche  Verminderung  der  Staatsausgaben ,  welche  durch  Ver- 
fasBungs-  und  Verwaltungsreformen  erzielt  werden  könnte,  sodann 
Uber  die  hinlängliche  Ergiebigkeit  der  directen  Besteuerung  zur 
Bestreitung  des  verbleibenden  und  durch  andere  ordentliche  Ein- 
nahmen nicht  gedeckten  Theils  des  Fiiian/Jjcdarfs.  Bald  zeigte 
es  sich,  wie  wenig  reelle  Ersparnisse  an  den  Ausgahen  eines 
grossen  Staats  mit  hedeutcndeni  Schulden-  und  Afilitäretat  nnd 
grossen  und  sich  vermehrenden  sonstigen  \'erwaitungsausgaheu 
auch  heim  besten  Willen  zu  erreichen  waren  und  wie  schwer,  ja 
unmöglich  es  sei,  den  grössten  Theil  des  nicbt  weiter  verminderungs- 
fähigen Ausgabeetati  auch  durch  noch  so  zweckmässig  eingerichtete 
directe  Besteuerung  zu  decken.  Aber  in  doctrinärer  Verblendung 
nnd  in  schwächlicher  Nachgiebigkeit  gegen  die  Agitationen  leiden- 
schaftlich erregter  Volksmassen  hielt  man  an  jenen  Illusionen  fest, 
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lertrHounerte  das  S^Btem  der  indirecten  Steuern,  und  scbnf  ein 
nenes  direetes  Stenersystem,  dessen  Ertiilge  fttr  alle  anf- 

gegebenen  Kinnahmen  gentlgenden  Ersatz  bieten  sollten,  Jedoch 
dies  nicht  verniocbten,  aueb  wenn  es  gelungen  wäre,  es  rabclicr 
Qod  besser  durebzufubreu,  ai»  es  Jabie  biuUurcb  gcäcbab. 

§.  168.  Die  nene  directe  Bestenerling  sollte  an  die 
Stelle  der  beseitigten  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfütener,  aach  der 
Zehnten  treten  nnd  Ersatz  fttr  diese  nnd  eventuell  fttr  weitere  auf- 
fiehobene  iodirecte  Stenern  (so  die  Salzstener)  liefern.  Sie  stellte 
zQgieicb  den  Kern  des  neuen  ,,verfassung8mfissigen"  Steuer- 
iTstems  dar. 

Für  sie  insbesondere  nämlich,  wenn  auch  l'(5r  alle  ctwai^^en 
wnstigeii  Steuern  «gleichfalls,  werden  die  p nli  t  i x  h  e  n  Maximen 
der  „staatsblirgerliebcn  Gesellschaft"  anerkannt  und  \eifas.sungs- 
Biasig  und  gesetzlich  festgestellt:  dass  jede  S^U  ik  um  jccbts- 
pltig  za  sein,  auf  dem  Gesetze  beruhen,  alle  Stenern  nnd 
sonstigen  öffentlichen  Lasten  Ton  den  BUrgem  nnd  Eigcnthihnem 
im  Verbältniss  zn  deren  Vermögen  und  Fähigkeiten 
getragen  werden  mttssten,  nnd  jede  Stener  nur  zum  Vortheil 
der  Gesammtheit  eingeftthrt  werden  dürfe.  Die  Steuern  sollten 
jihrlich  bewilligt  werden  nnd  in  der  Regel  nicht  Uber  das  be- 
treffende Jahr  hinaus  gelten,  was  insbesondere  fUr  die  directen 
SteuerD  staatsrechtlicher  Grundsatz  geblieben  ist.  Politisehe  Maximen 
jud  staatsrechtliche  Grundsätze,  welche  einen  bedentendcn  politischen 
Fortschritt  gegen  das  aucieu  rcginic  ergeben. 

Siebe  Acte  coDdtitat.  du  5  t'ructid.  an  III,  dcclar.  den  druib,  art.  Ii»,  3U2,  dccr. 
4«ra9Beabl.  consHt.  da  7  Oct.  178». 

Aber  mit  solchen  blossen  ,,l*rin(  iitien''  war  keine  reale  Steuer- 
politik zu  beireiben.  Die  neu  geplante  directe  Hesteuerung  zumal 
reichte  llir  den  Bedarf  nicht  aus  und  konnte  schon  ihrer  steuer- 
lechuischen  Natur  nach  nicht  an.sreichcn,  obwohl  sie  gewiss 
in  Vergleich  mit  den  früheren  directen  Steuern  manche  und  erheb- 
fiebe  politische,  Ökonomische  und  technische  VorzUgc  besnss.  Auch 
•aeh  ihrer  Yollen  Entwicklung  war  sie  eben  bloss  ein  Ertrags- 
iteuersjslem.  Einem  soleben  fehlt  einmal  die  Fähigkeit,  tiber 
riaen  müssigen  Betrag  hinaus  sich  ergiebig  machen  zu  lassen, 
ToDenda  in  der  Ergiebigkeit  einigermaassen  mit  dem  steigenden 
Fiaanzbedarf  und  gar  mit  dem  Wachsthum  französischer  Etats 
icOwt  wachsen  zn  können.  Dabei  yerfolgtc  man  in  der  neuen 
^ireeteii  Besteuerung  die  Tendenz,  möglichst  nur  nach  realen,  nicht 
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nach  personalen  Momenten  die  Steuerfähi^keit  zu  bemessen  und 
letztere  daher  aus  objectiven  äusseren  Merkmalen  abzuleiten. 
Das  maelit  eine  solche  Besteuerung  wiederum  nur  beschränkt 
ertragsfühig  und  in  den  P>triigen  wenif;  entwicklungsfähig.  Nicht 
ein  Krtragssteucrsysteiii  und  nicht  einzelne  Ertra^^ssteuern,  sondern 
nur  eine  .Su  bj  ects  t  eu  er ,  wie  eine  Einkommensteuer  oder 
eine  Vermögeussteaer,  lässt  sich  —  wenn  Ireilich  auch  nur 
in  gewissen  Grenzen  —  nach  dem  Finanzbedarf  ergiebiger  machen. 
In  der  Bevolutionszeit,  allerdings  im  Hinblick  auf  gewisse  Uebel- 
stände  und  Missbräuche  bei  dem  alten  Steneraystem,  und  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  hat  man  in  Frankreich  eine  solohe  Snbject- 
Steuer  yermieden,  in  ttbertriebener  Befürchtung  wegen  des  Moments 
der  ,,Willktthr"  (des  „arbitraire")  bei  der  Veranlagung  von  und 
der  Einschätzung  zu  solchen  Stenern  und  in  zu  weit  gehender 
Bcheu  vor  dem  fflr  eine  ordentliche  und  brancbbare  directe  Be- 
steuerung eben  einmal  u n  v e  r m e i  d Ii c h e n ,  wenn  auch  etwas 
lästigen  Eindringen  in  die  persönlichen  wirthschaltlichcn  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen.  Auch  selbst  bei  der  Personal-  und 
Mobiliars  teuer,  welche  eigentlich  als  Einkommensteuer  vom 
beweglichen  Vermögen  und  von  persii  n  1  ic hen  Eiuktloften  — 
im  Gegensatz  zu  solchen  aus  dem  Grand  und  Boden  —  gedacht 
war,  hielt  man  sich  daher  nicht  an  das  Einkommen,  sondern  an 
das  ,,objective  äussere'*  Merkmal  der  Wohnung  (s.  u.). 

Dieser  tiefe  innere  Mangel  der  damals  geschaffenen  directen 
Besteuerung  war  ein  verhängnissvoller  Verstoss  gegen  die  beiden 
„finanzpolitischen  Steuerprincipien^'  der  „Ausreichendheit"  und  „Be- 
weglichkeit'<  (Fin.  II,  §.  366  ff.).  Selbst  wenn  die  direote  Be- 
steuerung bloss  ein  Glied  eines  umfassenderen  Steuersystems 
bUtte  werden  sollen,  mussten  sieb  aus  solcher  Einrichtung  der- 
selben grosse  .Missstände  ergeben.  Diese  mussten  aber  um  so 
grosser  werden  -  und  sind  es  geworden  —  je  mehr  diese  Be- 
steuerung, nach  ihrer  ursprünglichen  Idee,  wesentlich  ,,da.s  ►Steuer- 
system", sogar  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  der  Departements 
und  Gemeinden,  durch  das  ,,Zuschlagsysteni",  werden  sollte. 
Alle  sonstigen  VorzUge  dieser  Besteuerung  heben  diese  Mängel 
nicht  auf. 

Anilinglich  hatte  man  aber  nicht  einmal  ein  umfassendes  und 
ausgebildetes  Ertragssteuersystem  im  Sinne.  Man  dachte  viel- 
mehr nur  an  Eine  directe  Hanptsteuer  .und  Eine  directe 
Neb  enstener,  die  nnnmehr,  nach  der  allgemein  hervortretenden 
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Idee  der  völligen  Unification  der  Staatabesteoerang  (§.  101), 
gkiehBiiteeig'  im  ganzen  Staatsgebiete  nnd  ohne  irgendwelche 
persQiiKche  Privilegien  eingerichtet  werden  sollten.  Beide  sollten 
züsaniiuen  den  Ersatz  und  die  Unibildung  der  bisherigen  directen 
Steuern  darstellen  und,  wie  prc-^afrt,  womöglich  auch  Etwas  zur 
Deckung  des  Ausfalls  der  aufzugebenden  sonstigen  Steuern  liefern. 
Entsprechend  jenen  älteren  directen  Steuern  und  auch  den  ge- 
gebenen wirtbscbat'tlicben  VcrbUltoissen ,  ferner  ebenfalls  unter 
Xaebwirkang  pbyeiokratiscber  Ideen,  sollte  der  Schwerpnnot  der 
directen  Besteuerung  nach  wie  vor  in  der  Grund besteuerang  oder 
degenigen  des  ImmobiliaryermOgens  in  Land  nnd  Stadt  (daher 
ODflelilieaalich  der  mit  Hftiuem  bebaaten  Grandstttcke)  und  des 
daraos  fliessenden  Einkommens  liegen,  wobei  nnr  alle  bisherigen 
Exemtionen  nnd  Privilegien  des  beyoneehteten  Grundbesitzes  weg- 
zufallen hatten  nnd  auf  ,,gleicbmllssige"  Steuenreranlagung,  ^^ein 
Jeder  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten'',  abzuzielen 
war.  Hierfür  war  die  Grundsteuer  (contribution  foncicre,  Gesetz 
V.  1  December  1700;  bestimmt.  Durch  die  hohe  Ansetzung  ihres 
Contingents,  ursprtinglich  für  das  Principal-Contiugent  allein  (ohne 
Zuschläge)  auf  240  Mill.  L.,  war  sie  auch  tinnnziell  als  der  Ilaupt- 
pfeiler  des  neuen  Steuersystems  geplant.  Dieser  Iktrag  erwies  sich 
treilich  als  viel  zu  hoch  gegriffen  und  musste  wiederholt  und  noch 
bis  weit  in  das  neue  Jahrhundert  hinein  ermässigt  werden  (§.  184). 
Die  sweite,  die  Nebenstener,  sollte  das  persönliche  und  das 
m  beweglichem  Vermögen  herrflhrende  Einkommen  treffen: 
die  Personal-  nnd  Hobiliarstener  (contribution  personelle  et 
nobiliörey  Gesetz  vom  13.  Januar  —  18.  Februar  1791),  wesent- 
fidi  an  Stelle  derjenigen  Theile  der  bisherigen  directen  Steuern, 
welche  dieses  Einkommen  hatten  belegen  sollen  (§.  59,  60).  Um 
die  Schwierigkeiten  und  die  frllher  vielfach  beklagte  Willktihr  hei 
der  Ermittlung  dieses  Einkorn  mens  behufs  der  Steuerveranlagung 
in  vermeiden,  sollte  aber,  wie  bemerkt,  auch  hier  sich  wesentlich 
an  äussere  objective  Merkmale,  namentlich  den  Woh- 
nangsaufwand  oder  die  Miethe,  gehalten  und  daraus  auf  die 
£inkomnienhöhe  geschlossen  werden.  Antanglich  war  von  dem 
deigestalt  ermittelten  Öteuersoü  einer  Person,  welche  gleichzeitig 
Gnmdbeflitz  hatte  und  daher  zur  Grundsteuer  veranlagt  war,  das 
Gmndsteoersoll  des  Steuerpflichtigen  abzuziehen,  um  Doppel- 
bestenerang zu  Termeiden  und  wirklich  nur  das  nicht  ans  Grund- 
besitz herrührende  Einkommen  zu  treffen.  Eine  später  weggefallene 
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Bestimmung,  aber  eine  richtige  Conseqaenz  der  Idee,  durch  die 

beiden  fj:cnannten  Stenern  eine  wirkliche  Einkommenbestenernng 
zu  lealisireu.  Für  andere  dirccte  Steuern  war  daher  auch  eigent- 
lich kein  Raum  in  diesem  System.  Nur  die  l'uzuliinglichkcit  der. 
Einnahmen  und  die  ungenügende  Erreichung  des  Zieles  mit  der 
Grund  und  rersonalsteuer  veranlassten  spater  die  Eintügung  zweier 
weiterer  directer  Steuern,  der  gleich  zu  nennenden.  Zeitweise  sind 
ausserdem  einige  Luxussteuern  mit  der  Fersonalsteuer  verbunden 
gewesen.  Das  Contingent  der  letzteren  war  zuerst  auf  CO  Mill.  L. 
gesetzt,  eine  Summe,  die  sich  ebenfalls  als  zu  hoch  erwies  and 
yennindert  werden  mosste. 

Weiteres  Ober  diese  Steaen  unten  l>ci  der  Darstellang  der  einzelnen  Stoa«fn, 
§.  Ib3  IT.,  s.  Stourm  I  ch.  5  u.  <»  u.  cli.  s.  Detinitire  Ordnunj?  der  Personalstcuer. 
die  vom  GooFent  zeitweise  beseitigt  worden,  durch  Gesetz  vom  23.  Deceukber  1798 
(3  nirftso  VII)  unter  dem  Directorium.   Auch  die  Grundsteuer  kam  erst  dordi  Gesels 

vom  24.  Norember  1700  ordentlich  in  Gang.  Die  Luxus  steuern  beruhten  ebenfalls 
auf  d'  in  Gedanken,  wie  bei  der  Personal-  und  Mubiliai-sieucr  ausg^owissen  äusseren 
Merkmalen  auf  das  Einkouiuieu  zu  ^chli<  ssun  und  sollten  eine  Zeitlang  »tatt  der 
Wohnung  zur  Veranlagung  der  Pcrsonalstcucr  dienen.  Sie  trafen  Kamine  u.  dergl., 
männliche  Dien^t'ndt'ii ,  I.iiyus- Pferde,  Mauloel,  W'aucn  i(ieset/.  voni  25.  Juli  1705). 
ergaben  wie  gewöhnlich  weit  weniger  als  man  erwartet  hatte,  verblieben  gleicJjwohl 
auch  nach  der  Wiederherstellang  und  Beform  der  Personal-  und  Mobiliarsteoer  (I7*Jb) 
und  wurden  erst  1806  aufgehoben  (Stourm  I,  254,  261).  Sie  hattun  auch  wohl  zur 
Zeit  ihn-r  Einfillining  etwas  mit  die  Tendenz  ein«^r  höhereu  Bcsteuening  der  Reicheren, 
ähnlich,  nur  -ciniissigter,  wie  die  unten  zu  erwäliuemien  Progrcssivstcuern. 

Die  beiden  anderen  Steuern  des  neuen  Systems  directer  Be- 
steuernng,  die  Patent-  (Gewerbe  )  Steuer  (Gesetz  vom  2.  — 
17.  März  1791)  und  die  Thttr«  und  Fensterstener  (Gesetz  Yom 
24.  November  1798)  lagen  anfangs  nieht  im  Stenerplane  und 
passten  aooh  in  diesen  nicht,  wenn  eben  das  Ziel  der  direeten  Be> 
Steuerung  durch  die  Grund-  und  Fersonalsteuer  allein  richtig  erreicht 
worden  w&re.  Sie  verdanken  beide  lediglich  fi scalischen  Er- 
wä{;uugen  ihre  EinflAhruDg,  wobei  die  erste  nur  ausserdem  noch 
in  dem  Wegfall  der  alten  gewerblichen  Abgaben  bei  dem  früheren 
Gewcrl)erecht  im  jetzt  eingeftlhrten  System  der  Gewcrbefi-eiheit  ihre 
Hegrüudung  fand.  Erst  durch  spätere  Gesetze  ist  die  Patentsteuer 
zu  einem  um  lassenden  System  der  direeten  Gewerhehesteueruug 
ausgehildet  worden.  Die  Thlir-  und  Fenstersteuer  wurde  ohne 
älteres  t'ranzüsiscbes  Vorbild  nach  englischem  Muster  eingeführt. 
Nur  die  Patentsteuer  wurde  als  Quotitätssteuer,  die  drei 
anderen  als  Repartitionsstenem  eingerichtet 

Der  Gonvent  hat  die  Patentsteoer  anfj^hoben  (179S),  sie  aber  noch  selbst  wieder 

enieuert  '1705)  Kine  bedeutende  Entwirklurip  erlangte  die  (iesetzirebuntr  Qber  sie 
unter  dum  Directorium  ((ieset/  roui  2'd.  August  17U6  oUur  0  Fruct.  IV  u.  a.  m.,  bca. 
22.  October  179S  oder  1.  Brum.  YIl),  weitere  Yerbesteningen  1817,  1S18,  der  AIh 
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•eUoM  erat  1844  (Geeeta  vom  25.  April).  S.  Stonrin  I,  di.  10  o.  9  (Thflr-  und 

Fenstersteuor)  und  \\Vitercs  unten  §.  198.  Ueber  die  Patentsteaw  S.  wck  oben  ge- 
Bannte  „Adresse"  an  die  Steuerzahler. 

So  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  ond  ersten  Republik 
das  moderne  System  der  dircctcn  l^esteucrnng  in  Frankreich  be- 
gründet worden,  wobei  das  Einzelne,  besonders  bei  der  Grundsteuer, 
flbrigene  unter  mannigfacher  Aiüebnnng  an  die  Arbeiten  der 
Provinsial-  und  NotablenTersammlungen  der  letzten  Jahre  des  alten 
Regiments  geordnet  wurde.  Zur  genügenden  gesetzltehen  Ausbildung 
ond  ordentlichen  practisehen  Durchfahrung  gelangte  aber  auch 
diese  directe  Besteuerung  erst  unter  dem  Consnlat  und  Kaiserthnm 
Napoleon's  I.  Ihren  Abscbluss  fand  die  legislative  und  administrative 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  erst  unter  den  späteren  Regierungen  im 
Laufe  des  liK  .lalirliimderts. 

Auf  die  wicbtigercii  Kiitwickiung&|dia:>uQ  dieser  Stcucrgeset/^ebuiig  wird  uuten 
\§.  183  ff.)  bei  der  UnnCellang  jeder  einxelnen  Steaer  mie  eingcgan|i:eD  irerdeo.  — 
Kicht.  vie  sich  die  aeae  Besteuerung  renrixkliehte,  denn  sie  blieb  längere  Zeit,  bis 
zur  Wiederher-sti  Uiiii'jr  geordneter  pulitischcr  Zustände.  <^r<>-<>.:ntlieils  »n;ius>r»'fülirt,  w  ohl 
aber,  wie  uiau  sich  in  den  ersten  Jahren  der  ICevüiutiuu  etwa  da^  Steuersystem 
tin»nzicll  fangiren  dachte,  ergiebt  sich  aus  Aufstellaniren  und  Budgetentirurfcn  in 
der  legislativen  Vcrsamndung  (1791 — l<2i  und  im  Conv-  nt  IT'.i»— 05.  Danacli  wiinle 
X.  B.  für  1792  eine  Eiuoabme  von  bbi)  MiU.  Lirres  veran>chiagt,  worunter  die  Oruud- 
fltener  mit  240.  MobiUerstener  mit  60,  Patentsteaer  mit  24,  Einregistrirang,  Stempel 
u.  s.  w.  mit  TO,  ZAile  nur  mit  15  Mill.,  „patriotische  Steuer"  mit  85.  iüle  Uteren 
indirecten  Steuern  lehlten,  die  tibrigcn  Einnahmen  sollten  aus  Posten,  Messacreriecn, 
Salinen,  Pulver.  Forsten,  Lotterie  und  aus  den  Einkünften  der  NationalgUter  Mill.) 
kommen.  Aber  der  Anschlag  der  «  i  1  titlichen  Ausgaben  war  der  ganzen  775  Uiil. 
Stell  dict.  de  hn.  p.  529,  woselbst  weitere  Daten,  p.  535,  541. 

Eine  dem  Besitz  als  solehem  ttnd  etwa  dem  fondirten 
und  dem  höheren  Einkommen  Überhaupt  femdliche  Tendenz 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  genannten  Steuern  aueh  in  der 
Revolutionszeit  nieht  besessen.  Ueberhaupt  walteten  bei  der  da- 
maligen Reform  der  direeten  Stenern  wesentlieh  politisohe,  volks- 
wirtfascbaftlicbe  und  steuerteehnische  sowie  administrative  Tendenzen, 
nicbt  eigentlich  socialpolitiscbe  ob.  Die  „staatsb  Ii  r  frerlichen" 
Grundsätze  der  Geset  zniäs8igkei.t,  Allgeni  ci  iilie  it  und 
G 1  ei chmäss igkei t  —  keine  Exemtionen,  keine  Privilegien  — , 
das  Streben,  alle  „WillkUbi"  bei  Veranlagung  und  Erhebung 
möglichst  auszuschliesscu ,  die  Besteuerung  also  ^^erecbt,  be<|ucni, 
einfach,  klar, übersichtlich, verständlich, g le i c h ni ii s s i g  im  ganz e n 
Staate  (Unification),  auch  wohlfeil  nach  der  Seite  der  Kosten  zu 
machen,  die  Veranlagung  und  Erhebung  dem  Volke  selbst  mit  zu 
flbertragen,  waren  Leitstern  und  Zielpnncte.  In  Betreff  der  y|AU- 
gemeinheif '  und  „Gieichmässigkeit*'  stand  diese  Gesetzgebung 
wesentlich  auf  dem  Boden  der  Proportionalbesteuernngy  nicht 
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der  ProgressiTbesteoerang.   Auch  die  Beseitigung  der  iodireeten 

Stenern  ging  jedenfalls  mehr  ans  Rücksichten  und  Tendenzen  der 
genannten  Art,  ferner  aus  physiokratischen  Aul't'assungen  und  all- 
gemeinen „Freiheitsbestrebungen",  als  aus  soeialpolitiscbcn  KUck- 
sicbten  auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  von  diesen  Steuern 
(Salz,  Getränke,  Lebensmittel)  besonders  belasteten  unteren  Classen 
hervor,  mit  anderen  Worten:  sie  war  mehr  eine  Zweckmässigkeits- 
als  eine  Gerecbtigkeitsfrage.  Doch  haben  Kttcksichten  auf  die 
unteren  Classen  wohl  etwas  mit'  gesprochen.  Nur  zur  Zeit  der 
üoehflath  der  revolutionären  Bewegung  hat  man  gesetzgeberische 
Versuche  mit  starken  Extrasteuern,  bez.  Zwangsanlei  heu 
der  „Reichen''  als  solcher  unter  Zugrundelegung  eines  unge- 
heueriiehen  progressiven  Steuerfusses  gemacht.  Diese  Ver- 
suche haben  ganz  ungenügende  finanzielle  Erfolge  gehabt  Ihr 
fast  völliges  Misslingen  ist  allerdings  nicht  bloss  auf  ihre  Maass- 
losigkeit,  sondern  auch  auf  die  ganzen  Zeitverhältnisse  mit  zu 
schieben. 

S,  Stourm  II.  <  Ii.  27.  j).  3Hs  —  gs".  Progressive  Zwangsanlcihc  ron  1793. 
loterscbciiluQg  vou  uutUwuudiguui  und  rcichlicbem  Eiukommca.  Kleine  Eiiikommcu 
bis  1000  bei.  1500  L.  (mit  Ontenolioidaiig,  ob  der  Bezieher  ledig  oder  rerheirathet, 
auch  weiter,  ob  and  wer  ihm  zu  Laston)  üind  ab  ,jioth\ren(ligo"  frei.  Alsdann 
zahlen  die  höheren  für  das  Pltut  den  Progrcüsivsatz  ron  lO^/o  für  lüÜO  u.  s.  w.,  steigend 
bis  50%  für  9000  L.;  alles  Einkommen  ttber  9000  zahlt  iHr  das  Plus  100%,  wird 
also  rdlst&ndig  fortgenommen !  Kivellirunicstcndcnzen  gefoiflbtf  den  Priratrcrmögen 
werden  ansdrUcklich  mit  verfolgt.  Die  Zwanirs.uilinlif*  war  unverzinslich  Wieder- 
holang  1795  und  selbst  noch  zuletzt  unter  dem  Dircctorium  1799  iibulich.  Bestimmte 
politisch  rerdlchtige  Classen  ond  gewisse  Errerbe  werden  dabei  Bpedoll  anlb  Koni 
genommen.  Erfolg  in  allen  Fällen  trotz  der  Drohungen  gering,  meist  gingen  nur 
verthlosc  Assignaten  ein.  Die  Maassregel  von  1799  wurde  anter  dem  Consulat  als- 
bald aufgehoben.  In  der  eisten  Zeit  der  Revolation  hat  man  aach  mit  freiwilligea 
„intriotiMhen*'  Stcueni  wenig  erfolgreiche  Versuche  gemacht.  So  1789  eine  patriotische 
Steuer  von  des  Einkommens  nach  Necker's  Vors<  hlag  Stou rm  II.  2b9)\  Ertrag;' 
höchstens  SO — 50  Mill.  statt  der  mindestens  zu  erwartenden  500  Miil.  L.  Auch  ..patriotischü 
Gaben**  in  der  enten  enthvalastisehen  Beiregung  blieben  ganz  geringfügig  (ebenda 
S.  260  ff.). 


III.  Die  Besteuerung  w&hreud  des  Dircctoriums,  Cousulats  und 

Kaiserthnms  Napoleon*s  L 

§.  169.  Schon  znr  Zeit  des  Directoriams  hatte  man  auch  anf 
finanziellem  Gtebiete  wieder  ein  wenig  in  geordnetere  Bahnen  ein- 
znlenken  gesucht  Gedanken  znr  Wiederherstellnng  selbst  indireeter 
Steuern  wagten  sich  wenigstens  hie  und  da  wieder  hervor.  Anf 
dem  Gebiete  der  direeten  Besteuerung  machte  man  in  der  Gesetz- 
gebuiif?  erhebliche,  in  der  Verwaltuug  freilich  nur  erst  geringe 
Forttitbrittc.    Die  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  begonnene, 
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aber  ins  Stocken  gerathene  legislative  Arbeit  wird  wieder  aulge- 
nommeo. 

So  wird  die  Gesetzgebung  uher  die  Personal-  und  Mobilia  rstcuor  (Gesetz 
rom  23.  Decembdr  1796),  aber  die  Pateotsteuer  (rerscbiedenu  Gesetze  von  179d 
bis  96)  in  dieser  Periode  zum  Abschlassi  g^ebracht,  die  ThUr-  and  Pensterstoner 
ein^nfaft  (Gesetz  rem  24.  November  17l)Si.  Aach  die  Grandsteaer  erhält  in  dem 
Gesetz  fom   23.  KoFembcr  nuS  {'A.  friiii,  wtMiigstcns  narb   einer  Seite  ihre 

le^riaiAtire  A'olleuüung.  Die  tbeils  iu  VolgQ  lalschcr  VerwaltungägruQdsätze  —  wie 
besonders  bei  der  Grondsleaer  —  tbeib  in  Folgre  der  politischen  nnd  finanziellen 
W  iriei».  bt>on(ii  r;>  dt-r  Papiergeldrnisswirtljschaft.  iiiisslunp:one  oder  ganz  unterbliebene 
admiuistrativc  Durclifubruog  der  neuen  directeu  Stenern  wird  wieder  in  Gang  zu 
Mng^cn  gesacht  Aber  nsmentlich  bei  der  Grandsteoer  nodi  lkst  ohne  Erfolg,  indem 
man  u.  &.  hier  noch  rer<,^eb*  ns  ilie  Herstellung  der  Steuer- Stammrollen  den  Binden 
nnßbieer  oder  wid^-rwilliger  Localorgane,  denen  man  sie  unrichtiger  Weise  tnrer- 
traut  hart"",  zu  cnt/iebi'n  und  sie  Staatbbeh<"'>rden  zu  ubertragen  sucht. 

Erhebliche  legislative  Fortschritte  erfolgen  dagegen  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  VerkehrsbesteueruDg. 

Hier  wird  durch  das  Stempclgesetz  vom  'i.  Noveuihrr  179^  JH.  Iiruin.  VIIi 
und  durch  das  Gesetz  Uber  Eioregiälrir ung  und  Kegisterabgabuu  vom 
12.  Deoember  1798  (22.  fHm.  YII)  die  Gesetzf^bnng  von  1790—91  erst  ordentUch 
pncttseli  brauchbar  gemacht  und  dio  endkciltitre  Gruudlajre  für  dirso  juristisch  und 
techniscb  so  besonders  schwierige  Besteuerung  bis  auf  die  Gegenwart  geschaffen. 
Obwohl  man  sich,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier,  wesentlich  wieder  an  die  Grand- 
sittze  uud  Bc^tiullnunifen  der  alteren  Gesetzgebung  anlehnte,  zeigen  die  Gesetze  von 
179§  doch  au(  h.  übet  wrli  In;  ausgezeichnete  fachmännis«  he  Kräfte  das  rerolutionäre 
Franiircich  in  äciutu  guäctzgebcudcn  Körpern  auch  iu  dieser  Zeit  noch  verfügte.  Zu 
benebten  ist,  dass  dieErbschnftsbesteoerong  in  der  französischen  Gesetzgebung  ein 
integfirander  Bestmdtheil  des  Eniegistrements  ist  (8.  n.  §.  211  £). 

Nur  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Stenern  blieb  es  anch 
unter  dem  Direetorinm  im  Weeentliehen  noeh  bei  bloss  akademischen 
ErOrterangeD  und  Anregnngen.  Die  Gesetzgebung  wagte  noch 
nicht,  zn  diesen  Innern  snrttclKKakehien. 

Nor  ebe  kleine  Ansnshme  hierron  mnebt  eine  nene  innere  Tsbnksbesteaemng 

und  eine  Besteuerung  des  ftf fcntlichon  Personenfuhrwerks,  bez.  Trans- 
ports (1797),  ferner  der  Spielkarten,  die  dem  Stempel  unterlagen.  Sonst  wurden 
bloss  die  städtischen  Octrois,  speciell  für  Getränke,  der  dringenden  Finanz- 
bedürfnissc  halber  in  einigen  Städten  wiederhergestellt,  so  in  Paris  (Gesetz  vom 
18.  October  !798i. 

Also  im  Ganzen  unter  dem  Direetorinm  doch  nnverkennbare 
Fortschritte  zur  finanziellen  Ordnung,  nur  dass  eben  die  Staats- 
▼erwaltang  noch  yiel  zn  schwach  war,  die  erlassenen  tüchtigen 
Gesetze  ordentlich  durchzuführen  und  politische  Wirren  immer 
wieder  stOrend  einwirkten.  Dass  auch  die  Gesetzgebung  selbst 
gelegentlich  wieder  in  wildre?olntionäre  Bahnen  auch  auf  diesem 
Gebiet  einlenkte,  bewies  der  Versuch  mit  progressiven  Zwangs- 
anlehen von  den  ,,Reichen''  (der  ,,classe  aisöe")»  den  das  Directorium 
nicht  nur  1795^  sondern  selbst  1799  noch  einmal  machte. 

Erst  mit  dem  Cousulat  und  mit  der  Consolidation  der  iiouon 
monarchischen  Staatsgewaiti  welche  anluugs  unter  dieser  vcr 
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hüllten,  bald  unter  der  offenen  Form  des  Kaiserthums  der  rcvo- 
lutionftren  Anarchie  ein  Ende  machte,  kam  anch  in  alle  Maass- 
regeln zur  Wiederberstellnng  der  finanziellen  Ordnung  ein  nener 
enei^ischer  Zog,  bei  welchem  der  £riblg  nieht  ausbleiben  konnte. 
Die  Ordnung  der  Besteuerung  war  hierbei  eine  Hauptsache. 
Sie  erfolgte  durch  Napoleon  I.  und  seine  tttchtigen  Minister,  be- 
sonders Gau  diu  (den  späteren  Herzog  von  Gaeta)  in  zwei- 
facher Weise. 

Einmal,  schon  alsbald,  durch  Erjrrcifung  richtip:cr  Ver- 
waltiingsmaassrcgcln,  um  die  brauehharen  Stcuergcsctxc  der 
vorausgegangenen  Periode  der  Revolution  nun  auch  zur  ordentlichen 
ernstlichen  AnölUhrung  zu  bringen,  woran  es  bisher  zumeist 
gefehlt  hatte.  So  kommt  besonders  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  directen  Steuern,  dann  der  Hegisterabgaben  und  Stempel 
jetzt  erst  gehörig  in  Gang.  Soweit  nöthig,  wird  auch  die  be- 
ztlgliohe  Gesetzgebung  zu  diesem  Bebufe  fortgebildet,  so  nament- 
lich diejenige  Aber  die  Grundsteuer. 

So  wird  schon  durch  ein  GüseU  von  1799  (24.  Novcml»er)  die  Herstelluni:  der 
SteaentammroUen  wi<Ml.  r  Staatsbehörden  ühertnfoa,  die  g:anze  Arbeit  mehr  ceii- 
tralisirt  and.  sowi  it  eine  Mitwirkung  von  l.ocalorganen  verl)leibt,  eine  staatliche  Theil- 
nahme  au,  uud  Oberaul^icbt  tiber  die  Arbcitcu  dieser  Orgaue  oiogericlilet.  Mar  so 
erwies  es  sich  möglich,  die  VerzOgeranf  dieser  Arbeiten  und  die  daraus  herror- 
fceheiideii  KucUliinde  aus  directen  Steuern  zu  beseitigen  (Stourm  I,  167  fi  ).  Auch 
das  Ste  nerexer  u  tionswoson  wurde  im  \'rr(ir(lnung8Wegc  (4.  Anpust  ISOO) 
practisch  wirksam  gerogelt.  In  den  rasch  steigenden  Steuererträgen  uud  der  Ver- 
minderunij:  der  Kückätändc  zeigt  sich  bald  der  Erfolg  dieser  Maassregcln.  Das  Budget 
des  Jahres  IX  22.  Sejitembcr  ISOO — t'^iili  konnte  sclion  mit  einiger  Sicherheit  auf 
den  wirklirhon  Eingang  von  263  Mill.  Krcs.  directer  Steuern,  \2\i  Mill.  Eoregistremeut 
und  Stempel  rechnen,  neben  freilich  nor  12  Milt.  indirecter  Stenern  (Zolle).  Etwas 
später  kommt  es  dann  auch  für  die  Grundsteuer  zur  Lösung  einer  noch  ganz  uner* 
ledip:t  gebliebenen  Aufjfa>ie,  zur  IIei>tellung  eines  Katasters.  Nach  \ crschiedeneii 
Experimenten,  welche  nicht  genüjjen.  entachliesst  mau  sich  der  schwierigen 
Uperation,  eine  Parcel  larkatastri  rung  durchzufuhri^n  ^Gesetz  vom  15.,  25.  Sepur. 
th07),  womit  man  freilich  eiBt  nach  Jahrzehnten  fertig  wnrde  (1845)  (Stonrai  I, 
192  ff,  s.  u.  §.  Ibb). 

Die  zweite  grosse  stcucrpolitischc  Maassregel  Napoleon's  war 
dann  etwas  später  die  Wiedereinführung  ergiebiger 
innerer  indirecter  Stenern,  d.  h.  auch  hier  in  allem  Wesent^ 
lieben  die  Rttckkehr  zu  dem  alten,  jetzt  nur  angemessen  ver- 
besserten Steuersystem. 

So  wurde  zuerst  die  Getränke-,  besonders  die  Wein-,  Brauntvein-, 
Ciderbestenerang  wieder  eingeführt,  anfangs  in  nngenUgender  Form,  ab  Steuer  beim 

Produc  !it  n  (Gesetz  vom  2.').  Februar  1S04),  bald  in  den  alten  und  dann  seitdem  im 
Wesentlichen  bestehnn  irebliel»en«:n  Formen  der  Circulations-  und  Kloin-  (Detail -^ 
abgaben  (Gesetz  vom  24.  April  l^QC»)  und  der  Eingan trsabfrabc  in  Städten  «.Gesetz  rom 
25.  November  1808).  In  den  Jahren  lb\2,  1S13  und  1S14  erfolgten  in  einigen 
Poncten  Ablnderangea  und  Weiterbildungen  dieser  Stenerfonnen  (,/»nzige  Steuer" 
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Als  rierte  Forui  la  gewit»en  FiUiciO»  Auch  da^  Bier  wurde  durch  das  ücscU  von 
1S08  einer  Steuer  beim  Braoer  onterworfen. 

Selbst  die  Salzsteucr,  an  die  man  übrigens  schon  unter  dem  Dircctorium  wieder 
f^dacht  hatte  (Stou  nn  I.  318  ,  kehrte  wieder,  aber  in  gcringrerer  Hrthc  und  oiine  die 
lästigen  Erliebungb-  und  Coutrolmaassrcgeln  der  alten  Gabelle,  welche  diese  Steuer 
im  aocien  rftgime  mehr  als  die  Besteacning  an  und  für  sich  so  rerhMbt  femacbt 
hatten  (Gesetz  rom  24.  April  —  4.  Mai  ISOf)  und  verschiedene  Dccrete  aus  dieser 
Zeit).  Sie  wurde  jetzt  als  ProdoctioDssteoer  au  dcu  Salzworlicu  uud  Salinen  uud  aU 
GrenzzoU  rom  auswärtigen  Salce  erhoben.  8o  ist  aie  Beatandtheil  der  modernen 
französischen  Besti^uerung  geblieben,  nur  1848  TOrftb^ehend  aufgehoben,  aber  noch 
in  demselben  Jahre  in  ircring'  rer  Höhe  wieder  hergestellt  wonl-  n. 

Der  Tabak  war  uacli  Aufhebung  des  Monopols  nur  ileui  Einfuhrzoll  unter- 
worfen gewesen,  nur  Rohtabak  durfte  eingeführt  werden,  nicht  fremdes  Fabrikat.  Der 
iii!ändi->^' h''  Tabakbaii  war  frei,  der  Zollcrtrai:  minimal.  S<  lion  das  Üirectoriatn  er- 
höhte den  Zoll  erheblich  (1796)  uud  führte  eine  technisch  ganz  unrollkümmene, 
oüteife,  wenig  eitragbflihige  inlindia'che  Fabrikationaateoer  ein  (Gesetz  rom 
12.  November  1798).  Das  Consulat  und  Kaiserthum  verbessern  diese  Besteucrungs- 
form  zunächst  mittelst  einiger  neuer  (iesetze,  verschärfen  die  Controlen  und  urhöhcn 
den  Steuersatz,  wobei  man  zu  einer  Zwangsmarkirung  schreitet  (Gesetze  von  1802, 
1*'04.  1^00)  lind  erzielen  rasch  steigende  Erträge  1S02— 10  von  1.1  auf  25.5  Mill.  Free, 
ohne«  den  ZoU\  l)«Minocli  wird  1810  das  Monopol  durch  eitif'ai  lies  Derret  wieder 
eingeführt  (2Ü.  Uccembcr  ISIO  ,  jetzt  aber  mitZulassung  iuiaudischeu  Tabak- 
l»nae8  nach  dem  Liconzsystem  und  mit  Abliefeningazwang  treigl.  oben  S.  148). 
Bald  sich  finanziell  gut  bewährend  ist  das  Monopol  dann  definitiv  rerblieben  and  eine 
immer  wichtigere  Einnahmequelle  geworden  (Stourm  I,  379  ff.). 

Getränke  und  Tabak  unterstanden  mit  einigen  anderen  Abgaben  nnter  dem 
cBlen  Kaiserreich  der  gemeinsamen  Regie  des  droits  r<^unies,  and  die  Erträge 
erschienen  unter  diesem  Namen  in  den  Etats.  Die  älteren  kleineren  inneren  indirccten 
Stenern  hat  Napoleon  nicht  wiederhergestellt,  jedoch  die  Steuer  von  ötlentlichem  Fuhr- 
werk, bM.  Transport,  aaf  den  refelmlaaigen  Waarentransport  (1804)  aasgedehnt 
Erst  in  der  neuosteji  Finanzperiode  nach  1S70  sind  einisrc  der  übrigen  älteren  inneren 
Steaern  wieder  erschicneu.  Ausser  den  inuereu  liameu  aber  vermehrte  indirecto 
Stanem  Im  Tarif  der  Einfuhrzölle  ror,  wobei  d»r  Ertrag  frettieh  ron  der  jeweiligen 
Politik  (Contijientalsperre)  stark  beeinfliu^st  wurde.  Im  Jahre  1^10  haben  inach  dem 
Srgebniss,  dict.  de  fin.,  p.  551  die  indirecten  Steuern  bereits  wieder  21 71  Mill.  Frrs. 
gd^ert  (gewöhul.  Zolle  und  Salz  1)2.3,  ausserordentliche  Zollabgaben  8.1,  droits 
itaniea  109,  Salz  and  Tabak  jenseits  der  Alpen  7.8>,  neben  191.4  MilL  aus  Eure* 
glltremcnt.  Stein|ie!  und  Domänen)  und  .302. C  aus  den  dir-Mtcn  Steuern.  W'enli  ii 
die  Yexkehrssteueru  in  fraozAsiscber  Weise  zu  den  iudirectou  gerechnet,  so  hätten 
diese  damals  also  schon  wieder  das  Pebergewicht  ttber  die  directen  gehabt  (V;:";:^ 

Diese  Klick  kehr  zur  indirecten  Besteuerung  ist  der 

napoleonischen  Regierung  von  prineipiellen  und  politischen  Gegnern 

dieser  Steuern  wohl  zum  Vorwurf  gemacht  worden.    Gewiss  mit 

Unrecht.    Als  Glied  des  modernen  Steuersystems  konnten  diese 

Steuern  in  einem  grossen  Staatshaushalte,  wie  dem  l'ranzösischeD, 

ant'  die  Daaer  nnmöglich  fehlen.    Ihre  nothwendige  Wiederein- 

fUbrnng  hat  gerade  als  Beleg  für  ihre  allgemeine  Unentbebrlichkeit 

nnd  als  Berichtignng  des  einseitig  auf  directe  Stenern  begründeten 

Stenersystems  in  der  ersten  Periode  der  Revolntion  eine  allgemeine 

steaergescbiebtliehe  Bedentnng  für  die  Stenerlebre,  wovon  auch  der 

Finanztheoretiker  Act  zn  nehmen  hat. 
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IV.  Die  BesteaeroBi^  onter  der  Kcstaurfttion  und  Jalimonarchie 

(1S14  — 184S). 

§.  170.  Die  wiederhergestellte  bourbonische  Monarchie  hatte 
die  finanzielle  Erbsehaft  der  voransgegangenen  Perioden  zn  Über- 
nehmen. Handelte  es  sieh  hier  auch  einschliesslich  der  Contri- 
bntion  an  die  Allürten  und  der  Entschädigung  der  Emigranten  nm 
geringere  Lasten^  als  sie  andere  Staaten  ans  der  laugen  Kriegszeit 
übernommen  hatten  (§.  165),  so  doch  immerhin,  in  Verbindung  mit 
allen  anderen  Finanzerfordernissen,  welche  die  Herstellung  uucl 
Befestigung  der  neuen  Staatsordnung  und  die  Erholung  der 
franzosischen  Volkswirthschaft  von  den  Kricgsliiuften  mit  sich 
brachte,  um  recht  schwierige  tiuanzielle  Aufgal)eu.  Frankreich 
hat  dieselben,  ebenso  wie  die  späteren  nach  den  neuen  grosseo 
politiHchen  Katastrophen,  verhältnissmässig  leicht  gelöst.  Seine 
wirthsehaftliche  und  finanzielle  Elasticität,  die  Schwungkraft  seines 
Staatsoredits  erwies  sich  schon  damals  bedeutend. 

Siebe  besonders  Sudre,  So.  de  h  Fraiic<>.  I,  lirre  2,  ein  Werk,  von  dem  die 
früluTi'  Rt'inerkung  in  der  Vornote  S.  3G7  tibi  r  »i«*n  Ton  selbst  tVui/i^sisclior  Fach- 
werko  in  Buzug  auf  solche  Motbzeiteu  Fraukitiichs  in  besonderem  ^laaöäo  gilt.  Ferner 
im  dict.  de  fin.  Boitean's  Artikel  badg^.  gönAr.,  p.  560  ff. 

Die  ernste  Probe,  welche  in  solchen  Zeiten  auch  an  die  Be- 
steuerung herantritt,  hat  die  letztere  damals  ira  Ganzen  gut 
bestanden.  Selbst  von  den  directcn  Steuern,  den  am  Wenigsten 
entwicklungsfähigen ,  ist  das  fUr  diese  Periode  anzuerkennen.  Sie 
sind  in  ihrer  Grundlage  unverändert  geblieben  und  haben,  mit 
AusDahme  der  Pateotsteaeri  auch  nur  wenige  Veränderungen  von 
Einzelheiten  erfahren. 

Bödeulcndo  Zuschläge,  wie  schon  in  den  letzten  Jahren  Napoleon's  I.,  konnte  man 
wenigstens  vorübergehend  in  den  ersten  Jahren  d-^r  lie^tanration  s.'lbst  auf  die  directen 
Steuern  zur  Erhöhung  der  erforderlichen  Einnahmen  des  btaats  seihst  legen  —  was 
ubrigeos  in  fenchiedeoer  Hohe  für  die  einzelnen  Stenern  geschah  —  sovenig  gerade 
ein  Ertragsstcuersy-item  wi-'  das  französisch'  liierfür  sonst  geeignet  ist.  Man  ging 
dauu  auch  ib21),  wie  schon  wiederholt  in  der  frilhcrea  Periode,  zu  l!r- 

m&ssignngen  des  PrincipaI>Gkintingcnts  der  Grnndstener  tiber,  namentlich  zu 
Oonsten  der  besondere  überlasteten  Departements  (§.  1S4).  Aber  auch  später  kamen 
noch  Zuschläge  für  ailgomeinc  Staatszwecke  zu  den  directen  Stenern  vor;  so  suchte 
die  Julimonarcliie  uiu  auf  diese  Weise  ihre  Finanzrerlegenheiten  zu  überwinden.  Da 
es  i:i  1- rankreich  sonst  fast  keine  selbstAndigcn  directcn  Steuern  der  Departements  und 
(icineinden  izi'  ljt,  miiss  der  betrelTende  Steuerbudarf,  soweit  er  nicht  durch  die  wieder 
immer  allgemeiner  gc wordenen  städtischen  Uctrois  in  den  meisten  grösseren 
Stldten  gedeckt  ▼ira,  durch  Zoschlige  zn  den  directen  Staatssteaern 
(Centimes  addition.  döpart.  et  «ommun.)  bestritten  werden.  In  der  Periode,  von 
welcher  hier  die  Kede  ist,  haben  sich  daraus  nocli  keine  .Mis^t  nidi'  i  ig«  ben.  Priu- 
cipiclle  Veräuderuttgeu  oder  auch  nur  Erwcitcraugeu  des  Systeuis  der  directen  Be- 
stenening  hat  man  nicht  tii  geboten  enchtet  Der  Gedanke  der  eigentlichen  Ein- 
kommensteuer gewann  in  der  Praxis  keinen  Boden.  Selbst  der  kme  Zeit  sa  Oesetiei- 
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kraft  gekommeuo  Vcräuch,  die  PcniODal-  von  der  Mobiliarbtoucr  zu  trennen  und 
weni^teus  die  erstcrc,  ferner  die  TbUr-  und  Fensterbtcuer  als  Quotit&tssteuer  ein 
zurichten  i  Gesetz  vom  2ß.  Mine  1831),  um  sie  bawer  mit  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  des  Wohlstands  im  Ertrafr  wachsen  zu  lassen,  scheiterte  an  der  Opposition  des 
Pablicimui,  «reiches  in  dieser  btouerform  eine  Art  Kop&teuer  sah,  und  wurde  schon 
im  Iblfendeii  Xalm  rttckg&ngig  itremacht  (Oesetx  Tom  21.  April  18S2,  rgl.  Sadre  II, 
176  fl.  Die  Um&odcning  hatte  z.  Tli.  einigen  Ersatz  für  die  Ermässigung  d^r  Gc- 
trftakesteDem  im  Jahre  schatten  sollen,  s.  u.  §.  190  (f.).  Nur  die  Patontstcuer 
erfahr  eine  umfassendere  Aus-  und  Fortbildung,  aber  doch  im  Rahmen  der  bisherigen 
Normen,  MrcsentUch  abflchUesMiid  doreh  das  vichligfl  Gesetz  vom  25.  April  1844 
(0.  §.  190  If.). 

Die  beiden  anderen  grossen  Stenergroppen,  die  indireeten 
Verbranehssteiierii  mid  die  Verkehrsstenern,  erwiesen  sieb 
schon  In  dieser  Periode  elastisch  genng,  nm  höhere  Ertrilge  fttr 
den  stetig,  aber  doch  im  Vergleich  mit  der  späteren  Zeit  nur 
mftssig  steigenden  Bedarf  zu  liefern ,  ebenso  die  städtischen 
Oetroie.  Auch  an  den  Grnndlagen  und  Hanptnormen  dieser 
Stenern  ist  wenig  verändert  worden,  am  Meisten  noch  bei  den 
Oetränkesteuern,  bei  welchen  auch  mehrfach  bestimmte  politische 
und  wirthschaftspolitische  Rücksichten  auf  die  Prorlucenten  (Wein- 
bauern) und  auf  die  Consumenten  Einfluss  erhin<jteii.  Der  Zoll- 
tarif trat  mehr  und  mehr  unter  handelspolitische,  hoch- 
s  c  h  u  t  z  z  ö  1 1  n  e  r  i  s  c  h  e  Gesichtspunctc,  auch  in  Hctreft'  der  Agrar- 
producte.  Aus  gleichen  Gründen  wie  in  anderen  Ländern  wurde 
bei  der  immer  grösseren  Bedeutung  der  Rüben zuekerindustrie 
dieser  Zucker  einer  besonderen,  bald  wiederholt  erhöhten  Steuer 
unterworfen,  welche  seitdem  ein  Glied  der  französischen  inneren 
indireeten  Bestenemng  geblieben  ist  Die  Transportstenern 
wurden  mit  der  Entwicklang  der  Eisenbahnen  nnd  Dampfschiffe 
ergiebiger,  da  die  Bestenemng  des  öffentlichen  Fuhrwerks  auf  sie 
ausgedehnt  wurde,  zunftchst  freilich  (1838)  mit  einer  eigenthUm- 
lichen,  erst  später  beseitigten  Beschränkung.  Das  Tabakmonopol 
theoretisch  einmal  angefochten ,  bürgerte  sich  fest  ein.  Die  Be- 
anstandungen,  welche  die  Oc t ränkc steuern ,  besonders  die 
Weinsteuern  und  das  Tabakmonopol  gelegentlich  ^el'iiudeu 
haben ,  veranlassten  Enqueten,  aus  denen  diese  Stenern  aber  sieg- 
reich hervorgegangen  sind ,  nur  dass  bei  den  (Tetränkesteuern 
einzelne  Modificationen  vorgeschlagen  und  dann  aucli  von  der 
Gesetzgebung  vorgenommen  wurden.  Die  Kegisterabgaben 
nnd  Stempel  wurden  nur  in  Einzelheiten  tortgebildet. 

Das  System  der  Steuern  für  die  dirM  französischen  Hauptpetränke.  Wfiti,  Obst- 
wein, besoDders  Apfelwein  (cidre),  Branntwein,  ist  durch  seine  ganze  Einrichtung, 
nmmeBtlich  doreh  seine  Cratrolen,  Air  dio  Nichstbetheiligten,  die  ProdacenteD,  Händler, 
Wirthe  sehr  lästitr.  Beim  Wein  kommt  ausserdem  das  Interesse  der  unteren  Classen 
als  der  Üoasameaten  stark  mit  in  Betracht.    Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
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goradc  dioBO  Steuern  in  politisch  erregten  Zeiten  immer  besondere  Opposition  ge- 
funden htben,  so  in  der  ersten  Revolution  die  ..aido8*\  duiB  irieder  die  cmeiitoa 
<ietränkestenern  1811.  1S2'.I — 30,  IS4*^.  Mehrere  Keformiiiaassrctrelu  sind  daher  von 
doQ  Eegieningeu  diü  der  politibchcn  Fopul&rit&t  willen  in  solchen  Zeiten  vorgonoinuiua 
worden.  So  1814  (Ooselz  der  Restevrattott  Tom  8.  December),  1815  ron  Napoleon  L 
iDecrot  vom  8.  April).  1S:{0  iGcsetz  vom  17.  October  und  vom  13.  December,  nach 
den  \'on>chlrigen  der  damaligen  Emiucte,  nebst  weiterem  Gesetz  vom  IM.  April  1S32); 
dann  wieder  1S4S  ^s.  u.).  Die  Grundlage  für  die  GctränkebesteueruiiK  iii  cukt  Art 
Codification  und  Fortbildung  der  Gesetzgebung  ans  der  Kai^erzeit  wurde  durch  die 
(leset/c  vom  8.  December  1814,  2S.  April  1816,  und  fiir  Branntwein  speciell  durch 
(icsetz  vom  24.  Juni  1824  gelegt  (Festbaltong  der  Wurthbeätcuerung  ?on  1812  und 
gcnanere  Dnrchflkbrang  der  Beeteaeronir  ^om  Alcohol^halt).  Weiteres  nnten 
bei  den  einzelnen  Steuern.  Siehe  besonders  Stourm  I,  356  ff.  und  derselbi^  in 
dem  Artikel  boissons  im  dict.  de  fin.  Ueber  die  Steuerorinibsigung  von  ls:;o,  Sudrc 
II,  165.  —  Einführung  der  Kuben^uckersteuer  durch  Gesetz,  vom  Is.  Juli  1837, 
Erhöhungen  1839,  1840,  1843:  hier  Gleichstellung  dos  Steoersatzcs  mit  dem  Zollsatz 
fiir  fran/ösisrhen  Colonialzucker.  —  Bei  den  Eise n  ba  Ii  ii  c  n  wurde  im  Fahrpreis  der 
eigentliche  Trau  Sportpreis  und  der  Preis  für  die  Benutzung  der  Fahrstrasso 
unleTBcbieden  ond  nvr  ersterer  Theil  besteuert  (Oesetz  rom  2.  Juli  1898).  —  Das  Tabak- 
monopol  ist  auch  damals  noch  gelegentlich  vom  Standpunctc  der  ,.Eigenthums- 
froihcit"  (wegen  der  Culturbeschränkungeii)  angosrrillon  worden.  Die  Enquete  von 
1 S35  fand  auf  Wunsch  des  Parlaments  statt,  von  ihrem  Ergebniss  sollte  die  Fortdauer 
des  Monopols  abhängig  sein.  Das  Ergebniss  war  den  letzteren  durebaos  gOnstig 
(Gesed  Tom  12.  Febroar  1835,  23.  AprU  1840). 


y.  Die  Bestenerang  unter  der  zweiten  Republik  und  dem  zweiten 

Kaiserreich  (1848—70). 

§.  171.  Die  RegieniDg  der  FebrnarreTolation  versnehte  znent 
aaf  die  verbftiignissyoUe  Bahn  der  Steuerpolitik  der  ersten  Revo- 
lution einzulenken.  Die  gewöhnlichen  Illusionen  solcher  Zeiten, 
(lass  man  den  Finanzbedarf  nach  und  durch  eine  .Staatsumwälzung 
leicht  erheblich  herabsetzen  könne,  die  doctrinäre  Abneigung  jjofyen 
die  indirectcn  Steuern  Uberhaupt  und  die  besonderen  Bedenken 
gegen  einzelne,  nach  unten  zu  drückende  und  verkehrstörende 
Steuern,  wie  die  Salz-  und  die  Getränkesteuern,  die  Vorliebe  fllr 
die  directen  Steuern,  endlich  aacb  Popularitätohaseherei  gegentlber 
der  städtischen  Bevölkernng,  das  Alles  vereint  führte  zu  sehr 
unüberlegten  Experimenten  mit  sofortiger  Beseitigung  und  Ver- 
mindernng  indirecter  und  Erhöhung  der  directen  Steuern. 

S.  Uoonders  Marquis  d'Audiffret,  syst,  (in.,  uh- r  die  Finanzkrisc  von  184S,  IV, 
Namentlich  wurde  die  Salzstencr  ron  181!»  an  ganz  aufgehoben  (Docret  der 
prorisorischen  Kegierung  soui  IN.  April  lS4Si,  bald  zwrar  wiederhergestellt,  aber  nur 
im  Betrage  einet  Drittelte  des  alten  Steuersatzes  (Gesetz  vom  28.  December  ISIS). 
S.  d'Audiffret,  syst.  fln.  IV,  l.Ttifr. ,  140,  mit  zu  einseitiger,  aber  doch  den  Um- 
ständen nach  nicht  unrichtiger  Polemilc  gegen  diese  Maaasregel.  —  Aus  den  unpopu- 
Uren  Geträokesteoeni  strich  die  prorisorUche  Regierung  gleicbfiJb  tlsbeld  die 
wichtigste  Abgabe,  die  „Detailgebuhr",  und  suchte  Ble  durch  eine  allgemeine  Con- 
sumtioussteuor  zu  ersetzen,  was  einen  bedeutenden  Ausfall  (51  Mill.  Frcs.  ergeben 
h&tte  ^Decret  vom  30.  Män  1846).  Doch  wurde  auch  hier  die  alte  üesei/gebung 
beld  irieder  hergestellt  (Gesetz  rom  22.  Juni  1848).  Nach  einem  Gesetz  vom  19.  Mai  1849 
sollte  aller  sogar  die  völlitrc  Aufhehmii?  der  (Jctränkestcuem  von  Anfanp:  1^50  an 
eintreten,  welche  Maaisregel  indet>iien  ebuufalis  noch  vorher  wieder  rückgängig  gemacht 
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woideB  ist,  unter  proriforitoher  BeibehalCong  der  biilierigea  Gesetzgebung  (6eseti  von 

20.  Dccctnber  1S49\  Es  wurde  ahcr  rine  neue  EncjUL-tc  Uber  die  (lotrSnkcbosteiioruiiji; 
oingehchtet  (1849 — 51),  deren  Vorschläge  anbedingt  für  Beibehaltung  dieser  Steuern 
wmden,  im  UebrSgen  auf  Errnftssigung  der  Eingangsabgnbeu  (in  den  Stftdten)  und  raf 
re^^  I  i  Jene  Üeineie  Veiindemni^en  und  ErleichtMnngen  der  bestehenden  Gesetz* 
gebuiiir  hinausgingen,  was  dann  ein  neues  Gesetz  vom  17.  M&rz  1852  genehmigte. 
<Siehe  Stonrm's  gen.  Artikel  im  dict.  de  fin.«  p.  423  li.j. 

Umgekehrt  schritt  man  sofort  (16.  Min  1848)  zu  einem  Steuerzuschlag  von 
l.'i'*  o  "im  Prinripakontingent  der  din'rtcti  Sd  uorn,  wclclie  Maassreirol  ..a  fait  vivre 
1  ^tat,  mais  tua  la  rcpublique  et  jeta  les  paysaus  daus  le  partido  TEmpire"  ^Uoitean 
im  dict  de  lin.  p.  577).  Sie  wurde  1850  wieder  beseitigt. 

Die  „allgemeine  Einkommenstcaer*'  blieb  Project.  Ernstlich  wurde  Uber* 
banpf  nur  iMinnal  an  eine  Einkommcn^t  ufr  vom  l)ewi»<rlirhen  Vermögen  gedacht,  die 
aber  nach  dem  vorgelegten  Gesctzeutwuii  nur  eine  Veriluppcluag  der  Personal-  und 
Mobiliar-  und  der  ThQr-  und  Fenstersteaer  gewesen  wäre  (Proj.  Goudcbauxl  Siehe 
d'Audiffret  IV.  111.  Guyot.  imp.  sur  le  revenu.  Paris  ]ss7.  p.  19.  Auch 
progressive  Erbdcbaftsäteuern  wurden  prqiectirt.  Bcachtcoiiwerth  aus  dieser  Periode 
ist  sonst  die  Einfahnng  der  directen  Bestenernng  des  vnbeweglichen  Be- 
sitzes der  „todten  Hand**,  in  Form  eines  Zuschlags  von  n2'/j%  der  Grund- 
steuer, znm  Zweck  eines  Ersatzes  der  bei  diesem  Vermögen  wegfallenden  Bcsit/.- 
wechselabiraben  (Geset.^  vom  20.  Februar  1S49),  ferner  einige  Veränderungen  der 
Stempel-  und  En registreaents- Gesetzgebung«  besonders  durch  Gesetz  tob 
r>.  Juni  1S5I)  in  Betreff  der  Bestenemog  der  Actiengesellschaften  und  gewisser 
Wertbpapiere. 

Seitdem  ist  man  in  Frank  reich  mit  der  Erhöhung  der  directen 
Steoera  auch  aus  politischen  Gründen  sehr  vorsichtig  geworden, 
wenigstens  soweit  es  sich  nm  Staatsznschlägc  handelt.  Denn  die 
Zuschläge  zu  diesen  Steuern  fUrDepartemental-  andCommnnal' 
s wecke  Hessen  sieh  bei  dem  fransdeisehen  Steneraystero  nicht 
yermeiden.  So  charakteristisch  diese  Stenerpolitik  des  Staats  in 
speeiell  politischer  Hinsicht  ist,  so  darf  doch  anderseits  nicht  Über- 
sehen werden,  dass  Ertragsstenern,  wie  die  französischen,  die 
einfache  gleichmässige  prooentweise  Erhöhung  im  ganzen  Staats- 
gebiete am  Wenigsten  vertragen.  Damals,  1848,  wie  1871  ff.  zeigte 
sich  der  Mangel  einer  allgemeinen  directen  Subjectstcucr,  wie  der 
Einkoiunienstcucr  in  FraukiciL-h  doch  in  der  Thai  uachllicilig. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  neu  einzuführen,  war  freilich 
auch  und  wurde  immer  mehr  eine  schwere  Sache,  weil  Jede 
politische  Partei,  die  sich  damit  befasste,  Nacbtbeile  für  ihre 
•Stellung  davon  l)efürchtetc. 

Da  die  Maassregein  auf  dem  Gebiete  der  iodirecten  Besteuerung 
nur  theilweise  oder  nnr  eine  kurze  Zeit  lang  wirklich  ausgeführt 
wurden,  konnten  sie  auch  in  den  Etats  und  Finanzergebnissen 
keine  erheblioben  Spuren  hinterlassen.  Doch  erklären  sie,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  directen  Steuern,  die  kleine  Ver- 
Schiebung  der  Quoten  der  Erträge  von  directen  und  indiiecten 
Steuern  mit,  welche,  abweichend  von  dem  früheren  und  späteren  Ent- 
wicklungsgang, während  der  kurzen  Lebensspanne  der  zweiten 
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Republik  stattgefunden  hat  (s.  o.  S.  373  die  Tabelle).  So  endet 
die  ;,zweite  Republik''  wenigstens  ohne  erhebliche  Schädigang  des 
französischen  Steuersystems  zu  hinterlassen. 

Das  „zweite  Kaiserreich''  war  immer,  auch  zur  Zeit  seines 
festesten  Bestands,  darauf  erpicht  and  auch  darauf  angewiesen, 
die  BeYOlkerang  nicht  durch  nnpopnlftre  Stenerpolitik  zn  erregen. 
Es  hat  daher  die  in  dieser  Hinsicht  besonders  missliehen  directen 
Stenern  im  Wesentlichen  nnberllhrt  gelassen,  nachdem  die  1848  er 
StenerzQschUlge  wieder  anfgehoben  waren.  Die  flbrigen  Stenern 
erwiesen  sich  durch  ihr  natürliches  Wachsthum  ergiebig  genug,  um, 
hie  und  da  unterstützt  durch  Veränderungen  und  durch  Erhöhungen 
der  iSteuersätze  (so  bei  Tabak),  den  steigenden  Finanzbedarf,  soweit 
er  nicht  durch  Anleihen  definitiv  gedeckt  wurde,  mit  ihren  Erträg- 
nissen bestreiten  zu  können.  Da  das  bestehende  Steuersystem 
ohnebin  mit  mehr  oder  weniger  Fug  und  Recht  als  das  „napo- 
leoniscbe"  galt,  blieb  die  neue  kaiserliche  Begiemng  auch  mit 
dieser  „conser?atiyen"  Stenerpolitik  ihren  sonstigen  Traditionen 
und  Tendenzen  getreu.  Die  einzige  Maassregel  von  grosserer  Be- 
deutung ist  die  Reform  des  Zolltarifs  in  Verbindung  mit  dem 
„napoleonisehen  System  der  liberalen  HandelsvertrKge",  das  durch 
den  bertfhmten  britisch-franzOsisohen  Vertrag  vom  23.  Januar  1860 
eingeleitet  wurde.  Auch  diese  Maassregel  hat  aber  ftlr  die  Be- 
steuerung doch  nur  secundäre,  reflectoriscbe  Bedeutung,  ihre  eigent- 
liche liegt  auf  handelspolitischem  Gebiete.  Finanziell  war  sie  nach- 
thcilig,  da  sie  andauernde  erhebliche  Ertragsverminderungen  mit 
sich  brachte. 

Da  es  sich  nur  um  Einzelheiten  handell.  welche  die  Gesctzgebunfj  des 
zweiten  Kaiserreichs  an  der  überkommenen  Be&tcucruog  geändert  hat,  genilgt  es ,  auf 
die  spätere  Darstellung  dor  einzolnoo  Steuern  zn  renreisen  (§.  183  (f.).  Beachtens- 
Worth  ist  u.  a.  die  W'titereiitwicklung  der  Besteuerung  der  \Verthpapiere  durch 
Hiu2uiu{^ung  einer  l  insatzsteucr  ((ie&etz  vom  26.  Jaoi  lb57),  die  sch&rfore  Be- 
ttteaeroDg:  des  Eisenbahntransports  (Gesetz  rom  14.  JaU  1M55,  flbri^s  nach  den 
alten  Grundsätzen  der  Besteuerung  „öffentlicher  Fuhrwerke"),  die  differentielle  Zoll- 
bcgtlnsligun^  <le.s  französischen  Colonialzo  ckers  gcpen  die  Steuer  des  ein- 
heiuiischen  liubenzuckcrs.  mehrfache  Verandoruugeu  in  der  Pate  utsteuer  (besonders 
durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1858).  Die  principiell  and  practisch  wichtigste  Maassregel, 
die  Zolltarifreform  hat,  wie  gesagt,  von  1860  an  crhe))Ii(  lie  Ausfälle  au  den 
früheren  Einnahmen  zu  Wege  gebracht,  wobei  es  bis  IbTO  detiuitir  verblieben  ist. 
Die  Zackerbesteiierunfr  erfbhr  einige  Aendemngen,  aber  nicht  in  der  Orondhga. 

Die  Kntwicklung  der  Erträge  der  französischen  Besteuerung 

unter  dem  zweiten  Kaiserthum  lässt  sich  kurz  dahin  charakterisiren : 

der  Sc  h  we  rpunct  fiel  immer  mehr  in  die  Verkeh  rsste  uern  und 

in  die  indirecten  Verbrauchssteuern,  wie  schon  die  früheren 

Uebersiditen  (S.  373  und  S.  374),  specieU  in  finregistrement, 
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Stempel,  Getränkeste  iier,  Zuckersteuer,  Tabak  mono  pol, 
wie  die  folgende  Uebersiclit  ergiebt.  Nur  die  Salzsteuer  zeigt  in 
Folge  der  1848er  Maassregel,  die  Z  ol  lei  n  nah  me  in  Folge  der 
neuen  H-andclspolitik  eine  rlickläutige  Bewegung.  Die  Kinnahmen 
aus  der  directen  Besteuerung  bleiben  stabil,  wenigstens  was  den 
Staat  betritl'r.  Denn  diejenigen  aus  Zuschlägen  zu  diesen 
•Steaern  fUr  die  Departements  u.  s.  w.  haben  sich  auch  in  dieser 
Periode  schon  stark  vermehrt,  nicht  minder  übrigens  die  0  et rois- 
Hinnahmen  der  Gemeinden. 

In  der  fiilgondeii  Thbdle  sind  flkr  die  DtretelloDf  der  SteaeieDtvieidQDg  in  der 
Periode  der  „dritten  RcpuMik"  §.  172)  gleich  die  statietischen  Daten  mit  beigefügt 
Die  Zahlen  sind  firnttozahlea  der  Badgete  in  Mill.  Frca. 

1847  ISTO  1SS5  Pro-r '  dsion  in 

Einnabino.  Eiuoalunc.  Einnahme.  (A  b  uahme  in.  —  bezcichnetj 

1870  1885  1886 


^fn  ^uRf 

I.  Staatsbcsteuening. 

A.  Directe. 


1.  Grundsteuer  .    .  . 

172.5 

177.5 

2.9 

2.  Pcrs.- u.  Mobiliarst 

53.6 

67.4 

25.8 

3.  Thür-  0.  Fenatewt. 

39.4 

46.0 

17.0 

4.  Patentäteuer .   .  . 

66.8 

104.9 

57.0 

S.  Kebentaze  .  .  . 

0.6 

0.« 

Sumuic  1  —  5 

331.7 

332.8 

396.4 

0.3 

19.5 

19.1 

6.  Üinkomaicnüteucr  r. 

bewegl.  Vermögen 

50.1 

Somne  A« 

331.7 

332.8 

446JI 

0.3 

34.6 

34.2 

B.  Yerkehrflstenern. 

1.  Enret^istrement .  . 

214.5 

362.8 

558.5 

692 

52.6 

2.  Stempel  .... 

3y.3 

83.7 

154.5 

113.0 

29:11 

82.2 

Summe  B. 

253.8 

446.5 

708.0 

15.9 

179.0 

58.5" 

C.  Indirecte  Verbra 

n  c  h  s  s  t  e 

uern. 

1.  Züilc  u.  Nebeoabg. 

lbU.3 

75.1 

290.9 

(-50.1) 

^15 

274.0 

2.  Salzst.  (iailnd.  Säte) 

70.7 

31.8 

33.4 

(-55.0) 

(-52.7) 

5.0 

3.  Getränkostcucr  .  . 

102.0 

243.4 

455.1 

138.6 

336.2 

S7.0 

4.  Inliad.  Zucitör  .  . 

19.3 

111.8 

151.1 

479.3 

683.0 

35.2 

5.  Tabakmenepel  .  . 

113.6 

246.8 

370.1 

110.4 

237.0 

58.6 

Summe  C. 

4G4.8 

708.9 

1309.6 

52.5 

181.7 

84.7 

D.  Oebrige  klein. St 

48.0 

54.8 

228.3 

14.2 

375.6 

316.6 

Somniel  (A— D)  Staatbst. 

I09S.3 

1543.0 

2692.4 

40..:» 

1  \:>:2  ' 

74.5 

Depart  n.  Gommnne 

Ibesteuening. 

A.  Zuschl.  z.  (i<'n  dir  St. 

Sfi.2 

233.8 

348.7 

171.2 

301.5 

49.1 

B.  Octrois  d.  (Jcinciuden 

88.0 

201.3 

277.1 

128.7 

2 15.0 

37.7 

Summe  II. 

174.2 

435.1 

625.8 

150.4 

259.2 

43. 

Die  „übrigen  kleineren  Steuern"  (Rubrik  D)  umfa^en  hier  mandicrlt-i  „Ver- 
•chiedenes'*,  was  iu  den  frauzOsischen  Etats  zu  den  ,4ndiiecten  Steuern"  gurechuet 
vild  (1885  z.  B.  in  obigem  Posten  von  228.S  MilL  39.6  Hill.);  ferner  das  Pulrer- 
monopol  (1847  6.0.  1870  13.2,  1985  14.9  Mill.  Pres.);  in  1885  sodann  die  „den 
directen  Steaern  assimilirten  Specialtaxeu"  (zus.  27.  MilL,  wovon  6.1 
Steuer  fen  Qllleni  der  todten  Hand,  2.8  Bergwerksabgaben ,  4  5  Gebihien  tat  Verl- 
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fication  der  Maasse,  Gewichte  a.  s.  w.,  0.9  fbr  ApofhekenTisitation,  10.6  Pferde-  and 

Wageosteaer,  1.1  für  Billards,  1.5  für  ^cschlosäcne  Gesellschaften,  also  nicht  bloss 
„Stenern",  sondern  auch  „^eljOhrenartige"  Einkmiitc,  sonst  nnisf  diroctc  Steuern); 
weiter  diu  cbenfalb  bei  dcu  diroctcn  Steuern  mit  cingesetztou  Trn nsportsteuera 
TOD  doD  Eisenbahnen  (1885  92.8  HUl.)nnd  rom  sonstig(>n  Öffentlichen  (regel- 
miissit;''!!^  K 11  Ii  r\v  <  rkst  r a  n  s  p 0  rt  (issf)  1.5  Mill.);  ''luilich  in  JSS")  auch  die  seit 
dem  Kriege  üingufuhrten  neuen  lileineren  inneren  indirectea  Steuern  ron 
einzdoen  Objecten  and  Kabrilationon  (18SS  50.1  Mill ,  Dimlicb  ron  ZdndhdzDonopol 
17.1,  Papier  15.1»,  Mineralöl  O.OOS,  anderen  0'  len  :3.1,  Stearin,  Kerzen  9.0,  Essig  etc. 
2.S,  Dynamit-  und  Nitrocrlyccrinfribrikation  2.3.  S.  darüber  u.  die  Darstellung  der 
neusten  Zeit).  Obige  Daten  ver&tehcii  sich  hier  immer  ohne  Algier,  das  in  dcu 
jetzigen  franzOstochen  Budgets  bei  den  einzelnen  Einnahoiezweigen  mit  seinoi  Ein- 
künften orsclirint.  Kleine  Verschicbunu-^cri  in  der  Etatisirung-.  bes.  in  Rubrik  D, 
sind  wohl  eingetreten,  aber  zu  unbedeutend,  am  die  Yergieichbarkeit  der  Daten  in 
den  8  angeführten  Jahren  weiter  zu  stAren.  Die  kleinen  Abvdchnngen  der  Zahlen 
in  oUger  talieüc  ron  dm  früheren  auf  S.  .*l73/374  erklären  sich  aus  kleinen  Venchieden- 
ticiton  der  Kubricining  der  einzelnen  8t<mer-  nnd  gebtthreDaiUgen  Einnahmen  unter 
die  angeführten  Gruppen. 

Bei  der  Departements-  und  Gommonalbesteuerung  sind  die  ZaschlSge  zu  den 
directen  Steuern  ans  den  Etats  (sog.  „Spcrialfonds"'.  neben  den  „Generalfonds'* 
für  den  Staat),  die  Octroieinnahmen  aus  der  Statistik  der  Octrois  im  BulL  de  staL  XI, 
53  entnommen.  Die  Zahl  in  der  Col.  fttr  1870  ist  hier  die  bnocliVarere  flir  1869 
(1870  sank  die  Octroieinnahmc  auf  1(17.2  MilL),  die  Zabl  in  der  Col.  fUr  ISSS  die- 
jenige fiir  ISSO.  Filr  1S*52  war  die  P^innalime  ca.  290  Mill.  Frcs.  iBlock's  Annuairc 
ISSü,  p.  113).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  Üctroi  war  1831  1467,  1847  1459.  186Ü 
1543,  1882  1535.  Im  Jahre  1847  kam  rem  anfesebenen  Braftoertrag  86.1  IfiU.  auf 
Paris,  51. y  auf  alle  anderen  Orte,  ISG'.t  b.-z.  107.(1  und  9.3.S,  1880  141.0  und  135.2, 
1882  150.9  und  139  Mill.  In  Paris  sind  die  Ertrage  des  Octroi  also  bis  1870  st&rkcr, 
seitdem  schwftcber  als  in  den  Projinzialorten  gestiegen. 


VI.  Die  Besteuerung  unter  der  dritten  Republik 
(1870  bis  zur  Gegenwart,  bez.  1885). 

§.  172.  Eine  Vermehrung  der  Steuererträge  um  weit 
mehr  als  eine  Milliarde  FraDes,  iiin  11—1200  MilL  Fros., 
von  1870  bis  sor  Gegenwart,  ohne  Aussieht  aaf  die  Möglichkeit 
einer  Wiedervermindemng,  ja  mit  der  sicheren  Aassicht  einer  neaen 
Vermehrung  ^  nnter  den  allgemeinen  und  nnter  den  in  Frank- 
reich noch  speciell  auf  die  immer  weitere  Vermehrung  des  Finanz- 
bedarfs hinwirkenden  Ursachen  — :  das  ist  das  Ergebniss  der 
neuesten  republikanischen  Finanzjieiiude,  wie  ob  aub  den  Zahlen 
der  letzten  Uebersicht  deutlich  hervortritt. 

Kcichlich  die  llülfte  dieser  definitiFen  Steuorvermehiung  wird  direct  auf 
den  deutsch -franzosischen  Krieg,  namentlich  anf  die  Zinsen  der  Staatsschnlden  zu 
rechnen  sein,  velche  Frankreicn  ttx  die  Di  ckung  seiner  Kriegskosten  und  sonstigen 
mit  d'  tri  Kriege  iiiiinittelhar  zusammenhängenden  Ausgaben  und  zur  Bezahlung  dtrr 
deutscheu  Knugücontributioii  und  der  Übrigen  Leistungen  des  ixanzösischen  Staats  an 
DentscMand  aufzunehmen  hatte.  Hierbei  ist  ein  entspreehender  Betrag  sehen  Air  das 
..Tv.'t  ililiss-  inciit"  (]os  frnnzösisclien  Heeres  ciniren^chnet ,  etra  1  MlUiarde.  Dann 
kouiuit  man  auf  rund  lu  Milliarden  „Kriegskosten",  welche  nach  dem  Zinsfoss 
der  damaligen  Anleihen  5 — 600  Mill.  Frcs.  jahrlich  verlangen,  jetzt  allerdings,  nach 
erfolgter  und  weiter  möglicher  ZinsreducUori .  etwas  weniger.  Vergl.  die  amtlich«! 
Daten  illj-  r  lii--  fianzcksischen  Krieirskost«  »  in  l'in.  I,  3.  Aufl..  S.  151.  Von  der  anderen, 
wohl  etwuä  kicincreu  ilalt'tu  der  Steucnermebruug  wird  ein  nicht  unerheblicher  Betrag 
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auf  die  St eitsjcruug;  desMilitair-  und  Mariuubudgoti»  uud  aul' dio Ziiiäeo  dur- 
jenigen  Anteihto,  welche  Air  die  Stäritung  der  fnnzjVsiscben  Kriegsmacht,  noch  ausser 

für  das  RetablissemcDt .  aufgcnommtn  worden  sind,  büaubprucht  werden:  wohl  eine 
indirecte  ßaanzielle  Fole<;  des  Kl/.tcn  KricjfS.  Der  ordoutliclie  Militäretat  allein 
ist  von  1S70 — IS&ö  voq  373  auf  d<^r  orclentlicbc  Marine-  und  Colonialetat  von 
163  auf  234  MUl.  gestlegen.  Man  Icann  250—300  MilL  Pros,  rermohrten  Stcuerbedarf 
bloss  auf  diese,  zunächst  verbloibonde  Erhöhung  der  iri^nannten  beiden  ordentlichen 
Etats  ankotzen.  Nimmt  man  liicrzu  die  Ziusca  der  weiteren  Aulcihcn  für  uiilitÄnscUc 
lud  marftfoie  Zwedie,  so  erlangt  man  wohl  die  Summe  Ton  800— «900  Mill. 
Free.,  d.  h.  von  V%~~*U  Steuervermehrung,   welche  direct  und 

indirect  jenem  Kriege  /uzuschroiben  sind.  Der  Ktat  der  Schuld  im  ordent- 
Iteheu  •.allgemeinen  I  Budget  war  ISTO  (mit  Pensionen»  4(10,  1SS5  1277  Mill.  Frcs. 
So  riel  haben  sieh  die  I''ranzoseu  schon  jetzt  ibreu  nngerccbton  und  kleinlich  neidischen 
W'i'lcrspnich  gegen  die  politische  CorisoIi>btii»n  des  dt  utsclu'n  "\'(ilks  kosten  lassen  I 
Nor  der  Kest  von  V« — Vs  der  Steuerveriuehning  fällt  auf  die  bonstigc  Steigerung  des 
ordentUehen  Ploanzbedaro,  vornehmlich  auf  diejenige  des  OlTontlichen  Unterrichls-  und 
Bautenbedarfs  Um  mehr  als  100  Mill.  (von  23"«  auf  330  MUL)  haben  sich  tuch 
die  Kcgie-,  Bctriehb-  und  Erhebunirskosten  vermehrt.  Uebcr  die  b*^denk!iche  V'-r- 
schwenduugssucbt  im  liaii/ösischen  Finanzwesi  n  und  Ul>er  die  politiscln  ii  Einihläse  darauf, 
besondeis  seit  1875,  verbreitet  sich  mit  Schilderungen  der  furchtbaren  Corruption 
graa  in  grau,  aber  mit  Anfahrung  z.'iIillo^.'r  Thatsachcn,  deren  Richtigkeit  im  Einzelnen 
£reilicli  der  Fremde  nicht  prüfen  kann,  die  Schrift  von  Ti'csor  du  la  Koi^ue,  les 
finaocee  de  la  rftpnblique,  les  ehambres  prodigucs.   Par.  1SS4. 

In  der  HeschatViiiiir  dieser  ungeheuren  Steuereinnahinen  hat 
die  „dritte,  liepublik",  wie  gleielilall.s  die  Zahlen  in  der  obigen 
Uebersicht  genauer  zeigen,  wesentlieh  die  Wege  der  kaiser- 
lichen Steuerpolitik  weiter  verfolgt.  Auch  jetzt,  wie  Inder 
vorausgehenden  Periode,  rlihren  die  vermehrten  Einnahmen  vor- 
nehmlich aus  dem  Enregistrement,  Stempel,  den  Getrünke- 
stenern,  dem  Tabakmonopol,  der  Zuckerstencr  her.  Ab- 
weichend von  der  letzten  Peiiode  ist  nur  der  Zoll  wieder  in  sehr 
starkem  Maasse  ergiebiger  gemacht  worden.  Femer  ist  von  den 
alten  directen  Hanptsteaem  wenigstens  die  Patentstener  in 
ihren  Erträgen  namhaft  gesteigert  worden,  die  anderen  haben  von 
selbst  allmfthlich  ein  wenig  höhere  Ertrilge  ergeben.  Endlich  hat 
sieb  die  Gruppe  der  „kleineren  Stenereinnahmen"  durch 
EinfHhmng  einer  Anzahl  nener  directer  (Lnxns-  u.  dgl.)  und 
indirecter  Steuern  und  durch  die  Erhöbung,  bez.  Ertragsent- 
wicklung anderer,  besonders  der  Eisenbahntransportstcucrn 
in«  Ertrage  erheblich  vermehrt  und  ist  in  der  „Einkommen- 
steuer von  beweglichen  Werthen"  (Werthpapiercuj  eine 
neue  Steuerquelle  erschlossen  worden. 

Auf  die  Yerkchrästeucrn  \,£uregistremcut  und  Stempel)  und  die  Tier 
grossen  indirecten  Verbrauchssteuern  (Zolle,  doch  molst  EfnfohrzOlle,  aber 

mit  allen  Nebeneinnahmen,  Getränkesteuern ,  Zuckersteuer,  Tabakmonopol) 
kommen  von  der  Steu«?rvcnnchrnng  von  ca.  11. "iO  Mill.  l'rcs.  seit  ISTO;  ca.  S60  Mill.. 
d.  h.  diese  genannten  Steuern  zeigen  eine  Ertragszur»ahme  von  76.6"/»  un*i  liel'erten 
allein  fast  75%  l'^-^j  zu  der  genannten  Gcsammtvermehrung.  Die  directen  Steuern 
ulie  4  alten  neibst  der  StcU'T  von  Werthpapieren)  haben  mx  Vermehrung  des  ganzen 
Steoercrtrags  nur  ca.  114  MilL  t'rc«.  oder  noch  nicht  ganz  107«  k^.djV«  beigetragen. 
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d.  h.  nur  nm  84.2  *fe  ihres  flrflhcren  Ertrag;«  mehr  abgreworfeii;  die  alten  directen 
Stenern  allein  'j^abcn  zum  neuen  Stouerbedarf  dn  1SS5^  sogar  nnr  ra.  04  'Mill.  o<!<>r 
ca.  5.5  hur.  Einen  grösseren  Beitrag  bat  diu  üruppo  der  „kleineron  ätouurn'*  ge- 
liefert, ca.  174  Hill.  Frcs.  oder  ctira  I5*/o  ^or  GeflanunlniDftlniie.   Da  diese  Grappa 

t'rulier  noch  wenig  entwickelt  war,  ist  die  Ertragssteigerung  bei  ihr  die  relativ  st&rksto 

I  .'iTH  "/o)-    VcrscliicHi'nc  /.wischen  und  1*»^5  eingeführte  und  wieder  beseitigte 

Steuercrhuhungen  und  neue  Steuern  sind  liier  zunächst  unberücksichtigt  geblieben  (s.  u.i. 

Man  ersieht  hieraus,  dass  in  der  That,  wie  schon  im  Allge- 
meinen oben  (§.  165)  bemerkt  und  jetzt  durch  die  angegebenen 
Daten  genauer  erwiesen  wird,  rein  iigcalisch  betrachtet,  die 
französische  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrs- 
besteuerung  auf  ihrer  alten  Qrnndlage  sieh  fähige 
zur  Erfttllang  der  colossalsteo  Anforderangen  in 
Bezog  auf  . höhere  Ergiebigkeit,  anoh  binnen  kurzer 
Zeit,  gezeigt  haben;  dass  die  direote  Besteuerung  des 
alten  Systems  dagegen  in  dieser  Hinsicht  viel  weniger  geleistet  hat; 
dass  endlich  auch  Stenern  in  neuen  Formen  (Einkommensteuer 
von  beweglichen  Wcrthen)  und  neue  Steuern  in  alten  Formen 
(kleinere  indirecte,  sowie  directe  Luxus  und  Uhuliche  Steuern) 
doch  nur  mässij;e  Beihilfe  bei  vermehrtem  Bedarf  gewahrt  hal)en, 
sei  es,  dass  man  diese  Art  der  Besteuerung  nicht  weiter  entwickelu 
wollte,  oder  es  nicht  konnte. 

§.  173.  Die  Steuerpolitik  der  dritten  Republik  war 
hiernach,  abweichend  von  derjenigen  der  ersten  und  auch  noch 
der  zweiten  eine  wesentlich  conservative,  d.  h.  eine  solche, 
welche  möglichst  an  dem  ttberkommenen  und  bestehenden 
Steuersystem  festhielt  und  dasselbe  durch  Erhöhung 
der  Steuersfttze,  Auflegung  von  Zuschlägen  zu  den 
alten  Steuern  und  durch  Ausbau  im  Einzelnen  (Stempel, 
Enregistrement,  Zölle)  für  den  neuen  grossen  Finanzbedarf 
ergie biger  zu  machen  suchte  und  auch  mi t  bedeutendem 
Erfolge  dies  zu  \Vege  brachte.  Das  ist  eine  wichtige 
Thatsache  der  Steuergeschichte,  welche  auch  für  die  allge- 
meine vergleichende  Steuerpolitik  und  fUr  die  Be- 
steuerungstheorie besondere  Beachtung  verdient.  Für  die  Be- 
urtbeilung  des  Werths  dieser  französischen  Steuerpolitik  ist  dieser 
üscalische  Erfolg  nicht  gering  anzuschlagen,  aber  allein  durch  ihn 
wird  dieser  Werth  natürlich  auch  nicht  bestimmt 

Das  ungemein  starke  und  steigende  Uebergewicht, 
welches  die  Verkehrssteuern  und  die  indirecten  Ver- 
branchssteuern  vor  den  directen  Steuern,  zumal  in  der 
Staatsbesteuerung,  in  dieser  neuesten  Periode  durch  die  naoh  dem 
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Kriege  ciiii^eschlagene  uiui  bisher  im  Wesentlichen  auiVecht  er- 
haltene Steuerpolitik  eHangt  haben,  hat  sicherlich  aueh  seine  be- 
denklichen Seiten  in  allen  in  Betracht  kommenden  Beziehungen, 
volkswirthschaftlich,  socialpolitisch,  auch  finanzpolitisch. 

Di'-  ril}«Tmässi'i:eii  H<"l;istiin'_'"cn  <Icr  H  echtsir  esc  hilf  tc  verachiüdenster 
Art,  besonders  dcü  Beäitzwechselä  von  Immobilien  zumal  uutor  Lebenden« 
im  Clebiete  des  Stempels  and  der  Ref  istrirungsabg aben  mochten  dabei  das 
Bodcnkli'hi^tc  sein.  Aber  Mich  die  thcils  bislicr.  und  meistens,  verbliebenen,  tlieils 
vcni^ens  zeitweilig  durchgeführten  Erhöhungen  der  Eisenbahntransport- 
Steuern,  vieler  Zölle,  des  Zuckers,  und  bei  den  Getränken  der  Weinsteuern 
haben  <]oi  Ii  auch  volksvirthschaftUch  ttttd  mit  Rtlcksicht  auf  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last Seitens  der  endffiltijüTi'n  Steuerträg'er ,  unbestreitbar  j;ewii  litiire  Narlitheile  im  (ie- 
fulge.  Nicht  unbedingt  tadeifrei,  weil  auch  hier  die  „Cileichuiassigkeit"  der  Steuer- 
vertheilang  wohl  in  eriiAhtem  Maasse  verietzt  worden  ist,  aber  doch  in  geringerem 
Grade  bedenklich  sind  von  den  wichtigeren  Steuermaassregeln  nur  »licjenigen,  durch 
welche  dem  Tabak  im  Monopol  und  dem  Branntwein  unter  den  <tetränke- 
steoern  höhere  Erträge  abgewonnen  worden  sind.  Die  starke  Ertrags/iinahmc  bei 
den  Getrftnkestcuern  fallt  nämlich  ganz  überwiegend  auf  Branntwein,  in  erheblich 
geringcrem  Maa>^f  auf  Wfiu,  noch  weni-j'-r  auf  Bi-T  und  Ciibr.  .Vucli  unter  den 
Zo Ucrhöhungen  sind  manche  in  volkswirthschafUicher  und  socialpoÜtischer  —  d.h. 
die  SteneirrertheiloDg^  auf  die  StOQertrftger  betreffender  —  Hinsicht  frag wardiffe.  I>ü- 
s<*lbo  gilt  von  den  neu  eingeführten  inneren  indirecfen  Steuern,  besonders 
denjenigen  auf  Zündhölzchen,  Papier,  Stearin  und  Lichter,  Gele,  Essig 
rm  den  wieder  aefgebobenen  auf  Seife  Cichorien,  von  der  allerdings  ganz  kurz 
danemden  •  l'^T'»)  ErbOhuuu:  der  Salzstcucr.  Steuern  und  Steuorcrhöhungen,  welche 
einzeln,  vollends  vort»bcri;ehend .  als  FinanzmiUel  während  ciniT  schwiTon  Krimis  sieb 
immerbiu  mögen  rechtfertigen  lassen,  aber  welche  insgesammt  zu  der  ganzen  schon 
so  grossen  BUrde  an  indireeten  VorbranchsMeaem  in  Frankreich  binxotretend  doch 
vollends  eine  un<:l<  ii  limä-sigcre .  vii  lfarb  mehr  nach  Unten  zu  -Ijela-feiKle  Steuer» 
rertheilung  horbcigefuhrt  haben.  Durch  die  Entwicklung  der  Erträge  der  städtischen 
Octrois,  an  der  die  GeträDlte  und  £a8waaren.in  besonderem  Maasse  buthciligt 
nod,  wird  diese  Einwirinuig  der  Besteaemng  noch  gestdgert. 

Allen  diesen  Haassregeln  anf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-  nnd 
der  indireeten  VerbranchsbeBtenemng  stehen  anf  demjenigen  der 
directen  Besteuerung  im  Wesentlichen  nur  drei,  an  sich  und 
im  Vergleich  mit  dem,  was  bei  jenen  anderen  Steuern  geschah, 
kleine  Maassregeln  der  Steuerverinehning  gegenüber:  Einmal  die 
Zuschläge  zur  Patentsteue r ,  welche  diese  directe  Steuer  allein 
in  starkem,  auch  wohl,  besonders  antangs,  in  zu  starkem  Maasse 
(60%  neben  Erhöhungen  einzelner  Sätze  fUr  1873,  43  ",,  tUr 
1874—79)  trafen  und  seitdem,  verringert  von  1880  an  auf  20%, 
geblieben  sind,  während  die  drei  übrigen  der  grossen  directen 
Stenern  auch  jetzt  von  Erhöhungen  verschont  gelassen  wurden, 
80  speciell  auch  die  bierfttr  am  Meisten  in  Frage  gekommene,  weil 
früher  wiederholt  im  Principalcontingent  herabgesetzte  ond  von  ehe- 
maligen Staatsznsehlägen  (1850)  befreite  Grundsteuer.  Sodann 
die  drei  directen  Gebrauchs-  und  Luxussteuern,  auf  Wagen 
und  Pferde,  anf  geschlossene  Gesellschaften,  Clnbsu.  dgl. 
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nnd  auf  Billards,  welche  alle  drei  unter  den  ei'slen  Steaermaass- 
regeln  nach  dem  Kriege  (September  1871)  gestanden  haben  and 
bisher  bestehen  geblieben  sind.    Kndlicb,  als  einziger  in  der 

Gesetzgebung'  (iurcligedningencr  I'lii'il  einer. \rt  (■;i))ita  Ircntcn - 
Steuer  eine  .T*,,  Steuer  aul"  die  Zinsen  von  Werth j);q)iercn, 
nnt  Ansnalniie  derer  der  iVan/ösiselien  Sfaatsseliuld  ( 1S72),  wälirend 
eine  Besteuerung  der  II v|)()tliekenzinseu  zwar  dureli  ein  I)ezii;;ii»  lies 
Gesetz  eiuget'Uhrty  aber  noch  vor  dessen  DurclitUhrung  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

§.  174.    Diese  gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege, 
namentlich  1871  und  1872  begründete  und  mit  zwar  zahlreichen, 
aber  sachlich  nur  geringen  Veränderungen  seitdem  festgehaltene 
Steuerpolitik  drang  nur  unter  lebhaften  publicistischen  und 
parlamentarischen  Kämpfen  in  der  Gesetzgebung  durch. 
Einigermaassen  Ueberoinstimmung  bestand  unter  den  Urtheils- 
fähigen  in  Betreff  einer  Erfattbung  der  Steuersätze  bei  den  Regi- 
strirnngs-  und  Stenipelabgahen ,  dem  Tabakmonopol,  den  Getränke- 
iiiid   Zuckersteuern,   den   Finanz -Kinfuhrzöllen.     Aljcr   über  das 
Maass   der  Erhöhung  dieser  Steuern  gingen  die  .\nsieliten  ans- 
einander,   wonach  dann   auch   wieder  die  Meinungen   iiber  die 
weitere,   zur  Deckung  des  Steiicrbedarfs  einzuschlagende  Steuer- 
politik abwiehen.    Hei  den  Zöllen,  besonders  den  Einfuhrzöllen  auf 
Rohstoffe,  Halbtabrikatc  und  Fabrikate,  ferner  bei  den  von  einer 
Helte  wieder  mehr  mit  verlangten  Ausfuhrzöllen  führten  die  gegen- 
sätzlichen handelspolitischen  Standpuncte,  der  freihändlerische  und 
schutzzöllnerische,  zu  verschiedenen  Ansichten  auch  Uber  das 
MaasSy  in  welchem  selbst  in  einer  solchen  Finanzkrisis  diese  Zolle 
mit  als  Mittel,  Erträge  flttr  die  Finanzen  zu  beschaffen,  benutzt 
werden  sollten,  dürften  und  konnten.    Die  Hochschutzzollpolitik 
von  Thiers  wollte  aus  den  Zollen,  namentlieb  der  Hohstotl'e,  auch 
der  Ocwebe  und  anderer  Artikel  mehr  noch  weit  grössere  Summen 
herausschlagen,  so  dass  aut"  diese  Weise  der  Ilaupttheil  des  Bedarfs 
gedeckt  werden  sollte.    Doch  drang  diese  Politik  nur  einen  Augen- 
blick durch  und  wuide  alsl)ald  wieder  aufgegeben  nnd  nur  in  bo- 
sehränkter  ^^'eise  wirklich  durchgeführt.    JCtwas,  aber  nicht  mit 
besonderem  Erfolg  wurde  die  starke  Erhöhung  der  indirecteu 
Steuern  und  der  FinnnzzOlle  auch  aus  dem  s o  c  i  a  I ))  o  1  i  t  i  s  c  h en 
Gesichtspnncte,  im  Interesse  der  weniger  wohlhabenden  Consa- 
menten,  angefochten.   Diese  Tendenz  führte  dazu,  die  kaum  er- 
folgte Erhöhung  der  Salzsteuer  sehr  bald  wieder  rückgängig  zu 
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machen  und  später,  als  die  Verbesseron^  der  FinaDzlngc  wieder 

Steiiererniässigun^ren  erlaubte,  die  Wein-  und  Obstweinsteuern  (in 
aiien  ihren  Formen,  besondern  nueh  die  wiebtigstc  Al)gal)e, 
die  sogenannte  Detnilab^^abe),  ebcubo  die  Zuckersteuern  wieder  er- 
beblich /u  tMii!äsvi;:,L'n  (l-SiSl). 

In  stärkerer  ( »pitosition  gegen  die  nach  den»  Kriege  eingc- 
scblagene  »Steuerpolitik  .standen  zwei,  auch  im  Parlament  ver- 
tretene Ansichten,  einmal  diejenige,  welehe  die  vorhandenen 
directeu  Stenern,  namentlich  auch  die  Ornndsteuer,  dann  be- 
sonders die  Personal-  nnd  Mo  biliar  stener  neben  der  Patent- 
steoer  in  der  damaligen  Finanzkrisis  erheblich  mit  erhohen  wollte, 
sodann  diejenige  welche  es  für  die  Bedarfsdeckung  vornemliob 
anf  eine  nene  direete  Stener  absah.  Unter  dieser  meinten  die 
Hoisten  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  im  Hinbliek  anf 
das  britische  Muster,  freilich  ohne  dass  der  Character  dieser  sn- 
genannten  ,,Kinkoninicn>teuer"  dalRM  immer  ricliliiC  verstanden 
worden  wäre  (s.  <>.  III).  Andere  hntlen  eine  ,,("apitalsi  cuor", 
d.  h.  im  Wesentlichen  eine  allgemeine  Vcrnnigenss teuer, 
aiicli  vom  Ge])rauchs-  und  NiitzverinögLMi ,  nicht  nur  vom  Kente 
gebenden,  im  .Sinne.  L'eber  die  lüm ichtung  solcher  Steuern  und 
Aber  ihre  Höhe,  daher  ihre  Ertragstilbigkeit  gingen  die  Meinungen 
wieder  vielfach  auseinander.  Dass  eine  solche,  an  sich  und 
vollends  in  der  damaligen  Finanzlage  dem  französischen  Steuer- 
system fehlende  Stener  doch  immer  nnd  auch  damals  nur  die 
Kolle  einer  mehr  oder  weniger  ergiebigen  Ergänzungssteuer,  auch 
fttr  die  Deckung  des  neuen  Fioanzbedarfs,  spielen  kOnne,  wurde 
von  den  Anhängern  dieser  Stenern  wohl  nicht  immer  genügend 
bevorgehoben ,  was  die  Abneigung  Anderer  gegen  diese  Steuern 
noch  steigerte.  Kadicalere  Politiker  dachten  an  hr.licre  Steuer- 
satze, um  einen  nniulirlist  grossen  riieil  des  neuen  Hedarts  mit 
dem  Ertrage  soiclioi- Steuer /,u  decken,  auch  wohl  an  Trogressivität 
oder  doch  an  einen  hü  bereu  NormaisMtz,  mit  1)  c  -  lessivität 
für  kleinere  Hinkommen  und  \  crmiigen,  und  Stcuerfreilieit  miter 
einem  gewissen  Minimum.  Auch  darin  gingen  die  Vertreter  solcher 
Stenern  aus  einander,  ob  nnd  wie  weit  die  letzteren  zugleich 
an  Stelle  der  bisherigen  directen  treten,  ferner  ob  sie  definitiv 
oder  nnr  fltr  die  Zeit  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Finanz- 
Schwierigkeiten,  also  als  ausserordentliche  Steuern  eingeführt 
werden  sollten.  Manche  dachten  nur  an  Letzteres. 

Beide  oppositionelle  Richtungen  verschafften  sich  keine  Geltung. 

26* 
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Steaertechnische,  TolkswirthsehafUiche,  am  Meisten  wobl  eigentlich 
po  litis  ehe  Grttnde  setzten  sieh  dagegen  nnd  bestimmten  die 
parlamentarischen  MajoriUlten  und  die  wechselnden  BegieruDgea 

zur  Annahme  der  ^geschilderten  Steuerpolitik. 

Die  Aiifle^  u      starker  und  {;leichniässiger  Zu  schlüge 
für  den  Staatsbedarf  zu  den  direoten  Steuern  fand  ihre 
lierechtigten  Bedenken,  welche  Ireilich  in  solcher  Lage  nicht  allein 
hätten  entscheiden  sollen,   in  der  höchst  u  n  vol Ik onnncn c  n  , 
uugieicbmässigen  (Steuervertbeiluug  dieser  Steu ern  auf 
den  bestehenden  Grundlagen,  besonders  bei  der  Grund- 
steuer zwischen  ganzen  Landestheilen,  Departements,  Gemeinden 
nnd  einzelnen  Stenerpflicbtigen  (§.  183  ff.).    Eine  Uersteliong 
besserer  Grundlagen,  daher  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer 
eine  umfassende  Revision  des  Katasters  oder  vollends  eine  Neu- 
katastrirung  war  viel  zu  zeitraubend,  um  damit  sofort  vorgehen 
und  dann  höhere  Stenern  -erheben  zu  können.  Auch  war  RUek- 
siebt  darauf  zu  nehmen,  dass  die  ebenfalls  rasch  steigenden 
DepartenuMital-  und  Coninuinalzuschläge  (dinehin  die  hcstehendcn 
directen  Steuern  stark  erhöhten  und  die  Ungleichmiissigkeitcn  der 
Hehistimgcn   durch   diese  Steuern   8ch«»u   sehr  viel  bedenklicher 
machten.    I»ei  der  Patentsteucr  iralten  die  Grundlagen ,  mit  Recht 
oder  Unrecbti  für  nicht  so  incorrect,  als  bei  der  Grundsteuer  und 
bei  den  anderen  directen  Stenern.   Daher  glaubte  man  hier  eher 
starke  Staatszuschlüge  zeitweilig  auflegen  zu  können.   Aber  ein 
grosser  Theil  der  steuertechnischen  Bedenken  gegen  solche  Maass- 
regeln blieb  auch  hier  bestehen ,  und  mit  der  vorgenommenen  Er- 
höhung that  man  wohl  das  Aeusserste,  was  zul&ssig  war.  Neben 
diesen  steuertechnischen  Rfleksiohten  sprachen  gegen  eine  stärkere 
Erhöhung  der  directen  Steuern  nach  Ansicht  der  entscheidenden 
legislativen  Factoren   auch  volkswirthsehaftlicbe  Gründe, 
Befürchtungen   einer  weiteren  Schädigung   der  l'roduction,  des 
wirthschaftlichen  Fortschritts.    Allein   mehr  als  das  Alles  haben 
politische  Erwägungen  eine  solche  Steucrerhöhung  widerratlien, 
besonders    Kück  sichten    auf   tlie    Stimmung    der  Land- 
bevölkerung,  welche   man   nicht  abermals,  wie  l84b,  durch 
•Steigerung  der  Grundsteuer  in  ihren  Interessen  verletzen  und  so 
der  jungen  Republik  abspenstig  machen  wollte.  Repablikanische 
Finanzautoren  wie  Boiteau,  sind  naiv  genng  gewesen,  das  offen 
auszusprechen.   Einer  der  mancherlei  Fälle,  wo  im  modernen 
Frankreich  die  Steuerpolitik  von  solchen  Rttcksichten  nicht  eben 
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taiD  Vortbeil  der  fioanziellen  Seite  und  der  objectiven  Eotscheidung 

der  Sache  beRtimmt  worden  ist. 

Es  verbiilt  sich  ähnlich  luit  der  tlaiiialigeu  und  der  ispatereu 
A  b  1  e  h  D  u  11  g  der  P  1  ä  u  c  einer  a  1 1  e  m  c  i  n  c  n  d  i  r  c  c  t  e  n 
Persona  1  stelle r,  Einkoninien-  wie  Vernii»gcussteucr.  Pläne, 
welche  uieuials  ganz  von  der  Tagesordimii^  verschwanden,  auch 
in  der  neaesteo  Zeit  (1Ö86  — 87)  wieder  mehr  liervorgetreten,  aber 
bisher  immer  noch  nnansgetührt  geblieben  sind.  Die  in  Frankreich 
meistens  ttberscbätzten  technischen  Schwierigkeiten  und  Mängel 
emer  solchen  ätener,  die  Abneigoog  gegen  „arbitrlUre''  Einsobätznngen 
oder  widerwärtige  Deelftrationspflicbten,  nationale  Vornrtheile,  volks- 
wirthsehaftlicbe  —  am  Wenigsten  begrQndete  und  zn  begründende  — 
Befllrchtiiogen  wegen  Scbädigoog  der  Productionsinteressen  nnd 
des  Fortschritts  der  Prodnotiyitftt  stemmten  sich  zugleich  mit 
wiedemm  wohl  noch  mehr  entscheidenden  politischen  HUck- 
sichten  iuinier  wieder  gegen  diese  Steuern.  In  letzterer  Hinsicht 
kamen  Kelüichtungen  bezüglich  des  schlimmen  Kindrucks  einer 
solchen  Besteuerung  auf  die  Bev(dkerun^^  -  aul  die  Wähler, 
>peeiell  aut"  die  wohlhab<Mide  Bourgeoisie  in  Betracht,  auch 
wohl  noch  BelUrchtungeu  io  BetreÖ'  radical  demokratischer, 
samentlich  socia listischer  Steuerpolitik,  zu  welcher  diese  alige- 
meinen  Einkommen-  oder  Vermögenssteuern ,  z.  B.  durch  An- 
wendung des  progressiven  Steuerfusses,  gerade  in  Frankreich  be- 
londers  leicht  Anlass  nnd  Anreiz  geben  könnten.  Die  Vorgänge 
EnghuidSy  Italiens ,  der  Schweiz,  deutscher  Staaten  galten  nicht 
als  für  Frankreich  hinlänglich  beweisend.  Von  da,  woher  man 
am  Meisten  die  Muster  fttr  eine  vemfinftige  und  brauchbare  Ein- 
kommensteuer hätte  nehmen  können,  von  Dentscbland,  wo  wie  in 
Frankreich  die  Kinkoniniensteuer  nel»en  und  Uber  einen»  Krira^s- 
•'lenersystem  besteht  oder  aus  diesem  hervorgegangen  ist,  wollte 
oder  konnte  man  in  diesen  Dingen  nichts  lernen,  theils  wegen  der 
ijewöhnlicheri  geringen  Kenntniss  der  deutschen  Verhältnisse  iu 
Frankreich,  theils  wegen  der  nationalen  Eitelkeit  und  Animosität, 
welche  Steuern  nach  deutschen  Mustern  nicht  angebracht  erscheinen 
liessen  und  lassen. 

Das  bisherige  Endergebuiss  aller  dieser  Bestrebungen  und 
Kämpfe  um  die  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  seit 
dem  Kriege  ron  1870—71  ist  das  geschilderte:  die  Aufbringung 
des  enormen  neuen  Steuerbedarfs  ganz  überwiegend 
durch  Zuschläge  zu  den  Verkehrs-  und  indirecten  Ver- 
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branchssteuern,  nnter  Beibcbaltang  der  bestebendeo 
Steuerformen  und  Arten,  nur  mit  Ausbau  des  Einzelnen 
und  Einfügung  einzelner  neuer,  aber  untergeordneter 

Theilc  in  das  Steuers ystem.  Der  bald  wieder  erreichte  volks- 
wirtlischal'tlit  hc  Autscliwiiii;^^  FiMiikrcicbs  tru^-  das  Seine  dazu  bei, 
diese  Steuerpolitik  dureb  die  (diuehiii  steinenden  Ertriif^e  der  \'er- 
kehrs-  und  indirecten  N'ei braucbssteuern  erlol;<reiidi  zu  inncben. 
Ks  ist  auch  niebt  waiirst-beinlicb ,  dass  mit  diesem  Steuersystem 
in  naher  Zukunft  erhebliche  V'criinderungcn  vorgenommen  werden, 
wenn  aneb  unter  den  neueren  schlcebter  gewordenen  wirthsehaft- 
lichen  Verhältnissen  der  Steuerdruck  tiberhau[)t  und  die  Sieuer- 
belastung  durch  einzelne  Steuern ,  wie  die  Registrirungsabgabeny 
die  Geti^nkestenem,  Octrois,  Zölle  und  anderseits  durch  die  directen 
Stenern,  besonders  die  Grund-  und  Patentsteuer,  immer  härter 
empfunden  werden.  Aber  die  daraus  hervorgehenden  Reform- 
bestrebungen finden  an  den  politischen  und  steuerteehnischen 
Sehwierigkeiten  ihrer  DurehfUbrung  und  an  der  fiscalischen  Noth> 
wendigkeit,  den  riesig  angcwnobsenen  und  weiter  waehsenden 
Steuerbedarl  zu  decken,  kaum  zu  iiberwiudeude  Hindernibse. 

yil.  Die  £rprubuu;i(  der  vcrüchicdciicn  Stouerurtcu  in  den  politischen 
Katastropheu  und  FinauznOtheu  Fraukroichs. 

§.  175.  Die  ungewübnliclKMi  äussorcn  und  inneren  politiscben 
Katastrophen,  welche  Frankreich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
durchlebt  hat,  machen  das  Finanz-  und  Stenerwesen  desselben  in 
besonderem  Maasse  geeignet,  um  daran  gewissermaassen  experi- 
mentell den  Einfluss  solcher  Zeituni stünde  auf  die  Ergiebigkeit 
der  einzelnen  Einnahmequellen,  namentlieh  der  einzelnen  Steuer- 
arten  zu  prüfen.  Auch  die  während  und  nach  solchen  Katastrophen 
vorgenommenen,  anf  ErtragserhcUiung  abzielenden  Besteneruugs- 
niaassrcgcln  lassen  sic-li  an  den  Daten  der  Ii aiizösiseljeii 
Steiiereitrags- Statistik  binsicbtlieb  ihres  tinanziellen  Erfolgs  lie- 
snnders  ^ut  cxpirimontell  ciprolion.  Oder,  in  (k^r  'rerniin(dogie 
unserer  ,,allu<'nieinen  Steuerleiire'*  gesproeben  i  Fin.  II,  220  tV.): 
Die  eigentblUnlicbcu  gescbiebtlieben  Veibältnissc  des  Iranzösisebeu 
•Staats  ermöglichen  in  vorzüglichem  Grade  eine  Prlilung  des  fran- 
zdBiseben  Steuersystems  und  seiner  einzelnen  Bestandtheilc ,  der 
verschiedeneu  i:>teucrartcn  und  Steuern,  an  dem  Maassstabe  der 
ersten  aller  theoretischen  und  practischcn  Grundsätze  der  Be- 
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situcruiifT,  der  ,.ti  nun  zjjoliti  scheu"  l'rincipiou  der  Aus- 
reiche iidhoif  und    He  \ve  «j^liehk  e  it"  (  Fin.  II,  i^.  ;H>S), 

mit  anderen  AVortcn  man  kann  die  einzelnen  Steuern  iii  Fiauk- 
reicü  gut  aul  ihre  linanzicllü  £la»ticität  prUteu. 

Die  Ergebnisse  lassen  sich  freilich  nur  mit  Vorsicht  verallge- 
gemeinern.  Ohne  Weiteres  darf  selbst  in  znkttntligen  ähnlichen  Zeit- 
Verhältnissen  Frankreichs  nicht  immer  das  Gleiche  erwartet  werden, 
da  die  bestimmenden  nnd  bedingenden  Gnmdverbältnisse  sieh  ver- 
ändern kcinncn.  Noch  vorsichtiger  wird  die  Uclicrtragung  solcher 
Ergebnisse  auf  anch'rc  Länder  gesclielien  müssen,  und  vollcnils  die 
Ableitung  allgemeiner  lester  „Hegeln'*  aus  den  ein-  und  selbst 
mehrmaligen  tVanz<'»sisehen  Hrfaluuii::en  nur  ganz  bedingt  statthalt 
sein.  Allein  einigen  allgemeineren  Werth  Itlr  die  iie- 
ortbeilung  der  einzelnen  »Stcuerarten  nach  dieser  beitc  der  tiuan- 
siellen  EJasticität  und  ins(d'ern  tiir  die  allgemeine  Theorie  nnd 
Praxis  der  Bestencrang  haben  die  Tbatsachen  der  französischen 
Stenerertrags-StatistilL  immerbin. 

Sie  zeigen,  dass  in  rein  tiscalischcr  llinsieiil,  welche  eben 
doch,  nach  unseren  ,.tinanzi)olitisclieir"  Trincipicn,  in  erster  Linie 
steht  nnd  stehen  muss,  die  iudirecten  Verbrauchssteuern 
I innere,  Monopole,  Zölle)  und  die  Verk  ehrsst  e  uern  (Stem|)el, 
Earegistrenient)  in  politi sehen  Katastrophen  und  in  den  diese 
begleitenden  Verkehrsstockungen  und  wirthsc hat tlichen 
Xothständen  erhebliche  Ausfälle  erleiden,  aber  doch  nicht 
immer  ganz  so  bedeutende  nnd  namentlich  nicht  so  an- 
danernde  als  man  öfters  von  vornherein  erwartet  hat  Solche 
Ausfälle  treten  bei  den  directen  Stenern,  ausser  in  Fällen  feind- 
licher Gebietsoccnpation,  wie  1870—71,  und  völliger  Desorganisation 
der  Verwaltung,  wie  in  der  ersten  Revolution,  nicht  ein.  Sie  lassen 
sieh  hier  eventuell  auch  als  „KMekstände"  spHter  wieder  einbringen, 
zumal  beim  He[)artitionsprinrip ,  was  natlirlicli  bei  jenen  anderen 
beiden  Grui)pen,  abgesehen  von  einigen  t  äilcü  beim  Euregistrement, 
aüsgeschlossen  ist. 

Die  französische  Stenerstatistik  lässt  ferner  den  finanziellen 
Erfolg  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  indirecten 
Verbranchs-  und  den  Verkehrsstenern  mehrfach  gflnstiger, 
sicherer  und  rascher  hervortreten,  als  man  ebenfalls  öfters 
venunthet  liat.  In  der  Bewegung  der  betreffenden  Einnahmen  ist 
allerdings  schwer  und  mehriach  gar  nicht  der  Lialluss  der  Ölcuer- 
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erhOhaDg  von  dem  etwa  parallel  gehenden  der  wirtbscbaftliehen 

Entwicklung  abzusondern.    Aber  das  Ergebnis«  lässt  sich  doch 

mit  JSichcilieit  constatircii,  dass  die  tVcihäiidlerischc  Ansicht,  höhere 
Steuersätze  seien  nicht  iiiiincr,  öfters  gar  nicht  vurthcilhal't,  selbst 
mit  unter  schiidlich  i'Ur  dm  l^rtra;^,  eine  /u  weit  gehende  Oenc- 
ralisation  einzelner  Thatsachcu  und  ein  zu  einseitiger  Schlnss  der 
apriorischen  Deduction  ist.  Die  geniaehten  Erfahruügeu  sind  daher 
auch  rur  das  Gcsannnturtheil  Uber  die  französische  ISteuer- 
politik  im  Ii).  Jahrhundert  wichtig.  Sie  erklären  und  recht- 
*  fertigen  diese  Politik,  wenigstens  rein  nach  der  fiscalischen  Seite, 
ihrerseits  wieder  mit. 

176.   Die  Daten  aus  dor  Periode  der  ersten  Hc?olatien  und  Napeleoii*8  I., 

nliiifliiti  /nii;  Tli'-il  nur  lückenhaft  und  un>ii  li<  r.  lii'fcrn  Wf-urcn  der  ahm-nn.  n 

innuieii  uud  aiuäurcu  politbchcn  Verhaltai^c  uud  wegen  der  (icbictsFeräodcruiigcu 
weniger  branclibftres  Material  zor  Vomalime  einer  solchen  Prüfung  der  Steuern  auf 
iliro  linan/.i'  llo  Elasticität.  Dagegen  bietet  die  Zeit  um  1S30.  um  1S4S  und  nament- 
lich um  ] STD  — 71  die  geeigneten  statistisclien  Daten,  wenn  aucli  in  der  li'tzi'jii 
rcriüile  wahrend  des  Kriegs  selbst  die  Abspielung  desselben  ganz  aui  llanzüsiscbcui 
Boden  und  binterlier  die  Auschcidan;  Elsass- Lothringens  störende  Factoren  für  die 
statistisclie  Bcol)arhtuiiu-  und  ViMxIi-'icliuii'j:  bind.  In  Ik'frcd"  dor  eigentlichen  Kriegs- 
zeit kann  mau  aber  anderseits  aus  deu  Daten  der  Jahre  IbTO — 71  auch  wieder  sjMicicil 
den  Einfluss  solclier  Zeitumstände  auf  den  Stenerertrag  gut  rerfolgen. 

S.  Uber  soldie  „rn-Krn"  der  Steuern  schon  Inn,  II,  bes.  §.  u.  Note  14 
S.  "i-Mti;  auch  Lcro y- Ika u  1  i eu .  fin.  (1.  Ausg."«  I,  220  Ii.  Hin  r.  I  j  i,  Daten  Uber 
einige  Iluupturten  der  in  Ik'tretl  der  Frage  besonders»  bemerkenswurtiu-u  btouem. 

Einrcipistrirungsabgabcn  und  Stempel  2eig«i  eine  besonders  starlto 
AH''''  tioii  durcli  solche  i'oliti^.  h.-  Ki('i:;ni>-c .  wilchc  den  wirtliM-liaftliehcn  Verkehr 
stark  beeinfluHSen.  Von  1M(» — l'i.JO  uul  wenigen  Unterbrechungen  im  Ertrage  be- 
ständig gestiegen,  erfahren  sie  um  die  kritischen  Perioden  folgende  Ertragsschwankungeii 
(Bull.  tr>b2,  XII.  42).  ()IiU.  Frc8.). 


Knrf.gistr. 

Proportion. 

Stcuipel. 

Proportii 

1S16 

1 1^.1 

24.!» 

1829 

1  .'»5.5 

100.0 

2S.b 

lou.u 

1830 

15H.5 

9S.7 

2*j.ü 

97.2 

1  ir,.2 

04.0 

28.2 

97.?» 

\^:n 

lÜh.7 

10'.>.2 

2^.9 

IOO.."J 

1846 

219.» 

lUO.O 

40.4 

lÜO.O 

mi 

228.7 

104.0 

41.7 

103.1 

1S4S 

178.4 

78.9 

S0.9 

76.4 

l^lii 

1SH.4 

S6.1 

32.7 

80.9 

IboU 

2Ü!>.3 

94.7 

S9.8 

98.5 

1851 

199.2 

90.6 

41.8 

102.1 

1H52 

228.2 

101.5 

44.3 

1 0!».5 

1S53 

241.U 

109.9 

46.5 

114.9 

Also:  1  —  ;{2  starke,  aber  nur  kurze  Allcction  des  Knrciristrement- Ertrags, 
kaom  eine  waltrnehmbare  beim  Sternjud.  Von  du  an  wieder  wenig  unterbrochene 
Steigerung  beider  Erträge,  Maximum  1847.  Dagegen  um  1848  erlu blich  stärkere 
und  l  iiif^er  audaueindf.  A(r''ction  beider  Erträro .  frühere  definitiv^  Krliolung  des 
btempuls.  Nach  1^53  weitere  Ertragssteigerung,  bei  Stcm|)cl  kaum  einmal  und  nur 
nnbedentend  untetbrodien  bis  1869,  bd  Eurcgistroment  nur  Marlirung-  d«  Krim- 
! !  I  :;s  bloss  in  1854  and  des  italienischen  Kriegs  in  1S59  durch  kleine  Verminderung 
der  Ertrage.  Maxitnum  1H64.  Bei  }>tire);istrement  IDUnor  mehr  Eittfluss  des  Ge- 
schäftsgangs im  Verkehr  i^Spcculation  u.  s.  w.). 
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Enregistr.    Propnnion.   Stetopel.  Proportion, 


1S6S 

100.0 

S5.Ü 

100.0 

1S«9 

372.0 

lÜO.ti 

H9.8 

105.1 

1^70 

•i!M).7 

7S.6 

74.9 

8S.1 

1871 

341.1 

92.2 

82.2 

96.7 

1872 

439.2 

118.7 

187.7 

162.0 

1873 

429.7 

IUI.  2 

140.1 

ir,:,  0 

\m 

57I.S 

154.6 

155.4 

Is2> 

Hier  zeipon  di«.'  Kitinalimcn  aus  ^?!llP';^istr<•Inclll  und  Stempel  i'ine  iinirtfälir 
ebenso  starke  Alloctioa  iu  1^70  wie  in  1S4*>,  wettn  auch  die  Au^lallu  iu  beiden 
Jabron  durch  wesentlich  verschiedene  UoMtlnde  bedingt  sind.  Sie  erbolen  sich  aber 
^"lir  vii  I  rasrli.T.  ••iu'rtiilicli  schon  IS71  vollstandiir .  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
krieg  noch  die  eisten  ^looatu  umfasste.  daou  der  GomaianeatifstaDd  kam  und  £Isais- 
b»thringeo  (mit  47»  der  bisherigen  französischen  BorSlkerun;;.  aber  wohl  einem  etwas 
^Mrl.Ten  Autheil  an  ilen  Staatseinnahmen)  abgetreten  war.  Im  Jahre  ISTl  kann  die 
hohe  Kiniiahmr-  st  lb>t  aiiffaUen,  da  die  Steuererhfdiuntren  hier  norli  nicht  viel  ein- 
wirken konnten.  .Sie  erklärt  s»ich  iu  beuierkenswerthcr  Weise  aber  indirccl  gerade 
mit  808  den  Kriegsrerhftltnissen.  n^lmlich  ans  den  zahlreichon  Todcsf&llen,  welche 
einen  onjrewfSlmli«  h  starki-n  s  t e  ii  e  r  p l'l i  <•  h t  i  ire n  Besitzwer  hsel  von  Todes- 
ve^cu  mit  Hch  brachten  (Werthbetrag  dieses  Wechsels  lbG9  3697,  1870  3372, 
1^71  5011,  1872  8951.  Bull.  I8M,  XV,  54»).  Dadurch  wurden  anderweite  Aus- 
fälle au r;rc w  ogen ,  so  bei  dem  wichtigen  Posten  des  Enn.ffistretnent>  ..I.'ebertrairungcn 
\oü  Imuiubilien  mit  onero>em  Tit.  l  unter  Lebenden",  wo  z.  H.  1^(1'.»  2177.  1S70  nur 
1721,  1^*1  nur  1511,  l'sT2  wieder  24*2  Mill.  l'rcs.  steuerpflichtisen  Hesit/wcchsels 
stattfanden  (BuU.  1H79.  V.  370>.  Wie  riet  nachhaltiger  der  Verkehr  und  damit 
•  ine  \'erkehr"ist,'Ur'r  wie  flas  Knr'  iri'^tri'ni'  i.t  diiv  Ii  }'öliti^rli-r<'Volnti<«närc  W  irren,  wie 
4ie  1848er.  gestört  wiid,  ab  durch  einen  Krieg,  wie  den  lb70  —  71er,  wenn  dabei 
die  ..öflontliche  Ordnung**  nicht  dauernd  leidet,  crgiebt  der  Vergleich  der  obigeu 
Iteten  um  1848  und  um  1971. 

Die  St cu er crhdhungen  bei  Eurcgistp-ment  und  Stempel  hatten  nach  Im 
Krie;,'»!  f;iv,t  sofort  ihren  crw:lrlllntr■'nl;l^-i^,•||  Krful-r  und  iil><Ttrafen  ilui  bei  <l''in  ra^t  heu 
Vtrkelir»auf'.t  hwung  bald.  Itei  beiden  bieueru,  vielleicht  Ijeiui  Lnregistrumeut, 
vcuigstens  bei  Hauptbestaiidthcilen  desselben,  noch  etwas  mehr,  ist  der  Einfluss  der 

»ittli-,  haftli.  In  n  \  erkehrslage  auf  Zahl,  Art  und  Ilfthe  der  luisaf/.-- ,  daher  auf  den 
btcuerertrajg  zu  durchschlagend,  al»  das.s  selbst  so  hohe  Steuersätze,  wie  die  fran- 
zftttschoii  eine  Starke  Verminderung  der  Umsätze  und  damit  der  Erträge  herbeiführten. 
Erst  mit  dem  BUckgan^r  der  GeschäAc  von  l'i^l  an  erlitten  die  Einnahmen  des 
EDregistrcmeiits  auch  Verminderungeu  und  blieb,  n  hinter  den  VorauM  hlairen  zieuili«  h 
laruck;  Ertrag  1883  545.5  Mill.  gegeu  Anschlag  von  üy.'i.a  Mill.,  Ertrag  IbS.j 
521.4  MUL  Eine  Ueberspannung  einer  solchen  Steuer,  wenigstens  unter  gewissen 
ZeitrerhftllnisBen,  wird  hier  zuzugeben  sein. 

Das  Tabakmonopol,  als  die  alleinige  Form  der  französischen  Tabakbesteucrang, 
hat  durch  die  Ereignisse  von  l^"{0  und  selbst  von  ls4S  so  gut  wie  t;  a  r  nicht  iu 
seinem  Absatz,  (der  Menge  des  verkauften  Tabaks  naclu  und  iu  soineui  Uohcrirage 
"iid  Keinertrajre  gelitten.  Anders  war  <  5  begreiflich  bei  den  Kriegsereignissen  ron 
1^T0--71.  Nacli  dtiiS'  lbi  ii  steiirt  dir  Einnahme  zwar  baM  wi.-di-r  auf  die  frühere 
Höbe  und  uberragt  sie,  aber  unter  dem  Einlluss  der  starken  Erhöhung  des  Preises, 
alao  der  Steuer  (für  den  Hanptartikel ,  ordiniren  Rauchtabak  z.  B.  tron  9  Frcs.  auf 
II  Frcs,  50  ('.  das  Kilogramm,  na  h  <i  seiz  vom  2!»  Februar  1S72)  braucht  die  Ab- 
satzioeoge  imuieihin  einige  .lahre.  .'.1.  um  .auf  die  frühen-  Höhe  zu  steiir.  n  Dann 
aimmt  sie  lanj^sam  weiter  zu.  Aelinliche  Erfahrung  wie  IsbO  11,  mit  der  Ende  IbüO 
•rfolgien  l'rds.  rhohung  von  7  Frcs.  25  0.  auf  »  Frcs.  f.  ord.  Tabak).  Das  Tabak- 
monopol  hat  daher  eine  bedeutende  iiiul  tlauernde  finanzielle  Elastieität 
bei  Stuuererhuhungen  für  die  Dockung  des  I- inauzbedarla  gezeigt.  Das  bestätigen 
%eade  Daten  (in  MiU.  Kilogr.,  bez.  Mill.  Frcs.)  (BnU.  I,  97  ff.,  X,  364,  XVII, 
626,  XXI,  141). 
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Vi.'ikanftc  Menge 

luthcitiiialiino 

Ki'iucrtras; 

Kilogr. 

Mill.  Tr«. 

31ill.  Krcs. 

lO.dü 

1S21» 

11.07 

66.61 

45.63 

1  sao 

11.17 

(;T.27 

40  7H 

mi 

11. US 

üö.lO 

45.92 

1847 

18.93 

117.70 

86.39 

ISIS 

1  s.:ir. 

1 10.2(i 

S5.27 

.  1S.31 

II  7.13 

S5.14 

19.22 

122.12 

S*J.02 

1^59 

2S.G0 

179.75 

129  66 

I  sr,o 

29. 5S 

I9:..r> 

M3.7f5 

IbOl 

2i>.24 

210.10 

163.35 

1863 

29.44 

227.14 

170.87 

1^69 

32.57 

255.71 

197.21 

|H70 

31.35 

21i.2ri 

169.2!» 

IsTl 

26.97 

2  IS.  22 

IGS.II 

1S72 

27.03 

269.63 

218.72 

\s:h 

201.' IS 

23S.17 

au.:i7 

ä  13.55 

.  254.55 

33  56 

346.15 

2S2.54 

iss.H 

35.77 

c.  372.50 

c.  303.55 

r.  '{GS.!»;; 

lu  Ucii  leUtun  Jalireu  scll»>{  hu  r  Slajriiatiuii  uini  klt  incr  Huckgaug. 

Die  Getrftnlresteueni  uuUasM.n  die  4  Huui  tiirtikcl  Wein,  Ob^twoi«  (besonders 
Apfclwoiti,  ('i(l('r\  Bier,  Branntft-iin.  Das  couiplirirtc  System  der  WuinbestcuoKiui:. 
naiueiitlioh  «lur  Unisfand,  dass  dii-brlbc  >\rh  au  den  Trau>|)nrt  und  Cun^tim,  ni.  Iit 
au  die  erste  Erzeugung  des  Weins  auschhcsst ,  bedingt,  dasa  dei  Ertrag  der  Wciu- 
stoaer  viel  «reuiger,  als  es  sonst  der  Fall  sein  vOrde,  ron  dem  Ernteausfull  abhftngt, 
also  r.'laliv  staliilor  i.st.  Daher  kHiinen  ^'ich  auch  bei  diesem  Ariikel  die  Zeitverh&Tt- 
uiiMse,  Krwerbalage  u.  s.  w.  und  die  StLU.irmaa^Mfijoli)  iiiunitt'lljaixr  von  Einfluss 
zeigen.  Dasselbe  gilt  vom  ( ilwtwcin.  In  den  Mateiudion  di  r  (ictränkesteuert  nquOto 
?on  1ST9  ff.  sind  vieli.-  inf.  : mfe  statistische  DatL-n  eiiihaltcn  is.  bes.  H.  IX  \i.  X 
d.'s  Htdietin.  s-o  X ,  'ir.d;  Xlll.  XI.  40.-!:  XIX.  •.M'2).    Danach  »ar  der  Ertrag 

in  Mdl.  Frcs.  uhne  verscliiedeuc  ailj^cuieiue  Neb«  :i  iligabrn,  Liccii-'.  n  u.  s.  w.j. 

Wein.  liranutw.     Alle  (ietranke 


liranutw. 


ls;!() 
1S31 


60  54 
35.2U 


(iucl.Bier«Gider). 
20.24  98.25 
14.52  62.90 


Starke  Ermässigung  durch  damalige  Reduction  des  Steuersatzes. 

Wein.  Branntv.     Alle  Getränke. 

IM"             .V».T2  2.>.21 

1S4S             51.s'.l  23.27 

IS4»             .55  92  23.14 

1850            58.77  24.42 

Maxirimui  des  Krtrags  in    1^4(!.  nur 

Steuererlasse  der  4>>er  K'evolution  blielien  ^ rijsseutlit-ils  nnaus^'efuhrt 

bald  wieder  rückgängi«^  gemacht  (s.  o.  171) 
steigcmoic. 


101. Uli 
90.S5 
93.93 
100.15 

als  1S47  (102.56  .  Die 

•■r  wiird'Mi  al>- 
Voa  lb51  au  dann  liia«  he  Ertrags- 


weiiig  höher 


Wein. 

Brannte. 

Alle  (icträuke. 

l'sf.!» 

122.54 

9(i.09 

24  s.  i^» 

1S70 

108.68 

84.04 

219.02 

1^71 

10j*.15 

1 10.54 

245.h7 

1S72 

i:!'.l.-20 

1 19.00 

2*^*^.07 

1873 

11*..51 

14S.92 

320.34 

1  *»76 

l'5ft.29 

168.34 

395.28 

isso 

177.«3 

220  94 

4. '»5  51 

issl 

139.72 

237.59 

409.97 

18^5 

135.16 

238.:i3 

410.30 
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Dor  Aasfalt  alüo  nur  in  1S70;  schon  1^71,  ohDeEIsasä-Lüthrin  .i.  wieder  ein- 
eeholt:  di"'  Stcuererliöliiin^rcn  von  Kii'lc  1^7!  an  von  raschem,  U«,;ul<udem  und 
bleibendem  tinanzielleu  Kiiolge,  zuuiul  bei  liiauntvvein,  aber  doch  auch  bei  Wein  und 
GIdw.  Endo  ISSO  Eroi&ssijfanf  der  Weinsteoer,  daher  von  hier  an  greringcrer  Ertmgr* 
Dor  Hnuantwcin  /c-is;t  am  Meist«-»  srine  Sfcuorfahigkeit  un<l  die  ziemli' lic  ItüliT  rcn/ 
seines  Absatzes  gegen  hohe  Steuern,  da  bei  ihm  die  Detailprci:>e  von  anderen  1  actorcn 
vdt  mebr  abb&ngcn. 

Die  Zuckersteuer  i>t  iitit>  i  den  hcBtifren  Prodiictions-.  Rezn^rs-  und  Absatz- 
verlMltiii>^cn  zu  »ohr  vun  II ;i  n  >l  d s  c  on jn  n  <•  t  n  re  ii  boi-influs-^t .  so  •la-'S  wir  sio  für 
diese  Lutertiuchung  ubergehen.  Dasselbe  i^ih  von  den  Einfuhrzöllen.  Auch  hii^r 
baben  sich  aber  die  Erh6bun|;en  nach  dem  Kriogre  doch  bald  finanziell  bev&hrt. 
Weiteres  unten  in  der  Darstellung'-  der  ein/dncn  Stcticni. 

Dagegen  Uctern  die  städtischen  Uctrois  noch  beacbteuäveitheä  Material 
hinsichtlich  der  finanziellen  Elasticität  solcher  indirecter  Verbranchiiabgraben.  Katlkriicb. 
da>s  bei  ihnen  i)oliti>,che  und  wirthschafUiche  l.ocal Verhältnisse,  wie  rtwa  in  Paris 
IsTO — 71.  l'ixtnilLie  Hcdeuiiinjr  rewinnen.  S.  bcs.  d.  Abli.  im  Bull.  XI,  II".,  50. 
Die  Statidtik  goiattet  mit  ihrer  Uuter&chei Juu^  der  Artikel- Uruppeii  und  einzelnen 
Anilkcl  (bes.  bei  den  Getiioken)  auch  einen  Einblick  in  EinzelrerhAltnisse,  welche 
Beachtung  Terdienon.  Die  Anik  l  di >  ih  tixis  /ciialleii  in  die  0  (inippen  Getränke, 
Verzchiungsgcgenstände,  UrennstoUe,  Futter.  Materialien  (zum  Bau  u.  s.  w.),  und  ver- 
schiedene Objecto.  Auch  der  Anthoil  der  einzelnen  Getränke,  besonders  des 
Kran  II  tw  eins,  in  kritischen  Perioden  ist  l>e  ichteni^werth.  Das  Vcrhältni>a  zwIm  Ih-u 
Kuh-  und  Hcinertiair  stellt  sii  h  natürlich  in  smI«  In  n  it-  n  un<;nnHli<rcr,  da  der  Ilaupt- 
tbeil  der  Erhebungäkostou  sich  nicht  mit  den  Eiunahmcausiaiien  vermindert.  £s 
var  in  Hill.  Pres.  : 
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■  irc,  vun  Baumaterialien  abgesehen,  wo  der  Ertrag  langer  niedrig  bleibt;  iu  beiden 
rinden  nur  kurz  danemde  Abnahme  bei  den  Gctr&nken.  Branntvcinertrag  alsbald 

•der  stark  steigend.    Bei  Materialien  Erholunf:^  des  besonders  stark  ;;esunkenen 
zwar  srhon  1^72.  aV»er  rr>i  1ST7  werden  die  Zahlen  von  1  ^(>9  wieder  erreicht. 
Paris  speeiell  lässt  die  Kinflusse  noch  bchart'er  hervorUeteu: 
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Auch  hier  verdient  ausser  der  allgemeinen  Bewe;;nn^  besonders  diejenige  der 
iranntirein-  und  der  Materialienstcuer- Erträge  Beachtung  (daä  Belagerung»*  und 
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Couiwunojalir  1S71I).  Wie  weit  in  1870 — 71,  auch  nach  d'-r  Aufliebun:;  der  Be- 
lagerung;, die  Octroierhcbuiig  etwa  ^i^tirt  war,  ist  uir  unbukanut.  Der  Krttag  von 
Materidiea  erreichte  in  Paris  erst  1S58  wieder  denjenigen  von  1846 — 47,  ent  18S0 

denjeDi^en  von  1*^(10.  wiiliiond  der  Branntwcinertrair  schon  1^75  sirh  tro<ron  1S69 
mehr  als  vordojiin  lt  liattc  und  aurli  hinterher  noch  <  rhi-biii-h  ilivf^  (l^^U  10.35  Mill.). 

Vurglüicht  uan  mit  diesen  Bewegungen  der  Ertrage  der  Verkebn»-  und  indirectcii 
Verbrauclusteaem  diejenigen  der  directen  Stenern,  so  zeigen  diese  allerdings  fast 

durchaus,  wie  es  .schiiiit,  nur  Schwankunenn.  welche  anfeiner  VfrUndeniiiir  d- s  Simia- 
fusscs  beruhen.  Ich  musü  aber  dahin  pcsiellt  sein  lassen,  wie  hier,  z.  ti.  iu  der 
Periode  1870  —  71.  j?erechnet  worden  ist.  Denn  wenn  in  1S70  — 71  die  directeu 
Staatststeoern  wenij?  oder  keine  Ausfälle  zeigen,  obwohl  sir  in  prossen  Thcilcn  Frank- 
reichs wenigsfcns  iiieht  in  die  fninzftsis<  he,  sondern  in  die  deutscjie  Casy«'  flössen,  so 
ist  da«  nicht  recht  vcrständlicb.  Ub  hier  unter  dem  „proüuit  anuuel"  etwa  doch 
nur  die  Vorsclireibnngon  oder  zvnr  die  legalen  Abzahlongen  der  Stenerrerbindlicb« 
k«iten,  auch  wenn  sie  wie  damals,  an  die  Deutschen  erfolgten,  za  verstoben  siii<l? 
Auch  die  Hereehnunu;  der  Tv\tra/tj!?<  hlag':  von  lsl8  fehlt  in  den  Ausweisen  im  Bull.  \  11, 
'J40  und  XX,  220  ä".  Das  l'rincipalcontingent  nebst  allgeiuuiucn  Zuschlagen  für 
di<;  Staatscasso  h&lte  sich  hiernach  iu  den  beiden  nonestcn  kritischen  Perioden 
folgendennaassen  bevogt  (in  Mill.  Frcs.). 
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liier  zeigt  sich  vornebuiUcb  nur  bei  der  Patentstcuer  und  auch  bei  dieser  erst 
im  zweiten  Jahre  der  Katastrophen  eine  merkliche  Abnahme.   Bei  den  dn»  anderen 

Stt^uern  kann  übriiren>  der  Char.ncter  der-ll)eii  als  K<'partitinnssti'nerii.  wonach  die 
Jahreäcontingente  unubbaugig  von  Austaileii  bei  uiüzulncu  Steuorptiichtigeu  von  der 
Gesammtheit  aufgebracht  worden  mttsscn.  die  Stabilität  der  SteuerertrSge  mit  erkl&rcn. 
Sollte  das  richtig  sein,  so  läge  hier  ein  Fall  (b  r  guten  fi  na n/,i eilen  Bewährung 
dieser  Stfuen  inrichtunir  vor.  Aber  freilich  träte  dabei  die  Kiickäichl  auf  die  Zahlung»- 
tübigeu  Steueri»niohligen  m  den  Ilinlurgrund. 

Die  1872  eingeführte  3''/„  Steuer  vom  Kinkommen  ans  Mobiliarwerthen  Wcrth- 
|iai»ieren)  ist  rasch  von  O.OS  (Scni'  >terertrag  1">72)  ant  ;il.7.")  und  34.18  Mill.  I  n  s.  von 
1*^72—74  gestiegen,  dum  .')  Jubrc  l;»ng.  bis  IST^.  im  Ertrage  fast  stabil  u^-Mi-  ben. 
darauf  mit  Schwankungen  weiter,  bis  4S  Mill.  Frcs.  in  l^r^J  gestiegen,  seitdem  al>er 
wieder  etwas  gesunken  (1SS5  45.87  Hill.):  sie  zeigt  also  jedenfliUls  entfernt  keine 
solche  Klasticitit  wie  die  Verkehrs»  und  Verbraachsstenern. 


VIU.  Rttcklilick  auf  die  französische  Steoerentwicklung 

seit  1789,  bezw.  1«»15. 

i?.  177.  Die  frjiDzösi^i  lie  Bcstcuenin^  hat  so  zwar  die  ihr  in 
der  Zeit  der  ersten  lievoliition  und  Napoleon'«  I.  j.;c^-L'bene  Gniiid- 
lage  im  Wesentlichen  beibehalten.  Aber  auf  dieser  (Irnndla«;c  hat 
sie  sich  unter  dem  Drang  der  regelmässigen  und  der  in  den  immer 
neuen  politischen  Katastrophen  iornilicb  ruckweise  erfolgenden 
Steigerung  des  Finauzbedarfs  ungemein  entwickelt  und  im  Ertrage 
vormehrt. 
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Iii  dieser  Hinsicht  bietit  sie  ein  völlig  anderes  Rild  als  die 
britische  Hestenernng  107,  lO^t:  diese  hat  sich  vereinfacht,  die 
französische  sich  coniplicirt,  jene  ist  im  Ertra«i;e  lür  den  Staat  von 
1815  his  znr  Gegenwart  (1885)  kanm  gewachsen,  diese  hat  sich 
verdreifacht  und  auch  die  Localhesteuerung  fUr  Departements 
und  Gemeinden  ist  rascher  und  stärker  als  in  Grossbritannien  ge- 
stiegen. Die  britische  Besteuernng  warf  bei  ihrer  Brtragsstabilität 
Ewar  kanm  fttr  die  Tilgung  der  Sehnlden  der  früheren  Kriegszeit 
etwas  Erhebliches  ab,  aber  anch  von  der  französischen  ist  trotz 
ihrer  enormen  Zunahme  in  dieser  Hinsicht  kanm  mehr  zu  rühmen 
und  bei  den  immer  neuen  Schuldaufnahmen  in  Revolutions-,  Kriegs- 
und  Friedenszeiten  w8re  eine  massige  Tilgung  aus  Staatsttber- 
sehtlssen  anch  eine  Danaidenarbeit  geblieben. 

Jii  der  britischen  Restenerung  sind  die  directen  Stenern  ge- 
steigert, die  indirecten  \'erbruuchs  -  und  ein  Theil  der  Verkehrs- 
steuern im  Ertrage  fast  gleich  gel)liel)en,  aber  die  ersteren  auf 
jjeeigneterc  Ohjccte  conccntrirt  worden.  In  Frankreich  haben  uni- 
irekehrt  die  directen  Steuern  nur  eine  massige  Zunahme,  die  anderen 
eine  absolut  und  im  Vergleich  mit  jenen  wahrhaft  colossale  Er- 
tragsvermebrung  erfahren.  Allerdings  sind  dabei  auch  hier,  wie 
in  Grossbritannien,  aus  der  Branntwein-  und  Tabakbesteuernng  be- 
sonders grosse  Ertragssteigerungen  erzielt  worden.  Aber  während 
das  britiscbe  gesunde  NationalgetrSnk  der  Massen,  das  Bier,  in 
der  Besteuerung  erleichtert,  ist  in  Frankreich  der  im  Consum  analog 
stehende  Wein  immer  mehr  fiscalisch  ausgebeutet  worden.  Die 
Salz-  und  Zuckersteuer  sind  jenseits  des  Canals  gefallen,  mit  allen 
SehntzzöUen  die  meisten  kleineren  Finanzzölle  beseitigt  oder  er- 
tnSssigt,  in  Frankreich  die  Zölle  wieder  stark  gesteigert,  die  Zucker- 
»tener  ergiebiger  gemacht  und  au(  h  die  Sal/steuer,  wennsclion  er- 
inä8sigt,  beibehalten  worden  ,  und  kleinere  innere  Vcrbrauclissteuern, 
die  in  England  alle  verschwunden  sind,  sind  in  Frankreich  wieder 
Den  aufgekommen. 

So  ist  die  gesammte  Steuerlast  hier  melir  nach  Unten  zu 
gelegt,  umgekehrt  wie  in  Grossinitannien:  eine  socialpolitiscb 
nngUnstigere  Gestaltung  in  Frankreich.  Die  angemessenere 
Mitbelastung  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  ist  dort 
diieh  die  erneute  Entwicklung  der  Einkommensteuer  und  durch 
die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuern  erfolgt  In  Frankreich  hat 
num  trotz  der  enormen  Zunahme  der  gesammten  Steuerlast  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  immer  noch  vermieden.   Durch  die 
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RegUtrtrnngs-  nod  Steinpelabgaben  nnd  tbeil weise  durch  die  vier 

grossen  Ertragsstenern  nnd  die  neuen  kleinen  Luxusstcnem  werden 
zwar  die  besitzciulon  iiinl  wohlliabcndcren  Classeu  lniheren  Eiii- 
koiunieus  juieli  liier  niclir  mit  iM'Instct,  iiiuncrliiii  cinigcrnia:\ssfn 
zum  Ersatz  der  lelilciMlcii  KiiikoniineiistciH'r,  was  Ikm  dein  \'(*r- 
irloich  des  tVanzitsisclit^ii  mit  den  Steuersv  steinen  anderer  Läiulfr 
nicht  Ul)crsebcii  werden  darf  (i?.  215).  Im  Kiiregistrcment  ist  ferner 
ciuc  iiohe  Hrbschaftsbe^teuerung  cutbnlten.  Aber  alle  diese  Steaeru 
treffen  aiieb  den  kleinen  Besitz  und  das  kleine  Kinkoromen  und 
aucb  bei  ibreni  ProportionalitUtsprincip  oft  scbwerer  als  den  grössereD 
Besitz  nnd  das  höbere  Einkommen.  Ausserdem  belästigen  diese 
Registrimngs-  nnd  Stempelabgaben  auch  den  legitimsten  wirth- 
scbaftlicben  Verkehr  in  empfindlichster  Weise,  stOren  ihn  und  unter- 
binden  ibn  zum  Tbeil,  und  natürlich  desto  mehr,  je  htfher  die 
Steuersätze  gesteigert  und,  auch  deswegen,  die  Controlmaassregcln 
versebärft  worden  sind.  Frankreicb  band  daber  in  gesteifierteni 
Maasse  dureb  seine  Verbrauchs  nnd  Verkehissteuern  den  \  erkelir, 
vcrtheuerte,  durch  seine  TransjxntNteuern,  seine  Frachten,  wülnemi 
Orossbritannien ,  wie  in  der  ZtdI|Hjlitik ,  ^<>  in  der  Tiditik  seiner 
inneren  Besteuerung  die  ehemaligen  Fesseln  des  N'erkcbrs  immer 
mehr  löste.  Während  s(<  Grossbritannien  sein  Volk  und  seine 
Voikswirtbschaft  auch  durch  seine  Steuerpolitik  coneurrenzfUhigcr 
machte,  freilich  nicht  ohne  einige  bedenkliche  Folgen ,  wie  die 
Preisgebung  seiner  Landwirtbschat't,  hat  Frankreich,  um  die  Mittel 
für  die  Politik  ruhelosen  Ebrgeizes  nach  Aussen  und  ewiger 
Neucrongssucht  im  Inneren  zu  beschaiTen,  sein  Land  und  Volk 
mit  einem  Stenerbetrage  nicht  nur,  sondern  auch  in  Steuer- 
formen  belastet,  die  mehrfach  kaum  ertriglich  erscheinen  uiul 
anderswo  schwerlich  ertragen  wtlrden.  Sie  könnten  imnierliin  auch 
ein  Factor  sein,  welcher  an  dem  vcrh:iltnjssm;is>igen  Zurückhleiiicn 
des  rranziisiselicn  \'<dkstliums  und  d  unit  der  Bedeutung  l'rank- 
reichs  im  Conceit  der  rasciien  nnd  rüstiger  vorwärts  sclireitendon 
illuigen  leitenden  (  iilturnationen ,  der  Britrn,  Deutschen,  Norii- 
anierikaner,  Italiener  eine  gewisse  Mitschuld  mit  bat.  Das  ist  da.s 
„Facit'^  aus  der  Finanzrechuung  eines  „Jahrhunderts  der  Kcvo- 
Intionen^'. 

Kein  in  steuertecbn iscber  und  damit  auch  in  politischer 
Uinsicht  zeigt  die  heutige  französische  Besteuerung  gewiss  manche 
Vorzüge  im  Vergleich  mit  der  Besteuerung  des  ancien  r^me  nnd 
in  einigen  Pnncten  auch  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern.  Die 
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Gleichinässij^kcit  im  ganzen  Stnatsjj^ebietc,  die  streng  dnrchgelUhrtc 
uiilicaiioii ,  ilic  testen  geset/licluii  und  a(liiiinistrati\ en  NOrnien, 
welflie  alle  ,,\Villkllhr"  der  V'er\valtiingsl)oli<»rden ,  eine  der  IIauj)t- 
klai;en  in  der  Zeit  vor  17S!i,  niöicliclist  anssclilicsseii,  die  IWseitiijiinjz; 
last  aller  reclitliclien  pinvinziellen ,  realen  und  jteison.iicn  Stener- 
exemtioncn  und  Privilegien  -  die  in  der  (•etriinkeht'.steuerung  liir 
Eigenbran  und  Kigenbrennerei  noeli  verbliebeneu  finden  gerade  im 
AogenbUck  besondere  Opposition,  so  dass  sie  vielleiclit  bald  lallen 
werden  —  dies  und  Anderes  mehr  sind  sicher  erbebliche  Fort- 
schritte, welche  bei  der  grossen  Anspannung  der  Stenerscbraube 
noch  ihren  besonderen  Werth  haben.  Der  Gmndsats  der  „ße- 
stimmtbeit''  der  Besteuerung  (Fin.  11^  §.  534)  ist  so  immer  besser 
lor  Durchführung  gebracht  worden. 

Freilich  ist  dies  nur  durch  einen  grossen  Formalismus 
ond  Schematismus,  in  der  direeten  wie  in  wichtigen  Zweigen 
der  indirecten  Vcrbraut  lisbcstenerung  (Getränkesteuern  I)  und  in  der 
Verkehrsbcsteuernng  ( Knregistrenient!}  erreiclit  worden,  woran  linan 
in  Frankreich,  um  Klarheit  und  J'rä  cisj  on  in  die  SU'uergcsetz- 
2:el)nng  und  \'erwaltung  zu  l)rinij('n  und  um  die  W  i  1 1  k  ii  h  r  der 
beliürden  nii'gliehst  zu  beseitigen,  vnr/ugsweise  (lewieht  gelegt  hat. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dass  iu  der  gesamntten  Jiesteuerung 
mechanische  Reebnungsoperationen  eine  grosse  Anwendung 
ÜDden,  das  dem  i'ranzüsiscben  Geist  aueh  sonst  entsprechende 
„mathematische  Moment^'  in  solchen  Dingen ,  wie  es  nament- 
lich in  der  direeten  Besteuerung,  den  Getränkesteuem  und  dem 
Enregistrenient  hervortritt.  Dieser  Vortheil  „mathematischer  Be- 
stimmtheit" wird  indessen  um  einen  ziemlich  hohen  Preis  ge- 
wonnen: viel  und  theure  Controlen ;  trotz  der  grossen  Stenererträge, 
bei  denen  sich  diese  Verhilltnisse  an  und  fttr  sich  günstiger  stellen 
mflssen,  hohe  Erhebungskosten;  sehr  seharfe  VerstJisse  gegen  den 
OrniHlsatx  der  „licciuemlielikeit"  (Mn.  Ii,  i?.  o.'J.'));  vor  Allem  aber 
eine  eben  nur  ganz  media  ni  sehe  Durelitiihi ung  drs  auch  der 
Iran/.iisisehen  p  ol  i t i  s  eh e  n  A u IIa ssunir seit  der  lJev(»lutinn  wiehtigsten 
(irundsat/.es  der  1  c  ie  h  m  ;is-<  i  g  ki' it "  der  r»esteuerung,  der  all- 
^euieiu  verlangten,  viel  gerühmten,  seit  der  ersten  I{ev<dution  in 
allen  Veri'assungcn  boeltgcbaltenen  und  vermeintlich  erreiehten 
iiProportionalität  der  »Stenern  nach  den  Kräften  eines  Jeden'^ 

Abgesehen  davon,  dass  diese  Proportionalität  bei  den  fran- 
zösischen indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrsstenern  eine 
Motse  Illusion  ist,  kann  sie  doch  auch  da,  wo  man  sie  am  Meisten 
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erstrebte  und  das  ganze  System  zn  diesem  Zweek  einricbtete, 

bei  der  directen  Besteuerung,  nicht  für  auch  nur  halbwegs  erreicht 
^'eheii.  Ooradc  das  M  c  c  Ii  a  n  i  s  c  h  -  K  e  i  h  u  u  n  g  s  ni  ii  s  s  i  ir  e ,  .,Matbe- 
inatisclic das  Anknii))t"en  der  Steuer  au  r  ea  I  e  Mdiiiente  kaun  bei 
so  verauilerlielien  und  iudividuelleu  Verliiiltuisscn ,  wie  den  Rein- 
erträgen des  Gruudbesit/AP,  der  Häuser,  der  Oewerhe,  bei  Steuern 
nach  der  Miethe  (Personal-  und  Mobiliarsteucr,  Patentstcuer)  un- 
ni(lglicb  zu  einer  wirklich  proportionalen  Steuer  fuhren.  Der 
stärkeren  Berticksiobtigang  des  personalen  £lements,  der 
Subjeetbesteuemog  statt  der  Objectbestenemng  gelingt  das 
immer  noeb  besser,  wenn  dabei  ancb  oder  gerade  weil  dabei  nicht 
bloss  meebaniseb  gerechnet,  sondern  nach  dem  arbitrinm  boni  vir! 
abgewogen  und  ermessen  wird.  Das  will  man  aber  in  Frankreich, 
naeh  dem  Gesagten,  viel  zn  sehr  nnd  ans  nicht  unrichtigen,  aber 
ancb  nicht  allein  berechtigten  Gründen  onsscbliessen. 

Der  nieebaniseb-reebnuugsuiässige,  „uiathcniatiscbe"  Cbaracter 
der  lrauzr)siselien  Besteuerung  bat  dcrselheu  uiaucbe  Anerkennung 
unter  Tbeoiitikern  und  Practikcru  veiseliatVt,  auch  der  rebertragung 
einzelner  Tbeiie  davon,  so  der  (Irnndsteuer,  Patentstcuer,  des 
Knregistrenients  auf  andere  Länder  Vorschub  geleistet.  Er  könnte 
auch  wohl  daza  beitraicen,  es  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  der 
modernen  französischen  Besteuerung  den  Namen  eines  wirklichen 
„Steuersystems''  mit  besonderem  Fug  zu  ertbeilen.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  verdient  diese  Besteuerung  diesen  Namen  doch 
höchstens  im  formalen  Sinne,  wegen  ihrer  angedeuteten  Eigen- 
schaften, nicht  im  materiellen  Sinne.  Denn  dazu  fehlt  ihr  eben 
doch  zu  sehr  die  notbwendige  Uebereinstimmung  mit  den  obersten 
Steuerprincipien  und  die  wirkliehe  TerhältnissrnSssige  Erfassung^ 
aller  SteucrkrUfte  nach  deren  Lcistungsrähigkeit  und  nach  den  An- 
forderungen eines  wahren  Steuersystems,  wie  es  in  unserer  „allge- 
meinen Steuerlehrc"  aufgestellt  worden  ist.  Darllbcr  dtirfcn  die 
eleganten  Foiniseiten,  die  wie  in  allem  Französischen  auch  in  der 
dortigen  Besteuerung  hervortreten,  nicht  hinwegtäuschen,  wie  sie 
es  nach  der  Neigung  des  franzüsischen  Volksgeists  so  leicht  thun. 
Man  fasst  hier,  ähnlich  wie  in  der  Staatsverfassung,  ein  Problem, 
das  seiner  ganzen  Natur  nach  eine  solche  einseitige  Lösung  nicht 
zulftsst,  zu  ausscbliesslich  mechanisch  auf  und  will  es  mit 
zu  ausscbliesslich  mechanischen  Hilfsmitteln  tösen. 

Wenn  wir  sagen,  die  britische  Besteuerung  verdiene  den  Vor- 
zug vor  der  französischen,  so  meinen  wir  damit  natürlich  nicht, 
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dass  man  zwischen  beiden  beliebig  wechseln,  die  britische  etwa  in 
Frankreich  annehmen  sollte  oder  kr>nnte.  Die  practischen  Steuer- 
systeme sind  dafür  viel  zu  sehr  „geschichtlich  gebunden**,  haben 
zu  viel  „Erdgeschniack"  des  Landes,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
Mit  dem  einfacheren  britischen  System  würde  man  die  in  Frank- 
reich erforderlichen  Summen  hier  auch  schwerlich  aufbringen. 
Aber  richtig  möchte  eben  doch  bleiben^,  dass  die  britische  BesteueruDg 
an  sich  den  Vorzug  verdient,  sie  ist  eben  auch  das  Product  einer 
glücklicheren  Geschiebte  nnd  einer  glfleklicheren  Volksanlage,  als 
die  franztfaisehe  Bestenerong. 

Weiteres  znm  Beleg  und  zur  Begrflndang  des  Gesagten  im 
Folgenden. 

2.  Die  einzelnen  Steuern. 

In  Betreir  der  Beliaudlung-sweise  gelten  auch  PBlt  das  Folgende  die  Bemerkungen 
ob«'n  S.  235  bei  ilea  britischen  Sttuorn.  Eine  Töllig  gleichmässige  Behandlung  der 
einzelnen  Steuern  wird  auch  hier  nicht  beabsiditigt.  Vielmehr  werden  die  letzteren 
je  nach  ihrer  characterist ischca  Eigenthumlicbkcit  uud  mithin  finanz- 
visseascIiaftliclieB  Wichtigleit  mehr  oder  weniger  etngeliend  besprochen,  kleiaero 
und  unwichtigere  bloss  erwähnt  werden. 

§.  178.  Uebersicht.  Die  moderne  französische  Bestenernng 
des  19.  Jabrbonderts  wird  hier  in  folgender,  in  diesem  Werke 
allgemein  festgehaltenen  Ordnung  xnr  Darstellung  gelangen.  Diese 
Ordnong  weicht  mehrfaeh  ron  der  Classification  der  französischen 
Verwaltungspraxis  und  des  Etats  etwas  ab. 

I.  Die  Staatsbestenerung. 

A.  Die  direete  Besteuerung. 

1.  Die  vier  grossen  directen  (Ertrags-)Stcuem. 
a.  Die  Grundsteuer   (contribution   foncit;re).  Neuerdings 
zerlegt  in: 

a.  Grundsteuer  von  unbebautem  Hoden  oder  eigentliche 
Grundsteuer  (contribution  foncicre  des  prf»})ri('t(.^s  non  baties). 

ß.  Grundsteuer  von  bebautem  Boden  (propri^t^s  baties) 
oder  Gebäude-Grundsteuer. 

b.  Die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  (contribution  personelle 
et  mobili^re). 

c.  Die  Thür-  und  Fenster  Steuer  (oontrib.  desportesetfen^tres). 

d.  Die  Patent-  oder  Gewerbesteuer  (contribution  des 
patentes). 

Dazu  als  kleine  Nebenabgabe: 

e.  Die  Taxe  der  ersten  Ankündigung  (taxe  de  premier 
avertissement). 

A.  W»f «er,  flB—fwImmwihifl  in.  27 
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2.  Die  Steuer  von  den  6 titern  der  todtCD  Hand  (taxe  sar 

Ics  bicns  de  niain  morte). 

3.  Die  H  e  r  g  w  c  r  k  s  a  h  g  a  1)  e  n. 

4.  Die  3 " ,)  Steuer  vom  E  i  n  k  o  ni  in  e  n  aus  I)  e  \v  e  i:;  1  i  e  Ii  e  ii 
Werthen  (Werthpapieren,  sur  le  revenu  des  valeurs  mobilieres). 

Di«;  uritt.r  1  t^onannton  vier  Hauptstouorn  1iilil<'n  «len  nlf<'n  (inindstock  «?er 
modurocn  französischen  dircctcu  Besteuerung.  Aa  ilaäelbeu  schliossua  sich  atluüuistraiiv, 
indem  sio  unter  der  „Generaldireclion  der  «lircctcn  Stenern*^  mit  stehen  und  etat- 

m&ssig:  <Iie  sogen,  „den  dirci  teu  Stenern  ^  Ici -  Ii^«' stellten  (assiinilirfcn) 
Speo ial taxen"  an,  jetzt  H  an  der  Zahl.    Davon  nur  die  obigen  Numuien» 

2  und  3  hier  eingostelli:  3  andere  werde»  in  th;r  Kubrili  1>,  4  unten  aufeefilhrt, 
nämlich  auf  Wagen  und  l'ferdc,  Billards,  (ieselUcbn  ften.  Die  ul>ni>rcn 
gehi»rcn  mehr  zu  den  (iebührcn  als  /ii  d<;n  Struerii,  nämlich  die  Altgaben  für 
Verification  der  Maasse  und  (f  wichte,  desgl.  der  Alkuholo  metur  und 
die  Abgaben  fBr  die  Aufsicht  nhor  Apotheken  und  Drogoeriehandlnngen; 
sie  konnten  allcntalls  auch  mit  uls  kleine  SpecialuewiM-liot'  Uorn  aulV'  f  is^t  werden. 
Die  diesen  ,,(i(tbuhren*"  verwandten,  alier  mehr  ^teuerartigen  Abgaben  t<ir  ('on- 
trole  der  Gold-  und  Si  1  b<;  rwaaren  und  des  denatu  ri  rt'-n  Alkohols, 
ferner  fnr  vci^chicdenc  andere  l>oaufsichtigungen  in  de  r  S  t  cu  e  r  v  e  r  walt  u  nj 
werden  in  Frankreich  zu  di'n  ..  i  n  il  i  i  e  c  t  ••  n  "  Steuern  <rer'-eliii' t  und  bilden  b.  i  diesen 
im  Etat  einen  Theil  der  „vei>>chiedcuen  Abgaben  un<l  iCinkUnlte  aus  verschiedenen 
Titeln''  (s.  Bnllettn  XX,  2ft2,  von  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  456).  Wiedemm 
ähnliche  Abgaben  stehen  noch  unter  einer  anderen  Abtheilung  des  Etats,  den  „ver- 
schiedenen Ertr.iiren  des  Hudt;t;t>"  so  die  Alif^abon  fnr  die  T  n  t e rsu  e  h  ii  n  >b's  in 
Frankreich  ein;;et'uhrten  Vielis,  die  LeborschUsse  der  Mun^verwaltung,  der 
Ki^at/.  lur  die  Bcanfsichtigungskostcn  der  Ki-^  en  bahnen,  sowie  der  gleiche 
Ersatz  bei  verscliiedetien  anderen  (ie^ejUebaften  und  An>falten. 

Die  unter  So.  i  genannte  Steuer  wird  mit  iiecht  hier  eingereiht.  ^>ie  wird  aber 
in  der  französischen  Praxis  uhd  im  Etat  nicht  tu  den  «lirecten  Stenern  gestellt,  sie 
untersteht  mit  «b  r  (i>  neraldirection  des  Enregi>trenients,  ihr  Ertrajr  wird  jedoch  im 
£tat  nicht  liei  tli<-seni,  sondern  unter  der  K'ubrik  ..verschiedene  Einkünfte"  eingestellt. 

Die  l.icenzal»;;a)ten  im  (iebiete  der  V er l)ra n  e  b  s bestenening.  Iwxjnders 
der  (ictränkesteuern ,  terner  }>ei  <>!  tentlichen  Kuhrwerksunternehuiungen, 
einsehliesblicli  E  i  s  e  n  b  ab  n  <•  n  ,  und  in  eiiiijeu  andei.n  ITilien  (_(iold-  und  Silbcr- 
waareu,  Spielkarten,  Dubit  von  i  abak  und  i'uUer'  haben  /war  cinen>ä(t:> 
auch  in  Frankreich  die  Natur  einer  dirocton  Steuer,  einer  kleinen  Special* 
Gewerbesteuer,  stehen  aber  anderseits  mit  den  Itctreflmden  indireeten  Verbrauchs- 
und  Tran<ii»ortst'  U''rii  ti.  s.  w.  in  der  iiiiehsten  \''Tliin>liin;r .  di.->  sie,  wie  in  der 
Darstellung  der  bntiächca  Uesteuerun«:.  pausend  im  /uaammenh.tnL'  mit  den  genaunteu 
Steuern  behandelt  werden  (s.  BuU.  XX.  öits).  Das  Licenzwesen  untersteht  der  Vor- 
waltiiniT  d'T  indireeten  SteU'Tn .  sriiif  Krtr.iize  '•r'i>'hein<;n  im  Etat  bei  den  ..ver- 
schied'  iieii  Al)tral'eii  nnd  Eiiikuurteii  an^  ver^  lii.  ij.-iuMi  Tit'  ln""  in  dies''r  Verwalninsr. 

IJ.  Die  \'erkclirsl»('. ste  uc  rn       iicljst  verwandton  Al)i;abcii. 

1.  Das  System  der  Iie^Mstrii'ung.sal)g:al)en  (droits  d'enrc- 
gistreraent,  de  .i;refl'c  et  d  liypotlieque),  weiches  in  Frankreich  auch 
die  Krbschafts-  und  bcheukungssteuern  umfasst. 

2,  Die  ÜesteaeruDg  mittelst  »StempclSi  bez.  im  Gebiet  der 
Stempelverwaltung. 

Heide  ^ehr  entwickelte  niul  \  i\\i(ke|te  Ai»};al<e.irteM  >fehen  mehrf.ieli  im  Zu- 
sammenhang, aber  der  Stempel  ist  keine  Erliebungsform  der  liegistrirun^sabgaben 
und  letztere  sind  nicht  eine  Form  der  Erhebung  von  sonst  etwa  auch  durch  Stempel  zu 
bcrichtii: enden  Ahgaben.  Beide  uniras>en  e  i  -•  n  1 1  i c he  Ver k eh  rs  ste  uern .  ei ge  n  t - 
liehe  (iebühren  und  vormisehte  Alta  ilicu  dii  bes  zweifachen  Chara.  f,.rs  und.  wii- 
gcsagt,auch  die  sleuerpulitisch  wieder  besonders  aufzufassenden  Er  bsc.hafts-  und 
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Schenk ungäätcaern.  lu  Betreff  der  Gebühren  ist  zum  Thett  schon  auf  die  Ad- 
gabcii  iii  l-in.  II,  89  ffl  sn  verweisen.  Enrcfiristrement  und  Stemitclwcseti  biUlcii  bisher 
mit  den  Domänen  /ii^ninrncn  Kiiini  irrti>S('ii  Vt-rwaltunj^szwci!^,  •'im;  (iuiieraldiroctiun 
im  Fioanzmini:>teriuui.  Die  Krtrage  der  i>ei<)cn  etstcu  werden  zu  den  „iodircctca 
Stenern  und  Einkanften**  im  Etat  gerechnet  Ein  kleiner  Betrag  Steinpoleinnahmen, 
fast  ganz  .ins  Qiiittniigs>(<'nij>oIn  d'T  Viirbraurhssteuerzaliliinjr'  n.  strht  inifi-r  'b  n  ..ver- 
schiedenen Abgaben  und  Kinkunften  aus  verächiedencn  Titeln  '  bei  den  indirecton 
Steuern  (Bull.  XX,  2G2,  v.  Kaufmann.  8.  457).  l'ntcr  dieser  Rubrik  erscheint  anch 
der  Ertrag  der  Spielkartedstcucr.  /u  amlor.  n  .■iL;i  ntlichen  N  erbraut  hsstriier- 
erhebiiiisr'  ii  wird  der  Sti^mjH-l  in  Krankicn  h  ium  Ii  nicht  bi-imf/.t.  I>it'  fran/ö^i^(:lleIl 
Erbücbattä-  und  Schcnltungsateuern  bäugon  ätcuertecbaiäcb  luit  dein  £nre- 
gistrement  zu  enge  zusammen,  um  nicht  auch  in  der  Darstellung  damit  rerbunden 
wt-rdcn  zu  mtis^jcn.  Daher  bleiben  fUr  die  besondere  Behandlung  dieser  Stenern  luter 
G  nur  einige  Puncte  ubrij^. 

Abgabe  von  den  Erfindiingspatcnten. 
D. !  Ertrag  st.-ht  b^  i  «I-  n  ..v <  r  '  hicdi-neu  Erträgen  dca  Budgottt'*. 
4.  Trausportsteuern 

a.  von  den  Eigenbainien; 

b.  von  anderen  öflentlichen  FiiLr-  nnd  Transportnnter- 
nehmangen  mit  regelmäBsigem  Dienst  (aneh  zu  Wasser). 

.Stehen  unter  der  Verwaltung  der  „indirecten  Steuern"  und  die  Erträge  im  Etat 

ebenfalls  bei  diesen. 

C.  AnfalierwerbsbeBtenemng. 

Uierber  gehört  die  umfassende  Erbschafts-  and  Schenkungs- 
bestenemng,  welche  im  Enregistrement  enthalten  ist  nnd  in  der 
Hanptsache  unten  bei  dieser  Abgabelcategorie  mit  behandelt  werden 
wird.  Auch  die  Erträge  Jener  Besteuerung  sind  aus  denjenigen 
des  Enregistrements  nur  nach  den  speeiellen  statistiseben  Ausweisen 
auszuscheiden.  Eine  Besteuerung  von  Loosen  u.  d«;!.  ist  nnt  der 
unter  A,  4  genaniilLii  Steuer  auf  Wortlipapiere  verl)umlin  worden. 

D.  (»  e  braue  Iis-,  nainoiitlicli  \'e  rbrauc  Ii  sbe  steuern  n«^, 
nebst  technisch  verwandten  oder  sonst  daniit  in  uäheiem  Zusammen- 
hang stehenden  Steuern  (so  l)ei  den  /<illen). 

1.  l)ie  inneren  Verbrauchssteuern. 

a.  Hei  pri vatwirthschaftiie her  Troductionsweise: 

a.  Die  Salz  Steuer ,  im  Inneren  und  itu  Bezirk  der  Zollverwaltung. 

Dit  scr  Untersrlji.  il  wird  in  I'rankn  i«  h  seit  lange  fe-stgchaltcn.  Der  erste  Tlieil 
der  Salzsf.-uer  niit<T-tcl)t  «lalirr  drr  „V'erwalfnnir  'Icr  indirerteMi  St'Miern"  und  sein 
Ertrag  eräclieint  im  Etat  hci  diesen  Steuern;  der  zweite  Tbeil  unteratela  üb  Zuli  und 
als  Verbrauchssteuer  der  Zolkerwaltong  und  sein  Ertrag  wird  bei,  bez.  neben  den 
Zdüen  avfgefiUirt 

ß»  Die  Getränk ebestenerung.  Auf: 
aa)  Wein» 

bb)  Obstwein  (Cider)  u.  dgl., 
cc)  Branntwein  (Alkohol), 
dd)  Biier. 

27  • 


Digitized  by  Google 


418        6.  B.  2.  K.  Steaerrecht  1.  U.-A.  2.  A.  Fnokieicb.  §.  178. 


Die  inländische  Rttben  zuck  er  Steuer. 
1^.  Die  neueren  noch  bestehenden  kleineren  derartigen 
Stenern;  auf: 

aa)  Papier, 

bb)  Mineralöl, 

cc)  andere  Oele, 

dd)  Stearin  und  Kerzen, 

ee)  Essig  und  Essigsaure, 

if )  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitioglyceriu. 

e.  Andere  verwandte  Steuern. 

aa)  Prttftingsabgabe  von  Gold-  und  Silberpaaren, 
bb)  Denaturalisirungsabgabe  von  Alkohol. 

cc)  Spielkartensteuem. 

DtoM  drei  Abgabe  grcbOreD  za  den  „itidiiectoii  Sienern'*  dos  französischeD 
Rechts,  iluctt  Ertrri^c  wie  schon  bemerkt,  zu  den  ^Tencliiedoiien  Abgraben  and  Ein- 

nahmcn  aus  verschiedenen  Titeln"  hei  dieser  Steuergruppo  im  Ktat. 

Aufgehobene  derartige  Steuern  (Seife,  Cichorien), 
b.  Verbrauchssteuern  in  Monopolform. 
«.  Das  Tabakmonopol. 
ß.  Das  Schiesspulvermonopol. 
/.  Das  ZtlndhOlzchenmonopol. 

2.  Die  Zölle,  als  N'erbrauchsstcuern  (F  i  n  an zzöllej  und  als 
•Schutzzölle,  insbes(»n(lcre  die  Einfuhrzölle. 

a.  Eigentliche  Zölle  (seit  lö82  nur  noch  Einfuhrzölle). 

b.  Statistisehe  Abgabe. 

c.  Schifffahrtsabgaben. 

niese  letzteren  krniiit- n  auch  zu  den  Tra  iispürlsteuern  «ihoii  (B.  1)  ir^'^tillt 
werden,  stehen  inde^^eu  uiit  dem  Zolivesen  in  nächster  Yerbindoog.  Sie  »iuü  ünanziell 
zugleich  mehr  Gebühren  als  Stenern. 

d.  Ne ben abgaben  der  Zollverwaltung. 
Gewerbliche   f. icenzsteuern,   namentlich  auf  dem 

üebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  (s.  o.,  S.  410). 
4.  Directe  Gebrauchs-  und  Genus 8 steuern. 

a.  Wagen-  und  Pferdestener. 

b.  Billardsteuer. 

c.  Steuer  auf  gesellige  Vereine,  geschlossene  Gesellschaften 
u.  dgl.  (cerdes,  sociötös  et  Ueux  de  röunion). 

Wie  oben  bemerkt,  adminialrativ  und  etatm&ssig  zo  den  JLvbl  directen  Steuern  aad- 
milirten  Specinltazen**  gehörig. 

II.  Departemental-  und  Communalbesteuerung. 
A.  Die  directen  Steuern. 


Digitized  by  Google 


L'eb«i«icht  <l«r  frattitei8cb«D  Steaeni. 


419 


Fasf  aii^s(  biiessHch  in  Furni  von  Zuschlägen  za  den 
directea  Staat 8 steuern ,  namentlich  den  vier  Haaptsteaern ,  mit- 
loter  IQ  einzelnen  der  assimilirten  Specialtaien :  sogen.  Znschlag- 
centimen  für  „Specialfonds"  zu  Departemental- and  Commtmal- 
iireekea.  Also  im  Allgemeinen :  keine  selbstftndigen  directen 
Localsteoein.  Sonst  findet  sieh  nur  eine  direote  Gebranehs- 
itener,  die  Hondesteaer,  als  obligatorische  Gemeindesteoer. 
Eine  besondere  Stellong  nimmt  die  nach  Wnnsch  in  Geld  absn- 
ktoende  Ve rpflicbtang  zn  Natnralleistongen  fttr  die 
Vicinalwege  bei  den  Coiimmueu  ein. 

B.  Die  indirecten  Steaem. 

Dahin  gehören  die  sehr  verbreiteten,  in  den  meisten  grösseren 

Gemeiuden,  namentlich  den  Städten,  fUr  Commnnalzwecke 
erhobt  iien ,  bisweilen  auch  mit  zur  Aul  lirin^ung  eines  Tbeils  des 
diret-tcn  Staats>teueiC()ntin^aMits  (l'ersonal  und  Wohnungssteucr, 
Thür-  und  Fcnsterateueri  der  (ienieiude  und  zur  Miterbebung  der 
Maatlieben  Getränketiteuern  (Eingaugsabgabe,  einzige  Steuer) 
dieoendeo  Uctrois. 

Za  den  „directen  Steuern  '  stellt  dos  französische  Finaozrccht  auch  noch  eittige 
S^daUb^ahen.  welrho  ni»  ht  d'-n  vollen  Charactcr  ciifcntlichcr  Steuern  halx^n.  sondern 
mehr  za  dcu  (iebuUreu  und  Koatcner^ätzen  gehören.  Su  die  Abgabe  für  die  L  uter- 
baltoDg  der  Börsen  ondHandeUkammern  ron  gewissen  Patentsteaerpflichtigen, 

'iit  Abj^aben  für  Erhaltung  d.r  I)cichf  und  Däuiun;,  für  Flussrciii  iguDg, 
Bewisser  u ng,  E atsum pf  o  ug.  M  m cueu t  w asscru  ng.  für  A br  eh r  von  U  cber- 
ichvem  m  ungen,  für  städtische  I^flasterung  u  dgl.  m.  S.  Vignes.  I,  ^2  tl.,  s*». 

Schon  diese  Uebersicbt  zeij^t,  dass  nanientlieb  die  französische 
btaatabesteaerung  eine  ausserordentlich  complieirte  Ein- 
richtung ist,  weit  mehr  als  die  gegenwärtige  britische,  auch 
aehr  als  diejenige  Deotscblands ,  Prenssens  und  anderer  Einzel- 
staaten. Von  den  wichtigeren  einzelnen  Steuern ,  so  den  directen, 
den  GetrUnkestenem,  dem  Zollwesen  gilt  das  wieder  in  besonderem 
QDd  noeh  höherem  Haasse  und  vollends  Enregistrement  and  Stempel 
stellen  ein  eigenes  complicirtes  förmliches  Verkehrsstenersystem 
dar.  In  der  folgerichtigen  DurchfHhrnog  des  leitenden  Princips 
einer  Steuer  zeichnet  sieh  die  französische  Besteuerung  aus. 
Manches  Kinzelne  in  der  feiucieii  DiiichfUhrung  erklärt  sicli  mit 
aus  <leiii  Streben  nach  einer  solcben  bjgi.SLhen  ('(inscrjuenz.  Aber 
auch  die  Höbe  der  Summen,  welebe  dureh  die  Steuern  zur  Deckung 
ües  Bedarfs  aufgel)raelit  werden  mlissen,  erklärt  eine  derartige  Ein- 
richtung der  Steuern  mit,  um  auf  diese  Weise  die  Traguug  der 
Lasten  besser  za  ermöglichen  ond  leichter  za  machen. 
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Fttr  die  I):irstcIIun>;  l)ict<-t  diese  Boschaffeitheit  der  frtnittrischen  Besteuerung 
ibre  «'igencn  S«  Ii«  ii  ri^kciren.  So  \  oi  wi' ki  lte  Dmnc  lassen  sich  naiiientHrh  nioht 
leicht  /ui^leich  kurz  uud  klar  c]ar:>tclluu.  wie  duch  itacb  dem  Cl>ara«-tcr  dieses 
Werkä  t^oboten  ist.  Eine  uinfassondd,  im  Raum  venifer  beschrlnkte  monograpbische 
Beljaudldiiv"^  il'jr  fran/ösischoii  H''>teuertiii^,  wo  atidi  d.T  für  »lies  Werk  loit-Mide  (Je- 
sicktspuuct,  uamlicti  die  Verglcichuog  mit  audcruo  Laudern  vorzuuehmeu  oder  vor- 
zubereiten und  das  Stevenroaeu  eines  Landes  7ttm  Zweck  der  Gewinnung  f  in  ans- 
wissenschaftlicher  Erfi:cbni:>se  darzustellen,  zurürktriti,  hat  e»  in  einer  Hinsiebt 
loiehter.  Im  Folgenden  pilt  es.  möglichst  nur  d  »s  \\  s,. n  1 1 i  «•  h  <■  der  EinriehttitifMi 
hervorzuheben.  l"ur  vielerlei  Kinzclnes,  so  für  die  klumcreu,  wcui^jer  wichtigen  bteucru, 
und  für  die  hier  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  behandelten  Seiten,  so  die,  welche  die 
V  '  r  f a  >  s  II  ri  ff  s  m  ä  >  s  i  ^: e  n  politischen,  die  a  d  ni  i  n  i  s  t  r  a  t  i  v  r  n  V  e  r h  ä  1 1  (i  i  ?  >  e ,  das 
ä teuer hehördcQweseo, die  Vcrwaltungsrechtäpfle^e  in  Sieuersaehen bctrolten. 
ist  auf  die  Specialliteratur,  besonders  auf  diejenige  des  frAuzOsisehen  Ycrwaituni;sreeht!>, 
u.  A.  namentlich  auf  Block'»  di<  ri  im  uiu  und  auf  die  grösseren  .Munographi' ^  1  t  ran- 
zr>sisclieii  ririari/w.'>eiis,  mm  der  d'  iit-^'  lieu  Literatur  auf  die  \\  ..-rke  von  v,  lluek  und 
V.  Kaufmann  zu  verweisen.  Wenn  trotzdem  uiibcre  ganze  Darstellung  der  fraa- 
jeOsischen  Besteuerung  und  auch  diejenige  einiger  der  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
und  Steuerarten  erli''l>Ii(  h  mehr  Kaum  Ah  dii-  l)ar>N-lltiim:  tl^  r  britisrlu  M  l?t  steu«Tung 
umfasst,  so  liegt  das  in  der  grösseren  Verwickclthoit  dieser  Dinge  iu  Frankreich,  ver- 
glichen mit  Englaud.  dessen  jetzt  viel  einfachere  Besteuerung  auch  einfacher,  karter 
und  leieliter  dargestellt  werden  kann.  Im  Uebrigeu  gelten  auch  für  das  Folgende 
die  Bouerkongea  auf  S.  23b. 


I.  Die  8 1  a  a  t  s  b  c  l  e  u  c  r  u  u  g. 

A.  Die  dirccten  Steuern. 

Wie  sich  aus  dem  Kolgendeu  ergiebt,  hängt  Cjesetzgebun g  und  Verwaltuug 
der  einzelnen  französbchen  directen  Steuern  n&her  zuiNimmen.   Die  wichtigeren  <ic- 

s<'t/e  werden  cr>t  unten  Ihm  iI'h  «inzi-lnen  Steuern  genannt.    S.  TerrouA- 

Jopiicn.  die  französischen  dire>-teik  Steuern.  Block,  Art.  contributious  dircctes  und 
paf'-ntes  im  dietionn.  und  in  den  supplcm.  dazu. 

Aiieh  dl  Literatur  behandelt  diese  Steuern  n-'^elmässig  gemeinsam.  Bihlio- 
cra|iliir  \)''\  HIork,  dietionn.  ji.  Vl7^  IC  Stourm  I,  ch.  5 — 10.  Vignes  I,  !>  IL, 
lU— 110.  V.  Hock.  Gap.  4  (S.  13!>— 17tt\  v.  Kaufmann,  S.  152— 26;{,  Bulletin 
(bes.  auch  f.  8tatistik>  s.  Generalregister  zu  Band  XX  (18%)  unter  dem  Worte  „eon- 
tribntions  dirc*  tcs".    Faure,  budget-.  de  la  Fram  e  p.  70  If.  — 

Uelier  die  direete  Be  s  t  e  u  c  r  ti  n  u  im  (ianziii  be/.ielie  ich  mich  vorläufig  auf 
meine  betrellende  Abhandlung  in  Schon  l)erg  s  Uandb.  d.  polit.  Oekonomie,  2.  AuH., 
III,  176—328. 


1.  Die  directen  Stenern  im  Allgemeinen. 

§.  179.  Die  t'ranzö.sischcn  directen  Steuern,  Damentlicli  die 
vier  grossen  Haoptsteuern,  bilden  nielit  nur  teclmiscb,  sondern  aoeh 
finanz-  und  verwaltungsrecbtlicb  eine  eigene  Gruppe  eng  znsamroen- 
gehtfrender  Steuern,  für  welche  eine  Reibe  gemeinsamer  Grand- 
Sätze  und  Normen  gilt.  Sie  haben  zwar  ihre  Rechtsgrundlage  in 
den  fttr  sie  bestehenden  einzelnen  Stenergesetzen.  Aber  erst  durch 
das  jährliche  Finanzgesetz,  welches  den  von  einer  Jeden  Steuer 
nach  Hanptsumme  (principal)  und  Zasehlägen  zu  erhebenden 
T^etrag  feststellt,  erlangt  die  Verwaltung  das  Recht  zur  Aus- 
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aehreibuDg  und  Erhebung  deu  Steuerpflichtigen  gegenüber.  Wie 
anch  in  anderen  Ländern  stehen  die  directen  Stenern  näher  als  die 
anderen  Stenerarten  mit  der  gesammten  allgemeinen  Landes- 

Tcrwaltong,  der  Staats-,  wie  der Helbstverwaltungc  in  Beziehung, 
oameutlich  in  HetrctV  ihrer  Veranlaguu^ ,  Vertlieihiu^-  und  Aus- 
schreibung. .Sie  bilden  lerncr  die  (Irundla^e  für  das  directe 
llt'partoniental-  und  ('omnuinalstcuerhvstcm ,  welches  in  der  Form 
vun  Zuschlägen  zum  Principalcontingeut  der  drei  grossen 
Kepartitionssteueru,  derGrunds teuer,  l'ersonal-  und  Mobiliar- 
steaer  und  Thür-  und  Fen stersteue r,  und  zu  den  Normal- 
ätsen  der  Patentsteuer  und  einzelner  der  kleineren  directen 
Stenern  eingerichtet  ist.  So  stellen  die  directen  Stenern  Frank- 
reichs in  ihrer  Gesammtheit  in  jeder  iiinsicht  einen  wahren  Eck- 
pfeiler des  ganzen  französischen  Steuersystems  dar  und  nehmen 
ebe  besondere,  her?orragende  Stellung  auch  im  Orgaqismns  der 
StsatsverwalUing,  wie  in  demjenigen  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  nnd  Departements  ein. 

Nach  ihrem  Charactcr  als  Kc  p  ar  t  i  t  i  o  n  s  s  t  e  u e  r  n  bilden  die 
drei  v(»rü:euanntcMi  Steuern  dann  wieder  in  hnanz-  und  verualtungs- 
rechtlicher  Hinsieht  eine  eigene  Gruppe  tUr  sich,  welche  der 
als  Quo titä tsstener  eingerichteten  Patentsteuer  gcgeDüber 
steht.  Die  kleineren  directen  Steuern  oder  die  sogen,  „den 
<lireeten  Steuern  gleichgestellten  Specialtaxe n'^,  welche 
aber  nur  theilweise  als  eigentliche  directe  Steuern  aufzufassen  und 
hier  zu  behandeln  sind  (S.  416),  bilden  wieder  eine  andere  engere 
Gruppe  fllr  sich.  Völlig  administrativ  getrennt  steht  bisher  von 
den  ttbrigen  directen  Stenern,  zu  denen  sie  finanzwissenschaftlich 
gehört,  die  Einkommensteuer  von  beweglichen  Werthen. 
Die  L  i  c  e  n  z  a  b  g  a  b  e  n  endlich ,  welche  ebenfalls  finanzwissen- 
scliaftlich  und  auch  nach  den  sonstigeu  Kriterien  des  tVan/.üsischen 
Finaiizrcrhts  zu  den  directen  Steuern  geh(>ren,  werden  als  eine 
Art  Anhängsel  in  Form  dirccter  .Steuer  zu  den  inneren  iudireeteu 
Yerbraucbsbteuern  gereibt. 

Iiu  fraii/.dsisclien  Finanzn'i  ht  i-t  ein-  Art  ..l>o  i;  aldofiuitiuii"  il-  s  Bcgrilf-» 
«directcr*  und  „mdirectcr"  btcucru  rccipiri  wuiUca,  welche  zuerst  im  (JescU  vum 
\  Juraar  1790  fon  der  constitDirendeii  Veisaminlani?  aufgestellt  worden  ist  Sie  hat 
lach   iii   der   ;;egeDiriItigeil  fiOftDZ-   uud    vorwaItuii.:^r('(  htlklirü   Eiotkeilang  Uli- 

»dministrativen  BeliandlunK^  der  St-(i««in  ihre  inacti-che  HcüJatiirung  gefundens 
«Directe"  Steuern  sind  danach  diejcaijjea,  welche  diroct  aut  Peraoncii  und  Eiiercnd 
thaia  (bez.  (irundeigeotlinm)  gelegt  mittebt  Kataster;)  und  Steucrrollcn  (n'dc. 
QOminatifs)  «.'rlicl-en  nuA  uimiitf<:n'ar  vom  St'-tid  pfln  hti^t  n  in  die  Ca-:>'-  dos  mit  der 


dagegen  diejenigen,  welche  auf  Fabrikation,  Verkauf,  Transport,  Einfahr  von  Coiisum- 
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tihilien  und  Handclsobjectcn  hiften  und  ron  den  Consumenten  „indircct"  g;özahlt 
werden  (rgl.  Fin.  II,  338,  38b).  Das  Merkmal  der  rules  nominatif«  wird  bei 
der  ClassiHcatiou  und  bei  der  Einreihang  der  einzelnen  Steaern  unter  die  dirccten 
des  Finanz-  und  YerwaUanginrecbts  in  Franl^reicb  gern  besonders  betont  Man  hat 
selbät  die  Namen  „iiominative"  und  „nirht  nominative"  an  Stelle  von  „directeri"  und 
«andirecien"  Stenern  vorgeschlagen  (Cabantouä).  Uieruach  bind  auch  die  „dea 
direeten  Stenern  aasirnUirten  Specialtnzen**.  ferner  die  commnnale  Hnndestaner,  die 
Naturalleistung  für  Vicinalwcgebau  im  franiflsischcn  Recht  „direcle"  Steuern. 
Vgl.  Perroux-Joppen,  S.  2.  Noten,  Art.  contrib.  dir.  iii  Block'«  dict.  No.  1  fl.» 
Josat,  minist  de  fin.,  p.  14,  435;  auch  v.  Kaufmann,  S.  156. 

Die  direeten  Steuern,  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  (Steuer 
von  beweglichen  Werthen,  Licenzabgaben)  untersteben  einer  der 
grossen  Generaldirectionen ,  in  welche  das  französische  Finanz- 
ministeriom  eingetheilt  ist  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  der  „General- 
direction  der  direeten  Stenern'^  Letztere  zerfallt  in  eine 
CeDtralverwaltong  zu  Paris  und  in  die  Loeal-  oder  Departemental- 
▼erwaltang.  Für  jedes  der  86  Departements  steht  ein  Steuer- 
Director  an  der  Spitze  und  yerfttgt  Uber  ein  Personal  TonControIenreo 
nnd  Inspeetoren  für  den  Dienst  Za  diesem  gehört  in  dem  Ressort 
der  genannten  Generaldireetion  ansschliesslieh  die  Veranlagung 
and  die  Repartition,  nieht  anoh  die  Erhebung  der  direeten 
Steaern,  welche  zur  Generaldireetion  des  öffentlichen 
Kechnungs Wesens  ressortirt  und  von  eigenen  Beamten  dafür 
erfolgt.  An  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  und  Beamten  der 
eigentlichen  staatlichen  Steuerverwaltung  der  direeten  Steuern, 
schliesst  s^ich  diejenige  von  Behörden  und  Beamten  der  allge- 
meinen staatlichen  Landesverwaltung,  sowie  der  localeo 
„Selbstverwaltang"  —  soweit  diese  Bezeichnung  für  die  be- 
treffenden französischen  Einrichtungen  zulässig  ist  —  an,  nämlich 
des  Maire,  des  Unterpräfeeten  nnd  des  Präfecten,  dann  des  Mnni> 
eipalraths,  des  Arrondissementsraths  und  des  das  Departement  ver- 
tretenden GenerahrathSi  sowie,  besonders  fttr  das  RecUmationswesen, 
des  Prftfeetnrraths  und  des  Staatsraths,  endlich  der  bttigersehaft- 
lichen  Repartitions-  und  Classifioationscommissionen. 

i?.  180.  1.  Die  Steuerrepartitiou.  Eine  specifisch  eigen- 
thUmliclic  Function  mehrerer  dieser  Behörden,  namentlich  der 
General-  und  Arrondissemenlsrathe  und  licr  localen  Repartitions- 
commissionen  wird  durch  den  Character  dreier  der  grossen  direeten 
Steuern  als  Repartitionssteuern  und  durch  die  Yerände- 
rnngen  in  den  steuerpflichtigen  Objecteni  welche  ge- 
setzlich auch  hier  zu  berlleksiohtigen  siod,  bedingt. 

Das  jilhrliehe  Finanzgesetz  bestimmt  die  Höhe  des  Jahres- 
Principalcontingents  jeder  Steuer  nnd  der  allgemeinen  Steuer- 
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mehlige  (eeDtimet  mdditioDehi  g^oöraiix)  für  die  Staatscasse, 
•owie  der  Steneniuehlige  flttr  die  Departemente-  and  Commanal- 
angaben  und  Air  veraebiedene  Specialzweoke  (budget  sar  r^sonrces 
BpMalea,  fonde  döpartementanx,  fonds  eommnnaiix,  und  Specifllfonds 
fftr  Ansflille  u.  dgl.  m.).  Das  hiernach  den  Depaitcmcuts  zu- 
tallende  und  von  jedem  einzelnen  aul/nbiingendc  Contin^^ent  wird 
alsdann  in  einem  Jeden  von  seinem  Oeueralrath  auf  die  Arron- 
diSÄements  der  Departements,  vom  Arrondisscmentsrath  die  be- 
treffende (^»uo'c  weiter  auf  die  Gemeinden  vcrtheill.  Darauf  werden 
die  GemeiDdecoDtingente  unter  Benut/.uog  der  vorbereitenden  Arbeiten 
der  staatliehen  Sfteaerbeaniten  (Oontroleure  und  Erheber),  welche 
die  Mutterroüen  zu  entwerfen  und  die  ßesitzveränderungen  auf  dem 
Laofenden  zu  hallen  haben,  durch  die  localen  Repartitions- 
eonuniMionen  auf  die  einxelnen  Stenerpflicbtigen  vertheilt. 

Diese  Commissioncn  seUcn  sich  aas  dem  Hairc.  seioem  Adjunctea  und  fiiuf 
|nind«t'?uorpfliclitiir<'iii  (j«'incindobOi!rcrn  zusainnien.  Dio  K-tzic  rrif.'ivrtheilune'  odor 
di«  lüiiK^iiiiialrcpartttiou  (ic:>  Goiociudccootiugciit:»  erfüllet  nach  (l<  iu  Kutaator  bei  der 
finiodtiteoer ,  nach  dem  Steueitorif  bei  der  Thttr-  und  F<'i).ster>kui!r,  und  zwar  bior 
Torbchaldich  dvr  Abändcrunjroii  d  's  T.irif>af/''' .  \v.  [«  ho  diu  Auf  luiiiirun;,'-  (K-s  Cou- 
tugents  etwa  bedin^rt,  sowie  fUr  den  nach  der  W  oUuungsmictbo  auf^ubnu(;i'udtiu  Thöil 
der  PenoDftI-  und  Mobflitrateoer.  «reicher  nach  Abiug  des  darch  die  Penonalsteuer 
»afjcbrachtcn  Theib  von  dein  buf  rellcndca  Contiiignit  noch  übrig  l>I' i' ■  n  \  h  1- ii 
ennjttelfou  Micthwcrtlien.  Auch  die  St'-ii<ncoutiiiKcnte  der  Grund-  niid  der  Thür-  und 
Feasterbteucr  i^elb»t  erleiden  ubriguna  uuch  kieiue  Vurändcruugcn  durch  dio  Ver- 
änderungen im  UmCing  der  stenerplicbUgen  Objccte  beim  landa'irtbschaftlich  benutzten 
Boden  (Zerstöniiiu-'-n,  AfKi  liw-'nuiuing-en  ii.  dirl.\  Zutritt  vun  biNher  steuerfreiem  Staats- 
lad  Krooguu  in  Fuige  Uebcrgang»  in  PritatbeMU«  z.  B.  von  W  ald,  zum  stuucrpAichugun 
Boden  and  besonders  bei  den  Gebinden  (Kciibaaten.  Brand,  Einreisscn  o.  s.  w.). 
Hierdurch  sind  dann  wieder  Veränderungen  in  der  Vertbcilung  der  De|>arteincntal- 
<'öütingente  auf  die  Arrondi^^ements,  di»-  (jeuieinden  und  die  einzelnen  Steuerf)flirh(ifr<  n 
A-diugt,  oui  das  erstere  Coutiagcut  auf/ubriugeu.  Arbeiten,  welche  die  Sieuerbeauitt-n 
Controlenre)  nnd  RepartitiMscommissionen  auszuführen  haben.  Wihrend  sich  so  inner- 
halb der  Deparf-'rnc.iti  und  weiter  hiuab  nach  den  \  «  ränderuneen  im  R»'>tand  der 
iteaerpflichügt-n  i  Jbjcctc  diu  UepartitiouscontingeQte  der  AiroudisscmcuU»  und  Gemeinden 
nd  di0  Steueriiuotcn  der  Einzelnen  beständig  etvas  rerftndem,  steigt  das  Principal- 
OMtiiigeot  der  drei  Repartitiouääteuem  zu  Guuäten  d>  r  Staat-casse  nur  um  den  Betrag, 
m  welch'^n  ?ich  die  steuerpflichtigen  <  )1))im  te.  bei  der  Mo)>iliar>teuer  »Tii  h  di<'  !-t«'Uer- 
^cbtigeu  Micthertiage  mehr  vermehren  aU  rcrmiuderu.  Dadurch  können  dann  auch 
■och  Vencbiebungen  der  Departemental>Gontiugente  im  Rahmen  des  fixirten  nnd  nor 
der  eben  erwähnten  Veräiidi-rimir  'x  z  Krhohun^'i  unterli-'i^'t-iidcn  Sta;it>  -  Principal- 
CMtingeats  erfolgen.  Bei  der  Persunal-  und  Mobiliar-  und  der  Tinir-  und  l'euster- 
Meier  war  einmal  eine  |)eri(KH>cho  Revision  der  Repartition  auf  die  Departements  bc- 
»böichügt  gewesen  ((ievMz  von  \b:rl.  1S3S).  aber  u  ir  -n  der  Opposition  dagegen  wurde 
ae  wieder  aufgegeben    ls44i.    DarulM-r  uiir.  ii  \tv\  <i<'u  ein/>'liieri  Steuern. 

S.  über  die  Organisation  der  üben  genannten  UehOrdeu  und  über  die  Function 
i«t  letzteren  und  der  betbciligten  einzelnen  Beamten  die  vielen  Einzelbestimmongen, 
MHMotlicb  bei  der  Repartition.  beti.  in  Perru u x- Joppen .  Abschn.  2,  Art  contrib. 
4iNCte»  in  Block'»  dict,  No.  11— Josat.  p.  434  —  443.  460  lt..  46o— 471. 
0.  Hayer,  FraiuOi»ischeä  Vurwaltungsrecht,  1.  Ab:>chnitt.  Einzelnes  davon  unten  bei 
den  einzelnen  Stenern. 

Die  drei  französischen  directen  Repartitionsstenem  bilden  eines 
der  wichtigsten  practischen  Beispiele  des  Bepartitionsstener-Princips 
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io  der  inodenu  n  iSteiiergesetzgebung.  lieber  dieses  Priucip  wurde 
schon  in  der  „allgemeioeii  btenerlehre"  in  diesem  Werke  gehandelt 
(Fin.  II,  §.  543  ff.).  Die  dort  hervorgehobenen,  diesem  Prindp 
eigeothttmlichen  VorzHge  werden  auch  in  Frankreich  anerkannt 
nnd  von  Autoren  wie  von  Hock  gerUhmt.  Dnrch  die  den  Ein- 
zelnen uod  den  Gemeinden  hinsichtlich  ihrer  Stenerqnote  gestatteten 
Redamationen  kann  anf  die  relativ  glcichmässigere  Btenenrer- 
theiluDg  mit  hingewirkt  werden,  ohue  Beeiutrücbtigang  des  tiscalisehen 
Interesses. 

Der  Wesen tiiche  Manf^el  der  genannten  drei  Steuern  liegt 
darin,  dasK  die  Griindsteuer-Contingeute  der  Departements, 
Arrondisse ni  en  t8  und  Gemeinden  nach  alten,  von  vornherein 
unricbtig  geweseoeu  und  mittlerweile  immer  uuriehtiger  und  ungleich- 
mässiger  gewordenen  Maassstäben  geregelt  sind;  lerner,  dass  die 
Individuairepartition  der  Gru  ndsteuer  nach  dem  im  Ganzen 
stabilen  und  notorisch  höchst  nngleichmässige  und  immer  ungleich- 
mSssiger  werdende  Einschätzungen  enthaltenden  Kataster,  die 
Individuairepartition  der  Hobiliarsteuer  nach  der  misa- 
liehen  Grundlage  der  Miethe  und  diejenige  der  Thür-  nnd 
Fensterstener  nach  einem  unvermeidlich  mangelhaften  Tarif 
erfolgt  Alle  diese  Mängel  haften  aber  dem  Repartitionsprtneip 
als  solchem  nicht  an ,  sondern  sind  vielmehr  die  Folge  einer  Ab- 
weichung von  demselben  und  einer  verliülilcn  Zugrundelegung  de» 
QuütitUtsprinci|)S. 

Kill  weiterer  Mangel  i«t  die  das  berechtigte  tiscalische 
Interesse  verletzende  zu  grosse  St  a  i)  i  I  i  t  ü  t  der  staatlichen 
Trincipalco utiugente.  Diese  letzteren  erhöhen  sich,  bei  dem 
Unterbleiben  der  allerdings  nrs])rünglich  im  I'ian  geweseneu  alige- 
meinen Erneuerung  oder  wenigstens  Revision  des  Grundsteuer- 
katasters, bei  dieser  Steuer  und  ebenso  bei  den  zwei  anderen  im 
Wesentlichen  nur  durch  die  kleinen  allmählichen  Mehrannahmen 
als  Verminderungen  der  Steuerobjecte,  sowie  der  Mietherhohungen 
bei  der  Mobiliarstener  und  der  communalen  Volkszunahme,  wo- 
durch eventuell  eine  höhere  Tarifclasse  der  Thttr-  und  Fenster- 
steuer zur  Anwendung  in  einer  Gemeinde  kommt  Anf  diese 
Weise  gerathen  die  drei  Repartitionssteuern  immer  mehr 
in  ein  M  i  ssver  hii  Itniss  zu  den  Uhr  igen,  stark  im  K  r 
trage  w a c h s e n d e n  .S t  e u  e r n  und  s p e e i e  1 1  auch  zu  der 
(lireeten  u  o  t  i  t  ä t  s  s  t e  u  e  r,  der  I*a  t e  n  t  s  te  ii  e  r.  Al)er  aiieh 
dieser  Muugei  ist  wenigstens  keine  uoth wendige,  weuugieicb  alier- 
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dings  eine  aus  anderen  mitspielenden  Gründen  sich  hier  leichter 
eicsteJIende  Folge  des  Kepartitionsprincips ,  und  anderseits  vom 
."itaudpunct  der  Steuerpflichtigen  und  auch  von  demjenigen  einer 
sparsamen  Finanzpolitik  aus  überhaupt  nicht  unbedingt  ein 
,,MaDgeI",  sondern  wenigstens  öfters  ein  relativer  Vorzug. 

Das  richtige  und  berechtigte  fiacalische  Interesse  würde  freilich 
gerade  in  Frankreich  bei  seinem  stark  gestiegenen  und  fortwährend 
steigenden  Steuerbedarf  eine  grössere  Beweglichkeit  und 
Steigerung  auch  des  Principaleontingents  der  drei 
Repartitionssteuern  fordern.  Damit  steht  das  Kepartitions- 
princip  nicht  in  Widerspruch.  Im  Gegenthcil  ist  einer  der  leitenden 
Oedauken  bei  der  Anwendung  dieses  Princips  der,  dass  mit  dem 
Bedarf  die  Ertragssumme  einer  Steuer  und  der  Steuer- 
fuss wechseln  (F'm.  II,  §.  545  u.  a.V  Das  ist  in  Frankreich 
versäumt  worden,  weil  die  Steuerpflichtigen  zu  stark  opponirten 
ünd  eben  die  letzte  V^ertheilungsgrundlage  (Kataster  bei  der  Grund- 
steuer, Besteuerungsmaassstab  bei  den  beiden  anderen)  eine  zu 
wenig  verlässliche  und  zum  Theil  geradezu  unrichtige  und  unge- 
rechte ist.  Bei  der  Quasi-Gesammtliaftung  der  Steuerpflichtigen, 
welche  das  Repartiiionsprincip  bedingt,  war  dann  auch  eine  Ver- 
änderung der  Grundlagen  der  Vertheilung  besonders  missliebig, 
weil  jeder  einzelne  Pflichtige  und  jede  Contingentsgemeinschaft 
'Departement,  Arrondissement,  Gemeinde)  sich  vor  Mehrbelastungen 
in  Folge  anderweiter  Minderbelastungen  fürchtete. 

Indessen  folgt  doch  aus  dem  Allen  kein  durchschlagender 
Einwand  gegen  die  Repartitionssteuer  als  solche,  sondern  nur 
wviel,  dass  auch  hier  eigenthümliche  Schwierigkeiten  vorliegen  und 
<las8  die  genügende  finanzielle  Krgiebigmachung 
solcher  Stenern  an  die  Voraussetzung  richtiger  Be- 
steaernngsgrundlagen  (Kataster)  und  Maassstübc  ge- 
bunden ist,  weil  man  beim  Vorhandensein  solcher  die  richtige  durch 
tlie  Gesammtentwicklung  des  Steuerbedarfs  gebotene  Erhöhung  der 
Principalcontingente  nicht  wird  zu  scheuen  brauchen  und  den 
^Viderstand  der  Interessenten  dagegen  leichter  überwinden  kann. 

Ich  halte  daher  «Joch  mein  güiistijjcs  l'nh«'il  über,  das  I{.:ii:irtitiotisiiriiuip  aus 
'Icr  „alicemeinen  StcacrK;hre-  (Fin.  II.  $j.  513— .^45,  S.  .VJI  UV)  aufrecht.    S.  sonst 
»uch  von  Hock.  Fin.  rrankroichs,  S.  140.  eine  .schou  im  H.  II  von  mir  Litirte  Stelle 
-Vjö  Notc\ 

V'w  VcrleLiunp  «les  fiscalis<  lii,Mi  Iiit<Tcssci  «TsrieUt  sich  :ius  der  ^-.ringen  Steigerung 
Ertrapszitrern  der  drei  Kepariifioiisstoiicni.    Z.  B.  wm  hs  d;is  Priucipalcoutingeiit 
■i-i  Staats  (inri.  Zuschli^'o  zu  den  kl.'iii'  ti  S|).-.  iidlunds)  b-'i  d<  r  (irundsteuer  1S51  bis 
J'*"')  .mit  Elsasa-Lothriiigon)  nur  v(mi  l'i^.^'.i  auf  ITo.Sl,  wii  1^71 -b5  '<'lin<'  dit* 
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abgetretenen  Prorinzeii)  nur  ron  171.05  auf  1^1.40  Mill.  Frr>  .  hei  d.  r  Pcrsonal- 
und  Mobiliansteoer  in  denselben  Perioden  von  43.17  auf  35.51  und  von  54.tii^  auf  70.26, 
bei  der  Thür-  und  Fenstersteuer  von  30.1b  auf  40.12  und  von  HS.SH  auf  47.20  Mill.  Pres.« 
wobei  noch  bei  allen  drei  Steuern  die  Ertrag:srermelirung  bei  suii<>t  ^tabilcui  Contiugent 
und  Fnsü  vornLlimli<  ]i  von  so^en  ,Ji"h.nut<'H'*  (d.  h.  als  Area  der  (jebrunlc  dienenden  i 
(i rundet Uckeu ,  sowie  von  den  Gebäuden  und  Woliuuugüu  sclbät  herrührt.  i^BuUetin 
rol.  XX,  p.  220  ff.). 

Die  wirkliche  Einbringung  der  ansgeschricbenen  Staats-, 
Departements',  Arrondissements-  und  Gemeindecontingente  der 
Repartitionssteuern  wird  durch  Einrichtungen,  welche  diese  Stenern 
specieü,  thcil weise  aber  aach  die  direoten  Stenern  Uberhaupt  be- 
treffeDi  zweckmässig  im  iiscalischen  Interesse  verbfirgt  Diese  Ein- 
riehtangen besteben  in  den  fonds  de  non  valenrs  et  de  seconrs, 
die  durch  Zuschlagcentimen  gespeist  werden,  und  ansserdem  gerade 
bei  den  Repartitionsstenem  in  der  Wiederanf legung  der  in  einem 
Jahre  gewählten  Erlasse  und  Reductionen  von  Steuerquoten  anf  die 
Contingentsgenieiusehat't  im  uiulisteu  Jahre. 

L)er  foiids  {\f  Htiii  valciirs  od<r  der  S  le  u«' r;;  u  s>  lall  o  ,  welche  <\üi>h  l  nein- 
briugliclikuit  der  Indivulujl*£Uutca  der  Keparütiouüateucrn  und  der  au^igcäobnebeneii 
StcaerMhoIdigkeiten  der  Pntentstener,  sovie  bei  dieser  Steuer  mach  durch  Eriass  oder 
Erin.'iibi«,'ung  der  Steuern  entstfhon.  wird  jährlich  im  Etat  mit  bestimmten  Centimen 
(seit  lauge  regdmäitoig  1  für  die  Urund-  und  Personal-  und  Mobüiarstcuer,  3  für  die 
Thtlr-  und  Feostersteuer,  5  tür  die  Patontsteuor)  dotirt  Dm  diese  CentiniMi  erhöhen 
sich  daher  die  Contin^^<  iitc  und  äclilies^lich  die  IndividaalbL-trrij^ü.  Die  Ao»ßUle  und 
bei  der  Patentstcuer  die  Erla>;i'  und  Kriniissipunu;cn  werden  aber  so  zu  (lunsten  des 
tiäcuü  gleich  gedeckt.  Ein  ilauptcrklarungiigrund  für  das  sichere  Eingeben  der 
Sammeu  der  Hnvpteontfngenta  der  Kepartitionssteuerti  und  »och  der  Budgctäummcn  d«'T 
PatrntsteiiL-r.  Ausserdem  steht  im  Staatshanshaltsctat  ein  II  11  f to  n  li  ^  für  Ilag.-l- 
schiag,  Brand,  Luberächwcmmuug  u.  dgl.  m.,  der  durch  Zu:>chlagccntimeu  der  ürond- 
nnd  der  Pcnsonal-  und  Mobilian>tcner  (gciröhnUch  1)  dotirt  wird  un4  Steuenosfillie 
aus  solchen  Titeln  deckt 

Die  An>f!Uie  in  Folge  von  Erlass  oder  Ermäisii^unir  ri  (  h t m assitr  iro- 
schuldeter  Heträpo  bei  den  Kepartitionssteuern  (nach  Keclamationcn  auf  Ent- 
bkitung  und  Kedurtionm  ,  welche  für  begründet  erachtet  wurden,  s.  folg.  §.)  werden 
dagegen,  dem  Priucip  dieser  Steuern  gemäss,  im  u  t<  h^ten  Jahre  auf  die  betreffende 
rontins-'-iit-^L'-cuifitischaft  '.v  jeder  mit  repartirt,  <  iii-' Muglichkeit.  worin  >i  -h  ehen- 
falb  ein  \  uitheil  dicM^s  Ucp;irtitiouspriacip:i  für  den  tü>cuä  zeigt.  Siehe  u.  A.  Biuck, 
dict.  Art.  contr.  dir  No.  IS.  320—822,  bes».  Po r ron z- Joppen,  §.  44S  ff.  Ober 
Eotbttrdon^en  uu<]  Ansiallfond*'.  Die  crate  Einrichtung  eines  mj1<  hert  aehon  nach 
tiesetz  vom  14.  Octobi  r  17111.  Auch  für  die  directeii  Znseldagstcuern  der  Departements 
und  Gemeinden  be^tchen  wieder  eigene  Zuschla<:eentimen  zur  Deckung  von  Ausfällen. 
Da«  jährliche  Geset2,  welches  die  directen  Steuern  und  Zuschläge  dazu  fcatstelit.  ent- 
hält in  seinen' Annexen  liie,  Zitlern  der  einzelnen  Arten  von  Zuschläjfcn.  S.  z  B.  f. 
l*»t»l  die  Ucbersicht  in  v.  Kaufmann.  Ein.  Frankreichs ,  S.  792;  fUr  IMiS  — S6  in 
den  Tabellen  bei  Fanre. 

§.  Ibl.  2.  Das  Keclamationswe  sen  l)ei  den  directen 
Steuern  gestaltet  sich  in  Frankreidi  zunächst  wieder  tlttr  die 
Reparütionssteaern  eigenthUmlich.  Hier  kommen  nämlich  ausser  den 
Rcclamationen  einzelner  Steuerpflichtigen  anch  solche  der 
localen  Contingentsgemeinschaften,  der  Gemeinden, 
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ArrondissemeDts  nnd  eventuell  anch  der  Departements  ^c^cu 
(la^  ihnen  zur  Aut  bringung  zugetheilte  Contingcnt  vor. 

Vgl  Fin.  II.  jb2  ^i. ,  S.  671  fi'.  Da  ciit-  Departemeotttcontingente  durch  das 
Fnuigcsetz  festürestellt  Verden«  geht  die  etwaierc  Ronlamatfen  des  Departement! 

io  Form  des  Gesuchs  an  die  Letrislativr  >.lltst.  I?eclauiati«'ii(Mi  der  (iemcindcn 
t-^htu  seitens  des  (j.  meinde-  oder  Munieiii.iliatlis  mr  Hoguta' IitniiL:  nii  d<  ri  Arron- 
auöcincDtsrith  und,  wjc  gleichfalls  »olohe  d<  r  AiTOudisscujcat&ra'lie  ul».  r  die  Kcpartitioii 
ler  AnondinefflentB-ContiugeDtc.  znr  endgiltigcn  EntMbeidnng  an  den  Oeneralratli  des 
[►fpartemcnts.  Hier  ist  also  nur  (iesin  Ii,  ni«  lit  vcnraltiinprsreclitiieho  licschwerde 
Klage  znlSssig,  i^mit  einer  Aufnahme  bei  Oeiuuiudereclauiationeii  in  einem  Falle 
befr.  Jemteheade  Hioser,  vo  auch  der  Prftfectomth  entscheidet).  S.  Perroux- 
ioppea,  No.  952— S58. 

Anders  liegen  die  Verhältaisse  in  Bezng  anfReclaraationen 
einzelner  Stenerpflichtigen  sowohl  gegen  dieVeranlagung 
ab  auch  gegen  die  Erhebung  directer  Stenern.   Hier  wird  mit 

der  scharfen  Consequenz  des  französischen  Verwaltunj^sreclits  im 
Gebiete  der  dircctcn  Hustcuerunj^  zw  ischen  den  Ii  e  ji;  r  ii  u  d  u  n  i;  c  ii 
und  den  zuiüääigeo  Kec htsmitteln  bei  Kcelamatiouen  unter- 

Ätiiiedeu. 

Das  franz 'isische  Uecht  unterscheidet  ferner  auch  in  HetretVder 
Conipetenz  en  für  die  Entscheidung  von  Fragen  der  V^eranlagung 
(einschUessUch  der  Kepcirtition)  nnd  der  Erbebung  (einschliesslich 
des  Zwangsverfahrens)  scharf  zwischen  den  directen  Stenern 
einer-  nnd  den  beiden  anderen  grossen  Stenergrnppen ,  den 
ifldirecten  Verbranchsstenern  nnd  den  Register-  und 
^tempeiabgaben  anderseits.  Bei  den  directen  Steuern  speciell 
wird  m  Reclamationssachen  der  Weg  des  Gesuchs,  aus  Billig, 
fceitsgrflnden,  nnd  der  Weg  des  Rechtsstreits,  der  Fcr- 
«altongs  rechtliehen  Beschwerde  bez.  Klage,  aus  Rechts- 
grflndeu  streng  nnterschicdcn. 

Competent  in  IktrctV  der  Veran  laj,'ung  nnd  im  Wesent- 
lichen aucli  der  Erhebun«,^  der  directen  Stenern,  daher  in  den 
liierlier  gehörigen  liechnnationssachen ,  ist  die  Verwaltung  und, 
"oweit  es  si<  h  um  streit  iges  Kecht  handelt,  die  zu  ihr  geh(»rige 
VerwaltuDgsjustiz,  und  zwar  letzteren  Falles  auch  in  HetretT 
<^er  Erbe  b  nng  nnd  des  Zwangsverfahrens  mit  Ausschluss 
*ier  Civiljustiz  überall  da,  wo  die  Entscheidung  nach  den 
darch  die  Steuergesetzgebung  für  die  Steuererhebung  festgestellten 
Kegeb  zu  erfolgen  hat  Unterschieden  wird  alsdann  mit  scharfer 
Logik  bei  ReclamationeUi  ob  dieselben  eine  gesetzlich  unrichtige, 
^  nnrechtmässige  Besteuerung,  an  und  fttr  sich  oder  der 
Hohe  naeb  behaupten  und  demnach  eine  Entlastung  (d^eharge) 
^  eine  Herabsetzung  (r^^duction)  als  rechtlich  begründet, 
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verlangen,  oder  ob  sie  um  Erlass  (remise)  oder  Ermässigung 
(moderation)  unter  Vorbrmgnng  von  ßilligkeitsgrttnden  nach- 

snehen.  Im  ersten  Fall  handelt  es  sieh  inn  eine  rechtliche 
Streitfrauc .  welche  in  Frankreich  aher  nur  im  v  e  r  \v  a  1 1  u  n  s - 
rechtlichen  S  t  r  e  i  t  vo  r  f'a  h  r  c  n  ,  in  erster  Instanz  von  den» 
PrUfectnrrath,  in  /weiter  vom  Staatsrath,  als  den  Verwaliungs- 
gerichtshöfen,  entschie<lcn  wird.  Im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
um  eine  reine  V'er \va Itungssa c he,  in  welcher  die  Ver- 
waltangsbc hö rden  allein,  der  Unterpräfeet  und  Prat'ect  in 
erster,  der  Minister  in  zweiter  Instanz  competent  sind  und  nach 
Billigkeitsgrflnden  entscheiden.  Hier  enthält  die Reclamatioii 
(i.  w.  S.)  daher  nnr  ein  Gesueh,  eine  Bitte,  dort,  bei  Rechts- 
fragen, eine  Beschwerde,  bez.  verwaltnngsrechtliche  Klage. 

Die  Ucclainationon  letzterer  Art,  auf  Eotlastang  oder  Herabsetzung  nach  Kechu»- 
fffUnden,  wird  zonäclist  an  den  Untcrprftfeeten  oder  Prtfeeten  (gerichtet  nod  kann 

ii.iitirli.  Ii  nui  !i  vt.n  -liosni.  also  a!s  l\<-<>  hwc  rilc.  im  Verwriltting^ wciro,  im 
Sinne  des  Keclauiuntcn  erledigt  werden.  Andcrnt'ulh  ;^«;ht  sie  vom  L'ratecten  au  dcQ 
Präfccturrath  zur  Entsclieidang;  im  Kuclitswcge,  als  Vervaltu n^sklacrc.  Dieser 
Rath  entscheidet  nach  Kinliohin^  des  Berichte  6is  St  iierdircctors  und.  wiitu  dieser 
Bericht  ablehnf>nd  i-«t.  nach  «  irML'ter  l'nt.  isticlinn«^  drir<  h  Experte  worauf  dor  Kfclamaiit 
liringen  kann.  Zur  ersten  Anbringung  der  Kedainution  besteht  eine  Frist  von  3  Monaten 
nach  Poblication  der  Stcnerrt^en.  Die  Zahlnngspflicht  in  ßetreft'  der  einmal  rorge- 
scbriebenen  Steuer  Uiuft  lud*  n  nnch  nach  und  währiMnl  aniii  brarhtor  Kcclamatiori 
3  Monate  lan'r,  innerhalb  w.  1.  hör  Frist  jede  Ueclamation  regelin.iisi«:  •  rledig^t  sein 
äoll.  Die  AusTällo  durch  Kntlaituni^en  in  Folge  fUr  rechtlich  begründet  anerkannter 
Keclamationon  werden  bei  diMi  liepartiti  >ii^>tout  rn  —  ^^anz  ful^rcrichtig  —  anf  die 
( '(uiMn^"  iits<;"moit)^<  haften  wieder  mit  aufgelegt,  bei  der  Patenttitcaer  aus  dem  Aus* 
falltond»  mit  gedeckt. 

Die  Reclamationcn ,  welche  Gesuche  um  Erlass  oder  Ermüssigunf  enthalten, 
stiilzen  sich  <lapo';.ii.  wi.-  c:e>apt.  nicht  auf  Kcchtsirnuido,  sondern  auf  Billij^keits- 
grüude,  z.  lt.  auf  v«>r^(  hwundene  udor  verniiuderti'  Zahlungsfähigkeit  des  CenHitcti. 
Sie  werden  von  d'  ii  ircMiannten  Vcrwaltunirsinsfan7en  entschieden  ebenfalls  nach  voraus- 
•rcRangencr  I  i  ■  ;  .  imnf;  und  Horichtcrsiattnn};  il(  •> St<  nercontroleurBUndStctterdirectOrSL 
Die  so  cntstuh«-nd>  n  .•Viisfiille  w<M<l<-n  :\\u  h  hr[  den  Uepartitionssteuero ,  —  wiedemm 
folgerichtig  —  auf  den  Au!>fallfondä  ubcrnuuimen. 

Die  Gompctenz  des  Prafectamichs  in  Streitfragen  der  Yeranlagunir  und 
K«' claination  l^iuLt  uif  nn/.wciJfniiircr  ii(»>itivcr  f;i:3ct/.licljcr  Norm  ((Josct/  v. 
2H.  pluv.  VIII.  Art.  I.  V.  III.  April  iN.'i'i,  Art.  Tr.  Die  gleiche  Competenz  in 
Streibachcn  der  Krhcbnn]i:  innd  des  Zwang>verlahrciiM  Ii- 1  den  dirccten  Steuern  ist 
nur  durch  die  Jttdicator  des  Sta:tt>raths  begründet  worden.  'Pix-h  wir  !  hier  unter- 
schieden: wo  sich  nm  KM^^' Ii' iiitini:  nach  speciellen  K'<  i,'''Iti  der  Steuer- 
erhebunj?  handelt,  i>t  der  Präfccturrath  (und  Staatsrath>,  wo  «is  sich  uui  An- 
wendung der  Kegeln  des  gemeinen  Rechts  handelt,  sind  aach  hier  die  Citril> 
gerichte  competent  (Yigues  I,  107,  nachDurien,  traitd  snr  los  poorsuitet  enmat. 
de  contr.  dir.  1,  äU4). 

Bei  den  genannten  beiden  anderen  grossen  Steaergmppen 
hesteht  dagegen  in  Betreff  der  Competenz  und  des  Rechtswegs 
bei  Reclamationcn  ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  directen 
Steuern.   In  Betreff  der  Veranlaf^nng,  der  Erhebung  nnd  des 

Zwangsverfahrens    ist    hier    durchaus    die  Civilgerichts- 
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harkeit  conipeteiit,  iiiilit  die  Vervvaltnngsgcrichtsbarkt  it.  Hier 
handelt  es  sich  in  Ivtclamationon  daher  auch  um  Klagten  in 
Betreff  behauideleiinaassen  von  derVcrwaltung  unrichti«^ aufgewandten 
Keclits.  Der  Aiil)i ingun^r  solelier  Klagen  kann  nur  natürlich  auch 
hier  der  Hcschwerde weg  bei  den  V'erwaltnngsbeln'irdcn  seihst 
vorangelien,  welche  letzteren  ausserdem  selbstverständlich  auch  hier 
bei  Gesuchen  nm  Erlass  oder  ErmässignDg;  aus  BUligkeitsgrttnden 
eompetent  sind. 

Su  die  besondent  klare  Dar»t(^IIon^  dieser  Dinge  uikI  des  l'iitcrsi-hirds  bei  den 
geBUDten  Sfeucrunipp^^n  in  Visrnes  I.  91  II".,  liUi  ff'.,  2SI  lt.,  ir».".  ff.  Firnrr 
Prtdicr-Fodeii-,  droit  admiiiiätratii'  7.  ed.,  p.  3bU.  U.  Mayer,  1  raxizos.  Vor», 
recht  S.  126.  392  (mit  den  Gitsten  dor  ansfilhriichen  ErOrternn^r  dieser  Pnncte 
in  dor  fr.in/.ös.  verwaltunfsreclitlichen  Farlilit.  ratur .  be».  in  Dnfonr.  trait«'-  gc  iii'-r.). 
Hiock,  dict.  Art.  oontrib.  dir.  No.  21i)— 2ö3.  rorroux-Joppen  ^'o.  .*iö*J— 47!», 
mit  BerQcksichti'^uii^  der  V'jrhShniase  bei  den  «inzetnen  direrten  Stctiem. 

V?.  l 3.  K  r  h  c  b  u  n  g  u  n  d  Zwangs  v  o  r  fa  h  r  e  n.  Hin  lein 
'hir«-hgcl)i!<l('tes  verwaltiuigsrechtliches  Gebiet,  mit  /.ahlreichen  Kin/.el- 
Ijestimmungcn ,  kleineren  Vcrscliiedenheifen  bei  den  einzelnen 
Stenern,  aber  im  Wesentlichen  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Normen 
bei  allen  directen  i:>teaero. 

a)  Erhebung. 

Die  J  a h  ressc  Ii  u  I  d  i  gkei t  an  directen  Steuern  wird  jedem 
Steiicrfdlichtigen  aut  (iriiud  der  .Steuerr«dle  besonders  angezeigt 
„Premier  avertisscment'*),    wofür   zur   Kostendeckung   5  Cent, 
erhoben  werden. 

I)ie  oben  in  <1  r  I  clJer^i' ht  S.  41.')  genannte  taxe  de  pr-  inier  :»v>  r- 
tisaemcut.  Im  Ktat  wird  der  Ertrag  dicker  Steuer  besoiiderä  autgetütirt;  er  war  z.  H. 
fiiT  1887  auf  616,500  Frcs.  nebst  429,500  Pres,  für  Spocialfonds,  zosaniDen  anf 
1,046.000  Frcji.  verans<  hlagt,  '•nt>iire-  hend  i-intT  Zahl  von  •J0.'.>2  Mill.  ..Ankündigungen" 
und  zwar  allein  bei  den  4  Uauptsteueru.  Bei  den  kleineren  directen  Steuern  kommt 
die  Taxe  auch  vor. 

Die  Steuerzettel  enthalten  die  Beträge  der  einzelnen  Steuern, 
in  llanptsiumme  (principal)  und  Zuschlägen  und  nach  den  He- 
atimniungszwecken  der  letzteren  (Kir  Staat,  Dejiartement,  Gemeinde, 
Specialfonds)  gelrennt  ausgewiesen.  Die  Erhebung  ertolgt  gemeinsam 
durch  die  staatlichen  Einnehmer  (percepteurs),  welche  zu  diesem 
Behuf  sich  in  jeder  Gemeinde  ohne  ständiges  Steueramt  zu  be- 
stimmten Terminen  einfindeo.  Dies  wird  öffentlich  bekannt  gemacht, 
worauf  die  Pflichtigen  die  fällige  Steuer  zum  Einnehmer  zu  bringen 
haben.  Die  Zahlungspflichtigen  sind  die  in  den  Steuerrollen  auf- 
geführten Personen,  bez.  deren  Erben.  Die  Grundsteuer  darf  auch 
statt  vom  Eigenthflmer  vom  Pachter  oder  Miether  gefordert  und 
umgekehrt  dürfen  ftlr  ihre  Zahlung  der  oder  die  Pächter  vom 
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Eigenthfimer,  mit  gewissen  Bescbi^okangcn,  delcgirt  werden,  wobei 

aber  der  EigeutbUnier  eveotuell  verhaftet  bleibt.  Die  eigenüicb 
von  jedem  Bewohner"  gesetzlich  schuldige  Thür-  untl  Fenster- 
steuer wird  vom  Eigenthllmer.  Usutruetuar,  Hauptpächter  und 
llauptniicther  jL^efordert,  vorbehaltlich  des  in  der  Kegel  nicht 
formell  ausgeübten  -  Rechts,  die  Steuer  pro  rata  anderen  Pächtern 
und  Miethern  seitens  des  EigenthUniers  u.  s.  w.  anzurechnen.  Die 
silmmtlichen  directen  Steuern  werden  regelmässig  in  Monatsraten 
fällig  und  werden  so  erhohen,  gesetzlich  und  factisch  jetzt  am 
ersten  des  folgenden  Monats  fUr  den  yerflossenen  Monat,  wobei 
Voranszablong  mehrerer  Monatsraten  oder  der  ganzen  Jahres- 
soboldigkeit  znlftssig  ist,  doeh  ohne  Ansprncb  anf  Diseont 

Uebrigens  katiu  in  AuäiiahmefalleD  zur  Siclieruttg  des  Fiscus,  z.  ß.  bei  Ilaubireni, 
Faillitcn,  Ortsdoinii  il  Woohselndi-n  (so  bei  der  Personal-  und  \Vohnungsstcuer\  die 
Zahlaog  der  gan/cu  Jahres<:chuldigkeit,  bez.  des  liests  davon  auf  eiumal  verlangt 
werden.  Die  ,^«hrcszw0lftel''  oder  Monatoraten  der  directen  Oettern  sind  aocli  Staats* 
reclitlii  Ii .  /.  n.  für  die  Rudgftbewillignnp.  imd  statistisch,  fUr  VcrirU'irliunpon  hin- 
sichtlich deä  Stcuereingaugs  unter  dem  Eluiluss  der  virthschaftlicheu  und  poiitischeii 
Lage,  wichtig  ( Monatsubersichten  im  Ball.  Statist.)*  S.  Ober  die  Steuerorhcboog  das 
weitere  reiche  Detail  der  Vorschriften  in  Pcrroux-Joppen.  No.  479  IT.,  500 — 587 
und  Blork,  dict.  contr.  dir.  Nn.  254— 265.    Vignes,  L,  95  ft. 

b)  Zwangsverfahren. 

Die  X'orschriften  darüber  tragen  in  ihrer  Schärte  das  Gepräge 
der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind,  der  späteren  Jahre  der  ersten 
Revototion,  wo  man  nach  den  ttblen  Erfahrungen  der  Torans- 
gegangenen  Zeit  die  Notbwendigkeit  strengerer  Maassregeln  im 
iiscalisehen  Interesse  nicht  mehr  verkennen  konnte  and  wieder 
wagte,  damit  Emst  za  machen,  freilich  besonders  erst  seit  dem 
Gonsnlat  (Gesetz  vom  17.  bmm.  V,  Art.  3,  besonders  Consnlar>Ver- 
Ordnung  v.  16.  therraid.  VIII  oder  4.  August  1800  u.  a.  m.).  Sie 
sind  dann  in  der  Folgezeit  im  Einzelnen  weiter  ausgebildet  (Gesetz 
vom  25.  März  1817,  liegleni.  vom  26.  Aug.  1824,  Reglern,  vom 
21.  Dee.  1839),  aber  vornehmlich  erst  jüngst  durch  das  Gesetz  vom 
Februar  1877,  welches  die  übrigens  im  Wesentlichen  in  der 
Traxis  schon  obsolet  gewordene  Einrichtung  der  ,,Stenereiulieger'^ 
(garnisaires)  auch  formell  beseitigte,  wenigstens  in  diesem  Pnncte 
gemildert  worden.  Der  wichtige  Fortschritt  in  der  nachrevolutionilren 
Periode  gegenüber  dem  harten  Zwangsverfahren  des  anoien  r^ime 
lag  daher  auch  hier  nicht  sowohl  in  milderen  Gmndflätzen,  als 
in  der  Herstellung  einer  strengen  rechtlichen  und  administrativeii 
Ordnung  des  Zwangsverfahrens,  auch  seiner  Kosten,  sowie  in  der 
Gewährung  genügender  Gantelen  fUr  die  Stenerpfltchtigen  gegen 
Willktthr  und  Amtsmissbrauch  der  Erbebungs-  und  Executionsorgane. 
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In  dieser  Hinsicht  sind  die  liestiniiiiungen  des  französisclien  Ver- 
waltungsrechts musterhaft.  Die  nicht  zu  leugnende  Sehärle  mancher 
einzelnen  Bestimmungen  dieses  Rechtsgeliiets  ist  aber  bei  Steuern, 
zumal  bei  directen  Steuern,  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenn  das 
Ziel,  der  richtige,  vollständige  und  möglichst  rechtzeitige  Steuer- 
eiogang  erreicht  werden  soll. 

IV'ber  die  Verordnung:  von  ISOO  «lul  «Iii;  Wi  itcrliililiin^r  '1- r  be/.il^lirlioii  (Jcsct/- 
gebuiiti:  (Uber  „poursoited**)  s.  Stourm,  I,  lb2  tt.  Kur  alles  £iazclue  Terrotix- 
Joppcti,  No.  538—581.  aach  passimNo.  592  —615,  Btodc  dfct.  art.  contr.  dir.  §.  266 

bis  319;  aach  Siippl«-incntc.  so  suppl.  gcncr.  1IST8 — 84),  ».  garnisaire,  p.  216.  Tignes, 

I.  97  R.  Fiir  das  Be^  liIaLMiahmeverfalirfn  koinmon  auch  die  üesHminuniBren  des 
Code  ()<"  pro<  <  <i.  riv.  in  n-  trarht.    lui  Folf^t  iuliMi  mir  die  <iru  iid/.  u^e  des  STstüUis. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablaut'  des  Steucrttrmins,  bez. 
der  Steuerfrist,  d.  h.  10  Tage  nach  crsterem  noch  in  Rückstand 
mit  Raten  directer  Steuern  sind,  sollen  zuerst  noch  einmal  durch 
den  Steuererheber  kostenfrei  gemahnt  werden,  und  zwar 
mindesteos  8  Tage  vor  dem  ersten  Acte  des  Verfahrens,  welcher 
Kosten  machen  kann.  Blieb  diese  Mahnnog  ohne  Erfolg,  so  treten 
Zwangsmaassregeln  in  gesetzlich  bestimmter  Reihenfolge  ein, 
welche  dnrch  Stenerexectitoren  (portenrs  de  contrainte)  ansgefllhrt 
werden.  Die  erste  Zwangsmaassregel  bestand  früher  in  der  Ein- 
qnartiemng  yon  Stenereioliegern  (garnisalres)  in  der  Behansnng  des 
rOckständigen  Stenerpflicbtigen,  wobei  Kost  ond  nach  einem  Tarif 
Gebühren  zu  entrichten  waren. 

£a  wardc  dabei  üollecti v-£iM({UiirtiuruMg  ij^arnison  coUective),  durch  Eiiieu 
£inUef«r  bei  mebreren  rackstlndipen  Stenerpflicbtigen,  onter  Vertheilnng  der  Kosten 
auf  diese,  für  Locbstons  10  Tage  in  ein-  und  derselben  (icmeinde.  und  Individual-Ein- 
•|uartierang  'garniäon  iodividuelle)  durch  cineu  Einiicger  bei  Einem  IlUck&t&odigen, 
der  toindöstens  40  Frcs.  schuldete,  und  far  höch^tens  2  Tage  nnterschieden.  Das 
genannte  Gesees  ron  ISTT  hat  diese  letztere  Eiorichtnug  formell  und  sachlich  beseitigt 
nnd  KOS  der  ersleren  eine  ,Jdahnnng  mit  Kosten*'  gemacht,  sie  sachlich  nber  beia^n. 

Die  zweite,  jetzt  dem  einzelnen  Rückständigen  gegentther 
die  erste  Zwangsroaassregel  ist  der  Zahlungsbefehl  mit  An- 
drohung Yon  nnd  Berechtigung  zur  Beschlagnahme.  Zwischen 
dieser  und  dem  Befehl  muss  mindestens  eine  Frist  von  3  Tagen 
liegen. 

Die  Bescblagntlime  selbst  darf  nnr  die  Mobilinrobjecte  nnd  die  noch  im 

Felde  stehenden  Früchte  des  Steu<rrestanten  umfassen,  mit  gctviflsen  Ausnahmen  in 
Batretr  einiger  nutiiwendiger  (iebraucbsgegenstiUide  und  Arbeitsgerftthe.  Das  Im- 
mobiliarvermögen, im  Einzelnen  das,  was  nach  franz5sischem  Civilrecht  dnrnnter 
Mit,  ist  Ton  der  Beschlagnahme  aosgeschlosson.  Die  in  Beü<  hla^  genommenen  Objecto 
'lürfen  nicht  früher,  als  inin'l.  -t.-ns  S  Tage  na<  li  der  B'•:^(•llIaglla^me  und  nur  auf 
(iruud  einer  besonderen  Ermächtigung  dos  Untcrpräfecten  unter  genau  im  Einzelnen 
weiter  Torgesehriebenen  Formen  nnd  Cantelen  rerltanft  worden.  Haftbarkeit  der 
Steuererheber,  im  Falle  die  letzteren  in  den  Executionsmaassrcgcln  Nacldässi;fkeiten 
oder  Versäumnisse  begehen,  nnd  gewisse  Fiscaipiivilegien  sichern  ausserdem  das  fis- 
esHscbe  Interesse  bei  der  Erhobung  der  directen  Stenern. 

4.  Waf  tt«r,  naaatwtNMiMlMifl.  IIL  28 
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Zu  einselnen  weitenn  Beaeifciiogen  ttW  die  Sn  den  §§.  179^182  behudelten 
Panct*-  wnd  sich  im  Folfeoden  bei  der  DantdhiDg  der  einzelneo  Stenern  noch  Ge- 
legenheit firnJeii. 

v^.  4.  £rhebaDg8 kosten  (i.  w.  8.).  Dieselben  zerfallen 
in  die  VeranUgnngs kosten  nnd  die  eigentlichen  Er- 
hebnngskosten  (i.  e.  S.). 

Zu  den  erstercn  werden  in  Frankreich  wie  in  anderen  I-ündern  g«'Wölinlich  nur 
die  lauf<:ndeti.  jahilirli  iiiiir'-fTiIir  in  di  ms<  lU«-ii  Retrair.»  ^il:h  wiederholend<Mi ,  «nu- 
scblieäslich  derjenigen  kosten,  welche  die  Ev iden^haitung  der  Kataster  betretlen, 
gerechnet  GenMer  genommen  mllasen  aber  die  eigentlichen  Kataster-  oder 
Katastrirongskoeten  nach  dazu  (gesetzt  werd<-n,  daher  Iw.sondcrs  di<-  engten  Kosten 
d«;r  Anlage  eines  dauernden  Katasters,  also  nam«iitlirli  des  (irundsteuor- 
katasters.  Ein  enLsprcchender  Zinsbetrag  und  streng  genommen  ein  Amorii- 
sations>  und  Erneu  er  ung»  betrag  von  den  Kosten  der  ersten  Katastenudage  gebOrt 
«1  ili.  r  '  iirentlirh  ;iurli  /.u  den  ..Ver.inla;:une-lo-t'  ii"  der  directen  Stenern,  was  «.  A. 
bei  dur  Ver|{leicbung  der  gesamioteu  £rhcbungt>koätea  der  verschiedenen  Steoeraitcn 
in  demselben  und  in  verschiMenen  LSndem  zn  beachte»  ist. 

Die  laufenden  Vcranlaj^iiiigskosten  lassen  sich  von  den 
Verwaltungskosten  der  säiimitliclien  Stenern  nnd  zum  Theil  der 
Finanzen  überhaupt,  besonders  für  den  Centraidienst,  nicht  ganz 
genau  ausscheiden.  Sie  und  die  einzelnen  Erhebungskosteii  sind 
t'erner  hei  dem  engen  Zusammenhang,  in  welchem  gerade  in  Frank- 
reich die  directen  iSteaern,  besonders  die  vier  grossen,  stehen,  in  der 
Hauptsache  nur  im  Ganzen  für  die  unter  der  Verwaltung  der 
,yDirection  der  directen  Stenern*'  stehenden  Steuern  (daher  für  die 
vier  Hauptstenem  nnd  die  denselben  assimilirten  Specialtaxen)  ao- 
zngeben,  nicht  fSr  jede  einzelne  Steuer.  Da  ausserdem  auf  diesem 
Gebiete  Veränderungen  in  Einzelheiten  der  Verwaltung ,  in  der 
Etatisirung  und  Verrechnung  vorzugehen  i)flegen,  wie  das  auch  in 
Frankreich  geschehen  ist,  ancb  die  betreffenden  Beamten,  z.  B.  die 
Steuereinnehmer  (pereepteurs)  mitunter  noch  andere  Functionen 
ausüben,  so  sind  ganz  genaue  Kostenberechnungen  für  längere 
Perioden  auch  aus  den  Daten  der  Hudgets  und  Etats  schwierig  nnd 
selbst  von  den  amtlichen  Organen  nur  mit  gewissen  Schiitzu n  ge  n 
für  einzelne  i'osten  ausführbar.  Man  hat  es  daher  doch  nur  mit 
K  ä  h e r  u  n  g  s  w  e  r  t  h  e  n  zu  thun.  Sow  eit  die  Kosten  fUr  sachliche 
nnd  persönliche  Ausgaben  feste  sind  (tixirte  Gehalte  u.  s.  w.)  im 
Unterschied  zu  procent  weisen  (wie  den  im  Erhebungsdienst  der  fran- 
zösischen directen  Stenern  vorkommenden,  übrigens  nach  degressivem 
Proeentsatz  normirten  Tantiemen),  stellen  sie  sich  natttrlteh  mit 
der  Steigerung  der  StenerertrSge  relativ  günstiger ,  was  man 
auch  in  Frankreich  wahrnimmt.  Da  die  Erhebung  der  Züsch  läge 
fttr  Departemental-  und  Gommunalzwecke  durch  die  Staatsverwaltung 
mit  erfolgt,  so  mUssen  zur  Berechnung  der  relativen  Kosten  die 
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GesammteiDnahmen  an  directen  Stenern  znm  Vergleich  gezogen 
werden. 

S.  V.  Kaufmann.  S.  2ßO — 2ü.i,  ojit  Daten  aus  dein  Budg.  f.  1881  und  anderen 
Statist  Daten.  Block 's  dicttoan.  Art  perceptcars,  p.  1491,  snppL  ghtir  ,  p.  356. 
Genoralinstruction  il.  Tin  m/min.  vorn  l'O.  Juni  I^ÖO.  (Jesetz  vom  2.'».  Juli  1879, 
dazu  Miiiistehal*Yerorduua£  vom  6.  August  lb7U  und  lü.  Februar  IbbU  ^Ermässigung 
der  TuitidmetaTife  für  die  StonoTeianehiner  rem  20.  Deeembor  1871  und  20.  Norember 
IS74\  Dio  folgenden  Daten  alle  aus  dem  Bull.  Manclic  verlangen  aber  ztiui  Vrr- 
ständniss  nnd  zur  Erkläninir  d«T  BiTf'chnungsweise  eine  genauere  Erlanterun>r .  wofür 
auf  diu  angclulirttiu  Stellen  im  BuU.  zu  verweisen  ist.  S.  ferner  diu  ziemlich  dctail- 
liite  KostenMatistik  f.  1868—1887  in  der  Tabelle  bei  Fanre,  p.  192  ff. 

Die  eigentlichen  Veranlagungskostm  der  »liroctt-n  Steueni  (frais  d'assietle) 
vurden  jilne-Jt  durch  «'ine  eiir-'ne  u^lfa'^sc^(lt•  statisiis-  hc  Arbeit  der  (ii  ncraldirection  di'r 
direclcu  Steuern  von  1S23  au  zusammengestellt  Bull.  ISST,  XXI,  .'^77  II'.).  Sie  beziehen 
rieh  auf  die  festen  (lehalte  und  geviue  Indemnitäten  im  Central-  nnd  im  losseren 
Dienst,  auf  die  Bun'.nikosicn  der  Dircctorcn.  dit;  Iv'isr-koston  der  Insp.  'nrir.  ri  ,  dif 
beiderlei  Kosten  der  (Joutroleure ,  auf  Hilfsleistungen  und  unvorhergesehune  Kosten, 
auf  Kosten  der  KatasteTumsebrdbnngen  (mutations).  endlich  auf  Drock-  und  Rollen- 
anfertigant^s-  und  Ankundignngskobton.  Hierbei  fehlen  also  nicht  bloss  die  eigent- 
lichen KatastorktistiMi ,  sond.rn  auch  alle  Kosten  für  di<:  m  der  Vcranlagang  der 
directeii  Steuern  mit  tlKiiiichmendcn  Commuual-,  Arrondissom«  und  Departements- 
organe, die  sich  nicht  feststellen  lassen.  Auch  beschränkt  sich  jene  Arbeit  auf  Be- 
rechnung der  Küsten  liir  <li<'  \  dir-Tten  Haupfsteut-rn  ri»'l»>^t  Zuschliigen).  einschliesslich 
der  Börsen-  und  Handolskammerabgabe,  aber  ausschliesslich  aller  ttbrigcn  assimilirten 
^«eisltazeD.  Die  Kosten  haben  relatir  etvas  abgenommen,  absolut  sind  sie  um 
70— S0®/„  seit  1823  gestiegen.  In  Procentcn  der  Einnahme  waren  sie  182S  1.13, 
1S27  und  1S2S  (.Max.-  1S69  1.01.  Is71  1.00,  ISSH  0.'>27o:  absolut  1823  3.90, 

lSf.9  5.80,  ISSt)  7.0'J  .Mill.  Frcs.,  die  Einnahmen  bez.  343.G,  52Ü.2,  7(i8  0  Mill.  Frcs. 
Wörde  man  auch  nur  die  4Vo  Zinsen  der  Kosten  des  Grundstenerkatasters,  ohne 
einen  Ansatz  für  Amortisationskosten  des  letzteren,  hinzuschlagen,  mit  ca.  6  Mill.  Frcs., 
so  stiege  der  l'nM-.  utsatz  um  ca.  "/t  oder  auf  gegenwartig  ca.  1.71  Vo- 

Die  eigentlichen  Er liebungskustcn  (i.  e.  S.)  bestehen  bei  den  diictt.n 
Stenern  vornehmlich  aus  den  Bezogen  der  Einnehmer  (percc))(eurs^.  Diese  Bezüge 
setzen  sic-h  zusammen  aus  kleinei'ii  festen  Provisionen  filr  jeden  Artikel  der 
SteoerroUen  und  aus  proportionalen  i'rovisioncu  nach  dem  Betrag  der  Bollen 
gemäss  eines  mit  dem  Betrage  abnehmenden  Tari£i,  wozu  dann  noeh  3  %  Tantieme  fom 
Betrage  der  Commnnalauflagen,  Börsen-  und  HandeKkaniuierauflage,  von  dm  assimilirten 
Ta.xcn  und  den  Geldstrafen  kommen.  Die  Zahl  der  Einnehmer  ist  jetzt  52G5.  Die  neuer- 
lichen Ermässigungen  der  Proportionalprovisionen  ergeben  sich  aus  der  .Abnahme  des 
Proc«ntsatzes  dieser  Tanti«'men  von  den  zu  erhebenden  Btrtragen.  Ausserdem  gehören 
hierher  die  Beitrii^c  fies  Staats  zu  den  Konten  fiir  die  Z  wan  gs  bei  f  rei  n  (indcm- 
nitiä  et  secours  aux  porteurs  de  conirainte),  (in  den  letzten  Jahren  ca.  4üli,000  Frcs.), 
dann  die  Kosten  fdr  die  Einziehung  ron  Geldstrafen  u.  dgl.  (ca.  400,000  Frcs.) 
und  L' nterstützungsbeiträge  fiir  die  Kinnelimcr  und  deren  Angehörige 
(ca.  200.000  Frcs.X  Die  Beztige  der  Einnehmer  (excl.  tlerjenigen  für  Com- 
munalauflairen)  waren  nach  den  definitiven  Crediten  1872  11.87,  1S74  (Max.;  12.40, 
1S7Ö  ll.s.'l.  I's7f»  12,  IS*»!  11.70  Mill.  Frcs.  oder  in  Proeentcn  der  Summen  in  den 
Rollen  in  deiisell.en  Jahren  Ik-z.  2.:J^s.  2  202.  I.'.l(i2.  2.00S,  l.Uls"',,.  wozu  dann  noch 
ca.  4  5  Mill.  Frcs.  Bezüge  von  Cummunalaufhigen  kommen,  so  dass  sich  der  Procent- 
satz  nuf  ca.  2.65  erhöht  (Boll.  XIX,  272).  Einschliesslich  der  drei  anderen  Tor- 
genannten  kleinen  Posten  (nach  Faurr.  p.  Ulli  sind  demnarh  die  ei::^iritlifhen  Er- 
hebnngskosten  ca.  12.77  Mill.  t>der  ea.  2. OS,  mit  t]rn  Coiiiinuiialbe/ügen  ra.  2.Sl"'o. 

Die  Erhebungskosten  im  weiteren  Sinuc  (Vcraniagungs-  und  eigentliche 
Erhebongskosten),  aber  ohne  erstmalige  Katasterkosten,  betragen  nach  diesen  Bereeh» 
Bungcn  ca.      be/.  3.78 '/o. 

Hiermit  stimmen  andere  amtliche  Berechnungen,  wie  sie  die  (joneraldirection 
der  comptabilite  publique  von  Zeit  zu  Zeit  angestellt  hat,  ziemlich  genau  Uberein 
(BuU.  XVI,  15,  und  I,  125>.  Wie  daselbst  naher  im  Einzelnen  affermlssig  begrOadet 
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vird,  varen  die  Erhebnngakosten  im  weiteren  Sinne  fflr  die  directen  Steoera  ond 
die  andenn  grossen  Steaergrnppen  folgende  in  7o  '^^^  Krtracrs 


lis2i> 

li>b4 

5.1 

3.5 

n.'i 

Enregristroment,  Stempel,  Domänen 

2.5 

2  '1 

ii\:2 

10.2 

7.7 

10.0 

3.7 

4.U 

Bei  den  directen  Stenern  sind  hier  die  Specisltszen  einbegrilFen,  ebne  diesellien 
stellen  sich  die  Kosten  etwas  güii^tikrer.  So  in  I^^l  für  dl.  (lin!<  t*>n  Ilaapt^t"  n  rn 
allein  (iocl.  alle  Zuschläge)  auf  3.40 7o-  Eigenllicho  Veranlaguiijfskosten  7.5;1 .  tr- 
hebnngskostcn  i.  c.  S.  11.40.  dosgleicheu  fUr  die  Coinnianalanfl.ai;en  4.52.  ludemnität 
der  portears  de  contraintc  0.44  Mill.,  zosammcu  Jl.lT  Mill.  Frcs.  li.-i  710.44  Mill.  Frca. 
»trag.  Kilr  dio  assinnlirten  Specialtatcn  itodtc  Hand.  Bergwerke.  \Va<ren  uml  Pforde, 
Billards,  üeselischaftcn)  werdcu  die  kosten  auf  1.262  Mill.  Frcs.  (594,000  für  \  ur- 
waUnng,  668.000  far  Erhebung)  oder  anf  5.75%  berechnet  (Ertrag  21.9S  Mill.  Frc8.>. 

Die  vortrcfllicho  formell«-  i»rdimnjr  dt's  Er  Ii -'U  u  ri  gsd  ic  ns  tcs  der  dir>tt..-n 
Steuern  ergiebt  sich  aus  dem  prompten  Eingang  der  fälligen  Steuern,  aus  den 
gewöhnlich  erheblichen  Vorauszahlungen  auf  noch  nicht  f&llige  Monatsraten  oder 
Zwölffei  und  aus  d<  ii  m  isvi^,  ii  Kosten  fiir  die  Beitreibung  der  Hückstitnde. 
Auch  darüber  lieg-en  lelirrei<  h''  statistische  Ziisajtimcnstellaiii:en  vor  iso  fur  1M5 — S4 
im  Bull.  XVII,  142  IT.),  aus  denen  hervorgeht.  dai»>  hin  1850  die  fiuckstiinde,  seitdem 
die  VoraosnAlnngen  am  Jabresschloss  ttberviegen,  ond  in  politisch  nnmhigen  Jahren 
sich  das  Verhältniss  wieder  umdroht.  So  war  in  Fror  'nten  einer  Monatsrate 
am  Jahrcsschluss  rückständig  1^15  S7,  ^^eh  vermindernd  bis  lb24,  hier  nur  noch  (>, 
18JIÜ  wieder  51,  1831  142,  1S47  34,  \\\s  124,  1S49  ÜS,  1850  0,5.  1870  71. 
1S71  33%.  da«regen  antieipativ  gezablt  1S51  5,  später  meist  einige  00.  186K  02, 
1872  31,  02*^,,.    Die  Kosten  <ler  P'.i  n  t  reibn  n -r  waren  auf  lOiU)  Frcs.  Is47 

1.97,  lb4b  3.35,  1849  4.29,  1850  3.38,  alimählich  herab  auf  1.28—1.36  vor  dem 
letzten  Kriege,  nach  1S70-~71  nicht  hoher,  1872  da^^cgcn  1.91,  1881  (Min.)  1.71, 
]  1.V2  »0/^  also  dorchweg  etvas  hShcr  als  vor  dem  Kri^e,  vas  doch  steigenden 
Druck  andeutet 

2.  Die  vier  directen  Uauptsteuern. 
a.  Die  üruodstcuor. 

(icsetzg.  bung  (Hanp(g^e^t  tzc\  Decret  vom  2''..  November,  1.  Dccember  1790; 
alle  llauptbcbtimmungen  zusammen fasv,'ndes,  dadurch  formell  rechtlich  zur  definitiven 
Grundlage  gewordenes  Gesetz  v.  3.  frimaire  VII  2.S.  November  1798),  zugleich  eine 
Codification  d.  r  Heirl-  mcnts  u.  dgl.  Kataste rgcsutz  vom  15.,  25.  September  1807. 
Uc'  Ueil  nu'-tliodi'jiie  der  <i''M't7.e.  Hi-t:Iomenfs ,  Iiistru'  tioncM  u.  s.  w.  iiber  Kataster 
(amtlich)  von  1811.  (jesetz  vum  31.  Juli  1821  i^Bcschuukujtg  des  Katasters  auf  die 
Reontzong  beider  Rcpartition  innerhalb  der  Gemeinde).  Oesetz  vom  29.  Joli  1881 
(Theilung-  der  Gmlld^tl  u-  r  in  dii-  von  laopri.  tes  non  bätics  und  liäties).  —  Perroux- 
J  Oppen,  No.  18—16,  lOU— 264,  359— 4 U9.  Bloclt,  dict.  Art.  cadastre  u.  cootrib. 
«lirectcs. 

Literatur.  Bibliographie  ob.  p.  309,  673.  Stourm  I.  ch.  5  u.  6  (p.  124 
bis  220):  Viirnes,  I,  25— .H9;  v.  Hock.  S.  138—144;  v.  Kaufmann.  S.  105  bin 
194.  Statistik  u.  dgl.  bes.  im  Bull.,  so  Uber  den  „Üvre  terrier  du  cadastre''  XVII, 
613;  Enqndte  von  1851  aber  GrandeinkQnße.  VI,  110,  185,  248;  neuste  Enquäte  von 
1S80  ff..  VI,  70.  317.  XIII,  129.  2b3.  419.  576,  686,  XIV,  35,  XVI,  278.  Ferner 
Xm,  410  (Th'Mlunir  der  (jrund.sfeih  r'  n.  a.  m. 

l'eber  die  moderne  Orundsteuer  überhaupt  s.  meni<  ii  Aulaatz  in  Schöiiberg 's 
Handbuch.  2.  An0.,  III.  280—250. 

§.  184.  1.  Gharacter,  Repartition  und  locale  CoDtin- 
gente.  Die  franztfsiscbe  Grandsteaer  ist  eine  allgemeine  Er- 
trag.sstener  des  gesammten  Grund  und  Bodens,  ein- 
schltesstieh  desjenigen,  auf  welchem  Gebäude  errichtet  siud,  und 
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zwar  nach  dem  Princip  der  Repartitionsstener  und  des 
Parcellar-Reinertragskatasters.  Sie  trifft  ausserdem  die 
Gebftnde  aoeh  nach  ihrem  £rtrage,  enthält  also  in  doppelter 
Hinsieht  eine  Gebändesteaer  in  sich  (§.  187). 

Nach  der  nrsprUDglicben  Idee  der  Gesetzgebung  in  der 
KevolutioDszeit  sollte  sie,  wie  bemerkt  (§.  168),  die  hauptsächliche 
directe  isteucr  .sein  und  an  die  .Stelle  der  uut'geliobeucn  Steuern  des 
aneien  regime,  besonders  der  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
der  Zehnten  treten.  Im  Liitersebied  von  iliescn  älteren  direeten 
Steuern  sollte  sie  naeh  dem  ersten  Hauptgesetz  vom  1.  Deeember 
171)0  nur  keinerlei  reale  und  personale  Exemtionen  gestatten, 
ni()glichst  genau  und  gleielimässig  deu  Keinertr;ig  des  Bodens, 
d.  h.  denjenigen  Tbeil  des  Kobertrags,  welcber  ,,Dacb  Abzug  von 
Cuitur-,  Saat-,  Ernte-  und  Unterhaltungskosten  ttbrig  bleibe'^, 
treffeni  im  Steuersoil  jährlich  nach  dem  Bedarf  festgestellt,  zunächst 
auf  240  Hill.  L.,  nnd  diese  Summe  dann  nach  dem  Reinertrag  auf  i 
die  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staatsgebiets  bis  herab 
auf  die  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Grnnd- 
besitzungen,  daher  als  Repartitionsstener,  aufgetheilt  werden.  Die 
Prineipien  der  „Allgemeinheit"  und  „Gleichmässigkeit",  die  „Staats- 
börgerlichen  Gerecbtigkeitsprincipien'*,  diejenigen  der  „Wahl  der 
richtigen  Steuerquelle",  nämlicli  des  als  einzehvirthsebaftlicher  1  lein- 
ertrag Vom  Gesetz  bestimmten  Tbeils  des  Hohertrags,  und  der 
„Wabl  der  riebtigen  Steiierart",  der  Steuer  vftin  Bodenreinertrag, 
aacb  der  Grundsatz  der  festen  Bestimmtheit"  waiiiu  so  der  Leit- 
stern, während  in  der  Festsetzung  des  ertorderliehcn  Steuersolls 
das  finanzielle  oder  Staatsinteresse,  dem  „tiuauzpolitiseben''  Trineip 
der  Besteuerung  gemäss,  wahrgenommen  wurde  (Fin.  11,  S.  220 
bis  360).  Die  Feststellung  eines  individuellen  Steuermaximums 
(Vft  vom  Reinertrag,  später  V«;)^  in  dem  Sinne,  dass  ein  Grund- 
besitzer, welcher  durch  die  au%elegte  Repartitionsquote  mehr  als 
diesen  Satz  hätte  zahlen  müssen,  eine  entsprechende  Ermässigung 
▼erUngen  konnte,  sollte  vor  ttbermässigem  Steuerdruck  schätzen. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch ,  ohne  formell  aufgehoben  worden  zu 
sein,  ein  todter  Buchstabe  geblieben. 

Die  allgemeine  ßeurtheiluDg  dieser  so  geplanten  Grundsteuer 
unterbleibt  hier,  da  es  sieh  daljei  um  das  allgemeine  Grundsteuer- 
problem, nieht  um  eine  spceilisch  franz<tsiselie  sleucriuditiscbe  und 
-technische  Frage  bandeln  würde.  Gicht  man  einmal  die  Bereebtiguug 
der  £rtrag8stenern  Überhaupt  und  der  Grundsteuer  insbesondere  im 
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modernen  Steuersystem,  ferner  anch  die  Berecbtigung  zu,  die  Grund- 
steuer durch  die  Höhe  ihres  Kusses  in  dem  Maassc,  wie  in  Frank- 
reich, cr^ichig  zu  machen,  so  entsprach  der  l'raii/ösische  Reform- 
plan  mit  der  Grundsteuer  den  Forderungen  richtiger  Steuerpolitik. 

Aber  man  unterschätzte  von  yoroherein  die  coormen  tech- 
nischen Sebwierigkeitcn  der  erforderlichen  ordentlichea 
Bodenkatastrirnng,  naeh  der  eine  solche  Grondstener  allein 
richtig  dnrchzofUhlren  ist  Die  Geschichte  dieser  französischen 
Steuer  bat  den  Beweis  geliefert,  dass  anch  das  richtig  gestellte 
Grnndsteaerproblem  schlechterdings  nur  sehr  mangelhaft  gelOst 
werden  kann.  Namentlich  das  Hauptziel,  die  gleiohmässige 
Besteuerung  des  Bodenreinertrags,  ist  trotz  aller  Bemtthongen  und 
Kosten  nicht  entfernt  geuligend  erreicht  worden. 

Hierzu  kam  dann  noch  eine  besondere  Schwierigkeit  in  den 
damaligen  VerliUltnissen  Frankreichs,  welche  man  gleichfalls  vou 
vornherein  nicht  gebührend  gewürdigt  hat.  Die  Erhebung  einer 
solchen  neuen  Grundsteuer  hätte  die  vorausgehende  gelungene 
Bodenkatastrirung  bedingt,  um  alsdann  erst  die  Kepartition  der 
aufzubringenden  Steuersumme  richtig  dorcht'Ubren  zu  können. 
Allein  eine  solche  Katastrirung  war  in  einem  grossen  Staate  ein 
langwieriges  und  kostspieliges  Werk.  Man  fasste  sie  zwar  gleich 
Anfangs  ins  Auge,  gelangte  aber  in  der  Rerolutionszeit  lange  nicht 
einmal  zur  endgiltigen  Wahl  des  Katasterprincips,  und  als  dies  dann 
im  Princip  des  Farce Uarkatasters  angenommen  war  (1807), 
dauerte  die  Ausführung  des  Katasterwerks  noch  manche  Jahrzehnte. 
Nattfrlich  konnte  die  Staatscasse  nicht  anf  den  Ertrag  der  nenen 
Steuer  warten,  nachdem  man  einmal  übereilt  die  aheu  Steuern  der 
iViihereu  Periode  aufgehuljen  hatte.  So  half  man  sich  mit  dem  in 
solcher  Lage  unvenueidlielien,  aber  an  sich  unrichtigen  Auskunfts- 
mittel, im  Wesentlichen  doch  nach  den  alten  Katastern 
und  nach  den  K r t r ä g e n  der  zu  ersetzenden  Steuern 
mit  gewissen  angemessen  erscheinenden  Umänderungen 
die  Steuersumme  zu  vertheilcn  und  so  die  Steuercontin- 
gente  der  neuen  Verwaltungsabtheilungen,  der  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden  zu  bilden. 

Ab  sich  diese  Kepartition  «laiui  vivlfa' h  unzulänglich,  namentlirb  uagleich- 
mässig  «Twics  und  auch  die  alliu.ihlich  fertig  werdenden  Katastcrerp(;l>ni>be  solche 
UuKl(:icbinib:>igkuittin  ia  der  Steuer belastUDg  der  verschiedeueu  Laiidoitiheno  zeigten, 
erbchionen  Vor&ndeninfeii  der  RepftTÜtion  geboten,  wardon  von  den  ttberlastcten  oder 

sirli  flir  überlastet  li;i!tendeii  Landesflieilen  eifrig  reilangt.  auch  von  Kegierung  und 
Parlament  öfter»  crwoi^' n  und  mehruais  vorgenommen.  Allein  ein  b  ich c  rer  Maass- 
stab dafar  fohlte.    Nach  mehr  oder  weniger  ^uccrla^Mgcn  AnbaltspuDCtco  erwog 
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oder  tnf  mma  Aenderong^cd .  vohl  in  der  gebotenen  Eichtling,  aber  ohne  genügende 

Gevbshcit  des  richtigen  Maasses. 

Nach  VoUendang  des  Katasters  hätte  es  dann  nahe  gelegen, 
wie  die  Individaalrepartition  in  den  Gemeinden,  welche  so 
geschieht,  so  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde-,  Arrondissements- 
ond  Departementscontingente  nach  dem  Kataster  vorzunehmen. 
Allein  die  Ergehnisse  der  Ertrags-KatastriroDg  konnten  daflir  wieder 
nicht  als  zuverlässig  genug  gelten  nnd  die  VerUnderangen  der 
luDtingente,  welche  bei  diesem  V^irj^clien  hätteu  stattfinden  müssen, 
erschienen  gegentiber  der  bereits  wieder  cingebtlrj^erten  bisherigen 
Kepartition  —  ein  Analogen  zu  den  ehemaligen  Stcuercontingenten 
des  ständischen  Staats  (s.  z.  H.  §.  17  oben),  wo  Jede  einmal  ein- 
gebürgerte Kepartition  auch  immer  bald  als  „wohlerworbenes 
Recht*'  der  Interessenten  und  jede  Veränderung  daran  als  Ver- 
letzung dieses  „Rechts"  galt  —  zu  einschneidend,  um  sie  zumal 
bei  der  zweifelhaften  Brauchbarkeit  der  Katastrirangen  für  eine 
gleiehmlssige  Einschätzung,  vornehmen  zu  dUrfen.  So  ist  es  denn 
in  Wesentitehen  beim  Alten  geblieben  und  das  Tollendete 
Kataster  wird  ftlr  die  Feststellung  der  localen  Gontin- 
geute,  der  Gemeinden,  Arrondissements  und  Departe- 
ments nicht  benutzt. 

Ohne  umfassende  nnd  eingreifende,  auch  in  nicht  zu  langen 
Perioden  crlolgende  Re v isi o nen ,  wie  sie  das  rranz<>sisehe  (Jesetz 
zwar  in  Aussieht  nimmt,  aber  nicht  durchgeführt  hat,  muss  ohne- 
dem selbst  eine  anfänglich  gelungene  und  gleielimU^si^^e  Katastrirung, 
zamal  der  Erträge  (aber  auch  der  Orundwcrthe)  im  Lauti"  der  Zeit 
und  vollends  unter  den  gegenwärtigen  so  rasch  wechselnden 
ökonomischen,  technischen  und  CommunicationsverhUltnissen  immer 
wieder  bald  unrichtig  und  gegenüber  den  Thatsachen  der  Wirklich- 
keit local  in  ganz  verschiedenem  Grade  nngleichmässig  werden. 

Fehlt  CS  m  ücr  gcnaaen  Bemeaeong  dieser  VcrändeniDgen  auch  wieder  ati 
fQlfig  znTerlässigoü  Anha!bpunor<n ,  so  kann  man  doch  die  ungefähre  Uni^lricli- 
■Mgkeit  der  Eotwicklaag  l'uati>tcllcu.  lu  Frankreich  sind  reichliche  Erfahrungen 
in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden,  welche  die  Gmndsteaerkatastrininfr  im  Ganzen 
UgfeDStig  beurtlK'ilcn  lassen,  und  /war  nicht,  wessen  eines  fal-Mlit^i  Prinzips  odor 
wogeihafter  Durchfuliruni?  tlor  Arlieiten,  sondern  wegen  sol(  her  Veih  iltnisbe,  die  im 
Vesea  der  Sache,  im  Problem  selbst,  liegen.  Aueh  tlif  i:i  r;iunic  Zeit, 
vdche  die  Katastrirung  eines  i^rossen  Lindes  erln  iM-lit.  und  die  unvermeidliche, 
schon  3  n f  än  f^l  i  e he  rngleichmässig^keit  in  <lcr  Ausfuhruiifj  der  Arbeiten,  b<'i 
itti  Bouituungea,  ErtragsüchäuUDgeu  u.  ».  w.,  bedingen  neue  grosse  Maugel,  durcnt- 
vefcn  noch  gleidi  nach  Toliendnng  eines  solchen  Katasters  die  Ergebnisse  detwdben 
ugMchBisiig  sind,  wie  sidi  in  Franltreich  ebcnfalb  gezeigt  hat 

Emige  specifische  Milngel  der  französischen  Grundsteuer  er- 
Uiren  sich  allerdings  aus  dem  Princip  des  Parcel larkatasters  und 
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des  Ertrags katastcrs.  Aber  zur  Wahl  dieser  beiden  Kataster- 
principien  statt  eines  Guts-  und  eines  Werlhkatasters  war  man,  in 
einem  grösseren  Lande  zumal,  doch  wohl  mit  Kocht  gelangt,  in 
Betreff  des  ersteren  Prineipa  auch  nach  vergebliehen  anderweiten 
Versuchen  (§.  186).  Hei  den  genannten  beiden  anderen  Kataster- 
prineipien  wären  die  Fehlerquellen  wohl  noch  reicbUcher  geflossen, 
und  für  genttgende  Weitbkatastrirang  wtirde  es  auch  ▼ermntblicb 
an  brauchbarem  Material  in  Kaufpreisen  u.  dgl  mehr  gefehlt 
haben  (§.  190). 

PrUfungeu  der  ErgebuUse  des  Parccllar - ErtragäkaUätci^  au  kauf-  uud 
Pachtpreisen  und  an  Daten  ans  Grtindcredttgesehftften  u.  8.  w.  sind  viedeilioU 

erfoI)?t;  und  danach  sind  Ree  tif  icatio  lu  n  der  Coiitirifjentc  vorpeschlagen  und  zum 
Tbeil  ausgeführt  worden.  Aber  die  Frage  blieb  und  bleibt  auch  hier  immer  wieder ; 
ob.  wie  weit,  wann,  wo  man  mit  Zuverlässigkeit  nach  solchon  Daten  aoa  dem 
y crkchrsleben  selbst  die  GIeichmääsigl(cit  der  Grundsteaer  veiburi^eu  kann. 
Eben  dieser  berechtigte  Zweifel  stellt  sich  auch  immer  gn^sseren  und  allgemeineren 
Veränderungen  einer  einmal  bestehenden  Ciruudätcuer > Kcpartition  entgegen:  os  ist 
eben  fraglich,  wie  wdt  dfoM  V«indeniflgen  wiricUch  wahre  „Bectificationen** 
sein  würden.  Koch  jiinir-t  hat  eine  fninzösische  Entiucte  für  die  Frage  der  Reparti- 
tions- Veränderung  viel  interessantem  Material  hervorgefördert.  (Einige  Daten  daraus 
im  folgenden  Paragraphen).  Aber  der  Benutzung  desselben  for  den  practischcn  Zweck 
selbst  steht  man  docli  init  Recht  M^ebr  zaghaft  gegenüber.  Das  Bedenken,  dis-»  oine 
grössere  Vcrändenin«:^  der  ( 'ontin|?onto  zudem  leicht  mehr  odcT  wenii^cr  auf  den  Boden- 
werth selbst  einwirken  könne,  verlaugt  dabei  au:>serdüta  seine  Beachtung  und  recht- 
fertigt neues  Zögern  mit  oder  selbst  Abstehen  too  einer  Rectificatioo  der  alten 
Gontiogente. 

§.  185.  Alle  diese  Verhältnisse  erklären  einige  zunächst  auf- 
fällige Thatsachen  der  Geschichte  der  modernen  französischcu 
Grundsteuer,  Thatsachen,  von  wcleheu  die  Finanzwissenschaft  für 
ihre  Stelluni,^  zur  Griindsteuor  überhaupt  Act  zu  nehmen  hat. 

So  hat  die  ursprüngliche  Hauptsummc  iprincipalj  des 
Grundsteuercontingents  des  ganzen  Staats  erhebliche  Herab- 
setzungen erfahren,  weil  man  auf  diese  Weise  noch  am  Besten 
die  geboten  erscheinenden  Erleichterungen  einiger  Landestbeiie 
glaubte  herbeiführen  zu  kOnnen  and  eben  nicht  wagte,  dem  Wesen 
der  Repartitionssteucr  gemäss,  die  so  abgenommenen  Summen 
auf  die  anderen  Landestbeiie  aufzulegen.  Auf  diese  Weise  ist  das 
Principalcontingent  seit  geraumer  Zeit  (1821)  aber  im  Wesent- 
lichen thatsächlicb  stabil  geworden,  gegen  die  Natur  jeder  Steuer, 
auch  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers  und  im 
Yollen  Gegensatz  znr  Entwicklung  des  französischen  Stenerbedarfs 
und  der  meisten  übrigen,  besonders  der  indirecten  Verbrauchs-  und 
der  Verkehrssteuern,  aber  auch  der  Pateutsteuer,  zu  welchen  allen 
die  Grundsteuer  daher  immer  mehr  in  ein  Missverbäituiss  ge- 
kommen ist. 
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Mehrfiudi  haben  zww  Zosehligenir  Onudsleiier  fn  Tenehiadener  Hftbe  und 

Zeitdauer  auch  für  allgemeine  Staatszwockc  ätattgeftiiKlcn.  Aber  die  w-enig:stens 
bicr-Jan-h  bediutriu  V"r;in.i  rlii  hkeit  der  (irondsteiKT  i^t  mit  dem  niinmuhr  seit  lauge 
dctjüitiven  Wegfall  dieser  Zuschläge,  seit  l*«5l,  verscliwuii J.  n.  AUurdings  mit  unter 
Eiiivirkui>g>  politischer  luteneaeii,  »ber  doch  «ich  in  der  Einsicht«  dsL^  eiite  so 
niigieichmassijr  vertheilto  Steuer,  wie  die  fraiizft>i><hc  (irtiiidstcuer,  durch  bül<-ho 
Zoschlige  für  allgemeine  Staatszvecku  vulieudi  ungleich mässig  wird.  Mit  der 
frctiiehett  Stabilität  Teriiert  sich  aber  boi  einer  ■olchen  Stener  der  eigentliche 
St';  uercharacter  allmiihlich  uuJ  tritt  derjeiiit^o  einer  Koa  IIa  st  hervor,  selbst  bei  dein 
fraü/iJsischen  IJ.  [.artitioii-jirim  ii).  Nur  (icr  Cmstariil.  dass  die  frati/üsi-rhe  (inind- 
»leuer  auch  mit  Zuschlagen  t'ur  Depar te meu t al -  und  Oomm unal/.wuckc 
belegt  wird  nod  da&ü  diese  wechseln  und  im  Allgemeinen  steigen,  rerhindert 
die  foUe  Hinn^ierMlduni:  d.T  <iriiiMls*cijer  in  einer  Keallast 

Das  urb|>ruugUch  nach  einer  iruiltch  »ehr  unbichereu  statütiscbun  i>chätzQng  des 
Boden*Reineftrags  ron  1200,  dann  von  1440  Milt.  Livres  auf  bez.  aof  hierron, 
daher  aof  240  MiU.  Lim»  fesigeietzte  Principalcontingent  worde  wegen  der 
RfparlitioD.  die  man  doch  nicht  vom  Grund  ans  umzuändern  wa<^t(;.  zunächst  um 
il.'J41,ÜOO  Frcä.  im  Jahre  17ü7  horabgcäet/t ,  wübei  die  iur  überlastet  geltenden 
Departements  Ennkasigungcn  ron  25 — l2*'o«  die  für  richtig  belegt  geltenden  solche 
Ton  lO**',,,  die  fur  bisher  begünstigt  gehenden  solche  von  ^i  — 1*^  ^  erhielten  (Gesetz 
r.  lit.  Prarial  V.  oder  6.  Juni  17'J7)  Eine  neue,  aber  fur  alle  Departements  gleiche 
Emissiguni  nm  10,1)02,945  Pres  erfolgte  schon  dorch  Gesetz  r.  9.  Vendäm.  VI. 
Bald  d«u«uf  Warden  die  bisher  mit  besteuerten  und  übermässig  belasteten  National- 
nter.  welche  keinen  Ertrag  gaben,  steuerfrei,  wodurch  IT.fi.'»'»,').^!)  Fns.  von  dem 
CütitiBgentc  fortfielen.  Der  llaupttheii  davon,  lü  MiU.,  wurde  wieder  zu  Entlastungen 
neh  dner  fttr  die  ala  Qberiastet  geltenden  Departements  progr&isiv  sonstiger  werdenden 
S<  ala  >).-iiut/t  (Gesetz  v.  7.  nruui.  VII.  oder  2'^.  i  »rtober  IT'.is  .  Eine  .ihnliche  Maass- 
regel war  die  Befreiung  der  Staatiwälder  ron  der  Grundsteuer  ^Gesetz  v.  l'.i.  Veut.  IX. 
oder  ]0.  M&rz  1901)  und  die  Entlastung  einer  Anzahl  überbürdeter  Departements  um 
oaea  hierdurch  frei  werdenden  Betrag  vun  (M92,300  Frcs.  Weitere  Verminderungen 
erfolgten  1*^04  um  S,4:{4,000.  1S()5  um  .'{. ()!)•_». 000 .  1^1 1>  um  .•».•»7>'.000,  1S21  fG.  m  t/ 
T.  31.  Juli)  um  13,44tj,123  Frcä  ,  weiche  in  vcrschiedeuur  W  eise  den  Departements 
rot  gebracht  vnrden,  thcUs  in  höherem  Maasse  den  überlasteten,  theils  gleichmässig 
iUtfii.  So  >ti;llte  sieh  das  Principalrontinir'  i.t  seit  1*»21  auf  151.r)Sl,351  Frcs.  und 
itt  seitdem  im  Wesentlichen  so  geblieben,  indem  es  nämlich  nur  durch  den  gc>etz- 
licbeo  Zotritt  zur  und  Austritt  von  (irundstUcLea  aus  der  Steuerpflichtigkeit  kJeincro 
Acodemngcn,  etwas  erheblichere  nur  in  Hetreli'  der  Steuer  von  ..bebauten  Grand» 
stücken"  erleidet.    (Alle  Daten  auf  den  Umfang'  Frankreieh>>  von  bozoiren ,  die 

obigen  meist  nach  Stourm,  I,  2Ul— 210.  S.  auch  Sudre,  1.  ^OU,  Vignes, 
L  31V  Nach  endgiltiger  Anfhebnng  der  17%  Zoschlige  für  allgemeine  Staatszwecke 
m  nrund>teuer  vun  I**51  an  dureh  (iesetz  vom  14.  .\ugust  ISjO  ist  das  (irund- 
»euer-Principalcontiugent  des  Staats  nur  nocli  mit  kleinen  Zuschlagen  für  Ausfälle 
ond  Aushilfen  belegt.  Einschliessjj.  h  ^Ürser  Zuschlage  betrug  es  1S51  iH'i.SO. 
1''70  n:>.sl,  1S71  nach  d.-m  Verlu>t  von  Klsa->- Lothringen  171.0.').  Iss5  181.40 Mill. Frc^j. 
HuU.  XX,  220'!.  also  für  ilai  heutige  Frankreich  nur  etwa  der  urspnmghcheu 
Summe  von  240  Mill.  Dazu  traten  aber  allerdings  Dcpartemeuiai  -  und  (Jommunal- 
Ziaehlige  1888  mit  70.87,  1851  mit  06  2»,  lb70  mit  I46.S2,  li»S5  mit  192.08  BiUl.  Frca. 
(BiIL  eb.s  .so  dass  die  Entlastongen  seitens  des  Staats  dnrch  diese  ZnschlAge  drei- 
&ch  tbertrofl'en  werdi-n. 

Ahf,'eseheu  von  deu  erwähnten  VerUndernngcn  der  Kepurtiiion, 
welche  auch  doch  wieder  unvermeidlich  etwas  wlUklibrlicb  erfolgteu, 
ut  denuacb  die  urBprUnglicbe  Kepartition  von  1791  bis 
beote  verblieben.  Damit  hat  man  aber  eigentlich  nur  die 
Ungleichmässigkeiten  der  Besteuernng  des  aneien  regime  _ 
bii  io  die  Gegenwart  hinein  erhalten. 

Man  kann  u.  A.  in  den  übrrl;i>f-  ten  und  unterlasteten  Deparfcmcntal  -  (Jru[>pen 
Mch  jetzt  die  alto  Einthciiang  Frankreichs  lu  pays  d'ülectiou  und  paya  d  ctata  wieder 
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fioden,  so  dass  Mich  hier  das  „Alto*'  iintt-r  dUnner  Tünche  des  „Ncnen***  tiegt 
(Stourin,  I,  212,  nach  den  parhmciitariächcii  Berichten  und  Debatten  von  1S21). 

Dreimal,  1818—1821,  1851—54  und  1879—83,  sind  grosM 
Enqalten  ttber  das  Grandeigenthnm  (insbeBondere  das  „niebt  be- 
baate",  d.  b.  im  WeBentUchen  das  landwirtbscbaftliebe),  seine  Er- 
träge und  seine  Steuerbelastnng  angestellt  worden,  am  das  Ver- 
bältniss  der  bestehenden  Besteuerung  zu  den  „wirklichen"  Er- 
trägen, bez.  den  dafHr  geltenden,  ans  Kauf-  und  Pacbtpreisen 
n.  dgl.  m.  ermittelten,  zu  bestimmen  und  eventuell  eine  sieberc 
(irnndlage  Itlr  eine  neue  Kepartition  oder  Feststellung  der  localen 
CVnitingente  zu  gewinnen.  Aber  trotzdem  diese  Untersuchungen 
kaum  denkbare  UnglcichmUssigkeiten  der  Belastung  ergeben  haben, 
hat  man  doch  nur  in  ganz  beschränktem  Maasse  die  Ergebnisse 
der  ersten  Enquete  von  1818  ff.  za  einer  Veränderang  der  Kepartition 
benutzt  (1821).  In  dem  Dilemma,  dort  ermässigen  und  hier  erhoben 
zu  sollen,  wagte  man  nur  Ersteres  zu  tbun,  nnd  in  geringerem 
Grade,  als  es  den  Untersncbungsergebnissen  entsprochen  hütte. 
Das  wird  nach  dem  oben  Gesagten  auch  immer  wieder  begreiflich. 
Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  den  „Ergebnissen'^  eben  doch 
auch  keine  volle  Richtigkeit  beigemessen  werden.  Der  Vergleich 
der  Ertragssehfttzungen  des  Katasters  mit  den  Kauf*  nnd  Pacbt- 
preisen und  den  Daten  anderer  Hechtsgescbäfte  ist  gewiss  inter- 
essant und  giebt  gute  Fingerzeige  fUr  Acnderungen.  Aber  eine 
sichere  Grundlage  für  Kepartition  und  Kataütcrrectificatiün  geben 
eben  auch  die  Kauf-  und  Pachtpreise  u.  s.  w.  nicht. 

S.  bes.  Stoarm,  I,  211  fl.,  von  Hock.  S.  142,  v.  Kaufuiaun,  177  Ü. 
(mit  fielen  Oftten  aos  den  Eo<|u/ten).    Ball.  VI,  110,  1S5,  248  ttber  die  Dnter- 

iiuchnng  von  1851  fT.  (der  resauiircndc  Buriclit  von  Vandal,  auf  den  s<thon  Ho<  k 
Re/.ug  nimmt;  der  ein/iffc  von  ^rt  Handschrift- Banden  der  En<in^'tc.  welcher  dem 
Rrando  dos  Finanzuiiniätcriums  ISTI  i-iitj^angeu  ist).  Ucber  dio  neueste  Unter- 
suchung v<  ii  1980  fl*.  8.  Boll,  an  d«Mi  oben  8.  434  genannten  StttUeii,  hftchst  reidi- 
haltige  njid  inforossant«-  Materialien.    Nur  liier;ui>^  '  initr'"  Daten. 

Die  neue  Abschutzung  des  Ertrags  der  „nicht  bebauten"  (irundstucke,  nach  den 
Oesetzen  von  3.  Angost  1875  nnd  9.  August  1879,  erfolgte  nach  einer  vinfkasenden 
Instruction  (s.  dieselbe  im  Bull.  VI.  .11*).  Der  K,i(astr;ilr<  incrtraj?  von  805.04  Mill.  Frc*;. 
und  der  ein  •geschätzte  Ertrag;  um  ls'»l  von  l*>2l.l'.t  Mill.  Krcs.  wurde  nach  drr  neuen 
Abschät/uni^  von  ISSO  H.  aui"  2045.51  Mill.  I  rcs..  der  \erkHulsw'crth  datur  auf 
91.58  Milliarden  Free.  (Boll.  XIII,  180)  veranschlagt,  also  der  Ertra^^  auf  mehr  aUt 
das  Dreifache  d«s  -rstercn  und  um  45"/.,  mehr  als  der  zweite,  wobei  allerdings 
1879  die  vuu  Itaiion  abgetreteucu  Gebiete  eingerechnet  sind,  die  lb51  fehlen,  was 
aber  das  Enrebniss  wenig  verändert  (Im  Katasterertrag  sind  diese  tiebiete  ein^- 
sdüossen).  Zu  der  Erttagastcigcrung  hat  dio  Ertrairserhöhung  der  einzelnen  Cultur- 
artf'n,  auch  der  üeheriranf!^  von  (irundsttickcn  in  huliere  Culturarten,  bes.  die  Ver- 
wandlung von  Haide  und  Weiden  in  Ackerland,  W  iesen  und  andere  Culturclasscn  bei- 
getragen (Boll.  Xm,  130,  nach  Depart  ob.  282  ff.).  Diese  Ertragssteigerung  läuft 
auf  eine  Vi  rmindorunj?  der  Steuer  hinaus,  in  BctrefT  de>  Pri  tu- i  j  n Is  auf  weniger 
als  '/.!•  I  urtbewügUQg  in  der  seit  17*J1  beständig  zu  veiiolgenden  Hichtung.  Der 
ursprungliche  (geplante^  Steaeisatz  des  Pdncipals  tob  20,  bez.  16.67  Vo     ^he  ganze 
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GntodstoocT  (iocl.  „bebaute"  Grundstucke),  der  durch  die  bb  1S21  erfolgten  Steuer- 
erJDissi^DDgeii  fclioil  auf  ca.  hei.  lÖJ  gcfallon  war,  ist  durch  eine  solche  Er- 

traysiTitwicklting  auf  jct2t  etwa  4"/,,  (imnuT  nur  für  «las  rriin  ipil)  gesunken.  (Siehe 
auch  V.  Kau f mau u,  S.  ISS  u.  Ii.).  Bei  den  „uicht  bcbaulcu"  GruudütucküU  allein 
war  iet  Stenersati  nach  dem  Kataster  14.76.  nach  der  EioschfttxoDf  in  der  Enqv^te 
raa  1851  «41.  nach  der  von  \s7<.>  \.V.r\,  Rull.  XIV.  4H.  wiederum  IST«)  inol. 
italienische  Departements,  was  aber  auch  hier  auf  ilic  Durohachnittszahl  ohne  sonder- 
lichen Einlluss  iät.  Die  ehemaligen  clsass -lothringischen  Dcpartemcnb  sind  in  diesen 
nod  *lcn  obigen  Zahlen  abgerechnet).  Ein  gutes  Rrispiel  der  alliniiblichea  Erlaicht«  rung 
otnl  Qua>i  - Al)».ili!:ung  einer  stabilen  (irundsti  uer  durcli  die  Ertragssteigerung,  welchö 
leuterc  freilich  wieder  die  manhigfachstuu  Ursachen  hat,  eine  davon  auch  in  der 
Preinteigerong  der  Prodncte.  (Fin.  IT.  S.  273). 

Allein  diese  Eniwiiklung  ist  eben,  wie  voranszusdien  war  uml  duroh  die  Er- 
gebnisse der  Untersuchungen  von  Ibbl  und  1>>79  Überall  bestätigt  worden  ist,  gau2 
nngleichniässig  nach  Culturarten  und  Landestheilco  erfolgt,  so  gegen  die 
Kaiastrakchätzunu^eu  bis  IS.'il  und  wieder  gegen  die  Einsch&t/ungea  ?od  1§51  bis 
1879.  Gerad.'  dtdurcli  ist  die  (iniiMlst'  U«^  selbst  eine  immer  ungleichmässigere  Last 
geworden.  Das  Maass  dieser  bugleichmassigkcit  ist  in  der  Enquete  von  1860  auf 
aancheriei  vaiteliiddeae  Webe  l»erccbDet  woraen  (s.  die  aageftthnea  Stellen  im  BaH). 
Bei  d<n  Culturgmppen  for  den  ganzen  Staat  ergab  sich  Folgendes  (BoU.  XIU, 
äW;  XIV,  3ti), 

iHüi  1680       +od.— %  d.  Priaeipala 

SHrag  p,  Bact  ia  Pres.  4.  QraoiUt.  aadi 

8«hUnaffT.lS79 

Grundstücke  höherer  Art  (Harten  ob-.)    119.61        166.06        +38.0  4.30 
Ackerland  u.  ihm  gleichgcstolltus  (auch 

Bod«n  der  Häuser)   42.49         56.74        +33.5  4.64 

^'i-s.jn  u.  dgl  TIM  fUi.GT         -f  33.1  4.6'» 

V^embüd  m.HS         121).">.5         -|  S7..S  2.1*5 

Waldungcü  20.B  22.5U        -fll.ä  5.26 

Weiden,  Haide  n.  s.  w   4.64  6.12       +31.8  5.12 

Verschiedene  Ciilturen   49.10  42.61         —13.2  4.73 

Ailgcm.  Durchschnitt  n<5.01  .•)2.S7        +8S.9  4.Ut 

Etwas  abweifhendc  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  der  Verkaufs  wert  he. 
Per  Ilectar  waren  diese  vun  Iböl — 53  bis  1S7H— ^3  um  13.45"  ©  K*-'''^''^  *^''"'  im  ganzen 
Staate  und  bei  allen  Cultarcn  im  Dnrcbschnitt.  mit  Dill'  lenzen  nach  Departements 
TCJU  +  140.70%  im  Maximum  im  Departement  Allii-r  (.iti>:'  -^chen  vom  Seinedepartemcnt, 
vo  die  Steigerung  auf  1373.12  7o  berechnet  wird^  und  +0.*Jti%  in  Vaucluae  im 
SUninnitt,  bez.  sogar  neben  einer  Abnahme  in  5  Departements  ron  im  Maximum 
15.38%  (Ober-Alpen).    (Bull.  XIII,  5sl  11. 

Eine  „Ausgleichung"  des  Principals  der  Depari-  niental- ("ontingente  nach 
der  Einschätzung  von  IST'J  wurde  für  die  „nicht  bebauten"  (irundstucke  gegenüber 
der  jetzitren  Rcpartition  zur  Aufbringung  des  bestehenden  Gesammtcontingenta  von 
1I*I,S53,5^'>  Frcs.  eine  Mehtl»-  lastun;r  vun  41  Departements  um  !  l.I  .'»7,  K»  l  Krcs.  und 
eine  Minderbulastuug  von  47  Deparicuicub  um  den  gleichen  itctrag  bedingt  haben. 
Die  MehrMastong  betröge  im  Maximum  374.0S*'  „  (Corsica)  und  19.72%  (Ando», 
im  Minimum  0  30"',,  (Loire  ,  die  Mindorbelaslung  im  Ma.ximum  37.71  (Oberalpen), 
un  Minimum  0.61  Loire  et  Cher)  und  die  verschiedeuston  Säuee  in  den  dazwischen 
li^enden  Fällen  (BuU.  XIIL  5s5  tt.,  XVI,  37  ff.). 

BerUck^tichtigt  man  vollends  nnr  die  Extreme,  m)  fand  man  .schon  IS51  die 
Mlnimalbel.istung  eines  >;anzen  Departements  durch  die  (irunilsfeticr  ( f>rincipal'i  mit 
3.80,  die  Maximalbclastung  ^it  H.l^Vo,  abo  wie  1  ;  2.42  (Bull.  XiV.  40).  Nach  der 
Caqut^te  Ton  1874  stellten  sich  die  Extrenie  noch  st&rker  heraos,  n&mlich  folgender- 
in  u  (Taltelle  XXXI .  Rull.  XIV,  40)  nach  ücbiotsabthcilongcu ,  in  Prooenten  der 
(iruadateuer  vom  „wirklichen"  Ertrag. 

Geineindeu.  Cantonc.  Arrondissem.  Dupartum. 
f    0.19  1.00  0.74  0.96 

4  Uinimalbelastangen    .  .       „ ,  gg  ,  .^^^ 

l    0.5s  1.54  l.'Jl  2.60 
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(iein>iii(J<-n, 


Cautoiic.       Arruiiili^:>efll.  D<^iartMil. 


4  MAxiouübelastttngcn  .   *  .  ' 


Verh.  f.  Miu.  zu  Max.  wie  1  :  15S.1 
Verh.  det  Loduten  Minimam 


30.03 


10.32  7. tu  6,47 

10.32  T.b2  6.67 

11.25  S.06  6.80 

15.57  9.47  7.21 

15.6  12.8  7.6 


zum  Biddenten  Maziniam  1  :  35.8 


6.7 


4.0 


Man  sieht:  Hook 's  Wort  ror  30  Jthron  (Fin.  Fnokrttichs,  S.  142),  mui  sei 

ttbcrzengt,  „es  gnbc  Departeiueiitä,  die  2\/^  Mal.  und  Gemeinden,  die  10  Mal  m)  hoch 
al>  r^ndiTc  hestoiiert  siml  '.  hc/eii  Imet  i<  t/.t  schun  hei  Weitom  nicht  mehr  die  Kx- 
treuic!  Freilich  uiu:»^  uau  ituuier  wieder  daran  orinnero,  dass  hier  die  ü n richtig: - 
keit  der  bestehenden  Gmodsteuervortheilong  nn  dem  ceiriss  wieder  recht  anroU- 
koiiimenen  Maass^tabi'  der  iioiien  <'ursorisclien  Abscliät/.tina  ii>  h  Kauf-  und 
Pachtpreiseti  u.  dgl,  u.  beniesten  wird,  lu  Wirklichkeit  kOoticu  die  Kxtreme 
kleiner,  freilich  aber  in  manchen  Fällen  auch  noch  irrAsser  sein. 

Durch  den  Uiui^utritt  der  Zuschlage  für  Ocparteuicntal-  und  Gommunalzvccko 
wird  die  DUTerenz  der  Stenerbclaslnng  wiodemm  bnld  TerUeincrt,  bild  rergtOsseit 
werden. 

Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  allen  diesen  und  zaiilreicben 
weiteren  Tliatsaclien ,  welelic  die  letzte  En(|U('le  bervorgeiiudert 
hat,  dass  man  doch  mit  Keclit  Bedenken  tragen  musste,  eine  so 
\  <'llip:  nnfjleieh massig  vertheilte  und  in  dieser  HiDsicht  be- 
ständig u  n  gle  ich  massiger  werdende  Steuer,  wie  die  Grund- 
steuer,  mit  allgemeinen  und  gleichen  Zuschläge u  für  die 
Staatscasse  zu  belegen,  selbst  in  den  Finanznöthen  und  bei  den 
allgemeinen  Steuererhöhangen  nach  dem  letzten  Kriege.  Mindestens 
hätte  einer  soleben  Maassregel  erst  eine  Steneransgleichnng 
vorangehen  rottssen.  Allein  eine  solche  setzte  wieder  eine  zei^ 
ranbende  nnd  kostspielige  neue  Katastrimng  oder  doch  wenigstens 
eine  Untersnchang,  wie  die  1879  ff.  vorgenommene  voraus.  Jedoch 
auch  die  Ergebnisse  einer  solchen  Operation  waren  sicher  von 
vornherein  wieder  sehr  mangelhaft  und  mussten  es  vollends  immer 
bald  wieder  mehr  und  mehr  werden.  Aus  den  l'rauzösischcn  Er- 
fahmngen  darf  man  daher  wohl  den  Schluss  ableiten,  dass  auch 
die  moderne,  soften,  „rat  ionelle"  Grundsteuer,  wegen 
ihrer  u  n  v  e  r  in  c  i  dl  i  c  h  o  n  grossen  und  in  Folge  der  ver- 
schiedenen E  n  t  >v  i  c  k  1  u  n  g  der  einzelnen  L  a  n  d  e  s  t  h  c  11  c 
immer  grösser  werdenden  Ungleichmässigkeit  und 
schon  dadurch  bedingten  Stabilität,  wenigstens  in 
einem  grl^sseren  Staate,  keine  passende  Staatssteaer 
fttr  allgemeine  Staatsbedttrfnisse  nnd  vollends  unge- 
eignet ist,  mit  —  ohne  Willktthr  wieder  kanm  anders  als  gleich 
hoch  zu  stellenden  —  Stenerzuschlägen  fttr  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  belegt  zn  werden. 
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Nnr  durch  bestUndijzc,  in  kurzen  Z  ei  trau  Dien  ertbljj^ende 
und  eingreifende  Revisionen  Hesse  sich  diese  Steuer  für 
die  Deckun«^  des  Staatsbedarl's  geeiirneter  machen.  Aber  solche 
Revisionen  sind  steuertechnisch,  dann  we^'en  des  Kostenpuncts 
schwer  ausführbar  und  wegen  schwerer  anderweiter  Hedenken, 
welche  ans  der  ökonomischeu  Natur  des  Grnndeigenthunis.  be- 
sondere des  lUndlichen,  und  ans  dessen  Bewirtbschaftung  folgen, 
zn  beanstanden.  Ist  die  Grundsteuerveranlagung  und  die  Stener- 
repartition,  wie  in  Frankreich ,  aber  einmal  thatsäcblieh  längere 
Zeit  QDverftndert  geblieben,  so  wird  nicht  nnr  jede  Revision 
teehniseh  immer  schwieriger,  kostspieliger  nnd  in  ihren  Ergeb- 
nissen nnsicherer,  mflsste  sie  nicht  nnr  zn  einer  fast  TOlligen  £^ 
nenerang  der  Katastrirung  fahren:  sie  schneidet  ausserdem 
in  die  Reinerträge,  die  nach  Abzng  der  neuen  Steuer 
bleiben,  und  dadurch  in  die  Werthe  des  Grundeigen- 
thnnis  80  bedeutend  ein,  dass  man  wieder  kaum  wagen  wird, 
die  Xeuvertheilung  der  Steuer  danach  zn  bewerkstelligen.  Die 
französischen  Enqueten  von  1H51  und  IbTi)  siud  eben  deshalb  auch 
ohne  practischen  Erfolg  geblieben. 

Im  Jahre  hat  vuw  cigenr  Commission  im  Finanzministerium  di«  Ei:;rl»niHSrt 

der  Eatiuete  ron  lb7U,  welche  zuvor  iu  (ieo  Departements  den  (ieacralrüihen  rorgologt 
Vörden  waien,  zu  |»rafeii  febabt  Die  Generalrilbe  baUen  sich  im  Allgemeinen 
zünstiir  uhor  ilie  n<-naui-rk-  it  <It',r  Eru'.  l  -iisse  f::eiins>ort.  Reim  Beginn  iI<t  Arbeit 
(iDTHj  hatte  man  übrigens  zur  Beruhigung  der  Berülkeruug  amtlich  versickert,  diss 
die  etvaige  Ausgleichung  der  Ungleichmäasigkeiten  einzig  dorch  Entlastangon, 
nicht  durch  Krii<^)iungen  erfolgen  k6DiM:  iriedcrum  im  Widerspruch  mit  den  noth- 
wendigcn  tiscali^chen  AnforilciuMiri-n.  aber  nai  Ii  I.avie  der  Diiisre  und  Interessen  ebenso 
characteristisch  sAs  bcgreitlich.  Im  Miniüterium  herrächte  die  Ansieht,  daiis  ohne  eine 
flcichzeitig«  KcTision  der  Individnalrepartition,  daher  des  Parrellarltatastera  eine  Aiis- 
irleichung  nu'  Ii  tii^bt  wohl  statthaft  S(.'i.  Ebensc»  palt  'li>'  It^t/ti-M'  für  st^'-n-nd  für 
i>eparteffleutal  -  und  Gommunallinauzeu  vugeo  des  Zubchlagayatems.  Die  genauuio 
Centraloommfssion  erkllrte  die  Ergcbniwe  der  Enqnüto  von  lt}79E  f^r  hin Unf  lieh 
zuverlässig.  Der  Antrag  anf  eine  allgemeine  Ausgleichung  wurde  indessen 
abgeli-hiit.  äluilirb,  aus  fisralischen  («rUndt-ii.  d'T  einrs  Krlasri.-s  von  ll.S  Mill.  Pres. 
if^  l'rincipais  in  den  Uber  <len  Durchsclmitt  ubi  riasu  ti  n  Dtipartements.  Die  Com- 
mission entschied  sich  scbliesslieh  dahin,  der  Regierung  zn  rathen,  einen  Thcil  des 
•  'ontin;:>'nts  der  „unlx-bauten"  (ii undr>tiickc  auf  da^sjcnige  der  fiir  wenisrer  hücli  b(  - 
steuert  geltenden  „bebauten"  zu  übertragen,  zuvor  aber  eine  Uek  ision  der  Einüchatzung 
(ks  „bebaoten  Eigenthnms**  vorzunehmen.  Die  Kosten  dafür  wurden,  je  nach  der 
MilberlrUii  htignng  oder  nieht  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  der  ThiW  -  und 
PeMter^f.  u.  r  daluti .  auf  4—2  Mill.  Fn  s.,  die  Z<  ildauer  auf  2-1  Jahr  veranschlagt. 
Fttr  dit!  En'jut  te  von  1S7!>  tl.  war  ein  Credit  vou  1  Mill.  erölfhet  gewesen.  Bis  jetzt 
fet  ci  zu  einer  weiteren  Kefurm  und  Veränderung  der  Ropartition  und  der  Coniin- 
pcnte  ni'  ht  trekouimoii.  Durch  das  Finanzgesetz  vom  s.  AuL-iisf  Art  ..'.1.  wurde  auch 

eine  Aufnahme  allen  „bubaatea  EigcDthums"  und  bchätzuug  meines  wirklichen  Mietk- 
Verths  angeordnet  und  dafür  qiftter  ein  Credit  eröffnet  (tiesetz  vom  b.  Juni  1S%T). 
IK«ae  Aufnahme  ist  Jetzt  im  Gang  und  schreitet  rasch  vor. 

§.  186.  2.  Katastrirung.  Die  Nothwendigkeit  einer  allge- 
meinen Bodenkatastrirong  zur  besseren  Vertheilung  der  Alteren 
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directeoy  meist  den  Orandbeeite  treffenden  Steuern  (Taille  n.  s.  w.) 
hatte  man  in  Frankreich  schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
ancien  regime  empfunden  nnd  wiederholt  emstlieher  an  eine  solche 
Operation  gedacht  (§.  59).    Die  politischen,  Yornemlich  in  den 

stUndiscIien  Verbältnisseii  lie^i^enden  und  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Sache  hinderten  aber  ein  Vorgehen  damit.  Durch  die 
Revolution  waren  die  ersteren  beseitigt,  nur  die  letzteren  geblieben. 
Die  unruhigen  Zeitverhältnisse,  die  dringenden  Finanzbedlirfnisse 
Hessen  es  aber  auch  jetzt  nicht  sobald  zu  einer  so  langwierigen 
und  kostspieligen,  geordnete  ruhige  Verbäitnisse  fast  unbedingt 
voraussetzenden  Operation  kommen,  wenn  man  deren  IJnentbebr- 
lichkeit  fUr  die  zweckmässige  und  gerechte  Durchfuhrung  des  neuen 
Steuersystems  auch  von  vornherein  nicht  verkannte.  Ueber  parla- 
mentarische und  legislative  Monologe  in  Betreff  der  Nothwendigkeit 
einer  Katastrirung  kam  man  bis  znr  Zeit  des  Consnlats  nicht 
hinaus.  Erst  hier  begann  die  Ausführung,  anfangs  indessen  nach 
Plänen,  welche  dem  Gedanken  einer  Verkleinerung  und  Verein- 
fachung der  riesigen  Arbeit  entsprungen  waren,  sich  aber  bald  als 
unzureichend  fUr  den  Zweck,  namentlich  ttir  die  Grundsteuer- 
Veranlagung  der  einzelnen  Besitzer  erwiesen  (Katastrirung  nach 
„  C  u  Itu  rni  assen^',  Versuch  einer  Beschränkung  der  Knta>5trirung 
auf  eine  grössere  Anzahl,  IIKK),  Mustergenicinden  und  Anwendung 
der  dabei  erhaltenen  Ergebnisse  auf  die  übrigen  4S,0(i(i).  Man 
schritt  daher  nach  diesen  vergeblichen,  zeitraubenden  und  immer- 
hin schon  kostspieligen  Vorarbeiten  (20  Mill.  Frcs.)  zur  letzten 
Consequenz,  zur  Katastrirung  der  einzelnen  Pa reellen  (Gesetz 
vom  15.— 25.  September  1807).  £ine  Arbeit,  welche  nur  langsam 
fortschreiten  konnte,  so  dass  beim  Sturz  Napoleon's  I.  erst  von 
Frankreich  vermessen,  Vg  katastrirt  war  nnd  die  ganze  von  den 
späteren  Regierungen  fortgesetzte  Arbeit  im  Wesentlichen  erst  1845, 
vollsUlndig  im  continentalen  Frankreich  erst  1850,  in  Oorsica  (bis 
auf  kleine  noch  beute  verbliebene  Reste)  erst  1858  nnd  in  den 
neuen  ehemals  italienischen  Departements  noch  gegenwärtig  nicht 
ganz  vollendet  ist.  Die  Kosten  sind  bis  um  1850  schon  auf 
150  Mill.  Frcs.  berechnet  worden,  also  etwa  auf  den  einjährigen 
Hetrag  des  Principalcontini.rcnt8  (nach  dessen  Reductioncn  nach 
ltS21).  DiescHien  sind  bis  1821  vom  Staate,  seitdem  Uberwiegend 
von  den  Departements  irof ragen  worden.  Die  ursprünglich  be- 
absichtigte Benutzung  des  Katasters  zar  Vertheilung  der  Grund- 
steuer auch  unter  den  Gemeinden  und  Arrondissements  eines 
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Departemente  ist  nach  verschiedenen,  nngenligend  aasgefallenen 

Versuchen  und  nach  bereits  früher  erfolgter  Beschränkung  der  Be- 
nutzung des  Katasters  zur  Vertheilnng  des  Departenientalcontingents 
auf  die  Arrondisscnicnts  desselben  Departements  (181.3),  dann  des 
Arrondissenientscontingents  auf  die  Cantone  dessoll)en  Arrondissc- 
nicnts (1818)  seit  1821  definitiv  autgegel)cn  worden.  Seitdem  dient 
das  Kataster  ausschliesslich  zur  Indi  vidualrepartition 
unter  den  Grundstücken,  bez.  Grundbesitzern  jeder 
Gemeinde  (Gesetz  vom  21.  Juli  1821).  Im  Jahre  1850  ward 
den  Gemeinden  das  Recht  ertheilt,  auf  Verhingen  des  Mnnicipal- 
raths  und  unter  Beistimmnng  des  departementalen  Generalraths 
auf  Gemeindekosten  eine  Revision  oder  Emeuemng  des 
Katasters  vorzunehmen,  wenn  mindestens  30  Jahre  seit  der 
Katastrimng  verflossen  sind.  (Gesetz  vom  7.  August  1850,  Art.  7). 
Von  diesem  Rechte  ist  nicht  besonders  oft  Gebrauch  gemacht 
worden.  Gegen  seine  Anwendung  stemmen  sich  in  den  Gemeinden 
fibnliche  Interessen,  wie  gegen  die  Veränderung  der  localen  Con- 
tingente  selbst. 

S.  hcH.  Stourin,  I,  1*.)2— 200.  Vignes,  I,  3211.,  von  Hock,  S.  U'i  iL,  von 
Kaofatan,  S.  176,  Block 's  dfct  Art.  cadastro.  Bei  dem  Tenacli  eines  blossen 

.,Oaltannass<'n  -  Kata^iters"  vcrinii d  uiau  die  uiUhsaine.  zeitraubende  und  kostspielijrc 
Abmessung  und  Einschätzunu  der  einzelnen  Parcellen  und  bcsoliränkte  sich  auf 
diejenige  der  im  Zusammenhanp:  liegenden  analofi^en  CuUnren.  Kino  Xeukatastrining 
ist  im  Ganzen  zvischeu  1S28~S3  in  22G5  ricuioinden  von  ca.  .'iH.lOO  erfolgt,  meist 
solchen  mit  stark  zersplittertem  (Jrondbesit/.  Ilull  XIV.  r,t;ii.  \VI,  ls2K  siHciell  nach 
dem  Gesetz  von  1S50  sogar  nur  in  S2b  (iemuiadeu,  wuvuu  bei  Weitem  die  meisten 
im  Departement  Nord«  wo  dio  forlKoschritteoe  Parcdlironf  nach  dorn  ersten  Kataster 
o  .nH.  nach  dem  zweiten  bloss  0.29  Hectare  pro  Parcelle  and  bez.  2.23  und  1.85  pro 
EigcnthUmer  ergab. 

§.  187.  Die  Katastrimng  selbst  erfolgte  in  Frankreich,  wie 
in  den  meisten  neueren  Grundstenerkatastrirnngen  nach  dem  System 
dea  Parcellar-Keinertrags-  und  Classenkatastera  mit  der 
fciDBcbätznng  der  einzelnen  Parceilen  in  die  Bonitfttsclassen  jeder 
Gnltnrart  nach  Typen -Gmndstllcken.  Sie  bietet  nnr  einzelnes 
Eigenthttmliehe,  wovon  Einiges  in  den  nächsten  §§.  mit  erwähnt 
wird,  während  eine  allgemeine  Darstdlnng  hier,  unter  Verweisung 
anf  die  allgemeine  Lehre  von  der  modernen  Grnndstener,  unterbleiben 
kann.  Anch  auf  eine  specielle  Kritik  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Das  System  hat  auch  in  Frankreich  dieselben  allgeiueiiien 
Vorzüge  und  NacLthciie  ^^ezeigt  wie  in  anderen  Landen. 

Vgl.  Forläufiir  Uber  die  (irundsteuer  im  Allyemeiucu  und  über  die  „Kataster- 
Systeme*'  meine  Abb.  dirocte  Stenern  im SchOnborg'schen  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie,  2.  Aufl..  III.  2.30  ff..  241  IT..  audi  S  21»; 

Erichverend  fdr  dio  Lösaug  der  Hauptuufgabe,  die  richtige,  weni({ätens  ver- 
liiltttiBsnissigoErtragsoinschitzung,  wirkten  wohl  gerade  in  Frankreich 


Digitized  by  Google 


44Ü 


<i.  B.  2.  K.  .Stou.;rrocht.    1.  II.-A.  2.  A.  riankrcich.  1*57. 


manche  UiMlIiMle.    So  der.  dass  es  sieb  um  ein  so  g^rosses  Gebiet  mit  sehr 

verschiedenen  Bo(l'  n-  iiiul  B esi  tzv  c i  h iil t  m  i s se n  .  auch  Cultiiron  liandclte; 
daäü  der  franzüsiscke  GruiiiJbc>it2  nach  don  Kigetithuuiävcrhaitiiisäen  zum  Thcil  sehr 
zersplittert  und  dtc  eiit/clncn  Bcäitzun<;cn  gewöhnlich  stark  parcellirt  sind, 
daher  die  Zahl  der  Parcellon  eine  riesige  und  deren  Grösse  oft  sehr  klein  ist:  dass 
die  K.itastriron?  Jali  rzeh  n  f  o  dauert»«,  in  den  ver><<  hiedcncn  Landestheilon  /w 
vcrscbicdeuer  Zeit  und  von  einem  verbchiedenen  technidcheu  Personal  durchgeführt 
wurde,  was  von  romherein  Ungleichmlssif ketten  auch  schon  der  ersten  Eitragt- 
einschitzung  hewirkcn  mtisstc.  Die  spccilischon  Miin^'il.  welche  dt-m  Parcellar* 
hataster  aus  solchem,  rerglichen  mit  einem  freilich  dircct  nicht  wohl  herzustellenden 
,.Gntskatastei*S  principiell  ankleben,  weil  die  Zusammenfassung  der  Parcellcn  Eines 
Besit/iii  zu  einer  Besitz-  und  Wirthschaftseiuheit  unbeachtet  bleibt.  mOssen 
bei  der  fraiizi^sischen  Bodenpnrcellirung  notlnvi-iiflii:  in  lirMUidereui  Maassc  hervor- 
treten, zumal  bei  der  laudwirthbchal'tlicheu  Hauptcultur,  dem  eiguntlichcu  Feldbau. 
Das  Gleiche  wird  ?on  den  specifiscben  Mftngeln  des  stets  unvermeidlich  avf  unsicheren 
Rechnung^-  und  Seliät/.nii<rso|)era(ioivn  beruhend. -n  Reinenragskatastcrs  als 
solchen,  vcrjjlichen  mit  dem  Werth-  oder  V erk e h r s kafaster  gelten,  da  die 
Fehleniuellen  bei  erstercui  mit  grosserer  Parcellirung  wohl  proiiressiv  starker  werden. 
Die  ungemein  viel  höheren  Einschftt^nngszableu  in  den  £n(|u<'-ten  von  1S51  und  1879  ff. 
gecentlbcr  den  Katastraleiiisrh.itzuns:<Mi  leyen  die  Vermuthung  nahe,  dass  die  letzteren 
schou  von  vornherein  viel  zu  niedrig  waren;  die  Ertrags-  und  \V ertbsteigeruug  also 
theilweise  wohl  nnr  eine  rechnangsmissige,  keine  wirkliche  ist  Aber  wie 
sich  die  wirküclioii  Ertrige  xn  den  katastralen  in  den  verschiedenen  (iegenden  und 
Einzeltalien  schon  anfangs  verhalten  haben  mögen,  das  bleibt  unbekannt.  Nur  aus 
der  ganzen  Art  der  Ertragskatastrirnng  Übst  sich  schliesseii.  dass  hier  grosso  Diffe- 
renzen Torhandcn  gewebten  sein  Werden.  Man  wird  daher  in  der  Annahmo 
kaum  irren,  dass  die  (iru  ndsf  euerv  ertli.' ilu  riv  unter  den  Cirtind  hositzern 
iitucrhalb  der  Gemeinden  nach  dem  Kataster  auch  sehr  grosse  Uuglcichmftssig- 
keiten  and  mit  der  verschiedenen  Entwicklang  der  Verbiltnisse  der  einzelnen  Besitzer 
und  Wirthe  ebenfalls  immer  mehr  l  iiizl-  ii  Imiässigkeiten  an  sich  haben  wird,  ähnlich 
wie  bei  den  loealen  Contingcnten  (S.  141).  l>ie  BeiHit/.ung  des  Kataslen»  gerade  zur 
Yertheilung  des  communaleu  Contingents  auf  die  einzelnen  Be:>itzungen  ist  daher  auch 
von  zweifelhafter  Berechtigung,  wenn  man  die  Krzielung  wenigstens  verhältniss« 
uiftssig  gleiihnülssiger  Stcuerbelastung  der  einzelnen  (irundbcsitzer  dainif  erreichen 
will.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  dos  wirklichen  Kcincrtrags  eines  laadwirth- 
schaftlichen  Anwesens  von  dem  Grade  der  Pareellirnng,  Arrondirong,  von  der  Lage 
der  Parcellen  zum  (iutshof  and  za  einander,  der  Zugcliörigkcit  derselben  zu  (iiUern 
verschie'lener  Grösse  —  die  französische  Annahme  „mittlerer"  (iut^grössen  thut  el>en 
wieder  den  realen  Verhältnissen  Zwang  an  —  ,  endlich  von  der  Persönlichkeit  des 
Wlrths  einer  Besitz-  und  W  irth>rhaltM'inheit  kann  man  selbst  zweifeln,  ob  die  fran- 
z^isische  Praxis,  unmittelbar  naeh  dem  Kataster  grade  die  I  nd i vi d ualr epar tition 
der  Grundsteuer  vorzunehuieu,  nicht  noch  anfechtbarer  ist,  als  die  Benutzung  des 
Katasters  (Ur  die  Feststellung  der  localen  Gontingcnte  sein  wQrde,  welche  man  in 
Krankreich  vermieden  hat  Denn  hier  wurden  wohl  eher  Ausgleichungen  zwischen 
ungleichmässigen  Einschätzungen  vor  sich  geh<-n .  als  innerhalb  ein  nud  derselbon 
Gemeinde  bei  dem  Besitzer  verschiedener  Parcellen. 

Durch  die  Katastrirung  und  die  partiellen  Emenernngen  derselben,  sowio  durch 
die  früher  genannten  mehrfarlien  Kii'|ii>*ten  und  versuchsweiseti  N'i  ueinschatzungen  ist 
sehr  viel  interessantes  statistisches  Material,  besonders  auch  über  die  Besitz-  und 
FareoUirungsverhftltnisse,  horvoigefBrdert  worden,  das  allerdings  agrarstatistisch 
noch  wichtiger  als  stoucrstatistisch  ij^t  Aber  die  Schwierigkeit  der  Lösung  des  Problems 
einer  allgemeinen  fran/risisehi-n  (irund-t-'Uer  ist  nach  si>Ieh<'ii  statistischen  Daten  derBc^if/- 
und  Parcellirungsverhaltnisse  erst  recht  zu  würdigen  und  die  notorische  Mangeliial'iigkeit 
der  Ergebnisse  der  grossen  mOhevollen  and  kostspieligen  Katastrirungsarbeit  wird  dann 
auch  leicht  begreiflich.  Nur  einige  wenisre  Daten  zum  Belog.  (Vielerlei  aus  der  neuesten 
und  der  Iböler  Enqoäte  im  BuU.,  so  VI,  110,  185,  24b  Uber  Ibol,  aus  dem  Kataster 
n.  a.  XVn,  61 S  ft).  Nach  dem  Kataster  war  der  französische  Boden  52.153,150  ha. 
davon  steuerpflichtiger  „nicht  bebauter**  49,144,6'"  ha.  desgleichen  „bebauter* 
2  ha.  niebt  steuerpflichtiger  2,7H:t,.')^() ;  die  Zabl  der  KiL'^enthdmer  1 1  .Oyii.Cd  I . 

der  Parcellen  126,U7U,9()2,  also  pro  KigenthUmer  4.7  ha,  pro  Parcellc  0.41  ha. 
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(BdL  XVII,  625).  Ferner  war  diu  Zahl  der  (irundstenerqaoten  (sog.  cotes) 
(BolL  XVI.  156,  XIX.  624  vod  mehrfitcli.    S.  ancb  K&afiiiftnn,  S.  184  ff.): 

13.118,723 

1WW    i  11.271,167  bebaute         \         ,  , 

\    «»..» .y,7',)H  nicht  bebaate  j 
Dit  Zahl  der  kleinen  (Quoten  \ns  5  Frcs.  Steuer  (Principal  und  /iH<  hliiirt')  war 
Itieivou  1^60  47. TU,  läöb  5U.97,  Jetzt  51.337o-      ^0  ii*  stetiger  Zunahme  ücgniien. 
Ift  den  2265  neakftUstrirten  Qemebiden  war  (Bull.  XVI,  182): 

bei  der  er^ton   bei  der  neuen 
Katastriraog. 

Umfang  des  steneiplHclitigeD  Bodens,  ba         2.645,76S  2.681,942 

Zahl  der  Parccllon   7,62S,52s  i*,ÜG8.4G9 

Zahl  der  Eitrcnthuirer   7:{0,:>24  8 13. ISO 

Mittlere  Grösse  der  ParceJle,  ha  .    .    .  Ü,3ö  0.33 

Desgl.  des  BesHzthanw,  ha   »A\2  S.SO 

Kiiicn  bi-soiidcr^s  gnirn  Kinldirk  in  di«'  irrossc  Bcsitzzcrsplitleninüf  i^iebt  eine 
ficoerdijigs  erfolgte  amtiiclie  Zusammcnätclluug  der  Grössen  der  Beäitzuugen,  im 
Bau  XVI,  IbO  (Air  die  eSnaelnen  Departements,  S.  158—179).  Iliernacb  war  in 
?anz  Frankreich,  mit  Aosnahroe  Ton  I'  ti  und  364  noch  nicht  katabtrirton  Gemeinden 
in  Corsioa,  Savoien  nnd  Ohersaroien,  da>  l  'überwiegen  d<'r  fanz  kh'intn  Htsit/ungcn 
(loch  äebr  bedeutend,  wie  folgende  tcbcrsicht  zeigt  ^weitere  iüinzclhciteu  in  BctrcH 
der  hier  üshlenden,  mittleren  Kategorien  ron  2>-10u  ha.  Bull.  XVI,  180).  • 

Kat^rie.           Zahl  der  FUcheninhalt  Pr.  « nt      Procc-nt  des 

Steuerquoteo.  ha.  der  Zahl.  Flächeninhalts. 

(»-10  a     .    .   .    .     2,670,512  108,231  18.98  0.22 

10->20  a     .    .   .   .     ly«44,951  218,789  10.28  0.48 

20-50  a     .    .    .   .     2,482,380  s2:..7S4  17.61  1.6« 

»0-100  a    .    .    .    .  1.987.480   ^'j*^*' '^5     14.12    2.88 

Zuaaiumeu     b38ö,323  Xj74,589    "         Ül.02  5.1» 

1-2  ha  1340*045  2,636.867  13  07  5.34 

Totd   14,074,801  49.388,304  100.00  100.00 

Daifon  nur  errf'^ss-ere  Be- 

ütziugea  100-200  ha         31,567  4,338,240  0.22  8.79 

Deber  200  hn  .   .   .        17,676  8,017,642  0.12  16.28 

Welche  Auf;f;aben  der  Katastrirung! 

üeber  die  leitenden  Grundsätze  der  Katastrirang.  besondc^rs  des  Ver- 
meäsaugs-  und  des  Einschatzungsv  crfahrens,  s.  ausser  den  Gesetzen  (3.  frimaire 
VIL  oder  28.  Norember  1798,  15.— 25.  September  1807,  81.  Joli  1821)  besonders  den 
»tÜrhcn  recn»  il  mi^thodique  des  lois,  drcrct.-?.  r.  jrlements.  instruction-  ••[<■.  surle  cadastrc 
de  ia  France  von  Ibll ;  ferner  spätere  Keglemcuts  vom  3.  Üclüber  1^21,  lö.  März  1827. 
Biblit^pbie  der  Literatur  des  französischen  Katasters  bei  Block,  Art.  cadastre,  p.  309 
osd  Art  contrib.  dir.,  No.  64 ff.  Kurze  bystc-matisi he  DnrsteUong  des  französischen 
iutaäterwesens  in  dem  ersten  Artikel,  eingebender  in  Perroux-Joppcn ,  No.  160  ff. 

§.  188.  3.  Unter  den  eiozeloen  £igeDtbfliiiliobkeiten  der 
ftiozOeisehen  Gmodsteoer  und  ihrer  Katastrirang  mOgen  hier 
folgende  als  beaehtenswerth  hervorgeboben  werden. 

a)  Der  Umfang  der  Grandstener  ist  in  Bezug  anf  die  ihr 
Qoterliegenden  Orandsttteke  weit  gezogen  nnd  mehrfach  eigen- 
Ümmlich  bestimmt.  Namentlich  ist  ausser  dem  gewöhnlich  Überall 
der  modernen  Grundstener  unterworfenen  Innd-  uiui  forstwirth- 
»chaftlich  oder  in  einer  diesen  vcrwaii dten  Weise  benutzten 
Hoden  aueli  der  ni  i  t  0 c b a  u  d  e n  b  e  b ante  und  der  ve rsc  h i e  d  c  n o n 
anderen  Verwendungszwecken  dienende  iBoden  zur  Gruud- 

JL  \Va|{ji«r,  FiiUJUwi»«ua«;lMfl.  Iii.  29 


Dlgitized  by  Google 


446      C-  B.  2.  K.  Steaerrecht  1.  H.-A.  2.  A.  FraDkreicb.  §.  ISb.  ISU. 

Steuer  herangezogen.  Ansserdem  unterliegt  aber  bei  Geb&nden 
anch  das  Gebäude  selbst,  bez.  dessen  Ertrag  der  Grundsteuer, 

welche  also  insofern  in  Frankreich  in  doppelter  Weise  auch  zugleich 
eine  Gehau  des  teuer  mit  umtas.st.  Kr>t  jling.st  i.st,  nach  lUnirer 
gehegtem  Plane,  eine  förmliche  Theiiung  dieser  (Grundsteuer 
in  eine  solche  vom  nicht  liebauten''  (Jrundcigcnthuni  (aura- 
riseheni  u.  s.  w.;  und  vom  „bebauten"  (den  Häusern  u.  s.  w.) 
erfolgt  und  so  eine  eigentliche  Gebäudesteuer,  ausser  der 
bestehen  gebliebenen  ThUr-  und  Fenstersteuer  und  der  Mobiliar- 
Steuer,  geschaffen  worden  (Gesetz  Tom  29.  Juli  1881).  Doch  ist 
diese  Theilung  der  Grundsteuer  mehr  von  formeller,  als  Ton  prin- 
cipieller  und  practischer  Bedeutung,  indem  insbesondere  keio 
anderes  als  das  bisher  geltende  Veranlaguugs-  und  EinschUtzungs- 
verfahren  damit  eingeführt  worden  ist.  Es  ist  daher  auch  ganz 
richtig  die  alte  Bezeichnung  „Grundsteuer'*  die  gemeinsame,  ttir 
beide  nunmehr  geschiedene  Theile  dieser  Steuer  geblieben. 

a)  Gebäude-Grundsteuer.  Die  Bodenfläche  (area),  auf 
der  das  Haus  steht,  wird  nach  dem  Satze  des  besten  Acker- 
landes (1.  Bonitätsciasse)  der  Gemeinde,  das  Gebäude  selbst 
nach  seinem  Miethwerth,  unter  entsprechendem  Abzug  für  die 
Bodenfläche,  zur  Steuer  veranlagt 

Bei  Wohnhäusern  und  Fftbriken,  wie  ähnlichen  werblichen  Gebäuden 
soll  der  lOj&hrige  Durchsclmitt  des  Miethwerth>  /n  (jrundc  gelegt  und  behufs  Be- 
rechnung: ries  stoueri>fli(  litiLt<Ti  IJ.  iiicrtracs  bei  den  \\ Khnli  iiisi^rn  vom  dioscm  Worth 
V4«  bei  deu  gewerblichen  (jcbuudcii  Va  iiir  Abiiut^uii)(,  Uatcrhaltuh^i-  nnd  iieparatur- 
kosten  abgesetzt  werden.  Das  Miniinam  des  so  verbleibenden  Ertrags  inuss  aber,  je 
nacli  der  Zahl  der  Sturkwcrke  dci>  llausob  (I-,  2  und  ui<dir?t«"trKi^' 1  das  2-.  3-  und 
4  fache  des  Sat/cs  der  bi  slcn  Ronitat3cla.sse  in  der  (jemeinde  für  die  dem  Aclerbau 
durch  das  Haus  cnt^o^cuo  Bodenflächc  erreichen.  Kür  die  Veranlagung  der 
Gebäude  wird  anch  in  Frankreich  zwinclicn  dem  platten  Lande  und  den  kleinerL-n 
(Irtcn  einer-,  den  gr-'i-'^'-n  n  Ord  n  (,St;idt''M)  anderseits  untcrscldi-don.  wie  in  ( (c-t'Tr«  i<  h. 
Preuäsea  u.  a.  L.  in.  Dutt  werden  diu  Häuser  in  der  iie^el  in  Ciu^ben  ^bia  10) 
gebracht,  hier  einzeln  veranlagt.  Letzteres  pflegt  auch  allgemein  bei  indos  tri  ollen 
(iobruid.'ii  zu  'j^'"-»-!!!'!!!'!!.  Dil'  zum  landwirthschaftli(  11  ni  liicl)  dienenden  (i.'baadc 
entrichten  nur  die  Bode n  f  läc  I»  cnst(;aer  nach  dem  .^atz  dü.s  bebten  Ackerlands  der 
Gemeinde.  Durch  manche  ca>u  istische  Bestimmtin^  'ii  werden  ausserdem  bei  den 
Gebäuden  die  verschiedenen  Vcrhältnisi^c  berilcksichtint.  N«  iib  uiten  u.  dgl.  nnter- 
liei?<^n  in  cli  n  er>fcn  2  Jahren  nnr  der  bi-^heriiren  Steuer  der  Boden llii<'lio .  erst  vom 
dritten  Jahre  an  der  durch  die  Normen  für  Gebäude  fc:itgo:^telltcn  (iruudsteuer.  Die 
erneuerte  Einschätzung  der  Gebäude  erfolgt  alle  10  Jahre.  S.  Perrouz- 
Joppen,  No.  219  mit  den  Stellen  aus  dem  Gesetz  v.  8.  frim.  VII.  und  aus  dem 
recueil  mcthod. 

Ueber  die  Trennung  der  Grundsteuer  in  die  genannten 
beiden  Abtheilungen  bestimmte  das  Finanzgesetz  vom  29.  Juli  ISbl 
Art.  2f  Alinea  3  bloss:  ,)Le  rcvenu  cadastral  afferent  pour  1882 
aux  piopridt^  bäties,  abstraction  fait  de  celui  du  sol,  sera 
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separ^  des  autres  revenus  ii^airant  aux  matrices  cadastralefi  et 
geoerale<!i,  et  sera  insorit  k  part  daDs  les  dites  matrices". 

Mit  Hilfo  eines  bcsimiltTcn  frcdits  wiinl«  dicsti  Oj)eration  dann  durchgeführt. 
(Ball.  X,  b2,  Blück.  supjilcui.  gtu-rr.  Ib'jj/sl,  p.  132,  woselbst  das  betrctreiide 
Gircnlar  des  General  -  Dircctont  d.«r  dircctcn  Stcuorn  vom  20.  Deccinber  1Sj>1>.  Das 
Ergebnüs  war  in  1SS4  für  das  rriacip:il  (nicht,  wie  Kaufmann  S.  174  sagt, 
inclnsivo  Zusohl.io;r,'ntim' ii  1 1  >.(i.'>o.2r>2  l'r  -s.  fur  'Ii-*  <irnndstetior  der  nicht- 
bebautcn,  .')T,U70.U21  i'rcä.  far  die  der  bebauten  Grundstücke,  richtiger  ge^iagt, 
der  Gebiude,  da  dio  Bodenfiäche  der  letzteren  bei  der  Omndüteuer  der  „nicht  be- 
bauten <irund>trM  kc'-  jinL'i  ->((/t  p;blicben  i>t.  /u.iamrm'n  175.720.873  Frvs  (Rull.  XIII. 
IUI.  wo:>elbbt  auch  die  Vcrtkcilung  nach  Departements).  Seitdem  wird  in  dcu  Etats 
and  Floanzfreset^cn  diese  Theilnng  festgehalten.  Durch  die  letztere  hat  sich  die  Zahl 
*1.  r  individuflloii  Stmieniuoten  bei  der  (j<'sammtgrun  i  i  :  natürlich  sehr  v-Tuiolirt. 
S  die  Zahl  o.  S  117.  IStati^tik  der  (icltändea  rf  c n  na<  h  dem  Kataster  im  BuU.  XVU, 
017  tf.  (.11!^  di'tn  1^71  alli  iii  iiiivct lirnniit  g^eljUrljcnüii  P>;inde.      o.  S.  147). 

Eiiic  ciitl^ilti^e  lulonn  der  Gebiiudesteuer  ist  durch  diese 
Maassrcgel  nielit  erreicht  worden.  Es  eri;;iebt  «ieh  nur  eher  die 
Mögliehkeit,  wie  schon  öttera  gcphint  war,  die  Grundsteuer  des 
„bebauten  Eigcntliums'*  allein  zu  erlHihen.  Eine  allgemeine  Maass- 
regel dieser  Art  bleibt  jedoch  niisslicb,  da  in  den  einzelnen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande  die  Verbältnisse  zu  verschieden  sind, 
die  agrarische  Grnndsteaer  ohnedem  fast  stabil,  die  Gebändegrand- 
Steuer  dareh  Neubauten  u.  s.  w.  in  Zunahme  begriffen  ist  —  sie 
bat  sich  seit  1835  im  Principal  immerhin  um  ca.  84%  vermehrt  — 
und  die  Gebäude  ausserdem  noch  direct  oder  indirect  durch  die 
zwei  anderen  directen  Steuern,  die  Thür-  und  Fenster-  und  die 
Mobiliarsteuer,  getroffen  worden.  Eine  tiefere  Reform  mUsste  wohl 
zn  einer  völligen  Abtrennung  der  Gebäudesteuer  von  der  Grund- 
steuer, zur  Heseitigung  der  getrennten  Besteuerung  der  pMulen- 
flUche  des  llausrs  und  des  letzteren  seihst  und  zur  \'cr.««clmielzung 
der  GehiiuiJcsteucr  mit  der  Thür-  und  Fensterstcucr  lliliren,  wohci 
die  l'ntcrseheidung  dei  (JebiUidec  lassen  Steuer  und  d.r  (ieltiiude- 
z  ins  Steuer,  nach  österreichiscbeiu  Muster,  dann  streuger  durcbzu- 
ftihren  sein  möchte. 

§.  189.   ß)  In  der  Grundsteuer  fUr  den  „nicht  bebauten 
Grundbesitz  werden  Uauptkatcgorien  von  Cuiturarten  und 
in  denselben  weitere  Unterabtheilnngen  unterschieden. 

In  doo  statistischen  V«  r;\rb<  itani;cn  des  ]\1  (tciials  nicht  ganz  in  irKicher  Weise, 
nanieiiflirh  etwas  venichiedLn  in  iIlt  Stnfi'^fik  «bü  Kafat^ffps  ilivre  terri.  r  du  cadastrc. 
Ball.  XVll,  013  ti.)  und  in  der  btatiatik  der  neuen  Kuibi  hut^ung  bei  der  EnquOtc 
von  1^79  ir.  (z.  B.  BnlL  XUI,  130).  Die  Haiiptkategorien  sind  im  Kataster 
Ackerland.  \Vi.'-.  ii.  Wein  lit^r  i: \\';ilduii^<'n  und  verschiedene  (Jrund- 
«ttnrke.  l<M/,(.  i<-  Wolter  nntprschiedi  u  in  (i.irtni  (atirh  <  >h-.t!r;irten ,  Baumschulen), 
Weidenge  liilschc  u.  (oseraie^,  ^au^-ril.■s.  aiiliiai.-^).  St e i u br ü ch e  u n d  Berg- 
verke,  Wass-  rpfu  hic  u.  dgl.  (auch  Bewa*--- riiiii:^*  anide.  Schwemmen).  Srhiff» 
fah  rts<:M)äle  (nn<l  die  ihnen  L;IiieliL:r>teI,t' ii  K  i  s  e  n  It  a  h  n  c  n  .  be/..  Haiiiidanune 
u.  dgl.),  Uaidü-  und  Weideland  (auch  Torfland,  Sümpfe,  lelsland,  uncultivirtes 
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Gebirgälaod.  sonslif^er  nncnltivirtcr  Bodeu),  Teiche,  Olirea-,  Mandel  Maul- 
beerpflaii/u nrren  ti.  d^i. ,  Kai>tatn«;n wälder.    In  der  Statistik .  zu  welcher  die 
letzte  «grosse  Eniiii<"tt!  fuhrt«-,  lirit  nian  7  Ilauptkateis^oricn  f?ol>ililef  und  dii;  ciu- 
zeliicn  Untcrabthcilutigcn  in  dicäe  ctwa6  anders  eingereiht:  Urundstuckc  höherer 
Gote(6flrten.  Obstgftrten,  Hanffeldertl.  dgl.).  Ackerland  und  demselben  (gleich- 
gestelltes Land  (darunter  der  Bodt-n  des  ..l»i  li:iutLii*'  Kiuciithuins.  ^Vasser^tü<  ke,  Pfuhle, 
Baumüehulen,  Caniilc,  Kiseiibalinen  u.  s.  w.).  \\  lesen  i(irasplr»tze  u.  dgl.).  Wein- 
land, WaldunfTou  (aurli  Weideuifcbusch).  Haide-  und  Weideland  (und  anderes 
uncaUinrtc>') .  citdüch  Culturen.  die  in  keiner  der  genannten  6  (inttu:igen  schon 
enthalten  sind.    Es   er«;icl)t  sich  atis  <lit-rr  Uebersicht  die  weite  Ausdehnunjr 
nnd  .«Allgemeinheit"  der  französischen  Grondstcaer,  was  die  steuerpflichtige u 
Gmndstttcicc  anlangt.    Die  Einschitzungsgrnndsfttze  für  dirae  rerschiedenen 
„Cultoron"  weichen  in  Einzelheiten  Fon  einander  ab.  Si.  lie  besonders  das  (iiMf/  vom 
3.  frim.  VII.  und  recueil  mefhod.;  danach  Pe  r ro u  \ -.1  o ppen.  No.  172  ii.  JUork. 
dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  (iü  IL,  auch  Art.  cadaatre.    Fur  Ocdland  u.  dgl.  niuhs 
mindestens  tin  Ertrags-  und  Steuenninimom  ron  50,  bez.  10  Cent,  per  Ilectar  an- 
gesetzt werden.    Boden,  weh  lier  bloss  zu  Vcririi  ii  n  u  n  gszwecken  dient.  Lustgärten 
u.  dgl.,  arird  der  höchsten  Bouitätsciassc  des  Ackerlandes  in  der  üeineinde 
xletcligestellt.  Berf  werke  zahlen  Gmndsteaer  nach  der  Grosse  der  benutzten  0 her- 
fläche, in  der  Höbe  das  Sit/es  der  angrenzenden  Grundstücke,  Schif ffabrts- 
canäle  und  nach  denn  Analogie  Eisenbahnen  fiir  den  benutzten  Boden  abgesehen 
von  dem,  der  (iebäude  trägt)  im  Verhäilniss  des  besten  Ackerbodens  der  Ge- 
markung.  Ceber  die  immer  besonders  schwierige  Veranlagong  ron  Weinland  und 
WaldnnL'en  s.  die  ircsct/liilien  Bosfiniuuingen  an  den  genannten  Stellen.    Die  Ver- 
heerung des  Weiuluuda  durch  die  Kublaus  hat  auch  für  die  Aufrechthaltung  der 
Omndsteuer  Schwierigkeiten   bereitet  und  sind  Steuererlasse  und  ErmSssigungen 
mittelst  des  Aushilfsfonds  (S.  i'lCt^  gewahrt  worden.   Das  neue  Gesetz  v.  L  Dec.  1S87 
gew&hrt  z.  B.  in  den  von  der  Keblaus  aflicirtcn  Dei'artenients  zeitweilige  Bvfr<  inii2en 
ron  der  Grundsteuer  für  jüngere  als  4jährige  Kebonjtllanzungen.  ä  Conto  des  iouds 
de  non-raleurs.    Die  letzte  Enqußte  erwies  n.  A.,  dass  von  828.509  ha  Weinland 
231,70'^  iniit  einem  Katas  tralertrag  von  4.3'<S..M72  Frcs.)  keinen.  .'J^S.HiS  ha  bereits 
von  der  iieblaus  angegnlieneu  Bodens  einen  erheblich  rcnuindertcn  Ertrag  ergaben. 
28,148  ha  neu  bepflanzt,  nur  280.091  ha  noch  nnversehit  waren  (Bull.  aUI, 
Für  uncultivirtes  Land,  sowie  für  cultivirtes,  das  mit  WeinstOcken,  MaulbeerhSunen, 
nl)sfbafiiti(n  beptlanzt  wird,  bleibt  dif  alte  Be>tcneruiig  L"»— .'{O  Jahr  lang  nnerhi5ht. 
Ebenso  wird  die  Anlage  von  Waldern  durch  niedrigeren  Steuersatz  begünstigt.  iBcc. 
meth.  Art.  III  fl'..  Ferro  uz- Joppen,  No.  247  ff.). 

In  Betreff  der  Befreinngen  tod  der  Grandstener  (aacb  der 

in  ihr  entlialtenen  GebUudestcuer)  hat  die  Gcsetzjrebiing:  geschwankt, 
wenn  auch  die  llauptbestininmiigou  schon  im  (k-sctz  v.  3.  iViniaire 
VII.  getroffen  sind.  An  Casuistik  fehlt  es  nicht.  Es  werdeu 
bleibende  und  zeitweilige  HelVciungen  unterschieden. 

Blei  bend  frei  ist  zunächst  veräusäcrliches  und  nicht  veräusseriiches  er  trag  loses 
Staats»,  Departemental-  und  Communaleigenthum,  auch  Gebinde,  von  letzteren  auch 

noch  bestimmt  genannte  Kategorien  öfl'entlicher.  kirchlicher  u.  dgl.  Gebäude.  Das 
e  rt  rajjs  f ;»  h  i  g  c  .  fur  veräusscrlich  erUürto  Staat6i  ig*'iifhum  ist  staatssfouerpflichtig 
wie  Privatbesitz,  also  die  Domänen  u.  di;!.;  durch  ein  besonderes  (ie^et^  sind  aber 
die  Staatsforsten  bleibend  befreit  worden  (19.  ventOse  IX.).  Zu  den  Kotten  der 
Vieinalwege  tragfn  dii^-''  i<'il<Mli  h-i.  seit  1^70  auch  für  eine  f-'ste  Summe  rüden 
ordentlichen  und  auaserurdenllichcn  Zuschiagceutimen  für  Departemental-  und 
CommunalauHgaben.  S.  die  Zusammenstellung  der  durch  verschiedene  Gesetze, 
Verordnuiiiieii,  Staat>rathent3elieidungen  gegebenen  Bestimm ungi-n  im  Art.  contrib.  dir. 
in  HlneK  s  (lief..  No.  jo]  H.  imd  in  I'e  rroux-Joppcn.  Nu.  'i'iO— 240,  mit  weiteren 
tin/.elli(  iten .  ul»er  Kionmit  ^nur  staatssteuerfrcij ,  l'rivatgut  des  Staatsoberhaupts 
(besteuert),  (iemeindeeigenthum  (im  Allgemeinen  Staats^euerpflichtigt .  Sliftnng>ei<ren- 
thiiin  ilesuhaclien .  in  beiileii  let/leren  I  iilleii  mit  AiiMiabnie  der  dem  hioiist  be- 
stimmten Häuser},  licim  Lebergang  von  Staats-  und  sonsligcui  ulieiitlichen  Orund-  und 
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(lebittdeeigeathum  in  Priv-atbo^itz  tritt  rcgulmässig  Steucq)fli(}itigkeit  nacb  den  all^- 
meinen  Normon  ein.  Zu  den  zeitweiligen  ßcfreiungea  gehören  die  oben  geoaBnten 
im  Int>-re^äe  «ier  iand-  und  forstvirthschaf tlich«u  CttUar,  ferner  diejeuigen 

für  neue  Gebüu«le  (S.  448). 

§.  190.  b)  In  den  Grundsätzen  und  in  der  Praxis  des 
Einschätzungsverfabrens  bietet  die  franzOsiscbe  Grundsteuer 
im  Uebrigen,  wie  bemerkt,  kaum  etwas  Eigenthttmliches.  Es  werden 
eben  die  Folgerungen  gezogen,  welche  aus  der  Natur  des  einmal 
gewähltem  Katastersystems,  des  Parcellar-|  Reinertrags-  und 
Classenkatasters,  mit  Noth wendigkeit  abzuleiten  sind. 

Eine  individuelle  Abschätzung  der  einzelnen  Parcellcn 
oder  aucb  nur  der  einzelnen  Besitzeinheiten  wäre  bei  einer 
Zahl  von  weit  Uber  100  Millionen  der  ersteren  und  weit  Uber 
10  Millionen  der  letzteren  allerdings  nicht  wohl  möglich  gewesen. 
Die  etwaigen  Ergebnisse  hätten  sicher  noch  viel  mehr  Fehler  ent- 
halten, als  •'bei  dem  gewählten  Einschätzungs-  oder  Glassenkataster. 

Fraglicher  ist  es,  ol)  mau  nicht  allgemciuer  als  erste  G  r  u  n  d- 
lagc  der  Abschätzung  Verkehrswcrthe,  Kaut-  und  Paclit- 
I»  reise,  statt  der  doch  nur  durch  eine  rohe  Veranschlagung 
erlangten  und  in  der  That  auch  nur  so  erlaugbarcn  Krtrags- 
wcrthe  hätte  bestimmen  können  und  sollen.  Aber  der  Eintluss 
localer  und  temporärer  Verhältnisse  auf  die  Verkehrs werthe, 
zumal  in  den  unruhigen  Jahrzehnten ,  welche  dem  französischen 
Katasterwerk  vorangegangen  sind  und  in  welche  dessen  Aus- 
iUhruDg  theilweise  noch  hineinfiel,  war  bei  diesen  Wertben  wohl 
in  einem  so  grossen  Staatsgebiete  noch  weniger  betreffs  seiner 
Bedeutung  fttr  die  Abweichungen  von  normalen  Werthen  fest- 
zustellen und  die  Beduction  der  gefundenen  Werthe  auf  Mittel- 
werthe  wohl  noch  schwieriger  und  unsicherer  als  bei  den  Ertrags- 
werthen. 

Indem  man  bei  letzteren  überall  durchschnittliche  Verhält- 
nisse, in  den  landwirtbsöbaftlicheu  und  ähnlichen  Culturen  ge- 
wöhnliche, gcnieindeUbliche  Wirthschaftsmethoden  zum  Ans- 
gangspnnct  fttr  die  Bestimmung  der  Katastralertragswerthe  nahm, 
mnssten  die  letzteren  freilich  von  vornherein  vielfach  von  den 
wirklichen  Erträgen  mehr  oder  weniger  abweichen,  ttberwiegend 
wohl,  aber  wieder  in  ungleichem  Grade  in  den  einzelnen  Fällen, 
zu  niedrig  ausfallen,  so  dass  der  reelle  Steuersatz  gleich 
Anfangs  hinter  dem  nominellen,  gewiss  oft  erheblich,  zurück- 
geblieben ist 
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Man  lefto  im  AUgemoinen  15j&hrige  Durchschnitte  für  die  Berechnaof  der 

Kohertrai^f  zu  (jruiule,  mit  Ausbfhluss  dt-r  2  bL'5tijn  un'l  Milil-.-chtcstou  Jalirc,  so 
deu  Ackerfcldcru.  Kleinere  WcrtUdiÜcrenicea  wurden  aljsichtlicb  ubcrächeu,  so  in  der 
Bestimmung,  daf»  bei  einer  Gnlturart  in  der  Gemeinde  höchstens  5  Bouit&ttdasson  za 

unterscheiden  seien«  wobei  «I.uin  in  jeder  zw«  !  Parcullcn  als  Ty|"  it.  eine  höhere  ond 
eine  niedrigere,  ausjrosucht  ihm]  durrh  Ycrirl-  ichuii'j:  mit  dinsou  die  Einschätzung  der 
übrigen  Parrcllcn  drr  Cultiii;iit  m  tli  ■  Boiiitiit3(  )a>sf n  Ix-werkstollint  winden. 

^Fan  kann  dieses  Vertalircn,  ferner  die  ^a\'<et /Iii  Ii  \  <>r;4esi-!ii  iel)eiie 
lind  in  der  Katustrirung  befolgte  Methode  der  Kohertraj;«-  Uüd  der 
l^roductionskostenvcranschlagung  leieht  kritisircn  und  als  ,,roU" 
bemängeln,  die  Ergebnisse  davon,  die  l\eincrtra«r?!s(  l!:tt/nn^en  daher 
auch  mit  Recht  in  Betreff  ihrer  Zuverlä.ssigkcit  und  selbst  nur 
ihrer  Gleichmässigkeit  beanstaDden.  Damit  wird  hier  jedoch  deshalb 
nicht  viel  bewiesen,  weil  einmal  zur  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  nicht  wohl  anders  vorgegangen  werden  konnte.  Die 
Kritik  trifft  die  Aufgabe  selbst,  das  „Grundsteuer-  und  daa 
Katastrirungs Problem"  als  solches.  Das  wäre  wohl 
schon  von  Anfang  an  einzusehen  gewesen.  Ks  ist  jets^t,  nach  so 
vielen  niisslungenen  Krlahriingen,  zu  denen  die  französisehen  als 
ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  gehören,  nur  leichter  zu  ver- 
stehen. 

Daher  halte  icii  z.  B.  die,  auch  hie  und  d:i  im  Kin/.cliien  zu  berichtigoudc  Dar- 
stellung und  Kritik  von  v.  Kaufmann  \,rin.  Fraukiviclia,  S.  175  IT.),  u.  A.  de&äeu 
m.  K.  unrichtige  Auffassung  dos  Berichts  ron  Vandal,  in  mehreren  Puncten  fQr 
unzutreffend. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Besitz  Veränderungen 
gewidmet,  die  bei  so  zersplittertem  Grundbesitz  auch  fOr  die  Er- 
hebung der  Grundsteuer  manche  Mtthe  mit  sich  fahren. 

Der  Stenorpflichtige  ist  regelmässig  der  Eigenthttmer  (anch  der  Usafructnar>« 
der  jedoch  seine  Paclitcr  mit  der  Zahlung  b -trauen  kann,  ^rai  dem  Stcueroinuehmer 
anznzoisrfMi  ist  und.  wenn  d<^r  Pärliter  mehr  als  sind,  überhaupt  nur  uiitcr  Mit» 
virkuiiij:  des  iStoncrdircctors  LTföli;eii  darf.  I  iir  jeden  Besitzer  wird  eine  (iruudbtcucr* 
rolle  anirtdegt,  in  welcher  die  Quoten  seiner  eiu/ehi  -n  Paroellen  veieinijrt  sind.  Uebor 
die  Bc>it/verrind''rtiriir''ii  ffinitritintis)  werd.Mi  liei^oiid.-i'  Hu-  lp-r.  jet/.t  R!  itter  ;;«'fu1irt. 
^  Hier  sind  die  Jicsilzverandcrungcn  seitens  der  i'arteicn  auzuzeificn  und  daiin  einzu- 
tragen. Bis  dies  geschehen,  bleibt  der  bisher  eingetragene  Eigenthttmer  filr  die  Steaer 
verpflichtet.  (Perronz- Joppen,  No.  170  ff.,  2ttO  £)• 


b.  Personal-  und  Mobiliarstenor. 

Geset/^f^ohung.    (IlauptsresetE)  Decret  vom  13.  Januar.  18.  Febraar  1701, 

Gesetz  vom  Niv^sc  VII.  (23.  Dcceuiher  l7i»S).  Gesetz  vom  2li.  März  1*^31  (ror- 
Uberjifehendc  Tr<-niiUMsr  der  l'ers'inal -  und  Mohilinrstmer  und  tie  taituti^^  der  ersteren 
als  Quotität!>stouer).  (iesetz  vom  21.  Aupust  lS."t2,  drundlage  des  hostchendcn  Kechts 
(Wiederv.  r  itii-iiti:;  <|.  r  beiden  Steuern),  (iesetz  rem  4.  Auirust  tS14  (Vermehrung 
und  N'ermiid' riuiir  d.r  I>  p  irteii:'-;if>  -  CijritiiiL'''iite  um  ö"',,  <]■■-  zu-  im.l  ulii^ehefi den 
Mietüwerthbetrags  von  Neubauten  und  zerstörten  Wohnhäusern Terro  ux-J  Oppen, 
No.  17—24,  2S6— 306.  410  ff*.,  Block,  diction.  Art  contrib.  dir.,  No.  125—17». 
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Literatur.  Die  fraiizösiäcbo ,  mciät  die  allgemeine  Ober  dirccto  Steuern, 
Bibliographie  bei  Block,  dict.,  S.  673.  Stoorm,  I.  cb.  9,  p.  238—264  (Historisches). 

Vi-HLS.  p.  30—17;  V.  Hock,  S  145—147;  v.  Kaufinaun.  S.  l'J5— 20S  (auch 
Staü^tiäcbei•).  Statistik,  meist  nur  der  Erträge,  im  Bull.,  IV,  1U7,  Yil,  240, 
XX,  219,  XIX,  621.  F.  Kanrc,  budgcta,  p.  14—76  (196S— 87).  —  üeber  die  mit 
ler  Gestaltung  der  Peisonal  -  und  Mobilianiteaer  mehr&cli  in  Verbindung  stehenden 
französischen  Pläne  zur  Ausl)iMiinfr  oinor  Einkommensteuer  s.  Yves  (iuyot,  l'impot 
sur  le  revenu,  Tar.  lbS6,  und  Kon  ig,  nouv.  imp.  sur  le  rereuu,  2.  6d. ,  Par.  IbäT. 
GeMtzentvnrf  des  Ministers  D  aap  hin  im  Ball.  XXI  (1887),  p.  276,  mit  Motifen 
^nicht  zu.  Stnnde  gekommen). 

§.  191.  1,  Die  Mobiliarsteuer  als  Grundlage  einer 
Art  Einkommensteuer.  Der  ersten  Einftthrnng  dieser  eigen- 
thflnilicben  Steuer  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  nicht  aus 
Grundbesitz  herrflbrenden  Einkflnfte  einer  regelmässigen  directen, 
der  neuen  Grundsteuer  correspondirenden  Steuer  zu  unterwerfen^ 
daher  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus 
rein  pcrsi>nlicbcui  Erwerb.  Diese  Einkünfte  waren  im  l'riucip 
auch  den  älteren  direeten  Steuern,  namentlich  den  Zwanzigsten, 
der  Koptstcuer,  der  taille  jiersonelle  mit  unterlegen  gewesen,  tbat- 
säc-liliih  al)er  von  diesen  Steuern,  tiieils  gar  nieht,  theils  nicht 
genügend  und,  wornlter  am  Meisten  geklagt  worden,  last  immer 
nur  ziemlich  w  i  1 1  k  U  h  r  1  i  e  h  get rofieo  worden  (s.  §.  59 ,  60). 
Um  diesen  Fehler,  besonders  den  letzteren,  zu  vermeiden,  hatte  man 
liie  und  da,  so  in  Paris,  schon  frUber  die  Kopfsteuer  nach  der 
Wohnungsmicthe  aufgelegt.  Eine  Idee  dieser  Art  hegte  auch 
bereits  die  Notabclnversammlung  tou  1787  bei  ihren  Tlänen  zur 
Reform  der  direeten  Steuern.  Die  Gesetzgebung  der  Revolutions- 
zeit entnahm  diesem  Ideenkreise  den  Gedanken,  nach  objecti?en 
äusseren  Merkmalen  auf  die  Steuerfähigkeit  der  Bezieher  von 
Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus  persönlichem  Er- 
werbe zu  schliessen,  um  die  befürchtete  .,Willknhr"  bei  der 
Veranlngung  und  ein  liistiges  Eindringen  in  die  j^ersön- 
11  e  Ii  c  n  \' e  rb ;i  1 1  n isse  mögliebst  zu  venneiden,  und  land  das 
geeignetste  .M<'rkmal  bierfür  in  dem  \V o b  n  u  n  gs  a  n  f  wand  oder 
Wobnungswertii  (Valcur  iocativc),  bez.  dem  Mictbwerth  der 
(l'rivat-j  Wohnung. 

Hierbei  dachte  man  aber  zuerst  an  eine  auf  der  Basis  dieses 
„äusseren  .Merkmals"  aufzubauende  einkommensteuerartige 
Abgabe  für  die  gesammten  Einküntte  und  Personen,  indem  aus 
dem  Wohnungsaufwand  auf  die  Höhe  des  Einkommens  geschlossen 
und  das  also  berechnete  „Einkommen"  besteuert  werden  sollte. 

3ian  be:n  lift'fe  dalx;!,  \v:h  neuerü  Statik» ist- lu;  Uut^'rhUt  lniimoii  im  (ianzen  als 
riehlig  enriebcu  haben,  dai»s  der  Wohnnngsautwaud  der  Leute  mit  klciuercm  £iu- 
lommett  ebi  rerhällnlssmässig  —       diesem  Einkommen,  als  Quote  dnvon 
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iMiechnet  —  grösseier  sei  und  umgekehrt.  Daher  benutzte  man  eine  progressiv o 
Goef ficientenreihe  zor Bildung  der  stenerpfliehtigon  Einkominen  aus  dem  Wohnungs« 

rerth  vorsrliieJoner  Höhe,  nin  auf  diese  Weise  annähernd  i' ro jtort i o n a  1 ,  dem 
Plaue  nach  mit  cirioin  Steuerfuss  von  5%,  die  dergestalt  berechneten  „Einkommen" 
zu  besteuern.  An  sich  und  der  Kichfung-  nach  ganz  richtig:,  nur  dass  die  Goefficientcii 
ohne  <renUgi  ii>l>  Anhaltspuncte  der  Krfahrun^c  um]  der  vorausgehendea  statistiselieft 
Erforschung- der  Thatsachcn,  zicnilirli  w  i  1 1  k  ii  Ii  r  I  i  cli  bostiinnit  waren .  man  narncnt- 
Uch  auch  ausser  der  Höhe  des  Wobnungswcrths  nicht  andere,  für  das  V'erhkltuiäs 
zwisobeD  diesem  Werth  and  dem  Einkommeo  mit  In  Betnu:bt  kommende  Momente,  so 
besonders  die  Grösse  und  Art  der  Wohnorte  noch  irgend  welche  sonstige  cin- 
flussrcichc  individuelle  Momente  mit  berücksichtigte.  Der  Coollicieuten  waren  im 
üanzon  IS,  bejrinneud  mit  2  bei  einer  Mietlie  von  lOU  Krcs.  und  weniger.  3  bei 
100— .'iOO  Krc8.r4  bei  500—1000  u.  8.  w.  und  endend  mit  12'/i  bei  12000  Frcs.  nnd 
daruliiT.  Um  der  Steuer  den  Character  der  Steuer  vom  beweglichen  N'eruiritrcn 
und  von  persönlichen  Einkünften  zu  bewahren,  solltu  der  getroticne  ätcuerpätchtigo 
das  Becht  haben,  seine  Grandstenerquote  von  der  Kohiliarstenerqnote  abzozieheii. 
Ergänzt  wurde  diese  Steuer  einmal  durch  eine  allgemein  i;  Porsonalbteuor 
im  Betrag  von  dreitägigem  Arbeitslulin .  eine  Steuer,  welche  von  di-n  Arl)eitern 
aber  nur  die  einen  höheren  als  den  gemeinen,  amtlich  eruiitteltea  Lolia  in  der 
Gemeinde  begehenden  zu  entrichtan  hatten .  also  meist  nicht  die  gewdhnlichen  Tago- 
Inhner,  zweitens  durch  „Luxussteuern"  auf  das  Halten  von  Dienstboten  und  auf  il«  n 
Besitz  von  Pferden  und  Mauleseln  zum  persönlichen  Gebrauch.  ^S.  bes.  Stourm, 
I.  347  ff.,  r.  Kaufmann,  8.  196  ff..  KOnig,  p.  3  if.,  Boll.  XXI,  277,  Mottro  des 
Enttrurft  tob  1887). 

Doch  ist  diese  ganze  Gesetzgebung  nicht  ordentlich  zur  Dnrch- 
•  fHhrung  und  practiscbeu  Anwendung  gelangt.  Nach  verschiedenen 
Veränderungen,  auch  nach  einem  Versuch  mit  einer  abgestuften 
(0  lassen-)  Personalstcucr  kclirtc  das  Gesetz  von  1708 
(3.  Nivose  VII)  zu  der  allgemeinen  rcrsonaltaxc  und  zu  der 
unmittelbaren  Mobiliar-  oder  Wohuungs-  (Mieth  )steuer, 
unter  Verzicht  auf  den  Versuch,  aus  der  Miethe  das  ^^Einliommen'' 
zu  berechnen,  zurllck  und  legte  so  den  Gmnd  zu  der  noch  heute 
geltenden  Gesetzgebung.  Die  anfangs  noch  verbliebenen  Luxus- 
Stenern,  zu  denen  aueb  noch  solche  auf  Kamine  und  Oefen  ge- 
kommen waren«  fielen  1806  fort,  ebenso  die  Abzttge  der  Grund- 
steuer von  der  Mobiliarstenerquote  folgerichtig  mit  der  Aufgabe  des 
Versnchs,  die  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  zu  ge- 
stalten. 

per  Gedanke .  das  steuertechnisch  üchwierige  Problem  einer  Einkommensteuer 
Ton  den  persönliclicn  Arbeits-  und  den  Einkünften  ans  beweglichem  VerniAgon  auf 
einem  wie  dem  dos  (ie.sef/e:s  von  1701  zu  Irtscn.  li-  'jt  nnhe.    Die  Ermittlung 

des  \\  obuuugsaufwand:«!  bezw.  Miethwerths  bietet  zwar  ausserhalb  der  grösseren  Städte 
und  zumal  in  lindlichen  Verhältnissen  auch  manche  nicht  unerhebliche  Schwierigkeit, 
aber  nicht  so  bedeuten  I  -,  wie  die  Ermittlung  des  Einkommens  colbst.  Schwerer  wiegt 
das  Bedenken,  dass  eben  der  Kurk^chluss  vom  Wuhnungs-  oder  Micthwerth  auf  die 
Einkommenhfthe  immer  ein  unsicherer  bleibt  und  für  jene  Cocfficienlenreihe  wohl 
die  Ricbtunt;.  aber  nicht  genügend  sicher  die  ziffermissige  Grösse  und  Ab- 
stufung der  einzelnen  Coetficienten  angegeben  werd>  n  kann,  auch  die  individuellen 
Verhältnisse  gerade  auf  diesem  Gebiete ,  selbst  im  nämlichen  Orte,  zu  grosse  Ver- 
schiedenheiten zeigen.  Indem  man  femer  die  Coefficienten  ttber  eine  gewiwe  Uöhe 
der  Miethe,  daher  des  Einkommens  nieht  wachsen  lässt,  werden  wieider  die  ganx 
grossen  Einitommen  besonders  begtuistigt,  d.  iu  nicht  nur  nicht  prognssir,  sondern 
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nicht  einmal  proportional,  viciuchr  uutcrpro|)ortional  bcäiüuen.  Der  uube^ttreitbarc 
Vortheil  alleio,  dorch  Znrnindclc^uii!::  solcher  ,.iassercn  Merkmale^  das  Moment 
der  „Willkuhr"  aaszuscliliesscn  —  das  ziiflcm  bei  ei)?cnsbewohntcn  Häusern  und  auf 
dem  Lande,  sowie  iti  der  Wahl  der  Coüfliciciiton  irrnss  ffcnug  bleibt  — ,  kann  doch 
hier  nicht  den  Aui>!»clilag  geben.  Wäre  da^i  KiiikoiiiuicMi^teucrprüblem  ao  loicbt  zu 
lA$«n .  wie  aaf  solchem  Wofre,  so  wOrde  man  sicherlich  auch  io  anderen  I.&ndem, 
rrldie  Kinkoinrneifteuern  haben,  auf  diesen  nah<'licifi.-üdon  AIl^w•o^^  cofalliTi  *;eiri. 
Bei  einer  Besteuerung  der  Immobiliareinkttufte  durch  die  Urundstouer  und 
der  Mobiii areiiikttBfto  dmcli  dioM  etokimimeiurtraenrtige  Hobiliantoior  wflrde 
■■Monlem  dioM  tief  greifoode  Vonchiedenboit  der  Stenerprincipien  sehr  störend  ge- 
woiden  sein. 

Es  berührt  daher  eigentbümlich,  da^s  man  junget  von  Neuem  auf  den  leitenden 
Gedanken  des  Gesetzes  ?on  1791  In  dem  Danphin'schen  Plan  der  Umfcestaltung: 
der  Mobiliarstencr  zu  oiner  Art  Einkommensteuer  d<  r  p'^r«''>nlirh»Mi  und  d.-r  Einkünfte 
aas  beweglichem  Vermögen  zartlckgekchrt  ist,  ..um  die  Mobiliarsteuer  bettsor  mit  d»u 
indiridaeUen  Flhigkeiten  in  ein  richtifrcs  Verh&Itniüs  zu  bringen",  ohne  doch  der 
..U  illkahr**  oder  der  li!>tigen  „Inquisition"  wiedi  r  Thür  und  Thor  zu  öfinen.  ((Jesetz- 
«atvurf  rom  27.  Februar  1SS7'.  Danach  sollten  die  rersonai-  und  die  Mubiliii-steucr 
vieder,  wie  1631,  getrennt  und  in  (juotitatssteuern  verwandelt,  auch  die  erätero  nach 
9  Ortsclassen  nbgertaft  (1*/4-^Va  FVcs.)  nnd  die  streite  „elnkommenstonerartig**  «ns- 
fSStaltot  werden,  nach  den  Gmndsät/cn  d.  s  (Jcs^-tzes  von  1701,  aber  mit  Modificationen : 
veniger  Coefficienteu  nach  der  Höhe  der  valcurä  locative«,  7  statt  1^,  um  absichtlich 
grossere  Spielräume  zu  gewähren,  und  Combinatlon  derselben  mit  9  Orts- 
classeo    nach   der    Ik'vAikcningsgrösso .  bei    der    Tat- ntstcuer   (Min.  Orte 

unter  200U  Einw..  Max.  l'ari^).  uja  den  lue  »len  Verschiedenheiten  <ler  rroportion 
Ton  Miethwerth  zu  Einkommen  mOglichat  liechnuug  zu  tragen,  nnd  mit  (iewahruii;: 
Too  Moblliarstenerfreiheit  unter  einem  nach  Ortsclassen  al^estoften  Miothwerth- 
minimum  2.')  Eres  in  den  kl^instt  n  Orten.  .')00  Eres  in  l*aris\  um  dii-  „kleinen  Lente'^ 
aosaer  durch  die  Personalsteuer  niclit  nocli  durch  die  Mobiliarsteuer  zu  belasten. 
(>ewi&s  alles  richtige  Grundsätze,  —  wenn  einmal  der  Ilauptgrundsatz,  die  Aoflfindang 
dner  Steoergrundlage  in  der  geschilderten  Weise,  zufj^ciccben  wird.  Aber  in  diesem 
Pnncte  treffen  das  n-ne  Projeet  diesi  Ilten  Einwürfe  wie  das  Gesetz  von  1701.  Di.« 
groflsen  EinkOnfte  wurden  bei  dem  MaximalcoefÜcienteu  von  lU  für  Mictheu  von 
I5jOOO  Pres,  nnd  darober  in  Paris  nnd  von  SOOO  Frcs.  nnd  darOber  in  den  kleinsten 
Orten  an-  h  wieder  anrcrhältnis>mJis>ij;  >:<'><-hont  worden  srjn,  S.  den  (leset/cnlwurf 
im  Bull.  a.  a.  0..  die,  wenn  auch  mit  Moditicatiuiien  doch  zu  einseitijf  den  Plan 
empfehlende  (anch  die  Priorität  desselben  beanspruchende)  Schrift  von  König  und 
darüber  meine  Reo.  in  d.  Tüb.  Ztsohr.  ISSb,  S.  171  ff.,  ond  die  Schanz'sche  im  Finanz- 
aichir.  V  (ISSS).  l.  S.  522  ff. 

§.  192.    2.  Character.    Die  französische  Personal-  und 

Mobiliarstener  ist  eine  aus  zwei  vcrscliiedenen  Gliedern  bestehende 

Repartitions Steuer,  welche  iodesscn  in  der  untersten  Stufe 

ihres  Personalstenergliecb,  bei  der  IndividnaibesteueruDg,  zu 

einer  Qaotitätsstener  wird.    Das  Gesammtcontingent  des  Staats 

nnd  die  Contingente  der  Departements  werden  alljährlich  durch 

das  Finauzgesets  festgestellt,  die  letzteren  Contingente  dann  durch 

die  Repartitionsbehörden  (§.  180,  GeneralrHtbe  n.  s.  w.)  auf  die 

Arrondissemcnts    und    Gemeinden,    seliliesslich    die  Gemeinde- 

contingente  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vcrtheilt.    Für  die 

letzteren  hat  die  Pers o n  a  I  Steuer  den  T'hareater  einer  gleichen 

Kopf-   hez.  Farn i Ii e n Steuer  in  derselben  (Jeineindc,  einer  im 

Fasse  etwas  verschiedenen  von  Ocnieinde  zu  Gemeinde  etc., 

insoweit  in  der  That  den  Character  einer  Quotitätssteuer  mit 
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einem  nach  dein  etwa  verschiedenen  Ansclil.iir  des  Arbeitslohns 
jahrlich  möglicher  Weise  etwas  wecbscludeu  Fusse.  Die  Mobiliar- 
Steuer  bat  den  Character  einer  Repa rtition s-,  Wohnungrs-  oder 
Mieihsteuer  mit  einem  Fosse,  welcher  sieb  ans  dem  Verhältuiss 
zwischen  dem  Conimunalcontingcnt,  genancr:  der  durch  die  Mobiliar- 
Steuer  zn  deckenden  Qaote  des  Gommnnalcontingents  der  ver- 
ein i^^tcn  Stener  einer-  und  den  ermittelten  Mietb-  oder  Wobnnngs- 
werthen  anderseits  ergiebt. 

Die  Personalstener   wIkI   in  der  auT^clrj^t,   dass  der 

(lencralrath  lUr  Jede  ritiiicinde  don  Worth  des  Arbi'itsta«;es  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  von  1'^.  Frcs.  testset/.t,  woraiil 
alsdann  der  dreifache  Betrag  dieser  Summe  als  Personaltaxe 
hestinnnt  und  von  jedem  in  oder  ausländischen  Einwohner  der 
Gemeinde,  beiderlei  (ieschlcchts,  der  „im  Genuss  seiner  Hechte" 
und  nicht  notorisch  arm  ist,  erhoben  wird.  Der  sieti  so  ergebende 
Gesammtbetrag  der  Personalsteuer  wird  darauf  von  den  betreffenden 
localen  Contingenten  (der  Gemeinde,  des  Arrondissements,  Departe- 
ments) der  vereinten  Steuer  abgezogen  und  der  Rest  als  Mobiliar- 
Steuer  nach  YerhUltniss  der  Miethwerthe  repartirt.  Bei 
letzteren  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  dem  persönlichen  Be- 
dürfnis s  dienende,  dnber  möblirte  (,,Privat"-)Wohnung,  demnach 
mit  Inbegritl'  ents])rcclieH(ler  Nebcnloealiiäteii ,  aber  mit  Aussehluss 
<lor  gewerblieben  ,  j;eseli:iltlielien  Käiune,  bei  müblirt  verniietbeten 
Wohiuiniren  oder  Zinuuern  i  ehambrcs  garnies;  unter  \  cranschlagung 
des  Micthwcrths  ohne  Möbel. 

Die  Ci^tii-tik  in  aiif  'Ii.-  St''ii<>ri»(Iiclin'zk'-it  Ix-i  <lcr  I^^^^.Mlal-  uiul  Moliilinr- 

hlcucr  Ulli]  auf  die  AuMialiuica  davon  ist  gruä;»,  liegt  aber  iu  der  Natur  der  Vorhält- 
iiiä!>c  und  auch  darin,  dass  eben  doch  unrermeidlich  gesetzlicli  nicht  scharf  besHinmb«re 
Kriterien  für  die  ,Jiu-^<jn:n  Mcrkrnalc",  iiacli  ili  ii.'ii  die  Steuer,  um  ..W'illkiilu  /ti  ver- 
meiden**, aufji^elcgt  u<M(lcn  soll,  gcbrauclit  wurden  luuääoo.  So  z.  B  iu  Hotrcti  dos 
Muinciitü  .,s\rh  itii  (i<'iiuüH  üeiucr  Itechtc  botindciul"  (jouissant  de  i><:s  droitij.  Im 
AHurtiK  iif  n  >iiid  danach  doch  der  Penonalsteuer  in  dcu  Kamilion  (revöhnlich  nur 
die  Ta  Uli  1  if  Ii  Ii  .i  upt  LT  alli'iii  nritervrorf-'n  .  ni^'lit  dl*'  \iiu'i'li<>ri^^<'ii ,  wniu  auch  mit 
inaucherk-i  Auäuahuton  |^^.  H.  l'ur  uiiaorcuuc  wie  uiajuruuno  Kinder,  die  bei  ihren 
Eltern  leben,  aber  eif^ene  Mittel  haben\  Insofern  waltot  eben  mehr  der  Familien- 
Steuer-  als  der  reine  K  o  p  f steuercbaractor  bei  der  PcrstuiaKteuer  ob.  Das  crgiebt 
sich  auoh  aus  den  Zahl-  n  derCensitcn  im  Vergleich  mit  der  Volkszahl:  Pci-soual- 
stoucr<|Uüten  all.  in  l,7(;i),2üO,  Fer^ioual-  und  Mol)iliarateaer<iooteo  6.4r>2,f35,  zusammen 
8,229,105,  Mo».iliai>ieuerquotcn  allein  2.15,003  (in  lSs5,  Bull.  XIX.  tl21).  Kur  diö 
.-iii'rii.  ;n li'  if.'h'l  :!!  <  !a-s<  ii  -d  I!t  die  iVr^uiialsteuer  f"i;r  >i<  li  und  aii.  li  in  \  •■rl'iiniiini:- 
QUt  der  Mobiliarateucr  eiuo  dirccte  Arhcitslohusteuer  dar.  Cicwöhuliche  Üienat- 
botcn  sind  pt^rsonalstouerfrei.  Auch  in  netreff  der  mobilianteiierpflichtigen  Wohnoog^en 
ist  die  ('.»'iii-tik  jrenau.  S.  an-.  d<,T  t/'^i-liunf;  d  (ic^ff/.  vom  21.  April  \'<'V2. 
alxT  all' Ii  and.-jo  iiltcrf.  IVtiilt  M  iiii>-(>rial.il;\s<e.  Slaatsraths  -  Entsclicidiingon  Uber 
eiti/cliKt  l  .illc.  Uctail  bei  l\r  ru  u  v-J  oiip-ii .  Xo.  "^*«6  Ii,  Rlock,  dictionn.  oontrib. 
dir.,  N'o.  126  tl..  137  H'.,  ir.«.»  II".  Btsuml  lo  H.-iiinmii  i- n  über  OlficiiM  - .  die 
theUveitic  von  der  Steuer  frei  üind,  so  diu  üfticivro  der  iMkd'  und  Seemacht  ohne 
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ftiätcii  Sit/  und  ulit  \\  ohuuiig  iu  ticr  (iaruiaon  ;  diigcgou  bind  die.  weK  lic  für  aich  und 
ihre  Familien  licsonderc  Wohnun:,'«!!  bHbi^n.  stcucrpflirhti}; ,  dio  Öffentlichen  Be- 
amten im  Alliri'iii<;iiioii  ehciifalls. 

Die  Fcisoiial-  und  Mobiliaiatciicr  inl  iur  das  }^anzo  Jahr  da  zu  ^aldcll ,  wo 
der  Sfeuerpflicbti^  im  no;riiui  des  Jahres  domicilirte,  anch  wenn  er  im  I^ufo  des 
Jahres  8tirl»t,  Wolimini;-  und  (icin<;ind<;  .  :!  i->t  n.  s.  w.  Ki^  utli'iitili.  In;  \'.  t pni.  luungcn 
der  Controli',  dor  Aniiii-Miiii?  Ijci  dt  r  McucrbclKtr-lc.  Poli/ci,  und  cventuctl  der 
IlaftuD);  ha))i.n  di<j  llauäuii^^antli uuier  und  ll.iui>tiuicther  für  ihre  steucr- 
pflicbtigen  Miether,  so  wenn  dies^e  ans-  oder  fortziehen,  odor  heimlich  die  WohDunj; 
Terlasscn. 

Üio  Peräonaläteucr  knüpft  sich  au>schlicialii  ü  an  das  Douiicil  di»  Stcuci- 
pflichtigea,  dio  Mobillarüteuor  int  eventuell  auch  ausserhalb  des  Domicils  in  jeder 
Gemeinde,  wo  der  rHiclilii:..  eine  W'uhiinni;  inii«'  hat.  /ii  eiitriflitm. 

Znächla^centimcQ  aller  Art  bind  nur  bui  dur  Mubiliar-,  nicht  bi-i  der  i'eraoual- 
Steuer  {gestattet. 

Als  eine  Art  Kopf-  oder  F  »im  ili  cd  Steuer  trellen  die  Tersonal- 
steiier  die  Bedenken  einer  solelicn,  dh*  Einkommen-,  Besitz-,  btandes- 
verbältnissc  nicht  heachteiideii  liiiccten  Steuer.  Bedenken,  welche 
iodessen  durch  die  Nied rigkcit  des  »Stent  rsat/es  (im  Maximum 
4Va  Frcs.  oder  vom  Arbeitseinkommen  durchschDittUch  wohl  uur 
wenig  über  V«— '/a'^/o»  gewöhnlich  bei  niedrigerem  Satze  weniger) 
nnd  dnrch  den  Hinzatritt  der  nach  anderen  Elementen  aufgelegten 
Mobiliarsteoer  gemindert  werden,  wodurch  die  Personalsteuer  bloss 
eines  der  Elemente  eines  directen  Öteuersystems  wird.  Immerhin 
wfirde  die  Hinttberfflhrung  der  Personalstener  in  eine  mehr  ein- 
kommenstcuerartiire,  mindestens  in  eine  i)crsonalc  Classensteoer  und 
die  1831  vollzogene,  aber  schnu  l,s32  wieder  rüekjL;-än,i;i;^  j;etnaeh(c, 
1887  neu  j^eplante  Trennung  der  l'ersonulsieuer  von  der  Mobiliar- 
Steuer  beret'bri^t  erscheinen. 

(i.-5.  t/.  vom  20.  Miiiv.  l*^:'.!,  das  weisen  der  lebhaften  Oiipo^ition  gO)$ei>  die  Ver- 
wandlung dor  iVraonalstcuer  in  eine  auch  d<-n»  (iscalisfheii  Int^-resse  mehr  dienende, 
roii  der  Mobiliarsteoer  getrennte  »^«otitiit^btcuer  srhon  duf  Ii  <it  '  iz  vom  21.  April  l**.t2 
wieder  bi-soitiirt  wurd.-.  Dauphin'^  (1  (/i  )itu  ui  f  vosi  l^s"  ^.  S.  Die 
Personalste ucr  sollte  hiernach  in  1  fc-tea  Sut/en  nai  h  nj  rs-,  be/.  H(  VitikeruiiiC»;ii"i>sen- 
claäsen  (unter  2000  Einir.,  1^5000  o.  s.  w.,  Uber  lOO.OtM),  am  HAcb>tfn  Paris)  mit 
1*/^,  '2.  2^f,  II.  s.  w.  bis  4'/«  Frcs.  crhoVi.'ii  wcnli'n.  ai)i  Ii  f.üHThin  olnir  (li<-  >-oiisfiireii 
Zuschlagcentimen  bleiben,  doch  einem  5Vo  Zuschlag  für  Kuila:>(ungcu  und  Ausfalle 
unterließen.    Hüll.  XXI.  •2'^1. 

I);e  M  obi Ii  a  r.stcuer  eluiraeterisirt  sich  »tcuerteehniscli  und 
steuerpolitisch  als  eine  allgemeine  Wohnung.s-  olcr  Mieth 
stener  mit  proportionalem,  nur  nach  der  Natur  der  Keiiartitions- 
steuer  etwas  wechselndem  StenerfnsRe.  Danach  unterliegt  sie  den 
nicht  unwesentlichen  allgemeinen  principiellen  bedenken,  welche 
eine  solche  Steuer  in  Bezug  auf  den  steuertechnischen  Doppel* 
eharacter,  den  man  ihr  beilegen  kann,  treffen.  Ob  man  sie  nämlich 
als  Verbrauchssteuer  fttr  einen  der  wichtigsten  nnd  stärksten 
Consume,  die  Befriedigung  des  Wohnun^^sbedUrfnisses,  oder  als 
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eine  Art  „ßinkommen stcner'S  Höbe  des 

Eiukommens  aus  dem  Wobnangsaiifwand  schiiesst,  anffasst:  in 
beiden  Fällen  ist  sie  bedenklich  wegen  ihrer  Belastung  eines  noth- 
wendigen  Gonsunis  und  wegen  ihrer  Ungleichmäsaigkeit.  Ohne 
Sleaertreibeit  für  kleine  Wohnungen  der  Aermeren  nnd  mit  pro- 
portionalem  Steoerftiss  wirkt  sie,  vollends  neben  der  Personalsteaer, 
atugekehrt  progressiv  auf  die  „kleinen  Leute'',  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Bedenken,  die  sieb  in  Frankreich  bei  dessen  sonstiger 
hober  Verbruiu-hsbcsteueriin^-  nocb  steigern.  Diucli  die  mangel- 
hafte Festsetzung  der  oberen  Contingeute  (§.  steigern  sieli 
diese  Bedenken  in  Bezug  auf  die  Oleielnnässigkeit  abermals.  Die 
Steuer  ersebeint  dnnach  in  ihrer  gesetzlichen  (lestalt  nanientlieh 
als  allgemeine  Staats  Steuer  und  mit  ihren  Zuselilägen  illr  Üeparte- 
mentalzweeke  misslicb,  weniger  als  Co  mm  un aisteuer.  Nicht 
uubedcnklieh  ist  aber  endlich,  dnss  sie  als  dritte  directe  Steuer, 
neben  der  Grundsteuer  und  der  ThUr-  und  Fenstersteuer ,  an  das 
Wohnhaus  sich  anechliesst  nnd  wenigstens  durch  mögliche  üeber- 
wälznng  auch  wieder  den  Usnsertrag  treffen  kann,  wobei  dann 
noch  an  die  hohe  Verkehrsbesteuerung  der  Immobilien  (Enregistrement) 
zu  denken  ist  Eine  Ersetzung  der  Mobiliarsteuer  durch  eine 
wirkliche  Einkommensteuer,  in  welchem  Falle  dann  anch'die 
Verbindung  mit  der  zu  einer  Classenstcuer  umgebildeten  Personal- 
steuer beibehalten  werden  könnte,  wäre  daher  gewiss  ein  richtiger 
Sebritt  und  eine  passende  Kelbrmmaas.sregel.  Die  merliani-ebe 
Benutzung  der  Mobiliarsteuer  zur  Construetion  einer  Kinkonmien- 
steuer,  wie  im  Gesetz  von  17*.)1  und  im  ministeriellen  Project  von 
If^Hl ,  reiebte  freilich  hierzu  nicht  aus  und  unterliegt  besonderen 
anderweiten  Bedenken  (S.  455). 

§.  IS^d.  3.  Die  Festsetzung  der  Conti ngente  des 
Staats  und  der  Departements.  Die  Art  nnd  Weise  dieser 
Festsetzung  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer  (§.  184),  eine 
besonders  schwache  Seite  der  Personal-  und  mehr  noch  der 
Mobiliarstener.  Weder  das  berechtigte  fiscalische  Interesse  an 
steigenden  Erträgen,  parsUel  der  wachsenden  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung,  noch  das  Interesse  der  ver- 
theilenden Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Bchistung  der  ver- 
schiedenen Landestheilc,  der  Departements,  ist  genügend  wahr- 
genonmien. 

Die  aitfuugiichä  KuätätcUuog  den  biaatacoiituigciiui,  mit  6Ü  MiiJ.  Frcs..  urfolj^to 
gerade  so  willLttbriicb,  vie  bei  der  Onmd^teQer.  Die  Summe  ervies  sieb  zo  bocb 
nnd  mante  stark  berabgcneUt  werden.   Aber  da  man  auch  hier,  wie  bei  der  Grund- 
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»teacr.  we^en  des  (iiiiigciHleii  i  ijiaii^Ucdarfit  oiul  der  Zeitdauer  einer  ordentlichen 
Katastrirang.  nicht  zuror  die  letzten  .  t  jcnoinuicti  hatte,  so  i'<  liitc  i'ar  die  Bestimmmig 
<]oT  U^)hr  (1<'S  Staatsrontingonts  nnd  der  Vi  rthciluiif^  desselben  auf  die  Drpartonu'nts, 
daher  aach  l'ur  den  Betrag  der  Kruiassiguugen  ein  sicherer  Maassstah.  Die  Ursprung- 
liebe  Vertiieilon^  wtr  wiedeiniD  ebenso  wie  bei  der  Qnindstcaer,  wesentlich  nach  dem 
Vcrhältuiss  der  Sfenern  dos  an<  icn  r-'-giinc  erfolgt,  '  nthiclt  also  dcmn  rnglei<  hmässiir- 
keiten  noch  iu  sich.  In  nK<  hani.scher  Weise  veriDitiderte  man  dann  das  Staats- 
coDtingent  und  nahm  man  an  der  Dopartementalrepartition  Verminderungen  vor,  d.  h. 
man  entlastete  einige  Departements,  die  für  ubcrbttrdet  galten,  ohne  /.ii  wa^cn,  dem 
Wesen  der  Hopartition>steuor  g:eiiiä>s.  dafür  andere  wieder  entsfii  i  Inud  IiüIi'  T  zu  l>e- 
lasten.  Schon  das  Oesetz  von  17US  setzte  das  Contingeut  des  dauiali^eu  Staats  nur 
auf  30  Mill.  Frca»,  wovon  20  auf  die  eigentliche  Personalsteuer,  V/^  Mill.  aof  die 
inbegriffenen  Luxusstoucrn  ,  .'!  auf  Abgaben  von  Bcsolrlnnpen  (der  IJoanitcn  u.  a.  ^u^. 
aar  5'/«  auf  die  eigentliche  Mobiliarsteuer  liden  ^Stourm,  I,  200}.  Ibüt»  wurden 
die  Lnznsstenem  aofgehobcn,  die  (57o)  Besotdnngsstetieni  worden  renninderi  In 
dem  Frankreich  nach  1815  betrug  das  Staatscontingent  der  Personal-  und  Mobiliar^ 
>fener  <  a.  iT  Mill.  Frcs     Von  an  wurden  dann  Plaue  für  eine  neue  Kepartition 

licr  Mubiiiarbtcuer  auf  Grund  einer  Aufnahme  der  Miethwerthe  im  ganzen  Maate  ver- 
folirt.  aber  ein  befriedigendes  Resultat  warde  nicht  erreicht  (Gesetz  vom  2:i.  Juli  1820. 
Kmi^e  sfatisfische  Daten  bei  r.  Kaufmann.  S.  2t)2\  Es  erfolgten  kleine  Entlastunfren 
einiger  Departements,  Die  AbzUge  an  den  Besoldungen  fielen  fort  (1821).  Der 
zweclmSüsige  Plan,  dio  Personalsteiier  von  der  Mobiliarstever  ganz  »i  trennen  md  sie 
in  eine  Quotitäts'iteuer  mit  fc*)fon  Steuersätzen  zu  verwandeln,  wurde  zwar  Gesetz 
120.  März  1831),  aber  musstc,  als  fiscaliach"  bald  wieder  rUckgingif  gemacht 
werden. 

Das  neue  Gesetz  vom  21.  April  1^32  ftlbrte  nicht  nnr  die  Vercinigang  beider 

Steuern  wieder  h-  rbei,  c?i  setzte  auch  das  Staatscontinirenf  wieder  ziemlich  willkuhrlich 
fv»t  (34  Mill.  im  Principal)  unter  gleichzeitiger  llutburdung  der  für  Uberlastet  geltenden 
I>epaTtemeiits  vm  3  Mill.  Frcs.  For  die  Yertheilung  dieser  Summe  anf  die  Doparte- 
nents  wurde  zwar  eine  etwas  veiänderte,  jedr  ch  abermals  ziemlich  willkuhrliche  (irund- 
läge  bestimmt.  Es  wurde  nämlich  ^/.^  ih:<  (\uitini;ent-.  nach  VerhAltuiss  der  Personal-  • 
stoncr  im  Jahre  1S31.  nach  VerliäUniss  der  Mobiliarstcuer  iu  Jahre  Ib^^O,  '/a  "*ch 
Verhiltniss  der  amtlichen  Aufnahme  der  Miethwerthe  repartirt  Um  dann  wenigstens 
die  Kepartition  einigermaas«!«'!!  in  Einklang  mit  der  EntwirUiniL'  <h-r  wiil^üclien  Mieth- 
werthe zu  halten,  wie  es  liscalisches  und  üerechtigkeitäiutere^sc  lurdcrteu,  wurde 
bestimmt,  dass  in  1834  und  dann  von  5  zn  5  Jahren  eine  neue  Kepartition  unter  den 
Deparfeuienfs  nach  den  Miethwerthen  «  rfolgen  solle.  Allein  dies  unierblieb.  die  Be- 
stimmung wurde  Is.HS  auch  «^^eset/lich  beseiti«rt  und  ein  neuer  Ki  partitionsplan  im  ' 
Jahre  lbl2,  mit  lUjahrigcn  Erneuerungsperioden .  kam  ebenfalls  nicht  zu  Stande.  So 
verblieb  es  bei  der  Kepartition  von  1^32  endgilti^  bis  heute,  nur  mit 
einer  Ausnalimo.  >l;i-s  \-,fU  1^4(»  an  die  betrellenden  I)cpartemeiitaltuntin>rentc 
jährlich  um  die  Steucr^uutcn,  weiche  auf  zerstörten  Häusern  lugen,  vermindert,  um 
die  Sprocentigen  Miethwerthe  hinzu  gekommener  neuer  oder  umgebauter,  zur  Grund- 
steuer Veranlagter  HäuM-t  vermehrt  wurden  (Gesetz  vom  4.  August  1S44\  Hiemadi 
steigt  ailniahlifli  das  Staat^contingent  selbst  etwas,  aber  doch  nur  langsam.  Die 
Steigerung  der  Personalbteuer  allein,  dio  Folge  der  Volkszonahuic  und  eventuell 
steigender  Lohnliidie.  kommt  der  Staatscasse  nicht  zu  gute,  sondern  bewirkt  nur  eine 
VcrminderuTig  der  Mubiliar-teuer.  I>ie  \'ei<|uickung  beider  Steuern  fuhrt  daher  b  ii  lit 
zu  einer  Verschiebung  zu  ünguubtcn  der  I'eraonalsteucrpäichtigcn.  Das  Staatscuntingent 
war  1832  (mit  allgemeioen  Zuschlagcentimen  fiir  Staatszwecke,  Ausftlle  v.  s.  w.) 
:i^t.1i.  is-is  i-.>.:,<..  isifi  4I.5(i,  ISIS  42.27.  1S70  55.51,  1^71  (ohne  EUass-Lothringen) 
ö4.Gli,  IN>»5  70.20  Mill.  Frcs..  eine  stetige,  aber  langsame  Zunahme. 

Naturlich,  dass  bei  solcher  Stabilität  «1er  Dejiartemental- Ke]>artition  die  Slcoer 
auch  immer  unfähiger  ftlr  di<  nela>niii^'  mit  allgemeinen  Sta;it-/ii><  hl.igcn  wurde 
'hhI  Selbst  1*^71  (I  .  beiioo  wii'  die  (irunil.-ieuer  davon  In  fieit  blieb.  Innerhalb  de» 
■einzelnen  Departements  besteht  die.'^er  Mangel  bei  der  Kepartition  des  Departemental- 
Gonthifents  auf  Arrondiasements  und  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  Einzelnen 
wenigstens  nicht,  weil  hier  jährlich  die  Verändeningen  der  Perx"nen/.ahl,  Lohnhnlie 
und  Miethwerthe  bei  der  Kepartition  b( mck^ichtigt  worden.  Die  starke  Steigerung 
der  Departemental-Zuschläge  (Ibüb  9.31,  Ibbü  .H2.*»6  Mill.  Frcs.)  und  der  Communal- 
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Zuschläge  \,hc/..  1.04  üii  1  2bM'  Mill.  Frcs)  nnterliegt  daher  nicht  dem  fiedcoken, 
dem  eine  iiolehc  V<;rifi<>liri]np  des  Staatscontinficnts  bei  dessen  K'.  p;irtitiousstabilität 
auspesct/t  wiiri'.  I>i«-  iil»rii:en  Ik-iluiiken.  welolie  di«-  St<>u*M'  al>  soli  lie  irellVfi,  treten 
aber  bei  dieser  Sleigorunjr  der  Zuächlü){:c  auch  hier  hervor,  Nebenbei  bemerkt, 
marfcirt  sich  die  Pcrio^le  1S71  fT.  auch  hvi  diesen  Zuschlägen  nicht  besonders  ab. 
(Boll.  XX,  221). 

D;i:^s  bri  (lirscr  S  idilai^c  ilic  lielbrni  der  I*»  rsoiia!  luid 
M(>l)iliars(eiU'r  iiutli  iimiii-r  iiiclit  /ii  Sinndo  ^fkoinuieii  uud  au 
Stelle  dieser  Stcuor  noch  keine  <trdcntli(.  he  Kinkonimensteucr  ge- 
treten ist.  Li  weckt  billig  Erstauiion.  Aber  es  zeigt  sich  wiederum, 
welche  besondere  Schwierigkeiten  Keformen  der  directeu  Steuern  iu 
nnserein  „Zeitalter  des  ludividualismus'-  linden  und  auch  —  dass 
diese  Schwierigkeiten  wohl  durch  das  liepartitionssystem  mit  seinen 
locaien  Gontingenten  in  einem  grosseren  Staate  noch  gesteigert 
werden.  Aach  hier  sehen  die  nnterlasteten  Landestbeile  (Departe- 
ments) den  ,,Bcsitz"  eines  bestimmten,  ihnen  günstigen  Contingents 
einer  Staatssteuer,  wie  im  Mittelalter  und  später  im  ständischen 
Staate  die  Stände  und  Landestheile  ein  einmal  übernommenes  Con- 
tingeiii,  ;;ieiclisani  wie  ein  wohlerworben  es  Keelit^'  an  und  sti  Huben 
sich  gegen  die  Conscciuenzcn  dos  K('i)ai  titionssx  stt ms,  dass  \'er- 
ändcrungen  der  locaien  ( 'ontiii;;cntc  eintreten,  mit  Miiider- 
belastungen  da  und  M e lir bclastun^^en  dort.  Immeihin  möchte 
auch  diese  Wahrneiimung  indessen  nicht  gegen  dtis  Kepaititions- 
system  überhaupt  sprechen,  sondern  nur  gegen  das  unjtassende 
Vorfahren  bei  der  ersten  Kinfuhrung  dei^selhen  in  Frankreich  und 
gegen  die  schon  ant'auglicbc  Fcsthaltung  stabiler  Departeniental- 
Gontingente.  Aber  bei  der  allgemeinen  Würdigung  des  Repartitions- 
und  des  Quotitätssystcms  kommen  freilich  diese  Schwierigkeiten 
einer  Erht^hung  des  Gesammtcontingents  und  einer  Veränderung 
der  Localcontingente  in  Betracht  Kur  wenn  man,  was  recht  wohl 
möglich  ist,  prineipiell  und  practisch  die  Repartition  nach  diesen 
beiden  Seiten  genügend  in  Kntwicklung  und  Bewegung:  hält,  treten 
in  liscali'-cber,  adinini^trntiver  und  in  Hinsicht  der  distributiven  (Ge- 
rechtigkeit die  \'ni(beile  ilepartitii)n>.svs{enis  onleutlidi  bervor. 
Sonst  wird  n  an  in  aikn  d  i c s e n  Ueziebungen  dem  Quotilätssysteiu 
den  Vorrang  einräumen  niUsseu. 

§.  194.  4.  Zahlung  des  Goromnnalcontingents  der 
Steuer  aus  dem  Octroi- Ertrag.  In  eigentbfindieher  Weise  kann 
die  Personal-  und  ]\Iobiliarsteuerbelastiiiip'  der  (icmeindcn  und  ibrer 
llewobner  durch  die  Bestimmung  der  tVanzr»sisehen  (lesct/.gclmng 
vermindert  werden,  dass  das  Co mniuna Kontingent  dieser 
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Steuer  ^au7.  odt  r  theii  weise  aub  der  Octroieiuuahme 
gedeckt  werden  dlirlc. 

Es  scUt  dies  eiueu  lk-:>chlu>ä  des  Monicipalratliä,  Antrag  beim  Präfecteii  und 
Gen«hDii|^ngr  dnrcb  VerordDuiif^  des  StaatäoberhaTipta  voraus.   Der  verbleibende  Rest 

fl-r  StrtuT  winl  t,ur  auf  dio  M  obilia  r<iiJoti-ii  i;rlojft,  evcntin-ll  unter  Freilassung 
der  kleineren  .Mictlien  und  uiit  cincui  P rot; n  ss i vtarif  für  die  höheren,  welche 
einzelne  Municipalrathsl»e><  hlüssc  wic<ler  von  cl«  r  Sfaat5)»ehörd< ,  Ijc/.  dein  Staatsubcr- 
haupt  zu  genehmigen  >inil.  Dabei  soll  darauf  frehalton  wer.leu,  dass  die  gri^-^s-  ien 
St(Mi- rplliebtiir.'n  mit  höheren  Miet)!<  ii  al)rr  au.  h  .so  nicht  inelir  zahlen.  .«N  sie  bei 
der  ixcpartitiuii  dcä  vulien  CoutingcuU  der  l'cr»oual-  und  Mobiliarstcucr  /.aldcn 
intlsten.  (Gesetz  vom  2t.  April  1S32.  Art.  20,  3.  Joli  1840.  Art.  5:  die  Einrichtnng> 
beruht  aber  sclion  auf  Be-itiuiinun.'Mi  eines  UeaetZCS  von  l^Ob).  Nur  weniire,  meist 
grössere  Städte  haben  die«e  Einrielitung  an^enoinincn  .Paris.  Lyon,  Marseille,  Bordeaux, 
drei  andercV  In  Paris  besteht  zur  l)eckung  des  Rests  der  Porson.*»!-  und  Mobiliar- 
sfeuor  ein  M  iethstcuertarif ,  der  Wohnungen  unter  250  Frcs.  freilässt,  solche  von 
250— 4!i"«  It'-.  mit  :! von  500— yi)«»  Fi.s.  mit  5,  von  lOOO-Ilii'i  Fr.  s.  mit  7,  von 
1500  und  darüber  mit  9°/o  trilft.  AUo  ein  im  Princip  riciitiger,  der  Abnahme 
der  Wobonoffsqnote  rom  steigenden  Einkommen  einigennaassen  Rechnung  tragender, 
insoweit  wirklieh  proportionaler  Tarif,  dessen  Progression  nur  zu  früh  <  lolet. 
^S.  Perroux-Joppcn,  No.  il02— 304,  Vignos,  I,  46,  v.  Hock,  Ü.  14(j,  v.  Kauf- 
mann. S.  745,  mit  etwas  abweichenden  Angaben). 

Die  ganze  Einricbtun«;  ist  immerhin  ein  ebaracteristisches 

Beispiel  der  C o ni b i n a t i o n  d  i r e c t e r  und  i n d i  r ci- 1  c r  ( \'er- 
brauclis  - )  licsteut'rim«;  und  des  K  r  s  a  tz  es  j  e  u  e  r  du  rc  Ii  d  i  c  s  c , 
\\o\n  \  iil>ri<;eus  der  partieUe  \'ci hiauchsstcuen liaraeter  auch  der 
Mic'lhstcucr ,  liidit  uur  dts  Uctrois  zu  Itcai  hlcn  ist.  Kin  P>eispiel 
einer  Teiided/,  die  öicli  in  der  ältcreu  uiidueucrcD  btcucr^escbicbte 
mehrfach  zeigt. 

c.  Thür-  und  Fcnstcrstouer 

(iosctzgeban>f.  (Hanp(gt\set/c\  Erstes,  die  Steuer  neu  al-  Ki^.inzuny;  «br 
.Mobiliarstcucr  einführendes,  aber  tirun<ila'j:e  ueblii  l»<  nes  (iesetz  v.  4.  Frimaire  Wl. 
o<Jor  24.  Norombor  IT'.is.  Spater  nur  kleine  Moditicarionen  von  Einzelheiten.  Tarif- 
erbAhungen.  l'm<:<  >taliung  der  ur^prtlnglichen  Qiiutiiat>>teuer  in  eine  Repartitions» 
»I  u  -r  mirteht  Fc&lstellunjr  von  Contin^'rmm  .  unter  l!eil>ehaltnn^  der  nur  na«  h  der 
Kcpuiiition  zu  modificiroLden  Quotitätssatzc  eines  Taiits,  naeh  (icaeiz  v  l.'i.  Flur.  X. 
oder  3.  Mai  1S02.  Vorübergehende  Umwandlung,  —  wie  bei  der  Personalsteuer 
S.  l.'i'.       in  <  iio-  QuoUfälssteuer  durch  ^il■^<■tz  vom  2(».  März  K'ucki  -  r\v;uidliiiig 

in  R-  i"artitiun>>fi  ui  r  durch  (josctz  vom  21.  April  lSi32.  das  seitdem  formell  die  (irund- 
lage  der  Steuer  bildet,  lieslimmungcu  über  die  Hcrucksichtiv'ung  der  Neubauten  und 
Ciebaudezerstörungen  bei  der  Featstelluu;:  r  (  oi.tin-  nte  im  (iesetz  vom  17.  Auir.  l^:;.'», 
«ber  die  Bernrk»ir]itiL''ini:  d.T  ronuniHiuI'  II  V'-IU/ablm  i.aeli  einer  atntii' h-  ii  Z  ildun^ 
für  diu  Tarifclassen  und  weiter  für  die  Depaitcuiental- Cuntm-^entu  durch  doet/  vom 

4.  August  1S44.  (jesetz  rom  30.  Juli  1SS5.  Art.  3 — 5  (Moditication  der  Besteuerung 
in  Orten  tlbcr  hmo  Kiiiw.liner,  s.  amli  Uull.  XIII.  .")(;H'.  Perroii.v-.foppcn.  No.  25 
bis  3«,  265— 2b5,  416  ii..  bloi:k  s  dict.  Art.  contnb.  dir.,  pass.,  bes.  Nu.  löO— 21S; 
soppl.  g6n6r.  (1S7S — S4),  p.  137.  sui>pl.  annuel  lS*<d,  p.  25. 

l.iteratnr.  Bibliographie-  i  .  i  Block  dict..  p.  (>T.l.  dir  rf  - St  euern.  Stourm, 
I,  eh.  ',t,  p  2(i.j-  -274;  Vi>rne-<    I.  47~.)2;  v.  lloek.  S.  117-11'.);  v.  Kaufmann. 

5.  20t> — 215  vubrigens  mit  einigen  Irrthumorn  in  der  Daratellunf;).  Statistik  bei 
Kaofroanu  eb.,  Favre,  budg..  p.  77.  78.  Bull.  u.  a.  XX.  219.  VII.  199.  XIX.  621, 
bea.  II,  225  fl'.  und  nlter  die  Steuer  in  den  (»rten  hImt  .">0()0  EinwoJiner,  "XIII,  .'diG. 

Leber  diese  Steuer  aU  Form  einer  Gcbäudestcuer  s.  meinen  Aufsatz  in 
Schön berg 's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  2.  A.  III,  257. 
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§.  195.  1.  C  bar  acter.  Die  Thür-  and  Fenstersteaer  ver- 
dankt rein  fisealiseben  BedttrlnisBen  im  Jabre  1798  ihre  erste  Ein- 
fährnng  in  die  franzOsiscbe  Gesetzgebung,  mit  nach  englisehem 

Muster.  Sie  erweist  sich  so  von  vornherein  als  ein  anorganisches 
Element  des  neuen  tlirecteu  .Steuersystems,  ist  aber  gleichwohl, 
wenn  diesem  auch  erst  etwas  später  nur  methanisch  augelUgt, 
dauernd  und  im  Wesentlichen  auf  ihrer  ersten  Gruntllagc  ein  Glied 
dieses  Systems  geblieben.  Dazu  hat  ausser  dem  liuauziellen  Be- 
dUrt'niss  der  unzureichende  und  doch  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage nicht  hinlänglich  steigerungsfahige  Ertrag  der  drei  anderen 
directen  Stenern,  besonders  der  Grund-  und  der  Personal-  und 
Mobiliarsteaer,  dann  aber  wohl  auch  der  steuertechniscbe 
Character  derThflr-  und  Fenstersteaer  selbst  beigetragen.  Denn 
so  denkbar  änsserlich  mechanisch  und  insofern  sten er- 
politisch bedenklich  diese  Steuer  ist,  so  iSsst  sie  sich  doch  ver- 
hältnissroässig  leicht  nach  den  än  sseren  einfach  zn  constatirenden, 
kein  „lüstiges  Eindringen''  in  die  peradnlichen  und  Okonomisohen 
Verhiiltnisse  erfordernden  Merkmalen,  nach  denen  sie  aufgelegt 
wird,  V L ra  11 1  a^en.  Sie  entsprach  so  in  besonderem  Maasse  Auf- 
fassungen und  Bedürfnissen ,  welche  man  in  Fjankrcich  gern  als 
„dem  französischen  Volksgeist  eigenthUniiich"  bezeichnet  und 
namentlich  in  der  Periode  der  Steuerreform  der  ersten  Revolution 
grundsätzlich  zu  berücksichtigen  gesucht  hat,  wie  auch  schon  bei 
der  Mobiliarsteuer. 

Obgleich  als  Ergänzung  der  Mobiliarstener  gedacht  und  bestimmt^ 
nicht  den  Hauseigenthtlmer  als  solchen,  sondern  den  Benutzer, 
daher  bei  vermietbeten  Wohngebäuden  und  Gebändetheilen  deo 
Miether  als  solchen  nach  seiner  steuerpflichtigen  Thür-  und 
Fensterzahl  zu  besteuern,  wird  die  Steuer  doch  vom  Eigen th Omer 
(auch  Usnfrnctuar  und  allerdings  auch  vom  Mietber  eines  ganzen 
GebKndes)  gefordert  und  bezahlt,  dem  indessen  das,  formell  wie 
CS  scheint  meist  nicht  besonders  geübte  IJccht,  verbleibt,  den  rateu- 
müHsigcn  Antheil  von  srinen  Miethern  sich  vergüten  zu  lassen. 
Practisch  vollzieht  sich  die  endgiltigc  Trngung  der  Steuer  also 
gcwrihiilicli  in  der  Hegeln  ng  des  Miethpreises  und  erscheint 
die  ThUr-  und  Fensterstcuer  im  Uebrigen  stcuerpolitisch  wohl  über- 
wiegend, mitunter  ganz,  immer  mehr  oder  weniger  als  eine  Haus- 
Ertragssteuer.  Ihre  Auf legnng  nach  dem  äusseren  Merkmal  der' 
Thliren  und  Fenster  und  die  Belegung  des  Hausertrags  schon  durch 
die  „Grundsteuer  (für  bebaute  Grundstöcke''  und  durch  die  Grund- 
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Steuer  für  das  naus^Tuiuistiick  188)  machen  die  Steuer  als  eine 
llausertrapssteuer  dann  nur  ikk'Ii  besontlers  hedenklicli.  bedenken, 
welche  sich  noch  dadurch  stei^^ern ,  dass  die  Mohiliarstcuer  sich 
auch  an  Wohnung  und  Haus  anschliesst ,  also  s<>i;:ir  eine  drei- 
l'acbe  Combinution  directer  .Steuern  beim  Hause  vorliegt.  Wie  es 
sich  da  mit  dem  leitenden  Grundsatz  der  modernen  lianzösischen 
Besteucrnng  verhält,  „Jeden  nach  seinen  FUhigkeiteo  2U  besteuern", 
bleibt  fraglich  genug.  Unberechenbare  Ueberwitlzungsverhältnisse 
bei  allen  drei  Stenern  mindern  die  Bedenken  in  diesem  Poncte 
nicht 

Selbst  wenn  man  aber  die  ThUr*  nnd  Fensterstener  nicht  als 
Ertragsstener,  sondern  als  Wo hnnngs Steuer  anffasst  nnd  in  dieser 
wieder  den  Doppelcharaeter  der  Verbrauchs-  nnd  der  Ein- 
kommensteuer, wie  bei  der  Mobiliarstener  (§.  191),  anerkennt, 
unterliegt  die  Steoer  nicht  nur  den  principiellen  und  practischen 
PjcdeiikcTi  jeder  Wohnunjj:s.';tr'uer  dieses  regelmässig  vorhandenen 
Doppcleliaracters ,  sondern  auch  noch  den  speciellen  Hedenken, 
welche  aus  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  einem  so  äusser- 
lichen  und  für  die  wirkliclie  Werthbestimmung  des  Hauses  oder 
der  Wohnung  wenig  zuverlässigen  Merkmal  hervorgehen. 

§.  196.  2.  Die  Besteuerung  der  einzelnen  steuer- 
pflichtigen Snbjecte  und  Objecte.  Die  Steuer  characterisirt 
sich  weiter  im  Wesentlichen  für  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  eine  Quotitäts-Hausclassensteuer  Ton 
Wohnungen,  bezw.  Wohngebäuden.  Denn  der  Character 
der  Repartitionsstener,  den  sie  wegen  der  Festsetzung  des 
Staats-  nnd  derLocalcontingente  (der  Departements,  Arrondissements 
und  Gemeinden)  so  zu  sagen  ,,nach  oben  zu"  trägt,  konnnt  ,jiach 
unten  zu"  nur  in  den  kleinen  Moditicationen  zur  Geltung,  welche 
die  individuellen  Stcucrsihuldigkeiten  nach  den  Abweicliungen 
zwischen  dem  aul'/.ubringeuden  Contingcnt  uud  dem  aus  dor  An- 
wendung des  Tarifs  aut"  die  Steuerohjcctc  geiiildcten  .^Stcui  rsoll" 
der  Gemeinde  u.  8.  w.  etwa  erfahren.  In  der  Hauptsache  bleibt 
die  »Steuer  so  eine  Q uoti tätsstener  und  zwar  eine  nach  einem 
Classen-  nnd  .Stufentarif  erhobene  Hausclassensteuer  für 
die  unmittelbar  Betroffenen,  die  Uauseigenthttmer  (und  Uaupt- 
miether). 

Jede,  auch  die  beste  Hausclassensteuer  ist  steuertechnisch 
nnd  steuerpolitisch  nur  Ton  problematischem  Werth.  Principiell 
allgemein,  practisch  wenigstens  in  den  Städten,  vollends  in  den 

A.  W»(c°«''t  FlMniwlMeascbaft  III.  SO 
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grösseren,  steht  sie  In  dieser  Hinsicht  hinter  'einer  freilich  nicht 
überall  anwendbaren,  mit  Recht  meist  anf  die  Städte  beschränkten 
„IlauszinssteaeH'  znrflck,  der  relativ  besten  „Gebftudestener''  und 

Ertragssteuer  überliaupt. 

S.  meine  Al)li:ui(lliin?  im  Sohönberu:*S(htM»  Ilaiulliurli ,  III,  2h\)  iL  Das 
lial  mau  auch  in  FrankiL-ich  nicht  ganz  verkannt  und  wohl  mit  (Jcswegen  Paris  urul 
cin/elneii  anderen  Städten  iLyoa,  Bordeaux)  ifcstattet.  nach  einem  besonder-n  1  aril 
der  eine  Coinbination  der  Bc-tenening  nach  ..llaiisriirnunpren"  mit  einer  solrh.  ii  i,ach 
dum  Mietkertra^,  bezv.  Kcincrtrag  der  liäusur  enthält,  ihr  Gontingcnt  auf/ubriugeo. 
(Decret  fttr  Paris  ?om  17.  MRns  1S52,  Art.  10,  Perronx-Joppen ,  No.  270  ff.,  wo- 
selbst der  Tarif  für  Paris;  für  Bordeaux  (lesetz  vom  5.  Mai  l*?:»'»,  Art.  14>.  Die 
si>e<ielle  I  ntreeitfnethcit  eino-j-  blossen  Thiir-  und  F(r nstcrstcucr  für  üroissstädtd 
hat  zu  soll  lien  Kvcuitiuiien  ausserdem  noch  beifelragen. 

Unter  den  möglichen  Formen  einer  Uauselasscnstciicr  ist  dann 
aber  wieder  diejenige  einer  immer  so  mechanisch  äusserlicbcn  nnd 
zugleich  nnvent]  cid  lieb  an  casuistiscben  Bestimmnngen  so  retchen 
Steuer,  wie  eine  Thür-  nnd  Fensterstener,  noch  besonders  an  be- 
mängeln. Nicht  sowohl  deswegen,  weil  diese  Stenerreform  wie 
eine  „Bestenerong  von  Licht  und  Lnft*'  wirkt,  gesundheitlich  und 
sicherbeitllch  uiizweckmässiges  Bauen  veranlasst  —  obgleich  auch 
in  dieser  Hinsieht  die  Bedenken  nicht  so  vOllig  fehlen,  wie  z.  B. 
V.  Kaufmann  meint  — .  Wichtiger  ist  das  Bedenken,  da«s  anch 
der  noch  so  zweckmässig  abgestufte  Tarif  einer  ,/rhiir-  und 
Fenster"- Steuer  weder  den  Ertrags-  noch  den  Wohnungswerth- 
vcrsciiiedenheiten  von  Ort  zu  <  h  t  und  von  (leitäude  zu  Gebäude  in 
(li'inselbcn  Ort  sicli  richtig  anzupassen  verniair,  sowie  dass  auch 
die  feinste  gesetzliche  Casuistik  und  deren  weitere  Entwicklung 
durch  Verordnungen  der  Verwaltungsbehörden  und  Entscheidungen 
der  Verwaltungsgericbtshöfe  ein  grosses  Maass  von  „Wiükttbr*' 
nicht  zu  beseitigen  vermag.  Oer  Werth  einer  Stener,  welche  nach 
einem  „einfachen",  „siebtbaren''  äusseren  Merkmal  aufgelegt  wird, 
wird  aber  gerade  in  dieser  Vermeidung  der  Willkttbr  gefunden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  principiell  richtigen 

und  ziemlich  feinen  Cl as sc n- Tarif  für  die  Veranlagung  der 
Thür-  und  Fensterstcuer  aufgestellt. 

Es  werden  d  irin  bei  kleineren  Häusern  Iiis  .">  ..< ) .  fffunmen"  :^.  bei  grösseren 
sogar  4  richtig  ausgewählte,  den  Wohnung^-  hci.  Uauawerth  weöeutlich  mitbeätiumcndu 
Elemente  zur  Bildong  eines  Cla^senscheraatismua  combinirt,  nimlich  die  Grösse 
der  Ortsbevölkeru  ni,''  nach  6  „Ortselassen",  die  Zahl  d»;r  ,.()  e  t'f  n  u n  sre n"  (bei 
den  Häusern  bis  incl.  .">  OeHhungen),  die  Zahl.  Art  Thore,  Hausthuren,  Fcnäturzahl) 
und  Lage  der  Fenster  (bis  incl.  2  und  im  3.  und  höheren  Stockwerken)  in  den 
Häusern  mit  6  und  mehr  MOeUnuugen".  So  entsteht  schon  f  i  die  kleineren  Häuser 
die  ZiM  von  .*^0  Steu--rclassen.  fur  die  jjrOsseren  <  ine  sicli  der  Zaiil,  Art  umi  Lage 
der  Oelihungen  t'eiu  anschmiegende  Steuercln:>sen<Uihl,  wie  der  folgende  Tarif  des 
Uesetzes  ron  1852  ^fur  das  Principal)  zeigt: 
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HfiiiMr  Büt  0  n.  nfllir  O^UBgaii 

Ar  jU»  dar  latartwen: 
Tharwe«,    HeiNflnd.  F«iMterdes 
OttwUwMi  HtaSM  Vit  OeiTnwtKMl  Magstiittliora    Tbore,     a  il  höh. 

BUwokiMr-'  1  i  3  4  b .  a.  dgL      Fenster  d.  Stoek- 

nU.  '  tiut.stockw.  wecke 

bis  iiiol.  2. 


Kies. 

J'rcs. 

Fr<'s. 

Fr<>i. 

Fit.-«. 

Fris. 

Free. 

Free. 

Unter  5000  .  . 

0.30 

0.15 

0.1»0 

i  .00 

•i.r.o  , 

l.tiO 

O.fiO 

O.GO 

5— 10,000    .  . 

0.40 

O.ÜO 

1.3j 

2.20 

3.50 

0.7i 

0.75 

10^000—25,000 

0.50 

0.80 

1.80 

2.50 

4.00 

7.40 

0.90 

0.75 

•j.'t.ooo— :>o.oiM) 

(».r.o 

1  00 

2.70 

4.00 

."i.öO 

1 1  20 

1.20 

0.75 

00,000—100,000 
aber  100.000  . 

0.^0 

1.20 

a.60 

5.20 

7.00 

15.00 

1.50 

0.75 

1.00 

• 

1.50 

4.60 

6.40 

8.50 

18.S0 

1.80 

0.75 

Weitere  casalsHsche  Bestimmunfen  dos  Gesetzes  and  AnsletrnDgen  hinsichtlich 

tli'sscn,  wa.s  als  „Ortsbevölkerung"  (K;r  Ortstarifrlas^f  •it  rerliiiot  wird  (im  AlIjroiaein>*n 
die  Zahl  der  Ortäanvcsendcn,  ausschliesslich  des  Militärs  und  der  Ii)sa>i»en  der  sogen. 
.«Anstalten**,  s.  Verotdnung  vom  4.  Mai  1846,  hei  Perron x-Joppeiu  No.  269,  auch 
bisher  nur  die  BevOliterari^  innerhalb  der  Octroigrenze  hei  Orten  über  5000  Einv., 
jetzt  diese  BevölktTnnjr  in  dem  ..ainrlomcrirten  Tlmil"  der  (iomcinde,  die  übrijftMi 
Häuser  der  letzteren  unterliegen  dem  Tarif  der  Landgemi.-inden*  Gesetz  vom  30.  Juli 
1883):  femer  die  Casuistilc  in  Betrefft  der  steaerpflichtigen  „Wohnnng^S  bezw.  des 
„Wohnhause  s"  und  der  ubriiren  stcuerpflichtiffi-n  IlJiuscr.  sowie  in  Befn  tl'  di  s  R.  i^ritfs 
„Tliorweg",  „Thür",  „Kcustor"  a.  s.  w.  dienen  dazu,  den  Tarif  bei  der  practisclien 
Anvendnng:  noch  mehr  sich  den  VerhSitnissen  des  Wohnnngsirerths  anpassen  zm  lassen. 

l'iid  (lenuoeh  bleiben  auch  bei  diesem  entwickelten  Stnlen- 
tarif  und  dieser  Casuistik,  zumal  in  den  Städten,  vollends  in 
den  grossen,  sieherlich  von  Ort  zu  Ort  und  in  demselben  Orte 
bei  verschiedenen  Gebunden  sehr  erhebliche  Uugleiehmässig- 
keiten  bestehen,  welche  bei  einer  eigentlichen  Ertragasteoer  des 
Eigenthttmers  oder  Miethstener  des  Miethers  viel  mehr  vermieden 
würden. 

Diesdben  ireiden  darch  die  starlcen  Departeraental«  tmd  Goramanalzaschl&gre 

fß.  u.  S.  inSi.  wie  dnrcll  die  bei  difst-r  Steuer  best.-henden  all>?<>meineii  Sta.its/ii>;rhlaife 
und  die  kleinen  Nebcnzoscbläge,  —  dorcb  deren  Ue^^ammtheit  das  Principal  jetzt  fast 
rerdoppelt  wird,  1887  bctragea  de  95.1*/«  des  Principals  —  noch  wesentlich  gesteigert, 
ftlso  drockender. 

Die  weitgehende  Casuistik  bei  dieser  Steuer  —  hinsiehtlich  der 
Bteuerpflichtigkeit  nnd  Steuerfreiheit  der  ganzen  Gebäude  und 

Wohnungen,  dann  hinsichtlich  der  Begriffe  „Oeffnung",  Tborweg, 
Thür,  Fenster  und  der  Steuerpliichtigkeit ,  StenertVoilicit  und 
Stcuerh<»he  dieser  ..Oeflnungeu"  —  erklUrt  sich  /um  riioil  aus 
ungenauen  und  wilikiihi liehen  Hesiimmungcn  des  Cc.-et/es,  /um 
Theil,  wie  auch  die  britische  Erfahrung  /cii^t  Ti?.  117*),  aus  dem 
Wesen  dieser  Steuer  und  aus  der  rd'ters  nur  scheinbar  so  ein- 
fachen Bemessongsbasis  ,,bandgreinicher''  und  gleichwohl  viel- 
deutiger ,yäusserer  Merkmale^^ 

Der  leitende  Grundsatz  des  Gesetzes  erseheint  einfach  genug: 
nämlich y  dass  „Thttren  und  Fenster,  welche  nach  den  Strassen, 
Hofen  und  Gärten  der  Gebäude  und  Fabriken  (usines)  hinaus- 

30* 
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geheu,  steueiplliehtig  sind"  (Gesetz  v.  4.  Frim.  VII.,  Art.  2).  In 
der  Anwendung  und  Auslegung  dieses  Grundsatzes  engeben  sich 
jedoch  eine  Menge  Schwierigkeiten,  welche  die  augedeutete 
Casuistik  nöthig  machen. 

So  in  Retrefi"  des  st-'uertochnisolicii  Beerrifls  ..Fenster",  ..Tluir".  ..Thorweg*', 
,.ilsioes".  Beim  besten  W  illen  bleibt  iu  den  Entscheidungen  manche  Willkuhr  Qbri^. 
S.  du  ElDzelDe  bet  Perrovx-Joppen,  No.  265  IT.,  273  IT..  und  Block,  dict  Art 
coutrib.  dir.,  No.  ISO  ff.,  V.)ö  fl".  VoriK'lirnli'li  hat  man  die  Wohnräume  br";tet]eiti 
wollen.  Bei  der  Veranlagun^f  entstehen  Zweifel,  wenn  geächältliche  (gewerbliche) 
und  Wohnräume  nicht  getrennt  sind  u.  i.  a.  F.  m.  Das  Gesetz  ron  1798  will  ferner 
die  Steaer  auf  „usines'*  legen,  ein  späteres  i4.  (iermin.  XL.  Art.  19)  betehiiiikt  die 
Sf.  ui'r  bei  .,  Mann  facturen"  auf  die  ,.Fen!>tor  di  r  ii'TMinlichcn  Wuhnung  und  der- 
jenigen der  Aufseher  und  Gommia»".  Aus  diesen  Vurdchrifteu  entwickelte  sich  wieder 
die  Streitfrage,  was  eine  „nsine**  und  was  eine  „Mannfacti»*'  sei  und  <dne  weit- 
gehende Casuistik  (Perroux-Joppen,  No  2S1,  Block  a.  a.  0.,  No.  206.  Unrichtig 
Kaufmann,  S.  2i4,  „usine'"  heisst  hier  auch  nicht  ..Hüttenwerk").  Man  lehrte  den 
Dntcrrichied  in  folgende,  bei  der  practischen  Anwendunjr  vielfach  wieder  unzulängliche 
Momente:  steuerfreie  ..Manufacturen"  boicu  ..grosse  industrielle  Anstalten,  welche  in 
W<'rl\,stätttn  cingothcilt  seien  und  /.ahlrci«hc  Arbeiter  bcM-häftiirten",  .,['al)riken" 
(u>ines)  seien  dagegen  „industrielle  Austaltcn,  wo  die  natürlichen  und  kuustUchca 
Motoren  das  hanptslchliche  oder  wirksamste  Agens  der  Fabrikation  seien**.  Die  eigen- 
thümlichen  Etitscheidungen  hiernach  a.  a.  ().  (Pcrro  ii \- Joppen  ,  S.  82)  Steuerfrei 
sind  fcrnt  r  au-.drilcklich  die  Thurcn  und  Fenster  zur  Beleuchtung  und  Lüftung  der 
wichtigsten,  hpeci.ll  genannten  land wirthschaftlichen.  nicht  zur  Wohnung 
bestimmten  (icbitude,  sowie  der  für  einen  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Locali- 
täten,  was  wicdtriitn  zn  .■.'\suistiscli<'n  Unterscheidunfron  Anlass  gie.bt.  Dienst- 
wohnungen der  Beamten  sind  steuerpdichtig.  üeUhungeo,  welche  aus  gesund- 
heitspolizeilicben  Rttcksicbten  in  Hiasem  angebracht  werden,  sind  drei  Jahre  lang 
steuerfrei. 

Aus  der  Statistik  Bull.  U,  22<>.  s.  at^h  v.  Kaufmann,  abwcichcndl  sei  Folgendes 
angeführt.  Allgemeine  Aufnahme  der  (iebaud<-  und  Fabriken  fand  1^22  und  lS4i  statt. 

Ib22  lb71  IbTÜ 

1.  Zahl  der  H&uscr  und  Fabriken  mit 

woniijer  als  V,  Oeffnungen  ...  —  5,672.692  5.69S,575 

2.  Desgl.  mit  mehr  als  Ü   —  2,776,264  2.931.607 

3.  Zusammen   6,432,000  8,448,956  8,630,182 

4.  Zahl  der  Oeffnungen  bei  1   .    .   .         —  17,27.n,978  17,447,438 

5.  Destel,  bei  2   —  :js.07S.224  41,048.295 

6.  Zusammen  33,949,46'»  55,952,202  58,495,733 

7.  DarchschmttszaUd.üeffnangonbeil         —  3.04  3.06 

8.  „  „       „        „2         —  13.93  14.00 

9.  ««  „  im 

Ganzen   5.28  6.62  6.77 

Die  Zahl  der  Ilauser  nach  der  Zahl  der  OeU'nungen  war  1SS5  (BulL  XIX,  621;: 

Mit  1  Oeflhang  ....  248,352  Mit  5  OeiTnangen   .  .  .  849,961 

Mit  2  Oeffnungen    .   .   .  1.N27.104  Mit  6  u.  mehr  Oefihungen  3,259.3  U 

Mit  3  Oellhunjren     .    .    .  l.Gi }..'>! 6       Zusammen   8,975, IGü 

Mit  4  «Jellhungen     .    .    .  1,1()5.!M)2  I.in/elne  Stcuerquoten  .    .  B.Tl  .'i.JO^ 

Nur  die  Häuser  mit  1  Oeti'uung  nehmen  beständig  etwas  ab  i^lnül  waren  es  346,40 
mit  2  nenerdings  ebenfalls.  Am  St&rkslen  nehmen  die  grosseren  Hftoser  mit  6  und  mehr 

(Jedhun^^en  /u.  Auf  1  Sten<  r"|Uote  kommen  1.33  Häuser,  was  auch  darauf  hindeutet, 
dass  meistens  die  Ei^renthumcr  zahlen  worden,  freilich  mit  bedeutendorcn  Ausnahmen 
in  den  grösseren  Städten,  wo  die  Zahlen  der  Statistik  fUr  die  Steuerpflii  hti-ren  2  bis 
■{  Mal  so  j^ross  als  für  die  Häuser  sind,  was  auf  eutsi»rechende  directe  Besteuerung 
der  Mirther  lilii  s«^'  !!  lässt.  Der  Steuerbefrag  für  1  Haus  war  1SS5  im  L'rineipal 
4.42,  mit  allen  Zuschlugen  b.04  Frcs.,  für  1  Steuerquote  5.91  und  11.52.    Nach  einer 
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Tabelk  l)€i  y.  Kaafmatm  (S.  212"  wilrdo  die  Stoucr  für  1  Haus  18HS  3.25  Krcs. 
iprinc  gewesen  sein,  uud  /,w,\r  in  Oibchaltcü  bis  5000  Kiiiw.  2.17,  ia  sokbcu  von 
50—100.000  EittW,  21.55,  in  grös^n  reu  53.71.  Hiernach  erscheint  die  Steuer  auch 
i;ri-t,'eiiw.trtij;  nocli  mäs^it;,  aber  relativ  besonders  niedrig  iu  grosseren  Städten,  wss 
wiedt  t  aut  die  mangitlhafte  Veranlagvn^sba^i.s  liirnvciAt,  bei  der  ntn  eben  keiaen  an- 
gemessen hohen  Tarif  filr  die  Stiidtc  an/.uweiidf n  w.vjt. 

§.  197.  3.  Die  Repartitio  u  und  die  Feststellung;  der 
Contingente.  L'nfrünstip'  finanzielle  Eitol^ro  mit  der  ursj)rlinjj:- 
lichen  Quotitätssteucr  lülirton  zur  N'erwaiidlung  der  Steuer  in 

eine  KepartitioDssteuer.  FUr  die  angemcsjsene  Hestiinmung  der 
Höhe  des  StaatscontiDgeut»  und  der  Hcpartition  desselben  auf  die 
Landestbeilc  (Departements)  bis  berab  zu  den  Genieinden  feblten 
aber  wieder,  wie  bei  der  Grand-  und  Personal-  and  MobüiarBtener, 
die  genügenden  Daten.  Daher  setzte  man  das  Staatscontingent 
auf  Grand  der  bisherigen  ErtrSge  in  1802  niedrig  nnd  wohl  %n 
niedrig  an  (16  Mill.  Frcs.)  und  die  Vertheilnng  anf  die  Departe- 
ments blieb  angleiehmftssig.  Die  richtige  Verwandlang  der  Steuer 
in  eine  Qnotit^tsstener  im  Jahre  1831  (Gesetz  vom  26.  Mttrz  1831) 
bot  das  Mittel  zur  angemessenen  Steigerung  der  Erträge  und  zu 
einer  richtigeren,  freilich  die  bisher  i)egiinstigtcn  Landestheile 
em|)liudlicli  mehr  belastenden  localen  Stcuervertheilung.  .\ber  beide 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  fanden  auch  bei  dieser  Maas!?re::el,  wie 
bei  der  gleichzeitigen  ähnlichen  in  HetretV  der  Personalsteuer 
(£>.  45&^j  heftige  Opposition,  der  man  durch  Kückkebr  zu  der 
Repartitionssteaer  schon  in  1832  (Gesetz  vom  21.  April  1632) 
KeehnoDg  trag.  Indessen  wnrde  gleichzeitig  auf  Grund  der  nach 
dem  Torigen  Oeaetie  erfolgten  Veranlagung  das  Staatscontingent 
jetst  wesentlich  erhöht,  anf  22  Mill.  im  Principal,  and  die  loeale 
Vertheilnng  berichtigt.  Da  man  femer  bald  daranf  daftlr  sorgte, 
dass  alle  Contingente  dnrch  die  Berflcksichtigung  der  Nea-  and 
Umbaaten  —  anter  Abrechnung  der  zerstörten  Gebäade  —  sich 
eotsprechend  erhöhten  nnd  veränderten  (unter  den  Departements, 
Arrondissemeiits  und  Gemeinden)  nach  Gesetz  vom  17.  August  1835 
und  die  Departementaleuntingcntc  sich  nach  Cxcsetz  vom  1.  August 
1^44  in  Geniässheit  der  von  der  wechselnden  Orr>sse  der  Orts- 
bevi'.lkerung  abhängigen  Sätze  des  Steuertarifs  veränderten,  d.  b. 
gewöhnlich  erhöhten,  so  blieb  die  Entwicklung  des  Ertrags  und 
die  locale  Vertheilung  dieser  Steuer,  abweichend  von  der  Grund- 
and  Personal-  und  Mobiiiarstener,  mehr  in  Einklang  mit  dem  Iis 
caUschen  Interesse  und  mit  einer  der  Tendenz  des  Gesetzes  wirk- 
Ueh  entsprechenden  localen  Vertheilnng,  sowohl  von  vornherein, 
als  mehr  nnd  mehr  im  Laufe  der  Zeit.  Als  Glied  des  directen 
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Steuersystems  ist  die  Thür-  und  Fenstersteaer  freüicb  aaf  diese 
Art  zu  den  beiden  anderen  Repartitionsstencrn ,  besonders  za  der 
wesentlich  stabilen  Grandsteuer,  hierin  äbnlich  wie  die  Patent- 
stener,  immer  mehr  in  eia  Missverbältniss  gekommen. 

Zam  Principal  der  ThOr-  nnd  FeDStorsteucr  werden  aoch  seit  der  GeBetzgebanf: 

von  1**.*52  Ij*  >t5inliü^  ZuschläRc  filr  die  allgemeiiii;  StaatsCMse  erhoben  (lö  S^  V. 
schliesslich  der  Zuschläge  für  die  Nebenfonds  (Ausfallfonds  u.  s.  w.)  des  Principal^ 
und  der  oben  genannten  Zuschlage  betrug  der  Ertrag  für  den  Staat  26.56. 
1870  -10.12.  1S71    uluie  Elbas^-Lotlllill^,^on  ,  1SS5  47.20  Mill.  Frcs.,  stieg  also 

von  I  s.'JS  -  1  s»*."!  (wo  im  letzten  Jalire  Elsass- Ltifhriiitreii  fehlt,  und  Savoien  in- 

bugritlcu  it>t)  um  77.7 7o>  dcräulbcu  Zeit  wuchs  der  ebenso  bcrccbuotu  Ertrag 
der  Personal  •  nnd  Mobiiiarstener  nur  nm  64.9*/o<  Ertrag  der  Staatsgmndsteuer 
sank  sogar  anter  dem  Einfluss  des  duri  h  die  aiiderweite  Ertragssteigerung  noch  nicht 
wieder  eingebrachten  Erlasses  der  btaatszubchliige  seit  1S51,  von  183S— 85  um  G^/o- 
Boll.  XX,  220  ir.  l  niremein  sind  bei  der  Thür-  und  Fensterstcuer  die  Zuschläge  für 
Dcpartemoutal -  ivon  l^:;'»'— 85  von  1.95  auf  12.73)  nnd  für  CommunaUwecke  (dgl. 
voll  1.17  auf  Is.Ol»  iiill.  Fres.)  gestiegen,  was  bei  der  uiiffleielunässigcn  Belastung  der 
(icbiiudc  ia  üiu  und  demscibcu  Orte  doch  auch  grussc  licdeukcn  hat.  ^BuU.  eb.,  s, 
auch  Fanre,  S.  77). 

Die  Zusamiiienzichung  der  J'liür-  und  Fonstcisteucr  mit  der 
(Grundsteuer  von  „bebauten  OriiiKlstUikcn"  und  der  GruniLsteucr 
von  den  Grundstücken,  aul'  denen  die  Häuser  stehen,  in  eine 
cinzifj:e  eigentliche  Gebä udest c ucr  erschiene  das  Zwcck- 
niässigste.  Diese  Steuer  wäre  dann  wohl  wesentlich  auf  die  Wohn- 
geb Hude  zu  beschränken  und  in  allen  grösseren  Ortschaften 
nach  dem  Ertrage  (Wobnungswertb,  valeur  locative,  Mietbwertb) 
aufzulegen,  die  Thür-  and  Fenstersteuer  wie  die  Grundsteuer  von 
geW^erblichen  Gebäuden,  namentlich  von  Fabriken  u.  dgl.  m. 
in  die  Patentsteoer  völlig  mit  einzugliedern.  Aber  Frankreich 
hat  sich  seit  der  ersten  Revolution  wenig  zu  tieferen  Reformen 
der  directen  Steuern  befähigt  gezeigt.  Sonst  wttrde  man  wohl 
schon  längst  in  der  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  vor- 
gegangen sein. 

d.  Die  Patentstener. 

Ocscli6gobung  (Uauptgesctze;.  Erstem  (icsetz  vom  2. — 17.  Marz  17U1:  nach 
Aiifhebting  1793  neu  begründet  durch  (rcsetz  vom  4.  Thcrmid.  HI.  (22.  Juli  1795\ 
erweitert  durdi  (leset^  vom  ti.  FructiJ.  I  \ .  (23.  August  1796).  ui(niilii  irt  durcli  andere 
im  Jahre  V.  ••rnliiiitiir  f<  ?ti;estellt  duivh  Gcset/,  vom  7.  IJruui.  VI.  (2S.  üctobcr  ITUTi 
und  bes.  vom  1.  Ürum.  Vll.  (22.  üctober  17US).  Veründerungen  durch  Gesetz  vom 
25.  MIrz  1S17,  15.  Mai  1818,  1».  Juli  1819.  Umfassende  Codificatlon ,  nach  rer- 
ireblieh.'ti  fniluTi  n  Vei-suehen,  und  AusbildunL'-  durch  das  (lesetz  vom  25.  April  1S44, 
die  Hauptgrundla^^c  bis  zum  Gesetz  von  IhbO.  Abänderuntreu  durch  Gesetz  vom 
18.  Mai  1>>.50  (Ausdehnung  der  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  m,,  Tabelle  „G"), 
10.  Juni  IsS.H.  4.  Juni  isös.  26.  Juli  ISCO,  2.  Juli  ]M>2.  13.  Mai  l^G.i.  IS.  Juli  1866, 
2.  August  10.  Mai  l^f.'.i.  27.  Juli  1^70,  •_>!•.  Mür/,.  ir...  2:5.  Juli  1^7,H  (Steuer- 

eriiOhungun).  Koch  läugcreu  \  urburcitungeu  neue  Codilicaiiou  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1S80,  irelcbea  jetzt  die  Onndlagc  bUdet  S.  Perronz-Joppen.  No.  307 
Ms  351,  427-  430,  Block,  dict.  Art  patentes,  p.  1447.  im  SoppL  gbn^r.  (1878—84), 
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p.  346  (das  uoue  GosuU  von  ISSO,  hier  falsch  vom  14.  Juli  datirt).  Bull.  VIII,  1 
(das  GeaAi  m  1880).  Dejcan,  codc  d.  nour.  impütä,  Par.  1875,  2.  6d.,  p.  166  fr., 
212,  218,  818,  4U7.  Amtliche  Ausgaben  des  Gesetzes  von  ISSO,  ein  Octavband  von 
2S"  Sölten,  nnr  das  Gesetz,  die  Tarife  und  die  Nonionrlatiir  «Irr  Gcwer)»!'  (^nth.ilt<'nd ! 

Literatur.  In  Frankreich  meist  die  aligcmeiuo  über  dirccte  Steuern.  liiblio- 
sTApbie  bei  Block,  dict,  p.  673.  Daselbst  Art  patentes.  Stonrm,  I,  ch.  10,  p.  275 
bis  294,  Vi-rnes.  I.  52—63,  v.  Hock,  S.  153—157,  aus  den  Tarifen  eb.  in  den 
▲nla^eii}  S.  617  11.,  r.  Kaufmann,  S.  215 — 251  (auch  grössere  Auszüge  aus  den 
Tarifen).  Statistik  besonders  bei  r.  Kaufmann.  Favre,  p.  79  ff..  Bull.  VIU, 
88  ff.  (1S59-79).  Jährliche  Statistik,  so  XXI,  491  £  1886;  Erträffc  eb.  XX.  21U 
srit  IS.'lsi.  Umfassende  Statistiii  der  einzelnen  einjjcsteuerten  Gewerbe  jeder  Cla.sse, 
uiit  Angabe  der  besteuerten  Mictbwerthe,  nach  den  Kulleu  von  im  Bull.  XXll, 

855—413. 

üebcr  die  (i  e  w  erbest  e  ii  e  r  i  m  A  II  e  m  einen  und  b.  sonders  Ul)er  diis  G  r  u  n  d  - 
p  ria  cip  der  französischen  s.  meine  Abhandlung  directe  Steuern,  iu  Schöübcrg*s  Hand- 
boch  der  politischen  Oekonomie,  2.  A.  HI,  278  ff.,  284. 

§.  198.  1.  Charaeter.  Die  französische  (rcwerbcstcucr, 
welche  den  Namen  Patentstcuer  trügt,  ist  von  den  directen  hteuern 
Frankreichs  die  eigenthUmlicbste  und  finanzwisscnschaftiich  inter- 
essanteste, daher  wird  sie  hier  anch  am  Eiagehendsteo  erörtert 
Sie  ist  nicht,  wie  die  drei  bisher  besprochenen  directen,  eine 
Repartitions-,  sondern  eine  QnotitätSBtener.  Seit  ihrer  end- 
gütigen  Begründung  durch  das  Gesetz  von  1798  (22.  October, 
1.  Brnm.  VII.)  hat  sie  keine  Veränderong  ihres  eigentlichen  Gmnd- 
princips,  der  Bestenemng  nach  äusseren  Merkmalen  der 
Ertragsfähigkeit,  erfahren.  Wohl  aber  ist  sie  in  immer  erneuter 
legislativer  Arbeit  auf  dieser  Grundlage  folgerichtig  au.sgebildet 
und  dadurch  erheblich  vervollkommnet  worden.  Sie  konnte  sich 
so  einigermaasseii  den  f^rossen  teclinischen  und  ökonomischen 
Veränderungen  des  Gewerbewesens  im  II).  Jahrhundert  anpassen 
und  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  von  den  französischen  directen 
Steuern  allein  zu  starken  Erhrdum^^en  bchuls  Deckung  des  ge- 
wachsenen staatlichen  Fiuanzbedaiis  geeignet  erwiesen  (1872  tlV). 
Das  Entwickiungsprincip  der  Steuer  war:  immer  feinere 
Casnistik  in  Betreff  der  „äusseren  Merkmale'  der 
Veranlagung.  Dadurch  hat  sie  sich  zu  einer  nach  solchen 
Merkmalen  immer  sorgfältiger  specialisirenden  Classen- 
Gewerbesteuer  entwickelt.  Was  eine  Gewerbesteuer  dieser 
Art  —  und  eine  Ertrags-  oder  aneh  eine  direote  Steuer  dieser  Art 
Oberhaupt  —  zu  leisten  yermag»  das  leistet  die  französische  Patent- 
Steuer.  Ihre  Vorztfge  wie  ihre  Schwächen  liegen  in  diesem  ihrem 
stenertechnischen  Charaeter  begründet. 

Die  erste  Einführung  der  Patentsteuer  erfolgte  lediglich  aus 
fiscaliselien  lUicksicliten  (§.  108),  da  die  anlaiigliehc  Idee,  dass  die 
gewerblichen  Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteuer  ausreichend  für  den 
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Pinanzbedarf  mit  zn  besteuern  seien,  sich  als  eine  Täaschnng  erwies. 

Man  verband  dann,  eigenthlindich  genug,  die  Einführung  der 

Steuer  mit  (lerjenigen  des  Systems  der  Gcwerljclreiheit ,  indem 
man  Anmelilunj^cn  der  gewerblichen  Unternehmer  und 
Kntnahme  eines  Patents"  für  das  yai  betreibende  Gewerbe 
vorsehrieb  und  l'iir  dieses  Patent  die  Zahluim  einer  Abj^abc 
verlangte.  Öo  erklärt  sich  auch  der  2vame  der  neuen  Gewerbe- 
Steuer. 

Hiermit  war  zugleich  und  auf  die  Dauer  ein  erster  Grund- 
satz dieser  Steuer,  die  Vorschrift  der  Anmeldang  des  Gewerbe- 
betriebs und  damit  zur  Gewerbestenerveranlagnng,  ange- 
nommen. Ans  der  anfänglich  geplanten  Besteuerung  der  gewerb- 
lichen Einkünfte  durch  die  Mobiliarstener  entnahm  man  dann  einen 
zweiten  Grundsatz  der  Patentstener:  die  Besteuerung  nach  einem 
Proportionalsatz  vom  Mietbwerth  der  Räume  fttr  den  Gewerbe- 
bciricb,  in  drei  progressiven  Sätzen  von  10,  12'/j  und  15"'o  des 
Miethbetrags,  /.iiiiiiebst  noch  ohne  „festen  Satz'  (droit  tixc). 
Nach  vorübergehender  Aullieiuing  der  Patentsteuer  (21.,  22.  März 
171»3)  und  einfacher  Mit- L'nterstelhing  der  gewerblichen  Einkünfte 
unter  die  Mobiliarsteuer,  kehrte  man  aus  specifiseh  -  jxilitisehen 
Motiven  der  Epoche')  1795  (Gesetz  vom  22.  Juli,  4.  Thermid.  HI.) 
zu  der  Patentsteuer  zurück,  gestaltete  sie  aber  jetzt  anders,  nämlich 
auf  der  Grundlage  von  festen  Steuersätzen  nach  (6)  Ciassen 
von  Gewerben  und  nach  der  Ortsbevölkerung  (4  Ciassen), 
doch  ohne  Proportionalsätze  nach  der  Miethe  oder  dgl.  mehr, 
womit  zwei  weitere  leitende  Grundsätze  der  Patentstener 
—  Besteuerung  nach  Gewerbegattnngsclasseu  und  nach  Orts- 
Bevölkerungs ciassen  —  eingeführt  wurden,  freilich  noch  in 
roher,  viel  zu  wenig  specialisirender  Form. 

Die  baldige  Fortbildung  der  Steuer  erfolgte  dann  so,  dass  die 
verschiedenen  Grundsätze  der  erwähnten  Gesetze, 
namentlich  der  Anmelde-  und  Paten  tu  ab  niezwang,  die  Ab- 
stufung der  festen  "  Siit/e  naeh  e  \v  c  r  b  oü- a  tt  u  n  g  e  n  und  bei 
den  wesentlich  für  den  Urtsljcdarl'  arijeitenden  (lewerben  nach 
Ortsclassen,  mit  dem  Prineip  der  ,, Proportionalsätze" 
nach  dem  Miethwertb  —  bald  der  Wolmriiume,  bald  der 
gewerbliehen  Localitäten  je  nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  — 
combinirt  wurden,  wobei  indessen  die  Casuistik  der  Glassi- 

')  S.  Stourm,  I«  2S2  ff.,  aach  für  weitere  Eiazelheitcn  der  Entwicklung. 
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iication  immer  noch  eine  wenig  entwickelte  blieb,  n.  A.  die  y,Pro> 
portionalabgabe"  gleichmäsBig  10%  war.  (Gesetz  vom  6.  Frnct  IV. 
—  23.  Angust  1796  — ,  9.  Frim.  V.  —  29.  No?ember  1798  - , 
1.  Bram.  VIL  —  22.  October  1798  — ). 

So  war  die  Öewerbestener  als  Patentstener  nach  einem 
Classenscliematismiis  und  mit  zwei  gnind.sätzlicli  verschiedenen 
Steuersätzen,  dem  „testen  Satze"  (droit  fixe),  welcher  sich  aher 
nach  ( icwerbe,i::attun<;en  nnd  eventuell  weiter  nach  Ortschisscn  ah- 
stntte,  und  dem  „  Proportioiialsatze**  nach  dem  Miethwcrth 
eudgiltig  hegrüiidet  worden. 

Die  Fortentwickhmg  in  der  Gesetzgebung  des  11».  Jahrhunderts 
bestand  folgerichtig  und  leicht  begreiflich  in  der  weiteren  und 
feineren  Ausbildung  des  Classensystems.  Hierbei  f;elangte 
man  anch,  besonders  bei  der  (grossen)  Industrie  nnd  Mandela-, 
Bank-  und  dgl.  Gewerben,  für  ein  und  dasselbe  Gewerbe  zur  Ein- 
ftogimg  von  „Teränderlichen  Steuersätzen"  nach  Merk- 
malen des  Betriebsnmfangs  einer  einzelnen  gewerbüchen 
Unternehmung,  damit  zur  Aufstellung  von  Betriebsnmfangs- 
C lassen,  sowohl  bei  Gewerben,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  der  Ortsbevölkerung  besteuert  werden,  als  auch  bei  einer 
Anzahl  von  Gewerben,  wo  ausserdem  die  „festen  Sätze''  nach  Orts- 
classen  verschieden  sind.  Nach  trüberen  Gesetzen  und  Hestimmungen 
in  dieser  Richtung  (1817,  181 S)  kam  das  ganze  System,  erheblich 
verfeinert,  in  dem  Hauptgesctz  vom  25.  April  1044  zu  einem  ge- 
wissen Ahschluss. 

Indessen  hat  man  in  der  eingeschlagenen  Richtung  immer 
feinerer  Casuistik,  daher  immer  grösserer  Specialisirung 
der  Classification  und  der  Steuersätze  auch  seitdem  fort- 
zuarbeiten nicht  gerubt,  so  in  den  oben  S.  468  genannten  Gesetzen. 
Dabei  sind  dann  auch,  wie  übrigens  schon  in  Gesetzen  der  Revo- 
lutionszeit, theils  Erleichternngen,  Beschränkungen  und 
Ausnahmen,  theils  Ausdehnungen  der  Patentsteuerpflichtigkeit 
erfolgt.  Ersteres  namentlich  in  Bezug  auf  gewisse  Kleingewerbe, 
Letzteres  besonders  hinsichtlich  der  „liberalen  Professionen^'  (Gesetz 
vom  18.  Mai  1850).  Das  nene  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  hat  dann 
wieder  einen  Absclduss  gebracht.  Die  nimmer  ruhende  r»konomisch- 
technischc  Entwicklung  bedlui^t  aber,  dass  Jeder  s(»lclie  .,Abschluss" 
doch  wieder  nur  die  Hcdiutung  eines  l'rovixaiums  hat.  Die 
Steuerverwaltung  arbeitet  selbst  beständig  weiter  und  l)ereitet  immer 
neue  gesetzliche  Veränderungen  vor.  Eben  dadurch  passt  «ich  die 
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französische  Patentsteaer  den  Verbttitnissen  des  gewerblichen 
Lebens  immer  sorg^fältiger  an,  steigt  sie  in  den  Ertri&gen  nnd 
erweist  sie  sich  anch  in  den  Steaeraätzen  selbst  steigemngsnUiig, 
im  grossen  Unterschied  namentlich  von  der  Gmndsteneri  ihrem 
banptsftehlichen  Seitenstflck. 

§.199.  2.  Ein  ricbtuiig  der  Patentsteuer  im  Eiuzelncn. 

a)  U  m  f  an  g.  Die  Steuer  trifft  im  Wesentlichen  die  „ G  e  w  c r  b e 
pu  engeren  Sinne^',  und  zwar  die  gewerblichen  Unter- 
nehmer als  solche  fttr  ihr  „Gewerbe^'  mit  bestimmten  im  Gesetz 
genannten  Ausnahmen,  aber  inbegriffen  auch  einige  in  den 
Tarifen  speoiell  genannte  Erwerbsarten  (wie  die  einzeln  aufge- 
zählten „liberalen  Berufe")  >  welche  gewöhnlich  nicht  zu  den  „Ge- 
werben" gerechnet  werden. 

„Tont  individu,  Frain.ais  au  .  traiigor,  <|ui  exerco  cn  France  un  commerce,  iine 
iiidustrio,  une  profcssion,  non  compris  dans  Ics  excoptious  dctcrmiacos  par  la  pri^scnte 
loi,  oät  assigetti  k  la  oontribatioa  des  patontes'*  (Art  1  des  Gesetxos  ron  18bO,  aach 
vou  lb44). 

Nicht  pateDtateueipfllclitig  sind  danach  namentlioh  (Art.  19  des  GesetZM  fon 

1S44,  Art.  17  des  Gesetzes  von  1S80)  folgende  wichtigere  ("lassen:  die  Lohnarbeiter 
aller  Art.  auch  kaufmännische  (Gummis),  Beamte  der  pv  wcrblichen  ünternelimuugen  ; 
Künstler,  Lehrer,  Zeitungäherausgeber;  die  öftentlichcn  Beamten; 
die  Landwirthe,  als  solche,  also  ausser  den  selbstwlrthschaftcnden  Eigenthamcrn 
auch  Pächter,  soweit  sie  nur  eigene  Ernteproducte  verkaufen;  die  Bergwerks- 
bcäitzer  für  dun  Bergbau  und  für  den  Verkauf  der  Bergwerksproducte  (nicht  auch 
für  die  Umfonnanf  der  letzteren,  also  z.  B.  fttr  Hottenwerke);  dann  einige  specielle 
Kategorien  (z.  B.  Hebammen,  iMsclier,  Marketender,  ölfentlii  he  Srlireiber.  Handcls- 
»chilfkapitänc,  die  nirht  auf  eigene  Iv'eclinuiii;  fahren,  uncntsrchlieh  verwaltete  Spar- 
uud  Versorgungscassen  ,  autorisirte  üegenseitigkeits  -  Vc^^.ichcrungsan^talton ,  SaUteich- 
Besitzer  uml  Pächter  u.  a.  m.f :  endlich  die  im  Folgenden  noch  genannten,  gemeinhin  za 
den  „(lewerben''  L  o.  S.  gerechneten  gewerblichen  Klcinnnternehmnngen. 

Hiernach  nmfasst  die  Patentstcuer,  im  Ganzen  ebenso  wie  die 
meisten  Gewerbesteuern  anderer  Länder,  die  regelmässigen  grossen 
Kategorien  „gewerblicher*'  Unternehmung:  Handwerk,  Mann- 
factur,  Fabrikwesen,  Hüttenwesen,  Handel,  Agentur- 
Commissions-,  Geld-,  Bank-,  Versicherungsgcschäft, 
Tran gp 0 rt gewer be  (auch  Kisenbahneii),  Gast-  und  8 ehan le- 
ge werbe,  Dienstleistii n gs-fJ cwerl) e  (Theater  u.  s.  w.,  regel- 
mässige fgewerhsniUssi^j^el  Zininiervermiethung ,  chaiubres  garnies), 
endlich,  al»w»  i(  hend  von  manchen  anderen  Gesetzgebungen,  einige 
wichtigere  Arten  liberalcrrrot'essionen,  die  selbständig,  nicht 
im  (öffentlichen  oder  privaten)  Uienstverhältuiss  ausgeübt  werden. 

Unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sind  aber  einige 
wegen  ihrer  ökonomischen  Unbedeutendheit  oder  wegen  der 
gewöhnlichen  Dürftigkeit  ihrer  Betreiber,  ausdrücklich  iHr 
steuerfrei  erklärt,  einige  andere  werden  wenigstens  niedriger 
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als  zu  den  aUgemeinen  Steuersätzen  besteuert:  Kleingewerbe» 
Handelsgewerbe,  Hanstrgewerbe,  Handwerk,  Haus- 
industrie gewissen  geringen  Umfangs  und  gewisser  Art 
Befreiungen,  welehe  neben  dersoeialpolitisoben,  zunächst  daftlr 
maassgebenden  auch  eine  steuerteehn  iscbeBedeutung  haben,  indem 
dadareb  die  Zahl  derPatentstenerpflichtigen  erwflnscht  vermindert  wird. 

Die  Rechts  form  der  ünternehmunic  ist  an  sieb  für  die 
Steuerpflicht  glcieli^nltig:,  doch  he^tchen  für  die  V^cranhi'^ung  der 
Krwerbsgesclls  e  Ii  aftcn  einige  Spccinlbcstimmungcn. 

Alle  steuerpfli('liti;j;cn  Gewerbe  werden  in  den  den  (U'set/en 
beigefügten  Tarifen  und  in  den  zu  letztert-n  .t^eliürigeu 
N a  ni  e  n  s  V  e  r  z ei  e  b  n  i  sse  u  einzeln  in  der  bestinnuten  rMritV!as.se, 
uuter  die  sie  lallen  sollen,  aufgeführt,  liier  nicht  speeicll  ge- 
nannte Gewerbe  werden  durch  die  Verwaltungsbehörden  einst- 
weilen nach  Analogie  der  nUehstverwandten  des  Tarifs  veraidagt 
and  betreffende  Listen  solcher  Gewerbe  alle  5  Jabro  der  Legislatur 
znr  Genehmigung  vorgelegt  (Gesetz  von  1880,  Art.  4).  So  bleibt 
die  Besteuerung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des 
Gewerbewesens. 

Die  aJä  om  Thcil  der  Tabelle  „l>"  der  neueren  üesctze,  wuriu  die  rropartiunal- 
sät2e  zusammoiifestelU  sind,  aufurcfühilen,  seit  dem  (iesetz  vom  18.  Mai  patcnt- 
üteiK-rpflirlitii;  irewordenL-n  ,,1  i  h ral  c  n  Berufe"  ^in>\  iuimerliin  etwas  willkululicli 
aus  der  UesamiuÜieit  üolcbcr  Berufe  lierauäj^ehobeu.  En  {(ehören  dahin  jcUt  folgende 
z.  Tb.  hier  besser  mit  den  franzOsiscben  technischen  Namen  bezeichnete  KatCfrorien. 
(amtliche  Anagabe  S.  68,  aach  Perroux- Joppen,  S.  25'.).  Statistik  im  Ball.  XXII, 
413):  Acrzto  und  Fcrsojien  des  Ilcilljcrufs  lür,  med..  Dr,  chir. .  zahnär/fÜ«  ho 
Chirurgen,  ofiiciers  de  santc.  Tliierarzte).  Anwälte.  Notare  und  andere  mit 
Rechts-  und  Gerichtswesen  in  Verltindung^  stehende  Personen  (Adrocntcn  bei 
den  (jerichti-n,  bei  dem  Starttsrath  und  ('a>-atiMii!;hof ,  Sacliwalt'T  —  nvon'  -;  — .  Be- 
vollmächtigte bei  den  Handelsgerichten,  grettiers,  huissiers,  retcrendairc^i  au  sceau. 
commissaires-prisenrB),  Architecten,  CtTilini^enieure,  Vorsteher  treu  Schal- 
und  Er/.iehuntfsanstalten  (l'<nsii»ntMi)-  Warum  andere  vtrwainlfc  Fälle  ail8- 
drilfUirh  steuerfrei  sind.  /..  H.  (ticM-t/,  von  issü  Art.  17),  „K üiisfl .t"  (Maler, 
Bildhauer.  Stecher.  Zeichner,  „di«-  als  Kunstler  gelten"  —  allcnlinjjs  di.«^.  alle  nur, 
wenn  sie  sich  auf  den  Verkauf  ihrer  eijiencn  Kiinster/eii2;iii'>'  Ix'^ehi.ink-'n .  ferner 
«Iraiuatische  Kunsrlcr).  dann  auch  „rrofessoron  der  sclüliien  Literatur,  d.  r  \\  is>en- 
bchailuu,  der  UnturhaltuugskUustu",  sogar  Zuitungsherausgebcr .  ist  nicht  genügend  zu 
befTflnden.  Die  Patentsteuerfreiheit  der  Beamten  und  an  ir  es  teilten  Anirehörifen 
liberaler  llerufe  [in  einem  .,Dienstv>'rhältiii>s"')  liegt  ander-*.  Allerdins^s  wi  rdrn  aher 
diese  letzteren  Patentsteuerfreien  unzureichend,  weil  allrin  dnnh  die  Personal-  und 
Mubiliarsteuer  und  die  Thür-  und  l"i  iistersteiier  und  mu  h  hier  nicht  einmal  immer 
direct,  sondern  nur  eventui  ll  indin  ct.  durch  L i i  v  il/unir .  üetrull«  n.  .V!l<!s  ein 
Beweis,  dass  der  (i^lnd^at/-  der  ., \ll«;»'uieinh'  it"  und  der  „(il^•il•|lmi^^si^I^■  it"  aii<"h  im 
modcrueu  Frankreich  nur  mangelhaft  durchgeführt  ist;  ebenso  der  der  tileichma.ssig- 
k«it  auch  bei  den  patciitsteuerpflichtigen  liberalen  Berufen  wci^«:n  der  Be!>teucrtiiig 
bloflS  nai  h  dem  Mi<'t!iw<Tth  dei  bi  iiut/'en  K'iiunic       ii.  . 

Die  Steuerfreiheiten  und  Erleichterungen  von  Kleingewerben  be- 
treflen  namentlich  folgende  Fälle  nach  den  genannten  Gesetzen  rou  lb44,  1853,  1858. 
1862,  lh68,  welche  fortschreitend  Erweiterungen  der  Befreiungen  brachten,  und  jetzt 
nach  Gesetz  roa  1880  (Art  17):  Arbeiter  und  Handwerker,  welche  zu  Hause  oder 


Digitized  by  Google 


474     6.  B.  2.  K.  Steuerroclit.  1.  U.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  m,  200. 

bui  aadcrcn  Guwcrbua  ohue  Uchilfcu  (üuseUen)  oder  Lehrlinge  arbcitca,  ciiiorlci 
ob  im  Aaftrage  eines  Üntcrnchiners  oder  anf  eigene  Rachntin;  nnd  mit  eigenen 
Haterialicn  und  ob  mit  oder  ohne  Schild  oder  Laden,  wobei  aber  die  mit  dem  Manne 
zusammen  arbciteudo  Eliefi-nu.  «lio  mit  Eltern  zusamincti  arbeitenden  aiiFerheirulhcten 
Kinder,  auch  ein  oinl'uchcr  Handlanger  nicht  ab  Gehilfen  oder  Lehrlinge  gelten; 
femer  sind  befreit  Handwerker,  die  m  Hanse  mit  einem  unter  16jihrigcn  Lehrlinge 
arbeiten,  atich  <lii>  Witwe,  dio  mit  Hilfe  eines  cinzifj^cii  Arboifers  oder  Lehrlinf»ä  das 
Gewerbe  ihres  Mannen  fortsct/t;  weiter  Personen,  die  im  Umhergehen  auf  den 
Strassen  n.  s.  w.  Blnmen.  Zunder,  Besen,  Gipsfignren  oder  FrUebte.  Oerottse.  Bntter, 
Eier,  Käse  und  andere  gcring:c  Esswaaren  verkaufen;  endlich  sind  in- h  fi,  i:  S>  huh- 
flickcr.  klcinv  T,iunj)etis:unmlor  mit  Ifarken),  Wasserträger  {mit  Tragb.ind  oder  Hand- 
wagen), herumziehcntle  Scheorenächlcifer,  Kraukenträger.  Besonders  durch  da:>  Haupt- 
gesetz von  1844  nnd  das  spfltere  ron  185S  sind  so  Million  Kleingewerbetreibender 
i;«  iriMi  frdlier  ans  der  Patontstcuer  austrrsrlii.Ml.'n.  Das  U-t/tc  Gesetz  fCHk  1S80  hat 
iu  dieser  Hinsiebt  keine  erbcbliclien  Aendcrungen  mehr  gel>ra('ht. 

Steuererleichterungen  geniesseu  alle  Personen,  welche  andere  aht  die 
vorerwlbnten  kleinen  Artikel,  im  ümherzieben  oder  in  Buden  nnd  Ständen 

(i'clioppes  und  ttalagcs'  .ils  Hiindlcr  verkaufen:  sie  zahlen  nur  die  Hülfte  des 
Steuersatzes,  welchen  die  Kaufleute  l'Ur  dieselben  Gegenstände  mit  Läden  entrichten 
(Gesetz  von  1*944,  Art  14,  von  18S0,  Art.  Ib,  mit  Ausnahme  der  Fleischer  uud 
anderer  Kaaf  lente,  die  festen  Stand  in  Hallen  nnd  Märkten  haben). 

Die  Associes  en  commandite  sind  nicht  patentsteuerpllirlitig  Die  Patente 
sind  persAnlicli  Rci  „societes  en  nom  collectif"'  zahlt  nur  der  H;uipt- 
theilnehuier  die  ganze  „feste"  Abgabe  des  Gewerbes,  die  anderen  Theilnehmer  zahlen 
diese  Abgabe  in  gleichen  Haten  noch  einmal  (mit  einer  Maximalgrenze  für  den 
Einzelnen,  '/^o.  bei  Mitgliedern  einer  Arbeiter;»s5ociation).  Die  Proportionalabgabe'* 
wird  nur  für  das  Wohnhaus  des Uaupttheilnehmers  und  lUr  die  Localitäten,  welche 
den  allgemeinen  Geschiftszwecken  dienen,  berechnet  (Gesetz  fon  1880, 
Art.  20,  Abweichangen  ron  diesen  Grundsätzen  nach  Art.  21  für  Gewerbe  in  Tarif- 
tabelle C  u.  J\).  —  Gewerbe  und  Handel  treibende  anonyme  Gesellsclinften  zalilen 
für  jedes  ihrer  Etablissements  unter  Bezeichnung  des  Objccts  der  Unternehmung  eine 
einzige  feste  Abgabe  (Gesetz  von  1880,  Alt.  22). 

Wer  Waaren  von(iemeinde  zu  Gemeinde  bringt,  wenn  aucli  zum  Verkauf 
Dif  fremd*-  Ive>  hnunir.  bedarf  eines  H  au  s  i  rpatents  der  betreffenden  Art  (mit  Packen, 
Sauuuhier,  Wagen;  (iesetz  von  lh*>0,  Art.  23). 

Answ artige  Handelsreisende  werden  auf  demselben  Fasse  wie  französische 
in  dem  betreffenden  Hcimathlande  des  Heisenden  behandelt  (eb.  Art.  24). 

Besond-  r-'  l?estimmuntren  pelteti  für  Falle,  wo  ein  Patentsfeuerpf1i<  btipcr 
(pateutable)  in  demselben  Ktablisäemcjit  ?crschiedeuü  Gewerbe  ausübt,  oder  weiiu 
ein  solcher  mehrere  Geschäfte  hat  (eb.  Art.  T,  8,  9). 

200.  b)  Das  Cl a s s c n s }  8 1  c  in  uud  die  Steuersätze 
darin.  In  Fonn,  Namen  und  Einzelheiten  der  Einrichtung  ab- 
weichend kommen  die  8teuerclassen  der  l'ranzösiscben  Tatcntsteuer 
tlocb  auf  die  allgemeinen  Untcrschcidungeii  und  ClasBen- 
typen  der  neueren  Classen- Gewerbesteuern  hinaiiB.  Es  werden 
nämlieh  nntersehieden: 

I.  Gewerbe,  welche  wesentlich  fUr  den  Orts  bedarf  arbeiten, 
nnd  andere. 

II.  Bei  der  erstgenannten  stufen  sich  die  „festen"  Steuersätze 
nach  eincMi  System  von  Ortsclassen,  gemäss  der Hcvrjikerungs- 
grüsse  der  Gemeinde,  ah,  hei  den  letztgenannten  nicht.  Das  Orts- 
classen-Princip  beruht  mit,  nicht  allein,  aui'  dem  Gedanken,  nach 
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der  OrtsgrQsse  den  Betriebsvmfan bezw.  die  Ertrags-  nnd 
Stenerfabigkeit  eines  Gewerbes  zn  bemessen. 

III.  Sämmtliche  Gewerbe  sind  iu  Gattungsclassen  nach 
ihrem  ganzen  Ökonom ischen  Characler,  nanientiieli  nach  ihrer 
ungefähren  e  i  n  z  e  1  w  i  r  t  h  s  c  h  a  l't  1  i  c  h  e  n  Bedeutung  und  theil- 
weise  zugleich  in  Hetrieb.sunü'angs-  und  K rtrags fähigke i(s- 
Classen  (bei  ein  und  derselben  Gewerhegattung)  gebracht,  und  zwar 
zunächst  in  vier  Hauptclasseu,  wovon  die  beiden  ersten 
(A  und  B)  iu  Combination  mit,  in  beiden  Fällen  Übrigens  ver- 
schiedenen, Ortsc lassen ,  die  beiden  letzten  (C  und  die  Ab- 
tbeilang  liberale  fierofe  in  D)  ohne  diese  Combination.  Die 
weitere  Classification  innerhalb  jeder  dieser  Hanptclassen  ist  ver- 
schieden eingeriohtet,  wie  in  §.  201  nnd  202  gezeigt  wird. 

IV.  Bei  den  Gewerben  aller  Classen,  mit  Ausnahme  von  Klein-  • 

gewerben  in  Orten  unter  20.00()  Einwohner  in  der  ersten  Haupt- 
classe  (A),  wird  der  Betricbsuinlang  (Ur  die  Steuerbeniessung 
<lcr  einzelnen  zu  einer  Gewerbcgattung  gehörigen  Unternehmung 
berücksichtigt  und  zwar  mittelst  der,  sell)st  wieder  abgi.stiiftcn, 
Proportionalabgabe  nach  dem  Micthweith  der  Localitiiten.  Hei 
gewissen  Gewerben,  namentlich  der  dritten  Hauptclasse  (C),  aber 
auch  einzelnen  anderen  in  der  zweiten  (iV),  wird  ausserdem  der 
Betriebsamfang  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  desselben 
bestimmt  nnd  die  Steuer  mit  danach  bemessen. 

V.  Die  Steuersätze  sind  sonach  dreierlei  Art: 

1.  Ein  „fester"  Satz  (droit  fixe),  vornehmlich  nach  der 
Qattnng  des  Gewerbes,  theiiweise  auch  nach  dem  Betriebs- 
am fang,  bei  den  Gewerben  der  ersten  und  zweiten  Haupt- 
classe (A-  nnd  B)  olassenweise  abgestuft  nach  der  Grösse  der 
Ortsbevölkerung,  bei  der  dritten  (C)  nicht;  bei  der  vierten, 
den  liberalen  Berufen,  fehlt  der  „feste"  Satz. 

2.  Ein  pro  j)ortionaler  .Satz  verschiedener  Hübe,  nach  dorn 
Mieth Werth,  und  zwar  regelmässig  (mit  seltenen  Aiisnahiiien) 
demjenigen  der  Wohnung  und  der  etwaigen  besonderen 
gewerblichen  Anstalt  (des  industriellen  Etablissoments i.  all- 
gemein bei  allen  patentsteuerpflichtigen  Gewerben.  Er  dient  dem 
Doppelzweck,  der  Stenerabstufung  nach  Gewerbegattungen 
und  nach  den  Betriebsumfang  des  einzelnen  Gewerbes  der- 
selben Gattung:  dem  ersteren  Zweck,  indem  der  Proportionalsatz 
bei  verschiedenen  Gewerbegrnppen  und  mitunter  auch  bei 
der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt  (auch  wohl  den  ge- 
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trennten  Verkaufsmagazinen)  eine  versehiedene  Hohe  half  dem  i 
zweiten  Zweck,  indem  ein  bestimmter  Proportionalsatz  nach 

dem  genannteu  Mictliwcrth  ein  und  dieselbe  Gewerbeart  in  ver- 
schiede ii  c  iii  Maasse  tritVt.  Hei  den  Gowerl>cn,  \v(»  der  „ieste" 
Satz  nach  ( h- 1  s  c  I  a  s  s  c  n  \  erscliicdcn  ist  (A  und  B),  wird  der 
Hcti  iel)sunit"an^-  dalier  in  /.  \v  c  i  t'a  c  Ii  e  r  A\'eise  l>t  i  der  Heniessunir 
berllcksii'hti;;! ;  bei  anderen,  besonders  der  Ilauptehisse  C\  wird  dies 
durch  den  folgenden  I'unct  unter  No.  3  erreicht.  Die  beacbtens- 
werttie  und  für  das  System  cbaracteristiscbe  Entwicklung  war  die 
nllniähliebe  Di i ferenzi rang  der  ursprünglich  gleich  hohen 
( 10  ^/o )  Proportionalabgabe. 

3.  Ein  veränderlieher  Satz  nach  änsaeren  Merkmalen 
des  Betriebs nmfangs  bei  gewissen  Gewerben,  namentlich 
denjcnigcra  der  dritten  Hauptclasse  (C),  anch  bei  einzelnen  der 
zweiten  Hauptclasse  (B).  Durch  die  verschiedene  Normiran g 
der  EinheitsbetrUge  dieses  ^^veründerlichen''  Satzes  wird  ansaer- 
dem  auch  die  (Jewerbc j^at tu n berllcksicbtif;t,  also  die  Clasai- 
licalion  nach  Gattung  und  Hetrici^sumfanii:  conihinirl. 

201.  Das  Glassitication  SS  V  stein  der  trauzösisclien  Patent- 
Steuer  gestaltet  sieh  n:ich  den  im  Voraus-elu  ndeu  angegebenen 
Elementen  und  nach  den  weiteren  Bestimmungen  der  Gesetzgebnng 
Über  die  Classification  dann  schliesslich  im  Wesentlichen  folgender- 
maassen. 

Erste  Haupt olasse  (Tabelle  A  des  Tarifs),  die  grosse 
Masse  der  gewöhnlichen  Geschäftsleate,  Kaufieute,  Gewerbe- 
treibenden,  besonders  der  Arbeiter  beschäftigenden  Handwerker 
—  „commer(;ant8  ordinaires  et  artisans  occupants  des  onrriera*', 

wie  sie  in  der  Patentstatistik  kurz  heissen  —  daher  *uch  der 
Znlil  nach  an  '  aller  l'atcntsteuerpHiclitigen  (gegenwärtig  nahezu 
1,4U0.(I(M)  oder  <S4"  „  aller  in  IH.s'))  umfassend.  Die  „festen'*  8ätzc 
wechseln  liier  n.ieh  einem  ( ie  n  e  r  a  1 1  a  r  i  f von  (S  Gattun^s- 
uud,  wie  bemerkt,  (auch  zum  Theil  B  e  t  r  i  e b s  u  ni  f  a n gs -)  und 
y  Ürtselasseu  (die  erste  davon  Paris).  Die  Proportio nai- 
abgube  ist  im  Gesetz  von  1<S80  wieder  etwas  ernjässigt,  inj  Prin- 
cipal regelmässig  —  „vorbehaltlich  die  Ausnahmen"  —  V^,,  bei 
Gattnngsdasse  1—3,  Vso  Gattungsclassc  4 — 6  und  Vm 
Gattungsolasse  7  und  8  des  Miethwerths  der  Wohnung  und  der  ge- 
werblichen Anstalt  Sie  entfällt  jedoch  in  beiden  letzteren  Classen 
(7  und  8)  in  den  4  untersten  Ortsclassen  (d.  h.  in  denen  mit  Bc-  i 
vülkerung  unter  20,000  Einwohnern).  I 
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Die  Classification  nach  Gevrerbe^ttiingen  kann  man  genau  nur  ans  den  nmfang- 
reicben  T.irilVn  und  Noincnrlatin-'ral) .1!.  n  ^^Ill^t  luitnehinen.  Die  jungst  Fcröffent- 
lichte  Sfati>tik  Mull.  XXII,  3(jO  fl.)  gioU  dabfi  noch  einen  besseren  Einblick  in  das 
characteristbclic  Kinzt-hic.  Bei  einer  blossen  Zu.saiutuenfait8un<;  un«!  Ilorvorbebuug 
des  Haoptsichlichen  i  iL^irbt  aich  zur  Gliaracterisiruog  der  (jattun;^>' lassen  etwa 
Ful};<  lidi-s  Mi.irh  der  Einleitung^  zu  der  genannten  Statistik,  T^iill.  XXII,  .'!r)4  ,  etwas 
eingebeuUer  KaufuaDJi,  S.  233 — 235):  1.  Classe  die  mciäteu  (irossbändlur  (ü.  Ii. 
velclie  an  andere  Hindier,  Halbgrosshlndler  und  Klelnhlndler  rerkanfeu);  2.  Glasse 
die  meisten  Halb(^rossliUndler  (d.  h.  welc^he  an  Kleinhändler  und  an  das  Consumenten- 
publicuu)  verkaufen);  3.  Classe  gewisse  (iross-  une  Halbgrosshändlcr ,  welche  kleinere 
Heinerträge  als  die  in  Chusse  1  und  2  zu  erzielen  scheinen,  auch  einige  KI«  iidiiin<ller 
11.  d-jl.,  die  von  piii-x  ivt  Hedcutung  als  die  Geschäfte  der  fitlgiMidcn  Classcn  /.  11. 
< 'uuditoreien ,  Juwi-Ien-  und  Bijoulcriehandcl,  Verlagsbuchliaudi  l .  grösser«-  Sclinridcr, 
Lädüu  für  kleiduQ^totic) ;  4.,  3.,  und  ti.  Classe  klciubaudol  und  (iewerbe  \.U.andwerk) 
init  Handdscharacter;  7.  und  8.  Glasse  kleine  Handwerker  n.  dgl.,  besonders  zu 
Hause  fur  fremde  Cntemehmcr  (Meister)  arbeitende,  geringer  Kleinhandel  u.  dgl. 
Die  Vertheiluug  der  verschiedenen  Gewerbe  und  auch  desselben  (icwerbes  vorschiedenen 
diaracters,  Umfangs  und  tnuthmaasslichen  Ertrags  in  die  Classun  i>t  sicher  mit  grossem 
Sachverbtändnis^,  feinem  Tact  und  nach  vielfachen  „ungeführm**  Erfahrungsthatsachen 
in  Betrt-fl  der  Uedeutung  und  Eintraglieliki-it  d<T  (ieschafte  gemacht  'z.  B.  bei  den 
<iabt-  und  Schankgewcrbeu  unter  Berücksichtigung  der  Art  des  Betriebs,  des  Besitzes 
von  Billards  oder  nicht  n.  dgl.  m.,  so  n.  A.  Weinhindler  en  f^na,  in  Glasse  1.  Wein> 
Iiaüdler  en  detail,  die  gewülinlich  ausser  Haus  nach  Körben  oder  Flaschen  verkaufen, 
in  Classe  4,  Weiobändler  en  detail,  die  bei  sich  verschenken  und  Billard  halten,  in 
Cbkoe  5,  ebrasolcbe.  aber  ohne  Billard,  in  Classe  6,  Verkäofer  ron  Wein,  Cider, 
Bier  ..an  petit  detail"  in  Classe  7).  Das  Fragliche  bleibt  nur  immer,  ob  diese  in  der 
Kichtnng  gewiss  richtigen  Abstufungen  aurlt  ilnn  Maasse  nach  allL-^emein ,  in 
iietrelf  der  Oattungun  und  voUcuds  einzeln,  in  Bcticll  der  einzelnen  (icschüfte  jeder 
Oattnng,  zu  einer  richtigen  Yerh&Itnissmftssigkeit  der  Steuer  führen?  Der 
kritische  Punct  in  dieser  ganzen  Besteaemng^ethode  „nnch  iosseien  Meikmalen"! 
^S.  u.  §.  205). 

Der  jetzige  Glassen-  und  Ortstarif  (fOr  das  Principal)  ist  der  folgende: 

Ort<i4>la»«on ,  Einwohnerzahl 

Faria  Uebcr  50^1  ao.üoi  80,001  10^1  MMl  SOOl  aatar 

Oattaags-  100,000  bii  100,000  bis50,000  btsSO^  bit20,00a  bta  10,000  bbSOOO  SOOl 

claaMB      1.            2.  8.  4  6.  S.  7.  8.  9. 

Pr«i,  Fre«.  Frca.  Vt>^.  Treu.  Pr«,  Fnt.  Prai.  Pmt 

1.  4(K)        300  240  180  120  SO  60  45  35 

2.  2iJ<)  150  120  UO  üO  45  40  30  25 
».       140        100  SO  60  40  80  25  22  18 

4.  75  ()0  45  30  25  20  15  12 

5.  50  40  30  20  15  12  0  7 

6.  40  82  24  16  10  8  (i  4 

7.  20  16  12  8  8  5  4  3 

8.  12  10  8  6  5  4  S  2 

In  Glasse  7  nnd  8  entfällt,  wie  bemerkt,  ron  Ortsdasse  6  ind.  an  abwirts  die 

Proportionalabgabe. 

Die  Bevölkerung  der  Geuieinde  wird  nach  der  letzten  Volkszählung  und  nach  dein 
Dccret  darüber  berechnet,  wie  bei  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  daher  im  Allgemeinen 
unter  Abzug  der  Militär-  und  der  Anstaltenbevölkcrung  ^I*e  rrou.x-J Oppen,  No.  38, 
fl.  0.  S.  rntersciliedeu  wird  daV)fi  in  (ierin  iiiden  mit  einer  ()''<;iniintb"völkeriin<_'' 

von  über  5000  Einwohuuru,  ob  der  Uuwei betreibende  iu  dem  zusammenhängend 
gebaoten  Theile  der  Gemeinde  (partie  agglomör6e>  oder  aasserhalb  dieses  Tbeils 
in  der  Gemeinde  sein  Gewerbe  betreibt.  Im  erstfn  Falle  riclitit  sieh  die  Steuerstnfe 
nach  der  Urtsclasse,  in  welche  die  Gemeinde  nach  ihrer  Ge sa mm tbevölkerung  gehört, 
im  zweiten  Falle  nach  der  Classe,  in  vclche  sie  nach  der  Zahl  der  nicht  zusammcn- 
bingend  wohnenden  BevAlkernng  gehören  wurde  (Gesetz  von  und  von  1844, 

Art.  fi).  Bei  di  m  l  ebergang  einer  (ieuieinde  na«  h  einer  neuen  Zahlung  in  eini* 
höhere  OrtsbcvOikcrungsclusse  ist  der  höhere  lestu  Urtsclasseusatz  iu  dun  ersten 
5  Jahren  nar  zur  Hilfte  zu  zahlen  (eb.  Art  5). 
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Zweite  Hanptclasse  (Tab.  B):  die  „hants  commer^aBte" 

der  Patcntsteiierstatistik ,  eine  vcrhältnis!«;ii lässig  kleine  Anzabl 
fiolchcr  (ipwerbe  (cn.  17.(M)l)  ^c^euwärti«;,  oder  ca.  1  "  o  al'^O' 
welche  i  III  A  I Igeni  e  i  ne n  lür  uichtijjjer  und  d  u  re  h sc  Ii  n  i  tt I ic Ii 
bteucrtähiger  als  diejenigen  der  ersten  ('lasse  gelten,  z.  B.  Weehsel- 
agentcn,  Bauijuiers,  Wceliselstul)en  (tür  (Jeschiit'te  in  Wertlipaideren 
gewisse  Commissiouäre,  grössere  Kauflcute  (negociants)^  Makler, 
Seeversicherer I  grössere  Verkaufsmagazine,  Droschken-,  Omnibus- 
Unternehmungen  u.  dgl.  ni.  Diese  (Geschäfte  unterliegen  deshalb 
einem  Specialtarif  mit  höheren  Sätzen,  welche  wieder  nach 
OrtsclaBsen,  aber  nach  solchen  grösseren  BeTölkerangs-Spiel- 
ranms,  als  in  Classe  A,  und  ansserdem  mehrfach  nach  Merkmalen, 
welche  fttr  das  Domicil  wichtig  sind  —  so  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  Entrepots  —  und  nach  Merkmalen  des  Betriebs- 
nmfangs  abgestuft  sind.  In  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das 
Princip  „ veriinderliche r"  Sätze,  wie  in  der  dritten  Hanptclasse 
(C)  aueh  hier.  Die  .,feHten"  Siit/.c  sind  regchnässig  erheblich 
h«">lier  als  auch  für  die  ersten  l^nfcrclassen  in  llauptelasse  A,  die 
rroportiüualabgabe  auch,  regeluiäsbig  IrUher  Vi&>  J^^^^  Vio* 

Der  Tarif  auch  boi  Kaufmann.  S.  2:!H  IT.  Die  S(ati-<tik  von  IS'^fi  fdhlt 
31  Kategurica  von  Gewerben  auf,  iniiurhalb  deren  die  OrLsclaä^eniiiUfo  und  z.  Tk.  die 
veränderlichen  Sätze  wieder  vielfach  verbchieden  sind.  Die  Ortsciassen  weichen  nicht 
nur  ron  dcutMi  der  A  ab,  sondern  sind  au<  li  hie  und  da  unter  den  verschiedenoii 

Kategorien  drr  B  wieder  etwas  ytT-^i  hi-dcn.    In  <I.t  Ifi^u'"!  bi^^^tilien  höchst«- 

Sätze  für  Paris,  dann  Orticlasaen  von  über  100,ÜUÜ,  50.0U1  — lüU.OüÜ.  yo.ÜU  1—50.000. 
15,001— SO.OOO  und  15.000  Einwohnern  and  darnntcr,  mehrfach  in  Combination  mit 
d<  iii  l'tii-f  ind.  ob  der  Ort  des  Douiicils  mit  oder  ohne  Eiitropot  um!  mit  lifthcrer 
St'-ui  iHut'e  im  rr^teroM  Kalle.    Die  kleineren  Landstädte  sind  also  meistens  mit  den 
Landgemeinden  in   Kiin'  unterste  Classe  vereinigt.     Beispiele  \on  festen  S.it/en. 
Ortsstafen  and  veränderlichen  Sät/.en  nacli  Merlimalcn  des  Betriebsumfan^s  .«ind; 
Banqoiers  in  l'.iris  2000  Tres.,  in  ilen  5  jr-'nannfen  Drliclas^en  ICOO.  .')0U,  JOO. 
300,  200  Krcs.  (mit  Modilicationen  der  zweit-  und  drittletzten  Classe  nach  dem 
Moment  desEntropot:»),  dann  für  jeden  aujcrestelltenCommis  a.  dgl.  aber  5  hinaus,  ebcnfim« 
abgestuft  nach  denselben  Orfsrla^-eii,  je  .")(),  10.  25,  20.  15.  10  rrc?  ;  bei  Banquicr»,  reiche 
EmiiiSionsgeüchäftc  für  fremde  Länder  betreiben,  Ziiis/ahlstellen  daf  lr  h.iben,  erhöhen 
sich  die  .,fcstcn  Sätze**  am  die  Hälfte;  bei  (J  ross kau  fl einen  feste  Ortsäätze  von 
500  'Parisi.  100,  ;iOi).  200.  l.'iO,  100  Kn  s   und  Cominiv>;it/.-    wir-  o.)  ron  25.  20,  15, 
10.  *> .      !>' s  :   li.i  I)  rose  Ii  k  <•  II  -  imd  dul.  L«i  h  n  In  Ii  runteriielniuniiren  Ort«*-  und 
Betriebsumfangs.>>ät/e  nach  Zahl  und  W  agen,  bei  Üinnibusunternehmun^eu  de.sgleichcn 
nach  Zahl  der  Plfttzo  in  den  Woji^-en.   Die  neuere  fiesetzfobangr  hat  im  Allgemeinen 
die  Sät/.e  der  Classe  H,  um        der  durclischnitfli<'h  grJissercn  Leistun-^^ialiigkoit  dieser 
Class*;  an/.upas.ien ,  nielit  unwesentlich  erh<>lit,  was  .sieh  am  I)eutlicli>fen  im  Dnrcb- 
schnittssteuersatz  eines  ratent>teueri)llichtigen  ausdruckt:  lS^oy()4.7S,  I '>s2  ■1(>2.^5  Frc«., 
während  dieser  Satz  in  ('la>se  A  etwas  (resuniten  (bez.  von  87.49  auf  Krc^.> 
und  bei  den  zwei  aiul'  r'ii  (  lasse  n  aiieli  nur  weni^  ^estictfeu  ist    Classe  C  75.43  und 
.S3.25,  Classe  i),  liberale  Berufe,  40,55  und  4U.751.  Die  Steuerlast  ist  also  hier  immer- 
hin etwas  mehr  anf  die  ütSrkeren  Untemehmangen  des  Priratcapitalismns  ireschoben 
wordi*n.    Ob  i^eniiirend      Die  ob  auch  nur  wenigstens  gleich  höh"-  proportional« 
Besteueiiing  lim  V<  rh.illiiis>  zum  Keinerlrau  )  A  -v  wiclitiLreren  (iros>i;es>  hälte  im  \  er- 
gleicb   mit  den  kleineren  ist  ein  besonder^  mi?sli»  her  l'un  t  der  modernen  „ratio» 
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n«>llen"  Geir«rbecbsseMteaeni  nach  der  Methode  der  Vennlafmif  nach  ttosseren 
Merkmalen. 

§.  202.  Dritte  II  aiiptc  lasse  Crab.  C).  Hierhin  gehören 
namentlich  industrielle  l'nternehniun;;en  (Fabriken,  Manu_ 
liicturen  und  d^^I.,  Huttenwerke),  doch  auch  eine  Anzahl  anderer, 
8o  grössere  TraDsportunterDehniungen  (Kisenbahnen,  Danipt'schitVe), 
Versicherungsgesellsclinfton  (auf  Erwerb),  die  grössten  Banken 
(u.  a.  die  Französische;,  BuokactieDgesellscbaften  Uberhaapt,  Militär- 
lieferanteO)  Theater,  CoDcertanternebmnngen  n.  dgL  m.,  einzelne 
mehr  commercielle  Geschäfte ,  endlieh  namentlieh  der  Hansir- 
handel,  also  doch  manche  Kategorien  und  Fälle,  deren  Ein- 
stellang  in  diese  Abtheilung  statt  in  A  oder  B  auf  einer  gewissen 
Willktthr  bernbt.  Die  Zahl  der  Patentpflichtigen  dieser  Haopt- 
classe  hat  nach  dem  letzten  Oesetz  von  1880  etwas  abgenommen, 
sie  beträgt  gegenwärtig  nicht  ganz  200,000  oder  etwa  *  der 
Classe  A  und  nahezu  12"/,,  der  Gesanmitzahl.  Die  Be Völkern n;2;s- 
grösse  der  Gemeinde  wird  liier  nicht  berücksichtigt.  Die  be- 
treffenden Unternehmungen  sind  wieder  in  f)  S  j)  e  c  i  a  1  c  I  a  s  s  e  n 
eiiif^ereiht.  Ftir  jede  derselben  ist  namciitlich  die  Pro po r tion  a  I- 
abgabe  verschieden,  tlieils  nach  der  Höhe  ihres  .Satzes,  theils 
nach  dem  Umfang  der  UocalitUten,  aut  die  sie  sich  bezieht 
(Wobnang,  industrielles  Etablissement,  getrennte  Verkaufsningazine, 
mit  mehrfach  nach  diesen  Kategorien  wiederum  verschiedenen 
Proportionalsätzen).  Die  einzelnen  Unternehmungsarten  jeder 
Specialciasse  unterliegen  meistens  wieder  bestimmten  „festen" 
(Einheits-)  Sätzen,  zn  denen  dann  „yeränderliche"  Sätze  nach 
Merkmalen  des  Betriebsnmfangs  treten.  Bisweilen  fehlen  die 
festen  Einheitssätze  ganz  ond  werden  nur  solche  „?eränderliche'' 
Sätze  erhoben.  Beaohtenswerth  nnd  charactcristisch  gerade  fUr 
das  französische  Gewerbestenersjstem,  im  Unterschied  auch  von 
verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutschen  Staaten) 
ht  es,  dass  man  sich  bei  der  Wahl  solcher  äusseren  Merkmale" 
last  ausschliesslich  auf  solche  beschränkt  hat,  welche  den 
A  r be itsfac 1 0 r  oder  den  Factor  der  Maschine,  des  Appaiats 
n.  dgl.  ni.  darstellen,  daher  nicht  den  Ertrag,  sondern  nur  die 
Ertragsfähigkeit  eines  Gewerbes  erkennen  lassen  und  ohne 
besonderes  Eindringen  in  die  privaten  V'erniögens- 
und  Krwerbs Verhältnisse  zn  constatiren  sind:  Arbeiterzahl, 
Maschinenart  und  Grösse,  Ofenranm,  GefassgröRsc  u.  dgl.,  unter 
Ausschluss  von  Menge  der  verbranchten  Roh-  und  Hilfsstoffe,  der 
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erzeugten  Fabrikate,  des  benutzten  Kapitalbetrngs,  der  wirklicb 
erzielten  Erträge.  Nur  in  wenigen  Fällen  wird  nach  dem 
„Kapital''  (so  bei  Bankactiengesellschaften)  oder  nach  dem 
Ertrag  (bei  Theatern  n.  dgl.)  die  Steuer  bemessen. 

Ancli  für  diese  Glassü  Tarifproben  bei  Kaafmann,  S.  241  ff.   Nor  dieTarif- 

tJiljillt^  selbst  giebt  natiUlirh  vollen  Kiiibli'k.  I'i-  N  o  rrii  i  rii  ii  s;  der  „fosten" 
Siitze  urul.  was  pmcti-ich  1Ü(M' wirhtigor  i>f.  tlic  A  t  u  t  u ii g  «Ic r  1' ropn rti on ssä  t/c 
und  diü  Ei  II  reih  Uli  g  der  (ic  werbe  in  die  f  lin  f  SpecialcliiÄücu.  siowie  die  Bc- 
stimmang  der  Betriebsum fan^rs-Merkmal  -  I  i  die  „verinderlicbon** 
Sätze  und  dj.  H e in  ti  n  ir  «ler  l'  (7.(<^ren  ist  sitlier  wieder  mit  L'^ri»>>ein  (i''s<  liirk 
vorgenüinmen  worden.  In  den  idluiühlich  hier  eingetretenen  Aunderungeii  oUuubart 
sich  das  Strebon«  die  Gcsammtpatentsteaer  einer  Unternebmiing'  mit  der  Entvickloni^ 
d.  r  tei  liiiisrlieii  und  ökonoinisrluni  Ycrh&Itni><'i'  iiri']  mit  derj<'iii<iin  der  „Leistangs- 
fähigkeit"  miiiilicliist  in  Kinklaiijj  zu  halten.  Aljer  das  unveniieidln  )i  W  illkiihrli  ch  e 
des  gaii/i'u  Systems  tritt  doi-li  Überall  entpeiren  und  die  irros>e  Fia;:o  bleibt  immer  : 
wie  «reit  «bon  die  verschiedenen  (iewerbesfattungren  dieser  Cla&se  C  nnter 
^ich  lind  verpücheii  mit  ilenjeiiiii.  n  der  Abtheilum;eii  A  und  H,  fi.-riier  wie  weit  die 
verschiedenen  einzelnen  tnternchmungcn  derselben  Gcwerbegaituug  bei  diesem 
VerfilhrcD  in  ricbtifrer  VcrhftItni88inässig:l(oit  bestenert  werden.  Die  Modi- 
ticatiuncn  bei  der  Anwendung  eines  der  Hesteuenuifj^principteD  io  solchen  Fällen,  wo 
die  Anwendiin;!;  zu  Harten  fuhren  ktWmto.  enthalten  wiederum  ein  an  ^iell  richtig;efl 
Iiidividnali!»iruiigiimoment.  aber  zii^leirh  doch  abermals  ftwa»  Wiilkuhrliche;^, 

Unter  den  „veriinilorlichcn*'  Siitzon  nach  Betriebsumfani^s- Merkmalen  ist  der- 
jenige, weichet  fiich  nach  der  Arbeiterzahl  richtet,  der  liäiiliir->fe.  im  AllircmiMncn 
l>ei  deujenigen  M  anu  t'acturen  und  Fabriken  iu  Anwendung,  bei  welchen  der 
„Arbeits factor'*  vor  oder  statt  des  „Maschincnfactors**  u.  dgl.  noch  den  Vor- 
rang für  Ii'  Ertragsf&higkoit  behauptet.  Die  Steuer  ein  >  (i .  wcrbes  steigt  dann  mit 
jedem  Arbeiter  um  einen  bestimmfen  S.it/,  (früher  in  der  l^•^''■l  H  Pres.,  nach  Gesetz 
von  ISbO  meist  höher,  am  llaul]u:>teii  l  lies.,  aber  auch  2,  2'^,  ,  C»,  T. 

selbst  10  Frcs.).  Dabei  werden  Arbeiter  unter  16  und  Uber  »»5  Jahre  nur  /nr  li.älfto 
irereclmct  ((iesetz  vom  4.  .Iniii  IS."»^.  Art.  Io.  (Jes- 1/,  vun  ] ssO,  Art.  10"».  Die  Tarif- 
tabelle bestimmt  genau  iu  allen  einzelnen  Fallen,  wu  der  „veränderliche"  Sat/.  sich 
nach  der  Arbeicenahl,  wo  nach  anderen,  sachlichen  Bctriebsclementen,  Maschinon- 
zahl.  Apparaten  u.  s.  w.  richtet.  Und  zwar  wird  reselma^sip;  entweder  nacli 
der  Arbeiterzahl  od'-r  nach  solchen  sai  hlichen  laetoreii  dii  .Steuer  liemessen, 
bei  di  r  üblichen  Hetnob-«tcchnik .  nicht  nach  beiden  /iigieich.  Die  früher  hier  uiul 
auch  b<'i  eiiiiiien  anderen  Hetrieli^ini  rkmalen  !rclt<>nden  Mazima  (der  nach  dem 
Merkmal  ^wii  richteielcn  <ii  samnitabi:abe)  sind  seit  1*^72  ((icsefz  vom  24.  ^lärz  lü72, 
Art.  2)  beseitigt,  womit  eine  liegünstigung  des  Gru:>abelriebes  lurtgeralleu  ist. 

Beispiele  von  „sachlichen'*  Merkmalen  f(lr  die  Bestimmang  der  „reränderlichen** 
Sfttze  sind:  Lastengehalt  bei  Schiiren,  (ie.sehaftsiiiiifang  der  Militiirlieferanten,  Ofen- 
inhalt bei  gewi^^rii  Fabiikaiionen  ((iips.  Kalki,  (Menzahl,  Feuero>s.  n,  Hmupfannen- 
sjrösse  (bei  Hrauep'ieii),  zuriickireleutc  Wcji^elangro  und  \\'agengru.-ise  (Diligeiicen  beides, 
Kisenbahnen  ersten  >  ;  bei  verschiede), on  Indu.^trica,  Hüttenwerken,  Spinnereien, 
Zwiriieri  ieii .  W Cberei' n  .  /.i  iifrilrnckereien .  l)rahtzieh<  reien  .  Mühlen,  Pa)M'  rril>riken. 
i'orcellanfabriken ,  Brennereien  u.  s.  w.  dient  gew<Winlich  das  für  die  Te«  hnik  des 
Betriebes  characteristiscbe  and  wichtigste  Bctrieramerkmal  als  Grundlage  for  den  rer- 
ändcrlichen  Satz  (/.  Ii.  die  Zahl  der  Spindeln,  der  Webstühle,  der  Drucktiscbe,  dor 
Walzenpaan-,  der  Inhalt  der  (iiihrbottiche  ii.  dpi.  m.V 

Ilausirer  werden  nach  Transportart  (Pa<keii,  l.astthiere,  Wagenart,  1,  2- 
nnd  mehr^pännij^i.  dann  nacli  Wagenzahl  besteuert;  Ilausiicr  bloss  mit  gewissen 
gemeinen  \\'aar''n  (ne-;ei(,  I\Mi)iwa.neii ,  irdi n  (i  'si  hirr  u.  dj^l."^  nur  zur  Hälfte  diT 
sonstigen  Satze,  ebenso  bei  Eacigcspann  und  bei  liausirea  im  Umkreise  von  20  Kilo- 
meter. Die  bloss  aosnahmsweise  Bcrttelcsichtigung  des  Kapitalbetrags  selbst 
(bei  Hankactiengeselhächafieni  hat  bei  dem  Princip  der  „Cef fcntlichkcit"  für 
solche  Unternehmangen,  uhnli(  h  die  Bessieueruiiif  nach  i^ewissen  Erträgen  Theater, 
Goncerte)  nach  der  Notorietät  der  Ertragsverhiiltni.^ae  keine  Schwierigkeit  und  nichts 
Lästiges.    Eine  allgemeine  Pflicht,  der  Steaerrerwaltang  Einsicht  in  die  Waaren- 
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Empfanjes-  und  Expeditfonsregister  zo  gewShxen,  besteht  Ua  Eisenbahneii«  Flns»-, 
Se>  -  niul  I.iniltransportanternelmiingen,  Entrepots-  ond  Mifnoiarenraltiinfeii  (Qeeetz 

vou  1>>^0,  Art.  Hl). 

Die  Proportionalabffftbe  fügt  sich  fn  dieser  Classc  den  Verblitniasen  des 

Betriebs  nnd  der  Leistangsßtliigkeit  besonders  fein  an,  in  Sfitzen  seit  ISSO  von  '/do 
ifnlher  von  '/,-,,.  mit  sai'Ii!r'inä«^S(M  I 'iit<  rsrli.iiJuni:;^<»ii  rnn  Wohnung-,  intlii- 

bthtiliein  Etabluscincut ,  ilavon  getreimicii  V  cikaulMJüiga/.iuen ,  wobei  iiw  Satze  tlicils 
nach  diesen  Vencliicilenhcitcn  der  Localititen  rerscbiedcn  hoch  sind .  theihi  nur  die 
ein«-  <hW  andere  Art  der  Localitftten  treffen,  z.  B.  in  der  5.  Specialclasse  nar  die 
Wohnung:  ('  .,„). 

Vierte  Uauptclasse  (eiuc  Ahtheilung  der  den  l'roportioual- 
tarii  entbaltendeu  Tal).  D):  nur  die  oben  (S.  473)  genannten  „libe- 
ralen Berufe",  die  keinen  „festen"  Steuersalz  haben,  sondern 
bloss  der  Proportionalabgabe  fUr  ihre  Privat  wo  hnnng  zn  Vis 
unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentsteuer  daher  ganz  den  Cha- 
raeter  der  Miethstener  an  und  ersobeint  je  nachdem  als  eine 
Verbraaehs-  oder  als  eine  Einkommensteuer  dieser  Bernfsciassei  wobei 
die  richtige  VerhäUnissmftssigkeit  der  Besteuerung  unter  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  gerade  dieser  Classe  und  im  Vergleich  mit  den- 
jenigen  der  anderen  Classen  freilich  zweifelhaft  gcnii«;  bleibt. 

Die  Proportiüualabgabo  aller  l^atentsteueipllii  btigeu  ist  durch  die  Taij.  D 
im  Anhang  zu  dem  Gesetze  für  die  einzelnen  Clasücn  und  Dnterclaswn  noruiirt  Sie 
ciithäU  jetzt  Satze  von  '  '  ,  ,.  '  ,„  '  '^„.  '  '  also  eine  ^ross.-  Dill'er.  nzirung' 
and  iffl  AUgemeiuen  eine  Jilrmiuiäiguag  gegen  den  unäprUnglichen  £iuheit!>iiat/  von 
10%.  Die  ÜlapitalkrtfUgereii  und  ertrags^higeren  Unternehmungen .  bezw.  Geverbe- 
gattungen  mit  höherem  Proportionab>atz,  die  anderen  mit  ni- di  tu«  tvm,  ili'  schwächsten 
am  Niedrigsten  zu  )>elegen  odi  r  am  h  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Princij»  dieser 
Diflercnzirung  der  Sat/.e.  Ob  da»  auf  diese  Weise  riclitis  erreicht  wird,  st.  ht  wieder 
dahk. 

Die  fJrundlape  der  Proportionalabgab«-  ist  der  Mietliwerth  (vaK.ur  locative) 
des  Wohnhauses  wie  der  verschicdcucn  und  vcrschicdouartigeu,  zurAus- 
ftbung  des  steuerpflichtigen  Gewerbes  dienenden  LocalitSten  (Gesetz  von 
l'^4l,  Art.  <iesefz  von  l^SO,  Art.  12).  Er  wird  nach  autln'iiliscli.  n  Mirthverträgen 
od'T  nach  geliiirig  registrirten  wörtlichen  Erklärunfren  oder  durcli  V''ri;Ieich  mit 
anderen  Localitätcu,  deren  Miethwerth  bekannt  ist,  festgestellt,  bei  labiiken  u.  dgl. 
für  diese  als  Ganzes  genommen  und  oiit  ihren  materiellen  Prodactionsuiittela  also 
/.  R.  MasfliiiifiO  ausgi'btatfcf.  Hierdurch  wird  <lie  Prop(irtio!ialabira)ie  in  Einklang 
luit  der  Bewegung  der  Miuthwerthe  gehalten,  aLu  in  der  Itegel  ertrag&ruichcr  werdeu. 
Hihere  Bestimmung  Uber  das,  was  als  steuerptlichtiges  „Wobuhatts"  gilt,  Qber  die 
Ortliche  Lage  der  steuerpflicbt^^n  Localiti&ten  in  Art.  14  des  Gesetzes  von  1880. 

§.  203.  c)  Weitere  Einzelheiten  der  Einrichtungen. 
Von  solchen  sind  als  bemerkenswerth  etwa  noch  folgende  hervor* 
zuhebcn. 

fc)  Die  Steuer  wird  jährlich  veranlagt.  Dieser  l  m>tand,  in  Verbindung  mit 
dem  guotitatsätcuercharacter  der  Patentstener  und  mit  d>  tu  System  der  PlOpertiODal« 
and  der  veraiul.-rlii  hen  S  it/c  l)0'liii!rt,  e:etrenttber  den  dii  j  anderen  (fross>»n  dirccten 
Stenern,  als  Kepartitionssieucrn ,  besonders  gegenüber  der  Grundsteuer,  diu  grossere 
Bevegiichbeit  und  Steigerungsf&higkeit  der  Ertrage.  Fiscalisch  ein  Vortheil.  Tom  Stand« 
pinct  der  richtigen  Vertlieilung  <l<,r  directen  Besteuerung  etwas  nicht  Unhedenkliches. 

fi)  Der  Steuerpflichtige  muss  stets  auf  Anforderung  der  Behörde  sein  Patent 
forweisen  können.  Gewerbebetrieb  ohne  Patent  ist  struffiillig  und  zieht  unmittelbar 
Veifolgoiig  nach  sieb.  (S.  Gesetz  ron  IBbO,  Art.  32,  33).   Frfthere  scbftrfere  Be- 
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•timirtuiig'-ii.  a.  A.  Ober  DeouncUnteaaotbeite  der  Patentinbaber  gegen  BteDorpdichÜfC. 
patentlo"«-  (icwcrbctrcittcndc  in  den  Gesetzen  der  Kcrolationszeit.  dann  Ober  die  Pücht 
9tot' r  Krwaliiiutt^:  de^  Pat'Miis  b<'i  goricbtUchea  Schlitten  aod  bei  ftffeaÜiclieD  geverb- 
iicheo  Aozeigeü  sind  beseitigt  vortleo. 

y»  Die  Steuer  wird  ftr  das  gftnze  Jabr  von  allen  feachnldet,  die  in  Jniiiinr 
.la>  !)t>;uefpflichti)?<:  <i<'wcrbc  betreiben.  Doch  erfolgt  ftnl  Atitratr  Ucbertragung  des 
Jl'atcob  an  denjenigen,  wekh-'m  ein  steuerpflichtiirciä  (Jewerbe  cedirt  wardc.  Nor  bei 
Schluss  des  Gewerbes  in  Foli^e  ron  Tod  oder  Fallissement  vird  auf  Hcclamation  rom 
folgendeft  MMMt  an  die  Steuer  eriaflsen.  Im  Tarif  des  Jahree  begonnene  Gewerbe 
»•••rJon  vom  Monat  der  En^llnunsr  an  straeriiflichtie.  Eb<^ii;iu  treten  die  Erliflhnna'en 
der  iejitcn  und  der  Proportiouaiaatzo  ein,  wenn  ein  Steuerpdichtiger  ein  mit  boherum 
festen  Satz  belastetes  Gewerbe  ttbemimmt  oder  sein  Gewerbe  in  eine  Geneinde  mit 
höherem  Ori-  .i*/  abertrigt  oder  Lof  al.;  mit  hulicrem  als  dem  Mietbwcrth  der  früher 
benutzten  gebraucht.  (Gesetz  ron  ls>0,  Art.  2b  .  Dagccren  werden  Veränderungea 
dtiü  Miethwerths  desselben  I>3cals  0)Jer  der  Merkmale,  nach  denen  sich  die  fer- 
inderlichen  S&tzo  richten,  erst  bei  der  m  uen  Veranlagung,  also  vom  folgenden  Jahre 
an,  regelmü'isig .  wie  es  scheint,  nach  dem  Stande  zur  Z«  it  der  Ver.'inlairung.  bernck- 
bichtigt.  Die  Patentsteuer  ist  wie  die  anderen  dirccten  Steuern  in  Zwölfteln,  also  in 
Monatsraten  fillig.  Doch  müssen  Ha n sirer  und  ikberiuMipt  Gewerbetreibeode,  deren 
(m  werbe  nicht  an  einem  f<  ^ten  Orte  au>t^<-iiht  wird,  die  ganze  Steoer  auf  einmal  bei 
Auslieferung  des  Patents  zahlen.  Gesetz  von  l^so.  Art.  29;  ebenso  bei  Wohnaugs- 
wecbsel  ausserhalb  des  Erbebungsbezirlü»,  eb.  Art.  30i. 

fi)  Die  Patentformulare  sind  jetzt  stempelfrei  (Gesetz  vom  4.  Juni  isTiS, 
früher  1'  ,  I  n  s  Stempel  p.  Patent  nach  Grs-  fz  von  1^11».  Dafür  werden  aber  all- 
gemeinu  Züsch lagccntimcu  zum  Principale  erhoben,  deren  Betrag  j&hrlich  dtm 
Kinanzgesetz  feststellt.  Ferner  werden  5*'/o  Zoscbltge  zom  Piindpale  and  zu  den 
'•iiji  iitlii  heil  niid  ansserordi.'ntlie.hon  Drpart'-m-  ntal-  und  <'ommuna!zuschlägcn  i  rlioheii 
zur  Decku n  g  de r  En  t las t  u n  gen ,  II e ra bst.  t z II  n  <: n ,  Erla  ssc ,  Erraäss igu  n  gc'  n , 
und  zur  Bestreitung  der  Druck-  und  Ex pediti onskosten  der  Patent- 
formal  are  (Gesetz  ron  Art.  31,  S6).  Von  dem  Principalsatz  der  Patentsteuer 
(Heesen  abf^r  nur  f>'2"„  in  die  Stautscasse,  S",^,  in  »Jie  l  asse  der  (»emeindo. 
wu  das  Gewerbe  steuerpflichtig  ist,  eine  Bestimmung,  durch  welche  man  gerade  bei 
einer  solchen  Qootitfttssteaer  glaubte  das  Interesse  der  Gommanalrerwtltang  an  liebliger 
Veranlagung  der  Censitrii  anregen  zu  sollen  und  ZQ  ktanen.  Ob  das  mit  Erfolg  hier- 
durch geseliieht.  vermag  ich  nicht  anzngfben. 

t)  Die  l'atcntsteucr  hat  nach  dem  letzten  Kriege  allein  von  den  dirccten  Steuern 
Steigernngon,  namentlich  erhebliche  Erhöhungen  einiger  ihrer  Sitze  und 
allv;''"i"in<«  au  ssi^rordentlichc  Zuschla^'e  zu  Gunsten  der  Staatscasse  crfalirfii. 
So  wurde  durch  Gesetz  vom  29.  März  1S72  Art.  1  jetzt  ahi  Art.  S  im  Gesetz  von 
1*»S0)  die  frohere  mässigere  Bcsteoerong  eines  „patentable**,  welcher  mehrere 
Etabli'-sement.'*,  Laden.  Magazine  dersi  Iben  .\rt  oder  vcrscbiediMior  .Arten  be>it/t 
und  betreibt  und  im  (icseiz  von  IS  I  I  Moss  einen  einzigen  Steuersatz,  nach 
defi  Gesetzen  vom  IS.  Mai  Is."}»»  und  4.  Juni  ausserdem  für  die  Zwciirsrcschaftc 

je  eilten  halben  Steuersatz  za  entrichten  g«  hiljt  hatte,  jetzt  in  die  volle  Besteuerung" 
nach  M.ias-gabe  al  1  e  r  seiner  (iesehäfte  verwandelt.  Das^'H»'  (Jesetz  v.  1^72  beseitigt--  »lii^ 
Maxima,  welche  die  Samuiu  der  „veränderlichen"  Sut/o  nach  Betricbsmcrkmalcu 
erreichen  dnrften  (Art.  2).  Ferner  wurde  der  Proportionabatz  nach  dem  Miethwenb 
fllr  die  erste  Unterelasse  der  Haupt«  lasse  X  und  für  die  ganze  Ilauptclassc  B  von 
Vitt   auf  fUr  die  2.  und  3.  Unterelasse  von  A  von  V..o         '  ir.  schon  vom 

J.  April  1S72  an  erhöht  (Gesetz  vom  2'J.  Marz  lbT2,  Art.  4/'  Dann  folgte  bald  die 
Aufl«  vrnn>r  eines  alliremeinen  ausserordentlichen  Zosdilags  von  tiOVa  ^t""  Principal 
tut  das  Jalir  IsT.S  ((icscfz  vom  16.  Juli  1872),  wovon  blo>s  die  7.  und  !>.  l'nterclasse 
der  llauplclussu  A  in  Orten  unter  2(1.000  Einwohnern  und  diejenigen  übrigen  Patontablen, 
welche  nicht  mehr  als  H  Fres.  Princlpnl  zahlten,  befreit  blieben.  Von  1874  an 
wurden  diese  r.()"  „  auf  t:t  herabgesetzt,  '(i.>.t/  vom  24,  Juli  lS7t  .  .rst  vo»  l^sd 
an  (tHnanzgesetz  far  1*»>0  vom  Mü.  Jnli  l^^TM,  Art.  I  i  auf  'J(»"  „.  Das  Patcntgeseiz 
von  1880  brachte  dann  auch  wieder  Kruias.>^igungcn  der  l'roportionalabgabe.  >ü  für 
die  eisten  S  Olasscn  von  A  ron  Vio«        '  ir.  ^^^^  '/«>  1^~2.  wo  (lasse  1 

:ib«?r  schon  ^/^^  gezahlt  hatte).  So  b-'tnigen  die  Zus<  hlu  iMitimen  ttir  allgemeine  Zwecke 
bu  li)72  lo.b.  dann  1S73  79.(i,  1674— iSbO  02.0,  l^dO  Ü.  39.0%,  neben  solchen 
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für  Depftrtements,  1873  27.6.  ftllmMhlich  bis  1884  aaf  32.1%  steigrend.  und  solcben 

für  (JenioiiiJcn .  Hi.^  von  '1').')  auf  ']^.^^  stiegen  (s  I'aiiro.  Tab.  S.  Sl  ^  Zar  Tor- 
^lüicluiwci!>cn  Beurtlieilung  der  Pateiitätcuer  und  der  anderen  directcn  Steuern  ist  diese 
g^rOsserc  ,,Tragfähigkeir'  der  erstcrcii  immcrliin  bcachtcnswertli. 

t)  Die  Veranlagnng-  der  Steuerpfliehtifren  und  die  Aufstellung  der 

Steuorrollen  erfolgt  jährlich  iliiri  li  ili<-  ('on(roI''iirt>  der  directcn  Steuern  gcineimio- 
weise.  unter  Af^sistcJiz  des  Maire  oder  eines  Delegirtcii  desselben,  die  bei  ab- 
weichender Meinung  dies  in  der  Rolle  vermerlcen.  Die  Kelle  wird  dann  10  Tage 
laug  im  Secrctariat  des  Maire  zur  Kenntnissnalime  der  Interessenten  aufgelegt,  von 
letzteren  tlein  Maire  'twaige  Kinwendun^-cn  kiiiiilLeuelieii ,  dann  wird  nach  nenen 
10  Tagen  die  Kollc  vom  Muiru,  mit  dessen  Bomerkunj^cu ,  dorn  Director  der  directeii 
Steoein  (froher  zunichst  dem  Unterprlfecten  und  mit  dessen  Bemeritungen  jenem 
Director'''  uberreicht.  Letzterer  stellt  die  uribe>tritteiiiMi  Sat/e  fc>t,  hinsichtlich  der 
bestrittenen  berichtet  er  dem  Prftfocten.  Wenn  dieser  dem  Director  nicht  beistimmt 
wird  an  den  Finanzminister  berichtet.  Der  Präfect  setzt  dann  die  Bolle  fest  und 
macht  sie  vollstreckbar  (Gesetz  ron  1844,  Art  20,  roQ  1880,  Art  25,  etwas  ab- 
weichende Bestimmungen  für  Paris'). 

Keclamautcn  gegen  die  ihnen  aufirclegten  Steuersiitze  können  durch  Vor- 
leijuni;  von  Gesellschaftsacten,  ordnungsmilssig  k'cfiihrteu  Journalen  und  Handelsbüchern 
und  anderen  Documenten  ihre  Keclamationen  lu  heu^randen  suchen  (Ciosetz  von  18S(), 
Art.  26  .  Keclamationen  um  Entlastung  oder  lleral)set/.ung  und  Bitten  um  Erlass 
oder  Ermässigung  (s.  o. .  §.  Ibl)  gelien  au  den  Maire  und  werden  im  lebrigen  wie 
bei  den  anderen  directen  Steuern  behandelt  (eb.  Art  27). 


§.  204.  S.  Zur  Statistik.  Der  Ertrag  der  Patentsteuer 
liat  biih  seit  1Ö38  tolgendermaassen  eotwickclt  in  Mili.  Frcs. 
(Bull.  XX,  2 Ii»). 


Principal  f.Staat, 

Für  Departements 

Für  Uemeindcn 

(ohne  die  S^^o  fQr 

nebst  ZiucUigen 

nebst  Zusebligen, 

incl.  die  S"',,  v. 

Summe. 

(j'iii 

'  IikI''!) f  nebst 

f.  AusfUle  etc. 

aligem.  Zuschlägen. 

Principal. 

87.12 

1S3S 

91.00 

2.44 

3.68 

1S44 

;n>ti 

4.1*> 

5.64 

47.»)T 

1S45  (neues  (ies.) 

4.21 

5.40 

4»>.51 

37.üy 

Ö.Ol 

G.25 

4b.94 

1849 

86.00 

5.50 

6.65 

48.14 

1«<T0 

73.14 

n.Tfi 

21.45 

112..H5 

1871  i^ohuo  £ü>assi 

ti8.4d 

21.75 

IÜS.07 

1872 

70.70 

1N20 

25.25 

120.14 

1873 

21.1s 

2?>.l!l 

lsl.24 

1874 

I19.2t> 

2 1 .32 

;io.7ti 

171.3:» 

1S79 

12S.40 

24.34 

3S.22 

1  '.»0.96 

IS80 

1Ü3.7S 

23.56 

37.26 

164.61 

1885 

106.91 

26.a2 

38.68 

171.92 

Von  1S4!>— 1S70,  von  1**74— 1S79,  von  isso— ist  die  Steigerung  des 
Pnncipais  u.  s.  w.  ununterbrochen,  ein  Beleg  fUr  die  Entwicklung  der  Steuererträge 
in  Verbindung  mit  dem  gewerblichen  Leben  (prenaneres  Detail  nach  Zwedten  der 
Erträge  bei  Faure,  S.  79  tl'.  Der  „Kriesszuschlaj;''  braclite  1978  45.41,  1874  82.88, 
1879 '35.41.  isso  15  ()1,  1SS5  n).(}2,  ISsT  16.43  Mili.  Fr  >  V 

In  die  Zalil  der  Steuerpflichtigen,  deren  Vert heiin ng  auf  die  4  Hauptclasscn. 
die  Steverertrl^e  der  letzteren  und  die  Zusammensetzung  derselben  aus  den  „festen" 
und  den  rop  or  t  i  oii  a  I  >  !i "  Altiraben.  die  Durch  Schnitts  liehis  tu  ng  eines  Patents 
jeder  Ciasse  und  die  Bewegung  der  zur  Bemessung  der  Proportionaiabgabe  dienenden 
Mi  etil  Werth  e  glebt  folgende  Deberslcbt  einen  Einblick.  Sie  ist  nach  den  Materialien 
im  Bull.  ^  Iii,  SS — III  und  den  .jahiliehen  Statistiken"  im  Boll.  (spec.  IX.  313.  XI. 
323.  X.\i,  491)  zusamment.M>t.  lIt  uü  l  "iithalt  mir  die  Daten  für  charaoteristischi' 
Jahre,  nach  den  politischen  \  erhaiinis-en  {1070^ — 71)  oder  nach  Aenderungen  der 
Geeetigebong  (1880 — 81).   Besonders  der  Einflius  des  tiesetzes  von  18S0  ist  be- 
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arhterüw^rth.  Di-'  Ertrag;  zahl -in  and  B- la?tun4:5iirf.:rn  bctreSWa  nur  «las  Principale. 
«Vgl.  aarh  di'>  Datea  bei  r.  Kaofin»na,  S.  24^—251,  die  zun  Tlieü  etwas  aas- 
fobrücher  und). 


1959 

l%70 

1S71 

ISSO 

tssi 

ISSd 

Zahl 

'lor  Steucrf)fli«-htijr'-n 

u.  . 

Ci.  A  ... 

l,222föyi 

1,140,421 

1,35.VJ>7 

1,353.376 

1.402,40^ 

n 

O  .           .  . 

11,&]3 

14,670 

13,00S 

16.239 

16.267 

10,570 

ff        *y     •          •          «  • 

1%M79 

l'.»7/Ml 

22i.-^»;*i 

2ii4.1i)7 

194,699 

52,012 

4S.N4» 

4'.i.TÖ4 

4'.«/Mi7 

50,S71 

l,4't','.»22 

1.4!57,167 

I,3>^.,3ti^ 

1,H4 1.546 

1,023,057 

1,664,54S 

Mittlerer  Betrar  f«r  1  Patent,  in  Frcs. 

n  A 

v/1«  A   •      «      •  • 

.•^S.17 

3s.  IS 

37.4S 

36.3S 

R 

■lUb.ib 

322.S5 

31s.9i» 

364.7^ 

453.2S 

434.70 

i'. 

t«       V/      •          •          •  • 

57.01 

64.:i7 

63.23 

75.43 

79.71 

S7.33 

27.42 

.14.77 

34.55 

46.55 

48.86 

54.54 

ZotMUDea  .  . 

34  .S4 

41.35 

44.01 

46.11 

44. ^»0 

46.96 

Ertrag  dt^-i  PrincinaL  in 

»Icn  Classen,  in  MÜl.  Frc*. 

A.  feste  Abgabe 

17.72 

21.77 

20.15 

21.62 

23.19 

24.3'.» 

,.  proport.  Ab^. 

]«.24 

24.90 

23UI9 

29.12 

23.47 

26.63 

,.  zusammen  . 

3S.96 

4ß.67 

43.54 

50.74 

46.66 

51.02 

B.  f'  stc  Abgabe 

2.10 

2.63 

2.21 

2.47 

3.71 

:<.H6 

„  proport.  Abg. 

1.31 

2.11 

1.U3 

3.46 

3.67 

3.&4 

„  zaMmmett  . 

3.47 

4.74 

4.15 

5.92 

7J7 

7.20 

C.  feste  Abgabe 

5.1S 

5.66 

5.03 

S.14 

S.S5 

S.79 

..  rtfoport  Ahe. 

.'.  ".0 

7.0< 

n.r.i 

S.57 

7.42 

S.21 

zusammen 

12  71 

11.H4 

16.71 

16.27 

1  7.00 

Lf.  propon.  Auf^. 

1.43 

l.bl 

1.69 

2.32 

2.44 

2.77 

Sa.  feste  Abg.  . 

25.01 

30.08 

27.39 

32.24 

35.73 

36.53 

proport.  Abn^. 

2447 

43.46 

37.00 

41.46 

„  im  Ganzen  . 

49.3S 

r.1.02 

75.6'.» 

72.74 

7$  00 

Miethwerthc 

für  die  proport.  Abgabt 

MUl.  Frcs. 

CI.  A  .    .    .  . 

S54.S5 

552.**'.» 

5If».57 

6S0.41 

6*^7.74 

785.%S 

ff  ^)  .... 

21.47 

H2.h2 

41.43 

44  S4 

ff  0  .   •   .  « 

1*»2.00 

22>>.32 

211.51» 

2*'f;>4 

'<nl.50 

340.10 

ff  D  • 

21.40 

27.10 

25.31 

34.74 

36.5S 

41.62 

Sonma 

579.«ll 

$41.14 

■S5.30 

1043.43 

1067.72 

1212.55 

I)io  „Zahl  der  Steaorpflichtigen**  beer  ifc  in  all  diesen  Statistiken  j^'cnauer  gesagt 
di'  .Zahl  der  festen  Steoenätze  oider  der  Theile  davon,  nebst  der  Zahl  der  Patentablen 
in  Aljth.  U". 

Durch  den  Verlust  ron  Elaaas-Lothrinfen  schieden  49,679  Patente  mit  2.14  Mill. 

Frcs.  Ertrajr  aus,  die  (ic^aauntabnahmc  l'*71  gegen  1S70  war  aber  100,799  Patente 
mit  4.94  Mill.  Frcs.  P>tra«r,  wovon  eine  I\Ieinit:k 'if  auf  gesetzlich«^  Abilnderun«? 
{140  P.  und  13,63S  Frcs.  Ertrag),  last  Alles  auf  «i  -n  Kmiliiss  der  damalis'  ii  politist  heii 
£reigntüsc  zu  setzen  ist  (BulL  VIII,  101). 

I)rr  Kinfiliss  tl.'s  (jcsetzes  von  IS^O  zeigt  sieh  beaomlrrs  in  der  Abnahme  der 
Zahl  der  Patente  in  Cia&se  C,  der  Erträge  der  I'roportioualabgabe ,  namentlich  in  A, 
Folge  der  Herabiietziinf  des  Satzes,  ond  der  Ertrags>teigeniDg,  bes.  der  festen  Abgrabe, 
in  < Hasse  B.  Folge  der  F.rhnhung  der  Satze. 

Die  ungemein  starke  Steigerung  der  Miethwerthe.  au  und  für  sich  beachte.ns- 
Wertli,  zeigt,  dass  in  der  Proportiona  labgabc  vom  Micthwerth  wenigsteiui 
cinigormaastfen  ein  geeignetes  Mittel  anzuerkennen  i^t,  die  Steuer,  gemiiss  dem  fiscalischen 
tiiid  d<'iii  'J'  r'  '  hti!:keit3intercs8e,  der  Kht\vi<  klung  der  Leistungsfähigkeit  anzupassen. 
Das  Verhallnisb  zwischen  den  Erträgen  beider  Theile  der  Steuer  hat  sich  immer  mehr 
za  (innstcn  der  Propoitionalabgabo  rerschobon.  eine  Bewegung,  in  die  nur  gesetzliche 
Aendemngen.  wie  im  li-  s.'tz  von  ISbO,  hemmend  eingreift  n.  Die  Entwicklung  der 
linternehmnngon  zum  tnu>3l»etiieb  iso  in  15  trägt  zu  <]ie><  i-  Bewegung  auch  etwas 
mit  bei  und  spiegelt  sich  in  den  Zaiilen  ab.  In  der  liauplclasäc  C  (grosse  Industrie) 
steigt  der  Ertraf  der  „reränderlichea**  Abgabe  (oben  b^  dem  „festen'*  Sntze  inbo- 
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irriUcir  in  Z.-itoii  t:tin>ti^<T  < 'oiijuiu-tiir  mit  tl'-r  V'^rmo-hrton  Arboitcrl"  -' li  ifti^iini;, 
Icbhattertun  (icscbutt^betncb  u.  s.  w.,  was  sich  bui  dum  Vcrgicicli  der  cuuüiiien  Jahre 
auch  etwas  «ndchdich  tnacht. 

Inncrbalb  der  llatiiit«  I.i>-><>ii  >'un\  natürlich  dio  Verhältnisse,  namentlich  auch  die 
Mittelhctriiffc  eines  ratent.-»  iia<  Ii  den  Specialolasson  und  weiter  nach  den  einzelneri 
(iattungeu  in  jeder  der  letzteren  sehr  vcrschioth  ti  l  ur  dio  8  Clausen  der  llauplclabstt 
A  8.  eioe  Statistik  bei  v.  Kaufmaon  (S.  251,  ohne  Quellenangabe^,  wonach 
die  I)urch5chnitt>st('Uör  eines  Patents  im  Prin.  ip:i!  war  CI.iss--  1  -S:  h«-/  V\r>  177. 
255,  104  ,  55,  36.  24,  15,  b.  Grosses  intcreabantes  Detail  jut/t  in  dur  Statistik  i'ui 
1SS5  im  Boll.  XXU,  35911'.,  doch  nicht  für  die  ErtrSge  and  die  Mittelbelastongon 
ilor  Spccialclassen  und  (ie.sch.ifte.  Immerhin  })ekoniujt  man  -  im  i,  Einbliok  in  die 
(ilicd'Ttniir  im  Einzelnen  und  in  die  versi  hiedene  Hnhe  der  Mirthncrthe  bei  ver- 
schiedenartigen (iewerbcn,  Verhältnisse,  welche  fur  die  lleurtheiluuu  der  ratontstouer 
mit  in  Betracht  kommen,  hier  aber  nicht  veiter  »erfolirt  werden  können. 

Die   l't  ib;utunjr   der   SpiM-i  ilolassen    ergiebt  sich   ans   foliien  i.n   Zalden  der 
^Paicntptiichtigen"  ^im  oben  is  4>>4  c  nanntcu  Sinuui  fur  l'»*'.')   Hidl.  XXII,  .iö!)): 


Zahl. 

Miuthwcrth 

^licthwerth 

Mill.  Frcs. 

p.  Patent,  Frcs. 

Olasse  A. 

1.  Clause   .    .  . 

,    .  40,743 

67.21 

1438 

2«     •%      •   •  « 

31.99 

2110 

•* 

*v«     ff      •    ■  • 

5S.S94 

;»2..'»7 

1568 

4  

1Ö4.45 

831 

Om                „                  .           •  . 

2S2,5S7 

1(50.44 

566 

0«               »f                  »          •  • 

50l,22r, 

r.is.i.-i 

896 

7  

22fi.722 

62.3« 

275 

w 

77,45S 

9.77 

126 

Summa .  . 

.  1394.649 

777.01 

557 

Classe  R   

1M07 

45.42 

2735 

Ciasse  C. 

1.  Classe  .    .  . 

11.08 

421 

2 

10.70« 

1722 

3«             .    .  • 

Ii7;s»n; 

22:».::  1 

1920 

4.            «    .  • 

lU,b4t) 

"i  7.53 

7282 

5>            •    •  . 

31.T96 

4.65 

146 

Summa .    .    .  . 

ion.777 

237.01 

1204 

Ciasse  D   

5Ü.S4U 

41.11 

SOS 

,  165S,S82 

1200.55 

724 

In  den  Glasson  2  bis  4  ron  G  wird  noch  zwischen  Werth  der  Wohnonig^  und 

.1'  industriellen  Etablissements  untcibchieden ;  er  ist  in  fla^-^e  :^  Imv,  1*».';i>  nnil  20»;  71, 
Hl  CiaiiSü  4  bez.  6.:iö  und  71.1h  MiU.  Frcs.  Die  Bedeutung;  dei  <;e\vcrbegattuug;,  des 
BetricbsDinfangs  und  der  Ertrags-  und  Stoiterfälilgkoit  der  Gewcrite  Ji.der  Classe  spiegelt 
sich  in  den  Darchschoittsmiethwerthen  bezeichnend  ab. 

§.  205.  4.  Zar  Kritik  der  französischen  Patentstener. 
Nach  „äusseren  Merkmalen^S  welche  sich  zugleich  möglichst 
ohne  lästiges  Eindringen  in  die  persönlichen  VerhHltnisse  eines 

p^ewerbliclien  Unterncbincrs  und  iu  die  inneren  Gcsehiilt.svt  ilüiltnisse 
Liiiiiltcln  lassen,  will  die  Iranzöj^isclie  PatenLstcuer  dns  .soliwicrifre 
rroblcni  der  motlcrncn  Gewerbesteuer  li»sen.  Dadurch  soll  das 
ali^^eiiieine  Ziel,  wclobcs  der  tVan/.riKi.schen  ( iesctztrebnuir  l)ci  allen 
(lirecten  Steuern  seit  <ler  Hevohition  vorschwebt,  niunlieh  unter 
Ausschluss  jeglicher  bubjectiven  WillkUhr  von  Ver- 
aniagungsbe bürden,  Commissioncii  n.  s.  w.  die  Be- 
steaernng  durchzuführen,  hier  auf  dem  Gebiete  deö  Gewerbewesens 
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erreicht  werden.  Die  berttcksicbtigtoD  „Ünsseren  Merkmale"  soileo 
dabei  so  ausgewählt  werden,  dass  sie  mit  Sicherheit  anf  die  — 
wenigstens  nngeföhre  —  Eintritglichkeit  der  besteuerten  Gewerbe 
und  Berufe  einen  Schluss  gestatten,  damit  der  leitende  Hanpt- 
grnndsatz  der  modernen  französischen  Steuerpolitik,  „Jeden 
uacb  seincnFähigkeiten"  zu  den  Öffentlichen  Lasten  herbei- 
zuziehen, verwiiklielit  werde.  Alle  die  dargestellten  Einrichtnngen 
der  Patentstcuer,  namentlich  der  Classenseheniatisiuiis,  dienen  den 
genannten  zwei  Gesichts-  nnd  Zicl])iincten,  die  innncr  weitergehende 
Individuali^ining  nnd  SpecialisiruDg  in  der  Classiticatiou  bcsooders 
dem  zweiten  davon. 

Die  Kritik  wird  zugeben  müssen,  dass  die  französische  Gcsetz- 
gebnng  sieh  im  Ganzen  auf  dieser  einmal  gewählten  Grundlage 
folgerichtig  und  dem  practischen  BedUrfniss  nach  gleiohmä^siger 
Veranlagung  der  Gewerbe  gemäss  entwickelt  bat.  Zwar  erheben 
sich  auch  hier,  diese  Grundlage  selbst  als  richtig  zugegeben, 
manche  Bedenken  gegen  Einzelheiten  des  französischen 
Glassificationssystems.  Aber  es  ist  einzuritumen,  dass  diese 
Einzelheiten  fttr  die  Beurtheilung  nicht  entscheidend  und  auch  noch 
der  Verbesserung  und  VetünderuDg  fähig  sind. 

So  macboi  sich  Bedenken  geltend  jregcu  das  doch  recht  mechaiiisebe 
Princip  von  „OrtscIassW  bloss  nach  der  Bevölkerungszahl,  ohiio  Kucksicht  auf  so 
manche  andere  C?inst5nde.  welche  daneben  die  wirllischafdicho  Heiliutniif:  cinos  Ttrtes 
und  der  darin  betriebenen  <icwerbe  bestimuieu;  so  gegen  die  \  ertheiluug  uiauciier 
Gewerbearton  in  die  verschiedenen  Clasben  und  anter  die  rerscbiedenen 
StiMiersätZ'^.  W'-iin  aii'  h  im  Ganzen  gcrado  hicrlM-i  mit  fjrosscm  Tiirt  imd  Vi^rständniss 
vorgegaugou  ist;  bo  gegen  das  zwar  steaertcchnisich  bequeme,  aber  doch  nicht  ge- 
Dtt^end  znvorllssige  Princip  der  Proportionalabfcabe  gerade  nach  dem  Mieth- 
Werth,  welcher  dut  h  auf  die  Proportionalität  der  Reinerträge  der  Gewerbe  nur  einen 
sehr  iui>ichr:'reii  Sdiluss  gestattet  und  bei  gewissen  gewcrltlichon  Li«  alitäf'  ii ,  »o  b<'i 
Fabriki:n  u.  dgl.,  auch  ohne  die  sonst  su  vorfehnito  „subjective  W  üiivuhi  '  nicht  zu 
ennittetn  ist;  so  endlich  auch  gegen  das  Priiuip  der  „reräudcrlich(  n  '  Sätze 
voiiH  huilicli  nach  der  Arbeiterzahl  und  der  Zalil  und  Art  der  saclili«  h'-n  tricbs- 
iactoreu.  Die  Veranlagung  der  Steuer  nach  Kapital  betrugen,  wenigüieuä  bei 
Gross^ewerben ,  besonden  bei  Handels-,  Bank-,  Pabrikj^escfalften ,  bOte  iroU  mehr 
(iarantic  für  richtige  Verhältnissinassigkeit  der  Besteuerung  unter  vcrscliiedenen  (lo- 
werbcarteii  tirui  cin7.elnen  Gewerbebetrieben  dersell)en  Art,  Aber  si^  v<Msticssc 
freilich  uiuhr  gegen  den  (irundsatz  sich  nur  an  leicht  erkennbare  äussere 
Merkmale  zu  lialten ,  und  bedingte  ein  „lästige.-.  Eindringen"  iu  persönliche  und  Bo- 
triebSTerhidtuisx-  in  lii^heri-m  (irade.  als  die  Erniitilung  der  Zahl  di-r  Arbeifer.  (""I"uh>. 
Maschiueo,  Miethwerthe  u.  s.  w.  Die  an  Aich  richtige  Abatufuug  der  Proportioual- 
abgabe  rentOsst  anderseits  firoilich  wieder  gegen  die  Tendenz,  „Willktlhr  ausza- 
schlie«>eü"  --  und  auch  eine  „gcset/liche  ^  Hestimmang  dieser  Art  ist  doch  „WilU 
ktihr",  wennschon  keine  subjective  —  stark.  In  dieser  Hinsicht  wird  sie  von  dem 
gleich  zu  erörternden  Haupteinwurf  gegen  die  ganze  Grundlage  der  französischen 
Patentsteucr  mit  getroUen. 

Auch  unter  wescntlii  her  T-  sthaUung  <lie,scr  Grundlage  lässt  sich  indessen  durch 
immer  weitere  Specialisirung ,  auch  doch  wohl  mitunter  durch  Zurückgehen  auf  das 
Anlage-  und  Betriebskapital  selbst,  statt  bloss  auf  einzelne  herattsg^grilTeno  Bestand- 
theile  beider  letxtenn.  das  ganze  Syslem  noch  Terbessem  nnd  so  den  Minnigfaltig- 
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keilen  der  coucrotcu  Verhältnisse  noch  feiner  anpasson.  Durch  Bildung  von  „Stcucr- 

Li  o  -  1  Im' h  a  l'to n v.in  (icwcrbs]?t'nos>eii ,  wt  lclir  dio  tarifuiäb.^i^ca  ("niitiiii^oiifo  di  r 
l'atcubteuer  von  Ocwurbegruppcn  auf  die  oiuztlitca  Sloucrpdichtigen  zu  vcrtliciicii 
hfttten  nnd  dabei  individuelle  Verhältnisse  mit  berucksichtigeo  moiisten  ond  könnten, 

<  iiji^'rrinaa>scn  na<  Ii  pri  tissischeni  Must<  r.  liesüc  sich  emllich  woLl  auch  in  Frankreich 
die  alleinige  Entschcidiini;  nach  mechanischen  Elementen  etwas  zurückdrängen,  auch 
Momente  der  Quotitäts-  und  Hepaititiousitcuer  pausend  vereiniffen ,  aber  freilich  — 
nicht  ohne  dass  „subjectiver  Willkühr"  dali.  i  ein  S|)itlraum  crödnet  wird.  Es  fragt 
sich  nnr.  ob  das  nicht  mehr  ein  VortlKil,  als  ein  Nachtheil  ist,  verirlichen  mit  dem 
gegenwartigen  Zustande,  womit  wir  zu  dem  Haupteinwuift-  komin<  ii 

Die  eigeDtlichcD  principiclleD  Bedenke n  betreffen  eben 
die  ganze  Grnndlage  der  Patentateuer  nod  damit  gerade  den 
leitenden  Gedanken,  nach  noch  so  passend  und  fein  specialisirten 
„änsseren  Merkmalen"  eine  Gewerbebestenening  richtig  darch- 
führen  zu  wollen,  znmal  in  unserer  Zeit  beständig  wechselnder 
Technik,  Oommonieation'swesens  and  nnter  moderner  Gewerbefreiheit. 

Es  ist  mit  anderen  Worten  in  erster  Linie  die  Methode, 
gegen  welche  sieh  die  Kritik  wenden  mnss,  nicht  die  Ansflihrung 
der  Methode,  die  in  Frankreich  vielfach  vorzHglich  ist.  Nach  der 
einmal  angenommenen  Methode  kann  nian  weder  die  wirklichen 
noch  die  verhilltnissmässiiren  licinertrii^^e,  iiacli  denen  sich  doch  die 
Besteuerung  ricliten  miisste.  ^'eutigend  zuverlässig  ertiiitteln.  Denn 
einmal  werden  dabei  ebenso  wichtige  oder  selbst  wichtigere 
Fartoren  t'ilr  die  Bestimmung  dieser  Keinertriige,  als  die  berück- 
sichtigten äusseren  Merkmale**  unbeachtet  gelassen  —  vor  Allem 
die  Persönlichkeit  des  Unternehmers,  auch  als  Subject  von 
Vermögensrechten  — ,  sodnnn  fehlt  ein  Maassstab  zur  Messung 
der  wirklichen  Bedentnng  der  einzelnen,  im  Classenschematismns 
aufgenommenen  „äusseren  Merkmale'*  für  die  Gestaltung  des  Rein- 
ertrags, endlich  kann  man  überhaupt  aus  solchen  äusseren  Merk- 
malen höchstens,  und  auch  das  nur  bedingt,  auf  die  absolute  und 
relative  Ertragsfähigkeit  nnd  allenfalls  auf  den  Rohertrag,  nicht 
aber,  wie  es  doch  erforderlieh  wäre,  auf  den  Reinertrag  einer 
Gewerbegattnng  und  eines  einzelnen  Gewerbes  schliessen.  Mit 
Hilfe  der  fran/ösiselien  ratentsteuennetlidde  gelingt  es,  l)eslenfalls 
die  Richtung,  in  welcher  sieh  die  Erträge  luiulunaasslieh  bewegen, 
und  ganz  ins  Ungefähre  gewisse  (1  rüss e n m a asse  dieser 
Krträge,  ijincrhalb  weiter  (irenzcn,  festzustellen.  Aber  das 
genügt  eben  iür  die  Lösung  der  wirklieb  vurliegeudeu  Aufgabe 
noch  lange  nicht. 

Ja  gerade  die  an  sich  richtige  «Spccialisirung  nnd  Individuali- 
sirnng  im  Classificationssystem  steigert  in  einer  Uinsicht  die  Be- 
denken, denn  dabei  werden  wiederum  nach  mehr  oder  weniger 
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zufälligen  Nebennmständeiii  nur  weil  dieselben  sich  leicht  ermitteln 
lassen,  Ertia^svorschiedenheiten  vermntbct,  welche  in  vielen 
Fällen  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  werden,  weil  andere, 

nicht  hcaclitclc  Factoron  wichtiger  sind.  Dies  gilt  z.  H.  von  dem 
iiiculiaiiisi  licn  Oitüclasseiisystcii),  der  rrnportiuiialabgabe  nacli  dem 
Micthwcrtlic,  der  „veränderlichen''  Abgabe  nach  der  Arbeiter- 
zahl u.  a.  ni. 

Vielleicht,  dass  das  Classiticationssystem  der  Patcntbtcucr  bei 
festem,  dem  ladividualismns  Schranken  auMegcnden  (ic werberecht, 
wie  im  Zunftwesen,  bei  relativ  stabiler  Oewerbetechuik,  wie  vor 
dem  Dampf-  and  Maschinenzeitalter,  bei  nnvoUkommenem  und 
lange  Zeit  anverändert  bleibendem  Communications-  and  Transport- 
wesen, wie  ehedem,  zur  Lösung  des  Problems  emer  „gleiebmissigen'' 
Gewerbesteuer  leidlich  ausreichen  wOrde.  In  anserem  Zeitalter  des 
„Ökonomischen  Individualismus'^,  beständiger  Umgestaltung  der 
Technik,  der  Betriebsformen,  der  ßctriebsgrüssen,  des  Communi- 
catioDs-  und  Transportwesens  reicht  das  System  entschieden  zur 
Lxisung  dieser  Aufgabe  iiitlit  ain  Ks  liiult  aiil  ein  System  von 
doch  mehr  oder  weniger  willkiihiiiebeii  ( 1  e  w er  bc tax  cn  l'iir  die 
ver.scbiedenen  (lewerbegattuni^en  und  eiu/i'inen  iJeweibe  hinaus, 
das  zwar  recht  rationell  ei  scheint  und  zweilellds  sehr  scharf- 
sinnig ausgebihlel  ist.  aber  im  Grunde  d(tch  auf  einer  Heihe  mehr 
oder  weniger  willkUhrlicher  Vermuthungen  Uber  die  absolute 
und  relative  Ertragsfdhigkeit  der  tiewerbe  beruht. 

Von  einem  weiteren  Haupteinwurf,  nämlich  der  fehlenden 
richtigen  Verhältnissmässigkeit  der  Patentsteuer  za  den 
anderen  Ertragssteaern,  soll  hier  nicht  einmal  gesprochen 
werden.  Er  trifft  alle  einzelnen  Glieder  eines  jeden  neueren 
Ertragsstenersystems.  Anch  in  Frankreich  hat  man  sich  mit  diesem 
rrolilem  des  richtigen  \'erh;Utnisses  der  Ertragssteuern  unter  ein- 
ander nicht  weiter  i»eschäftig(,  ohu^eich  dessen  Stellung  und  Lösung 
der  Fraire  nncli  der  richtigen  Geslailuug  jeder  einzelnen  Erlrags- 
öteuer  vorangehen  musste.  * 

Mit  dieser  Kritilc  in  sj.  2i>."»  i-f  eiirnitlich  .Lm-  systcinnti&clicn  ..spcciellcn 
Stcverlehru*'  ücIiou  rorgegnlien  worden.  Da  iudcsseii  gerade  die  ^»ll2ö^iscbe  Pateut- 
^lüue^  al«  oin  besoade»  greluiifrenes  Beispiel  des  nnf  ClassiftcalionsmerkiBalen  benthenden 

Krtragssl' tu T-y-(  IIIS  eilt,  in  I  r:iiikn'i<'h  wie  vielfach  au^sp^l^all^,  und  dt  diese  Stener 
öfter  als  Muster  j^eilient  hat.  «larf  sieh  aueh  schon  an  -ic  wulil  eine  mehr  tlie  iranze 
Mofhorl.'  bctrellende  Kritik  unkimpffn.  Kur  das  \\  citcr.;  hiu^i*  jjtlich  iler  Kritik  bi-zichc 
n  h  iiii'  h  vurlauhjf  auf  meine  A'jIi.  „(lif.' (,  Steuern**  im  Sc  h  A  n  he r i?'sclien  Hand* 
l»u.  h  der  politischen  (JekniP»mi<' ,  2.  Aull  .  Ix-s.  4?.  s.?  tl' .  S  27.'»  II.  Was  ich  hier 
all{;eu)(Mit  au^igefUhrt  habe,  luidct  lacincs  EracUtcus  lu  der  Kritik  des  glänzcndsteo 
Peisfiiels  der  üeirerbebtisfcucraDg  „nach  der  Methode  der  Süsseren  3Ierkmale*\  der 
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frauz<^si>chen  PafiMit^tinicr.  sein»'  volle  Best  ttictin'r.  T>.^>  halr  ich  ii.  A.  auch  Vorkc 
g;e^ontiber  aufrecht,  auch  gegenüber  meiner  Abwehr  uuiuür  Kritik  i^Schauz'  Fin.  Arch., 
1888,  1,  472  Note). 

Implicite  folgt,  nebenbei  bemerkt,  ans  einer  Kritilr,  wie  der  vorausgehenden  der 

franzMaischfii  Patents(<u*'r  aui  Ii  di.-  r«  lative  Iv  <  lilfertiiruiig  anderer  maiiffclhaflcr 
Steuern,  wie  dor  Verkehrs-  und  \  erbrauchsstcucrn .  was  ilx'iifall»  Vocke  ^  üeber- 
schätzang  der  Ertrags^tcuern  gegenüber  hier  gesagt  werden  mag. 


3.  Die  übrigen  (kleiueron)  directen  Stonorn. 

Als  solche  werden,  abveicbend  von  der  franzAsischen  Torminologic  und  Ver^ 

waltung^praxis,  nur  drei  hier  an  dieser  Steile  behandelt,  dit;  Steuer  von  d<-ii 
<inlprii  d<M'  tndtcn  Hand,  die  Berir  w  i-rksahgaben  und  die  3*/,  Steuer  ?om 
lliukoiumcn  aus  beweglichem  VcrmAj;cii  ^^f.  o.  S.  -il*»)' 


a.  Die  Steuer  tod  den  Gttteru  der  todten  Hand  (taxe  sor  Ics  biens  de  mainmortc). 

UesetzgcbunfT.  Einführung  der  Steuer  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1849. 
Erhöhung  des  Steuersatzos  dun  h  (ü  s-tz  vom  HO.  März  1872,  auch  30.  Dec  mbt-r  1873, 
Gesetz  vom  \  i.  I).  rcmbt-r  IST")  (ncfroiniis;  der  Acfienfroscllsrhaftcn ,  welche  aus- 
sclilieäalich  An-  und  \  erkauf  von  Immobilien  betreiben).  Pcrroux-Joppew,  No.  t»55 
bis  657.  Block,  dict.  Ah.  mainmorte,  p.  1219;  snppl.  g6n<^r.,  p.  273,  Dejoan,  code 
d.  aour.  imp.,  p.  1S5. 

Literatur.  Vipncs,  I.  TC.  v.  Hock.  S.  15S,  v.  Kaufmann.  S.  •.»•'»i-  -''» 1. 
Block,  a.  a.  0.  Statistik  Bull.  1,  213  tl.  (eb.  VIII,  24U,  Belitz  von  tungrcgationcn. 
9.  auch  Kaufmann,  a.  a.  0.).   Faure,  p.  82. 

§.  206.  C'haraeter  und  Einrichtung;.  Diese  dircctc  Steuer 
ist  in  Folge  der  polili.schen  Strüiniingen  von  l^l^  eingeriilirt  wordi'n, 
verdankt  aber  doch  auch  principiellen  und  sciion  iUteicn  Kr- 
wägungeu  ihre  Entstehung.  Sic  hat  einen  verschiedenen  steuer- 
politischen  und  ste nertechnischen  Charaetcr.  Id  ersterer 
Hinsicht  ist  sie  eine  Ersatz  Steuer  der  im  Gcf^ctz  irenannten 
juristischen  und  dgl.  Personen  <11r  die  im  französischen  Register- 
abgahenwesen  (Enregistrement)  enthaltenen  Steuern  vom  Besitz- 
wechsel Yonlmmobilien  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen, 
da  diese  Personen,  ,,weil  sie  selten  verftussem  und  nicht  sterben'* 
tbatsächlich  von  diesen  R^istrirungsabgaben  nicht  getroffen  werden : 
eine  principiell  steuerpolitiscb  gerechtfertigte,  ja  folgerichtig 
zu  fordernde  Abgabe,  wenn  einmal  solche  Besitzweehselsteaern 
bestehen.  In  .ste uertechnis  cliei  Hinsieht  ist  sie  eine  dircctc 
Steuer  und  zwar  in  Form  eines  hcstimniten  Zuschlags  zur 
Grundsteuer,  welche  die  betretl'cnden  jnrististlien  Personen  von 
ihrem  Imniobiiiarhesitz  zn  cntriclitcn  haben:  eine  aus  Zwcck- 
mä8sigkeits;;^r(hiden  gewählte  Form,  einen  Ertrag  direct  zu  be- 
steuern, den  mau  nach  Lage  der  Verhultatöse  hier  nicht  durch  die 
„Verkebrsstenem"  trefifen  kann. 
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PriDcipiell  ist  die  Steuer  stenerpolitisch  und  -technisch  kaum 
anzufechten.  Hisslich  bleibt  indessen  zweierlei,  einmal  ob  die 
Ersatzab^^Mbe .  welche  sie  darstellt,  ihrer  Höhe  nach  in  richtigem 
Verhältniss  zu  denjenigen  Steuern  steht,  welche  sie  ersetzen  soll; 

soilaiiu  (lass  L-in  gleichiiiüssi^er  /iU.scl)Ia^  zur  Gruiulstcuer  die 
Ungleichniässi-^keit  dor  Veraulagunji;  der  letzteren  unter  den  in 
Frankreich  hestelienden  \'erliältnissen  noch  steigert  und  ftir  die 
Relasteten  so  wieder  sehr  ungleicliiiiiissig  wirkt.  Für  das  richtige 
Verhältniss  /wiselien  der  zu  erset/Aiifleii  Summe  der  Besitzwechsel- 
abgaben  und  dem  als  Ersatz  daiUr  dienenden  Grundsteuerzusehlage 
sind  ganz  sicliere  Anhaltspunctc  schwer  zu  finden.  Die  fUr  die 
Normirung  der  Steuer  vom  französischen  Gesetzgeber  benutzten 
bieten  aber  wohl  die  Garantie  dafür,  dass  die  firsatzsteuer  nngefäbr 
in  ihrer  Hohe  richtig  bestimmt  worden  ist.  Die  ungleichmllssige 
Wirkung  des  gleich  hohen  Zuschlags  zur  Grundsteuer  ist  ein  inte- 
grirender  Fehler. 

Dan  (icsctz  von  l!>4tJ  ätcIUc  die  llulte  auf  (i2.57o  Zuschlag  /ux  Üruudateucr. 
Aaf  diesen  Satz  kam  man  in  dor  Annahme,  dass  Immobilien  einmal  in  20  JahTen 

im  Besitz  Iis.  Id.  ilaiin  <:a.  5*/u  Bositzwccliselabgabeu  vom  Kapilalwcrth  oder  ciiv  ii 
einjahriiieii  Ertrag  (dicscii  also  hoch.  »1.  h.  m  5"  „  uorechiict)  &U  Steuer  zu  tragen 
liftttcii ,  ilaher  jährlich  5"/o.  Daraus  ging  beim  damaligen  Auschhig  deäjukrlichca 
Ertrags  des  heiretf.  iuien  Besitzes  auf  H6  Miß.  Pres,  »  in  Steuerbetrag  von  3.3  Mill.  Frca. 
oder  ein  Zuschlair  von  „  zum  (iniiiiJstenerprincipal  dieses  Hesil/.i  s  liervor  <sicho 

Vignes,  1,  7ü  Nute,  auch  Kaui'muuu,  S.  252).  Nach  dem  kriege  wurde  der 
ZoBchlagr  mit  RQcksicbt  auf  die  miltlenrclle  erfolgte  allgemeine  Ertrai^steigerunir  nnf 
707„  erhöht  (Gesetz  vom  30.  März  18"2,  Art  5),  im  Widerspruch  mit  der  Ablehnung 
der  allgemeinen  Erln')hung  der  Grundsteuer  und  mit  charai  t''ri>tisch(.  r  llinwcgsetzung 
Uber  die  doch  auch  bei  di- vm  Besitze  der  todten  Hand  aus  ilv-r  uiigh  ichartigen  Ver- 
anlagong  der  Grandsteuer  tuli^enden  Bedenken  gegen  eine  gleichrniissige  Erhöhung. 
Dagegen  war  es  allerdings  lolgcrichtig ,  weil  dem  Character  der  Er>atzst' uci  für  die. 
Iintoobiliarmutationsabgaben  eutäprcchuad,  die  Steuer  dousdben  „kricgä/uschliigen  wie 
diese  letzteren  Abgaben  zu  unterziehen  (dass.  Gesetz,  ancli  Gtaetz  ?om  30.  December  1873, 
seitdem  25 %\  l5ie  Steuer  beträgt  daher  ST..*»"'„  des  Grundsteuerprincipals.  Natürlich 
aber,  dass  die  aus  der  Uii:;Iri'  hm ii>?i^ikeit  der  <irund>teuer  hervorgehenden  Bedenken 
gegen  diesen  Modus  der  Besteuerung  durch  di'  se  Zuschlage  noch  verstärkt  werden. 

S  teu  c  rsii  l)j  ecte  sind  die  im  Gesetz  speciell  geuanuten: 
DepartemenU,  Gemeinden,  Ilosiiitüler,  .Seminare,  Kirchen  (fabriques), 
religiöse  Congregationen,  Consistorien,  Wohlthätigkcitsanstalten  und 
,,-Bureaux"  (technischer  Name),  anonyme  Geselischalten  (Actien-), 
OfTentliche  gesetzlich  autorisirte  Anstalten.  Steuern hj ecte  sind 
die  diesen  Subjecten  „gehörenden",  der  Grundsteuer  unterworfenen 
Immobilien. 

Gcüetz  ron  1S49.  Art.  1.  Die  nicht  uuzweideatigc  Wortfassaug  hat  ZQ  Zweifeln 
und  zu  caduistivehen  Kntsc  heidungen  der  Judicatur,  des  Staatsraths  Aolass  gegeben, 
wodur<  Ii  der  sul>j.'ctive  und  objectiie  Umfang  der  .Steuer,  daher  auch  di'  Be- 
Irciungen  in  der  \  ciwaliung:>pra.\iA  »ich  in  einigen  PunctcA  cigcnthUiulich  und 
wenn  nicht  gegen  die  oisprQngliche  Absicht  des  ticsetzgebers,  so  doch  bisweilen  wohl 
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gegen  die  ralionelK-  ond  folgreriihUj^o  sf.  urij.olitiM  h.-  AiHbiI.liiii.r  einer  solchen 
..Steuer  der  todfon  Haiid"  p'  Staltft  habfii.  So  u.  a  in  Kolfr*-  <!' ^  AMsdniik»* .  dass 
diu  ateuerpJli«  htigcn  Imuiobihcn  den  Stcucrobjci  ten  .,gehurcn  "  uiusscu  („a^ipurle- 
nant**  «ox  .  .  .^,  was  znr  Steuerfreiheit  der  Grandstttcke  der  Eisenbahn-,  CanaK 
gcsellschafien  «^cfilhrt  hat;  dass  nur  „etabliss-  iiicnts  publics  Iccalom  ciit  aiitori-  ''^  ■ 
Stcucrsnbjccte  sind,  ebenfalls  mit  ei|^enthuinlichcu  practischen  Con»e«|uehzcn,  u.  a.  i'. 
m.  (s.  Block,  dict.  u.  suppl.  a.  a.  0.,  auch  Vignes).  Die  im  Gesetz  vom  14.  D.'cbr. 
1S75  ausdriK  klich  gowkhrt»;  Steuerfreiheit  für  anonyme  Gesellschaften,  welche  sich 
ausschli»'-sli.ii  .loni  .Vii-  und  Verkauf  von  Immobilien  widmon,  ist  da<re£r<  n  fo!u''  ricli(igr. 
da  hier  ja  die  Voraussetzung  der  £rsut:;stcucr  fehlt,  vicliiiehr  die  dun. Ii  diese  zu  er- 
sehenden Besitzvechselabgaben  selbst  eintreten. 

Eine  rirhtijre  Consf(|uenz  d<  s  dem  Gesetz  von  l"^!"»  zu  (iniiid'-  ]iog:enden 
Gedankeos  wurde  es  dagegen  sein,  auch  das  in  \V  crt  h  papieren  u.  dgl.  bestebenü«: 
bewegliche  Venndgm  der  (renannten  Steuersubjectc,  welches  doch  auch  seltener  als 
unter  physischen  Personen  m  H  -it/c  wechseln  wird,  einer  besotid<T<  n  Krsatiabgalic 
ftir  diejenieren  zom  Stempel-  und  Ht'i:isterab]^al»ewcsen  ^njbörondon  Besitzwerh-^rl- 
steuern  za  unterwerfen,  welche  den  Verkehr  in  Wcrlhpapieren  trellen.  Befreiungen 
für  Banken  a.  dgl.,  nach  Analere  des  genannten  Gesetzes  von  187S.  wären  dabei 
freilich,  wenigstens  in  gewissem  L'iiifan<r.  zu  ci  wühn-n. 

Fflr  gewisse  Ähnliche  FiiUc  bat  die  neueste  französische  Oeset/gebung  auch 
einen  wenigstens  rerwandten  Gedanken  ▼erwirkücht:  dnrcfi  das  Finanzgesetz  vom 
2**.  De«  enilt«  1  !'^so.  Art.  4,  ist  für  alle  (ie^ellschaften  und  Associationen  des  Civil- 
ri-«  ht>,  wrlohe  doii  Zutri'f  ik  ii-t  .Mitsrliedor  j:<.:<latfen.  bc^tiinuit.  da^>  hier  Verm«V<''is- 
zuwächse,  welche  auf  inund  von  Aufallclauseln  von  Si-it'-n  au>M  boidender  Mitgliodt-r 
zn  Gunsten  der  verbleibenden  eintreten,  der  Besitzwi  <  h^f  iabgabe  von  Todcs- 
we^cn  unterliepod .  wenn  dt-r  Ziiwaclis  «?i<li  Ifi  Tod»'sf.llI»'n  zutr:i!rt  und  dtir 
bchenkangssteuer  in  alJeu  anderen  l'iiUen,  ohne  Hu<-k>ii  ht  auf  etwai;i;e  frühere 
CeoBlonen  unter  Lebenden.  Diese  vornehmlich  aof  reliiaciüsc  Congregationen 
abzielende  Bestimmung  wird  durch  Flnanzgesof/  vom  jü.  I)e<  ember  ISN4  sotr.ir  aus- 
drücklich ir'Tadt!  für  diese  wirkstam  peuiatht.  Kiri-'  solrho  s|HTii-lle  Tendenz 
der  Besteuerung  hat  aber  doch  ihre  Uedeukeu.    iS.  auch  unten  unter  §.  2üS  . 

Der  Ertrag  der  Steuer  hat  anfongs  die  erstrebte  Summe  von  .'(.H  Mill.  I'n-s. 
nicht  ganz  (^rreirlit.  norh  ISdS  war  er  nur  HAU).  1S70  J!.72,  ISTI  {<ditie  KIsas«,-Lotli- 
ringco)  3.5ü.  Ib'ü  uud  74  nach  der  Erhöhung  4.U7,  boz.  4.U2,  l!>77  ö.l  1,  1>'>4  ö.H.'t, 

(Anscbl.)  6.41  Mül.  Frcs.  Ib77  unterlagen  der  Stencr  (Ball.  I,  214)  4.497.000  ha 
Wald,  2.ni  2.000  ha  un<  uhivirtes  Land,  Weiden  nn<l  d>:l.,  nur  .^24,000  ha  Ian<l\virlh- 
schaftliches  und  df,'l.  Cnlturland.  15.r)G7  ha  indu>tri' lle  (irundsiacke,  ti  104  ha  „bebaute'* 
(irund>tucke.  '.n  i»",,,  dieser  biiminflichrn  (irundsnuke  gehörten  Gemeinden,  die  vor- 
n^-linilirli  d'-n  W  ald  ond  die  uncidtivirtert  (irundstin  ke  besasscn,  von  geringem  Ertrag, 
Weshalb  sie  auch  nur  mit  äf./i an  der  Steuerlast  bcthcili^t  sind.  D<'u  !rrö«-fen 
Besitz  hatten  sodann  die  Hospitäler,  H.797u  ^^'^  Landes,  schon  von  höherem  Werth 
(meist  Landgut>  mit  1S.85*/o  der  Stener:  darauf  die  anonymen  Gcitellstchafien  (bc^i. 
mit  industriellen  (irundstu<  k<  n)  mit  2.02'  ',^  des  Landes  un<l  17. 2s''  ,,  der  Strin  r;  die 
liureaux  de  bionfai^aii.  »"  mit  bezw.  0.02  uud  2.4-!.  die  relif^iu^en  l.'ongregationen  mit 
boz«-.  0.3S  und  1,79"  „,  also  auch  mit  wcrtlivollerem  Bcbitz  u.  s.  w.  Die  letztere 
K  t*'  i^i  rie  bezieht  sieh  dabei  nur  auf  die  ..aniorisirten"  Gongregationen:  die  von  der 
Tat'-  der  teilten  Haml  fn  ieii  ..nicht  auforisirtin"  haben  .nusserd-Mn  noeh  einen  nielif 
uuerheblichen  Imuiobiiiurbesitz.  ünd  derjenige  beider  Ar(en  iät  in  starker  Zunahme 
begriffen  (vgl.  die  Statistik  im  Ball.  VIII,  24!)).  Ob  das  so  gefährlich  ist  und  ob  es 
dnrcli  Ulnpe^taltt^ll;  der  SfiiiiM'  zu  b'-seliriliiken  pt'sueht  werdrn  sullt«  .  wi-  v.  Kauf- 
mann S.  2i)'d  andeutet,  bleibe  dahin  gestellt.  Noch  weiter  als  dureh  die  genannten 
schon  nicht  unbedenklichen  Gesetze  TOn  IsSO  und  ]Hb4  zu  gehen,  möchte  kaum 
rtthlich  sein.  Die  /luialime  des  Besitzes  in  -olrh.n  Ilrinden  i<>t  doch  ungleich 
weTiiger  beilenklieh.  als  der  l'-  lu  r^^an«.;'  vom  HimIcii  an  stiidtisebe  (".iiutali-^ten ,  Hi'>rsen- 
manner  UJid  selb.-^t  an  alle  drundanstukratie .  da  der  liesilz  der  t'ungregatiuaen  direct 
und  indlrect  im  Wesentlichen  gemeinnützigen  und  rerwandten  Zwecken  dient. 
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\).  Die  Bcrgwcrksabgabcii  (rcilcvanrüs  des  inincs). 

Goaet/. L^<'bun'4^.  Eiiiführunjr  «l'-r  Steuer  Jurcli  das  allgemeine  Bcrgirerks- 
ffcsctz  vom  21.  April  Iblit.  Art.  .'J:!  II..  <Kizn  Decrct  tihor  die  Üurchfühning:  dsr  Su»u«^r 
vou»  11.  Mai  IMl.  si»ar«!r  tnudili»irt.  aber  in  der  Hauptsache  ir«ltend.  Neuere  Decrde 
Tom  SO.  Juni  lsi;o.  27.  Juni  1S«U>.  bes.  n.lxbruar  1874.  (icsetz  vom  17.  Juni  1^40, 
Art.  4  (W-'jl'.iil  'ler  pMqM.rtionnlali'ial).'  :iri  den  Staat  für  Sal/werkf  und  Salinen). 
S.  besondere  die  cingehctidc  Daratuilung  der  (iesctzgebung  in  Porroux-J  oppcu  , 
No.         725.  korzor  im  Art  mincs  in  Block  s  dict.  Art  mines.  No.  44—48. 

Literatur.  Rlock,  a.  a.  t),  und  suppl.  güni-r..  p.  28.H  (Gesetz  vom  27.  Juli 
1^^0),  atuh  flu  die  i^aii/e  Hergwerksgcsetzi^cbnn^.  die  bei  dieser  Steuer  immer  von 
Wichtigkeit  ist;  Bibliugr.  di«t..  S.  129S.  Vignes,  I,  74  Ü.,  v.  liock,  S.  15», 
V.  Kaafmanti.  S.  255,  Arndt  in  Conrad'«  Jahrb.,  B.  S6,  S.  fiSl.  Statistik  im 
Boll.  XV,  53.1  II. 

Ucbcr  Ucrgwcrksbcsteuoruug  Uberhaupt  s.  meine  Abh.  direcle  Steuern 
im  Sclidnbci^g'äcbcn  Handborli  dor  politiHchen  Ookonomie«  2.  Aufl.,  III,  285  vnd 
.  Arndt,  a.  a.  ü.,  S.  174,  C30. 

§.  207.  Bergwerke  anterliegen  in  Frankreich,  wie  aHes  Grand* 
eigenthnnii  znnllchst  der  Grundsteuer  and  zwar  fttr  die  in  An- 
spruch genommene  Oberflache  nach  dem  Steuersätze  der  angrenzenden 

Gruiulstücke  (S.  450).  Daf^cgen  .sind  die  Hcr^^werksconcessionUre 
als  solclic,  nämlich  soweit  .sie  nur  ihre  I'roilncte  fVirdern  nnd 
verkaulen  —  also  nicht  niret\vaii;c  Vcrarbcitunj?,  V'erhilttung  etc. — 
patentsteuerfrei,  so  früher  und  noch  nach  der  neuesten  (tcsetz- 
gehung  (Gesetz  von  1880  Art.  17).  Es  war  daher  folgerichtig, 
uicht  auf  Grund  der  rechtlichen  Natur  des  Hergwerkshe.^itzes, 
sondern  nach  der  ökonomischen  Bedeatnng  desselben,  die  Berg- 
werke —  allerdings  streng  genommen  nur  die  coneessionirten, 
weil  allein  gesetzlich  patentsteuerfreien  —  einer  der  Patentstener 
einigermaassen  analogen  direeten  Ertragssteaer,  einer  Art 
„tSpecialgewerbesteoer"  zu  anterziehen,  der  dann  aber  anch  die 
ohne  oder  ohne  ordnangsmässige  Concession  betriebenen  Berg- 
werke nnterstellt  worden  sind.  Eine  derartige  Steuer  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  21.  April  1810  mit  eingeführt  und  durch  das 
Decret  vom  11.  Mai  1811  geregelt.  Diese  Steuer  enthiilt,  wie  die 
ratcntsteuer,  .J  este"  Sätze  und  jn  o  po  rt  i  o  n  a  1  e "  Sätze.  Jene 
richten  sich  nach  dem  Ihnfang  des  conccssionirten  (iruhenfeldes, 
he/,w.  hei  Bcr^'verken ,  welche  ohne  Concession  hetriehen  werden, 
nach  der  Ausdehnung;  des  Hctricbes  und  betragen  10  Frcs.  für  da.s 
Quadratkilonieter  des  Feldes.  Die  p  roportioualen  Sätze  rieliten 
•  sich  nach  dem  festgestellten  Reinertrag  eines  Bergwerks,  soUea 
im  Maximum  des  Principals  5'*/^  des  Heinertrags  nicht  ilbei-schreiten, 
der  spceielie  Steuersatz  soll  durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz 
festgestellt  werden,  er  betrügt  regelmässig  unverändert  Jahr  ans 
Jahr  ein  5^0*    Im  Unterschied  von  der  Patentsteuer  wird  hier 
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also  der  Reinertrag  selbst  die  Basis  der  Proportionalabgabe  und 
wird  nicht  nar  aus  „äusseren  Merkmalen"  anf  diesen  geschlossen. 

Zur  Knniiti'laDg  des  Reinertrags  best -lit  .  i  i,  all.  nliiitjs  nicht  unbedingte  Ver- 
j  tlirhtiiiif?  der  D«:'r|i^w»'rks)»«'(!\  ili<'r .  »:iforiii  rli.  In-  Aiiüalioii  zu  in;i(  |i<  ii .  in  (Ji-ren 
ili  inattgelung  von  Auitawcgcn  t-iue  Abscliat/ung  iiur<  Ii  eine  zu  <iicäi:ui  Zwocl»  aus  dum 
PrSfecten,  zwei  von  diesem  crnauuten  Mitgliedern  <l<>s  (icneralratlis,  dem  Stciierdirector, 
tl'Mn  n''rffwcrksiiigciii<Mir  und  zwei  licrvnrr.ifrondston  BerLrw'erKsbi'sit/irn  ztisainmeii- 
gc^eUtc  Commiäsiuu  erfulgl.  Diese  CumuiisAion  prul't  auch  die  eingereichten  An- 
gaben der  Deflitzer  oder  Betreiber  und  srcilt  dcu  steuerpflichtigen  Reinertrag  fest. 
Si«  bat  Re<ht  und  I'lli<']it.  über  di  ;  d<'ii  lu-inertrag  bedingenden  und  bestimmenden 
Pro»lMrtion!i  -  lind  Alt^iat/veriiältnissc  «lic  orfordcrlielioii  N:i<  !il'ürM"bnnt^«  ii  aii/.iHrellen. 
(fcnauc  Nuinicii  über  die  ßereclinuu;;  des  lu'in<^rti;ii;>  aii^  tli  in  iJohi  ifiaü  und  ilen 
Prodnctionäkoston ,  unter  näherer  An^^a)»c.  was  als  b^t/toiv:  abgezup-n  werdm  (larf. 
('irr.  V.  \'>{'<i).  l'crrouT-Jopi»<*n.  No.  <w;s.  Ni»tr.  am  h  D-rn-t  v.  II.  Icbtiiai  IsTI 
über  den  „Keincrtrag".  Seit  Ibll  werden  l'Ur  die  Iieri^chnun{i;  die  (je lörderten , 
nicht  mehr  wie  bis  dahin  die  Tericaufton  Mengen  zu  Cironde  gelegt.  Jedes  ein- 
zeln e  Bergwerk  wird  als  selbbtändiji^es  St<'iiiToliie<  t  ln  liaiii|r!(.  a(n  h  w.  rm  Kin  ni  >itz<  r 
mehrere  liaf.  daher  erfolgt  aucii  keine  Couijiensation  der  IJeinerträi;'!  und  \  erlu.ste  für 
mehrere  Borgwerke  desselben  B<'sitzers,  ei>cnso  nicht  für  mehrere  Jahre.  In  jeder 
Kczichung  also  Iii-'r  ein  Kindringen"  in  die  p^r>önh(  lirn  und  ökonomischen  Ver- 
haltnisse, wns  ilii-  franztisisi  h«'  <i.'>et/i;elninir  sonst,  so  bei  di  r  ratent^teniT.  so  atisser- 
onientlich  und  ao  bedenklich  übertreibend  scheut.  (S.  besuudeiä  Dccrct  von  Jsll, 
Art  16  if.,  bei  Pcrroux-Joppen,  Ko.  681  H.).  Bloss  die  rechtliche  and  Ckonomisch- 
technische  Natur  des  Bergbaus  r<M-btfertiut  doch  ein  so  vrdlii;  abwelcliendes  Ver- 
lialten  der  rie.<ietzgcbiing  und  Verwaltung  kaum.  Ja.  gerade  bei  Bergwerken  und 
wesentlich  nur  bei  diesen  den  wirklichen  Rcinertraa:  der  Steuer  zn  (irnnde  zn  Icuvn, 
welcher  bei  Bergwerken  doch  stets  nur  unsicher  zu  berechnen  i^t  —  da  All«  s  von 
der  unlösbaren  Frage  abhängt,  wie  laris^f  ein  bestimmtes  Bevjw*  rk  d  niern  winl,  wie 
weit  der  „Reinertrag"  daher  wirkli.  her  Reinertrag  oder  Amoitiaatiun  i.-t  — ,  muss 
sogar  noch  Bedenken  gegen  diese  Anomalie  im  französischen  Steoerrecht  erregen. 
Audi  r<-  (iesetzeebungett  haben  dieser  Bedenken  wegen  aof  Reincrtragsbesteocrung 
der  Bergwerke  ver/icbteU 

Befreit  ron  der  Proiiorttonalabgabo  sind  Salz  werke  u.  s.  w.  (mines  de  sei. 
soarces  et  pnits  d'ean  salce),  die  feste  Abgabe  zahlen  sie  (Gesetz  rem  17.  Juni  1^0, 
Art.  4,  J  . 

Ausser  der  iinmitteil>arcn  Feststellung  der  Steuer  nach  dem  K'cineitrag  simi 
Abonnements  f^r  die  Proportionalabgabe  zwischen  dem  Fi^  ms  und  den  Bergwerks- 
betreibern. regelm;i.-sij:  auf  (Jrund  fünfiähri^'-iT  Durelisehnitte  des  Reinertrags,  statthaft 
(Decrct  von  Art.  31  fl..  Decret  von  l>><ja,  lSi»(i,  IbT  i). 

Ancb  bei  di<»er  Steuer  besteht  ein  „ Ausfallfonds**,  welcher  mit  einem  Zu- 
schlag  von  10%  zum  rrin<  ipale  dotirt  wird  und  aus  dem  Entlastunuon .  Befreiimgen, 
Minderungen  zu  (itinsten  der  mit  Verlust  arbeil'Miden  Bomw-Tke.  der  von  be-,(,iidiT.  n 
Unf&iiea  l>ctrotienen  erielgen,  suwie  gewisse  Küsten  der  Sienerveranlagung  und  Kr- 
hebnng  bestritten  werden  (Näheres  schon  im  Üocret  ron  IMI  .  Anfini:^  sollte  flber- 
haopt  der  T'rtrag-  d>-r  Steuer  riicfit  in  die  Staatsensve  /u  alli^em-  inen  SiaafSiUHgaben 
lliessen,  sondern  einen  Si>eeialiunds  lur  Zwecke  der  Jicrgwcrksverwallung  bilden,  was 
aber  schon  seit  ISIS  aufgehört  hat. 

Der  Ertrai?  der  Bergwerk  i'-m'  ii  inei.  Zu^eblaj:  fiir  Aiislalironds.  lurh  mit- 
unter g.'wisse  (i.l.iiliicM!  war  1^2»;  _'"i.t><»()  Frcs.,  stii-i;  erst  etwas  mehr  seit  den 
lb40er  Jahren  fm  null  der  Veranlagung  auftinind  des  Ertrags  in  1SI7 

707,000),  ISG'.)  1,101,000.  IsTl  .dme  Elsass:  1,126.000,  |s71(Ma\..  Sperulationsjahr) 
.3.3011.000  Frcs.,  IS'^M  2.793.000  Frcs.,  1885  Und  IbSO  (Anschlag)  2.bO  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XV,  ü3S  Faaie,  p.  82). 

c.  Die  Steuer  vom  Ertrag  (Einkommen)  ans  beweglichen  Werthen  oder  die  Ertrags- 
stener  ron  WerUipapieren.  (Taxe  sur  io  rereou  des  valeuis  mobilicrus). 

Gesetzgebung.  Einfahmng  durch  das  Grundlage  gelili  -ii- ne  ('><■»■[/  vom 
29.  Jaoi  1872,  Docret  mit  AusfUhningsreglement  vom  6.  Deccmber  1872.  Ausdchnnog 
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der  Steuer  auf  Louso  uimI  Rllck/aLlunicspramien  durch  üesct/,  vom  21.  Juni  1S75, 
Reglement  "la/.u  vom  15.  Deceniltor  IbTö.  Gewis'^o  Bcsohrfuikuu^oa  in  Itezug  auf 
Steucrobjectc  durch  (icsetz  vom  1.  Dic  iaber  IsT.'i;  umgekehrt  bo/iigliche  Ausdehnungen 
dnrch  Gesetz  vom  2S.  Dccembcr  isbO.  Art.  3,  und  21».  Doccmbor  1884.  Art.  9. 
(Besteuerung  der  Einkünfte  reliiriösi-r  (^onsrregationen).  Block,  dict.  Art.  valenrs 
mobilie.rcs ,  No.  13—17,  p.  HM»,  buppl.  gcncr.,  p.  434»  sappl.  annuel  Ibbö,  p.  Ib, 
Ball.  Vtn.  S99,  XVI,  G17,  XXII,  234.  Dejean  code.  p.  207  ff..  278  ff.  (G«9etz 
und  Decret  von  1S72). 

Lit*'ratur  s.  Block  pen  Artikel.  Vigncs,  I,  40"r— III.  Kaufmann,  8.290 
(nur  Erwiihnungi.  Statistik  jiihilich  in  derjeniiren  der  Eurcgistrcmüutsverwaltung. 
Für  1S72— H«i  Bull.  XXH.  2.'M  (Erträge  und  bel-gt.  W.-rthe  nach  Hraptftrteil,  aodl 
j^raph.  Darstelluntr\  l'iber  die  l'rojecte  einer  unifa>seiideren  Einknuiirn-nsteuer  nach 
dem  Kriege  von  1871,  woraus  dann  die  hierzu  besprechende  Steuer  allein  verwirklicht 
Vörden  Ist,  Yres  Guyot,  imp.  sor  le  rerenu  (Par.  1896>,  cl».  IV. 

§.  208.  Cliaractcr,  I  hn  fang.  Diese  Steuer  ist  die  einzige, 
welche  die  Franzosen  zur  notliwendigen  Kr{j:;änzung  ihres  directen 
KrtragBsteuersN  stenis  nach  dem  letzten  Kriege  eingel'Uhrt  haben, 
zugleich  die,  einzige,  womit  man  ein  wenig  in  die  Bahnen  der 
directen  Einkoninienbesteuerung  eingelenkt  hat.  8o,  wie  sie  aus 
umfassenderen  Plänen  zur  Besteuerung  von  Ertrügen  oder  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  oder  „Kapital"  allein  übrig 
geblieben  ist,  stellt  sie  eine  partielle  Kap ital rentensteoer 
dar,  welche  sich  ziemlich  willktthrlich  anf  die  Zinsen,  Renten, 
Dividenden  n.  s.  w.  von  gewissen  im  Gesetz  genannten  Gapital- 
anlagen,  namentlich  gewisser  Werthpapiere,  beschränkt. 
Wichtige  analoge  Zinsertriige,  besonders  ans  (in-  und  ans- 
ländischen)  Staatsfonds,  dann  aus  hypothekarischen 
Darlehen  ii.  a.  ni.  sind  dieser  Steuer  nicht  unterworfen.  Ein 
gleichzeitiges  Gesetz  (2<S.  Juni  1H72)  Uber  die  Hcstcucrung  der 
Zinsen  aus  letzteren  mit  2^'/,,  war  noch  vor  seiner  Ausflthrung  am 
20.  Dcceniber  1^72  auK  nUcksicht  nul"  Orundcredit  und  Itnmoliiliar- 
besitz  wieder  aufgehoben  worden.  Dem  Umfang  oder  den  Stcuer- 
objccten  nach  ist  diese  Steuer,  als  Kapitalrentensteuer,  daher 
viel  zu  eng  bemessen  und  damit  eben  kein  genügendes  Glied 
des  Ertragssteuersystenis  geworden.  Die  Ausdehnung  des 
ursprünglichen  Umfangs  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1675  ist 
zwar  richtig  gewesen,  diejenige  durch  die  Gesetze  von  1880  und 
1884  aber  nicht  ohne  Bedenken. 

Der  Umfang  der  Steuer  ist  der  folgende: 

Nai  h  dem  (iesetz  von  1872  bind  Steuerobject:  die  Zinsen.  Dividenden.  Ein- 
kllnfle  und  ainlrr.'  Erir,"ig:e  von  A  e  f  i  e  ii  jeder  Art.  von  irj^endwclt  heii  'in-  und  aas- 
länUiscIiCUj  (le^elUchaltcn .  Compagniou,  Luternehiuuiiguu ,  iinanziellen,  iadustriclluii, 
commerciellen  oder  des  Girilrechts:  die  jUhrlichen  Renten  und  Zinsen  von  Anleihen 
ond  Obli (ratio nen  von  in-  und  ausländischen)  Provinzen,  De]iartemcn(8*  Ge- 
meinden. Corporationen ,  oll  iitlichiii  Anstalten,  fioscllscbaften .  Compagnicn,  Tnter- 
nehmungcu  u.  s.  w.;  cadlich  die  /Aumiu,  Ertrüge,  Bcnciicion  von  In  teresäenautheilc it 
nnd  Gommanditknpitalien  in  Oeaellsehnnen,  Unteraehnongen  a.  dg;!.,  deren  Kapital 
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ficht  iD  AcUen  •»ingretheilt  ist  (Gesetz  von  1872,  Art.  4).  Die  mehrlac)!  angeregte 
An^ddumn^  der  St 'lu-r  luf  f ra n / ds i s cli c  Staatsfonds  ist  Mu  principiellen  Be- 
<l.-nk'-n  nber  (Iii-  rt-i  1ü1u-Ih-  Zulassi^keit  einer  soldicii  Resteuening  und  ans  Kack- 
sichteu  auf  den  StaaUscredit  und  auf  wUnsclieDSwerth  crscheineode  Bcgünätiguag  der 
Kapitaluilafai  in  der  elnheinisehea  Steatsrante  unterblieben,  Bdckaichten,  welche  bei 
•lern  rreditbedarfiiiss  des  Stnt-,  um  1S72  und  bei  nüli.  r-  r  Aussicht  auf  dii-  MoL'Iich- 
keit  von  Zinshcrabset^ungcu  der  steuerfreien  Rente  allerdings  zu  nehmen  waren.  Die 
Einbeziehung  ausländischer  Staatsfonds  wurde  noch  unmittelbar  bei  der  letzten 
Benithung  <it  »  (iesetzcs  von  1">T2  beantragt,  abt  r  <\oc\i  aus  OjiportuuitätsrQcksichten. 
B.  A.  damals  wohl  aiji  b  aus  Ifurksielit  auf  die  Hefheiligunp  fremden  Kajiitals  an 
fnnzösiächen  StuaUanleilien  unterlaa^eu ,  wu  man  dann  auch  Seitens  fremder  Staaten 
dne  Bestevernng  der  letzteren  unter  Umstinden  hitte  enrarten  können  (Italien).  Aach 
hätte  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  in  der  angenommenen  Form  auf 
fremde  Staat.si>apiere  sich  weniger  leicht  anwenden  lassen,  da  man  sich  wohl  seheute, 
fremden  Staatsrctfierungen  geircnUber  die  C'aulelen  zu  verlangen,  welch«-  das 
üesetz  suust  für  die  Zulassung  eines  Papiers  zur  franz<bisrb>  ii  Bursennotiruui::  stellt  (s.  u.). 

Ihireh  das  (lesetz  vom  21.  .Iiini  1^7.'»  sind  dann  t'ulineriehti^^  ;i(i<  li  Loose  nach 
dem  ganzen  liotragc)  und  die  ans  der  Ditiereuz  zwischen  dem  EmiasiuDscur»  und  dem 
RQckzahlungsbctrage  ron  Anleihen  sich  ergebenden,  im  Grande  Zinsen  vertretenden 
Prämien  der  Steuer  von  1ST2  uutrrworfen  worden,  mit  einigen  liesonderen  Bestim- 
mungen über  die  Durchfnhrnng,  wie  sie  die  eigeuthUmlicheu  Amortisationspläne  bei 
Mtlchen  Anleihen  bedingen  (Kegiement  ?om  15.  Deceniber  1S7.'»). 

Nach  dem  W  ortlaut  des  (iesetzes  ron  1ST2  waren  di«-  Aeti'  ii  und  Interesscnten* 
antlieile  von  <iesilUi  baffen  jcd-  r  Art  Sf.ncrobject,  daher  aijeh  sc|l)st  vtui  ir-'Wfllin- 
licheu  üficDCQ  ilaudclsgeselidcbalten  oder  GoUcctivgeseibchafteu  ^socii  t(  s  uu  num  eoU 
lecttf).  I>a3  wnrde  ab  zu  veitgehend  durch  Gesetz  vom  1.  Deceml>er  lb75  beschrftnkt, 
indem  letztere  Gcsellschafti  n  .  .laiin  Arbeiter- Cooperativgenossensehaften  für  ganz  frei 
■od  bei  einfachen  Commaii«iitije5eIlsehaften  nur  die  an  die  Commamlitisten  filr  «Iii' 
einirelegtcn  Conimanditkapitalien  zahlt<  ii  Erträge  für  ^touerpliichtig  erklart  wurden. 
Auch  hier  crgiebt  sich  dann  ab<  r  immer  dir"  nngleichmä.->ij^i'  Behandlung  ganz  &bn- 
lieher  K:»pita[arilagi  'i  diir*  Ii  die  dem  rinf.iiig  naeji  /u  i'n<_^-'  rran/.n^isclie  Kapitalrenten- 
Steuer.    Die  Zinserträge  vou  gcwühulichen  Darlehen  bleiben  eben  frei. 

Die  Amdehnnng  der  Steuer  durch  die  <^etze  von  IftSO  und  1884  auf  eigen» 
thümlich  iicirende  andere  F.h11c  von  (i.-^r  |lsi  haften  utid  Assö<:iationen  ist  zwar  in  einer 
Hinsieht  aueb  folgerichtig,  in  aiuJeri  r  d>K'li  iiielit  ohne  prineipielle  Bedrinken,  zumal 
hier  doreh  die  Besteuerung  z  Tli.  nicbt  bloss  liiianziclle,  sondern  andere,  namentlich 
den  religioseti  <ieuossenschaften  u.  dgl.  gegenüber  ki rchenpolitische  Sonder- 
zw.  ek.-  verfolu't  w.rden.  Naeh  dem  (Jesetz  vom  2*».  Di-ecnibd-r  isvo.  ;{  solli-n 
b&ralich  der  Steuer  des  (iesetzes  von  1S72  auch  die  jährlichen  Erträge  und  Bcnelu  ien 
solcher  Gesellschaftett  und  anerkannter  und  nicht  anerkannter  Associationen  unterliegen, 
b'  i  W'  lchen  die  Erträge  niclit  ganz  oder  nur  tlieilweise  unter  ihre  Mitf:liedi  r  v.  r- 
theilt  werden  muss-  ii  Soweit  dabei  die  Höhe  dieser  Erträge  nicht  nacli  il.  u  Be- 
stimiouogcn  des  desctzcs  von  1^72  zur  Veranlagung  der  St<  uer  bemessen  werden 
kann  und  keine  entsprechenden  2uv<  rlässigfn  Angaben  der  (i- s-  ll^chaftsverlteter  vor- 
lie?en.  soll  als  Ertrag  der  Satz  von  des  detaillirt  abzuschätzenden  Wertli^  der  das 
(lestillscbaftHkapiul  bildenden  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögeuabeaundthcile 
angesetzt  Verden,  (l'eber  den  mit  Art.  3  des  genannten  Gesetzes  ziisammenhftngenden 
Alt  4  8.  0.  §.  200,  S.  4»1).  Das  (1  s.  tz  vom  2!).  Dee.mber  ISM.  Art.  !>  wendet 
dann  die  genannten  Hestimmunuen  des  (Jeset/es  von  l**st>  und  damit  die  Steuer  des 
Gesetzes  von  1S72  spei  i.  II  auf  alle  ,. religiösen  Congienationen.  Verbindiiti^en  icommii- 
naatu^)  und  Associationen,  antorisirte  wie  nicht  antorisirte".  an  und  Ix-stinimt  für  diese, 
wie  fi;:  all''  anderen,  im  Gesetz  von  !^*»ü  bt  /.-ielinrten  (!■■  '  II-'  hatten  (m1>m'  iationen. 
die  ihre  Erträge  nicht  ganz  oder  iheilwei:3e  unter  ihn:  Mitglieder  vurtheilen,  dass 
allcenein  als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Satz  von  ^V«  des  Bnittoverths  der 
besessenen  oder  occupirten  beweglichen  und  unbewegliehen  (iuter  der  betn  ll'enden 
n»>sell>rhaffen  angenommen  werden  soll,  w.  iin  ni*  ht  ein  noch  höheres  Einkoiiim<;n 
roosutirt  ist.  Dctaillirte  Dcclarationen  des  Vermögens  bilden  die  Basis  der  Ver- 
aolagung.  Wie  man  auch  nber  den  specicllen  Zweck  dieser  vomehmlicti  auf  die 
r.r!ji".->en  Congregationen  ali/i'-lenden  B-Meiicnnij  <I-'iike  und  wenn  man  amb  an- 
nimmt, das  nnter  den  so  besteuerten  Einkünften  manche  Zinserträge  sind,  welche 
X.  W»ga«r,  Finanzwif^nst-b^n.  III.  32 
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durch  (Ii-  Steuer  von  1&72  SOii^t  nicht  tn.llon  würden  und  eig.Mitli.  Ii  dadun  li  g-*- 
troflcti  wirdi;u  sollten,  zirei  erhebliclie  rein  stcuerpolitiaclio  Bcdeokcn  bleiben 
dorh  botckcn.  Einmal  tritit  diu  alao  ausgedehnte  Steuer  eben  nan  Zinsen .  «reiche 
bei  anderen  Kozieln  rn  r>  chtlich  und  factisch  frei  )il>  ibon:  ein  Verstus^  ^t'geo 
die  (il  «•  i  r  Ii  III  iis- i  ii  k  c  i  t  ciliar  Kai)it:iIri  iitonbtcii''r .  und  zw  eitens  niinint  di»  Sfeu»T 
zum  Theil  no  einen  gaa^  anderen  (Jbaracter  als  den  gerade  einer  Kapitalreatcni>teuer 
an:  sie  wird  hier  wirklich  eine  rohe  GesAmmteinkommensteaer  in  Form  einer 
Veruiögcnsstou' ! ,  woiliir-  h  Natürlich  die  ««Gleichheit  ror  dem  Gesetz^  anderen  Per- 
sonen •r»-!Jrenub*'r  veilct/t  wird. 

§.  209.  Für  die  Veranlagang  ond  Erliebung  der  Steuer 
ist  ein  steuertecbniscb  zweckmässiges  Verfahren  angenommen 
worden.  Dnreh  dasselbe  erleichtert  und  sichert  man  fUr  die 
practisch  wohl  wichtigsten  Fälle  die  Durchfdhrang  der  Kapital- 
rentenstener  wesentlich ,  aber  freilich  triflft  man  andere,  jedenfalls 
indessen  weniger  zahlreiche  nnd  wichtige  Fälle,  welche  unter  die 
Steuer  geboren  wflrden,  eben  wegen  des  gewählten  Verfahrens 
nicht. 

Das  Vcrrahrcn  besteht  daiiu,  dass  man  zn  Steuersiibjecteii 
Iii  eilt  die  Zins-  und  l)ivideiuleneini)l'iin  <;er  ii.  s.  \v.,  dieiUäuhi-^er 
{gemacht  hat,  welche  man  doch  ei^entlicli  l)esteuern  will,  sondern 
die  die  Zahlung  der  Zinsen  u.  s.  w.  Leistenden,  die  Sc  hu  Idu  er, 
die  Gesellschaitcn  selbst.  Diesen  letzteren  sind  daher  be- 
trefll'cnde  Vc  rp  flieh  tu  nj^cn  der  Declaration,  tiestattung  der 
C<»ntrole  durch  die  Steuerbehörde,  dann  der  directen  Steuer- 
zahlung auferlegt,  mit  dem  Ree bte,  sieb  an  den  Empfangsberechtigten 
(also  namentlich  den  Gläubigern)  durch  entsprechenden  Abzug 
der  Steuer  bei  der  Zinszahlung  u.  s.  w.  schadlos  zu  halten.  So 
nimmt  die  Steuer  den  Character  einer  Dividenden  Verkürzung 
gegenüber  Actionären  und  ähnlichen  Personen  nnd  einer  als  Zins- 
reduction  erscheinenden  Couponsteuer  gegenüber  Obligationären 
«.  8.  w.  an,  soweit  nicht  letzteren  Falls  der  Schuldner,  die  Ge- 
scllscliat't,  die  Corporation  etwa  die  Steuer  end^ilti';-  auf  sich  (Iber 
uimnit.  was  nicht  unzulässig  ist.  Natürlich,  dass  aber  so  >ich  der 
Character  der  Steuer  theil  weise  vcrän<lert.  Trotzdcin  bleibt  dieser 
Modus  der  N'eranlagung  und  Krhel)ung-  lisealiseh,  stcuertcehniscli 
betrachtet,  überwiegend  vortbeilbalt.  Denn  er  verbürgt  eine  nK'jgliehst 
sichere  Einsteuerung  der  Steuerobjecte ,  auch  des  llaupttheils  der 
in  ausländ  isc  )icn  Effecten  bestehenden,  eine  wohlfeile  Ver- 
anlagung und  Erhebung,  auch  weil  man  es  mit  weniger  nnd  mit 
den  zahlungsfähigsten  Stenersubjecten  zu  thun  hat.  Misslich  bleibt 
nur,  dass  die  KapitalanUgen  in  solchen  ausländischen  Effecten, 
welche  nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  sich  der  Steuer  ent- 
ziehen, was  aber  gerade  unter  französischen  Verhältnissen  practisch 
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nicht  so  sehr  ins  Gewicht  fallen  mag.   In  allen  diesen  Pnncten 

zeigrt  die  Veranlagung  dieser  Steuern  viel  weniger  Scheu  vor 
scharten  Anforderungen  an  die  Stcucrsubjectc  in  lietreft'  der  Au 
gaben   und  Controkn,   vor  „Eindringen  in  die  persitniichcn  und 
ökonomischen  Verbaltuisäe'^,  als  bei  den  ühercu  grossen  directeu 
Steuern. 

Für  die  f  ra  ii /.  ii  s  i  s  f  Ip- ii  Z  ihlurig^- I.t'ist«'n«ItMi  und  StouiTjjtliclitijjeii  liisst  --ich 
die  Zahiuu^pdicUt  un^cbwcr  Uurclifubrun.  in  JJutrcIl  l'remiler  Etlcctcu  besteht  diu 
Vorschrift,  dass  sie  in  Frankreich  nur  notirt,  nefrociirt,  zam  Verkauf  gfebracht  und 
^mittiit  w  r  liMi  il  rn-n.  wenn  sii'h  tVw  Znliliingsplliolitit:! n ,  1».  /  d.  rm  u'i  s''t/:liclj  zu 
be!>t«fUeuilo  veraiilwurtli(  lie  VortrcltT  ia  Frankreich  der  Zahlung  der  htou<:r  (ebenso 
wie  derjcnig:«?n  der  Stoinpolabgabt-n  and  Traiisioissionssteiicrt  unterziehen  (<Joseti:  von 
1S72,  Art  4,  Decr.t  von  18'2.  Art.  3  und  4).  Eben  dit-^.-  N'orschriftfn  moclite  man 
wohl  nirht  auf  fremde  Staaten  ruiwriidcn  und  Hess  mit  dc^hall»  di.-  IVmds  d'-r-'  llien 
steoerlrei  ^s.  o.).  Eilecten  vun  fremden  Gc;>«'lUchaitun  und  tnteruehuiungua.  welche 
nicht  in  Fnnkreich  notirt  werden,  nnterlieiren  der  Steuer  in  dem  Falle,  dass  die  be- 
treffenden (ieselIsoh;»rten  u.  s.  w.  in  FiMiikn  irli  lifjr-  ndcs  howegliches  oder  unliewcL- - 
liches  Vermögen  besit/en,  im  VerhältniÄs  der  daraus  sich  ergehenden  Einkiinfte 
(Decret  von  l'>72  eh.,  s,  u.  die  ütatistischen  Daten").  Alle  übrigen  fremden  ElFccten, 
die  eigentlich  nach  dem  Sinn  und  wobl  selbst  nach  dem  W  urtlaut  des  (icsotzes  Steuer- 
pflichtirr  wären,  hirili.  ti  !■'•!  iliesem  Verfahren  also  frei.  Die  Steuer  ist  in  vier  Quartal- 
terminen la  zahlen,  bei  Actien  und  anderen  wechselnden  Erträgen  auch  und  zwar 
IQ  Vs  letztjäbrigcn  Stenerbetrags.  mit  definitirer  Abrcchnang  Uber  die  Steuer 
nach  Beendigung  des  Jabres-Kechnangsabschlusses  der  Gesellschaften  (Decret  rou  1S72, 
Art  1.  2 

Strafen  ?on  100-  öooo  1  res,  mach  Art.  10  des  Gesetzes  rom  23.  Juni  |s:»7i  und 
erentnell  weitere  nach  Art.  3!»  des  (Je^jetzes  vom  22.  Germ.  VII.  treten  lu  i  \  ergehen 
d'^r  St'Mi«  r'Mliiecte,  auch  in  n>'tr<'tl  von  I  iiterlassungen  tou  od«tr  Miingclu  in  den 
Deciiirationeii  ein  <(icset^  mhi  \^12,  Art.  :>). 

Die  Steuer  ist  im  üebrigen  eine  (^uotitätssteuer  zu  dem 
festenStenersatze  von  3  ^/^  jährlich.  Mit  diesem  Satze,  dessen 
Stellong  anf  5  %  angere£;t  worden  war,  bleibt  die  Steuer  unzweifel- 
haft hinter  dem  Satze,  welchen  selbst  gegenwärtig  noch  die  fran- 
zMsche  Grundsteuer  erreicht  (S.  441),  zurück.  Ob  auch  hinter 
dem  Mittelsatze  der  Patentsteuer,  lässt  sich  nicht  sagen.  Zascblüge 
zu  der  Steuer  werden  nicht  erhoben.  Einen  höheren  Satz  als  3«'„ 
glaubte  man  au.s  mancherlei  HUcksicbten  der  ('reditjxditik,  bei  der 
n»r>giichen  l'oberwUlzung,  bezw.  bei  der  cndgiltigcn  Tragung  durch 
die  gesetzlichen  Steuersubjectc  vermeiden  zu  sollen. 

Die  Steuer  steht  in  gewisser  Verbindung  mit  den  beiden 
anderen  Steuern,  durcli  welche  die  franzrmiscbc  Gesetzgebung  die 
Werthpapiere  trifft,  dem  Stempel  und  der  Transmissions- 
steuer (§.220).  Da  diese  Steuern  unter  derDirection  für  Stempel 
und  Enregistrement  stehen  und  einige  steuertecbnische  Einzelheiten 
in  der  Veranlagung'  bei  der  3*^/0  „Einkommensteuer'*  den  Ein- 
riehtUDgen  des  Enregistrements  angcpasst  sind,  lag  es  nahe,  die 
oeoe  Steuer  selbst  unter  diese  Direction,  nicht  unter  diejenige  der 
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directeo  Steuern  zu  stellen.  Eine  „directe'' Steuer  ist  sie  stener- 
politisch  nnd  -teehnisch  gleichwohl,  wenn  auch  die  „vorschuss- 
weise'' Zahlung  durch  die  Schuldner  und  Ctesellschaften  u.  b.  w. 

an  Stelle  der  Gläubiger,  Actiouäre,  welche  eigentlich  besteuert 
werden  sollen,  ihr  ininierliin  einen  eigt  iithünilichen  Cliaracter  ^^iebt. 
Verhältnisse  dieser  Art  kommen  ahcr  aueb  sonst  bei  „direeten'' 
Steuern  vor,  so  im  Irauzüsischeu  Kccht  bei  der  Thür-  uud  Fenster- 
äteuer  195, 

Di«!  St'  iior  trat  mit  I.  .hili  ls72  ein.    Ilir  Krtrag  war  im  ersten  voll.u  Jahr«' 
1»73  37.55,  1»74  34.1b,  bis  lb7i>  34—35,  JSSÜ  31).! Ü,  44.4tJ,  lbi>3  ^Max.; 

47.98,  t8S4— 86  46.83,  45.87,  47,28  Mill.  Pres.;  seit  1^85  incl.  Steuer  von  den 

religiösr'M  Congregatioiien.  EiiiitT''.  KO"/,^  kamen  n-jehuassig  auf  franz-ösisdi e 
WVrtli.'.  auf  fremde  ls73  2.ÜG,  lsb2  iMax.  4.1Ü.  IbSü  3.4S  Mili.  Frcs.  Die  Suuittu 
der  besteuerten  Krtriige  war  in  Mill.  I'rcs. 
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Die  einzelnen  Jahre  dazwischen  zcigcti  auch  sonst  manches  Beaclitenswcrthe  i  Bull.  XXII, 

2'\:t).  Zur  WUnligunii-  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Anlairen  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  alle  hitaatsfoiids,  ah  steuerfrei,  hier  fehlen. 

4.  Rückblick  auf  die  französische  diroct<'  Beätcucrung  im  Ganzen. 

§.  210.  Ein  Rttckhlick  auf  die  im  Vorausgehenden  abge- 
handelten einzelnen  directen  Steuern  des  modernen  Frankreichs 

kann  in  lietretV  dieser  ganzen  Steiierjrrnppe  nur  bestätigen,  was 
schon  in  ikiii  Kiickblick  auf  die  gesammte  lrunzr»sische  Stener- 
entwieklung  im  llK  .lahrlinndert  herv»)rgehoben  wurde  fij.  177). 
fn  der  jxilitiscb  cn  Seite  des  Steuerwesens,  in  der  form  eilen 
Ordnung  dieser  direkten  Steuern,  in  der  teehnisehen  Durch- 
arbeitung einmal  an  gen  o  ni  ni  c  ner  (rrundsätze  für  die 
selben  haben  üe8etzgel)ung  und  Verwaltung  Ikdcutendes  geleistet 
und  Erhebliches  erreicht.  Ein  grosser  FortKchritt  ist  Iiier  gegen 
das  Steuerwesen  des  ancien  regime  nicht  zu  verkennen.  Wirkliche 
Stenerpri?ilegien  und  Exemtionen  im  rechtlichen  Sinne  sind  gefallen. 
Die  yyStaatsbUrgerlichen"  Besteuerungspostulate  als  politische 
Anforderungen  sind  erfüllt 

Allein  mit  dem  Allen  sind  doeh  im  direeten  Steuerwesen  mehr 
nur  formelle  als  materielle  Fortschritte  constatirt.    In  letalerer 
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Hinsiebt  kann  man  gerade  anf  Grand  einer  speeiellen  Darstellong 
und  PrUfnog  wie  der  voraus^-ehcnden  nicht  verhehlen,  dass  viel 

weniger  crreicljt  worden  ist,  als  zu  vcilan^^cn  wäre.  Kiii  vSteuer- 
systeiii,  (las  iliesen  Namen  verdirnt,  stellt  die  moderne  trau 
zösiseLe  direite  Histeuerun*^  —  weder  liir  «ieb  als  (Jan/es,  noch 
in  ihren  ein/einen  (iliedern,  noch  als  Theil  der  j^esainniten  Hc- 
steucrnng  hetraclitct  -  entfernt  ni(ht  dar.  Den  nothwendi^en 
tinaQzpoUtUclien  Grundsätzen  und  Antorderungen  biulänglicber 
„ Aasreichend heit"  und  ,,Beweglicbkeif ,  um  sieh  dem 
durch  sie  zu  deckenden  Theil  dea  wachsenden  FinanzbedariSi 
namentlich  des  staatliebeni  anzapassen,  entspricht  sie  ganz  nnge- 
nflgend.  Die  Gerecbtigkeitsgmndsätze  und  Aufordemogen  der 
„Allgemeinheit^^  und  ,,61eichmä88igkeit"  und  damit  die 
nicht  nur  f«irmelle  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz",  sondern  die 
materielle  Richtigkeit  den  Gesetzes  selbst,  daher  die 
(wenigstens  proportionale)  Gleichheit  der  Stenerbclastun^ 
aller  Derer,  welche  Stenerträj^er  sein  sollten,  eriiillt  sie 
cbcns«»  wcnij:.  Dor  so  olt  als  Lcilstcrn  in  und  seil  der  ersten 
Iicvolufion  hinj^estclltc  (irundsatz,  ,, .ledermann  iiacli  seinen 
Fühi<]:ke  i  ten  zu  h estcuern der  «grosse  Grundsatz  der  Be- 
steuerung nach  der  I.  c  i  s  t  ii  n  ^  s  fä  h  i  e  i  t auch  wenn  er, 
gegen  seinen  wahren  binn,  nur  auf  allgemeine  proportionale 
Gleicbmässigkeit  der  iSteaerbelastung  gedeutet  wird,  ist  von  seiner 
Verwirklichung  weit  entfernt. 

Dies  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Verhäitniss  der 
durecten  Stenern  zu  einander,  wenn  sie  als  Glieder  einer  Gruppe 
aafget'asst  werden,  wie  aus  den  inneren  VerhUttnissen  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  von  dem  Verhältniss  der  directen  Steuern  überhaupt 

zu  allen  übrigen  StLUcrn  gui  niclit  zu  reden. 

Die  französischen  directen  Steuern  stellen  im  Wesentlichen 
eine  sogen.  Krtrags  best  euer  ung^'  dar.  Als  solche  erfassen 
sie  aber  weder  alle  Erträge,  Einkommen,  Vermögen  derjenigen 
Einzelnen,  welche  in  einem  wirkliehen  »Steuersystem  dieser  Art 
Steuerträger  sein  mlissten,  sind  also  nicht  wahrhaft  allgemein, 
Doeh  erfassen  sie  die  £rtr3^;e  n.  s.  w.,  welche  sie  treffen,  gleich- 
mässig. 

Iii  ersU-Tcr  iliiiaiclit  fehlt  irorml''  die  sy  s  le  ma t i  s c  lio  Au.-'l)iltiuiii;  di.-r  Ertra^s- 
besteii«nuig.  ii«ize  BemfocUssiüi  und  Ertraf^arten  worden  iii<;ht  dinct  besteuert, 
höchstens  indip--  t  iniiiintcr  (Iiir<li  ni»  lit  p.  ikhi  /n  vi  IhI-.  ml.'  f.  l'tTw  .i!/.uiii;  gcfroll-Mi. 
So  «09  der  BevölLciuug  Th«:ilc  der  arbcitciidcn  (..la^äc,  der  liberalen  Uerutc,  viclt'nch 
4e  Bemtea,  dio  budwiTtlMcliaft liehen  Pächter «  tto  aus  den  Erträgen  die  von  den 
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cl)Lii  gcnuiiiitcii  Pcrsononkruisen  bczogeaen,  ferner  grosse  Thoilc  der  Ziti->rontcn,  ohne  dass 
in  heiii<'ii  Falloii  von  einer  angfintssciion  l'oinpcnsation  diirrh  <Jic  ubriircn  Steuern 
oder  all^cmciu  von  steuerpolitiscli  berechtigter  Steuerfrcilicit  sprechen  wäre. 
Die  Ertragssteoersysteme  anderer  Länder,  so  der  sttddeutscbeD  SUtaten,  leisten  in 
ilif^'.r  Iliii^i.  lit  in  sy>tetiKitisoher  Durt  hlulinini;  ']'•-  «'iiiinnl  iiiii^-nionuticncii  Krlrap-- 
äteucrpriucipi»  cntächiodcn  mehr.  Die  Erfassung  und  Nichterla^sung  der  Steucrkrid'tc 
durch  die  directen  Steuern  beraht  ja  in  Frankreich  freilich  auf  dem  Gesetz,  nicht 
auf  Willkiilir  der  VenraltuDi:  iiuhr.  Allein  die  betreffende  (iesetzgeboni^  selbst  ist 
eben  vielfach  c^anz  willkflhrlich  verfahren. 

In  ße/ug  auf  die  Uleichuiüssigkeit  der  directen  Steuern  gegenüber  den  durcli 
sie  getrolfcnun  Steueren bjectcn  und  Steuerobjecteu  sind  aber  anch  in  Frankreich  nicht 
einmal  ernstliche  Versuche  gemacht.  Wenn  man  nur  die  beiden  wi«  htit:-t -ii  Stenern,  die 
(i  ru  ndsteti  er  nn<i  die  Taten  tstcuor  vTu'leicht  und  »twa  noch  Mi-'  Berirwerks- 
äteucr  und  die  \\  er  thpapi crsitcue r  mit  herbeizieht,  wo  ibt  da  irgendwie  eine 
„gleichmSssige"  Besteoerung^  der  dnrch  diese  Stenern  getroffenen  Objecto  und  persftn» 
liehen  Trät^er  zu  finden?  Schon  dirrsr  Steuern,  voll'-ruls  die  zwei  aiiden-n  grossen 
directen  hinzugenommen,  stellen  doch  nur  eine  wiUkuhrlichc  ganz  anorganische 
Aneinanderreihung  directer  Steuern  von  völlig  verschiedener  Einrichtung,  schon  de6- 
halb  ron  Unfcrglächbarkeit  unter  einander  ond  fon  verschiedener  Htthe  dar. 

So  erfüllen  diese  Stenern  in  derTbat  ni ateriell  das  politische, 
st aats))Ur^'erlielie"  und  das  Gcrccliti«ckeitspostulat  all- 
gemeiner und  gleiciimässiger  Besteuerung  durchaus  uuge- 
nttgend. 

Ebenso  wenig  befriedigend  gestaltet  sich  jede  einzelne 
Steuer,  wenn  man  sie  fOr  sieb  nach  ihrer  Einrichtung  und  ihren 
inneren  Verhältnissen  betraehtet. 

Die  coloä»alen  Ungleichm;i»aigkeiten  der  (irundätcuer  haben  sich  einigermaa:»seu 
auf  ZablenausdrUcke  zunickfuhren  lassen  (i^.  ISö).  Diejenigen  der  Patentsteuer  sind 
vielleicht  nicht  geringer,  trotz  des  ingeniösen  specialisirondcn  Clas^ensi  ]f mati-niu-. 
W  enn  man  dies  auch  ziiri  rmiissiir  nicht  so  leicht  genau  na«  hweisen  kann,  «lit-  Kritik 
der  einzehiea  maassgebenden  l  acloren  gestattet  einen  solchen  Schlubs  mit  Sicherheit, 
ja  ndthigt  dazu  f§.  205).  Und  mit  den  einzelnen  übrigen  Steuern  steht  es  schwerlich 
sehr  viel  b>  >>er  Das  rr-il»!. m  hat  man  hier  zwar  in  der  (lesetzgebung  und  Ver- 
waltung jeder  dies,  r  Stcut  in  richtig  crfasst.  :il»cr  th'  ils  iiiclit  den  richtigen  \\".  g  zur 
I^ösung  beschritten .  thcils  auf  richtigem  Wege  die  Schwierigkeiten  nicht  tiberwinden 
kttnnen.  So  ist  man  daher  auch  hier  weit  entfernt  von  .. gleich mässiger"  Rc> 
strUiTiuij;  aller  (irundbcsit/er  und  (Jrundbesitzungen .  aller  (i-  \v<  rbetr(  ilMMid>'[i  und  (i<^- 
werbebetncbe,  aller  Hausbesitzer  und  Häuser,  aller  Hauobuwohuer  und  Wohnungen 
u.  s.  w.  n.  8.  w  ereblieben. 

Nicht  allein  ans  diesen  niisslielicn  \'erli:iUiiisscn ,  aber  wesent- 
lich mit  auö  ihnen  erklärt  sich  die  gerin;;e  Fahi«;kcit  der  Irau- 
zösischen  directen  Hestenerung,  sieh  in  den  Steuersätzen  und  ab- 
gesehen hiervon  durch  eigene  Entwicklung  der  Steuersuhjectc 
und  Stenerobjecte  im  Ertrage,  namentlich  tlir  die  htaatsbedttrf- 
nisse,  steigern  zu  lassen.  Unter  den  allgemeinen  Entwickinnga- 
bcdingongen  modernen  Öffentlichen,  besonders  Staatsbedarfs  und 
unter  den  speoiellen  Bedingungen  dafür  in  Frankreich  rousste  diese 
relative  Erträgsstabilität  der  directen  Steuern  dann  auch  wieder  uoi 
so  mehr  su'der  zum  Theii  ttbermttssigen  Steigerung  der  Erträge 
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der  beiden  anderen  grossen  Steacrgrnppen,  der  Verkehre-  und 
der  directen  Verbraofchsateaenii  bindi^ngen. 

Allee  in  Allem  kann  so  das  Urtheit  Aber  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  in  stcuerpolitischer  und  steucr- 
tecbuisclier  Hinsicht  doch  kein  hcHonileis  |^Minsti<;es  sein. 

Die  Ursache  davon  Jiegt  sicherlich  mit  und  seihst  W(»hl  lihcr- 
wiegend  in  den  iil)cr.nis  ^^rossen  Schwierigkeiten  einer  finanziell, 
Tolkswirthschat'tlich,  technisch  und  nach  den  (ierechtigkeits|)ostulaten 
befriedigenden  directen  Besteuerung,  theilweise  aher  doch  auch 
in  inneren  Mängeln  der  Gesetzgebung,  welche  sich  hätten 
▼ermeiden  lassen.  Diese  Mängel  sind  wieder  grundsätzlicher 
nnd  practischer  Art 

Gewiss  war  es  richtig,  der  directen  Besteuerung  eine  be- 
deutsame Stellung  im  Steuersystem  zu  erhalten,  auch  nach  der 
Abkehr  ron  der  einseitigen  Tendenz  in  den  ersten  Zeiten  der 
ersten  IJevolution,  als  diese  Besteuerung  zu  tkr  ;;an/.  vr»r\valtenden 
oder  nahezu  zur  alleinigen  hatte  gemacht  werden  sollen;  und 
gleichlalls  war  es  richtig,  d  \s  Strehcn  zu  verfolgen,  Jeden  nach 
seinen  Fähigkeiten  zu  hestcuern**.  Allein  dann  mus.stc  man  auch 
grundsätzlich  tlir  den  rechten  Zweck  die  reehten  Mittel  wählen, 
d.  b.  hier  sich  nicht  darauf  beschränken,  nach  mehr  oder  weniger 
zuverlässigen,  oft  recht  unzuverlässigen,  weun  auch  verhUltniss- 
mässig  leicht  zu  constatirenden  „äfisseren  Merkmalen*'  Object-  oder 
Ertragsstenern  allein  einzurichten,  sondern  man  rousste  den  moralisohen 
und  politischen  Muth  haben,  unter  Gewähmng  aller  erforderlichen 
Bflrgschaften  fdr  den  Ausschluss  von  „Willktthr'*  von  Verwaltungs- 
organen, Subjcctsteuern  zu  bilden  und  in  die  persönlichen  nnd 
dkonomischen  Verhältnisse  der  Wirtbschaftssubjeete  nnd  ihrer 
Wirthschaften  hei  diesen  Steuern  wie  bei  den  danel)en  bestehenden 
Objeetsteuern  so  weit  einzudringen,  als  es  eben  t(tr  die  DurehtUhrung 
wirklicher  allgemein«'!  Steuern  und  t'iir  gleit  lmiiissige  \'cranlagung 
derselben  geboten  i>t.  Hier  siegte  aber  in  i'iankreich  ganz  der 
I  nd  i  viduali  s  III  US",  d.  h.  hier  die  Kiieksicht  aulWirklielie  oder 
vcTuiciutliche  luteresseu,  auf  \'orurthcile,  Emplindungen  der  Be 
T&lkernng.  Mit  den  viel  zu  weit  gehenden  KUcksiehtcu,  welche 
ni:in  doli  in  dieser  Beziehung  nahm,  ist  weder  eine  „gerechte*' 
noch  eine  finanziell  hinlänglich  ergiebige  Besteuerung,  vollends 
keine  direete,  welche  solchen  beiderlei  Anforderungen  entspricht, 
vereinbar.  Das  seheint  man  aber  in  Frankreich  immer  noch  nicht 
eingesehen  zu  haben.   Sonst  wäre  es  in  der  Periode  von  1871  ff. 
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%u  einer  grUudlicLeren  Ket'urm  der  üirccten  bteuern  UDd  endlicb 
zur  Eiiilülirung  einer  Einkoiumeosteaer  gekommen. 

Practiftcb  aber  war  es  ein  verbängniHSvoller  Fcbter,  dass 
man  in  der  ersten  Revolation  viel  zn  raseb  die  alten  Stenern  be- 
seitigte nnd  ohne  genflgende  Vorbereitung  die  neue  directe  Be- 
steaerang  legislati?  feststellte  and  dann  administrativ  dnrehfttbrte; 
dass  man  ferner  aber  ancb  später  an  der  einmal  im  ersten  Jabr- 
zebnt  der  ersten  Revolation  gelegten  Grundlage  dieser  BesteneruDg 
mit  geringen  Veränderungen  festhielt.  Thatsächlich  sind  in  Folge 
dessen  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  reisonal-  untl  WohnungÄ- 
stcucr  (S.  4')1')  in  •grossem  IJmtanj;  die  Ungleicbniätisipkeiten  der 
dircL'tcn  Steuern  aus  der  früheren  K(•Ili^^•</.eit,  idicr  die  man  doeli  so 
klagte,  mit  viel  zu  j^crin^eii  Abäuderun^^en  in  die  neuere  Zeit  liiniil)er- 
gc^anj;cn  und  scll).st  bis  beule  erhalten  worden.  Die  L'nfiihigkcit 
der  t'ransiö8i«chen  dirocten  Steuerni  sieb  den  gesteigerten  An- 
forderangeu  des  i!>taatsbedarl8  anzupassen,  bängt  mit  diesen  Ver- 
bältni.^sen  ebenfalls  zusammen. 

Was  danacb  zu  geschehen  hätte,  möchte  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Darstellung  und  Untersuchung  doch  auch  der  fremde 
Theoretiker  sagen  dürfen:  Bescbränknng  der  zu  aus- 
schliesslichen Beachtung  der  mechanischen  ^^änsseren'* 
Merkmale  und  Einfügung  subjectiver  Momente  in  die 
Ertragsbcsteucrung,  ferner  Danebenstellung  einer 
E i n ko ni  ni  e  n b e 8 1 c u  e r  u  n  g  u n  d  t  b  e i  1  w c i s 0  Iii u U b e r iU h r u u g 
der  Ertragsstcuern  in  eine  sulchc. 

♦ 

B.  Die  Verkohrsbesteucrnng. 

1.  Üic  Ke(istriruut;i>abgabcu,  das  Stcmpclweaen  und  aoücce 

Torwandtc  Aligabuii. 

a.  Im  AUgemeinon. 

Geset/gebnng.  S.  achow  die  liebersicht  in  Fm.  II,  33  [im  Kolgoiiden  Bo- 
richti{?un>?en  dazu).  I)io  Jiierlur  i:<'höritf«u  (iesct/.c  zerfallen  in  vier  Katogorieo,  ciit- 
sjtrechend  den  vi  crfrii-'i  ..Abj^abcii"  dic^^-s  (i.-liicts,  sie  ^t<'h<'u  aber,  wi«^  dioi?r  Ab- 
gaben selbst.  III  Zuiiauimeuhaug  unter  einander:  Oedet^e  über  die  Kcgibtrir u ugs» 
abgaben.  Ober  den  Stempel,  Uber  die  GerichtssclireibereigebabreD,  Uber 
die  Hypothckcnjrebührfrn.  Das  (ie b u  Ii n  n  eli  iik  nt  und  dus  JS  to ucr Clement  io 
den  betreuenden  Abgaben,  besonders  in  lien  rrstcn,  wird  in  der  (icsctzgebung  selbst 
nicht  scharf,  meiüteu.s  gar  nicht  getrennt.  In  dio  steucrpolitisoh  und  steuertecbnisch 
besonders  zu  bcacbteude  Vervickclthcit  und  lieständi<re  VeränderuDg:8» 
bedtirftiffkei  t  diuscr  (iesf-t/f^tduinir  gi''l)t  schon  di«;  rul^fudo  U('li.;rsii  bt  der  (irset/--. 
einen  Einblick.  Sie  ist  absichtlich  cinguhender  gehalten  wurden,  auch  uu)  dicaeu  eigeü- 
thttmliclieii  Ghancfer  einer  solchen  Steoergcsetzgebung  zugleich  mit  herroxtreten 
zn  lassen. 
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-  1.  Die  Rcicistriruniisab>?abctt  (droits  d'ciir<^ffisfrouicnt).  welche  die  Erb- 
>chaftsbcäte ucru mit  in  »i<  Ii  eiithaltün.  wurden  in  der  Iv  voliitioiinoit  durch 
ilas  GestMz  vom  5. — 10.  DeccmbLT  iT'tÜ  iiou  bcgründcf.  Nach  vcr^^  hirtlL'iien  woiforcn 
üeäeuea  wardu  jedoch  erbt  durch  diu»  an  Stelle  aller  btshurigcu  trutcude  llauptgcäotz 
TOB  22.  Frimaire  Vif.  December  179%)  die  end^iltige  Grundlage  des 
Systems  gelcift.  Zahlreiche  weitere  <ir>ot/.i"  liabcu  das  Iit/ten'  ii>  Kiii/olliriton  vcr- 
andcft,  auÄ^ebiidf.t.  die  Sät/e  mitunter  urmu:>5igt,  hautiiicr  erhöht,  aber  das  System 
selbst  iät  iu  seinen  Huuptpuncteu  so  wie  ca  das  (icset/  vum  22.  Friuiaire  VII. 
eingerichtet  hatte,  liesteheu  geblioboii.  S.  das  licseti  vom  Friinairc  u.  A. 
bei  Jacob,  Gesetze  Uber  Eurogistremeiit  ii.  s.w..  S.  2 1  — (dcut?!i'hcr 'IV.vt  M;iiii-h'> 
eiozeloe  Ueiuero  \  craudurungeu  aind,  wie  auch  aut  anderen  (iebicten  des  tranzusischcn 
SteaerveeeDs.  in  den  Jahnsfinanz^retictzen.  £inoabmegft$etzen  tt.  8.  w.  getroffen  worden. 
S.  die  Dati-n  der  (ie^etzo  b«iVigne>,  I,  32^>,  Blot  k,  dictionn.,  Art.  cn regist roment, 
p.  S7>.  Hervorfjehobeii  mrt?en  liier  iu  chronoloi^ist  her  K'eiho  foljfende  (^ieset/.e  werden, 
die  wichtigeren  davon  simi  «luri  h  iri-sperrtc  Schrift  \„(iesotz"i  bezeichnet  i>,  den 
Tt-xt,  »owedt  er  hergehört  und  in  Kraft  bis  ISTü  blieb,  bei  Jacob,  nach  I'^Til  /..  B. 
kiDejean,  a.  ,n.  n.r.  22  Pluviose  \  1 10.  l'ebruar  17'.»l»,  Förmlichkeiirn  l>  'i  Vcr- 
«eigeruogenj;  Uesctz  vom  27.  Voutöse  IX.  (In.  März  lüOl,  regelt  verschiedene 
Pnacto  bei  der  Erhebung  der  Registrirunj^sabgaben);  (losetz  rom  28.  April  1916 
\Fißnugeietz,  Tit.  VII,  Art.  37— .'>!»,  einige  Vcriindei  iiniica,  dann  verschiedene  Steucr- 
erhähun^en  gepen  d.i>>  (iesetz  vom  1  rim.  VII,  auub  l  uif  der  Siecelecbtlhreii  und 
20**,  I{tigist);rabgaben  dabei,  im  Adels-,  \\ appenverlcihungen  u.  a.  m.,  Jacob, 
S.  162—183;  dazQ  K.  Ordonn.  vom  22.  Mai  ISlti,  eb.  S.  ISli  II  );  Fin!in/.gosotx  Tom 
25.  März  1^17.  Art.  71.  Ih.  ds^l.  vom  l.i.  Mai  l^is,  Art.  7.*^  fi.  (kleine  Vor.iiHbTiiiiüMi) ; 
besetz  vom  lö.  Juui  lb24  ^Ermässigungen  von  batzen  der  Kcgistrirun^sabgabcn 
md  Stempelt;  18.  April  18S1  ittber  Enreidstromentsgebuhre»  ron  Erwerbungen  der 
Gemeinden,  öllentlichcn  Corporationen  u,  d;;!.);  21.  April  1S32  Uber  event.  Eilass 
sewissor  Siffrelg<'bMhr<'ii  des  (ie>etzcs  von  1*»H»';  d.  si  tz  vom  21.  April  |s."i2  (.Vit.  .S.". 
d'i'  bctreüendcu  Emnahmebudf^etgesctzi  -s.  Tarif  der  Scheiikun  gs-  und  £rb- 
schaftsab gaben  in  der  Seitenlinie  24.  Mai  \SHi  (dsgl.  Eiimahoicgesctz, 
Art.  1 1  IF. .  verschiedene  Tarif;unlernii-j<MiV.  .'t.  Mai  1^11.  Art.  fiebuhreiifrt^iheit 
bei  Lxpropriatiouea) ;  25.  Juni  l!>41  i^Besieueruug  der  Uebertragung  verkäuflicher 
AatMtellen);  IU.  Joli  184S  (Einnahmcgesetz ,  kleine  TariOndeningen^ ;  9.  7nli  1846: 
2-»  Mar/  l^JS  ^Dccrct«  Ermässigungen  dca  Weehadprotcsttarifs);  (i<  si  t/  vom 
!•»  Mai  ]^b*)  (lietrehin«?  einiger  l'uiH  te  und  Siitze  der  E  rbschafts-  und  S.  h.  nkunes- 
ib^abcn  u.  a.  m.;;  Gusetz  vom  b.  Juni  ]^öO  ivurnehmiich  Ulier  Stempel  von 
Haadelseffecten.  Werthpapieren.  al>er  auch  mit  einzelnen  ßcstimmungeu  Uber 
RepstrirunicU  7.  August  ISnO  Kinan/ircM  t/.  Art.  7.  Eruia>siiMni'.;i'ii  einiirer  S.ifze); 
10.  December  J^.jü  i.gewis.se  Gebuhrcnfrcihuitcu  bei  Eheschliessung  Armer  u.  s.  w.); 
21  Janaar  1851  (Standung^gewifar  für  Registriransrsabgaben  bei  „Armen*');  8.  Joli 
I^')2:  5.  Mai  1%55  (Finanzgesetz,  Art.  15  ( W  i  '!<  icifhrbuim^  der  EnnSssignng  des 
•iactzcs  vom  7.  August  1S50^;  iicx-i/.  vom  2:;..luai  1S57  (Emtuhrunp:  ciuer eigenen 
rehertraguiigsa bgabc  —  „Transmiasionssteuer"  —  von  W crthpapioren, 
im  Aoffthrangsdecret  vom  17.  Jnll  1857;  ll.Joni  (Tariflndeningen);  27.  Juli 
Ertn.i^sitrung  der  .\')^ali.'  bei  gewi>s..'n  TuiMhi-n  liindlichcr  Cirundsluekel  — - 
Üa&A  kommen  nach  dem  Kriege  von  ISTO — 71  i^rade  bei  diesen  Abgal)cn  die  Er- 
klhungcn  der  Stenersütto  und  die  AufIctfung  neuer  Zuschläge  für  die 
Staatscass''  /um  I'rincipale.  nelien  den  alten  (s.  U.)«  meist  für  das  ganze  Gnbiet 
irr  h'-tnffcndon  V«  Twaltuns  also  iricl.  Sf<'mprl  u.  s.  w.>.  S<>  II  au  p  t  ges  e  tz  ub<*r 
ticfbierabgabeu  und  Stempel  vom  23.  August  1S71;  ll>.  September  lH7i  (auch  andru 
Stnen  betr.);  Oesetz  vom  28.  Februar  1872  (Einführung  abgestufter  „fester 
'^Mif  für  den  „droit  fixe"  bei  l:ewi^^en  rrknmb  ii  .  ;io  M  u/.  !s72;  .30.  necember 
IS7.1;  (fcsetz  rom  19.  Februar  (Tariferhöhung);  21.  Juni  1S75;  .HO.  December 
1^76;  26.  Mirz.  1S7S;  1».  December  187S  (gewisse  Urkunden  l>oi  milit.  RequisiUonen 
Siatis  ZQ  registrirenV,  23.  Octobcr  1SS4  'spe<  idl  über  gerichtliche  Verk&ufe  von  Im- 
■obilien)  und  3.  Nov<'mf)er  l*»*»!    •  iiiiL'i    l  ariformiissiirtingenK 

Decrete  des  Staatsoberhaupts,  V  ururdnungen  der  CuutralbchOrden.  Eutscheidungun 
<ad  Gotaditeo  des  Staalsntth«.  ürthelle  der  Judicatnr  sind  bei  dem  Reglstorwesen 
'»"'sonders  zahlreich  und  wi.lititr  und  stei>rern  die  Casuistik  und  das  I)et;ul  ins 
LneadÜche.  U«i«do  da^  i»t  aucli  wieder  lur  die«  Gebiet  stou  er  technisch  besonders 
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6.  B.  2.  K.  Steaemcht.  1.  H.-A.  2  A.  Frankreich. 


/II  lM\icI)ten.   Theoretisch  uud  practiäch  aber  eiQ  schwacher  Ponct  dieser  Steacrart! 

Achiiliclios  gilt  von  der  folf^onden  (iattung. 

2.  Stempel  (droits  d»*  tiniltroi.  Dio  lü^ue  Hei:<.Iiiiijr  di<>S(?s  Stcucreebiets  erfolgli? 
ZOnächst  durch  das  Gcaeiz  vom  12.  Dccemlior  IT'M)  —  Js.  Icbruar  1791.  da»  b»ld 
Vertndertingcn  erfuhr  und  durch  das  Haaptgcsctz  rom  13.  BmmaSre  VII.  (IH.  Norbr. 
ITOS  i  ersetzt  wurde  ln-i  Jacob,  S.  1 — 20  .  Lotztoros  ist  die  Ti  ru  n -1 1  a  •:■ 1  - - 
Stempel weseuä  geworden  uud  bis  beuti:  geblieben.  Alle  weiteren  Oosctzc. 
Decrete  haben  es  nur' in  Einzelheiten  abgeändert  nnd  ausgebildet.  Mehrere  der  beim 
Ilnnuistrom'.'nt  genannten  (iosrtzr  Ix-ttvllcn  i^Ieichzeitis:  ihu  Stouip-.'!  mit.  H-rvor- 
/.ulu'bon  sind:  (lesofz  vom  \'endrm.  VI.  .'!<>.  Scptcnihf-r  17!)7,  Stompel  von  Kin- 
^;abcn  an  Behörden,  von  Zeitungen  und  periodic  hcn  liluttcrn);  Ciesetz  v.  ti.  Prairial  VII. 
(25.  Mai  1799,  o.  A.  Stempel  fUr  ii^ednickto  Anzeigen'^:  Gesetz  rem  2S.  April  1$I6 

-Vrt.  02,  63,  71.  75.  7(i.  <l:uiii  in  \it.  213  •»(•«•ondricr  Stempel  von  1»)  (".-nt.  fur  die 
Ikzettelungen  und  Quittungen  bei  nidirecteu  Steuern);  Cicsctz  vom  Ib.  Juui 
(Einzelnes);  Gesotz  rem  24.  Mai  1834  (Einzelnes):  fjesetz  rem  20.  Juli  1S81  (an 
Stelle  der  Stempel  von  HandelsbUchern  tritt  ein  Zuschlag  zur  Patentsteuer,  s.  o. 
<i.3>etz  vom  .*>.  Juni  ISöO  (Stempel  von  Handel -effecten,  Schluss  noten. 
Action,  ölten tlic iien  Obligationen,  Versicherungspolicen,  bei  Jacob, 
S.  239—247):  Gesetz  vom  22.  Jannar  1851  (Freiheit  für  mit  „Armenrecht*'  BeeiUl8tigtB^: 
(ii  setz  vom  2.  Juli  1S62  >  veiv(  Iu.mI.  ri.-  .\enileruii;:i'ri ,  ErliAluiiiiien  .  dazu  Derretc 
vom  30.  Juli,  29.  October,  h.  Deccmber  ibü'l;  (ieselz  vom  13.  Mai  1^03  (Etatsgesetz, 
Stempel  fttr  ansUndisehe  Staatspapicre);  Decret  (der  neaen  Regierung,  unmittelbar 
nach  NapoIeon*:!>  III.  Sturz  vom  5.  Septombcr  1*»70,  Aufhebun;;  dea  Stempels  r<m 
Zeitungen  u.  d^l.  .  Xa<  h  d'-m  Krieire  aucli  hier  die  KrlnUiungcn  und  .\u««- 
dehnungeu  des  Stempels  durch  (itacU  vom  23.  Augunt  1S7I  ^u.  A.  Einluhrunj: 
eines  allgemeinen  Qoittnngs-  und  Checkstempels) ;  Gesetz  rem  SO.  Mirz  IS72  (Stempel 
\on  Ei.scnbahnrccepissen  und  Se.hiirsconnossam«'nton) ;  (n-srtz  vom  2ö.  Mr»i  1^72 
(Acodcrung  des  Stempels  vou  l'remdeu  Staatspapieren);  kleiuo  Aeuderuugcu  in  den 
Etatsjiresetzcn  der  Periode;  Decret  rem  30,  Deccmber  1$7S  (Fonnalien);  (Sesetz  vom 
U).  Februar  1S74  Erhöhungen  ;  D<  cret  vom  19.  Februar  1S74  (Stempelmarken  Ar 
llund'  lsi'li'erton  und  W'arrantsi;  Finanzfre>'  tz  vom  22.  Pecembcr  1*^7^  Ermässi^un? 
des  Stempels  fur  llandelsetlecteni;  Gesetz  vom  30.  .M  ir/.  ISSO  ^^Stcmpel  vou  AfHcheny; 
Decret  vom  29.  April  IHSl  (Stempelmarken). 

3.  (j'erichtssehreibereigebulii  <  ii  vhoits  de  grelle^  theiis  zu  Gunsten  des 
•  ierii'htssehrcibcrs  ("^ieriier!^i.  tlieils  :ils  .\b>;abe  lür  die  Staatsc.ibse.  II  au  p t .^■  o  s  e  t  z 
lUr  Givilgcrichte  und  IIa ndelsge richte  vom  21.  \  ontöse  VII.  ^11.  Mar^  I7'.>U, 
bei  Jacob,  S.  104— 1I0>  und  Decret  vom  12.  Juli  180S  (Jacob.  S.  iHl);  Ordonn. 

vom  0.  Ortidier  1"^2.'»;  für  .mdeP'  (ieriehte  und  Helii^rden  V' r.x  hii-dene  He^timmiingen, 

8.  Vi  L' Ii  I  S,  I,  J.^>^;  (i.-sctz  vt>m  H».  NVoembi  T  1^7,'»  lOier  ^'ri<•llL■n^rielltf■r. 

4.  HypothckcQgcbahren  ^droits  d'hypothe<jUca).  Bestimmungen  auch  hierüber 
in  dem  Hauptgesetz  Uber  Hypothekenivescn  vom  21.  Ventuse  VH.  (Ii.  Mirz 

17!t'i.  Art.  1'»  II.,  bei  Jacob.  S.  100  ll.i.  Acndcruno:en  der  Sätze  im  Gesetz  vom 
2b.  Ai»ril  l^hi.  Art  ('ü.  til  ;  <i- setz  vom  2  '..  Au-jiist  1S7I,  Art.  5  i,Dej-^an,  }<.  10). 

Alle  diese  verschiedenen  Abgaben  (mit  einzelnen  Ausuahmenj  uaterliegeu  Staats- 
znschlagon  zum  Principal,  so  einem  1 0 proccntigen  als  Kriegszusrhlag  schon  1799 
<  iiiifeführten  (Gesotz  vom  li.  I'rairi  il  \U.  mU-r  2.").  Mai  179!»),  aber,  mit  Ausnahme 
beim  Stemjiel.  wo  er  duich  da^.  (iesetz  \uiii  2>».  .Xpril  1^1»».  .Art.  (17  zoitwi  ilig  bt-M-itij't 
w^urdc,  bestandig  gewordenen.  Zu  diesem  Zehntel  trat  zeitweise  ein  weiteres  (1^55  bi» 
1657,  1862—64),  auch  anderthalb  Zehntel  fl8<i4 — 71),  nach  dem  letzten  Kiege  wieder 
7U  dem  alten  von  17«jy  '  in  zwe  ites  Zehntel  {(»eset/  vom  23.  August  ls7i.  .Vit.  1.  2. 
woselbst  auch  die  Ausnahmen),  seit  1>>74  tur  Register-  uud  Hypothekou- 
ab gaben  (auch  Geldstrafen)  ((iesctz  vom  30.  Deccmber  1973,  Art  2>,  noch  ein 
Iialbes  Zehntel  Daher  ist  der  Zuschlag  seitdem  im  (ianzen  2.V'  „  lur  die  eben  ge- 
nannten, 20", j  liir  die  Stofiipel-  und  (Je  ri  ch  ts>e  hrei  b  era  Ii  t;  alt  en.  Einzehie 
Taiifpo&ten  Miid  von  allen  Zudcbiagcn  irci  (so  die  Quittiuigs-  und  Ghe«  kstcmpul,  die 
Effecten- Transmissionssteuer).  Die  grosso  Ertrag^tcigerung  seit  dem  Kriege  ist  zu 
einem  erheblichen  Th'-ile  auf  diev  .^taikt-n  Zusehliii;e  von  20—2")"',,  zuruek/.u&ihreii. 
Im  Vergleich  mit  den  dircct.on  Steuern  ist  /.u  beachten,  dass  bei  den  hier  be- 
<iprocheiieti  Yerkehrsstaueni  Departemental-  und  Comuuualzusohlkgo  fohlen. 
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Ati»er  den  4  frenaanten  Abfraben  stehen  mit  dem  tiebiete  dieses  ininzen  Ver- 

waltunjTszwoifrs  noch  in  ZusammCDhait;: :  liic  als  Ers  t  t/.  der  Ko^istiTabualM  ii  u.  s.  w. 
eiDRofiihrte  direcrc  Steuer  von  den  (iut<  rii  der  todton  Hand  (o.  S  l'^'.»H.>.  die 
aber  nicht  unter  der  Vorwaltuiiir  de»  Eurfüistreiiienis  mit  steht;  die  diro'  tc  Steuer 
vom  Ertrag  beweg:licher  Werthe  (t-iiisohliesslicb  der  Steuer  auf  Lose  und 
Pramit  ii  .  ff».  S.  11»!  IT.).  welche  zu  di  -^T  \'or\valtung  rcssortirt;  di»-  bcsniid'  ii'  S^-  uer 
vuuSee-  uad  Landveräicheruuguu  iui  (ieäctz  vom  23.  August  Ibil,  weiche  vuu 
Vignes  n.  A.  ebenso  wie  die  beiden  vorbor  genannten  und  wie  die  Effecten- 
Transmissionssteuer  vom  2.".  Juni  is.')"  als  „Anhang"  zu  d<.u  KV-gistcrabiralvii 
abgesehen  wird.  Wir  /icht?n  beide  !•  tztere  zu  «Uesen  Abj<ab<  n  hinzu,  während  die 
beiden  anderen  oben  (^.  2t)(i,  20s  H.)  ali^'eliaiidelt  wurden  sind. 

Literatur.  Stourin.  I,  ch.  XV  und  XVI.  p.  894  —  469.  Vipnes.  I.  ch.  3, 
j»  .120 — i'H  vor/.i!trIi(  lie,  reichhaltifie  und  dodi  ;:i  draiiirte  svsteuiatische  fJehandlung:\ 
Tarife  daselbst  I,  414  tl.,  IL  397—410.  v.  Hock,  Kap.  5.  No.  1,  2,  4,  S.  177— 2UJ», 
218—223.  ?.  Kaufmann.  S.  277— »Oß.  Block,  dictionn.  und  Sapplomentc,  Art. 
enresristn'mcnt ,  timbrc.  i^refliors,  li\ iMitli-i|Ui  s  (vurwaltun^'srccliilicher  Standputui ;  in 
den  Daten  der  Gesetze  hier  und  da  Fehler-.  H i b  1  i u i:  ra  p h i c  der  Specialwcrke  des 
Fiuanz-  und  Verwaltungsrechb  im  Block'schen  di'Mioim.  am  Schluss  des  Art.  enregistr. 
t«lict..  p  N^'^.  suppl.  ^'  UiT,  p,  18'»K  umfassend.-  ruiiuiientaie  u.  d^ri.  So  Dalloz  et 
Vcrpc,  rode  d»'  renri'i:i>tnMn»'nt,  de  timljic  >■(>■..  l'ai.  1**'*».  <iaruier.  repert.  {r<-ner. 
et  rai^oune  de  l  eurcgistrement,  (>.  ed,,  Par.  Ib7*>,  b  vul.  ^aquet,  traitc  theor.  et 
prat.  des  droits  d'enregistrement,  3  vol..  Par.  Die  neaesten  Gesetze  bei  Dejean, 

Code  de  nouv.  im]',  (von  mir  speciell  benutzt).  Roper  et  Sor<  I,  rüde:>  et  lois 
usuelle:^.  —  Bei  der  Schwierigkeit  der  ÄLit.  rie.  den  vielen  juristisciien .  technischen 
Ausiirucken  ist  us  erwünscht,  dass  für  Elsass-Lothrinf;en.  wo  diese  wie  die 
übrige  französische  Steuergesetzgebung  \«  rbliebea  ist,  mittlrrweilc  Übrigens  einige 
Acmlcruniren  erfahren  hat,  dcutM  h<'  Hfaibeituna:<-u  dea  leiiishitiveii  Stulls,  der 
Gcäetzc  selbst,  der  Decreto,  Staataratlientadieiduu^eu  u.  w.  vorhanden  Mud.  Ich 
habe  besonders  die  genannte  Schrift  von  Jacob,  „die  (iesctze  Uber  Eiiregutrements% 
St''mp'.l-.  Hypotli.  kcngebuhren  und  ähnliche  Abgaben  in  Elsass- Lothringen",  Strass- 
bürg  1^7^,  lienutzt.  S  ausserdem:  Leydhcckcr.  die  indirccteti  Sfouern  in  Elsass- 
Lothringen,  2  B.,  Strassburg  1S77.  und  die  (halbamtliclicu)  Sammlung' n  der  iu  Elsaas« 
Lotliriugen  geltenden  (iesetzu,  3  B.,  Stras&bnrg  IHSO — daraus  B.  2,  französische 
Kiuzelg« -setze. 

Es  liegt  iui  Wc^un  dieses  Stoucrgel)lets,  dass  die  Steuernormou  sich  au  das 
Privatrecht,  namentlich  an  die  Kechtsnormcn  für  Eigentham,  Nutzung,  Pfandrecht, 

Oblitfatiom  iirecht  und  an  das  iranze  Vertransie-  ht.  dann  an  das  Erbn;«  ht.  an  das  gauizo 
Handels-,  an  das  Frocessrocht  u.  s.  w.  naher  auschUesscn.  Manches  Eigruthumlicho 
der  französischen  betreltcnden  Bestetierunu:  ist  die  tolge  der  Aupai^suug  der  Steaer- 
normcn  an  dir  s<  licchlsnonm  n.  \)i<i  Vi  rwickelthcit  d<  r  eisteren,  die  Casulstik  wird 
wieder  durch  die  letzteren  bedingt  K.ilifr  ist  im  Allgi  ineincn  auch  hier  im  Steuer- 
wcäcu  auf  die  französischen  „Codea",  den  Code  civil,  codc  de  commerce,  code  de 
proc<'dure  civile  und  auf  die  Commcutarc  da/.n  sowie  aaf  die  Literator  über  fian- 
/<wi>-  h«'s  I'rivatrc'  ht  Iiinzuweis».-!!.  A  ielcrh  i  Streitfragen  des  Sti'uerrcchts,  wt  Irlic  die 
(icrichtshöfe,  der  Staatsrath  zu  eutscheiden  habcu,  entstehen .  weil  es  sich  nicht  nur 
nm  steaerrechtliche ,  sondern  um  privatrechtliche  Streitfragen  dabei  handelt.  Daher 
denn  auch  die  bezeichnende  Auffassung  der  firanzösi»!  hen  Juristen,  dass  „Enro- 
jjistroment  und  Stempel  die  einzigen  «-Ines  Juristen  wurdiir-n  Steuer- 
matcrien**  seien.  Vom  Standpuoct  der  Steuerpolitik  und  Steuertechnik  gerade  kein 
l^b,  für  die  finanzwissunschaftliche  Dar^tdloiig  eiu  sehr  erschwerendes  Moment, 
aber  citie  Auffassung,  welche  docli  b<i  der  finaii/ielKn  thi-op-tisehen  und  i'ractisohen 
Beurtiieiluug  dieses  ..W-rkchrssteucrsystems"  recht  beachtet  weiden  muss.  Wuuu  in 
Frankreich  der  „feine  juristische  Gharacter**  des  Gegenstands  besonders  scharf  hervor- 
tritt .  wi  nn  die  Zahl  der  üecrete.  Verordnungen,  Erlas>e  u.  s.  w  ,  u.  jrlie  di»-  Dun  h- 
l'uliiuii'j  der  <ii>et/i'  ei f-Td-  rt ,  srhon  vi»r  Jaliren  auf  ii  ber  d  r  i  t  tha  1  b t  a u  s '  ii d  be- 
rechnet worden  ist  und  jetzt  danach  31)00  ub(^rsteigcn  mag,  wenn  alles  dies  die 
principicllen  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung  steigert,  so  ist  doch  auch  nicht 
zu  ubers''li<'ii ,  dass  ir^  lade  dit-  ungümoine  Ausdehnung,  wolrhe  man  in  Frank- 
reich dum  Euregistreineut  und  Stcmpelwesen  gegeben  hat,  und  die  enorme  iiühe 
fieler  StcuersfttJse  (Besitzwochael  tron  Immobilien  unter  Lebenden!  ErU»chafis- 


Digitized  by  Google 


50(>         ß.  B.  2.  K.  Sicucrrecbt.  1.  H -A.  2.  Ä.  Frankreich.  §.  211. 

Steuer!)  unvermeidlich  eben  die  feine  Rechtstechnik,  die  oncud liehe  C«su  ist  ik, 

die  «ahlrcirhcn  Strt  itf  r.i;:  cii ,  weil  -  s  >u:]\  um  schwere  Bi!laslun«;en  handelt, 
bedingen.  Eine  ausäerurücutUchc  liüliutliguug  dt»  \'erkohra,  cioe  Uberiuiuü»igo  Be- 
lastung zahiloeer  Bechtegeschftfte  und  Rechtsthatsachen  (wie  bei  TodesIlUien  und 
Erbgang)  ^ind  die  Fol'j^e  von  dem  Allen.    Aber  der  Staat  li  tt  >u  am  h  eine 

unK^elieiirc  Ertra<;s>juollc  für  seine  irrossen  Hcdurfnibsc  iTÖlluti,  die  ihm  jet/t  an 
700  Mill.  Frcs.,  mehr  ali  ein  Viertel  seiner  heutigen  enormen  Steucreinnahuu;  abwirft. 

Höchst  verthvell,  reichhaltig  und  detailUrt  ist  die  Statistik  dieser  französcischen 
Besteuerung^,  die  in  den  iMiianzwcrkon  nicht  t:enui:enii  V'iwcrthet  wird.  Siehe  die 
Tabellcü  i^'auru'ü,  p.  '»b  U.,  besonder:»  aber  die  Jahreüberichtu  der  Directieo  des 
Enrogistremeiit  im  Boll,  ifnt  1SS6  in  rol.  XXII,  139),  und  die  langjährigen  Rack- 
blicke  in  eiiUEelaoii  Arbeiten  daselbst.  >*>  I.  'iiri.  XII,  »S.  XV,  540  (Successioneu  und 
Donationen  fieif  auch  XVII,  lo|,  XXI.  137);  V,  370,  XVI.  152  (l  ,»..  r- 

tragungon  von  imtnobilien  unter  laatigeui  Titel  seit  1827),  I,  24,  III,  543  u.  a.  m. 
Eine  Statistik,  welche  fur  manche  finanzielle,  ökonomische  and  selbst  Akr  die  eifen- 
tliumlieiic  rraii;^>:)sische  popuiationibtisclu'  Frairc  (Erbfolgestatbtik)  ron  hohem  Interesse 
ist  und  monographische  Bearbeitungen  verdiente. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  bietet  erhebliche,  in  der  Sache  liegende 
formelle  und  materielle  Schwierigkeiten,  wenn  sie  sieh  nielil  auf  blosse  Tarifpröben 
und  statistische  I)at«'ii  be^.  branken  will,  Kiin  er><  lu'>|d'eii(le  Heliaiidlung  erfordert 
grossen  Kaum,  eine  kna])pc  muss  Vieles  und  darunter  doch  auch  wichtiges  Einzelne 
Übergehen.  Die  privatrechtliche  nnd  rerwaltongsrechtUche  Seite  hängen  eben  sn  enge 
mit  d.-r  tinan/i'^IIeii  zubamni'  n.  Musf'Tliaft  und  noch  knapp  i>t  die  I)ar^telliiti£r  v<>n 
Vigncs,  aber  immerhin  150  Seiten  umfassend.  Auch  die  Block'schcn  Artikel  ver- 
dienen Anerkennung.  loi  Tolgonden  ist  naturlich  nur  eine  Hervorhebung  der  Haupt- 
puncto  mOgUoh. 

§.  211.  1.  G^schäftskreis  and  Dicnstorganisation. 
Die  Vcrwaltnng  der  Register-  nnd  Stempelabgaben  nnter- 
stebt  einer  der  j^rosscn  G  e  u  e  r  a  1  d  i  r  c c  t  i  o  n  e  n  des  Finanz- 
ministeriums, zu  wolclicr  zu^loicli  der  ,,doiiiaiiic",  d.  h.  das  Staats- 
eiji^enthuiii  (mit  Atissi-hluss  der  StaatstorstiMi  und  der  oincm  idVent- 
lichen  Dienst  ;;c\vi(liiieten  Ohjortc)  ressortirt.  wcsliall)  die  Direktion 
die  IJeneimun^^  „Ke-^istri  runi;,  noniiiueti  und  SteniiicP'  liihrl, 
eine  cigentbliniliciic  Verbindung'  von  Steuer-  und  anderen  Gescbältcu. 
Ausser  den  genannten  Yerkcbrssteaern  ist  dieser  Direetion  auch 
die  Verwaltung'  der  Steuer  vom  Ertrag  beweglicher  Wcrthe 
(S.  4Ü4  fr.)  und  der  Versicbernng  fibertragen,  aueb  t'Ubrt  sie  noch 
einige  andere  Geschäfte ,  n.  A.  vereinnahmt  sie  einen  Theil  der 
Forsterträge,  ferner  die  Übrigens  zum  ,,domaiDe^'  gehörigen  herren- 
losen Hinterlassenschaften  u.  a.  m.  Hiemach  erseheinen  nnter 
ihren  Gesammteinnahmen  verschiedenartige  Posten.  Ihre  weitaus 
bedeatendsto  ThUtigkcit  hat  sie  indessen  sfieeiell  anf  dem  Gebiete 
der  Heg:i8trirung,  des  Stempels  und  der  anderen  dazu  p:chflrigen 
Abtraben  (S.  502)  und  der  grüsste  Theil  der  Einnahmen  ilirer  Ver- 
wahung  rührt  daraus  her. 

Leber  den  Oesch uftskreis  der  Direetion  s.  Bull.  1,  310,  Block,  dictionu..  Alt. 
enre^istrem.  No.  25.  Josat,  minist,  de  Kn..  p.  470  11   Die  Vervaltang  des  „dcmaine** 

uiifa>st  das  (jesamuitc  Staatsci^  c  ntliu  ui.  uiit  A(i>>ehluss  ilcr  Staat:lfontcn.  welche 
bis  ls20  unter  dieser  Directiun  standen,  jetzt  zum  Ackcrbaumini.<)teriuin  gehören,  dann 
auch  audgeoommen  die  nicht  zu  einem  öltentlichcn  Dieust  be^timuiten  Objecto. 
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specicll  ImmobilieD,  die  den  betrelTeDdeii  Facbministerien  unteratalien  (Josat,  p.  509  ff.« 

51 M".  Gewisse  Krtr.i<rc  iler  Staatsfnrstcii ,  so  dioji'ui^en  für  Hol/srhliiüf .  welrlu; 
nicht  von  den  (juneralcinnehiuürn  vcreiunabuit  werden,  und  vcrächiodenc  andere  Kurst- 
ertrtge  fliessen  tber  auch  bd  der  Begistrirangisdirectioii  ein.  Zar  Wordiirnng  der 
Orgaui:>ation  und  der  Kustcu  dieser  Directioii  ist  dieser  weite  auf  vielcrl  i  Anderes, 
als  auf  die  Vcrkchrssteucni  sioh  bt-zicliende  <ie,srlianskreis  zu  beucliteii.  Von  (i.n 
£iiiBaliuieu  kamen  ISbG  (Bull.  XXII,  l.^U  ä.)  auf  die  Haupt-^ruppen  folgende  Suuniicu 


in  MilL  Pres. 

EigMilli«  If  K  ■gistrimngttbgabeD  (i.  e.  H.)    .   .  405.^4 

Droits  de  greüe   b.Ub 

Hypothekengebahren  '   5.68 

Geldstrafen  im  Gebiet  der  Dircction   1.27 

Seeversiclieninffspolicen   0.'2:i 

Ellccientransuiisüionssteuer   .''.Ü.JHj 

Yerscbiedene  EinDalimen  d.  Itogi8t.-AbthciInn^  .  1.5ß 

Zasammen  Regist.  im  veiteren  Sinne  51 '».U 

Stompoi   löti.lt 

iSuuuia  075.25 

37o  Mobiliftmrertbstciicr     ........  47.24 

Summa  ,^neni*'  722.49 

Douiiiii  ii<  itrSge   17.0G 

Furritertriige   7.58 

V«^nic)iiedene  Einnahmen   1.83 

Samma  Summanim  74b.95 


Unter  den  „verscbiedenen  EinnahmcD  der  llegi8t.>Abtheiloiig^*  Sicgelgelder 

■-'Ol  (>()()  Frfs  .  Justi/küst.'n  Mi]l.    Unter  den  ..Dcinän«  iicrfriiffcn"  r('üfhiia-s«.if,^  <lu; 

liauptäumue  aus  Vuräuüäuruugan  hewuglicLer  und  unboweglicher  Objecte  (11.74  Miil.), 
2.57  Mill.  ans  herreDloscn  Vcnassenschaften  n.  s.  v.  S.  weitere  Statist.  Daten  o.  §.  22-1. 

F^inft  Zuiainincri^tellun>r  d«  r  Erträge  und  Vcrwraltungskusten  der  Din-rtiun  von 
I7i»'.t-  IST'S  im  lUill.  I,  30«)  fl.    Die  ..personlichen  Kosten"  sind  von  in  1S20 

;iuf  4 'J4  in  l!>;;il.  'j.sü  in  lh50,  l.'s'd  in  l*>iiy,  2.12'*/o  in  li»75  golallcn,  vornehmlich 
vtfgen  der  Ertra-^ssteigcranp,  auch  weil  die  Ertra^nthcile  (rcmiscs)  der  Beamten 
nur  vom  Principal,  nicht  von  den  Zns<MiIäLrfn  brr.chnet  werdiMi  Die  ])er5onlich<'n  Ko^ft-n 
trmren  1875  14.1b,  die  sachlichen  u.  s.  w.  l.bU,  zusammen  15.üb  Mill.  Tics.,  bei  (>7U.^  Mill. 
Clnnaliroe.  also  ca.  2.87 */o  Rosten  im  Ganzen,  jetzt  volil  nar  2'V„,  allerdings  sehr 
niedrig,  auch  niedriger  als  cii<-  dn  direi  ten  Steuern  (s.  o.  S,  434),  —  wobei  freilich  immer 
fraglidi  bleibt,  ob  all<!»  Krfordcrliclic  richtig  angei>ct/t  worden  hl  und  werden  kann. 

Ihrer  Organisation  nacb  zerfällt  auch  diese  Direction  in 
einen  Central-  nnd  einen  Locai-  oder  Departementaldienst. 

An  der  Spitze  <les  ersten  steht  der  Gen i  r  i Id  i  re e  t or,  unterstützt  durch  einen 
Verw.-ihnn^sr  ith  1 1  Mitglieder)  und  das  erforderliche  Bureau-,  lieclinungspersonal  u.s.  w., 
alle  cautionbfrei. 

Der  Localdienst  gliedert  sich  znn&chst  nach  Departements  und  umfasst 

in  jedem  ein  IioIi-tcs  und  ein  ni>.deior<'-.  'i.  /vv.  »•i^üntliclo  s  Lo«■alJiL•ll^f  rer^un  d.  d.is 
im  Allgemeinen  •  autionsitllirlitiir  ij,t.  Zu  erblerem  gehört  für  jedes  Dciiartuuieiit 
ein  Üircctor  und  ein  In^pector,  dann  l'nterinspectoren  und  Vcrifiraloren,  in  besonderer 
Stellung  ein  garde-m.agusin  contrölem  de  eoniptabilitä.  Der  In-|»  tur  hat  u.  A.  die 
Veriticatoren  iiiid  in  Su|K'rn'vi>inii  di<'  Eiiirn-luner  'rei-ov<»ur>)  ^'  lli^t  /.ii  rontrnliren, 
die  L nterinspcclorcn  und  Vcrilicaloren ,  gewöhnlich  jo  1  in  jedem  Arrondi>semcnt, 
bftben  den  ganzen  Dienst  der  Rechnung  legendeu  Beamten  «comptabl«*»)  und  Ein- 
nehmer sperirll  /u  i-.infnilir'  ii.  Im  T.or.il-  und  »'iL'^i  iitIi<  li.-n  Kinnalimedien'-t  fnna:iron 
für  die  Kegi.>;tiirung ,  ftlr  die  Veranlaguug  und  Erhebung  der  Abgaben  und  für  den 
Debit  des  Siempeliiapicra  die  Einnehmer  („rerereurs'*) ,  gewöhnlich  in  jedem 
Canton  je  1.  die  Hypot  li<  konbcwahrer.  in  dt n  Ilaoptoiten  der  Departements 
und  meistens  in  d<'nen  der  Arrendis>.'in''iits  je  1.  In  gross'  T'-n  Siadt-Mi  L'iebt  es 
ferner  eigene  Beamte  zur  Controle  der  Eil>lulgen,  Alieth-  und  l'at  iilverlra;;c ,  mund- 
Uchen  Erklfimngen.  (Vignes,  I,  470  (f.,  Josat,  p.  4{»3  ff.,  Block,  dictionn.,  No.  19 
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bis  24  im  Art.  Saregistrcment).  Die  Einnehmer  sind,  wie  andere  derartigre  f ran z&si»cb^ 
Fiuanzbeamte  ivri  vours  itarticnlieis  rk-r  .ArroiuHs-.  ini  tits  «.  h"i  Blörk  u.  «I.  \\  .  .luf 
missigtt  Gehalte  und  auf  Ein  nah  ine  au  tli  eile  reuiise^;  geseUL  ILiurfür  gilt  ciit  milder 
SniDine  abnehmender  (dci^ressivor)  Tari^tz,  der  jetzt  z.  B.  bei  2 — 3  MilL  aof  0.1. 

bei  3  —  6  Mill.  auf  0.05,  l)ei  über  G  Mill.  Frcs.  auf  O.Ol»,,  sinkt  (Suppl.  CfO^r. 
Blo<  k*s,  ]i.  IV.",).  Kill  fralier  lM;>t<'hen<b  s  Ma.viuium  'ler  ri-inivs  *Mf>es  Euu»--]iui«=f!v 
von  12.000  Frcs.  ist  l'bb'I  beseitigt  wurden.  Kh-  J'-m  sni<i  auch  die  übrig«-!»  Ii-  amVn 
des  Enregistrement,  wie  schon  vor  17811  bei  den  analofen  Abgaben,  auf  ^tLh-^ 
Taiitirmen  go«'t/.t  <:(>W)\si  ii .  wta  erst  1817  beseitigt  warde,  vo  für  sie  feste  üebaite 
eintraten.    (.Stourni.  I.  A^MA 

Dieser  steuerteclmisch  gerade  bei  dieser  Steuergruppe  be- 
sonders wichtige  Local-,  Inspections-  und  Controldienst  ist  der 
Aufgabe,  die  hier  vor  Allem  in  der  vollständigen  and  richtigen 
Veranlagung  besteht,  wohl  gut  angepasst.  Fflr  diese  Veran- 
lagung ist  die  Voraussetzung  die  sichere  Constatirung  der 
steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte  und  derjenigen  That- 
Sachen,  an  welche  sich  Steuerfälle  anknflpfen,  wie  namentlich  der 
Todesfälle  und  der  Erbfolgen,  sowie  in  allen  Fällen,  wo  dai 
Maass  der  Steuerpfliebt  sich  nach  der  Werthhahe  richtet,  wie 
namentlich  bei  allen  Proportional  abgaben,  die  sichere  Fest- 
stellung dieser  Wertlihrdic.  IJcides  sucht  die  nri>ani.satioii 
des  Dienstes  zweckmässig  zu  verbürgen.  Die  Stellung  der  Kio- 
nehnuM-  auf  Tan tii  inen  trägt  dazu  auch  mit  bei. 

Zur  Mithilfe  in  der  Liisung  dieser  schwierigen  Aufgabe  der 
Kegistrirungs-  und  Stempelverwaltung  dienen  dann  die  Ver- 
pflichtungen anderer  I^ebörden  und  Beamten  zu  erforder- 
lichen Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  Betreff  der  Todes- 
fälle) und  zur  Ertheilung  erbetener  Aufschltlsse,  die  Be- 
rechtigungen der  Registerbeamten  zu  Nachforschungen 
in  den  Acten  anderer  Behörden,  die  Verpflichtungen  anderer 
Beb  forden  zur  Controle  (z.  B.  der  Gerichte  in  Betreff  der  vor 
sie  kommenden  l'rkunden,  Rechtsgeschäfte,  Vorgänge  bezüglich  der 
erfolgten  rielui^^en  Üe^^istrinin^-  und  Stempelung),  endlieh  und 
namentlich  die  \'e  r  ]>  1 1  i  c  Ii  t  n  n  ^  e  n  des  Kechtsgeschiiftc  ab- 
schliessenden ,  Krbselialten  antretenden  u.  s.  w.  steuerj>fiichii::oii 
Pub  Ii  CM  ms  selbst  zur  Anmeldung,  IJciristririini;- ,  StcmjK'lnng 
und  die  A  n  d  r (•  Ii  u  n  von  IJ  e  c  Ii  t sna  e h t  h e  11  e  n  und  Straten 
bei  rutcrlassungen  der  Ife^istrirung  und  Stempelung  und  bei 
Verkürzungen  des  Fiscus  (z.  B.  in  Folge  unvollständiger  oder 
falscher  Ani^aben). 

Ob  alle  diese  Hilfsmittel  neben  der  guten  Organisation  des 
Verwaltungsdienstes  ausreichen,  die  gesetzliche  Besteuerung  voll- 
ständig und  richtig  durcbzulllhren,  darüber  stimmen  auch  in  Frank- 
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reich  die  Urtheile  nicht  ganz  ttberein.  Wo  empfindliche  Rechts- 
oacbtheile  drohen,  und  die  Betheiligten  selbst  ein  wesentliches 
Interesse  an  der  Erfüllung  aller  rechtlichen  Formalitäten ,  an  die 

dann  die  Sttnier  gleich  anknüpft,  haben,  wie  wohl  im  (lair/.en 
meistens  heim  Verkehr  unter  Lebenden  und  \<>n  'J'o(les\vi'i,^en  in 
Iniinnbilien,  da  mafr  das  Ziel  der  Besteuerung  wnld  ziendich 
erreicht  werden.  .Jedeul'all.s  werden  hier  weniger  Kalle  iler  vidligcn 
l'ntcrla.ssung  der  Steuerzalilung,  bei  ganz  unterbleibender  Kegi- 
striruug  und  Stempelung,  aU  der  thcilweisea  Hinterziehung,  be- 
sonders vermittelst  zu  niedriger  Werthangaben,  vorkommen.  Die  zur 
VerhUtang  letzteren  Vergebens  eingefulirten  Controleu  der  Ver- 
waituDgy  so  das  eventuell  stitthafte  amtliche  Untersachnngsver- 
fahren  ö)®xp®r^is^")>  werden  schwerlich  immer  ansreicben.  Bei 
VerkehrsvorgäDgen  und  Rechtsgeschäften,  welche  sich  auf  beweg- 
liche Werthe,  besonders  auf  Wertbpapiere  (Namenspapiere), 
beziehen,  dürfte  auch  die  französische  Verwaltung  mit  allen  ihren 
fiscalischen  Hilfsmitteln  eine  vollständige  Durehfühmng  der  gesetz- 
lichen Besteuerung  kaum  erreicht  haben:  das  heikle  Problem  einer 
solchen  „Verkelirslicstcueruug",  das  \'i\v  die  lieurtlieilung  des  steuer- 
juditii^chen  und  stcuertechnischen  Werths  derselben  von  Wiehtig- 
keit  ist,  weil  eben  die  gleiehmiissige  l'ehandluug  des  Imniobiliar- 
und  Mobiliarverkelirs  dabei  wieder  nicht  durehfübrbar  erseheint. 
Die  ungemeine  Höhe  vieler  Steuersätze,  besonders  des  Immo- 
biliarbesitzwechsels und  der  Erbschaftssteuern,  steigert  natürlich 
die  Hinterziebungs-  und  VerkUrzungstendenz  sehr.  Die  mitunter 
mögliche  Wahl  zwischen  verschiedenen  Einkleidungsformen  von 
Kecbtsgeschätlten  mit  verschiedener  Steuerblfhe  mag  auch  ein  wenig 
in  dieser  Richtung  wirken.  Die  Controlen,  die  bei  diesen  Abgaben 
besonders  wichtigen,  unentbehrlichen  und  auch  im  französischen 
Recht  sehr  ausgedehnt  angewendeten  Androhungen  von  Rechts- 
oacbtbeilen  und  Strafen  wenden  sich  demgemäss  gegen  alle  solche 
Versuche,  aber  reichen  schwerlich  immer  ftlr  den  Zweck  ans.  Alles 
das  bedingt  unvermeidlich  wieder  thatsächliche  Ungleichmässig- 
kciten  der  Uestcuerung  und  l>ildet  so  ein  liedenken  gegen  die 
letztere. 

§,  212.  2.  Keclamationcn.  Beitreibung.  Zwangsver- 
fahren. Auch  bei  diesen  Abgaben,  wie  bei  den  dirceten  Steuern 
(§.  182)  unterscheidet  das  iVanzösisebe  Recht  einmal  Keclamationcn, 
welche  aus  BilligkeitsgrOnden  um  „Erlass"  oder  „Er- 
mässigung'' bitten  und  innerhalb  der  Verwaltungsbehörden- 
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Instanz  allein  erledigt  werden;  sodann  solche  Reclamationen, 
welcke  als  Besehwerden  wegen  nnbereebtigter  oder  nnricbtiger 

V^cranlagun^  oder  ebensolcher  ZaliUiDjjraleistunf;,  also  wegen  ver- 
letzten Keclits  eventuell  zunächst  eljcuralls  an  die  \' ciwa  It  ung 
^ehen,  aber  auch  danach,  bei  unbelViedii^endeni  Üescheid  llir  den 
Keclatnanteii ,  oder  i^leich  von  vornherein  als  Steuerklagen  an 
die  Gerichte  i;el)raelit  werden  können  und  hier,  wenn  Zahlung 
schon  ge!ei?itet  war,  Restitution  verlangen. 

Das  Recht  der  Verwaltung,  Crlass  oder  Ermässigung 
za  gewähren,  ist  indessen  bei  diesen  Abgaben  dem  Wesen 
derselben  allerdings  wohl  entsprechend,  also  logisch  folgerichüg  — 
erheblich  beschränkter,  als  bei  anderen  Stenern,  so  den 
directen,  nnd  war  es  früher  noch  mehr. 

Nacb  Art.  S9  des  Gesetzes  rem  22.  Prim.  VII.  war  der  VervaUung.  bei  persdln* 
liclicr  V<TaiitwnrtIi<  likoit  der  Bcaint.'ii.  'lic  'ifwälining-  von  Erla.vs  oder  Krinrissimiiip 
der  jVbgabcii  iiikI  Straten  unter!>agt.  Doch  hat  uian  tlios  spiiti  r  l>esi  Iinirikt  auf 
cinfarhen  A ligabesätzc  und  die  schon  gezahlten  (Straf-) Aufschläge  daatu  und 
die  (i'M-n  dVn.  Sind  dieso  OOCh  nicht  bc/aiilr.  m)  kann  der  l'inan/mioister  dafür 
N;i<  hl.l^^  odtT  Eriniissiirtinp  gcwaliren.  (JafuI».  Nnd'  zu  Art.  .'»'.)  ih-s  irfriaiiiit'M»  (5e- 
set/«'ä,  S.  53,  Vigncs,  I,  31)7.  S.  auch  Art.  tiU  dieser;  Goset/cü;  „ciue  geäclzlicli 
crhobeoe  Registrirgebahr  kann  nicht  zarUck  erstattet  werden'*.  Dennoch  Ausnahoien, 
s.  Jacob,  Note  zu  diesem  Artikel,  S.  54.  Yignes,  S.  397  IT). 

Steuerklagen  wegen  verletzten  Rechts  gehen  bei  diesen 

Abgaben  regebiiässig  zur  Kntscbeitluiig  an  die  Ci vilgerichte, 
welebt*  aui'b  alle  Strafen  dabei  verbäiigen. 

(icäct/  V.  l'riui.  YU. ,  Art.  G5.  Vigncs,  I,  4U(».  Ein  we^tcotlichcr  Lutcrächied, 
von  der  Sachlage  bei  den  directen  Steuern,  wo  die  Verwa1(iin;?sjnstiz  hier  rempetont 
ist  (§.  IS!).  Bei  den  Hogistcr-  ond  Steuipelabirabcn  n.  s.  w..  wo  es  sich  r>  L."  lniüs8ig 
um  ütri'ititjft  Privatr«;<  ht>ri.i<^t'n  in  soh  hi  ii  lainationcn  hanch-lt,  —  z.  B,  ob  ein 
It'ri  liliigest  liärt  unter  die  und  die  Tarifpoäiiiuu  iälU  —  ist  nur  folgerichtig  und 
zweckmäsi»ig,  hier  die  Ciriljufltiz  fiir  competent  zu  erklären,  wie  das  auch  andere 
(resetzgebungon  in  ähnlichen  F&llen,  z.  B.  im  Stempolvescn,  gethan  haben. 

Die  Beitreibung  veranlagter  fälliger  und  unbezahlt  ge- 
bliebener Abgaben  erfolgt  nach  vorausgegangener  Mahnung,  inner- 
halb 8  Tagen  zu  zahlen,  durch  einen  Zwangsbefehl  des  com- 
Petenten  Stenerbeamten ,  welcher  vom  Friedensrichter  des  Cantons» 

worin  das  Steueranit  liegt,  visirt  inul  t'Ur  vollstreckbar  erklUrt  ist. 
Die  Vollstreckung  dieses  Bet'ebis  kann  aiicr  durcb  die  Wider- 
spiiubsklage  des  Sleuersehublners  unterlirochen  werden,  lieber 
diese  Klage  entscheidet  das  Civilgericbt  des  .Steuerbezirks. 

(lesetz  V.  Krim..  .Art  (14.  )».'».  S  Jrir,ih.  S.  ,')»».  \  iijii.'«;,  I.  ICT  !i  K»-in'' 
Berufung  gegen  das  ürthtul,  Anfechtung  nur  dur<  h  Nichtigkeit^li«  s,.  hwerde  (Art.  G.'» 
S.  f.  Weiteres  zum  Vergleich  auch  oben  §.  1S2  aber  diese  Pnncte  bei  den  directen 
Stoii.Tn.  Auch  RIork,  dii  t.,  Art.  Fnr.'i:i-.fn  m.Mit,  No.  t04-10*^.  Vi'^^nrs.  I.  *>*».S' ff. 
Uber  die:'e  Verhältniüäe  bei  den  Verbrauchssteuern,  welche  prinoipiell  bei  den  Ver- 
kehrssteuem  ebenso  oder  ganz  ihnltch  liegen,  wMbrend  sie  bei  den  directen  Stenern 
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gegen  beide  Steoergrnppen  Abweichen.  —  Bei  den  zum  TlieÜ  nar  knrzeii  Ver- 
jährungsfristen der  R^isterabgaben  gewinnt  des  Beltieibangsrerfthren  blondere 

Wichtigk.Mf. 

Einzelnes  weitere  Hicrkergchörige,  dann  Uber  ^äteuerstrafen  und  Kechts- 
nacfitbeile  im  Folgenden  bei  den  dnzdnen  Abgaben. 


b.  IMe  ßegistrirungsabgaben. 
(lesetzgebang  nnd  Literatur  s.  o.  S.  508  und  S.  505. 

§.  213.  1.  Ursprung.  Znr  Würdigung  dieses  ganzen  com- 
plicirten  und  den  VermOgensverkehr  so  schwer  belastenden  Steuer- 
systems ist  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  es  in  seiner 
Grundlage  und  seinen  leitenden  Grundsätzen  aus  dem  ancien 
rdgime  herttbergenommen  worden  ist,  nur  unter  anderen  Namen 
nnd  mit  Aendcrungen  und  Verbesserungen,  sowie  mit  feinerer 
systematischer  Durchbildung  im  Einzelnen,  freilich  aljcr  auch  mit 
weit  höheren  Steuersätzen.  Die  Vorgänger  der  heutigen  Kegister- 
abgaben  sind  die  ehemaligen  Abgaben  unter  dem  ISameu  controle, 
Insinuation  und  centirnie  deuier  (§.  (35),  deren  administrative  und 
steucrtechuische  Durchführung  f(nniell  bereits  vor  1789  eine  im 
Ganzen  wohl  gelungene  war,  so  dass  Manches  davon  in  der  Folge- 
zeit für  die  Einrichtnng  des  fioregistrement  als  Muster  dienen 
konnte  und  in  der  Tbat  in  den  neuen  Gesetzen  und  Reglements 
vielfach  nur  copirt  worden  ist«  Die  ReTolutionsgesetzgebung  hob 
diese  älteren  Abgaben  und  Einrichtungen ,  mit  Ausnahme  der 
,,Insinuation"  auf  (Gesetz  vom  5.— 19.  December  1790),  führte  sie 
aber  Tereinfacht  unter  anderen  Namen  gleichzeitig  wieder  ein,  als 
Abgaben  von  Urkunden  und  von  Eigenthums  Wechsel,  zu- 
nächst freilich  nach  Normen,  welche  das  fiscatiscbe  Interesse  nicht 
genügend  sicherten  und,  nach  den  Ideologicen  der  Zeit,  der  Bereit 
Willigkeit  und  Ehrlichkeit  der  „Bürger*',  der  gesetzlichen  Steuer- 
zahlung nachzuk(»minen,  zu  viel  zutrauten  (gen.  desctz  von  17IM)). 
Nachdem  dies  durch  die  Erfahrung  crhiirtet  war,  verschiedene 
Experimente  sich  nicht  bewährt,  die  j)nliti8ehcn  Zeitverhältnisse 
aber  begonnen  hatten,  sieh  wieder  zu  klären,  hat  dann  das  grund- 
legende Uau])tge8etz  vom  22.  Frimaire  Vll.  (12.  December 
1798)  das  System  des  En  reg  istrement  endgiltig  festgestellt. 
In  diesem  Gesetze  ist  aber  im  Wesentlichen  das  Gute  und  Brauch- 
bare aus  der  Gesetzgebung  der  früheren  Zeit  nur  in  verbesserter 
Gestalt  beibehalten  worden.  Alles »  was  seitdem  legislativ  auf 
diesem  Gebiete  geschah^  bildet  nur  den  Ausbau  des  Systems  des 
Gesetzes  vom  22.  Frimaire  VII. 

A.  Wsgiittr,  nuuuwlaensebaft.  HL  83 
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Vorlreiriicli  «reist  Stourm,  I,  994 — 443  überall  die  wenig  vcrborfenen  Vcr- 

bin(]ung!)f;i(leri  zwischen  <1  r  ;»!f''n  un<l  n*  iioii  (ioset/L'cliuiit:  nach,  da  auch  Iii' r  «Ii-- 
üblichen  franzüäiäcbeu  Illu^ioticii  über  die  „Neuheit"  des  Steuerwcscos  der  eibtcu 
Re?olotion  rerbreitct  sind.  Doch  sind  diese  Beziehangen  zwischen  dem  „Neuen**  nnd 
„Ald  n"  auch  schon  früher  von  den  Facliantoien  bemerkt  worden.  S.  auch  Vignes, 
I,  'vr.i  II.  —  D;is  erste  (i  -etz  von  1  T'.MI  litt  an  J-  ni  alliremeinen  ri'hl<'r  der  it.  d.-n 
Steuer|)lliehtigen  zu  viel  Khrlielikcit  zuzutrauen  und  d<  r  \  <  rwaltung  die  Mittel  zur 
CoDtrole.  zur  Kntileckung  und  Verfolgung  der  Hinterziehani?en  za  renaf^  oder  zn 
^»>•^'■^r  ink>'fi.  Daher  tinf-  rldiob  die  Anmeldung  niel  Iff^gisltirnng  vi<;ler  steuer- 
pdichtiger  Kechtägeäcbälte  oder  wurden  namentlich  dieW  erthozu  niedrig  angegeben. 
Das  Gesetz  vom  Frimaire  YII.  gab  in  allen  diesen  Bezieliangcn  der  Verwaltong  die 
nöthigcn  Hilfsmittel  wieder,  nachdem  schon  -in  (us«t/.  vom  9.  Vendemiaire  VI. 
i'.U).  S'  ptember  17'JT  die  V-  rvraltunjf  ennächtiirl  lialte.  l'ei  Zweifeln  ulicr  richtige 
\V eriliangabcn  in  den  Urkunden  auf  die  „Ilxpertisc  "  zurnckzukommeji.  lilussc  Straf- 
androhungen, für  deren  Anwendung  dio  Handhabe  fehlte,  hatten  sich  vozuUngUch 
on^'iesen.  Freili.  Ii  i-t  nirlit  zu  leug-nen,  dass  die  Zi  it  fiir  die  new&hrang  eines 
milderen  (ieset/es  glci<  ii  demjenigen  von  lT!Mt  dunial>  di--  d-'nkli.ir  uniMinstlirste  war. 

i?.  214.  2.  Der  iinanziiolitischc  Cliaracter  der  Regi- 
st ririinf;s  ali^uben.  ,,Üie  Eiiire<;i8tririing  ist  eine  Fürnilichkeit, 
wclehc  darin  bestcliti  dass  iu  ein  üffeuUiches  Kegistcr  bürgerliche,* 
gerichtliche  und  aiissergerichtliche  Urkonden  und  Erklilrungen  Uber 
Ei*,'cnthunis\vecji8el  wörtlich  oder  auszagsweinc  eingetragen  und 
dabei  zu  Gansten  des  Schatzes  Abgaben  erhoben  werden/'  So 
definiren  Cu(fnot  und  Verpy  in  ihrem  Artikel  Uber  die  Ein- 
registrirung  (Enregistrement)  im  Bloek'schen  Wörterbuch  (No..  1) 
die  Einrichtung  und  fQgen  dann  in  der  auch  bei  anderen  fran- 
zösischen Autoren  (z.  B.  Vigiies)  Üblichen  Weise  hinzu,  diese 
Einregistrirun^'  habe  einen  doppelten  Character,  den  einer 
«■■»I  fe nt Ii  (' lieii  Dienst  Icistun;;  im  Interesse  der  Blirgcr  und  tk-n 
einer  lU'steii  crun^  im  Interesse  des  Staats.  Hiermit  wird  richtig 
iler  fina  nzpolitisclic  Dopi)el-  oder  Mise h eliaraeter  der  tVan- 
'/.«■'»sisclicii  lJi':;istiirün^sal)i;aben  anerkannt:  sie  sind  im  Allgc- 
meinen,  Irciiiili  nidit  alle  und  nicht  alle  gleichmägsig,  „Gebühren'^ 
und  ,,eigentliche  Steuern^^ 

a)  Jenes,  soweit  wirklich  ans  sachlichen,  rechtstech* 
nischen  und  verkebrspolitischen  Gründen,  im  Interesse  der 
allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  Reehts- 
geschttfte,  des  Erbgangs  und  daher  im  wirklichen  Interesse  der 
Nächstbetheiligten  eine  Einregistrirung  erfolgt,  eventuell  auch  obli- 
gatorisch ist  —  ein  Umstand,  welcher  den  „Gebtthrencharaeter'' 
der  dabei  erhobenen  Abgabe  nicht  aufhebt  ^  und  die  Abgabe 
nach  ihrer  Höhe  in  angemessenem",  d.  Ii.  zn  der  Vergeltung  des 
Dienstes",  der  vcrursacliten  Kosicnprovucation  und  der  erlurilcr- 
liclicn  Beitragsleistuni;  Ifir  <lie  Deckung  der  Kosten  der  Hegister- 
einrichtung  snweit  dic^r  letztere  eben  im  Ver kehrsiüteresse 
lic^t  -  -  iu  „richtigem  Vcrhültuisti"  steht. 
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Ganz  scharfe  Kriterien  zur  I \:>tst(  ]Iuo|p  lutztorer  Momente  feUen  zwar  derNator 

il-  r  Sach..-  iiadi.  A'^  r  iinjffähn:  Anlialispuiu  tr  zur  Abschätzung  bietm  >irh  und 
reicbeu  aus.  Der  Gcbulircu«  baractcr  der  Abgabe  wird  auch  uoch  nicht  durch  die 
Abeiafnnf  der  letzteren  nach  den  WerthgrOsson,  auf  welche  sich  die  Rechts* 
l^eschäft'  11  s.  V,'.  bezichen,  aufgehubeti.  Denn  einmal  bietet  die  Proportion  zwischen 
dieser  Wt-rthgrü^-.'  nri'l  «i'-r  Höh'-  der  Abv!;:ilK'  imnirrliin  öfters  ein  M<'rkmal  zur  Be- 
messung der  unijctahr'  Ii  Unlculnng  der  durch  die  IJegislereinnchlung  vertretenen 
..AffentJi*  hcn  Dienstleistung"  und  üodann,  was  noch  qiehr  zntrifli,  iSaat  sich  nach  einer 
*dch«rn  I'rojKirtiiiii  .Ii'  Vcrtheiliuiir  d':r  (ir,s;inunfkn>t''n  d<;r  Kinrichtung  am  Resten  auf 
die  einzelnen  Füile  der  Dieustlciütung  vurnchoien.  Auch  eine  „Proportionaiab- 
gabe",  wie  im  franztoischen  Refristenrescn,  verliert  daher  den  Oebtthrencbimcter 
noch  nicht  rGllig.  S.  auch  Fin.  lU  277  ff.,  bes.  §.  293,  Vignes,  I,  323,  330  fT. 

b)  Kigciitlic'lio  Stenern  sind  die  franzr»sisclien  IJegistrirungs- 
al»i::al»en  dagegen  in  allen  den  FälliMi,  wo  sie  nicht  ricbUbren, 
und  in  allen  denjenif^en,  wo  sie  n u r  theilweise  Geb ü hren  .sind: 
daher,  Wo  kein  sacbücher,  recbtstechniscber  und  verkebrspolitiscber, 
sondern  nur  ein  fiscaliscber  Grnnd  die  EioregistrirnDg  einer 
ürkoDde,  eines  Kecbtsgescbäfts ,  eines  Vorgangs  n.  s.  w.  bedingt 
and  wo,  selbst  wenn  GrQnde  ersterer  Art  vorliegen  ond  daher 
eine  wirkliche  dfTentliche  Dienstleistang  stattfindet,  die  Höhe  der 
Abgabe  nach  den  vorhin  angedeateten  Merkmalen  die  ftlr  eine 
„Gebfibr''  zulässige  Höhe  flhersteigt. 

Hiernach  sind  die  Kcgistorabgahen  KrankreicL.s  tbeils  nacb 
dem  ersten  l  anstände,  weil  nur  ans  I  i  <  c  a  I  i s e b e ni  (irnnde  die 
Registrirung  verbmgt  wird,  theils  und  im  Gan'/.en  mebr  nocb  aus 
dem  zweiten  (irunde,  weil  die  Höhe  der  Abgabesatze  eine  sehr 
bedeateude  ist,  weit  überwiegend  eigentHebe  Stenern,  welche 
daher  nacb  stenerpolitischen  und  steucrteebnisehen  Gesiebtspuneten 
in  benrtbeilen  sind.  Bloss  „GebOhren"  sind  anter  den  Kegister- 
abgaben  kaam  vorhanden. 

Ob  und  in  welchem  Maasse  die  einzelnen  Registerabgaben  nur 
Steuer  oder  mehr  oder  weniger  Steuer  oder  Gebfibr  sind,  ist 
wesentlii  b  nacb  allgemeinen  sacblieben,  reeblsteebniseben  und 
verkebrspolitiseben  Gründen  zn  entscbeideu. 

In  I  rankn-ich  ist  nnn  am  h  S<  if<-iis  d'-r  l'in.m/ni.uuier  (/.  B.  \  igni'S,  f,  .■!.'^lM^.l 
zu  ^br  geneigt,  die  nach  der  spccili.schen  Kecbtätcchnik  des  Iranzüsiscben 
Civilrechts  nnd  Processrechts  gebotenen  Einreiristrintngon,  obligatorischen  Er- 
Vlirangen  über  Eigcnthams-  vnd  Be»itzwechsel  und  schriftlichen  Beurkundungen  schon 
immer  als  hinlänirliche  sachliche  B<'j  ninduntr«  n  der  l'r;t>iMiifion  eines  ,.ö  ff  e  n  f - 
liehen  Dienst.s"  und  daher  der  Krli'.bung  einer  „Oebniii  "  in  der  Abgabe  an/.u- 
«ifcenoeii.  was  in  dieser  AUgemi  inhcit  nicht  zugegeben  weiden  kann.  Ks  liegt  dies^ 
AnMcbt  di»?  aiidt  re  zu  rirund».-.  d;(-s  die  fr;in/<isH' h '  ii  eivil-  und  |iro<'cssrccli(li(  hen 
Bestimmungen  die  an  sich  Jurist iscii  gebotenen  sind,  was  schon  durch  diu  Ab- 
veichuigen  anderer  Kechtssysteme  widerlegt  wird.  Nach  finanzwisse nschaft- 
lieber  Auffassung  sind  die  franzri>is<  In  n  I\N  ui^tcrabgaben  daher  in  noch  geringi  r«'ui 
Maas$e,  als  narh  der  oben  ang*di  nt<.t<'n  Ansicht,  oud  mitunter  überhaupt  nicht  mehr 
„Gebohren",  wo  sie  es  nach  letzterer  uoch  sind. 

33* 
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Demgemass  sind,  wenn  man  einige  HaoptOUle .  betraehtet, 
generiscb  die  an  den  EigentbnmsweeliBel  von  Immobilien, 

unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unter  lästigem  Titel  oder 
unentgeltlich  sich  knüpfenden  Kegisterabgaben  ebenso  wie  die 
llypothekenabgaheu,  entsehieden  zum  Theil  Gebühr  und  als  solche 
gerechtferti^^t.  Audi  von  Abi^aben  für  Kintragutii;cn  in  solche 
Register,  welche  aus  rechtsteclinisclien  (Iründen,  z.  H.  im  Gebiete 
des  Handelsrechts,  Gesellscbaltsrechts ,  getuhrt  werden,  gilt  dies. 
Die  Hegisterabgaben  von  Recbtsgescbäi'ten  bezüglich  beweglieber 
Objecto  und  bezüglich  der  blossen  Nu tzangs Übertragung  von 
Immobilien  (Pacbt-  und  Miethvertrflge)  fallen  dagegen  im  Allge- 
meinen ans  dem  Gebtt brengebiet  ganz  berans.  Ancb  von  den 
Erbse baftsab gaben  als  soleben,  soweit  sie  sieb  nicbt  anf  Immo- 
biliarnaeblass  bezieben  und  nicbt  an  sacblieb  allgemein  begründete 
Amtsbandlnngen  der  Qeriebte  n.  s.  w.  sieb  ansebliessen,  gilt  das- 
selbe. Ebenso  von  zablreicben  einzelnen  Verträgen,  Urkunden, 
GesehUfteu  aller  Art,  welche  die  französische  Gesetzgebung  direct 
oder  indircct  —  so  namentlich  bei  rrodiicirun^^  vor  (Jericht  — 
der  Kegistrirnng  und  den  Abgaben  dafür  unterwirft,  z.  B.  Heiraths- 
verträgc,  Versteigerungen,  Submissionen  von  Arbeiten,  Lieleruugs- 
vertrüge,  bchenkungen  u.  v.  a.  m. 

Das  fran/o>i^rli<;  (i*  s*  t/.  v<  rlaiigt  uirht  von  allen  UrltUlldai,  VorträgeD,  B«chlS- 
g-r;<3rli,tf(.  II  unbedingt  »lit;  l{«'gi^(^irunq; ,  soihIpiti  mir  von  speciell  g-enannten. 
di*;  iiiiK^ihalb  guseUhchcr  Iristcn  unter  Stralandrühung  rcgiätrirt  werden  mUsäen. 
Aber  auch  fttr  «ndere  Urkunden  n.  s.  w.  besteht  ein  bodiofter  oder  indirecter 
If'-j i-<(rinin<r:*zwaii^r .  iiid-rn  miii  (I»mh<'IIicii  ,.wodiT  in  OfiVntlichft»  iTkiinden  noch  vor 
Ocnchl  noch  vor  irgend  einer  eingct>eUtcn  Behörde  Uebrauch  gemacht  werden  darf, 
bevor  die  Kc^iiitrimnp  stattgefunden  hat*\  «ras  dann  die  AD^rabopilichligLoit  und 
Zahlunt;  l»ediii>,M  (i-set/  vom  22.  I  iiui  VII.,  Art.  23,  42—44.  47.  -IS,  (iesetx  von 
2"5.  April  IbH»,  Art.  .")7  .  Atn  li  iici  don  unbnliiigt  zu  reiri'?trirendon  Urkunden  o.  s.  w. 
liegt  ausser  in  der  Stral'audruhung  und  in  der  uniniitilbarcn  Gefahr ,  in  Betreli  der 
nnterlassenen  Registrining  und  Al^abezahloniT  entdeckt  und  dann  bestraft  zn  werdeo, 
ein  mrnlitigcs  ('ompt.lle,  di«,-  Rngisfrirung  wirklirli  voriiohiiirii  /ii  lassen,  in  dem 
drohenden  Kechtsoachtheil,  diu  Urkunde  nicht  vor  (iericht  u.  s.  w.  prtMlui  iren 
zu  können  und  wenn  letzteres  eventn^  fescbehen  inuss,  um  so  sicherer  der  Strafe 
für  unterlassene  Resistrinin§;  zu  rerfaUen. 

Man  hat  mit  KUck^icht  auf  diese  Verbältnisse  dann  bisweilen  die  Ansicht  rer- 
treten,  die  franziKische  Keiristrininfifsahgabe  sei  eben  auch  alliriMnoin  der  Preis 
—  und  insofern  wenigstens  für  einen  Theil  ihre^  Betrags  wieder  allgemein  eine 
„^iebtihr"  -    welch,  r  lur  die  :ill<;.  iiii  ine  \ou  ib  r  Rechtsordnung  anerkannte  Verwend- 
•  liark' it  der  L  ikunde  als  r«-' litli' li«  s      W'-ismittel  bezahlt  werde,  sei  eine  Hez:ililiing 

für  den  Schutz,  welchen  die  Gesellät  haft  den  iiechtägeschäften  u.  s.  w.  /u  Theü 
werden  lasse.  Darauf  J&nft  z.  B.  eine  diese  Abgaben  mit  begrOudende  Bemerkung 
von  Vigncs.  I,  322  (womit  di--  Ausführung  eb.  S.  330  f!  zu  vergleichen  ist) 
wenigstens  mit  hinaus,  (ianz  unhaltbar  ist  diese  Auffjissunir  wohl  nirht.  Sie  wünle 
indessen  folgerichtig  einen  allgemeinsten  und  unbedigtcn  Hegistrirungszwang  alier 
d<  nkbar^^n  Uechtäir<-sch&fte  mit  eiit>pr<  chcnder  Abgabepflichtigkeit  und  sonstiger 
Nu  hti^'k.  it  f  Nullit  lt.  voller  l  rigilti-k-  ji  b-  i  untt'rlris-rn.  r  I.'-'l' istrirnng  fordern,  was 
au  der  Durchführbarkeit,  von  audercu  Bedenken  abgeseheu,  scheitert.   Und  das  ist 
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auch  cegcn  die  AnfTaasung  bei  dem  bestehenden  französischen  System  einzuwenden: 
es  ist  und  bleibt  SQ  zufällig,  daher  in  der  Praxis  zu  unglci«  hmiiäsin;,  o]»  und 
Weh  he  Urkunden  registrirt  uixi  brlastft  wcnleu  und  wie  num  den  Tarif  na«  Ii  der 
Verscbiedcnheit  der  Kvchtsgescbaftc  u.  s.  w.  gestaltet.  Die  wirlUichc  Benutzung  einer 
Urkunde,  z.  B.  als  Beweismittel  ror  Gericht,  rechtfertigt  daher  auch  nech  nicht  die 
fi-an/ü-i>' lio  Fdril-  runu- der.  W(  iii.:>t<'iis  nachträglichen  Registriruii^  und  Abffa'ie/aldiiiiu. 
die  immer  in  einer  Menge  anderer  FiUle,  wo  es  nicht  zu  einem  Kechtaatreit  kommt, 
onlerUeibt.  Ihs  richtige  (iebuhrcumoment  in  den  „Gerichtskosten**  bei  Processen 
liei^  doch  nicht  bei  Rei[,'i:>terabgabcn  von  gericlitlich  zu  prodocirenden  Urkunden  vor. 
VöÄ  der  allgemeinen  l  n/.uliissipkeit  dvr  Tlu  üric.  die  Bestcutining  auf  den  „Schutz- 
gesichtqranct  *  („protection  sociale")  m  begründen,  soll  hierbei  gar  nicht  einmal  geredet 
werden  (s.  Fin.  II,  §.  840,  418). 

Aüch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  tranzösische  Register- 
ah^^abe  generisch  nach  der  Art  der  betroffenen  Keclitsgeschäfte, 
Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebühr**  in  «ich  sciiliesst,  bleibt 
die  Abtrabe  aber  nacli  ihrer  Höhe  regelmässig  doch  zum  gn'ifssten 
Tlieil  eigentliche  Steuer,  die  nur  al.s  solche  beiutheilt  und 
eventuell  gerechtlertigt  werden  kann.  Auch  die  I ni mobilia r- 
gesc hafte,  Eigenthumswechsel  u.  s.  w.  sind  dieser  Hohe  der 
AbgabesUtze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  ,,Steaern^', 
als  „Gebühren''  unterworfen. 

Vgl.  daher  die  Tarifsätze  des  Enregistreni<  ut,  bes.  die  PfOportioualabi^aben  unten 
in  §.  2J8.  Z.  B.  h.h ,  mit  den  Dccinien  t).^75"/„  Abgabe  von  V^  rkitufcii  von  Immo- 
bilien; 1,  3,  0.5,  7,  ^,  97«  itcbst  25  "/u  Zubchlag  bei  den  Krbäclialtüabgabea.  Leber 
V4  des  Ertnigs  des  eigenttichen  Enregiatrement  (18S6  126.82  Mill.  von  465.S4)  kemmt 

allein  auf  die  gt-wölnili'  hon  Verkiiiife  von  Immobilie  n  unter  Lebenden,  mit  Aussrhiuss 
TOtt  besonderen  Fallen,  z.  K.  Iiei  Verkaufen  b<  Imfs  Theilung  unter  Miterben  u.  a.  u. 

Welcher  Theil  der  Registerabgabe  aucii  in  den  Fällen,  wo 
letztere  wirklich  ^^GebUhr^'  mit  ist,  als  „Gebühr'^,  welcher  als 
„Steuer"  aoztuehen  ist,  lässt  sieh  natürlich  nicht  ziffermässig, 
sondern  nar  begrilfornttssig  scheiden,  daher  auch  in  den  Erträgen 
nicht  trennen.  Jedenfalls  ist  aber  die  „Stenerqnote"  erheblich 
grosser  als  die  „Clebtthrenquote".  Im  Folgenden  kommt  die  Register- 
abgabe nor  als  Steuer  zur  Erörterung. 

Was  im  Vorausgehenden  vom  finanzpolitischen  Charactor  der  Kcsriiitrirungä- 
abgaben  u''  worden  ist,  gilt  nua.itis  mutandiä  iin  Wesentlii  lien  auch  von  den 
Hypotheken  -,  <ii  richtsst  hreiberei-  und  tb  ii  in  Stcmpelform  erhob,  neu  Al>-al»-  n.  Dio 
beiden  eratereu  aiud  in  der  Uaupläacho  nur  „Ciübuhruu",  die  letzteren  umgekehrt  ganz 
ttberwiegend  «JSteaern*',  doch  eothalten  ««ch  die  DrautAsischen  Uvpothekengcbtthren 
far  die  „Uebenchrdiboiis**  ron  Immobiliarbesitzwechsel  ein  starkes  Steuerelement, 
8.  §.  219. 

§.  215.  3.  Der  steuerpolitische  Character  der  fran- 
zösischen Registerabgaben,  daher  derjenigen,  welche  nur, 
und  der  ttbrigen,  soweit  als  sie,  „Steuern''  sind.  Die  Über- 
mässige Ausdehnung  und  Höhe  dieser  Abgaben,  auch  wenn 
dieselben  als  Stenern  anfgefasst  werden,  daher  die  einseitige  und 
ttbertriebene  fiscalische  Tendenz  in  der  Entwicklung  dieses  ganzen 
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Abgabesystems  Ist  Dicht  wohl  zn  leognen.  Sie  ergiebt  sich  ans 

jedem  Blick  in  den  Tarif  und  aus  der  V^ergleicbnng  mit  den 
gleichen  oder  ühuliLheu  Ahgabcii  anderer  Länder.  Damit  wird 
aber  in  steuer|)olitischer  Hinsicht  doch  nur  ein  l  cbcrmaass 
constatirt  und  gerllgt,  das  Al>gabes}\stcm  im  (  Janzcn  und  in  seinen 
wichtigeren  Thcilcn  ist  unabhängig  von  diesem  L'cl)ermaass  des 
Fiscalismas  vom  »Standpunct  der  allgctueiueu  uud  der  Iran- 
zösischen  Steuerpolitik  ans  zu  cbaracterisiren. 

a)  In  erstereri  in  allgemeiner  HinBieht  entspricht  ein  Ver- 
kehrsstenersystenii  wie  dasjenige  der  französischen  Registerabgaben 
(und  Im  Ganzen  anch  der  Stempelabgaben)  den  Anforderungen, 

welche  für  ein  modernes  Steuersystem  aufzustellen  sind:  es  greift 

da  ein,  wo  die  übrigen  Steuern  rechtlich  oder  factisch  Lticken 
lassen  und  daher  einer  Ergänzung  und  eines  Ersatzes  be- 
dürfen. 

Die  p i^inci }) iel  1  e  licchtfertigung  suh  her  \'crkehrsstcuern  und 
das  pr incii)ielle  Verlangen  danach  l(ir  ein  ordentlich  ausge- 
staltetes Stenersystem  unserer  Periode  bei  hoch  entwickeltem 
Creditverkehr,  regem  Besitz  Wechsel,  beim  Bezug  yon  zufällig  an- 
gefallenen oder  speculativ  erstrebten  ,,CoDjanctnrengewiDnen''  aller 
Art  in  Folge  solchen  Besitzwechsels,  Überhaupt  bei  einer  volks- 
wirtbschaftlichen  Organisation,  wie  der  heutigen  wesentlich  privat- 
wirthsehaftlichen  in  dem  Gebiete  unserer  Gnlturvölker,  Ist  in  unserer 
^^allgemeinen  Steuerlehre*'  (Fin.  II,  S.  439  ff.,  455  ff.)  näher  be- 
grtlndet  worden;  ebenso  die  Rechtfertigung  des  und  das  Verlangen 
nach  einem  Erbsehaftssteuersystem,  welches  ein  Bestandtheil  des 
französischen  Registrirungsab;u^Tbonsystems  ist  (Fin.  II,  S.  476  ff.). 

Alles  dort  früher  Ausgeliihrte  nTtthigt  uns,  rechtfertigt  es  aber 
11.  E.  auch,  princijncll  das  französische  Enrcgistrement 
mit  sei  u  e  n  8 1  c  u  e  r  n  (und  ähnlich  d:5s  Stempel  wesen)  gegen 
die  zu  weit  gehenden  allgemoiuen  Augriffe,  die  es  als  Be- 
steuerungseinrichtung Öfters  erfahren  hat,  in  Schutz  zu 
nehmen.  Bestände  nicht,  so  mUsste  man  es  —  unbeschadet 
der  Frage  seiner  Ausdehnung,  Einrichtung  im  Einzelnen  und  der 
H((he  seiner  Steuersätze  —  steuerpolitisch  verlangen,  wie  es  auch  in 
anderen  Ländern  zu  verlangen  ist.  Denn  auch  durch  die  noch  so 
vollkommene  Einrichtung  der  ttbrigen  Steuern  ist  die  einmal  zur 
Verwirklichung  der  obersten  Steuerprincipien  zu  fordernde  syste- 
matische Ausgestaltung  des  Steuerwesens,  namentlich  die  recht- 
liche und  thatsäc bliche  Erfassung  und  wcuigsteus  eiuigermaasseu 
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gleichmSasige  Belastimg  aller  Erträge,  EiDkommon,  Gewinne  n.  s.  w. 
nieht  zn  erreichen.  Eine  yyVerkehrsbestenernng'S  wie  Enregistrement 

nnd  Stenipelweseo ,  ist  freilich  ein  ziemlich  rohes  nnd  an  sich 

wieder  rcelit  nnvollkuiunieneB  Hilfsmittel  zur  Auniilieriiu^  an  dieses 
Ziel,  aber  iiuinerliin  ein  Hil  fsiiiiitel,  dessen  Fehlen,  bei 
jiciuer  sonstii^^on,  weiiigsteii>  partiellen  l'nersetzharkeit  dureli 
Aas^^estaltini^eu  der  Übrigen  ötcuero,  schlimmer  ibt,  alö  beiue 
Fehler  äiud. 

AniTi-sichtä  der  eigenthumlichen  jang^tt:n  rreiHgebong  ^-  iner  (:i<;*-ncu  frUhercu, 
im  Kern  doi  h  li:ilthar»>n  „V<.'rkflirs>tt  ii.  r?li'  <iri<'"*  seitens  L.  v.  Strinz  i^l.inlie  ich 
auch  aa  liit^cr  Stelle  diea  henrorhcbcii  lu  aoUeii,  gerade  bei  der  Bcüprcchuug  de^ 
wichtigsten  and  Air  die  principiellen  (reirner  fcttnstii^tcn,  weil  so  berechtigten  Ein- 
winden Wegen  tiscali^'htT  MaassLoi^lvit  aU5!;<-?.'t/tfM  imictiriclKii  Bciapirlv  der  Vrr- 
tehrsbesteuerung.  Ich  halt--  Stein  j;L:gt:nul«r  {i.  Aufl.  di-r  Fiiiaiizwiääuuscbait  II, 
152,  5.  Aufl..  II,  2.  Abtb.,  S.  212)  meine  Auslubrunu'on  itn  2.  Bande  meiner  Finanz- 
wift«f«a$chaft  tbe».  S.  iVJ  ti.  ii.  i;^.  -10!).  -ITU)  aul'rocht  und  bin  dtir<-h  das  srcnauore 
Studium  do»  fr:itizA-,isLli<  a  Enregistrcui'-nt  in  iii'-imT  Aufr;i>'«iniu'  u<>rh  Ix-^tarU  wurden, 
b.  auch  die  Bemerkungen  über  und  g*  gen  birin  m  uieincut  Aui^Htze  inanzwiääeu- 
schnft  nnd  StnntaMciaUsnras"  I,  Tdb.  Ztä<  hr.         S.  43  Note,  K.  46  Kote. 

b  )  Im  t'r  a  n  z  ü  s  i  8  e  Ii  e  n  Steuersystem  speeiell  nimmt  aber 
Enregistrement  (und  Steni|)el\ves(  u)  vollends  eine  an  und  ffir 
sich  ganz  berechtigte  Stellung  ein.  Es  bildet  hier  eine  nicht 
nn passende  Ergänzung  der  directen  »Steuern,  u.  A.  nach  seiner 
Wirkung  als  Besteuerung  von  Besitz,  von  Rentenquellen,  also 
aacb  des  fandirten  Einkommens,  ttberbaupt  einigermaassen  einen 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Einkommen-  und  Vermtfgens- 
bestenernng  nnd  einen  Ausgleichungsfactor  neben  den  so 
ansaerordentlich  entwiekelten  indirecten  Verbranchssteuern  (inneren 
und  Zöllen).  Dies  gilt  von  dem  Euregisti-ement  sowohl,  soweit 
es  Rechtsgeschäile  unter  Lebenden  betriftit,  als  namentlich  auch, 
soweit  CS  die  Erbschat'tsbestcucrung  in  sieb  enthält.  In  seiner 
Wirkuu^^  derjenigen  von  direeti-n  Steuern  wesentlieb  gleiclikonimend 
nnd  naeh  diesem  cntselieidenden  Moment  njchr  zu  diesen  als  zu 
den  „indirecten"  gehörig,  mit  denen  es  sonst  \\iA\\  zusammen 
gezogen  wird,  stellt  es  so  auch  das  Gleichgewicht  zwi>ehen  diesen 
beiden  bteuerartcn  mehr  her.  Das  ist  auch  bei  Ver^ieichung  der 
französischen  mit  anderen  Besteuerungen  zu  beachten.  Und  wenn 
Frankreich  mit  Recht  dafUr  getadelt  wird,  dass  es  die  eigentlichen 
direeten  Staatsstenem  neben  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nicht 
genflgend  entwickelt,  die  Einflihmng  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer onterlassen  hat,  so  muss  dieser  Tadel  im  Hinblick  auf  das 
Enregistrement  (und  den  Stempel)  doch  erheblich  eingeschränkt 
werden.    Denn  mindestens  theilwoise  wird  durch  letzteres 
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in  Bezug  auf  die  Vcrthcilung  der  Steuerlast  etwas  Aenliclics  erreicht 
als  durch  die  Eiakommen-  oder  eine  ihr  verwandte  Steuer  (z.  B. 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer). 

Die  Frage  lUull  dann  insofern  auf  eine  stenertechnische 
hinaus:  anf  die  Wahl  der  einen,  der  directen  Steuer»  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer,  oder  des  Enregistrements  und 
Stempelssiur Erreichung  desselben  steuerpoHtischenZiels.  Wenn 
man  auch  hierbei  die  erste  Stenerart  meines  Erachtens  mit  Recht  vor- 
zieht, 80  sind  doch  gewisse  VorzOge  auch  der  zweiten  nicht  zu 
verkenneu,  —  iiniuer  zunächst  nur  die  principicllc  Frage  nach  der 
ganzen  Steuerart  gestellt,  ohne  KUcksicht  auf  die  spciiellc 
^  uügestaltimg,  welche  Knregi.strcnient  und  Stcnipelweseu  in  Frank- 
reich ^^cfundcn  habcji.  Denn  diese  Ausgestaltung  ist  nicht  die 
allein  mögliche  und  kann  und  muss  vielt'aeh,  vollends  in  den  hohen 
»Steuersätzen,  preisgegeben  werden,  —  Sätze,  welche  freilich  die 
nothwendige  Folge  eines  enormen  Finanzbedarls  sind  (§.  225)  — 
ohne  dass  damit  dasPrincip  solcher  Besteuerung  fallen  gelassen 
wird.  Sicherlich  verbleiben  freilich  auch  bei  einem  maassvoUeren, 
weniger  ausgedehnten,  weniger  fisealisch  flbertriebenen  Verkehrs- 
stenersystem  in  der  Weise  des  französischen  Enregistrements  (und 
Stempels)  immer  noch  viele  Bedenken  und  Kaehtheile,  Steuer- 
technischer  wie  prineipieller  stenerpolitischer  Art,  Bedenken,  welche 
in  den  Principien  einer  solchen  Besteuerung  begrtindet  sind,  also 
sich  nicht  V(»llig  beseitigen  und  nur  thcilvvcise  durch  passende 
Finrichtun^^snlodalitäten  vernüudern  lassen.  Aber  es  fragt  sich 
eben,  oh  diese  Hedenken  erheblicher  sind,  als  hei  einem  Einkonimcu- 
(oder  Vermögens  )  Steuersystem  oder  icar  hei  einem  F>rtragssteuer- 
system.  Nur  so  vergleichsweise,  daher  relativ  lässt  sich  der 
grossere  oder  geringere  Werth  oder  Uuwerth  einer  Steuergattung 
in  einem  concreten  Falle  aber  richtig  beurtheilen. 

Dieser  stenerpolitische  Gharacter  der  Einregistrirung  als  eines 
wichtigen  Ersatzr  und  Ergänzungsglieds  der  französischen 
Besteuerung  ist  im  Uebrigen  genauer  nur  aus  den  grundlegenden 

Bestimmungen  der  bezüglichen  Gesetzgebung,  daher  namentlich  des 
Hauptgesetzes  vom  22.  Frinmire  \'ll.  Dcicmljcr  17i)8)  abzu- 
leiten. Zur  Darstellung  dieser  Bestimmungen  wenden  wir  uns 
jetzt  zunächst,  um  dann  zum  Schluss  noch  einmal  in  einem  kritischen 
Rückblick  auf  den  steuerpol itischeu  Werth  der  KegLstriraogsabgaben 
zurück  zu  kommen  (i?.  225). 
S.  bu«.  Yiguc»,  I,  333  ff. 
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§.  216.  4.  Das  System  und  die  leitenden  Piincipicn 
der  Einregistrirung  und  des  Abgabewesens  dabei. 

a)  Grnndsätze.  Der  allgemeine  Grundsate,  welcher  die 
Begei  aufstellt,  ist,  dass  alle  der  Kegistrirung  unter- 
worfenen  Urkunden,  Rechtsgeschäl'tc  und  Handände- 
rnDgen  (matations)  auch  abgabepflichtig  siod.  Theils  zo  diesem 
Zwecke,  theils  oder  zugleich  schon  ans  rechtstechnischen  Gründen 
ist  die  —  directe  oder  indirecte  —  Registrirnngspf licht  weit 
ausgedehnt.  Sie  tritt  präsumtiv  überall  ein,  wo  es  sich  am 
Urkunde,  Reehtsgesehät't,  Handändernng  handelt  und  wo  das  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  von  derReiristrirun^  absieht  oder  wo  ansder  Ans- 
lassuiig  bei  denjenigen  sj)C(  iclleii  i'iiUt'ii,  in  welchen  in  Erniangelunf^ 
von  Urkunden  ,,E rk  1  ä ru n gen''  verlangt  werden  (s.  u.),  das 
Fehlen  der  Registrirungspllicht  —  wenigstens  bis  auf  Bezugnabn>e 
vor  Gerichten  u.  s.  w.  iniplieite  folgt,  endlich,  wo  aus  gewissen 
concludcnteu  Thatsacheu  hervorgeht,  dass  eine  Uebcrtraguug 
von  £igentham  oder  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  gesetz- 
widrig nicht  registrirt  worden  ist,  stattgefunden  haben  mnss. 

S.  für  letzteren  Panct  Gesetz  Tom  Prim.  VII.,  Art.  I^,  IS,  z.  B.  Eintragan^r 

ftiaes  neueo  Eiff  -nthiiiri'  ra  in  ilic  <iruii'lstcU'  rroll(' .  /alilnFi^  .<>\\  Steucni  durch  ihn, 
Eingebung  fOü  Mieth-  uud  l'aclitvurträgcu.  Hock.  S.  IsJ  i^ciKralibirt  dalicr  /.u 
sehr,  wenn  er  sagt:  „dum  Priocip  nach  wird  daü  abgc^chluabouc  Kochbgcäcbut't,  nicht 
die  daraber  aofgenommene  Urlmnde  bebtenert'\  8.  unten. 

Nor  in  beschranktem  Maasse  bestehen  Ausnahmen.  Kunaal  von  der 
Repistr irungspflirht  btll.5t.  s«t  u.  A.,  au-^ser  für  ('rkunden  «]<  r  Iv.  iierung,  der 
i/ticuüichen  Ver»altuu;;iii  {vu  aber  V<  ikäufe  und  gewisse  Vcrtr.if:e  wieder  zu  regi- 
•triren  sind  ,  für  Sieuerqaittnngen .  für  Eintragoniren  nnd  Uobertragunj^en  unter 
ll-tijrem  Tit<--1  (also  u.  A.  ni<  ht  im  Erlt;,'^:iny  im  >rr«i>5.  n  Sf:i:itM(  huhllui<  h.  Ferner 
vcrdua  eine  Anzahl  Urkunden  zwar  rcgiätrirt,  aber  uueutgeltli<  h  (z.  B.  für  die 
Heinth  »Jlnnei*0-  Endlich  werden  manche  Urkunden  zwar  ro^Mstrirt,  aber  die  Ab- 
gabe eiustweilt;n  nur  ins  Debet  ^t- schrieben,  wo  es  dann  von  den  l'm^tanden 
abhängt,  ob  spiUer  ein--  B'-ifi.  ihnii^'  erluijrt.  (S.  Vi^Mie?..  I,  ,S(>5— 3Gb,  wo  die  (ie- 
seuesslellcü,  Block,  dict.  Art.  Eur-gistr,  No  llM~iiy.) 

n  c^istrirungspflicbtig  und  abgabepflichtig  sind  danach 
in  der  Regel  alle  gerichtliche  und  aussergerichtliche, 
notarielle  Urkunden,  femer  auch  solche  private  (unter 
Privainnterschrift),  welche  unter  Lebenden  wie  im  Sterbefall  Eigen- 
tbum  nnd  Nntzniessnng  an  unbewe|;lichen  Gütern  Übertragen, 
Miethe  und  Pacht,  Unterpacht,  Cession  von  Pacht  u.  dgl.  m.  bei 
diesen  Gittern  betreffen;  endlich  auch  solche  andere  Privat- 
urknnden,  von  welchen  vor  Gericht  oder  Behörden 
Gebraueli  ■gemacht  wird  (S.  .MI).  Hier  wii'd  also  nicht  das 
Rechtsireschiirt  schon  als  .solches,  sondern  nur  das  schriftlich 
beurkundete  zur  Eintragung  und  Abgabeeutrichtung  verpflichtet. 
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aber  nicht  die  Schriftlichkeit  ttobediogt  verlangt  und  etwa 
znr  Voranssctznng  der  Reehts^^ilti^^keit  gemacht. 

Dazu  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches, 
bezw.  eine  Handänderungf  mntation)  a  1  s  s  o  1  cb  e  der  doppelten 

\'crpHichtung  unterließt  und  daher,  bei  t'clilenden  rrkuuden  (also 
u.  A.  regcluiiissig  bei  Intestaterbl'ol^i^e,  bei  vielen  Schenkungen)  inner- 
halb bestimmter  Fristen  unter  Strutauclroliinig  abzugebende  Er- 
klärungen znr  Erfüllung  dieser  Verplliehtungen  vorgeschrieben 
sind.  Dahin  gehört  jede  Uebertragung  des  Kigenthunis  oder  der 
NutzoiessuDg  unbeweglichen  Guts  unter  Lebenden,  beweg- 
lichen und  nnbeweglicben  Guts  im  Sterbetall  (beides  schon 
nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Uebertragung  der 
Kntzung  nnbeweglicben  Gnts  (also  alle  Pachten  undMiethen, 
mit  Ausnahme  mttndlicher  Vermiethnngen  anf  höchstens  3  Jahre 
und  nir  höchstens  100  Frcs.  jährlich)  und  jede  Uebertragung  zu 
Eigenthnm  unter  lästigem  Titel  von  Handelsfonds  u.  dgl. 
(fonds  de  commerce  on  de  client^les). 

Beidcä  luuteru  der  Dcclaratiouäpliichi  uuturworfen  darcb  iicbcu  vom 
2S.  März  1871,  Art.  11  (s.  DeJean,  p.  13  ff.,  mit  den  Noten),  bezw.  Ge»ctE  vom 

'2<.  Feliniar  1S71,  Alt.  7  u.  ^  \th.  \).  147V,  «lic  li'.iden  älteren  Vorschriftfii  schon 
im  liefet/,  vou  27.  Yeut.  IX.,  Art.  4,  iu  Verbiudung  mit  22.  I  rim.,  Art  12,  22,  24,  '6b. 

Vigncs  (l,  337  Ii.)  leitet  zwei  „allgemeine  Kegeln'*  fta  die  Abgabe- 
]>flichti^;kcit  ab:  1.  es  bedarf  einer  Urkunde  (acte),  ausgenommen  iu  den  Fullen, 
wo  zum  Ersatz  jene..  F  r  k  1  ;i  rn  n<?cn  "  vdianv"t  werden  ;  2.  die  Urkunden  müssen  dem 
Ivegiüteramt  vorgelegt  werden,  auä^cnommun,  wenn  nicht  öchou  die  lieschalte  ^Um- 
bitzc)  als  solche,  auf  Grand  jener  „Erklimngen'*  reglster-  und  stenerpflichtig  sind. 
Daher  sind  Besitzver.iii'I'Tunjrcn  bewe^:liclier  Guter  unt- r  L-  'M-nden  im  Allge- 
meinen nur  bei  Beurkundung  pllichtig  und  dioäe  Beurkundung  ist  nicht  obiigatori:>cli, 
so,  datti  davon  etwa  die  KcchtsgUügkeit  des  (ieschaftji  abhiuge,  weshalb  sich  die 
meisten  letzteren  der  Strafe  entziehen  (gegen  den  Wortlaut  dos  Qisprttnglichea 
Gesetzes). 

§.  217.  b)  Die  Abgabearten.  Die  Registerabgaben  zer- 
fallen nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  (Jahr  VU)  in  awei 
Arten;  durch  ein  neueres  Gesetz  (28.  Februar  1872)  ist  noch  eine 

an  die  erste  Classc  der  bestehenden  sich  anlehnende  und  sie  in 
gtj\vi.s.scii  Füllen  \  criuidcnide  dritte  Art  biii/.u  getreten.  Diebeiden 
alten  Arten  sind  die  sogen,  festen  Abgaben  (droits  tixes)  und 
die  sog.  proportionalen  oder  vcrhältriiss massigen  Abgaben 
(droits  proportionnels),  die  neue  (  las^c  ist  die  der  abgcstultcn 
testen  Abgaben  (droits  iixes  gradues).  Die  Anwendung  jeder 
der  drei  Arten  richtet  sich  nach  der  Art  der  Urkunden,  Kecbts- 
gescbäfte,  Handänderungen  (mutatious). 

a)  Nach  den  grundlegenden  Normen  des  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  22.  Frim.  VII.  und  dem  damit  in  Verbindung  stehenden  Tarif 
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(Art.  t>8)  unterlio^a'u  der  festen  A)>ga))e  (iiejeiiij^en  ,,])l1rgcr- 
lichen,  gerichtlichen  und  ausscr^ericlitlichcn  Urkunden,  weiche 
weder  eine  Sc  h  u  l  d  ve  r  hi  n  dl  ic  h  1;  e  i  t  (obliiLcation),  noch  eine 
Schuldbct  reiung  ( libenition) ,  noch  V e r t h e i  1  u  n g  u  n  t e r 
Gläubigem  (coiiocation)  oder  Liquidalion  von  Geld-  uud  Wertb- 
beträgeo,  noch  eine  Uebertragnng  von  Eigentbnm,  Nutz- 
D 168 sang  oder  Gennas  an  beweglichem  oder  anbeweglicbem  Gat 
enthalten".  Hiemach  kann  man  wohl  mit  Vignes  sagen:  die 
feste  Abgabe  tritt  bei  Urkonden  mit  bloss  darlegendem 
oder  erklärendem  Inhalte  (actes  d^laratifs)  ein.  Der  Tarif 
elassificirt  diese  Urkunden  dann  und  unterwirft  sie  ver- 
sehiedenen  festen  Sätzen,  welche  gc<;enwärtig  im  Principal  Ton 
•'4  bis  150  Frcs.  gehen.  Das  Missliclie  möchte  dabei  nur  sein, 
dass  die  feste  Ah^^ahe  iu  zahlreiclien  l*';illen,  nie  «gewisse  Kechts- 
und  \'cr\valtiings^chiihren  auch  sonst,  in  ein  ungünsti^rcs  Verhiiltniss 
zur  Öteuerfahigkeit  der  Hetroffenen,  zu  deren  Einkoinuicu  und 
Vermögen  tritt,  leicht  nach  Unten  zu  härter,  eiuigermaaäben 
„umgekehrt  progressiv"  wirkt. 

In  der  T  ebf-rbL-tzunir  des  Art.  3  bin  ich  üb  srofol^^f.  <i  uiz  iiii/.\vei«k'iitig^  ist 
Mcb  daö  Ungiual  nicht.  Der  Tarif  tritll  gcwubuliche  bürgerliche  und  VerwaUungs- 
Uifconden  mit  1'/«— 22V2  Frcs.,  gerichtliche  mit  l*/«— 1*0,  ai»s*^i gerichtliche  um 
37'  \  Frcs.,  Urkunden  des  Civil-f:»nds  mit  3 — 150  Fro.  I>:i3  Kinzclne  im  Tarif 
9.  6b,  bei  Jacob,  S.  5^  if.  (mit  den  Abanderun(;oa  des  Cieäct^cü  vom  Friiu.  YiL). 
Die  JTebte  Abgabe"  gleicht  hiernach  doch  sehr  dem  Stempel  und  in  vielen  Fällen 
vttide  es  eiiifkcher  encbeiiien,  die  betretFcndo  Urkumlf  nur  für  stemiielpflichtig 
zu  erklären  (\«a<  ^if  ausserdem  nt  cii  st-in  kann  und  regelmässig i:>t).  Die  Üegi:>triruDg 
i»t  uux  ein  gute«  (Jouir oimittcl  der  Stcucrcrhcbuug. 

Mm  ein  kleiner  Theil,  cb.  h*f^,  des  Ertrags  dee  eigentlichen  Enregistremeut 
fUh  auf  die  feste  Abgabe.  Es  var  in        muH.  XXU,  ]:>i)'. 

Zahl  btuck.      Ertrag Mill.  Frcs.  Abg.p.Sluck. 
(mit  Uecimcu) 

Burgerl.  u.  administratife  Urkonden     2,378. 5tj4  9,541  ca.   4  Frcs 

OerichUiche  Urkunden  iMr.T.SOÖ  '.),yt»'*  4.6  „ 

AoäMrgerichtlichü  Urkunden  .    .   .     6,554, lt>^  17,474  „     2.7  „ 

aTilBtands-Urknnden   S,U2S  199  ,.  22.3  „ 

Za^iajm--ü  1 1  .KVJ.itiT  :i7,-2.Hl  „ 

Knrajr  in<  1.  1U,Ü0Ü  1  res.  nach  alteren  Tarifen.  G«  aamuitcrtrag  dei  Euregistrement 
4tj5.34  MiÜ.  Frcs.  —  Aber  welche  Verwaltunj^sarbeit  und  welche  Belästigung  doS 
Publicum»  durch  diese  Kegistrirunfjf  von  uIki  II  Mill.  Urkaadeo,  ohne  sehr  erheb- 
lichen linan/icll-jü  Kfl'ect  uml  doi  h  nur  mit  ItiM  hriiiikf-'i'T  Stut/unj?  duivh  die  (jrunde. 
veiche  die  i'ruporuoualabgabc  äteuerpuiitiach  rechtieriigeu.  bo  ist  diese  „feste  Ab- 
gabe^ auch  steaertechnhich  mehr  als  die  andere  zu  bemängeln. 

ß)  Die  1872  neu  eingefttbrte  Glasse  der  abgestuften  festen 
Abgabe  bat  Gmndfllltze  der  gewöhnlichen  festen  und  der  Proportional- 
abirabe in  Verbindung  {gebracht.  Sie  stuft  uiimlich,  so  der 
luutbuiaasslicben  .SteuerfUhi^keit  der  lictrotkMK'n  sich  inuhr  un- 
passend, als  die  teste  Ab<:abe,  für  bestinnnte,  im  (besetz  «ge- 
nannte Urkunden  die  Abgabe  nach  grossen  btulen 
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der  Werthbeträge,  auf  welche  sich  die  Urkonden  —  ohne 

zur  I'ioportionalabgabc  Anlass  zu  geben  —  bezieben,  selbst 
•  wieder  ab.  Wobl  ein  an  sich  richtiger  Fortschritt  gegenüber 
der  reinen  festen  Abgabe,  wobei  Ireilich  Auswahl  der  Urkunden 
und  Höhe  und  Abstufung  der  A])gabe<ätze  wieder  ziemlich  will- 
ktihrlich  bestimmt  wurden  uod  werden  muösten. 

S.  das  Gesetz  vom  2%.  Febmar  1S72  bei  Dojean.  p.  13U  0*.  mit  Koten.  IM 

«liescr  ahf^t  ^tiiff'ii  festen  Abgabe  uiilorworfeiicii  I'rkiiii'b-u  lit-tr'-Hi-n :  RiMimir  iimi 
Vcrlänjftruiig  von  (it-s  eil  schatten  für  den  Betra-;  »1er  Zubringuugeu ,  Apports, 
nach  Abzug  der  Schulden,  wo  ohnohia  die  Unterstellung  unter  die  feste  Abgabe, 
statt  onter  die  iiroportionalc,  von  zweifelhafter  Bcrcchtigun^r  und  insofern  eine  Ver- 
;r!iri>ti'.'iinu-  i>r  ;  f'rkunden  über  llandaml'Tunpr  jeder  Art  auili  Nutzniesfuns;,  (ienuss) 
an  unbeweglichem  üut  im  Aublaud  oder  den  Uulüuieu  unter  Lebenden,  wenn 
diese  Urlrandea  Roehtswirkiuig  fnnerhalb  Fiankreielis  eriangon;  dgl.  über  Veritaof 
li  i\arirter  SrhiHe;  Ileirathsvorträg^e  (nach  dem  ri  iiion  Betrase  der  per>oii!i.  hcn 
Zubrin;;uiiu^en  der  künftigen  Gatten  ;  Theiluni^en  unter  Miteigenlhünicrn  ^^aach  Mit- 
erben) unter  Schuldabzug  (in  letzterem  Puucte  richtig  abweichend  yon  der  Pro- 
purtionakbfabc.  wo  diese  an  £rl)ächaftääteuer  fungirt);  AnsUefcronier  ron  Legrten; 
Zustimniiins:  zur  Aul  hebunir  von  I{esrhla}!:nahn\en  von  Hypotheken ;  Fristverl  ii)'-'^''ning«'n 
Ton  Schulden:  Zuächlkge  für  Bauten,  Lieferungen  u.  s.  w^.  seilena  des  Staats>scbatzes 
ond  GnutioniBteUiiDg  dafUr:  Aasgabe  neuer  Titel  flkr  Kenten  n.  dgL.  wo  dio  SchnM 
Ii- £;^riHidendon  Urkunden  re^istrirt  sind  ,  im  (janzen  10  Arten  von  Urkunden.  Der 
Tarif  ist;  5  Frrs.  für  Summen  von  500«t  l  rr>,  in  den  Urkunden,  lü  Frcs.  für  solche 
von  5—10,000  l'rcs. ,  2i>  l'rcb.  tur  10—20,000  Frcs.  und  weiter  20  Fr«  >.  für  jede 
rollen  oder  angefansrenen  20,000  Frcs.  Abo  1  Promille.  Der  Ertrag  war  lsS6  für 
429,'.»2s  Urkunden  lO.»,o  MiU.  Fr.  s ,  p.  Stü<  k  ra.  25  Frcs.  (davon  'Jl.sSl  „Thcilungen" 
mit  'LTJü,  105,dtiü  lieiratbbcuntracte  mit  2.1b4i,  p.  Stuck  ca.  20  Frcä.,  Bull.  XXll, 
151).  Im  Ganzen  noch  nicht  ein  Drittel  dos  Ertrags  der  festen  Abgabe  und  nur 
ca.  2'  /'  o  des  Ertra-:»  de»  ganzen  Enregistrement,  von  dem  daher  die  feste  und  die 
nbgeätufto  feste  Abgabe  nur  etwas  tlbcr  10  7o  oinbringen. 

§.  218.  y)  D<e  Proportionalabgaben,  die  dritte  Art  der 

Registrirungsabgaben,  sind  mithin  das  eigentliche  Finanz- 
object  in  der  Einregistrirung.  Sie  liegen  nach  dem  niaassgebendcn 
Art.  1  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.,  was  dann  in  dem  Taril- 
artikel  (üt  spccialij^irt  wird,  auf  8 c  h  u  1  d  v e r  p  f  1  i c  h  t  u  n  g e  n 
(nbligations)j  S  c  Ii  ul  d  h  e  fr  e  in  n^-  e  n  ( liberations),  \'erurtbcilungen, 
^'ertlleilungen  unter  Gläubigern  (colloeations)  und  Festsetzung  von 
Geld-  und  Werthbeträgen  (liquidation  de  sommcs  et  valeurfi)  und 
auf  jeder  Uebertragung  von  Eigentiium,  Nutzniessnng 
oder  Gennss  beweglichen  oder  nnbewegliehen  Guts''  und 
zwar  werden  sie  y,nach  den  Werth  en  aufgelegt".  Daher,  wiedemm 
mit  Vignes:  die  Proportionalabgaben  treffen  Urkunden  und 
Thatsaehen,  dareh  welche  Bechte  oder  Eigenthum  za- 
ertheilt  werden  (aetes  an  faits  attributifs).  Der  Tarif  classificirt 
tlann  die  yemcbiedenen  steuerpflichtigen  Fälle  und  belogt  sie  mit 
bestimmten  Werthprocenten,  welche  ursprünglich  von  Vi  bis 
gingen,  aber  mancherlei  Veränderungen  crtahrcu  haben.  AU 
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proeentweise  Abgabe  Ist  die  Proportionalabgabe  den  oben 
erwähnten  Bedenken  der  testen"  Abgabe,  sich  nicht  der  Stcucr- 
lahigkeit  der  Betroffenen  anzupassen,  nicht  ausgesetzt.  Sie  ent- 
spricht viehnehr  nach  ihrem  Steuerfuss  freilich  darum  noch 
nicht  an  und  für  sich  und  ihrer  ganzen  Natur  und  Wirkung  nach  — 
dem  leitenden  Gedanken  der  „staatsbürgerlichen  Besteuerung",  der 
„Proportionalbesteuerung"  (Fin.  II,  §.  3*Jl)  ff.j.  Da  last  yO*Vo  des 
Ertrags  des  Enregistrement  auf  diese  Abgabe  fallen ,  so  ist  das 
auch  Itir  die  principielle  stenerpoHtiscbe  Gesamnitbeurtheilung 
dieses  ganzen  „Verkehrssteuersystems"  zu  beaebteo.  Allein  gerade 
hier  zeigt  sich  freilieh  aach  einmal  deutlich,  dass  auch  die  »Pro- 
portionalbeBtenening",  welche  kleine  nnd  grosse  Umsütze  u.  s.  w. 
mit  gleichem  Steoerprocent  belegt,  immer  noch  nach  Unten  zn 
schwerer  drückt,  wie  ja  die  „gleichqnotige"  Einkommenstener  im 
Gmnde  ebenfaUs. 

Nach  einer  Ii  liehen  Clftsaificati  o  n  dos  Tarifs,  welche  sich  auch 
<Ji'-  Ertragsstatisdk  der  Kepi^tervorwaltau)^  anschiiosst,  werden.  nu  i'-ftMis  mit  einer  An- 
zahl Spucialrubrikon ,  die  wieder  verschiedene  Steuersätze  haben,  fulgcndc  liaupt- 
arten  ron  FUlen  iregenwftrti;  mit  den  angegebenen  Prineipalsfttzen  getroffen,  zu 
welclnn  Iit/teren  dann  seit  1S73  noch  di«-  2'/.  Decimcn  oder  25",,  Ziisrliläcre 
iur  die  Staatscasse  hinzutreten,  ätatiütische  Daten  für  Ibbti  (Boll.  X\U,  14  t  H.) 
verde»  hier  beigefugt,  sie  lassen  die  ünanzielle  Bedenlang  der  einzelnen  Kategorien 
am  Besten  hemilreten. 

t(«.-st<>u«rter     Ertrag  Dnr<'h- 

Werth      JfilhFrcs.  Bchnitta- 
MilLFr».      (mit  b«Ust.(iiL 
DmImb).  Dee.) 


918.06     18.52  2.01 

2,104.41  ia9.04  6.61 
3,022.49   157.56  5.21 


2«915.44  7.74  0.26 

292.50  3.66  1.25 

2J52.77  32.08  1.49 

1,132.44  7.10  0.63 

:)T2.s7  -1,1 1;  •».".? 

-Ml) '»7  l.U*5  0..>1 

7,27(i.'.<ll  .V'i.Hi  0.77 

0,29y.4b  213.3b  2.07 


Tarif*«ti  Aniahl  der 
(Prindpal).  Pftlle. 


I.  üebertragun  L'en  unter 
Lebeu  den, in.  lästigem 
Titel. 

A.  Von  beweglich,  (iat 

(VerJtiufe  u.  dgi.)  .   2,fauchl,u  V, 


ü.  a.  ui. 


B.  Von  unbewegl.  Gut 

(.Verl^iafe  o.  dgl.)  .  5.5  auch  1,3.3, 


513,928 


923,368 


2,  1,  0.2) 

Zosamnen  I.    .   .   .  1,437,296 
n.  Tersebied.Urkundeii. 
Verträge  n.  s.  w,  unter 
Leben  den. 

A.  Pacht,Miethe,antichrot. 

Verträiro  0.2(anch2,4)  2,913,646 

B.  Zuschläge  an  M  indcst- 
f<»dernde,Vergeba  ngen 

von  Arix  iton  n.  s.  w,  1  77,186 

C.  ScholU verschrei bnngen    I  (auch'/... s.u.  .»««oöia 

feste  Sitze) 

I)  Scluildbefreiungen  .    .  0.50  486,566 

E.  \  ornrthfil. .     \  «Tfhoil. 

outer  üiäubigcrn  etc.     U.50  (auch  2)  24:i<)86 

F.  Guitionen  n.  dgl  .   .     0.50  (anch        -w  <  - 1 

0  25.0.1} 

Zuüaniiii.  II  II     .    .    .  t;.022,4H»j 
SuuiDtc  1  und  II    .    .  7,459,7t)4  1 
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Mi  II  Kr.  «i. 


I»ur.h- 

u-linitf-- 
III. 


\ 


1  D.1.23r2.50)\ 

1.5  u.  -2.1  :>  \  i 
1.5  u.  3,  .{  ( 
u.  4  ö 
4.5  0.6.50,511 
5.5  u.  H 
0  u.  » 


i 


1 

H 

6.5,  7,  b 
9 


Pill«. 

MilLFir«. 

mit 
I>'"cini«-ii;. 

1..  l:,.t 

152,240 

954.ÜS 

1S,13 

l.uo 

4.25 

0.082 

l.ilS 

^ .  ^  n  i| 

•  »0.4  1 

0  KU 

ZA)-) 

5,2*10 

24.0(i 

2..j4 

iu.;>5 

166,596 

1,018.40 

2.'t.44 

2.30 

9tJ,-45 
67.b50 

591.46 
426.94 

11.49 
11.94 

1.94 
2.80 

97,640 
6^,955 

552.46 
465.94 

10.76 
12.6$ 

1.97 
2.72 

539,478 

n?r..T:t5 

190,lb2 
8*,167 

.3,589.24 

520.71 
1,045.27 
220.02 

44.79 
21.75 

1.25 

M.r>2 

11.28 

954,568 

5,3GU.24 

176.73 

3.29 

IIL  Schenkonfcen  (unenl* 

L'fl  tl  i  dl r<lMTtra(^angeii 
unter  Lelji  ii'l  ri', 

A.  Id  directer  Uni«  .  . 

B.  Unter  Ciattcn     .  .  . 

C  In  il<'r  Scitonliiii';  .  . 

D.  Unter  NichtvervauUtcn 
Zasammen    III  (incl. 
altere  Falle)  .... 
Dieselben  Rille: 

Bewegliche:«  (iut  *,iucl. 

Werthpapierc)    .  . 
Unbeweglii  lies  Gat 
Dieselben  Fälle: 
In  Ueirathsrerti^gcn  . 
Ansserdoin  .... 
IV.  Ktbs.  haft.n  Hnii.t- 
anil<;rungen  durch  Sterbe- 
lall.. 

A.  In  directer  Linie  .  . 

H.  l'lltiT  'inttiMl       .     .  . 

(/.  In  Seiteillinie   .   .  . 
D.  Unter  Nichtrenrandten 
Zusammen   IV  (incl. 
ältere  Fall«) .... 
Dieselben  Fälle: 

Jiewcpliclies  (iiit  (incl. 

\Vrrtl;|i;i|ii.-r''^      .  . 

Uiibew'c;(licheä  (iut 
III  V.  IV  zusammen  . 
Sa.  der  Proportional- 
abgabcn  .... 

Erläuterungen  nud  Ausfuhrungen  zn  dieser  Tarifubersicht  und 

Tabelle. 

Zu  I.  A.  Der  wichtififste  hierher  gehörige  Fall  bctrifllt  Urkiiiideii  über  Ver- 
k&nfe  beweglicher  Sadi.  n  (wo/.ii  im  Princip  aurli  FoikIs,  Kticcteu,  Werth- 
papiere  pehr»rcii).  rnit  dem  rriiifii';»I-(''ii'T-r»f:^  vnii  2*"„  last  die  H  ilft-'  dis  Steuer' 
ertragä  von  I.  A  komiut  auf  dieäe  l  alle  (l'>^(i  b.>»4  .Mill.  Frc^ ,  bei  345.50  Alill.  Frcs. 
besteuertem  Werth).  An  sich  natürlich  sehr  wenig,  da  der  bei  Weitem  grOsste 
Thcil  des  I)  I' t  r  c  f  fcnden  U  III  sa  t  ze  s  sieh  der  Steuer  entzieht.  w<'il  ernirht 
beurkundet  werden  In^I^s  und  aueh  wohl  im  Falle  der  lleurkundung  nicht  imuicr 
v  crbtcuert  wird.  Eine-  Ergiin/ung  biMet  in  Heireir  •;«'wiji>cr  Eltecten  ilie,.Tran9- 
missioiis"- (F  m.sat7.-  ste  II  er  von  l'»57  s.  u  4}.  22«>  .  Sonst  kommt  hier  das  oben 
(iesapte  (S.  520)  in  ll.  ti;i' lit.  dns>.  siiiritilielic  H.  iii  ktiüdiiiii:  nii-lif  erfordt  rü«  h  ,  nie!it 
das  Kcchtsgeschittt  als  solches,  !>uudern  nur  die  L  rkuiidc  stcuerpliiehtiii;  iat  und  nicht, 
wie  in  anderen  Fallen,  wo  Urkunden  fehlen,  Declarationen  verlangt  werden.  Man 
könnte  das  eine  Lücke  im  Gesetz  nennen  und  gegenüber  der  allgemeinen  Fassan-j: 
des  Art.  i  des  <iesi  t/es  vom  Frimaire  i>t  es  aueh  eine  solche.  Doch  hat  man  wohl 
von  vornherein  nicht  den  ganzen  Verkehr  und  Lmsai/.  in  liewegiicheii  (iütern  —  also 
die  Masse  der  „Baargeschafte*' !  —  register-  nnd  steuerpflichtig  maehen  wetten  nad 
wenn  man  es  gewollt  Ii  i'(  • ,  nirht  können.  Aber  Ireilich  wird  so  von  vorn- 
herein der  Verkehr  in  iMobilien  viel  weniger  getroffen  als  der  in 
Immobilien,  was  fttr  die  Benrtheilang  des  ganzen  Systems  za  bonchten  bleibt. 


M.i.'IO 

:{.5'.J 

4011,730 

2,752 

b2.!>2 

3.01 

1.101,164 

6,387.64 

200.17 

3.13 

8.560,'J28 

16,0^7.12 

413.55 

2.4S 
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Der  Stc!i«RRtz  ron  2*/«  ferner  für  Verkäufe  ron  fonds  de  commerce 
o  t  d'i'.  rl  ient  .  1.  s.  worauf  fast  '/^  dea  Ertrags  von  L  A  kommen  (ISM-  l  MilL  Free. 
Inn  ITH. OS  Mill.  Werth);  dann  für  V  e  rstei  pertin  jron  .  H<'rauszali  liiniren  von 
Erben  an  Mit  erben  (soultcs  de  partage)  und  Vorthcilungen  von  beweglichem  (iut 
(Code  civil,  Art.  1075  D.  1076);  weiter  für  Errichtung,  Gession,  Delegation 
von   K'  nten  oder  Pensionen  (Ertrag  393,000  Pres.  fUr  15,72  Mill.  Pres.  Werth 

1**.,  (früher        Im  Principal  zahlen  namentlich  Gessionon  nnd  Dele- 

gr.ntioneii  von  S  r  h  ii  l«I  fo  id  c  r  ii  n  jarcn  auf  Zeit  (»rcaiK  es  ;i  teriin  ).  im  Ertrair«!  die 
drittwichtigste  Kubrik  von  [.  A  (I^si;  2M\  Mill.  I  n  s.  für  2o!t.o't  Mill  Vrr<.  W  .  rth). 

V^"/,,  «jffcutliclio  Vf-rkaufo  neuer  \\  aarcn  und  \cikauic  vuu  be- 
wcsrlichen  (iQtern  und  Waaren  in  Goncnrsen  (0.5S  Hill.  Pres.  Ertrag  für 
'.>2.'J'»  Mill.  \\'<TtIi  in  l^  tl.—.'I.i'lion  von  I  n  t  e  rcss  e  n  a  n  t  h  Ion  in  (Jcseli- 
äciiaften  (^andere  al^  Acticn,  0.2 ü  Mill.  Ertrag  für  32.39  Mill.  Werth  in  ^»Sii). 

Auch  andere  S.^tzc  kommen  noter  I,  A  noch  ?or,  n.  A.  0.1*^,  für  öffentliche 
En-irros-Waart  nvorkftufe  (Anctionen.  für  43.70  Mill.  Prcü.  Werth,  in  ISSti 
57,000  Kr.-s.  Krtra«-). 

Zu  I.  H.  Den  lIauI^lIMl^t^u  bilden  hier  die  lurewühulichen  Xeikaufe  von 
Immobilien  (ßntodstacken,  llttnsem)  mit  dem  ungemein  hohen  Steuersatz  von  ri.5  % 
(u>it  '/usililag  O.sT'i  ,  übrigens  «•  i  n  s  c  h  I  i  es^;  1  i  <  Ii  des  1  V/' „  ii^- ii  Trans^eripfion^-^  »t/i's 
vun  den  HypothekuugcbQliren,  der  seit  IbUi  gleich  mit  der  eigentlich  4%  Kegistei- 
abgahe  erhohen  wird  (s.  n.  $.  210).  Also  1—2  Jahresertr&ge!  OO**'«  des  Ertrags 
von  I.  R,  an  60"  „  des  von  iJbtigen  IJ<  <  hf^^'-  liüft  -n.  aber  '  ,  des  «ranren  Enregistn  nnnts- 
ertra^-s  fallen  auf  di-^,-  Kubrik  ilssi;  I2i;..52  Mill.  Kns.  Krtrair  von  i:'.fMM  v-.n  l.  H, 
bei  einem  Uuiaatz  von  ls;{T.l  Miil.  I're^  .  Da  liitr  eben  Beurkunduntr  oder  in 
deren  Ermangeinng  Erklärung  nnd  i  n  r e g i s t r i r u  n  u  o bli ga  t o r  i sc h  sind,  ferner, 
Eigenthumsiiberu'ancr  sii  ji  lii.-r  nii  ht  leicht  v'rbcrgen  li^s^t ,  Mimli'rn  in  eDiir  liidentcn 
Ttiatsacheu  hervoitritt  —  woraus  dann  die  KcgistrirungspHicht  folgt,  s.  o.  S.  51'.)  — 
90  aUt  dieser  Haoptvorkehr  in  Immobili<>n  anch  thatsächiicli  wohl  ganz  onter  die 
Einregistrirung  und  Steuer,  noch  neben  der  hohen  (Jrundstruer.  im  w.sentlirheu 
Unterschied  vom  bcwei;lirben  Vermögen.  Die  (;ontrolmitt<'l,  um  die  ueset/liche 
Verpflichtung  zur  ordcntlielion  Krfiillutii;  zu  bringen,  und  tias  recbtstei  hnisehe  Inter- 
esse der  Rethciligten  au  iliesrT  Krfiiliung  bewirken  bei  diesen  Geschäften  wohl 
zicmli' Ii  sj.  her  und  v^Il^t:illdtlI•  dir  Kint  •jistriruuL''  und  Vrr>ti'U<'rung  an  sieb.  Nur 
im  Puucte  der  Wcrthhühen  uiügeu  Uiutcr/iehungeu  trotz  aller  Cautelen  nicht  ganz 
za  verhindern  sein.  —  Demselben  Steuersatz  unterliegt  der  Betrag  des  eriangten 
M <  li rwertlis  bid  Tausch  nicht  aneinanderstossender  Grundstücke  (Ertrag 
i».43  Mill.  I  rcs ). 

4*'„  tragen  Versteige  ru  ngrn  und  II  e  i  a u  s/ a Ii  I  u  n  u  <  ü  unter  Mitorb en 
utid  M  iteiirenthUuiern  {{).  eiv. ,  Art.  107.'».  107<»),  <l<r  /w.-ile  Ertragspo-t.Mi  von 
I.  It  |ssi;  II  1)2  Mill.  für  'lUh'M  Mill.  Werth);  ferner  Auflösung  von  Verkaufs- 
coüiraet.  n  duff  h  L rtbeil^spruch. 

.n'  gewöhnliche  Tausche  (auf  einer  Seite,  IbS«  0.90  Mill.  Ertrag  für 
1*».39  W  .  rth  . 

2*'',,  Verkäufe  von  Staatsdomänen. 

1"  ,,  der  Mehrwertli  bei  Tauchen  aneinanderstossender  Grnndstücko. 

0.2"  ,,  der  Tausch  a n l- i  n  m d  rs t osse n d e r  Grundstücke,  insbesondere  in 
l.an<lgcmeinden  von  ländlichen  (irund<tii<  keii :  <'in  so  ni.i->i<:(  r  S;if/.  im  lirrar- 
politischen  Interesse  solcher  Maa.ssregeln  i^betiolleuer  Werth  iu  iSMi  bei  2.'{|*>  ge- 
wShnlicher  Tausche  2.99  Mill.  Pres.,  speriell  in  derselben  oder  in  Nachbargemeinden 
rM2s  Fälle  mit  7.92  Mill,  Werth,  sonstige  von  ländlichen  Grundstücken  1021  mit 
2  02  Mill  ). 

Auf  die  ganze  Kategorie  I  kommt  ca.  '/^  des  Ertr.igs  der  Proportionalabgabe 
des  Enrcgistrement  V'«iii  Verkehr  zu  lästiu  -  ni  Titel  unter  Lebenden,  wovon  aber 
d.T  I  m  irio  bil  i  a  r  ve  r  k  «'b  r  an  *»'^"„,  d.-i  M  ■>  I.  i  |  i  ;\  r  v  e  r  keh  r  nur  etwas  n\>.T  12% 
trägt.    Zu  letzterem  tritt  jedoch  noch  die  Ef  lectcn-L  msat/sicucr  220i. 

Zu  II.  A.  Der  normale  Hauptsatz  M  hier  der  mft^sige  von  0.2*'o  für  die 
gewA  h  nli  c  Ii  <■  n  1'  a<-  h  t  -  und  M  ie  t  Ii  v  i  -  rt  r.i  ire  u'i  r  I  ui  in  n  Ii  i  I  i  i>  n  von  be  re  n  zt  er 
Dauer,  sowohl  wrnu  >ii'  sclu-iftli<  h  als  auch  wenn  sie  milndln  h  abgeschlossen 
sind  (Zahl  der  crstercn  in  IbbÜ  700,00."»  für  20S7  Mill.  mit  5.22  Mill.  Sleuerertrag, 
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üer  letzteren  2.1T0,r,M:,  fap  SOH  Mill.  mit  2  Mill.  Ertrag,  wosa  dtnn  noch  andere 
niclu  spcciticirtc  kommen,  für  14.07  Mill.  Werth). 

Dagegen  zahlen  üifcnndeii  ttber  Pacht  ond  Mietho  von  Immobilien  auf 

Lebenszeit  oder  unbegrenzte  Dauer  4  0*""^'»  "5^2  Mill.  Worth,  an 
400.000  Frcs.  Ertrair  .  von  Mohilien  in  letzterem  lall  2",;,:  »'iRnfalls  2"/„  auti- 
chretiüche  (Nutzungsplaad-) Vorträge  über  Immubilieu  (Ib^ti  IGl  für  2.0')  Mill. 
Werth). 

Zti  II.  R.  Dem  Satz  von  1°'„  unterliegen  die  gein  int  u  (L  i^rhäft«^  (adjuilirationn 
au  rabais  et  marches),  unter  Privaten  (..autres  <|Uc  ceux  de  fourniturcä",  l^bti 
35,042  mit  bbM  Mill.  Werth  and  1.07  Mill.  Ertrag)  und  von  Departements,  Ge- 
meinden, öffentlichen  Aostulten  :t;>.7:»5  für  20«». .'>2  Mill.  Werth,  mit  2.5S  Mill 
Krtrair  I^  i  In  ersteren  möchte  die  niedrige  Zahl  aaf  ünrolUtändigkeit  der  Regi* 
btrirung  hinweisen. 

Dem  festen  Satz  von  3  Pres,  im  Principal  unterliegen  solche  als  Handels- 
nrkandcn  i:*'lt.nilen  Verträge  (IsSO  nur  2.ls'i). 

Zu  II.  Schuldverschreibungen  („obligations" ).  Der  Hauptsatz  von  1 
(früher  Vj)"  «  betritlt  die  gewöhnlichen  Schu  Id  vertrage,  (auch  Rechnungäabschltisse, 
«ieldhinterlegnngon ,  Anweisungen  u.  dsrl.  ni.).  worauf  auch  die  Hälfte  des  Krtrftfr^ 
der  Kategorie  fallt  (Issn  JH.22  Mill.  fiir  4:?3.5'Jti  r..lK'  mit  1207  Mill.  W.  rth;  muth- 
maasidich  vornehmlich  nur  Fälle,  wo  die  Einregiätriruug  wegen  gerichtlicher  u.  s.  w. 
Prodnciranfr  der  Urkunden  erfolgen  mnss). 

'  .'"„  Rilli;ts  a  Ordre,  Warrants,  W'echsi^l  protestirte).  auch  Fri>t- 
gewahiungcn,  i'rolongationen  o.  dgl.  (.itermoicmonta),  «Ii»«  dritte  Rubrik  dieser  Kategorie 
dem  Ertrage  nach  1,777,175  für  005  Mill.  mit  3.7i>  Mill.  Ertrag);  femer 

CrediterOffnnngen  und  Realisationen  (nnr  4985  fllr  139.2  MiU.  mit  0.b7  MUl. 
Ertrag). 

87o  von  der  Prämie  Fcuervorsicherungsvcrirägc  und  Tuliceu  (2707  FÜle 
für  111.3  Mill.  mit  11.13  Mill.  Ertrag).   Diese  Abgabe  von  der  Feaerrenicherang 

und  ein.'  rihnlicbe  von  '/•"  .,  von  der  S  e  e  versichern nir  (ttb  iohfalls  von  den  Prämien, 
Principal,  wozu  bei  dieser  Versicherung  keine,  bei  der  „  Feuerversicherung  dagegen 
die  25''  (,  Zuschläge  treten)  -  nicht  von  anderen  Versicherungen  -  ist  erst  durch 
Gesetz  vom  23.  AngQSt  isTl  Art.  6  sn  einer  unbedingten  geworden.  FrQher  Iwwx 
ihre  Zahlung  ntir  von  d-r  bodiiiirtcn  Hegistriniiig  ab.  Die  V<*ranla2iinL'  und  Ki- 
hcbung  beider  Versicherungssteuern  ist  auch  etwas  andere  eingerichtet,  nicht  unmittelbar 
an  die  Registrirung  goknüpft  (s.  Vignes*  I,  411).  In  der  Statistik  vird  die 
Feueivcisichcrungsabgabe  bei  d«  ti  ..Obligationen**,  die  SceveiBichenng  apart  aaf- 
gefuhn  (ISSO  für  45ä:^  Mill.  Ertra^  0.22S). 

Ausserdem  sind  mit  verschiedenen  Sätzen  andere  Verlrage  belegt,  und  einige 
tragen  feste  s.Uzc  (Urkunden  ttber  Waarendcpots  and  Konsignationen,  3  Pres.,  Lehr- 
Verträge  l  '    I  i.  <.  lt!..>s  ro!).  - 

Die  wirklichen  (jcacbälto  und  Verträge  dieser  Art  müssen  viel  zahl-  und  umfang- 
reicher sein.  Das  Princip  der  Registrimng  behofs  Processen  u.  dgl.  wirkt  eben  nicht 
ausreichend     I).as  Gleiche  gilt  von  den  folgnidi  n  KaieL^nrien. 

Zu  II.  1).  Schuld  befreiungen.  Kegi^Jrirte  (Quittungen  über  GeMsuinmen. 
Werthe  u.  s.  w  '  (IbbG  4^>4,<1S3  über  ll:{2.3  Mill.  Fr&j.  mit  7.07  M»il.  Ertragi. 
Ausserdem  20%  der  von  der  betrelienden  Behörde  erhobenen  Sie  geigebahren- 
ifttze  fiir  AdeNiitel  u.  a.  m.  (Ertra«r  M.'i.OOO  Frcs,  s.  Jacob.  S  ISI). 

Zu  II.  E.  V er urth eilungen  u.  s.  w.  Richterliche  üriheilc  (bei  allen  in 
Betracht  kommenden  Gerichtshöfen)«  welche  Ventrtheilungcn ,  Vertheilnngen  nnter 
Gläubigern,  Festüetzong  streitiger  Betr&ge  vou  Geldsammen  und  bewe<.;lich<'n  Werthen 
entli  ilfeh ,  unterliegen  der  Abgabe  von  '  .2"/,,,  '.'benso  periclitlii  he  und  freumlschaft- 
liche  Protokolle  über  Vertheilung  unter  tiläubigern  \,1!>^0  Iü0,b5i>  Fälle  mit  3(>i>.0ü  Mill. 
Werth  nnd  2.30  MiU.  Frcs.  Ertrag,  bozw.  16,049  für  187.3  oM  MI  MiU.V 

2"„  trn-en  (l.Hi'r.vn  |-rflirilr  nber  Schndenersatz  (1886  37,079  FlUe  Aber 
27.52  Mill.  Frcs.,  mit  0.t>li  Mill.  Ertrag). 

Za  IT.  F.  Gantionen  (Verbürgungen  «über  Geldsummen,  bewegliche  Gegen- 
stände, Sicherheitsleistuna:en  mit  diesen  u.  dgl.  m.)  tragen  ebenfalls  (gewöhnl. 
Burgschaften  .'»l.i.s.-,  für  Ib.H  Mill.  Frcs.  mit  1.02  Mill.  Ertrag):  74^0  g^^wiss« 

Caulionen  »taatl.  Kechnuugsleger ;  Vio7o  I^achl-  und  Miethcautiüuen  (1»>Ö  23,3(>(>  lur 
46.97  Mia  Frcs.). 
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Die  oni^fUire  Darclischnittsbelutiiiif  der  einzolnen  Hanptarten  ron  benrirandcten 

und  sonst  rcgistrirun^pflichtigeii  Rerlitsiresrliaftrm  ergicbt  die  letzte  Vcrtioals])alte 
der  Lebcr^iicht.  Die  UDgemeiit  viel  höhere  Belastung  des  Iminobiliar?erkehni 
springt  in  die  Augen.  Die  für  französische  Verhältnisse  auffallend  miUsigc  BdattODg 
der  Pacht-  und  Miethge^chäfte  gewährt  nor  eine  kleine  CompensatioD ,  BameotUeh 
trenn  man  aiisserdeoi  die  directo  BjjstciierHiig  berii<  ksir]iti-:i. 

Zu  Iii.  bchenkongcu  t.transmisaions  eatre  vifs;  ä  titre  gratuit).  Die  l{cgiäter> 
Abgaben  dafbr  („Sehen kongsstenern")  sind  wesenüfch  eine  (Obiii:«»  nicht  unbe- 
denkliche. §-"212  ErgiiHzung  der  Abgaben  fiir  Er))sc  lia  ften.  I)nh«  r  Ix  sfflh  !i  r\n(  b 
wie  bei  letzteren  lur  die  bteuersitt/e  Abstufungen  nach  der  porsöulicbeu  Be- 
ziehung, hozw.  dem  Verwandtschaftsgrad  m  Schenker  und  Beschenktem.  Es 
w<  rden  für  die  Stouerditro  4  Kategorien  von  Peraonon  unterschieden,  d ir er to  Linie, 
Kbt  galten,  Scitenlinii-  und  N  iohtverwandto:  in  der  Seitenlini»-  drei 
weitere  IJubriken,  die  erste  Brudt-r  und  Schwestern,  Onkel  und  Tanten,  Nctlen 
ond  Nichten,  die  zweit«  Grossonkel,  (irosstanten.  Grossneflcn ,  Grossitichten ,  Ge- 
achwisterkimler .  die  dritte  Ver\v:in<lti'  hImt  d<Mi  vierten  (irad  liitiatis  tind  bis  /.um 
zwölften  Grade  uiufasäend.  Mit  der  Entiernung  der  Verwandtschaft  steigen  in 
dbUchor  Weise  die  Steueisltze  far  die  Schenkungen,  wie  für  die  Erbschaften.  Ausser- 
dem wird  bei  jeder  dieser  I^ubriken  und  Kategorien  unterächii  den,  ob  die  S(  henkung 
im  Hei  rntl)  svertra^e  oder  auss«^rli:dh  «'Ines  soIcbiMi  erfolgt.  Im  ersteren  I-alle  sind 
die  S,iUc  im  Allg-  meincn  erheblich  niedriger.  Bei  der  dirt  cton  Lini«-  wiid  noch 
weiter  unterschieden,  ob  die  Schenkung  ausserhalb  des  Hcinthsvei-trags  ohn*-  oder 
mit  Bestimmung  liln-r  V-Tnii-gonsthfilung  ([»arlagc  i-rfftlgt  .\rf.  107.')  und  l<>7<»  des 
Code  civil),  wo  im  letzteren  balle  die  Sätic  wieder  niedriger  sind.  Kudlich  werden 
bei  allen  Kategorien  und  Rubriken  gewfthnliches  bewegliches  Gut,  fhinzOsische 
ond  ausländische  Staats papiere,  d.'>gl.  beweglirhe  Wi-rtln*  i  Action,  Obligationen, 
n«'S''ll><  b:ift.>ai)l' ilicn  u.  s.  w. ,  kurz  \\  ertliiiapi<  ii' .  au>«;t!r  Staatsi)apit'reni  und  Immo- 
bilien unterschieden,  wobei  die  drei  ersten  (iattungen  Vermögen  regelmässig  aber 
den  gleichen  nnd  zwar  niedrigeren,  «lie  Imnioi»ilien  einen  höheren  Steuersaf/. 
in  jeder  Kategorie  und  IJuVuik  der  dir''cteii  Linie  (nid  unter  (latten  haben,  während 
ia  der  Seitenlinie  uiul  unter  Nichtfcrwandteii  Immubiiion  und  übriges  Ver- 
minen denselben  Satz  tragen.  Der Schenkungsstenertarif  wird  so  ziemlich  mannigfaltig. 

Zu  IV\  Dem  gegenüber  ist  der  Erbschaffssteuertarif  insufern  einfacher,  als 
er  nor,  und  zwar  in  dei-selbeii  Weise  wie  bei  den  Schenkungen,  die  Erbtälle  nach 
den  p e  r  s  n n  1  i  <  h  e  n .  bezw.  v  c r  w a n  d  t  s  c  h a  f  1 1  i  c  h  e  n  Beziehungen  zwischen  Erblasser 
und  Erben  unterscheidet,  allein  danach  die  Steuersiit/e  .d>stuft,  dagegen  die  vier  Arten 
YcrmOgen  für  Jede  Personen-  oder  Vervandtachaftsclaüse  mit  demselben  Steuer- 
sätze belegt. 

Hiemach  sind  die  Zahlenangaben  in  der  Uebersicht  In  der  Colonne  des  Steuersatzes 

zn  Tcrstehen. 

In  der  dircctcn  I,.inic  ist  bei  den  Schciikungssteuein  der  niederste  Satz 
«im  Principal,  also  ohne  die  allgemein  jetzt  257«  Zuschläge  dazu)  1%  fttr  alle 
Arten  beweglichen  Vermögens  bei  l'elierl ragungen  außerhalb  von  Ileiraths- 
vertriiiren  mit  Be-tiMunuii-jen  til»i  i  Verui>e4.  iistlu  iluinr.  Lä"  ^  l'nr  Immobilien ;  L'J.')  nnd 
bezw.  2.75  im  Ehecontract;  2.."jO  und  be'/w.  4  au^serhalb  des  Ehecontiacts  und  ohne 
Bestimmung  tt1)er  Thcilnng.  —  Bei  Gatten  gelten  die  beiden  niedrigeren  Sätze  (1.5  u. 

fiir  Mobilicn  und  Inunobilien  im  Kbecontract.  die  Iti  iden  h .'. Ii .> r e n  ü  n  |.."ii) 
dgi.  ohne  diesen.  —  lu  der  Seitenlinie  die  dreierlei  Sätze,  je  der  niedrigere 
für  Ehecontracto,  der  höhere  wenn  diese  fehlen,  für  die  im  Steuersatz  unterschiedenen 
t  \  ei  waiidtschafisgrade  (also  l.r»  und  C,  r»,  .')  und  7.  .*>..>  und  *^.  n  h  n  e  ruteni  lieidtni" 
der  ^'ermögen<art).  Eli-  nso  bei  N  i  c  h  t  verwandten  (<1  und  W  „)  nur  Unterscheidung 
nach  „im  oder  nicht  im  thecontract  übertragen".  —  Bei  den  Erbschaftssteuern 
der  Seitenlinie  beziehen  üich  die  3  angegebenen  Sätze  (6.5.  7,  s**'^)  auf  die  drei 
Verwandtschaftsgrade. 

Alles  in  allem  eine  für  diu  directe  Linie  doch  nicht  eben  hohe  Belastung, 
woncben  di<»jeniffc  far  Gatten  hoch  ersclielnt  (anders  als  in  England,  s.  o.  S.  26»). 
Bie  Belastung --/iller  für  die  Seitenlinie  ist  in  der  Ucbcisicht  (letzte  Spalte)  die  durch- 
schnittlit  he  der  dr.  i  VerwandtscbaflM^rade,  für  die  weitaus  wichtigsten  lalle  (erste 
Seitenlinie)  ist  sie  natUili«  h  etwas  niedriger.  In  einzelnen  Jahren  selbstrcrsländlich 
Terscldedene  Eri^ebnisse  der  Ertrftgo  und  Durclischnittsbelastungcn,  je  nachdem  sich 
k.  Wagaer,  FlaMuwtaaaaadMlt.  III.  34 
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Jic  mit  vors<:hic<lencn  SteiiersHtzcii  belegten  Erl>>oliaft8artcn  v«  rscliicdci)  gestalten  (>o 
in  rl<;r  Scitonlinie).  Di-:-  Erli>rlial't»stcn«'rn  <rtrai;cii  7  —  8  Mal  so  viel  ah  dir 
Srlirakungssicuerii.  Etwas  konnte  «lies  leborgewieht  duii  h  ilio  gleich  zu  erwi»ljn< mlo 
inudimaassUdie  focUsche  Lücke  im  Scbeiikuiigsstcuenrcsen  mit  bewirkt  werden.  Und 
b»'ide  Stcn'  in  ziisainmen  ertraireii  nieht'  viel  w.'iiiger  als  die  Ilidftc  der  ganzen  Vto- 
|jortioDalal)gabü  oder  last  soviel  wie  der  Verkehr  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel. 

Ob  die  Scbenkmigs-  und  Erbschaftssteuern  bei  allen  Arten  reu  YennOgeD 
glelchmlUisig  zur  i;rh.  tzli(  lien  Durchführung  kommen,  ist  wcniirst-  ns  in  Betreff  der 
erstercn  bei  den  Werth  papieren  nach  den  statisti-*  h.u  Ausweisen  wohl  /weifelbaft. 
denn  die  der  Schenk ungsstcuer  unterworfenen  Staats-  und  sonstigen  Fonds  und  Elfecten 
weisen  doch  auffalli  n  l  niedrige  n.-trä^re  auf.  sowohl  im  Yergh  ich  mit  den  ttbrigen 
bistcuerton  Werthen  als  mit  den  EHerten  sell.->f  loi  den  Erb.->chaftsst"Mjcrn.  Aiirb 
wenu  mau  beruckäichtigt,  dass  die  Schenkungen  unter  Lobenden  besonders  laodiicbe 
Anwesen  betrelTen  werden  (Gaisuberlassnngen  an  die  Kinder),  sind  die  FlUlo  bei 
Elfeelen  doch  unerwartet  wenig  zahlreich  und  die  Werthsummen  niedriir.  So  unter- 
lagen Is'^r»  gewöhnliches  bewegliches  (iut  in  06.69?>  l  allen  für  .'i5*>.T,  iui'.nobilo  in 
67,85U  für  42r).1>,  dages;en  Staatsfonds  nur  in  710  für  15.3  und  andire  Elieoteu  uur 
in  1837  für  17.4  Mill.  Werih  der  Schenkangssteucr:  bei  der  Erbschaftssteuer  sind 
dieselben  Zahlen  be^w.  Um.>  —  27.'.>.tt  -  .^.">l.i  —  fi.Tl.s  Mill.  Werth,  letztere 
beiden  Ziliern  fQr  Elfecten  u.  s.  w.  auch  noch  niedriger  als  mau  erwarten  möclite. 
Ist  diese  ilothmaassang  richtig,  so  Iftge  hier  ein  steuertechnischer  Mangel  des 
Systems  TOr,  der  wiederum  auf  eine  factisehe  Begiinsligung  des  M o b ili a rvermftgens 
und  zumal  des  auch  sonst  so  S(  Iiwer  durrh  Steuern  fassbaren  der  beutigen  ,. privat- 
kapitalistischen" Volkswirthschaft,  de:>  in  Urkunden  des  (Jre d i  t v er  k  e h  rs  bestehen- 
den, hinauskommt. 

Ueber  die  f  ->tstellung  des  steuerpflichtigen  Werths  für  die  Berechnung 
der  l'roportionalabgabe  s.  u.  ^.  223. 

Zur  VerroUstftndigung  der  Einnahmen  des  eigentlichen  Enregistrement  ist  noch 
der  (strafweise  nufgeleuten)  InUicren  Abgabosätze  (s.  u.  §.  221,  222)  ra  erw&hoen, 

die  n.'Jb  Mill.  Urcs.  ergaben. 

§.  211).  .').  HypotbekeDgebühren.  An  dns  geschilderte 
System  der  Registerabgaben  und  speciell  der  Proportionalabgabe 
scbliessen  sich  die  Hypotbekengebfibren  und  die  UmsatsE- 
oder  Traosmissionssteuer  von  Actien  undObligationen  an. 

Die  Hypothekengeb  Oh  reu  haben  in  stärkerem  Grade  als 
die  bisher  besprochenen  eigentlichen  Enregistrementsabgaben 
,,Gebttbren''-Clisracter.  Auch  sie  zerfallen  in  ,,fe8te<'  nnd  „pro- 
portionale". Die  ersteren  fallen  in  bestimmten  Sätzen,  nach 
einem  ursprünglich  von  1<S10  herrührenden,  sj)iitcr  z.  Tli.  ver- 
änderten Tant' den  ll\ pf)tliekenl)eainten  zu,  konmien  al)er  in  einigen 
besonderen  Füllen  nucli  ansfatf  der  rroj)ortionalabj;al)e ,  im  Inter- 
cs.se  der  Krleichtcrung  des  Verkelns,  zn  (lunstcn  der  Staatscasse 
vor.  Die  Pro|)ortionalahgabe  ist  jedoch  die  eigentliche  lIy|)othekeii- 
gebiihr  fltr  den  Staat.  Sie  zertallt  in  die  Einschreibungs- 
gebühr (droit  d'inscription)  und  die  UeberschrcibungsgcbUbr 
(droit  de  transcription).  Die  erste  ist  allein  eine  wirkliebe  Hypo- 
tbekenabgabe  und  zwar  wesentlich  y,Qebtthr".  Sie  wird  ftlr  die 
Eintragung  hypothekarischer  Forderungen,  jetzt  (Gesetz  vom 
23.  August  1871)  auch  von  Hy]M)theken  behufs  Sicherstellnng  vou 
Crediterffffhungen  erhoben  und  l>eträgt  1  Promille  im  Principale 
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(jebst  mit  Zosohlag)  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VJI.,  Art.  20  und 
Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art  60).  Die  Ueberechreibangs- 
geiyflbr  wird  flttr  die  Uebertragung  der  den  Besitzwecbsel  des 
Grandeigentbnms  selbst  betreffenden  Urkunden  in  die  Hypo- 
theken re^ister  mit  1 '  j"/,,  vom  Ge8ammtt)etrage  des  Preises  der 
Uebertragunj^cn ,  wie  dieser  liei  der  lle^istrirun^^  berechnet  wird, 
aDg:esetzt  fOesetz  vom  21.  Vent.  \  Art.  2')\.  Sie  ist  also  nicht 
eijjeiitiicli  I i  \  p o(  Ii  o  k  en  nl)i?abo  mid  aiu  li  mir  ii('hciil)ci  f'llr  einen 
kleinen  Theil  ihres  Betrags  ,,(Jel)iilir'*.  und  insotern  den  Heirister- 
abgaben  ziemlich  gleich  zu  stellen.  Diese  Abgabe  wird  <lenn  auch 
nach  dem  Gesetz  von  181«)  regelmässig  gleich  bei  der  Ein- 
registrirung  der  betreffenden  l'rkunden  mit  erhoben,  wodurch 
der  nrsprQngliebe  Abgabesatz  bei  Immobilienverkäut'en  von  4% 
asf  5</,%  im  Principal  gestiegen  ist  (s.  o.  Tab.  S.  523  u.  S.  525). 
Ist  dies  geseheben,  so  ermttssigt  sich  die  Hypothekenabgabe  fflr 
die  Umschreibong  in  den  Hypothekenregistern  anf  den  festen  Satz 
TOS  1  Free. 

Im  Interesse  der  BepQnstigunjr  cltedichcr  Verinögcustlicilongcn  unter  den 
Kindcru  bei  Lebzeiten  (Art  10T5  und  lOTO  des  CJodc  civ,)  ist  die  Uebcrachreibuiigs- 
ircbühr  in  dies«'n  l"iilli  ri  .nif  '  li('r.\lti:^rs<  tzt  wonJen  (l'^T'>\  S.  Xithcres  bin 
VigDes,  I,  4Ü2,  Taril  11,  40ä  v.  Kaul'uiauii,  S.  2:Ml.  JUuck'ä  dicliooD.  Art. 
kypodi^ae.  Das  Uftiipff^esotz  vom  21.  Ventuso  VII.  io  den  berii^ehOrigcn  Bestim- 
mon?.n  bei  .lacob.  S.  IKO  ff.  —  In  der  Stati-fik  d<  r  Kur -fi-fr  incnts-Vcrwaltunj; 
hüiku  du:  üypotheiienabgaben  eine  besondere  Abtlicilang,  mit  Lutenicheidung  der 
{'fiiponionalen  Ueberschrcibungäabfraben,  ob  sie  von  den  Einnehmern  des  Enrc- 
psttreDCDt  (  recevcurs)  oder  von  den  Hypotbrkenbc-wahr.  i  ii  (<  onscrvatcurs)  erhoben 
»erden  (z.  Ii.  Issfi  von  erstcnMi  Lös  Mill.  Krcs  ,  fur  '^12'.»  Mill  W  r  itli.  von  let/ten'ii 
*).3ST  tar  2U.4U  Mill.}.  Dazu  treten  die  vun  den  llypotiu-kcnbewahreru  l'ur  den  ätaat 
-rhobcnen  festen  Abgal>en  (1H86  907,000  Pres.).  Als  Ertrag  der  Inscriptions* 
»bgabe  ist  fur  221.25  Mill.  2.S«)  Mill  Fr  ^.  antreurlion  und  zu  .tr  nach  d.  rn  Tarifsatz 
»OB  1.2j  Procent  (^niclit  Pronullc,  auch  in  anderen  Berichten).  Sulltc  hierunter 
die  allgemeine  Re sristerab^jabe  von  <)  bli^j^ationen  (s,  o.  S.  520)  rcrstaudcn  sein, 
s«  fint  der  niedrige  Betrag  des  Steuerobjects  auf  und  «rQrüe  die  T"  Hypotheken- 
^.^■^riI>fion^E^elMlhr  fidih-n.  Daher  bleil»<'ii  mir  hit-r  ilif  ~t;iti>fi-(lif[i  liuchunj^en  an7er- 
:tiüdlich.  Die  volle  5'/«%  H«'siizwechselabgabe  >on  Imniubilicn  unter  Lebenden 
•ab»  nicht  nar  4*/»)  ist.  wie  die  Tab.  o.  S.  523  ergiebt,  bei  diesen  Verkäufen  schon 
«ugeiechnet   Der  Gcsammtertrag  der  HypothekengoUtthren  war  ISSß  3.6$  Mill.  Eres. 

§.  220.  G.  Die  soi^enaniite  Umsatzsteuer  von  Actien  und 
Ol)ligutionon  von  in-  und  ausländ  isclien  .Actionue-'^ellsf'lial'ten 
u.  dgl. ,  Corporationen ,  «»tVentliclien  Kürpern  -  nicht  (lex  fran- 
zösischen noch  tVenidcr  Staat  en  -  bildet  naeh  dem  j;run(lle«;eii(len 
'iesetz  vom  28.  Juni  1857  (Art.  G  Ii.)  eine  nicht  unwichtige  Er- 
gänzung des  Verkehrestenersystema  des  Enregistrement.  Sie  l'Ullt 
(:iDe  Lücke  desselben  aus,  beListet  im  Werthpapierumsatz,  den  sie 
trifi^,  das  bewegliche  Kapital  in  gebührendem  ManBse  mit  und 
bildet  mit  dem  Stempel  von  Werthpapieren  (Gesetz  vom 
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5,  Juni  lt(50y  8.  o.)  und  der  „EiDkonmeoBteoer  Ton  beweg- 
lieben  WertbeD**  TS.  494;  wieder  eine  Art  eigenes  dreigliedriges 
System  zor  Bcstenemng  des  in  gewissen  Wertb{»apieren  angelegten 
oder  dareb  dieselben  repiisentirten  beweglieben  Kapitals,  bezw. 
des  Ertrags  des  letzteren.  Eine  emigermanssen  genfigende  Ans- 
pleichan^  der  Besteuerung  dieser  Art  des  beweglichen  Vermtlgens 
mit  dcrjeiiitren  d»  >  Iinmobiliaieiirenthuni'i  ist  Irt  ilieli  auch  duiTb 
die^ie  drei  .Stenern  n»tcli  nicht  erreicht,  voller ds  wenn  man  neben 
den  licgisterabjrahen  die  directe  Besteuerung'  Frankreiehs  mit  l»e- 
rHcksiohtigt.  L'nd  die  rmsatzstener  allein  gleicht  wieder  innerhalb 
der  V'erkehrsbesteuernng  die  Belastung  der  imniobilien  oiit  der 
scbweren  Besitzwecbseiabgabe  nicbt  ans. 

S.  da-,  if.  riaiiiif.  (ic?.  tz  von  l»»."i7  l>.  i  Jarwh.  S.  267.  Dazu  das  Decret  vom 
17.  Juli  1'5.*7  o\t.  b.  2*0.  Erweiteniiisr  J-  r  Stonerj  lii  -ht  auf  >olche  Wertb{>apiere. 
welch«:  dab  (iu^cu  vu»  1*»57  nic  ht  .-  tr.'.icü  hatte,  un-l  Erhuhiin?  <!»  Steuersatzes  nach 
den  Kriei^e  durch  *i<-- u  vom  Hi.  S«  ptoniUer  1>71.  An.  1).  weitere  Erbfthong  durch 
hwtz  yom  .'{0.  März  1h72.  Art  1  uikI  W  i.•derIrrul  ^^3i^llr.i:  lurvli  (ie«<'tz  vom  2*»  Juni 
lb*2,  Art.  3,  ab  die  3"^  KlukoalIDcn^teucr  vou  \Vcrtü)*apierou  citij^efahrt  wurde. 
K.  mit  den  btstreflenden  Noten  Dej<*aD,  p.  65,  179.  209.  Vifnes.  I,  402->4S5, 
block,  dkt  Art.  val.  ur-  lUflili' r  No.  7 — 12.  v.  K  .»ti  f  m a ii n.  S.  2*»^  Stati>tik. 
»p<:ci.  Ilcre  für  1S77— T".».  liuU.  VIII,  l.">()  iSepteinbernDjniDer);  kurzer  jährUch  im  Behebt 
d.:r  Ke^stenrerwaltüiiir.  ftir  I^mI  Bull.  XXII,  i:i2. 

Nach  Wortlaut  und  rciidcnz  des  Gesetzes  vom  Frimaire  \ 
würden  aucli  die  KtVectcnnmsätze ,  wie  alle  Handänderuniren 
(mntations),  der  Kcgistrirung  und  somit  der  Besitzwechselabgabe 
für  bewegliche  Werthe  unterliegen,  wenn  diese  Umsätze  beur- 
kundet oder,  wie  gewisse  Immobiliargeschäfte  zum  Zweck  der 
EinregistriniDg .  de(  larirt  werden  niUssten.  Da  Ersteres  hier 
regelmässig  nicht  der  Fali  ist  und  Beides  ans  technischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  schwer,  wenn  überhaupt,  erzwungen 
werden  kann,  so  entzieht  sich  der  Effectenumsatz  der  Besteuerung 
durch  das  Enregistrement  grossentheils,  meist  völlig,  nach  der  Aus- 
stcUungsform  solcher  Werth  papiere  namentlich  als  Inhaber-,  aber 
auch  als  Namens  papiere.  Das  war  auch  die  franzJisische  Erfahrung 
gewesen.  Mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Kapitalanlage  in 
Effecten  und  des  Fnisatzes  der  letzteren  wurde  das,  zumal  gegen- 
über dem  Imniohiliarunisat/.  und  auch  dem  contiolirbarcn  und  daher 
oinregistrirbaren  iHMiiknndctcn  l  nisatz  anderer  bcwegliclicr  Werthe, 
ein  inmicr  ^rrfisscrer  I  cbelstand,  welcher  die  GIcichmässigkeit  der 
Verkchrshcsteuerung  und  auch  das  fiscalische  luteresse  verletzte. 
Der  erstere  l'nistand  mehr  wio  der  letztere  —  was  in  der  fran- 
zösischen Fachliteratur  (so  bei  Block)  und  danach  z.  B.  auch  von 
Kaufmann  unrichtig  ausgeführt  worden  ist,  —  musste  daher 
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folgerichtig  sn  depn  Qedanken  einer  Ersatzstencr  derRegU 
strirangsabgabe  fttr  Handändernngen  bei  Effecten  ttihren.  In  dem 
einmaligen  Emiaaionaatempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  ll$50)  konnte 
eine  solche  Ersatzstener  tbeils  gar  nicht,  theils  nicht  fi^entigend 
gefunden  werden.  Gerade  in  einem  Stcuersy.sttin  wie  dem  fran- 
zösisciicn  Knrej^istrement  bildete  daher  die  Einflibrung  einer  eij^encn 
Umsatzsteuer  von  IClVecteii  eine  folgerichtige  steuerpolilischt^  Maass- 
rc^cl.  Es  ist  dns\  erdieust  des  Gesetzes  von  1S57,  unter  Napoleon  III., 
diese  Consequenz  ^^czo^'en  zu  haben,  wenn  auc(»  die  Durchtührung 
des  Gedankens  eigenthUmlich  ausgefallen  ist  Denn  eine  wirk- 
liche Im  satzsteuer  ist  die  Abgabe  wenigateos  in  den  wichtigsten 
Fällen,  bei  den  Inhaberpapieren,  nicht  geworden,  sondern  es  wurde 
wieder  nnr  ein  Ersatz  einer  solchen  Umsatzsteuer  fttr  Effecten  in 
den  angenommenen  Normen  geschaffen  Daher  kann  diese  Steuer 
auch  nur  bedingt  als  eine  sogen.  „BOrsenstener''  bezeichnet 
werden.  Man  scheute  die  unleugbaren  Schwierigkeiten  einer  wirk- 
lieben Umsatzsteuer  bei  Inhaberpapieren  und  die  —  wirklich  oder 
vermeintlich  —  verkehrshemmenden  und  deshalb,  vielfacher,  freilich 
xweifelhalt  berechtigter  Annahme  nach,  schädlichen  volkswirtb- 
scbaltlichen  Folgen  einer  solchen  Steuer. 

Die  Steuer  tritTt  bestiinin  te  Kategorien  verliandelbarer 
oder  börsengängiger  Werth pai)ierc,  nach  dem  (iesetz  von 
1657  Actien  (auch  lutcrinisscheine)  und  Obligationen  von 
jeder  Art  (privater)  Gesellschaften  ( finanzieller,  industrieller, 
commercieller,  civilistischer  Acticngesellschalten ,  Vereine,  ünter- 
nebmnngen  jeder  Art),  und  zwar  inländischer  wie  aus- 
ländischer; nach  dem  Gesetz  vom  16.  September  1871,  Art  11 
auch  die  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
Anstalten,  der  Geseltschatlt  des  Credit  foncier,  die  bis  dahin  frei 
waren,  auch  die  ausländischen  (Gesetz  vom  30.  Mai  1872,  Art.  1). 
Die  ausländischen  Effecten  durften  nach  dem  Gesetz  von  1857 
(Art.  9)  an  der  BJirse  im  Inland  weder  amtlich  notirt  noch  gehandelt 
werden,  ohne  Bezahlung  der  Abgabe;  nach  dem  Gesetz  vom 
'M).  Mnrz  1872,  Art.  2  ist  auch  Kmissioii  und  Ziiin -Verkauf- stellen 
(iliiie  die  Erl'iillung  dieser  Bedingung  verboten,  (ileichc  Bestim- 
mungen, wie  sie  auch  t'tir  die  S  t  c  in  p  el  u  n  g  auswärtiger  KtVceten 
gelten.  Während  der  iet/teren  aber  auch  trenule  Staatspapiere, 
welche  in  Fraukreieh  emittirt,  gehandelt,  notirt  werden,  untcrworlcn 
sind,  ist  die  hier  besprochene  Abgabe  auf  iStaatspapiere  nicht  ^ 
ausgedehnt 
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Sic  rührt  nur  den  Namen  U  msat  /.» teuer  (  droit  de  tran^ 
niiäbion),  aber  »ie  ist  formell  eine  Hoiclie  nur  bei  denjenigen  in- 
ländischen Effecten,  welche  als  Namenspapiere  (titrcs  nomi* 
natifs>  bloss  dnrch  eine  Umschreibung  in  den  Büchern 
des  Emittenten  (der  Gesellschaft  a.  s.  w.)  rechtsgiltig  übertragen 
werden  ktfnnen.  Hier  wird  sie  anf  Rechnung  des  Staats  von  der 
betreffenden  Gesellschafk  u.  s.  w.  bei  jeder  Umsehreibung  von 
Actien  und  Obligationen,  auch  bei  einer  Umwandlung  von  Namens- 
in  Inbuherpiipierc  und  uni^^ckchrt,  crhul)cn,  und  zwar  rcf^elmassi^ 
uacli  dem  mittleren  Hörscncursc  des  dem  Geschart  \  (uanf^chcu- 
den  Ta^es,  ui*sj)riini;lich  zu  dcuj  balze  von  '/5%,  seit  1671  von 
V»Vo  (ohne  Zuschläge). 

(DiM  iot  vom  17.  Juli  Is.'m.  Art.  2.  M.)  Nur  dor  7.— S.  l'licil  »los  Ertr.iu:»  der 
gauzca  Mcuci"  kuuiiut  auf  diese  cigoutlicüe  „L  maa  Iä"  sitcucr  ^l^bl»  2.01»  MiU.  l  res. 
von  417.48  Mill.  Frcs.  Umsate  von  Actien,  S.OS  MUI.  von  615.49  MilL  UinsaU  von 
Obligationen,  /u^ainmrn  .'>.17  Mill.  Kitrag  vou  1091.98  MUI.  Umsatz,  v&hrend  der 

gan/o  Ertrag  Mi.liH  Mill.  1  res.  war'. 

Bei  den  inländischen  Ell'ccten,  welche  auflnhabcr  lauten, 
sowie  bei  allen  ausländischen  (also  hier  auch  bei  den  Namens- 
papieren,  Decret  vom  17.  Juli  1857,  Art  lU),  ferner  auch  bei  den- 
jenigen, welche,  nicht  auf  den  Inhaber  gestellt,  doch  auch  ohne 
Umschreibung  in  den  BUchern  des  Emittenten  rechtsgiltig  tiber- 
tragen werden  kOnnen  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857,  Art.  6)  tritt  an 
!:>Iblle  der  Uebertragun^sabgabe  in  jedem  einzelnen  Falle  eine 
jährliche  obligatorische  Abgabe,  ein  ^u^;.  (Zwang8-)Abonne- 
ment.  Diene  Abgabe  wird  nach  dem  Durchschnittscurse 
der  Actien  und  ( )blig,ati«)ncu  im  voraul'gcheudcn  Jahre  berechnet 
und  lit'tiii^t  da\uii  jetzt  '/f,'7o  (ohne  Dccinicu). 

Auiaugs  ^ücöctz  von  lb57)  nur  0.12%  Cjeaetz  vuui  23.  .luni  1^07,  Art.  C.  vom 
29.  Jani  1872,  Art.  3,  über  dl««  Berechnung  des  Curses  Decret  von  1S57.  .Vif.  7: 
Smominini^  dor  Curse  narli  den  .Soti/.m  und  Dividiruni<  durch  die  Zahl  d'  i  N'iti/.en', 
Nähere  VoRchriften  regeln  das  Kin/.eln»'  in  IJetrrll  der  '/aldiiiii;>]tlli>  ht  dci  (i.  acll- 
^chaftc^  u.  s.  w.  (s.  das  Uccrel  von  l'^^ü  und  das  Üccrct  vom  2i.  Mai  lb72,  Uei 
Dejeaii,  p.  192).  Die  EmUtentcn  haben  die  Abgabe  nach  vicrtoljftbriichtin  Reglstero 
vierlelj.ihi Iii  h  zu  <  ntri' ht-  ii.  A  us liin  d  i.'^c  he  liesellschaften  u.  s.  w.  jnn-»jen  einen 
veraulwortUchen.  vuui  liuanzminister  geuehiuigten  Vertreter  im  In  lande  stellen 
(D«cret  von  1857,  Art.  10>.  Die  Abgabe  von  aubländischeu  Ellecten  wir*)  übrigens 
nui  \uii  1  mem  Theile  der  betrell'-ndcn  Actien  und  Obligationon  erhüben  mind  -.tens 
'  im  Ka|)ita!.-,  der  er.^t<'ri;ii ,  -  ',„  d'  -irniucii  i|(;r  letzteren):  von  w,  1  I .  tu  TIi  il  .  -I  i-, 
bestiiniüt  der  Kinauzministcr  nach  Anhörung  einer  fackmäuuischen  (juuiini^:>iun,  wobei 
alle  3  Jahre  Revision  vorbehalten  bleibt  (».  Decret  vom  24.  Mai  1972). 

Die  Ictztbe.spruchenc  Stcuci-,  «liircliaus  die  Hauptsache  l)ei  der 
Bogen.  Umsatzsteuer,  ist  also  keine  l' ni s atz"steucr,  sondern 
eine  nominelle  K  apitalstcucr,  im  Kttect  eine  Ertrags- 
H teuer  vou  Actien  und  Obligationen.    Bei  letzteren  dies 
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allerdings  nur  dann,  wenn  sie  von  dem  zunäcli^t  zahlangspHichtigen 
Aassteller  wirklieb  den  Obligationären  bei  der  Zinsaiiszahluug  an- 
g^erecbnet  wird,  was  gesetzlich  sulässig  ist  und  um  der  Steuer 
wenigstens  einigerroaasseu  ihren  arsprttnglicb  beabsichtigten  Oha* 
racter  zu  erhalten,  auch  folgerichtig.  Das  thatsächliche  Vorgehen 
scheint  verschieden  zn  sein.  Erfolgt  die  Ueberwälznng  vom 
Schuldner  anf  den  Gläubiger  nicht,  so  wird  die  Steuer  auch  bei 
den  Obligationen,  wie  bei  den  Actien,  zu  einer  Steuer  des 
Schuldners,  also  bei  Gesellschaften  zu  einer  Ertragsstcuer  von 
freilich  pro!)leniatischem  Werthe. 

„lutcraaUüualc '  (icäuiischaflcu ,  wie  z.  Ii.  diu  '^tossh  u^jtcrrcichiscko  äiiilbalui 
haben  oiii  Terschicdcncs  Vorfahren  bcfoli^t,  nctiurdiiigs  die  gcDannte  den  Botngr. 

pauschaiirt  mit  ljoupoiislcuciab/U::>  u ,  abir-'/oj^en;  auder»  <lie  frau/o^isih- 

Asti-rreichiü.  lu:  Staatabahiitfcscllschaft.  Vgl.  Sicgt'ricil.  Salinji:'«  Börsenpapiere.  Th.  I. 
4.  Aull.,  Berlin  l^^l,  is.  57,  75;  Dci'bulbi;  in  der  /bchr.  1'.  Kapital  und  Keule, 
XII«  11$  (f.  ttbor  die  fnniösischo  Elfectoiibestoaerang. 

Der  Umstand I  dass  die  zweite  Art  der  „Umsatzsteuer''  nicht, 
wie  der  Effectenstempel  einmal  und  nach  dem  Nennwerth,  sondern 
jährlich  nnd  ineli  dem  Cursweith  crliohen  wird,  untLMsclicldct 
dic^  Steuer  ininu  i  hin  von  der  ^ewöhiiliilioii  Steiii|)L'lubj^al)e.  Der 
Ertrag  schwankt  daher  natürlich  mit  den  Carmen  und  soweit  diese 
iiiclit  rein  durch  äussere  poliliseiie  u.  dgl.  rmstände  und  Specu- 
latinnen,  sonch'rn  durch  die  iMtraj^svcrliältnisse  bestimmt  werden, 
steigt  und  tVilit  er  mit  diesen,  was  im  Ganzen  ein  Vorzug  ist. 
Aber  die  Häufigkeit  und  Scltcubcit  der  Ktfccten umwälze  selbst  ist 
abgesehen  von  ihrem  Einfluss  auf  den  Curs  inditVerent  tUr  den 
Ertrag  nnd  da  Jahresdurchschnittscurse  die  Grundlage  der  Steuer- 
berechnung bildcDi  kommen  die  speculativcn  Cursschwankungen 
innerhalb  des  Jahres,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  auch  fHr 
den  Ertrag  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  kann  diese  Steuer  in 
keiner  Weise  als  eine  genügende  Lösung  des  Problems,  die 
Börsen  ums  ätze  zn  treffen,  gelten. 

S.  die  statistischen  Daten  im  Bull.  a.  a.  0.  Die  einzcluen  Jahre  zeigen  in 
den  Gesammterträi^en  ^xriniB^ere,  in  den  Summen  der  bdogtcn  Wcrtho  ^oshü 
Schwankunjrcn.  w<  l«  I  t/torcti  ni'  ht  bloss  auf  ('tirr-.iiidoniiiiren  zurlirl^-efuhrt  werden 
können,  mir  aber  äon:>t  nuht  recht  erklärlich  bind,  namentlich  was  das  meikwurdi;; 
selbst  ron  Jahr  in  Jahr  schwankende  Vorhftltuiss  zwischen  AcUcn  und  Obligationen 
anlan'.'t   Der  amtliche  Bericht  kl&rt  das  nicht  auf.  So  war  z.  B.  lbS4— Stt(BalL  XX, 

XXU,  253): 

1S84  mi 

Jkbonnementa"     Belegt.        ,  Beicgto  Bel-te  . 

Mill.lr.  Mill.lr.  Mill.Fr.  Mili.l-r.  MUl.lr.  Mill.Fr. 

FranzOs.  Actien     5.495.3  10.9U  6,912,6  tS.S3  4S*lh.H  1».25 

Französ.  Oblig.      7,71H '!  15.5!»  (1.(555.7  13.:{3  **.'.I5T.^  I7.«)2 

Ziuammen  .   .    13,2b9.t>  2t>.5S  ia,5Gb.3  27.16  lä,5>)3.2  27.17 
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„AbumiciiJciib' 
(20  0.27o> 


1SS4 
IJclcgtc 
Werthe 
Mill.Fr. 
1,247.4 
U2I.2 
2.361*.« 
13,658.2 


Auüikuü.  Acticu 
Ausländ.  Obli;. 
Zusammen  .  . 

Summa  .  .  . 
DazuTrausmiss.- 

.8tener(0.5*/o)- 
InUnd.  Articii  .  W2.2 

Inl&rul.  Ubligat.  522.0 

Zusammen  .    .  iJS4.S 

Ganze  Stcaer(tn. 

Straf/uschl.) .  16,S43.Ü 


Ertrag 

Mill.Fr. 

2.49 
2.24 
4.TI 
Sl.ä2 


-•{.31 
i.fil 
5.H2 

37.24 


mS5 
liulcgtu 
Wertho 
Mill.l'r. 
1,11)5.3 
1,21S.7 
2,414.0 
15,U82.S 


550.".» 
1IS3.7 


£rtrag 

Mill.l-r. 

2.:'.n 
2  41 
4.s:; 


•IAA 
2.7*^ 
4.92 


IbSÜ 
Itelegte 
Werthe 

Mill.  Kr. 
2,312.04 

o.()«;4 
•.'..'512.1 
ld,S»ö.3 


417.S4 
♦J1.J.4'.» 
1.033.33 


EftTH 

Mill.Fr. 

im 

4.62 
S1.79 


2.0'i 

.{.OS 

5.17 


3Ü.9U  10,494.3 


H6M 


16,975.6 

uiul  die  Erträg:c  j«  Jer  der  dr<'i  K-if-  goricn  (iiil  uidiii  ho 
AboiincmcuU»,  au-sländische  dcsglcichcu ,  Trauäim:>$ioussteuer)  uud  die  licbammtvcrthc 
und  Ertrüge  wenig  verschieden  sind,  zeigen  sich  ftaaserordentlicho  YeiBchiebongen 
zwischen  Atticii  uud  ublig^ationcn  Jeder  K.itc^oric,  besonders  bei  den  Abonnements, 
vro  die  auj»l;irulis(  litii  <  »blj^  atiou  on  1*>^»)  geradezu  verschwinden.  Spt*oicll«>ri-  Unter- 
scheidung^ der  eiuÄclueii  Ancn  Eliocten  iur  lb77 — 71).  liull.  VIII,  150.  Damals  traten 
solche  Schwankungen  zwischen  Actien  uud  Obligntioneu  nicht  hervor.  Belegfair  Wertli 
IST- -  79  n,l(M;.4  —  11,961.4  —  13,000.7  Mill,  Ertrag  bezw.  25.15  ,  26.89, 
20.1)7  MUl.  Frcj». 

Auch  bei  der  Zosammenzichung  der  Kegister.ibgHl)ü  fUr  (Jebortragungen  be- 
weglichen (jütä  unter  Lebenden    u  !  stigcm  Titel  (Verkäufe  u.  s  w.,  o.  S.  'tl'.l  und 
S.  524>  jnil  dieser  l]neetenal>i:ube  erhidt  man  z   I'    fUr  ISsr»  nur  55.4*>  Mill  l"rc.« 
Ertrag  gegen  1J'.).U4  Mill.  bei  den  gleichen  üeachaltcn  mit  luimobiiieu.    i)aa  Mi^- 
vcrbftltniss  bleibt  gros:>  genug. 

Zu  bemerken  ist  übrigens,  dass  die  Uebertraguug  von  Effecten, 
auch  derjenigen,  welche  die  „Umsatzsteuer"  trifft,  schenkungs- 

weise  nnd  im  Erbganj;  der  Registrirung  und  der  betreffenden 
Abgabe  iiiiterworl'cn  bleibt.  Freilich  mit  zweil'clhat'ter  Wirkuug 
wenigbleuä  bei  Scbcnkungen  (S.  528). 

§.  221.  7.  Die  DurcblUhiuiig  der  tariimääsigcu  licgi - 
8 1  r  i  r  u  n  s  b  c  s  t  c  u  e  r  II  11  g. 

a)  AI l^^enicin CS.  Ein  su  unitasscndcs,  verwickeltes,  «ütcrs 
feine  uud  streitige  Kecht.stragca  bciübreudcs  Verkehrsätcuers^stcm, 
wie  das  geschilderte,  welches  zugleich  viellach  so  hohe,  ja  mit- 
nnter  drückende  Steuersätze  enthält,  macht  für  seine  strenge  Durch- 
fuhrung auf  der  gesetzlichen  Grundlage  natürlich  grosse  Schwierig- 
keiten. Zur  Ueberwlndung  derselben  bedarf  es  daher  eines  mächtigen 
Apparates  von  einzelnen  gesetzlichen  und  administrativen 
Ansftthrnngsnormen,  Verwaltnugscinriohtnngen,  ControU 
maassregeln  und  Strafbestimmnngen. 

Ein  ausseronieutliehc^  Detail,  das  hier  ni<  hl  nur  nicht  er5(  h<<i»lt,  sondern  nicht 
einmal  vollständig  auch  nur  in  Bctrcfi'  aller  wichtigeren  Puncto  erwähnt  werden  liann. 
Mehr  zur  riiaracterisirurig  des  'i.iii/en  und  mehr  bi  ispielsweii^c  werden  hier  nur  einige 
dtcbcr  wichtigeren  Puiate  auä  diesem  grossen  Gebiet  ^ahl^eicher  Eiuitelheitou  von 
ungleicher,  jedoch  auch  in  den  scheinbar  nebensichlichsten  Bcsünmuugen  nicht 
'"^^er  Bedeutung  herauagehobeu.   Unberücksichtigt  dürfen  diese  Dinge  aber  auch 
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für  dir  finan^w  i -«^ciischaftlichc  BetrachtQDg  eines  Stcuersystemä  wie  des  fran- 
/<»sis«  li»'ii  Kegist.  rabgabcwesens  nicht  bleiben.  Pi  nn  sie  «lehörcri  /u  donjcnic^cn 
Moinenten .  von  weichen  der  liiiuiuieilü  Kifolg  und  die  gc^iut/lichc  glcicbmäääigc  Uc- 
handlung  «lor  äteaei]ilIich%eD  Fillo  abhAngen,  in  irelcban  sich  aber  auch  dio  Bo- 

la-sti;;iing:en,  Störungen,  immer  verbleib  -ndoi»  üngloichmässigkciten  der  Bdaatong  Ond 

damit  die  stcuerpolitiscben  Bedenken  tM  >un(l<"rs  >tark  /-  iireii. 

Die  i?esetznül88if?e  Durchfllhrung  der  Registriniiii^^Nabj^alicn 
l>c(lin^'t  v(»r  Allem,  dass  alle  registrinings-  und  abgabcpHichtigcn 
Urkunden  und  die  auch  ohne  Ikurkundung  hierzu  verpHichteten 
H ec'btsgeschäfte  uod  Uandänderangen  (niutations),  wie  im 
ErbgaDg  nnd  schenkungsweise,  volistUndig,  recht- 
zeitig, am  rechten  Ort,  d.  h.  Tor  dem  legalen  Kegisteramte, 
and,  soweit  das  in  Betracht  kommt,  daher  namentlich  bei  der 
Proportional  abgäbe  (nnd  der  „festen  abgestuften'*)  im  wirk> 
liehen  Werthbetragc  zur  Registrirung  nnd  Abgabeveran- 
lagnng  nnd  alsdann  demgemäss  die  gesetzlichen  Abgabebeträge 
zar  Erhebung  gelangen. 

Um  dies  zn  erreichen,  sind  einmal  gewiHsen  amtlichen 
Personen,  wie  den  GericbtsvoIlÄiehem  u.  dj^l.  ni.  und  den  Gc- 
richtssclireibern  für  alle  von  ihnen  ausgehenden  oder,  wie  den 
N(»taren,  l'iir  alle  von  ihnen  aufgenommenen  L'iknnden  \'cr- 
prtichtungen  zur  Kinreicliung  der  l'rknndeu  bei  dem  zuständigen 
Kojj:isteranite  aulerlef^t.  (ilciidic  \'erjiHi(.litungen  liegen  dem  (Privat-) 
Public  um  tlir  Urkunden  unter  Privatunterschrilt  ob,  und  zwar 
uu bedingt,  wenn  es  sich  um  Testanieute  und  um  die  oben 
(s.  511))  genannten  Uecbtsgeschätlte  handelt,  durch  welche  unter 
Lebenden  Ilandänderungen  erf(il>;en,  sowie  in  gewissen,  cbentalls 
Irtther  (8.  520)  schon  erwähnten  Fällen,  wo  auch  ohne  Beurkundung 
ein  solcher  Besitzwecbsel  zu  „declariren"  ist;  ferner  bedingt, 
wenn  die  Urkunden  vor  Gerichten  oder  Behörden  benutzt  werden 
«ollen,  in  welchem  Falle  sie  vorher  einregistrirt  und  die  Abgaben 
dafür  gezahlt  werden  mttssen.  AU  Ansporn»  der  betreffenden  Per- 
sonen zur  Erfnllnng  dieser  Verpflichtungen  dient  theils  einzeln, 
theils  verbunden  einerseits  die  Androhung  von  K  e  c  h  t  s  n  a  c  h  - 
theilen,  von  erhöhten  Cleblihrensätzeii  oder  von  Stralcn 
hei  llberhaupt  otlor  in  der  geset/Jiclien  Frist  unterlassener  l  cber- 
reicliung  oder  Anmeldung  zur  Kintragung  auf  dem  Kciristeramte, 
hei  V'erheindichnngen,  bei  unrichtigen  Wcrthangabeii,  auch  bei  Aus- 
stellung^ von  (Icgenseheinen  unter  l'artcit'n.  wodurch  zum  Zweck 
der  .Stcucrdefraudation  ein  Preis  in  einer  registriiten  Urkunde 
erhöht  wird  (Art.  40  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  Vll.);  anderseits 
die  Ausstattung  der  registrirten  Urkunden  mit  gewissen 
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RecbtSTortbeileD.  Fttr  die  veracbiedeneo  Fälle  von  betheiliglen 
Personen,  in  Betracht  kommenden  Urkanden,  Recbtsgescbäften, 
Vorgängen  sind  verschieden  lange  Fristen,  innerhalb  deren  die 
Reglstriran^  rc^clniässi^  /.a  erfolgen  bat,  festgesetzt. 

Unter  deu  uiigeiliulittMi  IvechtsDaclitlicilcii  liiulct  sich  die 
Nichtigkeit  der  nicht  oder  nicht  gehörig  oder  nicht  rcehtzeitii: 
regi«trirlen  Urkunde,  hc/w,  de«  Keclitsgcsehiitts,  die  h»gi>ich  richti^^c 
Consequenz  in  diesem  wie  in  dem  aujih>gcn  Falle  der  unterla>seiicu 
•Stempelung,  in  der  iVanzösischcn  (fesetzgehung  nur  in  ganz  be- 
schränktem Maasse,  so  fUr  Gericbtbvollzieher  und  andere  mit  äbn- 
licben  J)etugni88en  versebenc  Beamte  bei  unterlassener  Uegistrirang 
von  Zasteiiungen  und  Protokollen,  wofür  der  Znwiderbandelode  der 
Partei  verantwortlich  ist  (Gesetz  vom  22.  Frim.  VIL,  Art  34).  In 
dem  practiscb  bedeutsameren  Falle  von  Unterlassung  der  unbedingt 
obligatoriseben  Registrirung  von  Urkunden,  Recbtsge8cbäften,<Erb- 
lUllen  oder  bei  Verbeimliobungen ,  bei  zu  niedrigen  Wertbangaben, 
hat  man  regelmässig  nicht  so  weit  zu  ^ohcn  gewagt.  Hier  tritt  als 
Rcchtsnaehtheil  nur  die  einstweilige  l  iilirauclibarkeit  einer  l  rkundc 
liir  die  Benutzung  vor  (ierichten  und  Hehr»rden ,  also  nntnenllich 
als  licweisniiltcl  in  Kechtsstrcitcn,  dauti  die  Verptlichtung  zu  uacli- 
triiglicher  Kegistrirung  und  dabei  eine  erhöhte  Abgabe  nls  Strafe 
ein.  Nur  bei  der  Ausstellung  von  Gegenscheinen  zum  /Cwcek 
der  iSteuerhinterziehung  mittelst  zu  niedriger  Preisangaben  in  den 
Urkunden  bestimmte  das  Gesetz  vom  22.  Vrin\.  VII ,  Art.  40  aut  h 
^Dichtigkeit,  was  indessen  durch  das  Civilgesctzbucb  (Art.  1321) 
auf  Nichtigkeit  Dritten  gegenüber,  nicht  unter  den  Parteien  selbst, 
bescbränkt  wurde.  Die  Straferböbung  der  Abgabe  ist  in  diesem 
Falle  aber  besonders  scharf,  das  Dreifacbe  des  gewObnlieben 
Satzes. 

BcbüiiduFä  gute  klare  Dai-stclluiiji  aller  dieser  Punclc  bei  Vigncs,  a.  a.  U. 
Mehrfach  kommen  auch  liier  für  die  Re^strirong  rcchtstochnischo  BegrUadanfen 

in  Belr.irht,  daher  ne^iiinmun<;cii  des  französischen  Civilr*  f  !if>-  Von  «lii  srn  pilt  j<  du.  1» 
das  oben  S.  51, ■<  (j-  sa^tc:  sie  köimcii  als  fjenugcnde  Begründung  einer  tinan/iellea 
(iebuhr.  gischweigc  einer  Steuer  nicht  gelten.  So  die  iMction  eines  nothwcndigcn 
„öffontli«  li<;n  Dienbte.s",  um  duFCh  die  Einrcg^strirung  die  Existenz  einer  Urliaudo, 
oines  Ii- <  lit-i:o^i  liiifis  n.  s.  w.  /u  <i«-li<Tii  oder  die  ('iiotarielli'  A  ut  h '-ii  t  i  r i  l  u  ng 
noch  ui  vervollständigen  uder  (so  bei  Trivaturkundou  u.  a.  vr.)  das  Datum 
Üritteu  gcgenaber  zu  vergewissern  (s.  Yigncs,  I,  SSO  lf.\ 

i:?.  222.  h)  Einzelne  Puncto.  Hier  werden  folgende  sechs 
behandelt:  die  Fristen  zur  Eintragung,  die  Zablungs- 
pflichtcn,  die  »Straf bestimmungen,  die  zur  Controle 
dienenden  Obliegenbeiten  verschiedener  Organe,  die 
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VerjäbraiigBfristeDy  die  Normen  llir  die  Werthbestim- 
mangen  bei  der  Proportionalabgabe. 


cc^  Uebor  die  Fristen,  innerhalb  dcron  Urkund*  u  nmi  Erklärungen  /.ur  K''  ;i- 
striroti','  zu  '»ringfon  simi.  >  li'-.,n«KTS  (jcs-'t/  vom  22.  I'riin  \'n.,  Art.  2'> — 2.'»,  IU'm  k. 
Art.  Kurcgistr..  No.  Ol — 72,  \  igiics,  1,  .'Mis.  Es  werden  utfenlÜclu!  Irkund'  ii, 
ijcrichtsvoTlzielier  a.  ägl,  Notaro.  Beh(Vrden  einer-,  Url(aiidon  unter  Privatontcr- 
r-olirift  ;u)dersoits  untei-S' hicdon ,  mit  v  c rs'  ]\  iede n  i;  n  I  Vi^t.  n  iia'  h  <\<-n  Katru.iri<'n 
V"U  Fallen.  So  müssen  öüuutliclic  LikuMdcii  in  kurzen  Fristen  (4,  1.'»,  2i> 'Ja;;*'), 
Irkundea  unter  Privatuntcrscli rift  iu  längeren  Fristen,  z.  1$.  wenn  sie  .-ine  Uobcr- 
tM^ung  von  Ei'^-^entlunn  oder  Notznieasun^  an  Lief;tMis.i  |i;\fi(  n  zum  <i<;{?e!ist;uidc  haben, 
xwy  U  rarht-  uu-i  \J i'  thverträgfe  u.  djrl.  ni.  Itiiiiien  ."t  Muiiafcii  von  ihrem  halnrn  an 
zur  licgiatriruug,  guijracht  wurden,  falls  ca  sich  um  iniiuidische  Falle  hand<  lt. 
(Art  22  des  Geüctzei  vom  Krim.)  Erb-,  Schenk-,  Vormftchtnissannahineii 
im  Inlande   uubscn  •>  Monate  na<  h   dem  Tode  des  KrljlassoW  (in  veix' liirdenen 


längeren  Fristi^n  bei  Todesfallen  in  verschiedenen  Auslands^ebietcii)  rcj^i^tnit  werden. 

^•t  Iliusi'  htlieli  der  Zali lu n ;r s [)f  1  ie )i t  selbst  ist  der  all^eni<nne  CirundsaU,  da.ss 
die  AhpalH'n  vor  <Jer  Kcgistrining  /u  entrieliteu  sind  ((«esetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  2H». 
Ab  Stelle  «1er  Parteien,  welehe  in  lel/.ter  Linie  von  d'-n  Al»i:al)-  ii  iri'ti ofliMi  W'-rdfU 
boUeu.  bind,  im  Interesse  der  Krleichterung  und  Vereiniachung  der  Erhebung .  mehr- 
fach in  niber  beEeichneten  F&llen  die  Notaro,  Gerichtsrollziclier  and  UorichtMchreiber 
diejenigen,  welche  vorschns.sw  eis«-  di.  Z.ililiiii;^  iii  d  K'iM;istcramt  /u  leisten 
haben  (dawelbc  (iesetz,  Art.  2'i ,  '^oi.  lUc  l'art.  ii  ii  M  Üist  liali-  n  in  vi'  b'n  Fallen 
(ur  die  ron  ihnen  dirc«  t  /ii  /alilenden  oder  an  die  genannten  i{*>ainten  /iiruekzuer- 
siatteadcn  Abgaben  solidariseh,  ebenso  Ihm  Erbtallen  die  Mtterben  <')>.  Art.  29, 
■•10.  rvi).  Wird  unter  Partei,  n  die  <.-nd|^ihii;e  'l'ia;:nni;  der  Abgabe  nirlit  Vfrtra-Jb- 
ju^ig  geregelt,  so  »oUeu  bei  bürgerlichen  oder  u>  t u  lit!i<  heu  Urkunden,  welche  eine 
Schaidrerpflichtung,  Scliuidbefreiung,  Ue)K;rtra<;uii^^  ven  Ki^^enthom  odor  NatznietUiung 
beweglichen  un<l  un beweglichen  (iuts  enthalten,  die  Schuldner  (»ler  neuen  Re- 
sit/.er,  bei  .mder' ii  l'rkanden,  die  BetheiligM  n .  weh  he  daraus  Vurllieil  ziehen, 
dir  Abgalic  tragen  (eb.  Art.  31).    S.  Weiiire»  Detail  bei  Vii;nes,  I.  "ITb  .'JSU. 

yf  DieStrafbcstimmnngcn  bttrell.  n  theils  die  Beamten,  Notare,  welche 
V'-iffluhtunircn  zur  Anmelduinr  von  rrktiin!  u  tar  di  *  H- -„Msirirun^  haben,  theili  boi 
Ifkundeu  untcrPrivatuaterschriit  und  bei  den  vurgeschncbeuen  „Erklärungen" 
da»  bethoiligte  PnblicQin.  Die  Strafen  bt^tehen,  ab^sehcn  ron  den  FftUen  der 
Richtigkeit  (S.  530%  in  !■  ^len  (jtM  trafen  und  in  um  die  Hälfte  od-r  auf 
daa  l)opj>eIt('  oder  auf  d,»^  iM'i-ifai  ho  einfaelii  ii  Satz- n  ei  höhten  .Abuab.-n. 
Diese  verschiedenen  Strafen  werden  mitunter  verliuuden  oder  au<  h  so  coinbiniit,  d.uss 
bei  F&lleo.  wo  die  teste  Ke;:ist<-iabi;abo  besteht,  cino  feste  (ield;>trafo,  in  Fällen  der 
Proportionalabg.'ili.-  dif  Krliohuny:  der-Mlli.  n  nnN  r  Bestimmung  eines  Minimal- 
betrags  dva  ZuaclUogs,  eiutriit  (üc^etz  vom  Friui.  Ml.,  Art.  33 — 4U,  Vigucs,  1,  3bU 
b»  3%3,  Block,  Art  Enrefdütr.,  No.  75  ff.).  V.  A.  ist  der  doppelte  Abgabesatz 
bei  UnterlasSQOg  der  Rcgistrirunicj  in  den  oben  S.  .'»II»  genannten  l  allen  dr^  Art.  22 
d'--  «r  •setze»  v'xn  Krimaire  zu  bercehin  ii  (ufii.  »i  ^  t/.  Art.  '{*•).  der  lialfti-  /ii- 
sthiag  bei  üateiia-iung  der  Erklärungen,  welche  Erben,  Scheuk-  und  \'erniacht- 
nistncbmer  abzugeboo  haben;  der  doppelte  Satz  bei  Verbeimlichuni^en  oder 
h-i  uncT'-iiuij'Tider  .S<  hat/uns  von  Vermfiifens-tücki-i)  iu  den  lei/ti5eiiannt''ii  I  dien,  und 
zwar  von  dem  vcrheimliobteu  oder  mchl  mit  geschätzten  Betrage  {ch.  Art.  40).  —  Bei 
denjenigen  Urkunden  unter  Priratnntersch rift,  welche  nicht  unbedingt  obligatorisch 
MriiitriniDgspflii  litiiT  sind,  aber  nachträg^lirh  ivtristrirt  werden  mtis.-eii,  wenn  mau 
von  ihnen  vor  (iericht  u.  s.  w.  (ti  braiieh  ma-  lieii  will,  tritt  zunarhst  /war  nur  der 
geacidiche  einfaehe;  liebilhrousaiz  ein,  der  dü|i]ieltc  jedoch,  weuu  sie  vor  der  Bezug- 
aahne  am  Gericht  noch  nicht  registrirt  sind.  S.  für  Kinzelnes  ausser  deoi  Gesetz  rom 
Frirnair.  au«  h  (iesi  f/  vom  27.  V'-nt."-.'  I\.  und  2**.  April  lbl6  sowlo  einzelne  der 
bcuerea  Oej>etze,  so  vom  23.  Aug.  1^71,  2b.  Februar  1872. 

Eine  principiell  wichtige  Neuerung  im  fiscatischen  Interesse  ist  die  Ein- 
fahruii'z  «MDer  bia  dahin  feltlenden  M  it -I  n  t  e  re  ssi  rung  des  früheren  Besitzers 
eines  d<  r  Bcsitzwechselab{;abe  unterli.'::'  nd<  n  nlijrrts.  >uwie  d.-»  Veiinieth-Ts  und 
Verpächters  an  der  richtigen  Einregistrirung  ilcr  Urkunde,  Abgabe  der  vorgc- 
schiiebeoeD  Erklirnngeu  v.  b.  w.    Bei  nnterblicbouor  Registriruug.  odor  Erklärung 
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w-  nhni  danach  iiiiiiilicli  auch  tli<>  (icnaiintcii  persönlich  und  ohne  Ilocurs.  nntrcachtet 
ciit^cgcnstohcndcr  Stipulaüoucu ,  haftbar  für  eiuuu  Züsch  lag abgube^uU  \,uiiudt:ittMi» 
50  Frc8.)-  Davon  wie  von  der  nnmittelbaien  ZMünt^  des  cio&chen  Satzes  kftiuieu  sie 
sich  nur  befreien,  wenn  sie  inncrlialb  bestiinuilcr  Krist  —  .in  Monat  mehr  als  die 
allgemeine  Frist  in  diesen  Fällen  —  auf  einem  KeKistcramt  diu  die  Haudänderong  bo- 
treflendo  Uricnnde  hintorl^oii  oder,  bei  deren  F<»iten,  die  nach  Art  4  des  Genotzes 
vom  27.  Vcnt.  IX.  gebotenen  „Erklärungen**  abgeben.  ^Qenetz  vom  23.  Augnst  1871« 
Art.  11.  aiicli  roiu  2S.  Februar  IST2,  Art  b).  Wohl  eine  zveckm&ssige  and  wie  man 
annehmen  sollte  wirksame  Neuerung. 

Aach  bei  der^Effecten-Umsatsstener  (Gesetz  vom  23.  Juni  ]s57,  Art.  10> 
sind  für  Cnt'Tlassjing  oder  rnvoMsfäridigkeit  der  Erklärungen  die  doppelten  Gebalir«Mi- 
sätzo  nach  Gesetz  vom  Friui.  angedroht,  neben  Strafen  von  lÜU — 50UU  Frcs.  für  jede 
ZnwiderhandlDJig  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  Aef  AnsfiUirungsrer- 
Ordnungen.  * 

ff)  Uuber  weitere,  mit  als  Co  n  t  rol  ni  i  tle  1  dienende  ( >  bli  eg«- n  h  ei  t  ■  u  J-^r 
Notare,  (icrichtsvolkieher ,  (jerichtsschreiber ,  Secretärc,  lüchter,  Veriraltuugsbeamlen 
and  sonstigen  öH'entlichen  Bi-amten,  uuclt  der  Einnehmer,  s.  bes.  Gesetz  vom  Frim., 
Art.  41—50.  Danach,  mit  Kücksicht  auf  ähnliche  BestiuiiiuiriL:.  ri  anderer  Gesetze, 
Vignes,  1.  ."{55  —  394,  Hlock,  Art.  Kur  i^tr. ,  No.  StJ  'J7.  Zur  ( 'harartcristik 
solcher  Bcstimmuoguu  auch  nach  der  hscaliachen  Seite  vgl.  z.  B.Art.  47  dea  Gesetze» 
vom  Prim.:  anf  (mind  nicht  reigistrirter  Urkunden  darf  kein  Richter  oder  Scldeds- 
richter  ein  Urtheil,  kein  V.  rwalfungsbeamtor  einen  Re^chluss  zu  Gunsten  ron  Prirat- 
personen  cihis-sen,  h<'i  Strafe  persönlicher  Haftbarkeit  für  die  Geliühren. 

t)  Die  Verjährungsfrist  für  die  Ansprüche  des  Fiscus  ist  für  verschiedene 
Kategorien  ron  FlUen  anf  V«.  1.  2.  5,  10  Jahre  firestellt,  hie  nnd  da  aber  anch  die 
aUgeneine  de^  französischen  Civilie«  lits  von  30  Jahren     .Gesetz  vom  Frim.,  Art.  GO 

bis  62  und  neuere.    Vignes,  I,  ay;)--li)l,  Hlock.  Enrcg.,  No.  102.  10,".). 

^)  Von  besonderer  iiuanziellur  Wichtigkeit  sind  bei  den  liegistcrabgabcu,  nament- 
lich bei  der  Proportionalabgabe  (nnd  der  ««festen  abgestuften**)  richtige  Werth- 
angaben in  den  Irkuoden  and  Erklftrongen.    Paher  bedarf  es  bcsondei-s  neben 

Strafaii  lrolinnircn  hi<  r  Normen  und  Maa-^sregeln  zur  Verhütung,  b'-zw.  Auf dof  kuii-r 
/.u  niedriger  Angaben  bei  liandanderungcn  unter  lästigem  und  u  a en  t  gel  tl  ic  h  uui 
Titel  (Schenkungen,  Erb  fällen),  «rozo  hier  namentlich  das  gesetzlich  gestattete 
Verfahren  der  Abschätzung  durcli  Saf  Ir.  e  rst  änd  i  g<>  f..l■\■l'erti^e")  difut. 

Strafen  u.  A.  in  Art.  3<J  des  Gesetzes  vom  Friut  Vll.,  so  doppelte  Gebühr 
bei  Amlassungen  und  luigonUgcuden  Schätzungen  der  VermÖgensstllcko  fÄr  £ri>eo. 
Schenk-  und  Vermilchtnissnehmer.  Yormttnder  u.  dgl.  haben  hier  diese  Strafen  per- 
Bftnlich  lu  tragen.  — 

Ucbcr  diese  Abschätzung  besonders  Art.  17-  l'J,  Ol  d..s  (ie^etzes  vom 
Frim.,  Gesetz  vom  15.  November  1%0$,  rem  'in.  Angiut  1871,  x\rt.  II  ,  15,  vom 
2**.  Februar  ls72.  Art.  s.  Ri'i  Fikiind'  !i  oder  Declarationcn  über  IIan>l.inderunu'^  von 
Immobilien  (Eigenthum,  Nutzuicssung,  Genuss),  auch  von  Handelsfouds  zu 
lästigem  Titel  kann  innerltalb  eines  Jahres  von  Seiten  der  Steaerrenraltang  bei 
muthmaasslich  zu  uir.lrij:er  Preisan^aln  auf  sol«  li<-  „Expertise"  angetragen  werden; 
bei  jedem  uncntui  hlichcii  He.sitzwcchscl  vnn  I  ni  ni  u  b  i  1  i  <•  n  binnen  "2  Jaliren.  Ermittelt 
boU  der  wahre  Verkaufs werth  der  Ubjecle  zur  Zeil  der  Verausserung  oder  des 
Besitzwechsels  werden.  Vignes,  I,  .Ht>4,  Block,  Enregistr..  Ko.  52  ff. 

223.  c)  Hcötiniimingcn  über  den  stcucrptlitlitigcn 
,, Werth"  bei  der  Pro  portioiia]al)gal)e.  Bei  lelzterci-  kann  e.s 
olinc  eine  positive  gesetzliche  IJcstimmiing  mitunter  zwcitclhul't  .sein, 
welcher  „Werth"  ihrer  BercchiiUDg  Überhaupt  zu  Grimde  gelegt 
werden  soll.  Id  manchen  Fällen ,  wiedernm  namentlieh  hei  Erb> 
gang  und  Schenkung,  sind  auch  gesetzliche  Grundsätze 
fttr  die  Werth berecbnnng  selbst  erforderlich.  Die  fran- 
zösische Gesetzgebung  hat  in  zahlreichen  Bestimmungen  hierüber 
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das  Xotluveiidige  test|?esetzt,  im  Wesentlichen  schon  im  (Jesetz  vom 
'22.  Frim.  VII.,  Art.  14  und  15,  dessen  Ikstininuiugen  durch 
spätere  Gesetze  eiozclue  Moditicationeu  uud  Ergänzungen  erfahren 
baben. 

(ieoauereä  hiuzclue  bei  V  ijj;nüs,  I.  346 — 355,  kurzer  Block,  Art  Euregistr.. 
No.  30,  3t.  S.  ftttch  Jftcob  ».  O.,  Noten  zu  den  Art.  14  n.  15  des  (ktetZM  vom 
Frimniie. 

"Es  w  inl  in  iiii.>s<'ii  Norman  1»  e  w  eg  I  i  oIh-s  hiuI  u  n  be  w  c  ir  1  i c h»*8  Hut  unf»T- 
s«  hiciien  und  iu  beiden  Ivatpgorioii  lUr  jede  einztilne  Art  Urkunden,  KechttJgeschälte, 
Keäitzwcrhscl  u.  s.  w.  die  Bestimmung  Uber  don  zu  Gronde  liegenden  Werth  getroffen. 
Iii  vii-li-n  F.lllen  cnttprechou  die  Restimmunixdi  d'.-ni  ;iurli  sonst  l '<'bli(  lien  oiler  \uii 
selbst  sich  Ergebenden.  Von  wichtigeren  eigen thumlicheu  tälleu  mögen  folgeudo 
heiTorgeboben  werden. 

a)  Km  den  Vorschriften  für  bewegliches  Gtit:  Bestellang  von  imnerwfthreuden 
—  <1.  h.  nach  franzosis'in  m  Kerlit  höchstens  für  3U  Jalire  nicht  ablö<^haren  —  oder 
Lebensrenten  und  \un  Pensionen  ur.tcr  lästi geiu 'i'it<l :  hier  ist  das  bestellte 
oder  f  eräussorlo  Knpital  ilaa  Ubject  der  Proportionalabgabe.  EbciiMi  v<;rhiüt  es 
sicli  bei  U e b c r t rapu  11  sf .  Ablflsutiu'^.  Kiickkauf  solcher  Itenfon  und  l'eiisionen, 
ohne  KUclsiclit  auf  den  hierfür  bezahlten  I'rciä.  —  Werden  Kenten,  Tensionen  ohne 
Angnbe  eines  Kapitals  bestellt  (ilbertnigen ,  abgelöst),  so  wird  das  für  diesen 
Vorgang  steuerpflichtige  Objeot  durdi  diejenige  Kapitalsuuiuie  gebildet,  welcbe  dem 
20 fachen  der  iniinerwährenden  und  dem  lU fachen  der  lebenslängliclien  Rente.  —  wobei 
zwischen  solchen,  die  auf  1  oder  mehrere  Leben  gestellt  sind,  nicht  unterschieden 
wird  —  entspri<-ht,  ebenfalls  ohne  Hücksicht  auf  den  Preis  der  Uebertragang  oder 
Ablosunsr.  -  Di«-  u  n  e n f  g e  1 1 1  i c h  ein_-<Tiuirpte  N  utzn  i  •  ssung  an  beweglichem  Gut 
wird  gleich  der  Hälfte  des  Wcrthcs  solchen  Guts  veranschlagt. 

Besonders  wichtig  ist,  dass  bei  Uebertragnngen  aof  Grund  freigebiger  Ver« 
fiigung  unter  Lebenden  und  für  den  Lebergang  durch  Todesfall  der  Wertlt  des 
beweglichen  Guts  nach  einer  abzugebenden  Erklärung  der  fictheiligten  —  zu  deren 
Controle  dann  wieder  das  Verfahren  der  „Expertise"  angewandt  werden  kann  —  sich 
bestimmt,  aber  ohne  Abzug  der  Lasten,  was  u.  A.  die  Erbschaftssteuer  zu 
einer  solchen  vom  Vermögen  ohne  SchuMabzug  macht.  Bei  Wer  th  pa  pi  crcn 
niler  Art  (auch  des  in  diesen  lallen  stcucrpilichtigen  Uebergangs  französischer 
Suatsrente)  berechnet  sich  der  Werth  in  der  Regel  nach  dem  Bftrsencnrs  vom 
Tage  des  Besitzwechsels. 

Aus  den  Vorschriften  filr  unbewegliches  Gut.  bei  Pacht-  und  Mieth- 
verträgen  bildet  der  jährliche  Preis  unter  Zurechnung  der  dem  Pachter  oder 
Mielher  auferlegten  Lasten,  das  Stcuerobjcct;  bei  Pachten  und  Mietheii  von  unbe- 
stiuiuiter  Dancr  oder  ge?en  bestandige  IJciiteii  wird  ans  dem  in  gleicln  r  W'-  ise  bt'rc<  |i- 
neteu  Pacht*  oiler  Micthpreiso  ein  Steuerkapital  durch  Multiplication  mit  dem  2U  fachen 
gebildet  Bei  Verpaehtnng  nnd  Verraiethnng  aniP  Lebensdaoer  wird  der 
Preis  mit  dem  lOfacln  n  multiplicirt.  Neuerdings  ist  für  landliclic  Immobilien  die 
ErmÄssigong  der  Kapitalisation  bloss  mit  dem  1 2 fachen  erfolgt  (lb75).  —  Bei 
Tanschen  findet  ein  Kapitalanschlag  zum  20 fachen  des  Jahresertrags  ohne 
Lastenab/.ug  statt,  bei  litrKlIirhen  (i ru n d 8 tü cke n  (ausser  bd  Tauschen  anein- 
aM<I»T-ttosscndcr  unbebauter.  «1.  b.  nicht  mit  II  iii-rni  beset/.ter)  sogar  zum  25  fa<-lieii.  — 
Kur  \  erkiiufe  und  andere  unter  lästigem  litcl  statiHndcnde  Lebeitra  jungen  von 
Eigenthum  und  Natzniessung  unter  Lebenden  wird  der  beurkundete,  bezw. 
durch  Ex]M  rtise  festgestellte  Preis  zuzUglich  eines  Kapitalanschlags  aller  liasten  zu 
üroodti  gelegt. 

Bei  nnentgeltl  icher  Uobertragung  von  Immobiliar^Eigcnthnm  n  n  tc  r  1.  o  be  n  d  e  n 

und  von  Todeswcgen.  aKo  fUr  die  Proportionalabgabe  als  Sch cn k  un irs-  und 
Erbschaftssteuer,  wird,  wiederum  ohne  Abzug  «i<  r  Lasten,  der  .labrc^Ttran; 
oder  Pacht  -  uikI  Mieth/.ins  mit  dem  20  fach. «n,  bi  i  landln  hen  (irundstück.*n  jet/t  mit 
dem  25  fachen  zur  Bildung  des  Stenerkapitals  multiplicirt.  Das  10-,  bezw.  12'/,  fache 
tritt  in  diesen  KitUcii  bi-i  I  iMifraLMiiiir  der  N  u  t  z  n  i  c  s  ^  ii  n  g  allein,  glficbfalls  ohne 
Lastenabzug,  ein.  Die  Eib.M  hails-  und  Schenkungssteucr  erhidt  durch  diesen  Nicht- 
abzug  der  Luten  —  welcher  in  Enj^id  «etzt  erfolgt.      122,  S.  269  oben  —  einen 
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besondorrii  (üiaracter,  weh  Ikji  manrh.  H.  tlt  tiken  hervorruft  und  zu  Ueil. mutend  eihftliter. 
aocli  iiti!;I<  ii  liinashigcrer  Jk>Ia>tuiig  fubreu  kann,  QOter  den  obvaiteadeu  VerblltiihMn 

Mch  wühl  wirki^h  Tilirt  §.  211). 

224.     b.  Zur  Statistik  der  Kegi:>triruog:»ai)gabeo.    S.  die  rcichbaJü^vn 
Materialien  in  den  oben  S.  506  angegebenen  Stellen.   Einige  Daten  worden  schon 

fralKT  livrausgi  holt.^n ,  so  in  den  Tabellen  auf  S.  171.  :^'t.'» .  lie-.  400.  407.  dann  in 
d«^n  2il  (S.  5UT),  217,  2I>,  besondcm  in  der  talicllariächea  lebersiebt  des  Tarifs 
der  Proportionalabgabc  S.  523.  Eine  Analyse  des  rcicbcn  statistischen  Materials  mm» 
der  DionnLn;>}>biscbcn  ßcarbcituntr  vorbehalten  blcil>cn.  Sie  würde  m.  K.  für  manche 
sperii^ll  '  I  lairen  i-iner  Verkeh^^lte^t^^nortlIlL' .  wit*  •ii-'iiMiisr«''  d<-i  fMn/«si>.  lien  Enre- 
gbttreiiicnt,  auch  tuianzwisäciiäcbaltlicb  —  wie  wohl  auch  uiehr  vulkswirthscbaAlich  <— 
verthfolle  Beftiüge  liefern.  Hier  nur  noch  einige  Daten  zur  ErgXnznng  der  froheren. 
Ik's.  der  anf  S.  400  n.  107  mitgetheiltcii .  um  dif  K'-  icri  in  d.r  Ereigniss.'  in  J  ti 
kritischen  Perioden  des  franzö^-iächen  Staats-  und  W  irths(  liai't.-^lcbenS  anf  die  dem 
Enregistremcnt  unterworfenen  Geschäfte  und  daher  auf  die  Steuererträge  noch  etwas 
niher  /u  verfol<!;en. 

1)  r  \\  erth  d.'i  I  el)Lrtraa:ungen  ron  Immobilien  zu  lästiirem  Titel  untur 
Lebenden  (wesentlich  Verkäufe)  war   Huli.  V,  ;{70.  Faure,  p.       in  Mill.  I'n's.: 

l'<27    II2S  1S44    171s  1S.>S    1970  186»  2477 

182«    IJO.,  1S47    1657  IS-,«)    1846  1S70  1721 

ls:^o  li:,T  l^is  !»ss  1S6Ü  2160  1871  i:»ll 
1S31    101)4  12^3  1872  24'>2 

\Sn2    1226         1950    ISOA  1873  2S4H 

Is.Vi  l.VM 
isio 

Die  Heaction  ist  in  diesen  vier  kritis'hen  Perioden  deutlich  z«  erkennen,  dem 
(irado  nach  ungleich  stark,  aKer  sh.  wie  es  nach  der  allgemeinen  Verkehrsstörung 
durch  die  äusseren  Ereignisse  .  twa  /n  erwarten  war.  Der  Ausfall  der  Erträge  ergicbt 
<\r\\  ans  den  l'.ew.'irunu'on  dei  W  erlli/ahlen .  da  •■s  -i'  li  hi-  r  um  die  Proportional- 
abgabe handelt.  W  er  practi-tch  bedeutet,  /eigen  z.  Ii.  fulf^ende  Zahlen  des  Ertrags 
für  die  hier  behandelten  Geschifte  in  1869—72:  142.6  —  »8.7  -~  86.5  — 
141.5  Mill.  Pres.  —  Nat'irliclj  sind  die  (Jesammt/ahlen  der  UniNiit/e  und  Krträ:re  das 
Product  aller  öfters  sich  , kreuzenden  Einflüsse.  Wahrend  des  Krimkriegs  fand  /.  B. 
«ine  grosse  speculative  ne\v.'«run>f  siatf.  Die  ümsut/c  in  Iminobilien  zeigen  daher  für 
lh53— 57  folif.  nde  Zahlen:  ISIO  —  1041  —  P.t2.^  —  20 IC  -  -  1K>2  Mill.  Krcs.  — 
Neuerdinirs  en.  irlitm  die  Zillern  in  ls*>I  d;is  Maviniutn.  2^72  Mill.,  >aiiken  bis  l'^st 
anf  22411,  ht>l>eu  sich  lb>-'>  wieder  auf  2ö02,  sanken  1>SI>  auf  2104  Mill.  I  re».  Der 
(iang  der  (iescliäfte  und  dos  gusammten  wirthschafUichen  und  politischen  Lebens 
Nl>i<  f^eh  sieh  alM)  immer  dentlich  ab.  Da  sieh  tlie  Einnahmen  des  Enretristremeut 
al»er  aus  sh  verschiedenen  Posten  zusammensetzen  und  auch  die  Erbsehatts-  un»l 
Schenkuni^astcuern  darunter  fallen,  zeig«  ii  die  (iesammt-Ertra<^e  nicht  immer  sfaii/.  die 
gleichen  Rewe<:iiiiH*  n  und  im  (jan/<  n  d«ch  eine,  wenn  auch  nicht  onunterbrocheu. 
a  u  f  sf  e  i  tre  n  d  e  Bew.;riin{r.  wir  die  nu-isten  indir<'cfen  \'erl)rau(lis>feuem.  Finanz- 
politi.'^ch  ^iud  sie  daher  bei  wachsendem  Finanzbedarf  sehr  befriedigend. 

Die  Beschrftnknng  der  Ums&tze,  namentlich  der  Yerkftafc  von  Immobilien 
durch  die  Ke«:i-,terali;j^a!)e .  die  bei  letzteren  Geschäften  so  ausseronl-  nilieh  hoch  ist. 
wird  sieh  im  Princip  kaum  leugnen  lassen,  was  je  nachdem  alb  eine  j^unstige  oder 
ungun>tige  Wirkung  dirs.  r  Steuer  an;resehen  werden  wird  und  werden  kann.  Immor- 
htn  haben  sich  doch  aueh  di.  <  iuentln  hen  \  .  ikatife  allein  von  1827 — 1860  fast  rer- 
doppelf  und  1*'7S  Mill.  I  r.  'v  ).    S.  it  dem  !ef/teii  Kriege  sind  sit»  d.ig<'tren  bei 

den  höheren  Sieucrsätzen  —  ob  wegen  deraelhen —  wenig  gewachsen,  zeigen 
aber  jährliche  nicht  anbedontende  Schwankungen  (1873  1848,  1877  2046,  1884  1965. 
isso  ]^n-  Mill.  l'rcs..  Bull.  V,  :t7l  ,  XX,  47!i,  XXII.  M-M  —  Die  Zahl  d<>r  (Jo- 
schafte  ist  mitunter  Jahre  lang  fast  stabil,  z.  ii.  Uebertra^ungen  unter  lästigem  Titel 
von  Immobilien  1^7^  *^1 :  9SS.532  —  »82,005  —  9bl,3ü3  —  980,6S0  Fälle  (Bull.  XVI, 
l.'iti,  und  dies  ^iM  ht  nur  von  der  (iesammtzahl  für  den  Staat,  sondern  auch  von 
den  UfparletnentM/alil- n    -   '  Ii  f. 

l  über  die  zcilhche  Itewe^tjun^«  der  Werthe  und  Steuerertioge  vuii  Mieth-  und 
Pachtrorträgen  a.  Boll.  IV,  138  Mt  1827),  XVI,  150.   Der  Eioflass  der  Zeit- 
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erdfniflse  (lS48«-49.  ]S70~71)  markirt  sich  auch  hier  deodich.  Starke  Stcigoniug 
liesteoerten  Werüie  in  Folge  des  Gesetzes  rom  23.  August  1S71. 
Statistische  Daf<  n  il  i  Effo<  tcn-rjii>at/stcttcr  s.  o.  S.  533. 
Anf  die  sfatihtis'  licii  l>.it'ii  «Ir-r  im  Kiuoui-tivni.'tif  onthalti-iii'n  E  r  l»ir  Ii  a  ff  s- 
onU  Schenkuogasteucni  wird  uuteu  in  dem  ilavon  handelnden  A)»i»chnitt  ^.  24:( 
n*irh  lH*sondere  dngcgangen. 

Daten  Ober  die  Bewegung  der  Gesaromtertriigc  des  Knn^i^iätrRmont  werden 

unten  in  ^.  2't  I  ih  h^^n  solrlirn.  welclie  <len  StciniH'I  Ix^vtr-ii.  niifu'-flii'üt.  In  ni:ui<-1i.M 
Beziehung  gehurcu  dic^u  Daten  zus^iinmcn  und  iät  die  Verglcichung  iliivr  Jttiwcgiiiig 
ron  Intrresse. 

§.  225.  9.  Zur  Kritik.  Erst  durch  einen  genaueren  Einblick 
in  das  ganze  System,  die  leitenden  Grundsätze  und  die  wichtigeren 
Bestimmungen  Uber  die  Durchführung  wird  man  genügend  in  den 
Stand  gesetzt,  den  steuerpolitischen  Gharacter  einer  so  eigenthAm- 
lieben  nnd  so  yerwiekelten  Besteuerungsart,  wie  sie  das  französische 
Re^istcrabgabewesen  ist,  vollständig  zu  verstehen  inul  zu  beurthcilcii. 
Durch  das  Studiuin  der  KinzcUuMten  des  'rarils  und  der  liegi- 
strirungs-  und  Krtragsstatistik  erhuigt  man  aucli  or.st  ein  deut- 
licheres liiiil  von  der  verkehrspolitiHchcn  und  voll^swirlliscliart- 
liclien  IJedeutung  dieser  liesteuerunu-,  wovnn  das  l  rtheil  liljer  den 
steuerpoliiisehen  Character  und  Werth  der  letztereu  wieder  mit 
abhängt.  Wir  schliessen  daher  mit  einigen  Betrachtungen  wie  den 
oben  in  §.  215  schon  vorangescbickten. 

Das  französische  Registerwesen  will,  als  Steuereinrichtung  be- 
trachtet, das  Vermögen,  wo  es  und  wenn  es  in  Urkunden, 
mitunter  anch  wo  und  wenn  es  ohne  Urkunden  in  Rechts- 
geschäften, sowie  In  bestimmten  Thatsachen  oder  Vor- 
gängen, wie  heim  Hesitzwechsel  in  Folge  Erbi'alis  oder 
Schenkung,  sich  vorhanden  oder  in  Bewegung  (im  „Ver- 
kehr'') zcii;tj  einer  »Steuer  unterwerfen.  Diese  Steuer  hat  den 
f'haraeter  einer  iJesitzs  teuer,  vorneinlich  in  ihrer  Testen 
Abgabe",  einer  Verkehrssteuer,  vornendieh  in  ihrer  Tro- 
portional abgäbe.  Die  erstere  trifft  das  Vermögen  wesentlich 
da,  wo  es  sieh  nach  Urkunden  vorhanden  erweist,  die  zweite, 
wo  es  nach  Urkunden,  Kechtsgeschäften,  TIntsaehen  in  Bewegung 
swisehen  verschiedenen  Personen  ist  nnd  durch  diese  Urkunden  etc. 
diese  Bewegung  bekundet  wird.  Man  kann  in  dieser  Weise  mit 
Vignea  den  Unterschied  beider  Hauptabgaben  und  danach  auch 
ihren  steuerpolitischen  Character  richtig  kennzeichnen  (§.217,  218 
0.  S.  521  n.  S.  522):  im  einen  Falle  werden  Vermögensrechte 
^deelarirt",  inj  andern  „ zu crt heilt".  Bei  der  weit  tther- 
wiegeudeu  practischcu  Wichtigkeit  der  Proportionalabgabe  bleibt 
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das  VerkehrBStenermoment  in  dem  Registerabgabewesen  nnr  das 
durcbauB  vorwaltende. 

Die  principielle  Rechtfertigung  dieses  Abgabezweigs  liegt 
dann  wieder  in  derjenigen  der  Verkebrasteoer  flberbaupt  (§.  215) 
und  in  der  anznerkcnnenden  Krj^Unzungs- «nd  Ersatzfnnction , 
welche  das  Kuregislrcnieiil  aU  licsteuerung  im  IVanzösiseluMi  Steuer 
svsteni  speciell  ausübt,  besonders  gegenüber  dein  System  «ler 
direetcn  Steuern  und  gegenüber  der  seliweren  indirecten  N  oriirauebs- 
besteucrung  Frankreiclis.  Was  in  dieser  Hinsieht  bereits  (d)en  in 
sj.  21.')  gesagt  wurde,  tindet  in  der  vorausgehenden  näheren  Dar 
Stellung  der  tranzOsiscbcn  Einregistriruog  seine  Bestätigung:  nicht 
die  Kinricbtang  als  solche,  nicht  die  Hanpttheile  der  Register- 
abgaben,  sondern  die  Ubertrieben  hohen  Steuersätze,  besonders 
fttr  den  Immobiliarverkebr,  sind  das  Bedenkliche.  Da  eine 
analoge  Bestcaerong  des  Mobiliarverkebrs  schon  in  derGesets- 
gebnng,  geschweige  in  der  Praxis  nicht  dnrchgeftthrt  werden  kann 
und  auch  in  Frankreich  trotz  der  Ansdehnang  des  EnregistremeDt 
aaf  diesen  Verkehr,  trotz  der  Ergänzung  diesek*  Besteuerung  durch 
die  Effecten  -  Umsatzsteuer  nicht  besteht,  so  ergiebt  sich  auch  eine' 
r  n  gl e i  e  h m ä s s i  g k  e  i  t  der  Belastung  dieser  beiden  Verkehrs- 
geidele,  welehe  neue  Bodenken  iiervorrnft.  Tnd  nur  um  so  gn'tssere, 
weil  das  iuiniol)iliar\ erniögen,  be/.w.  sein  Ertrag  durch  die  direeten 
Steuern  schon  viel  siclicrer  und  schwerer  gelmücn  wird.  Dagegen 
kann  auch  die  indireete  Verbrauehsbesteuerung  keine  Aus- 
gleichung bilden,  auch  nicht  in  ihrer  frauzösischen  Rinricbtuug. 

Voll  (1er  Erbsrliart>lM>stoii(:ruiiir  s<  In  ii  wir  liior  noch  al>  s.  211).  Ist  sit;  aucli  iio 
fiuii/übischoii  Kiir<^i.>trcuioiit  formell  uiit  ('iitliult<:ii,  äo  kumineii  tur  ^ie  doch  wesentlich 
andere  steuorpulitix  ho  Oesicktspunctc  als  für  die  ütouorn  aaf  Urkunden  und  Recliis- 
jpe!ichaft<- .  HaiidiuidiMUiigen  uiit<'r  liLstisrcin  Titel  unter  F-i-}»,ii(|,'ri  in  Rifri-hf.  .\u<-h 
die  Höhe  der  SteucrsäUe.  dann  die  Aligeuiciuheit  der  Kibäciiaflsätcuer,  niimlich  ihre 
Ansdehnanir  auf  alle  VcrmOgensartcn  ond  alle  Venrandtschaftsgnide  sind  hier  andient 
/II  iieiirtlii-ilcMi.  —  Die  weiiiirei)  kritischen  Remerkungcn  bei  r.  Kaufmann,  S«  911 
trelleii  W«  <.  iitliclie  ui.  K.  ni<  ht  und  orsclitiincn  mir  auch  sonst  ttnrir.b(ig,  auch 
in  Hetrcll  d<    r<'lir.'tidi'n  Fiinrts. 

Man   hat   mitunter   Einwendungen   gegen   die  Hegistrirungs- 

al»gabcn  als  sogen.     K  a  p  il  alsteuern''  oder  als  \'erniögens- 

steuern   gemacht.     Diese   sind   indes-en   kaum   zutrelVend.  Es 

liegt  hier,  wie  auch  i)ei  den  gleichen  Hinwendungen  wider  viele 

Abgaben   in  Stempel  form  und  wider  jede  Krbschal  ts-  und 

»Scbenkungssteucr,  die  Übliche  doppelte  Verwechslung,  be%w. 

der  Mangel   der   nothwendigcn  Unterscheidung  zwischen  einer 

eiuzel  wirthsehattlichen  nnd  einer  volkswirthschaftlichen  reellen 

Vermögens-  oder  Kapitalsteuer  und      was  die  Kritik  noch  weniger 
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Wbersehcn  sollte  —  zwischen  einer  reellen  und  einer  nomi nelle n 
solchen  Steuer  war.  Nur  die  hohen  tranzösj.schcn  Stcuersat/e, 
besoudcr.s  hei  dem  Eigenthuniswcehscl  von  hninohilien  im  Wege 
des  Verkaufs,  bieten  in  beiderlei  üeziehung  allerdings  das  He- 
denken, dass  die  nominelle  eine  reelle,  die  einzelwirthschafUiche 
eine  volkswirtbschattliche  Vermögenssteuer  mehr  oder  weniger 
werde.  Aber  an  sieh  ist  dies  nicht  die  Wirk ang  dieser  Abgabe- 
form  and  auch  in  Frankreich  bei  vielen  anderen  Registerabgaben 
nicht  die  factische  Wirkaog  derselben.  In  der  Regel  werden  die- 
selben und  theilweise  gewiss  aneh  die  genannte  Immobiliarrerkehrs- 
abgäbe  nominelle  einzelwirthschaftliche  Vermögens- 
Stenern  und  damit  reelle  einzelwirtbschaftliehe  Ertrags- 
oder Gewinn-  oder  Ei  n  komm  enstenern  bleiben.  Freilich  be- 
lasten die  Registerabgabeu  auch  als  Steuern  letzterer  Art  die  Re- 
trofl'cnen  zufalliger,  verschiedener,  ungleichmässiger ,  als  iormclle 
oder  noniinelle  Krtrags  ,  Conjuncturengewinns-  und  Kinkommensteiu  rii 
es  thun  würden,  aber  in  der  End  Wirkung  gleiclien  sie  diesen  doch 
einigermaassen.  l'nd  neben  specitischen  Nachtheilen  gegen  letztere 
haben  sie  auch  einige  steucrpolitiscbe  und  steuertechniscbe  Vor- 
züge vor  denselben  voraus  (§.  215). 

S.  ulicr  die  Tenniiiulogi.:  und  »li-n  L'ntrrschi«''!  —  il.-i  aui  h  mit  (lein  principalen 
von  National-  und  Privatvuruiö^ca  und  Kapital  ^Uaaiuuiciiliüugt  —  i'in.  11,  §. 
S.  153,  Grnncllcgnng:  §.  23,  28.  UeWhnDpt  die  An8ftthning«n  meiner  allgemeiDen 
Steuerlolire  ul>cr  VerkLhrs-  und  Conjuixturonifewinnssteucni  Fiii.  II,  §.  467  ff,  473tf.). — 
Die  Widerleguni:  des  Einwands  gegen  Erbscliafbsteucni  ab  reelle  Kapitalsteaern, 
was  dieselben  allordin^s  in  der  Ke^el  sein  werden,  ist  etwas  anders  zu  führen.  Siehe 
Fio.  II,  §.  4S2  fr.  V.  Kaut  inaiin  s  polomis«  he  Bemerkungen  gegen  «lie  Erbschafts- 
stoijorn  (S.  '292  II/'  >ind  ui.  E.  pariz  srhit  f  und  M'  il)cn  auf  der  Oberflacbf.  Auch  seine 
Aeui>acrung  S.  311,  „der  Nachtheil  der  Einregistrirungssteuer  wurde  sich  recht  schnell 
io  Fnnkreioh  in  seiner  ganzen  Grosse  zeigen,  wenn  nicht  von  allen  Seiten  danach  ge^ 
trachtet  würde,  die  Abgabe  theilweise  zu  umgehen",  abertreibt  sehr. 

Oer  nnbestreitbare  Uebelstand  der  Registerabgaben  ist  deren 
zn  bedeutende  Hohe  In  den  wichtigeren  Fällen.  Mitdarans 
folgt  wieder  die  Nothwendigkeit  der  scharfen  Controleni  Verkehrs- 
hemmungen,  Strafen.    Allein  diese  grosse  Höhe  der  StenersStze 

ist  eben  die  Folge  des  grossen  Finanzbedarfs  und  der  gleiehfalls 
so  hedeutenden  Hrdie  anderer  iVanz^siseher  Steuern  und  dies  ist 
wieder  die  Folge  der  tVanzüsisehen  Geschichte  und  l'olitilv. 

Wäre  das  En  regist  rem  eitt  weniger  liscalisch  ausgenutzt,  so  wurde  man  andere 
Stenern  noch  mehr  anspannen  müssen.  Hätte  man  die  ein/elwlrthsehaftlichen  Steuer- 

«luellen  .  welche  durch  die  Regi-t«  rab^aljfii  i  i>,  hIo->^.'n  wcrd-  n.  durch  directe  Ein> 
kommen-  und  Vermögenssteuern  zu  tretien  gesucht,  30  würde  man  des  hohen  Finanz- 
bedarfs wegen  auch  diese  Steuern  sehr  stark  haben  anspannen  mllssen.  Dann  würden 
die  Schwierigkeiten  der  Einrichtung  und  Dun  hfiihrung  dcMs.  lljen  so  gewachsen  sein, 
dass  die  Besteuerung  in  di'-^er  Kortn  vi*'lii  i'  ht  listiger  als  in  derj'Miicen  des  Knre- 
gistremcnt  geworden  und  wahrscheinlicli  weniger  ergiebig  geblieben  wäre.  .Mit  dem 
A.  W«gner,  fbunswlMieiucbaft.  III.  95 


544        B.  B.  2.  K.  Stooerreoht.  1.  H.-A.  2.  A.  Fnnlmich.  §.  225. 

an  sich  ai'  h<  rlich  begründeten  Vorwurf  des  Siiperfiscalismus  und  der  zu  hohen  Ab- 


nicht  viel  gugcu  dicsu  Steucrlürui.  Ziemlicli  demselben  Vorwurfe  ^ind  alle  und 
mttBSMi  alle  französischen  Stenern,  anch  etwaige  Einlrommen-  nnd  Yetm^Sgeoaiteaem. 
ausgesetzt  sein. 

Die  specifischeo  Nacbtheile  der  Registerabgabe,  ver- 
glicben  mit  den  letztgenannten  nnd  sonstigen  Stenern,  welcbe  als 
ihr  Ersatz,  ibre  Ergänznng,  ibre  Modiiication  in  Betraebt  kommen 
konnten,  sind  dieselben  wie  diejenigen  aller  ähnlicben  Verkebrs- 
steuern,  auch  derer  in  Stenipclform. 

An  einzelne  mehr  oder  wenii^er  zufilllisre  Vor^'unge  des  Verkehrs  sich  an- 
schliessend, in  mehr  oder  weniger  willkührlii  h  l^.  wählten  Füllen  un<I  Betr.igoa  diese 
Vorgänge  oder  di'>  ihnen  zu  (jrundt;  liegenden  He*  htsgeschufte  tr-Hend,  besfi^uem 
sie  die  i'flicbtigen  sehr  uuglcichmässig  und  oitue  Kucksicht  au t  das  Vorhände uscm 
nnd  die  Hobe  eines  Uewinnes  für  denjenigen,  welcher  die  Steuer  trSgt,  Irai  dem  be> 
steuerten  Vorgang  oder  Kechtsgcsehäft.  Daher  widrrsprcrlien  dies  ■  Abgaben  sidier- 
lich  dem  veruieintlich  leitenden,  d.  h.  oft  genug  emphntisch  hervorgehobenen,  aber 
stets  ganz  ungenügend  durchgeführten  Grundsatz  der  modernen  französischen  Steuer- 
politik: ,Jeden  nach  seinem  Vermögen  und  seiiif-n  Ivihigkeiten  in  beeteuem."  Hier 
böten  nnr  Modificationen  der  Einrii  htung  der  VerkL-hrsbcsteuerung ,  wie  wir  sie  in 
der  „allgemeinen  Steuerlehru"  besonders  auch  in  Betrell  der  „Conjuncturcjigcwinn- 
stenei**  angedeutet  beben,  eine  Abhilfe  (Fin.  II,  479). 

Die  specif ist' hen  Vor/>lige  der  Registerahgaben ,  besonders 
verglichen  mit  den  üblichen  Formen  der  directen  Steuern  und  mit 
indirecten  Verbrauchssteuern,  sind  jedoch  aucli  nicht  zu  verkennen. 

Die  Kecbbgeschüfte  lassen  sich  zum  Theil  mit  Kucksicht  auf  diu  sich  an  sie 
knüpfenden  Registerahgaben  der  jeweiligen  SteuerfRhigkeit  mehr  anpassen,  l»es8er  als 
directe  Steuern  und  ebenso  wie  indireote  br.-vin  lisstetiern.  Sic  treffen  doch  weni^rstens 
Öfters  dann,  wenn  ein  (lewinn  <:emai:ht  wird  und  denjenigen,  welcher  ihn  macht  oder 
einen  Vortheii  aus  dem  Verkehrs-rcschäfl  erzielt.  Sic  lösen  das  Problem  freilich  nur 
roh,  Einkommen,  Ertrai.-.  VeruiöL'-en  zu  beeteuem,  aber  sie  lösen  es  doch,  indem  sie 
dann  cintn^fen.  wenn  «Itirch  einen  Verkehr>vor?r\ng.  ein  Keehtsgoscliuft  ein  ukonomisclKT 
„Werth"  als  vorhanden  oder  als  sich  vom  £incn  zum  Anderen  bewegend  nach- 
gewiesen wird.  Wie  schwer  ist  Öfters  ftir  die  directe  Bestenemng  ein  solcber  Nach- 
weis! Wie  viel  r.  .  ]!.  St-  u.  rfJUligkeit  treirt-n  diese  nicht  oder  unzureichend,  welehe 
die  Einrichtung  der  Kinrogistrirung  zu  linden  und  die  damit  verbundene  Abgabe  zu 
trcUen  w^eiss. 

Gewiss  Alles  nur  Kechtt'ertiguugsgrUnde  von  sebr  relativem 

Werthe.  .Vbcr  luuss  man  sich  mit  solchen  nicht  fast  immer  im 
Steuerwesen  aller  Formen  und  Arten,  aller  Zeiten  und  Länder  be- 
gnügen?! 

Eine  eingreifende  Kelortn  setzte  zweierlei  voraus,  wo\on 
unter  den  j^^ei^ebeuen  Verhältnissen  keine  Kede  sein  kann:  eine 
sehr  bedeutende  Verminderung  des  l^^inanzbedarfs  oder  —  wo- 
m(>glich  zngleieb  —  eine  Ersatzmittel  bietende  Entwieklung  der 
Übrigen  Bestenemng.  Dann,  aber  aneb  nur  dann,  wäre  es  möglich 
das  Enregistrement  von  vielen  iiscaliseben  Härten  zn  befreien, 
manche  einzelne  Steuersätze  desselben  anfznbeben,  alle,  nament- 
Ucb  die  bedenklichsten,  erheblich  zu  ermässigen. 
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Wie  die  Dinge  in  Fniukreich  liegen,  wird  man  sieb  mit  einem 
viel  weniger  weit  gellenden  Reformprogramm  liegnUgen  müssen: 
Ermässignng  besonders  der  Ubertrieben  hohen  Registcrabgaben 
vom  Besitzwechsel  des  Grundeigenthums  unter  lästigem  Titel  unter 
LebeDden  and  Revision  der  Übrigen  Theile  dieser  Abgaben.  Dies 
wire  aber  nor  durchführbar,  wenn  genügender  Ei-satz  für  die  da- 
dnrch  entstehenden  Ausfälle  an  Einnahmen  durch  andere  Stenern 
zo  beschaffen  wäre.  Nicht  nor  wegen  der  ohnehin  schon* so  be- 
dentendeit  Anspannung  aller  tibrigen  französischen  Steuern,  sondern 
auch  aus  Gründen  richtiger  practiseher  Steuersystematik  and  des- 
jenigen  Firsatzes,  welchen  gerade  autziibebcude  und  zu  ermässigcnde 
Registerabgabeu  erhalten  mUssten,  wäre  dns  liicbtige  wolil  die 
Einfuhrung  einer  Huppiemcntären  Einkommensteuer  oder 
Einkommen-  und  V  e  r  m  ü  g e  n  s  s  t  e  u  e  r.  Käme  es  dazu, 
vollends  aber  wenn  es,  wie  bisher,  nicht  dazu  kommt,  so  mUsste 
in  Der  halb  des  verbleibenden  Systems  der  Kegisterabgaben  aber 
jedenfalls  mehr  auf  Entlastung  des  Immobiliar-  und  stärkere 
BeJastnng  des  Mobiliarverkehrs  bingestrebt  werden. 

Betrachtet  man  endlich  das  französische  Registrirungsabgabe- 
wesen  yom  steuerte  eh  n  Ischen  Standpuncte  aus,  so  yerdient  es 
alle  Anerkennung,  —  immer  Torausgesetzt,  dass  einmal  dnrch  eine 
derartige  Besteuerung  so  enorme  Summen  für  die  Staatsbedflrfnisse 
erhoben  werden  sollen.  Der  Ertrag  zeigt  sich  trotz  der  Höhe  der 
Steuersätze  sehr  entwicklungstahig.  Die  logische  Consequenz  und 
systeruatische  Durchbildung  ist  bevvundernswerth.  Sehen  das  ^M<)>se 
Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  ist  eine  sie  u  er  technische 
Leistung  ersten  Hanges  zur  Lösung  des  gestellten  Problems, 
welche  die  höchste  Anerkennung  verdient.  Beweis  dafUr,  dass  dies 
Gesetz  trotz  der  grossartigen  Entwiekluog  und  viellaclien  Um- 
gestaltung des  Verkehrs  -  Creditwesen!  —  im  IIK  Jahrhundert  die 
Grundlage  des  Enregistrement  bleiben  konnte  und  noch  gegen- 
wärtig ist.  Niehl  einmal  das  Bedttrfhiss  einer  neuen  Codification 
ist  trotz  der  zahbreichen  einzelnen  Abänderungen  nnd  Zusätze  durch 
spätere  Gesetze  in  besonderem  Haasse  hervorgetreten.  Das  spricht 
sehr  zu  Gunsten  dieses  Hauptstticks  der  Revolutionsgesetzgebung. 

c.  Die  Abgaben  in  Stenpfllform. 

(iesetzgc  b  u  n  g  iin<I  Lit.-ratur  .s.  o.  S.  r)t)t  und  S.  505. 

§.  22G.  1.  Ursj)rung.  Auch  diese  Abgaben  stanmien  aus  dem 

ancieo  regime,  wo  sie  unter  dem  Namen  des  droit  de  formale  iu 

36* 


uiyiu^uu  Ly  Google 


546      6.  B.  2.  K.  Steuorrecbt.  1.  U.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  22G,  227. 

frcilicli  geringerer  Ausdehnung,  unvollkoniim-iuTOi-  Systeniatisirnng 
und  nicdrii;eren  Sätzen,  llhrigens  mit  Ansnalinie  einiger  Pruvinzen 
(der  neu  annectirteu ) ,  schon  bestanden  hatten  (o.  65).  Der 
NoUbelaversammluug  von  1787  hatte  der  Entwurf  eines  neuen 
Stempelgesetzes  vorgelegen^  durch  den  u.  A.  die  Urkunden  nnter 
Privatunterschrift  in  grösserem  Maasse  stempelpHichtig  gemacht 
werden  sollten.  Dieser  steaertechnUch  vorztigUob  gearbeitete  Ent^ 
worf  stand  indessen  nnr  einen  Monat  lang  in  Gesetzeskraft  (4.  Angust 
1787)  I  da  das  Gesetz  vom  König  der  Opposition  des  Parlaments 
gegenüber  alsbald  wieder  zurückgenommen  wurde.  Er  enthielt 
alles  Wesenilicbe  und  Brauchbare  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Zeit  von  1797—98  an. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch  in  der  Hevohitionsperiode 
auf  dem  Gebiete  des  Stempelwescns  im  Gesetze  vom  12.  Deceniber 
171)0  18.  Februar  171*1  mi.sslang  ähnlich  und  aus  gleichen  Gründen 
wie  auf  dem  (Tcbiete  der  Kegistrirung :  man  wa«^te  das  Stempel- 
weseu  nicht  in  der  Weise  des  Entwurfs  von  17S7  auszubilden 
noch  die  strengeren  Controlvorschriften,  welche  das  fiscalisohe 
Interesse  bier  einmal  verlangt,  als  „zu  wenig  liberal'*,  einzuführen. 
Mit  daber  war  der  finanzielle  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  unbe- 
friedigend. Erst  nach  und  nach  ksm  man  auch  hier  auf  den  Weg 
jenes  Gesetzentwurfs  zurttck.  Nach  Terschiedenen  Specialgesetzen 
in  dieser  Richtung,  schuf  auch  hier  ein  technisch  vorzflgliches 
Hauptgesetz  dieser  Periode ,  dasjenige  Tom  13.  Brumaire  VII. 
(3.  November  1798),  die  endgiltige  Grundlage  ftlr  die  Folge- 
zeit bis  znr  Gegenwart.  Dies  Gesetz,  ein  SeitenstUck  desjenigen 
vom  22.  Frim.  VII.  (Iber  die  Registrirung,  knüpft  reell,  wenn  auch 
nicht  tormell,  an  den  Fiitwurf  von  17;^7  an.  Alle  späteren  (tcsetze 
bauen  das  Stempelwesen  aid  der  so  geschaffenen  Grundlage  nur 
weiter  auf  und  aus.  Xainentlich  wird  die  Stcm})elpliichtigkeit  für 
specielle  Fälle  genauer  nonnirt  und  wirksam  ^^emaeht.  Die  leiten- 
den Grundsätze  der  Gesetzgebung  sind  dabei  aber  nicht  mehr  ver- 
ändert worden,  so  dass  die  neuerliche  F^infUhrnng  von  Stempel* 
marken  wohl  als  der  bedeutendste  Punct  des  orgaDisatorischen 
Portschritts  auf  diesem  Abgabegebiet  bezeichnet  worden  ist.  Durcb 
die  Entwicklung  der  Geschäfte,  die  Ausdehnung  der  Stempel- 
pflichtigkeit,  die  immer  erfolgreicheren  Gontrolen  und  die  höheren 
Sätze  (namentlich  die  20%  Zusehläge)  ist  der  Ertrag  sehr  ge- 
wachsen, besonders  seit  1871. 
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S  ruich  liii-r  das  Nähere  iti  <loi  tron'lichen  Darstellung  der  rintw  it  klun«  der 
SttuapcJg«^eizgcbuug  der  Kcvolutioosiseit  von  Stourni,  I,  444 — üater  dou  bei 
BemthuDg  der  Gesetze  erörterten  Fragen  ist  diejenige  ttber  die  gerichtHolie  Un- 
giltigkeit  Fon  Urkunden  auf  ungestcuipcltem  Papiere  —  „Nullit&t**  in  diesem 
Sinne  —  eine  der  auch  finiinzwisscnscljaftlii  h  besonders  interessanten.  Schon  in  dem 
der  Notablcnven>ammlung  von  17!?7  vorgelegten  Entwürfe  war  vorgesehen,  die  Aus- 
steller fon  Urkandeo  unter  PriTatonterschTift  dadurch  im  eigenen  Interesse  zur  Be- 
nvtzang  von  Stemi)e!|>aiii'  r  zu  veraulasscn ,  dass  sie  andernfalls  mit  Unwirksumkoit 
dieser  Urkunden  vor  (iericht  bedroht  wurden.  Die  Kexierong  begründete  diud  gegen 
die  Einirlnde  einer  zu  grossen  Strenge  damit,  dan  die  Vorschrift,  Prifatorkiindon 
etwa  urst  bei  der  Vurv^eisong  Tor  Gericht  zn  stempeln,  niclit  ausreiche,  weil  dann  mir 
der  kleinst'-  Tlieil  .iavon  zur  Slempeltnijr  verpflichtet  werde  und  dazu  komme.  Alter 
die  Bestimmung  wurde  doch  lallen  gelassen  (Stourm,  I,  41h).  Von  ^■euem  wurde 
die  ^age  bei  der  Vorbcreitang  des  Gesetzes  ?om  Brom.  VII.  angeregt,  aber  wiodorom 
verneinend  ent.«;chirden.  Ebenso  g^nir  es  jun>;st  nacli  d-  rn  dentschen  Kriej^e  ISTl  u, 
1675  (btourm,  1,  404^.  Auch  diu  unterlassene  Einregisthiung  hat  man  in  Frank- 
reich nur  ansnahmsweise  so  scharf  zu  bestrafen  v:cwa^t  (s.  o.  S.  536).  In  England 
dagegen  ist  die  strengere  Conseqaen^  der  Unkla^jburkeit  eines  Anspruchs  auf  Grund 
ungestempelter  I  rkunden  gezogen  worden  (s.  o.  S.  262) 

§.  227.  2.  Finanz-  and  steuerpolitiseber  Character 
der  franzOBiscben  Stempelabgaben.  £r  ist  in  beiden  Hinsiebten 
einigennaassen  denjenigen  der  Registerabgaben  verwandt:  ,,Gebabr" 
nndy,Steaer"  sind  im  Stempelwesen  ebenfalls  gemiscbt  (§.214, 
215).  Doeb  ist  im  Vergleicb  mit  den  Registerabgaben  das  Ge- 
bühren et  ement  etwas  bäuligcr  und,  wo  es  vorbanden,  etwas 
stärker  aasgeprägt. 

Dies  folgt  aus  der  im  Gesetze  bestimmten  umfassenden  Anwendung  von  Stempel- 
papier  für  die  verschiedensten  Arten  „öft  e n  tl  iohor*'  und  sonstiger  Urkunden,  welche 
von  lieiichten.  (lerichtsvoliziehern.  VorwaItniig-.li('hiirdeii,  Nrif;iron,  Advocafen  ausffi'hen. 
zum  Thoii  auch  aus  der  btemp>;lpllichti^keit  iur  gewisse  Kegistcr  der  (ierichte,  der 
Staats-  und  Gemeindeverwaltungen.  Hier  bekommen  die  betreffenden  PrlTatpeisonen, 
auf  d<  ron  Anajelej^enheiten  sich  diese,  Urkunden  und  Register  1»eziehcn,  dann  den 
Stempel  verrechnet  und  zahlen  in  demselben  mit  die  „öffentliche  Dicn^tlei5tu^g*•. 
Derselbe  Gesichtspunct  waltet  beim  Stempel  fur  Eini;ab''n.  (Jesuche  u.  dgl.  m.  au 
Behörden  ob.  S.  Gcset/  vom  Brum.  Yll. ,  Art.  12  mit  seinen  vielen  einzelnen  Katc- 
gori'ni  von  Fällen.  Da  hier  nicht,  wie  so  vielfach  beim  Enre^nstrement  n  S  51  .;0 
die  „öUcntliche  Dienätlei^tung"  fingirt  oder  bloss  im  tiscalischeu  Interesse  aufgu- 
dmogen  wird,  sondern  im  Wesen  der  Sache  liegt,  so  ist  das  GebQhrenelement  hier  an 
^ich  als  vorhanden  zuzugeh.ni  und  dir  ..(iebuhr"  in  der  geforderten  Abgabe  prin- 
cipicll  hier  berechtigt.  Nur  die  Art  ihres  Ansatzes  im  Stempel,  besonders  in  der 
höchst  mechanibchcu  l'orm  des  Dimeusionsstemp«'is  s.  u.  >}  220!  erregt  wieder 
Bedenken.  Und  die  grosse  Ausdehnung;,  in  welcher  solche  ..^»tlentli' he"  L  rkunden 
und  Register  stempelpflirhtig  erklärt  worden  >ind,  sowie  die  Ilrilic  der  Abtrah.^- 
satze  bewiiken.  datis  auch  in  demjenigen  Fällen,  wo  die  Abgabe  berechtigter  Maassen 
als  Gebtthr  eintritt,  doch  ein  bedeutender  Thoü  derselben  Steuercbaiacter  annimmt. 
Damit  fällt  dieser  Theil  dann  auch  unter  einen  anderen  principicllen  Gesichtspunct 
und  wird  von  demselben  aus  beurthoilt  vielleicht  bedenklich,  wenn  der  „Gebilhren- 
theil"  in  der  Abgabe  selbst  gerechtfertigt  erscheint. 

Auch  die  Ablcitunu;  einer  allt?emeinen  Berc  htigung  odersouar  XQthwendigkeit 
des  Stempelb  als  »'büh  r"  fur  alli/  I  rkiinden  und  .SchriftstUekc  Ido^s  aus  der 
„Möglichkeit",  dabs  dieselben  einmal  vor  Ochcbt  vorgelcj^t  und  zur  Beglaubigung 
oder  Beweisfabrung  gebracht  werden  kOnnton  (Artl  dos  Gesetzes  vom  Brum.  YlL), 
wird  zwar  mitunter  in  Frankreich  vertreten.  Diese  blosse  ..Mflslichkeit"  ist  in- 
dessen doch  kaum  sehon  ein  ':<Mi'i!:'  !s  lrr  <irund  zti  »  iner  (i  Ii  u  Ii  re  n  crhcbuug ,  so 
wenig  wie  der  ähnliche  Gcsichts^'untt  bei  den  Regibtrirungbabgaben  (o.  S.  514).  Bloss 
die  wirkliche  Beaosprachiin^  derGeiiohte  stellt  eine  „öffentUcho  Dienstleistottg" 
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dar.  irclclio  uiit  „(icbuhrcn"  passend  bezahlt  wird,  wie  im  I  ;ille  der  (ierichts- 
kosteij.  Nur  im  Stempel  der  l'Ur  rrocessf u h rung  gelieferten  Schriften  der 
Kechtskandi^cn ,  Advocaten  kttnnte  man  daher  etwa  das  Gebahrenelemeot  ftbnlich 
wie  in  den  Geiichtskoeten  sehen. 

Die  fraozösisohen  Stempelabgaben  enthalten  somit  besonders 
in  den  vorausgehend  angedeuteten  FäUen  gewiss  principiell  „Ge- 
btthren"  und  practisch  mehr  oder  weniger  hohe  Geb  Uhren  qiioten. 

Aber  lil)er  letzteren  Betrag  liiuaus  sind  sie  auch  hier  nach  ihrer 
Ausdehnung,  ßcrccluiungsart  und  Höhe  wieder  „Steuern", 
und  zwar  Steuern  auf  Kechtsge schälte,  Urkunden  u.  s.  w.,  ähnlich 
wie  die  Registerabguben,  aIt>o,  in  der  üblichen  Terminologie Ver- 
kehrssteuern". 

Theils  diesen,  tbeils,  in  einigen  besonderen  Fällen  des  Dimensions- 
stempels,  einen  Verbraacbssteuer-Character  nehmen  die  Stempel- 
abgaben aber  vollends  and  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
häufig  durchaus  allein  in  den  Übrigen  Kategorien  der  Stempel- 
pflichtigkeit  von  UrkundeUi  SchrifUtOcken,  Drueksaehen  an,  daher 
besonders  bei  Privaturknnden  (unter  Privatuntersehrift). 

Dahin  gcböreu  die  Falle  des  ProportionaUtcaipelü.  des  sogen.  Special- 
stempels für  rersehiedenerlei  Geschäftit-,  Verkehrapapiere  (wie  Fiachtbriefe,  Eisen- 
hahn-Empfangschcinc.  Connoäsemente  u.  a.  m.).  des  Che^k-«  Qüittnngs-,  AnschlafT- 

(Affichcii-)Stern»"'l->,  <Jt  s  Stoinpcls  l'ur  VorbichcruntrsjMjlii  on  n  s.  w,  Hnr  in  don  ein- 
zelnen lallen,  weiche  die  Aufnahme  von  der  Kegel  bilden,  kummt  anch  hier  in  der 
Abgabe,  welche  im  Stempel  liegt,  das  Gebtthrenelement  mit  ?or  oder  Überwiegt  selbst, 
so  in  Etwa^  bei  Pässoii.  .Irii^.lsriieiiien. 

Hehrlach,  ao  naweiitltch  beim  rroportioitaUtcmpul  der  llatuiclai  ttccteu,  Actien, 
Obligationen,  fremden  Staatspapierc ,  beim  Stempel  der  Ghecka,  Quittuugen,  der  rer- 
schiedeneii  Ti  u  i  itpapicre,  wo  überall  in  «Icr  Abgabe  der  Stcuercharactcr  so  gut 
wie  ausschlief?]!!  h  vurliogt.  ist  die  in  Stemiiclfnrm  zur  Vcranlasfung  und  Erhebung 
kommende  Ali;;abe  st  euer  politisch  der  Kugiäterabgabc  wesentlich  homogen. 
Eigentlich  stellen  hier  beide  Abgabearteu  nnr  zwei  Tersehiedeae  Formen  ein 
und  derselben  Steucrffattun  u'.  der  Hesfrucrung  der  K  er  h  tsgcs  cli  a  Tt 
und  V  erkebrsvorgängo,  dar.  Am  Deutlichsten  tritt  dies  in  dor  aU  Kegel  geiteiiduu 
Bestimmung  hervor,  dass  die  Kegistrirungsämter  nur  die  a«f  dem  roigeschriebenen 
Stompelpapier  errichteten  oder  für  Stoinpclzahlun«^  ansdracUich  visirten  Urkunden 
registrircn  dürfen  ^(iesetz  rom  Brum.  YU.»  Art,  25). 

Die  folgende  Darstellung  des  Systems  und  der  Grundsätze  des 
französischen  Stempels  wird  den  finanz-  und  steuerpolitischen 
Character  desselben  und  seiner  verschiedenen  Arten  wieder  genauer 
im  Einzelnen  nachzuweisen  suchen. 

Hei  den  einzelnen  Tarifposten  und  ihren  Erträgen  kann  man 
nac  h  dem  (  Jcsagtcn  mehrfach  ,  wie  bei  den  Kegistcrahgahen ,  nur 
begriffs-,  nicht  zirtermässig  eine  ►Scheidung  in  „Gebühren"  und  in 
„Steuern"  vornehmen.  Vom  Gesanimtcrtrag  des  Stempels  möchte 
ich  kaum  ein  Driittbeil  als  Gebühren  ansehen,  wie  sieh  aus  den 
im  Folgenden  eingestreuten  statistischen  Daten  mit  ergiebt  Das 
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ist  aber  immerbin  eine  viel  höhere  Quote  als  die,  welche  bei  den 
Kegisterabgaben  eioen  solchen  Cbaracter  haben  mag. 

In  Besng  auf  die  allgemeine  Frage  der  Berechtigung»  Noth- 
wendigkeit  nnd  Zweckmässigkeit  der  Stempelabgaben,  soweit  die 
letiteren  Stenern  nnd  speciell  Verkebrsstenem  auf  Urkunden  Uber 
Recbtsgesehftfte  sind,  genügt  es  im  Wesentlichen  auf  die  Er- 
örterungen Uber  die  gleiche  Fragre  hei  den  Registerabgaben  zu  ver- 
weisen (§.  215,  225).  Die  alli^enicinc  principiellc  Hcrcchtigunp: 
möchte  danach  auch  den  betrelTendcn  St('niiicl;ihi::alicii  meistens 
zuzugestehen  sein.  Die  stouer|>olitischen  Bedenken  liegen  niehr- 
fach  in  der  Hcrechnuugsart,  seltener,  aher  auch  bisweilen,  in 
der  Höhe  des  Abgabesataes  als  Steuer. 

§.  228.  3.  System  nnd  leitende  Prinoipien  des 
Stempelwesens. 

a)  Grundsatz.  Ausdehnung.  Der  allgemeine  Grund- 
satz, welcher  die  Regel  aufstellt,  steht  gleich  an  der  Spitze  des 
Gesetzes  vom  Bmmaire  VII.  und  lautet  hier  im  1.  Artikel:  „Die 
Stempelabgabe  wird  auf  alle  zu  bürgerlichen  und  gerichtlichen 
Urknnden  und  zu  ScbriftstHcken,  welche  vor  Gericht  vorgelegt  und 
hier  zur  Hewcisftihrung  gebraucht  werden  können,  bestimmten 
Papiere  gelegt.  Es  gicht  hiervon  keine  anderen  Ausnahmen,  als 
die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich  genannt  sind." 
Also  die  fast  denkbar  weiteste  Ausdehnung  der  Stcnipcl- 
pt'lichtigkcit,  wenn  man  sich  bloss  an  die  Fassung  dieses 
Artikels  hielte.   Das  ist  indessen  nicht  ganz  zulässig. 

Difs  r  lfgi-,l!itiv«ii  F.wsung;  »Icr  i:''3it/lich<'ii  Stcui|><'lpflithtigkeit  ist  illcrdinKS 
g'-radc  tliie  Klarlicit  und  RestimmtliL'it  und  die  |)  riuc  ipiellc  Allgoincinbeit, 
volchc  sie  für  dio  Stciuitrlpiliclitigkcit  aufätollt.  nachgcrühnit  worden,  so  ronStOQrm 
\l,  4()1  fi.<.  In  letzterer  Hinsicht  sollte  nur  so  d  iiscalisckc  Interesse  gODilgend 
fCäi^licrt  Sein,  weshuH)  die  Fassuiie  des  Art.  1  ai>  »in.-  W'-M-ntlichc  V'crbessennijf 
analoger  Bc-'stitumuugcu  im  ersten  bteiDpulgeüetz  vum  ]>.  L  ebruar  Iti^l  bezeichnet 
Vörden  ist  In  diesem  var  ab  allgemeiner  Orandaatz  die  Stempelpflichtigkeit  der 
der  Kegistri runfj  uiit(  ift-orfenoii  Urkunden  bini^estcllf  und  dünit  l  iin-  zu  cim«- 
Grenze  jfozogon  (Stourin,  I.  457).  Indessen  kann  man  unigekclirt  docb  die  Fassung 
des»  Art.  i  des  Gesetzes  vom  Brumaire  VIL  als  zu  allgemein  und  :«ls  selbst  uicbt 
einmal  so  durchaus  klar  bozeicbnen.  IM  zeigt  sich  u.  A.  schon  )*i  i  d.  r  Schwierig- 
keit einer  rorr-  rfen ,  grammatikalisch  und  dem  Sinne  narh  zutrctieiiden  L «  bersetznng. 
Die  obige  weicht  absichtlich  rou  derjenigen  Jacob  s  a.  U.,  S.  2}  etwas  ab.  Im 
fnuuOsischen  Text  heisst  es:  Ja  contribotion  da  timbre  est  etablio  snr  toos  Ics 
pafders  destim'-s  ;iu.v  aetes  eivilos  et  jiidiciaircs  ft  anx  ccriture*  <|Ui  ]H  iivent  'tr«" 
prodnifs  cn  justice  et  y  faire  foi.  II  n'y  a  U'autres  exoeptions  »|ue  cellesi  nommcmeut 
cxi>nm' 3  dans  la  präsente."  Die  von  Stourm  gerühmte  ..Allgemeinheit"  der 
Paasang  liegt  in  der  Wahl  des  Aufdrucks  ..peuv nt '  .  iu  Verbindung  mit  dem  letzten 
Sat/e.  Aber  das  ,.pe«vt;nf*  wurde  so  ziemlich  jedrs  denkbare  Seliriltstuck  umfassen; 
weicher  gewöhulichsto  Privatbrief  könute  uicht  uuter  Umstanden  darunter  fallen  VI 
Und  die  im  SdiloMeatse  in  Aussicht  gestellte  namenweüie  An£üUilang  der  Ausnahmen, 
die  Mich  ia  Art  16  erfolgt,  reicht  dann  doch,  wie  gewöhnlich  eine  derartige  Casuistik 
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in  einem  Gi:"=f(7-- .  ni  r  !i  t  aus.  luii  die  Rcpcl  Art.  1  i^oiiupend  ciiizusch  ranken 
Die  Praxis  hat  dahui  aucli  liiei  die  richtige  Euiachiaiikuii);  niii  geben  uinsscn,  indem 
sie  sich  an  den  Sinn,  nicht  an  den  blossen  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  gehalten 
hat.  Die  auch  prardsch  sehr  <;rnNse  Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  iit  daber 
doch  Meiner  als  nacli  Art.  1  anzuneliiiu-n  wure. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Art.  1  findet  dann  seine  nähere 
AnsfUhrang  im  Art  12.  Derselbe  zählt  unter  nochmaliger  anfäng- 
licher Hervorhebung  des  Princips  die  einzelnen  Kategorien  von 
Urkunden  und  Schriftstücken  auf,  welche  der  ersten  Art  des 
Stempels,  dem  Dimensionsatempel  (s.  u.  §.  229),  unterliegen. 
Neben  den  schon  oben  genannten  „öffentlichen'^  Urkunden  und 
Registern  sind  hier  nun  auch  Urkunden  von  Privatpersonen  unter 
Priv  at  u  n  tcrscli  1  i  1 1  in  sehr  allgemeiner  Weise,  wenn  auch  wiederum 
nicht  so  allgeiiiein,  wie  es  dem  Wortlaut  des  Art.  1  entsprechen 
würde,  ttlr  ( diniensions-)steini)elj)liichtig  erklärt.  Gerade  <lnrch 
diese  Bestiinniungen  wird  dem  iVanzösischeu  Steiupelwesen  und 
zwar  speciell  demjenigen  Theile  davon,  welcher  «icli  auf  Kechts- 
geschäfte,  auf  Verkehrsvorgänge  rechtlicher  Bedeutung,  so 
betreffend  Schenkung,  auf  Regelung  des  Erbgangs  (Testamente)  etc. 
bezieht  —  so  sehr  der  Cbaracter  der  „Verkehrssteuer'*,  ähnlich 
wie  beim  Enregistrement,  nicht  oder  nicht  bloss  degenige  der 
Gebtthr  aufgeprägt.  Das  muss  für  die  steuerpolitische  Bedentnog 
des  französischen  Stempelwesens  beachtet  werden. 

8.  Art.  12  des  (lesetzeü  vom  Bram.  VIL,  bei  Jacob,  S.  4  C  mit  den  spftteren 

Abän  li  runden  der  einzelnen  Puncte  in  den  Koten.  AMgnes,  I,  416  11'..  liiock,  Art 
timbre.  Ikrvorzuhehen  if>r,  dass  nicht  nur  die  öQcntlichcn,  gerichtlichen,  gerichts- 
rollzieherischon.  pciichtäschreibcrischen,  notariellen, advocatorischen  u.  s.  w.  Urkunden, 
diejenigen  von  Verw'altungsbchOrdcn  —  diese  soweit  sie  der  Reffistriru ng  unter- 
liege» oder  an  Private  .Tii>;crrli,iiuli;:t  werden  — ,  auch  gewisse  Protokolle  seihst 
(dimenäions-)<itttmpclpilichtig  »inü,  sondern  auch  die  Auszüge,  Abschriften,  Aub> 
fertigungen  dieser  Urknndon.  Aach  die  Register  der  Gerichte«  in  welche  die 
der  Kegist rirung  auf  der  Urschrift  unterlicg'Miden  I  rkunden  eingetraqrt^n  werden,  sowie 
die  Kcpertorion  der  Qerichtsschreiber.  die  Register  der  Staats-  und 
Gemeindererwaltungcn  für  Gegenstände,  welche  zu  ihrem  Geschäftskrois  gehören, 
aber  sich  nicht  auf  dl-  iIlf^Lmeine  Landesrerwaltung  beziehen,  die  Keijertorien 
derSecretäre  dieser  üehurden,  die  Kegistcr  der  Notare,  (rerichtsvollzii  her, 
anderer  öffentlicher  Beamten  und  ihre  Kepertorien,  ebenso  die  Kegister 
der  Rtchnungsleger  von  Gemeinden  und  Öffentlichen  Anstalten,  endlich 
die  Gesuche  mul  Einjr.ibcn  an  alle  Behi^rden  —  wi-iiiirsteiis  in  der  Ke^^el  —  sind 
(dimensions-jstempelplliLhti^.  Unter  den  in  Art.  H»  (und  der  sich  an  ihn  niv,  hliesscn- 
den  späteren  (jesetzgebungj  angeführten  Ansnalimon  von  der  Stenij'ci[/ilichtigkeit 
•tefiiideii  sich  u.  A.  die  Ürkondott  der  i!:cset/ji  li-  iiden  und  vollstreckenden  Gewalt,  • 
Irschrilten  von  l  rktii!<lcii  n.  >  \v.  d-.-r  <'llentli(iiiMi  >'(>rwaltnng'  und  Anstalten  dann, 
wenn  diese  Urkunden  nicht  der  Kegistrirung  untcrlie«:en ;  die  Kcgister  der 
Erheber  öffentlicber  Abgaben,  ferner  Quittangen  Uber  Gehaltsbezflge  n.  dgl. 
der  Staat-h(\iint' n ;  gewisse  Stcii.  r.iuittuni'en  (so  für  direote  Stenern"!  u.  a.  1'  in 

Die  i^Dimonsions-) Stempelpflichtigkcit  von  reinen  Privaturkunden  bezieht 
sich  einmal  auf  Vertrüge,  welche  Privatpersonen  unter  Privatunterschrift  abscbliessen 
(auch  auf  Kcchnangsdoplicnte  nber  Cassenfuhrung  und  Venraltung  besonderer  Go- 
^iftszweigc).  Ferner  werden  allgemein  dem  (Dimensions*) Stempel  onterwoifen: 
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«.alle  dfTenUichen  und  rriraturkundcii  und  Schriftstücke,  Aaszugo.  Abschriften  und 

Ausfertigungen.  weKhc  bestimmt  o«lcr  !;coignot  sind,  '.'iiic  re  inlich  b <m1  r u tü n in e 
Thatitachc  dar/uthuu  oder  zum  Zwecke  der  Geltend  machung  eni<  r  \  cr- 
pflichtong  oder  Entlastuug.  behitfs  Beflavbigung  einer  Behauptu og, 
ZOD  Zvccke  der  Begründung  und  ßokämpfung  ciix  s  Anspruchs  vor- 
C'  ''r;i.]it  /II  \v<"idi'n'"  ((itsrfz  vom  Uniui  .  Art.  12,  nach  Ja«  ob's  Ueberbotzung  und 
Liuthcilung  unter  No.  1,  Punct  1,  ä.  auch  eb.  }io.  2,  PuQct  Ii.  Ausaaluneu  hierron 
kommea  in  Art.  16  kaum  ror.  bestehen  aber  (gleichwohl,  wie  üich  nach  aas  dem 
alsbald  anzufahrenden  Art.  .''.0  des  Gesetzes  vom  Brum.  ciLMi-lit.  t'i:r  rbli<bcne 
Stccnpelung  bedingt  daher  bei  den  genanntcu  i'rivat-  und  Otleiitiichuu  Irkuudeu  und 
Sehrifbtttuen  StraffftUigkeit.  Endlich  aber  bcatiomt  der  genannte  Art.  SO  noch 
ganz  allgemein,  dass  „Privatichrift.>tark<:,  welche,  obwohl  sie  uiclit  unter  den  Aus- 
nahmen ausdrücklich  aufgeführt  .sind,  •loch  ohne  Zuwiderhandlung  Liegen  die  Stcmpcl- 
;iejk:lzc  auf  freiem  Papier  geschrieben  werden  können  (aicl  —  in  direeiom  Widerspruch 
mit  der  Fassung  des  Art  I ,  die  sich  auch  hier  noch  als  zu  generell  erweist  — ), 
vor  Gericht  nirlit  voru^clcct  werden  dürfen,  ohne  vorher  der  J'vtra- 
stcmpclung  uutcizogcn  oder  furStompul  visirt  worden  zu  8uiu'\  unter  btral- 
nndrohnug.  —  Auch  Handels'  undGeschaftsbQchor  der  Kaofleute,  KabrikaDteu, 
Banqnien,  Actiengesellscbaften  und  verschiedener  anderer,  wesentlich  gewerblicher 
t'nternehmun'.rcn  (z.  B.  Frennb  iibucher  d<'r  W  irlhe)  waren  anfänglich  dimensions-) 
»tcupelpäichtig .  duch  ist  im  Allgcmeiucu  diese  Slcmfielptlieht  uutgehobeu  worden 
'Gesetz  Tom  20.  Juli  1897,  Art.  -1)  und  dafür  ein  Zuschlag  zur  tiewerbesteoer  ein- 
getreten. Geschäftsbücher  der  Makl-  i-  (Art.  ^1  des  ('o<le  de  •  omm.)  unterliegen 
jedoch  di-m    l)imen>iotis-' Sti  mi'<  !  Hux  f/.  \'>m  5.  Juni  l^.'iO,  Art.  17  . 

Duri'li  den  Zutritt  dQ^  ( rropuitioiuil- 1 Stempels  Itir  IhindcU 
eflccten  (Gesetz  voiu  liruiii.  Vll.,  Art.  Ii)  und  Werthpapiere 
(Gesetz  vom  5.  Juui  1850,  b.  u.  231)  und  durch  die  Ausbildung 
cinijL^er  besonderer  Stent pelarten  (§.  '230)  erweitert  sich  die 
AnsdehDiiiig  der  Stem]>clptlichtigkeit  im  französischen  Abgabe- 
system  dann  noch  erheblieh. 

Grondstttzlioh  bezieht  sich  die  Stempelpflichtigkeit  der  im 
Voransgehenden  genannten  Urkunden  nnd  Schriftstücke  nur  auf  im 
Inland  aufgenommene.  Aber  auch  im  Ausland  aufgenommene  sind 
alsdann  stempelpfiicbtig,  wenn  sie,  bezw.  bevor  sie  im  Inland  irgend- 
wie beontzt  werden,  in  öffentlichen  Urkunden,  in  Erklärungen,  vor 
Gericht,  vor  VerwaltuiigshelWinlen  (Gesetz  vom  r.rum.,  Art.  l.*^!,  im 
Allgemeinen  nach  denselben  Nurmeu  und  Taritbätzeu  wie  luliiudiäcbe 
Urkunden. 

So  tlbertritl't  Frankreich  in  der  .\ii.^flcliuuu^-  iles  Stempclweöens 
wohl  jede  andere  altere  und  bestehende  Gesetzgebung. 

Die  Uebereinstiniinung  mancher  einzelnen  Normen  mit  den- 
jenigen, welche  für  die  Kegistrirung  gelten,  tritt  öfters  hervor  und 
ist  an  sich  tolgerichtig,  auch  praetisch  zweckmässig.  Supertiscalisch 
ist  das  Abgabesystem  in  beiden  Fällen. 

Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  ein  Urknnden- 
oder  SchriftstQckstempel,  nicht  eine  Abgabe  vom  Rechtsgeschäft 
oder  Verkehrsvorgaug  als  solchem.  Sowdt  Schriftliehkeit  von  Ver- 
trägen n.  dgl.  nicht  obligatorisch  noch  allgemein  ttblich  ist,  fallen 
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daher  manche  Vorgäoge  und  GesLhäfle  nicht  unter  den  Stempel.  Bei 
der  Einregistrirang  liegt  der  Sachverbalt  anderSi  weil  hier  in 
bestimmten  Fällen,  wenn  Urkunden  fehlen,  ,,£rkllirangen*'  ttber 
Geschäfte  nnd  Vorgänge  gemacht  nnd  ^ese  registrirt  werden 
mtfssen,  womit  es  dann  aneh  zur  Abgabcpflieht  kommt  (o.  S.  520). 

§.  229.  b)  Arten  des  Stempels.  Ursprünglich,  speciell 
im  Oesets  vom  Bmmaire  VII.,  Art.  2,  und  danach  znm  Theil  noch 
heute  in  der  Verwaltung,  Statistik  und  Literatur,  werden,  wie  schon  i 
iiichrfach  im  Vorherigen  l)crUhrt  wurde,  nur  zwei  Ii au]it u  r te u, 
der  Dini c ns ion s-(Un» i'a  ng-)S  te  111  i)el  nnd  der  Proportional 
(verhUltnissmässige )  Stempel  unterschieden.  Richtiger  ist  es 
wohl  neljcn  diesen  beiden  eine  dritte  Ilauptart,  eine  Reihe  von 
•SpeciaUtempcln,  und  zwar  meist  Fixstenipeln  zu  stellen, 
welche  nach  nnd  nach  hinzugekommen  sind,  und  sich  mehrfach 
Yon  den  anderen  unterscheiden. 

So  z.  B.  auch  iio  Block'schen  dictionn.  in  «l  'in  r<  i<  lili  iltig«  ii  Artikel  roa 
J.  ChardoB,  wahrend  Vigoes  an  der  älttTon  Zwcuhciluiig  fcsithalt.  die  Special- 
htempel  fast  alle  buiu  Dimensionsstcupel  bespricht  (1,  419  S.),  aber  doch  sclb.^t 
benrorhebt,  dass  letzterer  in  einigen  PSUen,  eben  denen  der  dritten  Art,  nicht  nach  i 
der  Papierdimension .  sondern  ausschliesslich  narh  der  Natur  dor  I  rkunde  sich  i 
richtet  (I,  415),  das  hciast  aber  doch,  dass  hier  der  Stempel  nicht  Dimensions- 
Btentpel  ist. 

f()  Der  Diniensionsstciupcl  richtet  sich  nach  dem  Umfang 
des  llir  die  Urkunden,  Register,  Schriftstücke  verijrauchten  Papiers  ; 
(eventuell  rerganients).  Er  wird  daher  auch  wohl,  doch  kaum 
passend,  X'crbrauchsstempel  genannt.  Kichtiger  kann  er,  im 
Unterschied  von  den  Specialstempeln,  der  eigentliche  Dimensionti* 
Stempel  lieissen,  während  dann  der  die  Specialsteiupel  mit  um- 
fassende der  Dimensionsstempel  ,,im  weiteren  Sinne**  wäre. 

Nach  amtlichfju  Formatgrösscn  ist  der  Tarifsatz  im  Princii'al  für  den 
Bogen  iRlatti  (!in  fünffacher:  '  o,  1.  IV^,  2.  3  Frcs.  Die  ursprun^licho  1  war 
die  Lieferung  des  Stcuipelpapicrs  durch  die  Verwaltung.  Uewisse  Per- 
sonen sind  gesetzlich  genothigt,  nur  solches  Papiw  zu  verrenden  (Notare,  Qericbts- 
vollzieher,  Gerichtsschreiber,  Schiedsrichter,  Anwälu-,  Advorati'ii.  alle  iWrcnilichen  Be- 
amten, ausg^cuouiincn  wenn  statt  Papier  Pergament  f:cl»r;ui.  In  wird,  dcselz  vom 
Brujn.  VII.,  Art  l^).  Einige  davuu,  so  Notare,  (ierichtssclnvib'  r,  sind  auch  noch  in 
der  Wahl  des  Foruats  beschrftnkt,  indem  sie  krin  l'aiiicr  untor  einer  beistimmten 
(?rAss.'  l>enut/'^n  dürfen,  was  dann  wieder  eine  be>timmte  H<'^he  des  St-'iupelbetrags 
bedingt  (eb.  Art.  19).  Andere  *  Perboueu ,  bez.  Verwaltaugcu  können  dagegen  aach 
eigenes  Papier  verirenden,  mtissen  dasselbe  aber  zaror.  d.  h.  for  dem  Oebraocb 
für  Urkunden  u.  s.  w.  nach  dem  Form»ttArif  amtlich  stempeln  lassen  soff.  Extra- 
stcnipeliniü; .  timbre  e.vtraordiiiaire,  cb.  Art.  7),  wobei  von  dem  amtlichen  ab- 
weichende i'apierformato  nach  dem  Satze  des  nächst  höheren  Formats  belegt  werden. 
Der  Zweck  verlangt  dann  aber  sogar  Kormcn  fiir  die  Schreibweise,  welche  in 
Bestimmuncen  über  die  Maximal -Zeil'  iizalil  auf  einer  S.ite  des  Formats  und  die 
Maximal-btilbeDzahl  auf  einer  Zeile  —  dnrchsclinittlich  für  jedes  Schriftstück  gerechnet  — 
gegeben  sind  (s.  z.  B.  Jacob,  S.  14,  Vignos,  I«  4IS).  Ueberschioitnngett  michen 
strafiUlig.  Seit  1859  (tntm  in  GeaeU  rm  11.  Jon!  d<  J.)  sind  sUtt  des  «mtlichea 
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Stemj'elpapion  und  der  Extrastempduiig  auch  Stein  {<<- 1  lu.i  r  ki:  n  itimbrrs  mobiles) 
fiir  -Ii«'  nericlitig^iiiii?  di*s  Dimcn^ionsstemp«'!?  (wie  aiii  h  i\>-i  ubriir»Mi)  t'ii)ü;i;fülirt  tiriil 
durch  dpatcrc  Gesetze  nach  uitd  nach  iuimcr  ullgcutoiucr  in  bcatiioiiu  gciiuiuttcii 
Flüen  für  anvendbar  eillirt  (Daten  bei  Vifrnes,  I,  449).  Mitunter,  so  bei  dem 
Dim-^nsinnsstoinpel  für  Anscliliig^o  (Aftichi's)  iiiul  h.  i  >  iiii^,;n  Si>eri;iKt<Miip*ilri  ist  ausser 
der  Extrastciupelung  uur  die  Stcuipelinarko  in  (ielirauch.  V«tti  liom  hier  bosprochenoa 
ctf^entlichen  Dimensionsstcmpcl  für  Urkonden,  Schriftstücke,  Hei^ister  u.  8.  w.  im 
Allgemein  cu  koiunit  aber  auch  gog^cnvärtig'  noch  nur  '/;. — V  ,  des  Ertrai:^  auf  die 
Stcmjn'Iuiarke.  das  Udirigo  auf  Stemi«.'Ipapior  (iSsfi  ii').V>  Mill.  Hliittrr  St-'iiipclpaj)inr 
uiU  4o.41i  Mill.  Frcü.  Ertrag,  14.11  Mill.  liUitcr  mit  Stcutpclmarketi  mit  12.0'J  Mill.  Ertrag). 
Eiioelne  weitere  VoTBchiiften  suchen  für  die  gohOrifo  fi&calische  Ausnatzong  des 
Dini-'n-ionsstcmpel-s  zu  sorgen,  z.  B.  diejenige  des  Art.  23  des  (iesetzes  vom  Bniin.  VII., 
wouacli  in  der  Regel  nicht  zwei  Urkunden  nach  einander  auf  dumscibon  Stempelbogeu 
ftteben  dQrfen  (mit  manchen  Aasuabmcn,  s.  Jacob.  S.  15.  in  den  Noten). 

Die  dickem  Dimeii:3ionsütempel  unterliegenden  Si  hrit'tstUcke  u.  s.  w.  sind  die  schon 
oben  in  §.  22S  hervorjrcholx.nicn  ,  weli  lic  filr  die  AusdeliuiMii:  der  Stempelpllicht  im 
französischen  Hecht  Uberhaupt  vorueuilich  in  Betracht  kumuicn :  Öffentliche  Ur- 
kanden.  Bester,  Urkonden  nntor  Priratunterschrift.  namentlich  Vertrags- 
urinindcn.  /.u  r  e  2:  ii  t  r  i  ro n d  c  n.  .i.  m  Der  früher  genannte  Artiki'l  12  des  <iesct/.eä 
Tom  Brum.  Yli.,  lür  die  Befreiungen  der  Art.  Iti  bestimmen  das  Einzelne;  spätere 
Gesetze  haben  manche  Aenderungen  und  Ausdehnungen  gebracht  i,s.  Block,  dict. 
Art  timbro,  No.  31).  , 

Die  PrinrifKHlsat/e  des  Tarifs  de»  I)iineiisionss(<'mjM>ls  waren  von  den  alteren 
ZoÄchlägeu  (dem  „Kricgszchutcl")  früher  irui.  Denjenigen,  welche  nach  dem  letzten 
Krieizre  ein-  oder  viedefeingefQhrt  worden,  onterliegen  sie  im  Betrage  ron  2  Decimen 
oder  20®  ,j.  wie,  mit  einzelnen  Ausnahmen,  auch  di*-  iiliritr-  n  Steinpelabsnbfn.  immer- 
hin also  niedriger  als  die  Kegisterabgabcii ,  welche  im  Allgemeiueu  25  "/q  Zuschlag 
eiliaHeii  haben. 

Der  Ertrag  dieses  eigentlichen  DimoDsionsstempels  ist  gegenwärtig  etwas 
über  ein  Dritttheil  des  gesammten  Stempelertrags.  Zu^ehliige  inbegrifien  (issti 
55.5S  Mili.  Frcs.  von  156.40  Mill.  Frcs.  im  üanz<ii)  und  die  kleineie  Hälfte  des 
INmenfl<m88tempete  im  weiteren  Sinne  (l32.S0Mill.  Frcs.),  so  dass  die  grössere  H&lfte 
auf  die  rcrschiedcnon  Specialstempel  kommt  (()6.72  Mill.  Fr  s.).  Diese  ZilTcrn  ver- 
ächitfbon  sich  etwas  zu  (jausten  des  Dimcnsionsbtempels,  wenn  man  den  Affichcn- 
ond  den  wenigstens  theilweise  noch  zom  eigentlichen  Dimensionsstcmpel  gehörigen  Asse- 
caran2-PoIieen Stempel  mit  dazu  rechnet  (s  ti.i.  l'er:i<r  den  ..üimonsiousstempel 
für  arid'T''  liieht  speciell  genannte  I  rkundcn  j- tler  Art'',  d^  r.  in  der  Statistik  in  einer 
Rubrik  mit  dem  (Special -1  Stempel  für  Anschlage  und  Sclilus^/ettel  aulgetuhrt,  ISStt 
1.95  Mill.  Frcs.  ergab.  Dann  kommt  die  rolle  HftlÄe  statt  die  Ideioere  auf  diesen 
IMui'^nsirinssti'mpel  v^^n  niinen-iAiH^t'-tripe!  itn  Aveitrrrii  Sinne.  Der  Proportion.iKfi'mpol- 
Ertrag  erreicht  dagegen  immerhin  nur  -'3  desjenigen  des  eigentlichen  Dimensions- 
Btempeb  (l$«i6  $3.84  MUl.  Frca.>. 

Das  Urtbeil  Uber  diese  Art  des  Stempels  speciell  kann  nicht 

gttustig:  ausfallen.  Aufgelegt  uach  einem  denkbar  iiiisscrlicbsten 
meclianiscben  Moment  in  ziemlich  hohen  Sätzen  liodingt  er  viele 
Mühewaltung  der  Steuer|»liichtigen,  auch  der  Controle  und  heiastet 
die  einzelnen  Ptliehtigcn  jodcnralls  sehr  zufällig  und  unj^lcichmäf^.sig, 
vielfach  mit  der  Wirkung  eines  gegen  die  Leistungsfähigkeit,  die 
Einkominen-  und  Vermögensverhältnisse,  die  Werthhöhe  der  in  den 
Urknuden,  Sobrirtstücken  und  Kegisteru  bekundeten  Geschälte  etc. 
nmgekebrt  progressiven  Öteuerfusses.  In  Proportion  mit  dem  Um- 
fang des  gebraucbten  Papiers  stebt  die  Steaerfäbigkeit  ja  in  keiner 
Weise.  Wo  dieser  Stempel  einznregistrirende  Urkonden  trifft^  tritt 
er  zn  der  scbweren  Begisterabgabe  nocb  binza,  in  der  Wirkung 
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wie  ein  ZnBchlag  zn  letzterer,  aber  wie  ein  solcher,  welcher 
gegen  die  Art,  Werthhöbe  und  die  Umstände  des  registrirten 
Geschäfts  oder  Vorgangs  ganz  indiflferent  ist.  Ein  einfacher  Procent- 
Zuschlag  zur  betreffenden  Kcgistei  abgäbe  wäre  stenerpolitisch  und 
am  Ende  auch  steuertecliniscb  vorzuziehen. 

§.  230.  ß)  Speciaistempel.  Fttr  Terschiedene  Kategorien 
von  8chriltstttcken,  Urkunden,  sind  im  französischen  Stempelrecht 
besonder«  Stempelsätze  zur  Geltung  gebracht  worden.  In 
einigen  Fällen  kommt  der  eigentliche  Dimensionsstempel  noch  zur 
Anwendung,  aber  anders  als  in  seinem  normalen  Bereich  oder  neben 
ihm  oder  statt  seiner  auch  eine  andere  Veranlaguogs-  nnd  Er- 
hebungsweisc  der  Abgabe.  Meistens  ist  aber  das  Moment  der 
Dimension  lUr  die  Belegung  mit  der  Abgabe  ganz  aulgcboben 
worden  und  es  treten  für  die  verschiedenen  Kategorien  verschiedene 
feste  ^?tc  ni  p  c  l  s  ä  t  z  c  (fixe  Stempel,  8tli  ekc  Stempel)  ein  (Fiu. 
II,  324).  Daher  waltet  auf  dem  Oebiete  dieser  Sj)ccialsteuipel 
doch  im  Wesentlichen  ein  anderer  Abgabemaassstab  als  bei  dem 
eigentlichen  Dimensionsstempel  und  als  bei  dem  Proportionai- 
stempel ob.  Deshalb  ist  es  richtig,  jene  Stempel  von  den  beiden 
anderen  Hauptarten  zu  treunen.  Die  einzelnen  zu  ihnen  gehörigen 
Speoialarten  sind  Übrigens  wieder  mannigfaltig  und  in  einzelnen 
Puncten  verschieden.  Sie  werden  hier  in  der  Reihenfolge  der  amt- 
lichen Statistik  aufgeführt. 

aa)  V  ersicberangsütcmpel. 

Besonders  Getelz  Tom  5.  Juni  1830«  Art.  3,'{— 4*^,  am  l.  iii// hic  Bestimmungen 
in  späteren  «icsclzen.  nach  1810.  Vi^nos,  I,  120— i;^0;  Block,  dirt.  Art.  timbre. 
No.  51) — tib.  Das  gunaniitc,  fur  diesen  Stciopcl  ^rundlcgoudo  (ieset/  von  l!s5U  unter- 
wirft im  Princip  allgremein  alle  VeisicherooKSvertrftfre  und  deren  Vorläogerungen  und 
Verandcnintreii  dorn  Dim e  n  sio  ii  >  n  t in  p  1 .  und  zwar  aiisdrii<'klicli  zu  Lasten  de> 
Ycrsicliererü.  Bei  allen  Versicherungen  —  der  Erwcrbsgosullscbattcn,  einzelner  Ver« 
sicherer,  wie  der  Ge^^cn^eitigkeitsgesellscbaften  —  mit  Aasnahme  der  See-  tind 
sonstigen  Wasser-  Kluse-  u.  s.  w.)  Versiclierung.  ist  es  aber  g:ostatt©t» 
Seitens  der  Versich-T  i  Abkomme  n  (A  lii>n  nom  ents"*  zu  tretien.  wonach  dieSach- 
Tersicherung^gcschälte  statt  diesei>  Dimeasionssteuipelä  jährlich  2.  seit  1862  3  Per- 
mille  rem  GMammtbetrag  der  fersicberten  Summen,  die  LebensrersiclieniBfsgeecb&fte 
2  Permille  von  demjenigen  der  jiihrlifli  ciiiiicnommcncn  Prämien  /u  t-ntrii  litcn  haben. 
Für  Feuerrcrsiclierungen  ist  dieser  Abouncmontssatz  jetzt  A^l^  bei  Priuiiicu-,  S'^^/gg 
bei  iregenseitigcD  Gesellschaften  (Fioanzgosetz  7om  29.  December  1884y.  Treten  solche 
Geschälte  von  diesen  Abonnements  wieder  zurück,  so  unterlicuen  sie  für  jede  Police 
statt  des  Dimcnsionsstempels  einem  festen  Sat/.o  von  'Ah.  seit  ls62  von  50  Cent  Einige 
besondere  Bcstiminuagcn  ftlr  See«  u.  s.  w.  VerAicherungen.  Assccurau^maliler  und 
-Notare  zahlen  fQr  ihre  GeschÜtebtlcher  den  Dimensionsstempel.  —  Die  Statistik 
führt  mir  die  Stompciorträ^e  von  nicht  maritimen  Versichcrunsji.n  auf,  in  3  Posten. 
ISbG  baar  erhobene  (icbührcn  (droits  au  compt^ntj  189,000.  Abonnements  664,000, 
Eztrastempelong  und  durch  Visirung  erhobener  Stempel  3,527,000  Pres.,  zusammen 
4.38  MiU.  Free. 
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Bes.  G«'srtz  vom  Is.  Juli  lHr)2  und  ls  Jiiii  Is(jr.,  Alf.  4.  Vigm^'s.  F.  I  M) 
bis  4^;^,  Block,  ttinbre,  No.  60 — SO.  WuhrcuU  liic  sog.  (rcricijtiichon  (legalen. 
Öffentlichen)  AnscUlfe  dem  gewöhnlichen  Diraensionsstempel  vntcrliogen ,  besteht  für 
.iIK'  anderen  StrassenanschlSge  auf  l'apier.  seit  «Icni  ir(ni.  Of^sotz  von  1852  aucli  fnr 
aolcbo  auf  Leinwand  u.  dgl.  und  auf  den  Mauura  selbst  (gemalte)  —  dieser  unter 
den  besonderen  Nnnien  des  droit  d'afRchare —  ein  specieller  Dimonsions- 
stompel.  üie  normalen  Einheitssätze  sind  nach  .H  (irö^s n  für  die  gewöhnlichen 
Aiiscliläse  auf  Papier  .'>,  15  und  20  Conf.,  jetzt  mit  Zuschlag  (in  ppcwissfn 

Fitllen  Erhöhungen);  die  gemalten  u,  dgl.  Maucrattichuii  zahlen  je  nach  der  riiichrn- 
irrOsBe  '/^  und  1  Free.,  nebst  20V^  Zuschla^ir.  —  Eine  oreweibestcaerartigo,  auch  bes. 
fie3chaffsreclam<-n  treffend^  Stt-utT.  welche  sieh  wolil  iteuorpolifisch  hil!i}!i  fi  lä.sst. 
Sie  hat  keinen,  ganz  unbedeutenden  Ertrag  (IsSb  fUr  12.305,165  gewöhnliebo  An- 
achl&ge  1.097,000  Pres.  Ertrag  tob  StompelmnlteD;  dazu  ], 556,000  Free,  von  Extra* 
Stempelung,  /ii^.  2,634,000  Pros.;  aouerdem  47,000  Pres,  vom  droit  d'aCGchago,  zus. 
2,681,000  Frcs.). 

Gc)  Aufgehobene  specielle  Stempel. 

Dahin  gehOrt  der  der  Geset^>,n>bung  der  Rerolntionszeit  angehörigc  Stempel  ?on 

Musik  notcn- Papier,  auf^choheu  1840;  der  Stempel  turuedruckte  Ank  u  ndignngen. 
Annoncen,  Prohpeet.-.  atilgehubcn  1^.")7;  und  namentlii  h  ilei  Stempel  von  Zei  tu nü  e  n  . 
periodiäclien  Sehnitcn  und  gcwit^sen  nu  ht  perioducheu,  weiche  von  politischen,  naliunal- 
rAonomiächen,  socialen  Angelegenheiten  handeln.  Dieser  vesentlicb  unter  politischen 
(i'?';i<:ht?pu!i<  t  in  der  späteren  Zeit  der  er-iten  Revolution  eiiiirefuhrte  Stempel  Ci-^^  't/, 
vom  U.  Vcudem.  VI.>  hat  begreiflich  Waudlungen  durchgemacht.  lui  Jaltre  184^  uuf- 
Kehobeo,  vorde  er  1830  wieder  eingeführt.  Ein  Dccrot  der  Regiemng  gleich  nach  dem 
Stoize  NapoleonV  III.  hat  ihn  wieder  beseitigt  (5.  September  1870).  An  seine  Stelle 
g<;wis•^<?rmaas3en  i^t  über  nach  dem  Kriege  die  specielle  Z  >  i  tungspa  p  ie  rstc  u  er 
nach  dem  Gewicht  getreten,  20  Frcs.  lur  100  Kilo,  cm  Thcil  der  damals  einge- 
fllhitien  «l^moinen  Papierstouer,  zu  einem  erheblich  höheren  Satse  als  diese 
•Gesetz  vom  4.  September  1871,  Art.  7,  s.  u.). 

dd)  Verscbiedene  besondere  Stempel  anf  Urkunden, 

Schriftstlicke  des  Geschäfts-,   besonders  des  Geld  Verkehrs. 

Hier  lassen  wir  die  von  der  Gesetzgebung  unterschiedenen  und 
\(tn  ihr  verschieden  behandelten,  al)er  Verkehrs-  und  stenerpolitisch 
doch  unter  sieh  näher  verwandten  \  ier  Fälle  des  Stempels  von 
Schlussnoten  u.  dgl.  der  W  ec  h  s  e  1  a  ge  n  te  n  und  Makler, 
von  Quittungen  u.  djj;!.  im  Allgemeinen,  von  besonderen  Qnit- 
toDgen  bei  öffentiicbeu  Gassen  und  von  Checks  zusammen. 

aa)  Die  Schlussnoten  und  Reehnungsabsohltlsse  der 
Wecbselagenten  und  Makler  (borderaux,  arrltäs  de  compte). 

Sie  sollten  nach  Gesetz  vom  S.  Jani  1850,  Art.  18  auf  Papier  geschrieben 
werden,  welches  dem  Dimensionsstempel  oder  der  Extrastompelung  daftir  unterlag. 
.\fi  Stelle  dieses  Stempels  hat  ilas  (i<-ir[7.  vom  2.  Juni  I8t)2,  Art.  19  einen  doppelten 
Festötentpcl  nach  der  Höhe  der  Summe,  auf  welche  sich  der  Schlusszettel  oder 
die  BechDunir  bezieht,  gesetzt.  V<  Pres,  fhr  BetrSge  Ms  10,000  Pres  ,  IV«  Pres,  fttr 
hAhere.  mit  20°',,  /•i^i  IiI.t.''  naeh  dem  Kriege.  Dieser  Stempel  liat  dureli  diese  Ver- 
ioderung  seine  technische  Natur  ollenbar  gewechselt  und  sich  dem  Priucip  des  Pro- 
poitionabitempels  etwas  genähert,  doch  nicht  so  ricl,  um  ihn  (wie  im  Block 'sehen 
Aetionn.)  zu  diesem  7Xi  stellen.  Denn  wirklich  proportional  ist  er  eben  nicht  ge> 
worden.  Die  eingetretene  Vereinfachung  ist  eine  Begünstigung  der  grosseren  Ope- 
rationen.   Ertrag  ISbO  7GG,000  1  res. 
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ßß)  Q u i  1 1 u  n  g en  a.  B.  w., nl&mlich anch EmpfangsbescheiDiguirgcD, 
Entlastungen  and  andere  befreiende  Acte  (besanders  im  Prirat- 

verkehr). 

S.  Vignes,  1,  420  —  422,  Block,  Art.  timbre,  No.  132  —  142.  Ücüoa  Ua;» 
Gesetz  vom  Brum.  YII..  Art.  12  hat  diese  Schriftstacke  dem  (Di]iien8ioiu->Stempel 

unterwuitVii ,  da  dit^selbon  unter  einen  der  allgemein  gehaltenen  Sät/.e  dieses  Artikels 
fallen.  Der  Art.  Vi  des  frehannten  (ieselzes  bestätigt  dies,  indem  er  autidnicklich 
Quittungen  l)is  10  Frcs.  bel'rcit.  Die  (ji'S(!tzge)»nng  nach  dem  letzten  Kriege  hat  hier  eine 
wesentliche  Veränderung  gctroHcn  und  IVir  die  Quittungen  u.  s.  w.  einen  Keststemp «*1 
von  10  Cent,  für  jedrs  Stuck  lohne  Zusrlilägo)  eingeführt  i(Jeset/.  vom  'J.T,  August  1^71. 
Art.  18).  Die  Befreiung  für  Betrüge  hin  lU  Frcü.  ibt  gcblielx  n  (ausser  bei  Ab- 
schlagBzahlaDgen  für  höhere  Summen),  ebenso  bestehen  einige  andere  Ausnabmen 
(eb.  Art.  2ü).  Wer  seine  Formular.'  fur  Quittongen  u.  dgl.  vorher  stempeln  lässt, 
geniesst  Discont.  Die  Zahlung  erfolgt  Überwiegend  durch  Benutzung  von  Stempel- 
marken (issr.  für  r2>»..407  Mill.  Stück  I3..'J84  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  mit  dem 
10  Cent  -Stempel  nicht  ganz  stimmt,  aber  in  der  amtlichen  Statistik  niclit  •  iki  trt  wiriH; 
ferner  durch  Ex  trasf  enipclung  (ISSfi  3^.17.!  Mill.  Stuck  mit  dMl  Mill.  Frc^. 
Krtrag,  was  mit  dem  Tarif  stimmt)  und  „auf  andere  Weiäc"  (V)  (lUr  11.125  Mill. 
Stock  1.112  Min.  Frcs.  Ertrag,  was  auch  stimmt).  Im  Ganzen  ergiebt  dieser  kleine 
Stempel  al^o  jetzt  l*^..'!!  Mill.  Frcs.  Ertrag,  ne  lir  ;il.s  der  an.iloge  britische  Penny- 
Stempel,  wenn  man  lierUcksichtii^t ,  dass  dieser  andere  Urkunden  mit  umfasst  (oben 
S.  2f54 ,  26.5).  (Jewiss  eine,  besonders  Anfangs,  etwas  lästige  Abgabe  wegen  der 
Fornialitäteii ,  aber  eine  durchaus  nicht  druckende,  an  die  sich  der  (ieschäftsverkebr 
auch  in  l'rankreirh  Icild  ir.'Wi'ilint  hat,  S.  den  Aul'?;it/  im  Bull.  XII.  ('.4  II'  und  di.- 
Statistik  daselbst,  p.  147.  Der  Ertrag  des  Quittuugsstempels  stieg  von  lb72  mit  13.24, 
187S  mit  13.43  anf  18.04  MUL  Frcs.  in  1881,  wahrend  die  Zahl  der  Gontrarentionn- 
Protokolle  von  4189  in  1873,  3189  in  1874,  2819  in  1875  auf  803  in  1880  und  976 
in  18Ö1  sank. 

Yf)  Quittungen  von  and  an  öffentliche  Caasen. 

Sie  waren,  abgesehen  von  besonderen  F&llen  der  meisten  Stenerquittnn^en.  schon 
nach  dem  (iesetz  vom  Brum.  VII.  im  Priuciii  (Dimension8-)stempelpflichtiir  und  zwar, 
gegeben  oder  empfangen,  zu  Lasten  der  betrellenden  Privaten  ((iesetz  vom  Brum.  VII., 
Art.  29.  die  genannten  Befreiungen  eb.  Art.  16\  Mit  diesem  Stempel  wurde  scliou 
fmlp  r  eine  uhnlicln'  Aendemng  getroften.  wie  1^71  bei  den  allgemeinen  Quittungen. 
Ihre  Entnaliiiie  und  Krtheilnng  wurde  für  obligatorisch  erklärt,  aber  ein  Fest- 
stem pul  ton  20,  seit  1S71  von  25  Cent,  für  jedes  StUck  eingeführt  ^Gc^etz  vom 
8.  JaH  1865,  Art.  4,  vom  23.  Angast  1871,  Art  3,  No.  3.  Yignes»  I,  419.  Bloek, 
Art.  timl.re,  No.  151— Jacob.  S.  10).  Die  Statistik  fttr  1886  giebt  circa 
3,i)31,0U0  Fälle  und  circa  Uä3,0OU  Frcä.  Ertrag  an. 

i6)  GheclKs. 

Sie  würden  «igenüich,  wio  „HandelsefTecten**,  Wechsel  n.  dgl.  m.  miter  den 

Proportionalstempcl  des  fiesctzes  vom  Brum,  VII.  fallen.  Im  v  o  rK  eli  rsp o I i  tis c  lio  n 
Interesse,  um  ihre  Einburgerung  in  Frankreich  zu  i>egttnstigän,  hat  man  sie  aber 
zuerst  für  10  Jahre  laug  von  jedem  Stempel  befreit  (Gesetz  vom  14.  Jnni  1S63, 
Jai  ob,  8.  296),  nach  dem  Kriege  zwar  atebald  sie  mit  belegt,  aber,  nicht  nach 
dem  Proportionalstempcl.  was  wiederholt  angercii^t  war,  sondern  Jiach  einem  l'est- 
stcmpel  wie  bei  Quittungen  u.  dgl.  in  2  Sätzen;  10  Cent.  fUr  gewöhnliche  Checks 
im  Orte,  20  Gent,  für  solche  zwischen  verschiedenen  Platzen,  ancb  zwischen  fran- 
zösis«  hcn  und  fremden  ((iesetz  vom  2!{.  August  ISTI  ,  Art  IS,  No.  2,  Gesetz  vom 
l'J.  Februar  1S74,  Art.  Si.  Stempelmarken  sind  nur  in  gewissen  Füllen  anwendbar, 
die  gewöhnlichen  Stempel  unterliegen  der  ExtraStempelung.  Der  Gebranch  von  Checks 
ist  nach  den  statistischen  Daten  auch  tregenwiirtig  noch  verhiiltnissmässig  beschränkt, 
l»iht}  3.2Hi,Ü00  gewöhnl.  Ch.^cks  zu  10  Cent,  mit  .'r22.()00  Frcs.  Ertrag.  1,522,000 
andere  zu  20  Cent,  mit  304,000  Frcs.  Ertrag,  7us.  (j2ü,0U0  Frcs.  Ertrag.  (Vignes, 
I,  422.  Block, ;f)mbro.  No.  143—150). 
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Die  liier  unter  „dd"  besprochenen  4  Kategorien  kleiner  Fest- 
stem pel,  nieist  zu  10  Centimes,  lial)en  sonach  l.'^^r»  immerliin 
20.69  Mill.  Frcs.  ergeben ,  fast  */r,  des  eigentlichen  Dimensions- 
stempels, V,;  des  Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne,  incl. 
der  Specialstempel,  Uber  '/^  des  gesummten  Stempels.  Der  niedrige 
Feststempel  liat  sich  hiernach  und  nach  sonstigen  Beobachtungen 
auch  in  Frankreich  fiscaliscb  and  verkchrspoiitiscb  bewährt. 
Indifferent  gegen  die  Sammen,  anf  die  sich  die.  stempelpflicbtigen 
Papiere  beziehen,  bleibt  er  freilich  dem  Einwand  der  Ungleich- 
mässigkeit  der  Belastung  aasgesetzt,  aber  —  er  belastet  im 
concreten  Fall  —  and  darauf  kommt  es  hier  an  doch  ttberbanpt 
nnr  sehr  anbedentend  and  bringt  der  Staatscasse  etwas  Nennens- 
werthes  ein,  das  anf  andere  Weise  kaum  so  wenig  drückend  er- 
hoben würde.  Die  allgemeine  Kechtt'ertigung  der  „Verkehrssteuer" 
tritVt  bei  ihm  wohl  zu. 

ee)  Stempel  von  Scheinen  des  Transportwesens  Uber 
Versendung  von  Waaren,  zn  Lande  und  zu  Wasser  (Fracht- 
briefe, Empfangsbescheinigungen  Uber  zu  versendende  Waaren, 
Scbiffiwonnossemente).  Hier  ist,  fur  gewisse  Eisenbahnscheine  schon 
seit  1863,  fOr  die  Übrigen  Scheine  seit  1871  eine  ähnliche  steaer- 
tecboische  Entwicklung  vom  allgemeinen  (Oimensions*)Stempel  zn 
speciellen,  mässigen  Fest^tempeln,  wie  bei  der  Torausgebenden 
Rabrik  eingetreten.  Sie  hat  ähnlichen  Erfolg  gehabt  nnd  yerdlent 
ähnliche  Anerkennung.  Ftlr  kleinere  Sendungen  unterliegt  sie 
allerdings  wieder  dem  Bedenken  der  antiproportionaleii,  ungleich- 
mässigeren  Belasliui^-  noch  mclir.  Für  die  steuerpolitische  He- 
urtheilung  ist  ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Transpnrtanstalten 
mit  regelmässigem  Dienste,  namentlich  die  Eisenbahnen,  auch 
noch  anderen  Trausportsteueru  unterliegen  (s.  u.  §.  2db). 

iVi-  Kinzeltic,  Wdvon  Einigfs  iiiiher  mit  Bestimmung'  n  »los  fiair/i:ö>isr  lien  Hainicls- 
recbu  zusauimeohuugt,  äo  iu  Betrell  der  (..'ooooääemeutc ,  ä.  bei  Block,  Art.  Umbre, 
No.  156  -ISO,  Vignes,  I,  428—426.  Die  Sitze  des  jetzigen  Stempels  für  die 
I'rachtbriefe  u.  s.  w.  sind  nadi  den  iieuer.  n  (iosetzeu  fuljr' ikIc  (bes.  Gesetz  Tom 
Mai  ls63,  Art.  I,  über  Eisenbahurecepi^ibc.  23.  August  1S71,  Art.  Is,  modificirt 
dui' Ii  (iedetz  vom  2^.  Februar  1S72,  An.  11  über  Frachibriel'c  u»d  Kcoepisso,  üeseU 
vom  Mu.  Mftrz  1872  Ober  Eist-nbahnrecepisse  and  SchifftoonnoMeneBte,  Oesets  rom 
l'J.  l\braar  1S71.  Art.  !'»  ub<  r  Stcmpcljttlichtiirkeit  von  —  obligatorischen  —  Rece- 
piääen  oder  Frachtbrietca  über  Geld-  und  Wertbscudunj^ea  uud  Uber  Gelduinzicbuogen 
ans  dem  Fnehtgescliftft  und  andere  Specialbestioimnngen  in  den  Stcncrgesetzen  der 
ersten  70er  Jahre).  Gewöhnliche  (nirbt  obligatorische)  Frachtbriefe  des  Land- 
transports entrichten  '\  Frcs.,  nebst  10  Cent.  Ziischla;:^.  also  (>()  Cent.  <las  Stiirk  1 1  S^t» 
nur  106,000  mit  04,000  Frcs.  Ertrag).  Kiseubalinrecepiss«!  tur  Eilgut,  sowie 
über  EinxiehDng  ron  Geld  fOr  den  Preis  von  beförderten  Gütern  tragen  einen  Stempel 
von  35,  fUr  Frachtgut  und  alle  ■■i  i^c  ntl  iche  a  Frachtbriefe  '1' r  Eisen  ba  h  ii 'ii 
70  Ceotiincä  das  Stttck,  beiden  ohne  Zuschlag  uud  Ha  Abgabe,  welche  den  10  Cent.- 
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Stempel  fttr  die  QaittiuigeD  der  Empfönger  der  Waaren  gleich  mit  berichtigt  (Fille 

zu  85  Cent,  in  IS^nH  24  01  Mill.,  mit  ^.11  Mill.  Frrs.  Ertrag,  zu  70  C  nt.  27.79  Mill. 
mit  Mill.  l'ri  s. ,  zusammen  27.'>»i  Mill.  Krcs.  Stcnipelcrtrag  von  diesen  Bahn- 

scheineo).  Ausdehnung  und  Krtrag  erklären  sich  aus  dem  Princip  des  oblifi^atorisch  en 
Rccepisses  d(;r  Kisi-nbahn,  wenn  kein  Frachtbrief,  was  nicht  ji;:esi  t/lich  nothwendig 
ist,  genommen  wird  so  schon  narh  (v'^ha  von  l'^fi.'V  .  Bei  andt  r.'m  I^ndverkehr  fehlt 
eine  analoge  Bestimmung;  wohl  daher  die  geringe  Zahl  der  Falle.  Auch  Schiffs- 
connossemente  (fDr  See.  PInss,  Danal)  sind  obligatorisch  fttr  jeden  Transport 
zu  Wasser  und  trafen  filr  das  in  Händen  des  Kapitäns  befindliche  Original  2  Fn  s. 
per  Stuck  (mit  Zuschlag  2  Fn  s.  iO  Oent.),  womit  bis  zu  4  Originalen  gedeckt  sind ; 
jedes  weitere  kostet  nach  '  \j  Frcs.  Stempel.  Connossemente  der  K  Ustcnschiff* 
fahrt  anteriioc'  ii  dem  hallen  Satz.  Der  Krtrag  vom  Cönnossemcntenstompel  war 
1886  2.0S  Mill.  Frcs.,  der  (j<  sammtertrau'  des  Stempels  von  eben  solclien  Vcrsenduiig»- 
schclnen  30  Mill.  Frcs.,  fast  '4  des  ganzen,  fast  Vi  dos  Diincusions-  und  Special- 
stempelertrags.  Freilich  keine  ganz  nnerhebliehe  Belastang  des  Transports. 

t'f;  Pass-  und  Jagdscheinsteiupel. 

Beide  sind  zwar  im  Princip  mehr  irebuhrt^nartifre  als  stenerarliire  Abgalien,  aber 
nach  den  ziemlich  hohen  Sätzen  doch  Letzteres  mehr  als  in  anderen  (icaeizgebuiigen. 
Der  Passstnmpel  nnterschcidct  Inlandsp&sse  und  solche  für  die  Fremde  und 
beträgt  sfhon  seit  jsKt  für  jene  2.  fur  diese  10  l'rcs..  welche  Siitze  'lern  alli;cmcinru 
20  procentigcn  Zuschlag  von  lh71  unterliegen.    Krtrag  für  32  LO  der  enstcren 

7718,  für  3452  der  letzteren  41,424,  zus.  ca.  49,000  Frcs.  —  Der  Jagdstempel 
fllllt  als  Steuer  betmchtet  nicht  unter  die  Verkehrs-,  somlern  nnt«T  die  direcf«- 
Gebraudis-  oder  Genuas-  und  allenfalls  die  (Jewerbe-) Steuer.  Er  b<  triicrt  seit  1S44 
1.')  l  res.  fur  den  Staiit,  10  Frcs.  filr  die  (iemeinde.  Krstcrer  Satz  wurde  1S71  auf 
.'10  Frcs.  erhöht,  do«  h  schon  1872  wieder  auf  den  früheren  Betrag  ermässigt,  1875 
aber  dem  20''/o  Zusclda^  unterworfen,  daher  i>t  er  im 'iaii/cn  jetzt  is.  bi«zw.  2**  Frr^;. 
mit  dem  Coinmunalsat^  zusammen.  Die  Anzahl  der  ortheilten  Scheine  („pcrinis  de 
cbasse**)  ist  1885  und  1886  rund  400,000  und  391  «000  geveson,  mit  dem  nicht  nnor- 
heblichen  Krtrag  für  den  Staat  allein  ron  7.20,  bezw.  7.04  Mill.  Frcs.  (rgl.  Gros»* 
britanoien,  S.  344*  345). 

gg)  Stempelabgabe  von  Fabrikmarken. 

Wohl,  mit  der  amtl.  Statistik,  besser  hier  einzureihen  .  als  beim  Proportional- 
Stempel  wie  )tei  Viifncs  (I,  44^i).  In  eigenthUmlicJier  Weis.-  ist  mit  dem  Han-l. 
oder  Fabrikmarkensystem  ((iesetz  vom  2.^^.  Juni  1^.57)  durch  (i-setz  vom  26.  Novbr. 
1878  eine  Stempclabgabe  von  1  (jetzt  2)  Cent.  I)is  1  Frcs.,  im  Min.  5  Cent.,  im  Max. 
5  Frcs.  verbundfMi  worden,  di»-  /..  B.  t^'>fi  20.211  Frcs.  abwarf.  Si-di-'  auch  zwei 
Decrete  vom  25.  Juni  lb74  darüber  (Dejcan ,  codc.  p.  397,  405,  das  Gesetz  selbst  eb. 
p.  .340). 

Im  K(ickl)lick  aut  die  hier  aufgezählten  7  Hauptarteii  von 
Specialötenipehi  und  deren  l-nterarteu  ergiebt  sich,  das.s  diese 
zweite  Oattniii,'  des  franz<>sischen  Stempels  und  deninacli  der  daraus 
herrührende  Ertrag-  (von  »14.87  Mill.  Frcs.  in  11^86)  stcuerpoliti.sch 
ziemlich  verschiedene  Abgaben  umtasst.  Die  Entwicklung  zu  be- 
stimmten, meist  mäflsigeu  Fcststempcin  verscbiedenen  Betrags 
(GeldgeacbUt'ts Traosportstempel)  möchte  steuertechniscb  das 
besonders  Beachtenswerthe  auf  diesem  Stempelgebiete  sein.  Etwas 
Aehnliches  seigt  England  besonders  im  Pennystempel »  finanz- 
wissenscbaftlicb  bemerkenswertb.  Der  stenertecbnisehe  Vortheil 
siegt  dabei  Uber  die  Bedenken  vom  Standpnnct  des  Princips  gleich* 
mässiger  Stenerbelastong. 
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231.  y)  Der  Proportionalstempel,  die  dritte  Hanpt- 
gattuug  des  iVanzösistheu  Stempels,  entspricht  \^elli^^stel^s  von 
vornherein,  hierin  ähnlich  wie  die  Proportionalali^Mbe  im  Enie- 
j^istrement,  der  wichtigen  steuerpolitischen  Anlurdcrung  .,gleich- 
mässi^er"  ncsteucriini;  weit  mehr  als  die  beiden  anderen  llaupt- 
:Stempelgattungen  -  diese  „GleicbmilsHigkeit'^  in  der  üblichen  Weise 
im  Sinne  der  ,,ProportionalbesteueranDg''  genommen  (Fio.  Ii,  §.  3i^7). 
Hierin  liegt  sein  unbestreitbarer  Vorzug  vor  den  bislier  beBprocbenen 
Stempeln.  Auch  mit  in  Folge  dieses  Umstände  ist  er  mehr  ,,eine 
Steuer'^  und  hat  er  das  Gebtthrenelement  fast  völlig  abgestreift.  Er 
schliesst  sich  dadarch  der  Bestenerang  im  R^glsterwesen  genauer 
an  und  wird,  wie  Theile  dieser  letzteren  (§.  218)  und  die  (Jmsatz- 
Steuer  von  Wertbpapieren  (§.  219),  zu  einer  Steuer  auf  das  beweg- 
liche Kapital,  welehes  im  Handels-,  Geld-,  Bankgeschäft  u.  s.  \v. 
arbeitet  und  in  ,,\\'erthpapieren"  des  Börsenverkehrs  angelegt  ist. 

Die  Urkunden,  weiche  diesem  Stempel  unterwurtcn  sind,  lassen 
sieb  in  zwei  Kategorien  theiien:  sogen.  Uandeisefl'eeten  und 
Wer t h p:i |) ic rc  oder  Iii» rse ne t'le cteu. 

aa)  Die  Handelsetlecten  sind  diejenigen  stempelptlichtigen 
Urkunden,  welche  schon  nach  der  ursprÜDgliehen  Gesetzgebung 
(13.  Brun).  VII.)  gerade  dem  hier  im  Unterschied  zum  Dimensions- 
stcmpel  eingeführten  Proportionalstempel,  bezw.  der  VerpOichtung, 
auf  betreffendem  Stempelpapier  stehen  zu  müssen,  unterliegen  sollen, 
(gen.  Gesetz,  Art.  2,  14),  nämlich  „verhandelbare  und  für  den 
Handelsverkehr  bestimmte  Effecten",  zu  denen  namentlich 
Wechsel,  auch  Ordre- Billets  und  auf  den  Ueberbrioger  lautende 
u.  dgl.  m.  gehören.  Bald  darauf  wurden  aber  auch  nicht  ver- 
handelbare Schuldscheine,  Sehuldanerkenntntsse,  einfaebe  Biilete, 
Zahlungsanweisungen  aul  Frist  und  von  Platz  /.ii  l'lat/.  u.  dgl.  m. 
dcmsell)en  l*roportionaIstcmpel  unterstellt  ((lesctz  vom  (I.  l'ruir.  VII., 
Art.  (5,  auch  Gesetz  vom  19.  Februar  l-sTl,  Art.  1,  mit  weiter,  bis- 
herige Zweifel,  ol)  gewisse  Papiere  stempelptlichtig  seien,  aus- 
schliessender  Fassung  der  Steuerpllicht).  In  der  Hauptsache  ist 
dieser  Stempel  gleichwohl  der  franzr>sische  „VVeehselstempeF^ 
Der  Steuersatz  war  antanglieh  60  Cent.  ,0)  fUr  jede  ange- 
fangenen 1000  Frcs.  der  Werthsumme  des  Documents.  Dieser 
mehrfach  veränderte  Satz  ist  der  Normalsatz  geblieben  und  gilt 
auch  gegenwärtig  wieder. 

Der  Uuifan)^   der  K.itegurie  i^t   im  Wcieiitliclu-ii   dcraolbf,  g;cbUebuii;  Ih5*» 
((icset^  vom  'JV.  Mai,  Arl.  13)  biml  Warrants,    wrlrlic  gotreiiiit  vom  Euipfauu;^- 
^iicia  iudobäirt  werden,  dazu  {jetreteii.    Der  Turit  ist  Iriiher,  vor  l'sTl,  nur  gcrui«:- 
JL  Wftf  n«r,  FlaaM«iaMiui-lMft.  III.  36 
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fUgig  verindert  worden,  bo  in  der  Weise,  dass  der  eigenüiehe  Proportionalsatz  in  einen 

festen  8ttif.  nsatz  für  Beträge  innerhalb  urwissor  fircnzzill'crn  viTwaml-lt  wurde, 
was  besondere  für  den  Verkehr  l)U4Uemer  und  bei  diesem  Stempel  auch  boaat  tiblich 
ist  Der  alto  Normalsatz  von  '/j*"/«,  'jHeb  jedoch  der  dorchschDittlicho,  wurde  aber 
zeitweilig  mit  Zuschlägen  Tersehon  oder  allgemein  erhöht,  (S.  Gesetz  vom  is.  Mai 
1S84,  Art.  IS.  ErmüssiLMinL'  von  wieder  auf  '  /'"  „„.  «ieset^  vom  5.  .luni  ls.'»0. 

Art.  1 ,  (u.  A.  Krmääsigung  für  kleine  W  ecbsel  unter  öUU  l'rcü.,  die  vordem  aliguweiu 
25  Gent,  ohne  Rticksicht  anf  ihren  Betrapr,  i^czahlt  hatten,  auf  5  Stafensitze  von  5. 
10.  15.  20,  25  (Viit.  für  \\%<li<(l  l.is  100.  von  1(10—200.  2  ."{OO.  H-400.  4—500  Frrs.\ 
Nacbdcmletztcn  Kriege  trat  dagegen  für  dics<n  Stempel  zeitweise  eine  bedeutende 
Erhöhung  ein,  und  zwar  eine  Verdoppelung  des  bisherigen  Tarifsatzes  (ticsetz 
vom  23.  Aiiju>f  Ist).  Art.  2,  No.  I),  si>äter  sogar  eine  weitere  Erhöhunsr  um  die 
Hälfte,  al-.n  auf  (la>  Drei  fache  des  früheren  Sat/''>  ((i-M'»z  vom  19.  Februar  1^74. 
Art.  3).  Em  Experiment,  das  ^i«•h  wcnig&tcna  liuanziell  insoJern  bewährt  bat,  als  der 
Ertrag  im  vollen  Yerhftltniss  der  Tariferhöhunfr  und  seihst  darQber  hinaus 
\vt)(  li.>.  Einnahme  aus  den  Ix  iflen  naupffäll-  n  .  Mt-^en.  ordinärer  Stem|>el  (Pajiier:  und 
Stempelmarken,  zus.  iMi*»  ü.t>7,  l^ti'.»  ti.bl,  15»72— 78  13.90,  14.4'J,  21.71  (Milcinflus* 
der  Contributionszahlun^an  an  Deutschland?).  23.13.  2.H.12,  23. S."»,  25  03  (Maxtmnm) 
Mill.  Vx'-M.  Im  Jahre  1879  fand  aber  ein.  llerab?et/u n i;  die-.^  Stempels  wesent- 
lich wieder  auf  den  alten  Satz  vor  dem  Kriege  statt,  also  auf  <\<  n  liritf.'u  Theil  des 
bisherigen  ((ie.sclz  vom  22.  Dccemher  1S78).  Der  Xormabatz  ist  somit  wieder  Va**/«»« 
und  zwar  jetzt  allgemein  ftar  jpH^n  nnd  kleinere  Betrage  immer  in  Stafen  Ton 
5  Cent,  für  je  lOO  Krcs. ,  nur  da-s  Woclisel  unter  100  Vt<-^.  stets  5  Cent,  zahlen 
((iesetz  vom  29.  Juli  l^bl,  Art  5).  Die  Einnahme  sank  Ib^O  auf  11.02  Mill.  Eres, 
und  hat  sich  seitdem,  mit  nur  kleinen  Sehwankonfcn,  anf  dieser  HOhe  arehalten  (1SS6 
11.10  MiU.\  Sie  ist  also  zwar  durch  die  Ei  iiKiM?iLMuii;  des  Satze.-  nielit  enlspreeliend 
gesunken,  was  drfi  verkelirspolitiselieii  Erluli;  d'-r  Maassrejrel  zeiirt.  aber  doeli  niclit 
in  eine  dauernd  bieigende  Uichtunij^ gekommen.  (^S.  'lab.  1'  aure's,  S.  101,  Uull.  X\l,  157.) 

Steuerpflichtig  sind  zunächst  alle  Elleeten  (  W  ei  hsel  ,  welche  in  Frankreich  selbst 
au>^e>tellt  und  zahlbar  sind,  dann  aber  an*-h  diejenig«  ii  a  lehe  von  Frankreich  aufs 
Ausland  L'»*zo!>en  worden  und  umfrekehrt.  Im  letzter«  n  i  all  niiisseri  sie  nachträglich 
gestempelt  worden.  Elleeten,  welche  voui  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen  siuü, 
Frankreich  also  nur  durch  Indossament  passlren,  worden  dem  französischen  Stempel 
erst  1^71  ((Jesetz  vom  2'?.  Augtrst"!  unterworfen  und  zwar  damals  licin  ?ewrthnlirhen. 
also  dem  stark  erhöhten  Tarif.  Das  wurde  l')72  schon  geändert  und  der  Stempel  für 
solche  Effecten  auf  '/,"*/no.  hezw.  auf  je  \  .,  Frcs.  für  je  2000  Frcs.  Betrag  ermässigt 
Im  grossen  Maasse  sind  St  e  m  |  I  marken  bei  den  Wechseln  u.  s.  w.  in  Anwendaug. 
Die  Verhältni-5(t  der  Haftbarkeit  für  den  Stempel  und  für  die  Strafen  bei  unter- 
lassener oder  ungenUgendur  Stempelung  sind  bes.  durch  das  de^etz  vom  ä.  Juni  iSöO. 
Art.  2 — 9  genauer  ger^lt  worden  (Jacob.  S.  23S  ff.).  —  Auch  die  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  sind  >teuii)cli)fliihti'j  und  zwar  zu  50  Oiit.  und  20  Cent 
för  1000  Fr.s.  Ertrag  davon  Ibbü  rund  984.000,  li>^0  897,000  1  res.  Fremdes 
Staatspapiergold  ist  firei,  fremde  Banknoten,  wenn  sie  in  Frankreich  negociirt 
(indos-iit,  acceptin,  befahlt)  werden,  nicht.  Vgl.  Vignes,  I»  484 — 440,  Block, 
dict  tiuibre,  No.  s:;— <.).-)•.  stipplem.  ge'ner.,  p.  429. 

Die  ganze  Einnahme  aus  diesem  Proportionalstumpcl  war  Isbü  14.12  Mill.  Frcs., 
daron  f^tr  14.23  Mill.  Stück  mit  gewöhnl.  Stempel  2.90  Mill.  Frcs.,  für  28.67  Mill. 
Stiiek  Stempelmarken  S.20  Mill.  Pres.,  für  1.^.71  Mill.  FälK;  ExtraStempelung 
1.91  Mit!.  Frcs  ,  fur  Visirung  für  Stempel  0.21  MilL  Frcs.;  der  Kost  vom  Stempel 

der  französischen  Baukuuten. 

bb)  Der  Stempel  für  Werthpapiere  (HörsencfiTecten),  wesent- 
lich ein  sogen.  Emissionsstempcl^  ist  durch  d as  f tlr  ihn  grund- 
legende Gesetz  vom  5.  Juni  1850  als  Proportionalstempel  bei 
der  ersten  Ausgabe  der  betreffenden  Papiere  an  Stelle  des  bis 
dahin  fSr  letztere  geltenden  Dimensionsstempels  getreten.  Er 
bildet  in  Verbindung  mit  der  1857  hinzugekommenen  Effecten- Um- 
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satzsteuer  (o.  220)  untl  «ler  .*i^  „  Einkommensteuer  vuu  Werth- 
papieren von  1871  (i).  20(1)  die  Iranzösisehe  Hesteueruu^  speciell 
de8  in  .solchen  Wcrthcn  angelegten  beweglichen  Kapitals  und 
ist  insofern  steuerpolitisch  von  principieller  Bedeutung.  Eine  ge- 
ndgende  Gleicbsteilaog  io  der  Besteuertuig  dieser  Vermögensart  mit 
derjenigen  des  anbeweglichen  Vermögens  wird  aber  auch  durch 
alle  diese  drei  Steuern  noch  kaum  erreicht.  Als  Besteuerung  des 
Börsenverkehrs  wirkt  der  Stempel  noch  weniger  als  die  Effecten- 
Umsatastener. 

Steuerpflichtig  waren  nach  Gesetz  von  1850  (Art.  14  II.  Ac  tion,  0  bligratioiicii 
roii  Gesellschaften  und  xvar  von  französischen  unJ  (seit  ls.'>7)  auch  vou 
f  r-^  m'len  :  Obligationen  von  D*- p  a  r  t  c  tn  en  ts,  Gemeinden,  <i  f  fen  1 1  i  c  Ii  e  ti 
Auätaiton  und  Corporationeu,  zunächst  nur  inländische,  nach  Gesetz  vom 
30.  MilX.  1872  aach  anslftndiscbe;  fremde  Staatspapier«»  erst  nach  Gesetz 
Tom  ]S.  Hai  186S;  eine  besondere  Stelluns:  nehmen  di<'  ( »lilig^ationon  Pfandbriefe) 
des  Cr<Sdit  foncier  ein  (icsetz  vom  s.  Mai  ls52.  Art.  29.  Jacob,  S.  2öH).  Der 
btempd  erhielt  die  Natur  des  (eräten)  £missionäät<-inpels  bc^.  durch  die  iiestiumung, 
dass  ihm  zanichst  nor  die  nai-h  l.  Januar  1851  auKo:epcbenen  Actien  u.  s.  w.  unter- 
worfen waren  und  7war  uiiH  '  j"  „  \>>m  N'-iiiiwcrth  b<  i  rntortiolimiiii!;*Mi  von  wenig^cr, 
mit  i^jo  bei  solchen  vou  meiir  als  lOjahri^er  Dauer  \.seit  Ibli  beide  mit  207o 
Mhla^).  Nen  an  Stelle  alter  ausge^-ebene  Actien  dnd  frei.  Vor  1S61  ansge- 
ir-'bene  Actien  zahlten  bedingungsweise  nur  '/o'^n,. '  ihrer  St(?Ile  ausgegebene 

tragen  stets  diesen  S;it/.  Fur  Obligationen  jedes  inlandischen  Kmittenten,  die  narli 
1.  Januar  iS.'il  ausgegeben  wurden,  ist  der  Steuev>at/  allgemein  1°/,;  für  iiltcrc  zu 
narb träglicher  Stempelung  binnen  bestimmter  kurzer  Frist  eingereichte  der  bis  dahin 
»tri  jene  Satz  in  d.  r  Regel  Vi"  ,,)',  j^'tzl  auch  mit  2  Decimen  Zuschlag.  Aus- 
ländische Actien  und  Obligationen  wurden  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1857 
(vndDecret  rem  17.  Joli  dwtselben  Jahres)  dem  gleichen  Stempel  wie  die  inländischen 
unterworfen.  Die  inländisch<  n  Emittenten  von  Actien  und  Hbligationen  können 
aber  statt  der  Zahlung  des  Emissionsstempcls  ein  Abonnement  ein<4^eben,  indem  sie 
Jährlich  5  (mit  Zuschlug  jetzt  6)  Cent,  für  100  Pres.,  also  '  bezw.  O-O**"/«!  vom 
Neonwerth  ihrer  Papiere  in  Quartalsraten  zahlen  iGesetz  von  Art  22  und  31). 

wövou  aber  die  in  den  2  let/t<  n  Jahren  nach  Abschluss  des  Aitonnements  nicht 
Gewinn  noch  Zinsen  zahlen  könnenden  Gesellschaften  fUr  ihre  Actien  beireit  werden: 
ein  Stimnlns  zor  Eingehung  solcher  Abonnements  für  die  Gesellschaften  (eb.  Art.  24). 
Vfi  au  sl  im  dischen  (lesellschafteu  ist  das  Abonnement  »»bligatvorisrh.  Fremde 
htaatspapiere  wurden  durch  (icsetz  vom  Mai  18Ü3  .^rt.  0  II  ,  Jacob,  iS.  292  tf.) 
einer  ähnlichen  Stempelabgabe  zuerst  von  '  , '  „.  dann  von  1"  „  i(ies«  tz  vom  Jani  1S04. 
Art  7'»  lUltenriMfen«  wozu  isTl  die  2  1>'  m n  Zuschlag  traten.  Altweicliend  v.ui 
and^^ren  Stenermaassrepeln  der  Periode  win  ie  dieser  Sfempcl  schon  1h72  erheblich 
herabgesetzt,  auf  75  Cent,  für  btUckc  bis  öüU  l<rcs.  Ncnowcrth,  auf  i '/^  Frcs.  von 
500—1000  Frcs.,  und  auf  je  1  '/^  Frcs.  oder  Promille  ftlr  jede  weitem'  1000  Frcs. 
flt^sefz  vom  2.'*.  Mai  1S72,  s.  Di-jean,  ende.  p.  l't."  I!  .  mit  d-'n  Nnterri ,  oline  Zu- 
schläge. Politische  und  volkswirthschaftliche  Erwägungen  waren  hierfür  mit  maass- 
gebeod.  Ohne  rorausgegangcne  l^ütrichtang  dieser  Abgaben  dürfen  fremde  Staats- 
papiere in  Frankreich  bei  Strafe  nicht  übertragen  wenlcn  (Gesetz  vom  LS.  Mai  1S63. 
Art.  7«.  übli«ratioiicii  ileffres  de  gage  de^  Credit  foncier  sind  etwas  bectinstigt. 
Sie  waren  zuciit  nur  dem  ','a""/oo  Stempel  fiir  allgemeine  Ilandelsetlecten  unterworfen, 
spiter  trat  mch  hier  die  Erlaubniss  des  Abonnements  ein:  anfangs  waren  dabei  nur 
2  Cent  för  je  1000  Frcs.  il.  s  (iesamnitumlaiifs  (i' ^etz  vom  n  Juli  ls.'»2,  .\rt.  2*.)  . 
Mit  1872  6  Gent,  oder  bloss  Ü.05*'%o  zahlen,  also  der  zehnte  Theil  der  Abgabe, 
welche  bei  d«B  anderen  im  Abonnement  verstenerten  Papieren  als  Stempel  zu  ent- 
richten ist,  V4Hieben  diese  letzteren  noch  dem  20 "  „  Kriegszuschlag  unterliegen,  l'ur 
die  Veranlasrong.  Zahlunir.  <lie  Verpllichtungen  der  Fmittenfen.  (iesellschaften ,  auch 
d<jr  ausländischen,  deren  l^apierc  in  Frankreich  emittiit  und  gehandelt  werden,  be- 
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stoben  analoge  Beetimmniigen  wie  bei  der  Effecten- Dmsatzstener  (§.  220).  S.  bes. 

.las  Gesetz  vom  5.  Juni  ISÖÜ,  Art.  14  —  32  uud  vom  13.  Mai  is()'j,  Art.  Ji— 11. 
Weiteres  Eiozeliie  bei  Vignes,  I,  410—446,  Block,  üict.  timbic,  No.  101  — 13Ü. 

Das  Abonnement  wirkt  aach  auf  grösswe  Gldehniisslgkeit  der  jilirlichf  n  Stener- 
ertläge  bin,  während  der  dirccte  Euiissionsstempelertrag  natUrlicli  nach  dorn  Geschäfts- 
gang mclir  schwankt.  Einzchic  jjrösserc  Veränderungen  der  Zahlen  aucli  Ihm  Altoiino- 
uieutä  von  Jahr  zu  Jabr  (^o  beim  Ureüil  foncier)  sind  ohne  nähere  Erläuterungen, 
welche  in  der  amtlichen  Statistik  fehlen,  nicht  versttodUch.  Der  Ertng  des  ganzen 
hier  bcsprochch^'M  WiTtlipapierstempcls .  iiicl.  Alionneincnts .  war  Is**.')  20.51.  \*>si\ 
19.72  Mill.  Frcs.  Davon  kamen  auf  franzuäiäche  Action  bc2w.  wirkl.  Stempel  nur 
24,823  und  24,233  Frcs.,  auf  Abonnements  4.97  und  4.70  HiU.  Pres.,  auf  französische 
Obligationen  ebenso  58.705  und  2S,5S0  Frcs.  und  (Abonnement)  11.70  und  11.88  Mill. 
Frrs.,  auf  Oblipatiunen  des  Cr- d.  ioiic.  ,S54,0:<1  und  132,7*,ll  Frcs.,  zusammen  auf 
inländische  Worthe  17.10  und  10.70  Mill.  Frcj>.;  auf  fremde  üeseilschaf  ts - 
tt.  dgl.  Papiere  (wesentlich  Abonnements)  1.65  und  1.9!)  MiU.  Frcs.,  auf  fremde 
Stautspapiorc  Euns>ionhstcmpcl)  1.754  tind  0.968  MUi.  Frcs.,  znsanunen  auf  fremde 
W'ertiie  3.40  und  2.'J0  Mill.  Frcti. 

Der  ganze  Proportionabtempd  ertrag  1885  85.08,  1886  98.84  Mill.  Frcs.,  d.  b. 
wenig  tlb«r  Vs       $::csammten  Stempdertrags  ron  154.59  und  I.jG.1  1  Mill.  Frcs. 

Wenn  man  die  drei  H  ö  rsen  e  f  fe  c  t  en  ste  uer  n  den  besprochenen  Emis- 
sionsstemp ei ,  die  Umsatzsteuer  (§.  220)  uud  die  £iu  kouimeusteuer  von  Werth- 
papieren zusammenfasst,  so  war  der  Ertrag  dieser  Steuern  dieses  Theils  des  „bew<^> 
liehen  Kapitals*  neuerdinjirs  /ii^.ainMi.  n  etwas  über  100  Mill.  Kivs.  (ISS.')  103.2H,  ISS'G 
103.92  Mill.  Frcs.i.  Immerhin  ein  (Jl'jcct  im  heutigen  französischen  Steuersystem. 
Aber  ob  eine  genügende  Ausgleichung  auch  bloss  i^c^cn  die  (imndsteiter  und  die 
Immobiliarbesitzwechselab^'-abc  ioh/ic  Schenkungs-  uud  Erbschaftssteu- r\  die  zusammen 
für  den  Staat  allein  das  Dr-ifaehe  (iSbü  ca.  300  Mill. i  abwarfen  .''    Doch  schwerlich! 

§.  232.  4.  Durchi'UbruDg  der  Htcmpelabgabe.  Es  liegt 
im  Wesen  eines  solchen  ^^formalistischen''  Abgabesystems,  wie  des 
Stempels,  dass  dasselbe  illr  die  Betbeiligten,  Pabiicam,  FiscaSy 
Behörden  viele  Schwierigkeiten  macht  und  eine  Menge  von  NornieDy 
VerwaltungsmaasBregeln  and  Einrichtangen  in  Befreflf  der  erforder- 
lichen Förmlichkeiten  y  Controlen,  Straf bestimmongen  n.  s.  w. 
bedingt  Darin  nnterscheiden  sieh  dann  die  Stempelsysteme  ver- 
schiedener Länder  nach  ihrem  specifischen  Gharacter  wieder  In 
Einzelheiten,  aber  in  Hauptpuncten  briugt  das  gleiche  Abgabeprincip 
anch  übereinstimmende  oder  ähnliche  Normen  und  Verwaltuugs- 
einricbtungeu  mit  sich.  Daher  ist  hier,  mehr  al.s  ;iuf  dem  ver- 
waudteii,  aber  doch  Frankreich  cigcutlilimlicben  Gebiete  der  Kcgi- 
strirungsabgabcn,  auf  die  all^j^eineiiie  linan/technischc  und  admini- 
strative Lehre  vom  Steinpelwesen  zu  verweisen.  Manches  an  sieb 
Eigeuthlindichc  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  und  Ein- 
ricbtungeu  des  französischen  »Stempelwesens  stimmt  dann  wieder 
mehr  oder  weniger  mit  den  betretTenden  Verbältnissen  im  Enre- 
gihtrement  Uberein,  so  dass  dafür  auf  die  frühere  Darstellung 
Bezug  genommen  werden  kann  (§.  221,  222),  Vielerlei  Einzelnes, 
was  sich  auf  die  Durchfabrung  des  Stempels  bezieht,  ist  anch 
bereits  des  nahen  Zusammenhangs  wegen  in  den  vorausgehenden 
Paragraphen  an  seinem  Ort  mit  berührt  worden,  besonders  bei  der 
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0aT8te]laog  der  yeraehiedenen  Haupt-  and  Unterarten  des  Stempels, 
wo  sich  einzelne  dieser  Verliältnisse  wieder  versebieden  gestalten. 
Daher  genügt  es,  im  Folgenden  Einiges  zur  Ergänzung:  oder 
zur  besonderen  (' ha racteristik  der  Normen  und  Einrichtungen, 
welche  die  Durchlübruug  des  französischen  »Stempels  betreffen, 
hervorzuheben. 

Das  Detail  ist  oatürlich  «uch  hier  crhclilich,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  (iradc 
wie  beim  Eorcgistremcnt.  Aach  trar  das  Wichtigste  daraas  in  Block,  diel..  Chardon*8 
Alt.  timhre,  bes.  No.  s— 30.  1S6— 212  und  passim  bei  den  cinzi^lncn  Stenpclarten; 
8.  auch  in  den  Supploni.  <J«  n  ;;loi<  lien  Arlik.  I.  Viffncs.  lios.  I.  447  4'»'^,  IT)*»  nn«)  <^Ikmi- 
falh*  bei  den  einzelnen  Stempeln,  p.  416— 44(i,  v.  Hock,  S.  lUb— 201 ,  v.  kaul- 
meno,  S.  SOI  ff*.:  beide,  besonders  letztere,  in  diesen  wichtifen  Poneten  hier  vie 
sonst  zn  dQrftif;;  fur  snicho  umfassende  monotrapiiiscli-'  NWrko,  Von  den  Gcsotzcn 
sind  besonders  vichtig  für  diese  Fragen:  d:is  vom  13.  ßruin.  Vll.,  namentlich  Art.  17 
bis  32:  Tom  28.  April  1S|6,  namentlich  Art  68  II'..  75.  TO:  rom  16.  Jani  1824, 
besonderi  Art.  10 — 14:  vom  5.  Jnni  1H"»0  (Wechsel  und  Ilan.l«  Isefiecten  nörsen- 
cUccton,  Versicheruni^srerträfre  mit  znliln-i«  lin-n .  frcraile  hierher  {rehöriffcn  Bestim- 
juQDgcn),  s.  bes.  auch  Art  4'j;  Gesetz  vom  2.  Juli  lbG2.  Art.  IT  Ii.,  nebst  Decretcu 
Ton  30.  Jali  nnd  29.  October  Gesetz  rem  13.  Mai  1SB3.  Art  8  fl*.:  femer 

ciniffp  d*T  narh  dem  letzten  Krifj^e  rla--':ni  n  (;.  sct/r .  wo  dir  Verfmdcrun^;  der 
Principien  in  einigen  Fällen,  ferner  die  Erhöhungen  der  Satze  und  das  starker  ge- 
wordene liscalische  Interesse  in  den  hierher  gehnrijren  Dostimmuniren  mehrfach 
Neoerangcn,  Verbe>sening:i  n  und  Verschftrfangen  gebrnriit  liali>  n  :  be:^.  llauptgesetz 
vom  23.  August  m-lt-f  n>>Tet  vom  2-'i,  und  vom  27.  NovemI»"r  1*^71  Peje.nn. 

p.  (»7,  74.  8.  auch  die  >'oten  zu  dem  (jescu  hclbst,  p.  G  Ii.);  Oesutz  vom  30.  Mär/. 
1972  (Eisenbahnreccpisse.  GonnossementeV,  Gesetz  rem  19.  Fehmar  1874;  Decret  rem 
1'  ftniar  1S71  (iiber  Stempelmarken  filr  Hand.  ls«'lf<n-ten .  Warrants);  Decret  vom 
2'.».  A|ril  issl  (Stempelmarken!.  Auch  in  anderen  Stcmpelgesetzcn  sind  einzelne 
hicrlicr  goliöri^r  Piiri*  !i'  lelepentlirli  mit  ir'T<'erclt. 

§.  238.  Die  i^uncte,  weh  he  hier  noch  besonders  l)eiiandelt 
werden  sollen,  betretten:  a)  die  Eriiel)nn{x  der  »Stenipelabgabcn ; 
b)  die  Z a  Ii  1  n  n g 8 V  c r p  11  i  e  h  t  u  n  g c n ,  II  a f t  b a r k c i t s  ve r h ä  1 1 n  i  s s c 
nnd  Strafandrohungen;  e)  die  iiücalischen  Hilfsmittel  dazu 
nnd  Controlen  darüber,  dass  die  gesetz-  nnd  vorschriftsmUssigen 
Stempelungen  u.  s.  w.  Überhaupt  und  richtig  erfolgt  sind 
und  ZnwiderhandUngen  entdeckt  werden;  d)  die  Verfolgung 
▼on  Zuwiderhandlungen  und  die  Strafverhängung;  e)  die 
Verjährungen;  f)  die  Stempelbefreiungen  und  Aehnliches. 

a)  Die  Erhebung  der  Stempelabgabe  erfolgt  regelmässig 
nnd  vomemlieh  durch  den  Verkauf  von  Stempel papier  und 
Stempelmarken;  ausserdem  durch  die  sog.  Extrastempeinn g 
(timbrc  e.xtraordinuire) ,  die  Visiruni;  anstatt  des  Stempels, 
und  durch  Abonnement;  endlieh  aiisnahniswcise  (besonders  filr 
die  Gcneralzahlmcister  der  Finanzverwaltungj  int  Wege  der  laufen- 
den Rechnung  mit  dem  Staatsschätze. 

Vign.  s,  I.  41^  H..  Block,  tinil-iv,  No.  s  fl. 

fi)  Die  einfache,  allen  Betlieiliirt'-n  He  jUt  in^t'.'  l  urni  d-  r  S  t .  in pel m a  rke n  hat 
aach  in  Frankreich  immer  allgemeinere  Anwendung  gefunden,  doch  ist  sie  nur  in  den 
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von  d<  n  (jf'sctzen  näher  l>cztMclinoteii  l  iillcn  statthaft.  "MituntT  so  mohrfai  h  boim 
Dimcn^fioribätcmpel.i  mUääeu  ilic  Marken  von  t'iuauzorganen  ^Kinncliiuern)  niigebracht 
and  überschrieben  werden,  nicht  nnmittelbar  von  den  Plltchti^cn  selbst.  Die  Art  der 
UebecBohreibang  Ist  vorgeschri  in  Der  Vi-ri^auf  von  Papior  and  Marken  steht 
ntir  drnen  zu.  wflchon  er  besoiitlers  irestatti-t ,  \k'1\v.  ul«ertr;»i;>'ri  ist;  frtlher  rojrel- 
mässig  nur  den  Kcgistcrauitcru,  auucrdiiigs,  zur  Krleichterung  den  Anschatteuä 
f^r  das  Poblicam,  auch  den  Einnehmern  der  directen  Stenern  nnd  besonders 
den  st.iat  1  i  chen  Ta hak  V  0  rk  ;iu  f  e  rn .  welch«-  dafur  Provisionen  geniesseu.  Oeirent- 
iichc  Beamte  dürfen  alicr  die  btouipcl  nur  von  den  üi^istcrämteru  kaufen.  Anderen 
Personen  alä  den  von  der  Vorwaltung  autorisirten  fat  der  Vericanf  von  Stempelpapicr 
and  Marken  bei  Strafe  nnteraagt. 

Die  Extraritempelun  i>.  o.  S.  .'>52)  erfolgt  durch  S  t<>  nipcla  u  fd  rue  k 
auf  Papier,  das  zu  stempulpllu  litigi-n  Urkunden  bestiumit  ist  und  dessen  sich  Private 
und  Behörden  statt  des  amtlichen  Papiers  bedienen  wollen.  Es  muss  aber  vor  der 
Benutzung  eingereicht  werden.  Notare,  Advocaten.  Beamte  durfen  jedoch,  wie  schon 
früher  bemerkt,  nur  amtliches  Steuipeipapirr  benutzen.  Zur  Vornahme  der  Extni- 
stempeluug  sind  nur  gewisse  llauptbureaux  berechtigt.  Auch  sind  die  Fälle  spociell 
genannt,  wo  sie  zalasüig  ist.  Die  Zahlung  muss  im  Yorans  erfolgen. 

/I  Visirung  statt  des  Stempels  findet  ebenfalls  gegen  Vorauszahlunir  der 
Abgabe,  in  g'-wis^en  grs.  tzlicli  bestimmten  Fällen,  statt,  so  wenn  Marken  nicht  an;re- 
bracht  werden  können,  auch  bei  der  I^rhebung  von  Stempelgebiihren  im  Steinp«-lwe>'  ii. 

r))  Dea  Abonnements  anstatt  der  speciellen  Stempelung,  bezw.  Abgabeerhebung 
ist  oben  mehrfkch  gedacht  worden.  Die  Actien  und  Obligationen,  fflr  die  es  z.  B. 
erfolgt,  unterliegen  dann  einzeln  der  unentgeltlichen  Extcastempelnng. 

b)  Die  Zii!iliiiig8ver|>  1 1  ic  htun«^ cn  ,  II af tbarkcits vcr- 
liiiltiiisse  imd  Stratundrohungeii.  Die  Zahlungsvcr- 
p  fl  i  c  Ii  t  u  n  e  n  cigel)eu  sich  vielfach  aus  den  Hcstiminiiugeu  über 
die  Steiiipcli)tiichliglvcit  von  selbst.  Wo  sie  zweitelbaft  sein  kfinnen, 
wie  bei  Vertrags-  und  anderen  Urkunden,  an  denen  verschiedene 
i'arteieu  oder  Personen  betheiligt  sindi  sind  sie  in  den  Gesetzen  näher 
bestimmt  Letzteres  gilt  auch  von  den  II  alt  barkeitB  Verhält- 
nissen Tenchiedcncr  ßetheiiigten,  sowie  derjenigen  Organe,  welche, 
wie  Notare,  gewisse  Beamte,  UrkuodeD  aufnehmen.  Die  Straf- 
androhungen bei  Zuwiderbandinngen  gegen  die  Normen  ftlr  die 
Zahluogspflicbt  und  fttr  die  Haftbarkeit  folgen  dann  mit  logischer 
Gonsequenz  aus  diesen  Normen. 

In  tlcr  Kegel  ist  derjenige,  welcher  eine  stctiipcli)tiichtige  Ur- 
kunde ausstellt  (untcrzeiebnet),  der  zunächst  Zahlungspflichtige, 
eventuell  der,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde  ausgestellt  ist  oder 
der  sieb  derselben  tUr  seine  Zwecke  bedient.  Wer  die  Zahlung 
endgilti«;  trägt,  ist  dabei  der  Vereiul)arung  unter  den  Betheiligtcn 
gewöhnlich,  aber  nicht  ausuahnielos ,  Ul)erlas.scn.  Für  die  Ent- 
richtung der  8teni])elabgaben  und  Strafen  haften  im  Uebrigen  die 
Betheiligten  solidarisch. 

So  die  ünterzeicliüt  r  bei  /.weiscitigen  Verträg:en ,  (ilaubigcr  und  SchuKlm  r  bei 
Quittungen,  sowie  l)ci  D.irlcbnsverfräi:»'!! ,  die  flH'entlicheii  Beaint-'n,  wcldn'  h  i  Ent- 
gegennahme oder  Aufnahme  von  Urkunden  nicht  gestoupelte  Acten  oder  liUcher  an- 
fuhren (Gesetz  trom  28.  Apiil  1816,  Art.  75). 


DIgitized  by  Google 


Stempclabgaben.  DarchfiÜirung.  565 

Die  Strafen  selbst  gelten  im  Stempelwesen  Übrigens,  ab- 
gesehen von  unterlaufender  betrflgeri scher  Absicht  bei  einer  Zu- 
widerhandlung, nicht  als  wirkliche  Strafen,  sondern  als  oivilrecht- 
liehe  Wietler^rutniachnngen,  und  gehen  eben  deshali)  auf  die  Erben 
über.  Sic  sind  <:;ew«ihiili<  li  (1  cid  st  raten ,  meistens  feste  Sätze, 
\  ersfiiiedcn  in  der  Hohe  nach  den  einzehien  Füllen  im  (besetze 
bestimmt,  mitunter  aber  auch  (^hinten  \  n\n  Werth,  um  welehcn 
es  sieb  in  der  l)Ctret!enden  l'rkunde  handelt,  .so  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschrifteo  über  den  WechseUtempel  (s.  u.). 

Ucllentlichc  Boainte.  N  it  iro  u.  clgl.  PerüODen  untcrlicfi^cn  gcwölmli'  h  iiiassijroa 
f«v>t..'ri  Slraf''ti  (all^ciinMii'  Heiübs't/iin^  fl<M--i-Ibf>!i  iliifh  ^Il•^f■t/  vom  l'"'.  Jtiiii  Is2l, 
Art.  lu  .  Nclieu  den  (icldatrafca  sind  lügcluiässig  du;  ccsctzliclu'n  SU;mpeial)gabcii 
auoBerdem  noch  za  zihleii.  Nur  ticiten  sind  aasdracklich  Beobtanachtheilo  mit 
Zuwiticrbandlungcn  verbanden.  So  beim  Wcchselstempel ((iesetz  vom  5.  Mai  1850, 
Art.  5  und  7,  s.  u..  auch  Vignes.  I.  löC,  . 

Als  Hoispicli;  für  die  >|h  i  iolle  u.x  tzlichi!  Nonnirung  der  hier  behandelten 
l'unote  mögen  folgende  dierion  -  Der  «^Mi  i  ( t  u  n  t;  s>(.  iiiim1  i-,t  zwar  zu  Lasten  des 
S  I- Ii  u  I  «I  II  <■  !>  ,  ilcm  'luittitt  wir<l  ihLt  witnlcii  Alt-r  haftbar  für 'Ii-- Sf.iniielung. 
Uaher  ätrattalJig  (luit  .'>U  1  rca.  iui  i'iincipalo  für  jeileo  einzelnen  rall)  ist  der  <jlau  bigur, 
der  die  Quittung  ertheilt  bat.  nnd  zwar  persOidich  und  ohne  UuckgriiT  auf  den 
^  IiuMner  auch  trotz  i-tw.i  >  iitu.'.;oii>t<jIi<  ii'li  r  Abuiachungen  ((icsetz  vom  2'!.  AuL:u>t 
1*>7I,  Art.  2H,  Dej^aij.  [<.  :',\ .  —  Der  V  c  r»l  c  Ii  er»  n  gss  tompel  ist  iinmor  zu 
l^iisten  des  Verbiche rc r»,  <iet  am  h  allein  »tratfalliu:  bei  Zuwiderhandlungen  ist, 
uhuc  aut  <li  II  Versicherten  zurückgreifen  zu  durft  ii  (j<  s<  t/.  vuin  Juni  IS50,  Art.  3.0. — 
(io.s«"ll*'  liaftcn  u.  s.  w..  weli  hp  nii-lit  g-  st-niiin  lt',-  -nlcr  tiidit  aus  dein  vorgeHcIiri<  bi.Mif'ii 
Stockrcgisler  (rcgistre  ä  souche)  herausgenommene  Actien  ausliefern,  unterliegen 
einer  Strafe  ron  12*'o  betreffenden  Actienbetrnfrs.  Einer  gleichen  Strafe  von 
10**/o  sind  WechsilaiTonten  und  Makler  unterworfi-n.  w.  b  li.-  ^i^h  an  di  r  rcb.-rtrasung 
iv.'lohi'r  Actien  bctheiliuTii  «i.'^  t/,  vom  5.  Juni  1         Art.  |s,  Aobniirhe  Be- 

stiuHiiuncn  bei  dem  U  bligationonstempel  und  dfuijenig''n  für  f re ind i- S taats- 
l»iipier'.  Auch  der  Inhaber  eines  solchen,  sowie  jeder  ßlfentliche  B'-amte,  der 
Itei  d'T  \  <Tau^^ertlng  eines  un'j'  Steni[t<'It<  n  Papi<'rs  mitwirkt,  ist  mit  einer  Strafe  von 
l^J**/^  des  Neunwerths  bedroht  (Gesetz  vom  13.  Mai  lbt>3,  Art  7). 

Besonders  wichtig  sind  alle  solche  Normen  ftlr  den  Stempel  der  Handels- 
i!ff«  (:ten,  daher  :i m,  i '!i -h  den  WechsclstemiM  1  wegen  der  regelmässigen  Bo- 
theiligtheit  verschii  ii n-  r  Personen  an  dem  Wechsel.  S.  (larUlier  Gesetz  vom  5.  Juni 
Is50,  Art.  2  II.  (^danarh  Vignes,  I.  I.'IG  If.,  Block,  timbre,  No.  :»3  11.).  Hier  be- 
ht«;bt  zunächst  ilic  Stempelpflicht  flir  den  Aussteller.  Ist  das  Papier  von  diesem 
nirlit  oder  nirht  fi'  htiL:  sr<  stemii''lt.  so  hat  es  di-r  K  m  p  f  ä  n  g  <•  r.  wenn 'T  si'  h '  igen, -r 
StraffäUigkcit  entziehen  will,  innerhalb  14  Tagen  oder  früher,  wenn  es  vorher  ver- 
fällt, für  Stempel  visiren  zu  lassen,  voftir  die  Abgabe  aber  die  dreifache  der  geiröhn- 
licken  (15  statt  5  Cent,  fiir  100  Pres.1  ist,  jedoch  immer  zu  Lasten  dos  .\us.stellers. 
den  entgegengesetzte  VertraL^sbe-timmunsri  n  hiervon  auch  nicht  befri  ieii.  \V '  iin  jedocli 
auch  der  Empfänger  die  Stempelung  nii  lit  in  der  angegebenen  Wciac  nai  hholt,  so 
sind  Aussteller.  Acceptant,  Be rec hti gter  oder  erster  Indossant  und  zwar 
ein  Jeder  einer  Stra!"'-  von  des  We- hs.  lbetrags  cventii'  II.  bei  tu  niedrijri^m 
Stempel,  toq  ti".«  der  durch  letzteren  nicht  gedeckten  Wcchselsumme  —  unterworfen. 
Für  diese  hohe  Strafe  haften  die  Genannten  solidarisch,  wobei  der  Inhaber  die 
.Vbg;ibe  und  Strafen  auszuleg«;n  hat,  vorftehaltlich  seines  IMckgriHs  auf  die  anderen 
Verhafteten.  Nur  der  erste  Indossant  i^t  zwar  sfniftalliu- .  abi f  am  h  ein  weiterer, 
daher  der  Inhaber  hat  bei  nicht  genügend  gesteui2>elten  Kiiccten  einen  Keehtsnach- 
theil,  uimlich  ein  beschränktes  Klagerecht,  nur  gegen  den  Trasi<antcn  und 
Acceptantcn.  Verboten  ist  emlli'  h  Jedermann  die  Eiiua^Mrung  O'br  das  I'in- 
caissirenlasscn  ungestempelter  oder  ungenügend  gestempelter  Kilecten,  unter  einer 
Sdtfe,  deren  Androhung  eine  wesentliche  Üautcl  richtiger  Stempelung  ist,  nämlich  von 
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wied'Tiim  (>"/„  (l<\s  R.-trags  des  Kfl'er(s.  Aolinlirlio  Nr>rm<  ri.  im  Einzelnen  ctrÄS.  al^ 
veichcnd,  gelten  für  fremde,  im  Inland  zalilliar.-  Eftectcn.  -  Die  weiteren  Sfn^ci»I- 
Wtimmiing^cn  in  den  oben  S.  559,  563  genannten  Gesetzen.  Noch  andere  Beispiele  htx 
Yignes  and  Block. 

c)  Die  Hilfsmittel  nnd  GontroleD,-nin  die  gc setzliehe 

Stempelung  herbeizuführen  und  Zuwiderhandlangen 
zu  entdecken. 

S.  A' i^ncs.  I.  451  II..  Block,  timbro,  No.  193-200.  Das  Wesentliche  ii>t  in 
der  frülien-n  Dai^tellnng  Motion  berührt  worden  oder  ergiebt  sich  daraus,  so  «ns  den 

soeben  bei  den  HandelselTecten  erwShnten  Pnnctcn. 

In  der  Hauptsache  lassen  sich  zwei  „Controlmethoden" 
unterscheiden,  eine  indirecte  und  eine  directe.  Die  erste 
besteht  in  Pflieliten  der  BebOrden,  Beamten,  Gerichte, 
Notare  n.  s.  w.,  dann  namentlich  der  Registerftmter  and 
anderer  Stenerftmter  (der  Zollmwaltang,  der  indireelen 
Stenern,  des  Oetrois),  bei  Gelegenheit  ihrer  Amtshandlangen 
rege  Iiniissi^^  zugleich  zn  controliren,  ob  die  rorsehriftsniSssige 
Stempelung  der  ihnen  vorkommenden  Urkunden  erfolgt  ist.  Die 
zweite  Methode  bestellt  in  Rechten  (und  daraus  sich  ergeben- 
den Amtspflichten)  der  KegisterUniter,  direct  von  Amts- 
wegen naclizuforsclicn,  oi)  die  richtige  Stempelung  stattgefunden  hat, 

1  Ur  die  llaudliabung  der  cn>tcn  Ounirolincthodc  iät  die  schon  im  GeäcU  u>a 
13.3nini.yn..  Art.  24  enthaltene  Bestimmonir  besonders  wichtif^.  da»  Behörden.  Beaaite. 

(Jericlite  u,  s.  w.  keine  Amt.sliandhingcii  vornolnnen  noiii  I  rth'^ile  Hillen  oder  Be- 
schlusse  lassen  dürfen  auf  (irund  von  Urkunden,  Kegfistcrn ,  JlandelseHecten .  w^^l^bc 
nicht  vorsehriftstniissiir  fres(emj)r'lt  sind.  .Spätere  Gesetze  haben  diese  Controlpdichtea 
noi'li  ^vi^k^.llIl''r  /.ii  inn<-|ien  gesucht,  so  (ri;si>t/  vom  5.  Jooi  1850.  Art.  49,  vimnrh 
d«?r  Ileamtf  li<'i  Strafe  jedesmal  a  nsdrurkli«- h  crkLnrcn  inu><,  o)>  ein  Wi  t  m.T 
Amtshandlung  ihm  vorgelegtes  Schriftstück  richtig  und  fUr  welchen  Betrag  es  ge- 
stempelt var.  Aeluiliches  in  Art.  2  des  Gesetzes  rem  30.  Hirz  1872  in  Betraf 
fremder  Wcrthpapii  re.  Besonde  rs  wichtig  und  auch  wirksam  ist  weiter  die  B<  <*iffi- 
innni:,  dass  die  Registeramter  nicht  oder  nirhf  vorsrhriftsmiissig  pX.  rnpoh.^  L  rkund^n 
nicht  registriren  dürfen  (Ocsct/  vom  Brum.  VII..  Art.  2b).  Immerhin  hängt  e>»  uatuihefa 
liei  dieser  Methode  der  indirectcn  Gontrole  rom  Zufall  ab«  ob  und  velche  Sclnift- 
Stücke  n.  .s  w.  tll»  rliaupt  zur  Conlrole  kommen. 

In  diesem  Tuncte  tritt  nun  die  Methode  der  dircctcn  Uontrole  ergän^ebd  oiu. 
Nach  derselben  sind  in  den  Gesetzen  genannte  Anstalten,  Einrichtungen,  Personen 
(Notare,  üerichtsschreibcr.  Sern  tärr  n.  a.  m  \  ferner  namentlich  Actieogesellscbaften. 
Versirheninsr?-.  ^'e^ke]|^san^talten  verpflichtet,  den  Airenten  des  znstiindigen  Regist -»t- 
amts  ihre  Rucher,  Kegister,  Uechnungcn  u.  dgl.  m.  /.ur  I'rufung  auf  die  rorschriff^ 
mSssige  Stempelung  vorzulegen,  unter  Strafandrohung  far  jeden  Fall  der  Venreif  ening 
(Gesetz  vom  2'!  .Xumi'^t  l'^Tl.  .\rf.  22.  aber  auch  schon  nach  Be*>tiramangen  in 
früheren  (lesctzun.  (icsctz  vom  lü.  December  1875«  Art.  4),  Für  die  practische  W  iri- 
.«amlteit  solcher  Normen  kommt  es  natürlich  auf  die  Handhabung  an.  Immerhin  kann 
wohl  auf  die>e  Weise,  schon  weil  der  Abgabepflichtige  auf  <iie  M«5glichkeit  die^T 
("ontrole  Kucksicht  nehmen  niuss  und  vird,  manclier  Zowidcrliandlung  und  Dofrandatioii 
mit  Krfnlir  vniL'el»eu<;f  wenli^n. 

(!)  Die  Vciiolgung  von  Zuwiderhandlungen  und  die 

iStralvcrhä  ngu  ng. 

Leber  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Stempelgescize  werden  sofort  Protokolle 
ron  den  competcnten  Beamten,  wdche  die  Sache  ontdocktenf  aufgenomiiien.  Dabei 
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können  die  botrcil'endcn  Urkunden,  Kogi^ter,  Effecten  mit  Besclilaf^  belegt  iiad  den 
l'rotokollen  beigefügt  werden.  Docli  «ntorbli_ibt  dies,  wonii  die  ^tIaf^^lIif^l•Il  Personen 
das  Protokoll  alsbald  uuterzeichucii  und  diu  Strafe  iicb:>t  der  gesetidichcu  Stcmpel- 
abgBbo  aof  der  Stalle  entricliteii  (Gesetz  vom  Brom.  VII.,  Art.  81).  Anderofalls 
crfV)lgl  di(^  Beitreibung  mittelst  Zwangsbcfcbls.  N\ird  dein  nicht  nacbgckoaimcn,  SO 
geht  die  Saclie  nach  denselben  Normen  wie  bei  den  Kcgi.sterab)^aben  an  das  compo- 
tentc  CiTilgcricht  zur  Eutscheiduug,  gegen  wolche  letztere  keine  Berufung  statt- 
findet  (Gesetz  vom  Bram.  VIL,  Art.  32;  22.  Frim.  YIL,  Art.  65;  28.  Apiii  1816, 
Art.  76  . 

e)  Die  Verjährongsfristeo. 

Die  regelmässige  ist  die  MOjiiliiife  in  BctrelF  der  Stempel  und  Strafen  Seitens 
des  Pflichtigen  gegen  die  Ycrwalding;  ausnahmsweise  eine  2jährige  (.(iesctz  vom 
26.  Juni  1^24,  Art.  14).  Das  Hecht,  unrichtig  crhubenc  Abgaben  und  Strafen  zurück- 
zofoidern,  rei^hit  fttr  den  Bereclitiften  in  5  Jnliron. 

f)  Die  Stempelbefreinngen  und  Aebnliches. 

Wie  bei  den  Reiristerabgaben  giebt  es  im  franzdaischen  Rcobt  auch  bei  den  Stempeln 
drei  Kategorien  von  Fiülen.  wo  «lie  Abgabeerhobung  vorläulig  odrr  endgiltig  unterbleibt: 
einmal  wird  sie  mitunter  nur  ins  Debet  lieliuclit,  bis  (ier  Pllichtige  festgestellt  ist 
(z.  B.  bei  PolizciprotokoUen,  „ai  tes  timbre  cu  debet");  ierner  erfolgt  in  gewissen  l  allen 
die  Stempelanf  unentgeltlich  u.gratis",  so  wo  der  Staat  s<lbst' belastet  würde  oder 
aus  Humanitätsgriinden,  z.  B  bri  Kin'.schlieüsuniren  Armer);  endlit  h  sind  nacli  S]HTial- 
boätimmungon  der  Uesetze  manche  Falle  aus  besondcrou  K Ucksichtou  \^auch  aus 
T  crkebrspolitiflchen)  anadrOcklicb  ron  dem  Stempel,  nnter  den  sie  an  sich  fallen 
würden,  ausgenommen  oder  befreit  (nach  Vignes,  I.  147».  Aber,  wie  die 
frühere  Darstrllunc:  gezeigt  liat.  ist  die  Steinpelpfliclitigkeit  im  Iran/rtbisclien  Recht 
äohr  ausgedehnt  und  allmählich  immer  ausgedehnter  geworden,  namcnliich  durch  die 
Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte  und  nach  dem  Kriege  von  1870—71.  Mit  daher 
lud  wegen  der  Znachl&ge  (Decimcn)  die  bedeutende  llrtragssteigerniig. 

§.  234.  5.  Zar  Statistik. 

Durch  die  folgenden  Daten  werden  die  in  die  Torausgehendo  Daratellung  einge- 
streuten ergänzt.  Zugleich  werden  hier  auch,  wie  oben  am  Schluss  des  ij.  224  vor- 
behalten wurde,  Daten  über  die  Bewegung  der  ücsamuterträge  auch  dca  Enrc- 
gbtremenls  mitgetheilt.  S.  Ball.  XII,  42  (1S15— 1882);  tta  die  folgenden  Jahre  und 
mit  d.'n  Einzelheiten  in  den  Jahresbericliten  d^r  Hrsristerver«  tl*  j-ii:  (im  Bull.  ;  für 

Bull.  XXII,  154J.  b.  auch  Fauro,  p.  'jy,  105  (1868— hTj.  Die  Zahlen  beim 
Enre^M^trcmcnt  umfimen  hier  das  letztere  im  weiteren  Sinne,  dahereinschlicsslich 
der  <i  I  II  Ittsschreiberei-  und  Ilypothel^abgaben ,  der  Geldstrafen ,  die  auch  für 
St<  mi"'I  bei  den  Ucgisterabgaben  mit  rerrochuct  sind,  der  Siegeltaxen,  der  Einziehung 
von  Justizkosten. 


Ertrag  in  MilL  Frcs. 

Registrir. 

Stempel. 

Zusammen. 

1816 

118.10 

24.94 

14.S.04 

1820 

126.87 

25.74 

152.61 

1830 

löM.46 

2T.'.'C, 

1^1.12 

1S4() 

1^4.46 

.H4.47 

228.1H 

1847 

228.70 

4i.7U 

270.40 

1850 

208.33 

39.85 

248.17 

1860 

305.60 

56.39 

862.00 

186U 

371.95 

89.32 

461.27 

1870 

200.67 

74  85 

.165.52 

1871 

.'.  11.01. 

»^2. IS 

423.24 

1S72 

4,H!».17 

1.17. 7.") 

•)7G.!»2 

1873 

429.68 

140.15 

569.82 

1881 

571.76 

155.36 

727.15 

1886 

519.11 

156.14 

675.25 

Die  Stei;!r«Tiing  ist  ausseronlentlich ,  wf^rrui-  sjcli  dir  Fahii;k'  it  dies-^r  Stmerarten. 
Tormchrtc  Beträge  bei  Bedarf  zu  liefern,  ergicbt.    Diu  ailgemeiuc  Entwicklung  des 
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Vtjrki'lM"s.  ilio  Ausdfliiiuri|r  wohl  iiam'-ntlirli  «If-r  Cn^ditwirtliscliaft  in  all-Mi  lorirn-n, 
diü  Ausdehnuiii,^  der  Abgabepilicbtigkeit  und  diu  Erhühuug  dur  Stuuci^uUu  theilen 
sicli  in  den  Erfolg.  Die  Schvankon^on  in  kritischen  Jahren  sind  oben  S.  406  fi*. 
schon  naher  rerfoli^  worden.  Auch  lii«  r  verinaj?  ich  nichf  m/uireben,  wie  ia 
1^70  71  in  dorn  von  den  D-  ntsclien  hcsetzfrn  Thoilo  Prankrciohs  die  Verrechnuiiij^ 
t'ur  obige  Daten  stattgefunden  liat.  In  den  allerletzten  Jahren  zei^t  bich  Stabilität  lui 
Ertrag  des  Stempels,  Ruckga»;  in  dam  des  Enrefristremcnt  ^Mazimam  in  1881).  lici 
letzterem  war  die  Stcigcrtin«?  des  Ertrags  nach  den  FlMUlxmaassrcgeln  des  Kri<'.i:> 
iang^iauier,  aber  anhaltender  als  beim  Stompul,  der  aber  spStcr  vicdcr  jnobr  Stetij^keit 
im  Erfrage  zeigte.  Das  hSngt  wohl  damit  zusammen,  dass  die  Stenerobjccte  des 
Stempels  weniger  als  diejenigen  des  Enregistrements  von  deti  Schwankungen  im  Ver- 
kehrslelien  becinHusst  werden,  aber  audi  weni-jer  emptindiicli  für  Steaororhöhuugeu 
sind  oder  sich  letzteren  weniger  entziehen  können. 

Die  Znsammenaetzanf  der  Stempelertr&ge  aus  den  einzelnen  Steuipelkutegoricti 
ist  ob<  n  sclion  mit  ^<  ztM!:t  worden  (bes  in  §.  22!) — Im  Unterschied  vom  Enre- 
gistruuienl  ist  es  bcachtenäwcrth ,  dasä  beim  Stcuipcl  der  Ertrag  des  Pro- 
portionalstempels  viel  kleiner  als  derjenige  dos  übrigen  ist  (wenig  ttbcr 
1  :  I.  18*>6  83.8  gegen  122.3  Mill.  Frcs.),  während  das  Vcrliültniss  das  um- 
gekehrte l>eim  Enregi>(i  <'m.  ii  f  ist,  indem  auf  die  „feste"  .Abgabe,  selbst 
inl)egriflen  die,  der  PrüiJurtionalabgabe  sicli  schon  laebr  nähernde  „feste  abge- 
stufte'', kaum  10,  auf  die  Proportionalabgabe  an  90^0  des  Ertrags  fallen.  Steuer- 
polifisrh  ist.  sfiW'it  dieser  Punct  entscheidet,  das  Kegisteral>uabewes'  ii  liii-rn.ieh 
erheblich  gunstiger  als.  da^  ätcm|>elwesca  zu  beurtheiteu,  weil  sich  <iie  Proponiouai- 
abgäbe  —  freilich  auch  nur  sehr  roh  und  durchaus  nicht  immer  —  doch  im  Ganicn 
den  Anforderungen  gleichmiuisigerer  Steuerbelastuiiü:  (b  r  Ptiichtigcn  be>ser  anpasst. 

Die  Einnahme  aus  (i  e I  dsr  ra  f.- ii  war  in  l^^ö  und  l^Sti  )»eim  Proporiioiial- 
btempel  200,411  und  2ÜS.S30,  bciui  DiuKinsions-  und  Specialsteuipel  4S7,IS9  und 
478,072,  bei  anderen  Strafen  (incfl.  Einkommensteuer)  514,191  und  584,321  Frcs., 
zus.  1.2t)S  und  1.271  Mill.  Frcs. 

Siogclgebü h ren  kamen  IbSO  203.U*>4  Krcs.  für  den  Schatz  ein  (lavii  der 
Adels-,  Wappentaxen,  Altorsdispense  und  einiges  Andere  im  Goietz  rom  28.  April 
1816,  Art.  55,  bei  Jacob,  S.  181). 

§.  235,  i;.  Zur  Kritik  des  Stempels.  Aul  eine  iiiii- 
fassciulere  Kritik  des  IVanzüsiscIieii  Stenipclwesens  als  solchen  soll 
hier  jetzt  nicht  eingegangen  werden.  Es  kann  an  den  in  die  Dar- 
stellung eingestreuten  Bemerkungen  geniigeu.  Denn  das  Iranzösiscbe 
Stempelwesen  ist  doch  nicht  so  abweichend  von  demjenigen  anderer 
Länder,  dass  nicht  die  Kritik  des  Stempels  überhaupt,  in  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  (Fin.  II,  §.  467  ff.,  auch  323  ff.)  nnd  in  der 
systematlsehen  speeiellen,  im  Wesentlichen  auch  fttr  den  franzö- 
sischen Stempel  zuträfe.  Daher  hier  nur  noch  wenige  kritische 
Bemerkungen. 

Namentlich  die  ^^russe  Ausdehnung  des  besonders  roh  mecha- 
nischen D  i  m  (Ml  s  i  (1 11  s  Stempels  scheint  mir  ein  l 'ebelstand  des 
tVaii/i>sischen  Stern pcl rechts  zu  sein.  Die  Erhebung  von  Gerichts- 
gebUhren  mit  in  dieser  Form  (für  rroccssschritton  cte.)  \<\  elienlalls 
ein  besonderer  Mangel,  und  zwar  nicht  nur  ein  tiuauz-  und  steuer- 
politischer, sondern  wohl  auch  ein  jnstizpolitischer,  —  was  noch 
bedenklicher  ist.  Der  Hinzutritt  des  Stempels  zu  den  Register- 
abgaben  in  vielen  Fällen  erhöht  die  Steuerbelastnng  der  registrirungs- 
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Pflichtigen  Kcchtsf^cscliiUte  iintl  tlaiuit  nianclic  Hcdenkcu  dieses 
Abgabcsystcius  gewiss  ancii  öfters  iiielit  inieiliehlieh ,  und  zwar 
nicht  nur  we^^'cn  des  Betrags  der  Stenipelabgabc,  sondern  auch 
wegen  der  Art,  wie  die  letztere  eingeriehtet  ist. 

Aber  anderseits  bietet  sich  doob  in  der  Verbindung  von 
Stempel  nnd  Registerabgabe,  auch  von  ersterem  mit  der 
Umsatzsteuer  (bei  Wertbpapieren),  wieder  der  bei  einem  grossen 
Geaammtsteaerbedarf,  welcher  einmal  aufgebracht  werden  muss, 
doch  Dicht  unwichtige  Vortheil,  die  Steuerlast  mehr  auf  ver- 
schiedene Arten,  Fälle,  Zeitpnncte  der  Steuerpflichtig- 
keit  XU  Verth  eilen.  Es  wird  hier  eben  derselbe  steuerpolitische 
Grundsatz  angewandt,  wie  in  einem  ganzen,  ans  vielen  versehieden- 
artigen  Steuern  besiclieudcn,  statt  eines  sehr  einfachen  Steuer- 
systems und  gar  statt  einer  einzigen  Steuer".  Immerhin  Ireilich 
erhebt  sich  dem  Betrachter  doch  nicht  selten  die  Fra^e.  oh  es 
nothweudig,  richtig,  zweckmässig  ist,  Kegisterabgahen  und  Stempel 
neben  einander  zu  erheben ,  so  hei  den  rcgistrirungspflichtigen 
Urkunden  und  ob  man  hier  nicht  besser  bloss  eine  einzige  ent- 
sprechend umgestaltete  Abgabeform  wählen  könnte  und  sollte. 

Bei  den  Speeialstempeln,  wo  die  Entwicklung  in  der  Richtung 
niedriger  Fixstempel  als  der  stenertechnisch.  allgemein  be- 
aehtenswerthe  Pnnct  dem  Kritiker  entgegentritt  (S.  558)  und  bei 
dem  Proportionalstempel  in  seinen  beiden  Hauptkategorien, 
Handelseffecten  (Wechsel)  und  Werth  papieren,  zeigt  der 
Stempel  in  seiner  franzitaisehen  Ausbildung  im  besonderen  Maasse 
jenen  seinen  cigenthtimlichen  und  an  sieh  stenerpolitisch  und  steuer- 
teehnisch  gerechtfertigten  Character  der  Krgänzungs-  und  der 
Ersatzsteuer  gegenüber  dem  französischen  System  der  directen 
Besteuerung:  so  gegenüber  der  ratentstcucr  und  deren  unzu- 
reicheiuier  Belastung  mancher  in  ihren  l'rtrii-en  aus  den  dieser 
öteuer  zu  Grunde  liegenden  „äusseren  iMerkmaleiv'  nicht  genügend 
getroffener  Gewerbe,  besonders  des  Geld ,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sichenugswesens;  so  ferner  gegenüber  dem  Fehlen  der  Ein- 
korn mens  teuer,  welches  Letztere  den  £inktlntlten  aus  beweg- 
fiehem  Vermdgen  namentlich  zu  Gute  kommt,  ein  Privileg,  das 
durch  die  Begistrirongspflichtigkeit  von  Rechtsgeschäften  und  Ur- 
kunden einigermaassen  vermindeit  wird. 

So  Manches  daher  im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  an  dem  fran- 
zösischen Stempelwesen  vom  finanzwissenschai'titchen  und  volks- 
wirtbächaftlichen ,  ja,  wie  bemerkt,  seihst  vom  justizpolitischeu 
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Standpnnct  ansziuetzen  ist:  im  Rahmen  der  gesamroten 
fransOBischen  Besteaernng  betrachtet  hat  dieser  Stempel 
in  seiner  erreichten  Ausgestaltung  doch  auch  wohl  seine  tiefere 

steuerpoliliscbe  und  steucrtecbnisübe  Bercchtiguug. 

d.  Diu  GoricUbschreiborüiabgabcu  (droit  de  grutic). 

<"  c>c  t /,  l;   Ii  u       8.  0.  S.  504,  Grundlage  im  HaujittTLsetz  vom  21,  Vcrit.  VII. 
11.  Mar^  179y)-    Literatur.    Vigiics.  I,  45S— 4(11  .  4»iit,  II,  4üb— 410  Tarif). 
Block,  dict.  Art.  greflicr,  p.  ia4i>.  v.  Hock,  S.  201—204.  v.  Kaufmanu,  S.  29i>. 
Statistik  in  deijenigen  dor  Venraltnng  des  Ennügistroment,  zu  welcher  diese  Ab- 
gaben ressortircn. 

§.  236.  Diese  Abgaben  haben  überwiegend  Oebtthren- 
character,  als  Zahlungen  fttr  Amtshandlungen  der  ,|grel8er»'' 
(GeriehtSBchreiber).  Die  letzteren  beziehen  aneh  in  den  Hanpt- 
fällen  Antheile  an  diesen  Gebflbren,  znr  ErgSnznng  ihrer  mftssigen 
festen  Besoldnogen.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der  eigenthtlm- 
licheu  französischen  Organisation  dieses  Dienstzweiges  der  Gerichts- 
schreiberei  (der  Gcrichtskanzleij,  mit  der  Function  der  Gericbts- 
schreiber  und  mit  der  Gattung  der  einzelneu  Amtshandlungen  dieser 
Personen  stehend,  sind  sie  nicht  aus  dem  finanzwissenschal'tlicben 
Gesicbtspunctc  in  erster  Linie  zu  beurtbeileu  und  auch  als  „Gc- 
bttbreu"  nur  in  Verbindung  mit  Gerichtsorganisationy  Processrecht  etc. 
ganz,  verständlich.  Steuerelemente  enthalten  sie  groasentheils  gar 
nicht,  stets  nur  in  geringem  Grade.  Indem  sie  aber  regelmässig 
in  solchen  Fällen  vorkommen,  wo  fttr  die  betreffenden  Urkunden 
und  Rechtsgeschäfte  schon  Stempel-  und  Registerabgaben  entrichtet 
smd,  bilden  sie,  wenn  auch  wesentlich  Vergtltungen  fttr  speeielle 
Dienstleistungen,  doch  in  der  finanziellen  Wirkung  eine  abermalige 
neue  Belastung  von  Urkunden  und  Reehtsgesehäften;  obschon 
in  weit  geringerer  Höbe  und  nach  einem  anderen  Princip  nnd 
Maassstab  als  die  beiden  anderen  genannten  Abgabearten,  vertheilt. 
Ihr  Gesammtertrag  ist  gegenwärtig  mit  ca.  Ö  Mill.  Frcs.  etwas 
liber  b^.„  des  btenipelertrags  und  etwa  1^/4  desjenigen  des  En- 
registrements. 

8.  über  ()r<ranisatiuii  und  Function  dos  Dienstes  der  Gn  ffiors  den  gen.  Artikel  im 
Block bcbcu  dict.  Circliierd  bcstcbcu  an  duu  Civil-,  l'riedciu»-,  Haiidclsguricbtea,  beiui 
Gusationtbot  Staatsratb,  Rechnangsbof,  mit  rencbicdenen  Tarifen  (Vigncs,  I.  4b^). 
Derjenige  fur  die  ('i\  ilgerichte  beruht  auf  dem  (loctz  \öiu  21  Xvut.  VII., 
Art  2  11.  (Jacob,  S.  104  H.)  u.  kais)erl.  Decrct  vom  12.  Juli  l^ti^  ^el»  S.  137).  Die 
Abgabesätze,  bei  dcucn  zum  Principal  der  alte  10%  Zuschlag  voiu  Jahre  YIl  uud 
ein  weiterer  bcit  1S71  (tiesetz  vom  23.  Angnst),  also  zosammen  20 Vo  treten,  serfUlen 
in  drei  Ilauptarten: 

1)  Für  die  Eintragung  einer  Sache  iu  die  (icricblsrollc  ^droits  de  mise 
on  r61e)  ..feste'*  SAt20  fon  1,  VU,  3,  5  Frcs.  10 7«  daron  fallen  in  der  Regel  (uicht 
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Qbenir)  den  Groffien  als  Gebohrananthett  zo.  Ertrag  1885  und  18S6  bei  Gifil-  und 
Haiuiclsgerichton  789,000  und  796,000  Frcs.,  bei  Priedensrichtein  353,000  und 
35H.OO0  Frc^. 

2i  Fnr  (Iii"  A  b  f.is-n n und  Uel)ersclircibun  r-jdaction  et  transcription) 
gewisser  im  üoäcU  genannter  Urkunden;  und  zwar  meistens  feste  Sätze,  Je  nach 
<len  GegenstAnden,  fttr  jeden*Fall  ron  I'/,.  l'/i  und  8  Pres.:  in  zwei  Pillen  aberaiirh 

ProportionalabsralMMi  von  '\  (iH  iliimt  '  f'lr  ersten  öiJOO  Fros.  I.isi.  ii 
Uber  Antheilääummen  von  (ilänbigcrn,  Anweisungen  zu  Beisteuern  dcrselboti.  sowie 
Wei  ^crichtliciicn  Zuächlagen.  Diese  Gestaltung:  der  Abgabe  nimmt  ihr  nir.ht  noth- 
woii.ii^  den  GebQhrencbaracter,  sondern  dient  nur  zur  uni^euK^ssenonm  ycrthcihinj<: 
•  i'T  Kosten  unter  den  Inf^^r-^ssr-nten.  Anrh  bit  r  ))' vi'  lien  die  fin  fficrH  10%  dM 
Ertrags.    Letzterer  war  l^s.')  un<l  ISsi;  l.slü.OOO  uml  t.'.»7*>.0()(>  l  iv-, 

3)  Far  Ausfertiguugcn  ^exp6ditions)  von  Krlteoutui^^en ,  l  rtheilon  und 
Oerichtsnrkunden ,  für  jedes  StQck  1,  Vf^.  2  Pres.,  je  nach  dem  (icgt>nstand,  wie  das 
(i  S'  U  «»s  nfther  anB:iebt.  Der  Anlln  il  des  (ireffiers  ist  hier  *5G  Cent,  pro  Stuck  (Ifolle), 
bei  Au-^t'ni:rMngcu  fur  Staatsboauil«'  im  Namen  und  fUr  das  Interesse  des  Staats  20  Cent. 
Dur  Ilauptthcil  des  Ertrags  failt  auf  diese  dritte  Gattung,  1^S5  und  1886  4,.'>4a.U00 
ond  4.944,000  Pres. 

L>  r  (n  saramtertrair  dieser  Abiralieii  war  daher  1883  und  ISSfi  7.192.00()  und 
^. 077,000  Frcs.,  wobei  (meiner  Auoabme  nach)  die  Antheile  der  (iroflicrs  schon  ab- 
gezogen sind. 

In  allen  F'äUen,  namentlich  audi  Ih  i  >i<  u  Ausfertigungen,  sind  diese  Gebühren 
ausser  den  Stempeln  zu  entrichten.  Im  Interesse  <lo>>  Krtrags  des  letzteren 
steheu  wieder  Vorsehrittcn  über  die  Zahl  «let  Zeilen  aut  der  Seite  und  der  Silben  in 
der  2U)1Ie,  welcbe  die  Ausfertigangsnrkunden  in  Darchsclinllt  inne  zu  halten,  also 
nainentlioli  nieht,  gi  geii  das  liscalii'-h«'  Int-  rcssc,  ZQ  ttbersrhroitcn  liabi  ii.  Imiinn'  be- 
achtenswerth  fnr  die  Consequeuz,  mit  der  das  fiscalischc  Interesse  auf  diesem  (iebiete. 
Qberall  hin  verfolgt  and  der  Zasammenbang  ron  Register-,  Stempel-,  and  Gerichts- 
schreibereigebuhrcn  daher  gewahrt  wird. 

r-'bor  dir  vi'-rtc  Kategorie  der  zu  diesem  £ran/cii  (iobii-t  gflii^rcnd-Mi  Abgaben, 
die  Hypotbekengebübrcn,  ist  des  Zusammenhangs  we^en  schon  oben  in  §.  2PJ  im 
Rahmen  der  Darslellang  des  eigentlichen  Enrcgistrement  (i.  c.  S.)  gebandelt  worden. 

Es  ist  somit  dieses  grosse,  venrlckelto  in  jeder  Hinsicht  besonders  wichtige  Ab- 
gabegobtet  nunmehr  vollsthndig  zur  Darstellang  gebracht  wordcMi.  Wir  kennen  uns 
daher  jetzt  zu  den  übrigen  Abgaben  wondi-n,  wdohe  wir  zur  französischen  „Ver- 
kell rabestcueru  ng"  i.  w.  S.  gestellt  haben  i,o.  S.  117). 


2.  Abgabe  von  dun  Er fiudungspatcnten  (brevets  d'invention). 

Gesetzgebung.  Gesetz  vom  5.  Juli  lb44,  bes.  Art.  4  Lit.  ratnr.  Block, 
'li«-t.  Art  brevet  d'invntioii .  \o.  4.'),  40.  Vgl.  auch  KInstermanii.  l'atetifu.  st  tz- 
^cbung  aller  Länder,  2.  Aull..  Ilcrlin  l^sTö,  S.  316  II.,  über  das  franziisiscbc  l'atent- 
nscht,  S.  334.  v.  Kaufmann.  S.  567.  Statistik  der  £rtrige  hei  Paure,  p.  148, 
im  Etat  bei  den  Mferschicdenen  Ertrügen**. 

237.  In  Frankrt'irh  b.st.-ht  .ils  Princip  des  Pat^  Mfi-  bts  das  reine  An- 
rn  cid  c verfahren,  ohne  Vorprüfung.  Das  l'atent  kann  auf  ö,  10  oder  huchsteus 
1  Jahre  genommen  wenlen.  Seine  Gilligkeit  ist  an  die  Zahlung  einer  glcich- 
triüssigen  Jahrosabgabe  von  10U  Frcs.  <j:eknUpft.  welche  jährlich  vor  Heginn  des 
Jahres  entrirbt<  t  sein  mnss,  sonst  verfallt  das  Patent.  Hei  einer  ('«'s^iun  d-  s  Patf»riis 
IUU5S  diese  Abgabe  fur  die  ganze  Dauer  der  Zeit,  für  die  ienes  genommen  i>t  nn<l 
noch  iJlaflt,  abio  je  bis  zum  5.,  10.  oder  15.  Jahre,  anf  einmal  erlegt  werden. 

Die  Abgabe  hat  wie  jole  derartige  Patenttaxe  '  twas  vom  Character  der '1  >  b  (i  h  r , 
als  Kosteiiersatz  liir  das  l'ateidamt.  sonst  den  einer  Steuer,  in  der  man  zwar  etwas 
<  ic  wer  besteuerartiges ,  aber  auch  etwas  Vcrkehrsstenerartigc«  sehen  kann,  insoweit  die 
Abifabe  lur  den  Erwerb  des  Erfinderschatzrcchts  l»ezahlt  wird.  Der  Zweck,  durch 
•  Ii.'  Al>guhernrderung  zuglci<  h  di'  Übermässige  Entnahme  von  Patenten  zn  beschränken, 
wird  auch  in  Frankreich  anerkannt. 
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Ihr  Krtrag  ist  y-Ut  iiher  2  MilL  Frrs.: 
isO'J       l,44ti.Oij()  Frc^!. 
1>70       1,007,000  ,. 
1871  1,035,000 

Ans  hli^'  ISST  2,190,000  Pres.  Also  starker 

suine  ErhüluDg. 


1S72       1.137,000  Vrcs. 
1S75       1.41^,000  ,. 
1SS4  2,133,000 
Rttckgang  io  der  Kfiegszcit  und  lang^ 
« 


?l.  Transportsteuern 
oder  Steuern  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen,  hezw.  I'uhrdieusten.  insbe- 
sondere  regelmissigen,  einschliesslich  Eisenbahnen,  namentlich  fOr  den  Per- 
sonentransport (Toitares  pabliques). 

Gesotzn^ebang  (Hauptgesetxe).  Omndlegendes  Gesetz  ?om  9.  Vendfttn.  VL 
(80.  September  lT97i  fur  ^o^^onentranspo^t.  Gesetz  vom  5.  Vent.  XII.  '2^.  Ftbruar 
1804),  Ausdehnung  :nif  L'^<'wis.s<'  W.iarentransporte.  Docrete  vom  14.  Fruclid.  XII. 
(1.  September  1^04'.  hu  Fiuanzgesetz  vom  25.  Marz  IS17,  Art.  112  II.  wesentlich 
nur  neue  Redaction  der  älteren  Vorschriften.  Tarif&ndeningen ,  meist  Erhöhungen 
ui\J  andere  kli'iiioPi  \'  r;uid.Tiiiiii<-ti  mdirfa.li,  >o  1^10.  1S.H7.  Isöl,  Ibdö.  ISTI- 

In  Ictztcreui  Jaitrc  durch  Liefet/  vom  lü.  September  1S7]  nahezu  Verdoppelung  der 
Steuer.  Gesetz  vom  11.  Jnli  1S79  (Tarifmodification  get^^enttbcr  dem  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  Art  112,  WH  und  genauere  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise 
der  Berechnung  d.  r  Steuer).  —  Diese  (i.  sefzc  beziehen  sicli  im  Allgemeinen  auf  die 
Steuer  vom  Kiseubahntransjtort  mit.  Besondere  Bestimmungcu  über  diese  Steuer  im 
Geüctz  vom  2.  Juli  ISHS;  wesentlich  verändert  durch  Gesetz  rem  14  Juli  1S55.  Die 
St-irk  '  TaritiThölniii!:  d*  ^  (Jesetzes  vom  Hi.  September  1S71,  Art.  12,  bctrillt  prai  ti<.  Ii 
Torneuiiich  nach  ihrem  linanzieilen  Ettect  die  Eisenbahnen.  Genauere  Beätimmuugeu 
Uber  die  Darehfahrang  der  Steuer  far  Eisenbahnen  durch  Decret  Tora  21.  Mai  1881, 
zu  dessen  Erla>>-  di.'  Verwaltung  durch  Art.  4  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1*^7'.»  er- 
mächtigt worden  war.  (Jeset/,  vom  M.irz  und  0.  September  iSHl.  Üer  Priucipal- 
satz  der  Steuer  erhdhl  sich  durch  die  2  De«  imcn  Ziischläire  (des  einen  alten  von  10"/^ 
von  1799  und  eines  zweiten  von  derselbeii  ll.'die  aus  —  Ausser  der  eigent- 

lichen Steuer  von  „voitures  publiqnes"  bestellt  aiirh  noch  eine  Lic  enzabu^abe  von 
den  „Wagen  '  (Tarif  nach  Ge:>ctz  vom  25.  Marz  lbl7.  Erhöbung  um  b"/^  im  Gesetz 
Tom  30.  December  1873).  —  VorQbergehend  hat  nach  dem  letzten  Kriege  auch  eine 
Besf'Uerung  des  ge  w  öli  n  1  i  <  h  e  n  Frachtgüterverkehrs  der  Eisenbahnen 
(.,pt;tife  vitcssc")  bestanden  (Gesetz  vom  21.  März  lS74i.  Doch  ist  dieselbe  Ixald 
wieder  beseitigt  worden  (Gesetz  vom  'Iii.  März  Iblb).  —  S.  über  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Gesetze  bes.  Block  and  Yignes. 

Literatur.  Stourm,  II,  lOS  — 117  (Entstehung  der  Besteuerung  in  der 
Periode  der  ersten  Kevolution  und  Verknüiifnn«-  mit  den  Eiiirieh(ii[i'.:eii  dc=  „Offeni- 
lichen"  Fuhrwesens  der  früheren  Zeit).  Vignes.I,  lül  — 194,  Tauf  daselbst  II.  3b^. 
Block,  dict.  Art.  voitures  publiqoes,  p.  1S33  ii'.,  snppl.  gänir.,  p.  438  itiesotz  von 
1S7!)  ;  Art.  Chemiiis  de  Irr,  dirt.,  p.  412,  No.  62 — 64,  suppl.  peiier.,  p.  b6  (Docrct 
von  IbSl);  Art.  Licence,  dict.,  p.  lluS.  r.  Hock,  S.  410 — IIS,  420.  ?.  Kauf- 
mann, S.  431—443,  beide  hier  ziemlich  ansftlhrlich.  Boll.  VI,  1  (Gesetz  Ton  1879^ 
IX,  457  rD.nret  von  IsSl).  Tarife  XVI.  535.  —  Statistik  bei  Vignes,  Tl.  294, 
v.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  Faure,  p.  121.  Bull,  in  den  Berichten  der  Yerwaitaog 
der  „indirecten  Steuern",  so  I.  146.  XIX,  2t;ü,  2S2.  XX.  fiOO  u.  a.  m. 

§.  238.  1.  Entwicklung.  Charai  ter.  Die  französische 
„T l  a  n s p or t s  tc  11  c r"  von  ,,r»ff  entliehen"  Fahrzeugen  (Fuhr- 
werken) oder  Fuhrdiensttu  bietet  ein  eigenthlimliches  Beispiel  des 
Waltens  systematischen  iSinnes  in  der  französischen  Steuer- 
gesetzgebiing.  Die  Steaer  wurde  1797  wesentlich  aus  fiscalischen 
Rücksichten  eingeführt,  um  den  Ausfall  an  Einnahmen  zu  decken, 
welchen  die  damals  gleichzeitig  erfolgte  Aufgabe  der  Personen- 
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und  Tacketpost  (lei  üie  nationale  des  Messagerics)  cndgiltig  mit  sich 
bringen  inusste.  Diese  \'er\vahiiii^  hatte  allenlings  thatsiiclilicli 
mit  Deficiten  gearbeitet,  da  man  sich  nicht  eiitschliessen  konnte, 
ilir,  wie  anfangs  beabsiclitigt  war,  ein  aiissrlilicsslichcs  Tvecht  auf 
Fabrcnrse  mit  testen,  nach  Tagen  und  Stunden  genau  bestimmten 
Abgangözeiten  iu  wirksamer  Weise  zu  vcrbtirgen.  Man  half  sich 
sebliesslicb,  indem  man  die  Messagerien  Überall  der  J'rivatindustrie 
überliess  und  eine  Steuer,  tbeils  als  Froportionaiabgabe  von 
lO^/o  vom  Ertrag  der  Personen- Fahrzeuge  mit  regelmässigem 
Fnhrdienst  zwischen  verschiedenen  Orten  zu  fest  bestimmten  Abgangs- 
Zeiten,  tbeils  als  feste  Abgabe  von  anderen  „Öffentlichen",  auf 
besondere  Bestellung  fahrenden  Personen-Fahrzeugen  einführte. 

Bei  der  er>tcu  Abgabe  wurtle  ein  Viertel,  seit  ein  Drittel  lur  „leere  Platze"' 
abgerechnet.  Änfufi^  auch  g-owisse  Aosseoplätzc  nicht  berOcksicbtigt,  ferner  das  etwa 

im  Fahrpreis  onfli.iltcne  ..Trinkseld"'  nicht  uiit  brstcuert.  Im  rrincip  betraf  und  Ite- 
tritit  die  Steuer  auch  den  Ycrkcbr  zu  Wasser  im  Inlandc.  ]äÜ4  wurde  dann  der 
reireimässigo  Waarenvcrkehr  zu  T.andi«  drr  Proportionalabgabe  mit  unterzü>^en. 
Die  Uaoptsacbe  i^t  iuiuicr  die  Beät<>ij>:iii.>^  ^  I'i  r^o  n  e  n  v  e  rk  chrs  geblieben. 
Abonnomonts  wurden  gestattet  (I"m).'>i.  Mhh.  iu  ilei  kleimTe  \ danderungcn  im  Tarif, 
in  der  Berechnungsweise  der  Abgaben  sind  im  Laute  der  Zeit  criulgt  (s.  die  oben 
geaanntcD  Gesetze  q.  s.  wX  An  GasuUtik  und  an  Zweifeln,  welche  die  Judicatnr 
eiitsohiod,  fehlte  es  auch  hi.-r  iiirhf.  Die  Abhalte  unterstand  zucr>t  «h  r  Enr.'L;isfr':'uioiit- 
rerwaltuug,  1^05  wurde  sie  zum  Zweck  besserer  Durchl'iibrung  und  (Jontrole  unter  die 
Verwaltung-  der  indirectcu  Stenern  srcstellt,  zu  welcher  sie  noch  srescenwüitig  irohört. 

Die.se  in  der  französischen  .Steuergesctzgebun«;  licliebte  Com- 
biDation  von  Proportional-  und  festen  Ab^^^nhen  ist 
geblieben  und  systematisch  ausgebildet  worden.  Zu  beiden  trat 
seit  1817  noch  eine  Licenzabgabe  von  jedeni  einzelnen  Fabr- 
zeng  bei  der  Einfügung  der  „öffentlichen  Fuhrwerke^*  in  das 
wesentlich  Gontrolzwecken  dienende  Licenzsystem  der  indirecten 
Besteuerung. 

Das  sten erpolitisch  entscheidende  Moment  in  der  Entwick- 
lung dieser  ,,liesteuennig  iitfentliclier  Fuhrwerke"  war  dann  <lie 
systematische  Anwendung  derscll)en  aiit  ticii  Hisenbahn- 
verkelir.  Dadurch  wurde  zugleich  die  steigende  und  oiuc  all- 
njäbli(h  sclir  erheliiiche  finanzielle  Bedeutung  dieser  lie- 
steuerung  herbeigelUbrt. 

An  und  für  sich  war  es  nur  folgerichtig,  den  Tersonentransport 
der  Eisenbahnen  unter  die  einmal  bestehende  Besteuerung  der 
Öffentlichen  Fahrzeuge  zu  stellen.  Das  Sträuben  der  Bahngesell- 
sebafteoy  welches  mit  dem  Hinweis  auf  die  Benutzung  der  von  ihnen 
lelbet  hergestellten  Bahnen,  als  ihrer  eigenen  Wege,  zu  begründen 
gesnebt  wocde,  ist  daher  auch  mit  Recht  zurückgewiesen  worden. 
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Da  die  Bahnen  aber  in  dem  Tarif  des  Peraonenverkehrs  nieht  bloss 
fOr  den  eigentlichen  Transportdienst  ihres  Fnhr-  und  Wagenparks, 
sondern  anch  für  die  Benntzinig  der  Bahnen  selbst  bezahlt  wurden, 

so  war  es  gleichfalls  folgerichtig,  dass  die  Proportionalsteuer  nur 
von  dem  Tarilbetrag  für  den  ersteren  Dienst  erhoben  wurde. 

Dies  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juli  lb38  festgestellt,  wonach  im  Allgemeinen, 
Mangels  anderer  Bostimmungoa ,  ^/^  des  Tarif  bctrags  und  daher  Vcrkehrsertra^  als 
ilcr  der  Proporlionalabgaho  zu  unterwerfende  Theii  anerkannt  wurde.  8.  Nüheres  ftber 
diesen  Pn not  l)ci  v.  Kaufmann,  S.  I'U  I!'.,  wo  in  der  sonst  guten  Darstellung-  nur  di»- 
scharfe  stcucrpolitische  Auffsuisung  mangelt  und  die  schärfere  Entwicklung,  wie  öfters 
bei  ihm,  za  eliiseitif  auf  bless  fiscalischo  Rocksichten  zarflckg«fnhrt  wird.  Auch 
Hoi"l»,  S.  11".  lii-l)t  dt-n  entschL'idendon  priiioipi^'Uen  Pniict  ni^ht  hervor.  S.  auch 
Vigncs,  1,  1^2,  lUock,  dict.  Alt.  voitures  publ.,  No.  9.  lU,  Art.  chemios  do  fer, 
No.  62,  Stourm,  I,  ]15.  ilicr  wird  Überall  das  Wesen  der  altereu  und  ihr  Unter- 
^schiiMl  von  der  neuen  Eisonbahnsteuer  verkannt.  Eine  „Ausnahme**,  wie  im 
niück  schon  dict.  a.  a.  ().  in  No.  10  >;tsaL:t  wird,  also  eine  Art  Steuerp  riv  i  losr. 
war  die  frühere  I^cäcbrankuug  der  Eisenbalinabgabe  auf  die  Steuer  vom  eigentlichen 
Transportdicnst  nicht,  sondern  etwas  nach  dem  Geiste  der  bestehenden  Transporl- 
steuer  Hi«"hfi!^.  s.  Ks  ist  atloh  niolit  zu  veri:<  sstMi .  dass  die  damalige  fraiizOsisclie 
Eisenbahngeset^gcbung ,  wie  auch  die  anderer  Lander,  so  die  prcusäiscbo,  noch  der 
Idee  der  Möglichkeit  der  Trennung;  dos  Pahnrerkehrs  vom  Besitz  der  Bahngoleise 
anhing,  wobei  dann  eine  uns  jet?.t  fremdartig  und  sonderbar  vorkommende  Zusainmon- 
s- t^-niitr  <le.s  Tarifs  aus  zwei  Elementen .  für  den  eigentlichen  Transport  ond  fttr  die 
Hai)iil>emitzungf.  wieder  nur  folgerichtig^  war. 

Im  .Jahre  1855  wurde  dann  aber  die  Hesteueruiig  des  P^isen- 
bahnverkehrs  umgestaltet  und  damit  dieselbe  Uberhaupt  steuer- 
politisch zu  etwas  Anderem  gemacht,  als  sie  bis  dahin  gewesen 
und  als  die  allgemeine  Steuer  anf  ^^öffentliche  Fahrzeuge^'  war  oud 
blieb.  Wird  die  Kisenbahnsteuer  aneh  seitdem  nach  wie  vor  als 
ein  Glied  dieser  allgemeinen  Steuer  anfgefasst,  so  ist  sie  das  doch 
nur  noch  formell,  ihrem  Wesen  nach  hat  sie  sich  so  verftnderty 
dass  eigentlich  eine  neue  Steuer  vorliegt.  Das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1855  bestimmte  nämlich,  dass  die  Proportionalabgabe  von  10*/^, 
nebst  Zuschlügen,  von  dem  ganzen  tarifmässigen  Preise, 
daher  Ertrage  des  Personenverkehrs  der  Eisenbahnen,  fernerauch 
des  ICi Igut Verkehrs  berechnet  werden,  den  Ei!«cnbahnen  aber  auch 
die  wohl  sohon  gelibte,  jedeiitalls  von  ihnen  beanspi  achte  Be- 
rechtigung, diese  Steuer  zum  concessionirtcn  Tarifsatze  liinzu- 
zusch  Infi:on,  gestattet  werden  sollte.  So  ist  diese  Steuer  äusser- 
lich  eine  Krtragssteucr  vom  genannten  Kisenbahn verkehr, 
ihrem  Wesen,  ihrer  vornemlichen  Wirkung  und  schliesslich  auch 
selbst  ihrer  Form  nach  eine  indirecte,  durch  die  Hahnverwaltung 
mit  erhobene,  regelmässig  vom  Benutzer  der  Bahutransportdienate 
getragene  Verbrauchs-  oder  Genussstener  geworden.  Das 
Gewerbestcuerartige,  anch  das  nicht  ganz  fehlende  Gebttbreuartige 
der  allgemeinen  Fahrzengstener  ist  damit  in  der  Hauptsache  ver- 
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fichwondeo.  Sie  mxm  daher  auch  principiell  anders  als  letztere 
beortbeilt  werden. 

Das  ist.  St)  viol  ich  ^clic,  iti  ticr  Literatur,  so  in  der  «)l><'n  gt  iianiiien,  Ubersehüii 
oder  Dicht  rithtig  erkannt  worden,  auch  von  v.  KaufoLinn  iiirht.  der  hier  immer 
nor  einseitig:  lisralisrh«'  T'-rHl-TiziMi  sj.ht.  Xdd'iilifi  houi-Tkl  ist  (Jcr  wirklii  li.- 
üteuerpolitiüche  (jbaracier  einer  i>tcU(;r  wie  der  Iran^öäischen  Kiäenbaliusteucr  vuii 
1S55  abri^ens  mit  nach  der  Antwort  anf  die  schwer  za  entscheidende  Kra^e  za  be- 
sdBineD<  Wi  ll  lie  l\uck>\  ilkiiiiü:  eine  sololio  Steuer  anf  Verkehr,  Tirife,  KeiiM-rträgc  bat 
Ich  möchte  du'  li  aiiiicliiin'ii.  aiirli  nach  der  Höhe  der  Steuer,  da>.s  diescHif  iia<  Ii  dieser 
DUthuiaa^licheu  KtickwirikUiii;  imuierbin  etwas  wie  eine  Ertra^s^teuer  der  Ki^clllKihIlelt 
ttiit  wirkt  FQr  die  Beortheilani^  des  Steaergesotzes  von  1S55  liommt  das  mit  in 
Betracht 

Die  Umgestaltung,  welche  hiernach  gerade  die  Eisenbahn- 
steoer  dnrch  das  Gesetz  von  1855  erlangt  hat,  wird  man  mit  Rflck- 
sieht  anf  die  Stellung  des  Eisenbahnwesens  unter  den  Communi- 
cations- und  Transportanstalten  der  Gegenwart  und  auf  die  ganze 
Gestaltung  des  französischen  Steuersystems  stenerpolitiseh 
nicht  80  dnrcbaus  missbillij^cn  kCmnen,  wie  es  wohl  ^eschelicu  ist. 
Nach  der  rechtliclieu  Xatiir  ^\vv  Trivat  Eisenbaliiiun,  schoii  in  liutretl' 
ihrer  E^utstehun«;;,  ist  eine  Sondcrstclliinf;  derselben  im  Steuerwesen 
nicht  ungereehtf'erti^^t.  N;u'h  der  laetiseh  mehr  oder  weniger  mono 
polistischen  Stellung  im  \'erkelirsh_'hen  ebenso  weni^.  Aiierdin;;s 
wird  man  uaeh  beiden  Momenten  zunächst  nur  eine  besondere 
Ertrags besteueruug  der  Bahnen  billigen  könuen,  nicht  die  im 
französischen  Recht  gestattete  1  arifsatzerhöhung  um  die  Steuer, 
also  die  UeberwUlzung  auf  das  rublicnm.  Und  in  der  That  ist 
dies  der  misslichere  i'unct  Aber  selbst  dafür  lässt  sich  geltend 
machen  y  dass  eine  derartige  Steuer  in  ein  Steuersystem  immerhin 
hinein  passt,  welches  wie  das  französische  so  allgemein  dahin 
strebt,  die  Tragung  der  grossen  Steuerlast  durch  Vertheilung  der 
letzteren  auf  möglichst  viele  Verkehrsacte,  Consume,  Kechtsgeschäfte 
zu  erleichtem.  Verkehrspolitische  Bedenken  bleiben  trotzdem  gewiss, 
aber  sie  niflsscn  und  dürfen  auch  wohl  beim  Personen-  und 
Eilgut  verkehr  den  in  Frankreich  einmal  gebotenen  finanziellen 
Rücksichten  weichen.  lU-im  I"  l  a  eh  t  verkehr  liegt  die  Sache  anders. 
Hier  ist  die  in  der  Finan/jKtth  na(  h  dem  letzten  Kriege  1874  eiu- 
gelührte  Steuer  denn  auch  bald  wieder  bcsoiiigt  worden  (l-'^T.S), 

Der  tinauzielle  Schwerpunct  der  gai)/cn  ,/rrans])ortsteuer"  ist 
durch  die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  und  die 
Starke  Erhobung  der  Steuer  seit  lb71,  aber  auch  wesentlich  mit 
darcb  die  Umgestaltungen  des  Gesetzes  von  1855  durchaus  in  die 
Eisenbahnstener  verlegt  worden.  Diese  bringt  jet/t  an  ^)r)*Vü  ^^^^ 
Gesammtsteuerertrsgs  Ton  ca.  90  Mili.  Frcs.  anf.   Erst  durch  die 

W>ga«r,  FtnaaxwhMiucbaft.  UL  37 


Digitized  by  Google 


iuC)     ^-  ^-  2.  K.  Stenerrecht.  1.  H.-A.  2.  Ä.  Fnnkreicli.  §.  289. 

Ansdehnnng  der  Steuer  auf  die  EtsenbaliDen  und  dnrch  die  genannte 
^teuererhöhunp:  ist  die  ganze  Steuer  so  zu  einem  erheblietien  Finani- 
object  für  das  Iranzösiscbc  liud^et  geworden. 

Ob  Frankreichs  Finanzlage  eine  Wiedcrerniässigung  der  Steuer 
80  leicht  und  baUl  zuhissen  wird,  wie  es  im  Verkehrsinteresse  er- 
wünscht wäre,  ist  fraglich  und  wäre  gegcntlber  so  vielen  anderen 
bedenklicheren  Steuern  nicht  durchaus  rUthlich.  Eher  könnte  man 
daran  denken,  die  wenig  eintrUglicbe  und  durch  die  Einrichtung 
und  die  Controlen  viel  lästigere  Besteuerung  der  Übrigen  Fahr- 
zeuge aufzuheben:  gewissermaassen  jetzt  nur  noch  ein  Anhängsel 
der  Eisenbabnsteuer,  wenn  auch  der  Ausgangspunct  dieser  ganzen 
Steuergattung.  Abgesehen  von  auch  hiergegen  noch  etwas  mit- 
sprechenden finanziellen  Bedenken  wird  aber  nicht  nur  der  alte 
Bestand  der  Steuer,  sondern  auch  der  franz^Isische  Sinn  für  strenge 
„Steuersy stematik",  in  welcher  letzterer  man  in  Frankreich 
wohl  ohne  Weiteres  die  Erfüllung  der  Gcrechtigkeitsforderungen 
sieht,  dagegen  sich  aufleimen. 

§.239.  2.  Einrichtung  und  Tarif  der  Transport- 
besteuerung. Nur  dem  „öffentlichen''  Verkehr  dienende 
Fahrzeuge  sind  steuerpflichtig,  also  frei  die  Privatfhhrwerke  itlr 
die  persönlichen  Zwecke  des  Besitzers.  Fttr  diese  besteht  jetzt 
als  direete  Gebrauchssteuer  eine  eigene  Wagensteuer,  mit  welcher 
die  hier  behandelte  nicht  zu  verwechseln  ist.  Bei  letzterer  sind 
dann  nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  folgende  Fahrzeug- 
und  Transportz weige  zu  unterscheiden,  bei  welchen  hier  die 
jetzt  geltenden  Tarifsätze  gleich  beigefügt  werden. 

S.  bes.  Gesetz  voiu  11.  Juli  1>»79,  Decret  vom  21.  Mai  Ihbl  ;  Taril übersieht, 
Boll.  XVI,  595. 

a)  OetVentliche  Fahrzeuge  (Wagen)  für  den  Verkehr  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  zwar 

er)  mit  regelmässigem  Fahrdienst,  d.  b.  einem  solchen, 
welcher  zwischen  mehreren  Puncten  zu  bestimmten  Abgangs- 
zeiten erfolgt.  Hier  findet  die  Proportionalabgabe  An- 
wendung. 

Der  Tarifsatz  im  Princiiml  ist  '  ,„  »los  Pn  isi's  ikt  Plätze  der  Fahrgäste  und 
Ai  y.  tiir  den  Waarontranspui!  l>  /:»lilfrii  Prcisos.  »;irnMli,'i  f>l)  U\v  j'-dcii  l'all  oder  im 
Abünneuient  erhoben.  Die  ßerecliming  i-rfolgl  jetzt  in  der  Weise,  dass  bei  Tarif- 
üfttzen  von  50  Cent  und  darüber  TVi^U,  der  Nettoeinnahmen  oder  '/«g  der  Brutto* 
«'innahmen.  b.  i  Tarifsätzen  unter  50  Cent.  12°',,  der  orsteren  odi  r  *  der  let/t.T.  ii 
die  Steiicrsrliuldiirkeit  (iriit  allen  Züsch  liier«  n  rwva  Principalf  bilden.  Ertrag  nur  noch 
unbedeutend,  Ib^b  für  Keiseuüe  2lU.<i'^S.  l'Ur  W  aarcn  bloss  2^39  Frcs. !  (Bull.  XXIII« 
267).  Dies  erklärt  sich  ans  den  Verindcrnngen  des  Gesetzes  ron  1879  (s.  n.).  FrQher. 
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X.  B»  1876,  «rar  der  Ertraur  (ind.  aoaserordentlicber  Dienst,  s/v.)  erheblich  bOh«>r 
2.434,000  Fk9,  fttr  Peisoneo  and  86.000  für  Wawen  (BuU.  I,  146). 

fi)  (Mieth-)FabrzeQge  aof  Bestellung.  Hier  besteht  die 
feste  Abgabe,  tbeils  naeb  Fahrzengen  (Wagen),  theils  nach 
Plätzen. 

Za  dieMm  Verkehr  werden  jetzt  auch  Wagen  mit  Im -stimmtcin  Dienst  zwiscli^n 
zvdl  Poneten  feradmet,  wenn  dieselben  die  Stadt  nicht  oder  nicht  tlber  40  KilDtneter 
weit  Vr-rlass'-n.  rorans^esctzt,  <las«<  nicht  o\w  tiiinuttclbarc  l^ilnirorfsff/un?.  ntK  h  nicht 
mit  Wagenwechscl,  nach  eitticrntoron  I'uncloii  >tat(tind(;t  (daher  voiturus  asäimilüs 
an  serrice  d*oceaaioD.  Gesetz  Tom  II.  JnK  1879.  Art.  2.  wodarvh  eine  Ausnahme  von 
Art.  112  des  (iosi'tzes  vorn  2.").  M.-ir/:  1^17  l»oi;TiUnlet  wird).  In  Folffi'  d<^ss<>ii  fällt 
d<>r  (imnibu  s-  und  Pierd<  Ijahn verkehr  jetzt  unter  diese  feste  Abgabe,  woraus  sich 
die  Gerin «rfü^gkeit  des  Ertrags  unter  er  mit  eiti&rt.  Die  Aomaiimebestimniiing  bestand 
obricr^^nä  vordem  schon,  aber  nur  innerhalb  15  Küometor  Entferniiiig  (Gesotz  vom 
2*J.  Juni  Ib.ja,  Art.  8i. 

Der  jetzige  Taril  ist  eine  feste  Jahresabgabe  für  Wagen  von  I — 2  Tlai/eii  von 
50  Frcs..  3  PJitzen  75  1-rcs..  4  PUtzen  100  Frc».,  5  Plltxen  120  Pres..  6  Platzen 
1.^7' Krcs,;  für  2:r5sson-  Wa^^en  (Waifgons.  auch  Schiffe)  von  <»  —  .•)()  Plätzen  pn> 
Platz  12Vg,  von  51—150  desgl.  6V4.  über  150  .l'/g  Frcs.  pro  Flau.  Der  Eitras  war 
1886  4,549,500  Fh».,  früher,  z.  B.  1876,  nur  3,017,000  Frca.  AmeerdGin  1886  ftlr  in 
diese  Kategorie  gestellte  Eisenbahnen  84,990  Frcs. 

7)  Fabrzenge  im  ausserordentlicben  Dienst,  d.  b.  znr 
Aushilfe  bei  Bewältigung  des  ,,regelmä8sigen'' Dienstes  (anter  ce). 
Hier  besteht  dieselbe  Proportionalabgabe  wie  bei  a. 

Und  zwar  mit  dem  gleichen  Tarifsatze.  Ertraj;  incl.  des  „vorubergeliendt  ii" 
Dienst»  (n.  6)  1886  28,908  Fto^. 

S)  Fahrzeuge  im  vorübergehenden  Dienst,  d.  b.  bei  ein- 
zelnen besonderen  Gelegenheiten,  wie  öftcntlitlieii  Festen  u.  dgl. 
(iiervice  aecidentel).    Hier  besteht  eine  niüssigere  feste  Abgabe. 

Vnr  <leii  l'lafz  iiml  Tag  jetzt  mit  Zuschlägen  1^*'^^  Centimes. 

b)  Eisenbahnen.  Sie  nnterliegen  der  Proportional  abgäbe 
vom  Ertrag  des  Personenverkehrs  und  des  Eilgut  Verkehrs 
(grande  vitesse). 

Die  Bahngesellscbaften  knnnen  zwischen  der  Erhehang  der  Steuer  nach  der 

wirklichen  Ein  nähme  und  im  Abonnement  wälil<.'n  (Decret  von  l*^Sri.  Im 
j.  tzt'^ren  nblirlii  n  Falli  werden  der  Herechnung  der  Steuer  jetzt  ui  drundu  gelegt 
die  tarifmiissiffcn  noheiiinahmen  der  Ralinpresollschaftcn  filr  beide  genannte  Verkehre 
rPostcoilis  sind  jedoeb  tr«il    Davon  >iml  <uh-c  ls>:tl  .  .  .  "  „  Von  Tarifeinheiten 

v.-.n  ."»0  Cent  lind  d.irülc^r .  '*  ,,,  <><lrr  lo.TI  l  .  .  „  von  solchen  nnfer  .'»0  Tenf.  zu 
entrichten,  was  den  gesclzlidjen  Hctriigcn  von  22'^  und  12%  v""l  Zuschlagen)  der 
..Nettoeinnahmen**  gleich  gilt.  2  Gent,  pro  Einnahmepoet  werden  (Decret  vom  21.  Mai 
dabei  von  den  er-teren  Fällen  alui.  rei  btiet ,  viubeb.iltlii  Ii  imikt  Ki'vision  dieses 
AbzoiT'i»  alle  .'1  Jahre.  Friibcr  war  die  Horechnungsweisc  streitig,  namentlich  in  BeireÜ 
.|er  Zn>chlaj^üdecimen  und  der  lO"/«  neuen  Steuer  von  IS7I.  nh  beide  nümlicb  von 
deni  .-ilfen  Stener-Principalsatz  oder,  nach  eingetretenem  Zust  lilnu  <l— elbcn  zum  Tarif 
der  Bahn,  von  dem  ean/en.  dir  Sfeiier  schon  in  si<  h  enthaltenden  Sat/.e  /.n  In  rei  linen 
•teien,  was  die  Steuerverwaltunsi  behauptete.  S.  darüber  Block,  dict.  Art.  voit.  jjubl. 
No.  II.  12.  V.  Kaufmann,  a.  a.  0..  S.  4SI.  Jetzt  ist  die  Sache,  wie  angegeben, 
geregelt.  aUo  der  wirklieh  erhobene  Steuer-at/  procentwei-.-  doch  niedriger  als  der 
gesetzliche.  Ein  Fortschritt  in  der  Richtung  besserer  Steucrvcrthcilong  wäre  es,  wenn 
man  bei  der  Bc*?tenerong  des  Personenverkehrs  die  Wagenclasson  unterschiede 
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und  diese,  statt  proportional,  progressiv,  am  Niedrigsten  die  3..  am  Huchsten  die  1., 
belejfte.  —  Orr  Ertrau  ist  endgiltig  immer  erst  n.ifh  Abschluss  il<r  Rerlmunsen 
der  Bahnen  fei>t^ni>tellen  Er  war  t'ur  Pereonen  in  1SS<)  nach  der  Abschlussrechiiung 
72.42  Mill.  Frcs.,  fur  Eilgut  i:i.4T,  /us.  87.89  Mill.  Frcs.,  nach  den  darch  die  Steuer- 
vcrwaltnn^  während  des  Jabros  selbst  constatirtc^n  Sammon  bozv.  62.70«  12.83, 
75.53  Mill.  Fn  s. 

Zu  diesen  Steuern  treten  noch  Licenzgebüh  rcn  und  Ge- 
bühren für  die  Fahrzeug-  oder  Wagen-Controlmarke.  Dem 
Licenzzwang  mit  seiner  Gebühr  und  dem  Controlmarken- 
zwang  unterliegen  alle  Wagen  und  Sciiilfe  fUr  den  regel- 
mässigen und  den  ansserordentiichen  Dienst,  einsehliesslich 
der  Eisenbahnwagen,  der  Controlmarke  auch  die  auf  Bestellang 
fiihrenden  Wagen. 

Die  Licenzgobühr  betrügt  j&hrlicli  mit  Zuscbllgcn  oy«  Fn-^.  pro  Waggon,  Wageo. 

S.  Iiill  nur  fdi  z\voirä<lrise  Wmi;.'?!  2'  ,  I'rrs.V.  für  \Vat;(!ii  auf  Hestellung  (/?),  daher 
Droschken  u.  dgl.  wird  an  Stelk-  dieser  Licen/.i:eblihr  Jiur  ein  Steuipol  von  10  Cent, 
erhoben.  Die  Controlmarke  besteht  in  einem  kleinen  amtlichen  Metalle  Itild,  da^  an 
jedem  Fahrzeug  angebracht  werden  muss  und  2  l-rcs.  kostet  >  e:?t  iiii|>illo).  DerGontmle 
in  l'olfje  des  Licenzzwantrs  unfetintren  l^TM  und  l'^^^ä  Kis.nliahnunternehmungen 
bu/w.  3b  und  üU,  Unternehmer  öiienilichen  Fuhrwerke  mit  regelmä&>igciu  Dienst  4.)32 
Dod  515,  mit  BesteUnngsdienst  10,301  und  13,709  (Ball.  XX,  ROO).  In  diesen  Zahlen 
zeigt  sich  der  Einlluss  des  (j«;sctzes  von  ls79. 

Der  Eisen  ball  n  fra  eh  tvt'rkehr  nnterlai;  nadi  dem  (ieset/  vom  21.  Mär/.  1^71 
einer  b^f^  Abgabe  vom  eigentlichen  i  rachtpreis  zuzüglich  der  Lade-  und  Entlade- 
gebohren,  der  Bahnbofsspescn  nnd  Uebei^ngsgebQbren  ziriscben  rerscbiedenen  Netzen 
für  alle  W  aaren  und  G.  jrenständc,  welclx'  nach  dem  Tarif  filr  „petite  ritease**  befördert 
werden.  Auch  diese  Steuer,  die  keinen  weiteren  Zuschlägen  untorlair.  durfte  auf  den 
Tarifsatz  Re^ehlagen  werden.  Befreit  blieben  W  aaren  im  Transit  von  einer  zur  anderen 
(iren/t!  und  Waaren  im  directt  i»  Verkehr  nach  dem  Ausland.  (Näheres  im  l)e(  ret  vom 
22-  Mai  IS71,  Dcjeixn,  <•>)<]<■,  p.  .'Iss  If.).  Die  Steuer  trat  noch  fin  einen  Tlieil  vt.u 
1>74  in  Kraft  und  hurte  uiit  1.  Juli  lb7?>  wieder  auf  ^(Jesetz  vom  20.  März  l!^7^). 
Erlrag  1S76  23.11  Mill.  Frcs. 

D.  r  (i<  sainnitertrag  der  Transportsteiier  (obne  die  eben  genannte) <«rar  (Fanre, 
p.  121)  in  Mill.  h'rc». 

von  Eisen-      von  anderen  o 
bahnen.  Fahrzeu^^en. 
l^<iV»  .Ti-llN  .5.21  .SM« 

1»73  «i4.3«>  5.42  «9.77 

1878  83.23  5.89  89.12 

1879  .  75.01  .5.0.*.  V0.«Mi 
ibüH  '.»U.lü  4.72  üi.SH 
1887(AnscbI.>   85.82              4.82  90.64 

Man  ersieht  besonders  den  Eiufluss  der  starken  Erhöhung  der  Eisenbahnstcucr 
um  ein  weiteres  Zelintel  des  Tarifpreises,  sowie  den  Einlluss  des  Gesetzes  von  1879 
auf  die  .Abnahme  der  Erträge  von  anderen  Falirz<Mi!ren.  Vor  tlem  Kriege  kam  von 
dem  Steucrertragc  auf  letztere  V« — V?»  J^'^^t  nur  noch  etwas  über  57»' 

Die  Veranlagung  nnd  Erbebung  der  Steuer  erfolgt  bei  den  gewöhnlichen  Fahr* 
Z'Mi'.'iMi  auf  Grund  von  vnrt^'cscliricbencii  I>et  l;irafit»nen  der  Unternehmer  über  alle 
einzelnen  für  diu  Bcbteucrung  wichtigen  Puncte.  Der  Licen/zwang,  die  ihm  ent- 
springenden Controlrechtc  der  Vcrwaltunir.  die  Controlmarkirung  der  Wagen  dienen 
zur  Sicherung  dtf  gesetzlichen  Ik^t<  iirtim-:  V<A)cr  die  Erfüllung  der  VerpflicbtttDgen 
werden  Scheine  ausgestellt,  wel.li.-  die  W aLininlin-r  st-(s  )«'i  sich  tragen  imis^cn. 
Für  den  Verkehr  im  regelmässigen  Dienst  sind  IJücher  und  Register  mit  bestimmter 
Einriehtong  zu  führen.  Auch  Abonnements  sind  in  gewissen  Fällen  statthaft.  Straf- 
androhungen vmolislftndigen  da.«)  ziemlich  complicirtc.  und  lästige  Besteuerongssystem, 
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dessen  zahlreiche  Eiozelhdten  ond  AbweichoDj^eD  bei  den  obea  UDtenchiedeneo 

Dit■n^t/wci<^L•ll  hier  nicht  wcitor  vorfolgt  wenJ«  ii  solkii.  S.  dio  hierauf  näher  ein- 
gehende Darbtciiuog  von  v.  Hock  und  im  Biock'ächua  dictionn.  Daa  Einzelne  ist 
mit  der  UbIiclicD  Schärfe  and  Consetiueuz  dej>  französischen  Stcuerrcchts  durch- 
ipearbeitet  und  stellt  in  meiner  liesauimtheit  wieder  rin  merkirurdiges  Heiäpiul  dA?on 
dar,  was  sich  d<r  fninziisische  Verkehr  und  (ie« oi lubetriel»  im  (irlüet  der  iudirccten 
Steuern  und  Verkehräbteueru  (Enrcgidtreiueut  und  bteiopeh  an  liscaliächeu  Plackereien 
und  CoDtrolen  gefallen  lässt,  wihtend  man  in  der  dirocteo  Besteaenug  so  ttpr5de  ist, 
in  die  persönlichen ,  Ökonomischen  Gescblftreriiftltnisse  dem  Fiscns  Einblick  za  ge- 
währen. 

Die  Ucächäfbfuhrung ,  das  Rechnun^'^swcsen ,  die  OoUeatlichkeit.  die  Betricbs- 
conccntration  im  Eisenbahnwesen  erleiciitern  eine  >olche  Besteuernng  riel  mehr  als 
tliejeni<re  i\<-r  -o  /i  r^iditterten  sonstigen  Fuhrwerksunt«  riiehinun{i:eu.  Die  neuere  Ent- 
wickeluug  lu  \  erkehiaweöcu  iät  daher  auch  in  diesem  Puucle  dieser  Trauspurtsteuur 
sehr  zn  Gute  gdtommen. 

Seeschiffe  und  S e e^ chi fffahrtsverkohr.  auch  der PeMonen?erkehr dabei 
unterliegen  der  Steuer  nicht  mit. 

4.  Kuckblick  auf  die  französische  Verkehrsbesteoorung  im  Ganzen. 

§.  240.   Stellt  man,  wie  wir  es  hier  gotban  baben,  die  Trans- 

portstenern  zur  Vcrkfbrsbcsteuciuu^,  also  zu  Einer  Hauptgruppe 
der  liesteuci  uii^^  mit  deiu  Kmcgiblrcnicnt  und  Stempel  zusammen, 
so  erhält  man  von  dieser  Gri4»j)C  gegenwärtig  in  Fraiikreieli  einen 
Krtrag  von  ea.  7t!.')  Mill.  Frcs.  —  aueii  noch  nach  der  Ahnahme 
des  Enregistremcntertrags  in  den  allerletzten  Jahren,  vordem  von 
rund  Öüü  Mill.  Fres.  und  uicbr.  —  Das  ist  nahezu  das  Doppelte 
des  Ertrags  der  directen  Staatssteuern,  nur  etwa  100—150  Mill. 
weniger  als  der  Ertra«;  der  Zölle  und  iodirecten  Verhrauehssteuern 
(obue  Monopole  und  Zuckerstcuer)  zusammen,  mehr  als  das  Doppelte 
des  Rohertrags  des  Tabaksmonopols  ond  an  30%  des  gesammten 
gegenwartigen  Staatsstenerertrags.  Die  ungemeine  Wiebtig- 
keit  dieser  Steuergrnppe  als  Finanzobjeet  im  französischen  Staats- 
banshalt ergiebt  sich  hieraus,  aber  auch  die  ausserordentliche 
Belastung  des  „Verkehrs'*  in  dem  hier  gemeinten  Sione. 
Nicht  zu  vergessen  ist  dabei  öbrigens,  dass  die  Erbschal'ts- 
iind  Sehen kungsstcaeru  im  Irauzösisehen  Euregistrement  iu- 
begritten  sind. 

In  st cucrteehn isolier  Beziehung  giebt  es  kaum  ein  feineres 
nnd  verwickcltercs,  daher  interessanteres,  freilich  aber  aueh  lästigeres 
8tenergebiet  als  dasjenige  dieser  französiseheu  Verkcbrsbestcuernng: 
rein  fiscalisch,  stenertechnisch  betrachtet  eine  bewun- 
dernswerthe  Leistung,  der  man  in  der  französischen  und 
sonstigen  Besteuerung  schwer  etwas  Aehnliches  zur  Seite,  geschweige 
ihr  voranstellen  kann.  Steuerpiolitisch  freilich  kein  unbedenk- 
liches Lob! 
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In  Steuer  politischer  Hinsicbt  Icommen  aber  auch  noch 
sonstige  BedenkeD,  anderseits  allerdings  auch  gUnstige  SSeiten  dieser 
„Verkehrsbesteaernng''  in  Betracht. 

Bei  der  Z  u  1  ii  1 1  i  g  k  ei  t ,  ob  und  in  wekheni  Maasse  die  ein- 
zelnen Persuiieii  von  dieser  Hesteuerung;  {getroffen  werden ,  kann 
von  einer  Krttillun^'  der  ,,(Terec}itigkeits|)().stnlate''  der  Allgemeinheit 
und  Gleicliiriässigkeit,  von  einer  Uebereinstimniun^  der  Besteuerung 
durch  Kegibterabgabcn ,  Stempel  und  Transportsleuern  mit  dem 
,,leitenden  Grundsatze"  der  modernen  französischen  Steuerpolitik, 
,,Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  belasten*^,  darchaus  nicht  die 
Rede  sein.  « 

Uod  zwar  nicht,  wenn  man  diese  grosse  Steaergruppe  allein  far  sich,  und 

•  bensowcnij:,  zum  Theil  isclbäl  noch  wonifjer,  wenn  mau  sie  mit  der  dir-cten 
und  mit  der  Verbrauchsbehteuerung  zuaammou  betrachtet:  noch  wouiger,  wenu  man 
bedenkt,  wie  schwer  die  Rechtsgc:>chafto  des  Immobiliarrerkehrs  belegt  sind, 
w&hrend  'loch  die  Immobilien  schon  durch  die  dtrectc  Resteuerung:  —  die  Häuser 
eventuell  durch  drei  dircctc  Stcuenil  —  ^;ctroff('ii  wcrdcii.  Dii-  Sttnifrlast ,  welche 
eiamal  Dank  der  frunzösischeu  Slaalsgc^chichte  zu  tragen  ist,  wird  durcli  die  Verkehr»- 
Stenern  nach  ganz  anderen  Grundsätzen  anf  die  BevOlkerong  vertheilt,  als  dnaeh  die 
bcidon  anderen  Gruppen.  Abi^r  ob  Uberliiuipt  .,c:orechtor  '  und  nicht  noch  ungerechter, 
in  welchem  Grade  „gerechter",  wenn  das  erste  „ob"  »elbst  bejaht  werden  sollte,  das 
ist  zweifelhaft  genu?. 

Andererseits  bleibt  doch  die  Tluitsaehe  bestehen,  wiegt  steuer- 
politisch schwer  und  spricht  zu  Gunsten  dieser  Steuer« 
grnppe,  dass  eben  durch  ihre  drei  Uaaptglieder,  die  Kegister- 
abgaben,  Stempel  und  die  Eisenbabnstener,  die  Tragnng  des 
betreffenden  Theils  der  französischen  Steuerlast  er- 
leichtert nnd  vielleicht  erst  möglich  gemacht  wird, 
weil  das  „Lastenvertheilnngsprincip''  bei  ihnen  ein  so 
ganz  anderes  als  bei  den  directen  nnd  den  Verbranchsstenem  ist. 

Kcjii  cirahniier  Stouerpractikcr  und  kein  besonnener  Theoretiker  wurde  wohl 
trotz  der  schweren  Mängel  dieser  Verkeil rs&teucrti  die  Aufhebung  derselben  zu  ver- 
langen und  dc-n  Aubfall  laiin  durch  Steuern  der  K  'i  l'  n  anderen  (iroppcn  zu  decken 
wagen.  W  ürde  man  wirklich  >o  vorgehen,  so  wäre  da^  Krgebniss  fdr  die  Lasteiircr- 
theiluH)?,  nach  dem  Maassstabe  „gerechter**  Bestoaerung.  schweriich  ein  bessere«,  der 
winh^'  haftliche  Druck  der  iibrigen,  entsprechend  rcruichrtcn  oder  erhöhten  Steuern 
wohl  noch  gru>?er.  dem  Kinzeltieir  empfindlicher,  der  volkswirthsi  haftlicho  und  sociale 
Nachtheii  einer  so  aub^urordentlich  hohen  Besteuerung,  wie  die  Iranzosischc  Gesammt- 
besteuerung  einmal  sein  muss.  bOchst  wahrscheinlich  noch  bedeutender. 

In  allen  diesen  Hinsichten  erweist  sieh  die  tVanzösisehc  Vcr- 
kehrsbesteuerunji;  auch  geeignet,  jene  Function  zu  tlbernehmen, 
welche  ihr  nach  der  principiellen  steucrsystcniatischcn  Aut<;abc 
dieser  };anzen  Steuergruppe  obliegt:  die  Function  der  Ergänzung 
und  des  Ersatzes  gegenüber  anderen  iSteuern  im  gesammteu 
practiscben  äteoersystem. 
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Fin.  II,  §.  467  fl*.  Gewii»  fiel  fach  aar  in  roher,  an  sich  nicht  üben  befriedigender 

V\''Mst'.  abi-r  diM  Ii  „>.  dass  ninii  diese  Hof  •iicriiiif .  :ils  (i.in/»;-.  Iflrachtot ,  nicht  cnt- 
beiireu  möchte.  Wtiü  sunst  da»  Steucrwcscn  noch  weit  mehr  Mangel  aufweisen  wurde. 

Indem  die  zahlreichen  einzelnen  Abgaben  dieser  grossen  «Steuer- 
gruppe  einen  Beitrag  zu  Gansten  der  ätaatscasse  dem  Einzelnen  da 
abfordern,  wo  sich  letzterer  im  l?e?*itz  von  Vermögen,  Einkommen, 
wirthschaftlicher  LeistnngstUbigkeit  bei  ciuem  Rechtsgeschäft,  in 
einer  Bearknndong  n.  s.  w.,  bei  einem  Transportaet  zeigt,  Uber- 
oimmt  die  betreffende  fiesteaemng  denn  auch  die  Aufgabe,  welche 
den  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  zukäme 
und  anderswo  diesen  obliegt.  Was  in  dieser  Beziehung  oben  (§.  225) 
vom  Enregistrement  speciell  gesagt  wurde,  lässt  sich  einigermaassen 
fttr  die  ganze  französische  Verkehrsbestenernng  verallgemeinern. 

Stcoerpolitischc  und  btcucrtcchniüchc  Vuiyug»-  wie  Nachtkoilc  üind  mit  dum  i^inuii 
vie  mit  dem  anderen  Wege  nach  dem  guiooiuäamen  Ziele:  einer  Besteuerung  nach 
d-T  ..wirthschaftlicht.'n  I.<'i;tiiii^'sfuhigkeif\  verbundin.  Wo  dii-  Restcnenm^  einmal  so 
hoch  äeiD  mu&s,  wie  uutei  frauzusi^H^Ucu  Vcrbältui^iäcn ,  bat  der  Weg  dci  Veikehrd- 
bebteaerong.  ähnlich  wie  deijenis^re  der  Vurbrauchsbesteucnuigi  verglichen  mit  dem 
der  directen  Heätuuening,  immerhin  den  iM\sond<  rs  schwer  wiegeadoo  Vorzug,  deu 
Druck  der  St<'uerlast  durch  V  e  r  t  h  c  1 1  u  n  d»  r  letzteren  auf  zahlr<'i'hc 
cinzeiuc  l  alle  im  w  i  rthscha  lilicheu  Lüben  —  eben  Kcchts^^eschafte,  L  ikunden- 
afiaiteUaDflf  u.  s.  w. .  Transportacte  —  weniger  cmplindlich  zu  machen.  Ich  mOchte 
annehne-n,  dass  /.  R.  >ü1>  hi;  in<  hr  oder  wrni^'cr  klar  liewu-isti-  und  M-lhst  nnliewussfe 
Momcütc  cä  mit  erklären ,  daäs  mau  die  Deckung  Ueb  ueueu  plötzlich  ungeheuer  ver- 
mehrten Steuerbedarftf  nach  IblO  —  71  in  so  b^onders  starkem  Maasse  mittelst  der 
Anadebnong  und  Steigerang  der  Verkchnbosteuerang  beworkstcliigte. 

Bei  dem  jetzt  einmal  fttr  unabsehbare  Zeit  gegebenen  und 
dem  immer  weiter  sich  steigernden  Steuerbedarf  wird  daher  auch 
wohl  in  Frankreich  an  eine  Umgestaltung  dieser  Besteuerung, 
soweit  damit  eine  starke  Ertragsverminderung  der  letzteren 
verbunden  sein  würde,  kaum  zu  denken  sein. 

Für  die  Reformfrage  möchte  sich  daraus  ergeben:  man 
hollte  wenigstens  die  schlimmsten  Punctc,  welche  wohl  im 
Kii  registreiucut  und  hier  in  den  liesitz  wechselabgaljcn 
von  Immobilien,  ferner  im  Gebiete  des  Stempels  im  Dirnen- 
s  i  0  n  s  Stempel  liefen,  zu  verbessern  suchen.  Auoh  Kelormen  dieser 
Art,  welche  kleinere  Ausfälle  ergäben,  wären  aber  wohl  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  dass  eine  directe  Einkomme^n-  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  eingeführt  wlirde,  wie 
wir  oben  (8.  502)  bei  dem  Rückblick  auf  die  directe  Besteuerung 
schon  empfohlen  haben. 

Denn  die  directen  Ertragssteuern  Frankreichs  aliein 
können  solche  Ausfälle  nach  ihrer  technischen  Einrichtung  schwer- 
lich decken,  oder  es  würde  das  andere  überwiegende  Bedenken 
haben.  Die  Verbrauchssteuern  aber  hierfUr  noch  immer  weiter 
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anzuspannen  erscheint,  einmal  nicht  liinlan^iich  sicher  ausiuhi  har  — 
wenn  njan  niclit  in  weiteren  Monopolen,  wie  dem  des  Branntweins, 
da«  llillsmiltel  linden  sollte  und  möchte  — ,  anderseits  sonst  wieder 
zu  bedenklich.  \'erbleibt  der  Uaupttheil  der  Erträge  aus  deo 
drei  grossen  V'crkebrssteaeni,  so  bandelt  es  sich  auch  nur  am  eine 
mässi^  bobe  supplementäre  directc  Einkommensteaer,  was 
deren  Eioitthrnng  und  Einbürgerung  wesentlicb  erleiebtem  wttrde. 

C.  Die  .-V afaiior wcrb Bcbtcucruiig,  iuäbeaondere  üic  Kr  bschafta-  aud 

Schenlcnn^sbesteaerung. 

Vou  den  ln  iitcn  liiorh<:r  i:cli('irif:<'ii  fran/ii^ischen  Stouorii,  den  Erbscliafts- 
aiid  Sf^heiikuugsst' ticrn  und  den  SUut  rn  auf  l^oosc  sind  die  erstoren  fjanz  iin 
Sy-^'  [i  Icr  fran/.iiaiMiKii  Ifogistcral^Kaboii  enthalten,  dahor  in  "Icr  llauptsaclu' 
srhuii  übi'ii  (iiaiiicntli- Ii  in  *Jls  mit  al)i:i'ljand>  lt  woiib  n.  Dolialti  im  FoI;jjeiide>» 
nur  no<-U  weniges  Weilcrc  ipcciell  Uber  diesen  Thcil  der  Kcgisterabgabeu.  Die  Steuer 
auf  Looso  gehört  in  Frankreich  zu  der  Besteuerung  der  Wcrthpapicre  oder  der 
:t"  ,,  Steuer  ..\<m\  Kinkumuien  aus  biw.-i^Ii.  li.  n  Wcrihco"  und  wurd<-  deshalb  ^ItMch- 
fallä  üchon  tiulur  an  b<  trollcndor  StcUu  mit  be&]irochon  (§.  20S  Wir  kominea 
auf  diese  Steuer  Jetzt  nicht  besonder»  zurUck. 

Gesetzf  ebnnir.   S.  oben  dicjenigre  iiber  Enregistrement  und  Regitfterabpabcn 

S.  M^.  Spcciello  Ui  iHisirbt  im  Rull.  XV,  '»lo  (ii  undlagc  schon  Art.  4  do  <ie- 
setzes  vom  22.  Krim.  VII;  ^12.  Dccf.mbcr  17',h;  .  wonacli  .,all<;  U  ob ertra;i  Ui.  j;en 
von  Eigenthuio.  Nutzniessunia^  und  Uenuss  bc  w  o  t'I  i  o  h  <•  n  und  unbcwci^- 
licben  (jut>.  ^ci  (^^>  unter  Lobenden  oder  durch  S;  rlicfall"  dor  I'ro- 
ji  n  rt  i  o  n  a  1  abiiibr  dos  Kurci^isfritments  unterworfen  worden.  Tarif  im  Auxlilii^- 
an  dicdcn  Art.  4  in  Art.  (>'.(  dcä  genannten  (jcäctzcs,  mit  spätiMen  Abuudcrungen , 
durch  Gesetz  ?odi  18.  Mai  1850.  Art.  10  far  die  irorade  Linie  im  Sterbefall, 
iI.m;!  hier  und  im  (iesotz  vum  2S.  Aj)ril  ISH}.  Art.  5^^  bui  Schenkungen,  für  die 
Seitenlinie  besonders  durch  Gesetz  vom  21.  April  1*»32,  Art.  33  (im  Gesetz  vom 
18.  Mai  lS5tK  Art.  10.  Gleichstellung  von  beweglichem  und  nnbeweglichem  Gut),  für 
Kln  u  attc II  dur<:h  (fcsotz  vom  April  Ihlt».  Art  ■>:!  ,aucli  54  und  Gesetz  vom 
IS  M:ii  l^.'io.  Alt.  lU).  fiir  Nichtverwandte  durch  (ics-t/.  vi>in  21.  .Viiril  \^H2, 
Art.  3.^.  S.  die  Zui>ammen>totlung  des  Xarif^  bciJacub,  S.  211  Ii.,  dann  oben  S.  527. 
Zu  diesen  PrincipalsKtzen  treten  die  Zuschläge  mit  25*/o*  lieber  die  Werth* 
b  e  r  e  c  Ii  II  u  n  u  e  II  fr<'lt<^n  die  all-icmeinen  (irund^.'if/o  l)ci  den  l\eui-i  r  i'i.';\)»'n,  l»es 
Gesetz  vüui  Krim.  VII.,  Art-  J4.  15.  S.  auch  OeseUs  vom  IS.  Mai  I^ÖO.  Art.  7.  Die 
weiteren  Hauptbcstfinmnngen  im  Gesetz  Tom  Frim.  VIL 

Literatur  s'.  .'»05.  in  Beiri:!i  der  Entwicklung  clor  neuen  ticsotz^ebuns: 

aus  der  alten  aiicli  hin  Stdurin.  I,  rh.  XV,  pa'^slm  u.  o.  5}.  <;5.  —  Statistik 
ob.  S.  50»;.  be-i.  llull.  XV,  510.  XVII,  404,  XXI,  157;  I,  24.  III,  im  u.  a.  ui. 

§.  241.  1.  Erbscbafts-  und  Schenkungsbesteuerung 
als  Tbeil  des  Enregistrement  Das  Cbaracteristische  der 
franzOsisehen  Erbschafte-  und  Sehen kungsbesteuemng  ist  ein  zwei- 
faches, einmal  die  vollständige  Eingliederung  derselben 
in  das  System  des  Enregistrements;  sodann  die  Hinzu- 
fUgung  einer  förmlichen  Schcukuugssteucr,  d.  b.  von 
„Ucbcrtragung:en  unter  Lebenden  zu  uncntp:cltlichera  Titel",  eiu- 
schlies.slich  dcrjeni<;en  unter  nachbleu  Verwandten  (gerade  Linie), 
zu  der  Erhs  ehalt  SS  teuer. 
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In  stc'Uertecbnischer  und  ailniiiiistiati\ er,  daher  auch  in  tisca- 
lisclicr  liezieliunp:  ist  jene  Kinj;liederun^  wohl  j;inistig:,  in  stcner- 
politi.sehcr  (la<;egcn  ilhi  rwic^^  nd  bedenklich.  Auch  hier  liat  al>or 
wieder  die  Geselz<rehnng  der  Uevohitit)n8zeit  (das  Gesetz  vom 
VJ.  Decend)cr  17*J0  uod  vom  22.  Frim.  VII.)  weder  diese  Krbschafts- 
and  Schenkungshestenerun«r  erst  geschatVon,  Doch  diese  Kin^iiede- 
rung  zuerst  herbeigeführt.  Die  Vorläufer  der  neuen  Gesetzgebung 
sind  vielmehr  auch  hier  die  ältern  Gesetze  Uber  den  eentiöme 
denier  —  vom  Eigentbomswechsel  von  Immobilien  allein  unter 
Lebenden  und  von  Todeswogen  —  und  zum  Tbeil  Uber  die  droits 
de  contrOle  und  droits  d'insinuation  (o.  §.  65). 

Fflr  die  steuertecbniscbe  und  die  administrative  Seite  dieser 
ßesteaernng  genügt  es,  auf  die  frühere  Darstellung  im  Abschnitt 
von  den  Registerabgaben  zu  verweisen. 

Nicht  Zii  übursuhoii  ibt.  da;»»  da,  wo  /.u  d^n  l\<-ij;ibti  rabgaboii  St«'ii)|M'Iab^aboii 
hiuzutretcn ,  namentlich  wcjrcit  vorisrittütsin.i^M. -m  (■>  luaudis  dus  <l<  in  l>iiiieiiäioii>)- 
Hteiiipi-I  uiiJcrworfViicii  l'uiiii  rs  t'ir  dir  ln-tii  ll' ixli-n  I  i kiiii.lcii .  aiii  li  «Ii''  Eili^i  luitr-,- 
uiid  bi'licnkuugäbtcuurn  s>icli  um  ciiU>|jr«:cliciiüc  Sioui])i.ll>utragc  crliöhoti.  Au>dcr  der 
llaaptabfabe,  dor  Pro|»urtiunalahgabd  tron  Schenkungen .  ErtnK'haftcn ,  Vürinacbt- 
iii-st'ii,  kommen  aiicli  liif,  kl.  in.'rcti  festen  Kegistcrab;;'alH-ii  b-'i  di--^.  ;i  Aim-'K  ^cu- 
hoitun  vor,  so  bei  Urkiiiideu,  wcMu:  .\bstehun^,  Äuss«*hla<;uii^  vuri.  \  cr/ii  htlciätun^ 
aaf,  wie  anderseits  Annahme  von  Erbächafien,  VcrmaclitiiUäi-it  catliaJteii  i,(ieäuU  voui 
Krim.  VII.,  Art.  68  und  stp&ture,  mit  Ab&nderungeo  der  Siit^c). 

lieber  die  steuerpoHtisehe  Bedeutung  dieser  Besteuerung 
nnd  ihrer  Eingliederung  in  das  System  des  Enregistrcment  ist  hier 

noch  Kiniges  hinzuzufügen,  auch  zur  Vervollständigung  der  prin- 
ci|iiellen  Kritik  des  Kiircgislrciucnt  in  wo  diese  Besteuerung 

absiclitlicli  nur  ncljciiljci  hcridirt  wurde. 

Die  j»  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  c  s  t  e  u  e  r  p  o  I  i  t  i  s  c  Ii  c  Berechtigung,  ja 
N  o  t  h  w  c  n  d  ig  k  e  i  t  von  Erbschaftssteuern  ühcriiaupt  in  einem 
Steuersystem  ist  gewiss  nicht  zu  bestreiten.  Dafür  kann  hier  auf 
die  Behaudiung  dieser  Frage  in  der  allgemeinen  bteucriehre''  ver- 
wiesen werden  (Fin.  II,  ^  ISl>  tf.).  .Schenkungen  von  Todes- 
wegen sind  Dotbw  endig  der  Erbschaftssteuer  oder  einer  analogen 
Steuer  zn  unterziehen,  wenn  die  Erbschaftssteuer  nicht  zu  leicht 
soll  umgangen  werden  können.  In  Frankreich  hat  man  es  aber 
mit  einer  eigentlichen  umfassenderen  Schenkungssteuer  zu 
tbnn,  in  Betreff  deren  die  prineipielle  und  practiscbe  Frage  doeh 
anders  liegt.  Daher  darüber  unten  (§.  242)  noch  ein  Wort.  Nach 
dem  speeiellen  Character  des  französischen  Steuersystems  dürfte 
eine  Frl)sehaftssteuer  vollends  nicht  tchlcn. 

Auch  die  hauptsächlichen  Functe  der  Ausgestaltung 
vou  suiebcu  bteuern  —  die  allgemeine  bcbeukungssteuer  vorläatig 
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einmal  aU  berechtigt  zugegeben  — ,  namentlich  ihre  Ausdehnung 

auf  alle  Arten  Verniögeii.subjcL- te,  bewegliches,  unbeweg- 
liches Gut ,  VV^erthpapiere ,  die  A u s U c h n u  n g  a u  i  alle  V e r - 
wa  n  (1 1  s  c  h  Ji  l't  sg  ra  (I  e,  c  i  ii  .s  c  h  1  i  e  s  s  1  i  c  h  der  geraden  Linie, 
die  T  a  r  i  1  a  b  s  t  u  Tu  II  nach  der  Nähe  der  Ve  r  w  a  ii  d  t  s  c  h  a  l't 
zum  lieerbten,  sind  im  (Jaiizcii  in  der  iVanzüsischen  Gesetz- 
gebung richtig  den  jn  iucii)ielleu  Anforderungen  der  Finanzwisseu- 
Hchalt  gemäss  geregelt.  Die  Zaiilensätze  der  Tarifstut'en 
sind  immer  etwas  \VillkUbrlichc8,  aber  in  den  Proportionen  za 
einander  wohl  auch  passend  bestimmt 

ücr  verhäUnissmässiiiT  hohe  Satz  fur  Ehegatten  (3"/,,  >?cgen  1  %  iu  der  directeo 
uiiH  <>V»*"o  iiachstfii  Seitenlinie  im  Priucipal  bei  tici  Kib>ch;ittshtf*u»^r"'  ist  etwas 

auffällig  uud  abHcichuad  vüü  auduivu  Laudera.  ao  iiuiuuiitlich  Kitglaud,  aber  ea 
ma;  dleee  Tarifinmi^  faiDzftaischeii  Auffassunfcu  Mtspracben.  Gleiches  gilt  von  deu 
Tarifstufen  Ix  i  S<:he n  k  u  ri  gen  in  dirccti'i  Linie  und  unter  Ehegatten  im  Ehevertrage, 
während  der  Ehe  oder  ausüerhalh  eines  Ehevertrags  (b.  o.  527',  wenn  dabei  die 
Willkuhr  in  der  Bestiinmang  der  Vci^^i  hiedonheit  der  Sfttte  auch  schon  etwas  «af- 
fälli^cr  iät.  Steu  e  rpolitisüh  fragwürdiger,  weil  wesentlldi  eine  GonaequeD/ 
der  Eingliederung  d<  i  Steuern  in  das  Enr-  uistrementsystcin.  sind  die  \  orkouinnMiden 
Unterschiede  der  Steuerhöhe,  /.um  Naclithoil  de»  ImuiubiUariieMt^e:».  zwischen 
Immobilien  und  Mobilien.  Dafür  gelten  die  folgenden  Bedenken  mit 

Die  absolute  Höhe  der  Abgabeprocente  der  Erbschai'tü- 

und  Schenkungssteuern  —  letztere  wiederum  zunächst  als  berechtigt 
zugegeben  —  erscheint  im  Ganzen  nicht  zu  i)edeutend,  auch  nicht 
in  der  dirccten  Linie  und  in  der  nächsten  Seitenlinie.  Sie  ent- 
s|»richt  den  princi|iiellen  Anforderungen  und  ist  ohnehiu  durch  die 
Verbältnisse  des  franzütiischen  Steuerbedarfs  geboten. 

Ja  nach  "li'  -.  n  Im  iiiL'S-,rn  nnii  V'  i  ltÜc  Iien  mit  anderen  französisclien  SteUers>at/«'a 
in  der  Übrigen  tieatcuerung,  aovm  mit  deu  Erbäch&l'tästeuerhatzen  anderer  Länder, 
2.  B.  <4ros8britannienB  und  verschiedener  Continentalstaaten,  selbst  —  irenigstens  in 
Tlefn  ir  der  Seitt  iilinie  und  der  Nicht- Verwandten  -  auch  deutscher  Staaten  erscheine» 
die  tran^öiti^chcn  Steuersat/e,  soj;ar  einschlie^^slich  der  Zuschlage,  nicht  einmal  so 
anomal  hoch,  etwa  mit  Ausnalinje  derjenigen  für  bewi-gliches  (iut  ausserhalb  des 
Ehevertrags  (2Vi"'„)  "'»J  f'««'  unbewegliches  üut  4"  „  .,^ans  partage"  in  der  geraden 
T.tnii  ,  wo  letzteren  Falls  wieder  Conseqneuxen  der  £ingUederung  der  Steuer  in  das 
Enregistrenx  iit  vorlieniMi. 

Der  hohe  G esammter trag  der  französischen  Steuern  möchte 
daher  auch  an  sich  und  vollends  mit  KUeksicbt  auf  die  französische 
Finanzlage  nicht  eben  steuerpolitisch  zu  beanstanden  sein.  Er 
mltsste  nur  auf  die  betreffenden  Steuerträger  mit  Kttcksicht  auf 
die  folgenden  Bedenken  etwas  anders  vertheilt  sein.  Seine 
Grösse  entspricht  im  Uebrigen  anoh  der  Function,  welche  diese 
Stenern  in  Frankreich  mit  zu  Übernehmen  haben:  als  Ersatz  einer 
Einkommen-  nnd  Vermögenssteuer,  als  Ergänzung  der  ungentlgen- 
den  directen  Besteuerung,  anch  zur  Mitbesteuerung  von  Con- 
janctnrengewinnen  an  vererbten  Wertbobjecten  zu  dienen. 
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S.  oben  S.  524  ood  onten  .i^.  24S  die  sUtiätischeu  Daten.  Em  Ertrag'  von  gcgeD- 
wartig  roQd  200  Mill.  Froa.,  d.  h.  ioci.  SchotikuugäätfUi'rii  •  fw.i  •  ti  'iooviol  wie  in 
(irossbritannieti  die  Erli-^-  li  ift>sfi;u<'r  frei-  la  iS.  27.'Vk  w.-I«  hes  Land  ili'-su  Rf^tfii<»riinj? 
so  beeoaden  bUrk  cutwickcU  hat,  wird  gcrad«;  uacli  dickem  Ycrglcicti  von  Aadcrea 
fielleidit  VDfebuhriich  bodi  gefüoden  werden.  Nach  meiner  principiellen  AuiTasiiang 
von  der  Erb»  haftssteucr.  auf  wel'  he  von  Jonen  *J(H>  Mill,  gjut  '  \  fallen,  ist  er  dien 
nicht  aod  bei  einem  Gc2iuma)t:>teuerbcdarf  des  Staats  von  rund  2700  Miil.  Frcs.,  mit 
1.4*/«>  oboe  Scbeukungsstener  mit  6.57o  «dieser  Summe  ebenfalls  nicht,  tu  Urü:>!>britauuien 
ist  diese  KeUtion  10-117«. 

Der  Bedenken  sind  nnn  namentlich  zweierlei.  Beide  hUngeu 
mit  derjcuigen  Einriehtung  der  Stenern  znsaninien,  welche  ans  der 

stenerpolitisch  unrichtigen  und  priiicipwidrigen  Eingliederung  der 
let/.teien  in  das  Enrcgistrenient  notliwendig  folgt.  Kiiniuii  werden 
namlicti  die  Hcsi  i /.Wechsel  in  Folge  Todesfalls  und  hei 
i- h  e  n  k  u  n e  II  den  Uhii^en  Besitz  wechseln  in  Folge  von 
R  e  c  h  t  s  g  e  s  e  h  ä  i  t  e  n  im  \'  e  r  k  e  h  r  zu  weitgehend  g  1  c  i  c  h  - 
gestellt,  wenn  auch  mit  Herücksichligung  der  völlig  ah- 
weicbenden  Ursache  des  Besitzwechsels,  wie  sich  in  der  Hin 
riehtnng  eines  besonderen  Tarifsystems  der  Erbschafts-  und 
Sehenknngssteuern  zeigt.  Ferner  werden  was  hei  dem  Besitz* 
Wechsel  anter  lästigem  Titel  im  Verkehr  begreinich«  auch  hier 
zwar  nicht  unbedingt,  aber  doch  eher  berechtigt  ist  ond  sich  auch 
Tiel  schwieriger  anders  machen  lässt  — in  vOliig  unznlftssiger 
Weise  bei  diesen  äteueru  die  Lasten  und  Schulden  bei  der 
Bemessung  des  die  Grundlage  der  Besteuerung  bildenden  Werths 
des  Objects  nicht  abgezogen  (Gesetz  vom  Prim.  VII.,  Art.  14. 15). 
Das  ist  eine  freilich  auch  in  anderen  Gesetzgebungen,  so  früher 
in  der  britischen,  vorkommeiidc  Hestimniung.  Durch  (licsell>e  wird 
die  Erhschaitssteuer  al)er  zu  einer  öfters  recht  hedcnklichen  He- 
iastnng,  welche  sich  auf  die  >Stcuerträger  sehr  uuglcicliniässig  ver- 
theilt, uamentlich  wohl  wieder  zum  Nachtheil  des  Immobiliar- 
besitzes. 

a)  Die  Gleichstellung  des  £rbgang8  (und  der  Schcnkgchung)  mit 
anderem  Besitzwecbsel  ist  formell  in  der  iranzösisehcn  Gesetz- 
gebung streng  durchgeführt,  so  im  grundlegenden  Gesetz  vom  Fri- 
maire  YU.  £s  entspricht  das  auch  wieder  dem  mechanisch  syste- 
matisirenden  Gharacter  des  französischen  Steuerrechts.  Aber  es  ist 
doch  materiell  eine  Anomalie  und  t^hrt  denn  auch  zu  bedenk- 
liehen Consequenzen.  Vor  Allem  wird  dabei  der  völlige  ökono- 
mische und  socialpolitische,  daher  auch  steuerpolitische 
Unterschied  zwischen  dem  nothwendigen  Besitzwechsel  bei 
Tod  es  fallen  im  Erbgang  und  doch  auch  ähnlich  bei  Schenkungen 
wenigstens  im  nächsten  Verwaudtenkicisc  bchvUs  Ausstattung 
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Mitgift  n.  dgl.  m.  einerseits  and  dem  in  der  Regel  freiwilligen 
Besitz  Wechsel  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  zn  l&stigem 
Titel  anderseits  gänzlich  bei  Seite  gesetzt. 

In  dorn  Tarifbystein  der  Kosristcrahn-ibcii  für  jene  und  t'Qr  diese  l  alle  koumt 
dieser  Unterschied  /.war  wieder  zur  Aii<  rkenoung,  aber  b''denkli«  he  ConseqoeDxea 
jener  loruiL'Ili-ii  fil'-ioli-itiüiiiiif  lii»'il»fii  doch,  so  namentlich  in  den  höheren  Stt-ucr- 
üätzuu  l'ur  Schenkungen  von  luimubilien  als  für  solche  vou  Mobilicn,  in  verschiedenem 
Maasse,  aber  allgemein  fUr  Scbenkiugen  in  der  geraden  Linie  und  zirischen  Elie- 
gattcn  (s.  0.  S.  524,  527  den  Tarif). 

Die  disonomische  nnd  socialpolitisehe  Verschiedenheit 
des  Besitzwechsels  in  Folge  £rbgaag8  (oder  von  Schenkungen  der 
angedeuteten  Art)  gc^cnttber  dem  Besitzweehsel  in  Folge  der  ge- 
wtfhnliehen  Rechtsgeschäfte  des  Verlcebrs  wUrde  stenerpolitisch 

und  folgerichtig  auch  stc  ucrtecliniMch  eine  andere  Behand- 
lung dei  ErbsL-liafis-  und  Scheiikmigssteueni  als  der  Besitzwcchscl- 
abgaben  bei  Verkauf  und  Tausch  u.  s.  w.  im  SteuLTreclit  Ijcdingcn. 
Das  würde  pas-seud  auch  formell  seinen  Ausdruik  in  beson- 
deren Steuergesetzen  fUr  die  in  beiden  Fällen  Steuer  politisch 
ganz  verschiedenen  Abgaben  finden.  Nicht  der  „Besitz- 
Wechsel  S  als  das  in  beiden  Fällen  Gleiche,  sondern  die  Ursache 
desselben,  als  das  hierbei  völlig  Verschiedene,  mtlsstc  den 
Anknflpfungspunct  Itir  zwei  verschiedene  Gesetzgebungen  bildciL 

b)  Practisch  bedenklicher  und  principiell  nicht  minder  unrichtig 
ist  der  Nicht-Abzug  der  Lasten  und  Schulden  bei  den 
Erbscbaftstenem. 

Gerade  die  /uiK  lum  iidt ,  im  ilin/.clncn  aber  wieder  so  ungleiuhniaiMg«-  Ent- 
wicklung: von  Credit;  <  rkrttungrcn  unter  den  Eiuzelwirthsdiaften  fulirt  hier  noth- 
wcndig  /u  ictm/.  ii  ii  u  1  «■  i  i  h  in  ii  <  > i  ^' ••  ii  I?  r  1  as t ti Ii  ;^ e n  ,  .iliiilirh  wie  liei  d'.  ii  (iruinl- 
und  Uebaudcsteuern,  welche  auf  das  (Jb  und  W  ie  hoch  der  Verächuidung  auch  nicht 
Uttcksicht  iielimen.  Was  sich  aber  bei  diesen  Ertragssteuom  nicht  gut  darchfuhren 
lässt.  ili.'  nerü(  k»i(  htigung  der  Schulden,  da«,  ist  bei  Erbst  haftssteuern  recht  wulil 
durchfuhrbar  und  mnss  bei  ihnen  frrniidMit/li(  !i  v-  rlaiigt  werden.  Kann  die  Siaats- 
Casse  den  Ertra^;>aii.-,lall.  welcher  sich  l>ei  dri  Anwendung  der  botehenden  Tarifsutze 
aus  einer  ih  itfrstak  .iligoiinderten  Erbsclialtvl..  ~tiMi<  rnnu  »  rg'-ben  wui-de.  nicht  ortrageu, 
seist  es  riihfii,'cr .  ilm  durch  fiitü}ir<Tlie  ndr  Ethnhuiiü:  dtr  T.»  ri  f .'i  tze  aus- 
ZUgluicheu.  Diu  Belastung  durch  die  Steuer  wird  äich  dabei  dann  wesentlich  gerechter 
gestalten. 

So  wie  sie  jetzt  ist,  mus.s  daher  die  französische  Frbschafts- 
slcuer,  zumal  i)ci  der  an  sich  riclitigen  3Iitl)clastung  der  geraden 
Linie  und  bei  den  geltenden  Steuersätzen,  als  eine  recht  unvull- 
kommeneForni  dieser  Steuern  bezeichnet  werden.  Der  Grund- 
besitz wird  dabei  auch  wieder  überwiegend  Benachtheiligungen 
erfahren. 

So  kann  wühl  Uber  die  Eingliederung  der  in  Rede  stehen- 
den Steuern  in  das  Enregistrcment  vom  Standpunote  der 
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SteaerpolUik  ans  nicht  gUnstig  genrtheilt  werden.  In  beson- 
deren Gesetzen  als  besondere  Stenern  wQrden  sie  aneh 
sofort  anf  den  ersten  Blick  als  das  erscheinen,  was  sie  sind: 
stenerpolitisoh  etwas  Anderes  als  die  eigentlichen 
Registerabgaben.  Stenertechnische  nnd  administrative  Pnncte 
analog  zn  gestalten,  was  vielfach  richtig  ist,  hinderte  ja  aoch  dann 
nichts.  Jetzt  stellt  das  Enregistrement  eine  anorganische  Ver- 
bin d  u  n  g  heterogener  E  1  e  in  e  n  t  e  dar ,  wovon  sich  uii^sliehe 
practische  l'^jlgen  leiiht  nachweisen  hissen. 

So  ist  es  z.  B.  eine  Conso<|iien/  «lieser  mccbaniscbcu  furincll  -  gleichen  Ucliaiiil- 
hiBg  heterog»M»er  Abgaben,  dass  in  «Jti  Iftgcl  jede  einzelne  steaerpolitiscbc  Aendeninir. 
aneh  in  don  Steaerefttzen ,  übne  W  eiteres  auf  die  Krbschafts-  und  SchenLuiiu^^t-  la  rii 
angevon<l.t  wird,  nur  weil  sie  (;in  TIhmI  «les  Eiircgistreinent  sind.  /.  T!  dii* 
fleicben  Zusthlägc,  wie  gcichcbcu,  aiifgulegt  wurden,  (icwiss  ölicrs  ein  schwerer 
MLesUuidt  Es  kann  ja  im  concreten  Falle  sein,  dass  ein  f^leiclies  Vorgehen  bei  allen 
BegistCMlipal»«;?!  rirhtig  i$t.  Alx  r  das  krmnf«'  ja  nn  li  stattfindrn.  wenn  jeii"  Vfrsrliit-dfii- 
artifen  Bcatandtbeilc  des  SttiOerwcM-ns  (getrennt  wurden.  Man  uiiisü  nur  immer  sp<  rit-ll 
prüfen,  ob  gli^iehes,  ob  verschiedenes  Vorgehen  das  Pa:»üOQde  ist.  Diese  Prüfung 
aber  wird  nur  zu  leicht  bei  der  Zasammenfasming  za  Einer  Steoergruppe,  wie  im 
Eorefistrement,  unterbleiben. 

§.  242.  2.  Die  Hinznftigang  der  Schenkangsstener 
zur  Erbscbaftssteaer.  Die  Einbeziehung  von  Schenkungen 
▼on  Todeswegen  (donationes  mortis  causa)  in  die  Erbschafts- 
bestenerung  oder  die  Unterstellung  solcher  Schenkungen  unter  eine 

wesentlich  analoj?  gestaltete  hesondere  Bcstenertin^  wird,  wie  schon 
bemerkt,  als  eine  folgerichtige  Cr>n8e«|uenz  der  Krljscliartshesteuerung 
peltr^n  ndlssen,  schon  nm  l  nigeliungen  der  letzteren  nach  .M<i<;lich- 
keit  zu  verliiiten.  Anders  iietrt  die  Frage  hei  gewidinlichen 
Schenkungen  unter  lachenden,  aiuii  N  iic  ii  st  Verwandten , 
welche  sofort  oder  zwar  erst  in  hestinimter,  jedoch  nicht  v(nii  Tode 
des  bchenkers  abhängiger  Frist  und  unter  etwaigen  weiteren  Be- 
dingungen den  Uebergang  Non  Werthobjecten  vom  Schenker  auf 
den  Scbenknehnier  zur  Folge  haben.  Das  Eigcnthllndichc  der 
französischen  Gesetzgebung  ist,  dass  sie  im  Princip  auch  solche 
Schenkungen  den  Registerabgaben  für  „Uebertragnngen  von 
Eigentbum,  Nutzniessung  nnd  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts''  unterwirft  (Gesetz  vom  Frim.  VlI.,  Art.  4)^  wenn  und 
soweit  als  diese  Uebertrnguugen  registrirungspflichtig 
sind,  daher  wenn  sie  thatsttehlich  beurkundet  werden  oder, 
wenn  sie  in  Ermangelung  einer  Beurkundung  deelarirt  werden 
müssen. 

Die  iieurliUndung  ücHist  ibi  nirht  unbedingt  ubiigaiortai  h ,  die  l{e^i.<<lriruug  de» 
Bditzweclascb  unter  Lebenden  <>lN>ndf^halb  gleichfalls  nicht,  die  Derlaration  nnr  hei 
Cebcrtragong  von  Eigenlhom,  Nulzniessung  und  (icuu>s  unbew^irlichen  Gutn. 
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Dcslialb  fällt  mir  Ictztor'^s  iinljcflinut  P'rlitlirli  und  finip^<Tniansscn  sich«  r  tliat- 
säclilicli,  bewcgliclios  aber  sogar  rcrhtlioh  uur.  wcnnilie  Scluiikunif  —  wo/u 
kein  nnbcdinf^cr  Zwang  vorlie^rt.  also  nur  facalutiv  —  beurknndct  wird,  that* 
särhlicli  daher  tlnrchflii>  nicht  allsroincin  mifrr  <li»»  Hegisterabirabon  für  Sch'^iikonirrn. 
(S.  o.  S.  ."»19  Ii.,  (les.  fz  vom  Krim.  VII.,  Art.  22.  .'t^.  (iesetz  vom  2'.  Vent.  IX,  Art.  4  ; 
Vi^ncs,  I.  '',HS.\  Einer  der  frOlicr  srhon  erwähnten  Falle  (S.  .519).  wo  die  allge- 
meine l'iisHung  des  Art.  4  den  (iesetzos  vom  rrim,  VII.  doch  nicht  die  «Ugemeine 
Kuj^istrir-  und  Ab]>;ab<>]>!li(  htigkeit  eine»  Kcr-hts^eschäfts  odor  Verkehrsroipuigs  in 
Frankreich  herbeigefilhrt  hat. 

Auch  hier  zeigt  sich  daher  zunächst  die  tormelle  Eioreihung 
der  Schenkungen  oder  der  „nnentgeltlichen  üebertragnngen  unter 
Lebenden''  anter  die  in  das  System  des  Enregistrement  eingeglie- 
derten Fälle  von  Bedeutung  fllr  die  rechtliche  Begründung  der 
Abgabepfliehtigkeit  der  Schenkungen,  in  der  eben  erwähnten  Be- 
schränkung. Eine  Behandlung  der  Frage  und  eine  Conseqnenz 
dieser  Eingliederung,  in  Betreff  deren  die  Im  vorigen  Paragraphen 
hervorgehobenen  Bedenken  gelten. 

In  j)  ri  n  c  i  p  i  e  1 1  e  r  Hinsicht  ist  eine  Sclienkurgssteuer  Uber- 
haupt und  speciell  als  Glied  des  franziisischcn  Steuersystems  zwar 
ähnlich,  aber  nicht  ganz  ebenso  zu  beurthcilen,  daher  nicht 
in  gleichem  Maasse  zu  rechti'ertigen  wie  die  ErbschaiU- 
Steuer. 

Die  BcLrründuni:  einer  so!«  ht  ti  Steuer  als  »nncr  ..AntaHcrwcrbs-Steiier*'  ist  zwar 
im  Weseittlichcii  ebenso  /.u  liefern,  wie  diejenige  der  Erbschaftssteuer,  soweit  es  sieb 
um  die  ökonomische  Art  dieses  Erwerbs  für  den  und  die  ökonomischo  Wirknnfr  des- 
>  •lb<  ii  auf  de»  Schcnknehnit  r  handelt  (Fin.  H,  §.  482i.  Aber  nach  d<  r  anderen  mit 
in  Bctra»*lit  kon) inenden  Seite  lirgt  die  Sache  anders,  nämlich  in  lletrelf  einmal  des 
Erbrechts  und  sodann  des  ..SclHMikuniir^reclits".  Letzteres  ist  ein  nothwendiger  Be- 
standtheil  des  ..Eigenthumsrechts".  .  r>tere>  riiclit,  Wundern  ein  hehonderes  itechls- 
iiistitut  neben  dcfn  Kifjentliunisi' i  lit.  |)a>  bedingt  für  die  iikoMonn"scli<>  und  ftlr  die 
steuerpolitisclic  Auifabaung  Vcrschiedenheitou.  Ich  beziehe  mich  fUr  diese  aa  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zo  Tertblcende  Frage  auf  die  ErOrternngeA  in  meiner  «,Gnindlegan^'% 
2.  A.«  §.  -m  und  Fin.  II,  §.  478  IT.,  482  (T. 

In  practischer  Hinsicht  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  eine 
Schenkungsstener  namentlich  fttr  Schenkungen  unter  Ver- 
wandten, zumal  in  der  geraden  Linie  und  besonders  in  dem 
tbatsächtich  wichtigsten  Falle  bei  Schenkungeo  von  Eltern  an 

Kinder  (Ausstattungen,  Mitgiften  u.  s.  w.),  als  eine  Conseijuenz 
einer  Erhscliatlsstener,  namentlich  wieder  einer  solchen,  welche  die 
gerade  Linie  mit  tritVt,  aufgefasst  und  ins(»fern  auch  allgemeiner 
begründet  werden  k'Mintc.  Denn  durch  solche  „Schenkungen''  wird 
eigentlich  der  dereinsli^c  unter  die  iM-ljschaftssteuer  lallende  Ver- 
niögensbetrag  verkürzt  und  werden  Erbportionen  gewisserniaassen 
vorweg  ausgeantwortet.  Durch  diese  „Schenkungen*'  erfolgt  also 
unzweifelhaft  auch  eine  Verkürzung  des  Ertrags  der  Erlischafts- 
steuer. 
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Zn  einer  allgemeinen  priocipiellen  Begründung  der  Sebenk- 
ungsstener  nach  der  vorhin  angedeuteten  Seite  möchte  aber  ancb 
dieser  practiscbe  Gesiobtspnnct  noch  nicht  ausreichen,  eben  weil 
das  „Schenknngsrecht"  als  nothwendiger  Bestandtheil  des  Eigen- 
thnrnsrechts  anzusehen  ist  und  eine  schenlmngsweise  Uehertragnng 
▼on  Vennögenswertb  derjenigen  unter  läRtigem  Titel  Ökonomisch 
und  socialpolitisch  nnd  deshalb  auch  wieder  stenerpolitisch  nicht 
ohne  Weiteres  gleichgestellt  werden  kann. 

Oerade  «ms  wesentlich  practischcn  Krsvü<;iin^oii  ist  alier 
ferner  auch  ein  llaupteinwand  getjen  eine  allgemeinere  Sclieiikiing:«- 
steuer  wie  die  IVanzösisclie  v.n  erhelirn:  es  ist  schleeliterdin^« 
nicht  niöglicli,  sie  e  in  i;j:erniua  ssen  vollständig  dem  (le- 
setze  gemäss  durchzuführen.  Wiederum  wird  sie  den  Immo- 
biliarbesitz viel  allgemeiner  als  den  Mobiliar  besitz  und  unter 
dem  letzteren  wieder  den  grössten  Theil  des  Wertbpapierbesitzes 
viel  schwerer  als  vielerlei  anderes  bewegliches  Out  erfassen.  Auf  diesen 
SachverhaltdeutetauchdieStatistikderfranzösisobenSchenknngssteuer 
hin  (S.  524  n.  591).  Das  ist,  wie  immer  in  solchen  Füllen  nnd  wie 
die  Ertragsstatistik  zeigt,  nicht  nnr  ein  Nachtheil  in  fisealiseher, 
sondern  anch  ein  Bedenken  in  allgemeiner  stenerpolitlscher 
Hinsiebt  Denn  die  Stenervertheilung  wird  dadqjrch  trotz  richtiger 
gesetzlicher  Normen  thatsächlich  eine  ganz  nngleichmässige. 
Auch  nach  Gesellscbnfts classen,  Erwerbsständen,  Volks- 
sitten u.  dgl.  Momenten  mehr  nii»elitcn  sieh  hei  der  Schenkungs- 
steuer weitere  l'ngleiehmässigkeiten  ergeben,  indem  der  gesetzlich 
zn  besteuernde  Schenkungsact  nach  diesen  Kategorien  und  Ver- 
liälrnissen  in  manniglaeh  ungleichem  (iiade,  bald  leichter,  bald 
schwerer,  bald  voUstäudigeri  bald  nur  weniger  vollständig  zu  er- 
lassen ist 

Wenn  man  vor  strengeren  Controlmitteln,  vor  einem  gerade  in 
diesen  Dingen  wohl  besonders  lästig  empfundenen  iiscalischen  Ein- 
dringen in  persönliche  nnd  Familtenverhältnisse  nicht  zurUckschent 
ma^  es  wohl  gelingen,  diese  Bedenken  zu  vermindern.  Aber  ein- 
mal bieten  solche  Mittel  nnd  Wege  und  ihre  Anwendung  gerade 
hier  besondere  Schwierigkeiten,  nnd  sodann  wird  auch  damit  nicht 
entt'ernt  diejenige  vollständige,  daher  gleiehmässige  Besteuerung 
erreicht,  welche  dem  ilesctze  entspriehl  und  principiell,  wenn  die 
Steuer  einmal  bestehen  soll,^  zu  v  erlangen  ist. 

Die  tranzrisische  (iesetz^cbinig  und  die  administrativen  Nonnen 
und  tCiorichtungen  des  Euregistreweut  reichen  jedenfalls  hierzu  nicht 


Digitized  by  Google 


590     6.  B.  2.  K  Steaemclit.  1.  H.-A.  2.  A.  Fnnkreich.  §.  242,  243. 


ans,  wabrscbeinlich  weniger,  als  bei  jedem  aDderen  Tbeilc  dieses 
Stenergebiets,  aucb  als  bei  der  Erbschaftssteuer.  Der  Benrknn- 
dungszwang,  der  directe  Registrirnngszwang  fllr  Ur- 
kunden, der  Declarationszwang  zum  Ersatz  fehlender  Beur- 
kundung mllsBte  viel  schärfer,  viel  umfassender,  daher  aber  freilich 
auch  viel  lästiger,  bis  zum  Unerträglichen,  gesetzlich  gefordert  and 
hinsichtlich  der  Durchführung  controlirt  werden,  als  es  selbst  gegen- 
wärtig, wo  man  in  dem  Allen  in  Frankreich  schon  nicht  eben 
spröde  ist,  anf  dem  Gebiete  des  Knregistrement  geschieht  und  als 
es  wohl  (ilierbaiipt,  beim  besten  \\'ilh'n  der  Verwaltung,  dnrcbltibrbar 
sein  möchte,  —  vollends  bewcglicbeui  Gut,  gar  Werthijapieren 
gegenüber. 

Alle  diese  Erwägungen  fuhren  zu  keinem  besonders  gQn- 
stigen  Urtheil  Aber  solche  allgemeine  Schenkungs- 
steuern und  speciell  Uber  die  französische  aus  dem  Gesichtspunct 
der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Betrachtung. 

§.  2-!?i.  Zur  Statistik.  Sclioii  fiulifr  wiinltMi  Hnti  n  uiitgcthrilt ,  w.-li  li*' 
sich  mit  auf  die  beiden  hier  betrachteten  Steuern  beziehen  S.  o.  S.  524  uuii  pa^^im. 
Die  Emzelbciten  der  Amtlichen  Statistilc  (bes.  Bull.  XV,  554  IT.,  Daten  seit  1826. 
^l.oci.ller  1S77— Bull.  XXII.  1  IC.  Daten  fllr  IS^.^  und  issf.)  lassen  sich  mit  für 
die  Hcwcisl'ültrun^  iit  Sachen  der  Schi-nkungssteoern  benutzen.  S.  «djcni'allä  srhon 
oben  S.  5"is.  Das  D^il  ist  zu  sross,  um  es  hier  einfügen  zu  können,  und  nur  bei 
einem  genaueren  Eingeli  n  mi  <la^sl^llM•  i>t  «  in  üichorerer  Bewci:>  —  wie  bei  aller 
Statistik  Irciiid»  nur  »  iii  W  .ilirx  ln  inlirliki  it-l).  \v<'is  zu  fiiliPMi.  K-^  mu-s  gonnir<'ii, 
liier  aul  einit;e  Punete  liinzuwci^cn,  wclclie  durch  die  Statistik  illubtrui  werden.  Daran 
winl  ein  kleiner  Excnrs  über  dcnEinfluss  der  französischen  Bc?ftllterungä- 
bewcfrung  au  f  d  i  E  r-;«' b  ni  s  se  d  e  r  E  r  b  sch  aftsst  e  ner  ürekniipft.  wclrhor  aHor- 
ding»  auä  dem  (iebict  der  Stcuer:>tatistik  etwas  hinausfuhrt,  aber  doch  eine  auch  für 
die  stt^uerpolitische  NVttrdigunij;^  dii^ser  Steuer  wichtigi^  Seite  behandelt. 

Der  Schwcrpunct  der  Sdicnkungssteuer  litgt  durchaus  in  der  dircctcu 
Linie,  \v.  it  mehr  ab  bei  der  Erbsrhaftsstcuer  und  unv<'rhaltnissmas>i.:  /iiniik  tr.  i.-n 
d.ibfi  S(  licnkunjcM  von  W  c  rt  h  j>a  ]» i  ercn  u.  >li:l..  i  lu  nralls  wi'it  mehr  als  bei  der 
Erbbchalt-^steuer,  wahrend  da.s  sonstige  gewöhnliche  bewegliche  Gut  dort  erheblich 
stärker  vertreten  \nt  als  hier.  Das  Alles  wird  zum  Theil  an  der  wirklichen  Ver- 
selii.il.  iilirit  der  Utbt;rtrairungen,  zum  Theil  aber  vtriiiufhli«  h  au  (Ii  daran  liegen.  das> 
die  \  eraidaguiig  der  Schenkungssleuer,  besonders  in  Itetrelj  der  \Vcrth|>api.  r<\  vi.db'icht 
auch  überhaupt  ausserhalb  der  directen  Linie,  mangelhafter  ist.  Die  folgenden  Daten 
scheinen  mir  diese  Auffassung  zu  bekniftigi-n.  Si*:  bilden  /.uglei<  h  eine  Eflginsani? 
der  suminarisrhen  Daten  für  l^Sti  oben  S.  ö24.   Es  war  (ßulL  XXIL  14G): 


Zahl  der  Fälle  Werthbetrag  Steaerbetrag 


Schcnlcnngen. 

1SS5 

1SS6 

Mill. 

Fps. 

1000 

Irc-i. 

iss.-i 

Directe  Linie     ,    .  . 

.  j;>2,T44 

152,210 

!>TU.14 

1S.134 

Seitenlinie  A     .   .  . 

ß,«57 

R,8d0 

26.50 

29.49 

1,975 

2.  ISO 

«n;5 

*m 

3.87 

3.32 

800 

2:»s 

..      C    .  . 

537 

485 

.2.88 

:t.S4 

2.ßl 

209 

24>» 

K  liegalt  eil  

»50 

4.25 

«4 

Kicht-Verwandtc    .  . 

.V217 

:»,2<M) 

1. :)!»:. 

167.0  Ii) 

16ü,595 

lU2Lä4 

lUlb.40 

24,4b5 

23,441 
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\j  u  j  D  c  i  c  u  o  r 

Zabl  der  Fälle 

W  erth  betrag 

St«nerbetrag 

S  A  Ii  ihn  Irn  n  n 

Jfllll, 

,  rrc«. 

1 AAA 

rrCB. 

1  &  V  <l 

1  ^3'> 

1 

1  3 

tau 

tttl  litte 

doV.94 

J  U.24a 

1  n  ABU 

m  1IMIAU9J9VUC  u*  ircuiuo 

oissiBroilUv      •    •  • 

flu 

14  IIA 

1  K  40 

^o9 

AA4 

W  A  Ff  K  nft  Iii  r»  Fl  > 

1 , 1  uu 

1,997 

4A  9il 

1  7  1  ■) 

•Ii  J 
.»44 

1 IV 

M^%M  ffli  III  III  Uli  «tüXUUlllCU  « 

ttA4  OQ 

KQ  1  1 A 

OW  1 ,40 

1  n  Ol 

1 1  401 
I  1 ,4V1 

¥nniiAA  Will  Alk 

'»  «  ,1)3  ( 

!•  -  4-  CA 

1  t  •!  '(1 

1  1 ,01» » 

11  0  llt 

1  Cß  r, o  \ 

1  nf),o.l.> 

1      1 .0  4 

1  U  I  >.4'> 

^  ...  ff  ^  •  * 

lö,-i  4 II 

I  ^9  IT  An  1    VI  AI  rst  1  Ii  tttr<k  B*t  nr 
kJAYQU  im  nUJjaiiidfCiiiilg 

J  i,D4U 

009.  iO 

00Z.4O 

i  U.<  Ol 

WlODOriMUU  • 

lfV,UoD 

AM  4fi 

JAK  QA 

409.94 

11  TKA 
11,1 94 

1 4  ft^il 

1 2,w?0 

r  rh  fall  P 

000,0  1  0 

00^,4  i  ? 

on^^.o ' 

00~i).^'t 

-14.4  V 

Rai t An  1  i ni A  A 

I  0o,UD9 

1  ^7  tTli 

1 0  i,£iy) 

TfiO  A9 

Ol  4  äO 

OO.OI 

fiß  lA 

^*                    •     •  • 

Ol  1  7  1 

<4 

1  0  1  .  1  ? 

1  ^^.-^ 

1  1  Ad 

1  1  09 
J  1  .Zi 

r« 

\j      •    •  . 

1  ik9  t  w 

I          i  i 

1 1/ .  O  X 

1 1t  ■>7 

J  00,01 1 

lOO,  <  Od 

OO9.90 

^on  7  1 
OZU.l  1 

1  j.Oo 

<IO«Vv4 

9B  1AT 

440  AA 
«2V«VU 

44A  A') 

4K  7ft 
2v.(D 

2v.f  9 

oUIUIUa  

2^)2 1 1 

9t}OV«Z4 

ITA  KO 

ITA  T4 
1  lU.  19 

1  1  K  i  A  r  f     Act  Frlif&M 

C. 

W C^llUUCS   «IUI  • 

4(44  775 

TIU'Ä^  fit* 

1630  IH 

.«i7  52 

5S  40 

Französische  n.  fMmds 

Staatsfonds  .... 

18.869 

21.046 

315.48 

351.43 

11.S6 

13.16 

Französier hr  u.  fromde 

Wcrthiiajacro  .   .  . 

lft,81K> 

19,011 

625.70 

634.7fi 

22.S4 

22.25 

Zusammen  „Itfobillen** . 

5I6J72 

024.S32 

2«i22>:! 

•jfil  »;:!♦; 

'J1.72 

08.90 

Immubilicn  .... 

405.4«»9 

2TS4.0S 

2752.SS 

S4.S7 

82.22 

540Ü.91 

536U.24 

176.5U 

176.73 

Seitttiilinifl  A:  (reseliwiitor.  OtM  and  Tantm,  NetfiaB  imd  Klcbtea.  —  B:  Groas- 
ookel.  OiMBtuiton,  OroflmeffeD,  GrossnicliteD.  —  G:  Venrudte  roift  5.— 12.  Omde. 

Etwa  91  "4  (Irr  Fäll«  und  etwa  04",,  der  W^rtlibetraffe  kommon  bei  den 
Schenkungen,  nur  etwa  56—57%  der  Fälle  und  etwa  «ü— C7"'o  der  Werth  betrüge 
kommen  bei  den  Krbüchaften  auf  die  directo  Linie.  Die  Ccbertragungen  tod 
Werthpapic ren  incl.  Staatsfonds)  sind  bei  den  Schenkungen  nur  S.2,  bei  den 
Erbschaften  1**"  ,,  der  fiesammtwerthe. 

Das  genauere  Detail  der  Statistik  der  Schenkungssteaer  (Bull.  XV,  556) 
ergiebt.  dass  in  der  directen  Linie  ttber  die  Hllfte  der  Werthbetrilge  anf  „Ueber- 
tragungen  im  Ehccontract"  kommen,  daron  wieder  *  .  auf  hewo<;liches  Gut 
(zum  Steiicrsat/  von  1.25"  o  im  Principal,  wie  ebenso  für  Werthpapiere  ,  nicht 
Immobilien  2.75''„  Steuert,  etwa  S^/o  auf  Werthpapiere.  Von  der  anderen 
etwas  kleineren  HälAe  Itommen  an  00"'o  ^uf  Uebertragungen  ausserhalb  Ehecontracts 
mit  Thcilung"  (Code  eiv..  Art.  lOT.'i  und  1(»7(])  und  davon  hier  */.  auf  I m m obilien 
(Steuersatz  l.öO,  bei  Mobilicu  und  Wertbpapiereii  nur  P/o^*  Civilrechtliche  Bestim- 
mungen, vie  die  bneichneten,  erweisen  sieb  hier  von  beeanderem  Einflass. 

Die  SteuerertrAge  ergeben  naeli  (Im  Kaf-gorien  der  belasteten  PetlOneil  in 
Darchschnitf  d«  beiden  Jahre  lb*»5  und  Is^li  lolgende  Quoten  in  "  V- 

Scheukungen.  Erbschaften. 
Dhecte  Linie  ....    79.51..  .         25. 5U... 
Seitenlinie  A.  .   .  .      \).ol  M'^^^" 


A  .    .    .    .  y.O» 

»  •  '-2  II.»  '  48.9 


Ehegatten   0.3  11.3 

Nichtvonrandte  .  .  .  ^».0  11.-^ 
Summa  lÜO.O  lOO.O 

Die  ZufäUigkeituu  dcb  Ertrag»,  nach  den  VeIwaudbcbalt6vcrhaltIll^!^cn ,  daher 
nach  den  nnavendenden  SletMnilsen  nnd  nach  den  Werthbeirtgen  in  den  einzelnen 
iahien  fthren  natOilicb  Toscbiebiuigen  der  Quoten  mll  sich.  Die  typischen  Yer^ 
A.  Wayatr,  FiaanawiwBScIUft  IlL  3b 
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srhiedcnhciten  crt^'-bcu  sich  aber  slIiuh  irfmiiri;ud  aud  t>irir-ui  solchen  Beispiel.  Sie 
springen  bei  der  Schenkaugsstoaer  ver^hclicii  mit  der  Erbschaftdatuuer  in  diu  Augea. 
Bei  jener  liegt  der  Sehwerpanct  der  Ertr&ge  trotz  der  niedrigen  SteoosiUe  ganz  in 
der  directcn  Linie,  bei  den  Erbsdiaflen  io  der  Seitealinie  und  nuuatüoli  in  der 

ersten  (Geschwister  u.  s.  w.\ 

i?.  244.  Statistischer  Excurs  über  d eii  Ei n  flu ss  der 
Hevölkernn^sbewegung  auf  die  Ergebnisse  der  Erl)- 
se haftssteu er.  Soweit  nicht  testamentarische  Verfligungeu  er- 
heblichere AbweicbuDgen  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  bedingen 
—  was  im  Kreise  der  näheren  Verwandten  doch  meistens  nur  in 
geringem  Maasse  und  in  Frankreich  wegen  der  hoheti  Pflichttheile, 
bez.  der  Kleinheit  der  znr  freien  Disposition  des  Erblassers  stehen- 
den VermOgensquote  in  noch  geringerem  Grade  als  in  L&ndem 
anderen  Erbrechts  der  Fall  ist  —  wird  der  wirkliche  Erbgang  in 
letzter  Linie  von  der  BeTÖlkernngsbewegnng,  äi)cciell  von 
dem  Abster'be-,  bez.  Anssterbeverhältniss  der  Bluts- 
verwandten  bestimmt.  Je  leichter  die  directe  Linie  ausstirbt, 
desto  mehr  Erbant'Ulle  in  der  Seitculiuie,  und  weiter  in  der  ent- 
fernteren Seitenlinie,  je  leichter  die  nilhere  ausstirbt.  Testamen- 
tarische Hcstin)mungen  werden  doch  zumeist  die  Verwandtsehalt 
Verhältnisse  bcrlicksichtif^en.  Je  weniger  nahe  Verwandte  vur- 
handen  sind,  desto  mehr  wird  vermuthlich  durch  Testament  regelnd 
und  abweichend  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  zu  Gunsten  der 
Gatten )  entfernterer  Verwandten  und  Nichtverwandten  verfdgt 
werden. 

Wie  sich  in  rlicscr  Bezlohuns  die  fiaii/()>ischen  Verhältnisse  gestalten,  lasst  sich 
natürlich  aus  den  StcuerurträgeQ  nicht  sicher  ersehen,  weil  diese  von  den  ver- 
schiedenen Steoenfit/^n  beeinflusst  irerdeii.  Immerhin  erscheinen  25—26%  Ertrag 
der  directen  Linie  nicht  iiucli,  3»j — '^'^  o  der  ersten  S<  ir«  nliuie  (d.  h.  wohl  meistens 
der  (lesrhwister)  und  (> — T^/o  zw.'itt'u  Seitenlinie  ziemlich  hoch,  —  auch  im  Ver- 
gleich mit  der  britischen  Succcssion  duty,  soweit  ein  sulcher  lici  der  VurschieUuuhcit 
der  Stenei^esetzgebnng  znl&ssig  ist,  wbh  freilich  nar  beschränkt  der  Fall  (i.  o.  S.  275 
und  26*-^,  die  Legney  dnty  gestattet  noch  weniger  eirxm  Vergleich;  bei  diesen  beiden 
britischen  bteaem  fehlt  auch  die  Besteuerung  der  Ehegatten). 

Bessore  Anhaitspuncte  ergeben  die  VcrmSgensverthe  in  ihrer  Verthcilung 
auf  die  verschiedenen  Personenkategorien,  denen  sie  durch  Erbgaag 
n.  S.  w.  zufallen,  sowohl  in  ein/cliK'n  Jahren  als  vollends  in  der  lu  lhenfolge  lier  .Talir.\ 

Allerdings  müssen  dabei  drei  Voraussetzungen  gemacht  werden,  wenn  man 
einen  Schlnss  ziehen  will:  dass  die  Stenerveranlagiing  unter  den  verschiedenen 
Personendasson  gleich  zuverlässig  erfolgt,  ferner,  dnss  in  längeren  Zeiträumen  in 
dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aouderungon  eingctretcu  sind,  endlich,  dass 
weder  In  der  gesetzlichen  Erbfolge  noch  in  den  in  grossen  Volkskreisen 
üblichen  testamcntari sc hen Bestimmungen  in  einer  solchen  Ungeren  Periode 
erheblichere  Abweichungen  von  (lern  früher  (icltendcn  und  r<'hlichcn  Platz 
gcgrilfen  haben.  Voraussetzungen,  welche  wohl  nicht  \üllig  genau,  aber  doch  gerade 
In  Fraoltieicli  so  weit  zutreffen  mochten,  dass  man  mit  leidlicher  Sicherbeit  schliessen 
kann.  Variable  Fartoren,  deren  (ir«'i.sse,  BiMleutung  und  Veränderung  man  Dodl 
schwerer  berücksichtigen  und  nicht  zur  Zitier  bringen  kann,  welche  aber  gleichwohl 
auf  das  Ergebniss  einwirken,  giebt  es  auch  ausserdem  noch.  So  wild  die  im  Laufe 
der  Zeit  eingetretene  VermehroBg  des  beweglichen  Vonnftgens  und  besonders  dea 
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Werthpapierbtisitzcs  insoferu  iniluircn.  als  die  geMtzli«  h*;  Stcuorvcranlagang  dcs- 
selbtn  bei  den  vorschie d l-ikmi  KrlicnkatoKorion  vcrmiUhlii  Ii  ni(  lit  pan/  gleich 
rollständi;;  und  auch  in  tiiusor  He/icliuuK  wicdur  in  iuiigti<  n  ZwibcbcurkuiDcu 
Veriadeningen  erleidet  Es  Irftnnte  z.  B.  der  Fall  sein,  daas  rieh  Werthpapierbesitz 
in  der  dirt'cfcii  Linie  incbr  als  in  der  Seitenliiii<*  ibn-  l]i  sti'UiTtinL'  etit/ii  lif.  Einr 
Yerminderaug  der  Quote  der  dirccten  Linie  voa  dem  \\  eribbutragc  iu  iuugcrcr  i'ciiodc 
Win  dsDH  mit  darauf  sorlUtofahreQ. 

Alle  solch'j  Erwägungen  mahnen  zur  Vor:>i'  bt  in  dur  Schlusszichung.  Dennocb 
siud  folgendf  Bcrccliiiun2:oii  von  Interesse  für  die  i>kouomisch<i  und  sociab;,  für 
die  ätcuerpolitischc  und  —  fur  diu  po|tulationiäti8cho  6uitc  der  französischuu 
Erbschaftssteaer-Slatistik. 

Di«  iibcrtra^onon  \Ve rt b  betr  i^^c  im  Durchschnitt  der  Jahre  \*ibo  und 
wuvü  bei  der  Erbschaftssteuer  in'*/«* 

Directe  Linie  t 

Seitenlinie  A  M.sj**  ' 

:  l  :  .  :  : :  :  :  rS'»-« 

Ehegatten  9.8 

Niclitv-^rirandte  4.2 

Summa  100.0 

Hiernach  bleiben  nur  %  iiQ  Erbgang  übertragenen  Vermögens  in  der 
directon  Linie,  nur  etwas  Uber  Vs  dieser  und  der  nitchsten  Seilenlinio  Die 
finanzieih;  Bedeufutii;  einer  Erbscbafts^tt'U('r  steigt  lici  dem  üblichi-n  Priniii»  pro- 
gresäirer  Steuci^t/e  nach  der  grösseren  Eutlcruung  vom  lieerbicn  naturlicb,  jc  mcUr 
Erbgang  ausserhalb  der  directen.  «reiter  auaserhidb  der  nAchsten  Seitenlinie,  endlich 
ausicrh  ilb  j-»'!.  r  V'onrandtschaft  orfolst  Man  vert;Ieicbc  aucli  bicr  die  Daten  Uber 
tirossbntauuicn  ,S.  275,  276>,  aus  deren  Abweichungen  von  den  französischen  indessen 
wieder  bei  der  Verschiedenheit  der  Einriebtun;,'  beider  Steuern  Schlüsse  anf  den  Erb- 
gaag  in  Iwidea  Ländern  nicht  ebne  Weiteres  gezogen  \v>  rdcn  LiMuien 

Bevor  dann  der  interessanteste  Pumt,  die  etwaij^e  VoMiidirnn^  'It  (Quoten 
der  Erbenkategorien  iu  längeren  Perioden,  untersucht  wird,  sei  zuniicbst 
noch  einmal  der  frtiher  schon  borllhrte  folgende  Pnnct  etwas  niher  ins  Auge  gefasst: 
nämlich  der  Einfluss  von  bedeutsameren  Vorgiins.cn  in  der  RevölkeninirslH  W.-L;un;;. 
<i.  h.  hier  speciell  in  den  Todesfällen  auf  den  Erbgang  und  damit  auf  die  Stuuer- 
enrage  in  einzelnen  besonders  characteristischen  Jahren.  Dieser  Einflnss  ist 
ganz  an? erkennbar.  In  Betroli  von  1870  —  71  ist  darauf  schon  oben  S.  107  auf- 
W'^rksam  geinaolit  worden.  Da»  (irntuien-  /eijren  ful^i  iule,  Daten ,  die  auch  fUr  die 
steuerpolitische  Würdigung  der  Erbschaftssteuer  von  Interesse  sind.  Es  ist  dabei  daran 
zn  denken,  dass  Elsaas- Lothringen  nnr  noch  für  einen  Theil  von  1870  von  dieser 
Statistik  mit  umfa^i.t  wird  Bull.  XV,  5-12).  Die  Zahlen  Mill.  Frcs 
ErbfÄlle    Directe  Linie  Seitenlinie  Ehegatten         Nichtverwandte  "'^ 

1S6S     2303.2  1    j  «iSl.3  \     ,  338.11  132  5  \  j^^.^^ 

l'iTO     2337.3  97.2       (303.1         01.2       333.fi         05.7         0S.3  75.4 

1871  3407.8  147.7       946.1       143.1       470.0       134.8       187.0  143.1 

1872  2716.7  112.9      727.5       110.4      373.0      106.»      134.0  102.5 

1873  2507.9  101.2       fi97.1       105.5'      370.0       105.1       130.0  101.1 
Die  Abnahme  in  1870  ist  jed-  nfalls  mit  auf  die  Krie^serei^nisse  zurückzuführen, 

Weil  dadurch  vielfach  eine  bieuerveianlagung  unmöglich  gemacht  wurde  oder  Ter- 
Behoben  werden  musste.  Die  starke  Zunabm<-  in  1871  erklärt  sich  ausser  ans  for« 
nährten  Todesfällen  in  diesem  und  dem  Vorjahr  au<  na«  htr.islicber  I\egeluu!?  von 
Kückätandou  aus  1870.  lu  den  einzelnen  Kate  gorien  von  Erbfailen  zeigt  sich  sonst 
aber  Icein  grosser  Unterschied  in  der  Quotenbeweguug,  mit*  Ausnidime  der  Erbschaften« 
<ik  an  Nichtverwandte  kamen,  bei  denen  die  üeclarationou  1870  besonders  im  Rttckstand 
geblieben  sein  müssen. 

Die  Bewegung  nach  Kategorien  von  W e rtho bj ecten  (Bull.  XV,  549)  crglebt 
bei  allen  hier  unterschiedenen  4  Arten  (s.  o.  S.  501 1  in  1870  klein--  Abnahmen  pcpen 
die  Vorjahre,  am  St."irk-frn  b.-j  den  Insrriptionen  im  SfaatsschuMbucji .  nirlit  uiilie- 
greiflich,  dann  1871  uberall  starke  Zunahmen,  am  Stärksten  bei  Ollentlichen  Fonds 
ud  Actien  (auimr  fhuizOnischer  Bent«ninBcription). 
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I>ie  Schenkiintr  en  Z'Mffcn  \m  allen  4  Pcrsononkategorien  crhebli<  he  Ab- 
nahmen der  Uerthbctrage  1^70  und  noch  1671,  erbt  1872  besonders  starke  Zu- 
nahmen, die  in  den  folgenden  Jibren  aber  nur  weni^  und  nicht  allgeaeitt  (to  nicht 

unt<»r  Ehejrattcn)  sich  wieder  rormindern.    Z.  R.  directc  Linie  1868--76  866  ,  87S, 

640.  H76,  1070,  f<72.  '.l.'sö.  1005  Mill  Frcs.  (Bull.  XV,  5.^5^. 

Die  allgemeine  Ster biiclikeit  war  in  dircctcr  und  indirectcr  Folge  des 
Kriegs  ron  1870—71  enorm.  186»— 72  2.34,  2.8S,  8.48.  2.19%.  besir.  864,926  — 

1046,90'J  —  1271.010  —  793,064  TodcsfÜlIe.  Dem  Fiscus  kam  das  in  der  Erbschafts- 
steuer sehr  zu  statten,  eine  immerhin  eigenthumliche  Goosequenz  einer  solchen  Stener: 

sie  ilorirt  in  Calamititteii. 

Auch  in  frflheren  Jahren  lisst  sich  ein  gevtsser  Cinfloss  polltiseher  Ereig- 
iiis!>e  auf  die  zur  Erbschaftssteser  veranlagten  Wcrthe  und  auf  den  Steaerertng  nach- 
weisen, nur  viel  geringer,  weil  (l<^r  Kiiifl'iss  auf  «Ii-;  Sterblichkeit  geringer  war,  oder 
diese,  wo  sie  gestiegen ,  gleicb2cuig  etwa  von  anderen  Ereignissen,  Theuerung,  ver- 
heerenden Krankheiten  emporfetrieben  var  (so  1847—40.  1854-55  —  Kfjmhri^ — , 
ISö'.»  italienischer  Kriep  .  Aber  seit  der  ersten  lievolution  hat  kt.-iri  politisches  Er- 
eigniss  entfernt  so  staik  die  Bevölkerungsbewegung  und  namootlich  die  Sterblichkeit 
nachtheilip  becinflnsst  als  der  Krieg  von  1870—71 ,  nicht  einmal  die  napoleonischen 
Krlegsjahrc  1806  ff..  1812—14.    (S.  Ann.  Sfat.  1882,  p.  83, ff.). 

Sind  nnn  in  den  Quoten  der  E rb <•  nkat e i;  orio  n  bes^timmte  Acndemngcn 
wahrend  der  Bcübachtuugsrcihe  i.seit  1826)  nachweisbar,  welche  auf  Vorgänge  in  der 
BerOlkernngsbewegong.  namentlich  in  der  Sterblichkeit  ab  auf  ihre  Ursache  hin  zeigen? 
In  einzelnen  kritischen  Z  itpuncten,  frie  1870—71,  kaum,  ^va>^  auch  kein,« 
allgemeineren  GrUndc  hier  veruiuthcn  lassen.  In  längere u  Perioden  wäre  es  da- 
gegen a  priori  bei  der  geringen  Geburtsziffer  Prankreichs,  der  niedrigen  ehelichen 
Fruchtbarkeit  und  dem  kleinen  Jährlichen  Ueberschuss  der  Geburten  Uber  die  Todee- 
fälle  —  IH70— 71  hat  sogar  die  Zahl  der  Todesfall.'  um  548,000  überwogen  —  nicht 
unmöglich,  ja  eigentlich  wahrscheinlich,  dai>s  häutiger  ein  Aussterben  der  directen 
Linie  and  selbst  der  ersten  Seitenlinie  erfolgt,  dass  dann  die  Intestaterbschaften  in 
diese  und  weiter  in  die  entfernteren  Linien  übergehen,  andei^eits  auch  mehr  Erb- 
schaften und  Vermächtikisse  durch  testamentarische  Bestimmungen  an  Ehegatten,  ent- 
ferntere Venrandte  und  selbst  Nichtverwandtc  fallen,  weil  weniger  oder  erentueÜ  gar 
Leine  Rücksichten  auf  nähere  Verwandte  genommen  worden  müssen. 

Statistisch  lässt  sich  ein  solcher  Scliluss  nur  wie<ler  unter  den  oben  angedeuteten 
Voraussetzungen  prüfen.  Man  wird  dabei  auch,  um  die  Zulalligkoitcu  des  Erbgangs 
in  den  einzdnen  Jahren  etwas  auszugleichen,  Darchschnitte  mehrerer  Jahre  zq 
(irunde  l<'gcn  inussL'ii.  Im  Folgenden  werden  die  Ergebnisse  einer  solchen  statistischon 
Berechnung  mitgetheilt.  Die  absoluten  Zahlen  s.  im  Bull.  XV,  542,  XXI,  137,  XXll, 
147.  Die  Daten  an  ersterer  Stelle  —  1826— 1S82  —  beschranken  sich  auf  die 
4  Ilauptkate^reirieu  von  Erben.  Ii»  den  Jahresberichten  der  Enrcgisfrement-Verwaltmig 
sind  :iuch  die  H  Arten  der  Seitenverwandten  unterschieden .  In  i  denen  eine  Unler- 
buchung  des  Erbgangs  fUr  diu  angedeutete  Frage  gleichfalls  von  Interesse  wäre.  Doch 
muss  sie  hier  als  za  weitlftofig  unterbleiben.  In  der  directen  Linie  wftre  noch  eine 
genauere  Verfolgun;:  di-s  Erbpanirs  —  von  Eltern  auf  Kinder,  (Jrosskindcr  und  um- 
gekehrt —  auch  von  Werth.  Hier  fehlen  die  Daten  indessen  auch  in  der  amtlichen 
Statistik.  Es  wQrde  za  weit  fahren,  hier  die  Berechnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
fttr  einzelne  .lahre  und  Perioden  /.  H.  Quinquennicn)  vorzunehmen  und  hier  einza- 
ftlgen.  Die  folgende  rebcrsicht  beschrankt  sich  auf  eine  Berechnung  im  Anfang« 
der  Mitte  und  am  üchluss  der  Periode  von  1826—1885. 

*  Die  obige  Annahme  findet  danach  ihre  rolle  Bestitignng.  Die  Jahre 
1*^71  bis  72  sind  hier  nicht  mit  in  die  Reobai  htunü^sreihe  (rezcigen.  obgleich  sie  für  die 
Frage  Interesse  böten,  weil  die  Veranlagung  damals  zu  sehr  gestört  war  und  dieser 
Umstand  sich  nicht  (diminircn  lässt. 


Absolute  Zahlen.  Summe  Mili.Frcs. 

Directe 

Linie. 

Seitea- 
Linie. 

Ehe- 
gatten. 

Nicht- 
forvandte. 

Darchschnitt  1826—36  l.is.?.4 

970.5 

207.8 

129.8 

35.3 

lb51— 55  2061.5 

1410.2 

381.3 

195.0 

54.9 

1876—80  4831.6 

3247.5 

938.9 

476.4 

178.6 

1885  5406.9 

3622.7 

1016.4 

53b.8 

229.0 
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•/  Üirecte       Seiten-         Ehe-  Nicht- 

Kenumnien  /„.  j  .^-^         ^  .^.^  ^^^^^^^  verwandte. 

Durchschnitt  1S2Ü— 30      lüO.O»         70.1«  17.91  9.3>  J-ö.') 

„         1S51— 55      100.00  «8.41  18.50  9.46  3.63 

„  1S76— 80       100.00  »J7.22  19..'{.S  *)M  1.59 

1^>85  100.00  67.00  18.79  9.97  4.24 

Es  wlie  BUB  freilicb  mOflicb,  dass  ander«  Umstlnde  als  die  Bewegung  der 
Sterl)liclikelt  in  der  Familie  «liese  Bewcguiii:  der  (^aotcn  bestimmt  oder  doch  mit  be- 
stimmt haben.  So  etwa  eine  stärkere  Vermehrung  der  Se  hen  kungcn  in  der  directen 
Lanie.  Indessen  sind  von  lS2f)— 30  bis  ls70— die  Kiblalle  in  der  directen  Linie 
Din  .^35,  die  Sdienkongtu  nur  um  23^%  gewachsen,  in  der  Seitenlinie,  wo  die 
Schenkungen  aber  wenig  ins  Oewicht  fallen  .  die  Krl)f;U!<'  um  .^77  .  die  Schenkungen 
uor  um  128%.  Wenn  daher  nicht  elwa  auzunebiuun  int,  da^  in  der  directen  Linie 
immer  nebr  Ttiateiziebnnf en  bei  der  Erbscbaftestener  stattfinden ,  was  anwabrschein- 
lirh  und  diinh  die  regelmässige  und  constante  Ver sch iebunj;  der 
(Quoten  der  Krbenliategurion  mit  widerh  <;t  wird,  >o  bleibt  nur  die  Annahme 
übri^.  dass  die  geringe  Oebu  rtsziffcr  und  der  Gang  der  Sterblichkeit 
wirklich  in  Frank rei<-  h  d  cn  K r))gang  mehr  in  die  Seit cnlini e  tind  selbst 
aus  der  Blutsverwandtschaft  h  e  r  :i  ii  s  .1  rii  n  ir<- ii.  I)i'-se  eigenth  umliehc- Be- 
rOlkerungsbe wcgang  Frankreichs  b*ilingt  dann  eine  steigende  Ergiebig- 
keit der  ErbscbaftsBteiier  wegen  der  progrcssiren  Steocrsfttze  in  der  Seitenlinie, 
bei  Ehegatten  und  Nichtverwandten.  Ein  fidcaliächcr  VortbeU,  welcher  naturlich  in 
manch-  r  Hinsicht  seine  Bedenken  hat  und  in  Ländern  mit  anderer  Ib  völkerungs- 
ijfweguug.  daher  i.  B.  in  den  germanischen,  bei  dieser  Steuer  nicht  hervortreten  würde. 

Die  weiti  rc  Untersuchung  dieser  Verhältnisse  muss  anderen  Arbeiten  Oberlassen 
bleiben  und  gehörtr  aucli  mehr  in  >lns  l«evölkprunjj>statistische  als  in  d;(-  stt'uersfatistische 
(iebiet.  Diese  Zuäamueuhänge  äiud  aber  von  ao  eigculhUmlicbcm  IntcreM^ic,  dass  dieser 
Uetne  Excors  an  dieser  Stelle  gestattet  sein  mag.  Da»»  vermehrte  Veri^ebungen  an 
reUfiGee  und  dgl.  Stiftungszwerl.!?  auch  mit  bei  der  Verschiebung  der  (Quoten  etwas 
mitspielen  mögen,  ist  möglich.  Aber  di<-  Ha u pt erkl&rung  scheint  ODS  doch  im 
Gang  der  B  ev öl  keru ngs b c  w cg  u  n mi  liegen. 

P'nr  manrhc  andere  hier  nicht  weiter  hei^ohörigo  Fragen  it^t  das  interettöante 
Slaterial  der  Krlisihaftssteucrstatiitik  vcrwortliKar  iintl  vrwL-rth'^t  worden,  so  für  die 
Scbätzuog  des  Volkbvermögenti  und  der  \  eruichrung  des  letzteren.  >\  euu  man  an 
dem  Vergleich  der  dngesteoerten  Erbschaftssteaerwerdie  mit  den  ^aatseinnahmea  auch 
das  Steigen  und  Fallen  der  durch  diese  Einnahmen  dargestellten  Belastung  des  Volks- 
V -rmögens  zu  messen  gesucht  bat  (Bull  1,  24,  Iii,  344  11^),  so  ist  das  freilich  etwas 
gewagt. 

D.  Die  Getammtgrvppe  der  directen,  der  Verkehrs-  und  der  Erb- 

scbaftsbesteneruog. 

245.  Die  drei  {^rossen  (Gruppen  der  modernen  fran- 
zösischen Staatsbesteuerung,  die  directc,  die  \  erkehrs  und  die 
Erbschaftsbesteuerung  oder  die  beiden  grossen  Grui)pender 
französischen  Verwaltungspraxis:  „directe  8tcuern"  und,,Knrc- 
gistrement  nebst  8tempei\vesen",  lassen  sieb  auch  wieder  zu 
Einer  Uauptgruppe  der  Iranzösischen  Staatsbesteuerung  za- 
sammenfassen  und  dann  der  zweiten  Hanptgruppe,  der  in- 
directen  Verbrauchsbesteaernng  (einschliesslich  der  Zölle) 
gegeattberstellen.  Eine  solebe  Zusammenfassung^  und  Gegenüber- 
Stellung  ist  flttr  die  Wttrdignng  des  französischen  Staatsstenersystems 
wie  znr  G^innnng  eines  allgemeinen  finanzwissenscbaftlichen  Er- 
gebnisses ans  der  französischen  Steaergeschicbte  von  In 
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Der  DoctrinarisniDS  nnd  die  Ideologie  der  ersten  ReTolution 
glaubten  mit  directen  Stenern  nnd  allenfalls  mit  etwas  Begister- 
nnd  Stempelabgaben  den  Bedürfnissen  des  Staatshansbalts  eines 
Grossstaats  im  Ganzen  genügen  zu  können  (§.  167  ff.).  Obgleich 
man  nun  in  dem  Zeiträume  nahezu  eines  Jahrbnnderts  diese  Stenern 
immerbin  viel  iiniiassciider  ausgebildet  liat,  als  es  im  ersten  Plane 
lag,  und  (las  tisr-alische  Interesse  in  der  techniselien  Ausgestaltung 
dersell)en  stark,  genug  zur  Geltung  gelangt  ist,  —  statt  der  um  1792 
erstrebten  ca.  400  Mill.  (S.  iibö)  geben  die  genannten  Steuern  Jetzt 
mehr  als  das  Dreifache  —  reicht  doch  nacli  wie  vor  17öi> 
der  Ertrag  dieser  Einen  grossen  Steuergruppe  bei 
Weitem  nicht  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  aus.  Die 
zweite  grosse  Gruppe,  die  in  der  Zeit  der  ersten  fievolntion  so 
verfehmte  i  n  dir  e  ete  V  er  braue  bsbestenernng,  mnss  zn  diesem 
Bebufenoeh  um  ein  paar  bundert  Millionen  mebr  abwerfen  als 
die  bisber  besprocbenen  Stenern  zusammen  genommen! 

Dabei  sind  die  directen  und  die  Verkehrsäteucru  äclion  so  äuperti^cali^ch  ausgenut/t. 
dass  aus  ihnen  auf  ili  r  linsteh<'ndon  Basis  auf  einmal  iiirht  viel  mehr,  als  sie 
schon  ertragen,  heraus/upre:>:»en  sein  möchte.  Das  hat  unsere  eingehende  Darstellung 
wohl  gezeigt.  Nur  die  weitere  Entwicklung  der  Voltewirtliscbaft  mag  sie  noch  er- 
giebiger machen.  Dann  wir'l  aber  auch  der  Stoui^rbeilarf .  und  wahisobeinlich 
loindestenä  in  gleichem  Maa^^se .  gcwaoliscn  sein.  Uml  wenn  man  auch  durch  Aus- 
bildung einer  rationellen  dl  cto  n  Ein  kommen  -  und  Vermögenssteuer  noch  einige 
hundert  Millionen  mag^  >  i/irl<  n  können,  so  wlire  anderseits  dann  rollendscine  Ermässigung 
der  Steuersätze,  hie  und  da  bei  den  be-tehenden  directen  Steuern,  in  weiterem  l'm- 
lang  im  Enregistrement,  drin^eud  geboten.  An  einen  irgend  umlasäenderen  Ersatz 
des  Ertrags  der  indirecten  Verbrauchsbestenemng  dorch  Beformen  im  Gebiete  d«r 
j  etzigen  directen  nnd  Terkehrsbesteuerung  allein  ist  gewiss  nicht  an  denken. 

Das  „steuergescbichtliche  Facit^'  von  allgemeinerer  Be- 
deutungy  das  wir  hieraus  ziehen,  ist  daher:  ohne  stark  ent- 
wiekelte  Verbranchsbesteuerung,  sogar  neben  einer  oft  so 
tlbermässig  fisealiseb  ausgestalteten  directen  undVerkehrsbesteuerung, 
wie  der  geschilderten  französischen,  ist  im  „neuen"  wie  im 
„alten  Regiment'^  der  Haushalt  eines  G-rossstaats,  dessen 
geschicbtliebe  Stellung,  mit  Recht  oder  Unrecht,  einen  grossen 
Finanzbedarf  bedingt,  vollends  aber  der  Haushalt  des  Staates  eines 
puliti.sch  so  ruhelosen  und  ehrgeizigen  Volkes  wie  des  französischen 
schlechterdings  nicht  zu  führen. 

\'on  diesem  ,,Facit"  ist  für  den  folgenden  Schlussabschnitt  von 
der  Verbrauchsbesteuerung  von  vornherein  Act  zu  nehmen.  Der 
„Superfiscalismus'^  ist  auch  hier  das  nothwendige  Product  der 
französischen  allgemeinen  Qescbicbte. 
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£.   Die  indirecten  Steuern  oder  die  Verbrauch&bosteuerung 
(im  velteren  Sinne,  einachlienlich  der  Monopole«  Zolle,  Gebrtnchs-  und 

GcnnsssCenern.  s.  o.  S.  417). 

m 

Die  Oese  tz^  e  liu  ag  iät  für  die  uinzclucii  hicriiergebörigen  Steuern  regelmässig 
«ine  besondere.  Die  betreflendcn  Gesetze  werden  daher  bei  jeder  Steoer  oder  kleineren 
Steucrjrrui'P'^  spcrj,!!  nii'/e^'f beii.  Die  Verwaltung  di^^scs  prosten  Hc^n'^^ts  zcrfr\llt 
in  mehrere  Abtheilungeu ,  von  denen  die  wichtigste,  diejenige  der  „indirecten 
Stenern"  i.  e.  8.,  die  mcKiten  hicrbergchOrigen  Stenern  nebat  den  bereits  bei  der 
Verkehrsbestcuernng  dar:rcstellt»'n  Tfnnsitfirtsfcueri»  unter  sich  rereinigt,  (ie  wisse 
Einrichtungen  und  IcitoiHlc  tJ  ru nds ätz«'  d<'r  X  orwaltung  Ssiiid  aber  auch  dem 
ganzen  Gebiet  der  Verbrauchsbcätcucrung  geui einsam.  Sie  kommen  im  Folgenden 
zuerst  rar  Darstellong. 

Literatur.    Stonrm.  I,  cb.  11—14;  n,  cb.  18.  19.    Vignes  I.  cb.  2, 

p.  111—311).  II.  p.  2ST— .'US  ^Stati^tik  .  II.  .'{S-i— .196  Tarife  .  Josat,  minist,  d. 
firi  .  bes.  II.  pariie.  ch.  — 5,  p.  öll)  tl.  v.  Hock.  Cap.  6 — S.  v,  Kaufmann, 
S.  263  II.,  320— ö.iO.  Block,  dictionn.  und  suppKm.  Art.  contributions  indirectes. 
douanes.  tabac  (Monopol)  nnd  die  Artikel  Uber  die  einzelnen  hierhergeliürii^en  Steuern. 
Say's  di'fiunn.  de  finanres  Art.  contributions  indirecti's  ("im  fasc.  10.  ji.  r_'2i"i — 124.')) 
und  einzelne  Artikel,  soweit  äie  in  dem  alphabetischen  W  eik  schon  er^chieneu,  so  bes. 
Art.  boi&tons  (ron  StoormV  In  diesem  Say'äcben  Werk  auch  Statistik.  Die  wich- 
tigen Massro^eln  nach  dem  Kriejir«'  auf  dem  (i  -l»iete  der  indirecten  einscbliesslich  der 
Verkehrs- 1  Hesteucrunsr  im  Einzelnen  gut  (mit  vielen  stati>tisclien  Daten)  dartrelegt 
und  kritisch  beurtheilt  in  Ma th  ie u- Uod  e  i 's  surttfaltigeui  und  objectivem  W  erke 
.,1cs  finances  fran<^ise8  de  1870— 7S",  Par.  1^81,  bes.  vol.  I.  ch.  2—4.  S— 11.  vol.  11, 
eil  2.i  ;  fern-  r  Aiuagat.  I<  s  .  inprunts  i;f  les  inip-'^t^  de  la  raneon  d<'  ISTI.  Par.  IS^H, 
bes.  p.  Dil  Ii.  Hüll.  d.  Minist,  de  tin. ,  s.  Generalregisier  in  vol.  XX  (IbbÜ)  Uber 
,«contribat  indir.",  „douanes**,  „mannfactarcs  de  lutat":  Einzelnes  auch  unter 
„comptabilitd  pnbl.**  (neueste  Gcset/gebunsr ,  Enqueten,  80  tib<;r  die  (jefränke-teuern. 
Tarife.  Statistik,  h!^»or.  stati-t.  und  le^:i''lative  l'ebersichtsartikel  melirft.b.  z.  H.  iiber 
die  Monopole).  Jahresberichte  der  Ueneraldirectionen  etc.  und  iu  den  folgenden 
Binden,  mit  reichem  stattetbchen  Material.  Fanre«  badg.  d.  1.  France,  p.  110  Ii'. 
(Statistik  1868— 1887.) 

Von  gri^sser^n  wesentlich  a  d  in  inistrativ  en  Werken  nnd  Coinmentarcn  Uber 
die  franzödi-ichen  indirecten  Steuern  wurde  bes.  benutzt  Olibo,  code  des  contri- 
bations  indirectea  et  des  octrois,  8  vol.  5  ed.  Lyon  IS7b— 79,  ein  fUr  daa  Eindringen 
in  das  administrative  Detail  ganz  unentbtdirliches  Werk.  Weitere  Bibliognpbie  bei 
Block,  dictionn.  p.  6S5,  Say.  dict.  p.  1244. 


1.  Die  indirecten  oder  Verbraachsatenern  im  Allgemeinen. 

§.  246.  1.  Dienstorganisut  ioii.  Finanzielle  Be- 
deutung. Im  rntcrsehied  von  der  dircctcn  Hesteucning,  wo  die 
allgemeinen  Verwaltuiif^sbehörden  mehrracli  an  der  Verwaltung  be- 
theiiigt  .sind  (§.  1711  besteht  auch  in  Frankreich  nach  der 
Technik  der  iodirecteD  Steaern  eine  besondere  diesem  Zweige 
angepasste  Dienstorganisation  mit  eigenem  Behörden-  und  Be- 
amtenapparat  Kach  mehrfachem  Wechsel  auch  in  der  Zeit  seit 
1815  ist  gegenwi&rtig  die  Verwaltnng  dieser  Stenern  in  Frank- 
reich nnter  ftlnf  f  in  an  z  ministerielle  Generaldirectionen, 
diejenigen  der  ,,indirecten  Stenern'*  (i.  e.  S.),  der  Staats- 

K,  Wagner,  FhiaacwttwnNebaft.  III.  39 


598        6.  B.  2.  K.  Steneirecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frubdcb.  %,  246. 

man ufactaren,  der  directeD  Stenern,  der  ComptabilitUt, 
der  Znlle,  ansserdem  an  eine  Abtheilnog  des  Kriegsmini- 
Sterin  ms  vertheilt. 

Die  Gci^raldirection  der  indirecten  Steuern  erhielt  1914  ibren  Kamen,  wo  sie 

an  dio  Stell-  der  nai>oleoiii.>oliiMi  ,.K<'ffie  der  v.Toiniirt'^n  Abcraben"  fr-'-ffie  de-^  dri^its 
rconis)  trat.  Letztere  war  1S()4  l'Ur  die  Verwaltung  der  wiedcreiDgeführten  ianereii 
Vurbraucbsstcncrn  und  einiger  anderer  Steneru  frcbildct  worden.  Zeitweilig  ist  mit 
der  Direciioii  i  indirei  ti-n  Stouern  auch  die  Ven»'altunj^  der  ZA  Iii-  vereinisrt  ^c- 
ve^'Mi  (ISII— ir».  1^31 — ü9).  foriuT  die  Vrrw.iltmitr  des  Tabak-  und  I'ulver- 
inonopolä.  Ueber  die  mohrfachen  Vcraadcrunje^ca  in  dieser  Dionstoriraniaation 
Josat,  p.  521,  590.  Die  GrOase  nnd  Verscliiedenartlgkeit  der  DienstgeschlAe  haben 
nach  uianehen  E.\])erimonton  zu  der  jetzigen  Or^'anisation  ircfilhrt.  Ausser  admini- 
strativen und  technischen  Ivucksichten  scheiuen  aber  mitunter  politische  Erwägungen 
(.^0  bei  der  neuerlichen  Unterstellung  dra  Polrcruonopols  unter  das  Kriegswinisteriuin), 
hie  und  da  rielleicht  auch  persönliche  Einflösse  bei  den  Verinderongen  mit  gespielt 
ZQ  haben. 

a)  Die  Generaldirection  der  ,,indirecten  Stenern'' 
hat  es  namentlich  mit  der  Veranlagung  nnd  Erhebung  der 
auch  in  Frankreich  im  engeren  Sinne  sogenannten  inneren 
indirecten  Stenern  zu  thnn.  Ausserdem  umfasst  sie  aber  einige 
andere  Abgaben  und  Einziehnngsoperationen. 

Es  Ußterstchen  ihr  üpeciell  die  innere  Salzsteuer,  die  Getränkesteuern, 
die  inlAndisch e  Bubenzuckerstcu er.  die  neueren  kleineren  inneren  in- 
directen Stenern  iMinerali^l,  andere  Oele.  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essig- 
säure, Dynaoiit  u.  s.  w.,  liUiier  auch  die  iuzwiachon  wieder  beaeitigten,  zu  denen  seit 
1886  anch  die  Papiersteuer  gehAn),  das  (übrigens  verpachtete)  Zttndh5lzchen- 
Moiii']HiI,  die  Prtlfoilgsabgabc  von  Gold-  und  Silberwaarcn.  die  Dena- 
turalisationsabgabo  von  Alcohol,  die  Spielkartensteuer,  die  Liccnzen 
im  Gebiet  der  Verbrauchsbesteuerung.  Ferner  ressortirt  zu  dieser  Hircction  der 
Verkauf  (nicht  die  Cultur  und  Fabrikatiun)  des  Tabaks  beim  Tabakmonopol 
und  ebenso  der  Verkauf  nirlit  dii'  Hei>t<  Iliing-i  des  Pulvers  beim  Srliioss- 
pnlve rm onopol.  Ven>chiedene  kleinere  Abgaben  und  Einnahmen,  welche  init 
diesen  indirecten  Stenern  in  Verbindung  stehen,  lyrewisse  Stempel.  Gcntrol- 
gebuhron  ilberwarht<^r  sfetierj)flichfiger  Gewerbr,  PlombirungS'gelder.  (ieldstrafetj. 
werden  ebenfalls  von  dieser  Direction  mit  verwaltet  und  erhoben.  Ausserdem  gehören 
die  schon  oben  behandelti-n  Transportsteuern  von  öflenllichem  Fuhrdien>t,  auch 
von  Eisenbahnen  ZU  ihrem  Ressort.  Endlich  unterstand  ihr  die  Erhebung  der  ISSO 
bes«  itiL'''  ii  Abgraben  von  der  Se b i I  f i";» h  rt  im  Inneren  und  untersttd.t  ilir  norh 
gegenwartig  die  Einziehung  der  Pachtgelder  von  i'  iihren .  Ueberfubren,  Fischerei  u.  u.  u., 
sowie  diejenige  gewisser  Zahlungen  der  Gemeinden  znm  Ersatz  von  Ausgaben 
im  Interesse  des  stitdti^clifn  Octroi  dienstes,  auch  eommnnal.'r  Kasernirungsbeiirrtgo. 
Es  liiidet  sich  liier  also  mit  den  gro>sen  Haujitzwiigen  der  „inneren  indirecten  \"er- 
brauchsbesieucrung''  eine  Reihe  kleinerer  Einuahmezweige  vereinigt,  welche  finanz- 
wis»enschafllich  besser  zu  einer  anderen  Steuergruppe  gestellt  werden  (die  Transport- 
steuern zu  den  ..Vcrkelirbstenorn*  )  fd<'r  gemischt  stener-  und  gtbtihriMiartiger  oder 
nur  letzterer  Natur  bind,  ^ie  fallen  auch  iosgcsammt  finanziell  nicht  sehr  erheblich 
ins  Gewicht.  Auf  eine  eigene  Darstellung  dieser  Nebenzweige  des  Dienstes  dieser 
Generaldirection  verzichten  wir  hier,  soweit  nicht  der  Zusammenhang  mit  den  wich- 
titrcren  Zweigen  ZU  einer  Erwähnung  Anlass  gicbt.  Einige  statistische  Daten 
weiter  unten. 

b)  Die  Genfiraldircotion  der  Sta  atsm  a  n  u  fac  tu  re  n 
iiiTLnit  jetzt  aussclilicssliili  nodi  lllr  das  Tabakmonopol  und 
zwar  nur  lUr  die  Ueber  wachung  des  inländischen  Tabakhaos,  den 
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Ankauf  des  Tabaks  im  In-  und  Auslande  und  die  UerstelluDg  der 
Tabaklabrikate,  während  der  Verkauf  der  letzteren  zarGeneral- 
direction  der  indireoten  Öteoern  gehört. 

Aofänglich  stand  dts  Tabakmonopol  bei  der  ,.ßö(ne  der  rereinigteo  Abgaben'', 
der  spiteraa  Direction  der  iiidirccten  Steuern.  Nach  mehrfachen  frOhcren  Ver- 
ändoriiiiareii .  wobei  sie  bereits  zcitwcilis^  selbständig  gestellt  irewesen,  *urde  die 
TabükäFuiwaltuuK  IbCO  vun  Neuem  zu  einer  eigenen  ücueraidirectiou  erhobea, 
weicher  ISiiS  noter  Beileguntc  de»  Namenü  „Gooeraldirecüoii  der  Staatsmaua- 
facturen"  aach  die  Herst«'l  lu  ns^  dci  iiioiin|n>li>irtcn  Pulvers  für  den  Privat- 
verkcbr  (im  Unterschied  vum  Bedarf  der  Militärverwaltung)  Übertrafen  wiinle  u.). 
Im  J.  1S73  wurde  dieser  Fabiikaiionüzvcig  ihr  aber  wieder  abgenommen  und  dem 
Xriegmioiateriain  mit  obenragen.  (Josat,  p.  521,  591.   Vignes  I,  201.) 

c)  Die  G  e n e r a  I d i reo t i  0 u  der  directen  Steuern  und 
diejenige  der  Comptabilitiit  (comptabiiit^  pulilique)  verwalten 
Ton  den  erst  im  Folgenden  mit  behandelten  Steuern  die  von  uns 
hier  mit  eingereihten  „Gebrauchs- and  Gennss steuern' ^  nämlich 
die  im  franzü^^ischen  Finanzrecbt  mit  zu  den  ,,den  directen  bteuem 
as^simiUrteo  Speeialtaxen''  gestellten  Stenern  auf  Wagen  itffd 
Pferde,  Billards,  gesellige  Vereine  u.  dgl.  (geschlossene 
Gesellschaften)  (S.  416,  418).  Die  erstgenannte  Direotion  besorgt 
aber  anch  hier  nor  die  Veranlagung  und  was  damit  zu- 
sammenhängt, die  zweitgenannte  die  Erhebung  dieser  Steuern 
(S.  422). 

d)  Das  Kriegsministerium  verwaltet  seit  1873  durch  eine 
seiner  Directtonen  (Ingenieurs  des  poudrcs  et  salpetres)  das  ge- 
sammte  Pulvermonopol,  daher  auch  die  Fahrikation  des  für  Handel, 
Bergwerke,  Jagd  bestimmten  Schiesspulvers.  Den  Verkauf  des 
letzteren  besorgt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier  die  General- 
direetion  der  indireeten  Steuern. 

S.j  war  Oü  auch  vor  l'M'tö  gewesen,  wu  die  Pulver-  und  Salpeterdirection  iui 
Kriegsminisieriuui  aufgehoben  and  letzterer  nur  die  Fabrikation  des  Pulvers  für 
3Cilitlrzvecke  belassen,  die  des  Handcbpulveni  aber  der  Tabak -Direetion  mit  iiber- 
tiagen  wurde.  Alle  Staats- Pulver- Fabriken  Qnd  Salpeter  -  ß&ffiiierieen  gingen  1873 
wieder  auf  daa  Kriegsminiäteriam  tiber. 

Die  folgende  Uebersicht  zeigt  die  heutige  hohe  finanzielle 
Bedeutung  der  franzl^sischen  indireeten  Steuern  und  die  Ver- 
theilnng    derselben    auf    die    oben    genannten  Verwaltungs- 

directionen. 

Bull.  XXIII.  265  H".,  306,  Ergebiii>s  der  nicht  unter  der  Direetion  der 
directen  Steuern  stehenden  Abgaben  lar  Ibbb ;  Anschlag  der  drei  outer  der 
DircMioD  der  directen  Stenern  stehenden  Gcbranchsstenem  fttr  1SS7  im  Bull.  XX,  S; 
ZftUe.  eb.  XXII.  6UJ,  Ergebnis» ;  auch  Faure  p.  S2.  119.  119.  Die  Reihen- 
fülffe  ist  die,  in  welcher  sie  hier  besprochen  werden  (s.  S.  417).  . 
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firtng 
1000  Pres. 


I.  Bei  der  Direcdon  der  indirccten  Steaern 
erhoben : 

A.  Yerbr*iieb88teiieni: 

.    Innere  Salzstener  

Getraakesteoern: 

Wein  

Obstwein  

Branntwein  

Alkobolis.  Weine  

Bier  

Zuschl.-Cciitimen  

ExpcditionsgebUbr  

Innere  Zuckersteuer   

Neuere  kleinere  innere  Steaern: 

Papi<  r  

Mineralöl  

Andere  Oele  

Stearin,  Kerzen   

Ewig  u.  s  w  

Dynamit  u.  s.  w  

Andere  verwandte: 

Gold-  und  SilbcrprUfunpsabgabe  .  . 

Alcobol  <— ■  denaiuraJiairt  .... 

Spielkarten    .   .  '  

Monopole: 

Tabak   

Pulver  

ZündbOlzer    .  .*  

Licenzen: 

bei  üeiräiiken  

andere  

Sninaie  A.  Vcrbraacbsstenern 

B.  Ausserdem  werden  bei  dieser  Direction 
noch  verein  nahmt: 

Stempel  

Strafen  und  Contiscationen  ... 
Von  Käliren.  Fischerei  n.  dgl.  m. 
Zinsen  von  Sreucrcrcditen  .... 
Commnnate  Ka>eininingskosten .   .  . 
Yencbied.  Andere,  KostenerBStie  D.dgl. 

C.  Ferner  Transportstenern*. 

Eisenbahnen  

Andere  Offentl.  Fabrverke  .... 
Summe  aller  dieser  Einnabmen    .   .  • 

Bericlifiirt**)  

Dazu  El  trUgnibse  des  2.  Tbeils  desExercIce 

Gesammtbetn;  I  

II.  Bei  der  Direction    der  di reden  Steuern 
Teranlagt: 

Wacon.  Pferde  «.  s.  w  

Billards  

Vereine,  Gesellschaften  


15.472 
234.5541, 
2.451  ( 
21,693 


10,590  ♦  - 

37 
2,555 
8,716 
2.933 
796 

4.0241 
2,220  > 
2,305| 

36S.93S] 
li,97n 
17,010| 

12.2091 
6$4f 


8,6031 

4.128 
2,7551 
5161 
1.53H 
2,904j 

75,6141 
4,023/ 


lOOO  Fns. 


407.4«8 


4.7S1 
86,91^ 


'  25,627 


y,i45* 

398,919 

12«^3 
954,620. 


20.502 


^0,53 1 

1,055.650 
l,0d5.(iSS 
20J24 


—  1,076.383. 


11.0701 
1,187 
1,490) 


13,74: 


Seit  1.  Dccember  IhbG  weggefallen,  also  obiger  Ertrag  nur  fnr  11  Monate. 
**)  Die  Summirung  ergi.-ltt  29.000  Franrs  woniucr,  vielleicht  wogen  ein«  nicht 
ermittelten  Druck-  oder  Rechcnfelilerb  in  einer  Kubrik. 
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III.  zolle: 


lUngaiigazöiiö  ^lucJ.  vuji  Zucker I  . 
St&tist.  Abgabe  

Schifrf:vhrts;i))i.'al)iii  


Nebeueinn.  der  ZuUverwaltung  .  .  . 
Saizsteuer  iu  rlie^cr  Verwaltuii>;  .  . 
Snmnic  III  

Samnie  1.  bi<  III  

Summe  ohiif  dit-Trau^i  i  i  tbti  ui ni  uiit(;rl.  C 


366,616 
1,45»>.74»5 
1, :;'<), 2ü!t 


Solche  Daten  t'Ur  ein  uüizolocä  Jahr  gebcu  bei  den  SchwauikUiigeu  der  £rtri^|;c 
rende  der  bler  anfgefabrteii  Stenern  naturlich  uur  ein  Bild  von  der  Bcdcataug  der 
rerschi&deucn  Posten  im  Ganzen  und  von  der  ürOsso  des  Uesammtertrags  dieser 


Mit  13-1400  Miil.  Frcs.  beläuft  sich  der  Ertrag  dieser  „Vcr- 
brauchsbesteoeniDg''  auf  1—200  Mill.  höher  als  derjenige  der 
beideo  frtlher  dargestellten  Gruppen  der  Staatsbestenemng  (S.  596). 
Die  grosse  Stenervermehrnng  seit  dem  dentseh-fran- 
zQsisehen  Kriege  fällt  in  besonders  starkem  Maasse  auf 
diese  „Verbraochsbestenernng'^  Von  661  Mill.  Pres,  in  1869 
stieg  die  Gesammteinuahnic  (incl.  Transportsteuern)  bei  der  Ge- 
ueraldirectiou  der  indirccten  Steuern  schou  1875  aiii  Uber  lUUO  Mill. 
und  bat  sich  .seitdem  zwischen  Ki.jo  und  Iloo  Mill.  Ficts.  bewegt, 
einmal  letztere  Zitier  selbst  etwas  überschritten.  Ebenso  ist  die 
KinnHbme  bei  der  Generaldireetion  der  Zölle  von  14.')  Mill.  in  18G1» 
von  1874  au  rasch  i^cwaehscu  und  in  den  lööOer  Jahren  bis  auf 
360—  400  Mill.  Frc8.  und  mehr  gestiegen  (iiicl.  Salzsteuer  und 
Zackerzoll).  Im  Unterschied  von  den  directen  Stenern  erfolgen  zu 
den  indireeten  Steuern  in  Frankreich  keine  Zuschläge  zu  De- 
partemental-  nnd  Commnnalzwecken.  Das  ermöglichte  mit  die 
grosse  Einnahmesteigemng  fttr  die  Staats casse,  die  sonst  wohl 
nicht  in  diesem  Umfange  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Das 
,,8tenerpolitische  Programm*'  nach  dem  Kriege  in  der  Periode 
seit  1871  war  aber  Überhaupt  gerade  die  Erhöhung  undVer- 
iDchrung  der  indireeten  Stenern"  (einschliesslich  Enregistre- 
iiitiit  und  Stempel).  Wir  komineu  aul"  diese  schon  oben  (§.  172 
bis  174;  characteribirte  Politik  unten  zum  Sehlusä  noch  einmal  zu 
bprechcn. 

Im  rollenden  wird  zuniichbt  nur  die  Einriolituuff  und  der  Gobcbätbkroi^  der 
Ueneraidirectioo  der  iudirccteu  Besteuerung  dargestellt.  Von  der  Tabak-  und  der 
ZeHrcrvsItiiog  speciell  wird  spater  im  Eingiuig  der  DarstellaDg  dieser  Stenern  ge- 
handelt worden. 

§.  247.  2.  Einrichtung  und  Geschäftskreis  der 
Direction  der  indireeten  Steuern.   Nach  der  techmsp**-*«» 
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Natur  dieser  Steuern  —  wie  aneh  der  Zölle  nnd  der  Verkehrs- 
steuern  (Enre^strement  nnd  Stempel)  —  hängt  Veranlagnng 
and  Erhebung  hier  sachlich  und  häufig  auch  zeitlich  näher  zu- 
sammen als  bei  den  direeten  Stenern.  Die  bei  letzteren  in  der 

französischen  Verwaltung  bestehende  durchgreifende  Trennung  des 
Veranlagungs-  nnd  Erhebungsdienstes,  welche  beide  hier  sogar 
unter  zwei  verschiedenen  Generaldiiectionen  steben  (8.  422),  findet 
sich  bei  den  indirecten  wie  bei  den  Zöllen  und  Verkehrssteuern 
auch  nicht.  Auf  die  Einrichtung  des  gesammten  Dienstes  ist  diese 
Verschiedenheit  von  Einilass. 

Der  Dienst  tbeilt  sich  auch  bei  der  Generaldirectiou  der 
indirecten  Stenern  in  einen  Centraidienst  zu  Paris  und  einen 
Local*  oder  Dep  artemental  dienst 

Josat,  p.  522  fi".  Block,  dict.  Art.  contrib.  indir.  IV,  12 — 57.  Say,  dict., 
p.  1237  II".,  hier  kürzore  Darstellung  der  nouesfcn  (jrstalttinfr.  Vipnes  I,  30S  ft. 
V.  Uock,  S.  441  11.  V.  Kauf  wann,  323  Ü\  Das  mancherlei  Detail  boll  hier  nicht 
gegeben  werden;  Im  Polgeoden  nur  einige  Haaptpancte. 

Der  Centraldicnst  unter  dem  Gciicraldirertor  ist  jetzt  anler  3  (bis  1*»S1  4^ 
Abthcilungen  („divisions"),  jede  unter  einem  „Verwalter"  '^administratcor)  verthcilt. 
(Die  Functionen  derselben  bei  Josat,  j).  523  II.)  Der  (Jeneraldireetor  bat  ansserdciu 
ein  Centralbureaa  nod  ein  Bureao  für  die  Personalien  uumüit-nKir  nnt«.r  rieh. 

Der  Departcm cn  taldienst  gliedert  »ich  wi  'der  in  di  ii  mehr  centralisirtcii 
höheren  und  in  den  mehr  decentraiisirttin  niederen  oder  eigentlichen  Local- 
dienst.  In  der  Begel  bildet  jedes  Departement  einen  Directionsbezirlt  nnter 
einem  Director;  nur  das  Seinedepartement  mit  Paris  hat  drei  Dircctionen.  Dieser 
Bezirk  i>t  je  nach  Bedarf  wieder  unter  U  u  t  f  r «1  i r i  ctorcn  in  Tn  terhezi  rk  , 
welche  nach  dem  L'mfang  der  (iesschäfte  ein  oder  mehrere  Arrondissements  umfassen, 
eingetheilt.  In  jedem  Dircctionsbezirk  stehen  nuter  dem  Director  ..Inspectoren**. 
theils  ,,sessh;iftr"  (södentaires),  weh-he  au^s^}||i(■ssli^•h  in  iliPiii  W'oliiihitz  th.^tig 
sind,  thcils  Departemcntsinüpcctorun,  welche  Kuudreiseu  zu  machen  haben. 
Diese  Inspeetoren  haben  die  nllgemeine  Uebenradrong  des  Dienstes  und  die  specieUe 
Prüfung  der  Kechnungslegcr  zu  besorgen,  sowie  das  Personsl  des  „activen**  Dteosto« 
(8.  u.)  in  ordentlicher  Anspannung  zu  halten. 

Für  den  eigentlichen  Lucuidienst  Ijcatehcu  Haupte  inni-hmcreiea 
(receTeurs  principaux)  fttr  die  Yereinnabmnng  der  Gelder  der  Unter-  und  Neben- 
ämter, für  die  Yerre<  Inning  mit  diesen  u.  >.  w. ,  sie  fuiieiren  für  ihren  Ort  o<ler  fm 
kleinere  Bezirke,  aber  auch  mit  ald  Unterämter;  sodann  bebtchcn  in  den  grösseren  oder 
wichtigeren  Stildten  eigene  Unter&mtcr  (recevenrs  particnliers)  fttr  den  Ver- 
anlagungs- und  Erhebungsdienst  der  einzelnen  Gefälle;  endlich  Nebenamt,  r 
(recevcurs  buralistes^  in  den  kleineren  (iemeindm.  Im  Interesse  leichter  und  l)e- 
(juemer  Erledigung  der  Steuergeschäfte  für  da^  Publicum  ist  die  gesetzliche  Be- 
stimmung seit  1816  getroffen,  dass  jede  Gemeinde,  die  eine  Erhebungsstelle  wUnscht 
und  einen  zahlung^f;lhigen  Mann  dafür  stellen  kann,  das  Keeht  hat.  ein  solches 
}jubcuamt  zu  erhalten.  Manches  specialiairt  sich  nach  den  einzelneu  Steuern.  Be- 
sonders die  eigenthttmliche  Einriebtnng  der  Getrinl^esteuem,  namentlich  derWeiu- 
nnd  Branntweinstenem,  die  dabei  vorkommende  Versendungs- und  Transpo  rt - 
controlr  »»edingen  wieder  EigcnthUndichkeitcn  im  Uebervpachungsdienst  252  IT.). 
Die  Eiiuietimer  der  Direclion  der  indirecten  Steuer  fungiren  gewöhnlieh  auch  mit  als 
Yerschlcisser  von  Tabak  nnd  erentnell  von  Pulver. 

Im  Localdien^t  wird  fern-T  zwischen  den  St  nh. n  und  dem  platten  Land«- 
unterschieden.  Dort  bestehen  regelmässig  Steuurämter  mit  festem  Sitze,  in  denen 
die  Teranlagnng  oder  Pestsiellung  der  Stenern  ron  der  Erhebniig  denelbeji 
getrennt  nnd  jede  einem  besonderen  Beamtenpenonal  flbertcagen  ist.  In  wiehtSgereii 
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Orten  fongiren  danebcu  noch  stfuidigc  (Jontrolotire.  Aul  dem  Lande  wird  der 
Dienst  von  ambulaiiti-n  Beamten,  zu  Fuss  oder  zu  PlVrd«  imiDer  zwei  zusammoD, 
dem  eiL'f ntlithuii  Kiuiielmicr  und  doui  Hauiitcuniuiis,  l)csorgt  und  .-o  Veranlagung. 
Erhebung  und  daneben  regelmässig  auch  Controle  vun  demselben  Personal 
vorgeDommen. 

Specialbeamtc  funi;ir'  ii  statt  der  t;en;innt.  n  Beamten  inlcr  Behörden  mitunter 
MOCli  für  einzelne  Zweiire  der  unter  »liesrr  (ieneraldirection  stehenden  Abgraben. 

Im  tranzöaiächcn  i  inanzivi  ht  wird  aui'  diesem  Gebiete  in  der  Uepartementaieu 
und  locah  n  Steoerrenmltuhir  noch  /wischen  dem  sesshaften  (>edentaire)  und  dem 
activen  Dienst  nnferschietien.  Zu  jenem  rechnet  man  den  Bureaufliiiist  der 
Diructoren,  Uuterdiructoren  und  der  einzig-  mit  der  Eiuca^äirung  von  Steucru  betrauten 
Aemter  (comptables^ ;  zom  acti7<*n  Dienst  die  insbesondere  mit  der  Deberwaeh  u  n  <^ 
der  Steoerpflichtigen  ond  mit  der  Coustatiruug  der  steuerptlichtigen  Fälle  hrtnii'.  u 
Keliördon  und  Beamten:  die  Inspectoren.  ('ontroleure .  ambulanten  Erh^ber  und  das 
untere  Ucberwachungsperüoual  speciell  Im  die  hierhcrgehüriv'en  „indirecten'"  Steuern. 
(So  Sty,  dict.  Art  contr.  indir.,  p.  1238.  Die  L  ntefseheidang:  wird  ron  den  ein- 
zelnen Autiiri'u.  ^u  ^'i•rne^j,  Josat.  Hloek's  dict..  v.  Hock  [s.  S.  25,  442J, 
V.  Kaufmann  a.  a.  U.  nicht  gan^  in  der  gleichen  Weiäc  gemacht.)  An  dem  lieber- 
wacbongsdienst  hat  tncb  das  Personal  anderer  ütnanzzireige«  nunentlieh  die  Zoll- 
wache, in  gewissen  Fallen  Theil  zu  nehmen,  hie  ond  da,  z.  B.  bei  dem  Getränke- 
tmnsport.  nV^n  auch  and.  re  Verwaltunijsorgane,  wie  We^-  und  Brück-nwachter, 
tieoiidarmene  u.  a.  m.  die  Controle  mit  aus.  —  Statistisches  und  Angaben  Uber  dio 
Bezahlong  der  Beamten  im  Folgenden  bei  den  Erhebangskostcn. 

Oer  grosse  Lnilang  uud  die  Mauuigt'altigkeit  des 
Dienstes  ani*  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  indirecten  Öteuern 
mit  ihrer  schwierigen,  verwickelten  Ueberwacbong,  Veranlagung 
und  Erhebung  sind  durch  die  technische  Natur  dieser  Steuern 
nothwendig  begrttndet.  In  Frankreich  werden  sie  aber  durch  die 
gebotene  streng  fiscalische  Tendenz,  durch  die  Hohe  der 
Steuersätze  und  durch  die  specifiscbe  Einrichtung  einiger  Steuern 
f€^SDkesteuem,  Tabakmonopol)  noch  gesteigert  Das  Verwaltungs- 
personal miiss  deshalb  in  Frankreich  besonders  zahlreich  und  kost- 
spielig sein.  Natürlich  stellt  es  iiuch  eine  Menge  über-,  neben-  und 
untergeordneter  Kalegorieen  von  Heaniten ,  ni.  a.  W.  eine  grosse 
bureaukratisc  be  Hie  rare  bic  tlar.  Üie  in  solchen  Einricbtnngen 
cntbalteuen  L'cbelHtände  sind  nicht  zu  verkennen,  al)er  sie  sind  die 
unvermeidliche  Folge  eines  solchen  isteuersvstenis.  Manclics 
mag  darch  den  Eiotluss  politiscber  Momente,  peraünlicbcr  Kück- 
sicbton  unter  den  so  oft  wechselnden  \'cri'assungen  des  Staats  und 
den  noch  viel  häufiger  weehselnden  Ministerien  verschlimmert 
worden  sein,  aneh  gerade  seit  1870.  Aber  in  der  Hauptsache  wird 
man  die  Dienstorganisation  mit  ihren  Schwächen  und  Vorzügen 
zugleich  mit  dem  ganzen  superfisoalischen  System  französischer 
indireeter  Steuern  hinnehmen  müssen.  Das  System  ist  eben  wieder 
das  Prodiict  französischer  Staat^geschichte  im  19.  Jahrhundert 
und  nnisstc  durch  die  nadi  dem  Kriege  von  1870  —  71 
eingeschlagene,  freilich   im  Grossen  und  Ganzen  kaum  anders 
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möglicbe  Steuerpolitik  nothwendig  Doeh  sefattifer  herausgebildet 

werden. 

§.  248.  'S.  U c  b  e r w a  c  Ii  u  u  g  s il  i  e u  8 1 ,  K  r h  e b ii  n  g ,  R e c  I a- 
niatiouen,  Eintreibung,  S te u er ve rg c Ii e n.  Die  teclmisehe 
Natur  der  iixlirccten  Steuern  tiberliaupt  und  der  frauz<'»sischen 
insbesondere,  namentlich  einzelner  der  letzteren,  wie  vor  allen  der 
Getrünkesteuern,  bedingt  auch  einen  umlassenden  Dienst  regel- 
mässiger üeberwacb  ung  (in  strengster  Form  mittelst  des  sogen, 
steucramtlichen  „Exereice",  §.  263).  Darin  liegt  eine  der  besonderen 
Belü^stigungen  des  wirthsehaftlichen  Verkehrs,  welche  wieder  als 
Folge  des  Systems  hingeDommen  werden  muss.  Fttr  die  Austtbiuig 
dieses  Dienstes,  znr  Feststellang  der  Stenerschnldigkeiten,  zur  Ver- 
htttang  von  Defraudationen  und  zur  Ermittlong  derselben  geniesst 
die  Verwaltung,  namentlieh  das  hierhergehOrige  Dienstpersonal, 
wichtige  Rechte  in  Betreif  des  regeln) ässigen  oder  ausserordentlichen 
Besuchs  in  den  Geschäftsräumen  der  dem  Exercice  unterworfenen 
Steuerpflichtigen,  auch  des  Eindringens  in  die  Wohnungen  im  Ver- 
dacbtsf'alle  (z.  B.  bei  Hehlerei)  gegenüber  .sonstigen  Privaten  u.  dgl.  ui. 
Umfang  und  Art  wie  A  u sii b  u ngs m  o d al itäten  dieser  Hechte 
und  der  correlativen  Pflichten  des  Publicunis,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Tageszeit  der  Besuche,  der  Vornahme  derselben  bei  gewöhnlichen 
Privaten  nur  unter  Assistenz  von  Friedensrichter,  Maire  oder 
Polizeicommissär,  bestimmen  die  betrefifenden  Gesetze,  zum  Tbeil 
diejenigen  tiber  die  einzelnen  Steuern.  Natürlich  wird  ein  erheb- 
licher Theii  der  Verwaltnngskosten  der  indirecten  Stenern  gerade 
durch  diesen  Ueberwaehungsdie'nst  und  das  zahlreiche  Personal 
dafür  veranlasst.  Statistisches  tlber  diesen  Dienst  im  folgenden 
§.  249. 

Die  Erhebung  der  indirecten  Steuern  erfolgt  auf  zweierlei 
Weise.  Entweder  werden  die  schuldigen  Beträge  gleich  unmittelbar 
nach  der  amtlichen  Feststellung  baar  bezahlt  (sogen,  droits  au 
coniptant)  oder  vorläufig  festgestellt  und  als  Steuersc  huld 
dem  Pflichtigen  zur  Last  geschrieben  (sogen,  droits  eonstatcs) 
auf  Grund  der  Ermittlung  der  Beamten  bei  dem  Exercice'*  oder, 
soweit  das  zugelassen  ist,  nach  Schuldigkeits-Aucrkenntuisseu  der 
•Steuerpllichtigen  selbst.  Diese  Beträge  sind  also  nicht  sogleich 
fällig.  Die  Vorschriiten  tlber  die  Behandlung,  Sicherstell ung,  Ein- 
ziehung dieser  Schuld  sind  bei  den  einzelnen  Steuern  öfters  etwas 
verschieden.  Der  berechtigte  allgemeine  Gesichtspunct  ist  aber, 
die  Entrichtung  der  Steuer  dem  zunächst  Verpflichteten  zu  erleiehtem 
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tind  dieselbe  thunlich^t  so  anzusetzen,  dass  der  letztere  nicht  oder 
nicht  lange  die  Steuer  aus  eigenen  Mitteln  vorschiessen  nuiss,  — 
womit  der  ijpeeifische  Character  „indirecter"  Steuern  anerkannt 
wird  (Fin.  II,  p.  338,  3ss ).  Daher  werden  hier  auch  meist  eigentliche 
Steuercredite  für  bestimmte  Maximalinsteu  gegeben,  die  aber 
nach  dem  letzten  Kriege  verzinslieh  gemacht  worden  sind.  Er- 
folgte dagegen  sofort  Baarzahlong,  so  wnrde  frtther  dem  Pflichtigen 
ein  Disco nt  gewährt,  was  nenerdings  anfgehOrt  hat  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Zollen  (Gesetz  v.  15.  Febr.  1875). 

Reim  Tabak  und  P u  I  \  e  r m  o  n  op o  1  uiiisscu  die  amtlichen 
Debitanten  sofort  den  die  Steuer  enthahcnden  Irrels  bei  dem  Bezug 
der  Lieferungen  aus  den  Magazinen  haar  entrichten.  Der  feste 
Absatzpreis  enthält  dann  ihre  Provision  {:leieh  mit.  Credit 
gewäbrnDg  au  Käufer  erfolgt  natürlich  uar  auf  ihre  Gefahr. 

Streitfragen,  daher  Reelamationen  Uber  die  Ver- 
anlagung der  Stenern  können  bei  Baarzahlnng  wie  bei  „Con- 
atatirnng''  der  Steuer  entstehen.  Das  Reclamationsreoht  des 
Stenerpflichtigcn  bezieht  sich  im  ersten  Falle,  wenn  er  vorans- 
setzungs weise  den  geforderten  Betrag  entrichtet  hat,  auf  ent- 
sprechende Rtickzahlung  des  Entrichteten  oder  zn  viel  Entrichteten, 
im  zweiten  auf  entsprechende  Herahsi-tzung  oder  Liischung  seiner 
Steuerschuld.  liier  steht  ihm  dann  einmal  die  Besch  werde  im 
Verwaltungswege,  sodann  aber  auch  die  Klage  im  Civil- 
gerichtswege  zu,  wenn  ungeaehtet  seines  Widcr.-pruchs  die 
Verwaltung  gegen  ihn  einen  Za  lilungs  befehl  erlässt,  wozu  sie 
zunächst  das  Hecht  hat,  und  dieser  Befehl  executirbar  ist, 
eventuell  auch  gegen  ihn  executirt  wurde. 

Iii  dieser  Beziehung  kotnuit  hier  der  m  liou  früher  crwäbtitu  wichtige  GrundsaU 
in  Betracht,  duss  die  Cirilgcrichte  bei  den  indiri.M  ton  StOUtini  wie  bei  den  l{e»!ioter- 
und  SfeuipclabirHh.Mi  auch  srlion  hinsichtlich  iler  Ve  ranlasrnn  er,  bezw.  hei  der  I'ratrc 
compctcut  siud,  iu  welcher  Alt  und  in  welchem  Maa^äc  Jemand  überhaupt  /u  der 
TerlaaKten  SteuerentHebtnu;  rocbtlich  ver pflichtet  sei.  Bei  den  directen 
Steuern  wird  darüber  nur  im  Verwaltungswege  entschieden,  kann  also  auch  imr 
innerhalb  desselben  redamirt  werden.  (S.  u.  $j  1^1.  S,  12S,  55.  212.  S.  510  und  die 
dort  augegebeuen  Stellen,  bc».  Vignes  I,  2*^."^  Ii.  Block,  dict.  euntrib  indir..  Nr.  &6. 
8*7,  dicL  dei^.  Art..  p.  1211.  Ges.  H.  22.  Krim.  VII,  5.  Vont  XII.)  Appellation 
ge^en  die  EiKhcheidimg  des  Civilf^iiiihts  Iiiidcl  nicht  statt,  Anfechtung  nur  im 
Casäatiuusw^ege.  Die  Anbringung  der  Klage  hat  fUr  die  Vollxiehuug  eiuea 
Zahlon^befehb,  zu  der  eventuell  wieder  du  Gericht  nitznwitlcen  bit,  nor  dann 
aufdchiebeude  Wirkung,  wenn  der  Steuerpflichtige  binnen  S  Tagm  motirirtcn  Wider- 
^)>rnl  Ii  .-introlotrt  und  die  Sa>  h.-  zur  Eiesclieidung  vor  das  eomiiet-  nte  r'ivil'.'-ericht  ge- 
bracht hat.  liekiimmt  der  Meueriillichiigc  nutdi  einstweiliger  i'reiwilli};er  Zaliltiug  oder 
nach  erfolgter  K.vecution  Uoclit,  so  hat  er  ausser  auf  Rttckersatz  des  üo/ahlten  auch 
Anspruch  auf  Kntschädigung.  Für  (fewr.linlich  sistirt  indes'ieii  die  Verwaltung 
Zwangsinaa:}»regeln  gegen  den  klagenden  Steucr^chulducr  überhaupt,  wuoii  keine  Gefahr 
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vorliegt,  dus  im  Falle  des  Obsiegeiu  der  Venraltnof  des  Inleresse  des  Flsctu  ituwiscben 
gttfthirdet  wüd. 

Gegen  rttckstftodige  Stenerschnldnery  bei  „eonstatirten'* 
Fttllen,  erfolgt  die  Beitreibnng  nach  Eintritt  des  Zablangt»- 
termins  auch  mittetet  Zahlnn gs befehle  der  Verwaltung.  Das 
Weitere  gestaltet  sich  dann  in  der  eben  angegebeneu  Weise.  Wo 
Cautionen  der  SteucrpHuhtigen  zu  stellen  sind  oder  bei  Steuer- 
creditcu,  welchen  solche  oder  andere,  z.  B.  weibselmUssige  Ver- 
pflichtungen des  .Steuerschuldners  zu  Grunde  liegen ,  geben  diese 
Cautionen  u.  s.  w.  zunächst  die  Mittel  für  den  Fiscus,  sich  im 
Weigerungs-  oder  Unvermögensl'allc  des  Schuldners  bezahlt  zu 
machen.  Im  IJebrigen  bat  die  VerwaltUDg  das  Privileg,  sieh  vor 
aoderen  Gläubigern  (mit  gewissen  Ausnahmen)  an  das  bewegliche 
Vermögen  (einschliesslich  Wertbpapiere)  des  Schuldners  zu  halten. 
Auch  bei  Fallissement  des  Stenerpflicbtigen  geniesst  der  Fiscns 
fttr  seine  rttciLStändigen  Steuerfordeningen  Vorrechte.  In  allen 
Streitfällen  ist  die  Giviljustiz  competent.  Die  Verjährungs- 
frist ist  gegen  die  Verwaltung  Atr  nicht  eingezogene  Abgaben 
ein  Jahr  vom  Zeitpunct  der  Fälligkeit  ab,  gegen  den  Steuer- 
pflichtigen für  die  Forderung  von  Klickzahlungen,  Herausgaben 
(z.  H.  von  beschlagnahmten  Waarcii)  zwei  .labrc. 

Leber  Steuervergehen,  Hinterziehungen  (Contra- 
ventionen,  Defraudationen)  werden  zunächst  von  den  competenteu 
Steuerbeamten  —  bisweilen  auch  von  den  anderen,  bei  der  Ueber- 
wacbung  mit  betheiligten  öffentlichen  Beamten,  z.  B.  seit  1872 
hinsichtlich  des  Transports  der  Getränke  —  in  genau  vor- 
geschriebenen Formen  und  unter  ebensolchen  Modalitäten  Proto- 
kolle aufgenommen.  Zur  Entscheidung  geht  die  Sache  alsdann 
an  das  Gorrectionstribunal  erster  Instanz.  Gegen  deasen 
Urtbeil  kann  appellirt  und  auf  Oassation  angetragen  werden. 

Auch  die  französische  Praxis  kennt  aber  im  Gebiet  der 
indirecten  Besteuerung  das  Vergleichs-  oder  Abfindungs- 
verfahren (iber  Geld  st  raten  bei  Del"raudati(»nen.  Principiell 
nicht  unbedenklich  (Fin.  11,  §.  598)  gilt  dies  Verfahren  eben  doch 
durch  das  practische  HedUrfniss  für  geboten.  Es  kann  sowohl  vor 
Anhängigmachung  der  h'acbe  vor  Gericht  als  selbst  nach  erfolgtem 
Urtheil  eintreten.  Naeh  der  lldhe  der  Summe,  um  die  es  sich  bei 
einem  Straffall  und  einer  Verurtbeilung  dreht,  sind  verschiedene 
Instanzen  der  Finanzverwaltung  zur  Bestätigung  der  Vergleiche 
competent  (Departementsdireetor,  Generaldurector,  Minister).  Die 
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eiDgeheiiden  Strafbeträge  werden  grosscntheils  unter  die  bei  der 
Ermittlung  der  Defraudationen  betheiligten  Beamten  —  und  zwar 
im  Allgemeinen  nur  an  die  unteren,  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  — 
vertbeiit. 

Die  in  (jeltong  stchend.n  \  oischriften  über  die  in  diesem  §.  berührliMi  Punctc 
stammen  znm  Thcil  noch  ans  Gesetzen  und  Decrcten  der  Periode  der  er&tiin  Resolution 
ber.   80  Ges.  r.  5.  Vent  XII.  Decr.  r.  1.  Germiii.  Xill  n.  a.  m.  Bos.  wiehtfgr  dann 

mit  eiiiiron  Bestimmungen  das  (»es.  v.  2S.  Apr.  1816  (so  235— 23S  Uber  die  K.-clito 
der  Verwaltung  in  Bez.  auf  vi-^iii  s.  exercices,  Eindringen  in  Wohnungen  Privati  r  im 
Verdachtsfalll  Bei  der  Eiufiihriing  der  neuen  indirecten  Steuern  1871  ff.  wird  go- 
vOhnUcli  in  dem  betreffenden  Gesetze  die  Anwendung  der  ilteren  gesetzlichen 
Normen  anf  die  Vfrhältui— 1>  di-r  neuen  Stout-rn  ausdrücklich  ausgesprochen  (z.  B. 
lies.  r.  4.  Sept.  ISTl,  Art.  a).  Das  Einzelno  bei  Vignes  I.  2b3  tf.,  Art.  2SS— 293. 
Block,  dict,  Art.  contr.  indfr.,  bes.  Nr.  81—113.  Say,  dict..  dors.  Artikel,  p  1241 
bb  1244,  wo  für  die  wichtigeren  Puncto  die  geset/lichen  Bestimmungen  allegirt 
▼erden.  Aof  einige  davon  kommen  wir  unten  bei  den  einzLlnen  Steuern  zuriiek.  bes. 
in  der  Darstellung  der  Getränkebesteuerung,  dem  in  jeder  llinsicl.t  cigenthUmlichstcn 
und  finanzwi^scnscbaftlich  interessantesten  Tbeii  der  indirecten  Steuern.  Der  weit- 
läufige Gegenstand  lasst  sicli  aber  hier  nicht  er-ehi'.pfen.  Fur  die  finanzwissenschaft- 
liche Würdigung  der  frauzöbiäcbcu  indirecten  Steuern  iöt  indesdeo  die  Beachtung  dieser 
Pancte  wichtig. 

§.  249.  4.  Erhebungskosten.  Trotz  des  complicirten 
Verwaltungsapparates ,  des  zahlreichen  V^erwaltung^pcrsonals, 
namentlich  auch  des  weitläufigen  Ueberwachuogsdienstes  sind  die 
Erbebangskosten  (i.  w.  S.)  der  eigentlichen  inneren  indirecten 
Stenern,  der  Monopole  nnd  der  Zölle  in  Frankreich  verhältniss- 
mässig  niedrig.  Sie  haben  sich  aneh  relativ  immer  weiter 
ermHesigt,  rerglichen  mit  der  früheren  Zeit,  mit  den  Kosten  der 
andren  grossen  Stenergruppen  nnd  mit  denen  andrer  Länder. 
Das  erklärt  sich  wesentlich  mit  ans  der  enormen  Einnahme, 
welche  diese  Abgaben  in  Frankreich  abwerfen,  nnd  der  grossen 
Steigerung  derselben  in  den  letzten  Jalirzehnten,  besonders  seit 
1871.  Natürlich  niussten  sich  seli)st  absolut  etwas  wachsende 
Kosten  mit  der  griisseren  N  ennelinni^"  der  Eiunahnien,  auf  die  sie 
sich  vcrtheilen,  relativ  gUnsti<;er  stellen.  Kann  man  den  amtlichen 
Kostenberechnungen  trauen  und  annehmen,  dass  dieselben  in  ver- 
schiedeneu Zeiträumen  genau  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt 
sind,  so  wäre  aber  auch  die  absolute  Steigerung  der  Erhebungs- 
koeten  nicht  eben  bedeutend.  Ilie  und  da  scheint  danach  selbst 
eine  absolnte  Abnahme  derselben  eingetreten  zn  sein.  Desto 
besser  mnsste  sich  das  Verhältniss  der  Kosten  zn  den  Ein- 
nahmen stellen.  Freilich  sind  hier  wie  sonst  bei  den  Kosten  die 
Zinsen  nnd  etwaige  Amortisationsbeträge  des  grossen  Gebäude- 
eapitats  nnd  anderer  stehender  Gapitalien  der  Stenerverwaltang 
nicht  berücksichtigt. 
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Statistik  des  Uoberwachunf sdienstcs  im  Gebiot  der  indirecten  Steuen 

(iiid.  Monopole)  in  Bull.  VI,  5.  XIII,  736.  XX.  59S.  Auch  v.  Kaufmann,  S.  826  H. 
Im  AllKemeineu  t>iud  alio  Producenteu,  Fabriltanteo,  Uftndlcr,  Nicdcrlagen-Iababer  der 
stauen^icbtigen  Artikel,  bez«.  die  betreffenden  Dntenebmungeo  der  Oebenraehmi^ 
unterworfen.  Die  Einführung  der  kleineren  neuen  indirecten  Steuern  nach  1^71  bat 
daher  <lic  Zahl  (Kr  l'ebenv.iclifcti  verinehrf.  Do«  Ii  wird  dieser  üebcrwar huirirsdienst 
bei  den  (amtiicheu)  Dcbitanteii  von  Tabuk  und  Pulver,  bei  den  (iold^chmieden, 
Jairelieren,  Dbrmachcni,  femer  bei  denjeni^  Oetraakedebitonteii,  welche  al>onDirt 
sind,  sich  abgefunden  haben  iund  letzteren  Falls  nur  Branntwein  verkaufen)  oder  in 
den  der  „einzigen  Taxe"  unterworfenen  Stüdten  ihr  (ieschäft  haben,  nicht  au&^etkbt. 
Didaidi  fermindert  sich  die  Zahl  der  thatsächlich  stftudig  ttbervacbten  Untanebmer 
auf  ftst  die  Hälfte  aller  im  Princip  (I>'r  Controlc  untorstebendon.  Kur  schätzungs- 
weise führt  die  St.tti-fik  <]\r  Anzahl  dei  l>los^  ihren  eigenen  Wein  und  Cider  erntenden 
Eigentüuuicr  und  liicuucr  Jiuuilieura  de  cru),  welche  btcuerfrui  sind,  auf.  Auch  die 
EisenbabDunternebmvngeii  (1869  92.  18t»5  60)  und  diejenigen  des  Öffent- 
lichen Fuhrwesens  (1869  11.617.  Iss.i  14.224)  unterliegen  dieser  Controlo  mit 
(8.  0.  S.  57b).  Die  llauptzahlen  sind  folgende  ^auch  1869  ohne  Elsass-Lothriugen  be- 
rechnet), cinsclilicsslich  der  ebengenannten  Geschäfte.  Weitere  Einzelheiten  bei  don 
betreuenden  Steuern.  „Exerdce**  ist  die  strengere  Perm  der  periodiscben  oder  selbst 
beständigen  Uubervacbnng. 


IbOD 

li>73 

Ibbö 

Cntemebmer  im  Gebiet  der  Ue tränke. 

396,711 

3bO,29S 

427,437 

Darunter: 

274,472 

2Ü0,ä7b 

246,22'J 

122.239 

11»,715 

l'il.20S 

Schätziinp:  der  Eigeoernter  und  Brenner 

2,232.676 

•-';nL'.6S9 

3,35^,172 

Alle  .tn^l'  Tcn  Unternehmer  .... 

94.117 

92.5S6 

104.927 

Darunter: 

30,445 

30,007 

35,232 

ti3,li72 

62,529 

69,695 

Gesammtxahl  der  coiitrol.  SteuerplUchtigen 

490.S2$ 

472,S29 

5^2.304 

Darunter: 

290,5S5 

281.461 

1  »5,911 

182.244 

250.903 

Die  „andren"  exercice-freieu  Uuturuehmer  sind  die  Tabak-  nnd  Pulrcrdebitanten 
und  die  Guldächmiede  u.  dgl.  Ausserdem  hatten  noch  einige  Fabrikanten  die  Papicr- 
steoer  durch  Abonnement  berichtigt  uud  sich  dadurch  vom  Exercice  befreit  (1885 
10).  was  in  oUgen  Zahlen  nicbt  bwQcksIchtigt  ist.  Die  apart  stehenden  Getitake- 
Debitanton  in  Paris  sind  überhaupt  in  den  Zahlen  nicht  mit  enthalten. 

Die  Erhebungskosten  bestehen  ganz  uberwiegend  in  bersOniicheu,  für 
das  Venraltanprspcrsonal.  So  im  Etat  f.  1887  f.  das  „Personar  in  der  Veiwnlt  d. 
indir.  Steuern  29..'t2  Mill.  l'rcs. ,  fUr  Mieth-  uud  andre  Schadloshaltongen  (grössten- 
th'Nls  jedenfalls  jm  [•-..•.iiliclir  Kosten;  5.74.  für  Materielles  ü.l'i  Mill..  für  verschiedenci» 
Andre  (ind.  gewia^c  Geachüfte  beim  Tabakmonopol)  2.43  Mill.  Frcs.,  zus.  37.9S  Mill. 
Pres  Das  zahlreiche  Venraltoogspersonal  nmfasste  in  den  1870er  Jabren  im  Ceninl- 
dienst  ili  i  Generaldirection  der  indirecten  Steuern  125  Personen  in  6  Kat 'L-ori-  en,  iu» 
Departcmenuldicnst  in  19  Kategorieen  12,311  (darunter  /.  B.  234  recereun>  parti- 
culicrs  södentaircs,  jo  1100  ambulante  Einnehmer  zu  Pferde  und  deren  Bogleiter, 
Commis,  je  HiOo  de.sgl  zu  Fuss,  45S0  heute  dos  UeberwacUuugspertonals  und  ftlr  die 
Kxon  i' e>\  Ausserdem  an  11  — I2.0t><»  l)tiralis>tes  und  an  ISOO  Oclroicinnehmer, 
welciic  für  den  Staat  die  Eingaugsabgabe  von  Geiräukeu  in  den  Städten  mit  erhebeu. 
Im  Ganzen  ein  Personal  von  ca.  25^26.000  KOpfcn.  Diese  Beamten  beziehen  feste 
Gehalte,  welche  gewflhnlieh  fur  jede  Kate^'orie  \vi>drr  in  einige  Classcn  (/..  B.  bei 
den  rcceveors  partic.  sedent.  in  b)  zerfallen.  Dazu  treten  fur  einzelne  Beamieu- 
katogorieen  Micth-  und  andre  Entschädigungen,  z.  1).  bei  den  ambulauteu 
Beamten.  Ausserdem  erhalten  die  lieamten  im  eigentlichen  £rhebung«dicust  ProT  i - 
sioncn  reuiises'  in  der  Form  von  Tanti'  uien  von  den  durch  sie  constatirten, 
bezw.  zur  wirklichen  Erhebung  gckommeucn  Summen.  Die  Höhe  dieser  Tantii!;men 
steht  in  nmgckcbrtem  Procontrcrhältniss  zn  denjenigen  dor  vereinnahmten  Gesammf- 
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be<yi««.  z.  B.  bei  Suanen  bis  10.000  Pres,  ist  sie  4*/o.  von  I0,00l«-S0.000  Pres. 

T  a.  s.  w..  h^.i  über  -JOO.tiOO  Frcs.  '//^.  bei  Beträgen  aber  300,001»  Pres,  sinlit 
iic  weiter  auf  U.4"/o  zweiten  300.000  Frcs.  ood  schliesslich,  immer  nach 

eiiier  fallenden  Srala  fttr  den  Zawaehs,  atf  0.04  Vo  ft'  Beträge  über  8  MUl.  Pres. 
In  diesen  Tanti«'men  und  Scalen  treten  gelegentlich  Aendeningcn  ein.  (Block,  dict. 
Art.  contrib  indir. .  S.  55  H. ,  Art,  reccFeurs  partic. ,  suppl.  giinör. .  Art  cotitr.  indir. 
and  percepteur»,  mit  weiteren  Einzelheiten.)  Fur  einzelne  Beamtenkategoriecn  und 
Ludesibeile  bestehen  Speeinlttrifa.  Die  Bofallslee  bexieben  diese  Prorisienen  oacli 
der  Anzahl  ihrer  Ausfertigungen.  Sic  haben  ffewohniich  rinen  Tabakdebit.  Zu 
diesen  Einkauften  kommen  für  einige  Bcamtenkategorioen  noch  die  Antbeilo  an 
StrafgelderD. 

Die  Beamten  der  Genoraldirection  der  indirecten  Steuern,  insbesondere  im 
Departementaldienst .  sind  <rrft^s^cntheil3  cautionspflichtip,  mit  BetrSgcn.  welche 
äicb  nach  der  Art  dei  eiuzelnen  Amts  abstufen  und  ?om  einfachen  Betrage  des  Ge- 
bells Vis  IQ  de»  4— TVafschen  der  Amtseinkflnfte  steigen  (Block,  dicf..  Art.  contr. 
iidir..  Nr.  55  ff.,  soppl.  gen6r,  Art.  ii.To-ptoursy 

Das  VcThältniss  der  gesammteu  Verwaltungs-  und  Erhebunj^^s- 
koston  zu  den  Einnahmen  wurde  schon  oben  S.  494  nach  amtlicher  Berechnung 
fAr  die  Haaptclasscn  aller  französischen  Steuern  angegreben.  Die  rclatiro  Ver- 
mindornnsT  der  Kosten  im  L.iufe  liineerer  Zeit  trnt  aus  (Kti  Zahlen  deutlich  hervor. 
Im  Einzelnen  hat  man  fur  die  indirecte  Besteuerung  im  weiteren  Sinne  folgende 
Restenqnoten  berecbnet.  wobei  fbr  Tabak  und  Piilfer  nur  die  dgentlichen  Ver- 
waltunars-  und  Erliebuiijr>l.o>icii.  iiirlif  die  natilrlich  fiel  bedeutenderen  Kosten  fur  den 
RühstoH  und  für  die  Fabrikation  —  ganz  mit  R<*cht  —  als  Regiespesen  oder  Er- 
hebongskosten nniresetzt  sind  (Bull.  I,  125  ff.,  XVI,  15  ff.)  Die  zweite  Colonne  der 
absoluten  Zalil<  n  bezieht  sich  nuf  den  „Reinertratr",  wilcher  70m  «,Bobertrag*' 
nach  Abiuir  d>  r  IJi  wirtliscliaftunpskosten .  Ku' k<^al»lunp^en ,  non-valenrs  u.  dürl. 
abngbleibr.  Er  enthalt  also  die  eigentlichen  Yerwaltuugs-  und  Erhebungskostcu  noch 
is  lieh.  Die  ProcentiabI  giebt  den  Betrag  der  letzteren  von  diesem  „Reinertrag** 
II).  Au^  il-m  Vi  rsleirh  <If^r  nb<>oIuten  Zahlen  in  den  .1  an^eecbenon  Zeitpiiiufon 
en>ieht  man  gut  die  verschiedene  Beweg;ung  der  Erträge  und  der  Konten,  mit  denen 
jene  erzielt  werden,  daher  auch  die  technisch-finanzielle  Vortheilhaftigkeit  einer 
SS  iscaÜsclien  Steuerpolitik  wie  der  französischen  und  freilich  auch  den  Einfluss  einer 
grossani?cn  volk.swirih^«  haftlirhen  Eutwicklong  oder  wenigstens  Consamsteigemng, 
welche  die  Erträge  so  wachsten  Hess. 

Absolaf 0  Zaiileo.  */o  Kosten 

Uohertras  Reinertrag:  Kosten  von  Roinertn^ 
Mill.  Frcs.     Mill.  Frcs.     Mtil.  Frcs. 

[■directc  Steneru  der  Gcneral- 
direetion  oline  Tabalt  n.  Polrer 


182S 

110.17 

13U.30 

20.93 

15.2 

1876 

745.53 

742.3» 

32.05 

4.42 

1S84 

717.70 

716.55 

34.83 

4.86 

Tabak  nnd  Palrer 

182S 

72.09 

54.ht) 

^.20 

14.9 

ISTC 

336.06 

271.18 

5.02 

1.85 

1SS4 

388.50 

314.40 

6  44 

2.04 

Tabak  allein 

1876 

.H22.S5 

2C1.44 

4.5;i 

1.73 

1884 

373.59 

806.06 

6.14 

2.01 

Pulver  allein 

1876 

13.71 

9.74 

0.5(» 

5.13 

1684 

14.91 

S.34 

0.29 

3.5t 

Zolle  und  Salz 

182S 

1  r.M.öH 

150.93 

24.38 

115.1 

IbU 

2S1.45 

286.92 

29.38 

10.23 

!8<f4 

399.96 

397.6f» 

30.56 

7.68 

Das  Tabakuiuiiupoi  wurde  hiemach  jct^t  mit  ca.  2%  nur  etwa  dieselben  Er- 
h^ugskosten  wie  EnregistiemeDt,  Stempel  tind  Dominen  machen  (oh.  S.  484).  Bei 
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letzterer  (ioncraMirortion  ist  eine  Tr.Miniiiig  der  Kosten  für  die  ihr  unterstehenden 
Zweipe  nicht  iinisjlich.  Sirher  aber  betragen  diese  bei  den  Domänen  un<l  gewissen 
Forstcrträgen,  welche  hier  verwaltet  oder  rereinnahmt  werden,  erheblich  mehr  als  bei 
Enrejtistrcment  nnd  Stempel  allein,  90  dass  dio  f.  1^>4  berechnete  Quot*'  von  2.17% 
bei  letzteren  beiden  Stcuerz«  eiL'f-n  noch  etwas  niedritrer  siin  wird.  Die  übrijren 
indircctea  öteueru,  mit  ihrem  kuatspieligen  Uuburwaciiuugädienst  tiber  die  zcr»piiiturte 
privatwirthflchaftlicbe  Prodoction  (Gotrfiiike«teuernl),  haben  immerhin  aoch  jetzt  noch 
mehr  als  doppelt  hohe  Erhchungskoütcn  als  das  Tabakmonopol  \\u<\  als  Kn- 
TCfribtrcuient  and  Stempel  und  die  Zölle  sogar  noch  fa>f  die  vierfachen.  Die 
relative  Verbesserung  des  Kostcnrerh^ltniüses  seit  1S2S  iät  bei  allen  jcenaonten 
8teu<  rn  aber  ächr  bedentend,  die  ab^ulutc  Kostonsteii;eruDg  nicht  sehr  erheblich, 
bei  Tabak  ist  seit  1S2S  sogar  eine  ab-M'lute  KostiMivcru.indcrung  erfulirt. 

Für  die  (ieneraldirectiun  der  Zölle  allein  ist  jungst  eine  umfassende  amtiiche 
Bcrechnnnf  Ober  die  Einnahmen  nnd  die  Erfaebnngslosten  ron  1791—1985  rer> 
öffentlicht  worden,  wobei  selbst  die  Jahre  der  ür^sten  Uevolutionswirren  nicht  fehlen. 
Die  Zuverlässigkeit  der  Daten  für  diese  Jahre  muss  dahinpcstelli  bleiben  (Bull.  XXI, 
4S8  11.,  mit  graph.  Darütellung>.  Hiernach  hatten  die  Kosten  in  den  1790er  Jahren 
zwischen  50  und  22,  1801 — lbl4  zwischen  10\  ,  und  30  (mit  vielen  Schwankun>?cn), 
1S17 — 19  ca.  20 7o  betracren.  Von  di  an  sind  -i--  ziemli'  h  sfctisf  bis  auf  13  7«  in 
Mitte  der  40er  Jahre  gesunken,  Ibib  It.  wemn  verminderter  Kiuuahme  bei  Kieicb 
bleibender  Ausgabe  wieder  nuf  18 — 227»  >tiegen.  dann  ron  Neaem  bis  1855  nnf 
157o  tfi'fallen.  hierauf  etwas,  seit  ISiiO  (^Handelsvertrags  mit  Ent-land,  Verminderuii«- 
der  Kiiinaliinen'^  stärker,  auf  23 — 24 7o  gestie^rcn,  bis  1S69  jeiioch  wieder  auf  19  7« 
>;esuiiken,  nach  dem  Kriege  alsdann  mit  rasch  wachsender  Einnahme  bei  geringer 
Steigerung  der  Ausgaben  von  o  in  1S72  auf  107o  bto  1S77  und  langsam  weiter 
auf  T'  ., iti  IS*^."»  «rewiehen.  Die  absolute  Steigerung  der  Kosten  M-ar  ^^eit  !S16 
bis  iöö2  zwar  eine  fast  stetige,  aber  eine  sehr  langsame,  von  ca.  22 — 26  auf  32  bis 
aS  Mill.  Fk8,  Dann  sanken  sie  wieder  anf  27—28  Mill.  (1869>.  Seit  1872  betragen 
sie  etwas  über  30,  1879— S5  wenig  schwankend  etwa  31'/«  MiU.  Frc8  j&hrlich; 
eine  s  t  c  n  e  r  t  e  c  h  n  i  s  c  h  glänzende  E  n  t  w  i  c  k  1  u  ti  g ! 

Manche  Puncte  der  Steucrverwaltung,  welche  zwar  die  iudirecten  Verbraachfh 
Stenern  im  Allgemeinen  betreflen,  erlangen  doch  bei  einzelnen  der  hierhergehörigen 
Steuern  wieder  iiesundere  Ue.ieiifiiii<^  miil  gestalten  sieji  dabei  in  Kiiizellieit.  n  «'tw.is 
verschieden.  Sie  werden  deshalb  zweckmiL>^igcr  erst  im  Folgenden,  soweit  nöthig,  mit 
behandelt.  In  jeder  Hinsicht  hebt  sich  die  Getr&nkebesteuernng  nnter  allen 
französischen  indirectcn  Verbrauchssteuern  als  die  finanz  Wissenschaft  Ii  c  h 
eigenthtirnlichste  heraus.  8ie  wird  daher  auch  am  Kineehendsten  '»eliamleh  und 
Manches,  was  zwar  auch  bei  andren  Steuern  vorkommt,  bei  ihr  aber  besonders  wichtig 
nnd  bemerkensweith  ist,  wird  in  ihrer  Darstellung  ^einen  Platz  linden. 

Die  Zölle  auf  eiuu^efuhrte  frt?nide  Artikel,  welelie  als  iMliindi>rhc  einer  inneren 
Verbrauchssteuer  unterliegen,  bringen  wir  in  Folgendem  gleich  bei  den  Verbrauchs- 
steuern, noveit  BOthi)^,  mit  tnr  Sprache. 

Eine  Uebersicht  der  Tuife  der  indirocten  Steoem  im  Boll.  XVI,  514. 


2.  Die  einzelnen  Vcrbranchssteocrn. 

a.    Die  inneren  Verbrauchssteuern  bei  privatwirthschaftliclicr 

Productionsireise. 

(Salz-,  QetriDice-,  BQbenzQcker-,  kleinere  derartige  nnd  Ihnliche  Steuern,  s.  o.  S.  417.) 

K.  Die  Snizstcner. 

Gesetzgebung  (Hanptbestimmungcn).  Endgiltige  WiedereinfUhmng  der  Salz- 

-f.  n.  r  naeh  vorausgegangenem  Derret  v.  Hi.  Mai  iMIß  durch  Gcs  v.  24.  April  — 
4.  Mai  lbOt>,  dazu  Decret  v.  11.  Juni  1^00.  Taritunderungen  1613,  1S16.  (.ies.  v. 
17.  Jnni  1840,  K.  Ord.  t.  7.  März  1841.  auch  2(i.  Juni  1841  Q.  a.  m.  Aufhebung 
der  Steuer  durch  Dccr.  v.  18.  März  184*»,  Wiedereinfahrong  durch  Ges.  t.  28.  Dec.  1848 
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in  «».•rin;j;erer  Höh«'  ('/jV  Vomh'  ru>  liiMul>'  Belegung  mit  iIlmi  Krit  gN/.ii>chlagen  (25*/o) 
«larch  Ges.  v.  2.  Jtini  lS7ö,  Auf liflmni;-  dieser  Zusclilä^-e  durch  Ges.  v.  2H.  Der.  IST«. 
Seitdem  keine  Tarifvcränderung.  Zulassung  fremden  Salzes  zur  Einfuhr  aus  dem 
Aasluid  Irenen  Kinsrangsab^abc,  Ges.  v.  18.  Jnli  1850.  Fabriken  n.  dgl.,  in  denen 
Salz  Neltoiij.roduct  gewonnen  wird,  clioniischc  Fahriken  u.  ?.  w.  .  unterstelion  d<*n 
Betricbrsvorsciirifti^n  und  Controlen  der  Salz">tcuer  z.  Th.  mit  und  ^ind  fUr  das  in  den 
Consuro  ircbrachte  Salz  steuerpflichtig.  G<  s.  v.  17.  Juni  1S40.  Dorr.  v.  2G.  Juni  1841. 
Anderseits  uif>.hrta«  h<>  St-Mi  «  r  f rei  h  e i  t .  so  bes.  für  Exportsal/,.  Fiflcherei  0.  dfl., 
dann  fur  bestimmte  Fabriken.  fUr  la n d w  i  r ( h s h  aft  1  ich  e  Zwecke,  wenn  dennfu- 
rirtcs  Salz  ?erweudet  wird  (gen.  (ius.  v.  ](>o(i,  Ges.  r.  17.  Juni  1840,  Decr.  v. 
19.  Jnli  1869  —  Stenerrestitntion  bei  exportirter  gesalzener  Butter  — ,  Oes.  t. 
2.  Juli  1*>62  über  Steuerfreiheit  dos  Salze.s  in  Sodafabriken.  Decr.  v.  8.  Nov.  1*^69 
betr.  Froiheit  von  dcnatnrirti  in  Vieh-,  Dunstsalz  u.  dgl..  auch  Decr.  v.  25.  Mai  1892; 
weitere  Ausdehnung  dieser  Freiheit  für  ven>chiedeBe  benannte  Gewerbe,  wie  Töpferei, 
Lohserbcrei,  Ganoin«,  Indigo-,  Seifen-,  Anilin-,  Glas-,  Fltpierfabriken  n.  a.  m. 
bes.  1!>S2  ff.). 

Literatur.  Stourm  I.  'MS— 324  (Wicdereinfahrunjr).  Vignes  I,  164—169. 
Block,  dict  Art  sei,  auch  suppl.  g^odr.  ond  annucl  (1S95).  Ülibo  III,  147—210 
idie  einzdoeu  Artikel  der  (icsetzo  und  Decrete  mit  Cummeotar).  r.  Hock,  S.  32S 
bis  3.38  (eingehende  gnte  Darstellung  der  steuertochniscben  Seite,  Erhebung, 
Controlen  u.  s,  w.^,  v.  Kaufmann,  S.  121— IMO.  —  Statistik,  ob.  S.  4'U. 
Fanre,  p.  120,  112,  dann  in  d.  jäbrl.  siatiat.  Bericht  der  Geueraidircctiou  der  indir. 
Stenern  und  der  Zölle  im  Boll.,  ao  l  1886  nnd  1887  XXKI,  268  ff.,  XXII,  633 
vZAlle).  Uebenrfcht  der  Conanmtlon  nnd  floanx-Ertrige  1816 — 76  im  Boll.  I.  29. 

§.  250.  1.  Die  Salzsteuer  im  Allgeiueiiien.  Unter  den 
iudirecten  Verbrauebssteuern  des  Ancien  re^niuc  war  die  Salzsteuer, 
namentlich  in  der  druckenden  und  geliiissigen  Form  der  Gabelle, 
besonders  unbeliebt  gewesen  (§.  63).  Daher  war  ihre  Aufüebuog 
gleich  im  Beginn  der  RevolutionsUra  bestimmt  in  Aussicht  genommen 
worden  (Gesetz  vom  3.  November  1789)  und  durch  Dccret  vom 
30.  März  1790  vom  1.  April  an  aneh  wirklich  erfolgt.  Der  Ge- 
danke, eine  Salzstener  wieder  einzutUhren,  blieb  anch  längere  Zeit 
sehr  nnpopulür,  obgleich  er  sich  doch  bereits  unter  dem  Directorinm 
als  Project  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  wieder  hervor- 
wagte, im  Drange  des  FinanzbedUrfnisses  nnd  mit  der  Begrttndnng, 
dass  eine  mäBsige  Salzsteuer  in  der  Form  einer  wenig  lästigen  an 
die  Pmduction  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuer  den  berech- 
tigten Eiiiwendungrn  nnd  der  nllgemcin  verbieiteten  Abneigung 
gegen  die  alte  Gnbelle  keineswegs  unterliege.  X;icli  einem  fehl- 
geschlagenen Anlauf  fand  der  Plan  im  .T.  171^1»  auch  im  Eath  der 
500  Hilligung,  fiel  aber  im  Kath  der  Alten.  Auch  der  erste  Consul 
war  Anfangs  der  Wiedereinführung  der  veihassten  Steuer,  die 
Gandin  (Herzog  von  Oaitai  alsbald  plante,  abgeneigt  £8  ver- 
gingen noch  mehrere  Jahre,  bis  man  gleichwohl  von  Nenem  zu  der 
Steuer  griff.  Der  Ertrag  derselben  war  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  Strassen,  Brdcken  n.  s.  w.  bestimmt,  nachdem  das  besondere 
Wegegeld  aufgehoben  worden  war.  Dabei  wurde  die  Honopolform, 
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an  die  auch  gedacht  worden  war,  vermieden,  die  Steuer  möglicliBt 
an  die  Prodnetionsstätten  geknttpft  und  der  Verkehr  i^r  das  schon 
versteuert  in  ihn  gebrachte  Salz  thnnlicbst  von  Controlen  befreit, 
auch  die  Salzstener  niedrig  angesetzt,  zuerst  auf  10,  gleich  darauf 
auf  20  Centimes  für  das  Kilogramm  Speisesalz. 

Dccr.  V.  16.  März.  Ges.  ?.  24.  April,  4.  Mai,  Dccr.  v.  Jl.  Juni  ISÜK.  S.  bes. 
Stoorm  [,  310  Ii.,  32S  tf.  für  die  Einzelhcitea  der  hier  skiz/irten  EiitwicklüDf^. 
Darch  die  mäsäi^c  Zahl  von  Sal^^vc^kell  und  die  Bctrit  bscoiK-cutratiuu  im  Inneren, 
sowie  diircli  die  Einri'  IiMuiir  "1-r  Sf.  snl('^"'wiimiing;  in  Sal/teiclien .  dii-  von  der  Zoll- 
verwaltung bequem  mit  überwacht  werden  Itöunea,  iät  die  £iufuhrunj|c  der  Sal^äteuer 
ab  Prodnctlonssteaer  erietchtert  und-  die  Beibehaltung  dieser  Steoer  bcirünsti^  worden. 

Steuerfreiheit  für  ins  Ausland  gehendes  Salz  wurde  von 
Anfang  an  gewährt,  und  diese  Freiheit  dann  im  Lauf  der  Zeit 
aus  volkswirtbschaftliehen  Gründen  immer  mehr  erweiteit  und  be- 
quemer brauchbar  gemacht 

Besonders  fQr  exportirte  eingeaalzcne  übjccte,  für  die  Seefisclicrci.  für  die  Toa 
der  Marine  und  in  d<Mi  Coloniecn  ffobrauchten  .Salzwaaron,  fur  di<'  Eiiisal/nnir  ron 
Fischen  Uberhaupt,  dann  für  gewisse  ludustrieeu,  welche  ü&li  in  ilircu  t'abrikations- 
Processen  brauchen«  und  Air  landwfrtliscbafttiehen  Zwecken  der  Viebfütterun^ ,  der 
bungerbereicang  und  Dilngang  and  <onst  dienendes  Sa]/,  das  dann  aber  dcnaturirt 
sein  mnss  (s  d.  Gfs.  und  iVcr.  in  der  Vorbemcrkunff).  Industricen,  welche  zur  ller- 
stcllun^r  menschlicher  Nahrunjts-  und  Gfnns>mittel  Salz  verwenden,  peuiessen  aber 
folgerichtijf  keine  Steoerfireihcit  und  ebenso  folgerichtig  ist  das  in  gcwis^en  Indostrieen 
ah  N<-iicriprodiict  gewonnene,  in  den  eii^outliclu-n  Cmiisiiih  übergehende  Salz  t>tener- 
Dflicbtig.  Man  will  übrigens  einen  besonderen  Kiulluäs  der  Gewährung  der  Steuer- 
neiheit  anf  die  Yermehroog  des  Salzrerbrancbs  in  Industrie  und  Landwirthscbaft  nicht 
wahiigenoniaiea  haben. 

Im  Princip  und  im  Wesentlichen  anch  in  der  practischen 
Durehlühnuig  des  Prlncips  i.st  dalier  die  französische  Salzstener 
auf  (Jas  als  mensehliches  Xahrung.s-  und  (icuuss mittel  im 
inländischen  Co  n .s um  dienende  S alz  (K o c h s a  1  z)  bcst  hräu kt. 
Dadnreh  entfallen  die  Hinwendungen  gegen  eine  allgemeine, 
alles  irgendwie  verwendete  Salz  trelTende  Steuer.  Die  Vermeidung 
der  Monopolform,  die  Freigebung  des  Verkehrs  in  versteuertem 
Salze,  die  verbultnissmässig  einfache  Form  der  Steuer,  die  Ab- 
wesenheit fast  ailer  der  Controlen,  Zwangsmaassregeln,  vollends  der 
f&rmlichen  Consnmerzwingnng,  welche  die  alte  Salzsteuer  characte- 
risirten,  machen  auch  die  früheren  Einwendungen  gegen  die  neue 
Steuer  im  Wesentlichen  hinfällig.  Der  Angriffspnnct  für  die  Kritik 
der  Gegner  dieser  Steuer  blieb  und  bleibt  dagegen  die  Be> 
Steuerung  des  Speisesalzes  an  sich  und  die  Htfhe  de« 
Steuersatzes. 

Nach  vorübergebeuder  i:Irhöhuug  des  letzteren  von  20  bogar  aut  4U  t  eatiuies 
für  das  Kilogramm  Ende  ISIS  wurde  der  Satz  lbl6  auf  SO  Cent.  fesfgesteUt  und  blieb 
so  bis  1S49.  mit  einem  Ertrage  ron  70  Hill.  Pres,  für  die  Staatscasse. 
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Die  priocipiellen  Ansichten  im  Schooase  der  proyisorisehen  Re- 
Gerung  von  1848  in  Bezug  atif  indlrecte  Verbranchsstenern  wichtiger 
Xahrungs-  und  Gemisamittel  (§.  171)  führten  denn  auch  alsbahl  zur 
Aufhebung  der  Steuer  (Decret  v.  18,  April  1848),  die  aber  noch 
vor  ihrer  völligen  Dnrchllihrung  bereits  Ende  l-sls  wieder  rlick- 
s^ängig  gemacht  wurde  (Gesetz  v.  28.  Dcc.  1848).  Dabei  wurde 
jedoch  der  Steuersatz  auf  den  dritten  Thcil  des  früheren,  10  Centimes 
für  das  Kilogramm,  herabgesetzt.  Dadurch  opferte  mau  endgiltig 
anfangs  45,  später  ^—40  MilK  Frcs.  Staatseinnabme  auf,  ohne 
den  Consnmenten  eine  ebenso  grosse  Erspamng  an  Kosten  zu  ver- 
sebaffen. Denn  der  Einzelpreis  des  Salzes  ging  notorisch  nicht 
nm  den  ToUen  Betrag  des  Steuererlasses,  sondern  nnr  etwa  nm  die 
Hälfte  desselben  herab.  Der  Consnm  selbst  stieg  zwar  sofort 
vorübergehend  (1849)  erheblich  und  blieb  dauernd  hoher  als  vorher 
(in  den  40er  Jahren  6.5 ,  in  den  50er  8.25  Kih  pro  Kopf),  aber 
hob  sich  dann  kaum  weiter.  Die  Massregel  von  1848  kann  daher 
fiscalisch  und  volkswirthsehaftlich  nicht  besonders  gUnstig  beurtheilt 
werden. 

Die  principielle  Abneigung  in  weiten  politischen  Kreisen  gegen 
jede  Besteuerung  des  Salzes  war  iniUssen  in  der  Zeit  nach  1870 
doch  stark  genug,  um,  trotz  des  dringenden  FinanzbedUrfnisses,  die 
Salzsteuer  von  der  Erhöhung  der  sonstigen  iudirecten  Yerbrauchs- 
nnd  der  Verkehrsstenern  auszunehmen.  Im  Jahre  1875  wurde  sie 
zwar  dem  2:)^.,^  Zuschlag  mit  unterzogen  (Gesetz  v.  ^.  Juni  1875), 
aber  schon  Ende  1876  (Gesetz  v.  26.  Dec.  1876)  wieder  von  dem- 
selben befreit,  so  dass  der  frtthere  Satz  von  10  Cent.  (10  Frcs.  f. 
100  KUogr.)  seitdem  abermals  gilt  Derselbe  ist  im  Verhttltniss  zu 
der  Hohe  der  meisten  französischen  Steuern  und  auch  im  Vergleich 
mit  anderen  Ländern  nicht  ttbermftssig  hoch,  sogar  niedriger  als  in 
Deutschland,  wo  er  12  Pfennig  oder  etwa  15  Cent,  fltr  das  Kilo- 
gramm beträgt,  der  Consum  auch  etwa  1  Kilogramm  niedriger  als 
in  Frankreich  ist  (7.7  gegen  8.7  Kil.  pro  Kü|>t ).  Der  Ertrag  ist 
Jetzt  jährlich  etwa  32 — 1)2.5  Mill.  Frcs.  oder  auf  den  Kopf  der 
ßevr.lkcrung  etwa  85  Cent,  gegen  1  Frcs.  15  Cent.  (1>2  -  rfcnn.) 
im  Deutschen  Reich:  niedriger  in  Frankreich,  ein  seltener  Aus- 
nahmefall bei  deutschen  und  französischen  Hteuervergleicbungen. 
Die  weitere  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  des  Salzes  für  gewerbliche 
Zwecke  hat  das  Wachsthum  des  Ertrags  in  Frankreich  etwas  gehemmt. 

Die  moderne  französische  Steuer  ist,  im  günstigen  Unterschied 
Ton  der  verwickelten  und  ungleichmSssigen  Salzbesteuerung  in 

A.  W»f  a«r,  Fbuaiwineiuehaft.  IIL  40 
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der  alten  Monarchie,  die  gleiche  im  ganzen  Staatsgeb iete, 

sie  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  Seesalz  und  im 
Inneren  -ewonnciicin.  Nur  in  einem  kleinen  Grenzgebiet  gegen 
die  Schweiz  (i)a\  s  de  (Jex  und  Tiicil  von  Obersavoien)  besteht  eine 
Ermässigung  des  Satzes  auf  2  Cent,  für  das  Kilogramm.  Salz  ans 
Algier  und  den  Colonieen  unterliegt  nur  dem  allgemeinen  Steuer- 
satze. A  u  s  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  s  Salz  dagegen  zahlt  ausser  der  allgemeinen 
Steuer,  wenn  es  in  den  Consuro  übergeht,  noch  einen  Binfubr- 
zolly  welcher  nach  den  Sorten,  nach  den  Transportwegen 
(See  nnd  Land)  und  znm  Theil  nach  den  Grenzen  verschieden 
ist  und  im  UOehatbetrage  im  Tarif  Ton  1881  40Voi  seit  1884 
immer  noch  33  Vo  der  Steuer  ausmacht  Das  inländische  Salz  ge- 
niesst  also  einen  nicht  unerheblichen  Schutz. 

Der  Zolltarif  iinteneheidet  folgradennasecn:  roli  und  ircreinii^tes  Salz  (Seo-. 
Salinen-,  Steinsalz),  nicht  weiss,  nach  dem  bis  ISSI  gfltenden  Tarif  fiir 
J'lil  Kil.  zu  Land  über  <lic  belg.  und  luxemb,  Grenze  2'  ,  Jicbst  2  Decimen,  nach 
dem  Tarif  v.  4.  Mai  Issi  ■{  Frcs.,  naeh  Ges.  v.  5.  AiiririsS4  2  Frcs.  40.  über 
andere  Landgrenzen  bc/.  nar  62 — 74—60  Cent.;  zur  See  über  Ganal  und 
Ocr:iri  2  Frcs.  IS— 2  l'rcs.  (10 — 2  Vtc<.  IH  Cfiit..  über  Mittcluiecr  nur  <>2 — 74 
—  bu  Ccub;  ferner  gereinigtem  weiätics  Salz  zu  Land  Uber  die  lux.  und  bcig. 
Grenze  3  Fres.  43—4  Frcs — 3  Frc9.  30,  Uber  die  anderen  Landgrenzen  dieselben 
Sätze  wie  nicht  weisses  Salz:  zur  See  Uber  Canal  und  Ocean  43  Cent  — 
4  Frrs.—.T  I  ns  ."!•»  (Viit..  iil>/>r  Mitfelm. er  );2~74  -  00  Cent.  In  den  Handels- 
verträgen und  ('onventioiialtanlci»  kommt  Salz  nitht  b»!Sondei-s  vor,  es  gilt, daher  der 
allgemeine  Tarif.  Mit  Elsass-Lothringen  verlor  Frankreich  wichtige  innere  Salzwerke 
und  Salinen,  für  deren  Salz>  infuhr  nach  Frankreirh  also  jetzt  der  Zollsatz  für  dit» 
„anderen  Landgrenzen"  Anwendung  tindet.  (Bull.  475,  XI,  ölü^  X^ ,  ^99.  XVI, 
531«  Bentncr,  Zolltarife  Enropas  BerL  18S3,  I,  159.) 

Nach  BnU.  I,  29  und  XXHI,  283  war: 


Steucr- 

Versteuerte 

Cuiisium 

crtrag 

Menge 
MiU.  tu. 

p.  Koiif 

Mill.  Frcs. 

Kil. 

1S17 

:i2.5 

175.8 

1S45 

70  1 

236.7 

l>.'4 

1S5I 

2(i.b 

266.7 

7.45 

J869 

32.9 

329.4 

S.5« 

iS7r, 

•(7.7 

301.3 

MM 

.S19.7 

S  70 

Steuersatz,  wie  >chon  bemeikt,  bis  1S4*>  .{0,  von  da  bis  lS>7ö  lü,  \blö — T(»  12  5, 
seit  1877  wieder  10  Gent.  p.  Kil. 

§.  251.  2.  E  in  rieb  tun  g  der  Salz  steiler.  Die  jelzinrc 
franzlisisclie  Salzsteucr  ist  eine  an  die  P r  o  d  ii  c  t  i  o  n  s  s  t  ä  1 1  e  n 
sich  anschliessende  allgemeine  innere  Verbrauchssteuer, 
welche  das  Salz  regelmässig  erst  beim  Uebergaug  desselben  aus 
den  Prodiictionsstätten  und  ]\fagazincn  in  den  Consum  oder  in  den 
freien  Verkehr  trifft.  Die  Controlen  erstrecken  sich  daher 
namentlich  anf  diese  Statten,  beschränlcen  sich  aber  anch  im 
Wesentlichen  darauf,  mit  der  Ausnahme,  dass  In  einem  gewissen 
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riiikii'ise  um  die  Stätten  im  Inneren  (IT)  Kilometerj  und  bis  zu 
einer  ^^ewissen  Kutl'ernun«^  von  den  Seektisteu  (auch  1')  Kilometer) 
die  Salzversendmig  dem  Anmeldezwang  bei  der  Steueibeböide  oder 
dem  Zollamt  und  dem  I'egleitscbeiDverfabren  uuterllegt.  Im 
Uebrigen  zerfällt  die  Salzsteuer  administrativ  in  zweiArteo,  die 
innere  fttr  das  im  Binnenlande  gewonnene  Salinen Siede-  und 
Steinsalz,  welche  unter  der  Generaldirection  der  indirecten  SteuerUi 
und  die  wesentlich  die  Seesalzgewionung  treffende  Steuer,  welche 
im  KQBtenstriehe  unter  der  Generaldirection  der  Zolle  mit  steht. 

Nach  «dministRittror  ZwcckmSitsigkcit,  mit  Kticksicbt  aaf  die  OrtUche  Lage,  aber 

auch  nach  Vcrinderu:  :  I  i  Ki.:'  ntliuins-  urnl  Bflriebsvcrhältnissc,  wenn  r.  R,  ein 
Salzwcrk  an  .  ine  aniJcic  Sal/nrit<  racliniung  ülKirjfi  lit,  erfolgen  initnntor  VcTsrhiebunsfon 
/Hischcn  iicu  unter  den  genannten  beiden  Geneialdirectionen  äteliondea  W  erken,  daher 
»Qch  Evischen  den  SalzstencrertriiniiMen  beider.  Man  kann  deshalb  niebt  kiiKVCf? 
'«a^en,  das-,  n  u  r  See'<aI?}rowiiiniMm  unft-r  «I  r  ZoIIv  iTwalttin;;:,  alle  andere  ganz  unter  der 
Venraltuug  der  indirectcu  btcucru  steht.  So  erwarb  z.  B.  l^bO— b7  das  Syndicat  der 
„Salinen  des  Ostend*  ein  Ibm  Goncnirenz  macbcndes  Etablissement  in  der  SSollIinie« 
vodarcli  'Ii.'  Erträge  der  8!etierv<Twaltun«"  ISS"  g<'t;en  l*»S(i  t-tiegt-n ,  die  der  Zoll- 
TerwaJtuns:  tielen  Buli.  Will.  2<)Si.  Du-  wi<Ii(ii;>t'ii  Werke  tl>s  Iiiniieniiebi<jirf  mit 
über  ftO%  des  Steucrerirag»  liegen  im  De]j.  Meunhe  und  Mo.scl,  die  nächstwichtigeii 
■It  19%  des  Ertrags  in  Donbs,  dann  nocb  erbeblicbe  in  den- Dep.  Jara,  Landea, 
Haute-Saoiie.  Haiit'  -Ciaronne.  riiteri»yriMiaen,  im  (iaii/en  nur  in  7  DeiKut  liedt-utendere 
kleine,  z.  Th.  ganz  kleine  Lrtrügü,  wohl  au^  chcin.  l'ubrikcn,  kumtnen 
amaeidem  uoeb  in  H  Departements  Tor.  Diese  localo  Goncentration  crleicbtert  die 
Rr>tenerong. 

Die  Salzstcuern  im  Inneren  und  im  K  (I  st  enstrieh  sind  iu 
allem  We.^entlicl.'en  jrleicb  eini;cri(  litet,  mit  kleineren  I  nterscbieden, 
welelie  sieb  ans  den  \  ersi  liiccU  n(  n  IJetriebsverbiiitnissen  ergeben. 
Der  einzige  u  ii  liti^cMT  riitcLscbied  des  Finanz-  und  \'er\valtungs- 
recbts  ist,  diiss  die  Anlegung  und  Ausbeutung  der  Seesalzt  eie  be 
^marais  salauts)  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  besondere  behörd- 
liche Ermächtigung  stattlinden  kann,  aber  eine  Declaration 
Terlangt,  wonach  dann  die  Werke  der  Ijeberwaebung  unterliegen, 
während  die  Ausnutzung  Ton  Steinsalzlagern  und  Salzquellen  im 
Inneren  ausser  an  eine  mindestens  einen  Monat  vorausgehende 
Declaration  noch  an  die  Erlangung  einer  im  Staatsrath  zu  ge- 
währenden Goncession  geknUpil  ist. 

Diese  iriid  bei  Bergverken  böchstens  für  einen  Umfang  Fon  20 ,  fttr  Salz* 

nn»^il.-n  a.  dgl.  fttr  einen  solchen  von  1  l^uathaikilometor  ertheilt,  iil>ri!rei»s  auf  dein- 
s^iben  Ranm  nnr  einheiiiicli  an  Kincn  Untern-  hmor  t^.  ineiiisain  fiir  Borirwerk  und 
Quellen.  Auch  mass  sich,  im  Interesse  der  Steiierverwaltung,  jeder  Loncessionär  in 
der  Regel  rerpflicbten,  mindestens  für  '/^  Mill.  Kilogr.  Salz  jährlich  zu  gewinnen. 
Kör  di»-  Anlefrung  von  Sal/.berLiwerkiii  und  Ersrhliessun;?  von  Sal/(iuellen  kommt 
mehrfach  das  Bergrecht  in  Betracht,  daher  das  Cieä.  v.  21.  April  IblÜ,  die  Ycr- 
erduongen  dazu,  fur  die  Couccssioncn  auch  das  Ges.  r.  17.  Juni  1840  und  Onl.  ?. 
T.  Mirz  1841.  Der  Bergwerk ss teuer  (o.  §.  207)  nnterliegen  Salzwerke  nicht,  — 
was  nbrici/n'j  keifte  nothwendigi'  niid  au'  Ii  ki  in.«  ri<"litifr('  Consequenz  der  Sal/.sti'iicr 
bl,  da  diese  einen  ganz  anderen  steueriiolitihchen  Cliaraetcr  als  die  Bcrgwerksr>t(;uer 
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liAt.  —  Wobl  aber  zthlen  Salswerke  Grundsteuer  für  die  Oberfiftcbe  der  bo- 

imtzfen  fjrundstUcko  und  (^nllll^l^t(MIor  f-ir  dif  (lehäudc  (s.  o.  §.  ISO,  ISS).  Jode  Aus- 
bcutuug  salzhaltiger  Stofto  und  jede  Saksiedcrci  ist  beim  nächsten  Steuer-  oder  Zollamt 
anzumelden  und  darf  nur  in  amdraeldleh  Kenebmigten  Stftttaa  «rfb1g«o.  GelMime 
Salzgewinnung  u.  s.  w.  ist  ?erboten.  Jedes  Salzwcrk  muss  darcb  eiif  angemeaaene 

rm/ininung:  oder  Ummaiiening  ffctrcnnt  von  ?on-.M!Jron  Gobiludcn  sein ,  darf  nnr  einan 
Zugang  haben,  iat  jederzeit  den  Steueibcamtou  zur  Ausübung  der  Ueberwachunf 
zugänglicb. 

Stoucranitliili  oonfrolirt  nnd  fcstgostelll  wird  die  wirkliclj  gewonnene  Salz- 
mcngc  ^insofern  besteht  „Fabrikat besteucrung")  und  diese  bildet  den  Ausgangs- 
punct  fur  die  Bemessung  der  Steucrschnidigkeit  Das  Salz,  ▼elches  nicht  sofort  aus 
dem  Werk  selbst  in  den  Consum  üb«  rjjrcht  und  in  diesem  Fall  principiell  sogleich  zn 
versteuern  ist,  mnss  in  Magazine  gebracht  werden.  Hier  ist  über  Ein-  und  Ausgang 
genau  Buch  zu  fuhren  und  erfolgt  vierte^uhrlichc  Abrechnung  mit  dem  Steueramt, 
welches  den  Verkehr  des  Bfagazins  und  dm  Bestand  der  Lafer  flbenracht.  Zvr 
Sicherung  dieser  dtntrole  i\brM'  Werki'.  Salzteicho  und  ^lagazinc  besteht  der 
Transport- Aameldcz Wang  und  das  Beglcitscbeinvcrfahren  in  der  er- 
wähnten Ausdehnung  von  15  Kilometer  am  das  Werk,  bezw.  ron  der  Kilste  aus. 
Auch  bedarf  naclulielior  Transport  noch  besonderer  Erlaubniss.  Fehlt  diese  oder 
f -hl>  n  die  erforderliciien  Bogloitschoioo«  so  ist  Confiscation  and  doppelter  Stonenatz 
angedroht. 

Von  den  nach  den  Registern  and  Gontrolen  stenerpllichtigen  Salzmengea  worden 

dreierlei  Naclilässc  ^cwälirt.  einmal  von  dem  wirklich  jtrewonncncn  Salz  3 — 5%. 
etwas  verschieden  je  nach  den  Gewinnungsorteu,  als  allgemciuer  Verlust  sodann  von 
dem  magazinirtcn  Salz  S°/o  als  Lagerverlust,  endlich  von  dem  versendeten  Salz  2% 
als  Transportverlust. 

Im  Princip  ist  die  Salzsteuer  beim  Vebergang  in  den  Cousum.  dalier  bei 
Entnahme  aus  dem  Magazin  und  beiui  V  erkauf  fällig  und  baar  zu  entrichten.  Doch 
besteben  einige  Ansnahmen,  wo  der  Fälligkeitstermin  erst  spitar  eintritt  Auch 
werden  Stcuercredite  in  der  Weisi*  gewährt,  dass  filr  Summen  üb.  r  mehr  als 
ijoi)  I'ro^.  genügend  verbürgte  Obligationen  mit  4  Monat  Vcrfallzcit,  aber  unter  An- 
recliaung  von  Verzugszinsen  und  mit  Provisionsbczügen  iremises)  für  die  Beamten 
angenommen  werden:  die  gleiche  Einrichtung  wie  bei  den  anderen  indirocton Stenern 
and        ZAllen  (Gcs,  v.  15.  Febr.  Is75,  Maximum  der  remise  '/a"  o^. 

Leichtere  Straff  alle  werden  ohne  Appellation  vom  Friedensrichter  mit  persun- 
lichor  Geldstrafo  ron  100  Pres,  neben  der  Gonfiscation  der  beschlagnahmten  Gegen- 
stände, im  Klickfall  oder  in  gewissen  Erscliwerungsfällen  vom  Gorrectionstrihunal  mit 
2 — öUO  Frcs.  und  '/j, — 2  Monat  (iefangniss,  in  bestimmten  FiUlen  des  Gesetzes  v.  lS4(t 
ebenfalls  von  diesem  Gerichtshofe  mit  Gonfiscation  auch  der  Werkzeuge,  Transport- 
mittel, ausser  dem  Salz  sellot,  mit  Geldstrafen  von  500— .'»(Hin  und  10,000  I'rcs., 
und  mit  Erhebung  des  Doppelsat/-  s  der  Steuer  geahndet.  Auch  kann  die  Concession 
unter  Umstünden  entzogen  werden.  S.  bes.  Gcs.  v.  ISOG  und  IbiQ  nebst  Decretcu 
daza.  Yignes  and  Block,  dict.  a.  a.  0.,  am  Meisten  Einzelheiten,  ron  denen  hi^ 
nnr  das  Wichtigste  berülirt  wurde,  bei  Hock,  so  über  Steuerfreiheit  der  Fischerei, 
der  Fischeinsalzung  u.  dgi.  m.  (S.  .'>33  11').  Die  Auslegung  der  einzelnen  gesctzUcheo 
Vorst  hriften  durch  die  Rechtsprechung  bei  Olibo. 

Dem  üebe  rwachunß:sdicnst  „c  .Yercicc")  der  Dircction  der  indircctcn 
Steuern  unf'  r>fand.  ii  (ohne  Elsass-l.othr.)  nur  32,  1ST:{  2.3,  1S85  22  selbständige 
Unternehmungen  („labricants").  Also  eine  grosse  Eigenthums-  und  Bctriebsconccn- 
tration,  günstig  fttr  die  Stenerrerwaltang  ^Ball.  XX,  600).  Es  war  (1886  defin.,  1887 
proris^  Boll.  XXIII,  2S3): 

Salzmcngc  versteuert  Stcuercrtrag 
MiiL  Kil.  Mill.  Frcs. 

Steuer-         Zoll-  y^^^  Steuer-  Zoll- 

Verwaltung     verwaltunir  '   '         Tcrwaitung     Verwaltung  "  '* 

ISSO  S!».r.5  2:^0.07  .'119.75  8.865  2:!.007  31.S72 

1887  IOÖ.;m;  2l!).^(i  .'t2.'»22  10.400  21.!Im;  .Ti.MMM 

/.u  2  Frcs.  p.  lüO  Kil.  für  Gcx  und  Savoicn  wurden  hierron  bez.  1.25  und 
1.63  MUl.  Kil.  versteuert.  Das  Yerhältniss  der  ron  den  beiden  Generaldirectionen 
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erhobeneu  Salz^tcucm  hat  iui  Laufe  (itu:>ci>  Jahrhaodcrb  melirfach  periodisch  ^<:t>  hwankt, 
im  (lan/cii  hat  abt>r  «lic  iuuere  Uewiouaog  absolut  and  rcJfttir  gogeuttber  der  Seesak- 
gewiüQaog  zugouommeu. 


fi.   Dio  Bestettorung  der  Gelränke,  Wein,  Obttwein,  Branntwein,  Bier. 

(i c.-io(/{jch UHfr.  Die  französisch«'  (icträiikcliestoucrung  (imiiot  dos  Itoibaoiis) 
ist  uavli  liom  Kiir'^!ri>tr'  iiirrit  <Ih'  vcrwickcltst*'  von  allen  franzu.-'isclien  Bebtcinriingeii. 
Sie  bi'-tot  cl)cu  dcaluilb  aiu  h  lur  die  Darstcllujig  besondere  Schwierigkeiten.  In  de« 
sabireichen  Uesctzen,  Verordnungen  und  in  der  Menge  der  Instructionen  treten  diese 
Venrickeltheit  und  dii-sr  Sfliwierigkciten  -rhmi  ;i(i>Mrhch  hervor.  Eine  amllirlie 
Uebersicht  (UuU.  X,  510}  fuhrt  zwischen  lb04  uud  l^bO  auf:  für  Wciu  und  Uder 
3«  Gesetze,  27  Decrete  und  (in  der  Könipszeit  ron  1815—47)  9  Ordonnanzen,  für 
Branntwein  (Alcohol)  .'!'.(  <i.  .-,(  (/,e.  -1,'!  l)r(  i>  t'  im«]  ( »nlnimaii/i  ii,  für  Bier  11)  Geset/o, 
Decrete  und  1  (Jrdonnanzl  Melirfacli  sind  liier  tur  iÜl  l>e/\\.  1  (ieträiike  aller- 
dings dieselben  Gesetze,  Decrete  bei  jeder  Kategune  bebunders  gczahh.  Aber  ge- 
wAbnlich  sind  die  BesÜmmungen  vicder  im  Rahmen  demselben  Gesetzes  für  jede 
(iattuner  mehr  oder  woni}?«  r  abweirliend.  Im  (ian/t  n  ist  die  (ietränkesteuer  für  Wein 
uud  Obstwein  (Cid er)  wesentlich  in  der  gleichen  Weise  eingerichtet,  die  Yer- 
«chiedenheiten  betreffen  vornehmlich  nur  die  SieoersAtzc.  Die  Alcoholatener  bat 
nit  der  Weiustcuer  einige  Puncte  gemeinsam,  ist  alx^r  im  Ilauptpuncte,  besonders  seit 
dein  Gesetz  von  1S2I,  80t»st  lt<lini.sch  verschiedtii.  Die  Biersteucr  bildft  «in 
selbständiges,  von  den  beiden  anderen  Ueirankestcucrn  sich  durchgreifend  unter- 
scheidendes Glied  des  Systems.  Nur  die  irichtigston  Gesetze  und  Verordnungen 
werden  im  Folgenden  angegeben.  Die  foUstftndige  Liste  s.  im  Bull.  a.  a.  0. 

Wiedereinführung  der  in  der  lvevolutions/,<it  (S,  379)  beseitigten  Getriinkc- 
>teij'  rn  durch  Goü.  r.  5.  Vent<'ise  MI  (25,  Fel»r.  1S04);  verschiedene  Decrete  im  J.  XII 
uud  XUl,  bes.  V.  1.  üerui.  XIII.  Weitere  Ausbildung  durch  Ges.  v.  24.  April  1606 
iDecr.  T.  5.  Mai  und  31.  Aug.  1806)  und  Ges.  r.  25.  Nov.  1S08  (Dccr.  v.  21.  Dec.  1808). 
f>ainit  wir  der  dauernde  <irund  drr  (ieset/gebung  wieder  ^^elegf.  Der  Branntwein 
unterlag  dabei  noch  den  Bestiuimungen  der  Wein  Steuer,  l'ortbildung  in  den  Dccr. 
V.  5.  Jan.  und  7.  Apr.  1Sf4.  Art.  (^ification  im  (tes.  v.  8.  Dec.  1814  und,  nacbdem 
Napoleon  I.  durch  De<  ret  v.  S.  Apr.  1815  die  bestehmdc  Gesetzgebung  umgestossen 
hatte,  von  Neuem  durch  das  (iesetz  v.  2S.  April  l**ir»:  bis  heute  das  grundlcjrcn  d o 
für  die  Getrüukebesteueruug,  besonders  lUr  Wein,  Cider,  Bier,  Steuern,  welche 
Ton  da  an  im  Wesentlicben  in  ibrer  damals  erreichten  tecbnisefaen  Einrichtung  ver- 
l>lieben  sind.  Erheblichere  ModificationcB,  vornehndich  der  Weinsteuer  u.  A.  durch 
das  iiberhaupt  noch  wichtige  Ges.  v.  25.  März  1817  ;  dann  Ges.  v.  12.  Dec.  1^30, 
21.  Apr.  lSd2,  25.  Juni  1841.  Der  Alcohol  wurde  dagegen  erst  durch  das  Oes.  v. 
11.  Juni  lb24  einer  <  i^enen  Vcrbraachsabgabe  unterstellt  und  ans  dem  Kähmen 
der  Wcinstener  in  der  llanptsaclir  hcraiii«<rcnommen.  Im  J.  I^IS  mid  isif»  auf  d.m 
Papiere  durch  Decrete  und  Gesetze  grosseotheils  umgestossen,  wurde  die  G*  tranke- 
besteuemng  noch  vor  der  Ansflkbrung  dieser  Bestimmungen  auf  der  alten  Grundlage 
wiederhergestellt  Ge^.  v.  20.  Dec.  IS  11)).  Erheblichere  Aendeniii'j-en  dann  nur  noch 
dorcb  Decr.  v.  17.  M  trz  Is52,  r^onst  unter  Napoleon  III.  nur  kleinere  (bes.  noch  durch 
Ges.  V.  S.  JunilS64).  —  Nach  dem  deutschen  Krie;xe  alli^emeine  Tari  f erh h ti n  n , 
bes.  durch  Ges.  v.  1.  Sept.  IWl,  für  Alcohol  speciell  durch  (les.  v.  2tj.  31  n/  1^72, 
für  die  Gelränkestcuern  im  (ianzen  durch  (les.  v.  "^0.  Dec.  1*^73,  fitr  Thello  <ler  \\  ein- 
uud  Cidersteuer  durch  Ges.  v.  31.  Dec.  Ib73.  Dazu  traten  verschiirftc  Control- 
und  Strafbestimmungen  und  einzelne  Aendernngen  der  Erhebung  (Ges.  v. 
2<.  Febr.,  26.  März,  2.  Aug:.  1*^72,  21.  Juni  1*«T."..  DI.  Febr.  1ST5,  U.  Juni  iSTö. 
14.  Dec.  1^75  u.  a.  m.\  an  die  sich  winlcr  wichtigere  Ausliihrungsvorordnungen 
(Decrete)  anschlössen  (bes.  1S75 — 79).  Durch  Ges.  v.  19.  Juli  ISSO  t-rfolgten  darauf 
bedeutende  Tarif e r  mäs si  guu gen  und  neue  kleinere  Ycriiiidcrungen.  Seitdom 
schweben  verschiedene  Ke  furin projcctc  ,  weh  he  auch  zu  (je sc tzcnt  würfen  ge- 
führt haben,  so  l&b7  (Bull.  Xl.\,  2^1»)  und  wieder  Ih^»»?  (Bull.  XXIV,  529),  letzterer 
mit  bOi^t  radicaler  Tendenz,  s.  u.  §.  253. 
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Literatur.  Stourm  I.  «  Ii.  l'i.  bc^.  j).  U'yl  II".  Wi-dcrhcrsitclluiig  »lor  Steuern 
iinh-r  Nnpoloon  D.  Vijrricb  I,  II'.' — 117  -ctiiMiiit^'  Daisti-Iliing-  der  oiii/''liii'ii  Stt-uorn, 
weniger  ciiigchüiid  uls  boi  aiiUcrcii  Steuern),  Tarife  cb.  U,  tJS2.  v.  Hock,  S.  ,'U»0 
bis  im  und  passim,  S.  3S3  H.  v.  Kaufmann,  S.  dS2^3US.  Block,  dict.,  Art. 
boi^^"!l^  von  Koiicou  mnl  Supplom.  (->uppl.  iröm'r.  1S7S — \\  52  und  spit-Mo). 
Bes.  eiugehcud  und  vorzüglich,  u.  A.  über  diu  von>cUicduncii  (ictrauki;>tcucr-Euiiuütcu, 
in  Sa y 's  dict.  de  fin.  die  betreffenden  Fachartikd,  namentlich  Stourm 'tt  Art.  boissons, 
dann  il  iol,  )>']<■{•<:,  vin,  cidre,  vinagc,  d«';uaturation  und  sonstige  cinzohie  über  die 
terliniöcliLn  Puncto  bei  dieser  Sti;U('r  (norh  nicht  alle  orseliiencu);  auch  Stonrm, 
liuipüt  sur  l'alcoül  daus  los  princip.  pays.  Par.  l*»bG,  p.  5 — SS.  -  Olibo»  der 
t^anzc  Band  I  (672  p. !  ttljor  die  einzelnen  Thoilc  des  SystüU)>).  t'erin  r  in  2  tibur 
bouilicurs  ef  (li^till.ifi'iirs .  aciiuits-;i-f  :uitinn ,  Licon/.<Mi.  S.  auch  J.  Wolf.  Brannt- 
weinstuucr,  Tub.  Isb4,  S.  12ö— 155,  der»,  in  Schanz'  liu.  Arcb.  IV,  Diu 
einzelnen  Mas»r<g^<'ln  anf  diesem  (jebiote  nacb  dem-  letzten  Kriegi)  von  Mathiou- 
Bodct  dargcbU-llt  uml  /.  Tli.  Kritisirt  (m>  I,  :;T.  lu,  '.»^  Ii.  —  Kcp^essiv•ula^^rc}r»;In 
flogen  Untorschlcif  in  l^TJ  l.'iT.  IM.  ■.'.•{'.I.  :{;}2).  icrnor  von  Ania';;a( 

a.  a.  0-  bei.  p.  "UU  Ii..  K»^  Ii.  b i  b  1  i o i?  rap  Ii io  im  I)lo(*k'>chen  dict.  p.  !'>'.'>,  im 
Say'schen  p,  i:tO.  Statistik  bei  Faure  p.  114  II',  Viguos  II,  2S8,  in  den 
Artikeln  des  Say'schen  dirt.,  aurli  manche  l>aten  bei  \.  Kanfmann,  vornehnilicl» 
aber  im  Bull.,  bes.  diu  höchst  reichhaltigen  Daten,  wciclic  amtlich  iur  die  gruä£>c  tic- 
tiänkestenerenqnßte  t.  1S79  ff.  zusammengestellt  worden  sind,  in  tuI.  IX  and  X;  dann 
Daten  über  Production  von  Wciji,  Cidcr,  AI  nl  ul  und  nl)or  vielerlei  P'.in/.  In.  >  aus  dem 
(icbiete  die;icr  Besteuerung  (s.  (Jenerah'-  iiiii  r  f.  die  20  ersten  I'  in  ir  ,1.  iJuII.  p 
Daten  Über  die  Stencrertrage  in  den  Vcrwaltungsberichlen.  Im  liull.  auch  seit  1^77 
die  Gesetze,  Decrcte,  (iesetzentwrarfe  mit  Motiven,  Eijizelnes  ans  den  Enqn^ten,  so  der 
Haupttheil  des  Berichtes  di  f  letzten  ausserparlanicntarisclien  rntersuchnni^scoinmi-sion 
unter  L.  Say'ü  Vorsitz  (Bull.  XXU,  329,  Bericht  v.  Finau/uiiniätcr  Uouvicr  au 
PrSs.  (irevy,   Ber.  der  Oommission    Uber   die  Monupolfrage  im  Jonni.  ofßc.  r. 

Juli  ISSS.  ü)»er  'Ii'-  ruiilärc  Seite  der  Alcoholfragc  und  Uber  Steuerreformen  im 
Bull.  IS'^'S  XXIV.  1».  170  Ii.  iin.I  yj'l  ll.\  Der  demgcmiiiss  rvus^nirbeitete  (iesct/- 
cnlwurf  ist  der  obengenannte,  am  .;<».  uctobcr  ISSS  der  Do]>utiitenkaniuier  vorgelegte 
(BnU.  XXIV,  529). 

Im  loig^eiitii  ii  wird  zuniich-t  eini'  rrhf r^ii  ht  der  Entwicklung  der  (jetränko- 
bostcuerung  aU  ganzes  System  und  im  Allgemeinen  gegeben,  darauf  die  Kiu- 
richtung  dös  Systems  und  der  einzelnen  Stenern  dargestellt  Einiires  in  der  technischen 
Einrichtung  dieser  Steuern  beschränkt  sich,  wio  oben  schon  bemerkt,  uiuht  auf  sie 
allein,  sondern  ist  nur  bei  ihntni  beson  iers  wiehtiir  und  zum  Theil  weiter  ausL'ebiMet, 
kclirt  aber  bei  anderen  indirecleu  Steuern,  wie  der  Ssdz-,  Zuckerateuer,  den  «Jel- 
steuern  u.  a.  m.,  wieder.  Es  wird  im  WesuntHchen  hier  bei  der  Behandlung  der 
(ietränkestetieni  auch  fUr  die  anderen  Steuern  mit  erledigt  (Exereicc,  ciroiilafioM. 
ac^uits- ä-caution  u.  s.  w.}.  —  Das  Detail  der  Bestimmungen  ist  auf  diesem  Steuer- 
gebiete ausserordentlich  gross.  Auch  die  folgende  DarsteUniig  kann  von  wi<:htigereu 
Einzelheiteu  nicht  ganz  absehen ,  weil  sie  zur  Ijharacteiistik  des  Systems  ^el^iren. 
Aber  sie  möglichst  zu  beschranken  oder  zurücktreten  zu  lasscu,  war  die  Absicht 


aa.   Die  Entwicklung  der  üetrftjikobestouornng  als  Ganzes  und  im 

Allgemeinen. 

^.  252.  1.  Urspriiiij;,  A u  s b ild  u ii  jlc  und  allgemeine 
finanzielle  Bedeutung  von  l.soi  — ls71.  Auili  die  niodenic 
Irunzü.si.'scbc  üctränkL'be.steucrun^  stellt  in  vielen  und  wichtij^en 
techuiseheu  Tuncten,  bcsoudcrti  beim  Wciue,  ein  Wiederauf Icbcu 
von  ähnliehcn  Steuern  des  „alten  Kegiments^',  der  cbcnialigcn 
„aides"  (§.  62)  dar.  Nur  dass  die  neue  Steuer  verallgemeiuert, 
vereinheitlicbt,  systematUeh  vollständiger  und  noch  folgerichtiger 
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iD  ihren  Einzelheiten  ausgebildet  worden  und  der  frühere  Tarif- 
wirrwarr verschwunden  ist.  Die  moderne  Gesetzgebung,  namentlich 
das  Hauptgesetz  von  1816,  ist  wohl  als  fiscalisches  Meisterstück 
gepriesen  worden,  v.  Hock  nennt  es  „das  umfassendste,  kfihnste 
und  durchdachteste,  welches  je  aus  dem  Gehirn  eines  Finanz 
ministers  entsprang".  Aber  abgesehen  davon,  dass  dieses  Gesetz 
mehr  nur  die  Normen  .seit  hsos  znsaniiiicnras.stc  und  sehoii  insofern 
nicht  die  Arbeit  Eines  Mannes  war;  es  lässt  sieh  sogar  nachweisen, 
wie  es  Stourni  gethan  hat,  dass  die  wiehtii;stcn  teelinisehen  Be- 
irtinimungen  der  neuen  Getriinkcbestcucning  den  Ke^^lenicnts  dei* 
ferme  generale,  der  Ordonnauz  Ludwig  s  XIV.  von  16ÖÜ  und  Über- 
haupt dem  im  Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ausgebihletcu 
Finanzrecht  der  aide»  nachgebildet  worden  sind.  Der  „Bruch  mit 
der  Vergangenheit''  war  auch  hier  nur  ein  vorübergehender,  das 
„Neue"  später  mehr  scheinbar  als  wirklich,  die  lästigen  Controlen 
und  Verkehrshemmungen  namentlich  bei  der  Weinsteuer  gingen  von 
der  alten  Zeit  in  die  moderne  hintlBer.*) 

Die  aidcs  waren  nach  einigem  Zögern  hinsiehtlieh  der  sogen. 
Eingaogsabgabc  in  den  gesehlo»t)enen  iStädten  (droits  d'eutr^e) 
schliesslich  doch  mit  dieser  Abgabe,  in  der  Consequenz  der  von 
der  coDstituirenden  Versammlung  einmal  eingeschlagenen  Stener- 
puUiik,  im  J.  1791  gefallen  (Gesetz  v.  17.  März  1791),  nachdem 
sie  ohnehin  schon  thatsächlich  vielfach  hatten  preisgegeben  werden 
müssen  (§.  167).  Die  Finanznoth  regte  zwar  auch  in  Betreff  der 
Getränkesteuem  schon  in  der  Zeit  des  Directoriums  Gedanken  der 
Wiederherstellung  an.  Aber  nnr  abCommnnalabgabe,  nämlich 
als  Theil  des  städtischen  Octroi,  das  für  eine  Anzahl  Gemeinden, 
dai unter  l'aris,  17;»8  wieder  /.n^elassen  wurde,  trat  die  Gctriinke- 
stencr  vorlaufig  wieder  ins  Leben.  Fast  5— G.Jahr  später,  im 
Jahre  l-'^Ol  unter  Napoleons  Kegienin^,  kehrte  sie  als  8taats- 
stcner  zurück,  um  seitdem  nicht  wieder  zu  > ersehwinden  und 
nach  und  nach  durch  ihren  steigcudcn  grossen  Ertrag  einer  der 
Grnndpfeiler  des  französiselicii  indirecten  und  des  ganzen  Steuer- 
systems Uberhaupt  zu  werden.  Die  erste  Gesetzgebung  brachte 
einen  unbefriedigenden  Versuch  mit  einer  neuen  Stenerform,  einer 
Art  Productionssteuer.  Schon  1806  kehrte  man  zu  den 
Stenerfprmen  der  früheren  Zeit  zurück  und  bildete  dann  die  Ge- 

')  r.  Hock,  S.  36].  Stourw  I,  o31  ff.  vnd  dersi.  im  dict.  Uu  fiu.,  Art.  bout^ous, 
p.  417.  Aach  für  daa  Fcrfgondo  Näheres  bes.  bei  St o arm. 
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tränkebesteneroDg  demgemäss  aoB:  ein  System  von  drei  bez.  vier 
Abgaben,  die  sogen.  Circalations-|  Klein-  (Detail-)»  Eingangs- 
nnd  „einzige"  Abgabe. 

Die  1804  nea  gescbafTcnc  Steuer  knüpfte  uiiiniUclbar  nii  diu  Prodiiction  tu 
niid  war  sehr  müssig.  Nach  der  W  oiii-  und  Ülisfcriitc  crl<«lgtcii  Aufnahmcu  der  ge- 
wonnenen Mengen  Gciraiil».  mit  späterer  Nachi>riil'ung  der  Bestiimic  (^olron.  Sy>ti m  des 
Inventars).  Der  Weio  zäihlio  dann  beim  Verkauf  40  Deut.,  Cidre  u.  w.  iö  Gcitt. 
p.  Hectol.  Branntweiii  aas  dioteii  Getränken  destilUrt  zahlte  nichts  weiter«  ans  andercu 
StoffcMi  (Korn,  Kemehst)  ebenfalls  nur  40  Cent.  p.  Hectol  (Oes.  v.  5.  Yentdse  XII  oder 
25.  l'ebr.  1804). 

Im  J.  IbOb  wurde  die  AufnuUuie  mitleiät  IiiFeutars  beüuitigt.  Aber  i>chou  1806 
{des.  r.  2f.  April)  worden  zwei  neue  Abgaben  ron  den  Getrftnken  eingeführt  und 

damit  die  Grundlage  des  ganzon  spatonii  Systems  geschaften:  die  sogen.  Circu- 
lationsa bgabe,  anfangs  als  5",,  Werthabgabe,  M.it  l^iis  als  spccifidche  Abgabe 
nach  der  Menge  (Hectolitci  )  und  nach  einem  vieistulii;Lii  sugcu,  Zonen -Tarifsätze 
auf  (irund  einer  Eintheilung  des  franzOs.  (jebiets  in  4  Classen  (Konen')  nach  dem  uii- 
jicfahren  Duichschnittswerth  des  W  eins  iMin.  30,  Mai,  SO  (^eiit.  ]>.  H<  rtol.  ',  fern- r 
die  äoguu.  ivloinabgabe  uDetailgobuhr",  droit  de  detail},  aU  Werthabgabe  vun  It), 
1808  Ton  15Vo'  trat  dann  als  dritte  Abgabe  des  Systems  die  Ein^^an  gs- 

abgabe  in  Städten  von  2000  Einwohnern  «nd  darüber  nach  einem  mit  der  Grösse 
der  ( )rtsbev»Mkerung  in  StuiVn  aufsteigenden  Tarife  liitizu  (jcs.  v.  'i.'i.  Nov.  l^os  . 
Die  Cir culationsistcuer  ward  sogleich  in  der  für  sie  eharacteristisch  gcbliubenea 
Weise  eingerichtet,  niunlich  so,  dass  jede  Pktzreilndening  der  Gc^inke  steneramtlich 
•-i'  ineldet  iirid  ein  Be^^Ieitschein  dafür  giMiMiiiiMMi  werden  musstc  (sogen.  expcditionX 
die  Groäskaufleuto  für  die  bei  ihnen  eintrellendon  Mengen  belastet  uiid  ihre  Lagcr- 
best&ndo  periodisch  aufgenommen  wurden.  Auch  der  Branntwein  wurde  zunächst 
noeh  wi'  Wein  behandelt,  unterlag  daher  den  drei  genannten  Abgaben,  nur  bestand 
für  die  Circ-ulationssteucr  kein  Zonen-,  sondern  ein  einheitlicher  Tarif  (1  1  ro>.  20  Cent. 
1».  Hectol.  in  l  asseru,  5  1  res.  in  i  laschen).  S(  hon  IM 2  wurde  aber  für  Brauutwciu 
die  Gircnlations-  und  Klcinabgahe  in  eine  einzige  15%  Wcrthabgalje  rcrwandolt 
Bier  wurde  s<-it  1<^0*<  auss«  hlicsslirh  eiinr  1"  ;i  b  r  i  kat  io  n  ss  te  u  e  r  ntiterworfen. 
daher  von  den  drei  Abgaben  der  übrigen  Getränkeateueru  nicht  getrollco.  Im  J. 
(Decr.  V.  27.  April)  wurde  anch  Yiercits  die  vierte  Abgrabe  dos  Systems  eingeführt, 
die  sogen,  einzige  Abgabe  1 1\  unique),  welche  in  Städten  mit  Octroi,  unter  Be- 
seitigang  der  inneren  Controlea  v<ies  E.vercieel.  an  ilie  Stelle  iler  Circulations- 
nnd  Kloinabgabe  in  I'orm  einer  en ts])rcchen d  erhöhten  Ein gangba bga be 
trat,  damals  obligatorisch,  wenn  die  Gemeinde  nicht  iu  kurzer  Frist  widofspracb. 
(S.  Näheres  bei  Stouriii  I.  ■'-öM  IF..  ders.  in  Say 's  dict..  Art.  lidissoii-.  ]\  419  fl'.. 
meist  wörtlich  übereinstimmend,  dauu  Stourm  ä  Art.  alcool,  eb.  p.  10.  Diese  Schriftcu 
auch  für  das  I-'olgende). 

Dieses  Gcti-iiiikcsteuer.systeni  bcwiiliitc  sich  iiuauzicll,  der 
Ertrag  stieg  von  löOG  -  i)  von  35  auf  lOÜ  Mill.  Frcs.  Es  war 
aber  freilich  für  den  Verkehr,  lllr  die  Producenten,  besonders  die 
Wein-  und  Obstbauer,  und  l'Ur  die  Weinhandler  und  Wirthc,  wie 
fQr  das  Wein  beziehende  Privatpnblicum  mit  recht  lästigen  Controlcn 
und  Htthen  verknUpft.  Daher  machten  sich  1814  und  1815 
politischeRücks  lebten  in  der  Gesetzgebung  dagegen  geltend. 

Die  Kestauratiousregierung  gewährte  dott  ,JEigenbauern"  lui  Wein,  U)»atwe»n 
und  Branntwein,  den  sie  bloss  aus  ihrem  eigenen  Emteprednct  gewonnen, 
Steuerfreiheit,  einerlei  wohin  und  an  wen  das  Gctrimk  ^ing,  —  womit  die  norli 
gegeuwilrtig  nicht  aui>gotragcue  Streitfrage  Uber  die  Behandlung  dca  Truduct:»  dur 
Eigcnbaner  «id  sogen,  bonilleurs  de  cru  begann,  eine  Streitfngo,  welche 
wiederholt  die  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  besch&ftigt  hat  und  mohrfach 
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veTbcliiedeo  eiittfcliieden  wardo  (Deer.  r.  8.  Dec.  1814).     Naclidem  daun  durch 

Napcltjoii  I..  iiacli  tlcr  I»iirl>h<-lir  von  Kl'ia.  aus  no.  Ii  w^-ifcr-jehi  iidcii  politiscli'-u  Teii- 
dcuzcit  mit  deu  ücträukcstcucKystem  g<;bruchcu  uud  ilalur  iläiidlerliceiizuii  — 
die  später  blieben  —  eingeführt  worden  (Dccr.  v.  S.  Apr.  Isl5>,  die  königUcbe  Be- 
l^eroDg  aber  abbaUl  zu  dem  früheren  System  ztirm  k<,'okehrt  war  nod  es  durch  das 
Haupftrcsetz  v.  2S.  Apr.  I'^H»  oiidsilti)?  lu'u  boRründot  hafte  wurde  zwar  die  Steuer- 
freiheit der  Eigeubauer  be^cliruiikt  (iSiti,  lbl7),  ?crblieb  aber  für  duu  ])orBÖtüichui) 
VerbraQch  und  fUr  Transporte  In  dor  Nacbbarscbaft  von  KoUor  zn  Keller,  was  die 
(Jnollc  iiirinals  vuliij»;  unterdrückt  ncwordcncr  UntcrscliKifc  geworden  ist.  Durch  Ges. 
V.  25.  Marz  ISH  wurden  die  (irundbcstimmungcu  der  Wein-  und  GiderhesteueruDg 
dann  /um  Ahsohluss  gebracht,  die  Circuhitionsabgabc  blieb  auf  Scodungcii  an 
„Private"  particulicrs),  die  KlcinabgalMt  auf  Klcinvcrkäufer  O^irthe,  Debitanten) 
bettchrftokt:  ein  durchgreifender  principiellei  Punct  der  (ietrünkebesteiiening. 

Id  der  AlcoholbeBteuening  erfolgte  dagegen  im^J.  1824  eine 
wichtige  Aendenrng.  Die  bestehende  Werthab  gäbe  wurde  nämlich 
beseitigt  und  durch  eine  einheitliche,  genau  nach  der  Stärke 
(Gradhaltigkeit)  bemessene  specifiscbe  Steuer,  die  sogen.  „Yer- 
brauehsabgabe^'  (droit  de  conBommation)  ersetzt.  Diese  Steuer 
ward  nat'h  dem  Ilectolitcr  reinen  Alcohols  zu  dem  Steuersatz  von 
50  Frcs.  berechnet  uud  mittelst  des  Ga v-Lunsac  Hchen  C'entesimal- 
Alcoholonieters  bestininit  (Gcs^ctz  v.  24.  Juni  1^24).  Dieses  ist  <lie 
Grundln^'c  der  Besteuerung  geblieben,  nur  sind  später  die  Steuer- 
sätze sehr  erhöht  worden.  In  den  Orten  mit  Eingaogsabgabe  tritt 
letztere  übrigens  auch  für  Alcobol  hinzu. 

Wiederum  waren  es  im  J.  1^^30  nach  der  Julirevolution  mit 
puli tische  Erwägungen,  welche  zu  einer  erheblichen  Tarif- 
rednction  der  Getränkesteuem,  selbst  fBr  Alcobol,  auf  ca.  '/s 
Satzes,  auch  der  Kleinabgabe  (auf  10%)  und  zur  Anstellung  einer 
umfassenden  Enquete  Uber  die  ganze  technische  Einrichtung  der 
Besteuerung  Itthrten.  Gegen  diese  Einrichtang  hatte  sieh  besonders 
in  den  Weinbau  treibenden  Landestheilen  eine  scharfe  Opposition 
erhoben.  Das  f>gebniss  der  Untersuchung  war  aber  der  Steuer 
selbst  lind  den  (Grundlagen  ihrer  Einrichtung  günstig.  Nur  in 
einigen  Puncten  der  Formalicn,  der  Controlen  und  der  Erhebung 
erfolgten  Erleichterungen  und  \  erändcrungcn,  die  hie  und  da  zu 
weit  gingen,  so  dass  später  Einzelnes  davon  wieder  etwas  moditicirt 
werden  musste. 

(i.  s  V.  17.  Ort.  und  12  Dcc.  ls:{(»,  21.  Aj^r.  1**32,  2*J.  Apr.  1S3H.  2(»  Juli  1*':!", 
2.').  Juüi  Stuurui.  Art.  boisMuia  im  Say  sehen  dict.  p.  I2M,  über  d.  Euqucte 

V.  1^30.  ü.  A.  wurde  den  Debitanton  \on  Spirituosen  insuti.f,  utg«;!!  Entrichtung 
der  Abgaben  bei  der  Ankunft,  sich  von  der  Uel»L'rwachnii'j  «lern  K.xcrcice)  zu  löM-n 
sog.  debitants  rediuKS,  I^.Tj  .  Die  ,,oin/.i;;c"  Alij^alic  wur<lc  1*'41  auf  KrsaUi 
der  Klein-  und  Eingangsabgabe  beschrankt,  bo  dasä  sie  nicht  mclir  die  Circulationä- 
abjjrabe  mit  nmfasstc,  dafür  aber  die  Controlo  innerhalb  der  bctrefl'enden  Gemeinden 
im  lutcrcsbc  der  SlaatSbt  .ucr  und  auch  das  Uctroi  wieder  hergestellt  wurde.  -  Die 
•^t.  iicrerma;:>igunir  von  Is.'IO  verminderte  den  Ertrafr  sehr,  ohne,  wie  von  aintli' her 
uad  äoustigur  sachverständiger  £>eitc  hervorgehoben  wird,  deu  Cousttmentou  in  Treib 
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oder  Qualität  zu  (iutc  zu  kommen.    Der  Wcinstciicrertrag  sank  1S30  auf  vod 
auf  'A^.'l  Mill.  I  ns.  und  i  rrciclite  ei-st  1^46—17  annähernd  wieder  <lic  frühere 
HCdiu;  der  Aicuiioläteuerertrag  bduk  von  1S30  auf  von  2Ü.2  auf  14.5  Mill.  i'ic;>. 

und  war  erat.  1  «»99  wieder  so  hoch  als  1S30  (Boll.  LX,  Ibl,  X,  155). 

Aas  ähnlichen  politischen  Gesichtspnncten  ging  man  im 
J.  sofort  gegen  die  Gctiänkcsteiicrn  vor,  nur  viel  radicaler. 
Wegen  der  lästigen  und  gehässigen  Erlicbungsart  lioh  die  {»rovi- 
S(»i Ische  liogicruiig  die  Kleinahgabe  und  die  Ueljcrwachiiiigcn  dafür 
auf  und  führlc  eine  allgemeine  Verhrauchsahgabe  für  Wein,  Obst- 
wein und  Alcohol  mit  einem  mUHsig  gehaltenen  Tarilc  ein.  \V()l)ei 
übrigens  die  Körmliehkeitcn  der  Circulation  verbleiben  suUtcn 
(Decr.  V.  31.  ^IWva  1848).  Die  National  versa  nimluDg  stellte  indessen 
die  alte  Gesetogebung  einfach  wieder  her  (Ges.  v.  22.  Juni  1S48). 
Zwar  beechlosB  sie  selbst  später  nochmals,  mit  in  politischer 
Tendenz,  die  Aufhebung  (Ges.  t.  U.  Mai  1849).  Bevor  aber  der 
Termm,  von  welchem  an  diese  Massregel  Platz  greifen  sollte 
(1.  Jan.  1850),  herbeigekommen  war,  wurde  durch  die  nen  gewählte 
Nationalveroammlung  abermals  das  alte  Steuersystem  wieder  her- 
gestellt und  die  Frage  der  Steuerreform  wieder  einer  Enquete- 
Conimission  übertragen  (Ges.  v.  20.  Dec.  184!>).  Das  Ergebniss 
auch  dieser  neuen  eingehenden  Prüfung  war  schliesslich  wiedeium 
der  bestehenden  Steuereinrichtung  im  (janzcn  günstig.  Nur  in 
einigen  Einzelheiten  wurden  Abänderungen  vorgeschlagen,  welche 
durch  das  Dcciet  v.  17.  März  1852  im  Wesentlichen  in  das  Steuer- 
recht  tibergegangen  sind.  Unter  Najtoleou  III.  blieben  die  so 
wieder  festgestellten  Grundlagen  der  Besteuerung  dann  fast  un- 
verändert Der  «Ertrag  stieg,  mit  unter  dem  £influss  von  Tarif- 
erhöhungen, erheblich,  bei  allen  Getränken  zusammen,  inbegriffen 
die  Nebenabgaben,  von  110.9  MiU.in  1859  auf  259.4  Mill.  Frcs.in  1869. 

8.  wicdcram  Ix».  Stoarm  im  dict  de  fiu.,  Art  boissons,  p.  423  IT.  Efoem 
alten  Vorwarf  gcg:cn  die  (ic(räiik«.stcucr  (aach  für  Alcohol  beit  IS24),  dass  diesclhc 
niimlioh  nur  hei  der  Kh-inahirali' ,  als  einer  W'e  r  t  Ii  ah^ahe ,  die  Qualität  bcrU<k- 
bichtige,  bei  den  sonstigen  Ahgalien,  als  bpecitischen  IStcucin,  im  Ganzen  dagegen  uicht, 
glatibto  man  nach  don  Untersuchungen  der  Gommisi'ion  dorli  nicht  weiter  als  nittoM 
Beibehaltung  der  Kleinahgabe  und  8teuer/jis<-hlair  fiir  Weiii'-  untl  Siiirifaoscn  in 
Flaschen  und  lur  Liquourc  Kcc^uung  tragen  zu  kOuuuu. —  Dab  i'hvileg  derKiguu- 
bauor  wurde  wieder  etwas  bescbriukt.  aof  Soudangen  von  Keller  tu  Keller,  dIoss 
innerhalb  des  Cautons  und  der  benackbarteo  tiemeiiuhn.  Eine  andere  rrivilegicn- 
frage.  die,  welche  dab  sogen,  steuerfreie  vinngc,  d.  h.  die  A'eruiisehung  dei  Weins 
mit  Alcohol  uhuc  Steuer  lur  letzteren  betritit,  wurile  l^.'jti  zu  Gunsten  dieser 
Freiheit  für  7  Departements  des  Sudens  gelöst,  1864  (Ges.  v.  S.  Juni)  aber  wieder 
1"  ^'  itigt.  (Stourm  a.  a.  0.,  p.  424.  Art.  Tinagc  im  Block'scken  und  im  Say 'sehen 
dictionn.) 

§.253.  2.  Periode  seit  1871.  Nach  dem  deutschen  Kriege 
mnssten  begreiflicher  Weise  die  schon  so  ergiebigen,  aber  doch 
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immer  noch  einer  weiteren  Ertra^sHtcigcrung  fähigen  Getränke- 
steuern iliieii  jL^cbiilireiideii  Antlicil  an  der  alljiciueiu  iccbotenen 
Steuervcrnichriui^^  mit  übernehmen.  Dabei  trat  aber  immer  sehärler 
eine  eharaeteristisehe  Xeij^un^  hervor,  die  lielastuu«;  mehr  auf 
den  Ale<»h<»l  zu  sehieben,  als  auf  die  übrigen  (Jetränke.  Ferner 
suclitc  üiau  nicht  nur  dureli  Tarilcrhöhuuj^en,  sei  es  des  l'rineipal- 
satzcs  (so  besonders  bei  Alcobol),  sei  es  der  Zusehläijcc  dazu  lUr 
8taatsreehnnng  (der  „Decimcn''),  sondern  durch  Ausdehnung 
und  YerschärfuDg  der  Controlen,  der  Formalitäten,  der 
Strafen  den  Unterschleif  wirksamer  za  unterdrücken. 
Beide  Bestrebungen  sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Der  Ertrag 
der  Getränkesteuern  stieg  von  1869  bis  1880  tltr  den  Staat  (ohne 
die  Zölle)  von  259.4  anf  454.4  Mill.  Pres.,  abo  um  ca.  75  Mit 
den  ZCdlen  und  Gemeindcoetrois  ergab  sich  um  1880  ein  Gesammt- 
crlrajj  von  Uber  t)00  Mill,  Fres. 

Die  'rarirerliithunj^cn ,  zumal  für  Aleohol,  (lrän;:,ten  dann  aueli 
ihrerseits  \Nicder,  weil  sie  noch  mehr  zum  L'nlersehhMt  anreizten, 
auf  die  \'ers(  härt'un^-  der  Controlen  u.  s.  w.  hin.  Natürlich,  dass 
aber  dadurch  die  Delastigun^cn  gesteigert  wurden  und  die  l  u- 
popularität  dieser  jBci>tcucrung,  trotz  der  Gewöhnung  der  rUichtigcn 
an  letztere,  noch  wachs. 

Dazu  traten  immer  mehr  andere  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Einrichtung  der  Gctränkebesteucrung.  Solche  machten  u.  A.  be- 
sonders die  Fragen  von  der  Steuerfreiheit  der  Eigenbauer  und 
Ei^  cnbrenner  (bouilleurs  de  cru)  und  von  der  Unterstellung 
derselben  unter  die  regelmässige  steueramtliche  Controle(„exercice**), 
femer  von  der  Besteuerung:  des  Alcoholzusatzes  zum  Weine 
(viua^^e)  in  theils  neuer,  theils  vermehrter  Weise,  al)ermals 
vidlends  bei  den  Indieren  Steuersätzen.  Diese  Fraj;en  bcsehältii;ten 
i'A^t  bcständii:;  die  ötientliehe  Meinunj;  und  wiederholt  die  Gesel/- 
i::ebnn^%  die  sie  in  verschiedener  Weise  behandelte.  Ferner  ver- 
langten die  Verheerungen  der  Keblaus,  die  wachsende 
Coucurrenz  der  „ industrielle n Aicoholc  mit  denen  aus 
Wein  etc.,  die  \  eränderungcn  und  Verbesserun <;cn  der  Td  hnik  des 
Hreunereibetriebs,  die  bei  letzterem  mitspielenden  landwirtbschait- 
liehen  wie  anderseits  die  Weinbauinteressen  u.  dgl.  m.  noch  mehr 
als  in  anderen  Ländern  Bertleksichtigungen  bei  einer  so  streng 
fiscalischen  Steuergesetzgebung.  Aber  das  dringende  Finanz- 
bedflrfniss  machte  diese  BerUeksiebtigun^en  noch  schwieriger  als 
anderswo.    Wiederum  schuf  auch  die  ungeheuere  Zersplitterung 
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der  privalwirlhscbafUichea  Prodaction  beim  Weinban,  Obstbau,  der 
Brennerei,  bei  den  gebotenen  bohen  Steuersätzen  noch  ibre  eigenen 

Scbwierigkeiten  ftlr  eine  erträgliche  und  doch  hinlänglich  einträg- 
liche EiniichtuDg  der  Gctränkebcsteucrung.  Die  Haclilagc  war 
und  ist  in  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  eine  ganz  andere  als  in 
Grossbrilannicn  ohne  Weinbau  und  mit  bloss  industrieller,  ausser- 
ordentlich concentrirtcr  Hieiincrci  (8.  2'Jl)  und  auch  als  in  Deutsch- 
land, wo  Weinbau  und  Weinconsum  so  viel  beschränkter  sind.  Die 
zunehmende  Verbreitung  der  Trunksucht,  die  Erkenntoiss  der 
schädlichen  Ingredienzen  besonders  der  nicht  oder  nicht  genügend 
gereinigten  industriellen  Branntweine  gaben  endlich  der  Frage  der 
Getrftnkebesteuernng  abermals  eine  neue  Wendung.  Sanitftrei 
ethiscbe,  selbst  polittscbe  Momente  begannen  immer  stärker  ibre 
Berttcksicbtigung  zu  verlangen.  Die  Sobankwirtbscbafts-Gresets- 
gebung,  die  Licenzfrage  traten  deshalb  mit  in  den  Vordergrund. 

So  wird  es  begreif  lieb,  dass  mancherlei  Reformprojecte  auf- 
tauchten und  mehrfach  auch  die  Gesetzgebung  beschäftigten.  In 
eigenthümlicher  Form  trat  das  Branntwein- Monopolprojcct  in 
dem  A  Igl ave'schen  Plane  einer  Art  Kleinverkaufs- Monopols 
hervor. ')  Abermals  wurde  eine  grosse  parlamentarische  Enquete 
'i.  J.  ]^^2  aufgestellt  und  darauf  nochmals  eine  ausscrparlamen- 
tariscbe  über  einige  Hauptfragen  der  Gelränkesteuerreform,  be- 
sonders der  Kranntweinbesleuernng  (1887).  Die  verbesserte  Finanz- 
lage hatte  schon  im  J.  Iö80  (Gesetz  v.  lU.  Juli)  die  Mciglichkeit 
zu  einigen  Steuererleichterungen  gegeben.  Man  glaubte,  dies  vor* 
nehmlieh  den  Getränkesteuem  zu  Gute  kommen  lassen  zu  sollen 
und  schritt  daher  zu  einer  erheblichen  Ermässigung  der  Tarife 
derselben.  Man  erzielte  damit  eine  beträchtliche  Ertragsabnahme, 
hat  aber  wieder  die  Erfahrung  gemacht,  dass  davon  den  Oonsn- 
menten  wenig  zu  Gute  gekommen  ist,  was  u.  A.  der  Zersplitterung 
des  Gcträukckleinhandels  oder  Debits  mit  zugeschoben  wird  (Say). 
Die  beständige  Agitation,  das  Mitspielen  politischer  Kik'ksichtnahmen 
auf  einzelne  Volkselassen,  aber  allerdings  auch  die  Ergebnisse  der 
neuen  Untersuchungen  der  Getränkesteuem,  die  dabei  erfolgten 
Vorschläge  und  das  Bestreben,  den  sanitären,  ethischen  und  cultur- 
politischen  Kticksichten,  welche  bei  der  Einrichtung,  der  Getränke- 
steuern mitspielen,  möglichst  Kecbnung  zu  tragen,  hat  denn  jtlngst 

')  S.  darüber  J.  W  oH",  im  l  ioan/an  hiv  I\\  .'{".iT.  Branntwein  sollt«-  nur  in 
aintliclicn  Flanellen  durch  den  btaat,  dur  ihn  den  Erzeugern  im  (iro:>bca  abkaufte, 
ia  dea  üonsmn  und  Kldnfeikehr  aberierelien  dQrfen. 
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ZU  einem  radicalen  Gesetzentwurf  des  Finanzniinisters  Pevtral 
gefuhrt.  Hier  wird  nichts  Geringeres  geplant,  als  die  völlige 
A 11 1"  b  e  h  u  D  g  der  We  in-,  C  i  d  e  r  -  und  H  i  e  r  s  t  e  u  e  r  n  als  Staats- 
steuern  und  die  Ersetzung  des  grossen  Ausfalls  an  Kinnahnien 
durch  die  Steigerung  der  AI cohoUteaer,  die  Erhöhung 
der  Licenzen  and  die  BinfUhrang  einer  kleinen  Ein- 
korn mens  teuer.  Das  lange  vorschwebende  Ziel,  die  GetrUnke- 
bestenerong  wesentlich  auf  den  Aleohol  zu  concentriren,  würde  damit 
erreicht  werden. 

S.  wiederum  bes.  Stourm  in  den  g.  ii.  Artikeln.  Heber  dio  cinzeliieu  stouer- 
politischen  Massregcln  und  Pläne  auch  Mathini-Bodet  und  Amagat  a.  a.  O. 
Durch  (ies.  r.  1.  Sept.  ISTl  wurde  u.  A.  die  Circulationsabsj^nlio  vordopprlt  (f.  W fin 
in  Fässern  auf  1  Frcs.  2U  Cent.,  l.bO,  2  und  2  Frcs.  40),  f.  Klascbcnwcin  auf  15  Frc9. 
p.  Hectol.  gelyncht,  die  Alcoholstener  sti^  r.  75  aof  125  Fres.,  sp&tor  (Ges.  v. 
26.  März  l!572)  f.  Branntireln  in  riaschcn,  für  alle  Liqaeurc  (auch  in  Fässern)  auf 
175  Pres.,  dio  correspondircndcn  Aligabeii  ita\c  il<^  romplacemeiit  in  Paris.  Steuersatz 
in  den  villcs  rcdiinües)  wurden  entsprcfheiid  erhüht,  dii-  Kingangsabgabc  desgl.  (Ges. 
r.  H\.  Dec.  187.^).  Die  Kleinattgabc  blieb  dagegen  im  alten  seit  1852  wieder  be- 
stehenden Princii)alsat/,  V.  1  I'io  Bierstcucr  wurde  <!:lcirhf.-dls  ]^7t  filr  ..sfaricos 
Bier"'  um  die  Hälfte,  filr  „kleines  JJior"  auf  das  Doppelte  gesteigert.  Die  Getränk«- 
(tteoern  unterlagen  wie  die  meisten  flbrigen  indireeten  bestindig  dem  alten  10  7,, 
Zuschlag  für  den  Stjiat  (Ges.  f.  191 6)  und  seit  ISö.i  cincui  zweiten  ebenso  hohen,  wozu 
1S74  noch  .  ine  lialhr  Dcoime  trat  ((Jes.  v.  .'^O.  Dcc.  187.H).  /us.  also  25*',,  Zuschlag 
zum  Principalsatz  mit  kleinen  Abweichungen  im  Einzelnen).  Im  J.  IhbO  wurden 
dann  die  Circulations-  und  Eingangsabgabe  f.  Weine  und  Obstweine  um  ein  Drittel, 
die  Kleinabgabo  auf  12.5'"o  vom  Preise  (incl.  Decimen)  herahfresetzt,  die  Alcohol- 
stcuer  ebenso,  Decimen  inbegrili'en,  auf  15674  P*  Hectol.  i^Ges.  v.  19.  Juli  Ib80). 
Die  ..Expeditionsgebttbr**  Air  die  Amlfefeniiif  stemenmtlichorBegloitfdieiDe  jeder  Art 
ist  \blH  (Ges.  v.  .Hl.  Dec  )  von  13  aof  40  Cent  erhobt  vorden,  vom  dann  noch  eine 
Stempelabgabe  von  10  CenL  tritt. 

Unter  den  Gesetzen,  welche  nat:h  dem  Kriege  das  Steu  ervorfahreii .  ilie 
Formalitäten,  die  Controlen  und  Strafen  u.  dgl.  m.  io  einigeu  Functcu  neu  regelten, 
bez.  rerscbirften .  sind  henromheben:  diejenigen  vom  28.  Febr.  1872  (Aber  Formali- 
täten, Controlen,  Behandlung  der  acquits-ä-caution  n.  dgl.  m.  bei  der  Circulation  der 
Getränke):  2«').  März  1S72  n.  A.  nber  Behandiunir  des  Absinths);  2.  Aug.  1^72 
v,ünterätcllung  der  bouillcurs  de  cru  unter  das  exercicu,  mit  .Moditicationen);  21.  Juni 
1S73  (betr.  Verfidiren  bei  Defraudationen,  Strafen  im  Gebiet  der  indireeten  Steuern); 
II"..  F.br.  1S75  (unterwarf  die  bis  dahin  vom  cxcrricc  befreiten  reellen  Entrep«">ts  von 
Getränken  in  Paris,  wo  vieP Unterschleif  vorgekommen  sein  soll,  den  Controlen  uitil 
FormalitMen  des  Grosshandels  und  der  Entrcputs,  wie  sie  ausserhalb  Paris  bestehen)  ; 
4.  M&rz  1875  (betr.  die  constatirten  Fehlmengen  —  manqoants  —  üb.  r  die  gesetzlichen 
Nachlässe  bei  Grosshändlern,  Brennern  und  Destillateuren  und  dir  Besteuoriinir  dieser 
Mengen);  9.  Juni  1875  (die  „einzige''  Steuer  obligatorisch  au  Stolle  der  Detail-  und 
Eingaogsabgabe  ftlr  alle  Orte  ttber  10,000  Einw.  gemacht);  14.  Dec  1875  (Wiedel^ 
nnfheboog  der  Controle  für  die  Eigcnbrcnn-  r).  S.  Uber  die  Massregeln  T.  1876  IT. 
bes.  Mathieu-Bodet  I,  9i>,  Ua,  134,  301,  HiL 

Der  finanzielle  Erfolg  der  genannten  Tarifrerändemngen 
und  Verschärfungen  der  Controlen  tritt  in  folgenden  Daten  des 

Ertrags  der  einzelnen  Abgabearten  nnd  des  Gesammtertrags  deutlich 

hervor,  wobei  auch  die  Verschiebun^^cn  zwischen  den  ErlrUgcii  der 
Abgabearten  stcuertechnisch  beachteuswcrth  sind. 


9 


G26         6.  B.  2.  K.  Slcuerrecht  1.  Ii -A.  2.  A.  Frankreich.  §.  203. 

Fanrc  p  114,  womit  die  Daten  und  Bereehnnnsren  der  aratlichon  Jahresberichte 

•l'T  tKTaldircction  der  in  l-riNnt-ii  Si<-iiiTh  /n  vcr-lfi.  hcn .  im  Rull.,  z.  B.  f.  lSb6 
AXIll,  5."J8,  auch  für  di.  V<  nln-iluiii;  '1»  r  Krtriig-;  auf  dio  ü.  misrhtcn  Abj^abcarten, 
welclie,  wie  die  „einzige  Ta.\c iiitlirere  »oni>t  getn  nute  Abgaben  in  sich  entliaJten. 
Die  ZahlcD  bedeuten  MiUiooen  Francs. 


lb72 

iS7G 

lb>0 

ISSl 

l5b4 

Circofattonsabgabe  ron  Wein 

llh'l  TidiT  

17.:..'! 

.".  l  77 

17.2»; 

.'JS.46 

20.G.') 

2'<.2I 

Kvpt^diiionsgebuhr     .  . 

l.ls 

1.17 

1.12 

4.2S 

4.S2 

y4.>i 

'.•'.>  ;i7 

lOÜ.l'J 

11.H.4S 

9>.1S 

AlIgiMm  ino  Alcoholstencr  . 

47.01 

f;2.i5 

»S.25 

1.H5.30 

14(>..'.3 

i:jr..o!i 

Kifi'^ang>abgabc  .... 

ii.:)t> 

I0.72 

?».74 

lO.Os 

11.02 

12.1  \ 

lÜ.Oll 

12.45 

4ü.u:{ 

avö4 

33.92 

37.<i;{ 

Pariser  Ersatzstencr  .  .  . 

50.S2 

72.30 

75.SI» 

«8.70 

Of».SI 

16.S3 

l'.l..*.> 

21.25 

l'lXrl 

2.'t.(;7 

ly,  07 

249.t>3 

2bli.l(» 

599.24 

414.03 

42<i.H5 

Es  liegen  die  Daten  bei  der  Klein-.  Eintiani;-«-  niui  rariscr  Ersatzsteuer  auch 
'jr.  ttvMiit  fiir  Weine  und  Obatveine  einer-,  Alcohol  andeneitit  vor.  Demnach  liamen 
Ml  aul 

Wein  n.  s.  w.  Alcohol 

Kl.'inabgab.'  40.22  .M  7ii 

Eiii'-'^aiigsaligabc  2.2.J  9.1>U 

I'aribor  Eriaf/>t-  u<M'  ....    :i'.>.2.'!  27.57 

In  {  lallt  sona<^li,  ..lin.'  lil.-  ...•iM/i<;.>  Tave",  anf  il.«n  AN  . .ho!  24."». .'i  Mill.  Frcs. 
Am  Bcmerkenswerthcsteu  iat  besoudcrs  diese  starke  Steigerung  des  Ertrag.s  d«^r 
Alcoholsteuer  und  der  „einzigen  Stenei*^  (l^^t*^'^  ®ine  Folge  des  Gesetzes  fon  1H75, 
wel(  hl  s  dii  >r  Sti  lirr  tiir  «lio  Orte  von  mehr  aU  10,000  Einv.  obliuatorisrli  niarliti>\ 
Die  E.Tpt  ditioiisgi;hiihr  wiril  auch  in  einigen  anderen  Fällen  orhoheu,  der  Ertrag  fallt 
aber  fj^st  ganz  auf  das  (Jebiet  der  Gctränkebcblcucrung. 

Der  (iosaninifrrtr.il,'  d  r  I-  tzteren  war  1SJ>6  (incl.  Expeditionsgebühr)  412.2.*}, 
1^^7  4I7.*I!»  Mill.  I  i  -«.  iHiill.  XXIIl,  2S4).  Gegenwärtig  aI.so  etwn  '  .  — '  d.-r  ir.'sammt.«n 
Staatsbteuern,  ohne  die  neuester  Zeit  erheblich  gewonlenen  Zuileinnahinen  lUr  freuide 
Weine,  Alcoholo  and  Biere  (iSbO  bez.  25.27,  8.19,  2.84,  zu».  36.2<)  Mill.  Frcs.).  Die 
volle  linruiziclle  Bcdeutnnsf  der  franzöäiäcben  (letr.inkesteiiorn  »  rgiebt  sieh  aber  erst 
nnter  Einrechniinir  dr>  ihn  (Jemeinden  znlallendtn  (.» e t m i crtrags  von  Getilinken. 
welcher  ISSO  auf  ]].;  Mill.  b.  r.rchuet  wurde  711  f.  Wein,  2.:{  f.  (  idor,  14.2."}  f.  Bier, 
17.5  f-  Alcohol).  So  steigt  der  Ertrag  aus  inneren  Steuern,  Zollen  und  Ortiois  Im 
d.'ii  Staat  niid  die  (irnicinden  auf  cImt  »'.()(»  Mill.  I'res.  Is^ii  HO'!. 74.  Rull.  X,  511). 
Seitdem  hat  er  in  Folge  der  Tarifreductionen  von  1*^60  etwaa  abgenommen. 

Nach  den  ron  der  Gencraldircction  der  indirecten  Stenern  fQr  die  EnqnAtc  von 
nsi  angesttiUten  Bercchnuniren  ergiebt  sich  fur  die  einzeln  cn  (letr.inkc  folgende 
Ert ra gsbe wcgnng  der  für  Staat  und  Gemeinden  erhobenen  inneren  Steuern,  Zölle 
und  Octroiü  in  Mill.  Frcs.   Bull.  X.  ölO): 


Darchsrhnitt 

Wein 

Ob:4twcin 

Alcohol 

Bier  N 

elienabg. 

Sunini«' 

05.40 

S4ß 

19.42 

12.12 

5.04 

111. 0.l 

1840—49 

78.89 

9.23 

27.49 

14.80 

6.89 

1.96.79 

Isr.o— .'iii 

92.24 

11. SO 

44.:i.'; 

20.32 

b.41 

177  12 

1  .')5.0i) 

1 

91.S9 

2s.or) 

9.92 

2'.ill.!)7 

1S70— 79 

22b.ll 

lO.SO 

105.59 

:j2.9l 

13.64 

450  00 

18HÜ 

281.89 

16.61 

24Ü.62 

39.69 

18.93 

603.74 

Auf  den  Al( 

.'ohol  fiel 

hiernach 

in  den 

dOcr  Jahren 

17.5.  ISSO  40.S'' 

Ertrag».  Seitdem,  in  Folge  der  Wiricungen  des  Gesetzes  von  ISSO,  ist  diese  Qnote 

noch  ^^^•^fie^'cu. 

Man  vcransehlugle  um  ls7>.  ilash  die  »iimuiilichen  Staats-  und  I,ocalst<  uern  den 
Wein  im  Durclischnitt  mit  etwa  207»  vom  Verkaufswertlie  lickistetch  (mit  6  Frcs.  54  Cent. 
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« 

ftlr  82.3  Frei.  p.  Her.tol.  —  nur  etwa  3 — 4Vo  fraiizös.  Weins  i^ch&rt  zo  dem 
Prodiirt  liflli.  T'^r  (^iialitnt  mul  Preises);  ehenso  hoch  -rli.Hzle  man  die  miniere  Re- 
lastung  des  (»hsttt  eins  (:;  IVs.  47  Cent,  von  15  — H»  Fres.  Werth  p.  Her  toi.). 
(Bull.  VII,  1 IH)-  Eine  .solche  Belastung  galt  ai.s  zu  hoch.  Deslialb  die  Erm:is>igung 
im  Cl68.  und  die  weiteren  Reformpllne. 

MissHcher  ist  aber  ein  anderer  Punct  des  ganzen  Systenj.s, 
nämlich  ob  die  Consn ni e ii t e ii  durch  die  einzelnen  Arten 
der  Geträn  k  esteiier  wcnig.stcns  annUliernd  gleich- 
niässig  getroffen  weiden?  Hei  ullirenVcin  liölieren  Tarifen  ist 
eins  natürlich  nocli  wichtiger.  Besonders  selnvieri^  ist  liier  die 
Feststellung  des  richtigen  Verbältuisscs  der  C i rculationsabgabe, 
weiche  die  wohlhabenderen  Privaten,  und  der  Klein- 
abgabe,  welche  den  Wirthshaasverkehr  und  mehr  die  mitt- 
leren und  unteren  Erwerbseiassen  vornehmlich  zu  treflfen  bat.  Die 
Frage  der  Ueberwälznng  nnd  endgiitigen  Tragang  der  Steuer  bleibt 
dabei  ausserdem  noch  ganz  unerledigt.  Man  hielt  frtther  und  um 
1871  die  Cirenlationsabgabe  gegenüber  der  Kleinabgabe  fflr  zu. 
niedrig  und  hat  sie  daher  stark  erhöht,  die  andere  im  alten 
Principalsatz  belassen.  Mit  den  betreiTenden  Abgaben  ist  dann 
aber  wieder  die  „einzige  Steuer"  und  die  Pariser  Ersatzsteuer 
im  richtigen  VerhUltniss  zu  halten,  was  auch  »Schwierigkeiten 
gemaelit  hat. 

bii>  hat  sich  /,  11.  bei  d.  r  Auafiihrun)^  einer  ^'ol•^chril"t  drs  (Jos.  v.  fl.  .liini  1^75 
^bclr.  die  obligatorische  Durdiluhrun^  der  „eiii/i^-en  Steuer"  in  den  ()rten  über 
10,000  Einw.)  ergeben,  wunach  allo  Jahre  eine  lievinun  di  >  TarilV  d<r  „einzigen 
Steuer*  crfüigeii  sollte.   ^Ni^beres  in  d.  Motiven  de»  (ics.  v.  l^bO,  s.  BuU.  VII,  152.) 

Gerade  die  steuertechnisehe  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Theile  des  Getränkesteuers^stems  hat  man  wohl  sonst  ge- 
rühmt, weil  sich  die  Besteuerung  so  den  Verschiedenheiten  der 
Verkehrs  ,  Absatz-  und  ConsumtionsTcrbältnisse  gut  anpasse.  Aber 
die  hierdurch  wieder  bedingte  Complication  macht  eben  eine 
gleichniässige  Hesteuerung  der  Konsumenten  —  von  der  l'cber- 
wiilziiiigstragc  ^^anz  abgesehen  —  sehr  schwierig  und  im  practischcn 
Ergebniss  fraglich. 

Die  Strebziele  der  verschiedenen  neueren  privaten  nnd  offieiellen 
Reformpläne  und  Gesetzentwürfe  gehen  daher  auch  mit  auf  eine 
Vereinfachung  der  Besteuerung  hinaus. 

In  dem  (iesetzeiitwurf  v.  l'?sG  sollte  das  Exorcicc  hei  liea  (ietMnked.  liiiantcn 
fofffallrii ,  ein  nso  allircmein  die  Kleinabgabe,  diifreireri  verbleiben  die  ('irrnla(inn<- 
abgabc  —  nach  einem  dicistutigen  Tar^'  fur  \\  ein  nach  3  Abtheilungen  des  (iebiets. 
Dftch  einem  Einheitstarif  fllr  Obstvein  und  für  Alcohol  —  als  atlgcmeinv  Vcrbranclis- 

steuer  im  ganzen  Stnat-^gebie-te ,  die  Tüingangsabgabc  in  Orten  iiber  4000  Einwohnern 
nach  einein  siel>enstuligen  (  •rtsfarif  iiremii^N  (b-r  Volk^/ahl).  tnit  wi  ifer-  r  l'iit'  rseheidnnif 
dieses  Tarifs  für  Wein,  nicht  liir  Obstwein  und  Alcohol,  nach  den  drei  (jebieis- 


028     6.  B.  2.  K.  Stoaorrecht.    1.  H.-A.  3.  A.  FfmMch.  §.  25.H,  254. 

abtheilunji^cii.  Die  Licenzen  sollten  verdoppelt.  <lic  •'toiKnfreie  Alcoholisinmg  der 
Weine  auf  dio  (irenzc  bis  zu  12"/,,  Al'"ohuhtärk(}  des  Weins  Ix.-schränkt .  ilcr  von  i\>-n 
bouilleais  de  cra  fabricirtu  Alcohol  mit  besteuert,  diese  PcrsoDen  zwar  nicht  dem 
ExCTdce,  aber  einer  Gontrole  der  Breanerei»  und  DesHIUrappanUe  u.  s.  ir.  mit  unter- 
zogen,  der  Schwcrpunct  der  Bestcacrung  durch  Erhöhun?  der  allgemeinen  Verbrauch»- 
abjrabe  für  Alcohol  auf  215  Frcs.  p.  Il-  rtol.  —  ausser  der  nach  <  )rtsclassen  zwischen 
7.J  und  30  Frcs.  sich  bewegenden  Kin^anf^sabgube  —  noch  mehr  in  die>eii  Artikel 
gfelegt  werden  (Ges.  u. «.  w.  im  Bull.  XIX.  239,  Motive  eb.  S.  233  ff'.).  Das  finanzielle 
Krffebniss  dieses  Proj.'of  Brt>bliel)en'  [i  Kofoniipl:>ii>  wurde  auf  ein  Plus  von  "6.3  Mill. 
Frcs,  für  den  Staat,  gegenüber  dem  bisherigen  £rtrage,  geschätzt  (Verlust  bei  Wein 
und  Obstireiii  49.3,  Gewinn  bei  Alcohol  im  Ganzen  115  Mill.  Free.,  sonst  bei 
Licenzen  u.  a.  m.). 

Die  ansserparlamentarische  UntersacbnogscommisBion  von  1888 
constatirte  nach  der  hygienischen  Seite  der  Frage,  dass  die 
Ursache  des  „Alcohollsmns"  im  Missbrauch  nnd  in  der  schlechten 

Beschaffenheit  der  alcoholischen  Getränke  liege. 

Auf  Verhütung  des  Missbrauchs  Itönuc  man  durch  Verminderung  der  Consumtiou 
und  bieranf  dnrcb  Verminderan^  der  Schcnlilocale  nnd  dnreb  die  mittelst  Steuer- 

erhöhung  zu  erzielende  Prci>stei|2:erung  des  Getränks  hinwirken.  Die  Vermindernnp 
der  Srheiiklocalc  durch  Verwandlung  der  Licenzen  in  widerrufliche  behördliche  Ge- 
nehmigung: widerspreche  den  französischen  Gewohnheiten  und  gebe  zu  Misbbiauchcn 
Anlass.  Eher  kOnne  man  daran  denken,  die  Zahl  der  I^ebit«-  n.i<h  dem  Verhältniss 
«Uir  Bevölkerung  zu  begrenzen.  Doch  empfehle  sich  mehr,  dies  auf  <i  :n  iiulirocton 
Wege,  durch  Erhöhung  des  Licenzstencrsatzes  zu  erreichcu,  wodurch  die  kleinsten 
Locale  rerdriUigt  werden  vQrden;  ErbOhnng  der  allgemeinen  Verbravehsabgabe  setxe 
aber  gleichzeitig  verschärfte  Controlen  zur  Bekämpfung  der  Defraudation  voraus. 
Daher  sei  üeberwaclmnir  der  EigiMibrenncr  mit  sreboten.  Ini  liy?ieni>chi'n  Interess«^ 
ppi  der  Uebergang  der  iaadvvirthschaftlichea  Hranntweino  in  den  (  unsum  nur  n.ich 
erfolgter  Ranignnf  anter  Innehaltnng  eines  Keinheitstypus  zu  gestatten,  die  Wein» 
und  nl>-(IiraniitW('inc  milssten  einer  älinlii  hen  ^'erkaul^<•ontruIe  wie  schäilliiM  Ver- 
zebrungsgcgcnstündc  unterworfen  und  cutsprechende  Strafen  den  Verküufern  augedroht 
Verden.  Alle  Indastriollen  nnd  landwirtbschaftlichen  gewerbsmässigen  und  sonstigen 
Brenner  sollten  Declarationcn  über  ihren  Betrieb  machen  müssen,  die  Eigenbrenner 
nur  für  h»jchstens  1»)  I.itcr  Alcohol,  als  Eigenconsum.  steuerfrei  sein,  die  FaVaikation. 
der  Verkauf  und  die  Benutzung  von  Dcstdlirkülben  iii.d  anderen  l)e?tillirapparaton 
überwacht,  der  Wein  nach  der  A Icoholst&rlte  besteuert,  d^  r  Zu>atz  von  Branntwein 
zu  \V<-in  nur  bis  zu  3"'„  und  bis  zor  Grenze  Ton  1 5 7o  Alcohoistäfke  des  Woins  Statthaft 
.sein  iHull.  XXIV,  4S2,  i\li>). 

Der  Gesetzentwurf  vom  30.  Oct.  1888  irn^  diesen  Vorschlugen 
Rechnnng,  ging  aber  noch  darüber  hinaus. 

Danach  sollen  die  Staafssteaern  von  Natnrweinen  jeder  Stftrke,  von  alcoholi* 

sirten  oder  Kniistwr<inen  bis  13  Grad  Starke,  vMi  Obst-.  Honigwein  (Met!i).  von 
Bier,  demnach  die  betrcllendcn  Circulations-,  Klein-.  Verl)rauchs-,  Fabrikaiionssteueni 
bei  den  genannten,  femer  die  staatlichen  Eingangsabgaben  in  Sfidten.  anch  die 
Expeditions-,  Begleitscheinsfemitel-  und  Quittungsabgaben  fortfallen  (mit  einer  Einbusso 
von  li(4.57  Mill.  Frcs.),  die  L'el)erwachung  (e.vercice)  der  (ietränkedebite  auch  auf- 
hören. Der  Ersatz  sollte  gefunden  werden  in  der  Erhöhung  der  AI coholsteuo r 
(anch  von  Eigenbrennem,  die  nnr  noch  fQr  10  Liter  im  Jahre  steuerfrei  sein  8oUtcn\ 
auf  210  l'r--:.  p.  H  ctol.  reini'u  Alcohols  '101  Mill.  Frcs.  Plus':,  in  der  B<'s(ciiiTuiig 
des  „viuage"  und  in  erhöhten  ujid  anders  goregelten  Licenzen.  Alcoholzusatz  zu 
Wein  bis  zu  3"/„  im  Maximum  und  bis  zur  Erreichung  eines  StSikegehalts  Ton 
12  Grad  zahlt  für  d<*n  Ilectolitcr  reinen  Alcohols  87..'),  ali  r  Wein  üb.  r  12  Grad 
Stärke,  der  nicht  <ine  höhere  Naturstärke  hat.  ^-ondi^rn  künstlich  aleoholisirt 
worden,  für  seinen  Stärkegehalt  von  13 — lö  Grad  .'>0  Frcs.  vom  Ilccloliter  reinen 
Alcohols,  von  10—21  Grad  dgl.  100  Frcs.,  von  22  Grad  und  darüber  den  Honnalsati 
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voo  2tO  Pres.  (Ertragsanschlair  dsfbr  20  Mill.  Pres.).  Die  Licenzen  sollen  in 
fixea  Sätzen  fUr  Del)itaiu*-n ,  (irossikau floate,  Brcnii' i  .  Brauer  und  in  pro- 
portionalen Säf/cn  nach  tieni  ^licthwcrtli  der  (Jewerbslucalitittcn  von  S.  14  und 
20^9  —  aläo  nach  dein  Princip  der  Patontäteuer  —  erhoben  werden,  wovon  man 
bei.  22  (fixer  Stti)  and  28  Mill.  (prop.  Satx)  Plus  enrartet  Totalpins  (incl.  von 
Bssi?)  ini.l)  Mill.  Frrs..  daher  Ausfall  dun  h  M<i  pinze  Keform  32.67  Mill.  Frcs., 
velcber  durch  eine  Einkominenstouer  im  Anschlag  von  35  Mill.  Frcs.  gedeckt 
verdea  soU  (Bull.  XXIV,  52Ü  IT.). 

Der  Entwurf  ist,  w&hrend  dies  i^chrieben  wird,  noch  nicht  erledigt.  Die 

Con<N'nlration  anf  den  Alcohol,  auch  in  den  alcoholisirton  Weinen,  ist  besonders  be- 
«erkenswr-rth.  Aiirh  dir  Stetit^ruberwarhnng'  wnrdn  danach  eine  andere,  sie  würde 
sich  nicht  mehr  auf  den  Umlauf  und  den  Klei  nverkauf,  .sondern  ausschliesslich 
auf  die  Alcoholfabrikation  nad  Zamischang  znm  \\'i'ine,  sowie  auf  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  DcstiIIirri]i|i:irit('n  .  r-tr-^rkon.  Ob  die  UclMTwachung-  in  dicst-r  Be- 
schrinkung  wirksam  genug  werden  kann  Und  ob  diu  Aulliubung  jeder  eigentlichen 
Wein*  und  nerbesteoerung  gerade  unter  fhmzOBischen  ConsnmtioDsrerlilltnisflen  nicht 
xn  w  eit  &;eht  und  die  Berücksichtigung  bloss  des  Alcohols  und  die  Höhe  der  StOQer 
dafür  nicht  die  Stouerlast  zu  i'ins<;itig  auf  die  Branntweinronsutnenten  schieben,  wenn 
aich  anter  Wahrnehmung  der  hygienischen  und  ethischen  Interessen,  die  in  der  Frage 
aitspielen  — ? 

Im  F(dgeaden  stellen  wir  die  Getr&nkebestenenmg  dar,  wie  sie  bisher  besteht 


bb.  Einrichtung  der  Getränkebesteoerong. 

§.  254.  1.  Einzelne  8te iierart cn.  Hierfür  ist  nach  dem 
Früheren  in  wichtigen  Puncten  die  Besteuerung  des  Weins  und 
Obstweins  (Apfel-,  ßiruwein,  auch  Honigwein  oder  Meth),  dann 
die  des  Alcohols,  endlich  die  des  ßicrs  zu  unterscheideu. 

Als  allgemeine  Abgabe  besteht  die  Licenzsteaer  fttr  die 
gewerbliche  UnternehmiiDg  anf  dem  Gebiet  der  Getränke,  nftmlich 
fttr  Kleinabsatz  („Debitanten'S  Wirfhsebaften  n.  s.  w.), 
Grosshandel,  gewerbsmässige  Brennerei  und  Destil- 
lation, Brauerei. 

S.  u.  über  Licenzen.  in  den  dicu  von  lilock  und  Say  unter  diesem  Wort.  Bes. 
Ges.  T.  1816  Art.  144,  171.   Zn  den  Debitanten  gehftren  alle  Arten  Kleinrerkanfs- 

itellcn,  anch  von  Eigenbauem  und  Eigenbrennern.  Der  Tarif  umfasst  9  Stufen  nach 
Urtsclaasen  (Volkszahl)  von  15 — TjO  Krcs.  (incl.  Docimen).  Die  (irosshäridl<!r  ent- 
iichten  überall  den  gleichen  Satz  125  Frcs,,  ebenso  die  gewerbsmässigen 
Brenner  und  Destillateure  25  Frcs.,  die  Brauer  in  11  Depart.  125,  In  den 
übrigen  75  Frcs.  Frei  von  der  Brcnn-Licenz  sind  die  Brenner  und  Destillateure  von 
Wein,  Obstwein,  Kernobst,  welche  ausschhesslich  eigenes  Ernteproduct 
l^baoOIeim  de  cni)  rerarbeitcD,  sie  haben  bei  Grossrerkiofen  anch  kdne  Grosshftndler- 
IieeQ2  zn  entrichten  (ülibo  II.  '.»);  dann  die  Brauer,  welche  nur  fiir  den  Eigeu- 
consoffl  brauen.  In  I'aris  ersetzt  liie  ..Ersatzsteuer"  (s.  u.>  alle  Licenzen  mit,  bis 
auf  die  der  Brauereien.  LicenzsteuerpHichtig  waren  ISSG  4US,02l  Debitanten  mit 
S.M  Hill.  Frr^.  Stenerertrag.  27,029  Grosshindler  mit  8.40  Mill.  Frcs..  2751  Brauereien, 
I'^-lö  Gt^worbsbrcnncr  und  Destillateure,  259  Liqueurfabriken .  1*>7h  (i^l)^sli^luo^isten, 
im  Oajizen,  incl.  die  Licenzen  anderer  Unternehmungen  als  auf  dem  üetränkegebiet, 
461, 79S  Licenzpflichtige  mit  12.89  Mill.  Fn».  Stenerertrag,  der  znm  bei  weitem 
ffOHten  Theil  doch  von  Geschäften  im  Getränkegebiet  herrülirt  (Bull.  XXIII,  289). 
IMese  Ab^a)>'  n  haben  auch  nach  ihrer  mässigen  ÜOhe  wesentlich  oar  den  Charactor 
TOD  Sp<*cial-(/cwerbesteuern. 

Waifuer,  FtBaanriMBMiMfl.  KL  4t 
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G30       6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  il.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  2ö4,  255. 

Von  ei  gen  t  lieben  staatlichen  Verbranehsstenern 

bestehen  fUrWeiu  und  Obstwein,  —  Jetzt,  seit  dem  Gesetz  von 
1880  ohne  die  frühere  Zus.itzsti  nor  l'Ur  Flaschenwein,  also  im 
gleichen  Satze  für  Fass-  und  Fla.scliLuwein  —  fti n f  verschiedene 
.\bgaben,  die C irciil atious-.  Klein-,  Eingangs-  und  „einzi<:e** 
Abgabe  und  speciell  für  Paris  und  Lyon  die  „Ersatztaxe", 
davon  die  Circulations-  und  die  Eingangsabgabc  ebenso  wie  die 
Eingangs-  und  Kieinabgabe  neben  einander,  d.  h.  für  dasselbe 
Weinqaantant ,  die  „einzige"  Steuer  als  Ersatzabgabe  der  Ein- 
gangs- und  der  Kleinabgabe,  die  Pariser  (and  Lyoner)  Ersatzstener 
als  Ersatz  aller  anderen  Abgaben ,  aneh  der  GIrenlations-  nnd 
Licenzabgabe.  Alcobol  unterliegt  drei  soleben  Abgaben,  der 
gleichmässigen  allgemeinen  Verbrauehssteuer  —  jetzt,  seit 
dem  Gesetz  von  1880,  ohne  den  bis  dabin  geltenden  hoberen 
Steuersatz  ftlr  Spirituosen  in  Flaschen,  für  Liqueure,  Absinth,  daher 
auch  hier,  wie  bei  Weiu,  .jetzt  im  gleichen  Satze  für  l  ass-  und 
Flaschenbranntwcin  ^,  dann  der  Ei n gangsa bgabe  und  in 
Paris  wieder  der  alleinigen  Ersatz  Steuer.  Hier  wird  dagegen 
nur  von  der  einzigen  Steuer  bei  der  Fabrikation  getroffen. 

Für  die  städtischen  Finanzen  fallen  alle  genannten  Ge- 
trilnke  in  den  Gemeinden  mitOctroi  dann  noch  ausserdem  unter 
dieses  letztere. 

Die  Veranlagungs-  und  Erheb ungsformen,  sowie  die 
Controlen  riehten  sieb  natttriieb wieder  naeh dem stenertecbnischen 
Character  jeder  einzelnen  der  genannten  Abgaben. 

Eine  besondere  kleine  Nebenabgabe  ist  die  an  die  Ver- 
sendung oder  den  Transport  der  Weine,  Obstweine  und 
Alcohole,  bez.  an  die  dabei  vorkommenden  Begleitscheine,  sich 
anknüpfende  Ex  i)editionsgebUhr. 

Sie  betr;i;rt  10  tont.  Stempel  für  jecU'  ..E\potlition**  Seitens  d'S  Stoiior- 
amts,  ausserdem  10  Ccuümes  l'ur  jede  Expcditiua  uiit  „ac<iuit.s-ä-cautioii"  oder 
«,pas8avant8**  (daher  mit  Stempel  hier  Vi  Frcs.).  Zahl  solcher  Expeditionen  sa 
40  Cent.,  {^rss^tcntheils  bei  den  Getriokesteoem ,  z.  B.  ia  1886  11,»51,529  mit 
4.7i>  Mill.  Frcs.  Erira?. 

§.255.  'l.  Steuerpl  liehtige.  Theils  als  Steuers u  bjecte 
oder  eigentliche  Stcuerpilichtige,  theils  nnr  als  Steaer- 
baftende  sind  bei  diesen  verschiedenen  Stenerarten  folgende 
sechs  Personenkategorieen  zn  unterscheiden:  sogen,  einfache 
Private;  £igenbaaer  nnd  Eigenbrenner  (bonillenrs  de  crn); 
einfache  Kleinverkänfer  und  Liqnenrdebitanten;  ein- 
fache nnd   Liqneur  -  Grosshändler;  gewerbsmässige 
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Brenoer  und  Destillateure;  Brauer.  Je  oaeh  der  Steuerart, 
um  die  es  sieh  handelt,  erscheinen  diese  Personen  in  yerschiedener 
Weise  als  Stenerpflicbtige  oder  Steuerhaftende  und  unterliegen  sie 

verschiedener  Verantwortlichkeit  und  Controle,  überhaupt  einem 
verschiedenen  Steuerrecht.  Erläuteruugeo  verlangen  besonders  die 
zwei  ersten  Kategorieen. 

„Einfaclif  Private;"  sind  irn  StfUL-rrecht  insbesüiulere  dii.'  Pi-rsonen.  weicht' 
Getränke,  speciell  Weiu  uud  Ul)Stw«'iii.  alii:r  auch  Spirituosen,  regcluuissig  für  ihren 
':ig^cnon  BedftTf,  begehen  uud  dauD  der  Clrculationsabgabe .  bei  Spiritoosen  der 
Verb^au<:h^r)t^•ue^.  evi-ntuell  anch  der  EinganRiabgabe  oder  statt  beider  d«T  ..oinzig^en'' 
Steuer,  io  Paris  und  Lyoa  der  Ersatzsteoer  unterliegeD.  Der  BegriU'  des  „eiui'acben 
Piitaten"  wird  in  der  Piuds  etwas  ausgedehnt  (Block,  dict  ATt.boia8ons  No.  54  ff.). 

Cigenbanor  und  Eigenbrenner  sind  Wein-  nnd  Obstbauer,  irelche  nur 

ihr  solbbtf ocrntetes  Proiliict  zn  Wein.  Obstwein.  Aholiol  vorarbeiten.    Für  einen 
beätimmten  Famiiienbedari'  (20  Liter  Alcohol)  sind  die  Brenner  steuerfrei.    Bei  Wein- 
transporten innerhalb  des  Cantons  nnd  der  NachbariErcmeinden  von  Keller  zn  Keller 
sind  die  Eigenbauer  von  der  Circulationsabgabe  frei.    Die  Brenner  unterstanden  nach 
I-  ui  (ics.  V.  2.  Aug-.  1s72  dem  Exereice  df-r  Steuerbohrjrde,  was  aber  nach  dem  Ges. 
F.  14.  Dcc.  IbTü  wieder  aufgehört  hat.    Wenn  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  ihre 
cevonneaen  Genftnlce  im  Grossen  rerkanfen,  beas.  versenden  nnd  im  Kleinen 
verschenken,  treten  aucli  für  sie  die  allgemeinen  Foninlitritfu .  Controlen  und  Ab- 
gaben ein.  d.  h.  sie  unterliegen  insbesondere  dem  Meldezwang  in  Betrcii  der  Ver- 
Modangeo,  der  Expeditionsgebuhr,  der  Circulation»-  und  eventuell  der  Kleinabgabe. 
Im  Princip  ferner  sind  die  Eigenbauer  und  Brenner  nur  für  die  Verarbeitung  des 
^elbstfrcerntetcn  Products  zu  Wein,  (Obstwein.  Alcobnl  vom  Evercicc  betreif. 
l>ie  Scburierigkeit  liegt  für  die  Steuerbehörde  dariu,  zu  vurhindcrn,  dass  auge  kau  l  ies 
Predoct  mit  verarbeitet  wird  und  ihes  die  Eigenbaner  nnd  Eigenbrenner  an  Dritte 
steuerfrei  aliS'  t/.  n.  Im  Kampf  mit  diesem  TJntorsi  lil-  if  lie«;t  die  Verwaliiiu^-  beständig. 
Um  ihn  erfolgreich  zu  luhren.  verlangt  sie  die  Beseitigung  des  „Privilegs"  dieser 
Personen,  TOn  dem  reg-elmäsiigen  „exercice**  frei  zu  sein,  namentlich  in  BetrelT  der 
Brenner.    Allein  es  handelt  sich  bei  der  grossen  privatwirthschaftlichen  Zri^iditferung 
d«?s  französ.  Wein-  und  ( ih'^tltaiK^s  um  eine  sehr  rrliebliclie  .Anzahl  von  sulfinii  l'er- 
äooen,  die  dann  mit  überwacht  werden  müssen,  daher  um  technische  Coalrolacliwiurig- 
keiten  nnd  am  grossen  Yolkskreisen  missliebige  Beanfsichtigangcn,  was  das  Mitspielen 
än':>  politischen  Moments  in  dieser  viel  erörterten  Fra^rc  erklärt.    Die  Zahl  der 
bonilleurs  de  cru  hat  sich  in  der  Zeit  seit  lb71,  übrigens  mit  «'iheblichen  Schwankungen, 
besonders  stark  vermehrt.  Im  J.  1SS5  wurden  die  Weinbauer  auf  1.71)1,77!).  die  Obst- 
haoer  auf  1,035,876,  die  Eigenbrenner  auf  531,ÜI7  veranschlagt  (Bull.  XX,  601); 
l<"tztere  Zalil  war  noch  ISSl   nur  lüO.IIö.'J.    Die  Menge  des  steuerfrei  consumirtcn 
Weins  au  sich,  dem  absoluten  Betrage  des  letzteren  nach,  und  im  Verhältuiss  zum 
besteoerten  Wein  richtet  sich  wesenUich  nach  den  Emtererhftitnisscn:  bei  guten 
Ernten  steigt  absolut  und  relativ  besonders  dieser  steuerfrei  bei  den  Eigenbauern  ver- 
zehrte Wein,   bei   schlechten   sinkt  er  aber  auch  besonders  stark     Die  versteuerte 
Menge  schwankt  daher  weniger  als  die  Erntemeiige  und  vollends  als  die  unversteuert 
reizehrte  (dies  das  Ergebniss  einer  Tabelle  im  Bull.  IX,  ItS,  f.  d.  Jahre  1831—79, 
woh*t\  naturlich  die  Zahlen  dt-r  Krntemenge  und  unversteuerten  Menge  nur  schätzungs- 
weise ermittelt  sind).    Im  längeren  Durchschnitt  bleibt  '/«"'/a       Ernte  steuerfrei, 
u  B.  1670—79  10.45  MiU.  Hectol.  v.  38.09  im  Ganzen.  Aohnliche  Schwankungen 
beim  Obstwein,  wo  ab(3r  im  Durchschnitt  jetzt  dioH&lfte  und  mehr  steuerfrei  rer- 
zehrt  wird  (Bull.  IX,  .•!71 1. 

Bei  Alcohol  l.ä.s^t  sieb  der  Eintiuss  der  Weinernte  auf  den  absoluten  und 
reladven  Umfang  der  Eigen brennorei  ebenfalls  «kennen:  in  guten  Jahren  wird  znr 

V.;nrenhuug  des  Products  mehr  gebrannt,  in  schle<  hten  veniger  (so  185Ö    "  T 
hoch  ü\}fn  andere  Fuihtändc.  wi>>  die  Concnrrenz  der  industriellen  Brennerei  und  di«- 
PreiscüQjancturen   hier   noch  ihren  eigenen  Kiutluss.    Im  (iauzen  ist  die  Alcobol- 
gewunong  ans  Wein,  Obst,  Fruchten  gegenüber  deijenigen  aus  mehligen  Stoffen, 
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Meissso,  Büben  aocli  in  Fnuakreich  sebr  znrQck^dgangett :  1840—50  von  891,500  Ilect. 

i-  inen  Alcohols  S15,000  aws  Wein.  Obst  ii.  s.  w.,  1S65— 69  ron  1 I  l  |  2 s.*}, 
liJ70— 79  von  l,54o,81>9  uur  451,070,  ISbO  sogar  vou  l,öiil.OU»  nur  4"i,51-i  (Üull.  X. 
J24).  und  seitdem  (18S0— 87)  keine  wesentliche  Veränderong;  ISST  z.  B.  bei 
2,005, 0o5  Hectol.  Uc!>aiuuu^(:winniiii>r  von  Alcohol  s)>c-riolI  aus  \\  <  in  .Ti.'äS.  aus 
CiiJor  \'A.7)'J').  ans  W'-intriiljorn  n.  «i^;!.  (maros,  lies  /,  II.)  1!>T2.  au-  Fnji  lit'-ii  2.-{"^»;, 
zus.  aus  diesen  Siibstan/en  90,011  licctol ,  uiier  nur  uocli  ca.  4.5 "/o  f.ODj. 
Dieser  Bevcguiig  entsprechend  —  zum  Tficil  nur  ein  anderer  statistischer  Ausdroci 
Cur  (Iii Erscheinung;^  —  ist  ilic  x\  Ic oh o I «>^o w in u u n ;^  der  Ki ircnb re n  n  er 
mit  Schwankungen  absolut  und  relativ  sehr  gesunken  und  der  steuerfreie 
Eigenconsum  wenigstens  absolut  in  längeren  Perioden  gesunken,  in  einzelnen  Jahren 
errr  irht  «  r  aber  nocli  die  frühi  le  Höhe  (s.  fiir  beide  Poncte  die  Daten  von  lS3it — sO 
itn  Bull.  X.  122.  bis  ISST  Hull.  XXIII,  (iCs,  r.72\  So  wurden  bei  einer  ^nten  Wein- 
und  Ub^tcrnte  ISS  i  von  dun  Kigcnbrcnncrn  40,UÜ0  licctol.  Alcobui  vou  2.011,000  im 
Ganzen  und  1,484,020  rerstenertem  Alcohol,  bei  einer  schlechten  Ernte  1886 
72,000  Ilectol.  vun  2.052.1)00,  bczw.  1.4r.>.'.l01  erzeugt.  d(!r  frei  von  den  Brennern 
selbst  verzehrte  ßrauuiwcin  auf  41,100  Ilectül.  guschatzt  (Bull.  cb.).  Wer  kann  aber 
borgen,  dass  die  Brenner  nicht  mehr  als  20  Liter  steuerfrei  verzehren  oder  verkaufeu? 
In  den  H  Jahren  des  Exercice  ]^72 — 75  wunlc  die  steuerfrei  ver/.«  lii1e  Menge  auf 
20—27,000.  in  den  n  uMi-^ten  Jahren  auf  ."i^— ."III. 000  Ilertul.  i^e>cliat.'f.  Bei  "O  bis 
40,000  licctol.  Eigcucon.sum  ergicbt  sich  für  die  Staatscasse  cijie  Lliubussc  vou 
5.7 — 6.3  MUl.  Frcs.  jihrlich,  nnberucksichtigt  die  mnthmassliche  Defraade.  Und 
miäslich  ii^t  auch  die  Verweigerung  dieses  Steuerprivilegs  für  kleine  landwirtlisch. 
Brennereien,  welche  andere  Sfotie  verarbeiten. 

S.  über  die  Beh.iudluug  der  Eigenbauer  und  Brenner  Block,  Art.  boissons. 
No.  02— 78:  Say .  di<  t.  Art.  bonillonrs  de  cm.  Mathieu-Bodet  I,  39,  137,  256.  331. 
Oiibo  II,  1—59  i).-i*sim. 

Auf  die  vier  anderen  eben  genannten  Katcgorieen  von  St<  U'-rpllichtigcn  und 
Stcnerhaftenden  wird,  soweit  nOthig,  im  weiteren  Verlauf  mit  eingegangen.  S.  bes. 
die  klare  Darstellung  für  jede  Kategorie  im  Block'schen  dicL  Art.  boissons,  No.  74 
Speciellercs  im  Couimcntar  vnti  olibo. 

§.  25G.  3.  Wichtigere  Pnncte  der  EinricbtODg  der 
Getränkebestenerang. 

Die  ein/t  lnen  Bestimmungen  zur  Dnrchftlhrung  des  Systems  sind  ebenen  i  hl  reich 
als  mannigfaltig,  nml  /wisdii  n  W  ichtig*'r<--m  und  L  ntergeordm  tem  ist  im  <  \u/r\i\cn 
Falle  nicht  immer  leicht  zu  unterscheiden.  Alles  steht  in  Verbindung  unter  einander, 
folgt  ans  einander,  bedingt  sich  i:e<;ensoitig.  Bei  der  hier  gebotenen  Rfirze  der  Dar- 
stellung muss  Vieles  ganz  übergangen  und  die  Hervorhebung  des  Wichtigeren  un- 
vermeidlich mit  nach  subjectivem  Ermc■^^en  - —  noch  dazu  des  Ausliinders  und  des 
Theoretikers,  nicht  des  in  solchen  Dingen  competenteren  l'ractiKers  —  erfolgen.  Zu 
verweisen  ist  besonders,  wie  immer  gerade  fttr  derartige?  ahninisfrativ- technisches» 
Einzelne,  auf  v.  Hork  für  diese  Punctc.  wenn  auch  seitdeok  Vieles  geändert  worden 
ist.  v.  Kaufmann 's  Darstellung  enthalt  gute  Tartiecn  (so  S.  383  Ii.),  aber  ist  ia 
diesem  Abschnitt  zu  ungleichmässig  gearbeitet  nnd  unterschoidet  nicht  immer  ge- 
nügend (so  z.  B.  S.  3s3  nicht  zwischen  den  Formalitäten  der  Circulation  und  der 
siieciclicn  Circulationsabgab'-l  Kna|ij<.  abi-r  vor/.ijL'Ii'  h  ist  für  dii  ^en  <iegerisf;ind  dor 
Alt.  Iioissons  im  Block'schen  dict.,  auch  !»u|»i)l.  i:cnrr.  m  den  betrcilendcn  .Vbichnirteri. 
Im  Say 'sehen  dict  sind  nur  die  allgemeinen  Verhältnisse  in  ih  n  dun  hwei^  tre/fliohoa 
.Artikeln  boissons.  vin,  cidre,  alco.d .  lii-  re.  die  sjiccietlcren  in  Ii. -oiid--n  n  .\rtiki-lu 
unter  den  cinzelnun  tcclmischcn  Ausdrücken,  und  hirr  recht  klar  uud  genau,  behandelt. 
Doch  ist  das  Werk  in  der  11.  Lieferung  (Ende  ISbS)  nicht  mit  dem  Buchst  D  fertig, 
CS  fehlen  daher  noch  viele  Artilsel.  S.  U.  A.  circulation,  acquits-ik-caution .  con:r>', 
abonnements;  von  noch  ni'  ht  erschienenen  cntrejint,  exercice,  droit  de  detail,  tl'entree, 
ta.xe  uni<iuc,  taxe  de  rciuplaccmcnt  u.  s.  w.  Auf  dieses  Say 'sehe  Werk  ist  für  das 
Detail  besonders  Bezug  zu  nehmen.  Es  giebt  hier  viel  mehr  als  das  Block'sclie  dict., 
auch  als  di»;  für  das  Allgemeinere  der  (letr."ink('l>.:st,'iieruii!^  vor/ilLilirhfii  .Vrb.jit'-n  von 
Stourm,  und  in  den  einzelnen  Artikeln  doch  wieder  in  knapper  1  urm  und  in  syste- 
matischer Darstellung,  während  Commentare  wie  Olibo  zwar  noch  mehr  ins  Detail, 
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in  die  Ca^uiseik  und  ia  die  Strcitfr;(Lr<'n  die  hur  aiIiiIos  sind  iiml  oiiiL-  uuifaiig- 
roirlie  unil  wicliti;:*'  Th.'ifii-'kfif  ilcr  .Imliratur  Ix-diiiut  liatit-n  —  liiiiciiiraliri'n.  al»T  /.ii 
ay^tumluä.  2U  unubcräiciitluli,  daher  wuiii;;c'r  für  wi^sciiäciiaitiiclie  ab  für  unuiiUcliiar 
prmrtiscbe  Zwecke  bmuchbar  sind.  Mathiea-Bodet  hat  aacb  die  bieher  gebOrtiTOti 
1'  forro' n  n  i<  h  IS70  got  beleuchtet.  8.  fllr  die  Branntweinsteuer  ferner  J.  Wolfs 
Arbeiten  a.  a.  0. 

Es  lassen  sich  in  der  Kinrielitunj^  der  Bestenerun«;  hier  die 
speciellen  Verhältnisse  bei  jeder  einzelnen  der  oben  in  §.  254 
anfgefUbrten  Stenern  and  die  allgemeineren,  alle  oder  mehrere 
dieser  Stenern  betreffenden  Verhältnisse  nntcrseheiden. 

a)  Verhältuisse  bei  den  einzelnen  Steuern. 

aa)  Circnlationsabgabe.  Sie  ist  im  Prineip  diejenige 
Verbrauchstener  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privat- 
consnmenten  treffen  soll,  nnd  zwar  denjenigen,  welcher  das 
Getränk  nicht  selbst  ans  seinen  eigen  gewonnenen  Prodncten  her- 
stellt, —  dafür  besteht  Steoerfreiheit ,  —  sondern  welcher  es  von 
DriitcMi  ernirljt,  und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Hczü^^ 
im  Grossen,  d.  Ii.  von  mehr  als  2")  Litern  auf  einmal  und  um 
die  N'erzelirun^  des  Privaten  bei  sieh  zu  Hause,  bez.  im  I'rivat- 
h»L-iil,  im  L'nterschied  von  der  WirthshausN crzelirun- ,  handelt. 
Dieses  Prineip  erleidet  bei  der  practischcu  Durchlübrung  aber 
Moditicationen ,  Erweiterungen  nnd  Beschränkungen.  Der  Tarif 
ist  ein  nach  einem  Qualitätsmoment  dreifach  abgestufter  spe- 
cifischer. 

Die  (irunüzu^c  der  Einricbtonfir  sind  die  folgenden.   Der  steuerbare  Act 

wird  iliinli  die  brlnils  V'  i -fiiduim;  htaUündeiuIf  Platzverrinderuiiü:  von  W'iin  und 
utistwciu  \d.  ii.  Api'cl-,  lUiit-,  llouigwciiti  g;t!ijil(iet.  Deshalb  int  jciio  solche  Ver- 
anderong  dem  Steveramt  anKttmeldcn  und  dafttr  ein  Be^rleitscheln  za 
nehmen  (§.  263).   T^al^^I•o^tl•  von  der  Kelter  zoni  Keller  des  Kiir.  nljau.  r3  (n-coltaut) 

und  von  <'iii''m  S'  in.  r  l\<  ll-  r  /lun  anderm .  inncrhalli  d«'>-.i  |l)cii  Cnifons  od'T  der 
Nachbarguuioiiid'jii,  sind  aljcr  dem  rnucii*  der  bteuer  gcuiibs  voa  der  Circuiations- 
abfabe  befreit,  bedürfen  jedoch  auch  eines  „passarant"  (§.  263).  Wegen  Defrau- 
dations!ii-fahr  i-t  dn^vü-'U  d<  r  fnihfr  aiicli  in  wi  itortT  TMitlV.niiing  erlaubt«'  Traii'i'ort 
de^ä  Eigenprodiicts  des  Kim  nl'a^iera  nach  meinen  oifjrenen  Kellern  nicht  ui<dir  von  der 
Circulationsaltiiahe  fr»;i:  eine  lirwciteruii^  der  SteUeri>llicht  i^e-en  das  rrim  ip.  Sonal 
ist  ieicelinas»i}t  R e .sitzvechsel  zvisclieti  verschiedenen  I  rr-onen.  also  gewöhnlich 
im  Verkauf,  IJ e. dinirunir  der  Steiierplliehf.  1>h,  h  l>(.'->te]u'ii  hiervon  einige  Aiis- 
nakincii.  lusbesonüero  untcrlieuca  kleinere  \  er>eudungea  oder  Befuge  al&  25  Liter 
statt  der  Circnlationsabgabe  der  Klcinabgubo  mit.  Femer  sind  Versendungen  an 
(i ross händl e r,  Debitaiitcn  oder  Wirthe  und  sonst  mit  Licenz  zum  Getränke- 
liamle]  vor-  lieiic  prrsonon  elienfalls  frei  von  dr-r  Circulatinnsabgahe .  und  pehcn  mit 
den  erfordcrlicboü  l{e;;leit^clieiiien  an  die  beftlimmunj;smassi>ien  Kin[danu:er.  Doch 
nuterliegen  der  Abgabe  in  den  Städten  mit  ..einziger  Steuer'  auch  die  DebiUinten. 
i'rei  sind  auch.  \vi"  von  allen  ander>;n  (jctriinke-t.  tirrn  (bis  auf  die  Expcditionsfiobuhr). 
die  für  die  Ausfuhr  ins  Au=land  bestimmten  Sendungen.  In  Paris  (und  Lyon) 
ersetzt  di<:  Kr^atzsteuer  die  Circnlationsabgabe  mit.  Der  Tarif  ist  ein  drei-  (bis 
l^^^o  ein  vier-  >tuli^^er,  nach  drei  Abthuilungcn,  in  welche  Frankreich  nach  der  un- 
P'l.ihren  (Jute  um!  dem  l'rei^e  d<->  di»rt  e  o  n  s  ti  m  i  r  t  e  ii  Weins  eiimvfheilt  ist.  jef/t 
Ulli  den  ballen  von  1,  Lä,  2  Ircs.  ^i'rincipal  und  Decimciij  y.  ilectol.  I-'ass-  wie 
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Flasclienwein ;  früher  letzterer  mehrfach  höher  taritirt.  äo  von  IsTl  — ^0  einheitlich  zu 
15  Frrs.  p.  Hccfol.:  d-T  Ti'iult'nz  nach  mit  ein  <Jiialit.it>fiis< .  der  aber  iiarli  sein-  r 
pi-actiächeu  Wirkuog  doch  uicht  richtig  als  solcher  wirkte  uud  deshalb  wieder  aul- 
gegeben  vnrde.  Der  anzolegende  Tarifsatz  richtet  sich  nach  der  Glasse  des  Bc- 
Stimmmigs-,  nicht  des  YersondUDgsorts.  Oh-itwrin  hat  den  Einhcits-jatz  von  ^0  Cent, 
im  ganzen  (Jehicte.  (n-i^cnnbcr  der  KlcinabgalM-  i^t  dio  Cir«-ulationsab}fabi3  auch  nach 
der  Verdoppeluug  det»  i:'riacipah>  iu  IbTl  uud  vollends  nach  der  \\  iedorermäüäigung 
in  ISSO  wohl  immer  ttoeh  zu  niedrig.  So  betrag  der  Mittelpreis  1S70— 79  für  das 
Hectol.  Wein  bei  den  Weinbauern  selbst  20,  im  Grossliand-  l  3S,  bei  d<  n  Debitnnten 
55.25  Pres.,  die  der  Girculationi»abgabe  uuter^gene  Menge  im  Durchschn.  17.41]llill. 
Hectol. ,  der  Steuerertra«,^  3S.63  MilL  Pres,  oder  p.  Hectol.  1.94  Pres.,  d.  h.  rom 
ursprünglichen  Preise  0.7.  von  dem  am  meisten  zur  Ver^leichnng  geeiirncti'ii  Gross- 
haiidi  Upit-ist'  ö.l,  vom  Debitantenpreise  selbst  nur  3  ö".,.  während  der  Wein  im 
Kleinhandel  daualä  lö^g  nebst  2'/t  Decimeu  Zuschlag  vom  Debitantenpreis,  seit  ISbÜ 
immer  noch  12.5  Vo  Ganzen  zahlt  Allerdingt  tritt  in  den  Orten  üher  4000  ESnv. 
noch  die  Eingangsabu'abe  hinzn.  Aber  auch  mit  dieser  zusammen  erscheint  d.  r  im 
(irot>8en  bezogene  Wein  des  Privaten  begünstigt.  Im  J.  l>^bG  unterlagen  lT.2()^.li>l 
Hectol.  mit  23.37  Mill.  Frcs.  Ertrag  der  Circulationsabgabe,  p.  Hectol.  1.315  Ire?.; 
davon  r).<",7  Mitl  Hccloi.  in  der  1.  Giasse  mit  1.  10.77  in  der  2.  C lasse  mit  I'/j.  nur 
77.5,011  Hectol.  in  der  Classe  mit  2  Frcs.  Steuersatz,  Obstwein  u,  djrl.  wurde 
IdbO  3,125.413  Uectol.  mit  2.ü  MilJ.  Frcs.  Ertrag  versteuert.  (S.  jedoch  unten  über 
die  etwas  abweichenden  Berechnnngen  nnd  Bnll.  XXIII,  548.  Daten  ans  BnlL  XXm, 
280,  IX,  110  n.  a.  0.) 

§.  257.   bb)  Kleinabgabe  (droit  de  detail).    Sie  ist  im 

Princip  diejenige  Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein, 
welche  denConsuni  im  Kleiuen,  daher  insbesondere  in  Wirtb - 
Schäften  aller  Art  oder  bei  sogen.  Debitanten,  aber  auch  bei 
Bezügen  von  weniger  als  25  Liter  auf  einmal  ins  Haus,  also  ftir 
den  Privatconsum  in  diesem  iSinne,  tretfen  soll;  und  zwar 
wiederum  mit  Ausnahme  des  aus  eigenen  Produeten  gewoDnenen 
Getränks,  das  der  Wein-  und  Obstbauer  mit  den  Seinen  selbst 
steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Voraussetzung  der 
Stenerpflioht  der  Absatz  an  Dritte.  Die  Abgabe  ist  eine 
Werthabgabe  naeh  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von 
12.5^0  (ohne  weitere  Zuschläge). 

Die  Hauptpuncte  für  die  öteuerverwaltung  sind  die  sichere 
Constatirung  der  vom  Debitanten  bezogenen  und  abgesetzten 
Mengen  und  der  Ve  r  k  a  u  f  s  p  r  e i s  e  dafür.  Darauf  richtet  .sich 
daher  die  Controle  vor  Allem  und  um  sie  austiben  zu  können, 
unterstehen  die  Debitanten  der  steueramtlichen  regelmässigen  Visi- 
tation, dem  sog.  Exercice  (§.  263,  264),  soweit  sie  sich  nicht 
durch  Abonnements  davon  befreien,  was  zulässig  ist,  oder  die 
Kleinabgabe  zusammen  mit  der  Eingangsabgabe  in  die  sogen, 
„einzige  Steuer"  verwandelt  wird. 

Nachweislich  im  Grossen,  d.  h.  in  Mengen  ron  tther  25  Liter  auch  von 

Debitanten  abj^esetztcr  Wein,  ein  aiieli  dioj.cn  Personen  gestattetes  Gebchäft,  ist  von 
der  Kleinabgabe  frei  and  eventuell  der  Circulationsabgabe  unterworfen.  Der  Debitant 
muM  die  ErOflhnng  seines  GeschifU,  das  Verkao&local,  die  Mengen  and  Sorten  G«- 
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traute,  welche  er  Itesitzt.  der  Steucnrerw;iltuii.r  anmeMen  und  ein  Schild  oder  dpi. 
aussen  führen.  Die  allgemeine  Verst;  ndii  n^rs-  be/.  ßczu  trscontrole  ist  auch 
die  Voraussetzung  für  die  Veranlagung  und  KrbebllDgf  der  Kleillal)^^1lll•  (§.  26.^). 
LVb<>r  Zti  -  und  Absrarip  winl  Buch  geführt  und  steiieramtlidi  durch  das  Kverricc 
cootroiirL  Vielerlei  einzelne  Bebtimmungeu,  uhor  iveohte  der  Verwaltung  und  rtlichtcn 
der  Debitmnten ,  saehen  ünterschleff  zu  rerhaten.  Unter  UmstSnden  kann  die  Ueber> 
wachong  auf  die  Nachbarhäuser  a«<ü;edelint  worden.  Eine  besündero  (Jefahr  liegt 
immer  darin,  dass  Weiu  im  (ieheim<Mi  in  die  Lager  dts  Debitanten  gelangt,  daher 
besonders  aus  Nachbarhäuäcrn,  wohin  etwa  Wein  /um  Privat(•oh^um  bezogen  wurde. 
Was  &i<  h  nach  den  Bttchera  als  Fchlmeniae  crgiebt,  ht  nachwebbar  verdorben 
ist  und  den  gesef/ü'  lien  Satz  von  '("  '^  für  Alij^an-r  und  l' iuiiIien<"onsum  überit'-igt, 
OAterlicgt  der  kleiuabgabe.  Die  Verkau fspreisc  werden  von  den  Debitanten 
declarirt,  im  Fblle  der  Bestreitung  hat  der  Maire.  mit  Kecnrs  an  den  PriUSecturrath« 
zo  entscheiden.  Sie  sind  im  Local  an  si.  htbari-r  Stelle  anzusehlagen  und  dürfen 
beim  Verkauf  nicht  überschritten  werden.  SMaf.uidrohungen  suchen  die  Innehaltung 
dieser  Vorschriften  zu  sichern.  Gleichwohl  sollen  gerade  in  Bezug  auf  die  Preise 
durch  unrichtige  Angaben  und  Anlegung  anderer  Verkaufspreise  die  meisten,  nur 
-  h\vrr  zu  consfatireiid-Mi  rnterschleife  vorkominon.  Die  St''ii<T  ist  von  den  dem 
Exercice  aoterstehendon  Debitanten  regelmäitsig  nach  viertcljuhrltchen  Abrechnungen 
zn  zahloi.  Fast  Va  "fon  Debitanten  abgesetzten  Weins  ond  fast  der  ganze  Obst- 
wein wird  durch  die  Visitation  beim  E.tercice  zur  Veranlagung  gebracht.  Der  Kest 
kommt  griVsstentheds  anf  Abonnements.  i,S.  Vignes  1,  131,  Art.  Abonn.  im 
Say 'sehen  dict..  p.  4  ) 

IHese  sind  meistens  sogen.  Einzelabon  nements  der  einzelnen  Debitanten, 
■  ntW'jdi-r  —  aber  selten  —  nur  in  Betr.  des  Preises,  wo  man  sich  über  einen 
Jdutcipreiä  einigt,  die  Ueberwachuug  nur  mehr  die  .Mengen  iietrilll  und  die  Steuer 
daron  erhoben  vird  (sog.  Abonnement  ftkr  das  Hectoliter);  oder,  und  in  der  Kegel, 
auch  in  Betr.  der  Mciie  n.  iiv^rn  eine  Abfindungssumme,  immer  höchstens  auf 
1  Jahr.  Das  Kingehen  auf  Milch«'  .VI)oiinements  kann  die  Verwaltung  nicht  verweigern. 
Einigt  man  sich  nicht  Uber  die  Summe,  so  entscheidet  der  Präfecturratb,  mit  Kecurs 
an  den  Staatsrath.  Ausserdem  kommen,  aber  nur  selten,  sogen.  Collectif-  oder 
Corporationsabonn  em  cn  ts  ihr  (lesammtheit  der  Debitanten  eines  Orts  unter 
solidannchcr  Haft  vor,  nach  Bcscbiuss  von  miude:>tcus  7.i  Debitanten  unter  Ge- 
BcJimigu  n  g  des  Muatcipalraths.  Endlich  giebt  es  noch  sog.  allgemeineAbonne- 
ments,  welche  auf  Verlanden  der  Municipalr&tbe  für  ganze  (iemeinden  über  die 
Klein-  und  Circulationsal'uab-'  'j-'-wiihrt  werden  müssen ,  wo  dann  die  vereinbarte 
Soiome  an  die  Staatscasse  in  halbmonatlichen  ilateu  aus  der  Gemeindcca^su  entrichtet 
«ird.  Sie  ?erlangen  cum  Abschloss  die  (ienehmigong  des  Finanzministers,  kommen 
übrigens  auch  nur  weniL'-  vor.  Durch  die  Erklärung  der  „einzigen  Steuer*'  als  obli- 
gatorisch in  den  Gemeinden  von  über  lO.OUU  £iuv.  (Gcü.  r.  ti.  Juni  lbT5)  bat  die 
Zahl  der  aboiiDfileii  wie  der  dem  Exercice  Qntenrorfen«n  Debitanten  abgenommen. 
Es  waren 


ma 

1879 

1885 

l  ur  Wem    und  Cider  abonnirte 

54,746 

39,441 

56,756 

Abgel5sti'  .    bloMS    jVlcohol  ver- 

kaufende Debitanten  (s.  u.)  . 

29,895 

.»9,732 

Debitanten  in  Städten  mit  einziger 

Steuer  ....... 

2S.T45 

'>4,720 

Zus  frei  vom  Exercice  .... 

119,715 

138,271 

181,208 

Debitanten  dem  Exercice  unter- 

228.884 

216.576 

214,495 

348,599 

854,852 

395.703 

In  allen  diesen  Zahlen  fehlt  Paris  (Ball.  XX.  COO). 

Den  Grosshandleru  als  solchen  war  früher  ))ei  erhelilicher  Strafe  (500  5000  Krcs. 
und  Con£scation  der  Getränke)  der  Debit  verbut<Mi.  Jetzt  ist  ihnen  derselbe  gestattet, 
vma  Ii»  ßtie  das  Klefngesehftn  ganz  ^trennte  Lager  und  Locale  haben.  Die  Fehl- 
mangen,  velche  bei  ihnen  über  Ii  t/licli*  n  NachUi-sse  hinaus  dvroh  die  Ver- 
«altni^  coawtatirt  werden,  sind  nach  dem  Satze  der  Kleinabgabe  an  fersCeaem.  Nor 
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Diibedeatend  sind  die  gleich  beim  Bezug  voa  \\  ciu  uiul  Cider  eibobeiicii  Betrage  der 
kletoabgikbe. 

Für  ]8Sr>  crgiebl  sich  filr  die  verschiedenen  FlUe  der  Kleinftbgabe  Folgendes 

(Bull  XXm,  280): 

Wein  Obetirein  n.  8.  w. 

Hectol.       Ertrag  Frcs.  Hectol.      Ertrag  Fr»  s. 

Beim  Bern«?  .  rliobon     .    .    .        14.820           139,126  217  (MO 

Feblmengc  bei  Grosähaudiero .       3ti,6b7          337,812  5,1»2  1U.473 

Duich  Ezerdce  oonstatiit  .   .   2,578,163      24399,420  3,218,599  7.250.327 

AboimemeDts  1,431, S5r,      I3.410,fi:^i  67.13(5  17S602 

Samme    ....   4.061,532      38.286,989  3,291,144  7,449,042 

Dl  r  Steuersatz  bei  den  Debitaiitcn  mit  KA:ercirc  stellt  sich  mit  Nachlässen  auf 
12.115"/o  ^tatt  auf  12.5"/,,.  Diese  Ziffern  enthalten  aber  lange  nicht  die  ganze  Klcin- 
abgabe,  da  dieselbe  groääeutheils  mit  in  der  „einzigen**  Steuer  und  der  Pariser  und 
Lyoner  Ersatzstener  steckt  (s.  a.).  Sie  steigt,  unter  Einrechnang  der  betrefT.  Bestand- 
theile  dieser  Steuern,  auf  S7.r.3  Mill.  Frcs.  f.  Wein  von  133.22  Mill.  Total  nnd  auf 
2.68  MUi.  Frcs.  f.  Obstwein  von  15.48  Mill.  Frcs.  Total  (Bull.  XXIU,  539).  -  Der 
Durchschnittspreis  der  ron  Debitanten  anter  Exereice  abgesetzten  Mengen  ist  in  den 
letzten  J;ilinu  erheblich  gesti^nin.  Er  «ST  bei  Wein  1SS2— 87  p.  Hectol.  7C.3S — 
77.711  — '»■». IT— t:». 07— 78.04— 79.61  Frcs.  gegen  46.72  im  Durchschnitt  von  1S50 — 59, 
51.57  von  1S6Ü— 09.  55.25  von  1870—79;  bei  Obstwein  1882—87  19.48—19.05— 
17.88—18.39—22.50—31.28  gegen  16.05,  18.30  vnd  18.51  in  den  dvri  genannten 
D.  cennialperioden  (Rull  XXIII,  281.  IX,  110,  370").  Natürlich  wird  die  Summe  im 
Abonnement  immer  entsprechend  neu  geregelt:  eben  deshalb  die  höchstens  einjährigen 
Abonnements.  Die  Wc  r  t  h  a  b  g  a  b  c  wnrde  also  neuerdings  einträglicher,  kam  aber  auch 
nodi  mehr  in  Missverhältniss  luv  Cir(  ulationsabgabe,  und  die  Errnftssigong  dos 
Steuersatzes  in  isso  wurde  durch  dies  Preissteigen  ziemlich  aufgewogen:  so  trug 
z.  B.  das  Uoctoliter  Wein  im  Durchschnitt  von  1886 — 87  an  Kleiuabgabc  9.5U,  von 
1875 — 76  auch  nnr  9.6  Frcs.,  obwohl  damals  die  Abgabe  als  Quote  vom  Werth  etim 
um  die  Hälfte  hoher  war  als  jetzt.  Der  Fiscus  profitirt  also  bei  steigenden  Preisen 
erheblich,  aber  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  im  ganzen  System  wild 
vorschoben. 

§.  258.  cc)  Die  Eingangsabgabe  ist  im  Princip  eine  Ver- 
brauch sstener  zu  Gunsten  des  Staats  speciell  von  der  städti- 
sch en,  d.  h.  von  der  Bevölkemng  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohnern, von  Wein,  Obstwein,  Meth,  wie  auch  von  Alcohol. 
Sie  tritt  zu  der  Circnlations-  nnd  der  Kleinabgabe,  wie  bei  Alcohol 
zu  der  allgemeinen  Verbranchsabgabe  noch  hinzn,  so  dass  darch 
diese  Tereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkerung  höher  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der 
Städte  begründet  wird^  also  ein  Umstand  ist,  durch  den  die  6e- 
trUnkestcucr  sich  dem  Princip  der  l^esteuerung  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit" anpasst.  Derselbe  Gedanke  waltet  im  Tarif  ob,  welcher 
ein  siebenstufiger,  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  steigender 
specifischer  ist,  bei  Alcohol  und  Obstwein  ftir  jede  Ortaclasse  der 
gleich  hohe,  bei  Wein  noch  in  Conibination  mit  den  Abtbeilangen 
des  Staatsgebiets,  wie  bei  der  Circulationsabgabe. 

lYui  roiitrolo  erfolgt  in  Verbindung  mit  der  Versendungs-  und  Bezngscontxole 

und  den  Begleitscheinen  l)eim  Einsrang  in  die  Ortscliaften,  wobei  die  Transporte  oder 
Bezüge  dem  ätouuraut  augemeidut  werden  müssen.   Steuerptiichtig  ist  nur  das  fOr 
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den  (  'onsam  im  Orte  bestimmte  tietränk,  nicht  das  unter  Gontnde  bloss  durcligefulule. 
Auch  die  vom  Eigenthumer  in  den  Ort  zur  Kcltcruiijr  u.  s.  w.  oinirefuliiloii  und  die 
im  Orte  rom  Sclbätbaoer  geerutctcn  Trauben  und  leuchte  sind  der  Eingangcsteuer 
und  einer  entsprechenden  Gontrofe  mittelst  Änfnnhme  eines  Inrentars  ontervorfen, 
wobei  die  Steui  r  nach  dem  Reduetionsverhrdtniss  von  2  Ileetol.  Wein  aus  M  Hertol. 
Trauljen  und  5  Hectul.  (»»stwcin  aus  3  Obst,  b-'i  tr i  rlrii  u  Fruchten  von  I  Hectnl. 
Obstwein  aus  25  Kilogr.  tibst  berechnet  wird.  Em  lücines  Abonueuient  iur  die 
Weinlese  Seitens  der  (iemeindc  ist  zubtssig.  Grosshftndler  und  SelbstVaoer  können 
für  ihre  Bezüge  uml  Producti;  die  MUi-t  l)eim  EinL'ang  f.illige  Zahlung  vt  r-i  ]ii  -li -n. 
wenn  sie  die  Ueträuke  in  Kntrepüt  bringen,  wofUr  beim  Uändier  Miuimaliuengeu  ^um 
Bepna  Toigescbrieben  sind.  Debitanten  und  Prirate  haben  kein  iresotzliehes  Anrecht 
auf  OevSlirang  des  Eutrepots,  doch  kommt  die  admini^trative  Zulassung  auch  bei 
ihnen  vor.  Vensteu«Tt  wird  dann  ,  was  nach  den  Bestandbüchern  drs  Entrepöis  i»der 
eigenen  Lagers  iu  den  Consum  ubergegangen  ist,  bez.  was  fehlt,  nach  Abzug  der 
KachlissG,  welche  beim  Eigenbaner  seit  1852  bis  lOV^,  beim  Grosshftndler  bis  6— T*/« 
bei  Wein  betragen  (bei  Obstwein  und  .Mcolml  T"/,,  -  t)er  Tarif  von  l^*^0  steigt  in 
7  Ortsstofen  (4— OOOO  als  erste,  Uber  .iO,Oih»  als  höclisfe)  von  35  auf  SO  Cent, 

p.  Hectol.  ftlr  Cider  n.  s.  w.,  von  7'/,  auf  .iO  Trcs.  p.  Hectol.  für  Alcohol,  von  Ü.4(» 
auf  1  50,  von  0.55  auf  '2:2h,  von  0.75  auf  3  Frcs.  fUr  Wein  nach  den  drei  Gebiets- 
theil-CIassen.  B>'^<>ii>l''r(t  Bc.->tiininungi'n  bestehen  Uber  die  Berechnung  der  Orts> 
bevölkeruog,  Behandlung  der  Vorstädte  u.  s.  w. 

Durch  die  facnltatir  znllssige,  neuerdings  far  Orte  aber  10,000  Einw.  obli- 
gatorisch gewordene,  daher  mehr  verbreitete  „einzige  Steuer"  hat  die  Eingangs- 
abgabi"  als  selbst. irifliir's  Cllitd  der  (letränkebesteuerung  an  Bed^-iitnni:  verlon^n. 
Direct  unter  diesem  Namen  fuhrt  die  amtliche  Statistik  nur  kleine  lictMge  auf,  so 
Mr  1886  von  2.14  Mill.  Hectol.  Wein  1.54  Mill.  Frcs.  Ertrag,  von  1.19  Mill.  Hectol. 
Obstwein  0.55  Mill.  Vt<  s.,  von  471.3J7  llect-d.  Alcohnl  ••.(>!)  Mill.  Frcs.  Al!<  in  wenn 
mau«  wie  es  in  besonderen  Berechnungen  auch  hierfür  die  Yurwaltuagsstatistik  thut, 
die  einzige  Steaer  und  die  Pariser  und  Lyoner  Ersatzstener  wieder,  wie  oben  bei  der 
Kleinabgabe,  in  die  Steuem  *erl>  gt,  die  sie  vertreten,  so  ergeben  sich  erhclili(  h 
grössere  Zahlen  für  die  Eingangsabgabe,  nämlich  in  iS^Ct  für  Wein  Mill.  H-  ctol. 

mit  22.S2  Mill.  Frcs.  Steuerertrag  von  133.22  Mill.  Frcü.  Total,  für  llbstweiu 
3.25  MiU.  Hectol.  mit  2.68  Mill.  Frcs.  Ton  15.48  Mill.  Frcs.  Total,  fbr  Alcohol 
614,327  Hectol.  mit  13.9S  Mill.  Frcs  ,  zus.  an  Ein-an-sabgabe  30. IS  Mill.  Frc^.  von 
234.55  Mill.  Frcs.  Total  (oline  den  Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine).  (Bull. 
XXIII,  280  und  540).  Im  J.  1880  bestand  die  Eingangsabgabe  selbständig  in 
266  Gemeinden  (in  147  von  4—6000,  in  119  von  6—10.000  Einw.),  in  Verbindung 
rnil  d<M-  einzigen  Steuer  in  1*^1.  davon  22  iinf-r  tlOOO  Einw..  zus.  in  117  (ic- 
mciiiden  mit  6.33  Mill.  Einw.,  wozu  dann  noch  i.'ariä  und  Lyon  anart  kommen 
(BnlL  XXIII,  540). 

ddj  Die  mehrfach  schon  erwähnte  „cinzi-^e  Steuer"  tritt 
in  Orten  von  4  — 10,000  Einwohnern  facti Itativ,  seit  dem  Gesetze 
vom  i\  Jnni  1875  in  allen  Orten  über  10,000  Einwohner  obli- 
gatorisch an  iStelle  der  bestehenden  Klein-  und  Eingangsabgabe 
von  Wein  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine 
Verbrauchssteuer  von  Alcohol  (§.  260)  in  Orten  mit  Eingangs- 
abgabe  beim  Eingang  gemeinsam  erhoben.  Die  Debitanten  werden 
In  diesen  Orten  (sog.  viUes  redimöes)  dann  yon  Exercice  befreit, 
nnterliegen  aber,  wie  Private,  der  Circnlatioosabgabe  mit.  Die 
Controle  besteht  in  der  allgemeinen  Versendongs-  nnd  Bezngs- 
eontrole  nnd  in  deijenigen  beim  Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife 
werden  periodisch  revidirt,  um  sie  in  Uebereinstimraung  mit  der 
Kleinabgabe,  als  einer  Werthquotenabgabe ,  zu  erhalten.  Die 
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Sehwierigkeiten,  die  Debitanten  in  St&dten  auch  mittelst  des 
Ezeroice  ansreiebend  zn  controliren  nnd  das  letztere  wirksam  zn 
gestalten,  neben  dem  Vortbeil,  den  Verkebr  von  listigen  Fesseln 

im  Innern  der  Städte  za  betVeien,  bähen  zu  der  Ansdebnung  der 
einzigen  Steuer  und  zur  Einführung  der  Steuer  als  ohligatorischer 
Massregel  geführt:  ein  henierkenswerther  steuertechniscber  Vorgang, 
äbnlicb  wie  die  Pariser  Ersatzsteuer. 

Ueber  dio  fitcnltatiro  EfnffthniDg  entscheidet  ein  Bescblass  des  ad  boc  darch 

dne  Anzahl  Grossbändler  und  Debitanten  zu  verstärkenden  ilunicipalratlis.  Kiircu- 
baocr  unterliegen  für  ihr  Absatzproduct  der  einzigen  Steuer,  nicht  aber  der  Cirru- 
lationsabgabe.  Die  Forinalien,  Erhebung,  Eiureputs  u.  s.  w  sind  sonst  wie  bei  der 
Eingangssteuer.  Die  einzige  Steuer  ist  überhaupt  ei;;entlich  nur  eine  erhöhte  Ein- 
p-anprsabsfaljc ,  mit  einem  wcsentliclien  rnt-'r^fhi-Mi .  ii.arli  h.  dass  s.ie .  weil  sie  die 
Klcinabgabc  als  Werthtiuotenabgabe  mit  zu  ersetzen  bat.  aber  spccitische  Abj^abe  bleibt, 
nothvcndig  rerinderlieh  sein  moss.  Man  hilft  sich  dadorch,  dass  man  die  Tarife 
periodisch  rcvidirt,  aber  an  specifischen  Sätzen  festhält,  was  practisch  kaum  andcM 
möglich,  in  der  Durclifuhrunjr  aber  niclit  ohne  Srliwieripkeiten  ist  und  principiell  der 
Steuer  doch  einen  von  der  Kleinabgabe,  die  sie  ersetzen  soll,  wiederum  altweicheudeii 
Character  giebt:  der  ganze  Vorgang  stevertechnisch  auch  als  Uebergang  von  der 
principicU  riehti<rcrcn  W'erthsteucr  zur  practisch  passenderen  specilisclien  I>eachten5- 
werth.  Nach  Ues.  v.  9.  Juni  1875  Art.  4  und  ö  sollte  nach  1.  Januar  IbTU  alle 
5  Jahre  der  Tarif  reridirt  werden.  S.  Qhcr  hervorgetretene  Schwieriglcdten  Motive 
zam  Gesetzentwarfe  von  ISSO,  liull.  ^  II.  154.  Das  Gesetz  von  1875  und  das  vom 
19.  Juli  ISSO  bestimmte,  dass  die  Tarife  der  einzigen  Steuer  nach  den  Mentren  und 
Arrondiösemeuts- Durchschnitts -Detailpreisen  der  Debitanten  in  1S77 — 70,  dann  vom 
1.  Jan.  1886  in  5^r.  Perioden  revidirt  werden  sollten.  Bis  dahin  sollte  die  einzige 
Steuer  in  den  Orten  über  1U,0Ü0  Einw.  Dreifache  des  Eingaiiirstarifs  dos  (Jes.  v. 
IbSU  nicht  Übersteigen  dürfen  (Art  5).  —  Der  Ertrag  der  einzigen  Steuer  war  ISSö 
für  642  MilL  Heelol.  Wem  29.30  Mill.  Frcs .  d.  i  im  Dvrchschn.  4.58  Pres.  p.  Hectol., 
Sit  1.76  Mill.  Hectol.  Obstwein  3.60  MilL  Frcs..  2.04  Frcs.  y.  II  für  Alcohol 

nicht  ausgeschieden).  In  der  St-  ueraummc  des  Weins  sto.  kt  10.11  Mill.  Frcs  Ein- 
gaugsabgabo,  19.25  Mill.  Frcs.  Kleinabgabo,  in  der  deä  Obstweins  bezw.  1.75  und 
1.86  MiU.  (BnlL  XXUI.  540,  280). 

ee)  Ersatzsteaer  von  Paris  (nnd  Lyon)  (taze  de  rem- 
placement).  Sie  stellt  imPrincip  eine  ▼tflligeUnification  der 
Getri&nkebestenernng  dar,  indem  eine  einzige  specifisebe 
Abgabe  in  der  Form  der  Eingangsabgabe  als  Ersatz 

aller  anderen  Steuern,  selbst  der  Licenz,  fUr  jede  Art 
Getränk  (ausser  Bier)  erhoben  wird.  Der  Tarit"  wird  nothwcudig 
jedesmal  gleichzeitig  mit  der  Veränderung  der  Tarife  der  anderen 
Abgaben  geregrclt,  zuletzt  im  Gesetz  vom  19.  .luli  1880.  Er  ist 
absichtlich  hiilicr  als  in  anderen  Orten  gehalten,  ratisste  aber 
eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer  namentlich  die  Kieinabgabe  mit  zu 
ersetzen  hat,  periodisch,  ähnlich  wie  die  einzige  Steuer,  gemäss 
den  Veränderungen  der  Preise,  revidirt  werden.  Die  Controleo 
des  Exercice  der  Debitanten  n.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteaer 
fort:  der  Hauptzweck  nnd  Hanpt?ortbeil  fttr  Verwaltung  nnd  Ver- 
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kehr.    Destillation  von  Alcohol  ist  in  Paris  verboten,  Liquenr- 

fabrikation  jedoch  nicht. 

Die  Ersatzäteuer  in  Parb  iät  (ohne  vuitcreii  Zuschlag)  nach  Oes.  v.  l^^O  for 
Weio  S.25  Pres.  p.  HectoL,  ia  Lyon  7.77.  ftar  Obstwein  4.50  und  2.65,  fttr  Alcohol 

ls<i.25  in  Paris  (vor  JS80  auch  hier  ein  höherer  Tarif  für  Fla6chei»))i:iiiiitwein, 
L'itler,  Absinth,  seitdem  ein  irlciclior  Satz  für  allen  Alcohol).  Die  Pariser  (iross- 
bäudlcr  und  Hinterleger  in  licn  Entrcpüts  sind,  Hcgeu  der  vorgckouiueaea  Mit^- 
briacbe  u.  s.  w..  dem  Ezercice  untü»totlt  worden  (Ges.  v.  16.  Febr.  Ib75  s.  o.). 
Der  Krtrag  der  Eniat/stoiier  war  1^^»;  in  Paris  für  4.31  Mill.  II  ^  ful.  Wein  .H5.S1 
Mill.  Prcö.^  lur  3ÜÜ,121  Ueclol.  Obstwein  1.3i>  Mill.  Frcs.,  fiir  143,l)t)0  llcctol.  Alcohol 
26.63  Mill.  Pres.,  welche  Samme  nach  amtlicher  Berechnung  äich  ab  3.51  Mill.  Frcs. 
Circulations-,  ^*.77  Einglugs-  find  22.53  Mill.  Frcs.  Kleinnbgnbe  eigeben  wurde 

§.  259.  ff)  Die  allgemeine  Verbranehsstener  von 
Aleohol  (droit  g^nöral  de  eonsommation)  ist  die  haoptsäohliohe, 

im  ganzen  Staatsgebiete,  bis  anf  Paris,  gleiche  Branntweinsteuer, 
zu  welcher  in  den  Orten  mit  Kingangsab^ahe,  wie  schon  bemerkt, 
dann  die  letztere  noch  hinzntritt.    Jn  Orten  mit  einziger  Steuer 
vereinigt  sich  die  allgemeine  Veri>rauchs8teuer  mit  der  Eingangs- 
abgabe in  der  Erhebung.     In  l'aris  ist  .sie  in  der  Ersatzsteuer 
enthalten.    Seit  dem  grundlegenden  Gesetze  vom  24.  .Iiini  1824 
von  der  Weinsteuer  abgetrennt  und  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem 
im  Prineip  eine  speci fische  Abgabe  in  Form  einer  hohen 
Fabrikatstener  dar,  welche  nach  dem  reinen  Alcohol- 
gehalt  aller,  der  eigentlichen  Verzehrnng  oder  Verwendung 
ZQ  Verzehrungsgcgensti&nden  dienenden  gebrannten  Flflssigkeiten 
mittelst  des  6ay-Lnssac'schen  Gentesimal-Aleoholometers  bemessen 
wird.     Sogen,  denaturirter ,  ftlr  gewerbliche  Zwecke  dienender 
Spiritus  unterliegt  auch  einer  Steuer,  aber  einer  viel  massigeren. 
Die  Controlc,  welche  bei  der  starken  Steigerung  der  Steuersätze 
sehr  verschärft  werden  musste  und  wurde,  erfolgt  zunächst  durch 
die  Ueberwacbung  (Exercice)  der  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  oder  Destillationsanstaltcn ,  eine  üeberwachong, 
von  welcher  die  sogen.  Eigenbrenner  (bouilleurs  de  crn)  von  Wein- 
und  FrUchtebranntwein,  wdebe  ansschliesslich  ihr  eigenes  Ernte- 
prodnct  verarbeiten,  seit  1875  wieder  befreit  sind,  —  die  schon 
oben  (S.  631)  besprochene  Frage  — ;  femer  dient,  znmal  ancb 
gegenüber  diesen  Eigenbrennem,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versendung»-  nnd  Bez ugscontrole  znr  hier  bei 
Alcohol  besonders  wichtigen  Hilfe;  endlich  unterstehen  die  Gross- 
händler,   die   Entre])ots,    Liq  neu  rfabri  kanten,  Debi- 
tantcn,  —   letztere  mit  Ausnahme  derer  in  den  „abgelösten" 
Städten   (mit  einziger  äteaer)  nnd  in  Paris  — ,   der  Leber- 
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wachnog.  Bei  der  grossen  Höhe  der  Steuer  sind  Zab längs- 
aofschube  hier  von  besonderer  Wichtigkeit  und  die  Einrichtungen, 
sie  zn  ermöglichen,  gut  getroffen,  so  namentlich  durch  die  Be- 
stimmung:, (lass  nicht  die  Brennerei  als  solche  die  Steuer  zu  ent- 
richten hat,  sondern  der,  welcher  zum  eigen  Consuiii,  als  Privater, 
oder  zum  Ahsatz  unmittelbar  tiir  den  Consnm.  als  Debitant,  den 
Branntwein  bezieht,  ferner  durch  die  Einrielitunj;  der  Entrepnis 
und  durch  die  Zulassung  der  N'ersteuerung  ilcs  bezogenen  (^Kiantums 
bei  den  Debitautcn  nach  Massgal>e  des  Absatzes,  auf 
Grund  der  Restandscoutrole  mitteist  des  Exercicc.  Bei  der  deut^ 
liehen  Tendenz  der  Gesetzgebung,  auf  dem  bescbrittenen  Wege  der 
Steigerung  des  Steuersatzes  fortzuschreiten ,  und  bei  der  immer 
mächtigeren  Entwicklung  der  gewerblichen  Brennerei  werden  diese 
Erleichterungen  der  Zahlung  wie  jene  Verschärfungen  der  Controlen 
immer  wichtiger.  Da  diese  gewerbliche  Entwicklung  aber  auch  zu 
grösserer  Betriebsconcentration ,  im  Vergleich  zu  der  ehemals  fast 
allein  zu  beachtenden,  so  ganz  zersplitterten  Wein-  und  Obst- 
brennerci,  Klint,  so  werden  die  Contrtdverschärtun^en  auch  an- 
wendbarer und  erfolgreicher.  Sie  sind  auch  in  Frankreich  neuer- 
dings mit  nach  englischem  Vorbild  vorgenommen  worden. 

S.  bes.  (ii  ii  Art.  .Vb  ool  von  Sttnirm  im  Say'schen  »lict..  muh  Stourra'-s  Sclirift 
Uber  die  Braiiraweiribteuer;  W  olf  a.  a.  U.  Üben  §.  2.'>3.  Die  ueiionMi  (jeseUe  vuni 
28.  Febr.  1872,  26.  März  1S73,  21.  Joiü  1873,  16.  Febr.  1875  (o.  S.  (iI7),  lU.  JoU 
ISSO,  Kc^'lcmtMits  ..A"  v.  IS.  Sept.  1^71»  für  |:rn?iso  Melasse-  iin'l  Kiniiltrcnn-r-i«.-!), 
„A  bis"  ifOm  Iii.  Sept.  1879  lUr  laudwirtliäch.  breniiercion ,  „Ii"  v.  ]•>.  August  l5>i>l 
fttr  genrerbliclie  Wein-,  Cider-,  Frachtbrennercien  and  einige  andere  (Bull.  X,  5, 
tach  Block,  snppl.  g6n6r.  p.  53>;  Decr.  t.  27.  Dec.  1884  (aber  das  Alcoholometer). 

Die  Steuersätze  sind  im  I.uufe  der  Zeit  >flir  stark  •re.-teiir»  rt  woidi  n.  Is  'l  war 
der  NorinaläatA  inel.  Deciiue,  55  Krcs.,  seit  l8uU  57.4U,  seit  Gü,  seU  l^i'tO  t»0, 

seit  1871  15U,  seit  1873  15G.25,  von  1872—1880  für  Spirituosen  in  Flaschen, 
Liqneure,  Absinth  218.75  Frcs.,  seit  1880  filr  alle  Spirituosen  gleich,  156.25  Frcs. 

Der  Sa t/.  bo/ieht  .sich  stets  auf  reinen  Alcohol,  verändert  sich  also  im  einz.  Ineii 
Falle  na-  h  dem  (iohalt.  Die  >t«  iiertechni?ehe  Hauptaufgabe  ist  daher,  zugleich  d.:m 
ganzen  Chamcter  der  Steuer  als  Fal»rikatsteucr  entsprechend,  die  sichere  und 
möglichst  einfache  Ennitdung  des  Alcohol^^i-halts,  —  ein  l'tulilem,  das  in  Fraitkrcich 
s''it  läiiccr  für  weit  üenilirr  nd  iielnst  ü:ilt.  dass  man  die  Ho^ten»•r^ln<^■  in  <I"T  rui- 
gegebcncD  Art  eianchtcu  /u  dürfen  irej-iaubt  bat.  Nacli  ciucr  Keductions-  und 
Correctionstabelle  wird  bei  der  Veranlairting  der  Steuer  in  der  Praxis  umgerechnet, 
wenn  die  Temperatur  der  Flns^i::lu•it  v  in  der  normalen  ron  lö  (n  ,  1  C  l-ins  ;ii)\veicht 
(s.  die  Tabelle  bei  liK.ck.  dict. ,  p.  Has  (Jay-l.ussac'scbc  Centesimal-Alcoholo- 

meter  ist  für  alle  VerwaJtuugsacte  und  l'rivatu-  schälte  zum  ausschliesslich  anweud- 
baren  gesetzlich  erldärt  worden.  Jedes  in  (i<  hraucli  kommende  und  ebenso  jedes 
dabei  mit  hennt/l«'  Thermometer  darf  nur  verkauft  und  benutzt  werden,  wenn  es  znror 
amtUch  beglaubigt  und  diese  üeglaubiguiig  durch  ciu  vorgeschriebenes  Zeichen  con- 
»tatirt  ist  Mit  beiden  Instrumenten  erfolgen,  wie  ttberliaupt  in  Frankreich  mit 
Maassen  und  (iewichtcn.  [h  riodi»che  Revisionen.  Jeder  Patentpflichtige,  Avelcher 
(iross-  otler  llalb^rrosshandel  mit  Alcohul  treibt,  muss  beid.-  vcrilicirte  Instrumente 
habeu  ^(ies.  v.  7.  Juli  1>M,  auch  7.  Juli  l^si».  i's,  Juli  l'^^a.  Decr.  v.  27.  Dec  18^4. 
in  dorn  das  Alcoholometer  beschrieben  ist.  Bull.  XVII,  4).  Ein  jOngstes  Gesetz  rom 
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10,  DoC  18*»7  eröffnet  ein«^  Prcisliewcrlxinf^  filr  die  Erfindunj?  ••iiu'S  einteilen  uiiii 
practidch  ton  <l<  r  Steucrvnw.iltuiig  viTwtndharcn  Verfahrens  zur  ?>keDnDng  der 
•  •hi-mi-ii'hen  K'i'inlieit  dos  AN«»)i<>lf.  FnilhT  i'i'f.  v.  1S21)  wurde  Brarmtweiii  in 
Fiaachcu,  uilcr  Liqucur  (auch  lu  Fa-^äerit)  und  1  ruciitc  in  liranntwcin  alä  „reiner 
Alcohol"  rerstcuert.  Seit  den  (rrossen  SteucrerbOlinn^n  nach  dem  letzten  Kriege 
wird  aS<'r  auch  hier  mir  nach  dem  »  rniitfflton  Alcoliolj^rade  ver>teiiert  i(ie><'tz  vom 
2»».  yi.iv/.  1^72^  Nur  Alisinfh  \t\i<-h  niilj<-diiii:t  nucli  als  reiner  Alcoliol  Itehaiidelt. 
( Absintljcäscn/.  nur  alä  Medicin  ^u  labricircn  und  /u  vcri»aufün  erlaubt).  Das 
Gesetz  vom  1!)  Jali  ISSO  stellte  Absinth  aber  auch  in  diesem  Poncte  anderen 
Spiritnosen  gleich. 

Durch  diese  EinricbtaDg  der  Alcoholstener  als  Fabrikatsteaer 
hat  Frankreich  die  Schwierigkeiten  nnd  bedenklichen  Folgen  der 
Besteuerung  nach  Rohstoffen  oder  Betriebsmerkmalen  vermieden, 
allerdings  damit  auch  die  PrSmiirnng  technischer  Fortschritte, 
welche  mit  diesen  anderen  Steucrloimen  verbunden  sind  (Preussen, 
Deutschland  u.  a.  Lj.  Di/  b^abrikatsteuer  bedingt  dann  nur  be- 
s<Mulors  scliarlc  Controlen.  Ehen  hier  zeigte  sicli  das  Privileg  der 
bouilk'urs  de  eru  nachtlk  ili-- ,  anderseits  b«»t  die  \  ersendungs- 
controie  hier  Ix'soüdere  Vortheilc  zur  Ergänzung  der  Brennerei* 
controle.  Die  Steuer  wird  zwar  nicht  unmittelbar  von  der  Brennerei 
gezahlt,  aber  durch  die  Controlen  wird  hier  die  Menge  des 
Fabrikats  eonstatirt,  die  Brennerei  damit  belastet  nnd  von  da  an 
der  Verbleib  des  Fabrikats  durch  die  Versendnngscontrole  verfolgt 
und  daSy  was  steuerpflichtig  wird,  —  daher  u.  A.  nicht  der 
ezportirte  Alcohol  —  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Be- 
steuerung herangezogen,  so  z.  B.  auch  der  zum  Vinage  benutzte 
Alcohol. 

Alle  trevcrblichen  Brennereien  nnd  Itectificirungrsanstaltcn  mtti»en  nicht  nar  eine 

Liren/:  n'-linn-ii,  wonach  ^i^  unter  das  sttniiTamtliche  K\'"rciec  knimnen.  sondern  auch 
Dcclaratiunc.n  über  ihren  lictrii-l)  machen.  In  allen  gr(>:i:>ercu  gewerblichen 
Anstalten  crt'olL'^t  jetzt  —  nach  cn;:li>>clie[n  Muster,  doch  mit  Modificationcn,  wie  sie 
schon  die  i,;  Anzahl  der  (ioclialte  bedingt  liat  —  eine  bc.->tandi^e  Uebcr- 

warljunur  dun  h  Hr.iriif«',  weli  li'j  in  der  Aii-«f  \!t  -ielbst  installirt  sind.  Sie  confrolip-ii 
alle  Operationen,  vom  Itezug  der  Kuhstulle  bis  zur  Kertigbtellung  des  l'ubriiiatä  und 
der  llinanürührong  desselben,  wobei  die  Verwaltung  auch  vieles  Einzelne  in  Beireff 
der  Anfstellunir  und  Itcnutzung  der  (Ji  fa>se .  Hnttiche.  Ki^hren.  Vorlere^chlos8e^, 
Schlüssel  u.  jj.  w.  reiTelt  ('s.  bes.  Kul.  .\  v.  l-^Tl»  .  1  ur  laiidwirtliM  h.  Urenncreicn 
äind  die  Cuntrolen  etwaü  nuMrre,  JiocU  mehr  für  die  Ubriireii  iLiewcrbl.  Wein- 
brcuncreien  u.  ».  w.),  doch  dürfen  z.  B.  auch  hier  die  Beamten  /.u  i<-der  TagoszoiC, 
und  \v.  iin  die  Brennerei  Narlifarln  i(  bat,  auch  Nachb  in  die  Anstalt  koir  nien;  die 
\  crüiudungeu  mit  NachbarhauAein  Mud  verboten  u.  a.  m.  —  Bei  den  nicht  dem 
Exercice  unterstehenden  Debtillationen  der  Eigenbrenner  ist  wenigstens  durch  Ver- 
mindcriMi!;  des  steuerfn  i  /.u  <  unsumiienden  Branntweins  von  40  auf  20  Liter  für  den 
lIau^halt  den»  linter>(ldeit"  in  Ih-treirnen  ir'suclit  worden,  wenn  auch  siclier  iinmfr 
noch  ohne  genugenden  Eriulg.  Denn  die  hier  nun  seit  IblÜ  wieder  aliein  zum  Ersatz 
der  Brcnnereiconirole  fungirende  Ver^^^ndiingtsrontrole  mag  wohl  noch  xiemlich  aas- 
reichen bei  Tran>{MUfen  in  writc  ri  Kii-r<  riiuii'.'-.  schwerlirh  jedncli  hei  i:''h'-iuien  A'cr- 
kiiuffu  in  der  Nachiiarschatt  ^^-^tuurui'.  Ebendeshalb  ist  da»  ätreben  di  r  Steuer- 
Verwaltung  nach  Ausdehnung  der  Ucberwachung  über  die  bonilleurs  de  eru,  wenn 
auch  in  anderer,  milderer  l'orm  als  bei  den  gcwerbUcben  Brcniiero,  so  bi*grciflich 
alb  gerechtfertigt,  wie  wieder  in  den  neueren  (ieMstzcntwtlrfen  (S.  (>2^). 
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(irusbliarullcr  umi  Dehifariton  beziehe»  den  Br.inntwcin  u  s.  v.  reffelmissip 
unter  der  Furm  dcä  äu|{ua.  aci{Uit-ü-cautiuu  (§.  2G3).  Sie  werden  dann  in  einem 
Stcuerconto  mit  den  Bosugsmengen  belastet  Die  Grossbändler  erhalten  darauf  fUr 
jede  V.  r^-•rldung  Entlastung,  mtissen  aber  für  die  bei  dt;r  Controle  (dem  hu  r 
ßecensciQcut  genannteo  £xercice)  fohlenden  Mengen,  soweit  diese  den  statthaften  Ab- 
gang bis  zu  7  \  tot  Leckage  n.  ».  w.  abenteigcn,  rcfsteneni.  Debiliat«!  dftrfen  don 
einpfantrenen  Alcohol  nach  Massgabe  des  durch  das  Exercie«  GOBStitifteM  AhgUkg§^ 
unter  Abrechnung  von  .']"/o  f'""  Verlust  und  Fainilienronsum,  verstcDenu  hnbcn  daher 
hier  gar  keinen  „Stouervorschusä"  zu  machen,  wenn  sie,  der  Annahme  nach,  den 
Preis  um  die  Steuer  erhoben  oder  die  Stftrke  des  Getrinks  entsprecheod  herabsetzen 
konnten.  -  Durch  Entrichtung  der  Steuer  ü:leich  bei  Empfang^  des  Alcoholb. 
wozu  sie  das  Recht  haben,  können  sich  die  Debitanten  aber  MCb  rem  Exercicc  ganz 
befreien,  was  TieUach  geschiebt,  freilich  alsdann  aber  den  toUmi  Steaexrorschnss  be- 
dingt (Leber  eine  besondere  Art  des  Unteiachleifii,  welche  nach  der StenererhOhang 
von  1*^71  >fhT  zugenommen  haben  soll,  nämlich  mittelst  sojen.  fictiver  Ver- 
sendungen aut  acquils-ä-caution  s.  Mathieu-Bodet  1,  i)b.  D&n  Ues.  v.  2b.  Febr.  1S72 
suchte  dem  ronrabengen,  indem  namentlich  Ton  den  Yenendeni  Angabe  der 
Ttusportart.  der  Route,  der  Hauptpuncte  der  Passage,  von  den  Empf&ngem  Yoringe 
der  Frachtschein«",  Eisenbahnpapiero  u.  s.  w.  verlangte.) 

Das  Princi|)  der  Fabrikatstcuer  in  Verbindunjr  mit  der  Erhebungsart  der  Steuer, 
der  Versendungscunlrole  und  dem  acquit-ä-caution  als  Begleitschein  ermöglicht  dann 
nach  eine  einfache  Lösung  des  Problems  der  Stenerflrciheit  des  ins  Ausland 
exportirten  Alcohols.  Derselbe  wird  ulnrbaupt  gar  nicht  wirklich  ver- 
steuert, in  keinem  Stadium  der  Fabrikation  und  des  Handels,  sondern  auf  Orund 
eines  Geitificats  des  betr.  Zollamts,  welches  die  erfolgte  Aosfidir  bescheinigt,  wird 
das  mit  dem  Alcohol  einstweilen  belastete  Conto  der  Brennerei  oder  des  Grosshftndlers 
wieder  entlastet. 

Eine  besondere  Besteuerung  besteht  fUr  don  Alcohoizusatz  zu  Weinen 
(sogen,  rinage,  „aleoholisirte**  Weine)  und  ftlr  denatnrirten  Alcohol  zu  gewerbliolmi 
Zwecken.  Die  erstere  ist  erst  1S52  eingeführt,  indem  bis  dahin  Alcobol/usatx  zn 
Wein,  bis  zu  einer  Starke  des  let/ti  ren  von  20  (Jrad  und  bis  zu  einem  Zusatz  von 
57«  reinen  Alcohols,  allgcuiein  steuerfrei  war,  seit  1852  nur  noch  in  7  sudl.  Departe- 
ments, was  auch  1864  aofhOrte.  Nach  dem  Kriege  woide  inn&chst  aller  Wein  mit 
einer  AlcohoLst.Irke  von  mehr  als  Ifi  firad  dem  Doppelsatz  der  Alcohoh'crbraiirhs- 
steaer,  der  Eingangsabgabe,  der  Pariser  Ersaizsteuer  (und  auch  des  Octroi)  für  die 
Qradsttike  fon  15—21  Grad  unterworfen,  Wein  von  Starke  aber  21  Gnd  aber  in  der 
Steuer  dem  reinen  Alcoholsatz  unterstellt.  Später  wurden  von  dieser  Stener  Wdne 
mit  natürlichiT  Alcoholstarke  von  lö — 1»n  drad  bcfn-it  f<P-^.  v.  2.  Aug.  1*^72  Art.  3\ 
wenn  sie  gleich  als  solche  von  dem  versendenden  Weinbauer  bezeichnet  und  das  auf 
dem  Begleitschein  angegeben  war.  Die  ins  Ausland  nnd  in  die  Colonieen  gehenden 
all cli  'lisirten  Weine  sind  von  der  Alcuhol^teuer  frei.  Die  ganze  Frage  ist  technisch 
und  wirthschafüich  noch  nicht  endgiitig  entschieden,  die  Gesetzgebung  wird  vielfach 
angegangen,  sie  neu  zu  regeln  (s.  auch  Wolf,  in  Schanz'  Finanzarch.  IV',  102V 

Denaturirter  Spiritus  und  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  der  in 
Gegenwart  der  Stenerbeamten  für  den  Consum  unbrauchbar  gemacht  war,  war  schon 
nach  dem  Ges  v.  lsl4  -t.  isf^rtrci.  Eine  unklare  Bestimmung  des  Ge.«.  v.  l**J<i  fuhrt^ 
aber  lb33  Seitens  der  Verwaltung  dazu,  diese  Freiheit  als  aufgehoben  anzusehen. 
Eist  ein  Gesetz  t.  14.  Juli  1849  gewährte  wieder  Freiheit  von  den  allgemeinen 
Alcoholsteuern .  führte  aber  eine  kleine  Aljgabe  vom  denaturirten  Alcohol  ein  (Ord. 
V.  14.  Juni  1^1 1.  2!t.  .Aug.  I^IT)!.  Nach  d-  in  Kriege  von  1S70  stellte  das  (les.  vom 
2.  Aug.  Ib72  diese  Abgabe  im  Princij'al  auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  und  verordnete, 
dass  „die  Commission  der  Konste  und  Manofactoren"  fttr  jeden  Zweig  der  Gewerbe 
dif  I?''diii!;titii.':<Mi  d<T  Dciiatiiralisation  des  Alcohols  in  GeiT'-nwart  der  Beamten  zu  be- 
stimmen habe.  In  der  Kegel  wird  Uolzgcist  ^Methylene).  meist  "g,  zugesetzt,  Pienes 
strenges  Reglement  r.  29.  Jan.  1881.  S.  Art  D^naturation  p.  1403  Ton  Stourm  im 
Say  schon  dict.  Bull.  IX,  855,  das  Beglem.  r.  1881). 

§.  2(]0.    Statistisches  zur  Alcohol  besten  er  ung.    Die  Ergebnisse  der 
Alcoholsteuer  im  J.  ISbG  »ind  die  folgenden  (Bull.  XXIII,  282,  288,  541). 
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Hectoliter  Ertrag  SteuersaU  Frca. 

reiucr  Alcobol  Mill.  Frcs.  p.  Uectol. 

Alldem.  Verbrauchssteuer,  erhoben 
bei  Entnahme.  Ankunft.  Eingang 
in  .ibgcl(j>iL-  Städte,  Fehlmenge 

bei  Uroäähäudieni   l,au3,äU9  15Ü.77  156.25 

Desgl.  constatirt  dorch  £xerdce 

(L)el»itanten)   27;;, 581  11.47  151.57 

EreaUsteuer  von  Paris     ....  142,St!l8  'lOMli  18tt.25 

buuimc   1,419,88s  224.87  — 

Eingangsabgabe   471.327  9.<9  Yenobied. 

Summe   —  234.55  — 

Zuschlag  für  alcoholisirte  Weioe: 

Doppelte  Verbraucbaseener   .  .  5,715   *  1.79  312.50 

Doppelte  Par.  Enatzstcuer    .    .  1,413  0.53  372. 5U 

Doppelf.'  Kiri?anps;ih^abe  .    .    .  3,1  J9  0.14  Verschied. 

Zuä.  Fun  Weinen   —  2.45  — 

DenatnxalisaUonsabgabo    ....  59,196  2.22  37.50 

Somme  aller  dieser  Abgaben   .   .  —  240.22  — 

Die  SteoervervaltVDg  hat,  wie  for  alle  GetrSoke,  so  besonders  fllr  Alcohol  seit 

.T.»1ir>  n  eine  vortreffliche  Statistik  aufjrestelit,  deren  Daten  fur  alle  Seiten  der 
bteucrfnige,  aber  auoh  fur  die  wirthschaftlichen  Puncte  der  Production  und  die 
ethischen  des  Consums  von  irrossem  Interesse  sind.  Reichste  Matt-rialien  in  vol.  9 
und  10  des  Bull,  für  di.-  £n*|U<*te  v.  l^'^ü.  Neueste  Daten  f.  IssC,  und  1897 
Bull.  XXIII,  fiöS  fr.  S.  schon  ol'-ii  S  lii'C.  Auch  v.  Kaufmann,  W  olf,  Stourm 
a.  a.  U..  so  in  der  Schrift  Uber  die  Aleoholsteuer  p.  29,  44  und  im  Sa y  sehen  dict. 

Die  wiehti^te  Thatsache  der  Prodactionsatatistik  ist  anch  in  Frankreicli 
tlif  üeberhaiuliiahme  der  giussen  industriellen  Breunerei  TOn  mehligen  Substansen, 
Mflasso.  h'iiiiki  lrubf n .  nur  w^'nii;'  von  K.nrtofleln ,  genonüber  der  in  der  Produrtions- 
menge  mehr  und  mehr  venlrängton  Wein-,  Ubstwein-  und  l'ruchtbrennerei,  dann  der 
geverblichen  gegenüber  der  der  bouiilcUN  de  cni  (die  freilich  mathraasalich  die 
amtlichen  Sdiat/ungcn  übersteigt^  S.  schon  o.  S.  632  die  Daten.  Spedetl  ftlT  die 
letzten  Jahre  sind  die  Productioosdaten  folgende  (Bull.  XXIII,  608): 

IbbO  1887 

Hectoliter  Hectoliter 

Alcohol  ans 

Mehlijron  Substanzen   7^9,963  705,050 

Idelassc   471,781  451,820 

Rankelrttben   683,485  672,352 

Wein   19,513  ;r2,75S 

Cidcr   •2S/,0(i  1.^.5'J5 

Trftbem  u.  s.  w   4y,311  41,872 

Fruchten  .   4,424  2,386 

Andere  Substanzen   4,673  25,790 

Summe   2,052.250  2,005,635 

Daren  ans  geverblicben  Brennerelen  1,980,000  1,952,000 

Bonilleors  de  cm  ca   72,000  53,00o 

Versteuert   1,419,901  1,467,642 

Di*'  Anz.ilil  der  gewerlilii  lim  Brennereien  war  ISSO  S.'in.'),  1S87  8528,  diejenige 
der  bouiUeurs  de  cru  schätzungsveiäe  bez.  540,167  und  519,45^,  von  denen  aber 
nicht  ganz  die  Hilfte  in  dem  Jahre  im  Betrieb  waren ,  nimlidi  bez.  248,647  and 
235,233.  Die  Dnrchschniitsproduction  dieser  Eigenbrenner  ist  also  —  wenn  die 
Schätzungen  (Mnitrermasseu  richtig  —  minimal,  nur  einitro  20  I  iter.  Von  den  ge- 
werblichen Brcnjicreieu  verarbeiteten  lbb7  mehlige  Stotie  .i46,  Kariuileln  18,  Heiasse 
vnd  Rflben  594,  Wein  1261,  Gider  374,  Triber  n.  s.  w.  799,  Frttchte  82,  andere 
Su>fle  Nur    2r)()  .\nstalten  sind    bedeutender,   nur   n'i  gewannen  jede  Uber 

10.000  Hectol..  im  Durclischn.  2t>.700  Hectol.,  nur  je  3  über  00,000,  50—00,000, 
40—50,000, 0  zwischen  30—10,000  (Bull.XXIU,  600, 600).  Also  doch  auch  hier  noch  eine 
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2,164,54$ 


del  gcriuK^eri^  Butriei>sconoeatntion  ab  in  Grossbritannien  (o.  S.  291).  Alles  beachtens- 
werth  für  die  Stcuerfrage, 

Die  Statistik  der  Versteuerung,  Verwendung  und  des  Consums  crt^icbt 
auch  für  die  Steaerfnge  wichtige  AnRchlasse  (s.  bes.  Bull.  XXin,  66S,  672,  ü75). 
In  (]cn  letztun  Jahren  sind  in  der  Begel  nicht  ganz  drei  Viertel  der  heimischen  PfO- 
ductionsmengo  zur  Yentenernng  gelangt  Die  Venrendang  in  1887  war: 

Heimische  Piodacticw  2,052,250  lleciol.  1         ^q,.  „  ^.  , 

Einfohr   228,646     „     /  ^^«»^.»ÖO  Hcctol. 

Dayon 

der  atlf:«>fn.  Verbnüchsstetier  nnlep* 

wurf.n   1,4 1 9. 

der  Denaturalisationsabj^^abe    .    .    .  5;M9l)  „ 

in  Essig  verwandelt   52,070  „ 

nis  Abzug  bei  Gnesh&ndlem  gestattet  91,0^9  „ 

für  Vinage  declarirt   125,268  „ 

frei  bei  den  bouilieurs  de  cru  ver- 
zehrt c«.   41,106 

ausgeführt   2s^,sl2 

Entlastungen  f.  versehiedi  iie  Verlaste  ^7,lä3  „ 

Eutlast.  für  geringeres  Kendcment, 

Abgang  bei  ^ctification  .   .   .  11,816  „ 

Menge  auf  «l.'m  Traribport,  in  Dorch- 

fulir  am  Jahrcsschluss     ...  38,145  n 

Differenz   116.948 

Diese  Diü'erenz  kann  sich  aus  Veränderungen  in  den  Vorräthen  Anfangs  oder 
Ende  d.  J.  erUlfen. 

Von  dem  Alcohol  zniii  cigeiitli>  Inn  Consuin  kamen  ISs"  auf  die  Versteuerung 
durch  Dcbitanten  aiiss-;rlialb  Paris  l.r.'(;,7T5  Hectol.;  durch  Private  für  Vcrsorgunir 
im  Grosst^ti  (d.  h.  nicht  durch  Vermittlung  von  Debitanten,  welche  Zahlen  in  den 
foiansgeh.  iKion  mit  stecken)  150,115  Hectel.,  ausserdem  die  Pariser  Gonsomtion 
142,49s  Hectol. 

Sehr  bcmerlienswerth  ist,  daas  naclt  den  französischen  Erfahrungen  weder  die 
Preisschwankungen  —  welche  bot  den  niedrigeren  Stenersitzen  der  froheren 

Zeit  und  bei  damals  öfters  und  andauernd  erheblich  höheren  Preisen  mehr  als  bei 
den  nmirekclirten  Verhaltriisseii  der  Zeit  seit  IsTl  einwirken  inUsstcn  —  noch  die 
starken  Tari f e rhüliuugeu  in  der  letzten  Periode,  welche  den  Steuersatz  auf  d&s 
8— 4 fache  des  Preises  brachten,  einen  sehr  erheblichen  Einfluss  auf  die  ConsnmtioB 
und  namentlich  die  Tariferhöhungen  keine  irgend  nachhaltige  Vernii  nd-run  g 
der  Consumtion  bewirkt  haben.  Daraus  crklürt  sich  der  ausserordentliche 
fiscalische  Vortheil  dieser  Erhöhungen  und  erijiebt  rieh  aiHsh  in  Frankreicli 
die  enorme  fiscalische  Tragfähigkeit  des  Branntweins.  Vorgekommene 
Steuerenniissignniren  halben  anrli  nur  weul^  auf  den  Consum  eingewirkt,  sind  atoch 
notorisch  im  Preise  wenig  oder  gar  nicht  den  Cunsuuicuteu  zu  üutc  gekuuimen,  was 
aoch  in  diesem  Falle  aas  der  grossen  Anzahl  der  Debitanten,  der  knappen  Lage  sehr 
vieler  unter  ilinen.  ih  r  Ncii:(jng  und  Möglichkeit,  Steuererniässigungen  dem  eigenen 
Säckel  des  Wirths  zu  (iute  kommen  zu  lassen,  und  der  Unfähigkeit  oder  Indolenz  der 
Consnmentcn,  ihr  Interesse  wahrzunehmen,  erklftrt  wird  (L.  Say,  Stonrm). 

1)<T  Coiisum  hat  seit  lange  eine  wenig  unterbrochene  aufsteigende  Sichtung. 
In  1  "».lO  i>.  KKjif  1  12  Liter  stieg  er  bis  Isc,!»  auf  2Xt2.  Der  Steuererlasa  Is.SO  um 
31%  (von  50  auf  37.4  l'rcs.)  erliöhtc  ihn  unmittelbar  nicht,  die  Steuorerhöbuug  i^5ü 
om  45  Vo  (von  37.4  anf  60  Pres.)  ond  die  ?on  1860  um  50*/«  (von  60  auf  90  Pres.) 
druckten  ihn.  die  (•r>te  irar  nicht,  die  zw- it-  f;i-f  nieht  und  nur  ganz  vorü'M'tgelit'nd. 
und  hemmten  auch  die  Zuwachsrate  kaum  Auch  von  den  sehr  hohen  Preisen  der 
Mitte  der  50er  Jahre,  bei  den  starken  Missemten  Ton  Wein  und  Obst,  gilt  ziemlich 
da.ssell>e  (Preis  1S50— 5s:  5(i.  110.  12s  214,  145,  III,  101).  TO  I'rcs.  p.  llectoL). 
Per  (onsum  st''i.:t  bis  1^.').')  von  1.16  anf  1.**0,  sinkt  nur  bei  dem  Maximalpreise  von 
1^54  auf  \X>S.  um  in  den  folgenden  Jahren  sofort  auf  2.00,  2.13,  2.29  Jlectol.  zu 
Steigen.  Die  IViferhOhung  in  1871  um  60 7„  (90  auf  ISO  Pres.)  timf  in  ein  Jahr 
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nObenn  Mittelpreiaes  (75  Frca.  gegen  57  und  54  Frcs.  in  IbTO  und  1972).  Der 
Consum.  1S6'J  2.63,  1870  2.32,  1871  2.81,  sank  allerdings  1872  auf  2.09,  war  aber 
187:i  fr.  2.50,  2.69,  2  S2  und  stieg:  IsSO  bis  Ilectol.  p.  Kopf,  bei  Preisen 

zwischea  43  und  68  Frcs.  und  obwohl  lb73  der  Tarif  noch  am  47o  erhöht  und 
damals  die  Liqnevre,  Absinthe  v.  s.  w.  hoher  als  gewöhnlicher  Alcobol  besteuert 
w.iron.  Wein-  und  Obsternten  waren  dabei  Mitte  der  70er  Jalire  meist  sehr  reichlich. 
Nach  dem  Fortfall  der  Zuschlagtaxcn  für  Liqucurc  a.  s.  w.  in  1891  stieg  der  Consum 
1881  auf  3.91,  erreichte  1884  mit  3.98  da.H  Maximum,  war  aber  1886  und  1887  auf 
3.53  and  8.84  Liter,  1>ei  Preisen  meist  zwischen  40 — 50  Frcs.  in  den  1 880er  Jahren. 
Die  VermclinitiE:  der  allgemeinen  Prodnrtion  bes.  «l-r  industriellen  Branntweine,  die 
Zunahme  der  bcheokea,  die  dadurch  gegebene  leichtere  üeicgenhcit  und  Verführung 
mm  Consom  sind  offenbar  riel  entscheidender  als  die  Steaorhöhc  (\rgl.  die  Daten  im 
Bull.  XXlir.  609,  X,  122,  auch  Stourm,  imput  sur  raicool,  p.  2S.  34).  Stourm 
theilt  nach  den  Aufnahmen,  welche  L.  Say  als  Seinepräfect  probeweise  bei  100  Debi- 
taoten  in  Paris  machen  liess ,  die  interesi>ante  Thataachc  mit ,  dass  der  ausgeschenkte 
Branntwein  m  der  SteuererhOhong  tron  1871  88.81  Grad  Stirice  hatte,  ein  Jahr 
später  .'iO.'O,  Ende  l'*75  H7.50.  Etwas,  aber  auch  niclit  viel  und  nicht  andauernd 
hatte  sich  der  Kleinveriiehr  also  durch  Verminderung  der  Qualität  bei  den  Steaer- 
erhöhangen  schadlos  gehalten  (Stoarm  a.  a.  0.  p.  44). 

Die  Stenerertrige  des  Alcohols  sind  aber  unter  diesen  Yeiblltnissen 
folgendermassen  gewadisen: 


Ertrag  der  inneren 

Staatssteaer 

p.  Kopf 

MilI.Fra. 

FMs. 

1831 

14.52 

0.45 

1855 

35.98 

1.00 

1860 

68.64 

1.70 

1869 

90.09 

2.52 

1872 

119.00 

:?.]3 

1880 

220.94 

6.03 

1884 

245.49 

6.51 

1987 

242.48 

6.84 

(BttU.  X,  360,  XXIII,  282,  auch  Stourm  a.  a.  0.). 

Die.';»'  Erfahrungen  machen  Pläne,  wie  den  oben  erwiihnten  neuesten  (S.  628), 
die  Getrunkesteuer  ganz  in  der  Branntweinsteuer  (und  der  für  alcoholisirto  Weiue) 
aofgeben  lo  Isssmi,  auch  rem  fi scalischen  Standpnncte  in  Frankreich  l>egreiflich. 

Vielerlei  andere,  auch  für  die  Steuerfrage.  Octroi  ti.  'L'I  t>i-\rhtenswerthe 
Daten,  so  Uber  den  Consum  der  einzelnen  Departements  und  grösseren  Städte,  in  der 
amtlichen  Statistik  müssen  wir  hier  ubergehen  (s.  t.  B.  Bull.  XXIII,  674).  —  Die 
Ein  fahr  von  Alcohol  hat  seit  Mitte  der  70er  Jahre  stark  zugenommen,  von  50,000 
auf  nbcr  200,000  Hectol.,  die  Ausfuhr  hrdt  sich  mit  unter  300.000  Hectol.  nur  auf 
der  Hohe  früherer  Jahrzehnte  und  ist  bloss  Anfang  und  Milte  der  70er  Jahre  erheblich 
hoher  gewesen  (Bull.  eb.  p.  670). 

Die  Herstellung  denaturirten  Alcohols  hat  sich  seit  10  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt (Bull.  eb.  I».  07.'>,  mit  Angabe  der  einzelnen  gewcrblirhen  Verwendungen). 

Die  Getränkobesteuerung,  besonders  für  Wein,  Ubstwein,  Alcuhol  spielt  auch  in 
den  Gemeindehanshalten  Frankreichs  in  den  Orten  mit  Octrois  eine  sehr 
wichtige  Rolle  (s.u.).  Mit  im  Interesse  d.T  Sta-it^finanz-'n  finden  sich  in  den  Stener- 
gesetzen  Normen  und  Xarifschranken  für  den  Getränkcoctroi,  so  im  Ges.  v.  19.  JoÜ  l^^O 
Art  6,  wonach  Wein-  und  Obstvein-Octroisatz  im  Allgemeinen  nicht  das  Doppelte  der 
ISngangsabgabe  Obersdireiten  darf. 

§.  2f)l.  gg)  Die  Hierbesteuerung  ist  wesentlich  verschieden 
von  der  übrigen  Getränkcbesteucrung  eiDgerichtct  und  im  Ganzen 
viel  einfacher.  Audi  sie  ist  allerdings,  wie  die  anderen  Getränke- 
steuerUj  im  Trincip  eine  -  in  der  ])ra('tischen  Durcbfdbrung  (ibriirons 
wesentlich  modifieirte  —  Fabrikatsteuer,  aber  eine  solche,  welche 
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nicht  bloflfi  beim  Prodneenten  controlirt  and  demnach  diesem  znr 

Belastung  gebracht,  sondern  auch  bei  ihm  erhoben  wird.  Das 
Bier  geht  dalier  bereits  versteuert  in  den  Verkehr  über,  wes- 
halb bei  diesem  Getränk  die  Verkehrseontr(den  fortfallen.  Die 
Veranlagung  und  Controle  der  Steuer  erfolgt  in  der  Brauerei  mittelst 
der  reberwaeliung  der  technischen  Einrichtung  und  des  Betriebs 
selbst.  Der  Tarif  unterscheidet  zwei  Sätze,  für  sogen.  starkes"  Bier, 
jetzt  3.75  Frcs.  p.  Hectoliter  und  für  sog.  „kleines"  Bier,  wekhcs 
ans  NaehgQss  auf  bereits  zu  dem  starken  Bier  benutztes  Malzsehrot 
hergestellt  wird,  mit  einem  nur  Vs  hohen  Steuersatze,  1.25  Frcs. 
—  eine  Unterscheidang,  an  welche  sich  besonders  viele  Missbräiiehe 
nnd  Unterschleife  angeknöpft  haben.  Wiederholt,  besonders  seit 
1871  geplante  Reformen  der  Bierbestenemng,  bei  denen  es  sieh 
zom  Theil  nm  den  Uebergang  zn  einer  anderen  Bestenerungs- 
methode  handelte,  sind  nieht  zu  Stande  gekommen.  Der  neneste 
radicale  Gesetzentwurl  giebt  die  Biersteuer  ganz  auf  (S.  628),  woftlr 
schon  früher  parlamentarische  Miinmen  sicli  in  der  Ueberzeugung 
erhohen  iiatten,  n)an  könne  das  Problem  einer  zweekmilssigen  und 
vor  l'ntersehleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Kiersteuer  durch 
keinerlei  Steuermethode  lösen,  so  iu  der  GetrUukestcuerenquetc 
von  188U. 

(iruiidlaL-'i:  dtT  Uier-t'  ucr  ist  iimin  r  no<Mi,  mit  -j-iUrrini  Yorrtinl''nHi'j;-Mi, 

das  <ies.  v.  2^.  Apr.  IblÖ  (Art.  Iü7  lt.).  S.  auüscr  den  ubcu  genaootea  allgemeinen 
Schriften  den  Art.  biere  fonRoussan  imSay*flchen  dict,  die  hier  p.  S99  fenannten 
Berichte  aus  1S7|,  mTö.  ISSO  über  die  Bierht<  iior  und  ul»«:r  die  Keforuipläne  p.  393. 
Olibo  I,  ö«»!i— ü^{4.  —  Die  franzOs.  Rirnstourr.  im  Prin»  ip  FabrikabtouiT .  ist  nach 
ihrer  practischeu  Gestaltung  eigentlich  eine  äogoii.  Kessel  Steuer.  IMe  Brauereien 
bedttrfen  zun&chst  der  Licenz,  die  75,  bestr.  in  einigen  Departements  125  Frcs.  im 
Jahre  kostet  (s.  o.  S.  r>2!^).  Da/u  tr.-ten  zweierlei  D e cl  arat i o n  sji  f  1  ic h  f  <m) 
gegenüber  dem  Steueramt,  eiuiuai  betrcliii  der  Einrichtung  der  Brauerei,  apcciell 
des  Inhalts  der  Kessel,  Bottiche  n.  s.  w.,  welche  tieftsse  erst  nach  erfolgter  amtlicher 
Nachprüfung  Itenutzf  werden  dürfen ,  auch  jode  Aendcmnfr  in  den  Gefässon  muss 
vorher  angemeldet  werden:  zweitens  b-  trelfs  der  jeilosmaliffeii  Vornahme  des  Betriebs 
selbst,  wo  die  Zeit  der  Huizung,  Zahl  luxi  Inhalt  der  Kcasel.  welche  benutzt  werden 
Süllen ,  Zahl  und  (iattnng  der  mit  demselben  Mnl/schrot  beabsichtigten  Qebrine,  Zeit 
der  FuIhiiiLr  der  l  asscr  u.  w.  an,ire^^el)eii  werden  miiss  und  die  Verwaltung 
timfassendsten  Kechte  der  (  ontrolc  währcüd  dcä  ganzen  Brauproce»scä  und  bei  der 
Fassung  hat  Die  Veranlairunc:  der  Steuer  erfolgt  nnr  nach  dem  Rauminhalt 
tl  e  r  Kessel,  wobei  für  Jodes  (ielnim  der  volle  Inlialt  berechnet,  aber  für  AbzOgu  u.  s.  w. 
20%  abgezogen  wird  (ties.  v.  IMO  Art.  10,  olibo  I,  ÖST^.  Wenn  die  Controh«  (b'r 
Bottiche  u.  s.  w. .  oder  beim  l'as.Hen  mehr,  als  nach  dem  Inhalt  der  Kessel  an- 
irenoramen,  ergiebt,  so  wird  das  Plus  nach  d.  (ies.  v.  ISlfi  in  Beschlac  ircnommen, 
'/,„  Plus  bedingt  die  \  ermtifhung  eines  nicht  declarirten  Gebraus  und  Straftaliii^keit. 
Ein  lO"/«  uborsteigcudcr  Mehrbetrag  der  .Mojige  tlber  die  dcclarirte  äteuerpflichtigo 
hinaus  wird  nachTersteuert  (iren.  Ges.  Art.  III).  Die  Fortschritte  und  Verinderongen 
der  Technik  und  die  Anwendung  verschiedener  Braumethoden  haben  dazu  gouOthigt, 
theils  im  Wege  der  Gesetzgebung,  tluils  in  dem  der  Verordnung  und  Insfniction  der 
Verwaltung,  einige  Modilicationen  hin^ichUich  der  allgemeinen  Brauereibestim mungen 
einzufahren,  so  z.  B.  bei  baier.  und  cambray*flcher  Biaumethode,  wo  in  die  mit  den 
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erforderliclit:u  Laiei'äatzcu  vürschcuen  Kesseln  inebr  ab  doui  Bruttoiiiliult  der  letzteren 
entsprochemle  StoSbiengen  gebracht  ▼erden  dürfen  (S6— 40%  Plus). 

Als  .,kI>Mnes"  Bier,  Dünnbier,  gilt  nur  ilas  (iebriiu,  welches  als  letztes, 
luirh  uündestens  zwei  vorangegiingi-ncn  (irbräuon  starken  Biers,  mit  demselben  Schrot 
gewoniiou  wird,  wobei  noch  einige  weitere  Bedingungen  hinsi*  htli(  h  der  Hcrstellunj? 
erfüllt  sein  tnUsscn. 

I>i''  Steuer  ist  für  die  fertigen  Mengen  am  End'-  jeiles  Monats  fälliir.  Früh,  r 
wurde  dann  bei  sofortiger  Baarzahlung  ein  Discont  oder  Credit  fttr  oiui{j;c  Monate 
j^evftbrt.  Seit  d.  Ges.  ?.  15.  Febr.  1875  ist  das  auch  hier,  wie  bei  alten  indirecten 
Steuern  (o.  S.  605)  v.  i  ni  lert.  Bei  Baarzahlung  fällt  der  Diseont  fort,  CRditc  mf 
4  Monate  sind  rcrzinslicli  und  mit  einer  Provision  fiir  d<  n  vfrantwoilliili.'ii  Krhelx  r 
versehen,  btait  der  gesctiiichcn  Veranlagung  der  Steuer  kunneu  aber  in  Städten  vüu 
aber  30,000  Einv.  allgemeine  Abonnem ent:«  mit  der  Gesammtbeit  der  Brauer, 
auf  d  ri-n  Wnnsch  und  unter  solidarischer  Halt,  bewilligt  werden.  Sic  bestehen 
gegenwärtig  nur  l'iir  Paris,  dessen  Brauerei  unter  der  Concurrenz  von  au^iscrhall»  im 
I^Uckgang,  übrigens  in  grösserer  Goncentration  begrilFen  ist  (Say,  dict.,  p.  395). 

Ein  erheblicher  Hiiigel,  den  die  Robstoffbestenening  nicht,  jedenfalls  nur  ge- 
ringer hat.  ist.  dass.  ausser  in  der  Unteischeidonj;  ron  starkem  and  Dttnnbier,  kein 
Qoalitäts  Steuerfuss  besteht. 

Hansbran  bloss  flkr  den  eigenen  Bedarf  ist  im  Princip  anch  stenerplllehtig. 
factisch  aV»er  vielfach  nicht  getrofl'en.  (lebräii  von  Hospitälern  l'ilr  eiirenen  Bedarf 
creniesst  Ermässigungen.  —  Zur  E  ssi  t;  fabrikation  verwendetes  Bier  i<t  biersteuerfrei, 
unterliegt  aber  der  Essigsteuer  (§.  2Ts).  Traubenzucker,  welcher  nur  zur  Her- 
stellong  von  Dünnbier  gewi^se^  Art  verwendet  wird,  ist  fon  der  Zackeistener  frei. 
Ezportirtcs  Bier  erhält  volle  Stt-iierrcstitufion. 

Die  Bicrproductiou  oud  ConsuuUon  ist  auch  in  Frankreich  in  Zunahme 
begriffen,  p.  Kopf  war  der  Gonsnm  inländ.  Bier  1830—39  ca.  10.54,  1S50— 59  15.58« 
1860—69  19.14,  1870— 71)  22.22,  1SS6— S7  21.2  Liter,  davon  frilher  nnr  neuer- 
dings Uber  '/t  Jetzt  -/.,  Duniibier.  I>ie  Production  und  Konsumtion,  überwiegend  im 
Norden  und  Nordosten,  schwankt  mit  nach  dem  Auäfall  der  Obst-  und  t'idurerute. 
Die  Zahl  der  aberwachten  Brauereien  war  1  Still  2si;i.  1S72  2750,  18S5  2722.  zeigt 
also  wenigstens  keine  b»^sondere  Abnahnn".  Hie  Einfuhr,  meist  deutschen  Biers,  über- 
»cliritt  schon  '/s  M>U*  Uectol.,  ist  aber  wieder  etwas  im  Kuckgang,  sie  unterliegt 
^nem  erheblich  höheren  Zoll,  als  das  einheimische  Bier:  die  Aosfohr  ist  nnbedentend. 
In  IS*^?  ward  im  Inneren  versteuert  7.9S  Mill.  Hcctol.  Bier,  davon  4.(>'.»  starkes, 
3.2S  Mill.  Dünnbier,  !>ÜÜ0  H'  i  fol.  für  llnsjot  iler.  Steuerertrag  21. »H)  Mill.  Frcs , 
1S6U— ti!)  war  er  i.  D.  Iti.öS  Mill.  Frcs  Im  j.  15>71  wurden  die  Steuersätze  ?ou  2.4U 
ond  0.60  Frcs.  avf  8  und  1  Frcs.,  mit  Decimcn  3.75  und  1.25  Frcs.  gesetzt.  Der 
Ertrag  stieg  von  ra.  17  anf  Uber  20  Miii.  Frcs.  (Bull.  X.  24,  3«*,in  XXIII,  2S2\ 

Bei  der  Darstellung  der  Zucker-  ond  der  Essigbesteuorung  werden  noch  Za- 
sammenhftngc  mit  der  (ietränkebestcuerang  zu  berühren  sein. 

§.  262.  ß)  Allgemeine  Verhältnisse  der  Einrichtung  der 
Getränkebestenerung.  Nachdem  im  Vorausgehenden  die  Verhält- 
nisse der  Einrichtung  der  einzelnen  Stenern  des  Getränkestener- 
Systems  dargestellt  worden  sind,  sind  jetzt  noch  einige  all- 
gemeine Verhältnisse,  welche  in  den  §§.  256 — 261  meistens  schon 
gelegentlich  mit  berührt  worden  sind,  zn  behandeln  (s.  o.  S.  633). 
Sie  betreffen  in  der  Regel  nur  die  Wein-,  Obstwein-  und  Alcohol- 
.steuer,  nicht  die  Bierstcner.  Von  solchen  allgemeinen  Verhältnissen 
kommen  namentlich  lolgende  liinf  in  Helraclit,  von  denen  die  h(Mden 
er.stcn  wieder  näher  unter  sich  zus.immeiihiingen,  dalier  im  Fol^^^n- 
den  so  behandelt  werden:  Die  Vorschriften  über  die  Verse  iidiuig 
oder  Circulation  (Transport)  der  Getränke;  das  Begleitscbein- 
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verl'ahreii  und  danut  zusaimnenliängend  die  Arten  der  Za Ii  1  ii  n  «j: 
der  .Steuern;  die  C'on  t  rolcn  mittelst  pc  r  i  o  d  isc  her  Vi  si  t  a  t  i  o  n 
oder  best  ä  n  d  i  ^:  e  r  1  a  u  f  e  n  d  e  r  e  a  ii  f  s  i  c  Ii  t  i  ^  ii  n  (E  x  e  re  i  e  e  , 
reeeiisenient):  die  Einrichtungen  des  Entrepotwesens;  die 
>S  tr  a  f  b  e  8 1  i  m  ni  n  n  g  e  n. 

Fiir  ainl.'ro  Puncto  ist  auf  den  Abschnitt  von  i\>tn  ..iiKliiv  t<Mi  Sfi'iicrn  im  All- 
geinciuen"  24ü  II.)  zu  verweisen.  Die  genanntuu  fUnf  Tuuctc-  werden  bier  nur 
insoweit  noch  iMssonden  behapdelt,  als  sie  nicht  bei  der  Dantellang  der  einzelnen 
StdK  rii  schon  genügend  zor  Sprache  kamen  und  als  es  die  Bedeotang  der  Sache  mit 

sich  bringt. 

aa)  Cirenlation  und  Begleitschein  verfahren.  Die 
Controle  derCirculation  der  stenerpÜichtigeD  Getränke,  d.  b.  der 
besprochenen,  mit  Ansnabme  des  Biers,  bildet,  nacb  dem  Früheren, 
den  geradezu  entscheidenden  Punct  des  französischen  Getrilnke- 
Steuersystems.  Es  besteht  daher  die  Vorschrift,  dass  jede  Entnahme 
nnd  Yersendong  von  Getränken  zuvor  steüeramtlich  vom  Ver- 
sender oder  Bezieher  (Käufer)  angemeldet  und  dafBr  ein  yom 
FraehtfUhrer  bei  sieh  zu  tragender  steueramtlicher  15egleitschein 
erlangt  sein  niiiss.  Diese  Formalitäten  sind  unabhängig  von  der 
Circulationsabgabc  (t?.  257),  wenn  auch  die  Voraussetzungen  der 
*  Veranlagung  und  Erhebung  der  letzteren.  Aber  sie  haben  eine 
allgemeine  Pjcdeutung  für  das  ganze  System,  weil  sie 
auch  fUr  die  anderen  Steuern  den  StUtzpuuct  der  Controle  ffir  \'er- 
anlagung  und  Erhebung  bilden.  An  den  Begleitschein  selbst 
knUpfen  sich  nur  die  oben  (8.  630)  schon  erwähnten,  nach  der 
Art  dieses  Scheins  sich  richtenden  Expeditions-  und  Stempelabgaben. 

(ies.  r.  28.  Apr.  1816  Art.  G  n.  ff.«  10  ff.  Dazu  Olibo's  Ck>minentar  I,  50.  €4. 

r>i««  oben  erwähnten  Verschärfungen  wegen  der  missbränchlichcn  „fictiren  Ver- 
sendungen" ^S.  iii'l)  im  (ies.  v.  2S.  l-cbr.  1872,  ües.  t.  2.  Aug.  1S72,  Art.  *». 
21.  Juni  187S,  Art.  8,  §.2;  ministerielle  Cirealare  r.  16.  Jan.  t879,  31.  Jnli  1882, 
11.  An?.  IS^'^  (Bull.  XXIY.  MS,  Erleichterungen  bei  den  VeiseBdungen  von  (le- 
tränken  in  kleinen  Mengen;  schon  d.  Ges.  v.  1816,  Art.  18  hatte  für  Reisende  solche 
Erleichterungen  in  knappem  Masse  gewährt).  Art.  Gircolation  im  Say 'sehen  dict.. 
Vignes  I.  122.  Bei  r.  Kaufmann  S.  383  ergicbt  sich  die  selbständige  Bcdoutunir 
•I  r  ronnalitiit' t)  nicht  deutlich  genag,  sie  vkren  auch  nicht  unter  ^GirculaÜonaabgabe" 
/.u  beliandeln  gewesen. 

Der  Begleitschein  wird  nur  ausgeliefert,  wenn  die  Declaration  die  Mengen. 
.\rten,  Qualitäten  der  Getränk-  .  di«-  Arton  d<  r  W-rscndung  und  Be!>timmnng,  Namen, 
Vornamen,  Wohnort.  Beruf  der  Versender.  Fracht filhrer,  Käufer,  l>ostiinmiiiig<^niä'^*<igcn 
Kmpfänger,  i^ei  Aicohol  auch  Inhalt  und  btärkc  des  Fasses,  bei  ac(]uits-a-cauUou  als 
Begleitschein  die  Stoffe,  aus  denen  der  Atcoliol  heifestellt  ist  —  wonach  dann  je  fftr 
Wein,  in.dustr.  Alcohole  und  Mischungen  sich  die  Farbe  des  Papiers  dos  Srheins 
richtet  —  angiebt.  Das  Bcdürfniss  des  V«"rkehrs  hat  bei  der  Möglichkeit.  d;is  fiscal. 
Interesse  auch  dabei  leidlich  zu  sichern,  zu  einigen  Erleichterungen  für  kleine  Ver- 
sendungen gefuhrt,  wofür  auf  die  genannten  Circalare  zu  verweisen  ist  Sie  bilden 
doch  nur  kleine  Ausnahmen  des  iilj^emcinen  rrinrij«  des  Anmeldezwangs  ftlr 
alle  Versendungen.  Die  Stcuerbeaniten  und  z.  Tb.  auch  sonstige  Verwaltungsorgane 
(Gondannerie,  iStrasaen-  und  Brockenwlchter  xu  a.  m.«  Qes.  r.  28.  Febr.  1872,  Art.  6) 
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hAben  hiernach  auch  auf  dem  Transporte  selbst  weitguhcuUc  Guutrolrccbtc,  die 
seit  1871  noch  roschäift  voiden  dnd  (gen.  Ges.  r.  1872). 

Die  Begleitseheine  sind  dreifacher  Art,  wesentlich  nach 

der  UntersebeidaDg,  ob  und  wie  die  Steuerzahlung  gesetzlicher 
Weise  zu  erfolgen  hat  oder  üblicher  Weise  erfolgt.  Danach  dient 
als  Begleitschein  entweder  ein  sogen,  conge  oder  ein  sogen.  ac(|uit- 
ii  -  c  a  u  t  i  0  n  oder  ein  sogen.  |)  a  s  s  a  v a  n  t.  Dies  System  von  \  er- 
schiedeneu  BegleitschciuLMi  und  das  Verfahren  bezüglich  derselben 
kommen  auch  bei  anderen  iodirecten  inneren  Verbrauchssteuern 
aod  in  der  Zollverwaltung  vor.  Bei  den  Getränkestenern  ist  es 
▼on  besonderer  WichtiglLeit. 

Der  coitg^  wird  als  Begleitschein  ertheilt.  wenn  die  Steuer  bei  Absend uug 
♦-•utrichtet  ist,  woriil»i  r  ti  ibei  zti'^leich  quittirt  wirl.  lieblicher  Weise  kommt  er 
für  Getränke  nach  Eiitnchtung  der  CirculatioDäabgabu  bei  Verseadungen  au  Private, 
nach  ZahloDg  der  Kleinabgabe  und  der  AJcohol-Yorbrauchsabgabe  «ooh  sonst  in  An- 
woadnng  (>.  Art.  congr  im  Say'scIuMi  dict  ). 

Der  ac4Uit-ä-cautiori  wird  bei  Vereendunj^eii  von  (ietränken.  welche  erbt 
beim  Empfang  versteuert  werden  sollon ,  aus<f erteilt ,  so  dass  erst  im  Ankunftsorte 
die  Yeistoucrung  üteueimmtlich  /in  Erledigung  vrelangl.  Entsprechende  Sicher- 
itellun^en  i'nr  di'-  Zahlung  werd'-ii  dah'-r  lüfr  g-i  for<!i  !t.  Die  Einrichtung-  dos  ac^juit- 
a-cautiou  dient  dazu,  die  StouerzahluDg  selbst  lu  vci-schtebüii,  gemäss  der  ailgemeinea 
Tendenz  der  französischen  GetAnkebesteaerung.  und  die  Controle  doch  mO^chst 
wirksam  zu  machen.  Mittebt  dc^  ai  juit-ä-caution  gehen  u.  A.  die  Getränke  in  die 
Städte  mit  „einziirt-r  Steuer"  und  nach  I'aris,  wo  regtlmiissi^  e^^f  beim  Eingang-  in 
diese  Ürte,  nicht  bei  der  Abscndunjj  die  Abgabe  entrichtet  werden  soll,  ferner  in  die 
Eatrepftts  nnd  von  einem  derselben  ios  andero,  auch  die  zum  Export  ins  Ausland 
bestimmten  gehen  mit  dit-si'm  RL•f^^:if^'  h»'in  an  das  Grenz/oHamt.  Besonders  für  die 
hohe  Alcohol -Verbrauchssteuur  crgiebt  sich  aus  diesem  Begleitsclieiuverlalireu  der 
groese  Vortheil  der  Veischiebaog  der  Steucrentrichtung  bis  zum  endgiltigen  Ueber- 
gang  dl  r  Waare  in  den  Coosum  oder  bis  zur  Streichung  der  Steuerschuld  beim 
Export.  Ohne  diese  Einrichtung  wäre  h>'\  .-iner  Steuer,  welche  3  — 400"/o  '^cm  Pro- 
duciioDSwertb  beträgt,  der  Verkehr  uikd  Handel  sehr  erschwert.  Im  System  der 
acqoits-kocantion  liegt  daher  der  Schirerponct  des  ganzen  Begleitscheinrerfahiens. 
Es  ist  umfassend  aus-  und  fein  durchge1)ildet.  S.  den  Specialartikel  darüber  im 
Say 'sehen  dict.,  Uliboil,  519—542.  Grundlage  dafür  schon  im  Gc?.  v.  21.  Aug.  ITHl. 
Art.  2—14  gelegt:  im  Ges.  v.  1S16,  Art.  230  wird  auf  das  Ges.  v.  1791  nur  Bezug 
genommen.  Wichtig  dann  die  Ofd.  v.  11.  Juni  ISIG,  auch  Decr.  r.  17.  März  1852, 
und  die  genannten  Versch&rfongen  zur  Vurhatung  lictiver  Yersendangen  im  Ges,  vom 
28.  tebr.  1872. 

Der  sogen,  passarant  endlich  dient  als  Begleitschein,  wenn  ttberhaupt  keine 

Stenerpflicht  fur  da-.  Getränk  vorliegt ,  -o  bei  den  Transporten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kellern  eines  Weinbauers  u.  s.  w.  oiler  einfachen  Privaten,  wo  aber  doch 
immerhin  eine  steueramtliche  Meldung  und  die  Entnahme  eines  solchen  Begleitscheins 
erforderlich  ist. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  den  Versendern  ron  Geti.ink.n,  in  deren 
Wohnort  kein  Steueramt  besteht,  besondere  sogen,  „laissez-passer"  gewährt 
werden,  mittdst  welcher  Formulare  Transporte  bis  zum  nächsten  Stenenmt  gehen. 

wo  dann  der  Iaissez-p;ts»er  durch  einen  der  drei  genannten  Beglcits«  heine  ersetzt 
wird.  Besondere  Vorschriften  regeln  die  D  u  r  c  h  f  U  h  ru  n  !r  o  ler  den  .Vufenthalt 
von  Getränken,  welche  unter  Begleibcheiu  gehen,  in  Orten  mit  Eingaugsabgabeii  oder 
mit  einziger  Steuer. 

4^.  263.  1)1))  Die  s t  eu e  r  ;i  m  1 1  i  c  h  c  lU'a  u  t's i  c  Ii  t  i);  ii  u das 
tiOj^eu.  i^xercice  {bai  den  Grusbhäudlern  recensement)  beruht 
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auf  Rechten  der  Verwaltnng  nod  entoprecbenden  Pflichten  der 
Steuerschtüdner,  besw.  Stenerhaltenden ,  welche  in  den  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  Fällen  verschieden  geregelt  and  daher  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Stenern  schon  erwähnt  worden  sind. 
Dareh  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Geschäfts  bei  der 
Steuerbehörde  niul  dnruh  den  Liccnzzwaug  werden  die  Geschäfte 
der  Beaufsichtigung  unterstellt. 

Den  Beginn  macht  dann  die  Gontrole  der  Production. 

Sie  besteht  nach  dem  I  nih'  rrh  vullatUndig  und  stieng  als  beständige  Beanf« 
sichtiiTun^  nur  bei  den  j?e  wc  1 1»  lic  h  e  ii  Brnnnercicn  und  Kectilicatiouüanstalten 
von  Alcohol,  sowie  bei  den  Bierbrauereien,  wiihrcud  das  „Privileg  der  Freiheit 
vom  Exercice".  irol<die8  die  Eigenerater  und  Solbstbreoner  geoiesscn,  liei  der  Ge- 
winnung di.j  lind  Obstweins  und  \><A  d.T  HiT>t<'!lung  des  Alc.dinla .  hier  die 
mehrfach  bes|>rocheac  LUcko  ia  das  C/ontrobyätciu  rci:>i>t.  Die  Bcächräukuug  dieses 
Privilegs  aof  die  Venurbeitnng  selbst  gewonnener  Prodacte  ist  facti«li  nkht  ge- 
nQgend  duidi/.ufahrcn.  Nur  wenn  Eigeuernter  und  Selbbtbrenner  in  Orten  mit  Eiii- 
gangsabgab'  d  GeUr&nk  eist  im  Inneren  dieser  Orte  herbfellen,  erfolgt  noch  ihre 
üeberwachung. 

Sodann  unterstehen  die  Getränke-Klein  Verkäufer  oder 
„Debitanten'',  daher  namentlich  die  Scbenkw irthe  u.  dgl.  lu., 
die  Grosshändler  mit  Getränken  und  die  Entrepöts  der 
periodischen  Visitation  von  Zeit  zn  Zeit. 

Die  auf  Grand  der  Versendungs-  bez.  Bezugscontrole  geführten  Yer- 

zcichnissc  dienen  (lab»i  /luirirhsf  als  Anhalt.  Fehlmengen  über  die  gesetzlichen 
Kachlo&äe  hinaus  unteriicguu  Uabui,  wie  Iruher  schon  bemerkt,  der  VeisteuoruDg.  Am 
Wichtigsten  nnd  Strangsten  ist  die  Ueborwachnng  der  Debitanten,  vdche  dann  nach 
Massgabc  des  constatirteu  Ab:iatzcs  diu  Steuer  zu  entrichten  haben.  Weniger  streng 
und  seltener  erfol^-en  die  Visitatioin  n  ( n'Cf;iis<  lnent^)  der  GrosshUndler.  Die  Üeber- 
wachung der  Eiiireijüts  ist  zur  Kigüu/.nng  nuthwcndig  und  hat  sich  auch  in  Paris, 
wo  sonst  wcL-^cn  der  „Ersatzabgabe"  die  Ycrsendungscontrolen  im  Inneren  and  dio 
Exerciccs  f'ortrallen,  bei  den  ,,reelleu"'  EntrepntiS  (s.  u.i  zur  Unt''rdrückung  von  l'nter- 
scbleifcn  geboten  gezeigt  (s.  o.  Aach  einlache  Private  werden  tlbcr- 

wacht,  «renn  sie  aof  dem  Transport  befindliche  Getränke  bei  sich  lagern  haben  oder 
in  Orten  mit  Einganiisabgabe  des  Entrepöts  gcniessen.  Ueber  die  Formalit&ten, 
unter  welchen,  und  iiiabe^ondere  über  den  Zeitponct,  in  welchem  die  Visi- 
tationen u.  s.  w.  aus:j;(:ul)t  werden  durlcu,  bestehen  nähere  Vor&chnlten.  Im  All- 
gemeinen beschränkt  sich  das  Kccht  auf  die  Tageszeit,  ansser  in  Brennereien  und 
Brauereien  mit  Naditdienbt .  h-  i  I)L:l>itanfcii  'cr-t-  ht  es  für  die  ganze  Zeit,  wo  die 
Locale  dem  Publicum  oltcu  sind.  Die  Ausübung  des  Hechte  äteht  den  competeuteu 
Stenerorganen  als  solchen  ohne  Weiteres  zu.  Nur  im  Verdachtsfall  können  anch 
bei  Persuncn,  welche  dem  Exercice  nicht  unterstehen,  Visitationen  erfolgten,  doch  nnr 
auf  (irund  der  Ermachtigunir  ».ines  liühereti  A'erwaltungsorpans  und  in  Begleitung? 
eines  Polizei beamtcn.  Bestimmungen  v.  und  spater,  Olibo  I,  344  11.  Der  noch 
anastehende  Artikel  Exercice  im  Say*schon  dict. 

ec)  Entrepöts,  d.  h.  steuerfreie  Niederlajren  hilden 
im  l'raiiZM.sist  lien  Zollrcclit  und  im  liCcht  der  indircctcn  Vcrbrauehs- 
stcueiii  lOteriiaupt ,  spccicU  aher  \vicd(M*  in  der  Motriinke- 
be Steuerung  ein  wichtiges  llllllsmittcl,  dem  JSteuerptiirhtigen, 
be^.  6teuerhaitenden  die  Verschiebung  der  Öteuerentrichtung 
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Oller,  besonders  bei  cxportirten  Getränken,  die  cndj^iltigc 
l  uter lassung  der  Steuerzahlung-  auch  selbst  luu  vorschuss- 
weise  zu  ermöglichen.  Im  Allgemeinen  haben  bei  den  (lO- 
träukesteucrn  nur  die  Produceuteu  selbst  und  die  Gross- 
händlcr  gesetzlichen  Anspruch  auf  Kntrepots,  nur  bedingungs- 
weise und  beschränkt  Private  und  nur  nach  administrativem 
Ermessen  bisweilen  auch  Debitanten,  diese  mit  Aasschluss  der 
abonnirten. 

Eis  werden  auch  hier  üo;f;eii.  öf f«* ntlicUe  oilcr  reelle  und  private  oder 
fi<:  ti  V  <•  E/ifnp.'.f!.  unterschieden.  Erstere  bestehen  in  einem  eigenen,  der  (ie  mein  de 
oder  der  öHliitlichon  Verwaltung  ^^rhüritr'-ii  Majjiizin,  die  anderen  in  Niedurlagun 
bei  !^icIt  zu  Hause,  aber  unt<r  der  crfordLrliehen  Oontrole  der  Steaerrenraltanf. 
\Vu  ein  üllenlliches  Entrepi">t  bt-stoht,  kann  <!•  r  Miiniciiialrath  dicü  zum  aii^sclilit--,- 
iiclicn  crUareu.  Kchimengeu  iu  solcheu  waren  IrUbcr  stouerfrui  ((ie».  v.  IblG),  jetzt 
nicht  mehr.  Fftr  Prifadi^er  oidss  Gaütion  gestellt  frerden.  Es  gelten  fttr  sie  die 
oiflüiehco  Controlrechte  der  Verwaltung  wie  für  die  Lager  der  (iroäühandicr.  Ilaupt- 
beslimtnunc;.  !!  im  (Jes.  v.  islO.  Art.  .Sl  — "5".»,  mit  Erffänzungcn  durch  spatere  (Jesetze, 
>.  Ulibo  I,  l'J7 — 22Ö,  27'J  Ü.  Der  noch  ausitehendo  Art.  EnlrcpOt  im  Say  öchen 
dict  (im  Block'schen  handelt  derselbe  nnr  ron  den  Zollentiepöls).   Vignes  I,  137. 

dd)  Die  Strafandrohungen  sind  begreiflicher  ^^'cise  l)ei 
dem  Character  der  IVanzüsiscben  Getränkebesteuerung  zaidreich 
und  r»fters  scharf.  Sie  sind  seit  \>^7l  noch  mehrfach  verschärft 
worden.  Sie  betrcrt'cn  unterlassene  oder  unrichtige  Declarationen, 
Versendnngsanmelduugen,  Weigerungen,  die  Controle  (speciell  das 
Exercice)  zuzalassen,  geheime  Fabrikation,  Untersebleife  durch  In- 
Umlaofsetznng  von  Getränken  oder  Verkauf  derselben  ohne  £nt- 
riebtong  oder  Sicherstellung  der  Stenern  und  Überhaupt  die  ein- 
seinen Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  nnd  administra- 
tiven Nonnen  des  ganzen  ^^r^me  des  boissons".  Die  Strafen 
bestehen  regelmässig  in  Geldstrafen  zwischen  einem  Minimam 
nnd  Maximum,  mit  Erhöhung,  besonders  des  ersteren,  im  Wieder- 
holungsfälle, ferner  in  gewissen  Fällen  in  Confiscation  des 
Objects,  auf  das  sich  die  Zuwiderhandlung  oder  der  Unterschleif 
bezog,  ausnahmsweise  auch  in  (i  e  fängnissst  rafe. 

S.  schou  d.  Ges.  v.  ISIG«  so  Art.  4ü,  Ü4— 96,  101)  u.  A.,  vou  den  ncuercu  hes. 
d.  (aes.  r.  21.  Jani  1S73,  betr.  die  indireeten  Stenern,  dessen  Bestünmnngen  groesentheils 
speciell  die  Getränkestcuern  betreffen,  auch  Ges.  r.  2S.  Kebr.  1872  u.  a.  m.  Nur 
einijcc  B'-ispicIe.  Versendung  von  (ietrftnken  ohne  die  vorgeschriebenen  An- 
meldungen und  Bcglcibcheine  oder  mit  unrichtigen  oder  mangclhai'ten  Angaben  darin 
yt  mit  Geldätrafeo  von  200—1000  Pres.,  im  WiederhoIan(i;8falIe  von  500  Frcs.  im 
Minimum,  bti  Hranntwein.  I.i'(ueur  u.  «  uliorliaupt  von  .^00 — .5000  l"r<s.  uii'l  mit 
Bcschiaguahjue ,  bez.  Couti;»catiou  der  Ladungen  bedroht,  die  Trausportmittei  ikouueu 
erent.  ms  Sicheron;  der  Gddstrafe  beschlagnahmt  werden.  Wichtig  ist.  dass  sich 
di<-sc  StrafandfuliuDgei  Auch  auf  die  Verletzungen  der  si>eciclIiMi  Doclaration.s- 
vorschrifteii  bcziclien .  wel«'he  nach  dem  (ies.  v.  2S.  Febr.  1S72  für  (i-  tranke- 
venicodungen  vorge:>chrieben  worden  sind.  —  Bei  Nichtübereinstimmung  von  Ac4uii- 
i-GutiOD  und  stevenmtUchem  Entlastnngscertificat  tieHen  die  Unterzeichner  sechsfache 
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Circalationsabgaben  bei  Wein  und  Ohstwciu  (Decr.  v.  IT.  März  1952,  ähnl.  Ges.  v. 
21.  Juni  1S73,  Art.  10,  betr.  alcoholiairtc  Weine).  —  Besondere  z.  Th.  verschärfte 
Bestimmungen  betrclFen  ZnwiderhandluDgen  und  Uoterschleife  hei  der  Eiogaag^-, 
der  einzigen  und  der  Pariser  Ersatzabgabe  (1 — 200  Frcs.  und  Confiscatioii, 
ausser  StratVn  für  ^relicinun  Transport\  Bei  gerissen  Fällen,  so  bei  Unterschleifen 
mittelst  Ueberstcigung,  unterirdisch  oder  mit  bewalTueter  Uaud  treten  allgemein,  bei 
Kevinen  enderen  Mtnipiilationeii ,  wenn  es  sich  mn  SpiritnoMii  handelt,  s.  B.  beim 
Verbergen  in  der  Klciduni^.  Correctionsstraf oa  von  6  Tagen  bis  6  Monat  (Jc- 
fängni;«*  ein.  ebenso  bei  Destillationen  in  Paris,  wo  sie  verboten  sind,  oder  bei  Ein- 
führung wieder  gereinigter  denaturirter  Alcoholc  i^Ges.  r.  1(^16,  Art.  46,  r.  21.  Juni  1^73, 
Art.  11 — 14).  —  Debitanten,  welche  ohne  Anmeldung  ihr  Geschäft  betn  iben,  ver- 
fallen Geldstraf' Ii  von  300 — 1000  Frcs  und  der  Contis-Tifinn  der  Getränke.  In  andern 
Fällen  von  Zuwiderhandlungen  treten  die  gleichen  btraien,  wie  die  bei  der  Yorsendung 
pennten,  ein.  —  Aebmiehe  BestimmiiDgen  gelten  ftr  Zavideriiandhingen  ron 
G rosshän dl eru ,  Destillateuren  u.  s.  w.  Bei  Bierbrauern  sind  die  Ueld» 
strafen  2—600  Frcs.  liier  iiommt  auch  die  Androhung  der  Gonfiscatioa  der  Kessel 
vor,  wenn  in  nicht  eingemaaerten  Ke^iselu  Bier  hergestellt  ist 

Scbltzongon  Uber  den  Umfang  der  Unterscbleife  sind  natikiticb  immer 

misslicb.  Diejenigen,  wclcbe  ?on  den  bouiileui-s  de  cru  ausgehen,  werden  wohl  immer 
noch  einen  ziemlichen  Umfang  erreichen.  Sic  wurden  mitunter  auf  '^o  ^^i"-  Hectol. 
Alcohol  geschätzt.  .\uch  üuterschleite  mit  unrichtigen  Begleitscheinen,  mehrmaliger 
Benutzung  solcher  for  Terschiedene  Sendongen  0.  dgL  m.  «(dien,  trutz  der  ver- 
schärften Gesetzgebung  fon  1872 — 73 ^  immernoch  voriwmmen.  &  Wolf,  Brannt- 
veinsteoer,  S.  154. 


cc.  Getr&okezOUe. 

§.  264.  Die  Zölle  sind  schon  im  Yorausgehendcni  niehrrach 
erwähnt  wurden.  Besondere  benicrkenswerth  ist,  dass  sie,  wie  in 
anderen  Fällen  französischer  innerer  Verbrauchssteuern,  so  bei  Salz 
(S.  614),  bei  den  zum  Consum  eingeführten  auswärtigen  Artikeln 
nicht  als  Ersatz  der  inneren  Steuer,  sondern  als  besondere 
Abgaben  von  fremden  Waaren  besteben  and  die  innere  Ver- 
branchsabgabe daher  dann  erst  noch  hiozu tritt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  hierv'on  nnter  den  Getränken  nur  das  Bier,  wo  der 
—  die  innere  Fabrikatsteoer  Übrigens  selbst  im  Oon?entionaltarif 
noeh  erheblich  flbersteigende  —  Einfuhrzoll  die  einzige  Abgabe 
auch  an  Stelle  der  inneren  Steuer  ist  Diese  Ausnahme  ist  also 
doch  eigentlich  nur  eine  formelle.  Bei  den  wichtigeren  Getränken 
Wein  und  Branntwein  bedingt  dann  freilich,  zumal  bei  Wein, 
theilweise  auch  bei  Branntwein,  schon  die  technische  Einrichtnng 
der  inneren  Steuer,  dass  das  znm  inländischen  Consnra  gelangende 
aus  dem  Ausland  ein{;elührle  Getiänk  nicht  irut  durch  den  Kinfuhr- 
zoll  allein  hesteuert  werden  kann.  Ahor  niü^lkh  wäre,  den  Einfuhr- 
zoll etwa  auf  die  hinzutretende  innere  Steuer  iinzurechnen.  Das 
geschieht  jedoch  nicht,  der  Zoll  ist  daher  ein  Finanzzoll  und 
zugleich  ein  Schutzzoll,  um  den  das  ausländische  Getränk 
höher  als  das  inländische  besteuert  wird.  Auch  durch  die  Con- 
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ventionaltarite  der  Handelsverträge,  welche  Frankreich  seit  1860 
abgeschlossen  hat,  ist  dieser  Sachverhalt  geblieben  nnd  nnr  der 

Taritsatz  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt  worden.  Jüngst 
haben  dann  aber  gegenüber  den  in  der  ßrenncrci  und  Branutwoin 
besteuerung  anderer  Länder  erfolgten  Veränderungen  dw  Cou- 
currenzbedingiingeii  des  fremden,  besonders  auch  des  deutsehen 
8|)irituB  bei  der  Einfuhr,  starke  Tariferhöhungen  des  Alcoholzolls 
stattgefunden,  wodurch  der  ScbutzzoUcharacter  desselben  wesentlich 
verBchärft  worden  ist. 

Vor  1871  waren  indessen  diese  BezoUungsverhältnisse  nicht 
von  besonderer  practischer  Bedentnng,  weil  die  Wein-,  Bier-  und 
Alcoholeinfnhr  im  Ganzen  geriugfügig  und  nnr  letztere  vorüber- 
gehend in  Jahren  schlechter  Weinernte,  wie  lS5  t  -  1857,  erheblicher 
war.  .Seitdeiii  dagegen  und  in  steigendem  Maasse  seit  etwa  lo  Jahren, 
unter  dem  Einfluss  der  Verheerunfren  der  Heblaus  und  wohl  auch 
der  vermehrten  Conen nenz  der  fremden  Aleuhole,  bat  sieh  dieser 
Sachverhalt  sehr  geändert  und  könnte  leicht  so  verbleiben,  wie  er 
jetzt  geworden  ist.  Die  Einfuhr  fremder  Weine  und  Alcohole  ist 
viel  grösser  geworden  als  ehedem,  der  ZoUertrag  daher  entsprechend 
gewachsen.  In  den  letzten  Jahren  betmg  sogar  die  Weineinfahr 
nach  Frankreich  dem  Werthe  nach  mehr  als  das  Doppelte  der 
Weinansfnhr!  Dadurch  bat  sich  die  practisehe  Bedeutung  der  Ge- 
tränkezollfrage natttrlich  auch  gegen  frtther  verschoben.  Der  ganze 
Vorgang  ist  ein  gntes  Beispiel  för  den  finanzwissenschaftlich  nnd 
volkswirthschaftspolitisch  wichtigen  Satz,  dass  solche  Tariffragen 
in  Hetreft'  des  Verhältnisses  zwischen  inneren  Verbrauehssteuern 
und  Eintuhrzi'illen  niebt  l)i()ss  nach  den  Tarifsätzen  selbst,  sundern 
zugleich  mit  Klieksiebt  auf  die  Jeweilige  Lage  der  thats.iehliclien 
Produetions  und  Handels  Verhältnisse  zu  beurtbeilen  sind.  Auch 
die  Einfuhr  von  l'raaben  und  Früchten  (Feigen)  zur  Verarbeitung 
zu  Wein  u.  s.  w.  hat  zugenommen,  so  dass  auch  die  Zölle  auf  diese 
Gegenstände  bei  der  Getrttnkebestenemng  mitspielen. 

AI  CO  hol  gehSrte  zn  den  Artikclo,  iMtrelTs  deren  Frankreich  an  GroeübritMUiion 

im  U&ndels7crtra?e  von  IStiO  Concessioncn  machte  (die  Zölle  sollten  dan.icli  nicht 
über  30"/o  vom  Werth  lietrugcn^.  Das  Princip  dieser  Zollermas'siqrmig:  j^ini?  dann  in 
die  Couveutiuiialtarifü  über.  Damalü  wurde  z.  B.  der  Alcohukoil  von  30  aul  15  Frc;». 
p.  Uectol.,  aasser  der  inneren  Verbravchsabgabo,  der  Bierzoll  von  7.20  Frcs.  auf 
2  Frcs.  lin  dorn  Conv-  iifionnltarif«;  hernhLresotzt.  Die  britischü  AI'  ohol''iiif uhr  n.icli 
Frankreich  ii>t  aber  uabudcutcnd  geblieben  and  hat  nach  ISOU  »cibät  niemals  wieder 
entfernt  die  Hfthe  wie  in  den  schlechten  Weinjabrcn  1854  IT.  erreicht,  wo  sie  einmal 
auf  SS,000  Hectol.  gestiegen  war  ilS5.).  auch  in  ivjti  und  1857  an  80«U00  HiM  toI.. 
später  Max.  IS^l  ond  lss2  mit  45,000  uml  27,000.  mci>(<Mis  aher  nur  wenige  lOOÜ. 
Uull.  X,  102,  XXIII,  (jTO).  —  Nach  dem  Kriege  von  1^70—71  hemmten  auch  hici 
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(lio  II.iiiücIsvertra;;i;  eine  btürkorc  ZoUorliöhung.  AU  ail?ciuciDen  Zoll  licstiuiiote  da» 
Ges.  V.S.Juli  1S7I  .'10  Kits.  p.  Htctol.  d«r  Ilusbigkcit  von  I5r.uiiit\v-in  in  ri.ischfii, 
desgl.  35  FrcvS.  von  alluu  Li*{ucurcn,  30  trc:^.  vom  rciiica  Alcuhol  von  liraiiiitwcin 
in  Ffisttem.  mit  spiterem  ZoBcbl^fe  bes.  81.20  and  S6.40  Pres.  Die  Veitngstaiifo 
Iiatleii  iii  allen  Fallen  den  ZolUatz  von  15  Frcs.  Der  all go meine  Tarif  von  1S*»1 
liebtimmtc  wieder  30  Krcs.  für  Alcohol  in  I'Tisbern  v.  Hectol.  reinen  Alcohols,  desg:l. 
in  Flaschen  von  der  Flüssigkeit  und  ebenso  von  Li(jueurcu  40  Frcs.  von  der  Flüssig- 
keit. 30  Frcs.  i>t  inmn  rlim  an  <10'Vo  'i'  ''  neuerlichen  Durcli<<:hnitli.i)reise .  und  der 
V«'rtngstarif  von  15  Fn?.  beträtet  danach  doch  auch  noch  an  Gelegenheit 
der  dcurschou  firauntvelDsteuorreform  in  lä87  und  in  äpccielier  Begrtmdung  damit 
hat  Krankreich  prorisorisch  dnreh  Ges.  v.  5.  Joli  1887  den  Satt  dea  allgemoinen 
Tarifs  auf  70  Frcs.  fUr  liestimmte  Zeit  erhöht  und  den  Termin  mebimals  rerllagert, 
lükt/.l  durch  (ie<.  v.  2*J.  Mai  isss  bis,  auf  Weiteres. 

Dur  Wcinzoll  wurde  nach  dem  Kriege  auf  5  Frcs.  f.  d.  Uectul.,  bei  Liquour- 
weinen  aof  20  P^c^.  grcstellt,  mit  spiterem  ZDSchla;  war  er  bez.  5.20  nnd  20.80  Frcs. 

Der  Vertrajr-tarifsat/.  w  ir  einheitlich  3.50  Frcs.  Im  allgemeinen  Tarif  Ton  l*'^! 
wurde  der  Zull  ebenfail'?  einheitlich  auf  4  50  Frcs.  {rcsetzt.  —  Der  Bierzoll,  vor 
1**H0  7.20  Frc5.  i».  Hectol.,  im  brit.  Vertragstarif  2  Frcs.  (nebst  innerer  Verbrauchs- 
steuer), bt^mg  nach  dem  Kriege  mit  Zuschlag  7.75  Frcs.  im  allgemeinen,  5.75  Frcs. 
im  \ dtra^sfaril.  it  l^s]  in  ersterem  7.50  Frcs.,  womit  die  innere  Steuer  gedockt 
ist.  Diese  ist  aber  nur  3.75  Frcs.  fUr  starkes  aud  1.25  Frcs.  für  Dünnbier  (§.  202).  — 
Auch  der  Obstwein-  and  Methzoll  wird  ausser  der  inneren  Steuer  for  Dcemdes, 
/um  Cunsum  eindrehendes  Gefrunk  erhoben,  ist  aber  praclisch  bei  fast  gani  fehlender 
Einfuhr  ohne  Bedeutung.  Er  war  vor  ISSI  im  allgemeinen  Tarit  für  «  tbstwein  2.50, 
für  Mcth  31.20  Frcs.  p.  Hectol..  im  Tarif  v.  1S81  boz.  1  und  20  Frcs.,  im  Verlragii- 
(arif  kommt  von  diesen  Getranken  Cidor  allein  mit  0.25  I  res.  p.  Uectd.  TOr.  Der 
Zollerfraüf  (ibi-rschroitct  t-inii::*»  l<Mt  Frcs  jahrli' h  iii- lif.  Tro«  kene  nnd  ^opresstc 
Traubon  (auch  Aepfel  und  Birneuj  zahlen  nach  dem  ailgem.  Tarif  von  Ibbl  6  Frc»., 
ebeoio  riel  trockene  nnd  gepresste  Feigen,  aber  beide  Kategorioen  nach  dem  Vor- 
trnstarif  uar  SO  Cent.  f.  100  Kilogr. 

Die  Statistik  <1  r  Ein-  und  .Vusfulir  und  der  Zollertrat;»-  "Triebt  Folgendes 
^s.  Bull.  IX,  2t».>  II  .  X.  lüO  II  .  50»;.  XXII,  <;U  tr.,  XXIII,  23,  ÜTO  u.  a.  m  ). 

Die  Alcoholoiufuhr  wie  Ausfuhr,  zumal  die  orstcre,  zeigt  sich  von  der 
Weinernte  beeinflasst.  Die  Einfuhr  betrag  vor  1852  immer  nur  5  —  7000  Hectol., 
^\\<"j:  Mitte  der  50er  Jahre  auf  2UI.000— 3T7,000  im  Jahre,  sank  dann  aber  in  ge- 
wöhulickeu  Jahreu  wieder  auf  50.000 — 70,000 ,  ent  t»cit  1&7U  bat  sie  fast  jedes  Jahr 
200,000  Hectol.  ttberschritton .  18S6  war  sie  229,000  (für  17.2  MilL  Frcs.),  1887 
212,000.  Enijlaiid  ist  daran  fast  gar  nicht  mehr,  Deutschland  war  Anf.  der  ISSOer 
Jahre  mit  der  llalfte.  in  den  letzten  Jahren  nur  mit  '  , — '/^  bethciligt.  Die  Einfuhr 
von  Li<|ueuren  war  im  Max.  etwa  2500,  ueuesiens  wieder  unter  lOüO  Uectolitcr.  — 
Aehnlich  hat  sich  nattlrlich  der  ZoUertraip  bewegt,  er  war  1851  schon  dnmai 
i'ulV.)  Mill  Frcs..  im  Durchschn.  v.  ISjO— Ol)  0.«)0,  von  l*^70— 71i  O.'O.  .»eit  1«^7S  ist 
er  immer  erheblich  höher,  Ma,t.  lb»2  4.1  Mill.  Frcs.,  i.  D.  v.  lbS>3— i7  3  Mill.  — 
Die  Ausfuhr  fnnzOs.  Alcohole  war  in  dem  4.  nnd  5.  Jahrzehnt  ca.  im  6. 
ca.  V*  ^lill-  Hectol.  jährlich,  in  den  70er  Jahren  450.000  iui  Dun  hu.,  seitdem  ist 
>ic  durchschnittlich  unter  ."iOO.OOO,  Ibsn  2s'.t.0(»0.  1S87  2^0.000,  die  seit  einigen 
Jahren  stark  gesunkene  Liqueurausfuhr  war  im  vor.  Jahrzehnt  ca.  24,000  Hectol. 
j&hrlich,  1S86  nur  11,410,  1887  8586.  —  Allerdings  sind  die  oxportirten  Alcoholo 
von  hohem  Werthe,  so  ISSr»  T.'j.",  7!». 4  Mill.  Frcs.,  etwa  4  mal  so  werthToU  wie 

die  importirten,  was  auf  die  bezogeneu  und  verscudcteu  borten  Licht  wirft. 

Die  Wein  einfuhr  war  in  den  froheren  Jahrzehnten  nnd  bis  1853  ganz  an- 
bedeutend. 2500^3500  Hectol.  j&hrlich.  Daun  stieg  hie  von  l^.'il  an  bei  den  da- 
maligen schlechten  \\'ein<'rnten  rasch  und  stark,  1*»57  bis  auf  t» 2*^.000  Hectol..  sank 
dann  wieder  erbeblich,  aber  doch  nur  in  2  Jahren,  lH(i5  und  (iü  auf  unter 
100,000  Hectol.,  Dnrchschn.  1860-69  194,000.  Von  1872  an  wachs  sie  bedeutend, 
wohl  unter  di^m  Miieinflnss  d>  r  Ausscheidung  TOn  ElsiSS-Lothlingen,  dessen  Aus-  und 
EinfubruQ  seitdem  im  französ.  llaudehiausvois  encheincn.  Sic  war  5—^000,000  Hectol. 
jfthiUch,  nur  einmal,  1875  noch  unter  300,000.  Seit  1879  stieg  sie  dann  rapid,  1880 
aof  7.2  MiU.  Hectol.,  1886  aof  11.01,  1887  anf  12.28  Hill.,  d.  h.  in  diewm  Jahre 
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auf  50%  der  Weinerutc  von  21.:{;t  Mill.:  Dir  Werih  dieiur  Einfuhr.  Is7^  oor 
erbt  5U.2,  war  573.2  Mill.  l  n:s.  uiul  im  Uiin  lisi  Im.  v.  1S7S— *^7  ;>.;7.;j  gegen 

uur  244.2  Mill.  Werth  der  Wciiiau    u  Ii  r  iü  dic:>ca  10  Jaliicu!    i^Buil.  XXII,  23). 
Spanien  und  Itelien  tiefem  die  Uauptuien^^en.   Der  WeinzoUortrag,  im  4.,  5.  and 
6.  Jahrzehnt      -V,.,  Mill.  Frcs.  jährlich,"  im  7.  Moss  «7,000  Frcs.,  stieg  v.  1*^72  an 
in    die   Millionen,    Durchschn.    1870—71)   3.0!».    isyi»    lo.2.-,.    ISgO   25.27,  ISÜÖ 
21.3  Mill.  Frcü.,  bildet  also  jetzt     — '/«  tles  Krtraj^s  der  inneren  Wuiusteuer  (^ISbü 
133.2  Mill.  Frcs.).  —  Die  Wein  aus  fuhr  hat  sich  bei  den  schlechten  Wmneruten, 
hoz.  bei  d<T  Abnahmo  d»  r  \\  riiiirewiiiniin};'  in  den  l'^SOer  Jahren,  olienbar  nur  mit 
Uüfc  dieser  gcäteigetteu  Bezüge  frcuidcr  Weiue  eiaigeriuaüseu  aui'  der  früheren  Höhe 
erhnlten  können.    Sie  war  vom  4.  bis  7.  Jahrzehnt  dorchscbnittlich  von  1.2  nnf 
2.48  Mill.  Hectol.  jährlich  gestiegen,  hatte  im  8.  Jahr/.  bnt  3.28  (Max.  IS73  3.98, 
Min.  IST!»  2.7'J  Mill.)  erreicht,  seitdem  i?^t  si.i  auf  ca.  2.(»  .>lill.  jrewichen  (ISSO  2.71, 
l&i>7  2.40).    Frankreich  hat  daher  vuriaulig  aufgehört,  iü  den  uberwiegend  Weiu 
ansfUhrnnden  L&ndeni  zn  zfthlen,  es  ist  unter  die  Welnbezngsländer  gretrctcii.  —  Die 
Kiufuhr  ron  trockenen  Trauben  und  Fri'ri'n,  meist  zur  Weinbereitung,  war 
l^sö  und  1S86  bez.  95.35  und  SS.42  Miil.  Kil.  Trauben  und  16.18  und  lb.l9  MiU. 
KU.,  woraus  2.27  und  2.82  MiU,  bez.  (aus  Feigen)  21,407  und  21,770  Hectol.  Kunst- 
weia  bereitet  vordeo  vüre  (Bull  XXIU,  281). 

Alle  die<e  Umstünde,  die  eben  deshalb  etwa.s  genauer  dargelegt 
sind,  niaeheu  es  begreiflich,  dass  in  dem  alten  Wein  lande  und 
Weinsteuerlande  Frankreich  jetzt  ernstlich  au  die  volle 
Beseitigung  der  S taats-Weinsteuer  gedacht  wird:  eine 
finanzpolitisobe  Wirkung  der  —  Reblaus,  nicht  nur  auf  Steuer- 
erträge, sondern  auf  die  ganze  Einrichtung  eines  wichtigen  Be- 
stenemngsgebiets ! 

Die  Biereinl'uhr  ist  wie  die  Bierausfuhr  seit  Jahrzehnten  in  langsamer, 
aber  stetiger,  erst  seit  den  1860er  Jahren  entere  in  etwas  erheblicherer  Steixorung 
begritfen  gewesen:  von  da  an  iilv'mirt  sie  die  Ausfuhr  (Durclisohn.  ISßO  — r>9 
48,000  Hectol.  Einfuhr,  28,000  Ausfuhr),  beit  l'>71  ist.  vornehmlich  mit  durch  die 
Einwirkung  des  Aasitcheidens  von  Ebass-Lothringen,  die  Ausfuhr  fast  stabil  gehlieben 
(26—32,000  Hoctol.  jährlich),  die  Einfuhr  sofort  und  weit,  i  r;...  h  auf  '/^.  V.,.  '-/i  Mill 
Hectol.  gewachsen,  dann  aber  wieder  etwas  gesunken  (Max.  I^S'J  und  II 4, ODO. 
1886  293,000.  lbS7  2;i6,000  Hectol.j,  der  Ertrag  der  Biersteuer  daher  auch  von 
V«  MilL  im  7.  auf  1.40  im  8.  Jahrzehnt  und  2.8  MUl  in  1S82— 86  jihrlich  ge- 
stiegen —  immerhin  auf     des  Ertrags  der  Stouer  ron  inla."dischem  Bier. 

dd.  liackblick  und  zur  Kritik. 

t?.  265.  Die  eigenlbüiulichc  Verbindung  der  Bestcuciung  der 
verschiedenen  Getiänke  und  die  nicht  minder  eigenthttmliche  Zu- 
BammenfUgUDg  technisch  verschiedener  Steuernrtcii  zu  einem  Ganzen 
erscheinen  wohl  beim  ersten  Anblick  ziemlich  willkürlich,  die  Be- 
zeichnung dieses  Ganzen  als  „System*'  der  Getränkebesteuerung 
daher  auch  fragwürdig.  Bei  der  näheren  Betrachtung  der  Menge 
einzehier  Bestimmungen,  welche  der  Durchführung  dieses  „Systems" 
dienen,  steigert  sieh  sogar  die  Empfindung  des  Willkürlichen  noch 
and  macht  das  Ganze  dann  schliesslich  mehr  den  Eindruck  eines 
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förmlicben  steaerrechtlichen  und  stenerteclmischen  Chaos  als  eines 
klaren  nnd  folgerichtig  dnrcbgebildeten  j^Systems". 

Allein  eine  solche  He-  und  Veruitheilung  der  tVaiizösischen 
(JctrUukebebteuerunj^  wäre  eine  unricliti^^o.  Giebt  man  \ioliiielir 
einmal  die  Nothwcndigkeit  und  licrci'litij^ung  der  (Tetränkebcsfciic- 
ruDg  in  einem  Umfange  und  Maasse  zu,  wie  bie  in  Fraukreicli 
besteht  —  und  durch  die  HnanzicIleQ  Erfordernisse  nothwendig 
geworden  ist  —  so  erweist  sieh  die  ganze  Einrichtung  bei  un- 
befangener Prüfung  als  ein  Ergebniss  klarer  steuerpolitischer 
Gedanken  und  Ziele  nnd  im  Ganzen  wie  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten als  die  Durchführung  eines  klaren  steuertechnischen 
Planes  zur  Verwirklichung  jener  Ziele.  Das  Einzehie  ist  mit 
strenger  Folgerichtigkeit  entwickelt,  anch  das  Untergeordnete  und 
Nebensttohliche.  Nothwendigkeit  und  S}  stem  sind  da  vorbanden, 
wo  zuerst  nur  Willktlr  erscheint.  Namentlich  gilt  dies  von  dem 
llaupttlieil  der  französischen  Getränkel)estcuerung,  der  Wein-, 
Obstwein-  und  Alcoholbestcuerunfr,  bei  welcher  sich,  im  Unterschied 
von  der  Hierbesteuerun^^,  vurnelunlich  Kigenthlimlichcs  und  von  deu 
Kiorichtungen  anderer  Gesetzgebungen  Abweichendes  tindct. 

Nach  dem  vorschwebenden  steuerpolitischen  Ziele  soll  die  Be- 
steuerung der  vorgenannten  drei  Getränke  möglichst  eine  wirk- 
liche Verbrauchssteuer  sein.  Daher  wird  die  Stenerpflieht 
wesentlich  auf  das  zum  heimischen  Consum  bestimmte  GetrBnk 
beschränkt  und,  unter  den  erforderlichen  Cautelen,  das  zur  Ana- 
fuhr  gelangende  Getränk  überhaupt  gar  nicht  erst  versteuert  Zu 
diesem  Zweck  wird  im  ersten  Falle  die  Verpflichtncg  zur  Steuer- 
zablnng  an  den  Act  der  Consum tion  selbst  gckntipft  oder 
wenigstens  an  eine  Stelle  gelegt,  welche  diesem  Acte  mög- 
lichst nahe  liegt,  i)is  dabin  aber  nur  die  Erzeugung,  die 
Versendung  nnd  die  Lagerung  des  Getränks  steueramtlich 
unter  Controle  genonmien.  Für  das  ausgeftlhrte  Getränk 
aber  wird  nicht  erst  die  Steuer  erlioben  und  dann  zurückerstattet, 
sondern  das  von  den  betreffenden  Begleitscheinen  begleitete  Ge- 
tränk gebt  überhaupt  steuerfrei  hinaus.  Nach  diesen  Ziel  und 
Gesichtspuncten  sind  die  technischen  Einzelheiten  der  Einrichtung 
nnd  Durchftlhrung  der  Getränkebesteuerung  gestaltet. 

So  h&lt  man  sich  zur  Venulsfiing  der  Steuer  an  Am  fertige  Product,  das 
..  I  .iVirilcat",  nicht  an  Retriobsmcrkmalc  bei  der  Herstellunu^  noch  au  Kohstofl- 
lüeugcu  0.  dgi.  m  (biu.  II,      492}.   Ei  erfolgt  dann  oiite  Lioiitrolc  der  Pro- 
I  dnction,  «ber  nicht  die  Besteaemiig  des  Qetrftnks  beim  Produceaten 

«elbet,  soDdern  onr  die  Ermittlang  der  prodvcirten  Menge  bei  ihm  duich 
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die  rcfelnlssige  steneramtliclie  Deberwaehonf^  (Exercicc).  Die  empfindlich« 

LUt  lvt'  Ix  i  lot/t-  ror  bk-ibt  —  folgorit  litis;,  v<  [\  t  ino  Ab\v*'ichung  vom  Grondgodanken  — 
die  IV'blendc  L".'Korwa<  hiiujr  «Icr  Proiliu  tioii  <i<M  KiL-i  nbauer  tm<i  Eiponbrenner.  Der 
Producent  ü>t  nicht  dar  eigeutliche  Stc.ucrpllitbtige ,  sondurn  nur  der  Stcuer- 
b«ftende,  dem  die  prodacirten  Mengen  xnr  Last  geschrielten  wMtlen,  bis  sie  nach- 
weislich r<»rst'ni»'rt  oder  zn  struerfr.-ii  r  VcrwciKlnn^'- ,  wio  in  dr>r  Ati'^ftihr,  polanL-'f 
tönd.  An  dio  Froducüonscontrolo  der  gcwerbtiiuibtiigün  Getränkcerzeugong  schliesst 
sich  die  Versendnngscontrele  an  und  scIbatXndi^  tritt  dieselbe  anen  bei  der 
Versendnng  von  Getränken  Seitons  der  Kis^enbaaer  und  Eio^enbrenner  ein.  Sie  ist  in 
ihrer  ganzen  Einrichtunsj-.  rnit  dnn  Anmeldczwaiiß:  fUr  Vorscndiingen.  dfin  Hegloitschein- 
zwang.  den  betretieudeu  Abgai>on  bei  der  „(Expedition"  und  „Circulation  '  der  Gc- 
tr&flke,  der  Centrale  beim  Einganf  in  die  freschlossünon  Orte  ein  wesentlicher  ond 
■wieder  dorrhaus  folurerichti«;  f'in-  und  diirrliirt  fiibrt<  r  Punct  ilos  panzcn  System!-::  sie 
dient  dazu,  das  SteuerobjecL  auf  deu  Wege  vom  Troduccuteu,  Grosshändler« 
den  Stenerhaftenden ,  znm  Händler,  Wirth,  Consnmenten,  als  den 
eigentlich  Steuerpflichtigen  verfolgen  und  erfassen  zu  k.'.nnen,  «is  aber  eben 
er>t  kurz  vor  oder  selbst,  wie  bei  den  Debitaiiten,  i'jst  u:\<h  ilirii  erfolgten  Consum 
/□r  Besteuerung  zu  briugt-n.  Die  (Jonlrule  beim  JCui p ian g  Seitens  des  Stuaer- 
haiftenden  oder  Steneipflichtigcn ,  diu  Gewährung  des  Rechts  der  stenerfreien 
Niederlap.-  Enfrepöt)  an  den  Produccnten  und  (Jrosshiindler .  der  Getränkebezng 
der  Dcbitanten  und  Hftttdler  nnter  dem  System  des  acquit-a-caution,  die  Ucber- 
wachung  der  Lager  vnd  Keller  der  Grosshlndlcr,  Entreputs.  Debitantcn,  Liqucur- 
fabrikaiitcn ,  wodtirch  bei  Grossh&ndlem  und  Entreputs  es  wieder  möglich  wird,  nnr 
Stenerhafiun? .  nicht  Zahlnnirsvcrj  Uii  litimL"^ .  beim  Di'lütanten  nur  Eintritt  der  Steuer- 
pflicht und  i  alligkcit  der  Sicuerzalilung  nat  h  Massgube  des  Absätze»  eintraten 
za  lassen:  —  alle  diese  Einrichtungen  nnd  Bestimmungen  sind  wieder  streng  folge- 
rirhtip  nnd  ilitin'n  '-rfolgreirli  dem  Zweck,  die  Steuerzahlung  aufschiebbar  zu 
maclicn  und  der  Gctraiikebcätcueruiig  den  Chaiactur  einer  Verbrauchssteuer  des 
CoDsnnenten  thunlichst  zu  wahren.  Die  Formen  der  Sicherstellnng  und  der 
i'l  liehen  Entrichtung  der  Steuer  sind  den  obwaltenden  französischen  Productions-« 
Absatz-,  Verkehrs-.  Coi)siimtionsverhrdtnis«\n  gut  aiiL'epasst. 

Auch  die  Aicoholbestcueruug  war  ursprünglich  nach  den  gegebenen  Verhiilt- 
nteen  der  froher  fast  allein  in  Betracht  kommenden  Wein*  und  Obstweinbrennerei 
lei^llirh  genügend  (nng.  richtet.  Das  freilich  von  vörnlKTciri  ini>slicho  Privileg  der 
Controilxeibeit  der  Eigenbreuner  war  ?ou  den  Eigen baucrn  von  Wein  und  Obst  — 
zaalchst  denselben  Personen,  die  eben  auch  destillirten  — ,  herilbergcnommen .  bei 
der  firfiheren  geringt  [(-II.  weniger  znm  Unterschleif  anreizenden  Höhe  der  Steuer  aber 
auch  noch  nicht  so  ■•••denklich  wie  sj)ätf'r.  Die  Entwickliinsr  (b-r  gewerbsuiäsiiigcu 
;üros»-)ßreoiierci  von  mcbligun  Stollen.  Melasse,  Kuben  schul  dann  auch  in  l-'i-ankreich 
die  Nothwendigkelt  immer  schärferer  Betriebscontrolen. 

In  dieser  ihrer  coinpliciiten  Einrichtung  hat  die  liiiiizüsitiche 
Geträn kebesteiRTung  die  schwierige  Aufgabe  verhältnissmässig  be- 
Iriedigeud  gelöst,  eine  sehr  einträgliche  „indircete"  Ver- 
brauchssteuer bei  einer  ausserordentlich  zersplitterten 
privatwirthsch  ältlichen  Production  so  durchzuführen,  dass 
diese  Production  dabei  bestehen  kann.  Der  Gross- 
betrieb —  wenn  auch  zu  Gunsten  der  gewerblich -technischen 
Entwicklung,  aber  mit  sehr  bedenklii  lien  socialpolitischen  Folgen  — 
wird  nicht  so  einseitig,  wie  bei  fiobstoff*  und  fietriebamerkmal- 
Stevern  zam  Nachtheil  der  kleineren  Betriebe  prämiirt  Der 
Steuer  wird  der  beabsichtigte  Gharacter  der  wirklichen  Ver- 
brauchs stener  thnnlichst  gewahrt,  v.  H  o  c  k  's  oben  (S.  Bl9)  schon 
erwähntes  Urtbeil  Aber  das  Gesets  von  1816  ist  besser  anf  den 
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ganzen  Bau  dieser  Getränke8teuer-Oe8et/ji:el)ini an- 
zuwenden: er  ist  ebenso  umfassend  und  kühn  als  durch- 
daclit,  freilich  auch  ein  Werk,  an  welchem  eine  hiichst  intelligente 
und  tüchtige  Verwaltunjnj  Mcnsclienalter  hindurch  gearbeitet  hat 
und  l)is  in  die  Gegenwart  hinein  enisin^  r()rtar))eitet,  wie  die  seit 
1871  ertolgteu  weiteren  legislativen  und  adniiuistrativen  Fortschritte 
beweisen.  So  radicale  ReformplHne,  wie  derjenige  von  1)SS8,  wenn 
er  auch  immer  noch  wichtige  Theile  der  Grundlagen  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  festhUlt,  sind  doch  wohl  auch  deswegen  bedenk- 
lich, weil  viel  Erprobtes  dabei  zu  leicht  preisgegeben  wird. 

Die  anklebenden  Mängel  des  ganzen  Systems  sind  ireiiicli 
anderseits  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  verschiedene  Qnalit&t  der  Getrfinke,  welche  bei  Wein  und  Branntveia 

nicht  bloss  in  der  AlcoholstJirke  liegt,  wird  dadurch  noch  nicht  c-t-nUgeml  benlrk- 
aichtigt,  dass  die  wichii^o  Kleinabgabe  bei  Wein  und  Ciilcr  nach  dem  Preise  bemessen 
nnd  die  Girenlttieiisabffabe  nach  den  Prcisrcrhähnisscn  dreifach  altgeütuft  ist  Auch 
die  Rierst(Mi<  r  trägt  d<T  Qualität  ile.s  Getränks  nirht  an.srricliend  IJochnnnir.  Nach 
diesen  Seiten  rerbtöäst  die  Uetränkebesteuorung  gegen  den  Grundsatz ,  die  bteucrlaüt 
nach  der  Leiatunfrsfaliigkeit  m  rertbefleti.  Oenfigend  nnd  richtig  wird  dieser  Grand- 
satz  durch  den  Hinzutritt  der  Eingangsabgabc  in  den  grosseren  Orten  auch  noch  nicht 
zur  Anwendung  gebracht.  Einen  directen  Vcretoss  gegen  denselben  bildet  der  Um- 
stand, dasä  die  einzelnen  (iliedcr  des  Syütcuiä  die  verschied c ncn  Consumen  tcn - 
Iireise  zu  ungleich  trefi'cn,  was  besonders  ron  der  Kleinabgabe  einer-,  dw  Circa- 
laüonsabgabe  andererseits  gilt. 

Die  Controlon  sind  unvermeidlich  belästigend.  >t('kend ,  und  doch  noch  nicht 
genügend  wirksam,  nm  den  l  ntt;rschl  e  i  1'  zu  bow.'iIti'4on.  Beides  trillt  in  besonderem 
Maasse  bei  der  dem  System  eigcnth  Uni  liehen  —  wenn  auch  noch  bei  anderen 
franzOsisehen  indirectea  Stenern  sieh  findenden  —  Versendnngs-  oder  Transport- 
l  ontrole  zu.  Die  Erhöhung  der  Alcoholsteucr  hat  alle  Controlen  noch  nothwendiger 
gemacht,  die  einirefretenen  erhebliclion  Verseliiirfnngen  reichen  glcirhwobl  noch 
immer  nicht  aus.  Iml  doch  haben  sie  schon  einen  Umfang  und  eine  Beschailorihtiit, 
die  anderswo  kaum  als  erträglich  gelten  wurden.  Man  hat  dennoch  auch  bei  den 
n''Tieron  K'el'ormprojecten  der  St<Mier  an  die  "MiMerung  und  theilw'ci>o  die  Be- ritiLriing 
dieser  Cuutrolen  gedacht.  In  Botrett  dieser  Bc^t^cbuugeo,  namentlich  soweit  sie  auch 
das  Aufgeben  der  hesondeis  odiOsen  Versendangscontrole  bei  einer  Goncentrstioii  der 
Getrinkebesteuerung  bloss  auf  Alcohol  bctrefFen.  mochte  indessen  das  WortStourm's 
gelten:  „ent«  '  der  die  Formalitäten  festhalten  oder  die  Steuer  unter- 
drücken'". Eine  Variante  des  „Sit  ut  est,  aut  non  tit deren  Anwendbarkeit  die 
logische  Conse<|uenz  und  technisch  vollendete  Durcharbeitung  des  Systems  am  Besten 
beweist.  Manolie  Krlcichtcrnn?  gewähren  ja  auch  die  Abonnements,  aber  die 
glcichfflussige  Wirkung  derselben  auf  die  abounirten  Steuerpüichligen  steht  freilich 
wohl  mehrfach  dahin,  ebenso  wie  die  gleichmftssigo  Behandlong  der  Abonnenten 
einer-  und  der  Nicht-Abonnenten  anderseits,  sowie  die  genügende  Siehemng  des 
iiscaliscben  Interesses  bei  solchen  Abonnements  immer  iraglich  bleibt. 

S.  Srnurm  im  Art.  boisson ,  Say's  dict.  p.  426.  Er  betont  aber  aurli.  dasü 
die  Gewdlinung  der  SteuerpÜichtigen  und  Haftenden  diß  Controlen  nicht  so  unerträglich 
in  der  Pra.Yis  maeht,  als  sie  nach  dem  Wortlaut  der  Gesetze,  Verordnungen  und 
Instructionen  ersclieim  ti.  In  der  Praxis  wickelten  sich  die  Dinge  in  der  Regid 
einfaeh .  glatt  nnd  schnell  ab.  die  Steucn'crwaltung  gewähre  jedes  Entgegenkommen, 
das  mit  der  genügenden  Wahrung  der  ti.scalischen  Interessen,  die  sie  zu  huten  bat, 
irgend  rereinlMur  sei  n.  s.  w. 
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y.  Die  ZackerbesteQerang. 

Die  sjuM  ii'll  liioiluT  peliön  ride  Besloiioninir  i'inhßiinischcn ,  zmii  innoron 
Verbrauch  gclaogeiidca  KUbeoz uckers  steht  iu  engein  Zusainmenhang  mit  der  Hc- 
steuerang  des  franzOsiscIion  Colonialzuckers  und  dc:5  fremden  Itohr-  wie 
Ktiben/uckcrs  «lurcli  die  E i  nl'u  h rzi^l  le,  sowie  mit  der  Holiandluiii; ,  be/.w.  der 
flifTcrt'ntielleii  llczulJung  von  Rohzucker  und  Kaffinade  der  Einfuhr  und  mit 
<ier  KegeluDg  der  UcductionsverUältnisäe  der  verschiedenen  Zucker:K)rtcu  auf 
cinuider,  speciell  fOr  die  Feststellnng  der  AnsfuhrvergflCiingcii.  Auf  diese  Zu- 
sammaihlnge  \\\\\-->  dalir-r  aucli  in  der  Darstelluni^r  Hiii  ksicht  genommen  werden.  Das 
Tarifwesen  drr  fran/.n>isi  !i«'n  Zu(kerbe>teuerung'  wird  >o  ein  sehr  verwickeltes. 
Ks  bat  zudem  h^iufi^e  Aenderungcn  erfahren,  sowohl  iu  seinen  SatziMt  als  in 
aeiii«r  ganzen  technischen  Ein richtnng.  In  allen  «einen  Einzellieiten  kann  dieser 
tl^enstand  hier  nicht  verfolgt  werden. 

Di''  ganze  Materie  der  Zuckerbcsteucrunp^  gehört,  wie  ila-^  ZoIl\vi'«*»n  un*d  z.  i  h. 
auch  die  (ietränkebesteuemng,  zu  denjenigen  finanzwirthschaltÜohen,  bei  weichen  die 
trolkswirtbschaftliche  Sfeite  ?or  der  bloat  finanziellen  an  Bedentnng  renn  steht. 
Namcntlidi  die  Reziclmngen  zwischen  der  Entwicklung  der  IJilKen/uck'.'rindustrie  und 
der  Laudwirthschaft  und  zwischen  ersterer  und  dem  internationalen  Zuckcr- 
handel  sind  ebenso  verwickelt  als  wichtig.  Durch  die  seit  lange  in  Frankreich  ein- 
f;»'5rlilat?ene  und  in  einigen  Punctcn  noch  geirenwartiir  festg^ehaltene  Handelspolitik 
wird  «lie  Zm  ki  r^teuerfrage  g<^rade  in  I  raiikrcirh  nach  ihn-r  v<»Ik>\virth><  liaftIi<  hoii 
Seite  auch  noch  verwickelter  als  iu  den  meisten  anderen  Ländern,  z.  Ii.  als  in 
Deutschland,  wo  es  sich  nur  am  den  Gegensatz  fremden  Rohr-  nnd  später  auch 
Itubenzuckers  zum  einheimischen  Rübenzucker,  «dor  als  in  England,  wo  -  s  sich 
in  Ermangelung  lincr  einheimischen  Rübenzuckerindustrie  au<  h  früher  zur  Z  -it  der 
Zuckcrzölle  nur  um  den  Gegensalz  des  eigenen  Coloiual-  zum  fremden  Zucker 
handelte.  In  Fnukreich  sind  schon  nach  der  Herkunft  dr ei  Hauptunterscheidongen 
'»ei  Zucker  zu  machen :  französischer  Colon ial-,  fremder  und  einheimischer 
vH(ibeü-)Zacker.  Dazu  treten  aber  in  Betrcll  der  importirtcu  Zucker  weitere 
Cnterscheidangen  der  Handelspolitik:  so  zwischen  direct  ans  überseeischem 
]*roductionsgebict,  aus  europäischem  Productionsgebiet  nnd  aus  europäischen 
Entrcp<"its  komineiid*  m ,  bei  dem  seewärts  <  irigefiihrten  zwischen  dem  unter 
französ.  und  fremder  Flagge  anlangenden  Zucker.  Durch  den  Abschluss  von 
Handelsrnrtrfigen  and  speciell  von  Zackerconventionen  mit  Grossbritannien, 
Niederlanden,  Belgien  —  kommen  wicli  riiin  tieiie  rnt<  rscheidiingen  in  d  »-^  Tarifwesen. 
In  Folge  dieser  und  anderer  ahnlicher  Lmständc  mehr  werden  die  auf  diesem  Gebiet« 
überhaupt  so  wichtigen,  vielfach  entscheidenden  Wechselwirkungen  zwischen  der 
Einiichtonff  nnd  dem  Taiifwesen  der  Kubenzucker^teuc^,  der  Einfuhrzölle  und  Ausfuhr- 
vergötunren  ein''rseits  und  der  ti  i  hnisrlien  und  wir(h>'  lKiftii>licu  Kritwicklung  der 
Kubenzuckerproduction  und  d<-d  internationalen  Zuckerhandels  anderseits  in  Frankreich 
noch  mannigfaltiger,  yerwickelter,  wechselnder  als  anderswo.  Aach  bei  dem  in 
diesem  Werke  gebotenen  Bestreben,  die  Zuckerfrage  als  St  euer  frage  zu  behandeln, 
lässt  sich  eine  Berücksichtigung  der  augedrutet<  n  anderen  Seiten  der  Trage  nicht 
vermeiden,  weil  dieselben  mit  der  steuerpolitischen  und  steuertechnischeti ,  streng  ge- 
nommen allein  hierhergehörigen  zu  eng  zusammenhängen.  Aber  selbstverständlich 
können  diese  anderen  Seiten  hier  nur  berührt,  nicht  entfernt  erschöpft  wenlen.  Der 
Uauptpanct  ist  die  Hu benzuckerdteucr;  die  Zölle  und  Zollfragen  mU^iseu  in 
die  folgende  Darstellang  aufgenommen  werden,  aber  sind  darin  absichtlich  in  sweife 
Linie  gestellt. 

Gesetzgebung.  ^Kurze  Ue'tei-iclif ,  aber  nur  wichtigere  Gesetze.  Dccrete.) 
.Sie  hat  sich  in  dem  Bestreben .  allen  Interessenten  Kucksicht  zu  gewähren ,  fast 
unaufhörlich  verändert,  von  1S14— M  ist  26  mal  und  seitdem  noch  mehrmals  daran 
gearbeitet  worden.  Bis  zor  P^inluhrung  der  Kubenzuckersteuer  i.  .1.  1^.<7  kunin  t  rmr 
die  Zollgesetzgebung  uml  'leren  Tarifwesen  in  lief  rächt.  Massgeb'-nd  daher 
die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zolircchts  und  Zolltarifs  auch  fUr  die  Zucker- 
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Zölle,  mit  der  dem  franzOs.  Zolirccht  eigcnthdmlichen ,  in  einigen  Punctcu  noch 
gehenden  d  i  f  f  ere  n  tiellc  n  Behandlung  des  oin.r<fahrten  Zuckers  nach  Herkunft, 
Flagge  (fraiizös.  und  fremde),  directer  und  indirccter  (d.  h.  aus  Entrepöts 
komiDonder)  EioAilir.  Graiidl6|eiid  Pur  die  TarifbegQnstigang  d«t  franiM. 
Colonialziirkors  Erotr^'nUher  doitt  iremdt^n  und  für  die  besondere  Besrünstii^nncr  r 
inländiscbeu  Üaffioerie  das  (ics.  ?.  28.  Apr.  Iblß.  Mehrfache  Veränderung 
der  Gesetze  filier  die  Tftri&Btze,  BcndemeDts-  oder  Ansbeoteziffeni,  Ansfabrrergatajigen 
io  den  folgenden  Jahnehnten  (a.  r.  Kaufmann,  Zackerindwtiie,  8.  120  ff.). 

Erste  Einführung  einer  inländischen  Kübenznckersteuer  durch  Ges.  w. 
1**.  Juli  1*»*!7.  Zu  unterscheidon  sind  seitdem  in  der  (Jesotzgebunfjr  die  Be>timmangen 
Uber  die  KiarichtuDg  und  die  Krhebungsmethodc  dieser  Steuer«  tlber  die 
Tarife  derselben ,  ttber  die  Befflessnngs weise  der  Einfuhrzölle  und  deren 
Tarife  und  über  die  Bemessungsweise  der  Ausfnhrrergfitungen,  bezw. 
Steuer-  und  Zollrestitntionen. 

Für  die  Eiorichtuog  der  Kubea zuckersteaer,  Unterstellung  der  üob- 
Zuckerfabriken  nnter  die  stnneramtUcbe  Contnde  (Exercice)  ist  bes.  wichtig  das  Ges. 

T.  31.  Mai  1S4G  ncb^t  Onl.  v.  29.  Au^.  Is  lO  und  das  Gesetz-Decret  r.  27.  MSR  1852 
nebst  Regl'in.  v.  1.  Sept.  ]'^'>'l:  drinach  pelttMi  liier  auch  einige  Bestimmungen  d«»s 
Ges.  V.  28.  Apr.  ISlG  (so  Art.  2'üö,  lliH,  betr.  Visitationen  u.  s.  w.).  Die  Steuer  im 
Prindp  Fabrikatsteuer;  j&hrlicbe  Licenzen.  Als  Methode  filr  die  EnnitUung 
des  steucrpflichtijfcn  Minimum  bi-^tiinmt  d.  Ges.  v.  IS  IG,  Art.  7,  die  Mcs'^ung 
der  Dichtigkeit  des  Safts  mittelst  des  Deosime  tcrs,  desgl.  Ges.  r.  19.  Juli  ISSü, 
Art.  21  (ZarOckftIhrung  der  mit  dem  Densimeter  nach  der  Saftuienge  ermittelten  Er- 
gebnisse auf  Raffinade).  Feststellong  der  wirklich  gewonnenen  und  als  solche 
steuerpflichtic:cn  Menge,  daher  cventurll  über  das  aus  dem  Salt  abgeleitete 
Minimum  hinaus,  durch  die  Controlc  (£.\ercice)  des  fertigen,  zur  Vorsendung 
ans  der  Fabrik  liinausgehenden  Rohzuckers.  Die  Methode  fQr  Ennittlung  des  letzteren, 
sowie  fiir  die  ]^  m<-<nnt;  des  Vcrh.dtnisses  d<-s  Rolizurkers  zur  Kaffinado  und  für  die- 
jenige der  Au:;luhrvergiitungeQ  des  Kuluuckers  war  nach  der  aufänglichen  Gesetz- 
gebung die  Vergleichung  mit  Farbe  typen  rerachiedenen  muthmasäichen  Zucker- 
gehalts und  danach  bestimmten  Steuersatzes.  Nach  Ges.  r.  29.  Juli  1875  trat 
Versleu<nintr  narh  dem  wirklichen  Zuckergehalt,  JalK-r  eventuell  auf  Grund 
sacchari  utet  ri  si:  lier  Prüfung,  ein  (s.  u.).  —  Abunnementä  der  Zuckerfabriken 
für  Minimalausbcuten  nach  der  Saftprobe*  unter  Freilassung  der  höheren  Ausbeute, 
zijpelassr-n  riarli  (;os.  v.  Mai  1S60,  Art.  4.  durch  Ges.  v.  7.  UUi  1864  wieder 
nul'gehobea.  —  Völlige  Cmge^taltung  der  Erhebungsmethode  zunichst  facul- 
tatir  seit  l.Sept.  1S84,  obligatorisch  nach  1.  Sept.  18S7,  durch  Verwandlung  der 
Fabrikat-  bez.  Saft besteuerun;;  in  die  Rohstof fbesteuemng  nach  der  Kubea-> 
in.^nire  durch  Ges.  r.  29.  Juli  mit  Bestimmnni^en  über  die  steuerpflichtigen 

M inimalausbeuten  (Keudements)  und  Freigebung  der  Mchrproduction; 
modificirt  und  niedrigere  MitiieirteueniBg  des  Plus  der  Ausbeute  dnrdi  Ges.  rom 
4  Juli  ISST.  Admini^ratire  Durchführung  der  neuen  Steuerfoim  duieh  Decrete  rom 
31.  Juli  lsH4  und  25.  Au--.  ]^S7. 

Die  von  der  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr  begilnstijiten  IJ affi- 
ner ieen  von  Rohzucker  sind  licenzpflit  litig  (Ges.  v.  Is46),  sie  unterlagen  zwar 
auch  fniher  schon  in  gewissen  Fällen  der  Visitation,  aber  in  der  Regel  nicht  dem 
beständigen  Fxorrice  (Decr.  v.  27.  März  1S52,  Art.  2).  In  Conse-jucnz  der  inter- 
nationalen Zuckcrcüuveution  stellte  das  Ges.  r.  21.  März  1874  zwar  die  RafÜnerieeu 
allgemein  unter  das  Exercice ;  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  wurde  aber  renchoben 
bis  1.  März  1876  (Ges.  r.  29.  Jali  1875)  und  ist  auch  dann  nicht  sofort  ordentlich 
erfolgt.  In  Verbindung  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  v.  1SS4  i>t  die  Controle  der 
liafßnerieen  eine  derjenigeit  der  Kuhzuckerlabriken  ähnliche,  aber  nicht  gleich  scharfe 
geworden  (Ges.  r.  27.  Mai  1887,  Decr.  r.  25.  Aug.  1887). 

Eigene  Melasse-Entzuckerungsanstalten  stehen  unter  dem  Exercice 

(Ges.  V.  lH4fi\  Melasse  selbst  trSg^t  einen  niedrigen  Steiier~atz.  (jlncose  (Trauben-, 
Stärkezuckeri .  —  d.  h.  nach  der  gejsetzlichen  Definition  alle  saccharinischen,  nicht 
crystatlisirbaren  Prodncte  — ,  ist  schon  seit  Ges.  r.  4.  Juli  1S43  steuerpflichtig,  zu 
einem  massigeren  Satze;  steuerfrei  nur,  mit  gewisser  BesebrSnkung  bei  Dttnnbier,  bei 
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ZoMts  IQ  Bier  (Ges.  r.  19.  Joli  1880.  Art  23,  Oes.  ?.  1.  Mai  1822,  Art  b).  Die 

(ilacosefabriken  siml  dem  Kxerrico  zwar  mit  nntenrorfeii,  ftber  nicht  dem  bestADdigea; 
licenzpflichtig  sind  sie  nach  Ges.  r.  I^IG. 

Die  Tarife  der  Rubenzuciieräteaer  wie  der  Zolle,  sowie  die  geseUlictieB 
Ausbeatoziffern,  Bednctionszahlen  zwischen  Rohzncker  und  Raffinade 
und  die  Normen  für  die  Berechnunir  (J<r  Auafahr7erje:atangen  haben  seit  1837 
viele  Verändertin^en  erfahren.  Erh^Uiiing  d«r  liubenzurkersteuer  schon  durch  Ges. 
V.  3.  Juli  1840.  Fesbjteiluog  einer  ailinaUgen  Steigerung  der  Steuer  bis  zu  der  1847 
za  erreichenden  Gleichstellang  mit  dem  ZoUsntz  ita  fnmzfts.  Golonialzociter,  nach  Ges. 
V.  2.  Juli  onter  Fortdaoer  der  BegOnstlgnng  beider  ^cg:on  rremden  Zucker. 

Neue  B'-?anätignn^  des  franzOs.  Colonialzockers  auch  pregen  den  einheimischen  Kuhen- 
/.ucker  mittekt  eines  Zoll- Abschlags  i^dt  taxe)  nach  Ges.  v^.  1.3.  Juni  1851  und  Gesetz- 
Deeret  t.  27.  Mär/  1S52.  ein  System,  das  mit  verschiedenen  Yerändeningcn  der 
Steuersätze  bis  Ende  ]S(V.)  dauerte.  Wichtige  T.irifiiudcrungen  u.  dgl.  m.  durch  Ge- 
seUo  r.  23.  Mai  IbtiO,  2.  Juli  lbG2.  7.  Mai  lb64.  Abschluss  einer  inter- 
nntlonnlen  Znckereonrention  mit  Onssbritannien ,  Niederlanden,  Belgien 
unter  dem  8.  Notr.  1864  auf  10  Jalire  v.  1.  Ang.  1895  an,  mit  Nachtrag  l'>f>'^  Be- 
«itimmunfren  in  Frankreich  aber  nicmal?^  g:cnUecnd  durchgeführt.  —  Nach  dem 
Kriege  starke  Tariferhöhungen  aus  Iinauziellen  Gründen  durch  Ges.  rom 
8.  Jnli  1871,  T.  22.  Jan.  1872  und  80.  Dec  187S.  Zweite  internationale  Zacker- 
conrention  zwi<rh  -n  df'n  genannton  Staaten  v.  11.  Aup.  1ST.5;  zur  Ausführung 
denelben  (ies.  r.  :iO.  Dec.  1^»75,  durch  Nichtratiticiruog  der  Convention  Seitens  der 
Niederlande  die  AusfUhmng  dieses  Gesetzes  rerschoben.  Dritte  Goufentioa  r.  8.  März 
1877,  cbenfkUs  ohne  genügenden  practischen  Erfolg  in  Frankreich  (s.  d.  n.  gen. 
Schriften  von  v.  Kaufmann  und  J.  Wolf).  —  Neues  Tarifsystem  und  starlce 
Herabsetzungen  der  Tarife  durch  Ges.?.  1^.  Juli  18b0.  Abermalige  Aenderungen 
io  Verbindang  mit  der  technischen  ümgestaltnng  der  Robenzockenteoer,  dnreh  Gm. 
V.  29.  Juli  1884;  dazu  die  Decretc  v.  31.  Juli  18S4  und  22.  Juli  1SS5,  letzteres  betr. 
die  Verwendung  von  niedriger  besteuertem  Zucker  jeder  Art  als  Zusatz  zu  Wein 
and  Obstwein  vor  der  GSbrung.  Fortdauer  des  im  Ges.  v.  1S^4  angeordneten 
Zollznschlags  fbr  fremde  Rolizucker  aus  Europa  durch  Gesetze  v.  13.  Jnli  1886  ond 
24.  Juli  ISSs  (hier  h\<  Ende  lb^>0).  liekampfung  der  bahl  »'ingetretenen  un- 
ganstigeu  fioanziellen  Folgen  dei  Gesetzes  ?.  29.  Juli  lbb4  durch  Eiufiüirung 
eines  zeitweiligen  Znschlags  ron  207o  fiU*  allen  Zucker,  auch  des  zur  Znckerung 
der  Weine  u.  s.  w.  benutzten,  sowie  eines  Zuschlags  v.  10  Frcs.  fiir  100  KU.  raff. 
Zucker^  für  die  steuerfreie  Mehraus  beute  der  Rubonzuckerfabrikeu .  Uber  das 
gesetzliche  Ausbeuteverhäituiss  hinaus,  und  für  die  gleichfalls  steuerfreie  Quote  der 
eingelUirten  ftanzOs.  Golonialzacker,  welche  dabei  als  gesetzlicher  Pabrifcalionsabgang 
berechnet  wird,  durch  Ges.  v.  27.  Mai  ISST.  Erhöhung  dieser  Zuschläge  (auf 
50%,  bez.  20  Frcs.),  unter  Herabsetzung  des  rrincipalsaize.s  durch  Ges  v.  24.  Juli 
1888.  Erhobung  der  gesetzlichen  Minimalaosbcutequoten  (Rendements)  der  Kabea- 
zncker&bfiken  schon  mher  durch  Ges.  r.  4.  Jnli  1887. 

Auch  bei  den  Zöllen  und  den  Bemessungen  der  A  usfuhrvergUtungen  ist, 
wie  bei  der  Rübenzuckersteuer,  an  St«'lle  der  Classi ficatio n  nach  Farbentypen 
die  saccbarimetrische  Feststellung  des  Zuckergehalts  i^Polarisationsmetbode) 
getreten  (Gee.  29.  Jnli  1875,  Ges.  v.  SO.  Dec.  1875).  Dabei  wurden  nach  dem 
zwischen  gewissen  Grenzen  sich  bewegenden  Zuckergehalt  zunächst  wieder  Classen 
von  einem  Minimum  bis  zu  einem  Maximum  Zuckergehalts  unterschieden,  für  den 
zum  einheimischen  Verbrauch  bestimmten  Zocker  2,  bezw.  3,  far  den  zur  „zeitweiligen 
ZoUssung"  in  den  Rafßneriecn  (und  dann  ercnt.  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland)  be- 
stimmten 4.  bezw.  s.  Oliho  III,  221,  Cirr.  v.  Is.  F.hr.  l'^TG).  Nach  dem  Ges. 
r.  lU.  Jnli  18S0  wird  nicht  mehr  nach  diesen  Ciassen,  sondern  nach  dem  wirklichen 
jedesmal  ig -  n  Zuckergehalt,  unter  Gewihrung  gewisser  Nachlftsse  und  Ab- 
rechnung  d>'r  Salz-,  l»t'zw  Asrlien-  und  Glucoscbestandthcilc  in  'hin  Zucker,  nach 
gesetzlichen  CoefticicntenHatzen  ilafiir.  VL-rsteiiert.  vorzollt  und  rückvergütet 

Literatur.  S.  far  die  ganze  Materie,  namentlich  auch  in  Betreti'  des  Zu- 
sammenhangs der  Bestenerungsart  und  SteuerhOhe  mit  den  oben  erwfthnten  landwirtfa- 

Hchaftlichen    und  handelapolitisclicn  Seiten   bes.   v.  Kaufmann,  Zackenndustric, 
Berl.  1879,  daselbst  über  Frankreich  S.  50,  S.  113—143,  aber  die  Internat.  Zuckor- 
4.  Wagner,  PinanzwiMonschaft.  III.  43 
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conrentionen  eb.  S.  17] — 190,  ftr  die  Zeit  bis  1878,  ders.  in  den  Fin.  Fnnkieiebi 

S.  39S— 422,  für  die  Zeit  bis  ISsl  ;  /or  Ergänzunji^  und  zur  Fortfuhrun?  bis  ISs.'t 
J.  Wolf,  3  Aufsatz«  über  die  Zurkcrsteuer  in  d.  Tub.  Ztschr  XXXVIII  ul»  r 

Frankreich  bes.  S.  3\3  ti.,  G60— öüU  (lies.  v.  IbbU),  ders.  in  Sohaaz'  Kiuau^- 
arehiv  III.  1886  1—85,  Ober  Frankreich  S.  48—61  (Ges.  v.  1884).  In  der  felgendea 
Behandlung  der  französ.  Zuckerbesteueranp  wird  unter  Hinweis  auf  diese  tuchtipen 
Arbeiten  r.  Kaut'mauu's  und  Wolfs,  diu  sich  gut  orgänzcu,  Vieles  ubergaogea 
oder  nur  kurz  berührt,  so  die  volkswirthscbafUichen  Seiten  der  Frage,  mancherlei 
Technisches  und  überhaupt  die  Zeit  bis  1880.  Yoniemlich  soll  die  Umgestaltung 
der  He-itt'ucning  im  J,  1*»^4  hier  zur  Erörterung:  liominen,  Vi.lorlfi  Hcrpehftriffes 
auch  iu  den  t'achtechnischeu  Zeitschriften  der  Zuckenuduätric.  lieber  die  ganze 
Zuckersteaerfrage  s.  Bieoke  im  SchOnberg'scben  Handb.  2.  Aufl.  m,  4SI — 146  (bes. 
über  die  deutsche  Enqn»Hü  18^3— S-1,  S.  4.'{5  H  ).  f -  If  r  das  T.  rhnische  s.  z.  B. 
Wagner,  ehem.  Technologie,  11.  AuH.  Leipzig  l^'^Ü,  „Zuckerfabrikation"  S.  5S0—  025 
und  die  daselbst  S.  580  citirte  Special -Fachliteratur  (.Stohmann,  Scheibler, 
Stamer  u.  s.  w.);  ferner  Ciaassen,  OeberbUok  Ober  die  Znckeiindutiie  Dentseh- 
lands.  16SS  (Fabnkation>tec'hnik  . 

Yignes  1,  15t> — 103.  Block,  dict.  und  Supplemente,  Art.  sucre.  Ober  die 
technische  Einrichtung  nnd  DorehfOhrang  der  Steuer  und  die  neueste  Geseti|^biui|r. 
Im  Say'>chen  dict.  steht  der  Immf.  Artikel  noch  aus.  Für  das  Einzelne  Oliho  III, 
211—344  (bis  ls79).  sehr  reichlialtijj  und  fiir  das  Verständniss  auch  mancher  wich- 
tigeren Pnncte  der  Steuereinrii  htuug  und  Verwaltung  uueutbohili«  h.  v  Hock, 
S.  321 — 327,  Stand  um  185G,  natiirlich  nicht  mehr  genOgend.  l  .  lier  di.-  ?ct/- 
trcberischen  Vorgänge  seit  1S71  M  athieu-Bodet  I,  .M2,  S3.  23!t.  253,  273,  :VMi. 
Ii,  4Ul  if.;  auch  Amagat  p.  100,  172;  Uber  den  gauzeu  historischeu  Gang  der 
Znckersteneifrage  ders.  p.  382  IT.  Die  neueren  Gesetze,  Verordnangen  a.  s.  w.  im  BnlL, 
bes.  vol.  VIII.  X.  XVI,  XVIII,  XX  bis  XXIV.  Ueber  die  Veränderangwi  der 
Steuertechnik,  ihre  Ursachen  und  Folj;en,  Manches  auch  in  den  Statist  und  Verndtosga- 
berichten  im  Rull. 

Statistik.  Manche  Daten  bei  T.  Kaufmann  und  in  guter  Verarbeitung  für 
die  Reweibführung  bei  J.  Wolf,  Faure,  y.  124,  bes.  aber  vi»;!  »'crthvoUeb  Material 
im  Bull.,  so  II,  'Id  ^Zuckercousum  und  Steuersatz  seit  \b'60),  IU,  141  (Statistik  der 
RttbenzQckerfabrikation  1838—  76,  auch  nach  Depan.),  xni,  156.  Seit  1880 
namentlich  die  Jahresberichte,  ancb  Ober  den  Stand  der  technischen  Ein- 
richtune,  die  Wirkungen  d  r  Gosetzcebung:.  so  \I.  H'H),  XllI,  15**.  XV.  17.  XVII. 
170,  XIX.  404,  XXI.  2\i^,  X.\lil.  250.  Audi  XXI,  5"J1)  (Productiua  und  Herkunft 
der  Zucker  in  1SS6),  XXI,  002  (Zuckeraug  von  Wein),  XXIII,  582  (dasselbe), 
XXIV,  ^ti  H.  (Statisük  der  Ein-,  Aasfahr,  Production,  CoosnmtioD  seit  1871—1887, 
bes.  lehrreich). 


aa)  Entvicklnng  der  Znckeibesteiierong. 

§.  2GG.  1.  Periode  bis  1871.  Schon  die  Zuckerliandels- 
politik  der  früheren  Zeit  giug  in  Frankreich  auf  Begünstigung  der 
einheimischen  Ralfinirnng  des  colouialen  und  fremden  Kohr-Roh- 
zaekers  und  auf  diejenige  der  Rohzuckerproduction  und  der  Zucker- 
einfuhr  der  eigenen  Colonien  aus.  Mit  unter  dem  Eintiuss  der 
Handels-  and  Zollpolitik  Napoleon's  L,  besonders  während  der 
Continentalsperre  seit  1810  verbreitete  sieh  die  Robenznckergewin- 
nung  damals  in  der  Praxis.  Nach  1814  nahmen  die  Handels- 
yerhältnisse  wieder  ihre  natürliche  Glestalt  an.  Die  leitenden  Grnnd- 
zQge  der  Gesetsgebong  waren  von  da  an  nnd  bei  den  Zollen  Jahr- 
zehnte laug,  namentlich  bis  um  18üO,  iu  einigen  Pnncten  noch 
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länger,  in  den  Einzelheiten  der  DnrohftihroDg,  besonders  in  den 

Taritsätzen,  öfters  verändert:  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten 
Zuckers,  erhebliche  Z o  1 1  di fferenz  bei  der  Einfuhr  zu  Gunsten 
des  franzüschen  Colouialziickers  gegenüber  dem  fremden  Zucker, 
insbesondere  für  Rohzucker,  Gewähruno:  von  RückzüUen  für 
ausgeführte  Raffinade,  welche  nach  Berechnungsvveise  und  Höhe 
zu  erheblichen  Ausfuhrprämien,  besonders  bei  der  Verarbeitung 
französischen  Colonialzuckei-s  wurden,  demnach  Begünstigung  theils 
der  einheimischen  Baffinirnng,  theils  der  französischen  Colonial- 
znekerprodnctiony  dem  Grade  naeh  wechselnd.  Beides  znm  Kaeh- 
theil  des  fiseaiisohen  Interesses  nnd  der  einheimischen 
Consamtion,  welche  langsam  wachs. 

Die  Rübenzuckerindustrie  genoss  dagegen  nach  1814 
zunächst  noch  Uber  zwei  Jahrzehnte  lang  Steuerfreiheit.  Dank 
derselben  entwickelte  sie  sich  immer  weiter  und  dehnte  sich  vor- 
nemlich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  Land wirtbsc haftsbetrieben, 
in  zahlreichen,  vielfach  nur  kleinen  Fabriken  ttber  einen  grossen 
Theil  Frankreichs  ans,  mit  ihrer  Prodnction  in  der  Mitte  der  dreissiger 
Jahre  bereits  ein  Drittel  bis  znr  Hälfte  der  damaligen  franz(toischen 
Zackerconsnmtion  deckend.  Die  Benachtheiligungen,  welche  daraus 
für  die  Staatscasse  nnd  ftlr  das  Prodnctionsinteresse  der  französischen 
Colonicn  hervorgingen,  regten  seit  den  zwanziger  Jahren  schon  die 
t  rage  der  Besteuerung  des  heimischen  Zuckers  an.  1832  und  1836 
wurden  bezügliche  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  aber  noch  abgelehnt. 
Im  Jahre  1837  kam  jedoch  ein  Gesetz  zu  Stande  (Gesetz  v.  18.  Juli 
1837),  das  für  die  Zuckerlabriken  Licenzen  (öü  Frcs.)  einführte, 
sie  der  steueramtlichen  Ueberwachung  unterstellte  und  den  Zucker 
vom  1.  Juli  1838  an  in  Form  einer  Steuer  vom  Fabrikat,  bezw. 
Halbfabrikat,  dem  Bohzncker,  einer  Gewichtsstener  von  10  Frcs. 
für  100  Kilogr.  im  ersten,  15  Frcs.  vom  zweiten  Jahre  an  unterwarf. 

Eine  OrdoQiiaaz  v.  4.  Juli  1838  stufte  diese  Steuer  nach  einem  Typen  System 
in  Gemässheit  des  AD^Dommenen  Zuckergehalts  ab,  ein  System,  daa  dann  im  Gesetz 
7.  3.  Juli  1840  nnter  glfichzfiti>rer  Erliöhuug  der  Satze  (25  Frcs.  —  33.30  Frcs. 
bezv.  3b.l0  Frcü.J  bleibend  iu  die  Gesetzgebung  überging.  Im  Jahre  1643  ^Ges.  r. 
2.  JaH)  milde  darauf  eine  schrittveise  j&hriidie  Erhobung  ron  5  Free.  fOr  deo 
Steoeiwtz  v.  1.  Aug.  1S44  an  beätimmt,  am  so  bis  1847  die  Steuer  auf  die  Hobe 
des  Zolls  (\cs  fraiizi^s.  Colonialzucken?  zu  ^rin^'-fn,  auch  die  Zahl  der  Typen  auf  2 
vermindert.  Diu  so  gleiohgestellleu  Zucker  blieben  aber  erheblich  gegen  allen 
fremden  Zocker  begünstigt,  dessen  Einfuhr  auch  ferner  nnr  als  Rolizucker,  nicht 
raffinirt.  gestattet  war.  (Jegcnabcr  dem  Normalzollsatz  für  fremden  Kuhzurkcr  von 
71.50  Frcü.  behielt  der  Coloniakucker  eine  Ermässigung  von  22  Frcs.  im  Zoll.  Der 
Tarif  specialisirte  Ausserdem  die  Zollsätze  bei  fremdem  Zucker  nach  der  Flagge  and 
nach  der  Herkunft,  mit  Ermässigung  bei  französ.  Flagge,  ebenso  bei  directer 
Einfohr  (nicht  ans  Entrepöts)  nnd  wieder  bei  Uerkonll  ans  Indien  gegenüber  der  ans 
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Aoderea  ao<«s«reiirop.  Ländern.  Beim  franzds.  Colonitlzncker  war  wieder  der  us 
BoarboD  Heanion)  vor  dem  aus  AnieriiA  (deo  Antil!  n.  Gtudetoape,  Martinique) 
etwas  begünstigt.  So  gingen  die  Z(AU<iiic  im  Tarif  fon  1S>40  Ton  35.50  Pres,  ftir 
100  Kil.  für  .anderen  ab  wei^sen  Rohzacker"  aa>  Boorbon  in  13  Stafen  bis  aaf 
105  Fr-"?,  für  wei»?cn  oder  glticliK^^st-  Uten  fremden  Kohzucker  unter  fremder  1  l^tTL'*. 
Darch  d<u>  wichtige  Gesetz  r.  31.  Mai  lb46  nebst  Ürd.  v.  29.  Aug  1^46  wardc 
daiMf  die  teehaiseh-adniiiistratife  DorehfbhniD|^  der  RttbesiocIeiimteQerang  lu 
Abschlnss  gebracht,  —  in  den  strengen  Formen  des  französischen  Ceberwachongs» 
Systems  (Exercice),  wi>-  es  der  Character  der  Steuer  als  Fabrikatstener  hier  besonders 
bedini'te.    S.  Olibo  III.  -.'II:  Amajfat  p.  3S2  ff. 

Die  Wirkurf^  der  Besteuerung  zeigte  sieb  alsbald  iu  der  Be- 
triebsanfgabc  einer  grösseren  Anzabl,  meist  kleinerer  landwirth- 
gchaftlicber  Fabriken,  in  dem  Verscbwinden  der  Bübenzucker- 
iodnstrie  ans  einer  Anzahl  Departements  mit  weniger  günstigen 
Prodnctionsyerhältnissen  und  der  Goncentration  dieser  Industrie  in 
16—18,  namentlich  in  3 — 5  Departements ,  wo  diese  Verhältnisse 
gflnstiger  lagen,  aber  nnr  in  einer  knrz  dauernden  Abnahme  der 
Gtesammtprodnction,  indem  die  bestehen  gebliebenen  oder  neuen 
Fabriken  ihren  Betrieb  ausdehnten:  Erscheinungen,  wie  man  sie 
Shttlich  bei  der  Einflihmng  und  Erhöhung  der  Steuer  auch  in 
anderen  Ländern  mit  anderen  Stenermetboden  (Robstoffstener  u.  a.  m) 
beobachtet  hat,  so  da.ss  sich  hier  ein  specilisclier  Eintluss  der  Inui- 
zösischen  Fabrikatbesteuerung  nicht  erkennen  lasst.  Das  liscalische 
Interesse  blieb  so  in  einem  gewissen  Nachtheil,  das  coloniale  nicht 
minder.  Daraus  gingen  Gedanken  selbst  eines  Verbots  der 
iiUbenzuckerindustrie,  anderseits  Tendenzen  zur  Steuererhühung, 
mindestens  bis  zur  Gleichstellung^  der  Steuer  mit  dem  französischen 
Colonialzncker  hen'or,  wie  sie  dann  in  den  genannten  Gesetzen 
von  1840  und  1843  verwirklicht  wurden.  Die  begünstigte  Raffinerie 
verarbeitete  bald  heimisehen  ebenso  wie  eingeftlhrten  Zucker. 

Die  EntwieUoDf  bis  1850—51  wir  folgende  rom  1.  Steaeijalir  1838—39  an: 


Zahl  der 

Prodtictfons» 

Darchschitts- 

Oepart 

Zahl  der 

men^e 

production  per 

iriif 

Fabriken 

Mill.  Kilogr. 

Fabr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1888—89 

51 

547 

89 

71,800 

]^-!'.)— 10 

39 

418 

23 

55,000 

IMU— 41 

38 

38S 

27 

69,600 

1844—15 

19 

294 

36 

122,400 

1850—51 

17 

304 

76 

350,000 

(Bull  III,  155.)  Die  Consumtiou  war  von  113  Mill.  Kil.  in  IS.n  und  183S  auf 
fast  130  Mill  in  1846  und  1847  (alle  Zucker  zu»,  gefassti  gestiegen,  wovon  anfangs 
etwa  Vs'  zur  U&lfte,  »chiiesslich  an  '/s  bereits  auf  einheimischen  Rttbenxucker 

kam  (Bull.  II,  30). 

Die  immer  empfindlichere  Concurrenz,  welcbe  der  Rübenzucker 
unter  dem  System  der  Gleichstellung  der  Abgaben  dem  fransösischen 
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Colonialsiieker  machte,  veranlasste  im  J.  1851  die  R  tick  kehr 

svr  Zollbegflnstigang  des  letzteren  gegenüber  dem  Stenersats 

des  Rübenzuckers.  Zugleich  erfolgte  eine  Erhöliung  des  Satzes  für 
diesen  und  der  Versuch,  an  Stelle  des  T\  pensystems  der  Hesteuerung 
<iie  genaue  sacchari  in  etri  sehe  Bestimmung  des  Gehalts  an 
reinem  Zucker  und  der  Aasbeute  bei  der  Bat'imirang  za  setzen 
(Gesetz  v.  13.  Juni  1851). 

Em  Vi  räuch,  der  sicli  indessen  practisch  noch  niolit  iM^wiihrte,  >o  dass  man 
bald  /M  dem  Typensystem  zarückk»  hrl»!  (Dcrr.  v.  27.  Mar/  I*%ri2).  Das  Di  f f r.Mi  t  ial - 
priücip  zu  üogaostea  alles  fremden  Zuckers  uud  des  inländbcbon  Kubeu^uckers 
geganober  dein  fhuizOsischea  GoloDiAlsocker  blieb  bestehen,  doch  eifobr  «s  1852  und 
ron  KeoAiii  1854  ond  1855  In  Betreff  des  fremden  Zockers  dnige  Ennissignngeii. 

Ein  erheblicher  Schritt  in  freihäudlerischer  Handelspolitik  und 
lil)craler  Zollpolitik  erfolgte  alsdann  in  Veranlassung  des  Handels- 
vertrags mit  Grossbritannien  vom  J.  1860  und  in  der  Consequenz 
der  damit  eingeleiteten  Volksvyirtbscbaftspolitik,  DamentUch  durch 
das  Gesetz  yom  23.  Mai  1860. 

Das  Vorbot  der  Einfuhr  raffinirteu  Zuckers  wurde  für  Vcrtragsstaatea  auf- 
u hoben ,  die  Steaer  nnd  dir  'AMla  wurden  bedeutend  ermässifjt,  der  Zi)llabschlaa;  zu 
(lunstcu  irauzOaiücheu  Culüniakuckers  zwar  buibchaltcii ,  aber  vuruiudert  und  zeitlich 
Auf  eine  Beihe  von  Jahren  (zunächst  bis  1964,  bezir.  1865)  begrenzt,  mit  der 
Inaussichtnahmö  der  Aufliebung'  jeder  solchen  Be^ün^fiLriini;  alsilann,  der  Difrerential- 
Zollznschlag  l'ur  t'rcmdcQ  Zucker  uud  für  Einfuhr  unter  ireuidcr  Flagge  wurde  eben- 
falls herabgesetzt.  Auch  worden  AboDnemcot:i  der  Zackerfabriken  aaf  der  Grund- 
lage einer  allein  steuerpflichti<ren  Minimalauübeale  —  1425  Gramm  Zndker  fOr  jedes 
Hcctolitcr  Saft  und  jeden  (irad  tl<  s  Dicbtigkeitsmessers  —  /.Ui?elas>fn ,  was  aof  eine 
Urgunstigoug  der  KuKenzuckerproduetion  und  auf  eine  durch  die  Besteuerang  bevirkle 
Pörderang  des  technittchen  Portschritta  hinanskam  (Ges.  w.  23.  Hai  1860).  Das  Gesetz 
unterschied  ati<  h  nur  noeh  Rohzucker  jeder  Art  als  Eine  Tarifclassr  und  raffinirten 
Zucker.  Der  I'rincipalsatz  fur  nicht  raffln.  Zuck«  r  war  2'»  Frcs.  für  100  Kilof^r.  in- 
liiadiachen ,  ebenso  viel  für  auf  frauzös.  Schilieu  aus  frauzos.  ('olonieen  eingeführten, 
H  Frcs.  mehr  für  fremden  ausscreuropftiscben,  9  Frcs.  mehr  fUr  den  aas  Entrepdts 
i!i  beiden  Fällen  unt  T  fraiizös.  Fla^ffe — ,  1-1  Frcs.  mehr  für  fremde  l*Ta|;«;e ;  raffinirter 
zaiilt«  iu  aileu  Fällen  2'/^  Frcs.  mehr.  Zucker  aas  französ.  Culouiecu  Jenseits  des 
Caps  cier  guten  Hoffhan;;  genoss  6  Pres.,  nach  1.  Joli  1S65  IV«  Frcs.  Abschlag. 
Bei  der  Beseitikjuni:  d' r  Zoll-  nnd  Steueratufen  nach  Tjpen  fiir  nuraffinirten  Zucker 
waltete  d*T  (iedanke  <il),  dass  die  Fabriken  sich  bestri'i)eii  \vtiid';n.  Kolizurker  her- 
/uätellen,  der,  ohne  der  koätspieligen  Kaftiniruug  zu  bedurleu,  unmittelbar  lu  den 
Consam  ttbergehen  könne  (s.  Ber.  d.  Gommiss.  des  gesetzgeb.  KOrpers  ttbw  den 
Gesetzen t warf  v.  iSriO.  im  Preuss.  Hand.-Arch.  ISfiO,  I,  647).  Di.  sc  Erwartung 
scheint  sich  nicht  erfüllt  zu  haben.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1564  führte  wieder  3  Typ'^n 
ein  und  hob  die  Abonnementsabschliessung  auf.  Obwohl  schon  1S62  (Ges.  v.  2.  Julij 
wieder  ein  Zuschlag  zu  Steuer  und  Zoll  ron  10  Frcs..  bc/.  12  Frcs.  (mit  den  Docimen), 
daher  auf  12  Fn  s.  im  Ganzen  >"ci'ii]isU' .  Ii  it  do<  h  eine  bleibende  starke  Ermäs>ifrung 
der  Zuckenttcuern  stattgefunden,  von  t>0  auf  42  Frcs.  im  ^'ormalsatz  mit  Decimeu. 
Der  Znckereonsnm  stieg  ron  lab  Mill.  KU.  In  1^57—59  aof  246  Mill.  in  1861^3 
nnd  nach  vorübcrcchcnder  Abnahme  auf  271  Mill.  in  1867 — 69,  etwa  7.7  Kil.  p.  Kopf 
bei  im  fianzen  überhaupt  i-twas  weichenden  ZuckeriMviseii.  Kin  Kinflnss  der  Sfeuer- 
crmassigung  aui  diu  Steigerung  des  Consums  ist  hier  wohl  anzunehmen.  Der  Colomal- 
zocker  von  Bönnien  nnd  den  Antillen  wurde  ron  Neuem  fUr  die  Zeit  vom  15.  Joni 
1^64  —  1.  Januar  ISTO  mit  einem  ZollnbschUg  von  5  Fkcs.  p.  100  KU.  b^nstigt 
^(ies.  r.  7.  Mai  1^64.  Art.  2). 
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Die  BestimiDiuigen  Uber  die  Ausfuhr  uod  Aber  die  Berechnung 
der  Vergfltungen  fUr  ausgeilUbrte  Raffinade  (Art.  7  des  Gesetzes 
vom  28.  Hai  1860)  liefen  fortdauernd  auf  die  Gewährung  erheb- 
licher Ausfuhrprämien  hinaus.  Dies  änderte  sich  auch  nur  der 

Form,  nicht  dem  Wesen  nach,  als  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864 
neue,  dem  wiederangenommenen  Typensystem  angepasste  Ausbeute- 
annahmen für  die  Umrechnung  der  auszuführenden  Raltinade  auf 
Rohzucker  feststellte  und  ein  neues  System  der  Behandlung  der 
Steuer-  bzw.  zollfrei  auszufUbrcnden  Zucker  einrichtete:  das  der 
zeitweisen  abgabefreieu  Zulassung  von  nicht  raffi- 
nirten  Zuckern  jeden  Ursprungs  behufs  Raffinirung  für  die 
Ausfuhr  (admission  temporaire  en  franehise,  Ges.  t.  lS6i»  Art  5, 6). 
Zum  Naehtheil  der  Staatscasse,  unter  Versehiebung  der  natttrlic^en 
PreisverhSltnisse  und  der  Goneurrenz  versehiedener  Länder  auf 
dritten  Märkten  ist  dieses  System  von  Ausfahrprämien  Tomemliob 
nur  fttr  die  Raffinerieen  und  eventuell  fUr  die  ausländisehen 
Consumenten  günstig  gewesen  und  hier  nichts  Anderes  als  ein 
unverdientes  Geschenk  an  sie.  Die  einheimische  Utibenzuckerpro- 
duction  und  die  Rohrzuckergewinnung  der  französischen  Colonieen 
profitirten  davon  nur  etwa  indirect  durch  die  künstliche  Steigerung 
der  Nachfrage  der  Raffinerien  nach  Rohzucker  behufs  Verarbeitung 
zum  Export.  Auf  die  Beseitigung  dieses  Prämieusystems  zielten 
die  Zuckere on VC ntioneu  von  1865,  1875  und  1877  zwischen 
Frankreich,  Grossbritannien,  Niederlanden,  Belgien  hin,  ohne  dass 
etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre.  Freilieh  durch  Mit- 
sehuld  Frankreichs  wegen  dessen  ungenügender  Ansfähmng  der 
Conventionsbestimmungen. 

Kiher  soll  dieser  Gegeustand  hier  uichi  verfolgt  vetden.  S.  darüber,  bes.  mich 
hiBdebtiich  der  nngünstigen  Einwirkungeii  des  Typen-QanificationnyBteiiu,  mmcutUcIi 
des  (holländischen)  Farben -Typensystems,  welches  nach  den  fea  den  GoarenttOMl- 

staaten  in  Köln  angrcstellten  practischcn  Proben  angenommen  wurde,  r.  KaafoiftBlk« 
Zuckerindustrie,  S.  IHO  ö.,  172,  J.  Wolf,  Tub.  Zlüchr.  B.  38,  S.  644,  062. 

Die  Rabenzuckerprodoction  hat  sich  mit  Schwankungen,  welche  weniger  von 
den  Steoenreililltidaseii,  ab  von  den  EtntererhIldüsMn  bedingt  wann,  üMtdraenul 
«I4gedehni  Et  war 
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24 

465 

289 

621,500 

1871—72 

22 

490 

337 

687.900 

(BolL  III«  155). 
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Fttr  die  Stenerertrftge  sind  bei  dem  oomplicirten  IraDKÖ- 
tsischen  System  und  bei  der  Bedentnog  der  Ansfobrprttmien  aaeser 
der  jeweiligen  Rttbenznckeremte  nnd  Einfnbr  wesentiioh  die  Rela- 
tionen massgebend,  in  weleben  bei  dem  Zneker  „zum  Oonsum'^ 

die  drei  nach  der  Herkunft  unterschiedenen  Zucker,  der  inländische 
Rüben-,  der  franzüsischc  Coloniul  und  der  fremde  Zucker  betheiligt 
sind,  sowie  die  Gros  hg  der  Zuc  k  e  r  a  u  s  f  u  h  r  und  deren  Ver- 
theilnng  auf  die  drei  genannten  Zuckersorten  und  auf  die  daraus 
hergestellten  Raffinaden.  Daher  nicht  nur  erhebliche  Jahrea- 
schwankangen  der  Steuererträge,  sondern  auch  der  Beitrags- 
q  a  o  t  en ,  welche  von  den  Erträgen  auf  die  drei  Zackersorten  kommen. 

S.  die  Tabelle  bei  v.  Kauf  mann,  Fin.  Fr.s  S.  420  (1840— SO).  Der  Ertrag 
»tiefT  von  70.6  Mill.  Vtcs.  im  Durchs.  Im.  v.  1S49— öl  auf  \\2  Mill.  in  1867— d9. 
wovon  aufaugü  etwa  7»>  zuletzt  Uber  die  Hälfte  auf  den  Kubcu/^uckcr  kamen. 

Im  J.  1869  wnva  dto  Mengeii  dm  Consams,  in  Rohneber  lieieehnet,  and 
die  Stenerertrige: 


Faure  p.  124;  etwas  abwcicliond  Bull.  II,  89  (auch,  ohne  ErklArnnu:  mehrfach 
in  den  amtl.  Statiatiken  etiras  Terächiedcno  Zahlen,  z.  B.  Bull,  eb  und  XXI V\  56,  61). 
Von  der  iuländ.  Production  kam  auf  die  Dep.  Nord,  Aisne,  Pas  des  Calais,  Somme, 
Oise  mehr  sdi  Vr  I^i^  VerhäitJtiüäc  der  Ein-  und  Au&fuhr  näher  /u  rerfoJgen, 
mttBsen  wir  ons  nr  diese  lltere  Periode  Uer  fersagen.  In  der  folgenden  werden 
sie  liei  ihrem  bestimmenden  Einfloss  anf  die  Besteaemng  mit  zo  betrnchten  sein. 

§.  267.  2.  Periode  seit  1871.  Die  Znckerstenem  nnd 
NormalzÖlle  waren  in  Frankreich  anch  vor  dem  Kriege,  nach  der 

neuen  Krhöhun;i2:  in  den  Gesetzen  von  1862  und  1864  immerhin 
bereits  liO — 75  ^  „  des  Preises  für  Rohzucker  gewesen:  hoch  in  Ver- 
baltniss  zu  anderen  Ländern.  Gleichwohl  war  es  in  der  Finanz- 
lage nath  dem  Kriege  unvermeidlich,  sie  weiter  und  erheblich  zu 
steigern,  in  drei  Öchrilten  1871  —  7^1  schliesslich  um  5G'\ü>  was 
aber  jetzt,  nach  dem  endgUtigen  Fortfall  des  Zoliabscblags  des 
französischen  Colonialzockers  und  der  im  Wesentlichen  erfolgten 
Gleicbstellong  des  fremden  Znckers  wenigstens  in  der  Hauptsache 
gleiehmässtg  für  Zneker  allen  Ursprungs  geschah.  Dadurch  stiegen 
die  Sätze  auf  100 — 115^/o  des  Preises:  eine  enorme  flOhe  hei 
diesem  Artikel,  welche  allerdings  wohl  die  weitere  Zunahme  des 
Gonsnms  gehemmt,  selbst  etwas  Abnahme  darin  bewirkt,  sich 
daher  aiu  li  linanziell  nicht  ganz  in  dem  sonst  wohl  zu  erwartenden, 
freilich  aber  doch  immer  iu  bedeutendem  Grade  vortheilbaft  gezeigt 


Mi»,  KiL 


MiU.  Frcs. 
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Colonialzucker 
Fremder    .  . 


147.9 
84.7 
38.7 

271.2 


Steoer 
64  61 
31.95 
16.70 
US.26 
0.827 
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hat.  Die  Lage  der  Rflbenüidastrie  war  dabei  aber  ungünstiger  ge- 
worden. Die  Zaekeroonvenlioiien  von  1875  and  1877  und  neue 
Gesetze  von  1875  Anderten  in  dieser  Hinsieht  nicht  viel. 

Die  Verbessemng  der  Finanzlage  Ende  der  siebenziger  Jahre 
wurde  daher  aneh  dazn  benutzt,  den  Consumenten  wie  der  Industrie 
zu  Liebe  eine  erhebliehe  VerminderuDg  des  Steuersatzes  im 
Jahre  1880,  um  ca.  45  des  znletzt  geltenden  Betrages  för  Raflß- 
nade,  herbeizuführen,  —  gleichzeitig  mit  der  Ermässigung  der  Ge- 
trUnkesteuern  (S.  <)24),  beide  Massregeln  in  Verbindung  mit  ein- 
ander, als  Concession  an  verschiedene,  dabei  iuteressirtc  Landestheile. 
Die  Tarifirung  wurde  auch  etwas  vereinfacht,  in  einigen  Puneten 
verändert,  ausländischer  Zucker  Zollzuschlägen  unterworfen, 
welche  bei  Raftinade  nicht  unerheblich  waren,  die  Feststellung  der 
AusbeuteverhältDisse  (Rendements)  nach  dem  wirklichen  Zucker- 
gehalt statt  nach  Classen  angeordnet  (Gesetz  Tom  19.  Juli  1880). 
Jene  Ermässigung,  noch  von  sinkenden  Preisen  begleitet,  hat  zn 
einer  namhaften,  aber  nicht  so  dauernd  anhaltenden  Steigerung  der 
GoDSumtion,  als  man  erwartet  hatte,  geillhrt.  Die  Vermehrung  der 
Einfuhr  fremden  wie  die  gleichzeitige  Verminderung  der  Ausftdir 
heimischen  Zuckers  —  vornemlich  die  Folge  der  stärkeren  Entp 
Wicklung  der  deutschen,  belgischen  und  österreichischen  Zucker- 
industrie,  und  des  erlangten  Uebcrgcwichts  der  Zucker  dieser 
Länder,  besonders  Deutschlands,  auf  dem  llir  Frankreich  wichtigen 
britischen  Markte  haben  aber  auch  bei  der  so  viel  niedrigeren 
Steuer  die  Lage  der  Iranzösischen  HUbcnzuckerindustric  von  188o 
an  trotz  jener  CoDSUmsteigerung  precär  erhalten;  UniHtände,  welche 
dann  zu  der  grossen  völligen  Umgestaltung  der  Besteue- 
rn ngsmetbode  im  Jahre  1884  führten.  Das  System  der  Ana- 
fuhr  Prämien  blieb  ungeachtet  der  Zuckerconventionen  von  1876 
und  1877  und  der  sich  anschliessenden  Gesetzgebung  von  1875, 
welche  auf  eine  richtigere  Berechnung  des  Zucke^halts  und  der 
Ausihhrvergtttungen  hinzielte,  bis  1880  w^ig  verändert  in  Geltung 
und  ist  auch  durch  das  Gesetz  von  1880  nicht  gentlgend  beseitigt 
worden.  Bei  der  schwierigeren  Lage  der  Industrie  wagte  mau 
vollends  nicht  ganz  damit  zu  brechen. 

Jürliuboag  der  Cousuuiblouci'  für  alle  Zucker  betrug  zuerbt  30  7o 
■tebesden  Saues  (d.  h.  tod  Prtoeipal  und  Dedmen  zus.,  Ges.  t.  8.  Ivüd  1S71),  bald 

noch  weitere  2^^"/,,  desselben  (G^s.  v.  22.  Jan.  1S72)  und  schliesslich  abermals  4°/„ 
des  so  erhöhten  Satzes  m;.  s.  v  ])c>\  1ST^\  Der  Satz  war  dadurch  von  42  auf 
65.52  I  rcä.  p.  lOU  Kil.  Koh^uckoi  unter  ilcr  Type  No.  13,  auf  Frcs.  für  die 

No.  13—20,  aof  70.20  für  dem  raf6nirten  gleicbKetftoUtfln  (povdres  bUnches),  Mf 
73.32  FioB.  für  raffiairten  Zvckei  inliod.  Uispnuigs,  auf  26  Firas.  filr  Zaoker,  welcher 
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mit  Hilü»  dee  Baryt-YerfidiieM  oder  dgL  «im  lfdawe  gewonnen  wird,  auf  11.44  Prcf. 

für  Glucose  erhöht  worden.  Diese  Tarifsätze  crfuliffii  bei  d»n  Zivilen  noch  einige 
kUiuero  3Iodificationen  ,  je  nach  der  Herkunft  der  eingehenden  Zucker,  wo  Äf 
die  Zuckerconventions-Staaten  (jrui>abritaonien .  Belgien,  Holland  etwas  niedrigere,  fttr 
die  anderen  Handckvcrtrags-SUaten  etWM  höhere.  fQr  Oesterreich  damals  noch  höhere 
Zölle  in  AnwendiJti'^  kami'H,  auch  son>t  iiocli  UntiTschoidungen  P!a(/.  griffen  (s.  bei 
y.  Kaufmaau,  ZuckcrioduttUle,  S.  142,  den  ZoUtanf).  £rooute  Verüucbe,  ^a  eiucr 
internationalen  Znclrereonrention  ta  kommen,  wurden  1875  aufgenommen, 
ftlttteo  auch  zum  Abschluss  einer  solchen  mit  den  frtlher  genannten  3  Staaten 
(II.  Aug.  1875),  doch  trat  dieselbe,  weil  Holland  nicht  ratificirte.  nicht  in  Kraft. 
l>as  französ.  Ues.  f.  30.  Dec.  JS75  hatte  mit  Kücksicbt  auf  diese  Con?ention  neue 
altcrnatire  Bestimmiingen  betreffs  der  Znckerbestenening  getroffen,  die  einen  fQr 
den  Fall,  dass  die  Conveution  ratificirt  werde  (Art.  ]~\'2),  dir  anderen  (Art.  13—15) 
lur  den  eutgegeogcsetzten  Fall,  der  also  eintrat.  Danach  und  nach  dem  mit  be- 
^timnienden  Gesetz  ?.  29,  Juli  1S75  worden,  unter  Fe^thaltung  der  bestehenden,  Tor- 
genunten  Tarifsitzc,  bei  den  zwei  Arten  der  Behandlung  des  Zuckers 
t^erschir-done  Classificationen  unterschieden:  einmal  für  die  Zahlung  der 
Verbrauchssteuer  2  Clasäen,  die  eine  unter  der  Ho.  13  der  Type  umlasste  die 
Zocker  luiter  91V«  (behalt,  die  zweite,  für  die  Typen  14—20.  die  von  91— 987o  incl. 
(poudres  Idanches  mit  98*/o  ""«^  "»«^^r  angerechnet^;  »odann  für  die  „zeitweilige 
Zulassung"  4  Classen,  die  erste  für  Typen  l'i  1^  incl.,  wolnn  die  Zucker 
■it  t<2  7o  t^-^ci.  und  9S7o  "»d-  Gehalt,  die  zweite  lur  die  Typen  10-14  incl,  wohin 
die  Znckor  mit  85%  incl.  —  92  excl.,  die  dritte  für  die  Typen  7—9  incl  .  wohin 
die  Zucker  mit  767«  incl.  —  s5  oxci.,  die  vierte  für  dl.'  Typ.  ti  tinf-  r  T.  wohin  die 
ZQcker  mit  weniger  als  767«*  ^^^o  dieses  Glassificalionssystem  ausgebeutet  wurde, 
nm  an  Steuer  zn  sparen  und  an  Ausfnhrvergutung  zu  gewinnen,  s.  bei  J.  Wolf, 
Tttb.  Ztschr.  B.  S^,  S.  062  iL  Soweit  nun  das  beibehaltene  Farben -Typeusystem 
dem  wirklichen  Zuckergehalt  nicht  zu  entsprechen  schien,  trat  nach  den  (lesetzen  vom 
29.  Juli  und  .'.o.  Dec.  1075  ergänzend  zur  Corroctur  der  Ausboutcberechnuugen  und 
der  danach  bestimmten  Steuer-,  Zollsätze  nnd  Ven^ton^n  die  amtliche  sacchari- 
metrische,  Expertise  ein,  worin  wenigstens  principiell  eine  wesentliche  Ver- 
besserung des  Vorfahreiu»  lag  (Olibo  III,  21«J  Ii;,  r.  Kaafmauu,  Zuckonodustrie, 
S.  181  f.,  173  £).  ^ 

Nach  dem  Ges.  v.  19.  Juli  ISsO  (im  Bull.  VHI,  24  fl.,  auch  bei  v.  Kaufmann 
Hn.  Kr.s  S.  41.=)),  das  am  1.  iht.  l>^i>  in  Kraft  traf,  wurde  Zu  k  r  jeiler  Herkunft 
bei  der  Bestimmung  zum  inneren  Co usum  folgenden  S&t2eo  unterworfen;  Uoh-  und 
raffin.  Zucker  40  Frcs.  f.  100  Kit  raff  in.  Znckere  (also  BohzQcfcer  nach  der  Ani- 
»•ente  an  rafün.  Zucker),  d  sgl.  l.*;  Frcs.  f.  lUü  Kil.  Candiszncker,  Zucker,  in  besond. 
AuaUlteu  aus  steuerfreier  Mela>se  gewonnen,  14  Tics.  f.  100  Kil..  (Jlucose  S  Frcs. 
des^L;  Syrup,  Bonbons,  eingemachte  Fruchte  wie  ralliu.  Zucker,  ConÜturen  und  ge- 
zuckertes Biscuit  zum  halben  Satze  des  rafän.  Zockers,  Ghocolade  88  Free.  p.  100  KU., 
Melasse,  weiche  nicht  zur  DLStillation  bestimmt.  l»ii  absol.  Zuckergehalt  bis  incL 
lO  /o  f.  100  Kil.  12  Frcs.,  bei  höherem  (iehalt  25'/,  Frcs.  Fremder  Zocker 
unterlag  ausserdem  einem  Zollzuschlag  im  all  gem.  Tarif  von  'A  Frcs.  f.  100  Kil. 
BolUEOcker  (d.  i.  von  Iis»/,,  Headern  und  darunter).  2  Frcs.  im  Vertragstarif, 
iJiV*  B    •  i.^^  ^  'xi'''"  i^r  >rleicl.i:estelllen  Zucker  (über  lt^7„). 

15/,  Frcs.  bez.  11  Frcs.  f.  Candis.  Als  Kafhnadc  gilt  aller  Zucker  in  Broden  oder 
•lergleului»  Formen,  ihm  gleichgestellt  Zocker  in  Polrer  (Stampfmelis)  aus  fremden 
l.an.iern  mit  Ausbeute  nher  -Bei  anderem  (Roh-  Zu.  kcr  wird  für  die  Berech 

!1!?"m-  V  *D  Kafhnadc  in  Ma.v.  ti^ .  lu  Mui.  «..-)»',  angenommen,  vom 

wirkUchen  PrttfongsergebnisB  aber  lV/.„  als  Ai  g  anu  iihgerechiiet,  auch  bei  dem  zur 
^^/•^itweiligen  Zulassung"  in  die  Raffinerieen  —  behufs  event.  Kx^orts  —  gehenden 
••IM  "J^*""»"OSen,  worin  wieder  ein  Element  der  Ausfuhrprämie  enthalten 
ist.  Die  FwtstcUang  der  Ausbeute  des  Rohzuckers  erfolgte  wie  bisher  nach  der 
polanmotnschen  Analyse  und  mit  Absetzung  des  4  fachen  (statt  IHlher  des  SfachenV 
an  Aschen-  nnd  .l,  s  '»fachen  an  (ilurosebestandtheilen  (noch  etwas  /u  hoch,  dal)er  /.ii 
KunbiLig  lur  den  liaffineur).  Bei  der  Ausfuhr  von  K'atlinade  wird  aber  dieser  Al./.ug 
rar  blncose  weht  berttckslchtigt,  wm  unter  l  msianden  wieder  eine  erhebücherc  Aus- 
uhrprärnje  »lar^tellt  («.  das  fies.  v.  isso,  Art.  is,  19,  dazu  die  gaten  Eillatcninfen 
V.  J.  ^oli  m  d.  Tttb.  Ztschr.  B.  38.  S.  662—666). 
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Die  (icstaltunp:  der  Productioii.  Cniisumtion  und  des  Zuckerhandolä 
btiit  dem  Kriege  bis  lum  Ges.  v.  lbS4,  und  damit  die  ökonomische  Beg^ruuduug  der 
grossen  Dm&nderuog  der  ßesteaerang;  durch  dieses  Gesetz,  ergeben  sich  aas  folgendea 
Daten.  Die  Jakce  seit  l^^^l  hin  zur  G(>s;euwart,  soweit  Daten  vorliegen,  Verden  dabei 
gleich  mit  hinzugezogen  und  iu  der  Brsj»r  •chnng  jenes  Gesetzes  im  folgenden  ParagTapben 
mit  benutzt  werden.  Sie  zeigen  die  W  irkungen  desäelben  (Bull.  lU  39,  III,  155, 
XUI,  166,  XXIU,  283,  bes.  XXIV.  58—61.  ausserdem  die  Jabiesberichte  Qber  die 
BQbenzackeriodiittiie  im  Boll.,  s.  o.  S.  662;  Faure  p.  124). 


Menge  der 

Production 

DecUxirt  tfu 

in  Roh- 

berechnet in 

innere  Consumtion 

zucker  unter 

Raffinade  nach 

Kiihen- 

PYanz. 

Fremder 

Zuä. 

Type  13 

Inn.  KIL 

Analyso 

zucker 

Col. 

MiU.  loL 

Mi]I.KiL  HULlül.  MiU.Ki].  UULKU, 

1871—72 

335 

287 

83 

49 

26 

167 

1875-76 

462 

396 

178 

47 

47 

272 

1876—77 

243 

209 

131 

50 

64 

'245 

1*^79—80 

278 

238 

160 

54 

104 

n\< 

1  SSO— 81 

331 

284 

202 

49 

126 

376 

1881—82 

393 

337 

220 

64 

120 

404 

1882—88 

428 

363 

247 

44 

III 

402 

1888— S4 

474 

406 

346 

50 

129 

425 

1884-85 

318 

273 

187 

88 

147 

422 

1885—86 

309 

265 

316 

76 

88 

427 

1886— b7 

506 

434 

326 

89 

26 

440 

1887—88 

€.400 

348 

1876—77  und  1879—80  wu  das  Minimum,  1876—76,  1888-84.  1886—87 
das  Maximum  der  Production.  Die  Jahre  sind  rampa£::iiojahre  1.  Sept.  —  30.  Aug.; 
bei  der  Consumtion  Kalender-  oder  Fl^aIl^jall^e  und  zwar  die  Dateo  fUr  das  xveite 
Jahr  der  ersten  Colonne  (also  1871 — 72  für  1872  u.  s.  w.). 

Jn  der  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Fabriken  ging  bis  1884  keine  sehr  erheb- 
liche Veränderung  vor  sich  aS71— 72  490,  1875—76  Max.  525.  18S3— 84  483). 
Seitdem  hat  sich  die  Zahl  ra^ch  v»^rinindert  und  die  Durclischnittsproducfion  rer- 
grössert:  eine  bomerkenswerthe  Wirkuu^j  des  Ges.  v.  1884  (1884 — 85  449,  1885 — 86 
413,  1886—87  391,  1887—88  376.  in  4  Jahren  eine  Abnahme  um  108  oder  22  Vo*. 
die  Durchschnittsprodtiction  stic<r  von  <IS1,000  KU.  Bohzacker  in  1883—84  aaf 
1,294,000  in  l^^ß— '^7:  raM^her  als  früher. 

Die  Declanruiigcu  zum  Consum  haben  sich  bis  1^79  mSssig,  seit  1880.  dem 
Jahre  der  Stenerrednetkm,  erhebUeh,  indessen  andanemd  nur  bis  1884  gesteigert 

Die  stärkste  relative  Zunahme  und  selbst  eine  ebenso  .starke  absolute  Zunahme  als  auf 
den  Rabenzucker  fällt  aber  auf  den  ausländischen  Zucker,  der  daher  von  dem 
Cteaetxe  1880  am  Meisten  profitirte:  1879  war  der  Antheil  dieses  Zuckers  nur 
50  MiU.  Kil.  irewcscn.    Seit  1S86  ist  das  dann  freilich  wieder  ganz  anders  gevorden, 

während  von  18S5  an  der  Antheil  des  Colonialzu<  k-  rs  stärker  stieg. 

Die  Handelsstatistik  der  Periode  1871  — 1887  zeigt  die  eiiifrt-tretenen  Ver- 
änderungen iu  der  Stellung  der  französischen  ZuckerinduAtrie  noch  deutlicher.  S.  Bull. 
XXIV,  58  fl'.  Die  Einfuhr  sti^  besonders  von  1878 — ^1— S.'>  und  zwar  ii  iuientlich 
die  Einfuhr  fremd  (sn  Kubenzu  ckers:  letzterer  von  s.dj  Mill.  Kil.  Kohzucker  ii» 
lb79  auf  5ii.71  in  l8^»0,  91.84  iu  1881,  1881  noch  89.73,  dagegen  lb85nur  47.94  Mili., 
1886  185.000  KU.,  1S87  5643  Kl!.!  Deutschland  war  dabei  zeitweise  am  Stärksten 
betheiligt.  1*^M  mit  .jI.I  Mill.  Kil,,  188G  mit  —  100  KU.:  dann  Belgien  und  Oe^terrcieh. 
Die  Ausfuhr  vuu  inländischem  Kohzucker  und  von  Raflinade  nahm  dagegen  von  1S75 
an  erheblich  ab,  bis  1885,  um  dann  wieder  stark  zu  steigen.  Besonders  der  englische 
Markt  bezog  weniger  französischen  Zucker.  Der  französische  Rohzucker  wnrde  hier 
fast  ganz,  der  raflinirte  auch  etwas  durch  den  deutsclst  n  verdrängt  (s  die  brit. 
handelsstat,  Daten  in  Bull.  XXIV.  b3 ,  85).  Der  französische  Golonialzucker,  fast 
ganz  ans  den  AntiUen  (Martiniqae  und  Gaadeloope)  ond  ans  Bönnion  stammend,  be- 
hauptete sieh  mit  annlhemd  gleicher  Einfiihr  nach  Frankreich  1871—79«  sank  dann 
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»neh  «tvas,  nahm  aber  seit  1S85  einen  neuen  AofschirDng.   Die  immerhin  crachwerte 

T-age  dieses  frar)zösi>then  Colonial/urkcis .  mit  in  Foltjt'  der  wachsoiulen  Coucurren<c 
des  mitteleuropäischen  Bttb60zaciic^^ .  war  für  die  neue  Kichtnn^'  der  französischen 
Zockerstenerpolitik  aneh  mit  massgebend.  —  Der  Steaerertrag  gin^  ron  II 3.2  Hill, 
in  ls«)9,  lOti.rj  in  18T2  auf  172.3  in  J878  und  mit  erheblichen  SchwaukuiiKcii  bis 
auf  1*1'^  Mill.  Pres,  in  1ST4  empor,  um  dann  nach  dir  Keduction  der  Sit/.-  in  l^SO 
auf  133.7  Mill.  Frcs.  in  1881  zu  siiikeu,  sich  aber  wieder  bis  lb9.1  Miil.  lu  i8S4  zu 
erbttheo. 

§.268.  3.  Die  Neugestaltung  der  Zuckerhestcuerung 
im  Jahre  1884.  Die  bisherige  französische  Besteuerungsmethode, 
die  FabrikatbesteaeruDg  oder  genauer  gesagt  die  Verbindung 
der  Saft  Steuer  mit  ihrer  Correctur  durch  die  saccbarimetriscbe 
Analyse,  hatte  zwar  wegen  ihrer  schwierigen  nnd  lästigen  Gontrolen 
nnd  ihrer  ganzen  oomplicirten  techniBchen  Dnrehftthrnng  manehe 
Angriffe  erfahren.  Aber  sie  galt  anderseits  als  eine  rationellere 
BeBtenernngsmethode  wie  jede  andere  vom  Standpnncte  der  allge- 
meinen Verbranehsstenerpolitik  ans.  Seit  länger  wurde  allerdings 
nicht  verkannt,  dass  sie  den  technischen  Fortschritt  im  Rtlbenbau, 
bcxtlglieb  der  Erhohiiui^  des  Zuckergehaltes  der  Rliben,  und  in  der 
Fabrikation,  bezüglich  der  vollständigen  und  wohlfeilen  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  den  KUben,  nicht  in  demselben  Grade  befördere, 
weil  sie  nicht  durch  die  Ermöglichung  von  Ersparungeu  au  Steuer 
ihn  80  förmlich  prämiiere,  als  andere  ßesteuerungsmethoden,  be- 
sonders die  Rohstoff  besteuern  ng,  d.  h.  die  eigentliche  Rtibensteaer, 
odeir  auch  als  etwa  ein  Abonnementssystem  bei  der  Saftstener 
mit  bloss  stenerpfltehtigen  Bfinimalaiisbeaten,  wie  es  von  1860  an 
einige  2jeit  hindurch  in  Frankreich  bestanden  hatte.  Anderseits 
galt  auch  mit  Recht  eine  solche  Prämiirang  fBr  stenerpolitisch  zn 
ungleiohmSssig,  daher  ungerecht  wirkend  und  das  französische 
System  als  dem  landwirthschaftlichen  Interesse  entsprechender,  in- 
sofern es  dem  Boden  einen  höheren  Hllbenertrag  abgewinnen  Hess, 
der  ihm  in  grösseren  Futterriickstäuden  der  Zuckerindustrie  wieder 
zu  Gute  kam. 

Erst  der  grosse  Aufschwung  der  sonstigen  continentalen, 
besonders  aber  der  unter  der  Rohstoffbesteuerung  zur  Blttthe  ge- 
kommenen und  der  franzdsisehen  Zuckerindustrie  immer  gefthr- 
licher  gewordenen  deutschen  Rabenznckerfabrikation  und  die 
mit  dadureh  bedingte  veränderte  Stellung  des  französischen  Kttben- 
und  Golonfalzuekers  im  Welthandel  gaben  den  Anstoss  zur  völligen 
Umgestaltung  des  eingebürgerten  Besteuerungssystems.  U.  A.  galt 
es  auch  zu  bewirken,  dass  die  grossen  Kaffinerieen  wieder  mehr 
genöthigt  würden,  heimischen  Zucker  statt  auswärtigen  zu  ver- 
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arbeiten,  welches  Letztere  seit  1879  stark  zQgenommen  hatte.  Die 
ttbliehe  specifische  Animositftt  gegen  DeatscUand  maehte  sich 

hierbei  noch  besonders  geltend. 

8ü  kam  es  denn  im  Jahre  1884  zur  Einführung  der 
Rubensteuer,  zuerst  für  3  Jahre  (1.  September  1884—87)  als 
t'acultative  Massregel  in  Form  von  Abonnements,  ttlr  welche 
glinstige  Ausbeutcmininia  als  Grenze  der  Steuerpflichtigkeit  des 
gewonnenen  Zuckers  zugelassen  wurden,  vom  1.  September  1887 
an  als  o b Ii gatorische  Massregel.  Der  Steuersatz  blieb  nominell 
der  Fabrikat-,  bez.  der  Halbfabrikatstenersatz,  der  dann  aui  die  rech- 
nnngsmässig  gewonnene  Menge  angewendet  wnrde.  Er  ward  zwar 
nominell  hoher  ab  der  von  1880  gestellt,  aber  reell  mit  Rtteksicht 
anf  die  Stenerfreiheit  der  Mehransbente  war  er  niedriger.  Zugleich 
wnrde  der  fremde  enropftische  oder  ans  europäischen  Entrepdta 
kommende  Rohzucker  wieder  einem  höheren  ZnschlagsoU 
unterworfen,  welcher  nicht  rttckvergütet  wurde:  ein  Streich 
gegen  den  Bezug  solchen  Zuckers  durch  die  RaffinericoD,  auch  bei 
beabsichtigter  Wiederausfuhr  der  l\;itlinade. 

Einen  Erfolg  fttr  die  Umgestaltung  des  franzi»sischen  Ausheu- 
handels,  die  Hebung  des  Consums  heinnschen  Zuckers,  die  Ver- 
besserung des  Zuckergehalts  der  Hüben  und  der  Fabrikationstechnik, 
namentlich  durch  Hindrängen  auf  die  Annahme  besserer  Aus- 
bentungsmetboden  (Diflfasion  u.  s.  w.)  hat  die  neue  Besteuerung 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  bereits  gehabt.  Aber  die 
Grossbetriebstendenz  ist  auch  schon  stärker  hervorgetreten,  riele 
Fabriken  sind  schon  eingegangen  und  das  Finanzinteresse  drohte 
durch  die  Annahme  zu  niedriger  Ausbenteminima  und  die  Steuer- 
freiheit der  Hehransbeute  bald  so  empfindlich  geschädigt  zu  werden, 
dass  bereits  Erhöhungen  jener  Minima  und  eine  „zeitweilige  Zn- 
schlagstener'^  für  den  steuerfreien,  namentlich  den  aus  der  Hehr- 
ausbeute herrührenden  Zucker  nothwendig  geworden  sind.  Ob 
diese  „Provisorien",  zu  denen  auch  der  ZoUzuscblag  für  fremden 
Rohzucker  gehört,  wieder  beseitigt  werden  kJhinen  oder  „Definitiva** 
werden ,  steht  noch  dahin.  Aber  unwahrscheinlich  ist  Letzteres 
nicht.  Etwas  Endgiltiges  hat  auch  das  Gesetz  von  1884  schwerlich 
geschaffen.  Seine  Tarife  und  Ausbeuterelationen  sind  ja^  wie  ge- 
sagt, auch  bereits  wieder  abgeändert  worden.  Ob  Frankreich  die 
neueste  Londoner  Zackerconvention  einfach  mit  annehmen  wird, 
lässt  sich  zur  Zeit,  wo  dies  geschrieben  wird,  auch  noch  nicht 
sagen.  Geschähe  esi  so  würden  zur  vertragsmässigen  Beseitigiuig 
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der  Ausfuhrprämien  wieder  erhebliche  VeränderuDgen  in  der  8teaer- 

geäetzgebuDg  uothweudig  werden. 

§.  269.  4.  Einzelnes  Aber  die  neue  Gesetzgebnng 
und  ihre  Wirkungen.    Das  wichtigste  Ereigniss  in  der  Ge-  * 

schichte  der  Politik  und  Teebnik  der  Zuckerbesteuerung  ist  der 
L'ebergang  zur  RUbeiisteuer  in  Frankreich  aber  iedcDlalls.  Diese 
Massreg^cl  und  die  daraus  hervorgebenden  Einwirkungen  aul'  Küben- 
bau  und  Fahrikationstecbnik  verdienen  iinanzwissensehafllicb  allge- 
meine  Beachtung  and  sollen  deshalb  hier  etwas  näher  veriblgt  werden. 

S.  (1.  Ges.  r.  29.  Joli  1884  in  Boll.  XVI,  125  (aach  Elock's  dict  suppl.  gener, 
p.  11  Si.  Dazu  das  Ausfilhronjfsdcrrot  v.  :\\.  Juli  1SS4,  Ball.  XVI,  253.  Üeber 
ilie&e  Gesetzgebung  gut  J.  Wol  f,  im  Finan^arch.  III.,  53  H'.  Ferner  Ges.  v.  4.  Juli  IbST 
(BoO.  XZII,  1,  Kock,  diet.  suppl.  f.  ISST  p.  300)  und  Decr.  t.  25.  Min  1887  ^Bnll. 
XXII,  239). 

Der  Stcii'-r-  und  Zollsatz  filr  Ziirk- r  jt-ilfii  Urüpnnifrs  ist  50  Frcs.  (gegon 
40  Frcs.  im  Ges.  v.  IbbO)  für  Kok-  aod  raitio.  Zucker,  für  lüü  KU.  raffin.  Zacken 
(also  mit  entsprechender  Omrecliniing,  btn.  Ennftssi^ni?  für  Rohzacker),  53.50  Frcs. 
ftr  Candidzucker,  10  Frcs.  für  Glucose.  Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  dient, 
trägt  f.  100  KU.  bei  absolut,  m  Ziickenrelialt  bis  .'lO  r/„  15.  bei  höherem  32  Freu.. 
Ohocolade  93  Frcs.  Kobzucker  und  aller  nicht  dem  ralliuirteo  gleichgeätellter  aus 
Europa  oder  europ&ischen  Entrepöts  nnteriiegt  (zanichst  bis  Endo  Angvst  1680)  einen 
nichtrückzahlbaroii  Zuschlag  von  7  Fro^.  f.  100  Kil.,  statt  ^  Frcs  bisher.  Aiii  !i  ist 
die  Minimalau^buute  aus  den  letztgenannten  Zuckern  von  65  auf  bO  "i^  erhöht  worden. 
Als  Uebergangsmassregel  von  dem  Steuersatz  von  40  auf  50  Frcs.  wurde  eine 
In  vcntarisirung  der  Znckerbestu nde  der  Kaffinerien.  Fabriken  und  kaaf- 
mäniiischen  Magazine  TOrgenommcn  und  der  vorgefundene  Zucker  mit  10  Frcs.  Com- 
plcmeiitärabgabe  belegt;  frei  davon  Beträge  unter  1000  Kil.  (Ergebniss  ca.  22  Hill. 
Kil.  and  2,2  MiU.  Frcs.  Steuer). 

Schon  tln  Gewis  ?.  13.  Juli  1886  verlängerte  die  Erhebung  des  ZoIlznscUsgs 

für  europäischen  Rohzucker  bis  Ende  August  l^SS,  das  Ges.  v.  24.  Juli  18*^S  vor- 
läufig bis  £nde  Aagast  1S90.  Das  Ges.  v.  27.  Mai  lbS7  ißaii.  XXI,  573)  brachte 
al»er  auch  allgemeine  TariferhOhnngen,  so  bis  Ende  1887  Ton  20%  for  alle  Zneker 
(nlno  von  50  auf  fiO  Pres,  per  100  Kil  >.  von  15  auf  18  und  von  32  auf  38.40  Frct. 
für  die  beiden  Sorten  Melasse,  von  93  auf  KS.IO  Frc-.  far  Chncoiade.  Die  Stcuer- 
erhöhung  von  10  Frcs.  f.  100  Kil.  raftiu.  Zuckers  traf  auch  wieder  die  Vorräthe  von 
bSnher  schon,  aber  niedriger  Terstenerten  Zackem  (mittelst  Inrentarbining)  and  die 
nach  H-  n  Tk-s  v.  20.  Juli  1SS4  und  13.  Juli  Issf.  als  A u s beu  t  - Ue be rs r  h  u s s 
und  Fabrikationsabgang  steuerfreien  Zucker  s.  u.).  (Restitution  dieser  Zuschläge 
auf  die  Vorräthe  am  1.  Jan.  18SS  vorbehalten,  Art.  4  d.  Ges.  v.  27.  Mai  1S87).  Das 
Ges.  ▼.24.  Joli  ISSS  (Bull.  XXIV,  14)  stellte  dann  zwar  den  Normalsat»  von  40  Frcs., 
des  Ges.  v.  IsSO  (statt  50  Fr.  s.  des  Ges.  v.  1*^S4)  von  der  Canipagne  iSSs— 1S89 
(1.  t>e|)t.  IbbS)  an  wieder  her,  legte  aber  zugleich  einen  „zeitweiligen  Zuschlag" 
—  doch  ohne  Fristbestimmong  —  tou  50**/,  fttr  alUn  Zucker  auf,  so  dass  es 
bei  60  Frcs  Steuersatz  in  Wirklichkeit  verblieb.  Dem  entsprechenden  „  Aeqniralent- 
Z Uschlag"  von  20  I'rcs.  wurden  ferner  die  steuerfreien  Au sben teüber- 
ächuäse  und  Fabrikationsabzuge  der  neuen  Campagne  sofort.  di*>  aus  der  voraus- 
gehenden von  Anfang  1889  an  unterworfen;  bis  dabin  entrichteten  letztere  nur  10  Frcs. 
solchen  Zuschlags,  Auch  die  als  Fabrikatiouv.ihganp  freien  Beträife  des  französischen 
Colonialzuckers  (s.  u.)  trugen  bis  1.  Septeml>er  l^Sl  nur  10,  von  da  an  20  Frcs. 
Zuscblag. 

Diese  in  beständiger  Yerinderong  begriffenen  Tarifeinxelheiten  zeigen  die  fis- 

calischen  Sli  Gierigkeiten  und  Benachtheiligun^en ,  in  wel' h<   man  durch  das  viel 
zu  weit  gebend  die  Zuckerfabriken  begOnstigende  Gesetz  ron  lbä4  gekonunen  war. 
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Die  Bestimmangen  des  letzteren  Ober  die  inlftndischen  ZnckerfftbrikeB 
waren  die  folgenden:  die  letzt>  rcii  konnten  mit  der  \'erwaltiiti<r  der  indiroctcn  Steuern 
Abonnements  eingeben,  wonach  als  allein  steuerpflichtig  berechnet  wurde 
auf  je  loa  Kil.  Rüben  die  Ausbeute  Ton  6  Kil.  raffinirton  Zacken  bei  Diffa- 
sioris-  oder  einem  ühidiclien,  rnn  5  Kil.  bei  dem  VeifiüiraB  mit  eontinuirlichen 
odi-r  Ii  y  ti  r  :v  II  1  i  s (•  h  e  ii  1'  res s o  n.  Was  darüber  ^ewonn»>n  wurde,  war  also  steocrfroi. 
auch  Syru|).  Melasse.  Fabriken,  welche  nicht  abounirten,  erhielten  einen  Abzug  von 
8  7o  von  ihrer  Gesammt&brifaition.  Nnch  S  Jahren,  d.  h.  nach  1.  Sept  188T  glMbte 
man,  werde  sich  das  neue  Stcuen'orfahren  eingebürgert,  die  I'abrikation.  durch  allge- 
meinere Annahme  des  DiHusionvcrfahrcus,  jenem  angepasüt  haben.  Von  da  an  sollte 
die  H  Ubenbesteuerung  obligatorisch  fOr  alle  Fabriken  werden,  wobei  ein 
c i n h e i t Ii c h e r  A u s b e  11 1 c s a t z .  also  oh ne Untcfichied  des  Fabrikationsrorfahrens,  zu 
(irnmle  pelcgt  wurde,  nämlich  in  jährlicher  Steigerung  ftlr  die  4  Jahre  1  Sept.  1SS7 
bis  daliin  ]b91  von  0.25  —  ti.5 — 6.75 — <  Kil.  raffinirten  Zuckers  für  lÜU  kü. 
Rttben.  G^nOber  den  raschen  Fortschritten  der  Praxis  in  der  Ansbentonf  und  den 
dabei  drohenden  fiscalischon  Schädigungen  erhöhte  indessen  das  (Jes.  v.  4.  Juli  ISST 
für  die  genannten  4  Jahre  bereits  die  gesetzlich en  A usbe  u  t  e  ui  inima  um  V4 
jährlich,  also  auf  7 — 7.25—7.5  und  7.75  Kil.  Zuckerfabriken,  welche  zur  Zeit  des 
£rlasse.s  des  Ges.  V.  1884  sich  bereits  darauf  eingerichtet  hatten,  gleichzeitig  Zacker 
und  Ak'ohol  zu  er/ensren,  bliebeii  nach  deui  ir-  n.  (ies.  v.  \'>^7  au>nahiiiswei5f  unter 
dem  älteren  Steuerverfahren  stehen  und  genotocu  dann  vom  ie&tgeätciitun  Produclious- 
qnantam  12  7o  Abzug.  Zugleich  müde  darch  das  gen.  (iesen  aach,  „vegen  der 
grösseren  Kosten  des  im  Inter.  sse  der  Zuckei Industrie  eingeführten  Steuerverf  ihreos** 
eine: jährliche  Nebenabgabe  von  30  Cent,  für  je  lOOO  KU.  verarbeiteter  Rttben 
eingeführt. 

Um  bei  dieser  Begünstigung  des  einliLiuiischen  Kubenzacken  den  französischen 
Colonialzaoker,  den  Grandsllzen  der  neuer«!  Gesetzgebang  fFemlsB,  efnigermassea 

gleichgestellt  zu  erhalten,  wurde  demselben  bei  der  din'cten  Einfuhr  nach  Frankreich 
ein  Fabrikationsabgang  von  Ti"/,,  zu  üute  gerechnet  (ties  v.  1S84  Art  5). 
Dieser  wurde  na- h  (Jes.  v.  15.  Juli  1886  für  die  Campagne  IbHO— S7  bereits  aof 
24*/«  erhöht  i  illgerocin  bestimmt,  dass  er  zukunftig  dem  mittleren  Aasbeate- 
nber'-chn-is  <|.  r  heitnischen  Zurk-Tituhistrie  in  der  letzten  Fabrilcationscampaglke 
über  den  ^es,  t^ln  lien  M iniinalsatz  liiiiaus  gleiclikuuunen  solle. 

Besouilere  Bestimmungen  trafen  die  gen.  neueren  (jcsetze  (v.  29.  Juli  Ibbt 
ArL  6.  ?.  4.  Juli  1887  Art.  5)  ttber  gewisse  Ansbenteberechnongen  bei  dar  Enttnainng 
der  Gonten  betr.  «^tveilige  Znlassnng**  ron  Zocker  zur  Baffinirang  behafe  Ansfohr. 

Zucker  zur  Zuckerung  der  Weine  und  Obstweine  ror  der  G&brung.  wurde 
durch  das  (ies  r.  l^^l  Art.  2  dem  niedriiren  n  Satze  von  20  Krcs.  für  lOÜ  Kil. 
raffinirten  Zuckers  unterworfen.  Uiuü  Decr.  v.  22.  Juli  1885  Uber  die  Durch- 
ftthrung  (BnlL  XYUl  269).  Den  207«-Za8chb«  des  Get.  ?.  27.  Mai  1887  tngen 
anch  diese  Znckar  (bis  snf  Weiteres  nach  Oes.  v.  24.  JqU  1888). 

Die  Einwirkungen  dieser  neuen  Gesetzgebung  auf  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Zucker  und  auf  die  Betheiligung  der  in- 
ländischen und  der  französischen  C  0 1 0  n  i  a  1  zuckerindustrie  an 
der  Versorgung  der  heimischen  Cousumtiou  sind  schon 
oben  erwähnt  und  mit  Zahlen  beleiht  worden  (S.  670).  Die  ein- 
getretenen Veränderungen  im  Kilben  bau,  Menge  und  Qualität 
der  Rtlben,  in  Fabrikationstechnik,  Zahl  and  Grösse 
der  Fabriken  und  localem  Sitz  der  Industrie  ergeben  sich 
genau  ans  den  mit  reiehem  statistischen  Material  Tersebenen  Ver- 
waltnngsbericbten  der  Stenerdirection  ttber  die  Rttbenznckerindastrie. 
Einige  wichtigere  Thatsaeben  Ton  allgemeiner  Bedeutung  ftlr  die 
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Zuckersteuerfrat;p  und  speciell  llir  die  Heurtlieilung  der  neuen  Be- 
steaernngsmethüde  soiieu  hier  noch  J1aU  tiaden. 

7.0  vergleichen  sind  ausserdem  die  Ausfahrangen  von  J.  Wolf  Ober  die  nevo 
frauzOaiäche  (iescUgebung  im  t'manzarcb.  a.  a.  ü. 

Bte  Eiiide  der  70er  Jahre  war  der  französische  Rllbenbaa  In  der  Zaekerhaltigiceit 

dtr  Rühe  und  die  Industrie  in  der  T-clmik  der  Fabrikation  notoriseh  immer  nudir 
hinter  denen  Mitteleuropas  zarOck^ebliebeii.  Die  inteosire  Bodencaltur,  besonders  im 
Norddepartemeut,  hemmte  die  Gerinnung  zuckerreichcrer  Rtlben.  die  Ankaufsbediiiirunifen 


der  Steuer!res''t/^'-l)Uiiir.  vor  dem  (it-s.  r.  is^ü.  l«  .:>iri«?tigtf  ilie  Prodnrtioii  von  Zuclirr 
uicdhgen  (ietiaits  und  ermöglichte  ao,  ältere  i'abnkationsuiethoden,  die  in  Duutächland 
und  C^esterreieh  lingst  rerbeasert  waren,  beizubehalten.  Das  Diffasionsterfithrea, 
daa  technisch  beste  fs.  Wairner,  ehem.  Techno).  S.  (üK),  nifiass.  ii  S.  l  II  )  war 
noch  nicht  sehr  ?erbreitet.  auch  das  Osmose  verfahren  bei  der  Entzuck-rnu-.;  tier 
Melassii  noch  wenitr  und  in  manchen  anderen  Punctcn  war  di<!  Technik  /.uiiick  (s. 
antl.  Ber.  f.  l*^*»»».  Hnll.  XI.  3r.ti.  In  allen  diesen  VcrhältnisstMi  traten  indessen  unter 
d*'m  wachsenden  Dun  k  dt-r  ausl  uidisclien  ("oiicurrenz  seit  End«-  iler  Tl)er  Jahro  mehr 
Fortschritte  ein,  weiche  seit  dem  Ues.  v.  li>bU,  das  diese  Goucurrenz  noch  steigerte, 
lascher  vnd  bedeutender  worden,  besonders  in  Betreff  der  Pabrikationstechnik,  nainent« 
lieh  der  Au-d-  hnnn^  der  Diflusiun ,  der  Vcrbesserunjr  der  Siedi^apparato  u.  djyl.  m. 
Die  Ziirk'jiaiisbt'Uf''  wu(•ll^  m).  die  einzeln«Mi  Depart^-mt-nts  zeiut-Mi  nai  li  ihrer  Kuben- 
cultur  aber  erhebliche  Lulcrschiede,  di.-  altt  ii  Hauptsit/.e  dtir  luduatric.  Nord  und  Pas 
des  Calais,  kamen  nicht  mehr  so  vorwärts 

Mit  der  w<-nn  auch  zunüchst  nur  fa< ultativen  Eintuhrung  der  Kubcnsteuer  und 
Steoerlreihcit  der  das  gesetzliche  Minimum  Uberstcigeudeu  Ausbeute,  nach  (ies.  r.  lbS4, 
traten  dagegen  sofort  und  sdtdem  immer  omfassendererhebliche  Verindernngen 
im  K  ubcubau  und  in<ler  Fabrikationslechnik  ein:  einerseits  zuckerreichoie  Rubon, 
h'"dior>  I'r'  i>''  dafnr,  Versiirhe.  bei  der  Lieferung  und  dem  Ankauf  die  Rtlben  nach 
dem  Zucker;;ehalie  /u  liu/ahlen  —  ein«-  schwierige  bache,  weil  die  Methoden  zur 
Bestimmung  diesem  (iehalts  bei  der  Anwendung  auf  die  Kttbe  selbst  noch  vielfach 
v.-r>ai:en  und  dif  einzelnen  Rüben  starke  I  nterschiede,  /eisten  .  aber  auch  kl^  iii'^re 
Lnrttgsmenge  per  liectarc  und  entsprechend  relativ  geiiugcre  Mengen  t  Utteruugaruck- 
stinde;  anderseits  immer  weitere  Ausdehnung  der  Diffusion  an  Stelle  des  Pressver* 
fahrens,  mindestens  continuirliche  an  Stelle  der  hydraulischen  Pressen,  Verbesserung 
der  Si- ile.i].j>  irar.- .  Tiirl)iiien.  Filtrirung  und  anderer  technischer  BetrieliM-iii/ellu'itfii, 
vcriiiciiitc  Anwendung  der  Usmose,  doeh  nur  erst  in  einzelnen  Valien  auch  anderer 
neoerer  —  dem  Otmosererfahren  ttberiegener  (Ciaassen  S.  5S  ff.)  —  Melasseent- 
tncfcenuifsreEfahrfln  u.  dgl.  m. 

In  Folge  alles  dessen  lasehe  und  starke  Steigerung  der 
Znckeransbente  (In  Procenten  des  Rtlbengcwichts),  aber  freilich 

ancb  bald  ausserordentliche  Zunahme  der  steuerfreien  Mehraus- 
beute z  u  m  N  a  c  Ii  t  b  e  il  des  F  i  s  c  u  s ,  wodurch  allerdinj^s  die 
rasche  Verbesserung  der  Maschinerie  u.  s.  w.  ökonomisch  erleicbtert, 
öfters  wohl  erst  erniöj;licht  wurde.  Etwas  haben  durch  Preis- 
ermässigung  auch  die  C  ousutnenten  Vortheil  gehabt. 

S.  die  Berichte  im  Bull.  XVII.  171,  XIX.  10  J.  XXI.  2'.»s.  XXIII.  256. 
Abonnirt  waren  schon  im  ersten  Jahre  Ibb-l— bü  142  fou  449  Fabriken,  die 
aber  45  '/o       Production  darstellten  und  bis  auf  1  alle  die  gesetzliche  Ausbeute 

übertrafen,  im  Durchs«  hnift  um  2'.>.14"/ü  der  Steuerunschreibung,  um  22.40%  ^l^Jf 
Produrtioü  ;  im  zweiten  Jahre  waren  schon  325  von  4  Kl  Fabriken  abonnirt,  die  steuer- 
freie Mehrausbeute  betrug  :;i.21  7«  der  Production;  im  dritten  Jahre  waren  von  .HlM 
364  abonnirt,  die  genannte  Mehrausbeute  war  auf  3G.447a  gestiegen. 

Schon  ]'^^(]  wurde  amtlich  zuirestanden :  ..Das  neue  Steuersystem  habe 
alle  Wirkungen  gehabt,  die  i\x  erwarten  gewesen  wären"  (Bull.  XXI, 
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Die  Zttciuraasbente  (in  raffinirtem  Zoclcer  berechnet)  war  anter  dem  «Iten  Straer* 

System  etwa  5.5  Vo  '"^  Durrbschnitt.  ISS  i — S5  bis  ISSO  —  ^7  bei  <\cn  abunnirto»  Fabriken 
7.27,  8.12«  b.S7  ^in  Somme  9.34,  in  Aboe  9.17,  in  P.  d.  Calais  nur  i>.61,  in  Nord 
S.42)«  1887—88  ctu  9.5—9.75*/«-  I>er  Preis  der  Raben  war  z.  Th  nm  5—10*/» 
höher  wie  früher,  der  Ertrajr  p  licet,  aber  von  35,000  «if  30 — .'i  1,000  Kil.  gesanken. 
Die  Production  hat  sich  /.u  Ungunsten  der  Departements  mit  zuckerärmeren  Küb.nj 
Nord,  P.  d.  Calais,  die  frUbcr  au  der  Spit2e  standen),  zu  (iuusten  d-  rjeniiren  uur 
zackerreicheren  (Somme,  Aiine)  tiw$a  verschoben.  In  diesen  4  and  2  anderen  Departe- 
ments (Ois»;  un<l  Seine  et  Marne)  ist  si<-  iiorli  «  nnci  ntrirt.  Die  Durchschnitt-"sprodurtion 
einer  Fabrik  hat  sich,  zom&l  in  guten  Krntejabreu,  um  30  7o  ^höht  ;s.  o.  S.  670), 
eine  Biehtung,  die  aaeh  deatsdier  Erfshning  wohl  andaaem  wiid. 

PrsUieh  war  aber  die  Menge  des  als  Aasbentettbersehvss  sCeaerfreion 

heimischen  Zuckers  schon  in  den  3  ersten  Jalircn  des  neuen  Systems  von  30, G  aaf 
157.8,  des  französischen  Colonialzackers  von  11.1  auf  26.4  Mill.  ivil.  gewachsen  und 
die  so  gewährten  ..Prämien"  beliefcn  sich  in  den  3  Jahren  auf  25.4—44—72.1  MUL 
Frcs.!  (Ball.  XXIH,  256).  Dies  erklärt  die  erwKhnten  aenesten  fiscalischen  Ver- 
änden}ngen  d*  r  (ie->etzir<'bung,  welche  der  Staatscasse  wieder  einen  Theil  der  erUtteaeik 
Einbasse  gut  machen  sollen. 

Einige  bemerkenswertbe  Daten  seit  1880 — 1^82  ergiebt  noch  die  folgende 
Ucbenicht: 


1«»^1-S2 

1U84-85 

1§S6— 87 

4b6 

449 

391 

Arbeitstage  ron  Mlnnem  1000  .  .  . 

4975 

3592 

4280 

„           „    Weibt-rn  1  ODO  ,    .  . 

708 

436 

440 

.,   Kindern  1000  .    .  . 

658 

400 

383 

Verarb.  Raben  Mill.  Tonn  

0529 

4557 

4827 

Kubenpreis,  1000  Kil  Frcs  

20.S7 

1908 

23.97 

Rübenertr.  p.  II<  <  t   1000  Kil.   .    .  . 

H'i.H 

31.2 

31.9 

Rückstände  (pulpesj  lUOU  Touu.    .  . 

1572 

12U7 

149b 

Preis  daffar.  1000  Kil.  Pres.    .  .  . 

10.10 

8.61 

7.78 

Fabriken  mit  hydraul.  Pressen  .   .  . 

207 

149 

53 

„        „  continnirl.  ... 

12S 

141 

120 

„        „  DiÜ'usOren           .    .  . 

91 

159 

218 

Verband,  ß&peries  mit  hydraul.  Pressen 

9.Y 

.  61 

95 

„           „       „  rontinuirl.  „ 

91 

24 

23 

„          „      „  DilTusörcn    .  . 

19 

45 

66 

Totalzahl  der  hydmnl.  Pressen .  .  . 

2623 

1369 

572 

„        „   continuirl.    „  ... 

SOI 

960 

S82 

1214 

2818 

324U 

29,525 

53,5S0 

86,471 

99 

154 

289 

557 

10i»5 

lis4 

Zackerausbeute.  %       Rüben  .   .  . 

5.14 

5.99 

8.Sti 

7.27 

8.87 

„  niebtabonnirtra  Fabr.  .   .  . 

5.24 

6.60 

Die  Arbeitsldbne  sind  durchweg  etwas  horahin  gangeM .  um  ü— 7      —  auch 
beachlanswerth  (Ball.  Xl!(,  X(X,  XXII).     Die   amtlirlu;  Statistik  gesUttet  die 

Verändern ncren  aller  cinz<!lncn  wirhtigcron  te(  hnischen  Einrichtungen,  Apparate, 
Maschinen  u.  s.  w.  zu  verfolgen.  —  Fortschritte  hat  aach  die  Qualität  der  ge- 
wonnenen Zacker  gemacht  Immer  mehr  Fabriken  haben  sieh  technisch  in  den  Stand 

gesetzt,  Raffinaden  und  Candis  sowie  anderen  Zacker  von  98V.i  ^"'^  dArüb.-r  zu  er- 
zeugen. Eigene  ..räpiTios"  i  Entsaftungsanslaltcn'^.  getrennt  und  m«  lir  oder  woniger 
entfernt  ron  der  labnk  gelegen,  zu  der  sie  gehören,  sind  Frankreich  eigenthumlich. 

Die  Gonsomtion  hat  sich  in  den  Jahren  1884—87  auf  i.  D  428.5  WSL  Kil. 

erhöht,  ca.  11.2  per  Kopf,  also  seit  der  Mitte  der  70«  r  Jahre,  wo  sie  ca.  262  Mill. 
Kil.  odi  r  per  Kopf  <\i.  7  Kil.  war,  allerdings  wieder  stark  zugenommen.    Die  (iesetz- 

§ebang  von  ls'>4  kam  auch  in  ihrer  Wirkung  schliesslich  auf  eine  Ermässigung  de» 
teaenatzes  um  7«— Vt  hinaos,  wenngleich  es  fta^ch  bleibt,  inwieweit  das  in  den 
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Pn^is^^n,  also  für  die  ConsuiiK  iitLi).  sich  ausgedrückt  liat.  IMo.  Betlioiliii^iins-  der  Pro- 
üucüoiisliiiider  an  t\ov  Versorgung  des  Goiisums  ergiebt  sich  aus  deu  obon  8.  670 
angegeberii:!!  Zahlen. 

Den  StoueTcrtrag:  (incl.  Zflllc.  ctw««  abweichend  —  o.  S.  667  —  ron  Faur 
1>.  125,  im  Boll  XIX,  27M  f.  l^s;  „nd  1  ss;,  ,„it  itk.t  und  ITl.G  Mill.  anir.fjeben) 
hat  ilic  Gewinnung  dor  sttMierfi<'i«.-n  MidiraiisluMit--  Ix'i  KuIxh/ik  ker  und  die  (i-  w  ilmint? 
tler  bedeutenden  Abrechnung  bei  CoJunialzucker  wieder  erheblich  vermindert,  lb!>i» 
auf  13.1.8  (92.2  inn.  Steucni,  42.6  Zölle),  18S7  (pm.)  auf  120.1  (bez.  blM  und  3S.3) 
Mil!.  Fr  s.  Kin  solches  Ergebniss  drängte  unter  französischen  Finanzrorhältnissen 
nothweudig  auf  Musärcgeln  znr  \\  icdercrhöhnng  der  Einnahmen,  wie  die  getrolienea, 
hin.  Der  Eitnifr  der  ermässigten  Zuckersteucr  zur  Zuckcnini?  der  Weine  ist  hier 
inbegriflcn  (l<^^0  1T.2  Mill.  Kil.  mit  3.44  Mill.  FrcB.  Ertrag).  --  Rafßnirtor  Zucker 
für  Corsica  zahlt,  nebenbei  bemerkt,  nur  20  Frcs.  per  100  Kil.,  d.  h.  den  halben 
Satz.  —  (i  lue  ose  bringt  ausserdem  noch  2.ß — 2.7  Mill.  l'rcs.  jetzt  ein. 


bb)  Einrichtung  der  Znckorstener. 

S.  für  die  frühere  Zeit,  bis  issj,  Vignes  nnd  Block,  dict.,  Art.  sucre;  go- 
n.nuercs  in  Olibo  a.  a.  O.  Hauptgesttzc  und  Decr.  v.  1s4(j  und  1^52  (o.  S.  6r»0), 
auch  Ties.  v.  7.  Mai  lsr,4,  29.  Juli  und  30.  Dec.  1875,  21».  Juli  ISsO;  für  die  neueste 
Ztjit  bes.  Decrcto  v.  'M.  Juli  1SS4  t  HulI.  XVI,  2."»:'.  nnd  v.  2:..  AriL^  l''>7  (Bull.  XXH, 
229).  Uelier  die  Controle  der  Zusetzung  von  Zucker  zu  Wein  und  Ubstwciu  vor  der 
Gfthmng  zu  ermässigtem  Satze  (Ges.  v.  29.  Juli  1SS4  Art  2),  das  Decr.  r.  22.  Juli  1885 
iBnll.  XVin.  2('>!>u  Die  Grundsitze  des  Exercice,  der  Vcrsendungscontrole  u.  s.  w. 
j-ind  dieselben  wie  mf  andt^o'n  rjcbictt'n  der  franz«'isi"ic|ien  indirekten  Besteuerung,  so 
bei  den  tJeträiikeu,  in  der  Anwendung  modilicirt  nach  der  Technik  des  Gewerbes  und 
nach  den  sich  nach  letzterer  mit  richtenden  Besonderheiten  der  Uebenrachnogsaaf- 
gaben.  S.  daher  oben  §.  262  i. 

§.  270.  1.  U  e  1)  e  r  w  a  0  h  u  n  ii;  d  e  r  F"  a  b  r  i  k  c  n.  Uns  bis  18S4 
bestehende  System  der  Fabrikat  ,  bez.  Ilalbfabrikatbesteiicrung 
brachte  es  schon  an  sich  und  vollends  in  seiner  practischen  Durch- 
l'Uhrung  —  niittclst  tlcr  Saltniessnng  und  der  Feststellung^  der  end- 
giltigen  Mehrausbeute  darüber  hinaus  —  mit  sich,  da.ss  der  ganze 
Fabrikationsproc ess  von  AnfaDg  an  bis  zum  Schluss,  d.  h. 
bis  zum  Ausgang  der  Zucker,  Syrupe  und  Melassen  aus  der  Fabrik, 
bei  den  inländischen  Zuckerfabriken  (fttr  Rttben-  und 
StärkezQcker)  einer  strengen  nnd  beständigen  Ueberwachnng 
In  den  fiblicben  Formen  des  franzi^siscben  Exercice  unterliegen 
mnsste. 

Daher  für  diese  labriken  der  Lic enzzwang  {bO  Frcs.,  seit  1871  100  Pres, 
jährlirhi.  die  I><  elarationsp flicht  bezüglich  der  Angaben  Ober  die  ganze  Ein- 
riclitung  der  l^abrik,  ihre  technischen  Apparate  u.  s.  w.  und  die  weitere  vor 
jeder  C'ampagnc  bezüglich  des  technischen  Verfahrens  und  der  Arbeitszeit, 
sovie  die  Yerpflicbtnnf,  vorgeschriebene  nnd  controlirto  Kogister  über  die  einzelnen 
Opera tioiK'n  und  d-^reu  Ergebnisse,  ilber  die  "Mengen  nnd  Arten  der  fs,>'- 
wonnenen  l'roilucte  zu  führen  u.  dgl.  m.  Die  Stcu er beamten  haben  dann 
entsprechende  Zutritts-  und  Cuntrolrechte,  können  auch  wahrend  der  Betriebs- 
zeit in  der  Fabrik  dauernd  installirt  werden.  Sie  haben  die  A|)parate  und  die 
nporationeti  zu  überwachen,  einige  d<^r  b^tzt-  ren  durt'i-it  nur  in  ihrer  (Jegenwart  voll- 
zogen werden,  tcber  die  Prodoction  wird  amtlich  Buch  geführt  und  am  Anfang 
und  Scbluss  der  Gampagne  ein  InTontar  aofgonommen.  Dabei  constatifte  Fcbl- 
A.  WaKB«r,  Pinan2w{«ensrlMfL  III.  44 
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roengeo  gegen  das  Aubbeatemiitiuium  siud  im  i'riucip  steuerptiicbtig.  ebenso  hierbei 
emiUclte  MehniisbMteii  (■.  n«)*  Ventedtte  Mengen  u.  dgL  verdau  beschlagnahmt. 

An  diese  Bestimmirogen  ttber  das  Exercice  reihen  sich  weitere 

über  die  Einrichtung  der  Fabrik,  nm  llntersehleife  verhfitenn 
zu  können,  und  Uber  den  Verkehr  luit  Zucker  und  zuckerigen 
»Stoffen  an. 

Su  darf  eine  Fabrik  keine  innere  Verbindung  mit  fremden  Häusern ,  nur  einen 
prevAhnlidi  offenen  Hanpteingang  l»ben,  die  Fenster  mflaseo  in  Tergeschriebener 

W't  is.  vorffittert  sein.  HciniiHcher  oder  frcnxliT,  fertiger  oil.-r  unfertiger  Zu«  kor. 
byrup,  .Melasse,  darf  nicht  fon  anderswo  in  die  Fabrik  gebracht  werden,  falls  diese 
nicht  gleichzeitig  BkfBninnstelt  ist  Ais  Regel,  welche  aber  einige  Ausnahmen  er- 
leidet, gilt,  wie  bei  den  GetrSnken  (S.  648),  daas  jede  Versendung  von  Zocker  u.  s.  w. 

ang:«zo5(jt,  steucramtlich  trcprnft  un«i  in  powissem  ortliclieii  rinfai)«.''  (iiinirlialb  des 
Arrondisscments,  in  dem  eine  i-  abriii  liegt,  und  der  dies«  ui  .VrrüiiüiäöCUient  benachbarten 
Cantone)  nnter  Begleitschein  in  Form  eines  acqnit-ä-camion  (S.  G49)  gehen  mnss. 
.■\uch  sonstige  Formalitäten  (Zeit,  V'Tpackung-sarf)  t-ind  filr  die  Ver>enduii«r  ang<'ordn'-t. 
Die  Steuer  ist  im  Princip  bei  dem  Ausgang  de^»  Zuckers  aus  der  Fabrik  laliig.  Doch 
bestehen  cini^^e  öffentliche,  dem  Staate  gehörende  Entreputs  (Paris,  Lille),  in 
denen  der  Zui  ker  einstweilen  steuerfrei  <relagert  werden  kann .  sowie  Gewährung  von 
Steticrcred it  en  ^:cgen  Sicberstellung  auch  hier.  Fictife  Entreputs  {^jk  domicile") 
sind  bei  Zu*  1,.  r  ausst-srlilo^^sen. 

Zur  \'ei\  ollstäiuli^unjc  eines  solchen  Ucberwachun^ssy.stenis 
hUtte  allerdiiij^s  wohl  von  Antanp:  an  die  Unterstelhniir  nucli  der 
I{  a  f  I  i  ne  r  1  e eu  unter  das  Exercice  ^^eliört,  um  den  KohziRkerhezug 
zu  oontroliren.  Bei  diesen  ist  aber,  wie  oben  schon  bemerkt,  erst 
neucidings  eine  bessere  l  cberwachung  erreielit  worden. 

Dabei  muss  besonders  der  Kinirang  von  liolizucker  und  der  Ausgang:  von  Kafü- 
nade  bei  jeder  Anstalt  überwacht  werden.  Bezügliche  Declarationspllichlen  speciel! 
für  den  Eingang  der  ursprünglich  nur  bereits  versteuert,  später  nach  dem  System  d«)r 
../'■itw.'iÜL'-en Zulassung"  auch  einstweilen  steuerfrei,  unter  Sieherstellung,  zu  beziehemlon 
Kuhzuckor  bestanden  der  Controle  halber  auch  schon  früher.  Im  Princip  ist  auch 
hier  die  Stoner  beim  Ausgang  der  Raffinade  ans  der  Fabrik  Atlig,  wenn  der  Boh- 
zucker  unversteuert  bezogen  war.  Die  üeberwachung  ist  um  so  leichter,  da  die 
Rafßncric  in  wenigen  (iross- Anstalten  (jetzt  10)  coneentrirt  ist.  Aber  das  E.vercic  e 
bei  den  Itafiinerien  macht  allerditjgs  nach  der  Technik  des  ganzen  Betriebs  viel  grossere 
Sehwieriurkeiten  als  bei  den  Rolizui  kcrialuikeii.  S.  über  diese  Frage  und  die  Ver- 
handlung.n  betr.  die  Einführung  des  £xercice  lb71  tf.,  1875  Am6,  tariüs  de  douanes, 
l'ar.  l^Tti,  II.  im  II.,  '{(kJ  Ii: 

sj.  271.  2,  Besteuerungsmethode.  liier  ist  vornendieb 
die  Zeit  v(»r  und  nach  dem  Gesetz  von  1  1  zu  unterscheiden. 
Docli  sind  auch  in  der  crsteren  bei  der  DareliliihruDg  der  im 
Ganzen  beibehaltenen  Methode  Veränderungen  erfolgt. 

a)  Die  ältere  Methode  (bis  Von  Anfang  an  und 

bis  18M  war  die  inländische  Zuekerbesteucrung  als  Fabrikat- 
bezw.  Halbfabrikat-  (Rohzucker  )  Besteneraog  gedacht. 
Die  Verwaltung  mnsste  also  bemttht  sein,  das  gewonnene  Pro- 
dnct  naeh  seiner  Menge  und  Art  (Zneker  nach  den  Terscbiedenen 
Verarbeitungsstufen,  als  Rohzucker,  Raffinade,  Candis  n.  s.  w.  und 
nach  der  Qualität  oder  Sorte,  dem  Zuckergebalt,  Syrup,  Melasse) 
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festzustellen.  Darauf  h;it!ci)  aiR-li  die  Controleii  hinauszugeben. 
Man  wählte  nun  zu  dicscni  Ikhut'e  zunächst  den  We^  der  sog. 
Saftbesteuerung,  indem  man  aus  der  Menge  und  Dichtig- 
keit des  Zuckersaftes  vor  der  Scheidung  mittelst  des  sog.  Diehtig- 
keitsmessers  (Densimeters)  ein  stenerpfiichtigesMinimnm 
der  Ausbeute  an  Zacker  einer  bestimmten  Type  ans  den  JRttben 
festzustellen  suchte.  Alsdann  erfolgte  aber  zur  Correotur  dieses 
Eilgebnisses  erst  die  genaue  Feststellung  der  eventuell  dieses  Mini- 
mum fiberschreitenden  Znekerproduetion  durch  die  schon  erwähnte 
steueramtliche  Buchftthruug  und  Inventarisirung  vor  Be- 
ginn nnd  am  Sebluss  jeder  Campagne.  Das  also  corrigirte  Ergeb- 
niss  der  Saftbestenernng  wurde  der  Berechnung  der  Steuerschuldig- 
keit der  Fabrik  zu  Grunde  gelegt.  Die  Steuenuetliode  war  also 
zunäi-list  nur  nominell  die  der  (H  a  1  h  ■)  F  a  b  ri  k  at  Steuer,  indem 
die  Steuer  nach  Menge  und  Sorte  des  j'roducts  bloss  bemessen 
wurde,  eigentlich  war  es  die  einer  modificirten  Safts  teuer. 
Eine  reelle  Fabrikatsteuer  entstand  daraus  erst  durch  die  an- 
gegebene Correctur. 

S.  (Je?.  V.        Mai  Art.  7:  liic  Steiieransclin'ilniii^'^iMi  ' rlinr?-''-^  In  i.  rliii-  f 

im  ^linimuui  nach  Menge  uud  iJichtigkeU  des  der  Scheidung  untcrwortcncu  ^alis  im 
Vcrlialtniss  von  1400  Gramm  Zucker  erster  Type  auf  100  Liter  Saft  und  jeden  Grad 
des  I)en>imctera  über  100  Oirbtigkeit  des  Wass.-rM)  vor  der  Sclieidiing  bei  T.'ini  rr.itMr 
ron  lä*'  C,  wobei  Bruche  unter  '/lo  ^'^'^^  vernachJibäigt  werden.  Das  SattvuiuuieJi 
wird  nach  dem  Inhalt  der  Kessel,  unter  Abzog:  ron  lO^o.  berechnet.  (S.  Dnrcb- 
fiÜining  danach  bei  Olibo  III.  263,  Kegl.  v.  lv:>2,  Art.  9,  Olibo  p.  298.  Et^ 
läutemng  bei  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie.  S,  124  tl.)  Die  anu-enoinniene  Gramm- 
Zahl  hat  gewechselt.  Im  Ges.  v.  V.t.  Juli  ISSO,  Art.  21,  iat  der  Ansatz,  aul  12U0  Gramm 
rnfl  Zackexs  für  das  Hectoliter  bestimmt  worden. 

Als  Saftsteaer  bat  diese  Steoermetliode  die  jener  ankleben« 

den  Mängel,  vor  allen  den,  dass  aus  der  Saft  dich  tigkeit  nicht 
sicher  und  nicht  gleichmäsfsig  auf  den  Zuckergehalt  gcseidossen 
werden  kann,  —  Zuverlässigkeit  des  Densimeters,  Sorgfalt  der  Be- 
obachtung, Integrität  der  ControKjeamten  selbst  vorausgesetzt, 
Voraussetzungen,  welche,  zumal  früher,  auch  nicht  immer  zugetroffen 
sein  sollen.  Auch  wirkt  die  Saftsteuer  nicht  gleichmässig  auf  die 
Besteaerten  nnd  veranlasst  unter  Umständen  unökonomische  Be- 
triebsoperationen. Ohne  Hinzutritt  der  scharfen  Betriebseon- 
trolen  mittelst  des  £xereioe  nnd  schliesslieh  der  Versen dnngs- 
controle  nnd  insbesondere  ebne  die  Correctur  durch  die 
Bestandaufnahmen  wttrde  die  Saftsteuer  mit  durchschnittlich 
missigen  Ansbeuteminimis  ToUends  unzureichend  bleiben.  Die  Er- 
gänzung dieser  Stenennethode  nach  diesen  Seiten  war  also  fiscal isch 


ganz  folgerichtig. 
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Was  in  Kaufmann 's  parätulluog,  Zuckcrindustrie ,  8.  12(i,  uiclit  recht  erkannt 
wird.  (Unricbfif  hier,  dass  gering:ere  Ei^ebnisse  bei  der  Cootrole  KacUlne  bedingten. 

I)i<^  1".  lilm^ng:)  n  sin»!  steuerpflirhti^  nach  Oos,  v.  Is4n.  Art.  s.  doch  kann  dnrch  den 
I  itianzniiiiistcr  eine  Ilelreiiinn:  t  rlVilL-on.  Decr.  v.  7.  Jan,  l*>(iO,  Art.  1,  Olibo  III, 
2r,|.)  S.  die  Kritik  der  Safisteii.  r  von  J.  Wolf,  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  38,  S.  309. 
Wenn  man  die  Aubheutominima  bei  der  Snftsteuer  nicht  /u  hoch  ansetzt  und  dann 
AbonncHK-nts  L'i  wjllirt,  l)ei  denen  die  Mehraiisbeute  steiierfn^i  bleibt,  wie  in  l-YanU'  i'  Ii 
nach  d.  (ics.  v.  2ii.  Mai  ISOU,  su  kann  die  Saftstcucr  einigermasscn  ähnlich  wie  die 
Rohstoffstener  oder  vie  eine  andern  Paaschalirongssteuer  wirken,  nimlich  gewisse 
tcrhni^rhe  Fortschritte  prlniiir<'ii(l.  nmli  wiren  die  Erfahrung:en  in  d-  ii  w.-uigen 
Jahren  des  Bestehens  dieser  Einrichtung  nicht  >,ainstig;  die  letztere  kam  nur  einigen 
Oegenden  mit  zuckerreicherer  Hube  zu  Gute.  So  <rab  man  sie  1S64  (Oes.  y.  7.  Mai, 
Art.  4)  wieder  anf  (Olibo  III,  239,  Wolf,  Flnan/ar<h.  III.  60).  Vur  der  Keform 
V.  dacli'e  man  wieder  an  diese  Saftstt-uer  mit  Abonnements,  gab  aber  dann  doch 

der  Kubcnäteuer  den  Vorzug  (Wolf,  im  i'iuauzarch.  III,  52,  der  Agricultarrath  hatte 
sich  für  die  Saftstener  ab  weniger  revolntionirend  wiikend  erklirt).  Ueber  die  Be- 
tii.  bsrontmli'  und  die  Inventarisirun^en  u.  s.  w.  b'^s.  K<^;;lcui.  v.  1.  Sept.  1S52,  bei 
ülibo  III,  2b')  11.  zur  Ansftthruug  des  Uecrets  r.  27.  März  1S52. 

Jene  Correctnr  der  Ergebnisse  der  Saftsteuer  dorch 
die  Betriebsoontrole  enthält  aber  eine  neue  sehwierige  Auf- 
gabe, nftmlieb  die  Zuckersorten  und  Qualitäten  richtig  fest- 
zustellen, um  die  nach  diesen  bestimmten  Steuersätze  anzulegen 
und  die  Mengen  und  Arten  der  l'i(»ducto,  welche  die  Invcntaiisirung 
cr.:;icbt,  mit  den  Anschreibungen  und  Vdiiäufigen  Heiastungen  nach 
der  Sal'tprobe  zu  vergleichen.  Ilierldr,  sowie  fllr  die  Verzollung 
und  die  l'erechnung  der  A  u  sf  u  h  r  v c  r g  11 1 u  n  ge  n  t'Ur  Raffinade 
bediente  man  sich  des  (ursprünglich  holländischen)  Systems  der 
Classification  der  Zucker  nach  der  Farbe.  In  der  Anwendung 
dieses  Systems  trat  aber  die  Vereinfachung  ein,  dass  man  je  eine 
Anzahl  dieser  sogen.  Farben  typen  in  Eine  Kategorie,  zu  einer 
Normaltype  snsammensog,  nach  letzteren  Typen  die  Steuersätze 
und  die  Umreehnnngszablen  zwischen  Baffinade  und  Rohzucker 
bestimmte  und  jede  vorkommende  Zuckerqualität  auf  ihre  Type 
zurückführte.  Hierdurch  wurde  die  Besteuerung  des  einheimischen 
Rabenzuckers  wie  die  Verzollung  des  Colonial-  und  fremden  Zockers 
also  wieder  in  eigenthfimlicber  Weise  modificirt.  Die  „Pabrikat- 
.steuer"  nahm  die  Gestalt  einer  Steuer  nach  solchen  Ty penclassen 
an,  ihr  „ Q u a Ii  t ä tsstcu e r fus s''  ward  von  vornherein  vielfach 
ein  ungenauer,  da  jede  Type  Zucker  \  erschicdencn  (Jehalts  um- 
fasste,  der  Steuersatz  also  hrdier  lilr  Sorten  an  der  IJntergrenzc 
der  Type,  niedriger  für  die  an  der  Obergrenze  war.  Dies  lührte 
unvermeidlich  zu  liscalischen  i^enachthciligUDgeu.,  auch  zur  liin- 
drängung  der  Zuckerpro duction  in  einseitige  technische  und  damit 
<"»fters  unökonomiscbe  Richtung  und  zur  Verwandlung  der  Aus- 
fuhrvergUtungen  in  Ausfuhrprämien. 
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Die  Bc2>tiuiiuua<;oii  uhcr  ilie  Zahl  und  Urciucu  der  Ty]>oii  haben  gowccbselt 
Irn  Os.  r.  ."!.  Juli  ls4()  wurden  3,  Typen  f.  Koli/aickcr  untrrscliicdcn ,  tt.it  4  Steuer- 
Mufcu:  für  üie  en>te  Type  und  Nuancuu  darunter,  ^wibckcii  dur  cn>tcu  und  hin  zar 
zveiten  Type  incl..  Ober  der  zveiten  und  bis  .xar  dritten  incL,  ttber  der  dritten, 
danach  2r»  -27.75  :<0, 50  . JD  Khm.  f.  100  Kil. ;  mit  let/.fen  r  Kat.-L'orie  i;I.  i(  h- 
gcätcUt  Zucker  in  Broteu,  {geringer  ah»  Mulk  ^oder  quattrc-ca^soDs) ;  endlich  al:>  (  ine 
nnfle  Ciasso  Melis  u.  s.  w„  nach  Candis  za  96.10  Frcs.  Verindemnfren  der  Clasäi- 
fi.-ati-.n  und  Sfeuorsritze  1S5I,  1852,  1S60,  1S64.  Das  ti  v.  7.  Mai  l^dl  uniersrhied 
Küli/ih  k.T  i''i|.  ri  Cr-prunus  in  zvei  Clausen,  unter  Nu.  13  mit  12  l'rrs.,  Nr.  I,*!  bis 
iacl.  20  mit  41  i'roti. ;  ausserdem  dem  raflinirteu  iihulichüu  ^poudrcs  blauchcs)  ubur 
Ko.  20  mit  45  Pres.  Steuer,  raff*,  inland.  und  aus  den  französ.  Gdonieen  mit  41  Frcs. 
Dieselbe  Clasäificatioo  auch  in  den  Tarifen  nach  dem  Kriege,  1^71,  1S72. 

Di«'  internationale  Zuf  kcrronvention  von  l^iW  lestc  ilin'ii  IJ-'  tiinnniiii.M  n 
ebeofidbi  die  Classiücatiuu  uacli  der  i'arbu  zu  Gruudc.  I'rovi3uri:>ch  wurdcu  als 
Slinima  des  Ausbriofcens  ron  Zoeter  beim  Baffiniren  4  Glassen  angesetzt:  auf  je 
100  Kil.  hell.  Type  is— 15  die  1.  Cl.  mit  S7  7„  raff.  Hutzucker.  Type  11-10  die 
2.  Cl.  mit  bö'Vo,  'i'ypc  die  3.  U.  mit  bl,  unter  7  die  4.  (Jl.  mit  7ü,  wobei  die 
Zvisrhcnsortcu  zwischen  2  Oasscn  mr  unterwi  gehören  sollten  (Art.  1  d.  Cuurentiuu 
V.  Nmv.  isr,4.  Darüber  Circ.  v.  25.  Juli  lb03,  Preuss.  Hand.-Arch.  1S66,  I,  232). 
Darauf  wiird<  n  in  KUn  praftis<he  V.-niurho  von  eiiur  (.'onimission  der  ("Conventions- 
machte  angu6telit.  wonach  dann  für  die  gen.  4  (/lassen  als  Ausbringen^proceutu 
nonnirt  wurden:  iM,  &8.  SO,  07  (Declar.  v.  20.  Nov.  lS6t>,  Preuss.  Hand.-Arch.  ISG7, 
I,  233).   Ueber  die  Wirkungen«  r.  Kaufmann,  Ztiek<  rind.  S.  1.11. 

Das  (les.  V.  Dec.  1**75  unterschied  in  di-n  Artikeln,  weli  li-'  1».  i  Nioht- 
ratiücatiou  der  neuen,  am  11.  Aug.  1^75  zu  lirii^sul  abgcschiüäseneu  (Jouveutiou  in 
Geltung  traten,  2,  bezw.  3  Glassen  fttr  den  Verbrauchsstener  zahlenden  Zucker, 
1,  bczw.  5  für  den  /•  itwcilig:  in  den  Haffinerieen  /nLrrla— -  n  n .  bebtlia  Ausfilhr  der 
Bafßnade  (s.  o.S.  Oü'J,  Uliboill,  22:^,  221'. —  Der  zur  Au  blüh  r  kommende  firanztto. 
Kohzacker  war  sfcnerfrei  ((les  r.  23.  Mai  ls»50.  Art. 

Der  hesondiMC  Maiifrcl  Jeder  <'lnssitieatiuu  der  Zucker  nach 
der  Farbe  lio^t  in  der  l ' n Sicherheit  des  Schliis.ses  ans  der 
Faihe  auf  den  wirkliclien  Zuck  er^reh  alt,  spcciell  auf  den 
Grebalt  des  Kohzuckoi  s  an  kn  stallisirbareni  Zucker.  Ausserdem 
ist  eine  künstliche  Dunklert'arbung  des  Zuckers,  um  den  Steuersatz 
zn  erniässigcn  oder  die  Austuhrverglitung  zu  erhöhen,  ohne  weseDt- 
licben  Nacbtheii  nod  ohne  Einfluss  auf  den  Zuckergehalt  auszn- 
fHhren. 

S.  J.  Wolf,  Tab.  Zisrhr.,  B.  S.  317,  nach  (Junning,  über  Sa.-eharimefri.', 
licrl.  1S75.  Aurh  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  KU  If. ,  wo  aii<  Ii  no(  Ii  des  Ueb<^!- 
staüds  gedacht  wird,  das.s  die  der  Eiuächützong  zu  Grunde  liegenden  Normalmuater 
tich  nllmilig  selbst  Terindeni. 

Diesen  Schwierigkeiten  und  Uebelständen  hat  die  französische 

Gesetzgebung  dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie,  nach  einem 
schon  früheren,  aber  bald  wieder  aufgegebenen  \'er8uehc,  die 
saccharimetrische  Untersuchung  statt  der  Farbentypen  der  lle- 
steucrung  zu  Grunde  zu  legen  ((u'sct/.  \<>]n  1.!.  ,Iuni  1S.')1),  die 
Verwaltung  erniäclitigte,  in  Zweiiclsfüllen ,  wenn  die  Nuance  des 
Zuckers  seinem  wirkliehen  Zuckergelialte  nicht  zu  ent.sprecheu 
schiene,  eine  amtliche  Prüfung  nach  den  saechari metrischen 
Procednren  zu  yeranlassen.   Bald  wurde  dann  dies  Yerfahren^i*^ 
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gemein  angewandt ,  wenn  Zacker  vom  Fabrikanten  nicht  über 

Type  20  von  vornherein  declarirt  worden  waren. 

Gesetz  r.  29.  Juli  1S75,  Art.  3  und  Gesotz  v.  30.  Dec.  1S75.  Die  dabei  an- 
gewandte Specialmt'thode  ist  die  sogen,  opti.schc,  mittelst  de^  Polarimeters 
(s.  Wa>!:ner.  ehem.  T.chnol.,  S.  694).  S.  die  Durclifuhrunif  bei  olibo  III,  223  ff. 
Der  Fabrikant  liatte  <i.is  K-'clit,  wenn  der  ZuckcTiicli  ilt  nii  ht  mit  der  Nuance  überein- 
btiiDjnte,  denselben  dcclariren.  Bes.  bei  Verdacht  künstlicher  F&rbuDg  wurde  die 
sacchariiD.  Untenaebang  wichtig.  In  Hatiptsiuen  der  Znckerindastrie  wurden  Onter- 
suchun^bureaux  eintr'Miclitet.  in  Paris  ein  Centralbureaii.  an  welche  die  orforderlichCD 
Proben  geschickt  werden.  8.  auch  (ies.  v.  lU.  Juli  1S80,  Art.  18.  Bei  der  Üm- 
recbnnng  ron  Rohzucker  auf  liaflinade  werden  dann  das  Aasbringen  nach  der 
polarimetrischen  Analyse  veranschlagt  und  fiir  die  Nichtzucker-Bestandtheile,  welcho 
da^  Krystallisiren  hindern.  Abzüge  g-ewährt,  wie  früher  schon  bemerkt  wurde  (S.  669) : 
iUr  Glucosebeätand  das  2  fache,  für  Aschenbe^taud  da;>  4  fache  (früher  5  fache),  beides 
wohl  zu  hoch.  S.  Wolf,  Tob.  Ztschr.,  6.  88,  S.  318,  664. 

Auch  diese  Prtit'ungsiiicthode  ist  indessen  mit  \v e s  en  t  lie  b  e  ii 
M  ä  n  c  1  n  behaftet,  die  sich  Insber  nicht  beseitigen  liessen.  Ihre  Ergeb- 
nisse sind  nicht  genügend  .sicher,  dieCoetücienten  lUr  die  Abrechnung 
der  NichtzQckertheilc  sind  ebenfalls  nicht  alliM^itiein  ^euau  bestimni- 
bar  und  gleichmässig,  die  angenommenen  beruhen  aul'  Muthniassong 
und  sind  wahrscheinlich  immer  noch  zu  hoch,  also  für  den  Fiscus 
sn  nngflnatig  nnd  störend  fUr  gleichmässige  Besteuerung.  Auch 
lassen  sich  künstliche  Beimischungen  von  Nichtzncker- Stoffen 
machen.  Endlich  ist  die  Metbode  in  der  Praxis  schwierig  anzu- 
wenden,  so  dass  man  sie  auch  deswegen  als  nicht  geeignet  zur 
definitiven  Beibehaltung  bezeichnet  bat.  Die  i.  J.  1884  wenigstens 
bei  der  Inländiscben  Znckerbesteuerung  erfolgte  Aendernng  ist 
durch  solche  KrwUguniL;eii  untcrstüzt  worden.  Kiu  Fort>chritt  war 
es  aber  injuierhin,  dass  das  Gesetz  vom  l'J.  Juli  1880  von  der 
Tarifirung  nach  Classen  zu  derjenigen  nach  dem  wirk- 
lichen Zuckergehalt  auf  Grund  der  characterisirteu  sacchari- 
metriscben  Anal^äe  Ubergegaugen  ist. 

S.  T.  Wolf,  Tab.  Ztschr.,  B.  38,  S.  318,  661.  nach  Gunning's  ol.  u^enwiator 
Schrift.  Das  saccharimetiisi-he  ProM-in  ist  schon  als  wi.v«;eii5cliarLlichejJ  ein 
schwieriges,  die  Benutzung  der  baccharinictr.  .Methode  für  die  Praxis  vollends  nur 
bedingt  solissig. 

§.272.  b)  Die  neue  Hcsteuerungsmcthodc.  Die  durch 
das  Gesetz  von  1884  eingeführte  eigentliche  Rti  b  e  n  besteuernng 
ist  natürlich  auch  für  die  i;anze  Einrichtung  der  Steuer  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden.  Die  Saltsteucr  wurde  dadurch 
beseitigt,  zunächst  in  den  abonnirten  Fabriken,  seit  1.  Sept.  18b7 
allgemein.  Die  bisherigen  Controlen  konnten  geändert  werden,  an 
ihre  Stelle  trat  eine  um  so  sorgfältigere  Controle  der  Einbringung 
von  Kuben  in  die  Fabrik  und  des  Rttbengewichts.  Jene  Controlen 
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hätten  selbst  grossentbeils  fortfallen  können.  Ihre  ßeibebaltiui^ 
hatte  jedenfalls  bei  strenger  und  folgerichtiger  Durchführung  der 
K'iibenstcuer  in  der  Kegel  keine  direct  liscalische,  steuertechnische 
Bedeutung  mehr,  sie  boten  indessen  das  Mittel  zur  Krgünzunf::  der 
Kül)eneontrole  und  dienten  ausserden»  zu  statistischen  Ermittlungen, 
welche  auch  fiir  die  Verwaltung  werthvoll  sind.  Seitdem  dann  die 
zunächst  steuerfreie  Mehruusbcutc  an  Zucker  Uber  das  gesetzliche 
MinimalaasbriDgen  hinaus  wieder,  wenn  auch  nur  zu  einem  mässigen 
Satze,  mit  versteuert  und  nach  ihrem  Betrage  die  (juote  des  stener- 
freien  Abgangs  beim  französischen  (*olonialzucker  bemessen  wnrde 
(S.  674),  war  die  genaue  Ermittlung  des  Betrags  dieser 
Mehrausbeate  wieder  fisealiseh  geboten  und  mussten  dafUr  die 
Betriebs-  und  die  Versendnngscontrole  wie  bisher  verbleiben. 

Hei  (h'Y  neuen  Steuerniethode  ist  ferner  die  bei  der  Fabrikat- 
steuer niöglielie  einfaebe  Frcilassiin^-  des  zu  exportirenden  Roh- 
zuckers von  der  Steuer  —  er  ging  zu  diesem  Behuf  unter  Begleit- 
schein (ac(iuit-a-caution)  an  das  Grenzzollamt  —  nicht  mehr  aus- 
fuhrbar. Es  muss  vielmehr  eine  Ausfuhrvergtltnng  auch  fUr 
den  Rohzucker  festgestellt  werden.  Diese  wird  freilich  hier,  wie 
bei  Raffinade  zu  hoeh,  wenn  sie  einfach  gemüss  der  gesetzlichen 
Mioimalausbente  an  Raffinade  ans  den  Ro6en  bestimmt  wird.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  setzt  sie  bei  der  Anwendung  auf  Rohzueker 
erst  eine  Umrechnung  des  Steuersatzes  für  rafifinurten  auf  den  lUr 
Robzucker  voraus.  In  diesen  Fttllen,  wie  auch  bei  den  Einfuhr- 
z Tillen  muss  daher  zur  Feststellung  des  Zackergehalts,  insbesondere 
der  Uohzucker,  die  sae e ha  ri  metrische  Untersuchung  bei- 
b ehalten  werden,  wie  das  auch  in  Frankreich  geschehen  ist. 

In  diesen  Pum  t.-ii  i.->t  ilif  frühere  (iesef/;:»-lmim:  in  Kraft  g'-blirlien ,  tipcci«-!!- 
Art.  IS  des  (ii'S.  V.  I^^0.  S,  die  Tarif'bobtiuimuiigcii  des  (ies.  v.  ISSl  oben  .S.  (»73. 
I>.i3  N  liiere  der  Controlc  l)ei  der  Kuljensteiier  l»e->tiMunt  da»  Ucer.  v.  'M.  Juli  1S**4 
(Bull.  XVI,  253.  im  Au>/i]tj  bei  Wolf,  Finanmcli.  III,  54),  ei^g^&üzt  dureh  das  Decr. 
V.  25.  Aug-,  1^"^7  iHull.  XXII.  2'.".i'.  Die  ('<intrul'-  li'  triüt  vonieudi'  h  die  Waag^e- 
apparatu.  die  amtlich  geprüft,  mit  aatomatischem  Zählwerk  rcrsebou,  gcgoit  willkür- 
liche Beeinflaasongeu  geschUtkt  sein,  zu  dem  Zireck  EinrichtiiDgeD,  Schlosser  a.  dg  1.  m. 
haben  müssen,  zu  denen  die  N'rrwMltimg  die  Sl•hlüs■^el  iji  der  IImhI  hat,  Siegel  in- 
Ict^cn  darf  u.  s.  w,  (spec.  Vorschriften  im  Deer.  v.  l^sT);  ferner  die  Zugäugo  zur 
Waag«-,  die  gegen  geheimes  Einbringen  von  Huben  zur  Verarbeitung  geschützt  und 
SO  be^chaf[en  »ein  uUsAen,  dass  der  Controlbeamte  von  meinen.  Platze  aus  die  Waage 
srut  übersehen  kann.  Di-'  \  >  rwicgunfren  pex  hehen  in  Minini.dmen£r''n  von  501»  Kil., 
die  Beamtüu  fuhren  Buch  darüber,  nach  dcu  Aufzcichiiungeu  wird  täglich  die  1  abnk 
;«iDl8s  den  gesetzlichen  RcdnctionsaStzen  belastet.  Die  Fabrikanten  mOssen  mindestens 
1  Monat  vor  Beirinn  dei  Arbeit  der  Controlbehörde  den  Plan  des  Waafjccapparates 
un«l  der  f;anz(  n  Hinrichtung  der  labiik  eiiiivirheii ,  die  Herstellung  der  Waage  muss 
mindeätcns  1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeit  en  Ijcendigit  sein,  ohne  vofKängige  Anzeige 
und  Ziiscifflmtuig  der  ContiolbehOrde  darf  weder  an  Waage  noch  £inrichtvug  der 
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Falmk  <  twa.-»  rorandcrt  wonlon.  Die  l'abrik.uiten  mllSSeD  aucli  in  nmtli'-h  irolirfort.- 
Register  Kiutraguugen  über  ihre  Opunitiuiica ,  den  gcwouiicauu  Zucker,  inachcii. 
worOber  die  Decreto  das  Eiu/^dne  näher  bcstiinmon.  Diü  amtlicheo  InvcntariäiruQgcD 
erfolgen  io  der  früheren  Weise.  Die  Bel  i  tu;  -  u  und  Stouerfreibeitcn  l>t>timinten 
sich  anfangs  aber  nur  nach  den  i^esctzliclu-n  lü  «luctions/iHerii  von  raffiii.  Zu<  kcr  auf 
Rüben.  Der  der  Mebrauäbeute  über  das  Miiiiuium  hiuaui  cub])rechcudc  Zucker  kamt 
sleaerfrei  renandt  werden,  bezv.  vnterlifgt  er  jetzt  nur  der  Erginziingsbteiior 
dafür,  sobald  die  rrotln'  don  die  ce-ctzlichi-  l?elastung  uh.T^f  'iirt.  Kolizuckt-r  und 
3Ielas8c  können  jeut  auch  aus  anderen  Fabriken  bc/^gen  werden.  Bei  den  Eni- 
lastUDgeo  erfolgt  die  Umrerhnun.!:::  der  Rohzucker  aof  Raffinade  nach  den  Bastimmungen 
des  Ges.  r.  18^0,  Art.  IS,  also  nach  sacchaiimctr.  Feststellung  s  Zurkerg^ehaltsi; 
nach  Ges.  ?.  4.  Juli  1*»S7  w  rth  n  K'dh/ii-  ker  von  mindestens  \u\<\  hi^'  li>t.'ns  '.>*^"/„ 
zur  EnUastUDg  der  Coutcn  lur  „zeitweilige  Zulassung*'  nach  dem  KeiuergebnidS  au 
raff.  Zocker,  gomiss  den  BestimiDangen  des  Ges.  t.  18$0,  aber  mit  Abrechnonig  ron 
ab  „Abgang"  ancos'tzt.  Der  Zuckergehalt  der  M-  I;t-^>c  ist  vom  VursciKlcr 
zu  declariren,  doch  nicht  unter  157o»  wobei  Mclassevcrseudungeu  an  Destillerieen 
oder  ins  Ausland  anfangii  keine  Entlastung  bedingten.  Nach  des.  r.  4.  Juli  1SS7, 
Art.  6,  werden  letztere  Versendungen  der  Fabriken,  welche  kein  <  »ninoije verfahren 
haben,  mit  d-.-s  (iewichts  liei  Mela>sen  von  weni,i:>tea5  II",,  des  ab^ülut«■^ 

Zuckerrcicbthums  zur  Entlastung  gut  geschrieben.  Bei  Mclai^verscudungeu  von  einer 
abonnirten  Fabrik  an  die  andere  wird  dio  Enthstang  beim  Versender  und  die  Be> 
lastung  beim  Empfänger  auf  1  l  Kil.  rall.  Zu«  k(  rs  fur  1<m)  Kil.  Mi-lassc  angerechnet. 
Das  Decr.  7.  hat  auch  noch  besondere  Dedarationspflichteu  für  die  l'abrikeu, 

vebdie  das  Osmoscrerfahren  anwenden,  eingeführt.  —  Einige  Specialptlichteu 
sind  den  Flabriken  und  Raflincriecn  dur«  Ii  Ho^.  v.  27.  Mai  I8S7  w  -en  der  Erhebung 
des  Stcucrzuschlags  filr  den  läshcr  sclion  steuerpflichtig«  n  und  der  Specialtaxe  dr's 
bisher  —  als  Ausbeuleuberschuss  u.  s.  w.  —  steuerfreien  Zuckers  auferlegt  worden.  — 
In  den  S  Znckercotonieen  Qnadcloupe,  Martinique  und  RAunion  sind  jetzt  auch  eigene 
amtliche  Laboratorien  fur  die  Analyse  der  exportirten  Zocker  eiog^chtet  (Ges.  rom 
13.  .luli  issti,  Art.  .']). 

Bestreitungen  be/.iiglich  der  richtigen  Voraidagung  der  Zuckersteuer .  dalicr 
io8besond<re  betrellend  die  Menge  und  den  Zuckergehalt.  Seitens  der  Fabrikanten, 
Kaffiueuro  gehen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  der  indirecton  Besteoerong  an  die 
dureli  ^^(■^.  v.  27.  Jtili  1SJ2  für  Mjlche  l'.ül«'  •■ingerichtete  Ex pe  rt en com  m  issi t»  ii 
lUT  Eulschciduiig  im  coutradictorischeu  Verfahren  y.Decr.  v.  27.  März  lbd2,  Art.  4, 
RcgI.  f.  1.  Sept.  1852,  Art  20,  Olibo  III,  .30S). 

Die  Strafandrohongon  der  früheren  Gesetze  sind  noch  in  Kraft  geblieben. 
.Tcde  A"erlet/ung  der  Gesetze,  Reglements  u.  s.  w.  ist  mit  1000—5000  Frc3.  und 
Cunliscatiou  der  Zucker,  Sj'nipe,  Mela>sen.  di«-  fraiididtts  fabririrt,  verhehlt,  fort- 
geschickt sind,  bedroht,  im  Wiederholungsfälle  kann  die  Strafe  auf  daa  Doppelte 
steigen  (Ges.  r.  1846,  Art  26,  Decr.  v.  1852,  Art  7,  Ges.  r.  30.  Dec  1873,  Art.  3). 
•Nach  d.  Decr.  v.  1^52  kann  auch  bei  mehr-  als  /,«eirnali;;er  StrafTälligkcit  vom 
Finanzminister  Schluss  der  Fabrik  angeordnet  werden  (ob  noch  geltend?).  Das 
Ges.  r.  4.  Juli  1887,  Art  4,  bat  ausserdem  alle  Manipulationen,  um  die  Waagen  zu 
fldschen  und  Uber  das  Gewicht  der  verarbeiteten  Koben  zu  täuschen,  mit  der  doppelten 
Steuer,  welche  auf  diese  Weise  seit  Beginn  der  ranipajrnc  enf/.og«  n  werden  konnte, 
und  mit  dem  Vierfachen  im  Wiedorholungsiallc ,  bedroht.  —  Das  Straf  verfahr  eu 
ist  das  allgemeine  bei  den  indirecten  Stenern  (S.  606). 


cc)  Rückblick  und  zur  Kritik. 

In  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  und  im  vorausgehenden  Abschnitt 

von  der  Einrichtung  der  Zuckerbesteuerun^  bind  die  nOthi^en  kritischen  ErOrtwongen 
bereits  an  den  Orten,  wo  es  der  Zu>an)menhang  mit  -\^-h  brachte,  gro^srnthcils 
eingefügt  worden.  Dahi-r  hier  nur  noch  einige  kritische  Bemerkungeu  ail- 
gemeiuer  Art  tiber  den  ganzen  Gang  der  Steueren twicUung  und  specicU  bloss  noch 
Uber  die  neogewählte  Form  der  Kubeusteuer.  Auch  hier  wird  die  wiehtige  band  eis- 
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pol itis eil c  Seite  der  Zacker-ZoUfinigo  oiid  der  Ausfulii-vi>r<;iitungen  nicht  weiter 

v<'rfoIi:f.  S.  il.inilMM"  ausser  den  genannten  Sclirift<:ii  ihhIi  Arn-',  ctu  1.  tiril's 
de  douaaeä,  1,  cli.  Ib  u.  22  sowie  uamciUiich  Lcxis,  die  it&iwts.  Au3luhi|a\imicn, 
Bonn  1870,  passim  o.  hes  Abschn.  VII. 

273.  Die  franzr^siaihe  Zuckerbesteuening  liefert  ein  gwtes 
Beispiel  der  ansserordentlicbcu  Schwierigkeiten  und  völlig  gar  nicht 
ZQ  lösenden  Conflicte,  in  welebe  man  in  der  Stenerpolitik  durch 
die  Verqnicknng  sich  kreuzender  finanzieller  und 
Bchotzöllnerischer  Interessen  gerfttb.  Die  Versuche,  diese 
Interessen  zu  versöhnen,  —  anfangs  besonders  zwischen  Fisous  und 
fremder  Znckereinfnhr  einer-,  heimischer  Raffinerie  nnd  französischen 
ZuekercolüDien  andrerseits,  später  zwischen  dem  Fiscus  und  auch 
der  heimischen  Zuckerindustric  und  wieder  zwischen  letzterer  und 
der  Kaffinerie  und  zwischen  UUhenzncker  und  Culonialzuekcr,  auch 
beiden  letzteren  und  freuKlcm,  neuerdings  besoudcrsniitteleuropäischem 
Rübenzucker,  —  durchziehen  wie  ein  rother  Faden  die  Geschichte  der 
Zuckersteuer  seit  mehr  denn  70  Jahren  und  bedingten  ihre  ewigen 
V^eränderungen,  bald  der  Tarife,  bald  der  Eiurichtungy  ohne  dass 
bisher  etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre. 

Btld  warde  das  fiscalisclie  Interesse  zo  sehr  pre  isgegeben,  wie  jüngst  wieder  im 
(jeüctz  von  lss4,  und  uiussti!  wulil  cdi  r  übel  riue  Wiedergutmachung  .  liul- -n.  bald 
inarlite  sich  das  Intep'sse  'Icr  ivafiini  rir,  i\<-i-  Culoniecn .  der  inländischen  Kohicuckcr- 
productioü  loeUr  gellend  und  luhrte  zu  Yeiitnderuugen  der  (ieaetzgebung,  aber 
niemals  g^elaiif  es,  die  drei  Interessentea  anter  einander  und  den 
Fiscns  mit  ihnen  glfichzcitig  und  ^j'-ntigcnd  gloi ch m ässi g  zu  l)t- 
l'riedigen.  Ungemein  grosse  Vortheilo  wurden  den  Interessenten  üftcRi  zugeführt, 
auf  Kosten  des  Fiscns  oder  der  Consumcnteu,  lange  Zeit  hindurch  den  Uaffiucriecn, 
meist  auch  den  ('i»l(uii<'eu ,  anfangs  und  wieder  neuerdings  den  littbonznckerfahriken. 
Die  Einflüsse  auf  die  Vermögens-  nnd  Kinkommensvcitheilunfr ,  die  aus  j^olrlpM»  V-  r- 
hiiltuissen  hervorgingen,  haben  sicherlich  viell'ach  grosso  iicdenkeu  gehabt.  Duss 
dann  bei  ungewöhnlich  starker  Begünstigung  eines  Interessententheils  die  anderen 
Interessenten  und  d<:v  Fiscus  wieder  reagirtcn,  war  Ix-gn  iflich ,  am  h  sut,  aber  ein 
■lauernder  genügender  /.ustand  und  dumit  ein  wahrer  Kuiie|iunct  kam  doch  nicht 
herbei.  Immer  nur  neue  Yerschiebungea  der  Interessensphären,  welche  als  solche  den 
Keim  zu  abermals  neuen  Voränderungen  in  sich  trugen. 

Es  ist  nicht  zu  läugncn,  dass  dem  gegentlbcr  eine  ,,strict 
freihändlerische"  Politik  auch  rein  vom  finanzpolitischen 
btandpuncte  aus  günstiger  erscheinti  nicht  nur,  weil  sie  das  iis- 
calische  Interesse  allein  und  strenger  zu  verfolgen  gestattet,  sondern 
weil  sie  den  Keim  su  solchen  beständigen  Umgestaltungen  wegen 
all  dieser  sonstigen  ,,Rttcksichtnahmen''  nicht  in  sich  trägt:  sie  ver- 
ändert sich  in  Tarifen  und  Einrichtung  eben  bloss  nach  finan- 
ziellen Qesicbtspuncten.  Die  neuere  britische  Zoll-  und  Accise- 
gesebichte  zeigt  das,  auch  auf  dem  Oebiete  der  Znckerindnstrie 
(S.  316).   In  Betreff  des  nunmehr  steuerfreien  Zuckers  ist  Großs- 
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britannien  ja  auch  nor  durch  die  oontinentale  Politik  der  Zneker- 
Ansfahrprämien  Id  neue  Schwierigkeiten  gerathen,  weil  seine 
Raffinerie  nnter  diesen  VerhlUtnisBen  leidet  (S.  317). 

Damit  soll  die  piütectionistisclie  Politik  weder  im  Allge- 
gemeinen  noch  spccicll  auf  diesem  Gebiete  kurzweg  abgewiesen 
werden.  Es  mögen  zwingende  Gründe  fUr  sie  spreelicn.  Ob  t'reilieb 
1881  in  Kraukreichy  Aber  man  muss  dann  nur  die  CoDSCiiucnzen 
klar  erkennen  und  tragen:  sie  liegen  in  der  geschilderten,  nicht 
zufälligen,  sondern  unvermeidlichen  beständigen  Vcr- 
änderungsbedtlri'tigkeit  der  Gesetzgebung.  Eine  alle 
Interessen  der  verschiedenen  Productionskreise  und  des  Fiscns  end- 
giltig  befriedigende  Gesetzgebung  ist  nicht  möglich.  Dies  Probleai 
ist  als  solches  eben  ein  unldsbares.  Neue  Veränderungen 
der  Ökonomischen  und  technischen  Productions-,  der  Bezugs-  nnd 
Absatzverhttltnisse  im  In-  nnd  Ausland  bedingen  immer  wieder 
„Veränderungen  der  H ec btsordnnng",  —  hier  der  Steucr- 
gesetzge l)iing.  Hei  der  einen  Steuermethode  mehr  als  bei  der 
anderen,  bei  der  KUbeusteuer  mehr  uh  bei  der  Fabrikatsteuer,  aber 
auch  bei  dieser. 

Das  Alles  will  daher  sehr  bedacht  sein,  wenn  man  mit  einer 
einmal  finanzpolitisch  geboteneu  solchen  Verbrauchssteuer,  wie  der 
hier  besprochenen,  protectionislische  Gesichtspuncte  verbinden  will. 

Die  Conlliete,  welche  dann  aber  ebenfalls  unvermeidlich  und 
streng  folgerichtig  daraus  entstehen,  das«  verschiedene  Staaten 
eine  ähnliche  p  r  o  t  e  c  t  i  o  n  i  s  t  i  s  c  h  e  Politik  verfolgen ,  zeigen 
sieh  in  der  Ziickerstcuerfrage  auch  einmal  in  fjestmdcrs  drastischer 
Weise.  Daher  die  wiederholten  licstrebuugcu,  gerade  auf  diesem 
Gebiete  „internationale"  Conventionen  abzuschliessen,  wie 
jtingst  die  neue  von  löÖÖ,  theiis  im  iiscalischen  Interesse  aller 
Betheiligteu ,  thcils  um  „die  internationale  Conourrenz  auf  ihre 
'natürliche'  Grundlage  zurtickznfahren Da  aber  hier  einmal 
scharfe  Interessenconflicte  der  verschiedenen  „Volkswirthschaften'' 
und  damit  wieder  der  Völker  vorliegen,  werden  auch  solche  Con- 
ventionen,  so  berechtigt  sie  an  sich  sind,  vielleicht  nicht  einen 
dauernden,  Alle  befriedigenden  Zustand  herbeiführen. 

Wie  viel  schwieriger  sind  aber  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen! bei  der  beständigen  Veränderung  der  ökonomiscben ,  tech- 
nischen, rechtlichen  Bedingungen  der  Productiou  und  des  Absatzes, 
alle  modernen  Steuerprobleme  als  die  früheren!  Wie  fehlen  so  voll 
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ständig  die  Analogiecn  zwischen  jetzt  und  ehemals!  Uns  immer 
wieder  ein  Beleg  tilr  unsere  Aulfassung  der  bloss  bedingten 
Bedeutung  der  älteren  Finanz-  und  Steuer ges c h ic Ute  —  d.  h. 
derjenigen  vor  dem  19.  Jabrluindert  ^  für  die  Theorie  und  Praxis 
des  Fiaaozwesens  (Fiu.  1,  ^.  12,  18,  Iii,     1,  2,  UO). 

SpecieH  die  Einftthroog  der  „Rttbenstener"  an  Stelle  der 
bisherigen  ,,Fabriliatstener*',  einer  rohen  Robstoff-Stenerform 
an  Stelle  dieser  mit  Reebt  als  immerbin  wesentlich  „rationeller" 
geltenden  Steaermethode  ist  aoeh  ein  beacbtenswerthes  Beispiel 
dafUr,  wie  bei  der  Einrichtung  solcher  Steuern  andere  als  „rationelle" 
theoretische  und  practisclie  Erwägungen,  auch  als  handgreifliche 
liscalisclie  Interessen  mitunter  den  Ausschlag  geben,  selbst  in  einem 
Lande,  wo  letztere  Interessen  sn  schwer  wiegen  müssen  und  — 
zur  Ehre  der  Franzosen  sei  es  gesagt  —  unter  allen  Verfassungs- 
nnd  Hegierungstormen  zur  Anerkennung  kommen.  Hei  der  gedachten 
Masfiregel  von  1884  entschied  wieder  einmal  —  zumeist  die  Eifer - 
sncht  auf  Deatscbland! 

Die  Rttbenstener  als  Bestenerungsmethode  hat  den  anvermeid- 
lieben Naehtbeil,  die  Qualität  der  Kuben  nicht  zu  berttcksichtigen, 

PrSmien  an  Gegenden  mii  na'  Ii  NaturverhUltnissen  zuckerreicheren 
Huben  zu  geben,  die  Technik  und  denigemäss  die  Prinluction  in 
einseitige,  l'orcirte,  zum  Theil  unökctnomisclie  Entwicklung  zu  treiben, 
den  Grossbetrieb  f)cs(inders  zu  begün>ti;;cn,  eine  Folge,  welche 
wieder  mit  so  vielen  volkswirthsehattliclicn ,  socialpolitischen  und 
schliesslich  politischeu  Bedenken  verbunden  ist.  Sie  lUhrt  weiter 
dazQ,  die  Steuerlast  und  die  rroductiousvoitbeile  >o  ungleich- 
mässig  zn  vertheilen,  die  AusfahrprUmicn  wieder  mehr  hervortreten 
za  lassen  and  noch  schwerer  abstellbar  zu  machen.  Schon  in  den 
wenigen  «fahren  des  Bestehens  der  neuen  Steuermethode  zeigen  sich 
aOe  diese  voraoszosehenden  Wirkungen  aafs  Dentlichste  and  sie 
werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  nicht  eine  angemessene  Er- 
höhung der  Verbrauchssteuer  fUr  die  „Mehrausbeuten"  bald  eintreten 
und  ausgleichend  einwirken  sollte. 

In  Frankreich  zeigen  sich  aber  auch  noch  s  pecil'isc  he  Uebel- 
stUndc,  welche  nicht  der  UUbensteuer  als  solcher,  sondern  dem 
Wechsel  in  der  Bestenerungsmethode  zuzusehreiben  sind. 
„Die  Rttbenstener  ist  eben  keine  Steuerform  fttr  eine  alte  Industrie, 
die  ihre  Standorte  nach  Gesichtspuncten  gewühlt  hat,  die  der  Rttben- 
stener fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden",  sagt  mit  Recht 
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J.  Wolf  im  Finanzarcbiv.  Dto  Verschiebnog  der  Standorte 
hat  BchoD  begoDoen  ond  bringt  wiedemm  für  die  Einen  ,,onyei^ 
schuldete  Verlaste'',  fltr  die  Andern  „unverdiente  Gewinne".  Ein 
neuer  Beleg  itir  die  AUmaeht  der  Conjunctnren  (Grundlegung 
§.  76  flf  ). 

Aber  Alles  das  will  iiiehis  hL'.<i-eii.  Kiues  crreiclit  Frankreich 
Jcileiifjills,  es  ent{^'eht  der  eDtsetzlichen  Getabr,  —  „prcutisibcbeu'' 
Zucker  ebtteu  zu  mUböcu! 

6.  Diu  iicucrcii  kluiiicrca  iiiiiercu  Vc rbrauchäütuucrn. 

Die  Eiurichtaof,^  un«)  das  cin2*iii<-  Stcucrtochiiische  und  Ad  mini' 
st rativc  dii  s-t  StdiK-rn,  wie  U  r  f  n  /ji  fl  i <•  Ii  f .  1"  ■  Iht w nc  Ii  n  ii  g-  ^  Exc  rci >  o)  u.  >.  w., 
nach  den  ublichuo  >ioriucii  des  franzus.  Vcrwaltunj^^ärcchU  dur  indirccteu  Stcueni,  wie 
vH  bei  den  Getrftnkesteaern,  der  Salz-  and  Zaciterstenor  dargostetlt  voiden  ist  Deshalb 
wird  danof  im  Folgenden  nicht  näher  eingegangen. 

aa)  Im  Allguucinen. 

§.  274.   Die  hier  «n  besprechenden  inneren  Verbranchsstenem 

aiil  M  i  11  c  r  a  1  <i  1 ,  a  n  d  c  r  e  O  e  1  c ,  Stearin  u  n  d  K  erzen,  E  s  s  i  «j^ 
II  n  d  K  s  s  i  gsil  11  rc ,  Dynamit  und  N  i  t  r  o  irly  eeri  n  sind,  cl)ent!;o 
wie  die  später  ncicli  darzustellenden,  inittlcrwcilc  wieder  anf<;ebobencn 
auf  Pai)ier,  Seile,  Ciehoricn  alle  uaeb  dem  Kriege  von  ls7() 
bis  1.H71  in  dcu  damaligen  Finanznütben  und  in  der  Vcrlolgung  der 
eiDgcscblagcncn  ötenerpolitik  eingeführt  worden.  Die  verwandte 
Z  Ii  n  d  Ii  <")  1  z  0  b  c  n Steuer  gehörte  anfangs  auch  bierber,  ist  dann  aber 
bald  in  ein  Monopol  verwandelt  worden.  Sie  traten  zum  Theil 
ergänzend  zu  den  bereits  bestehenden  und  damals  erhöhten  Ein- 
fuhrzttllen,  so  speciell  die  Mineralölsteuer.  Einige  dieser 
Abgaben  hatten  schon  im  Ancien  regime  bestanden,  so  die  Steuer 
auf  andere  Oele,  auf  Seife  und  Papier,  erstere  auch  wieder 
eine  Zeit  lang  nach  1815  (1817—1822).  Einzeln  im  Ertrag,  gegen- 
über den  f^rossen  indirecten  Ilauptstenern,  keine  von  hervorragender 
Bedeutung,  sind  sie  docb  in  ihrer  Oesammtbcit  iinmcrliiu  liiianziell 
kein  ganz  unerhebliches  Objeet  des  rrauzösisehcn  Budgets  gewesen 
und  selbst  nach  der  Hescitigung  der  drei  genannten,  mit  ertrag- 
rcicbstcn  und  nach  Modilication  der  Steuer  auf  vegetabilische  Oele| 
haben  sie  die  liuanziellc  Wichtigkeit  nicht  ganz  verloren. 

Sie  bilden  -  wie  ähnliche  Vorgänge  in  Xordamcrika  wahrend 
des  dortigen  Bürgerkriegs  —  ein  charaoteristische«  Beispiel,  wie 
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derartige,  lästige,  sogar  kleinliche  und  einzeln,  wie  gesn«;t,  selbst 
finanziell  unbedeutende  Steuern,  trotz  aller  prineipieller,  steuer- 
jioliti.sclier  und  practiscber  .steuertechnischer  Hedenken  und  trotz 
ihrer  Ußpopularität  aus  früheren  Zeiten  her,  in  schweren  Finauz- 
kriscn  gerne  auitauchen,  namentlich,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Ein- 
richtung an  andere  analoge  Steuern  anscbliessen.  Regreiflich,  dass 
dann  aber  bei  einer  Besserung  der  Finanzlage  solche  Stenern  ebenso 
gern  bald  wieder  beseitigt  werden,  früher  als  andere  von  grösserer 
finanzieller  Bedentang  nnd  yielleicht  stenerpolitisch  bedenklichere 
und  selbst  frtther,  als  letztere  eine  Ermässigung  erfahren.  So  ist 
es  anob  in  Frankreich  gegangen:  Anfhebnng  der  Seifen-  nnd 
Cicboriensteueru ,  ertragverniindernde  Aenderun^^  der  Steuer  auf 
vcj;etabilische  Oele  mit  Aussieht  nuf  vrdlige  Beseitigung  derselbcu 
schon  ISIS,  Beseitigung  der  Tapicrsteuer  1005  — 1886. 

Endgiltig  verbleiben  dagegen  solche  Stenern,  welche  sich  er- 
gänzend an  andere  Hanptsteuem  anscbliessen  und  deren  Einfttbrnng 
daher  eine  Lücke  im  Stenerrecht  ausfüllte,  wie  die  Essigstener  und 
dteDjmamitsteucr,  bei  welcher  letzteren  auch  noch  besondere  Gründe 
für  die  Besteuerung  wegen  der  durch  diese  erleieliterten  sicherheits- 
polizeilichen L'eberwachung  mitsprechen.  Nur  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  und  die  ZlindhCdzehensteuer  sind  bisher  aus  rein 
finanziellen  Gründen  erhalten  worden. 

Ob  nicht  auch  sie  wieder  verschwinden  werden,  ist  aber  immer- 
hin nicht  unwahrscheinlich,  obwohl  bei  der  Ziindhrdzehensteuer 
die  Monopoltbrni  in  dieser  Hinsieht  ein  besonderes  IL  nuuniss  bilden 
k«mnte,  nachdcin  man  einmal  die  Privatialjriken  seiner  Zeit  expro- 
priirt  hat.  Aber  die  geringfügige  ErtragstVihigkeit  solcher  Steuern, 
die  Belästigung  von  Production  und  Verkehr  durch  sie,  die  tiberall 
sich  geltend  machende  Tendenz,  die  innere  indirecte  Verbrauchs- 
bestenemng  auf  einige  wichtige  Mau])tartikel  zn  concentriren,  aber 
schon  ans  verkehrspolitischen  Gründen  auch  zu  beschränken  — 
was  erst  in  unserer  Zeit  möglich,  weil  fiscalisch  genügend  ergiebig 
geworden  ist,  im  Unterschied  zn  den  Gonsnmverhältnissen  des 
vorigen  nnd  noch  des  Beginns  dieses  Jahrhunderts  — ,  Alles  dies 
macht  es  nOthig  und  daher  wahrscheinlich,  dass  solche  kleine  „Ver- 
legenbeitssteuern''  nach  Aufhr>rcn  ihrer  Ursache  auch  selbst  nach 
kurz  oder  lang  wieder  aufhören. 
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Die  Erträge  der  noch  liestebenden  Dod  der  wieder  aofgehobenen  Steaem  sind 
folgende  gevesen  (Fanre  p.  120,  130,  Boll.  XXUI,  906)  in  1000  Fr«. 


1«*72 

1S75 

1S76 

|fi7S 

1>»H0 

ISS« 

Noch  bestehend: 

203 

SO 

144 

So 

36 

'■i  «ITH 

S.  Stesrin  und  Kerzen  .  . 

6,471 

7,261 

7.397 

7,925 

SJlft 

4.  Essi>  »1.  ?.  w  

1,152 

2,0114 

2.104 

2,440 

2,93r. 

5.  Dynamit  u.  s.  w.  .    .  , 

— 

203 

3'.h; 

796 

Zusammen  1 — 5  .  . 

.    .  154 

13,Ü11 

J4,Sb2 

15,»äU 

14,b03 

15,U3G 

A  ufgehobeu: 

.   .  9,812 

11,651 

13,190 

14,855 

16,366 

:..113 

5,363 

5,116 

8,  Öcit>  

•  • 

').7s:. 

(J.171 

1.30S 

Ziiisammeii  Ü — >  .  . 

.  .  i2.3i«r 

24,714 

21,27!» 

ni.:!i'>ti 

Summe  1 — $  .    .  . 

.    .  12,473 

3G.1G0 

39.596 

37,259 

31,1611 

15.0:ti» 

.   .  5,924 

16.5S9 

16.168 

16.033 

16.067 

17,010 

Somne  1— >9  .   .  . 

.    .  18,397 

52,749 

55,764 

58,292 

47,236 

32,046 

Das  Maxiiuam  des  Krtragb  war  lb76  uud  Ibl't  mit  c.  56 — 57  Mill.  Fra. 
erreicht,  etwa  4.4%        damaligen  gcsammten  indirccten  Yerbranchssteaem  (mit 

Monopolen  ond  SSdllen):  immerhin  nur  M"'^  der  damaligen  (i<  (i.inke»teuem,  17 — IS*/» 
des  TalKikmonopol-Krlraffs,  31%  «ic»  Zurkcr^t^  uerortrafirs,  2'5*';o  des  Zollertrags.  Durch 
einige  Mehrbelastung  dirscr  HauiitstciK  ru  liiitte  man  daher  wohl  auch  damals  diese 
lastigen  kleinen  neuen  Steu(>rn  cntbehrli*  h  machen  können.  Ahet  die  EiofOhraag 
(li-r  letztr-reii  liat  die  StcurrlM-lu^ttinf:  <Ier  HcvAlkerung  wenigstens  etwas  allf^iMiiciner 
und  gleichmassiji^er  vertheiit,  was  bei  der  enormen  indiroGten  Besteuerung  und  deren 
rascher  nnd  grosser  Steigerung  nach  dem  Kriege  doch  wohl  die  richtigere  Steuer- 
politik war. 


bb)  Die  einzelnen  noch  bestehenden  neaeren  kleineren  inneren 

Verbranchssteuern. 

MineralSl,  andere  Oele,  Stearin  und  Kerzen.  Kssig  nnd  Esfigsiure,  Dynamit  nnd 

Nitroglycerin. 

Die  S.  418  hier  mitgenannte  Papiersteuer  ist,  als  aufgehoben,  unten  bei  cc) 
eingereiht  (§.  29U)' 


Ute)  Minerall^lsteuer. 

Gesetz gebung.  (tesetz  r.  16.  Sept.  1S71.  Art.  5  (auch  Art.  5  des  Ges.  rom 
4.  Sept.  1871,  betr.  Declarationspfliciiten  und  Strafen  ,  IJcglem.  dazu  r.  22.  Dec.  1871 
(Olilto  III,  l(i6).  (les.  F.  21».  Der.  lS7.'t.  I  clicr  d«»  finanziell  vi<d  wichtijreren 
Einfuhrzoll  von  fremdem  l'etrolcum  diu  Tarifgesetze  (bes.  nach  dem  kriege, 
so  Oes.  V.  8.  Jali  1871,  Art.  17  u.  Oes.  v.  SO.  Dce.  1873,  Art.  4);  einzelne  Bestimmungen 
in  Finanzpcs.  tx.  II   Budget-)  so  f.  ls»»S  (Hlot  k,  suppl.  l^**s.  p.  334) 

Literatur.  Vignes  1,  14^ — 151:  Block,  dict.,  Art.  hniies  minerales; 
niibo  III.  461—470;  Mathieu-Bodct  I,  S4,  240;  Amag.it  p.  349.  378.— 
l  aut  Rull.  XVI,  533.  —  Statistik  s.  oben,  Fanre  p.  120:  im  Bull,  in  den 
Jahresberichten  der  Directionen  der  indirecten  Steuern  nnd  der  Zolle. 

g.  275.  Die  Besteuerung  des  inländisehen  Steinöls  u.  dgl. 
ist  priDcipiell  steuerpolitisch  neben  einem  Petrolenmzoll,  znmal  einem 
hohen,  an  sich  folgerichtig:.  Sie  fand  in  Frankreich  denn  auch 
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unmittelbar  nach  der  ^tarkell  Krhöhuiif;  dioses  Zolls  nach  tlcni  Kriofre 
statt.  Bei  der  unbedeutenden  heimischen  Gewinnung  und  der  l  eber- 
iegenheit  des  amerikanischen  Petroleums  war  die  Steuer  indessen 
practiscb  und  fioaaziell  immer  unwichtig  und  bat  in  den.  letzten 
Jahren  noeh  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Ihre  Aufhebung  würde 
daher  wohl,  ähnlich  wie  in  anderen  Fällen,  wo  eine  unerhebliche 
und  keiner  wesenüieben  Ausdehnung  fähige  innere  Gewinnung  eines 
beim  Eingang  aus  dem  Auslande  besteuerten  Artilsels  steuerfrei  ge- 
lassen wird,  kaum  fiscaliscbe  Bedenken  haben  und  den  Petroleum- 
zoll  nicht  einmal  partiell  aus  einem  Finanzzoll  zu  einem  Schutz- 
zoll machen. 

Die  Steuer  war  anfänglich  nur  nach  rohem,  gereinigtem  Oel 
und  Essenz  abgestuft;  seit  1874  ist  sie  es  auch  nach  dem  Dichtig- 
keitsgrad, bezw.  der  Leuchtkraft  des  .Steinöls.  Einricbtuug,  Öteuer- 
tecbuik  und  V  erwaltung  sind  die  gewöhnlichen. 

Die  Sätze  des  Gos.  v.  lH.  St-pt.  1^71  Art.  "i  sind  für  die  3  jjen.  Qiialiinton  .'>. 
b  und  10  Krcs.  für  lüO  KU.  im  Principal.  Uie  kurz  za?or  durch  (ies.  v.  Juli  1S71 
erhöhten  ZoUsItze  waren  fiel  hoher,  nämlich  fbr  rohes  Petrolenm  ron  ansseretirop. 
Landern  20,  von  aadoiSWO  25  Frcs.,  gi'rcinif;tcs  32  und  37,  Essenz  40  und  i't  Frca. 
ftir  100  Kil.  gewesen.  In  Foltr»'  II mdclsvcrtrags  mit  (irossbritannien  wurden  die  — 
leuchtkräftigeren  —  von  dort  eingeführten  Uelo  vou  1ST4  an  den  französischen  gl«  ich- 
gestellt, was  den  Anlass  gab,  die  innere  Steuer  anf  alle  zur  Beleuchtung  geeignete 
Mineralrile  nach  Dichtigkeit  nml  Leuchtkraft  abzustufen  (Ges.  v.  2'.».  Dec  1*>7.'{:  Ksscnz 
von  700**  Dichtigkeit  und  darunter  bei  Teuiperator  von  15°  für  100  Kil.  11. oO  hrcA.\ 
raff:  Oel  ron  800*  und  darüber  34.50  Frcs.,  dasselbe  nnter  800*  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Oel  für  jedes  hil.  r.  ines  von  800*  bei  15*  Temperatur 
22  Cent.,  dgl.  fiir  jedes  Kil.  Essenz  von  700°  32  ('<  iit.».  Diese  Satze  stehen  noch  in 
Geltung  i^ohne  Zuschlag),  Anwendung  hndet  äogut  wie  auäschlieaslich  der  S.it^  von 
rohem  Oel  zu  22  Gent.  (1886  kam  daiaaf  der  ganze  Steaerertrag  bis  anf  —  S  Pres., 
welche  für  raff.  Oel  zu  34.50  Frcs.  i>er  Kil.  eingingen'.  Der  Zoll  wurde  im  Tarifges. 
f.  26.  Joli  1872  auf  32  und  37  Frcs.  lür  rohes  Oel  von  auüsereuropaischen  Ländern 
nnd  von  anderswoher,  auf  52  und  07  Frcs.  für  ruü.  Üel  und  Essenz  erhöht;  Einfuhr 
nur  über  bestimmte  Zollämter  zugelassen  iDecr.  v.  30.  Dcc.  187S,  Dejcan  p.  361); 
Tara  ist  IS  und  10  "4  (Decr.  v  12.  Apr.  li>T2).  Diese  Sfitze  wurden  nach  Aufhebung 
des  Ges.  v.  20.  Juli  1^72  wieder  durch  Gcö.  v.  30.  Dec.  lbl'6,  Art.  4  nach  dem 
Dichtigkeitsgrad  abgestuft  nnd  dadurch  etwas  rerftndert,  aber  Terblieben  im  Wesent- 
lichen in  dieser  H.die,  mit  Ermässigungen  nur  in  den  Vertragstarifen.  P'rst  der  Tarif 
von  ISSl  tring  erhehlii  h  herab,  auf  1>  Fn-s.  für  rohes  und  2.0  Frcs.  ftir  ralF.  Uel  und 
EsseiiZ.  Der  Zollertrag  war  l»>7«i— ^>0  jährlich  10.1,  — b7  25.4  Mill.  Frcs.,  aUo 
der  Ertrag  der  Innern  Steuer  (8.  690)  davon  nenerdings  nieht  mehr  Die  Zahl 

i\>  T  l  abriken  war  in  den  letzten  Jahren  11,  vor  lss2  IS — 10.  Der  jrrossc  Control- 
apparat  des  Ducrct:»  v.  22.  Dec.  1S71  erscheint  gegenüber  solchen  kleinen  Froductions- 
rerhiUtnissen  ?olIends  aberroiissig. 

^l-i)  Steuer  auf  andere  Uele. 

GeselZL-chu  II  (jeset/  v.  31.  Dcc.  1^73  Alt.  4  ff.,  durch  welches  eine  Ili  ilio 
von  Artikeln  des  autg.  hoben  gewesenen  alten  Uelsteuer-Gesetzos  v.  25,  März  1^17 
Uber  die  Einrichtung^  der  Erhebung  der  Steuer  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden,  (ieü. 
r.  22.  Dec.  Ib7s  J  er  die  Feststellung  der  Einnahmen  fOr  1879)  Art  3—6.  Die 
Einfuhr/i^Ue  iu  den  Tarifen. 
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Literatur.   Stonrm  H,  10«.  —  Vignosl.  p.  151—154;  BIoaIt,  dict.,  Art. 

hniles,  suppl.  gcrn  r.  <lirl.;  nlilHi  III.  III — au.  Ii  Al)()nick  der  wieder  gplt.  ii«loii 
Artikel  (los  des.  v.  I^IT)  Mathieti-Rnd-  t  I,  2tl  .  Ainnß-nt  p.  '{^O.  —  T.irif 
Bull. X\ I.  .'la.H.  —  Statiälik  u.  S.I»*.M);  Faur  ]).  120;  iui  Bull,  lu  dca  Jabresberii  liteu 
der  Direction  der  indirccten  Stenern.  Statistik  der  Ueberwachnngr  Rull.  XX,  «00. 

§.  270.  Unter  ^^andereii''  Oelen  sind  Oele  jeder  Art,  mit 
Ausnahme  der  Mineralole,  daher  yegetabilische  wie  animalisehe  zu 
verstehen.  Die  Hauptsache  bilden  die  Oliven-SpeiseOle.  Die 
Einftthmng  dieser  Stener  charaeterisirt  sich  als  Wiederein- 
führung der  älteren  von  1817  (Gesetz  vom  25.  März)  mit  Ver- 
UuUcruugcu  und  einem  niedrigeren  Tarif. 

Diese  St-  iu  r  .nii  jsjT  war  anf  <  »rt.*  üImt  2000  Kinwobner  beschi4iikt  g.^weH<«ii. 
liattc  tlen  Tarif  nach  Uns- ia^!-.  ii  und  na«  h  Siitzen  fiJr  Olireßdl  und  anderes  Uel.  für 
ersteres  in  doppeUer  llnhe  unterschieden  (p.  Hectol.  14 — 40  und  7 — 20  Frcs.),  in 
einigen  sudlichen  I)o]  .irt'  iiH'nts  ^alt  letzterer  niedrigere  Satz  auch  farOlircoöl.  Auf' 
heliang  dairh  Ges.  v.  17.  Aog.  Is22. 

Die  Stener  fand  vom  Stand pu not  des  landwirthschafUichen 

Interesses  und  weil  sie  ein  in  maiiohen  Gc^j^enden  wichtiges  Lebens- 
mittel treffe,  Opposition,  drang  aber  in  der  durch  den  Finanzbedarf 
gegebenen  Lage  doch  durch.  Sie  wurde  jetzt  jedoch  für  alle  Oele 
aul  denselben  Satz  und  gleichmässig  für  das  ganze  Staatsgebiet, 
übrigens  mit  einem  erheblich  niedrigeren,  nach  Hrtsclassen  abge- 
stuften Tarif  als  1817,  gestellt  und  auf  Orte  Uber  4ü(X)  Eiuwobner 
bescbrünkt. 

Die  Steuer  ist  dnTier  eine  „Eingangs ab  gäbe**  in  Städten,  äbnlieb  wie  die 

Ii.  tn  ll-  nd-'  NVeinsteuer  (S.  6301,  deren  Modalitäten  der  Einrichtunj^  und  Krlieliung; 
aucli  im  \Vt'S<  !if!ii  li«-n  auf  sie  Übertrafen  wordi^n  sind  ((ies.  v.  31.  D<*e  l^Tii).  D-t 
Tarif  für  loo  Kil.  in  Qrts.  lasscn  ü—12  Frcs.  (4— 10,(»00  Kinw.  ü,  uh.T  100,000  Einw. 
12  Frcs.)  im  I'rincipal.  Steuerpflichtig  ist  in  den  Ort  eingeführtes  und  im  Orte  selbst 
f  iltri  irti'-;  (  Irl.  Steuerfrei  da>-(».'l.  wt  l' -  d<^n  Triduvtriccn  als  Hohstoff  und  Schmior- 
ijiaterial  für  Maschinen  dient,  uuter  Sichcrstellung  und  Einrichtung  von  £ntrep<'»ts. 
Fabrikanten  und  Hindier  (mit  Oel-EntrepAts)  sind  Ticenxpflirbtig  nnd  unterliegen  der 
l'.'b«  rwarliunL'  (Exerrirc).  Das  Nähcni  Uber  Einrichtung,  Controlc,  Erhebung  der 
St«M](  r.  (iber  De«  larationrü  d  r  Tran^jtortc,  Controle  ner-^elben  u.  s.  w..  im  Ges.  von 
IblT  Art.  90 — 106,  in  AlKui  aluilii  U  wie  bei  Wein.  Strafen.  Conlis.  ation  der  Oele 
und  200 — 1000  Fp  s.  Busse  bei  ContrnvOntionen,  in  schwereren  Fällen  höhere  Geld- 
*traf.-  und  I'rcihcifsstrafe  (Ges.  v.  Is73  Art.  6>.  —  Die  von  der  Steuer  betrotrmen 
üeueiuden  haben  das  Kecht,  mit  dem  Fisras  Abonncmen  ts  an  Stelle  der  spcciellcii 
Erhebung  abznscbliesscn,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Ges.  r.  2S.  Apr.  ISI« 
Art.  73 — T.'i  (Olibo  III,  4r)3.  (iniudsätzo  dafür").  Der  Ertrag  der  Steu- r  ^tieg  l)is 
1*«78  auf  fast  ti  Mill.  Frcs.  Zahl  der  Uhorwachton  Fabrikanten  IbVJ  Händler 
mit  EntrejMMs  lbü9. 

Die  ünpopularität  der  Steuer,  ihre  principiellen  stenerpoUtiseben 
Bedenlcen,  Ütthrten  bei  verbesserter  Finanzlage  bald  zu  ihrer  wesent- 
lichen Eiosehränknngy  prineipiell  eigentlich  zu  ihrer  Aufhebung 
als  Staatsstcuer. 
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Das  Gesetz  t.  22.  Dec.  1878  besümmte  nifluHch  ron  Anfkng  1679  an  diese  Auf- 
hebung in  allen  bisher  steuerpflichligea  Orten,  wo  kein  Octroi  auf  diese  Ocle  er- 
hoben werde.  Beibelialten  blieb  die  Steuer  nur  in  den  Orten  über  4000  Einwohner, 
welche  ein  Oel-Octroi  hatten  und  festbahen  wollten.  Danach  steht  es  seitdem  in  der 
Hnnd  der  Mnnicipalrftthe,  oh  Ihre  Ortschaft  ron  der  Staatsstener  aaf  Oel  befreit 
werden  soll,  was  dann  di*;  Aufhobung:  aurh  dt^r  (iiMncindesfouer  daranf  bcdirv^'-t.  In 
Folge  dieser  Bestimmung  hat  die  Zahl  der  Orte  mit  üclsteuer  stark  abgeuommen,  im 
J.  187^  allein  nm  219  und  seitdem  weiter  jährlich  in  einigen  Fällen,  entsprechend 
üie  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  und  Händler  (schon  ISSl  nur  noch  176  und 
0*10,  iH^o  61  und  T.MO,  ISST  und  S51).  Orte,  welche  die  Oclstfiior  behalten  oder 
neu  einfdhren,  kuuneo  mit  dem  Fiscus  einen  Vertrag  schliessen,  wonach  sie,  unter 
ercnt  Erhöhung  ihres  Octroisatzes  auf  das  Doppelte,  an  den  Staat  den  Betrag  als 
Pauächsumme  entrirhten .  du  der  Staat  im  Durchschnitt  der  2  letzten  Jahre  der 
eigenen  Besteuerung  bezof^oii  hat.  doch  soll  dieser  Betrag  den  eijfenen  Üctroiertrag 
uicht  ubersteigen.  Im  Uebrigen  bleiben  die  Erhcbungsformen  des  Ges.  v.  Ib73  iu 
Kraft  (Mihores  Uber  d.  Ausführung  des  Oe».  ?.  1878  bei  Olibo  III,  445  tt.)  Die 
seit  1ST9  eing;etretene  Krtragsabnabmo  der  Staatsstcuer  erklärt  sirli  auf  diese  Weise 
(S.  61^0).  Im  J.  lSä6  kam  der  Ertrag  von  2,555,000  Frcs.  für  den  Staat  auf 
214,748  metr.  Gentner,  also  100  K11.  varen  nnr  mit  2.18  Frcs.  bebatet.  Der  Ein- 
irangszoll  war  für  reine  Olivenöle  bis  ISSl  8.12  Frcs.,  seitdem  4.50,  Vertragstarif 
4..'»0,  Zollertra£^  von  diesen  Oden  1*^S3 — ST  jährlich  0.66  Mill.  Krrs.  Bei  diesen,  wie 
bei  anderen  ausländischen  üelen  tritt  beim  Eingang  in  steuerpÜichligc  ürte  die  innere 
Steuer  noch  hinzn. 


yy)  Steuer  auf  Stearin  nnd  Kerzen. 

Oesetxgebnng.  Einftthrungs-Gesetz  v.  SO.  Deo.  1873,  Art  0—17.  Reglern. 
T.  8.  Jan.  1874. 

Literatur.  Vi^nes  I,  172—174;  Block,  dict.,  Art.  Stearine;  Say.  dict., 
Art.  acide  stearique  nnd  bougies ;  Olibo  III.  p.  426  —  442;  v.  Kaufmann, 
S.  449—451;  Mat hicu- Uodet  I,  240;  Auiai,'at  p.  172,  349.  —  Tarif  Bull.  XVI. 
5S4  (auch  Tarif  der  Vignetten).  —  Statistik  o.  S.  690.  Fanre  p.  120;  im  Boll,  in 
den  Jahresberichten  der  iodir.  Stenern;  auch  XX,  600. 

§.  277.  Auch  diese  Steuer  verdankt  lediglich  der  Fiihinzlage 
iin  Jahre  1873  ihre  Einführun«;  und  ist  damals  ohne  Dehatte  ge- 
nehmigt worden.  Auch  ihre  Bcil)eh;iltun<;  bis  jetzt  hat  keine 
Schwierigkeiten  jret'unden.  Neben  l'etroieunisteuer  und  Zoll  int  sie  auch 
steuerpolitisch  wohl  haltbar  und  durch  die  Freilassung  der  Talg- 
lichter  einem  nahe  liegenden  Bedenken  weniger  ausgesets&t.  Folge- 
richtig wäre  allerdings  bei  dieser  Besteuemng  der  besseren  Be- 
leuohtangsmittel  eine  Staatsstener  auf  Gas  und  electrisches  Licht. 
Die  VeranUgnog  nnd  Erhebnng  der  Steuer  sind  freilich  Ver- 
kehrs- nnd  fabrikationsbelilstigend,  indessen  nicht  schlimmer  als  bei 
anderen  franzOsichen  inneren  Verbranchsstenem.  Sie  ertblgen  im 
Allgemeinen  in  der  bei  letzteren  flbliehen  Weise  (Licenzen,  Decla- 
rationen,  Exereice,  Circnlationseontrole  n.  8.  w.).  Eine  beachtens- 
werthe  steuerteclinjsehe  P^igenthlimlichkeit  besteht  darin,  dass  die 
Kerzen  nur  in  geschlossene  n  P  a  c  k  e  t  e  n  v  o  n  b  e  s  t  i  ni  m  t  e  in 
Gewicht  und  versehen  mit  vorscbrii'tmässigen  Vignetten, 

A.  Wagii«r,  Fiiiitnzwi«>snu<-clmft.  Iii.  4'> 
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welche  von  der  Verwaltung  gegen  den  Betrag  des  Steuersatzes  ge- 
liefert werden  ,  a  u  s  der  Fabrik  Ii  e  r  a  u  s  g  e  Ii  e  n ,  ausgelegt 
und  verkauft  werden  dlirfen:  also  die  Benutzung  des  Stempel s 
zur  Erhebung  einer  Verbrauehssteuei'i  wie  bei  der  russischen  und 
amerikaniscbeu  Tabaksteuer. 

Das  Steuere bjcct  ist  Stearinsäure  (acide  stcariqae)  und  alle  Mi^^ckungcn  von 
Wachs  u.  8.  w  im  Zustand  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wai-, h sk erze nl  Kür 
andere  VerHrcuüungcu  sind  diese  Stotic  steuerfrei.  Per  unverändert  gebliebene 
Stooemts  ist,  nft  2  Dedmen,  30  fns.  f.  100  Ril.,  die  TefttAnMlgeu  Packete,  nach 
Lichtaorten  verschieden,  zu  500  «nd  1000  firamm  ,  aiirh  /u  20iV  danach  Satz  der 
Vignette  15,  SO  und  6  Cent.  Ins  Ausland  gebende  Lichte  sind  steuerfrei,  was  nicht 
loittelirt  Steoenrttelciahlung,  sondern  nnr  mittelst  AbtehrdlHing  «vf  die  Belastungen  der 
Fabrik,  gewt^hnlich  in  der  Form  des  KiehtAbntleheiifl  der  Packete  mit  Vignetten  aas- 
p'führt  wird,  wo  dann  die  Sendungen  mit  acquit-ä-caution  ans  (irenzzollauit  irehen. 
S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo.  —  Das  (ies.  v.  30.  Dec.  1^73  liat  gleichzeitig  den 
Einfuhrzoll  ron  Stearinsiore  auf  5*/o  ^'^^n  Werth  und  Ton  Kerzen  jeder  Art  auf 
lO*/-  gestrllt.  wozu  auch  hier  Ict/.tercn  Falls  die  innere  Steuer  noch  liin/utritt.  Im 
Tarif  v.  ISSl  sind  die  Sätze  bez.  10  und  19  Frcs.  fUr  100  Frcs.  —  Die  Fabrikanten 
haben  20  Free,  jihrl.  Lteooztaxe  zn  zahlen  und  nntentehen  dem  Ezereiee,  ebenso 
die  GroeshBndler  mit  Entroputs,  nicht  die  Kl<  inhändler.  Zahl  der  Fabrikanten  von 
Sfcarinsiinre  allein  ISSG  5,  von  Lirluern  974.  tiberwachte  Hiindler  Kl,  fruli<r  li«-i 
weiterer  Ausdehnung  der  Ueberwachung  mehr  (iNSl  704).  Die  Zahl  der  Fabrikanten 
Ist  zartckgegangen  (ISSl  noch  1136),  immerhin  bcachtenswcrth.  —  Stenercrtrag 
lang^^aul  steijrend  (S.  OIHV  -,  lS»iC  für  29.05  Mill.  Kil.  S.l'l  Mill.  Fr.s.  Die  Einfuhr 
von  Kerzen  ist  unbedeutend,  Ausfuhr  erheblicher  (Uber  3  Mill.  Kit.};  der  Zoll  auf 
Stearinsiore  giebt  c.  200,000  Pres. 


dd)  Steuer  auf  Essig  und  Essigsäure. 

Gesetzgebung.  Ges.  r.  2.  Jnli  1S48  nnd  2.  Aug.  S872,  Art  4  ^eiier  nnf 
denaturalisirten  Alcohol.  wodurch  auch  der  znr  Fabittation  von  £il%  dfeneide  mit  ge- 

trollen).  Ges.  r.  17.  Juli  1875  betr.  .1l!^^emeine  eigene  Essitr-  und  EssigsSure-Stener, 
Min.-Circ  vom  I.Aug.  1875.  Ausführungsverordnung  im  Decret  vom  11.  Mai  1S7Ü, 
rem  11.  Ang.  1884. 

Literatur.  Vlgnes  I,  155 — 156.  Block,  diet.,  Art.  vinaigre.  Say,  dict.,  * 

Art.  aride  .acetinue  und  der  noch  ausstehende  vinaigre.  Olibo  III,  471 — 4Sä. 
Bull.  XVI,  257  (Decr.  v.  1S84).  v.  Kaufmann,  S.  452,  Abfi.  —  M  athieu-Bodct  I, 
303.  Amagat  p.  351.  —  Tarif  Bull.  XVI,  534.  —  Statistik  o.  S.  690.  — 
Fanr  p.  121;  in  den  Berichten  im  BnlL 

§.  278.  Die  eigene  Essigslcucr  nach  dem  Gesetz  vom 
17.  Juli  1875  hatte  nur  nebenbei  einen  direct  tiscalischen  Zweck. 
Ihr  Hauptzweck  war,  eine  Gleicbstellung  in  der  fi scalischen 
Behandlung  für  die  Terschiedencn  technischen  Arten 
der  Essigfabrikation  nach  den  dabei  benutEten  Grund- 
stoffen herbeizafttbren.  Zugleich  bot  die  neue  Steuer  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  bei  niedrigerem  Einfahnoll  lästig  em- 
pfandene Concnrrenz  deutscher  Alcohol-Essige  zn  erschweren, 
indem  die  eingeführten  Essige  dann  nach  der  AransOsisehen  Financ- 
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praxis  die  Essigsteuer  als  innere  Steuer  uücli  neben  dem  Zoll  mit- 
zutragen hatten. 

S.  über  den  frUlicrcu  Rfchtszustand  in  BetrcfT  der  Ausdehnung  der  Wein-, 
Cider-,  Bier-,  Alcoholsteuer  auf  E->sijr  und  Uber  die  innegehaltcuc  Praxis  der  Ver- 
waltuntr  Olibo  III,  471  vnd  Roucou'»  Aufs,  vinaigre  im  Block'schen  dict.,  Uber 
das  Terliiiis«  lie  Wapni^r.  rhein.  T'  clinol..  11.  Aufl..  S.  72S  ff.  Durch  die  Ent- 
wickioDg  der  Essigfabriliatiou  aus  lüssigsäure  and  aus  Braontweineo,  welche  aas  der 
DesdlUitlMi  Ton  MelMsen  «nd  ZaekeiTQbeii  heirabren.  ww  aUmllff  die  ftroher  fir 
^Misoessig  fast  allein  in  Betracht  gekommene  Weinessig- Fabrikation  zurückgedrängt 
vofden.  Bieressig  und  Cidercssig  raren  unwichtig",  wurden  aber  im  Princip 
TOD  der  Bier-  nnd  Cidersteuer  getroffen.  Bei  Weinessig  und  Braniitweinessig  hat  die 
Auslegung  der  Steaergisetze  gewechselt,  aber  die  Praxis  damit  geendet,  dass  Wein- 
essig schon  seit  1817  dur'  h  die  Entsi  hcidung  des  Cabsationshofs  von  der  Wein- 
Circulatiunsäteaer,  welche  die  Verwaltung  darauf  mit  hatte  aasdehncu  wollen  und 
damit  Qberiiavpt  ron  der  Weinstener  befreit  wird,  Branntweinessig  nnr  der 
St<-iicr  doH  denaturalisirten  Alcohols  des  Oes.  ?.  2.  Juli  1843  in  ihren  niedrigen 
Sätzen  unterlictron  sollte,  aber  unter  gewissen  Caulelcn  auch  davon  befreit  wurde. 
Seit  dem  Gesetz  v.  2.  Aug.  1872  indessen,  welches  die  Steuer  auf  denatur.  Alcohol 
auf  SO  Frcs.  p.  Hectol.  erhöhte,  erfolgte  die  Anwendung  dieses  Steuersatzes  auch  anf 
df'ii  aus  .Mcohol  erzeugten  Essig,  während  die  anden  ii  Essitre.  insbesondere  die  Wein- 
cssige  und  die  aus  Easigsänrc  hergestellten  Essige  btcucrfrei  blieben.  Dadurch  ward 
ttit  die  Fabrikation  der  Branntirein -Essige  ein  misslicber  Zostand  herbeigefikbrt, 
welcher  zu  Beschwerden  der  Interessenten  führte.  Ans  rerschiedenen  Projeclen  ging 
achliesslicli  das  (iesetz  r.  17.  Juli  1875  herror. 

Das  neue  Gesetz  führte  eine  selbatständige  innere  Verbranchs- 
steuer anf  Essig  jeder  Art  nnd  anf  Essigsäure ,  welche  nach  dem 
StSrk^halt  des  Essigs  an  Essigsäure  und  der  letzteren  an  Säure 
abgestuft  ward,  ein,  nnterwnrf  ansdrficklich  die  eingefährten  aus- 
ländischen Essige,  nnabbäugig  vom  Zoll,  auch  dieser  Steuer  mit, 
befreite  ebenfalls  ausdrücklich  die  zur  Essigl'abrikation  benutzten 
Weine,  Biere,  Cider,  Alcohole  von  den  betreffenden  Steuern,  damit 
aucb  die  Alcotiolc  von  der  Denaturalisationsabgabe  bei  dieser  An- 
wendung, machte  die  Essigtaljrikanten  licenzpflicbtig  (20  Frcs.\ 
ebenso  die  Grosshändier  (10  Frcs.)  und  unter.stelltc  Fabrikation, 
Versendung  von,  Handel  mit  Essig  den  Üblichen  bezüglichen  Con- 
trolen  des  Exercice,  der  Versendung  n.  s.  w.,  wobei  die  gewöhn- 
lichen Einrichtungen,  den  Fabrikationsverhältnissen  angepasst,  die 
Vorschriften  Uber  das  Begleitscheioverfahren  (acquit8-it-caution)|  die 
Straf bestimmungen  n.  s.  w.  wiederkehren.  Die  zu  industriellen 
Verwendungen  bestimmten  Essige  und  Essigsäuren  sind,  unter  den 
erforderlichen  Nachweisen  dieser  Verwendung,  steuerfrei,  wobei 
die  Verwaltung  eventuell  Yorherige  Denatnralisimng  verlangen  kann. 
Ebenso  sind  die  ins  Aasland  gehenden  Fabrikate  steuerfrei. 

S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo  und  in  dem  neuen  Decrct  v.  1SS4.  Der 
Simersats  find.  25 7o  Zoschlag  tum  Principal)  war  und  ist  p.  Hectol.:  for  Essig  bis 

8V,  Essigsäure  5.  von  i>— 12"/,,  T.äO,  von  13—16%  10,  für  Kssip  und  Essigrsäure 
Ton  17— 307a  Säure  1S.75,  von  407o  25,  von  über  407g  Ö2.50;  für  100  Kil. 
krystallbirter  und  in  festem  ZnsUnd  beflndlicher  Essigsfture  62.50  Fta,  Der  Zoll 
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war  vor  Ibbl  2.üb  trcs.  p.  Hectol.,  seitdem  4.50  Frcs..  im  Vertragstarif  3.5Ü  Frc*. 
Za  den  for  industrielle  Venrendang  steuerfreien  Essigen  und  Essigsäuren  gehOit 
ausdrucklich  der  zu  irgend  welchen  Nahrungsmitteln,  sowie  zu  Toiletteartikcln, 
Parfiimericcn  dienende  nicht  mit,  —  Der  ri'hcrwachtinir.  hczw.  dem  Exercico  unter- 
standen und  licenzpöichtig  waren:  lb79  4Ü7  l-abrikanteu,  2124  Grosäkaulleate, 
126  GoaamelkbflluBtmi.  1886  bonr.  414  (iroron  21  speciell  Essi||8lai«flibifkftnten)  — 
2402  — lOR.  Der  langsam  stoisr.'ndo  St.  upr.Ttrag  (S.  690),  ISSfi  2,033,000  Frrs., 
fällt  grösstentheils  auf  Essig  der  uuiersten  Steuorstufe  (lbS6  2,705,000  Frcs.  iür 
653,000  Hectol.),  rom  Rest  das  Meiste  aaf  die  zweitonterate  Slofe  (103,000  Frcs.  für 
18,677  Hectol). 


tt)  Steuer  auf  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

Gesetzgebung.  Decret  v.  21.  Dec.  1872  (ErklSnuiff  der  Zugehörigkeit  des 
Dynamits  zum  Puhermonopol .  Tarif  .  (n-s.  v.  ^.  Marz  TSTi  ;  l'i^berlasstiii^  «ler 
Fabrikation  von  Dynamit  und  von  Nitroglycerin- Expiosivstoflen  an  die  Privat  Industrie, 
nebet  Einfihning  einer  Steoer).  Decr.  5.  Juli  1875.  Beglem.  r.  24.  Aug.  1875. 
Ausserdem  polizeiliche  Bestimniingen,  so  Decr.  t.  28.  Oct.  1882,  betr.  Yenrcndang 
von  Dynamit. 

Literatur.  Vi<4nos  I.  202;  Block,  dirt..  Avt.  ivnamit«'.  aiioh  suppl.  gtn6r. 
(Decr.  T.  li)S2).  Say,  dict.  ders.  Artikel  v.noch  ausstehend).  Olibo  II,  450  U.  (aach 
Reglem.  t.  1875).  Ball.  XXH.  481.  r.  Kanfmann  S.  453  (in  der  Einkttnng 
Irrthum).  —  Matlii.  u-Bodet  I.  304.  Amagat  p,  350  (über  die  parlam.  Debatten 
li>73— 75).  —  Tarif  Bull.  XVI,  552.  —  Statistik  s.  o.  S.  Ü90.  Faure  p.  121.  In 
den  Verwaltungsberirhten  bei  Pulver  (Bull.  XXIII.  304). 

§.  279.  Nach  dem  Krie<;e  von  1870—71  hatte  sich  die  Privat- 
indastrie  der  üerstellang  des  Dynamits  zn  bemächtigeD  begonnen. 
Im  sieherheitspoUzeiliehen  und  iisealischen  Interesse  sachte  indessen 
die  Regierung  die  Zogehörigkeit  des  Dynamits  zu  den  Schiess- 
pnlvem  nnd  damit  zu  dem  fUr  letztere  zn  Reebt  bestehenden 
Fabrikations-  und  Verkanfs-Monopol  ans  dem  Gesetze  vom 
13.  Fmctidor  V  durchzusetzen,  zunächst  im  Verordnungswege  (Decr. 
V.  21.  Dec.  1872).  Für  das  von  der  V^erwaltung  des  Pnlvermono- 
l)ols  herzustellende  Dvnaniit  wurde  eiu  dreistutiger  Tarif  (nach  der 
Sprengkralt)  festgestellt  und  die  Einfuhr  von  Dynamit  aus  dem 
Auslande  an  die  besondere  Krniächtigiiui;  des  Finanzrainisters  ge- 
kuUpft,  der  dabei  dcu  Zollsatz  zu  bestimmen  haben  sollte. 

Diese  Einbeziehung  des  Dynamits  unter  das  Palvermonopol 
fand  indessen  bei  den  Interessenten,  den  Fabrikanten  und  Benatzem 
des  neuen  Sprengstoffs ,  bei  gewissen  Politikern  und  bei  den  frei- 
händlerischen Doctrinftren  Widerspruch,  der  sich  zu  wiederholten 
Malen  in  den  Jahren  1873—75  durch  die  Parhimentsdebatten  hin- 
zog. Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Verwandlung  des  Decrets 
von  1872  in  Gesetz  scheiterte  schliesslich.  Die  Fabrikation  von 
Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde,  unter  ausdrtieklicher  AbUnderung 
des  Gesetzes  vom  Fructidor  V  —  dessen  principielle  Anwendbar- 
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keit  auf  den  streitigen  Fall  damit  anerkannt  wurde  —  der  Privat- 
industric,  unter  den  für  ausreichend  gehaltenen  sicLcrlicit8- und 
gevverbepolizeilichen  Cautelen,  überlassen,  und  eine  »Steuer  von 
2  Frcs.  im  Maximum  für  das  Kilo}j;ianini  Dyniiniit  eingeführt.  Dieses 
gesetzgeberische  Ergebniss  lässt  sich  kaum  genügend  rechtfertigen, 
wenn  man  einmal  ein  rulvermouopol  bat,  zumal  eine  eben  erbt 
im  Entstehen  begriffene  Privatindustrie,  wie  die  hier  besprochene, 
keine  besondereD  Schwierigkeiten  i1ttr  die  Monopolisining  des  Dyna- 
mits geboten  hätte. 

Die  Fabrikation  von  Dynamit  nnd  Nitroglycerin  Explosivstoffen, 

als  steuerpflichtige  Gegenstände,  unterliegt  übrigens  nicht  nur  den 

gewöhnlichen  steuertechnischeu  Bedingungen  und  Controlcn  und  den 
gewerbepolizeilichen  Beschränkungen  der  gefährlichen  und  unge- 
sunden Industrieen  —  zu  welcher  Kategorie,  nebenbei  bemerkt, 
auch  manche  andere  Industrieen  des  Gebiets  der  indirecten  Ver- 
brauchssteuern gehören.  Sie  ist  auch  noch  unter  specielle  er- 
schwerende, der  Absicht  nach  Sicherheit  gegen  Missbrauch  bietende 
Cantelen  gestellt  worden. 

Insbesondere  erbeischt  jede  Eirlchtun^^  einer  Fabrik  eine  eigene  Ermichtigung 

»K  r  Kcg-ierun^:.  die  nur  nach  Anhörung  des  Priifcctcn  auf  gemeinsamen  Antrag 
der  Minister  des  Ackerbaues  und  Handclä,  des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kriegs 
durch  Decret  des  Präsidenten  ertheilt  wird.  Auch  musü  für  jede  eiuzclue  Fabrik, 
auch  desselben  i'abrikanteu,  eine  Cautiou  von  50,000  Frcs.  gestellt  werden,  —  wa^ 
auf  Grossbctricl)  mit  hinwirkt.  Zur  unmittelbaren  Verwendung  an  Ort  und  Stelle 
kaau  die  Fabrikation  von  Nitroglycoriu  zu  4  Frcä.  Steuer  lUr  daä  KiL  Übrigens  deu 
betrefienden  Industriellen  unter  besonderen  Cantelen  ron  der  Kegiemng  gestattet 
worden.  Ans  Gründen  der  OSentlichen  Sicherheit  dtlrfen  ferner  endgiltig  oder  zeit- 
weilig die  Fabrikation  von  Dynamit  verboten,  die  Dcp«'its  und  Kleinverkaufsstellen 
unterdruckt  werden,  nach  Beschluss  des  Staatsraths  uoü  Anhörung  der  Parteien,  ohne 
Uass  Fabrikanten,  Depositare  oder  Hftndler  Irgrend  einen  Ansprach  auf  Entschädigang 
'•rlicben  können  i(ies.  V,  1875,  Art.  *>  .  Fabrikanten  und  Händler  bind  ilenselbeu 
Kcglements  wie  Pulvcrdebitantcn  unterstellt ;  im  Interesse  der  Sicherheit  dürfen  or- 
forderlicho  weitere  Control -Vorschriften  erlassen  werden.  Für  die  Ein  fahr  von 
Pynamit  aus  dem  Auslände  ist  Specielle  l'nn  i  litigung  der  Regierung  erfi  i  1- i!ich, 
der  Zollsatz  i<t  *J.ÖO  Frcs.  Exportirtcs  l)ynaniit  treniesst  mittelst  Abschreibung 
vüu  dem  liulastuugsconto  Stcuerlleiheit.  —  Die  Strafandrohungen  sind  acbwerur 
al«  in  anderen  Fällen.  Sie  gehen  bei  Vergehen  gegen  Gesetz  und  Reglements  tofwt 
auf  Haft  von  1  yi^nnt  bis  1  Jahr  und  100 -10,000  Pres.  Geldstrafe,  vorbehaltlich  der 
Anwendung  des  Art.  AW.l  des  Code  pcnal. 

Die  Zahl  der  Fabrikanten  war  von  IST'.I  s.")  beständig  nur  '2.  die  der  Uber- 
wachten Depositare  ätieg  von  9  auf  32.  Der  Ertrag  der  Steuer  *,S.  OUU)  schwankt 
jtiiilidi  erheblich,  1882  war  er  schon  einmal  1,763,000  Frcs.  Er  kommt  ftst  gan^ 
vom  Dynamit  ZU  dem  Satze  von  2  i'rc^-..  p.  Kil.  (!**S0  von  T!>5,!M)S  Frcs.  ftkr 
397, 2bü  Kil.  im  Ganzen  bloss  207.'{  Frcs.  für  Ü(»b  Kil.  auf  Nitroglycerin).  Die  Tarifsätze 
dos  Decretb  v.  1»72  waren  in  3  Stufen  11.25,  7.50,  4.50  Frcs.  p.  Kil.  gewesen,  — 
wohl  zn  hoch.  Aber  das  liess  sich  ja  anch  beim  Monopol  leicht  Indem. 

Man  sieht  aus  allen  diesen  Vcrhältnisbcu,  den  peiidicheii  Con- 
troleo  und  Betrieb»bediüguDgeu,  der  BeUiebscooceutratioD,  der  Ver- 
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kehTBcontroley  dass  doch  die  Einbeziehung  des  Dynamits  in  ein 
einmal  bestehendes  Pnlvermonopol  das  Bationellere  YtUxt. 


cc)  Die  einzelnen  wieder  anfgehoboncn  neueren  kleineren 

inneren  Verbrauchssteuern. 

Papier,  Cichorie,  Seife. 

aa)  Papicrätoucr. 

(iesetzpebunp.  Einführung  durch  Ges.  v.  1.  Sept.  1*»71  .\rt.  7  (auch  8,  10); 
Ausfuhruugsdecr.  v.  Ib.  Nov.  1871.  (ies.  v.  21.  Juni  Isla  Art.  \b  (Tarifäudcrung) : 
Auäfilhruiigsdccr.  v.  16.  Aug.  1S73.  Oes.  v.  30.  Dcc,  1S73  (,4  %  Tarifzuschlag).  Ges. 
V.  30.  Juni  1874  (Steuerfreiheit  für  das  Journal  officiel  —  dazu  Reglern,  v,  is.  Jani 
1877).  Art.  18  des  Fiiian/<res.  r.  29.  Dec.  ]s^i,  (Verichrirfune:  der  Circiilationscon- 
iroie).  ües.  v.  29.  Juli  lb8l  Art.  5  ^PrcssgoseU,  Aufhebung  der  Zuschiagstcuer  für 
Zeitnogspapier  in  Gonsequenz  des  Art.  5).  Decr.  v,  30.  Joli  1881.  —  Anf  hebnog  der 
gäDzea  Papiersteuer  durch  Ges.  V.  8.  Ang.  18S5  (Badgetgee.  fttr  1886)  Art.  2,  ?oin 
1.  Dec.  18SG  an, 

Literatur.  Stourmll,  119;  Yigncsl.  I(i9— 172;  lUock.  .li.  t,  Art.  papier. 
dgl.  suppl.  gt'Ucr.  und  buppl.  lur  1886;  Olibo  III,  395—42(1;  Bull.  XXI,  157—161. 
V.  Kaufmann  S.  442—445.  —  Mathieu-Bodet  I.  42.  Amagat  p.  347,  379. 
—  Tarif  Bull.  XVI,  553.  —  Statistik  n.  S.  O'.iit.  F:inr>'  p.  120.  Jahresberichte 
im  Bull.   Uebersichten  und  interessantes  Detail  Üuli.  XXI,  lüU. 

§.  280.  Diese  schon  im  alten  „Regiment''  vorhanden  gewesene 
Steuer  war  1791  mit  anderen  indirecten  Abgaben  beseitigt  worden. 
Projecte,  sie  wieder  emznftlhren,  sind  schon  unter  dem  Directorium 

und  cmstlicb,  bis  zur  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs,  1815—16  auf- 

getaucbt,  aber  iiicbt  zu  Staude  gekomnicn.  In  der  Finanzkrisc  von 
1871  stand  der  Plan  einer  Pa|)ier8teiier,  neben  amleien  ähnlichen 
neuen  Steuern,  auf  ZUndhülzcben,  Cichorien,  mit  voran. 

Er  wurde  durch  die  Ansicht  der  Stcucrvcrwaltunij .  dass  die  Erhebung  einer 
solchen  Steuer  an  sich  uud  bei  der  Conceiitratiou  der  labrüuition  auf  nur  etwas  Uber 
400  Fabriken  nicht  hescmdeis  schwierig  und  kostspielig  sei  nnd  keine  wesentliche  Ter- 

mehrung  der  Steuerbeamten  verlangen  werde,  unterstützt.  Auch  kam  dem  Plane  zu 
(Jute,  dass  er  eine  Mitbest<Mierunfr  (l  r  Zeitungen,  welche  nach  douj  Sturze  Napoleon's 
so  eilig  vom  Sfiinpcl  bolreit  worden  waren  (S.  555).  einfach  gc>tatte.  Anderseits 
&nd  er  heftige  )>rincipieUe  Opposition  wegen  der  ijehauptcten  „antisociale ir  und  „anti- 
(  iviiisatoris*  heu"  Mliluns^s-  und  wirtlischaftsschiidlichen  Wirkungen  einer  solclion  Steuer. 
Besonders  wurde  auf  die  Schädigung  des  Interesses  des  Volksunterrichts,  des  Buch- 
handels, der  Packpapier  benutzenden  Indnstiieon  u.  dgl.  m.  hingewiesen,  was  man 
jedoch  wieder  durch  die  Bemerkung,  dass  es  sich  bei  der  Steuer  zum  grossen  Tbeil 
gar  nicht  um  Vertheuerunf?  für  dif  «'niiHiimenlon,  sondern  nur  um  einige  Verkurzvng 
der  Gewinne  des  Zwischenhandels  handeln  wi  nlc,  zu  widerlegen  suchte. 

So  kam  die  Steuer,  zugleich  mit  der  Cichorien-  und  Zünd- 
bölzcbensteuer,  schon  im  Sommer  1S71  zu  Stande  (Ges.  v.  4.  Sept 
1871).  Dem  Ertrage  nach  ist  sie  die  wichtigste  der  kleineren,  nach 
dem  Kriege  eingeführten  inneren  Verbranehsstenern  gewesen  (S.  690). 


Digitized  by  Google 


Papiersteuer.  699 

Diese  Papierateuer  traf  im  Princip  alle  Sorteo  Papier,  anfangs 
nach  einem  d r eis tnf igen,  seit  dem  Gesetz  von  1873  (21.  Joni) 
nach  einem  vierstafigen  Qnalitätsfnss.  Sie  war  hier  eine 
Fabrikationssteuer,  die  in  den  üblichen  Formen  der  franzö- 
sischen, an  die  Prodnctionsstätten  sich  anscbliessenden  indireeteii 
Verbrauchssteuer  entweder  direct  nach  den  spci  iellen  steucramtlichen 
Auluiihinen  der  fertiggcstcUten  und  versendeten  Papiere,  daher 
mittelst  Declaratiüuspflichten,  Buchl'ührungszwang,  Excrcice,  Vcr- 
sendunj^scontrole  u.  s.  vv.  veranlagt  und  erhoben,  oder  auch  auf 
Grund  jährlicheu  Abonnements  von  den  Fabrikanten  bezahlt 
wurde.  Ausserdem  wurde  aber,  speciell  zum  Ersatz  des  durch 
Decret  v.  5.  Sept.  1870  beseitigten  Zeitungsstempeis  (S.  555),  ein 
Zusehlag  von  20  Fros.  fUr  100  Kil.  Yon  1871—1881  für  dasjenige 
Papier  erhoben,  welches  zum  Druck  von  cantionspflichtigen 
Zeitungen  und  anderen  periodischen  Pnblicationen  verwendet 
wurde.  Diese  Zuschlagtaxe  ist  schon  seit  1881  fortgefallen,  indem 
die  Aafhebung  der  Cautionspfiicht  nach  dem  neuen  Pressgesetz  vom 
20.  Juli  1881  so  ausgelegt  wurde,  dass  damit  jene  Taxe  iniplicitc 
auch  falle.  Nachdem  dann  bereits  1880  in  Folge  })arlamentarisclier 
Initiative  und  18S1  in  Folge  derjenigen  der  Kcgierung  selbst  die 
Authebung  der  ganzen  Steuer  in  Aussicht  genommen  gewesen,  aber 
wegen  budgetärcr  Bedtirtnisse  schliesslich  beide  Male  noch  vertagt 
worden  war,  wurde  dieselbe  endgiltig  im  Finanzgesetz  vom  8.  Aug. 
1885  llir  die  Zeit  vom  1.  Dec.  1S8G  an  beschlossen  und  trat  auch 
an  diesem  Termine  ein.  £ine  Einnahme  von  14^15  und  mit  dem 
ehemaligen  ZeitungszuschLig  von  18  - 19  Mill  Pres,  worde  dadurch 
aufgegeben,  etwa  %  des  Biersteuerertrags. 

S.  b«8.  Boll.  XXI,  157  fl..  Uber  dto  stevertedudaehe  DDrchführanp:  und  die  Goii> 
trolcu,  die  im  Kiii/:<-Iucn  Iiitercääe  bieten,  aber  den  aUgemcineii  französischen  (irund- 
s.ltzen  entsprechen,  die  Uecretc  von  l^ll  -bei  Dejcan.  •  ode  p  Tl  11  )  und  von  l**7.'i 
(ob.  p.  320  lt.,  auch  bei  Uiibo  III,  401  H.).  Der  Tarif  war  im  Oes.  v.  IbTl  lu 
H  Claasen:  15  Frcs.  für  100  KU.  Gig«rreteii',  Seiden-,  anderen  ühnUches  sehr  üsine» 
l'apier,  Pergament-  u.  dgl.  Papit  r.  am  Ii  Rriefpapicr  jeder  Art  ;  10  Fn  s.  für  S'  hrelb-, 
Druck-,  Zeichen-,  Muäik-  u.  dgl.  Papier,  weisses  Tapctuii-,  farbij^cs  und  marmorirtes 
Eiiibandpapier  u.  dgl.;  5  Frcs.  Cartons,  Cartonpapicr,  Eiivclopi)cnpapicr,  farbigem 
Tapetenpapier,  Pack-,  Löschpapier  u.  dgl.  Das  zu  Zeitungen  ii.  ^.  w.  verwendete 
Druckpapier  i:cLörfe  /ur  zweiti-n  Chisse,  zahlte  daher  mit  dem  Zusi  ldaji  .'!0  Frcs.  per 
100  Kii.  DaäCicä.  v.  2i.  Juni  Art.  IS  vuräudertc  Uicäu  Cla^silicatiou  der  Papiere 
etwas  und  bUdete  fftr  Briefpapier  jeder  Art  eine  eigene  neue  (zweite)  Classe  mit 
11  Frcs.  Bei  gewissen  Papieren,  wie  Tapeten,  bunten  Cartons  u.  d}?l.  wurden  nach  den 
Ausführunjrsdei  rcten  ^,Art.  •!)  erlieldi-  Iie  N k  Iil.i->c  zur  Fe>t-tellung  des  steuerpflichtigen 
(iewichts  gewährt  {\/^ — *  3).  l-ur  l^:^chn.:niül.J .  1  ai.unniruug  u.  dgl.  in  der  Fabrik 
konnten  bis  10%  abgerechnet  werden.  Mit  i  n  i%  Zuschligen  (.Ges.  t.  SO.  Dec. 
IST.'^^  st.-!Ite  si.  h  so  der  vi.Tsluti-e  Tarif  schliesslich  auf  1  .'..»If»  1 1 . IF- 10  40-  0.20, 
i'ar  Zcitungspapiur  auf  20.bO  (im  (iauzcu  32-24)  Frcs.  fUr  1 00  Kil.  Aus  dem  Ausland 
oingefahrte 8  Papier  unterlag^  auch  hier  anraracUich  ausser  dem  Eingangszoll  der 
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innei«ii  Steuer  (Ges.  r.  1S71  Art.  7).  Dor  Zoll  war  vor  1861  fUr  Papier  99.64  bi^ 
187.20,  im  Tarif  von  IS9I  nur  25.  itn  V.;rtra[r>tnrif  S  Frc^.,  fiir  Pappo  in  BUttcra 
vor  1881  wie  für  Papier,  daun  11  uuü  Venragstaril)  b  Frcs.  Frau£Oi»i«chcs  Papier 
und  daraus  hergestellte  Gegen>tände  (also  t,  B.  auch  Paptemachö)  wMen  M  d«r  An  s- 
fuhr  ins  Ausland  und  die  Culonicon  steuerfrei. 

Die  Fabrikauteu  waren  Ii ceuzpflichtig  (20  Frcü.  jkhrUcb.  nach  Ciua.  r.  ls>73 
nur  dnmal,  aucb  Akr  mehrore  Fabrik«!  deasoIlMn  BattzeTS  zu  entrichten).  Unter  den 
CoDtrolen  i»t  die  Venendungs-  und  Circulutiun^controlo  bt-achtenswerth.  Im  Um- 
kreis von  2  Myriauietem  um  jedo  Fabrik  uiu-.>tfii  I)iiplic^(c  der  Wcjjfuhrunp>decla- 
ratioQcu  alle  Transporte  begleiten  und  waren  auf  \  erlangen  den  Ageutuu  der  indircctcn 
Stenen  Torzuzeigen  (Reglern,  von  1871  and  1S73  Art  t4\  Da  dies  zur  Vcrhatong 
von  Unterschicifen  noch  nicht  für  ausreichend  j;alt.  wurde  b<<tinimt.  dass  alles  in 
Mengen  ?on  Uber  50  KU.  im  Transport  bofindlicho  Papier  mit  Begleitschein  (exp^^itioa) 
renuieo  sein  mOsw,  der  auf  jedes  Verlangen  den  IHeortlliiiendeii  fMZiiveiaen  var, 
—  eine  Ermächtigung,  die  indessen  that^äc  hlich  doch  nicht  angewendet  sein  soll  (Ues. 
T.  29.  Dec.  1SS4  Art'.        null.  XXI,  159). 

Die  Specialtaxe  für  Zeitungen  u.  w.  war  von  1S72 — 80  von  1,982,000  auf 
.H.91 7,000  FrcB.  Ertrag  gestiegen.  Im  Jahre  1884  war  der  Brnttoertra^  der  ganzen 
Steuer  16.117,000  Frrs.,  wovon  für  exportirtes  Papier  1.321.000,  für  Hecbnung  der 
Steuerfreiheit  des  Journal  ofliciel  92.000,  für  Abzüge,  Verluste  u.  dgl.  28,664  Frcä. 
abznsetien  waren,  so  dass  14,676,000  Pres.  Reinertrag  (noch  inoL  VerwaltangskostMi) 
blieb.  Fflr  den  Spedaldienst  der  Papierstcuer  waren  1S74  nur  124  Agenten  mit 
198,000  Frcs.  Kosten.  l.-'JO"/,,  d-  r  Kinnahraen,  1*»*«5  nur  70  Afrenten  mit  127  300  Fr.\<. 
Kosten  oder  0.90  °/o  der  Einnahuien  zu  bestreiten.  Die  Zahl  der  Fabrikanten,  übrigens 
grosser  als  anfänglich  angenommen,  war  1873  642,  1879  5;n,  1881  601,  18^5  527. 
die  der  Entrepositiires  unter  Controlc  aiifHiiirs  r.'-  17,  seit  IS'9  erheblich  hr>her  250. 

1885  288.  die  der  uberwachten  i^Zcitunga-)  Drucker  1873  579,  ]8b0  67h.  —  Die 
Statistik  im  Bnll.  (XXI,  161)  gestattet  auch  folgende  interessante  Angaben,  ans  denen 
die  ungemeine  practiscbc  Bedeutung,  freilich  auch  die  Umätamlli  hkeit  dieser  Controlen, 
besonders  der  Versendungscontroien  für  den  Verkehr  einmal  /.itlerui.^>si'.j  hervortritt : 
Die  Zahl  der  aufgenommeucu  l'rotokollu  (wegen  Contraventionen)  1S71  3 IG  (Max.), 

1886  136  (Min.),  1885  23G.  Zahl  der  acqoits-a-caution  bei  Versendung  lS'i3  13,506, 
1S7S  11.929,  dann  ra^oh  steigend,  I^^2  (Ma\.)  72.740.  ISS.',  noch  02  . Mr,;  Zahl  der 
laissez-passer  (S.  049)  .^liu.  1874  99,500,  Max.  1885  279,700.  Auf  Oruad  rouacquits- 
äcaotion  lind  1882  141.10  MilL  Kil.  Papier  u.  s.  w..  1885  118.23  MilL  vetaendet 
worden.  —  Die  Ausfuhr  fon  Papier  hat  ^ich  wahrend  des  Be:>t<  hens  der  Steuer  mit 
Schwankun?en  annähernd  auf  deicher  Höh  '  i:'h.ilten  (,22—24  Mill.  Kil.).  die  Ein- 
fuhr ist  stark  gu&tiegen,  von  3  —  4  Mill.  Kil.  anfangs  auf  12 — 13  3lill.  zuletzt  (Bull, 
a.  a  0.);  wohl  Einfluss  des  Tarifs  v.  1881  and  des  Yertragstarifii,  aber  doch  b«- 
acbtenswerth,  da  die  innere  Steuer  daneben  zn  trtgen  war. 


Uichorieusteucr. 

Gesetzgebung.  Ge&etz  v.  4.  Sept  1871  Art.  6  zur  Einführung.  Dazu  Aus- 
fahrungsdecr.  v.  30.  Nor.  1S71  (Dejean  p.  105  ff),  Decr.  r.  18.  Jan.  1*^73  (eb.  p. 
291  fi'.),  Ges.  r.  25.  Juli  1873  Art.  20,  21.  23,  24  (u.  A.  Ausdehnung  der  Steuer  auf 
der  Cichorie  ihnliche  Producte).  ZoUerhOhung  im  Ges.  r.  8.  Juli  1871  Art  6.  Aiif- 
hebunir  der  inneren  Steuer  durch  Finanzges.  f.  1879  (Oee.  r.  28.  Sept  1878  Art  2) 
T.  1.  Jan.  1*^7!»  an. 

Literatur.  Vignes  I,  lOS.  llltM  k,  dict.,  Art.  cbicorcc.  Say,  diel,  ders. 
Art  r.  Kaufmann  S.  459.  —  Mathieu-Bodct  I,  43.  Amagat  p.  348.  — 
Statistik  in  den  früheren  Verwaltungüberichton  der  indirecteu  Steuern.  Faure 

p.  120.  0.  s.  rm. 

%.  281.  Aucb  diese  iSteaer  ist  durch  die  FinanzbedUrlnisse  nach 
dem  letzten  Kriege  verursacht  worden.  Zu  ihrer  Eiiirtlhmng  trog 
die  Bttcksicbt  auf  den  fiscalisoheo  Nachtheii  des  Cichorienconsams 
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fttr  den  Ertrag:  des  KaftcezoUs,  zumal  seit  dessen  Erhöhung  nach 
dem  Kiii  ge  bei.  Das  principielle  Bedenken  gegen  diese  Steuer  auf 
einen  Artikel  des  Consunis  der  ärmeren  Classe  und  das  weitere 
Bedenken,  dass  dieser  Consuni  in  einigen  Gegenden  ( Departement 
Nord,  Pas  de  Calais)  besonders  stark  verbreitet  sei,  die  öteuer  that- 
fiäeblicb  also  nicht  gleichmäßig  wirke,  taacbteu  auf,  aber  hinderten 
die  EinfUhrnng  der  Steuer  nicht.  Obwohl  man  die  Uerstellung  der 
(^ieborie  für  den  eigenen  Hausbedarf  frei  liess,  keinen  naehtheiligen 
ßinflnss  der  Stener  anf  den  Gonsum  und  dessen  Zanahme  glaubte 
nachweisen  zu  kOnnen  und  die  Erhebungskosten  massig  waren, 
warde  die  Stener  doch  schon  im  Jabre  1878  wieder  aufgehoben, 
bald  naeb  der  Setfenstener,  obwohl  der  hohe  Kaffeezoll  verblieb. 
Damit  ward  eine  Einnahme  von  5V3  Mill.  Frcs.  aufgegeben. 

Die  Einrichtung  der  Steuer  war  die  üblicbei  Licenzen, 
Declarationen,  Exercice,  Versendungscontrole  u.  s.  w.  Eigentbtlm- 
licb  war  auch  hier,  wie  bei  der  Kerzen-  und  ZUndhölzchenstener, 
die  Vorsebrifty  dass  die  Cichorie  nur  in  geschlossenen  Packeten 
bestimmten  Gewichts  und  in  gestempelten  Umschlugen 
circnliren  und  zum  Verkauf  gebracht  werden  durfte. 

Der  tabrikationsütouuräutz  war  3U  Ccot.  per  Kil.  iilr  die  „raciuu  de  cbicorcc 
pröparOo*'.  beabsichtigt  «raren  50  Gent,  grewemm,  aber  nicht  angenommen.  Die  ein^ 
geführte  Cichorie.  ;2:cbrannt  oder  gemahlen,  zaUla  nach  dcui  Tarif  v.  ^.  Juli  ls7! 
55  Frcs.  per  lOO  Kil.  (slatt  r  innerii  Steuer),  nach  Auf hiljun;;  d.-r  inneren  Steuer 
im  Tarif  von  Ib^l  noch  .'»  l'ra,.  Der  Juillee^oll  war  in  deuiselbeu  Tarif  für  Buhnen 
auf  U  l  i  170  Pres.,  ftlr  i^ebrannten  oder  i^^enmhlenen  auf  200  Frcs.  gestellt,  mit 
4Vo  Zu>chl;i:r  >p:iti'r  15(5  und  200  Fifs.  I  ii  ;iz  «ler  Tilirikrinten  und  gewis-^or  Kauf- 
leato  20  Frcö.  Die  vurgeächriubcueu  üewichbuiengeu  der  Packctu  wareo  100,  2oO, 
500,  1000  Gramm  and  mntratcn  so  beschaffen  sein,  daas  sie  mittat  Stempeln  oder 
gestempelter  Vignetten  uui3chl*i3>cn  werden  konnten.  Nach  U«.  T.  21.  Josi  1973  Art. 
23  mus.sten  die  l'abnkantcn  auf  ilire  Ki)>trn  M-lbsi  diese  rapicre  anbringen.  Dieso 
Stempelung  oder  Vignettirung  war  aber  hier  keine  Steuererhebufigäforffl,  sondern  nur 
eine  Controlform  Die  Fabrikanten  u.  s.  ir.  hatten  die  Steuer  nach  monatUcher  Ab- 
rechnuug  in  der  sonst  uldichen  Weise  (baar  od  r  mit  (lautionsuhligationen)  zu  beglciclien. 
Die  Kleiakaufleute  durften,  weuu  sie  weuiger  ala  100  drauui  verkauften,  uicht  mehr 
als  1  Packet  auf  ciumal  aubrccheu.  —  Die  Menge  der  versteucrteu  Cichorie  ist  von 
1S72— 1877  ron  ca.  8—9  anf  ca.  16  Mill.  KiL  gestiegen. 


yy}  Seifensteuer. 

(iesi't/gebungr.  EinL;efülirt  durch  (j'es.  v.  .".0  l).-.-.  1S73  Art.  7,  S;  Reglern. 
V.  S.  Jan.  1S71.  Oeü.  v.  5.  Aua.  Is71  Art.  ^  (Steuerfreiheiten».  Decr.  y.  Aug.  1875 
(Durchführung  der  Seifeuäteuerlreiheit  für  Webereien  und  Farbereien  ?on  Uevebeu). 
Aofbebung  durch  Finau^es.  r.  16.  MSn  1878  Art  1  Tom  1.  April  I87S  an. 

Literatur.  Stourm  U,  107.  Vignes  I,  174.  Block,  dict.,  Art.  sarons 
V.  Kaufmann  S  i:>'i  —  Mathieu-Bodet  1,240.  Amagat  p.  849.  —  Statistik 
0.  i>.  m.   Fauro  p.  120. 
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§.  282.  Diese  gleichzeitig  mit  der  Stearin-  aod  Kensensteoer 
ond  der  allgemeinen  Oelstener  eingeführte  Stener  wurde  an  Stelle 
einer  anfangs  geplanten  Ausdehnung  der  Salzsteuer  auf  das  zur 

Sodafabrikation  dienende  steuerfreie  Salz  gewählt  Sie  traf  Seife 
jeder  Art  mit  5  Frcs.  per  lOü  Kil.,  docli  l)cstand  umfängliche 
Sttucirrcibeit  für  Heile,  welche  zu  bestiunuteD  im  Gesetz  v.  5.  Aug. 
1874  noch  genauer  bezeichneten  Verweudungen  \ou  »Seite  in  der 
Textilindustrie  diente.  Die  ins  Ausland  gehende  »Seife  war  eben- 
tiilU  steucrlVci.  Fremde  Seite  trug  auch  hier  eine  Compeusatious- 
abgabe  von  5  Frcs.  bei  der  Ein  fuhr,  neben  den  beträchtlicbeu 
Zöllen.  Die  Einrichtung  der  Besteuerung  war  die  flblichei  mit 
Licenzpflicht  (20  Frcs.)y  Deciarationen,  BacbfÜhruDgszwang,  Exer- 
cice,  Versendnngscontrole  u.  s.  w.  Einer  besonderen  Controle  unter- 
lagen aber  auch  die  Fabriicen,  welche  Seife  steuerfrei 
beziehen  durften.  Nach  wenig  Uber  vierjährigem  Bestehen  wurde 
die  Steuer  bereits  wieder  aufgehoben,  der  erste  Schritt  zu  Steuer- 
erleichterungen auf  diesem  Gebiet.  Der  Ertrag  von  ca.  6  Mill.  Frcs. 
war  hinter  den  anfänglichen  Schätzungen  von  9  Mill.  zurtickgebliebeu, 
wie  behauptet  wird,  weil  viele  Hinterziehungen  stattfanden. 

Im  aligeuiciiicu  Tauf  vor  Ibbi  war  Scifo  mit  205  Frcs.  belegt,  im  Vcrtragb- 
Urif  mit  6  and  70,  im  Ttrif  ron  ihS\  mit  12  vnd  6  Frcs.  für  100  Kil.  Steoaifiei 

war  die  Seife  für  dir  ViirbLT.'itiin^.  KnttVttini};.  Färberei,  Bluichcr- i  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  und  anderen  Füsci^IuIIlii  di  r  Tcxtiliadtistric  im  rolieu  Zustand  oder  als 
Geweb«',  wenn  es  noch  üicht  die  letzte  Appretur  erhalten  hat.  Die  Verweudung  musstc 
genu<;<'iid  crwiüseo  wcrdeD.  Die  Steuerfreiheit  erfolgte  in  der  W  eise,  dass  du:  Seifen 
von  den  Fabriken  unter  acquits-i-caution  oder  aus  dem  Auslände  unter  Zoll['Ioiijl<c 
bezogcu  wcrduu  mu«>teQ.  Die  acquits  wurden  beim  Emptuuger  nur  uuter  Vor^eiguug 
der  Senduniren  unter  Band  ond  Blei  dochai^rt  Dann  Einlagürung  in  abgesonderte 
Magazine  und  Herausnahme  nur  nach  dem  tiiglichea  Bedarf,  mit  entüprecheudeii 
weiteren  Üontrolen.  l  elilmenin  n  nacli  den  Invcntaren  steuerpfiiclitig.  Nach  (iutdunkca 
der  \'»!rwaltung  periodische  N  isitationen  oder  Einrichtung  bleibender  L'ebcrwacbung 
auch  di.M  r  ']'.  \tilindustrie-Elabli>sement:i  (Decr.  v.  März  IST&K  Diese  doppelseitige 
Oontrolc,  tlieils  dl  r  Seit-nfabrikcn ,  tln  il>  »l'-r  'rcxtiltabriken  war  bei  dem  massigen 
Stcucrertrag  wohl  ein  tuistaud,  der  die  Ueätrebungea  nach  baldiger  Beseitigung  der 
Steuer  untetattttzte.  —  Im  Jahre  des  liAchsten  Ertrags,  lf»76,  wunden  16S.6  Mill.  Kil. 
Seife  im  Inland  producirl,  wovon  123.3  Mill.  versteuert,  1*^.3  steuerfrei  ausp-efuhrt, 
18.3  dgl.  in  der  Te.vtilindu^f^ie  verweiidi  t.  der  liest  blieb  in  \  erreehnung.  Man  half  • 
den  stfuerpilichligcn  Consum  liei  der  Einführung  der  Steuer  auf       Mill.  Kil.  gesc  hätzt. 

Die  ursprtknglich  ab  gewöhnliche  Verbrauchssteuer  eingerichtete,  dann  aber  i>aid 
in  Miinopolform  gekleidete  Zu nd hölzchonsteuer  wird  unten  bei  den  Monopolen 
mit  behandelt  werden  3U0). 

f)  Auderc  verwandte  kleinere  Steuern. 

Prüfongsabgabo  ron  (joId->  und  SUbenraareo,  Abgabe  ron  denataralisirtem  AlcohoU 

Spielkartcnsteuer. 

Uie  jetzt  mit  3T.50  Frcs.  rem  Hectoliter  reinen  Alcohols  erhobene  Steuer  von 
denatondisirtom  Alcohol  ist  oben  S.  642  bei  der  GetrinltebeBteaerang  schon  mit  be- 
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tfprochen  worden.  Ectng  f.  59,i06  HectoL  2.22  MUI.  Frei,  in  1886,  t  b5,366  Ilcctol. 
S.20  Hill  Fics  (profis.)  in  1887. 


cc)  Prttfani,^»abgab«  Ton  Gold*  und  Silberpaaren. 
(Droit  de  garantie  snr  les  ourrages  d'or  et  d  argen  t) 

Gesetzgebung.  (Ilaiiptbcstiinmunf^tm.)  Wiedcreinfiiliriiiia:  dun  h  das  «grund- 
legende Gesetz  vom  Rrumaire  VI  No^-  1"*J7).  Zahlreiche  weiter«;  (iesetzc 
und  Verordnungen  ul»or  Kinzclheitcn ,  besondere  der  Ausführung,  befreÜen  uieiritcos 
nnr  die  gewcrbepolizcilichc  Seite  der  Sache,  die  Markiruugen  u.  dgl.  m. 
AM*'  ein/olncn  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmunpren  bei  nübo.  So  noi  Ii  ver- 
äclacUune  au:»  J.  Vi  u.  dcu  lolgeuden  Jabrea  bis  XIII;  dann  wieder  Iblü,  1S20 
(5  Mai).  ISSft,  1838  (Ord.  tr.  7.  Apr.  Aber  der  poinron  de  recense),  Oes.  r.  10.  Aug. 
1*j39  nebst  Ord.  r.  30.  Dec.  1S39  (über  Ausfuhr  ?on  Gegenständ i^n  uhno  französische 
Marke  und  ohne  Abgabezahlunpi .  Ges.  v,  1».  Aug.  l^H  Art.  13  (II<  ral>- •t/.uni;  der 
droits  d  argue),  Ord.  v.  2H.  Doc.  l*54ö,  Dcrr.  v.  21.  Juli  lb57  (^Einrichtung  der 
„Garantie**  in  Algier),  Decr.  r.  26.  Hid  1860  (Anadelinang  der  Verplliebtnngen  der 
I  abrikanten  plattirter  \V;iar<*n  auf  diejenigen,  wcldie  vergoldete  und  versilberte  Waaren 
auf  Kalvanischem  oder  eicctro-cbcmischem  Wege  liersteUca).  Üecr.  v.  13.  Jan.  Iäü4 
{n.  A.  eigener  Stempel  für  eingeführte  ausländische  Waaitt).  Kaeh  dem  Kriege  Ab- 
ffabeerhöhung  durch  Ges.  v.  30.  März  1S72.  Dccr.  F.  27.  Juni  1^77  Ausfuhr 
französischer  Waare  nur  Ober  be■^timmte  Zollamt' r\  H-  f-r.  v.  27.  Juli  ls7s  Wogolung 
der  HttckzabiuQg  der  Abgabe  bei  Ausfuhr  von  Wuarcn).  Ges.  v.  25.  Jan.  ]bS4  (l^u* 
führong  eines  vierten  Einheit^^rads  —  titre  —  fUr  zur  Aasfiihr  bestimmte  Gegeust&nde), 
Atisführung^s-Docr.  dazu  v.  10.  Juni  18S1  ^s.  l?ull.  XV,  11.^.  »'17V  Decr.  v.  24.  Der. 
1S>^7  (eigener  Stempel  fOr  ausgeführt  gewesene,  wieder  zurückgesendete  französische 
Waarc). 

Literatur.  S.  die  Bibliographie  über  don  weitläufigen  und  vcrwii  k  dtcn  (ii  gcn- 
sfaiid  in  IJlock.  dirt.,  .\rt.  garantie,  p.  1031.  S t o u rm  II.  ?I0— 1 0;n Wi.-dcrherst.  llung 
der  alten  Gesetzgebung  durch  das  Ges.  v.  Kruuiaire  VI).  Vigues  I.  Ib7— IUI. 
Vlork,  diet..  Art  garuitie  von  Mo  renn,  rel«:hhaltig,  eingehend  und  klar.  Sappl, 
{r.ii.r.  p.  215  ((J.s.  ?.  IS^l).  Suppl.  IH^S  p.  3»;7.  Olibo  H,  .>l{  -nsl  höchst 
d.-taillirt  und  pi- hhaltig).  v.  Hock  S.  4.H2-  l"!'.»;  v.  Kaufuiann  S.  117  -ll'i.  — 
Malbi..a-Hodot  I,  104,  105.  Auiai?at  p.  34:<.  —  Statistik,  haure  p.  ll^; 
bes.  in  den  Uebersichteu  (mit  weiteren  Ausfahrangen)  im  Bull.  I.  216.  V,  233,  XV, 
15<>;  T.itta^sdaten  in  «Icn  Berichten  der  iiidirect-  n  St('iicr\  orwaltunir. 

Die  wichtigste  und  interessanteste  Seite  dc^  (ie^M-nstandes  ist  die  go werbe- 
polizeiliche, zugleich  dio  r^mplicirteste,  welche  jene  Menge  von  Bestimmungen 
und  deren  liauü^^c  Ai>.indemng  i  betreßs  der  Arten  der  Markirung  u.  s.  w  )  veranlasst 
hat.  Sic  kann  lii-  r  .il)or  nur  -^e^treift  werden.  S.  darüber  bes.  den  Alt.  von  Mo reau 
und  Olibo'b  W  i  k.  an.  h  lUill.  a.  a.  (».,  be.s.  XV.  1')»;. 

tj.  '2>>li.  Von  Alters  her  bestand  in  Fnmkreieli  eine  strenge 
gewerbepol  izeiliche  Controle  der  llcrsullim^^  und  des  \  erkauls 
▼OD  Gold-  und  biiberwaaren.  Namcntlieb  seit  dein  16.  Jahrhundert, 
lann  nnter  Ludwig  XIV.  und  wiederholt  im  18.  Jahrhandert  wird 
diese  Controle  im  Einzelnen  geregelt.  Sie  dient  einem  doppelten 
Interesse,  einmal  soll  sie  den  Käufern  Sicherheit  hinsichtlich  der 
Qoalit&t  der  Waaren  gewähren  nnd  zweitens  von  den  Prodacenten 
ansolide  nnd  betrügerische  Concurrenz  fern  halten  nnd  der  franzö- 
sischen Waare  im  In-  nnd  Auslände  einen  gnten  Ruf  verbürgen.  Das 
Controlsysteni  bedingte  Einrichtungen,  welche  Kosten  machten.  Es 
wird  daher,  ohnebin  im  Geiste  der  älteren  Gewerbepolitik,  In 
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systematischer  Weise  seit  Ludwig  XIV.  ein  Gebttbrenwesen 
damit  verbnndeD,  das  diese  Kosten  zu  decken  ermöglichte,  aber 

darüber  hinaus  Ueberschlissc  gewährte,  so  dass  es  in  eine  gewerbe- 
steuenirtjge,  iibcrwiegeud  wohl  schon  in  eine  verbrauch«-  und  luxus- 
8teuerartige  Hestcuerung  überging.  Das  Ganze  war  aber  zweck- 
mässig und  nicht  einseitig  tiscaliscli  geordnet  und  erfüllte  seinen 
gewerbepolizeiiichcn  Zweck  gut. 

Gleichwohl  brach  auch  diese  bewährte  Einrichtung  in  der  ersten 
Rerolotion  zusammen,  ohne  iormlich  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein, 
ja  sogar  trotz  ausdrücklicher  wiederholter  amtlicher  und  legislativer 
ErkläruDgen,  dass  die  Controle  fortzudauern  habe.  Die  lyGebtthren*' 
fielen  unter  die  Kategorie  der  „indirecten  Steuern",  die  unvermeid- 
lichen Controlmassregeln  unter  die  Opposition  gegen  derartige  »Ein- 
griffe in  die  freie  Bewegung"  und  damit  beide  unter  die  einseitige 
Verurtheilung  der  Tagespolitik.  Die  nach  dem  thatsftcblichen  Weg- 
fall der  Controle  (1791  ff.)  eintretenden  Missstände  wurden  aber 
rasch  so  empfindlich,  dass  bald  an  eine  Wiederherstellung  der  Con- 
trole ernstlich  gedacht  wurde,  wol»ci  auch  die  Wahrnehmung  des 
Finanzintcresses  nüt  als  Ziel  hervortrat.  Diesen  Bestrebungen  ver- 
dankt (las  j;ru  ndlcgcndc  Gesetz  vom  Brumaire  VI  (9.  Nov. 
171» 7)  seine  Kiitstehung.  Es  besteht  im  Wesentlichen  in  der 
Wiederherstellung  der  früher  in  Geltung  geweseneu 
Bestimmungen,  wie  dies  btourm'auch  hier  näher  nachgewiesen 
hat.  Dieses  Gesetz  ist  die  Grundlage  der  „Garantie"  der  Gold-  und 
SSilberwaaren  geblieben.  £s  ist  Uberwiegend  ein  ge  w er be po  1  i z  e i . 
liebes,  nebenbei  aber  auch  ein  fi sealisches  Gesetz.  In  beiden 
Beziehungen  hat  es  sich  ziemlich  bewährt  Später  sind  in  der 
Hauptsache  nur  Ergänzungen  nach  der  gerwerbepolizeilichen 
Seite  erfolgt 

Fi  sc  alischer  Art  sind  die  Bestimmungen  über  die  bei  Ge- 
legenheit der  amtlichen  Controle  zu  erhebenden  Abgaben  (gen. 
Gesetz  Art.  21,  „droits  de  garantic"),  welche  später  nur  um  die 
Zuschlagdecimen  erhöht,  sonst  bis  1872  unverändert  geblieben  sind. 
In  diesem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Princij)alsatzes  der  Abgaben 
in  der  damals  einf;eschlagenen  liichtung  der  Finanzpolitik  ein  (Ges. 
V.  oO.  März  1872).  Ausserdem  bestehen  Gebühren  für  die  vor- 
geschriebene Benutzung  der  staatlichen  Gold-  und  Silber- 
draht-  oder  Fäden  ziehereien  fArgues),  die  also  eine  mono- 
polistische öifentliche  Einrichtung  darstellen,  —  weil  man  an  diesen 
Gold-  und  Silberdrähten  und  Fäden  keine  Markimng  anbringen 


Digitized  by  Google 


Prufungsabgahe  v.  Gold-  o.  SUbenraarcn.  70.'> 

kann  —  sowie  Probierergebflhren.  Die  erhobenen  eigentUohen 

Garantieabgaben  wnrden  bei  der  Ausfuhr  von  Waaren  nach  dem 
Gesetz  vom  Hruniaire  \'l  zu  ersetzt,  so  dass  das  letzte,  nicht 
rtlckvergntete  Drittel  eine  Art  Ausfulirzoll  (larstclltc.  Xurli  dem 
Oesetz  von  1872  erfolgt  Jetzt  voller  Krsatz.  Missbräuche,  welche 
mittelst  geheimer  Wiedereinfuhr  steuerfrei  ausgeführter  Waaren  ge- 
trieben wurden  und  daher  das  tiscalische  Interesse  schädigten, 
haben  verschärfte  Controlen  veranlasst,  sind  dadurch  vermiuderti 
aber  kaum  ganz  abgestellt  worden.  Fremde  eingeführte  Waaren 
anterliegen  derselben  Qualitätscontrole  wie  die  einheimischen  und 
den  Ghvantiegebtthren  daflir  neben  den  Zöllen. 

Finanswissenschaitlich  betrachtet  stellt  die  „Oarantieab- 
gäbe"  eine  gemischte  Abgabe  dar,  welche  Elemente  der  Ge- 
bühr und  der  Stener,  speciell  der  Verbranchs-  (Gebrauchs-) 
nnd  Loxns Steuer,  —  in  Etwas  vielleicht  anch  der  Special- Ge- 
werbesteuer —  In  sieh  vereinigt.  Die  kostenlose  Markimng  von 
Exportwaare  und  <lie  Rückvergütung  bei  markirter  und  versteuerter 
solcher  Waare  lassen  in  der  Ahgal)C  das  Element  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  deutlich  hervortrett^n.  Die  Abgabe  ist  in  Jedem 
dieser  Kicmentc  und  auch  in  ihrer  Höhe  wohl  zu  rechtfertigen.  Der 
Ertrag  ist,  mit  Schwankungen,  bis  ISr)')  und  wieder  von  1872  an, 
nach  der  Steuererh()hung,  bis  1882  gestiegen,  hat  seitdem  aber  nicht 
unerheblich  wieder  abgenommen.  Vielleicht  ist  daran  ünterschleif 
im  auswärtigen  Kandel  immer  noch  etwas  betheiligt,  worauf  auch 
andere  Daten  der  Uandelsbewegung  hinweisen. 

Der  Abv^abosatz  dos  fi.  s.  v.  Ururn  VI  auf  nou  faltri*  irt.-  Waare  war  20  Krcs. 
liir  das  Hectogramm  (iold.  I  Frcs  für  das  llectogramm  Silber,  ohne  die  Pfobler- 
^ebiihren,  spater  (J.  VII^  mit  10"/^  Zoschlag-,  also  22  und  1.10  Frcs.,  seit  1855  mit 
207o  Zasrhl»ff.  24  und   1.20.   Erhöhtins  im  v.  :{0.  MSrz  1S72  auf  80  und 

I.GÜ  Frcs.  im  Prinr.  tnit  2".^  Derimen  Zux  liiaü:.  «lali.  r  auf  ,'j7..')0  und  2  Frrs.  odor 
rom  Werthe  des  7ia  MUnz-MetaiU  allein  immerhin  12.1  und  lO^* 

ttttopfechend  venlger  ?mii  Wertke  des  Fabrikats.  Die  D  raht  2 Qf^ gebühren  sind  für 
'lold  45  und  .'^0.  filr  Silb.  r  J.'i  und  12  Centimes  fur  das  lIiTtogr.,  ji'  naehdem  Zieh- 
verkzeu^o  (ilieresi  des  Fabrikaatcu  selbst  gestellt  werden  oder  nicht.  Die  Probier- 
febuhren  betragen  bei  der  Probe  mit  Probierstein  9  Cent  für  das  Dekagramm  Gold, 
20  Cent,  fllr  das  Hertogr.  Silber,  sonst  fllr  jc«le  Probe  im  Probiert  in  ,  1  :oupell.o  bez. 
3  Frcs.  nnd  SO  Cent.   Steucrobjecte  und  Ertrüge  waren  folgende  i^UnU.  I,  217, 


XXIII,  2HS): 

'ioltl  waaren 

Silberwaaren 

Hectogr. 

Hectogr. 
71S.fi45 

1000  il 

S9,6fi5 

.3.022 

isr.y 

1 1  S.2.!0 

:!.72f, 

ISTO- 

♦i4.29'.t 

4I<'.,.".01 

2.04  } 

ISTI 

74.072 

4:)S.103 

2.r2s 

1»72 

121,021 

70.'..s4;i 

5.230 

18T3 

Ii:i.7T7 

07 1  /JO.") 

läbl 

14.1.341 

>2»),Ki).j 
786,497 

7.oy2 

lb«»6 

64.103 

4.624 
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Im  J.  1882  Viren  ?oii  dieser WaaiwnmcDge  S14S  Hectogr.  Gold  vnd  42,424  Hectogr. 
Silber  ausISndischcn  Ursprungs.  In  Ertni-xs/.iircr  ist  der  Betrajf  der  rückgczahlf  ti 
Al>g«ben  hei  der  Ausfuhr  noch  ontlialti-n;  er  war  /.  B.  l!?69  79,000,  1870  236,000, 
«ieir  ^'•'»"n  a"f  "20.000  in  lS7ö  und  1S77,  war  ahcr  ISSl  nur  noch  198.000  Free., 
nach  Eintritt  des  Decrcts  v.  27.  Juli  1S7S  (s.  u  ).  Anderseits  fehlt  in  der  Erlrags- 
ziffcr  der  Betratr  der  fur  wieder  i  infr»  finirte  französ,  W  aare  erhobenen  SteoeC  (1869 
C  10,000  I"rcs,'lS72  :i'.t.in)<>,  l^-TT  ls',1,000.  18S1  nur  1611  Frc3.\ 

l  ur  die  genauere  Durchluiiiuug  der  Coutrole  nach  der  gewerbepoUzcilichen  Seite 
miies  hier  anf  die  Gesetze,  bes.  das  Tom  Brom.  VI,  die  Decreie  and  die  eingehendwen 
Dantellnngen  nnd  Clomment.'\re  verwiesen  werden. 

Es  werden  zur  aintlichen  Probe,  Garantie  und  Garantiestempeinng  nur  Gold- 
wuareu  von  3  „gesetzlichen  Feinheitsgradeu"  zugelassen,  von  920,  b40  und  710*^/^. 
seit  1884  specfcSl  sveh  noch  goldene  Dhrgeb&ase  bloss  znm  Export  ron  einem  Tietten 
Gnade  zu  öSS'^',^, ;  bei  Silbenraaren  sind  die  gcsotzlirhen  Feinheiten  950  und  SOO**/^«. 
Die  erlaubte  Fehiergrenio  (tolürancc)  ist  bei  (ioldwaareu  3,  bei  Süberwaareu  ö^^/g,. 
Die  erfolgte  Conirole  irird  dann  dnrch  Marken  oder  Stempel  ansfedrQckt,  deren 
mchrae  unterschieden  werden.  Jede  fur  den  inl&ndischen  Markt  bestimmte 
Waare  muss  die  Marke  des  Fabrikanten  tragen,  dann  die  amtlichen  Marken  der 
Feinheit  und  des  üarantiebureaus ;  ganz  kleine  Gegenstände  haben  an  Stelle  dieser  S 
2  kleine  eigene  Multen,  eine  fOrCtold  nnd  eine  fttr  Silber.  Besondere  Amtsmaiken 
bestehen  fur  iuiportirte  freunle  Waaroii,  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  mit 
Ftiinbeiti'garantic  versehene  stcuert'roie  Waaren,  für  ebensolche,  mit  vorbcbaltener 
RQekeinfnhr  ausgefitbrte  Waaren  (seit  1878),  for  wirklich  reimportiTte  Waaren 
(poingon  de  retour,  seit  1887).  für  neue  Stempelang  ron  Waaren  nach  (^onstatirung 
falscher  Feinheifs-rradi^  und  Stempel  (poinron  de  recensc\  fttr  alte  Sachen  (de  basard), 
für  Gold-  und  Silberbarren,  auch  für  plattirtc  Waare. 

Diese  rerscbiedeneu  Markirungcn  sollen  zur  Verhütung  von  Täuschungen  des 
Publicums  und  zugleich  zur  Wahmehmunf?  des  fiscalischen  Interesses  dienen.  Mit 
vollständigem  Erfolg:  indessen  noch  immer  kaum,  indem  tluiK  Nachalinuing-  der  amf- 
lichen  Marken  schwer  ganz  zu  verhüten  ist,  Iheils  bei  der  Auaiuhr  und  \\  iedcreinluhr 
Hinterziehungen,  bezv.  widerrechtliche  Erlangungen  ron  Stenerrergtttnngen  Torkommen, 
was  allerdings  die  seit  1S7S  einc:crirhtcten  Massregcln  (Einführunfi  besonderen 
Stempels)  erschwert  haben  (Bull.  XV,  156).  Die  hier  fUr  die  Finanzverwaltung  vor- 
liegenden Schwierigkeiten  erklären  sich  folgeudcrmassen.  Sie  werden  hier  als  ein 
gotes  Beispiel  solcher  Veihlltnisse  einmal  etwas  näher  dargelegt 

Die  amtliche  Markirung  ist  für  in-  und  aoslindischc,  fUr  den  in- 
ländischen Markt  bestimmte  Waaren  oblipatorisrli  und  auf  die  erwähnten 
Feinheitsgrade  beschränkt.  Die  ins  Ausland  gehenden  französ.  Waaren  kOnueu  ver- 
schieden behandelt  werden,  1)  entweder  so,  dass  die  mit  den  gewöhnlichen 
Inlands  marken  versehenen  Waaren  ausgefÜirt  werden:  dann  erfolgt  jetzt,  seit  dem 
Gesetz  von  IS72,  volle  B  ü ck  v c r etl  t  ii  ii  et  der  crhohenen  (larantieurebühren;  oder 
2)  so,  dass  die  Waaren  von  vonihcrcia  mit  bewunderen  Ausfu  h  rmarken**  ver- 
sehen werden:  dann  wird  überhaupt  keine Garanticabgabc  erhoben,  es  ist  nur  zu  vcr- 
htitcn ,  das«  di.^  Wnarc  im  Inland  abgesetzt  wird,  muss  daher  die  wirkliche  Ausfuhr 
controlirt  werden;  die  Markirung  dient  hier  nur  dazu,  dem  fremden  Harkte  die 
Garantie  der  richtigen  Qnalitit  tu  gebon;  endlich  9)  brauchen«  nach  Ges.  r.  10.  Aug. 
1844,  Ezportwaarcn  eventuell  tiberbaupt  nicht  markirt  zu  werden  und  keine 
(iaranticgebllhren  zu  entrichten,  sie  müssen  aber  <lann,  nacji.  erfolgter  PrufuDp 
und  Anerkennung  des  gesetzlichen  P'einheitsgradea  —  was  also  immerhin  auch  iiier 
rorgeschrieben  bleibt,  —  bei  der  Verwaltung  hinterlegt  oder  ron  deren  Beamten  tlber> 
wacht  werden,  bis  die  Ausfuhr  nachgewiesen  wird. 

Hi  ntergchu  n  c:  des  Fisrns.  Hinter/iehunif  Sfhuldicer  (iebühren,  unrecht- 
massige  Erlangung  von  AusfuhrvergUtungen  ist  hier  nun  auf  mancherlei  Weise 
möglich.  Einmal  durch  Nacliahmung  der  amtlichen  Marken  nnd  durch  Absatz  ron 
Waaren  mit  Exportmarke  oder  ohne  Marke  im  Inland:  die  srliwierigeren  und  wohl 
selteneren  Fiill*^ ;  sodann  dureli  Einschmuiri?ching  ausländischer  Waare,  ohne  nnch- 
trägliche  Markirung  und  Gcbuhreuentrichtung:  wohl  nicht  ganz  zu  verhüten,  schon 
beim  Reisendenrerkehr,  da  die  Beschrftnkung  des  freien  Mitbringens  ron  Waaren 
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dorch  Keisendo  für  den  persöulichon  Gebrauch  auf  5  Hcctogr.  f.  d.  Person  (^Art.  23 
des  6m.  V.  Brom.)  oicht  sicher  zo  eoDtroHren  ist  :  indessen  wird  auch  Ober  diese  Art 
der  Ilinterzielninir  nicht  hcsoiifl.  rs  trcklaff.  Die  Hauptfälle  derselben  b<'tr-  M' n  vi  !- 
melir  die  genannte  erste  Kategorie  Ton  Waarcn,  welche  mit  iDlandsmarltc  vcrächca 
AvafbhTTergQtiingen  erlani^en  nnd  dann  nach  erfolgter,  sleneniiitKcli  contiolirter  Ant- 
fuhr  im  Geheimen  wi<M)er  eingeführt  werden,  um  ontwcder  ohne  neue  Markimog 
stenorlrei  im  Iiilaml  abgosetzt  oder  selbst  von  N*Micm  zur  Ausfuhr  angemeldet  und 
abermals  mit  AusfuhrvergUtung  cxportirt  zu  werden.  Auf  diese  Weise  scheint  bes. 
von  1872 — 7S  der  Fiscm  in  steigendem  Maasse  hintergangen  zu  sein,  namentlich  bei 
( ioMw-nar-Mi.  Das  Di  rr.  v.  27.  Juli  1S7S  fiihrtc  eben  deshalb  einen  eigenen  Stempel 
für  Waaren  ein.  welche  mit  der  Hedingung  der  Wiedereinfuhr  expoitirt  werden.  Der 
Erfolg  war  eine  bedeutende  Verminderung  der  Ausfuhr  von  Waarcn  mit  den  all- 
Igemeinen  Inlandsst.  mpeln  {von  16,000—17.^00  Hec  togr.  Gold  anf  üSUO  in  1»79. 
4  —  5000  in  den  foluendon  Jahr.  n.  von  27^  .'{t),<»(Mi  Hcctogr.  Silber  anf  20,000,  dann 
auf  15  — 17,000),  und  demgemöss  die  schon  erwähnte  Abnahme  der  Ausfuhr- 
Tcr^titungen  für  solcbc  Waaren.  ron  ttber  700.000  aof  c  100,000  Pres.  (Boll.  XV, 
1  50,  lösi.  Aber  ganz  scheint  drr  Uebelsfand  ai;i  Ii  hicrdun  h  nicht  beseitigt  zu  sein,  • 
wie  die  EinfahruiiL'  einer  eiL^^-nen  ..Hetourmarkc"  für  wiedorcingofahrte  fran/.i'S  Waare 
in  1S^7  (Decr.  v.  21.  Der,)  rermuthcn  liisst.  —  Die  Ausfuhr  von  franzo-s.  Waare  mit 
£xportmarke  ist,  mit  einigen  Schwanltongcn,  im  Ganzen  ron  1872 — 73  bis  1882  nn- 
jr.^f  ähr  gleichpebliob.  n  ((idldwiinr-  u  1  7  -20.000.  Sill^Twaaron  r).').000— 70.000  Ilectogr.) 
Die  Ausfuhr  nicht  markirter  Waare  war  and  blieb  unerheblich  (tiuld  100 — 600, 
etwas  steigend,  Silber  700—1400  Hectogr.). 

Znr  Erzwingung  der  vorgeschriebenen  Markimng  bestehen  die  erforderlichen 
Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der  Gold-  und  Silberwaaren, 
iminentlich  AnmcMcpflirbt-n  d<r  Fabrikanten.  Händler.  Visitationsrorhte  der  Ver- 
waitong.  Eine  füruilicbe  beständige  Ucberwachang  ^Exercicc)  wird  aber  nicht  aus- 
geübt. Die  Zahl  der  controlirten  Fabrikanten  (incl.  Uhrmacher)  irar  18*9  2S87,  1886 
2305  (wovon  503  Uhrmarlier').  der  Händler  13.394  nnd  14,147.  I.ie -nzpflichtig  sind 
diese  Geschäftsleute  nicht.  Garantiebureaux  bestehen  in  den  wiihtigeren  Städten 
(.einige  70).  Sie  untcrsttlien  fnr  die  technische  Seite  ihrer  Aufgaben  der  Münz- 
rerwaltnng,  fiBr  die  fisr^lischc  der  Direction  der  indirecten  Steuern.  —  Die  Straf- 
I»  es  t  i  in rn  u  n  gc n  siii-l  auf  diosi.ni  (Jebiete  ang<^mes<i^n  Vfr^'-luirft :  so  lici  Nachaliinung 
und  unerlaubter  Anwendung  vun  Staatsmarken  Zuchthaus  (travaux  l'or<;cs,  rüclusion, 
Art.  108  des  Ges.  r.  Brom.  VI,  Code  pen.  Art.  140,  141);  bei  Betrag  in  Betreff  des 
F^MngL-halts  (iefän!jiii->>trafe  von  3  Monat  bis  1  Jahr  und  Geldstrafe  (Code  pcti., 
Art.  42'!;  im  Art.  Sl  d<>  C-s.  v.  Hrum.  -teiir-iHJt'  Geldstrafe  im  Wicil.rlioliintr^fall, 
beim  dritten  Male  Ccsdiäftsuntersagung  ;  bei  anderen  Cnntrav-  ntionc-n  Geldstrafen 
▼on  200  —  (im  Wiederholnngsfalle)  500—1000  Pres.,  schon  beim  2.  Falle  Aflentliche 
]! .  kanntmachüng,  beim  dritten  (Jeschäftsverbot  mit  Strafe  «l-r  r.inlisration  alier 
liandelsobjectc  (Ges.  v.  Brum.  Art.  80):  ähnlicli  bei  Anbringung  ialscher  Marken, 
wo  die  Waare  ausserdem  confiscirt  wird  (cb.  Art.  109);  fertige,  nicht  markirte  Waaro 
wird  beim  Fabrikanten  and  Händler  beschlagnahmt,  worauf  Strafverfolgung  vor  dem 
( 'orn>rfion>tribunal  eintritt;  bei  Hr-^it/ern  werden  solche  Waaren  confiscirt  und  wird 
ebenfalls  das  Strafverfahren  eingeleitet  (eb.  Art.  107;. 


Spielkartcnsteaer. 

Gesetzgebung.  Wiedereinführung  durrli  die  Steinpelireset/c  V.  9.  Vendt'm. 
J,  VI,  liegelung  durch  Verordn.  v.  3.  Pluviose  VI  (22.  Jan.  17H5»)t  Verschiedene 
weitere  Bestimmungen  in  diesem  ond  den  folgenden  Jahren  bis  1810,  bes.  Decr.  r. 
1.  Gertniri.  XIII.  Neue  Regelunti:  und  Tariflrung  durch  Decr.  v.  0.  F-  br.  IslO.  dann 
bes.  durch  Ges.  v.  28.  April  1810  Art  IDO  — 170,  223—220.  iiin/elnes  später  durch 
Ordonnanzen  geordnet  nnd  durch  Gesetze  (4.  Juni  1836,  7.  Aug.  1850)  rerändert. 
Tariferhöhung  durch  Ges.  r.  1.  Sept.  1871  Art.  5,  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  19. 
Circ  r.  15.  Juni  1887. 
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Liteialor.  Stonrm  II,  121^124.   Vignes  I,  185^187.  Block,  dtot, 

Art.  rartes  ä  joncr  vonRoucou;  suppl.  1S87  p.2S0.  Say,  dict..  Art.  r.irtfs  ä  joii-T 
voa  Hastier.  Olibo  II,  253--27d.  r.  Hock  S.  407—410.  r.  Kaufmann  S.  443 
bis  44T.  —  Mathien-Bodot  I,  40,  Anagat  p.  889.  —  Tarif  BiU.  XVI. 
538.  —  Statistik  Fante  p.  118.  Beriobte  d«r  Steaenrenraltmif  in  Boll 

§.  Auch  diese  Abgabe  stanimt  aus  der  Zeit  vor  1789, 

wo  sie  seit  dem  IG.  Jahrliundcrt  bestanden  hatte  und  wcscntlieh 
ebenso  geregelt  war  wie  in  der  Gegenwart,  besonders  in  einein 
Keglement  von  1751.  Im  Jahre  1791  als  „indirecte  Steuer'^  mit  den 
Übrigen  gefallen,  wnrde  sie  in  Verbindang  mit  der  Stempelgesetz- 
gebuig  1797  ff.  auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Ihr 
Tarif  hat  mehrfach  naeh  Höhe  nnd  GlassiBcation  gewechselt  Nach 
dem  letzten  Kriege  traten  ErhOhnngen  ein.  In  Betreff  der  £in- 
richtong  der  Steuer  sind  allgemeine  Ponote^  nach  Analogie  der 
sonstigen  Verbranchsatenem  —  80  Licenspflicbtigkeit  (50  FrcB.,  seit 
1871  100  Frcs.  im  PHneipal,  125  mit  Zuschlag)  Air  den  Fabrikanten, 
P^xercice  der  Fabrik  n.  s.  w.  —  und  besondere  Pnncte  zu  unter- 
scheiden. Hinsichtlich  letzterer  ist  da.s  von  Anfang  an  Characteristischc 
geblieben:  eine  JJeschrankung  der  F'abrikation  auf  srewisse  Orte? 
noch  verschärfte  Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der 
Karten,  Zwang  zur  Entnahme  des  Papiers  fllr  die  Herstellung  der 
gewöhDliebeu  Karten  (mit  ,, französischen  Bildern'')  zu  bestimmten 
Preisen  von  der  Steiierverwaltung,  Umhüllung  jedes  Spiels  in  vor- 
geschriebener Weise,  mit  bestimmter  Bezeichnong,  Marke  und  Rand- 
streifen mit  Trockenstempel,  anzulegen  von  den  Steuerbeamten, 
ohne  welchen  Bandstreifen  die  Karten  nicht  im  Verkehr  sein  dürfen. 
Die  Ausfuhr  von  Spielkarten  ist  durch  Steuerfreiheit  der  letzteren 
erleichtert  I  auch  die  Fabrikation  dieser  Karten  von  gewissen  Be- 
schrankungen, so  von  der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regie-Papier 
befreit,  aber  die  Ausfuhr  selbst  wird  noch  besonders  Überwacht. 
Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist  verboten.  Der  Ertrag  ist  nach  der 
Steuererhöhung  von  1S71  gestiegen,  doch  nicht  verhältnissniii.ssig, 
seit  187G  77  ist  er  fast  gleich  gebliebeU|  mit  nur  kleinen  juhrlichen 
Schwankungen. 

Der  Steuersatz  war  aiifaiiirs  .1.  VI)  ein  dreistufiger,  fiir  ein  Spiel  nach  Zalil  der 
Karten  20.  3Ü  und  40  tjeiit.,  seit  Islü  ciii  gleicher  ¥ou  25.  seit  INI»»  von  15  Cent., 
1S50  wieder  ein  zweistufiger  von  25  t'ur  Karten  mit  französischen,  von  40  für  solcho  mit 
frt'rndt'ii  rurträfs,  ab<'nnal.s  ein  gleicher  von  50  (im  Principal',  l^T.'l  wicdcmm 

ein  zweilacher,  50  l'ur  Karten  mit  iranxOäischem ,  70  lUr  solche  mit  fremdem  Bild«, 
mit  den  Zascbligra  62.5  und  S7.5  Gent  für  jedes  Spiel.  Yielleiclit,  rein  fiscaliacb 
betrachtet,  doch  zu  hoch,  worauf  wenigstens  die  Ertragsstabilitiit  hinweist.  Der  Ertrag 
stie^  von  ca.  '  ,  Mill.  Krcs.  in  1S30  auf  1.61  in  ISIJ'.I.  naoli  der  Steiicrerhöliung  von 
1-571  und  \blö  auf  2.3—2.1  Mill.  I  rcj*.,  IbSÜ  war  er  2,;{0j,000  Trcs.,  für  3,592,000 
Spiele«  fast  ganz  Air  die  gewöhnlichen  Karten,  mit  französischem  BUd  (18bC  2,245,000 
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Francs).  D«r  Steuererhöhuog  um  ca.  108%  nacli  dem  Kriege  ^iocl.  ZuscUliige  be- 
rechnet entsprach  also  nur  eine  Ertra^stcijjcning  ?oii  ca.  44  "/o-  Vonte- 
^••it.;  der  fraiizusischen  Karten  von  der  Ke^ie  zu  beziehende  Papier  kostet  in  1  Sorten 
für  lOUU  Blatt  ao,  20,  3Ü  und  22  Frcs.  Einnahme  daraus  (bei  den  verschied.  Ein- 
nahmen d«r  indir.  Stenern)  in  den  letzten  Jahren  c.  160,000  Frcs. 

Im  Jahre  lSlf>  d."\rlit.'  die  Rej^ieranf^;  an  die  Errichtung-  eines  Spielkarten- 
Monopols,  das  aber  abgelehnt  wurde.  Die  ausserordentlichen  Beschränkungen  der 
Priratfabrikatiou  bei  dem  bestehenden  Steuersystem,  die  kleine  Zahl  der  Fabrikanten 
(1S69  64,  1S73  52,  ISSG  nur  noch  23)  legen  einen  solchen  Gedanken  nahe,  zumal  in 
einein  Lande,  wie  Krankreicli.  wo  drei  andere  Monoi)ole  sclion  bestehen  und  man  die 
Tabakdebitanteu  so  bequem  auch  mit  dem  Spiulkartendcbit  betrauen  kann.  Jetzt  be- 
sorgen letzteren  14,604  Kraflente  (1869  15,062,  1878  13,943),  die  zur  Betreibung 
ihres  Geschäfts  einer  eigenen  Vollmacht  der  ßegie  hedOrfen,  dem  Bttchfuhningszwang 
liir  Ankiiufe  von  den  Fabrikanten,  von  denen  dircct  gekauft  werden  muss,  und  f Ur  die 
tui^lichen  Verkaufe  und  der  Visitation  der  Steuenrerwaltung  unterliegen. 

Auch  sonst  gehen  die  Beschr&nknngen  nnd  Controlcn  ireit  Fabriken  woden 
r<-.  htli(  li  nur  in  den  Orten  mit  Directionen  der  indirectcu  Steuern,  thatsächlich  in  den 
Hauptürten  der  Arrondisseuentä,  wo  sich  dieControlc  (Excrcice)  eenOgend  einrichten 
lisst,  gestftttet  Die  Fabrikanten  entrichten  die  Stener  nach  Hasqgiube  der  rerbrauchten 
g^astempelten  Bandstreifen,  welche  um  die  Spiele  gelegt  werden.  Sie  haben  gleichfalls 
über  die  Verkäufe  genau  Buch  zu  fuhren.  Auch  Wirthschaften  u.  dgl. ,  in  denen 
Karten  gespielt  werden,  haben  genau  Buch  Uber  ihre  Ankäufe  zu  fuhren  und  können 
Tisitirt  weiden.  Urnen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von  Karten,  mit  oder  ohne 
Band  ,  neuer  oder  belbst  gebrauchter  uiitersairt.  St<'ht  ein  solcher  Apparat  von  Con- 
troleu  u.  s.  w.  mit  dem  tinauzicll  doch  wenig  erheblichen  Object  in  rechtem  Einklang? 
—  Eine  Frage,  die  freilich  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Kartensteuer  auf- 
tänchen  kann. 

Die  Strafbcstimmung;en  sind,  dem  Charactcr  dieses  Steuergebiets  gemäs:}, 
auch  besonders  scharf,  neben  Coutiscatiou  und  Ueldätrafe  ^lOOU — SUOÜ  Frcs.)  immer 
aach  1  Monat  GeAngniss  bei  Fabrikation,  Verkauf  ohne  Eihrabniss  (des.  v.  16.  April 
ISlti  Art.  16(>).  auch  bei  Spiel  mit  verbotenen  Kurien  in  Wirths»  haften  u.  dgl.  (cb. 
Art.  107);  bei  Fälschun«?en  und  Na(  hahmungeu  von  Clustern.  Marken,  ausserdem 
Zwangsarbeit  (Art.  106,  Code  penal  Art.  142,  143).  Contraveutioneu  sollen  doch  häutig 
sein,  auch  mittelst  Benntznng  steuerfreier  Exportkarteu ,  welche  im  Geheimen  wieder 
eiogefnhrt  weiden,  —  also  wie  bei  den  Gold-  und  Silberwaaicn. 

b.  Die  Vorbranchssteaern  in  IConopolform. 
Tabak«,  Pnl?er>,  ZQndhOlzchennonopol. 

S.  it  der  Beschränkung  der  ,,GeneraIdirerti(iti  d^  r  Staat^nianufa«  füren"  auf  das 
Tabakmouopoi  (b.  59ti),  haben  die  in  Frankreich  bestehenden  iStaatsmonopole 
nichts  besonders  Gemeinsames,  daher  werdm  sie  hkx  gleich  jedes  einttb  fttr  sich 
behandelt.  Ueber  iül  Eiiif  ihrung  der  drei  Monopole  in  die  Steaenrerwaltnng  ist  oben 
(ä.  598  If.)  schon  das  Erforderliche  angegeben  worden. 

er.  Das  TabakmonopoL 

Gesetzgrebnng.   Avfhebnng  des  alten  Monopols  durch  Freigabe  des 

inneren  Tabakb.iiis,  tb  r  Fabrikation  und  des  Verkaufs  durch  Ges.  v.  20./27.  März 
1701.  Seitdem  nur  Tabakzoli  bei  Einfuhr.  Neue  innere  Steuer  auf  die  Fabri* 
kation  r.  22.  Brom.  VI!  (12.  Nor.  1798),  verbessert  durch  Ges.  7.  29.  Flor^  X 
(19.  Mai  1S02)  und  Ges  v.  'j./lö.  Vcntose  XII  (25.  Febr./O  März  1804),  Er- 
höhung und  Vi  ränderung  durcl»  (ies  v.  24.  April  IbOO  (Art  44 — 47  i.  Decr.  Uber 
Cultur,  Fabrikation,  Verkauf  v.  10.  Juni  IbOS.  —  Wiedereinführung  des  Fabri- 
hatioBS-  and  Verkavfsmonopols  dnrch  kaiserl.  Decret  r.  29.  Dec.  1810:  dazu 
Dccr.  V.  n.  Jan.  I*»t1  betr.  Verwaltunj;  und  Ueberwaehung;  der  Tabakankäufe, 
Fabrikation,  des  Veikaur>.    F.rhaltung  des  Monopols  unter  der  Kestauration  durch  Ges. 

A.  Wagueii  Ftiunz«i»eiis<.l>ufl.   IIL  40 
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V.  24.  Poe.  1**M.  Ucbernahme  in  das  coJificirende  Hauptgesetz  nlxr  Finanzen, 
specidl  iiher  iudiroct»!  Steuern  r.  2S.  April  IMG,  Titel  V.  Art.  1 72—221»;  hier  aber 
Monopol  nur  bis  Endo  1S20.  Durch  weitere  (icsetze  immer  auch  nur  fUr  be- 
stimmte Perioden  rerUngcrt  ((Jes.  v.  28.  April  ISIO  bis  E.  1S25,  v.  17.  Jnni 
1S24  his  K.  IS.^i).  v  H».  April  IS29  bis  E.  l**."}:,  v.  12.  Fel.r.  IS^Ö  l)is  E.  1841.  v. 
2^.  Apr.  1840  bis  £.  1851,  Dccr.  v.  11.  Doc.  1851,  (Jc&  v.  3.  Juli  1852  bis  £.  1862. 
Oes.  r.  22.  Jani  1862  bis  E.  1S72,  t.  21.  Deo  1872  bis  E.  1882,  v.  24.  Dec.  1882 
bisE.  1S".»2).  —  Tarifb.stimiriiiriiren  <iurch  Dt^cr.  v.  O.Mai  Isll,  ( )rd.  v.  17.  Juli 
ISlß  und  y.  üct.  IblÜ,  Ib.  Marz  ls:^2,  Deir.  v.  2  Mai  1S4*^,  II».  0.  t.  isf.O.  1<>.  Aug. 
18r»2,  21».  Juni  1>>()3  u.  a.  ni.  —  Nacli  dem  Kriege  verschiedene  Tarilerhöhungc  n 
und  Veränderungen:  des.  v.  8.  Juli  1S71  Art.  16  (Zoll),  4.  Sept.  1S71  Art.  1. 
2,  Derr.  v.  17.  l\').r.  1872,  l.es,  «i  s.  v.  2«».  Febr.  1^72  n-  bst  Decr.  v.  1.  Marz  1S72. 
Dccr.  v.  11.  Juni  1872,  2  Decretu  v.  17.  Aug.  1872  (Zoueu  des  Cautiaetabaks),  Decr. 

10.  Oct.  1874  (Exportpreise),  25.  April  1876,  Oos.  r.  13.  Juni  1878  (Einfuhrzölle), 
Decr.  V.  14.  Dec.  ISSI  ^ Havanna -Cigarren)  und  andere  fttT  Einzelnes  Ts.  die  .Antraben 
im  Bull.  XVI,  545  II.  beim  Tarif).  —  Preise  in  Algier,  Decr.  v.  11.  Miirz  1h73. 

—  Die  Grundla<re  des  Monopols  ist  mit  geringfügigen  Aendcrnngen  das  Ges.  v. 
28.  April  ISHi  geblieben  (s.  Olibo);  s.  auch  Ge«.  V.  12.  Febr.  1835,  28.  April  1840, 
24.  Juli  184:1,  Decr  v.  12.  M.'ir/  IStiO,  Dccr.  v.  17.  Marz  1874  0.  a.  m.,  waiin 
durchweg  nur  ganz  vereinzelt«-  Neb(  ni)nni  (e  ver.uii]<>rt  w.  nb'ii. 

Literatur.   Josat,  min.  de  tio.  p.  580 — 597.   Stourm  1,  371  11'.,  381 — 393, 
(WiedereinftihTang  des  Monopols  nach  der  SerolQtiOB  doreh  Napoleon,  Abrias  der 

(iescbichte  der  vorausgegangenen  Steuerversuche  Ton  1791 — 1810  und  ihrer  Erfolge.) 
Vignes  I,  17!  -1^1.  Block,  dict .  Art.  tabac.  auch  suppl.  g^nrr.  und  Einzelne-! 
in  den  Jahressupplenienten  (aus  Decreten,  Uircularen  u.dgl.).  Say,  dict.,  Art.  tabac 
Steht  noch  aus  Olibo  II,  30U— 446.  Bull.  I,  94— 1U2.  r.  Hock  S.  3.18^355. 
V.  Kaufmann  S.  .'^lK^.•»f^G  (S.  500  At^ziiL'  ans  dem  Ktiqiirti'bcrirht  v.  S. 
512  11.  aus  dum  v.  l87ti).  —  M athieu-Bo de t  I,  Ü8.  Amagat  p.  339.  —  Eu^uüte 
snr  l'exploitadon  dn  mMiopole  de  tabac  etc.  Par  1874  It.  Daraas,  im  Folgenden  bes. 
benutzt,  die  „R/  ponses  anx  qoestions  etc  "  der  Gen.-Direetoren  der  Staatsmann facturen 
nnd  der  indifcrten  Steuern,  mit  vielen  statistischen  Daten  und  Annexen,  Par.  1874. 

—  Tarif  Rull.  XVI.  545—551.  —  Statistik  Bull.  X,  5(i3,  XVII,  62(5.  Jahres- 
li<Mi<  ]it<'  der  Verwaltung  d<>r  indirecten  Stenern  aber  die  Verkäufe  im  Bull.  Jahre»' 
lM'ri<  lit  der  Verwaltung  der  Staatsmanufacf(ir<ni.  aparte  Publication,  letzte  hii;r  benutzte 
f.  188(i,  Par.  1888;  einloit.  Bur.  daraus  f.  1^84  im  Block  sehen  Aun.  de  stat.  1887 
p.  310.  Fanre  p.  190,  197.  Aneh  r.  Kaufmann  S.  524—535.  Vielerlei  Daten 
z.  Th.  auch  Darstellung  des  französischen  Monopols  in  den  deutschen  Schriften  Uber 
Tabakl)esteuerung  von  M.  v.  Mühl,  KrUckl,  Mayr  u  a.  m.,  auch  in  den 
Materialien  der  deutschen  Tabakentpjrte;  hier  u.  A.  in  B.  III  Anl.  XII  S.  ;»i»~15(» 
die  wichtigsten  t^esetze  über  die  französische  Tatkakbosteuerung  seit  1798  im  französischen 
Wortlaut;  Statistik  der  Krtr.igni-«-  -I.t  Steuer  vor  <h-n\  Mo!io]miL  Kt»'^— 1^11.  eb. 
S.  112.  —  Neuerdings  giebt  die  Verwaltung  in  zwanglosen  Heften  eine  eigene  Fach- 
zeitschrift heraus,  Memorial  des  mannfactaros  de  l'itat,  tabacs  (18^4 — 87  3  Heftet, 
vorin  wosentlirh  luir  die  a^rar-  und  fabriltatlonstechniscben  und  flkonomiachen  Seiten, 
nicht  die  linanziellen  behandelt  werden. 


aa.  Entwicltlnng  der  Tabakbcsteuerong. 

§.  28.').  1 .  Die  '1'  a  1)  a  k  b  e  s  t  e  u  c  r  H  n  g  bis  z  u  r  W  i  c  il  e  r  - 
cinriihrung  des  ^lonojxds  (1791  ISIO).  Im  Ancicii  ru^inic 
hatte  die  Be.steiurun^::  des  Tabaks  in  M  fniopolfo  riii ,  unter  Aus- 
scbliiss  des  heimischen  Tabakshancs  im  Monopolgcbicte,  das  damals 
noch  nicht  ganz  Frankrcicli  unifasste,  stattj^efunden  (S.  MH).  Das 
gut  eingerichtete  Monopol  war  der  fermc  gd'uerale  mit  übertragen 


Digitized  by  Google 


Tabakbeüteuerung.  Entwicklung. 


711 


gewesen  (S.  l')4j  und  hatte  steigende  Erträgnisse  autgewiesen,  die 
letzte  Pachtsumme,  tlir  171K),  war  32  Mill.  Livres.  Die  constituirende 
V^ersammlung  zögerte  auch  bei  diesem  günstigen  Ertrage  und  bei 
der  Schwierigkeit,  ihn  durch  eine  andere  Form  der  Tabakhesteuerung 
oder  durch  sonstige  Steuern  zu  ersetzen,  mit  der  Aufhebung  des 
Monopols  (S.  378).  Mirabean  z.  R.  ist  ftir  die  AutrecbthaltuDg 
desselben  eingetreten.  U.  A.  wurde  dafür  geltend  gemaebt,  dass 
die  Raucher  die  Abgabe  in  dieser  Form  freiwillig  trttgen  und  es 
bedenklich  sei,  den  Steneransfall  bei  der  Anf  bebang  auf  die  flbrige 
BevOlkernng  zn  Obemebmen.  Die  geplante  Fabrikationsstener  er- 
schien zn  nnergiebig  und  mit  der  Freiheit  der  Tabakcnltnr  nnver- 
einbar.  Diese  wagte  man  aber  dem  bisherigen  grossen  Monopol- 
gebiet nicht  länger  yorznenthatten ,  da  sie  eine  nothwendige 
Conseqnenz  des  constitntionellen  Ornndsatzes  und  der  ,)Declaration 
der  Menschenrechte"  sei,  dass  jeder  EigenthUmer  frei  Uber  sein 
Eigenthum  verfügen  könne.  Ebensowenig::  wünschte  man,  in  den 
in  das  allgemeine  Steuergebiet  einzuziehenden,  bisher  monoj)oIfVcien 
Provinzen  mit  bedeutendem  Tabnksbau  besonders  im  Elsass 
und  Flandern  —  eine  soh'lie  ,,Eigenthninslieschriinkung"  gar  erst 
neu  einzuführen.  Anderseits  hielt  mau  auch,  wie  früher  (S.  14ö), 
Monopol  und  heimischen  Tabakbau  nicht  miteinander  vereinbar. 
So  siegte  schliesslich  auch  hier  der  damalige  politische  und  finanz- 
wirthscbaftliche  Doctrinarismus,  das  Monopol  tiel,  Jedermann  erhielt 
im  Inlande  die  Freiheit,  Tabak  zn  bauen,  zu  fabriciren  und  zu 
▼erkaufen  (Gesetz  y.  20./27.  Mftrz  1791).  Nur  die  Einfuhr  yon 
Tabakfabrikaten  blieb  zunächst  noch  y  er  boten.  Die  einzige 
Form  der  Tabakbesteuerung  war  der  Einfuhrzoll  auf  Tabak- 
blätter, dieser  aber  hätte  neben  yöUig  steuerfreiem  inländischen 
Tabak  selbst  dann  nicht  irgend  genügende,  der  bisherigen  des 
Monopols  entsprechende  pjträ^e  abzuwerfen  vermocht,  wenn  nicht 
ohnehin  durch  die  politischen  Zustände  die  Zollverwaltung,  die  Con- 
trolen  und  der  ordentliche  Handel  lahm  gelegt  worden  wären.  Der 
Ertrag  sank  auf  V  ,,,  des  früheren  (1.5  — l.s  Mill.  Frcs.).  Dabei  soll 
sich  die  Qualität  der  Tabakiabrikate  gegen  die  Monopolzeit  ver- 
scblechterty  der  Preis  nicht  ermässigt  haben. 

S.  Stourm  I.  371— Ulibo  II,  310  ü.  BuH.  I,  Ü4,  alles  nach  dem  Bcr. 
Vivien,  Enqu.comm.  ?.  1835.  Der  Einfuhrzoll  für  BIftttor  irar  zuerst  25  L.  p. 
Qointal  (50  Fr<s.  ji.  r  100  Kil.),  i?»  fr.ni/.üsischen  Schiffen  Importiii  ^  ,  17;»2 
wurde  er  auf  die  ilälito  ;r*'s<?t/.t,  fr<;iu«l«^  Fabrikate  zu  30  und  '»0  I  r<  s.  p.  loü  Kil. 
zugelassen.  Später  (17'.(7)  wii^dcr  die  Hcstiintuungcu  voa  ITiM.  Natürlich  sind  bei 
der  B«tirdicüang  der  Wirkungen  eioer  blossen  Bosteuemng  durch  Einführzoll  dio 

46» 


Digitized  by  Google 


7l2      6.  B.   2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  FrajikrcicL  §.  2So.  • 


dunaligea  Zdtreililltaine  la  berttclnicliügen,  Mck  die  Papioigeldwimn.  Eia  Mnin- 
lidk«8  £xpeximeiif '  li^  also  nicbt  for. 

Bei  dieser  Sachlage  tauchten  uoter  dem  Directorium  aber  doch 
bereits  wieder  IMäne  zu  einer  Aenderung  der  Taljakbesteuernug  auf, 
wenn  auch  nocli  unter  Ablehnung  des  Monopolgedaukens,  um  aus 
dem  Tabak  eine  grössere  Einiialime  t'tlr  den  Fiscus  zu  erzielen. 
Nach  mehreren  Anläufen  kam  mau  zur  Besteuerung  in  Form  einer 
Fabrikationsstcuer  (Ges.  v.  22.  Brum.  VI  oder  12.  Nov.  17*J8}. 
Diese  Steuer  war  zuerst  teehnisch  noch  sehr  unvollkommen  ein- 
gerichtet, da  man  ernstlicliere  Controlen  noch  scheute.  Sie  warf 
daher  auch  nur  wenig  ab  (1.1 — 1.3  MilL  statt  der  erstrebten  10  MilL). 
Aber  sie  bildete  wenigstens  wieder  eioen  ordentlieben  Anfang  neben 
dem  etwas  erhöhten  Einfuhrzoll  fttr  Tabakblfttter,  und  wurde  mit 
fortschreitender  Öffentlicher  Ordnung  in  der  Conseqnenz  ihres  Prin- 
cips  aUmftlig  weiter  ausgebildet,  so  dass  sich  der  Ertrag  vom  J.  XI 
(1802—3)  an  auch  rasoh  hob.  Er  erreichte  schliesslich  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  des  Ertrags  des  ehemaligen  Monopols,  —  freilich 
20  Jahre  später  und  in  dem  damals  so  bedeutend  vergrössertcn 
französischen  Staatsgebiet.  Das  Monopol  ergab  in  den  ersten  Jahren 
nach  seiner  Wiedereinrubrun^  allerdings  aueh  nicht  gleich  so  viel, 
wie  erwartet  wurde,  aber  doch  sehr  bald  den  Krtrag  des  allen  am 
Sehluss  desAncien  n'-gimc  und  dann  lan^^sam,  jedoch  stetig  steigende 
Erträge.  Ob  die  freiere  Entwicklung  des  Fabrikatijteuerertrags 
ähnlich  günstig,  wie  in  den  letzten  Jahren,  und  wie  alsdann  die- 
jenige des  Monopolertrags  gewesen  wäre,  lässt  sich  nicht  bestimmt 
bejahen  oder  vemeinen,  da  1810 — 11  eben  das  Monopol  an  Stelle 
jener  Steuer  trat,  ist  aber  doch  nicht  wahrscheinlich.  Ueber  die 
Qualiült  und  die  Preise  im  Vergleich  zur  alten  Monopolzeit  wurde 
unter  der  Fabrikatbesteuerung  beständig  geklagt.  Eine  noch  weitere 
Steigerung  der  Steuersätze  zur  Ertragsvermehrung  bei  dieser  Steuer- 
form  erschien  ausgeschlossen. 

S.  Stourm  I,  3M  Ii.,  die  Statibtik  S.  3S8  (luit  deu  Dateu  aus  der  £iiqo6te  T. 
1*>35  im  3.  H:itMl  der  deutschen  Eoqn.  S.  112  nicht  ganz  ttbereinstimmend  8.  n.) 

Olibo  und  13ull.  H  a.  a.  0. 

Die  FaJirikatsteiicr  in  ilirer  ;»Ilm;ili'zeii  Auabildung  ist  als  Versuch  einer 
ergiebigeren  Tubakbe^tcuerung  ohne  Muno^l  immerhin  von  allgemeinerem  Interesse, 
daher  hier  eine  etvaü  einf^ehendere  Dandellung  derselben.  Das  erste  Gesetz  tob 
Rniiii.  Vir  war  no' h  in  j.Mlt  r  Hinsicht  unzulänglich.  Sein  Erlaus  wurde  damit  be- 
gründet, dass  die  Veririeltaltiguug  der  Steuerobjecte  ein  Mittel  sei,  die  Steuer  milder 
«od  die  Erhebung  leichter  zo  machen  nnd  dass  gerade  der  Tabak  eine  verthroUe 
Steuer<iuellc  weisen  d<*r  Grösse  der  Consumtion  und  der  schwachen  Belastung  des  einzelnen 
Pllichtig<'n  biete.  Unter  fernor»>r  Krcierkläruii?  von  Hau.  Handel  und  Fabrikation  von 
Tabak.  Verbot  der  Kinfuhr  iabriciiteu  Tabaks,  KrhOhung  der  Zolle  auf  Uohtübak 
30,  in  franzAsischen  Schiffen  importirt  20  Frcs.  p.  Qninttd)  nnd  Entreputzvang  für 
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die  frcuiiiüu  Tabake,  die  uicbt  gleich  luv  tabrikatioD  be^ogcu  uud  verzollt  wurUcii, 
vmd«  dem  Fabrikanten  eine  ,3peciallaze''  von  40  Cent  und  24  Gent.  p.  K1L  fldir 

2  Son  I»  'l'abakfabrik.it--  auferlegt  Die  Einschätzung  jeder  Fabrik  für  das  Fabrikatioüs- 
quantuu»  war  den  Municipalverwaltungcn  übertragen,  die  dabei  bloss  auf  (Jniml  <'iri- 
zuzieheudcr  „Erkundigungen"  ub.  r  Zahl  und  Art  der  3Iasehincn,  der  Proccduren  u.  s.  w. 
einschitsen  sollteo!  Eigenthiunor  und  Depositare  von  fabriciTtem  Tabak  hatten  der 
Cantonverwalfung  bei  der  Einführuufr  der  Steui-r  Krkläningen  tibcr  ihre  Vorriitlic  zu 
macbea,  wobei  diese  Vervaltuug  ermächtigt  wurde,  sich  von  der  Wahrheit  der  An- 
gaben m  vergewiMwn,  aber  unter  YenneidQDf^  „Tezatoriseher  and  den  Rechten  der 
B<ll|^:r  zuwiderer  P'onnen".  I  m  die  Municipalvcrwaltangen  an  der  richtigen  Ein- 
schltzang  zu  intttressiren .  erhielten  sie  die  eine  Hälfte  d<  r  (ieldstrafen ,  din  andere 
der  Schatz.  Für  cxportirte  Tabakfabrikate  war  die  Steuer  zu  '/j  beim  nacliguwicseneu 
Ao^ng  aus  dem  Zollgebiet  za  ersetzen.  Die  finanz.  Yenraltnng  der  Steuer  war  der 
R^e  'U<  Enregistremcnt  übertragen  worden. 

In  den  späteren  Gesetzen  wurde  aber  die  einmal  angenommene  Steuerfonn  /wcck- 
laäääig  weiter  gebildet,  d.  b.  allerdiugö  vor  Allem  mit  deo  das  tiscalische  Interesse 
sieheradea  Ganteten  fersehen.  Die  ganze  Entvicltlnng  ist  auch  als  Beispiel  beachtens- 
Werth,  wie  man  mit  fortschreitender  WiederhtTstellung  der  politischen  Ordnung  in 
Steuersachcn  uuthweudig  wieder  zu  den  alten,  bewährten,  oder  zu  passenden  ähnlichen 
neuen  steuertcchnischcn  uud  administrativen  Controlcn  und  Vcrkehn>bcschrunkuugeu 
ffdangt,  welche  freilich  vie]fa>  Ii  I  i-^ti>;^,  aber  eben  durch  den  flscalischen  Zweck  und 
die  gew&hlte  Steuerform  einmal  geboten  bind. 

So  Würde  im  Ges.  v.  2lb  Flor.  X  Mai  l'^»)2i  /nr  Krschwerung  des  (Jrenz- 
schmuggela  die  Einfahr  vod  liohtabak  zu  Lande  überhaupt  verboten,  bei  Strafe  der 
Gonfilcntion  der  Waare  und  der  Tmnaportmittel«  zu  Meer  nur  in  12  bestimmten  Hafen 
und  bloss  in  Schilfen  von  Tnnneii  und  darüber,  unter  Androliun«;  aleicher  Strafen 
gestattet,  von  Norden  und  Osten  (aus  Deutschland  oder  Holland)  nur  über  den  Khein 
in  Cöln,  Mainz  oder  Strassbarg.  Zoll  U6  und  44  Frcs.  (französische  Flagge)  p.  10(1  Kil., 
EotrcpÄtazwang,  Girculation  innerhalb  20  Kilometern  von  Küste  uud  Grenze  nur  mit 
ac<juit-S-cantion,  unter  Androhunir  der  ir*^nanti(en  Strafen.  Dasselbe  (Jesetz  verschiirfte 
die  Coutrolen  der  inneren  Tabaksteuer  und  erweiterte  die  bczüghcheu  licchte  der 
YenraHung  und  Pflichten  de?  Tabakfikbrilcanten.  Jeder  der  letzteren  hatte  Torher  eine 
I)ecIaration  einznreichen,  bei  (Jeld-  und  Confi^cationsstrafe.  ilie  Steuerbeamten  durften 
für  sich  jederzeit  die  Fabriken  visitiren,  in  Begleitaug  des  Mairc  oder  seines  Adjuncten 
auch  die  HSnser,  welche  geheimer  Fabrikation  Terdäclitig  waren.  Die  Steuer  wurde 
bereits  eine  einheitlidic  ohne  Qualitätsfuss  —  Iii  Cent  y.  Kil.  —  eine  characte- 
ristische  Wendung-  bei  jeder  Fabrikatsteucr  {Ku^s|anll,  NordamerikaV  Einen  weitereji 
Schritt  iu  dieser  Kichtuug  verschärfter  Coutroleu  machte  das  Ges.  v.  5.  Veutüse  AU. 
Die  Steuer  wurde  der  K^gie  des  droits  rftnnies  unterstellt.  Der  Zoll  wurde  erhöht 
{iOO  Frcs.  p.  100  Kil..  in  französischen  Schilfen  *«0  nebst  10  7„  Zuschlag),  die  Formnli- 
titen,  um  fremden  Tabak  vom  Zollamt  oder  aus  dem  Entreput  zu  beziehen,  wurden 
aasgedehnt  (Versendung  nur  anf  Omnd  einer  Declaration  betr.  die  beziehende  Fabrik 
und  mit  acquit-ä-caution,  der  innerhalb  gewisser  Fristen  vom  Stcuerbeamten  bei  Ein- 
gang des  Tabaks  in  die  t  abrik  dechargirt  werden  musste).  Fabrikanten  und  Debitanfen 
von  Tabakfabriken  wurden  licenzpflichtig.  Die  erstereu  mussten  auter  Androhung 
ton  Goofiscation  und  weiterer  Geldstrafe  dem  Steueramt  die  Mengen  heimischen  und 
Crcmden  Tabaks  anzeijrcn,  welche  sie  verarbeiten  wollten,  und  Buch  über  die  be- 
zogenen Mengen  Kohtabak  und  die  versendeten  Mengen  Fabrikate  fuhren ;  die  l-abriken« 
Häuser,  Magazine  unterlagen  der  VMte  und  Ueberwachung  der  Steacrbeamten.  Die 
Licenzen  der  Fabrikanten  haben  im  Retra^^e  gewechselt,  IsO.'l  waren  sie  1000  bis 
10. 000  Frcs,,  für  eine  bestimmte  Firma  l."i.O00,  später  war  das  Minimum  2000,  zulet/t 
:{ÜOU  Frctf.  Die  Dcbitantenliceuzeu  wurden  anfangs  nach  dem  Umsatz,  höchstens 
10  Geot  p.  Kilo,  gMUgdt,  schliesslich  nach  der  Grosse  der  Ortsberdlkemng  abgestuft 
10  Classen  von  H — 100  Frcs.).  Die  Dobitanten  durften  keine  eijontliilien  labri- 
kationsinstrumente  besitzen  und  unterstanden  ebenfalls  der  Visite  der  Steuerbeamten.  — 
Aufgeführter  heimischer  Rohtabak  zahlte  einen  Ausfuhrzoll  (7'^  Frcs.  p.  100  Kil.), 
FaNilEUte  erhielten  Steuerrestitutlon,  aber  BWSten  unter  ncquit-ä-caution  zum  Zollamt 
gelaagen.  —  Die  Straf liestimmungen  waren  auch  noch  verschärft  worden,  bei  drei- 
nnligei  Uontravention  trat  ausser  deu  anderen  Strafen  Schliessung  der  Fabrik  ein. 
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In  der  Folge  wurdeu  dio  Zolle  und  die  inneren  Steuern  erhöht,  so  jene 

UO»;  (D<-cT.  V.  2«;.  IVhr.)  auf  l'OO  iin.l  iso,  (I),cr.  v.  !5.  Febr.  ISIO)  auf  4<MI 

and  3t>0  Frcä.,  mit  107«  Zuschlag  (Üoutiueiilaldperre;;  die  innere  Steaer  ver- 
doppelt (60  Cent  p.  KU.)  und  eine  „Verkaofsabgabe**  toh  20  Cent  noch 
hinzugefugt  (Ges.  v.  24.  Apr.  1S06).  Nach  diesem  Gesetz  miuston  auch  alle  fabii- 
drteii  'l'ahake  mit  Marken  und  Viirrietten  der  Kopie  versehen  sein. 

Da6  Dc'cret  r.  JH.  Juni  IbOb  dchuto  dann  namonilich  die  Coutrole  mit  auf  Jeu 
Tabakbau  aus.  Jeder  Pflanzer  mositte  zu  Anfang  des  Jahres  a^e  Absicht  oad 
Lage  und  Umfang  seiner  FeMor  HiiZfjjr^'it.  die  Steuerbcamtcn  nahmen  na<  h  der  Ernte 
Inventarc  auf  und  hatteu  die  erforderiichea  Yisitationsrecbte.  Der  geerntete  Tabak 
dorfle  nur  ant^  Begleitschein  (acqait-ä-caution)  verModt  werden,  rar  Fehlmengen 
nach  InTonlar  uud  Versand register  Iiafteten,  nach  Abzug  gewisser  Nachlässe,  Pflanzer 
lind  Grosskaufmann.  FUr  die  Fabrikanten  wurde  die  vorgeschrifOntio  Buchführung 
noch  mehr  sijecialisirt.  Jede  von  der  Kegic  zu  beziehende  Vignette  ko>tctc  1  Cent. 
Die  Debitanten  durften  nur  Fabrikate  mit  amtliclier  Vignette  und  Fabriktype,  keinen 
Kohtabak  fulircn.  Jede  Circttlation  von  Tabakiabrikaten  von  aber  10  Kilogr.  war  an 
ac^uit-ä-caution  goknUpCt 

Diese  sehr  venchirften  Vorschriften  steigorten  den  Ertn^  allerdings  rasch.  Wi« 
weitaudere  Factoren  (politische  Verhältnisse,  Krieg  und  Frieden,  Gt-bietsänderung  u.  s.  w.) 
einwirkten.  bl«.'il)f  dahingestellt.  NachStourm  (l,  ;{s»>)  war  der  Ertrag  der  inneren 
Steaer  allein  (incl.  Licenzeni  i.  J.  X  1,127.000,  XII  ;i,741,000.  XIII  8.363.000,  IS07 
18,853.000,  1S09  14.604,000.  ISIO  21,127,000  Frcs.;  dazu  Zoll  1807  8,225,000, 
ISIO  4,32S,000  Frcs.  Nach  der  En.|Urte  v.  is;<5  a.  a.  0.^  war  jährlich  im 
Durchschnitt  Sept.  iT*J!>— Marz  li>04  die  besteuerte  Menge  4.10  MiU.  KiL,  der 
Steaeroitrag  4.78  Hill.  Frcs.,  p.  Kil.  1.15  Frcs.,  Müs  1804— Mai  1880  bes.  11.86 
Mill.  Kil..  12.r)S  Mill  Frcä.  und  1.07  Frcs..  Mai  1806— JnU  1811  bez.  9.68  MilL  KiL, 
16.02  Mill.  Frcs.  und  1.65  Frcs.  p.  Kilogr. 

§.  286.  2.  Die  WiedereisfUhrang  des  TabakmoDo* 
polB  nnd  seine  dauernde  Einbürgerung.  Verscbledene 
Gesiehtspuncte  und  Erwftgungen  waren  es,  welcbe  die  napoleonische 
Regierung  im  Jabre  1810  zu  der  wiebtigen  Massregel  der  Ersetzung 
der  bestebenden  Form  der  Tabakbesteuerung  dnrcb  das  Monopol 
veranlassten,  einer  der  auch  principiell  bedeutsamsten  und  folgen- 
reiclisten  Schritte  des  ersten  Napideon  auf  dem  Gebiete  der  Hc- 
steucrung,  ähnlich,  wie  die  Wiedereinführung  der  Getränkesteuer 
(§.252).  Einmal  wirkten  hier  allgemeine  finanz-  und  .steucr- 
p ü  1  i t i s c Ii e  Krwiigungen,  sodann  die  s p  c  c i e  1 1  e n  Kr f a h  r u n g e n 
mit  der  Fabrikatsteuer  ein.  Die  ersteren  mögen  ein  wenig 
mit  als  Vorwand  gedient  haben,  aber  sie  enthielten  doch  auch 
sachlich  Richtiges.  Die  Ei-fahrungen  mit  der  bestehenden  Tabak- 
steuer zeigten,  dass  mit  dieser  Steuerform  die  fiscalisohen  Interessen 
sich  nicht  hinreichend  befriedigen  liessen  nnd  die  Tolkswirthscbaft- 
liehen,  auch  die  Ackerbauinteressen  nicht  nur  nicht  besser,  sondern 
eher  weniger  gut  als  beim  Monopol  bertlcksiobtigt  würden. 

lui  J  jiiguug  zum  Decrct  v.  20.  Dec.  ISIO  Verden  Jene  allgeineiucu  £rwuguu|;eji 
folgeDderma.sscn  in  immerhin  sebr  beacbtenswertber  ond  für  die  napoleonische  nnamt- 
uüd  Steuerpolitik  Uberhaupt  churactLristisclicr  Weise  dargelegt.  J»ie  Finanzen  ciucs 
grossen  Staats  mUsstou  auch  fur  aussoronlcntliclio  ümstäudu,  »ulbst  für  die  W  echsel- 
Alle  scbirerer  Kriege  die  Mittel  bietoD,  ohne  dass  man  zu  neuen  Steuern,  die  in  den 
ersten  Jahren  nar  wenig  einbr&chten,  zu  greifen  brauche.  Das  m  nanchen  Mationen 
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hierfür  aiigewcmlcte  Mittel,  das  Anleiliesystem,  sei  verwerflich  und  unuiuralibch,  da 
es  im  Voraus  die  Zukunft  l>clasto.  Vor2u^i<  hi'u  ad  ein  System  einer  grossen  Anzahl 
Steuern,  die  in  }jew'öhnIii  li<T  '/.-it  wenijr  d.L«,  \'oIk  h.-lasf  -ti  ri .  wril  dt-r  Tarif  niedrig 
bei,  aber  in  aosserordeutlicher  Zeit  durch  einlache  Tarifurhidiung  aUcu  BedQrfniäsen 
der  FlDaDzen  raCspreehen  könnten.  Unter  Hinireis  aaf  die  Herabsetzang  der  Grand- 
und  Personalsteueru .  die  Errichtung  der  droits  reunios  und  der  Salzsteuer  wird  duun 
der  Tabak  al.»  der  von  allen  (iesrenständen  zur  Besttiierung  geeignetste  bezeichnet. 
l)ic  bisherigen  Krriluuniren  mit  der  Tabakbesteuenin;;  seien  aber  unbefriedigend:  ge- 
ringe Zahl  ti>  1  l  .ibrikcn,  die  de«  h  noch  weiter  zu  vermindern  wiire,  der  Preis  der 
Fabrikate  so  h«  «  h  wie  zur  Zeit  dir  l  i  rinf,  nur  kleiner  Krtrair  i'ur  d<  n  Staat,  die 
Landwirthc  gauz  von  den  Fabhkauteu  abhängig.  Alles  iu  Aiium;  die  Staalsrcgic 
sei  pMsender,  selbst  im  Interesse  der  Landvirthschaft. 

In  der  Zeit  vor  1789  nnd  noch  während  der  ersten  Jahre  der 
Bevolntion  hielt  man  es,  wie  schon  bemerkt,  nicht  fttr  möglitli, 
Tabakmonopol  ond  einheimiBchen  Tabakban  mit  ein- 
ander zu  vereinigen.  Das  frühere  Monopol  war  ganz  auf  die  Ver- 
arbcitUDg  eingeführten  Tabaks  gegründet  gewesen.  In  dieser 
Hinsicht  glaubte  man  die  Schwierigkeit  dadurch  hlsen  zu  können, 
dass  die  neue  Kegie  verpflichtet  werde,  vorncinlich  in- 
ländischen Hohtabak  zu  verarbeiten  -  nach  dem  Decret 
V.  29.  Dec.  1810  höchstens  fremden  und  demgeraäss  der 
Tabakbau  im  Inland  unter  Controle  der  Verwaltang,  inn- 
besondere  mit  Ahliefernngszwang  in  ßetreff  des  gewonnenen  Tabaks, 
in  dem  dem  Bedttrfniss  der  Regie  entsprechenden  Umfang  an  ge- 
statten seL  Dies  System  ist  das  dauernde  geworden.  Es  hat 
zwar  in  der  Weiterentwicidnng  zn  einer  localen  Anbanbesehränkang 
und  an  scharfen  Anbancootrolen  geftllirt,  die  Verwendung  fremden 
Tabaks  ist  auch  vermehrt  worden.  In  einem  grossen  Theil  Frank- 
reichs ward  der  Tabakbau  so  rechtlich  in  Folge  des  Monopols  aus- 
geschlossen, aber  doch  vornemlich  nur  dort,  wo  er  überhaupt  nur 
thatsächlich  fehlte  oder  unbedeutend  oder  wo  das  Product  von  be- 
Hunders  geringer  (Üite  war,  so  daf?s  da.s  Verbot  ohne  oder  ohne 
wesentliche  praetischc  Bedeutung  gewesen  ist.  Eine  vermeint-- 
lieh  „inconstitutiunclle''  —  „Privateigcnthumsbeschränkuui;"  lag  iu 
diesen  Bestimmungen  allerdings.  Aber  immerhin  bewährte  sieh 
doch  das  Princip,  den  heimischen  Tabakbau  an  sich,  wenn  auch 
mit  Beschränkungen  zuzulassen  nnd  ihn  nur  dem  Monopol  dienstbar 
XU  machen.  Damit  entiUllt  aber  ein  beliebter  Einwand  gegen  das 
letztere,  welcher  in  Frankreich  auch  das  alte  Monopol  getroffen 
nnd  zn  dessen  Beseitigung  mit  beigetragen  hatte.  Indem  dann  die 
Ankäufe  der  Regie  an  die  Stelle  derjenigen  der  bisherigen  Fabrikanten 
traten,  da  man  gleiche  Gonsumtion  gUnbte  voraussetzen  zu  dürfen, 
erlitt  die  Landwirthschaft  keinen  Schaden  nnd  hatten  die  Tabak- 
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baucr  noch  den  Vorthcil,  einen  z:iblunj;«rähigen  Käufer,  welcher 
nicht  darauf  angewiesen  war,  die  Preise  des  Kohtabaks  hcrabzn- 
drückcn,  statt  der  Zwischenhändler  und  Fabrikanten  zu  erhaltcu. 

Das  f i sealisc he  Interesse  war  natürlich  doch  das  eigent- 
lich treibende  Motiv  zar  Wiederherstellung  des  Monopols.  Man 
glanbte,  den  Ertrag  mit  der  Zeit  auf  90  MUL  Free,  anschlagen  zn 
dttrfen,  was  „eine  Vermindemng  nm  eine  ähnliche  Samme  beim 
Tarif  der  Personal-  nnd  Gmndstenem  gestatten  nnd  dem  Staats- 
sohats  die  Sicherheit  geben  werde,  auf  ein  stets  im  Verhftltniss  za 
den  Umständen  nnd  zn  den  Bedtlrihissen  stehendes  Einkommen 
rechnen  zn  köDnen^^  War  dieser  Ertragsanschlag  anch  zu  opti- 
mistisch und  würde  die  letztj^^cnannte  Erwartung  sieh  gerade  bei 
dem  Niedergang  von  Einkünften  aus  einem  soklicu  Monopol,  wie 
aus  allen  indirecten  Steuern,  in  kritischen  Zeiten  des  Staat(?lebens 
Hicber  nicht  genügend  erfüllt  haben,  so  ist  doch  auch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  Frankreich  durch  das  Tabakmonopol  sich  eine  un- 
vergleichliche finanzielle  Hilfsquelle  für  die  Deckung  eines 
erheblichen  Theils  seines  steigenden  Finanzbedarfs  verschaflft  bat 
Das  sollte  sich  voll  und  ganz  freilich  erst  zwei  Menscbenalter 
sfiSter  unter  den  vtfUig  veränderten  politischen  nnd  finanziellen  Ver- 
hältnissen nach  dem  grossen  Kriege  von  1870—71  zeigen.  Eine 
grosse,  tief  eingreifende  Finanzmassregel  dieser  Art  kann  aber  in 
ihrer  vollen  Bedentang  anch  erst  allseitig  nach  solcher  längerer 
Erfahrnng  gewttrdigt  werden.  Das  Tabakroonopol  hat  sich  in 
Frankreich  als  einer  der  Grundpfeiler  des  nngehenercn 
Finanzbans  erwiesen.  Man  wird  daher  nicht  umhin  können,  in 
seiner  Wiedereinführung  einen  Beweis  der  weitjjichtigen  Politik 
Napoleon's  I.  und  seiner  Gehilfen  an/jieikcnncn. 

Der  Kcinertrag  des  Monopols  war  gleich  zuon>t,  vom  1.  Juli  istl — Ende  1^14, 
abo  in  der  kriegsbewegteätcu  Zeit,  jährlich  im  Durchschnitt  26.fi7,  1SI5  '^2.12,  ISIO 
HS.'66,  IS] 7  39.18  MiU.  Frcs.  hO  Hill,  warde  erst  ein  Mensclienahor  später  erreicht 
79  50,  1*>J5  S2.53),  freilich  auf  einem  viel  kleineren  Staatsgebiete  als  auf  dem 
vou  IblÜ.  Diu  von  der  Steuer  gotroUuno  Meago  der  Tabakfabrikatu  war  zuletzt  ihOii 
10.85,  1810-1.  Juli  1811  14.68,  d.  h.  im  Jahre  9.7S  Hill.  Kil.  gewesen;  in  d«an 
ersten  Vf..  J;ihren  d.'.s  Monnj.ols  (I.  Juli  1811— E.  1S14'  war  jiihrlich  15.07  MÜL 
KU. ,  was  allcrdinj^s  auf  bedcuteude  Unterschlcife  bei  der  Fabrikatioussteuer  hinwi.^se. 
Ein  genauer  Veri^ieich  ist  bei  den  (iobietsreränderongen  und  Kriegslau lica  dieser 
Jahre  freilich  nicht  möglich.  Auf  dem  so  viel  verkleinerten  französ.  Monopolgohiet 
war  1810  nnd  1S17  die  rorkaufto  Menge  1U.,H6  und  11. üO  MiU.  Kil. 

Das  Monopol  warde  aal'  Grand  der  Untersachongen  einer 
SpedaleommiflsioD,  welche  die  UnaebeD  des  Defioits  und  die  Mittel, 
dieses  zn  beseitigen,  geprflii  batte,  auf  Vorscblag  des  Finaoi- 
ministers  Gandin,  Herzog  von  Ga6ta,  naob  AnhOmng  des  Staats- 
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ratbs  vom  l.  Juli  IbSl  an  ciriclilet.  Characteristi.scb  für  die  Zeit 
und  den  Herrscher  allerdings,  wie  von  Stourni  u.  a.  ni.  hervor- 
gehoben wird,  durch  ein  eint'aclies  kaiserliches  Decret,  venu 
2y.  Dccenibcr  LS  10,  betreffend  ,,die  Betrauung  der  Regie  der  ver- 
einigten Abgaben  mit  dem  ausschliessiichen  Ankaut'  von  Kohtabak, 
Fabrikation  und  Verkauf  dcrTabakt'abrikate",  —  nicht  durch  ein  förm- 
liches Gesetz.  Aber  dass  die  Massregel  sachlich  zweckmässig 
war,  wird  doch  schon  durch  die  einfadie  BcibehaltoDg  des  Mono- 
pols, mit  nur  unwesentlichen  Veränderungen,  Seitens  der  Restan- 
rationsregierung  (Gesetx  v.  24.  Dec.  1814,  28.  Apr.  1816)  und 
Seitens  aller  folgenden  Regierungen  unter  dem  wechselvollen  Lauf 
franslSsiscber  Dinge  bestätigt.  Die  Anläufe  gegen  das  Monopol 
wiederholten  sieh  zwar  lange  Zeit,  sie  gingen  aber  nur  von  staats- 
rechtlichen und  freihändlcrischen  Doctrinären  aus.  Daher  verliefen 
sie  praetisch  denn  auch  ganz  im  Sande. 

Die  einzige  Conccssion  war  die  Fristsetzung  für  das  Monopol, 
welche  aber  auch  nur  eine  Formalität  darstellte,  jeden  falls  seit  lange 
dazu  wurde.  Vor  Ablauf  erfolgte  rcgclmiissig,  ohue  grössere  Be- 
anstandung, die  Verlängerung  auf  eine  m-iic  Frist.  Und  so  wird 
es  sicher  weiter  gehen,  auch  das  nächste  Mal,  181)3  ff.  und  so  fort. 
£s  wäre  vollends  in  der  heutigen  Finanzlage  Frankreichs  auch 
schlechterdings  nicht  ohne  das  Tabakmonopol  auszukommen,  jede 
andere  Stenerform  würde  weniger  passen,  andere  Mängel  haben 
und  sicherlich  nicht  entfernt  die  bisherigen,  immer  noch  steigenden 
Einnahmen  abwerfen,  mnthmassliph  ohne  dass  der  Ertragsausfall 
in  Preis  oder  Qualität  irgend  den  Consumenten  zu  Gute  käme.  Die 
Anstellung  der  beiden  Enqueten  von  1835—37  und  1873—76  war 
ebenfalls  nur  eine  kleine  Concession  an  die  Gegner.  In  beiden 
Fällen  war  das  Ergebniss  dem  Monojx»!  günstig,  im  zweiten  wurde 
überhaupt  von  vonilurcin  das  Princip  des  Monopols  als  solches 
schon  bei  der  rntLisuchung  als  gar  nicht  mehr  strittig  angenommen. 

Einzelnes  mag  ja  immer  noch  zu  verbessern  sein.  Die  Ein- 
riebtUDg  als  Ganzes  genommen  war  von  vornherein  gut  ge- 
lungen. Zeuge  des,  dass  man  in  der  langen  Zeit  seit  1810  nichts 
Wesentliches  zu  ändern  fUr  nothwendig  befunden  hat. 
Welcher  erfreuliche  Unterschied,  vom  Standpuncte  des  finanziellen 
Gesetzgebers  aus  betrachtet,  gegen  alle  übrigen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern „bei  freier  priratwirthschafUicher  Production'S  wo 
die  VeritaideruDgen,  oft  tief  greifender  Art,  nicht  aufhören  (Zucker- 
Steuer!)!  Das  Monopol  als  Steuerform  Itfst  daher  auch 
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nach  dieser  wichtigen  französischen  Erfahrung  ein 
öch w ie r iges  Beste  nerungsprübleniendgiltig  befriedigend. 

Nur  VerUnderuiigen  in  kleinen  Kin/.elheiten  sind  erfolgt.  Die 
zum  \'erkauf  gebrachten  Fabrikate  wurden  -  auch  im  Consumenteii- 
interesse  mannigfaltiger,  Kaucbtabak  vor  Schnupftabak,  Cigarreu 
und  neuerdings  Cigaretten  gewannen  allmUlig  einen  viel  grösseren 
Raum  in  Consumtion  und  Production,  die  Verkaufspreise  wurden 
mehrmals  erhöbt  und  verändert,  die  Fabrikation  technisch  verroll- 
kommnet  und  yerwohlieilert,  die  InteresBen  der  Tabakbaner  nnd 
Fabrikarbeiter  zweckmässig  wahrgenommen.  Das  finanzielle  Er- 
gebniss  stellte  sich  immer  glänzender  heraus  nnd  zwar  nicht  nur 
durch  die  absolute  Steigerung  der  Roh-  und  Reinertrilge,  sondern 
auch  durch  ein  immer  gflnstigeres  Verhftltniss  beider  zu  einander, 
wegen  relativ  stark  sinkender  Kosten.  So  kann  das  Urtheil  im 
Ganzen  nur  gtinstig  über  die  Massregel  von  1810  lauten. 

>iaherc  statistische  AusfiüiruDgeQ  zuui  ßelogü  wcrdoo  outcu  iiocli  gegubcii 
werden.  Sie  fdgen  sich  besser  an  die  DarateUnng  der  fäftiichtiinar  an  und  werden 

in  \'eiliiiidaiig:  mit  dieser  lehrreicher.  Hier  nur  vorläulio^  wcni^^'*  Haiiptzahlea  über 
die  liuan/.icllc  Bedeutung  des  Monopols  und  deren  Kiitwickluug.  (b'Ur  die  Zeit  von 
1815— Ibü'.i  liull.  I,  1)7  und  die  AusfUhruugeu  dazu.  Die  anderen  Datea  ans  den 
Jahreeborichten,  aoch  Faarc  ISO*  197). 


Jahics- 

Yürkaufte 

Uoh- 

Aus- 

Kcijj- 

Procuut 

Derch- 

Menge 

ertrag 

gaben 

ertrag 

d.  Ausgaben 

schnitt 

Mill.  KU. 

Mill.  Pres. 

Mill.  FrcB. 

HÜLPrcs.  V.  Rohertrag 

1815—17 

1U.57 

57.14 

22.25 

34.89 

38.Ü 

1867-69 

81.73 

251.01 

58.49 

192.45 

23.8 

1884 

86.24 

876.4S 

70.89 

806.09 

18.7 

Vo  Zunahme 

bis  1>>Ü7— Iii) 

200.0 

1G3.0 

451.6 

VoZuna1imebi8lS84 

241.8 

659.0 

216.4 

777.8 

Das  Jahr  1884  zeigt  das  biahcr  erreichte  liöcliätc  KrgubniliS,  1885-1887  warder 
Kohortrag  um  2—7  Mill.  Krrs.  niedriger.  Berttcicsiclitigt  man  das  Ausscheiden  Eisass- 
Lothringens  uach  IsO'.l  jn  die^em  Jahre  mit  c.  1.8  Mill.  KU.  Consum  und  c.  S  MiU. 
I'rcs.  Erlös),  so  Mtollon  s'u  h  <lic  Resultate  nach  dem  Kricu:e  von  1S7(> — 71  verhältniss" 
massig  noch  etwas  gOnstiger.  In  der  gauzen  Türiodu  von  1815— l^jtiD.  in  55  Jahren, 
ist  fast  ohne  Unterbreebang  eine  Zunahme  der  Verkaubnengen  des  Kohertrags  «ud 
(I-'S  Ifeinerfrags  erfolgt.  Pui  den  '.T^fi^nui  hat  nur  in  12  .Tahren  eine  immer  nur  pe- 
riugfugigo  Abnahme  gegen  das  Vorjahr  stattgeiuuduu  (auch  1848  und  1849  nur  eine 
kleine),  im  Rohertrag  nur  8  mal,  im  Reinertrag  nur  7  mal.  Das  Monopol  zeigt  also 
nicht  nur  eine  grosse  SteigerungsfUiigiccit  des  inauxieUen  Ertrags,  sondent  auch 
kleine  Jahresschwankungen:  ein  Vorzug  vor  anderen  indiructon  Steuern,  die 
mehr  vom  Uang  des  Erwerbslebens  u.  s.  w.  abhaugea  ^s.  auch  o.  S.  107).  Die 
Taribteigerungen  macbaa  sich  in  der  Bewegung  der  Verlcaufiifliengen  nur  wenig  als 
Hemmungsmittel  geltend  (bei  Erhöhung  der  Hauptsorte  in  ISHO  um  24°',,  war  die 
Verkaufsmongc  1859—63:  2s.üü— 2^.58— 28.24 -28.55— 29.44  MUi.  Kil.).  Die  hn«»8- 
jahre  1870 — ^71  zeigen  sieh  dann  freUich  in  aUen  Zahlenverhiltnissen  sehr  nachthdog 
(o.  S.  408),  auch  wohl  mit  wegen  der  als  Staatseige n th um  den  deutschen 
Truppen  anheimlallend'  H  Vorrathe  u.  s.  w.  in  den  occupirten  Landtistheih-n,  —  worin 
eine  ubie  «Seite  des  Monopols  verglichen  mit  einer  anderen  Stcueriorm  hervortritt.  (Diu 
Ausgaben  der  Regie  sind  1870  spedeU  auf  Grund  der  Kiiegaverlaste,  Territoiial- 
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abtrctuiig  um  oiiic  Summe  vou  20.35  Mill.  Itcs.  höher  «gewesen,  Bull.  I«  97). 
Hinterher  ist  die  aufsteigende  Bewegung  der  VerkaD&mcn^^Lii ,  i{üh  -  und  Roiucrträge 
vou  ISTl  au  wieder  eine  unnnterbrochene  bis  1SS4,  die  Tarifbtei'j-eruiijr  1*^7 i  H'- 
(gleich  um  25"  „)  hat  sie  vieileicbt  etnras  verlangsamt,  aber  uiclit  auigehaUcn.  Die 
▼erkaufte  Menj^e  war  schon  tS74— 75  wieder  so  hoch  wie  tot  dem  Kriege  (EIsmb' 
^wtiitt  berücksichtigt),  (liall.  X,  365  ;  danach  eine  Abnahme  in  der  Ziffer  desBeia- 
ertrags  in  187b.   Das  ist  aber  ein  —  Druckfehler.   Faurc,  130.) 

Einijje  der  kleinen  Aendernngen  in  der  Einrichtung;  de>  Monopols  seit  dem 
Ducrete  vou  IblO  werden  im  Folgenden  berührt  werden,  vgl.  lies,  die  Decrete  von 
1810  und  1811  mit  den  üesoUen  von  1814,  1816.  In  späteren  (z.  E  12.  Febr.  1835) 
unr  ganz  wenige  Einzelheiten  gelndeit 


bb.  Einrichtung  des  Tabakmonopols. 

§.  287.  1.  Allgemeine  Dienst urganisatioD.  Nach 
luehrrachem  Wechsel  in  Stellung  und  Organiisation  bildet  die  Tabak- 
verwaltung eine  eigene  „Generaldirection  der  ötaatsmanu- 
facturen",  analog  den  anderen  grossen  Generaldirectionen ,  io 
ivelche  das  Finanzministeriiiin  eingetheilt  ist  Trotz  nmfaBsenderen 
KameDs  hat  diese  GeoeraldirectioD  aber  gegenwärtig  nur  mit  dem 
Tab  als  allein  za  tban  and  ancb  in  Betreff  desselben  beschränkt 
sich  ihre  Tbätigkeit  —  insofern  ihrem  Namen  wieder  entsprechend 
—  auf  drei  Fnnetionen,  die  Ueberwachnng  des  inlän- 
dischen Tabakbaus,  den  Ankauf  des  Rohtabaks  von  den 
inländischen  Tabakbauern  und  aus  dem  Auslande  —  hier  inbegritlcn 
den  Ankauf  von  Fabrikaten  —  und  auf  die  Herstellung  der 
TabakCabrikate  aus  den  augekauften  Kohstotfen.  Ihr  Dienst 
ist  daher  mit  Recht  als  ein  wesentlich  agrieoler,  connncrcicllcr 
und  industrieller,  nicht  als  ein  eigentlich  finan/iellcr /u  charac- 
terisiren  (Josat).  Nach  der  finanziellen  Seite,  als  Ertrags- 
quelle fttr  den  Staat  und  als  Steuerform,  untersteht  das  Tabak- 
monopol  auch  jetzt  noch  der  Generaldirection  der  indirecten 
Stenern,  welche  aHein  den  Verkauf  der  Tabakfabrikate  im 
Monopolgebiete  und  ins  Ausland,  mitbin  die  £rhebnng  der  Ein- 
nahmen vom  Monopol  zu  besorgen  hat.  Diese  Generaldirection 
ftthrt  daher  die  eigentliche  finanzielle  Verwaltung  des 
Monopols. 

S.  o.  S.  5!is.  Josat  p.  .VJ2,  Vi-,-nes  I,  3()'J,  (»libo  II.  ']12  II..  11^.  — 
Nach  dem  iJccrct  vou  l*»lü.  Art.  1,  war  uubcu  dem  Aukaui'  des  Ixuhlabaks  und  der 
Fabrikation  auch  der  Gross-  wie  Kleinreriutuf  der  Tabekfabrikate  der  ..liegie  der  vor- 
cinij^teii  AUjaben"  (droits  rt-niiii-s"'  iilwT(ra;rcii  ^'rwi'^i-n ;  i  Im  uso  nach  Art.  1  des  Ges. 
V.  24.  I)cc.  Ibl4  der  .,l{ugic  der  iudirectun  Auliaguu"  ^mpobitions) ,  uacii  Art.  172 
des  Oes.  r.  28.  Apr.  1816  der  „Hegiu  der  indirecten  Stetten**.  Die  Abtrennong 
einer  besoadereu  Direclion  (Spucialdirection)  fttr  die  Ueberwachuug  des  Tabakbaus« 
den  Ankauf  des  Tabaks  und  die  Fabrikation  ron  der  Genenüdirection  der  indirecton 
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Steneni,  welcher  settdem  nur  der  Verfcaaf  der  Fabrikate  vorbelialten  blieb,  erfolfte 

zaerst  durch  die  Juliinonarcliie  mittelst  K.  Hrd.  v.  5.  Jan.  IS.'U  ;  <lio  Erhebung  der 
Tabakdircctiou  lar  Geueraldircction  durch  Ord.  v.  17.  Dcc.  Is44.  Nach  der  Fcbruar- 
rcvolation  von  1848  wurden  die  Gcucraldirectioitcn  im  l  inanzmiiiisterium  aiif^^chobcn 
und  die  TabakvcrwaltnuL::  unter  einer  Direction  mit  dcti  indirectcn  Steuern  vereini^rt 
(„dirccflAii  (i-s  cotitrib.  iudirertes  et  des  fabacs").  Nach  dmn  Staatüstrcich 
wurde  dicäc  Dircction  auch  noch  mit  der  iColl Verwaltung  zu  Kiaur  „GeneraldirocUon 
der  ZAilo  und  indirccten  Stenern'*  znsaminengezoi^en.  Abermals  erfolgte  aber  eine 
Alitrcnnnn;^  d<r  Tabakvorwallniig  und  die  Erh'biinsr  dcn>elben  zu  einer  eigenen 
(icneraldircclion ,  init  Beschrünkuii);  auf  die  gciianntcu  l  uactionen  agricolcr,  eoininer* 
cicllcr  und  industrieller  Art  ganz  nach  den  Bcstinunungcu  der  Ord.  v.  1831,  durch 
Kais.  Decr.  v.  12.  Mar/  l'^r.o.  Art.  1.  Nach  der  Ucbortragung  der  Fabiikatiou  des 
Jagd-,  Berfrwcrks-  iiml  llaiiiiilspiilviTs  wie  der  SaIp«'ti'rir''winMini;r  vom  Kriogs- 
ministerium  auf  die^e  Gencraldirection  erhielt  dieselbe  ihrcu  jetzigen  Namen  „Ueuoral- 
direction  der  Staatsmannfacturen**  (Decr  y.  17.  Jnni  nnd  0.  Kor.  1865),  der  Üir  duin 
sreblicV»  II  ist,  auch  nachdem  in  Bctrcfl'  dos  Pnlvcrs  u.  s.  w.  der  frühere  Zustand  der 
UicJihturgaiiisation  und  Hcbsortb»  crenzung  wieder  hergestellt  worden  war  (Decr.  ro« 
IS.  Tfov.  1878).  Schon  die  Zeitpuncte,  an  denen  einige  dieser  Veriuidorungen  ein- 
getreten sind,  zeigen,  dass  hier  mehrfach  politische  Anschauungen  und  Tendenzen 
drr  Zeit  mifir«'wirkt  liabcn.  Pii«  Vc  i  sclbstäiul  i  gn  n  <r  d<T  Tabakverwalliing  zu 
einer  eigenen  (ieneraldirecüou  und  die  Beächränkung  der  letzteren  auf  die 
mehrfach  genannten  Fonctionen,  während  der  Verkauf  der  Fabrikate  der  General- 
ilirccfioh  der  iiidir.  Stenern  iibrrfragen  bleibt,  >\u'\  aber  doch  wohl  als  Punctc  von 
ailgcnieiu  admini&trativ-te«  hnischcr  Bedt  iiiuiiü .  filr  welche  auch  letztere 
Ulicksichten  eutächeideud  waren,  für  die  liagc  der  iaurichtung  de»  Monopole 
beachtensvcrth. 

Der  Dienst  der  Clcncraldircction  gliedert  sicli,  wie  sonst  (S.  002  ), 
in  einen  Central-  und  eincu  Lue al dienst,  letzterer  wieder,  nach 
den  Aufgaben  der  Verwaltong,  in  den  Dienst  des  Anbaus  und 
der  Magazine  nnd  denjenigen  der  Fabriliation  (der  Mann* 
faetnren). 

Hlnriohtlich  des  Personals  der  Verwaltnng  nnd  der  Kategoriecn  desselben 

ist  als  cigcnthümlich  hcrvorzuheVion.  dass  die  T.eitunir  der  Fabrikation  und  der  tech- 
nischen Arbeiten  dabei  ausschlieshlich  durch  Ingenieure  aus  der  poly- 
technischen Schule  erfolgt.  An  der  Spitze  Jetbr  Manufactur  steht  ein  eigener 
Direclor  (4  (ichalisstufen  von  8,  10  und  12  Tausend  Frcs.)  mit  Ingenieuren, 
l'nteringeiiieuren .  Ingenieiir-Eloven ,  E\|"i(eii.  (''oiitr<<lL'iireii .  Mai^'azinverwaltern  iiii'i 
sonstigen  tJoinmis  verschiedener  Art  und  Grades.  Wird  in  dem  Bezirk  eiueä  Fabrik- 
direeton  anch  Tabak  gebaut,  so  nnterstebt  die  obere  Leitung  nnd  Venroltiing  ancii 
diesem  I>ire<  tur.  Hr/ii  k.-  di;d  Tabakbaus,  ohne  Fabrik  darin,  haben  eigene  Directoron. 
Zu  dem  l>ienst/weig  fur  Anbau  und  Magazine  gehören  bonst  noch  Cultor-Vcrificatoron, 
Cultur-Controleure,  lut.])cctoren  und  üntcrinspectoren,  Magazin-Ontroleure,  Kohtabak- 
Niederlagonvorwaltor.  S.  Josat.  p.  51»M  II".,  Vignch  I,  :WJ,  v.  Kaufmann, 
S.  514  11.  (Einzelnes  ans  d.  Budget).   Ueber  die  Kosten  des  Penonals  s.  n.  §.  296. 

i;.  288.  2.  Die  D  u  reh  t  U  hrung  des  Ta ba  k nio n op ol s. 
Dieselbe  bedinj^t  fibcrall  die  L<»snng  dreier  Autgaben,  der  An- 
Hcbaffung  des  K'obstolts,  des  Blätter-  oder  Kobtabaks,  der 
Verarbeitnn  desselben  zu  Tabak  fabrikaten,  des  Verkaufs 
der  letzteren.  Die  beiden  ersten  Aufgaben  sind,  wie  gezeigt,  in 
Franlireieh  der  Generaldirection  der  Staatsmannfaeturen,  die  dritte 
derjenigen  der  indirecten  Stenern  ttbertragen.  An  die  erste  Aufgabe 
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fiehliesst  sich  die  U eher w ac hiiug  des  einheimischen  Tabak- 
baus für  dieKegie  und  des  ~  auch  in  Frankreich  zulässigen  — 
Tabakbaus  für  die  Ausfuhr  von  Kohtabak  sowie  die  Con- 
trole  der  wirklich  erfolgenden  Ausfuhr  an.    Zur  ersten  Aufgabe 
selbst  gehört  der  Erwerb  (Ankauf)  des  inländischen  Kohtabaks 
für  die  Zwecke  der  Kegie  nach  den  dafür  geltenden  Taxbestim- 
mnngeii  n.  s.  w.,  sowie  der  Ankauf  des  ansländisohen  Tabaks, 
welcher  yon  der  Regie  mit  verarbeitet  werden  soll,  der  Transport 
des  in-  und  ausländischen  Tabaks  in  die  Rohtabak-Magazine 
nnd  die  Lagerung  desselben  in  diesen  oder  eventuell  der  Trans- 
port gleich  in  die  Fabriken.   Die  zweite  Aufgabe  endigt  mit  der 
Ueberführung  der  Tabakt'abrikate  iu  die  \  e  r kaufs-Niederlagen. 
Die  dritte  Aufgabe,  die  des  Verkaufs,  urafasst  directe  Ver- 
käufe an  Cousunienten  aus  den  Fabriken  und  an  anderen  Stellen 
(von  ausländischen,  besonders  Ilavannacigarren),  die  Verwaltung 
der  Niederlagen  (EntrepOts)  der  Tabakfabrikate,  die  Versorgung 
der  Debitanten  aus  letzteren  mit  den  Fabrikaten,  welche  dann 
durch  die  Debitanten  direct  an  das  Publicum  verkauft  werden, 
endlich  die  Verkäufe  der  Regie  (von  Blättern  und  Fabrikaten)  be- 
hufs Ausfuhr  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende  lieber- 
wachnng.  Das  Verwandte  oder  in  naher  Beziehung  Stehende  zu- 
sammenziehend, kann  man  das  wichtigere  Einzelne  unter  folgenden 
Rubriken  zur  Darstellung  bringen:  inländischer  Tabakbau, 
Ankauf  und  Einfuhr  aus  dem  Auslande  (von  Rohtabak  und 
Fabrikaten),  Fabrikation,  Verkauf. 

ft)  InUndischer  Tabakbau. 

Darüber  Decr.  t.  1810,  Tit.  2^^,  sdion  erheblich  enreitert  in  dea  Bestimniiinpen 

des  Ges.  V.  1S14,  Tit.  2—1;  tlainit  im  Ciauzeu  übereinstimmend  das  jetzt  geltende 
Ges.  T.  ISlü,  Tit.  5,  Kap.  2  —  1  (Art.  Ibü— 214;.  Klein-'  Al)änd.ruiim'ii  int  H.'».  v. 
12.  Febr.  Iü35,  Art.  2—4,  lies.  v.  22.  Juni  lsb2,  Art  2  und  3,  Ges.  v.  21.  L)ec.  1^72, 
Art  2,  S.  S.  Yignes,  Block,  dict  a.  a.  0,  bes.  Olibo  II.  880—408. 

Der  Tabakbau  sollte  uach  dem  Oesetz  von  1816,  Art.  180,  in 

denjenigen  Departements  beibehalten  bleiben,  wo  er  damals 
bereits  autorisiit  wai-,  vor;m.sgeset/.t,  dass  er  sich  auf  100,()Ö{)  Kil. 
(in  trockener  Waare  )  belauft.  Die  ErinUchtigunj^  für  Jedes  l)e})arte- 
ment  zum  Tabakbau  erfolgt  durch  Gesetz  oder  Decret.  bie  kann 
auch  versuchsweise  ertheilt  werden. 

Im  denartemeiitalen  Umfaii/  des  Tabakbaus  sind  in  Füllje  des  für  diese  Ver- 
hältoisse  besonders  wichtigen  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringen  (Uep.  Nicdcr-Khcin. 
Ober-Rhein,  Mosel  mit  Tabakban  im  Umi'an^^  des  dritten  Theils  des  reriang^ten  Gesamvt- 
quantums  der  Regie  vom  heimischen  Tabakbau  in  1SG9)  Veränderungen  eingetreten.  Der 
Anbau  ist  auf  wehr  Departements  als  frahcr  aosgcdchut  vordcn.   In  den  50or  Jahren 
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«rfolgte  er  nur  in  9  Depart.:  Nieder -Hliein,  Nord,  Pm  tlc  Calais,  Lot.  Lot  und 
Garonnp,  Ile  ninl  Vilainc,  Var,  RhomMnuiidungen ,  Girondo  (Hock  S.  "MOK  später 
traten  Yeränderungeu  ein.  l!!)69  war  der  Bau  ausser  in  den  genannten  9  uocii  in  lu 
»nderen  Depart  sagelassen,  nAmlich  in  Seealpen.  Dordogne,  Menrdie,  Ober-Sa6oe« 
Savoion .  Obcrsavoicn ,  Oberpyrenäen,  Landes.  Ober-Rhein.  Mosel,  zus.  in  19.  Jetrt 
büstt'ht  dor  Tabakbau  ausser  in  den  peiiamiton.  von  deiH^n  die  elsass-lothrinifischcn. 
noch  neii.jriiiii?.-*  auch  der  Uistr.  Beifort,  fortlieien.  auch  in  Meurthe  und  Mosel,  Correze, 
Mnass,  Is^-n-,  Yaucluse,  Vogesen,  zas.  in  22  Dep.  S.  Röponses  p.  299  (T.,  nonptd 
des  manuf.  p.  lS5»ü,  p.  70.  Die  Hauptrnenpo  kommt  auf  Dordugrnc  (l^^i't  vom  \<t- 
langten  Quantum  von  22,275,000  Kil.  4,125.000),  Lot  und  (iaronne  (3,0ää,0UU).  Nord 
(2.62  Min.),  P.  d.  Gd«i8  (2.16),  bdre,  Lot,  Gironde  (je  1.8—1.9  MilL).  De  nnd  Vil. 
(1.2  Hill.),  alle  anderen  unter  1  Hill.  Kil.  Diese  locnle  Beschrinkong  des  Tnlink* 
qnues  erleichtert  ron  romherein  die  Controle. 

Wer  innerhalb  eines  zum  Tabakbau  ermAcbtif^en  Departements 
Tabak  bauen  will,  moss  darüber  ?orher  eine  Deelaration  ein- 
reichen und  die  ansdrtlckli che  Erlaiibniss  erlangt  haben, 
sonst  wird  er  straftallig.  Also  Liccnzzwang.  Die  Fläche  eines 
einzelnen  Tabaklelds  darf  dabei  nicht  unter  ein  gewisses 
M  i  ü  ici  n  m  berabgehen. 

islO  10,  Isin  20,  Mit  1s(V2  .*»  An\  dorh  in  (li^^.•^l  kleinon  rmfinir  nur.  wenn 
die  Deelaration  des  Tabakbauers  mindestens  10  Are  umfasst.  Der  im  Vci^toss  gegen 
diese  VoTKbriften  gobante  Ta1»ftk  wird  anf  Eosten  des  Pflanzers  zerstört  nnd  letzterer 
ausserdem  straffällig  (f.  je  100  Fuss  Tabakban  50  Pres.  Ikm  Bau  in  oHiMi'  m  l\-ldc. 
150  Frrs.  bei  solchem  innerhalb  einer  ürrimauenins:,  Max.  HiHU)  Frcs  ).  Aurh  winl 
dem  Pfliuizer  das  Recht,  in  Zukunft  Tabak  zu  bauen,  entzogen.  Statistik  «ier  Zahl 
der  Pflanzen,  der  Flichengrössen ,  der  Qualität  nnd  Menge  der  Ablieferungt.-n .  auch 
p.  Pflanz'^r.   in  don  RZ-poiises  p.  20fi.  Compte  v.  p.  7(».    Die  Zahl  der  Pflaii/cr 

neuerdings  wieder  stark  gestiegen,  in  den  IsüOer  Jakren  bis  ltt72.  ohne  dio  ab- 
getretenen Dep.,  c.  82.000,  l!»S6  50.008.  die  14,518  ha.  bebauten,  also  anf  t  c.  29  Are, 
früher  c.  .'M.l,  verlangtes  Quantum  22,575  Mill.,  auf  1  Pflanzer  451  Kil..  abgeliererf«»s 
Quantum  1**.74  Mill.  Kil.,  von  1  Pllanzer  .355  Kil.  Zahlreiche  Pflanzer  liefern  bis 
unter  100  Kil.,  eine  Anzahl  aber  auch  über  2000  Kil. —  Ausserdem  li»t^G  in  Algier 
6459  Pflanzer,  die  3.1 1  Mill.  Kil.  lieferten. 

Der  geerutete  Tabak  muss  dann,  nach  Massgabe  der  icesctz- 
lichen  Berechnungen  seiner  Menge,  der  Behörde  vorgewiesen  und 
fUr  Fehlbeträge  der  Preis  des  sogenannten  Cantine-Tabakfabrikats 
(s.  n.)  erlegt  werden.  Die  Pflanzer  können  aber  ihre  £rnte  sowohl 
fUr  die  Versorgung  der  Regiefabriken  wie  —  nnter  den 
Torgesebriebenen  Formalitäten  ~  für  die  Ausfuhr  bestimmen. 

FUr  den  ersteren  Zweck  wurde  frflber  (besetz  von  ISKJ, 
Art.  IHI)  im  October  f(ir  jedes  zum  Anbau  zugelassene  Departement 
eritlTnet,  wie  viel  Centiier  Tabak  die  Mc/ic.  im  niicbsten  .lalire  be- 
diirte  und  ihr  von  der  Ernte  zu  liefern  seien.  Dabei  sollten  mindestens 
"/c  des  Tabakbedarfs  der  liegie  durch  den  beinnscbcn  Anbau  ge- 
deckt werden,  ~  gegen  höchstens  '  fremden  Tabaks  nach  dem 
Decret  von  isto.  Im  Jahre  1835  trat  aber  bierin  eine  Aenderung 
ein.  Dem  heimischen  Tabakbau  Rollten  seitdem  nur  noob  höchstens 
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*U  Bedarfs  der  Kegie  zufallen  und  der  Finanzminister  jährlich 
die  Zahl  der  zu  bebauenden  Hectaren  und  der  erforderliehen  Ge- 
sammtmenge  aof  die  Tabakdepartements  vertheilen  (Ges.  t.  12.  Febr. 
1935  Art  3).  Thatsttchlich  wird  die  genannte  Qnote  seit  lange 
ntoht  erreicht I  die  Verarbeitung  anslftndischen  Tabaks  (iber- 
wiegt sog^ar  öfters,  tbeils  weil  der  inländische  Anbau  nicht  die  er- 
forderliche Menge,  tbeils  und  wohl  hauptsächlich,  weil  er  uiclit  die 
erforderliche  Qualität  lietcrt. 

S.  die  Statistik  im  Boll.  X,  362.  XV,  62ü;  Coinptc  f.  lJ>Nt>.  p.  29:  angokaiifte 
Menden  des  Rohstoffs  von  inländischen  Pflanzern  und  tlberhaopt  (in  letzteren 
Zahlen  ausser  Kohtabak  aacb  Ciirarren  inbegritTen  i.  I)ati:ich  w&re  allerdings)  that- 
sichlich  angeacht>'t  tl<T  eiitL^oconstuln  iiden  gesetzlichen  Rostitnmiing  von  ISltJ,  die  sirh 
hiernach  unausführbar  erwies,  die  (^uote  des  inländischen  Tabak»  schun  vor  IbSö  kleiner 
gevesen  als  nach  dem  Gesotz.  Oefters  waren  schon  damab  weniger  als  Vs«  nitnnter 
nur  — Vj — dos  Tabaks  inl.indisrhes  Product,  offenbar  je  nach  iloni  Ausfall  ib-r 
heimischen  Krnte.  Nach  1S35  nahm  diese  Quote  noch  mehr  ab,  war  auch  nicht 
gleidinilssig,  wiederum  wohl  je  nach  dem  Emteausfall,  sie  hei  aber  auch  üfters  schon 
unter  die  Hilft e.  Sp&ter  hob  sio  sich  wieder  darftber  hinaus,  auf  r.  -/^  in  den  letzten  - 
Jahren  vor  dem  Kriege,  in  ])esonders  gilnstigen  Erntcjahren  auf  noch  in<'l)r  (ISt;r>  '*/,-). 
Nach  dem  Kriege  ist  da;>  inland.  £rnte4uantum  noch  nicht  wieder  auf  die  Irithcre 
abfiolute  Höhe  gekommen,  also  das  Ausscheiden  des  Elsass  trotz  der  rinmlichen  Er- 
Weiterung  dos  Tabakbaus  noch  nicht  ganz  ersetzt  worden.  Ab.-r  seif  I'^m)  ist  das 
inlüad.  Product  in  fortschreitender  Steigerung  begritien.  Die  Quote  war  mehrfach 
bis  aaf        '/'a  gewichen,  1SS6  aber  wieder  über  '/a-   Es  war  jährlich  in  Mill.  Kil. 


r)cm  Werthe  nach  Uberwiegt  der  fremde  Tabak  noch  mehr  (ISSl— S:i  einheim. 
11.74,  aller  zus.  36.03,  l<«vr,  b.v.  I^.'JS  und  ir,>2  ^lill.  Frc^.^  alu-r  -li><  Ii  nicht  in 
dem  Masse,  dass  es  sich  dabei  um  durchweg  viel  höhere  Qualitäten  handeln  könnte. 
Es  wird  in  der  That  avch  überwiegend  ordinftrer  ameriinn.  und  eorop*  Tahak  ein- 
geführt, der  zwar  darchschnitüich  auch  theuerer  als  der  inlftndiache  ist  (35  bis 

W7.),  8.  D. 

Um  die  jedem  Departement  zugewiesenen  Tabaktiächcn  anf 
jedes  Arrondissementim  betreffenden  Departement  zn  vertheilen, 
fnngirt  seit  dem  Gesetz  von  1835  eine  eigene  Commission,  welche 
die  f^obaiierlaabnisse"  gewährt 

Sie  besteht  ans  dem  Prifeeten  oder  einem  Delegirten  deeselhen  als  Pnlsidenten, 

I  mii  indirerten  Steuer- Din  rtor,  <'ith  in  hi^luTcn  Reamtcn  des  Anbau  -  Dienstes,  je 
1  Mitglietl  des  General-  und  des  Arroudiäs.-liaths,  die  nicht  PHanzor  sein  dürfen,  im 
Ganzen  5  IDtglicdem  (Ges.  r.  18S5,  Art.  2).  Bei  der  Errnftchtigun^^  zum  Anbaa  ist 
aof  die  Solvenz  der  Pflanzer  za  sehen. 

Die  näheren  Bestimmuiiirrn  tib»>r  die  Di  rlanitionen  .  Krlaulinissc .  r<'bcr- 
wachang  u.  s.  w.,  tibcr  die  Kutlxituugen ,  Cla.«silicatioueu ,  Expertise,  Erntelieferung 
bestimmt  der  Präfect  nach  Anhi^rung  7,w<Mer  herrorragender  Pflanzer  nnd  nach  dem 
<iataclit<.'n  d«!S  Steoerdirc""tor^'.  Es  w.'nb'n  d:inafb  dann  Lasten  hefte  enlworfoii. 
Welche  für  die  Püanzcr  wie  lUr  die  Verwaltung  bindend  sind.  Eine  üeherächreitung 
des  dcclatirten  nnd  gestatteten  Anbaus  nm  Vb  macht  strafffUHg  (23  Frcs.  f.  100  Foss, 
Xax.  1500}  nnd  anch  hier  erfolgt  EnUienong  dos  Rechts  des  Tabakbans  Olr 
die  Zukanß. 


iniftnd.  Quantum  Qesammtqnantum 


I*>»i7--7U 
1886 


21.92  ^(2.72 
17.26  4170 
21.84  42.92 
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G.  B.  2  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Fraukreicb.  §.  2S8. 


Der  ganze  Tabakbau  wird  dann  von  Anfang  an  durch  alle 

seine  Stadien  hindurch  bis  zur  Ablieferniig:  des  Prodacts  in  die 
Magazine  der  Kegle  sorgfultiii:  vuii  den  C'oiitrolbeanitcn  des  <'ultui- 
dienstes  überwacht,  damit  das  E  rn  t  e  (j  u  a  n  t  u  in  genau  fest- 
gestellt nnd  nichts  davon  bei  Seite  gebracht  werden  kann.  Zur 
wirksamen  Durchführung  dieser  l  eberwachung  ist  dem  X^flaozer 
eine  bestimmte  Art  der  Bebauung  vorgeschrieben. 

An  genanesteii  ist  das  Einzelne  d«n^eUt  von  v.  Hock  S.  842  ff.,  die  Ent- 

bclicidurip  der  Fragen  bei  Olibo  II,  "'»'js  ff.  Di,-  Coiitrole  erfolgt  zur  Zeit  tl>T  lic- 
sauiuni::  der  Felder,  dann  nach  Entwicklung  der  Plianzen,  wiederum  zur  Zeil  der  Keifo 
der  Biätlor  und  bei  wie  nach  der  Ernte.  Sie  richtet  sich  bcbondcn»  auf  genaues  Inno- 
halten  der  declarirten  Anbauflächen  und  Feststellung  der  inutlima^slichcn  Tabakcnitc 
sclion  zur  Zeit,  wo  die  Pflanzen  noch  atif  dem  Felde  -st<'licn.  W'esrntlirh  um  diosi' 
Feststellung  zu  crinöglicheu  ist  deu  l'Üauzcru  auch  iui  Eiu/elnea  die  Aubauveise  vor- 
schrieben (z.  B.  strenger  Beihenhan ,  die  Reihen  nnd  die  Pilanten  ^eidi  weit  ? on 
einander,  keine  andern  Pflanzen  dazwisoliL'n\  Die  Pflmzen  werden  bereits  auf  dem 
Felde  gezahlt.  Verkümmerte  Pflanzen  dürfen  ersetzt  werden.  Auch  die  Mcnjo  der 
brauchbaren  Blatter  wird  ermittelt.  Auf  diesen  (Jrundlagen  erl'olgt  schon  eine  vor- 
Iftofige  Febtstellang  des  vom  Pflanzer  rorzu  weisenden  Erntequantumt.  Mach  der  Ernte 
muss  tler  Pflanzer  die  Sti  iigel  und  Strünke  der  Pflanzen  herausrcisscn  und  z<-r>triren. 
Auch  für  seiueu  Phrat bedarf  darf  er  uichts  zurUckbckalteo.  Yerlu&tc  und  Be- 
schädigungen durch  die  Witterung  u.  dgl.  l)edingen  nnr  dann  Ansprach  aaf  Emissigung 
des  vorläufig  ermittelten  Erntetiuantums.  wenn  sie  durch  die  Controlbeamten  in  (ieiren- 
wart  des  nnd  in  Uebereinstirnmung  mit  <lem  Maire  constatirt  sind.  Die  Höhe  des 
trlassc>  erfolgt  durch  L  cbercinkunft  zwischen  Beamten  und  Pflanzer,  in  Ermangelung 
dieser  durch  Entscheidung  von  Experten,  die  der  Prafect  zu  ernennen  hat.  Unbrauch- 
liare  FeberbKilisel  sind  auch  Iii«  i  zu  vernicljten.  Dasselbe  Verfahren  wiederholt  sieh 
bei  Beschädigung  des  Tabaks  nach  der  Erutc  bb  zur  Uebemahmo  in  die  Kegic- 
Magazine. 

Der  gccmtetc  Tabak  viid  auch  bei  und  nach  der  Trocknang  ttbcnracht,  danach 
sein  Gewicht  wieder  abgeschätzt  und  er  unter  Begleits«  licin  zum  Magazin  gebracht, 
wo  dann  die  genaue  Feststellung  des  Gewichts  und  der  Blätterzahl  erfolgt  und  das 
Conto  des  Pflanzers,  unter  Vergleichung  mit  den  Aufnahmen  in  den  fruhcreu  Stadien« 
endgiltig  geregelt  wird.  Fttr  nicht  durch  die  gewihrten  Nachllsse  gededite  Fehl' 
ni.111,','11  mubs  der  Pflanzer  aufkommen,  ebenfalls  nach  der  Taxe  des  Cantiiie-Tabak- 
i'abrikats.  In  Betreif  des  hiernach  sich  ergebenden  Abrechnungsrcsuhata  hat  der 
Pflanzer  binnen  Monatsfrist  das  Reclamationsrecht  vor  dem  Präfecturrath ,  welcher 
binnen  2  Monaten  entscheiden  muss.    Im  Jahre  IbSG  war  z.  B.  das  rerlaogto  Qaantam 

22.275.000  Kil.,  die  abzuliefernde  Menge  nach  Schätzung  auf  Grund  des  Blätter» 
Inventars  16.700,500  Kil.,  wovou  32,500  lur  Export  bestimmt,  dur  liest  fUr  die  Kegie. 
Das  wirkliche  Ernteqvantam  wurde  schliessUch  auf  19,290.155  Kil.  ermittelt,  dafon 

18.743.01  n  zahlbar  durch  die  Verwaltung,  37,800  Kil.  Au>fuhr.  i:!:{.20l  Kil.  wur.len 
als  nicht  für  Zahlung  anilässig  abgezogen,  375,285  vcrworteu  durch  die  Experten 
und  zerstört. 

Durch  rationelle  Förderung  der  agrandch-tuchuischeu  Seite  des  Tabakbaus  Seitens 
der  MonopelTMwaltnng  ist  maDcher  Fortachritt  erzielt  worden. 

Der  geemtete  Tabak  wird  von  der  Regie  nacb  Taxpreisen 
llbeniommeDy  welche  jährlich  im  Voraus  vom  FiiuuiKiiiiiiister  fttr 
die  folgende  Ernte  arrondissementsweise  fUr  die  yerschiedenen 
Qualitäten  des  Tabaks  festgestellt  und  Offentlieh  bekannt  gemacht 
werden. 
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Ges.  r.  1816  Art  lfl2,  erg&azt  durch  Ges.  7.  12  Febr.  1885  Art.  4.   v.  Hock 

S.  'iit  II.  nicx-  Tr«  ix;  amd  für  dii-  N-i^aiiig  zum  Tabakbau  natüilii  Ii  maasgobcnd 
untl  Itilürii  <li«-  Hasis  der  ('alculatiou  »I<  s  rilanzcrs.  Sie  wcnien  absichtlich  so  fri'-;tellt, 
iinäH  der  Tabakbau  äich  genügend  ijciuihlt  macht,  äolbat  lohnender  ahi  Wcizcnbau  ist, 
und  sind  iib  Durchschnitt  wohl  etwas  hoher,  aht  sie  im  freien  Verkehr  sein  worden; 
das  ••twaigc  Plus  fTillt  d.iher  allerdings  dem  Mnnojiol  zur  Last,  oder,  wie  man  ein- 
gewandt  hat,  „der  Tabakbau  wird  mit  aus  dem  Stcaumckd  gezahlt*'.  Das  isit  aln  r 
kein  erheblicher  Einwand,  sondern  die  genügende  Bezahlnni^  nur  eine  Entschädigung 
Air  die  mancherlei  Belästigungen  des  Tabakbaus  unter  unrcrmeidlich  ao  scharfer  An* 
bau-  und  Ablieferunürseontrolc.  Einen  grflsscn-n  Yurtheil  als  aus  dem  viclleielit  etwas 
kuheren  Preise  zieht  der  Ptlan/cr,  welcher  i'ur  die  liegiu  baut,  aus  deui  Umstände, 
dass  er  einen  Abnehmer  hat,  welcher  ihn  zwar  auch  noch  bei  der  Abliefsrnng  des 
Tal^nk-  s"  harf  eontrolirt,  aber  ihn  do'  h  nicht  dni.  kt,  nicht  ausbeutet  und  zahlungsfähi";- 
ist.  Die  Lage  des  Kegictabakbauers  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  entschieden 
gQnstiger  ab  die  des  „freien",  wie  des  deutschen,  pf&lzischen  und  heute  des  elsässisohen, 
was  sich  auch  aus  der  Thalsarhe  ergiebt,  dass  gerade  «Ii  -  ei-.ts.M^chen  Tabakbauer, 
weleli»*  ja  htidt*  Systeme  vergleichen  konnten.  fUr  da»  d-dtsclir  Tabakiiioiittpol  ein- 
getreten sind.  Die  Festsetzung  der  Preise  erfolgt  unter  Beiratii  einiger  hauptsächlicher 
Pflanzer  rom  Flaanzminiater  mit  nach  dem  Gutachten  der  Tabaksdirectoren,  fHir  S  nor- 
mal.: yiialitätsclasscn,  für  1  Extraclasse  (besond^^s  uMitr  (Qualitäten,  surchoix.  zur  Er- 
mutbiguug  des  Anbaus,  für  die  gesetzlich  lü  Cent,  per  KU.  mehr  -^cgcbeu  werden 
darf  und  thatsächlich  wird,  als  für  die  erste  Classe)  und  für  1  niederste  Classe,  unter 
der  dritten  Normalclasae  (geringste  Waare,  non  maidiands). 

Das  Wichtigste  und  Schwierigste  ist  dann  die  Sortirung  des  abgdittferten 
Tlabak-s  nach  diesen  Preisstufen.  Sie  erfolgt  durch  Vergleichung  mit  Typen  oder 
Mosterbu-icheln  von  Seiten  einer  zu  diesem  Behuf  durch  ihre  Zusauunenset/ujig  die 
BOrgschaft  der  Unparteilichkeit  Inetenden  Sachvcrständigen-Gommission,  welche  aus  2 
Von  der  I'alirik-  und  M  tLa/iiiverwaltung  bestimmten  Beamten  und  9  rom  Prftfocteu 

crnaiiliteii  Saclivi-taiidi^en  li''>teht. 

l'io  TaAaat/e  tur  die  genannten  5  Classen  >ind  seit  lange  nur  wenig  Fefaudert, 
auch  fAr  die  meisten  Tabak -Departements  die  gleichen,  nur  für  5  darunter  um  je 
10 — \')  Vrc^.  in  den  4  obersten  Classen  niedrii^er  als  die  allgemeinen  Tav^iitze. 
Letztere  waren  fUr  die  £rnte  von  lbS5  gegen  diejenigen  aus  der  Periode  IbiiH — 72 
am  10—15  Frei,  hoher  und  betrugen  155—145 — 112—90  —  fUr  non  marchands  in 
S  Untentofen  70 — 50—25  Frcs.  für  100  Kil.  Der  wirklich  gezahlte  Durchschnittspreis 
war  für  non  marchands  im  J.  1^"».'),  verbchioden  nach  den  I)ei)artemcnfs .  Ma.v.  (iO. 
Min.  42.20  Frcs.  Die  TaxsuUe  lui  Algier  waren  lüO— 150—120—90  und  (Ci.  5)  »10 
bis  10  Ffca.  (Dordischniltspreis  hier  45.62  Frcs.)  (Gompto  £  1886,  p.  77). 

So  wird  dem  Pflanzer  nicht  nur  ein  genügend  reniunerirender, 
sondern  auch  ein  von  J  u h r  z u  .1  a  Ii r  fa st  g  1  e i c h ni  ä s s i g e r 
Preis  zu  Theil.  —  Damit  gewinnt  er,  im  vortlieiliiatten  Unterschied 
vom  iifreien  Verkehr*',  eine  sichere  Grundlage  lur  seine  Berech- 
nungen; ein  wahrer  Segen  gerade  für  den  Landwirth.  Der 
Erlös  ans  dem  Tahakbau  schwankt  daher  fUr  den  Pflanzer  fast 
nur  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  und  der  davon  bedingten 
Quantität  nnd  Qualität  (Taxelasse)  seines  Prodacts. 

Der  Durchschnittspreis  fUr  den  an  die  Kegie  ab;^elieferten  Tabak  richtet  sich 
naturlich  bei  gleichen  Taxen  wesiuitlich  nach  der  Yeitheilung  des  Producb  in  die 
Taxclaa>t;n  nnd  ist  dementsprechend  verschieden.  Aljer  «lic  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Jahren  bind  auch  hier  nicht  au  gruää,  ai:j  mau  zunächst  annehmen 
mochte.  Bleibende,  doch  im  Ganzen  wieder  jährlich  weniger  schwankende  Differenien 
z^'igen  sieh  von  Departement  zu  Departement.  Der  «rezahUe  Durchschnittspreis  für 
100  Kil.  war  IsG.i— 72  "^J.tJj.  lss|  "incl.  Al;;i.:r)  s7.2l,  l^^ö  Sl.»5  [ahno  Aljfier 
ST.21)  l'rcs.    Auf  1  Plianzer  kan)  Ibliü — 72  i.  D.  eine  KinnaUme  von  älb.OO  Frcs., 

A.  Wag  aar  I  FlaauwfaMnwbafl.  lü.  47 
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anf  1  Hecttre  ein  EilDs  ron  1028.67  FVob.;  1885  benr.  826.90  Qnci  1124.96  Fk», 
(Compte  ft.  a.  0.,  Biponses  p.  297X 

Di.-'  ZaliUing;  an  den  Pflanzer  goscliielit  auf  Anweisung  dos  abnchuiendou 
Maj;azins  durch  die  Casse  der  indirectcn  Steuern,  unter  Abzug  TOD  1  Cent  p.  KU.  f. 
Spesen,  gemeiiinUtzigc  Förderung  dos  Tabakbaus  u.  dgl.  m. 

Bohstoffmagazine  bestehen  in  Frankreich  und  Algier  {wo  der  Tabahban 
frei  ist,  aber  die  Cnltur  für  die  Versorgung  der  Regie  gcßrdcrt  wird)  32  (ISSO), 
deren  specielle  Yerwaltungskosten  an  Uchalten,  Lrdinen  u.  s.  w.  und  sarblich«  »  Aus- 
gaben i.  J.  IbbG  2.71  Frcä.  für  100  Kil.  angekaultou  und  aul  bewabneu  Tabake  waren. 
Der  Worth  der  Inunobilien  der  Migaane  war  1880  10.98  Hill.,  der  Mobilien 
OM  Mill.  Frcs. 

Ausser  fttr  die  Regie  kaon  aber,  wie  bemerkt ,  Tabak  auch 
für  die  Ansfahr  (als  Robtabak)  gebaut  werden. 

Der  Pflanzer,  mag  er  allein  für  die  Ausfuhr  oder  zugleich  fllr 
die  Kcgic  bauen,  unterliegt  aber  denselben,  oder  ganz  analo»]:en 
Vorscb ritten,  Bedingungen,  Coutrolcu  und  iitral'androhuDgeu ,  wie 
der  blosse  Kegiepflanzer. 

Ges.  V.  1810,  Art.  202—214,  auch  die  mit  goltendon  alliienioin.  n  Art.  180  — 1>2. 
Olibo  II,  402 — 40S.  Namentlich  ist  auch  zur  Ausfuhr  der  Tabakbau  nur  in  dcu 
,,Tabakdepartements"  und  unter  den  allgemeinen  Bedingungen  (Declaration,  Eriaubniss, 
Vorwcisuntr  der  Knito,  Einstellen  für  F'cliInKMigon)  gestattet,  und  üjiocii  ll  wird  nur  als 
zahlungsfähig  ancrkauatcu  oder  Caution  stolleuden  Pflanzern  die  Krlaubuiäs  ertheilt 
Wird  gleichzeitig  ron  demsdben  Pflanzer  far  die  Regie  gebaut,  so  mvss  der  ganze 
geemteto  Tabak  ins  Magaiin  abgeliefert  und  dort  eist  die  Scheidung  für  die  beiden 
Verwendungen  vorgenommen  werden.  Der  Export  mtiss  spätestens  bis  1.  Aug.  des 
folgenden  Jahres  erfolgt  sein,  wenn  der  Pflanzer  nicht  vom  Prafecten  nach  Bcgut- 
achtang  des  Ttd»akdirectorB  einen  Anftchab  erlangt  hat  oder  der  Tabak  nicht  bis  zur 
Ausfuhr  in  den  Regie-Magazinen  hinterlegt  ist,  was  gegen  Gobührenzahlong  gestattet 
wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird  nicht  ausgeführter  Tabak  confiscirt  Jede  Ver- 
sendung auch  dieses  Tabaks  bedarf  eines  Begleitscheins  der  Verwaltung  in  I'^orm  eines 
laissei-paaser  bloss  zu  dem  Steueramt  des  nächsten  Magazins;  hier  wird  er  untersucht« 
vorwogen,  verschnürt  und  ])lonibirt  und  geht  dann  mit  acquit-ä -caution  zum  Grenz- 
zollamt. Nachlässe  an  den  zur  Belastung  geschriebenen  Mengen  für  Be^ichädigung  u.  dgl. 
sisd  auch  beim  Ezporttabak  statdiaft.  —  In  iigend  weeendichem  Umfange  erfolgt 
indessen  Tabakbau  fiir  die  Ausfuhr  und  Export  von  Rohtabak  überliaupt  nielit.  Im 
J.  Ib85  fand  nur  in  2  Depart.  Tabakbau  fOr  die  Ausfuhr  und  in  ganz  kleinem  Umfang 
sUtt  (Pas  d.  Calais  3U.O00,  Nord  2500  Kil.V 

Der  gesanamte  Tabakbau  Frankreichs  unilasste  in  den  1 850  er 
Jahren  etwas  über  10,000  üectaren,  stieg  auf  13— H,oüO  iu  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  sank  dann  und  betrug  längere  Zeit 
nur  10—11,000  ha,  ist  aber  in  den  letzten  Jabren  wieder  auf  Uber 
14,000  ba  gestiegen,  mit  einem  ErlOs  iUr  den  an  die  Regte  abge- 
lieferten Tabak  von  11—16  Mill.  Fres.  jabrlieb. 

Es  war  z.  B.  lb77~7*J  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  10,853— 10.b34— 10,454  hat. 
das  Erotequantnm  149,810—152,018—121,011  Quint.,  p.  ha  1.H.75— 14.09-^11.58  Quin 
(Ann.  stat,  1882  p.  27.')\  Ueber  1000  liu  nur  in  .'{  Dep.  (Lot  und  Garonn.-  :<05T. 
Dordogne  2400,  Lot  1000),  zwischen  500  und  1000  iu  4  (Pas  do  Calais,  Üironde,  Ue 
und  Vilaine,  Nord).  100— 500  ha  in  8.  unter  100  in  1)  (Ind.  (Konica).  Im  S.  18t5 
war  die  riiicbe  in  Frankreich  14,518,  der  Ertrag  l!>2.!t02  m.  Centn.,  Erlös  16.3  Mill. 
Frcs.  lohne  Algier,  hier  :M  l  Mill.  m.  Centn,  und  :;.20  Mill,  Frcs.),  p.  ha  13. 2h  Centn. 
Yergleicluwcisc  war  im  Deutschen  lieich  der  Tabakbau  zwischen  IbTl — 85  auf 
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c  25— 3ü,0UO  lia  früher,  neuerdings  auf  20—22,000  ha  ausgedehnt,  der  Ertrag  p.  ha 
15 — 22  iiMtr.  Centiier. 

Auch  andere  Beschränkungen  bestehen  noch.  So  darf  z.  B.  Niemand,  ausser 
dem  richtig  antorisirtcn  Tabakbaucr  selbst,  daher  auch  dieser  nicht  nach  Ablauf  der 
Ablieferunirs-  oder  Ausfuhrfrist.  Kolitabak  in  Besitz  luili-'H  Hrs.  v.  1^16,  Art.  217), 
womit  liohiabakhandel,  auch  fUr  Ausfulir,  ausgeschlossen  erscheint.  Die  Be- 
stinmungen  Uber  Defnadation  and  die  Strafen  (Ges.  t.  1816,  Art  218,  221  IF.)  be- 
treffen ausser  Contrcbandc  in  Fabrikaten,  geheime  Fabrikation  u.  fl.  v.  auch  Bohtabak- 
besitz,  -Verkauf,  -Transport  mit.  Einig:e  Strafen  sind  besonders  schwer.  So  bei 
Verkauf  von  Tabak  aus  der  Wohnung,  Culportage,  sofortige  Arrctiruug  und  Gefangen- 
nahme, Confiscation  des  Tabaks,  der  Verkaufsgerätlie,  der  Transportmittel,  avaseideiii 
Geldstrafe  von  300—1000  Frcs. :  b'  i  Besitz  von  Tabak  (ieldstrafe  v.  10  Frcs.  p.  Kil. 
im  Ganzen  mindestens  100,  höchstens  3000  Frcs.,  zugleich  Confiscation.  Die  Ver- 
vrtheilteD  können  bis  zur  yOlligen  Zahlnni^  der  Stnljgielder  bis  za  6  Monaten,  im 
Rackfall  bis  10  1  Jahr  gefangen  gehalten  werden.  —  Die  Gontrole  gegen  Defnn- 
dation  wird  ausser  von  den  Sti-uerbcamten,  Zollbeamten  auch  mit  von  den  Gendarmen, 
Forstaufseheru ,  Feldhütern  und  Uberhaupt  jedem  vereidigten  Augusteilten  ausgeübt. 
AntheQe  an  den  Prtmien  fttr  die  Ergreifer  machen  diese  allgemeine  Gontrole  hier 
wohl  wirksam.  Im  J.  ISSf.  sind  im  Ganz.  n  127,712  Kil.  Tabak  (und  Fd»likat<  i  be- 
schlagnahmt worden;  die  Prämien  der  Ergreifer  betrogen  53,500  Flrcs.  ^Compte 
f.  ISSti,  p.  b7). 

§.  889.  b)  Ankauf  nnd  Einfuhr  «usländischen  Tabaks. 
Soweit  der  inlftndisobe  Tabakbau  den  Bedarf  der  Regie  quantitativ 
and  qualitativ  nicht  deckt,  wird  Seitens  der  Regie  ansländiseber, 

tiberwiegend  tiberseeischer,  besonders  amerikanischer,  doch 
auch  daneben  anderer  Kobtabak  eingekauft  und  eingeführt.  Die 
Privateinfuhr  von  Kobtabak  ist  dagegen  natürlich  verboten.  Ebenso 
kauft  die  Kegle  auf  ihre  Kechnuug  auch  ausländische  Tabak- 
fabrikate, besonders  Cigarren  (namentlich  Havanna-  und  etwas 
Maoilacigarren)  und  Cigaretten,  behufs  Absatzes  im  Iniande  zu  den 
Regiepreisen,  ein.  In  diesen  Geschäften  kommt  ihr  der  Charaoter 
als  grosser,  zahlungsfähiger  Käufer  zu  Gute,  welcher  sich  aller 
Vortbeile  der  Verbindung  mit  dem  Handel,  mit  grossen  Lieferanten 
und  der  Versorgung  durch  diese,  aber  auch  des  directen  Einkaufs 
durch  die  Consuln  auf  den  grossen  Tabakmärkten  und  unmittelbar 
bei  den  überseeischen  Tabakpflanzem  bedieuen  kann. 

Nach  d.  Compte  f.  Ibbt),  p.  bti  betrugen  im  J.  IbbO  die  Aidiäufe  von  ßohtabak 
(abzaglich  Befoctlen  n.  dgl.)  20.95  Hill.  Kil,  ▼ofon  20.48  dnrch  Lieferanten 

(31  l^meB,  viele  deutschen  und  ju<liäclK>n  Namens,  einige  mit  mchroren  Mill.  KU. 
Licfcrunjren ,  welche  in  verschit  Jt  iie  Magazine  und  z.  Th.  direct  in  die  Tabrikeu 
gehen),  475,000  Kil.  durch  die  (jou^ulu.  Von  der  (icsamuitnienge  Mill.  Kil.  f. 
7.18  MUI.  Frcs.  (Inel.  Ifebenspesen)  p.  100  KU.  186.08  F^.  enrop.  und  and.  Produet, 
50.000  Kil.  C'.'A.'U  Frcs.  p.  100  Kil.)  davon  durch  dio  Consnln;  15.66  Mill.  Kil.  f. 
20.Ü  Mill.  Frc6..  p.  100  Kil.  127.73  Frcs.,  ainerik,  Ursprungs,  wovon  408,000  Kit 
durch  Consuln  i619.26  Frcs.  p.  100  Kil.).  Ansj^erdem  wurden  Fabrikate,  Cigaretten 
und  Fabrikmatcrialien  5574  Kil.,  Cigarrun  (meist  Hafanna)  11,7<.)9  Kil.  (p.  Kil. 
6S.r»0  Frcs.),  im  (ianzon  Fabrikate  f  !»72,000  Frcs.  bezogen.  Vornenilidi  i^t  hior  der 
Cousul  in  d.  Havanna  \f.  3.28  Mill.  Frcs.),  etwas  auch  der  in  Salonichi,  iiahia. 
Fest  OdUlg.  Der  Werth  der  Etafiihr  Ton  ttohlahak  and  Fabrikaten  war  1886 
2S.1S  MdL  Frcs. 

47* 
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Einen  weiteren  Einblick  in  die  Veraoigonif  der  Begie  mit  fiobtabak  tut  Fahn- 

katiuti  tiiiJ  Fabrikaten  zum  V.  rkaiif  ;;i  w:thren  folgende  Daten  aus  dorn  tiesch&ftsbericbi 
1.  Ibbi  (Uiock,  Ann.  :>Ut.  IbbT,  p.  310). 


Besitz  Anfang 

Ankauf  im 

Kosten  tl<>s 

lvu>tin  für 

des  Jahres 

Jahre 

Aukaulä 

lUU  All. 

Kilogr. 

Kilogr. 

1000  Krcs. 

Fna. 

Einheiiu.  Kohtabak 

li»,135,616 

17,2^0,212 

ST.24 

I''reiiid.  r  K'olilabak  ♦  . 

2T.t>s8.125 

2I,Ol!»,lbO 

26,1  U7 

124.45 

Iii  ilur  i'abrikation  .  . 

n,127,b49 

Fabrikate  

3,770,869 

6,6:tS,000 

173 

2613.25 

Hairann,  und  and.  Cic. 

69,101 

34,956 

2,577 

t:;70.ii> 

(odor  .Stin  k 

8,741,565 

2U-1.5>1)  (Itmo  .SU 

Boächla^Dabuitcr  Tab. 

3,686 

146,304 

319 

217.95 

Auascbnss  ond  Staub 

I7,0S6 

Soinnie  .  . 

67,111.832 

S«»,523.7bO 

44,347 

UhIlf  „bo.sililai;iiahuitcni  Tabak"  in  der  /weiten  ('ol.  { Ankauf'»  auch  von  Debi- 
tanten  znriU-kjr'Mioinmer  (i;auz  kleine  Menffon). 

I)if  Aul',  des  Jalires  br^f'ssern-  Mi  liar'  im  W  rrtli  ('u!.  !,  Atikauf-^ko-t.'ii  riebst 
den  wcitcrun  Spesen  biä  zu  dciu  butroilcndcu  Stadium)  von  W.i.M  Mill.  I  rc^.  vcrthcilte 
Sich  mit  29.76  Mill.  Kil.  auf  die  VorrSthe  in  den  RohstofT-Mapzinen.  mit  83.16  Mill. 
auf  ili'  in  den  Fabriken,  nat  3.75  Mill.  auf  die  in  den  Fabnkatniedcrlag:en ,  mit 
412,0(10  Kil.  auf  den  auf  deui  Transport  beliiidlicben  Tabak.  I)i<-  Riirbführunf?  über 
diese  licstaiulc  und  über  die  darin  erfolgenden  Aciiderunjfen  iat  bei  ilcm  Kohtabak  iu 
den  Magazinen  bis  anf  die  Kilogramme,  bei  den  Fabrikaten  sogar  bis  auf  die 
Gramme  genau. 

Ancb  die  Einfahr  von  Tabakfabrikaten  ans  dem  Aus- 
lande ist  im  Allgemeinen  fUr  Private  untersagt  (Qesets  von  1816, 
Art  173).  Doeh  hatte  man  sehen  seit  1820  unter  dem  Kamen  von 
„Gesundbeits*  und  Gewohnheitsvorrath*^  (]>i'ovision  de  santö  et 
d'liabitnde)  in  bescbtftnkten  Mengen  fttr  den  einzelnen  EniptVtuger 
(bis  10  Kil.  jetzt)  den  Bezng  von  Ci^^arrcii  und  Ciii^arcttcn 
uml  cinig:en  anderen  Fabrikaten  zu  einem  8i>cciellen  Tarife  1(1  r 
Privatreclinung  zuj^elassen.  l)av(»ii  kann  in  der  Tr^xis  ininierliin 
etwas,  aber  ))ei  der  Hcschränkniij;  der  liczugamenge  doch  nur  io 
geringem  Maassc  Gebrauch  gemacht  werden. 

Zollses,  V.  7.  Juni  Is20  Erl.  v.  S.  Det.  ls:)i»;  Tarif  im  lies.  v.  i:?.  Juni  ls7s: 
p.  Kil.  für  Cigarreu  und  (jigaretleu  36,  Schnupf-  und  Kautabak  15,  iCuuchtabak  der 
Lefanto  25,  anderer  Rauchtabak  15  Frcs.,  bis  zu  10  Kil.  in  1  Jabre  fUr  den  einzelnen 
Bezieher,  mit  Verbot  des  Wiederverkaufs.  Die  Cigarren  u.  ».  w.  sind  Vüui  Zollamt 
mit  Kegie-Visfnctten  /u  verschen,  ohne  welche  sie  nicht  circulireii  dQrf  ii;  ebenso 
uiu^is  die  Zolhiuittunj^  beigefU;;t  sein.  Sonst  tritt  Keschlaj^nahuie  ein.  l»is  1  söü 
mnssto  vor  jeder  solchen  Einfuhr  eine  besondere  £rmächtii;:ung  der  indirocten  Steuer* 
Verwaltung:  erlangt  sein.  Ndr  die  for  den  Txaasitverkehr  offenen  Zollämter  baben  das 
Becht,  diese  Einfuhr  zu  gcstatteo. 

Die  Einftebr  zu  obigem  Tarif  wirft  jährlich  5  —700.000  Frcs.  ab  (1SS3— 87). 
Im  J.  Isiy7  (Tabl.  gener.  du  cuinmerce  p.  220)  war  die  Einfuhr  vun  Cigarren  zum 
Cunsuui  netto  7S.73U  Kil.  f.  2.<ihj.0U0  l  ies. .  mit  :{'.i:»,:{'.M)  l  ies.  Zoll;  von  Ci>a- 
rctten  iJ772  Jvil.  netto  f.  2b,2'.lO  l  ies.,  mit  5)7,220  Frcs.  Zull;  von  anderen  labrikaleu 
2590  Kil.  f.  12.950  Frcs.,  mit  17,737  Frcs.  Zoll,  zus.  f.  2.6S6,000  Frc9.  mit 
500..'I17  Krcs.  Zollortra^^.  —  Erleiehterungen  i;eniessen  smist  nur  kleine  Rcstvorrathe 
der  Kuiscuduu  u.  dgl.  m.  Üiibu  II,  360 — 364.  Obwulil  nach  dem  Zolltarif 
ansdrackllcb  die  Einfahr  ron  Bobtabak  in  Blattern  und  Kippen  und  von  Tabak- 
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fabril  lt.  !i  für  die  Kcfrif  zollfrei  und  «lic  crstcroiianiite  fiir  Trivatc  vorbotoii,  fiiul  t  sich 
in  den  Krtra^ttsveiäcii  (Icr  Zollverwaltung  dennocli  ein  Er(r;\i^  \on  Tabak  in  lilüttcru 
und  Kippen  (1883—87  jährlich  2—800,000  Frcs.)  ausgewiesen  (liull.  XXIV,  42H,  auch 
TabL  Ktaitt.  ISST)  (7). 

(lenauere  sf:iti<tisohc  Daten  über  die  „<lirert  an  die  ( ■oiisuiiuiiten  v<  rkaiiftoii" 
iuiportirten  Fabnliatc  in  den  jährl.  Vcrwaltungäbcrichten  der  iudir.  Steuern.  3Iit- 
theiliing:eii  daraiui  und  aber  die  letztgenannte  Verkanfoart  anten  in  §.  291. 

§.  •2\K).    c)  Tab a kill biikation.    Der  bei  Weitem  grösste 
Thcil  der  vou  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von  ihr  in  ihren 
-  -  bis  vor  Kurzem         in  188()  21,  ausserdem  1  in  Algier  — 
Fabriken  („Manufacturen")  selbst  hergestellt:  nach  dem  Erlös  beim 
Verkauf  berechnet  fast  99  %.   FUr  die  Gestaltung  und  lieurtheilung 
des  französischen  Tabakmonopols  als  eines  ^^Fabrikationsmonopols'^ 
ist  es  Ton  vorneherein  beachtenswerth ,  dass,  entsprechend  der 
französischen  Oonanmtionsrichtung,  ttberwiegend  Kauchtabak  und 
in  bedeutendem  Umfang  auch  Schnupftabak  prodncirt  wird,  ob- 
wohl, wie  ttberall,  auch  in  Frankreich  die  Cigarre,  nenerdings 
znmTheil  statt  ihrer  die  Oiga rette  in  der  Consamtion  fortschreitend 
Ranm  gewinnt  und  demgemäss  die  Fabriken  immer  mehr  diese 
Sorte  Tabakfabrikate  zu  liefern  haben.    Der  Kautabak  spielt 
daneben  nur  eine  kleine  Kollc.    Die  technischen  Aufgaben  der 
Fabrikation  sind  bckaiintlicii  nach  diesen  Hauptsorten  der  Fabrikate 
verschieden.    Nach  verbreiteter,  obwolil  nicht  unbedingt  zutreffender 
Annahme  bietet  die  Fabrikation  des  IJaiieh-  und  Schnupftabaks  in 
grösseren  Fabriken  für  eine  Kegie  weniger  Schwierigkeiten,  als 
diejenige  der  Cigarren,  hat  wohl  selbst  einige  Vorzüge,  besonders 
was  den  Schnupftabak  anlangt,  in  Vergleich  mit  der  Privatindustrie. 
Der  Grund  wird  darin  gefunden,  dass  Cigarren  Handarbeitsprodnct 
sind,  während  bei  den  anderen  Fabrikaten  die  Maschinen  mehr 
Anwendung  finden.  Insofern  wflrde  die  Bichtnng  der  französischen 
Consnmtion  fOr  das  Tabakmonopol  günstiger  sein,  als  in  anderen 
Ländern  mit  relativ  grösserer  Cigarrenconsnmtton,  wobei  allerdings 
jene  Richtung  gerade  durch  das  Monopol  und  durch  die  relative 
Preisstelinng  der  l  abrikate  in  ihrer  Entwickliuig,  bez.  Beharrung 
beeintlusst  worden  sein  k<innte.    Indessen  haben  sich,  wenn  man 
die  ( 'onsuineiitwicklung  während  längerer  Perioden  betrachtet,  diese 
Verhältnisse  doch  wescntlicli  verändert,    im  Heginn  der  Monopcd- 
zeit  überwog  nach  der  Cousummengc  noch  der  Schnupftabak  den 
Ranchtabak,  jetzt  wird  dieser  3—4  mal  so  stark  als  jener  consnmirt. 
Vor  1S40  war  der  Cigarrenconsum  unbedeutend,  seitdem  hat  er  sich 
Tcrzehn-  bis  vervierzehnfacht  und  jetzt,  wie  gesagt,  tritt  die  Cigarette 
immer  mehr  hervor:  allen  diesen  Veränderungen  desConsums  musste 
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sieb  doch  —  konnte  sich  aber  auch  die  Monopol-Fabrikation  an- 
bequemen. 

Ans  der  Verkaafsstatistik  eiigiebC  eich  das  Oenanei«  Mcih  lünalchflicli  der 

fabricirton  Sorten.  Es  war  unter  Zasammenziehong  aller  Verkaafe  (daher  incU 
derjcniu^en  zu  errnassip^tcii  Preisen  in  den  Grenzzonen ,  an  die  Tra|tpcn .  Hospitäler, 
188t>  auch  ind.  (lerjenigcn  in  Corsica,  Ubersavoischc  Zone,  Gcx,  Monaco)  der  Verkauf 
nach  der  Menge  und  der  Erlös  dafür  nach  den  von  Debituteil  and  directea  Gonsmieilteii 
gexaUtea  Freisen  (BoU.  X,  m  iL,  XXUI,  290  ff.): 

18T6  1886 

Menge  Erlös  Menge  Erlfts 

1000  KU.  1000  Frcs.  1000  &il.     1000  h  rcs. 

Echte  Havanna-  vnd  Manilacigamn        62.8  20 

F'ranzösischo  Cigarren                        3,226  45,586  8,494  57,2SO 

Cigaretten  (französ.  nnd  fremdo^ .    .       508  8,317  858  17,^32 
Directc  Verkäufe  au  die  Gonäuuieiitcu 

(überwiegend  Ciganon,  anch  echte)        40.9  2,778  (auf  die  Sorten  rertheilt) 

Rauclita})ak                                      18,485  15S,803  2:-5.705        201, 7S5 

Schnupftabak                                  6,815  78,127  0,413  73,S34 

Kantabsk                                        590  6,698  787  8,572 

Ordinäre  Carolten                                435  5,001  473  5,444 

YeriOUife  für  Export  .   ,   .   .    .   .        167  l/HO  (auf  die  Sort.-n  verthcilt> 

Summe  30,330^311,240       35,770       307,01  »S 

Sonst  am  reducirten  Proüon  ...     —  —  11  18 

(genaner  85,722.7  867,649.8) 

Hiernach  ist  die  Cigarctte  bcsondeis  stark  gcätiogeu,  iiauchtabak  aber  etwas 
mehr  als  Cigarren,  SchnnprabiJr  hat  ab-,  Kautabak  zogenemmen.  Gewisse  Bichtangen 

der  EntwicklutiL,'  (1<t  Consumti  .ii  fi  ton  hierin  wohl  hervor.  Die  directen  Verkäufe 
an  Consumenteu  waren  18b0  (jl,>n  Kil.  f.  4,020,000  Frc:>.,  die  für  den  Export 
148,239  Kil.  f.  1,094,000  Frcs.  Jene  haben  zu-,  diese  abgenommen.  Beachtouswertli 
andi  die  Abnahme  der  Rczuge  echter  Havanna-  und  Maniladgaiien,  was  anf  immer 
bessere  Leistung  der  heimischen  Fal)rikation  hinweist. 

Die  gowrihnlicheu  amtlichen  Bericht»^  über  das  Monopol  enthalten  keine  be^ionders 
eingeheuden  Daicu  über  die  Eiazclhciteu  der  l  abrikation.  S.  z.  B.  (Jouipte  f.  1S78, 
p.  54,  f.  1886,  p.  62.  DarOber  mehr  in  den  Statist.  Beilagen  zor  Enquete  (bes  fUr 
ISfil  72\  S.  Keponses  p.  317,  322  ff.,  bes.  über  die  Arbeiter-  und  die  Lohn- 
zabluugsverhältnisse  (in  der  grösstcn  Manufactur,  der  von  (iros-Caillou  in  Paris). 
Einige  Daten  daiaos  anch  bei  r.  Kaufmann  S.  520.  Dorch  den  Yerlnst  von 
Elsass-Lothringen  schieden  die  Fabriken  za  Stnssbaig  nnd  Metz  ans.  Es  war  in  den 
Manofactnren  in  1000  Fics.: 

1861         1SB9        1878  1886 
Werth  der  Utensilien  n.dgL  .    1,584        1,760       2,403  2.722 

Maschinen   2,309        3,779        4,025  4,S7s 

Mobiliar  etc   54  96  Hl  101 

Immob.UrandstUcke  ....     4,639       7,379 1     ...  .>rnQ7 
„     aebftnde  .   ....    10,388      15,723/  ^^^^^^ 

Zusammen    ....   18,974      28,733      27,707  32,798 

(Statistik  f.  1878  und  spUer,  wie  es  scheint,  etwas  anders  anijienommeu.) 

üm  1S72  waren  in  den  Manufacluren  an  16,000  Arbeiter  mit  über  500  Auf- 
sehern beschäftigt;  genau  r)."?'!  Aufscher,  wovon  niännlichc  in  Monatilohn,  275 
(251  mänul.  und  24  weibl.)  in  Tagelohu;  14,585  eigentliche  „immatriculirte"  (d.  b.  nach 
Beendigung  der  Lehrzeit  definitiT  angenommene)  Arbeiter,  worunter  575  in  Tagelohn 
(283  m.  u.  292  w.),  14,5S5  iJi  Stücklohn  (nur  109S  in.  u.  1S,4S7  w.).  Die  weib- 
lichen Arbeitskräfte  überwiegen  also  .stark  (gen.  Band  der  „Reponses**  p.  324).  (In 
den  „Uulturmagaziucn",  für  Kohtabak,  waren  125  Aufseher  und  674  Arbeiter  be- 
schiftigt,  let£tere  alle  anf  Aocoxd,  darunter  401  Weiber  nnd  Kinder.)  Die  Accord- 
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arbeiten  und  danacb  die  Tarife  dafür  sind  sehr  specialisirt,  nacli  StUck,  Tausend, 
QuadiatiiK  t«  r,  l,ruiL''  iiin''tfr  u.  a.  i«.,  bes.  nach  dem  Gewicht,  hit/ton  s  bei  »Ion  eigt-nt- 
licheü  Fabnkatiuiisarbüitcu  (Tarif  f.  Gros-Caillau  a.  a.  U„  p.  32ü — 331,  über  die  ciu- 
Mlnen  Tedi&ltniase ,  Becratimiig,  Bezahlung  der  Arbeiter  v.  s.  w.  die  Fragen  ond 
Antworten  p.  163  ff.) 

Die  allgemein  eingetretenen  Lohnsteigcrungcn  (1860 — 72 
om  ca.  25,  in  Paris  um  26.5%)  machen  sich  für  die  Regie  he- 
sondcrs  bei  der  Cigarrcnfabrikation  fühlbar,  well  diese  aus- 
schliesslich Handarbeit  ist,  und  fallen  daher  mit  der  relativen  und 
abi^oluten  Zunahme  des  Cigarren  (und  Ci^arctten-)  Consums  mehr 
ins  Gewicht.  Diese  Kostensteigerungen  werden  aber  durch  andere 
Ers  pa  rungen  zumTheil  aufgewogen.  Grossbetriebs-Concentration, 
Vermiaderong  der  Generalkosteu,  EinfUbraug  der  Accordarbeit  statt 
Taglohns,  mancherlei  technische  Fortsehritte  in  den  Geräthen, 
Apparaten,  Maschinen,  FahrÜLationsprocessen  n.  dgl.  m. 

BesondeiB  die  Ersetzang  der  Handarbeit  dorch  die  Mascbfne,  wo  das 

m^Iich  ist,  hat  Ersparungcn  herbcis;efuhrt.  So  wurd-  n  in  einem  öfters  citirteu  — 
allerdings  uiclit  typischtMi  IU-ispi<-l  —  in  der  Fabrik  von  Moriaix  durch  letztere 
Massregel  die  l  abnivatxuaakuätcu  vuu  bcUuupltabak  bei  iiaudarbeit  von  22.()7  Frcd.  per 
100  KU.  in  1S70  auf  7.55  Free,  in  1872  bei  mechanischer  Leistang  herabgesetzt  nod 
dadurch  100,000  Frcs.  'gespart  R.  poiHcs  p.  172,  Bull.  I,  99).  Bis  ISOO  faiid  meistens 
Tageloliuarbeit  statt,  seitdem  iuuuer  mehr  Accordarbeit.  Man  fuhrt  daraul  zwischen 
1^^  und  1869  ein  Sinken  der  bezüglichen  Yerarbeitongskosten  von  5.77  Frcs.  auf 
:{.90  Ftob.  für  100  Kil.  zurück,  jährlich  um  575,000  Frcs.,  trotz  höherer  Löhne 
(Rcponses  p.  572).  Durch  bessere  Ausnutzung  der  Rohstoffe  ist  es  gelungen, 
100  Kii.  Fabrikate  IbGU  mit  9>>.92S  KU.  Kohmateriai  herzusteUeu,  wozu  mau  Ibol — HU 
noch  104,449  KiL  bfMchte,  was  in  1869  1.8  MUl.  KiL  oder  1.5  Mill.  Frcs.  enparon 
li•;^s  (Rcp»ns«!S  p.  171).  Mit  Hilf--  all  r  solcher  Verbesserungen  in  Technik  und 
üekouomie  gclanu'  es,  trotz  der  Lohjisteigoruug  luid  mitunter  auch  ilur  Prei.ssteigerung 
des  RohstoOs,  die  gesammten  Fabrikationskosten  wenigstens  erheblich  weniger 
als  die  Löhne  steigen  zu  lassen:  für  100  Kil.  Fabrikate  von  ISOO— »VJ — 72  nur  von 
34.74  auf  3S.52  und  10.01  Frcs.,  oder  ISOO— O'.l  um  lO.Ss,  ISO'.)— 72  um  lfJ.S9  % 
(Bep.  p.  171).  Für  ibSa  werden  diese  Kosten  auf  53.b9  Frcä.  per  lOU  KU.  der  ver- 
arbeiteten Rohstoffe  angegeben:  vohl  eine  stärkere  Steigerung  seit  1872  tnch  wegen 
der  grOeseren  Qgarrenprodnction. 

Die  BemUhnngen  om  Verbesserungen  der  genannten  Art  erklären 
es,  dass  in  der  ganzen  Periode  seit  181 5  20  sogar  keine  V'er- 
theuciung  der  gesammten  Kosten  der  verkauften  Mengen 
Fabrikate  eingetreten  ist. 

Nur  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten,  oflcnbar  unter  dem  Einlluss  der  vermehrten 
Ci^arrenfabrikation  und  der  dabei  besonders  emplindlichen  Lohnsteigerungen,  jene 
Ko.-teii  nicht  mehr  so  niedrig  als  in  den  lS40er  Jahren.  Es  kostete  1  KU.  Fabrikate 
im  Durchschnitt  der  Kegie  IS15  2.2:»,  ls20  1.74,  ls.!0  l.s"!.  ISIO  1.57,  1850  1.73, 
IbtiO  1.74,  1SÜ5  1.97,  1^09  l.SÜ,  i>»^2  l.U.J  Frcs.  (HuU.  I,  loo.  XVII,  626). 

In  diesen  Beziehungen  erweist  sieb  die  französische  Monopol- 
verwaltong  doeh  recht  tüchtig  und  zeigt  damit,  dass  es  wohl  mög- 
lich ist|  bekannte  Anklagen  gegen  das  (ökonomisch -teehnische 
Können''  der  „Staatsfabriken''  zn  entkräften.  Aach  fttrdie 


Digitized  by 


782  2.  K.  Stonemcbt.  I.  H.-A.  2.A.  Fnnkidoli.  §.200. 

Förderung  der  Arbeiterinteressen  gesehieht  manehes  Ex- 
frenliche,  so  dass  die  Ztutände  hier  ein  besseres  Bild  als  bei  der 
y,freien''  privatwirthschafUiehen  Fabrikation  anderswo  bieten. 

PreiUcb  noch  10  volle  Arbeftasdindcii.  mitunter  II  qdcI  12,  Röp.  p.  172;  fkbcr 
Videdoi  Maäsrcgeln  zu  Nutz  und  Heil  der  Arbeiter,  cb.  p.  170 — 190.  Zahlungen  in 
die  caisse  des  rctraites  s.  Rull  ,  so  XYIII,  (i<>4.  Wir  mUBsen  es  Utts  ?ei8agen,  auf  diese 

Seite  der  Sache  an  dieser  Stolle  weiter  cinzugL-hen. 

Die  Urtheile  Uber  die  Qualität  der  französischen  Tabak- 
fabrikate sind  begreiflich  vor  Allem  anter  Franzosen  nnd  Nicht- 
Franzosen Terscbieden,  aber  wohl  mehr  nach  Gewohnheit  nnd  da- 
von bedingtem  Geschmack  der  Consnmeoten,  als  nach  wirklich  ob- 
jectivem  Massstabe.  Dabei  mnss  selbstrerständlich  z.  B.  yon  Deutschen 
beiVergleichuugcn  nur  Vergleichbares  verglichen  werden, 
also  namentlich  von  vornherein  die  grosse^  eben  vom  französischen 
Monopol  ans  fiscalischen  Gründen  beabsichtigte  Preishohc  Bcrlick- 
sichtigiing  finden,  so  dass  nicht  Fabrikate  gleichen  Preises  ver- 
glichen werden.  Alsdann  niüchtcn  die  französischen  Schnupf- 
tabake wie  seit  lange  auch  jetzt  noch  sehr  günstig  zu  bcurtheilcn 
sein.  Dass  aber  auch  die  Kauchtabake  und  die  Cigarren  nnd 
Cigaretten  sich  immer  mehr  verbessern,  wird  vielfach  behauptet  und 
ist  aus  der  Vermehrung  derSorten,  der  Verbesserung  der  Fabrikat  ions- 
methoden,  vielleicht  etwas  auch  aus  der  Abnahme  der  Einfahr 
echter  Havannacigarren  und  des  „tabac  de  santö"  mit  zu  sohUesaen. 

S.  Iv'i'onses  p.  1!>1  ff.  222  ff.  Nach  den  Mittheiinngen  in  der  En<|U»*te  haben 
sich  die  Fal»riken  und  dif  T' i-liniker  darin  der  Auf-^alx'  irfrade  der  tec  h  nisc  Ii  ♦>  ti 
YcrhesseruDgeu,  auch  in  den  Utensilien,  Apparaten,  ^Maschinen  durchaus  gewachsen 
gezeigt  (a.  a.  0.  p.  192).  Die  Anzahl  der  Sorten  (Varietäten)  hat  zogenomm^: 
1835  40,  1S73  Hl.  davon  Schnupftabak  13  und  10,  Abnahme  in  Folge  einer  Vel^ 
äiidorungr  ^'-i  Cantinctabak  nach  (leni  letzten  Krie!?e,  Kautabak  l»  und  7,  ans  {rleichcm 
drundc,  Scaferlatis.  Hauchtabak  und  17,  —  ebenfalls  Verminderung  der  Cantiuc- 
tabakc  von  6  auf  8  —  Cigarren  5  und  14,  ('i<rarctten  0  und  33,  ohne  19  Sölten  aus 
T.evantintabak  (Ri'ponses  p.  'i'.i'l).  Die  Verkaufs>fntistik  von  — S7  zeigt  im  eigent- 
lichen Mouopolgebicto  (ohne  die  Grenzzonen  und  die  Militürtabake  u.  a.  w.)  folgende 
Anzahl  Pretsclassen:  Cigarren  im  DeMtantenTerkanf,  echte  Havanna  und  Manila  ff, 
im  dircctcn  Verkauf  an  ConsunuMiten  dsgl.  21.  Cigarren  in  iMankrcich  fabricirt  b«-/. 
10  und  IVinxlc  und  franzü>i>(iic  Cigarolten  bt-z.  2'1  uiui  22,  Itatichtabak  5  nnd  0, 
Schnupftabak  '.i  und  3.  Kautabak  2  und  2;  zu  d e m  s e  1  b e n  PreiM)  giebt  es  dann  aber 
wieder  verachiedene  Sort« n  liei  Hauch-,  Schnupftabak,  Cigaretten.  Namentlich  hei 
letzteren  Imt  iium  iiiMi(!rding.s  dif  Varii'tat>'n  verun-lirt  is.  ti.)  Alles  in  Allem  wohl  so 
nicht  die  Mannigfaltigkeit  wie  in  Deutschland,  auch  nicht  wie  beim  österreichischen 
Monopol,  aber  doch  vohl  eine  allen  wesentlicheren  Preis-  und  GcschmacksdilTereuzen 
genügend  Hoclmun^  tragende  Mannigfalti>rk<<it.  die  auch  z.  B.  in  DettlaeUaBd,  vielfach 
nur  in  Nichtigkeiten  oder  srIKst  in  iM-ilcnkliclirn  Dingen,  öfters  nur  im  ^SIMUiischaD 
Namen"  odi»r  bloss  in  der  —  Kinbiidnu-r  besteht. 

Die  einzehien  Fabriken  sind  von  erheblich  verschiedener  Grcisse, 
aber  im  Durchschnitt  von  sehr  bedeutendem  Umfang^  wie  schon  die 
oben  S.  780  angegebenen  Daten  Uber  das  Anlageoapital  nnd  ebenso 
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die  Qaaotit&t  der  Fabrikate  ergeben:  in  den  letzten  Jahren  pro 
Fabrik  (19)  Uber  1.8  Mill.  KU.  im  Dorchschnitt»  an  800—900  Arbeiter 
und  Beamte.  Also  Orossbetriebim  eminentesten  Sinne  mit  allen 
seinen  allgemeinen  Vortheilen  und  einigen  besonderen  aneh  spcciell 
in  der  Tabakfabrikation,  wenn  aneb  andererseits,  wie  behauptet 
wird,  mit  einigen  ^Schwächen  {gerade  hier,  besonders  bei  Cigarrcn 
und  tlieilweise  auch  bei  Iv.niclitabak.  Aber  durch  gewisse  Ein- 
richtungen, auch  diu  eil  A  i  b  e  i  t  s  t  h  c  i  1  u  n  g  n  a  c  h  S  o  r  t  e  n  z  w  i  s  c  h  e  n 
den  einzelnen  Fabriken  werden  diese  Naclitiieiie  doch  sehr 
gemindert  und  wieder  andere  Vortheile,  wie  Stärke  einer  Fabrik 
in  IS peciali täten ,  erreicht.  Es  produciren  nämlich  nicht  alle 
Fabriken  alle  Sorten,  noch  jede  diese  in  dem  gleichen  Verbältniss. 
Zum  Theil  richtet  sich  das  vielmehr  nach  dem  angedeuteten  Gc- 
sichtspuDct,  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage  einer  Fabrik, 
wovon  der  beqneme  Rohstoff  bezug  nnd  der  Absatz  der  Fabrikate 
mit  abhängt  Jede  Fabrik  versorgt  namenüieh  wieder  die  in  einem 
gewissen  örtlichen  Bezirk  bestehenden  Verkaufsniederlagen. 

Speciell  für  die  Fabrikation  von  Cigarrcn  am  Havannatabak  in  Frankreich 
selbst,  wozu  l-iT'  Ii  'Ii''  \'<Ttheu.Ttiiii;  tl<  r  imiiortirtcn  Gigarren  i^ctlriiipjt  wurde« 

Ut  Fabrik  vnii  IvniiUy  Ix'i  I'.iri-  linu  l*»,"!!»  <'i!i'^orichfet  worfli-ii.  Mau  •„■'Atin 
mit  der  licrslcliung  hluas  einer  Sorte  (.Miliare:),  zu  lö  Cuitt.  per  StUck).  gelangte  aber 
b*ld  auch  zo  anderen  foineren  Sorten  und  konnte  mit  der  (itlte  and  den  Kosten  de^t 
Fabrikats  zufrieden  sititi.  Nur  »He  vuiii  Klirna  alihäiiyi|;c  DHIeroiiz  der  rrodu<  tioiis- 
bediogougen  lie^  !>icli  nicht  ganz  beseitigen,  wohl  aber  cbonfallt»  in  ihrer  Wirkung 
rennindem.  Die  Fabrik  von  Kenilly  ist  au<:h  im  luteresso  der  Güte  des  Fabrikats  auf 
eine  gcvisse  Fabrikatioiibincnge  besrhrankt.  Die  Verminderung  der  direeten  Einfuhr 
Ton  Harannacigarren  hangt  mit  dieser  Kiitw-i<  klung  der  iulftndiscbcn  Fabrikation  tttr 
sanimcn  (Kepouseü  p.  247  Ü.,  25U,  Annexe  34it). 

Aach  die  Entvickloof  des  Cigarottcnconsums  zeigt,  da&s  die  Kcgie  recht 
«roh!  den  geschäftlichen  (iesichtsjiuncten  Rechnung  tragen  kann.  Die  I).  trefb  ude 
Fabrikation  begann  1S4;{,  blieb  aber,  anfangs  l)t>i  zwei,  seit  ls47  bei  einem  Tarifsatz, 
ooerheblich  bis  ISfiS  (5 — *»000  KiL  jahrlich].  Dann  stellte  man  ntehr  Sorten  her.  zu 
V.  r-ehi.-deiien  VerkaiifV{  i.  .  vorauf  der  Consom  alsbald  stieir  {ll.o<n>  Kil.  IWW). 
Ai»f>  N--u<;  nahm  rr  (liin  h  Kiufühning  neuer  Sorten  1»«T2  Ii",  tintz  der  l'r'-is->t'  i:?frnngott 
stark  zu  und  wuchs  seitdem  bestandig,  auf  b— !tUU,UUU  Kil.  gegenwartig  (GiirfU. 
rtponscs  p.  253).  In  der  Enqo^te  von  1873  ff.  sind  alle  die  Ökonomisch-technischen« 
die  l'abrikation  betrellenden  l'unct'!  lingtdieml  erörtert  worden,  bes.  in  den  im 
Vo^au^•gehenden  benutzten  „Antwurt-  ii "  drri  (ieneraldireetors  der  StaatMnanufacturen. 

An  UebcitragnniL:  der  Fahiikation  an  Private  ist  gelegentlich 
gedacht,  aber  doch  davon  abgesehen  worden,  da  die  massgebenden 
fiscaiischen  Interessen  für  8taatsfabriken  sprachen  und  die  übrigen 
Interessen  durch  diese  letzteren  mit  wahrgenommen  werden  können. 

Nor  eine  Sperialsorte  ('igaretten  mit  Tcnchicdencn  Proissüt^cn  („Richard  Kocnig**) 
acbeint  eine  An^nalime  /n  ))ildeii.  Direete  Verkäufe  an  Consnmoiitun  daron  durch  dio 
Regie  f.  4304  Kil.  in  l!>bG  f.  232.UU0  Fres. 

Für  die  Transporte  von  Tabak,  Kohtabak  wie  Fal)iikaten, 
bestehen  mit  den  fiisenbahngesellschal'ten  Vertrüge  Uber  die  Tarifsätze. 
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Ausgabe  für  Transport  in  1SS4  2,075,000  Fici.»  p.  100  Kil.  4M'l  Krcs.  tob 
t]<;ii  Mairaziacu  iu   die  Fabriken,  2.53  Frcs.  von  leUtcreu  (Fabrikate)  in  die 

Jn'icdorlagcn. 

Die  fertigen  Fabrikate  werden  dann  von  der  Verwaltung  der 
Staatsmanufacturen  derjenigen  der  indirectea  bteuern  überliefert, 
welche  den  Verkauf  zu  besorgen  hat. 

Eiuzcliic  xuidurc  Puncte,  welche  die  Fabrikation  betreüeo,  kommen  im  fulgeudeu 
§.  mit  znr  Sprache.   Ueber  Einzelnes  in  der  Organisation  des  Fabrikationsdienstes 

8.  Block,  Art.  tabac  No.  IG  If.  Boachtcnswerth  ist,  dass  die  Angelef^onhcitoii  der 
Fabriken  in  i-ollegialer  Form  (im  Uathc,  conscib  durch  die  betrellcnden  higheren 
Beamten  (Uirector,  Ingenieur,  Controleur,  dazu  mit  blosä  berathender  Stimme  der 
Untcringcnieur)  entschieden  wcrd*  n.  Für  die  Uebemahme  der  einj^ehcnden  Kohtabake, 
dif  B<'>(:iiidf'  davon  in  den  l  abriiiLii  und  in  den  Tcrschicden'.n  VtTarlM  itunjrsstnfeii, 
die  Abluhruug  an  die  indirectc  Steucrrerwaltuag  bestehen  naturlich  scharfe  üuutrulcn, 
genane  Bnchllüining ,  Terantwoitlichkeiten  der  betreffenden«  dorehweg  cantions- 
pfliehtigen  Beamten. 

§.  291.  d)  Verkauf  der  Tabakfabrikate.  In  diesem 
liegt  der  Act  der  Steuererhebung  und  damit  der  finanzielle 
Schwerpnnct  des  Monopols.  Der  schliesslich  dabei  reaUsirte  Rein- 
ertrag ist,  znmal  bei  den  hohen  französischen  Preissätien,  ttber* 
wiegend  „Stener**,  aber  doch,  wie  bei  jedem  solchen  Monopol, 
in  nieht  unerheblichem  Maasse  auch  „Gesehäftsgewinii", 
welcher  d  ii  r  c  Ii  die  M  o  n  o  p  o  1  i  s  i  r  u  n  i;  aul*  den  Fisciis  übertragen 
wird.  Man  kann  daher  nieht  wohl  den  ganzen  Keinertrag,  welclier 
nach  Al>ziig  der  Kosten  des  Kohtabaks,  der  Fabrikations-  und 
sonstigen  Unkosten  vom  Kohertragc  übrig  bleibt,  auf  das  „Ste  ucr- 
conto'*  stellen:  auch  bei  „freier  privater  Produetiou**  würde  der 
Consunient  aubser  den  genannten  Kosten  einen  solchen  „Gescbäfts- 
gewinn''  und  einen  danach  mit  geregelten  Preis  zn  zahlen  haben 
—  im  Klein  verkehr  wohl  öfters  einen  solchen^  welcher,  wenn 
auch  unter  dem  besonders  hohen  französischen  Monopolpreise  stehend, 
doch  bei  Weitem  nicht  um  die  Differenz  zwischen  letzterem  Preise 
und  jenen  Kosten  niedriger  sein  wttrde.  Das  ist  gerade  bei  der 
Beurtheilnng  des  fraozösischen,  aUerdiogs  nach  den  Verkaufspreisen 
streng  fiscallseh  eingerichteteo  Tabakraonopols  festzuhalten,  auch 
gegenüber  den  Angriflcn,  welche  dies  Monopol  eben  wegen  dieses 
seines  „Fisealismus''  erlahrcn  hat.  Den  grossen  Preiszuschlag, 
welchen  Tabaklalirikate  im  freien  privaten''  Klcinal)satz  zu  erhalten 
j)flc'gen,  Ijcschränkt  das  fraii/.iisi.sehc  Debit.systeni  auf  eine  niiissige 
Provision,  worin  beim  Vergleich  des  Monopols  mit  dem  „freien 
Veikeht^^  bereits  eine  beträchtliche  BeschUtzung  des  Cousumenten- 
intcrcsses  liegt.  Letzteres  wird  ausserdem  durch  die  garantirte 
Reinheit  und  überall  zu  findende  Gleichmässigkeit  des  Fabrikats 
gerade  mittelst  des  Monopols  nach  einer  andern  wichtigen  Seite 
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wabr^nommen.  Die  Preiszuschläge  zu  den  Kosten  bis  znm  Debit 

kommen  aber  im  Monopol  eben  der  G  esa  in  m  t  bei  t,  nicbt  dem 
Zwischenbandel  und  der  Fabriliation  zu  Gute,  und  lallen  so,  mag 
man  sie  als  Steuerzuschliige  oder  als  Gcsebäfts^^cwiun  autlasttcn, 
unter  einen  anderen  und  —  günstigeren  Gesichtspunet. 

Es  bandelt  sieb  dann  bei  dem  Tabakmonopol  um  zweierlei, 
einmal  um  die  Organisation  des  VerJ^aufs,  sodann  am  die 
Normirnng  der  Verkaufspreise. 

et)  In  ersterer  Hinsielit  ist  die  allgemeine  Regel,  dass  die  Tabak- 
iabrikate  in  Niederlagen  (Entrepdts)  —  im  Jabre  1886  358, 
ausserdem  5  in  Coraiea  nnd  5  in  Algier  —  tlberfttbrt  und  von  bier 
an  die  Debitanten  verkaaft  werden,  deren  Anzabl  im  Jabre  1886 
43,740  war.  Die  Vorsteher  der  Niederlagen  („V  e  r  1  e  g  e  r  Entre- 
poseurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  über  Empfang  und  Abgabe 
der  Fabrikate  zu  den  testgesetzten  Preisen  in  Verrechnung  mit  der 
Steuerverwaltnng.  Für  sie  konnnen  daher  die  gcucihulichcn  Grund- 
sätze des  französischen  Finanzrechts  in  HetrclV  der  Itcchnungslegung, 
Verantwortlichkeit,  CautionspÜicbtigkeit,  Entlastung  u.  s.  w.  in  1)C- 
tracht.  Die  meisten  Niederlagen  sind  auch  gleich  mit  den  Uaupt- 
und  Neben-Steuerämtem  verbunden.  Die  Verleger  beziehen  ausser 
den  festen  Gebalten  nnr  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen 
kleine  Provisionen,  so  in  Algier  in  Form  eines  kleinen  Zuscblags 
zn  dem  Preise,  den  ibnen  der  Debitant  zu  zablen  bat,  ferner  die  mit 
den  direeten  Verkäufen  an  die  Consnmenten  betrauten  (s.  u.)  Die 
Debitanten  dagegen  sind  Privatpersonen,  welche  naeh  bestimmten 
Grundsätzen  ausgewählt  und  von  der  Kegle  mit  ckni  örtlichen  Klein- 
vcrkauf  an  die  Consunicnten  beauftragt  wcrdm.  Sic  gelten  aber 
wie  die  Verleger  in  ihrer  Ei^^ensebaft  als  Debitanten  doch  aucli  als 
Regic-Heanilc  und  sind  daber  insoweit  nicht  i)atenlsteuerptlicbtig. 
8ie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegen  Baar  zu  dem 
für  sie  festgestellten  l^rcise  jeder  einzelnen  iSorte  (dem  „Debi- 
tantenpreise^')  Übernehmen  nnd  beim  Verkauf  genau  die  eben- 
falls festgestellten  Preise  (die  „G  on  s  n  m  e  n  t  e n  p  r  e  i  s  e'O  innehalten. 
Die  Differenz  zwiscben  beiden  Preisen  —  etwas  verscbieden  nacb 
den  Sorten,  meist  6— 8— 10— 12  ^/o  des  Debitantenpreises  —  bildet 
ibren  „6esebäftsgewinn*<  oder  ibre  „Provision".  Erst  zu- 
züglich dieser  Debitantcnprovision  ergiebt  sich  daber  der  eigent- 
liche Kohcrtrag  des  Tabakniunopols,  d.  b.  die  Summe,  welche  das 
Publicum  für  den  Tabak  schliesslich  zahlt.  Der  in  den  Finanz 
rcchuungen  erscheinende  Kohcrtrag  ist  um  diese  i'roviäiuu  kleiner. 


Diyiiized  by  Google 


736      6*  B.  2.  K.  Stooerrecbt.  1.  H.-A.  2.  A.  Fnuknlob.  §.  291,  292. 

Bei  der  ßaarzahlung  der  Debitanten  entßlllt  die  Gantionspflicbtigkeit 
and  die  Rcchnnngslcgung  für  die  BesOge  und  Verkäufe,  aber  der 
regelmässigen  steneramtltchen  Controle  und  beBtimmten  Verpflieb- 

tuugcu  der  IJuchl'lihnnig  —  niclit  jedoch  dem  cigeutlichen  Exercice 
—  unterliegen  auch  die  Debitanten. 

Gewisse  Tabakfabrikate,  namentlich  feinere,  wie  bestimmte 
Sorten  importirter  Havannacigarren ,  jedoch  auch  in  Frankreich 
fabricirte  Oigarren,  Cigaretten,  jetzt  auch  Raucb-,  Öchnnpf-  und  Kau- 
tabak, werden  aber  theils  ansschliesslicb,  theils  ansser  bei  den  Debi- 
tanten darch  die  sogenannten  „Boreaux  fUr  directen  Yerkaof  auch 
direct  an  die  Gonanmenten  zn  einem  eigenen  Tarif  dafür,  in 
besonderen  Verpackungen  und  in  bestimmten  Minimalmengen  ver* 
kauft:  ein  in  Ausdehnung  begriffener  Absatz,  welcher  aber  im  Ganzen 
neben  dem  normalen  dnrch  die  Debitanten  doch  nur  geringfügig 
ist.  Ebenso  werden  die  fllr  den  Export  bestimmten  Fabrikate 
direct  aus  den  Niederlagen  verkauft. 

Vou  3(jÜ  Nicilcrlagon  in  IbbO  waren  31 U  mit  Uautit-  und  L'n(or>tcucriiinteni 
(rcccttos  princip.  an  particol.)  vcri>anden,  56  selbständig  rar  sich.   Nach  D«cr.  vom 

II.  M.ii^  1st:{  bctragou  die  Provisionen  (l.r  Vorleger  im  algicr?ch''ii  and  corncan. 
Absatz  1'.  Kil.  feinorer  ris^arrin  '.>.'»,  mittlerer  20.  ordinärer  1(1  —  15,  l»oi  riearotfcn 
cbeul'aliä  lü — 15,  von  anderen  Fabrikaten  10  Cent.  (Olibo  II,  320).  Um  diese  Bo- 
trlfo  erhöbt  sich  hier  der  Debitantenpfeis,  aber  niclit  auch  der  GonsomentcD preis, 
n.  a.  V.  liat  der  Drbitaiit  diese  Provisionen  an  den  VerleiT' r  aus  seinem  diir- Ii  die 
fmannto  Prcii>diUürun£  sicli  crgcbuiidon  (iescbäftsguwinu  zu  cntricbtcn.  Die  Verleger, 
vclche  Lüxastabalte  direct  an  die  Gonsomenten  verkaafon,  beziehen  dafOr  ron  Yer- 
k.infen  unter  1  Million  1,  Uber  1  Million  V//«  Provision  (Deel.  T.  37.  April  1877, 
Üiibo  II.  H'li):  dies  jjeht  auf  Rechnung  des  l'iscus. 

Die  Zahl  der  Dcbitc  ist  bestandig  vennehrt  und  dadurch  die  bequeme  Vcr- 
torpnncr  der  Consumcnten  erleichtert  worden.  Mitte  der  1950cT  Jahre  gab  es  .'{3,300. 
1S7:^.  ohne  Elsass-Lothrinecn,  39,0>i0,  1884  43,280,  IbSC.  43.740.  wovon  14,.S02 
mit  Nt-henstcuerilintern  ^eeettes  buralistes)  verbunden,  2'J,.'!(»i  srlbständi);.'  Die 
iJebitanten  inusseu  den  Tabak  in  gewissen  Minimalmen^en  auf  einmal  ^10  Kil.,  in 
Paris  25,  aasnahmsireise  auf  dem  Lande  5  und  8  Kil.)  begehen  und  unterlie^n 
dabei  und  filr  d<  ii  Traiisi>ort  der  Controle.  Hei  der  j^nxs 'ii  Zahl  der  Debite  und  ilcr 
Bedeutunj;  der  I'rovisioneu  fnr  den  Fiscus  und  für  die  (."unMumenten  ist  die  Kcg;cluug 
lies  Debits  keine  unwichtige,  8aelie  und  ist  öfters  an  Aenderungen  gedacht  worden. 
Schwieriji:rkciten  bietet  einmal  die  Verleihung  von  Debilen,  dann  auch  der  Um- 
stand, dass  viele  I>ebit.Uiti!i  fa>t  die  Au.subun^^  ihres  Debits  verpaclit^n  tnid 
so  beweisen,  dass  die  Provisionen,  /um  Nacbtheii  des  l'iscus  und  der  üonsumciitcu, 
zu  hoch  sind.  Bei  der  Vcrleihnng  lit^gt  naturlicli  die  Gefahr  des  Protectionswesens, 
liulitisrher  Kileksit  hten  nahe.  Deeret.  v.  Nuv  IST'i  uml  17.  Mfirz  1S74  haben 
die  An;,'<'let:<'nbeit ,  die  unter  iirin  Kai><  rn  irh  mehrfach  aufgenihrt  worden  —  noch 
iin  (Jes.  V.  27.  Juli  ls70  war  bestiuimt  worden,  dass  dem  Finani^gebet^  jährlich  eine 
Tabelle  der  Namen,  Wuhnorte  und  Titel  der  fom  i  in  l:l/^lini^ter  mit  Debiten  con- 
r.'Ssionirlcn  Personen  It.'i/nl  iL'en  sfi  —  Jien  sreregelt.  Danaeh  wurde  eine  eigene 
jahrlich  /.u  erneuerudu  tommissiou  vou  '.)  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  eineä  Mit- 
gliedes der  Nationalrersammlnng,  ans  Depntirtcn  nnd  Staatsrftthen ,  beim  Finanz- 
mini^te^ium  eingerichtet,  welche  Listen  für  Candidatnren  zum  Debit  aufzustellen  hat. 
Nach  di<  >eii  Listen  b> t/t  dann  der  Finan/.minister  di*;  griVsseren  Dcbitc  (über 
1000  Frcs.  Ertrag I,  der  i'iafcct  in  seinem  Departement  die  kleineren.  Auf  die  Listen 
sollen  romemlich  Personen  Icommen,  welche  selbst  oder  deren  Venraodte  (Viter, 


Digitized  by  Google 


TAbolunonopol.    liegeluag  Ucs  Verkaufs.  737 

Gatten)  Verdienste  nm  den  Staat  cnrorbon  haben  (fn  4  Kat*;gorieett ,  bes.  Officiero, 

I^caintc.  und  deren  rraucii,  Wittwen,  Kinder,  auili  Soldaten,  Privatpersuiitn,  die  siih 
durch  niutliiire  und  hinj^elii'nd«-  A' vtT'li'  fit  j^cmaclitV.  also  da^  l)i:bitwescn ,  nicht 
uujpasäeud,  als  cino  Art  „Civüvcisurgun^^ l>ic  Coißwibsion  giebl  auch  vun  jcdciu 
Candidaten  an,  ob  er  Ton  der  pcrsfönlichen  Fübning  des  Debits  entbunden  werden 
dürftv  In  den  I)»  i)art«  tiH  nts  ist  c\m  iihnli'  h*!  ( A)inini;ision  aus  ö  Mifgli«;«lcrn  (Präf.  rt, 
je  1  Mitglied  des  (jenerairatUü  und  des  Präfccturrathä,  der  Dircctor  der  iudirecleu 
Stenern  und  der  eines  anderen  dcpart.  Kiuanzdienätes)  mit  Prüfung  der  Gesuche  betraut 
(Decr.r.  IT.Mftrz  1S74).  I)a>  Eiriitelno.  o.  A.  auch  Uber  die  Rcdingiingen  des  Dbpcnses 
TCMi  der  pcrsönl.  Fuhrung  des  n.  l.its  Iti  i  Ulibo  II.  IV22  -'.'/M. 

Das  Verhültuia^i  der  i'ruvidiunuu  der  Debitautcu  folgt  aus  dem  Tarif, 
welcher  die  Debitanton-  und  Gonsomentenpreise  enthält.  Im  h  1884  war  z.  B.  der 
„(Jewinn"  der  Debitanton  35,S44,Ü00  Frcs.  oder  U.07  7,,  d.-s  dmvh  di.»  Debitanl.'n 
abgesetzton  Tabaks,  dinier  nach  dem  Dobitantonpioi^o  bonMhuot  i .■;(l*^.T.■5  Mill.  Fro.). 
Die  G)nsuui<'iiten  zahlton  dahor  nicht  nur  li  tztoro  Sumuje,  sondern  101.07  Mill.  Frcs. 
Anf  die  Haupt- Preis -Classeo  vertheilt  sich  jonor  Uewinn  mit  10,124.000  Vrea.  für 
feinere  Tabake  (ll.üC/u  Zii<clilai,^  /.um  r(lMrnaliiii<'i'rfis),  l'2,27r).000  für  ürdinfirr 
f,5».7ü7g),  3.1U7,ÜÜt)  für  Tabake  zu  reducirten  Preisen  114.0^>7J,  33U,ÜÜU  Frcs.  für 
Soldatentabake  (15.3öVo)-  In  Darchschnitt  kommt  auf  ein  Debil  828  Ftea.^  im  Ein- 
zelnen bestehen  aber  grosse  Yen:chiedeQhciton  und  schionu  eine  Enoissigung  der 
Provisionen  od*T  eine  —  w.Mii?>tons  in  ncwisson  Fidl'Mi  eintretende  —  Verstci(r<^runij 
wolil  orwagoitäworth.  Denn  auch  die  kleiueu  Debite  bilden  vielfach  nur  eine  Neben- 
thitigkeit.  Die  Debitanton  beziehen  ausserdem  h&ufig  Prorisionon  fUr  den  ihnen  mit 
ulxTtragoneii  I>'bit  von  Pulver,  Steini>ol-  und  Postmarken;  lot/.tere  Vteiden  Debite 
müssen  sie  auf  Verlangen  ubcroehmen  (gegeu  meist  1%  (iebuhr)  ^Ulibo  II,  341). 

Die  directen  Verkaufe  an  Gonsumcnton  erfolgen  dunh  7  spcciellc  ßureaux 
(.3  ia  Paris,  wovon  1  mit  der  Fabrik  (Jr.-Caillou  verbanden,  je  1  in  Lyon,  Bordeaux, 
Marseille,  Nizza)  und  durcli  2  Entn  pMts  (llavro,  Vichy).  *>4'7„  de.-)  Absatz-  s  kommen 
auf  Paris  allein.  Ihre  Ausdehnung  ist  öfters  ervru^eu  worden,  auch  im  liacalischeu 
Interesse,  um  den  Consementen  Gelegenheit  zo  etwas  wohlfeileren  Ankftafen  in 
gr<oserer  Men^o  auf  einmal  zu  f^obon,  was  dann  doch  erfahroogsmässi^  zu  ras<'lierom 
Verbrauch  führe.  Ktwas  Ausdehnunf?.  auch  anf  andere  l'abrikate  als  t!ig;arren,  hat 
auch  »uttgefundon.  lui  J.  Js^ti  wurden  til.Ml  Kil.  Fabrikate  fUr  1,020,000  Fn  x 
direct  abgesetzt,  davon  allein  20,7;»0  Kil.  llav  innacigarren  f.  2.7'J0,000  Frcs.,  do.  h 
nur  weiiii;  K'auch-,  Sclintii-f-  uiit!  Kautuliak.  Itii  <ianzen  nur  l.I"„  >lc.-<  \  .ik-iiifs 
durch  Debitauien,  nach  dem  Wertbe  ^362.0;»  Mill.  Fres.t.  Die  theuei-sten  ilavanna- 
cigarren  (ron  70  Cent.  p.  StUck  anfträrts  bb  5  Pres.)  werden  Überhaupt  nur  direct 
darch  jene  Bureaux  verkauft  (in  Kisten  und  Packoten).  aber  aucli  Cigarren  bis  zur 
Sorte  von  lo  Cent.  p.  Stück  und  alle  Cigaretten.  (BulL  XXLII,  2U7,  etwas  abweichend 
Compte  p.  lOj.) 

292.  .i)  Die  Normirung  der  Vcrkaii  t  s preise  erlol^'t 
—  bei  den  Verkäufen  dureh  Debitanteii  iiunier  in  dem  Doppeltarif 
des  Debitauten-  und  des  ConsumenteDpreiscs  ~  abweichend  von 
den  Grundsätzen  moderner  Staatssteaerpolitik ,  wie  sie  namentlich 
in  Frankreich  sonst  möglichst  conseqnont  darchgefuhrt  worden,  nicht 
einheitlich  im  ganzen  Staats-  nnd  Monopolgebiete.  Die  nor- 
malen, vom  Fiscus  einmal  gewählten  y  ollen  Preise  gelten  nar  in 
dem  Hanpttheile  des  Staatsgebiets,  mehr  im  ^»Inneren",  in  gewisser 
Entfemnng  von  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher 
namentlich  von  den  Landgrenzen.  Die  Gefahr  des  Hchmugfj^els  ans 
dem  Auslände,  besunders  aus  Gcii^cnden  starken  einbeimischcn  Tabak- 
baues und  eifies  nndcrcn,  auch  mit  nicdrij^crcn  .Steuersätzen  arbeitcn- 
deu  btcucrd^  btcms,  wie  an  den  östlichen  Laudgrcnzeu  Frankreichs, 
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nmhic^te  dazu,  inländiscbe Grenzzonen  zu  bilden,  in  welchen, 
Ulli  Ucu  Scbmuggel  weniger  vertührcrisch  und  rentabel  zu  machen, 
die  Verkaufspreise  wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  aus- 
gesetzten ordinären  Tabake  erheblich  niedriger  als  im  Innern 
des  Lnndes  zu  stellen  sind  (sogenannte  C anti n e-Tabake).  Je  nach 
der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  fttr  ordinäre  Rauch-  und  Kau- 
tabake -  nicht  ftir  Ciganen,  Oigaretten,  seit  1Ö72  auch  nicht 
mehr  für  Schnupftabake  —  eingerichtet  worden.  Dies  System 
bedingt  aber  weitere  Gontrolen  und  Beschränkongeui  namentlich 
betreffs  der  jedesmaligen  Ankaufs-  und  der  Besitzmengen  von  solchem 
wohlfeileren  Tabak  Seitens  des  einzelnen  Consumenten  und  das 
Verbot  des  Hinttberbringens  dieses  Tabaks  aus  der  wohlfeileren  in 
die  thenerere  Zone  und  ans  allen  Zonen  in  das  Gebiet  der  normalen 
Vollpreise.  Das  Ganze  eine  missliche,  dem  fisealischen  und  dem 
Gerechtigkeitsinteresse  widersprcclicnde  Coneession  an  VerhUltnisse, 
mit  denen  aber  eben  einmal  unvermeidlich  bei  sehr  hohen  Mouupol- 
prcisen  gerechnet  werden  iiiuss.  In  diesen  wie  in  anderen  Fällen 
(Salz,  Branntwein)  ist  die  Entwicklung  der  fremden  Steuersysteme 
in  einer  dem  Inland  ähnlichen  Kicbtung  und  mit  ähnlich  hohen 
Sätzen  wohl  erst  die  Voraussetzung  daftlr,  dass  von  einer  solchen 
„Privilegirung''  inländischer  Gebietstheile  abgesehen  werden  kann. 
Fflr  Frankreich  wären  daher  Monopolgebiete  um  das  seine  heruntiy 
mit  ähnlichen  Preisen  und  Transportcontrolen,  sehr  erwünscht. 

Ausserdem  bestehen  noch  besondere  niedrigere  Tarife  ftir  das  Pa^  de  Gex,  for 

eine  Zone  im  Dep.  Ober-Saroien,  für  Corbica  und  Algier),  für  das  dem  französischen 
Monopol  angcäcblot>scne  Gebiet  des  l^'ürbtünthums  Monaco.  Zu  einem  cigoncii 
uiedrigen  Tarif,  dem  der  zweiten  Grenzzone,  wird  Tabak  an  Hospitäler,  feraer  za 
eiht>m  nocli  niedrigeren  :ui  Soldaten  und  Seeleute  der  Kriegsmarine  in  bc- 
sthränktcr  Meriir'  abj^elassen.  Die  zum  E.\i»ort  abgcfrebenen  importirti^n  und  die 
eigenen  Fabrikate  der  Ucgio  werden  obouraliä  zu  einem  ermibsigten  Tarif  ForkauilU 

Das  Verhaltniss  dieser  Yerklofe  to  ?enchiedenen  Preisen  war  das  fiidgaacl« 
(Bull.  I,  150,  XXIII,  290,  s.  noch  oben  S.  780,  EriOs  nach  Debitantenpreis): 

1875  1886 
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1000  Kil. 
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Debitanteii     .    .  . 
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288,006 

12.71 

27,009 
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12.53 

Da?on  Gigarrcn  und 

Cigaretten .   •  •  . 

3,797 

58,457 

15.50 

4,800 

74,678 

17.37 

lUucbtabak  .    .    .  . 

12,152 

140,005 

11.53 

15,212 

177,034 

11.64 

Schnupftabak         .  . 

6,781 

77.975 

1  1.50 

72.S50 

11.50 

Kautabak  und  (jurotten 

»52 

11.47b 

12.U5 

1,103 

13,'Jia 

11  »ti 

Za  ermissigten  Preisen 

in  d'Mi  'ir<'ii/./oncn  . 

1G.T19 

;i40 

6,568 

21,389 

8.27 

Davon  lUuchtabak .  . 

4,617 

lt>.Ö24 

3.45 

6,558 

21,309 

3.26 

22 

125 

5.(iü 

5.5 

30 

5.40 
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Die  Ziliern  für  die  anderen  kleinen  (iubietstbeile  mit  besonderen  ermässigtcu 
Tbfif«n  sind  gaac  klein.   Auf  Coniea  kommen  z.  B.  1886  27,097  Eil.  Rancbtabak 

mit  IlVi  lsl  Fros.  Erlfts,  j).  Kil.  c.  ß  Frcs.  —  An  d'w  Truppen  wird  nur  Kausl- 
und Kautabak,  an  die  Hospitäler  ausserdem  auch  Schnupftabak  zu  ermäitöigtein 
Preise  abgclasäen.    In  1886  war  bei  beiden  zusamtn*Mi  der  Verbranch  an  Rauchtabak 

I,  796,000  Kil.  für  2,527,000  FtcSm  also  p.  Kil  nur  1.12  Frcs.,  an  Kautabak  42,000  Kil. 
für  81.241  Frcs.,  c.  2  Fics.  p.  KiL,  an  SchnapfUbak  46,000  Kil  für  205,000  Frcs., 
c.  4.45  Frcs. 

Iti  dem  wichtigeren  Falle  der  Grenzzonen  bind  die  Prciae  bei  ßauchtabak  durcU- 
sclinittlicli  nicht  Vs<  Kautabak  nicht  */«  TCUen  Preise.  Dass  diese  Preise  hier 
auf  den  Consnra  von  Rauchtabak  steigernd  einj^cwirkt  haben,  eri^icbt,  in  Ermangelung 
einer  genauen  Berechnung  des  Consums  p.  Kopf,  der  Vergleich  der  Consumquanta  im 
Haoptgebiet  und  in  den  Zonen  sofort,  da  ofsteres  jedenfalls  erheblich  mehr  als 
c  2 — 3  mal  so  srross  und  so  bevölkert  ist,  der  Consum  sich  aber  wie  2.3  :  1  vi  rhiiit; 
auch  ist  in  der  Periode  1S75 — S<i  fl'-r  Consum  in  dtii  Zonen  stärker  als  in  dem 
Haoptgebiet  gestiegen:  dies  Alles,  obwohl  der  Schmuggel  gerade  im  Grenzgebiet  dem 
legalen  Gonsnm  am  Meisten  schaden  mOsste.  Der  fiscalische  Nachtheil  erifiebt  rieh 
aber  freilich  aus  diesen  Vergleit^heii  auch.  Auf  (Jrund  der  vollen  Monopolpreise  be- 
rot  hn-  t  sich  ein  Einn:\hmeaubf;ill  von  c.  -10  Mill.  Frc5. ,  dieselbe  (-öüsumtion  anp:c- 
numuicn,  von  20  Miil.  Frcs.,  wenn  mau  voraussetzt,  dass  sich  bei  jenen  Preisen  der 
Consum  auf  Va  des  bbherigen  reducircn  wurde;  jdio  Frage  hat  also  eine  erhebliche 
linanziidlc  Bodoutunp.  Daher  öfters  der  (iedaiike  an  Ai'nd<;rungrn.  Nach  dem  KricL'i' 
beschränkte  man  (pect.  v.  17.  Aug.  Ib72}  die  früheren  5  Zonen  auf  3,  moditicirte 
dies  aber  später  wieder.  Die  jetzt  geltenden  Tarife  sind  fllr  Rauchtabak  (Scaferlati) 
in  der  1.  Abtheil,  der  1.  Zone  p.  Kil.  1.30  bez.  1.50  (Dcbit-  u.  Consumpreis),  in  der 
2.  Abtheil.  2.(50  u.  :^.  in  der  2.  Zone  4.40  u.  5.  in  der  'S.  Zone  7.20  u.  S  Fn  s,,  d.  h., 
je  weiter  man  sich  von  der  Gefahr  deä  Schmuggels,  daher  im  Allgemeiaeu  von  der 
Grenze  entfernt,  desto  hoher  steigt  der  Tarif;  der  ?oIle  Tari&atz  des  ordin.  Tabaks 
ist  11.50  bez.  12.50,  dos  feineren  in  Frankreich  fabricirten  wie  fremden  15  bez. 
10  Frcs.  Von  den  0,55b,000  Kil.  Cantiue - Itauchtabak  in  lss(i  kamen  013,000  Kil 
auf  die  erste,  3,^02,000  auf  die  zweite  Abtheil,  der  1.  Zone,  1,014,000  auf  die  2., 
468,000  Kil.  auf  die  3.  Zone.  Der  K  uu  ht  iljak  für  Hospitäler  kostet  4.40  bez.  5  Frcs., 
ftlr  die  Truppen  1.30  bez.  1.50:  Schnupitabak  für  crstere  wie  Kauclitabak  gegen 
ebcufalli  11.50  (12.50)  u.  15 (H>)  Frcs.  des  vollen  Satzes.  Kautabak  kostet  in  1.  Zone 
530  (6),  in  2.  7.20(8),  fftr  Truppen  l.bi)  (2)  Vtcü.  gegen  die  Normalpreise Ton  gleich- 
fiüls  11.50  (12  30)  und  15  (16)  Frcs. 

Cantinetab.ik  in  den  Circnzzonen  wird  mir  in  Menir-'n  l»is  tXL  100  Gramm  ;uif 
einmal  an  einen  Käufer  abgegeben;  ^'iemaud  darf  davon  mehr  als  S  Kil  in  Vorrath 
haben.  Hilitärtabak  wird  nur  In  Mengen  von  10  Gramm  p.  Mann  des  Unteroflicier- 
and  Soldatenstands  und  p.  Tair  v  i  k  iuft,  auf(irund  von  Auweisun<,'en  Uber  100  Gramm, 
welche  die  K-'frie  alle  lOTni:  -  «icn  Militärbelnirden  überri  i«  ht.  —  S'  hon  die  anfäng- 
liche Gesetzgebung  i^Ges.  v.  lälti,  Art  175)  hatte  die  Fabrikation  des  sog.  üantinc- 
tabaks  za  höchstens  4  Fr«»,  p.  KiL  angeordnet,  als  die  rollen  Preise  im  Max.  anf 

II.  20  Frcs.  für  erst  •  und  7.20  Frcs.  für  zweit.-  Qtialitfif  Tabak  gestellt  waron.  Durch 
(Jrdonnanzen  und  Decrete  ist  die  Materie  dann  spater  weiter  entwickelt  worden; 
s.  z.  B.  den  Tarif  v.  1».  März  1SS2,  mit  4  Zonen  („Linien"),  die  erste  mit  2  Stufen. 
Detail  bes.  bei  Olibo  n,  309  ff'.,  415 ,  und  eingehend  Uber  die  ganze  1  rage  der 
,,Zoin-n"  die  Darleijungen  der  Generaldirection  der  indir.  Steuern  iu  der  Kriijurte  v. 
lbT3  (Kcpouscs  p.  371  if.).  Angabe  der  Gemeinden,  welche  zu  den  Zonen  gehören, 
im  Decr.  r.  17.  Aug.  1872,  bei  Dejean  p.  260  St. 

Der  Tarif  f^r  Exporttabak  ist  ganz  nach  einzelnen  Gigarren-  and  sonstigen 

Fabriksorten  speciali^i^t.  umfasst  auch  die  importirten  „echten"  Cigarren  und  ist  natür- 
lich durchwein  eruiiis^igt  getreu  die  inländischen  Consumeutenpreise  uj»d  auch  nocii 
g:egen  die  Dcbitanlenpreihc.  doch  nicht  in  so  erheblichem  Maasse,  als  man  es  nach 
der  Höhe  der  Inlandspreise  voraui>S' tzen  möchte:  was  immerhin  die  Concurrenzf.diiir- 
kcit  aucli  noch  bei  /.ieuilich  lu»Ii'  ii  Firisen  zei^t.  Der  Tarif  ist  noch  etwas  niedri-i.'r 
bei  Entnahmen  von  mehr  als  lUü  KU.  als  bei  kleineren.  S.  Ministerialerl.  v.  10.  Uct. 
1874  Q.  24.  Aug.  1879,  danach  den  Tarif  im  Boll.  XVI,  548  If.  Bei  feinen  Haranoa- 
dianen  nur  EralssigoBgen  um  c  lO*/«*  bei  wohlfeileren  um  20—56,  bei  firanzA- 
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sisclicii  um  20— 50Va  i}-  B.  von  SO  aof  35,  von  37.50  auf  30,  von  23  auf  18,  fou 

l*«.7r>  auf  13,  Vüii  12.50  auf  S  I'it.  .  ]>.  Kil.  bei  (l<  ii  wulilfiiilstcn  Sorten),  Ijci  Ciga- 
reUua  um  25— äU7«  (,z.  B.  vou  25  auf  J7— 18,  rou  20  auf  13,  von  15  auf  lOFrcs.), 
bei  feinsten  Uaachtebaken  um  20—50,  bei  den  gevObnIlchen  um  Uber  50*/o«  ebenso 
bei  Schnupf-  und  Kautabaken  (von  10  auf  7.75,  von  12.50  auf  G  Vixs.  p.  Kil.).  lauter 
Daten,  welche  filr  die  IJeurtheiluii}?  der  vullen  Monopolpivite  V>fa<  litonswerth  ^ind. 
Der  Export  betrug  Ibbü  14b,32U  Kil.  für  1,ÜU4,ÜUÜ  Frcs.  (nach  liuU.  a.  a.  U.),  davon 
Hnvannaci^.  485,  fraiizSs.  9754,  Ogarotten  20,080,  fremder  Baocbtabak  21,633. 
französ.  74,525,  Schnupftalmk  l.'i.ÜfU),  Kautabak  '.»5,  Carotten  24,  zu  reduc.  Prt'iscn 
7083.  —  Algier  ist  für  diese  Jilxporto  al^  Bcätimiuun^älaud  ausgeschlosson ,  Ja  die 
Rc^e  dort  selbst  vorkanit;  in  die  französ.  Coloniecn  dürfen  Sendungen  geben.  S.  £in- 
/(;hies  bei  Olibo  II,  880  ff.,  Uber  die  bei  dem  £x])ort  zu  erfüllenden  Fonnaliea 
(expidition  und  laissoz-passor  Air  Sendangoa  bis  10  KU.,  icquit-i-cantion  IHr 
grösbero)  p.  .3S4. 

An  l'h.arinace«ten,  Tliicrarztc,  Vichbcsitzor  können  Tabakiiblatter  zum  Preise  des 
Cantinetabaks  abf^eueben  werden.  Ta))akbruhe  wird  neuerdings  zu  Sätzen  nach  dem 
(ir:i<!i''-1i.ilt  :iiif  (iruii<l  der  ]ii>tiuiiiuin^  durcli  das  Areometer  abgegebctti  Abfälle  der 

TabakLibnkation  zu  1  1  rc.  p.  Kil.    («Jlibo  II.  377). 

§.  aa)  Hübe  der  Verkaufspreise.   Bei  der  Nor- 

mirnug^  der  Vollpreise  im  Monopolgebiet  griff  man  von 
vornherein  su  hohen  Freisen  im  fiscaüsehen  Interesse  und  hat 
diese  dann  mit  geringen  Veränderungen  —  hei  einigen  Sorten  mit 
einer  kleinen  Ermässigung  im  Jahre  1832  —  his  zum  Jahre  1860 
beibehalten.  Den  ZnscblUgcD  (lo,  bez.  20  ^/u)  der  indirecten  Stenern 
unterlagen  diese  Preise  nicht  Durch  Decret  vom  19.  Oct  1860 
wurdcu  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Raucb-,  Sebnupf-, 
Kautabak,  Cai'oltenj  erlicblicber  erhöbt,  von  7.25  und  8  Fres.  auf 
9  und  10  Trcs.  (Debitanteii-  bezw.  ( 'onsunicutcuprcis)  ))cr  Kil.,  des- 
gleieben  etwas  die  niedrigeren  Preise  im  Zonengebiet.  Die  Ver- 
kaulsnieugc  verminderte  sieb  zuciJabrc  lang  ein  wenig,  im  ersten 
Jahre  um  3— 47o}  erreichte  aber  schon  im  dritten  die  trübere  Uühe 
und  wuchs  dann  weiter,  so  dass  das  fisealisebe  Interesse  seine 
Befriedigung  fand  (8.  718).  Neue  allgemeine  Tarifcrböbungen  er- 
folgten dann  nach  dem  Kriege,  besonders  durch  das  Gesetz  Tom 
29.  Febr.  1872,  seit  welchem  die  VoUpreise  fUr  die  genannten  Arten 
ordinären  Tabaks  11.50  bez.  12.50,  feineren  Tabaks  15  bez.  16  Fres. 
sind.  Die  Preise  der  Cigarren  und  Cigaretten  wurden  dem  ent- 
sprechend in  etwas  verschiedenem  Maasse  nach  den  Sorten  gleich- 
falls erb  übt. 

Sic  geben  bei  den  nur  direct  aus  den  Verkaufäburcaox  an  die  Cousumcuteu 
abgegebenen  feinsten  ecbton  HaTannacigarren  bis  auf  6  Pres.  Air  das  Stück  (1250  Pro«. 

für  das  Kilograuim.  —  es  werden,  unabbangig  vom  wirkliclicn  (lewicht,  injiner 
25ü  Cigarren  auf  1  Kil.  j^erecbnei) .  aber  auoli  in  21  Abstufungen  bis  auf  10  Cent, 
das  Stuck  (2.5  Vica.  ]i.  Kil.)  lu  rab.  Die  durch  Dcbitaulen  verkauften  Uarauuacig&rrcn 
gehen  von  ijO  ('>>nt.  p.  Stück  ^140  bez.  150  Vtcs.  p.  KU.)  in  t>  Stafen  Ihs  auf  15  CeaL 
(33  u.  .'57..')  j).  Kil.  .  die  fran/roisclnMi  von  iW  in  11  Stufm,  neuerdings  von  50 

in  10  Stufen  bi^  auf  ö  Cent.  (140  bei.  150,  jetzt  UU  be2.  125,  bis  11  bez.  12.50  1  rcä. 
p.  Kil.)  bcrunter.  Die  Gigarettun«  von  denen  inner  1000  Stück  uaf  das  Kilo  gerecliaet 
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Verden,  keeten  im  direeten  Torkauf  an  die  Gonsumenten  in  21  Stafen  p.  KU.  125  bis 
ISFrcs.,  beim  Verliaur  durch  die  Dcbilanten  in  20,  jetzt  22  Stuten  1>2  bez.  lOü  (Con- 
sumentenprcis)  bis  i:?.'.»U  bez.  15  Frcs.  Die  am  Stärksten  direr  t  abgesetzten  echten 
Havannas  längeren  zwischen  150  u.  b7  50  t  rc^.  p.  Kil.,  also  (iOO  bis  350  Frcs.  p. 
Mille,  die  am  St&riuten  diiect  «bpesetzten  finnzOsischen  Cigarren  sind  die  Marken  zd 
75,  S1.25  u.  25  Frcs.  {^00,  125  u.  100  Pres.  p.  Mille),  die  Cigaretten  -  ausser  der 
ftm  Stärksten  f^^ehenden  Marke  ..Kunip"  —  irehtjn  am  Mtiistca  iti  den  l'n  i^t  n  von 
30»  40,  25,  3o  Frcs.  Der  (jgarrenvi  rkauf  der  Debitaaten  ist  bei  Weit.'m  am  tjrüssteu 
in  den  Marken  zu  12.50  (Dcbitantenpreis  11)  und  25  (22)  Frcs.  p.  Kil..  d.  h.  iii  der 
untersten  und  dritlunterstcn  Stufe:  ISSO  u.  ISs"  kam  von  dem  Cigarrenabs.it/  dir 
Ucbitautuu  darauf  Uber  7»  Muugu,  — -'/«  des  Erlöses.  Von  den  Cigaretten 
werden  dorch  die  Debitanteo  namentlich  die  Marken  za  25  (23.25),  15  (13.90)  n.  20 
(1S.50)  verkauft,  aach  über  Vß  der  Menge,  fast  ^4  l'il.  -  s.  Statist.  Daten  darüber 
im  foli^enden  §.   Die  Tarife  im  Boll.  XVI,  545,  Stati^it.  XXIIL  290. 

Die  TariferhOhangen  naeh  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze 
Zeit  die  Verkanfsmenge  herabgedrttckt,  1873  verglichen  mit  1869 
(ohne  Elsass-Lothringen)  um  ea.  8     aber,  wie  frttber  schon  bemerkt 

(S.  718),  bereits  1875—76  war  die  ehemalige  Höhe  erreicht  und 
stieg  «lie  Verkaiilsincii'^e  bis  1884  uiuinterhrochen.  Der  Fiscus  laiitl 
also  abermals  bei  den  'rariferhübungen  gut  seine  liccbnung,  ob-rleieb 
Ja  IVeilicb  dabin  stebt,  ob  bei  niässigeren  l'reiscn  eine  dann  staikeic 
Consumsteigerun^  das  Finanzinteres.se  uitlit  ehenfall.s  befriedigen 
könnte.  Darauf  könnte  man  aus  dem  stärkeren  Consum  des  wohl- 
feileren Cautinctabaks  und  aueb  aus  dem  Vergleich  mit  dem  grösseren 
Oonsnm  in  Ländern  wohlfeileren  Tabaks,  wie  Deutschland,  und 
selbst  eines  anderen  Monopolgebiets,  wie  Oesterreich,  scbliessen. 

Der  Consam  (d.  h.  die  Ycrkaufsmenge)  von  Tabak fabrikaten  var  1884  (bisher 

orreichles  Maximum)  p,  Kopf  !>02  (iramm.  Erlös  10  Fres..  isS.H  «M5  u.  \).^'}  Vrr<., 
18bü  Ü47  u.  y.7b  Frcs.  (Bull  XVIII.  291).  Ktwas  abweichend  Compte  i.  l*^s«i 
p.  123:  in  1«<SB  934  Gramm,  woron  169  Scbnupf-,  765  Rancbtabak  (incl.  Gig.). 
Wie  ttbrig'  iis  Helten  Wobls^nd  üiuI  I'i virjon  Sitte  und  (ieschmack  einwirkt,  /eigrt  der 
Cranz  versi  hif  i"  ii<-  Gonsam  in  'len  Di  iiarteinents:  Issfj  Schnupftah  Min.  21,  Mav. 
liHö,  Hauchtalj.  (incl.  Gig.)  Min.  2G4,  Max.  HIO  (nicht  Seine,  äunderu  iUiöneniund., 
noch  hoher  Beifort  mit  1914)  Gramm,  beide  zusammen  Min.  381,  Max.  1592  (Beif. 
1951)  (iraniin.  Danach  v<.'rtheilt  sich  die  Tahaksti  uer  im  T.  inilo  rrdit  un- 
gleichuiassig.  —  In  Deutschland  ist  d<:r  Gousuui  jt^tzt  1.1—1.5,  vor  derüteuer- 
crhOhung  1.7 — 1.8  Kit  fabrikationsreifen  Ifohtabaks  p.  Kopf  (Steuer-  nnd  Zollertrag 
auch  jetzt  noch  nicht  voll  1  M..  früher  '  twa  30—40  l'fennis)  (Stat.  Jahrl».  1*>^7,  S, 
l.'}'».  1ss\  In  \Vest-<)esterreich  i^t  der  Consum  etwa  1.4  KU.  Fabrikate  (lS^4—*^r.), 
der  Erlüä  c.  3.2  11.  p.  Kopf,  wobei  die  Gigarre  im  Guusum  relativ  mehr  als  doppelt 
so  Start  ab  in  Frankreich  Tertreten  Ist  ((tber  gegen  nicht  Vio  Gcsammtconsam) 
(Oest.  Stat  Uandb.  f.  1887  S.  1dl). 

Die  genaue  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen  den 
Kosten  der  Tabakfabrikate  und  des  Erlöses  dafttr,  dem- 
nach die  genaue  BeziflTcrang  des  Preisaufschlags  und  de» 

Stciicizusclila^H  im  Monopol,  bietet  bei  der  Coniplieation  der 
Verhältnisse  und  damit  der  Horcchnuni^sgnindla^^cn  Schwierigkeiten, 
vollends  flir  die  ein/clneii  (iattuni^en  Fabrikate.  Al)er  auch  fUr  die 
Gesainmtnien^e  der  [(.t/Jeren  koutnit  luau  zu  einem  verscliiedcueu 

A.  Wftgaor,  t'iuaiuwisavusckaft.  III.  4b 
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Ergebuiss,  je  naclulcm  man  einen  Zins-  nnd  Aniortisation8hetrag  fitr  ! 
das  Anlagecapital  und  einen  Zins  fllr  das  Hetriebscapital,  wie  es  , 
eigentlich  richtig  wäre,  bereits  mit  zu  den  „Kosten"  setzt  oder,  wie 
in  den  Finanzrechnungen,  nicht.    In  diesem  Falle  enthält  der  be- 
rechnete Reinertrag  diesen  Zins-  und  Tilgungsbetrag  in  sieb. 

Ein  Pauschansi  lila ü  crgicbt  FolgomlLs;  Werth  der  Rohtahako,  in  Verarbeitung 
Ix'ia^riffrtncr  Taltako,  «Irr  Ciirarron-  und  lalirikatvorrätlio  «Mf.  Auf.  l**st',  !k;  17.  Ende 
Ibbii  98.87  Mili.  Frcs.,  i.  D.  97.(i7  Mill.  Kros.  „Bctriebscapilal worauf  etwa  lü% 
Gewinn  so  rechnen  wiro:  44.00  Anf.,  44.62  Ende  18§6,  i.  D.  44.31  MilL  Fim.  Werth 
derOebrmd«'.  Masrliinen  ttr.  als  „Anlaf^ekajutal'.  wuraiifaiisscr  1 0"/o  'Jcwinn  0"/^  Auiorti- 
sttion  kämt-.  In  Summa  wäre  daher  c.  l(i.42  Mill.  Frca.  Zins-  und  Ainortisaüonä- 
betng  zu  den  Ausgaben  des  Monopols  hinzu  und  ton  dem  Reijiertrag  abzurechnen. 

Annähernd  richtig  und  für  die  hier  vorliegendeD  Zwecke 
doch  im  Wesentlichen  genügend  sind  indessen  BerecbDiiDgeiiy  in 
welchen  man  sich  anf  die  massgebenden  Hauptponcte,  fabricirte 
Mengen,  Anslagen  dafür  im  Jahre,  ErlOs  daftlr  nach  den  Verkaufs- 
preisen nnd  Absatzarten  beschränkt.  Dabei  sind  aber  die  Provi. 
Bienen  der  Debitanten  wenigstens  vergleichsweise  mit  berück- 
sichtigen. 

Die  Dun  häcbnittä&thlen  fiir  die  (i<  >aniiiitiii<  ngc  der  lubrikate  verändern  akh 
jahrlieli  nntQilich  ancli  in  Geni9sshcit  <ler  \'«'irändernng  deijcnigen  Quoten,  wekrb« 
auf  <lic  oinzrliicn  (iatfung:on  nml  Sorten  «l-  r  l'.ihiikatf  komm-Ti.  weil  utid  soweit  bei 
diesen  das  Verhäitniss  zwischen  lierstuUungbkostcn  und  Verkaufspreisen  ein  rerschie- 
denes  ist  Mit  der  Steifening  der  Tarife  wird  das  Verhältniss  zwischen  Kosten  nnd 
EriOs  gtUistigcr,  der  Preis-  nuil  '^t  tf  raufschlag  höher,  ebenso  wirlit  die  Vorniitul'  riiiig 
und  n  II)  ?! 'kehrt  die  Stt^goning  der  llerst<'lInngskost<5n  ein.  —  In  den  franz»  tischen 
amtlichen  Berechnungen  wurden  zu  dun  „Einnahmen''  aucli  diu  im  Jahre  crrolgten 
Vennehnuigen  des  Eegie-Gftpitals,  za  den  ««Anslagen'*  die  Venninderangen  desselben 
gerechnet,  —  gans  richtig. 

Im  Oanzen  kann  man  annehmen ,  dass  anfangs,  d.  h.  nach 
1815,  das  VerhftUniss  «wischen  Auslagen  nnd  Einnahmen 

etwa  wie  37  —  35  :  100,  dann  (1827—30)  wie  30:100,  daranf 
allmälig  (1837— (10)  wie  27  2()-2r)  :  100,  ISOl-  04  wie24  -2;i  zu 
100  war,  oder  a.  a.  W.  dass  der  Preis-  u  n  d  S  t  c  n  er  z  u  sc  b  I  a  g 
zu  den  Herstellungskosten,  als  Ergebniss  des  Zusammen- 
wirkens der  Kostenbewegnng,  Tarifnormirung  und  des  Gangs  des 
Coüsauiä  nach  Gattungen  von  ca.  185  allmälig  auf  ca.  325%  ge- 
stiegen ist.  Nach  dem  Kriege  hat  sich  in  Folge  der  genannten  drei 
Momente  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen  bis 
1884  wie  etwas  anter  19 : 100,  der  Preis-  und  Steverzoschlag  auf 
ca,  430  7o  gestellt  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten 
noch  hinzu,  so  ergiebt  sich  für  1884  ein  Verhältniss  der  Ausgaben 
zu  den  Einnahmen  wie  etwa  17.5:100  und  ein  Gesammtanfschlag 
von  ca.  470 'Vu.  Das  wäre  in  Frankreich  mit  der  blossen  Fabrikat- 
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Steuer  sehwerlicb,  mit  dem  britischen  System  der  Tabakbestenenmg 
blom  doreh  den  Zoll,  unter  Verbot  des  einheimisehen  Tabakbaaes 
mid  Besehrilnkang  des  Gonsnms  auf  ansländiscben  eingeftihrteD, 
verniiithlich  ebensowenig  zu  erreichen  und  jedent'allß  nur  mit  nacb- 
Iheiiigercn  vnlkswirlhschaitliclieii  Wirkunj^en. 

Die  aiip>^:ebciicii  Zahlen  sind,  wie  gcsiigt.  uur  Niihoruugswertliti.  Die  f^c- 
naue  Berechnung  in  dem  Ruricht  ftlr  ISS4  orgicbt  fUr  die  an  die  Niederlagen  au» 
«ien  Fabriken  .HliKflicfcrten  fraii/i«>isclien  l'abrikate  (also  ausser  den  importirten 
Haranna-  und  Manilacij^arrtMi  t  iiicu  Atifschla'^  (ohn«'  die  Dobitantenprovisionen)  von 
461  7(r  Einüchlicüslich  der  iutporlirtcn  Cigarreu  eruiaäaigt  sich  dieser  Aufschlag  et vaa, 
weil  diese  letzteren  scbon  beim  Anliavf  theorer  kommen  und  nicbt  im  gleichen  Müsse 
wie  die  französischen  Fabrikate  beim  Vtrkauf  im  Preise  hinanfgrsc  Ii  raubt  werden  (der 
Annahme  nach  auch  nicht  können}.    1- ur  (^Comptc  p.  71)  ist  die  amtliche  Be- 

rechnung des  „bcnefice"  gegenüber  dem  Kostenbeträge  (prix  de  revient)  4 'Mi. 11 ,  bei 
UftTnnnn-  vnd  HinUaeig.  nnr  108.29  V 

Derechnet  man  aus  den  Zahlen  den  gesaiomten  Kostenanfurauds ,  des  Koh-  und 
Ifeinertrags  zur  VervolI?t5ndij^on!r  d<'r  Daten  lihcr  diese  für  die  linanziolle  NN'Urdigung 
des  Monopols  entscheidenden  Puncte  nu<  h  den  Durchschn  ittskosteusatz,  Absatz- 
preis und  Regiegewinn  fQr  das  Kikgiamm  des  jedesmaligen  GesasimtabMtzes,  so 
ei^ebt  sich  p.  KU.  Frcs.: 


Je  2  Jabre: 

Kestenaatz. 

Preis. 

Gewinn. 

(iüwinn7„  vom 
Koetensatz. 

IMT-  IS 

2.02 

50 

3.4*> 

\12M 

1  ^»:{4— ;{:» 

1.S7 

"s^i 

4.01 

214.4 

1.74 

»i.29 

4.:»:i 

2U1.5 

mos— fto 

1.82 

7.88 

6.0ß 

399.0 

1SS4— s-. 

1.97 

10.87 

8.40 

426.4 

1*517  — IS  zu 

1SH4__S5  wie 

100:  «7.5 

1*»S.5 

241.4 

K-  mihI  aiicli  liier  <li<'  V(  riiiidinin<:en  deü  Weg-ii'rajiitals  d>'ii  Kiiuiahriien.  die 
Vcrmindurungeu  desselben  bei  den  Aus^^abeu  eingesetzt,  bei  ersteren  auch  die  Neben- 
einnabmen  inlN^riffen.  Unter  Hinzoreehnnng  der  Provision  der  Debitanten  erhftbt 
siih  der  Preis  und  Gewinn  noch  fast  i;. naii  um  I  Frc.  !l7  Cent.),  1SS4 — S.'»  auf 
11.34  bez.  !>.'{7  Pres.  p.  Kil..  was  wieder  <'iiii  ii  Preis-  und  Steii«  laiifM  lilair  von  470 
<;rgiebt.  i'  ur  die  fran/,uM>cln  n  l'alirikate  all.  in  wird  der  Verkaufspreis  nach  Uebi- 
tantensatz  in  den  Niederlagen  f.  IS^ti  auf  10.23  Krcs.  p.  KU.,  der  Uel»emahroewcrÜi 
auf  1.92  Pres.  amUich  berechnet  (Ber.  f.  ISbii  p.  tt). 

i?.  21<  I.  bb)  A  bst  ufung  der  Verkau  I  spreise.  Ein  solcher 
enormer  l^reisaufsolila«;  zeigt,  welche  Steuerbclastung  der  'l'ahak- 
ronsunienten  durch  da.s  Monojx)!  erfolgt,  wenn  dal)ei  auch  inimer 
zu  beachten  ist,  dass  dieser  Aufsclilng  den  „(Jeschaltsgewinn"  mit 
in  sich  enthält  und  ein  Theil  davon  auch  bei  „freier  privatwirth- 
schaftlicher  Production"  den  Consumenten  treffen  würde  (S.  734). 
Da  der  grtfsste  Tbeil  des  Tabaks  zudem  in  der  Form  ordinärerer 
Fabrikate  von  der  Masse  der  Bevölkeraog  verbraucht  wird  and 
dieser  TbeU  weitaas  den  Hauptertrag  liefert,  so  fiUlt  jene  Steuer- 
belastung  im  Monopol  doch  Tomemlich  auf  die  grosse  Volksmasse, 

Das  Bedenken,  welches  dann  gegen  eine  so  hohe,  mittelst  des 
Monopols  erreichte  Tabakbesteuerung  binsiehtUch  der  Gleich- 

4S* 
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mäsfligkeit  der  Belastung  auftaneht,  yermindert  sieh  jedoch,  weil 
gerade  die  Monopolform  die  Anlegung  eines  wenigstens  an> 

nähernd  die  Qualität  der  verschiedenen  Fabrikate  berücksichtigen- 
den Steuerfusses ,  eines  „Qualitiitsfusses"  ziilässt,  mehr  wie 
jede  andere  Tabakstcuerform.  Ja,  das  Monopol  ermöglicht  es  sogar, 
einigerniassen  den  Stouerfuss  für  die  tcineion  Qualitäten  der  Fabrikate 
progressiv  steigen  zu  lassen  und  so  die  Tabakbesteuerung  mit 
in  Gemässheit  des  Grundsatzes  der  „Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit'^  der  Consomenten  einzurichten  (Fin.  II, 
Ö.  346). 

Im  französischen  Tabakmonopoi  sind  nun  die  Preise  in  der 
That  mit  Rtteksicht  anf  diesen  doppelten Ctosichtspnnet  der  höheren 
Bestenernng  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen 
Consumenten  abgestuft,  —  freilieh  nur  soweit  als  es  practisch  nnd 
nach  den  Interessen  des  Fiseus  selbst  durchzuführen  ist. 

Denn  die  »^'au/  g:(>iiauc  Abstttftuig  der  Preiso  nach  Qualität  des  Fabriitats  unU 
I)urcli>cliiiittbwol>ls(aiici  der  Consumcnton  scheitert  schon  an  der  Scliwierigkcit  oder 
Uninusrlirlikeit,  in r  jede  einzelne  Sorte  (/.IV  lifi  Ci^arnn.  finaiotitMi  die  speciellen 
iie»teliiuigsliostcn  zu  ermitteln.  Die  Qualität  der  vcrkaulteu  Tabake  i>tuht  ferner 
iminer  nur  einigermassen  im  Verhlltniss  zam  WobkUind  der  OonsameDten.  Aneh 
hindert  der  hftbero  AnschaH'ungs-  oder  HerstLllungspreis ,  z.  B.  bei  erhten  Havaiina- 
rigarr»  n  und  zum  Thell  allgi  rneiiK  r  )ioi  I'abrikaten  aus  feineren  ameri<  an\sclien  Ta- 
baken, den  Aufschlag  so  ho(  ti  /ii  iiorniiron .  wie  es  der  Qualität  der  i'abrikate  im 
VerhiltnisB  za  ordin&reren  und  wie  es  dem  Wohlstand  der  Dorcbschnittsconsuuientcii 
cntsprcch'^n  würde.  Denn  dif  dann  eintretende  Vertliouerun^  würde  Iricht  ihren 
Zireck  rerfehlun,  weil  sie  zu  einer  Consumminderuog  fuiirte  und  so  das  iBtcrcäsc  des 
FiscQS  scbadiii^te. 

Der  Q  u  a  1  i  t  ;i  t  s  s  t c  u  e  r  l  u  s ;> welcher  die  Lci.stUDgsfähigkeit 
der  Consumenten  herdeksicLtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur 
„im  0  rossen  uud  Gauzeu''  durchgeführt,  aber  schou  das  ist 
uiu  V'ortheil. 

Dir  prusscr<Mi  Preisstufen  des  frai)-^"-i-rh.-ji  Tarifs  jiach  n.uii)tir.'vttuii!jen.  <o  ln-i 
Hauch-,  ^Schnupf-  und  Kautabak  nach  den  beiden  Interächcidungcu  ron  „feinerem*' 
nnd  „ordinftrem^  Fabrikat  (zn  16  aod  12.50  Pres.  p.  KU..  Gonsrnnentenpreis)  oid 
einiij^ermassen  ancli  nach  <!•  ti  irenannten  I'abrikaten  <  ir>er-.  Ci^arron  —  inlaudisohe 
im  DurchschoiU  Ihäti  c.  lU.I  ha/..  IS  Debitantcn-  und  Consuuientenpreis)  p.  Kit.  — 
nnd  Cigaretten  —  1886  c.  2o.7  uud  22. S  p.  Kil.  —  andererseits,  soihe  wieder  die 
Preisstafen ,  in  welchen  die  Sorten  ?oii  Gigarren  und  Cii^aretten  zu  einander  ^stehen, 
entsprechen  wenijrsteiis  ciiifin  solrh.'ii  ..rolier-'n"  «^»uaiitätsstciierfus.s.  Dif  Preisdilferenz 
druckt  hier  freilich  nicht  blo^s  die  Aufschlagditfereu/.,  sondern  auch  diejenige  der 
AnschafRings-  und  Herstdlongskesten  mit  ans.  Der  tIcI  höhere  Preis  der  „ocbten*- 
Ha¥annaciu:arreii  -  -  1^*^G  p.  Kil.  117..!.'»  It.  s  im  Durchschnitt,  mit  10S.29f»„  AuF- 
srhla«;,  wie  bemerkt,  wozu  bei  dt-m  allcr<lini;s  nur  klein(Mi,  etwa  \  d.s  (iesammt- 
absat/es  betragenden  Verkauf  durch  Debitantcn  nod»  c.  s^/^  Provision  für  d»ni  (Joa- 
üOmenten  hinzutritt  —  gc^^-  imli'  r  im  Inland,  aus  cinheiniihchen  und  fremden  Tabaken 
here-*'stelIt*Mi  Ciirarren  ist  voUcnda  in  orhebJicbem  Grade  auf  die  höheren  Aatchaffong»* 
kuaten  /JH  U'  kziilVihreti. 

Daten  Uber  die  V'irilie  ilung^  des  l'onsuuis,  bez.  Verkaufs  nach  Sorten  sind 
schon  mehrfach  oben  cingestreot  worden  (S.  728,  S.  730,  S.732,  S.7Sb).  Im  Jahre  1$8C 


Digitized  by  Google 


Tabakmouo|)ol.    Vcrkaufbprciüu.    Abätul'uuf.  745 

war  der  Verkauf  an  Dobitantcn  nnd  dircot  an  l'onsuiiKutca  {üid.  Fehlmengen  /ar  Last 
der  Rechüuugslegcr  der  Niedei'Ia<7en ,  auch  incl.  Verkauf  in  Cortüca  und  Algier,  aber 
ohii'^  Kvjiort  uiul  KiniiTi'}*  sonsf\  {'ol<renü<;r  (Gompte  d.  manaüact  1886  p.  9;  liio  Dud 
da  utna6  abwuii  liuud  liuli.  XXXll.  2U0  ti.j 

Men-e    mittl.  Prds  /n«K^^l^«s-^    Vo  de» 
lüüOKiJ.  1».  Kil.  1  irv.  Erlöses. 

Il.ivamiri-  und  Manilacigarreii      .    .    .       is.i       IIT.M.")  H.'lHl  {).*) 

lr&v.iÜT>.  Cig:.  u.  feinere  Tabakiabrikatc    542ü  lO.bl         i»(>,174  23.5 

Oxdiaire  Tabake   22,041         11.48      253,059  69.0 

Tabak  za  redacirton  Preisen  ....  i>j'>*>(;  3.20  'Ji  .tim;  (i.ü 
Tnippentabak  i,(;ss  r^30  2.201  0.«; 

buüime    a5,54U  1Ü.23       3üG,o()7  lOU.O 

Von  dem  Debitantenvorkauf  von  Tabakfabrikaten,  aiisi^i-r  Cigarren  und  Ci^^aretton, 
—  der  directe  Verkauf  an  Consuincnten  ist  ganz  unerheblich  —  zu  Vollpreisen 
im  Aluuopolifebiüte  koumcn  auf  die  i'ruiüclaääea  iu  IbSG  folgende  Mengen  und  Er- 
löse« wob<d  zu  bemerken  ist,  dass  die  Belationen  fon  Jaltf  za  Jahr  kaum  irgend 
merklich  schwanken  (nach  Bull.  a.  a,  0.): 

Menge  Dcbil.-l'rcis  j^'';'';:.  »/.de« 

1000  KÜ.  p.KiLrrc«.  Eriöses 

Rauchtabak: 

Scaferlati,  fremder  .    ,    .        TW  1  r.  3,507  2.0 

„       feinerer   .    .    .       .'{ül  lö  5,4Ü3  3.1 

ordinärer.   .   .  J1,G14  11.50  L*?!?*5  ÜilL 

Saoune .   .   .   .  . "  15.212  —  177,034  '  lOO.Ö" 
Schnupftabak : 

Fremder                                   IKIIS  15  7  0.00 1 

Feinerer                                  l.O.JO  15  24  0.004 

Ordinlrer                          6,332.0  11.50  72.810  99.995 

Samme  6,334.0  —  72,850  ioO.O  ' 

Kautabak: 

Feiner   155  15  2,822  27.4 

Ordinärer    534  11^50  6.147  72.6 

Sumne   ßsii             -  8,4GS  100.0 

(»nlin.  r'arottcM        ...  473  11.50  5,444  — 
Uder  von  allen  genannten  Sorten 

Feiner  (noch  fremder)  .  .  755  15  11,323  4  3 

Oidinirer   21,953  11.50  252,475  95.7 

Summe  22,708  —  263,7%  lOO.U 

Von  den  1887  eingeführten  feinsten  Rauchtabaken  wurden  durch  die  Debitanten 
verkauft  Tl»l  Kil.  VLsir.  (23.50  Free.  p.  Kil),  843  KU.  feiner  Levantiucr  1 1*^.75  Frcs. 
p.  Kil."!  Die  dircct  an  die  Consunienten  abj^csotzten  fr<'inden  IJam  htabak*-  zu  20  bis 
45  Frcä.  p.  kil.  in  7  Stufen)  betrugen  IbbO  doch  zusammen  auch  nur  2t)U7  kil.  für 
64,000  Frcs.  neben  3241  KiL  ord.  hr  41,000  Frcs. 

Bei  Cigarren  und  Ciga retten  wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung,  wenn 

sich  auch  nicht  ganz  in  ffleichem  Maasse  ein  Ueltcrwiepen  der  Consumtion  ordinärer 
Fabrikate  zeiirt  s.  schon  oben  S.  741).  Der  Consum  hochfeiner  und  sehr  theurer 
Cigarren  iät  ein  minimaler,  z.B.  iu  Ihbti  Absatz  der  theuerüten  Sorte  des  franzö- 
sischen Tarife  direct  an  Gonsumenten  (1250  Frcs.  p.  Kil.,  Stttck  5  Frcs.)  nnr  375  Gramm, 
der  zwcittht  uerstcn  (lOOO  Frcs.)  2700,  der  dritttheuei-sten  Sorte  (750  Frcs.^  7(K) ,  der 
vierten  (500  Frca.)  18,300  üramm,  erst  der  sechsten  (312'/a  Frcs.)  21Ü.2  kil.  — 
Fasst  man  die  Cigarren  (incl.  echte)  und  Cigaretten  in  3  grössern  Preisclassen  zusammen 
(nach  Debitantenpreis  bez.  bei  den  direct  ah)::fsetzten  nacb  Oonsumentcnpreis),  so  ergiebt 
sidi  Folgendes  i.  1886  (berechnet  nach  den  Daten  im  BalL  a.  a.  Ü.), 
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Prob  p.  KU. 

Cigarren: 

100  Frcs.  iinil  mehr  .  .  .  . 
38  „  bis  unter  lUU  Ir'rcä.  . 
11 

Sonine  

Cigar-'ttrii : 

:u\  I  res.  und  mehr  

Liiter  ao  Frcs.  ...... 

Sumne  


Moll«;.'  Erlös  7„  do.6 
lUO  kii.    louo  l'icä.  Erlöser 


1S2.8 

2.025 

4.3 

9,450 

15.8 

32344 

48,318 

S0.4 

95,015 

60.393 

100.0 

.505.4 

2.208 

12.6 

7.S27 

15,281 

874 

8,832 

17,484 

100.0 

In  wie  weit  ilic  Pn  isstufen  liestiomt  b<  ahsi<:h(i;;(<>n  Zusrhiäprcn  zum  Ko-t.  iihatzc 
bohufs  Durchfahruug  dos  Qualitätsl'usäcs  und  progreääiv  höherer  Belastun«^  der  wohl- 
habenderen Consonienten  entsprechen,  ist  cinif^ermasBen  atts  der  Vcrgleichuug  dt-r 
Sorten  und  Preise  zu  ersehen.    FOr  die     liwierigreren  genaueren  Rercc  hnongen  sind 
ancli  in  dem  dctaillirten  r{<'<  linniiprswesen  der  franzosischen  Monopolverwaltunsr  noch 
keine  völlig  genügenden  Grundlagen  vurhandeu.    Indessen  fehlt  es  in  den  amtliohuu 
slatistiselMa  VoiOffontlichnngen  nicht  ganz  an  Anhaltsponclen  wenigttein  zn  ai>i>roxi* 
natiToa  Voianschlafrunircn.    S.  bes.  die  Tabellen  in  dorn  Bande  der  l\ri»onses  der 
Generaldirectoren  zu  der  Eni^uete  r.  1878,  p.  386  Ii.,  wo  für  die  einzelnen  Fabriken 
für  einige  Sorten  Pabrllcate  „Fabrikationskosten**  p.  Kilogr.  f.  1S58— 72.  1SH3— 72, 
berechnet  worden*   Der  Character  dieser  Zalilen  als  blosser  N&herangBwerthc  wird  in 
den  Erlfititerungcn  s.  llist  hervorgehoben.    Die  einzelnen  .lahre  zeigen  auoli  aus  zn- 
Alligeu  KinHUbScn  ziemlich  bedeutende  bchwankungeu  der  Kobtenaätzc  bei  dentelbeii 
Fabrik  and  unter  den  einzeben  Fabriken  sind  diese  Sitze  anch  mehrllMh  ei^ebKch 
verschieden.    Es  h.iiul.lt  sirh  ferner  hier  nnr  um  die  eigentlichen  „Fabrikations- 
kosten", für  (jeräthe,  Apparate,  (iehalte,  Löhne,  Räume  u.  s.  w. ,  nicht  um  die 
ganzen  Herstellungskosten,  indem  bes.  der  Werth  des  Rohstoffs,  die  Kosten  der 
Magazinirunp .  ilcs  Transitort>  «iabei  fehlen.    Einiges  Interesse  bieten  die  Bcrcch- 
nongen  abvr  ducli.    Die  folgin  l  ■  I  rbcrsicht  giebt  einige  bemerkenswertht;  Dat.-n  für 
JS72  zum  Vergleich  dieser  1  abrikatiouskostcu   und  damaligen  neuen  Tarifpreisc, 
p.  Kil.  in  Frcs.,  wobei  dio  specicll  geoannten  Fabriken  diejenigen  der  grOssten  Pro- 
dactionsmenge  sind. 

Fabrikations-  Dobitanten* 
kosten  preis 
Frcs.  Frcs. 

Ordinärer  Schnupftabak: 

(Jhateau-Koux  0.0^44  11.50 

Paris  (Gr.-Caillon)   0.1600  11.50 

Durchschnitt  <l.r.''_»_>  11.5t) 

Andere  Fabr.  Max  0.ü2ib  1150 

«  Min   0.0738  11.50 

Feiner  Schnupftabak: 

<Jr.-r,ull..ii  O.SlOO  15 

Uiiiiiut;*  r  iCauchtabak: 

Or.'Gaillon  \  .   .     0.1930  11.50 

Lyon  O  l  HU  11.50 

Andere  Fabr.  Max   1 1 .50 

„  Min   (»im  11.50 

Fremder  Rauchtabak: 

(ir.-Caillou  0.3110  15 

Feinerer  Rauchtabak : 

Unm   0.2405  15 

Andere  Fabr.  Max   o.i.-t5o  15 

.«             Min   0.285D  15 

(Zigarren  zu  5  Cent.: 

Marseille   2.0276  11 

Touloose   1.1683  .  11 
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Fabrikatioüs-  !>•  Iiitanton- 


koäteu  pruis 


Attdere  Fabr.  Max. 


A»  •        ■        «        •  • 

Min  


Ffc».  Vtcü. 
2.4212  11 
1.7673  11 


Cii^aireu  lu  7';„  Ceut.: 

ChateaO'Roux  

Andere  Fabr.  Hax  

MiD  

Cigarren  za  10  Cent: 

Chatcau-Uouz   .  . 

ür.-Caillou  

Andere  Fabr.  Max  

„        n  Min  

Ciganen  (z.Th.  ans  Uar.tab.)  r.Keu  illy : 


fT  S21M> 
i7.su  17 
S.1118 

•j.'^r)5i 

D.U74(i 
12.9730 
19.2380 


2.4070 

2.ibua 


4.0296 
4.1700 
4.4014 
3.351« 


22 
22 
22 
22 


16.50 


Vierte  (Londres) 
ExceptionclU  . 


Folgende    .  . 
Dritte  (T^ah^lco^) 
„  (Kegalias) 


Ootento  Sorte 


44 

56 
56 
6S 


92  and  mehr. 


Das  Kilogr.  Cigarren  wird  auch  hier  za  250  StQck  angenommen. 

Sieht  mao  von  allen  anderen  Theilen  der  Herstclhinprskostcn 
ab,  die  freilieh,  wie  besonders  die  Küli.stoffl\08ten  nach  dcssm 
Qualität,  wieder  erheblich  vcnsehieden  sind,  indessen  dueh  niebt  so, 
dass  durch  ihre  Einbe/icliung  die  obigen  Keiationcn  vollständig 
verschoben  würden,  so  ergiebt  sich  bei  Schnupt-  und  Ifauchtabak 
eiu  grosserer  relativer  Gewinn  als  bei  Cigarren,  der  höchste  bei 
ordinilrem  Schnupf-,  dann  bei  Rauchtabak.  15ei  Cigarren  von  ver- 
schiedenen Sorten  ist  der  relative  Gewinn  nicht  erheblich  ver- 
schieden, doch  auch  l»ei  den  ordinären  Sorten  etwas  hoher  (Kosten 
znm  Debitantenpreis  hier  wie  1 : 5—6—7,  bei  den  anderen  1:4—6). 
Der  absolute  Gewinn  per  KU.  steigt  aber  doch  mit  der 
Qualität  der  Sorte,  so  bei  Schnupf-  nnd  Ranchtabak  von  11 
bis  11  \  4  auf  I4V5— 14*3,  bei  Cigarren  von  ca.  9  auf  ca.  14—18 
bis  25—46 — 56—72  Frcs.  und  weiter,  Zahlen,  welche  sich  durch 
Einrechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den  höheren 
Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den 
ungefähren  Relationen  aueh  dann  bestehen  bleiben.  Dadurch 
wird  aber  das,  was  oben  Uber  den  Steuerfuss  gesagt  wurde,  be- 
stätigt. Der  geringe  (Konsum  der  feineren  Tabake  (incl.  Cigarren) 
zeigt  zwar,  dass  auch  diese  grösseren  absoluten  Gewinne  bei  diesen 
Tabaken  ftir  den  finansuellen  Gesammtertrag  des  Monopols  nicht 
viel  ausmachen.  Aber  eine  der  h($heren  Qualität  der  feineren  Tabake 
und  der  grösseren  „Leistungsfähigkeit"  der  Consumenten  derselben 
entsprechende  Mehrbelastung  dieser  Personen  wird  doch  auf  diese 
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Weise  erreicht  Das  bleibt  eine  besonders  vortbeilbafle  Seile  der 
Tabakbestenemng  in  Monopolform. 

§.  295.  e }  Einige  w  c  i tc r c  E i  n  z  c  1  Ii e i t c n.  Zur  ErgUnzuuj; 
der  voraasgcbc-iuleu  Darstellung  der  HinrichtuDg  des  tVanzöiiiscben 
Tabakmonopols  wären  noch  manche  Einzelheiten  za  erwähnen,  von 
denen  hier  nur  noch  einige  hervorgehoben  werden  mOgen« 

8.  im  Ges.  t.  1S16  bc».  die  «.allgemeinen  BesÜmmongen**  Art  21$ — ^227. 
Olibo  II,  409  ff.  and  passim,  so  p.  3ti5  il. 

rd  Das  MoiioiKil  he/i^-ht  sii  li  auch  auf  sog,  kU  nstlich<m  Tabak  (tabar  factirc«) 
und  jüdu  audurc  Materie,  «ulcUe  zum  Verkauf  als  T%bak  präparirt  wird  i^ües.  von 
1835,  Art  5). 

j^)  Die  feineren  Kauch-  und  S<  Imujiftabake  und  alle  Cigarren  werden  auch  von 
il-  ii  Drbitanten  in  genau  na<  li  Art,  l  arbc,  Rez«  i'  liniinfr,  Vignetten,  Marken.  (Jewicht"-- 
uii  iigc  und  (bei  Cigarren  und  Cigaretteu)  Anzahl  vorgeschriebenen  Behältern 
und  Verpackangen,  welche  nach  den  Sorten  verschieden  sind,  verkauft  (Ucbersicht 
bei  (»libo  II,  :?n5  ff.),  Kautabake  und  CarottiMi.  ordiiiiiriT  Schnupf-  und  K'auchtabak 
in  beäüiumteu  Mengen  offen  nach  Gewicht.  Diu  Debitauten  durfon  nicht  mehr 
als  ein  Kisteben  jeder  Sorte  Cigarren  auf  einmal  Offnen  nnd  die  Packete  der  feineroa 
Cigarren  nur  im  Ganzen  verkaufen. 

jM  Jede  Monge  von  üb<  r  10  Kil.  Taltakfalirikatc  darf  nur  mit  arquit-fk-caution 
circuliren,  Mengen  von  1 — 10  Kil.  bedürfen  dazu,  wenn  sie  nicht  mit  Marken  aud 
Vignetten  der  Regie  bekleidet  sind,  eines  bissez  passer  (Ges,  v.  1816,  Art  21 5*^. 
Can t i n tabaki'  b^ind  noch  in<^hr  beschrankt:  sie  durfcn  nicht  in  MeiiL-cn  iiber  1  Kil. 
circuliren,  bclbät  wenn  sie  Marken  haben,  falb  sie  nicht  aus  den  Staatäfabrikcn  o<li*r 
Niederlagen  kommen,  wo  sie  von  acqDlt-H-eantlon  oder  Factor  des  Verlegers  begleitet 
sein  oiU&jen  ((Jes.  v.  '2',i.  Apr.  1*^40,  Art.  2).  Verstösse  gegen  diese  Transport- 
vorschriften sind  mit  Beschlagnahm''  uml  ('»tuliscation  des  Obj<  ct5  wie  «lor  Transport- 
mittel  und  mit  lUU— lOUO  t'rcs.  GeiiUtrafo  bedroht  (ücs.  v.  ISIO,  Art  21t>). 

d)  Niemand  darf  andere  als  gesetzlich  zugelassene  Tabakfabrikate  belesen,  anch 
von  den  Kegicfabrikaten  keine  grösseren  Vorratlie  als  Kl  Kil..  falls  sie  nicht 
mit  Kcgiemarke  versehen  siud  (Ges.  v.  1816,  Art.  217).  8.  die  analogen  Bescbriu- 
kungen  f.  Cantinetabak  schon  oben  S.  739  und  für  Tabakpfiunzer  S.  727. 

f)  Der  Besitz  von  VVork/.  iigcn  und  Gcräthcn  zur  Tabakfabri  k  a  t  i.m 
ist  verbofi-ii  luiil  bedingt  in  \  orlundung  u.it  dorn  Besitz  von  Taltakbliittcrn  o'J<  r  Tal.ak 
in  \  erarbeituug  die  Schuld  der  Defraude  sowie  die  be/uglicheu  Strafen  (Coni)»culiou 
des  Tabaks,  der  GerAthe  u.  s.  w.,  Geldstrafo  von  1000—3000  Frcs.,  Art  220,  221  des 
Ges.  V.  1^16). 

t,)  Die  oben  S.  727  schon  erwidmten  Strafen  für  geheimen  Verkauf  und 
Golportage  beziehen  sich  auch  auf  diese  Handlungen  in  Betreff  von  Tabaksfabrikateu 
(Ges.  V.  1810.  Art.  222). 

r/)  Vorstände  von  Nie<b  rI;»'j<Mi  und  V-Tkauf-lriden .  welch.'  IJ  ■j:ii  t'al>rikatc 
Alscbeu,  durch  Ilinzufügung  voit  oder  Mischung  mit  fremdartigen  Stollen,  weriicii 
abfesetzt,  —  was  «tch  auf  Debitanten  Anwendung  findet  (gon.  Gm,  Alt  227, 
8.  Olibo  II,  445). 

§.  2!»6.  1)  Finanzielles  E  r  *,'e  )>  n  i  8  .s.  Die  im  Voraus- 
zueilenden zahlreioli  oinge.stieuten  statistischen  Daten  Hessen  das 
glänzende  tinanzicUe  Ijirchniss  dos  iVanzösisehen  'Pabakmonopols 
bereits  zur  Gentipc  erkennen.  Zum  sehliesslichen  Ueberhliek  und 
zugleich  zum  KUckbliek  auf  l'rülieres  und  auf  die  ganze  Periode 
des  Monopols  von  Mitte  1811  bin  Ende  1886  werden  bier  noeh 
einige  Daten  ans  der  Abrechnung  der  Generaldirection  der  Staats- 
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mamil'actaren  für  das  Jahr  1886,  das  letztCi  dessen  Abrechnung 

vorliegt,  zusaninieogestellt. 

S.  Compte  f.  l!)i>6,  p.  2b  11.,  3  U.,  52  ff. 

Period« 

V.  1./7.  1$S6 
bis  31./12.  IbMi 

Kinnahrao: 

(ie^mmtv erkauf  Monge  1000  KU   1,624,S1*.»  36,052 

Erlös  ilafur  KIDO  Pres   I2,:m):llö  ;W5S,341 

\cn>cbied.  £iunahmen  lUOü  Frcs   jti.b'Jö  l,öb4 

tieaammtelDnahme   12,417,170  369,925 

rectilicin   12.4n«203  869,925 

Ausgabe: 

Kinheimischer  Tabak  (incl.  Algier,  lüOO  Kil   l,U5>2,bUÜ  21.842 

Zahlung  dafür  lOUO  Frcs   888,401  18,380 

Fr.  DKl.T  Tabak  und  Diverses  1000  Kil   M)8,203  l'l  .osi 

Zahlung  dafür  lUOO  Frca   1,23<J,G27  2S.445 

Zoü.  Ankiofe,  Menge  1000  Kil   l,!i01,0iK)  42,933 

Zihliing  dafttr  1000  Frcs   2,()7S.02S  4fi.S25 

Fabrikadons-,  Transport-  und  alle  sonst.  Auülagou  lUüU  Frcs.  l,09s.0M4  2(»,r)1i7 

Gei>ammtau:igabti  lUOO  Frcä   3,17Ü,1(>2  73,421 

rectificirt   8,176,186  78,421 

U ebe TSC hass  Iii. mach  1000  Frcs.  .    .   «.».Jll.olT  20«.503 

Capital  der  Kegie,  vermehrt  1000  Frcb   220,044  2,bH 

Desgl.  vermindert  1000  Frcs   82,761  — 

Kest  der  CapitalTermolirun^  1000  IVc^   143,283  — 

Reeller  K'  inertrag  (incl.  Capital bewegODif,  nach  Btt- 

richtiguug  der  Kechuuugen)  1000  Frca   '.1,3^6,1)67  2*.)U,317 

Für  den  Staatsschats  errorben   9,351,008  295,663 

Die  Zahlen  der  Iet/(en  Reihe  betruU'ctt  deu  Uubcrscliuss  der  £iiuüeJiaugeu  über 
die  bcverkstelligteu  Zahlungen. 

Das  Capital  der  Regie  aus  der  ersten  Periode  1.  Joli  1811  —  Ende  1S14 
war  33. SO  Mill,  Frcs.  Es  hat  sieh  bis  18*^»'  in  hr  als  vervierfaeht.  Unter  der 
Capititherniimb  ranir  befindet  sich  als  Verlust  durch  Uou  Krieg  von  lb70  der  Betrag 

von  25,  i  I. '»,1100  Frcs. 

Der  bisher  crn  icbte  llöelistbetrag  der  Verkäulo  (36,374,000  Kil.j,  dea  iioh- 
ertrags  (377,<>21),000  Frcd.)  und  des  reellen  Belnertcaga  (incl.  Capitalvermehrung) 
(306,034,000  Frcs.)  war  im  J.  iss4. 

Die  Ausgabe  f.  vertheilt  sich.  abKcsehon  von  <!■  ui  ivohtabakankaiif  is.  die 

Tabelle),  auf  Trausportkobten  mit  2,513,000  Frcs.  und  auf  andere  Kulten  mit 
21,084,000  Frcs.  Von  letzteren  kommeu  auf  die  Kobeloff-Magnzine  und  Manu- 
facturen  22,T17,00H  Frcs.,  auf  Ve r ka ii f s kos t.; n  (ohne  die  DubitaDtunprovisionen) 
1,336,000  Frcs.    Unter  jenen  22,747,000  Frcs.  waren: 

1000  Frcs. 

(Sehalte  der  Manafactur-Beamten   198 

„      .,  Cultur-  und  Magazin-Beamten    .   .  1,206 

(lagen  bei  den  Magazinen   165 

Löhne  „     ,,  „    391 

Gagen  ,.    „  Mannfactoren  1,384 

Lohne  ..    „   14, Ml 

Zub.  persöiil.  Aiisjrab.-n  18,750 

Sonstige  Ausgaben  bei  den  Magazinen  ....  246 
„  „        „    „  Manofactttxen .   .   .  2,555 

„  „        „  beiden  znsammen  .   .   .  780 

Zus.  saohl.  Ausgaben  3,581 

Temchiedeueä   417 
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Von  )lcr  (icsariimUasgaUe  machtn  die  Kostiii  •!•  s  Tabaks  63.H.  die 
Transportkosten  .'t.4,  die  Magaziuir uugö-  und  KabnkatiouükostoJi  31.0,  dio 
Verkaufs  kosten  l.S7o 

Zn  letzteren  f^ehdren  aber  oigeotlicb  die  Debitantenproriaionen  nocb  hiiutn, 
mit  .'t5,I51,0üU  Fics.,  womit  diu  Gesamui tausgabe  auf  108,572.000  Frcs.,  der 
Ko bertrag  aaf  4U5«U70,0U0  Frcs.  steigt,  so  dass  jene  26.8 Vo  ^<»^  diesem  betrigL 


ec)  Backblick  und  zur  Kritik. 

§.  2Ü7.  Im  RUckbiick  auf  die  dargelegte  EntwickiaDg  des 
franaOsiscben  Tabakmonopols  ergiebt  sicb|  dass  die  Erwartungen, 
welche  Napoleon  I  ond  seine  Pinanzmänner  bei  der  nach  neonsehn- 
jähriger  Unterbrechung  ond  nach  anderen  nnznlünglichen  Be- 
Bteoemngscxperimenten  erfolgten  Wiedereinftthruug  des  Monopols 
im  Jahre  1810  gehegt  hatten,  sich,  wenn  auch  erst  nach  längerer 
Zeit,  als  iiuiu  damals  veriuuthet  hatte,  im  Wesentlichen  erftilit 
haben  (§.  286).  Mit  Hilfe  des  Monopols  hat  man  eine  Tabak- 
bestcuerung  erreicht,  welche  in  vcrhältnissniässig  bequemer  Form, 
mit  ^entlgender  Heriicksichtigiini:  der  landwirtbschal'tlicheu  Interessen, 
jetzt  über  3<K)  Mill.  Frcs.  rein  lUr  den  Staat  ertrügt,  was  etwa  den 
nennten  Theil  der  ungeheuer  gesteigerten  gegenwärtigen  ge> 
sammten  französischen  Staatsbesteuernng  ausmacht 

üeber  zwei  Drittel  d.  r  directcn  Siaatsstouern ,  über  drei  Achtel  der  g^cwaltigen 
Einkünfte  aus  den  Verktjhn>steucrn  tEnrcgistrcinent,  Stemin'l  n.  s.  v.).  zwei  Drittol  des 
luormcu  Ertrags  der  Guträiikesteuern  und  ebenso  viel  als  durch  diu  Zölle  wird  ao 
dorob  die  TabidtbesteneraDg  dem  Flacos  eingebracht  (s.  auch  8.  679,  59(> .  l  nd  eine 
weitere  Stclireruni^  des  ^lonopolertrags  ist  nach  allem  nishcrijren  wahrsrhfiiili<  h,  wenn 
auch  iu  dcu  letzten  Jahren  (seit  — bö)  sich  eine  kleine  rückläufige  Bewegung  iin 
Ertrag  gezeigt  hat. 

Freilich  stellt  der  Keinertrag  des  ral)akmonopols,  wie  jedes 
solchen  Monopols,  was  nicht  vergessen  werden  darf  (8.  734),  zu 
einem  Theil  gar  keine  Stenern,  sondern  eine  Uebertragung 
von  GeschUftsge Winnen  dar,  welche  bei  „freiem  Verkehr'*  der 
Privatindnstrie  und  dem  Handel  zufallen  würde. 

Möglich,  selbst  wahrscbeinliGb ,  dass  auch  der  i'ranzösisohe  Tabakbau  oline  das 
Monopol  und  unter  Vorau.s>etzniiir  einer  Steuer,  welche  ihn  lebensnihi«?  erhielte,  eine 
grossere  Ausdehnung  als  gegenwärtig  einnehmen  wurde,  obwohl  er  sich  als  landwirtb- 
scbaftUcber  Prodacdonfzwcig  schwerlich  dabei  einer  solchen  Sicherheit  und  Prosperitlt 
cr&ente,  als  da,  wo  er  jetzt  betrieben  wird,  unter  dem  Monopol  (S.  725\  Aber  die 
Fabrikations-.  (üru'>'>-.  Zwischen-  und  KleinhandelsK^ewinno ,  welche  sonst  vorkommen 
Wiarden,  bezieht  allcrdinj^s  beim  Monopol  der  Staat  in  dem  Keinertrag:.  Nur  die  Ge- 
winne, welche  bei  der  Ycrsorgiing  der  Rcg:ie  mit  ausländischem  Tabak  durch  Liefe- 
rant'  ii  u.  s.  w,  ccinacht  werden  S.  727  .  iilei'>en  dem  Pri\ athamlol.  Sie  wurden  bei 
„freier  <  oacurfcuz"  im  Tal»akgeschalt  jedoch  vielleicht  noch  bedeutender  bcin. 

Man  mnss  also  immerhin  zugestehen,  dass  der  hohe  finanzielle 
Reinertrag  des  Tabakmonopols  Tolkswirthschaftlich  be- 
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trachtet  auf  Kosten  der  gäDslichen  oder  theUweisen  Unter- 
bindnng  eines  wichtigen  nationalen  Erwerbszweigs,  den 
andere  Länder  bei  anderen  Stenersystemen  für  ihre  Volkswirthschaft 
erhalten  haben,  erworben  wird. 

Allein  darin  kann  kein  entscheidendes  Bedenken  gegen 
das  Monopol  gefanden  werden.  Es  bleibt  auch  volkswirthschatl* 
lieh,  nicht  mir  tinanziell  ein  Voitheil,  dass  der  hohe  Ertrag  des 
Tahakni(»nüpol8  es  ermöglicht,  andere,  sonst  nöthige  Stcueru  zn  ent- 
behren oder  bei  anderen  l)estehcnden  »Steuern  die  Steuersätze 
massiger  zu  halten,  als  es  sonst  gcsciiehcn  könnte. 

Als  Glied  der  modernen  Gesaramtbesteuerung  und 
zumal  der  Yerbranchsbestenernng  ist  zudem  eine  einträgliche 
Tabakbesteuemng,  vollends  wo,  wie  in  Frankreich,  die  Hestenernng 
einmal  so  stark  angespannt  werden  mnss,  za  reehti'ertigen ,  ja  zn 
verlangen,  —  wenn  freilich  auch  hier  in  der  Entwicklnng  der  Ein- 
trSgliobkeit  der  Tabakbestenerong  ans  allgemeinen  stenerpolitiseben 
Gründen  wieder  ein  bestimmtes  Maass  innegehalten  werden  sollte 
und  es  fraglich  werden  kann,  ob  dieses  Maass  in  Frankreich  nicht 
ttberscbritten  wird.   Ein  Panct,  auf  den  zurtickzukommen  ist 

Jedes  w  ichtige  Finanzmonopol  enthalt  aber  zugleich  ein  Stück 
„Eigentbumsordnung"  und  damit  ein  iStück  „volkswirth- 
schal  tlicher  Organisation".  Gerade  in  dieser  Hinsicht  zeigt 
das  Tabakmonopol  in  Frankreich,  dass  man  mittelst  einer  solchen 
Einrichtung  recht  wohl  im  Stande  ist,  „PlanmUssigkeit"  der 
Prodaction  an  Stelle  der  privatwirtbschal'tiichen  „Regellosigkeit''  za 
setzen  und  dass  dabei  die  ökonomischen  nnd  technischen 
Interessen  nnd  ebenso  die  Consnmenteninteressen  ge- 
nttgend  wahrgenommen  werden  können. 

Dona  was  in  letzterer  Hinsicht  den  etwaigen  Einwurf  mit  der  ProishAhe 
anlangt,  so  ist  divsc  keine  Princiiii<'iifr;ige.  Sie  kaun  Iitlicii  und  f;i'  ti^ch  jeden 
Angcublick  crmäüäigt  werden,  wenn  das  für  uothwundig  oder  xwcckuiasbig  gilt  und 
die  Finanzen  «■  enanben.  Aurb  die  Festhaltnug  Ii  ober  Pieise  ist  beim  Monopol 
aber  eben,  weil  der  ^Ossere  Gewinn  dabei  der  Gesammtheit  znflietBl,  ganz  anders  als 
bei  der  Prirntindnstrie  za  bourtheilen. 

Gerade  das  französische  Tabakmonopol  beweist  daher  aoch 
die  Mögliehkeit  nnd  Zweckmässigkeit  der  „Yerstaatliehnng'' 
von  Indnstrie-  ond  Handelszweigen  in  ökonomisch  nnd  tech- 
nisch geeigneten  Fällen  nnd  beweist  insofern  etwas  für 

„ 8 oc  i  a  1  i s t i s  c h  e  Forderungen". 

Die  Versorgung  emv»  grossen  Marktbedarfs  in  einem  so  wichtigen  Verbrauchs- 
artikel,  wie  Tabak,  mittelst  oincs  ab&ulut  und  relativ  —  im  YerhUtniss  zur  .freien 
TabaUndostrie^*  anderer  Linder  und  im  Vergleich  mit  anderen  Productionszweigen 
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des  oigcnea  Landes  —  so  geringeo  Personals«  an  Arbeitern.  Bcauten,  Debitanten 

u.  b.  w.,  ist  auch  ein  glanzorld^'^  Bcbpiel  <lafür,  il.i-s  die  ..staatliche  Orirani- 
aatioü  der  Arbeit"  il\rc  Aufgabe  hier  «reit  besser  und  auch  —  veit  wohl- 
feiler Itet,  als  die  „priratwirthschaft!iche*\  mit  ihrer  gerade  aaf  dem  Gebiete 
des  TalMlta  masslosen  Kraftvergeudung:  —  in  Betreff*  des  Personab  -  und  Rcthel>ä- 
/ersplitfemn^,  mit  ihrer  Fälschung  rirr  l'abrikate,  ihrer  Tätisoliune  Uber  'Qualität  und 
Werth,  mit  ihrer  Vertheueruitg  des  Artikels  durch  den  Zwuscheu-  und  Kleiuhandel, 
znmal  ftr  den  „kleinen  Mann**.  Der  Vei^leich  zwischen  Deutschland  und  Fmkreich 
fallt  in  diesen  Beziehutiiren  vielfach  zu  (Juiisten  d.  s  It  tztm  ii  und  Mnnes  Monopols  au-^. 
—  was  am  Allcrweuigsieu  eiue  bchulu  vuu  Thcorettkoru  und  i'olitikem  rerkeuitüu 
sollte,  welche,  ganz  mit  Becht.  „Versorgung  des  Bedarfs  mit  möglichst 
riiifroni  Ivriifteaafwand''  als  Ziel  richtiger  volkswirthschaftlicher  Eutwicklong  hin- 
stellt, sidi  aber  freilich  gewöhnlich  dem  Wahne  liitif^iebt.  die  Krreichung  dieses  Ziels 
auf  dem  Buden  „volkswirthschaftlicher  Anarchie"  als  aui  Besten  gesichert,  ja  selb:>t 
als  allein  mOgliob  anzusehen:  ein  Wahn  oder  ein  Dogma«  welche  dnrch  das  Stodiom 
einer  Einiichtttng,  vie  deijenigen  des  fhmzAsischen  Tabakmonopob,  gut  widei^ 
legt  Weiden. 

Von  den  Bedenken  bezOglieh  des  französischen  Tabakmono- 
pols  scheint  daiyenigo  in  Betreff  sa  hoher  Preise,  besonders  der 
ordinäreren  Fabrikate  und  des  weiteren  in  Betreff  einer  zn 

grossen  Quote  des  gesamtnten  riesigen  Steiicrbedarfs,  welche 
auf  die  Deckung  diircli  die  Tabak  besten  er  ung  tlUlt,  allerdings 
der  EnvUgimg  wertb.  Ol)  in  beiderlei  Bezielmngcn  gegenwärtig  noch 
das  richtige  Maass  iunc  gehalten  wird,  kann,  wie  schon  beoierkt, 
fraglich  sein. 

Ob  nicht  selbst  das  fiscalisch-'  Int>r  bei  einer  Ermissigung:  dor 
Monopolpreise  gerade  für  die  ordinären  Tab  tk--  >]<■>,  Maasen  eonsums,  welcher  doch  für 
den  Ertrag  cnbcheidend  ist  (b.  745",  piülitireu  wurde.''  Die  erfreuliche  huhore  Be- 
lastung der  feineren  Tabakfiibrikate ,  die  Anlegung  eines  „QnalitMsfttsses**  (S.  744) 
hebt  das  15.  <b'nk.-ti  einer  unvrlialtJiissuiassijicn ,  d.  h.  mit  d'-r  Leistungsfähigkeit  in 
U  idtin>]>ruch  btuheudcu  Besteuerung  der  Tabak  consuuiirendeu  \  olkäuiassen  doch  noch 
nicht  aasreichend.  Die  Ungleichmissigkeit  des  Tabakconsums  in  den  einzelnen  Landen- 
theilen  (S.  741)  und  die  leidige,  «renn  anch  unvermeidliche  Zulassong  der  viel  wohl- 
feilerm  Caiifiiietabakc  in  den  (Jrenzzonen  bilden  weitere  Verstösse  gegen  allgemeine 
»Steucrprincipien  und  Postulate  und  gegen  ürundäutze,  welche  so  gern  zwar  in  Frank- 
reich ab  Leitstern  der  modernen  tnuMadkm  Steuerpolitik  ,^ach  den  Ihindpien  foo 
1789"  liingestellt  werden.  —  ^irtiiiilsätze,  Welche  freilich  aucli  bei  anderen  f^a^^A^i^cheu 
Steuern,  nach  wie  vor  17yJ,  oit  genug  verletzt  werden  oder  lediirüdi  eine  fonucllo 
Anorkennang  im  Stenerrecht  linden.  Die  enorme  Höhe  der  Tabakpreise  im  Monopol 
steigert  die  angedenteten  Bedenken  hier  nnr  noch  besonders. 

So  gcrccbtl'ertigt,  ja  notlnvendig  aber  auch  wie  bemerkt,  radc 
die  Tabakbesteuerung  übcrbaupt  m  unseren  Steuersystemen  und  be- 
sonders im  französischen  ist,  so  sehr  mau  mit  Kecht  behaupten 
darf:  soll  CS  einmal  eine  Vcrbr auchsbcstouerung  geben,  so  ist 
die  T a b a k bedteaening ,  und  eine  hohe  Tabakbesteuernng  einer 
ihrer  richtigsten  und  wichtigsten  Bestandtbeile,  —  man  kann  doch 
anderseits  eben  bei  diesem  Artikel  nach  seinen  eigenartigen 
Consamtionsverhältniss'en  nicht  längoen,  dass  ftir  die 
Tabakbestenerung  ein  Maass  geboten  Ist,  welches  ihr  Ertrag  im 
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GesaromtBteaerertrag  nicht  überschreiten  sollte.  Ein  Oesichtspnnct, 
welcher  bei  der  Bestenernog  des  Tabaks  mehr  wie  bei  der  Brann^ 
weinbestenening  Beachtong  rerlangt,  selbst  bei  dieser  aber  nicht 
nnricbtig  ist  Den  nennten  Theil  eines  so  colossalen  Steuer- 
bedarfs  dnrcb  die  Tabakbestenernng  auf  bringen,  das  beisst  eben 
(loch,  den  zufällipren  Consunienten  eines  Verbrauehsartikels  eine 
kanm  noch  zu  billigende  Extra- La  st  t'llr  die  Hestreitung  des 
.Staatsaulwauds  zuschieben,  l'nd  gerade  die  Consu nienten  sind 
es  ja,  welclie  bei  der  Besteuerung  in  Monopolforni  wirklich  voll  und 
ganz  getr< dien  werden :  eine  der  s  t  c  u  e  r  t  c  c  h  n  i  s  c  h  e  n  G 1  a  n  z  - 
Seiten  des  MonopoKs.  Aber  nach  dem  Maasse  der  Besteuernng, 
der  Höhe  der  Quote  der  letzteren  vom  Steoerbedarf  und  der  indi- 
yidnellen  Vertheilung  der  Tabakconsamtion  bleibt  es 
stenerpolitiscb  doch  bedenklich,  die  Tabakbestenemng  so  flber- 
müssig  stark  gegenüber  allen  anderen,  anch  den  Übrigen  Verbranchs- 
stenem,  deren  Objecto  nirgends  solche  individnelle  Consumverschieden- 
heiten  aufweisen,  werden  zu  lassen. 

So  w'm\  Diaii  <las  woriig>tt  ns  vom  Standpuncto  lioiitiger  Tln  orie  lunl  Praxis  unil 
^ip'joiell  vom  Slandpunctc  (i<-r  „(ilcichiu.i^äit^^keit"  der  Ucäteucruni^  aus  aulTusscu.  Als 
maD  in  der  Beroluüon  das  alte  Monopol  beseitigte,  wurde,  characte ristisch  für  die 
Verschi»Mlcnh»Mt  der  Anscliauuni^^cri  in  solrlien  Dingen,  gt'radc  dif  r-lnnialnm;  dos 
£innahffle«usf&iiä  auf  die  u  i  c  h  t  -  tabakr erbnacheode  Bevölkerung  mit  ab  Bedenken 
gegen  die  Beseitigung  des  Monopols  geltend  gemacht 

Freilich  steht  man  in  Frankreich,  Dank  der  inneren  und  äusseren 
Politik  im  ^Jahrhundert  der  Revolntion'<y  deren  Reflex  die  colossale 
Steuerlast  ist,  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  ähnliche  Bedenken 
auftauchen,  beim  Enregistrement  und  Stempel  (S.  579  ff.),  bei  den  Ge- 
tränkesteuem  (S.  6551)'.),  vor  einem  peinlichen  Dilemma:  schiebt  man 
diesen  Steuern  eine  so  p:ros8e  Quote  des  Steuerbedarfs  zur  Deckung 
zu,  so  erreicht  man  zwar  diese  Deckung,  aber  es  erholicn  sich  die 
anfj^cdenteten  Bedenken;  herlicksichtigt  man  diese,  so  wird  die 
Deckung  des  Bedarfs  n<»(  h  schwieriger  und  man  niuss  wieder  zu 
manchen  anderen  Steuern  greil'en,  d.  h.  die  (lcs;iiimitl)cstcuerung 
noch  verwickelter  und  für  die  Volkswirthschaft  vielleicht  noch  lästiger 
machen.  Die  französische  Kestcuerung  leidet  ehen  einmal  unver- 
meidlicb  unter  den  Folgen  der  Politik  ihres  Landes.  ,,Macbt  mir 
gute  Politik,  und  ich  will  £nre  Besteuerung  erträglich  machen.*' 
Diesen  Satz  hat  das  „neue",  wie  das  „alte  Regiment"  in 
Frankreich  gleichermassen  yergessen  und  —  muss  nun  die  Folgen 
tragen. 
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fi)  Das  rulvermouopol. 

(JeBctsgebmig.    (Iboptbestimmongen.)    0«8.  f.  18.  Fnictidor  V  (30.  Aof. 

I7!>T"i.    fii-s.  V.        Aiür.  (rrcigalic  der  SaJin'tcrgcwinnuiigV    fi<-s.  v.  IC».  März 

lbl9  (Freisnorniiruiig).  Ord.  ?.  17.  Nov.  1S19  (Elf  reiferpräiDieii).  Gci«.  v.  24.Mai  1S34. 
Ges.  ?.  25.  Juni  1841  (Art.  25,  Strafen).  Ord.  v.  5.  Oct  1842  (Prtinieii\  Decr.  v. 
1.  Mar/  ISÖ2  (Strafen).  (Jos.  v.  lü.  Juni  ls7!  (Str»fcn\  (ies.  v.  4.  Sept.  IS71  Art.  11 
(V'ndoitpliin^:  des  Preises  i\,<  .latrilpuh iTm.  (ies.  v.  2."i.  Juli  l**!."!  Ili-rahsctziint:-  d<-s 
Preis»;»  auf  don  früliurcu  Stand^.  iö"/»  Zuschlag  f.  Jagd^julvcr  durch  (Jes.  v.  30.  Dec. 
1^7S  und  2.  Jnni  1875.  —  Zahlreiche  altere  und  noaere  Decreto  flW  sieherhcits- 
poli/'MÜchc  Einzelheiten;  über  die  Organisation  (Decr.  r.  Nov.  IS?.*?"^;  dann  aber 
den  Tarif,  neuerdings  bes.  Uber  den  Preis  des  zur  Ausfuhr  bcstimuiten  Pulvers, 
die  Bedingungen  dabei  a.  A.  m.  (so  Decr.  v.  21.  Mai  1^86).  (S.  Olibo).  ~  Antrag 
auf  Auf hebong  des  Piiherm  onopols  i.  J.  1887  (Boll  XXIU,  574).  Ueber  Dy- 
namit a.  s.  w.  s.  selion  o.,  §  27!>. 

Literatur.  Vignesl,  201.  Block,  dict.  Art.  poudres  et  salpetrcs,  auch  im 
auppl.  g«'n6r.  und  in  den  Jaliressnppletncnten.  Olibo  II,  446 — S17,  auch  III,  156, 
Ball.  XXII,  474  —  482  (geschi<  htl.  Telierldick  liber  die  bezügliche  Ges<  tzjr-  biini;  von 
Pulver  und  Salpeter  v.  1«».  Jahrhundert  an),  v.  Ihtck  S.  .'{55 — '<5t».  v.  Kaiil  tiiaiin 
S.  537  540.  —  Mathieu-Iiodet  I.  41.  :iü7.  Amagat  p.  342.  Die  Ea.ju.  i.-  vuii 
I^SM  If.  bezog  sich  z.  Tb.  mit  auf  das  Pulvennonopol.  S.  die  „Keponses"  «S.  7lu) 
des  Steuerdirector-j  p.  .'!fi5.  —  Tarif  Jm  Einzelnen  öfters  vcr:in<b'rt.  b<;s.  f.  Puh-r 
/.uui  Export)  Kuli.  XVI,  552  11.  —  Statistik  Bull.  XVII,  548,  XXIII,  48J.  Faure 
p.  ISO,  250.   Berichte  der  Venraltanf  der  indir.  Stenern  über  die  Ertrige. 

§.  298.  1.  Im  Allgemeinen.  »Schon  im  Ancien  rcfrinic 
hatte  seit  dem  lO.  .lahrlnindert  ein  Monopol  der  l'ulveiral>rikation 
und  des  riilververkaiils  wie  der  Salpetcrj^ewinnung  au.s  Gründen  der 
hohen  Staatspolitik  und  nationalen  Siclicrlicit  l)estanden.  Dasselhe 
war  besonders  durch  die  Herechtigungcn  in  Betreff  der  Nach- 
grabungen auf  Salpeter  in  PrivathUuscrn  lästig  geworden,  ein  Vor- 
recht, das  von  Fermiers  ansgeUbt  beständig  Anlass  za  Klagen  ge- 
geben batte.  Darin  traten  jedoeb  noch  vor  der  Revolution  wesentlicbe 
Verbesserungen  ein.  Der  Staat  tibemabm  die  Gewinnung  von  Salpeter, 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pulver  im  Jabre  1770  in 
eigene  Regie,  macbte  die  Naebsucbung  von  Salpeter  vom  Willen 
der  UauseigentbUmer  abbängig  und  befreite  scbliesslleb  die  Wohn- 
hSuser  ganz  von  dieser  Nacbsnebung  (1777). 

Bei  der  l)C8onderen  Lage  dieses  Monopols  entging  dasselbe  und 
damit  die  mit  ihm  verbundene  Einnahme  auch  der  allgemeinen  Aul- 
hebung derartiger  Hinrichtungen  im  Jahre  lltil,  obwohl  es  nach 
seinem  Erträgniss  zu  den  vcrlehmten  „iudirecten  Steuern"  gehörte. 
Die  Wirren  der  Zeit  führten  indessen  thatsächlich  zu  einem  Hruch 
des  Monopols,  auch  hörte  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  von  Pulver 
Seitens  des  Staats  zu  Trivatzweckcn  aus  Gründen  der  üffentlicben 
Sicherheit  auf.  Diesem  Zustande  suchte  das  Gesetz  vom  13.  Fruc- 
tidor  V  (80.  Aug.  171)7)  ein  Ende  zu  machen,  indem  es  ans  GrUnden 
der  inneren  Sicherheit  und  um  der  Ruhe  der  Bürger  Willen  wie  im 
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Interesse  der  NatioDalyertheidigang  nach  Aussen,  gemSss  dem  noch 
geltenden  Rechtsznstand  die  Gewinnung  vonSalpeter  nnddie 
Herstellnng  und  den  Verkauf  des  Pulvers  von  Neuem 

ausdrücklich  dem  8  taateallein  vorbehielt.  Auch  die  private 
Einfuhr  von  PiiIvtT  und  Ein-  und  Ausliilir  v(»n  Salpeter  wurden 
verboten,  ebenso  der  Besitz  von  KriotcspidN  er,  und  der  liesitz  von 
allein  andern  Pulver  beim  l'rivatcn  (dine  liesondere  obrigkeitliehe 
Ermiiolitigung  auf  ')  (seit  1834  auf  2)  Kil.  beschränkt,  sowie  eine 
Reihe  von  weiteren  sieherheitspolizcilichen  Anordnungen  getrotVen. 

Das  Monopol  bezieht  sieb,  nach  der  Auslegung  der  Judicatur, 
auch  auf  alle  dem  ISchiesspulver  ähnlichen  Explosivstoffe. 

Das  Monopol  wurde  und  wird  mittelst  der  Preisnormirung  fUr 
das  Pulver,  namentlich  fllr  das  Jagdpulver,  fiscalisoh  in  der  Weise 
ausgenutzt ,  dass  es  mit  zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
dient,  die  den  Hanpttheil  des  Reinertrags  bildet 

Das  Gesetz  vom  Fmctidor  V  ist  noch  heute  die  Grundlage  des 
Monopolrechts.  Doch  sind  manche  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
beseitigt  oder  abgeändert  worden.  Namentlieh  wurde  die  Fiinfuhr 
ausländischen  Salpeters  nnd  die  Gewinnung  und  der 
Ve  rk  a  n  1  von  Salpeter  im  I  nlan  de,  mit  wenigen  IJesehränkungen, 
seit  l.Sl!i  freigegeben  (Ges.  v.  10.  März  hsi*)),  so  dass  seitdem 
das  Monopol  sich  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  Pulver  und  andere 
ähnliche  Explosivstoffe  bezieht.  Aber  auch  in  dieser  Hin- 
sicht hat  neuerdings  eine  Einschränkung  des  Monopols  statt- 
gefunden, indem  durch  das  (icsetz  v.  8.  März  1875  die  Fabrikation 
von  Dynamit  undNitro-Glycerin-Sprengstoffen  der  Privat» 
Indnstrie  Überlassen  wurde  (s.  o.  §.  S79). 

An  die  Aufhebung  des  ganzen  Monopols  ist  dfters  gedacht 
worden.  Ein  im  Jahre  1887  gestellter  Antrag  ging  darauf  hinaus. 
Es  sollten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des  Gesetzes  v.  8.  März 
1875  betr.  Dynamit  auch  auf  Pulver  angewendet,  also  dessen 
Fabrikation  und  Verkauf  unter  genügenden  Cautelen  der  Privat- 
industrie ii herhissen  werden.  Doch  ist  es  bisher  nicht  da/.u  ge- 
kommen. Zwingende  sicherheitspolitisclic  Gründe  sprechen  kaum 
nir  das  Monopol,  wie  auch  das  l>eispiel  anderer  Eiindcr  beweist. 
Die  Erlieltung  einer  indirecten  Verbrauchssteuer  vom  Jagdpulver, 
worin  die  tinnnzielle  Bedeutung  des  französischen  Monopols  im 
Wesentlichen  besteht,  —  eine  Art  „Luxussteuer"  —  Hesse  sich,  wie 
bei  Dynamit,  auch  bei  der  Privatfabrikation  nach  den  Üblichen 
franzilsischen  Formen  darchftthren.   Anderseits  sind  die  GrUnde  fUr 
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die  AufbebuDg  eines  altbestebenden  Monopols  aucb  nicht  durch- 
Bcblagcnd. 

§.  299.  2.  £inricbtaiig. 

a)  In  der  Verwaltung  des  Monopols  sind  mebrfaeb  Ver- 
änderungen eingetreten,  welebe  früher  sehon  in  Verbindung  mit 
anderen  Organisationen  zu  erwähnen  gewesen  sind  (S.  599  n.  720). 
Jetzt  ist  die  Pulver  iah  rikation  wieder  dem  Kriegsministerium, 

der  Verkaiit*  des  riilvers  an  Private  der  Gcncraldirect  i  o  n 
der  iiidirecten  Steuern  Übertragnen:  also  bei  diesem  Monopol 
eine  ähnliche  Vertheilung  der  Functionen  wie  beim  Tabakmouopol 
(S.  71!)). 

D.Kb  Pulver  für  Private  unifasst  l]a^  fur  dfn  Hniult  l.  aiK  Ii  Export,  J agil ,  Her  g- 
werke,  Feucrwurkc,  SchutzeugescUäcliaftcii ,  die  ilanddäinariuc  a.  s.  w.  beätimmte 
Pulrer.   Die  HenteUong  dendben  erfolgte  bis  zum  Hhn  1665  durch  das  Kriegs- 

uiinisteriuin.  Damals  wunlc  diese  Aufjjal)«-  der  Gencraldircction  tlcr  Staatsinanufactaren 
mit  übertra}?eu,  im  Jahre  1874  aber  iu  dieser  Beziehung^  der  frühere  Zustand  wieder 
hergestellt  (Dccr.  r.  13.  Nor.  ISTS).  —  Im  Kriegsministcrium  besorget  jetzt  wieder  eine 
eigene  Abtlicilung  die.so  (iosohäft>  .  ilas  Corps  des  iogeiiietin>  des  poudres  et  salpr-tn-^s 
(Defr.  V.  '1.  Mai  IsT.'i).  In  Foli{<-  iles  Armeegesetzes  T.  10.  Mar/  ls^2  sind  hier 
formelle  Aendeiuugen  in  Bezug  auf  die  TreuDUDg  der  Direction  und  der  Ausfuhrung 
der  Geschifte  cingetreteD  (Deor.  t.  19.  Febr.  ISbS,  Bloclc,  suppl.  geDer.  p.  S79).  Der 
Verkauf  ils  l'ulvers  (  t  Private  —  zu  dein  cviMitiiell  ain  li  Kricgsjiulver.  z.  V>. 
fbr  den  Export  narli  anderen  Ländern  gehört  —  unterstellt  nach  wie  vor  Ibtiö  und 
lb73  der  (ieneraldircction  der  indircctcn  Steuern. 

b)  Die  N  0 r in i r u n  d e r  P r e i 8 e  des  im  Innern  abgesetzten 
Pillvers  erfolgt  durch  Gesetz,  diejenige  der  Preise  des  für  die 
Ausfuhr  bestimmten  Pulvers  jährlich  durch  Ministerialerlass,  nach 
Uebereinkunft  zwischen  dem  Kriegs-  und  Finanzministerium.  Ein 
eigentlicber  Steuerznschlag  findet  dabei  ansdrttcldich  nnr  bei 
dem  für  die  Jagd  u.  dgl.  dienenden  Polver  statt,  während  das 
Bergwerkspnlver  sowie  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  nm  einen 
Preis  verkanft  werden  soll,  welcher  ein  gesetzliches  Maximum  nicht 
tibersebreiten  darf  und  den  eigenen  Herstellungs-  und  Transport- 
kosten der  Hegie  am  Orte  der  V'crwendun^^  anzupassen  ist. 

(ies.  V.  1(J.  Marz  (»libu  II,  .511.  Bull.  XXII,  17s.    Der  Tarif  .»selbst 

spccialisirt  nach  Ver  wendungszwt;cken  und  Sorten  ircnau.  Die  Verdopplung 
der  Preise  des  Jagdpolvers  nach  dem  Kriege  von  1>T0— 71  itJes.  v.  4.  Sept.  1871 
Art.  11^  \vrii<l''  \Vf?eii  anrli  fisrali^^ch  naclitheilifrer  Einvvirkini:^  auf  den  Consum  \>^h\ 
wieder  rückgängig  gemacht  (iica.  v.  25.  Juli  187.'{).  Doch  unterliegt  Pulver  im  Inland 
dem  25  7o  Zaschlag  der  indirccieii  Steuern  zum  PriDcipal.  Bei  der  Festsetzung  der 
Preise  fnr  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  Pulver  sind  die  allgemeinen  Pieiscenjuncturen 
massi^r-bend. 

Der  bestehende  Tarif  i^l  l'nr  Jagdpulv<  r  nach  l  Sorten  p.  Kil.  28 — ltJ.35 — 15 — 
11.85  Frcs.  (Consumentcnpreis,  s.  u.).  ausnahmsweise  für  englisches  Pulver  38  FKs.:  fUr 
Ber«rwerkspulver  in  .S  Sorten  2  8.')— 2..'>ü — 2Fri  s.  .  I'ur  Piilv<  r  zu  ver-^ehiedenon  anderiMi 
Zwecken  .'i.40-  2  l.liU  — l.äU-  I.4U  l'rcs.;  sogen,  jtulvcrin  O.ÜU.  ausserdem  noch 
einige  weitere  Specialsilze.   Besondere,  meist  erheblich  niedrigere  Tarife  bestehen 
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wieder  für  Pays  (Ki  Ocx,  Zone  Ton  Oborsavoteii,  Corsica,  Tunis,  Monaco.  —  bcr  Tanl 
für  die  Jagdpulvor  zum  Export  ist  1S86  erheblich,  z.  Tli.  auf  diu  Hälfte  ]iorabg:esetzt 
worden,  so  für  'i  Sorten  von  5  und  4.25  —  4.50  und  8.75  —  4  und  3.2.')  Frcs.  p.  Kil. 
auf  be2.  2.50  und  l.UU  —  2.25  uud  1.65  —  2  und  1.40.  Vgl.  die  Tariie  im  Ball. 
XVI,  552  ff.,  XXir,  479  ff.,  XXIII,  802  ff. 

r)  Der  Ko bertrag  des  Monopols  kommt  grögstentheils  aas 
dem  Verkauf  der  dritten  und  vierten  Sorte  Jagdpalvers  und  der 
ordinären  Sorte  Bergwerkpalyera.  Der  Beinertrag  kann  Übrigens 
ans  dem  Jagdpnlver  nicht  allein  herrühren,  wenigstens  neuerdings 
nicht,  wie  das  VerhältDiss  des  Absatzes  von  Jagdpnlver  und  des 
Erlöses  dafllr  zom  Reinertrag  ergiebt  Es  mnss  demnach  auch  an 
dem  anderen  Pnlver  und  nach  Lage  des  Dinge,  wie  sie  die 
.statistischen  Zahlen  constatiren,  vornemlich  doch  am  liCrgwerks- 
pulver,  nicht  y;aiiz  uubedeuteiul  von  der  Regie  protitirt  werden. 

Die  Vo rkuufsmen ff cn  und  Ertraffsvcrliältnis-  '  waren  folir-ndr  iiltere 
Daten  bei  v.  Uock  S.  359;  Bull.  XYU,  54!»,  XXII,  4b2,  XXiil,  300  Ü.,  Faure 
p.  180,  230;  tttirisens  in  den  amtl.  Qoellen  mebv&ch  etvas  abweichende  Daten). 


Verlan  fte 
Mcngu 

ErlOs. 

Gewiiiiiungs- 

kosten 

Beingewinn 

1000  KU. 

1000  Pres. 

1000  Frcs. 

1000  Fr9. 

1919 

3.272 

2.191 

1.091 

1835 

U54 

4,Ö15 

2,302 

2,313 

1854 

2,497 

8,025 

8,653 

4,372 

1S64 

4.183 

i2.sn 

5.r.7i 

7,14«; 

lsü9 

4.5S2 

14,084 

4.44'< 

ll.t).'{.-> 

lb74 

4,124 

is.obi 

4,270 

18S5 

4,740 

15,006 

4,541 

10,465 

Die  Zahlen  bezichen  sich  mit  auf  Algier.  Auch  vcrhitltnissmässig  i^t  der 
Reinertraii^  immer  günstiger  geworden.  1  KU.  kostete  der  Regie  hiernach  durchschnitt- 
lich 1885  0.1>5  Frcs.  und  wurd«;  von  ihr  fiir  4.01  Fr*  s.  reikaofl,  also  mit  tiiiLin 
Gewinn-  oiI-t  Srfiii'rauf>rhlag  von  322*'o,  der  hoiui  Ja^rdpulver  noch  viel  erheblicher 
gewesen  sein  muss.  Seit  lbb2  sind  Verkaulameuge  und  Erlüs  etwaä  gesunkcu,  der 
Reinertnur  wenip.  Aoch  die  Dynamitsteuer  hat  seit  1882  im  Ertrage  abgenomDen 
(S.  690.  6!»7\ 

Nai  h  .luhresbcricht  der  Dircctioti  dor   iiidirerten  Steuern  —  mit  etwas 

abweichenden  und  zwar  kleineren  Zahlen,  als  die  vorausguhendcu  (a.  Bull.  XXI,  43(), 
XXICf,  800)  —  warde  1S85  an  Ja^dpuWer  im  Inland  verkanflt  491.000  KU.  fte 
6,029,000  Frcs.,  p.  Kil.  12.3  Frcs.,  wovon  auf  die  zwei  untersten  Sorten  allein  bez. 
1:h  1.01)0  und  :]:.0.i)00  Kü.  zu   1,'>s4.000  und  3.937.000  Fri-5.;  an  Minenpulver 

2,  blü,000  Kil.  fiir  «>,350,0ü0  Frcs,,  p.  Kil.  2.25  Frcs.,  last  alles  von  der  niedersten 
Sorte  oder  Tarifclasse.   Die  Verkaufe  für  die  Ans  fuhr  betragen  H32.0U0  Kil.  far 

03. ^,000  Frrs  ,  p.  Kil.  1.11  Frcs.  Der  kleine  Rost  von  der  panzon  Snmme  die  im 
Bull.  a.  a.  0.  nur  zu  4,410,000  Kil.  fur  13,a02,000  Frcs.  angegeben  wird,  also  ctwait 
niedriger  als  in  der  roraasgehenden  Tabelle)  kam  auf  die  simmtUeben  anderen  Vor» 
wendongazwecke  and  Absatzgebiete. 

d)  Der  Verkauf  des  rulvers  ist  ganz  ähnlich  eingerichtet  wie 
heim  Tahal^moiK»})!)!  (§.  2111).  Das  der  Direction  der  indirecten 
Steuern  vom  Kriegsministeriiun  Uherlieferte  Pulver  wird  in  Nieder- 
lagen (Entre])ots)  gehracht  und  von  hier  aus  tbeils  direct  au 

A.  Wagner,  FiuaiuwissMiKliaft.  III.  49 
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Consniiienten  verkauft,  tbeils  und  Tornemlicb  an  Debitanten  zu 

einem  etwas  ermässij;icn  Preise  —  dem  „Debitantenprcise"  —  ab- 
gegeben, welche  es  dann  nacli  dem  amtlichen  Tarif  des  Consumenten- 
preises  an  das  Publiknm  verkaufen.  Für  einzelne  Sorten  besteben 
besondere  Restimmiingen.  Die  Debitanten  mtissen  Uber  die  Verkäufe 
genau  Buch  führen,  insbesondere  über  /eitpunct.  Sorte,  Menge  des 
Paivers,  Uber  Namen,  Beruf  und  Wohnort  des  Käufers. 

Viclfac  li  fiinglroii  die  Verlcfrer  und  Debitanten  des  Tabaks  zugleich  mit  für 
Pulver.  Die  Ernennung  besonderer  l'ulverdebifanfon  erfolgt  durch  den  PrUfccten. 
Die  Zahl  der  Debitanten  war  1SG9  (ohne  Elsass-Loihrinj^^cn)  ^.r>42,  lbb3  10,079.  Di« 
Proviston  der  Debitanten  betr&gt  beim  Jagdpalver  1.20.  meist  O  HO  Pres.  ]i.  IQl.,  Mioen- 
pulvcr  darf  nur  von  solchen  Dcbitanfcn  vi-rkatift  werden,  die  da/u  eine  eigene  Er- 
mächtigung des  Präfccteii  haben,  und  auch  dann  nur  auf  Orund  eines  Ccrtiticats  des 
Maiie<s  oder  des  leitenden  Ingcnicon  hinsichtlich  der  Vcrwondang.  Die  Preise  dieses 
Pulvers  sind  für  Debitanten  und  rf»n->uinentcn  jel/.t  dieselben.  Die  Verkäufe  von 
Pulver  eifoltrcn  \ ors(  hrirt5in;issi<r  in  n<-lialtcrn  und  Mi-ngen,  welche  fdr  dl»»  v<T»rhie- 
deneo  Sortcji  verschieden  sind.  —  Man«  heiiei  ^i(  herheits|)oli/eilichc  Vorschrillen  be- 
stehen natfUrUdi  fbr  die  Aufbewahrung  und  den  Transport  von  Pulver.  In  unruhigen 
Zeiten  kJ^nnen  die  Präfecten  tien  Verkauf  von  I'iilvt>r  ganz  verbieten,  dir-  Vi.rräthe 
der  Debitanten  einziehen  oder  den  Verkauf  auf  Dcbitc  in  <Icn  Hauptorten  der  Arron* 
disscments  beschränken  und  ihn  an  specieHo  Ürmichtiguns:  der  Kftufer  kattpfen.  Di« 
Debitanten  unterliegen  der  steueranttli(  hen  visitc  und  im  Prin<-i])  dem  ttzercice.  S. 
darüber  und  Uber  da»  auch  hier  umfangreiche  Detail  des  Yervaltangsrechls  OHbo, 
B.  II,  äOl. 

Salpeterfabrikanten,  welche  ausserhalb  der  Bezirice  der  staatUohen  Salpeter- 
fabrik« n  ihr  rieseliAft  treiben,  sind  licenspflichtig(25  Pres.).  Solcher  gibt  es  al>er 
seit  Jahren  nur  3—5. 

e)  Die  Strafandrohungen  sind  auf  diesem  Gebiete  mehr- 
fach besonders  scharf ,  was  sieb  ans  der  Verknüpfung  sieherheits- 
polizeilieher  mit  den  fiscaliscben  Interessen  Kur  GenUgc  erklärt 
Namentlich  wird  in  einigen  wichtigeren  Fällen  mit  Confiscation 
derObjecte  und  mit  Gelds  trafen  Gefängnissstrafe  Terbunden. 
Zur  Aufspürung  von  Contraventionen  dienen  hier  In  besondereni 
Maasse  PrUniien  der  Ergreifer.  Eigene  Anzeigepf]iehten  über 
Pulvervorräthe  bestehen  fUr  ankommende  Schiffe.  Die  früher  auch 
hier  zulässige  Vereinbarung  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf 
Confiscation  und  (Geldstrafen  Uber  A  b  f  i  n  d  u  n  g  s  s  u  m  m  e  n  bat  seit 
1851  zu  Guuäteu  Bteter  gerichtlicher  Eutscheiduug  aufgehört. 

S.  bes.  (Jes.  v.  Frurt.  V,  Art.  27—51,  86.  Ges.  v.  2\  Apr.  ISin  Art.  222—225, 
(ies.  v.  21.  Mai  1S.S4  Art.  2—4.  (ies.  v.  25  Juni  lb41  An.  25.  Olibo  II,  4ü9  iL, 
501 — 514.  Block,  dict.  Art.  poudres  Nr.  15— 21.  Beispiele:  bei  unerlaubter  Pulver- 
fabrikation (jcltlstrafe  von  ^000  Frcs.,  C<iiili^«  ation  dos  Pulvers  und  der  (ierätbe 
un<l  Stolle  zur  Ilerstolluiig;  Einsperrung  der  Im  s.  liaftigten  .\rbeiter  auf  .1  "Monat, 
beim  Kuckfali  auf  1  Jahr;  7t  der  üoldstrafuu  au  den  Denunciaoteu.  Bei  unerlaubtem 
Verkauf  300—1000  Frcs.  und  Gef&ngniss  von  1  Monat  bis  2  Jahren,  letztere  Strafe 
auch  bei  unerlaubtem  Besitz,  von  Kriegs-  oder  Armcepulver  oder  bei  Besitz  von 
mehr  als  2  Kil.  anderem  Pulver,  neben  100  Frcs.  (icldstrafe.  lland.'ls-,rliiffe. 
welche  nicht  binnen  24  Stunden  nach  Ankunft  ihre  Pulvervorräthe  angemeldet  haben, 
laufen  600  Frcs.  Geldstrafe.   Verbotene  Poivereinfuhr  ins  Staatsgebiet  ontorliegt 
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ausser  Confiscation  des  Pulvers  uud  der  Transportmittel  einer  Strafe  ?ou  20.44  Frcs. 
p.  Kil.  PalTer:  bei  Einfahr  zur  See  dem  doppelten  Sat/c.  Die  Ergrcifcraotheile 
richten  sich  z.  Th.  narh  der  Zahl  der  arretirtcn  Contravenienten  (15  Frcs.  p.  Kopf) 
and  Mch  der  Menge  des  bescblagoabinteo  Palrexs  (3  Frca.  p.  KU.)* 


/.  Das  Streicb-  oder  Z ündbOlzclieii-HonopoL 

(Monopole  des  allumettes.) 

Gesetz^^ebung.  Erste  Einfühmng  einer  Steuer  dorcb  Ges.  v.  4.  Sept.  1S71, 
Art.  3—5,  dazu  AnstVihrangsdecret  v.  2'».  Nor.  1S71.  Tarifanderung  dun  h  <ies.  v. 
22.  Jan.  1872,  Art.  4.  Üecrct  v.  29.  Febr.  1?572.  —  Errichtung  des  Monopols  durch 
Ges.  V.  2.  AufT.  IS72:  in  Art.  3  dieses  Gesetzes  Erkl&rung  der  Anwendbarkeit  der 
Exprupriatii.ns-(iriindbätze  des  fies,  vom  3.  Mai  O.'ffontl.  Zuschlag  filr  die  Ver- 

pacbtaug  des  Monopols  an  eine  (icsellschaft  aui  12.  (Jet.  \bl2,  nach  Lastenhefit  v. 
5.  Sept.  1872.    Ueber  die  Durrhruhning  der  Expropriation  finanzmin.  Circalar  v. 

Nor.  ls"2  an  die  PiiilV-cton.  (»es.  \.  {7>.  Mär/.  1873  über  <lie  AiiMilitiiiv:  des 
Monopols  nnil  tii-a  V.-rkaiif  der  Sfrcichhiil/thcn.  Dnrr.  v.  bn.  Dco.  1^1  \  l.i  tr  Kr- 
müchiiguug  der  concessioniilen  MonopuIgeseiUchaft  zum  Verkauf  von  Lu.\asstreich- 
bdlzcbcn  und  Tarif  dafür.  Vertrag  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  concess. 
Müiiopnljresfllschaft  vom  11.  Dcc.  Is74.  Ges.  v.  2s.  .I.in.  IST.')  betr.  da»  Monopol 
ijin  Art.  H  Erklärung  der  Anwendbarkeit  der  Untentchleif  bei  Tabak  betreffenden  Be- 
stimmungen der  Art.  222  nnd  22:i  des  Ges.  r.  28.  Apr.  l^^lti  auf  Contrarentioiien  • 
gegen  Gesetze  und  Decrete  betr.  das  Streichhölzchen-Monopol)  Dccr.  v.  I.  l'ebr. 
iHTö  betr.  Verkaufspreisti  {r«^wisser  I.iixMsholzrlicn.  (les,  v.  2*».  Juli  1S75  betr.  Unter- 
ünickung  von  Unterscbleiien  (Anwendbarkeit  der  Art.  217,  21>>,  237  des  Ges.  r. 
28.  Apr.  1816).  Decr.  y.  10.  Ang.  Ib76.  Neue  Verpachtung  des  Honopob  r.  1883 
an,  Zuschlag  Aug.  1884.  nach  Lastenheft,  mit  Tarif,  vom  7.  Juli  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  ISl— 1**.'..  R1m<  k,  dict,.  Art.  allumettcs  rhiiniiiiiL^s, 
auch  suppl.  gencr.  p.  lü  ^Vertrag  r.  lb^4).  Say,  dict.  ders.  Artikel.  Olibo  III, 
S45 — S9:<  (GMetze,  Deor^.  Lastenhoft,  Pachtrertrag  im  Worttaut,  mit  Noten,  auch 
Entscheidung  der  Streitfragen).  Dcjean,  code,  di.-  einzelnen  Gesetze  (mit  Noten). 
Bull.  XVI.  fiy)  ir.  (Erneuerunir  il->  Vertrays,  I^^j.  T.asfenh.rt }  v.  Kaufmann 
S.  541 — 550  (ein  vorzuglicher,  reichhültiger  Ab^chllitt.  .\u>/.ii^^e  aus  den  Motiven,  Ver- 
handlungen, bes.  Uber  die  Streitigkeiten  zwischen  Pachtgescllschaft  und  Staat,  worauf 
hi.T.  unt<>r  Hinweis  auf  Kaufmanns  Darstellung,  nicht  näher  eingegangen  wird;  s. 
darüber  auch  Say,  dict.  p.  12b.  —  Mathieu-Bodet  I,  41,  84,  14S,  313.  — 
Tarif  (neuer  r.  1SS3)  im  Bull.  XVI.  532  und  in  den  oben  genannten  Gesetzen  und 
Decreten.  —  Statistisches  bei  7.  Kaufmann.  Fanre  p.  130  (Ertrag  f.  d.  Staat),* 
Bericht  über  indirerte  Steu.^rn. 

§.300.  1.  Im  .\ ll<i:emeinen.  Kinfuhrang  einer  Steuer. 
Die  BeBtenerung  der  Htreiohhölzchen  bietet  nach  drei  Seiten 
ein  besonderes  Interesse,  einmal  als  nene  Verb ranchss teuer 
auf  einen  wichtigen,  ja  unentbehrlichen  Consnmartikel, 
sodann  weil  man  sich  veranlasst  gesehen  hat,  die  erst  im  Jahre  1871 
eingeführte  nene  Steuer  schon  im  folgenden  Jahre  wesentlich  aus 
stenertechnischen  Gründen  in  die  M o  n o  p  o  1  f  o  r  m  hinüber  zu  fuhren ; 
endlich  weil  man  das  Monopol  an  eine  FinauzgescU.sehaft  ver- 
pachtet hat. 

Beides  Letztere  Maas.srep^elu,  welche  den  ( Jnindsätzi  ii  moderner 
franzr»si.sclier  Finanzimlitik  widersprechen,  denn  iici  Tabak  und 
Pulver  bandelte  es  sich  doch  um  alte  MonopolCi  i'Ur  w  elche  in  einem 

4y  * 
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Falle  auch  eminent  wichtige  Finanzinteressen,  im  anderen,  der  An- 
nahme nacli,  .Sichel  lieitsiiitercsscn  siel)  •geltend  machten.  Bei  den 
,Streichh(ilzchen  war  erst  ein  neues  Mono |»<»I  einer  einmal  be- 
stehenden nnd  entwickelten  Privatindustrie g^egenlihcr  einzuführen, 
nachdem  schon  die  r.esteucrun^  dieses  Artikels  erheblichen  Bedenken 
begegnet  war.  Und  vollends  die  Verpachtung  dieses  Monopols, 
die  damit  verbundene  Nothweodigkeity  PriTatorganen  wichtige 
Control rechte  zn  gewähren,  war  eine  mehr  an  die  berufenen 
Zeiten  der  fermiere  des  aneien  regime  erinnernde  Massregel,  die 
dennoeh  —  nicht  nur  beliebt  wurde,  sondern  sieb  einbürgerte  nnd 
wenigstens  bis  jetzt  bestehen  geblieben  ist.  Das  Ganze  ein  nenes 
Beispiel,  dass  man  auf  diesem  Gebiete  mit  Generalisationen,  wie 
„die  und  die  Einrichtung  gehört  definitiv  nur  der  und  der  finanz- 
geschicbtlichen  Epoche  an'<,  vorsiobtig  sein  muss.  Mindestens  heisst 
es  auch  hier:  „keine  Regel  ohne  Ausnahme".  Ob  eine  solche  Ans- 
nahme  im  concreteu  Falle  Tlatz  greifen  soll  und  in  unserem  Bei- 
spiel berechtigt  war,  darüber  gehen  dann  freilich  die  Meinungen 
wieder  leicht  auseinander. 

Die  Einführung  einer  Verbrauchs-  oder  Fabrikations- 
steucr  auf  Streichhölzchen  gehört  zu  jener  Keihe  von  Besteuerungs- 
massregeln, zu  denen  man  nach  dem  deutschen  Kriege  in  Frank- 
reich, gezwungen  durch  die  Finanznoth  der  Zeit  und  um  die  Steuerlast 
einigermassen  auf  verschiedene  Objecte  zu  vertheilen,  griff.  Die 
neue  Steuer  bildete  speciell  ein  Glied  in  der  Reihe  der  „nenen 
kleinen  Steuern'',  welche  oben  bereits  besprochen  worden  sind 
(§.  274—282).  Kur  ihre  spätere  Hinaberffibmng  in  die  Monopol- 
{orm  ist  der  Süssere  Grund  dafür,  dass  sie  erst  hier  zur  DarsteUung 
kommt  (S.  690). 

Eine  solche  Streich  höhchen  Steuer  war  aber  kein  ganz  neues 
Stcnerproject.  Man  halte  vielmehr  schon  früher  unter  Napoleon  Hl. 
einmal  an  sie  gedacht  und  damals,  18(10 — ()2,  auch  Seitens  der 
Finanzverwaltnng  mittelst  einer  eigenen  En(iuete  ^faterial  (Iber  die 
Lage  der  betreffenden  Industrie  gesammelt.  Die  A\'ahrnehmiing  des 
ausserordentlichen  Treisaufschlags,  den  der  Artikel  durch 
den  Zwischenhandel  auf  dem  Wege  vom  ersten  Prodncenten  bis 
zum  Consumenten  erfahre,  von  200%  und  vielleicht  noch  mehr, 
und  die  Beobachtung  der  grossen  Feuersgefahr,  die  durch  den 
Missbrauoh  mit  dem  gleichwohl  selbst  im  Kleinhandel  noch  so  wohl- 
feilen Artikel  hervorgerufen  werde,  hatten  schon  vordem  die  Idee 
einer  Zflndhölzchensteuer  auftauchen  lassen. 
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8.  Olibo  III,  846.  Um  1862  schitzto  man  —  wohl  zd  hoch  —  die  Prodaetion 

von  Streicbhölzcbeu  jeder  Art  auf  60  MilliarJeo  Stuck,  im  Gewicht  von  1 1  Mill.  Kil., 
zo  einem  Fabrikationskosten-Aufwand  von  9.  einem  Kn-irrrH-l'nisi'  von  11  und  einem 
Üctail-Preijie  von  26  Mili.  l'rcs.  Also  ein  ..Zwiichcngt  wiini  von  17  Mill.  l'rcs.  oder 
lS&*/o.  Die  Zahl  der  Fabriken  tod  einiger  Bedeutung  war  c.  150,  ausserdem  an 
1000  kloine  Hausindustriebetrieb.'  mit  Vertrieb  der  Wa.ire  durch  Golportag«  der  Pro- 
duccnten  aelbät.    Ein-  und  Ausfuhr  glichen  sich  angcfähr  aus. 

Bei  der  Nenordnang  der  Fioanzen  nach  dem  Kriege  erschien 
deoD  auch  dies  Stenerproject  neben  den  sahlreicben  anderen,  sn 
denen  die  Finanzlage  drängte»  alsbald  anf  der  Bildfläcbe  nnd  warde, 
trotz  mehrfacher  Opposition  and  principieller  wie  practischer  Be- 
denken zam  Gesetz  erbeben  (G^tz     4.  Sept  1871). 

Es  wurde  romemlich  mit  don  b«ideu  genannten  Gründen  motirirt,  wozu  dann 
Aasschlaf  gebend  noch  die  weitere  Erwägoog  kam,  dass  der  Artikel  ebenso  ^ut,  wie 
mancher  andrr«.',  li  »m  ils  bostcu(;rto.  'line  Stotii-r  ertrfiir**n  könni\  Dom  specieli-'ii  prin^  ipicllon 
Bedenlien,  daj>s  es  sich  hier  am  einen  Artikel  notb wendigsten  Bedürfnisses 
handle,  begegnete  man  mit  dem  freilieh  eich  eigentlich  atifhebenden  Doppcleinwand, 
eine  uiiLssige  Steuer,  wi<'  i^eplant  werde,  den  (legenstand  gar  nicht  sehr  Ver- 
th-u-ra  wopl»^.  da  sie  wesentlich  vom  grossen  (iewinn  d'-s  Zwisi  htMihaudcls  getrai;en 
Werdet)  vreric.  auch  die  Vertheilun?  der  Consunitiou  auf  die  gau/.o  Bevölkerung  die 
StuMor  für  den  einzelnen  Consumenton  kaum  filhlbar  machen  könne .  auderseib  aber 
eine  Vertheuernnaj  des  Artikels  für  d-Mi  rinsumentcn  ans  allnemoinen  Gründen 
erwünscht  sei,  um  den  gefährlichen  Missbrauch  zu  erschweren  und  so  Feuersgefahren 
za  remlDdem.  lUn  Gesichtspunkt,  der  seit  Jahren  rielfach  darch  die  Generalrithe 
TCftreten  worden  war:  die  „Icgnlen  Vertreter  der  Bevölkerun»;  hätten  so  zu  dieser 
St''Ut'r  selbst  die  Initiative  erprilicn".  —  Ueber  die  zahlreichen  sonstigen  Steuer- 
projecle  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  s.  bes.  Amagat,  z.  B.  p.  16S.  Eret  hei  der 
Wu^igong  der  Finanzlage  nach  dem  Kriege,  wie  sie  in  solchen  Projecten  hervortritt, 
wird  man  dem  einzelnen  lealisirten  Project,  mag  es  auch  sonst  Bedenken  genag  bieten, 
gerecht  werden. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  4.  Sept.  1871  nen  eingeführte  8tener 
wurde  in  den  tt blichen  Formen  der  französischen  indirecten 
Yerbranobsstenem  bei  „privatwirthschafilicher  Prodactionsweise" 
eingerichtet  Daran  knüpften  sich  einige  besondere  Normen 
nach  der  specifischen  Natnr  einer  ZündhOlzchen-BestenernDg  an. 

Daher  Liccnzpflicht  ^0  Frcs.)  der  Fabrikanten  wie  der  mit  i'abrikautcnrecht 
TSisehenen  Grosshindler  nnd  Gommissionire,  Declarationspf licht  ttber  Art  nnd 
Umfang  der  Fabrikation,  ebenso  der  (iross-  und  Kleinhändler  in  HetreH'  ihres  Ge- 
schäfts. Unterstellung  der  Fabriken  und  Dobite  unter  die  Controlc  der  Beamten  der 
indirecten  Steuern  \,Form  des  exercice),  entsprechende  Straf bestimmungen  a.  s.  w. 
S.  bes.  Ges.  ?.  4.  Sept  1871  Art  8— 4,  Boglcm.  t.  29.  Nor.  1871  (Dejean,  p.95ff.). 

Fttr  das  steuerpflichtige  Objoct  „allumcttes  chimiqucs"  wurde  eine  „Legal - 
definition  gegeben:  ,,alle  Objecte.  welche  mit  Zündstoll  versehen  lamorces)  oder 
derartig  präparirt  sind,  dass  sie  sich  darch  Keibuug  ^Iruiccmentj  oder  durch  jedes 
andere  Mittel,  als  directe  Bertihrang  mit  einem  in  Brand  befindlichen  Gegenstand  ent- 
Sanunen  oder  Feuer  hervorbringen  kiTnnen**  (Ges.  v.  1871  Art.  3). 

Der  Tari  f  wurde  buchst  ii-  oder  p:\ek«  tweisc.  naeh  der  Zahl  derHölz- 
chen,  bestimmt,  für  die  gewuhuliche  Waaru  Typoumengen,  in  denen  sie  nur 
in  den  Handel  kommen  durfte  (50,  100.  200,  500,  1000),  festgestellt  nnd  Torordnet. 
dass  alle  inländischen  oder  importirien  Hölzchen  nur  in  ge-<  Iilossenen  B Ochsen 
öder  Packele  n.  bekleidet  mit  gestempelten,  die  Steuerzahlung  constatirendeu 
Vignetten  circulireu  und  zum  Verkauf  kommen  dürften  (gen.  Ues.  Art  4).  Der 
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Tarif  war  zuerst  —  für  ordin&re  Waarc  in  Hol/,  f^egen  den  Entwurf  i  twas  erin.äs<>iirt 

  1«/^  {"i'ut.  für  niu  lisen  von  .'•)  Sttick  und  darunter,  .'I  Cent,  far  51-  IMO.  je  :<  Cent. 

f.  je  100  in  grOssercu  BUcbäcu  oder  Packcbeu  fur  Waarc  in  Hok;  für  foioere  Waare 
aus  andurun  Stoffen  als  Holz  (Wachs  a.  s.  v.)  10  Gent.  f.  je  100  Stack.  D«s  Gos. 
V.  22.  Juni  1872  «  rhuhtc  den  Satz  für  Waare  in  HoU  :iuf  1  Ci  nt  für  je  100  Stück 
und  darunter.  l)i<-  Stempclvignettcn  mussten  nach  Dcrr.  v.  1  -  lir.  1S72  von  den 
Fabrikauten  selbst  auf  ibre  Kosten  angcbra«  lu  werden,  wahrend  ihnen  in  diesem  Falle 
zuerst  eine  Provision  gew&hrt  worden  war.  —  Aosdrttcklich  tru^  auch  hier  impor- 
tirtc  Waaftt  norh  neben  dem  Einiraiiir^zoII  di'»  inrifre  Verbrauchssteuer  f(^cs.  r. 
4.  Sept  187t  Art  'S)  und  unterlag  dieselbe  dann  auch  dem  Markiruogszwaog.  Export- 
waare  war  steuerfrei. 

In  der  Praxis  bewähr!  e  sieb  tliesc  Hcstenening  jedocb 
nicht  soadcrlicb.  Der  Ertrag  blieb  uameutlicb  biDter  der 
Erwartung  zurück. 

Statt  t5Mill.  erhielt  man  nur  .'>~r,  Mill.  (genul  in  1S72  5,072.000  Frc^.).  Die 
zahlreichen  und  zerstreut  liegenden  l  ahnken  waren  schwer  ordentlich  zu  beaufsichtigon. 
die  Fabrikanten  klagten  dennoch,  da  die  geheime  Fabrikation  bei  dem  Artikel  nicht 
genügend  zu  verliüten,  daher  der  ünterschläf  gross  war.  Die  Klagen  Aber  die  Fenen- 
gcfahr  Miebcn  die  alt<'ii.  Den  Consumentcn  aber  wurd.-  uniTwartet  ganz  tlbermä».bij 
die  Waare  seit  Eiul'uhrung  der  Steuer  vertheuert,  indem  der  Detailpreis  trotz  der 
schon  bisher  grossen  Gewinne  des  Zwischenhandels  nicht  bloss  um  9—4  Cent,  f.*  100  StQdi, 
sondern  um  5,  10,  selbst  15  Cent,  ^ti<•l:.  ..Das  pul.liruru  zahlte  so  fast  20  Mill.  Frcs. 
mehr,  als  es  beim  Monopol  zahlen  wurde."   (S.  die  Note  bei  D  oje  an,  code  p.  2^2.) 

Auob  wenn  diese  Beschwerden  nicht  übertrieben  gewesen  sein 
sollten,  kann  man  ihre  volle  Beweiskraft  freilich  doch  bezweifeln, 
weil  die  Steuer  kein  ganzes  Jahr  ordentlich  in  Gang  war  and  sich 
doch  Manches  bei  längerem  Bestehen  gebessert  haben  mdohte.  Den 

Cüiibiuii,  und  damit  die  Ertragsfähigkeit  der  Steuer  bat  mau  Uber- 
haupt etwas  überschätzt,  wie  auch  in  der  FuigezciL  beim  Monopol 
sicli  zeigte. 

Diese  „Erfahrungen^'  führten  aber  dazu,  dass  der  bereits  an- 
fänglich aufgetauchte  Gedanke,  die  Steuer  in  M ouopolform  ein- 
zaricbten,  schon  im  Sommer  1872,  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Einführung  der  Steuer,  durch  ein  neues  Gesetz 
(vom  2.  Aug.  1872)  verwirklicht  wurde:  ein,  wenn  gerechtfertigtes 
oder  selbst  nothwendiges,  so  doch  auffallend  schnelles  Vorgehen  mit 
einer  auch  principiell  so  wichtigen  Massregcl,  noch  bevor  die  bis- 
herige Steuerform  sich  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  in  der  sie  in 
Geltung  stand,  überhaupt  nur  hätte  genügend  bewähren  können. 

§.301.  2.  Das  Monopol.  Die  Begründung  des  einzuführen- 
den Monopols  stützte  sich  auf  die  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Puncto.  Das  Consumenteninteresse,  nicht  nur  was  den  Preis, 
sondern  auch  was  die  Qualität  des  Artikels  anlangt,  spielte  dabei 
eine  bemerkenswerthe  Rolle.  Den  Ausschlag  gab  aber  doch  das 
Finanzbedflrfniss  und  die  Annahme,  dass  dessen  Deckung  flir 
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den  TOD  der  Stener  veranscblagtcn  Ertrag  von  roindestens  15  MilL 
Frc8.  gerade  bei  dieBem  Artikei,  nach  dessen  eigenthttm- 
lieben  Prodaetionsbedingnngen,  nur  durch  das  Mono- 
pol genügend  gesichert  werden  kOone.  Diese  Erwägungen  siegten 
Uber  die  allgemeinen  Bedenken  und  ttber  eine  lebhafte  Opposition^ 
welche  sich  gegen  die  Monopole  Oberhaupt  und  gcgcD  das  beab- 
sichtigte >j)ecien  richteten,  wobei  die  Kosten  der  Expropriation  der 
bestehenden  rrivatfahriken  und  die  rnnjöglichkeit,  der  «;ebeiiiien 
Fabrikation  Überhaupt  Herr  zn  werden,  auch  als  linanziclic  Be- 
denken iVstgchaltcn  wurden.  Der  Hauptinhalt  des  massgebeudeu 
Gesetzes  v.  2.  Aug.  1672  ist  der  iulgendc. 

Von  dor  Vcröfl'cntlichuii};  (ks  (ies.'t^fs  an  wurdo  „Ankauf,  Kaluikation  ünd  Ver- 
kauf von  Streichhölzchen  ^.allnmettes  cliinii<|ii<-M  im  gan/t-n  Staabirobiftc  aussrhlicssli<  h 
d'-tn  Staate  übertragen"  lArt.  I).  Der  Finanziiiini>t<  r  wurde  eruiai  Lügt,  dies  Monopol 
«•ntwcder  direct  durch  dif  Verwaltiitii;  der  Sta  itsmaniifacturen  aus/uhcuten  odi-r  im 
\\  <  ü-  öÜ'entlichcn  Zuschlaij^  t»d<T  nach  •ir'  ii^'  itiz.T  r<:lM  ii'iiikiMift  [k  l'amiablo  eine 
Ctiuceäsioa  fur  diu  Ausbeutung  des  ^lunopol-s  zu  lüIi'  il*>ii  ^Art.  2).  Zur  Scbatlung 
des  freien  Bodens  fttr  das  Monopol  sollte  die  E.\pi  upriation  der  bestehenden 
Fabriken  eintreten,  alsdann  nach  den  Bediiiüungon  des  (jcsetzes  vom  3.  Mai  1*^1"! 
Die  erforderliche  Entschädigungssumme  sollte  d  r  Fin,\iizminister  vorschiesseu  diaien 
und  mittelst  Vorwegnahme  aus  dem  MonojiulüiUay:  wieder  einziehen  (gen.  Giis.  Art.  1). 
Doch  wi.s  der  Finanzminister  die  Priifcctcn  in  einem  Circular  vom  S.  Nov.  IS72 
(bei  hejran,  rode  j).  25*^  selbst  darauf  hin.  da>-  h.nili;jj  das  Intercas«;  des  Fi-riis 
ond  der  Industriellen  in  der  Vermeidung  der  Expropriation  Übereinstimme,  daher 
dann  beaser  an  deren  Stelle  Tertragsmissige  Feststellnng  der  Entschiidigung 
treten  werde.  Nur  konnte  der  Fabrikant  seinerseits  immer  Exfiropriation  verlangen. 
Dxs  (loctz  v.  1S72  stellte  ferner  Maxima  der  Verkaufspreise  der  Streichhölzchen 
na.  h  Sorten  auf:  Waare  in  liulz  p  KU.  2'  ^  Frc^.,  ItUchse  von  löO  10,  von  60  Stuck 
5  Cent,  mit  erlanbter  Poblorgrenre  (tolt^rance)  ron  lO"/««  ^^'aare  in  Wachs  10  Cent, 
für  Srhachteln  voii  10,  mit  gleieher  Fehlergrenze  (Art.  1).  Im  Fall»;  (h-r  Verpachding 
der  Steuer  sollten  die  Ituan^icUen  Abmachungen  der  Bestätigung  der  Nationalversamm- 
luug  bedttfea  (Art.  5).  Bei  jeder  Art  der  Aasbentung  doü  Monopols  sollton  EinAihr, 
Circnlatum  «nd  Yerkanf  der  Streichhölzchen  anter  dem  lü  irimt;  und  utiter  den  Straf* 
besttmmvnfen  der  Stenergeselze     4.  Sept.  1871  a.  22.  Jan.  1872  verbleiben  (Art  6). 

Eigenthttmlicher  Weise  tind  rein  sachlich  nicht  recht  erklärlich 
entschied  sich  der  Finanzmintster  für  die  Verpachtung  des  Mono- 
pols an  eine  Actien Gesellschaft,  nicht  für  den  Eigenbetrieb. 

Da  die  beiden  anderen  Monopole  in  eigener  Kcgie  zufriedenstellend  verwaltet 
Vörden,  damab  noch  beide  durch  die  „Direction  der  Staatsmanofiictoren^,  velcbe  die 
Consvinaitikel  fabricirto  (S  720  .  o  hatte  es.  sollte  man  meinen,  vollends  nahegelegen, 
das  neue  Monopol  ebenfalls  in  die  Eigenverwaltuns  zu  nehmen.  I>i«'  ^'l^^onomi^ch- 
techniscbcn  Aufgaben  waren  nicht  besonders  schwierig,  jedenfalls  leichter  als  bei  den 
zwei  anderen  Monopolen,  die  Prodnction  Uess  sich  nur  zu  ihrem  Vortheil  auf  wenige 
Hanptfabrikcn  conccntriren .  was  die  eiirene  Resrie  rollends  lei-tniiirnfiihii^  marlien 
nusbte  und  ron  der  Pachtgesellscbaft  gleichfalls  durchgeführt  wurde.  Der  Vertrieb 
der  WnniB  konnte  den  Tabakdebltanten ,  aber,  um  den  Artikel  noch  allgemeiner  ond 
beqoeaier  den  Cunsumenten  zu<:aiii;Ii<  h  zu  machen,  auch  anderen  PrivatdetailIi^te^, 
wie  es  Seiten-,  der  Pachttresellacliaft  denn  auch  Reschehen  i.>t.  nherlassen  werden. 
hta  Schwierigkeiten  der  Uegelung  des  i'acbtwesens.  welche  bald  hervortreten  sullten, 
and  den  mhwlichen  Consequenzen,  SteoerpBchtern  ond  deren  Organen  weitgebende  und 
odkMe  CoBCiDlrachte  zo  übertragen,  wire  mnn  entgangen*  Aber  allerdings  hitte  der 
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Kis(Mi<  von  vurriliriv-iii  das  Kisico  «Irs  Monopols,  «las  sich  doch  nicht  jcrcnati  vcr- 
auscblugcn  lics6,  trageo  und  möglicher  Weis«,  vunigüteDS  io  deo  ersten  Jahren,  mit 
einom  oiedrigerai  RelnertiBir  «ich  begnügen  mQssen,  mls  der  war,  volchen  der  PÄcht> 

Schilling  der  Gesellschafl  verbürgte.  Es  scheint,  dass  diose  finanziellen  Rück- 
sichten. nolM?n  etwa  ini(sj>rech<'n(lcn  politischen  Momenten,  für  die  YoriNichtung  den 
Ausschlag  gaben.    Ob  mit  liccht,  möchte  ich  dahin  stehen  lassen. 

Der  Gesellschaft  wurde  durch  öffentlichen  Zuschlag  nach  dem 
Meistgebot  auf  Grund  der  Bedingungen  eines  „Lastenhclts''  vor  drei 
anderen  Bewerbern  das  Monopol  auf  zuoftchat  20  .Kihre  überlassen, 
vorbehaltlich  beiderseitigen  Ktindigoogsrecbts  am  Ende  jeder  fünf- 
jährigen Periode  immer  ein  Jahr  zuvor. 

Sie  bildete  sich  mit  einem  Capital  von  40  Mill.  Krcs.,  hatte  10  Mill.  Fra>. 
Caution  zu  stellen  und  jährlich,  solange  der  GonsniD  im  Mouopolgebiete  lU  Milliaiden 
Stuck  Strciclihfilzchen  im  Jahre  nii  ht  ubersteigen  wünle.  1  (i.ü.'iO.OüO  Fn  s.  Pachbumme 
zu  entrichten,  für  den  köüereu  Verbrauch  einen  verhaitnibsmassigeu  Betrag;  für  die 
exportirten  Hftlzchen,  die  nur  in  beooiidereD,  Ton  deo  für  den  heimischen  Gonsnm 
aiJi  iteiulcn  ganz  getrennten  Anstalten  fabricirt  werden  durften,  I  C.  Centimes  für 
lOUO  Stück  aus  Holz,  U  Cent,  fur  1000  aus  W  achs.  Die  (iesellschaft  liattc  nach  ihre  r 
Wall!  die  ihr  passenden  vom  Staate  erwurbenen  bisherigen  Privatfabrikeu  uncnii^.  hlicJi 
in  Gebrauch  zu  übernehmen  —  was  aber  nur  mit  (odi  r  IIV)  goschchen  ist  — ,  bie 
in  giif-  iii  Zustande  zu  erhahcu  und  >ic  in  solchem  M  iii.  i/.>ii  /,iirückzust''licn.  Evi  ntuell 
durften  von  ihr  2  neue  Fabriken  auf  btaabkostcn  errichtet  weiden  ^bu>  zum  Maximum 
r.  700,000  Frcs.  Kosten).  In  Ihnlicher  Weise  übernahm  die  Gesellschaft  die  brauch- 
baren  Ger&the  ii.  s.  w. ;  ferner  schätzungsvcise  die  vorhandenen  Materialien  und 
Fabrikate  (für  l,T'.iC.,i)00  Frcs.V  iMc  (Jescllschaft  musste  ^ioh  verbindlich  machen,  die 
Bedürfnisse  des  Consums  genügend  zu  befriedigen,  die  fur  den  Verkauf  bestimmten 
Sorten-Typen  und  die  Haximalpreise  dafür  wurden  festgestellt.  Der  Concessionar 
durfte  Sp'  i  ialagciift'ii  vrri  iilii.''  ii  lns>'  [i ,  welche  dann  ermächtigt  Waren,  Protokolle 
wegen  \  erictzung  der  das  Monopol  betrellcnden  (jcsetzc  und  Reglements  aufzunehmen, 
mit  Beweiskraft  bis  zum  Bereis  des  Gegentheils.  Er  konnte  in  diesen  FlUen  ror  wie 
nach  dem  Urtheil  sich  mit  den  Contravenienten  abfinden.  Für  Verstösse  der  (icsell- 
scliaft  peiren  die  vertrairsniiissi^en  Verpfliditungen  wurden  (Jeldstrafeu  angedroht ;  auch 
dem  Staat  das  liecht  vorbehalten,  wenn  die  Ikdurlnisse  der  Consumtiou  irgendwo 
nicht  genügend  befriedigt  werden  sollten,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  die  erforderliche 
Abhilfe  eintreten  zu  lassen.  Zweifel  bei  der  Aii>fiihriing  oder  Auslegung  des  Ver- 
trags (Lastenhefts)  waren  im  \'erwaUungswege  vom  Finanzminister  zu  entscheiden, 
Tonehaltlieh  Recurs  an  den  Staatsratii.  (Das  Yoranq^diende  ans  dem  Lastenhttft  r. 
6. Sept.  1S72,  bei  011b o  III,  355—365;  das  Lastonheft  enth&It  noch  manches  weitere 
Detail.  S.  aach  Ges.  ?.  15.  Harz  1873.) 

Eine  Schwierigkeit^  auf  welche  schon  bei  der  Feststellnng  der 
Bedingungen  in  dem  Lastenhefte  hatte  Rfleksicht  genommen  werden 
mflssen,  lag  in  den  Verhaltnissen  der  Einfuhr  anslftndiseher 

Streichhölzchen. 

In  Consei|uenz  des  Monopole  mus^te  diese  verboten  oder  nur  dem  Monopolisten 
selbst ,  bez.  der  Monopolpichterin  gestaltet  werden.  In  ersterer  Hinsicht  hinderten 
aber  die  Handelsverträge  wenigste!!^  hst  noch.  Es  konnte  dalier  unmittelbar 
nur  ein  >'erbot  der  Phvateinfuhi  aus  btaaten,  mit  denen  keine  solchen  \  ertrage  be- 
standen, erfolgen.  Ans  Vortragsstaaten  blieb  diese  Einftihr  gestattet,  gegen  den 
Zoll  und  eine  besondere  Steuer  von  4  Cent,  fur  Ilulzwaare.  5  Cent,  für  Wachshölzchen 
p.  100  Stuck,  aller  nur  für  dm  persönlichen  (iel)rauch,  bis  5  Kil  für  den  Be/ieber 
in  einem  Jabre.  \  eikauf  und  Culportago  wurden  verboten.  Die  importirto  Waare 
musstc  mit  Stempel  zum  Beweis  der  GebtthrenzaUatig  hoUddct  werden.  Kach  Ablauf 
der  Handelsrertrlge  worden  Streichholzer  nicht  mehr  in  die  ncnea  Yertrlge  anf- 
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genommen  utui  sind  seitdem  und  nach  dcui  Tarif  v.  ISbl  für  Privatciutulir  unbedinfj^t 
Terbolea.   Die  MonopoI^^eseUschaft  darf  nur  mit  specieller  ErmftchtigrutiK  des  Finanz^ 

rainisters  auhländisclie  Waare  (;infuhr«;n  (I>a>.toiiln'ff  von  I*^T  J  Art.  *».  Hos.  v.  15.  Mto 
lb73  Art.  3,  (ics.  ?.  2».  Jwi.  Ib75  Art.  2,  (Jlibo  III,  im,  Say,  dict.  p. 

Besondere  unerwartete  Schwierigkeiten  traten  aber  durch  die 
VerzögeruDgen,  welche  der  Erwerb  der  Privatfabriken 
dnrch  den  Staat  erfnbr,  für  die  Anafttbrnng  des  Vertrags  ein. 

Die  zwanzig^jäbrigc  Cooccsaioubdauer  sollte  von  i\cu\  Tnt:o  an  laufen,  wo  die 
(j>  ;:>'1I><  haft  die  zur  Ansbeutong  des  Mouopols  bcbtiinuiti-u  Fabriken  Übernehmen  wurde. 
1»'  r  r'  rinin  lü'-rfiir  musstc.  weil  sich  die  vollstiuidi;:»'  Abwicklunjj  der  K\pr(ii>riatiuns- 
gedcbalte  biuaus/u^  uud  man  bi:>  dabin  den  bealebcndcu  Fabriken  den  üeschäfiabctricb 
Dicht  vntersagen  loDiito,  bis  1.  Oct.  1874  binaasgesclioben  werden,  roti  wo  an  die 
Gesollschaft  daher  er.->t  mit  dem  Falirikationsmonopol  bekleidet  wurde.  Da  aber  auch 
nach  diesem  Termin  noch  Vorriitlie  von  lii^heri/« n  Fal»iikt  ii  im  Handel  waren  und 
nocl»  nicla  sofort  ganz  ausgeschlossen  werden  konnten,  wurde  in  einoui  neuen  Vertrag 
/wischen  dem  Staate  ond  der  Geselltichaft  vom  ll.Dec.lS74  (s.  denselben  bei  011  bo 
III,  3Kt;  }f?i  botiiiifiit.  dass  erst  der  1.  Januar  1^75  der  'rmnin  >ein  sollte,  von  dem 
an  die  Oe^^llschaft  als  mit  dem  Monopol  aosgestattet  gelten  und  die  20jähngu  Cuu- 
ceseioDsdaaer  lanfen  solle.  Der  neue  Vertrag  modifidrte  ausserdem  einige  andere 
B4;stimmnDgen  des  früheren.  Seine  finanziellen  Stipulationen  wurden  in  dem  Ges.  r. 
2S.  Jan.  IST.'»  geiiehmijft.  Bis  I  Jan.  \^''>  li;itt-  !i  die  Streichhölzchen  der  Uesell- 
scbaft,  ebenso  wie  die  der  bisheii^eu  l^ivatlabriken  die  Steuersatze  der  früheren 
Gesetze  za  tragen.  Einige  UebergangsbeatiininaDgeD  worden  ebenfalls  noch  getroffen.  Die 
Betheiligniig  des  Staats  an  dem  Gewinn  aus  dem  Absatz  von  iti>  lir  :ils  10  Milliarden 
Stttck  im  Inland  wurde  etwai»  anders  normirt,  was  aber  iiciao  iiraclischo  Bedeutung 
erlangte,  da  der  Vertrieb  diese  Höhe  nicht  erreichte  (Art.  6  d.  Vertr.  v.  1874).  Für 
das  erste  Quin<iucnnium  wurde  dir  Antheil  des  Staats  bei  expoitirter  Waare  von  I.B 
auf  O  S  Ceot  f.  lOÜO  Stuck  aus  Uük.  von  9  auf  4  Gent,  für  lOOü  ütttck  ans»  Wachs 
herabgesetzt. 

So  erklärt  es  sich,  dass  die  Kinnahme  aus  dem  Monopol  erst  vom  Jahre 
1S75  an  ihre  volle  veriracsmässi^e  Höhe  lur  den  Staat  erreirlite.  His  dabin  war 
der  Krtrn-  rr,.^-.^<,^u  :  1^71  •_'."{7.'  Frc-..  ISTl'  .^.•♦2 1,000  .  isy.s  !J,IO:{.000.  IS74 
"j,böb.00u  trc3.  J!>75  beirug  er  lb,5*>'y.ü00  Frcü.,  über  '/<  ^l»'!«  l'rcs.  über  die  Ver- 
tragssomme,  was  romerolich  ans  der  Besteuerung  von  Restvorrlithen  zu  Endo  1874 
herrnhrt.  Von  da  an  bis  jss  j  ii  it  Einnahme  de>  Staats  jährlich  zwischen  .'iOOO 
und  Ibö.üOO  Pres,  mehr  als  die  stipuiirte  Summe  von  16.030,000  Frcs.  betragen,  in 
Folge  des  Ex]>orta.  l>ie  (iesellschaft  selbst  hat  freilieh  in  den  ersten  .laliren  zugesetzt, 
namentlich  weil  der  Absatz  weit  anter  der  Annahme  blieb.  Eine  Klage  auf  Ent- 
schädigunic.  welche  Seitens  der  (i<'M'IUchaft  angestellt  wurde,  fiel  indessen  nicht  za 
Gunsten  der  letzteren  aus  s.  v.  Kaufmann  S.  500^ 

Zu  erwerben  bez.  einzulösen  und  eventuell  mittelst  Exproiniatieu  waren  gegen 
600  Fabriken,  davon  an  100  grössere  (v.  Kaufmann  S.  54ü).  Die  erforderliche 
Entschädigungssumme  war  auf  22  Mill.  Fr' s.  ircsehätzt  worden,  erreichte  aber  s<  hli''>s- 
iich  32.5  Mül.,  wovon  2  Mill.  für  Werkzeuge  u.  s.  w.,  Kohstullc,  Fabrikate  (Bull  XVI, 
539).  Die  Schwierigkeit  fOr  die  volle  Dorchfohnng  des  Monopols  folgte  aus  den 
Bestimmungen  über  die  Expropriation  nach  dem  anzuwendenden  (ics.  v.  :t.  Mai  1S41. 
Danach  nnisste  der  zwangsweise  zu  enteiirncnde  EiL'enthiiiner  im  Besitz  seines  Immobils 
und  demnach  im  Kechle  des  Betriebs  —  unter  Verijtiichtung  der  Steuerzahlung  — 
bis  za  dem  Tage  bleiben,  wo  er  die  Entscbädigungssammc  gezahlt  erhielt  Damit 
waren  ViT/ögeriiii;r'  ii  unvermeidlich  g>'wor<len  und  es  zum  Th-  il  «b-n  Fabrikanten 
selbst  möglich  gemacht,  solche  herbei  zu  fuhren.  ^S.  (Jirc.  d.  Finauzmiuisturs  v.  8.  Nov. 
1S72,  bei  Dejeau  p.  257).  Die  von  der  Pachtgeselhichaft  nicht  übeniommenen  Ob- 
jecte  sind  vom  Staate  grossentheils  wieder  verkauft  worden. 

Vor  Ablaut*  der  zweiten  Quiiu|uennialpcriode  hat  der  .Staat  von 
dem  vertragsmässigen  Kechte  der  Küudi^uu^  der  i'acbt  üebraueh 
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gemacht,  am  etwas  bessere  finaozielle  Bedingnngeo  za  enielen,  was 
ihm  denn  auch  gelungen  ist. 

Sic  kuniilcii  ihui  uack  10  Jaluuu  abo  ducli  guwalut  werden.  Die  alte  (ie^eli- 
schaft  verpflichtete  sich  nftinlich  in  cinein  neuen  Vertrag  statt  der  (»isherifrcn 

ir,,0.SO.()O()  Fns.  jUiiIich  1  Mill  uiolir.  vom  ftliifieii  Jahre  au  2  Mill.  ui-lir  zu  .-nt- 
richtcu,  wobei  nur  die  be:>ondcre  Bezahlung  für  cjL|M)rtirto  i)treicbb«'lzcheu  fortfiel. 
Itt  der  Deputirtenkamuicr  wurde  denn  auch  das  Monopol  beizubcbaltca  beschloi^äcn, 
indem  sowohl  die  beantragte  Aufhebunj?  jeder  Steuer  als  die  If  ickkehr  zu  freier 
Fabrikation  mit  Icicliicr  \  ••rniflirunir  der  Steuern  abfieiehnt  ward  Dorli  wurde  eine 
Resolution  gcfasat,  da^ä  das  ^louu^ol  durch  Zuschlag  vergeben  werden  solle.  Ein 
erster  Versuch  blieb  erfolj^los,  nlsdann  wurde  aber  die  „Allgemeine  Streichholzchen- 
(i<  s*'II.srhaft  filr  Frankreich  und  das  Ausland"  con*  cssionirt,  fitr  eine  jahrli<  he  Zahlung 
an  den  Staat  ron  17,UlU.00i)  Frcs. ,  zuzuglich  eines  Aotheils  voo  vom  Erlose 

aus  dein  Abüatze,  welehcr  auf  französ.  (iebietc  35  Milliarden  StUck  ubunteigcn  wurde. 
Die  besondere  Abi^abe  für  die  aufgeführten  Hölzchen  wurde  aufgehoben,  der  Gesell- 
srhaft  zuglfi'  h  die  Einfuhr  fremder  Hölzchen  untt  rsafft.  l)i<  s<'  Summe  von 
17,01U,0UÜ  Ficö.  steht  seildüm,  d.  h.  seit  Ibäiö,  iiu  Etat  und  in  den  Ertiagsubursichleu 
der  Verwaltung  der  indirecteu  Steuern.  Der  neue  Vertrag  Iftuft  auch  wieder  auf 
20  Jahre,  v.  1.  Jati.  1^^.')  an,  vürhehaltlich  der  Auf  kilndi:;nn;x  je  na«  h  5  jähr.  Perioden 
immer  ein  Jalir  vor  Ablauf  derselben.  Sonst  nur  kleine  Abäoderungeu  des  froheren 
Vcrtra/rs  (s.  das  Lastenheft  v.  Js**l.  lUiU.  XVI,  ('.40  fl  ). 

Es  ist  demnach  bisher  nicht  nur  die  Beste  uerung  der  Zünd- 
hölzchen, sondern  auch  das  Monopol  und  die  Verpaebtung 
desselhen  bestehen  geblieben.  Da  die  Klickkebr  zur  Steuerfreiheit 
oder  auch  nur  zur  Besteaernng  unter  Freigabe  der  Fabrikation  und 
des  Verkaufs  nicht  bloss  erhebliche  finanzielle  Bedenken  htttte, 
welche  in  der  Lage  der  französischen  Finanzen  berttcksichtigt 
werden  müssen,  sondern  auch  die  ganzen  frttheren  Expropriations- 
massregeln zwecklos  werden  Hessen,  ist  es  kaum  wahrscheinlich, 
dass  man  in  absehbarer  Zeit  wieder  zur  Aufgabe  den  ganzen  Monopols 
Helueiten  wird,  —  ialls  nicht  ciiio  licvulution  einmal  wieder  einen 
allgemeinen  l'instiuz,  des  l)estehendcn  Stcucrsyntems  mit  sieh  luhron 
solile.  Eher  möchte  anzunehmen  sein,  dass  man  Uhcr  kurz  oder 
lang  an  die  Stelle  der  Verpachtung  den  8elbstbetrieb ,  die 
Kegie  treten  lässt,  wozu  sich  nach  dem  Pachtverlrage  alle  5  Jahre 
von  1065  an  Gelegenheit  ergäbe.  Denn  MissUches  liegt  in  der 
Ausnutzung  eines  Monopols,  einer  .Steuerquelle,  durch  Pächter, 
wenigstens  hentzotage,  immer  leicht.  Das  hat  sich  in  den  ersten 
Jahren  der  frttheren  Pachtperiode  wiederholt  und  unangenehm  gezeigt. 

§.  302.  3  Einzelheiten  des  verpachteten  Monopol  8. 
Zur  Ergänzung  des  V(m  ausgehenden  bind  noch  lolgenUe  Puncto  als 
bemerkenswerth  hervorzuheben. 

a)  Es  besteht  die  Verpflichtung  für  die  Pachtgesellschaft, 
fttr  alle  Anforderungen  des  Consuros  Streichhölzchen  von 
guter  Qualität  in  genttgender  Weise  zu  fabriciren  ond 
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zum  Verkauf  zn  bringen:  ein  Ptinct  von  besonderer  prin- 

cipiellcr  Hedeiitung  zum  \'eigleicli  des  MoDopuIsystciiiü  und  des- 
jenigen des  „freien  Verkehrs'*. 

Zu  diesem  Zweck  >iiid  in  dem  dem  Pa«  htveitiaL-^*'  m  'Jniiido  lioiroiidon  Lasten- 
bcftc  genau  die  Sol  len,  Verkaufszahl- Kinbei  len  und  die  Maxima  1  j>rc ise  — 
nntcr  die  also  die  Gesellsclitiflt  hinunter  gehen  darf  —  festgestellt,  im  nenesten  Tarif 
vnn  IViliTt  iidermassen :    '-s    werden    zwei    naiiptj;atttiiiir<'n ,    .,ropI   ni  «•  n  t  :^ - 

massige"  und  L  u .\ u ä - btreichbüUchuu  uutorscbiedcu.  V'uji  erstercn  kouuueu  in 
den  Handel  S  „Typen",  nftmlich  HoIzstQckchen  nft  ordinürem  Phosphor  nach  dem 
Gewicht  p.  Kil.  auf  1  Kil.  mindestens  3500  Stu<  ki  zu  2  I  n  s..  dreierlei  Parle te  oder 
Scbacliteln  derselben  Sorte  zu  500.  150.  OD  Sfuck  zu  iJO  - 10  5  Cent.,  zweierlei 
Schachteln  von  llokwaatc  mit  amorphem  Fhu^phor  zu  lOU  und  50  Stuck  zu  10  und 
5  CcQt,  WachsstreichhOlzchon  mit  orain.  nnd  amorphem  Phosphor  zu  40  vnd  30  Stuck, 
jede  Schachtel  zu  10  C<iit.  Die.  Luxiiswaarc  zerHilit  in  5  Sorten,  von  denen  drei 
in  3,  1  in  4,  1  in  1  Vorkaufszabl- J:Iiuhuiten  in  den  Handel  kommen  ^Preis  z.  B.  fUr 
sog.  .schwedische"  1000  Stück  1.10  Pres.,  Schachtel  mit  Reiher  und  50  StUck 
10  Cent).  Weitere  Sorten  Luxuswaarc  können  };enelimisrt  werden,  den  Prei>  dilur 
setzt  ein  Derret  des  Präsidenten  der  Hepul)lik  fe&t.  In  lletrcH'  der  Sttickzalil  ist  bei 
allen  Sorten  llolzcheu  eine  „Toleranz"  von  5— 1<»7«  zulässig,  die  aber  im  tianzen 
höchstens  2%  erreichen  darf  (s.  Art  3  des  Lastenliefts  r.  1b84).  Die  froheren, 
wesentlich  gleichen  TariH-.  >o  im  Decr.  v.  30.  Dcc.  IS74  und  1.  Febr.  1875  f.  Luviis- 
'waare,  z.  R.  bei  nlibo  III.  372  ff.,  Hlnrk.  dicf.,  p.  104.  Die  Packele, 
Schachteln  u.  s.  w.  kouiuien  mit  bebtimmten,  nach  «leu  Sorten  verschiedenen  Marken 
oder  Vignetten  in  den  Verkehr. 

Die  \  crwaltung  der  indir.  St-  iiein  iiberwacht  die  Qualität  der  Waaro.  Zu 
dem  Buhufc  werden  Muster  der  vorgeschriebenen  Sorten  bei  ihr  hinterlegt  (Art.  4 
des  Vertrags  v.  1S74). 

Sie  hat  ausserdem  auch  das  Recht,  alle  Fabriken  und  Magazine  der  (jescllseban. 
ilir«  r  Abnebnier  (sous -  traitants)  und  der  Debitanten  zu  controliron,  die  Art  der 
Wcchitungislubrung  anzuordnen,  auch  die  Bucher  einzusehen  und  die  (Grösse  der 
Fabrikation  und  des  Absatzes  zu  constatiren. 

Die  schon  erwähnten  Strafandrohunu^en  S.  7r,l)  sui  licn  die  Innolialtung 
auch  aller  dieser  Verpllichtunfren  zu  verburiren  {Att.  10  des  I.asieiiiiefts  v.  1^72). 

Für  den  Absatz  ist  dann  das  (jel)iet  in  Kcgionen  ein;^etbeilt.  in  denen  die 
Gesellschaft  den  \'ertrieb  an  „SOQS-traitants"  Ubcrgiebt,  welche  wieder  di>-  D  e  b  i  ta n  t  •■  n 
T6I80rgcn.  Dil-  l<'irli(e  \'er3ors;!:unfr  der  floiisuinenfen  wird  dadurch  .ue>ieliert,  d.i>> 
gesetzlich  jedem  patenlirten  kleinverkaufer  auf  sein  Verlangen  der  Debit  von 
Streichhölzchen  der  MonopolpSchterin  und  zu  einem  far  alle  gleichen  Prorlsionssatze 
uberlassen  werden  mu^^  ^(ies  v.  2**.  Jan.  1S75,  Art.  2,  s.  t)libo  III.  371  Note  .  Man 
wollte  so  alle  Kleinliinuller  in  d-mselben  VcrkanfMrebiet  vom  Standpunrte  <ier  freien 
Concurreiiz  aus  in  die  jjleiche  Lage  vei-setzen  — ,  alles  beachteiiswerlbü  Puncto  für 
die  socialpolitische  Seite  des  Monopols. 

I))  Die  rachtgcsellst  lialt  betreibt  die  Fabrikation  und  den  Ver- 
kauf der  Strei(li}i<)lz('lien  auf  ibre  Kecbnung  un<I  (iefabr. 
Aber  sie  ist  dafür  vom  Staate  auch  in  dem  ihr  Ubertrageueu  Mono- 
polrechte  zu  schützen. 

Zu  diesem  Reliufe  hat  nameiitlioli  die  Finanzverw  altunj;-  die  ijcsi  tzlichen 
Con trolrech te,  Strafverfolgungen  und  Strafverhängungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  auszuüben .  bez.  zu  veranlassen.  Es  sind  auch ,  besonders  durch  die 
Gesetze  vom  15.  März  ISl'S.  Art.  5,  28.  Jan.  1875,  Art.  3  und  28.  Juii  1^75  wicli(i<;o 
Co  n  t  r  0 1  r  e  c  h  t  e  und  S  t  r  a  f  b  e  st  i  m  rn  n  ii 'j  >•  n  zur  Sitlierunc:  des  Monopols, 
von  anderen  Sleuergebieteu,  wie  dem  Tabakmonopol,  auf  diu  analogen  Fälle  dos  neuen 
Monopols  tibertragen  oder  nea  erlassen  worden.  Und  auch  die  Pachtgeselbchaft  seihat 
darf  —  und  soll  —  in  gewissem  Umfang  vuii  siel»  aus  durch  ihr  i-igenos 
Personal  Coutrolen  austtben,  Goutraveutionen  verfolgen  und  Straf- 


Digitized  by  Google 


766 


G.  B.  2.  K.  üluucrretht.   1.  Il.-A.  2.  A.  iiaukiuich.       302,  303. 


aDtrftgre  stellon,  sowie  sich  Ober  Strafen  mit  den  Gontnfenieoten  abfinden 

umi  die  Straf-  tind  Abfinduiifr>l)ctra;re  <'iii/,irlieri,  zur  Iliilftc  für  sich  selbst  (s.  o.  S.  704 
L:ij>tcnlicU  v.  \^T2,  Art.  9,  mit  noch  näheren  Eiazelbestiiuniungtü'.  L'*!l>or  die  geo- 
gesetzlichen  Normen  s.  bes.  deo  Couiuieatar  von  Olibo  III,  352,  371,  376. 

Die  Anwendan^  dieser  z.  Th.  scbarfen  nnd  weitgebeoden  GontroU  nod  Straf* 

bestiminunüon  hat  am  meisten  Schwierigkeiten  und  Opposition  geächaflen.  Die  iui 
Aiif.inir  erfolgte  finanzministericlle  Heauftrau^un);  von  Agenten  der  ficielbchaft  mit 
Contrul-,  Inspectious-  und  Vibitalionarechten  führte,  bes.  nach  Erlaus  »les  ües.  vom 
Js.  Juli  1875,  zu  sehr  vielen  Klagten,  indem  diese  Agenten  eine  übertriebene  Menge 
Visitationen  Vonialiuicn.  D'-bhalh  nalnii  der  l"inatiziiiiiii>t.T  di  Auftrag  zurück, 
womit  dann  aber  die  Kechte  der  Oebcilschal't  aui  6chutz  ihres  Munopohucht:i  gefährdet 
efBcbienen.  Dies  veraDlasste  die  GeBellschaft  znr  Anstellung  der  Klage  anf  Ent- 
schldignog  Im  im  Staatsruth,  mit  (Kr  Aie  ahrr  nicht  durchdrang  (s.  Koudsan's  Artiliel 
im  Say 'scheu  dict.,  p.  12*^.  12!»  und  v.  Kaufmann.  S.  hi"!  H  H'>uiidt  is  die  Aus- 
dehnung der  Visitationen  auf  Nachforschung  nach  blossem  Besitz  ni<  ht-uiunopolischer 
StieichböizcbeD ,  sogar  l>ei  blossen  Privaten  war  der  beilde  Punct).  Alles  uiissliche 
Verhällnis!>e.  wilrhe  nicht  >\iin  Monoi»ülprincip ,  sondern  dem  Princip  der  Ver- 
pachtung eines  solchen  Monopob  zuzuschreiben  sind  und  derentwegen  Vignes 
ssKte:  „Die  Sobwieriglteiten  sind  der  Art,  dass  man  rielleicht  aof  das  System  der 
l'acht  verzichten  wird  '  (I.  1*^4).  Der  weitere  Terlauf  der  Dinge,  die  Erneuerung 
d(  s  Pachtvertrags  L  J.  lbS4  beweist  jedoch,  dass  spiter  diese  Scbwieriglteitea  über- 
wunden wurden. 

Worauf  die  Controle  im  Einzelnen  sich  entreckt,  ergiebt  sich  mit  aas  folgenden 
St ra fbestimmnngcn:  geheime  Fabrikation  von  Streit  lilK^lzern  rnif  (ieldslrafe 
von  300—1000  Frcs.  und  Beschlagnahme  und  Confiscation  der  Hölzer,  der  \\  crkzeuge 
und  PabriLatioosstoife  bedroht,  im  Wioderboluogsfall  Gefungnissstrefe  ron  6  Tagen  — 
6  Monat;  ebenso  Aufbewalnunir  von  Werkzeugen,  3toffba  u.  s.  w.  v.  2S.  .Ulli  1ST5, 
Art.  2.  '.V<.  —  l'raudulitser  \erkauf,  Colpurtage  von  Zündhölzchen  bedroht  mit 
Verhaftung,  Oeldstralo  von  300 — 1000  Frcs.,  Couhscation  der  Objecte,  ücräthe,  bei 
Colportage  aneb  der  Transportmittel  (Ges.  v.  28.  Apr.  1S16,  Art  222,  v.  24.  Jan.  1875, 
Art.  3).  —  Blosser  Besitz  von  Nicht  -  Moin)i)ol  -  Ilftlzelieti  bei  einfachen 
Privaten  '  mit  Contiscation  und  10  Frcs.  p.  Kil.,  Min.  100,  Max.  3000  Frcs.,  Geld- 
strafe geahndet  (Gos.  r.  28.  Juli  1S75,  Art.  1,  Ges.  r.  1816,  Art  216,  217, 
s.  Olibo  III,  .'{'6  Noten).  Solche  Privaten  dürfen  auch  nicht  „echte"  Hol/chen  für 
mehr  als  l  Kil.  besitzen,  wenn  die  Hül/ehen  nicht  ini  hr  mit  den  gesetzlichen  Marken 
rerseheu  sind.  —  Inhaber  von  \\  irthschaf teu  u.dgl.  m.  werden  zwar  von  letzterer 
Bescbrinknng  nicbt  geUoffen ,  fallen  aber  beim  Besitz  von  Niebt-Honopol-Aitilteln 
unter  dieselben  Strafen,  wie  fraudulöse  Verkaufer  und  Colporteare  (Ges.  f.  28.  Juli  1875, 
Art  1,  Ges.  r.  1816,  Art  222,  Olibo  a.  a  O.). 


d.  filickbliek  auf  die  Monopole  und  Yerglelcb  mit  den  sonstigen 
inneren  Verbrancbssteuerformen. 

§.  303.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  nach  der  vorauso^ehenden 
Darstellung  noch  einen  KUckblick  auf  die  indirccten  inneren  Ver- 
brauchssteueru  bei  „freier  privatwirth  sc  haftlicher  Pro- 
duction^*  einer-  und  aof  die  in  „Monopolform  erhobenen^' 
Stenern  anderseits  zu  werfen  nnd  zwischen  diesen  beiden  „Steuer- 
formen*' nach  den  französisctien  Erfabrnngen  einen  Vei]g;leieb 
zn  sieben. 

Vom  finanzwirthscbaftlieben  Standpnncte  ans  möchte 
dieser  Vergleich  znGnnstenderMonopole  ansfallen,  wenigstens 
bei  den  drei  bestehenden  französischen  Monopolen. 
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Das  fiscal! srhc  Interesse  liess  sich  Lei  diesen  sehr  gut  «rahrnchmea,  uuJ 
mit  rrheWirh  jriTiiijroron  S<  hwicriL'k'  itcn  als  bei  den  Übrigen  inneren  Vrrbraiichs- 
steoern.  Das  IJesteiieniii-^sprubleui  wurde  durch  die  Wahl  des  Monopols  in  jeder 
Hinsicht  rereinfaoht  und  nach  richti^n  stenerpolitischcn  und  steaertcchoischen  Grund- 
sätzen lösbar.  Bei  der  Verbranchsbesteucrung  der  Privatprodnetidii,  vollends  in  rcr 
Zeit  der  ra.scb  wechselnden  Technik ,  Oekonomik,  Verkchräverhiiltnisäc  bot  es  dagegen 
iamer  grossere  Scbvierigkeiten,  die  sich  rOUig  befriedigend  kaam  fUr  einen  Moment, 
anf  die  Daser  nionab  Itaen  liesseu. 

St  en<"rpol  i  t  i  «•  r  h  war  es  aneh  ein  grosser  Vortli-  il,  «Irns  beim  MitriojK»!  ein 
Q  oalit&tsfass  angelegt  werden  konnte,  was  sonst  gar  nicht  oder  viel  uuvolikomuener 
geschi^l  Die  Mitttboitragnng  von  Ge^chiftsgewinn  mittelst  des  Monopols  an 
den  Staat  <tiii  i^cbt  es,  den  Steaerfii>>  nii  hiirer  zu  halten,  als  es.  unter  der  Vorans- 
setzon?,  d;i^^>  der  Fisrns  dies<dbe  Einnabinc  bczielien  sollte,  sonst  hiiti«'  t:'M:lielien  mtlsscn. 
Die  Controlcu  uiuäätcn  iw&r  bei  den  AIou«polen  zur  \  erhuiuag  geheimer  Fabri- 
kation oder  £ini\ihr  besondera  scharf  sein,  aber  sie  varen  dann  nach  wirksamer  nnd 
wenijrer  belästigend  als  diejenigen,  welche  bei  der  andern  Steu.  rform  eintrafen.  Die 
Erhebungskosten  stellten  sich  besonders  gunbtig.  Man  konnte  mit  Hille  der 
Mooopolform  so  diejenige  „^tenerfähigk  eit".  welche  dem  Vcrkaufszweig  inno  liegt 
nnd  ans  allgemeinen  Gründen  der  Steuerpolitik  wie  na<  Ii  den  speciellcn  Verhältnissen 
des  concreten  Steuerbedarfs  Hsealisch  „gehoben"  werden  sollte ,  mit  grösserer  Sieher- 
heit  und  mit  weniger  31uhu  und  weniger  bedenklichen  Consequenzeu  als  bei  der 
anderen  Stenerfonn  Air  die  Deckung  des  Pinanzbedarfs  practisch  ansnotzen. 

Aber  auch  vom  v  o  1  k  s  w  i  r tbs  c b  a  ftl  i che n  Staiulpuncte  aus 
bietet  die  Monopolisirun^'  p^crade  nach  deu  französischen  EiiahruDgoo 
einige  erhebliche  VorzUge. 

Wenigstens  auf  (Jebii  fe  .mgcwandt,  wie  die  besj)rorlicnen .  erweist  sich  nach 
diesen  Erfahrongeu  der  Monopolist,  specioll  bei  Tabak  und  Pulver,  die  er  in 
Fiankreieh  ja  in  eigener  Regio  rerwaltet,  der  Staat,  bez.  seine  Vorwaltnng 
Ökonomisch-technisch  genügend  leistungsfällig,  am  das  hier  vorliegende 
„Prod u  c  t  ion spr  0  bl  e  m"  befri('dii:en»l  zu  lösen.  Die  Monopolverwaltnng  arbeitet 
in  Grossbetrieben  techniscli  tüchtig,  ökonomisch  wohlfeil:  das  Ziel 
jeder  remtinftigen  „Prodnctionsordnung".  Sic  hält  hiernach  den  Vergleich  mit  der 
Priv.itindastrie  recht  wohl  aus.  Steht  sie  in  Einzelnem  zurück,  so  auch  in  Au  l-  in 
voran.  Die  „Regellosigkeit"  der  Production,  mit  allen  ihren  weiteren  schlimmen 
Folgen  Air  lile  Bethdligten  —  nicht  zoletzt  auch  fUr  die  gewöhnlichen  Lohn- 
arbeiter — .  die  Kfftfterergeadnng  in  vnwirtbschalUichen  Betriebsformen  vermeidet  sie 
nngleich  lu  sscr. 

Verglichen  mit  der  in  den  üblichen  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  besteuerten 
Privatindaslrle  —  beim  Productionsbetricb,  der  Fabrikation.  Versendung,  beim  Absatz 
B.  a.  wie  in  Frankreich  im  Falle  der  Salz-,  Getränke-.  Zucker-  und  d<:r  verschie- 
denen kleineren  Verbrauchssteuern  —  erniebt  sich  als  l  in  L'-  radc  auch  volkswirfh- 
sciiatiiich  und  socialpoUtisch  wichtiger  Vortheil  der  Monopolisirung,  dass  die  Conllictc 
zwischen  innerer  Stener  nnd  Zoll  nnd  die  so  wesentlich  verschiedenen  Einwirkungen 
der  Verbrauchssteuer  auf  di«-  i- i  n  z  e  1  n  en  Produei-ntt  ii,  Il.mdler  ti.  s.  w.  vermieden 
werden.  So  entfällt  beim  Monopol  der  Be/ug  von  „rentenartigen  Ditferenzgewinncn" 
za  Gunsten  der  in  irgend  einer  Hinsicht  ihren  Concurrenten  überlegenen  Producenten, 
wie  er  bei  der  GetrcUikesteiier.  d«:r  Zuekersteiier  vorkommt,  —  zumal  bei  Besteuerung 
des  Rohstoffs  u.  dgi.  ni.  £s  entfällt  anch  die  £xpor4>rImie  mit  ihren  vielfach  so 
bedenklichen  Wirkungen. 

Dass  anderseits  der  richtige  technische  und  ökonouiische  Fortschritt  in 
der  Production.  spcciell  in  der  Verl>e,sserung  der  (^ualit.U  der  Rrzeagnisse,  der  Ver- 
minderung der  Kosten  auch  beim  Mun.ijiol  möglich  ist  mnl  bei  -'itirr  intelligenten 
Verwaltung  erfolgt,  hat  sich  licim  französischen  Tabakiuiuioj  nl  zur  «irnu^o  gezeigt. 

Volkswirthscbaftlich  nnd  Bocialpoiitiscb  ist  es  ferner 
ein  besonderer  Vorzog  der  Monopolform,  dass  die  Goos nmenten - 
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Interessen  sich  dabei  sicherer  als  bei  jeder  anderen  Form,  was 

Qualität  und  P  r  c  i  s  des  Steucrobjects  anlangt,  wahrnehmen  lassen. 

Das  ist  rollonds  unbestreitbar,  wenn  man  erwägt,  dasä  derjeuige  Theil  des  Kciii- 
ertngs  des  Monopols .  welcher  nicht  anf  Stenerniachla«^  zn  den  Preisen  der  Ver- 

brauchsgogenständo ,  ««ondcrn  auf  Ucbcrtragong  sonst  von  der  Prirstpioduction  und 

dem  Zwischenhandel  !Hvr>.roner  (i<-;rhÄfts<rowinn<'  auf  d'-n  Fiscns  zurnrlziiführon  ist, 
zugleich  für  die  Couäuuicnten,  d.  h.  für  die  Ucvt^lkc-ning: ,  direct  oder  indirect  andere 
Stenern  erspart. 

Das  Monopol  garantirt  rinc  hestimmtc  Qualität,  Keinhoit,  bequeme 
Erlaagbarkeit  des  Artikels  zu  einem  fest  bestimmten  Preise.  Jeder  tecbnisch- 
Slonenibche  Fortf cbritt  der  Prodnctien  Itonint  entweder  onmittdlbtt  dem  Monoiwlisten, 
nlso  dcMi  Staate,  und  dadurch  den  ConSttMeni«»! ,  als  Steucizalilem ,  zu  Gute  oder 

crmAglit  lit  es.  sonst  etwa  nntliiirc  Preis-  ti'>d  Srciicraiif-rhlägc  zo  unterlassen  oder  zu 
ermtbbigen.  Die  Privatindubtrie.  /.uui.>l  die  uut  \ Vi brauchs^tcucru  belastete,  wird 
immer  dahin  streben,  die  Venrohlfeilerangon,  welche  der  «konomisch-technische  Fott- 
schritt  horlicifilhrt.  Infl>:lich^t  für  sich  /n  Im  lialf.n,  -i.  rvi  iitncl!  nur  mit  di>m  Zwisrlicn- 
handel  (heilen,  dem  Gonsumenteu  daron  nichts  oder  möglichst  wenig  zukommen  lassen, 
im  Gcguntboil  ihm  womöglich  noch  mehr  als  den  Betrag  der  Steuer  zowilzen.  Dass 
auch  hier  die  „freie  Concnrrcuz"  nicht  gcnOgende  Abhilfe  schallt,  i;ci^on  die  Wahr- 
nehmungen der  Wirkungen  von  Ilerah'^'f/tiiic-fn  des  Steuersatzes  bei  den  fraIlZüsi^cllell 
Getränkesteuern  (S.  G44),  des  l'riiuiicnäybtcins  bei  der  /uckerbebteuerung  (b.  t>6t)i,  der 
Preiserhöhungen  bei  der  StreichhAlzehensteuer  (S.  762). 

Allerdings  wird  man  diese  französischen  Erfahrungen  in  Betreff 
dieser  V  o  i-  z  II  e  des  Monopols  a  1  s  Ve  r  b  r  a  n  c  h  s  s  t  e  u  e  r f  o  r  m 
nicht  wieder  zu  sehr  verallgemeinern  dürfen.  Sic  treten  in  den 
drei  französischen  Monopolen  mit  wegen  der  s  p  c  c  i  f  i s  c h e  n  P ro - 
ductionsbediuguugCD  bei  den  betreffenden  Artikeln  hervor. 

Die  liier  gemachten  Krfnhninffen  m^rhten  vielleicht  am  Re>ten  lur  eine  Aus- 
dehnung des  Monopols  auf  Salz  —  gerade  zur  W aliruehmung  de:i  (Junsumcoien- 
Interesses  neben  dem  flscalischen  —  sprechen,  wenie:sicns  solange  Salz  Uberhanpt 

besteuert  we  rden  soll.  Die  (Jefahr,  einen  Artikel  von  der  Bedeutung  des  Salzes  im 
Volk>haushalt  zum  (iegenstand  von  ,,Sj)eculationsriniren"  -  wie  neuerdiiiirs  in  Gross- 
britaniiien  —  werden  und  so  einer  „Privatsteuer*  unterworfen  zu  ^ehen .  vermiede 
man  beim  Monopol,  und  —  vielleicht  nur  bei  ihm.  —  D.iss  zur  Ausschliessong  des 
Dynamits  vom  Pulvormonoj>ol  kein  saclilir])  durchsebla!."  ikI'-i  «irniid  bestand,  in 
einem  I^indc,  welches  einmal  ein  Pulvermonopol  besitzt,  wurde  oben  (S.  ÜHl)  schon 
henrorgchobon. 

Kacb  der  Sachlage,  d.  h.  nach  den  gegebenen  Pr  od  u  et  in  n  s- 
Verhältnissen  bei  den  G  e t  ränk  esteue  rn,  —  gerade  in  Frank- 
reich auch  W(»hl  einschliesslich  dieser  Verhältnisse  bei  der  Alcohol- 
steuer  — ,  bei  der  Zucke rs te u er  wird  man  hier  freilich  erheblich 
mehr  Bedenken  gegen  ein  etwaiges  Monopol  als  Verbrauchssteuer- 
form hegen  mtlssen.  Aber  wenn  man  die  Einrichtung  dieser  Steneni, 
die  Wirkungen  derselben  auf  die  Volkswirthschaft,  die  Producentcn, 
Uiüidleri  Consumenten,  wenn  man  die  finanziellen  Ergebnisse  mit 
den  entsprechenden  Verhältnissen  bei  den  Steuern  in  Monopolform, 
besonders  beim  Tabakmonopol,  unbefangen  vergleicbt,  wenn  man 
die  Notbwendigkeit  immer  neuer  Veränderungen  der  Getränke-  und 
Zuckersteuer -Gesetzgebung  beobachtet  und  die  Einsicht  gewinnt, 
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daas  eine  allseitig  befriedtgende  Bestenernng  hier  bei  „freier  privat 
wirthschaftlichcr  Prodiiction*'  doch  auch  durch  das  denkbar  beste 
Steuergesetz  nicht  erreicht  werden  kann,  —  dann  wird  man  zu  dem 
Schlnss  gelangen,  dass  Franivreich  recht  that.  wenigstens  in  den 
drei  Füllen  das  Monopol  hoizuhehalten  oder  neu  cinzulilhren.  Ein 
Ergebniss,  welches  eine  nilgemeinere  lieUeutUDg  fUr  die  Finanz- 
wisscnacbaft  beanspruchen  darf. 

Hiermit  ist  die  Daistellon^  ilcr  „inneren  Verbraocbsstcnorn*'  in  GemAnheit  der 

frtiheron  UoV>.  rsir  lij  iS.  417—11*»)  lu  einliirt.  Mit  «  ini^r  klinnon  AV»wci<  lui!i^-  von  der 
dortigen  Heiheiil'ulge  weudcu  wir  uus  jut/t  erst  zu  den  ..gcw  er  bl  icheu  Uccuz- 
stenern'*,  weil  diese  mit  den  inneren  Votbranchssteiiem  aufit  Kii}<;.^tc  zusaminenbangcn, 
and  behandeln  dann  auch  erst  die  stcticrpoliti-'ch  den  letzteren  rervandten.  bloüs 
stooerterhnisrh  davon  virs^liii'di'non  ..d  irc  r  tc  n  (it;  trän  k  f-  ii  nd  fifntisssteuern", 
am  darauf  mit  der  ein/.igon  noch  rückständigen  gruüücu  Gru[>|  c  der  Staabbesteueriing, 
den  Zöllen,  zo  scbliesen,  eine  (trappe,  deren  eigenartige  und  Mollratftndige  Stellong 
im  franzo^hen  Steuersystem  diese  Reihenfolge  auch  sonst  am  Passendsten  erschei- 
nen iasst. 

c.    Die  gewerblichen  Licenzhte uern.*) 

Oese t zgchn n  Alli^t  uieirn'  firundlare  aucli  liior.  nadi  vorangegangenen  ge- 
setzlichen nfstiininungrn  filr  einzelno  lalle  rral»ak,  (iotriinkc)  das  gros-^e  llauptge^efz 
T.  2*5.  Apr.  IMG  Art.  IM.  171;  (icj*.  v.  21.  Apr.  Ib32  Art.  44  ^.Einführung  von 
Qnartal-Steuersätzen  für  die  meisten  Fllle).  Sodann  die  Gesetze  über  die  einzelnen 
inOffen  V.  rhrauclis-  ,  'I"t.Tn>portStenern  und  vt-rwamifc  (Spiclkart<Mi>(.Mirr'  .  wo  clic 
betretenden  (iewerbebctricbo  fUr  licenzpflichtig  erklärt  und  unter  Coutrole  (Lxercice) 
gestellt  werden.  Am  Ans^cdelmtcsten  und  Wichtigsten  sind  die  Licenzen  in  der 
Getrinlkebesteucru  ngr.  Die  betrcU'enden  (iesctze  nn  l  einzelnen  H'  ^ti in mungcn  sind 
oht-n  hei  jeder  (Mnzolnm  Steuer  schon  crwülint  worden.  Ges.  v.  1.  Sept.  1S71  Art  6 
1  Verdopplunir  der  Lircn/Uiäl/.e). 

Literatur.  Vignes,  passim  he\  den  einzelnen  Stenern.  BIocIc,  dict.  Art. 
Ii'  f[i«^<\  Olibo.  II.  277 — "(^7  ir''rian>^  :t!|iliabi.'t.  r>.'bi.r>i -  lit  <\:r  Ii«  onzpflirhtiecn  (i<'- 
werbe  und  Fälle  und  der  Ausnahmen  vuu  der  liegelj.  v.  Hock  S.  41^ — 422. 
w.  Kaafmann  S.  926—829.  —  Mathien-Bodet  I,  40.  Amagat  p.  344.  — 
Tarif  bei  Block,  Olibo.  Vigms  II.  :\'\\).  v  Kaufmann,  bes.  Bull.  XVI, 
d*)6  ff.  —  Statistik  Faure  p.  Ii*»,    i^^  ruht.-  il-  i  Din  ction  der  indir.  Steuern. 

§.  304.  Die  Licenzabgabe  des  französischen  Steuerreehts  ist 
ein  Anhängsel  der  Getränke-  und  einiger  anderer  Stenern,  vom 
stenerpolUisehen  Character  einer  kleinen  Specialgewerbe- 
stener,  insofern  einer  direeten  Steuer  von  der  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmnng  als  solcher.  Nur  auf  dem 
Gebiete  der  Getränkebestenernng  ist  das  Licenzstenerwesen 
nacb  Höhe  und  Art  der  Steuersätze  und  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
von  etwas  grösserer  Bedeutung  nach  dem  Gcsammtertrag  l'iir  die 

*)  S.  0.  S.  416,  wo  aber  irrthtlmlii  h  die  (jewt.ibe  der  (Jold-  und  Silberwaaren- 
branche  und  die  Debite  von  Tabak  und  Ptihcr  mit  als  li<-.  ii/.:i}»2aiM.'jiflirhtiL^  rrwälint 
aiod.  Sic  unterstehen  nur  eventuell  der  Cuntrolc  der  ISteuerbeliördeh  mit,  entrichten 
aber  Iteine  Licenzsiouer. 
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Finanzen  nnd  nach  der  individnellen  Belastung  wenigstenB  (ttr  ein- 
tdne  Stenerpfliehtige.  Nnr  bei  den  Oetranke-  nnd  Oelde bitanten 

(Kleinhandel,  Wirthscbaften  n.  8.  w.)  ist  es  zu  einer  Art  System 

aiisj^cbildet.  Im  IJebrigen  liegt  seine  Hedeutung  nach  der  üblichen 
Irauzösischen  Annahme,  die  freilich  nicht  genügend  begründet  er- 
seheint (ü.  u.),  nicht  sowolil  in  der  tinan/iellen  Seite:  den  Erträgen 
und  Belastungen,  als  in  der  administrativen  Seite,  es  soll  ein 
Hilfsmittel  bilden,  nm  die  Verpliichtung  zur  Unterstellung  unter  die 
steueramtliche  Controle  wirksamer  zu  machen  und  für  die  Aus- 
übung dieser  Controle  die  äusseren  Anbaltspnnete  sicherer  zu  be- 
schaffen. 

In  dieeer  Beziehnng  l't  ^        *vch  im  Yoraiisi^henden  bei  den  betrefTendea 

<'itizeln«m  Steuern  schoii  mit  zur  Sprache  f^ekomnien  und  daher  hier  nur  \\'i  iiig:os  zor 
Erj^änzinifT  und  um  eine  Uebcrsicht  über  das  trän/.'"  <i<!l)i(»t  zu  ffowinnen.  liinzuzufüi^cn. 
S.  oben  S.  57S  t^Fulirwescn),  ü29  (Getr.inkc,  G«i3  ^^Zuckcr;  und  jia^siin,  §.  275 — 2b4 
(dozelne  Stenern). 

Das  leitende  Princip  wurde  wiederum  der  (icsetzgebung  dos 
ancien  regime,  speciell  einer  Ordonnanz  von  1().H0  über  ein  „droit 
annuel"  für  A\  irtlischaften  u.  dgl.  Geschäfte  (8  und  6'  ^  Livrc  Jähr- 
lich) entnommen  und,  nach  vorausgegangenen  Bestimmungen  für 
Tabak-  und  Getränkegescbäfic  unter  Napoleon  J.,  eodgiltig  für  das 
Gebiet  der  GetrUn kegeschäf te  (commerce  qneleonque  de  bois- 
sons)  im  Gesetz  v.  28.  April  1816  aufgestellt  und  dann  aacb  auf 
einige  andere  Gescbäfte,  deren  Artikel  oder  Leistongen  (Trans- 
portwesen) einer  „indirecten"  Steuer  unterworfen  sind,  ausgedehnt 
Es  mnss  danacb  ein  jedes  solcbes  „Gewerbe''  —  abgeseben  nnd 
unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Patentsteuer  (S.  470).  —  von 
seinem  Inbaber  der  Stenerbebnrde  angemeldet  (declarirt),  daltlr 
eine  „Li  ccnz"  vor  Beginn  der  Fabrikation  oder  des Debits  o.  s.  w. 
erlangt  und  für  diese  „Lieenz"  eine  ta  ri  t  iiiiissigc  Abgabe, 
welcbe  ebenfalls  „Lieenz''  heisst,  erlegt  werden. 

Diese  Licenz  pilt  regelmibsij^  nur  für  Eine  gewerbliche  Unternclimunjr  oder 
Anlage  ^<!:tablisseuient)  in  Einer  üemeiodo,  i!>t  also  bei  wehre  reo  Etabliääcmeutä 
desselben  OntemehincTB  mehrfacb  zu  nehmen,  bez.  za  entrichten  und  sirtr  jedes 
Jahr  von  Neuem.  Sic  ist  deinnach  eitie  period  isch<t  dirocte  Steuer.  Sie  g-ilt 
aber  als  haftend  am  Etablissement,  nirht  an  der  Person  des  Gewer))«*- 
treiltcnden,  geht  dalier  wahrend  der  Dauer  ilin  r  (liltißkeit  auf  den  etwaigen  neuen 
]{<'sitzer  oder  Erwerber  eines  (iewerbes  Uber,  der  jcduch  seinerseits  eine  neue  Erkl&ran^ 
abirtbcn  lnn^s.  Die  Eieenzpfliehtigkeit  li->it  bei  dm  (ieiriinkedebitantcn  u.  dcrl.  nur 
auf  (irund  einer  besonderen  Erklärung  der  biäherigen  rdichtigcn,  das  (ledchäft 
aufzDgeben,  anf;  bei  den  Itbrigcn  Licenziiten  mit  der  Thatsache  des  tieschiftanfgeVwit. 
(S.  bes  das  (ies.  v.  2S.  April  IStG  Art.  144,  171,  dann  die  einzelnen,  namentlicli 
anch  die  (iesetze  uljer  die  neuen  n  kleinen  indirertcn  Steucni  aus  der  Z-'it  von 

i\.  Ulibo  III,  2T!5  If.,  299  ti.,  Eosung  der  „Fragen'',  JUock,  dict.  Art.  liceiice 
Nr.  10  ff.,  25  AT.). 
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Contrarentionen  in  Bezug  »uf  die  Licenz  werden  mit  300  Fn».  Goldstimfe 
^eahndtt  und  im  Falle  eiour  HinteRleliVDf  mit  dem  VierfiMsheo  der  hintenogenen 
Betrage  (Ges.  V.  li$llJ  Art.  171). 

Die  Licciizab}r;ilic  war  anfangs  allgemein  in  Einer  .laliresrate  zu  entriclittM). 
einerlei  in  welchem  Zcitpuuctc  üaa  Geschäft  begonnen  oder  angeuicldot  wurden  war. 
Im  Jabre  1832  (Oes.  t.  21.  Apr.  Art.  44)  wunlen  für  die  damals  bestebenden  Licenz- 
abgraben,  ausser  denen  l)ei  öH'entlichen  Fuhrwerken.  Quartal -Steuersätze  angeordnet, 
hei  den  neuen  Liceuzen,  welche  später  eingofiüirt  wurden,  auch  JbTl  lt.,  besteht  ge- 
wöhnlich wieder  die  Abgabe  als  Jahressatz. 

L  i  e e n z  s t  e  u  e  r  p  f  1  i  c  h  t i  g  sind  nach  tier  gegenwärtigen  (lesetz- 
gel»ung  vor  Allem  die  Gewerbe  im  Gebiet  der  verl)rauebs8tcuer- 
pl  liehtigen  Getränke;  lerner  die  Fabrikanten  und  Händler  von 
vegetabilischem  Oel,  die  Fabrikanten  von  Spielkarten,  von 
Salpeter  (ausserhalb  der  Bezirke  der  staatlichen  Sal[>eterprodactioii), 
von  einheimischem  Rflben-  nnd  Stärkezucker,  von 
Kerzen  und  StearinBänre,  Yon  Essig  and  Essigsänre  (bis 
znr  Anfhebang  der  betreffenden  Stenern  aneb  von  Streieh- 
hölzeben,  Papier,  Oichorie,  Seife),  die Grosshftndler  in 
Essig  (wenn  sie  Stenereiedit  beanspmehen);  endlieb  die  Unter- 
nehmer Öffentlichen  Fuhrwerks,  einschliesslieh  der  Eisen- 
babngesell 8 chatten.  Der  Steuersatz  besteht  in  der  Regel 
in  einem  Fixum  lllr  das  Jahr  bez.  das  Quartal.  Nur  bei  den 
Getränke-  und  Oeldebitanten  ist  dies  Fixum  nacb  Orts- 
clasisen  in  Gemässheit  der  Hevölkerung-sziilil  abgestuft  und  dadurch 
etwas  mebr  zu  einem  Specialgewerbesteuer system  uu.sgebildct.  Bei 
den  Getränke- 11  aus i rem  besteht  die  Unterscheidung  nach  dem 
Transportmittel  für  den  Steuersatz.  Bei  Öffentlichem 
Fuhrwerk  (inel.  Schifffahrt  und  Eisenbahnen)  ist  die 
Licenzabgabe  abweiehend  von  der  ttbliehen  Form  naeh  Zahl  nnd 
(bei  gewöhnlichem  Landfiihrwerk)  anch  nach  Art  der  Fahrpreise 
eingerichtet  nnd  nimmt  dadurch  anch  einen  etwas  anderen  Stener- 
eharacter  an.  Die  Principalsfttze  wurden  im  Jahr  1871  (Gesetz 
V.  1.  Sept.  Art.  6)  verdoppelt  und  nnterliegen  ausserdem  den  25^'^ 
Zuschlägen. 

Diu  Tarife  a.  a.  ü.  und  bes.  die  genaue  Uebersicht  der  einzelnen 
zu  jeder  Gattang  gehörenden  Gewerbe  bei  Otibo  III,  28S  ff*.,  wonach  die  Gasnistik 
doch  slemlich  gross  iät,  aber  die  Einreibung  der  Falle  in  liccnzpflldltlge  und  nicht 

Pflichtige  folgerichtig.    S.  auch  Ii  lock,  dict.  Art.  liccnco  ch.  II. 

Za  den  Licenzirten  der  üetränkcbosteuorung  gchi^ren  zuQäcli:>t  die  Kleia- 
Absatz-  oder  Debltantengeschftfte  und  die  ihnen  gleichgestellten  mit  einem 
Tarif  von  Jahressätz- n  mit  Decimen  (aber  nur  in  Qttartalraten  zu  z^ihlcn),  der 
in  <  »rtsclasscn  (unter  4000  Einw.  bis  .'>0.000  Einw.  und  mehr)  von  15  auf  .'jO  Frcs. 
steigt.  Die  Debitanten  in  Paris  sind  aber  licenzfrei,  die  „Ersatzsteuer"  deckt  hier 
die  licens  mit  Die  OeldeUtantea  tahlen  (in  Orten  Uber  4000  Einw.)  dieselben 
Licenzen  (daher  vuii  20  l>rs.  an).  IMc  'i  r  ossli  an  dicr  in  (ietränken  und  die  ihnen 
gleichi^estelltcn  htttr  so  t)i.-  Niederlagen-Halter  denatuialisirtcn  Uranntweins) 
A.  Waguor,  FlOAiuwisaebMrhaft.  Iii. 
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lutbeii  eine  LiceDZ  von  136  FVcs.  jlbrlioh,  die  Haasircr  mit  Getr&nken.  welche 
Fohrwork  benfltzen,  c])ohso,  wenn  sie  nur  Saaintliiere  benützon,  bloss  15  Frcs.  Die 
gewerbsmässigen  Brauutwuinbrennur  und  Destillateure  entrichten  25  Frcs. 
Licwis,  die  EigenerDter  und  Eigenbrenner  (bonlUenn  de  cru),  die  nur  eigenes 

Ernteprofluot  verarbeiten,  sind  als  solche  liccn/.frci.  aucli  filr  Verkäufe  ?on  Brannt- 
wein ihrer  Fabrikation  im  Grossen:  für  den  Kleiuabsatz  unterliegen  sie  aber  der 
Debitantenlicenz  ihres  Wohnorts.  Die  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  in 
11  bestimmten  Departements  eine  Licenz  von  125,  in  den  übrigen  von  75  Frcs.; 
wenn  «^io  zugleich  Aussrhank  ihres  Bieres  bei  sich  selbst  betreiben.  b'  ilnrf'Mi  ancli  sie 
ausserdem  noch  der  Debitautuuiicenz  ihres  Urts.  Blosser  Uausbrau  für  £igunconsum 
ist  Ueenifiret  Die  Lieens  der  Fabriltanten  wn  Spielkarten  und  von  ein- 
heimischem Zu«ker  ist  125,  von  Salpeter.  Kerzen .  Essig,  {wie  frtlher  die  der 
anderen  Fabrikanten,  deren  Fabrikate  jetzt  wieder  steuerfrei)  25  Frcs.,  der  Essig- Gr oss- 
händlcr  12.50  Frcs.  Oeffentliche  Fuhrwerksunternehmungnn  (s.  o.  S.57b), 
auch  Eisenbahnen  nnd  Schiff  fahrt  entrichten  jährlich  für  Waggon,  Wagen. 
Wasnerfahrz'Mifi^  «i.25  Frcs.;  zweiritd  Wagen  aber  nur  2'/^  Frcs.  —  Durch  die  Aus- 
legung <ler  Gesetze  sind  dann  die  einzelnen  Gewerbe,  welche  zu  jeder  Licenz- 
Itategorie  geboren,  geoan  bestimmt  worden.  Am  Wichtigsten  ist,  daas  jede  Art 
„Wi  rt  hsc h  af t",  auch  Gasthöfe,  Hotels  garnis  (aih  h  w^  nn  sie  ni-  ht  Speisen  und 
Getränke  geben)  u.  dgL  licenzpflichtig  sind,  olibo  fuhrt  ÜU  Speciakweige  als  licenz- 
pflicbtig  an,  42  ven^'andte  als  frei  von  der  Licenz. 

Die  Entrichtung  der  Licenzslcucr  eiiolgt  bei  der  An- 
meldung haar,  bei  (iffentlicbeni  Fuhrwerk  findet  jährlich  am 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der  Wagen  u.  s.  w.  stalt 
und  wird  dann  danach  die  Steuer  gleich  berichtigt.  Für  die  übrigen 
LicenzpflicbtigCD  werden,  wie  bei  anderen  directen  Stenern,  Köllen 
entworfen  und  danach  die  Abgabe  auf  Anzeige  der  Steuerbehörde 
erhoben.  DieLicenzen  werden  trotz  ihres  stenertecbnizehenCbaractera 
als  directe  Stenern,  von  der  Direction  der  indirecten  Stenern  mit 
verwaltet. 

Der  Ertrag  bat  sieh  durch  die  Tariferhöhungen  von  1871 
gegen  früher  nngeffthr  verdoppelt  und  ist  seitdem  in  Folge  der 
Vennehrung  der  licenzpflichtigen  Gescbllfte  auf  etwa  13  Mill.  Frcs. 
gestiegen,  wovon  Uber  12  Mill.  Frcs.  von  den  (Jetränkelicenzen 
herrühren,  noch  nicht  ganz  .'V*  „  des  Ertrags  der  (Jetrankebesteueruug. 

Der  üesammtertrag  war  (Faure  p.  IIS,  nach  den  StaaLsrechnuiigen .  etwas 
abweichend  iu  den  SSablen  von  den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern),  luiiu  Krcä.: 

1869  5,590 

1872  l(),4m» 
1SS4  12,r»91 
l*^*i7  (provisorisc  h)  IM.OlO. 

Im  J.  15SG  war  (delin.  Zahlen.  Hull.  XXllI,  2Ssh 

AnzaU  der      KrJrag  der  Steuer  I>«»n*«chn.  des 

Qeechifte  1 000  Frcs.  ,  n^?l  l 

1  Geschäft  Frcs. 

fletraake-Debitaiiteii  .  .  .  40S,021  8,811  21.G 

Grossliändler  .   .     27,U2!)  3,398  125.0 

Brauer   2,7511 

Brenner  u.  dgl                        1,845}  tibi  2ö.(i 

Alle  and.  Liceuzirten    .  .  _  22,1 52 1  _   

Snnine'  .  .      461J9S  12>J94  27T 
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Wie  die  Tarife  und  diese  Zahlen  der  Darchschnittsbelastung 
der  Gesebäfte  ergeben,  sind  die  Lieenxstenem  ja  nicht  eben  hoch, 
werden  in  Tielen  FftUen  kaum  empfhnden  werden  und  bringen  dem 
Staate  doch  immerhin  ein  Dntzend  Millionen  nnd  mehr  ein. 

Dennoch  können  Bedenken  gegen  die  ganze  iranzösische 
Licenzbesteuerung  nnd  gegen  die  Einrichtung  derselben  nicht  ver- 
schwiegen werden.  Kinnial  ist  der  Umfang  der  Licenzpflichtigkeit 
doch  etwas  willk Uhrlic h  bestimmt  und  soüanu  die  individuelle 
Belastung  doch  zu  uugleichmässig. 

In  ersterer  Hinsicht  -  ri>'Kt  «li<-  Auswahl  ilor  H'-'-nzpfliclitii^on  und  licenzfreien. 
öfters  g&DZ  analogen  Geschiilte  Heiiunkuu.  Die  Liccn^l'rcitiuit  der  Tabalc-  und  Polrex^ 
delnUnten  Ist  begreiflich  tind  gcrechtfertiji^,  da  diese  Personen  in  einer  Hinsiebt  ab 
FinanzoifUie  fungiren.  Aber  warum  sind  z.  B.  die  Salzvcrko,  Dynamitfahriken, 
(iold-  und  Silberschmicdi;  u.  s.  w.  lirenzfrei?  Dass  die  Liienz  als  Abgabe  nicht 
eine  nothwendige  Folge  der  Uutci-stcllung  di  r  (ieschiiftc  unter  die  Coutrole  der  Steaer- 
behftrde  ist,  beweisen  diese  Ausnahmen.  Die  Kinnahme  des  Staats  aas  der  lioeiu 
kann  mit  als  Kosti' nersaf  z  f  U  r  d  i »j  u ii  t  ro  1  «■  betrachtet  w.'r  lr'ti  Alier  g'-nügend 
motifirt  wird  auch  durch  diesen  (iesicht>punct  die  Licenzabgabc  nicht  In  anderen 
Fillen,  so  bei  den  Dynamitfabriken  (Ges.  t.  8.  Hftrz  1875,  Art.  1),  werden  die  Kosten 
des  Exercice  auch  dem  Fabrikanten  zogesehoben  und  rom  Finanzminister  Jährlich  ge- 
regelt.  Wie  es  jetzt  besteht,  erscheint  doch  das  iranze  System  d-  r  I.irenzab^:al)eri  zu 
•du  nur  als  tiscalische  Plu»macherei.  Diu  Steuurcuntrolc  kunute  gerade  sü  ciulreteu, 
Waas  wum  sich  mit  Anmelde^  und  Declarationspllicht  begnogte,  aber  ohne  EAebong 
einer  Abgabe  dabei. 

In  Betreff  des  zweiten  Bedenkens  i<t  aln  r  in  d<!r  That  dorh  klar,  das8  die 
gleichen  festen  Licenzsätze,  eventuell  wie  bei  den  üelränkedebitauteu  bloss 
mit  Ortsstofen,  wenn  auch  wohl  ziemlich  jeden  Stenorpflichtigen  nur  leicht,  so  doch 
die  einzelnen  derselben  Classe  ohne  jede  Riirksirht  auf  den  Umfang  ihres  Geschäfts 
ganz  verschieden  treffea.  Die  Licenzabgabc  wird  so  zu  einer  lohen  Taxe,  die 
dem  französischen  Stcucrgrundsat/.  ,  Jeder  nach  seinen  Kräften"  durchaus  widerspricht. 
Blees  die  Niedrigkeit  der  Satz<-  macht  das  w.  iiig<>r  fühlbar.  Eine  gleirhmässige 
Erhc'hnng  der  Satz-  .  wie  im  J.  lb<l  die  Vordoppelong,  hat  so  aber  auch  noch  ihre 
besoinler>'ii  Bedenken. 

Will  man  daher  wirklich  die  Licenzhcsteuerung  ergiebiger 
machen  und  sie  zu  einem  förmlichen  Gliede  der  Getränke- 
heBteaemng  erheben,  wie  nach  dem  Stenerproject  von  1888  (S.  629), 
etwa  mittelst  der  thenreren  Debitantenlicenz  sogleich  ancb  ,|Con8am- 
politisehe"  Tendenzen  verfolgen,  so  wäre  eine  rationellere  Ans- 
nnd  Umblldnng  der  ganzen  Biniiehtiing  unbedingt  geboten. 
Namentlich  die  fUr  einen  grtJsseren  Ertrag  erforderlichen  höheren 
Sätze  müssten  dann  für  jetle  einzelne  Gewerbegattung  nacb  Merk- 
malen abgestuft  werden,  aus  welchen  man  aut  den  individuellen 
Betriebsurafang  und  die  Steuer  fU  h  igkeit  Jedes  einzelnen 
Gescbäft.s  einigermasscn  sehliessen  kann.  Der  in  dem  Project  von 
18ÖÖ  enthaltene  Gedanke,  mit  nach  dem  Miethwerth  der  Ge- 
werbslocalitüten,  wie  bei  der  i'atentsteuer  die  Licenzen  abza- 
stofen,  liegt  dann  in  Frankreich  nahe  (S.  629).   Aber  ein  ganz 

60* 
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genttgeodes  Merkmal  ist  dleees  gerade  bei  diesen  CreschiUleii  aoch 
noch  nicht  Die  einfache  Erhöhung  der  fixen  LioenzBfttse,  an  die 
daneben  gedacht  ist,  hätte  freiKeh  noch  ihre  besonderen  Bedenken. 

d.  Directc  (iehrauchn-  und  G enassstonern. 
Wtfeo  and  Pferde.    Billuds.    Gadlife  Vereine  n.  s.  w. 

(iesetzgu  bu  ug.  (ileichzeitigo  Eiufuhrung  dieser  drei  Steuern  durch  Uca.  v. 
IS.  Sept.  1811,  Art  7—10,  Akr  die  Steuer  ron  wegen  und  Pferden  ndttelst  Wieder^ 

herstellung  des  isr»5  auff;eliob»»nen  l^eztlflinhcii  Hcsetzt  s  v.  2.  Juli  1S(»2.  (Jes  v. 
IS.  Dec.  1872  (Erhebung  der  Hillard-  und  Gesellsrhaftsätcucr  nach  den  (iruud&äUen 
der  directen  Steuern).  —  Abfinderung  der  Wagen-  und  Pferdcsteuor  durch  flee. 
V.  2:1  Juli  1S72,  Art,  5—11,  und  (Jes.  v.  22.  Dec.  1879,  Circ.  t.  21.  Jan.  18S2 
(Ausführung  der  Steut-rfroiheit  fUr  reglementsuiäsüigen  Ilesit/  von  Wagen  und  Pferd«^u 
im  Militärdienst).  Fiu.-Ues.  v.  29.  Dec.  1884,  Art  3  \,l^uuct  der  Veranlagung).  — 
Ansftohr.-Decr.  fot  die  Billnrdsteaer  f.  27.  Dec.  1871.  —  AusfiÜir.^Decr.  fOr  die 
(n  sells  haftsBtener  r.  27.  Dec.  1871.  Ges.  r.  5.  Aug.  1874,  Alt  7  (eine 
weitere  Exemtion). 

Literatur.  Stonrm  I,  253,  255,  262  (Stenern  der  Hcroliitionszcit^.  Die 
Gesetze  \ns  1S75,  auch  das  ron  1S62,  die  Decrete  n.  A.  in  Dejcan's  code. 
Vi  ff  n  OS  I.  77 — bO.  Bloc  k,  dict.  Art.  chevanx  et  voitures,  bilhinls.  ron  h^s,  auch 
mehriach  in  den  Supplementen.  Say,  dict.  Art.  voitures  (noch  nicht  erschienen), 
billards,  cerdee  (bdde  eingehend),  t.  Kanfmenn,  8.  255 — ^256  (Pferde-  wd 
WagensteutT,  nicht  richtig  .  259.  —  Mathie  u-Bod      I,  -15,  150.  Amngnt, 

p.  2U4  H.  —  Erti  au:sstatistik  Kaure,  p.  82,  Bnsi«  der  Vemiiingung  jÜiniob, 
z.  B.  f.  1^^7.  Bull.  XXIII,  «44. 

i>.  31).").  1.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  hierher  gehörigen 
Steuern  hilden  nach  ihrer  s  teuer  pol  i  t  ischen  Tendenz,  welcher 
üie  ihre  Einführung  mit  zu  verdanken  hahen,  nämlich  um  al8 
„Luxussteuern*'  zu  fungiren,  nach  ihrer  stettertechnischen 
Gestaltung,  als  Glieder  der  „den  directen  Stenern  gleichgestellten 
Specialtaxen''  (8.  416),  and  nach  der  Gleichzeitigkeit  ihrer 
Einführung  in  der  Finanznoth  nach  dem  deutschen  Kriege  dorch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  eine  zusammengehörige  Gruppe  kleiner 
Stenern,  eben  der  „directen  Gebrauchs-  und  Genussstenem".  In 
ihrer  scbliesslichen  Wirkung  sind  sie  anderseits  den  indirecten  Ver- 
brauehsstenern  wieder  mehr  verwandt,  mehr  als  den  früher  be- 
sprochenen directen  Steuern,  zu  denen  sie  in  Frankreich  admini- 
strativ gehören.  Ihre  Vermehrung  und  Erhebung  erfolgt  ganz  naih 
den  Grundsätzen  der  directen  Steuern,  nach  welchen  auch  das 
Reclamationswesen  eingerichtet  ist  (S.  42(j).  Sie  unterstehen  auch 
wie  die  übrigen  directen  Steuern  in  Betret!  der  Veranlaiciin^  der 
Generaldirection  der  directen  Stenern,  in  Betret!^  der  Erhebang  der- 
jenigen des  öffentlichen  Rechnungswesens  (S.  422). 

Wenn  auch  im  Jahre  1871  erst  eingeführt,  sind  sie  übrigens 
doeh  nichts  durchaus  Neues  in  der  französischen  Steuergeschichte. 
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„Lnxusäteoeru"  auf  den  Besitz  Ton  Luxus-Pferden  und  Maule&cln ,  wie  tof  das 
Hallen  vuu  Dicnstboteii  waren  »i-hun  17!M  mit  der  Mobiliarstoucr  rerbuodon  gewesen 
S.  452),  171)5  war  auch  ';iiie  Wahren- und  eine  K.iiiiiii>touer  dazu  gekommen.  Diese 
Steaern  sind  aber  von  Anfang  lb07  au  aafgehobeu  worden  ^(itü».  v.  4.  Mai  1806), 
ab  wenig  ergiebig,  libtig  für  die  «Pflichtigen.  Im  J.  1862  war  dann  abennals  eine 
Stoaer  auf  Wagen  und  Pferde  eingeführt  worden  (Gcü.  v.  2.  Juli  IS62),  welche  aber 
wegen  /u  weitgehender  und  uiiriclititior  Fa^jsuug  der  E.vemtionen  wcnip  orgeben  hatte 
{3  statt  der  erwanuten  5  Mill.;  und  uhue  Versuch  einer  Yerbeäscruug  nach  3  Jahren 
wieder  fallen  gelaaseo  war.  Auch  eine  GeseUschafiastener  war  «äon  im  J.  1870 
kiin  f  or  dem  Kriege  von  einem  Deputittoa  baaatiagt  gewesen. 

Nach  dem  Kriege  gingen  die  drei  Stenern  ans  der  pwtlsr 
mentariscben  Initiative  hervor.  Man  hatte  ausserdem  an  andere 
äbnliohe  gedacht,  auf  Pianos,  Livreen,  Dienstboten.  Nachdem  man 
im  Jahre  1872  das  erste  Gesets  über  die  Steuer  anf  Wagen  und 

rtcrdc  passend  verändert  hatte,  machte  man  so  durch  diese  drei 
8tenern  doch  immerhin  wieder  eine  Einnahme  von  12 — 13.5  Mill. 
Frcs.  flir  den  Staat,  aiisHcrdem  über  '  Mill.  Frcs.  lUr  die  Ge- 
meinden, denen  eine  Quote  der  in  ihnen  erhobenen  Wagen-  und 
Pt'erdesteuer  zufällt,  fiUssig. 

linmerhin  ist  so  ein  kleiner  Aasbau  des  französischen  ätener- 
Systems  in  der  Richtung  einer  etwas  schärferen  directen  ßestenernng 
der  wohlhabenderen  Classen  erfolgt  und  damit  eine  Massregel, 
welche  eine  erfrenliche  Ergänzung  der  Bestenemng  der  Hassen 
durch  die  grossen  Verbranohssteuem  war.  Aber  freilich  nicht  ent- 
fernt eine  genttgende  Ausgleichung  zur  gebührenden  Ifitbdastang 
der  reicheren  Classen,  wie  sie  gerade  in  Frankreich  zu  verlangen, 
aber  auch  durch  ein  entwickelteres  System  von  „Lnxnssteuern"  als 
das  angenommene  nicht  zu  erreichen  wäre.  Dafür  bedürfte  es 
immer  einer  angenicssenen  Einkumtuenstcuer  oder  Einkoramen-  und 
Vermögenstcuer.  Diese  paar  kleineu  Luxussteuern  entbinden  vollends 
nicht  von  dieser  Verpliichtung. 

Der  Ertrag  war  (Favre  p.  82,  Anschlag  f.  ibbü,  Bali.  XXII,  12)  in  1000  Frcs.: 


1873 

J879 

1880 

1884 

lt>88 

,«Allg«^u)  Fondü"  (Ertrag 

für  den  Staat): 

Wagen  und  Pferde  

11,314 

9,638 

10,402 

11,260 

Billard  >  

1,014 

1,020 

1,119 

1 ,200 

1,431 

1,457 

1.537 

1 .4>^0 

Suiuuiu  .... 

13.759 

12,115 

13,058 

13,1)40 

„Specialfonds**: 

Wagen  o.  Pferde  Gemeindeantheil 

4t)l 

hW 

:.ll 

551 

591 

^     „  Ausfallfonds  (5  7„)  •  • 

r,:v,t 

625 

üil 

«43 

591 

M     «*  V»  ^-  '^^^^  d.i.A nmeld. 
BiUards,  Kosten  der  1.  Anmeldung 

lö 

19 

19 

21 

24 

3.6 

4 

4 

4 

4.' 

OeseUschaft.,  Kosten  d.  I.  Aumeld. 

0.3 

0.3 

0.3 

0.3 

0.1 

Zog.  Specialfonds  . 

1,140 

1.214 

MIT) 

I. •_'!!» 

1.21  r 

GeMmmtertiag .  . 

J2,ti77 

15,003 

13,2t)0 

14,277 

i5,i5r 
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5^.  306.  2.  Die  Wagen-  und  Pferdesteuer  wurde  in  der 
Eile  der  ge8etzgeberischen  Arbeit  nach  dem  Kriege  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  das  frühere  mangelhafte  und  nicht  bewährte  Gesetz 
vom  2.  Juli  1802  einfach  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde  (Ges.  v, 
16.  Sept.  1871  Art.  6). 

Dieses  ältere  Gesetz  hatte  die  allerdings  bei  dieser  Steoer 
Sehwierigkeiten  bereitmde  Frage  der  Bestenernng  der  Wagen  und 
Pferde,  welche  vom  £igentfa(lmer  in  der  Landwirthsehaft  nnd  im 
Gewerbebetriebe,  daneben  aber  mit  zum  persönlichen  Gebranch 
benntst  werden,  einseitig  za  Gunsten  der  Besitier  nnd  gegen  das 
fisealisehe  Interesse  dahin  entsehieden,  dass  in  diesem  Falle  Stener- 
freiheit  eintrete.  Denn  darauf  hin  wurden  dnrch  selbst  nur  ganz 
gelegentliche  Benutzung  von  Wagen  und  Pferden  ui  iandwirtliscljatV 
lichen  und  gewerblichen  Zwecken  zahllose  Befreiungen  von  der 
Steuer  beansprucht  und  erlangt. 

Diesen  Manprel  suchte  daher  bald  ein  neues  Ges.  v.  23.  Juli  1872 
durch  Belegung  der  ,,aus8chlie8slich''  in  Landwirthsehaft  und 
Gewerben  benutzten,  an  sich  steuerpflichtigen  Wagen  und  Pferde 
mit  der  halben  Steuer  abzuhelfen.  Dies  Gesetz  hat  zugleich 
auch  noch  in  einigen  anderen  Puncten  zweckmässige  Aenderungen 
herbeigeführt,  sonst  aber  den  Steuertarif  des  Gesetzes  tou  186S 
belassen.  Erst  dadurch  wurde  diese  Steuer  hinlftnglich  eiigiebig 
gemacht  und  ihrem  wesentlichen  Zwecke,  den  Besitz  von  Wagen 
und  Pferden  znm  persönlichen  Gebrauch  der  Eigenthttmer,  als 
Zeichen  eines  gewissen  Wohlstands,  zur  Grundlage  ftlr  eine  „Luxus 
Steuer*'  zu  machen,  angei)asst.  Hei  der  Niedrigkeit  der  meistens 
anzuwendenden  halben  Tarifsätze  glaubte  man  in  einer  solchen 
leichten  neuen  Steuer  keine  Ueberlastnng  der  Landwirtbsehalt  und 
der  Gewerl)e  sehen  zu  müssen.  Die  ausschliesslich  zu  landwirth- 
scbaftlieber  und  gewerblicher  Arbeit  dienenden  Arbeits-  und  nicht 
zum  rersonentransport  dienenden  Wagen  und  Pferde  wurden  von 
der  Steuer  auch  nach  dem  nenen  Gesetz  nicht  getroffen  (s.  u.). 

In  dieser  neuen  Form  hat  sich  die  Steuer  im  Grausen  bewährt 
Das  Gesetz  von  1872  ist  die  Basis  geblieben.  Em  späteres  Gesetz 
vom  22.  Dec  1879  hat  jedoch,  neben  emer  Veränderung  der  Tarif- 
stufen, wiederum  den  Besitsem  von  Wagen  und  Pferden  das  Zu- 
gestllndniss  gemacht,  dass  letztere  schon  dann  nur  der  halben  Steuer 
unterliegen  sollen,  wenn  sie  „gewöhnlich^  In  der  Landwirth- 
sehaft und  in  den  Gewerben  benutzt  werden.  Dadurch  entstand 
eine  Ertragsvcimiudcrung  um  über  1  Mill.  Frcs.,  obwohl  anderseits 
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gleichzeitig  durch  das  genannte  Gesetz  auch  Maul th lere  als 
steuerpflichtig  erklärt  worden  sind. 

Da  in  Frankreich  auch  das  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienende  Fuhrwerk  steuerpflichtig  ist  (§.  238,  '23\))j  war  es  im 
Uehrigen  vollends  folgerichtig,  Privatfuhrwerk,  Gespann  and  Reit- 
pferde einer  besonderen  Steuer  zu  unterziehen,  —  ein  Gesichts* 
ponc^  welcher  anch  mit  fUr  die  Steuer  vertreten  wurde. 

Von  Einzulheiteu  siud  folgende  die  wiclitigstcn.  Hie  und  da  or^ebca  aicli 
auch  dabei  Zweifel  und  eine  erat  dorcli  die  Pra.xis  und  das  Kedainationsverfahreii  zu 
cutächeideadu  Casuütilt.  Immer  ein  Beweis,  dass  auch  eine  solche,  öcheinbai  so  bc- 
flondea  efnfiuslie  Sieoer  doch  ihre  technischen  Schvieiigfceiten  h«t,  wesbalh  hier 
dnniaf  etwas  näher  einge^^anj^en  wird. 

a)  Steuerobject  waren  nach  dem  (iesetze  v.  1*»»)2  ..jeder  bespannte  Wagen 
(roitnre  attelce)  und  jede»  ßeit-  oder  Spaiiu-rferd,  welcUc:i  zum  pen>uuiicheu  Gebrauch 
des  ElgenthümeiB  oder  seiner  Familie  dient";  nach  dem  Oes.  w.  1872  sind  „in 
Federn  hängende  \V;igeii  (voitures  8uspcndaes\  welche  zu m  Personentransport 
bestimmt  sind'',  dss  Steuurobject,  —  eine  £rweiterung  der  bteaerpflichtigkeit  gegen 
des  ftuhen  Ossels,  iiuefeni  asch  dfesem  bei  jedem  EigcnthQmer  mnr  so  titA  wagen, 
als  nach  dem  reslliadeDen  Pferdebesitz  bespannt  werden  konnten,  nach  dem  neuen 
alle  besessenen  Wagen  zu  versteuern  sind;  als  steuerpflichtig«;  Pferde  werden  im  Ges. 
Y.  1^72  „die  zur  Bespannung  der  steuerpflichtigen  Wagen  dienenden"  den 
Reitpferden  gegenüber  gestellt  Jemand,  der  daher  s.  B.  keine  solche  Wagen  hat,  ist 
hiiTn.-ioh  auch  für  seine  (i>'spariiie  immer  steuerfrei,  —  weshalb  die  j^rossc  Menge  der  in 
Landwirth&chaft  und  Gewerl)ea  benutzten  Pferde  doch  unbesteut-rt  ist.  Das  Gesetz  v. 
1S7U  hat  dann  die  Maulthiere  (mules  et  mulets)  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  Pferde  for  •steuerpflichtig  eikllrt  —  Erst  im  Keclamationsvege  i^egen  die  Steuer- 
verwaltnni»  ist  entschieden  worden,  dass  Pfenic  und  Wagen  eines  Ei^'f-nthiim-rs, 
Welche  bei  einem  Dritten  in  Stallung  oder  Kemise  stehen,  bei  diesem  niciit  auch 
etenerpflichtig  sind,  hSHs  sie  nicht  dem  letiteren  sor  Bespaannng  eines  ihm  gehörigen 
Wagens  dienen.  I)a,s  wiire  sonst  in  der  That  auch  ein»;  Doppelbesteuerung  (s.  d.  Ent- 
scheidun;;;^  des  Präfecturraths  des  Dep.  Seine  )iei  Hlock,  suppl   IS**^.  p.  851). 

b)  Steucrsubject  ist  zwar  regelmässig  der  £ip:enthumer  der  Steuer' 
Pflichtigen  Wagen  und  Pferde,  aber  nicht  schon  an  und  für  sich  nach  dem  Ges.  r. 
1*^72.  Art.  s,  sondern  der  Besitzer  als  solcher,  daher  z.  B.  auch  der,  welcher 
von  einem  Wagenbauer  auf  1  Jahr  einen  Wagen  für  sich  miethet,  für  diesen  Wagen 
(s.  eine  Entscheidung  bei  Btock,  snppl.  gftnto.,  p.  106). 

c)  Der  Steuer tarif  ist  im  Wesentlichen  noch  der  alte  des  Gesetzes  von  1>»62 
ceMieben,  bis  auf  eine  Aendcrung  im  Ges.  v.  1S7!I.  Der  Tarif  unterscheidet  2  Arten 
Wagen,  mit  4  und  mit  2  Kadern,  letztere  sind  mit  '/a  des  Satzes  der  erstoreu  (in 
Paris  mit  */>)  belegt  Beit-  und  Wagenpferde  (und  Maulthiere)  entrichten  d€usdl>en 
Satz  Der  Tarif  hat  dann  fiir  jeden  Wagt-n  un^l  j.(h's  Pferd  feste  Sätze,  welche 
nach  Ortsclassen  abgestuft  sind,  arsprUnglich  nach  d,  seit  dem  Ges.  r.  1S7U  nach  6, 
folgeadermassen,  in  Frcs.  p.  Stück: 


Paris  

(icineinden  über  4(>,on(»  Einw 
Desgl.  20,0<J4)1  — lO.UOÜ  .  . 

„     10,001—20,000    .  . 
5,001—10,000    .  . 

„      5,000  und  veniger. 

Die  Stofe  von  90,  besnr.  15  und  12  Frcs.  ist  1%79  eingesclioben.  Früher 
traten  die  beiden  nnteisten  Stufen  bei  Orten  von  3001—20,000  und  onter 
3000  £inv.  ein. 


Wagen  zn 

4 

2 

k'ferd 

Kädcra 

.  60 

40 

25 

• 

,  50 

25 

20 

.  40 

20 

15 

« 

.  SO 

15 

12 

• 

.  25 

10 

10 

0 

.  10 

5 

5 

Digitized  by  Google 


780      6-  B.  2.  K.  Steoemdit  1.  H.*A.  2.  A.  ITnnknicli.  §.  806,  SOT. 


Hat  Temaiid  in«hr'Te  Wohnsitze,  SO  wird  er  ftir  dir  Wagen  und  Pferdf .  die 
ihm  gewöhnlich  iolg:cii,  in  der  üemcinde  boetuucrt,  wo  er  pun>oiialstüuerptUchtig  i»t, 
aber  nach  dem  Satze  der  Gemeindo  der  grösseren  BevOlkerang;  für  die  Wagen  and 
Pferde,  die  gewöhnlich  in  einem  Wohnbit/  bleibtui,  indessen  nach  dem  Satze  der 
Ortsclasse  diesej»  Wohnsitzes  (Ges.  v.  l'^fiJ,  An.  10).  Wecli>elt  Jemand  seinen 
Wohnsitz,  so  tritt  event.  der  höhere  Steuersatz  des  ucaen  iJrts,  daher  eine  Comple- 
meBtintavef  ein,  vas  der  Steneipllichtige  amnmelden  hat  (Oes.     1872,  Art  9% 

Das  beliebte  franzö^sche  Ortsclassen- System  findet  also  auch  hier  wieder  seine 
Anwendung.  Wohl  no<'h  mit  zweifelhafterer  Berechtigung  als  in  anderen  ITiIIfu 
(S.  ibb).  Denn  z.  B.  Urossgrandbesitzcr,  Fabrüanten,  Uutten-  und  BergwerL>>be^itzer 
nnd  Rentien,  irelche  „auf  dem  Landtf^  ▼ebnen,  zahlen  so  durchweg  nur  die  niodrigeroa, 
gemeinhin  die  niedrigsten  Steuersätze  für  ihre  „Equipafen**,  was  scbwedioh  der  iteiier- 
politiscben  Tendenz  einer  solchen  Steuer  entspricht. 

d)  Steaerermässigu ng,  auf  die  Hälfte  der  Tari&itze,  geniessen  nach 
dea  Qesete  y.  187S,  Art  6,  diejenigen  gesettUdi  sonst  steuerpflichtigen  Wagen  and 
Pfände  (und  Maulthicre),  welche  „ausschliesslich",  naeb  dem  Ge^  v.  1*^79,  welche 
„srewAhnlicli*'  im  Dienste  dt-r  Landwirthschaff  nnd  eines  patrntsteuerj^flichtigen 
Gewerbes  oder  Geruis  verwendet  werden.  Doch  aiud  in  letzterer  Hinsicht  die  Wagen 
und  Pferde  der  PatentpIRebtigen  der  Tabelle  G.  des  Patentstenergesetzes  r.  18.  Mai 
1850  (jetzt  S.  473,  4SI),  der  „liberalen  ßenife'\  ansgenommeo,  also  der  rollen 
Steuer  unterworfen  (s.  Dejean,  »  ode  p.  214  die  Note). 

e)  Steuerfreiheit  geniessen  iwo  jure  alle  Wagen  und  Pferde,  welche  nicht 
ansdrOcUicb  in  die  Kategorie  der  halb  oder  ganz  stenerpflichtigeo  fidlen,  —  wo  es 

also  im  Zweifclsfall  auf  die  Kntsi  heidunj?  iui  Verwaltungswege  oder  im  Rcclamations- 
verfahrcn  ankommt.  In  dem  wohl  nicht  seltenen  Falle,  dass  z.  B.  Jemand  seine  iii 
Landwirthschaft  und  Gewerbe  beschäftigten  Pferde  wechselweise  auch  als  Bespannung 
steuerpflichtiger  Wagen  benutzt,  wird  nur  je  1  Pferd  fUr  je  1  zweispinnigen  Wi^en 
voll  besteuert.  Ausserdem  sind  aber  best  i m  m  te  Wagen  und  Pferde  ausdrücklich 
im  Gesetze  für  steuerfrei  erklärt,  nämlich  Stuten  und  Hengste,  welche  aus- 
schliesslich für  die  ZQchtnng  bestimmt  sind,  Wagen  nnd  Pferde,  WMcbe  awsehHesslidi 
für  öflentliches .  der  betreffenden  indirectea  Besteuerung  unterworfeneji  Fuhrwerk 
dienen,  desgL  solche,  welche  im  Besitz  tron  Pferdehändlern,  WageufabriLanten  und 
Wageuhäudleru  ausschliesslich  zum  Verkauf  oder  zur  Vormiethung  bestimmt  sind, 
enwch  solche,  welche  in  Gemässheit  der  VorschriAen  des  Militär-  und  Verwaltnng»- 
diensts  jijehaltcn  werden  iGes.  v.  ]^T1,  Art.  7,  etwas  verändert  und  erweitert  gegen 
Art  7  des  Ges.  v.  1862,  wo  auch  Wagen  und  Pferde  von  iieligionsdienem  frei  ge- 
wesen; Uber  die  Befireiongen  rem  Hilitirdienst  s.  das  Girc  r.  1882  bei  Hock,  suppl. 
g6n6r.  p.  105). 

f)  Die  Veranlagung  der  Steuer  crfol;;t  regelmässig  ftlr  ein  ganzes  Jahr,  i>i 
Betretl  der  TbatAachcJi  am  1.  Jan.  (Ges.  v.  Ib62,  Art.  9,  v.  1872,  Art.  8).  Die 
Steuerpflichtigen  müssen  ihre  Wagen  und  Pferde  bei  der  Mairie  des  oder  der  Wohn- 
orte in  <I'T  ersten  Iliilftr  des  Jan.  anmelden,  ebenso  die  Gemeinden  an  cremen ,  wo 
sie  bestandig  steuerpüichtige  Kiemeute  haben.  Ebenso  sind  Veränderungen  an- 
zumelden, desgl.  neaer  Erwerb  ron  steuerbaren  Wagen  und  Pferden  im  I^fe  dee 
Jahras,  wo  vom  ersten  Tage  des  betr.  Monats  die  Steuer  dann  liiitiitt,  uline  Anrech- 
nung der  etwaigen  Steuerzahlung  früherer  Besitzer  (Ges.  v.  1862,  Art  11,  ?.  1872, 
Art.  S;  s.  Dejean  p.  246  Notei. 

g)  Unterbliebene,  ungenaue  oder  unTollstiodige  Dcclaratiouen  werden  vom 
CJontrol<  ur  der  directen  Steuern  in  L'ebereinstimmung:  mit  dem  Maire  und  den  Krp.ir- 
titoren  ergänzt  ^Ges.  v.  1862,  Art  11,  mit  weiterer  Bestimmung  Uber  iuntscheiduug  vou 
MeiDnngsrerschiedenbeiten  zwischen  diesen  Personen). 

h)  Der  Steuerpflichtige  hat  das  Kcc lamationsrecht,  oadidem  die SCeuertoUe 
znr  Erhebung  bestimmt  ist  (Ges.  ?.  lSb2,  Art.  11). 

i)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Dcclaraiion.  n  ist  \  c  rdoppelun([^ 
der  Steuer  (Ges.  v.  lst)2,  Art.  12). 

k)  Die  Steuer  wird  mit  einem  Zusrlilatr  voti  '>"„  fUr  Entla^tnng.•l^  Er- 
massigungeu  (Ausl'allfonds,  S.  426),  fUr  Veraulaguugs-  und  Erhebungakosteu  erhoben; 
reicht  das  nicht  ans,  so  erfolgt  eine  VontiiserhebaDg  auf  den  nichsleii  SieaerbelFHt 
(eb.  Art  18,  s.  o.  S.  777  die  Tabelle). 
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1)  Den  (icDKMttden  Allt  57^  im  Oes.  r.  1862  10*/o)  das  hti  ihnen  erbobeneii 
Stenerbetnges,  abzuglich  der  Kcwahrtcn  Etitl;istungcn,  zu  (Gca.  v.  1872,  Art  10). 
Li  der  SteaerroUe  f.  1$S7  sUuidea  folgende  äteoerobjecte  (Bali  XXUU  644); 


Wagen  zu  4  Kadern 

1 

Pferde,  Manltliiere  . 

Wagen  zu  4  Käderii 
Pferde,  MMÜthieie  . 

§.  307.  o.  Die  Billards  tc  II  er  ist  wescutlich  unter  dem  Ge- 
sicbtspuQct  einer  kleinen  Luxussteuer  durch  datiOes.  v.  16.  Öept  1871 
Art.  8  eingeflihrt  worden,  und  zwar  «nunterschicdlich  sowohl  ftir 
Billards  in  öflentlichcn  Orten  (Wirtbscbatleo)  wie  im  Privatbesitz 
zam  Gebranob  des  Besitzers  selbst. 

Die  wichtigeren  Einzelheiten   der  Besteoerang,   wobei  es  ebüufallti  an 

casaistischeu  Stivitfragcti  nicht  ganz  fehlt,  sind  in  Karze  die  folgenden.  (S.  für  hier 
üebergangeues  das  Decr.  v.  27.  Jau.  lt>71,  bui  Doieau,  code  p.  124  und  hos.  don 
Artikel  von  Arnonx  im  Say'schen  dict.«  nncli  Bleck,  dict  p.  238,  üuppl.  g6nör. 
p.  52).   Veranlagung,  Erhebung,  Kociamatbnen  wie  bei  den  directen  Stenern  ttbor« 

bnopt  und  )m  der  Wagen-  und  Pfi-rdesteucr  spericll. 

a)  Steuere bje et  ist  jedes  Hiliard,  auch  das  unbenutzte,  auch  das  in  schlechtem 
Zttstaod  befindKcbe,  wenn  nur  nicht  völlig  dcuiontirtc,  dem  steuerpolitischen  Gedanken 
des  Gesetzes  gemäss  das  zam  Vergnfi^en  u.  d^^I.  dienende  (s.  u.  du  Aber  nur 
e  i  ir n tl i che  Billarde,  nicht  sogenannt''  fUrandrt'  Sjude  (ungliscbes,  heUjkndisches, 

chinesisches!  sind  iStt  iH'rohj.)(  t  is.  Say  und  Block  a.  a.  i).). 

b)  Steuersu  bject  ist  der  Besitzer  als  solcher,  einerlei  ob  er  das  Billard 
zan  OffentUehen  Gebnnch  stelll  oder  seinem  Priretgebrauch  rorbehUt. 

c>  Der  Steuertarif  ist  wieder  ein  () rtsclassentarif ,  für  Peris  6(K  f  ir 

Städt."  Uber  .5O.(Mi0  Einw.  .SO,  von  10.000— öo  ooo  i:,   f.  andere  Orte  0  Krcs.  fur  das 

Stück.  Der  bei  einer  Luxuttsteuer  richtige  Oedanke  einer  höheren  Besteuerung  der 
PrivntbUUrds  wurde  nicbt  Terwirklicht 

d)  Steuerfreiheit  i^eniessen  anr  die  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethang  be- 
>timmten  Billards  der  Billard  -  Fabrikanten  und  ll.indler,  welche  diese  nicht  zum 
pefiiöulicheu  Uebrauch  verwenden.  Eine  andere  Qualität  des  Besitzers,  z.  B.  bei 
Bflinds  im  Besitz  ron  HeibuuUlten,  bedingt  keine  Stenerfreiheit 

e)  Die  Veranlaj^ung  der  Steuer  erfül^'^t  regelmässig  nacb  dem  Stande  am 
1.  Jau.  für  das  iLranze  .I;ihr,  und  zwar  auf  tirund  von  D  e  «■  la  r  at  i  on  en ,  welche  der 
Besitzer  bei  der  Maine  seiner  Gemeinde  v.  1.  Üct.  bis  Ende  Jau.  machen  muss. 
Diese  Declarationen  werden  bis  xn  einer  erfolgten  Abftnderuiig  derselben  als  Grandlago 
an^'ev  hrit  {<.  (ie<.  v.  1^71,  Art  10,  uttd  dss  Dscr.  f.  27.  Jan.  ISTI,  mit  den  weiteren 
erforderlichen  Bestimmungen). 

f)  Die  Strafe  fOr  nnterlassene  oder  ungenaae  Declaration  Ist  ancb  hier  Ver- 
doppelung deä  Steuersatzes. 

Die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Billard besitzer  war  1S72  tis.otio.  issj  s:<. •_>!»:;,  in 
16,827  bez.  18,t)75  Gemeinden  (eine  fast  gleiche  Zahl  Gemeinden  besass  keine);  die 
SSahl  der  Billards  in  den  Rollen  war  bez.  73,SS5  nnd  88,927;  1887  94,751;  die  Zahl 
der  nicht  d<  clarirten  ist  von  3—4000  anfangs  auf  einige  100  jetzt  gesunken,  1887  180 
(Say,  dicU  p.  40a,  Bull.  XXllI,  644). 


Zur  ganzen  Steuer       Zur  halben  Steuer 

veranlagt  veranlagt  Smoinie 

Einfacher  Doppcl-        Einlacher  Doppel- 
(Straf-)satz  satz 
()l»jecte  in  der  (iemeinde  der  Veranlagung. 


177,i;ni; 

1^5 

155,423  l«7 

.•t.H.H,J31 

bj.014 

14^ 

863,807  1,174 

U50.143 

1S7,662 

197 

985,459  1,085 

1,074,303 

Objecto 

aus  anderen  Gemeinden. 

3,503 

5 

202  — 

3,710 

370 

79  — 

449 

5.692 

4 

269  — 

5,965 
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§.  308.  4.  Die  Steuer  auf  solche  geschlossene  Gesell- 
schaften u.  (Igl.  (cercles,  socii  tös,  lieux  de  reunion),  wo  die  Mit- 
glieder (aboniu's)  BeitrUge  (cotisatiuns)  zahlen,  ist  ebenfalls  durch 
das  Gesetz  v.  16.  SSept.  1871  Art.  4  eingeführt  worden,  wiederum 
in  der  Absicht,  dadurch  eine  Art  „Luxussteuer"  für  wohlhabendere, 
mehr  oder  weniger  mtissige  Leute  zu  begründen.  Danach  ist  auch 
die  Umgrenznng  der  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Aus- 
nahmen erfolgt.  In  der  Regel,  ja  wohl  fast  ananahmelos  wird  das 
einsehie  Mitglied  hier  voll  and  gaas  von  der  Steuer  getroffen  werden, 
am  welche  ehen  sein  Beitrag  erhöht  wird. 

Diu  Eiuzelheiteo  sind  die  i'olgeudeu.  S.  fUr  das  Gtiuauurc  das  Decr.  t. 
27.  Dec.  1S71  (Deje«B  p.  128)  and  bes.  den  Artikel  „caeltf**  tod  Arnonx  im 
Say^schen  dict. 

a)  Steuerolijoct  ist  der  Botrag  der  llci träge  der  Mit^^licder  der  (^enaiiiiten 
tiMellschaften ,  Yereiue,  Clobs  u.  s.  w.,  ciu:>chlie8»Uch  der  etwaigcu  Liuthttäguldtf« 
«adh  oUigatoiischer  al^endiiier  MwerordentUcher  Einnthlnngen. 

b)  Stonersnbjoct  ist  der  betreffende  Yetein  als  selcber,  teitieten  durch  seiBeii 
üeraaten,  Secretir  oder  Scbataoeittar,  der  ^  Steter  m  entricbten  hat 

c)  Der  Steoorsats  ist  20*/«  des  Betrags  des  Steaerobjects. 

d)  Befreit  sind  ausdrücklich  nach  dem  Gesetz  WohllliätigkeK^-  und  f^o^^on- 
beiügc  Uilfsgoäellschaftoi) ,  ferner  aus»chlie>ülick  wis8eiischaftiicho,  literarische,  land- 
wirOschafUicho,  musikaliscbe  Vereine,  wenn  sie  nicht  tägliche  Zasaminenktinfte  haben. 
Dnrch  G«.  r.  5.  Aag.  1874,  Art.  7,  sind  auch  Yereinu  fur  gymnastischo ,  Scbiess- 
itbangen  a.  dgl.  III.  befreit  woideu  (c  400).  Aach  die  obligatofischea  Militiicirkol 
sind  frei, 

e)  Die  Veranlagung  eriulgt  auf  Grund  einer  vurgeschriebenen  Do  ciarat  lou 
des  Secretaxs  a.  s.  w,  Uber  HitgliedenaU  und  Beitr&ge.  Die  Declaration  gilt  fikr  dio 
späteren  Veranlagungen,  bis  eine  Abiodemng  angemeldet  ist  Die  JahresBchaldigiceit 

ist  auf  einmal  /u  «  ntrichten. 

f)  Die  Strafe  dos  do^peltcu  6atzes  trifll  auch  hier  uuteibiiobeuu  odor  ungenaue 
Deehiation. 

Zahl  der  Gemeinden  mit  steuerpflichtigen  Gesellschaften  1672  1906,  1885*2360. 

der  GeseUschaften  4501  und  5235,  der  Mitglieder  217,717  und  257,%4.  in  IS87 
(Veranlagung)  2  Iii, 51  v  (ausser  817  nicht  declarirtcn ,  mit  l)opj>elsat/) .  der  steuer- 
jifiichtigeu  üetrügo  in  den  genannten  3  Jahren  ti.50 — 7.03 — 7.04  Mill.  Frcs.  (und 
1IJ22  f.  nicht  dedarirte  Beträge).  Anfangs  war  die  nicht  decbvirto  Somsae  doppelt 
so  hoch  (Say  p.  905«  BalL  XXIU,  644). 


Anhang. 

309.   Verschiedene  andere  kleinere  directe  and  indirecte  Ab- 
gaben der  französischen  Staalsbesteuerunr. 

Dicsr  oben  S.  4Jt>  II,  schon  genannten  A)>gahcn  enthalten  /war  zum  Tht  il,  wie 
namentlich  die  einträglichste,  die  für  Vcritication  der  Gewichte  und  Maasse,  Stcuer- 
elemeote  in  sich,  tUwi  aber  doeh  im  Uebrigen  aparter  Natur,  gebohrenartig,  Kesten- 
ersiitze.    Wir  «^ehen  deshalb  nicht  näher  auf  ^ic  ein.  sondern  fügen  nur  noch  ein 

Saar  Daten  Uber  sie  hinzu,  fur  das  Weitere  aul'  die  dictionoaires  von  Block  und 
ay,  avf  Vignes  n.  a.  m.  fenreisend. 
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Si  war  der  Ertrag  b  1000  Fros. 

A.  Zq  den  den  ^directea  Stenern  gleichgestellten  Special*' 

tazen**  gehArend: 


3.  w         *■>  Alcoholometer    .   .  . 
S.  Abg.  f.  Besnclt  d.  Apoth.  nnd  Drog.  . 

4.  Abg.  f.  Inject  d.  Fabr.  a.  s.  w.  .  . 

18()9 
1,765 

233 

IS72 
3,432 

228 

IHTI 

4,129 
262 

issi 

4,511 
806 

4,511 
8Ü 
321 

IS 

Sooune  A.   .  .  . 

1,988 

3,655 

4,391"" 

4,817 

4,933 

B.  Zn  den  MV^rscbiedenen  Abgaben  der  indirecten 
Besten ernng**  gehörig: 

5.  Im».  SchinT.-Abg.  (Flüsse,  Canäle)  .   .  3,1)TS  3.fi!)S  4,391        -  — 

6.  Zölle,  Ahg.v.  Fahren.  Kiscli...l.ig(l  u.a.  m  2.190  2,G0I  2,39b  2,S4S  2,  l9r> 

7.  Stempel  in  Verwalt.  iudir.  bteueru  .    .  6,177  Ü,U12  7,3bU  b,637  b,b26 

8.  Ertr.  d.  Geldstrat  n.  Confiscat  .  .  .  1,403  4,781  3,922  4,206  6,154 

Summe  B.    .  .   .   13,748   17.042   18,091    15,601  17,476 

S.  Faare  p.  82,  IIS,  Boll  XXUl,  373,  289.  Die  Dateu  f.  Ibbl  Auächlag  bei 
A,  profis.  Zahlen  bei  B,  die  froheren  ans  den  Abschlössen. 

Zu  A  1.  Eine  obligatorischu  Verification  der  im  Handel  gcbranchten 
Ifaasse  und  Gewichte  findet  jährlich  statt  und  ^Mt  Kt  Anlass  zu  (iebithrenerhcbiuig. 
Neue  liegclung  durch  Dccr.  v.  2(5.  Febr.  1S".{  und  Tarif  darin,  wodurch  die  frühereu 
Eiiiuahmeu  rerdoppelt  wurden,  so  dass  seitdem  diu  „Bestcueruug  des  Handels** 
mittelst  dieser  Abgabe  sehArfer  hMrortritt 

Zu  A.  2.  Eine  obligatorische  Verification  der  Alcoholometer,  eben&Us 
gegen  Gebuhren,  findet  nach  dem  Ges.  v.  7.  Juli  ISSl  und  2b.  Juli  1883  statt 

Zu  A.  3.  Die  regelmässige  Visitation  der  Apotheken,  Droguerieen  u.  dj^I, 
erfolgt  nacli  Ues.  v.  21.  Genn.  XI,  j?ej!:en  Gebühren  eines  Decrcts  v.  25.  Th<Tra.  XI. 

Zu  A.  4.  Die  vorgeschriebene  Inspectiou  von  Fabriken  und  Niedcrlagon  roii 
Mineralwasäer,  Hadem  n.  8.  w.  erfolgt  gegen  tiebOhrmi  nach  (hs.  v.  25.  Juni  1S4I, 
Art.  .'{0.    Die  betr.  Einnahme  wurde  frtlher  andeiBwo  rernchnet,  seit  1887  bei  den 

genannten  Taxen. 

Zu  B.  5.  Die  Abgaben  für  die  Unterhaltung  der  Ströme,  schiffbaren 
Flüsse  nnd  Canäle  beruhten  zuletzt  anf  einem  Gesetz  r.  9.  Jnli  1836  mit  Tuit 
und  auf  Specialtarifen  für  ciii/rclne  Canäle.    Diese  Abgaben  sind  aber  durch  Ges.  V. 

19.  Febr.  IS^O  siinimtlicli  aufgeholten  worden. 

Zu  B.  ti.  Hierhin  gehören  mancherlei  verschiedene  Einnahmen,  Abgaben, 
350lle  n.  dgL  ftr  F&hren,  Brocken,  Schiffziehen,  Fischerei,  Jagd,  aus 
dem  Ertrag  der  Baumanpflanzungen  n.  dgl.  an  GanJUen  und  Derütiges  mehr; 
gegebeneu  Falls  nach  besonderen  Tarifen. 

Zu  B.  7.  Die  hier  genannten  Stcmpelerträge  rühren  aus  den  kleinen 
Stempeb  fikr  die  Bezettelangeu,  Quittungen  u.  dgL  in  der  Yerwaltong  der 
indirecten  Stenern  her,  wie  sie  frulier  mehrfach  erwähnt  worden  sind.  Sie  treten  abo 

xa  den  Ertrügen  des  !>onstiß:cn  allgemeinen  Stempelwesens  (S.  5<»7)  noch  hinzu. 

Zu  B.  b.  Der  Ertrag  aus  Geldstrafen  und  Confiscationcn ,  aus- 
schliesslich aus  dem  Gebiet  der  indirecten  Steuern,  ist  nach  dem  Kriege,  von  1H72 
au,  theils  durch  die  schirfcre  Controle  und  die  Steigeruni:  (i<  r  Strafen, 
theils  durch  die  Einführung  neuer  iniUrecter  Steuern  erheblich  gewachsen.  Er  schwankt 
übrigens  bogreiflicher  Weise  von  Jahr  zu  Jahr  stark  (Maix.  1875  7,955,000  Frcä., 
Min.  1881  1,906,000  Frcs.,  1866  im  Definitiram  4,128.000  Fics.).  Zahl  der  Proto- 
kolle Ober  Contrarentionen  1886  35,807,  1887  89,630  (BnIL  XXni,  288). 

Mit  den  genannten  $  Einnahme-  und  Abgabearten,  die  immerhin  zusammen 
wieder  20  und  einige  Mill.  Kn-s.  abwrfcn.  <ind  die  Ertrüirnisse  d«  r  Steucrverwaltung 
noch  nicht  einmal  vollständig  vorgeführt.    Es  kommen  noch  verschiedene  andere  vor. 
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von  welchen  einzelne,  wie  die  Zinsen  der  Steaercredite .  doch  auch  noch  Siener> 

cha Factor  haben.  Im  Voranschlag;  f.  l^ST  Hiidoii  sich  nuch  folgende  EfUagspoeteii 
unter  der  (ioueraldircctiou  dor  iudirecten  äteaern  (iu  lOOü  Frcs.): 


Erhebung  vou  den  Gemeinden  für  Kascriiirungskoüton  ....  2,1'J'.> 

EntSf  hä<Iigufig  Seitens  der  Städte  für  Octroidicnst    ...  4TS 

Preis  der  Bleie  (Hombiruog)  bei  Salz,  Zucker,  GctraulkCii,  i'ulrer  117 

Uebenrachnngskosten  der  ^ckemiederltgen  und  Sodafabriken  .  77.5 

Zinsen  der  Steucrcrcdito   S29 

Einziehung  von  Vorschüssen  von  Geueindca  f.  (iehaits- Abonne- 
ments in  Betreff  der  Beamten   586 

Des^I.  von  Uemciuden  f.  Druck-  u.  drl.  Kostun   264 

Desgl.  von   Spielkartenfabrikantun    da  Preis  des  gelieferten 

Papiers  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  709)   159 

Desgl.  Ton  Beamten  f.  Preis  ron  Instrumenten   21 

Teiscliiedene  nnd  zaftUUge  Einnahmen  .   .   •  _•  j;.  -^.^^^-^ 

Summe   4,tt26.3 


e.  Die  Z6Ue 

insbesondere  ab  Verbranchssteoern  (Pinanzsölle). 

r)a>  französische  Ureiuzollwesen  hat  auch  s.-it  1789  und  nach  der  HorsteUung 
eines  ciuheitlicheu  Zollgebiets  und  uineä  alJgemeiueu  Tarifs  eigeatlich  nur  in  zweiter 
Linie  ab  eine  Einrichtang  des  Finanz-  und  Steaeriresens ,  in  erster  ab  eine  solche 
der  Handels-  und  Volks wirthsch aftspol itik  gedient.  Das  Fiuanzintercsse, 
mit  Hilfe  der  Zölle,  besonders  der  Einfnhr/'tllc  d<'m  Staate  Einnahmen  /.ii  verschafPfn 
un<l  in  l'inanziöUen  Verbrauchssteuern  zu  erheben,  spielte  freilich  immer  mit,  aber 
es  trat  nur  in  einzelnen  Perioden,  romemlich  so^'^ar  erst  seit  1871,  schlrfer  her?<Mr. 
Der  handelspolitische,  der  prote<  fionistische  Gesichtspnnct  war  und  blieb  der 
beherrschende:  eiuu  Erscheioung,  welche  ja  auch  iu  auderou  Laadern,  so  auch  iu 
tiiQSsbritannien,  beobachtet  vird,  in  Franmich  aber  «ich  besonden  üamaak  zeigt« 
nach  momentaner  Zarackdiingiing  immer  Wied«  herrortritt  und  das  Qiaracteri- 
Stischc  bleibt. 

Mameutlich  die  iutercssaute  üeschichte  der  französischen  Zolltarif- 
Politik  seit  1789  ist  daher,  zumal  bU  ]871,  weit  melir  ein  Gegenstand  der  handeb- 
politischcn  und  allgemein  roUuvifUlschsiUicheu  als  der  finan/wiilhschafilichen  Be- 
trachtung. Eine  auch  nur  etwas  mehr  ins  Ein/eine  gehenilc  Darbtellunjr  dieser 
Geschichte  wird  von  selbst  zu  einer  allKemoioeu  Geschichte  der  modernen  tRiuz< »tischen 
Volbwiithschafk,  —  viedorum  mehr  ab  das  andeisiro  der  Fall  bt 

In  diesem  lediglich  tinanzwissenschafUichea  Werke  liegt  auch  bei  der  Daratelluag 

des  Zollwcsens  einschliesslich  des  Tarifwesens  natürlich  wieder  eine  viel  bef,'nMizt.  r'' 
Aufgabe  vor;  das  Zoll-  und  Tarif weseu  gehört  streug  geoommen  nur  als  Tbeil  des 
Besteuerungswesens  hierher,  der  Finanzzoll,  nicht  der  Schutzzoll,  das  finanzpoliHsche. 

nidit  das  handelspolitische  Moment  intcressiren  uns  allein  nUh.  r.  Iiiil.ssen  bei  dem 
nahen  Zusammenhang  aller  dieser  Dinge  und  bei  der  Bedeutung,  welche  gerade  in 
Frankreich  auch  die  Schutzzölle  im  (ianzen  für  die  Einnahme  des  Suats  au»  den 
Zöllen  haben,  ist  es  unmöglich,  die  handelspolitischen  und  Schotzzollfragen  hier  ganz 
unberückiiichti^t  zu  lassen.  Ja,  die  Einwirkung  bestimmter  handelspolitisdicr  Ziel- 
puncte  und  der  diesen  gemäss  elngoschlageueo  Zolltarif-Politik  auf  den  Zollertrag  ist 
sogar  ein  Gegenstand,  welcher  wieder  Air  die  finanzwissenschafttiche  Betrachtung  des 
Zollwesens  wichtig  ist  und  wofür  die  franzrisischen  Verhältnisse  und  Erfahrungen  be- 
sonders lehrreich  sind.  Deshalb  werden  im  Folgenden  in  der  Skizze  der  Tarifireschicht'« 
und  iu  den  statistischen  Daten  der  Zollertrftge  diese  Seiten  des  Gegenstands  auch  nicht 
übergangen.  Aber  auch  hier  ist  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Darstellung,  wie 
in  anderen  früheren  ähnlichen  Fällen  (britische  Zolltarif-tieschichtc.  französ.  (Jetranke- 
uuU  Zudierbebteuerung  u.  s.  w.),  immer  der  für  dies  Werk  gebotene:  alles,  was  nicht 
rein  finaozwirthsohaftlicher  Art  ist,  gehört  eben  nur  soweit,  ab  es  fOr  die 
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1  itiauzcn  Bedeutung  behält,  hierher«  mag  es  au  Hich  umi  lur  die  Volkswirthüchaft 

0.  s.  V.  «Hell  du  viel  Wichtig«re  und  Interomuitere  sein.  Die  richtige  Grenxtiehmig 

und  dir«  nr>fliw.*ndigo  Rosrhrätikiin-r  nnrh  dicsf^in  Gefirhfspiiiin  ilftd  freilich  hier  geinde 

nach  d<-r  Ka^«'  der  Iranzu^isi  hcn  Din>L;i;  besonders  sohwi«:rig. 

Mu  diesen  BemeriiLungen  wird  ja  nur  ctwa^  allgeuiciii  Bekauiitcä  hervorgehoben, 
das  gleichviel  ofhnals  in  seiner  Bedeotong  nicht  genttg'^ud  g«^ würdigt  wird:  alle  Dar- 
stettnng  der  Ftannzgeschichtc  und  vollends  wieder  bloss  der  Stcuergcsrhiflite  eines 
Landes  sowie  der  Gestaltung  seines  IMnanz-  und  Steuervcsens  in  einem  btiätioimten 
Zeitpvnctc,  wo  man  gewissermassen  eiuen  uiomentanen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
tingirt.  beruht  auf  einem  laolIrnngSTer fahren,  alle  finan/wi^senschaftliche  Dar- 
stellung auf  einem  A  bstractionsverfah  rcn,  u»  lr}ii'  b.  idc,  methodologisch 
trachtet,  berechtigt,  ja  nothwendig  sind,  aber  eben  doch  den  Vorgängen  und  Ycrhäll- 
nisMn  in  der  WirUichkeit  Zwang  nnthvn,  wdl  etwas,  was  wie  Finanzen  nnd  Steaera 
in  <  I,  III  /,  ti  t>a  m  m  0  nh  ang  mit  Anderem  und  in  engster  beständiger  Wec  hsel- 
wirkunjr  damit  steht  —  nach  der  Bedarfsscitc  mit  (ieschiohte.  Politik,  Ver- 
fassung, Verwahnng  des  Staats,  nach  der  Seite  der  Bedeckungsmittellie Schaffung 
mit  der  gan/en  Volk!>wirlh.schaft  —  isolirt  ftlr  sich,  ausser  'iics'  in  /usammen- 
liang  und  dieser  Woilistlwirkung.  ,,ab8traet*'  betrachtet  wird.  Eine  Schwache  der 
(  oncreten  Finanz-  und  Stcuergcächicbtü  und  der  ganzen  Finan/wissenschaft ,  die  auf 
keinem  anderen  Gebiete  der  fiestenernng  Tielleicht  so  bemeridich  als  gerade  im  Zoll- 
wesen ist,  /umal  wenn  es  sich  um  ein  Land  wie  Frankreich  handelt,  dessen  Tarif- 
politik fast  immer  mehr  volkswirthsi  liaftlichcn  als  tinanzlcllen  Zielen  und  lutercssen 
gedient  hat.  Aber  Ircili«  h  eine  Schwache,  die  sich  im  Grunde  in  allen  Zweigen  der 
Historie,  d-  r  historischen  und  Gei&teswiäbeiihchafteu  und  eigentlich  ebenso  der  Nalnr* 
Wissenschaften  zeigt,  und  im  letzten  (irtinde  nothwendig  ans  dem  begrenzten  mensch- 
lichen Erkenntniss- ,  Verstiudniss-  und  demnach  auch  Darstelluug^vermugun  folgt, 
das  ans  eben  die  Dinge  nnr  mittelst  jenes  gedankenmlsslgea  Isolirungs-  and  Abstiactions- 
verfahrens,  nicht  auf  einmal  in  ihren  wirklichen  allgemeinen  Zosammenhlngen,  Be- 
dingtheiten und  Wechselwirkungen  zu  erfassen  erlaubt. 

Auch  in  der  folgenden,  etwas  eingehenderen  ch  r  onulogisclien  Uelx  Tsicht 
der  Gesetze  ils.  w.,  welche  in  der  tlblichen  Weise  wie  in  dun  früheren  Abschuitten 
hier  TOfangestdIt  wird,  besohrlnken  wir  uns  aof  die  Angabe  der  haaptsichlicheu 
grundlegenden  und  t  irganisaf  i  uns-  u.  dgl.  Gesetze  und  der  wichtigeren  Tarif- 
gesetze, Handelsverträge  u.a.  w.,  besonders  erst  der  neuesten.  Die  /.ahlieichen 
einzelnen  Gesetze,  „Ordonnanzen"  (in  der  KOnigszeit  1814—1848),  „Dccrete"  (in  der 
ribriiren  Zeit)  QberTarifpunctc .  welche  vomemlich  nur  von  handelspolitischer 
Bedeutung  sind,  werden  hier  absichtlich  übergangen.  Dafür  ist  auf  dif  handels-  und 
zollpolitische  Speciallitcratur  zu  verweisen.  Das  Eine  oder  Andere  wird  unten  in 
der  Uarstelhing  mit  berahrt  werden.  Ueber  die  Zocker zolljgeselze  s.  o.  8.  659  AT. 
Sie  werden  im  Folgenden  nicht  wieder  alle  besonden  namhaft  gemacht,  wenn  auch 
hie  und  da  erwähnt. 

(lesetzirebung.  He volutionszeit  1790  0*.:  Vier  grundlegende  Gesetze: 
Aufhebung  der  inneren  Zölle  ^traites)  durch  Ges.  v.  5.  Nov.  ITliü  (o.  S.  löU). 
Neoer  idigemeiner  einheitlicher  Zolltarif  Ihr  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  v. 
15.  März  1791,   Organisation  des  Zolldiensts   P.  rsi.nal)  dun  h  (ics.  v.  'i^l,  Apr ) 

1.  Mai  17U1  und  Ges.  v.  (6.)  22.  Aug.  17'J1  (ZoUvcrfaiiren ,  l'ormalitäteu  dos  Dieusts, 
YerpHiehtungen  des  Pnblicnms  n.  s.  w.).  nach  manchen  spateren  Verftnderangon  die 
tiruudlage  des  Dicnsts  und  Zollverfahrens  noch  gegenwiitig.  Dazu  die  Gesetzgebung 
Uber  Entrepots,  bes.  ücs.  r.  S.  Flor.  XI  (23.  Apr.  1 S03). 

Kriegszeit  (1793  — 1813).  Beginn  des  ha ndc Ispoli  ti -';h  en  Kampfes  mit 
England  u.s.w^.  aus  kriegspolitischen  Motiven  17U3  (Ducr.  v.  1.  März,  19.  Mai, 
9.  Oct.  1798,  10.  Bmm.  Y  [31.  Oct  1796]  v.  a.).  —  Bestimmungen  Ober  Zoll- 

Zahlung  während  der  Assignatenwirthschaft,  (Jcs.  v.  20.  Therm.  III  (7.  Aug, 
I79.-)).  4.  Nivuse  IV  rlö.  Dec.  1795),  14.  Therm.  IV  tl.  Aug.  I7ü(i,  Zahlung  der 
Z«»Ue  wieder  ganz  in  Münzet,  15.  Brum.  IV  (5  Nov.  179(i.  Zollbeamten-Gehaitc  wieder 
in  Mttnse).  —  <>es.  v.  29.  Flor.  X  (Ermichtigung  der  Regierung,  von  sich  aus  Tarif- 
äodcrnnir»'ti  nnd  Prohibitionen  vorzunehmen,  also  bloss  vermitt«'l-^t  ..  Decrets'*"!.  Er- 
neuter handeispolitischur  kämpf  gegen  England  Seitens  >apoieons  L,  Ber- 
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6.  B.  2.K.  Stenemdit  1.  H.'A.  3.  A.  Fraikreich. 


liner  Decr.  v.  21.  Nov.  1806,  Mail.  Decr.  ?.  28. Kor.  1807  und  17.  Sept.  ISOS,  Decr. 
?.  b.  (Jet.  IhlO  (Continentalsperre).  Tariferhöhungen  und  Proliibitionen  durch  ver- 
schiedcuu  Gesetze.  Decrete,  bus.  aus  1S03  (2b.  Apr.),  IbUÜ  (30.  Apr.)  IblU  (b.  i'cbr., 
10.  Au;.  0.  ft.  m.)' 

Pcriodo  der  Restauration  (ISH—ISSO).  WiedereiafUhning  normaler  Handeb- 
und  Zollverhaltnisse  durch  Yerscliiedenc  Ordonnanzen  von  1814.  Festhaltung  und  Neu- 
begrttodung  eines  prohi bitorisch-protectiouistischeu  Systems  der  Handels- 
ond  ZoUpoIitik  dui«h  Ges.  r.  17.  Dec  1S14  (Art  34  botr.  die  Berecbtignag  der 
Reg:iorung:,  im  Fall«  dringenden  Bedürfnisses  Tarifändcrungen  u.  s.  w.  rorzunehmen). 
Dazu  einzeloti  andere  Gesetze  tiber  Tarife  von  W'aarengruppeu  (Getreide.  Wolle,  jEäaen, 
ColoDialvatTen  1814,  1815);  Ges.  16.  Doc.  1814  (Freih&fen.  MarseilleV  —  End- 
giltige  Begründung  des  ZoUweseus  durch  das  Ges.  f.  28.  April  ISKJ,  nebst  Ges. 
V  '27.  Mär/  IblT  und  21.  Apr.  IslS  (ZoUreglcment,  Keprcssion  des  Schrauirgels).  Ord. 
V.  10.  i>ept.  1817  (Marsciller  Frcihcitco).  —  Weiterer  scharf  protectionistischer 
Aa^ibav  des  Zollweeens  und  der  Tarife  1619  f.— 1826  (bes.  aaeh  f.  Landvirth- 
Schaft,  Gctreid«.  Schafwolle,  Vieh  u.  a.  m. ,  Colon  lalzucker ,  Eisen, 
Stahl,  Waaren  daraus,  Textilindustrie  u.  s.  w.,  Marine;  bes.  wichtige  Gesetze 
r.  IG.  Juli  1819,  7.  Juni  1820,  7.  Juli  1821,  27.  Juli  1822,  17.  Mai  1826;  Schiff- 
fahrts- Verträge  mit  Nordamerica f.24. Joni  1822  nad  lait  Grossbritannien 
V.  26.  Jan.  1>»20). 

l*criode  der  Juliuionarchie  (1830 — 1848).  Fortdauer  der  protectiouistisch- 
prohibitorischeu  Richtung  der  Zollgesetzgebung,  nur  mit  geringeti  Modificationen.  Ges. 
T.  9.  Febr.  und  27.  Febr.  1832  (Uber  Transitverkehr,  Entrep.'.ts,  auch  im 
Innern).  Neues  Gesetz  über  G  ctreidozülle  v.  1.'».  Ai>r.  1S:;2,  nach  Verlängerung 
durch  Ges.  r.  26.  Apr.  1833  die  Grundlage  bis  1860.  Verschiedene  kleine  Modi- 
ficationen des  Prohibitif-  nnd  Schntssollsystens  durch  Ordoniian»n,  be- 
stätigt und  fortgebildet  durch  Ges.  v.  2.  Juli  1836,  Ges.  v.  5.  Juli  1836  lEinfiihrung 
des  sogen.  Vorcdelunf'sverkehrs,  d.  h.  Zulassiinir  zcitwciliirtr  zollfreier  Einfuhr 
fremder  Froducte  durch  küu.  Ordonnanzen  ,  /um  Zweck  der  i  abrikation  oder  Ver- 
feinernng,  mit  der  Pflicht  der  Wiederausfuhr  in  bosiimmtor  Frist).  Wichtigere  Tarif- 
änderungen durch  Ges.  v.  C.  Mai  ls41  und  9.  Juni  1845  th.  mehr  protcctionistiscli 
(Oolsamen  u.  a. m.),  th.  etwa^  entgegengesetzt.  —  Handelsverträge  mit  kleinen 
Concessionen  mit  Belgien  v.  16.  Juli  1842  und  18.  Dec  1845,  dieser  aaf  6  Jahre, 
und  mit  Sardinion  t.  28.  Aug.  1849  (auf  4  Jahre,  U.A.  diflennttoUo Emitsiirang 
der  Viehzölle). 

Periode  der  zweiten  Republik  und  des  zweiten  Kaiserreichs  (lb48  — 
1870X  Fortdauer  des  Mdierigcn  bandels-  und  toUpoIitlschen  Systems,  doch  Beginn 
eiagreifcndercr  Modiflcatioaen  nadi  dem  Staatsstreich  Napoleons  HL  Bruch  mit  dem 
;il(cn  Sy-t.Mu  und  l'cbergang  zu  „gemässigtem  Schutzzoll"  mittelst  eines  Systems 
„liberaler  Handelsverträge*'  seit  1800.  —  Decr.  v.  10.  Juni  1848,  Ges.  v.  17.  Doc 
1848  (erhöhte  AnsftahrpriUnien,  Tarifmassregeln).  —  Handels-  vnd  SehiTffahrts- 
V ertrage  mit  mi  itelamcrican.  Stauten,  mit  Belgien,  mit  S ardi n ic  n  ,  IJuss- 
land.  Beiden  Sicilien  1M7 — 50.  —  Ermächtigung  des  Kaisers  durch  die 
neue  Verfassung,  ron  sich  ans  Handelsr  ertrage,  auch  in  Betreff  der  Tarife, 
mit  rerbindlich»;r  Kraft  des  Gesetzes  abzuschliessen  (Verfassung;-  v.  lsr)2,  Art.  6,  Sen. 
CODS.  V.  22.  üec.  Ib52  Art.  'A):  die  Handhalic  zu  drn  späteren  Handelsverträ-ren  und 
Conrentionaltarifen  ron  IbGO  11.  Tarifermässigungen  (o.  A.  fUr  Vieh,  einige 
Rohstoffe)  durch  rerscbiedene  Decrote  von  1852—59,  auch  Suspension  des  Ge- 
t  rei d<'Zoll  .'^  r  t /i  s  von  ]'^T2  in  Thcucpungszcit  ISrj.l  ff,  und  länger  d.irüber  hinaus, 
bis  lb59,  ebenfalls  durch  Decrete;  die  Tarifanderungen  dieser  Decrete  durch  (les.  r. 
1856  und  1859  (ausser  fUr  Getreide)  dann  bestäügt. 

Einleitung  einer  „liberalen  Tarif ro form**,  besonders  xur  Beseitigung  der 
Einfuhrverbote  und  zu  Tarifermässigungren  in  ..Con  ventionaltari  f  en" 
vcrmittelbt  des  Abschlusses  einer  ganzen  Reibe  von  „liberalen  Handelsverträgen", 
Kuerst  mit  Grossbritannion  am  28.  Jan.  1860  (Gmndsitze,  Tirifmaxima)  ndbst 
.\nIi.inL'S-Convontionen  v.  12.  Oct.  nnd  16.  Nov.  l*^00  (Conveutionaltarifo).  Darauf 
weitere  ähnliche  Verträge  mit  Belgien  (l.  Mai  iStU,  mit  Zusatz  v.  12.  Mai  1^0.^), 
Preussen  und  Zollverein  (2.  Aug.  1862),  Italien  {11.  Jau.  Ib63j,  Schweiz 
(30.  Juni  1864),  Sohwodon  und  Norwegen  (14.  Pebr.  1865),  Hanieatidton 
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(4.  März  1865).  Mecklenburg  (9.  Juni  1B65).  Spanien  (18.  Jon!  1865K  Nieder- 

land.'n  (7.  Joli  186ß).  Portugal  (11.  Juli  18B6),  Oesterrftich  (11.  Dor.  isnß), 
kircbcnstaat  (29.  Juli  1867);  ausitördciD  mit  Japan  (25.  Juui  l^GO);  zusammon 
14  Yertrige.  (Die  angegebenen  Daten  sind  die  des  YertragBabseblnsflos.  Davon 
unterschieden  die  Daten  di  r  Publicationsdecrete,  nach  denen  mitunter  auch  citirt 
wird,  und  die  Daten  des  Zoit)>nruLs .  an  dem  die  Verträge,  Tarif»-  ii.  s.  w.  in  Kraft 
treten.  Gewöhnlich  10 — 12jahr.  Dauer,  mit  iiechl  der  Aufkundigunj^  »  in  Jahr  vurher 
and  sonst  stillscliveigend«r  Fortdauer.) 

Wichtigore  neuere  Reformgesetze:  des.  v.  5.  Mai  lS(>i)  (Befreiungen  und 
Ermässigungen  bei  liohstoffen.  Herkunfts-  und  Flaggenzuscblägen)-,  tiefi.v. 
15.  Joni  1881  (kleine  feste  Oetreidexftlfo  ra  Stdle  der  „beweglichen  Scata**);  (lee.  r. 
3.  Jnli  ISfil  (Handel  mit  den  Colon.  Antillen  und  Reunion);  (les.  v.  IG.  Mai  1S63. 
1.  .Tiini  1^04  (weiter«'  TarifVoriindeningen  u.  a.  m.)\  2  Ges.  vom  1.  Mai  ISG7  (Handel 
iiiil  Indien,  Fischerei,  Stciniio hienzull  u.  a.);  Ges.  v.  17.  Juli  Ibi'ü  (Handel 
von  Algier);  Ges.  t.  11. Juli  1888  (Colonialpolirisches  nnd  TuiCuMshen).  —  Docr.  r. 
IG.  Juli  ISG.T  (Zoll  f.  l'etroleum  und  SchieferftH.  — Dazu  kommen  iu  dieser  Pi  riude 
die  vicbtigen  Gesetze  Uber  Zucker  (s.  oben  S.  GG],  666),  bes.  das  Ges.  v.  23.  Mai 
1900,  Decr.  v.  18.  Jan.  und  24,  Joni  1861,  Ges.  y.  7.  Mai  1864  (statt  Gewährung 
•  ines  ZuckerrQckzoUs  [Drawback]  „zdtwellige  zollfreie  Zula.ssaug*'  von  Zucker  zur 
Kaffmirung).  auch  die  ZuekcrconvDtion  vom  S.  Nov.  18G4.  —  Endlich  das  wichtige 
Ges.  V.  19.  Mai  IbGG  Uber  diu  Uauduismarioc  (Gleichstellung  der  fremden 
flagge  mit  der  ^nzOsischen  im  Tonnengeld  und  bei  dirccter  Einrabr). — Noch  vor 
dem  Stur/e  des  Kaiserreichs  wurde  bei  der  Verfassungsveränderung  im  Jahre  1SG9 
(Scn.  cons.  f.  b.  Sept.  1869)  bestimmt,  dass  in  Zukunft  Vcrändcrujigen  in  den  Zoll- 
tarifen in  Handelsrertrlgen  erst  auf  Grund  eines  Gesetz. es  giltig  würden. 

Periode  d*-s  Kriegs  von  1870 — 71  nnd  der  dritten  Republik  seitdem 
(1^70-  1^*^^»V  Benutzung  der  Zolle  i  n  s  t ürkero  m  Maasse  zur  Erzi  elu  n  g  hi'  h  ere r 
Staatseinnahmen  iu  der  Fiuanziioth.  KUcL»chlag  gegen  die  Politik  der  Han- 
dels? ertrige,  mit  aus  finanziellen,  ttbenrlegend  ans  protectionistlscben  Grttnden, 
nnd  vermehrte  srlnilz/öllnerische  Tendenz ,  aber  endgilfige  stärkere  Benutzung  der 
ZüUo  2U  liuanziellcn  Zwecken .  schliesslich  doch  unter  l'^csthaltung  eines  Systems  v(»n 
Hnndelsrerträgen  mit  neuen  „(>on vcntionaltarife n"  statt  des  „allgemeinen  TaritV; 
TMfe,  welche  aber  nach  Inhalt  und  nach  Höhe  der  Zollsätze  den  finanxiellen,  nur 
wenig  j<^dorli  den  protectionistischen  Rücksichten  mi  lir  als  die  früheren  Conventional- 
larife  entsprechen.  —  Noch  Ges.  ?.  27.  Juli  1870  (Erhöhung  der  Zolle  bes.  auf  Caffee, 
ancb  Gaeao,  Theo,  bei  Ansbmcb  des  Kii^  ans  ünnnz.  Grande).  Ges.  r.  8.  Jnli  1871 
Frlit^hung  der  Zölle  f.  Zucker,  Caffee,  andere  Colonialwaaren,  W'oin,  Branntwein,  Likßr, 
aus  gleichem  Grunde).  Ges.  ?.  11.  Juli  1S71  ( Uebergangsmassregeln  in  Bctrelf  des  (les  v. 
*».  Juli),  Ges.  ?.  26.  Juli  1872  (umfassendes  Tarifges.,  bes.  zur  Bezollung  der  fremden 
Rohstoffe):  dazu  Erlass  v.  IS.  Aug.  1872.  Aufhebung  d<is  iws.  v.  2G.  .luli  l'^"2 
durch  das  Ges  v  25.  Juli  \Sl'i.  Ges.  v.  30.  Dec  ISTI^  (4  7„  Zuschlag  zu  den  Zoll- 
sätzen des  allgem.  Tarifs,  und  andere  Taiifpuuctc,  Art.  2,  4,  5).  —  (ies.  t.  15.  Febr. 
187S  (Behandhing  der  Zolle redite).  Ges.  r.  19.  Mftrz  1876  (Keglementimngen). 
<iea.  V.  2.  Juni  l*^Tr>  Verschärfung  d«  r  Zollcontrolen  u.  StrafeiA.  —  Neues  Ges. 
über  die  Handelsmarine  v.  .'»O.Jan.  1S72  (wieder  Klaggenzuschläge  und 
Zuschläge  f.  Waaren  aus  curup.  „Entrepüt.s"  u.  a.  m.).  Aufhebung  der  Art.  1 
nn«!  2  dieses  (iesetzes  (betr.  die  Flaggenzuschläge)  durch  Ges.  v.  l"«.  Juli  1S73. 
—  Einführung  einer  Abgabe  „zur  Deckung  der  Kosten  der  HaiMlelsstati>tik'* 
durch  Ges.  v.  22.  Jan.  Is72  Art.  S.  —  Einführung  einer  Abgabe  zur  „Deckung  der 
Kosten  des  Qaais''  („Quai- Abgabe**)  in  Perm  eines  Tonnengelds  ftlr  beladene 
Scbife  jeder  Flagge,  welche  aus  der  Fremde  oder  franzDs.  Colonieen  in  franzr.s. 
Häfen  kommen,  durch  das  gi  n.  tius.  über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  Art  6; 
inodilic.  durch  <ies.  v.  20.  Marz  1>»75. 

Frankfurter  Friedensvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  v.  10.  Mai 
1*j71,  worin  der  frühere  Han<lcKv<'rtrag  itiit  <1< m  Zollverein  nicht  wiederhergestellt 
wird,  aber  in  Art.  12  beide  Contraheuten  sich  zusagen,  sich  auf  dem  Fu.ssc  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behand^,  sofern  es  sich  um  BegQnstigungcn  in  Handels- 
verträgen mit  England,  Belgien,  Niederlanden,  Schweiz,  (Jesterreich, 
Uu&sland  handelt.  Dadurch  sind,  ohne  ein-n  .  isr.'iieii  Handelsvertrag  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland,  die  mit  den  gcnunnlon  dritten  St&;itea  bestehenden  oder 
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nev  ftbgflsebloMenen  HandelsrerMge  flir  den  ft»iiite.-d«atseb6a  Haadebrerkdir  in 

Betr.  (l.  r  Kin-,  Aus-  und  DiirclifuhraVj|raben .  ZolIfÖrmlirlikriton  n.  8.  w.  niass|ßpebfncl. 
Die  Schiflfahrtsverträge  sind  wieder  in  Kraft  getreten,  doch  h«t  sich  Frankreich 
vorbehalten,  von  deutschen  Schillc  ii  und  deren  Ladungen  Tonnen-  und  Fla$^geii^ebtthren 
erent.  zo  erbeben,  aber  nicht  hülit^r  als  von  den  Schiffen  u.  s.  w.  der  genannten  dritten 
Staaten.  Hiernach  liegen  zwis<h»ii  Frankreich  und  Deutschland  keine  kündbaren 
IlaudeJsvcrtrlige  vor.  Die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation 
dauert,  solange  Handetsrertrige  nit  den  genannten  dritten  Staaten  Beg&nttigungen 
enflialten  und  solangre  -  -  Frieden  besteht.  —  Febcr  den  Handelsverkehr  zwischen 
Elsass-Lüt bringen  und  Frankreich  während  einer  Uebergaogszeit  (1872)  a.  die 
Zusatzcouveution  zum  Friedensvertrage  v.  13.  Oct.  1871. 

Ges.  V.  2.  Febr.  1872  (Ermftcbtigung  der  Regierung,  die  Handelsrertrige 

mit  Grossbritannien  und  Belgien  in  passender  Zeit  zu  kündigen,  um  freie 
Hand  für  fiscalische  und  pro  t >•  c  t i o ni st i s c h e  Tarifreformen  zu  sire- 
winnen).  Kündigung  dieser  Verträge  am  15.  und  18.  März  lbT2.  Neue,  aber  nicht 
in  Kraft  getretene  Verträge  mit  (irossbritannien  t.  S.Nor.  1872  u.  Belgien 
V.  5.  Febr.  1873.  Abennalijre  Vertrage  mit  diesen  Staaten  v.  23.  Juli  IST.t,  wodurch 
die  früheren  von  1860/61  wieder  in  Kraft  treten.  Zusatz  zu  dem  Vertrag  mit  Grosui- 
britannien  y.  24.  Jan.  1874;  zo  dem  mit  Belgien  ?.  7.  Febr.  1874  und  29.  Sept  1879. 
Ges.  v.  14.  März  1873  (überhaupt  die  Conrentionaltarife  provisorisch  in  Kraft  gelassen). 
Verfassunir^jes.  v.  16.  Juli  1875  (Art.  8  2,  Handrlsvertriigo  nur  nach  GenehmiiTunj? 
beider  Kammern  giltig).  Normale  Ablauffrist  der  älteren  Handelsverträge  der  l8t>0er 
Jahre  zwischen  81.  Dec.  1879  und  27.  März  1880.  Handolsvertr.  mit  Rnssland  r. 
1.  Apr.  1874  (BeliandluniEf  auf  doiii  Fuss  der  mcistb«"^iin>ti^'ton  \ation\  Ge^  v.  4.Aug. 
IbTU  (Ueglerung  ermächtigt,  die  bestehenden  Handelsverträge  zu  verl&ngem,  aber 
nicbt  aber  6  Monate  nacb  Bekanntmaebmig  eines  nenen  „allgemeinen  ZoUtaw').  Ges. 
V.  20.  Juli  1881  (Regierung  ermächtigt  zur  Verlängerung  der  Handdareitiige  saT 
3  Monat,  V.  8.  Nov.  18S1  an,  also  bis  zum  8.  Febr.  1882). 

Neuer  allgemeiner  Tarif  nach  (jes.  v.  7.  Mai  1881. 

Neue  Handelsverträge:  mit  Belgien  (.^1.  Oct.  1881),  Italien  (3.  Nov. 

1881)  ,  Oesterreicb-Ungarn  (7.  No?.  1881),  Niederlanden  (26.  Nov.  1881), 

rortugal  (1!).  Der.  1881),  Schwellen  und  Norwegen  ^30.  Dec  1881).  die  alle 
am  9.  Febr.  1882  in  Kraft  treten  sollten.  An  Stelle  des  hoUändischeu .  den  die  hell. 
Kammern  nicht  genehmigten,  trat  ein  neuer  v.  24.  Mär/  1882.  der  abermals  von  den 
hell.  Kammern  nicht  genehmigt  wird.    Weitere  Vorträge  mit  Spanien  (6.  Febr. 

1882)  ,  Schweiz  (23.  Febr.  1^^2  .  Zusatzacte  mit  Portuiral  v.  0.  Mai  1882.  — 
Ges.  V.  2.  Febr.  1882  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  in  Kraft  stehenden  Handek- 
und  ScbifffüirtsverWi^  bis  1.  Mtnc  bes.  15.  Mai  geg^enttber  den  MIcbten,  mit  denen 
neue  Verträge  abgeschlossen,  zu  verlängern).  Ges.  v.  20.  April,  4  Gesetze  v.  11.  Mai, 
3  V.  13.  Mai,  wodurch  die  Katiticirung  der  neuen  Verträge  mit  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Schweden  und  Norwegen.  Schweiz,  Oesterreich-Ungarn,  Portugal  durch  den 
IWaidenten  der  HepuMik  -lonohmigt  wird.  Decreto  v.  13.  und  14.  Mai  1882  erklären 
diese  Verträge  fUr  aiistuliiliar.  (ies.  v.  '1'.  Febr.  1882  (Behandlung  brit.  Producte 
auf  dem  Fuss  der  meist  begünstigten  Nation).  Ges.  v.  11.  Mai  1882  betr.  die  Go* 
nehmigung  der  Ratification  eines  Vertrags  v.  28.  Febr.  1882  mit  Grossbritannien. 
Neuer  Vertrag  mit  Oester rci(  h  -  T  n garn  au  Stelle  des  von  1881  v.  18.  Febr.  1884, 
prenehmigt  durch  Ges.  v.  8.  Mär/,  ls*>4  (stets  kündbar,  endigend  6  Monat  nach  d^»r 
Kündigung).  Neuer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  v.  10.  Apr.  1884  mit  Spocial- 
tarif  rar  einige  direct  iuipurtirte  Waaren  (Ges.  t.  8.  Ang.  1885).  Ges.  über  die  be- 
sondere Hezolluug  aller  Producte  aus  Rumänien  v.  7.  Aug.  1885.  Nach  Kün- 
digung des  H.V.  mit  Italien  zum  29.  Febr.  1888  starke  Erhöhung  des  Tarifs 
(anch  liber  die  Sitze  des  allgemdnen  Tarife  1882  binaos)  ftr  wiobtigere  Italien. 
Producte  durch  Ges.  v.  27.  Febr.  1888  (Bull.  XXIII.  234.  Aehnlich  auf  Seite  Italiens 
gegtMi  franzAs.  Producte,  eb.  p.  330).  Auch  die  Türkei  gehört  vertragsmässisr  zu 
den  uiListbcgunstigten  Staaten.  Von  europ.  Staaten  unterliegen  nur  Dänemark, 
(i riechonland  und  unterlag  bis  zu  dem  ^t/^,  Vertrag  Holland  dem  allgemeinen 
Tarif,  der  sonst  nur  ;uif  den  Handel  ausscrcurop.  Länder  und  auf  die  nicht  in 
den  Conveutionaltarifeu  stehenden  noch  zollfreien  Artikel  europäischer  Länder  An- 
wendung findet 
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Neueste  Veräuderaugeo  d*is  allgeiueiuen  Tarife:  oameutlich  Ruckkehr  zu 
stärkerer  Undvirthschaftlicher  Schutzzollpolitik.  Oes.  t.  5.  Apr.  1684 

(u.  A.  Salz),  2  Gesetze  v.  28.  März  ISS.')  (neue  und  höhere  (ictrcido-  und  Mehl- 
Zülle  und  höhere  Viehzölle),  (ies.  v.  29.  März  und  5.  Apr.  1SS7  (abermaliijc  Er- 
höhung der  (letrcide-,  Mehl-  und  Viehzölle).  (Jes.  vom  10.  Apr.  1SS9  i^lxoggenzoll 
erhöht);  and.  Ges.  v.  dems.  Tage  (Sal/zöUe).  -  Gea.  t.  5.  Juli  18S7,  25.  Nor.  1687, 
20.  Febr.  IsSs.  21).  Mai  1S8S  (Erhöhunir  der  Branntveinzölle  und  VerlingeriiDg 
der  Dauer  dieser  Erhöhung,  s.  o.  S.  0ö4>. 

Keaea  Gea.  aber  die  Handelsmarine  ?.  29.  Jan.  1661  (Schilfbaa-  nndSchiff- 
fiüirlsprämien),  dazu  Koglem.  im  Decr.  v.  29.  Juni  1881. 

Diese  fast  ein  Jahrhundert  umfassende  Uebersicht  der  Zoll-  und  Tarif^esetz- 
gebuiig  bildet  ein  Gerippe  fur  eine  hier  nicht  mögliche  eingehendere  allgemeine  Ent- 
wicUongsgeschiebte  des  französischen  ZoUvesens  nnd  der  Tarifpolitik  und  bewahr- 
heitet schon  die  einleitende  Bemerkung,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  handelspoli- 
tische Gesiehtspunrt  vor  dem  finanzpolitischen  der  belici  rn  hende  war  und  blieb. 

Literatur.  Aus  der  reichen  Specialliteratur  werden  auch  hier  nur  einige 
Werke  bennsgehobai,  welche  rom  Verftaser  nrnftssender  benutzt  woidw  sind.  Weitere 
literar.  Machweise  mehrfach  in  den  hier  genannten  Werken  selbst  wieder. 

Vornt-mlich  über  Tarifpolitik  um!  deren  Gesehichte:  Stourm  II,  ch.  Is, 
hcs.  p.  01--iiO  (Zoll-  und  Tarifvesen  in  der  Hin  Uberleitung  aus  dem  aucieu  regime 
in  die  neue  Zeit).  Fournier  de  Flaix,  räforme  de  Timpftt  en  France,  Par.  1SS5, 

1,  100  ff.  (Tarif  v.  1791).  CJomte  de  Botenval,  premier  tarif  gener.  d.  douanes 
17s7— 9i,  Par.  1870.  Arne,  ^tude  sur  les  tarifs  de  douanes  et  sur  les  trait<'s  de 
commerce,  Par.  1876,  2  vol.  (eingehende  Geschichte  der  Tarifpolitik,  bes.  vun  17^0 
»n,  bis  1876,  ein  vorzAgliches  Werk,  gemlssigt  ilreihindlerischer  Standpunet,  bes.  zu 
Gunsten  des  Systems  der  napdeon.  Ilandelsvertriige).  Baci|Ui  s,  douanes  fraiie.,  essai 
hist.  2.  cd.  Par.  1^02  (kurzer  Abriss,  bes.  der  Entwickluni^  der  Org:uiisation  IS  15 — 02). 
M.  Chevalier,  examen  du  syst,  commurc.  connu  sous  le  nom  du  syst,  protecteur, 

2.  6d.  Par.  1858.  Wolowski,  liberte  commerc.  et  r<  sultats  du  traite  de  commeice 
de  1860,  Par.  lSf;o.  \\*.  Lexis,  die  fran/üs.  Ausfiihriirtmien  im  Zusammenhange 
mit  der  Tarifgeschichte  und  Handolseutwickluug  Frankreichs  seit  der  ßestauration, 
Bonn  1870  (^Ues  in  jeder  Hinsicht,  namentUch  noch  melhodotogiseh,  ansgezeiebnete  Werit 
enthSlt  n.  A.  auch  einen  sorgfältig  gearbeiteten  stofi^clien  Abri.ss  der  allgemeinen 
Tarifgeschichte  von  IT^'i  -1^09,  S.  4! — 9»i).  Ueber  die  Tarifpolitik  nach  dem  Kriege, 
ausser  Arne,  bes.  Mathieu-Bodet  passim,  bes.  Uber  die  Taritpoiitik  1871 — 73  in 
roL  I,  ch.  2—4,  Amagat  passim,  bes.  part  lÜ,  ch.  6  p.  358  ff.  —  XJeher  die  Er- 
träge dt?r  Zollverwaltung  (inrl.  Salz  unter  dersell)en,  o.  S.  015)  nach  Hauptposten 
and  über  die  Hauptposten  der  VerHraltungskosten  und  sogen,  non-valeurs  (Escompte, 
KUckzahlungen,  Ausfuhrprämien  u.  s.  w.)  eine  lehrreiche  amtliche  Publication:  douanes 
et  sels,  tabl.  g«'-ner.  des  recettes  etc.  (1789 — 1872),  Par.  1^74  (Wiederabdruck  einer 
iSO.'j  in  wenigen  E.vi'mplaren  aligczogcncn  Statist.  Ueb-Tsieht,  dereji  E.xemplare  im 
Couimunuaufstand  mit  dem  Finanzministerium  meist  verbrannten).  —  Wiederholt  haben 
in  Frankreich  ikber  die  Lage  ron  Handel  nnd  Industrie  und  die  Tarif^Iitik  Enqueten 
bez.  eingehende  Verhandlungen  im  (x)DScil  super,  du  commerce  stattgefunden,  auch 
zur  Vorbereitung  von  Tarifreformt-n.  So  182S.  jS.M,  IStiO,  s.  über  letztere  bes.  Am6 
I,  ch.  14  (Materialien  f.  die  Fesbteilung  des  Couventionaltarifs  iler  Handelsverträge  v. 
1860  ff.).  Zur  Vorbereitung  des  neuen  allgemeinen  Tari£i  v.  1881  Rapport  und  En- 
qil6te  de  la  commission  du  tarif  'j^.'ncral  de  douanes,  ISTS  ff. 

Die  älteren  Tarife  (1791  —  1S.j4i  in  dem  amtl.  Tarif  chronolofr.  dos  douanes  de 
France,  Par.  1855.  Der  Tarif  von  IbOO — Ol,  nebst  Statistik  des  Handelsverkehrs,  der 
ZoUerträgc  (bes.  1857>-59)  und  Daten  ttber  die  Zivile  ron  1860  in  0.  Httbner's  Be- 
richten des  Statist.  Contralarchivs  Nr.  7  (Zollgesetzgebung  und  Handel  Frank n  ichs  , 
Leipz.  ISOl.  Die  ri-  ueren  Tarife,  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Handelsverträge u. s.w. 
iui  P  re  US  sis  c  he  n.  jetzt  Deut  sehen  Handelsarchiv,  in  De  leau  sCode  (1871  IT.), 
im  ItaL  BulleÜno  di  legislat  e  statist.  doganale  e  commereiale  (seit  18S4  im  italien. 
Finanzministerium  herausgegeben);  dann  seit  1877  im  Bull,  de  statist.  (le>  Fitianz- 
luinisteriums  (so  u.  A.  Vergleichung  des  alten  allgemeinen  und  des  bisherigen  Gon- 
ventionalUrifs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  r.  1881  Bull.  IX«  459  ff.«  des  alten 
und  neuen  Gonrentionaltarifs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  Bull.  XI,  503  ff.,  des 

A.  Wagoer,  FinanswimaaMhaft.  III.  51 
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K&mpftarifi8  von  Ibbb  gegen  Italien  mit  dem  geiteodeo  aUgem.  und  Conrenüonaltarif 
BhH.  XXm,  295  (r.>.  Der  TM  Ton  1881  tncn  in  der  denteclieii  amtL  SuDmlanf  der 

Zolltarife,  Bcrl.  1^S4  und  in  der  Beutnor'srh«^ii  Sammlunf?  (Ceutralrerb.  deutM'li^r 
Indastrieller  ,  ßorl.  issy.  Ftir  die  Zeit  bis  ISC,«»  bez.  ISTt;  ist  bes.  auf  die  Werlte 
von  Lexis  und  Arne  zu  verwuiäen,  deren  Daten  aber  Gesetze  u.  s.  w.  anch  zu  der 
ZnsanunensteUQng  der  obigen  Uobersicbt  mit  benotzt  worden. 

Vomeinlirh  über  Zoll v e rwaltun .  Znllverfahrt;n,  meist  rdine  TÜnjrfli'-ri 
auf  das  Materielle  des  Tarifwesens:  Bibliographie  bei  Block,  dict  p.  bis, 
Vignes  I,  217— 28^*,  297—308,  814—320,  Josat,  i».  50b— 5bC.  Block,  dlct  Art. 
doaanes  von  Ozenne,  aucb  Supplemente,  Art.  entrepots  nnd  einzelne  andere.  Im 
Say'srli.Mi  ilirt.  sind  die  betrefrcndcn  Artikil  iKirh  nicht  erschienen.  Bourgat,  rode 
des  douaites,  i'ar.  184b,  mit  spateren  Suppleuienten.  v.  Hock,  Cap.  (>,  S.  236 — 3b 
(Zoll?ervaHang ,  Zollgiäetz  nnd  -Verfahren,  Havigationsgesetze  n.  s.  w.,  anch 
S.  2TS  .?05  a)»er  den  ZuIIfarif,  meist  nb.T  den  um  1856  geltenden-,  in  il.-r  Dar- 
stellung der  practischen  I'uncte  wie  gcwöbnlicb  meisterbaft  and  anerreicht),  v.  Kauf- 
mann S.  460—501. 

Statistik.  Tab! <  .in  Lencr.  du  commerce,  jährl.  grosseB  Tabellenwerk:  letzter 
Band  f.  lbS7.  Darin  nuch  Daten  über  den  Zoll.  rtrag.  Doeuments  Statist,  r.'iini»  ^  par 
i'administr.  d.  douaued.  Darin  längere  Ucbcniichtun,  aucb  aber  die  Zollerträge.  In 
Bnll.  ansfobiliche  AnszQge  ans  d.  tabl.  gftnör.,  anch  Ober  die  Zollertrtg«  nnd  die  eia- 
zeln-  n  unter  Sperialn  i;imc  stehenden  Ilandeläznreigo  (f.  1SS7  Bull.  XXIV.  403 — 431). 
Wichtigste  Daten  aucb  im  Annuaire  stat.  de  ia  France.  Faure  p.  HO  tl'.,  IM  11'. 
(IbOb— b7). 


o)  Entwicklung  des  Zollwesens  nnd  Gang  der  TarifpolitiL 

In  Betreff  des  letzteren  Poncts  mnss  sieh  die  Darstellung  hier  notbwendig  anf 

eine  Oebersicht  in  u^rossen  Zn  i:  '  u  beschränken.  Eine  solche  Uebersicht  ist  aber 
auch  zur  \VUr<li'_niiiix  der  finanziellen  Seite  des  Zollwesens  als  einer  Besteuerungs- 
cinricbtung  nicht  wohl  zu  entbehren.  Tarifproben,  die  ohnedem  eine  Vergleichung 
mit  den  Preisrerhiltnissen  bedingen,  nm  genügend  gewttrdigt  tn  werden,  werden  nnr 
ausnahmsweise  und  m^hr  erst  filr  die  neuere  Zeit  und  für  die  Kinanzzölle  mitgcth'Mlf. 
S.  für  die  Geschichte  der  Tarifpolitik  bes.  die  Werke  von  Am6  und  Lexis,  dann 
Matbien-Bodet  nnd  Amagat  (Zolldebatten  ron  1872—79). 

§.  310.  1.  G  rundcharacter  und  Epochen  im  U  eber- 
blick. Die  Geschichte  des  französischen  Zolhvesens  und  nament- 
lich der  Zolltarif- Politik  wird  in  starkem  Maasse  vom  Gang  der 
allgemeiDen  politischen  GeBchichtc  beeioflosst,  wiederum 
mebr,  als  sich  dies  auf  jedem  anderen  Bestenernni^sgebiete  zeigt 
Eine  Beobachtang,  welche  in  anderen  Staaten  ebenfalls  zu  machen 
vstf  aber  kaum  in  dem  Qrade  wie  in  Franlireich.  Man  kann  daher 
die  Perioden  der  allgemeinen  Geschichte  denen  der  Zoll-  nnd 
Tarifgeschichte  passend  zn  Grande  legen  ^  wie  es  schon  in  der 
Yoransgeschickten  Uehersicht  der  Gesetzgebung  geschehen  ist 

Aber  eigentliche  Epochen,  in  denen  eine  grandsätalicb 
verschiedene  und  j)ractisch  erheblich  anders  wirkende 
Jlaiulels-  und  Zollpolitik  eintritt,  bilden  jene  Perioden  nicht.  Von 
solchen  „Kpoclicn"  kann  man  dagegen  etwa  folgende  vier  unter- 
scheiden: die  Zeit  von  1791-93,  vou  1793—1860,  von  IbÜO— 71 
und  seitdem. 
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In  der  ersten  Epoche  wurde  das  neue  einheitliche,  das 
ganze  Staatsgebiet  umfassende  Landesgrenzzoll- 
sy Stern  und  der  allgemeine  Tarif  daftlr  begründet  Bald 
tritt  aber,  zunächst  in  Folge  der  Kriegsereignisse,  im  Zoll-  und 
Tarifwesen  eine  scharfe  Wendung  ein,  zu  Prohibitionen  der 
Einfuhr  gewisser  Waaren  und  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Aus- 
fuhr und  zu  hohen  Schutz-  und  Finanzztfllen,  indem  das  Zollwesen 
als  politisches  Kampfmittel  und  von  Neuem,  ähnlich  wie  im 
Ancien  regime,  aKs  Mittel  der  Protection  benutzt  wird.  So 
wird  unter  Napoleon  I.  der  G  ru  n  d  e  b  a  r  aeter  der  Handels-  und 
Zollpolitik  wieder  durchaus  ein  probibitorisch-protectioni- 
stischer,  neben  dem  das  rein  finanzielle  Interesse  in  zweite 
Linie  tritt.  Dieser  Character  bleibt  aber,  mit  kleinen  Schwankungen, 
vielfach  sogar  mit  Steigerungen,  besonders  in  der  Ausdehnung  des 
Schutzprineips  auf  die  Landwi  rth^chaft  nnd  deren  Prodncte 
(Getreide,  Vieh,  Wolle,  Oelsaaten)  in  den  folgenden  drei  Perioden 
der  poUttschen  Geschichte  Frankreichs,  unter  der  Restanration,  der 
Julimonarchie  und  der  zweiten  Republik  und  selbst  bis  in  die  erste 
Hälfte  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreichs  hinein  im  Wesentlichen 
gewahrt.  Eben  deshalb  ist  die  ganze  lange  Zeit  von  1793  bis 
1860  in  der  Hauptsache  als  Eine  Epoche  der  Handels-  und  Zoll- 
politik von  gleichmässigem  Grundcharacter  aufzufassen. 

Erst  durch  das  von  is'apoleon  III.  aus  eigener  Initiative  herbei- 
getlihrte  „System  liberaler  Handelsverträge",  das  mit 
Recht  (»fters  den  Namen  dieses  in  diesem  l'uncte  vordienten 
Herrschers  führt,  ertolgt  im  Jahre  18G0  ein  grundsätzlicher 
und  practisch  bedeutsam  wirkender  Bruch  mit  dem 
historisch  dnrch  zwei  Mensehenalter  überkommenen  probibitorisch- 
proteciionistischen  System  der  Handels-  und  Zollpolitik,  zu  Gunsten 
eines  gemässigten  Schutzsystems  mit  einem  „allgemeinen 
Zolltarif  mit  höheren  und  „Gonyentionaltarifen''  zwischen 
den  Vertragsstaaten  mit  niedrigeren  Sätzen  und  ohne  Prohibi- 
tionen, wobei  nur  die  Finanzinteressen  in  Folge  der  An- 
wendung ähnlicher  Tarifgrundsätze  im  allgemeinen  Zolltarife  auf 
die  Finanzzölle  etwas  zu  wenig  Berflckmchtigung  finden.  So  bildet 
die  Zeit  von  18G0— 70  eine  dritte  Epoche. 

Die  Finanzlage  nach  dem  deutschen  Kriege  niithigte  dann 
anch  hier  dazu,  das  Zollwesen  —  „nach  nordamerikanischem 
Muster*'  —  in  stärkerem  Maasse  als  liesteueruugscinrichtung 
zur  Beschaffung  grosserer  Staatseinnahmen  zu  benutzen.  Zugleich 
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aber  trat  ein  wirthschaftspolitischer  und  leiu  politischer  Rückschlag 
gegen  das  System  der  Handelsverträge  ein,  der  besonders  vnn 
Thiers  unterstützt  zwar  in  seinen  neuen  Uebertreibungen  nicht 
durchdrang,  aber  doch  die  Handels-  und  Zollpolitik  wieder  mehr 
in  protection isti sehe  Ric htung,  nur  jetzt  unter  besserer  und 
daaernder  Wahrung  des  Fiiumzinteresses,  hinein  trieb.  Diese  Be- 
wegung lief  indessen,  nach  vorflbergehender  Lossagung  von 
Handelsverträgen,  deren  bindende  Wirkung  man  in  der  Notb  nach 
dem  Kriege  ancb  als  finanziell  lästig  empfunden  hatte,  schliesslieb 
in  ein  nenes  System  von  Handelsverträgen  mit  mässigeren  Con- 
ventionaltarifen ans,  neben  welchen  letzteren  ein  neuer  „allgemeioer 
Tarif",  der  von  1881,  den  Protections-  und  Finanzinteresseo, 
ersteren  in  geringerem,  letzteren  in  höherem  Grade  als  die  Mheren 
allgemeinen  Tarife,  auch  noch  Napoleons  IH.  gerecht  zu  werden 
suchte.  Nur  auf  einem ,  allerdin^^s  besonders  wichtigen  Gebiete, 
dem  der  landwirthseh  äl  tlichen  Producte,  erfolgte  in  den 
letzten  Jahren  in  Getreide-  und  ViehziUlcn  eine  princijdell 
und  practisch  bedeutsame  lUickkehr  zu  höheren  Sch  utzzöUeo: 
aus  denselben  allgemeinen  Gründen,  wie  auch  in  anderen  eure 
päischen  Ländern,  wegen  der  empfindlichen  russischen  und  ost- 
europäischen, mehr  noch  transoeeanischen,  namentlich  nordamerika- 
nisehen  Concurrenz.  Im  Ganzen  kann  man  so  die  Zeit  seit  1871  bis 
zur  Gegenwart  als  eine  vierte  Epoche  der  französischen  Handete- 
und  Zollpolitik  zusammenfassen,  von  wieder  etwas  mehr  pro- 
eetionistisehem  Gharacter,  um  die  wirthschaftliche  Selbständig- 
keit und  eigene  LeistnngsfUhigkeit  des  Landes  mehr  als  nach  dem 
1860  angenommenen  System  zu  erhalten,  aber  doch  auch  in  dieser 
iJiii.sicht  von  ungleich  gemässigterer  Richtung  als  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts,  und  zugleich  eine  Epoche,  welche  sich 
von  allen  früheren  durch  stärke  r  e  A  u  s  n  u  t  z  u  n  g  der  Z (i  1  le 
als  Quelle  von  Staatseinnahmen  cbaracteristiscb  unter- 
scheidet. 

Die  Periodisirung  der  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik 
nach  den  Perioden  der  allgemeinen  politischen  Geschichte,  der 
grossen  franz()sischen  Staatsumwälzungen,  ist  trotzdem  nicht  nn- 
fdchtig  und  nicht  werthlos.  Kur  muss  man  sich  auch  hier,  wie 
apf  so  vielen  Gebieten  des  Öffentlichen  Lebens  in  Frankrdeb, 
nicht  darüber  täuschen,  dass  diese  „Umwälzungen''  der  Staats- 
formen  und  Verfassungen,  in  denen  die  Franzosen  trotz  eines  volles 
Jc^hrhunderts  entgegengesetzter  Erfahrungen  immer  noch  das  Heil 
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soeben,  Diebt  Überall  sehr  tiefgreifend  einwirken,  so  namentlicb 
nicbt  anf  dem  hier  besprochenen  Gebiete.  Die  jeweiligen  Zeit- 
amstände,  die  concreten  Bedürfnisse,  die  Strömungen  in  der  öffent- 
lichen Meinnng,  die  politischen  Einflüsse  und  die  Machtstellung, 
welche  die  verschiedenen  Interessentengmpjien  unter  den  verschie- 
denen ötaatsformen  und  Verfassungen  erlangen,  bestimmen  üt'ters 
doch  nur  Tempo  und  M  a  a  s  s ,  in  welchen  eine  allgemeine 
Kichtung  der  Handels-  und  Zollpolitik  zur  DurehtUhrung  kommt, 
aber  nicht  die  allgemeine  Richtung,  den  Grundcharacter 
dieser  Politik  selbst.  Das  lehrt  die  interessante  französische  Zoll- 
geschichte von  im^im  deatlich. 

311.  2.  Erste  Epoche.  Bcgrtlndung  des  einheit- 
lichen Zollgebiets  und  des  ersten  allgemeinen  Zoll- 
tarifs im  J.  1701.  Der  früheren  königlichen  liegierung  war  es 
trotz  ihrer  MachtfUlle  und  mehrfach  darauf  hinzielender  Bestrebungen 
nicht  gelangen,  den  Colbert'sehen  Gedanken  zu  verwirklichen, 
nein  Ii  eh  ans  dem  französischen  Staatsgebiet  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet ohne  innere  Zollschranken  and  mit  Grenzzöllen  nach  Aussen 
sowie  mit  einem  allgemeinen  Zolltarif  zn  machen.  Das  handels- 
politische nnd  Zollsystem  selbst  war  aber  seit  Colbert  nnr  immer 
mehr  proliibitoriBch*protectionistisch  geworden.  Darunter  bltthte 
der  Schmnggel  und  litten  die  Zolleinkflnfle  vom  ausländischen 
Verkehr,  welche  ohnedem  nach  den  Consnmtionsverhältnissen ,  he* 
sonders  nach  dem  nur  erst  massigen  Verbrauch  von  Colonialwaaren, 
noch  nicht  erheblich  sein  konnten. 

S.  o.  i  Iii  ilorn  f?en.  tabl.  fjcin'T.  des  r«T.  otr.  (»louancs  et  li-  fiiidct  hi<  li 
tiiue  Karte,  welche  das  Irauzöä.  Staatsgebiet  nach  dcu  drei  grosöeu  haudeläpulitiächeii 
(irappen  dantellt  (o.  S.  160).  Dem  Gobictsomfaiig  nach  ist  die  zweite,  die  süd- 
liche Grnppe,  d\<-  „provinces  rcputcrs  ctiang«  res",  zu  <l-  r  ;:otronnt  davon  im  Vörden 
aasüer  Bretague  und  Fraochc-Couitü  au*  h  d.i^  frauzOä.  Mandern,  Artois  gehörte,  fast 
noch  etwas  grösser  als  die  erste  (iruppc  das  (Jcbict  der  „cin<[  j^rosses  fermes**. 
Innerbalb  des  sfldlichen  HaupttheiLi  der  /wcit<-n  (jni]>pc  wurden  an  besonderen  Linien, 
welche  die  ^cn.  Karte  angieht,  nfn  Ii  die  Al);r;ibeu  der  inneren  „traites"  erlutbcn.  Die 
dritte  Gruppe,  die  „proviuces  a  l'mbtar  du  i'etraugcr  ellectif  bildet  iu  den  Düutäch- 
laod  abgerissenen  Tündern,  den  drei  Bistlittmem  Mete,  Toni,  Yerdon,  Lothringen  nnd 
Elsa&4  ein  in  sich  zasammenhängendes  Gebirt.  Ausser  diesen  standen  die  Freihäfen 
von  Marseille.  Bayonnc,  Dunkirchen.  kurze  Zeit  auch  (IT??'.»— HO)  Lorient  mit  kleinem 
Gebiet  und  da»  sog.  Pays  de  Gcx,  au  der  Gren/.e  gegen  (ienf.  wie  auch  Arignon  mit 
Gebiet,  ganz  Misserhalb  des  franzöi.  Zollgebiets.  Der  Ertrag  der  gcsammtuii  traites 
(incl.  die  innt-rcn  imd  local-  ii  /(die  u.  dgl.  und  die  Abgalten  vi»n  den  Einfuhren  aus 
den  franzOs.  Coloniecu,  daä  dogou.  domaiue  d  Uccideni)  war  iui  iet/teu  t>-jähr.  Jb'acht- 
Tertrag  (1787—92)  mit  28.44  Mill.  L.  dem  Staate  gewährleistet,  woron  auf  die 
eigenÜlcbeu  Zölle  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  18.44  Mill.  veranschlagt  werden, 
ffwas  höher  als  fnib-  r  Nerktr  annahm  s.  o.  S.  14?t  und  tabl.  g-  ner.  p.  !>)■  In  der 
Verwaltung  standen  damals  wie  von  Neuem  seit  Einführung  der  Salitoleuer  und  wie 
■odi  gegenirlrtig  (8.  615)  die  Zölle  in  Verbindang  mit  den  SaJisteuen  (gabeUes«  0. 
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§  63.  gen.  Tabl.  t^iitliält  auch  über  die  Rezirke  der  verscLie<leiion  Gabollen  eiin  Karte 
dos  franzos.  Staatsgebiets),  so  in  dem  Paclit?ertrag  von  17!>7  11.  mit  5^.56  M.1II.  L., 
incl.  einiger  ErtragsaDtheile  nrad  60  MIU.,  abo  Ober  dninial  10  ?id  alt  aitt  deo 

Zöllen  erwartet  wurde !  Aus»(  nzölle  und  Sakcsteoem  zasammeo  beim  Begion  der  Re- 

voliition  mithin  TS. 44  Mill.  Uride  Abgubearten  mtlsson  wosren  der  gremeinsamen  Ver- 
waltung, daher  d«T  K'.irit'kostcii.  auch  im  Folgenden  mt  lirfach  zusanwnengefas^t  werden. 

Noch  vor  1789  traten  indessen  Aenderiiugeu  in  der  Handels- 
and  Zollpolitik  ein  und  umlaBscudere  wurden  wenigstens  versacbt 

In  ersterer  Hinsicht  hat  der  sogen.  Eden-Vertrag  yon 
Versailles  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  vom 
J,  178$  iniiideBteiis  auf  kane  Zeit  dem  alten  handels-  und  Soll- 
politischen  Kriege  zwiselien  beiden  Ländern  ein  Ende  gemacht, 
eine  Behandlung  anf  dem  Fasse  der  Gegenseitigkeit  nnd  wechsel- 
seitiger Bttcksicht  herbeigefllhrt  nnd  fllr  eine  Reihe  wichtiger 
Artikel  der  Einfhhr  in  das  andere  Land  einen  Gonventionaltarif 
mit  massigen  Zollsätzen  —  Fabrikate  meist  10,  12,  15®/o  vom 
Werth  —  festgesetzt.  Die  späteren  Revolutionskriege  haben  diesem 
handels-  und  zollpolitischen  System  nur  zu  bald  und  auf  lange 
hinaus  ein  Ende  bereitet. 

(jeschichte,  zeitgeu"i>si.>>(  he  Beurtheilurig  und  prai  tische  \\  irkung  dieses  Vcrtraci' 
sind  vielfach  bobaudelt  worden.  Freihändler  und  SchuizzoUncr  weichen  im  Unheil 
mitunter  stark  von  einander  ab,  wie  oftmals  beide  flbertreibend.  Im  Gauen  mOcht« 
ein  günstiges  ürthcil  das  richtigere  sein.  S.  Comte  de  Buten val,  pn'c.  histor.  rt 
icoD.  du  triiitö  de  commerce  tntre  ia  France  et  ia  Gr.Bretagnc,  6ign6  a  Versailles  k 
28.  Sept  1786,  Par.  18S9.  Am6  I,  eh,  2.  Stonrm  II,  17^60,  Wolowaki,  Ub. 
comm.  p.  157  S, 

Wichtiger,  weil  von  allgemeinerer  Bedeutung,  wenn  sie  ver- 
wirklicht worden  wftre,  frfirde  noch  die  tiefgreifende,  die  Grund- 
sätze des  britischen  Handelsvertrags  verallgemeinernde  handels- 
und  zoll  politische  Ket'orni  geworden  sein,  welche  die  Regierung 
der  Notabeluversani  mlung  von  17iH7  zur  licrathung  vurlcgte. 

Sic  ging  hinaus  auf  Beseiiigun<r  der  inneren  ZolUinien,  Zusammenfassung  des 
ganzen  Staatsgebiets  in  ein  einziges  Zo!lj;ebict,  Erhebung  von  allgemeinen  Ein-  und 
Ausfuhrzöllen  als  Gren/zöUen  nach  einem  ratioiu  llen,  nach  \Vaar»-nc lassen  grnKi>.>  der 
Verarbeitungsstufe  abgestuften  massig  hohen  allgemeinen  Tarif  Ma.x.  für  fertige 
Fabrikate  127o  bei  der  Einfuhr,  ebenso  Max.  127o  bei  der  Ausfuhr  gewisser  Artikel), 
iSsmer  anf  Beseitigung  fast  aUer  Ejnfbhrrerbote,  bis  anf  fremde  Gattnn-  nnd  Colentel- 
waaien,  und  der  Ausfuhrverbote  bis  auf  wenige  Hohstolfe,  endlich  auf  Zulassung  des 
Transit-  nnd  Enfri  pötsv.  rkehrs,  der,  vorneinlich  auf  Andrängen  der  Lnterschleif  dabei 
befürchtenden  bteuerpacliter  seit  16S&  untersagt  worden  war.  In  der  Notabelnversamm- 
luug  waren  es  besonders  die  AngebOrigen  von  Elsass-Lotliringeu  u.  s.  w..  die  damab 
den  handelspolitischen  Particularismus  gegen  Frankrcidi.  wif  ihri-  Na'  hkoninien  heute 
gegen  Deutschland  vertraten  and  den  Eintritt  ins  franiös.  Zollgebiet  scheuten,  weil 
äe  den  freien  Verkehr  mit  DentBcUand  n.  s.  festhalten  vollten ,  sich  aof  die  Za- 
sagen  bei  der  Annexion  ihrer  (iebiete  berufend.  S.  die  oben  S.  TS'.»  gen.  Schrift 
Ton  de  Butenval  über  den  tarif  g«';ner.  ]<.  I'.i  II  .  :u].    Stourm  I,  4T'J,  11,  61— ti4. 

Es  war  daher  ein  sicherlich  sehr  bedeutsamer  Schritt,  den  die 
constituirende  Versammlung  1790—91  machte,  indem  sie 
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im  Wesentlichen  das  Reform project  von  1787  zur  Ausführung 
brachte,  —  eine  principiell  und  practisch,  volkswirthschaftlich  und 
finanzpolitisch  ausserordcutlich  wichtige,  wenn  auch,  nach  dem  Ge- 
sagten abermals  keine  originale  Massregel  der  Revolutionszeit. 
Durch  die  vier  oben  (8.  785)  genannten  grundlegenden  Gesetze 
worden  mmmehr  die  inneren  Zolle  (8.  150)  abgeschafft,  das 
ganze  damalige  französische  Staatsgebiet  zu  einem  einheitlichen 
nationalen  wirtbschaftlichen  Markt-  und  Grenzzoll- 
gebiet gemaeht,  dafür  ein  in  handels-  wie  finanzpolitischer 
Hinsicht  leidlich  liberaler  allgemeiner  OrenzzoUtarif  fttr  Em-  and 
Ansfahr  hergestellt,  welcher  ,,mit  Recht  als  der  freiunnigste,  den 
Frankreich  bis  znr  Periode  der  modernen  Handelsverti^e  (von 
1860)  besessen  bat,  bezeichnet  werden  kann^'  (Lezis),  die  Zoll- 
verwaltung und  der  practische  Zoll  dien  st  zweckmässig 
organisirt  und  das  Zollverfahren  gut  eingerichtet.  Damit  be- 
ginnt die  eigentliche  moderne  Zeit  französischer  Handels-  und 
Zollpolitik,  die  erste  unserer  oben  unterschiedenen  Epochen.  Dass 
dieselbe  nur  von  so  kurzer  Dauer  war,  laj;  lediglich  an  den  bald 
ins  völlig  Masslose  sich  steigernden  revolutionären  Wirren,  den 
Exccssen  der  Papiergeldwirthschaft  und  dem  Ausbruch  einer  kaum 
unterbrochenen  zwanzigjährigen  Kriegsära.  Erst  später,  nach  end- 
giltig  wiederhergestelltem  Frieden,  sollte  sich  zeigen,  welche  grosse 
Bedentnng  die  handels-  and  zollpolitischen  Massregeln  yon 
1790—91  besassen,  aber  freilich  auch,  wie  sie  in  Verbindung  mit 
der  emenlen  scharf  prohibitorisch-protectionistischen  Tarifpolitik, 
dem  emsig  gehoteten  und  sogar  noch  weiter  entwickelten  Erbtheil 
der  Revolutions - ,  Kriegs-  und  Kaiserzeit,  sich  als  Handhabe  fHr 
eine  Volkswirthschafts  und  Finanzpolitik  erwiesen,  die  17Ü1  nicht 
im  riane  gelegen  hatten. 

Uel>er  den  Tarif  v.  1791  Buten val'ü  geo.  Schrift,  bes.  p.  S2  1i. ,  im  letztuii 
Auhaiig  eiuo  Vergleichang  der  Zölle  der  Colbert'schen  Tarife  mit  denen  von  1791 
nnd  1876  für  wiclitifre  Fabrikate.  Amt:  I,  ^>2  II  Stourm  II,  05 — 75.  KoQrnier 
de  Flaix  I.  II.  Lcxis  S.  K»  II'.  C<>lhert'sche  „ratiotiolle"  ürumlMt/ü  eines  „ge- 
mässigtea  Schutzzoliä"  waren  der  Leit^teru  im  Tarif  von  1791.  Wuiiigu  Einfohr- 
ferbote  nar  noch  (31,  wovon  aber  nnr  7  im  proteedonist.  Sinne),  weniger  nnd  nn- 
wichti'j^er  als  noch  187(»  im  „allgemeinen  Tarif"  standen;  31  Ansittlirverbote  noch, 
■Aui  wiclitige  Koh-stotlc.  Der  Ein  fuhr-Zolltarif  licss  die  hauptsächlichsten  fremdcu 
liuhatoüü  und  Nahrungsmittel  (üetreiile,  Vieh,  Wolle,  Flachs,  Häute.  Roheisen  in 
Gänzen  u.  s.w.)  frei  eingehen,  traf  and.rc  so  Steinkohlen,  Seide,  D-  le)  mit  c.  278Vo 
lies  Werths  und  gin^'  dann  b<i  anderen  Artikeln,  Luxusnahrungsmitteln,  Specerei- 
vaaieu.  Halb-  und  Uaiizfabrikateu  gruLi|ienwei;ie  auf  5,  7,  10,  12,  157««  selten  bis 
»Bf  20 — 25*/o'  Am  Höchsten,  20— SOVo«  wmn  Weine,  Branntweine,  Liltdre  belaetet. 
Nach  diesem  u n;:^e fahren  Masaatabc  waren  im  Tarif  dann  für  diu  verschiedenen  Waaren 
specifische  Zölle  lie.>timmt,  hA  deiu-n  di«-  einzelnen  Sorten  einer  Waarengattung, 
besonders  der  Fabrikate,  im  Vergleich  mit  später  aber  nicht  sehr  eingehend  specia- 
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lisirt  waren.  Daher  war  ilrv  Znll  auch  h<A  derscUten  (Jattting;  je  na<',h  Qualität  und 
Sorte  veriichicdcn  hoch.  Der  Ausfuhrzolltaril'  uuifubatu  iuiinurhiii  noch  SO  Posteu, 
namentlich  Weine  (nach  der  alten  Classification  nach  Herkunft  und  EbigaogSTCf), 
"Vieh,  auch  Rohstoffe,  wie  Wolle.  Baumwolle,  H;i!)if;t)irikate,  wie  Leineogarne.  Ge- 
treide war  aber  bei  der  Aubfubr  zollfrei,  inde^dcn  damals  au»  (irunden  der  inneren 
Polidk  die  Avsfblir  fltterhanpt  verboten ,  was  jedoeh  aar  als  AaraalimeBiusregel  ge> 
aulat  war.  Die  Einrichtuntr' n  des  Transit-  und  £atrep6trerkflhss  wurdeu  aber, 
abweichend  voa  dem  liberalen  Plan  vkh  1TS7,  nicht  neu  geordnet,  weil  die  Iiiterebsenten 
dadurch  eine  Begünstigung  der  Eiuluhr  vou  l  abriiiateu  furcbteteo.  Auch  die  Stellung 
der  Freihifea  warde  bald  reriadeit,  iadeesen  doch  bes.  ftlr  Marseille  aiodifieiit 
beibehalten. 

Die  Organisation  der  Zollrerwaltung  und  des  prac tischen  ZoUdieuots 
erfolgte  fOr  die  leitende  centrale  und  obere  Verwaltung  nach  dem  Muster  voa 
üccker's  Eiaiichtong  der  Regie  bei  den  aidcs  (1780),  indem  einem  Collegium  voa 
8  Personen  die  Centralverwaltung:  und  je  einem  Direefor  in  den  ein -gerichteten 
20  Zoll  bezirken  die  obere  Localrerwaltnng  ubertragen  und  die^e  Pcr:>oueu,  neben 
feetea  Gehaltea«  aofTaatiftmea  tmi  dea  ErtilgaisMa  angewiesea  wardea.  Der 
untere  o  i ^entliehe  Zolldionst  wurde  wesentlich  nach  den  Kegleuieati  der  früheren 
ferme  g6n6rale  eingerichtet  (ties.  v.  1.  Mai  17!»1,  Stoarm  II,  76— bO).  Das  vonrcll- 
liche  Gesetz  über  das  Zollverfahren  v.  22.  Aug.  1791  aber,  noch  gogenwärtis  die 
Grundlage,  ist  wieder  nur  in  wesentlichen  Pnacten  eine  Reproduction  der  Zoll- 
Ordonnanz  von  IfiS",  wie  Stourm  im  Einzelm-n  gezeigt  hat  II.  *«5).  —  Die 
Aufhebung  der  Salzsteuer  bat  den  Dienst  der  Zollverwaltung  bis  zur  Wiederoiiifuh- 
laag  dieser  Steaer  im  Jahre  1806  (8.  612)  natotltch  verainfacht  and  renroblfeilert. 

Icber  die  finacziclle  Wirkung  des  neuen  Zollwcsens 
und  besonderfl  des  Tarifs  von  17in  lUsst  sich  hei  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  und  dem  baldigen  Ki  icj^saushiuch  und  der  Papier- 
geldwirthschaft  nicht  sicher  urtheilcn,  zumal  die  vorhandenen  Rech- 
nungen z.  Th.  unzuverlässig  und  Itlckeobaft  sind.  Nach  diesen 
Daten  würde  sich  bei  mässigem  Rohertrag  und  verbältnissmftBfflg 
sehr  hohen  Verwaltungskosten  ein  erbeblich  nngttnBtigeres 
Resultat  als  in  den  letzten  Jahren  der  Ferme  ittr  den  Staat 
ergeben. 

Nach  den  gen.  TaU.  g6n6r.  p.  12  wiro  geweeea  ia  1000  Free. 


1791  für  13  Monate  (v.  1.  Dec.  1790  an^,  1793/01  für  1  Jahr  s-/,  Monate  (bia  1.  Veu- 
dem.  III  oder  22.  Sept  1704).  Im  letzten  Jahre  incl.  1,173,000  Free.  SchillTabrt^ 
abgaben.  ~  Die  Zahl  des  Vervaltaugäpt  rsoualä  im  serr.  H^deataire  1,703,  im  scn'. 
at  tif  i:j,2'>i,  zuä.  15,047.  mit  0.916.000  Frcs.  (iehaltea  u. 8.  V. ;  aasserdem  im  Gentral- 

dieubt  40  Beamte,  194,000  Frcji.  Kouten. 

§.  312.  3.  Zweite  Epoche.  Rückkehr  zn,  Fest- 
haltang and  weitere  Ansbildang  scharf  probibi- 
torisch-proteetionistischer  Handels-  und  Zollpolitik, 


Wir  weliea  und  k(toaea  hier  aicht,  auch  nldit  einmal  onrBoriäch,  die  eianteee 
Phesea  der  Eatwicklaag  aad  ToUeads  TarifelazelheiCen  Teifolgea,  aaiaal  aicht  fir  die 


Bohertraf  

Begickosten    .   .   .  . 

Reinertrag  

7o  der  Kosten  t.  Hohertr. 


1791. 
24«58S 
7,719 

Iß.SlM 

31.5 


1792. 
20,906 
8.404 
12,592 


40 


1793—94. 
26,779 

i."!.7;{i) 

13,049 
JiO— 75 


1798—1860. 
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Periode  der  Rerolntion  und  Napoleons  L«  wo  rieleB  und  gerade  das  momentan  am 

Meisten  einschneifleiide  Einzelne,  w'ic  die  Massregeln  boi  d.  r  Coutiücntakperre,  doch 
nur  roü  ephemerer  Bedeutung  war.  Unter  Verweibun^^  auf  diu  oben  genannte  Lite- 
ratur mnss  eine  allgemeine  Charakteristik  genügen,  bei  der  hier  aber  auch 
wieder  mehr  die  finanzpolitische,  als  die  an  sich  richtigere  und  interei>>^;iiiti.ic 
handelspolitische  Seite  hervorgehoben  wird.  Wir  hetrachtea  daher  namentlich  die 
Ertragäverhältuiääe  dcd  Zollwoäens  allein  etwas  näher  (nach  den  Daten  des  gen. 
tabl.  gönör.)  ond  von  1817  an  auch  die  Einbassen,  welche  die  ZoUertrige  durch 
die  Ausfuhrprämien  und  KUckzöIIe  (drawbacks)  erlitten  haben,  für  das 
Einzelne  dioäes  Poncts  auf  Le.xis*  erscliöpfende  Darstellung  verweisend.  Die  Koh- 
und  Eeinertrlge  der  Zollverwaltung  sind  jader  finanzielle  Reflex  der  Tarifpolitik 
und  dieser  gerade  interessift  am  Meisten  in  diesem  Werke.  B<'i  di;m  frwfthnten 
.'«dtninistrativcM  Zusammenhang  muss  dabei  nur  mitunter  auch  hier  der  Salzatener 
gedacht  werden. 

a)  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
t  h  a  ms.  Mii  der  Aasartang  der  Revolntionsbewegang  zor  Schreckens- 
berrscbafti  der  niasslosen  Aasgabe  und  Elntwertbnng  des  Papier- 
geldes nnd  dem  Kriegsansbrnch  hätten  die  neuen  Zoll-  nnd  Tarif- 
gesetze so  wie  so  ihre  practiscbe  Bedentong  grossentbeils  einbUssen 
mflissen.  Besondere  kriegspolitische  nnd  im  Inneren  „wü- 
reactionäre*'  Gesetze  und  Massregeln  in  Bezug  auf  den  auswärtigen 
Handel  führten  dies  Kcsultut  nur  noch  rabclicr  und  scliüri'cr 
herbei. 

Einfuhrverbote  bctrells  der  Waaren,  namentlich  der  Fabrikate,  aus  den  Län- 
dern, mit  denen  Krie^  ^-eführt  wurde,  besonders  aus  (irossbritannion ,  bald  förmliche 
Proucriptiou  britischer  Fabrikate,  so  dass  schon  der  Besitz  derselben  verdächtig 
machto  ,  ,\  II  - 1  u  Ii  r  V  c  r  b  ole  für  wichtige  Leliensmittcl,  besonders  (ictrcid«-.  (ic- 
brauch^artikui  und  KohätoU'e,  jede  Verletzung  mit  den  strengsten  Strafen  bedroht,  unter- 
banden unter  der  Henschafit  des  Courents  irenigstens  jeden  legitimen  Terkehr  nach 
Äonen  fielfach  ganz,  natürlich  trotz  allem  zuui  Thcil  nur  zugunsten  des  Schmuggels. 
Doch  zeigen  die  Zulleinktlnfte  nicht  sofort  einen  so  i^ro.^sen  Kiickirang,  ;ds  man  nach 
dem  Allen  vennuthen  möchte,  freilich  bcataudcn  sie  aber  fast  ganz  aus  eutwerthetcn 
Assignaten. 

Proteetionistiscbe  Wirknngen  mnsste  diese  Politik  als- 
bald haben,  wie  ja  ohnedem  die  rasch  sich  steigernde  Eiitwerthung 
der  A.sHignaten  in  derselben  Kichtung  wirkte,  wenn  auch  unter 
dem  Zustand  im  Innern  das  Alles  nicht  gleich,  wie  es  in  ruhiprcn 
Zeiten  geschehen  wäre,  zur  ffcltung  kam.  Haid  aber,  besonders 
unter  dem  Directorium  seit  17*Jü,  verbanden  siili  auch  pr«^  tec  tio- 
u  istische  Tendenzen  mit  den  kriegspolitischcn  Gesetzen  und 
Massregeln,  wodurch  dann  für  die  Zeit  wieder  eintretender  grösserer 
innerer  Ruhe  and  Ordnung  der  Umschwung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  in  die  prohibitorisch-protectionistische  Richtung 
eingeleitet  war.  Die  ZolIeinkQnfte,  die  aber  seit  1795  znr  Hftlfte 
nnd  seit  Sommer  1796  Tollständig  wenigstens  wieder  in  Hflnze 
zQ  zahlen  waren,  sanken  in  dieser  Zeit  anf  ihren  geringsten 
Betrag. 
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Auaschlusä  der  „dritten"  Klaggo  'ausser  der  französischen  und  der  de»  Her- 
kunf(bianüs)  von  der  Einfuhr,  dor  fromden  überhaupt  von  der  KustenschiÜ  fahrt,  Verbot 
der  Einfohr  and  dos  Verkanfo  im  Inlande  fOr  alle  biitischea  «od  sdbst  fttr  alle 

als  britische  flehenden  Fabrikate,  Vorhingen  von  Urspniugscertificaten  für  die 
Waaren  aus  Ländern,  mit  denen  Kriedeu  bestand  (Ges.  v.  lU.  Brum.  V  oder  31.  üct 
1796)  und  andere  —  z.  Tb.  übrigens  au<  h  finanzielle  Zvrccke  Terfolgende  —  Tarif- 
normiruogen  diesem  und  der  nächsten  J  liiro  sind  Massrogeb  der  angedeuteten  Alt 
Seit  Ges.  v.  0.  Prair.  VII  wurden  di.^  Zölle  und  Schiti  fahrtsabgabfn  om  lÜ"/„  ..Kriegs- 
zuschlag'' erhöht,  was  zur  bleibenden  Einrichtung  auch  nach  Iblö  gevorden  bt 

Nach  der  kurzen  FriedeDspanse  nach  dem  Frieden  von  Amien« 
(1802)  dachte  man  sogar  an  neae  Handelsvertrilge  mit  England, 
freilieh  anf  mehr  protectionistiseher  Grandlage  als  frOher.  Der 

Entrepotverkebr  wurde  jetzt  organisirt  (1803).  Aber  nach 
(lein  baldif^cn  neuen  Kriegsausbruch  gelangte  man  zu  nur  noch 
verscLärlter  Benutzung  der  Handels-  und  Zollpolitik  als  Kampf 
mittel  gegen  den  Feind,  schliesslich  in  den  Massrcgeln  von  l-so»; 
und  1807  (Berliner  und  Mailänder  Decretc)  und  im  System  der 
Cuntin entalsperre  mit  seinen  drakonischen  Kepressions-  und 
Straf  bestimmangen  zu  einer  fast  völligen  UnterordDong  der  handeU- 
politischen  und  selbst  der  finanzpolitischen  Interessen  nnter  den 
kriegspolitischen  Gesichtspanct  Dabei  kam  dem  absolntistiacheD 
Gebieter  sein  gesetzliches  Recht,  von  sich  ans  provisorisch  mittelst 
blosser  Decrete  Zslle  zn  erhöhen  oder  zn  vermindern,  Ein-  and 
Ansfahrverhote  zn  erlassen  oder  za  beseitigen,  besonders  za  Gate 
(Ges.  v.  29.  Flor.  X). 

Soweit  aber  überhaupt  noch  ein  normaler  HandelsN  erkehr  ver- 
blieb, wurde  von  Napoleon  der  protectionistise  he  Geaichts- 
panct  in  Betreff  der  Einfuhr  von  Fabrikaten,  anderseits  aber  aach, 
besonders  bei  Golonial waaren  (auch  Rohstoffen  wie  Baumwolle) 
der  specifiseh  fiscalische  Gesichtspnnet  in  hohen  uid  mehrfach 
Uber  an  8  hohen  Zollsätzen  deutlich  verfolgt  Unter  letzteren 
ging  dann  die  legitime  Einfahr  freilich  enorm  zurttck,  der  Schrnnggel 
war  trotz  aller  Beprcssions-  nnd  Strafmassregeln  nicht  zu  onter- 
drlicken.  Aber  diese  Zollpolitik  war,  wie  Lexis  wohl  richtig 
hervorhebt,  unter  den  damaligen  ZeitverhUltnissen  doch  finanz- 
politisch nicht  so  verfehlt,  wie  sie  zunächst  erscheinen  mag. 
Die  Zolleinklinite  erreichten  denn  auch,  nach  einer  allmäligen  be- 
deutenderen Wiederhebung  seit  1800  und  einem  neuen  starken 
Fall  in  1808  und  1801'  von  da  an  eine  rasch  und  sehr  erheblich 
steigende  Höhe  und  ein  Maximum  gerade  von  1811— -13,  —  freilich 
auf  einem  ungeheuer  vergrdsserten  Staats-  und  einem  no^ 
grosseren  Zollgebiete,  das  47  gegen  anflbiglich  20  und  wieder  1816 
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nnr  27  ZolldirecHonen  nrnfasste  und  von  Rom,  LiToroo  und  Geiiiia 

bis  Hamburg  und  Danzig  reichte. 

Beb.  Ges.  v.  b.  Flor.  XI  (28.  Apr.  lbU3),  3ü.  Apr.  ISUÜ,  I>.'.  n,te  v.  1810  (t  B. 
Kaffee  auf  400,  Rohzucker  «af  300,  Baam volle  auf  2—800  Frc^.  p  100  KU.  (Am«  I« 
55 ff.,  Lexis  S.  53  ff.) 

Die  franzKsischi!  Imliistrif  kam  in  diosor  P'-rinJ«'  durch  den  Ausschlu>s  der 
britiscUtiU  Cou<  urrt'iiz  uitd  die  hrwcit-  ruiif;  des  Markb  iu  1  ulgc  der  KroberuaKen  in 
günstige  Lage,  soweit  sie  nicht  aaswärtige,  besonders  nicht  Oberseoischc  Rohstoffe 
'•rauchte.  Auch  das  n-rlifÜt  h'-  S'  hraiik<  ii  hociti^ondr  Princip  der  Gcwerbefreihcit 
kam  ihr  2a  Uute.  Alä  die  Zullluiie  1M)7  bis  Cuxhavcu  und  Travemünde  vorgeschoben 
▼ird.  wird  gertüunt,  wio  der  englische  Absatz  vordrängt,  „Deutschland  mehr  und  mehr 
den  fraiuiiä.  Manafactarcn  überliefert  wird." 

Die  ZolleinkOnfte  bevegten  sich  folgendermassen  in  MilL  Frcs. 


ZöUe 

Anderes 

Zus. 
roh 

Non- 
valeurs 

Kegie- 
kosten 

Rein- 

ertrap- 

Salz- 
stener 

Kosten  «/.,  v. 
Kobertr.  lucl. 
Salsstener 

1704/05 

:t. ■!.-.»  5 

2.2S 

.85.51 

15.12 

20- 12 

45  5 

17U5/yü 

57.05» 

3.61 

(il.tiO 

lb.34 

43-2b 

20.75 

1796/99 

16.94 

2.26 

16.21 

6.75 

9.46 

48.5 

IM)()/01 

23.»)2 

r..25 

20.ST 

1.07 

lo.os 

20.5 

1&0  4  05 

50.0  1 

7.(10 

07.20 

0.52 

i:{.7i 

ö.'i.o«; 

20. .{3 

lbü7 

(i7.ö<i 

0.41» 

77.02 

0.71 

UM 

5S.47 

32.70 

16.0 

1809 

25.74 

4.42 

»0.16 

0.54 

20.99 

9.63 

46.12 

26.75 

1610 

(•2.2r, 

7.04 

70.20 

l.:!7 

2 :!.(;(; 

45.17 

47.7S 

20.0 

1SI3 

109.27 

15  35 

124.62 

Ü.^>2 

35.00 

S7.^1 

40.32 

20.5 

1814 

35.69 

3.M3 

30.02 

1.00 

21.23 

16.70 

37.31 

27.75 

(/.UNiimriciiir''St<dlt  nach  dcui  tabl.  >;t  tu':r/i.  Die  fünf  ersten  Jahre  sind  die  repuhli- 
kauischen  ^22.  Sept. — 21.  Sept..  111,  IV  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  der  Ausfuhr/üUe  ist 
in  dem  Zollertrag  inbegriffen,  aber  meist  nicht  specicU  angegeben,  es  kommt  nnr  ein 
klriiier  Tlieil  darauf  (im  Jahre  VII,  1798—00  bei  den  kleinen  Ertraj^en  allerdings 
2.*?0  Mill.>.  Die  in  dieser  Zeit  angegebenen  sogen,  non-valeurs  umfassen  hier  nur 
Kuck/ählungeu  von  Abgaben,  gewährte  Disconteu.  Darunter  sind  die  damals  schon 
forfcommenden  Aasfuhrprfimien  iso  fOr  raff.  Zocker)  wohl  inbegriffen.  Die  Salzsteaer 
bcgri  ift  hier  nur  die  von  d<  r  Zullverwaltun?  erliub'  iie.  damals  übrigen?  weitaus  die 
Hauptsache  ^Smal  so  viel  als  von  der  inneren  Steuurverwaltaog  erhoben  worden).  Die 
Daten  des  Reinertrags  der  Zölle  sind  seit  1607  in  der  Ddienieht  insofsn  etwas  za 
niedrig,  als  die  Regiekosten  von  da  an  zugh  icli  mit  auf  die  Salzstener  zn  rechnen 
aiud,  hier  aber  iranz  auf  die  Zoll«'  abgm  chnt  t  wurden. 

Die  aubgewahltcu  Jahre  sind  besonders  charactoristische,  sie  redectiren  daher  die 
ODgeheueren  Schwankungen  unter  dem  Einfluss  der  politischen  Ereignisse  und  handels- 
iHiliti-.  hen  Ma.ssregcln  am  Scharf&t<;n :  17!t7  0!»  Abnahme.  17!»0  und  1^00  Min., 
Ih07  und  1M3  Max.  Seit  1706-07  aber  wieder  Eingang  der  Zölle  in  Mun/e.  Die 
hohe  Einnahme  des  Jahres  1705—06  r*-präseatirte  in  Munzo  im  schiiesslichen  Rein- 
ertrag nur  2,473,000  I  r  ^  I)i<  •:r<•^^* n  „anderen**  Ertrage  in  Napoleons  Zeit  wohl 
ans  GouiiscationeD,  Strafen,  Einfuhr-Permissen. 

§.  313.  b)  Periode  der  Restanration,  Jolimonarcbie, 
zweiten  Republik  und  ersten  Zeit  des  dritten  Kaiser- 
reichs (1814—1860).  Nach  dem  Sturze  Napoleon's  wnrde 
zunächst  der  auswärtige  Handel  durch  Beseitigung  der  Verbote 
und  ErsetzuDg  dersclhcu  und  der  hohen  Zölle  durch  mässige  sowie 
durch  Aufhebung  der  lästigen  Formalitäten  des  Seeverkehrs  mittelst 
Ordonnanzen  der  neuen  Machthaber  aul'  seine  natlirliciic  Grundlage 
zurUckgelUhrt.   Aber  die  luteresBeu  der  ludustiie  litten  dücb  unter 
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der  neaen  Goncnrrenz  Eoglaods  und  unter  der  Bescbränkong  ihres 
bisherigen  Absatzmarkts  zn  sehr,  als  dass  sie  nicht  bald  aacb  von 

der  neuen  Regierung  hätten  berücksichtigt  werden  müssen.  Und 
die  Vertreter  dieser  Interessen  waren  zudem  Factoren ,  die  sich 
geltend  zu  machen  wussten  und  auch  aus  jxtlitischen  Gründen 
nicht  unbeachtet  f)leil)en  konnten.  JSo  kehrte  man  nach  kurzer 
Tause  zu  der  prohibitorisch-protectionistischen  Politik 
der  RevolutionsgesetzgebuDg  und  der  Kaiserzeit  noch  in  Gesetzen 
von  1^^14  im  Wesentlichen  zurück.  Verbote,  hohe  iSchatzzöüe,  nr- 
sprünglich  aas  Motiven  der  Kriegspolitik  hervorgegangen,  wurden 
damit  llUr  lange  ein  bleibender  Bestandtbeil  des  geltenden 
Rechts  des  auswärtigen  Handels  und  des  ZoUrecbts  und  von  den 
Interessenten,  namentlieh  der  Grossindnstrie,  ftlr  sieh  und  ihre 
Arbeiter  als  ein  AJrmliches  Recht  in  Anspruch  genommen. 

Auch  wo,  wie  l.  B.  bui  Zucker,  das  fiiiauzielle  luteresäc  iuacbti[j;er  mitäprecbea 
mobäto,  :>iu!|,^te  das  lotoresse  der  RafBoerie  und  setzte  ron  Kenem  das  Verbot  selbst 

au  Stelle  oiuus  noch  80  hoheD  Schutzzolls  dmch.  r)i<t  ßelehninfj^  über  die  Gcfähniung 
mancher  Interessen  durch  die  Ermächtii^uny  der  Re:;iorun^'-,  initttht  blosser  Dccrete  den 
Tarif  und  Verbote  zu  ändern  (s.  o.),  führte  jefcrt  dazu,  diese  Eriuachtiguug  erheblich  zu 
beschränken,  namentlich  aaf  Verfügung  von  Eiaftihnrerboteii  ood  Zolle rhiWiun  !::eo, 
nicht  auch  sie  für  Verminderuntr  «br  Zölle  zu  gewähren,  ausser  bei  h'obstotr.Mi  ffJes. 
V.  17.  Dec.  1814  Art.  34,  der  bleibende  Bedeutung  für  daä  französibche  Tahfrccht 
gewann).   (Amd  I,  71,  Vijnes  I,  226>. 

Nach  der  erneuten  Ilerstclhiug  des  köni<;liclicii  lieginicntj?  in\ 
Jahre  1Ö15  machten  sich  dann  solbrt  oder  nach  und  nach 
viererlei,  sich  mehrfach  freilich  kreuzende  finanz-  und  handels- 
politische  Einflüsse  geltend,  von  denen  aber  die  protectio- 
nistischen  doch  bald  und  dauernd  die  Oberhand  gewannen. 

Einmal  forderte  allerdings  jetzt  in  Folge  der  erbeblich  ver- 
schlimmerten  Finanzlage  das  Finanzinteresse  aucb  im  Zoll- 

Wesen  mehr  Anerkennung  und  wurde  in  dem  Colonial-  oder 
Spcccrci  waaren-Zweige  und  bei  den  Roh  steifen  auch  mehr 
wahrgenoniincn.  Anderseits  trat  diesem  Bestreben  auch  hier 
bei  dem  besonders  wichtigen  Artikel  Zucker  sowohl  das  Interesse 
der  heimischen  Raffinerie  als  namentlich  bald  aucb  dasjenige 
der  Colonien  und  der  inländischen  KUbenzuckerindust r ie 
in  Betreff  des  Rohzuckers  hemmcitd  und  kreuzend  entgegen  (§.  266), 
wie  weiter  das  Interesse  der  Khcderci  und  Schiff  fahrt, 
welche  das  Monopol  oder  wenigstens  die  Bevorzugung  der 
heimischen  vor  der  fremden  Flagge  und  der  direoten 
transoceanischen  vor  der  indireeten  Einfuhr  der  Colonialwaaren 
und  Robstoffe  aus  europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts,  England, 


Digitized  by  Google 


Zoliiresin  u.  Tarifpolitik.   2.  Epoche*  nach  1815. 


801 


Holland,  I^elgien)  verlangten.  Drittens  gewann  das  Interesse 
der  Industrie  tiberhaupt,  besonders  der  Textil-,  zumal  der 
Baumwoll-  und  Wollindustrie  und  der  Eisenindustrie,  nunmehr 
rollends  einen  grösseren  Einflass.  Auch  beniithigten  einige  Indu- 
strieen  bei  einer  hoben  Besteuerung  ausländischer  Kohstofi'ey  wie 
Baom wolle,  anch  Schafwolle,  oder  bei  einer  inneren  BesteDeraog, 
wie  Bpftter  in  der  Znckerindastrie ,  eine  WahmehmaDg  ihrer 
speeiellen  ExportinteresfleD  mindesteDs  in  der  Form  der  Rttck- 
gewährnng  des  Roh  Stoffsolls  (bez.  der  inneren  Steuer)  bei 
der  Ansfiihr  von  Fabrikaten  ans  diesem  Rohstoff  (drawbacks). 
DszB  traten  aber  auch  wirkliebe  Ausfuhrprämien.  Endlich 
▼  iertens  macliten  sich  nunmehr  auch,  besonders  bei  den  niedrigen 
Getreidepreisen  seit  181S,  die  Interessen  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  L  a  n  d  w  i  rt  h  s  c  h  a  f  t  immer  mächtiger  geltend. 
Und  wenn  auch,  wie  immer,  hier  wichtige  Interesse ucolli- 
sionen  zwischen  Industrie  und  Landwirthschalt,  Kolistotlproduction 
und  -Verbrauch,  Industrieen  der  Halb-  und  Ganzfabrikate,  in 
Frankreich  noch  besonders  zwischen  den  auf  Absatz  ins  Ausland 
stark  mit  angewiesenen  We i n b au gegend en  und  den  We inexport- 
Häfen  einer-,  den  übrigen  agrarischen  und  industriellen  Pro- 
ductionszweigen  anderseits  vorlagen,  so  kam  es  doch  zu  Com- 
promissen  und  zur  Anerkennung  einer  gewissen  Solidarität 
aller  Productionsinteressen  und  damit  zu  einem  vereinten 
Streben  nach  einer  prohibitoriscb- hochschutzztfll- 
nerischen  Handels-  und  Zollpolitik.  Diesem  Streben 
wunlc  in  der  Gesetzgebung  die  emiiigene  politische  Stellung 
der  G  rossindustric  und  des  Grundbesitzes  und  die  notli- 
wendige  Rücksichtnahme  der  Kestaurationsregierung  und  vollends 
der  .lulimonarchie  aut  diese  |>olitischcn  Machtl'actoren  förderlich. 

So  siegte  schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  vom  2ii.  April 
IHIG  der  protectionistische  Gesichtspunct  und  weitere  Gesetze  der 
nächsten  Jahre,  namentlich  von  1817—26,  seit  1819  auch  besonders 
mit  zu  Gunsten  der  Landwirthschaft,  bauten  du  prohibi- 
torisch-hochsehutzzöllnerisches  Handels-  und  Zollsystem 
tos,  das  dem  des  Ancien  regime  an  Strenge  nichts  nachgab,  es 
vielfaeh  darin  und  in  „rationeller  Folgerichtigkeit^'  Übertraf,  von 
dem  1791  angenommenen  aber  ausserordentlich  weit  abwich. 

Das  Finanzinteresse  trat  dabei  nothwendig  wieder  in 
zweite  Linie.  Unter  der  endgiltig  erreichten  politischen  Kuhe 
lebte  die  Volkswirthschait  und  der  Verkehr  mehr  aul  uud  die 
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Zollciiiklinl'te  stiegen  denn  auch,  wenn  schon  l)i.s  gegen  1840  nur 
lanirsnni  und  massig,  erst  dann  erheblicher.  Die  „kleine"  .luli- 
revolution  von  1830  markirt  sich  hier  nicht  gerade  scharf  und  nicht 
dauernd  ab.  Aber  das  System  der  RUckz Tille  (drawbacks) 
und  Ausfahrprämien,  welches  sich  seit  1817  entwickelte, 
gewann  bald  grosse  finanzielle  Bedentang  Air  den  Staat  und 
entzog  der  ZoUeasse  viele  Millionen.  Das  war  znm  erfaeblicben 
Tbeil  eine  reineEinbnsse,  da  mebr  rOckyetgtttet wurde,  als  an 
Zollen  nnd  Stenern  erbeben  worden  war.  Ancb  die  RtIckzOlle 
(drawbacks)  batten  wie  die  Ansfabrprämien  Insofern  einen  „grati- 
ficatorlscben"  Character  (Lexis). 

8.  für  diui  Eiii/ulnc  die  oben  S.  7b(i  in  der  L'ebersicht  der  GesctzgcboDg  gc- 
nannleti  Oesatzo,  bos.  aos  1816 — Am6  I,  eh.  5  ff.,  Lexis  S.  58  ff.  Die  Tarif- 

ffcsrhirlite,  der  oirizolnen  Zweige  nnd  Arfiki-l  kann  liier  nicht  iiäluT  verfoli^l  w.  rilen. 
Sic  ist  auch  gan%  uberwiegend  nur  foit  bandelspolitischciD  Interesse.  Daher  hier 
bloss  noch  wenige  Benicrktingcn. 

Die  Belegung:  der  Rohstoffe  mit  z.  Th.  hohon  Einfuhrzöllen  hatte  bei  den 
nothwendifT  aus  fremden  Ijindern  zu  Ix^zielimden ,  wie  vor  Allem  bi  i  Tiaum  wolle, 
lediglich  einen  finanziellen  Character,  der  bctretiende  Zoll  war  Kiuanzzoll.  Aber 
aneh  bei  diesen  wie  bei  solchen  Rohstoffen  und  sonstigen  Prodncten,  velcbe  die 
eigenen  französischen  Colonieen  licfcm  konnten  und  lieferten,  besonders  bei 
Zocker,  wurde  das  rinanzinterevse  wieiler  durch  das  Mitspielen  protectionistiseher 
Kücksichten  geschädigt.  So  bei  dem  Z ollzu schlag  bei  der  8eecinfuhr  unter  fremder 
Flagge  oder  zu  Lande  und  i)ei  der  „indirecten"  Einfuhr  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  i ..E n t r e püt s") .  statt  direet  aus  den  (dbersfeisrhen)  ProdurtionN- 
ländern,  wodurch  die  heimische  Khedcrei  begünstigt  werden  sollte;  ferner  bei  dem 
bdheren  Zoll  des  fremden  gegenüber  dem  französischen  Colonialznciter. 

Bei  anderen  Rohstoffen  für  die  Industrie,  wie  Scha f wolle,  Flachs,  Ocl- 
samen.  Steinkohle.  h:uidelte  es  sich  namentlich  um  Sc  h  ut  zzrille  fftr  die  l»e- 
tretl'enden  gleichen  heinu^chen  l'ruducte  der  Landwirthschafl  und  des  Bergbaus,  wobei 
das  Finanziuteresse  von  vornherein  nur  secund.ir  war,  wenn  auch  nicht  fehlte. 

Manchfach  noeh  wiclitiger,  als  die  I'rühibitiv-  hihI  Hochschutzzoll-Politik  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  —  wobei  Textil-  und  Metallindustrie  im  Ganzen 
danemd  im  Vordcrgrand  stehen  —  war  in  der  hier  besprochenen  Periode  die  agra- 
risch e  Schutzzollpolitik ,  besonders  filr  (ietreide.  Vieh,  Rohstoffe  der  Industrie 
wie  Schafwolle,  Flachs,  Oelsamen.  Diese  Politik  tritt  namentlich  unt(;r  der 
Restauration  so  scharf  und  mächtig  hervor,  dass  sie  fast  mehr  noch  als  die  industrielle 
nnd  maritimo  Schatzzollpolitik  der  Periode  ihr  Gepräge  gegeben  hat 

I)n<  riaracteri.stisrli.-  ist,  dass  der  in  d<-r  Zeit  de.s  ancien  regime  und  ans  poli- 
tischen Gründen  noch  in  gesteigertem  Maassc  in  der  Revolution»-  und  Kaiserzeit  (beä. 
seit  1810)  durchaus  rorlierrseliendc  „thcvern ngspolitische"*  Gesichtspvnet  des 
„Consumcntenintercsses",  mit  in  der  Regel  freier  Einfuhr  der  a«:rari-chen  Nah- 
rungsmittel nnd  in  Theueruntrsz<  itcn  mit  Ausfuhrverboten .  dem  Geaichtspunct  d*»ü 
agrarischen  „Prodacenteu Interesse s"  fast  vollständig  weicht.  Diu  bekannte 
agraiische  Krise,  die  bald  nach  dem  Ilungerjahr  1816/17  dauernd  eintrat,  hat  daZQ 
freilich  beigetragen,  aher  die  Entwicklung  wurde  durch  die  allgimeinen  politischen 
Verhältnisse  der  Rcstaurationszeit  mit  hervorgerufen  und  stark  begünstigt.  Schon  lbl4 
wurde  die  Getreidehandekpolttik  der  letzten  Jahre  Napoleon 's  rerassen  und  die  Aus- 
fahr von  Getreide  freigegeben  (gogtst  dn  kleines  Wagegeld),  solange  der  Mittclpreis 
in  drei  Gobietsabtheilungen ,  in  die  man  für  diese  Gesetztrebung  das  Land  einjretheilt 
hatte,  eine  gewisse  Höhe  nicht  uberstiegen  hatte  (p.  llectul.  Weizen  23,  21,  VJ  I  rcs.). 
Die  Einfuhr  blieb  aber  anch  jetzt  noch  IM  (Oes.  v.  2.  Dec.  1814).  Dabei  verblieb 
es  1810  uii<h    .'>!)  ('i)if.  ]>.  100  Kil.  <ri'tri'ide  und  Mehl,  als  kleiner  Tin. tu //dl 

bei  der  Einfuhr).   In  dem  Thuuerungsjahr  IblO — J7  ging  man  sogar  vorübergehend 
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zu  n fa h rprümion  über.  Das  später  eintrot^^nd»*  stnrkf  Steigen  d<T  (i>'tn'i<lf])reiae, 
das  Erscheinen  rus^bchcn  Gctreiüca  in  SildfrankreiLÜ ,  da.s  Beispiel  Kii;^Iaiids  führten 
aber  dann  zu  dem  landwirthschaftlichen  Schatzzollsystem. 

Im  Ges.  V.  If».  Juli  lsl9  wurde  namcntlirh  die  Getreidi-eiii  fiilir  unter  das 
System  der  gleitenden  ZoUscala  gestellt;  bei  gerissen  mittleren  Preisen  be- 
stand ein  mlflsif  er  Zoll,  welrher  bei  einem  höheren  Preise  sanlc,  bei  dnem  niedrigeren 
progressiv  stieg,  bis  bei  einein  geirissen  Minimalpreisc  Einfulinerbot  eintr.it,  s^obei 
di.-  Kinfiilir  ui'f'T  fr«  indcr  Kiajfg'e  Tind  zu  Laiido  in  allen  Fallen  einem  höheren 
Zoll  unterlag.  Die  Ausfuhr  war  gegen  einen  kleinen  Zoll  ('/«  I  re.)  erlaubt,  solange 
Jene  mittleren  Preise  nicht  überschritten  waren.  Diese  „Komzollgesetzfrebang**  warde 
durch  die  Gesetze  v.  7.  Juni  1*^"J0  uml  1.  Juli  1821  norh  mehr  in  prot<^c(ionistischer 
Weise  aa^gebildet.  nach  Lage  der  Umstände  fast  mit  prohibitorischer  Wirkung,  und 
rerblieb  so  bis  1880  hez.  1832.  Hier  wurde  eine  etwas  liberalere  Geset/gebung, 
welche  di<-  K>  !:i<  riing  plante,  nur  mit  Modificationen  angenommen,  so  dass  es  im 
\\'f<>*ntli<ln^n  hti  der  früheren  l>li'lt,  nor  die  Ein-  und  .\u>fiilirvfil)Otf  hei  i^fwissen 
Preisen  durch  Zulle  ersetzt,  Landweg  dem  Wasserweg  unter  Iranzüaisclier  Flagge  gleich- 
gestellt  und  der  Zaschlag  ftlr  fremde  Flagge  rermindert  wvrde  (Ges.  r.  15.  Apr.  1892, 
dmch  Ges.  v.  20.  Apr.  1'«.^.^  ..1»is  zur  Tarifreforin".  thatsrirlilirh  so  bis  nach  1860» 
reiiingert).   (Arne  I,  ch.  6  und  p.  1^51!.,  Lexis  S.  04  IL.  7i.) 

Eine  ähnliche  Entwicklnn^r  tr.it  bei  Vieh  ein.  wo  der  nii;drige  Einfuhrzoll  von 
ISIG — 1S>22  auf  c.  lO"/«  vom  \V<  rth  erhöht  wurde  (für  fremästet.-  ijchsen  von  3  auf 
50  Frcs.  p.  Stilrk.  G<s.  v.  27.  Juli  11^22  ■.  frrnor  In'i  Scliafwolle,  wo  das  frillxTe, 
dem  industriellen  Interesse  dienende  System  des  Ausfuhrzolls  nun  im  agrarischen 
Interesse  dem  des  Einfuhrzolls  vich  nnd  diese  Zolle  weiter  erh5ht  wurden,  anch 
?>i'  li  ein  System  d-  r  Ausfuhrprämien  für  Wollwaaren  anschloss  (Ges.  v.  7.  Jon! 
1S20,  Decrete  v.  ls2:j--25,  Ges.  v.  17.  Mai  1820).  Und  ähnli-  h  war  der  Verlauf 
bei  anderen  Ajrrarproducten  (Flachs  u.  s.  w.).  i^S.  Am«-  1,  125  iL,  143  IL  und  passim, 
Lezis  S.  66  ff  ) 

Mit  im  fisealisehen ,  alier  Ul)erwieg«'nd  (Iim  Ii  :uii  Ii  w  ieder  im  prolectionistischen 
Interesse  erfolgte  auch,  sogar  zum  Theil  aua  parlauieulariscber  Initiative,  eine  Ver- 
schirfnng  der  Massregeln  gegen  Schmuggel  nnd  eine  Erweiterung  der  bezogt 
Ii«  hi-n  Control rechte  der  Verwaltung.  So  besonders  eine  Ausdehnung  des 
K'- 1  ht<.  ni(  ht  Moss  in  drr  Grenzzone,  sondern  im  iranz.n  Staat  s«;<!  Iii  i' te  nach  aus- 
ländischen, Einfuhrverboten  unterliegenden  Texti  Iwaaren  Nachforschungen  lorzu- 
nefamen.  (Ges.  r.  1S16.) 

§.  314.  Gelegentlich  traten  freilich  nicht  nur  ein  Stillstand  in 
der  dargelegten  Entwicklung,  z.  13.  fl'.  lUr  einige  Zeit,  sondern 
mneh  wohl  kleine  RUckscblftge  gegen  die  herrschende  Handels- 
QDd  Zollpolitik  ein,  aber  sie  waren  nicht  von  erheblicher  Bedeutung, 
nnd  wurden  dnreb  anderweite  Maasregeln  in  sehntssttllnerischer 
Richtung  (z.  B.  noch  1845  in  Betreff  des  Zolls  anf  Oelsaaten) 
mehr  als  aufgewogen.  Finanzpolitisch  am  Wichtigsten  waren  die 
mehrfachen  Aendemngen  im  System  der  Zuckerzölle  und 
Znckerpr&mien  nnd  die  mit  den  Zollfragen  in  naher  Verbindung 
stehende  Einführung  nnd  Entwicklung  der  Rttbenzuckersteuer 
(§.  2(30  ff.). 

Die  drei  sich  abl<"»senden  Regierungen  von  1814—15,  iS.jO  nnd 
1848  bezeichnen  auf  diesem  Gebiete  im  Uebrigcn  keinerlei  wesent- 
liche Aendcrung  oder  auch  nur  Markirung,  kaum  eine  Nuance  in 
Tempo  und  Maass  der  wesentlich  gleichbleibenden  Richtung  der 
Handels-  nnd  Zollpolitik. 
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Das  agrarische iBtmBe  miltete  unter  der BesttnratioB  noch  ein  wcuig  mehr 
als  unter  der  Julimonarchie  ror.  Die  GetreidezoIIgcsetzgeban^  von  ls:iO  und  1832 
(Gesetz  v.  15.  Ai>ril)  war.  w'i»^  g^esagrf.  wenigstens  ein  Bisrhrii  liberaler  als  die  frühere. 
Unter  Louis  Philipp  war  audcrseits  der  Einfluss  des  «J'rivaikapitals",  der  Grossiodastrie 
ab  dnee  politiflehen  MachtfiM^ie,  mit  dem  m  reohnen  war,  am  bekannten  GrOndea, 
noch  grösser  als  unter  der  Restauration,  was  sich  auch  in  der  Handels-  und  Tanf- 
politik  zeigte.  Die  Acnderung  der  Vcrkchrsvcrhältoisse  bahnte  einige  Erleichtemogen 
an.  Der  aus  schntzzöllnerischen  Gründen  srcfUrchtete  Transitverkehr  wurde  auf 
die  Einfuhrverboten  unterliegenden  Waaren  ausgedehnt  und  sonst  erleichtert  (Durch- 
fuhrzoll 50.  dann  25  ('«nt.  p.  100  Kil.  oder  25.  dann  15  Cent.  p.  1  Ol »  Frcs.  Worth, 
nach  Wahl  des  Declarautcu,  sog.  Wagegeld.  Ges.  v.  9.  Febr.  Ib32).  Im  Jahre  l!>42 
wurde  die«er  Dnrchführzoll  aufgehoben  (Ord.  r.  tO.Dee.  1M2).  Die  Erleiehtemng 
des  Transitrerkehrs ,  ferner  die  Organisafion  des  Ent repötwesens  im  InKindc  wurde 
aber  nur  tregen  die  Opposition  der  Intcn •^scnteu .  d<!r  Seehäfen,  entwickelt  (Ges.  v. 
27.  Febr.  1S32).  Der  Gedanke  einer  Zollunion  mit  Belgien  tauchte  auf,  fand  in 
politischen  Erwägungen  —  auch  den  Vorgängen  in  Deutschland  gegenüber  — 
seine  Unterstut/.nn^.  aber  bei  den  Industriellen,  welche  i>ich  durch  dit!  beliris.  he  (\>u- 
curreuz  gefährdet  sahen,  lebhafte  Ablehnung.  Es  kam  mit  ^achban>taateu .  wie 
Belgien,  Sardinien,  nur  mit  Mühe  zu  Huidebrertrogen ,  welche  blofis  kleine  Zq- 
gestindnissi  im  Einfuhrtarif  für  einige  W'aaren  enthielten  und  nur  auf  kurz*'  Zeit 
abgeschlossen  wurden,  um  auch  an  solche  ,«Concessioueu"  nicht  zu  lange  gebunden 
zu  sein. 

Die  ephemere  „zweite  Kepublik'*  von  1Mb  hat  rollende  auf  diesem  Gebiete  wenig 
irt'than .  eipenllicli  nur  in  d<-\  ( Icwiiliruni;-  \(rrmehrter  und  lioherer  Ausfuhr- 
prämien für  die  nothleidende  Industrie  den  Tribut  fUr  die  volk:>wirthschaftlichen 
Wiritongen  der  neuen  Staatsnmwilzung  gezahlt.  Die  ZoUertr&ge  sanken  nuter  dem 
Kinfluss  dieses  Erelguissi  >  Ix  greif  lieh  ohnehin,  die  AusfuhrprAmien  aber  belasteten  die 
Staatscasse  mehr  als  jemals  früher. 

Erst  mit  dem  zweiten  Kai  serreich  trat  alsbald  wenigstens 
eine  deutliche  Neigung  zu  einer  Wen  dang  der  Uftndels-  nnd  Zoll- 
politik, nicht  in  freihSndlerischer,  wobl  aber  in  antiprobibi- 
toriseher  nnd  geroässigterer  protectionistischer  Richtung 
hervor. 

Sie  iussertc  sich  in  einigen  bezüglichen  Ma.ssnahmen,  zu  deren  EinfQhmng  der 
Verordnnngsweg  (Decreit  «rj^er/li.  h  «Ii.-  Handhabe  bcd.  Si»  kam  es  ZU  Aufhebunfren. 
bez.  Suspeiisitih' Ii  einz<  hier  Einfulirvt'rluiti-.  wahrend  diT  TlKMif^nin^speriode  ls5^l  tf. 
auch  zur  SuspuiiMon  dus  Kurnzoligesetzes  von  1832  uud  zur  V  eraiinderung  oder  He- 
seittgnng  der  Zolle  auf  andere  Lnbensmittel,  Vieh.  Fleisch  u.  s.  w. 

Aber  uinfasseiuU'ic  IMiiiie  /.nr  Anflicbuii';  aller  Probibitionei),  zur 
Ersetziin^^  derselben  diinli,  wenn  auch  lidlie  Zölle  und  zu  dclinitiver 
l'nifz:cstaltung  des  (letreide/.oll^esetzes  von  ls;j2  wurden  gegenüber 
der  Opposition  bei  den  Interessenten  doeb  antj^'e^'^ebeu  oder  vertagt 
(185G  ftV).  Erst  von  18G0  au  mit  und  nach  dem  Ab.sel)lu.ss  des 
Handelsvertrags  mit  England  trat  in  diesen  Heziehungeo  die  ent- 
scheidende Wendung  ein.  Bis  dabin  blieb  doch  der  probibi* 
toriscb-protectionistische  Oharacter  in  der  Hauptsache 
gewahrt  Die  Finanzinteressen  kamen  dabei  nicht  zu  ihrer 
berechtigten  Geltung. 

I  '  lur  die  Massregeln  zwischen  is.Vi — CO  Am<-  1,270 — 2bG,  Lexis  S.  Sl  tf. 
Aus  diev^r  ri'b>M>ii  bt  d<T  Knlwiekhin?  »Ttfielit  sieb  wi<  der.  dass  die  französisclif 
Handi'b-  und  Zullpolink  in  der  That  in  dieser  ganzen  Periode  von  li>14 — 1^60  eineo 
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einheitlichen  Ghtracter  hatte,  aber  eben  wesentlich  mehr  im  Dienste  anderer, 
wirklich  oder  vermeintlich  richtiger  Qftd  berechtigter  volkswirthschaftlicher,  als 
in  demj<  rii£r<-n  finanzieller  Interessen  geleitet  wurde.  Sie  hat  aof  letzteze  rielfach 

mehr  hemmiuul  als  föniemd  cingcwirkL 

Die  Z  0 1 1  <•  i  n  k  il  n  t't  c  simi  nicht  so  iii  stiegen ,  als  es  bei  einem  liberalen  Zoll- 
system, namentlich  ohne  Probibitioneu  und  mit  miissigereu  Schutzzöllen,  vielleicht 
Boch  (wie  bei  einigen  Cdonialwaaren,  Zvebor«  Caflee  u. «.  m.)  bd  niediiireTen  Flnanx- 
7ö|]tMi  ZU  erwarten  geiresen  wäre,  zamal  in  den  späteren  Jahrzehuten  dieser  langen 
Periode  bei  der  KntwicUunjr  der  Dampfcommunioationen  und  unter  den  Segnungen 
t'iacr  dauernden  l riedenszeit ;  die  Regiekosten  sind  bei  dem  ätarrca  Prohibitiv-  uud 
Hocbschatizollsystem  hAher  gewesen,  als  sie  sich  bei  einem  andern  System  wohl  ge- 
^teUt  haben  würden  —  wie  in  diesem  Pancta  die  Erfahrungen  in  den  1  SiOOer  Jahren 
beweisen,  s.  u.  S.  S17;  das  System  der  RtkckzAlle  und  Aasf ahrprämieu  hat 
rielldcbt  den  Rohertrag  der  Zolle  etwas  gesteigert,  aber  vm  so  mehr  den  Reinertrag 
vermindert 

Die  folgende  Uebersicht  liefert  noch  einen  genaaeren  ziffermSssigen  Beleg  fiur 
die  Richtigkeit  des  Gesagten.  £s  sind  darin  auch  hier  nur  einzelne  Jahre  ausgewihit, 
deren  Daten  für  unseren  Zweck  ausreichen.  Genauere  Statistik  der  Prämien  bei 
Lexis,  bes.  S.  112.  Das  tabl.  gener.  trennt  hier  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und 
sffUtet  Mich  die  Einnahmen  ans  den  ZAiIen  von  fi«mdem  and  Golonialznclt«  nnd  fahrt 
unter  den  non-valenrs,  welche  ausser  ileu  Keiiiekosten  vom  Mehreitnig;  der  Zölle  und 
der  Salzsteuer  abgehen,  die  einzelnen  da/.u  ;^estellten  Posten  apart  au,  ausser  den 
Ausfuhrprämien  nämlich  ROckzahlungeu  von  Abgaben,  Vertheilung  von  Geldstrafen, 
Disconte  von  Zöllen  und  Salateoer,  Bleigelder  v.  dgL,  verschiedene  Vorwegnahmen,  • 
web  lie  Posten  aber  nicht  im  ganzen  Zeitraum  vorkommen  ;  die  Ausfuhrprämien  (nebst 
Drawbacks)  werden  im  lolgeudeu  b«;sonders  mit  aufgeführt.  Seit  lb52  erscheint  bei 
den  Zollen  die  Summe  fhr  „tabacs  de  sant^**  (S.  12b)  mit,  die  hier  za  den  allgemeinen 
EinfohnOUen  gefilgt  wird.   Die  Daten  in  Mill.  Frcs. 


Ein- 

Einfuhr-Zölle 

Zus. 

Ausf. 

SchiflT.- 

Ver- 

Summe 

Sahst. 

n  ahme 

allg. 

Zucker 

Zölle 

Abg. 

schied. 

roh 

1S>15 

32.72 

3.43 

2.00 

4.37 

42.51 

51.91 

1S17 

36.9.') 

S.2S 

2.08 

0.56 

02.79 

46.84 

1S20 

7o;{4 

rj.77 

2.21 

2.5« 

7S.SS 

52.85 

!»9.Ü7 

1.42 

3.07 

0.9Ü 

105.12 

53.69 

18S0 

97.66 

1.8S 

a.29 

0.«.«» 

102.9! 

51.92 

1^3! 

91.S2 

1.1s 

2..'!1 

O.Gl 

«»5.93 

55. SS 

104.1!» 

1.70 

2.711 

2.75 

111.72 

5ri.si> 

1(^40 

S1.Ü7 

,'{3.55 

114.02 

1.42 

3.11 

2.fiH 

121.83 

50.58 

1846 

105.54 

48.S8 

I5S.91 

1.91 

S.59 

2.82 

162.23 

54.96 

1S47 

S7.n{» 

4S.71I 

i:;c.  40 

2.04 

2.S5 

2.80 

144. IS 

56.92 

ISIS 

«50.07 

2H.SS 

!>y.94 

2.45 

2.07 

2.01 

96.47 

51.24 

1 S4'» 

N2.0S 

44 .8M 

127.96 

2.47 

2.53 

2.72 

135.57 

27.26 

1S52 

'.)»;.!(; 

l.i.io 

I30.s(; 

2.27 

3.30 

2.79 

148.24 

27.00 

ISoi» 

111.03 

7«-.ir, 

1SS.4!» 

4.22 

4.35 

2.0s 

200.14 

28.36 

istiu 

77.2$) 

53.SS 

131.17 

3.42 

4.43 

l.ä4 

140.86 

30.27 

Der  genannte  Tkbak  1852  0.33,  185»  0.87,  1860  0.96  MiU.  Das  Jahr  1860 
das  der  Reform.  Der  Ertrag  der  Salzsicuer  bei  def  Direction  der  indir.  Steuer  stieg 
aosserdem  von  1816—47  von  4  aof  12.2  Mill.  und  war  seitdem  5 — 10  MiJL 

In  der  folgenden  sweiten  Uebenicht  ist  in  einer  Golonne  der  Reinertrag  der 

Zölle  unter  Abzug  aller  Regi-  kosten  (und  der  non-vuleiirsi .  in  d.;r  anderen  richtiger 
(wie  in  der  amtl.  Statistik)  der  Keinertraji  von  Zöllen  und  S:iIzhteuor  zusam  men  unter 
Abzug  der  ja  beide  betrellenden  gemeinsamen  Kegiekusten  berechnet.  Die  Pro- 
eentberechnung  der  Kosten  bezieht  sich  in  der  letzten  Gol<mne  auf  den  «^^inertrag** 
glricli  ..Kohortrag  abznglich  non-valeura." 

A.  WsgB«r,  Finanawiaaenaobaft.  UI.  52 
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X\C|^  IC 
«VDICII 

Non-valeurs 

Reinertrag 

V«  der  Begiakosten 

Ausfohr- 

Anderes 

Zölle 

Zr.Ue  u. 

von 

präui. 

U.  8.  V. 

Salz 

Hobcrtr. 

Ueiiiertr. 

Iblü 

22.Ü8 

1.22 

21.13 

71.13 

22  33 

TA  67 

1817 

28.53 

0.08 

1.55 

37.83 

84.47 

21  & 

21  75 

1820 

22.8" 

3.1 1 

51.94 

101.79 

17  5 

18  0 

1826 

23.05 

^1.83 

4.98 

68.27 

121.96 

15  5 

1  l'i.U 

1830 

23.76 

14.64 

3.22 

61.30 

112.62 

15  5 

1  7  5 

1831 

23.13 

16.48 

'5.3M 

53.00 

108.87 

15  25 

17.5 

23.87 

10.88 

4.41 

72.57 

r29..*{!( 

14.0 

15.5 

lb4U 

24.54 

9.G5 

4.U5 

82.99 

139.57 

13.75 

15.U 

1846 

25.72 

17.31 

4.54 

116.76 

169.62 

11.75 

13.0 

1647 

26.64 

20.90 

4.40 

92.25 

149.17 

13.0 

15.0 

1848 

26.03 

21.72 

3.30 

4.^.43 

90.67 

17.67 

21.0 

1849 

25.71 

20.1 1 

3.68 

86.07 

1 13.33 

1 5.7.5 

18  5 

1852 

26.08 

23.98 

3.52 

94.66 

121.67 

14.0 

17.67 

1 859 

30.32 

50.30 

3.0S 

116.44 

144.80 

13.33 

17.3.'J 

l8bU 

31.12 

44.18 

2.70 

62.87 

93.14 

18.5 

25.0 

Die  Salzstener  war  bekanntUdi  1849  auf  dm  dritten  Theil  herabgesetzt 

worden  (S.  613).  Die  Ausfuhrprämien  (deren  obige  Daten  nach  don  tabl.  gener. 
von  <l'*ti  Zahlen  bei  T.i'xis  S.  112  ein  wenig  abweichen  schwanken  nach  (i<^s- h:«f!>- 
coujuncturuu  und  uacb  YeräadcruDgen  io  der  Gesetzgebung  über  sie  zieuilich  erheblich, 
Often  Ten  Jahr  zn  Jahr.  Das  Maximnm  davon  fiM  in  der  Periode  der  Bestanration 
auf  ]$30,  unter  der  .TuIirnon.Trchio  auf  1832  (24.15  Mill.),  das  Minimnm  hier  auf 
1837  (8.65),  zwische  n  ls48— 60  war  das  Max.  in  1859,  das  Minimum  in  ls4'.» 
(21.11  Mill.).  Der  grossere  Theil  der  Prämien  liam  gewöhnlich  auf  die  Zucl^er- 
prlmien,  schon  in  den  30er  Jahren  aitvnter  bis  %  A&tf**  ^  ^  40em  Vt — Va* 
den  50em  Va— V»  (Lexia  S.  112). 

4?.  315.  4.  Dritte  Epoche.  Zo Uro  t  onn  des  zweiten 
Kaiserreichs  (18r)0— 70).  (()  Im  A 11  ge  in  ei  neu.  In  der  vorans- 
gehenden  Periode  seit  1814  hatte  sich  jedenfalls  gezeigt,  dass  eine 
Tarifreform,  welche  das  Prohibitiv-  und  Hoehschutzzollsystem  auch 
nur  irgend  etwas  allgememer  mid  eingreifender  umgestalte,  am 
Wenigsten  vom  „Parlamentarismiis"  zu  erwarten  war.  Derselbe 
war  nicht  im  Stande  gewesen,  die  sieb  sträubenden  mächtigen 
priTatwirthsohafUicben  Interessen,  welche  sich  als  „Tolkswirthschaft- 
liehe''  Interessen  geriren,  soweit  zu  bündigen,  am  eine  solche 
Tarifreform  durchzusetzen.  Das  neu  begründete  firanzOsiache 
Kaiserthum  hatte  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  doch  anch 
noch  mit  diesen  Factoreu  im  grr>ssercii  Maasse  rechnen  zu  mU.sscn 
geglaubt,  und  war  daher  nur  langsam  und  tastend  mit  einzelueu 
Keformmassregeln  vorgegangen. 

Aber,  auf  der  Höhe  seiner  politisehen  Macht  und  Geltung  an- 
gelangt, nach  dem  italienischen  Kriege  von  1859,  wagte  es  dann 
doch,  gemäss  den  handelspolitischen  Ideen,  welche  Napoleon  III. 
seit  Ünger  hegte,  emstlicher  an  die  schwierige  und  heikle  Aufgabe 
einer  allgemeineren  Tarifreform  heranzutreten.    Das  war 
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eine  Tbat,  die  einen  bleibeuiieu  Kubmestitel  dieses  Herrschers 
bilden  wird. 

Di»'  Tarilreform  sellist  ist  daher  eine  'J'hatsai  ho .  welche  im  Hinblick  auf  die 
foraafgugaiij^eueu  Jahrzehnt)*  ileit  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  neue  Staats-  und  Ver- 
fiosmigsrorB,  welche  di-in  Kaiser  die  erforderlielie  Machtvollkommenheit  zar  Durch- 
setzung einer  solchen  Tnrifrcform  irab.  mindestens  nach  dirsiT  Soit«^  «.in  Segen  für 
Frankreich  war,  um  den  wirren  Knäuel  ?ou  ph?atwirthschaftlichun  Luterusseu,  der 
sonst  Biehf  mAt  m  lAsen  war,  zn  darchhaven  and  in  die  hat  in  Stagnation  gwmthene 
Handels-  and  ZoUpdlitik  irieder  Bewegong  nnd  Fortsdiritt  ra  bringen. 

In  dieser  TariArefom  haben  allerdings ,  wie  die  Folgezeit 
zeigte,  die  Finanzint  er  essen,  welche  ad  das  ZoUwesen  geknUpft 
waren,  etwas  zu  wenij,'  licrtlcksichtigung  gefunden. 

Das  lag  jet/.t  aber  wenigstcuä  nicht  mehr,  wie  bisher,  darin,  da^ä  üic  so  stark 
zn  GoBsten  efnielner  Gruppen  von  Pri ratin teressenten  preisgegeben  vorden,  sondern 

darin,  dass  ifaatj  in  zu  wi  itj-  hcndiim  frcihändlerischen  Optimismus  und  nach  einseitiger 
Auslegung  nicht  allgcuioin  giltiger,  nnmentlicli  britischer  £riahrUDi;;en,  mehrfach  auch 
mit  der  Ermässigung  der  FinanzzOllo,  besonders  des  wichtigen  Kaffee  zoll  s,  und 
mit  solchen  SchntzzAlien,  welche  zagleich  FlnanzzOUe  mit  waren,  wie  die  Zucker- 
zuUe,  wohl  etwas  zu  rasch  und  zu  stark  vorgeuauL'i  n  war,  den  EinÜuss  nii^(iriff<rer 
Zölle  auf  Consamtion  und  Preis  der  betreüendeu  ArUkul  überschätzend.  In  und  nach 
dem  Kriege  von  1870  hat  man  diesen  finanzpolitischen  Fehler  der  Taiifreform 
TOn  1800  durcli  angemessene,  jetzt  freilich  in  der  neuen  schwieriifLii  Finanzlage  sehr 
bedeotende  Erhöhung  tinanziell  wichtigerer  Zölle,  besonders  der  rriueu  Finanzzolle 
(Kaffee)  oder  der  stark  als  solche  mit  in  Betracht  kommenden  Schutzzölle  (Zucker), 
Ideht  wieder  got  machen  können. 

Die  Beform  selbst  war,  an  sieh  ganz  riehtig,  yomemlicb  als 

eine  grosse  Massregel  der  allgemeinen  Volk  swirthschafts- 
politik  geplant  und  musste,  wenn  sie  Erfolg  liatte,  dann  auch 
indirect,  wenigstens  mit  der  Zeit,  den  Finanzen  wieder  zu  Gute 
kommen. 

Die  leitenden  Ideen  der  Keform  werden  vom  Kaiser  iu  eiuem  berühmt  gewor- 
denen Schreiben  rem  5.  Jannar  1860  an  das  Ministerinm  selbst  folgendennaassen 

zvsammongefasät: 

Eine  grosse  und  einjrreifende  I\eform  in  volk>wirtLsrhaftlicher  Hinsicht  inUshc 
jetzt  eintreten  und  habe  man  sich  mit  den  Mittehi  zu  b-  ^chüftigcn,  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Nationalreichthums  einen  grossen  Aufschwung  zu  geben.  Es  erscheine 
nothwendi}^,  den  auswärtigen  Hando!  durch  Austausch  der  F>rzougnisse  zu  entwickeln, 
vorher  aber  den  Ackerbau  zu  verbessern  und  die  Industrie  von  allen  bisherigcu  Fesseln, 
welche  ihr  eine  untergeordnete  Stelle  geben,  zn  befreien.  Die  Rohstoffe  mflssten 
rom  Zoll  befreit,  die  Tmuportm Ittel  verbessert,  lic  Prohibitionen  durch 
S  c  h  II  f  zzm  lle  ersetzt  werden.  Daher  zunächst:  AufhelMini!:  der  ZmIIc  auf  Wolle 
und  liaumwuUe.  allmäligo  Herabsetzung  derselben  aui  Zucker  und  Kaffee, 
krftftig  betriebene  Verbesserong  der  Gommonicationswege,  Verminderang  der  GanaN 
abgaben.  Dadurch  alltremeinc  Ermässigung  der  Transportkosten,  YorschUsse  an 
AcJierbaa  und  Indastrie,  beträchtliche  Arbeiten  von  ÖÜentlichem  Nutzen,  Aufhebung 
der  Pfohibitionen  und  Abschlflsse  ?on  Handelsrertr&gen  mit  fremden 
Miehlen.  (Monit  nnir.  v.  15.  Jan.  1860,  Prenss.  Hand.-Arch.  1860.  I,  69.) 

Auf  dieser  Gnmdlage  nnd  nach  dieser  Richtschnur  warde  in 
der  That  anch  praotisch  vorgegangen. 

Den  Anfang  der  Reform  machte  der  wichtige,  wahrhaft  in  die 
bisherige  Handels-  und  Zollpolitik  Bresche  legende  Handels- 

52* 
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vertrag  mit  Grossbritannieii  vom  28.  Jan.  1860,  dessen 
VerhaDclIiin^en  bis  zuletzt  streng  geheim  gebalteii  worden  waren. 
Die  Staatsverfassung  v(tn  1852,  welche  dem  Kaiser  auch  ftlr  die 
Regelung  des  Zolltarifs  in  Handelsvcrtrilgen  freie  Hand 
liess,  indem  danach  solche  Taril  ilnderungen  Gesetzeskraft  hatten, 
bot  die  erwünschte,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  fast  noth- 
wendige,  übrigens  darchaus  massvoll  und  vorsichtig  benutzte  Hand- 
habe, um  auf  diesem  Gebiete  Wandel  zu  schaffen.  Die  Aufhebung 
der  Einfahrverbote,  besonders  fUr  Fabrikate,  die  Fest- 
setzung von  Maxim  18  fHr  die  Zolle  wichtiger  Waaren,  speeieli 
der  Fabrikate,  die  Einfügung  der  yyMeistbegtlnstignngs- 
clansePS  d.  b.  des.Verspreehens,  sieh  auf  dem  Fass  der  meist- 
begOnstigten  fremden  Nation  in  Zollen,  Schififabrtsabgaben  n.  dgl. 
zn  bebandeln,  in  diesem  ersten  nnd  in  den  späteren  Handels- 
verträgen mit  anderen  Mächten  waren  hrxhst  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  Richtung  von  der  bisherigen  streng  j)rohibit(iri8ch- 
protcctionistisclien  Handels-  und  Zollpolitik  zu  derjenigen  eines 
gemässigten  Hcbutzzollsjrstems. 

Die  M«m'h  ( Ii  o<j II  n s  t  i g;  ti n ?!*r  la u  s p1  in  (Icii  llamlelsrerträcen,  deren  unter  üm- 
alindcn  auch  etwas  luisälicliu  Seiten  deswegen  nicht  verkannt  zu  werden  brauchen,  hat 
doch  gmdt  saeh  den  Effohinngen  Fimiikroichs  und  anderer  Und«  seit  1860  als 

günstiiror  Ansporn  zu  einer  Entwicklung  <1  i  int' r!i:Uional<'ii  Handels-.  Schifl- 
fahrts-  und  Zollpolitik  in  der  Dichtung  des  suh  in  vrrnuniUgeu  Schranken  haltenden 
Schut/zollsy Sterns  und  gcmä!>sigi  freihändlerisclier  Politik  fi^edient.  Denn  einmal  erhielt 
jedes  Land  so  das  Interesse,  sich  in  die  durch  Handelsverträge,  verbundene  internatio- 
nale (jfineinschaft  aufnehmen  zu  lass<'n.  um  ftlr  srin<  n  Ilandcl  an  den  Vortlieilen  von 
Tarifermä^igungcn  der  anderen  Länder  Thcil  zu  nehmen.  L'nd  sudanu  erhielt  auch 
jedes  Land,  das  mit  einem  anderen  acbon  Handelso  und  SchiiEEdirtsirertrlfe  mit  der 
Meistbegunstigungsclausel  abgeschlossen  hatte,  theils  ein  eigenes  Interesse,  den  Ab- 
srhhiss  neuer  solcher  Vertrage  eines  Dritten  mit  seinen  Contrahcnten  zu  bcgiinstigcn. 
da  ihm  die  dem  Dritten  dabei  gewährten  weiteren  Tarifconcessioncn  für  seinen  Handel 
dann  ohne  Wdteres  zu  Gute  kamen,  theils  war  wenigstens  sein  Gegeninteresse  gegen 
den  Abbchluss  neuer  Vertr"ii:<-  -fim".  ( "(  iitrali.  nten  mit  weiteren  Ländern  ein  g«'ringeres. 
ab  es  sonst  vielleicht  gewesen  w^rc.  Vgl.  Schraut,  Sy^t.  d.  ILandelsFertrnge  und 
Meistbegünstigung.    Lcipz.  1884. 

Dem  Ilandelsvertra«;  mit  (irossbritannien  schlössen  sich  dann 
noch  im  Jahre  und  den  nächstfolgenden  die  oben  in  der 

Ueberaicht  der  Gesetzgebung  (8.  786)  nacb  ihrem  Datum  bereiu 
angegebenen  Handelsverträge  mit  Belgien,  Prenesen  nnd  dem 
ZollForein,  Italien,  Sehweden  nnd  Norwegen,  Hanse- 
städten, Heeklenbnrg»  Spanien,  Niederlanden,  Portugal, 
Oesterreieh,  Kirohenstaat  an,  Dadnreh  wurde  die  nene 
internationale  Handels-  nnd  Zollpolitik  nnd  aneh  die  fna- 
zOsisehe  förmlich  in  ein  yOlkerrechtliches  System,  meist, 
speciell  in  Frankreich,  anf  der  Grundlage  eines  mehr  oder  weniger 
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^, gemäss  igten  Schutz  Zollsystems"  gebracht.  Der  früher 
schon  vorgekommene  l  ntcrschied  zwischen  einem  „allgemeinen" 
Zolltarit"  und  einem  oder  mehreren  sogen.  Con ventionaltarifcn, 
welche  letzteren  dann  „Differentialtarife"  zu  Gunsten  der 
Contrahenten  sind,  gelangte  auf  diese  Weise  zu  grosser  Bedeutung. 
Aber  gerade  die  „Meistbegttnstigungsclausel"  führte  als- 
bald zur  Gleichheit  der  Con ventionaltarife  nnd  die  immer 
weitere  Ausdebnong  der  HandelsverbAge  zur  Einengung  des 
Geltangsgebiets  des  allgemeinen,  höhere  Sätze  bei  der  Ein- 
fuhr enthaltenden  Tarifs,  welcher  nor  noch  fbr  den  Handelsverkehr 
in  Fabrikaten  n.  dgl.  mit,  bez.  die  fiinfahr  ans  den  immer  weniger 
zahlreichen  nnd  weniger  wichtigen  flbrigen  Staaten  nnd  fUr  die 
in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommenden  Waaren  (meist 
agrarische  Rohstoffe,  Colonialwaaren)  galt. 

Zu  diesen  ;Staaten  gehören  in  Frankreich,  wie  regelmässig 
auch  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  freilich  die  wichtigen 
transoceanischen  Länder  Amerikas,  Asiens,  Afrikas,  also  die 
Yersorger  Europas  mit  wichtigen  gewerblichen  Rohstoffen,  für  die 
sie,  wie  für  Baumwolle,  Farbeh('>lzcr  z.  Tb.  eine  Art  Productions- 
monopol  haben,  und  mit  „Colonialwaaren*^  znr  Verzehrnng,  also 
auch  letsteren  Falls  Producten  des  (tropischen  u.  s.  w.)  Natnr- 
monopols,  welche  in  Europa  yomemlich  die  mit  Finanzzöllen  be- 
laatttten  Artikel  bilden.  Aber  hier  trat  nun  in  Frankreich  die 
autonome  Handels-  nnd  Zollt«rif-Reform  ein.  Denn  die  napo- 
leonische Tarifreform  blieb,  weder  hier  noch  bei  anderen  Handels- 
artikeln, welche  in  den  Conventionaltarilcn  nicht  vorkommen, 
stehen,  sondern  ging  bei  denselben  im  Wege  autonomer  Gesetz- 
iccbung  vielfach  mit  Zollbefreiungen  oder  Tarifherab- 
setzungcn  in  den  Jahren  LStiO  u.  ff.  vor,  Massregeln,  welche  zum 
Theil  von  besonders  eingreifender,  freilich  mitunter  bleibend  nach- 
theiliger finanzieller  Bedeutung  wurden,  weil  man  dabei,  wie 
gesagt,  wohl  öfters  etwas  zu  weit  ging.  Aber  die  Aufhebung 
der  Rohste  ff  Zölle  war  doch  im  Ganzen  ein  wichtiger  Schritt, 
bei  dem  das  finanzielle  hinter  dem  volkswirtbschaftlichen  Interesse 
zurttckstehen  durfte,  zudem  ein  Schritt,  der  das  finanziell  so  nach- 
theilige RttckzoU-  und  Ausfuhrpriimiensystem  zu  verlassen  erlaubte. 

Mittelst  solcher  oder  analoger  Massregeln  (Einfohrgestattnng, 
Ermässigung,  schliesslich  Beseitigung  der  Zollzuschläge  fttr  Ein- 
fuhren unter  fremder  Flagge  und  Ermässigung  der  Zuschläge  für 
„indirecte^'  Einfuhr  aus  europäischen  „Eutrepöts"  oder  Zwiscben- 
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häfen)  wird  endlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rhederei  und 
Schiff  fahrt  (Gesetz      19.  Kai  1866),  sowie  in  Betreff  des 

HaDdels  zwischen  Frankreich  and  seinen  eigenen  Golonieen  (Ge- 
setze von  1803 — 68,  S.  787)  ebenfalls  durch  autonome  Gesetzgebung 
rctornurend  vorgegangen.  Auch  dadurch  sind  mehrfach  finan- 
zielle Einbusscn  entstanden,  aber  doch  Überwiegend  aus  volks- 
wirthschaftlichen  Gründen  zu  rechtfertigende,  welche  sich  durch  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  auch  wieder  theilweise  ausgeglichen  haben. 
Im  N^erwaltungswege  sind  ausserdem  die  Formalitäten  fUr  den 
Transitverkehr  erleichtert  worden  (1860). 

So  stellt  die  „napoleonischc  Zollreform  von  1860^*  in  der  Tbat 
eine  nene  Epoche  französischer  Handels-  und  Zollpolitik  dar. 

Alles  in  Allem  wird  man  die  Beform  im  Gänsen  ds  eine  be- 
rechtigte, gelungene  und  auch  in  ihren  Folgen  weit 
Überwiegend  günstige  bezeichnen  dürfen,  —  vorbehaltlieh, 
wie  gesagt,  einiger  finanzieller  Bedenken,  wdehen  leicht 
Rechnung  zu  tragen  gewesen  wäre,  welche  aber  auch  nicht  so 
schwer  wiegen  —  namentlich  angcsidits  der  französischen  Finanz- 
lage im  letzten  Jahrzehnt  Napoleon  s  Iii.,  vor  dem  Kriege  von 
1870  — ,  um  das  vorausgehende  IJrtheil  danach  zurücknehmen  oder 
auch  nur  wesentlich  einschränken  zu  mUsseu. 

§.  316.  ff)  Einsttlnes  ans  di«Mr  dritten  l^lie  (1860 — 70).  Auch  hier  ist 

fli«'.  wichtigere  harniclspoliti.srbe  Seite  «lor  Ilandclsverträirc  und  der  Tarifreform. 
als  nicht  hierher  gehörig,  nicht  veiter  genau*  r  m  verfolgen.  S.  darüber  bes.  Amol, 
ch.  IS  (Vertrag  t.  1860,  p.  2^7- 3 IM.  rh.  14  ((M)nventionallarif.  p.  317— 46«*,  ein- 
«rchitndu  Daretellung  der  Aufsnchnng  von  (irundlagen  f(ir  die  eodgiltige  FesLsteUung 
der  Sät/''  dos  Convention.iltarifs,  auch  fur  die  nuVlichsfo  Ilinüberfilhrung  der  Werth- 
Zölle,  bez.  der  dafür  im  Vertrag  aafgestelUeu  Max  im  a,  in  speciliäcbe  Zölle  [s.  u.l), 
dsnn  Ab«  II,  eb.  15—21  (die  Obrigen  HMd^Tertrife.  vamet  dem  britiacbeD,  die 
anderen  Reformc.sct/«-.  die  (ieset/ir»'l)iing'  lüier  Korn/  'H''.  ZiirktT,  Tfand<  lMnaririe,  zeit- 
weilige Zulassungen,  die  Interpellation  von  iJstis.  mit  handelspolitischer  Debatte;; 
passim  aacb  ch.  23  and  24.  Lexis  S.  S7— 96.  Wolowski  's  gen.  Schrift  (bes.  auch 
Uber  die  Besnltate  des  Haadelsrertngs  r.  1860). 

ViAuw  die  Vorbereitung  der  Reform  und  die  Durchführung;  derselben  vielerlei 
M.it-  ri.il.  dann  auch  die  einzelnen  (iesetze.  Drcret«?  ete..  soweit  sie  den  auswärtigen 
Handel  angeben,  sowie  Statistisches  im  Preussisebcn  llandelsarchiv,  bes.  Jahrgang 
1S60.  I  u.  ir.  S.  daselbst  auch  in  Jabig.  1858,  II,  den  Aufs.  „Frankrei-  Iis  Zollsystent** 
S.  .'lO!) — TiSO  und  0.  Hubner 's  Zolls«  «et/gcbiing  Frankrei<hs.  wo  in  der  Handelsstatistik, 
eine  gute  Uebersicht  der  einzelnen  U  aaren  und  Zollertrüge  dafUr  (Durchschnitt  ISäT— 40. 
1847 — 56  vtid  die  3  einzelnen  Jahre  1857 — 59).  mit  Angabe  der  geltenden  und  der 
friih<  r<  n  Tarifsätze  jeder  W  aare.  Statistilc  der  SSoIlertiilge  in  d.  Doc.  stat,  commerce 
Ui»01— HS  im  Heit  fur  J.  lsfi<s,  p.  nr»\ 

Wir  beschränken  uns  hier  darauf,  noch  Einiges  aber  den  Inhalt  und  die  Ans* 
ftthrang  des  die  Bahn  brechenden  britischen  Handelsrertrags.  der  Air  die 
ganze  Reform  ?on  principieller  Bedeutung  und  auch  fur  Zolltecbnisches  wichtig 
war.  ferner  Uber  die  all  e  m  ei  n  e  n  h  and  eis  pol  i  t  i  si  h  en  und  Zollreformen  bei- 
zufügen, dabei  einige  ZoUprobcn.  bes.  lilr  Finanzi^ölle  and  sonst  tinauzieU  wich- 
tigere ZttUe  zn  geben  und  eine  Uebenicht  der  ZoUertrige  anzoschliessea. 
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(!)  Der  britische  Handelsvertrag  (s.  denselben  u.  A.  im  Pn'u^s.  II.-A.  1860, 

HS;  das.  Ihst  :iu(  h  fersohicdone  crläatcnidf  Artikel  daru'i.  r.  sn  z.  B.  S.  n.'t!  .  Die  Zu- 
gestandnisse l-rankreichs  bezüglich  seiuer  Tarife  etc.  an  (irossbritannien  und  die 
vechselseitigen  Zagestindnisse.  die  wir  unter  Belieitelastang  der  bliCItelieB  an  Franb- 
reich  (s.  z.  B.  o.  S.  323.  .Iii)  hi<  r  allein  verfolgen,  waren:  Zulaasmif  einer  Reihe  auf- 
l^r^rShlfer  Artikel  britischer  rroducfion  and  Fabrikation,  welche  namentlich  alle  haupt- 
sächlichen Arten  Ualb-  und  (ianzfabrikate  umfassen,  zu  einem  Einfuhrzoll  rou  höchstens 
30*/o  vom  Weiüi,  inel.  die  t  ZnscMa^edmen,  yom  1.  Oct  1864  an  tob  hAchstens 
•io"  ,,-  Herabsetzung  des  Zolls  für  Steinkohlen  und  Cokes  auf  15  Cent.  p.  1(»0  Kil. 
I  eher  die  Werthberechnun«  nähere  Bestimmungen  (Art.  A).  Wechselseitiger  Vorbehalt 
des  Hechts,  wenn  ein  einheimischer  Artikel  einer  inneren  Steuer  (  .\<  eise)  unterworfen 
verde,  dem  fcemden  gleichen  Artikel  <  inen  entsprechenden  Einfuhrzoll  anCenlefen 
(.\rt.  1> .  der  später  bei  der  ZolUariffra^;»;  in  1S72  eine  entscheidende  Hi  dciitiinc:  la^i  - 
waiin).  Frankreich  behielt  sich  auch  sofort  vor,  den  Einfuhrzöllen  fur  raflinirten  Zucker 
nnd  aus  Salz  gefertigten  chemischen  Prodneten  die  innere  Steuer  hinznmfügen  (Art.  1). 

Hiermit  waren  die  Einfuhrverbote  gefallen  und  lur  die  Zölle  der  vorncm- 
lich  in  Betracht  kemmenden  bisher  verbotenen  wie  sonsti^n  Wnaren,  meistens  Halb- 

iiiid  Ganzfabrikate.  Werth  zoll- M  i  xi  in  a  f''<tfesetzt,  weh  he,  so  hoch  sie  nominell 
noch  waren,  doch  meist  eine  erhebliche  Ermässigung,  bez.  den  üebergang  zu  einem 
„gemässigten**  Schutzsystem  darstellten.  Um  die  damalige  Zeit  waren  noch  50  Waaren- 
galtnngen  oder  Specialitaten  <Tarifposten)  bei  der  Einfuhr  verboten,  darunter  aller- 
dings fiiie  Anzahl  nirht  au'*  pn>tectioni«itischen  (irtlnden.  Letztere  lair'-n  alter  bei 
wichtigen  Kategoriecn  vor  ^gewissen  Waaren  der  Toxtil-,  der  Metall-,  der  Tiipforei- 
Indnsfrie  n.  a.  o.). 

Das  iu  der  Praxis,  zuuial  bei  der  Anwendung  auf  Fabrikate  immer  uiissliehe 
Werthzollsystem  sollte  auch  nur  eine  Ueben;angsuiassrcgel  bilden,  indem  nemlich 
die  Werthzi^lle  in  specifisi  lie  :uif  (irund  der  Mittelpr-  ise  der  dem  Datum  de,s  Ver- 
trags rorangchtiuden  0  Monate  durch  eine  Zusatzconrention  vor  dem  I.Juli  IbtiU  ver- 
vaadelt  werden  adltea  (AiL  IS).  IHe  VerthbeaBottimir  verblieb  bei  Artlleln,  in  Be- 
treff deren  man  sich  Uber  die  Festsetzung  specifischer  Zölle  nicht  einigen  konnte.  Die 
Aufgabe  der  Normirong  specifischer  ZAlle  zeigte  si.  h  langwieriger  und  schwieriger  als 
man  angenommen,  da  bierin  die  schliessliche  practischc  Bedeutung  der  Sache  lag  und 
mit  den  schntziOlInerischen  Interessen  sich  abgeltenden  werden  mnsste.  Deshalb  ein 
Addit-Artikel  zum  Handelsvertrag  iv,  27.  Juni  and  auf  Grund  des'^lben  der 

Absrhlu->8  von  besonderen  Conventionen  Uber  Gruppen  von  Waaren  und  deren  Tarif- 
sätze (.erste  v.  12.  Urt.  IbÖÜ.  Uber  Eisen.  Stahl,  Metalle,  Metallwaaren,  Leder,  Leder- 
waaren, ralf.  Zucker,  Mftbel  Q.  a.  m..  Prcuss.  H.-A.  1B60,  I,  l^t  fl..  zweite?.  16. Nor. 
1861,  über  T ex ti  1  waaren.  eh«-ni.  Producti-.  (ilas-.  Krysfall-,  T'»pfcrwaarcn  und  ver- 
schiedene andere,  eb.  S.  621  ff.;  in  dieser  (Juuveutiou  in  Art.  Hl  auch  Festsetzung  der 
Znsatsabgnben  in  den  Zöllen  f.  brit  Prodocte  als  Ersatz  der  betreffenden  inneren 
fnmzös.  Stenern). 

Für  die  weit  uberwiegeode  Anzahl  Waaren  um  I  Zi>lli><'>i(ioiirii  <lerselben  Waare 
wurden  so  speei  fische  Zfille.  die  gow.dinlii  h  mehr  oder  weni^rr,  «d'ters  auch  ni<-ht 
unbedeutend  unter  dem  Vertragsmaximum  blieben,  festgestellt.  Aber  bei  einer  An- 
zidil  Waaren  oder  ZoUpositienen .  bes.  bei  manchen  feineren  Stablwaaren.  wo  die  An- 
setzung  eines  angemessenen  Qaalit&ts-Zollfns^es  in  der  Form  des  specifischen  Zolls 
zn  schwicriir  erschien,  wurden  auch  Werthzillle  f»'Stj?ehalten ,  reirelmässicr  aber  in 
einem  Betrag  erhebli«  h  unter  dem  Vertragsmaximum,  5.  10%'  gewöhnlich  höchstens 
15*/o>  >tatt  des  YeTtragsmaximnms  von  SO  bez.  2b\.  Hier  blieb  dann  die  Besttm« 
munir  '\>'<  Art.  4  des  Han<lelsvertras:s  v.  23.  .Tan.  iSfiO  von  Wiehtipkeif.  dass  —  nach 
einer  im  französischen  Zollrecht  auch  sonst  enthalteneu  Kegel  —  bei  Zweifelsfullen 
über  den  in  der  schriftlichen  Declaration  angegebenen  Werth  nnd  Uber  die  Qualität 
der  Waare  die  ZoUrerwaltang  berechtigt  sein  solle,  die  Waarw  mit  5%  Zoschlag  zu 
dies.-m  Werth  zu  erwerben:  ein  mehr  als  Drohung,  denn  wegen  seiner  practischen 
Bedeutung  wichtiges  Kecht,  da  seine  Anwendung  für  die  Beamten  misslich  ist  Bei 
den  Webwaaren  mit  Werthzöllen  behielt  sich  die  ftaniösische  Regierung  spAter  in  der 
Zus.-Conv.  V.  in.  Nov.  1S60  ror,  ausschliesslich  das  Pariser  Zollamt  filr  die  Zulassung 
solcher  Waaren  zu  bestimmen  (Art  IV).   Man  hatte  bei  Meinungsverschiedenheiten 
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uhcr  ilni  W'.-rth  von  Waaren,  dio  nach  VV'erth  zu  verzollen  waren,  statt  des  Vorkaufs- 
rechts des  Zollamts,  die  lintscheidoug  durch  Experte  in  Aussicht  genommen,  vas 
sich  aber  eb«DMirenig  pnctiscb  l»eirUirto.  ds  tdcB  nfolit  gern  Prifite  n  der  üelwr* 
nähme  des  anpopulärcu  Amti  ^den.  (Conrent  v.  12.  Oct.  1S60,  Art.  VIII.  dar- 
über Amr  I,  390  ff).  Ausser  den  tiberhrtopt  erforderlichen  Crsprunpscerti- 
ficaten,  da  nur  britische  ProUuctu  unter  dio  Bestimmungen  des  Handelsvertrags 
fielen,  und  den  WerthdecknUonen  des  Importeais  vorde  bei  Waueo.  die  nach  dem 
Werth  zu  verzollen  waren,  auch  die  Beifügung  einer  Fom  Fabrikanten  oder  Käofer 
auszustellenden,  Fom  französischen  Consul  in  Grossbiitannicn  zu  visirenden,  den  wirk- 
liehen  Preis  anzeigenden  Factura  Ferlangt  (gen.  Gonrention  Art  IV).  Wo  ttbiigent 
bei  Fabrikaten  sehr  rerschiedoner  Qualitätsstnfen,  wie  besonders  bei  den  Erzeugnissen 
der  Textiii  inlnstrie  (Garnen,  (ieweben\  sperifischo  Zf'dle  festgestellt  wurden, 
hat  man  durch  weitgehende  Spc Cialis irung  der  (Qualitäten  und  der  Zölle  dafür  die 
Anfoideranfren  eines  Qvalititsfnssen  im  apodfischen  ZoU  mAgUohst  n  erfnUen 
gesucht  (z  E  hol  «-infarhem  reinen  WoUgim  9,  bei  einfachem  BnomwcUgutt  15,  bei 
rohen  B;»iimwülii;;ewel)cn  tl  Zollsätze). 

Ausdrucklich  blieb  auch  im  Uandolsvertrag  (Art.  ü)  der  Ditierentialzoll  bei 
Importen  zu  Gunsten  der  fransOsischen  Flagge  noch  bortehen. 

Wechselseitig  behielt  man  sich  die  Befhgnin  ror,  anch  für  die  Waaren  de^  Ver- 
trags Ein-  und  Ansolari  rnngs abgaben  zur  Deckuncr  der  Kosten  va  d-  ii  Hafen 
zu  erheben,  wobei  aber  Gleichstellung  mit  den  heimischen  2>chitlen  vorbehalten  wurde 
(Alt  10):  olno  fiestbomoog,  (Ue  es  nadi  1870  möglich  machte,  in  Fnnkreich  die 
sogen.  Qnaiabgabe  eimtanhten. 

Bemerkcnswcrtli  in  sonstip:or  llinsirht  ist  noch  die  wcrhselseitige  Verjifli<'htung. 
die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  nicht  zu  verbieten,  noch  mit  Aosfohrzoli  zu  be- 
legen (Art.  11). 

Endlich  laotat  die  „HeistbegOnsigungs clansei**  in  Art.  19:  ,jede  beider 

Mächte  verpflichtet  sicli,  der  anderen  jede  Begünstigung,  Bevorrechtung  oder  Er- 
mässigung des  Tarifs  der  Einiuhr  von  den  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  erwähn- 
ten Artikclu  zu  Thcil  werden  zu  lassen,  welche  die  besagte  Macht  irgendwelcher 
dritten  Macht  zugestehen  möchte.  Sie  machen  sich  feiner  rerbindlich,  die  eine  gegen 
die  andere  kein  F,in-  odi  r  Aiisfiihrv('rl)Of  in  Kraft  zu  setsen,  das  nicht  /u  irlcicher 
Zeit  auf  alle  anderen  Nationen  seine  Anwendung  findet."  Alles  unbedenklich  filr  den 
Fall  des  Kriegs  zwischen  den  Cbotrdienten ,  da  ja  dabei  solche  Ycitrige  eilOschen, 
aber  der  letzte  Pnnct  wenigstens  rOlkerrechtlich  sonst  wohl  etwas  zn  weit  gehend. 

Der  Vertrag -lief  auf  10  Jahr<?  vom  Datnm  der  Auswechslung  der  Katific^tioncn 
au,  mit  Vorbehalt  einjähriger  Ktlndigungsfriat  ?or  Ablauf  und  sonstiger  j&hrlichcr  Fort- 
daner  mit  dieser  Frist  (Art  21). 

Von  finanzieller  Bedeatnng  war  der  Vertrag  fBr  Frankreich  nstflilich  in  jeder 

llinsii  ht:  untiüiistiir.  >oweit  die  legitime  Einfuhr  ji'gcn  liishor  nirlit  wenigsens  im  Vcr- 
hitltniss  zu  den  Tarilermässigungen  stieg,  was  aber  vielfach  der  lall  war.  giaistig  im 
letzteren  Kall  und  ausserdem,  weil  der  Schmuggel  mehr  durch  legitime  Einfuhr  orsct/i 
wurde,  sowie  auch  dadurch  etwas,  weil  das  mit  dem  Vertnge  inangurirte  Zollsystesi 
eine  Vereinfachung  und  Kostenverminderung  des  Zolldienstes  gestattete  (§.  3 IS). 

Die  übrigen  Handelsverti'äge  bewegten  sich  im  (ianzcn  auf  domsfll»««!!  j>rin- 
cipiellen  Boden  wie  der  britische  und  führten  nur  zu  einigen  weiteren  Taritcrmäsii- 
gungen:  mitunter  zu  solchen  ron  speciell  finanzieller  Bedeotnng,  wie  z.  B.  gegen- 
über  Italien  (Südfrüchte.  Olivenöl  u.  a,).  Hcrvorziihrlu-H  ist  etwa  noch  der  öster- 
reichische Vertrag  vom  ll.Dcc.  1866,  weil  er  in  Betrell  der  fremden  Fiaggeu 
eine,  nach  der  Mdstbegunstigungsdansel  Air  die  anderen  Vertragsstaaten  mit  geltende 
n*  Stimmung  entldelt,  welche  nach  dem  Kriege  in  Uemmniss  gewisser  handelspoli- 
tischer Velk'itäten  wurde.  Diesem  Vertrag  war  das  (ies.  v.  19.  Mai  über  di«- 
llandclsmarino  vorangegangen  u.).  Da  dasselbe  von  Mitte  lb(>9  an  diu  fremde 
Flagge  ohnehin  der  französischen  anch  ftr  die  sogen,  indirecte  Fahrt,  d.  h.  im  Ver» 
kehr  IVaiikroichs  mit  dritten  Ländern  irleichstellte,  nicht  nur,  wie  bis  dahin,  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  so  wurde  diese  (ilcichstellung  der  österreichischen  Flagge  in 
dem  Vertrag  von  1806  auch  rertragsm&ssig  gewährt  (Art.  10),  ein  Zugeständniss,  des 
dann  nach  der  MeistbegOnstigQngscIaasel  anch  den  anderen  Vertfags^atea  zn  Thsil 
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innde.  Auch  varde  in  den  Vertni:  die  Zollfreiheit  Ton  Schlffbanmaterialien  and  der 

Zoll  von  2  Pres.  p.  Tonne  für  einzofuhronde  Schiffe  und  Schiffskörper  aufgonoinmen 
(s.d.  Veru.  u.  Tarif  im  Prenss.  H.-A.  f.  1S67,  1,  1.  8).  Als  sich  nach  dem  Kriepc 
von  1S70  Frankreich  ron  diesen  Vertragsbestimmutigcn  aus  tinanz-  und  marinepuli- 
tiflchen  Grflnden  lossagen  wollte,  wm  für  Oesterreich  selbst  wohl  nur  ron  unter- 
geordneter prartischcr  Bedeutung  «gewesen  wäre,  ging  Oestern  ich  darauf  nicht  ein 
und  binderte  so  die  Zurücknahme  der  (iloichsteliuug  der  Flaggen  der  anderen  Ver- 
tregailaaten  mit  der  fhuuEfiiiioiieD.  wiederam  ia  GoMeqneni  00"  Hetatbegtnstigungs- 
clauscl  (s.  A  m  6  S6,  317  ff.  Der  Verf.  fbbrt  Oestwrreioht  Weig«nuig  mi  deutsche 
EioflOflse  zarltok^ 

^  317.  (2)  Die  Übrigen  Reformen  1860(1'.  nebst  Tarifprobeo.  Einige 
daron,  bes.  die  Entlastung  von  Rohstoffen  und  Korn,  sowie  die  Umänderung  des 
Systems  der  Drawbacks  und  Au^f uhrprämiea  nebst  der  Einführung  dcä  Systems 
der  ^tveiligen  zoUfreien  Zaiassnng**  (bes.  bei  Zucker)  waren  specielt  auch  von 
finanzieller  Bedeutung,  Die  ersteren  entzogen  der  Zollcasse  riiiht  nnbttrrichtlichc 
Einnahmen,  die  letzteren  verminderten  anderseits  die  ünanziclien  Kinbussen  des  RUck- 
MÜ-  und  Ausfuhrprämiensystems  erheblich  und  beseitigten  sie  grossentheüs.  (S. 
An6  n,  ch.  16—20)^ 

(a)  Entlastong  der  Rohstoffe.  Das  Ges.  w.  5.  Mai  1S60  (s.  Prenss.  H.-A. 

IsfJO,  I.  .')sn)  liol)  ftlr  eine  Reihe  l»fsonders  wii-htiger  fremder  K o h st o f fe  f-n  Rnum- 
woile.  Wolle,  Indigo  und  andere  Farbütolie)  den  Einfuhrzoll  ganz  auf,  wenn  die 
EiniUir  in  französischen  Schiffen  erfolgte,  bei  einzelnen  Waaren  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  die  Einfuhr  nur  ans  gewis^  n  Ländern,  z.  B.  bei  Baumwolle  aus  ausser» 
europäischen  zollfrei  sei,  aus  andereu  Län<lern  einem  mä-sigen  Zoll  auch  für  fran- 
zösische Flagge  unterliege  (z.  B.  bei  Baumwolle  —  al&o  aus  den  europäischen  Zwi- 
sehenhifNi  —  3  Frcs.  p.  100  KU.).    Die  iänfnbr  unter  fremder  Flagge  nnd  zu 
Lande  blieb  zwar  überhaupt  zollpflichtig,  aber  der  Zoll  wurde  sehr  herabgesetzt 
\.meist  auf  1,  2,  .H  [so  hei  ßauuiwollü.  Wolle].  4.  (i  l'rcs.  p.  100  Kil.,  nur  bei  Indigo 
blieb  er  noch  höher,  25  und  2s  Frcs.).    Die  bisherigen  Zölle  dieser  Waaren,  hie  und 
du  schon  emwis.si<;^t  (>o  für  Baumwolle  nnd  Wolle  seit  1856).  waren  z.  B.  je  nach  dem 
Herkunftslands  und  Einfuhrwcg  (See.  Land.  Flagge)  bei  roher  Baumwolle 
in  ?en>cbicdcuen  iStufen  ö — 35  Frcs.  p.  100  Kil.  (frei  nur  unter  französischer  Flagge 
aan  franzOsisehen  Goloaien),  mit  einem  ZoUertrag  in  1854  noch  ron  19.01  MiU.  Frcs. ; 
bei  Schafwolle  fQr  gemeini-  ungewaschene  bis  1S56  20 — 22*/o        Warthe,  seit- 
dem 5 — 15  Frcs.  p.  100  Kil..  ftir  feine  ungewaschene  und  gemeine  gewaschene  K» 
bis  25  Frcs.,  für  feine  gewaschene  25—37'/»  Frcs.,  Zollertr.  1S59  7.56  MiU.;  bei 
Indigo  50—400  Frcs.,  Zollertr.  1859  576,000  Fh».  Das  gen.  Ges.  hob  aber  ander- 
^^^.'its  .•\ii'h  die  hei  der  Ausfuhr  von  Raumwoll-  und  Wollgarni  n  und  Gewelien  - 
waiirten  Prämien  auf.    Auch  nach  Abzug  dieser  letzteren  wurde  der  Ausfall  des 
Zollcrtrags  anf  19  Mill.  Frcs.  geschätzt.  —  Auch  der  Stein  kohlen  zoll  wurde  isOO 
allgemein  auf  10  Cent,  bei  Einfuhr  über  die  Maass  und  daü  Moseldepartcment ,  anf 
1  r»  ('ent.  für  100  Kil.  sonst  (auch  zur  See),  1864  zu  Land  und   in  fr.ui/.L<sischen 
bohiiien  zur  See  auf  12  Cent,  gesetzt.  Die  Ermässigungen  fUr  andere  RuL.^totie  folgten 
spftter  noch  (so  Beer.  v.  5.  Jan.  1861).    Weiter  ging  hierin  noch  das  nmfassondu 
Zollges.  T.  H».  Mai  IStiS,  das  eine  grosse.  Reihe  von  Rohstolfen  befreit«^  oder  im  Zoll 
erniässigte.  mehrfach  so.  dass  ?uir  die  Einfuhr  in  fremden  Schilien  noch  etwas  be.- 
lastet  blieb;  ferner  (ies.  v.  4.  Juni  IS04,  rcrschiedeuc  Decrete,  (ics.  v.  1.  Mai  1>07 
and  17.  Jnli  1808. 

(b)  Ermissigong  ron  Finanzz9llen.   Von  besonderer  finanzieller  B«- 

(l^'Utung  war  di«'  e rhcM  i  fh  e  Zol  1  <•  rmässigu ng  für  H  an  p tart i k  e  1 ,  wi«-  'Am  Irr. 
Kaffee,  Cacao,  Thee  dnn  h  d.  CJes.  v.  2*].  Mai  l**»»!).  wo  sich  freili<  h  h*i  Zuckt  r 
die  Sache  wegen  der  Biv.iehung  zur  Rul>enzuckerst«  uer  und  zum  französischen  Colo- 
iiialzucker  roinplicirte  (s.  o.  S.  865,  das  (ies.  im  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  645.  mit  dem 
l-fericht  der  Commission  d«'s  i^csef/gcbenden  Ki-rpers"^.  Allerdinss  /<'i!jfr-  -^ich  hier  Imid, 
dabs  in.tn  doch  bei  den  neuen  Sätzen  das  tinanziellc  Interesse  zu  sehr  geschadigt  hatte, 
weshalb  s[>äter  bei  Zncker  wieder  ErhOhunfren  erfolgten.  Rohzncker  (Prima)  wurde 
von  45  Frcs.  (ohne  Decimen)  Zoll  p.  100  Kil.  auf  25— -39  Fn  s.  (je  nach  Herkunft. 
Klaffe)  ermässigt  (speciellere  Angaben  S.  665),  Kaffee  ron  oü— lüä  Frcs.  (6  Stufen, 
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Min.  aur.  franzoä.  Colon.  Jens,  des  Kaps  in  fnutzOe.  Schiflen,  Max.  aas  earop.  Entre- 
jHito  in  fremden  Schilf.  rO  auf  .'10—55  Frcs.  l  Stafen,  dgl.\  Cacao  von  20  — 7.n  Frcs. 
(5  Stufen;  auf  20— 40  Frcs.  (4  Stafen,  dgl.).  Theo  tod  150—600  Frcs.  (4  Stafen) 
aaf  75—100  Pres.  (S  Stofen),  seit  1866  (Decr.  r.  30.  Mai)  aaf  40  und  100  Pres.  (incl. 
Decimen).  Von  erh«'hlicher  finanzieller  Bedeutung  war  nur  der  Zucker-  und  Kaffee- 
zoll:  f■^^t<•rer  erjrab  l'^y*  aus  den  franrr»8.  C-olonien  43.57,  IsHt  2.'>.M7,  aus  fremden 
Ländern  bei.  34.S*)  u.  27.."»r»,  Kallee  IS.ili  .10.52,  Isßl  nur  I'S.tia  (erst  ISGS  wieder 
27.08)  MUI.  Pres.,  Cacao  1S59  2.61.  ]s61  1.66  (1868  2.:]2i.  Tkee  444.000  und 
265,000  Frcs.  Vollcndn  In  i  diesem  Artikel  war.  wie  die  Erfahrunsr  g**zeigt  hat.  die 
Zollermääsiffang  nach  den  französischen  Consamverhiltnissen ,  welche  sich  durch  den 
Zoll  nicht  bestiinneii  Hessen,  finanziell  nnzweekmissiif.  In  J.  1862  bei  Zacker 
wieder  etwas  ErhOhang  des  Zolls  (S.  665),  aber  er  blieb  niedrifjer  als  früher  belastet 
Anrh  der  Iviirkzoll  von  Zucker  IbfiO  rermindort,  \HCiA  trat  das  andere  System  der 
.,z<  itweiscn  Zuladung"  ein  (S.  (i66).  Die  ZuckerzoUgesetzgebang  folgte  im  l  ebrigen 
nothirendig  der  allgemeinen  Bewegung  der  Zodterbesteoening  (§.  266  ff.)  Aach  Kaffee 
wnrd<^  wieder  etwas  erh'Ut  (36—55.40  IV^..  Derr.  v.  24.  Juni  IStil,  Ges.  v.  1«;.  Mai  Isf.l ). 
Eine  nene  Einnahmequelle  war  sonst  nur  der  PetrolenmzoU  (Decr.  r.  lü.  Juli 
1868,  f.  100  Kil.  9  Pres,  am  Ursprungsland  in  franzOs.  Schiffen,  sonst  5  Ptcs.;  ebenso 
im  Ges.  ?.  4.  Juni  ISr.i).  der  um  ISfiS  aber  noch  keine  halbe  Mill.  Frcs.  ergab  und 
erst  in  der  Periode  nach  1870  bei  fiel  höherem  Satze  and  grösserer  Gonsnmtion  ein 
wichtiger  Finanzzoll  wurde. 

(r)  Kcform  der  Korn-  nnd  Nahriin?smittelzölle.  Sic  bestand  in  der 
Ersetzung?  der  Kornzölle  nach  d<  in  System  d«'r  gleitenden  Scala  (GeSi.  T. 
1882)  durch  miissij^e  feste  F' i  n  f  ii  Ii  r  z  u  1 1  r  (fur  Weizen,  Spelz,  Mcngekom  —  m-- 
tett  —  und  Mehl  daraus  fur  100  Kil.  50  Ceot.  in  i'ranzös.  Schiffen  and  zu  Lande, 
t  Pro.,  Mehl  1*/«  Pks.  in  Hrsaiden  Schiffen,  anderes  Getreide  und  Mehl,  aucli  Ka- 
statiif'ii,  Krbsen,  Wicken,  Hirse  in  franzfts.  Schiffen  uml  zu  Lande  frei,  in  fremden 
Schilfen  5(1  Cent.,  ebenso  kleine  feste  Zölle  für  Brot.  Reis,  Sago,  Nadeln,  Makaroni). 
(ietrcidc,  Mehl,  die  anderen  gen.  Nahrungsmittel,  Kartolfelu  wurden  von  Aasfnhr- 
zOllen  frei  erklärt,  €remdes  (ietreide  und  Mehl  auch  zar  Privatniedcrlage  (entrepOt 
fictif)  zntT' I,\vS(>n  ((les.  v.  1.").  .Iiini  Hierbei  erfolgte  zugleich  der  üebergang 

ron  der  Zollbemessung  nach  liaum  (Hcctoliter)  zu  der  nach  Gewicht.  Die  Weizenein- 
fnhr  behob  Umwandlung  zu  Mehl  und  Ausfohr  desselben  zoUfrei  (Decr.  t.  25.  Aug. 
1861).  Pinanzioll  wurde  durch  diese  Keforni  kaum  eine  Einbusse  herbcigeftlhrt, 
ehor  sogar  ein  (lewinn  gemacht.  Denn  bei  dem  früheren  System  war  Kinfnhr  und 
Zoiiertrag  in  der  Kegel  nur  gering,  auch  sehr  schwankend  gewesen,  in  Theoerungs- 
Zeiten  waren  die  Zölle  aber  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  niedrig  oder 
suspendirt.  Von  einii;er  Bedeutung  war  gewöhnlich  nur  der  Ertrag  des  Weizenzolls 
(1S36— 41  4.38,  1847—56,  bei  mehrfacher  Suspension,  0.7S,  1851—59  0.627  Mill. 
Pres.).  Aus  anderem  Getreide  meist  ganz  geringer  Ertrag  (nur  bei  Hafer  1S59  0.82 
Mill.),  auch  der  Ertrag  des  Mehlzolls,  des  Brotzolls  klein.  In  der  neuen  Periode  war 
der  Krtra«  aller  Ce real  i cnzi. lle  höher  (ISül  4.78,  1S02  4.12,  dann  bis  lsr»5 
sinkend  auf  0.23Ü,  lb«>7  und  Oh  wieder  4.b  Mili.),  Reis  (bis  li>6l  '/« — 6  Frcs.,  jetzt 
2  Pres.),  hatte  mletzt  (1857—59)  0.21  MilL  Zollertrag  gegeben,  1861— «8  war 
er  zwischen    18,000  und  221,000  Frcs. 

In  dieser  Hichtung  ging  dann  das  ZoUgcs.  v.  16.  Mai  t*^fi:?  weiter,  indem  «vs 
die  durch  Dccreto  von  1S52 — 54,  Ibtil  bestimmten  Zollherabsetzangen  bestätigte,  so 
Injs.  tut  Thiere  (Ochsen  und  Rinder  1  Prc  p.  Stock,  Us  1858  50,  bes.  15  Fra., 
Kiihe  1  Frc.,  früher  25.  Kälber,  Schafe.  Schweine  Frc. ,  früher  5 — 15  Frcs.), 
Fleisch  Cio  Frc.  p.  100  Kil.,  bis  1^."»:J— 54  18— a<i.30  Frcs.i.  Butter  ifrische  frei, 
gesalzene  2'/«  Frcs.  p.  100  Kil..  friihiT  ersterc  3  —  3.30,  letztere  5  —  5,50  FYcs.), 
Heringe  n.  a.  m.  Die  Ertrage  dieser  Zölle  waren  auch  firOher,  vor  1853— .'>4,  mcht 
li.'d'Ufcnd  gewesen.  Auch  Wein  und  Hranntweitt  erlangten  definitiv  die  Krinässi- 
gung,  die  ihnen  durch  Decrctc  v.  1854  a.  1857  zu  TheÜ  geworden  (Wuin  '/«^  Alkohol 
25  Pres.  p.  Hectol.,  ehedem  ersterer  15—85,  letstorer,  soweit  er  nicht  rerlioten,  50 
bis  200  Frc^.).  Der  Zoiiertrag  dieser  Artikel  war  nur  in  Jahren  der  Weinmissemte 
etwas  erheblicher  gewesen  (S.  »153  If.*. 

^d)  Reform  der  Schi  ff  fahr  tsgesetzge  bong.  Auf  diesem  Gebiete  hatte 
man  am  Längsten  gezögert,  und  malchst  auch  in  dem  Uandelsreftrage  mit  Englnad 
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ron  1860  keine  directen  Zugisatftndnisse  gemacht.  Daher  bia  dahin,  specieli  gegenüber 

Groaabritatiiiieii.  nar  die  Gleichstellung'  der  fremden  mit  der  h  i mischen  Flagge  in  der 
sogen,  dirccteii  Fahrt,  d.  h.  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannicn  nebst  seinen 
europüischcü  Besitzungen  selbst,  der  Vorkehr  mit  den  transoccanischcn  britischen 
(Jolonien  fiel  also  anter  die  allgemeinen  beschrinkenden  B«;stimmungeo.    Die  wich- 
tiefsten  Bogilnstigungen  der  frauzösischcti   ri;\tr!Te  waren  der  Vorbehalt  gewisser 
Fahrten  für  sie  (Kustenfahrt,  Verkehr  mit  deu  fraaaösischeu  Goiüuieü),  Zollzu- 
schlägo  fQr  die  meisten  Waaren  bei  der  Ein  fahr  £Q  Lande  oder  anter  frem« 
der  Flagge  zur  See,  in  welch  letzterer  Hinsicht  nor  in  der  „directen"  l  ahrt  ver- 
irajTsiLässig  die  Fla<rtrcn  der  meisten  Länder  der  fnmzösischen  gleichgestellt  worden 
waren,  Zoilzuschiäge  lur  die  Einfuhr  wichtiger  aussereuropäischer  Waaren  aus 
coropiischen  Zirischenhifen  (EntrepAts),  Zollermisaigang  nm  ' V,  f 
Natorprodode  (aOBScr  Zucker"),  die  direct  in  franz-'.sischen  SchifTcn  aus  Ländern  yu- 
scits  der  Sondainseln  eingeführt  wurden.    Kudlich  konnten  fOr  fremde  Schilie  altein 
oder  in  höherem  Betrage  Tonnengclder  erhoben  werden,  wo  nicht  Tertragsmässig  aach 
ui  diesem  Tiincte  die  firemde  Flagge  ;j:Iciehgcstellt  war  (s.  Am6  II,  163).  Durch 
dieses  ..SchiHfahrtssystem"  wurden        /oUverhältnisse  viel  complicirtcr,  die  Zollein- 
nahmea  theils  günstig,  theiis  ongUustig  beeinüusst,  die  iuiäudiscbcn  ludustrieinteresscn 
aber,  bes.  soweit  sie  wohlfeile  Yenorgong  mit  fnmden  RohstofTen  (Baomwone,  aastral. 
Wolle)  verlangten,  benachthciligt.    Der  französische  Schiffbau  war  durch  das  Ver- 
bot der  Einfnhnuig  fremder  Sccsehilfe  (zur  Unterstellung  unt<  r  di.-  franz«»sischc  Flagge) 
geschützt,  nur  fremde  Flussscbitfe  durften  ciugefiihrt  werden  (Zoll  20  Frcs,  p.  Tonne). 
Zuerst  warde  dann  der  Zosehlag  fttr  die  indirectc  Einfahr  ans  britischen  Entrepnts 
unter  britischer  Flairge  in  Betreff  einiger  Artikel  in  der  Zus.-Convcnt.  v.  16.  Aug.  ISfiO 
aofgehoben  (fur  rohe  Itaumwollc.  austrai.  Schafwolle,  Jute,  s.  deu  Tarif).  Belgien  er- 
langt« daraaf  im  Handelsvertrag  für  die  indirecte  Einfahr  ron  Kaffee  eine  ErmSasi« 
gong  des  Zaschlags,  für  Zucker  die  Eriaubni'^s  der  Landeinfuhr  gegen  2  Frcs.  Zu- 
schlag zum  sonstiiren  Zoll.     Aber  eine  allgemeinere  Modification   der  (Jeset/gebung 
über  Bevorzugung  der  französischen  Flagge  fand  bei  den  Interessenten  noch  viel  Uppo- 
sition.   Politische,  maritimpolitisehe,  etwas  aach  fioanztelle  Rücksichten  spielten  mit, 
ler  Fl.igir»  nzuschlag  brachte  1*>R4  immerhin  ■{.*^T,  der  für  Einfnhr.  n  aus  fremden 
£ntrep''ts  1  !)ü  Mill.  Frcs.  ein  fAni<-  II,  Ibl).    Eine  eigene  Kuijuete  wurde  angestellt, 
aber  schliesslich  siegte  der  freihriiidlerist  he  (icsichtspunct,  wenigstens  in  einigen  Haupl- 
b<  Ziehungen,  doch  in  dem  wichtigen  Ges.  v.        Mai  IStifi,  ne)»5t  Decr.  v.  s.  .TunJ 
lst)(».    Die  Ti»nnengelder  speriel!   für  fremde  SchiHe  wtirdeii  danaeli  v  I.Jan,  l^r»" 
an,  die  Fiaggenzusciiiüge  für  Einfuhren  auf  fremden  Schitieu  nach  '6  Jahren,  Mitte 
1869.  aofgehoben,  die  Einfbhrang  fremder  Seeschiffe  zar  PranzOsirang  gegen  3  Ftcs. 
p.  Toni»e  gestattrt,  dem  Schiffbau  aber  doich  Zulassung  zollfreier  Einfuhr  von  Mate- 
rialien und  Fabrikaten,  in<l.  Maschinen,  eine  Hilfe  gewährt    Der  Verkehr  zwischen 
I  rankreit  h  und  Algier  wurde  fremden  f  laggen  gestattet.    Aber  die  Küstenfahrt  in 
I  rankr<-i(-)i  blieb  der  heimischen  Flagge  vorbehalten  and  die  Zuschläge  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  Kntre})nts  bliehen  im  Allgemeinen  bestehen,  nach  dem  Gesctxentworf 
hatten  .iiieh  ^ic  nach  <>  Jahren  wegfallen  sollen. 

Auch  die  Verkehi^beziehongen  zu  den  französisch ou  Golouien  wurden  in 
liberalerem  Sinne  geordnet,  wenn  aach  Berorzogongen  der  französischen  Flagge  in  der 

Form  von  ZollzusrhI.igen  für  fremde  Flaggen  blieben  Ges.  v.  Juli  IS^'A  .  betr. 
^Martinique,  Guadeloupe,  Kcunion) :  noch  weitergehend  war  die  (ileichstellung  im  Handel 
Algiers  (Ges.  r.  1».  Mai  ISjjfl.  Art.  s    lo.  Zollges.  f.  Algier  v.  17.  JoH  1867). 

(c)  Die  Ausfuhrzülie  waren  seit  lange  finanziell  von  vcrhaltnis>mässig  tre- 
rih-  1  Bedeutung,  meist  lirtther      Frc.  p.  100  Kil.  oder  V4'/o        Werth,  doch  fur 

•  iiii-r  K'<.hsf<ille  im  protrcf.  Interesse  hf^her.  dann  in  das  System  der  gleitenden  Srala 
bei  Cictrcide  für  einen  hidjcren  Stand  der  Preise  eingefügt  (Ges.  r.  Ib32).  Auch  hier 
«ring  die  napoleonische  Regierung  mit  Reformen  vor.  Das  Decr.  r.  5.  Dec  1857  (bez. 
<Jes.  V.  19.  Jani  1S59^  ermässifrte  für  einige  Artikel  die  höheren  Zölle,  bdiets  sie  für 
eine  Reih«  benannter  im  bisheri-ren  Betrage  und  hob  sie  für  alle  übrigen  auf.  Das 
Ges.  V.  14.  Juli  1S60  beseitigte  einige  Ausfuhnerbote  (so  auf  Gerberrinde)  und  hob 

•  lie  Ausfuhrzölle  auf  anderes  Bau-  and  Nntsholz  ab  Nassbaamholz  aaf.  Ein  Decr.  f. 
\S.  Juli  IHBO  hob  den  Ausfuhrzoll  auf  St.inkohle .  Cokes  1  (Vnt.  p.  10(»  Kil.)  auf. 
ein  Decr.  v.  21.  Nov.  186U  das  Aosfuhnrcrbot  ¥on  Eisenerz  (Ausfuhr  zollfrei).  Das 


Diyiiized  by  Google 


816      ti.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  ilT,  3 IS, 


Ges.  T.  16.  Mai  1863  boseitigte  dann  alle  AQsftihraölle,  bis  auf  die  mehrfach  aaeb 

in  anderen  Ländern  noch  Iang:or  betbehaltencn  für  Lumpen  aller  Art  (cicl.  nus  Wollo, 
12  Frcs.  p.  100  Kil.),  Pappdeck»;!.  Papiennaasse,  Halbzeug  (auch  12  Frca.),  altes  Tau- 
werk (4  Frcs.),  hob  auch  alle  Auüfuhnorbote,  excl.  literarisi-hea  Nachdruck  und  Kriegs- 
mnnitioo,  auf. 

(f  Von  nicht  gering:or  finanzieller  Bedeutung  war  es,  dass  mit  <itMi  Keformii» 
der  Einl'tihrzt'ille  im  Wcsonilirhen  «las  kostspielige  System  der  Drawbacks  und 
Au sfu  hrpriiuiicn  seit  1SÜ4/H5  wejjl'iel.  Das  neue  Systoui  der  ,,iceitweUigen  zoll- 
freien Zulassung"  fremder  Producte  (Zucker,  Cerealien,  Eisen,  Gewebe)  zur  Einfhhr 
belmfs  ]}t;irl)i  itini^  in  Fran'hreii'h  und  Wiederausfuhr  binnen  einer  bestimmten  Frist 
gab  /.war  uubeu  anderen  auch  wieder  zu  hnanzieUen  Bedenken  Anlas»,  indessen  doch 
zu  geringeren  ab  Mher.  (S.  Am^  II,  ch.  20).  Nur  bei  Znclcer  blieb  aoch  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  wegen  unrichtiger  Ansetzung  der  Ausbeuteziflem  ein 
Theil  der  früheren  finanziellen  Missstände  besteben  (S.  Wf,).  Im  (ian/en  ist  so  wcni?- 
äteus  der  Ausfall  au  ZoUcrtragen,  welchen  die  uapoleonische  Ueform  mit  äich  brachte, 
durch  die  Besdtignng  dea  BOekzoll-  und  AttsfuhrprimiensyateiDS  theilreiae  conpea- 
airt  worden. 

(3)  Die  Zollerträge  u.  s.  w.  frestalteten  sirh  im  (ianzen  unter  tlcm  Eintiu>- 
der  handelspolilischeu  und  Tarifreform  fülgeudermaasscn ,  wobei  zum  Vergleich  üaa 
in  der  froheren  üebersicht  8.  805  «dion  mit  enthaltme  Jahr  1859  ab  Ausgangspuaa 
genommen  wird.  Die  Berechnung,  bes.  bei  den  Ausgaben,  wie  bei  der  gen.  Oeber* 
sieht.   Die  Daten  in  Millionen  Frcs. 


E 


i  n  II  a  Ii  in  e 

Einfuhr-ZfiUe 

Ausf.- 

Schilff.- 

Ver- 

Summe 

Sali- 

Allg. 

V.  Zucker 

Zus. 

Zolle 

Abjr. 

schied. 

roh 

Steuer 

185!) 

111.03 

78.4Ü 

18S.4U 

4.22 

4.35 

2.08 

200.14 

28.30 

1861 

78.36 

58.89 

126.75 

1.61 

4.87 

1.55 

134.78 

26.85 

1864 

00.0.5 

133.41 

0.33 

4.20 

1.46 

130.41 

•23.10 

1865 

G4.n 

(U.OH 

125.10 

0.21 

3.71 

1.43 

130.54 

23.13 

1869 

71.64 

48.G4 

120.28 

0.16 

0.31 

1.58 

122.31 

22.28 

Ausgabe 

Regie-  Kon-faleurs 
iRMton  Auaf^Piim.  Anderes 

Rein 
Z6Ue 

ertrag 
Zölle  und 
SaJzstener 

der  Ii 
V.  Roh- 
ertrag 

egieküäten 
V.  Rein- 
ertrag 

1859 

30.32 

50.30 

3. OS 

116.44 

144.S0 

13.33 

17.33 

1861 

31.67 

23.31 

1.S7 

77.08 

104.7^ 

10.5 

23  25 

1864 

3I..)0 

26.42 

0.04 

80.54 

103.73 

10.33 

23.25 

1865 

.•{1.60 

0.38 

1.81 

07.30 

120.43 

20.5 

20.75 

1869 

27.6S 

0.23 

1.33 

92.09 

1 15.37 

19.0 

19.33 

Die  folgenden  Jahre  sind  des  Kriegs  wegen  unvergleichbar,  abrigens  1670  lad  i 
1871  günstiger  ab  die  Voijahfc  (s.  u.  §.  323^. 

Man  sieht,  dass  wenigstens  bi>  /um  Seliln>s  der  napoleonisi  heu  Herrschaft  das 
i'iuauziclie  Ergebniss  der  Uelorm  ein  ungünstiges  geblieben  ist.  Ob  eine 
langsamere  Durchführung  der  Tarifermftssigungen  ein  benerea  Ergebniss  geliciiut 
hätte,  iSsst  sich  ja  nicht  bestimmt  sagen,  aber  ganz  unwahrscheinlich  ist  es  nicht 
Namentlich  bei  den  eigentlicli'H  l'iiian//.i>Ilen .  wie  Kaffee,  dem  Hauptartikel  \\i«"T 
Xuckcr,  dann  auch  bei  letzterem  waren  die  Keductionen  wohl  zu  stark,  gegen  das  in 
franzOsisohen  Verhiltiiiasen  berechrigte  BestonerungsinteTesse  und  ohne  entspraehendee 
Vortheil  fiir  di«;  Consumenten.  Ich  machte  Arne  (II,  60^  darin  beistimmen,  dass  bei 
Kaffee  vcrmutblieh  auch  bei  einem  erheblich  höheren  Zoll,  ebenso  wie  früher  und 
wie  wieder  nach  1 870.  eine  starke  Consnmtionsrermehrung  zu  erwarten  gewesen  wire, 
die  ZoHeinnahme  aus  diesem  Artikel  dalier  fiir  IsfiO— 60  gegen  1859  nicht  nur  den 
rerhnnn<rsin.^sigen  .Vusfall  vim  S.415.0i>0  i  n  s.  jiihrlieb,  sondern  einen  weit  irrfisscrfH 
ergeben  hat.  Hier  hat  mau  einen  tinanzpoUtischeu  Fehler  l)egangen,  den  man  übrigens, 
schon  in  dem  Ges.  v.  27.  Juli  1870  wieder  gut  machte  (s.  folg.  §).  1 

T^-merkenswerth  ist  anderseits,  dass  die  Reform  eine  erh«fi  liehe  Vermin- 
derung des  Zollpersonals  und  der  Kosten  dafür  erm«tglicht  bat.  trotzdem  in  | 
dieser  Periode  Nizza  und  Savoien  zum  Zollgebiet  hinzugetreten  waren.  Zwischen  1860 


Digltized  by  Google 


ZullwciMiu  u.  Tarifpoliük.    :t.  Epoche  ISGO— 70.  817 

und  1867  find  SSO  Beamte  im  Bneandlenst.  6835  im  Brigadedienst,  znsammen  7S65. 

Personen  mit  4.^00,000  Frcs.  Gehalten  beim  Zollwcsen  .r^^part  wonltMj.  '/^  der  Ge- 
sammtzahl  (ISHÜ  im  Sen-.  s.-.|.Mif.  270G.  im  Serv.  artii'  'H\X>'rl.  zus.  2M,4.'{v.  1807  bez. 
2235» — 19,S>44— 22,082). —  Dadurch  stiegen  allerdings,  aber  doch  nur  vorubeqfchend, 
die  Nicht-ActidtitabezOf  e  anf  1,782,000  Pres,  (seit  1867  ist  dieser  Poeten  auf  ein  be- 
sonderes Conto  irebrarht  —  Fonds  de  rotraite  —  iitid  scheidet  aus  den  Ke-jickosten 
aus,  die  daher  oben  in  der  Zitier  tur  l*^»)!»  etwas  /u  niedrig  angesetzt  sind).  Kinc 
nicht  unbedeutende  Kostencrsparun«;  «irgicbt  sidi  doch,  (Tabl.  ^•in6r.  des  recette^i, 
p.  4$— 61.) 

Die  gen.  Daten  bezi.  hen  sich  seit  1^1«»  immer  mit  auf  Aljri'T. 
Die  Hauptartikel  des  ZuUertrags  waren  in  )S6^  (das  im  Allgemeinen  etwas 
grossere  Erträge  hatte  als  1869)  reiglichen  mit  1859  folfende,  in  1000  Frcs.: 


nein  euer  UDer~ 

ueoorw  legenu 

wiegend 

1859 

1868 

Schutz-  und 

1859 

1868 

Fin  anzxölle 

IUhstoffzr.ll,; 

,  7MW 

4  8,57  b 

Steinkohle,  (Jokes 

10,733 

8,6911 

60,525 

27,075 

Wollgevebe    .   .  . 

1,174 

5,349 

(►.4  IM 

4,7!M; 

Haumwolltcewebe .  . 

41 

2,419 

•  "iirao  .... 

2M0 

2,:{2 1 

Flachs- u.Hanfsrewebe. 

1,408 

1 .535 

l Melier   .    .    .    .  , 

1,13b 

1,361 

UaumwoUgaru  .   .  . 

471 

1.253 

Branntwein  ,    .    .  . 

622 

840 

Leinen-  o.  Hanfgarn 

704 

1,191 

Tafelfnichte    .    .  . 

2,100 

ß75 

Maschinen  ii.  dgl 

1 .3l>7 

972 

2387 

555 

Ooie  aa&  fett.  Köraent 

7U9 

566 

214 

475 

MetaUarbiiteB .  .  . 

177 

494 

768 

367 

Wollgarn  .... 

1!» 

417 

444 

204 

Koheisen  .... 

1,97b 

354 

Zus.  .  . 

1 19,086 

87,247 

85 

311 

Zus.   .  . 

IH,b91 

23,560 

Alle  ttbrigen  .   .  . 

50,046 

12,763 

Summe  

ISS. 62  3 

123,570 

Ab  Ausluhrpr.tm. 

50,299 

201 

Kein  

188,324 

128,369 

Für  1859  nach  den  Materialien  bei  Hubner  zusamuiengi-stollt,  für  1868  in  ü. 
Dec.  stet  p.  1868,  p.  186. 

§.  318.  5.  Vierte  Epoehe.  Periode  seit  dem  Kriege 

von  1870.  lieber 81  cht.  Die  einzige  Besteuerungsmassrcgel, 
welche  uoch  unter  der  Kaiserlichen  Regieruog  in  Frankreich  gleich 
hei  Ausbruch  des  Kriegs  erfolgte,  betraf  gerade  dieZülle,  speciell 
einige  Finanzzöl  1  e.  Man  erbijhte  die  vordem  zu  stark  er- 
mässigten  Zölle  auf  Kaffee,  Cacao,  Thee  (Gesetz  v.  27.  Juli 
1870),  was  freilich  nur  Ii  ei  Kaffee  nach  Lage  der  Dinge  von 
grosserer  finanzieller  Bedeatong  sein  konnte. 

Der  Kaff'eezoll  wurde  verdoppelt  ron  50  und  55  anf  100  und  110  Fics.  p.  100 
Kil.  (je  nach  der  Kinfuhr  dircct  aus  .lussereurojiäischen  Ländern  oder  aas  europäischen 
/wibcheubaten),  der  CacaozoU  von  25  und  35  auf  50  und  60  t'rcs.  (mit  derselben  Unter- 
scheidung), der  Theezoli  ron  40  nnd  100  Frcs.  anf  100  und  160  Pres.  dgl.  gebracht. 

Nach  dem  Friedensachluss  gehörten  Maassregeln  auf  dem  Ge- 
biete des  Zolltarifs  zu  den  ersten  und  wichtigsten,  mit  welchen 
man  die  schwierige  Finanzlage  zu  verbessern  suchte. 

Es  war  auch  ganz  gerechtfertigt,  auf  dein  fiiianzj)f)liti8ch  etwas 
iu  der  Entwiükluug  zurückgebliebenen  Gebiete  der  iiaudels-  und 
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Zollpolitik  Reformen  zum  Zweck  der  Erlangung  höherer  Staats- 
einnahmen vorzunehmen.  Aber  die  Bindung  dureh  die 
Handelsverträge  bot  hier  jetzt  auch  für  solche  Refornieu  in 
bloss  liscalischer  Richtung  Hindernisse,  welche  sich,  zunächst 
wenigstens,  als  unüberwindlich  erweisen  sollten.  Ausserdem  er- 
folgte, besonders  unter  der  Präsidentsebalt  von  Thiers,  eines 
alten  tiberzeugten  Schutzzöllners  und  Gegners  der  neueren  napo- 
leonischen Handels-  und  Zollpolitik,  anch  wieder  mehr  eine  Ver- 
quicknng  der  Finanzpolitik  mit  der  Protectionspolitik  in  den  Zoll- 
verbMltnissen,  woraus  verfehlte  nnd  schliesslich  andarchftlhrbare 
Bestrebnngen  hervorgegangen  sind. 

Die  getroffenen,  theils  nur  versuchten  Massregeln  lassen  sich 
filr  die  ganze  Teriode  unter  folgenden  sechs  Puucten  zusammen- 
fassen : 

a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzöllc  gleich  nach  Ende 
des  Kriegs. 

b)  Versuch  einer  allgemeineren  Tarifreforra,  wesentlich,  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  in  finanzpolitischer  Tendenz,  namenüicb 
mittelst  eroenter  Beaollung  fremder  Bobstoffe,  besonders 
derjenigen  der.  Textilindustrie. 

c)  Versneh  einer  neuen  Schifffahrtsgesetagebnng: 
WiedereinfHbmng  von  Flagg enzn Schlägen  und  Einftlhning 
einer  sog.  Quaiabgabe  (Tonnengeld). 

d)  Plan  vermehrter  Ausfuhrzölle  und  Einführung  einer  sog. 
s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  b  c  n  A  b  g  a  b  e  für  die  Deckung  der  Kosten  der  i  laudels- 
statistik. 

e)  Erlass  eines  neuen  allgemei nen  Zolltarifs  im  J. 
und  Absehluss  neuer  Handelsverträge. 

i")  Rückkehr  zu  agrarischen  bchntzzöllen  für  Getreide 
und  Vieh  1884  fi. 

S.  filr  das  Einzelne  be?.  Ainc  II,  cb.  22,  Matb icu-Bodet  bes.  I,  cb.  2—4 
passim,  II,  cb.  26  passiin.  Amagat  bos.  parüe  IIL,  cb.  1  u.  b.  Die  o.  S.  789  aag^ 

^ebenen  Materialien  im  Bull. 

§.  319.  a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle.  Sie  er< 
folgte,  in  Fortsetsnng  nnd  Ausdehnung  der  Massr^hi  des  Geselies 
y.  27.  Jnli  1870|  bald  nach  dem  Friedenssohlnss  in  erheblichem 
Maasse  nnd  im  Oanzen  mit  bedeutendem  finanziellen  Erfolge  bei 
den  Hauptartikeln  des  Golonialwaarenzweigs,  wiederum 
namentlich  bei  Kaffee,  Cacao,  Thee,  femer  bei  Pfeffer  und 
anderen  Gewürzen,  dann  bei  Petroleum,  Wein.    Bei  dem  mit 
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bierber  Adrigen  HaqiUrtikel  Zseker  haniDteB  nv  die  Ter- 
wieketteo  BestenerangsrerUltiilsfie  und  PmdoctioDseonjiuietiireii, 
dasB  die  WirknogeD  der  Stevereibi^biui^  glekhiniMig  inr  CSehniif: 
kamen,  aber  eine  bedentende  Mehreinnahme  wnrde  darch  die  sehr 

starken  Steuer-  und  ZollerhühuE-rrn  «loch  erzielt  .  Diese 

erbiibten  Znlle  sind  daon  im  ail^eoieiiieo  Tarif  von  ItSiyl  im  Gauzeu 
beibehalten  worden. 

So  wurde  schon  1871,  vollends  von  1^73  an  der  Zollertrag  ein 
viel  stärkerer  Posten  im  Einiialiiiiebiidget  als  im  letiten  Jabnebnt 
des  sweiten  Kaiserreichs,  er  stei^  auf  das  2— 2VtAu^he  bis  Ende 
der  ISTOer,  auf  das  3— 3>/,&ebe  m  den  folgendeii  Jahten,  Zneker 
dngeschloBsen,  auf  das  Doppelte  in  der  ersten  Periode,  anf  das 
beinahe  4  fache  später,  ohne  Zucker  gerechnet,  wosn  die  genannten 
Finanzzölle,  besonders  von  Kaifee,  Tetroleum,  Cacao,  ri'effer,  Wein 
vornemlich  beigetragen  haben. 

S.  bes.  des.  v.  S.  Juli  l^Tl;  ü\h:i  di^  Zölle  auf  Wein  o.  S.  654,  auf  Zu»  kor 
S.  661,  667  ff.,  anf  Petroleum  S.  690.  Ka;i     in  Bohnen  worUe  jetzt  anf  150  u  170 
l'rcs.  (ton  Ausser-Europa  und  von  andcrewöh^r  j,  also  auf  das  Dreifilche  dor  Sin/,  vor 
dem  Krieg,  gebrannter  und  gemahlener  Kali'rc  auf  2o»>  Frcis.  gesetzt.  Car.no  auf  loo 
a.  120  Frcä.,  Thee  auf  2U0  a.  200,  Pfeiler ,  Pimeut,  GewurzueÜea,  Zimmet,  Cas»ia- 
LignM,  MoscatoiiM  in  Schalen  «vf  200  v.  240  Frcs.,  Mtucatniiss  obne  Schalen  und 
Musrafenblüthc  (Macis)  auf  IWi)  a.  350,  Vanille  auf  400  Kr«.,  Petroleum  roh  auf 
20  u.  25.  'bereinigt  auf  '.i'l  u.  37  Frcs.  p.  100  Kil.    Das  «i-  s.  v.  no.  De  ls7:t  1,  cte 
20  allen  Zöllen  noch  einen  Zuschlag  von  4"/^    Diese  Zölle  gingen  mit  d^e^eul  Zu- 
schlage (daher  z.  B.  fOr  Kaffee  156,  gebrannt  208)  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
TOa  l&Sl  bleibend  Uber.   Aueh  dl'  ZusrhlnsTsätze  bei  d-r  Kinfiilir  dieser  W'a.ueu 
ans  europ&ischeo  Landern  (bez.  Zwi^cheuhufeu ,  Eutrepütä)  wurden  lu  dic:>em  Tarif 
neiflt  in  demselben  Betrage  wie  in  dem  gen.  Ges.  von  ISTl  beibebaltea  (für  KnfTce 
Ermissigung  von  20  auf  10  Free.  p.  100  Kil.,  doch  unter  WegM  des  ExCruuschlags 
ron  4%).    Statistik  der  Zollerträge  s.  u.  §.  323. 

b)  Die  Bezollnng  der  Koh Stoffe  hat  nach  Tersohiedeneii 
Anlftnfen,  einem  Lieblingsgedanken  von  Thiers  gemäss,  TorUber- 
gehend  Gesetseskraft  erlangt  (Gesetz  y.  26.  Jnli  1872).  Aber  diese 
Hassregel,  schon  in  kleinerem  Umfange,  als  anfangs  geplant  war, 
▼erwirklicht,  mnsste  bald  mit  Rttcksicht  anf  die  Handels- 
verträge rückgängig  gemacht  werden  (Gesetz  v.  25.  Jnli  1873). 
Und  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  sie  keine 
erhebliche  practische  Bedeutung  j^rewinncn  kimnen,  da  eben  ihre 
Anwendung  sich  den  Vertragsstaaten  gegcnlil)er  nicht  unniitlrlhar 
durchsetzen  Hess  und  der  Verkehr  mit  anderen  Landern  niclit 
wichtig  genug  war.  So  war  diese  gauze  zollpolitLscbe  Mattsuabme 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

S.  das  Zollgesetz  t.  1672  z.  B.  in  Dejean's  Code  p.  221  II.  bis  217,  im  Vr  -utm. 
H.-.\rrh.  1ST2,  dazu  Erl.iss.-  v,  I».  Aug.  1*572  betr.  den  Zeitpuncl  dm  Aiiw.  iiduog 
der  äpccifiöchen  Zoll:iutzc  des  Ges.  v.  Ib72  anf  eine  Beihe  Artikel.   Uurrii  diin  Ue». 
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f,  S5.  Juli  1^73  traten  einfach  dit  fOt  dem  Oes.  y.  2G.  Jali  1872  bestehenden  Zoll- 
sStze  wieder  in  Kruft,  lieber  die  -ranze  Maassrep«!  und  die  unpemoin  l»;bhaften  ]><■• 
batteu  im  rarlauieut  s.  Ain«-  II,  ch.  22,  bes.  p.  262.  27311.,  Mathieu-Bodet  II. 
MW.,  113 IT.,  285,  Amagat  p.  359 ff.  bis  969.  Die  Projecto  darehliefe»  selbtt 
^^chiedenc  Phasen,  die  Opposition  im  Parlament  führte;  einmal  zu  einer  Präsident« 
scbaftsknsis.  Schliesslich  drang  Thiers  mit  .  irK-ni  sprossen  Theil  seines  Projects  durch, 
aber,  wie  der  weitere  Verlauf  zeigte,  nur  pro  foruiu.  Das  Einzelne  ist  mit  mancherlei 
Tenchiedenen  politischen,  bandels»  and  finanzpolitischen  Strömungen  und  Gegenströ- 
rnung:<Mi  durrhfloi  htcii.  \noU't  ein  ititere^^saiites  Stü<  k  rii'ufranz"sischer  parlanKiitarischer 
(jeäcbichte,  braucht  ailmr  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  Der  Plan  als  solcher 
iflt  indflsien  doch  finan^lidsch  Ton  allgeneineFein  Interesse,  weasluJb  dns  Ban^mis- 
werdiesle  daiüber  hier  noch  mitgetheüt  wird. 

Die  panze  Maa.ssregel  war  doch  in  er>(i'r  T.iiiif  aus  <  inem  finanz-  oder  Steuer- 
politischen  (iesichfspuncte  entsprungen,  aber  handelspolitische  (iesiclitspuncte  spielten 
beiden  Urhebern  (Thiers,  Po u yor-Quertior)  mit.  Die  Kothwcndigkeit  der  Deckung 
des  ungeheueren  Finanzbedarfs  war  der  treibende  Factor.  Bei  der  Schwierigkeit  diese: 
De«  kaiitr  und  bei  den  Verhältnissen  der  nbrifiren  Stenern  galten  die  Zolle  als  »^iii 
besonders  geeignetem  Object.  höhere  iuinuahmen  zu  beschatieo.  Die  bhtiscbea  und  die 
nofdameriltaniaehen  hoben  Zollertrtge  schienen  dafllr  mit  zu  sprechen.  Die  napo> 
leonisclie  Zollpolitik  li.ittr  auch  das  Finanzinteresse  nicht  genügend  wahrg<  nonimen. 
Unter  den  Zöllen  aber  wurden  diejenigen  auf  Kohstoffe,  besonders  der  Textil- 
industrie, welche  seit  IbOO  zollfrei  geworden  waren,  für  ein  auch  finanzpolitisch 
rorzOgliches  Steneroliject  gehalten.  Eine  Besteuerung  dieser  Stoffe  schien  in  der 
Finanzlaue  angenn  ss.  n ,  träfe,  sowi  ii  T.  iM  iwiilzung  auf  di<-  Tonsumenten  stattfände, 
die  Artikel  der  Bekleid ung,  der  Wobnungsausstattuug,  derMAbel  u.  dgl.  m., 
was  gegenüber  der  sonstigen  BMtenaong  der  Nahmngsmittel  gerechtfertigt  sei;  die 
betrelfenden  Stenern  vertheilten  sich  auf  zahlreiche  Contribuenten .  die  einzeln  nur  in 
gcrinjrem  Maasse  belastet  würden.  Hei  der  Schwankung  der  Preise  und  dem  \\'echsel 
der  Handelsconjuncturen  werde  ferner  auch  «  in  solcher  Zoll  vom  Zwischenhandel  u.  A.  m. 
mit  getragen  werden.  Eine  derartige  „Besteuerung  von  Industrie  nnd  Handel**  wmde 
wohl  wegen  der  dun  li  die  übrigen  französischen  Stenern  ni'  ht  g<-nügend  getroffenen 
Besteuerung  dieses  Zweigs  der  nationalen  Arbeit  mit  befurwortut.  Die  Erhebung  dieser 
Zölle  sei  in  Verbindung  mit  der  bestehenden  Zolicinrichtong  einfach  und  wohlfiHL  Die 
Interessen  der  inländischen  Fabrikation  und  der  Fabrikatenausfuhr  sollten  und  könnten 
bequem  und  einfach  durcli  (iew'ihrung  entsprecheiid<  r  K  ückzftll  e  (Drawbacks'»  fhr  die 
ausgeführten,  aus  bezolhcii  ircnuicu  liohstoficn  hergestellten  Fabrikate,  durch  Zu- 
lassung der  zollfreien  Einfuhr  der  Rohstoffe  behufs  Verarbeitung 
lind  Ausfuhr  der  Fabrikate  (System  der  <ogen.  „zeitweiligen  Zulassung")  und 
durch  angemessene  „Zuschlagszölle"  für  die  eingeführten  fremden  Fabrikate, 
nach  Maassgabe  des  Zolls  fQr  die  in  ihnen  enthaltenen  Rohstofle,  gcmigend  wthr> 
uenonimen  werden,  ein  Zuschlag,  welcher,  wenn  er  so  bloss  eine  < ' n  i  -nsation  für 
den  Kohstnil/nll  sei,  den  Handelsverträgen  nicht  widersprechen  wtlrdc.  Man  dachte 
an  einen  KuiistulUuli  bis  zu  ca.  20 7a  ^'^m  Werth,  der  übrigens  regelmässig  :u  Form 
specifischen  Zolls  zu  erheben  wire,  in  solcher  Hohe  ftlr  den  kleinen  Mann  nnfUilbar. 
grade  filr  den  K(!ielien  aber  nach  dessen  Consumrcrhaltnissen  von  Webwsaren  u.  s.  w. 
eine  richtige  proponiooale  Steuer  darstellen  würde  (V).  Je  na«  bdem  erwartete  man  so 
160—170  MiU.  Pres,  und  mehr  aus  diesen  Z<iUen  zu  erlangen  (Keirier.-Forderung  1871 
170,  1872  166  Mill.  Fns.,  incl.  lü  Mill.  Frcs.  vom  Zoschlag  für  Fabrikate),  voroo 
die  Hälfte  auch  nach  Abzug  der  liückzölle  als  Einnahme  verbleiben  wtlide. 

Hiejen  (jründen  für  die  Kohstolfbezülluntr  wurden  aber  mehr  zutreffende 
degengrunde  gcgenübei^estellt.  Mit  Recht  wurden  practiscbe  Bedenken  gegen  ein 
nbermaligee  nmnssendes  System  von  RQckzftUen  fUr  anssafohrende  FsMkate  geltend 
gemacht,  ein  System,  das  nicht  gleichmässlg  auf  die  Betheiligten  einwirke  und  unver- 
meidlich doch  viele  Störungen  für  Industrie  und  Export  «lurch  seine  rnntroleinricb- 
tungen  mit  sich  bringe.  Obwohl  eine  vermehrte  ,Jiesteuerung  der  Industrie  und  des 
Handels^*  als  etwas  in  der  bestehenden  Finanzlage  nicht  Ongerechtfertigtee  selbst  tob 
den  Niichstltctroflenen  zugegeben  wurde ,  ward  doch  grade  dieser  Weg  der  Kohstoff- 
besteuerung  abgelehnt.  Lieber  hätte  man  in  den  betrelfenden  Kreisen,  welche  eine 
Opferwilligkeit  tos  patriotischen  Orflnden  zeigen  so  sollen  glaubten,  selbst  eine  Be- 
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Steuerung  nach  den  GeächiiftäuinsützeD  (chilfre  des  affaires)  gesehen.  Auch  von 
einer  aUgemeinen  inlindischen  Fabrikatenstevcr,  tod  eui6r  abgestaften  Stempelabgabe 
auf  FactOKD  und  Qaittongta  war  die  Bede. 

Der  ansschlaji^^ebcnde  Gogeiiprund  war  aber  ein  prac tisc Ii >  i  uml 
opportunistiächer:  man  hielt  —  und  wie  sich  zeigte  mit  Hecht  —  dafür,  dass 
die  bestehenden  Handelsverträge  die  Durchführung  der  Kohstoff- 
bczollun«^  mit  ihren  nothwendigen  Consc«|Ucn/en,  namentlich  auch  mit  den 
Zollzuschlügcn  für  Fabrikate  aus  den  Vertragsstaaten  zu  den  Sil/.en  des  Con- 
rentionaltarifs,  nicht  gestatten  und  die  betretfeodeu  iremdeu  Staaten  nicht  auf  die 
erferderiichen  rertragsmSsdgen  Umfodemngen  der  Handebrertrige  und  Conventional- 
tarife  oder  auf  den  AbscbloM  neaer  yertrüge*  welche  sich  der  RohstoffbozoUnDg  an- 
passten,  eingehen  wurden. 

Diese  Krwligangen  fahrten  zur  Verwerfung-  des  ersten  bezügliehen  Thiers  sehen 
Projects  im  Januar  1^72,  in  Folge  dessen  /.um  Kucktritt  von  Thiers  von  der  Präsident- 
schaft. Docli  kam  es  wieder  zu  einer  Versöhnun;,'  und  einer  Vertagung  des  ganzen 
Plans.  l)om  Ke)^icrun|2;sprojeet  „Hl — 2'>"/o  H'distolfzoII  mit  (icw.'ihnmp:  von  KückzölI»Mi 
bei  Ausfuhr  der  Fabrikate"  hatte  die  dasselbe  verwerfende  liudgetcommission  ein 
andres,  IhnMches  „3Vo  RohstoffitflUe,  aber  ohne  RttdoOlle**  (doch  auch  mit  Zuschlag 
auf  die  cing.  fulirten  fremden  Fabrikate)  |^^e<^enObergesteUt  Aach  dies  Project  wnrde 
jedoch  in  der  Plenarversammlung  selbst  fallen  irelassen. 

Die  Finanznoth  blieb  indessen  besteben  und  das  Zollprojcct  kehrte  wieder.  Thiers 
und  die  Kammer  reistandoi  sich  schliesslich  zu  einem  Compromiss :  das  Ges.  r.  26.  Juli 
1S72  führte  einen  538  Artikel  umfassenden  neuen  Zolltarif  fiir  Ivohstoffe  und 
für  „Compensationstaxen"  auf  Fabrikate  ein,  stellt«;  einen  Tarif  für  Küek- 
zöUo  bei  Fabrikatenausfuhr  auf,  welcher  sich  aber  in  Betreli  dar  Textilindustrie  auf 
BanmwoUwaaren  beschitnkte,  ermftchtigte  den  PrS^enten,  ftlr  jede  im  Gesetz  ge* 
nannte  Waare  das  Datum  der  Anwendung  des  neuen  Tarifs  zu  bestimmen  —  was  für 
eine  Anzahl  meist  linanziell  untergeordneter  Waaren  durch  Docr.  v.  ib.  Aug.  1^72 
geschah  — ,  verfügte  aber  ausdrticklich,  dass  „keine  Abgabe  auf  die  für  die  biduslrio 
erforderlichen  Kohstoffo  erhoben  werden  dürfe,  bevor  die  entsprcehenden  Compen- 
<(ationsabgaben  auf  di*^  ans  den  trleiehcn  Stolfen  hergestellten  fremden  Fabrikate  in 
Kraft  getreten  sein  wurden"  (Art.  7  d.  Ges.  v.  2Ü.  Juli  IS72), 

Damit  war  das  neue  Zollsrcsetz  im  Wesentlichen  zu  einem  todtcn  Ruchstaben 
gemacht,  weil  Dan  zaror  die  ^  erhandlungcn  mit  «Im  Vertra<rsstuaten  stattlinden  aad 
F.rfolg  haben  mussten .  welcher  jedofh  au:5i)li<  lj.  Man  hatte  den  Eitra.:-  difSfr  neuen 
Zölle  aof  U3,!347,UUU  Frcs.  veranschlagt,  wovon  42,254,UÜÜ  Frcs.  der  Annahme  nach 
sofort,  18,491,000  Frcs.  nach  Ablaaf  der  VertrSge  mit  England  und  Belgien, 
S3,162,000  Fri's.  nach  Ablauf  der  ilbrisrcn  Vertr.ijre  oder  nach  dem  (reliniren  ent- 
sprechender neuer  Vertrage  llussig  zu  maciien  gewesen  wären.  (Mattliieu - Hodet  I, 
140.)  Allein  diese  Annahmen  waren  viel  zu  optimistisch  und  beruhten  auf  iler  un- 
zotretfendcn  Yoraoasetzong,  dass  man  sich  Ii  i  <l<  r  Auwendung  der  neuen  Tarife  über 
mancherlei  zwar  nicht  rechtlich  zwintrende ,  aljer  tliatsächlicb  vnrermeidliche  KUck- 
sichten  wurde  hinwegsi^tz-n  können  (virl.  Ame  II.  21».")  IL). 

Verhandlungen  m\t  England  über  die  Aliamlciung  einiger  Puncto  des  iianiiel>- 
rertrags  waren  seit  IST!  geführt  worden,  hatten  al)er  kein  genügendes  Ergebniss  ge- 
habt, obwolil  man  frrui/.isisrli.  rseits  aus(lrtl<  klicli  lictonte,  das-  e-;  -i  h  nur  um  die 
(iewinnuug  freierer  Hand  in  Betreif  der  fiuanziellen  Seite  der  Zolle,  nicht  um 
eine  Rtlclntehr  znm  Schntzzoll  handle.  Durch  den  gleichzeitigen  Versach,  wieder  zu 
Plagge nzu schlagen  zu  kommen  (s.  u.),  waren  solche  Verhandlungen  freilich  noch 
erschwert  worden.  Auch  die  Ermächtigung  der  Reiri'TUUfr  dureli  ein  besonderes  Ge- 
setz, zur  Kündigung  der  llandeläverträge  mit  Grossbritaunicn  und  Belgien  zu  schreiten, 
weil  nan  „ohne  za  dem  Ökonomischen  Kegime  von  1860  zurückzukehren,  in  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Landes  die  ZnlUarife  revidiren"  müsse  (Ges.  v.  2  F<«ltr.  1^72).  und 
die  darauf  wirklich  erfolgte  Kündigung  dieser  Vertrüge  (15.  und  Ib.  ^lärz  lb72) 
fthrtcn  nicht  zam  Ziele.  Nea  abgeschlossene  VertrSgo  befriedigten  nicht  Die  theil- 
weise  Anwendung  der  RohstoffzOlle  nach  dem  Decr.  v.  IS.  Aug.  1872  fand  bei  d-  n 
IntlustriL-llen  \i>l  »Opposition  und  unterlag  selbst  dem  Vorwurf  d<«r  Ungesetzlielik'  it. 
weil  sie  im  Widerspruch  mit  dem  obengen.  Art.  7  des  Ges.  v.  1>72  stünde.  Der  Zull- 
A.  W»gner,  Finaiuwiiiaoiuehafl.  III.  53 
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erlrag  des  leztereii  wurde  so  aof  1.8  Mill.  Fr«  s.  Ixm  lirünkt.  Dies  geringfügige  fioMi* 
zielle  Resultat  und  di<'  l  »>b»^r/(!U{fung^  von  der  Uinltirc  lif  iluliarkfit  des  Gc3<r(/.e>  fiibrten 
daoo,  nach  Thitirs'  dolinitiveu  Sturze,  zur  einfachen  Aufhebung  des  ganzen  üesetze^ 
(Ges.  T.  25.  Joli  1S7S). 

§.  320.  c)  Schift  ruhrtsgesetzgebuiig  und  Quai-Ab- 
gabe. Die  hier  getroffenen  Massre-^cln  batten  eine  ausgeprägtere 
protection istisebe  Tendenz  als  die  soeben  besiiroebeueo, 
besonders  zu  Gansten  des  inländiscben  Schiffbaues  und  der  Iran- 
zOsiBcben  Flagge,  in  scharfer  Keaction  gegen  das  liberale  Gesetz 
Uber  4ie  Handelsmarine  von  1866  (S.  815). 

Das  Gesetz  y.  30.  Jan.  1872  führte  wieder  ZoUznscbläge 
fttr  Waaren  ein,  welche  unter  fremder  Flagge  (ausser  ans  den 

französiscben  Colonieen)  iniportirt  werden,  machte  den  Zoll- 
zuscblag  für  aussereuropäiscbc  Waaren  bei  der  Kinl'ubr  aus 
cu  ropii  is  (•  bcn  Z  w  i  s  c  bc  n  b  U  fen  (Entrcpots)  allgemein,  er- 
bülitc  im  Interesse  des  beimiscben  ScbitVbaues  die  Zölle  bei  der 
Kinfiilirnng,  bez.  Franzisirung  fremder  Seesebiffc  gegen  den  Salz 
des  Gesetzes  von  18(56  sebr  bedeutend  und  crriebtele  wieder  ein 
allgemeines  Tonuengeld,  „fUr  die  Kosten  des  Quais"  — 
daher  „Quai- Abgabe**  genannt  —  für  ScbitVe  Jeder  Flagge, 
auch  der  französischen,  welche  aus  dem  Ausland  oder  aus  fran- 
zösischen Besitzungen  nnd  Colonieen  in  französischen  Hftfen  an- 
langen. 

Die  FUgpenzusclilftgr«  ▼•Ten  Pür  100  KU.  bei  Einfahren  ins  Eoropn  nnd 

Mittclinccrirobiet  .  von  Aussereiiropa  dicriscit  Cap  Horn  und  Cap  dor  piiten  Hofl- 
nung  l'/s«  vou  jeuaeit  dieser  Caps  2  i-D  s.  ]>.  Tounef  soiiteu  aläo  besonders  die  ,4äiige" 
Fahrt  unter  französischer  Flaffpe  begünstigen.  Bloüs  Gnano  war  ron  diesen  Zuschlägen 
frei.  Der  neue  ZoscUlag  für  Einfuhren  aus  Kiitrepüts  war  3  l'rcs. ,  ahgesehcn 
von  den  Füllen,  wo  schon  höhere  derartii^e  Zuachlmo  bestanden.  Ikiderlei  Zuschläge 
galten  auch  für  diu  Kiufuhr  in  Algier.  Der  Zoll  für  die  1- ranziäir  uug  frem- 
der Seeecbiffe  (ausser  der  eigenttichen  Abgabe,  s.  a.  §.  327),  nach  dem  Conren- 
tionaltarif  mit  ( )i  st.  iT<M(  h  mir  2  Kri  s.  p.  Tonne,  wurde  jetzt  auf  40,  50  und  CO  Kn\s. 
p.  Tonne  fUr  auägeruätcto  SegelschiUu  erhöht,  je  uachdeu  sie  aus  Uoiz,  aus  Holz  und 
Eisen,  oder  ganz  aits  Eisen,  weza  bei  DampfitehifTen  noch  der  Zoll  fbr  die  Maschine 
kam.  Der  Zoll  für  Schifiskörper  war  MO.  40  und  50  Frcs.  Zugloich  wurde  die  im 
(Jes.  V.  in,  Mai  IbüG  «jewahrte  Zollfreiheit  für  SchiHbatiuiatorialicn  li-'aeitigt.  Die 
„(^  uai-A  bgabe"  endlich  wurde  auf  ^J^l^rc.  p.  Tonne  des  Gehalts  für  AnkUnfte  aus 
Europa  und  Mittelmeerbeclien,  auf  1  Prc  Air  andere  Ankttnfle  gestellt 

Die  letztere  Massregel  war  lediglicb  finanzieller  Art 
und  konnte,  da  sie  ancb  die  französiscbe  Flagge  traf,  unbeschadet 
der  aus  den  llandel.svei  trägen  bervorgebenden  Verptlicbtungen 
Solort  ernstlicb  durcbgelUbrt  werden.  Sie  entsprach  einem  aus- 
drücklichen Vorbehalt  in  diesen  Verträgen  (britischer  Vertrag  von 
18(50,  Art.  10,  0.  S.  812).  Der  wichtigste  protectionistische  Punct, 
die  Auflegang  von  Flaggenznschlägen  bei  der  Einfahr,  liess 
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sieh  (laire^cn  niclit  durchführen.  Denn  hier  hiiulerte  der  N'ertra^ 
Voll!  11.  Dce.  LS(*>»)  mit  () e s t e  r r  e  i c  Ii ,  dessen  liestimiiimigen  den 
anderen  Vertragssta.iten  nacli  der  Meist be^iinsti^un^silausel  zu 
Gute  kamen,  und  Oesterreich  weigerte  sieh,  auf  diese  Keehte  zu 
verziehteu  (S.  S13).  Aueh  die  höhereu  Zölle  tUr  die  Franzisiruug 
Iremder  bchitle  standen  mit  dem  östcrrciehisehen  Vertrage  in 
Widersprach.  So  war  man  genötbigt,  auf  die  Durchlührung  dieser 
Pancte,  wenigstens  bis  auf  Weiteres,  zu  verzichten,  und  hob  speciell 
durch  das  Gesetz  v.  28.  JoH  1873  die  Flaggen  zu  seh  läge  all- 
gemein wieder  aaf,  zu  derselben  Zeit,  als  das  Gesetz  tiber  die 
Rohstoffzölle  wieder  hatte  zarttckgenommen  werden  nittssen.  Es 
verblieben  nur  die  neuen  ZoUznschlttge  für  die  Einfuhren  ausser- 
enropUiseher  Waaren  ans  europftisehen  Hilfen  und  die  Quai- 
.\bgabc,  welche  letztere  einige  finanzielle  Bedeutung,  7'/,,  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  gewann. 

Das  spätere  Gesetz  Uber  die  Handelsmarine  v.  2\K  Jan. 
kam  aueh  auf  die  Flangeuzuschliige  und  auf  die  höheren  Zidle  für 
die  Franzisirung  fremder  SehifTe  nicht  zurUek.  Aber  es  suchte 
Schiffbau  und  Khederei  auf  directe  Weise  zu  begünstigen.  Es 
gewährte  ncmlich  an  Stelle  der  Zollfreihcit  für  Sehiffbaumaterinlieni 
unter  dem  Titel  einer  „Ausgleichung  der  BelastangeUi  welche  der 
Zolltarif  den  Erbauern  von  Seeschiffen  auferlege'',  erhebliche 
Schiffbau -Prämien  nnd  ausserdem  französischen  Segel-  und 
Dampfschiffen  „in  hinger  Fahrf'  unter  dem  Titel  einer  „Aus- 
gleichung der  Belastungen,  welche  der  Handelsmarine  dnreb  die 
Kecrntirnng  and  den  Dienst  in  der  Kriegsmarine  aufgelegt  seien*' 
zunächst  für  10  Jahre  jäh rli che  Scbifffahrtsprämien.  Die 
allgemeinen  und  speciellen  Zull zuschlage  lur  die  „iudirecte" 
Einfuhr  aussereuropäischer  Waaren  aus  europäischen  „Entrepöts" 
behielt  das  Zollsystem  von  18S1  bei  und  regelte  ilirc  Sätze  von 
Neuem,  den  allgemeinen  Satz  etwas  eiliöhcnd,  die  speciellen  Sätze 
tbciis  erhöhend,  theils  erntässigcnd,  mehrfach  nur  mittelst  Abrunduug 
der  Beträge.  Ausserdem  ist  auch  eine  Reihe  von  europäischen 
Waaren  bei  indireeter  Einfuhr,  d.  h.  nicht  aus  dem  Productions- 
lande  unmittelbar,  ZoHzuschlägen  unterworfen. 

Die  Scliiffbauprämien  sind  für  den  ßnitto^a'li  Ii  i  Schiffen  aus  Eisen  and 
Stahl  <J0,  aus  Mo!/  I)is  zur  (ir  >sf  von  200  Tonnen  li>.  !• 'i  grösseren  Srhilfcn  20,  bei 
««gemiscbtoii"  Schiiten  (au^  Kiscn  und  Holzj  40  1'  res  p.  Tonne,  für  die  Schilisuaschinen 
nnd  zugehörige  AppAfate  ausserdem  12  Frcs.  p.  100  KU.  (Ges.  r.  1881,  An.  4).  Die 

Schifffahrtsprämien  betrni:- u  bei  Scliiff' n  französischen  Baues  im  eisten  Jalire  für 
jede  Nettotonne  und  je  loiio  «liii>  lil.mri  iie  .Mi  llen  1'/.,  Frcs.  un<i  nehmen  jalirli- h  iitn 
0.075  Frc.  bei  höLcenicn  und  genii>*  hten,  uuk  ()  O.'i  I  re.  bei  eiMTncu  Schultet  ub. 

5»* 


uiyui^cu  Ly  Google 


824      6.B.  2.  K.  Stsaandii  1.H.-A.  2.  A.  Frankieicli.  §.320,  821. 

Rci  Schiflun  fremden  P.  tiics  unter  fnuixOfischor  Flagge  ist  die  Primie  halb  so  hoch. 
Bei  Dampfsoliifl':!! ,  weKhe  nach  vorher  von  der  Marineverwaltiinir  iroltilligtcii  Planen 
gebaut  sind,  erhübt  sie  »ich  um  157o  ^Gos.  v.  i^bl,  Art  9).  Auägeaoiuaicu  von  dieser 
Primie  sind  die  fOr  kleine  und  grasee  Fischerei  IxMtinimten  SeUlTe  nnd  Schiffe  ron 
sabyention.  Linien  sowie  filr  Vorgniigungszwccke  Schille,  welche  Schifffahrtsprärnien 
geuiesseD,  müssen  die  Postcorrespoudeuz  unentgeltlich  befördern,  auch  kOnneu  sie  (bez. 

HandelsscbifleV)  im  Kriege  reqnirirt  Verden  (Art.  10,  9).  Siehe  aach  Decr.  t. 
17.  Ang.  1881.  Stotistisches  Uber  diese  Prämien  im  Ball.  XV,  180.  Bis  Ende  IbSS 
hefnigen  die  !i<|iiidirtt'ii  Schiirt)aui>r;imien  16,6'.16,0Ü0  Frcs. 

Die  Tarife  fUr  die  Zuschlagzölic  bei  indirectc-r  Einfuhr  bilden  die  Tab.  C 
u.  D  des  Zollgesetzes  von  1881.  Eine  bedeutendere  Höhe  haben  diese  Zuschläge  bes. 
bei  aussercuroiiiiischen  CcdonltlirMren  aus  europäischen  II  äff  n  (S.  819),  doch  auch, 
z.  Th.  in  Kolffo  Erlnihunir  L'-'^on  früher,  im  Tarif  v.  ISSl  ,  )»'\  i-iniffen  andern.  B. 
Seidengeweben,  chin.  und  japan.  Porcellan,  Bronzen,  Mubehi.  Specieil  sind  hier 
37  anssereoropisehe  Waaren  genMiit,  woron  fflnf  zaschlagfirei.  Der  allgemeine  Zu- 
schlag f'lr  ..allr-  alliieren"  solcher  Waaren  ist  'H'i)  Frcs  p.  100  Kil.,  früher  war  er 
3.12;  im  Conveotionaltarif  liabcu  einige  davou  miutöigcru  i>ätze.  Der  Tarif  D  für  die 
indirecte  Eioftihr  eoropSlscher  Waaien  amfosst  26  Pesten,  wovon  zwei  frei;  meist  ge- 
wisse Bohstoifc.  Der  Zuschlag  ist  zwischen  %  und  5  Frcs.,  meist  2 — 3  Frcs.  f.  100 
Kil.  Di'-  übrigen  nicht  genannten  Waaren  europäisch«'!!  I  rsproncrs  unterliegen  keinem 
solchen  Zuschlag.  In  der  Hegel  gilt  für  aussereurupuisclie  und  für  europäische  Waaren 
dieser  Zuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarif  ehense  gegenllber 
den  Vertragsstaaten .  da  die  Handelsverträge  meist  nichts  Anderes  oder  Ungünstijreres 
bestimmt  Italien.  (S.  die  Noten  im  Bull.  IX,  p.  51(> — 5Jb  zu  den  Tabellen  G  u.  D 
des  Tuüb  r.  1881.) 

Durch  ein  (Jes.  v.  2.  Ajir.  l^S'J  ist  die  Schi flTahrt  zwischen  Frankreich  o. 
Algier  wieder  ausschliesslich  der  französischen  Flagge  vorbehalten  worden. 

d)  Ansfahrzoll-Project  Statistische  Abgabe.  In 
Verfolgung  ihrer  handels-  und  zoUpolitiscben  Gesicbtspnncte  nnd 
Ziele  bat  die  Thiers'acbe  Regiernog  unmittelbar  nach  dem  Kriege 
auch  daran  gedacht,  durch  Ausfuhrzölle  wieder  grössere 
Summen  für  den  Staatsschatz  flüssig  zu  machen,  auch  bierin  gegen 
die  Politik  des  kaiserlichen  Regiments  reagirend.  Man  dachte  an 
einen  Krtrag  von  15  Mill.  Frcs.  aus  einem  kleincti  allgcnieiucii 
Anst'uhrzoll  (1**/,,  vom  Werth)  und  aus  liöheren  Ausfuhrzöllen  fllr 
einige  französische  .Stapelartikel,  besonders  Weine  und  Brannt- 
weine. „Die  ersteren  würden  leicht  vom  Handel  mitgetragen,  die 
letzteren  vermeintlich  auf  den  fremden  Hcziohcr  oder  Consunienten 
Überwälzt  werden  können.*'  Indessen  war  dies  bei  der  Natur  der 
französischen  Waaren  und  bei  der  Concurrenz  mit  anderen  Pro- 
ductionsländern  doch  zweifelhait.  Jedenfalls  opponirten  die  l'ran- 
ztfsischen  ExportinteresBenten,  das  Project  tiel  (1871).  So  verblieb 
es  bei  dem  bestehenden  System,  das  die  Ausfuhr  zollfrei  liess,  von 
Papierfabrikationsmaterialien  (Lumpen  u.  dgl.)  abgesehen  (S.  816). 
Im  Zolltarif  von  1881  sind  dann  auch  diese  letzten  Ausfuhrzölle 
fortgefallen. 

Das  Projert  ron  1871  wollte  Wein  im  Fass  mit  1  Prc  p.  Hectoliter,  in  Flaschen 

mit  C-  nt.  I»  Flasrln'.  Champagner  mit  20  Ci  fif.  I>e]egen.  Branntwein  mit  2  Frc*. 
p.  Uect.  im  Fass,  20  Cent.  p.  Flasche,  Likure  2ö  Cent.  p.  Flasche,  auaserdem  Eier 
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TaTelfruclite,  üelkucheii,  Hun«ic  äUiiker  Uav«.  Alle  anderen  iiicht  bcnaunten  Waareii, 
die  keinen  RQdnEol]  genossen,  i  7o  vom  Wertli  (nach  dem  Werth  in  der  Handelsstati- 
stik, vorbehaltlich  der  Umwandlung  in  specifischc  Sätze  durch  Decrelc\  (S.  Amt'.  II, 
■2G6,  Amaijat  \>.  373  11,  Mathieii-Hodot  I,  35).  — „Hiiiitic  starker  Ka(;c.  bei  Aus- 
fuhr Uber  die  Landgrenze''  hatten  äcbou  bisher  einen  Aubluhrzoli  (zuletzt  t>.25  Frcö. 
p.  Stock  im  allgemeinen«  6  Frcs.  im  Cen?.-Tarif)  entrichtet.  Im  Tkrif  ron  1881  ist 
an  Stelle  dieses  Ausfuhrzolls  das  Au sl'u  Ii  r  v  e rbo  t  getreten  (Zusammenhang  ;ni' h  mit 
zolitechuiächen  Momenten,  da  solche  Hunde  gern  /am  Schmuggel  benutzt  verdcnj. 
Dies  Verbot  ist  in  normalen  Zeiten  jetzt  ausser  dem  bcstchengebliebcncn  der  Ausfuhr 
von  Nachdrucken  das  einzige  noch  geltende  des  franzi»sischen  Zollrechts.  —  Der  Er- 
trag I.  r  AusftthrzOlle.  war  zwischen  1870—80  226  —  517,000,  meint  250—400.000 
Frei»,  jahrlich. 

Als  eine  Art  Ersatz  des  fallengelassenen  l'iojccts  des  Ausfuhr- 
zolls wurde  dagegen,  ausschliesslich  aus  finanzpolitischen 
Erwligungen,  unter  der  Motivirung  einer  „Deckung  der  Kosten  der 
Uandelsstatistik'^  eine  eigene  kleine  statistisehe  Abgabe 
(droit  de  statistiqne  oommereiale)  anfalle  ein-  nnd  ansgefttbrten 
Waaren  gelegt  (Gesetz  y.  22.  Jan.  1872,  Art.  3).  Der  weitere, 
ttbrigeos  anfeehtbare  €redanke,  dass  gerade  die  Kanf lente  an  dieser 
Handelsstatistik  ein  besonderes  Interesse  hätten,  spielte  dabei  mit. 
Richtiger  ist  die  Begründung  einer  solchen  Abgabe  mit  dem  Interesse 
der  Handelsstati.stik  selbst,  da  die  Pflicht  der  Abgabezahlun^'  als 
solche  zur  IjCsehatVung  besseren  Urmaterials  mit  die  Handhabe 
gicbt.  Die  Abp^abc  bringt  immerhin  Mill.  Frcs.  ein  und  somit 
wohl  siihcr  niclir  als  die  Kosten  jener  Statistik  betragen. 

Der  Sat/  ist  1<>  Cent,  fiir  jed<s  selbjiländigc  Stück  (in  Colli,  Fass ,  Kisfc,  Sai  k, 
andrer  /.uaaututentfuiäendur  Verpackung)  oder  10  Cent,  für  lüÜO  Kil.  oder  für  1  Cubik- 
melor  der  entsprechenden  Massenwaareo,  auch  10  Gent  p.  Stück  Vieh,  ohne  Zaschlag- 
rentimen.  einerlei  \v<'lcli<  s  die  IIt<rkiiiift  od<  r  Bestimmunj?.  Die  Abgabe  traf  also  .iiich 
den  Verkehr  mit  den  Vertragsätaaten  und  hat  sich  hier  darchsetzon  lassen,  obwohl 
prin«  i}iiell  ein  Widersprach  möit^lich  war,  der  bei  der  Kleinheit  der  Abgabe  aber  in 
dt-n  nl<•i^ten  lallen  kein  erlu  l)li.  |u;s  practisches  lutercsso  hatte.  Der  Ertrag  war  schon 
1S72  5.(]7  Mill.  1  rrs.  und  äüeg  dann  allm&lig,  ÜMt  anontctbrocheu ,  bis  aaf  6.80  in 
ibb'i,  Ü.72  Mill.  in  lSs7. 

§.321.  e)  Der  Zolltarif  von  1881  und  nene  Handels- 
verträge. Nach  dem  misslongenen  Zollreform-Vcrsueh  von  1872 
verblieb  es  im  ersten  Jahrzehnt  naeh  dem  Kriege  im  Wesentliehen 
bei  den  früheren  allgemeinen  nnd  bei  den  Gonventionaltarifen,  von 
der  Erhöhung  der  FtnanzzDlle  (§.  319)  und  der  nenen  allgemeinen 
Zollerhi^hung  von  4%  durch  Gesetz  v.  30.  Deo.  1373  abgesehen, 
welche  letztere  aber  auf  die  in  den  Vertragstarifen  aufgezählten 
Waaren  nicht  anwendbar  war.  Mittlerweile  liefen  die  bestehenden 
Ilandclsveilrä^e  ab  oder  konnten  ^^oklindigt  werden,  so  dass  von 
Anfang  1871.1  an  IVeic  Hand  für  den  Abscbluss  neuer  Verträge  und 
für  grössere  und  practiscb  allgemein  durchführbare  Tarit'ret'ormeu 
erlangt  wurde. 
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Man  benntztc  diese  Zeit  fiör  die  Vorbcreitnng  eines  umfassenden 

neuen  Zolltarifsystenis,  auch  mittelst  einer  neuen  Enquete  tiber  die 
wirthsihaltliehen  Bedingunj^en  und  (xiundlagcn  des  Tarifs.  Im 
Uesctz  V.  7.  Mai  18b  1  wurde  daran!  ein  neuer  allgemeiner 
Zolltarif  für  Ein-  und  Ausfuhr  (Tal)clle  A  und  IV)  gep:cl)en, 
welchem  in  besonderen  T;i bellen' (C  und  D)  die  bereits  besprochenen 
Züsch! agzülie  bei  der  indirecten  Einfuhr  ausscreuropäiseber 
und  enropäischer  Artikel  und  in  einer  weiteren  Tabelle  (E)  die 
Zölle  und  Zollbefreiungen  von  Erzeugnissen  franz()sisolicr  Colonieen 
und  Besitzungen  bei  der  £infahr  in  Frankreich  beigeiUgt  worden. 

Inzwischen  worden  die  abgelaufenen  Handelsvertri&ge  auf  kurze 
Fristen  mehrmals  verlängert  nnd  Vorbereitnugeu  ftlr  den  Abscblius 
neuer  Handelsverträge  mit  den  meisten  bisherigen  Vertragsstaaten 

getroffen.  Daraus  gingen  in  den  Jahren  1881—82  nene  Handels- 
verträge mit  Jielgien,  Italien,  Portugal,  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  der  Schweiz  (S.  788)  hervor,  in 
denen  Tarifsti  pulationen  enthalten  waren.  Aus  der  Ver- 
einigung der  letzteren  bildete  sich  ein  neuer  ('onvention  al- 
tarif,  welcher  ausser  für  die  genannten  dann  auch  für  andere 
Staaten  nach  der  Meislbcgtinstignngselauscl  in  Kraft  trat,  nenilich 
durch  einen  neuen  liandelsvcrtrag  nut  blosser  MeistbegUnstigungs- 
clanscl  für  Üesterreich-Ungarn  (18.  Febr.  1884)  und  Gross- 
britannien (28.  Febr.  1882),  ferner  für  das  Deutsche  Reich 
auf  Grund  des  Frankfurter  Friedensvertrags  (S.  787).  Ausserdem 
galt  dieser  Conventionaltarif  nach  älteren  Verträgen  für  die  Übrigen 
europäischen  Staaten,  d.  h.  ftlr  alle  ausser  Dänemark, 
Griechenland  und  die  Niederlande.  Die  letzteren  haben 
später  aber  noch  einen  eigenen  Handelsvertrag  mit  einem  Special- 
tarif ftlr  wenige  Waaren  mit  Frankreich,  im  Uebrigen  auf  der  Basis 
der  Behandlnng  nach  dem  Pusse  der  meistbegünstigten  Nation,  ab- 
geschlossen (19.  Apr.  1884).  Mit  anssereuropäiscben  Staaten 
hat  Frankreich  keine  Tarifverträge. 

In  tlor  ilcutsclii'ii  aintlichi'ii  Ausirabe  der  ZolltarilV  i Supiil.-Rand  zum  DoutM  lnn 
llaiiilclüarch.  isst)  sind  bei  den  eiiizoincn  l'üsitioneu  in  dum  französischen  Vcrlrags- 
tarif  die  einzelnen  VertragsstaatcD  genannt,  denen  die  „Tarifcoucesäion'*  vertngs- 
mSssig  i^eniaeht  iht.  —  ein  für  DeutM^liland  wielitifjer  I'iinct  S.  7*»7)  Die  nenen 
Handelsverträge  u.  A.  auch  in  der  Fortsetzung  von  Marteuä'  iiccueU  de  traitc»,  par 
J.  Hopf,  bea.  Sirie  II,  toI.  8  o.  9. 

So  wurde  im  Ganzen  j)rinci  |)i  eil  an  dem  ,,napole()ni55eheu 
System  der  ll;mdcls\ ort!;i«;e''  auch  sj)iitcr  niciit  viel  geändert.  Der 
nene  allgemeine  Tarif  gilt  wie  der  alte  lUr  den  ilaudelsverkehr 
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mit  Staaten,  mit  denen  keine  Vertrüge  bestehen,  bczw.  für  die  Ein- 
fahr von  Erzeugnis-seu  dieser  Länder,  sodann  für  die  im  Conven- 
tionaltarif  nicht  vorkommenden  Waarcn.  Practiscli  ist  der 
Unterschied  von  früher  indessen  etwas  grltsscr,  al)er  auch  nicht 
et)en  sehr  bcdeatend,  was  für  die  Bewährung  des  Vertragssystems 
spricht. 

I>er  neue  Conventionaltarif  uiiif.is-^t  iiirlit  m>  viele  Waan-ii  als  drr  alt»«,  so  dass 
der  allgemeine  Tahf  wiudcr  zu  wcitcrur  Aiiwcudutig  gelaugt,  aucb  gegenüber  den 
VertnfS-  und  den  ihnen  gleichgestellten  Staaten.   Indessen  sind  mehrnch  da,  wo 

besondere  VertragszöUe  fortfielen,  die  Sätze  des  alltreineiiien  Tarifs  auf  «iie  des  früheren 
CoDventiooaltanfü  herabgesetzt.  Bisweilen  hal>en  auch  linan/.iellc  Rueksichten  die  Nicbt- 
mafnahmc  roa  früheren  Cunveutionaltarif[>osten  iu  den  neuen  GonvenÜonaltarif  ver- 
anlasst 

Im  Ganzen  ist  in  dem  neuen  Tarifsystem  das  Finanz- 
interease  an  höheren  Zöllen  in  geeigneten  FSllen  mehr  berück- 
sichtigt worden,  so  im  allgemeinen  Tarif,   besonders  bei  den 

Col<tniahvaarcii ,  wo  die  Erhüluingen  des  .1.  1871  im  Wesentlichen 
verblieben  sind  (8.  H21),  aber  auch  sonst  niphrlach  iu  diesem  Tarif 
und  mitunter  auch  im  (Konventionaltarif. 

S.  die  VttrKleicliun'4^  der  einzelnen  Sätze  der  alten  und  neuen  allgeuieinen  und 
Conrcntionaltarife  in  Hnll.  L\,  lölHl.  und  XI,  50;t  (V.  Beispiele:  die  neuen  wieder 
etvas  höheren  Vieh-  und  Fleis<  lizullc  (s  §.  322\  weleli.:  j.  t/.t  auch  fur  die  Veiirags- 
-.tii.-iten  sre.lten.  (][<•  'An\\'-  auf  Eier,  liuttcr;  die  KrliAhtm^  drs  Brannlw«  in/olls  im 
Couvcutiünaltarit  durch  üleichätellung  mit  dem  doppelt  ao  hohe»  Satze  im  aligeuciJieu 
Tarif.  Der  finanzleli  vicbtige  Steinkohlenzoll  ist  im  allgemeinen  Tarif  anf  den 
Satz  des  Conrentionallarifs  (12  Gent  p.  1000  KiL)  nducirt 

In  handelspolitischer  Hinaicht  ist  der  neue  allgemeine 

Tarif  gegen  den  früheren  ziemlich  durchweg  zu  einem  rationellen 

S  c  h  u  tz  z  0  Ii  t  a  r  i  f  o  h  n  e  P  r  o  hl  l)  1 1  i  0  n  e  n  und  mit  massigeren, 
wenn  auch  nicht  niedri^^en  Zollsätzen  umgebildet  worden. 

Bei  den  Zöllen  auf  Halbfabrikate  und  Fal»rikatc  ireschah  das  gcwöhnli<li 
iu  der  Wellie,  das.s  die  Sätze  de»  alten  GunvoQtioaaltarifs  mit  geringen  Yeränderungeu  in 
dm  neuen  allgemeinen  Tarif  ttbergingen.  Das  Tarifijystem  der  napoleoniseben  Yer* 
träge  hat  auch  dadurch  eine  bcmcrkenswerthe  Anerkennunir  u'cfunden.  Die  Kohstoffc 
«ind  zollfrei  geblieben,  Stotfe  in  den  ersten  Yerarbeitang;>ätufea  es  mehrfach  genrordeu 
oder  mit  mSssigen  Zollen  belogt.  Die  —  besonders  Mi  BavmwolN  und  WoUganien 
nnd  Geweben,  einigen  M  '  tllwaaren,  chemischen  Produ  tu  u.  a.  m.  —  noch  ferblie- 
ixrnen,  w^miu  auc  h  durch  den  Conventionalfarif  gegenüber  den  meisten  Industriestaaten 
grösstentheils  unpractisch  gewordenen  Kin  fuhr  verböte  des  alten  allgeiucincn  laiils 
sind  jetzt  auch  im  allgemeinen  Tarif  fast  durchaus  beseitigt  und  dnrch  specifische 
T''infiihr/.''''Ilt'  ei-s.-tzt,  hie  und  da  ist  die  Kinfnhr  selbst  /ollfr-  i  geworden  (Beispiele  in 
der  Kategorie  der  chemütchcu  Producte).  Einfuhrverbote  beätchen  fQr  gewöhüllcb  nur 
noch  für  die  Monopolartikel,  fOr  Spielkarton,  Kriegswaffen  und  gewisse  ClesehoSRo, 
Kupfermünzen  ausser  Coun^.  An  die  Stelle  von  Werth  Zöllen,  wo  sie  hie  und 
im  allgemeinen  Tarif  noch  vorkamen«  z.  B.  bei  Möbeln  imd  Uolzwaaren,  sind  spe- 
cifische getreten. 

Man  kann  diese  Aenderangen  alle  nur  als  zweckmässige  und 
richtige  bezeichnen,  wenn  man  sich  einmal  auf  den  auch  der  neuen 
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Tarif  bildoDg  za  Grande  liegenden  principiellen  handelspotitischen 
Gesicbtspunct  „gem&wigten  Scbatazolls''  stellt  Auch  das  Finanz- 
interesse  möchte  im  Ganzen  dabei  gut  gefahren  sein,  jedenfalls 
besser  als  bei  dem  früheren  allgemeinen  Tarif,  wennsebon  vom 

finanziellen  Standpunct  aus  eine  weitere  Ermässigung  der  vielfach 
immer  noch,  bc«omlcis  bei  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate,  recht 
hohen  SchutzzüUe  auch  des  neuen  allgemeiueu  Tarils  zu  wünschen 
gewesen  wäre. 

Ein  sehr  umfassendes  und  ins  8pecielle  gebendes,  zahlreiche 
Zollposten  und  einzelne  Positionen  enthaltendes  Actcnstlick  ist 
freilich  auch  der  neue  allgemeine  Tarif  geblieben.  Er  zählt  bei 
der  Einfuhr  immer  noch  579  Nnmmern,  daranter  allerdings  zahl- 
reiche Artikel  als  ,yZollfrei"  mit  gerechnet,  aber  anderseits  bei 
vielen  Nummern  mit  mehreren,  besonders  bei  Gespinnsten  und  Ge- 
weben mit  sehr  vielen  Positionen.  Der  Unterschied  mit  dem 
heutigen  britischen  Tarif  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  ausserordentlich 
gross  geblieben. 

Die  angcmeia  wcitgchcudu  (^uaiitäbspeGlalkirang  dor  spccitittcben  Zölle  den  alten 
GonrentioDaltMifii  bei  Gespininteii  «nd  C2ew«ben  ist  in  den  neuen  aUgemeinon  Tarif 

llbürpffjangen.  Milirfi^cli  sind  dabei  die  8&tzc  des  Coiivciitionaltarifs  ein  wenig  rnn- 
pfumlort,  öfters  etwas  erhöht  worden,  n;»inentli«]i  den  reinsten  (Jualitiiten.  Dies 
etibpricht  aber  dem  leitenden  Geätcht^punct  dc^  irauzOsiächeu  Tarifsystouis.  Schwiohg- 
koitcn  bei  der  pnctiflehen  Anvendang  eines  eolclien  Tarife  im  SSolldienst  sind  dabei 
freilich  oarermeldllicb. 

Der  nene  Ton vonti onaltarif  nntcrscheidct  sich  von  dem 
alten  ('onventionaltaril"  und  folglich  auch  von  dem  neuen  nllgeuicincn 
Tarif  viel  weniger  als  letzterer  von  dem  alten  allgemeinen,  besonders 
in  Bctieli'  der  Höhe  der  Sätze. 

Bei  den  vorin-inlich  in  Betracht  kommenden  ZoIl<  ii  fiir  Halb-  und  (»anz- 
fabrikato,  beäoudurä  in  der  Textilbranchu,  sind  diu  Sätze  dcä  Iriihereu  Tahfa 
meitit  nnverindert  beibehalten  oder  haben  nnr  Ideine  Verindeningen  erfahren,  letzteren 
Fidls  regelmässig  kleine  Ermrissigungcn.  Doch  IVhl  mi  auch  Erhöhungen  im  neuen 
geS^  den  alten  Honventionaltarif  nielit  i^anz,  z.  B.  bei  ;^ewisscn  feineren  Haumwoll- 
geweben  und  Baumwüll^ammct.  itluunter  ist  bulbät  an  Stulle  der  Zolifreiiiuit  im 
früheren  ein  nicht  unbedeutender  Zoll  im  nenen  Conrentionaltarif  getreten,  so  bei 
Farbetoiren  ans  Steinlcohlentheer. 

Das  Wichtigste  war  auch  hier  die  Uni  Wandlung  der  früheren 
noch  mehrfach  verblichenen  Wc rt h /, ö  1 1  c  in  zum  Theil  allerdings 
ziemlich  hohe  .spceifische  Zölle,  welche  jedoch  hinter  den  Sätzen 
des  neuen  allgemeinen  Tarifs  mehrfach  erheblich  zuriickbleibcD, 
mitunter  diesen  aber  auch  nur  gleichstehen. 

T.einwand.  feinere  BaumwoU-.  W  oIItrcwebe .  einige  Ledenraareo.  Möbel  und 
andere  ilolzwaaren,  musikalische  Instnmeute  u.  a.  m. 
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Auf  diese  Weise  herrscht  in  ilciii  neuen  Tarifs} stein,  princi- 
piell  und  rechtlich  betrachtet,  eine  erheblich  grössere 
GleichaiUssigkeit  in  den  Zöllen  für  die  Einfuhr  von  Waaren 
aus  den  begünstigten  und  aus  den  tibrigen  Ländern  als  in  dem 
1860  begründeten.  Daher  ist  das  Interesse,  an  der  Begünstigung 
Tbeil  zu  nehmen,  ein  weniger  starkes  als  frilber  geworden. 
Prac tisch  genommen  hat  sich  dagegen  nicht  so  viel  verändert, 
weil  eben  für  die  £iDfuhr  von  Halb-  und  Ganzfabrikaten  auch 
schon  vordem  fast  nur  die  darch  Handelsverträge  begünstigten 
Länder  bedeutenderer  indnstrieller  Entwicklung  in  Betracht  ge- 
kommen sind.  Berücksichtigt  man  das,  so  ergiebt  sich,  dass  der 
Fortschritt  zu  milssigeren  Schutzzöllen  nach  den  vomemlich  mass- 
gebenden Gonventionaltarifen  bemessen  in  der  Periode  nach 
1881  verglichen  mit  derjenigen  nach  1860  nicht  gerade  bedentend 
war,  aber  dass  doch  ein  Fortschritt  tn  dieser  Richtung,  kein 
Rückschritt  zu  schärferem  Schutzzoll  erfolgt  ist.  Der  grosse 
Fortschritt,  welcher  durch  das  llandclsvertragssvstcni  im  .1.  18()0 
gegen  das  bis  dahin  geltende  Tarifsystem  gemacht  ist,  wurde  also 
erhalten  und  etwas  weiter  geführt,  —  trotz  der  j)oliti.>?clien  Wendung, 
welche  die  Jahre  1870 — 71  brachten.  Indem  der  alte  Conventional- 
tarif  aber  sogar  die  Grundlage  des  neuen  allgemeinen  Ijci  llalb- 
und  Ganzfabrikaten  wurde,  ist  eben  nunmehr  das  Ibüü  inaugurirte 
„liberalere"  bandelspolitische  ISystem  aus  einer,  wenn  auch  weit 
umfassenden  Ausnahme  zur  generellen  Regel  fUr  den  gesummten 
Einfuhrhandel  geworden.  Die  vielfach  so  scharf  angegriffene 
Handelspolitik  Napoleon's  III.  hat  so  in  der  That  eine  bemerkens- 
werthe  Genugthuung  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erfahren. 
Der  Fehler  einer  zu  geringen  Beachtung  der  finanziellen  Inter- 
essen beim  Zollwesen  bat  aber  zugleich  seine,  nicht  schwierige, 
Berichtigung  gefanden. 

Der  Zacker  ist  neaeriich  anter  den  Nonnen  der  aUgemeinen  Zuolerateaer-Gesetz- 

gcbtincr  (§.  267)  gcblicli.  n.  Der  iK-ti«;  ConviMitionaltarif  ;rcw;ihrt  nur  bei  raffinirtom 
und  ihm  gleicbgeätciitcu  roheu  Zucker  uiuo  £rmiiä:>iguiig  (zuuücbst  an  Jklgion)  von 
4V-I  ö-  »Vi  gegen        allgemeineu  Tarif  v.  18SI,  [IS  u.  51  pegcn  5o'/a  u. 

5»l'/i  Frcs.j.  —  Ein  p«Ar  Tarifänderangen  die  Sitt/.it  d'  S  aIl;r.  nieinon  Tariis  r» 

l^si  brachte  für  irenige  Artikel  (o.  a.  Salz)  das  (ies.  t.  5.  Apiil  ibb4,  audi  das  r. 
19.  Apr.  ISS!». 

§.  322.  f)  Neue  agrarische  8chntzzr>  lle.  Von  all- 
gemeinerer haudels-  und  zollpolitischer,  sowie  nach  dem  Erfolg, 
wenngleich  nicht  nach  dem  eigentlichen  Zweck,  auch  von  ÜDan- 
zieller  Bedeutung  ist  dann  seit  dem  Erlass  des  neuen  Tarifs  nur 
die  Kttckl^ehr  zu  höheren  agrarischen  Schutzzöllen  (Ur 
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Getreide  und  Vieh  im  J.  1885  geworden.  Die  Gründe  dafHr  Hegen 
in  (Iciii  bekannten  Pieisdruck ,  welchen  die  wcst-  und  mitteleuro- 
päischen Agrarproducte  diircii  die  vermehrte  C'oucurrenz  ilber- 
seeischer,  namentlich  nordamerikanischer,  indischer  und  osteuro- 
päischer, besonders  russischer  Troducte  in  neuester  Zeit  erlahren 
haben.  Aul"  die  8chwieri«j:c  Frage,  ob  zu  diesem  Hehule  neue  oder 
erhübte  Scbutzzöllc  in  Frankreich  wie  anderswo,  speciell  in  Deutsch- 
land, berechtigt  waren  und  auf  die  ebenfalls  schwierige  Frage 
nach  den  Wirkungen  dieser  Zölle  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Genug,  dass  die  genannten  Zölle  wieder  ein  wichtiger 
nnd  aneh  finanziell  bedentsamer  Theil  des  bestehenden 
französischen  ZoUwesens  geworden  sind.  Beachtenswerth  ist  dabei, 
dass  die  neuen  Getreidezölle  nur  als  höhere  feste  Zölle,  wie 
seit  1861,  nicht  nach  dem  früheren  System  problematischen  WerÜis, 
demjenigen  der  „gleitenden  Scala",  festgesetzt  worden  sind. 

Die  Z>illc  des  all^^crneiiKMi  Tarifs  v.  waren  für  («etreide  fast  dicselhen  w'w 

die  vorher  bostchcndcu,  filr  Vith,  \tcs.  Ochsen,  schon  etwas  erhobt,  aber  doch  noch 
wesentlich  nnr  FinanzzOUe.  Im  alten  und  neuen  ('onventiooaltarif  fast  durchve^  die> 
selben  Sätze  wie  im  allgemeinen  Tarif.  Durch  ihr  (ios.  t/e  vom  2b.  März  1^^">  und 
29.  Mär^  und  5.  April  lbb7  sind  dagegen  wesentlich  bohero  Zdllc,  der  Absicht  uach 
agrarische  SchntzzAlle,  veDO  tncb  ron  fraglicher  Wlrkong  in  dioeer  Hinsicht  eioge» 
treten.  Neue  Erhöhungen  sind  geplant  {IBSH  XU  18S9,  s.  V.)*  1^1^  Tarif«  fer&nderCon 
sich  folgendennasseo: 


All|?cmeiner  Tarif 

Ge.s. 

Ges. 

alter 

V.  ISb5 

V.  18S7 

Pres. 

Pres. 

Pres. 

Pros. 

p.  100  Kil.:  . 

0.6U 

3.Ü0  ö.eo 

5.0Ü 

.   .  1.25 

1.20 

6.00  9.50 

8.00 

Anderes  tiotreide,  K'^rncr  . 

.  .  Frei 

Frei 

1.50  5  10 

3.00 

M.  IiI  .  . 

.    .  I'rel 

Frei 

Frei  Frei 

Unverfiiiii. 

Mal/.  

Frei 

l.HO  5.50 

Unveraml. 

.   .  1.25 

1.20 

5.50 

8.00 

1.20 

5.50 

8.00 

Nndehi  .  

,  .  r>  2  i 

r..oo 

Unvcriintl. 

s.oo 

.    .  1.2Ö 

Ü.OU 

Uovcriiud. 

8.00 

p.  .Slucl^: 

15.00 

25.00 

88.00 

.    .  1.25 

"^.00 

12.00 

20.00 

.    .  3.74 

^.üü 

12.00 

Uuveriuld. 

Jnnge  Ochsen  n.  dgl.    .  . 

.   .  1.25 

5.00 

b.oo 

Unrexind. 

1.50 

4  00 

8.00 

Widder,  Schafe  u.  s.  w.  .  . 

.   .  o:n 

2.00 

.3.00 

5.00 

0.50 

1.00 

Uuvuräod. 

BAcke,  Ziegen,  Zicklein  .  . 

.   .  Frei 

0.50 

1.00 

UnTerind. 

.•».00 

fi.OO 

UnvenSnd. 

0.50 

l.ou 

Uttveräud. 

p.  100  KU.: 

.   .  0.62 

8.00 

7.00 

12.00 

4.50 

8.50 

Uafexind. 
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Der  Zoll  fttr  Weizen  f^It  aQch  fOr  Spelz  nnd  Miücbkorn.   „AndeTos"*  (letrelde 

ooifasbt  KojEi^gcu,  Gerste.  Hafer,  Mab,  Bachw«  i/cn.  I)ie  Erli<.luiiif?  dos  2^118  jrilt  aber 
im  Ges.  v.  1^V5  nur  für  liogpen,  Gttrstc  und  Hafer  und  die  WLid  n-  im  Ges.  v.  1S87 
nur  für  Hafer.  Von  den  im  Ges.  v.  iS^.'j  untci-sohiedenen  2  Z<>ll«  ii  pilt  der  erste, 
niedrigere,  für  enropliitchcs  und  direct  von  Ausscteuroiia  einu:efulirtes.  der  zwrite, 
höhere,  f'ir  aassereurrti>;iiscli»-^  ntn  .  'iroiiiiiscbon  Zwisclienhäf.  ti  *  iii^^i'f  :hrt<'<  rrndurt. 
Jungst  ist  durch  Ges.  v.  lü.  Ai>r.  is")'.»  auch  der  Zoll  fUr  Koggcu  weiter  erhöht:  auf  3  u. 
(».60  Frcs.  (Dach  dem  gen.  Iterlninftsantcrscliied)  n.  für  Mehl  auf  $  «.  8.60  Freu.  — 
Fät  (Jetrcidc  und  übrige  eingeführte  Producfc  gilt  bei  der  Einfulir  aus  den  Vertrags- 
vad  begünstigten  Staaten  der  all^retneine  Tarif,  bis  auf  Nudeln,  wo  Italien  den  hall>en 
Zoll  (3  Pres)  im  Conventionaitarif  bat.  was  aber  zeitweilig  durch  den  Handelskrieg 
zirischen  l'rankrcit  h  und  Italien  suspcndirt  ist.  Hei  N'it'li  bei.telit  nur  fUr  Spanferkel 
unter  s  Kil,  Gewicht  Zollfreilieit  itn  Conventionaitarif  iHel;ri'  n),  die  Krhrdiunir  dos  Zolls  in 
ISSö  bezieht  sich  our  auf  schwerere  l  erkeL  Für  sonstiges  Vieh  koujuit  auch  gegen  dio 
Tertragsstaaten  der  all^raeine  Tarif  znr  Anwendong.  Fttr  frisches  and  gesalzenes 
Fleisch  ist  im  Conventionaitarif  gegenüber  mehreren  Staaten  der  alluemiMiie  Tarif-^atz 
besonders  aufgeuomucn,  so  dass  die  ZollerhOhuug  gegenüber  den  beguustigtcn  Staaten 
nicht  Platz  greift  Eine  amtliche  Ucbersicht  der  französischen  QctrodezoU*  Gesetz- 
gttbmig  und  der  ZoUertfigo  ron  1791^1685  im  Ball.  XIX,  413. 

Die  Züllerträ firnisse  zeigen  Ixi  Getreide  deutlich  den  Eiu- 
ÜUÖ8  dieser  ZollerböbuQgeu,  bei  Vieb  kaum, 

4;.  ^^23.  g)  Finanzielle  Ergebnisse  des  Zollwescns 
seit  dem  Kriege.  A\  ic  die  folgende  Uebcrsit  lit  des  Näheren 
zeigt,  sind  diese  sehr  günstige  gewesen,  so  dass  die  Zollerträge  in 
dieser  neuesten  Periode  ahsohit  und  relativ  viel  l)edeutender  l'tir 
die  Finanzen  ins  (iewicht  lallen  nls  in  einer  der  tViiliercn  Kpochcn. 
Der  bei  Weitem  grüsste  Theii  der  vermehrten  EinkUnttc  kommt 
natttrlicb  auf  die  Einfuhrzölle,  aber  aneh  die  statistische  Ab- 
gabe and  das  neue  TonneDgeld  (Quai -Abgabe)  haben  zn  dem 
günstigen  Resultat  beigetragen.  Dasselbe  ist  ausserdem  dnreh  das 
relativ  gegen  dasjenige  der  Roherträge  viel  geringere  Anwachsen 
der  Verwaltnngskosten ,  die  Geringfügigkeit  der  noch  bezahlten 
eigentlichen  Aasfabrprämien  nnd  den  Fortfall  der  Disoonten  bei 
Baarzahlnngen  der  2iOlle  and  der  Salzstener  (seit  1875)  ftlr  den 
Reinertrag  der  Zollverwaltang  noch  weiter  verbessert  worden. 
An  der  Steigerung  des  Ertrags  der  Einfahrzölle  sind  die  im  Zoll- 
satz so  stark  erhöhten  eigentlichen  Finanzzoll -Artikel,  besonders 
der  Kaffee,  dieser  jetzt  mit  100  Mill.  Ertrag,  das  Petroleum 
zumeist  betheiligt,  aber  aueh  andere  Artikel,  vornenilich  die 
('crealien  nnd  unter  den  neueren  Verhältnissen  des  französisehcn 
Weinbaues  (S.  iiö  l  der  Wein,  haben  zu  der  bteigeruug,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  wcsentlieh  l)eigetragen. 

Somit  hat  sieh  die  aus  zwingenden  f  i  n  an  z  i  c  1 1  e  n  (J rlinden 
eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  und  das  Maassbalten  in  der 
Schatzzollpolitik  finanziell  gut  bewährt. 
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Dia  folgende  Uebenicht  schliesat  sich  den  firttheren,  nnmentlich  der  nnf  S.  616 

aus  fler  Ict/teu  Periode  an.  Das  für  dio  fnth<'roii  bL-nuizt«'  Tabl.  g-critr.  roht  nur  bis 
lb72.  Die  Daton  tur  die  folgotiden  Jahre  t>ind  dcu  Tabellen  von  Fnure  p.  lOU  IL, 
195,  198  and  den  Zusammcnätellungen  dor  Zollertrüge  im  uafl.  Tabl.  de  commerce 
and  darnach  im  Bull.  i,XXV.  42S  znletzt,  f.  1S>7,  und  frühere  Bände)  entnominea 
und  mOg:Iichst  so,  wie  die  frnhercn.  gruppirt  worden.  Eine  Uebersicht  der  Koheiii- 
nahmen  (incl.  6»\i)  und  Kobtcu  v.  17U1— l^i>ö  im  Bull.  XXI,  48b  (s.  o.  S.  010),  lu 
einigen  Zahlen  etwas  abweichend  rem  TabL  g6n6r. 


1*^  i  n  n  21  Yi  in  A 

A  4  1  II  II  »Ii  Ul  Q 

\f  ill  Krr'« 

Einfuhrzolle 
Allgem.  Zucker 

Zus. 

Ausf.- SchillT.- Statist.  Ver- 
Z.dle  Abg.   Abg. schied.^"'"'"'' 

Salzst 

7  1  i\.A. 

4  c.  HA 

120  2S 

0.1  G  0.31 

—    L58  122.31 

22.3S 

ff  V 

<7Q  71 
Tw.ll 

40.0U 

185.21 

0.26  0.25 

—    1.89  127.10 

23.70 

1871 

O  i  Mi 

155.S4 

0.3S  0.20 

—     1.52  15S.00 

24. o;» 

1872 

47  ß2 

145.77 

0.47  3.61 

5.67    2.58  158.10 

23.47 

187S 

148.76 

69.96 

218.12 

0.84  442 

5.50   3.56  231.94 

25.92 

IS^^O 

243.07 

S7.53 

•!31.->0 

0.52  7.23 

6.50    3.72  349.1** 

1S.27 

I8bi 

2<)H.72 

C.O.Cl 

327.3(1 

0.10  7.07 

0.5S    3.74  345.45 

i;».07 

18S5 

2Ü7.91 

lÜÜ.OU 

3(>H.60 

—  7.35 

0.45    3.7i»  380.19 

23.33 

1887 

295.72 

38.80 

884.52 

—  8.18 

6.72   6.16  354.58 

21.9» 

Ausgabe 
MiU.  Frcs. 

Begie- 

liosten 

Non- 

i'l.lUt. 

valcuni          Beine r trag  l^^^o*^ 

Andere»     «oll«      ^'"'''^  " 

Salzht.    Ivohertr.  Hciaertr. 

1889 

27.68 

0.23 

1.33 

92.0» 

1I5..37  19.0 

19..33 

1870 

27.45 

0.17 

1  2'J 

2t) 

l  -M  'to  1S.25 

1<<.33 

1871 

27.58 

0.15 

I.ÜO 

12b.77 

152.^0  15.0 

15.50 

1872 

29.Stt 

0.16 

2.29 

126.26 

149.73  16.33 

16.50 

1S73 

30.16 

0.23 

c.  2.55 

l^)'^.^to 

221.S2  11.70 

188U 

ai-t? 

O.Iii 

c.  1.50 

310.15 

334.12  S..iO 

1681 

211.43 

0  17 

c.  1.50 

317.7;» 

337.40  8.50 

1SS5 

31. 5U 

C.  0.2 

c.  1.50 

352.;»!» 

3S0.32  7..50 

1SS7 

c.  31.15 

c.  0.2 

c.  2.00 

321.23 

MH.22  S30 

Die  uiit 

„circa" 

bc/eichneten  Za 

hlcn  sind  bei 

deu  l{t!>?i<kostea  und  Ati«fiil 

Prämien  f.  18S7,  bei  let/tcrca  auch  1.  1*^*»5,  die  Vorauschiäge,  bei  den  „amlcrcn  " 
Non-ralenn  1873^87  Schät/ungun,  da  mir  <lie  Daten  nicht  fiOr  die  Zölle  ausgeschie- 
den von  anderen  gleichen  Posten  bei  den  indirei  ten  Steuern  vorlagoti  (es  kann  sich 
hier  aber  um  keine  grossen  DiÜereuzen  handeln).  —  Die  Berechnung  der  Procuute  der 
Regiekosten  rom  „Reinertrag**  wie  oben  S.  805  (Rohertrag  bloss  abzttglich  Non-raleufs). 

Die  Zunahme  der  Schifffahrisabpali  •  n  l  immt  ganz  auf  das  neue  Toniien- 
gcld  ^yuai  -  Abgabe),  7 — 7'/$  Mili.  Frcs.  in  neuerer  Zeit.  Die  anderen  Abgaben  diese« 
Zweigs  sind  kleine  Gebühren  hei  der  SchillTahrt  (s.  u.  §.  327,  zus.  c.  310,000— 
:;30.00i)  Ins..  wovon  3400,  mitunter  7—11,000,  für  Franzisiruug  fremder  Schillc. 
31.000— 10,000  I  n  s.  für  Conjr.  s  französischer.  :tl^:;ti.000  lur  Pässe  fremder  Schilfe, 
240,000—200,000  Frcs.  tur  Permis  und  Cerlilicate  bc/.ugl.  Schillsladungen).  —  Die 
Robrilc  „Verschiedenes**  nmfasst:  kleine  Stempclabgaben ,  c.  MiU.:  ürkandeo 
ulier  Si  liillsfran/isirung,  1  l'lOO  Frcs.;  Zahlungen  der  Gem<  iii'i' n  für  die  K"stcn  des 
zollamtlichen  ivxercico  der  Eutrepöts,  30—53.000  Frcs.;  Zahlungen  der  Sodafabriken 
für  die  Kosten  des  Exercice,  */^—''\  Mill.  ;  Magazin-  und  Bewadiangsgcld,  2-^7000: 
verschiedene  und  zufällige  EinktOilie,  I  — 1'/,  Älill.;  Geldstrafen  und  Conüscntionen, 
1  —  P\  Mill.;  Plniiihiriiiifrs -  iiri!)  «L'l.  (iebühn-n  (so  für  Transit),  Mill.:  La/.areth- 
und  .iiidt  rc  Einkunlte  von  Sanitatsaiibtalten,  1.2 — 1.4  Mill;  Gebuhr  für  die  sanit.  Lnier- 
sochunir  des  eingeführten  Viehs,  V7— Mill. 

l)i>-  Verwalf im L'sko steil  zerfallm  in  die  in  Frankreich  und  in  Algier,  und 
weiter  in  persunliche  (in  den  letzten  Jahren  c.  28,  anfangs  der  Periode,  1871 
c.  23  Min.,  daza  in  Algier  jetzt  1,1  Mill.),  sachliche  (aormal  frflher  V«  MiU.,  jetzt 
c  450,000,  in  Algier  100,000  Frcs.),  und  diverse  (anfangs  3'/^.  jetzt  nur  1'/,  MiU.. 
in  Algier  ^0 — '•5.000  Frcs."!.  —  Die  ,,an deren"  Non-valeurs,  ausser  deu  Aus- 
fuhrprämien, umfassen  nach  Wegfall  der  Zi»!!-  und  Salzateuer -Discouten  (0 — 700,000 
für  Zoll,  über  200,000  für  Salz  früher-  bes.  Rückzahlungen  von  ZöUcn  (3—600,000 
Frcs)  und  VertheUang  ron  Geldstrafen  (2.  B.  1871  n.  1872  371,000  n.  907,000 Fxcs.)^ 
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Bei  der  Sterken  VenDehrang  der  ZoUertrige  sind  die  Begioliosten  lelati?,  in  7o. 
gegen  die  1860er  Jahre  auf  */&  gwfUlen. 

f< il;.'^i'n(lt'  Ul  li. T-ii  iit  Iii.  Iii  ili  l>(ril{!:ni9se  der  Kinfulir/'ille  der  Haupt - 
artikel  und  ibt  mit  der  irulicn  it  aufb.  n17  zq  vergleichen.  Am  Stürksteo  schw^anken 
aus  früher  besprochenen  CirUiiden  267  ff.  und  nach  Ausveitieii  der  Tabellen  auf  S.  G7t) 
a.S.  817,832)  die  Krträgnisse  des  Zuckers,  naiin-ütlich  des  fremden,  im  Gegensatz 
ZQ  dem  ans  den  französischen  Colonien.  (Mül.  b  res.) 


Rein  oder  Rohstoff- 
überwiegend  1872  1887  und  überwiegend  1872  1887 
F  i  n  a  n  /  z  n  1 1  c  S  c  h  u  t zz ölle 

KaHce   2:..0  99«       Steinkohle   S.r,  11.4 

Zucker   47.<i  .Ms.s  Wollgewebe     ....  8.i>  T.:i 

Cer<-ali>-n  ,    ,    .    ,    .    ,     2.3  41.1  Haumw  nllircwebe  ...  7.7  7.2 

Petroleum   10.«  2y.;i  Baumwollgarn  ....  1.9 

Wein  1.»  23.3  Weitz.  Met.-Art.  ...  0.7  2.6 

Cacao  3.4  13  3  Maschinen  u.  dgl,    .    .  1.«  2.6 

Tafelfnirlite  Ü.S  7.1  Kisen  und  Stahl  .    .    .  1.5  2.4 

Vieh   bei  and.  0.3       'i""pf.,  (ilasw   bei  and.  i.ü 

PfeHer,  Piment  ....     0.4  4.9      Lein,  iigarn   0.7  0.8 

Branntwein  0.1  2.7       I.'  inwand   \  ^  0.6 

Bier   bei  and.  l.S  Scidengcwebe  .    .    .    .  I)ei  and.  0  6 

Theo  0.5  1.3  Oel  aas  fettigen  KOrnem  _ 

Kise  0.4  0.6  Zus.   . "  .  '.  33.7  4ÖÄ 

<  Miven»!  0.4  0.6  Andere  Waaren   .   .   .  19  1  23.9 

Keia  0  2  Frei  Summe   .   .  145.8  834.5 

Zos.   .       .  93.0  209.7 


Die  Zolle  von  Cerealien  und  Vieh  kennen  hier  wohl  /u  den  I  inanzzöllen  gestellt 
werden,  /u  denen  übrigens  auch  die  Koh>toH>i>lle,  bes.  die  Steinkohlen/olle  gerechnet 
werden  könnten.  Einige  Zollpoäten  haben  iu  dieser  Periode  1^70 — lbb7  im  Ertrage  sehr 
geschwankt,  besonders,  wie  gesagt.  Zucker,  aber  doch  auch  andere.  Kaffee  gab 
1«>70  und  1S71  schon  3S.'.i  und  40. 1  ,  Sti  jährlich  schon  106.5;  Gerealieu 

zoerst  IsTH  Uber  10  Mill.  (13. 7i,  von  l^M— s4  wieder  6  — S,  18»j.'i-87  aber  11.2, 
21.1,  41.1,  Vieh  erstreit  ISSl  regelmässig  über  1  Miil.  Frcsj.,  iSSl— SC  2.3,  4.7,  5.3, 
4.4,  5.3,  5.6,  Wein  noch  1877  nur  2.7,  dann  steigend  auf  27.5  in  ISht  und  wieder 
!i<'rab  auf  1.'>.9  Mill.  Frcs.  in  I^**.'»  (.s.  auch  S.(».').*)i.  Die  Schwankuniren  <ier  ii^M  ig-en,  finanziell 
luinder  wichtigen  Artikel  sind  meist  geringer,  und  gleichen  bich  mehr  gegenseitig  von 
Jalir  zu  Jahr  aus.  Die  Schwankungen  der  Gesammterträge  kommen  vomomlich 
mit  ron  den  Artikeln  Zucker,  Cerealien,  Wein  her. 

Im  Ver^^leich  mit  der  früheren  Zeit  ci*^iel)t  sich,  da.ss  der 
Haiipttheil  der  Zollerträ^e  jetzt  auch  vc  rli  ii  1 1  ii  i  s  s  m  ä  ss  ig  mehr 
als  früher  aus  den  Finanz zölleu  herrührt,  zumal,  wenn  man 
zn  diesen  die  Zucker-  und  Getreide-,  Vieh-  und  Steinkoblenzölle 
ganz  hinznrecbnet.  Auf  die  „Finanzzölle''  in  diesem  weiteren 
Sinn  kam  dann  von  dem  Gesammtertrag  (abzüglich  Znckerausfubr- 
prflmie  bei  Einnahme  und  Aasgabe  in  1859)  z.  B.  1859  53.7,  1868 
77.6,  1887  84.0%.  Wttre  nicht  der  Ertrag  des  ZnckerzoUs  wegen 
der  Beziehung  zur  inländischen  Znckerindustrie  und  Zucker- 
beateuerung  so  schwankend,  so  wUrde  das  noch  schärfer  hervor- 
treten. Im  Ganzen  ist  daher  llhcrhaupt  in  neuerer  Zeit  das  fran- 
zösische ZoUwescn    mehr    und  mehr  zu  einer  überwiegend 
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finaDsiellen  Einricbtniig  und  in  geringerem  Grade  eine  sohatz- 
zOileriscbe,  namentlich  handels-  oder  richtiger  industrie- 
poli tische  ge worden ,  —  freilich  abgesehen  von  der  Rückkehr 
zu  agrarischen  SehntzzöHen,  welche  indessen  dnreh  ganz  nene 
weltwirthschaftüche  Conjanctnren  bedingt  gewesen  ist. 

DniTh  diese  scliärferc  Ans})anmin|j:  des  F  i  n  a  ii  z  in  o  ni  e  ii  t  s  im 
Zollwesen  ist  IVeilicli  eine  neue  vcnncbrte  Heiastun«;  der  ßevülkci  uüg 
mit  Ver bra u ehssteu ern  eingetreten,  welche  in  einigen  Fällen, 
vor  Allem  bei  dem  französischen  warmen  Nationalgetränk  ^  deoi 
Kaifee,  auch  bei  Petrolenm  gewiss  empfindlieb  geworden  ist 
Aber  auch  das  war  eben  nur  eine  nnverineidlicbe  Wirkung  der 
allgemeinen  Finanzlage  und  damit  wieder  der  Politik  des  Landes. 
Vom  Standponct  der  gesammten  Steuerpolitik  und  speciell  der  all- 
gemeinen Verbranchssteuerpolitik  ans  war  diese  Entwicklung  der 
Erträgnisse  der  Einfuhrzölle,  der  wichtigeren  Finanzzölle  wie  der 
weniger  bedeutenden  Finanz-  und  der  industriellen  Schutzzolle,  im 
Uebrigen  unter  französischen  Verhältnissen  auch  zu  billigen  und 
fülgcrichtig.  Denn  durch  diese  Bestenernng  der  eingeführten  aus- 
wärtigen Vcrzehrnngs-  und  Genussmittel  nnd  Verbranchsgegen- 
stände, darunter  auch  mancher  Luxusconsumptibilien  der  Massen 
wie  der  wohlhabenderen  (.'lassen,  wurde  immerhin  die  ganze 
Steuerlast  gleichniässigcr  und  auf  noch  mehr  Schultern  vertheilt, 
und  mit  den  \'erhUltnissen  der  Piesteuernng  inländischer  Objecte, 
den  kalten  Getränken,  dem  Zucker,  dem  Tabak  und  den  übrigen 
Artikeln  zweiten  Kanges  in  Uebereinstinimung  gebracht.  Die  er- 
i'olgreich  eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  seit  iö7ü  erscheint 
so  finanzpolitisch  richtig, 

ß.  Dio  Einrichtung  des  Zollvesens. 

Im  voraasfohenden  Absebnftt  ron  der  Enlwickluug  des  ZollireseDS  nnd  dem 
Gang  derTaiif^litik  ist  manches  auf  die  Einrirlitun«?  des  ZdUwesens  Ik/iiLÜchc  sdim 
init  ZI)  IdTühn-ii  gewesen  und  kann  im  I'oIu;''nilc:n  ühergfanpcn ,  wie  das  -Meiste,  was 
bicli  auf  das  TarilVcscii  bc/ioht,  oder  braucht  nur  kur^  crwäliut  zu  werden.  Manches 
orgiebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dem  Wesen  des  GrenzzoUsystems,  der  dabei 
vorkouimcndoii  Ucbi  rwaclinnfr  »b  s  (ir-  tizvcrkchrs,  namentlich  bei  dt  r  Concoatration  des 
ünanzieUun  wie  protcctiouü>tiächen  Moments  im  ZoUwesen  aui'  lliniuhrzöile.  Daher 
besteht  in  den  betreflenden  Normen,  Mssaiegdn  und  dnzdinen  Einrichtungen  nach  In 
den  vorsc}ii>  (b  ih  n  (Jultur-staaten  viele  Ucbereinstiminung  im  Priucipiellca  und  Mate- 
rielb^n  des  Zolln  obts  und  mehr  nur  Verschiedenheiten  im  Forinidb  ii.  Ks  ist  deshalb 
nicht  nuthwendig,  in  alles  Detail  des  l'ran/.üsischen  Zolircchts  naher  einzugehen.  Manchem 
ist  dann  freilich  dem  letzteren  speciÜsch  eigenthttmlich  oder  wenifrstens  in  be^jonderet 
Wei-e  ati>gebildi  t.  so  d. in  Transit-  und  Entrei^'«twesen,  daa  Kuekzull- (Drawback-)  und 
Auäluhrpriimicnwcaen ,  d;ui  System  der  zeitweisen  /uUlrcicn  Zulassung  von  fremden 
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Frodacten  zur  Bcarbeitunu  und  Wiedtraubfulir  (,,VeriHli  luiigsfMkehr'*) ,  die  Controle 
im  (ircnzbe/.irk ,  die  Dun iifulining  ehemals  des  \\'<'rtb/.ullbystein.s  und  jetzt  noch  des 
Syateius  sehr  äpecialisiruudcr  speciüächer  Zölle,  wie  bei  Waarcn  der  Texülbranche, 
das  ContToIrechC  bei  Verdacht  des  Schmoggds.  die  Betheiligang^  der  Beamten  am  £rl98 
aus  Confiscationen  und  Geldstrafen  u.  a.  m.  Indessen  bezieht  sich  das  Meiste  hiervon 
auf  die  hau d  <'l s  p ül  i  t  i  s  r  Ii  ü  Seite  des  /.«ilhvesens ,  die  als  solche  nicht  hierher  f>c- 
hört,  und  Einiges  liat  auch  mit  dem  Furtfall  der  bezüglichen  Einrichtungen  nur  mehr 
noch  historisches  Interesse,  wi  -  im  WesLiitlichen  das  Kilckzoll-  und  Ausfuhrprämieu- 
wcsen.  KimIüi  Ii  ^ind  inaurli«;  Normen  und  Einri<  litungiMi  im  Zollwesen  die  gleichen 
oder  aualo^eu  wie  bei  andercit  frauzösischeu  Steuern,  besunden»  den  iuoereu  Ver- 
brancbttteaem.  darunter  namentlich  denen  mit  Versaidungscontrole,  Entrep^trecht,  wie 
Z.  B.  den  Getränkesteueru,  so  dass  mit  KUckäicht  auf  früher  Dargestelltes  hier  Manches 
übergangen  werden  kann  oder  es  gentt^  es  kurz  zu  berühren  (s.  o.  A.  bes.  §  .263,  264 
über  die  (ietränkesteucrn). 

Mach  diesen  auf  möglichste  Besehiinirang  hinweisenden  Gedchtspunctcn  ist  die 
folgende  Darstellnng  entworfen.  S.  die  Literatur  oben  S.  790,  bes.  Yignes,  Block, 
dir^t.  Art.  donanc  von  Ozenne.  v.  Hock.  Far  die  Verhältnisse  der  Hück/.iilie  und 
Ausfuhrprämien  Lexis'  gen.  Werk.  —  Die  Uauptgesctzo  sind  schon  die  o.  S.  7bö 
genannten  r.  1791. 

§.  324.  1.  Di  eil  st  Organisation.  Das  Zolhvescn  steht 
gegenwärtig  unter  einer  eigenen  finanzniinisteiiellen  Gencral- 
direction,  derjenigen  der  Zillle.  Zeitweilig  war  Irülier  die  Ver- 
waitaug  des  Zoliweseus  und  der  indirecten  Steuern  nnter  Einer 
Oeneraldirection  vereinigt,  was  sich  indessen  nicht  bewährt  zu 
haben  scheint  und  bei  dem  Umfang,  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  auch  wohl  nicht  passend  ist 

Vraeinifung  durch  Decr.  v.  27.  Dec.  1851,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die 

fienc-raldirL-ction  der  iiiJirerten  Sft  iierri  in  die  des  Zollwescns  aufgenommen  wurde, 
weil  die  Verwaltung  der  Zölle  sicli  seit  lb48  besser  ah  die  der  indirecten  Steuern 
b«wihrt  haben  soll  (r.  Hock,  S.  21).  Trennung  noch  nnter  Napoleon  m.  dorch 
Decr.  ?.  19.  März  Im,;».  Ein.-  Zeit  lang  (isöl  — 60)  war  auch  die  Tabakmonopol- 
Verwaltnng  mit  dun  beiden  anderen  anter  derselben  gen.  Direction  rerbunden  (S.  720). 

Znm  Q  e  s  c  h  äf ts  kreis  der  Generaldirection  der  Zivile  geboren 
ausser  allen  Angelegenheiten  der  eigentlichen  Zdlle  die  Erbebung 
der  statistiscben  Abgabe,  der  Schifffahrtsabgaben,  der  Plombimngs- 

nnd  Stempelangsgebühren ,  der  in  ZoUsacben  von  der  Verwaltung 

und  auf  Grund  gerichtlicher  Urtheile  verhängten  Geldstrafen,  die 
Einziehung  der  Nebencinnahmen  der  Zollverwaltung  und  die  An- 
gelcgeubeiten  des  der  ZoUdirection  unterstellten  Theils  der  Salz- 
steuer. 

Die  Dienstorganisation  der  Generaldirection  der  Zölle  ist 
analog  derjenigen  der  anderen  eingerichtet.  An  der  Spitze  steht 
der  Generaldirector,  ihm  zur  Seite  zwei  „Administratoren'^,  weiche 
mit  ihm  den  „Administrationsrath''  itir  die  ganze  Verwaltung 
bilden.  Der  Dienst  zerfällt  dann  ancb  hier  in  den  Oentral- 
dienst  in  Paris  und  in  den  Departemental-  nnd  Local- 
dienst. 
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Vsi;^!.  0.  S.  r)02  über  dio  Orgranisation  dos  Dienstes  <lcr  indirecten  Steuern.  Jost! 
p.  573  11.,  27Gir.  lUock,  dict.  Art  douane  Nr,  14—33,  Vigncs  I,  iiO'J.  314. 

Der  Cell  t  r:i  1  (1  i  e  IIS t  unter  dem  Genoraldirector  hat  zwei  Abtheiluiigcn ,  jede 
unter  cinoui  der  Administratoren  und  cnthiilt  10  Bureaus,  wovon  eines  unmittelbar 
DDter  dem  Oeneraldireetor  ab  CeDtralbnreau  fungirt  Bemerkenswcrtb  L>t,  dass  der 
(JtMUTaldin'rtor  von  Amtswegen  Mitg^lied  verschiedener,  mit  dem  Uamk-ls-  und 
Zullwciica  iu  näherer  Intereäseoboziehuug  ätehcodvr  „Käthe"  ^couäeiU)  uud  Commissioneu 
ist  So  des  oberen  Handels-  and  Indostrieraths,  des  Gomilto  der  Ktnste  and  Mura- 
facturen,  der  Commission  fur  internationale  Ausstellungen,  der  Commission  für  die 
Fcbtsti  llunp  der  Handelswerthe  in  der  Statistik ,  den  Gesundheitsraths.  Das  Personal 
der  CeutralreiwaltuDg  ibt  von  Gratiticatioucn,  Er^Meiier-Aothcileii,  Aßtheilen  au  Plom> 
birongsgeldem  a.  dgl.  aosgeicblosaen  (s.  n.). 

Der  Departementaldienst  zerfUIt  in  Directionsbozirke,  deren  Zahl 
auch  in  neuerer  Zeit  noch  Veränderungen  erfahren  bat  (vgl.  für  die  frühere  Zeit 
0.  S.  79U).  Von  32  ist  sie  jetzt  auf  2ti  reducirt  ^iucl.  1  iu  Algier).  Die  Zollvervai- 
tung  in  den  Golonien  gehArt  xa  dem  Bessort  des  Ifarineministerioms.  Diese  Beziiie 
umfassen  vornemlich  das  Küsten-  ond  Grenzgebiet,  sie  fallen  mit  I>('part*Miii  nts  nicht 
genaa  zusaimii  ri ;  auch  im  Inneren  besteben  einzelne  eigene  Dircctionen,  &o  iu  P&riii. 
An  der  Spit/e  jedes  Bezirks  steht  ein  eigener  Direetor  mit  einem  Hiiftpenonal  ?oo 
Inspectoren  verschiedenen  Grades.   Er  wie  diese  Beamte  sind  cantionspflic&tig. 

Der  Dcpartemcntaldienst  gliedert  sieb  dann  in  den  Ve  rwaltungs-,  Bttreau-, 
oder  sesshafti'H  (srdentaire"»  tiner -,  den  activen  od-r  U  ri  t^ail  <•  d  i  e  n  st  anderseits. 
£rstcrcr  „liquidm,  erhebt  und  eincassirt  die  Abgaben",  let^terer  „hindert,  beliufflpft 
nnd  constatirt  Hinterdehnng  and  Sehmaggel**  (Vignes,  rgL  o.  8.  603). 

Zum  Ii  III  eau  dienst  gehören  ausser  den  Zolldirectoren  nnd  Inspectoren  von 
Beamten  h(»her»'n  Gr.ul.  s  iitu  li  di.  IIaui>teiiinelimer  (rccevcnr:  princii»aii\>  und 
die  ersten  Burcau-Dircctiunsbcamtcn  Premiers  commis),  von  Beamten  niederen  (ira- 
des  die  Controleore,  Verifieatoren,  verschiedene  Glaasen  Bareaabeamten  (commis)  sowie 
die  Neben-  und  l'nti  r<  imi'  hmcr  (rereveiirs  particuliers  et  siibordines).  Zum 
activen  Dienst  oder  m.  a.  \V.  zur  Zollwacbc,  welche  jetzt  nach  Ges.  v.  1872  u. 
187S  ganz  militArisch  organisirt  ist  und  zu  den  militärischen  Streitkräften  des  Landes 
gerechnet  wird,  gehören  Brigaden  von  ZoUwftchtorn  (pr6poscs)  za  Fuss  nnd  zu  Pferde 
unter  ('apitänen,  T.i.  utnants,  Brigadicren  und  Unterbrigarli.-ren.  woran  sich  noch  eine 
Zoll  murine- Abtheilung  schliesst.  Dieser  active  Dieubt  umfasst  gegenwärtig  an 
21,000  Mann,  wovon  an  16,000  Hünn  ZoHwichtcr  nnd  Matrosen.  Militätisch  bildet 
er  81  artive  Rataillone.  1  Zug  Cafallerie,  und  s  Rat.,  ITi  Compagnien,  15  Sectiooen 
fttr  den  Festungsdionst.    ('atitionspflichtig  sind  nur  die  Kinnchmer. 

Der  Ii eberwachungsdicust  der  luspectoron  uud  Unterinspectoren  wird 
auch  hier,  wie  bei  den  indirecten  Stenern  (S.  607),  in  den  sesshaften  and  in  den 

Keisedifust  (divisionnaire)  unterschieden.  Jener  betrilTt  die  Ueborwacbung  des 
Bureaudieuhtes  am  Sitz<-  seiltet,  dieser  diejenige  des  Äusseren  Dienstes,  des  Kecli- 
nungswescns  der  Zulleinnelimcr  icouijitabilitL)  und  des  Brigadedienstos. 

Die  Hau ptci nncbmcr  liaben  u.  A.  im  Namen  der  Kegic  das  Vorkaufs- 
recht bei  zn  niedrigen  Angalicn  über  den  /ull|)tlichtigen  Werth  bei  Wcrtbzollea  nm- 
zuti1)en,  auch  von  sich  aus  tjio  Iv(-rhtsstreiit'  in  Retretl'  der  Vcriet/ung  der  Zollsresct/.e 
/.u  vorlolgeu  (s.  Uber  ihre  sonstigen  iunctionen,  Stellung,  liecbuungslcguug  häberes 
bei  Josat,  p.  578,  276). 

Die  Verifieatoren  haben  namentlich  bei  <ler  Ver/ullunir  der  Steuern  ilie 
Art,  Sorte,  (,)ualit:it  nnd  richtige  Tarifposition  fcit/ustfllcn,  was  l)ei  den  früheren  viel- 
fach vorkommenden  Werthzullcn  uud  noch  gegenwartig  bei  der  weitgehenden  Spe- 
cialisirang  mancher  spedfieiAen  Zolle,  beeondeis  der  SchatzsOlle  aof  GeapiniMte,  Ge- 
wcb  -  u.  a.  m.,  seine  Schwierigkeiten  hat  and  nmfiusende  Waaren-  nnd  Tirifkenntai» 
vorausaef/t. 

Auch  der  Brigadedienst  zerfällt  in  sesshaften  an  den  Landgrenzen  sulbst. 
ambulanten  zur  Ueberwacbang  in  and  an  den  Grenzzonen,  maritimen  aof  der  See 
im  Küstenlie/irk .  und  K  cortcdienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger,  noch  nicht  re^ 
zoUter  Waaren  ins  innere. 
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Alle  Zollbeamte  werden  vereidigt  Die  Zollwächter  babeu  iu  Zoll- 
Mcbeo  fto  Voriadnogen  und  mdem  Rechtsstreite  die  Befügnisse  der  Hniadeis.  Sie 

dtkrfeD  weder  sclljst  noch  durch  ihre  FraacD  Handel  treiben,  au«  h  nach  ihrer  Ent- 
lHä.<«un^  während  r»  Jahn'ii  nicht  im  Grenzbezirk  wohnen,  wenn  sie  ilaselb^it  uirlit  schon 
früher  heimiach  wuiuu,  um  sie  von  der  Betheiligung  am  Schmuggel  atuuluhcu. 

"Eine  besondere  Wichtigkeit  haben  im  französischen  ZoUdientt  die  An th eile 

der  Zollbeaniten  am  ErlOs  aas  Beschlagnahmen,  Consfiscattonen ,  Geldstrafen.  Früher 
(Erl.  V.  Frim.  II)  hatten  auch  die  )i5horen  Beamten  vom  reinen  Erlös,  der  nach 
Abzug  von  7m  ^^*^  caissu  de  retraites  blieb,  einen  Anthuü  von  V«>  ^^i^  IS'^^ 
(Erl.  V.  6.  Juni)  beseitigt  ist  Seit  dieser  Zeit  wird  ans  diesem  Antheil  ein  FV»nd8  ge- 
bildet, welcher  jährlich  vom  Generaldircctor  an  die  bei  Schmugg«  lvcrfiil'.:iiriir  verdien- 
testen Beamten  unteren  Grades  (d.  h.  unterhalb  der  L'uterinspectoren  und  Haufitcin- 
nuhmur)  vertheilt  wird.  Von  dem  Hcst  des  Erlöses  bekommt  der  Staatssc  hatz  '  „  des 
ganzen  Erlöses,  die  Ergreifer  Vö-  ''^  bestimmter  Weise  zu  vertiK  iien  ist;  der 
Denunciant  hat  Ansprach  auf  Va  NettoeriOsea.  (Block,  dict  Art.  donane  Nr. 
153— lös.) 

Die  ZoUwachu  nimmt  übrigens  auch  an  der  Couirole  gegen  Hinterziehongen, 
Schmnggel  n.  s.  w.,  bei  der  Gircoution  der  Getrinke,  beim  TabsJunonopol  n.  s.  w.  TheiL 

Ueber  die  Kosten  des  Zolldienstes  s.  schon  ol)en  S.  GIO.  dann  §.  312,  314,  317 
passim,  für  die  neueste  Zeit  ij.  ."{23.  Für  die  (Zentral Verwaltung  mit  c.  100  n.  ainten 
treten  zu  den  früher  angegcbcueu  Kosten  in  der  letzten  Periode  noch  c.  4UU,UUÜ  i-  res. 
Personalanagaben.  Die  Kosten  stellen  sich,  wie  die  froher  roitgetbeilten  Zahlen  des 
Naheren  ergeben,  jetzt  viel  gunstiger  als  ehedem  und  überhaupt  f^unstig  im  Vergleich 
auch  mit  anderen  Liindern.  wenn  auch  nicht  so  wie  in  England,  wo  sie  c  47o  gegen 
c  8'/o  in  Frankreich  betragen. 

$.  325.  2.  Dnrohftthrang  des  Zollwesens.  £s  handelt 
sich  hier  vornemlieh  mn  die  Erhebung  der  Zölle,  nunmehr  nnr 
noeh  EinfnhrKÖlle,  und  der  statistischen  Abgabe.  Die 
Schifffahrtsabgaben  haben  einiges  Besondere. 

a)  ZoU-G  reuzdiötrict  (rayon - t'rontiere).  Das  leitende 
Prineij)  des  Zolls  als  Grenz  zoll  bedingt  die  {lenaue  Ueberwacliuiig 
des  Waarenverkebrs  über  die  Grenzeu  gegen  das  Ausland,  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  Meer  und  zu  diesem  Bebut'e  aucb  eine  er- 
gänzende üeberwacbung  im  Inlande  innerhalb  der  äusseren  Grenz- 
linie wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze. 
In  Frankreich  ist  zu  diesem  Behufe  im  Princip  ein  Grenzstreifen 
von  2  Myriametem  von  der  Grenze  an  gerechnet,  in  besonderen 
Fällen  noch  etwas  mehr  (2Vs  Myriameter)  an  den  Landgrenzen 
und  Ton  1  Myriameter  an  den  Seektlsten  (auch  längs  der  in  die 
See  mflndenden  Flflsse,  Canäle)  zu  dnem  besonderen  QrenzzoH- 
district  ausgebildet.  In  demselben  bestehen  eigene  beschränkende 
Vorsehi iiten  für  die  Waare  ncirculation  und  aucb  für  die  An- 
lage von  Magazinen  gewisser  Manulacturwaaren ,  sowie 
für  Fabriken  und  Manufacturcn  selbst,  um  die  Gele^eulieiten 
zum  Scbinuggel  wirksamer  zu  bckamj)fen.  Auf  dem  Meere  erstreckt 
sich  die  ZollüberwacbuDg  noch  auf  eine  Entiernung  von  4  Lieues 
Ton  der  Küste. 

JL  Waynar,  FinaaawinMudiaft  IU.  34 
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Die  bezQfliehen  BestimiBiiiigeB  des  Ges.  t.  22.  Aug.  t791  rind  in  der  Rerolii- 

tions-  iiiul  Kaiscrzrit  noch  v«MSf  bärft  worden  und  gelten  iliin  h  Aiifnahini-  in  die  sj  r,- 
tere  (ie^etzgebung  (lbl4,  lbl6)  oder,  als  nicht  besonders  aufgtdioben,  noch.  Nameut- 
lleli  muaseii  Waaren,  welche  ianeriiidb  des  Grenzdistricts  an  den  Landgrenzen  tranb- 
portirt  werden,  mit  Bof leiUoliein  des  Zollamts,  der  genaue  Angaben  zd  enthaltet 
hat  (evcnt.  mit  blossem  passavant.  der  '>  C<-nt.  kostet,  8.  619),  vtM-sehen  sein,  sonst 
gelten  sie  fur  geschmuggelt.  Solange  Au&luhrrerbote  und  Ausfuhrzullu  bcät&uden, 
waren  diete  Fwnalftiten  auch  für  die  aos  dem  InUüide  liMiUMiideii  Waaren  noch  be- 
sonders  wichtig.  Die  zu  Markte  ireltrai  htfii  l.indwirthsrhafUlch«!  und  rilinliclien  Artikel 
und  kleine  Mengen  einiger  Gebrauchsartikel  (Gewebe.  Zacker,  Kattcc)  im  Besitz  der 
PfiratconsnaiMiten  sind  allein  fen  dieann  Begleitschein-Zwang  frei.  M&chtlicher  Trans- 
port vjiieriiegt  besonderer  AnmeMai^  and  Genehmignnf.  Im  Küstendistrfcto  beatehea 
etwas  weniger  srliarlV  Vorsehriften. 

Die  Bescbraakuugcü  l'ur  Magazine  und  l^'abrikanlagen  gelten  nur  fUr  den 
Landgrenzdistrict.  Sie  bestehen  in  Yerboten  in  kleineren  Gem^den  (nnter  20U0  Ein- 
wohner\  gewisse  Waan-n  im  Mairazin  m  fulin'-n.  oder  in  yerpflirhtnng<.:n,  Register  über 
Bezüge  und  Vorrätbe  gewisser  .Manul'at  turwaaren  unter  Controle  des  Zollamts  zu  halten, 
ferner  in  der  VerplKehtunf  zar  Erlangung  einer  besonderen  Crmichtigung  fnr  die 
Anlage  von  Fabriken  u.  dgl.  ausserhalb  der  Städte  und  zur  zwangsweisen  Veriegmig 
bei  constatirtem  Snhnnipirel.  Die  ]>ra(  tist  li,-  H.'deutunp  dieser  Vorschriften  ist  mit 
dem  Uebergang  zu  einem  liberaleren  handeis-  und  zolipolitiscben  System  oatürhch 
geringer  geworien. 

Au<  ii  au  s s e rh a  1  b  des  (i rcn zb e zi r k s .  im  ganzen  Staatsgebiete,  selbst 
in  den  Häusern,  konnte  früher  eine  Nachforschung  nach  rerbotouer.  fremden  Baum- 
wollgarnen, Baonwoll-  and  Wollgeweben  vnd  anderen  Geweben  nnd  eine  Beschlag- 
nahme stattfinden  («es.  v.  2^».  Apr.  ISItJ,  Art.  59,  (50,  (Jes.  v.  21.  Apr.  ISIS.  .\rt. 
43,  44),  was  aber  durch  des.  v.  10.  Mai  Itttiä,  Art.  31  beseitigt  worden  ist  (Vgl. 
auch  Amel,  ^7,  9S.  Vignes  I,  272.') 

b)  Zollämter  bestehen  zu  Lande  als  eigentliche  (Trcnz 
ämter  an  der  Aussenlinie  des  Grenzhezirks ,  besonder.^  für  die  Er- 
klärimg der  Einfuhr  von  Waaren  aus  dem  Auslande,  und  an  der 
Innenlinie,  besonderB  fUr  ans  dem  Inlande,  also  namentlich  zur 
Anafohr  kommende  Waareo.  Ad  der  SeekUste  sind  sie  fUr  beide 
Zwecke  yereioigt  Im  iDneren  giebt  es  aiiseerdem  Zollämter,  an 
die  die  Waaren  von  aussen  und  eventnell  von  denen  sie  nach 
aussen'  nnter  Zollplombe  gehen. 

Nicht  alle  Waaren  kOnnon  aber  aber  jedes  ZoOanit  eingefitbrt  werden.  Eine  Keihe 

bestimmter  Waaren  darf  nur  über  gewisse  Zollämter  eingehen,  namentlich  Uber  solehe 
mit  reellen  Eutreputs.  Auch  werden  Waaren,  deren  Tariisatz  eine  gewisse  Höhe  iiher- 
steigt  (20  Frcs.  f.  100  Kil.),  nur  viber  bestimmte  Zollämter  eingelassen.  Nach  den 
ZoUerhOhongen  nach  1S70  ^ind  wieder  einige  Controlverscharfiingen  eingetreten,  so 
auch  zur  Controle  des  Transitverkehns  und  des  Verkehrs  in  Wiar-n  im  System  der 
„zeitweisen  Zulassung"  (Oes.  v.  11».  März  lb7ä,  Art.  2j  beim  PasMrea  des  lirenzbezirks. 

§.326.  c)  Zollverfahren  und  Verwandtes.  Erstres  ist  in 
Frankreich  wegen  des  Characters  des  Tarifs  nmständlieh  nnd 
streng,  so  bei  dem  früheren  System  der  Prohibitionen^  der  Werth- 
zölle, der  Hohe  der  Finanz-  nnd  SchntzzOlle,  *der  grossen  Speeiali- 
sirnng  der  speeifisehen  Zölle,  besonders  bei  Halb-  nnd  Ganzfabrikaten, 
am  Meisten  in  der  Textilbranche. 

Die  Hauptbestimmungren  rühren  schon  aus  dem  Gesetz  v.  22.  Ang.  17U1  und 
damit  aus  den  Ordonnanzen  des  Ancien  regime  her  ond  haben  sich  durch  eine  Praxis 
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voD  Menschenaltern  erprobt  Sie  sind  aber  wiederholt  in  Eiuzeihciten  verändert  und 
mebrfftch  Boch  Tencliim  worden,  so  nicht  nur  in  der  Periode  der  Kampf  Handels- 
and Zollpolitik  N.ipole^n's  I..  sondern  aurb  in  der  Pcriodo  tics  Pniliibitiv-  und  Hoch- 
ächutzioilsystem  der  folgenden  Kegierungen  (1  sjc,  iSls,  s.  o.  S.  büü)  und  auch  noch 
in  der  jüngsten  Epocbe  dei  schärferen  fisodbchen  Tendenz  im  Zollwescu,  bo  durch 
das  Gesetz  r.  2.  Juni  1875. 

Die  einzelnen  Normen  über  die  Verpflichtiinc:en  der  Ei^en- 
thUnier,  bezw.  WaareutUhrer  wie  über  die  Reebte  der  Zollverwaltun«; 
folgen  gerade  beim  Zollverfahren  in  der  Haaptsacbe  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  dem  Wesen  der  Verzollung,  Sie  sind  daher  beim 
Grenzzollsystem  Uberall  ähnlich  und  auch  in  Frankreich  nur  durch 
die  erwähnten  Einflüsse  umständlicher  nnd  strenger  geworden.  So 
lange  man  ans  fiscalischen  Gründen  einen  so  omfassenden  Tarif, 
wenn  aneh  jetzt  nur  noch  Einfuhrtarif,  und  so  hohe  Zollsätze  auf- 
recht erhalten  muss,  Entrepöt-Znschläge  (snrtazes  d'entrep6ts)  erhebt 
und  die  Schutzzölle  immer  noch  so  zahlreich  und  hoch  und  so  weit 
gehend  speeialisirt  bei  wichtigen  Fabrikaten  bleiben,  so  lange  bei 
der  ausgedehnten  und  hoben  inneren  indirecten  .Steuer  eigentliche 
Ausi'uhrvergUtungen  gewährt  werden  müssen,  die  zollfreie  Zulassung 
von  Wnuren  im  Veredelungsverkehr  erl'olgt  und  nicht  alle  Ausf'uhr- 
präniieu,  offene  und  verlillllte,  absolut  fortgefallen  sind,  wird  auch 
schwerlich  an  dem  Zollvcrtaliron  etwas  Erhebliihes  zu  ändern  sein. 
Hier  wird  einmal  wieder  wenn  nicht  Alles,  doch  das  Meiste  auch 
in  diesen  ,,zolItechnischen"  Dingen  von  allgemeinen  finanziellen  und 
commerciellen  Verhältnissen  bedingt 

Die  einzeln  auf  das  Genaueste  geregelten  Stadien  des  Zoll- 
verfahrens sind  die  WaarenerklUrungen  (Declarationen), 
die  Aus-  und  Kinladungen  (insbesondere  bei  Schiffen),  die 
Revisionen  (Visitationen)  der  Waaren  und  die  Vcrifica- 
tionen  der  Erklärungen,  die  Festsetzung  von  Gewicht, 
Maass,  Zahl,  Werth,  je  nach  der  Art  der  Waarc  und  den 
Tarif bestimnuiiigen ,  die  licrechnung  der  Zol  1  beträge  nach 
dem  anzuwendenden  Tarifsatz  und  nach  den  Bestimmungen  Uber 
Netto-,  Bruttoverzolhing  und  Tara-Gewährung,  Werthverzollung,  die 
Entrichtung  der  Beträge  oder  die  C  r  e  d  i  t  i  r  u n  g  derselben  und 
eTentuell  die  Einziehung  nnbezablt  gebliebener  Zölle, 
namentlich  im  Falle  der  Greditirung.  Verschiedenheiten  treten 
dabei  zwischen  Einfuhren,  die  wir  hier  vomemlich  yor  Augen 
haben,  und  Ausfuhren,  zwischen  Verkehr  zu  Lande  und  zur 
See  ein.  Besondere  Kegeln  bestehen  für  den  Transit,  für  das 
Entrepdtwesen,  lür  die  zeitweilige  Zulassung  zur  Einfuhr 
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im  Vcr  ed  el  u  n g s  ver  k  e  h  r  beLiit's  Wiederausfuhr  des  verarbeiteteu 
Troducts,  iin  Unterschied  von  der  Eiutuhr  für  den  heimischen  Ver 
brauch,   für   das   KUckzolI-,    SteuerrU ckve rgU t ungs -  und 
AusfahrprUmicnwescu.  Eine  Keibe  von  Strafandrohangen 
(OrdnnngMtrai'eD)  knttpft  sich  an. 

Vieles  hiervon  ist  aber  gerade  wieder  nur  oder  ganz  üborwieg«  tul  von  Wichtig- 
keit in  handelisj>olitischer.  nicht  in  finanzpolitischer  Beziehung.  Es  betriät  auch  eine 
grosse  Menge  Üetailis,  die  sich  nicht  kurz  zusamiueufassen  lassen,  und  kann  hier  nicht 
nftber  verfolgt  werden.  Wir  beschränken  ans  auf  einige  orientirende  Beim  rkungen 
Uber  (In--  Wiehtigste  und  EigeiithUmlichere,  Ausser  auf  Vignes  (bes.  I,  2J<s  — 270), 
Block  s  ilict.  Art.  douane  JiT.  47 — ]U9,  Art.  Enirepöt,  traasit,  ist  bes.  auf  die  for- 
zugliche,  eingehende  und  im  WeaenUiclien  noch  zatreffende  Daistelinniir  Ton  Hock 
(S.  215 — 27S"!  zu  vorweisen;  es  sind  seitdem  doch  nur  wenijre  Ein/elheiton  -^eäudert 
worden,  so  in  Betrell  der  li^llcrcdite  ((les.  v.  15.  Kebr.  Ib75).  Daa  maassgebeude 
Hauptgesetz,  mit  vielen  einzelnen  späteren  YcrvoUstiindigungen,  ist  diis  vom  22.  Aui;;. 
1791  geblieben. 

(()  Die  stempelfreien  W-.ia  re  n  e  rk  1  ii  ni  ii  iren  sind  obligatorisch,  auch  für 
die  auszuführenden  Waarea  und  tUr  die  zoillreiun,  unter  Strafaudrohuug :  die 
GnindUg:e  anch  der  Handelsstatistik.  Fehlt  die  Erfclironf  nnd  haan  sie  nicht  sofort 
gemacht  wenlen.  so  werden  die  Waaren  gegen  eine  (iebulir  zollamtlich  uiagazinirt. 
Die  Erklärung  muss  in  vorgeschriebener  Fonn  die  genauer  bezeichneten  Puncte  ent- 
halten, bei  Werth  Zöllen  auch  die  Werth  angäbe  nach  der  gesetzlichen  Berech- 
nangsweise.  Eventuell  ist  das  erforderliche  Ursprungscortificat  beizuf^tgen.  Das 
Gesetz  V.  2.  Juni  1S75  hat  die  De«  l.irati..ii-.]itli<  ht  bei  Einfuhr  verbotener  Waaren  (fUr 
Eotrepot,  Durchfuhr)  und  von  Waaren  höheren  Zolls  (20  Frcs.  und  mehr  p.  100  Kit.) 
oder  mit  inneren  StMiero  belegten  nnd  die  Stra&ndiohiingen  verschärft. 

Aus-  und  Einladung  der  Waaren,  insbesondere  bei  Schiffen,  s-  f/t  /oll 
amtliche  Mitwirkung  voraus,  in  Form  schriftlicher  Erlaubuisö  (Dermis,  coQg6)  und  unter- 
liegt verschiedenen  Controlen  ond  Beschr&nkangcn  (so  als  Kegel,  dass  flie  nor  bei 
Tage  erfolgen  darf). 

y)  Auf  (iruiul  der  WaarenerklSrnng  erfoltrt  die  Kevision  und  Verification 
der  Waaren.  Abweichungen  der  Erklärung  vom  Befund,  einerlei  ob  ein  Mehr  oder 
ein  Weniger  constatirt  ist,  sind  strafbar.  Bei  Mehrbefund  kann  ausser  der  Geld- 
strafe h'  tiercr  SteoersttB  (doppelter),  aoch  Gonfiscation  je  nach  YeBschiedenheit  d«r 
Fälle  eintreten. 

S)  In  Betreir  der  Werthzolle  hatte  das  Zollamt  ein  Yorkaofsrecht  (pr6* 

emption)  bei  muthmaasslich  zu  niedrii^er  Werthdeclaration ,  das  schon  im  Zollgesetz 
V.  17'»1  begründet,  anfangs  auch  für  Ke  hiiuiii,'  der  Zollbeamten,  später  (seit  1S71' 
nur  tür  die  des  Schatzes  ausgeübt  werden  kunnte,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Waare  mit  10*/e  Zuschlag  zum  declarirtcn  Werthe  erworben  wurde.  Im  britiüchen 
Handelsvertrag  von  \^Vti)  wurde  dieser  Ziisrhlag  sogar  auf  ."i^/j  licrah^-esetzt.  um  in 
dem  neuen  Zollsystem,  bes.  bei  Fabrüiaten,  zu  niedrige  Angaben  zu  verhüten.  Die 
practische  Anwendung  dieses  Bechts  bietet  aber  Schiriorigkeiteii  und  Rinco.  Seit  den 
fast  vi^lligen  Fortfall  der  WerthzOUe  im  TUif  r.  1881  ist  die  Sache  ron  keiner  pno- 
tischen  Bedeutung  mehr. 

t-)  Bei  den  Gewichtszöllen  erfolgt  die  VcrzoUoDg  bei  allen  höheren  Zoll 
tragenden  Waaren  (tkber  10  Frcs.  p.  100  Kil.)  nach  dem  Nettogewicht,  das  je  nach 
Wnnsrli  des  Interessenten  entweder  ohne  Auspackun'j:  nach  der  für  die  betreüende 
Waarengattung  festgestellten  gesetzlichen  Tara  oder  mit  Auspackung  nach  dem 
wiiUicben  Gewicht  der  Yerpackong  ermittelt  wird,  in  welchem  letzteren  Fall  die 
WaarenerklfiruDf  das  Nettogewicht  muss  angegeben  haben. 

r'oniplieafionen  in  den  Verzollungsverhäitnisscn  entstehen  durch  das  System 
der  Zull/.uhchlage  für  W  aaren  ausse re  uropäischen  Ursprungs  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  europäischen  Zwischenhafen  nnd  der  ZollzuschUge  für  gewisse  enro- 
daisrhe  Waaren  b.-i  indireefer  Kiiifulir  (S  '-»IM,  s21).  T-  rrier  -jellen  die  Vertrags- 
tarile  auch  jetzt  noch  regelmassig  nur  für  die  Troducte  nachweisbaren  üraprungs 
aus  dem  betreffenden  Yettragsstaate,  der  gewöhnlich  durch  notwische  Thatsacben,  wie 
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ehaiftcteristische  Merkmale  der  Artikel,  Umstände  der  Einfuhr,  doch  eventuoll  auch 
darch  Drsprungscertificate  erhärtet  wird.  V;;!.  <lie  Vollzu^^svon><  hriften  zam 
Tarif  V.  ISSl,  im  Aussog  in  der  deutschen  amtL  Tahfsammluog  v.  franzAs. 

Tarif,  S.  54. 

^)  Streitfragen  /wischen  ZoUamt  und  Iuterei>:>enten  Uber  Art,  Gattung,  Sorte« 
Ufspraog,  Werth  der  Waaren,  behnfii  Amrendoog  der  Tarif|po6itioo  werden  durch  8ach> 
verständige  entächiodm ,  nach  Ges.  T.  27.  JoU  1822«  Art  19,  modifidrt  dorch 
^n^ifgea.  V.  7.  Mai  issj,  Art  4. 

ff)  Bis  /um  .1.  l^iilb  wurde  auch  bei  den  Z^^IIen  für  grössere  Zollbeträge  im  Fall 
der  sofortigen  Baarzahlung  ein  Discout  oder  Kabatt  gewährt,  regelmässig  ly/^''/^ 
für  4  Monate.  Das  Ges.  v.  15.  Febr.  1875  (S.  605)  hat  auch  für  die  Z<>lle,  wie  für 
alle  indirertcn  Steuern  Baarzahlung  ohne  Habatt  vorgeschrieben.  Doch  wt-rdeu 
für  die  Einfuhrzölle,  wie  für  eine  Keihe  genannter  indirecter  Steuern,  vicrmonat- 
lielie  Credite  fSr  echnldlge  BetrSfr«  von  mindestens  300  Fres.  avf  Grand  der  Stellung 
von  vorgeschriebenen  Obligationen  oribiilt.  Diese  Credite  sind  al>cr  /.u  verzinsen 
^nach  Min. -Erl.  mit  37o  P-       und  mit  einer  Provision  (Vg"^,,  im  Max.)  verbunden. 

i)  Einige  Specialbestimmungcn  bestehen  für  den  Secverkc h r .  iiisbesomlere  fiir 
die  Einfuhr  über  See.  Die  Schiffsmanifeste  müssen  eventuell  schon  auf  See, 
inaeriialb  der  Kustcnzoll- Linie,  dem  Zollbeamten  vorgezeigt,  von  ihm  visirt  werden. 
Ohne  zollamflichos  Visum  des  Manifestes  darf  aurli  kein  Schifl'  <i'  ii  Hafen  verl.iss^  ii 
Um  die  Scbmuggelgefahr  zu  vermindern,  dürfen  gewisse  Waaren  nur  in  gewissen 
HifeD  nnd  nor  in  grosseren  Schiffen  (mindesens  40  Tonnen)  eingeführt  Verden.  Die 
einselnen  Bestimmungen  sind  hier  zahlreieh  und  /eigen  den  streng  fiscAlischen ,  pro- 
hibitiv-hochschutzznllerischen  Character  der  französischen  Handels-  und  Zollpolitik, 
auch  Einflüsse  der  Revolutions-  uiul  napoleonisrhen  Zeit  in  Manchem  noch  heutr. 

x)  Die  Erleichterung  des  Transitverkehrs  in  Ausdehnung  auf  alle  Waaren, 
noch  aof  die  Einfobrrerboten  unterliegenden,  nnd  die  Einrichtung  zollfreier  Nieder- 

lagen  (Entrep^ts)  mit  derselben  Ausdehnung  sowie  atirh  im  Ri  n  n  c  n  1  a  ml  e  (Ges. 
V.  y.  u.  27.  Febr.  ibül)  wurde  in  Frankreich  dem  Interesse  gegnerischer  wirthschaft- 
Udker  Kreise  aneh  erst  mit  Mfthe  abgerongen  (S.  804).  Von  sfcDemden  mnstftndUchra 
Controlen  ist  aber  Beides  umgeben  geblieben.  S.  über  den  Transitverkehr,  der  hier 
nicht  weiter  hergehört,  V'ignes  I.  2.5 'Uf.,  Block.  Art.  transit.  ücber  Zoll-Entrepöts 
Vignes  I,  254 — 2dU,  Block.  Art.  entrcpöts,  v.  Hock.  S.  25()  ff.  BegrUndungsgeä. 
f.  S.  Flor.  XI,  ancb  dnzelne  Bestimmungen  in  späteren,  bea.  in  den  gen.  Gesetzen  v. 
\'^:^2.  Gerade  bei  hohen  Finanz-  und  Schutzzöllen  ist  die  Einiichtiuif  Ton  aUge" 
meiner  WichtiiTkeit.    Die  Hauptpuncte  sind  folgende. 

Es  werden  Entrepüts  in  den  Uäfeu,  die  alteren,  und  im  Binnenlande,  seit 
1832,  dann  anch  hier,  wie  bei  inneren  Stenern  (S.  651),  reelle  nnd  sogen.  ftetlTe 

nnterschieden.  Die  reellen  Entrepöts  sind  öffentliche  Anstalten,  regelmftssig  auf  Kosten 
dpi  Staats  oder  der  h.-ft.  t!>-iideii  Städte,  eventuell  der  Kaufleutc  des  Orts,  unter  Doppel- 
verschluss  des  ZollamUa  und  einca  vereidigten  IlHndclsageuten,  Die  Waaren  werden 
nur  auf  Grand  einer  gleichen  Erklärung  wie  bei  der  Einfuhr  gelagert,  Register  Uber 
Bestand  und  B«'\v<-^-uiig  der  Niederlau:«  gefuhrt,  die  ZolIv<rwaItUTi!r  revidirt.  bei  Ab- 
weichuDg  des  Befundes  um  ein  gewi^ütes  Maaas  von  deo  Dedarationen  wird  der  Mehr- 
befbnd  sofort  nr  Strafe  mit  dem  einftditii  Zdlbetnge  belegt  Ancb  erfolgen  jftbriidi 
Bestandsrerisionen,  irobei  Abginge  den  Verpflichteten  (event.  auch  d  u  /<illheamten'i 
/nr  T.ast  geschrieben  werden.  Die  regelm.'issi<re  ^Taxirnalfrist  fUr  die  I.ai^ernng  ist 
a  Jahre,  die  uur  auüuahmswcise  verlängert  wird,  bonat  müssen  die  Waaren  verzollt 
oder  wieder  ins  Analand  geftihrt  werden.  Letzteres  unbedingt  bei  Waaren  unter  Ein- 
fuhrverbot Der  Zollsatz  richtet  sich  nach  drin  zur  Zeit  des  Urb'  rgangs  der  Waaren 
aus  dem  Entrepüt  in  den  Consum  gehenden  Tarif.  Kaufleulen,  welche  des  Schmuggeh» 
oder  der  Unterschicife  bei  der  Benutzung  des  Entrepots  überführt  sind,  kann  das  Recht 
der  Niederlage  entzogen  werden.  —  Die  fictive  Niederlage  besteht  in  der  Einlagerung 
/()llpfii;:htim'r  Waaren  beim  Kaufmann  u.  s.  w  sell»>t.  unter  enf-prerhender  Sicher- 
stellung für  die  spätere  Zolkahluug  oder  Wiederausfuhr.  Einfubrvcrbotene  Waaren 
sind  allgemein  davon  ausgeschlossen.  Sonst  gelten  im  Ganzen  dieBegeln  wie  bei  der 
re.  lleii  Niederlage.  Die  Dauer  der  Lagerung  ist  auf  1  Jahr  bc>cbr;iMkt,  es  crfiolgen 
vierteljährlich  Revisionen  und  Bestandaufnahmen.  —  Die  Uandelsstatistik  führt  j&hriidi 
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aurh  den  Eutreputverkehr  auf.  Die  Einlagerung  uinfasst  gcircnwärtig  dem  Werthe 
nach  etwa  '/.  Specialciufubrhaodtils,  -i,  duon  kommen  auf  Uavre  und  Maneille 
allein.  Die  Finanzzoilartikel  (KafTee,  Zucker  a,  a.  m.)  sind  dabei  stariE  rcdntan. 

A)  Ueber  Aosfalirpriinieii  und  Rttekzftlle  i.  Vignes  I,  251  ff.,  Block, 

dict.  Art  (louanc  Nr.  101 — 100,  bes.  das  Buch  von  Levis.    S.'it  besteht  nur 

noch  ein  kleiner  Kcst  der  einot  so  ausgedehnten  und  auch  für  die  Finanzen  so  be- 
deutsamen Einrichtung,  so  für  gesalzene  Butter  und  gesalzenes  Fiuisch,  in  Betrett  der 
Balxsteuer.  Umfimgreichc  Gootrolrofschriften  waren  natOrlich  mit  der  AnuMhlnng 
diflser  Vergütungen  vcrburfdeu. 

/t)  Das  System  der  zollfreien  Zulassung  von  fremden  Producten  bchufi 
„Veredelung"  und  Wiederausfuhr  der  bearbeiteten  Waare,  seit  1836  angenommen, 
beruht  auf  einem  ähnlichen  Gesichtspnnct  wie  die  Gewähruni:  «  Iik  s  •  igentlichen  Kück- 
zolls.  Durch  Anwendung  »IcN-icHion  a.  A.  im  J.  1864  auf  Hohzuckcr  /.ur  Kaflinirung 
ist  das  frühere  Prämien-  und  Kackzolh;ystem  bei  diesem  wichtigen  Artikel,  wenigstens 
nomiBell,  besdtigt  vorden.  Es  ist  fbr  eine  ganze  Reihe  Ton  Aitikeln  eiogecicbtet. 
auch  für  Weizen,  zur  Mehlausfuhr.  (Ccbersicht  in  der  aintl.  deutschen  Samml.  d. 
Zolltarife,  Frankreich  S.  58.    Statistik  in  d.  Ilandcisstatistik  jiüirlich.) 

v)  Ausser  den  Zöllen  des  Tarifs  unterliegen  diejenigen  fremden  Waaren,  welche 
als  etobeiiDiscbe  Artikel  eine  innere  Steuer  tragen,  im  Princip  aach  dieser 
letzteren,  be/.w.  einem  Ausgleichungszollzuschlag  dafQr.  l'eber  die  Durch- 
führung dieses  Princips  bei  den  einzelnen  Artikeln  ist  früher  das  Erfordcrliohe  bei 
der  Darstellung  der  betreffenden  inneren  Steuern  gesagt  worden.  Auch  die  Waaren 
ans  Yertragsstaaten  sind  von  diesem  Zuschlag  oder  von  der  besonderen  Zahlaog  der 
inneren  Sanier  nieht  frei,  eine  Belastung,  welche  ausdrücklich  in  den  V-rtrigon  vor- 
behalten worden  ist.  Auch  die  den  heimischen  Fabrikanten  durch  die  stcueramtiiche 
Uebenraehong  entstehenden  Kosten  kftnnen  bei  der  Festsetinng  der  tta  ftemde  Waaiea 
/u  zahlenden  Zusi  blagsteuern  in  Anschlag  gebracht  werden.  Besonders  coinplicirt  ist 
die  Bestimmung  bei  den  mit  Alkohol,  auch  mit  denaturi rtem ,  hergestellten  Waaren. 
namentlich  verschiedenen  chemischen  Producten,  wo  nach  dem  Tarifgeset/  v.  Ibbl 
eine  entsprechende  Zollerhohung  erfolgt.  Eine  Uebenicht  darüber  in  der  gen.  dent» 
sehen  amtlichen  Tarifausgabe  S.  86. 

§.  327.  d)  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Dahin  gehören  nicht  die  öfters  hier  enrfthnten  gewöhnlichen  Stempel 

auf  Urkunden,  welche  in  Zollsachen  voikommcn  (Eingaben  u.  dgl.)  oder  welche  in 
Verbindung  mit  Handels-  und  T  r  a  n  s  j»  o  r  t  v e r  h  ü  1 1  n  i  s  s e n  stehen,  wie  au f  Fracht- 
scheine,  Recepisses,  Couuossamente  (s.  u.  S.  557)  und  eigentlich  auch  uicht 
die  gewöhnlichen  Quittungstempel,  welche  in  der  Zollverwaltung,  wie  in  anderea 
Finanzzweigen  vorkommen  (S.  556V  Die  Eririge  der  Stempel  von  Frachtscheinen  u.  s.  w. 
stehen  auch  in  der  licchnung  der  Stempelvervaltung ,  die  Uuittuugsstempel  indessen, 
wie  es  scheint,  nicht  oder  wenigstens  nur  Ä^weiBe.  Dagegen  gehören  die  Ezpe> 
ditions-  und  Begleitschein  Stempel  (75  Cent,  für  ac«|uit-i-caation)  und  die 
Blei-  (Plom  birungs-)  und  Waarenst»  inpelungsabgal)ei\  festampillag-).  spe- 
ciell  als  zollamtliche  Nebenabgaben,  hierher.  Der  Satz  für  das  Blei  zum  ZoU- 
rerschloss  ist  25  u.  50  Cent  Der  Ertrag,  ans  dem  die  VerschnUrung  zu  bezahlen 
ist,  wird  unter  die  Zolll)oamten  vertheilt.  Die  betreffenden  Posten  sidien  unter  den 
verschiedenen  Einnahmen  der  Zollverwallung,  in  den  letzten  Jahren  für  „Stempel  jeder 
Art*'  c.  Hill.  Fm,  jihdich  und  tiber  '/,  Hill,  f^r  Blei-  u.  s.  w.  Gelder.  Endlich 
kann  noch  die  schon  behandelte  statistische  Abgabe  (S.  825)  zu  den  Nebenabgaben 
im  Zollwesen  gerechnet  werden.  Die  T.azareth-  und  Sanitätsanstaltseinnahmen 
haben  einen  anderen,  mehr  gebuhrenartigcn  Character,  die  Abgabe  für  Untersuchung 
eingeführten  fremden  Viehs  wenigstens  der  Tendenz  nach  ebenfiüls  (S.  882 
und  unter  e  im  Folgenden). 

e)  ScbifffabrtsabgabeD. 

Die  Ertrfige  derselben  s.  schon  oben  S.  ^32.   Die  finantiell  allein  wichtige  ist 

die  früher  schon  besprochene  neue  Quaiabgabe,  ein  Tonnen- Und  Hafengeld  (S.  S22). 
Der  frohere  Zollzoschlag  fttr  Waaren  unter  fremder  Flagge  und  der  noch  bestehende 
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'üllsuschUg  bei  indirecter  EiDfabr  (sartaze  d'eotrepAts)  gehört  tu  den  Zöllen 

♦«•Ibst.  Aus8oriit'in  kommen  nur  verschiedene  kleine  Abirabcii,  vorncinli<"h  naeh  (i'-s. 
i.  27.  Vendeio.  II  ^uobeu  späteren)  hier  vor:  1)  Die  b'rau^isirungtiabgabc  für 

10  obligatorische  Enrerbirag  der  französi^icben  Ragge  für  dn  Seeschiff,  im  Inland 
^tfbaotes  wie  vom  Ausland  erworbenes,  unter  Erfullaog  der  vorgescbriebeiKii  Ur- 
'inguiigen,  nach  dem  Principalsatz  von  9  Cent.  p.  Tonne  für  kleine  Schilic  bis  100. 
's  Frcs  für  Schiüe  von  lüü— 200  Tonnen,  24  Frcs.  von  200  —  300  T.,  (i  für  je 
100  weitere  Tonnen.  Fremde  Schiffe  haben  beim  Debergang  anter  firansAsiflche  Flagge 

usserdem  den  Zoll  von  2  Frcs.  p.  Tonne  zu  tragen,  seitdem  das  (Jes.  v.  30.  Jan. 
i>72  mit  seinen  höheren  Zollen  zurucki^enommen  worden  ist  (S.  b22  Ii.).  —  2)  Aclteres 
Tonnen  gel  d.  Davon  besteht  nur  noch  ein  Kcat  in  gewissen  Fällen,  uemlich  das- 
icnmc  Tonncngcld,  welches  allen  Schiffen,  auch  IhuuOsischen,  spedeli  zur  I><-<  kuiig 
"II  Anleihen  für  IIafenverbi'sscnin£!;en  aufgelegt  werden  konnte  und  kann,  im  Max. 

jii  2Vs  Frcs.  p.  Tonne  {(itia.  v.  lU.  Mai  Ibbti,  Art.  4).  Das  ältere  aligeuieiuc  Tou- 
.cngekl,  im  höheren  Betrage  für  fremde  ab  Air  franzOeiache  Schiffe,  ist  auch  für 

t/tere  seit  Anfang  1967  ail%ehoben  (dass.  Ges.  Art.  4).    Die  Quai- Abgabe,  im 

ieichen  Satze  für  alle  Flaggen,  ist  aber  seit  dem  Ges.  v.  30.  Jan.  1ST2  an  die  Stelle 
-etreten  —  3)  Abgabe  für  die  Krtheilung  des  obligatorischen  cougc  für  abgehende 
franzAsische  Seeschiffe  (in  Sätzen  von  1,  8  n.  6  Pres.,  letzterer  fUr  Schiffe  von  und 
ihiiT  30  Tonnen).  —  4)  Abgabe  für  oblit:atorilche  Schi  f  fspäs^e  bei  fremden  Schiflon 
1  Frc).  —  5)  Abgabe  für  Krtheilung  des  erforderlichen  permis,  für  jede  £iu-  und 
Atisladong  Ton  Waaren,  für  Ausstellung  eines  Certificats  über  Aus-  und  Einladong 
on  Ladnngstheilen  bei  Ankunft  und  Abfahrt.  Abgabe  der  Quittung  i  [uiti.  in  Ver- 
bindung mit  Tonnen-  und  Evpeditiom-iirebübn'ii.  Satz  1  Fie.  für  freuulc.  '  Frc.  für 
französische  Ladungen,  mit  Ausnahme  bei  Icl/teren  m  der  Kustenschililahrt.  Nur 
diese  nnter  Nr.  5  gen.  Abgabe  ist  im  Ertrag  etwas  erheblicher  (c.  V«  MilL  Frcs.  jähr- 
lich, B.  0.  S.  832). 

f)  Wesentlich  ZQ  den  Schifllahrtsabgaben  sind  dann  noch  die  Sanitätsgebtih- 

ren  im  Seeverkehr  zo  rechnen,  die  in  ein>>tn  neuen  K'eglement  für  titis  gesammte 
Sanit&tswesen  des  Verkehrs  v.  22.  Febr.  IbTb  ux  4  Katcgoriceu  neu  geregelt  sind: 
at  für  Gontrole  bei  Ankunft,  im  Princip  fCff  aOe  Seeschiffe  p.  Tonne  5,  10  u. 

ir>  Cent,  je  nach  der  Fahrt;  b)  für  Ueberwacluiii;;  in  (!•  r  Station  bei  in  fjuarantiinu 
liegenden  Schiffen,  3  Cent.  j».  Tonne;  fiir  Auleuthalt  im  Lazareth.  p.  Pers.  2. 
I  a.  Vä  Prc;  d)  für  Dcsinfection  von  Waarm,  ' \j  Frc.  p.  100  Kil,  verpackte  Waaren, 
•'j  Frc.  u.  1  Fn:.  für  Häute,  bes.  Berechnung  f.  Lumpen,  (iewisse  Kvemtionen  be- 
^t«-hen.  S.  Rlock,  di<:t.  Art.  rigime  sanit.  Nr.  71  SO.  Aehnlicber  Art  ist  die 
Abgabe  für  die  ünlersuchung  des  in  Frankreich  eingeführten  Viehs. 

§.328.  g)  Zollcontrole  and  Verfolgung  des  Schmug- 
gels; Strafbesti mm uugeu  und  Straiverhängaug. 

Auch  hier  Grundlage  das  (ies.  v.  22.  Aug.  ITIll,  mit  Ver mderungen ,  oft  mit 
Verschärfungen  später,  bes.  noch  durch  (les.  v.  2.  Juni  1^75.  S.  für  das  Einzelne 
bes.  Vignes  I,  270«.,  2Ü7— 30b  und  ?.  Hock.  S.  2t)2-2T6. 

Die  Verpflichtang  znr  Waarenerkläriuig  bei  den  Zollämtern  im 
Grenzdisirict  nnd  eyentnell  bei  den  inneren  Zollämtern,  die  Plom> 
birang  der  vom  Aasland  ohne  sofortige  Zollzahlnng  oder  Zollsicher- 
etellang  an  innere  2iOllftmter  gebenden  Waaren  nnd  das  Begleitsehein- 
verfahren  dabei ,  die  Gontrole  im  Grenzbeairk,  die  Ueberwacbnng 
der  Seekflsten,  die  Vorschrift  der  zollamtlichen  Genehmigung  des 
Ansiadens  der  Schiffe,  die  Gontrole  de«  Eutrepöt-N  erkcliis  sind  die 
Hilfsmittel,  Schmuggel  nach  Möglichkeit  zu  verhllten.  Zur  V^er- 
folgUDg  des  Schmuggels  im  Verdachtälail  haben  die  Organe  der 
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Züllverwaltiiuy;  weitere  Du  rc h s u  c  b  u  ng Brecht c ,  die  aber  au  be- 
Btiramte  Hedingungen  und  Füriidicbktüten  geknlipft  sind. 

Vipnes  fasst  a.  a.  0.  I,  270  dio  Ilauptbcstimmunp^on  im  Wcsentlicheu  fo!- 
geDdcruiaasaen  /.uaaiQinen:  Jede  Hauäbuchung  durcli  Zollbeamte  aeizt  als  Hegel  - 
Bit  AnsnfthmcD  —  die  Mitwirkung  eines  Manioipalbcamten  odor  PoIi/eicoiniiiis!>in<  j 
ronuis.    Uiibedintrt  dtirfen  Zollbeamte  auch  im  (iren/distrirt  nur  in  Verfolgung  d^-i 
Schmoggols  in  äagnmti  in  Uäuser  dringen.   Souat  darf  auch  hier  nur  bei  Tage  eine 
HMurachnng  üb  nll  des  Yeidachts  des  Torlitiidensetiis  einer  fehefmen  Niederiafe 
grschaiupir-Iter  Waaren  stattfinden,  wobei,  wenn  der  Verdacht  sirli  iiirht  hc-tati-rt 
eine  Entschädigung  von  24  Frcs.  zu  zahlen  ist,  vorbehaltlich  grösserer  Eutschädigungs- 
ansprttche.    Ausserhalb  des  (ircnzbezirks  im  Inneren  des  lindes  dürfen  Waaren  nur 
bMchlagnahmt  werden,  wenn  sie  ohne  L  nterbreehunir  Uber  die  Linien  des  Grenzbe/irk-  ^ 
verfolgt  worden  sind.    Sind  die  Waaren  dabei  schon  in  ein  Haus  gebracht,  so  dart 
eine  Haussuchung  auch  in  diesem  Falle  nur  bei  verboteneu  oder  i>olcben  Waaren  er-  > 
folgen,  deren  Zulassang  anf  gewisse  Bareras  iMSchr&nkt  ist   Specidle  Vorscbriftes  I 
bestehen  für  Sc hiff sdu  rch  suchung  .  wo  selbst  Kriegssebitle  besucht  werden  du rfen. 
D.  A.  kann  innerhalb  4  Meilen  von  der  Küste  von  jedem  Schitt  eine  Copie  des  Scbi^ 
manifestes  verlangt,  jedes  Schiff  unter  100  Tonnen,  das  hier  vor  Anker  lietrt  oder  ' 
lavirt.  besticht .  dürfen  bei  Ebgaiig  in  den  und  Ausgang  aus  dem  Hafen  di>  Schiffe  i 
Ton  Zollwächtern  bestiegen  und  durcbaucht  vwden,  Mcb,  ausser  bei  Krieg»' 
Schilien,  Nachts. 

Die  Innehaltuug  der  gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich  der 
einzelnen  Stadien  und  Puncte  des  Zollverl'ahrcns  ist  durch  Straf- 
androhangen,  insbesondere  von  Geldstrafen  alsOrdnangs- 
strafen,  ta  verbttrgen  gesacht  Die  Verletzung  der  Aus-  und 
Einfuhrverbote  wnrde  nnd  soweit  diese  Verbote  noeh  besteben 
wird  sie  aneh  jetxt  noch  mit  schwereren  Strafen,  höheren  Geld- 
strafen nnd  Confiscation  der  Waaren  und  Transportmittel 
(besonders  der  Schiffe)  bedroht  In  einigen  besonderen  Fällen  er- 
folgt anoh  sofortige  Arretirnng  und  Oefttngnissstrafe. 

Solche  schwerere  Faiio  sind:  Eiuschmuggeiuug  verbotener  Waaren  und  von 
Waaren,  welche  mit  mehr  als  20  Frcs.  p.  100  KU.  Zoll  oder  mit  inneren  Stenern  be- 
leiht sind,  ((ieldstrafe  von  mindestens  500  Frcs..  eventuell  vom  Betrag  des  Werth  des 
Dbjects,  wenn  derselbe  höher  ist.  (ies.  v.  2.  Juni  1H75.)  Contiscation  von  Waare 
und  Transportmittel,  (ieldstrafe  von  lüOO  Frcs.  oder  vom  doppelten  Werth  der  conös- 
drten  Waaren  un*l  (iefiingniss  vou  6  Monat  bis  3  Jahr  eventuell  bei  Schmuggel  der 
gen.  Waaren  in  der  Dmgebung  der  liäfcn .  an  den  Küsten,  mittelst  Wagen,  in  Hotten 
70U  mehr  als  3  Leuten  zu  Pferde  oder  mehr  als  G  /u  Fuss  ^(ies.  v.  2b.  Apr.  IS  16, 
nebst  anderen,  such  gen.  Ges.  w.  1875]|.  Andere  Beispiele  von  Strafen:  Unter- 
lasstiiig  der  Declaration  von  zollfreien  Waaren  bei  Ein  -  und  Ausgang:  100  Fns.  Gcld- 
ätrafc.  Zusammenfassung  verschiedener  Ballen  u.  dgl.  als  Einheit  in  der  Declaration : 
Contiscation  und  100  Frcs.  Strafe.  Werden  bei  der  Kerision  mehr  Ballen.  Kisten. 
Tonnen  u.  dgl.  vorgefunden,  als  declarirt  worden:  ebenfialls  Contiscation  des  Plus  und 
100  Frrs.  Strafe.  Werden  weniger  davon  vorpefiinden,  so  filr  jeden  fehlenden  Rallen, 
Kiste  300  Frcs.  Strafe,  falls  nicht  höhere  Gewalt  als  Lrsacho  des  Miudcrbefuudcs 
nachweisbar.  Er||:iebt  sich  bei  der  Befision  ein  f^rOsseres  Gewicht,  Zahl.  Maas«  als 
dedaririt  war,  SO  tritt  bei  einem  Plus  von  5°'„  Im  i  >!efalleh.  von  10°/^  bei  anderen 
Waaren  für  das  Plus  der  doppelte  Zollsatz  ein.  Bei  uuhchtigur  Dodaratiou  über 
Gattung  und  Qaalitit  der  Waaren  100  Frcs.  Geldstrafe  und,  wenn  die  beabsichtigte 
Zollhinterziehung  12  Frcs.  aber&teigt,  auch  Ckmtiseiitiun.  —  Verschärfte  Rcstiui- 
mungcn  mehrfach  im  Seeverkehr.  Waaren,  web  he  ubiie  ^ebriftliclie  /.uUauifliebe 
Eriaubuiss  eingeführt  werden,  werden  cuuliacirt,  daneben  100  Frca.  (ieldstrale.  Bei 
EinAlhrang  rerbolener  Waaren  znr  See  Confiscation  der  Waaren,  der  Sddflb  ond  Geld- 
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strafe  im  Betrag  dea  W  crthä  der  Waare,  mindeateas  öUO  Frcb.,  soUdaruicb  vom  ScbilU»- 
hem  ond  WaaieDeigantliOmer  zu  tragen.  Gapitlne  von  Schiffen  nnter  40  Tonnen, 
welche  gewisse  Waaren  nicht  einfuhr-n  dürfen  (S.  S»l),  untcrliogeii  bei  Verbtoss  hier- 
f^ef^n  einer  Geldstrafe  von  500 — lUOn  Frcs,  Der  ('apitan  jedes  Schilfa  muss  das 
Schifrümanifest  innerhalb  24  Stunden  nach  Ankunft  beim  Zollamt  hinterlegen,  bei 
500  Frcs.  Geldstrafe.  Wird  es  überhaupt  nicht  lunterlcu-t  oder  ist  l>  unrichtig,  M 
wird  der  Capitän  porsflniich  /«  lüUü  Frcs.  und  ein«!r  dem  Werth  der  ni<  ht  ange- 
gebenen Waaren  gleichen  Summe  verurtbeilt.  —  Analoge,  z.  Tb.  schwere  Strafen  bei 
öontmTentionen  io  TmasitreHtehr,  bei  angerechtfertigter  Eriangnng  von  Aosfobipii- 
mien,  bei  nicht  recht/citiger  (H  Monat)  WiedeniuAÜir  da  MB  sdtvoUig  loUfrei  sa- 
gelassenen  StoHen  her^esteiiten  i)raeugnisi>e. 

Die  Vert'olgnng  der  Straffälle  in  Zoliyachen  steht  regcl- 
mäMig  der  Zollverwaltang  so,  ntir  bei  VerbiodoDg  des  Fiscal- 
Vergehens  mit  einer  sonstigen  strafbaren  Handlang  und  in  bestimmten 
Fällen  des  Gesetzes  2.  Juni  1875  der  öffentlichen  Gewalt  ttber- 
baopt  Die  Anfnahme  von  Protokollen  ttber  Zollvergehen  steht 
zwei  Zollbeamten  gemeinsam  nnd  innerhalb  des  Grenzdistricts  nach 
einer  eigenthtlmlichen ,  nicht  aufgehobenen  Bestimmung  der  Bevo- 
Intionsgesetzgebung  (Gesetz  v.  9.  Flor.  VII)  auch  zwei  anderen 
französischen  Bürgern  zu.  Die  betreffenden  Prutokolle  mttssen  die 
im  Gesetz  näher  angegebenen  Punde  enthalten. 

Die  Aburtheilung  der  Zollvergehen  erfolgt  regelmässig  in 
erster  Instanz  vor  den  Friedensrichtern,  in  der  Berufungsinstanz 
vor  den  Correctionstribunalen.  Vor  lelztere  gehören  aber  von 
vornherein  die  oben  genannten  schwereren  Fälle  von  Zollvergehen. 
Büt  Zollvergehen  in  Verbindung  stehende  Verbrechen  gehen  eventuell 
vor  die  Assisen,  vor  die  auch  Fälle  des  Schmuggels  mit  Wider- 
setzlichkeit und  in  Kotten  von  3  nnd  mehr  bewaffneten  Personen, 
sowie  Schmuggel,  welcher  von  Zollbeamten  begangen  oder  be- 
günstigt worden  ist,  gehören.  Die,  welche  als  Versicherer  oder 
Interessirte  am  Schmuggel  Theil  genommen,  unterliegen  denselben 
Strafen,  wie  die  Hauptschuldigen. 

Auch  bei  Zollvergehen  hat  die  Verwaltung  vor  wie  nach 

dem  Urtheil  das  Recht  der  Abfindung  mit  dem  Schuldigen,  vor 

dem  Urtheil  in  Betreff  aller,  nach  endgiltigem  Urtheil  nur  in  Betreff 

der  (i  eldst  ra  l  eii.   Die  Bestätigung  dieser  Abliuduugcu  steht  dem 

Generaltlireetor  bez.  dem  Finanzminister  zu. 

S.  die  einzelnen  gesetzl.  Bestimuiungeu  bei  Vigncs  I,  299  11.  über  Strafver- 
folgung, Protokolle,  (iericbtscompeten/en,  Strafverhängung,  Abfindungen.  —  In  Betreff 
der  Streitigkeiten  Ober  das  ob  und  Wieviel  der  Zablungspflicbt.  nhcr  Kackforderong 
gemachter  Zabltin?en  rnfx  lu  iilcri  aiirh  in  Zollsachen  wi«-  dm  indirecten  Steuern 
(S.  605)  die  Cn  ilgeric hte.  Die  Verjährung  gegen  die  Verwaltung  is>t  2,  gegen 
die  Pflichtigen  1  Jahr.  (Vigne:i  I«  297-298.) 
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4J.  H'l'J.  A  n  Ii  a  II  "T.  Soffen.  S  p  e  c  i  a  1  r  <•  sr  i  m  e  s.  Das  liesprochene  Zollsy»t«'in 
gilt  uiiujittclbar  nur  iur  das  eigentliche  coutiucii talc  Frankreich.  Die 
KQüteninselD  sind  nicht  in  das  Zollgebiet  eingotcblosscu ,  Corüica  gehört  zw»r 
dazu,  aber  hat  für  tlic  höheren  Zölle  (tlber  5  Frcs.  p.  100  Kil  i  nur  die  halben  ShUc 
Für  die  Colouica  bcätehon  liesondeie  Vorachhften.  Die  Kinluhr  aus  denselben 
nach  Fnokroich  erfolgt  im  Allgemeinen  zolU^i,  ausser  Air  einige  wichtige  Flnaazzoll- 
arÜkel;  nach  dem  Tarif  v.  18S2,  Tab.  £  sind  nemlich  zollpflichtig  und  zwar  nach  den 
Satzi-n  dos  al!^'-''rn('iiien  Tarifs  Zucker.  Vcrzui  kertes,  Kaller,  ('acao,  Chocolado,  Pfeticr, 
l'iment,  Gewurznelken,  Zimuit,  Cabaia  lignca,  Auioucu,  Cardamouicu,  Mu£»catuuase, 
Mnseatblfithe,  Vanille;  rem  Senegalgebiet  erent  noch  andere. 

Auch  zwischen  Aliricr  und  Frankreich  besteht  im  WciCiitlichcn  gcjrcnseiiig  Zcdl- 
ffülhuit  (ücs.  V.  17.  Juli  ibiil).  Doch  ist  algier'sche  Chocolade  und  gemahlener  (jacao 
bei  der  Einfohr  in  Frankreich  (Decr.  r.  SI.  Juli  187S,  Art  1,  Ges.  v.  19.  Mirs  1876, 
Ali  4),  frauzös.  Zocker  bei  der  Einfuhr  in  Algier  besonders  zollpflichtig.  Der  Zoll- 
tarif AlL'i<  rs  für  fremde  Waaren  ist  erheblich  weniger  nmfanfrreich  und  massiger  als 
der  truazoöiache  Tarif.  (S.  Zollgcü.  v.  17.  Juli  1S67.  Der  l''S4  geltende  Tarif  in 
der  deutschen  amtl.  Sammlung  Nr.  27.)  Bei  fremden  Waaren,  die  aus  Algier  naoh 
Frankreich  eingeführt  werden.  \>t  t  vcntuell  der  französische  Zoll  oder  die  ZolMifiorenz 
gegen  den  algier  sehen  Zoll  zu  bezahlen.  (Tab.  £  des  Tarif:»  ?.  Ib84.)  Die  aigier  schon 
ZoUeinkflnfte  bUden  einen  Theil  der  frusOdsobeii«  die  YenraltangaluMlen  gehören  eq 
denen  der  französischen  Zollrerwaltnng. 

Marseille  gcniesst  bes.  im  Niederlageverkchr  einige  Erleichterungen.  —  Im 
Verkehr  der  laudwirths«  halt  liehen  Erntepruducte  aus  (irundstUcken  Fremder 
diesseits  und  Einheimischer  jenseits  der  (irenze  besteht  ZoUfrciheit  —  8.  f.  N&heres, 
bes.  lihor  die  algier'schen  Verhrdlnissc ,  Block,  dicf.  u.  Supplcm.  .Vrt.  Al'jr-  rie. 
Ari.  douanes  >ir.  llü — 122,  Yignes  1,  273—277,  v.  Kaulmauu,  iS.  4bti— ib^. 
Oeber  den  algier'schen  octroi  de  ner  Bloclc«  dict.  Art.  Alg6rie  Nr.  159  a.  SoppL 
1885,  p.  (Tarif  r.  1885  an).  Wir  nflssca  es  ans  hier  versagen,  Algier  weiter  in 
die  DarsteUung  za  ziehen. 

y.  KUckblick  auf  das  Zollwesen  und  zur  Kritik. 

§.  330.  1.  Finanzielle  8eite.  Nach  niaucheilei  Waud- 
luugeu  der  Handels  und  Zollpolitik,  nach  förmlichen  Exces.sen  des 
Prohibitiv  und  Schutzzollsystems  und  langdauerudcr  bleibender 
Einbürgerung  desselben  ist  man  in  Frankreich  cinigermassen 
wieder  zum  \ns;:;angspunct  einer  beinahe  hundertjährigen  Ent- 
wicklung, zu  einem  Tarifsystem,  welches  sich  dem  17i*l  begrÜD- 
deten  wenigstens  annähert,  zurückgekehrt:  der  Bes tcu erungs- 
zweck  des  Zollwesens  steht  wieder  mehr  voran,  der  handels- 
politische, der  protectio nistischemehrznrtlck.  Daa erscheint 
ans  im  Gänsen  eine  richtige,  in  den  französischen  finanziellen  und 
volkswirthschafttichen  Verhältnissen  begründete  Entwicklung  zu  sein. 

Freilich  sind  die  eigentlichen  FinanzzölUi  besonders 
der  als  Genuas-  und  Reizmittel  dienenden  Artikel  der  Coloniai- 
waarenbranche ,  ungemein  hoch  und  von  Neuem  seit  dem  letzten 
Kriege  stark  gesteigert  worden.  Aber  das  war  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  vermehrten  Steuerbedaris  und  damit,  wie  immer, 
dir  französischen  äusseren  und  inneren  INditik  und  der  Rück 
Wirkung  derselben  auf  die  Finanzen.    Nach  Lage  der  Dinge  war 
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es  aber,  wie  scboo  oben  bemerkt  (S.  819),  aaob  wobl  ricbtig,  mit 
Rficksiebt  anf  die  inneren  Verbrauobs-  nnd  Verkebrsstenem  und  die 
Monopole  und  deren  Stenerstttze  die  FinanzzOlle  angemessen  zn 
erböben.  Ob  man  dabei,  rein  finanziell  betraebtet,  zn  weit  gegaugen 
ist,  80  etwa  namentlich  bei  den  Hauptartikeln  Kaffee  nnd  Zncker, 
auch  Petroleum,  ist  ohne  Anstellung  von  Experimenten  mit 
mässigeren  Zoll-  und  Steuersätzen  nicht  sicher  zu  entscheiden,  aber 
jedentalls  auch  nicht  ohne  Weiteres  von  vornherein  als  wahr- 
scheinlich anzunehmen.  Eher  küntite  von»  allgemeinen  steuerpoli 
tischen  Standpuncte  aus  das  Bedenken  tHr  erwägenswerth  gelten, 
uh  man  mit  so  hohen  Zollsätzen,  wie  vor  Allem  bei  Kat't'ee, 
Fetrolenm,  naeh  den  Consamtionsverhältnissen  des  Artikels  nicht 
gegen  die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  zu  sehr  ver- 
stOssti  —  unter  der  bei  diesen  Artikeln  wobl  meist  zutreffenden 
Voraussetzung  einer  vollen  Ueberwttlznng  des  Zolbi  auf  den  Gross- 
Preis,  wobei  freilich  die  Einwirkung  des  Zolls  anf  den  schliesslich 
massgebenden  Klein-(Detail-)Preis  wieder  ein  oomplicirtes  Problem 
ist  Soweit  dies  Bedenken  gerechtfertigt  seiii  sollte,  wttrde  unter 
der  Annahme  der  finanzpolitischen  Zweokmissigkeit  der  hohen 
Tarifsätze  durch  die  letzteren  dann  nnr  wieder  bewiesen  werden, 
dass  Frankreich  durch  seine  Politik  und  Geschichte  genöthigt 
worden  ist,  seine  St  euer  verth  eilung  ungleich  massiger, 
auch  nach  Unten  zu,  lUr  die  Volksmasse,  drückender  zn 
machen,  —  wie  das  bei  den  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehru- 
steaeru  auch  nicht  zu  vermeiden  war. 

S.  die  Uatuu  über  Zuli-  und  i>tcuon>äUe  S.  Ü91  ^PetroltiUio),  S.  hl9  (tinauzzoilei. 
Beispielsweise  ist  der  französische  Zoll  Itlr  Kaft'ee  (156  a.  208  Pres.  p.  100  KU.)  allein 

dingä  mehr  aJs  dreimal  ao  hoch  wie  der  dcutäclic  (  in  u.  50  M.),  für  Cacao  (tOi 
Krca)  mehr  aU  dopiielt  so  hoch  (35  M.),  für  Theo  fas>t  doppoU  so  hoch  riflS  Frcs. 
gegen  lüO  M.),  für  Gewur/e  uiohr  als  .'{ — 7  mal  so  hoch  (208  —  416  I'rcs.  {?egen 
50  M.),  für  Petroleum  2^.^-  '.im&l  so  hoch  (Is  u.  25  Frcs.  gegen  6  M.).  Auch  d- r 
Zucker  trägt  doch  iu  Frankreich  sclb>t  n.ich  dor  Ermassi^ang  von  |sso  und  nach  d^r 
neueren  Steuerreform  wohl  noch  doppelt  so  boUu  Uelastung  als  in  Deutschland.  Der 
finiDzQfliscbo  Kaffeezoll  ist,  natttrlich  je  nach  der  Sorte  and  nach  den  Prefsschwanknngeii 
verschieden,  bis  lOO*'/,,  und  mehr  vom  Preise  des  Artikels;  ebenso  h<A  Pi  tiol.'iim.  hei 
Zucker  auch  j»-tzt  noch  nicht  so  sehr  viel  gerinicfer.  Die  Consumtion  ist  trofAkm  auch 
bei  Kaffee  in  b<-stantJi;ri;r  8tei;^erunl^  bcf^ritlcu .  von  c.  18  Mill.  Kil.  1S66-  HS  auf 
c.  53  Mill.  IS77 — 7U  und  c.  »»S  Mill.  \b^'S — S6.  Freilich  eine  langsamere  Zunahme 
als  friiluT  bei  nicdriü:<T.;m  Zoll  —  lV.";7'|t>  wurden  11.2,  1^17  ,')7  1!<.7.  ls."»7 
2^.b  MiU.  KÜ.  renollt  — ,  aber  doch  noch  eine  botrachtiiche ,  to  dai>ä  es  fraglich 
bleibt,  ob  eine  —  ToUends  nicht  sehr  bedeutende  ^  Yenninderung  des  Zolls  das 
finanzielle  Interesse  ni<  ht  auch  jetzt  eb.  usn  s«  h.idigon  w  ürdr,  als  l^HOH'.  Nach  einer 
jüngsten  amtlichen  Berechnung  (HuU.  .\.\V,  4101  war  dir  Kailer-Consum  p.  Kopf 
Ib'dl  2^7.  is:,l  :,Ö0.  IH«;i  ;>73.  1S72  12!).'>.  l'^sl  nno,  lv»,G  l,7S7,  1SS7  l,t)70, 
ISSs  1 ,752  (irainui.  Da  u»erkt  man  kaum  eine  hcuiuioiide  Wirkung  des  höheren  Zolles. 
—  Viel  niedriger  als  im  deutschen  Tarif  sind  in  Frankreich  TafclfrUchte  belastet 
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Auch  bei  den  zahlreichen  kleineren  Finaozzollartikeln 
nnd  bei  denen  von  mehr  oder  weniger  protectionistische ni 
Cbaracter  handelt  es  sich  doch  in  Frankreich  im  Ganzen  um  kein 
nnbedentendes  FinanziDterease.  Eine  so  ttberwiegendc  Wichtig- 
keit 01r  die  ZoUertr&ge,  wie  sie  sehen  lange  in  GroaBbritanDien 
(S.  304)  einige  Haoptartikel  besaasen,  haben  die  Hanptartikel  der 
BezoUnng  in  Frankreich  nicht. 

Das  erklärt  sich  allcrdiogs  zum  Theil  dadurch,  dass  nach  den  frauz'»>)is'  hen 
rolkswinhschafUichen  Yerhältiiiweii  Wein  und  Branntvdn,  abgcsebeii  ?on  der  iiciit-bt<  n 
Zeit,  als  Einfuhranikel  viel  weniger  in  Betracht  kommen,  Tabak  wegen  <les  Monop<>l> 
bei  den  ZoUerträgeü  fehlt  und  bei  Zucker  die  Complicaüon  der  £iut'uhr  mit  der 
dnheimisGhen  Prodoction  den  ZoUertnf  feminderi  Selbst  im  J.  1885,  vo  derZvcker- 
zoU  angowdhnUch  riel  einbrachte  (100.5  Mill..  ISST  nur  3S.S)  und  der  Katfeezoll  <1as 
bisherige  Maximum  erreichte  (106  7,  ISS"  99.6  Mill.V  kam  auf  diese  beiden  Anikel, 
dann  auf  die  5  weiteren  einträglichöteo  ZoUarlikel  Petroleum,  Wein,  Cacao,  Stein- 
kohle, Gerealien  (letztre  als  Ein  AitilMl  geieohnet),  zasammcn  also  auf  7  Artikel  284. S 
Mill.  Frcs.  oder  77.3 7o  vom  Gesamintcrtrag  von  36*^.6  Mill.  aus  den  Einfuhrzöllen. 
im  i.  1887  (bei  etwas  anderer  Keihcofoige  der  genannteü  Artikel,  Gerealien  waren 
flognr  vor  Zucker,  also  in  die  zweite  Stoue  getreten)  256.8  MilL  Pres,  oder  T6.7V« 
des  Gesammtertrags  von  'A'M.b  Mill.  Fast  ein  Vii  rtei  der  letzteren  Samme  ist  also 
noch  durch  die  anderen  Zollartikel  zu  heschatien ,  obwohl  hier  die  Z<^Ile  von  Weiu, 
Getreide,  Steinkohle  beruib  zu  den  Hauptartikelu  der  eigentlichen  b'inauzzoUe  ge- 
rechnet worden  sind. 

Mau  begreift  liiernach  und  kann  es  auch  finanzpolitisch 
rechtfertigen,  das»  der  französische  Zolltarif,  der  allgemeine,  wie 
der  Conventionstarif,  immer  noch  so  umfangreichy  nach  Zahl 
der  bezollten  Artikel  nnd  einzelnen  Positionen,  und 
hoch  nach  den  Zollsätzen  geblieben  ist,  im  Vergleich  mit  dem 
dentachen  nnd  mit  anderen,  YoUenda  mit  dem  britischen  Tarif, 
der  ja  nnr  noch  ganz  wenige  Artikel  nmfasat  (S.  3ü4). 

Auch  au  die  neueren  agrarischen  Schutzzölle,  an  den 
Zoll  auf  iSteinku  hie  uud,  wie  die  früheren  Uebersichten  (S. 
und  833)  zeigen,  an  die  i  n  d  u  s  t  r  i  e  11  e  n  S  c  h  u  t  z  z  ö  1 1  e ,  besonders 
im  (iebiete  der  Textil-  und  Meta  llbranche,  knüpfen  sich  in 
Frankreich  nicht  unerhebliche  f  in  an  zieile  Interessen.  Denselben 
entsprach  die  Rückkehr  zn  höheren  agrarischen  Zöllen  aai* 
Getreide  und  Vieh  und  mindestens  die  Aafrechthaltung  eines 
gewisaen  Maassea  industrieller  Schutzzölle.  Der  allgemeine 
Tarif,  welcher  vor  1881  galt,  bat  in  Betreff  dieser  letzteren  Zölle 
anch  gegen  das  Finanzioterease  viel  zu  hohe  Sätze  gehabt,  von 
seinen  Prohibitionen  ganz  abgesehen,  der  Getreide-  und  Viehzoll- 
tarif von  1861  nnd  noch  von  1881  bat  umgekehrt  durch  seine  sehr 
niedrigen  Sätze  auch  daa  Finanzinteresse  zu  wenig  wahrgenommen. 
So  war  die  Tarifreform  von  1881,  welche  bei  den  industriellen 
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Zöllen  ja  schon  durch  die  Couventionaltarife  von  18r)0  ft*.  eingeleitet 
war,  und  die  Erhühunji;  der  Getreide-  und  Viehzidle  von  1885  ff. 
vom  fiuauzielleu  Geaichtspuuct  aas  wohl  zu  billigen. 

§.331.  2.  HandeUpolltisobe  Seite.  Ob  man  ttber  diese 
Massregeln  vom  handels-,  agrar-  und  indnstrlepolitiseben 
Gesicbtsponct  ebenso  nrtheilen  soll,  ist  f^ilicb  eine  andere  Frage, 
die  wir  bier  aneb  niebt  zn  erledigen  haben,  aber  doch  iLorz  streifen 

wollen. 

a)  In  Betreff  der  agrarischen  Schutzzölle  wird  doch  auch 
der  Freihändler  einräumen  dürfen,  da.ss  die  neuen  Oetreide-  und 
Vi  eh  7.r»  11  e  Frankreichs,  wie  anderer  europäischer  Länder,  welche 
zu  dcnsellicn  zurllckgekehrt  sind  oder  sie  wieder  erhöht  haben,  in 
ganz  neuen  abnormen  Weltcon juncturen  ihre  Erklärung 
und  wenigstens  eine  relative  Rechtfertigung  finden,  mindestens  als 
ein  statthaftes  Experiment  und  als  mügUcbes,  wenn  aneb  nicht 
sicheres  Hiltsmittel  gegenüber  einer  schweren  agrarischen  Krisis 
flir  eine  üebergangszeit  Anderseits  ist  es  gewiss  ein  sehr  er- 
wägenswertbes  stenerpoli  tisch  es  Bedenken  emster  Art  nnd 
von  wahrhaft  principieller  Bedeutung,  dass  diese  Zolle,  —  gerade 
wenn  und  soweit  als  sie  ihren  Zweck  erfttUen,  d.  b.  als  Schutz- 
zölle wirken,  also  wenn  und  soweit  sie  die  Inlandspreise  erhoben 
oder  ein  weiteres  FaUen  ermässigen  und  yerbaten,  —  Stenern  auf 
nothwendige  Nah run^^s mittel  seien  und  so  die  Steuerlast 
ungleichmässiger,  besonders  mehr  nach  Unten  zu,  auf  die 
Volksmassen  vertheilten. 

Indessen  ist  gegen  die  practiscbe  Tragweite  dieses  Bedenkens 
doch  Verschiedenes  einzuwenden. 

Einmal  ist  es  eben  fraglich,  ob  und  wieweit  jene  Zölle  die 
Wirkung  als  Preis  erhöhende  oder  rreist'allen  hemmende  Schatzzölle 
wirklich  haben. 

Wiikm  sie  nicht  oder  nicht  für  ihrrn  vollen  Retra^  w,  so  entfällt  aller- 
(lings  überhaupt  oder  soweit  als  sie  nicht  äo  wirken,  ihr  Zweck  als  Schutzzoll. 
Aber  dann  entfällt  auch  die  Berechtigung,  sie  anzugreifen,  vom  freihändlerischen  und 
finanzpolitischen  Staadponcte  auä,  während  sie  vom  letzteren  aus  als  Einnahmeqaelle 
ihren  Werth  ht'haupt'^n.  der  dann  durch  die  .Twaliiit-  ii  n.'<l-Tik«'n  nicht  weiter  beson- 
ders gebcbadi}^  wird  und  vollends  m  irau^Osiächer  i  inanzlagu  uutcr  diesen  Umständen 
aozueirfcenneD  ist  Wirken  diese  Zölle  vmgekelurt  ganz  oder  theilveise  anf  die 
Preise  als  Schutzzölle  in  der  erwähnten  Weise,  so  bleibt  das  freibändlerische 
und  das  herroigehobeue  steuerjtolitische  Bedenken  allerdings  nicht  nur  im  Frincip, 
sondern  practisch  bestehen.  Aber  auch  hier  gilt  dann,  wie  so  oft  bei  Maassregeiu 
der  ^'ulLbwirthschaftso  und  der  Steuerpolitik:  eventuell  sind  diese  Zölle  auch  dann 
als  herecbtic;!  anzuerkennen,  weil  sie  zur  R.-k;iinpfung  eines  schweren  N'othstandes, 
weicher  die  ürundiagen  ilcr  Volkswirthscbait  berührt,  in  Ermangelaog  anderer  oder 
besserer  HHfrmittel  nicht  entbehrt  werden  können,  weil  sie  m  zwei  Uebeln  —  der 
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durch  sie  bedingten  oder  veroreachten  Stenerbelastting  und  dem  Rain  der  Landvirth- 

Schaft  das  klciiuTi-  sind.  v>oi\i  dann  doch  auch  noch  selbst  bei  der  hier  aDgenom-* 
Denen  Wirkung  wieder  hinzukonunt,  dass  sie  eine  werthvtdle  Einnahm»  .|uelle  bilden. 

Practisch  aber  bebt  sieb  sodann  das  principielle  Bedenken 
ancb  noch  dnreh  einige  weitere  £rwilgaog6n  mehr. 

So  Oben  diese  ZsUe  ttberhaopt  schverlicb  ganz  allgemeine,  gleichmässifre  Wir- 

kun|f*'n  auf  die  St'>llunir  der  fffsannnt-'n  inläiidi:irhen  (ictroido-  und  Viehprt'isc  ans. 
Ferner  halten  sie,  nach  bisherigea  Wahmehmangen,  melir  nur  ein  weiteres  Preibliaiien 
etwas  auf  und  heamen  es,  w  dass  sie  die  Preise  erheblich  steigern.  So  wird  nor 
d'-r  Vortheil  einer  den  Käufern  von  G<  tnädc  und  Vieh  ongewOlinlich  günstigen  Con- 
junctur  etwas  gcschmidort:  es  handi  It  ^u  h  mehr  um  lurnim  oessaus,  als  nm  daniiium 
emergens  for  sie,  -  iuuiiorhin  ein  für  die  gcsauimte  Beurtheilung  wichtiger  Unter- 
schied. Endlich  aber  kommt  der  Zoll  für  die  Brot>  und  Fleischpreise  und  damit  f&r 
die  etwaif;»'  Hi  l;istiin'j:  der  oigeiitliclirii  Consumenten  doch  vollends  erst  als  ein  mög- 
liches, entfernteres,  secuadäres  oder  tertiäres  Moment  in  Betracht,  das  neben  anderen, 
znm  Tbeil  wichtigeren  nicht  nothwradig  eine  Mitscheidonde  Rolle  spielt.  Soweit  aber 
der  Zoll  auf  die  ausländischen  Producenteii .  die  Verkehrsanstalten ,  die  ILändler,  die 
KiciDgewerbetrcibeiiden  itranz  oder  theilweise  eeschobcn  wird .  was  immer  m^iflich. 
thcilwcise  wahr><  hciiilich  i>U  entfallen  wieder  die  steuer|)ului»cheu  Hcdeaken  in  Betrfti 
eiiiiM  Ueberiastuiiiy:  der  ('»insumcnten ,  wftbrend  die  sonstigen  steuerpolitiscbcii  Be- 
denken wetren  di-r  Mitbela>taiig  dor  genannten  Krfisc  fr-MÜ' h  :uitf!iuclion .  ab<T  ni-  h' 
mehr  als  bei  allen  übrigen  Zöllen,  und  während  diu  üuau/ieUeu  Vortheilc  in  Butretf 
der  EischliesBungp  einer  Einnahmequelle,  Terbleiben. 

Nacb  dem  Allen  nuiihte  die  l»ih  kkclir  zu  den  hülieion  ai^rarisdien 
Zidlen  sieb  in  Fraukreieb  iminerbin  mit  gcuUgcudeu  Griiudeu  untcr- 
stUUen  lassen. 

b)  Bei  den  industriellen  Scliutzzöllcn  niaeben  sieb  die 
volkswirtbscbal'tspolitiscben  und  steuerpolitisclien  Bedenken  wegen 
der  Wirkungen  dieser  Zölle  auf  die  Consumeuten  und  auf  die  Ver- 
tbeilung  der  Steuerlast  weniger  als  bei  den  agrarischen  ScbutzzöUen 
geltend,  während  die  finanziellen  Interessen  aucb  bier  mit  zn 
Gunsten  sprechen.  Aber  die  angedenteten  Bedenken  fehlen  aller- 
dings anch  hier  nicht  vOUig  nnd  anderseits  sind  die  finanxiellen 
Interessen  hier  nicht  so  bedentend  als  bei  den  agrarischen  Schutz- 
zöllen. 

Die  indostriellen  ZSlle  sind  in  Ptanlireich  in  den  Vertrags-  wie  im  allgemeinen 
Tarife  immer  noch  recht  ausgedehnt,  mehrfach,  brsunders  bei  den  feineren  und  fein- 
sten Qualitäten  von  Fabrikaten  recht  hoch,  nacli  ihrer  Sp»»rialisinjng  in  den  wichtig- 
sten lallen,  besontlers  in  der  Tcxtilbranche ,  /.war  rationell  veranlagt,  nach  den  (Je- 
sichtspuncten  des  Schutzzollsystems  als  eines  Systems  industrieller  Erziehung,  aber  in 
dieser  (iotaltnii'^  dorli  auch  nni  Er-t-n  als  wirkliche  Schutz/iilie .  in  Bctrell"  der  In- 
landsprci:<c  der  analogen  heimischen  Producte,  daher  namentlich  der  feineren  t^uali- 
titen,  wirkend.  Der  Tarif  ron  1791  war  in  den  wichtigsten  Zweigen  liberaler  ab  der 
von  16S1,  vielfach  sel1it>t  nach  der  absointen  Hohe  der  Sätze,  rollends  nach  der  rela- 
tiren.  'i^-  L-enaber  den  Preisen  der  Artik'^1. 

Indessen  wirken  die  noeli  bestehenden  französiseben  indu- 
striellen Scbutzz()lle  doeh  auf  die  Preise  der  Masse  der  inländischen 
Halb-  nnd  Ganzfabrikate  schwerlich  erheblich,  etwa  gar  allgemein 
▼erthenemdy  ein.  Vielfach  kommen  sie  gewiss  nnr  als  Finanzzolle 
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und  hie  und  da  als  Luxuszölle  für  einigte  ( 'onsunientenkreise  in 
Betraclit.  Daiier  haben  die  erwähnten  Bedenken  doch  keine  grosse 
p  ra  cti  s  e  h  e  Bedeutung  trotz  ilirer  principiellen  Kichtigkeit.  Die 
Beseitigung  der  Prohibitionen,  die  fast  allgemeine  Ermässigung  der 
indastriellen  Scbutzzrdle  durch  die  Vertragstarife  der  18G0er  Jahre 
und  nenerdiogs  im  allgemeiDen  und  in  dem  neuen  Vertragstarif 
von  1881  waren  MassregelD,  welche  demnach  wohl  handele-  wie 
finanzpolitisch  gleieh  richtig  und  zweekmilssig  waren. 

Der  völlige  Bruch  mit  den  industriellen  Schutzzöllen,  wie 
in  Grossbritannien,  oder  die  noch  weitere  starke  Ermässigung 
wäre  finanziell  in  heutigen  französischen  Verhältnissen ,  auch  vom 
Standpuncte  der  BestenernngspoKtik  ans,  kaum  richtig  gewesen, 
wenn  diese  Massregeln  auch  wohl  bei  der  erreichten  and  weiter 
mr»glichen  Entwicklung  der  liauzösischen  Industrie  keine  all- 
gemeinen, höchstens  in  einigen  wenigen  Zweigen  entscheidende 
volkswirthschaftspolitiscbe  Bedenken  gehabt  haben  möchten.  So 
wie  diese  Zölle  heute  noch  erhalten  worden  sind,  tragen  sie  doch 
auch  mit  dazu  bei,  das  bei  einer  so  hohen  Gesammtsleuerbelastung 
nothwendige  Ziel  zu  erreichen,  nemlich  die  iSteuern  möglichst 
vielseitig  zu  vertbeilen,  um  so  die  Last  leichter  tragbar  zu 
machen.  Die  Specialisirung  der  specifischen  Zölle  ist  dabei  zwar 
ein  protectionistischer  Gesichtspunct,  aber  zugleich  eine  Masar^l, 
welche  steuerpolitiseh  ebenso  richtig  ist,  weil  sie  auf  die  Anwendung 
eines  Qnalitätssteuerfusses  hinauskommt 

So  möchte  die  neuere  französische  Zolltarifpolitik  und  möchte 
insbesondere  der  noch  so  umfangreiche  allgemeine  und  Vertrags- 
tarif doch  im  Ganzen  richtig  sein.  Die  britische  Tarifpolitik  mit 
ihrer  Concentration  auf  ganz  wenige  Hauptfinanzzoll-Artikel  und 
ihrem  völligen  Absehen  von  Sdiutzzöllen  würe  für  Frankreich, 
weni*;8tens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen ,  scliwerlich 
tinanziell  ergiebig  genug  und  steuerpolitisch  weniger  passend  als  die 
eingeschlagene  oder  beibehaltene. 

3.  Das  Zollverfahren  und  alles  Zolltechnische  ist 
gewiss  umständlich  und  vielfach  belästigend,  die  Controlen  sind 
weitläufi^^  die  Strafandrohungen  schwer.  Dies  und  jenes  Einzelne 
mag  ohne  Bedenken  nnd  vielleicht  zum  Vortheil  des  Fiscus  wie 
des  Publicums  zu  ändern,  zu  mildem,  za  vereinfachen  sein.  Denn 
der  Einfluss  einer  Übermässig  prohibitorisch-protectionistischen  und 
superfiscalischen  Politik  zeigt  sich  in  Manchem  noch.  Aber  grosse 
umfassende  und  einschneidende  Aenderungen  sind  schwerlich  am 
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Platze,  80  wenig  als  bei  den  aualogeu  Verhältiiisseu  der  indirecten 
Steuern  (Getränke!  S.  658)  oder  Monopole. 

Die  Fioanzzölld  sind  sohr  hoch  und  musscu  des  Finaiizbedarfs  wegen  doch  so 
blelbra,  die  Schutzzölle,  aneh  nach  dem  erfreulichen  Wegfall  der  principicU  ja  dnrdm» 
richtigen,  aber  in  der  practi&chen  Anvendoog  uuzveckmllssigen  WerÜizöUe,  noch  ta 
sehr  sperialisirt  und  müsst-ii  dorli  auch  so  sein  und  bleiben,  so  hn^e  man  an  ilincn 
Uberhaupt  fe^ithäit,  w&a  eben  auch  finanziell  erwünscht  erscheint,  der  gau^e  Tarif 
ist  noch  7J1  amfaiigreich  und  mn»  ans  den  angedeuteten  Granden,  wiederum  auch 
finanzieller  Art.  dennoch  ebenfalls  so  sein  und  blei))en.  Das  bedingt  Alles  nothwendig 
auch  eine  weitläufige,  mühsame  Zollbewachung,  ein  umständliches  Zollverfahren,  eine 
entsprechende  Organisation  des  Zolldienstes  und  ftoilieh  noch  entsprechende  Kneten, 
welche  in  Frankreich  daher  nicht  bloss  wegen  der  Landgrenzverh&ltnisse.  sondern  wegen 
iler  ganzen  Zolltarifpolitik  —  ausserdem  übrigens  auch  wi-iren  d»'r  inneren  iiidire<  teri 
Steuern  und  Monopole,  auf  deren  Sicherung  der  Zolldieust  mit  aulzupaAMjn  bat  —  hoher 
sein  und  bleiben  werden  als  in  Grossbritannien.  Einzelne  weitere  tarifpolitische  Keforroen, 
z.B.  die  Beseitigung  der  Zollziist  Iii  hl"''  für  (ii--  indir-'oti' Einfuhr  t  ans  den  ,.Kntr<fM".t>"). 
die  völlige  tileichsteJiung  der  ükUc  des  allgemeinen  und  des  Vertragstarifs  sind  wohl  zu 
cnrigen.  GnMsen  Einfluas  asf  die  Veminndiwiif  des  ZoUdienstes  und  ZoUrerfidirens 
Verden  sie  sehveritch  ansttben  Itdniien. 

So  wird  man  o.  E.  zo  der  Ansicht  kommen  mflssen,  daas  das, 
was  dareh  die  bisherigen  Reformen  nnd  namentlich  dnrcb  die 
Tarifgesetzgebang  von  1881,  welche  doch  im  Wesentiiehen  die 

handels-  und  zollpolitischen  Massregeln  der  napoleonischen  Handels- 

vertragsperiode  zum  gemeinen  Hecht  des  Landes  gemacht  hat,  er- 
reicht ist,  vorerst  nicht  in  niehr  treihändlerischer  und  in  der 
Richtung  massigerer  Finanzziille  weiter  gebildet  werden  wird.  Es 
wird  genug  sein,  wenn  es  im  Ganzen  auf  diesem  Stande  erhalten 
wird.  Und  gerade  auch  finanzielle  KUcksiehten  werden 
mutbmasslich  grössere  Fortschritte  in  der  angegebenen  Richtung 
hemmen. 

F.  Kackblick  aaf  die  gesäumte  französische  Staatsbestevernng,  ins- 
besondere auf  die  Steuerpolitik  seit  1871. 

S.  oben  §.  C7  über  „die  franziVsiachen  Finanzen  am  SclUuss  des  ancien  regime**. 
Femer  in  Betreff  der  Neuzeit  die  statistischen  Daten  in  §.  166,  S.  873,  874  und  die 

Abschnitte  über  die  ..Ik'steuerung  der  dritten  Kepublik"  S.  3!)G— 404.  ..Rückblick  auf 
die  fran/us.  Steucieutwicklung  seit  17SÜ  bez.  1S15"  S,  41ü — 415  und  die  Ferschie- 
denen  „Hackblicke"  und  Ausführungen  „zur  Kritik",  welche  den  Schluss  der  Dar- 
stellaug der  jcdesmaligi  ii  Stonergruppe  bilden.  S  4MS — 502  tiber  die  directen  Steuern, 
S.  öTl* — 'yS'2  Uber  die  Verkehrsbesteuerung.  S.  '}\)b — "litG  Uber  die  directe,  Verkilip^- 
und  Erbschaftsbesteucrung,  S.  T<ib — 771  Uber  die  Monopole,  sowie  die  ahnlicheu  kri- 
tischen RQckblicke  auf  einzelne  Steuern,  bes.  §.  205  (Patentsteucr).  §.225  (Enre^stre- 
uient),  §.  23')  (.Stempel),  §.  205  (f;etranke),  273  (Zucker,,  §.  21t7  (Tab.ikmonopol^. 
t^.  Ü'il  {Zolle).  —  Aas  der  Literatur  s.  bes.  Mathico-Bodet  U,  ch.  15 — la 
(rrageu  der  Steuerreform  auf  den  Hauptgebieten)  und  cb.  25  (Uber  das  nach  dem 
Kriege  fw  1S70/71  angewendete  Steueisystem,  bes.  §.  S,  p.  890 —  402);  ferner 
Amagat,  partie  III  \Jcs  iui])nts  de  la  ran^n">. 

§.  332.  1.  Das  Uebergewicht  der  indirecten  Be- 
st en  er  an  g.    Das  grosse  Gebiet  der  moderaen  fransOsiscben 
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Staatsbesteueruiig:,  wie  sie  sich  seit  der  ersten  Kevolutiou,  daher 
gerade  in  einem  Zeitraum  eines  Jahrhunderts  (1789 — 188i))  ent- 
wickelt hat,  ist  nunmehr  im  Vorausgehenden  auch  in  den  wich- 
tigeren Kinzelheiten  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden. 
Es  mag  daher  zum  Schluss  noeh  einmal  ein  kurzer  Rückblick  auf 
diese'  Besteuenmg  als  Ganzes  geworfen  und  dabei  namenüicb,  wie 
wir  uns  frtther  vorbehielten  (S.  601),  die  Gestaltung  ins  Ange  ge- 
fasst  werden,  welche,  wie  es  scheint  endgiltig,  diese  Bestenemng 
seit  dem  verhftngnissvoUen  letzten  Kriege  Frankreichs  gegen 
Deatschland  angenommen  hat  Es  handelt  sich  dabei  nicht  am 
eine  Wiederholung  des  in  den  früheren,  so  eben  citirten  „Rück- 
blicken" Gesagten ,  auf  welche  Ausführungen  vielmehr  für  alles 
Einzelne  hier  zum  näheren  Beleg  Hezug  genommen  wird ,  sondern 
nur  um  eine  Ch  aracterisirun  g  des  Gesainnitganges  der 
französischen  Staatssteuerpolitik  in  diesem  soeben  ablaufenden 
„ersten  Jahrhundert  der  Kevolutioiicn",  und  um  eine  Characteri- 
sirung  des  erreichten  Gesa ni  m  terge  bnisses.  Erst  die 
genaue  Einzelkenntniss  alier  Phasen  der  Entwicklang  und  aller 
Tbeile  der  Besteuerung,  wie  sie  unsere  Darstellung  zn  geben 
sachte,  setzt  in  den  Stand,  eine  solche  Cbaracterisirung  richtig 
yorznnehmen,  richtig  za  begründen  nnd  selbst  wieder  richtig  zn 
▼erstehen. 

Das  Ergebniss  der  Steuerentwicklonf  ist  ein  Ueberwiegen  der 
indirecten  Verbranchsstenern  (einschliesslich  Zolle,  direote 
„Loxasstenem",  yerwandte  kleinere  Abgaben  nnd  Transport- 
Stenern)  ttber  alle  übrigen  Stenern,  d.  h.  Aber  die  beiden  anderen 

grossen  Gruppen,  die  directen  und  die  Verkehrssteuern  (i.  e.  S. 
d.  h.  Enregistrement  und  Stempel,  jenes  einschliesslich  Erhschafts- 
nnd  Schenkungssteuern j.  Vollends  aber  indirecte  Verbrauchssteuern 
nnd  Verkehrssteuern  zusammen  Uberwiegen  bei  Weitem  die  directen 
Steuern. 

l)i<-s  tV^hiTwioixcn  ist,  duixli  tlcii  ersten  Na]>oli'oii  bef^rundi.'t.  in  crhöhtooi  Maasse 
seit  der  Juiimooarcbid,  aberioalä  geäteigcrt  uutor  ^apuleoa  III.,  immer  mebr  heiTor- 
f^treten.  Aber  erat  die  Ereignisse  von  1870 — 71.  deren  weitere  fiaandelle  Folgen 
und  von  der  dritten  Re|tublik  uiiigeachlagcne  Sti'ucri>olitik  luilten  den  indirectcu 
Steuern  iui  geoaniitcn  Umt'aiig  das  volle  Uebergcwicht  verschallt.  Noch  am  Schluss 
des  zweiten  Kaiserreichs  vcrtheiltc  sich  die  französische  Staatsbesteuerung  etwa  je  zur 
Hftlfie  aot'  III  In  rt<;  ujid  auf  alle  anderen  Steuern.  Jetzt  Uberwiegen  jene  um  ein 
pnar  hundert  Millionen  {l^bö  nm  c.  300)  and  oiacbon  etwa 557« nllcr  aas (s.  die 
Daten  S.  374). 

Diese  absolaten  nnd  Verliältnisszahlen  ändern  sich  natttriieli,  je  nachdem  man 

den  Bcgrilf  der  indirecten  Stenern  weiter  oder  eni^er  fasst.  Wie  man  hierbei  aber 
auch  nach  den  vers»  hiedenen  Ansichten  tler  Theorie  und  Praxis  verfUhrt,  auch  wenn 
mau  insbesunderu  die  Ivegisterabgaben  zum  Thcil  zu  den  directen  Stenern  stellt,  su 
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bleibt  doch  immer  ein  erhebliches  Uebergewicht  der  „indirccten"  Steuern  ikber  die 
anderen,  die  abdann  sogen,  directen,  bestehen. 

Wenn  man  z.  R.  mit  der  franzöbisclicn  Verwalttin^^spraiis  nnd  mit  manchen 
Theoretikern  den  ganzen  Betrag  der  Einnahme  aus  lilnrcgistremunt  und  Stempel  (wie- 
derom  elnscblieMBeh  Erlwchate-  und  Schenkongasteoern)  zn  den  indiNcten  Stenen 
rerhnet.  so  überwiegen  letztere,  in  diesem  Sinne  genommen,  nm  mehr  als  das  Vier- 
fache die  eigentlichen  directen  (um  lJsH5  c.  2188  gegen  474  Mill.)  oder  diese  machen 
nicht  mehr  ISVo  Gcsammtbc&teuerung  aas.  Wenn  man  omgckehrt  die  genannten 
YeriKehiasteuem ,  welche  sich  in  die  Eategorieen  „dircctc''  und  „indirectc"  Steuein 
eben  nicht  einfach  cinn  ili'^ii  lassen,  anders  vertheilt,  etwa  die  Erbschafts- und  Schen- 
kungssteuem  (c.  20U  Mül.j,  welche  den  directen  Steuern  jedenfalls  uiiher  als  den 
indirecten  stehen,  tn  den  diraden  lecluet  oder  selbst,  wie  es  nach  französische  Prao- 
tikcr  thun,  so  Math  ieu  -  Rodet  (II.  3'.t7).  die  kränze  Proportionalabs^abi  des  Enregistre- 
ments  (S.  522),  daher  fast  907«  *1<^  Ertrags  des  letzteren  als  „Steuern  auf  das  Kapi- 
tal", so  Andern  sieh  die  absoloten  und  Ycrhältnisszahlen  wiederom  erheblich.  Im 
ersten  Falle,  bei  Einstellung  der  Erbschafts-  und  Scheu kungssteuern  unter  die  directen, 
sind  die  Zahlen  um  dann  c.  G74  ..dirccte"  uml  c.  1983  ..indircctc,"  oder  c.  25 

und  75 7o'«  /weiten  Falle,  bei  Einstellung  der  ganzen  Proportionalabgabe  dos  En» 
registrements  unter  die  directen,  bezv.  c  887  nnd  1770  Hill,  od«  c  SB  und  67*/f 

Es  ergiebt  sich  liiernach,  dass  in  Frankreich  im  Lanfe  des 
Ucvolutions-Jalirhuiidert.s,  von  den  17<S0er  bis  zu  den  1880er  Jahren, 
die  Staatsbcsteuernng  sich  nicht  nur  mindestens  verfünffacht, 
sondern  dass  sich  auch  (hvs  Verhält niss  zwischen  directen 
und  indirecten  Steuern  —  wie  immer  man  diese  Abj^renzung 
auch  mache  —  immer  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  Steuer- 
gattung verschoben  hat.  Das  ist  nach  verbreiteter,  freilich  sehr 
einseitiger  und  in  dieser  Allgemeinheit  selbst  unbedingt  unrichtiger 
Bteaerpolitischer,  steuertechnischer  wie  auch  socialer  und  politischer 
BeartheiluDg  ein  Nachtheil.  Dann  liegt  derselbe  jedenfalls  als 
Eigebniss  der  Entwieklimg  und  endgiltigeD  Gestaltang  der  fransO- 
sisohen  Bestenening  Tor. 

Bedenkt  man  aber,  das«  die  Epoche  des  Revolotionszeitalters 
mit  der  fast  unbedingten  Verwerfung  der  indirecten  Stenern  begann, 
so  können  die  damaligen  steaerpolitischen  Bestrebnngen  nnd  die 
Thatsachen  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Steuerwesens 
allerdings  kaum  stärker  in  Widerspruch  stehen,  als  sie  es  thun. 

Die  jüngste  Periode  nach  dem  deutsch -französischen  Kriege 
hat  diesen  Widerspruch  noch  wesentlich  verschärft,  weil  sie,  wie 
in  diesem  Werke  im  Einzelnen  näher  dargelegt  worden  ist,  panz 
vorwiegend  die  inneren  Verbrauchssteuern,  die  Monopole,  Zölle  und 
die  Verkehrssteuern  —  Enregistremeut,  Stempel,  Transportsteuern  — 
zu  höherer  Ergiebigkeit  gebracht  hat.  Es  ist  das  in  dem  Grade 
geschehen,  dass  man  diese  Periode  mit  Recht  kurzweg  als  diejenige 
einer  einseitigen  Entwicklung  der  indireeten  Be- 
Steuerung  (i.  w.  S.)  behufs  Beschaffhng  des  durch  die  neue 
schwierige.  Finanzlage  hervorgerufenen  Steuerbedarfs  steuerpolttisch 
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characterisirt  hat  (s.  die  Tabelle  S.  395  und  §.  172-174).  Die 
Betleukeu,  namiiiitlirli  8ociali)<>litischer  Art,  welche  man  bei 
ohjectiver  Würdigung  der  indirecten  und  Verkehrssteuern  nicht 
übertreiben  darf,  aber  doch  in  inimerhiu  erheblichem  I  nifang  zu- 
gestehen muss,  sind  in  BetreÜ*  dieser  neuesten  iSteuerpoiitik  schon 
oben  (§.  177)  anerkannt  worden. 

Durch  Bedienezempel ,  indem  man  etwa  mit  Mathien-Bodet  mancben  der 

nach  dem  Kriege  Doueiugcfubrten  oder  erhöhten  Steuern  den  Churai  ter  als  „directer** 
Steu(;rn  vindirirt.  wini  natürlich  die  Hcreclitiguni^  des  Toraiugclieudett  UrtheUs  nicht 
hinfällig  gemacht  und  nicht  einmal  eingeschränkt. 

S.  Matbien-Bodet  bes.  II,  390  IT.  Daselböt  Ucbunicbtcn  der  üiuzuluea  von 
1870 — ^77  eingeführten  oder  erhöhten  Abgaben  sowie  der  ron  1872—80  wieder  auf- 
gehobenen oder  veruiindert.  n .  in  beiden  Fallen  nach  den  Ertrag^anschlägen.  Die 
ersteren  betrugen  hiernach  747.78,  die  letzteren  323.59  Mül.  Frcs.  Unter  jener  Summe 
von  747.78  Hill,  waren  44.0S  MUl.  Zuschlagcentimen  (für  den  Staat)  zor  Patentäteucr 
(s.  0.  S.  3<J*J'i  und  ErböhuDgen  von  Tarifsätzen  dieser  Steuer,  14.02  Mill.  kamen  auf 
die  den  directen  Steuern  gl<'irhge}«telltt'n  Taxen,  .'ir).r»s  Mill.  auf  die  "J"/,  Steuer  vom 
Ertrag  beweglicher  W  crtbu  u.  h.  w.,  iieträge,  die  uitt  einer  Summe  foü  bUO,UUü  k  tcü. 
gewiner  alg^er'scher  Abgaben  sosammm  94.58  Hill.  Frcs.  ausmachen  nnd  in  der 
That  zu  den  „directen"*  Steuern  zu  zähli  n  «ind:  12.ß%  der  neu  aufgelegten  oder 
erbubten  Steuern.  Der  genannte  Autor  ruclmet  aber  noch  96.56  Mili.  l'roportioual- 
nbgab«!  des  Enregit<tremeots  hierher,  die  nach  ihm  „den  Character  directer  Steuern 
aof  das  Capital''  hfttten.  und  gdangt  so  zu  einem  Betrage  ron  191.15  Mill.  Frcs. 
dirfcter  in  der  Summe  der  neuen  St.  u»'ni  oder  25  (25.6)  7o  derselben.  Heschränkt 
man  den  Begriff  „directer**  Steuern  aui  die  alten  grossen  französischen  llauptbtcuern 
nliein  oder  tnt  dkiw  nebst  den  Taxen,  so  wire  die  Qaote  der  directen  Stanon  in  den 
StsaeihOhiingen  nach  dem  Kriege  nur  6,  bezw.  87o* 

§.  333.  2.  Die  finanz  wirthschaftliche  Berechtigung 
der  eingeschlagenen  Steuerpolitik.  Allein  lassen  wir 
einmal  den  steuerpolitischen  und  sonstigen  Werth  der  grossen 
ätenergmppen  nnd  einzelnen  Steuern  des  französischen  Staats- 
steuersystems und  die  schwierige  Frage  nach  den  socialen,  wirth- 
sehaftUcben  nnd  politischen  Folgen  der  eingetretenen  Entwicklung 
dieses  Systems,  bis  1870  wie  nach  1870,  bei  Seite. 

Die  eigentlich  Ii  na  iiz  wirthschaftliche  Frage  in  Betrefl" 
dieser  Entwicklung  und  ihres  Ergebnisses  ist  doch  eine  andere: 
nemlich  ob  die  Steuerpolitik ,  von  welcher  diese  Kntu  ickluug  und 
ihr  Ergebniss  in  der  Zeit  vor  wie  nach  1870,  abhingen,  unter  dem 
Eintiuss  der  unvcrineidliclien  Nothwendigkeit,  den  einmal  aul- 
treteoden  Steuerbedarf  zu  decken,  wenigstens  insofern  die  richtige 
war,  als  sie  die  nach  den  Verhältnissen  allein  mögliche,  von 
yornherein  allein  einigermassen  Erfolg  versprechende 
und  relatiT  in  Betreff  der  Lastenvertheilnng  und  Anfbringnng 
erträglichste  wie  die  wirklich  im  Ganzen  von  Erfolg  begleitete 
war?  Darauf  mochten  wir,  gestützt  auf  unsere  genaue  Darstellung 
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der  Steuercutwitkluug  und  der  Technik  der  einzelnen  franzöbiscbeu 
äteaern,  antworten:  Ja,  weniirHtens  im  Wesentlichen! 

Die  völlige  Unm()glichkeit,  einea  Öteuerbedarf,  wie  den  des 
franstfsiachen  Staats,  wesentlich  alleio  durch  directe  Steuern  nach 
den  Ideen  der  Politiker  aod  FinanzmHnner  der  ersten  Revolution 
aafwbringen ,  war  von  Yomherein  jedem  Unbefangenen  klar  und 
ist  durch  die  Tbatsaehen  toU  und  gans  bestfttigt  worden.  Die 
Rflokkehr  zu  ergiebigen  inneren  indirecten  Verbranohssteoem  doreh 
Napoleon  I.,  die  Aosbildang  der  Verkehrssteaem  (Enregistrement 
nnd  Stempel)  war  daher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  des 
Steuerbedarfs  und  nach  der  mit  Sicherheit  weiter  zu  erwartenden 
Entwicklung  dieses  Bedarfs  in  einem  modernen  europäischen  Gross- 
staat, wie  Fiuiikreich,  eine  unbedin^^t  i;i'botene  Steuerpolitik. 

Allerdings  wäre  man  schon  damals,  trotz  der  KriegslUufte  und 
gesammten  Zeitlage,  und  wäre  man  \olleniis  in  der  Folgezeit,  be- 
sonders als  mit  der  Julimonarehie  und  in  noch  stärkerem  Maasse 
später  die  Durchscbnittsziffer  des  Staatsbudgets  immer  mehr  wuchs 
(S.  373),  nicht  genötbigt  gewesen,  in  dem  Grade,  als  es  geschah 
und  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  geschehen  mnsste,  so  ein- 
seitig die  inneren  indirecten  Verbrancbsstenern  (einschliesslich  des 
Tabakmonopols)  und  das  Enregistrement  (später  auch  den  Stempel) 
zu  immer  grosseren  Erträgnissen  zu  bringen ,  wenn  man  die  be- 
stehenden direeten  Steuern  anders  eingerichtet  and 
durch  andere  Formen  der  direeten  Besteuerung  er- 
gänzt hätte. 

DiM  bfttte  ron  vornherein  geschehen  kttonen.  mindesteae,  iiaeh  den  Wahmeh- 

Binngen  gerade  mit  den  direeten  Steaeni  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  BcjJtehens. 
nachträglich  gesuhehou  miutsen,  zumal  seit  dur  Periode  der  Julimouarcbie.  Von  da  an 
wurde  es  ron  Jahr  in  Jahr  hei  dem  steigenden  Steuorbedarf  notbwendigrer ,  rollend» 
al>er  in  der  Zeit  nach  dem  lot/ten  Krie^'e.  Aber  die  geboleae  und  mögliche  Refom 
der  direeten  Stenern  unterblieb,  uiid  um  so  mehr  mantein  natttdich  die  anderen 
inneren  Steuern  ergiebiger  gemacht  werden. 

Da  man  zudem  his  zur  Zeit  des  dritten  Kaiserreichs  die 
finanziellen  Erträge  der  Zölle  —  freilich  auch  meist  „indirecte 
Verbrauchssteuern aber  andere,  die  inneren  angemessen  er- 
gUnzende  —  in  einseitiger  prohibitorisch-proteetionistischer  Politik 
nicht  genügend  entwickelte  und  da  alsdann  Napoleon's  III.  sonst 
durchaus  richtige  Reform  der  Handels-  und  Zollpolitik  wiederum 
die  finanzielle  Aufgabe  des  Zollwesens  nicht  richtig  löste,  so  musste 
ToUends  die  Ergiebigkeit  der  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern  ttbermässig  gesteigert  werden.  Wenigstens  diesen  Fehler 
in  Betreff  der  Zolle  hat  die  dritte  Republik  richtig  verbessert. 


Digitized  by  Google 


KuckblicL  aui  die  Staate bcätcucruug.  ^57 

Das  französische  directe  Staatsstenersystem  ist  ein  reines 
Ertragss  teuc  rsys  teni ,  aber  nicht  einmal  ein  völlig  ausgebil- 
detes, wenigstens  alle  „Erträge"  umfassendes,  da  ihm  vor  Allem 
eine  directe  Besteuerung  der  Z i  n s  ren  te ,  bis  1872  völlig,  seit  der 
damalif::eu  Einliihnin;^  der  Steuer  aut"  gewisse  Wertbpapiere  noch 
grosscntheils  lehlt.  Ein  solches  System  kann  seinem  inneren  Wesen, 
seiner  ganzen  tecbnischeu  Einrichtung  nach  und  nach  den  £r- 
i'abrungcn  aller  Länder,  vor  Allem  Frankreichs  selbst,  nnr  mit 
theilweiser  Ausnahme  der  Gewerbeateaer  (Patentstener),  nicht  im 
erforderlichen  Maasae  ateigende  Erträge  abwerfen. 
Um  Bo  weniger,  wenn  es,  wie  in  Frankreieb,  der  eigentüclie,  fast 
alleinige  Träger  der  Bestenernng  der  höheren  Selbst- 
verwaltnngskörper,  hier  der  Departements,  nnd  ausserdem 
auch  noch  ein  Hanptträger  der  Gommnnalbestenernng  ist 

Die  Veraülagiuig  einer  der  Steuern  diesem  Systems,  der  wiclitigsiten  von  allen, 
der  Grondstever,  ist  riel  zo  scbwerndli^  und  omBt&ndBcb«  tmd  in  ihren  Kesolteten 

stets  Fiel  zo  unvollkommen,  diejenige  der  drei  andcmi  j^ossen  französischen  Steuern 
zu  mechanisch,  in  Foljjo  dessen  die  Vcrtheilunp  der  durch  die  einzelnen  Steuern  auf- 
gebrachten Summen  viel  zu  ungleichniässig,  als  dass  man  diesem  System  auch  noch 
zomathen  konnte  und  dtlifte,  vom  wachsenden  Gesanuntstcuerbedarf  des  Staats  auch 
Dor  immer  die  gleiche,  gescbireige  eine  steigende  Qaote  anfzabringen. 

Gewiss  ist  es  möglich,  dnreh  Veränderungen  der  Ein- 
richtung und  Veranlagung  dieser  Steuern  einige  Ver> 
bessernngen  herbeisulUhren,  wonach  die  Bedenken,  diese 

Steuern  für  den  Staat  ergiebiger  zu  machen,  sieb  venuindern.  Die 
Patentsteuer  liefert  den  Beweis  dalür.  Aber  in  den  llau])tj)uncten 
lässt  sich  an  diesen  Steuern  nicht  viel  verändern  und  verbessern. 
Kben  deshalb  werden  sie  sich  immer  unfähig  zeigen,  in  Staaten 
mit  rasch  wachsendem  Steaerbedarl  genügend  ergiebig  zu  werden. 

Schwerlit  h  hätte  auch  die  denkbar  zwi  rkinässipste  und  gelungenste  Yerbessening 
der  grossen  französischen  directen  Steuern,  solange  sie  ihren  ateuertechnischeu  (irund- 
cbaracter  von  Ertragssteuern  behalten  hätten,  ca  ermöglicht,  einen  wirklich  er- 
heblicher in  Betracht  kommenden  Thdl  des  zawachsendw  Steverbedarfii  durch  sie, 
mehr  •.\h  :<rhehen  ist.  auf/.ubringen  und  um  diesen  Betrag  das  zu  verkürzen,  was 
mau  auä  mdirecten  Verbrauchs-  und  Yerkebrsstcuern  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
und  sonstwie  heranapressen  mosste.  Durch  die  firflhseitigere  Hlnzniili^ung  einer  er- 
giebigeren Capitalrentensteuer  als  der  erst  nach  dem  Kriege  eingeführten,  nicht  ge- 
ntlgend  ausgedehnten  auf  bewegliche  Werthe,  wäre  wohl  etwas  melir  zu  erreichen 
gewesen.  Aber  auch  die  dadurch  zu  be>chatlenden  Summen  wären  doch  gering  ge- 
wesen verglichen  mit  dem  vennehrten  Steuerbedarf  nnd  mit  dem  grossen  Antheil.  den 
die  h<^heren  Erträge  der  Verbrauclis  -  und  Verkehrasteaem  ihatsftchlich  geliefert  babeo 
and  doch  rerbältnisümässig  leicht  liefern  konnten. 

So  war  es  also  unseres  Erachtens  ein  Fehler,  dass  man» 
nachdem  die  enten  lUnsionen  ttber  die  finanzielle  Leistungsfähig- 
keit des  in  der  Rerolntion  begründeten  durecten  Steuersystems  den 
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handgreiflichen  Erfahrungen  gegenüber  geschwonden  flein  mussten, 

nicht  mehr  und  ernstlicher  dies  System  gerade  nach  der  Richtung 
seiner  Ertragstähigkeit  zu  verbessern  suchte.  Aber,  aiuli  wenn 
dieser  Fehler  vermieden  worden  \v;irc,  was  nel)cu  allem  Anderen 
sicherlich  auch  immer  rein  politische  Rücksichten  hintertrieben 
haben,  —  eine  erhebliche  Aendernng  hätte  die  Steuerpolitik 
in  Bezug  auf  die  Ausdehnung,  Entwicklung  und  verstärkte  Ergiebig- 
machung  der  indirecten  Verbraachs-  und  Yerkehrssteoern  dadurch 
doch  nicht  erfahren  können. 

Ein  50  oder  100  oder  selbst  150  Mill.  Frcs.  Mehr  aus  den  dirccten  Staats- 
steuerii.  als  sie  pcliefert  haben,  liätte  eben  unter  den  französischen  VerhaltnisstMi  die 
oben  Iienorgebobuueii  Kelatioueu  der  ^^rossen  Steuergruppen  i\x  einander  nicht 
wesentlich  r«Mcboben.  die  rillen  Honderte  ron  Millionen,  welche  die  genanntan 
übrigen  Steoezn  mehr  liefeni  mitssten  und  lieferten«  doch  nicht  sehr  bedealend  rer- 
mindcrt. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  die  Begründung  des  obigen  Urtheil.s, 
•  dass   die  eingeschlagene    französische  Staatssteuer- 
politik vor  wie  nach  dem  Kriege  „im  Wesentlichen^ 
die  richtige,  die  gebotene,  die  allein  mögliche  war. 

§.  384.  3.  Die  Ergftnznng  der  Bestenernng  durch 
eine  Einkommen-  oder  Einkommen-  und  Vermögens- 
Steuer.  Allerdings  ist  dies  ürtheit  noch  etwas  einznsehr&nken 
nach  einer  anderen  Seite ,  aber  bestehen  bleibt  es  anch  hier. 

Gerade  die  Erfahrungen  mit  der  tinanziellcn  Unzulänglichkeit  des 
französischen  directen  Steuersystems  niusslen  lange  nnd  vollends 
wieder  in  der  Finanzlage  der  neuesten  Zeit  zu  der  Erwägung 
fuhren ,  ob  nicht  dies  ganze  System  von  Grund  aus  umzuge- 
stalten und  in  ein  beweglicheres  „Subjectsteucrsystem" 
binUberzu führen  oder  wenigstens  ob  nicht  mit  dem,  dann 
freilich  in  diesem  und  jenem  Pmict  zu  verändernden,  aber  im 
Ganzen  verbleibenden  Ertragssteuersystem  ein  Subject-,  ein  Ein- 
kommen- oder  Vermögensstenersystem  oder  ein  Ein- 
kommen- nnd  VermOgensstenen^ystem  zn  verbinden  sei. 

Bei  dem  ersten  Plane  hätte  das  System  der  eoflisehen  EinkominensteiMr,  bei 

dorn  zweiten  dasjoiii'^n  deutscher  directer  IJesteuening.  mmcDrlirb  Prfu--<  ns  und 
solcher  LÄnder,  wuiche  Ertrags-  und  Einkommensteuern  combinireu,  einigormaaasen 
TorirfldHcb  sein  können,  —  nattirlieh  nur  eoweit  deif^Ielchen  „Uebeitnguugen'*  von 
Hnaterri  von  einem  auf  das  andere  Land  zulässig  sind.  An  eine  britische  Einkonunen- 
steoer  hat  man  in  Franlcreich  auch  wiederholt  i^eilacht.  aii<  h  na«-h  d.-in  Kriegte,  und 
Völlig  iguorirt,  wenn  auch,  wie  e&  scheint,  schon  aus  „uationalcn  "  Kucksichten  nicht 
ernstlicher  ine  Avge  i^efasst.  sind  ancli  die  prcussiscli-deatschen  Verhältnisse  directer 
nesteuernnir  nicht.  Auch  le^islatiro  Anläufe  sind  in  der  RirliftiiiL'  der  Einkommen- 
steuer gemacht,  wie  noch  der  letzte  Eude  Ibbb  (S.  62Uj,  der,  wie  es  scbeintt  mittler- 
weile bei  dem  •.benneligen  Wechsel  des  Mlnist«riBflii  aImt  wie  die  Mheren  olme 
podtiTee  ETKeboiss  bleibt   S.  ttber  die  betreffenden  froheren  Prqjecte  seit  1871 
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Vves  Guyot,  itnp.  sur  Ic  revonu.  1.  Annex,  Ma(hicu-Rod  et  I,  58,  110,  11!», 
151.  120.  21!),  ITfi.  243,  II,  105,  120,  UberhAUpt  II,  ch.  16,  §.  2,  3,  Amigat, 

p.  300  ff.,  Kil.  207  If. 

Im  Laufe  der  Darstellung  wurde  es  wiederholt  als  ein  Fehler 
bezeichnet,  dasB  man  vollends  nach  1870,  damals  mit  in  Folge  der 
einseitigen  gegnerischen  Stellungnahme  von  Thiers,  nicht  znr 
Einfllbrnng  einer  Einkommenatener  oder  einer  Einkommen- 
nnd  VermOgensatener  oder  einer  VermOgenastener  allein 
(d.  h.  einer  nominellen,  einer  „Capitalsteaer'S  wie  die  Fransoaen 
sie  meiatena  nennen)  gelangt  ist  Darin  hätte  n.  E.  eine  passende 
Ergänzung  dea  französischen  Steuersystems  Überhaupt  und  nament- 
lich desjenigen  der  directen  Bestenemn^  gelegen. 

Mit  beweglichem  Stcucrfuää,  wie  iu  England  und  anderen,  auch  dcubchen 
Sualttii,  vire  eine  solche  Steuer  immerhiD  im  Stande  gewesen,  der  fr&nzöäiüchcn  directen 

Besteuerung:,  als  Ertraffssteucr>ystcm,  die  ihr  so  srlir  iiKinireliuii-  A  ii^chmicgungs- 
l'ähigkeit  au  den  Wechtiel  und  an  die  Steigerung  de«  1  iiiaii/.bedartä  zu  rerleilion  — 
den  tinmdsitzen  der  „Aasreiehendlieit*'  nnd  „Beweglichkeit**  gemlra.  die 
sich  hier  wie  überall  als  wahre  oberste  Sicuori>rin"  ipit  u  und  Postulate  erweisen  — . 
Eine  nicht  unbedeutende  Beihilfe  zur  De»  kiihir  Steuerbedarfs  hatte  eine  solche 
dircctc  Steuer  und  nur  sie  eben  falls  leisten  können.  Die  besit/.cudeu  Ciassen,  die 
WohIhnbMidereo  stlrker  belastend,  mit  angemessen  progressivem  oder  wcnigstcriü  mit 
nicht  gar  zu  niedriirera  Steuerfuss,  mit  De<rression  nach  Unten,  hätte  diese  Steuer  in 
französischen  Verhältnissen  und  neben  den  Verbrauchs-  und  Verkehr>steuern  auch  auf 
die  richtige,  gerechte  nnd  sodalpoUtbcb  wunschensverthe  Veitheilung  der  Steneilast 
paaend  mit  hingewirkt 

Ein  Fehler,  ein  schwerer  Fehler  der  Stenerpolitik ,  ein 

wesentlicher  Mangel  des  Steuersystems  ist  es  daher  in  der 
That  unseres  Krachtens,  dass  es  in  Fraukreich  nicht,  selbst  nach 
1S70  nicht  zu  einer  solchen  directen  Steuer  gekommen  ist. 

Freilich  dlirien  die  sehr  grossen  Schwieriglieiten  auch 
nicht  unterschätzt  werden,  welche  sich,  rein  nach  sachlichen  Ge- 
sichtapuncten  betrachtet,  der  Einflährung  einer  Einkommen-  oder 
VermQgensateuer  neben  oder  gar  statt  der  bestehenden  directen 
Steuern  in  Frankreich  nothwendig  entgegenstellen.  Dadurch,  dass 
die  letsteren  tugleich  die  Träger  der  Departemental-  und  Com- 
munalbeateuerung  sind,  wachsen  diese  Schwierigkeiten  noch  ausser- 
ordentlich. 

£s  würde  zu  weit  fuhren,  das  hier  nüher  nachzuweisen,  ein  genaueres  Eingehen 
auf  diese  Frage  „de  lege  ferenda**  liegt  auch  aasserhalb  der  An^be  dieses  werin. 
Für  jeden,  der  diese  Dinpe  etwas  kennt,  das  französische  «lirecfe  Steuersystem,  nament- 
lich die  Patent-  und  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  auf  die  Verbindung  mit  oder 
den  Uebergang  in  ein  Einkommen-  nnd  VennOgensstettersjmtem,  die  VerhUtniase  der 
Gombination  von  Ertrags-  und  Personalsteuern  in  anderen  Ländern  ins  Auge  fasst, 
ergeben  sich  solche  Schwierigkeiten  im  bedeutendsten  Maasse.  von  den  Vorurtheileu 
gegen  die  Einkommensteuer  in  1- rankreich,  von  der  leidigen  Nothwendigkeit  politischer 
Radaichtnahmcn  in  diesem  Lande  gerade  bei  der  EinfÜhning  einer  suchen  Stener 
gar  BicbC  zo  reden.  Dennoch  war  nnd  ist,  wie  gesagt,  nnd  ist  n.  £.  h^te  noch  diene 
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Stcacr  iu  Frankreich  nothwcndii;.  In  den  n-  ii.  i-  ti  I'rojccton  öcIkmiii  man  die  S  hwi. - 
rigkciten  ihrer  Combiuation  mit  den  «äderen  t>touero  indessoD  kaum  hioläogUch  zu 
würdigen. 

Dem  sei  jedoch,  wie  ihm  wolle.  Aul"  der  anderen  Seite  darf 
man  auch  die  fi nan zwirthschaftlichc  Tragweite  jenes 
Fehlers  der  Steuerpolitik  und  jenes  Mangels  des  Steuersystems 
nicht  tthertreiben.  Für  die  Beantwortung  der  oben  aufgeworfenen 
eigentlich  finanswirthschaftlichen  Frage  kommt  nemUch  doch 
noch  ein  anderer  Pnnct  in  Betracht 

Nehmen  wir  wiederum  an,  es  sei  die  EinfUhrnng  einer  direeten 
Einkommen-  oder  einer  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
einer  Vermögensbtciier  allein  neben  den  oder  selbst  statt  der  be- 
stehenden directcn  Steuern ,  und  in  der  denkbar  befriedigendsten 
Weise  gelungen.  Auch  dann  wäre  es  sicher,  dass  mit  einer  solchen 
Steuer,  wenn  sie  an  Stelle  der  jetzigen  dircetcu  Steuern  getreten 
wäre,  schwerlich  ein  höherer,  wenn  überhaupt  nur  ein  ebenso  hoher 
Ertrag  ersielt  werden  könnte,  als  mit  diesen  Steuern.  In  dem  Ukr 
die  Argumentation  der  Anhänger  der  Einkommensteuer  günstigeren 
Falle,  den  wir  auch  für  den  wahrscheinlicheren  halten,  dass  sie 
nehen  die  bestehenden  directen  Stenern  getreten  wäre  oder  träte, 
—  wie  in  Prenssen  —  möchte  wohl  ein  eigener  neuer,  also  ein 
Mehrertrag  Aber  den  bisherigen  aus  den  directen  Stenern  von 
1 — 200  Mill.,  wohl  in  Maxime,  auf  diese  Weise  zu  ersiden  gewesen 
sein  oder  jetzt  sein. 

Das  DaDcbtiubestehen  des  EoregistreiaGiib,  der  Erbschaftssteaur,  dvm  Stempel«  it»t 
raoh  in  der  Frage  dw  Ergiebigkeit  einer  solchen  Einkommen-  oder  VermOfeMBtever 
nicht  zo  flberschcn.  WQrdc,  was  stcuerpolitisch  wohl  ricbtiK  wirc,  ein  TheÜ  der  ans 

den  genannten  Vcrkehrssteurm  bisher  erzielten  Ertrüge  bei  einer  Reform  dieser  Steuern 
mit  durch  die  geiiauute  Steuer  aufzubringen  gesucht  (S.  545),  s^o  mag  jene  Ertrags- 
Ziffer  gerade  in  Frankreich  QberBchritten  weiden  kSnnen.  aber  dann  wftre  damit  ja 

theilweisf  wieder  nur  di-ser  Ausfall  ;:.i|eckt.  S.  auch  Mathieu-Rodet  II,  100,  der 
das  l'^raglicbe  der  hnanzieiien  Leistungsfähigkeit  der  Einkommensteuer  nachzuweisen  sucht 

Ist  dem  so,  so  ergiebt  sich  wiederum,  wie  bei  einer  blossen, 
auf  stärkere  Ertragsfähigkeit  huzidenden  Reform  der  bestehenden 
directen  Stenern,  dass  selbst  mit  einer  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer die  gesammte  französische  Steuerpolitik  in  Gang  und  Ergeb- 
nissen wieder  doch  nicht  so  weaenflich  anders  hätte  sein  können, 
als  sie  gewesen  ist. 

Sel})st  abgesehen  von  der  IJn^^cwoliuthoit  der  modernen  Fran- 
zosen an  eine  dirccte  Einkonmien-  und  Vcrnir»gcn.ssteuer  wird  man 
zudem  eimaunien  müssen,  dass  eine  solche  Steuer,  sobald  sie  zu 
einem  wirklich  erheblichen  Krtrag  hätte  gebracht  werden 
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sollen ,  —  und  nur  bei  einem  solchen  hätte  die  Steuerpolitik  eine 
wesentlich  aiidoie  Wendung'  einschla;j;en  können,  —  sehr  drti  ckend 
geworden  wäre,  gewiss  mehr  als  das  angenommene  System  mannig- 
facher neuer  oder  erhöhter  alter  indirekter  innerer  Verbrauchs-, 
Verkehrssteucm  und  Zölle.  Eine  solche  directe  Personalsteucr 
kaon  —  und  soll  allerdings  auch  —  wohl  eine  passende  ErgäD- 
zangsfanction  im  Steuersystem  übernehmen,  aber  sie  kann 
schwerlich,  mindestens  nicht  anter  den  bestehenden  socialen  und 
wirthschaftUoheD  YerbältnisseD,  nach  ihrer  Ergiebigkeit  ein 
solcher  Haupt  träger  der  Bestenemng  werden,  wie  es  die 
französischen  indirecten  Verbranchs-  nnd  die  Verkehrssteoem,  bei 
allen  ihren  Mängeln,  doch  immerhin  sind.  Deswegen  nochmals: 
„im  Wesen tii eben"  war  die  französische  Stencrpolitik,  vor  wie 
anch  nach  1870,  die  gebotene,  die  richtige,  weil  die  allein 
mögliche,  Erfolg  versprechende  und  verhältnissmässig 
erträglichste. 

Nicht  sie,  sondern  ihre  l'rsache,  die  ruhelose  innere  und 
äussere  französische  Politik  und  Geschichte,  -  sell)st  wieder  das 
Produc't  des  Nationnlcharaetcrs  -  mag  man  anklagen.  Jede 
wesentlich  andere  Steuerpolitik  wäre  noch  drückender  gewesen  und 
hätte  schwerlich  das  erste  Ziel  jeder  Steuerpolitik,  die  Deckung  des 
Bedarfs,  erreicht. 

So  urtheilt  a.  A.  auch  Mathiua-Botlet  II,  30U  II'.,  dcsi>oii  einzelnen  Beweis- 
L-nmden  man  desw^en  norh  nicht  inimt:r  l)«'i/ijstiinmcn  brauclit.  Diu  zwcckm;i.ssi<ro 
KrganzangsfaDctiou  einer  dircctcii  rcnsonuLtcucr,  wiü  der  Kinkummi-n -  und  Ver- 
mögeosstener,  abersiebt  aach  ar. 

Unter  di<;  enjcliwercndcn  Tinstand»»  f  it  'ine  planniässi;tre  Finanz-  und  Steuer- 
politik gehört  bicherlicb  auch  hier  der  owi^c  Wcchitel  der  Miuiätcrieu.  Es  bleibt 
dD  Wunder,  daas  Irolzdem  nocb  §o  Tttchtiges  geleistet  wurde.  Seit  dem  4.  Sept  1870 
hat  das  Finanzministerium  zweiundzwanzig  Mal  gewechselt,  also  im  Durchschnitt 
jeder  Minister  nur  wenig  über  .I:tlir  sein  Amt  inneu:eliaV»r.  wobei  allerdings  mehr- 
mals dieselben  Männer  daa  PortclV-uiile  wieder  ubernahuicu  (.L.  Say  4mal).  (S.  die 
Liste  der  Finanzminister  aeit  1789,  im  Bull.  XXV,  1.) 

So  ergiebt  sicli  zum  Schliiss  wohl  das  Resultat,  dass  auch  die 
Steuerpolitik  mehr  durch  die  ,,all  gern  einen  he  dingend  cd  Ver- 
hältnisse" als  durch  die  suhjectiven  Wünsche  und  Bestrebunf^cn 
der  Theoretiker  und  selbst  der  leitenden  Staatsmänner,  der  Ke- 
giernngcn  und  der  Parlamente  ihre  Uaup  trieb  tu  ng  crbalt. 
Schwerlich  wäre  auch  unter  ganz  anderer  politischer  VerfassuDg 
die  £DtwickInDg  der  franatfsisehen  Stencrpolitik  seit  1870  eine 
wesentlich  andere  geweseD,  als  sie  war.  In  dieser  Periode  waren 
die  „Verhmtnisse''  anch  den  Mächtigsten  gegenüber  zn  mächtig. 
Dass  aber  freilich  seielbewnsste  Herrscher,  wenn  die  „Verhältnisse 
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ihneD  yorarbeiten,  einen  Einflnss  aasttben  können,  zeigt  die  Steuer- 
politik Napoleon's  I.  in  Betreff  der  indirecten  Steuern  und  des 
Tabakmonopols,  Napoleon  s  III.  in  Betreff  der  Zölle.  Thiers  und 
die  übrigen  Staatismäuncr  der  dritten  Republik  haben  nichts  Äebn- 
liches  auf  diesem  Gebiete  an  Leistungen  aufzuweisen. 

II.  Die  Localbesteueriing, 
d.  h.  die  Oepartemental-  and  Commnnaibestenernng. 

Die  Darstellung  dieser  Bestcaeninp:  ist  hier  aas  äusseren  K'ücksichten  auf  den 
liaum,  aber  auch  aus  iuuureu,  i>acblichcn  ürUndea,  wie  sie  schou  fUr  die  BuhaudluDg 
der  an  tich  finuxvirtbBcliafllich  dgcatfiflnlicberen  britischen  hoalhmeiatmtg 
maassgebcnd  waren  (S.  Mo),  absichtlich  knapper  g:cba]ten  als  die  vorausjreheude  Dar- 
steilaog  der  Staatsbesteucrung.  Das  Locaistcucrwesen  lässt  sich  vom  gcsammten  lacalen 
Finanzvesen  nicht  so  lostrennen,  wie  das  bei  der  Staatsbestcucrong  gogenaber  den 
SfMtwfiBMiien  mflflich  ist.  Das  locale  Fiatu-  und  Stenerwesm  inos  Landes  stobt 
aber  aach  in  so  enger  Vorbindung  mit  der  ganzen  Orirani>.itioii  der  Localvrrwaltntiff. 
das8  eine  speciellere  Darstellung  desselben  unvermeidlich  aul  diese  Organisation  selbst 
■Aber  eingehen  nsss.  Des  ist  hier  ausgeschhMwen  nnd  rniiss  der  monogrspbiscben 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  überlassen  lileibcn. 

Daher  handelt  es  sich  uns  auch  hier,  wie  bei  der  DarstcUong  der  britischen 
LoMlbestenening  (S.  346),  bloss  um  eine  Darstdinnf  und  Beortbeilmif  der  franxA- 
sischen  Departcmental -  und  Commuualbcsteuerung  für  sich,  von  dem  der  specielleu 
Steuerlehre  zugehörigen  Standpancte  der  SteuertecbniJt  und  Steuer? erval- 
tung  aus. 

Die  Aufgabe  Ist  dann  insofern  hier  einlacher  als  in  der  Darstellaug  der  bri- 
tischen Loialbi'stcuerung.  weil  Frankreich  in  der  Hauptsache  keine  se  Ib s t  ä n  d i-je  n 
dirocten  Localsteuero,  sundern  nur  Zuschlage  für  Depanemental -  und  Uoumunal- 
nrecke  zn  den  grossen  diiecten  Staatssteuem  bat  l^er  eigenen  Darstellung  der 
technischen  und  administrativen  Seite  dieser  Zuschläge  gerade  als  Steuern  bedarf 
CS  daher  nicht  mehr.  Es  gentigt,  dafür  auf  die  frühere  Darstellung  der  Staatssteuem 
(S.  420 — 461))  zu  verweisen.  Die  beiden  einzi^rcn  aparten  direcien  Lücai-,  bezw. 
Commiinalsteneni«  die  Wege dicnst-Ersatzabgabe  in  Geld  und  die  Hunde- 
Steuer  lassen  si(  !i   hu/,  erledigen.    Die  zahlreichen  sonstigen   dirertcn  ,.Ab- 

!raben'\  besonders  im  (icmeindehaushalt,  sind  nach  ihrer  huauzwinhschaiUichen  Katar 
■ebflbren.  Beitrige,  Kostenersitze  und  scheiden  danach,  nach  der  ron  uns 
festgehaltenen  Einthcilung,  aus  der  Darstellung  der  Besteuerung  aus. 

Allerdings  i^t  nun  das  franziisisclie  System  der  Departcmental-  und  Communal- 
zuschlägu  zu  den  ilirectcii  Steuern  etwas  verwiikelt  und  bietet  in  mancher  Beziehung 
besonderes  Interesse.  Aber  es  hängt  auch  in  den  Einzelheiten  trieder  ganz  enge  mit 
der  Einrichtung  der  Localverwahun^-^ ,  sptM-i.  !!  mit  der  Uebcrtragung  gewisser  öffent- 
licher Verwaltungsgcbiete  und  ihrer  Kosten,  wie  Wegewesen,  Schulwesen«  Uater- 
stUtznngswesen  u.  a.  n.  an  Departements  und  Gemeinden  oder  mit  den  Bestimmongan 
über  die  Thcilung  dieser  Gebiete,  auch  nach  der  Kostenseite,  zwiM  hen  diesen  Ver- 
waltungskörpern  und  dem  Staate  /usamuien.  Dasselbe  gilt  ron  der  Naturalleistung  im 
Vicinalwegcwcsen  und  der  beirelleuden  communalcn  Verpflichtung  auf  letztcrem  Ge- 
biete. Auch  deswegen  gebort  das  meiste  Ein/eine  nicht  hierher  in  die  spedelle 
Steuerlehrc  nnd  irrossenthcils  überhaupt  nicht  in  die  Finanzwissenschaft.  Es  muss  in 
letzterer  Beziehung  genügen,  auf  die  Darstellung  des  Finanzwesens  der  französischen 
Departements  und  Gemeinden  im  Abschnitt  .rem  „Finanzwesen  der  8elbst?ervaltung** 
in  der  '\.  Aufl.  des  1.  Randes  dieses  Werks  (in      o9)  zn  verweisen. 

Anden  liegt  die  Sache  bei  der  wichtigen  selbständigen  indirecten  Communal- 
steuer  in  Frankreich,  dem  weitverbreiteten  Octroi,  eine  noch  in  der  (legenwart  bei- 
behaltene und  ausgebildete  städtische  Verbranchtstener,  welche  auch  voa 
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fin&nzwisseiuchitftlicliL'n  GcsichtspuDctc  aus  grosso  Aufincrkbamkcit  verdient.  Indesson 
braucht  aach  hier  dw.  Darätdlung  nicht  so  eingehend  als  diejeni^'c  der  indireeten 
Sfaatssteaern  zn  sein ,  w  eil  vielerlei  principielle,  tcclinischc  nnd  adniinisirativc  FragfMi 
beim  Octroi  doch  wieder  ähnlich  wie  bei  dieseu  staatlichen  Ycrbniuchssteuero  liegen. 
Wir  hesitsen  Mch  gertde  in  der  deotscheD  Litertlor  eine  neaeste,  eingehende  und 
vorzügliche  Arbeit  über  das  franzi^si.schc  Octroi  in  dem  unten  genannten  üiono;jrrai»lno- 
artigen  Auf:>atz  v.  Koitzenstein's,  auf  den  hier  besonders  Ik-zn?  ;;enomfflen  worden 
soll,  um  unsere  eigene  Darstellung  des  iiegenstandes  etwas  zu  i^urzeu. 

Allgemeinere  Finanzliteratur  schon  Fin.  I.  Aufl.),  S.  127.  U.  A. 
die  tüchtiire  Srluift  von  v.  I'.r.i- -Ii.  die  (l-inriiide  und  ihr  Finanzwesen  in  Frank- 
reich« Leip2.  Ib74  (ursprünglich  Luipz.  Dissertat.);  &och  ins  Französische  ubenietzt 
fOn  de  Wazel,  Pnria  1879.  Bibliographie  bei  Block,  p.  142S,  763  lud  in  den 
Artikeln  hei  Say.  Im  RIock  Mchen  diet.  die  Artikel  Organisation  comnranale  von 
Smith,  bes.  ch.  S  iEinnahuiLii).  und  in  den  Suppleni.  (suppl.  g6n6r.  das  Ges.  r. 
5.  Apr.  Ibb4),  Art.  conscil  gcncral  und  departemeut,  bes.  Nr.  9911'.,  lOti  il.  Uber  die 
Einnahmen,  Art  Centimes  additionnels«  Art  ectrol;  im  SayVehea  dict.,  soweit  er- 
schienen, die  vorzil;rlichen  Artikel  budiret  rpinuinnal  und  budg.  depart.,  centime^s  aildit. 
von  de  Criscnoy  (einem  hohen  Finan^beauiteu).  Vignus  I.  64  — 74  (centim.  addit.), 
203  —  217  (octroi),  294—297  (Rechbstreite,  Strafverfolgung  beim  Octroi).  v.  Hock, 
S.  159—161  (Zuschläge),  377— (Octroi),  v.  Kanfmann,  S.  724—166  (grossen- 
theils  nur  Statist.  Aufzählung  und  Daten,  keine  finan/-  und  verwaltunffsrrehtliche  Dar- 
stellung). V.  Keitzenstcin,  in  bchunberg's  Uandb.  der  polit.  Oocon.  2.  A.  III. 
Abb.  Gommnn.  Finanzwesen ,  8.  620 — 21,  Frankreich  f  Ders.,  das  Gommimalvteaer- 
System  Frankreichs  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Politik  XII,  11.')— l.')7.  —  15 raff, 
administr.  tinanc.  des  comniunes.  Pur.  ls">7.  Thorlet,  regime  financier  et  roinptabi- 
liti-  des  communes,  Par.  Ibbl.  —  Die  neuesten  bezüglichen  gesetzlichen  liestimmuagcn, 
bes.  ober  Staatsznachtlsse  n.  dgl.,  im  Boll.  —  Specielle  Literatur  Ober  Octroi 
s.  n.  vor  §.  342. 

Ueicho  und  wertbvoüe  Finanxstatitf tik.  So  seit  l^Tb  eine  eigene  jährliche 
Pvblication  ,4*  sitnatioa  iinanc  des  commones**;  noch  bes.  „situat.  des  receltes  et 

d6penscs  des  communes  en  1SS5  et  des  emprants  et  dettcs  an  31.  Dec  IbsO";  in  den 
letzten  Jahren  auch  eine  eigene  Publi«-.  aber  die  Situation  financ.  des  departements 
(zuerst  f.  lSs5)  Daraus  Auszüge  im  liuii.  (so  mchrlach  in  l'ruheren  Bänden,  in  den 
letzten  Jahren  XX.  ')S5,  XXI,  52,  XXH,  495.  6S4,  XXIV,  618,  XXV,  190.  197). 
Ebenso  im  Bull.  di.  Ihidgets  von  Paris.  Desgl.  detaillirte  Statistik  des  ()ctroi  in 
ganz  Frankreich  und  speciell  in  Paris  wiederholt,  bes.  XI,  43 — bl.  —  Statistik  sonst 
noch  im  Say  sehen  dict.,  bei  Faure,  v.  Kaufmann. 

Die  Gesetze  Uber  die  Stenern  unten.  Allgemeine  neuere  Gesetze  über  die 
Departements,  mit  Iksiiuimungen  finanzwirthschaftlicher  Art,  die  (ies.  v.  10.  Mai 
1838,  18.  Juli  1866,  10.  Aug.  Ib71.  einzelne  linauziclle  Bestimmungen  in  den  Finanz- 
gesetzen.  FOr  die  Gemeinden  nnd  deren  Finanzwiitbschaft  und  Steuenresen  jetzt 
die  Grundlage  das  grosse  codifidiende  Ges.  y.  5.  Apr.  18S4. 


A.  Die  französische  Localbesteuerung  im  Allgemeinen. 

335.  1.  IJ  eher  siebt.  Aus  der  Entwiekliiog  der  ()r;;aui- 
sation  der  Localverwaltang  seit  der  ersten  Kevolution  sind  bisher 
endgiltig  nur  die  Departements  und  die  Gemeinden  als 
selbständiice  juristisehe  Personen  und  öffentliche  Finanzkörper  mit 
eigenem  Uanshalte  und  Stenern  hervorgegangen,  nicht  auch  die 
Arrondtssements  und  Cantone.  Die  franzdsischen  Localstenem 
sind  daher  aassohliesslich  De  partemental-  nnd  Gemeinde- 
Stenern. 

Eine  besonder'  St>  llung  nimmt  dir  Abgabe  von  Theatern  und  dgl.  m.  für 
•Armenzweclie  ein,  diu  keine  eigentiicho  Gcmeindestoner  ist  (s.  §.  341  am  Ende), 
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Die  bekanntlich  aas  politischen  Motiven  —  am  den  ])roviuzicllen  Partie- ularistnaft 
leichter  ü])erwinden  zu  können  —  erfoljjtf  t^rhlriLriiii!;  der  ahhistorisrh» n  rruvin/<^n 
in  verliälinisümääsig  Idcinc  Departements  und  die  aulaugliche  Zerlegung  der  letzteren 
in  Districte  war  zuerst  nicht  so  geneiDt  gewesen,  daas  diesen  nenen  Bildungen  jode 
Eigenschaft  als  Sclbstvcrwalturitrsk'irper  und  jeder  eigene  Haushalt  mit  Ausgalicn  und 
Einnahmen  fehlen  sollte.  Die  anfängliche  (iesctzgebuug  von  ITHO — Ul  nahm  bereite 
ZtischUge  zu  den  beiden  neuen  directcn  Staatssteuern,  der  Grund-  und  der  Mo- 
biliarsteuer,  bis  zu  einem  Maximum  fur  die  Departemcutal -  und  Districtsausgabea 
in  Aussicht.  All'-iii  die  revolutionäre  Centralisationstonden/  hesoiti^fo  bald  die,  el»en 
erst  in  Ausbildung  bugntleneu  Schöpfungen  wieder  Zwar  kam  es  dann  von 

Neuem  zn  eigenen  De]»rtementalaoBgBb«n  und  ZaschUgeo  zu  den  direolen  Stenern 
für  die  Dcrkun?  derselben.  Aurh  wurden  unter  Nai)oleo»  I.  besondere  Arrondisse- 
mentsausgabcn  und  Steuerzuschlüge  dafür  gcset/:lich  ermöglicht  1N)7,  1^11).  Eine 
mehr  organische  Ansbildang  der  Departements  zu  selbständigen  Körpern  mit  den  er- 
foidedichen  Rechton  der  PersAnlicbkeit  und  mit  eigenem  Hausbalte  erfolgte  mber  erst 
imter  der  Julimonarchic  ((ics.  v.  10.  Mai  die  weitere  Entwicklun«^  vornemlich 

dnieJl  die  Gctietze  v.  IS.  Juli  lbG6  and  lU.  Aug.  1871.  Das  Recht  der  Regierung, 
Arrondissementsauflagen  einzurichten,  wurde  1888  beseitigt  8.  aber  die  einzelnen 
Phasen  der  Kntwioklnng  bes.  de  Crisenoy 's  Alt  budg.  d&pnrt  im  Say 'sehen  dict. 
p.  49b -oOÜ. 

£0  entopraoh  den  die  Zeit  der  ersten  Revolution  beherrsohenden 
politischen  and  finanzwirtbscbaftlichen ,  insbesondere  ancb  den  da- 
maligen stenerpolitiscben  Ideen  Aber  die  wesenttieb  alleinige 

Berechtigung  dircctcr  Stenern,  ttbcr  die  Verwerflichkeit 
der  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  über  die  Vor- 
zltglichkcit  der  neu  {^esclüitlcncn ,  nur  durch  die  Mobiliar 
Steuer  erf;Unzten  Gruntlhteuer  (§.  lt)7,  168)  und  über  die 
Nothwendigkcit  einer  festen  Vcrbiiidiinj;  der  Staats-  und 
Localbcsteuerung,  dass  mau  die  städtischen  Ver /.ehr u n^s- 
steuern,  das  Octroi,  wie  andere  indircctc  Verbraucbssteuem 
anfbob  (Ges.  v.  25.  Febr.  171)1),  Departements  und  Gemeinden, 
soweit  sie  llberbaapt  Steuern  brancbten,  allein  auf  directe  Stenern 
anwies,  eigene,  aparte  Loealstenem  aber  wieder  vermied  nnd 
daher  nnr  Znscbl&ge  zn  den  neuen  directen  Staats- 
steuern,  namentlich  der  Grund-  und  der  Mobiliar-  (nnd 
Luxus«)  Steuer,  gestattete  (Centimes  additionnels  döpartementanx  et 
communaux).  Dies  Zuschlags}  st em  ist  dann  in  aller  Folgezeit 
bestehen  geblieben,  nnr  auf  die  anderen  beiden  directen  Stenern, 
die  Patent-  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  aus- 
gedehnt worden,  bei  beiden  jedoch  in  geringerer  llfihe  der  Zu- 
schläge, wofür  indessen  bei  der  Patentsteucr  die  Gemeinden  :\m 
Pri  neipal  satz,  den  der  Staat  sonst  ganz  für  sich  erhebt,  mit 
8"/„  bethciligt  worden  sind  (§.  198  ff.).  Auch  in  Betreff  einer  der 
neueren  „den  directen  Steuern  gleichgestcUteu  Specialtaxen",  der 
Wagen-  und  Pferdesteuer,  wurde  den  Gemeinden  ein  Antheil, 
jetzt  5%,  überwiesen  (S.  781).  Das  Zuschlagsystem  characterisirt 


Digitized  by  Google 


Die  Localbestouening  im  Allgemeinen. 


865 


sich  bei  Departemeiits  und  Gemeinden  zum  Theil  als  Zwcclv- 
steuer System,  mit  bestimmten  Verwendungszwecken  der  ein- 
zelnen Zuschläge  oder  zar  Deckung  bestimmter  Ausgaben  mit  dem 
ZoBchlage. 

In  der  Departementalbestenernng  ist  es  aussehliesslich  bei 
diesem  System  der  ZnsehlKge  zu  den  directen  Staatsstenem  geblie- 
ben. Alle  flbrigen  Einnahmen  der  Departements  sind  priyatwirth- 
flchaftlicher,  gebtthrenartiger  Natnr,  fieitiilge  und,  besonders  nener- 
dings,  Subventionen  des  Staats,  auch  Beitriige  der  Oemdnden  ftlr 
Einzelnes.  Der  grosse  Haupttheil  der  ordentlichen  Einnahmen  wird 
aber  durch  die  Zuschlageentimen  gebildet  (s.  336). 

Die  Communalbesteuerung  ist  dagegen  nicht  auf  das  Zu- 
schlagsystem beschränkt  geblieben.  Vielmehr  kehrte  man,  ins- 
besondere in  den  Städten  und  grösseren  Gemeinden,  wie  im 
Staate,  zu  den  indirecten  Verbrauchssteuern  in  der  Form 
des  Octroi  wieder  zurück  (Ges.  v.  27.  Vendem.  VII  für  Paris, 
27.  Frim.  VIII  fttr  andere  Städte,  5.  Vent  VIII  aUgemein).  Dies 
Octroi  ist  allm&hlich  in  so  zahlreichen  Gemeinden  (im  J.  1888  in 
1525)  angewandt,  so  umfassend  ausgebildet  und  zu  einem  so 
starken  Ertrage  gebracht  worden,  dass  es  an  finanzieller  Bedeu- 
tung für  den  Gommnnalhaushalt  der  Oesammtheit  der  französischen 
Gemeinden  und  zumal  für  den  riesigen  Haushalt  von  Paris  die 
directe  Besteuerung  mittelst  der  Zuschlagcentimen  erheblich  über- 
trifl't  (s.  folg.  §.).  In  dieser  Hinsicht  war  die  Entwicklung  also 
auch  hier,  ganz  entgegen  den  steuerpolitischen  Tendenzen  in  der 
früheren  Zeit  der  ersten  Revolution,  eine  ähnliche  wie  bei  der 
Staatsbesteuerung.  Diese  hervorragende  Stellung  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  in  der  Communalbesteuerung  Frankreichs  ist  das 
im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  besonders  mit  Grossbritannien 
und  Deutschland,  Eigenthtfmliche,  das  sich  in  anderen  Staaten  zwar 
auch  noch  findet,  aber  kaum  in  ähnlicher  Ausdehnung  und  finan- 
zieller Bedeutung.  Nach  der  Technik  der  Erhebung  des  Octroi  er- 
fuhrt zugleich  der  Grundsatz  der  inneren  Verkehrsfreihdt  in  der 
Praxis  so  eine  erhebliche  Einschränkung. 

Zuschlags-Centimcn  zu  der  directen  Steuer  und  Octroi  sind  die 
l)au])tsik'lilicben  tran/i»:?isclien  Communalsteuernj  aber  nicht  die  ein- 
zigen. Eine  specielle  Zwecksteuer  für  die  Viciiialwege  ist,  bei 
ünzureichendheit  der  ordentlichen  ('f)mm\nialeiunahmen,  die  Geld - 
abgäbe,  welche  in  Folge  von  Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Kestau- 
ration  und  Julimonarcbie  (28.  Juli  1824  n.  v,  21.  Mai  1836)  nach 
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Wahl  der  Pflichtigen  Btatt  der  jjes et z liehen  dreitägigen 
Natu ral-Arbeitsle istung  für  die  \  icinalwege  entrichtet  wer- 
den kann.  Der  Werth  dieser  Abgabe  wird  nacii  dem  steuertarif- 
mässigeu  Conversiouswerth  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Ocmeiude 
in  Gehl  veranschhigt  und  erscheint  dann  in  dieser  Weise  bereehnet 
als  Geldsumme  in  der  Fiuanzstatistik  der  Gemeinden.  Endlich  ist 
unter  dem  zweiten  Kaiserreich  durch  ein  Gesetz  v.  2,  Mai  1855 
eine  Hundeetener  zn  Gunsten  der  Gemeinden  als  obligato- 
rische Commnnalstener  eingeftthrt  worden. 

Hiermit  sind  die  eigenüiehen  Steuern  im  franziteischen  Ge- 
meindehaashalt erschdpft.  Die  sahlreichen  nnd  finanziell  Öfters 
recht  bedeutenden  sonstigen  Abgaben,  besonders  in  den  St&dten, 

hallen  auch  hier  nicht  die  finanzwirthscbaftliche  Natur  eigentlicher 

Steuern,  soiulcrn  diejenige  von  Gel)Uhreu,  Heiträgen,  KostenersUtzcn, 
privatwirthscha etlichen  EinkUnl'teu,  wenn  dabei  auch  mitunter  Steuer- 
elemente inbegritlen  sind. 

§.  336.  2.  Die  Stellung  der  Steuern  im  Departemen- 
tal-  und  Communalhaushalte.  Der  Character  eines  prrossen 
Theils  der  Stenerzusehlllge  und  der  Ersat/.abgabe  im  Vicinalwege- 
wesen  als  Zweckstenern  Ittsst  sich  völlig  genagend  nur  dnreh 
eine  genauere  Darstellung  der  Verwaltnngsanfgaben  der  Departe- 
ments und  (Gemeinden  nachweisen  und  yerstftndlieh  maohen.  In 
Ermangelung  einer  solchen  kann  aber  auch  die  Finanzstatistik 
der  Haushalte  beider  Körper  einigermaassen  Uber  dieses  Verhlltniss 
und  weiter  Uber  die  ganze  Stellung  der  Steuern  in  und  die  Bedeu- 
tung derselben  für  diese  Haushalte  orientiren.  Deshalb  werden 
hier  einige  tiuanzstatistische  Daten,  besonders  aus  der  Gegenwart, 
eingefügt. 

&  Schoo  Fio.  I  (8.  AaH),  §.  59. 

a)  Die  Departements.  Die  Beobachtung,  dass  nicht  nur 
die  Staatsausgaben,  sondern  ähnlich  aucli  die  „Lucalausgabcn"  der 
Selbstverwaltung  in  starker  und  namentlich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten und  .laliren  immer  rascherer  Zunahme  begriffen  sind,  macht 
man  auch  in  Frankreich,  speeiell  auch  bei  den  Departements,  und 
zwar  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den,  nur  mehr  schwankenden, 
aosserordentlichen ,  bei  den  obligatorischen  und  den  Übrigen  Aus- 
gaben (Fin.  I,  S.  12^),  Dies  hat  in  Frankreich  wie  anderswo  dazu 
geführt,  einzelne  Ausgaben  den  Departements  ab-  und  auf  den 
Staat  zu  nehmen,  anderseits  zur  Bestreitung  der  verbleibenden 
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Ausgaben  S  t  a  a  t  fi  (1  o  t  a  t  i  o  u  e  n ,  S  u  b  v  e  n  t  i  o  n  e  n ,  Zuschüsse,  regel- 
mässig i'llr  bestimmte  Zwecke,  wie  das  Wegewesen,  zu  gewUhreu 
(Fin.  1,  i?.  49).  Aber  trotzdem  mussten  für  die  steigenden  Aus- 
gaben doch  ausserdem  auch  immer  mehr  Steuern  erhoben  werden. 
Daher  sind  die  ZuschlagcentimeD  fttr  Departementalaus- 
gaben  anch  fast  beständig,  wenn  aneb  nnr  langsam 
gestiegen. 

So  Vftren  z.  B.  (nach  Say,  dict.,  p.  495)  diese  Ausgaben  in  MUL  Fn».: 

1S51         1S6!»  1S*^1 

OrdentUcbe   73.40       123.73  16U.G4 

AnsMiordeBdiclie  .  .   .   .  24.28       68.40  153.82 

Snmne    .  . 


97.S5      192.13  313.96 


la  l^bj  und  ISsO  eririfbl  die  neueste  specidlc  rubliration  (il)or  -Ii.«  Finanzen 
der  Departements  in  Betrelf  der  —  hier  zusammepgczugenen  —  Hauptrubnkeii  der 
Aosnben  und  Eiiinahmeii  Fdgeodoi  (Boll.  XXII,  634,  mit  IMiataraogsberlcht,  fiolL 
XXV,  190).  In  MiU.  Ffts. 


Ausgaben: 
Prifoctunm  

Iminobilien.  Bauten,  Mi«Üiea,  Mobilinr 

Depart-Strasäen  

Vidnal-  „   

LocalcisenbaliQcn  

Eisenbahnen  allj^cmeincr  Bedeutung  . 

Geisteskranke  

Untcrstützfü  Kinder  

Kinder  im  1.  Jahre   

Andere  Unterstützungen  

Oeffendicher  Unterricht  

DnteiBlOliDng,  Wisscnschait.  Kunst .  . 

Landwirthsch.,  Industrie 

Cultus  

Kataster  

Anleihe  -  Dienst  

VerschiedeDcs  

Summe  


1885 


106.031 


1.34\ 
3.57/ 


1885 
.S.Ü9 
18.96 

Wegewesen 
139.37 

üeiientiiche 

Unter- 
st(itzun?«'n 
44.30 
18.23 

4.91 

Ü.ÜSÖ 
0.159 
27.60 

0.59 

'~271  37  ^ 


1886 


22.25) 
105.741 

5.05  f 
5.53) 
20.40  i 
17.00l 
1.60( 
(1.55  J 

I  3.49| 


3.11 
26.98 

W  egeweaan 
136.57 

Üeffentliche 
Dnter^ 

Stützungen 
45.55 
18.23 

4.9.1 

OOBü 
0.163 

29.4  t 
9.02 

273.99  ' 


Der  Schwerpunct  der  Ausgaben  liegt  also  im  Wagewaaen  L  w.  S.,  dam  aneli 
noch  ein  groesar  Theil  der  Ausgaben  des  Anleihediensls  zozon^liBan  Ist 

Bei  den  Einnahmen  wird  hier  gleich  in  B.  fr-  lf  der  Znschlags-Centimen 
uach  der  amtlichen  Statistik  spccialiairt.  Dia  Krläuterung  tiodot  diese  Specialisiraog 
in  §.  337  Q.  338. 


Einnahmen:  1885 

1.  Aus  Besitz   — 

2.  Ans  Beiträgen  u.  a.  v.  Dritter  ....  » 
Neml.  f.  ord.  Ausgaben,  axcL  Wegewesau 

(vicinalite) 

von  Staat   0.991 

ron  Gemeinden   9.29 

ron  Privaten   3.16) 

Latus  — 


1SS5     1886  IbSÜ 
0.8Ö      —  0.91 
60.45     —  59.50 


15. SO 

19.48     9.9S  18.82 
l3.ü4 

80.74  79i3 
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6.  B.  2.  K.  StoQorredit.  1.  H.-A.  3.  A.  FnuiMeli.  §.  S3C. 


Sinnfthmcii:  18S5  1885  I8H6  1686 

Transport      —  80.74     —  79J3 
Kveut.  Kiukuufte  i.  \\  egevresea  (^Staab- 
beitr.,  Commmialooiitiug.,  BMtr.  Pri?.^ 

iliverse  Ertr.)   S'.  ls  —  M.'l.vu  — 

r.es.ii-.iiki',  r.ojrate  0.21  —  0.31  — 

E?eiit.  verachicUeue  Ertraifo                        —  5.03     —  6.4y 

3.  Depart-Stenern  (Zoschlag-CeatiaMD)  .   .      —  171.24    —  173.52 
Neral.  ord.  Cent.  fand.  Ausg.  ab  ViciDaill.  iVim  —  63.63  — 

Ord.  Gent  f.  Vi.  iualwege   25.0«J  — -  25J2  — 

Ord.  Cent.  f.  Primünintemcüt  ....  14.34  —  14.47  — 

Ord.  Cent.  r.  KaiÄSter  O.ur.'j  —  0.07  — 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Kin.-ües   Sä.lU  —  35.4S  — 

Ausa.-ord.  Cent,  nach  Spec.-öes.   ,   .   .  33.49  —  34.55  — 

Von  Amtsvegen  anfgeL  Cent.  ....      —  —  —  — 

4.  Auss  -ord.  Einnahmen                                —  37.77  —  43.77 

Nenil.  aus  Vorauaserungeu  O.Tl)  —  0.68  — 

Aub  Aüleiheu   37.07  —  48.08  — 

Somme   270.32  —  277.«9 


Die  Steuern  machen  also  doch  fast  ^Uer,  fast  der 
ordentlichen  Einnahmen  (d.  i.  ohne  Anleihen  und  VeränsBeningen) 
aas.  Sie  sind  erheblich  gestiegen,  auch  seit  dem  Kriege. 

Kach  der  Abrechnung  waren  bie  1669  bei  den  rier  grossen  dirccteo  Stcaen 
114.84  (incl.  Elsasa-Lothringcn) ,  nach  dem  Voranschlag  f.  18^9  176.S1  Mill.  Frcs. 

also  in  20  Jahren  eine  Zanahmc  ron  ca.  60  Proc.  (wenn  man  anschla^r^N^ '  i  <  D^.^s^- 
Lothrinfi^en  al»«otzO:  eine  Mitcrklärunff  fUr  die  fehlende  Stcigerung^t.*lji!ik-it  d«r 
directen  Steuern  (ohne  die  i'atentsteucr)  für  Staatszweck  bcit  dem  Kriege.  Im  Jahre 
1SS9  betragen  die  Dep.*Za8chlige  43.57«  dee  Slaatsbeings  aaa  den  vier  directaa 

SffiuMii  i'olini'  llt'rarlsirhtiffinit;  (Irr  N**))>^nfond3.  nori-v;il<-i!iN  n.  s.  w.),  nor  .^4.6*/^ 

des  dainab  noch  kleineren  Suatscontingents.  —  In  den  ein/elueu  Departements  ist  die 
Höhe  (Kt  Kinnahmen  und  Ausgraben  und  der  Zuscblajcfcentinien  natdrlich  sehr  tat- 
Sf-hiedcn  (Max.  der  Einnahme  1SS6  Seine  [Paris] '12. '^fi.  Si-ine-infcr.  9.07.  Min..  excL 
Beifort,  i'ursica  0.!»4 .  Obcralpcn  1.06,  Dur«  hschnitt  HAU  Mill.  Frcs.,  Durchs^^hnin 
der  Steuern  2  Mill.).  Die  Vertheiluug  der  Dep.-ZubcIUäge  auf  die  einzeiuca  Steuer» 
Q.  in  §.  838. 

b)  Die  O  cm  ein  den.  Auch  hier  tritt  eine  grosse  rasche  Ver- 
melirang  der  Ausgaben  und  Einnahmen  seit  lange  hervor,  wobei 
Paris  vorangeht,  aher  die  Gesammtheit  der  anderen  Gremeinden 
kanm  znrtlckbleibt.  Die  Stenerznschlllge  zn  den  directen  Staats- 
stenern,  die  Einnahme  ans  dem  Octroi,  der  Werth  der  Natural- 
leistung  fttr  Vicinalwcge,  bez.  der  Geldiahgabe  dafür,  sind  dem- 
gemäss  anch  sehr  bedeutend  gestiegen. 

Alle  .Vtis^aln  ii  und  Kinnahmen  nmfasscnde  linanzbtatisti&chc  Ucbersicht<?ii  üK-r 
die  (iemeitidcn  ganz  Frankreichs  (ISbb  30,123^  liegen  nur  fur  einzelne  Jahre,  so  für 
1%36,  1862,  1877  und  jem  trieder  f.  1885  ror  (sitoat.  des  reccttes  et  d^.  en  1^ 
lierausui'ff.  v.  Min.  des  Innern.  Anf.  isS!»  iTM  liiencn .  daraus  Aiij/iii:  im  Bull.  XXV. 
197  fl. ;  niit  Verglei»  lieii  zwischen  IsTT  und  Is^.")  -,  für  die  früheren  Jahre  s.  Bull.  X. 
46  Ulli  Auszug:  aus  dem  Her.  f.  1^74  uud  Vergleiiheii  früherer  Jahre;  einige  Hiupt- 
daten  aurh  in  Say's  dict.,  p.  477  ff.,  Daten,  die  hier  nicht  benutzt  werden.  Die  ebea- 
falls  V.  Min  d.  Innern  jälirlii  h  herausp^cireljene  sitnat.  finanr.  des  oommanes.  Ftisb-r 
11  Jahrgänge,  enthalt  nur  die  Kinnahmcu  aus  den  Gentimen  und  aus  dem  Ociaa. 
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nach  den  einzelnen  (icuieinden  nur  für  die  Centimen  specialisirt.    Im  Bull.  VII,  2H7 
Statist,  der  Naturalleiüt.-Abgabe        — 7Ü).  Aus  diesen  Matcrialieu  sind  die  folgenden 
Daten  zosammeugestellt  worden,  um  die  Bewegung  im  Grossen  za  seigeo. 
«)  Bei  den  (iemeinden  ohne  Paris  war  in  MUL  Frcs.: 

Gesamnttbanshalt:  1836     1862      1877  1885 

Ordentliche  Ausgabe  25G.H5    :;j4.27  4S2.'i2 

Att»erordentlichc  Ausj^abc  .    .    .    .     83.«ir.    193.2S    ;;22.51  2r.4.7s 

Zusammen  Ausgabe .    .*.    .    IIT.TI*    450.23    ()7G.7b  747.10 

Ordentliche  lanuahme   100.85    29]. UO    407.35  4b0.53 

AnsBeroidenÜiclie  Einnahme  .   .   .     24.46    149.52   28>>.3S   24S  72 

Zusammen  Einnahme   .   .   .  125.31  441.42  695.73  735.25 

Von  der  Einnahme: 

Ordentliche  Centimen   lb.O(i  Ab.li  77.78  U5.äU 

AnaserordenÜiche  Gentimen    .  _^  .  4.69  19.49  38^80  50.35 

Zusammen  .  !       .    22.75     6S.22   I  IG.OS  145.t>ri 

Onb-ntiiclies  Octroi  39.85     72.06    110.44  123.42 

Ausscrürdcütiiclu's  Octroi    .   .   .   .       —        C.Ol      11.14  ll.l'.t 

Zusammen  ....     39.65  7b.ü7  124.57  134.62 

Znsammen  diittcte  a.  indliecte  Stenern    62.30  146.89  240.63  280.27 

Hundesteuer                                      —  4.98  6.27  7.!»:; 

Werth  der  Leistungen  l.  Vicinalwege_  22.77  4b.02  54.S7  c.  fil  .oo 

Gesammtbeäteuerung .    .    .   .     S5.37    2UU.79    3Ü1.77  349.2U 
(Die  Ziffer  t  1836  bei  den  Leist  f.  Vicin.-Wege  ist  die  des  J.  1837.) 

Bei  den  ausserordentlichen  Ansgaben  nnd  Einnahmen 
zeigt  sich  der  Kiiilluss  von  zufällig  in  einzelne  Jahre  fallenden 
grösseren  Anleiheoperationen,  Conversionen,  Hückzahlungen  zu  stark. 
Die  Bewegung  der  ordentlichen  Ausgabe  und  Kinnahme  ist  das 
Wichtigere  und  mehr  Typische.  Der  treibende  Factor  ist  natürlich 
auch  hier  die  Verntebrung  der  Ausgaben,  an  der  alle  Verwaltungs- 
zweige betheiligt  sind ,  am  Meisten ,  wie  tiberall ,  Unterrichts- 
nnd  Wegewesen.  Eine  Steigerung  1836—85  auf  das  5~6fache; 
danach  dann  auch  anf  das  5  fache  bei  den  ordentlichen ,  6Vafaehe 
•bei  allen  Centimen,  auf  das  fast  3Vsfaehe  beim  Octroi.  Dies  trotz 
der  Einrichtung  starker  Sabventionen  von  Staat  nnd  Departements 
a>n  die  Gemeinden  fUr  Schul-  nnd  Wegewesen.  Die  Steuern  (incl. 
Hnndesteuer,  Leistung  fHr  Vicinalwege)  mnssten  immer  noch  in 
stärkerer  Progression  als  die  Gesanmitcinnahnien  und  Ausgalien 
wachsen.  Sie  betragen  indessen  noch  nicht  die  Hüllte  von  IetztereU| 
und  jetzt  wieder  nur  (l.'^.sf))  c.  72*^\,  der  ordentlichen. 

Die  grosse  Vcrnieiiriing  der  Communalzuschläge  zu  den  directen 
iStaatssteuern  erklärt  wieder,  dass  die  letzteren,  auch  nach  1870, 
so  wenig  fttr  die  StaatsbedUrfnisse  in  stärkerem  Maasse  in  An- 
sprach genommen  wurden  und  werden  konnten.  Die  Wichtigkeit 
des  Octroi,  welches  frtther  mehr  und  gegenwärtig  noch  fast  eben- 
soviel als  die  Zuschlagcentimen  einbringt  nnd  vollends  in  den  Ge- 

A.  Wagnor,  FinaiiswiineiiNdiaft.  UL  5ft 
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meinden ,  wo  es  hestebt ,  den  Ertrag  der  Centimen  (lbe^^vie^^t ,  er- 
^iebt  sieb  aus  den  Daten  auch  ftlr  die  Gemeinden  ohne  Paris 
ebenfalls.  Die  ebne  das  Octroi  gebotene  ungefähre  \'er- 
doppelnng  der  Centimen  würde  bei  der  Beschaffenheit  der 
IraDzüsischen  directen  Steuern  in  hohem  Grade  bedenklich 
sein.  Das  Octroi  erscheint  neben  solchen  Steuern,  als  der  einzigen 
Grundlage  der  Zuschläge,  kanm  entbehrlich. 

ß)  Zieht  man  Paris  mit  in  die  Berechnung,  so  war  snmma- 

riseb,  ordentliche  iiutl  ausserordentliche  Kinnalinien  zusanimen- 
gefasst,  das  Krgebnisö  für  alle  Gemeinden  incl.  Paris  das  folgende, 
in  Mili.  Frcs. : 

1877  im 

Centimen  jeder  Art  ...  .  i:iS.26  172.50 
Octroi  2öHAH  ■i'^H.yj 

Ziisamuien     .    .    .     .'{'.M.äij  4."»<».il!» 

Aus  ßesiu  u.  dgl   174.14  lüU.s2 

Andere  Eumnlunen    ....     186.64  287.51 

SniDine  7:.2.10       913.42  ' 

Ans  Anleihen  u.  Veräiis<r'rm(g«  ii     2.)<i.2".>  105.ri4 

üc:iammtbetrag;  .    .    lU0b.40     lUli^.UO  ~ 

Die  EinltOnftc  ..ans  Besitz*'  rühren  heraus  Miethen.  Pachten,  Holzschlag, 

\\'<i(lo!rol(i ,  Ziiisiii.  ficliülir'^n  von  Märkten,  Hallen  und  manili'-rlei  roniinunalon  An- 
stalten und  JunricUtun;^eu  a.  s.  w.;  die  „anderen  Einnahmen"  aa&  der  Er- 
satzabgabe  für  Vidnalwege,  Hondestenert  Antheilen  an  Kaatastenein,  Snbrentionen  ftr 
Primämntenicht,  fta  Yicinalvege  und  fOr  andere  aosserozdentL  Ausgaben  n.  a.  n. 

Die  Coramnnal.stcuern  betragen  hier  von  den  Einnahmen  ab- 
züglich der  Anleihen  und  Veriiusscrungserlüse  last  genau  die  Hälfte, 
incl.  Ersatzabgabe  und  Hundesteuer  last  drei  FUultel. 

Von  der  gleichzeitigen  Einnahme  des  Staats  ans  den  directen 
Stenern  (ohne  Kebenfonds)  betmg  die  Snmme  der  Commnnal. 
Zuschläge  1877  35.5,  1885  (trotz  inzwischen  erfolgter  Ermässigung 

der  staatlichen  Pateutstener)  44.1" vom  blossen  Principal  der 

Süiatssteuern  bezw.  11.7  und  49.0'%,  —  Belastungen  der  directen 
Staatssteuern  mit  Zuschlagen,  welche  wiederum  ila.s  Unterbleiben 
von  neuen  Zusclilägen  für  »Staatjjzwecke  nach  dem  Kriege  (ausser 
bei  der  Patentäteuer)  mit  erklären. 

Fasst  man  endlich,  nicht  nach  dieser  speciellen  Finanzstatistik 
der  Departements  und  Gemeinden,  sondern  nach  den  Staatshans* 
haltsrechnnngen  nnd  Voranschlägen  (für  1889)  —  mit  etwas  ab- 
weichenden Zahlen  —  die  Departemental-  nnd  Gommnnalznflchläge 
zusammen  nnd  vergleicht  sie  mit  dem  Staatsbetrag  der  direeten 
Stenern  (ohne  Nebenlonds  für  non-valcur.s  u.  s.  w.,  aber  incl.  die 
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allgememeii  Zuschläge  flUr  den  Staat  selbst),  so  ergiebt  sieh  Fol- 
gendes, in  Mill.  Fres.: 

1860  \mt  1889  Is'^i) 

Staabeiiinahiiie                         —  B'd\M\       —  40li.8S 

■  DepaTtements-ZoscIi].   .   .   .   129U)4)  oftnoi  1*^.811 

(ieineiiideii-   101.90/  ^"^^-^^  186.99/  '^^'^'^ 

Zusckl.  7«  von  SUatMlDO.   .      —  69.6        —  89.5 

Man  begreift  hiernach  in  Prankreich  die  gleiche  Finanzpolitik, 

wie  in  anderen  Ländern:  den  Departements  nnd  Gemeinden  durch 
Uebernalinic  von  Ausgaben  auf  den  Staat  und  durch  Subventionen 
des  letzteren  in  steigendem  Maasse  Hilfe  zu  gewahren,  —  und  das 
trotz  des  Octrois.  Hei  einer  anderen  Verfassung  der  directen 
Steuern  möchte  diese  Finanzpolitik  und  das  Octroi  nicht  ganz  ebeoso 
dringend  sein,  aber  wesentlich  anders  könnte  man  gleichwohl  schwer- 
lich verfahren.  Diese  Erwägung  ist  für  die  Kritik  der  französischen 
directen  Bestenemng  nicht  unwichtig. 

y)  Fttr  Paris  allein  ergiebt  sich  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Communalbesteuerung  im  städtischen  Haushalte  aus  folgenden 
Zahlen. 

m 

Das  onlcntliclio  Budget  war: 


Mill.  Fres. 

p.  Kopr  Fres, 

J.  VII 

7.5 

14.50 

ibuu 

12.Ü 

23.0U 

1813 

2S.0 

37.00  • 

«10.00 

44.0 

43.00 

1U4.0 

»1.50 

1880 

229.0 

114.00 

(BuU.  YIU  200.) 


Kililiahinc 

üavou  aus 

Mill.  Krcü. 

Oentim. 

Mill.  l'rcs. 

Octroi 

Mill.  Frcs. 

J.  VII 

7.87 

o.;i2 

<J.(J3 

1S4S 

43.40 

1.10 

20.57 

1860 

103.60 

2.57 

67.34 

1876 

223. r.2 

24.20 

121.17 

IbhT 

25S.U0 

33.19 

137.00 

1880 

267.06 

33.49 

140.25 

(Bull.  VII,  201  lt.,  XXV,  352,  34b.)  Vüii  li>7ü  incl.  an  (wie  vennuihlich  auch 
in  den  Daten  fttr  die  Vorjahre)  die  Einnahme  ohne  diejenige  für  S]>cciaIfondti  taa 

Ank'ihcii,  Vt  r.iusserong' ü  u,  dgl, ;  bei  den  Centime»  s.  it  1^70  auch  incl.  Hundesteuer 
und  Specialauilagen ;  bis  lbb7  incl.  „constatirtc'',  für  IbbU  reran^rhlagto  KiniDlmi«  n. 

Die  von  den  genannten  Commnnalstenern  gebildete  Quote  der 
Gesammteinnahme  ist  seit  1848  ziemlich  dieselbe  geblieben,  etwas 
Uber  Vs*  Von  der  ordentlichen  Einnahme  (i.  e.  S.  der  Stadtrech- 
nnng)  war  sie  1876  nnd  1887  beide  Male  fast  68%.  Es  sind  also 
die  Stenern  und  die  Übrigen  Einkflnfte  ungefähr  in 
gleicher  rrogrcssion  gewachsen.   Aber  der  schon  früher 
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80  stark  gesteigerte  Ertrag  des  <)ctroi  ist  neuerdings  in  der  ver- 
hältuissmässigen  Entwicklung  hinter  den  Gesammteinuahmen 
Uüd  auch  hinter  den  Centimen  (nebst  Zubehör)  etwas  zurUckgcblie 
ben.  1860  war  er  von  der  ganzen  ConiniuDalsteuereinnahnic  1m;.4j 
1871)  83.7,  1887  80.8%.  Immerhin  liefert  aaoh  jetzt  noch  das 
Octroi  viermal  so  viel  als  die  directen  CommunalBteaerDy  was 
besoDdens  fttr  Vergleiohungen  mit  der  Gemeindebesteaerang  der 
6ro88Biädte  aliderer  Länder  (Berlin!)  beacbtenswerth  wt 

In  dam  Drittel  —  1!)89  etwas  mehr,  90.03  MiU.  von  der  ordentL  Ebmaline 

i.  0.  S.  von  263.76  Mill.  Krcs.  —  der  ParixT  tirdcntlicheii  Einkünfte»  welches  aus 
au  deren  Quclleu  als  den  gcnaouteu  Steuern  iiurruhrt,  butragun  fUr  1889  die  Zu- 
schasse des  Staats  für  Polizei  7.60,  des  Staats  und  Seincdepartemcnts  für 
Unterhaltung:  utid  Udaigang  des  Pflasters  '^.'J  Mill.  I'rcs.  Ausserdem  sind  folgende 
Posten  aucli  als  eiipcre  (iroppc  verwandter  Kiiikiinftc  bcuierkenswerth :  die  Zahlungen 
der  üaügescllbch.  JU.12,  die  Abgaben  f.  Wasser  12.22,  von  öüeutl.  Fuhrwerk  5.72. 
von  HsUeo,  Mlikteii.  Schlachthiasem,  Entrupöts  14.67,  die  Strassenkelutaxe  2.87, 
die  Beerdigangstaxen  und  Zahlungen  für  (irabplätz«-  ''.'2^  Mill.  Vrcs.  Die  li^enannteii 
Posten  FOD  zusammen  5b.äb  MiU.  Frcs.  cuthalten  immerhin  neben  „Gebühr*,  „Bei- 
trag** ancb  Steuerelemente  in  sich,  welche  $ich  indessen  schwer  genauer  beziffern 
und  auch  nicht  sicher  bleue riiolitisch  characterisiren  lassen.  Einiges  davon  (wie  bei 
üas,  Wasser,  Markt-,  Schlachthausgeldcrn)  hat  etwas  ron  der  Art  einer  indirecten 
Verbrauchs-  und  einer  Specialgewcrbcstcuer. 


'  B.  Die  Zaschllge  zu  den  directen  Staatsstenern. 

Gesetzgebung.  Diu  einzelnen  Be;)timmuugen  sind  in  verschiedenen  Gesetzen 
zerstreut;  eioige  werden  im  jährlichen  Finanzgesetz,  bezw.  im  Gesetz  aber  die  Eihebong 

der  directen  Strm  ru  immer  von  Neuem  getroH'cn,  in  Anknüpfung'  an  die  geltenden  Bo» 
Stimmungen  der  Specialgeselze.  Das  Wiclitipere  wird  im  Koluenden  erw&hnt  und  dabei 
die  bezügliche  Gesetzcsstelle,  soweit  es  geboten  erscheint,  citirt. 

Literatur.  Vignes  I,  64—74.  Block,  dict.  Art  depart.  Nr.  1)9,  106,  organis. 
commun.  Nr.  553 — 558;  Dcrs. ,  Artikel  im  supj»!.  gent'r.  (nur  Al)ilruck  des  Gemeinde - 
Gebetzes  v.  5.  Apr.  Ibb4,  Art.  133,  134).  Kingehend  und  mit  btatist.  Daten  die  Art. 
im  Sa y 'sehen  dict.  Centimes  additioneis,  bndget  d6part.  p.  4S7,  491,  budget  common* 
p.  472  IT.  Alle  in  Kraft  btchenden  einzelnen  Bestimmungen  in  dem  Werk  TOn  Thorlet, 
regime  tili.  d.  rommunes  (s.  Ivegister  unter  ccni.  addit ). 

Statibtik  in  den  oben  S.  s()3  gen.  Public.itiuiieii  und  im  15ull. 

§.  337.  1.  Allgemeine  Grundsätze.  Die  Durchtührung 
des  Systems  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  Ittr  Departe- 
mental-  und  Communalzwecke  ist  in  Frankreich  genau  durch 
die  Staatsgesetzgebung  geregelt.  Auch  gegenwärtig  haben 
daher  die  Departements  und  Gemeinden  oder  ihre  Organe,  die  Ge- 
neral- und  Municipalrätbei  obwohl  deren  Competenz  allmälig  gegen 
frtther  erheblich  erweitert  worden  ist,  doeh  anf  diesem  Gebiete  eine 
im  Wesentliehen  streng  gebundene  Marschroute.  Das 
Staatsgesetz  bestimmt,  fttr  welche  allgemeinen  oder  spe- 
eiellen  Zwecke  überhaupt  nnr  Zoschläge  aufgelegt  nnd  erhoben  . 
werden  dttrfen,  so  dass  die  betreffenden  Stenern ,  insbesondere  im 
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zweiten  Fall,  bei  der  Hcstimmiing  zu  speciellen  Zwecken,  wie  schon 
bemerkt,  dcutlicli  den  .stciicrpolitischeo  Charactcr  von  „Zweck- 
Htcucrn"  haben.  Das  Gesetz  bezeichnet  terncr  die  eine  oder 
mehreren  Steuern,  wclehc,  desgleichen  zu  welchen  Zwecken, 
und  in  welcher  Hübe  sie  mit  Zusehlägen  belegt  werden  diirlcn, 
mitunter  müssen.  liinsichtlich  der  Höhe  wird  entweder  ein  be* 
Btimmter  Satz  ge&ctzlich  vorgescbrieben  oder  einMazi- 
mnm  normirt,  bis  zu  dem  gegangen  werden  darf,  daher  insbeson- 
dere je  nach  dem  Bedarf.  Im  letzteren  Falle  besteht  dann  für  die 
General-  und  Mnnicipahrätbe  ein  gewisser  Bewegangaspielranm. 
Eine  Ueberschreitnng  des  Maximums  setzt  aber  die  Ennachtignng 
dnreh  ein  neues  besonderes  Gesetz  voraus.  Die  Aussehreibung  und 
Erhebung  der  Zusehläge  erfolgt  darauf  wie  bei  den  Staatssteuem 
selbst,  die  Erhebung  namentlich  auch  durch  die  Organe  der  staat- 
lichen Finanzverwaltung.  Zur  Deckung  der  Erhebungskosten 
der  Zuschläge  wird  wieder  ein  eigener  Zuschlag  zu  den  zu  er- 
hebenden Centimen  gelegt  und  zugleich  mit  erhoben,  sowie  auch 
aus  ähnlichen  weiteren  kleinen  Zuschlägen  fllr  Entlastungen,  Aus- 
tälle  u.  dgl.  (non -valeurs)  ein  beticflender  Fondä,  wie  bei  der 
ätaatdsteuer  (8.  426)  gebildet. 

§.  338.  2,  Die  Departementalzus obläge.  Hier  wie  bei 
den  Gemeinden  werden  auch  in  Betreff  der  Zusehlagscentimen  das 
ordentliche  und  das  ausserordentliche  Budget  unterschieden. 

a)  Ordentliches  Budget.  Es  enthält  regelmässig  folgende 
sogen,  ordentliche  (ordinaires)  Zuschlag-Centimen,  bezw.  es  be- 
steht das  Recht  tlir  die  Gencrairäthc,  sie  autzulegcn: 

r()  25  Cent,  oder  "/„  zur  Grund-  und  zur  Personal-  und 
Mobiliarsteiicr,  sowie  1  Cent,  oder  zu  allen  4  dirccten 
Steuern  als  M  a  x  i  in  u  m  fllr  die  Bestreitung  der  ordeDtlicbeu  De- 
partementalausgabeu  im  AUgemeiacD. 

Diese  Sätze  gehen  zarQck  auf  d  is  (it>s.  v.  Tnli  l^^fit).  Art.  0.  worin  bestimmt 
wurde,  dass,  in  Abänderong  bis  dahin  bestehender  Linrichtungeu ,  <iaä  Finanzgeseti^ 
jiliilicli  amoordDen  habe,  bis  za  welcher  Hohe  die  Irisher  zor  Auflegung  benutzten 
genanDten  zwei  Steuern  mit  Zuächlä^ircn  filr  die  ordentlichen  Departeuientalausgaben 
Ton  den  Gencralräthtni  belegt  werden  dürften.  Da«  Finanz^cs.  v.  'ü.  Juli  1S<)7  hat 
dann  die  im  Text  angej^ebcneu  Sätze  angeordnet  und  den  1  Gent,  auf  alle  vier  directcn 
Steaem  wegen  des  WachsÜiiiiiis  der  Bedürfnisse  hinzogefügt.  Hierbei  ist  es  seitdem 
im  Prinrip  i;<  ljli«'ben  (üea.  v.  10.  \ug.  1^71,  Art  58)  nnd  rogelnuissig-  in  den  L'-e- 
oannten  Sätzen  sind  die  Zuschlüge  iu  den  Finauzgesetzen  angeordnet  worden  (s.  Oes. 
ttber  die  directen  Stenern  18S9  vom  18.  Juli  18S8,  Art.  (]).  Die  beiondere  und 
hohe  Belastung  gerade  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiiarsteaer  ist  aus  der 
fniheren  geschichtlichen  Entwicklung  der  Zuschläiro  für  dio  Departements,  von  der 
Ivcrolutionszcit  an,  zu  erklären.  Schon  bei  der  Einführung  der  neuen  directen  Steuern 
waren  25 7o  ZiucUlgo  zn  den  genannten  beiden  Stenern  Atr  Oepertements-  nnd 
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Dbtrictäauägabeii  ciijgoriclit»  t  wonlen  (Ges.  v.  17'J1).  Dann  tntcii  hpätcr  vcracbietlcjie 
Verändcrunf^cii  ein,  docli  vcrljlicb  es  sdiliesiilirh  im  üanzcn  bei  dif,scr  Hdeguiii;  der 
bcideu  Stuucru.  (S.  bes.  de  Crisciioy  im  Say  schco  dict.  de  fiu.,  41)7  11.,  auch 
89Tir.).  Di«  g«8etdiche  Grenz«  von  25°/o  bestand  so  schon  lange,  ist  aber  erst  all- 
jii;ili'4  (-'  it  ISol)  wirklieb  erreicht  worden.  Al)er  bis  l**f;7  zc-rtiel  dii'M^r  Bcnra;j^  in 
drei  Thcilc,  lO'/j  Cent,  für  die  ordentlichen  obligatorischen  Departement^aust^abfri. 
7  Gent,  für  die  Dotirong  einc^  „fonds  common",  der  dann  nach  gewissen  Bi'durt'niääiMi 
und  Verhältnissen  nnter  die  Departements  Terthcilt  wurde.  '"3  Cent.  1  :  Ii  •  soj^. 
farultatireii  Ausgaben  nach  näherer  Bestimmung  der  Verwendung  Seitens  dn  d- m  ral- 
räthe  {}'iü.  1,  ü.  Aud.,  S.  121))-  Das  geu.  dos.  von  liiGö  zog  dieso  Posten  zuMtumeu, 
bestiminte  ihre  Venrendung  für  das  betreffende  Departement,  in  dem  sie  erhoben 
werden,  und  crofTnete  aus  Strv.itMriitteln  einen  Fonds  von  4  Mill.  Frcs.  zur  Unter- 
stützung der  bedürftigen  Departements  im  Etat  des  Min.  des  Innern,  jährlich  durch 
kais.  Decret  zu  vertheileu.  (Aeuderungen  hierin  durch  Ges.  v.  10.  Aug.  Ib71,  Art. 
r>s).  S.  Vignes  I,  G-'i .  Say,  dict,  p.  4'^'.>.  Sämmtliche  Departemente  eriieben  die 
hier  besprochenen  Znschlige  im  roUen  Maximal  betrage  gegenwtotig. 

ß)  17  weitere  Centimes  anfalle  4  direeten  Stenenii  even- 
tnell,  nemlich  bei  Unznreiehendheit  der  anderen  (ordentlichen) 
Centimen^  zn  Ausgaben  fSr  Vieinalwege. 

Begründung  im  Ges.  v.  21.  Mai  lb3('>.  Dann  Jührl.  Finan/gcs.,  so  das  gen.  Gt^ä. 
f.  1S89,  Art.  11;  der  Betrag  von  7  Gent  seit  l&nger,  früher  5  Cent  Auch  Uer  han- 
delt es  sich  um  <He  gesetzliche  Ermä<  htigunir  der  Generalrathe  zu  dieser  .Auflaire, 
wobei  der  Verwendungszweck,  bezir.  der  Büduriuissfull,  im  Gcäutz  üoch  näher  au- 
gtigcbon  ist. 

y)  4  weitere  Centimen  auf  alle  4  dircetcu  iSteucrD,  für  den 
1*  1"  i  uj  ä  r  u  n  t  c  r  r  i  c  h  t. 

Früher  2,  dann  3  Gent.  ^Ges.  r.  15.  Mär2  IböU,  lü.  Apr.  IbtiT),  durch  Ges.  r. 
l'J.  Juli  1875  auf  t  gebracht. 

(H)  Pivcutucll  ein  Zuschlag;  bis  5  Centimen  auf  die  Grund- 
steuer, für  Kataster  arbeiten. 

(ics.  V.  2.  Aug.  1S21>,  s.  0.  S.  144.  Gegenwärtig  nur  in  .'5 — 4  Departements  vor- 
kommend, daher  der  niedrige  Ertrair  in  der  Ucbersicht  der  letzten  Jahre  (S.  SiTo. 

e)  Even ta eil  bis  2  Centimen  auf  alle  4  Steuern,  welche  für 
die  Bestreitung  gewisser  obligatorischer  Departemental-Ansgaben 
von  Amtswegen  ins  Departemental-Budget  gesetzt  werden  kön- 
nen, wenn  der  Generalrath  dafür  keine  genügenden  Gredite  be- 
stimmt hat. 

Oes.  T.  10.  Anf.  1871,  Art  60,  61',  sehr  sehen  ?orkommend,  daher  oben  8.86$ 

in  der  Ucbersicht  diese  Kubrik  unausgcfullt.  Das  Maximum  von  2  Cent,  seit  linger 
im  jührl.  Finanzges.  bestimmt  (£.  IbSU  Art  h  des  Ges.  Uber  die  Erbebang  der  direeten 

Steuern). 

Der  rejj:el massige  >faximal  betrag  dieser  ordentlichen 
Departciiicntal-Ziischliigc  ist  mithin,  w^nn  man  von  den  zwei  letzten 
wenig  oder  fast  gar  nicht  vorkonjmendcn  Fullen  absieht:  37  für 
die  Grund-  und  die  Personalsteuer,  12  für  die  Thür-  und  Fenster- 
nnd  die  Patentsteuer.  Hiernach  besteht  eine  bedeutend  höhere  Be- 
lastung der  ersteren  fttr  die  gewöbnliohen  Departementalausgaben, 
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was  in  der  Art  and  Wirkung  theils  dieser  Ausgaben ,  theils  dieser 

Steuern  ujit  .seine  Erklärung  und  in  Etwas,  aber  kaum  völlig,  seine 
Bechttcrtiguug  lindct.  Es  erklärt  sich  eben  auch  mehr  aus  der 
älteren  hislorischen  Entwicklung  des  Dcparteniental- ,  Finanz-  und 
Zu.scbla;;\ve.scns,  als  aus  der  Verlulgung  bestimmter  steuerpoliti-seher 
Grundsätze  und  Ziele.  Einigermaasseu  wird  die  Ueberlastong  der 
Gmnd-  und  Personal  -  und  Mobiliarsteaer  wenigstens  relativ  geringer 
durch  den  Uinzatritt  der  ausserordentlichen  Zuschläge. 

b)  AuBserordentliches  Budget  Auch  bier  kommeui  ausser 
Anleihen,  Erlösen  aus  Vei^ussemngen  und  einigen  anderen  zu- 
fälligen, in  dieses  Budget  gestellten  Einnahmeni  Steuerzuschläge 
vor,  und  zwar  dann  auf  alle  vier  direeten  8taatssteuem  zu- 
sammen und  gleichmässig.   Hierhin  gehören  zwei  Fälle: 

(!)  Zuschlageentimen,  wekhe  die  Generalräthe  bis  zu  der 
durch  das  jährliche  Finanzgesetz  bestimmten  (ireuzc, 
regelmässig  bis  12,  fUr  ausserordentliche  Ausgaben  auflegen 
dürfen. 

(Jos.  V.  10.  Aul--.  I'^Tl,  Art.  lo.  (üs.  libcr  directc  Steihrn  f.  ISM».  Art.  7, 
Hier  uiussen  die  GüDümen  eingerechnet  werden,  welche  nach  SpecialgoseUen  aus  der 
Zeit  Tor  dem  Ges.  w.  18.  Jali  1966  ttber  die  Genendrftthe  erhoben  weiden.  Das  Seine- 
dcpartcment  hat  dir  ErmachtigUMf:  zur  Erhebung  dieser  12  Cent,  nicht,  weshalb  hier 
fiir  alle  aiisscrordenllichen  AiLssrabeu  eventuell  nur  durch  Specialsrcsetz  (unter  ,? 
Zusciiliige  aufgelegt  werden  können.  F.ist  alle  Departement;»  (in  l*>b5  SI)  erheben 
diese  Zuschläge  jetzt  bis  zu  dem  gcbtattetcn  MaziiDum  und  viele  onterstQtzen  damit 
die  dtlrftii^i^ii  'ifineinden.  um  diesen  die  Krliebunjü:  von  Ziisrbl^iiren  ..wegen  ungentlgcn- 
deu  Einkommens"  entbehrlich  zu  macheu.  Zwei  Departements  blieben  Ibbö  wenig 
unter  den  12 Va*  drvt  hatten  in  dieser  Bobrilt  keine  Zuschläge,  (de  Grisenoy  bei 
Say,  diet,  p.  902.  Boll  XXII,  635.) 

ß)  ZnBchläge,  welche  die  GeneraliAthe  In  weiteren  Bedttrf* 
nissfsilen  auflegen,  zn  deren  Ansfllbrnng  es  dann  aber  eines 

besonderen  Gesetzes  bedarf. 

Solche  Zuschläge  kommen  jetzt  auch  faät  iu  allen  Departcmeutö,  mitunter  in  be- 
trichtlicher,  einzeln  selbst  die  Summe  der  ordentlichen  Centimen  erreidiender  und 
ubcfätoigender  HOhe  for.  Im  J.  1885  bestanden  sie  in  78  Departements,  in  Hohe  von 
Vs  bis  39  Cent 

Neaerdings  bat  die  Steigerung  der  Finanzbedttrfnisse  der  De- 
partements die  ausserordentlichen  Zuschläge  schon  auf  die  Höhe 
von  etwa  zwei  Dritteln  der  wurklieh  erhobenen  ordentlichen  ge- 
bracht (S.  868).  Eine  bedenkliche  Entwicklung  bei  der  mangel- 
haften Grundlage,  den  so  unvollkommbnen  direeten  Steuern,  eine 
Entwicklung,  welche  aber  ohne  einschneidende  fJmgestaltnngen  der 
gesanimten  .staatlichen,  departementalcn  und  eomniunalen  Finanz- 
verlassnng  schwer  vai  ändern  .sein  wird.  Verniuthlich  wird  der 
Druck  der  Zuschläge  noch  mehr  zur  Ueberuahme  von  Ausgaben 
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aaf  den  Staat  ond  za  stärkeren  Subventionen  aas  Staatsmitteln 
führen,  eher  als  sn  einer  eben  so  hOehst  sehwierigen  Verilnderang 
der  direeten  Bestenernng.  An  EinfKhmDg  eigener  indureeten  Depar- 
tementalstenern  ist  wohl  kaam  za  denken. 

Der  Gesammtbetrag  der  Departementalzuscliläge  aller  Art 
iui  ganzen  Staate  vertlieilte  sich  auf  die  einzelnen  vier  Stenern 
tblgendcrniaassen.  Zahlen,  welche  lUr  sich  und  vollends  vereint 
mit  denjenigen  der  Comniunalzuschlägc  (s.  folg.  wieder  Manches 
in  der  franzcisischen  Staatssteuerpolitik,  so  besonders  das  Unter- 
bleiben von  Staatszaschlägen  nach  dem  Kriege,  —  mit  Ausnahme 
der  Patentsteuer  —  erklären.  . 

ZoscUlge  mm  PriDcipal  der 
Grund-  Pei^on.-       ThOx^  und  Fentler-,  Pttenlsteoer 

und  Mobil.-« 

1869  48.9  48.9  23.9  25.2 

1872         M.0  51.4  26.4  ,  27J 

1884  56.5  81.7  82.1 


(Aus  (Jeu  'iabcUcn  t  aurc'ä,  p.  7311.)  Die  Zahlen  (^utiiucii,  albo  I'rocciite  vom 
Staats -PrindpdntEe.        beliehen  sich  anf  die  F<Nid»  de  nen-Talenis  dw  Depaito- 

mcnts  mit.  Pei  der  GrandsteiK  r  in  18S1  dio  erste  Zahl  für  das  nicht  bebaute,  die 
zwoite  l'ur  dam  bebaute  Eigeuthuui.  (ierade  bei  der  Grundsteuer  i:>t  i\iv  WUrdigon^ 
dieser  bohon  Zascbl&ge  an  die  nngleiche  Yertbeilaag  dieser  Steuer  auch  innerhalb 
eines  Deitartements  za  denken  (S.  441). 

§.  839.  3.  Die  Communalzusehlftge. 

a)  Ordentliches  Budget.    In  demselben  stehen  folgende 

,,ordentliche"  Centimen: 

fif)  5  Centimes  im  Maxini  um,  nur  auf  die  Grund-  und 
Personal-  und  M o b i  1  i a  r Steuer ,  für  die  ur deutlichen  all- 
gemeinen GemeindcbedUrfnissCi  falls  zu  deren  Deckung  ein 
solcher  Steuerbedarf  vorliegt. 

Dieser  Zuschlag  geht  ebeufalis  auf  diu  üeüeUgebuug  der  Uevolutionszeit  zurück 
(Ges.  V.  11.  Frim.  YII),  bemht  spedell  auf  dem  Ges.  15.  Mai  1818,  Art  31.  und 
seine  fernere  Auflegung  vird  im  jährlichen  Iflnan^gcsetz  bewilligt.  Seine  Erhebung 
setzt  nirht  nothwendig  ein  roraussrehcndes  Votum  des  Manicipalraths  Toraus.  (K&heraa 

Uber  di<!  iiltop!  (i«'spt/.g:r,liun<.^  im  Say 'schon  dict.,  p.  483  ff.) 

i)  Eventuell  bis  5  (.'entimes  auf  alle  4  direeten  Steuern, 
mit  der  specielien  Zweckbestimmung  für  das  Vicinalwegewesen. 

r)i«'->.  r  Zii-rlilau:  nur.  wenn  die  ordentlichen  (icrncindfeinnahuicn  sonst  nicht  a:o- 
nugcn.  £r  steht  feruur  in  Verbindung  mit  der  N aturalleistuug  fUr  daa  Vicinai- 
w^eiresen  (g.  340).  Im  BedttrfirtssfaJl  kann  der  Mnnicipalralh  entweder  letitero 
Leistung  (oder  deren  Krsat/,  in  (Jeld)  oder  den  hier  bespruehenen  Zuschlag  oder  eine 
Verbinduns;  dieser  beiden  Mittel  be>c}i!ies>en  (Ges.  v.  'Jl,  Mai  l^HO ,  Art  2).  l>er 
Zuschlag  kommt,  ebenso  wie  der  foli^eiide,  .sonst  in  allen  «iemeinden  vor. 

;  )  Eventuell  bis  4  Centimen,  ebenfalls  auf  alle  4  direeten 
Steuerui  epeoiell  ittr  den  Primärunterrieht. 
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Ebenfklls  im  Bedflrfhissfall,  veon  f^wisse  ordenüiche  ßnnahmeo  Dicht  aas- 

nichen.  Ges.  v.  15.  März  1S50,  Art.  H),  10.  Juli  1ST5,  Art.  7.  Himu  Oeüctz  v. 
16.  Juni  l'^Sl.  S.  bes.  Thorlet  a.  a.  0.,  ^.  Itiö,  3b0,  521  ^ModificaUoaea  bei  dor 
Dorchführuiig). 

S)  Kvcntncll,  im  Bedüiiiiissrali,  Zuschläge  zu  allen  vier 
(lirectcn  Steuern,  ohne  Begrenzung  der  üöhe,  für  den  Fcld- 
hutcrdienst. 

l-'ruher  nur  auf  die  (Jriniilsf.  inT  gelegt.  Go>.  v.  21.  .\{«r.  ]^H'2.  Art.  Ii».  'M.  .h\li 
18Ü7,  Art.  lü.  Sie  gehören  formell  2U  den  ausserordeutiicben  (Jeiitimeii,  werden  abei, 
als  jihilicb  viederfcehrend,  unter  die  Einnahmen  des  ordentlichen  Budgets  gestellt  * 

f)  3  Centimen  als  Zu.scblag  ftlr  Kr lie b u ngs koste  u  auf  den 
Betrag  aller  Zu.scl)lii{z;e  zu  allen  4  Steuern,  ferner  Zuschläge  für 
einen  Entlastungs-  und  Ausfalltonds  (uon-valeurs). 

Kcgelmässig  I  Cent,  bei  der  (Jruud-  und  Pers.- Steuer,  3  bei  der  Tli.-  und 
l'enstersteuer,  5  bei  der  Tatentsieuer.  (ia6.  v.  20.  Juli  1S37,  Art.  5,  Ib.  Juli  l>o2, 
Art.  5,  ud  jlhrl.  FlnansgeseCi. 

Die  genannten  Centimen  betragen  im  Ganzen  (abgesehen  von 
dem  Zuschlag  unter  f)  und  vom  unbestimmten  unter  rJ)  je  14  für 
die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliar  ,  je  U  für  die  beiden 
anderen  directen  ^Steuern.  Also  auch  hier,  wie  bei  den  Departc- 
mcntalzuschlägen,  eine  stärkere  Belastung  der  beiden  ersteren. 

Zur  Ergänzung  kommen  aber  noch  hinzu : 

C)  Zuschläge  zu  allen  4  directen  Steuern  im  BedttrfniBsfall, 

nemlich  wegen  sonst  anzaUnglich.en  Einkommens,  ein  von 

einer  immer  wachsenden  Anzahl,  jetzt  schon  von  der  grossen 

Mehrzahl,  tther  Gemeinden,  in  zugleich  immer  stärkerem 

Maasse  angewendetes  Hilfsmittel,  um  trotz  aller  Subventionen  u.  dgl.  m. 

zu  einem  Gleichgewicht  im  Hanshalte  zu  kommen.  Insofern  ein 

besonders  wichtiges  Kriterion  der  sich  steigernden  FinanzbedUrfnisse 

und  der  erschwerten  Finanzlage  der  Gemeinden. 

Schon  von  l'rUber  her  boi  jährlichen  obligatorischon  wie  bei  facultatiren 
Avs^aben  zulässig  (Qes.  f.  18.  Jnli  1887,  Art  40).   Bei  den  enteren  erfolg  die  Er- 

m.l -Yitiiruncr  zur  Anflcguug'durch  Erlass  des  Präfceten,  bei  den  tlbrigen  durch  Decret 
und  zwar  regelmässig  nur  dann,  «enn  die  Gemeinde  die  Specialcenlimcn  tur  Primar- 
anterricbt,  Vicinalwege,  Feldlmter  bereits  voll  aufgelegt  hat.  Die  Votirung  tindet 
immer  nnr  auf  1  Jahr  statt  und  muss  dann  eventuell  enuiicrt  wi-nien.  S.  Ges.  rom 
Apr.  18b4,  Art.  183;  darüber  Thorlet,  §.  518,  519,  Block,  suppl.  genrr..  p.  328. 

Im  J.  l>St;  .  rliotjcn  von  den  30.117  {icmcinden  27,795  solche  Zuschläge*,  die 
Zahl  «k:hw;inkt.  ist  s<  it  einigen  Jahren  iuimer  gestiegen,  war  aber  früher  sclion  grösser, 
lüe  erhoben<n  Summen  sind  jedoch  fortschreitend  grösser  geworden.  .35  Mill. 

Vt<-6.  In  der  franzilsischen  (iomcinde-rinan/.statistik  wcnlen  alle  erhobenen  fitiMinen 
aller  Gemeinden  jährlich  zusammengerechnet:  eine  rohe  Berechnungbwuise ,  au:i  deren 
Zahlen  man  nur  mit  Vorsicht  schliessen  Itann.  da  der  Centime  der  kleinsten  nnd  der 
prOwtea  Gemeinden,  der  in  vielen  lOOOen  Gemeinden  nicht  100  Frcs.  Werth  und 
anderseits  über  ^'.^  Mill.  Frc5.  (Paris»  beträgt,  hierbei  gleich  gesetzt  wird.  Aber  die 
Gesammtbewcguug  der  Centimen  lässt  sich  so  bequem  verfolgen.  So  war  die 
Zahl  aller  Centimen: 
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Wogen  Un/.alän|[lic]i* 
Ordeoüicho  k*  it  «h  s        Autucrurdutttliche  Zubammen 

1<i7S  504J72  805,675  402,391  1,713,8S6 

im  505,705  992,733  454,428  1,452,86« 

(Bull.  vgl.  auch  .Say,  di»  t,,  p.  s',»1>.)    Die  Zahl  der  urdenlli«  h<  u 

(/cntiiiiun  schwiinkt  jährlich  ganz  unerheblich,  diuicnigo  der  ausserordenüichen  stärker, 

al»«T  bio  Ix-we-jt  ^ii  li  im  (Jaiizcn  :ui*Ii  in  di  -  \lohv.  Die  Centimen  Wf^cn  Un/ulHn;?- 
lichkcit  steig:cii,  uiit  uinur  Ausiiahute,  uuuntcrbrochuM,  wuiiu  auch  iu  sehr  vunichic- 
dooem  (jrade  jShriicli. 

//)  Auch  bei  den  GcinciiHlcn,  wie  bei  den  Departements  ist  der 

Fall  vorgesehen,  dass  ein  Miinicipalrath  niclit  die  erlorderlichcn 

Fonds  für  obli^^atorisebe  Gemeindeausgaben  l)e\villii;t.    Hier  wird 

dann  von  A  m  tsw c  u'-cn  die  Sunmic  eingesetzt  und  dafür  bis  zn 

einem  bestimmten  M  a  x  i  m  u  m  bei  uuzulUuglichen  sonstigen  Eia- 

kUnften  ein  Zuschlag  auf  die  vier  directen  Steuern  gelegt. 

Aus  der  früheren  'Jeselzgcbun/;  iil)erir«'gan;;Lii  in  Art.  MI)  di->  neuen  (icnieindo- 
gcüct/.cs  V.  5.  Apr.  l!5*^4.  I)<:r  Artikel  bestiuiint  das  Nähere,  das  l-iiianzseictz  uhr- 
lich das  Ma.ximum  des  Zuschlags:  107«  far  die  obligater.  Ausgaben.  20%,  falls  ea 
Mch  um  die  Zahlung  vun  Schulden  auf  (irund  g«ric1itlicher  Vcrurtheilnng  handelt 
{Qoi.  Uber  directe  Steuern  fur  IbSÜ,  Art.  10). 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Die  Auflegung  ansser- 
ordentlieher  Centimen  fSr  ansserordentliehe,  allgemeinere  wie 
speciellere  Bedürfnisse,  steht  dem  Municipalrath  unter  gewissen 

Formalitäten  und  Beschränkungen  ebenfalls  zu.    In  dem  neuen 

Gemcindegesctz  v.  5.  Apr.  1884  sind  die  Puncte  zum  Theil  neu 
geregelt  (Art.  141    143).    Ks  gehören  jetzt  hierhin  folgende  Fälle: 

a)  Zuschläge  tUr  ausserordentliche  Ausgaben  von 
„Nützlichkeit  für  die  Gemeinde"  (d'utilit6  cummunale), 
regelmässig  auf  alle  vier  directen  Stenern. 

Der  Geueruirafli  des  Departements  bestimmt  jährlich  innerhalb  der  Grenzen  des 
Finanzffeset/es  (Iss'J  '20"'„.  (irs.  (il»i  r  dir.  Steuern  Art.  9,  und  so  schon  länger)  das 
Ma.viniuui  dieser  Centimen,  das  die  Municipalräthe  auflegen  dürfen  (ües.  v.  10.  Aug. 
1S71,  Art.  12,  (ies.  v.  5.  Apr.  18^1,  Art.  1111.  Die  Municipalräthe  dürfen  bis  5  Cent, 
auf  5  Jahre  olme  Weiteres  filr  Zweckt'  solclien  Nutzens,  3  Cent,  für  Vicinal- 
wegc,  'i  für  auerkannte  Feldwege  i^chemius  ruraux  reconnus)  rotircu.  Die  üebcr- 
schreitanp  der  5  Gent,  bis  zn  dem  rom  Oeneralrath  bestininiUm  Mazimum,  und  dio 
längere  Ilelegunnsdaner  als  .5  Jalire  ist  an  die  Genehmigung  dC8  Präfecton,  die  üeber- 
schrcitunir  ilcs  .  Ihmi  t^cnannten  Maximums  au  die  (ienehmigung  durch  Dccrct  des 
Präsidenten  der  Kepulilik,  tiiejeni^e  einer  Dauer  von  Uber  '60  Jahren  an  den  Erlasa 
dnes  Üecrets  im  Staaisrath  geknüpft,  ((jcs,  v.  18S4.  Art.  142.  143.)  Ueber  Paris 
s.  unter  ^-l.  S.  fur  Weitcrei  Tliorlet.  i?.  410.  .')7()^.')M  ;  die  Ausfuhningen  eines 
Erlasses  des  Miu.  d.  iuncreu  zu  dem  Ges.  v.  1884  im  Ii  lock  sehen  dict.  suppi.  gcnur. 
p.  3.19.  Uober  die  frühere  Gesetzgebung,  die  durch  das  Ges.  r.  1884  z.  Th.  auf- 
gehoben worden  ist  (vgl.  Art.  168  dieses  Gesetzes)  8.  Yigncs  I,  70  ff. 

Anrh  lii'i  diesen  Centimen  zeigt  sich  nicht  nur  die  vdiliiu  schon  hervorgehobene 
Auiwärtsbeweguug,  sonder»  namentlich  auch  eine  Ausdehnung  auf  immer  mehr  Ge- 
meinden. 1862  13,403,  1877  19,986,  1886  25,914,  also  jetat  schon  bei  mehr  als  V,, 
fast     aller  (Say,  p.  900).  Die  amiUche  Statistik  (situaL  financ  des  coomanes)  giebt 
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für  j'  clo  eioxelno  Geineiiiclc  au^iur  der  Zahl  dor  gosammien  üentimeu  aoch  die  der 
ansseroidentlicbcD  und  die  Dauer  dor  letzteren  an. 

,i)  Zuschlage  auf  Gruuil  vuu  Spccialgcsctzcn  in  jedem 
einzelnen  Falle. 

Dahin  gehören  solche  Zuschläge,  welche  die  vom  Kinan/^resetz  bestimmt«: 
Maximalgrenze ,  bis  zu  der  der  <ieiioraIrath  ausserordentliche  Zusclilüi^^e  fUr  zulässig 
erklären  darf  (jetzt  20"/„,  uIh  hi.  a  In- r><; breiten  wurden;  ferner  alle  ausser* 
onlcntli' h<  II  Anlli'^cn  in  l'aris.  fruhL-r  ancli ,  l>i^  /um  von  ISSl  in  Lyon  ((Jes. 
V.  5.  Apr.  l^*;!,  Art.  1G8,  15,  2S,  wonach  für  l'aris  die  frühere  tieüelzguhuni;, 
bes.  Ges.  r.  24.  Juli  IS67.  in  Kraft  geblieben  ist).  —  Auch  hier  werden,  wie  bei  den 
anderen  ausserordentlichco  Steuern,  alle  4  directen  Steuern  und  gl  eich  massig 
bcletrt:  für  Paris  haben  aber  Spticialgcsot/e  mehrfach  auch  die  1  Steuern  in  ver- 
schiedenem Maaät»e  belegt,  namentlich  die  i'atentbteuer  niedriger  ahi  die  anderen, 
auch  wohl  einmal  die  Grundsteuer  hoher  als  die  anderen  (s.  die  Note  im  Say'schen 
dicfc,  p.  899). 

x)  Zuschläge  zn  den  4  directen  Stenern  fUr  die  Unter- 
stützung dürftiger  Familien  der  zn  den  Fahnen  eingemfenen 
Soldaten  der  Reserve  und  der  Territorialarmee. 

Bei  Unzun  ichendhcit  der  gewöhnlichen  Einkuiilte  ui»d  der  innerhalb  des  stall- 
hailcn  Maximums  erhobenen  ausserordentlichen  Centimen  sind  die  (icmeindett  nach 
(ies.  V.  21.  Dec.  Art.  1.  ermäihtigt .  sich       /ii  .'1  Cent.  i;ihrli>!i  oil.  r  ansser- 

ordcntlich  für  diei>eii  Zweck  Zuschlage  zu  den  4  directen  Steuern  aufzulegen.  Etwa 
erhobene  Gentimen  dieser  Art  werden,  wie  die  für  Feldhüter,  zn  den  OTdenmehen  Ein- 
nahmen .:e7.;i!ilt,  churarteri.>>iren  sich  aber  doch  mehr  als  ausserordentliche,  was  sie 
nach  £ranzös.  Hecht  anch  formell  sind  (Thorlet,  4üi). 

Die  Gesammtbelastnng  der  französischen  Gemeinden  mit 
diesen  verschiedenen  Zuschlägen  ist  eine  recht  erhebliche,  anch  in 
Zunahme  begriffene  (S.  889).    Die  einzelnen  Gemeinden  zeigen 

natttrlich  sehr  grosse  Verschiedenheiten,  welche  die  Finanzstatistik 
genau  zu  vcirulgen  gestattet.  Bei  der  tcclinisclieii  Unvollkonimcn- 
heit  der  Vertheilungsgiundlage,  eben  der  \'eranlagnng  zu  den 
directen  Staatssteuern,  ist  jeden  falls  auch  die  U  ngl  eicbniässig- 
keit  der  Belastung  innerhalb  ci  n  er  Gemeinde  eine  er- 
bebliche, wenn  auch  nicht  immer  ebenso  gros.s  als  im  Departement 
und  im  ganzen  Staate.  Die  Unzulänglichkeit  der  directen  »Steuern 
für  die  Staatsfinanzen  hängt,  wie  schon  bemerkt,  mit  dieser  Be- 
nutzung dieser  Steuern  zur  alleinigen  Grundlage  der  Departemental- 
stenem  und  mit  zu  einer  Hauptgrundlage  der  Communalsteuem 
enge  zusammen.  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  dieselben,  wie  in 
anderen  Ländern  des  „Zuschlags}  stems"  fär  die  directen 
LocaUteuern  (Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  51).  In  Frankreich  erhf$ben  sie 
sich  noch  nach  dem  (  haracter  der  directen  Steuern  als  Ertrags- 
steuern und  nach  den  grossen  tecbnisehen  Klüngeln  dieser  Steuern. 
Aber,  wie  deutsche,  spcciell  prcnssisdie  i>rtalnui)gcn  zeigen,  wlirdc 
auch  die  Einl'Uguug  einer  Einkommensteuer  in  die  iranzüsische 
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Sliiatsbcstcnciuni;-  und  die  Mitbclcgung  derselben  durch  Zuschläge 
rur  Dcpartenicntal-  und  Coniniunalzwecke  zwar  Wold  die  Schwierig- 
keiten, die  Jetzt  in  Frankreich  bestehen,  etwas  venuiDdern,  indcsäeu 
doch  im  Ganzen  bcla.ssen. 

Zu  bujQcrkeu  iat  noch,  üastö  der  Staat  fUr  aciao  Forsten  mit  alleu  ordeutlicbeu 
und  uiMionlentlidien  Gommiifialeeiitini«!!  In  deaselbea  VailiiltiilM  wie  die  Prireten 
belegt  wild  (Gcü.  v.  5.  Apr  ivs4,  Att  144,  ood  so  sehen  seit  1869,  TOiher,  nach 
einem  Ges.  von  1s»;t  zur  Hälfte^. 

Iruher,  auf  Gruud  des  t'inanzgeü.  v.  15.  Mai  ISlh,  Art.  89—41.  und  si>iilcrer 
(ie^clse  (1697,  1867)  bestand  in  Frankreich  die  Einrichtang,  dass  die  „Uöchst- 
I)  osteue  r  ti'ii"  in  der  (lemciridc ,  in  i;lri<  hor  Anzahl  wie  dio  Muni<  ipalrath>-  im 
Dienst,  bei  Beschlüssen  über  ausserordentliche  Steuern,  Anleihen  und  einiges  Andere, 
mitwirken  mnssten  (,4idjoocrien  des  plus  impoeis**,  a.  anter  diesem  Titel  den  Art  t. 
Arnou  x  bui  8ay,  dicu,  p.  38).  Ein  Ges.  r.  5.  Apr.  1882  hat  diese  Mitwiritnng  all» 
gemein  buäciti(;;t 

Die  Comu  uualzusc'hla};u  »teilten  sich  zuut  l'iincii'al  der  l  Suin  ru  loig<  laicr- 

Grand«,        Person.-  Tliur^  and  FensL-,  PateoteL 
und  Mobil.-, 

1S69  84.6  81.2  26.7  23.5 

1872  :*:>  37.1  88.8  29.5 

1884  jjJJlJl  49,0  44.5  88.6 


(Faere  a.  a.  O.,  Berechnenf  wie  oben  8.  876  bei  den  Depart-Znsch lugen. ^ 
Die  Belastung  d*  r  einzelnen  (iemeinden  steiA  in  manchen  Fällen  sehr  hoch 
iBeispioie  von  HOO- -.")(>()  Centimen.  he>^_  in  Cdrhica',  ><hw:inkt  aber  nicht  nur  im 
Staate,  sondern  auch  im  Departement  vun  (lemeindc  zu  Ciemeiude  oft  erheblich.  In 
•lor  amtlichen  Stati^ifik  wird  jährlich  die  Za8chIa^^)H)lastnnf  nach  folgenden  Kategorieen 
berechnet,  woltci  die  Centimin  lii«T  aber  nicht  Troccnte  dai>tillen.  da  ilie  auf  die 
verschiedenen  Steuern  in  einer  Uemcindu  füllenden  Centimen,  die  bich  von  Steuer  zu 
Steuer  und  Gemeinde  zn  Gemeinde  doch  an  ganz  verschiedene  absolnte  Snmmen  an- 
knüpfen, oinfadl  summirt  werden.  K»  wird  also  die  Belastiin<;  nur  ganz  ungefähr 
v<'r<;lichen  und  crsichtbrir,  nur  die  j  ihrlicbi-  Bewegong  im  Ganzen  ist  SO  einiger» 
uui^iibcn  richtig  zu  erkennen   I'.ull.  XXIV,  •)!'.)). 

Zahl  der  (iemeinden             1SS7  lS8b 

Unter  15  Zubchl.-Ccnt,  .  .  .  3,SS0  8,723 

15-30      „             .  .  .     7/.»  15  7,ti79 

.11     ÖO       „        „     .  .  .  1>,7I2 

51  — lUO     „        „    .  .  .  lO.tiöü  10,%H 

UoberlOO    „       „    .  .  4,078  4,040 

Summe  .   .  .  36,121  ~86,m 

Die  gesaniniUn  De  pa  rte  mental  -  und  Com  mn  na  1  zuschlage 
erreichen  bei  der  Grund-  und  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer neuordiiii:s  schon  die  volle  Höhe  des  Principalsatzes  und 
mehr,  verdoppeln  diese  Steuern  also  l'iir  die  rfiichtigen.  lud 
auch  bei  den  zwei  anderen  directen  tSteuern,  welche  von  den  ge- 
wöhnlichen (alten)  Zuschlägen  frei  sind,  erreichen  sie  doch  an 
drei  Viertel  des  Prineipals.  Da  bloss  die  Graodsteaer  neuer- 
dings ohne  eigentliche  Staatszuschläge  ist  (abgesehen  von  dem 
kleinen  Zuschlag  für  den  Aosfallfonds),  so  erhöht  sich  indessen  die 
Belastung  durob  alle  Arten  ZnsehlSge  doch  am  Meisten  bei  den 
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drei  anderen  Steuern.  In  der  Zeit  des  besonders  hoben  Staats- 
zuschlage  snr  Patentstener  (1873 — 79)  war  letztere  am  Stärksten 
belastet. 

Nach  den  Tabellen  boi  F»nre  a.  a.  0.  ergiebt  sich  Folgendes  far  den  ganzen 
Staat   Centimen«  hier  Procente: 

, .  ,„  ,     Pen.- n.   Th.- n.    Patent-      ,„  .     Pcrs.- n.    Th.- n.  Patcnt- 

*.runa-,  Fenster-,    steaer    ^"ina-,     ^j^,^  _^    Fenster-,  Steuer 

1^09  SM.ri  80.1  50.n  4S.7  Hb.H  100.7  OS.Ü  iii.'i 
lü72      'J0.5  5U.T        57.0        92.5        10U.4        78.ti  72.h 

1S74      1)2  4        92.2        63.2        59.3       94.4        118.7        S2.1  121.9 

1S84  105.5        76.2        70.7     {HJ^^I       126.9        95,1  110.8 

In  ls'>4  bei  der  (irundstcuer  diu  erste  ZiUer  für  nicht  bebautes,  die  zweite  für 
bebantes  Eigenthuin.  Der  Staats  Zuschlag  bei  der  Grandstcaer  iät  nur  l.H  —  2.2 
CvA.  Dir  Ausfallfonds  U.  dgl..  bei  ih't  Pers.-  und  Mob.-Stiuer  hierfHr  und  i'ür  all- 
gemeine Staa tsz wer ke  20. (J — iM.l.  bei  der  Th.-  nnd  Kensforst.  ls..'t — lb.9, 
bei  der  Tuteutst.         Aulaugs,  TU.»»  in  lb7y,  02.U  l!>74 — 79,  seildeui  ÜU.r». 


C*  Die  flbrigen  dirocten  Gommiinalstenern. 

§.  340.  Hierhin  gehören  nach  dem  Früheren  nur  die  N atiir al- 
leis tu  ng  für  da»  Vie  in  al  weg  eweseu,  bezw.  die  Geldabgabe 
als  Ersatz  dafUr  und  die  Unndestener. 

1.   Die  Wcgcdicustabga bc 

rJcäetz-jcbuMg:.    (ies.  v.  2*».  Juli  1^24.    Haiii)t tz  v.  21.  Mai  \S'M'. 

Literatur.  Vif;iit'ä  I,  bü;  Block,  dict.  Art.  cbemin»  vicinauz  Nr.  154  11.. 
auch  soppL  geucr.,  Sa  y  ,  Uict.,  dcrs.  Artikel,  p.  1057,  und  der  (noch  nicht  erschienene) 
prestations  en  natare.  Thorlet,  3S7ff.  Der  Gegenstand  steht  in  Verbindung  mit 
dem  ganzen  V»'rwaltun','-sr-'(  !it  dc,>>  \\  c^ewesens,  was  lü-  r  nicht  weiter  V(<rfoIgt  werden 
kann.  Er  hat  aber  auch  ein  aligemeiueres  wirtbschaiüiche:>  und  liuanzwiädenscbaft- 
liches  Interesse  und  in  den  Streit  über  die  Wegefrohnden  (corvcos)  des  ancien  regime 
einen  wichtigen  wirthschaftsj^cM  hichtlichen  und  selbst  politischen  Hintergmnd.  S.  dar- 
über Stuurui  I,  ch.  7,  V.  15  rasch  a.  a.  ü.,  S.  116  W.  u.  o.  S.  142. 

Die  älteren  Wegefrohnden  im  Ancien  r^ime  waren  eine 
Verpfliebtung  der  Gemeindeeinwohner  gewesen,  an  die  sich  in 
Betreff  der  Art  der  Ansttbnng  manche  Uebelstände  angeknüpft 
hatten.  Derentwegen  waren  sie  vielfach  verhasst  geworden. 
Tnrgot  hatte  in  seiner  Generalität  von  Limoges  sie  aufgehoben 
nnd  dorch  eine  Geldabgabe  ersetzt  Aaf  Grnnd  dieser  Erfolge 
führte  er  ispäter  die  Massregel  allgemein  durch,  in  einem  seiner 
bertthmten  Edicte  von  1776,  wobei  an  Stelle  der  Frohnde  ein  Zu- 
schlag zum  „Zwanzi«;8teu"  (o.  S.  141)  treten  sollte.  Aber  mit 
anderen  wurde  aurh  dies  Edict  alsUahl  nach  Turgot's  Austritt  aus 
dem  Ministerium  in  Folge  der  Opposition  des  Adels  und  der  i'arla- 
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mente  wieder  znrttckgenommen.  Jedoch  noch  vor  der  Revolution 
kam  es  nach  AnregUDgen  Necke r 's,  unter  der  Sympathie  der 
Prorincialversamniliingeii  und  schliesslich  besonders  durch  ein 
Votom  der  Notabelnrersammlimg  von  Neuem  zur  Anfhebnng  der 
Frohnden,  statt  deren  eine  einfache  Leistang  oder  Geldstener  ein- 
treten sollte  (1787). 

Während  der  Revolotion  gerieth  aber  das  Wegewesen  in  grossen 
Verfall.  Die  Einrichtung  eines  Wegegelds  an  Strassenstelten 
(1797)  fand  viel  Gegnerschaft  und  war  nicht  einträglich  genug. 
Unter  Na[)olcon  kehrte  man  lür  die  den  Gemeinden  zur  Last 
fallenden  Vicinalwcge  zu  Naturalleistungen  zurück,  welche  die 
Muuic'ipalräthe  l)cs(*hliessen  konnten  (1802).  Aher  zur  geordneten 
DurchfUhrmiij:  im  Wege  der  Gesetzgebung  kam  die  Sache  erst,  mit 
nach  den  Wünschen  der  GeneralrUthe ,  im  J.  1824.  Hier  wurde 
bestimmt,  dass  die  GemeindcDy  wenn  ihre  £iokUnfte  llir  die  ordent- 
lichen Wege-Ausgaben  nicht  hinreichten,  „Leistungen"  („prestations^') 
den  PHichtigen,  nach  deren  Wahl  in  Geld  oder  in  natura, 
auflegen  darften  (Ges.  v.  28.  Jali  1824).  Dies  System  wnrde  dann 
endgiltig  durch  das  Gesetz  y.  21.  Mai  1836  geregelt,  bietet,  neben 
anderen  Einkünften  und  Subventionen,  die  Mittel  zur  ordentlichen 
Ausführung  und  Instanderhaltung  der  Vicinalwege,  und  fbogirt  jetzt 
im  Ganzen  zur  Zufriedenheit  der  Bevölkerung,  auch  der  Ver- 
pflichteten, von  denen  eben  viele,  besonders  auf  dem  Lande,  die 
Naturallcistung  der  Geldabgabe  vorziehen. 

Das  Ganze  ein  Heispiel,  wie  auch  in  unserer  Zeit  derartige 
Natural-Arbeitsleistungen  noch  am  Platze  t^cin  können,  wenn  man 
sie  passend  und  ohne  Cliicane  zu  gestalten  weiss  und  die  Wahl 
zwischen  Geldzahlung  und  Arbeitsleistung  lUsst.  Die  Einrichtung 
in  dieser  Combinatiou  zwischen  Geldabgabe  und  Arbeitsleistung  ist 
auch  steuerpol i tisch  beachtenswertb. 

Die  geltenden  üauptbestimmnngen  sind  die  folgenden. 

Dio  Gemeinde,  Ite/w.  «Icr  Municipalrath  ist  nicht  genöthigt,  zu  dieser  Eiii- 
riclitung  zu  jrr»^if*'n.  Keiclieii  die  ordentlichen  EinliUnfte  Im  reits  zu  d-T  der  Gemeinde 
ublicgendcu  Kthaltun^'  der  Viciualwcge  aus,  ao  Iaüu  er  daraui  verzichten.  Auch  aadcru- 
falls,  wie  sclion  oben  bei  den  Centimen  zn  erwähnen  war  (S.  876  mb  kann  er 
zwischen  d<  i  W .  !>  istong  und  Specialcentimen  zu  den  vier  directen  Stenern  wiUen 
oder  Beidu5  verbiudeu.  ' 

Lcistnnpspflichtig  ist  jeder  männliche  gc^ando,  zwischen  rollen  18  und 
unter  60  Jahren  »tehende,  lediire  oder  vcrheiralheto ,  einerlei  welchem  Berufe  an  ge- 
hörige in  den  lü.IIeii  (ier  ilirecten  Steuer  stehende  (ienieindccinwohncr.  .Ied<a  Fatnilieii- 
oder  \Virtlis<:hatt>li:uii't  an  der  Spitze  eines  laudwirthschaftlicheu  oder  gewerblichen 
B^nricbcs)  ist  aber  nn  iit  nur  ftlr  Seine  Person«  sondern  auch  für  die,  die  eben  genann» 
teil  Ki'j:<'ii>.  hatten  (a'n-^.'^rhen  von  der  Einroiiirung  bei  den  directen  Stenern)  besitzenden 
Tersonen  in  seiner  l  amilie  oder  in  seinem  Dienste,  ferner  fiir  jedes  Zug-  oder  Bolt- 
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thier.  Knrt'Mi  (»Icr  hc^siLintittMi  \\'.T!;;'eri  im  DiVnst  seiner  Fnmilio  oder  W'irtlisrliaft. 
IdstuagspHiclitig.  Filr  Uiuäc  von  ibueii  abliäagigen  l'ersoiieit,  Thiere,  Wagen  siud 
auch  die  einerlei  wie  iM'Schaffenen  (auch  weibliche,  in  jangcruin  oder  höherem  Alter 
als  zwischen  18  nnd  60  Jahren  stehende)  Personen  zor  Abtragang  der  Leistung 
reipflicbtct. 

Der  ÜDifang  der  l'iiicht  ist  drei  Arbeitstage  liu  stuik  licsteuert«?n  lie- 
meinden  war  eine  Zeitlang;  noch  die  lu)rdcrun<;f  eines  vierten  Ta^oa  znl:u>.si<r,  l*<fi7 — S2). 
Der  in  den  Rollen  verzeichnete  Pflichtijfe  kann  nun  aber  wählen  zwischen  der 
Arbeitsleistung  sellist  und  d«  rtni  Ersatz  in  (ield.  Der  Umwandlunffstarif  wird  jähr- 
lich vom  Ueucralrath  füstgcäteilt,  nach  seinem  Ermessen  einheitlich  fUr  das  ganze 
Departement  oder  ?erschieden  fttr  einzelne  Gemeinden  and  erentnell  anch  innerhalb 
einer  Gemeinde  nach  den  Localverliiiltnissen  verschieden  (Ges.  von  is.'fO,  Art.  1,  vom 
10.  Au;?.  I<71.  Art.  iO).  Jeder  PHichti^-c  soll  sich  i)ber  die  Wahl  in  dem  der  PuMi- 
cation  der  Kulicn  folgenden  Monat  erklaren.  Unterlässt  er  es,  so  tritt  die  Geld- 
forderung ein,  die  ebenfalls  noch  Platz  greift,  wenn  der,  welcher  eich  tUkr 
Arbeitsleistung  entschied,  seine  Pfliclit  vernachlässigt  oder  sirh  sp.Uer  weig-ert,  sie  /u 
erfüllen,  —  ein  practisch  wichtiger  Punot  dos  Systems.  Die  Geldzahlungen  sind,  wie 
die  directen  Stenern,  in  Zwölfteln  f&Uig  und  werden  auch  sonst  wie  diese  Stenern  be- 
handelt. Dir-  \\  e<;eleibtung  kann  bei  naclilässiiren  Gemeinden  auch  von  Amts- 
wegen  durcii  den  Prülocten  auft^cleirt  werden.  Unter  Umständen  können  üebcr- 
schUsse  aus  dieser  Abgabe  auch  für  andere  Strassen,  selbst  fUr  Localeisen bahnen  in 
gewissen  Grenzen  mit  verwendet  werden  (Ges.  t.  21.  Joni  1810,  11.  Jnni  1880,  Art 
12).  —  W  it>  res  Einzelne  in  Block,  dict.  Art  ehem.  Ticin.  Kr.  156—184,  Thorlet, 
§.  887  fi'.. 

Im  Durchschnitt  werden  gegenwärtig  in  Frankreich  etwa  <i07o  der  Leistungen 
in  natura,  407o  In  Geld  erftillt.  Zwischen  dea  einzelnen  Departements  bestehen  in 

diesem  Verhiiltniss  aber  grosse  Verschiedenheiten.  (Stourm  I,  236.»  Nach  dem 
Geldansehlasr  stici;:  der  Werth  der  Naturalleistungen  von  22.77  auf  52.2.'!  Mill.  Krcs. 
?on  is'Sl  bis  1S07,  bis  1S7'J  auf  öU.53;  jetzt  ist  er  einige  00  Mill.  (Bull.  VU,  297). 

§.  341.  2.   Die  Hundestener. 

Gesetzgebung.  EänfllhmnffBges.  t.  2.  Mai  1855,  Decrete  ?.  4.  Aag.  1855, 
9.  Jan.  1856  (Stenertarif  in  jedem  Depart\  8.  Aug.  1861,  22.  Dec.  1886). 

Literatur.  Vii;iies  I,  85—86;  Block,  dict  Art.  chicns  v.  Smith,  Nr.  10 
bis  22.  Bes.  Say,  dict.  Art  cbiens  ron  Delatonr,  mit  Statistik. 

Der  Gedanke  an  eine  Hnndestener  Ist  seit  den  40er  Jahren 
mehrfach  verfolgt  worden  nnd  führte  die  parlamentarische  Initiative 
zu  einigen  Projccten,  bei  denen  an  eine  Staatss teuer  gedacht 
war.  Zu  Stande  kam  die  Steuer  erst  auf  Anrcj,aing  der  kaiserliehen 

Regierung;  und  zwar  als  (1  c  mc  i  iid  e  Steuer,  deren  Einführunf?  den 
Gemeinden  geboten  wurde,  also  als  ob  ligatorische  Ma.ssre^cl 
(Ges.  V.  2.  Mai  18.')5).  Die  Gemeinden  haben  nur  dna  liccht,  den 
Tarilsatz  zwischen  dem  gesetzlichen  Maximum  von  10  und  Mininmm 
von  1  Frcs.  vorzusc Wäger,  der  dann  nach  Anhörung  des  General- 
raths mittelst  Decrcts  im  Staatsrath  festgestellt  wird.  Erfolgt  kein 
Vorschlag,  so  wird  der  Tarif  von  Amtswegen  vom  Präfecten  be- 
stimmt. Unterschieden  werden  zweiStenersStze,  ein  höherer 
für  Jagd-  nnd  Lnxnshnnde  („znm  Vergnügen'')»  ein  niedrigerer 
fttr  alle  anderen,  namentlich  fOr  Schutz-,  Wacht-,  Ilirtcn- 
hnnde  u.  s.  w. 
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Die  Steuer  bietet  soust  nichts  ebeo  Eigeuthümiiclieb.  Sie  ist  nach  der  Weis« 
dieser  Steuer  wie  in  andeien  Lindem  eingeriditeL  I>ie  Untendieldang  der  beiden 

Huudekategorii^cn  Iiat  vielC&ch  Anlaää  zu  Streitigkoiteu  gegeben  und  Entsdieidlliigen 
des  Staatsratlis  nothig  gemacht.  Dt  r  lic^itzer  von  Hunden  hat  die  Declarationspflicht 
bei  der  Mairie.  Die  Declaiation  gilt  \m  zu  eiutrctonden  Aeuderungen.  ist  also  nicht 
immer  periodisch  za  erneueru,  —  eine  bemeifcenswerthc  fieqnemüclueit  fdr  die  Pflicli» 
tigen.  Unterkssung  der  Declaration  wird  mit  dem  dreÜecbeD,  nnYoUtttndige  oder 
ungenaue  mit  dem  zweifachen  Steuersatz  gebäait 

Der  ErtrapT  der  Stener  im  Gauen  steigt  langsam,  aber  ziemlieb  stetig.  Er  war 
1S62  4.98,  1872  Ü.ST ,  ISSö  7.93  Mill.  Fro.,  letztere  Snmnu-  für  2,090,209  Hönde, 
also  p.  Sturk  fast  '!  Ti. '.•."))  Frcs.,  mithin  doch  sehr  niedrig  (0*^*»,407  in  erster, 
2,001,802  in  zweuei  ivutcgühu).  In  den  cinzeiueu  Departements  und  Gemeinden  ist 
naturlich  nach  Zahl,  Gattung  vnd  Stenersats  der  Hunde  der  Ertrag  sehr  Teisehieden 
(Say,  dict.,  p.  1079).   


Ausser  diesen  directeu  Steuern  beziehen  die  Gemeinden,  wie  schon  bemerkt, 
Antheile  an  der  Patentsteuer  (S'/o)«  der  Wagen-  and  Pferdetteoer  (ftVa)*  ^ 
Jagdscheinen.  10  Frcä.  p.  Stück.  Diese  Antheile  liefern  den  Gemeinden  g^n- 
wftrtig  jfthrlich  bezw,  c  ti.2  —  0.5b  —  4.0  Mill.  Pres. 

Unter  den  irauzüsischen  Communaisteueru  wird  öfters  auch  die  Abgabe  auf- 
geführt, welche  Theater  und  andere  öffentliche  Schaustellungen,  Panoramen. 

OirentUche  Bälle  in  Theatern  u.  dgl.  m.  ftlr  die  Hospize  und  Wohlthütigkeits- 
b  II  renn  X  zu  entrichten  haben,  theils  im  Botrage  von  '/lo  Preises  der  Billete, 
tlieils  von  demjenigen  eines  Viertels  des  Bruttoertrags  (Uesetze  aus  J.  V  und  sputer): 
eine  wohl  als  ,.A rmeus teuer"  (droit  des  indigents)  bezeichnete  Abgabe.  Gerade 
bei  der  für  die  »ifiip-inden  nicht  obligatori>(  Ii ''ii  Armenpflege  in  Frankreich 
mOchtc  diese  Abgabe  indessen  nicht  zu  den  Communalbteuern  zu  rechnen  sein,  wenn 
sie  sich  densdben  als  eine  „Zweoiisteuer**  im  engsten  Sinne  ron  luzussteuer- 
artigem  Character  auch  anschliesst.  S.  den  Art.  von  Block,  droit  d.  indigents. 
in  s.  dict.  u.  Suppl.  Statistik  f.  Paris,  Bull.  XXV.  77.  Jahrb.  f.  Paris  p.  1SS5,  p.  r»00. 
Die  Einnahmen  bchwauken  in  l'ans  sehr,  deinnacli  dann  auch  der  Krtrag  (Pariser 
Einnahmen  der  Theater  u.  s.  w.  Ibtiii  15.20.  1S70  8.11,  1871  5.72,  1873  16.14,  Max. 
187S,  WeltaussteUong,  80.66,  Min.  1887,  22.06  MiU.  Frcs.> 


D.   Das  communale  Uctroi. 

(iosetzgebung  (Hauptgesetze,  Dci  rete").  Aufhebung  des  Octrois  des  anrien 
regime  durch  Ges.  v.  iy./25.  Febr.  17U1,  Decr.  v.  2./17.  März  1791.  Erneute  Zu- 
lassung indirecter  Locaktenern  im  Princip  durch  Ges.  v.  9.  Germ.  V.  (29.  Marz 
1797)  und  n.  Frim.  VII  (1.  Dec.  1798).  Ges.  über  Uctroi  in  Paris  v.  27.  Vend-  m.  MI 
(IS.  Oct.  17!)S),  in  anderen  Orten  Ges.  v.  27.  Frim.  VIII  18.  Dec.  1799),  auch  mit 
allgemeinen  Uejrelni  aligemeine  Zulassung  durch  Ges.  v.  5.  Vent.  VIII  (26.  Febr.  1S00|. 
Ges.  T.  2.  Vendi&m.  YllI  (22.  Sept.  1799).  —  Auch  in  der  Folge  und  bis  in  die 
neueste  /»it  niohrfach  für  Paris  einzelne  Sonderbestimmungen.  —  Antheil  des 
Staats  am  Erlrag  des  Octroi,  Erl.  v.  24.  Frim.  XI  (.15.  Dec.  1803),  21.  Anr.  1806; 
aufgehoben  durch  Decr.  r.  17.  März  1852.  —  Administrative  Durchfahrung 
im  Einzelnen  bes.  durch  codificirendes  Keglern,  v.  17.  Mai  1809  und  K.  Ordonn.  r. 
!♦.  Der.  Ibl4,  noch  gegenwärtig  ilie  (i  rundlag  e  hierfür.  —  He  rübern  ahme  in 
das  Finanz-  und  Gommunalverwaltungssystem  der  Kestauration  durch 
einzelne  Bestimmungen  im  Ges.  t.  8.  Dec  1814  und  im  Oes.  r.  28.  Apr.  1816,  bes. 
Art  117 — 159.  —  U  eher  nähme  der  M  obil  ia  rs  t  o  u  e  r  event.  auf  den  Ertrag 
des  Octroi  (s.  o.  1U4)  durch  allere  Gesetze,  dann  durch  D.  v.  24.  Apr.  1^0G, 
25.  März  1817,  21.  Apr.  1832  und  3.  JuH  1846.  —  Einzelnes  ausser  in  den  ge- 
naiiiitra  u.  A.  auch  im  Ges.  v.  15.  Mai  ISIS,  17.  Auir.  l'^22.  ürd.  v.  23.  Juli  1826 
(Rechnungslegung).  Ges.  v.  24.  Mai  is:^4.  11.  Juni"  Isü.  Iii.  Mai  I^IG  (Vieh- 
uud  Fleischver^ileuerung).  Decr.  v.  17.  Marz  1^52.  —  Bestimmungen  über  eine  Grenze 
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der  Octroiä&tze  für  Getränke,  iosbes.  ia  Gemeinden  mit  staatlicher  Kiugangs- 
stener  für  Getrtnke,  in  d«ii  bezüglichen  Getr&nkestenergesctzen ,  so  im  Ges.  v. 
2S.  Apr.  1S16,  Art.  149  und  späteren.  Ges.  v.  22  Juni  1854,  10.  Juli  IH^i).  —  Ges. 
V.  27.  Juli  lSf»7  über  die  Municipalräthe  (Compctenz  dcn-elben  in  Sachen  de.s 
Octroi  und  iiugelung  der  Bestätigungsrechte  der  forgesctzlcu  Behurden,  Art.  S 
bis  10).  Dazu  Ausfuhrnngsdecret  und  Keglern,  r.  12.  Febr.  1870,  mit  Maximnl- 
tarif  (u.  A  bei  Olibo  II,  iSiW,  Vi^'•ne^  II,  .{'.lOir.).  De  parte  oiental-Ordnungs- 
Gesetz  v.  10.  Aug.  Ib71  (Art  4«— 4Ü,  Mitwirkung  der  Generalräthe  in  Octroi- 
angclegenheiten).  —  Ges.  ?.  6.  Apr.  1884  betr.  die  Gcmeindcordnnng.  Art.  137 
bis  139  über  Octroi  (ModiGcation  einiger  l'uncte  der  fruhen  n  (iesetzg»  biing).  —  Ges. 
y.  16.  Joni  IsSl  (uncntgoltl.  l' ii  t r  ric  ht  in  iitfentl.  Primarschulen,  "^da 
£rtrags  des  ordcuü.  Octroi  dafurj.  —  Mehrfache  trühcro  und  neueste  Uecrete,  .Min.> 
Erlasse  Uber  die  DarcbttlbniDif  des  Eotrepdt  fietif  für  Brenn-  nod  BohstolTe  der 
Fabriken.  Eisonbahnon  u.  s.  w.  (1S7S,  1SS2,  1*^SS.  s.  Rlock,  dict.  U.  Suppleoi),  — • 
Mit  dem  Octroi  btoht  auch  noch  ein  staatlicher  Kin  nah  niezweig  und  eine  bezUg- 
Ilebe  Zahlung  der  Gemeinden  in  Verbindung,  die  sogen.  Käser uiruugskosten  iu 
Gemeinden  mit  Octroi,  Deor.  r.  10.  Avf.  1810,  Art.  3,  Oes.  r.  15.  Mai  1818,  Art  46, 
Ord.  V.  5.  Aug.  18IS. 

Literatur.  Bibliographie  im  Blot  k"s(hen  dict.,  p.  1310;  bei  v.  Brascb, 
a.  a.  0.,  S.  Iü2;  ia  den  Aula.  v.  Keitzensteiu  s  iu  Hildobrand-Conrad 's  Jahrbüchern, 
B.  42  (N.  F.  B.  8\  S.42  und  paasim.  —  Stovrm,  pasaim,  z.  B.  I,  cb.  13;  p.  852.  — 
Vignes  I,  2<):!  217,  294—207.  II,  300  11".  (Generaltarif  v.  lS7ir.  Block,  dict.  Art. 
octroi  von  Vuatrin,  nebst  Supplement»n  iviele  pjitscheidungen  der  Judicatur);  auch 
einzelne  Abschnitte  in  dem  Art.  Organisation  cuumiun.  >,so  im  suppl.  goncr.  die  mini- 
flterielle  Instruction  zu  den  Artikeln  Uber  Octroi  in  der  neuen  Gemeindeordnung 
V.  1SS4,  p.  332).  Say,  f.,  der  Hauptartikel  octroi  noch  nicht  orschien»;n,  Einzelnes 
in  anderen,  so  im  Art.  budget  comm.  p.  472,  btatistiscbes  p.  477  ü.  v.  Hock,  S.  377 
bis  882.  V.  Kaufmann,  S.  744—746.  —  Als  Commentar  nnd  Sammlnng  des 
Verordnnngsmaterials  u.  s.  w.  (wo  Dalloz'  repertoire  zu  weit  zurückliegt  und 
deshalb  nicht  mehr  ausreicht)  bes.  wieder  ulibo  II.  Ol— 2'is  (in  der  benutzten  5.  Aufl. 
bis  187S).  Thorlet  s  reg.  liuanc.  passim ,  bes.  4SÜli.,  s.  v.  octroi  in  Kegistcr 
(gegenwärtiger  Kechtszustand).  —  Bonnal,  traitc  des  octrois,  Par.  1873.  Wesentlich 
historisch  (ancien  regime):  Burot  de  l'lslc  de  Challan,  Ics  octrois,  Senlis.  1S72  (s. 
V.  lieitzenstein  a.  a.  0.,  S.  42).  Deägl.  fUr  Paris  A.  de  Saint-Julien  et  ti. 
Bienaymu,  histoiro  des  'droits  d*entr6e  et  d'octrai  ä  Paris,  Par.  1887  (▼eseDtÜch 
altere  Geschichte,  aber  bis  IS^O  gehend,  «h.  7  ti.  8  die  Zeit  v.  1791— 1>«S<),  p.  115 
bis  137\  mit  Tarifen  v.  12  u.  1 3.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart.  L.  Blanc  (Pariser 
Jurist.  Dissert.  isSO  gemischten  Inhalis,  darin:)  ics  iinances  de  la  commune  et  la 
qoestion  des  octrois.  —  Wiederholte  Discussion  der  prindpieUen  und  practischen  Fmge 
des  Octroi  hinsichtlich  des  Kiir  und  W  ieder,  so  in  den  ISnOcr  Jahren  und  auch  noch 
nach  1870,  theils  in  den  l'achzeitschhl'tcn  und  der  öll'entlichen  Presse,  theils  in  eigenen 
Schriften  (s.  Katalog  d.  preuss.  Statist  Bor.,  II.  Abtb.,  S.  819).  Vieles  daron  in 
r.  Beltsenstein's  Arbeit  berührt,  auch  von  v.  Braach,  voimiif  hier  zu  verweisen 
genügen  araas,  da  an  dieser  St'  lle  auf  die  Controversc  nur  kurz  zum  Schluss  (§.  349) 
eiogegai^ea  werden  kann.  Vorschläge  zur  Aufhebung  des  Octroi  auch  im  Par-  . 
lament  vor  nnd  selbst  noch  nach  dem  Kriege,  so  1876;  darüber  Mathien*Bodet 
II,  371  ff.  Ans  der  deutschen  Literatur  bes.  die  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Ge- 
meinde und  ihr  Finauzwe-scu  in  Frankreich,  b.  103—129  (gute  Uebersicht,  aber  im 
Standpunct  zn  einseitig  nnd  in  den  Icgislat.  Daten  mehrfach  Kehler)  und  v.  Keitzen- 
steiu, kurz  in  B.  XII  der  Sehr.  v.  Ver.  f.  Soc.-Polit.  i^Communalsteuerfrage),  S.  150 
bis  1.')7,  erschöpfend  und  vorzüglich  in  ronrad's  Jahrb.,  B.  42  (N.  F.  B.  S),  S.  41 
bis  100  und  B.  43,  S.  219 — 25S ,  worauf  hier  lür  Einzelnes  Bezug  genommen  wird. 

Statistik.    Jährl.  amtliche  Statistik  über  daä  Octroi.   S.  schon  oben  S.  4Ü9. 
Viel  Material  im  BnlL,  z.  Tb.  langjlhrigo  Ueberslchten ,  auch  mit  Erlinteningen  und 

Geschichtlic  hem,  so  XI,  39  n".  (Statistik  v.  1^31— <%0\  I.  32,  S1,  13«  (t^rosse  Städte, 
Vergleich  mit  den  Einnahmen  aus  directen  Steuern),  XXIV,  62  (Octroi  in  18!37), 
XXUI,  312  (Octroi  in  Paris  1^01  —  1887),  und  sonst  vielfach,  bes.  Uber  Paris.  Daten 
öfters  auch  im  Bloek'schen  Annuire  de  Statist.,  so  f.  ISSS,  p.  42.  Ferner  Daten  in 
den  jährl.  Poblicationen  Uber  die  Finanzlage  der  Gemeinden  and  in  a.  m.  (S.  803); 
A.  Wagner,  FUiaBxwwi»oa»cliaft.  III.  &7 


uiyiu^uu  Ly  Google 


886        0.  B.  2.  X.  Stmierradit  ].  H.-A.  2.  A.  Fnnknieli.  §.  842. 

auch  im  Ann.  stat.  de  la  France  und  f.  Paris  in  dem  Ann.  stat.  de  la  vüle  de  Paris 
(J&hrg.  18S5,  p.  346 — 357).  Viel  SUtlütisches  auch  in  v.  fi  eitzeaste  in 's  Arbeil, 
bes.  B.  4S,  219  ff. 

1.  Uebersicbt  der  Entvicklnog. 

342.  Auch  hei  dem  Oetroi  der  Gemeinden  hat  man  es,  wie 
bei  so  manchen  „modernen"  französischen  Steuern,  wieder  mit  einer 
uralten,  sicher  bis  ins  13.  und  12.  Jahrhundert  zurück  zu  ver- 
foJgenden  Besteuerung  zu  tbim.  Dieselbe  war  im  Ancieo  regime 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  einer  allgemeinen  ausgedehnten 
Entwicklung  in  zahlreichen  städtischen  Hausbalten  gelangt,  zwar 
nicht  einheitlich,  aber  doch  vielfach  eingreifend  durch  die  Staats- 
gesetzgebnng  geregelt  and  dnrch  dieselbe,  besonders  seit  Ludwig  XIV. 
mit  fttr  die  Staatofinanzen  in  Ansprach  genommen  worden,  indem 
endgiltig  die  Hftlfte  des  Octroiertrags  dem  König,  bez.  dem  Fiscns 
zufallen  sollte  (1653,  1663,  1681).  Am  Scbloss  des  „alten  Begi- 
ments"  war  das  Oetroi  so  eine  Hauptgrundlage  für  die  städti- 
schen Finanzen,  namentlich  auch  in  Paris  und  dnrch  den  Staats- 
antheil  auch  eine  wichtige  Quelle  von  Staatseinkünften. 

la  deu  Städten  war  der  Octroiertrag  xuiu  Thcil  zu  Zwecken  der  Uuspitkler  bo- 
stimmt.  Bai  bnntem  Vimrorr  vnd  grosser  Mannigfaltigkoit  der  besteaerten  Artikel 
ODd  der  Stcuersät/e  wareu  es  scbou  vor  1789,  wie  im  Iii.  Jahrhundert,  vornemlicb  die 
(icträuke.  besonders  Wein,  Spirituosen,  Fleisch,  Wild,  (icHugel,  Fische, Andere 
agrarische  Producte  (Butter,  Eier),  Viobfutter,  Brenn-,  Beleuchtungs- ,  Bau- 
materialien, aber  auch  elDzeüie  fertige  Artikel,  Fabrikate,  auf  welchen  das  Oetroi 
ruhte.  Die  Sätze  waren,  bes.  in  Paris,  zum  Theil  buch  und  dadurch  wohl  vielfaeb 
druckend.  (Vgl.  did  Tarife  f.  Parii  in  Saint-Jolieu  und  Bieuayme  a.  a.  0.)  Die 
Iltare  BaaveiM  der  Stidte  gab  ancb  hier,  wie  in  anderen  Lftndoni»  die  einfache  and 
im  Ganzen  sichere  und  bequeme  Erhobung:sform,  an  den  Thoren  u.  s.  w.,  an  die 
Hand  und  demgcmäss  erfolgten  die  Gontrolen  beim  Verkehr  vom  Lande  in  die  Si&dte 
hinein.  Die  Erbebung  geschah  auch  hier  vornemlicb  durch  Staue rp&cbter.  Der 
Gesammtertrag  des  Oetroi  in  Frankreich  erreichte  um  17Ü8  vielleicht  93  Mill.  Livree 
(Ubrit^ens  nicht  ganz  sichere  Schat/unp.  s.  v.  Keit/.enstcin ,  Jahrb.  42,  '»5  .  lu 
Paris  war  der  letzte  Pachtvertrag  v.  17;j7 — 1702  auf  jälirlich  30  Mill.  L.  (.mit  bc- 
dingangaweisem  Abzng  von  1.22  Mill.)  in  Hinime  abgeachlowen.  Selbst  im  J.  1790. 
wn  <l(Kh  die  Volksbowegiiim  liegen  das  Oetroi  schon  stark  einirewirkf  hat,  wird  die 
erzielte  Einnahme  auf  35.Ü1  MiU.  L.«  wovon  25.06  für  den  Staat,  10.b5  fUr  Stadt  uud 
Heepitiler,  angegeben  (Saint-Jnllen  und  Bienaym6,  p.  113,  ?.  Reitienatein 
a.  a.  1)..  8.  53;  vgl.  auch  oben  S.  155  aus  Necker  a  AnachÜgen;  Uber  die  PeriCNte 
Yor  1789  Uberhaupt  v.  K-  itzenstei  n,  S.  43 — 57). 

Beim  Ausbrach  der  Kevolution  wandte  sich  die  Voiksbewe- 
gang  mit  besonderer  Sohftrfe  gegen  die  Octroie,  ja  man 
kann  wohl  sagen ,  mit  dem  Stnrm  anf  die  „Barrieren'',  speoiell  in 
Paris  y  und  mit  der  Anzttndnng  derselben  begann  eigentlich  die 
rcYolationäre  Bewegung  in  dieser  ^^drastischen"  Weise 
sich  kund  zn  thnn.  Obgleich  man  zur  Wiederherstellnng  der 
Barrieren  schritt ,  die  Nationalversammlung  auch,  wie  in  anderen 
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Sbnlichen  Fällen,  wiederholt  bis  zur  Neuordnung  der  Steuern  die 
Fortdauer  der  Ottroierliebung  deeretirte,  war  die  letztere  doch  in 
Paris  und  anderen  Orten  nicht  mehr  in  der  früheren  Ordnung  und 
Strenge  bei  der  Schwäche  der  öÜ'entlichen  Gewalt  durchzusetzen« 
Die  prmcipiellen  steuerpolitischen  Bedenken  der  damaligen  Gesetz- 
geber gegen  alle  indireeten  Stenern  nnd  vollends  gegen  die  eine 
Menge  wichtiger  LebensbedttrfnisBe  belastenden  nnd  den  freien 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  so  belSlstigenden  nnd  störenden 
Oetrois  kamen  binzn  nnd  mit  den  fibrigen  indireeten  Verbranchs- 
Stenern  fielen  denn  auch  die  Oetrois  in  der  Gesetzgebung,  ohne 
da 88  man  irgendwie  znror  fUr  den  nnentbeb fliehen  Ersatz  der 
städtischen  Einkünfte,  für  die  Deckung  der  speciell  auf  das  Octroi 
angewiesenen  Ausgaben,  —  vom  Staatsantheil  am  Octroi  ganz  zu 
schweigen  gesorgt  hätte,  in  einer  Zeit,  wo  die  neuen  directen 
Steuern  eben  erst  in  der  Ausbildung,  die  gesamnitc  r»ffentliclie 
Ordnung  immer  mehr  in  der  Auflösung  begriäen  war:  einer  der 
characteristischsten  Vorgänge  tbQrichter  Finanzpolitik  in  dieser  an 
solchen  Vorgängen  so  reichen  Periode. 

Go9.  V.  19./25.  Febr.  1791.  Foitlül  der  Erheboof  r,  U  Mai  1791  u,  welcber 

Tag:  daraufhin  mit  wroiitlicbcn  MaBik-AofiMgen  gefeiert  WQide.  8.  Julien  n.  8.  w., 
p.  114,  V.  Keitxeiisteia,  S.  d71il 

Die  Frende  währte  anch  hier  nicht  lange.  Hit  dem  Fortfall 
der  Oetrois  zerrtttteten  die  Finanzen  der  Städte  alsbald  völlig.  Die 

directen  Steuern  boten  keine  Abhilfe.  Die  nothwendigsten  Aus- 
gaben konnten  nicht  mehr  l)estritten  werden,  namentlich  auch  die- 
ienigen  l'Ur  UnterstUtzungswesen  (liuspitälcr),  ,,die  Verwaltung 
stand  still",  der  selbst  so  bedürftige  Staat  musste  für  das  Dring- 
lichste Vorschüsse  leisten.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
man  auf  diesem  Gebiete  schon  unter  dem  Directorium  noth- 
gedrnngen  zn  den  „indireeten  Verbranchsstenern"  zurück- 
kehrte and  gerade  ttir  die  Gemeinden  znerst  wieder  principiell  bei 
Unznreichendheit  der  anderen  Mittel,  anch  der  Znschhigeentimen, 
„indirecte  nnd  locale  Contribntionen''  fttr  allein  znlässig  erklärte 
(Ges.  y.  9.  Germ.  V,  Art.  6).  Schrittweise,  zonäehst  mittelst  jedes- 
maligen Specialgesetzes,  ging  man  dann  mit  der  Wiedereinflthmng 
des  Octroi,  zuerst  in  Paris  (Oct.  1798),  darauf  in  verschiedenen 
einzelnen  anderen  Städten  vor,  bis  schliesslich  von  1800  an  ganz 
allgemein  nach  genereller  gesetzlicher  Ermächtigung,  im  einzelnen 
Falle  bereits  nur  im  ^'erordnuugswege  (mittelst  Decretsj,  das  Octroi 
wieder  eiugetuhrt  ward. 

57  ♦ 
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Cies.  r.  5.  YcaU  YIII;  ferner  die  andcrca  oben  io  der  Uebenücht  genauDteo  Ge- 
setze, 8.  884).   Der  berrorgeLobene  Hauptzweck  var  die  Sieberang  der  Uittd  für 

Hospitäler  und  sonstige  ölFentlichc  Hilfsleistung,  wonrich  das  Octroi  auch  anfangs  be- 
nannt wurde  (o.  muuicip.  et  de  bienfaisance).  Aber  damit  war  keine  Boschräokang 
in  Verw  endung  und  BenutzQDg  fQr  andere  Gemeindeausgabea  in  der  Weiterentwicklung 
verbunden,  fon  dem  bleibenden  subsidiären  Cbancter  des  Octroi  abirescben,  nem- 
lich,  dasd  f»s  nur  cinffcfillirt  und  verbleiben  sollte,  wenn  die  anderen  Kinknnfte.  inrl. 
die  Zusclilage  zu  den  directeu  Steuern,  nicht  ausreichten.  Die  betrolicnen  Artikel, 
speeiell  in  Parlt,  waren  im  Ganzen  und  meist  r<m  romberein  wieder  die  frObefeii, 
namentlich  die  Getränke,  aber  auch  Vieh  und  Fleisch,  trurkcncs  Viehfutter.  Brenn - 
und  Haumateriaiien,  regelmassig  dagegen  nicht  Getreide,  Mehl,  Brot.  Die  Satze  waren, 
zumal  anfangs,  aber  meist  eifieblicb  niedriger  als  die  frttbereD,  ancb  daber  natür- 
lich dann  der  Erlnif  kleiMr,  von  anderen  Kinilasscn  abgesebcn.  Wichtig  und  ein 
Fortschritt  gegen  früher  war  die  itrincipit-ll  scharte,  aber  in  der  Praxis  doch  erst 
allmälig  röilig  durchgeführte  Beschränkung  des  Octroi  auf  die  zur  Consumtion  in 
der  Oemeinde  bestimmten  Artikel,  im  Unterscbied  ron  den  nur  durchgefahrten. 
Mit  der  weiteren  Wicdi  rlier^tellung  der  Staatsordnung  unter  di  ni  Coiisulat  iiml  Kaiser- 
reich deiinte  sieb  die  Üctroi-Einricbtnng  dann  rasch  wieder  allgemeiner  und  auch  aaf 
zabireicbe  kldne  Gemeinden  au.  Sie  soll  1805  im  damaligem  Staatsgebiet  in  9362 
(iemeindco  bestanden  haben.  In  Paris  war  der  Rohertrag  des  Octroi  1801  10.94, 
1804  schon  l'.i. scitdom  bis  IS  13  19 — 21  Mill.  Frc^. .  al>o  doch  immerhin  nacli- 
baltig  erheblich  niedriger  als  vor  der  Revolution  der  stiidt.  und  Staatsantheil  zusammen 
(Ball.  XXm,  S12.  8t.-Jalien  v.  s.  w.  p.  114  fl.,  r.  Reitzenstein,  B.  42,  8.  59  C). 

Das  80  wiedereiuf?et'ührtc  Oetiui  war  zuerst  als  reine  Ge- 
meindesteuer (mit  Verwendung  mit  iUr  die  liosi)itäler  u.  8.  w.) 
geplant  gewesen.  Vom  J.  1802  ab  beanspruchte  aber  auch  der 
Staat  wieder  einen  Anthcil,  zunächst  von  57o  von  dem  Reinertrag 
des  Octroi  in  den  Gemeinden  tiber  4000  Einwohner,  seit  1806  von 
10%  in  den  Gemeinden,  die  über  20,000  Free.  Oetroiertrag  hatten, 
nnter  dem  Titel  des  Snppenbrots  der  Soldaten  und  mit  der  Ifoti- 
yining  einer  Vertheoerang  der  Troppenverpflegong  durch  das  Octroi. 
Dieser  10  Antheil  ging  in  die  spätere  Oesetzgebnng  (1616),  mit 
Ansdehnnng  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi,  flber  nnd  wurde  erst 
im  J.  1852  von  Seiten  des  Staats  aufgegeben. 

Erl.  V.  21.  Frim.  XI,  (ics.  v.  24.  Ai>r.  ISOG.  Ues.  v.  2^.  Apr.  ISHl,  Art.  l.>.^, 
Decr.  V.  17.  März  1852,  Art.  25.  Nur  rou  den  Erträgen  der  Haupt-,  uicht  der  Zu- 
selilaf  •  und  zeitweiligen  Sitze  waide  der  StMlsutheil  bezogen.  Auch  war  v.  A.  der- 
ji  nii^e  Betraf?  davon  frei,  wclrher  vom  Octroi  zum  Ersatz  der  Mohiliarstcucr  verwciidi't 
wurde.  Bei  der  Aulhebung  im  J.  1852  sollten  die  ordentlichen  Sätze  sofort  ohne 
Weiteres  «m  10%  herabgesetzt  verdeo,  nbo  die  Anfhelmiif  den  Steuerpflichtigen, 
nicht  den  Gemeinden  zn  Gate  kommeD. 

Sonstige  Antheile  des  Staats  am  Octroi  oder  anderen  Gemeindeeinküntun  waren 
nach  dem  ^cn.  Artikel  des  Ges.  v.  1*^16  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Indessen  lief 
die  damals  schon  bcstchondu  uud  dauernd  gebiiebuue  commuuale  Käser nirungs- 
Kosten-Zthlnng  eigentlich  auf  einen  rerhoUten  Antheil  am  Otitni  hinaus.  Es  wurde 
nemlich  durch  D<ir.  v.  10,  Auir.  1S10  anpeortlnet ,  dass  in  Gemeinden  mit  Oc- 
trois  die  Militurbetteu  auf  Kosten  dieser  Uemeindcn  zu  besorgen  seien,  da  die  letz> 
teren  das  Octroi  vom  Consum  der  Truppen  bezögren.  Für  diese  „Ausgaben  für  Kaser- 
nirung  und  Militärbetten"  erfolgte  duin  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1S18,  Art.  48  eine 
llmändenmg,  indem  ein»-  Abgabe  von  bis  Ixichstens  7  Frcs.  p.  Mann  und  3  Frrs. 
p.  Pferd  jährlich  und  dafür  Abouuements  mit  den  GemeiudcD  eingeführt  wurden  t^Ürd. 
T.  5.  Ang.  1818).  Im  EfTect  kommt  dies  in  der  That  eben  doch  auf  einen  AntheU 
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(leti  Staab  aai  Uctroiurtrage  hioauü.  \,ülibo  II,  23i) — 251,  Abscbu.  frais  de  caserne 
ment)  Der  StMt  boiog  unter  diflsem  Titel  1S6!»  1.51,  1S84  2.17  MUL  Frcs. 

Bald  nach  der  Wiedereinflihrung  des  Octroi  wurde  auch  die 
früher  schon  besprochene  Einrichtung  getroffen,  dass  es  den  Ge- 
meinden mit  Octroi  gestattet  sein  solle,  die  staatliche  Pcrsonal- 
und  Mobiliarstcuer  ganz  oder  theilwcisc  aus  dem  Octroi- 
ertrage  zu  bestreiten. 

S.  obcu  §.  l'Jl.    Zuerst  im  J.  XI  und  XII;  fUr  Paris  Kil.  v.  21.  Sept.  IhOS. 

Nachdem  sich  so  das  Octroi  unter  dem  ersten  Kaiserreich 
wieder  als  Gemeindebesteuerung  eingebürgert  hatte,  scliritt  man  im 
Verordnnngswege  dazu,  durch  allgemeine  Normen  in  das 
gesammte  Octroiwesen  eine  gewisse  Ordnung  nnd  Uebereinstimmnng 
zu  bringen,  betreffs  der  Einftlhrnng,  Einrichtung  und  Dnrchftihmng 
des  Octroi,  der  Wahl  der  besteuerten  Artikel,  der  Erhebnngs- 
form  u.  s.  w.  (Decr.  v.  17.  Mai  1809).  Die  staatliche  Oberaufsicht 
Uber  das  Octroi  stand  der  Direction  der  „vereinigten  Abgaben'', 
der  späteren  Generaldirection  der  indirecten  Stenern  zu,  welcher 
im  J.  1812  sogar  die  Erhebung  der  Octrois  selbst  tibertragen 
wurde.  Letztere  Massrcgcl  wurde  Jedoch  als  ol)ligatorischc  unter 
der  neuen  königlichen  Keglcrung  wieder  rückgängig  gemacht  (Ge». 
V.  S.  Dcc.  18U). 

Das  Octroiwesen  selbst  ging  aber  im  Wesentlichen  auf  der 
bisherigen  Grundlage  in  diese  neue  Periode  Uber,  doch  mit  Ge- 
währung etwas  weiterer  und  selbständigerer  Rechte  des  Municipal- 
raths  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Octroi  (Ord.  y,  9.  Dec.  1814, 
in  der  Hauptsache  eine  Wiederholung  des  Decrets  von  1809).  In 
dem  grossen  Steuergesetz  y.  28.  Apr.  1816,  dessen  im  früheren 
Verlauf  dieser  Arbeit  so  oft  zu  erwähnen  war,  wurde  das  Octroi- 
wesen dann  in  das  Steuersystem  der  Restauration  endgiltig  auf- 
genommen, die  leitenden  Grundsätze  des  Finanzrechts  dieses 
Gebiets  i'estge.stellt,  auch  durch  Bestimmung  einer  Grenze  der 
Octroisätze  tUr  Getränke  im  Yerhältniss  zu  den  staatlichen  Ge- 
tränke-Eingangsabgaben (o.  >?.  258)  das  tiscalische  Interesse  in 
diesem  besonderen  Falle  einer  C.'ollisiou  der  staatlichen  und  com- 
munalcu  Finanzintercssen  sichergestellt  (Ges.  v.  1810,  Art.  149). 
Die  Ordonnanz  vom  1».  Üee.  1814  blieb  im  Uebrigen  die  Grundlage 
des  Verwaltnngsrecbts  des  Octroi  und  ist  es  in  Hauptpnncten  noch 
gegenwärtig. 

In  der  Folgezeit  ist  dann  nur  wenig  an  diesem  Rechte  und 
nur  in  Einzelheiten  verändert  worden.  Erst  durch  die  Gesetze  tlber 
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die  Municipalräthc  vom  24.  Juli  1867,  Uber  die  GeneralrUtlie  vom 
10.  Aug.  1871  und  in  neuester  Zeit  noch  durch  die  Gemeindc- 
orduung  vom  5.  April  1884  sind  hinsichtlich  der  Competenzen 
in  Octroiangelegenheiten  Aenderuugeu  und  im  Allgemeinen  Er- 
weiterungen der  Rechte  der  iSclbstverwaltungsorgaiie,  doch  mit  den 
genügenden  Cautelen  zum  Schutz  der  allgemeiueu  und  der  Staats- 
interesBen,  getroffen  worden  (s.  folg.  §§.). 

Von  besonderer  Bedcutanf  war  der  EiImb  eines  Reglements  unter  *Km  12. 
Febr.  IS70  zur  Aasführung  des  gen.  Gesetzes  von  ISfiT  (Art.  S — 10).  worin  tiU  .illti 
Gemeinden,  ausser  Paris,  ein  Normal-Max imaltarif  für  diu  Octroisätzc  und  eiu 
Verzeicbniss  der  im  AUgemelneii  zur  Belegung  mit  Oetroi  zallasigen  Artikel  auf- 
gestellt  worden  sind.  Höhere  Sätze  und  andere  als  die  im  Tarif  ;reiianntcn  Objecto 
b*;durfcn  einer  besonderen  QenelunifniDg  von  höherer  Stelle  (Decret  nach  Bogntachtong 
im  StaatärathV 

Die  neuere  Gesetzgehung  hat  so  gesucht,  einseitigem  commu- 
nalen  Fiscalismus  auf  dem  Gebiete  des  Oetroi  und  wirthschaftlich 
und  socialpolitisch  bedenklicher  Gestaltung  des  Octroiwesens  nach 
Möglichkeit  zu  begegnen  —  besonders  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steaerobjecte,  die  Höhe  der  Stenersätze,  die  Verhütung  einer  Be- 
günstigung der  loealen  Production  in  schutzzöllnerischer  Weise 
mittelst  des  Oetroi  g^en  die  Production  anderer  inländischer  Orte, 
die  Erschwemng  der  Lage  der  nicht  fllr  den  Ortsbedarf,  sondern 
fttr  den  allgemeinen  Absats  im  Handel,  im  In-  und  Aoslande, 
arbeitenden  Indnstrieen  dnreh  das  Oetroi,  die  Hemmung  des  loealen 
Dorehfhbrverkehrs,  —r  während  anderseits  doch  dem  Oetroi  eine 
mächtige  finanzielle  Bedentnng  für  die  Gemeindehanshalte  TerBehalR 
und  erhalten  wurde.  Diese  Bestrebangen  sind  im  Ganzen  erfolg- 
reich gewesen.  In  fast  allen  Städten  und  Uberhaupt  in  den  meisten 
grösseren  Ortschaften  ist  das  ( )ctroi  regelmässig  die  wichtigste  Steuer- 
quelle  geworden  und  geblieben. 

S.  schon  die  statiijtischcn  Ditcu,  welche  oben  in  §.  ti'W  ciii'.?cstreut  wiinicn  ; 
auch  die  Daten  S.  409.  Folgeade  Dobersicht  zeigt  die  EutwicUuiig  im  Ganzen 
Block,  Ado.  d.  etat  p.  1888,  p.  42). 


Jahr 

Zahl  dor 

Mit 

Hohortrag 

Krhebungä-  Rohertrag 
kosten  7a  p.  Kopf,  Pros. 

Gemeinden 

1000  Einv. 

MiU.Fn38. 

1823 

1 134 

5,097 

61>7 

27.8 

10.32 

1883 

144S 

6,806 

65.94 

24.1 

10.46 

1S43 

1467 

7,297 

88.17 

21.8 

11.40 

1S53 

1475 

7,330 

90.42 

20.8 

13.10 

1S63 

1510 

9,5W 

157.41 

10.3 

16.43 

1H73 

1516 

10,517 

211.21 

8.7 

20.08 

1884 

1524 

12,476 

284.88 

8.1 

22.81 

Im  J.  1869  bestand  da^  Oetroi  in  1543  Gemeinden,  gab  201.54  Mill.  Frcs.  roh. 
in  1672  in  1508,  mit  199  53  Mill.  Ertrag,  nach  dem  Ausscheidea  von  Elsass-Lothringeu, 
im  J.  1887  gab  es  1525  Gemeinden  mit  Oetroi.  Die  Zahl  sdivankt  Jlhilicli  WMig, 
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r  doch  öfters  etwas  durch  neue  Einfiihning  oder  Aufliebiinir  «I<'s  Octroi,  meist  ü» 
iz  kleinca  Gumeiodeo.  Im  J.  1SS7  vertheiltc  -  sich  die  Zahl  dur  Gomöinden  (ohne 
mica,  woMllMt  9  GeiiMliidcB  ärit  Octroi)  folgendomiaaMn  atch  dax  QtHmB  der 
^-gloDieiiftoii  BerOlkenng**  (BnU.  XXIV,  62): 


Gemciudcn  bin 

TOB 


4,ÜOO  Einwohner 
4—10,000 
„  10—20.000 
mit  fiber  20,U0U 


1Ü7Ü 
271 
95 
74 


Zusammen 


1516 


Von  4"^:  Stndtcn  Uber  4000  Einw.  halten  blow  47  kein  Ocboi:  nnlor  den  klei- 
nen lH!S»sseii  es  auch  rein  ländliche  Ortschaften. 

In  den  gr(>:>srren  und  zuuial  den  (irossstiUlten  hat  sich  das  Octroi  seit  lange  zur 
eitaas  stärksten  communalen  Steaerrjuelle  entwickelt.  Es  «rirft  hier  gewöhalich 
—  5nial.  in  einzelnen  Fällen  8 — lOninl  so  viel  al)  als  die  CommunalzuschLägc  zu  den 
ircctcn  Steuern,  ja  selbst  mehr  (Paris,  mitunter  auch  andere  Städte,  z.  B.  1876  St.- 
•Ueonc)  als  die  ?ier  grossen  directon  Stonem  Air  Staat,  Departement  nnd  Gemeinde 
usammen  in  den  betreffenden  Gemeinden  ergehen,  in  anderen  Gemeinden  wenij^stens 
0— y0«/„  letzterer  Sauime  (vgl  Bull.  I,  hti,  87  f.  ISTO.  23  arftsstc  Städte.  XI,  <»H, 
.  ISTU  alle  Gemeinden  über  2U.U00  Einw.,  XXIV,  68,  30  grösste  Städte).  So  war 
87«  in  Mill  Frcs.  der  Ertrag: 

Verhält  II  iss  Von  den 


Octroi 

4  dircctc 

beider 

dir.  Steuern 

Stenern 

Erträffo  Gemeinde- 
Antheil 

l'iiiis     .    .  . 

.  124.24 

10.-)  >4 

117. 4 

2'{>!> 

Lyon     .    .  . 

.  11.14 

la.üü 

^>0.6 

3.13 

Manieille    .  . 

9.78 

11.08 

88.2 

1.66 

Bordeaux    .  . 

4.27 

9.0.') 

47.1 

1.60 

Lille  .   .   ^  . 

3.72 

76.0 

0.74 

Nantes  .  .  . 

2.H1 

3.66 

63.7 

0.77 

Toulouse    .  . 

2.90 

3.27 

88.7 

0.66 

Konen    .    .  . 

3..50 

4.7(i 

7.'!.. 5 

0.')!t 

Uavre    .   .  . 

2.48 

4  02 

ül.8 

0.74 

St.  Etienne 

3.85 

3.60 

109.5 

0.27 

(Bei  den  dirsoten  Stenern  die  Nebenfbnds,  der  8%  Oenelndeantheil  ron  der 
SUatspatentsteuer  in  der  4.  Col.  inbegrifi'en.    Bull.  I,  86). 

Im  J.  18S7  war  der  Kohertrag  desO-tioi  (mit  Nebeneinnahnien'i  in  Tari^  i:!i"..»>!> 
MiU.  t'rcs.  (p.  Kopf  58.30  Frcs.),  in  Lyon  10. 2 7  (dgl.  2U.86),  in  Marseille  U.64  (dgL 
25.63),  in  Bordeaux  5.51  (dgL  22  89)«  in  Lille  5.51  (22.89  p.  K.),  in  9  anderen 
Städten  3—4.  in  4  2—3,  in  14  1—2  Mill.  Ff€8.,  also  in  26  SUtdteo  über  1  MUl. 
Frcs.  (Bull.  XXIV.  68.) 

Die  reichhaltige  Octroistatistik  lässt  auch  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Departements  ersehen  (rgl.  z.  B.  Bull.  XXIV.  64).  Im  J.  18S7  kam  (ohne  Corsica) 
Tom  rohen  Gesammtertrag  von  282.71  Mill.  Pres.  i  j».  Kopf  22  99  Frcs.)  auf  Paris  allein 
136.69,  auf  die  anderen  Gemeinden  146.02  Mill.  In  den  Departements  war  der  Ertrag 
p.  Kopf  zwischen  8.64  im  Dep.  Finist^re  nnd  27.68  Frcs.  im  Dep.  Rhene. 

In  Paris  allein  war  die  Ertragsrermehrung  des  Octroi  führiirens  /tun  Thcil 
durch  Aondehaang  de«  Uctroigebiets,  1^  durch  Gesetz  v,  16.  Juni  1859  ?on  1860  an): 

Ertrag  ,  .  Ertrag 

MiU.  Frcs.  Mili.  l  res. 

1816  20.65  1856  44.89 

1«26  .'iO.lO  isnt)  96.08 

1836  29.59  1876  124.25 

1846  33.99  1886  135.42 

Max.  schon  1882  149.66,  seitdem  andauernd  weniger,  Anschlag  f.  1888  137.75 
MiD.  (Boll.  XXm,  812.) 


Jahr 
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2.  System  und  leitende  Tenraltitngs-,  finem-  und  stenerreclitliclie 

Gmndsitze  des  Octreiveiens. 

Vgl.  besonders  die  Abb.  von  v.  K ei  tzcn stein,  namentlich  B.  42.  S.  GS  ff.  end 
Abäcbii.  ni  OsTOD^legendc  Re^ements),  S.  70  ff.,  auch  IV',  S.  S5tr..  eine  treffliche 
Bearbi'itntis:  auch  der  verwaltnng;s-  und  finanzrechtlich»^n  P o ir ni  a ti  k  des  (iegeii>(ands. 
Die  Ueinciüdeordaang  von  Ibbl  konnte  in  dieser  bereitü  Ibbi  erschienenen  Arbeit 
noch  nicbt  bertclniditigt  Verden.  Sie  het,  ohne  den  die  HanptbestimmangeD  der 
früheren  Gesetzgebung  Uber  Octroi  bcaeitigt  oder  nur  wesentlich  verändert  word-  n 
sind,  für  die  Stellung  des  Octroi  im  Gemeindehaushalt  Aenderungen  herbei- 
geftihrt,  vomemlieh  aber  die  Competenzen  der  einzelnen  Sclbstrenvaltongsorgane 
und  Staatsbehörden,  welche  beim  Octroi.  namentlich  bei  seiner  Einfnhrang,  seinen 
Tarifen,  mitzuwirken  haben,  etwas  abgeändert.  S.  den  amtlichen  Commcntar  im  Circ- 
£rl.  d.  Min.  d.  lauern  v.  15.  Mai  lää4  im  Block  scheu  dict.  sappl.  g6u6r. ,  p.  332. 
Ueber  des  System  nnd  die  OnindsAtze  sonst  nneh  fot  nnd  Uar  in  KOrte  vif  nes  a.  a.  O. 
und  der  Art.  Octroi  von  Vuatrin  im  Block'schcn  dicf.  Die  folprende  I)ar^t<lluiiir 
schliesst  sich  zunächst  naher  an  diejenige  v.  Kcitzenstein's  an,  mehrfach  wörtlich: 
eine  andere  Fassung  wurde  nur  mangelhafter  ausfaUen  (s.  bes.  B.  42,  S.  66,  68,  6ii, 
71,  85).  Fflr  das  hier  ubeifangene  Einzelne  und  in  Betreff  der  Phasen  der  Entvick- 
lun;  ist  bes.  auf  y.  Reitzenstein's  Abhandlung  zu  verweisen. 

§.  343.  Das  moderne  französische  Octroi  lässt  sich  schon  zur 
Zeit  seiner  endgiltigen  Wiederheretellang  daroh  die  oben  erwähnten 
Gesetze  der  Revolntionszeit  mit  von  Reitzenstein  dorcb  folgende 
drei  S&tze  obaraeterisiren:  1)  es  ist  eine  eigene  Gommnnal- 
Anflage  „zur  Ergänzung  der  fllr  den  Bedarf  nicht  ansreiehen- 
den  Einnahme  der  grösseren  Gemeinden,  bestimmt,  in  seinem  Er- 
trage die  Mittel  fOr  die  ErfHUang  der  loealen  Verwaltung  zu  ge- 
währen"; 2)  diese  Abgabe  wird  ,,von  Gegenständen  des 
örtlichen  Verbrauchs  erhoben'';  3)  ihre  „Erhebung  und 
örtliche  Regelung  gehört  im  Princip  zu  den  Attributioneu 
der  G e m  e i  n  d e  V  e r w al  t  u n  g". 

Das  Reglement  von  180Ü,  die  (M'donnanz  von  1814  und  das 
Steuergesetz  von  1816  (28.  Apr.)  haben  dann  das  Uctroirecht  codi- 
licirt  und  fortgebildet,  namentlich  durch  „Normativbedingungen, 
.  welche  die  Grenzen  und  Formen  bezeichnen,  innerhalb  deren  die 
selbständige  Entschliessung  der  Gemeindeverwaltungen,  bezw.  in 
höherer  Instanz  der  Organe  der  Staatsgewalt  sich  zu  bewegen  hat^' 

Die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreiehs  nnd  der  dritten 
Republik  hat  danach  auf  der  älteren,  im  Ganzen  beibehaltenen 
Grundlage  „sieh  in  drei  Riehtnngen  bewegt:  zun&chst  ist  das  Recht 
der  Gemeinden,  Uber  den  Ertrag  des  Oetroi  zn  verfttgen  bezw.  Aber 
den  Yerwendungszweok  Bestimmung  zu  treffen,  zu  einem  aus- 
sehliesslicheren  und  ausgedehnteren  gestaltet  worden  (besonders 
durch  Decret  vom  17.  März  1852);  zweitens  haben  die  formellen 
Befugnisse  der  Gemeindeorgaue,  über  die  Erhebung  eines  Octroi 
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hczw.  deren  Modalitäten  zu  bcst  hlicsf^cn,  eine  Krweileniiig  erlahrcu" 
und  ist  die  Conipetenz  des  Organs  doH  höheren  Sclb8tverwaltunj?8- 
körpers,  des  departenieutalen  Gcncralraths  als  genehmigender  Ober- 
instanz, statt  der  ötaatsbehörde ,  eingefügt  bezw.  erweitert  worden 
(Gesetze  v.  24.  Juli  1867  und  10.  Aug.  1871);  drittens  endlich  ,,hal 
die  Gesetzgebnng  sich  eine  einheitlichere  RegelaDg  der  für  die 
Oetroistener  in  formeller  and  vor  Allem  in  materieller  Hinsicht 
massgebenden  Grondsätae  angelegen  sein  lassen",  namentlieh  hin- 
siehttioh  der  gleichmttssigeren  Tarifnormimng,  der  Besobr&nkiiog 
der  dorch  das  Oetroiwesen  bedingten  Hemmungen  der  freien  Ver- 
kehrsbewegang,  der  geringeren  Belastung  der  unteren  Glassen 
dorch  die  Looaltarife  des  Oetrol,  der  Vermeidong  einer  Beeinträch- 
tigung des  staatsfinanziellen  Interesses  an  indirecten  Stenern, 
speciell  an  den  Geiiaukesteuern,  durch  das  üctroi  ((icsctz  vom 
24.  Juli  1867,  lieglemcnt  v.  12.  Febr.  1870,  einzelne  licstiuimungeu 
in  den  GctrankestcuergesetzeD,  von  1816  und  später). 

Nach  der  nenen  Gemeindeordnnng  von  1884  wird  der  Ertrag 
der  zo  den  ordentlichen  Commnnalaa^gaben  bestimmten  Octrois 
jetzt  einfach  als  ein  Glied  (Nr.  4)  der  Einnahmen  des  ordent- 
lichen Gemeindebndgets  aufgeführt  und  der  Ertrag  derSStze  und 

ZuscblagsUtze  (surtaxcsj,  welche  die  specielle  Bestimmung  fltr 
ausserordentliche  Ausgaben  und  l'llr  K 11  ck z ah  1  u n g  von 
Anleihen  haben,  zu  den  aussero rdentlichcn  EiDDuhmcu  des 
Gemeindebudgets  gestellt  (Art.  133,  134). 

Diese  Unterscbeidangr  hat  eine  besondere  Bedeutung  für  die  jetzigpe  Ordnnni^  dos 

Gemcmdchaushalts  bekommen,  u.  A.  in  FoI^:e  einer  das  ordentliche  Octroi  butrclloiidcii 
Bestimmunir  des  Gesetzes  r.  10.  Juni  issl  über  die  absolute  Uneutgelflichkeit  des 
Priuiäruuterriclits  in  den  öflentliclicn  Sdiulcn.  Danach  ist  '/s  vom  Heinortrag  der 
ordentlichen  SteoersKt/e  taxcs)  des  Octroi  —  wie  verschiedener  anderer  Commnnal- 
einkUnfte,  so  auch  aus  der  liundcstfucr,  des  GcmeiiHJ<'antlicils  an  der  \\'a;;jeu-  und 
Pferdesteaor  und  der  Jagdscheinabgabe  u.  a.  m.  —  ausdrücklich  für  die  ordeutlichuu 
und  oUigfttoriMihai  Ausgaben  der  ^ndnde  im  Dienste  der  OflTentliclien  Prim&ncholen 
zu  rerwenden  (gen.  Ges.  Art.  3). 

In  der  neuen  Gemeindeordnnng^  sind  dann  auch  die  i'ompc- 
tenzeo  von  Municipalrath,  Generalrath  (oder  Departementalcom- 
mission  in  der  Zeit  zwischen  den  Generalrath-jSessionen) ,  Präfecti 
Staatsoberhaupt  (Präsident  der  Republik)  in  Bezng  auf  Eintlihrung, 
Erbebnngsordnnng,  Verlängening,  Tarifändemngen,  Aufhebung  des 
Oetroty  Beglementirang  und  sonst  bei  den  versohiedenen  Mass- 
nahmen zu  beobachtende  Normen  mehrfach  abweichend  yon  der 
früheren  Gesetzgebnng  geregelt  worden  (Art  187—139).  Diese 
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Bestimmnngen  bilden  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  des  Octroi 

bezüglich  der  Puncte,  welche  sie  betreffen. 

Im  Ganzen  erscheint  hiernach  jetzt,  entsprechend  der  ein- 
getretenen thatsächlicben  Entwicklung  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  80 — 90  Jahren,  der  orsprtinglich  geplante  und  im  bisherigen 
Recht  beibehaltene  mehr  subsidiäre  Charaoter  des  Octroi,  zur 
Ergänzung  der  anderen  Gommnnaleinnabmen,  anch  der  Zuschlag- 
Centimen,  dem  eines  regelmftssigen  normalen  Glieds  der 
Gemeindeeinkttnfte  gewichen.  Damit  würde  das  Octroi  dann  jener 
Entwicklung  gemäss  auch  rechtlich  doch  eine  andere/  festere 
Stellung  im  Communalsteuersystem  erlangt  haben,  wenngleich  es 
nieht  zu  einem  nothwendigen ,  obligatorischen  Gliede  geworden, 
sondern  ein  faeultatiyer  Bestandtheil  dieses  Systems,  je  nach 
den  BeschlHssen  des  Municipalrnths,  geblieben  ist. 

Im  Fulgcudeu  wird  voruciQÜch  der  gcgeuw artige  KuchbiUäUud  hai  dcui 
Ootfoi  dar^el^,  mit  golegentHdieii  Rfldtblicken  auf  ftuhera  Phasen  und  BoBtinmiinfoii. 

aber  mit  Bcscbraukung  auf  das  Hauptsächliche.  Für  weiten  s  Einzelne  s.  die  gen. 
Schriilea,  aiuser  r.  Ueitzcusteiu,  Vigocs,  Yuatrin  auch  Xhorlet  und  besoa- 
den  Olibo. 

3.  Die  haoptsicliUchen  einzelaon  Gronds&tse  ond  BeBtimmniigett. 

4?.  844.  Das  in  diese  Darstclhmg  Gehürij^e  wird  hier  unter 
l'ulgeudcn  sieben  Punctcn  zusanimcii^cfasst:  Einführung,  Ver- 
längerung, A  u  1  h  e  b u n ^  des  (  K  troi — ,  örtliche r.U  ni lang  d es 
Octroigebiets  („Octroi bezirk")  — ,  nachlicher  Umfang 
der  dem  Octroi  unterworfenen  Artikel  oder  Bestinrninng 
der  Steuerobjecte  —  Feststellung  des  Ootroitarifs 
(Tarifsätze)  —  Organisation  des  Octroldienstes  (Ver- 
waltnngs-  und  Erhebnngsformen)  —  Erhebung  des 
Octroi,  GontroleUi  Erhebungskosten  und  Reinertrag  — 
Strafbestimmungen:  eine  Anordnung  der  Darstellung,  welche 
sich  aus  dem  Wesen  der  Sache  ergiebt,  daher  ähnlich  von  allen 
Autoren  befolgt  wird. 

1.  Einführung,  Verlängerung  und  Aufhebung  des 
Octroi.  Die  Einführung  eines  Octroi  in  einer  Gemeinde  und 
die  Feststellung  der  Steuersätze  dafür  erfolgt  nur  auf 
Antrag  des  Municipalratbs  nach  einem  bezüglichen  Hcschluss  des- 
selben und  nach  Begutachtnng  durch  den  Generalrath  oder  die 
Departementalcommission  auf  Grund  der  Ermächtigung  der  He- 
giemng  mittelst  eines  im  Staatsrath  ertheilten  präsidentiellen 
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Decrets.  Dasselbe  gilt  vom  Erlass  der  Reglemeuts  in  Betrctl  der 
Erhebung  des  Octroi. 

Gemrües.  v.  1884,  Art.  137.  Süt  vorttbeigehend  war  kurze  Zeit  hindurch  unter 
NapolwNi  I.,  wenn  die  Mnnicfpalrlthe  nicht  ober  das  Octroi  rotirten  oder  es  ablehn- 
ten, bedingunj^rsweise  Seitens  der  Hegierung  die  Einführung  des  Octroi  von 
Amtävegcü  in  einer  üemeindo  zulässig  (Heg),  v.  isoil.  aiii-h  nach  Ord.  t.  1814), 
was  aber  seit  dem  Ges.  v.  ISIO  (Art.  147)  wietJ^^r  aulgchurt  hat. 

Die  im  ordentlichen  Qemeindebudget  stehenden  Erträge  des 
Octroi  ans  den  ordentlichen  oder  Hauptsätzen  sind  gewöhnlich 
bleibend  and  werden  meistens  auf  10  Jahre,  die  Zuschlagt axcn 
für  ausserordentliche  Aasgaben  im  ansserordentliehen  Budget 
gewöhnlich  nor  auf  &~6  Jahre  festgestellt  Eine  Verlängerung 
der  Zeitdauer  kann  der  Hunidpalrath  für  höchstens  5  Jahre  allein 
von  sieh  ans  rechtsgiltig  beschliessen.  Für  eine  Periode  ttber 
5  Jahre  hinaus  hedarf  es  wieder  derselben  Mitwirkung  der  ge- 
nannten anderen  Instanzen,  wie  bei  der  EinfUhrang  und  ersten 
Feststellung  der  Oetroisätze. 

Oes.  V.  Is^4,  Art.  13'J,  137.  Vgl.  Thorlot.  §.  IM».  Im  jrni.  tiesetz  sind  dio 
Bufuguibüc  des  Gencralratbs  gegen  früher  etwas  erweitert  wurden.  So  inusäte  vor- 
dem immer  erst  der  Ucnendrath  die  Gcnebmigang  einer  Yerläogeroog  ron  Zu- 
schlagtazen  ertheilen  (Ges.  f.  1871,  Art.  47).  Audi  sonst  VerAadenrnfeii  gegw  früher, 

8.  Vignes  I,  20t>  II". 

Die  Aufhebung  von  Octroisätzen  kann  der  Municipalrath 
nach  dem  neueste  Gesetz  von  1884  nicht  mehr  von  sich  aus  aliein 
heschliessen.  Sein  Beschluss  unterliegt  zuvor  dem  Gutachten  des 
Generalraths  (oder  der  Departementalcommission)  und  der  Ge- 
nehmigung des  Prftfecten,  gegen  deren  Verweigernog  (oder 
im  Falle  der  Verzögerung  der  Antwort  Über  3  Monate  hinaus)  an 
den  Minister  des  Innern  Recurs  ergriffen  werden  kann. 

Ges.  V.  18b4,  Art.  138,  (i'J.  Bis  dabin  genügte  ein  Beschluss  des  Uitnicipal- 
raths,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats  vom  Prüfecten  annullirt  Vörden  war. 

£s  ist  daher  jetzt  die  Aufbebung  eines  Octroi,  be/.w.  eines  Satzes  desselben  er- 
schwert worden,  was  Hf'acbtuiig  verdient.  Vdllstiiudigos  Aufhel)«'n  eines  einmal  ein- 
geführten ganzen  Octroi  ist  nach  der  amtlicheu  Statbtik  selten,  kommt  aber  doch  ziem- 
lich jlhilich  da  und  dort  ror  (S.  890). 

2.  Uertlicher  Umfang  des  Oct roigel) iets  („Octroi- 
bezirk").  Auch  seine  Feststellung  ist  zunächst  Sache  des  Ge- 
meinderaths, unterliegt  aber  daon  in  derselben  Weise  wie  KiufUhrung 
und  Reglements  der  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  (also  wie 
unter  ,,1'').  Es  können  jedoch  in  den  Octroibezirk  nicht  bloss  die 
eigentlichen  Orte  (Städte)  und  Vorstildte,  sondern  auch,  wenn  es 
fUr  zweckmässig  zur  richtigen,  vom  Gemeinderath  zn  bestimmenden 
Abgrenzung  des  Bezirks  gehalten  wird,  ländliche  Districte,  ferner 
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fÖr  tleu  Octroibezirk  gnisscrcr  Orte  (von  mindestens  lOrH)  Hinwohncru) 
andere  Gemeinden  im  Weichbilde  (banlicue),  um  den  Schmuggel 
zu  verhindern,  einbezogen  werden,  diese  Gemeinden  sogar  gegen 
ihren  Willen,  doch  müssen  sie  vorher  gehört  werden  und  die  in 
ihnen  erhobeoen  £innahiueu  fallen  immer  den  betrefiendeu  Ge- 
meinden zu. 

Ilior  sind  «lio  Kochte  /tir  Einbeziehung  anderer  Districte  und  Gemeinden  crwfi- 
tort  wordea  gejceii  uino  aut'auiglichc  licschränkuug  (Ord.  v.  Ibi4,  Art  26),  hes.  durch 
Uen.  f.  1816,  Art.  147,  152  (blibo  II,  lOs,  21«),  Thorlet,  §.  509).  Wie  tHe  Ver- 
rechnaog  mit  den  (iemcindcu  der  banlieue  dun  h^cführt  vird,  ist  nicht  recht  klar. 
Der  im  Text  anf^efiihrto  Sclilusssatz  ist  dem  Art.  l')2  des  Ges.  v.  ISlf»  t  ntoommen: 
„Ics  receltcs  faitos  daus  ces  baulieue^  apparlicudront  toujour>  au.\  couiuiuncs  dont 
olles  seront  caiDpo8iet*\  WOrÜieh  kann  das  nicht  wohl  ;rcnouiuieti  werden,  sonst 
hätte  die  Ilanpttremeindc  unter  Umständen  schweren  Narhtheil.  Es  wii.l  hier  wohl 
eine  vortragsmässiiTo  Vurtbeiluug  oder  eiuc  solche  aacb  dem  Koptbetrago  statthodcu.  — 
Practifcli  ist  die  Sache  rielfach  von  Bedenton; ,  wie  man  rieh  leicht  veTgegenvIttigt 
und  die  Statistik  beweist.  Dio  letitere  unterscheidet  hier  dreierlei:  die  Gesammt-, 
die  Zusammenwohn  -  i  agL'Iomi  ree)  und  die  im  Umfang  des  Octroibezirks  sich  befin- 
doode  Bev<»lkerung.  Mitunter  btiuimen  alle  drei  (so  von  grösseren  St&dteu  in  Paris), 
mitnnter  die  dritte  mit  der  ersten  oder  die  dritte  mit  der  zweiten  Ubereiii,  nicht  selten 
gehen  ^ie  auch  alle  drei  auseinander.  Im  J.  1S87  omfasste  in  ganz  Frankreich 
(ausser  Corsica) 

dieento  18,648,814 

dio  tweite  11,040,636 
die  dritte  12.300,573 

Personen.  (Kuli.  XXIV,  00,  OS).  Von  der  Ortlich«!a  Bcitchati'cuheit  dos  Octroibezirks 
und  seiner  Grenzlinie  hängen  die  Schmugf;;elgel'ahr,  daher  die  GoDtrolon,  die  Erhel)ung)i- 
kosten  mit  ab.    Die  Locatvcrhältnisse  sind  iKitürlich  hier  ron  entscheidendem  £iodass 

auf  die  z\ve<-kniässigäte  (iestaltung  des  Bezirk^  iii.d  der  'irenzlinie. 

345.  .">.  Die  jSleuerobj eete  oder  die  Artikel  des 
Octroi.  Die  Beatimmiiog  dieser  Artikel  ist  mit  derjenigen  der 
Udhe  der  Steuersätze  (§.  347)  der  finans-  and  atenerpolitiach 
wichtigste  Pnnct  beim  Octroi.  Von  der  Auswahl  der  Gegenstahde 
und  der  Hohe  der  SStze  bHogt  die  finanzielle  Ergiebigkeit 
des  Octroi  ab,  aber  auch  dasMaass  der9odenken,  denen  das 
Octroi  als  Besteuerung  ausgesetzt  ist  Interessen  der  Gonsnmenten 
steuerpflichtiger  Artikel,  besonders  der  unteren  Glassen,  Interessen 
des  Verkehrs  und  der  grossen  Prodnctionszweige ,  der  Landwirth- 
schaft,  der  Industrie,  des  Handels  verlangen  bei  diesen  beiden 
Puncten  nothwendig  eine  nnifasseiule  Herticksiehtigung.  Die  An- 
griffe der  Theorie  und  der  Praxis  knllpleu  sich  vornemlich  hier  an 
(i;.  349).  Daher  muss  gerade  hier  thunlichst  Hlirgschaft  dafür  gc- 
sehafft  werden,  dass  diesen  Ktieksichten  richtig  Rechnung  getragen 
wird.  Das  kann  am  Besten  durch  EinschrUukuüg  der  Com- 
petenz  der  Localorgane  in  Betreff  beider  genannten  Puncte 
und  durch  angemessene  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung^  der  Staatsbehörden  und  der  Organe  höherer 
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SelbfltTerwaltnngskö rper,  anf  diesem  Gebiete  geschehen. 
Dadurch  soll  namentlich  eine  zu  enge,  zu  einseitige  und  kurz- 
sichtige, zu  (lassenegoistisc'he  und  zu  sehr  bloss  Localinteressen 
kennende  Kirchtburms-Politik  niöglichst  unschädlich  geniaclit  werden. 

Die  franzr)8isclie  Ocsetziiebung  hat  in  Betrefl"  der  Auswahl 
der  Artikel  verschiedene  Phasen  durchlaufen.  Anfangs  wohl 
etwas  zu  weiten  Spielraum  für  die  Gemeindebehihden  lassend,  hat 
sie  dann  mehr  Einschränkungen  gemacht  (1^0t>,  1^1^)»  darauf  aber 
wieder  im  Gesetz  von  1816  den  Gemeinden  freiere  Bewegung  ge- 
währt. Im  Verwaltungswege  in  der  Aufsichtsinstanz  wuirde  indessen 
wohl  immerhin  etwas  regnlirend  und  Bedenkliches  hindernd  ein- 
gewirkt, doch  konnte  dem  gesetzmttssigen  Recht  den  Gemeinden 
gegenüber  nicht  durchgegriffen  werden.  Von  Neuem  ist  aber  dann 
später  zur  Wahrnehmung  der  allgemeineren  Interessen  bei  der  Be- 
stimmung der  Objecte  und  Steuersätze  des  Octroi  die  Competenz 
der  Gemeinden,  bezw.  der  Municipalräthe  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung ein  geschrän  kt,  zuerst  die  Mitwirkung  der  Staats- 
behörden (Präfect,  Staatsrath,  Staatsoberhaupt),  darauf  auch  die- 
jenige des  dcpartementalen  General raths  hierbei  eingerichtet 
(Ges.  V.  24.  Juli  18G7,  bez.  v.  10.  Aug.  1871)  und  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  von  1867  das  schon  erwähnte  Hcglenient  vom 
12.  Febr.  1870  und  in  demselben  ein  sogen,  (i  eneraltarif  ge- 
geben worden,  in  welchem  letzteren  die  im  Allgemeinen  zu- 
lässigen A  rtik  e  1  kategorienweise  und  die  Maxima  der  Tarif- 
sätz  e  aufgeftihrt  worden  sind.  Dieser  (nicht  für  Paris  mit  geltende) 
Tarif  ist  die  Norm  geblieben.  Die  Belegung  anderer  als  in  ihm 
enthaltener  Artikel  und  die  Ueberschreitung  des  Mazimalsatzes  sind 
nicht  onbeduigt  ausgeschlossen,  aber  an  weitere  Formalitäten  und 
besondere  Genehmigung  geknüpft.  In  der  neuesten  Gesetzgebung 
(1884)  ist  es  im  Princip  hierbei  yerblieben. 

Hiernach  ist  der  gegenwärtige  gesetzliche  Zustand  bezüglich 
der  Bestimmung  der  Stenerobjecte  des  Octroi  der  folgende: 

a)  Steuerpflichtig  sind  von  den  im  Localtarif  enthaltenen 
Artikeln  nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Verbrauch 
bestimmt  sind,  aber  diese  im  Princip  auch  sUniiutiich  und  nach 
gleichem  Steuersatze  für  den  gleichen  Artikel,  einerlei,  ob 
dieser  von  ausserhalb  eingeführt  oder  im  Octroigebiet 
selbst  producirt  worden  ist. 

b)  Steuerfrei  sind  dagegen  in  der  Kegel  voll  und  ganz  die- 
jenigen Artikel,  welche  unter  Innehaltung  der  vorgeschriebenen 
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Förmlichkeiten  durch  das  Octroigebiet  nur  hindurch  ge- 
führt —  „transitiren"  —  oder  welche  in  Entreput  (regel- 
milssig  sog.  entrepöt  fictü'),  uacb  den  datUr  geltenden  Begeln,  ge- 
nommen werden. 

T?ronnmateriaIion  und  Kohstoffe  der  Iii<hi.^trie .  wolclie  zur  Ktrrstcllutig 
von  Waarcu  l'Ur  den  Absatz  nach  Aussen  verbraucht  worden,  werden  jetzt  nach 
dem  Reglement  too  1670,  Art.  8,  ebenfalls  zum  (anch  fictiren)  Entrepöt  zngdasseD, 

wenn  fl'  r  >  (waigc  Octroibetrag  V4"  u  '^^'^  W'-rthes  der  Menge  Obersteigt  und  die 
fuhr  der  iurtigen  Artikel  nachgewieboa  wird.  Bei  geringerem  Octroibetrag  ist  /ahlan? 
zu  leisten.  p]in  langwieriger  Streitpunct,  der  so  jetzt  geregelt  ist,  aber  seitdem  noch 
mohrfach  zur  Entscheidung  von  Zweifeln  durch  Verordnungen  noroiirt  Verden  musüte. 
Vgl.  Olibo  II.  78,  V.  Reitzenstein,  B.  42,  S.  92— JM.  Block,  dict.  suppl.  gcn^., 
p.  292  (Decr.  v.  s.  Dcc.  1SS2),  suppl.  p.  1^^S,  p.         Decr.  v.  IH.  Juni  IbSs). 

Die  beiden  sich  ergänzenden  Grundsätze  sind  im  modernen 

französischen  Octroirecht  von  Anfang  an  anerkannt  worden.  Sie 

ergeben  sich  auch  aus  dem  Wesen  des  Octroi  als  einer  örtlichen 

Verbrancbsabgabc,  sowie  aus  dem  richtigen  Bestreben,  der 

Octroieinricbtnng  die  Wirkung  eiiies  localen  Scbutzzolla 

oder  amgekebrt  eines  Ansfvhrzolls  zn  Dehm.en,  die  freie  Ver- 

kehrsbewegnng  nicht  mehr  einznachrftnken ,  als  dnreb  die  Ein- 

richtong  einmal  geboten  ist,  die  locale  Indofitrie,  welche  fllr  den 

Anssenabsatz  arbeitet»  nicht  zn  belasten  und  das  Octroi  auch  nieht 

wie  die  fHlberen  Binnenzölle  zn  Transitzöllen  werden  zn  lassen. 

Mit  Recht  ist  daher  die  Gesetzgebung  hier  dazwischen  getreten 

und  hat  die  Gemeindeautonomie  beschränkt. 

Die  Schwierigkeit  war  nur,  dies  hier  in  allgcmciu  richtiger  Weise  zu  thun,  und 
sodann  die  gesetdiehen  Bestlinnrongen  Überall  znr  strengen  DorchlUining  in  der  Pnzii 

zn  bringen.  In  letzterer  Hinsicht  zumnl  wird  diese  Schwierigkeit  hie  und  da  Icidit 
immer  wieder  auftaiirlien.  wie  sich  bei  der  Kcgclung  des  Entrepötrechts,  der  Behand- 
lung der  Breiiuuiatcriuli«;n  und  BohstoÜ'e  der  Industrie  zeigt. 

Anerkennung  der  (irund&ätze  schon  im  Ges.  r.  27.  Krim.  VIII,  Art.  22,  Ord.  T« 
1814.  Art.  11.  Oes.  r.  1816,  Art,  14S;  nach  letzterem  ist  eine  Ansnalune  tod  der 

K'i  fii-l  der  Besteuerung  der  zum  LtK  uIconsum  bestimmten  Gf'ren.^t.indc  „nur  in  rviissor- 
ordüutlichen  Fällen  und  auf  Grund  eines  Spocialgesotzes  statthaft".  Solche  Ausnahmen 
kommen  aber  wohl  nicht  ror.  Mitbdasttmg  der  im  Inneren  des  Oetioig«Me(s  er^ 
Zeugten  Gegenstände  des  Tarifs  nach  tlemselben  Salze  wie  die  importirten,  Ord.  von 
1S14,  Art.  24,  mit  Ausnahme  rou  Bier,  welches  von  ausserhalb  eingehend  höchstens 
um  Vi  hfther  als  das  im  Gebiet  gebraute  belegt  werden  durfte  (Ord.  v.  IS  14,  Art  14). 
Dieser  locale  Bicrschut/zoll"  ist  aber  nach  dem  Reglem.  v.  1S70,  Art.  10,  nicht  mehr 
gestattet.  Natürlich  .setzt  die  strenge  Durclifnhrung  dieses  Grundsatzes  —  ähnlich  wie 
bei  Einluhrzüllen  und  Accisen  —  ein  gleiches  steuortechuisches  Veraolagiugs verfuhren, 
also  I.  B.  bei  Bier,  Alkohol,  eine  Fabrikalstener  vorau. 

Fttr  Transitrerkehr  und  Entrep6twesen  beim  Octroi  bestehen,  matatis 

matandis,  analoi;  e  Normen  und  Einrichtongen  wie  bei  den  inneren  indirectcn  Ver- 
branchssteuem  des  btaab,  bes.  den  üctr&nkestettem  (£iugang!>abgabc),  und  bei  den 
zollen.  S.  bes.  0.  §.  262,  26S  und  S.  841.  In  der  Ord.  t.  1814.  Art.  97—55.  auch 
Keglern,  v.  ISTO,  Art.  7  11'.,  14,  das  Einzelne,  froranf  wir  hier  unter  Vcrircisung  auf 
die  frühere  Darstellung  dieser  Puncte  nicht  weiter  cinijrelieii.  S.  darüber  Olibo  II. 
126 — l.H!s,  Art.  octroi  im  lUorkschcn  dict.  Nr.  üü— Ü4,  v.  K ei tzenstei n,  B.  42, 
8.  79—82,  91. 
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Umfassende  Freiheit  rom  Octroi  geoiesst  die  Militär-  uud  Mariue?er- 
waltnnf  fltr  die  elv»  dem Localoetroi  nnteriiegenden  RohstolTe,  Baomateriatien,  Brenn» 

ütotfc  u.  dgl.,  doch  für  Lebonsmittül  uur,  wenn  diese  uichtam  Orte  verzehrt  «rerdeo 
soll.'ii  (also  für  Magaziniriii)^  n.  dg^I.).  Ure  ii  ninaterial  ist  auch  für  di«;  Handels- 
uiariue  \,iuit  Eotreputrecht)  frei,  die^eä  und  diu  erforderlicheu  KohätoHo  aucli  fUr  die 
Eisenbahnen  and  die  damit  in  Verbindang  stehenden  Werkstätten.  Dagegen  ist 
der  Verkehr  in  Bahnhöfen,  Wartesälen.  Bureanx  u.  s.  w.  der  Eisenbahnen  dem 
Localoetroi  unterworfen  (Kegleiu,  v.  ISTO,  Art.  11  —  l.'O- 

Die  Durchfuhmog  der  Besteuerung  der  im  Octroigebiet  „gecrntoten ,  präparirten 
oder  fabricirten**  Tarirobjecte  scheint  weniger  Schvierigkeiten  zn  machen,  als  man 
znnichst  rcnnuthen  möchte.  Der  Producent  muss  Derlarationen  abgelien  nnd  sofort 
zahlen,  wenn  er  kein  Entrepütrecht  ht^ansprucht.  Die  t)ctroibeamten  können  die  Mengen 
der  Objecte  in  der  Ikliau^ung  des  Pflichtigen  aufnehmen  und  die  zur  Verhinderung 
des  ünterächleifs  nöthigen  Verificationen  machen  (Ord.  v.  |sl4.  Art.  vgl.  Olibo  II, 
122  fi  ).  F->rndi(hefi  „Exercice"  scheint  nicht  stattzufinden,  oliwohl  es  bei  Fabrikaten 
als  Controimittel  in  Betracht  kommen  könnte.  Erleichtert  wird  die  Sache  dadurch, 
dass  rein  lindliche  Prodnctionen  doch  im  Octroigebiet  nnr  theilveise  rorfcommen  oder 
die  betreffenden  Producte  dem  Octroi  nicht  nnterliegen,  and  dass  in  wichtigen  Fällen, 
wie  bei  den  {jctränkcn,  für  die  Staatsbesteuerung  Controle  oder  Exercic«-  stattfinden. 
Aber  z.  B.  die  fehlende  Controle  bei  Eigenbau  von  Wein  (S.  (>31J  muss  doch  auch 
für  das  Octroi  Schwierigkeiten  bieten,  ebenso  die  Bestenerung  ron  Ortafitbrikaten,  wie 
Lichte  (Kenen)  o.  a.  m. 

§.  346.  Der  Umfang  der  Artikel,  welche  znr  Belegung 
mit  Octroitaxen  zugelassen  sind,  hat,  wie  bemerkt,  in  rechtlicher 

Hinsicht  gewechselt  und  der  Umlang  der  wirklich  hesteiicrten 
Artikel  ebenfalls.  Auch  besteht  in  letzterer  Hinsicht  noch  jetzt 
zwischen  den  einzelnen  Octroigenieinden  mancher  Unterschied. 
Mehrfach  werden  nur  einige  Artikel,  wie  z.  il  die  Getränke,  belegt. 
Auch  die  Autonomie  der  Gemeinden  oder  ihrer  Organe,  der  Muui- 
cipalrüthe,  und  die  Competenz  und  Mitwirkung  der  lätaatflbehürdeu 
und  Generalräthe  hat  in  diesem  Puncte  Veränderungen  erfahren. 
Die  gegenwärtig,  insbesondere  nach  den  genannten  Gesetzen  von 
1867,  1871  und  1884  and  nach  dem  Reglement  Yon  1870  geltenden 
Normen  fltr  alle  Octrois  —  ansser  dem  nnter  besonderen  Vor- 
schriften, nicht  nnter  dem  eben  genannten  Reglement  mit  seinem 
Generaltarif  stehenden  Pariser  —  sind  die  folgenden: 

In  dem  Reglement  sind  zunächst  diejenigen  Artikel  aufgefhhrt, 
welche  regelniUssig,  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, von  den  Municipalräthen  in  den  Localtarif  auf- 
genommen werden  dürfen.  Die  Artikel  bilden  sechs  Kate- 
gorieen:  Getränke  und  Flüssigkeiten,  Esswaaren, 
Brenn  -  (und  lieleuchtungs)  Gegenstände,  Viehiutter,  Bau- 
materialien u.dgl.,  verschiedene  Objecte. 

Diese  Classitn  afinii  i  aiisser  der  letzten  Kategorie'*  rührt  aus  dem  UeirlciDcnt  von 
1S09  her  aod  ging  dann  in  die  Urd.  roa  1814  (Art  11,  tiiit  Spcciahsirung  in  den 
Art.  12  ff*.)  Uber,  in  dem  Sionc,  dass  amdrttellleli  die  belegten  Objecto  immer  in  eine 
der  5  ('lassen  Tallcn  umsstcii.  Als  ..Esswaaren"  wurden  dabei  „die  gewiShnlich  zar 
Nahruug  der  Menüchen  diencudeu  (iegenstäudc"  be/eicluiet,  mit  der  ans  den  frttberen 
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fiesetzen  (J.  Vtl,  1809)  stammendea  Amnahne  Ton  Oetraido,  Mehl,  Fruchten,  Bottor, 

Mileh.  (leinllsen  und  „aiiden  n  geringen  E^sw^aii'n"  (mcnues  denrees),  eine  Ausnahme, 
welche  dauu  selbst  wieder  Einschräukun<;cu  erfuhr  (Urd.  v.  Ibl4,  Art.  IG  u.  17). 
Diese  geaammte  Begrenzung  der  Octroiobjccte  fiel  indessen,  nach  einer  allerding;«  nicht 
unboitriiteneii  Auslepunjr  des  Wortlantes  des  Gesetzes,  durch  eine  generelle  Fassung 
des  Rechts  iloi  Miiiii(  ipalriUho  zur  „Bezeichnung  d.  r  /n  lK'>f(Mii'rridcn  Objecte"  im  Ges.  \ 
V.  IbHi,  Art.  147.  Danach  galt  es  iur  gesetzlich  zuliokiig,  auch  andere  als  die  in 
den  5  Glaasen  enthaltenen  oder  daan  an  rechnend«!  vno  ebenso  die  frtther  ans- 
drllcklicli  aufgenommenen,  also  z.  B.  seihst  Getreide  und  Mehl,  nach  BesclilofB 
dea  Oemeiutleraths  einem  .Üctroiaatz  zu  unterwerfen.  Das  ist  auch  mchrl'ach  geschehen 
und  irar  ron  der  Av&ichtsiostanz  der  gesetzlichen  Beatiininung  gegenüber  nicht  immer 
zu  hinde  rn.  (Vgl.  Vign  ^  I.  209.  Yuatrin  bei  Wock.  di' i  Art.  octroi,  Nr  n?, 
bb  'Ml,  mit  Ürtheilen  der  Judicatur,  des  Caasationaiio£9,  v.  B ei tzeu stein,  B.  42. 
S.  liö  Ü.j 

In  dieser  Hinsicht  bat  dann  aber  das  Ges.  r.  1S67  (Art  b— 10)  und  dtf  nach 

ihm  erlassene  (jcncraltarif  eine  Beschrankung  der  Befugnisse  der  Gomeiude* 
räthe  und  oiiiL-  Krweite  runsr  der  Aiifsiclits-  und  (icnehmigu ngsbefug- 
nisse  der  Staate behürdeu  gebracht,  wodurch  es  uiOglich  geworden  ist,  Artikel, 
die  man  nicht  oder  nicht  mehr  (bei  Emeneningen  des  Tarife)  belegt  zn  haben  wünschte, 

aus  dem  Octroi  auszuschlii  s^en.    Die»«  Prstiininunpon ,  mit  den  Modifioationen  dorch 
das  lies.  v.  Ib71  u.  lbS4,  werden  alsbald  im  tolgoudeu  mit  erwähnt  werden. 

Der  Generaltarif  flüirt  dann  in  jeder  der  6  Glaasen  die  ein- 
zelnen zugelassenen  Artikel  anf  und  bestimmt  nach  einem  in  der 
flblichen  franzOsisohen  Weise  gemftss  der  BevOlkernngsgrüsse  ge- 
bildeten secbsstotigeD  Ortselassentarif  die  Tarifmaxima  für  jeden 
Artikel y  die  niedrigsten  in  den  kleinsten,  die  hOcbsten  in  den 
grössten  Gemeinden.  Bei  Artikeln  in  verscbiedenen  Sorten  (Quali- 
täten) dürfen  die  Gemeindeu  innerhalb  des  Maximnms  die  Oetroi- 
sätze  entsprechend  specialisiren.  Nach  diesem  Tarif  soll  nun  im 
Allgemeinen  jeder  Localtarif  gebildet  werden,  d.  h.  die  Uemeinde- 
räthe  haben  freiere  Bewegung  nur  in  lictretf  der  im  Generaltarif 
aufgeftlhrten  Artikel  und  bis  zu  dem  Maximalsatz  ihrer  Ortsclasse, 
ohne  natürlich  in  der  Zahl  der  Artikel  and  Höbe  der  Sätze  soweit 
wie  der  Generaltarif  geben  zn  müssen. 

Die  allmälige  HinQberfttbrnng  der  bestebenden 
Localtarife  in  den  Rabmen  des  Qeneraltarifs  —  der 
znnäebst  practiscb  wiebtigste  Punet  —  ist  nun  dadnrob  bereits  im 
Gesetz  Ton  1867  und  danacb  etwas  modificirt  aneb  in  dem  von  1884 

wirksam  angebahnt ,  dass  einmal  nur  solche  Gemeinderaths- 
BesehlUsse  (Iber  Verlängerung  oder  Krhühung  von  üctroisätzen  auf 
hiichstens  5  Jahre  ohne  Weiteres  reclitskräftig  werden,  welche  sich 
auf  im  Geneialtarif  enthaltene  Artikel  und  auf  das  Maximum  nicht 
Uberschreitende  Sätze  beziehen  (Ges.  v.  1884,  Art.  l.JÜ)  und  dass 
ferner  Heiastungen  von  übjecten,  welche  im  Localtarif  bisher  noch 
nicht  belegt  waren.  EinftibruDg  oder  Eroeaemng  von  Taxen^  welche 
im  Generaltarif  l'ebleD,  sowie  von  Sätzen ,  welcbe  das  Maximum 
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letzteren  Tarifs  flbeirsehreiten,  zuvor  vom  Generalrath  (bez.  der 

Departementalconimission)  begatachtet  und  danach  durch  ein  im 
Staaterath  erlassenes  Decret  des  Staatsoberlnuiptes  (Präsidenten) 
bestätigt  sein  nittssen  (Ges.  v.  hs84,  Art.  i;J7).  Da,  nach  dem 
Früheren,  derselbe  Wei,'  für  die  erste  Einriihruug  und  für  die  Ver- 
längerung' und  P>li(iluing  von  Octroitaxen  auf  mehr  als  5  .Jahre 
vorgeschrieben  ist  (S.  8^4),  so  war  es  möglich,  den  Generaltarif 
nach  und  nach  practisch  Überall  zur  (rcltung  zu  bringen  und  die 
Ausnahmen  bezüglich  der  Wahl  der  Objecte  wie  der  üöhe  der  bätze 
Auf  besondere  Fälle  zu  beschränken. 

Vgl.  V.  Kcit/.cnstein,  B.  42«  S.  96 ff.  Der  (ieneniltarif  u.  A.  bei  ülibo  II, 
OS — T.'i.  Ih'i  Thorlet,  j».  15111.,  Vignes  II.  .'J!»ü.  Boispielo  aus  den  Localtarifoii 
bei  V.  Kcitzenstein,  B.  43,  S.  220  Ü.,  Ders.,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Pol.  XU  ((jom- 
ifinDakteuerfrage),  S.  15S  IT.  tut  Characteristik  den  «^cn.  Tkrife  Folgcades.  Die  6  Orts- 

rlasseii  un(i'r>c:h(!iil<-n  nach  der  „agglomcrint  ii"  RerOlkeruni;  Orte  bis  lOOO.  von  4001 
bis  lO.OOt).  von  10,001— 2<i.00(» .  von  20,001—50,000,  TOn  50,001—100,000,  über 
lüU.OOO  EiiiV.  vi'ans,  wie  gesagt,  fehlt  hier). 

Zar  ersten  Kategorie,  Getränke  ond  Plttssiffkeiton,  gehören  Wein,  Alkohol 

(:;  Arten  ind.  denaturalisirter) ,  Biur  (hier  für  die  bteucrsätze  auch  5  Gebiets-  oder 
Depart.-Abtheiltiniri'ii  .  Kssiir.  Limonaden  gazeuses.  In  <J«m-  amtliohen  Slatiätik  und  im 
Pariser  Tanf  werden  hier  aber  aach,  weaigsteos  ueucrdings,  einige  andere  „Flüssig- 
keiten*', wie  Ode,  aoch  BrennMe,  n.  n.  m.,  welche  der  Genenltarif  in  diese  erste 
Kategorie  stellt,  eingereiht. 

In  der  zweiten  Kategorie,  Esswaaren,  steheti:  lebendes  Vieh  (7  Arten,  bez. 
Sätze),  Verschiedeue  Fleisch waareu ,  bpcci^,  Gellugel,  Wild,  Fische  (bee-  und  Süu.s- 
wasseriBsche),  Anstem,  Butter,  trockener  Kise.  Speiseöle,  Trttffeln  ond  Trnffelspeisen, 
eingeniacbtc  Früt  hte.  Oli  en,  trockene  TafelfrUchte  (Rosinen,  Feigen,  Datteln,  gedörrte 
Pflaumeu  u.dgl.),  Orangen,  Citronen.  Der  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  ist 
bei  der  Belegung  von  Wild,  Geflügel,  Kaninchen,  der  Luxusbesteuerang  durch  die 
Einreihnng  uiancher  Artik  'I  in  di«;se  Rubrik  (auch,  wie  bei  Ostender  Austern,  dunb 
Zulassung  des  I)opp«'!t<  ii  1-  M  ivimuiiH)  ir-Miüsrender  Spielraum  gewährt.  (Jetri-idi-. 
Mehl,  Brot,  KartoÜeln,  Oeuiuse  und  andere  agrarische  gemeine  lilsswaaren,  auch  Salz, 
finden  sich  im  Genenltarif  nicht,  in  Wahrnehmung  der  Interessen  der  unteren  Classen 
und  il.  r  Vi  tkohrsbeweguiis;  /wi^clifn  Stadt  und  Land,  bedürften  also  für  ihre  Zulassung; 
oder  Beibehaltnnj^  in  LucaltariiVn  der  erwähnten  besondt^r>  n  (i<;nehmigang.  Dicän 
Artikel  sollen  mittlerweile  auch  meistens  aus  den  Localtariieu,  wo  sie  früher  etwa  voi^ 
kamen.  .Hingeschieden  sein.  Ausdrücklich  untersagt  der  Tarif  die  Belegung  von  gesalz. 
M.ikr'  l*-n.  Labrrdan  (u;<'sril/..  Kabeljau),  Stockfisch,  ger&ttcherten  u.  gesidi.  Hftringen.  — 
la  Paris  steht  Salz  im  Uctroitarif. 

Unter  der  dritten  Kategorie,  den  Brennmaterialien,  befinden  sich  Hole 
(mit  Unterscheidung  von  weichem  und  hartem),  Reisig,  Holzkohle,  Torf,  Stein  -,  Braun- 
kohle und  andere  mineral.  Brenn^toHi- .  Coku,  animal.,  vf^etab.  und  uiinoral.  Brennöl 
(excl.  Fischöl,  Gerberfett),  Lichte  und  Kot/cn  aller  Art,  Spermaceli,  Talg. 

In  der  vierten  Kategorie,  Viehfutter,  ist  grünes  auadrttcklich ausgeschlossen, 
Ueu,  Kli'o.  Luzcrn'.-  u.  a.  in.,  Stroh,  Ilafur.  (ierste,  Kleie.  Grammet  zucrelasscn. 

In  der  fünften  Kategorie,  Baumaterialien  u.dgl.,  finden  sich  22  Arten  auf- 
geführt, Kalk  und  Mörtel,  Cement,  (iips,  Bau-,  Bruch-,  Pflaster-,  Quadersteine,  Stein- 
platten, Marmor,  Granit,  zu  Bauten  bestimmtes  £i>*  n.  Zink,  Blei,  Kupfer,  Gu^s,  einerlei 
ob  f;ii;onirt  oder  nicht,  Dachschiefer,  Dachziegel,  Ziegelsteine,  irdeni'  Röhren  u.dgl.  m.. 
Thon,  Thouerde,  Saud,  Schutt,  Jües  (letztere  Objecte  frei  für  üllentli«  he  Strassen), 
bearbeitetes  Bau-  und  lMschlei!i(dz,  unbehauenes  Holz,  Fensterglas,  Spiegelglas:  also 
in  der  That  all«-  hauptsächlichen  Bainnaterialitn.  so  (!:i>s  das  Octroi  bei  dieser,  }>rac- 
tisch  für  die  Finanzen  ni<-ht  unwichtigen  Kategorie  zu  einer  förmlichen  liausbau- 
ond  Wohnongshestenerung  werden  kann. 

A.  WaRttar,  PlaaaawInuAill.  HL  58 


902         B.  2.  X.  Btenemclit  1.  H.-A.  2.  A.  Fnnkretcli.  g.  846,  847: 

In  der  scclihton,  im  Rcgl<iin'nt  vim  l^'O  hitizu^ekoinuifueti  Kategorie  ..ver- 
schiedener Objccte"  wird  aiifucfüliit :  Seife  (Paifuuierieseifeu  erent.  zum  droi- 
ikclien  Maximum),  Fimibbc  ausser  alcoboliächc.  Bieiweiss,  Zinkveiss  u.  Md«MFtob«n, 
Essenzen  jeder  Art.  flüssiger  Thccr.  (iHsrilrkstiuide  niul  andere  als  Essenzen  ronrwd- 
bare  Flüssigkeiten;  —  also  z.  Th.  wi«:d*^rum,  wie  Farlien,  Stotte  für  Bauten. 

In  der  untersten  und  zweituntersten  ürtscl&ssc  sind  bisweilen  einzelne  Artikel 
im  Generaltarif  nicht  aufgeführt,  also  hier  nicht  ohne  Weitf^ree  heilbar. 

Bei  Artikeln,  welche  beliebig  nach  Gewicht,  Maass,  Zahl  versteuert  werden  kOnoen, 
dürfen  die  Gemeinden  die  ilinen  i)assende  Tarifirungs weise  bestimmen. 

Statistische  Datcu  Uber  die  Erträgnisse  der  Steuerobjecte  am  Schluss  des  fol- 
genden §. 

Das  Urtheil  Uber  die  Auswahl  dieser  Artikel  im  Generaltarif 
wird  natürlich  je  nach  dem  Standpunct  zum  Octroi  überhaupt  ver- 
schieden ausfallen.  LUsst  man  einmal  das  Octroi  im  Ganzen  als 
System  der  communalen  Verbraucbftbesteaerang  zu,  so  wird  man 
die  Aaswahl  wohl  billigen  können. 

Dnrch  den  AoMchlasa  der  wichtigsten  vegetabilischen  Nahrangsmittel,  die  Ab- 
stufung der  Steut  T^fttze  nach  Ortsclasscn  und  Gattnnp  der  ( )ltjccte  entfallen  wenigstens 
die  nächstliegenden  stcucrpolitiscbcn  Bcdenk<-n  liinsiohtlicU  der  Ueberlastung  der 
nnteren  dassen  oder  werden  sie  doch  anf  dasjenige  Maaia  redncirt,  das  bei  der 
ganzen  Einrichtung  eben  in  den  Kanf  genommen  werden  muss.  Den  landwiitlischaft- 
lichen  und  sonstigen  Verkehrsintere^ssen .  den  liuanziellen  Sta:itsinferes.sen  (durch  Aus- 
schluss der  Colonialwaarcu ,  des  Sakea,  Zuckers,  Tabak»,  Tulvers  aus  dem  (jeneral- 
tarif,  dnreh  Beschrinhnng  der  Getrankeoctrois&tze  in  diesem  Tarif,  s.  n.)  ist  Rechnung 
getragen.  Ein  gewisses  Maass  der  (ilciclinirissipk«  it  des  Octroi  in  der  Auswahl  dc-r 
Objecto  ii>t  verbargt  oder  wenigstens  ein  Uebeimaass  der  Ungleichmässigkeit  in  diesem 
Pnncte  besohrlnht.  Bas  Laxnssteuerprincip  kann  im  Octroi  passend  mit  rerwiiUicht 
werden.  Die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  tles  Oclroi  für  die  Communalfinan/en  ist 
anderseits  gesichert  und  die  Steuerlast  durch  Vcrtheilong  der  letzteren  auf  vielerlei 
Objectc  und  Consumcnten  erträglicher  gemacht. 

§.  347.   4.   Die  Steuersätze  des  Octroi  und  die  dafür 
geltenden  Normen  sind  des  Znsammenhanges  wegen  mehrfach  in 
den  beiden  voransgehenden  Paragraphen  hei  der  Behandlung  der 
Steuerobjecte  bereits  mit  erwtthnt  worden.  Zur  Ergänzung  ist  noch  . 
Folgendes  hinzuzufügen. 

a)  Vornemlich  in  i^ctretV  der  Getränke,  d.  h.  des  Weins, 
Aleohols,  Obstweins  -  nicht  so  unmittelbar  des  Biers  — 
liegt  bei  der  gleichzeitigen  Staatsbesteuerung  dieser  Artikel  und 
auch  wegen  einer  der  Formen,  in  welcher  sich  diese  Staats- 
besteueruog  vollzieht,  -  derfiingangsabgabe,  §.  258  —  die 
Gefahr  einer  Beeinträchtigung  dos  staatstinanziellen  Interesses 
durch  das  Octroi  und  zumal  durch  zu  hohe  Sätze  des  letzteren 
vor.  Dflher  hat  hier  die  Gesetzgebung  durch  Bestimmung  von 
relativen  Hazimis  fttr  die  Octrois&tze  —  Hazimalhöhe  der 
Oetroisätze  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Eingangsal^^en  — 
und  durch  Erschwerung  einer  Erhöhung  der  OctroisAtze  dartlber 
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hinaus,  neuerdings  mittelst  der  Forderung  eines  Gesetzes  hieri&u, 

das  Interesse  der  Staatstinanzen  zu  sclidt/.cn  gesucht. 

S.  Ueä.  V.  Iblti,  Art.  149  (Max.-Satz  des  üetränkeectroi  in  Zukunft  gleich  der 
stoatifchen  Eiiije^angsabgabe.   AasnalimeD  nur  mlttebt  kOoig^.  Ordomuuiz).  Mebrf«cbe 

A>  iMJrruiiir- 11  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  (ietrankcsteuern  (1S42  —  seitdem 
Abweichung  nur  durch  Gesotz  gostatttl  — .  1*^52,  1S54,  Der  Cieiieraltarif 

von  1870  nimmt  bei  den  Getrinitcn  (auch  excl.  Bior)  einfach  Bezug  auf  die  Maxima 
oach  den  damals  geltenden  Gesetzen.  Nach  d.  Ges.  v.  19.  Juli  ISSO,  Art  0,  dllrfen 
di^  Ortrois  auf  Wein  und  «Jlistwein  (inri.  Mi«tli)  iia>  Dopjx'Itc  der  staatlichen  Ein- 
gangsabgaben nicht  uberbchreiten ;  in  den  (leniuiudcn  unter  4Ü0Ü  Kinw.  —  wu  lieiuo 
wichen  Eingangsabgaben  bestoben  —  gilt  fUr  du  Octroi  der  Manicipalsatz,  !Ur  die 
(lemeinden  von  4000 — 0000  Einw.  .Abweichungen  nur  naeh  Spccialgesetz.  Auch  nach 
der  Gem.-Ürdn.  ?.  18S4,  Art.  1^7,  bedürfen  Zuschläge  (surtaxes)  zum  Octroi  far  Wein, 
Obstvein,  Alcohol  über  den  in  den  Gesetzen  betr.  die  staatliche  Eingangsabgabe  be- 
stimmten Satz  eines  besonderen  Gesetzes.  S.  Vuatrin's  Art.  octroi  im  Blocii 'sehen 
dict,  Nr.  n  fi'..  Thorlct,  Nr.  506  fi..  v.  Kc-itzenstein ,  B.  41,  S.  US  tr  ;  vgl.  auch 
die  Ausluhruiigeu  Ober  die  Keductiou  der  üetränkesteuem  (l8bl)  im  Bull.  Vll,  149  U. 
Die  Wein-  und  Alcobd-OctrofollM  rind  im  Ganzen  nur  niedrig,  reif^eben  mit  den 
betreffenden  Staatsstenero  (bei  W<  in  vielfach  nur  ' '.•  '4'  ähnlich  hei  Alcohol,  in 
Paris  zwar  am  Uöduten  von  allen  üctrois  auf  Getränke,  aber  nur  bei  Wein  höher  al« 
dio  stMtliobe  „Enntzstcnef'.  S.  6S9  oben),  bei  Aloobol  e.  Vs  >o  (BttU.  XI,  76, 
Vn,  155).  Auch  die  Octroierlräge  bei  Getränken  zeigen,  ausser  bei  Bier,  die  wirk- 
SMDe  Schranke  durch  die  daneben  bestehende  Staatsbesteuerung  der  Getränke  (s.  u.). 

b)  Hei  allen  anderen  Artikeln  des  Oetroi  sind  jetzt  die  Maxima 
des  Generaltarifs,  je  nach  der  betreiTendeD  Ortsclasse»  eiozahalten. 
Innerhalb  dieser  Grenze  gelten  bei  der  ersten  Festsetzung,  Ver- 
Iftngerong  und  Erhöhung  der  Sätze  die  in  den  §§.  344—346  an- 
g^benen  allgemeinen  Normen. 

Daber  ist  namentlicb  Verlkngening  nnd  ErhSbong  bis  aaf  5  Jnbre  Seitens  der 

Mmiiciiialrätlie  allein,  auf  längere  Zeit  oder  ii)>er  den  Satz  des  (ieneraltarifs  hinaus 
nur  unter  der  früher  crwühnten  Mitwirkung  vom  (ieneralrath  mittelst  präsideot.  Decrets 
zulässig  ((Je;..  V.  ls»>4,  Art.  137,  131»'.  Auf  Tarifproben  rerzichten  wir  hier  S.  den 
Gencraltarif,  aus  dem  ?.  Reitzenstein  B.  42,  S.  96  einige  Proben  mittheilf.  Die 
<i.-trrifik.-.  und  Fleisrht.'trit'»  <l.-r  Städte  über  20,000  Einw.  im  J.  im  Bull.  XI, 
7l».  aiicli  VII.  l.'i.'i  .'iiiiijc  i).it.'ii  für  Wein. 

c)  Ilinsiclitlich  der  Versteuerun  «^sart  .sind  besundere  ^cselz- 
lidie  Normen  für  Schlachtvieh  und  Fleisch  gegeben  und  be- 
achtenswerth. 

N'acli  Art.  1^  der  '»rd.  von  1^11  war  lebendes  Vi<'h  iiar-h  d-'ui  Stü'  k.  u.'- 
schlachtetes  eingeführtes  nach  Vierteln  pro  rata,  zentucktcs  nach  dem  (ievit-ht  zu 
Tentenem.  Ans  gewissen  agrarischen,  die  Viebzitoht  betrefTenden  Rücicsicbten  bat 
spüter  ein  Gesetz,  das  v.  10.  Mai  1S4(>,  aiii  h  fttr  Vieh  selbst  die  Versteuerung  nacb 
dem  Gewicht  vorgeschrieben,  doch  konnte  die  Versteuenino:  nm  h  di  m  Stück  bleiben, 
wo  der  Satz  für  Uchseu  H  l'rcs.  nicht  überstieg.  Ausdnu  klieh  wird  in  diesem  G»:setz 
anch  wieder  betont,  dass  eingefttbrtes  zeistacltles  Fleisch  oder  in  Vierteln  nicht  bOber 
als  Fl.  isrh  im  Vieh  s.  Ibst  belegt  weiden  darf  (Art.  5).  Vgl.  Olibo  II.  95—99, 
Block,  dict  octroi,  Ht.  45. 

Ans  der  interessanten  Statistiii  worden  bier  jetzt  noch  einige  Daten  znr  Illa- 
sfratiuii  der  finanziellen  Bedeutung  der  ein/einen  Kategorii  en  von  Ar- 
tikeln gegebf'n .  und  zwar  ftlr  ganz  Frankreich  und  fiir  Paris  und  einige 
griissere  Stadt..  I)i.>  ebenfalls  l)eachtensw«itho  Octroistatistik  nach  diesen  Kate- 
gorieen  und  nach  di  ii  einzeln«  n  Departements,  welche  z.  B.  diu  in  den  einzelnen 
ThoiJcn  des  Staatsgebiets  sehr  vcntcbiedene  Dedeutong  der  Obstwein-  und  Bier- 
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beätcucrung  itücIicii  lässt ,  kann  hier  iiicbt  iiälicr  b(*rU<  ksicbtigt  werden.    S.  im  Bull 
)»fts^  die  Tabellen  in  vol.  XI,  50-  Sl  (ls31— HO);  auch  VXIV.  03  H'.  (tSS7).    Aus-  i 
/Age  auä  diesen  Materiaien  auch  bei  v.  lieit^.e ii ste i n ,  Ii.  43,  2S8  U'.    Vgl.  auch 
oben  S.  409. 


Es  war  in  -ranz  Frankroi (  h  (docb  1867  ohne  Coraica)  rwi  folgMidw  Artfkd- 

gattuogen  der  liohcrtrag  in  Mill.  Vtcs.: 


1831 

1817 

1S72 

l^sT 

Zmialuiie 

1831/69  ISOy  .S7 

I.  I.  Wein  

11.00 

22.(i3 

t;o.u() 

04.74 

0'.».39 

328.5 

15.0 

2.  Ül)btweiM  .... 

1.23 

3.73 

2.41 

l.üO 

3.4  s 

«16.0 

44.Ö 

8.  Bier   

2.92 

5.(i4 

12.40 

1J.80 

15.5G 

324.6 

25.5 

4.  Alcohol            .  . 

2.24 

4.or» 

7.40 

s.O.M 

21.14 

230.4 

185.7 

5.  Andorf  Hus^iükfitiii 

1 M 

2.3S 

0.S4 

S.Sit 

l.t.l'.» 

317.1 

92. s 

Zus.  I :  Getrunke  u.  s.  w. 

22.03 

3b.43 

yj.03 

122.70 

304.1 

35».Ü 

II.  EsswaareD  .... 

16.75 

26.50 

48.89 

48.87 

82.66 

191.9 

69.1 

III.  Brennstoffe  .... 

7.56 

10.*»4 

24.32 

23.17 

30.70 

221.7 

2r,.2 

IV.  Viehfutter  .... 

3.44 

h.i)H 

IÜ.21 

10.53 

15.40 

197.0 

ÖO.b 

V.  BaDmatarialieii  .   .  . 

2.60 

7.86 

28.95 

16.89 

25.28 

821.1 

5.6 

YL  DirenM  

1.08 

2.03 

5.12 

4.52 

4.22 

897.1 

(—16.9) 

SanuDe       .  . 

58.87 

90.60 

201.54 

'  199.58 

281^02 

277.6 

39.9 

Bei  Hier  Srhützmiff.  Unter  „anderen  Flüssigkeiten"  1887  z.  B.  1.35  Mill.  von 
Kssig;  neuerdin^rs  hi<T  aut  h  t>el.-  in  der  Statistik  eingerechnet  {1884  z,  11  6.3  Mill.\ 
welche  amtlich  lur  2.  Kategorie  ^ähleu,  auch  äouHt,  z.  B.  in  der  Pariser  Statistik, 
ünteiBohied«  zwischen  der  undlehen  und  der  etatistiaehen  Rnbriefronf. 

Bei  NVt  in  und  Obstwein  sind  dio  Frnten  und  Preise,  b.  i  Haumaterialien  die 
Bauconjuncturen  voo  besonderem  Einfluss,  daher  das  grossere  Schwanken  in  einzelnen 
Jahren.  Bei  Bier  ist  der  Austritt  des  Elsass  nach  1869,  bei  den  Getränken  seitdem 
überhaupt  wohl  die  stärkere  Anspannung  der  Staatsbesteuerung  zu  bemerken.  Die 
Zunahmeprocente  (wo  1887  das  Fehlen  von  Torsica  kaum  Einfloss  äussert)  in  den 
beidüu  UDterschiedenen  Perioden  sind  besonders  bemerkenswerth.  ^ur  Alcohol,  und 
dieser  trotz  der  gesteigerten  Staatsstenem .  und  EsswaarM  haben  von  1869—87  eine 
besonders  starke  Ziinnlunc  iTfahren,  was  bei  ki/ft!ron  din  h  uberwie-i-Mul  von  l"leis<  h 
und  anderen  Nahrungsmitteln  herrührt.  Daher  bei  Alooboi  eine  consumpoiilisch .  bei 
Esswaaren  eine  steuerpolitisch  nicht  günstige  Entiricklaog. 

In  einigen  ü:rüsseren  Stftdten  war  das  Ertra!rserg<  bnis.s  in  18s7  das  folgende, 
wob.'i  aber  wieder  nicht  zu  ver-^essen  ist.  dnss  ein  einzelnes  Jahr.  lie>.  bei  ('ider 
und  Baumatcriaiien,  leicht  zufallig  melir  vom  Durchschnitt  abweichend>  Zahlen  haben 


kann  (1000  Frcs.): 

Paris  Lyon  ^larseiile  Bordeaux  Lille 

Weiu   45,536  3,688  2,572  514  415 

Cider   700  0.5   —  2  5 

Bier   8,955  453  Uli  129  1,227 

Aleobol   11,488  571  4b7  257  881 

Esbig   776  44  20  23  28 

Andere  Flüssigkeiten^^      10,451  127  192  140  140 

Zu«,  Getrinke  .  .  7l'!mii  L^^i  3.075  i.oor»  2.11H 

•   Esswaaren    ....  31.H30  3,0s2  3,235  2,792  Lisi 

Brenastoffe  ....  13,474  599  787  573  492 

Fmter   4,959  515  783  432  289 

BaumateriaUen  .    .    .  10,181  1,013  l  Oi«;  471  48G 

Diverses   2,343  100  KMi  72  3 

Summe    ....  135,]'.I5  10.253  9,011  5,405  4,5ü9 


Der  Unterschied  von  \\ .  in  -  nie]  Hierirej .-[»ilen  zeiut  sich  bemerkenswerth.  Cider 
ist  z.  B.  in  Kenn  es  (125,000  v.  1,608,000  Frcs.),  Kouun,  Havre  ein  wichtiges 
Oetroiobject,  fehlt  dagegen  in  anderen  Stftdten  ganz  oder  fast  ganz.  Aof  Bier  kommt 
in  Roubaix  fa.st  *uf  Wain  nur  ',\,„  des  Ertrags.  Alles  Belege,  wie  sich  die 
Octroibesteuerung  den  Locaivcrhäitnisseu  gut  anpassen  kann:  eine  günstige  Seite. 
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Au"  h  in  ganzen  I»e p :i r ttt in o ii ( s  vcrüchwiudet  Cidcr  v(s\li^  oder  fa-^t  völlig, 
Dur  üotuiäcLicd  von  Weiu-  uud  Biergegcudea  tritt  noch  dcutliclior  lu  eiiuclneu 
Stidteii  herror. 

Einen  folbt&Ddigen  Einblick  in  die  finudelle  Bedentoofr  der  elnzelnett  Objecte 

des  Octroi  und  in  die  Helastungsverliältnisse  pio'it  tnir  die  Spccialstatistik  aller  cin- 
zclncü  Artikelclasseu.  S.  f.  Paria  Ann.  de  la  ville  de  Paris  p.  ls^5,  p.  "Uö  H.  Daraus 
mögeu  hier  noch  folgende  Daten  des  Ertrags  herauä{u;ozogen  werdcji,  in  lÜOO  Frcs. 
ZvL  den  ««Flüssigkeiten**  der  1.  Kategorie  sind  hier  <  >ele,  aut^li  BrennOle,  Traaben,  Fir- 
niMe  ond  Tenchiedene  Artikel  der  6.  JüUegoiie  des  aUgem.  TAnfis  gestellt 


Wein,  Obetirein,  Alcohol  *  .  . 

DeuatuiirttT  Alcohol  

Bier,  trcnuiea  

,.  einheimisches  

Essig  und  Stare  

Conscnren  n.  dg^  

Olivenöl  

Anderes  Oel  

Gewisse  anin.  Oele  

Trauben  

Mineraiiii  uud  Esseuzeu    .    .  . 

Fimiss  

Oelfarbfii  

Andere  als  min.  i:^euzcu  .    .  . 

Flüssiger  Theer  

Aether,  GUorof.  .  .  .      •  ^ 

I.  Summe:  Flüssigkeiten  ensser 
Wein,  Cider,  Alcohol  .    .  . 

I.  Mit  diesen  

Fleisch  von  Sclüschthöfeo  .  .  . 
Fleisch  von  auswärts  .... 
Trüileln  und  Eingemachtes  .  . 
Marin.  Fisch,  Fleisch  .... 

Gellttgel,  Wild  

Fische  


59,312  Holz 


133     Keisig  u.  d-l. 


3,755 
23  S 
762 
15 
632 
4,909 
23 
473 
3,J>75 
152 
113 
23» 
0 
135 


Aubteni  .  .  . 
Butter  .  .  . 
Trockener  Käse 
Eier  .... 

II.  Esswaarea 


15,35s 
74,bU3 
13,853 
3,950 
143 
41« 
5,919 
1 ,363 
709 
2,522 
r>33 

30,374 


Ilukkohle  11.  dgl. 

Kuhluustaub  u.  s.  w  

Steiskohle,  Goke  

III.  Brennstoffe 

Kalk,  Cement  

Gips  

Eisen  f.  Bau  

Gass  t  Bau  

Steine  

Zies^el,  Schiefer  und  and.  Aohul. 

Thou,  Saud  

Eichenes  nnd  harte:«  Holz  .  .  . 
Tannen-  und  weiches  Holz    .  . 

Anderes  Huiz  

IV.  Baumaterialieu    .    .    .  . 

Heu  

Stroh  

Hafer  

(iorste  ■  .    .  . 

V.  Futter  TT 


Salz  

Wachs,  Stearin,  Speruiai 
Talg  und  Fette  .  .  . 
Asphalt  etc  

YL  Diverses.  .   .  , 


Kerzeu 


1,720 
124 

2,807 
3$ 
7,583 

12^72 

1,048 
1,476 
1,304 
868 
764 
622 
154 
1,442 
2,419 
_  17 

10,13^ 

1,242 
808 
2,569 
64 

'  4,683 

«79 
1,195 
108 
158 

2,340 


Gesammtertra«;  mit  Nebeneinuahmen  (v54.0O(M  135,.'?r):?,000  Frcs.  Der  Pafiser 
Tarif  weicht  in  Objecten  und  Sätzen  etwas  vom  lieneraltarif  f.  die  auderen  Orte  ab. 
Aber  ein  Bild  von  den  Einzelheiten  des  Octroiwesens ,  namentlich  der  ürossstAdte, 
bekommt  man  doch.  Die  Statistik  specialisirt  noch  etwas  w^r.  In  dw  Uebenidit 
sind  kleinere  Posten  in  mehreren  Kategorieen  etwas  nsammengeMgen  worden. 


SIS.    .5.    Dienstorganisation,  Verwaltungs-  und 

K  rh e  1)  u  u g 8  f o r m e n.  Die  Gesetzgebung  hat  aufaug.s  etwas  ge- 
wechselt (8.  889).  Seitdem  die  Erhebung  (les^Ktroi  den  Gemeinden 
zurückgegeben  wurden  ist  (ües.  v.  8.  i)cc.  1«HM),  hat  die  Directiun 
der  indirecten  Steuern  unter  der  Autorität  des  Finanzministers  nur 
die  OI)erautsicht  über  die  Erhebung  und  Verwaltung  aller  Octrois 
(Ord.  V.  1814,  Art.  88),  die  speeielle  Ueberwaebung  in  der  einzelnen 
Gemeinde  übt  der  Maire,  Unterpräfect  und  Prät'ect  (Ges.  v.  1816, 
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Art.  147).  In  dem  Gesetz  von  1816  sind  dann  vier  Ver- 
waltungs-  und  E  r  Ii  el)iiug8  formen  für  zulässig  erklärt 
worden,  zwischen  denen  der  Municipalrath  »ühlen  kann:  die 
E  i  fi;  e  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  i  r  e  g  i  e  simple),  die  Ve  r  w  a  1 1  u  n  g  durch 
einen  Dritten  mit  vcrtiagsmässi^'cr  Festsetzung  eines  bestimmten 
Ertrags  für  die  Gemeinde  und  ßellieiligung  der  letzteren  an  dem 
Mehrertrag  darüber  und  Uber  die  Kosten  hinaus  (sog.  regie 
intt^ress^e),  die  Verpachtung  and  das  Abonnemefit  mit  der 
staatlichen  Verwaltang  der  indirecten  Ötenem  (Ges.  v. 
1816,  Art  147). 

Für  jede  einzelne  Furm  bestehen  wieder  Specialbestimmangen ,  auf  welche  wir 

nicht  näher  eing^ehen  (/..  Tli.  noch  aas  dfin  Hi-j^Icm.  von  1S09).  R-im  Aborinoincnt 
erfolgt  ein  Vertrag  Uber  die  Zahlung  der  licamtcugchalic  u.  dgl ,  die  übrigen  Konten 
trigt  die  GemeiuM  (Ord.  ?.  1814,  Art.  95).  Bei  der  Anstellang  der  Beamten  anch 
in  Eigenverwaltimg  liat  dii;  Staatsbehörde,  mehrfach  der  Prilfcct  ein  Mitwirkungsrocht, 
in  Gemeiadeu  mit  ub«r  20,000  Fics.  Uctroiortrag  kann  uiu  VoR»laud  cruauut  werden, 
jetzt  dmcli  den  PrIfeeteD.  Aiieb  die  andcfen  Beamten  ernennt  der  Pitfect  aof  Vor- 
schlag des  Maire  (Ges.  v.  1S16,  Art  155,  156,  Decr.  v.  25.  Mfiri  1852,  Art  5,  6, 
Oiibo  II,  222— 2.S5:  über  die  Dienstverhältnisse  sonst  Ord.  v.  Isi4,  Art.  56  ü".).  Dar- 
uber und  Uber  die  Erhebungsforuicn  uiit  den  Eiu^ulheiten  bes.  Ulibo  II,  13U  — 14'.>, 
191—212,  Vnatrin  im  Block'scben  dict.  Art  octroi,  Nr.  67—86,  Vignes  I,  218  bis 
216.  V.  Reitzenstciii .  H.  -12.  S.  S2— S3.  —  Die  Octroibeamten  sind  verpflichtet,  die 
staatlichen  Eingang^abguben  mit  /.u  -  ilii  biji  (ties.  v.  Ibl6,  Art  154,  s.  Olibo  II,  221). 

Die  endgiltige  Wahl  der  Erhebangsform,  als  zu  dem  die  Er- 
liebnng  ordnenden  Beglement  gehörig,  ist  an  die  Begntacbtnng 
durch  den  Generalrath  and  an  die  Genehmigong  durch  prttoideo- 
tielles,  im  Staatsrath  ertfaeiltes  Decret  geknapft  (Gesetz  von  1884, 
Art.  137). 

In  mebr  ab  der  Hilfto  der  ITille  VoHtebt  jetzt  (1887)  die  Eigenvenralliuig  (iu 

hHo  von  l.'iK))^  iu  mebr  ab  einem  Viertel  die  Verpachtung  (417),  in  nocb  uicbt  einem 
Fünftel  das  Abonnement  mit  «b-r  Stetiervcrwaltiing  (262),  bloss  in  zweien  die  „inter- 
eatsirte  Kegie",  die  Verpachtung  meist  lu  klcnu  u  (icmeiiideii. 

Ein  uubediugter  Vor/.ug  einer  der  drei  llaiiptlormen  scheint 
nicht  anerkannt  zn  werden,  loimerhin  ist  das  starke  Uoberwicgen 
der  Eigenverwaltung ,  —  die  nach  diesen  Zahlen  auch  in  sehr 
vielen  kleinen  Städten  vorkoronat,  denn  bloss  440  Städte  mit  Octroi 
haben  Uberhaupt  Uber  4000  Einwohner  —  beaohteuswerth  und 
scheint  anzudeuten,  dass  die  Gemeinden  diese  Form  finanziell, 
vielleicht  auch  fflr  ihre  Selbständigkeit  vorziehen. 

liuil.  XXiV,  62.  —  Abonueinents  mit  den  Sicuerpliichtij^on  ^elbät  waren  fiUher 
zoltesig,  elftd  es  aber  seit  1810  nicbt  mebr  (Olibo  IE,  202«  r.  Ueitzen stein, 
B.  42,  S.  S3). 

Die  Mrganisatiuu  der  Kegic  in  Paris  beruht  auf  iler  Ord.  v.  22.  Juli  l^.'U:  ein 
Director  und  dioi  „Ucgisaeura"  tuhrcn  diu  \ Crwaltung  unter  der  uuuiittelbarca  Auiu- 
lität  des  Seinepräfcctcn  und  der  Uebervavbung  der  Dircction  der  iudirecten  Stenern 
vVignes  I,  216,  Saiiit-J  ulion  u.  s.  v.,  i».  12«). 
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§.  349.  6.  Erhebung  des  Octroi,  Controlen,  Er- 
beb unggkoste  n  und  Reinertrag.  Die  Einrichtung  der  Er- 
hebung und  die  Kegeln  datllr  ergeben  sich  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  ans  der  Analogie  mit  den  Zöllen. 

Die  Grenzen  der  Ootieilieziike  sind  auf  den  Strassen  mit  Pfosten  nnd  Inscbrilten 

zu  bezeichnen.  In  der  Kegel  erfolgt  die  Vcrsttii.Tuiii;  der  von  ausw&rts  komuenden 
Artikel  bei  den  an  der  Grenze  des  Bezirks  Harri« n)  liei^ctidon  Hureaux,  dorh  kann 
bie  auch,  nach  «rtliclien  Verhältnissen,  iin  Innern  dea  Urtes  erfolgen,  wohin  dann  die 
Waaren  u.  s.  w.  zu  bringen  Bflnd  (Ord.  von  1H14.  Art  27,  84).  Nur  über  die  bezeich- 
neten Barri'  TfMi  und  Bureaii\  liuiT.  n  NVaaren  eingefilhrt  werden.  Die  Waar-'iifiihrer 
mosseu  duclahreu,  ihre  Frachtbriefe,  Couoostiemeute,  Begleibcheiue  u.  dgi.  vorwei^eu, 
die  Beamten  haben  nach  Befragung  ViaitatioMiechte,  nicht  oder  fSüsch  declarirte 
Waai--  wird  bc^jchlagnahnit  (Ord.  v.  IS  14,  Art  28.  29).  Regelmibsi^  angehalten,  ge- 
fragt und  v'iditirt  an  der  Harrim  Jiirfen  Träger  von  La&ti  n,  Karrenfiihrer,  ötfent- 
licbeä  Fuhrwerk  uud  Privatluhrwcrk  ohne  Federn,  nach  einer  spateren  Bestimmung 
(1S34)  au<-]i  sonstiges  Privatfuhrwerk  (voitures  particul.  suspeodues)  werden,  gewflhn« 
li«he  Fussgiingcr  und  Heiter  nicht,  doch  iui  Vcrdachtsfall  auch  sie,  wie  Jedermann, 
iude^seu  uor  unter  VorfUhxuDg,  Ausfragu  ug  uud  Yisitatiou  yor  eiuum  Poliiseioiücier 
oder  dem  Haiie  (Oid.  v.  1814,  Art  30,  Hl).  Vgl  fOr  das  Einselne  den  Gommentar 
Ton  Olibo  tu  den  betreffenden  Bestiinmangen. 

Die  nenen  Verkehrsmittel,  Eisenbahnen  n.  s.  w.  haben  einer- 
seits die  Controle  und  Erhebung  erleichtert,  anderseits  erschwert 

nnd  lästiger  gemacht.  Aber  einiiial  gewrihnt  an  diese  Dinge  scheint 
die  französische  Ik'vülkerung  hier  mehr  Geduld  zu  entwickeln,  als 
eine  deutsche  oder  englische  wohl  thun  würde.  Die  Unpopularität 
des  Octroi  unterliegt  freilich  auch  in  diesen  Beziehungen  keinem 
Zweifel  und  ist  in  unrulii^'cn  Zeiten  immer  wieder  hervorgetreten 
(1870  io  Lyon),  aber  gegenüber  der  finanziellen  Vortheilhaftigkeit 
und  schwierigen  Ersetzbarkeit  des  Octroi  doch  nicht  mehr  allgemeiner 
durchgedrangen  (§.  3bO). 

Die  Erhebnngsk Osten  stellen  sich  natttrlich  sehr  ver- 

schieden  nach  der  Grösse  des  Rohertrags,  der  Grösse  und  dem 

Wohlstaud  der  Bevölkerung  des  Bezirks,  dem  Umfang  und  der 
Art  der  besteuerten  Artikel,  den  örtlichen  Verhältnissen. 

L'nter  besonders  günstigen  IJmstäiMl-.n,  wie  in  Paris,  sinken  sie  auf  einen,  roUends 
für  eiuü  indirccto  Verbrauchssteuer  u)a:>sigoA  Betrag  {Ihbl  iu  l'&m  ö.TöV^  des  lioli- 
ertrags).  Aber  selbst  in  groaaen  Stiidten,  wie  Ifaneille,  Bordeaux,  sind  sie  mitonter 
doch  hoch  (bez.  14.75  und  14.t>9Vo  diesen  zwei  Städten  in  18S7),  jedoch  in  anderen 
nassen  nnd  mittleren  nur  wieder  7— 107o*  vielfach  9-137o*  grossteu 
Stidten  in  1887  Marsdlle  und  Bordeaux,  Min.,  noch  unter  Paris,  Boobaiz,  5.297o- 
Im  J.  1879  war  daü  Maximum  im  CrtUMit,  wo  nur  Getränkeoctroi.  mit  20.31  ("i^l>^ 
30.31,  ein  Druckfehler  in  der  solclR-r  überhaupt  manche  zahlenden  v.  Rcitzenstein'si  hen 
Arbeit,  B.  43,  S.  224,  vgl.  bull.  XI,  71).  Das  zweite  Maximum  in  grösseren  Stiidten 
damals  in  YersaUles,  IT.SSVo*  Minimnm  Paris  5.01  nnd  anch  Ixoubaix  6.2ti,  doch 
aurh  eine  Stadt  von  nu  c.  20,000  Einv.,  wie  NeuiUy,  nur  6.85 7«  (^uli*  ^«  ^  tt*« 

XXIV,  tisfr.). 

In  Pariä  selbst  ist  seit  lb47  uur  noeh  eine  kleine  ErmusaigUDg  eingetreten.  Ib47 
0.1,  1S50  6.52,  1865,  nach  Erweiterung  des  Bezirks  iu  1860,  5.14,  iu  deu  letzten 
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Jahren  eiuu  kleiuu  Steigcrui)^.  Die  Zahl  des  Dieostpetsouals  ia  Paris  war  ibi7  l'iiO, 
1865  2518,  187»  3154  (Uull.  XI,  47). 

Im  departementalen  Dnrchschnitt  der  betroffenden  Orte  mit  Octroi  wai 
1887  das  Minimum  5.1)0 "/o  (I^ep-  Ardennen),  das  Maximum  2Ü.S1  (Dcp  Lozöre).  Der 
Durchschnitt  von  paiiz  Frankreich  war  ^.IH.  Seit  Anfang  der  li>70er  Jahre  tat 
dicüc  ZiÜer  immer  wenig  über  b"/o  gewesen,  aber  auch  nicht  mehr  geäunken,  trotz 
der  gestiegenen  Roherträge,  während  sie  früher  erheblich  höher,  1863  noch  10.3% 
war  (ä.  die  Ueber^i^ht  oben  S.  8U0}.  £ine  weitere  Yemüiideniiig  toheint  jetzt  also 
nicht  mehr  zu  erwarten  zu  sein. 

BerucJisichtigt  man,  da&i  die  Uctroieinuehmer  gegen  Prorisionen  auch  noch  die 
£riiebiiDg  der  stMtliclieii  Eingangsabgaben  beeoifNi,  m  erm lesigt  sich  übrigens  der 
ErltebuniTssatz  noch  lUtt  mehr  als  3%,  1885  In  ganz  Frsakieldi  aof  6.56*/«  (BnlL 

XXIV,  t)3). 

Es  ist  auch  dies  noch  mehr  ab  bei  den  indirecten  Steuern  des  btaats,  aber  doch 
2*/o  weniger  und  der  Kostensatz  bei  den  Octrots  allein  doch  aneh  nnr  1%  »ehr 

als  bei  den  Zr»Ilen,    (S.  o.  S.  A'M.  auch  00!».    Eine  neueste  Berechnung  im  Bull. 

XXV,  405,  giebt  in  ts85>  fiir  die.  directen  Staat.ssteuern  die  indirecten  4,  die  Z^^Ue 
nebst  Salzsteuer  7.6,  f.  Knregistr. ,  Stempel  u.  Domiinen  fl  3°/,, ) 

Die  Durchscbnittshöbe  des  ErhebuugskostcDsatzes  uod 
der  absolute  Betrag  dieser  Kosten  ist  kaum  ein  Bedenken  gegen 
das  Octroi.  Das  Missiicbe  bleibt  die  Höbe  in  einzelnen  Orteo,  die 
mitanter  wohl  in  der  Frage  der  BeibehalUiDg  oder  Auf  hebnog  mit- 
sprechen mllsste. 

Der  Reinertrag,  welcher  nach  Abzug  dieser  Erhebnogskosten 

bleibt,  ist  im  Ganzen  wie  oftmals  im  Einzelnen  scbliesslich  doch 
eine  so  hohe  und  waib^cnde  Summe,  dass  er  eben  die  dauernde 
Einbürgerung  des  Octroi  begreiflieb  macht  und  wenigstens  fin  an z • 
wirthscliaftlich  meistens  rechtfertigt. 

Die  Entwicklung  war  für  fianz  rrankreich  (1S87  wieder  ohne  Corsica"!  folgende 
(Boll.  XI,  51,  XXIV,  67  i  beim  Kohertrag  ind.  Nebeneiouahmeo),  in  MilL  Free. 


Boh- 

Erhebungs- 

Bein- 

ertiag 

kosten 

ertrag 

1S31 

54.24 

5.88 

48.36 

1847 

87.98 

9.60 

78.8«» 

186U 

iM)i.:t5 

16.34 

185.01 

1872 

17  51 

181.92 

1887 

282.71 

24.69 

258.o:i 

iDii-  HohertragsziHVr  i-t  Iii. t  mitunter  etwas  kleiner  i\U  oben  S.  9ü4  in  der  L'eber- 
sicht,  wahrend  das  Umgekehrte  zu  erwarten  wäre;  ebenso  auch  in  anderen  Jaliroa  der 
Tabelle,  ans  der  die  Zahlen  entnommen  sind.  Es  mnas  sich  das  aas  renchiedeaen 
Abrechnnngsweisen  erUlren,  die  aber  nicht  eriftutert  sind.) 

Mit  diesen  Ertragsziffern  nimmt  die  indirecte  Verbrauchs 
bestcuernug  auch  in  der  rraii/.ö.sisclicu  Coniniuualbesteuerung  eine 
sehr  wichtige  .Stellung  ein.  Wenn  aueh  nicht  eine  verhältniss- 
mUssig  ebenso  bedeutende  als  in  der  Staatsbesteuerung,  so  doch 
eine  viel  hervorragendere  als  in  manchen  anderen  Ländern,  be- 
sonders als  in  Grossbritannien  und  Deutschland:  immeriün  ein  weit 
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UD(I  auttallciul  abweichendes  Ergebuiss  von  den  fiteuerpolitischen 
Xüeologieen  der  ersten  Kevolution  (§.  167). 

7.  Straf bestimmiingen.  Es  finden  meistens  )die  fttr  Oontra- 
ventionen  nnd  Defraudationen  im  Gebiete  indirecter  Staatsstenern 
angedrohten  Strafen  anf  diese  Vergehen  in  Octroisaehen  Anwendung. 

100—200  FVcs.  Cteldstnfe  bei  Defhuide  in  Priratvagen  mit  Federn  (Ges.  vom 

29.  März  1S32,  Art.  8),  sonst  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Art.  27  u.  4(')  and 
223—225  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (Ges.  r.  29.  März  1832,  Art.  8,  !>,  v.  24.  März 
1844,  Art.  9).  Danach  Conliscation  der  Steuerobjecte  und  Transportmittel,  Geldstrato 
TOn  100—200  Frcs.,  in  erschwerton  Fallen  (Einsteigen,  unterirdisch,  hewadnct)  ausser- 
dem (lefiiniTiiissstrafe  von  6  Monat.  (Vgl.  Olibo  I,  252,  II,  410  11.)  Die  Beamten 
haben  ähnlichu  B<it'agui:>su  zur  Protokollaufaahmo  büi  Contraveotionun  wie  dio  der 
indiiecten  Stenern.  Die  Sache  ireht  seit  1834  znr  Entselieidnng'  immer  gleich  an  das 
Correctionstribunal  (weg'-u  der  llnho  des  Minimalstraf botra^s''.  S.Art.  75(1".  dcrOld. 
¥.  1814  über  das  Contenlicux  (Ulibo  II,  157 — 171).  Auch  hier  sind  aber  die  Maires 
berechtigt,  mit  Genehmigung  des  Pr&fecten,  sich  ror  wie  nach  ergangenem  Ortheil  über 
dio  Strafen  abzufinden  (Ord.  v.  1S14,  Art.  s3).  Der  Erlös  aus  Geldstrafen  and 
Confscationen ,  abzüglich  dor  Kosten,  fällt  halb  der  Gemeinde,  halb  den  Beamten  zu 
(eb.  Art  84).  Das  Einzelne  bei  Olibo,  Yignos  I,  295  ü.,  Block,  dict.  octroi, 
Nr.  97  ff. 

4.  Bttckbliok  nnd  zur  Kritik. 

Vgl.  schon  V.  Brasch  a.  a.  (). .  b«is,  S.  113  II  i/u  einseitig  dif  Üblich»-  Kritik 
der  Gegner  der  indirectcn  Verbrauchssteuern);  Damcntlich  aber  v.  K ei tzeastein, 
B.  4$,  S.  229 — 258,  mit  eingebender  Berücksichtigang  der  polemischen  nnd  der  das 
Octroi  vortheidipL-ndeii  Literatur,  auch  der  airrar  Eii'Hi<*ten  v.  186R  II",  und  JST9  II'., 
wo  das  Octroi  mit  erörtert  wurde;  dann  Mathieu -Bodet  IL,  372 — 3UÜ  ^Vertheidiger 
der  Octrois).  Ich  stimme  in  der  Beveisftthrnng  r,  Reitzenstein  grOestontheils 
bei,  würde  selbst  die  (iniiid<-  für  das  üctroi,  gerade  in  französ.  Verhältnissen,  nnd 
gegen  den  Ersatz  durch  ändert;  Steuern  noch  «.'twas  schärfer  betont  haben;  im  Er- 
geboiss,  weniger  in  einzelnen  Argumentcu,  bin  i<h  auch  mit  Mathieu-Bodet 
einverstanden.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  alle  „Kür  und  Wider"  und  aut  die  literar. 
Discussioii  der  Frajje  ist  hier  nicht  die  Alisicht  und  aurli  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Abttchuitts  dieses  Werkes,  wie  schon  eiuleiteud  bemerkt  wurde,  üach  v.  Keitzen- 
steitt's  eingehender  nnd  treffUcher  ErOrtening  ist  eine  neue  specidte  Behandlang  der 
Frage  aneh  ? «nliafig  ttberflOnig. 

§.  350.  Das  Octroi  hat  leicht  begreiflich  vielerlei  Angrifte  er- 
labreii,  principieilc,  nameutlich  von  Seiten  des  tVeihändlerisohen 
Doctriuarisuiiis  und  aus  Gesit  liispunctcu  der  Steuerpolitik,  practische 
von  Seiten  vieler  Intcres-senten.  Es  ist  in  der  iil)lichen  Weise  als 
iadirectc  Verbrauchsbesteueroiig  und  noch  besonderB  als  eioe  solche 
der  Gemeinden  aDgefochten  worden.  Aach  an  parlamentarischen 
Attaken  und  Anregungen  zur  Beseitigung  der  ganzen  Einrichtung 
bat  es  seibat  bis  in  die  neueste  Zeit,  auch  noch  nach  1870,  nicht 
gefehlt  (80  in  1876). 

Vielfache  Verletzung  des  Grundsatzes  der  GIeichmä.ssigkeit  der  Besteuomng, 
namentlich  Schädigung  d<T  untt-ren  Classen  b'-i  der  öfters  doch  nicht  unerh"blichen 
Belaäluog  wichtigerer  Cousumplibilieu  und  bonstiger  Gebrauchögegeuslaiide  und  der 
Hexkonit  des  grOssten  TheUs  der  Octroiertriga  ans  der  Bestenerang  dieser  Objecto; 
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widerwärtige  uud  ätöreude  Verkubi^heiaiDUugeu  zwbcheo  btadt  und  Laud,  ia  Wider- 
spruch mit  der  stuist  erreichten  freien  wirthscbaftlicheD  Bewegung  auf  dem  einheit» 
licb'  ii  natioaaleD  Marktp:ebicte ,  iiisoforn  doch  ein  Wiederaufleben  der  älteren  inoeieii 
Schranken  wie  in  der  Zeit  der  Biriiiinzulle;  beständiger  Anreiz  zu  Defraudationen: 
Buuaclitheiliguug  der  laudwirilibcbai'tlicbeu  Intercäseu,  auch  nach  i  urti'ail  dcä  Octrois 
fon  wichtigeren  feiipetabilischen  menacblichen  Nabrunfsmittchi,  durcb  die  Belmstang  Ton 
Fleisch,  Butter,  Kii-iii.  Viehfutter  u.  s  w.;  Hemninni^.  Srhädifruiiir  und  bedenkliche 
Yenbeaerung  dui>  atadtiäcbcu  Bauwuüeuä  durch  die  Steuern  auf  Bamoateriaiieu ;  end- 
lich auch  finanzpolitiflche  Bedenken  gerade  wegen  der  anderer  Seite  ge- 
rühmten hohen  Einträglichkeit,  leichter  Steigern ngsfäbigkeit  des  Ertrai^s  und  nicht 
unmittelbar  vom  Consuinenten  empfundenen  Kelastutiir:  denn  das  führe  und  habe 
notori^eh  vielfach,  zumal  in  den  grösseren  Städten,  m  leiclibiunigeu  Ausgaben,  lu 
nnnOthigem  Hauluxus,  zu  vollends  rascher  Steigeraug  der  oommanaleo  Budgets  geführt, 
was  bei  der  Herkunft  der  Octroierfräiri'  uberwiegend  aus  der  Bcstcuenui'jr  von  Massen- 
consumptibilieu  der  unteren  Classeu  vollends  bedenklich  seL  In  der  parl&mentarii^beQ, 
fachliterariechen  und  ftflTentUchen  Pressdebattd,  in  Inndwirthschaftlicliaii  Enqueten 
(ISO«;  if. .  isTO  fr^  kommen  diese  und  andere  Bedenken  som  Aoadrock  and  nr  mehr 
oder  weniger  objcctivcn  Erörterung. 

Aber  das  Octroi  ist  nun  einmal  immer  mehr,  zumal  in  den 
grösseren,  vollends  in  den  Grossstädten,  am  Meisten  in  Paris  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesetzgebung  eine  höchst  wichtige 
Einnahmequelle  der  Gemeinden  geworden,  Tielfaob,  wie  vor  Allem 
in  Paris,  der  wahre  Grondpfeiler  der  Commnnalfinanzen.  Sein 
Ersatz  oder  anch  nnr  seine  wesentliche  Beschränkung 
wäre  in  Frankreich  mindestens  in  den  grösseren  Gemeinden  an 
Voranssetznngen  gebonden,  wdehe  sich  schwer  oder  gar  nicht  er-* 
fällen  lassen. 

Die  Zuaammenschweissanf  Ton  Staats-  nnd  Conunnnakteaem  in  der  directen 
Beeteuerang  mittelst  des  Zuschlag^systenis,  die  steaertedinische  neschalTenheit  dieser 
directen  Steuern,  der  Maneel  einer  brauchbaren  allp-emeinen  personalen  direct«*n  Steuer, 
wie  einer  Einkommen-  oder  Ycrmögen^äteuer,  die  Benutzung  fa:^t  aller  anderen  Steuer- 
arten in  st&rkster  AMpannong  für  den  Staat,  die  Ungeeignetheit  oder  UnnUbiglicbkeit 
tl'T  übrigen  Staatssfeuern  oob-r  inner  otwa  noch  auf/ufmdenden  nt-ui-n  couiuiiinalen 
Sundersteuer  —  wie  der  hierftir  ins  Auge  gefaxten  W  ohnungs-  oder  Mietbsteaer  — 
liest  es.  wenigstens  in  allgemeinerer  Wdse,  kanm  möglich  uud,  soweit  es  mOgUch  sein 
sollte,  thüils  finanziell  ganz  unzweckmlissig,  theils  steuerpolitisch  zu  bedenklich  erscheinen, 
auf  das  Octroi  zu  verzichten.  Auch  mittelst  einer  Einkommensteuer  und  etwaigen 
Zuschlägen  dazu  für  die  Commune»  oder  mittelst  einer  Wohnungs-  und  Micthstcucr 
kann  man  überhaupt  und  vollends  unbedenklich  —  auch  nach  Erfahrungen  anderer 
Länder,  wie  speciell  Oeutx  hiands  —  sicher  nnr  einen,  schwerlich  einen  aUgemein 
sehr  gross<'n  Theil  dt-s  Oetroi  ersetzen. 

JSo  möchte  das  \'erl)leibeii  der  Octrois,  wenigstens  in  der 
Hauptsache,  das  finaiizwirtbschat'tlich  allein  Mögliche 
oder  minder  Bedenkliche  nnd  selbst  das  verhältniss- 
niässig  Beste  sein.  Es  macht  in  einer  solchen  Frage  doch 
anch  einen  Unterschied,  ob  eine  derartige  Besteoemng  etwa  erst 
neu  einznftthren  oder  ob  sie  eine  alt  eingebürgerte  ist,  wie 
eben  in  Frankreich. 

Nur  zwei,  finanzpolitisch  auf  Dasselbe  hinanskommende  andere 
Hilfsmittel  wttrden  etwa  eine  grössere  Einschränkung  des  Octroi- 
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Wesens  ermöglichen:  die  stärkere  ücbernahme  von  Com- 
inanalansgaben  auf  Staat  und  Departements  und  ver- 
mehrte Dotationen  beider  letzteren  an  Gemeinden. 
Beide  Mittel  werden  in  gewissem  Umfang  (bei  Sehol-,  Wegewesen) 
schon  angewandt  nnd  verronthlich  noch  zn  ausgedehnterer  An- 
wendung kommen.  Darauf  drftngt  in  Frankreich  wie  in  anderen 
europäischen  Ländern  die  Entwicklung,  auch  die  Beschaffenheit 
des  Staatssteuerwesens  hin.  Aber  manche  principielle  und  practiscbe 
Bedenken  hat  auch  die  zu  ausgedehnte  Anwendung  dieser  Mittel 
und  damit  hat  sie  nothweiulig  wieder  ihre  Grenzen,  die  in  Frank- 
reich wegen  der  ücberspannung  der  Staatsbesteiierung  für  dirccte 
Staatszwecke  wolil  noch  engere  als  in  manchem  anderen  Lande 
sind.  Eben  deshalb  wird  man  sich  mit  Keclit  in  Frankreich 
ernstlich  (iberlegeii,  ob  man  an  dem  Octroi  viel  rütteln  soll.  Zu 
den  Illusionen  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  der  ersten  Hevolution 
wird  man  doch  auch  auf  diesem  Steuergebiete  nicht  leicht  wieder 
zurttckkebreui  so  wenig  als  auf  demjenigen  der  Staatsbesteuerung. 

Der  Plan  üiiiur  Ersetzung  des  Octroi.  z.  6.  ia  Paris,  durch  eine  WoUuungs- 
oder  Miothsteoer  ~  nach  don  principiell  nicht  unrichtigen  Anschauungen  der  Frei- 

handclssoliulc  uliL-r  ^t.idtisf  llL'  (iruiul-  iiml  llAUsrciit»;  nml  il^i-  r  Mio  relative  Bcrccli- 
tiguag  du»  Priocipi»  der  Buäteueruüg  ^acii  Luitttuug  uud  Ucguulciätuug"  —  vericeuut 
eben  die  rielen  und  weseotlichen  Bedenken,  welche  anderaeits  anch  eine  solche  Stener 
hat.  Melirfach.  was  die  Vertheilung  der  Steuerlast  und  den  steucrpolitischcn  Gruod- 
»•haraetcr  anlangt,  sind  es  ähnliche  wie  sie  die  ..Verbrauchssteuern"  auch  sonst  trcH'en, 
/.u  denen  die  \\ obnuugsbteuer  ja  iu  einer  Hinsicht  gebürt.  In  Berlin  /.  B.  jirjju- 
nientirt  man,  —  übertreibend,  aller  doch  zum  Theil  wieder  richtig  —  <,^erade  gegen 
ilie  Miothsreu-  r  al-  ili--  neben  ein<-r  Einkommensteuer  fast  alleinige  (irundlage  der 
(icmeindcbusteuuruug..  Vielleicht  kennte  in  Frankreich  in  grO^ieren  Städten,  bes.  in 
Paris,  an  einen  theil  weisen  Ersatz  des  Octroi  durch  eine  derartige  Stener  gedacht 
werden .  aber  nicht  entfernt  an  einen  vollständigen.  Das  rerbicteu  nicht  nur  die 
^rrossen  Betriij^e  des  Octroi,  welche  ersetzt  wer<l«*n  miissten  und  sich  schwerlich  über- 
haupt durch  die  {genannte  Steuer  beschallen  Hessen,  nicht  minder  verbietet  a  auch 
der  Charactcr  der  Miethstcuer.  Die  Bedenken  gegen  letztere  wurden  natürlich  wieder 
iu  der  Praxis  bei  grosser  Höhe  der  durch  sie  zu  bcschalieuden  Summen^  wachsen. 

Mit  liUcktjicht  auf  die  \'cr\vcndunj^  der  Octroiciunahnien  Kir 
die  coniinnnalen  Ausgaben,  von  denen  doch  viele  wirklich  „gemein- 
nützig*' 8iod  und  zuui  Theil  gerade  den  „unteren  Classen''  besonders 
zu  Gute  kommen  —  Unterrichtt}-,  Gcäuudheits  - ,  Wohlthätigkeits- 
wesen  u.  a.  m.,  was  Mathieu-Bodet  mit  Recht,  nur  etwas  zu 
einseitig  und  nicht  immer  in  richtiger  Begründung  betont  — ,  lässt 
sich  auch  auf  das  Octroi  die  allgemeinere  Bechtfertigung  gerade 
„indirecter  Verbrauchssteuern*'  anwenden,  deren  Erträge  fttr  gemein- 
nützige Leistungen  im  speciellen  oder  ttberwiegendon 
Intcrcüse  der  untcrcu  Classen  verwendet  werden. 
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Li  der  fratuuäiächcu  Gesetzgebung  iai  durch  die  KesÜeKUug  ciucs  Fdofteis  de« 
Ertrags  des  ontenUichen  OdtnA  ttn  den  sonst  unsntgdtlicben  Prfmiraiiterricht  in  den 

^  i'iflcutUchen  Volkaschnlen  dieser  (Jesichtsponkt  neuerdings  auch  wieder  in  die  (Jesetz- 

gebung  hinein  getragen  worden  (Ges.  ?.  Iii.  Juni  l^M).  Er  war  ihr,  wie  die  frühere 
Uestiuimung  des  Ootroiertrags  fUr  die  Deckaug  der  Kosten  der  Hospitäler  und  für 
ötfentlicbe  W'ohlthati^^^ki^it  beweist  (S.  hST),  schon  ehedem  nicht  fremd.  S.  auch  Fin.  II, 
S.  t'.M,  und  meine  AufeUze  ttber  FinnoiwiasensobAft  and  StaatasocUliBmas,  Tttb. 
Zeitschr.  I'^sT. 

In  Frankieicb,  wie  in  anderen  Läodeniy  wurden  nufi,  wie  ge- 
sagt, ja  mehrfach  bisherige  iocale,  commnnale,  departementale 
Aasgaben  ganz  oder  theilweise  auf  deo  Staat  flbeniommen  oder 
▼on  diesem  SnbveiitioDen  und  Dotationen  fttr  solche  Zwecke  ge- 
währt Da  die  Mittel  des  Staats  hierfür  indessen  wieder  thatr 
sächlich  grosseniheils  aus  den  Erträgen  indirecter  Verbranohsstenem 
nach  der  bestehenden  Stenenrerfossnng  fliessen  und  schwerlich  anf 
andere  Weise  genügend  beschafft  werden  kOnnen,  so  entfällt, 
iniplicite  wenigstens  der  Einwand  gegen  das  Octroi  als  „indirecte 
Verbrauchssteuer".  Denn  das  Oetroi  U)st  hier  gewisscrmasscu  nur 
andere,  staatliche  Verbrauchssteuern  ah,  welche  hei  noch  umlassen- 
dcrer  rebernahinc  von  Localausgaben  auf  den  Staat  oder  bei  noch 
Starkeren  iSubventionen  dann  ihrerseits  nur  wieder  in  erhöhtem  Maasse 
angespannt  werden  mUssten. 

Nun  kann  trotzdem  Manches  ftlr  ein  derartiges  Vorgehen 
sprechen,  auch  indirecte  Verbranchsstenem  des  Staats  vor  solchen 
der  Gemeinden,  wie  der  Octrois,  Vorzüge  haben  oder  weniger  Be- 
denken bieten.   Aber  möglicher  Weise  gilt  Letsteres  auch  nm- 

gekehrt  und  ausserdem  wird  die  concrete  Finanzlage  und  der  Zu- 
stand der  »Staatsbesteuerung  es  doch  räthiich  inuchcn  koniieu,  lieber 
mittelst  einer  cij;enen  indirecten  Verbrauchssteuer  der  Gemeinden 
den  Localbedarf  zu  decken,  als  aut"  dem  angedeuteten  anderen 
Wege.    Gerade  iu  Frankreich  müchteu  die  Dinge  so  liegen. 

Die  noi'h  weitere  Anspannung  der  indirecten  VerbraiK  lihbc»ttuiTung  des  Staats 
für  eine  l'olitik  der  I  nterstufzung  «1»  r  (teuifindfii  hat  in  Frankrciili  bei  dein  erreich- 
teu  Zustand  der  geuauiiteu  Staatsbesteueruug  doch  auch  ihre  ernsten  Bedenken,  ?icl- 
leicht  selbst  ihre  Grenze  an  der  Schwieriglceit  der  practischen  DorcbAdining. 

Anderseits»  möchte  gerade  den  Conimunaloetrois  iu  Steuer- 
politischer  Hinsicht  manches  wenigstens  relativ  Günstige 
im  Vergleich  zu  indirecten  staatlichen  Verbrauehssteaem,  anch  zo 
den  Zöllen  anf  wichtigere  MassencoDsnmptibilien,  nachzurühmen, 
mindestens  zn  behaupten  sein,  dass  diese  Octrois  einige 
sonst  wichtige  Bedenken  weniger  als  diese  Staats- 
Stenern  haben. 
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Sie  gestatteu  eiiiü  passeudo  Aut>wahl  der  Steuerübjccle  uud  zwecktD&säigü  Be- 
stimmung der  Stenenfttze«  eine  Anpassnng'  an  die  örtlichen  Prodoctions-  und  Con- 

siimtiousvcrhältriiÄ-'  .  «  ine  Ausiiut/uu«;  mit  zu  angouiessciu  r  Luxu.>.l>i'.st.  ut  iiiug  der 
\VohIhaV)(Mid*'r''ri.  ui-  hr  «i«;  die  meisten  staatlichen  indirecten  Vcrlirauch^stciKTn. 

Sie  liai)ea  allerdings  denselben  Mangel  wie  in  der  Kegel  andere  indirecte  Steuern, 
wie  die  Zolle,  keinen  Qnnlitltsstenerfnss  in  ihren  spedfischen  Sitzen  zu  be- 
sitzen, da  eben  auch  bei  ihnen  dessen  Anwendung  zu  schwierig  oder  unmöglich  ist 

und  Von  •  iticr  Werthversteneinni!-  diissflbc  irilt  iW'eiu!  Bei  Fleisch  ni«ichte  durch  die 
Preisregelung  der  verschiedenen  Suiten  oder  ljualitftten  eher  eine  der  letzteren  ;»ieh 
anschmiegende  Vertheilung  des  Octroibetrags  stattlinden).  Die  Octrois  ziehen  ferner 
ihre  Ilanpterfräge  freilich  auch  aus  den  grossen  Massenartiki  ln  tier  Consuuiti.m ,  wio 
die  staatlichen  indirecten  Steuern.  Endlich  wird  auch,  wie  bei  letzteren,  so  bei  den 
Octrois  die  Bdastnn;  des  Consanentoi  darob  PreiDerhOhnng  oder  Qaalititsemiedrigung 
wohl  vielfach  Platz  greifen,  obgleich  sicher  auch  hier  viel  verwickeitere  Vorgange  in 
der  Praxis  vorhanden  sind,  als  die  übliche  freihandlerische  Doctric  annimmt  und 
manche  Theile  der  Octruis  definitiv  auf  andere  als  die  Cousumenteu  fallen.  Auch 
Kuckä<  hliigr  auf  die  städtische  Grund-  und  Hausrente,  die  wegen  „YertheiMflUlg' des 
Lebens  durch  das  Octroi"  nicht  so  steigen  Juuin,  sind  nicht  ausgeschloaseD. 

Nehme  man  aber  selbst  an,  dass  die  Consnmenten  voll 
und  ganz  die  endgiltigen  Steuerträger  seien  nnd  dass 
daher  alsdann  die  ^yGleiehmässigkeit"  der  Stenerbelastnng 
bei  den  Steaerobjeoten  des  Octrois  wieder  stark  verletzt  werde, 
namentlich  zu  Uogansten  der  „kleinen  Leute".  Dann  tritt  hier 
doch  wahrscheinlich  eher  als  unter  analogen  Verhältnissen  bei  all- 
gemeinen staatlichen  Verbrauchssteuern  eine  gewisse  Ausgleichung 
durch  Weiterwäiznngen  der  8teuerbcl;i.stuii<;en  ein. 

Denn  hier  kann  die  örtliche  Bewegung  der  Üevülkeruug^  der  Ab-  und  Zuzug 
zwischen  Stadt  und  Land,  die  „PrcizQgiglieil"  in  derThat  eine  solche  ausgleichende 

Fun^  fi  ui  wohl  ausüben.  Bei  dem  beständigen  Zuschuss,  den  die  städti^rhc  Bevöl- 
kerung, zumal  unter  frauzusischen  Bcvölkerungsverhältnissent  vom  Land  uud  au4  kleinen 
Slftdten  erhalt,  kommt  das  vermuthlich  hier  in  Betracht. 

Damit  würde  das  principicll  aiizuci kennende  bteuerpolitisclie 
Bedenken  ^egen  die  ( »etrois  sich  n her  practiöch  mehr  oder  weniger, 
vielleicht  nicht  unwesentlich  beheben. 

Auch  mit  einem  anderen  Umstand,  nemlicb,  wie  die  fran- 
zösische Staatsbestenernng  nun  einmal  als  Product  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  des  Landes  geworden 
ist,  mnss  indessen  hier  in  der  Frage  der  Octrois  gerechnet  werden. 

HStte  die  nnmhige  innere  nnd  ftnssero  fwlitiscbe  Geschichte  Frankreichs  nicht 

za  einer  so  ungeheuren  Staatsschuld  niid  lur  diese  wie  für  die  anderen  Staatsausfrahen 
nicht  zu  so  hoch  angespannter  (lesammtbosteuemng  geführt,  so  liesse  sich  durch  Sub- 
rentionen  und  Uebernahme  von  Localaosgaben  aof  den  Staat  leichter  und  umfassender 
helfen,  auch  eine  •!> u  i  unkuiunalinteressen  si«  h  mdir  mit  anpassende  Reform  der 
direrten  Steuern  eher  durchfahren.  Dann  hOnnte  man  auch  das  Üctroi  entbehr- 
licher machen. 

Durch  die  immer  nothwendig  und  wohl  auch  möglich  bleibende  EinfQhmng  einer 
grossen  Personal-,  einer  Üinkommcnsteuer,  die  man  unmittelbar  oder  mittelbar 
auch  für  di«-  (Jemeinden  mit  ergiehiu:  maclien  k"nntt*  und  sollte,  lii-ssen  sich  /.war  aucl« 
jetzt  einige  weitere  Mittel  beschallen,  um  damit  etwas  vum  Ucirui  zu  ersetzen.  Aber 
viel  ktonte  schwerlich  auf  diese  Wase  geschehen,  zumal  der  Ertrag  <dner  solchen 
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Steuer  mindestens  ebenso  sehr  für  die  Beschränkung  besonderb  hoher,  druckender  und 
bedenklicher  lir-tohfiider  Staatssteueni  (Enref^istremetit !  I>ir>ot--  Krtrac^steueni)  als 
miislicher  Couiuiuaalbteufru,  wie  das  Octroi  eine  ist,  verwerthet  wenleii  uuisste  (§.  334). 

So  gelaiif^t  man  auch  hier  zu  dem  Ergebniss:  man  wird  in 
der  Hauptsache  trotz  aller  Hedenken  auch  das  Octroi 
in  Frankreich  behalten  niUsHcn,  so  gut  wie  die  hohe  und 
schwere  staatliche  indirecte  Verbrauchs-  and  Verkehrsbesteuerong. 
Es  liefert  die  erforderlichen  Mittel  znr  Bestreitung  noth wendiger 
nnd  gemeinoUtziger  Oflfentlicber  Aasgaben,  Mittel,  weiche  andere 
Commnnal-  oder  Staatssteaem,  wenn  flberbanpt,  nur  sebwieriger 
nnd  unter  anderen,  aber  wabrecbeinlieb  grosseren  Bedenken  wflirden 
bescbaffen  können. 

Damit  aber  gelangen  wir  anm  Scblnsa. 

Ein  Ergebnise,  wie  das  soeben  gewonnene,  mag  man  bedanem, 
man  wird  seine  Ricbttgkeit  desbalb  nicht  Iftagnen  dOrfen.  Die 
Schuld  liegt  auch  nicht  in  abstellbaren  technischen  Mängeln  der 
französischen  Stenerverfassung,  des  Staats,  wie  der  Departements 
und  Gemeinden,  sondern  diese  Stenerverfassung  ist  eben 
selbst  das  im  Ganzen  nothwendige  Ergebniss  der  all- 
gemeinen  franztf sischen  Geschichte.  Eine  „Schuld", 
wenn  man  davon  reden  darf,  trifft  dann  nur  diese. 

Allerdings,  das  Resultat  der  Entwicklung  eines  vollen  Jahr- 
hunderts itii  französischen  Steuerwesen,  autb  in  der  Conimunal- 
bcsteuerung  wie  in  der  Staatsbesteucrung,  besteht  darin,  dnss  bei 
allen  anzuerkennenden  Fortscliritten  f  o  r  m  el  1  e  r  Art  die  Hesteueruug 
Frankreichs  im  Jahr  1809  materiell  nicht  eben  sehr  viel  anders 
als  1789  geworden  ist  Beweist  das  aber  etwa  ein  Versäumnisse 
eine  Unfähigkeit,  einen  Mangel  an  gutem  Willen  der  in  vieler  Hin- 
sicht eminenten  französischen  Steuerpolitiker  und  Steuertechniker, 
welche  an  dieser  Besteuerung  seit  hundert  Jahren  unablässig  ge- 
arbeitet haben? 

Keineswegs!  Die  „Schuld'^  liegt  anderswo,  —  im  Gange 
der  inneren  und  äusseren  französischen  Staatsge- 
schichte im  ersten  —  und  schwerlich  letzten  ^  „Jahrhundert  der 
Revolutionen",  im  Verlauf  nnd  Ergebniss  einer  Geschichte,  die  selbst 
wieder  ein  Product  des  kelto-gallischen  National- 
characters  ist. 

Nach  der  niinmelnigcn  Üiircbwandennig  des  grossen  Gebietes 
der  franzüsisi  liLii  Besteuerung  dllrfen  wir  wobl  auf  den  IrUheren 
Vergleich  zwischen  der  britischen  und  frauzüsischeu  Be- 
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stenening  (8.  415)  znrttckkomineD.   „Die  britische  verdient  den 

Vorzug,  sagten  wir  dort,  sie  ist  eben  auch  das  Prodnct 
einer  gl  Ii  c k lic h e ren  Gcsc  hi chtc  und  e  1  n er  glUc k lieberen 
Volksaulage,  als  die  französische  Besteuerung." 

Das  sollte  das  über  Steuerdruck  und  finanzielle  Misswirthschaft 
heute  in  der  Republik**  ebenso  wie  vor  hundert  Jahren  in  der 
„absoluten  Monarchie''  klagende  tranzösisctie  Volk  im  „Jubiläums- 
jahre" 1889  nicht  vergessen.  

Aber  auch  die  Finanz  wissen  scbaft  hat  diese  Zusammen- 
hänge zwischen  Volkscharacter,  politischer  Geschiebte  and  —  Be- 
stenernng  zn  erkennen  nnd  anzuerkennen  nnd  damit  einVerstfindniss 
zn  gewinnen,  das  auch  fttr  sieneben  dem  Eindringen,  Verstehen 
und  Beherrschen  alles  steuerteebnischen  Details  wichtig  ist  Hit  in 
dieser  Auffassung  liegt  aoch  unsere  Rechtfertigung  daiHr,  dass  wir, 
zugleich  zum  Nachweise  solcher  Zusam men hänge  auf  die 
lehrreiche  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  „von  1789 
bis  1889"  so  ausfuhrlich  im  Kähmen  dieses  finanzwissenschafi liehen 
Werkes  und  hier  in  der  ,,specicllcn  Stenerlehre"  eingegangen  sind. 
Der  richtige  Standpunct  auch  tUr  die  Würdigung  des  steuerteebnischen 
Details  selbst  wird  erst  dadurch  erlangt,  dass  es  in  diesen  grossen 
Zusammenhang  mit  den  die  Entwicklung  der  Besteuerung  im  Ganzen 
beherrschenden  Factoren  gebracht  wird. 


Nachtrage. 

Zor  britiscUen  BesteneruDg. 

Seit  firm  ErsclH'incn,  bezw.  der  Ausarbeitung:  des  AI'  <  Iniilts  iiber  die  britische 
Bcsteueiuujc.  Aiil'aujf  Ibbl,  haben  in  ISsT  und  lbS8  verschiod«  ii<-  Veränderungen  der 
britischcu  Staats-  und  Localbesteuerung  stattgefunden.  Darub»  r  verbreiten  aich  diu 
Budgetreden  der  S.  hatzkanzler  (Göschen)  näher.  iS.  dieselben  im  Ball.  18S7,  XXI, 
515  tf..  isss.  XXIII.  443  H'.,  IS^'.I.  XXV,  42«  ff.)  Es  handelt  sich  dabei  mehr- 
fach um  Details»,  die  wir  hier  nicht  bringen  iöouen.  liervonuhebcn  sind  u.  A.: 
Aenderangen  der  WeinzClle,  indem  bei  Weinen  in  Flaschen,  namentlich  Scbanm- 
weinen,  zu  dem  Zoll  nach  der  Alcoholstärke  noch  ein  Zusclilai;  (2V9  sh  p.  Gall.) 
hinzutritt,  um  einen  bci^scren  Qualiiat^fiiss  zu  erreichen;  bei  I  hi^' l!<  fiw\in.  11  unter 
einem  gewissen  Werth  (15  sh.  p.  Gali.)  erma^jöigt  sich  der  Zuschlag  uul  1  sh. 
(s.  Bull.  XXni,  694).  —  Aenderangen  des  Stempels  ftir  gewisse  Urkunden, 
Uebortragungen,  rirundung  von  Actiengescll  Schäften  u.  s.  w.  Amtiiclicr 
Erlass  darüber  im  Bull.  XXIV,  72  il  ).  —  Ueberlassung  eines  Drittels  des  Ertrags  der 
probate  doty  an  die  Grafschaften  n.8.w.  zur  Armennnterstfltznng,  ferner 
des  Krtrags  der  sogen.  Luxussteuern  auf  Wagen.  Wappen,  männliche  Dienstboten, 
Hunde.  Jaedschoiiii'  u  a.  ui.,  sowie  d.  r  H  ra  11  r- und  (i  <■  t  r;i  11  k  Ii  ä  11  d  I e r- A  I)  ira  ben 
an  diu  LocaiLürper,  Alles  in  der  Tendenz,  su  die  üebcrlu:>3ung  von  bisherigen  6taats- 
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cinuahmen  an  Stelle  der  Subventionen  aus  Staatsmitteln  für  bcstimoit'!  LuraUafgmbea 
tre.t<Mi  zu  lassen:  Tenraltung<ii"litis<  li  ein  Unterschied,  tinanzwirtli-»  finftürh  nnr  eiii'- 
venicliiedeue  Ausfthrang  desselben  i'rincips  [lies,  über  Lucalverwaltung  v.  1.!.  Aug.  1h>s. 
8.  BnlL  XXIV,  m%  «.».*.  Stellen). 


Zar  frnnsOsiBchen  Besteaenuf. 

Die  bisherige  Ab^bo  von  2  und  10  Pres,  im  Principal  fdr  Inlaads«  nad 

A  UälancIspäHse  (S.  .')5*^  ist  durch  (Jes.  ?.  KV  Juni  188S  auf  '/j  Frcs.  im  Principal 
i;ruiü!>.s  itrt  worden.  Die  |)t>(  iiii*>n  Uleib  -u.  Die  Papior-,  Stempel- und  Aiufeitiguiigt* 
kcistuu  bind  util  diesen  50  Ceiil.  bezahlt. 

Die  oben  S.  672  tl.  dargelegte  Entwicklnngatendenz  der  Kobenzaclier- 
industrii'  hat  unter  dem  Eitifluss  der  neuen  Besteuerunfr^'methode  (TJ«'s.  v.  \SS4) 
auch  »eit  Ib"«?  If.  nach  dem  neuesten  Vurwaltuujj^sbericht  angedauurt.  Die  Zahl  der 
Fabeiken  ging  veiter  Ton  S91  auf  S75  in  1SS7-&S  sl  978,  bez.  S80)  herali. 

die  Ansbcnteziffcr  in  einer  der  Menge  nach  kleinen  Pruduetions-Cani])a::ii>-  stieg  ron 
b.S7  auf  9.54  (Ibäb— bU  c.  tf.tiü— 7».  S.  Ber.  im  BulL  XXV,  294. 


Störende  Druckiekler  und  kleiue  Berielitiguufcen* 

S.   20.  Z.  1 7  r.  u.  1.  oder  ob  statt  oder. 

S.    21.  Z.    4  V.  II.  1.  unten  statt  unter. 

S.    22.  Z.    4  dub  Kicindrucks  v.  u.  1.  XV.  statt  LV. 

8.  110.  Z.   6  des  mittleren  Petitabsatses  v.  u.  I.  von  statt  vom  tsveimal). 

S.  litt.  Z.  4  des  ersten  PetiUbsatzes  in  der  Mitte  v.  o.  1.  Torgeschiieben  statt  vn- 

-t)i  rieben. 

b.  N'J.    Z.    o  IUI  mittieruu  Absatz  v.  u.  1.  traite  statt  tracte. 
S.  137.   Z.  10  V.  o.  L  Dennoch  statt  Dmanacli. 

S.  Z.  13  V.  0.  1.  gros>en  statt  ersten. 

S.  240.    Z.    1  V.  u.  im  letzten  mittleren  Ab>at/  iut  Textilru«k  1.  Kurdcrnng  aUU 

Sondern  n»r. 
S.  3'»1.    Z.    s  V.  o.  1.  1^  :1     itt  ISSO. 
'  S.  41ti.   In  der  Mitte,    l'ie  H<  merktiniB;^  nUcr  Liccnzabgabea  ist  uacb  der  }i«)te 

auf  S.  771  lu  berichtigen. 
S.  446.  Z.  10  r.  o.  1.  ab  statt  ans. 
S.  517.    Z     I  des  Petitabsat/es  v.  II.  1.  1887  Statt  1888. 

522.   Z.   4  V.  u.  L  ou  statt  au. 
S.  564.  Z.   S  in  dem  Absatz  sob.  y  1.  Steocnresen  statt  Stompetvesen. 
S.  Z.    5  des  Texts  v.  u.  1.  Fahrzeuge  statt  Kahrprdso. 

S.  "SO.    Z.    2  V.  u.  im  Absatz,  sub.  e  I.  l«-im  ^tatt  vom. 
S.  79Ö.    Z.    3  V.  u.  1.  Ausgangsweg  statt  Eiu^^aug^iweg. 
S.  809.  Z.  8  r.  v.  L  richtiger  statt  wichtiger. 
S.  811.  Z.   1  V.  0.  fehlt  hinter  ^1860"':  L 


(ieUru<-kt  M  E.  Pol«  iu  Lui}>/.i(f. 
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